Ich Rau 


OF THE UNIVERSITY or HEIDELBERG 
oF Dertroırt 


Karl Beine 


u 
o 
> 
[4 
<« 
1.4 
o 
3 
u 
z 
» 
= 
je} 
x 
ki 


PRESENTED TO THE 


fessor 


to 





Europaͤiſche Verfaſſungen 


ſeit dem Jahre 1789 bis auf die ne Zeit. 


Erſten Bandes erſte Abtheilung. 


et 
N 


A 


— 






— 2 
— 0o* 
MICHIEER 


europäifchen Berfaffungen 
feit dem Sabre 1789 
bis 


auf die neuefte Seit. 





Mit geschichtlichen Brlauterungen und Zinleitungen 
von 


Karl Heinrich Ludwig Pölitz, 


Königl. Saͤchſiſchem Hofrathe, Nitter des K. S. Choil: Verdienft: Ordens, und 
ordentl. öffentl. Lehrer der Staatswiffenfhaften an der Univerfität zu Leipzig. 


Zweite, neugeorbnete, berichtigte und ergänzte Auflage, | 
Erftier Band, 


. die gefammten Verfaffungen des teutfchen Staatenbundes enthaltend. 


Erſte Abtheilung. 





Leipzig: 
3 U Brodhaus. 


— — — 


1832. 


Hs 


Seiner Königlihen Hoheit 


dem 


regierenden Großherzoge von Heſſen 


und bei Rhein 


Ludwig 2 


2‘ %. %» 


in tiefer Ehrfurcht gewidmet. 


RER Großherzog, 


Gnädiafter Fürft und Herr, 


Unter Ewr. Königlihen Hoheit einflußreicher Mit- 
wirkung, als Erbgroßherzog, trat im Jahre 1820 das 
Grundgeſetz des Großherzogthums Heffen in das öf- 
fentlihe Staatöleben einz zu einer Zeit, wo dad con- 
ftitutionelle Leben innerhalb des teutfchen Staatenbuns 
des kaum in feinen Anfängen begonnen hatte, Wie 
viel Ewr. König, Hoheit verewigtem Water, und 
Ewr. Königlihen Hoheit Selbſt, der von Ih: 
nen regierte" Staat durch die Annahme und Fräftige 
Aufrehthaltung diefer Verfaſſung verdankt, weiß nicht 
blos der eingebohrene Heſſe, ſondern jeder unter den 
Segnungen des conftitutionellen Syſtems lebende Teutfche 
zu würdigen. Erlauben daher Ewr. Koͤnigliche Ho- 
heit, daß id) ed wage, die neue Auflage der vollftän- 
digen Sammlung aller neuen, Verfaffungen .feit den 


lebten vierzig Sahren Ewr. Königlichen. Hoheit 
zu widmen, in welcher die Verfaſſung des Großher⸗ 
zogthums De einen ‚der IE Glanzpuncte, 
bildet. = | 

Doch Ewr. Koͤnigliche Hoheit begnuͤgten Sich 
nicht, dieſe Verfaſſung in. ihrem ganzen Umfange auf⸗ 
recht zu erhalten; Sie ertheilten derſelben auch im Som⸗ 
mer des gegenwaͤrtigen Jahres den ſicherſten und feſteſten 
Stuͤtzpunct durch die neue und ſelbſtſtaͤndige Geſtal⸗ 
tung des Erziehungs⸗ und Schulweſens im Großher⸗ 
zogthume. In dieſer großartigen Verfuͤgung entſchie⸗ 
den Ewr. Koͤnigl. Hoheit über die einzig ſichere 
Unterlage des conſtitutionellen Lebens, weil der ſtaats⸗ 
rechtlich⸗ politiſche Zweck aller. neuen. Verfaſſungen eben 
ſo auf die Zukunft, wie auf die Gegenwart, berechnet 


werden muß;: amp folglih dad Fünftige, jest aufblü- 
hende, Geſchlecht. in dem von Ewr, Koͤniglichen Ho⸗ 
heit regierten Staate der unermeßlich wichtigen Fol- 
gen der von, Ewr. Koͤniglichen Hoheit neubegruͤn⸗ 
deten zeitgemäßen Geſtaltung des Erziehungs⸗ und 
Schulweſens ſich erfreuen wird. Durch dieſe Emanci⸗ 
pation der Schule aus: den. Formen: des Mittelalters 
‚gingen Ewr. Königl, Hoheit allen andern confti- 
‚tutionellen Staaten Teutſchlands voran, 
Bei dem regen Fortfchreiten zum Beſſern, das in. 

den teutſchen Bundesſtaaten ſich ankuͤndiget, kann und 
wird ein jo. glänzend borleuchtendes Beifpiel nicht ver⸗ 
loren gehen, und der Name Ewr. Koͤniglichen Ho⸗ 
heit in den Jahrbuͤchern der teutſchen Nationalcultur 
und des Erichungeweſens nimmer erloͤſchen. 


Allein Höher noch, ald dieſes unbeſtechbare Urtheil 
der Mitzeit und Nachwelt, iſt fuͤr Ewr. Koͤnigliche 
Hoheit das: lohnende Selbſtbewußtſeyn, der Verfaſ⸗ 
ſung des Großherzogthums durch jene entſcheidende 
Maasregel die ſicherſte Gewähr für bie. — — 
gegeben zu haben! 

— a in. — Bere. 


“ „ . .’ - { 


Rn singen Sort. 


—— et 
Karl Heinrich eudwig ch : 


Leiphig, den J. Dec. 
1832. 
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Als zur Michaelismeſſe 1816 (doch bereits mit der Jahres- 
zahlt 1817) der erfte Band diejer Sammlung unter dem Titel: 
„Die Gonftitutionen. ber europäifhen Staaten feit 
den Iehten 25 Sahren” 

(damals anonym) erfchien, welchem bis zum Sahre 1824 
noch drei Bände folgten, war diefe Sammlung in der That der 
erfte Verſuch, die neuen Grundgefege im europäifchen und 
amerikaniſchen Staatenſyſteme vollftändig aufzuſtellen, und 
dadurch eine befriedigende Ueberſicht derſelben auszumitteln, ſo wie 
die Vergleichung derſelben unter einander ſelbſt, nach ihrer Aehn⸗ 
lichkeit und Verſchiedenheit, zu erleichtern. Nur ein einziges — 
allein nicht auf denſelben Umfang berechnetes, und zugleich mit 
geſchichtlich- politifhen Kritiken älterer und neuerer Verfaſſungen 
ausgeftattetes — Werk von de la Crois ging diefer Samm- 
fung voraus, unter dem Titel: „Constitutions des principaux 
etats de Europe et des etats-unis de P’Amerique, 6 
Voll. & Paris, 1791 sqq. 8.« — Mehrere Jahre fpäter, als 
die von mir begonnene Sammlung, erfchien aber das fehr [häb- 
bare Werk: „Collection des constitutions, chartes et lois. 
. fondamentales des peuples de PEurope et des deux Ame- 
riques, par M. M. Dufau, Dwvergier et Guadet, Avo- 
cats & la cour royale de Paris. 6 Voll. ä Paris, 1821 
gg. 8.,“ welchem im Jahre 1830 ein Supplementband. 
folgte. — Auf teutſchem Boden begann nur nod) ein ähnliches Werk 
unter dem Titel: „Diplomatifhes Archiv für Europa. 
Eine Urkundenfammlung mit hiftorifchen Einleitungen. Heraus: 
gegeben von Ludw. Lüders, herzogl. S. Goth. Altenb. Rathe. 
Leipzig, 1819 ff. 8.“ Der Herausgeber ftarb aber bereits nad) 
dem Erfheinen des zweiten Bandes, und der Dritte Band 
ward, auf Verlangen der Verlagshandlung, von mir im Sabre 
1823 bearbeitet. Diefe jüngere Urkundenfammlung, ohnebies, 
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nach dem Plan des erſten Herausgebers, mit zu ausführlichen 
Einleitungen ausgeftattet, fand Feine weite Verbreitung; fie blieb 
unvollendet und unvollftändig. Es behauptete daher in Teutſch⸗ 
land die von mir im Vahre 1816 begonnene, und bis zum 
Jahre 1824 fortgefegte, Sammlung den Vorzug der größern 
Volftändigkeit vor dem Werke von Luͤders, und verband da— 
mit zugleich die möglihfte Billigkeit des Ladenpreifes, ſobald 
man die Stärke der Bände, den vom zweiten Bande: an ge 
wählten engern Drud, und die bedeutende. Anzahl der aufge: 
nommenen Grundgefege in Anfehlag beingt, ©. 
Denn, nach meiner feften Weberzeugung, gehörten, in Hin⸗ 
ficht der Wolftändigkeit, in eine ſolche Sammlung nicht blos die 
jegt noch beftehenden und gültigen Verfafjungen, 
fondern auch die bereits wieder erlofhenen, fo, wie die 
blos als Entwürfe bekannt gewordenen, und nit im Staats⸗ 
leben zur Verwirklichung gekommenen Grundgeſetze. Eben fo 
durften die wichtigften — mit den neuen Grundgefeßen: in. ges: 
nauefter Verbindung ftehenden, die einzelnen Artikel und Paragra= 
phen derfelben ergänzenden und weiter. entwickelnden, und ge= 
woͤhnlich mit den Verfaffungen gleichzeitig erfchienenen — or⸗ 
ganiſchen Gefetze (3. B. die Wahlgeſetze, die Preßgeſetze, 
die Geſetze fuͤr die Organiſation der Verwaltung und der hoͤch⸗ 
ſten Staatsbehoͤrden, die Geſchaͤftsordnungen u. a.) nicht ausge— 
ſchloſſen werden, weil, bei vielen Staaten, erſt durch fie die. voll: 
ſtaͤndige Ueberſicht des geſammten neubegonnenen conſtitutionellen 
Lebens derſelben bewirkt wird. — Zu 
Allein deu bloße Abdrud der Urkunden ſelbſt ſchien 
nicht. auszureichen für den weiten Kreis von ‚Staatöbürgern 
conftitutionelter: Staaten, welche: das; ‚conftitutionelle Leben mit 
höherem Intereſſe umſ chloſſen, und deſſen mannigfaltige Schat⸗ 
tirungen nach dem. Verſchiedenheiten des Inhalts der einzelnen 
ald octroirten, bald pactirten, bald von conſtituirenden Ver—⸗ 
ſammlungen bearbeiteten). neuen Verfaſſungen kennen lernen woll⸗ 
ten, wenn auch Diplomaten und mit der neueſten Geſchichte in— 
nig vertraute Staatsmaͤnner keiner naͤhern Nachweiſung ihres 
Eunntſtehens, ihrer Einführung, und der ihnen vorausgegangenen 
ältern ftändifchen Verfaſſungsformen bedurften. Es fihien da: 
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her für jene große Mehrzahl von Gefhäftsmännern, und von 
Männern aus: den gebildeten Ständen in den conftitutionellen 
Staaten nöthig, den aufgenommenen Verfaffungsurkunden kurze 
gefhitlihepubliciftifhe Einleitungen über die Ver— 
anlaffung, die Zeit und die Umflände ihres Entſtehens, über 
ihren politifchen Grundcharakter, und über die benfelben voraus: 
geganigenen Altern ftändifchen Verfaſſungsformen voranzuſchicken. 

Als aber die. erfte Auflage der vier Bände diefer Samm— 
füng neuerlich. vergriffen, und das conftitutionelle Leben, feit ber 
Beendigung jener Sammlung, namentlich feit dem Jahre 1830, 
innerhalb des teutfchen Staatenbundes ungleich weiter verbreitet 
worden war, mußte nothiwendig Die — mit dem vorliegenden 
erften. Bande beginnende — neue Auflage diefer Sammlung 
nad) einem neuen Plane geordnet und geflaltet werden. We— 
der die chronologiſche Aufeinanderfolge der einzelnen neuen Ver— 
faffungen, noch die — bei der erſten Auflage nicht ganz zu 
vermeidende — willkuͤhrliche Vertheilung des bedeutend ver: 
mehrten Stoffes in die einzelnen Bände, Eonnte bei der neuen 
Auflage in Betracht kommen. Es ſchien unumgaͤnglich nöthig, 
alle Urkunden, welche jeden einzelnen Staat und jedes einzelne 
Reich betrafen, in unmittelbarer (chronologifher) Folge auf eins 
ander erfcheinen zu laſſen; die in der erften Auflage noch feh: 
lenden, befonderd die neu erfchienenen, vollftändig nachzutragen, 
und zwar bie gefcichtlich = publiciflifhen Einleitungen beizube- 
halten, und aͤhnliche Einleitungen den neu erſchienenen Grund- 
gefegen voranzuftellen, dagegen aber die politifchen Anfichten und, 
Urtheile, welche nicht felten in die Einleitungen zur erſten Aus— 
gabe aufgenommen worden waren, völligauszufhließen, und, 
als unwefentli für den unmittelbaren Zweck einer vollfländigen 
Urkundenfammlung, zu befeitigen. — Zugleih wurden von ber 
Berlagshandlung dreifah verfhiedene Typen zur Be: 
zeichnung des Unterſchiedes zwifchen den gefchichtlich = publicifti- 
fhen Einleitungen des Herauögeberd, den wieder erlo- 
Thenen, oder nur in Entwürfen befannt gewordenen, und 
den noch jetzt gültigen, und im wirklichen Leben der en 
beſtehenben Vetfaſſungen gewaͤhlt. 

Bei!nbinerſolchen Urkundenſammlung, welche auf: —— 
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Boden erſcheint, und zunaͤchſt auf bie Beduͤrfniſſe und Wuͤnſche 
teutſcher Staats- und Geſchaͤftsmaͤnner berechnet iſt, darf. es 
nicht befremden, daß der erſte Band der neuen Auflage mit der 
vollſtaͤndigen Aufſtellung aller neuen Verfaſſungen innerhalb 
des teutſchen Staatenbundes beginnt, wenn gleich, der 
Zeit. nach, viele neue Grundgeſetze im europaͤiſchen Staatenſy— 
ſteme vor der erſten neuen Verfaſſung in Teutſchland erſchie⸗ 
nen. Es lag daher im Plane der neuen Auflage, die neuen 
teutſchen Grundgeſetze — theils die guͤltigen, theils die bereits 
wieder erloſchenen, ſo wie die einzelnen Verfaſſungsentwuͤrfe, — in 
dem erſten Bande vollſtaͤndig, nach dem oben angedeuteten Ge— 
ſichtspuncte, aufzuſtellen. Im zweiten und dritten Bande 
werden darauf die franzoͤſiſchen, niederlaͤndiſchen, ita- 
lienifhen, fpanifhen, portugiefifhen, polnifihen, 
ſchwediſchen, —— griechiſchen u. a. neuen 
Verfaſſungen folgen. 

Von den aͤhnlichen neuen Grundgeſetzen des ———— ——— 
ſchen Staatenſyſtems enthielt die erſte Auflage blos die Ver— 
faſſung des nordamerikaniſchen Bundesſtaates vom Jahre 1787, 
mit deren Ergaͤnzungen vom Jahre 1789. Dieſe ward, nach 
dem Plane fuͤr die beginnende neue Auflage, bis jetzt von den drei 
Baͤnden derſelben ausgeſchloſſen, weil — ſobald die Mehrheit 
der zur Selbſtſtaͤndigkeit gelangten mittel- und ſuͤdamerikaniſchen 
Staaten, durch feſtbegruͤndete Regierungen und durch ein von 
dieſen Regierungen angenommenes Grundgeſetz, zur innern ge— 
ſetzmaͤßigen Ordnung und politiſchen Haltung gebracht ſeyn wird, 
— die geſammten neuen Grundgeſetze und Verfaſſungsentwuͤrfe 
des transatlantiſchen Staatenſyſtems in. einem beſ ondern 
vierten Bande erſcheinen ſollen. 

Indem der Herausgeber bei dieſer neuen Auflage es vor⸗ 
zog, blos auf den rein geſchichtlich-publiciſtiſchen Stand— 
punct ſich zu ſtellen, und alles politiſchen Urtheils uͤber die ur⸗ 
kundlich mitgetheilten Grundgeſetze ſich zu enthalten, beabſichtigte 
er, dieſes Werk fuͤr die neue Geſtaltung des innern Lebens 
ber conſtitutionellen Staaten auf diefelbe Weife auszuftatten 
und zu bearbeiten, wie für das aͤußere Leben, amd. bie Wech⸗ 

ſelwirkung der europaͤiſchen Stgaten die Bl Urkun⸗ 
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denſammlungen von Du Mont, Barbeyrac, Rouſſet, Wenck, Koch, 
und beſonders de Martens recuerl etc,, mit deſſen York 
feßungen und Supplementen, berechnet wurde. 

Uebrigens bedarf es für Männer vom Fache nicht erjt der 
Verfiherung des Herausgebers, daß er, für die Erreihung der 
beabfichtigten Volftändigkeit, mehrfache Schwierigkeiten zu bee 
ftehen , feine ziemlich ausgedehnten literarifchen Verbindungen, 
theils. in: Zeutfchland, theild im Auslande, namentlih in Franf- 
reich, Holland, England und in der Schweiz, theils jelbft in Nord- 
amerika zu benugen nöthig, umb dabei einen bedeutenden Koften- 
aufwand nicht zu fcheuen hatte, wenn er anders die beabfic)- 
tigte Aufgabe möglichit befriedigend Iöfen und zu dem Befige 
aller neu 'erfchienenen Werfaffungen gelangen wollte. Zwar 
find viele, namentlih die neueften teutſchen Verfaffungen feit 
dem Sahre. 1830, durch einzelne Abdrüde allgemein verbreitet 
worden; allein anders war es der. Kal in der Zeit von 
1789 — 1830, und der Herausgeber erlaubt ſich, die Be— 
hauptung aufzuftelen, daß vielleicht in der Bücherfammlung kei— 
nes einzigen teuffchen Diplomaten und Staatömannes alle, in 
den drei. Bänden diefer Sammlung enthaltene, Urkunden und 
Gefege ſich vollftändig, und ohne Ausnahme, finden dürften; 
weil wenigflens drei Viertheile derfelben nicht in den Buch: 
handel gekommen, und 3. B. einige der bereits wieder erlofche- 
nen Altern italie niſchen Verfaffungen weder in dem, vom 
März 1789 an forgfaltig benußten, Moniteur, noch felbft in 
Stalien in extenso mehr aufzufinden-waren, obgleich) der Her- 
auögeber dad Gluͤck hatte, von einigen ausgezeichneten teutfchen 
Staatömännern, die nad Italien reifeten, bei feinen Bemühun- 
gen, die erloſchenen italienifchen Verfaſſungen ‚vollftändig zu er- 
halten, wefentliche "Unterftügung zu finden. Deshalb kann aud) 
bis jetzt noch bei einigen — verhältnigmäßig aber nur bei fehr 
wenigen — italienifchen Verfaffungen blos der allgemeine 
Inhalt derfelben, nicht aber die volftändige Urkunde, nach allen 
ihren Paragraphen, mitgetheilt werden. Daß übrigens, in den 
beiden folgenden heilen, die aufgenommenen. Veberfegungen 
der Verfaffungen mit ihrem. Dviginale, in allen. den. Sprachen, 

die der Herausgeber verſteht, ſorgfaͤltig verglichen worden ſind, 
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bedarf kaum der Verſicherung. Wohl aber muß er bemerken, 
daß dies bei den hollaͤndiſchen, ſchwediſchen, norwegiſchen, polni⸗ 
ſchen und andern Verfaſſungen der Fall nicht ‘war, die aber 
entweder fuͤr dieſe Sammlung ausdruͤcklich von Maͤnnern uͤber— 
ſetzt wurden, welche dieſer Sprachen mächtig waren, oder: Doc) 
nach den beften befannt ‚gewordenen Ueberfegungen ihre Stelle 
in den beiden folgenden Bänden erhielten. — 

Kaum bedarf es "der Andeutung, wie durchgreifend das 
ganze innere Leben und das oͤffentliche Staatsrecht al: 
ler derjenigen. Staaten und Reiche verändert und neu geftaltet 
ward, in deren Mitte neue Grundgefeße eintraten. Es bedarf 
daher gewiß auch Feiner Rechtfertigung, daß der Herausgeber 
mit dieſer Sammlung einen vollftändigen Codex juris publiei 
aller thatſachlich conftitutionellen Staaten und Reiche beabſich— 
figte, weil felbft auf den Fall, daß das conftitutionelle Leben 
in einzelnen Zändern wieder erlöfchen follte — ein Fall, der be 
reits in Stalien, Spanien, Portugal und anderwärts eintrat — 
dennoch eine ſolche Sammlung in vielfacher Hinſicht theils 
nuͤtzlich zur Vergleichung, theils unentbehrlich zur Ueberſicht deſ— 
ſen iſt, was irgend einmal in einem Theile Europa's als Grund— 
| gefe verfucht ward, oder eine Zeitlang wirklich beftand. — Denn 
abgefehen von allen übrigen hoͤchſt intereffanten politifchen Er: 
gebniffen, welche, bei der Bergleihung der, nad) ihrem In— 
halte und Charakter fo fehr von einander verfchiedenen, in die— 
fer Sammlung enthaltenen ,: Grundgefege dem Diplomaten und 
dem Staatsrechtölehrer von felbft fich aufbringen, bleibt diefe 
Bufammenftellung der mantiigfaltigften Grundgeſetze ſchon des: 
halb lehrreich und wichtig, weil ſie unwillkuͤhrlich das Urtheil 
uͤber den erreichten Hoͤhepunct der Civiliſation, ſo wie uͤber die 
thatſachlich in der Geſchichte vorliegende Entwickelung des innern 
Voͤlkerlebens, und über. den Geiſt der Regierungen derjenigen Voͤl— 
fer vermittelt, welchen duch die feit länger als vierzig Jahren 
erſchienenen Verfaſſungen eine neue und feſte Grundlage deö 

gefammten innern Staatölebend, nad) allen feinen einzelnen ar 
len und Bedingungen, dargeboten ward. — 
kLapuůg ben 1. — 1832. ee 
DIE SEE 7.1625 Be 
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Neue. Landfchaftsordnung für das le ehe er 
"Dom 12- DU Kan a ee AR 


1. 
Teutſchland. 


Teutſchland, ein Reich, deſſen politiſche Organiſation, gegruͤndet auf das 
Lehnsſyſtem und die kirchliche Hierarchie, in der Welt des Alterthums 
und der neuern Zeit nicht ſeines Gleichen hatte, beruhte in ſeinem In— 
nern, bis auf den Anfang des achtzehnten Jahrhunderts, nur auf fuͤnf 
ſogenannten Reichsgrundgeſetzen: der goldenen Bulle vom Jahre 
1356, dem ewigen Landfrieden vom Jahre 1495, der jedesmaligen 
kaiſerlichen Wahlcapitulation (ſeit Karls 5 Wahl gewoͤhnlich), 
dem Religionsfrieden vom Jahre 1555, und dem weſtphaͤliſchen 
Frieden vom Jahre 1648. — Durchgreifende Veraͤnderungen in dem 
Laͤnderbeſtande, und, mit demſelben, zugleich in der Verfaſſung, bewirkte 


der Luͤneviller Friede vom 9. Febr. 1801, in welchem das ganze 
linke Rheinufer an Frankreich uͤberlaſſen und, auf die Baſis deſſelben, 


unter Frankreichs und Rußlands Einfluſſe, am 25. Februar 1803 der 
Reichsdeputationshauptſchluß zu Regensburg für die'neue geo— 
graphifche Form Zeutfchlands, mit Beibehaltung der altern Verfaſſung 
des Neiches, abgefchloffen ward. 

Als aber die Beflimmungen des Preßburger. Friedens (1805) und die 
Abtretungen Oeſtreichs im Weften feines Gebiets, diefe Macht den teut: 


fen Intereffen bedeutend entfremdet hatte; fo refignirte der Kaiſer 
Franz 2, wenige Wochen nach der Unterzeichnung der Confüdera= 


tiondacte des Rheinbundes, am 6. Aug. 1806 jeine Würde als 
Oberhaupt des Meiches. Zeutfchland war feit diefer Zeit ohne Kaifer; 
allein Napoleon war in jener Acte ald Protector des Bundes ausge: 
fprochen worden. Ob num gleich der Rheinbund Anfangs nur das weft: 


liche und füdliche Zeutfchland umfchloß und geographifchspubliciftifch neu 


geftaltete; fo führten doch die Niederlagen der Preußen auf den thürin= 
gifchen Schlachtfeldern im Det. 1806 die Grenzen dieſes Bundes big an 


die Ober-, Mittels und Niederelbe, und felbft noch über diefen Strom 


hinaus, durch die Aufnahme der fähfi ifchen Länder auf dem rechten Elb— 
nn und ber medlenburgifchen Haͤuſer in den Bund. 
1 


2 Teutſchland. 


Zwar dauerte dieſer Rheinbund nur ſieben druͤckende Jahre; allein 
waͤhrend der Zeit ſeines Beſtehens erhielten mehrere teutſche — durch 
jene Confoͤderationsacte ſouverain gewordene — Staaten neuo 
Conſtitutionen, welche groͤßtentheils auswaͤrtigen Muſtern nachgebil⸗ 
det, zum Theile aber doch. auch mit Ruͤckſicht auf einheimiſche Localvers 
hältniffe entworfen worden waren. Ob, wann und wie — ohne 
eine rheinifche Gonfüderationsacte — diefe teutfchen Staaten befondere 
Gonftitutionen erhalten haben wuͤrden, bleibt dahin geſtellt; allein unver 
fennbar ward die Befanntmachung diefer Gonflitutionen durch die neue 
politifche Form Zeutfchlands herbeigeführt und befchleunigt. Wenn alfo 
auch die Gonföderationsacte des Nheinbundes fo wenig, wie die neue 
teutfhe Bundedacte vom 8. Sun. 1815 im eigentlichen Sinne als 
eine Conftitution Teutſchlands angefehen werden kannz fo enthals 
ten boch beide die Grundbedingungen der neuen Geſtalt dev innern 
und aͤußern BVerhältniffe Teutſchlands überhaupt, in zwei fehnell auf 
einander folgenden Zeiträumen, und zugleich die Grundbedingungen der 
neuen Gonftitutionen der einzelnen Staaten des teutfchen Bundes. Uns 
verfennbar würden die — theils noch geltenden, theils ſchon wieder ers 
lofchenen — Gonftitutionen der fouverainen teutfchen Staaten, welche in 
die Zeit von 1806 — 1813 fallen, anders geflaltet worden feyn, wenn 
fie nach dem 8. Sun. 1815 gegeben worden wären; fo wie bie feit 
dieſer Zeit erfchienenen Gonftitutionen ein ganz anderes politifches Gepräge 
tragen, als jene frühern teutfchen Gonftitutionen. 

Beide generelle Acten Teutfchlands haben das mit einander ges 
mein, daß fie Teutfchland für einen Staatenbund, und jedes einzelne 
Mitglied des Vundes für ſouverain erklären; allein die rheiniſche Bun—⸗ 
desacte gab Teutſchland einen auswärtigen Protector, und die in der⸗ 
ſelben angekuͤndigte Bundesverſammlung trat nie in Wirklichkeit; dage— 
gen hat der teutſche Staatenbund weder einen inlaͤndiſchen, n noch aus⸗ 
waͤrtigen Protector; auch ward die Bundesverſammlung zu Frankfurt 
— obgleich 14 Monate fpäter,. als ed bie Bundesacte ausfprady — ers 
öffnet. Menn nun gleich, zum Heile Zeutfchlands, die rheinifche Buns 
desacte nur noch der Gefhichte angehört; To iſt fie Doch wegen 
der in ihr enthaltenen ftatiftifch-geographifchen Beflimmungen und wegen 
der Mediatifirung der großen Mehrzahl der ehemaligen teutfchen 
reichsunmittelbaren Stände, welche man in der teutfchen Bundesacte beis 
behielt, noch jest von großer Wichtigkeit, und viele einzelne Beflimmuns 
gen in ben befondern Gonftitutionen teütfcher Staaten koͤnnen, ohne Rüds 
ſicht auf fie, nicht verfianden werben; fo wie bei Nordamerika und 
bei der Schweiz — nur freilih nach einem andern Maasſtabe — die, 
befondern Genftitutionen der einzelnen Provinzen und Gantond, ohne ihre 
Beziehung auf das allgemeine. Bundeöftatut diefer beiden — an 
voͤllig richtig aufgefaßt werben koͤnnen. 


Gonföderationsacte vom 12. Juli 1806. 3 


Es folgen alfo, bevor die befondern Gonftitutionen ber einzelnen 
teutfchen Staaten und Länder aufgenommen werden, zuerſt jene beiden 
allgemeinen Acten: die Conföderationsacte des Rheinbundes, 
die teutfhe Bundesacte und die Schlußacte der Wiener 
Minifterialconferenzen. So wie ber Geift, der in ihnen herrfcht, 
wefentlich von einander verfchieden iſt; fo leuchtet auch das Verhältnig 
diefer generellen Acten zu ben, auf fie gegründeten, befondern Conſti⸗ 
tutionen teutfcher Staaten von felbft ein, ohne daß im Einzelnen aus- 
führlich die Nüdficht der einzelnen Conflitutionen zu denſelben nachges 
wiefen werden dürfte. 


* 


A. Confoͤderationsacte des Rheinbundes vom 
12. Juli 1806. 


Da Se. Maj. der Kaiſer der Franzoſen, König von Italien einer= und an⸗ 
dern Seits Ihro Majeftäten die Könige von Baiern und Würtemberg, Shro Durch: 
lauchten die Ehurfürften Reichserzkanzler und von Baden, der Herzog von Berg und 
Cleve, der Landgraf von Heffen-Darmftadt, die Fürften von Naſſau⸗-Uſingen und 
Raffau-Weilburg, die Fürften von Hohenzollern⸗Hechingen und Hohenzollern⸗Sig— 
maringen, bie ürften von Salm⸗Salm und Salm-Kyrburg, der Fürft von Iſen— 
burgeBirftein, der Herzog von Ahremberg, der Fürft von Liechtenftein und der Graf 
von der Leyen den Wunſch nährten, durch eine angemeffene Uebereinkunft den ine 
nern und aͤußern Frieden dem mittägigen Teutfchlande zu verfihern, welchem, wie 
die Erfahrung feit langem und noch ganz neuerlich lehrte, die teutfche Reichsver— 
faffung feine Art von Gewähr mehr leiften Tonnte, haben zur Abſchließung berfelben 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar; 

Se. Maj. der Kaifer der Franzofen, König von Itahen: Herrn Karl Morig 
ZZalleyrand, Fürften und Derzog von Benevent, Allerhoͤchſtihren Oberſtkaͤm— 
merer und Minifter der auswärtigen Verhältniffe, Großfreug der Ehrenl:gion, des 
preußifchen ſchwarzen und rothen Adlerordens, auch des St. Hubertusordens Ritter. 

Ge. Mat der König von Baiern: Herrn Anton von Cetto, Allerhoͤchſtihren 
ordentlichen Staatsrath, außerorbentlichen Gefandten und bevollmädhtigten Minifter 
bei Sr. Maj. dem Kaifer der Sranzofen, König von Italien, des Löwenordens 
Ritter. ° 

Se: Mai. der König von Würtemberg: Herrn Levin Grafen von Winzins 
seroda, Alerhöchftihren Staats:, Conferenz- und Kabinetsminifter, Ihres großen 
Ordens Ritter, Commenthur des Sohanniterordens und Ritter des weißen Adlers, 

Se. churfuͤrſtliche Gnaden der Churfürft:Erzfanzler des teutfchen Reihe: den 
Herrn Karl Grafen von Beuft, Hoͤchſtihren außerordbentlihen Gefandten und bes 
vollmäctigten Minifter bei Sr. Maj. dem Kaifer der Tranzofen, König von Sta: 
lien, des goldenen Loͤwenordens Kitter. 

Se. churfuͤrſtliche Durhlaudt von Baden: den Herrn Sigismund Karl Johann 
Freiherrn von Reizenftein, Kabinersminifter feiner Hurfürftl. Durchlaucht, Groß 
kreuz des Ordens der Treue. 

Se kaiſerl. Hoheit der Herr Prinz Joachim, Herzog von Cleve und Berg: 
Herrn Marimilian Freiherrn von Schell. 

Se. Durchlaucht der Landgraf von Heffen-Darmftadt: Heren Auguſt Freiherrn 
von Pappenheim, Hoͤchſtihren bevollmaͤchtigten Minifter bei Sr. Maj. dem 
Staifer der Franzoſen, König von Stalien. 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Naffauzlifingen und Weilburg: Herrn So: 
hann Ernſt Sreiheren von Gagern, Hoͤchſtihren Minifter. 

Idhre Durchlauchten die Fuͤrſten von Hohenzollern⸗Hechingen und Hohenzollern: 
Sigmaringen: Herrn Franz Kiver Major von Fiſchler. — 

Ihre Durchlauchten die Fuͤrſten von Satm-Salm und Salm-Kyrburg: denſel— 
ben Herrn Franz Raver Major von Sifhlen ei 

St. Durchlaucht der: Fuͤrſt von Ifenburg-Birftein: Herrn don Greuhm, Re 
Roraten und Bevollmächtigten Sr. Durclaudt. wi 

1* 


4 Zu Teutſchland. 


Se. Durchlaucht ber Herzog von Ahremberg: Herrn Durand St. Andre. 

Dev Graf von ber Leyen: Herrn Durand St. Andrs. 

Und diefe find nach wechfelfeitiger Mittheilung ihrer Vollmachten über nachftes 
hende Artikel übereingelommen. 

Art. 1. Die Staaten Ihrer Diujeftäten ber Könige von Baiern und Wirtems 
berg, Ihrer Durchlauchten der Churfuͤrſten Erzkanzler und von Baden, des Herzogs 
von Berg und Cleve, des Landgrafen von Heffen-Darmftadt, der Fürften von Kafe 
fauzUfingen und Naffau:Weilburg, der Kürften von Hohenzollern⸗Hechingen und 
Hohenzollern: Sigmaringen, der Fürften von Salm⸗Salm und Salm:Kyrburg, des 
Fuͤrſten von Sfenburg-Birftein, deö Herzogs von Ahremberg und des Kürften von 
Liechtenftein und des Grafen von der Leyen werden für immer vom teutſchen Reichs⸗ 
gebiete abgeſondert und unter ſich durch eine beſondere Confoͤderation unter dem 
"Namen: rheiniſche Bundesſtaaten, vereinigt. 

Art. 2. Alle teutſche Reichsgeſetze, welche Ihren Majeſtaͤten und Durchlauch⸗ 
ten die im vorigen Artikel benannten Könige, Fuͤrften und die Grafen, ihre Unter: 
thanen und ihre Staaten oder Theile derſelben bisher angehen, ober für fie vers 
bindlich feyn Eonnten, follen für die Zukunft in Hinfiht Ihrer benannten Majeſtaͤ⸗ 
ten und Durchlauchten und des gedachten Grafen, ihrer Staaten und Unterthanen 
nichtig und von Keiner Wirkung feyn. Ausgenommen hievon find jedoch die Rechte, 
welche die Staatsgläubiger und Penfioniften durch den Receß ven 18083 erlangt 
haben, beögleihen bie Verfügungen des 39. 8. befagten Receſſes in Betreff der 
Rheinfhiffahrtsockroi, welche nod) ferner nach Form und Snhalt in Vollzug gefegt 
werben follen. 

Art. 3. Jeder der conföberirten Köniae und Fürften verzichtet auf jene feiner 
Zitel, welde irgend eine Beziehung auf das teutfche Reich ausdrüden, und wird 
am erften Zage des nächften Monats Auguft dem Reichstage feine Trennung vom 
Neiche bekannt machen Laffen. 

Art. 4 Ge. hurfürftl. Gnaden der Reichserzlanzler nimmt den Titel: Fürft 
Primas und Hohmürdigfte Hoheit an. 

Mit dem Titel: Fürft Primas tft aber Kein Vorzug verbunden, weldjer der 
vollen Souverainetät entgegen wäre, bie jeder Gonföderirte genießen fol. 

Art. 5. Ihre Durchlauchten der Churfürft von Baden, der Herzog von Berg 
und Gleve, ‚und der Landgraf von ‚Heffen-Darmftadt nehmen den Titel: Gr oßher⸗ 
zog an. Sie genießen der Rechte, Ehren und Vorzüge, welche mit der koͤniglichen 
Würde verbunden find. Ihr Rang und ihr Vorgangsrecht find und bleiben nach 
der Ordnung feftgefegt, in welcher fie im gegenwärtigen Artikel genannt find. Das 
Haupt bes Haufes Naffau nimmt den Titel eines Herzogs und ber Graf von der 
Leyen jenen eines Fürften an. 

rt. 6. Die gemeinfchaftlichen Intereſſen der Bundeöftaaten werden auf eis 
nem Bundeötage verhandelt, der zu Frankfurt feinen Sitz hat und ſich in zwei Col⸗ 
legien theilt, naͤmlich in das Collegium der Könige und in das Collegium der Fuͤrſten. 

Art. 7. Die Zürften müffen nothwendig von jeder dem rheinifchen Bunde 

- fremden Macht unabhängig ſeyn; fie Eönnen daher auch Dienfte irgend einer Art 
nur in den cheinifchen oder mit dem Wunde alliirten Staaten annehmen. Diejeniz 
gen, welche fich bereits in Dienften anderer Mächte befinden und in denfelben blei⸗ 
ben wollen, find gehalten, ihre Fürftenthümer einem ihrer Kinder zu überlaffen. 

Art. 8. Sollte der Fall eintreten, daß einer der genannten Fürften feine Sows 
verainetät völlig ober nur zum Theile abtreten wollte; fo kann er es nur zu Guns 
ffen eines der conföderivten Staaten. i 

Urt, 9. Alle Streitigkeiten, welche ſich unter den Bundesftaaten ergeben dürfs 
ten, werben von der Bundesverfammlung zu Frankfurt entfchieden. 

Art. 10. In der Bundeöverfammlung hat Se. Hoheit der Fürft Primas den 
Vorſitz. Hat eines der beiden Collegien über irgend eine Angelegenheit ſich allein 
zu berathen; fo hat in jenem der Könige Se. Hoheit, und in jenem der Zürften der 
Herzog von Naffau den Vorſitz. . 

Art. 11. Die Zeitpuncte, wo ſich entweder ber ganze Bund,. oder ein Golle: 
gium infonderheit zu verfammeln bat, die Art der Bufammenberufung, die Gegen: 
ftände der Berathung, die Art und Weife, wie Beſchluͤſſe zu faffen und in Vollzug 
zu feßen find, werden durch cin Kundamental:Statut beftimmt. Diefes wird Se. 
Hoheit ber Fürft Primas binnen einem Monate nad) ber zu Regenöburg erfolgten 
Notification vorfchlagen, und muß von den Bundesftaaten genehmigt werden. Eben 
diefes Bundamental:Statut wird ben Rang der Mitglieder: des Fürften-Gollegiums 
beſtimmt feftfegin.- j 
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Art. 12, Se. Maj. der Kaifer der Franzoſen wird als Protector bes rheini⸗ 
ſchen Bundes ausgerufen, und in dieſer Eigenfhaft ernennt berfelbe nach. dem jedes⸗ 
maligen Abgange des Fürften Primas beffen Nachfolger. 

Urt. 13. Se. Maj. der König von Baiern tritt an Se. Maj. ben König von 
Wuͤrtemberg bie Herefchaft Wiefenfteig ab und verzichtet auf die Rechte, welde 
Tuerhochſtdieſelbe von wegen der Markgraffhaft Burgau auf die Abtei Wiblingen 
haben oder anſprechen koͤnnte. 

Yrt. 14, Se. Maj. der König von Würtemberg tritt an Ge Hoheit den 
Großherzog von Baden ab: die Grafſchaft Bondorf, die Städte Breunlingen und 
Bilingen mit demjenigen Theile des Gebiets diefer Tegtern, welcher auf ber rechten 
Seite der Brigach liegt, deögleihen die Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten 
. Donauufer liegenden Zubehörden bed Amtes biefes Namens. 

Urt. 15. Se. Hoheit der Großherzog von Baden tritt ab an Se. Maj. den 
König von Würtemberg Stadt und Gebiet von Biberach nebft allen Zubehörden. 

%rt. 16. Se. Durdlaudt der Herzog von Nafjau tritt ab an Se. kaiſerliche 
Hoheit den Großherzog von Berg und Cleve die Stadt Deutz oder Duytz mit ide 
rem Gebiete, die Stadt und das Amt Königswinter, und das Amt Willich. 

Urt. 17. Se. Mai. der König von Baiern wird die Stadt Nürnberg nebit 
ihrem Gebiete, ferner die Teutſch-Ordens-Commenden Rohr und Waldftetten mit 
* Staaten vereinigen und ſolche mit vollem Eigenthum und Souverainetäaͤt 
efisen. 

Art. 18. Se. Maj. der König von MWürtemberg wird mit feinen Staaten 
vereinigen und mit vollem Eigenthum und Souverainetät befigen: die Herrſchaft 
Wieſenſteig und Stadt, Gebiet und Dependenzen von Biberach, vermoͤge der von 
Sr. Maj. dem Könige von Baiern und Er. Hoheit dem Großherzoge von Baden 
gefchehenen Abtretungen, ferner die Stadt Waldfee, die. Grafihaft Schelklingen und 
die Commenden Kapfenburg oder Lauchheim und Alſchhauſen (mit Ausnahme der 
Herrſchaften Achberg und Hohenfels), endlich die Abtei Wiblingen. 

Art. 19. Se. Hoheit der Großherzog’ von Baden wird mit feinen Staaten 
vereinigen und mit vollem Eigentum und Souverainetät befisen: die Grafihaft 
Bondorf, die Städte Breunlingen, Villingen und Zuttlingen, nebft den im vierzehn: 
ten Artikel: verzeichneten Theilen ihrer Gebiete und Dependenzen, fo wie fie Gr. 
Hoheit von Sr. Maj. dem Könige von Würtemberg abgetreten worden find. J 

Se. Hoheit wird ferner mit vollem Eigenthum befigen: das Fuͤrſtenthum Hei: 
tersheim nebſt allen jenen dazu gehörigen Theilen, welche in Höchftihren vermöge 
des gegenwärtigen Vertrags beftimmten Befigungen liegen. 

Auf gleiche Weife wird Höchftverfelbe die Teutſch. Ordens-CTommenden Beuggen 
und Freiburg mit vollem Eigenthum befigen. 

Art. 20. Se. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von Berg wird mit voller Sou: 
verainetät und. Eigenthum befigen: die Stadt Deus oder Duytz mit ihrem Gebiete, 
Stadt und Amt Königswinter und das Amt Villih, gemäß der von Gr. Durd: 
laucht dem Herzoge von Naffau geſchehenen Abtretung. 

Art. 21. Se. Hoheit der Großherzog von Heffen:Darmftabt wird mit feinen 
Staaten die Burggrafichaft Friedberg vereinigen, und fig, fo lange ber jegige Burg: 
araf lebt, blos mit Souverainetät, nach feinem Tode aber zugleich mit vollem Ei: 
genthum befigen. 

„Art. 22. Se. Hoheit der Fürft Primas wird die Stadt Frankfurt und ihr 
Gediet mit feinen Staaten vereinigen, und mit vollem Eigenthum und Eouveraine- 
tät befigen, = 

Art. 23. Se. Durchlaucht der Fürft von Hohenzollern-Gigmaringen wird mit 
vollem Eigenthum und Eouverainetät befigen: die vorhin zur Commende Alſchhau⸗ 
— Herrſchaften Achberg und Hohenfels, ferner die Kloͤſter Kloſterwald 

nd Habsthal. 

Se. Burchlaucht wird mit Souverainetaͤt jene ritterfchaftlichen Befigungen er⸗ 
halten, welche, innerhalb ſeiner gegemwärtigen Lande und den Bezirken im Norden 
der Donau liegen, über bie er Kraft gegenwärtigen Vertrages, feine Souverainetät 
erſtrecken fol, namentlich die Herrfchaften Gamertingen und Dettingen. 

Art, 24. Ihre Majeftäten die Könige von Baiern und Würtemberg, Ihre 
Hoheiten die Großherzoge von Baben, Berg und Heffen-Darmflabt, Ihre Hoheit 
der Fuͤrſt Primas, Ipre Durchlauchten der Herzog und die Zürften von Naſſau— 
Ufingen und Weilburg, Hohenzollern⸗Sigmarungen, Salm⸗-Kyrburg, Iſenburg-Bir— 


% 
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‚fein und der Herzog von Ahremberg werden alle Souverainetaͤtsrechte ausüben, 


und zwar: — 

Se. Mil, der König von Baiern uͤber das Fuͤrſtenthum Schwarzenberg, bie 
Grafihaft Kaftel, die Herrfchaften Specfeld und Wiefentheid, die Theile des Kür: 
ſtenthums ‚Eöhenlohe, welche in der Markgraffchaft Ansbach und im &ebicte von 
Nothenbäirg, singefhloffen find, namentlic) das Oberamt EC chillingsfürft und Kirch: 
berg; feiner Über die Grafſchaft Sternftein, die Fürftenthümer Dettingen, die Be: 
fißyungen des Fuͤrſten van Thurn und Taxis im. Norden des Fuͤrſtenthums Neuburg, 
bie Guiffchaft Edelſtetten, die Befisungen des Fuͤrſten und der Grafen Fugger, das 
Burggrafthum Winterrieden und endlich die Herrſchaften Buxheim und Tannhau— 
Kar je wie über bie Lotalität der Heerftraße, welche von Diemmingen nad) Eindau 

uͤhrt. 

Se. Maj. der König von Wuͤrtemberg: uͤber die Befisungen der Fuͤrſten und 
Grafen von Truchſeß-⸗Waldburg, die Graffhaften Baindt, Egloffs, Guttenzell, Heg⸗ 
bach, Jsny, Koͤnigseck-Aulendorf, Ochſenhauſen, Roth, Schuſſenried und Weiſenau, 
über die Herrſchaften Mietingen und Sulmingen, Neu:Ravensburg ; Zannheim, 
Warthauſen und Weingarten, mit Ausnahme der Herrſchaft Hagnau, über die Be: 
figungen des Fuͤrſten von Thurn und Zaris (mit Ausfchluß derjenigen, welche dem 
Fuͤrſtenthum Neuburg nördlich liegen, der Herrfhaft Strasberg und des Amtes 
Oſtrach), ferner über die Herrſchaften Gundelfingen und Neufra, über bie Theile 
ber Graffhaft Limburg:Gaildorf, welche befagte Se. Maj. noch nicht befigen, über 
alle Befigungen der Fürften von Hohenlohe mit der im vorhergehenden Abſchnitte 
gemachten Ausnahme; endlich über den Theil des vormals churmainziſchen Amtes 
Krautheim, welcher auf der linken Seite der Jagſt Liegt. or F 

Se. Hoheit der Großherzog von Baden; über das Fuͤrſtenthum Fuͤrſtenberg 
(wovon jedoch die Herrſchaften Gundelfingen, Neufra, Troqhtelfingen, Jungnau und 
der. auf der linken Seite der Donau liegende Theil des Amtes Moͤskirch ausgenom⸗ 
men find), über die Herrſchaft Hagnau, die Graͤfſchaft Thengen, die Lanbgruͤfſchaft 
Klettgau, die Aemter Neudenau umd Billigheim, das Fuͤrſtenthum Leiningen, die 
auf der linken Mainfeite liegenden Befigungen. des Fuͤrſten und ber Grafen von Lös 
wenftein: Wertheim, wovon jedoch die Grafſchaft Löwenftein, der’ den Grafen von 
Löwenftein gehörige Antheil an Limburg-Gaildorf, fo wie die Herrfihaften Heubadı, 
Breuberg und Habizheim ausgenommen find, und endlich uͤber die Befigungen des 
Gürften von Salm:Reiferfcheid-Krautheim auf der Nordfeite der Jagſt. 

Se. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von Berg: über die Herrfchaften Limburgs 
Styrum, Brud, Hardenberg, Gimborn-Neuftadt und Wildenberg; über die Graf: 
Ihaften Homburg, Bentheim, Steinfurt, Horftmar und die Befigungen des Herzogs 
von 2004, über die Grafſchaften Eiegen, Dillenburg (mit Ausnahme der Aemter 
Wehrheim und Burbach) und Hadamar, über bie Herrfchaften Wefterburg, Schadeck 
und Beilftein, bann über den Theil der Herrfchaft Runkel, welcher eigentlich fo ges 
nannf wird und auf der rechten Seite der Lahn “Liegt: Um eine Verbindung zivis 
fhen dem Herzogthum Eleve und den obengenannten im Norden deffelben liegenden 
Befigungen zu haben, fol Sr. Faiferl. Hoheit der Gebrauch einer Straße durch die 
Staaten der Fuͤrſten von Salm frei ftchen. _ Ze 


Se. Hoheit der Großherzog von Darmftabt: über bie Herrſchaften Breuberg 
und Heubach, über die Herrſchaft oder bas Amt Habizheim, über die Grafichaft 
Erbach, die Herrſchaft Ilbenftadt, den Stollberg:Gebernfchen Antheil an der Graf 
ſchaft Koͤnigſtein, über die in den Staaten Gr. Hoheit eingefchloffenen oder daran 
ftoßenden Befigungen der Freiherren von Riedeſel, namentlich die Gerichte Lauter— 


bad, Stokhaufen, Moos und Freienftein, über die Befisungen der Fürften und Gra— 


fen von Solms in der Wetterau, mit Ausnahme der Aemter Hohenſolms, Braun: 
feld und Greifenftein, endlich über die Grafſchaften Wittgenftein und Berleburg und 
über das Amt Heffen-Homburg, welches die davon benannte appanagirte Linie des 
Hauſes Heffen-:Darmftadt im Beſizze hat. 


@e, Hoheit der Fürft Primas: uͤber die auf der rechten Seite bes Mains ge: 


‚ legenen Befigungen des Fuͤrſten und ber Grafen von Löwenftein-Wertheim, und über 


die Grafſchaft Ringe. 

Shre Durchlauchten der Herzog von Naſſau-Uſingen und der Fürft von Naffau: - 
Weilburg: über die Aemter Dierdorf, Altenwied, Neuerburg und ben dem Fürften 
von Wied-Runkel gehörigen Antheil an der Graffchaft Nieder-Sfenburg, uͤber die 


Srafſchaften Wieb:Neumied und Holzapfel, über die Herrfhaft Schaumburg, die 


Graffchaft Diez fammt Dependenzen, über ben dem Fürften von Naſſau-Fulda ges 
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hörigen Antheil am Dorfe Münzfelden, über die Aemter Wehrheim und Burbach, 
über den auf der linken Seite der Lahn gelegenen Theil ber Herrſchaft Runkel, über 
das Rittergut Kranzberg, und endlich über die AUemter Hohenſolms, Braunfels und 
Greifenftein. - —— 

"Se. Durchlaucht ber Fuͤrſt von Hohenzollern-Sigmaringen: über die Herrſchaf— 
ten Trochtelfingen, Sungnau und Strasberg, über das Amt Oftrah und den am 
linken Ufer der Donau liegenden Zheil der Herrſchaft Moͤskirch. 

Se. Durchlaucht der Fürft von Salm-⸗Kyrburg: über die Herrfchaft Gehmen. 

Ser. Durchlancht der Fürft von Ifendurg:Birftein: über die Befigungen der 
Grafen von Iſenburg-Buͤdingen, Waͤchtersbach und Meerholz, ohne daB die appar 
nagirten Grafen ‚feiner Linie dieſe GStipulationen zum Grunde von irgend einigen 
Anſpruͤchen gegen ihn anführen dürfen. 

a Endlich Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: über die Grafſchaft 

ülmen. a 

Art. 25. Ein jeder der conföberirten Könige und Fürften fol die in feinen 
Befigungen eingefchloffenen ritterfhaftlichen Güter mit voller Syuperainetät befigen. 
Die zwiſchen zivei conföberirten Staaten gelegenen ritterfchaftlichen Güter follen in. 
Hinſicht auf Souverainetät fo gleich ala möglich getheilt werben, bdergeftalt jebody, 
daß daraus weder eine Zerjtücelung, noch eine Vermifhung der Gebiete entftehe. 

Art. 26. Die Rechte der Souverainetät jind: Gefesgebung, obere Gerichts: 
— Ober⸗Polizei, militairiſche Conſcription oder Rekrutenzug, und Recht der 

uflagen. 

t —* 27. Ein jeder ber jest regierenden Fuͤrſten oder Grafen behält als Pa: 
trimonial⸗ und Privateigenthum, ohne Ausnahme, alle Domainen, welde fie gegen: 
wärtig befisen, und fo auch alle Herrſchafts- und Feudalrechte, die nicht wefentlich 
zur Souverainetät gehören, namentlich das Recht der niebern und mittlern bürger: 
lihen und peinlihen Gerichtsbarkeit, der forfteilihen Gerichtsbarkeit und Polizei, 
des Jagd und Fifcherei, der Berg» und Hüttenwerfe, des Zehnten und der Feudal— 
gefälle, das Patronatrecht und andere dielen ähnliche, fo wie die aus befagten Do- 
mainen und Rechten fließenden Einkünfte. | € 

Shre Domalnen und Güter follen in Rüdfiht der Auflagen wie die Domainen 
und Güter der Prinzen des Haufes gehalten werden, unter deffen Souverainetät fie 
Kraft des gegenwätigen Vertrages ftehen. Sollte fein Prinz diefes Haufes unbe: 
twegliche Güter befigen; fo werden jene den Domainen und Gütern der privilegirte: 
ften Claſſe gleichgehalten. J 

Uebrigens koͤnnen beſagte Domainen und Rechte an keinen der Confoͤderation 
fremden Souverain verkauft, noch auf andere Art veraͤußert werden, wenn ſie nicht 
guvor dem Fuͤrſten, unter deſſen Souverainetaͤt fie ſtehen, angeboten worden find. 

Art. 23. Im peinlicyen Fällen genichen die jest regierenden Fuͤrſten und Gra— 
fen und ihre Erben das Recht der Aufträgal-Inftang, das heift, das Recht, ‚von 
ihren Ebenbürtigen gerichtet zw werden; und in feinem Falle darf die Einziehung. 
ihrer Güter erkannt oder verhängt, fondern nur die Einkünfte Eönnen während ber 
Lebenszeit des WVerurtheilten fequeftrirt werben. 

Urt. 29, Die conföderirten Staaten tragen zur Bezahlung ber bermaligen 
Kreisſchulden nit blos in Rüdficht ihrer alten Befisungen bei, fondern auch für 
jene Gebiete, die jest ihrer Souverainetät unterworfen werben. NY, 

Die Schulden des ſchwaͤbiſchen Kreifes fallen Ihren Majeftäten den Königen 
von Baiern und Würtemberg, dann Ihro Hoheit dem Grofherzoge von Baden und 
Ihren Durchlauchten den Fuͤrſten von Hohenzollernsdechingen und Sigmaringen, 
von Liechtenftein und von ber Leyen zur Laft, und werden nad) Verhältnig der kuͤnf! 
figen Befigungen eines jeden der befagten Könige und Fürften vertheilt. —— 

Art. 30. Die befondern Schulden eines jeden Fuͤrſtenthums, einer jeden Graf, 
oder Herrſchaft, die unter die Souverainetät eines der conföderirten Staaten Fom:' 
men, follen zwifchen dem genannten Staate und den jest regierenden Fürften oder 
Grafen nad dem Verhaͤltniſſe der Einkünfte getheilt werben, welche der Souverain 
erivirbt, und die Kürften und Grafen nach obigen Beftimmungen behalten. 

Urt. 31. Den jest regierenden Fürften oder Grafen und ihren Erben foll frei 
feyn, ihre Kefidenz zu verlegen, wohin fie wollen, nur muß dieſe in den Staaten 
‚eines Mitgliedes oder Alliivten ber rheinifchen Conföderation, ober in den Befigun: 
gen feyn, welche fie mit Souverainetät außerhalb des Gebietes befagter Confoͤdera⸗ 
tion behalten. Sie können alsdann ihre Einkünfte oder Gapitalien bezichen, ohne 
irgend einem Rechte ober irgend einer Auflage unterworfen zu ſeyn. 

Art. 32, Die dei den Öffentlichen Berwaltungen in den Fuͤrſtenthuͤmern, Graf: 
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ober Herrſchaften, welche Kraft des gegenwärtigen Vertragts unter die Souveraine⸗— 

. tät eines ber conföberirten Staaten kommen, angeftellten Perfonen, deren Beibehals 

tung in ihren Dienften ber Souverain nicht für dienlich Hält, follen einer Penfion 
genießen, bie derjenigen - gleich kommen muß, welche die Gefehe oder Verordnungen 
des Staates den Bebienfteten von gleichem Grabe zufichern.. 

Art. 33. Die Mitglieder der militairifchen oder geiftlichen Orden, welche zu 
Bolge des gegenwärtigen Vertrages außer Befis kommen, ober fäcularifivt werben 
Tönnten, erhalten eine jährliche und Yebenslängliche Penfion, welche ihren bisher ges 
habten Einkünften, ihrer Würde und ihrem Alter angemeffen ift, und diefe fol auf 
bie Güter verhypothecirt werden, deren Nußnießer fie waren. 

Art. 34. Die conföberirten Könige, Großherzoge, Herzoge und Fürften ent: 
fagen, jeder für fi, feine Erben und Nachfolger, jedem jetzt beftehenden Rechte, 
welches derfelbe auf jegige oder durch gegenwärtigen Vertrag beftimmte Beſitzungen 
anderer Glieder der Conföberation hat, oder in Anſpruch nehmen Eönnte. Ausge— 
nommen bleiben blos die eventuellen Rechte der Nachfolge, aber nur für den Fall, 
wenn ein Haus ober eine Linie erlöfchen follte, welche bermalen bie Gebiete, Dos 
mainen und Güter, über bie fich obgebachte Rechte erſtrecken Eönnen, als Souverain 
befist, oder vermöge des gegenwärtigen Vertrags befigen fol. 

Art. 35. Zwiſchen dem franzöfifchen Reiche und den rheinifchen Bundesftaa- 
ten fol, in ihrer Gefammtheit fowohl, als mit jedem einzelnen, ein Buͤndniß Statt 
„haben, vermöge deſſen jeder Krieg auf dem feften Lande, den einer der contrahirens 
rin zu führen haben koͤnnte, für alle andere unmittelbar zur gemeinsamen 

ache wird. 

„„ Art. 36. Im Falle eine diefem Bündniffe fremde und benachbarte Macht fich 
rüftet, jollen die hohen contrahirenden Theile, um nicht unvorbereitet überfallen zu 
werden, auf die Anforderung, welche der Minifter eines conföberirten Staates bese 
falls zu Frankfurt machen wird, fid) ebenfalls bemaffnen. _ 

- Das Gontingent, welches ein jeder von den Verbündeten zur ftellen hat, wird in 

vier Viertel getheilt, und die Bundesverfammlung hat zu beftimmen, wie viel Vier: 

tel mobil gemad)t werden follen; aber die Bewaffnung darf nicht eher bewerkitellige 
werben, als in Folge einer von Sr. Maj. dem Kaifer und Könige an jede der 
verbundenen Mächte erlaffenen Einladung. 

Art. 37. Se. Maj. der König von Baiern macht fich anheifchig, die Städte 
Augsburg und Lindau zu befeftigen, im erften diefer beiden Pläge Artillerie-Etabliffes 
ments zu errichten und zu allen Zeiten zu unterhalten; am zweiten Orte aber einen 
hinlaͤnglichen Vorrath an Flinten und Munition zu haben, ver als Referve dienen 
fol, desgleihen au in Augsburg VBädereien anzulegen, um einen Vorrath von - 
Zwieback baden laſſen zu Eönnen, damit im Falle eines Krieges der Marfch der 
Armeen Eeinen Aufenthalt erleide, 

Art. 38. Das von jedem ber Verbündeten im Falle eines Krieges zu ftellende 
Eontingent wird auf folgende Weife feftgefest: 

Frankreich ftellt 200,000 Mann von jeder Art Waffen; das Königreich Baiern 
30,000 von jeder Waffengattung; das Königreich Würtemberg 12,000; der Groß: 
herzog von Baden 80005 der Großherzog von Berg 5000; der Großherzog von 
Darmftadt 4000, Ihre Durchlauchten der Herzog und der Fürft von Naffau fe 
len mit den übrigen verbündeten Fürften ein Contingent von 4000 Mann. 

Art. 39. Die hohen contrahirenden Theile behalten ſich vor, in ber Folge 
auch andere Fürften und Staaten Teutſchlands in den neuen Bund aufzunehmen, 
deren Aufnahme man dem gemeinfchaftlichen Intereffe angemeffen finden wird. 

Art. 40. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages follen am 25. Zul. 
des Jaufenden Jahres zu München ausgewechſelt werden. So gefchehen Paris am 
12, July 1806. 

PER Unterzeichnet: 

i Karl Moris Talleyrand, Fürft von Benevent, Oberſtkaͤm— 
merer Sr. Maj. des Kaifers der Tranzofen, Königs von 
Stalien, Minifter dev. auswärtigen Verhaͤltniſſe. 

Anton von Eetto. 

Levin Graf von Wingingeroba. 

Karl Grafvon Beuft. 

Sigismund K. 3. Freiherr von Reizenftein. 

Marimilian Freiherr von Schell. 

Auguft von Pappenhein. 

Johann Ernft Freiherr von Gagern. 


— * 
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Für die Häufer von Hohenzollern 
- Franz Zaver von Fiſchler. 
Kür bie Häufer von Salm 
Franz Zaver von Fiſchler. 
Kür den Fürften von Ifenburg-Birflein 
Ludwig von Greuhm. 
Fuͤr Se. Durchlaucht — —— von Ahremberg 
Durand St. André. 
Fuͤr den Grafen von der Leyen 
Durand St. Andre, 





Für die allgemeine Berfaffung Teutſchlands war es von 
Wichtigkeit, daß in diefer Acte alle biöherige teutfche Reichsgeſetze fuͤr 
nichtig erklaͤrt, alle nicht in den Bund aufgenommene Reichsſtaͤnde im 
weſtlichen und ſuͤdlichen Teutſchlande mediatiſirt, die Mitglieder des 
Bundes auf dem (nie eröffneten) Bundestage in zwei Collegia ge— 


theilt, ale innere Streitigkeiten unter Mitgliedern des Bundes an diefe 


Bundesverfammlung su Frankfurt gemwiefen, fämmtlihe Mitglieder für 
fouverain erklärt, und die Rechte der Souverainetät in Das Recht der 
Geſetzgebung, der höchften Gerichtsbarkeit, der hohen Polizei, der Eon: 
feription und der Befleuerung gefeßt wurden, 

Nach; den Niederlagen der Preußen im Spätjahre 1806 ward diefer 
Rheinbund uͤber das gan ze noͤrdliche Teutſchland — doch ohne irgend 
eine Mediatiſirung — erweitert. Durch beſondere Vertraͤge traten dem⸗ 
ſelben bei: zu Poſen der Churfuͤrſt von Sachſen, als König, am 11. Der. 
18065 die fünf fächfifchen Herzoge zu Pofen am 15. Dec. 18065 bie 
Häufer Anhalt, Schwarzburg, Lippe, Neuß und Waldeck zu Warfchau 
am 18. April 1807; die beiden Medlenburgifchen Häufer im Februar 
und März 1808, und der Herzog von Oldenburg am.14. Det. 1808. 
Anerfannt von Rußland und Preußen ward der Rheinbund im Frieden 
zu Tilfit am 7. und 9. July 1807, nad) welchem auch das in dieſem 
— neugeſchaffene Koͤnigreich Weſtphalen einen Theil deſſelben 

ildete 

Wenn nun gleich die Ereigniſſe, unter welchen der Rheinbund nach 
der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (16. und 18. Det. 1813) zufammenftürzte, 
nicht hierher gehoͤren; ſo erhielt doch Teutſchland nach dieſer Schlacht, 
durch die Ruͤckkehr einiger teutſcher Fuͤrſten, welche ihre Laͤnder verloren 
hatten, durch das Erloͤſchen des Königreichs Weſtphalen, des Großher—⸗ 
zogthums Frankfurt und des Großherzogthums Berg, ſo wie durch die 
Mediatiſirung der Fuͤrſten von Iſenburg und von Leyen, und durch die 
Abtretung von 3 der Bevoͤlkerung des Koͤnigreichs Sachſen an Preußen 
fehr bedeutende Ratiftifch- politifche Veränderungen, welche durch die Vers 
größerung Preußens und Hannovers, Weimard und anderer teuticher 
Staaten, durch den Beitritt Deftreichd und Preußens, nach ihren teutz 
ſchen Ländern, zu dem teutfchen Bunde, und durch die Aufnahme Hol: 


10 or, Bentfchland.. 


ſteins und Luxemburgs in denſelben noch folgenreicher wurden. So kam, 
mit Ruͤckſicht auf dieſe neuen ſtatiſtiſch-politiſchen Beſtimmungen, am 8. 
Juny 1815 auf dem Wiener Congreſſe, nach langen Verhandlungen und 
nach mehrern vorgelegten und verworfenen Entwuͤrfen, die teutſche 
Bundesacte zu Stande, welche, nach ihren eif allgemeinen Artikeln, 
der Generalacte des Wiener Congreffes vom 9. Jun. 1815 einverleibt 
und dadurch unter die Garantie aller auf dem Wiener Congreſſe ver⸗ 
ſammelten europaͤiſchen Maͤchte geſtellt ward. 


B. Die teutſche Bundesacte vom 8. Juni 1815%. 


Im —— der allerheiligſten und untheilbaren 
nr | Dreieinigkeit, Ä 


Die ſouverainen Fuͤrſten und freien Staͤdte Teutſchlands, den gemein⸗ 
ſamen Wunſch hegend, den Gten Artikel des Pariſer Friedens vom 30. Mai 
1814 in Erfüllung: zu ſetzen, und von den Vortheilen uͤberzeugt, welche aus 
ihrer feſten und dauerhaften Verbindung für die Sicherheit und Unabhaͤn—⸗ 
gigkeit Zeutfchlands, und die Ruhe und das Gleichgewicht Europa's hervor⸗ 
gehen wuͤrden, ſind uͤbereingekommen, ſich zu einem beſtaͤndigen Bunde zu 
vereinigen, und haben zu dieſem Behuf ihre Geſandten und Abgeordneten 
am Congreſſe in Wien mit Vollmachten verſehen, naͤmlich: 

Se. Kaiſerlich-Koͤnigliche apoſtoliſche Majeſtaͤt den u Clemens Wen: 
zeslaus Lothar Fuͤrſten von Metternich u. ſ. w. ER 


Folgen die Namen der Bevollmächtigten . 


In Gegmaͤßheit diefer. Befchlüffe haben die — Berollmachtig⸗ 
ten, nach geſchehener ES ihrer richtig befandenen DRIN fol- 
— Artikel verabredet: 


I, ; 
5, Allgemeine Beflimmungen. 


: + Art 1. Die fouverainen Fürften und freien Städte Teutfchlands, mit 
Einfluß FF. MM. des Kaifers von Deftreich und der Könige von Preußen, 
von Dänemark und der Niederlande; und zwar der Kaifer von Oeſtreich, der 
König von Preußen, beide für ihre gefammten vormals zum teutfchen Reiche 
gehörigen Befigungen; der König von Dänemark für Holftein, der König der . 
: Miederlande für das Großherzogthum ‚Luremburg, vereinigen fich au einem 
beftändigen Bunde, welcher der teutfche Bund heißen Toll. 
v. Urt, 2.°: Der Zweck deffelben ift Erhaltung der Aufern und innern 
Sicherheit Teutfchlands und der. Unabhängigkeit. und Umverlegbarkeit der ein 
jenen teutfchen Staaten. 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben, als ſolche, gleiche Rechte. Sie ver 
pflichten ſich alle gleichmäßig, die Bundesacte unverbruͤchlich zu halten. 

Art. 4 Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine Bundesver: 
fammlung beforgt, in welcher alle Glieder deffelben durch ihre Bevollmaͤch⸗ 


») Abgedruckt nach dem auibeneir Ken Abdrude, der zu Frankfurt am Main 
1816 mit Bewilligung der kaiſerlichen oͤſtreichiſchen Geſandtſchaft am teutſchen Bun: 
beötage erſchien. 


’ 
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tigten theils einzelne, theils Geſammtſtimmen folgendermaßen, en unbeſchadet 
ihres. Ranges, fuͤhren: ur 
1: Dis 5 ee ee A Die, 
2. Preußen... Br in de 
“ss BOQKEN 
4. Sadbin . . 2 2°. 
9. Hannover . v2... 
6. Würtemberg -. © 2 2 2 0 ea 
: BOGDME- 
3. Churheſſen . j — 
. 9. Großherzogthum Heffen 2 ö 
40. Dänemark wegen Holftein . , 
11. Niederlande wegen des Großherʒogthums Luremburg; 
2. Die großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Se — 
13. Braunſchweig und Naffau , , — 
‚14. Mecklenburg⸗Schwerin und Medienburg: Sirelig . 
15. Holftein-OMenburg, Anhalt und Schmarzburg . ; 
16. Hohenzollern, Liechtenftein, Neuß, Schaumburg-£ippe, Rippe. 


—— 


ee ik BEBE 


-. und Waldeck — 
17..Die freien Städte Luͤbeck, Sean, Bremen: 1. Hamburg € — 
—Zuſammen.. *17 Stimmen. 


Art. 5. ODeſtreich hat ber der BEE EL den Vorſitz. Jedes 
Bundesglied iſt befugt, Vorſchlaͤge zu machen und in Vorſchlag zu bringen, 
und der Borfigende iſt verpflichtet, folche in einer zu beflimmenden Zeitfeift 
ber Berathung zu uͤbergeben. 

Art.6. Wo es auf Adfaffung und Abaͤnderung von Grundgeſetzen des 
Bundes, auf Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, auf organiſche 
Bundeseinrichtungen und auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger Art an—⸗ 
formt, bildet ſich die Verfammlung zu einem Plenum, wobei jedoch, mit 
Nüdfiht auf die Verfchiedenheit der Größe der einzelnen Bundesſtaaten, fo 
gende. Berechnung und — der en verabredet ift: 

; 4. Deſtreich erhält . . . 00.2. 4 Stimmen. 
5:2. Preußen ee i 
3. Sachſen -. 
4. Baiem. . 
5. Hannover . . 
6. Mürtemberg  . 
A DD 3. a 
or Chnbeflen © FE 
ofherzogthum fen... — 
10, Holſtein .. Se ae En 
31. Luxemburg 
12, Braunfchweig 
13. Medtendurg-Cchwerin - . ed 
14. Naſſau: «: . a de ae er 
‚15. Sächfen-MWeimar . — 
16. Sa 
17. ⸗. Koburg. 
18. Meiningen . 


“.. 8 


BAEHERZEFLRENEDTE 


s 
* 
* 
* 





Latus 49 Stimmen, 
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ä Transport 49 Stimmen. 
19. Sasfen- Sinkungaufen. a EEE 
20. Medtenburg: Stile 7: Wo rn. 
21. Holftein: Oldenburg > 202 a a re re. 
22, AnhaleDefau - 2 2 2 2 2 er 1 I. 
23. ee 1. 4.11) 12- een a u 
24. » Chen . . . Be he ee 
25. Scrwanbung-Sondertiaufen ee, 
26. s- s NRubdolftadt. ee re ch 
21, Hohenzollern Hedhingen . u 

..28. Liechtenftein . . Be 
29. Hohenzollern: Sigmaringen Be 
30. Waldeck . . ; ee 
31. Reuß, ältere Linie En ee 
32... TORE Een 

Schaumburgelippe - » 2» 2 22. 

Lippe . . ar Salsa Mei 
Di freie Stadt Kübel. ae a 
⸗ 3 s. Feanffult. 2» 2.2. 

2 s ⸗ Bremen .. 2:2 2 0. : 
:s 3 Hambnggg 


— BE aa ; a ve 69 &t.*). 


Ob den mediatiſirten — Neichöftänden auch einige Curiatſtim⸗ 
men in Pleno zugeſtanden werden ſollen, wird die Bundesverſammlung bei 
der Berathung der organiſchen Bun desgeſetze in Erwaͤgung nehmen. 

Art. 7. In wiefern ein Gegenſtand nach obiger Beſtimmung fuͤr 
das Plenum geeignet. fen, wird in der engen Verſammlung duch Stimmen: 
mehrheit entfchieden. 

Die der Entfcheidung des Pleni zu unterziehenden Beſchluß— Entwuͤrfe 
werden in der engern Verſammlung vorbereitet und big zur Annahme oder 
Verwerfung zur Reife gebracht. Somohl in der engen Verfammlung, als 
in Pleno. werben die Befchlüffe nach dev Mehrheit der Stimmen gefaßt; je 
doch in ber Urt, daß in der erſtern die abfolute, in letzterer aber nur eine auf 
zwei Drittheilen der Abflimmung beruhende Mehrheit entfcheibet, 

Bei Stimmengleichheit in der engern Derfammlung. fiehet dem Vor: 
figenden die Entfcheibung - zu. 

Wo es aber auf: Annahme oder Abänderung der Grundgefege, auf or: 
ganifche Bundeseinrichtungen, auf) jura singulorum oder Religionsangelegen- 
heiten ankommt, kann weder in ber engeren VBerfammlung, noch in Pleno, 
ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben, 

Die Bundesverfammlung iſt beftändig, hat aber die Befugniß, wenn die 
ihrer Berathung unterzogenen Gegenſtaͤnde erledigt ſind, auf eine beſtimmte 

Zeit, jedoch nicht auf laͤnger als vier Monate, ſich zu vertagen. 
Alle naͤhere, die Vertagung und die Beſorgung der etwa waͤhrend der⸗ 
ſelben vorkommenden dringenden Geſchaͤfte betreffende, Beſtimmungen werden 
der Bundesverſammlung bei Abfaſſung der organiſchen Geſetze vorbehalten. 

. Art. 8 Die Abſtimmungsordnung der Bundesglieder betreffend, wird 
feftgefegt, daß, fo lange die Bundesverfammlung mit Abfaffung der orga= 
niſchen Gefege beſchaͤftigt iſt, hieruͤber keinerlei Beſtimmung gelte, und die 


—— 
—————— 


Mau 


> Später hat Heſſen⸗Homburg bie 70fte Stimme erhalten. 
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zufällig fih fügende Ordnung Eeinem dev Mitglieder zum Nachtheile gereichen, 
noch eine Regel begründen foll, 

Nach Abfaffung der organifhen Gefege wird die Bundesverfammlung 
die kuͤnftige, als beftändige Folge einzuführende, Stimmenordnung in Bera⸗ 
thung nehmen, und fi darin fo wenig’ als möglich von der ehemals auf 
dem Neichstage und namentlich in Gemäßheit des Neichsbeputationshaupt- 
ſchluſſes beobachteten Ordnung entfernen. Auch diefe Ordnung kann aber auf 
den Rang der Bundesglieder überhaupt, und ihren Vortritt außer den Ver— 
hältniffen der Bundesverfammlung, Feinen Einfluß ausüben, 

Art. 9, Die Bundesverfammlung hat ihren Sig zu Frankfurt a. Main. 
Die Eröffnung derfelben ift auf den 1. Sept. 1815 feffgefest. - 

Art. 10.° Das erfte Gefchäft der Bundesverfammlung nad ihrer Ers 
öffnung wird. die Abfaffung der Grundgefege des Bundes und deffen orgas 
nifche Einrichtung in Rüdfiht auf feine ausmwärtigen, militairifchen und ine 
nern Berhältniffe feyn. 

Are. 11. Alle Mitglieder des Bundes verfprechen, fomohl ganz Zeutfchs 
land, als jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schug zu neh— 
men, und garantiven ſich gegenfeitig ihre fümmtlichen unter dem Bunde ber 
griffenen Beſitzungen. 

Bei einmal erffärtem Bundeskriege darf Fein Mitglied einfeitige Untere 
handlungen mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenftillftand oder 
Frieden fchließen. 

Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bünbdniffe aller Art, 
verpflichten fich jedoch, in Feine Verbindungen einzugehen, welche gegen bie 
Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesftaaten gerichtet wären. 

Die Bundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, einander unter Eei- 
nerlei Vorwande zu beftiegen, nod ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu vers 
folgen, fondern fie bei der Bundesverfunmlung anzubringen. 

Diefer Liegt alsdann ob, die Vermittlung duch einen Ausfhuß zu vers 
fuhen, und falls diefer Verſuch fehlſchlagen folfte, und demnach eine richten 
liche Entſcheidung nothwendig würde, folde durch eine mwohlgeordnete Auſtraͤ⸗ 
gal-Inſtanz zu bewirken, deren Ausfpruch die ftreitenden Theile fi) fofort, zu 
unterwerfen haben. 


IL 
Befondere Beftimmungen. 


Außer ben in den vorhergehenden Artikeln beftimmten, auf bie Feſtſtel⸗ 
lung des Bundes gerichteten, Puncten find die verbündeten Mitglieder übers 
eingefommen, hiemit über folgende Gegenflände, die in den nachjtehenden 
Artikeln enthaltenen Beftimmungen zu treffen, welche in jenen Artikeln gleiche 
Kraft haben follen: 


Art. 12. Diejenigen Bundesglieber, deren Befisungen nicht eine Volks⸗ 
zahl von 300,000 Seelen erreichen, werden ſich mit den ihnen verwandten 
Haͤuſern oder andern Bundesgliedern, mit welchen fie wenigftens eine folche 
a ausmachen, zur Bildung eines gemeinfchaftlichen oberften Gerichts 

ereinigen. 

In den Staaten von ſolcher Volksmenge, wo ſchon jetzt dergleichen Ges 
ee * — vorhanden ſind, werden jedoch dieſe in ihrer bisherigen 
Stgenſchaft erhalten, wofern nur bie Volkszahl, über welche fie ſich erſtreck 
nicht unter 150,000 Seelen iſt. * Bene 
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Den vier freien Städten fteht das Recht zu, fi unter einander: über 
die Errichtung eines gemeinfamen oberften Gericht! zu vereinigen: 

Bei den ſolchergeſtalt errichteten gemeinfchaftlichen oberften Gerichten ſoll 
jeder dev Parteien geftattet feyn, auf die. Verſchickung der -Acten auf eine’ 
teutfche Facultät, oder an einen Schoͤppenſtuhl, zur Abfaſſung des Endurtheils 
anzutragen. 

Art. 13. In allen Bundesſtatiten wird eine landesſtaͤndiſche Verfaſſung 
Statt finden. 

Urt, 14. Um den im Jahre 1806 und ſeitdem mittelbar geworde⸗ 
nen ehemaligen Reichsſtaͤnden und Reichsangehoͤrigen, in Gemaͤßheit der ge⸗ 
genwaͤrtigen Verhaͤltniſſe, in allen Bundesſtaaten einen gleichfoͤrmig bleibens 
den Rechtszuſtand zu verſchaffen; ſo vereinigen die Bundesſtaaten ſich dahin: 

a. Daß dieſe fuͤrſtlichen und graͤflichen Haͤuſer fortan nichts deſtoweni⸗ 
ger zu dem hohen Adel in Teutſchland gerechnet werden, und ihnen das 
Recht der Ebenbuͤrtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt. 

b. Sind die Haͤupter dieſer Haͤuſer die erſten Standesherren in dem 
Staate, zu dem ſie gehoͤren. Sie und ihre Familien bilden die privifegictefte 
Glaffe in demfelben, insbefondere in Anfehung der Befteuerung. t Ä 

.c. Es follen ihnen überhaupt in Ruͤckſicht ihrer Perfonen, Familien und 
Befigungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert ‚werden, oder bleis 
ben, melde aus ihrem Eigenthume und deſſen ungeflörtem Genuſſ e her⸗ 
ruͤhren, und nicht zu der Staatsgewalt und den hoͤhern Regierungsrechten 
gehoͤren. 

Unter vorerwaͤhnten Rechten ſind insbeſondere und namentlich begriffen: 

1. Die unbeſchraͤnkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 
gehoͤrenden oder mit demſelben im Frieden lebenden Staate zu nehmen. 
2. Werden nach den Grundfägen der fruͤhern teutſchen Verfaſſung die 
nöch beftehenden Familienverträge aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß 
zugeſi ichert, über ihre Güter und Familienverhaͤltniſſe verbindliche Verfuͤgun⸗ 
gen zu treffen, welche jedoch; dem Souverain vorgelegt, und bei den höchften 
Pandesftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden 
müffen. Alle bisher dagegen eclaffenen Verordnungen follen für Tünftige 
Fälle nicht weiter anwendbar ſeyn. 

3, Privilegieter Gerichtsſtand und Befreiung von aller Militaienflichtigs 
keit für fih und ihre Familien. 

4. Die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerechtigkeitspflege in 
erfter, und, wo die Befigung groß genug ift, in zweiter Inftanz, der Forſt⸗ 
getichtsbarkeit, Ortspolizei und Aufficht in Kirchen» und Schulfadhen, aud) 
- über milde Stiftungen, jedoch nad) Vorfchrift dev Landesgefege, welchen fie, 
fo wie dee Militairverfaffung und der Oberaufficht der Regierungen über jene 
Zuftändi geeiten, unterworfen bleiben. 

‚Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befugniffe ſowohl, mie 
überhaupt und in allen übrigen Puncten, wird zur weitern Begründung und 
Feſtſtellung eines in allen teutfchen Bundesftaaten übereinflimmenden Rechts⸗ 
zuſtandes der mittelbar gewordenen Fuͤrſten, Grafen und Herren, die in dem 
Betreff erlaſſene koͤniglich baieriſche Verordnung vom Jahre 1807 als Baſis 
und Norm unterlegt werden. 

Dem ehemaligen: Neichsadel werden die sub No, 1. un 9: angefuͤhre 
ten Rechte: Antheil der Beguͤterten an: Landſtandſchaft, Patrimonial- und 
— Ortspolizei, Kirchenpatronat, und der — Gerichts⸗ 
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ſtand zugefichere. Diefe Rechte: werden jedoch nur nach Vorſchrift der Lane 
besgefege ausgeübt. | 

In den durch den Frieden von Lüneville vom 9. Febr. 1801 von 
Zeutfchland abgetretenen und jest wieder damit vereinigten Provinzen wer— 
«den, bei Antvendung der obigen Grundfäge auf den ehemaligen unmittelbaren 
Reichsadel, diejenigen Beſchraͤnkungen Statt finden, welche die dort beſtehen⸗ 
den beſondern Verhaͤltniſſe nothwendig machen. 

Art. 15. Die Fortdauer der auf die Rheinſchifffahrtsoctroi angewieſe— 
nen directen und fubfidiarifchen Nenten, die durch den Reichsbeputationg« 
ſchluß vom 25. Febr. 1803 getroffenen Verfügungen in Betreff des Schul- 
denweſens, und feftgefegter Penfionen an geiftliche und weltliche Individuen, 
werden von dem Bunde garantirk, 

- Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und freien Reichsftifter haben - 
bie Befugniß, ihre durch den erwähnten Reichsdeputationsſchluß feftgefeßten 
Denfionen ohne Abzug in jedem mit dem teutfchen Bunde im Frieden ſte— 
henden Staate verzehren zu dürfen. 

Die Mitglieder des teutfchen Ordens werden ebenfalls, nach den in dem 
Reichsdeputationshauptfchluffe von 1803 für die Domftifter feftgefesten Grunde 
fügen, Penſionen erhalten, in fofern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilligt 
worden, und diejenigen Fürften, welche eingezogene Beſitzungen des teutfchen 
Ordens erhalten haben, werden diefe Penfionen nach Verhaͤltniß ihres Ans 
theild an den ehemaligen Befisungen bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung der Suftentationscaffe und der Pens 
ſionen für die überrheinifchen Biſchoͤffe und Geiſtlichen, welche Penfionen auf 
die Befiger des linken Rheinufers übertragen werden, ift der Bundesverfamm- 
lung vorbehalten. Diefe Negulirung ift binnen Sahresfrift zu beendigen; bis 
dahin wird die Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die bisherige Art fortgefegt, 

Art. 16. Die Berfchiedenheit der chriftlihen Neligionsparteien kann 
in den Ländern und Gebieten des teutfchen Bundes keinen Unterfchieb in 
dem Genuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen. 

Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine moͤg⸗ 
lichſt übereinflimmende MWeife die bürgerliche Verbeſſerung der Vekenner des 
jüdifchen Glaubens in Zeutfchland zu bewirken fey, und wie infonderheit den- 
felben der Genuß der bürgerlichen Nechte, gegen die Uebernahme aller Buͤr— 
gerpflichten, in den Bundesftaaten verfhafft und gefichert werden koͤnne. Je— 
doch werden den Bekennern biefes Glaubens, bis dahin, die denfelben von den 
einzelnen Bundesftaaten bereits eingerdumten Nechte erhalten. 

Art. 17. Das fürfilihe Haus Thurn und Taxis bleibt in dem durch 
den Reichsdeputationsſchluß vom 25. Febr. 1803 oder in fpätern Verträgen 
beftätigten Befig und Genuß der Poften in den verfchiedenen Bundesftaaten, 
fo lange als nicht etwa durch freie Uebereinkunft anderweitige Verträge abs 
geſchloſſen werden ſollten. 

In jedem Falle werden demſelben in Folge des Artikels 13. des er— 
waͤhnten Reichsdeputationshauptſchluſſes, feine auf Belaſſung der Poſten, oder 
auf eine angemeſſene Entſchaͤdigung gegruͤndeten Rechte und Anſpruͤche verſichert. 

Dieſes ſoll auch da Statt finden, wo die Aufhebung der Poſten ſeit 
1803 gegen den Inhalt des Neichsdeputationshauptfchluffes bereits gefchehen 
9 ſofern dieſe Entfhädigung durch Verträge nicht ſchon definitiv feſt— 

ei * 
Art. 18. Die verbuͤndeten Fuͤrſten und freien Städte kommen über: 
ein, den Unterthanen der teutſchen Bundesſtaaten folgende Rechte zuzuſichern: 
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a. Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu em 
werben und zw befigen, ohne deshalb in dem fremden Staate mehreren Abs 
gaben und Laften unterworfen zu fepn, als deffen eigene Unterthanen. 

b, Die Befugniß: 

1) des freien Wegzichens aus einem teutfchen Bundesffaate in den am 
bern, der erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, auch 

2) in Civil: und Mititaicdienfte deffelden zu treten; beides jedoch nur, 
in ſofern Feine Verbindlichkeit zu Militairdienften gegen das bisherige Water: 
land im Wege ftehe; und damit wegen der dermal vormwaltenden Verſchieden⸗ 
heit der geſetzlichen Vorſchriften über Militalrpflichtigkeit, hierunter nicht ein 
ungleichartiges, für einzelne Bundesſtaaten nachtheiliges Verhaͤltniß entftehen 
möge, fo wird bei der Bundesverfammlung die Einführung möglichft gleich: 
förmiger Grundfäge über diefen Gegenſtand in Berathung genommen werben, 

c. Die Freiheit von aller Nachfteuer (jus detractus, gabella emigratio- 
nis), in fofern das Vermögen in einen andern teutfchen Bundesſtaat über: 
er und mit biefem nicht befondere Verhältniffe durch Freizuͤgigkeitsvertraͤge 

eftehen. | Ä 

d. Die Bundesverfammlung wird ſich bei ihrer erften Zuſammenkunft 
mit Abfaffung gleichförmiger Verfügungen über die Preßfreiheit und die Si- 
herftellung der Nechte der Schriftfteller und Verleger gegen den Nachdruck 
befchäftigen. 

Urt. 19. Die Bundesglieder behalten fi) vor, bei der erften Zufam: 
menfunft der Bundesverfammlung in Frankfurt wegen des Handels und 
Verkehrs zwiſchen den verfchiedenen Bundesftaaten, fo wie wegen der Schiff: 
fahrt, nad) Anleitung der auf dem Congreffe zu Wien angenommenen Grund: 
fäge, in Berathung zu treten. | 

Art. 20. Der gegenmärtige Vertrag wird von allen contrahirenden 
Theilen ratificirt werden, und die Natificationen ſollen binnen der Zeit von 
ſechs Wochen, oder mo möglich noch früher, nach Wien an die Eaiferlich oͤſt— 


% 


reichifche Hof- und Staatskanzlei eingefandt, und bei Eröffnung des Bundes 


in das Archiv deffelben niedergelegt werden. 

Zur Urkunde deffen haben ſaͤmmtliche Bevollmächtigte den gegenmärti: 
gen Vertrag unterzeichnet, und mit ihren Wappen befiegelt. So gefchehen 
Wien, den achten Juny im Jahre Eintaufend Achthundert und funfzehn. 

Folgen die Unterfchriften. 


* 





Dieſe teutſche Bundesacte war, wegen der Erneuerung des Kampfes 
gegen den von Elba zuruͤckgekehrten Napoleon, nur in den allgemeinſten 
Grundzügen entworfen und als gültig ausgefprochen worden. Bald er: 
Fannte man die Nothwendigfeit ihrer Ergänzung. Diefe erfolgte im Jahre’ 
1820 in der Schlußacte der Wiener Minifteralconferenzen. 
Doch ereigneten fi) innerhalb und außerhalb Teutſchlands mehrere 
wichtige Vorgänge in dem Furzen Beitraume der fünf. Sahre von 1815— 
1820. In Angemeffenheit zu dem breizehnten Artikel der Bundesacte 
waren in mehreren teutfchen Staaten neue Berfaffungen ins Leben getre= 
ten. So hatte Deftreih am 24 März 1816 die Ständeverfaffung in 
Tyrol hergeftelltz der Großherzog von Weimar hatte am 5, Mai 1816 
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ſeinem Staate eine landſtaͤndiſche Verfaſſung gegeben; im Fuͤrſtenthume 
Schwaͤrzburg⸗ Nüdolſtadt war am 8. Jan. ‚4816 eine Verordnung 
wesen der neuen Organiſation der Staͤnde erſchienen 5 in ber freien Stadt 
Frankfurt am Main. war .am,18. Juli 1816 eine Ergänzungsacte 
per, alten, Frankfurter Sladterfaſſung angenommen worden; im Königs 
reiche Baiern erſchien am 26. Mai 1818 eine neue -Berfaff ungsur⸗ 
kunde; im Koͤnigreiche Wuͤrtemberg am 26. Septbr. 18195 im Koͤ— 
nigreiche Hannover am 7. Dec. 1819 ein Patent, wornach die Staͤn⸗ 
deverſammlung in zwei Kammern getheilt ward; im Großherzogthume 
Baden die Berfaff ungsurfunde vom 22, Auguſt 1818; im Fürften- 
thume Waldeck am. 19, April 1816; im Fürftentfume Sachſen⸗ 
Hilbburghauſen am 19. März, 1818; in Lippe⸗ Schaumburg 
eine ‚Verardnung deshalb am. 15. San. 18165 in Lippe- Detmold 
eine, (aber. bis jest noch nicht ins Staatsleben eingetretene) Verfaſſ. ungs⸗ 
urkunde am 8. Jun. 18193 und im Fuͤrſtenthume Liechtenſtein eine, 
der oſtreichiſchen nachgebildete, ſtaͤndiſche Verfaſſung am 9. Nov. 1818. 

In mehreren andern teutſchen Staaten ſprachen viele Stimmen laut — 
und nicht immer im Tone der Maͤßigung — fuͤr die Verwirklichung des 
dreizehnten Artikels der Bundsacte. Da kam auch bei der Bundes— 
verſammlung zu Frankfurt am Main dieſer wichtige publiciſtiſche Ge⸗ 
genſtand zur Sprache. Namentlich geſchah dies am 5. Febr. 1818 in 
der ſiebenten Bundestagsſitzung dieſes Jahres, in welcher in Betreff der 
Yandftändifcehen Angelegenheit, auf Veranlaffung eines am 22. Dec. in 
der 58ften Sitzung des Jahres 1817 gehaltenen Mecklenburgiſchen Vor— 
trages, abgeftimmt ward. So erklaͤrte am 5. Febr. 1818 der preu— 
ßifche Bundestagsgefandte Hr „Die Anregung, welche von der Meck— 
Yenburg= Schwerinfchen und Medlenburg » Strelisifchen Geſandtſchaft we: 
"gen Erfuͤllung des 18ten Artikels der Bundesacte am 22. Dec. v. 3. 
gemacht‘ worden, iſt der preußifchen Negierung Fein unwillkommner An: — 
"laß, uͤber dieſe Angelegenheit fich näher zu aͤußern. Bis jest hat die 
felbe hierzu deshalb keinen Beruf gefühlt, weil fie ed vorzog, die Eins 
richtung ſtaͤndiſcher Verfaffung in ihren, Landen, deren eigenthümlichen 
"Lage und Verhältniffen gemäß, auf alle Weiſe vorzubereiten, fatt eine 
Berathung zu veranlaflen, von welcher fie ſich, wenigftens für biefen 
Zweck, keinen Erfolg verſprechen konnte.“ 

„Indeß nun einige Bundesftaaten ihre günftigen Verhaͤltniſſe redlich 
benutzt/ amd den Artikel 13 bereit in Ausführung gebracht haben, aud) 
eine Garantie: für die Verfaft 3 bei dem Bunde fuchen, muß es den 
übrigen, welche bis jest ‚noch nicht zu diefem Ziele gelangen können, 
hoͤchſt wuͤnſchenswerth ſeyn, uͤber Alles, was von ihnen zur Ueberwindung 
vorgefundener Schwierigkeiten bereits geſchehen oder vorbereitet iſt, ſich 
naͤher auszuſprechen, und zugleich den ernſten Willen zu PT daß 


*) Ag. Zeit. 1318. St. 47. ©. 186 ff. u 
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eine Verheißung, welche von allen Bundesſtaaten gegeben worden, auch 
von allen erfüllt wınde. Se. Maj. der König von Preußen haben, 
noch ehe die Bundesacte den Grundfag für alfe-teutfchen Staaten auf: 
geftellt, eine fländifche Verfaſſung der ‚Lage ihres Staates für angemeſ⸗ 
ſen erkannt, und die Einfuͤhrung einer ſolchen durch eine Verordnung 
vom 22. Mai 1815 Ihren Landen verkuͤndigt. Nur die Schwierigkeiten 
aller Art, welche ſchon bei einer oberflächlichen Betrachtung des preußi: 
fchen ‚Staates nicht entgehen koͤnnen, haben zwar Feinesweges die Gefin- 
nungen Sr. Maj. geändert, wohl aber verhindert, daß das Föntgliche 
Wort in dem biöher verflofienen Zeitraume in Erfüllung gehen konnte. 
Ein Krieg, welcher alle Kraͤfte bes Ganzen und des Einzelnen für Frei- 
heit und GSelbfiftändigkeit in Anfpruc genommen, war eben beenbigt, 
“und hatte, ber fegendreichen Folgen des Siegeö ungeachtet, in allen Ber: 
hältniffen, befonders der nach dem Tilſiter Frieden der preußifhen Mon: 
archie verbliebenen Provinzen, unendliche‘ Störungen und Berwidelun: 
gen hinterlaffen, welchen die Regierung ihre ungetheilte Aufmerkſamleit 
zuwenden mußte.“ | 

„Verlorne Provinzen waren wieder gewonnen, aber durch neue In⸗ 
ſtitutionen dem Mutterlande entfremdet, ohne bie alten Elar und deutlich 
aufgegeben zu haben.“ 


„Neue Provinzen kamen hinzu, ganz vecſdieden in den, ‚meiften bir: 
gerlichen Einrichtungen. Hierauf brach der. neue Krieg vom Jahre 1815 
aus, und veranlaßte neue Hinderniffe. Der biöherige kurze Zeitraum 
reichte kaum hin, die preußiſchen Provinzen durch ein allgemein uͤberein⸗ 
ſtimmendes Band der Verwaltung an den Staat anzuſchließen. Unter 
den ſo dringenden Sorgen fuͤr die Gegenwart, in den mannigfaltigen 
Reibungen entgegengefeßter politifcher Elemente, in der Unficherheit, welche 
eine unvollfommene Kenntniß und Aufnahme des Zuftandes neuer Pro: 
vinzen begleiten muß, durfte fich die preußifche Negierung die Schöpfung 
ftändifcher Verfaffung, welche Feine Zauberworte hervorzubringen vermoͤ⸗ 
gen, fondern die nur auf dem Boden gründlicher Erfahrung, aus Elas 
ver Kenntniß der Bedürfniffe, und unter der Pflege wechfelfeitigen Vers 
trauens wachfen und ein wahres Leben gewinnen Tann, in einem zweis 
jährigen Zeitraume nicht als Aufgabe fellen. Sie hat aber nie, was 
fie einmal fir das gemeine Wohl ald nothwendig erfannt, aus den Au: 
gen verloren. Nach der allgemeinen Einrichtung der Provinzialbehörben 
in ihren neuen und wieder vereinigten Provinzen hielt fie fir den nöthig- 
ſten Schritt, der ‚fändifchen Verfaffung fih zu nähern, daß fie der ober- 
ften Berwaltung eine Einrichtung binzufügte, wodurch vecht mannigfal- 
tige Anfichten und Kenntniffe von dem Zuſtande der einzelnen Provinzen, 
von Dingen und Perfonen, in die Summe der Berathung gebracht wir: 
den, und fo, unter vielfeitiger Einwirfung, Grundfage recht . practifch 
und anwendbar reifen koͤnnten. Dies ift durch die Errichtung des Staats: 
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raths geſchehen. — Gleich bei.:deffen erſtem Zuſammentritte ernannten 
auch Se. Maj. aus, ſelbigem eine: Commiſſion, welche ſich beſonders mit 
‚der, Berathung über ſtaͤndiſche Verfaſſung beſchaͤftigen ſollte. Von ihr 
find. drei Mitglieder, durch Rang und Wuͤrde ausgezeichnet, in die Pro— 
vinzen ausgegangen, um. bort mit fachverfländigen Männern Rückſprache 
zu nehmen, und die Wünfche und. Bedürfniffe der einzelnen Lande zu 
erkundigen. Die gefammelten Materialien werden nun bald die Sache 
dahin vorbereitet haben, daß ſtaͤndiſche Propinzialeinrichtungen 
wirklich ins Xeben treten koͤnnen, wodurch zur Ausführung der 
Verordnung vom 22: Mai 4845 der wefentlihfte Schritt gefchehen ſeyn 
wird. So wird die preußiſche Regierung .arı der Hand der Erfahrung 
und nach Anleitung des erkannten Bebürfniffegrfestfehrditen, zuerft feft: 
ſtellen, was das Wohlider. einzelnen Provinzen fordert, 

und dann zu Demjenigen:;weiter gehen, was fie für Dad ges 
meinfdame:Band.aller Provinzen in Einem Staate für noͤ— 
:thig und.tangemeffen erfennen wird. Da ſie ſich des ernſten 
Willens bewußt if, ſtaͤndiſche Verfaſſung in dem Augenblicke und in dem 
Umfange. eintreten: zu laffen, wie felbige .eine nur das Wohl der Unter: 

thanen und alte billige’ und gerechte Ausiprüche der öffentlichen Meinung 
darüber beruͤckſichtigende Prüfung für angemeffen. achten wird; fo kann 
auch Fein anderer Verzug ihre Bemühungen aufhalten, ald welcher aus 
innern Schwierigkeiten der Sache felbft entfpringt. Die große Verſchie— 
denheit der teutfchen Bundesftaaten, welche nothwendig auch auf die ftan- 
diſche Verfaffung Einfluß äußert, ‚bringt es mit fich, daß ber Grund: 
fäße, die für alle paſſen, und über eine Zeit, wo.felbige in jedem Staate 
in Kraft treten Fönnen, eine gemeinfame Berathung auf der Bundesver⸗ 
fammlung. wenigftend mit Erfolg nicht Statt finden Fann. Denn nur 
‚aus der innerſten und genaueften .Kenntniß eines jeden Landes, wie fie 
Eingebotnen beiwohnt, aus einer.unmittelbaren Berührung der verfchies 
denen Organe des politifchen Lebens eines jeden unter fich, aus einer 
vertrauenspollen innern Berathung und Verhandlung Fann die Grundlage 
der fändifchen Verfaſſung, die" Art und der Moment ihrer Geburt, na= 
turgemäß und zum wahren Heile der. Sache hervorgehen. — — Ein 
wahres‘ Gedeihen fländifcher Verfafjung kann nur da feyn, wo ein auf: 
richtiger und ernſter Wille iſt, den ‚Art, 13 der teutfchen Bundesacte zu 
erfuͤllen. Dieſe kann man bei allen teutfchen. Staaten vorausfegen, und 
von fehr ‘vielen. ift er auch durch. die rühmlichften Anftrengungen, wenn 
diefe auch bis jeßt noch nicht immer von einem glüdtichen Erfolge gekrönt 
worden, zur allgemeinen Anerkennung bethätigt. Se mehr aber die Er— 
fuͤllung des Artikels einem jeden. Staate zur innern Verhandlung heim: 
gegeben wird; deflo angemeffener ſcheint es dem ganzen DVerhaltniffe des 
Bundes, welcher zu gegenfeitiger innerer und aͤußerer Erhaltung der Ord— 
nung gegruͤndet iſt, daß jeder einzelne Staat von den Fortfchritten, 
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welche er in dem Verfaſſungswerke macht, nach Verlauf eines Zeitraums 
den Bund in Kenntniß ſetze. Iſt auch das Werk ſelbſt bis dahin noch 
nicht vollendet; ſo wird es doch zur eigenen Genugthuung jeder teutſchen 
Regierung gereichen, daß fie für die andern, welche mit ihrer Aufgabe 
bereits zu Stande gekommen, und in ber allgemeinen Erfüllung. des 
13ten Artikels die wahrhafte Garantie ihres befondern Rechtszuſtandes 
erkennen, die Bundesverfammlung von den Statt gefundenen Hindernif- 
ſen unferrichte. Im diefer Abficht wird die preußifche Regierung es ſich 
omgelegen feyn laffen, nach Verlauf eines. Jahres von dem Fortgange 
und der Lage ihrer ftändifhen Einrichtung den Bund in Kenntniß zu 
ſetzen. Es wäre fehr zu wünfchen, daß auch alle übrige Staaten, welche 
noch Feine Stände haben, fich zu derfelben Anzeige, in gleicher Frift, 
vereinigten. Und diefen Wunfch ift die preußifche Gefandtfchaft angewie: 
fen, hierdurch dringend zu erkennen zu geben.“ —— 

Von gleichem Intereſſe war, in. der ſechszehnten Sitzung der Bun: 
desverſammlung vom Jahre 1818, die Erklärung des kaiſerl. oͤſt reach i⸗ 
ſchen Bundestagsgeſandten *). „Als zur Zeit der Wiener Congreßver⸗ 
handlung, und insbeſondere bei der damaligen Eroͤrterung der Bundes: 
acte, die im Laufe der Zeitereigniffe und vielfältiger Territorialveraͤnde— 
rung bewirkte Auflöfung der einzelnen, ftändifchen Verfaffungen ‚in Teutfch- 
land in Anregung Fam, ſchon damals haben fi) Se. Maj. der Kaifer 
über diefen Gegenftand in einer Art erklärt, welche über Allerhoͤchſtdero 
Anfichten Feinem Zweifel Raum laſſen konnte. “Der Artikel 13 der Bun: 
desacte war eines der Refultate der damaligen, Vereinigung der Fürften 
und freien Städte. Er befteht; er muß. demnach ausgeführt 
werben; d. h. eö follen, es müffen in allen teutfihen Staa: 
ten fändifche Verfaffungen beftehen, und folglich da, wo 
e5 deren Feine giebt, eingeführt werden. In der Natur eines an 
feinen beftimmten Zeitpunct gebundenen Verſprechens liegt, daß .deffen 
Erfüllung fo bald und fo gut als möglich Statt finde. Die 
Weisheit der Regierung und ihr, von dem der Regierten unzertrennliches 
Ssntereffe fordern, daß man in einer Angelegenheit von fo großem Ge= 
wichte nach dem Bellen firebe, was unter den gegebenen Umſtaͤnden 
erreichbar iſt. Es unterliegt daher Feinem Zweifel, daß die Vorfchrift 
des 13ten Artifeld der Bundesacte in allen den Staaten, wo landftan- 
diſche Verfaſſungen noch nicht eingeführt, :oder die früher. beftandenen zu 
Grunde gegangen find, in ihrem wahren Sinne und Zwecke vollzogen 
werben muß. So wünfchenswerth aber auch, zur gemeinfhaftli- 
hen Beruhigung der Regenten und der Völker die. möglichfte 
Befchleunigung der auf die landſtaͤndiſchen Verfaſſungen Bezug. habenden 
Vorarbeiten ſeyn mag; fo bilig iſt es jedoch, daß den Regierungen, zur 


*) Allg. Zeit. 1818, ©t. 107, S. 427 £ 
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reifen und erſchoͤpfenden Behandlung eines nicht blos fuͤr die Gegenwart, 
fondern fuͤr die ‚ganze Zukunft jo wichtigen Gefchäfts, die erforderliche 
Zeit .vergönnt werde. Ge. Mai. hielten es nicht außer dem Kreife der 
Geſchaͤftsbefoͤrderung, in dem Praͤſidialvortrage vom 11. Nov. 1816 die 
Vorausſetzung aufzunehmen, daß die nähere Erörterung dieſer Sache 
durch die Bundesverſammlung hätte gewuͤnſcht werden koͤnnen. Da in: 
deſſen, feit jener erſten Hoffnung, die meiften ber Regierungen Den 
Wunſch zu erkennen gegeben haben, dieſe vaterländifche Angelegenheit 
nach den individuellen Verhältniffen der einzelnen Staaten zu behandeln 
und feftzuftellen; : da insbefondere diejenigen Staaten, welche dur) die 
Entſcheidung des Congreſſes bedeutende Zerritorialveränderungen erfahren 
hatten, allerdings damit anfangen mußten, ihren neuen Wirkungskreis 
Eennen zu lernen, die. gerechten Anfprüche ihrer alten und neuen Unter: 
thanen gegen einander abzumägen, und bie verſchiedenen Beftandtheile 
ihres Gebiets zu einem regelmäßigen Ganzen zu verbinden, um ben 
aufzuführenden Gebäude eine fichere Grundlage zu geben; fo fprechen 
Se. Maj., im Gefühle Ihres volleften Vertrauens in die Weisheit der 
Regierungen, den Wunfch aus, daß ber 13te Artikel der Bundesacte in 
den Staaten, welche noch in dem Falle find, ihn zu erfüllen, auf eine 
feinem hohen Zwecke angemefjene Weile zur Vollziehung gebracht, und 
jede nicht in der Sache gegrümdete Verzögerung vermieden werben möge. 
Se. Maj. treten übrigens dem k. preußifchen Antrage, daß binnen Jah— 
vesfrift die Bundesverfammlung von den fernen Einleitungen, und, wo 
möglich von deren endlichem Refultate in Kenntniß gefegt werde, voll: 
kommen bei.” 

Sm Herbfte deffelben Jahres (1818) ward der Congreß zu 
Aachen gehalten, auf welchem Frankreich in die Reihe der fünf euro: 
paͤiſchen Hauptmächte aufgenommen, über das Verfaſſungswerk aber 
nichts Öffentlich verhandelt ward. 

Nachdem aber am 23. März 1819 Sand den ruffifhen Staats: 
rath von Koßebue zu Mannheim ermordet hatte, traten im Auguft 
1819 die Gefandten der fümmtlichen Mitglieder des teutfhen Bundes zu 
Karlsbad zufammen, worauf, als Ergebniß diefer Zufammenkunft, am 
20. Sept. 1819 zu Frankfurt mehrere Beſchluͤſſe *) bekannt gemacht 
wurden, deren Hauptbeſtimmungen folgende waren: 4) daß, nach bem 
Sinne des monacchifchen Princips umd zur Aufrechthaltung des Bundes- 
vereins, die Bundesftaaten, bei Wiedereröffnung der Sigungen, ihre Er: 
klaͤrungen über eine angemeffene Auslegung und Erläuterung 
des 13ten Artikels der Bundesacte abzugeben haben; 2) daß 
inzwifchen, bis eine definitive Erecutionsordnung durd) die beabſich— 
tigten weitern Berathungen zu Stande kaͤme, zur nöthigen Handhabung 
und Ausführung dev nach dem 2ten Artikel für Die innere Sicherheit im 

*) Ag. Brit. 1819. Nr. 276 ff. | 
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Bunde zu faffenden Beſchluͤſſe und erforderlichen Maasregeln, eine pro: 
viforifhe Erecutionsordnung ’eingeführt werden folle; 3) daß, 
mit Vorbehalt der weitern Berathungen des Bundestages, zur gründli: 
chen Verbeſſerung des geſammten Schul- und Univerſitaͤts— 
weſens, ben Gebrechen deſſelben zunaͤchſt und ungeſaͤumt durch Ergreis 
fung von proviſoriſchen Maasregeln abgeholfen, und dieſerhalb der. bes 
treffende Entwurf angenommen werde; 4) daß zur noͤthigen Oberauf— 
fiht über die: Drudihriften und zur Verhütung des: fich ergeben⸗ 
den Mißbrauches derſelben, im Bezug auf Zeitungen, Zeit- und Flug: 
ſchriften, eine proviſoriſche geſetzliche Verfügung allgemein: eingefuͤhrt wer⸗ 
den ſolle; 5) daß eine Gentralbehörde ausfchließlich zur weitern Un: 
terfuchung der, gegenwärtig in mehreren Bundesſtaaten entdeckten, revo⸗ 
lutionairen Umtriebe beſtellt und angeordnet werden ſolle.“ 


Da in eine urkundenſammlung der europaͤſchen Verfaſſungen ie 
fernern Befchlüffe über die genannten vier legten Puncte nicht gehören; 
fo muß hier noch die Erklärung beigebracht werben, welche. der öftrei= 
hifche Präfiviaigefandte in derfelben Sitzung in Hinficht des 13ten Ar⸗ 
tikels der Bundesacte gab: „Wenn der teutfche Bund nicht zerfallen, 
wenn Zeutjchland nicht allen Schrednifjen innerer Spaltung, ‚gefeßlofer 
Willkuͤhr und unheilbarer Zerrüttung feines. Rechts= und. Wohlſtandes 
Preis gegeben werden ſoll; fo muß es für die wichtigſte ſeiner Angele⸗ 
genheiten, fuͤr die Bildung ſeiner kuͤnftigen Verfaſſungen, eine feſte, 
gemeinſchaftlich anerkannte Grundlage gewinnen. Es muß daher eins 
der erſten und dringendſten Geſchaͤfte der Bundesverſammlung ſeyn, zu 
einer gründlichen, auf alle Bundesſtaaten, in welcher Lage fie ſich auch 
gegenwärtig befinden mögen, anwendbaren, nicht von allgemeinen Theo— 
tieen oder fremden Muftern, fondern von teutfchen Begriffen, teutſchem 
Rechte und teutſcher Geſchichte abgeleiteten, vor allem aber der Aufrecht⸗ 
haltung des monarchiſchen Princips, dem Teutſchland nie ungeſtraft un: 
freu werden darf, und. der Aufrechthaltung des Bundesvereines vollkom⸗ 
men angemeſſen in Auslegung und Erlaͤuterung des 13ten Artikels der 
Bundesacte zu ſchreiten. Und fo ſehr auch dahin getrachtet werden muß, 
die landſtaͤndiſche Verfaſſung in allen den Bundesſtaaten, wo ſie nicht 
bereits ihre feſte Exiſtenz hat, ohne weitern Aufenthalt, ja mit dop— 
pelter Thaͤtigkeit ins Werk zu richten; ſo wuͤnſchenswuͤrdig iſt es zugleich, 
daß bei den jetzt in mehrern Bundesſtaaten eingeleiteten, auf die ſtaͤndi— 
ſchen Verfaſſungen Bezug habenden Arbeiten, keine Beſchluͤſſe gefaßt 
werden moͤgen, die mit den hier vorlaͤufig ausgeſprochenen En a 


. irgend eine Weife im Widerfpruche ſtaͤnden 4... 


Brock Monate fodter, am 25. Nov. 1819, waͤrd barauf zu ı Mich 
ein Miniſterialcon greß aller Mitglieder des teutſchen Bundes eroͤff— 
net, um alle in ver. Bundesacte zweifelhaft gebliebene Gegenſtaͤnde über 
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die Innern und äußern Angelegenheiten — zur definitiven Ent: 


fcheidung zu bringen. 
Das Ergebniß diefer Verſammlung war am 15. Mai 1820 die 


C. Schlußacte der über Ausbildung und Befefligung 
des teutſchen Bundes zu Wien gehaltenen Mini— 
ſterialconferenzen, 


welche am 8. Jun. 1820, dem fuͤnften Jahrestage der Unterzeichnung 
der teutſchen Bundesacte, zu Frankfurt am Main als allgemeines Bun- 
beögefeß. angenommen und bekannt gemacht warb. 

Der wörtliche Inhalt diefer wichtigen Urkunde ift folgender: 


Die fouverainen Fürften und freien Städte Zeutfchlands, eingedenk ih: 
ver bei Stiftung des teutfchen Bundes übernommenen Verpflihtung, den 
Beltimmungen der Bundesacte durch ergänzende und erläuternde Grundgefege 
eine zweckmaͤßige Entmwidelung und hiermit dem Bundesvereine. felbft die er- 
forderliche Vollendung zu fihern, überzeugt, daß fie, um das Band, welches 
das gefammte Zeutfchland in Friede und Eintracht verbindet, unaufloͤslich 
zu befeſtigen, nicht laͤnger anſtehen durften, jener Verflichtung und einem 
allgemein gefühlten Beduͤrfniſſe durch gemeinſchaftliche Berathungen Genüge 
zu leiften, haben zu diefem Ende nachſtehende Bevollmaͤchtigte ernannt, 
- nämlich: 


4) Seine Majeftät der Kaifer von Deftreih, König von Hun— 
garn und Böheim: | 
. den Heren Elemens Wenzel Lothar Fuͤrſten von Metternich-Winneburg, 
Fuͤrſten zu Ochſenhauſen, Herzog von Portella, wirklichen geheimen Rath, 
Staats- und Conferenz-⸗, dann dirigirenden Miniſter der auswaͤrtigen An: 
gelegenheiten — — 
2) Seine Majeſtaͤt der König von Preußen: 
den Herrn Grafen Chriſtian Günther von Bernftorff, Shren wirklichen 
geheimen Staats= und Cabinets⸗Miniſter, wie auch Miniſter der auswaͤr— 
tigen Angelegenheiten ıc.; 
den Herrn Friedrich Wilhelm Lubwig Freiherrn von Kruſemark, Ihren 
General-Lieutenant, außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Mi: 
niſter bei Sr. kaiſ. Eönigt. apoftolifhen Majeftät 2c,; und 
den Heren Johann Cmanuel von Küfter, Ihren geheimen Staatscath, 
außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter bei Sr. Mai. 
dem Könige von Würtemberg und Sr. kön. Hoheit dem Großherzoge von 
Baden. - 
| 3) Seine Majeftät der König von Baiern: 
den Herrn Freiheren Friedrich von Zentner, Ihren wirkfichen Staats: 
rath und General: Director im Staatsminifterium des Innern 25 und 
den Herrn Freiheren Johann Gottlieb Eduard von Stainlein, Ihren 
geheimen Rath) und -bevollmächtigten Miniſtet am — koͤnigl. Oeſtreichi⸗ 
ſchen Hofe ꝛc. 
| 73 Seine Majeſtaͤt der König don Sachſen: 
den Herrn Detlev Grafen von Einfiedel, Ihren Cabinets : Miniſter, 
Staats-Secretair der Innern Angelegenheiten ıc.; f 
den Herrn Friedrich Albrecht ‚Grafen von ber Schulenburg⸗ Sipfteroda, 


& 
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Ihren wirklichen geheimen Rath, Kammerherrn und Bevollmächtigten Mini 


fier am Eaiferl. Deftreichifchen Hofe ıc.; und 
den Herrn Hans Auguft Fuͤrchtegott von Globig, Ihren armen Kath ° 
und Kammerhern ı. 
5) Seine mark ber König von Großbritannien: und‘ Han: 
nover: 
ben Herrn Einſt Friebrich Norbert Grafen von Münftei, Ihrein Staats⸗ | 


und Gabinets: Minifter; simbd. 


den Herrn Ernſt Chriftian Georg Kuguft Grafen von Hardenherg,. Ih: 
ven Staats- und Cabinets: Minifter, außerordentlichen und bevollmächtigten 
Abgeſandten an dem Hofe St. kaiſerl. koͤnigl. apoſtoliſchen Majeſtaͤt ic.’ 
6) Seine Majeftät der König von Würtemberg: 
den Herrn Ulrich Lebrecht Grafen von Mandelstoh, Ihren —— 
und außerordentlichen bevollmaͤchtigten Miniſter am kaiſerl. Deſtreichiſchen Hofe ıc. 
7) Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
den Herrn Reinhart‘ Freiherrn von Berfteet, Ihren wirklichen geheimen 
Rath, Staats: Minifter der auswaͤrtigen Angelegenheiten ꝛcʒ; und 
den Herrn Friedrich Carl Freiherrn von Tettenborn, außerordentlichen Ge⸗ 
ſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter am kaiſerl. koͤnigl. Oeſtreichiſchen Hofe ıc. 
8) Seine Koͤnigliche Hoheit der Churfuͤrſt von Heffen: 
den Hexen Freiherrn von Münchhaufen, Ihren geheimen Rath und Rammet: 
heren, außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter am kaiſerl. koͤ⸗ 
nigl. Oeſtreichiſchen Hofe ꝛc. 
9) Seine koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Heſſen: 
den Herrn Earl du Bos Freiherrn da Thil, Ihren wirklichen geheimen Rathne. 


| 10) Seine Majeſtaͤt der König von Daͤnemark, Derzog von 


Holſtein und Lauenburg: 
den Heren Joachim Friedrich Grafen von Bernſtorff, Ihren geheimen 

Conferenzrath, außerordentlichen Abgeſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter 

am kaiſerl. Oeſtreichiſchen Hofe ꝛc. 

11) Seine Majefiät ber. König ber Niederlande, Geoßberzog 

— von Luremburg: 
den Heren Anton Reinhart von Falk, Miniſter fuͤr den öffentlichen 

Untereicht, die National-Induſtrie und die Colonien. 

12) Seine Eöniglihe Hoheit der Großherzog von Sachſen— 
Weimar, und Ihre Durchlauchten die Herzoge von: Sach— 
fen: Gotha, Sabhfen- Coburg, Sachſen— Meiningen und 
Sahfen: Hildburghaufen: 
ben Herrn Cart Wilhelm Freiherrn von Fritſch, Großherzoglich⸗ Sach⸗ 

fon: Weimar: Eifenachifchen wirklichen geheimen Rath und Staatsminiſter ꝛc. 

13) Seine Durchlaucht der Herzog von Braunſchweig— Mol: 

fenbüttel: 
ben Herrn Grafen von. Münfter 10.5; und 
den Herrn Grafen von Hardenberg ıc. F 
14) Seine Durchlaucht ber Herzog von Naffau: 
den Herrn Freiherrn Einſt Franz Ludwig Marfchall von Bieberſtein, 
Ihren dirigirenden Staatsminifie ic. 
15) Ihre Königlichen Hoheiten die Grofherzoge von Med: 
lenburg- Schwerin und Medienburg: Strelig: 
den Herin Leopold Hartwig Freiherrn von Pleſſen, Großherzoglich⸗ 


Mecklenburg- Schweriniſchen Staats- und Cabinetsminiſter ıc. 


16) Ihre Durchlauchten bie Herzoge von Holſtein⸗ Olden-⸗ 
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" gurgr vom AhhartiKöthen, Anhalt Deffau, Anhalt: 
| eh die uͤrſten von Schw atzburg— Sondershau— 


"fen und Rüpdstftddt: — | 
‚den Hereg, Günther Heinrih von Berg, Präfidenten „des Ober⸗ Appel: 
laͤtlonsgerichtz zu "Oldenburg, Herzoglich-Holſtein-Oldenburgiſchen, Herzog⸗ 
id: Anhaltiſ chem und Fuͤrſtlich⸗Schwarzburgiſchen Bundestags: Gef anbten ıc. 
17). Ihre Dürchlauchten bie Fuͤrſten von Hohenzollern: He: 
dingen'und Hohenzollern-Siegmaringen, Liechtenſtein, 
Neuß Ältere und jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, 

Lippe und Walbed: | 
"der Hein Fretheriit‘ von Marſchall ıc. 

18) Die freien Städte Lübel, Frankfurt, Bremen und 
a: ERS Hamburg: 
"den Heten Sohann Friedrich Hach ꝛc. | 

welche zu Wien, nach geſchehener Auswechfelung ihrer richtig befundenen 

Vollmachten, in Cabinets-Conferenzen, zufammengetreten, und, nad) ſorg⸗ 

fältiger Erwägung und Ausgleihung der wechfelfeitigen Anjichten, Wuͤnſche 

und WVorfchläge Ihrer Megierungen, zu einer definitiven Vereinbarung über 
folgende Artikel gelangt find: 

Art. 1. Der teutfhe Bund ift ein völferrechtlicher Verein der teut: 

[hen fouverainen Fürften und freien Städte, zur Bewahrung ber Unabhaͤn— 

gigkeit und -Unverlegbärkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, und zur 

Erhältung der innen und aͤußern Sicherheit Teutfchlands. 

"Art. 2," Diefer Verein. befteht in feinem Innern als eine Gemein: 

ſchaft felbftftändiger, unter fih unabhängiger Staaten, mit twechfelfeitigen 

gleichen Vertragsrechten und WBertrngsobliegenheiten, in feinen aͤußern Ver: 

Hättmiffen über , als eine in politifcher Einheit verbundene Geſammtmacht. 

"Urt 3. Der Umfang und die Schranken, welche der Bund feiner 

Wirkſamkeit vargezeichnet hat, find im der Bundesacte beftimmt, die -der 

Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz diefes Vereins iſt. Indem diefelbe 

die Zwecke des Bundes ausfpricht, bedingte und begränzt fie zugleich deffen 

Befugniffe und Verpflichtungen. ° " 

‚Urt. 4 Der Gefammtheit der. Bundesglieder ſteht die Befugniß der 

Entwickelung und Ausbitdung der Bundesacte zu, infofern die Erfüllung der 

darin -aufgeftellten Zwecke folhe nothwendig maht. Die deshald zu fallen: 

den Befchlüffe dürfen aber mit dem Geifte der Bundesacte nicht im Wis 
derfprudhe ftehen, noch von dem Grundcharakter des Bundes abweichen, 
Art. 5. Der Bund ift ald ein unauflöglicher Verein gegründet, und 
es kann daher der Austritt aus diefem Vereine keinem Mitgliede deffelben freiftehen. 
‚ rt. 6. Der Bund ift, nach feiner urfprünglichen Beltimmung, auf 
die gegenwärtig daran theilnehmenden Staaten befchräntt. Die Aufnahme 
eines neuen Mitgliedes kann nur Statt haben, wenn die Gefammtheit der 

Bundesglieder ſolche mit den beftehenden Berhältniffen vereinbar und dem 

Vortheile des Ganzen angemeffen findet. Veränderungen in dem gegenwaͤrti— 

gen. Befisftande der Bundesglieder Eönnen Feine Veränderungen in den Mech: 

ten und Verpflichtungen derfelben in Bezug auf den Bund, ohne ausdrüd: 
liche Zuſtimmung der Gefammtheit, bewirken. ine freiwillige Abtretung 
auf einem Buntbeögebiete haftender Souverainetätsrechte kann ohne folche Zus 
fimmung nt zih Gunften eines Mitverbündeten gefchehen. 

Art. 7. Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmächtigten fimmt: 
licher Bundesglieder gebildet, - ſtellt den Bund in feiner Gefammtheit vor, 
und iſt das beftändige verfaffungsmäßige Drgan feines Willens und Handelns, 
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-, Urt. 8. Die einzelnen, Bevollmächtigten am Bundestage find von 
ihren Committenten unbedingt abhängig, und dieſen allein wegen getreuer 
Befolgung der ihnen ertheilten Inſtructionen, fo wie wegen ihrer Geſchaͤfts⸗ 
führung überhaupt, verantwortlich. R 

Art. 9. Die Bundesverfammlung übt ihre Nechte und, Obliegenheis 
ten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken aus. Ihre Wirkfamteit 
ift zumächft durch die Vorfchriften der Bundesacte, und duch die in Gemäß: 
heit derfelben befchloffenen oder ferner zu befchliefenden . Grundgeſetze, wo aber 
dieſe nicht zureichen, durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwecke 
beftimmt. | | | . 

Urt. 10. Der Gefammtwille des Bundes wird durch verfaffungsmä- 
pßige Beſchluͤſſe der Bundesverfammlung ausgefprochen ; verfaffungsmäßig aber 
find diejenigen Befchlüffe, die innerhalb der Granzen der Competenz ber 
Bundesverfammlung, nach vorgängiger Berathung, durch freie Abſtimmung 
entweder im engern Rathe oder im Plenum, gefaßt werden, je nachdem das 
— — das. Andere durch die grundgeſetzlichen Beſtimmungen vorgeſchrie— 

en iſt. | — 

Art. 11. In der Regel faßt die Bundesverſammlung die zur Beſor— 
gung der gemeinfamen Angelegenheiten des Bundes erforderlichen. Beſchluͤſſe 
im engern Rathe, nach abfoluter Stimmenmehrheit. Diefe Form der Schluß: 
faffung findet in allen Fällen Statt, wo bereits feftftehende allgemeine. Grund— 
füge in Anwendung, oder befchloffene Gefege und Einrichtungen zur Ausfuͤh— 
rung zu bringen find, überhaupt aber bei allen Berathungsgegenſtaͤnden, 
welche die. Bundesacte oder fpätere Beſchluͤſſe nicht beftimmt davon ausge 
nommen haben. ; | 

Art. 12. Nur in den in der Bundesacte ausdruͤcklich bezeichneten Faͤl⸗ 
Ien, und, wo e3 auf eine Kriegserklaͤrung, oder Friedensfchlußbeftätigung von 
Seiten de$ Bundes ankommt, wie auch, wenn über die Aufnahme, eines 
neuen Mitgliedes in den Bund entfchieden werden foll, bildet fich die Der: 
fammlung zu einem Plenum, SE in einzelnen Fällen die Stage, ob ein 
Gegenftand vor das Plenum gehört, zweifelhaft; fo fleht die Entfcheidung 
derfelben dem engern Rathe zu. Im Plenum findet Feine Erörterung noch 
Berathung Statt, fondern es wird nur darüber abgeflimmt, ob ein im en— 
gern Mathe vorbereitete Befchluß angenommen oder perworfen werben foll, 
Ein gültiger Befhluß im Plenum fest eine Mehrheit von zwei Drittheilen 
der Stimmen voraus. . 2 

Art. 13. Ueber folgende Gegenflände:  _. ee 

1) Annahme neuet Grundgefege, oder Abänderung dev beftehenden ; 

2) organifhe Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten, als Mittel 

zur Erfüllung der ausgefprochenen Bundeszwede; j 

3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4) Religionsangelegenheiten, ' | Ä * 
findet kein Beſchluß durch Stimmenmehrheit Statt; jedoch kann eine defini— 
tive Abſtimmung uͤber Gegenſtaͤnde dieſer Art nur nach genauer Pruͤfung und 
Eroͤrterung der den Widerſpruch einzelner Bundesglieder beſtimmenden Gruͤnde, 
deren Darlegung in keinem Fall verweigert werden darf, erfolgen. 
Urt. 14. Was ingbefondere die organiſchen Einrichtungen betrifft; 
fo muß nicht, nur über, die Vorfrage, ob „folche unter den ohwaltenden Um: 
ftänden nothwendig find, fondern auch: über, Entwurf. und, Anlage derfelben 
in ihren allgemeinen Umwiffen und wefentlihen Beflimmungen,, im Plenum 
und duch Stimmeneinhelligkgit entfchieden werden. ‚Wenn die Entfcheidung 
zu Gunſten der vorgefchlagenen Einrichtung ausgefallen iſt; fo. bkiben die - 
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ſaͤmmtlichen weitern WVerhundlungen über die Ausführung: im Einzelnen der 
engern Verſammlung uͤberlaſſen, welche alle dabei noch vorkommende Fragen 
duch Stimmenmehrheit. entfcheidet, auch, nach Befinden der Umftände, eine 
Commiffion aus ihrer, Mitte anordnet, um bie verfchiedenen Meinungen und- 
Anträge mit möglichfter Schonung und Beruͤckſichtigung der Berhältniffe und 
Münfche der Einzelnen auszugleichen. — 

Art. 15. In Faͤllen, wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertrags⸗ 
maͤßigen Einheit, fondern als, einzelne, ſelbſtſtaͤndige und unabhängige Staa⸗ 
ten erfcheinen, folglich jura. smgalorum. obwalten, oder einzelnen Bundesglie— 
dern eine befondere, nicht: in: den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begrif: 
fene Leiſtung oder Verwilligung für den Bund zugemuthet werden follte, 
kann ohne freie Zuſtimmung ſaͤmmtlicher Betheiligten kein dieſelben verbin- 
dender Beſchluß gefaßt werden. — 

Art. 16. Wenn die Beſitzungen eines ſouverainen teutſchen Hauſes 
durch Erbfolge auf ein anderes uͤbergehen; fo haͤngt es von der Gefammt: 
heit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen Befisungen haften- 
den Stimmen im Plenum, da im. engern.Rathe fein Bundesglied mehr als 
eine: Stimme führen kann, dem neuen Befizer beigelegt werden follen.. 

Art, 17. Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthaltung 
bed wahren Sinnes der Bundesacte, die darin enthaltenen Beftimmungen, 
wenn über deren Auslegung Zweifel entftchen follten, dem Bundeszwede ge: 
maͤß zu erklären, und in allen vorkommenden Fällen den Vorfchriften diefer 
Urkunde ihre richtige Anwendung zu fichern. 

Art. 18. Da Eintracht und Friede unter den Bundesgliedern unge: 
flört aufrecht erhalten werden foll; fo hat die Bundesverfammlung, wenn - 
die. innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Meife bedroht 


oder. geftöut ‚ift, über Erhaltung oder Wiederherſtellung derfelben Rath zu 
pflegen, und die dazu geeigneten Beſchluͤſſe, nach Anleitung der in den fol: 
genden Artikeln enthaltenen Beflimmungen, zu faffen. - 

Art. 19. Menn zwifchen Bundesgliedern IThätlichkeiten zu beforgen 
ober wirklich ausgeübt worden find; fo ift die Bundesverfammlung berufen, 
vorläufige Maasregeln zu ergreifen, wodurd jeder Selbithülfe vorgebeugt und 
der bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende hat fie vor 
allem für Auftechthaltung des Beſitzſtandes Sorge zu tragen. 

Art. 20. Wenn die Bundesögrfammlung von einem Bundesgliede 
zum Schuge des Befisftandes angerufen wird, und der jüngfte Befisftand 
ſtreitig iſt; ſo fol fie für diefert beſondern Fall befugt feyn, ein bei der Sache 
nicht betheiligtes Bundesglied in der Nähe des zu ſchuͤtzenden Gebietes aufz 
zufordern, die Thatfahe des jüngften Befiges, und die angezeigte Störung 
deffelden ohne Zeitverluft durch ſeinen oberften Gerichtshof fummarifch unter: 
ſuchen und darüber einen vechtlichen Beſcheid abfaffen zu laſſen, deffen Voll: 
ziehung die Bundesverfammlung, wenn der Bundesftaat, gegen welchen er. 
gerichtet iſt, ſich nicht auf vorgängige Aufforderung freiwillig dazu verſteht, 
durch die ihr zu dieſem Ende angewieſenen Mittel zu bewirken hat. 

Art. 21. Die Bundesverfammlung hat in allen, nach DVorfchrift der 
Bundesacte bei ihr anzubringenden, Streitigkeiten der Bundesglieder die Ver: 
mittelung ducch einen Ausſchuß zu. verſuchen. Können die entitandenen Strei- 
tigkeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt werden; fo hat fie. die Entfcheidung 
derfelben „durch eine Auſtraͤgal⸗Inſtanz zu. veranlaffen, und dabei, fo lange 
nicht wegen der Auftcägal» Gerichte überhaupt eine anderweitige Uebereinfunft 
zwiſchen den Bundesaliedern Statt gefunden hat, die in dem Bundestags: 
beſchluſſe vom fechzehnten Junius achtzehnhundert und fiebenzehn enthaltenen 
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N 
Vorſchriften, fo wie den, in Folge gleichzeitig an die Bundestagsgefandten er 
gehender Inſtructionen, zu faffenden beſondern Beſchluß zu beobachten. 
Art. 22, Wenn, nach Anleitung des obgedachten Bundestagsbefchlufz 
fes, der oberfte Gerichtshof eines Bundesſtaates zur Auſtraͤgal-Inſtanz ge: 
waͤhlt iſtz fo ſteht demfelben die Leitung des: Proceffes und. die Entfcheidung 
des Streites in allen feinen Haupt: und Nebenpuncten uneingefchränkt und 
ohne alle weitere Einwirkung der Bundesverſammlung, oder der Landesregie⸗ 
tung, zu. Letztere wird jedoch, auf Antrag der Bundesverſammlung, ober 
ber flreitenden Theile, im Fall einer Zögerung von Seiten. des. Gerichts, die 
zur Beförderung der Entfcheidung nöthigen Verfügungen erlaſſen. J 
Art. 23. Wo‘ keine beſondern Entſcheidungsnormen vorhanden find, 
hat das Auſtraͤgal- Gericht nach den in Nechtöftreitigkeiten derfelben Art vor: 
mals von den Reichsgerichten fubfidiarifh befolgten Rechtsquellen, in fofern 
folhe auf die jegigen Verhältniffe der Bundesglieder noch anwendbar find, 
zu erkennen. — | : 

Art. 24. Es ſteht übrigens ben Bundesgliedern frei, ſowohl bei ein= 
zelnen vorkommenden Streitigkeiten, als’ für alle Eünftige Fälle, wegen befon= 
derer Austraͤge oder Compromiſſe übereinzufommen,: wie denn auch frühere . 
Familien: und Vertragsaustraͤge duch Errichtung der Bundes-Auftcägal:In- 
flanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. | 

Art. 25. Die Aufrechthaltung der innen Ruhe und Ordnung in den 
Bunbdesitaaten fleht den Regierungen allein zu. Als Ausnahme kann jedoch, 
in Müdficht auf die innere Sicherheit des gefammten Bundes, und in Folge 
der Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger Hülfsteiftung, die Mit: 
wirkung der Gefammtheit zur Erhaltung oder Miederherftellung der Ruhe, 
im Sale einer Miderfeplichkeit der Untertanen gegen die Regierung, eines 
offenen Aufruhrs, oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundesfthaten, 
Statt finden. u \ ö 

Art. 26. Wenn in einem Bundesftaate durch Widerfeglichkeit der 
Unterthanen gegen die Obrigkeit die innere Ruhe unmittelbar gefährdet, und 
eine Verbreitung aufrührifcher Bewegungen zu fürchten, oder ein wirklicher 
Aufruhr zum Ausbruche gekommen ift, und die Regierung felbft, nach Er: 
fchöpfung der verfaffungsmäßigen und gefeglichen Mittel, den Beiftand des 
Bundes anruft; fo liegt der Bundesverfammlung ob, die fihleunigfte Hilfe 
zur Miederherftellung dee Ordnung zu veranlaffen. Sollte im Iegtgedachten 
Falle die Regierung notorifd außer Stande feyn, den Aufruhr durch eigene 
Kräfte zu unterdrüden, zugleich aber durch die Umftände gehindert werden, 
"die Hülfe des Bundes zu begehren; fo ift die Bundesverfammlung nichts 
befto weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zur MWiederherftellung der Ord⸗ 
nung und Sicherheit einzufchreiten. In jedem Fall aber dürfen die verfüg- 
ten Maasregein von Feiner längern Dauer feyn, als die Regierung, ‚welcher 
die bundesmäßige Hülfe geleiftet wird, es nothwendig erachtet. - 

Art. 27, Die Regierung, welcher eine ſolche Hilfe zu Theil gewor- 
den, tft gehalten, die Bundesverfammlung von der Veranlaffung der eingetres 
tenen Unruhen in Kenntniß zu fegen, und von den zur Befeſtigung der wie— 
berhergeftellten gefeglihen Drdnung getroffenen Maasregeln eine beruhigende 
Unzeige an diefelbe gelangen zu Laffen. | 

"Art. 28. Wenn bie öffentliche Ruhe und gefegliche Ordnung in meh: 
reren Bundesſtaaten duch gefährliche Verbindungen und Anfchläge bedroht 
find, und dagegen nur duch Zufammenwirken dev Gefammtheit zuteichende 
Magsregeln ergriffen werden koͤnnen; fo iſt die Bundesverſammlung befugt 
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und berufen, nach vorgaͤngiger Rüdfprahe mit. den zunaͤchſt bedrohten Re⸗ 
gierungen, folche Maasregeln zu berathen und zu beſchließen. 3.00 
Art. 29.. Wenn in einem Bundesſtaate der Fall einer Juſtiz-Verwei— 
gerung: eintritt, und auf. geſetzlichen Wegen ausreichende Huͤlfe nicht erlangt 
werden kann; ſo liegt ber Bundesverſammlung ob, erwieſene, nach der Ver— 
faſſung und den beſtehenden Geſetzen jedes Landes zu beurtheilende, Be: 
ſchwerden über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und dar 
auf die gerichtliche Huͤlfe nn Bundesregierung, Die zu ber Beſchwerde 
egeben hat, zu bewirken. ’ ee EI AEET: 

— — Ten Forderungen von Privatperfonen deshalb nicht, beftie: 
digt werden können, weil die Verpflichtung, denſelben Genüge zu leiſten, 
zwiſchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beſtritten ift; fo hat' bie 
Bundesverfammlung, auf Anrufen. ber Betheiligten, zuvoͤrderſt eine Aus— 
gleihung auf guͤtlichem Wege zu verfuhen, im Falle aber, daß dieſer Ver— 
fuch ohme Erfolg bliebe, und die in Anſpruch genommenen Bundesglieder 
fi nicht in einer zu beftimmenden Friſt über. ein Compromif bereinigten, 
die rechtliche Entfheidung der "flreitigen Vorfrage durch eine Auſtraͤgal- Ir 
ſtanz zu veranlaffen. \ | —— 

—. Art. 31:, Die Bundesverſammlung hat das Recht und die Verbind— 
lichkeit, fuͤr die Vollziehung der Bundesacte und uͤbrigen Grundgeſetze des 
Bundes, der in Gemaͤßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten Beſchluͤſſe, 
ber durch Austtaͤge gefüllten: ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſe, der unter bie 
Gewährleiftung des Bundes geftellten compromiffarifchen Entfheidungen und 
der. am Bundestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrehthaltung 
der von dem Bunde übernommenen befondern Garantien, zu forgen, aud) 
zu diefem Ende, nach Erſchoͤpfung aller andern bundesverfaffungsmäßigen Mit: 
tel, die erforderlichen Executionsmaasregeln, mit genauer Beobachtung: der in 
in ‚einer beſondern Executionsordnung dieſerhalb feſtgeſetzten Beftimmungen 
und Normen; in Anwendung zu bringen. — — 

Art. 32. Da jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Voll— 
ziehung der Bundesbeſchluͤſſe zu halten, der Bundesverſammlung - aber eine 
unmittelbare. Einwirkung auf.'bie innere, Verwaltung. der. Bundesftanten nicht 
zufteht; fo kann in der Regel nur gegen die Regierung felbft ein Erecutions: 
verfahren Statt: finden. Ausnahmen. von dieſer Negel treten jedoch ein, 
wenn eine; Bundesregierung, in Ermangelung eigener zureichenden Mittel, 
ſelbſt die Hiufe: des Bundes in. Anfpruch nimmt, oder: wenn die Bundesver- 
fammlung unter den im ſechs und zwanzigſten Artikel bezeichneten Umſtaͤn⸗ 
den, zur Wiederheritellung ber: allgemeinen Ordnung und Sicherheit unauf 
gerufen einzuſchreiten berpflichtet ift. — Im erſten Falle muß jedoch immer 
in Uebereinflimmung mit den Anträgen der Regierung, welcher die bundes⸗ 
mäßige Hülfe.: gefeiftet. wird, verfahren, und im zweiten Fall ein Gleis 
— ſobald die Regierung wieder im Thaͤtigkeit geſetzt iſt, heobachtet 
werden. FEAR Ä Br: 

Art. 33. Die Executionsmaasregeln werden im Namen der Geſammt⸗ 
beit des Bundes. befchloffen und. ausgeführt, Die Bundesverfammlung-er= 
theilt zu dem ‚Ende, mit Beruͤckſichtigung aller Localumſtaͤnde und fonftigen 
Berhältniffe, einer ‚oder- mehreren, .bei der Sache nicht, betheiligten, - Regierun: 
gen, den Auftrag zur Vollziehung. der beſchloſſenen Maasregeln, und. beftimint 
zugleich fowohl die Stärke. der dabei zu. vertwendenden Mannſchaft, als bie 
en Zwecke des Erecutionsverfahrens zu bemeffende Dauer 

erjelben, 


Art. 34. Die Regierung, an welche der Auftrag gerichtet ir 
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welche ſolchen als eine Bundespflicht zu übernehmen hat, ernennt zu dieſem 
Behufe einen Civilcommiſſair, der, "in Gemäßheit einer, nach den. Beftin- 
. mungen der Bundesverſanimlung, von der: benuftragten: Negierung. zu ertheis 
lenden beföndern Inſtruction, das Epkcutiönsverfahren unmittelbar leitet. +— 
‚Wenn: dei Auftrag. an mehrere! Regierungen ergangen iſt; fo. beſtimmt die 
DBundesverfammlung;,: welche derfelben‘ den 'Eivikcommiffair zu ernennen hat. 
Die beauftragte Regierung wird während der Dauer des Executionsverfah— 
vens,'die Bundesverſaͤmmlung von: den ‘Erfolge: deffelden in Kenntniß erhal⸗ 
ten, und fie, fobald der Zweck vollftändig erfüllt iſt, von der. Beendigung des 
Geſchaͤfts unterrichtete Es nen 
Urt, 35. Der Bund hat; als Gefammtmacht, das Recht, Krieg, 
Frieden, Bündniffe und andere Vertraͤge zu befchliegen. Nach dem im. zwei⸗ 
ten > Artikel der Bundesacte ausgeſprochenen· Zwecke des Bundes uͤbt derſelbe 
aber dieſe Rechte nur zil ſeiner Selbſtvertheldigung, zur Erhaltung der. Selbft- 
ſtaͤndigkeit und aͤußern Sicherheit Teutſchlands, "und: der Unabhängigkeit und 
Unverletzbarkeit der einzelnen Bundesſtaaten aus... ©. ii si at. 
3er det, 36. Da in demieifften Attikel der Bundesacte ale Mitglieder 
des Bundes fich verbindlich gemacht haben, fowohl ganz Teutſchland, als 
‘jeden einzelnen Bündesftaat gegen jeden Angriff in Schug zu nehmen, und 
fich gegenfeitig ihte Fammtlichen"untet dem Bunde begriffenen Beſitzungen. zu 
garantiren; fo kann Feineinzefnet VBundesftaat von Auswärtigen verlegt wer: 
den, ohne daß die Verlegung zugleich umd im demſelben Maaßen die Ge: 


ſammtheit des Bundes kreffee 


Bagegen find die einzelnen Bundesſtaaten verpflichtet,ivon ihrer ‚Seite 
weder Anlaß zu dergleichen Verletzungen zu geben, noch -ausmärtigen "Staa= 
ten ſolche zugufügen. — Sollte von Seiten. eines fremden Staates über eine 
von einem Mitgliede des Bundes ihm tiderfahrene Verletzung bei: der Bun: 
desvetſammlung Beſchwerde “geführt und diefe gegründet befunden. werben ; :fo 
liegt der Bundesverfammlung ob, das Bundesglied, welches die Beſchwerde 
veranlaßt Hat, zur ſchleunigen und genuͤgenden Abhuͤlfe aufzufordern, und 
mit dieſer Auffotderung, nach Befinden der Umſtaͤnde, Maasregeln, wodurch 
weitern friedeſtoͤrenden Folgen zur rechten Zeit vorgebeugt werde, zu ver—⸗ 
binden. 09 Man ee 
‚u Art; 37. Wenn ein: Bundesftaat." bei einer .gwifchen ihm wumbdı’einer 
auswärtigen Macht entfiandenen Irrung, die Dazwiſchenkunft des: Bundes 
anruft; fo hat die Bundesverſammlung den Urſprung folder Irrung ind das 
wahre Sachverhaͤltniß ſorgfaͤltig zu pruͤfen. — Ergiebt ſich aus dieſer Pruͤ— 
fung, daß dem Bundesſtaate das Net nicht zur. Seite ſteht; fo:'hat. die 
Bundesverfammlung denfetden von Fortfegung des Streites ernſtlich ‚abzus 
mahnen, und die bagehvte' Dazwifchenkunft zu: vertoeigern;. auch. erforderlichen 
Falls zur Erhaltung des Friedensſtandes geeignete Mittel anzuwenden. Er— 
giebt fich das Gegentheilz ſo ift die Bundesverſammlung verpflichtet, dem 
verlegten Bundesitaate ihre wirkſamſte Verwendung und Vertretung angebeis 
hen zu laſſen, und ſolche fo “weit auszubehnen, «als. nöthig iſt, damit dem⸗ 
felben volle Sicherheit und angemeſſene Genugthuung zu heil werde. 
Art. 38. Wenn aus der Anzeige eines Bundesstaates, ‚oder aus ans 
dern "zuverläffigen Angaben, Grund zu der Beſorgniß gefchöpft. wird, daß 
ein einzelner Bundesftaat, oder die Geſammtheit des Bundes, von einem 
feindlichen Angriffe bedroht fen; fo: muß. die Bundesverſammlung ſofort die 
Frage, ob die Gefahr eines folchen Angriffes wirklich vorhanden iſt, in Be— 
rathung nehmen, und darüber in der kuͤrzſtmoͤglichen Zeit einen Ausfpruch 
thun. — Wird die Gefahr anerkannt; fo muß, gleichzeitig mit diefem Aus: 
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ruche, wegen. ber in ſolchem Falle unverzüglich in Wirkfamkeit zu fegenden 
— ein Beſchluß gefaßt werden. Beides, jener Aus: 
ſpruch und dieſer Beſchluß, ergeht von der engern Verfammlung, bie dabei 
nad) der in ihr geltenden .abfoluten Stimmenmehrheit verfährt. a: 

Art. 39. Wenn das Buündesgebiet von einer austärtigen Macht 
feindlich überfallen wird, tritt’ fofort, det Stand des Krieges, eim, und 28 
muß. in diefem Falle, was auch ferner von ber en beſchlof⸗ 
ſen werden mag, ohne weiteren Verzug zu den erforderlichen Ve theidigungs⸗ 


maasregeln geſchritten werden. 


‚Art: 40. Sieht fich, der Bund zu einer foͤrmlichen Kriegserklaͤrung 
genoͤthigt; fo kann ſolche nur in ber vollen Berfammlung, nach / der für Dig 
ſelbe vorgefhriebenen ‚Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen, befchloſſen 
werden, — u 
: Art. 44. Der in der engern Verfammlung gefaßte Beſchluß über die 
Wirklichkeit der Gefahr eines feindlichen Angriffs, verbindet fämmtliche Bun— 
desſtaaten zur Theilnähme an den vom. Bundestage nothwendig erachteten 
DVertheidigungsmansregeln. leicherweife verbindet die in der ‚vollen Ber: 
fammlung ausgefprochene Kriegserklärung fämmtlihe Bundesfbanten zur un— 
‚mittelbaren Theilnahme an dem gemeinfchaftlichen Kriege. 
Art. 42, Wenn. die VBorfräge, ob Gefahr vorhanden iſt, duch, die 
Stimmenmehrheit verneinenid entfchieden wird; fo bfeibt nichts deſtoweniger 
denjenigen Bundesftaaten, welche von- der Wirklichkeit der Gefahr uͤberzeugt 
ſind, unbenommen, gemeinſchaftliche Vertheidigungsmaasregeln unter einander 
zu verabreden. "; — De Br 
Art. 43, Wem in einem‘ Falle, wo es die Gefahr und Beſchuͤtzung 
einzelner‘ Bundesſtaaten gilt, einer der fereitenden Theile auf die förmliche 
Vermittelung des Bundes antraͤgt; fo wird derfelbe, in fofern er e8 der 


Lage der Sachen umd feiner Stellung angemeffen findet, unter votausgeſetzter 
Einwilligung des andern, Theils, diefe Vormittelung übernehmen; jedoch darf 
dadurch der Beſchluß wegen der zur Sicherheit des Bundesgebietes zu ;ergrei= 
fenden Bertheidigungsmaastegeln nicht aufgehalten werden, „noch in ber 
Ausführung der’ bereits befchloffgnen ein Stillſtand oder „eine "Verzögerung 
eintreten. Er — | ER 

Art, 44. Bei ausgebrochenem Kriege ſteht jedem Bundesftaate fret, 


zur gemeinfamen DVertheidigung eine größere Macht zu ftellen, als fein Bun 
bescontingent beträgt; es kann jedoch im diefer Hinficht feine Forderung an 
ben Bund Statt finden. | 

Art. 45. Wenn in einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten oder 
in andern Fällen Berhältniffe eintreten, welche bie Beſorgniſſe einer Ver— 
letzung der Neutralitaͤt des Bundesgebietes veranlaſſen; ſo hat die Bundesver- 
ſammlung ohne Verzug im engern Rathe die zur Behauptung dieſer Neu⸗ 
tralitaͤt erforderlichen Maasregeln zu beſchließen. « 
| Art. 46, Beginnt ein Bundesſtaat, der zugleich außerhalb de3 Bun: 
desgebietes Befigungen hat, in feiner Eigenfchaft als europaͤiſche Macht einen 
Krieg; fo bleibt ein folcher, die BVerhältniffe und Verpflichtungen des Bundes 
‚nicht berührender, Krieg dem Bunde ganz fremd, 

Art. 47. "In den Fällen, wo ein folher Bundesftaat in. feinen au⸗ 
Ber dem Bunde belegenen Befigungen bedroht ober angegriffen wird, £ritt 
für den Bund 'die Verpflichtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungsmaasre⸗ 
geln, oder zur Theilnahme und Huͤlfsleiſtung nur in ſofern ein, als derſelbe, 
nach vorgaͤngiger Berathung durch Stimmenmehrheit in der engern Derfamm: 
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lung, Shae fuͤr das Bundesgebiet erkennt. — Im lettern Falle finden 

die Vorſchriften der vorhergehenden, Artikel ihre greichmäfige. Au hendung 

2.5 Art. 48.Die Beſtimmung der Bundesacte, bermöge welcher, nach 

einmal erklaͤrtem Bundeskriege, ‚Fein‘. Mitglied des Bundes einfeitige, Unter: 

handlungen mit dem Feinde eingeben, noch einfeitig Waffenſuil liſtand oder 

Flieden ſchließen darf, ift. für ſam intliche Bundesſtaaten fie’ “mögen ‚ler 

bald. des Bunde. Beſizungen haben oder nicht, gleich verbindfith, 

Art; 49. Wenn von Selten des Bundes. Unterhandlungen über Ab⸗ 
ſchluß des Friedens oder eines Waffenſtillſtandes Statt finden; ſo hat die 
Bundesverfammlung zu fpecieller Leitung derſelben einen Ausſchuß zu beſtel⸗ 
len, zu dem unterhandlungsgeſchaͤft ſelbſt aber eigene Bevollmächtigte>zu er— 
nennen, und mit gehörigen Inſtructionen zu verfehen. ‘ Die Annahme und 
Beſtaͤtigung eines“ Friedensvertrags kann nuͤr in der vollen Verſammlung 
geſchehen. 

Ark 560. In Bezug auf die auswaͤrtigen Verhatniſſe uͤberhaupt liegt 
der Bundesverſammium ob: 
4) als Organ der Glſammtheit des Bundes fuͤr bie Aufrechthaltung fried⸗ 
licher und freundſchaftlicher Verhaͤltniſſe mit den auswaͤrtigen Staaten 
Sorge zu tragen; 
die von fremden Mächten bei dem Bunde begfaubigten. Gefandten ans 
zunehmen, und, wenn es nöthig befunden: merden ſollte, im Namen des 
Bundes Geſandte an fremde Mächte abzuordnen; 
3) in eintretenden Faͤllen Unterhandlungen fuͤr die Geſammtheit des Bun⸗ 
des zu fuͤhren, und Vertraͤge fuͤr denſelben abzuſchließen; 
4) auf Verlangen einzelner Bundesregierungen, für dieſelben die Verwen⸗ 
dung des Bundes bei fremden Regierungen, und, in gleicher Art, auf 
Verlangen fremder Staaten, die Dazwifchenkunft, des Bundes bei ein⸗ 
zelnen Bundesgliedern eintreten zu, laſſen. 
Art. 51. Die Bundesverfammlung ift ferner verpflichtet, die auf das 
i Militairweſen des Bundes Bezug habenden organiſchen Enrihungen und die 
zur Sicherſtellung feines Gebiets erſorderlichen Vertheldigungẽanſtalten zu 
vbeſchließen. | 

Art. 52. Be; zu Ereichung bir Zwecke und Befargung der Ange: 
legenheiten des Bundes, von der Gefammtheit der Mitglieder Geldbeitrage 
zu leiſten ſind, ſo hat die Bundesverſammlung: 

4) den Betrag. der gewöhnlichen verfaff ungemäßigen Ausgaben, fo weit 

u ſolches im, "Allgemeinen gefchehen kann, feſtzuſetzen; 
2) in vorfommenden Fällen, die, zue Ausführung beſonderer in Hinſicht 
uf anerkannte. Bundeszi:ke gefaßten Beſchluͤſſe, erforderlichen außeror: 
dentlichen Yusgaben und vie zur Veſtreituns derſelben zu. leiſtenden Bei— 
traͤge zu beſtimmen ; 

3) das matrikelmaͤßige Berhiltni, * nach welchem von den. ‚Mitgliedern des 
Bundes beizutragen iſt, feftzufegen; ; .. 

4) die Erhebung, Verwendung ‚und Berechnung der Beindee anzordnen 

und darüber die Aufſicht zu führen... 

Urt. 53, Die durch bie Bumbesäete den‘ "einjetnen. Bundeeſtaaten 
garantirte Unabhängigkeit ſchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung, des 
Bundes in die innere Staatseinrichtung und Stagtsverwaltung aus. Da 
aber die Bundesglieder ſich in dem zweiten Abſchnitte der Bundesacte uͤber 
einige beſondere Beſtimmungen vereinigt haben, welche ih theils auf‘ Ge⸗ 
waͤhrleiſtung zugeſicherter Rechte, theils auf beſtimmte Verhaͤltniſſe der Unter: 
thanen beziehen; ſo Liegt. ber a a ob, ‚die Erfüllung der 
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durch dieſe Beftimmung übernommenen Verbindlichkeiten, wenn ſich aus hin⸗ 
reichend begtuͤndeten Anzeigen ber Betheiligten ergiebt, daß ſolche nicht Statt 
gefunden habe, zu bewirken. Die Anwendung der in Gemaͤßheit dieſer Vers 
bindlichkeiten getroffenen allgemeinen Anordnungen auf bie ‚einzelnen Fälle, 
bleibt jedoch den Regierungen allein überlaffen. 

Art. 54. Da nad dem Sinne des brgizehnten Artikels der Bundes» 
acte, und den darüber erfolgten fpätern Erklärungen, in allen Bundssftanten 
landſtaͤndiſche Verfaffungen Statt finden follen; fo hat die Bundesverſamm⸗ 
fung darlıber zu machen, daß diefe Beflimmung in keinem Bundesflaate uns 
erfuͤllt bleibe. : 

Art. 55. - Den fouverninen Fürften der Bundesſtaaten bleibe überlaf> 
fen, dieſe innere. Landesangelegenheit, mit Beruͤckſichtigung ſowohl der fruͤ— 
herhin geſetzlich beftandenen ſtaͤndiſchen Rechte, als der gegenwärtig obwal⸗ 
tenden Verhaͤltniſſe zu ordnen. 

— Art. 56.. Die: in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtaͤndi⸗ 
ſchen Verfaſſungen koͤnnen nur auf verfaſſungsmaͤßigem Wege wieder abs 
geaͤndert werden. 

Art. 57. . Da der teutſche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouverainen Fürften befteht; fo muß, bem hierdurch gegebenen Grund» 
begriffe zufolge, die gefammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staats 
vereinigt-bleiben, amd der Souverain kann durch eine Iandftändifche Verfaſſung 
nur in der Ausübung beflimmter Nechte an die Mitwirkung der Stände ge 
bunden werden. -- 

Art. 58. - Die im Bunde vereinten fouverainen Fürften dürfen durch 
keine Landftändifche Verfaffung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Ver: 
pflihtungen gehindert oder befchränft werden. 

: Urt, 59. Mo die Deffentlichkeit Iandftändifcher Verhandlungen durch 
die Verfaſſung geftattet ift, muß durch die Gefchäftsordnung dafür geforgt 
werden, daß bie‘ gefeglichen Graͤnzen der freien Aeußerung, weder bei den - 
Verhandlungen .felbft, noch bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf - 
eine. die: Ruhe des einzelnen Bundesſtaats oder des gefammten Teutſchlands 
gefährdende Weiſe überfchritten werden. 

Krt: 60. Wenn von einem‘ Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem. Lande eingeführte landſtaͤndiſche Verfaſſung nachgeſucht 
wird; fo ift die Bundesverfammlung berechtigt, foldhe zu übernehmen. Sie 
erhäft dadurch die Befugnif, auf Antufung der Betheiligten, die Verfaſſung 
aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung oder Anwendung bderfelben ent 
ſtandenen Irrungen, fofern dafür nicht anderweitige Mittel und Wege gefeg- 
lich vorgefchrieben. find, durch gültige Wermittelung oder compromiffarifche 
Entſcheidung beizulegen. 

Art. 61. Außer dem Falle der übernommenen befondern Garantie ei: 
ner landftändifchen Werfaffung, und der Aufrechthaltung der über den drei: 
zehnten Artikel der. Bundesacte hier feftgefesten Beftimmungen, ift die Bun 
‚besverfammlung. nicht berechtigt, in landftändifche Angelegenheiten, oder in 
Streitigkeiten zwifchen den Landesherren und ihren Ständen einzumirken, fo 
lange folhe nicht. den im fechd und zwanzigften Artikel bezeichneten Cha— 
vakter annehmen, in welchen Kalle die Beftimmungen. diefes, fo wie des fie 
ben und zwanzigften Artikels, auch biebei ihre Anwendung finden. — Der 
fechs und vierzigfte Artikel der Wiener Congreßacte vom Jahre achtzehnhun: 
dert und fünfzehn, in Betreff der Verfaſſung der freien Stadt Frankfurt, 
erhäft jedoch hierdurch. Feine Abänderung. | 


ee 62. Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf den bei: 
1 | | 3 
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zehnten Artikel der Bundesacte ſind auf die freien Staͤdte in ſoweit an⸗ 
wendbar, als die beſondern Verfaſſungen und Verhaͤltniſſe derſelben es zulaſſen. 
Art. 63. Es Liegt der Bundesverſammlung ob, auf. die genaue und 
volftändige Erfüllung derjenigen Beſtimmungen zu achten, welche der vier: 
zehnte Artikel der Bundesacte, in Betreff dee mittelbar gewordenen eher 
matigen Neichsftände und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels ‚enthält. 
Diejenigen Bundesglieder, deren Ländern die Befigungen derfelben einverfeibt 
worden, bleiben gegen ben Bund zur unverruͤckten Aufrechthaftung der duch 
jene Beſtimmungen begründeten finatsrechtlichen Verhältniffe verpflichtet. Und 
wenn gleich die, über die Anwendung der in Gemäßheit des viergehnten Ar— 
tieels der Bundesacte erlaffenen Verordnungen oder abgefchloffenen Verträge 
entftehenden, Streitigkeiten in einzelnen Fällen an die competenten Behörden 
des Bundesſtaats, in welchen die Befigungen dee mittelbar gewordenen Für: 
fien, Grafen und Herren gelegen find, zur Entfcheidung gebracht werben 
müffen; fo bleibt denfelben doch, im Falle der verweigerten ‚gefeglichen und 
verfaffungsmäßigen Rechtshuͤlfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile er= 
folgten legislativen Erklärung der durch die Bundesacte ihnen zugeficherten - 
Rechte, der Recurs an die Bundesverfammlung vorbehalten; und diefe ift in 
einem ſolchen Falle verpflichtet, wenn fie die Beſchwerde gegründet. findet, 
eine genügende Abhülfe zu bewirken, ——— — 
Art. 64. Wenn Vorſchlaͤge zu gemeinnuͤtzigen Anordnungen, deren 
Zweck nur durch die zuſammenwirkende Theilnahme aller Bundesſtaaten voll⸗ 
ſtaͤndig erreicht werden kann, von einzelnen Bundesgliedern an die Bundes: 
verfammlung gebracht werden, und diefe. ſich von der Zweckmaͤßigkeit und 
Ausführbarkeit folher Vorſchlaͤge im Allgemeinen überzeugt; fo: liegt ihr ob, 
die Mittel zur Vollführung derfelben in forgfältige Erwägung zu ziehen, und 
ihr anhaltendes Beftreben dahin zu richten, die zu dem Ende erforderliche frei: 
willige Vereinbarung unter den fämmtlichen Bundesgliedern zu bewirken, 
Art. 65. Die in. den befonden Bellimmungen der Bundesartikel 
16, 18, 19 zur Berathung der Bundesverſammlung geftellten -Gegenftände 
bleiben derfelben, um. durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft zu möglichft gleich 
förmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernem Bearbeitung vor 
behalten. Ant — 
Die vorſtehende Acte wird, als das Reſultat einer unabaͤnderlichen Ver⸗ 
einbarung zwiſchen den Bundesgliedern, mittelſt Praͤſidialvortrags an den 
Bundestag gebracht, und dort, in Folge gleichlautender Erklaͤrungen der 
Bundesregierungen, durch foͤrmlichen Bundesbeſchluß zu einem Grundgeſetze 
erhoben werden, welches die naͤmliche Kraft und. Guͤltigkeit, wie bie Bundes: 
acte felbft, haben und dev Bundesverfammlung zur unabweichlichen Richtſchnur 
dienen foll. E ' ’ 
Zur Urkunde deffen haben ſaͤmmtliche hier verfammelte Bevollmächtigte 
bie gegenwärtige Arte unterzeichnet und mit ihren Wappen. unterfiegelt, - 
So gefhehen zu Wien, den funfzehnten des Monats: Mai, im Jahr 
ein taufend acht hundert und zivanzig. 


(1. S.) Fuͤrſt von Metternich. (L. 8.) Ernſt Graf von Hardenberg. 
(L, S.) Graf Bernſtorff. (L. 8.) Graf. v. Mandelslohe. 

(1. 8.) Kruſemark.  (L. S.) Freiherr von Berſtett. 

(L. 8.) J. E. von Kuͤſter. (L. 8.) Freiherr von Tettenborn. 

(L. 8.) Freiherr von Zentner. (L. S.) Muͤnchhauſen. 

(L. 8.) Freiherr von Stainlein. (L. 5) du Bos du’ Thil. 


(L. 5.) Graf von der Schulenburg. (J. S.) 3. Bernſtorff. 
(L. S.) von Globig. | (L. 8.) 4. R. Falk . 


Schlußacte vom 28. Juni 1832. 35 


(b.8.)-Catl Wilhelm Freihr. v. Frſtſch. (. 8.) & 9. Freihetr von Pleſſen. 
(8): E.⸗F. L. Marſchau von Bie⸗ (L, 8) von Berg. 
SELL "||. SEE EEE (L. 8) 83. 3: Hach. 





+ D. Die ſechs Artikel vom 28. Juni 1832. 

: , Bun Ergänzung und thellmeifen Erläuterung einzelner 88. dieſer „Schluß⸗ 
acte” wurden in der: Sigung der teutſchen Bandesverfammlung zu Frankfurt 
am Main'am 28. Zuni 1832 folgende 6 Artikel angenommen, und als 
gültig für den ganzen keutſchen Staatenbund bekannt gemacht. i 
© ..L Da nach dem’ Art. 57 der Wiener Schlußacte die gefammte Staats: 
gewalt in’ dem Dberhaupte des Staates vereinigt bleiben muß, und ber Sour 
verain durch eine landſtaͤndiſche Verfaffung nur in dev Ausübung beſtimm⸗ 
tet Rechte an die: Mitwirtung der Stände gebunden werden kann; fo iſt 
auch ein teutſcher Souverain, als Mitglied des Bundes, zur Verwerfung 
einer hiermit in Widerſpruch fehenden Petition ber Stände nicht nur berech— 
tigt, fondern die Verpflichtung zu: dieſer Verwerfung geht aus dem Zwecke 
‚bes Bundes herver | | 2 

5 IE, Da gleichfalls nach dem Geiſte des eben angeführten Art. 57 ber 
Schlußaete und ‚der Hieraus: hervorgehenden Folgerung, welche der Art. 58 
ausſpticht keinem‘ teutfchen Souverain durch die Landftände bie zur Fuͤh⸗ 
tung einer-den Bundespflicheen und der Landesverfaffung entfprechenden Re: 
gierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen; fo werden Fälle, in 
welchen ftänbifche Verſammlungen die Bewilligung der zur Führung dev Res 
gierung erforderlichen "Steuern auf eine mittelbare ‚oder unmittelbare Meife 
duch die Durchfegung anderweiter Wuͤnſche und Anträge bedingen wollten, 
unter diejenigen Fälle zu zählen ſeyn, auf welche die Art, 25 und 26 ber 
Schlußaete in Anwendung gebracht werden müßten. 

II. Die innere Gefeggebung der teutfchen Bundesſtaaten darf weder 
dem Zwecke des Bundes, wie folher in dam Art: 2 der Bundesacte und 
in dem Art. 4 der Schlußacte ausgefprochen ift, irgend einen Eintrag thun; 
noch darf diefelbe der Erfüllung fonftiger bundesverfaffungsmäßiger VBerbind- 
lichkeiten gegen den Bund, und namentlich der dahin gehörigen Leiſtung von 
Geldbeiträgen, hinderlich feyn. 

IV. Um die Würde und Gerechtfame des Bundes und der den Bund 
tepräfentirenden Verſammlung gegen Eingriffe aller Art ficher zu ftellen, zu: 
gleich aber in den einzelnen Bundesſtaaten die Handhabung der zwiſchen den 
Regierungen und ihten Staͤnden beſtehenden verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe 
zu erleichtern, fol am Bundestage eine mit dieſem Gefchäfte befonders beauf: 
tragte Commiſſion, dor der -Hand-Auf fehs Jahre, ernannt werden, deren 
Beſtimmung feyn wird, insbeſondere auch von dem ftändifhen Verhandlun⸗ 
gen im den teutſchen Bundesſtaaten fortdauernd Kenntniß zu nehmen, bie 
mit. den Verpflihtungen gegen den. Bund, oder mit den durch die Bundes: 
vertraͤge garantirten Megterungsrechten in Widerfpruch jlehenden Anträge und 
Befchlüffe zum Gegenftande ihrer Aufmerkfamkeit zu machen, und der Bun: 
desverfammlung, Davon. Anzeige zu thun, welche demnaͤchſt, wenn fie bie 
Sache zu weitern ‚Erörterungen geeignet findet, ſolche mit den dabei bethei- 
ligten Regierungen zu veranlaffen hat. Nach Verlauf von ſechs Jahren wird 
die Fortdauer der Commiſſion weiterer Vereinigung vorbehaften. 

V. Da nach Art; 59 der Miener Schlufacte, da, tbo Deffenttichkeit 
der landſtaͤndiſchen Verhandlungen durch die Verfaſſung geſtattet ift, bie 
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Grenzen der freien Aeußerung, weder bei den Verhandlungen ſelbſt, noch bei 
deren Bekanntmachung durch den Druck, auf eine die Ruhe des einzelnen 
Bundesſtaates oder des geſammten Teutfchlands gefährdende Weiſe uͤber⸗ 
ſchritten werden darf, und dafuͤr durch die Geſchaͤftsordnung geſorgt werden 
ſoll; ſo machen auch ſaͤmmtliche Bundesregierungen, wie ſie es ihren Bun⸗ 
desverhaͤltniſſen ſchuldig ſind, ſich gegen einander anheiſchig, zur Verhuͤtung 
von Angriffen auf den Bund in den ſtaͤndiſchen Verſammlungen und zur 
Steuerung derſelben, jede nach Maasgabe ihrer innern Landesverfaſſung, die 
angemeſſenen Anordnungen zu erlaſſen und zu handhaben. 
I. Da bie Bundesverſammlung ſchon nach dem Art, 17 der Schluß: 
acte berufen iſt, zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesacte und 
der darin. enthaltenen Beftimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel 
entſtehen follte, dem Bundeszwecke gemäß, zu erklären; fo verfteht es ſich 
von felbit, daß zu einer Auslegung der Bundes- und der Schlufacte mit 
vechtlicher Wirkung auch nur. allein und ausfchliegend ber teutiche Bund bee 
rechtigt iſt, welcher diefes Necht duch fein verfafjungsmäßiged Organ, die 
Bundesverfammlung, ausübt, = | Re 

. Sm Beziehung auf den Mißbrauch ber periodiſchen Preffe fieht 
die Bundesverfammlung dem Vortrage ihrer in der 14, diesjährigen Sigung 
gewählten Commiſſion ‚wegen Einführung gleichförmiger Verfügungen binfichte 
lic) dev Preffe entgegen, um ‚hierauf einen endlichen Befchluß faffen zu kon— 
nen, und fie erwartet mit Vertrauen :von dem Eifer der Commifjion, daß 
fie die ihr übertragene: Aufgabe in dem Sinne obiger-Propofition baldigft 
löfen werde, a - 
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Die erloſchenen BVerfafjungen der beiden, in der Zeit 
des Rheinbundes beftandenen, Staaten: des Königrei- 
bes Weſtphalen, und des Großherzogthums 
Srankfurt. 
A. Verfaſſung des erloſchenen Koͤnigreiches 
Weſtphalen. 


Das Koͤnigreich Weſtphalen ward im Tilſiter Frieden zum Da⸗ 
ſeyn gerufen, und von Napoleon aus vormaligen preußiſchen, churhan⸗ 
noͤveriſchen, berzoglich = braunfchweigifchen, churfürfttich eheffifchen, orani⸗ 
ſchen und einigen Vaſallenbeſitzungen gebildet, zu welchen im März 1308 
die Königlich» fächfifchen Abtretungen, fin den an Sachſen uͤbergegange— 
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nen Cotbuſſer Kreis, hinzükamen. In dieſem neuorganiſirten Staate, 
deſſen König, Napoleons jüngfter Bruder, Hieronymus, ein Mit⸗ 
glied des Rheinbundes ward, ward zwerft auf teutſchem Boden 
eine Verfaſſung eingeführt, welche ber franzoͤſiſchen in vielen Püncten 
nachgebildet war, und auf ‚ältere teutſche ‚Sitte und Örtliche Verhaͤltniſſe 
faſt gar Feine Rüdficht nahm. Die folgenden Berfaffungen in ben teut⸗ 
fchen Staaten des Königs von Baiern (vom I. 1808, bie aber nie 
ing Leben trat), des Großherzogs von Frankfurt (1810) u. des Her: 
zogs von Anhalt» Köthen (1810), wurden mit fleter Ruͤckſicht auf 
dieſe weſtphaͤliſche Verfaffung entworfen und befannt gemacht, ob= 
gleich: nur die des Großherzogthums Frankfurt derſelben ſich am meis 
ſten näherte, und auf fie ald Urbild und Mufter fich bezog. 

Wenn man num gleich zugeſtehen muß, daß manche Beftimmung 
dieſer weftphälifchen Verfaffung zeitgemäß war, und daß in einem, aus 
fo. vielen verfchievenartigen Beſtandtheilen zufammengefegten, Königreiche, 
wie Weftphalen, die ältere in dieſen Landſchaften beftchende Tandftändi: 
ſche Verfaſſung, nad) ihrer fruͤhern Form, nicht fortbeftehen konnte; fo 
enthielt doch auch dieſe Verfaffung zu vieles, was ber teutfchen Sitte 
und dem teutfchen Nattonalcharakter bis dahin völlig fremd war, als daß 
diefe Verfaffung die Wünfche und Beduͤrfniſſe des weftphälifchen Volkes 
hätte befriedigen koͤnnen. w: 

Sie warb übrigens von Napoleon, ald Erobever und Befieger 
der nun von ihm zu einem Königreiche vereinigten Länder, octroirt 
und vorgeſchrieben, ohne daß bie, aus dieſen Ländern zur Begruͤ— 
fung ihres neuen. Königs nach Paris gereiſeten, Deputirten einen eigent- 
lichen Einfluß auf diefelbe erhielten. Das Hauptgebrechen in der Ver— 
faffung des neuen Königreiches Weftphalen war aber, baß, weil der 
Kaifer fich die Hälfte der Allodialdomainen vorbehielt, der Staat in 
finanzieller Hinfiht nie in Ordnung und zu Kräften kommen Eonnte, 
und daß bedeutende Summen jährlih aus demfelben nach Frankreich 
gingen, die für ihn verloren waren. . Wenn alfo auch die Verfaſſung 
die Gleichheit aller Unterthanen wor. dem Geſetze, bie Frei: 
heit des kirchlichen Cultus, die Aufhebung der Leibeigen: 
Ihaft und ber Adelsvorrechte, doc mit Beibehaltung dev biöhe: 
rigen Namen und Grabe des Adels, die Gleichheit der Beſteue— 
rung, die Gründfteuer nah dem Maasſtabe des Fünftels 
des reinen Ertrags, eine neue Repräfentation von hundert 
Individwen, die Begründung von Friedensrichtern und bie bef- 
ſern Formen der Gerihtöverfaffung mit Beflimmtheit ausfprach; 
fo konnte doch das Königreich Weftphalen, ald politiihes Ganzes, zu 
feiner innern Kraft gelangen, weil es, während der fieben Jahre feiner 
Dauer, ‚an allen Kämpfen feines Stifterd Antpeil nehmen, die willkuͤhr— 
liche Erweiterung und Verminderung feines geograpbifchen Umfanges fich 
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gefallen laſſen, und anſehnliche Summen jaͤhrlich an Napoleon ſelbſt und 
an feine mit großen Dotationen ausgeftattete Guͤnſtlinge bezahlen mußte. — 
Nach der Auflöfung des Königreiches Weftphalen gehört diefe Verfaffung - 
zu den Antiquitäten des nordteutfchen Bodens; allein fie darf in der 
Reihe der teutfchen VBerfaffungen aus dem erften Sahrzehnte des neunzehn= 
ten Sahrhunderts nicht fehlen, weil fie ein wichtiges Actenſtuͤck der Zeitges 
ſchichte enthalt, und weil fie in eine vollſtaͤndi ge Sammlung der neus 
verfuchten. Berfaffungen gehört. 


a) Berfaffung vom 15. November 1807. 


Wir Napoleon von Gottes Gnaden und durch die Konftitutionen 
Kaifer der Franzoſen, König von Stalien und Befhüger des 
Rheinifden Bundes 

haben in der Abficht, den 19, Artikel des Tilſiter Friedensſchluſſes ſchleunig in Voll⸗ 

zug zu ſetzen, und dem Koͤnigreiche Weſtphalen eine Grundverfaſfung zu geben, welche 

das Gluͤck feiner Völker fihere und zugleich dem Gouverain, als Mitgliede des rhei⸗ 


nifchen Bundes, "die Mittel gewähre, zur gemeinfchaftlichen Sicherheit und er 
fahrt mitzuwirken, verordnet und verordnen wig folgt: 


Erfier Titel. 
* A Ki: Das Königreid Weftphalen ift aus folgenden Staaten zufammenge: 
eat, naͤmli 
aus den Braunfchweig-Wolfenbüttelfchen Staaten, 
aus dem auf dem linken Ufer der Elbe gelegenen Theile der Altmark, 
aus dem auf dem linken Elbufer gelegenen Theile der Provinz Magdeburg, 
aus dem Gebiete von Halle, 
aus dem Hildesheimifchen und ber Stadt Goslar, 
aus dem Lande Halberftadt, 
aus dem Hohenfteinifchen, 
aus dem Gebiete von Quedlinburg, | 
aus der Grafichaft Mansfeld, 
aus dem Eichsfelde, nebſt Treffurt, Muͤhlhauſen Nordhauſen, 
aus der Grafſchaft Stollberg-Wernigerode, 
aus den Staaten von Heſſen-Caſſel, nebſt Rinteln und Schaumburg, jedoch mit 
Ausnahme des Gebietes von Hanau und Katzenellenbogen am Rheine, 
aus dem Gebiete von Corvey, Goͤttingen und Grubenhagen, BE ven Zubehörun: 
gen von Hohenftein und Eibingerode, 
. dus dem Bisthume Osnabrüd, 
. aus dem Bisthume Paderborn, 
Minden und Ravensberg, 
. aus dee Grafihaft Rietberg-Kaunitz. 


Urt. 2. Wir behalten Uns die Hälfte der Allodialdomainen der Fürften vor, 
um folche zu den Belohnungen zu verwenden, die Wir den Offizieren Unferer Ar: 
ne verfprochen haben, welche Uns im gegenwärtigen Kriege die meiften Dienfte 
leiſteten. 

Die Beſitznahme von dieſen Guͤtern ſoll unverzüglich durch, Unfere Intendanten 
gefchehen, und das Protocoll darüber foll vor dem erfien December mit Zugiehung 
der Landesbehörden aufgefegt werden. - 


Art. 3. Die, befagten Ländern — aufßecasdenttädhen Kriegsfteuern 
folten. abgetragen, oder es ſoll für ihre Abzahlung vor dem erjten December Sicher: 
heit gegeben werben. 

Art. 4. Den 1. Dec. foll der König. durch Commiſſarien, welche Wir zu dem 
Ende ernennen werden, in den Beſitz des vollen une ynd der Souverainetaͤt 
jeines Gebietes geſetzt werben. u — 

Zweiter Titeln 


Art. 5 ‚Das Knigreii ii macht einen Theil bes heiniſchen 2 Bus 
des aus. 
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Skin Eontingent fol aus fünf und zwanzig taufend Mann wirklich dienftthuen: 
der Soldaten von Waffen aller Art beftchen, nämlich: 
20,000 Mann Infanterie, 
33500 +: Kavallerie, 
— 1500 = Xrtillerie. 
Mährend der erften Sahre follen nur zehntaufend Mann Infanterie, zweitau— 


- fend Mann Gavallerie und fünfhundert Mann Artillerie befoldet werden. Die übri: 


% 


gen zwölftaufend fünfhundert Mann follen von Frankreich geftellt werden und die 
Garnifon von Magdeburg bilden. Diefe zwötftaufend fünfhundert Mann follen vom 
Könige von Weftphalen befoldet und gekleidet werben. 


Dritter Zitel. 


Art. 6. Das Königreich Weftphalen fol in des Prinzen Hieronymus 
Napoleon directer, natürlicher und vechtmäßiger Nachkommenſchaft männlichen 
Gefchlechts, in Folge der Erfigeburt und mit beftändiger Ausſchließung der Weiber 
und ihrer Nachkommenſchaft, erblich feyn. 

- Balls der Prinz Hieronymus Napoleon Eeine natürliche und vechtmäßige 
Nachkommenſchaft haben würde, fol der Thron Weftphalens Uns und Unfern na: 
tuͤrlichen und rechtmäßigen oder adoptirten Erben und Nachkommen, 

in Ermangelung biefer, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen des Prin: 
zen Joſeph Napoleon, Königs von Neapel und Sicilien, 

in Ermangelung diefer Prinzen, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen 
des Prinzen Ludwig Napoleon, Königs von Holland, k j 

und in Ermangelung dieſer letztern, den natürlichen und rechtmaͤßigen Nachkom⸗ 
men des Prinzen Joachim, Großherzogs von Berg und Cleve, anheim fallen. 

Art. 7. Der König von Weftphalen und feine Familie find in dem, was jic 


i betrifft, den Verfügungen der Eaiferlihen Familienftatuten unterworfen. 


Art. 8, Im Falle der Minderjährigkeit fol der Regent des Königreichs von 
Uns oder Unfern Nachfolgern, in Unferer Eigenfchaft als Haupt der Eaiferlichen Fa: 
milie, ernannt weiben. 

Er foll unter den Prinzen der Eöniglichen Familie gewählt werben. 

; ER Minderjährigteit des Königs endigt fi) mit dem zurüdgelegten achtzehn⸗ 
en Sahre. ' 

Art. 9. Der König und die Eönigliche Familie haben zu ihrem Unterhalte einen 
befondern Schas, unter dem Titel Kronſchatz, welcher fünf Millionen Franken Re: 


venuͤen beträgt. 


Der Ertrag der Domanialwaldungen und ein Theil der Domainen find zu die: 
ſem Behufe beftimmt. Falls der Ertrag der Domainen nicht zureichend feyn würde; 
fo fol das Fehlende aus. der GStaatscaffe mit einem Zwölftel jeden Monat zuge: 
Ichoffen werben. 


Vierter Titel, 


Art. 10, Das Königreih Weftphalen fol durch Gonftitutionen regiert wer: 
den, welche die Gleichheit aller Unterthanen vor dem Gefege und bie freie Ausuͤbung 
des Gottesdienftes der verfchiedenen Religionsgefellfchaften feſtſetzen. 

Art. 11. Die Landftände dee Provinzen, aus welchen das Königreich befteht, 
fowohl die allgemeinen als die befondern, alle politifche Gorporationen dieſer Art 
und alle Privilegien befagter Gorporationen, Städte und Provinzen, find aufgehoben. 

‚ rt. 12%, Gleichergeftalt find alle Privilegien einzelner Perfonen und Fami— 
er ob fofern fie mit den Verfügungen vorftchenden Artikels unverträglich find, 
aufgehoben, 

Urt. 13, Alle Leibeigenfchaft,. von welcher Natur fie ſeyn und wie fie heißen 
möge, ift aufgehoben, - indem alle Einwohner des Königreichs die nämlichen Rechte 
genießen follen. j F 

Art. 14. Der Abel‘ fol in feinen verſchiedenen Graden und mit feinen ver— 
ſchiedenen Benennungen fortbeitehen, ohne daß folcher jedoch ein ausfchliependes Recht 
zu irgend einem Amte, Dienfte oder einer Würde, noc Befreiung von irgend einer 


öffentlichen Laſt verleihen koͤnne. J 


Art. 15. Die Statuten der abeligen Abteien, Priorate und Capitel follen dahin 
abgeändrrt weuben, daß jeder Unterthan des Reiches darin zugelaffen werden koͤnne. 
Art. 16 Es Folkı ein. und daſſelbe Steuerſyſtem für alle Theile des König: 


‚reiches ſeyn. Die Grundfteuer fol das Künftel der Reveniten nicht überfteigen dürfen. 


Art. IN Das Miecchſoſtem und. base der Maaße und; Gewichte, welche 
dermalen in Frankreich beftshen, ſollen im ganzen Königreiche eingeführt werben. 
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Art. 18, Die Muͤnzen follen mit dem Wappen RN und mit dem 
Bildniſſe des Königs geihlagen werden. 
Sunfter Zitel, 

Art. 19, Cs follen vier Minifter feyn, nämlich : 
einer für das Juſtizweſen und die innern Angelegenheiten, 
einer für das Kriegswefen, 
einer für die.Binanzen, den Handel und den Öffentlichen Schatz; 
e3 foll ein Minifter Staats-Secretaͤr ſeyn. 


Urt. 20. Die Miniſter find, jeder in feinem Fache, für die Bollziehung der 
Gefege und der Befehle des Königs verantwortlich). 


Schfler Titel. 


Art. 21. Der Staatsrath foll zum wenigften aus fechszehn und höchftens aus 
fünf und zwanzig Mitgliedern beftehen, welche vom Könige ernannt werden, und 
deren Ernennung von ihm nad) Gutdünfen zurückgenommen werben kann. 

Er fol in drei Sectionen abgetheilt werden; nämlich: 

Section’ des Suftizwefens und der innern Angelegenheiten, 
Section des Kriegsweſens, 

Section des Handels und der Finanzen. 

Der Staatsrath fol die Verrichtungen des Caſſationsgerichts verſehen. Cs 
ſollen fuͤr die Geſchaͤfte, welche geeignet ſind, vor das Caſſationsgericht gebracht zu _ 
werden, und für die fireitigen Fälle in Verwaltungsfachen, Advocaten bei demfelben 
angeftellt werden. 

Art. 22. Das Gefek über die Auflagen, oder das Finanzgeſetz, die Civil» und 
rn Seite ſollen im Staatsrathe discutirt und entworfen werden. 

Art, 23, Die im Staatsrathe entworfenen Gefege follen den von ben Stän- 
den —— Commiſſionen mitgetheilt werden. 

Dieſe Commiſſionen, deren drei ſeyn ſollen, naͤmlich eine Finanzcommiſſion, eine 
&ommiffion bes bürgerlichen Suftizwefens, und eine Commiffion des peinlichen Zus 
flizwefens, follen aus fünf Mitgliedern beftchen, welche in jeder Seffton ernannt 
und erneuert werben müffen. 

Art. 24. Diefe tändifchen Commiſſionen Eönnen mit dem refpectiven Gectionen 
des Staatörathes die ihnen mitgetheilten Gefegesentwürfe discutiren. 

Die Bemerkungen beſagter Commiſſionen ſollen im verſammelten, vom Koͤnige 
praͤſidirten, Staatsrathe verleſen, und es ſoll, wenn man es noͤthig finden wird, 
uͤber die Modificationen, deren die Geſetzesentwuͤrfe fuͤr empfaͤnglich werden gehalten 
werden — werben: 

Art. 25. Die definitiv angenommene Redaction der Gefegesentwürfe ſoll durch 
gritglieber bes Staatsrathes unmittelbar den Ständen überbracht werden, welche, 
nad) Anhörung der Beweggründe jener Gefegesentwürfe und der Berichfe der Com: 
miffion, darüber berathfihlagen werben. . 

Art. 26, Der Staatsrath hat bie Verwaltungs: Verordnungen zu biscufiren 
und Live yon — 

r hat über die unter den Verwaltungs: und gerichtlichen Behoͤr⸗ 
den ſi Fr —— Jurisdictions⸗Streitigkeiten, uͤber die ſtreitigen Verwaltungs⸗ 
gegenſtaͤnde und uͤber die Frage zu erkennen, ob Verwaltungsbeamte vor Gericht 
geſtellt werden koͤnnen und ſollen? 

Art. 2. Der Staatsrath hat, in Ausübung feiner —— nur eine ber 


rathende Stimme. 
Siebenter Titel, 


Art. 29, Die Stände des Neiches follen aus Hundert‘ Mitgliedern beftchen, 
welche durch die Departementscollegien ernannt ‚worden, naͤmlich: fiebenzig werden 
gewählt aus der Klaffe der Grundeigenthümer, funfzehn unter den Kaufleuten und, 
Kabrifanten, und funfzehn unter den Gelehrten und’ ‚anbern —— welche ſich 
um ben Staat verdient gemacht haben. 

Die Mitglieder der Stände bekommen keinen Gehalt. a 

Art. 30. Sie follen aller drei Jahre zu einem Drittel erneuert werden; bie 
austretenden Mitglieder Fönnen unmittelbar wieder gewählt werben. — 

Art. 31. Der Praͤſident der Staͤnde wird vom Koͤnige — 

Art. 32. Die Stände verſammeln ſi ih. —8 die vom ‚Könige anbfotene Zu⸗ 
ſammenberufung * 4). EEE — 

Sie ** bloß — ep Rheth· aſnmonb weerwoirt penete und 
aufgelöfet werden’; "ie ung a ana u. “ 
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Art. 33, Die Stände berathfchlagen über die vom Staatsrathe Berfaßten Ge: 
feßesentwürfe, welche ihnen auf Befehl des- Königs vorgelegt worden, ſowohl über 
die Auflagen ober das jährliche Finanzgefeg, als über die im Givilgefegbuche und 
im Muͤnzſyſteme vorzunehmenden Veränderungen. 

‚ Die gedruckten Rechnungen der Minifter follen ihnen alle Jahre vorgelegt werben. 

Die Stände berathfchlagen über die Gefegesentwürfe im geheimen Scrutinium 
durch abfolute Mehrheit der Stimmen. 


Achter Titel, 


Art. 84, Das Gebiet fol in Departemiente, die Departemente in Difkricte, 
die Diftricte in. Cantone, und diefe in Municipalitäten eingetheilt werben. 

Die Zahl der Departemente foll weder unter acht, noch über zwölf feyn. 

Die Zahl der Diſtricte fol in. einem Departemente weber unter drei, noch Über 
. fünf feyn. 
Neunter Fitel, 


Urt. 35. Die Departemente follen durch einen Präfecten verwaltet werben. 

Es fol in jedem Departemente ein Präfecturrath für die ftreitigen Sachen, und 
ein General:Departementsrath feyn. | 

Art, 36, Die Diftricte follen durch einen Unterpräfecten verwaltet werben. 

Es Toll in jedem Diftricte oder in jeder Unterpräfectur ein Diftrictsrath feyn. 

Urt. 37. Jede Municipalität fol durdy einen Maire verwaltet werben. 

Es ſoll in jeder Municipalität ein Municipalvath feyn. 

Art. 38. Die Mitglieder der General-:Departementsräthe, der Diftrictsräthe 

und der Municipalräthe jollen aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert werben. 


Zehnter Titel, 


re a 39. Es fol in jebem Departemente ein Departements-Collegium gebil- 
et werben. 

Art. 40. Die Zahl der Mitglieder der Departements:Collegien ſoll durch bie 
Zahl der Bewohner deö Departements beftimmt werben, fo daß ein Mitglied auf 
taufend Bewohner deffelben kommt; doch darf die Zahl der Mitglieder nicht unter 
zweihundert feyn. 

Art. 41. Die Mitglieder der Departements⸗Collegien follen vom Könige ernannt 
und folgendermaßen gewählt werben, nämlich: 
WVier Sechſtel unter den fechshundert Hoͤchſt-Beſteuerten des Departements, 

ein Sechſtel unter den reichften Kaufleuten und Fabrikanten, 

und ein Sechftel unter den ausgezeichnetften Gelehrten und Künftlern, und un: 
ter den Bürgern, welche fich am meiften um den Staat verdient gemacht, haben. 

Art. 42. Es kann niemand, der nicht volle 21 Sahre alt ift, zum Mitgliede 
eined Departements:Eollegiums ernannt werden. 

Art. 45. Die Functionen der Mitglieder der Departements-Gollegien find Ie- 
— es kann keines derſelben anders, als durch einen Urtheilsſpruch, ent: 
etzt werden. 

Art. 44, Die Departements-Collegien ſollen die Mitglieder der Stände ernen- 
nen, und dem Könige Candidaten für die Stellen der Friedensrichter, Departements, 
Diſtricts- und "Municipalväthe vorſchlagen. 

Tür jede zu machende Ernennung follen zwei Gandidaten vorgefchlagen werben. 


Eilfter Titel. 


‚Art:45. Der Coder Napoleon foll vom 1. Sanuar 1808 an das bür- 
gerliche Gefegbuch des Königreiches Weitphalen feyn. 
Art. 46. ' Das gerichtliche Verfahren ſoll öffentlich ſeyn, und in peinlichen 
Faͤllen folen die Geſchwornen⸗Gerichte Statt haben. Diefe neue peinliche Juris⸗ 
prudenz ſoll ſpaͤteſtens bis zum 1. Julius 1808 eingefuͤhrt ſeyn. 

Art. . Sn jedem Cantone ſoll ein Friedensgericht, in jedem Diſtricte ein 
Eivilgericht erſter Inſtanz, und in jedem Departemente ein peinlicher Gerichtshof, 
und für. das ganze Königreich ein einziger Appellations-Gerichtshof ſeyn. 

Urt. 48, Die Sriedensrichter follen vier Jahre lang im Amte bleiben, und 
follen ſogleich darauf wieder gewählt werben Eönnen, wenn fie ald Candidaten von 
den Departements-Gollegien vorgefchlagen worden. —— 
Art. 49, ‚Der xichterliche Stand: iſt unabhaͤnggg. 

Urt. 50, Die Richter werden vom Koͤnige ernannt. um 
Ernennungen auf: Lebenszeit ſollen fie erfi erhalten, wenn man, nachdem fie 
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ihr Amt fünf. Jahre lang werben verwaltet haben, überzeugt feyn wird, * ſi ie in 
ihren Aemtern beibehalten zu werben verdienen. 

Urt. 51. Das Uppellationsgericht Tann auf die Denunciation des föniglichen 
Prochrators fowohl, als auf jene eines feiner Präftdenten, vom Könige die Abſetzung 
eines Richters begehren, welchen es in der Ausuͤbung ſeiner Amtsverrichtnngen einer 
Verletzung ſeiner Pflichten fuͤr ſchuldig haͤlt. 

In dieſem einzigen Falle ſoll bie Amtsentfeßung eines Richters vom Könige 
ausgefprochen werden können. 

Art, 52. Die Urtheile der Gerichtspöfe und Zribunale werben im Namen des 


Königs —— 


— 


Er allein kann Gnade ertheilen, die Strafe erlaſſen oder mildern. 


Zwoͤlfter Titel. 


Art, 58. Die Militär:Eonfeription foll Grundgefeß bes Königreiches Weft: 
Wal feyn. Es dürfen keine Werbungen für Geld Statt haben. 


Dreizehnter Zitel, 


Art. 54. Gegenwärtige Conftitution ſoll durch Königliche, im Staatsrathe 
discutirte, Verordnungen ergänzt werben. 
- Urt. 55. Die Geſetze und Verwaltungs: Verorbnungen follen. im Gefeß-Bulles 
tin bekannt gemacht werden, und. haben zu ihrer Berbindlichkeit Feiner anderweiten 
Publications⸗ Xormalitaͤt nöthig. 


Gegeben in Unſerm Pallafte zu Fontainebleau, am 15ten Tage bes Monats 
November des Jahres 1807. 
Unterfchrieben: Napoleon. 
- Auf Befihl des Kaiferg, 
der Minifter Staats-Secretaͤr 
Dugo B. Maret. 


Bir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Conſtitu⸗ 
tionen König von Weſtphalen, franzoͤſiſcher Prinz ꝛc. ꝛc. 
Vach Anſicht der Conſtitution des Koͤnigreiches Weſtphalen, vom 15. Nov. 1807, 
Befehlen, daß dieſelbe ins Gefeg-Bulletin eingerücdt und im ganzen Umfange bes 
Koͤnigreiches bekannt gemacht werden ſoll. 
Gegeben in_Unferm koͤniglichen Pallafte zu Napoleonshöhe am 7. December 
1807, im 1ften Sabre. Unferer Regierung. 
‚ ——— — Napoleon. 
Auf Befehl des Koͤnigs, 
in Abweſenheit des Miniſters Staats-Secretaͤrs, 
ber Kabinets-Secretaͤr 
Unterſchrieben: Couſin von Marinville. 
Als gleichlautend beſcheiniget, 
der proviſoriſche Miniſter des Juſtizweſens und 
der innern Angelegenheiten 
Simeon. 





b) Ergänzungsftatut vom .23. December 1808. 
Wir Hieronymus Napoleon %. 26 


‚haben, in Erwägung, daß bie allgemeine Verwaltung ber Juſtiz und des Innern 


täglich zu viele und zu verſchiedene Gegenſtaͤnde darbietet, als daß Unfer, mit dieſen 
beiden Departements zugleich beauftragteg,. Minifter bie zahlreichen und. wefent- 
lich von einander abweichenden. Detaild derfelben allein bearbeiten könnte; Kraft 


des 54. Artikels der Conſtitutionsurkunde, welche verfügt, daß die Epnflitution 


durch Bu Uns erlaffene, und im — — ka ——— 
werden ſoll; — 
nach Anhoͤrung un ers St atsrathes, RU 
beſchloſſen, und beſchließen Folgendes:; | 
Art. 1. Die allgemeine Berwaltunät vie ‚Buftiz und des ginern on, vom 1. 
— 1809 an — zwei gefrenhiter Miniſterien bilden. St 
Art. 2 Die Attributionen: des Juſtiz⸗Miniſteriums fihda 1.0r 


. 
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Die gewöhnliche (Laufende) Eorrefpondeng mit den Gerihtshöfen und Zribuna- 
ten, und mit den koͤniglichen Prochratoren in allem, was auf die Verwaltung der 
Juſtiz, fowohl in Civil» als in peinlihen Sachen, Bezug hat; die Organifation 
ver Gerichtshöfe, Tribunale und Sriedensgerichte, und die. Ausübung des Rechts der 
Oberaufſicht, und der Zurechtweiſung; das Notariats: und Hypothekenweſen; 
“Die Berichte über die Begnadigungsgefuche und die an bie Zribunale zu ma: 
ende Verfendung der Gnabenbriefe, und folcher, welche eine Milderung ber Stra: 
en enthalten; Ä 
” nn Berichte über ſolche Fragen, welche eine Auslegung der Gefege nothwen⸗ 
dig machen; = 

. Die Rechenſchaft, welche dem Könige in Hinfiht der gefammelten Bemerkun: 
gen über die verfchiebenen Zweige der Gefeßgebung, über die Mißbraͤuche, welche 
in die Ausübung der Zuftiz ſich eingefchlihen haben, und über die Difciplin ber 
Tribunale abzulegen iſt; die Anweiſung zue Bezahlung aller, die gerichtliche Ord— 


nung betreffenden, Ausgaben; das Abdrucken der Gefege, koͤniglichen Decrete, Pros. 


clamationen oder Verordnungen in dad Bulletin, und die Verfendung deffelben an 


ale Behörbenz 


Der Vorſitz in Unſerm Staatsrathe, wenn derfelbe, in Gemäßheit des 22. Ar⸗ 
tifels der Gonftitutionsurkunde vom 15. Nov. 1807, die Geſchaͤfte des Caſſations— 
gerichts. verficht ; «. : 

Die hohe Polizei des Königreiches. Ä 

Art. 3. Die Atteibüutionen des Minifteriums des Innern find: 
. +:Die Correſpondenz mit den Präfecten, und die Oberaufficht über die Ver: 
waltung; = 
D% Aufrechthaltung der die Departementscollegien und die Generalz, Departe- 
ments, Diftrictd- und Municipalräthe betreffenden Gejese; 

Das Perfonale der Ernennungen der temporairen und gänzlichen Dienftent: 
feßung ber Präfesten, Unterpräfeeten und Maire; 

" Das Rechnungsweſen der Departements und der Gemeinden; 
Die Gefängniffe und Zuchthäufer ; 
.. Die Eivilhofpitäler, die zur Aufnahme der Bettler beftimmten Gebäude, bie 
Öffentlichen Unterflügungs- und Wohlthätigkeitsanftalten ; 
Der Ackerbau, die Baumfchulen und Schäfereien; der öffentliche Gottesdienft, 
die Induſtrie, die, Künfte und Gewerbe; 
. * Praͤmien und Aufmunterungen, die Geſundheitsmaßregeln, die Maße und 
ewichtez ur 
‚Der öffentliche Unterricht, die Mufeen, Volksfeſte, Univerfitäten und Theater; 

"Die Verfertigung der Bevoͤlkerungs- und der flatiftifchen Zabellen, fo wic der: 
jenigen üben ben Zerritorial-Ertrag 5 

Die öffentlichen Arbeiten, mit Ausfchluß der Kanäle und Chauffeen, welche bis 
zum 1. Januar 1810 fortfahren werben, zu ben Attributionen des Finangminifte- 
riums zu gehören, von biefer Zeit am gerechnet aber einen Theil der Attributionen 
des Minifteriums des Innern ausmachen follen. 

Es iſt Unfer Wille und Befehl, daß das gegenwärtige Statut, mit dem Staats: 
fiegel verſehen, in das Gefesbulletin eingerüdt, und an die Gerichtöhöfe, Zribunale 
und Berwaltungsbehörben gefandt werde, damit diefelben es in ihre Regifter ein: 
tragen, ſich genau darnach richten, und auf defien Beobachtung halten; Unfer Su: 


ſtizminiſter ift beauftragt, über die Vollziehung deffelben zu wachen. 
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Gegeben in Unferm koͤniglichen Palaͤſte zu Caſſel, am 23. December 1303; im 
ten Iahre Unfrer Regierung. 





B. Berfaffung des erlofhenen. Großherzogthums 

— Frankfurt. | a 

“ AUSM Reichſdeputationshauptſchluſſe vom 25. Febr. 1803 die bei: 
den Würden der” geifttichen Churfürften von Trier und Coͤln aufgehoben 
‚wurden, Eonnte Auch der Churfiaat Mainz, deffen Hauptfladt an 
Frankreich Abgetretch worden vd, unter biefer Benerinung nicht fortbe: 
flehen. : Der Veste Churfinft von Mainz Friedrich Ri Joſeph, war am 


4 Großherzogthum Frankfurt: 


26. Zuli 1802 geftorben,  imd fein Coadjutor, Freiherr Karl von Dal: 
berg, nahm durch den Reichödeputationshauptfchluß den Namen: Chur: 
fürft» Erzfanzler an, behielt aus den Trümmern des Mainzer Chur: 
flaates das Fürftentbum Afchaffenburg, und gewann außerdem noch 
das bisherige Bisthum Regensburg, mit der freien Reichsſtadt 
Regensburg und ber freien Reichsſtadt Weslar. — Als darauf der 
Churfürft:Erzkanzler am 12. Juli 1806 dem Rheinbunde beitrat, ward 
fein Zitel in die Benennung Fuͤrſt Primas des Rheinbundes verwan- 
delt. Zugleich erhielt er durch die rheiniſche Confoͤderationsacte Die bis⸗ 
herige Reichsſtadt Frankfurt, und die Souverainetät über einige 
ritterfchaftliche Gebiete, — ine Folge des Wiener Friedens vom 14. 
Det. 1809 war es aber, daß Napoleon, als Protector des Rheinbundes, 
am 1. März 4810 den bisherigen primatifchen Staat in das Groß: 
herzogthum Frankfurt verwandelte, wodurch der letzte geiftliche 
Staat in Zeutfchland aufgehoben ward. Zugleich) warb der Vicekoͤnig 
von Stalien, Eugen, zum Eünftigen Nachfolger des Großherzogs beftimmt, 
und, für dad an Baiern abgetretene Fürftenthum Regensburg, Fulda 
und Hanau (mit einigen Ausnahmen) dem neuen großherzoglichen Staate 
einverleibt. — Nach der Völferfchlacht von Leipzig verließ der Großher: 
zog am 30. Sept. 1813 feine Staaten und ging nach Koflnig, wo er 
am 30. Oct. feine Regierung niederlegte. Die Stadt Frank— 
furt erhielt durch die Verbündeten ihre vorige politifche Selbftftändigkeit 
wieder; Hanau Fam an Heffen-Gaffel zurüd, Afchaffenburg fiel an 
"Bayern, der größte Theil von Fulda ward dem Churfürften von Hefien, 
einige Aemter von Fulda aber wurden dem Könige von Bayern und dem 
GSroßherzoge von Weimar zugetheilt. So verfchwand, nach einer Furzen 
Eriftenz, das Großherzogthum Frankfurt aus der Reihe dev teutfchen 
Staaten. Du V 

Bereits am 18. Jul. 1803 gab Dalberg, als damaliger Chur— 
fuͤrſt-Erzkanzler, dem neugebildeten kleinen Churſtaate eine neue 
Organiſation, in welcher zugleich in Aſchaffenburg eine Univerſitaͤt, 
aus den von der ehemaligen Mainzer Univerfität gebliebenen Dotationen, 
errichtet ward. Diefe an fich zwedimäßige, und den politifchen Verhaͤlt⸗ 
niffen des Eleinen Staates angemeffene, Organifation ftehet vollftändig in 
Häberlins Staatsarchive, St. 42 und 43, und im politifchen 
Sournale vom Sahre 1803, Monat Auguft, ©. 735 ff. — Wie aber 
der primatifche Staat in ein Großherzogthum verwandelt worden war; 
fo gab der damalige Großherzog demfelben am 16. Auguft 1810 eine 
neue Berfaffung, bei welcher bie Verfaffung des Königreiches, Weſt⸗ 
phalen als Vorbild diente. Unlaͤugbar hatte dieſe Verfaſſung manche 
‚gute, Seiten. Ihre ſtaͤndiſche Repraͤſentation ward auf 20 Mit- 
‚glieder, gefest, ‚vom, welchen 12 aus bemittelten Orunpeigenthümern, 4 aus 
Kaufleuten und Fabrikanten, und 4 aus dem Stande ‚ber Gelehrten er⸗ 


En 
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wählt wurden. Die Leibeigenfchaft ward aufgehoben; der Adel beibes 
halten, ohne doch ein ausfchließendes Recht zu gewiffen Aemtern ımb 
Wuͤrden zu behaupten; und ein gleiches Steuerfoftem eingeführt. Mit 
diefer Verfaffung ward unter dem 27. Oct. 1810 eine, fehr ind Detail 
gehende, Berwaltungdorbnung. verbunden, in welcher die Zunctio: 
nen ber Präfecte, der Generaldepartementöräthe, der Praͤfecturraͤthe, der 
Präfecturgeneralfecretaire, der Diftrictömaire, der Maire und Adjuncten 
umd der Municipalräthe ‚näher verzeichnet wurden. Sie fteht vollftändig 
in Winkopps rheiniſchem Bunde, Heft 51, Seite 317— 357. ; 


a) Verfaffung des Großherzogthums Frankfurt vom 
‚ 16. Auguft 1810. 


Wir Carl, von Gottes Gnaben Fürft:Primas des rheinifhen Bun— 
des, Großherzog von Frankfurt, Erzbifhoff von Regensburg x. ıc. 

Des Kaifers Napoleon kaiſerl. koͤnigl. Majeftät haben Uns ben 19. Februar 
d. 3., gegen Abtretung des Fuͤrſtenthums Regensburg und des Rheinfhifffahrte- 
octroi’3 auf der rechten Rheinfeite, ben größten Theil der Fuͤrſtenthuͤmer Zulda und 
Hanau unter der Bedingniß abzutreten gerubet, baß biefe Länder, nebſt dem Fürs 
ſtenthume Afchaffenburg und ber Stadt Frankfurt, das neue Großhergogthum Franke 
furt bilden, und nad). Unferm töbtliden Bintritte an des Vicekoͤnigs von Stalien 
kaiſerl. Hoheit, und fodann an bie männlichen Nachfolger Seines Großherzoglichen 
Hauſes übergehen follen. AR 
unſre Pflicht erfordert, daß Wir ben Reſt Unfrer Tage dem Wohl derjenigen 
Länder wibmen, welche die.göttliche Vorfehung und die perfönlichen wohlwollenden 
Gefinnungen des Kaifers Napoleon Uns: anvertraut haben. - 

Die Beftandtheile des Großherzogthums Frankfurt bilden. nunmehr ein Ganzes. 
Einheit der möglich beſten Verfaffung wird für biefen Staat wohlthaͤtig und zweck 
' aͤßig ſeyn, ur 4 Ri a £ 

— x encore Staatsverfaffung tft biejenige, in welder der allgemeine Wille der 
Mitglieder durch ‚vernünftige Gefege ausgedrückt wird, in welcher die Verwaltung 
der . Gerechtigkeit durch unabhängige wohlbeſetzte Gerichtsftellen. beforgt wird, in 
welcher bie vollſtreckende Gewalt der Hand bes Fürften ganz anvertraut ift. 
-. In allen Staatsverfaſſungen, welche aus dem Geifte des Kaifers Napoleon 
gerhoften find, erkennt man Anwendungen biefer Grundfäge; allenthalben haben ge 
wählte Volksvertreter Einfluß auf bie Annahme der Gefege. und. Verwendung des 
Staatsvermögend; allenthalben find die Gerihtsftellen von dem Einfluffe fremder 
Gewalt unabhängig; allenthalben ift die Vollſtreckung ber Gefege Eraftvoll und wirt: 
fam, weil fie in der Hand des Regenten iſt. | 

Anter allen Berfaffungen, welche dem. Kaifer Napoleon:ihr Dafeyn gu, dam 
ken haben, enthält die Verfaffung des Königreiches Weſtphalen die meiften Grund« 
fäge,. die. man nach Unfrer Ueberzeugung auf das Wohl des Großherzogthums Frank: 
furt anwenden Tann. Sie ift eigenes Werk des Kaiſers Napoleon, tft für einen 

teutfchen Staat heſtimmt, hat ſich bereits durch die Regierung des Königs Hieror 
nymus Napoleon Majeftät bewährt.. | Ä | — | 
Nach befchränktern Verhältniffen und befondern Cocalumftänden fließt aus ber 
Anwendung dieſer Grundfäge, nach Unfrer Ueberzeugung, folgende Drganifation 
Unfers Großherzogthums Frankfurt. | 

S. 1. Das Großhergogthum Frankfurt befteht: 
aus der Stabt Frankfurt und ihrem: Gebtete, 

aus dem bisherigen Fürftenihume Afchaffenburg, 

F bem größten ade des bisherigen Fürftenthums Fulda, 

dem Bröhten Theile des Fürftenthums Hanau, 

obann 


nt ber Stabt Weplar. | —F 
$. 2% Das Großherzogthum Frankfurt macht einen Theil des rheiniſchen Bun 

des aus, beffen Primakiahvürde Uns durch die rheiniſche Bundesacte anvertraut ift. 
$ Das Contingent des Großherzogthums Frankfurt befteht in 2800 Mann. 
5% Rach Unferm Abfterben konmt das Großherzogthune Frankfurt an des 
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Prinzen Eugen Napoleon, kaiſerl. Hoheit, und deſſen gerade Abftammung von 
Sohn zu Sohn, mit beftändiger Ausſchließung der Frauen, und Rüdfall an bie 
Faiferliche Krone, im Falle, wenn die männliche Linie erlöfchen 'follte. er 
8 . 6. Sobald der erzbifhöffliihe Sig von Regensburg. nad) Frankfurt verfegt 
feyn wird; fo ift alsdann der künftige Großherzog verbunden, dem Erzbiſchoffe, den 
er zu dieſer Würde benennen wird, 60,000 Sranken jährlich zu feinem Unterhalte 
anzumeifen. Die Nachfolger des künftigen Großherzogs find. auf ewige Tage ſchul⸗ 
dig, diefe Verbindlichkeit zu erfüllen. I 
8.6. Wir erkennen Uns verbunden, in Gemäßheit des Reichsſchluſſes vom 
Sahre 1803 die Renten. zu bezahlen, welche nad) den 88. 7. 9. 14. 17. 19. 20 und 
27. des gedachten Reichsſchluſſes auf. die Hälfte des Rheinoctroi's angewieſen wor: 
den, und Wir werden diefe Verbindlichkeit erfüllen nach dem ausdrüdtichen Inhalte 
des mehr erwähnten: Reichsſchluſſes. Die Specialhypothek der Nenten, welche deren 
Eigenthümer auf die Hälfte des Octroi's hatten, ift für immer gegründet auf bie 
Domainen von Fulda und Hanau. Die Erfüllung. diefer Pflicht werden Wir un: 
mittelbar felbft beforgen. u ber — 

8. 7. Die Donationen Sr. Majeſtät des Kaiſers der Franzoſen, bis auf die 
Summe von 500,000 ‚Franken Renten an Domainen ber Fürftenthümer Fulda und 
Hanau, werben von Uns heftätigt und verbürgt. Ei er — 

Die Donatarien genießen dieſe Guͤter als wahres Eigenthum, welches binnen 
10 Jahren mit keiner neuen: Auflage‘ beſchwert werden kannz auch koͤnnen fie dieſe 
ihnen eigenthuͤmlich zugehoͤrigen Guͤter verkaufen, ohne daß ſie von dieſem Verkaufe 
eine Abgabe entrichen. a a ne 2 —* — 

8.8 Wir werden dafür ſorgen, "dab die Schulden, mit welchen die Länder 
des Großherzogthums Frankfurt beſchwert find, ordentlich‘ undrichtig bezahlt werden. 
89 Bu Berahlung der Schufden, welche auf der’ Rente Lohne und dem 
Zolle Vilzbach hafteten, werden Wir. yerhältniimäßig beitragen, nebſt jenen Fütften, 
fo in dem Beſihe der Lande find, welche dem ehemaligen Mainzer Churſtaate gehörten. 

‘6 10, Wir beftimmen auf die Tage Unſers Lebens fuͤr den Unterhalt Unfers. 
Hofitaates und aller damit verbundenen Ausgaben an Hofperfonale, Hofdienerſchaft, 
Tafel, Marſtall, Reiſekoſten, Geſchenken und Unterhalt Unfrer Perſon eine jährliche 
Summe von 350,000 Fi., welche dem Verhaͤltniſſe in jeder Hinſicht angemeſſen ift. 
Diefe Summe wird vom Ertrage der Waldungen, der Domainen und anderer Ge— 
fälle überhaupt, in Quartalraten aus ber Generalcaſſe erhoben. 7 " - 

$. 11. Das Großherzogthum wird durch eine Conftitution regiert, welche bie 
Gleichheit aller Unterthanen vor dem Gefehe und die Freie Ausübung ded Gottes- 
dienftes der verfchiedenen verfaffungsmäßig aufgenommenen Religionsbekenntniſfe feſtſetzt. 
81% Die beſondern Verfaſſungen der Provinzen, Staͤdte nud Gorporatio— 
nen des Großherzogthums find aufgehoben; eben fo bie Pribilegien einzelnen Perſo— 
nen und Familien, ſo weit fie mit Befolgung der Geſetze im Widerſpruche ſtehen; 
durch diefe Beſtimmung werden jedoch jene Pan nicht aufgehoben in dem Groß 
herzogthume Frankfurt, welche durch die rheiniſche Bundesaete ben mediatifieten. 
Fürften und Herren zugefichert, worden. Te en Me 

8.13. Die Leibeigenfchaft wird aufgehoben; alle Einwohner beö Großherzog: 
thums Frankfurt genießen gleiche. Rechte. | ee 

- &o oft der Ertrag der Leibeigenfchaft und der dahin gehörenden Abgaben wer 
fentlichen Beitrag zum allgemeinen Beften leiſtet, fol ein anderer billiger: Erfaß 
eintreten durch Bertheilung Bihreidenber indirecten Auflagen; "welche den Perſonen⸗ 
rechten der Unterthanen minder läftig und Eräntend find: — ” 1 


Sollten durch Aufhebung der Leibeigenfchaft Privatperſonen verlieren; fo ſteht 
ihnen der Anſpruch auf Entſchaͤdigung im Wege Rechtens offen, nach ben Grund⸗ 
ſaͤtzen, welche im Koͤnigreiche /Weſtphalen eingeführt worden. —— 
$. 14. . Der Adel befteht, ‘wie bisher, mit feinen verfchiebenen Benennungen 
und gebührender Achtung, ohne daß er jedoch ein ausſchließendes Recht weder zu 
‚Aemtern, Dienften und Würden; noch Befreiung von Öffentkichen Laſten dadurch erhält. 
‘8. 15. Es foll ein und daſſelbe Steuerſyſtem für alle Theile des Großherzog: 
thums ſeyn; die Grundſteuer fol niemalö ben fünften Theil der Revgnüen uͤberſtei⸗ 
gen. Proviſoriſch, bis zur Gleichſtellung, bleibt es bei dem gegenwaͤrtigen Zuſtande 
der Grundſteuer. Die Stempeltaxe und die Protocollirung (Umbre et enregistre- · 
ment) werden eben fo, wie in Frankreich, eingeführt. Sollten nebft dem neuerlich in. 
‚Beziehung auf Staatsbebürfniffe Vermehrung der Auflagen nöthig werden; ſo find 
diefelben auf indirecte und perfönliche Abgaben nach Grabation des Vermögens in 
verhältnifmäßig erhöhtem billigen Maasſtabe anzufegen; und im Falle eine Kopf: 
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feuer. unvermeidlich werden follte; fo Tann diefes nur alsdann geſchehen, wenn Hier: 
über mit den Ständen verfaffungsmäßige Verhandlung eingetreten ſeyn wird. 

8. 16. Das Syſtem von Maas und Gewicht, welches in Frankreich beftcht, 
foll in dem ganzen Großherzogthume eingeführt werben; ‚welches zum Theile ſchon 
gefhehen iſt. Hieruͤber wird nod) eine befondere Inftruction nach vorhergegangener 
reifer. Berathung, erfolgen. 

8.17. Wir werben einen Minifter des Innern, ber Juſtiz und Polizei, einen 
Minifter der Finanzen, der Domainen und des Handels, und einen Minifter-Staats- 
ſecretair, weldyem die auswärtigen Angelegenheiten, die Befhüsung des Gultus und 
Aufſicht über Adminiftration der Kriegscafle anvertraut find, ernennen. Die Mini- 
fer find, jeder in feinem Fache, für die Vollgiehung der Gefege und Vollſtreckung 
der daraus fließenden Verfügungen verantwortlid. | 

8.18. Den Vorfig in dem Staatsrathe get ber Großherzog ſelbſt. Die Bei: 
figer find die drei Minifter und ſechs Staatöräthe, deren Ernennung eben fo, wie 
jene des Gengralfecretaire des Staatsrathes, von Uns gefchieht. j 

5.19. Alle Gefege über Auflagen, die Einführung neuer Civil und peinlicher 
Gefese follen in dem Staatsrathe vorbereitet, difcufirt und entworfen werden. 

8.20. Die in dem Staatsrathe entworfenen Gejege folen den von den Stän- 
den erhannten Commifjionen mitgetheilt werben. Jede Commiffion befteht aus drei 
Mitgliedern. Die Commiffionen find; 

die Finanzcommiſſion, ee 
die Civiljuſtizcommiſſion, und 

eine Commiſſion des peinlichen Juſtizweſens; 
welche in der Seſſion ernannt, und nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde erneuert 
werden. ——— Ben = 
8. 21. Die ſtaͤndiſchen Gommiffionen koͤnnen diſcutiren über bie Gefegentwürfe 
mif denjenigen Mitgliedern des Staatsrathes, welche dazu den Auftrag erhalten. 
Die Bemerkungen der Commiffionen werden in dem Staatsrathe unter Unferm Bor- 
fige gelefen, und über nügliche Modificationen berathfchlagt. ee 
‘. 8.22. Die Redaction der Gefegentwürfe foll durch zwei Mitglieder des Staats- 
tathes den Ständen uͤberbracht werden, welche fobann darüber, nach angehörten Be⸗ 
weggründen, berathſchlagen werden. Hl * — 

8. — Der Staatsrath hat die Verwaltungsverordnungen zu diſcutiren und 
zu entwerfen. 

8. 24. Er hat uͤber die Streitigkeiten zu erkennen, welche ſich zwiſchen den 
verwaltenden und gerichtlichen Stellen erheben; auch hat der Staatsrath uͤber die 
ee entfiheiden, ob angellagte Berwaltungsbeamte vor Gericht geftellt wer: 

en ſollen. —— — — 

8.25. Der Staatsrath Hat in Ausübung ſeiner Attribute eine berathende 
Stimme; in Gegenftänden aber, melde geeignet find, vor das Saffationstribunal ge: 
bracht zu werben, verficht der Staatsrath die Stelle des Caſſationsgerichts. Für 
ftreitige Fälle in Verwaltimgsfachen werden Abvofaten bei demielben angeftelft. 

$. 26. Die Stände des Großherzogthüms beftehen aus 20 Mitgliedern, deren 
12 aus reichen Grundeigenthümern, 4 aus reichen Kaufleuten oder Fabrikanten, 4 
aus vorzüglichen Gelehrten von. den Departementscollegien ernannt werden. Sie 
befommen von dem Staate keinen Gehalt, wohl. aber mäßig beflimmte Zaggelber 
von jedem der Departemiente. arte | i | 

. =. Sie werden aller 3° Jahre um ein Drittel erneuert; die Austeetenden 
koͤnnen unmittelbar wieder — werden. ie 

Der, Präfident der Stände wird von Uns ernannt. Die Stände verfammeln 
—— Berufung; ihre Verſammlung Eann von Uns prorogirt oder aufge: 
8238. Die Stände berathichlagen über die Gefegentwürfe, welche der Staats: 
rath verfaßt hat, "Die gedruckten Rechnungen der Minifter und des Generalcaffi- 
rers — ——— — — 

ie nbe-Derathfchlagen Über Geſetzentwuͤrfe im geheimen Serutini 
er. Mehrheit der — — — —— geb —— 

‚I. Das Großherzogthum wird in Depa iſtri icipa⸗ 
täten eingetfeilt.-. m zogth partemente, Diſtricte und Municipa 

Die vier Departemente ſind: 

I) die Stadt Frankfurt und ihr Gebiet; 
2)das ehemalige Fürftenthum Afchaffenburg;; 

5) der größte Theil des ehemaligen Fuͤrſtenthums Fulda; 
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H der größte Theil: des ehemaligen Fuͤrſtenthums "Hanau; welches unter: ges 
wiſſen Beziehungen mit dem Frankfurter Departemente in Verbindung ge— 

— — weil Hanau belanntlieh eine Fabrikſtadt, und Frankfurt eine Han⸗ 

elſtadt iſt. Kar . 

Für die Stadt Weplar wird cin Unterpräfet ernannt. : — 
$. 80. In jedem Departemente wird ein Praͤfecturrath errichtet zur Entfchei« 
dung ber. Streitigkeiten, welche bei den Verwaltungsgegenftänben, vortommen. 

31, Die Mitglieder des Praͤfecturraths und der Präfecturgeneralfeeretair 
werben von Und ernannt. 0.0: — | 
8. 52. Es wird in jedem Departemente ein Depavtementscollegium gebilbet, 
deffen Mitglieder, ihre Stellen lebenslaͤnglich befleiden. Wir, werben eheftens die 
Mitglieder dieſer Departementscollegien ernennen. EST REES: 

$. 93. Dieſe Ernennung wird hen in 2 der Meiftbegüterten; + wird bis 
ftehen aus den reichften Kaufleuten und Fabrikanten, und 4 aus vorzüglichen Ges 
lehrten und Künftlen. i — a: 
5.93% Es kann Niemand zum Mitgliede der. Departementscollegien gewählt 
werden, der nicht großjährig if. ae — 
8.85, Die Departementscollegien ernennen die Mitglieder der Stände. Jedes 
Departement ernennt drei Güterbefiggr, einen Handelsmann 'oder Fabrikanten, einen 
‚Gelehrten: oder Künftler. — RR chin, 
$. 86. Es wird auch in jedem Departeniente ein’ Generaldepartementsrath 
feyn. Zu jeder Ernennung werden Uns von, den Departementöcollegien ‚zwei Can⸗ 
didaten (devem einer Mitglied der Depgrtemehtscollegien ſeyn darf) vorgefchlagen. 
sehe fo werben Uns .von den "Departementscollsgien die Municipalräthe vore 
efhlagen. TE RES en —— a 
. „Die Mitglieder der Departementss fowohl als Municipalräthe werben aller 
zweĩ Sahre zur Hälfte erneuert. ex | 
8,87, : Die, Einführung des, Cober Napoleon. vom 1. Jaͤnner 1811 an ift bee 
reits von Uns für das — um Frankfurt verordnet worden, | 
8. 88. Dip Gerihtöftellen in Civil« und Criminalſachen beſtehen proviſoriſch, 


ishet. SEN A Le a 
* Detr gerichtliche Stand iſt unabhaͤngig. Die Richter werben von Uns 
BORANNE — 
7840, Die urtheile der Gerichtshoͤſe werden in unſerm Namen ausgeſprochen. 
Wir, behalten, Uns das Recht vor, die ——— zu mildern oder zu erlaſſen. 
8.41. Die Militaixconſcription iſt ein Grundgeſetz des Großherzogthums Frankfurt. 
$. 42. Sn. dem Großberzogthume —— die Miniſterien der Juſtiz, 
der Polizei und des Innern in Einer Perſon vereinigt. Als Miniſter der Juſtiz 
wachet derfefbe auf ben geſetzwaͤßigen, feſten und unparteüſchen Geſchaͤftsgang ſaͤmmt⸗ 
licher Juſtizſtellenz; als Miniſter der Polizei und des Innern ſtehen in dahin gehoͤ— 
rigen Gegenftänden bie, Praͤfecte der -Departemente unmittelbar unter ihmz. fo wie 
dann die. Präfecte mit jedem Miniftgr..in, Verbindung, fte en, und von: ihm in feinem . 
Wirkungskreife ‚Weifingen erhalten... Die Vräfeete ‚be orgen bie Vollſtreckung der 
Geſetze, koͤnnen aber dieſelben nicht: ren FJedem ‚liegen. ob in feinem Des 
partemente Auffiht über Erziehung, Aderbgu und Gewerbe, milde Stiftungen, Are 
menanftälten, Gemeinheitswaͤlder, Wege, Gemeingüter, Sicherheit des Cultus, Mike 
wirkung bei der Aushebung der Milizen, und Sicherheit der Steuerregiſter. 
Der Praͤfect heilt, dem Generaldepartementsrathe jährlich die Darſtellung dede 
jenigen mit, was binnen Zahresfrift Im Departemente gefchehen, und zu defjen Wohl 
zu Stande gekommen if. | an ae a ee m 
Aus befondrer Vorliebe für Künfte und Wi enfchaften behalten Wir Uns, wie 
bisher, unmittelbar vor bie Leitung ber Adjaffenburger Univerfitätsgefchäfte und des 
‚Frankfurter Kunſtmuſeums, deögleichen auch der Aſchaffenburger Bibliotheken und 
Unfrer Gemäldefammlung. Wit werden 1: auch hierüber, unter Berathung mit 
Unferm Minifter des Innern, das Nähere noch beftimmen,, — 
—. 43. Unter das Finanzminiſterium gehören die Domainen, der ‚öffentliche 
Schatz, Handlung, Fabriken und Ermunterung der Kuͤnſte. ir 
Der Finanzminifter hat, die Oberaufſicht fiber die Generalcaffe, in welche alle 
Einnahmen des Staats fließen, deffen Ausgaben daraus verwendet und den Staͤn⸗ 
den verrechnet werben. 8 re . 
Den Generalcaffiver ernennen Wir felbftz deſſen Gaffecontrofeue und Einnche 
“mer in den Departementen bringt Unfer Binanzminifter zum Vorſchlage. 
Snsbefondere ftehen auch unter der Oberauffiht des Binanzminifteriums bie 


wie 
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directen und indirecten Steuern, Zoͤlle, Poften, Schifffahrt,  Chauffeen, Regalien, 
Rotterieen, Lombard, Muͤnzen, Berge, Salz⸗ und. Huͤttenwerke, Mineralwaſſer und 
alle. Gegenftände, welche dem, oͤffentlichen Schatze ein Einkommen geben; ſo wie dere 
felbe auch das Praͤſidium der Handels kammer führt, 

Sn Betreff. der gedachten ‚Gegenftände ertheilt er bie zwedmäßigen Weifungen 
an die Präfecte, welche hierin Se an ihn ‚angewiefen find. — ee 
.: 8. 44. Sn der Perfon Unſers Miniſters-Staatsſecretairs find vereiniget das 
Ninifterium ausmwärtiger Angelegenheiten, . die Befhüsung des ungeflörten Cultus, 
die. Beſorgung der Militaiv-, Sold⸗ und ‚Verpflegungsabminiftration, und die Aus— 


fertigung ſaͤmmtlicher großherzoglicher Entfhlisgungen. 

. 45. Jeder Miniſter referirt unmittelbar an den Großherzog uͤber jene Ge: 
genftände,: die nach der beftchenden Berfafiung und nad) fchon eſtimmten gefeßlis 
chen Normen in: feinem Wirkungstreife zu beforgen: ober zu entfcheiden vorfommen, 
Wenn hingegen -etwad Neues darin beftimnit, vorgeſchrieben oder eine Abänderung 
in ber beftehenden Berfaffung, Verordnungen und Direckionsnormen getroffen wer— 
den foll; fo hat Uns :der betreffende Minifter ‚bios feinen. Antrag vorzulegen, damit 
Wir diefen vorerft, che Unfre Entſchließung oder Entſcheidung erfolgt, dem Staates 
rathe zum ‚Gutachten mittheilen können. ° Sr 
Jeder Minifter Hat Tein eigenes Büreau; beffen Mitarbeiter waͤhlt er ſelbſt unter 
Duriefcenten.. oder Fremden, unter Refponfabitität. auf die Rechtſchaffenheit der 
geatern... 1°". oe Da. 

\ $..46,. Diefes Organifationspatent enthält Grundzüge, deren nahere Beitim: 
mung und. Entwidelung fih nah und. nad durd Verhandlungen und Zufammen- 
wirten der Stellen mehr und mehr ausbilden werden. i . 

Unterdeſſen enthält das Organifationspatent mehrere unmwandelbare Saͤtze. Der: 
gleichen: find diejenigen, die fi) auf den Vertrag vom 19. Februar d. J. gründen; 
desgleichen find — diejenigen, welche aus den allgemeinen Grundſaͤtzen ber Geſetz- 
gebung des Kaifers Napoleon hervorleuchten: daß naͤmlich die Mitglieder eines je— 
den Staates repräfentict ſeyn müffen; daß die Suftizverwaltung unabhängig, und 
nach dem Gemiffen der Richter entfcheiden müffe,. und daß die vollſtreckende Gewalt 
ganz durch die Hand des fouverainen Fuͤrſten wirte. ’ | 

Die übrigen Gegenftände diefes Organifationspatents find aus Unſrer Ueber: 
zeugung und aus dem aufrichtigen Wunfce für das Wohl des Großherzogthums 
—5— Pla fich jedoch erft (wie gefagt) duch Erfahrung als volftändig vers 
läßig bewähren. 

en me der Almächtige bis dahin das Leben friftets fo behalten Wir Ung 
vor, ‚die zweckmaͤßig befundene Verfaffung der. Prüfung und Genel;migung Unjers 
verehrungswürdigen Herrn Nachfolgers und der DBeflätigung bes Kaiſers Napo: 
leon Majeftät ehrerbietigſt vorzulegen. 

8. 47. Sene bisherigen LSandesitellen, deren Wirkungstreis mit dem gegenwaͤr— 
tigen Organiſationsſyſteme des Großherzogthums Frankfurt nicht vereinbarlich ift, 
werden vom 1, Sänner 1811 an als erloſchen erklärt. Shre Mitglieder erhalten 
theils ihre organifationsmäfige Anftellung ; in Faͤllen, wo diefes unmöglich ift, be: 
halten ſie fichere a ET se Penfionene 

Aſchaffenburg, den 16. Aug. 1810, 


(L. S.) | | 
b. Beilage zur Berfaffung vom 10. September 1810, 


Wir Carl, von Gottes Gnaden Fürft Primas des Rheinifhen Bun— 
des, Großherzog von Frankfurt, Erzbifhoff von Regensburg 2. x. 
Haben zu Vollziehung der Art. 32. 33, 34. 35 und 36. Unfers Organifationspa- 
tents vom 16ten v. M. und der darin beſtimmten Grundfäse, auf den Vortrag 
Unſers Minifters des Innern, nunmehr weiter befchloffen : 
Art: 1. Die Anzahl der Mitglieder der Wahl: oder Departententscollegien 
foll, nad) dem Maasftabe der. Bevölkerung für das Departement Frankfurt, mit Eins 
Ihluß der Stadt Wetzlar, auf . « 60; 


Sarl, Großherzög. 


‚ für das Departement Afchaffenburg auf ne — 80; 
‚für, das Departement. Fülda uf 2 0a 0 2 neuen. a5 90 
für das Departement Hanatt auf . . ; ea aa. 60 


fi } P + . 4 
feftgefegt feyns fo daß auf 1000 Einwohner In Kunden Zahlen ein Mitglied Sed 
Wahlcollegiums ernannt iſt. 


1. | A 
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Urt. 2. Die Mitglieder ber Departementscollegten follen, fo viel es Ihre pers 
ſoͤnlichen Verhaͤltniſſe geitatten, fich in dem Hauptorte des Departements, an bem 
von Uns zu beſtimmenden Tage, verſammeln, wo ein ſchickliches Locale dür Vor⸗ 
nahme ihrer Geſchaͤfte von Uns angewieſen ſeyn wird: — — 

Art. 8. Den Departementscollegien liegt obe 1) bie Stände des Großher 09: 
thums zu wählen; fobann 2) die Gubjecte * den Departements x und ‚Munieipals 
raͤthen vorzuſchlagen. Da jedoch zu den Vorſchlaͤgen der beiden lehtern für bag 
bevorſtehende Bahr 1811 die Zeit zu kurz iſt; fo werden Wir für biefes Jahr 1811 
die Departements» und Municipalväthe, ohne den gedachten Worfchlag, jedoch der: 
geftalt ernennen, daß bie Ernannten lediglich für das Jahr 1811 gelten folleh. ' 
. Art. 4. Fuͤr jebes Departementscollegium werben Wir einen Präfibenten er- 
nennen, . und ihm auch für das erſtemal einen Secretair beigeben: Bei, künftigen 
VBerfammlungen diefer Departementscollegien wirb der. Gecretair von ben Departe⸗ 
mentscollegien felbft ‚gewählt, und bis biefe Wahl gefchehen iſt, beſtimmt einftweilen 
dev Präfident eines der anweſenden Mitglieder zu diefem :Secretariat. © 2 
a, Art, 9. Die Präfidenten leiſten fchriftlich folgenden Eid: : : 
„Ich gelobe eidlich Gchorfam ber Verfaffung und den’ Geſetzenz Breite dem 
Großherzoge; ich verfpreche, daß ich in dem Wahlcollegium, worin mir ber 
Borfig aufgetragen ift, Ordnung erhalten, auch dafür forgen werde, daß ſich 
daffelbe Lediglich mit den Gegenſtaͤnden befchäftige, welche das: Zufammenbes 
vufungsdecret vorfchreibt; daß ich auf der freien und gefeglichen Abgebung 
der Stinmen beftehen, auch die Sitzungen zur beſtimmten Zeit. ſchließen, und 
uůͤberhaupt meine Gefchäfte mit Eifer, ‚Genauigkeit, Feſtigkeit und Unpartei⸗ 
lichkeit verrichten werde,‘ > Fr rn 
‚_ Art. 6, ' Bei Eröffnung der Wahlverſammlung, welche am Wormittage bes 
beftinmten Tages Statt haben fol, laͤßt der Präfident die anweſenden Mitglieber 
einen Eid’ dahin ablegen: EN RE 
„Bir geloben eidlich Gehorſam der Verfaffung und den Geſetzen; Treue 
- dem Großherzoge; verfprechen dieſemnach, daß wir die uns uͤbertragenen 
Wahlen nach beſtem Wiffen und Gewiſſen vornehmen werben.’ | 

Art. 7, Der Präfident ernennt ſodann unter den gegenwaͤrtigen Gliedern zwei 
er und zwei andere Wahlzeugen werben durch beufchloffene Billette, nach 
Mehrheit der Stimmen, von den Departementsgliebern gewaͤhlt. Der Präfident 

erbricht die Billete in Gegenwart bev von ihm erhannten zwei Wahlgeugen, und 
zweier weitern, bie hiezu vorher noch durch das Loos öffentlich im'der Verſamm⸗ 
lung beftimmt werben. 3 a — Et, 

Art. 8. Der Secretair eröffnet das Protocol. Der Präfident läßt ſodann 
feine, und bei ber erften Bufammenkunft auch des Secretairs Ernennungsurkunden, 
die Verordnung, welche die Zuſammenberufung bes Wahlcollegiums befichlt, und 
gegenwärtige Reglement verlefen, welches als gefchehen in das Protocoll einge: 
tragen wird. . 

Art. 9. Der Präfident macht hierauf befannt, daß die Stimmenabgebung, 
zur Ernennung der Mitglieder der Stände, ihren Anfang nehmen folle. 

Art. 10. Mit Ausnahme der Minifter und der Glicder ded Staatörathes iſt 
jedes Amt, mit Inbegriff der Departementsglieder, mit der Function eines Mitglie- 
des der Stände vereinbarlich; nur müffen die gewählten Mitglieber der Stände 
das breißigfte Jahr ihres Alters erreicht haben. — 

Art, 11. Jedes Mitglied gibt einen. verſchloſſenen, den Namen des Wählen: 
den nicht enthaltenden, Zettel ab, worauf blos die Namen von drei: Güterbefisern, 
einen Kaufmanne ‚ober Fabrikanten, und einem Gelchrten oder Künftler bemerkt 
find. Alle dieſe Zettel werden in voller Verſuimmlung von jedem Mitgliede in eine 
Taſche getvorfen, worauf die seen ne in cin Nebenzimmer nimmt, 
Der Präfident erbricht in Gegenwart des Secretairs und der vier Wahlzeugen einen 
Zettel * dem andern; jeder der vier Wahlzeugen notirt deren Spa auf einem 
befondern Bogen; die vier Bogen werben collationirt, und es ergiebt fich daraus, 
welche fünf Perfonen, alg erwaͤhlte Stände, bie Mehrheit der Stimmen für fich has 
Wenn biefes geſchehen iſt; To werden die Wahlzettel auf einer Kohlpfanne 
verbrannt. We | — Ka — 

‚Die Verſammlung wird alsbann zuruͤckgerufen, und die Wahl wird von dem 
Präfidenten befannt gemacht. "Gewählt ſind diejenigen, welche bie abfolutt Mehrs 
heit der Stimmen für fi) haben. Sollten aber. cihige gleiche Stimmen zählen; fo 
werben deren Namen von ben durch das Eollegium gewaͤhlten Wahlzeugen auf Zettel 
geſchrieben, und daraus von dem Secretair das 8008 gezogen. | 
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Art. 12. Iſt nun auf diefe Art die nöthige Zahl der Mitglieder der Stände: 
verfammlung für dns Departemenf ernannt und proclamirt, auch ber ganze Her— 
gang zu Protocoll genommen; fo ift für das erſtemal, naͤmlich für das Sahr 1811, 
das Gefchäft des Wahlcollegiums geendigt. 

Art. 13: Bei den nächiten und Tünftigen Bufammenberufungen wird, fobald 
die Wahl der Stände vollbracht ift, zur Mahl der. Eandidaten für die Departes 
mentöräthe mit den nämlichen Formalitäten, welche bei Ernennung der Stände be: 
obacdhtet worden, nur mit dem Unterfchiede, daß die doppelte Zahl der Candidaten 
vorgeſchlagen werden muß, geſchritten. 

Urt. 14, Nach geſchloſſener und proclamirter Wahl ber Candidaten für den 
Departementsrath wird, in ben £ünftigen Sahren nad) 1811, zur Wahl der Candida⸗ 
ten fuͤr die Municipalraͤthe jeder einzelnen Gemeinde des Departements geſchritten, 
und ſolche auf die naͤmliche Art, wie bei den Departementsraͤthen, vollzogen. 

Bei jeder Wahl, naͤmlich der Stände ſowohl, als ber Departements: und Mus 
J—— bringen die Waͤhlenden allemal ihre Wahlzettel ſchon mit in die Ver— 
ammlung. | 

X 15. Neber die Zahl der Departements» und Municipalräthe, (welche Wir 
für das erftemal und für das Jahr 1811 ſelbſt ernennen,) werden Wir mittferweile, 
nad) Verhaͤltniß dev Localität und Größe der Municipalitäten, proviſoriſch Ent: 
fhliegung nehmen, und foldye zur Kenntniß der Departementscollegien bringen laſſen. 

Art. 16. Das erftemal wird das Gefhäft der Wahlcollegien in einem Tage 
vollzogen ſeyn; kuͤnftige Sahre Tann bie VBerfammlung der Departementscollegien 
nicht länger als zehn Tage dauern. Nach Ablauf diefer Zeit ift ſolche aufgelöfer. 
| Art. 17. Die Wahlcollegien haben ſich fediglih mit den Wahlen und Bor: 
fchlägen zu befchäftigen, welches der einzige Zweck ihrer Verfammlung iſt. Indeſſen 
behalten Wir Uns vor, in befonders wichtigen Fällen, Über Gegenftände, weldje das 
allgemeine Wohl des Departements betreffen, mit dem Präfidenten des Departes 
nients, auch den Departementsräthen, Uns zu berathen. 

Art. 18. Das über das Wahlgefchäft geführte Protocoll wird Uns jedesmal 
von dem |Präfidenten eingeſchickt. Ein Eremplar davon bleibe in der Regiftratur 
des Departementscollegiums aufbewahrt. 

Urt. 19. Unferm Minifter der Juſtiz, des Innern und der Polizei ift die 
Bollziehung der gegenwärtigen Verordnung übertragen, welche in das Regierungs- 
blatt eingeruͤckt werden foll. u 

Aſchaffenburg, den 10, Sept. 1810. 

. Karl, Großherzog. 
(LS 


Auf Befehl des Großherzog, 
der Miniſter Staatöfecretair, 
Freiherr von Eberftein. 
Fuͤr gleichlautend. 
Der Juſtizminiſter, 
Freiherr von Albini. 





Defireid. | 
Weil die neue Verfaffung des fombardifch= venetianifchen 
Königreiches vom. 3. 1815 im Zufammenhänge, der italienifchen 
Verfaſſungen gegeben werden muß, und die Anordnung der Verfaſſung 
des Koͤnigreiches Galizien eben ſo wenig in die Reihe teutſcher Ver— 
faſſungen gehoͤrtz fo kann unter der Rubrik Oeſtreich blos die, unter 
einer neuen Form hergeftellte, Verfaſſung Tyrols aufgeführt werden. 


Ständeverfaffung in Tyrol vom 24. März 1816. 

‚Wir Franz der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſtreich, 

König von Jeruſalem, Hungarn, Boͤheim, der Lombardet und Venedig, von 
4 * 
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Dalmatien, Croatien, Slavonien, Galizien und later Erzherzog von 
Deftreich; Herzog von Lothringen, Salzburg, Steyer, Kärnthen, Krain, Ober: 
und Nieder: Schleſien; Großfuͤrſt von Siebenbuͤrgenʒ Markgraf in Mähren; 
‚gefürfteter Graf von: Habsburg und Tyrol 2c,, x, Zum’ Beweiſe ‚Unfer vaͤ⸗ 
erlichen Fuͤrſorge fuͤr das Wohl der getreuen Provinz Tyrol, und mit voller 
Anerkennung der vielfältigen Verdienſte und: der hochherzigen patriotifchen Ges 
finnungen der biedern Bewohner dieſes Landes haben Wit. den Beſchluß ge— 
faßt, die unter der vorigen Regierung aufgehobene‘ ftändifche ‚Berfaffung auf 
der Grundlage desjenigen Privilegien und Freiheitsbriefe, welche Unfre in Gott 
ruhende Vorfahren und Wir ſelbſt dem Lande aus beſonderer Gnade-verliez” 
ben haben, herzuftellen, und dabei nur diejeriigen Verbefferungen vorzunehmen, 
welche die veränderten Verhaͤltniſſe und das Beduͤrfniß der Zeit erheiſchen. 
In dieſer Abſicht finden Wir hiermit folgende Beſtinimungen feftzufegen? 

1. Das Land Tyrol wird durch: vier. Stände, nämlich: den Präfa: 
ten=, den Herren- umd Mitter, ben Pat, und den Bauern 
Hand repraͤſentirt. 


. Alte jene Stifter und Capitel, iufofern, fie noch beſtehen bder wieder 
hie werden, wie auch alle Mitglieder des Herren, Ritters und Adel: 
ſtandes, und die Städte und Gerichte, welche vor; der Abtretung des. Landes 
in der Landesmatrikel einverleibt waren, treten wieder in ihre Rechte der Theil: 
nahme: an der Landftandfchaft ein; ‚auch wollen Wir die Führung‘ der ſtaͤn⸗ 
difchen Matrikel und den. Vorfchlag zur. Aufnahme in.feldige dem Landmar— 

Schalt und den Verordneten des Herrenz, Nitter= und Adelsftandes geftatten; 
jedoch behalten: Mir Uns die Aufnahme in bie ‚Sanbesimatritel ſelbſt in An: 
fehung aller vier Stände vor. 


3. Zugleich; erklären Wir die —— Bhairke Trient und Brixen 
auch in Abſicht auf die ſtaͤndiſche Verfaſſung als Landestheile Unſrer getreuen 
Provinz Tyrol, conſtituiren in denſelben die vier Staͤnde, wie in den uͤbrigen 
Landestheilen, und befehlen zu dem Ende deren Einverleibung in die tyroliſche 
Landesmatrikel dergeſtalt, daß dieſelben fuͤr die Zukunft an den Rechten der 
Landſtandſchaft gleichen Antheil, wie die uͤbrigen Landestheile und Viertel, zu 
nehmen haben. 

4. Die Erblandesaͤmter, insbeſondere auch jenes des Erblandmarſchalles, 
haben wieder in ihre Rechte einzutreten. Jedoch, in ſofern ein oder der ans 
dere Beſitzer der lehnbaren Erblandesaͤmter waͤhrend der Trennung Tyrols ge⸗ 
ſtorben waͤre, kann der hierzu berufene Nachfolger erſt dann in daſſelbe ein— 
treten, wenn von ihm das Belehnungsgeſuch bei der gehoͤrigen Behoͤrde ein— 
gereicht, die Belehnung ihm ertheilt ſeyn, und derſelbe alles geleiſtet haben 
wird, was Geſetze und Herkommen diesfalls beſtimmen. 

5. Die Ernennung des Landeshauptmanns bleibt für immer Unſrer 
Mahl vorbehaften,. und haben. Wir, befchloffen, :.diefes Amt, nach dem Bei: 
fpiele der ſchon unter der hoͤchſtſeligen Kaiſerin und Königin, ‚Maria. Thereſia 
beſtandenen Uebung, Unſerm jeweiligen Landesgouverneur i in Throl anzuvertrauen. 

6. Den Ständen wollen Wir zwaͤr die Evidenthaltung, Repartirung 
und Einhebung der von Uns auf Grund und Boden gelsgten Steuern, und 
der damit im Zuſammenhange ftehenden Leiftungen: nach den: von Uns: feft- 
gefegten, und Künftig, noch ‚feilzufegenden Vorſchriften übertragen; doch ſoll 
ihnen keineswegs geſtattet feyn, ohne Unſre landesherrliche Genehmigung, zu 
was immer für einen. Zwed;; Steuern’ und Abgaben auszufchreiben.” 


7. Das Recht der Beſteuexung felbft wollen. Mir ‚aber Uns fei: 
nem ganzen Umfange nach: vorbehalten. willen; jedoch werden Mir die bes 
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ſchloſſene Ausſchreibung dee Grundſteuer den vier Ständen, in Form eigener 
Poſtulate, jaͤhrlich bekannt geben, “ — 

8. Den Ständen ſoll das Recht. unbenommen bleiben, in ihren gefeß- 
mäßigen Verſammlungen Bitten und VBorftellungen im Namen des 
Landes; ‚entweder "unmittelbar. an Uns einzufenden, oder dem Landesguber: 
nium zu überreichen, welches ſolche Eingaben Unfern Hofftellen vorzulegen 
verpflichtet ifı:. Deputationen-amw:Unfer Hoflager dürfen nur nach vorläufig 
von "Uns. erhaltener‘ Genehmigung  abgefandt werben. | 

- 9; In Beziehung auf. die dem:Lande Tyrol anklebende Schuld Haben 
Mir zuvoͤrderſt ‘eine ordentliche Liguiditung derfelben anzuordnen befunden, und 
behalten Uns vor, wenn ſelbige beendigt ſeyn wird, zu. erklären, auf welche 
Art, und in welchem Maaße die Stände dieſelbe zu übernehmen haben werden. 
40. Haben: Mir Unſre Willensmeinung, daß das Land Tyrol zur Vers 
theidigung der Monarchie verhaͤltnißmaͤßig beizutragen habe, durch Stellung eines 
Jaͤgerregiments von vier Bataillons, bereits zu erkennen gegeben, und behal— 
ten Uns uͤbrigens voöor, Unſere Entſchließung in Abſicht auf das tyroliſche 
Landesdefenſionsweſen nachträglich: zu eroͤffnen. 

41. Den. Ständen geſtatten Wir die freie Wahl der Deputirten zu 
den ftändifchen Verfammlungen, mit Beobachtung der für die. Wahlen gege— 
benen Vorſchriften. ' * | 5 

12. Auch. wollen Wir ihnen das Recht zur Ernennung ber ſtaͤndiſchen 
Beamten gegen die Verpflihtung einräumen, daß fie den vorläufig von Uns 
genehmigten Perfonal: und Beſoldungsſtand nicht Überfchreiten. | 

43. Alle Befchlüffe des Landtages oder fländifchen Ausfchußcongreffeg, 
wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und Bitten gerichtet find, muͤſſen 
Unſrer höchften Genehmigung vorgelegt werden. * 
> 44: Indem Wir Uns vorbehalten, die Staͤnde ganz nach Unſerm Er— 
meſſen auch in einem offenen Landtage zu verſammeln, ſetzen Wir zugleich 
feſt, daß die ſtaͤndiſchen Verſammlungen in einem großen Ausſchuſſe, und in 
einer. perennirenden Activitaͤt beſtehen ſollen. Erſterer hat die Stände vorzu— 
ſtellen, und aus 52 Vocalen, nämlich aus 13 Stimmen ‚von jedem Stande 
zu beftehen. Er kann auch nur duch Tandesherrliche Convocatorien zuſam⸗ 
mentreten, und hat auf die in. Unferm Namen erfolgende Erklärung des Gu— 
berniums, daß der Ausſchußcongreß aufgehoben fey, auch gleich wieder aus— 
einander zu gehen. | | 

15. Bei diefem großen Ausfchußcongrefie hat der Landeshauptmann den 
Vorſitz, und der Landmarfhall das Directorium zu führen... Dem Landes— 
hauptmann jteht- das Necht zu, feine Stimme voraus zu fhiden, oder zus 
legt abzugeben, und ift ihm unbenommen, feldft die Stimmen zu fammeln. 
Der Landmarfchall hat ein eignes Votum. Der Landeshauptmann hat die 
Gegenftände ber Beratbfchlagung zu eröffnen, und der Öeneralreferent feine 
hierüber vorbereiteten Ausarbeitungen mit feinem voto informativo vorzutra= 
gen, worauf die Abſtimmung mit veihenmeifer Aufrufung der anweſenden 
Mitglieder zu erfolgen hat. In Verhinderungsfällen des Landeshauptmanns 
und des Landmarſchalls hat im erflern Falle Unfer bei dem Gubernium be: 
flimmter Hofrath, als Iandesfürftfiher Commiffaie, die Functionen des Lan— 
deshauptmanns, und, im letztern Falle, der erſte Verordnete vom Adeljtande 
jene des Landmarſchalls, und diefer in der Art zu beforgen, daß er zugleich 
feine Stimme als Veroröneter demungeachtet beibehalte. Der ftändifche Se— 
eretaie iſt dazu beſtimmt, unter Aufficht des Kandmarfchalls das Protocol 
zu derfafen, und der Landeshauptmann hat ſodann ben Beſchluß zu procla— 
miren. Die -Auffüge find von dem enerafreferenten und den ftänbifchen 
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Secretairen zu verfaffen, "von ben Sandeshruptmanne und: Landmarſchalle zu 
genehmigen, ſonach im Namen der Staͤnde auszufertigen, und von dem kan⸗ 
deshauptmanne ſowohl, als dem Landmarſchalle zu unteyeihnen... 
416. Den Ausſchußcongreß erklären Wir demnach als die gewoͤhnliche 
und ordentliche: Repraͤſentation, welche uͤber alle Gegenſtaͤnde im Ramen des 
Landes Beſchluͤſſe zu faffen berechtigt iſt. a 
| ‚17. Zum currenten Behandlung der den Ständen anvertrauten Gefchäfte 
berilligen Wir aber die ‚einzige perpetuirliche, aus vier Vocalen, und zwar 
aus einem Vocalen- vom jebem. Stande, in Innsbruch zu beftehen habende 
Aetivität, Dieſer Activitaͤt hat der Landeshauptmann: vorzufigen ;- dieſelbe 
wird mit dem erforderlichen Concepts⸗, Kanzlei⸗/Regiſtraturs⸗ Buchhalterei⸗ 
und Caſſa⸗Perſonale, dann mit. einer erſchoͤpfenden Inſtruction verſehen, und 
bleibt in ihren Amtshandlungen der Aufſicht der Stände, und der Controle 
der. Stantsverwaltung unterzogen, — — 2 
18. Die Stände haben im ihrer Correfpondenz an Uns und Unſre Hof: 
ſtellen die Form der Berichte, bei Eingaben an bie. Landesftelle die Form 
der Erfuchfchreiben, an alle landesfuͤrſtlichen Behoͤrben die Korm der Noten 
zu: beobachten. In allen Gelegenheiten, wo. Wir den Ständen unmittelbare 
Eröffnungen. machen, wird dieſes durch Reſcripte gefchehen. Unſre Hofftellen 
haben, wie es auch vormals üblich war, mit den Ständen nur durch das 
Landesgubernium. zu: correſpondiren, welches letztere mit den- Ständen die Cor: 
vefpondenz mit Noten zu führen hat. — — — 
19. Uebrigens bewilligen Wir den adelichen ſtaͤndiſchen Mitgliedern als 
Merkmal Unſrer beſondern Gnade, zu ihrer Auszeichnung: diefelbe Uniform 
fammt. dem Matrikelzeichen wieder, welche ihnen bereits vor der Abtretung des 
Landes zugeftanden war, ar Fe SR —J 
Da Wir durch die obigen Beſtimmungen in ihren Hauptzuͤgen Unſre 
Willensmeinung über, die hergeſtellte ſtaͤndiſche Verfaſſung von Tyrol zu er: 
kennen gegeben haben; fo erklären Wir zugleich, daß Wir den großen Aus: 
ſchußcongreß, Sobald die Wahl der Mitglieder deſſelben nach den gegebenen 
Vorſchriften beendigt ſeyn wird, des eheftens. zur feierlichen Huldigung, und 
zur Antretung feiner Functionen zufammen berufen und demfelben. das Lande 
haus und das feändifche Archiv, fo wie dem Landmarfchalle das Matrikel: 
‚ achte, ‚gehörig einräumen, laffen werden. — BE 
Gegeben in Unfter €. €, Haupt: und Nefidenzftadt Wien, den vier und 
zwanzigften Monatstag März, im eintaufend. achthundert und fechszehnten, 
Unſrer Reiche im ‚fünf und zwanzigften Jahre, 


u. Stanz. 
Aloys Grafvon und zu Ugarte, koͤnig— 
liäch⸗boͤhmiſcher oberfter und erzherzoglichzöftreis 
chiſcher erſter Kanzler. 
Prokop Graf od. Lazanzky, Hofkanzler. 
Auf ausdruͤcklichen allerhoͤchſten Befehl: 
ö ——— : Karl v. Eiberg. 





Preußifche Monarchie. | 
Wenn gleich bie drei Provinzen ‚der preußifchen Monarchie — Oſt⸗ 
preußen, Weſtpreußen und das Großherzogthum Poſen — 
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nicht zu den teutſch en Beſitzungen derſelben gehören; fo. koͤnnen doc) 
die toͤniglichen Decrete, wodurch auch in dieſen Laͤndern Provinzial⸗ 
‚ fände eingeführt wurden, nicht von den mitgetheilten Decreten zur Bil: 
bung ber‘ Provingialftände in den 7 teutfchen Provinzen des Königreiches 
getrennt werden, — Nur die von dem Könige (1814) dem Zürflen- 
thume Newenburg, gegebene neue Verfafjung wird in der Reihe ber 
Berfaffungen des fchweizerifchen Bunbesflaates aufgeführt, weil, nach den 
Entfheidungen des Wiener Eongreffes, Neuenburg einen der 22 Can- 
tone ber Schweiz bildet, | 





Acht Jahre vor dem Decrete, welches bie Provinziafftände in ber 
preußiſchen Monatthie begründete, erfehien: 
— a). Königk-Decret vom 22, Mai 1815. 


—WiraFriedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
Durch Unſre Verordnung vom 30; v. M. haben Mir für Unſre Monarchie 
eine regelmäßige Verwaltung, mit Berudfichtigung der frühen Provinzial: 
verhältniffe, angeordnet. Die Gefchichte des preußifhen Staates zeigt zwar, 
daß der wohlthätige Zuftand bürgerlicher Freiheit und die Dauer einer ge: 
techten, auf Ordnung gegrämdeten, Verwaltung in den Eigenfchaften der Re: 
genten und in ihrer Eintracht mit dem Wolke bisher diejenige Sicherheit fan- 
den, bie fich bei der Unvollfommenheit und dem Unbeftande menfchlicher Ein: 
richtungen erreichen Aßt.: Damit fie jedoch fefter begründet, der preufi: 
fhen Nation ein Pfand Unfers Vertrauens gegeben, und der Nachkommen: 
haft die Grundfäge, nach welchen Unſre Vorfahren und Mir felbft die Re: 
gierung Unfers Meiches mit ernſtlicher Borſorge für das Gluͤck Unfrer Unter: 
thanen geführt haben, treu überliefert, und vermittelft einer fehriftlicyen Ur: 
Ende, als Verfaſſung des preußifchen Reiches dauerhaft bewahrt werden, ha: 
ben Wir Nachftehendes befchloffen ; 
—SFS. 1. € foll eine Repräfentation des Volkes gebildet werben. 
82. Bu diefem Zwecke find a, die Provinzialftände da, wo fie 
mit: mehr oder minder Wirkſamkeit noch vorhanden find, herzuftellen, und dem 
Bedürfniffe der Zeit gemäß einzurichten; b. wo gegenwärtig Eeine Provinzial: 
fände vorhanden find, fie anzuordnen. 
8.3 Aus den Provinzialftänden wird die Berfammlung 
| & — —— gewählt, die in Berlin ihren Sitz ha⸗ 
en Toll. 0 j 

$.4 Die Wirkfamkeit der Randesrepräfentanten erſtreckt fih auf 
bie Berathung über alle Gegenftände der Gefeggebung, welche 
die perfönlihen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger, mit 
Einfhluß der Befteuerung, betreffen. 
5 Es ift ohne Zeitverluft eine Commiffion in Berlin niederzufegen, 
* * TEEN Staatsbeamten und Eingefeffenen der Provinzen bes 
ehen fol. 

$. 6. Diefe Commiffion foll ſich befchäftigen: a. mit der Organifation 
der Provinziatftände;.b. mit der Organifation der Randesrepräfen: 
tanten; c. mit der Ausarbeitung einer Berfaffungsurfunde nad) ben 
aufgefiellten Grundfägem., nr | 

$. 7... Sie fol am 1, ‚Sept..d. J. zufammentreten. 
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6. 8. Unſer Staatskanſler iſt mit der Vollziehung dieſer Vetbrdnuiig 
a und hat Uns die Arbeiten der Commiffion-demnächft vorzulegen. 
Er ernennt die Mitglieder derſelben, und führt: darin. den Vorſitz, iſt aber be⸗ 
fugt, in Verhinderungsfaͤllen einen Stellvertreter für ſich zu. beſtellen. Ur— 
kundlich unter Unſter Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und heigedrucktem 80: 

nigfichen Ei So geſchehen Wien, ben 22. Mai 1815. | 
A Friedrich! Wilhelm; ' | 
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Die in dem Föniglichen Decrete vom 22. Mat ei —— 
Commiſſion verſammelte ſich unter dem Vorſitze des „Kronpringen zu 
Berlin, Das. Ergebniß ihrer Berathungen war, am 5, Juni 1823, das 
allgemeine Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde. 
Sie ſollten, — nach der Erklaͤrung der preußiſchen Staatszeitung 
1823, St. 93 — „im Geiſte der älteren teutſchen Verfaſſungen eintre— 
ten, wie ſolche die Eigenthuͤmlichkeit des Staates und das wahre Bes 
duͤrfniß deſſe elben erforderten — Zugleich behielt der König ſich die Ent: 
fcheidung vor, wann eine Bufammenberufung der allgemeinen Land: 
ftände erforderlich ſeyn werde, und. wie ‚fer PR aus 3 Diele 
ſtaͤnden hervorgehen ſollen. SE ss 


b) Allgemeines Gefetz wegen. Anorbnung der Gro- 
vinzialſtaͤnde, vom 5. Suni 1823. 


Mir Friedrich Wirhelm, von — Gnaden, König von 
Preußen: rc. ꝛc. 
haben, um Unfern geireuen Unterthanen ein es hleibendes Pfand: lanbes⸗ 
vaͤterlicher Huld und Vertrauens zu geben, beſchloſſen, in Unſerer Monarchie 
die ſtaͤndiſchen Verhältniffe zu „begründen, und. deshalb Provinzialftände im 
Geifte der aͤlteren teutfchen Berfaffungen eintreten zu laffen, wie folhe die 
Eigenthümlichkeit des Staats und das wahre Beduͤrfniß der Zeit erfordern; 
Eine Commilfion, unter dem Vorfige Unfers Sohnes, ded Kronpeinzen 
koͤnigliche Hoheit, ift von Uns beauftragt worden, diefe Angelegenheit vorzu⸗ 
bereiten, und darüber mit erfahenen Männern aus jeder Provinz in Vira⸗ 
thung zu treten. | 
= ben von derſelben an Uns — Vericht verordnen Wir: 


Es ſollen Yrovinziafände in — Monar hi⸗ in Bitfuntit treten. 
UV. 
Das Grundeihenthum iſt Bedingung der Samdlhaſt 
‘in, 
Die Probinzialftände find das gefegmäßige Digan der verſhidenen Stände 
Unfere getreten Unterthanen in jeder Provinz. 
Diefer Beflimmung gemäß werden wir! | | 
4) die Gefogentwürfe, welche allein bie Provinz engen, zur Berathung 
an ſie gelangen, ihnen auch 
2) ſo lange keine allgemeinen ſtaͤndiſchen Verſammlungen Siett finden, bie 
Entwuͤrfe folcher allgemeinen Gefege, welche ———— in · Perſo⸗ 
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nen: und Eigenthumsrechten und in den Steuern zum Gegenſtande 
haben, fo weit fie die Provinz betreffen, zur Berathung vorlegen laſſen; 
3) Bitten und Beſchwerden, melcye auf das fpecielle Wohl und Intereffe 
der ganzen Provinz oder. eines Theils derfelben Beziehung haben, von 
den Provinzialftänden annehmen, folche prüfen und fie darauf befchei- 
den; und 0°" F Er Ds 
4) die Communak- Angelegenheiten der Provinz ihren Beſchluͤffen, unter 
Vorbehalt Unferer Genehmigung und Aufficht, überlaffen. 
"Dem gegenwärtigen Gefege, das jeboh auf. Neufhatel und Va— 
fangin keine. Anwendung findet, wollen Wir für jede Provinz ein befondes . 
res Geſetz, welches die Form und die Graͤnzen ihres ſtaͤndiſchen Werbandes 
beftimmt, nachfolgen laſſen. — 

Sollten Wir kuͤnftig in dieſen beſondern Geſetzen Abänderungen "als 
wohlthätig und. nüslih erachten; fo werden Wir diefe nur nach vorherges 
gangenem Beirath der Provinzialftände treffen. Ze 

Wann eine Zufammenberufung;;der. allgemeinen Landſtaͤnde erforderlich 
feyn wird, und mie fie dann aus den Provinzialftänden hervorgehen follen; 
darüber bleiben die weiteren Beflimmungen Unferer landesväterlichen Zürforge 
vorbehalten. . ital 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und Beidruͤckung 
Unferes großen Eöniglihen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 5. Juni 18233. 

Ä (L.S.) Friedrich Wilhelm. 
a 2 von Schumann. 





c) Geſetz wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde 
fuͤr die Mark Brandenburg und das Markgrafthum 
| Riederlaufiß, vom 1: Suli 1823. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ı. ıc. | Ä 
erteilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialftände in Unferer 
Monarchie am 5, Juni d. 3. erlaffenen allgemeinen Gefeges, für den flän- 
difchen Verband der Mark Brandenburg und des Markgrafthums Nieder 
laufis, nachitehende befondere Vorſchriften. 

$. 1. Diefer Verband begreift 

5 4) die Churmarf, 
: 2) bie Neumark, > 
3) die Niederlaufig. \ 

Zur Churmark treten in fländifcher Beziehung die Aemter Belzig, Dahme 

und Juͤterbogk und die Herrſchaft Baruth. 
Muit der Neumark iverden vereinigt ‘der Schwiebufer Kreis, imgleichen 
bie Orte Schermeiffel und Grochow. Er | 
Zur Niederlauſitz Eommen die Aemter Finfterwalde und Senftenberg. 
— Sonſt giebt uͤberall die fruͤhere hiſtoriſche Begraͤnzung die Regel fuͤr 
dieſen ſtaͤndiſchen Verband, mit alleinigem Ausſchluß der Enklaven, welche bei 
den Kreiſen bleiben, zu denen die neue Verwaltungseintheilung ſie gelegt hat. 

9. 2. Die Stände diefes Verbandes beſtehen, und zwar 

J. der erfte Stand 
a) aus dem Domcapitel zu Brandenburg, 
bhy) ans dem Grafen zu Solms Baruth, 
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. ©) aus dem. — der Piebertaufi, — 
9h. aus der Ritterfchaftz -, -. Bee 
ne be ameite Stand en — 
aue den Staͤtenz ER: 
MI der dritte St ud. J 
aus den uͤbrigen Gutsbeſihern, — 5 und Bauern, 

8.3. Auf dem Landtage erfcheint ‚dag. Domeapitel zu. Brandenburg 
duch einen aus feiner Mitte ju ernennenden Bevollmächtigten, und der Graf 
zu Solmd:Baruth mit den Befugniß, ſich in erheblichen Verhinderungsfaͤllen 
durch ein Mitglied aus feiner. Familie, ‚pder einen fonft. — 
maͤchtigten aus dem erſten Stande, vertreten zu laſſen. 

Alle uͤbrigen Staͤnde erſcheinen durch Abgeordnete, welche don ihnen 
durch — — werden. An 

$ ie Anzahl der Mit icder eines jeden der im 2. benannten 
Stände beftimmen Wir 5 i k . M — 

| A. Fuͤr die SHurmast und gwar J— 
1 für ben erfien Stand - a en 
1) das Domcapitel zu Branbenburg auf Du 753 
2) den Strafen zu Selme⸗Varuth ur Te Sm? 
| 3) die Ritterfchaft . a. di FT ER... | 
II, für den zweiten Stand . . si en. 14) 
AL für ben beiten Stonb . . u see ru 
für die Churmark uf 2 2 000. . 44 Mitg, 
B. Für die Reumark: 
1: Tür De after Sand; re ee 66 
I, für den zweiten Stand  . 2 ..4 
UL Tue Denn beiten Dad a at 
für die Neumark auf . . . 42 Mitgl. 
C. Für die Miederlaufig:. ; 
1. für den erften Stand un 
BY Der ADTE 
IDEE DRDERIOIE: 
1. für.den zweiten Stand. 
IT. für den dritten Stand - 0 eier ern 


für die Niedertaufig auf. 42 Mitgt. 
Hieraus ergiebt fih die Gefammtzahl von 68 Mitgliedern für diefen 
ganzen ftändifchen Verband. 
Die fpeciellere Vertheilung dev Abgeordneten jedes Standes, wird eine 
beſondere Verordnung feſtſetzen. 
5. Bei der Waͤhlbarkeit der Abgeordneten alle: Stände zum Pro: 
vinzia landtage werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 

1) Grundbeſitz, in auf- und abſteigender Linie ererbt, oder auf andere 
Weiſe erworben und zehen Jahre lang nicht unterbrochen. Im Berer: 
bungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers des Erben zu⸗ 
ſammen gerechnet; - | | 

2) bie Gemeinfhaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 
die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres 3 

4) der unbeſcholtene Ruf. | 

$. 6. Von ber Bedingung des sehnjäheigen Befiges au dispenfiren, 


— # ‘so. 
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behalten Wir Uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. Im Anſehung der uͤbrigen Bedin⸗ 
gungen findet keine Dispenſation Statt. > | 

8. 7. DaB Recht zu dem erſten Stande für die Ritterſchaft als Ab⸗ 
geordneter gewählt zu werden, wird durch den Beſitz eines Nitterguts in ber 
Peso, ohne Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des DBefigers, begründet. 

Bin behalten Uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien < Fideicommiß⸗ 
güter, auf angemefjene Weiſe hierbei zu bevorrechten. — 

6.8. Der Beſitz eines Ritterguts in einer andern Unſerer Provinzen 
rich auf die beſtimmte Dauer von zehn Jahren angerechnet. 

. 9 Wenn Geiftliche, Militair- und Civilbeamte, bie duch den mit 
vorftehenden Bedingungen verknüpften Befig eines Nitterguts dem erſten 
Stände angehören,‘ als Abgeordnete beffelben gewählt werden; fo bebürfen 
fie, dee Beurlauhun ihrer Vorgeſetzten. 
8.10. Als Abgedrdnete des zweiten Standes können nur ftädrifche 
Geundbefiger gewaͤhlt werben, welche entweder zeitige Magiftvatöperfonen find, 
oder ein buͤrgerliches Gewerbe treiben. 

Bei den Iegtern muß der Grundbefig mit dem Gewerbe zufammen einen 
nach der Verſchiedenheit der Städte abzumefjenden Werth haben, welchen die 
$. 4. vorbehaltene 'befondere Verorbnung beflimmen wird, | 

$. 11. Bei dem dritten Stande wird zu ber Eigenfchaft eines Land: 
tagsabgeorbneten der Befig eines als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteten 
Landguts erfordert, deſſen Groͤße ebenfalls die beſondere Verordnung ($. 4.) 
feſtſetzen wird. —— — 

- 8,12. Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit treten auch für 
die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfhiede, daß für die Wählen: 
den oder MWahlmänner die Vollendung des vier und zwanzigſten Lebensjah: 
res genügt, und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümlicher Befig, ohne 
Rüdficht auf die bei dem dritten Stande nad) $. 11. zu: beflimmende Größe 
des Grundbeſitzes, erforderlich ift. 

Bei den Städten fieht das Wahlrecht denjenigen zu, bie den Ma— 
giſtrat wählen. , 

8. 13. Wenn, wie in einigen Städten ber Niederlaufig, bie Beftellung 
ber Magiftratsmitglieder einem Dominio oder andern befonders Berechtigten 
zufteht; fo wird das Wahlrecht von den mit Grundeigentum angefeffenen 
Bürgern ausgeübt. Die Wahl des Landtagsabgeordneten ift aber auch bei 
diefen Städten immer an die Bedingungen der Waͤhlbarkeit gebunden, welche 
der $. 5. für alle drei Stände und der $. 10. für die Städte feftfegt. 
8 14. Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn über das 
Vermögen defien, dem diefe Befugniffe zuftehen, der Concurs eröffnet ift, 
imgleichen während eines einer nicht moralifchen Perfon zufländigen gefell- 
ſchaftlichen Beſitzes. IH ' 

Bei dem erften Stande hören Wählbarfeit und Wahlrecht auf, ‚wenn 
durch Berftücelung die Eigenfchaft eines Ritterguts vernichtet wird. 

$. 15. In mehreren Kreifen Angefeffene Eönnen in jedem der Kreife, 
in welchem fie anfälfig find, wählen und gewählt werden. In letzterem 
ga * es dem Gewaͤhlten uͤberlaſſen, für welchen Kreis er eintre— 
en will. | 

$. 16. Ein Abgeordneter. Tann auch Mitglied des Landtags einer an- 
dern. Provinz feyn, wenn die Zeit der Verfammlung es zuläßt. 
| $. 17. Wer duch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land: 
tage zu erfcheinen, kann Einen Andern für fich bevollmächtigen. 

-$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeuͤbt werden. 
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8. 19. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden von dem 
erſten Stande auf Kreistagen nad) bisheriger Obſervanz vollzogen. zul 


$. 20. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die‘ befondere Ver⸗ 
ordnung ($. 4.) Viritftimmen erhalten, wählt ihre Abgeordneten zum Lande 
tage in fichz alle übrige Städte ohne Unterfchted, ob fie‘ Immediat⸗ oder 
Mediarftädte find, wählen in ſich Wähler, Diefe treten collectiv in Wahl—⸗ 
verfammlungen nad), Bezirken ‚zufammen, und wählen die, Landtagsabgeord— 
neten. Die Zahl der Mähler wird die bemerkte Verordnung nad) der Groͤße 
der Staͤdte beſtimmen. 


$. 21. Von den Dorfoemeinden waͤhlt eine iede,. nad) ihrer für” andere 
Dorfangelegenheiten hergebrachten Weife, einen Wähler; die Waͤhler verſam⸗ 
meln fich mit den Befigern der einzeln liegenden, zu Feiner beftimmten Dorf⸗ 
gemeinde gehoͤrenden, Guͤter des dritten Standes, welche aber das Maaß ber 
Wahlfaͤhigkeit ($. 11.) haben muͤſſen, bezickoweiſe zur Wahl des Bezirks⸗ 
waͤhlers; die. Bezirkswaͤhler treten dann zuſammen und waͤhlen den Land⸗ 
tagsabgeordneten. 

$. 22. Die Zuſammenlegung ber Bezirke ſowohl für die Collectlöwäße 
lenden Städte, als für dem dritten Stand, . wird ‚die, bafondere Verordnung 
($. 4.) feftiegen. 

23. Die Wahlen der Abgeordneten zum ee geidchen. auf 
fechs. Fahre dergeſtalt, daß alle drei. Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines 
jeden Standes ausfcheidet, und ale brei Jahre zu neuen > Wahlen gefchritz 
ten wird. 

$. 24. Die für dag erſte Mat Ausfcheidenden werden nad) drei Jah⸗ 
ven durch das Loos beftimmt. Alle Ausfcheidende find wieder wählbar. 

8. 25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

$. 26. Wenn beiden Wahlen zu Wählen, Bezirkswaͤhlern und Land: 
tagsabgeordneten gleiche Stimmen entfichen ;. fo giebt die Stimme des Ael⸗ 
teften der Mählenden den Ausfchlag. - Ä 

$. 27. Alle Wahlen flehen unter der Aufficht des Landraths, in deſſen 
Kreiſe ſie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der 
Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu er— 
nennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfges 
meinden aber werden zunächft von dev Ortsobrigkeit geleitet. 

$. 28. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und Landtagsabgeotdneten aber dem Landtagscommiſſarius, 
mit Einſendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu pruͤfen, ob 
ſolche in der Form und nad) den Eigenſchaften der Abgeordneten, ber Vor— 
ſchrift gemaͤß, geſchehen ſind. 

Nur wenn derſelbe in dieſer Beiehung Minget findet, iſt er berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. 

$. 29, Dem Vorſitzenden auf dem Sonötnge, welhem Mir den Cha: 
vakter- als Landtagsmarſchall beilegen, fo wie deffen Stellvertreter, wollen Wir, 
für die Dauer eines. jeden Landtags, aus den Mitglledern des erſten Standes 
Selbſt ernennen. 

$. 30. Für die erſten ſechs Jahre werden Wir die Stande zum Pros 
vinziallandtage ‚alle zwei Jahre berufen ‚ nach Ablauf —* Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 
| $. 31. Die Dauer bes Landtags wird jedesmal nach den umſtaͤnden 
von Uns feſtgeſetzt werden. 
32. Die Ladung der Mitglieder zu dem fuͤr die Eroͤffnung des 
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Landtags beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit. durch Unſern Com⸗ 
un — 

$. 3 die ——— muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Zage vor der 
— des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Sormmiflarius, 
als dem Landtagsmarſchall, melden. 
er Le Der Provinzialfandtag wich nach gehaltenen Gottesdienfte von 
Unferm Commiſſarius eroͤffnet. 

— 9 89;,,Derfelbe. ift- die Mittelöperfon aller Verhandlungen. an ihn dt: 
lein haben ſich daher die Staͤnde wegen jeder Auskunft, oder wegen der Ma: 
terialien, deren fie. für. ihte Gefchäfte bedürfen, zu wenden. 

‚Er, theilt den Ständen :in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruction, die Propo⸗ 
ſitionen mit, und empfaͤngt die von ihnen abzugebenden Erklaͤrungen und 
Gutachten, ſo wie ihre ſonſtigen Vorftellungen Bitten und. Befchtverden. 

$. 36. Den Berathungen wohnt er nicht bei; er kann aber den Ein- 
tritt zu muͤndlichen Eroͤffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich ent⸗ 
bieten, ſo wie die Stände Deputationen an-ihn abſenden koͤnnen. 

— 37. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſel⸗ 
ben ein, und —— den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den 
Staͤnden. 

§. 38. Bei Eröffnung. des Landtags ſowohl, als zu Faſſung gültiger 
Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Gefammtheit der Abgeord⸗ 
neren auf demſelben gegenwärtig feyn. 

8.39. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder. der drei Stände 
ihren Sig nach der.$. 2, beftimmten Reihefolge.. 

$. 409. Sobald. die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Eand: 
tagsmarſchall in der Plenarverſammlung, mit Beobachtung des Stimmen: 
verhäftniffes,; nach. Verfchiedenheit der Gegenſtaͤnde, beſondere Ausſchuͤſſe, 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
Beſchlußnahme gehoͤrig vorzubereiten haben: Das Directorium dieſer Aus: 
ſchuͤſſe führe dasjenige Mitglied aus dem erſten Stande, welches der Land⸗ 
tagsmarſchall dazu beſtimmt. 

$. 4. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uͤberhaupt der Land⸗ 
tagsmarſchall. Von ſeiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, was 
auf Ruhe und Ordnung in den Verſammlungen Beziehung hat, Befonders 
bat’ er vdarauf zu. fehen, daß die Berathungen . und ‚Arbeiten der Stände 
moͤglichſt beſchleumigt werden. 

.42. Ohne: gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtagemarſchalls 
barf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fer- 
neren Theilnahme an. dem Landtage . durch- Krankheit oder andere dringende 
Urſachen fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscommiß— 
ſarius, welcher alsdann ſofort den Stellvertreter einberuft. 

$; 43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen. Anz 
trag an. die Verfammlung richten will;. fo hat. daffelbe. folches vor der Wer: 
ſammlung ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenſtandes, dem Landtagsmar— 
ſchall anzuzeigen, Lehzterer rufe dann. ‚den Abgeoröneten zur Haltung des. 
Vortrags auf, ‚Der Inhalt defjelben muß ſchriftlich zum Protocoll gege— 
ben werden. 

§. 4. Die Abſaſſung der ftändifchen Schriften trägt der Kandtags: 
marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche 
Schrift wird in dee Verſammlung verleſen, und, nach der‘ Vereinigung uͤber 


Faſſung, die Reinſcheift von dem Eunbegemaift und, den Ständen 
ollzogen. | 
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$. 45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag - an den Commiffärkus 
enthalten, find an Uns zu richten, und demfelben duch eine fländifche De: 
putation zu übergeben. 

$. 46. Die Mitglieder aller Staͤnde der Marken und Niebetlauſit bil⸗ 
den eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenſtaͤnde gemeinfchaftlich: 

Zu einem gültigen Befchluffe über folche Gegenftände, welche von Uns 
zur Berathung am fie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unferer 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find, wird eine 
Stimmenmehrheit vom zwei Drittheilen erfordert. Iſt diefe bei einer Sache, 
worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden; 
fo wird folches mit Angabe ber Verſchiedenheit der Meinungen ausdruͤck⸗ 
lich bemerkt. 

Alle andere ſtaͤndiſche Beſchaſſe koͤnnen durch die einfache Mehrheit 
ihre Beſtimmung erhalten. 

d. 47. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile Statt, fobald: zwei Drit— 
theile der Stimmen eines "Standes, welcher fich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen, 

In einem folchen Falle verhandelt die Verfammlung nicht mehr in der 
Sefammtheit, fondern nach den $. 2. beſtimmten Ständen. | 

Die auf diefe Meife Heevorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der 
einzelnen Stände wird dann zu Unſerer Entſcheidung vorgelegt. 

Gegen Beſchluͤſſe, welche die beſondern Rechte des Domcapitels zu 
Brandenburg, des Grafen zu Solms-Baruth und der Standesherren der 
Niederlaufig berühren, bleibt ihmen der Recurs an Uns vorbehalten. - 

$. 48, Wenn Gegenftäude, welche das provingielle Intereſſe eines ber 
einzelnen, in dieſem ſtaͤndiſchen Verbande begriffenen, im $. 1. benannten 
Landestheile betreffen, in der Geſammtberathung verhandelt werden, und die 
Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erklärt hatz fo find die "Abgeordneten 
eines folchen Landescheils berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Beruz 
fung auf Unfere Entfheidung, zu den Landtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit 'befondern Beſcheid erhalten werden, 

. 49. Bitten und Beſchwerden der Stände koͤnnen nur aus dem bes 
fonderen Intereſſe der Provinzen umd der mit ihnen verbundenen einzelnen 
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweifen. 
Wenn aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
beftimmte Ueberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem‘ Landtage, mit ge= 
hörig conflatirter Anzeige, ‚darauf antragen, daß berfelbe ſich für die Abſtel⸗ 
lung bei Uns verwende. 

$. 50. Alte bei dem Landtage eingehende, fo mie bie von dömferben 
ausgehende Anträge muͤſſen ſchriftlich eingegeben werden. Sind die letztern 
einmal zuruͤckgewieſen; ſo duͤrfen ſie nur alsdann, wenn wirklich neue Ver⸗ 
anlaſſungen oder neue Gründe eintreten und. immer nur erſt bei Eünftiger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. 

$. 51: Die Stände fehen als beratende Berfammlung eben fo wenig 
mit den Ständen anderer. Provinzen, als mit den Communen und Kreis: 
ftänden ihrer Provinz in Verbindung; es fi nden daher Feine Mittheitungen 
unter ihnen ‚Statt. ' 

52. Die einzelnen. Stände‘ koͤnnen ihren Abgeordneten feine bindende 
Inſtruetonen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, ſie zu beauftragen/ Bitten 
und Befchwerden anzubringen. 
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$. 53. Sobald der Commiſſarius den Landtag gefchloffen hat, ift das 
ftändifche Amt des Landtagsmarſchalls beendige, die Landftändifchen Bera— 
thungen hören auf, und die Stände gehen aus einander; auch bleibt fein 
fortbeftehender Ausfhuß zurüd. Für folhe Gegenftände der laufenden flän: 
difchen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen Eünftig Übertragen wer— 
den, Eönnen' fie die geeigneten Perfonen wählen und beftellen, infofern die 
Gefchäfte folches fordern. 

$. 54. Das Refultat der Landtagsverhandlungen wird duch den Drug 
befannt gemadt. 

$. 55. Zum Verfammlungsort des Landtags beftimmen Wir Unfere 
Reſidenz Berlin. * - 

$. 56. Die Landtagsabgeorbneten follen angemeffene Reiſekoſten und 
Tagegelder erhalten. _ 

Das Weitere hierüber, fo mie megen der allgemeinen durch den Land— 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

8.57. Die in jedem ber einzelnen Landestheile diefes ftandifchen Ver— 
bandes beſtehenden Communalverhäftniffe gehen auf die Gefammtheit deſſel⸗ 
ben nicht über, wenn ſolches nicht ducch gemeinfchaftliche Uebereinkunft bes 
ſchloſſen wird. | 

Bis dahin dauern daher die bisherigen Communalverfaffungen dieſer 
einzelnen Landestheile in ihrer obfervanzmäßigen Einrichtung fort, und Wir 
geftatten, daß für diefe Angelegenheiten, auf vorgangige Anzeige bei Unferm 
Landtagscommiffarius und deſſen Bewilligung, jährlich befondere Commu— 
nallandtage, jedoch mit verhäftnigmäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller 
Stände, weichen das gegenwärtige Gefeg.die Landftandichaft beilegt, in Ber— 
lin, Küftein und Lübben gehalten mwerden.: - 

Die Beſchluͤſſe über Veränderungen in den Communaleinrichtungen und 
neue Communalauflagen bedürfen Unſerer Sanction, u: 
Zur Feſtſetzung der deshalb nöthigen nähern Beftimmungen und Orb: 
nungen erwarten Wir- die Vorfchläge des naͤchſten Fandtagg. 
8.58. Was die Ereisftändifchen Verfammlungen betrifft; fo follen folche, 
wo fie bis jegt noc Statt finden, bis auf teitere Anordnung ferner befte- 
hen, und da, wo fie früher beftanden ‘haben, wieder eingeführt werben, 

Don dem erſten Landtage, zu welchem dieſer ftändifche Verband beru- 
fen. werden wird, erwarten Wir die Vorfchläge, wie die £reisftindifchen 
Verfammlungen mit den Mobdificationen, welche der Zutritt allee Stände 
erfordert, einzurichten ſeyn werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤ⸗ 
ckung Unſers großen koͤniglichen Infiegels. — 

Gegeben Berlin, den 1. Juli 1823. 

LS.) Friedrich Wilhelm. 
Zu .. 9% Schudmann: 





d. Geſetz wegen Anordnung der Provinzialftände 
Tür das Königreih Preußen, vom 1. Juli 1823, 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 
von Preußen 2. en ea 
ertheilen in Folge des twegen Anordnung der Provinzialftinde in Unferer 
Monacchie am 5. Juni d. J. erlaffenen allgemeinen Gefeges, für den ftän- 
diſchen Verband des Königreichs Preußen nachſtehende befondere Vorfchriften: 
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: 8; 1:-Diefer Verband Segeelft:; 3 tn. oa ns 
) Dftpreußen,, Pe a ee N 
2). Litthauen,: :.:;.. 

—9 Weſtpreußen. =“ 

. Bu Offpreufen. wird. in ſtaͤndiſcher Balchun der — marlen wer⸗ 
derfehe Kreis gerechnet; die Enklaven verbleiben. den. geeiſen zu Bean ſie 
die neue Verwaltungseintheilumg gelegt hat. u se — 

d. 2. Die Stände dieſes Verbandes ‚beftehenz.. ,,: 

1. der re Stand, 


aus der. Ritterfchaft; - 
il der zweite Stand, 
aus den Städten; . 
III. der dritte Stand, 
aus ‚den; unter. dem erften ‚Stande nicht begetffänen: Kötmern und 
Freien, und aus den bäuerlichen Grundbefigern.. F 
3. ‚Auf: dem Landtage erſcheinen die Stände. durch Abheorvnel 
weiche von ihnen. durch Wahl beſtimmt werden. - 
9. 4. Die, Anzahl der Abgeordneten eines jeden. Siondıs (8. w be⸗ 
— Wir 
1. Fuͤr Oſtpreußen und Litthauen, und smart: 


4) für, ben ‚erflen Stand. anf. : 2.5, u: 2: 2 4ni. * 
2) für den zweiten Stand af 45 
3) fuͤr den dritten Stand auf 45 | 
für Oſtpreußen und Litthauen up — — 60 Aerom 
I. Fuͤr Weſtpreußen, und zwar: ar 
4) für den erſten Stand auf J SP a |; 
: 2). für den zweiten Stand af. Pe re 
3)- für den dritten Stand auf. ee 
zufammen für MWeftpreußen auf — 35 Abgeord. 


Hieraus ergiebt ſich die — von fünf und neunzig u 
neten für dieſen ganzen: ſtaͤndiſchen Verband. 

Die ſpecielle Vertheilung der Mitglieder jedes Standes wird eine be⸗ 
ſondere Verordnung. feſtſetzen. 
. 8. Bei. der Waͤhlbarkeit der Abgeerdneiemn ale Stände werden of 
gende Bedingungen vorausgefetzt: 

1) Grundbeſitz in auf- und aöftelgender Linie ererbt, ‚oder. auf andere Weife 
erworben, -und. ‚zehen Jahre ‚nicht : unterbrochen, Im Vererbungsfalle 
wird die Zeit des Befißes bee. Erblaſſers und des SM aufammen 
. gerechnet; — 

2) die Gemeinſchaft mit einer ber. chriſtlichen Kirchen 

3) die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 

4) der unbeſcholtene Ruf. 

6. Von der Bedingung des ehnjaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, 

behalten Wir Uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. In Anſehung der uͤbrigen Bedingungen 
findet feine Dispenfätion Statt. 

8.7: Das Recht zu dem an Stande als Abgeordneter gemäptt zu 
werden; wird ‚begeundetz u: :: ©; 

— fuͤr die Ritterſchaft, durch den. Kofi, eines Rittergutes in der. Provinz, 
‚ohne Ruͤckſicht auf die -adelige Geburt des Beſitzers. Wir behalten Uns 
„Jedoch vor, den Beſi itz bedeutender Familien: Stösicomenihgten anf. ange⸗ 
edler: Weiſe. Dice, zu bevorrechten - | 
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2) für. die uͤbrigen zum erſten Stande zu rechnenden Grundeigenthlimer 
($. 2.) durch den Beſitz 
a) eines Eölmifchen Gutes von ſechs kulmiſchen Hufen feparirten, contri⸗ 
buablen Landes, welches nicht Theil eines Dorfs, fondern ein für fich 
beftehendes Landgut iſt, 
b) eines andern größern, dem vorbezeichneten Zölmifchen gleichartigen, 
Landbeſitzes. 
Bon den unter 2. a) und b) bemerkten Gütern, ſoll eine Matrikel auf— 
genommen und Uns zur Vollziehung vorgelegt werden. 
8. 8. Der Befig eines Ritterguted in einer andern LUnferer Provinzen 
wird auf die beftimmte Dauer von zehen Fahren angerechnet. 
$. 9. Wenn Geiftlihe, Militair- und Givilbeamte, die durch den mit 
vorftehenden Bedingungen verknüpften Befig eines Guts ($. 7. 1. und 2.) 
bem erſten Stande. angehören, ald Abgeordnete deffelben gewählt werden; fo 
bedürfen fie .dver Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 
§. 10. Als Abgeordnete des zweiten Standes Eönnen nur ftädtifche 
Grundbefiger gemählt werden, welche entweder zeitige Magiftratsperfonen find, 
oder ein bürgerliches Gewerbe treiben. Bei den letztern muß der Grundbefis, 
mit dem Gewerbe zufammen, einen nach der Verfchiedenheit der Städte ab» 
zumeffenden Werth haben, welchen die ($. 4.) vorbehaltene befondere Verord⸗ 
nung beflimmen wird. 
$. 11. Bei dem dritten Stande wird zu der Eigenfchaft eines Ab⸗— 
geordneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe felbft bewirthfchafteten Land: 
guts erfordert, deſſen Größe ebenfalls die befondere Verordnung ($. 4.) feſt⸗ 
fegen wird. | 
812. Die vorbemerften Bedingungen der MWählbarkeit treten auch für 
die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Waͤhlenden, 
oder Waͤhler, die Vollendung des vier und zwanzigſten Lebensjahres genügt, 
und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümlicher Beſitz, ohne Ruͤckſicht 
auf die bei dem dritten Stande zu beitimmende Größe des Grundbefiges 
($. 11.), erforderlich ift. 
Bei den Städten ſtehet das Wahlrecht denjenigen zu, welche den Mas 
giſtrat wählen. 
$. 13. Die MWählbarfeit und das Wahlrecht ruhen, wenn über das 
Vermögen deſſen, dem diefe Befugniffe zuftehen, der Concurs eröffnet ift, 
imgleihen während eines, nicht einer moralifhen Perfon zuftändigen, gefell- 
ſchaftlichen Befiges. | 
| Bei dem erften Stande hören Wahlrecht und Maählbarfeit auf,. wenn 
duch Zerſtuͤckelung die Eigenfchaft eines größeren Grundbefiges vernichtet wird. 
9.14, Die Befiser folcher Eleinen adelichen Güter, vornehmlih in Ma: 
furen und Pomerelfen, welche vereinigt eine Commune bilden, und welche die 
Ehrenrechte nur gemeinfhaftlih ausüben, koͤnnen auch das Wahlrecht nur 
collectiv wahrnehmen. 
$ 15. Im mehren Kreifen Angefeffene koͤnnen in jedem der Kreife, 
in welchen fie anfäfjig find, mählen und gewählt werden; im legten Kalle 
bleibt es dem Gewaͤhlten überlaffen, für welchen Kreis er eintreten will, 
$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer ans 
dern Provinz feyn, wenn die Zeit der Verſammlung es zufäft. 
$. 17. Wer duch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land- 
tage zu erfcheinen, kann Feinen Andern für fich bevollmächtigen. 
$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgehbt werden; eine 
Ausnahme machen nur die im $. 14. erwähnten Eleinen Gutsbefiger, welche 
5 
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aus ihrer Mitte einen Bevollmaͤchtigten i Wahrnehmung deſſelben er⸗ 
waͤhlen. 
6. 19. Die Mahlen der Abgeordneten werden von dem erften Stande 
auf dem ‚Kreistagen vollzogen, weldye für diefen Zweck bei der großen Aus: 
dehnung einiger der alten Kreife, an mehreren Drten in benfelben abgehalten 
werden follen, wie diefes auch bisher ſchon in Litthauen Statt gefunden hat. 

$. 20. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die beſondere Ver⸗ 
ordnung ($. 4.) Virilſtimmen erhalten, waͤhlt ihre Abgeordneten in ſich; alle 
übrige Städte ohne Unterfihied, ob fie Immediat- oder Mediatſtaͤdte find, 
wählen in fih Wähler, Diefe treten collectiv in Wahlverfammlungen nad) 
Bezirken zufammen und wählen die Abgeordneten. Die Zahl der Mähler 
wird die bemerkte Verordnung nad) der Größe der Städte beſtimmen. 

$. 21. Von den Dorfgemeinden wählt eine jede, nach ihrer für andere 
Dorfangelegenheiten hergebrachten Weiſe, einen Wähler; die Wähler verfam: 
meln ſich mit den Befigern der einzeln liegenden, zu Eeiner beftimmten Dorfe 
gemeinde gehörenden, Güter des dritten Standes, welche aber das Maaß der 
Mahlfähigkeit ($. 11.) haben müffen, bezirksweiſe zur Wahl des Bezirks⸗ 
waͤhlers; die Bezirkswaͤhler treten dann zufammen und wählen ben Ab: 
geordneten. 

$. 22, Die Zufammenlegung der Bezirke, fotwohl für die colfectiv wäh> 
Ienden Städte ($. 20.), als für den dritten Stand ($. 21.), imgleichen aud) 
für die Wahlen des erften Standes in MWeftpreußen und Litthauen ($. 19.), 
wird die befondere Verordnung ($. #.) feitfegen. 

$. 23. Die Wahlen der Abgeordneten gefchehen auf ſechs Sahre, der 
geftalt, daß alle drei Jahre die Hälfte dev Abgeordneten eines jeden Stanz, 
des ausfcheidet, und alle drei Fahre zu neuen Wahlen gefchritten wird. 

$. 24. Die für das erſte Mal Ausicheidenden werden nach drei Jah— 

ren duch das Loos beftimmt. Alle Ausfcheidende find wieder wählbar. 

$. 25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

$. 26. Wenn, bei den Wahlen zu Wählern, Bezirtswählern und Ab: 
geordneten, gleiche Stimmen entfliehen; fo giebt die Stimme des Aelteſten 
der Waͤhlenden den Ausſchlag. 

$. 27. Alle Wahlen ſtehen unter der Aufſicht des Landraths, in deſſen 
Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der 
Abgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernennens 
den Stellvertreter; die Wahlen in ben einzelnen Städten und Dorſgemeinden 
aber werden zunaͤchſt von der Obrigkeit geleitet. 

$. 28. Die geſchehene Wahl der Wähler (99. 20. 2) ift dem gan: 
rath, die Wahl der Bezirkwaͤhler und Abgeordneten aber dem Landtagscom⸗ 
miſſarius, mit Einſendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu 
pruͤfen, ob ſolche in der Form und nach den Eigenſchaften der Abgeordneten, 
der Vorſchrift gemaͤß, geſchehen ſind. Nur wenn derſelbe in dieſer Bezie— 
hung Maͤngel findet, iſt er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 

29. Den Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha— 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir, 
. für die Dauer eines jeden Landtages, aus den Abgeordneten des erſten Stans 
des Selbft ernennen. 

$. 30. Für die erſten ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro- 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen; nad) Ablauf diefes Zeitraums aber, 
ferner hierüber beſtimmen. 

$. 31. Die Dauer des Landtages wird jedes Mal nach den Umſtdiden 
von Uns — werden. 
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$. 32. Die Labung der Abgeorbneten zu dem für die Eröffnung des 
Randtages beftimmten Tage gefchiehet zu gehöriger Zeit durch Unfern Com 
miſſarius. 

N $. 33. Die Abgeordneten müffen ſich fpäteftens an dem Tage vor der 
Eröffnung einfinden, und ſich fowohl bei dem Commiſſarius, ald bei dem 
Landtagsmarfchall melden. 

$. 34. Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gotteödienfte durch 
Unfern Commiffarius eröffnet, — J 

$. 35. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn al 
lein haben ſich die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der Materia- 
lien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt den Stän= 
den, in Gemäßheit Unferer Inſtruction, die Propofitionen mit, und em— 


pfängt die von ihnen abzugebenden Erklärungen und Gutachten, fo wie ihre‘ 


fonftigen Vorſtellungen, Bitten und Befchwerden. 

$. 36. Den Berathungen wohnt er nicht bei; er kann aber den Ein- 
tritt zu mündlichen Eröffnungen, verlangen, oder eine Deputation zu fich ent- 
bieten, fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden Eönnen. 

$. 37. Er ſchließt den Landtag, reicht uns die Verhandlungen befjel- 
ben ein, und publiciet den hierauf zu ertheilenden Landtagsabfchied den 
Ständen. 

$. 38. Bei Eröffnung des Landtages fowohl, als Faffung gültiger 
Befchlüffe, ift die Gegenwart vom fiebenzig Abgeordneten nothwendig. 

$. 39. Sn der Verfammlung nehmen die Mitglieder der drei Stände 
ihren Sig nad der $. 2. beſtimmten Reihefolge. 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Land⸗ 
tagsmarſchall in der Plenarverfammlung, mit Berüdfihtigung des Stim: 
menverhäftniffes nach Verfchiedenheit der Gegenftände, befondere Ausfchüffe, 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Den Vorfig in dieſen Ausfchüffen 
führt dasjenige Mitglied aus dem erften Stande, welches ber Landtagsmar— 
ſchall beftimmt. 

$. 41. Den Gefhäftsgang auf dem Landtage leitet Überhaupt der Land: 
tagsmarfchall; von feiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, was auf 
Ruhe und Ordnung in den Verfammlungen Beziehung hat. Befonders hat 
er darauf zu fehen, daß die. Berathungen und Arbeiten der Stände möglichft 
befchleunigt werden. 

$. 42. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen de3 Landtagsmarfchalls 
darf fein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiden; Berhinderung der fer 
neren Theilnahme an dem Landtage, durch Krankheit, oder andere dringende 


Urſachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscoms 


miffarius, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. \ 

9.43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Geyenftand einen An— 
frag an die Verfammlung richten will; fo hat daffelbe folches vor der Ver: 
fammlung fohriftlih, mit Bemerkung des Gegenftandes, dem Landtagsmar— 
ſchall anzuzeigen. Legterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des Vor: 
traged auf. Der Inhalt defjelben muß fchriftlih zum Protocol gege— 
ben werden. 

$. 44. Die Abfaſſung der fländifchen Schriften trägt der Landtags— 
marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtages auf. Dede fold)e 
Schrift wird in der Verfammlung verliefen, und, nach Vereinigung tiber die 
— die Reinſchrift von dem Landtagsmarſchall und den Staͤnden 


5 * 
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$. 45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an ben Landtags 
commiffarius enthalten, find an Uns zu richten, und dem erftern durch eine 
ftändifche Deputation zu übergeben. 

$. 46. Die Abgeordneten aller Stände des Königreichs Preußen bils 
den eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinſchaftlich. 
Zu einem gültigen Befchluffe über ſolche Gegenftände, melde von Uns zur 
Derathung an fie gewiefen, oder ihrem Befchluffe mit Vorbehalt Unferer 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit‘ von zwei Drittheilen erfordert. Iſt diefe bei einer 
Sache, worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo „wird foldyes mit Angabe dev Verfchiedenheit der Meinungen 
ausdrüclich bemerkt. Alle andere ftändifche Befchlüffe koͤnnen durch bie eins 
fache Mehrheit ihre Beftimmung erhalten. | 

$. 47. Bei Gegenftänden, bei denen das Sntereffe der Stände gegen 

einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile Statt, fobald zwei Drit 
theife der Stimmen eines Standes, welcher fih duch den Beſchluß der 
Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen. In einem folchen Falle verhans 
delt die Verfammlung nicht mehr in der Gefammtheit, fondern nach den 
einzelnen Ständen ($. 2.). Die auf diefe Weife hervorgehende Verfchieden- 
heit der Öutachten wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt, 
848. Wenn Gegenftände, welche das provinzielle Intereſſe eines der 
einzelnen in diefem fländifchen Verbande begriffenen Landestheile ($. 1.) be 
treffen, in der Gefummtberathung verhandelt werden, und die Stimmenmehr: 
heit fich gegen daſſelbe erklärt; fo find die Abgeordneten eines folchen Lan— 
destheild berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Berufung auf Unfere 
Entfcheidung, zu den _Landtagsverhandlungen zu geben, worauf fie dann jes 
derzeit befondern Beſcheid erhalten werden, 

$. 49. Bitten und Befchwerden der Stände fönnen nur aus dem bes 
fonderen Intereſſe der Provinz und der mit ihr verbundenen einzelnen Lan— 
destheile hervorgehen. | 

Individuelle Bitten und Befchwerden hat der Landtag gleih an die 
betreffenden Behörden, oder an- und unmittelbar zu verweifen. Wenn aber 
Mitglieder des Landtages von Bedruͤckungen einzelner Individuen beflimmte 
Ueberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit gehörig conflas 
tirter Anzeige, darauf antragen, daß derfelbe ſich für die Abſtellung bei Uns 
verwende. 

$. 50. Alle bei dem Landtage eingehende, fo mie bie von demfelben 
ausgehenden Anträge, müffen fchriftlic eingegeben werden. Sind die lets 
tern einmal zurhdgemiefen; fo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue 
Beranlaffungen, oder neue Gründe eintreten, und immer nur erft bei fünf: 
tiger Berufung des Landtages, erneuert werden. 

$. 51. Die Stände ftehen, als berathende Verfammlung, eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, als mit den Communen ihrer Provinz 
in Verbindung; es finden daher Feine Mittheilungen unter ihnen Statt. 

$. 52. Die einzelnen Stände Eönnen ihren Abgeordneten feine bindenden 
Inſtructionen ertheilenz; es ſtehet ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bitten 
und Beſchwerden anzubringen, 

8. 53. Sobald der. Commiſſartius den Landtag gefchloffen hat, tft dag 
ftändifche Amt des Landtagsmarfhalls beendigt; die Landftändifchen Bera⸗ 
thungen hören auf und die Stände gehen auseinander; -auch bleibt kein fortz 
beftehender Ausſchuß zurüd, 

Fur folhe Gegenftände der Inufenden ftändifchen Verwaltung aber, 
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welche Wir den Ständen Eünftig Übertengen werden, Eönnen fie die geeigne= 
ten Perfonen wählen und beftellen, welche die Gefchäfte fordern. 

$. 54. Das Refultat der Landtagsverhandlungen wird durd den Drud 
befannt gemacht. | 

$. 55. Zum Verfammlungsorte des Landtages beftimmen Wir Unfere 
Haupt» und Reſidenzſtadt Königsberg, abmwechfelnd mit Danzig. 

$. 56. Die Abgeordneten follen angemefjene Reifekoften und Zagegel- 
der erhalten. Das Weitere hierüber, fo tie megen der allgemeinen durch 
den Landtag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) 
feftfegen. 

$. 57. Die in einzelnen Lanbdestheilen ($. 1.) diefes ftändifchen Ver— 
bandes beftehenden Communalverhältniffe gehen auf die Gefammtheit deſſel⸗ 
ben nicht über, wenn folches nicht durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft bes 
fchloffen wird, | | x 

Bis dahin dauern daher die bisherigen Communalverfaffungen in ein 
zelnen Zandestheilen, wie fie jetzt beftehen, fort, und Wir geflatten, daß 
für diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unſerm Landtagscom- 
miffarius und mit deſſen Bewilligung, jährlich befondere Communallandtage, 
jedoch mit verhältnigmäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller Stände, nel: 
chen das gegenwärtige Gefeg die Landftandfchaft beilegt, gehalten werben. 

Die Befchlüffe über Veränderungen in den Communaleinrichtungen, 
und neue Communalabgaben, bedürfen Unferer Genehmigung. Zur Feſt— 
ſetzung der deshalb nöthigen näheren Beflimmungen und Ordnungen erwars 
ten Wir die Vorfchläge des nächften Landtages, insbefondere über die Fort: 
dauer des in Königsberg beftehenden fländifchen Committee und deffen dem 
Vorſtehenden gemäße Bildung. 

$. 58. Was die Ereisftändifchen VBerfammlungen betrifft; fo follen 
folhe, wo fie bis jegt noch Statt finden, bi auf weitere Anordnung, fer: 
ner beflehen, und da, wo fie früher beftanden haben, mieder eingeführt wer: 
den. Bon dem erſten Landtage, zu welchem diefer ftändifche Verband beru: 
fen werden wird, erwarten wir die Borfchläge, wie die Kreisftände mit den 
Modificationen, welche der Zutritt aller Stände erfordert, einzurichten 
ſeyn werben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und Beidruͤ— 
. Kimg Unfers großen Eöniglichen Snfiegels. 
Grgeben Berlin, den 1. Zult 1823. 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Schumann. 


e) Geſetz wegen Anordnung der Provinzialftände 
im Herzogthbume Pommern und Fürftenthbum Ruͤ— 
gen, vom 1. Suli 1823. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. ıc. 


ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer 
Monarchie am 5. Juni d. J. erlaſſenen allgemeinen’ Geſetzes, für den ſtaͤn— 
diſchen Verband im Herzogthum Pommern und Fuͤrſtenthum Ruͤgen nad) 


ſtehende befondere Vorfchriften: ‘ 


70. VPreußiſche Monarchie. 


1. Diefer Verband begreift 
1) Atvorpommern, - 
2) Neuvorpommern und Rügen, 
3) Hinterpommern. 

Die vormald zu Meftpreußen gehörig gemefenen Dete Heineichsborf, 
Reppow, Blumenwerder und MWahrlang werden, in ftändifcher Beziehung, 
zum Neu: Stettiner Kreife von Hinterpommern gerechnet. 

Sonf giebt überall die frühere hiſtoriſche Begraͤnzung die Regel für 
diefen jtändifchen Verband, mit alleinigem Ausſchluß der Enklaven, welche 

bei den Kreiſen bleiben, zu denen die neue Berwaltungseintheifung fie gez 
legt hat. 

$. 2, Die Stände nr Verbandes beftehen: 

ber. erfte Stand, 
aus ie Ritterſchaft, wobei der Fuͤrſt zu Putbus, wegen feines Fa⸗ 
milienmajorats, eine Virilſtimme zu führen berechtigt feyn ſoll; 
II. der zweite Stand, 
aus den Staͤdten; 
III. der dritte Stand, 
aus den uͤbrigen Gutsbeſitzern, Erbpaͤchtern und Bauem. | 

$. 3. Alle Stände erfcheinen auf dem Landtage durch Abgeordnete, 
welche von ihnen duch Wahl beftimmt werden. Nur der Fürft zu Putbus 
führt bie ihm $. 2. zugewiefene Virilſtimme in Perfon; im Berhinderungs: 
falle tritt ein aus der Nitterfhaft von Neuvorpommern und Rügen’ gewaͤhl⸗ 
ter Abgeordneter an feine Stelle. 

$. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden bet im $. 2. benannten 
Stände beſtimmen Wir: 


A, Für ——— 
I. fuͤr den erſten Stand uf . . ..» a ——— 
I. für den zweiten Stand uf . 2 2 2 nen 
IH. für den dritten Stand auf 2 


für Altvorpommern auf 10 Mitgt. 
B. Fuͤr Neuvorpommern und Ruͤgen, 
J für den erften Stand, mit Einſchluß des — zn — 4 
II. für den zweiten Stand auf . 4 
IQ, für den dritten Stand uf . » » . -» . TE >. 


fuͤr Neuvorpommern und eier auf 10 Mitge, 


C, Für Hinterpommern, | 
I. für den erften Stand uf . - > 2» 2 een. 6 
‚I. für den zweiten uf . » 2 2 ee een. 8 
III. für den dritten Stand JJJ re. 


| für ee auf 28 Mitgl. 
Hieraus ergiebt fih die Gefammtzahl von 48 Mitgliedern für diefen 
ganzen ftändifchen Verband. 
Die fpeciellere Vertheilung ber Abgeordneten jedes Standes wird eine 
beſondere Verordnung feſtſetzen. 
$. 5. Bei der Waͤhlbarkeit ber Abgeordneten aller Stände zum Provin⸗ 
ziallandtage werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 
4) Grundbeſitz in aufe und abfteigender Linie ererbt, odet auf andere Weife 
erworben, und zehn Sahre lang nicht unterbrochen, Im ———— 
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wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und de3 Erben zufammen: 

gerechnet; 

2) die Gemeinfhaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 
3) die Vollendung des breißigften Lebensjahres; 
4) der unbefcholtene Ruf. 

8. 6. Von der Bedingung des zehnjährigen Beſitzes zu bdispenfiren, be 

Halten Wir Uns Atterhöchftfetbft vor. In Anfehung der übrigen Bedingun- 
. 'gen findet feine Dispenfation Statt. 

87. Das Recht zu dem erften Stande für die Ritterfchaft als Ab— 

georbneter gewählt zu werden, wird durch den Beſitz eines Rittergut3 in der 

Provinz, ohne Nüdfiht auf die adelige Geburt des Beſitzers, begründet. 

Mir behalten Uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien= Fideicom- 

mißgüter auf angemeſſene Weife hierbei zu bevorrechten. 

$. 8. Der Beſitz eines Ritterguts in einer andern Unferer Provinzen 
wird auf die beſtimmte Dauer von zehen Jahren angerechnet. 

$..9. Wenn Geiftlihe, Militair- und Civilbeamte, die durch den mit 
vorftehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Nitterguts dem eriten 
Stande angehören, als Abgeordnete deſſelben gemählt werden; fo bedürfen fie 
der Beurlaubung ihrer Vorgefesten. | 

8 10. As Abgeordnete des zweiten Standes koͤnnen nur ſtaͤdtiſche 
Grundbefiger gewählt werden, weiche entweder zeitige Magiftratsperfonen find, 
oder ein birfgerliches Gewerbe treiben. 

Bei den legten muß der Grundbefis, mit dem Gewerbe, zufammen, 
einen nach der Berfchiedenheit der Städte abzumeffenden Werth haben, welche 
die 8. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird, 

8 11. Bei dem britten Stande wird. zu der Eigenfhaft eines Land: 
tagsabgeordneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe felbft bemirthichafteten 
Landguts erfordert, defien Größe ebenfabs die befondere Verordnung ($. #.) 
feftfegen wird, - 

$. 12. Die vorbemerkten Bedingungen der MWählbarkeit treten auch für 
bie Befugnig der Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die MWählenden, 
oder MWahlmänner, die Vollendung des vier und zwanzigiten Lebensjahres 
genügt; und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümlicher Befis, ohne Rüd: 
fiht auf die bei dem dritten Stande nach) $. 11. zu beftimmende Größe des 
Grundbeſitzes, erforderlich ift. ‚ 

-$. 13. Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn über das Ver: 

„mögen beffen, dem diefe Befugniffe zuftehen, der Goncurs eröffnet ift, im: 
gleichen mährend eines, nicht einer moralifchen Perfon zuftandigen, gefell- 
Schaftlihen Befiges. ® 

Bei dem erften Stande hören Mühlbarkeit und Wahlrecht auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenfchaft eines Ritterguts vernichtet wird. 
8 14. In mehreren Kreifen Angefeffene können in jedem der Kreife, 
in welchem fie anfaffig find, wählen und gewählt werden. In letzterem 
* —— es dem Gewaͤhlten uͤberlaſſen, fuͤr welchen Kreis er eintre⸗ 
en Will: > 

$: 15. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer an: 
dern Provinz ſeyn, wenn die Zeit der Verfammlung e3 zuläßt. 

$. 16. Wer duch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land: 
tage zu erfcheinen, Eann Leinen Andern für fich bevollmächtigen. 

$. 17. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeuͤbt werden. 

$. 18. Die Wahlen der Adgeordneten zum Landtage werden von dem 
erften Stande auf Kreistagen nach bisheriger Obfervanz vollzogen. 


f 
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8. 19. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere Ver: 
ordnung ($. 4.) Virilſtimmen erhalten, mählt ihre Abgeordneten zum Land: 
tage in fichz alle übrige Städte ohne Unterfchied, ob fie Immediat- oder 
Mediarftädte find, wählen in fih Wähler. Diefe treten collectiv in Wahl: 
verfammlungen nach Bezirken zufammen, und wählen die Landtagsabgeord> 
neten. Die Zahl der Wähler wird die bemerkte Verordnung nach der Größe 
der Städte beſtimmen. 

$. 20. Bon den Dorfgemeinden wählt eine jebe, nach ihrer für andere 

Dorfangelegenheiten hergebrachten Weiſe, einen Wähler; die Wähler verfams 
meln ſich mit den Befisern der einzeln liegenden, zu Feiner beftimmten Dorf—⸗ 
gemeinde gehörenden, Güter des dritten Standesl, welche aber das Maas der 
Mahlfähigkeie ($. 11.) haben müffen, bezirfsmweife zuc Wahl des Bezirks⸗ 
wählers; die Bezirkswähler treten dann zufammen, und wählen den Land— 
tagsabgeordneten. 

$. 21. Die Zuſammenlegung der Bezirke, ſowohl für die collectiv waͤh⸗ 

Ienden Städte, als für den britten Stand, wird die befondere Verordnung 

($. 4.) feftfegen. 
$. 22. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage gefchehen auf ſechs 

Jahre dergeſtalt, daß alle drei Fahre die Hälfte der Abgeordneten eines jes 
den Standes ausſcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen gefchrite 
ten wird, 

$. 23. Die für das erfte Mal Ausfcheidenden werden nad) drei Fahren 
durch das Roos beftimmt. Alle Ausfcheidende find wieder wählbar. 

$. 24, Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 

$. 25. Wenn bei den Wahlen zu Wählern, Bezirtswählern und Land» 
tagsabgeordneten gleiche Stimmen entitehen; fo giebt bie Stimme des Ael⸗ 
teften der MWählenden den Ausfchlag. 

$. 26. Ale Wahlen flehen unter der Aufficht des Landraths, in deffen 
Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der 

Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu er⸗ 
nennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfe 
.gemeinden aber werden zunächft von der Ortsobrigkeit geleitet. 

827. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezivkswähler und Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscommiſſarius, 
mit Einſendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu pruͤfen, ob 
ſolche in der Form, und nad) den Eigenſchaften der Abgeordneten, der Vor— 

ſchrift gemaͤß, geſchehen ſind. | 
Mur wenn derfelbe in diefer Beziehung Mängel findet, iſt er berechtigt, 
eine andere Wahl: zu verlangen. 

. 28. Den Borfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha⸗ 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen 
Wir, fuͤr die Dauer eines jeden Landtags, aus den Mitgliedern des erſten 
Standes Selbſt ernennen. 

$. 29, Für die erften ſechs Jahre werden Wir die Staͤnde zum Pro⸗ 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieſes Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 

$. 30. Die Dauer des Landtags wird jedes Mal nad) ben Umftänden 
von Uns fefigefegt werben. 

$. 31. Die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröffnung des Lande 
tags beftimmten Tage gefchieht zu gehöriger Zeit durch Unfern Com⸗ 
miſſarius. 

$. 32. Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor der 


Geſetz vom 1. Zuli 1823. 73 


Eroͤffnung bes Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei bem Commiffarius, 
als dem Landtagsmarfchall, melden. 

$. 33. Der Provinziallandtag. wird nach gehaltenem Gottesdienfle von 
Unferm Commiffarius eröffnet. 

$. 34. Derfelbe ift die Mittelöperfon aller Verhandlungen; an ihn al 
fein haben fich daher die Stande wegen jeder Auskunft, oder wegen der Ma— 
terialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt den 
Standen in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruction die Propofitionen mit, und em⸗ 
pfange die von ihnen abzugebenden Erklärungen und Gutachten, fo wie ihre 
ſonſtigen Vorftelungen, Bitten und Beſchwerden. 

$. 35. Den Berathungen wohnt er nicht bei; er kann aber den Ein- 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich ent 
bieten, fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden Eönnen. 

$. 36. Er fchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſel⸗ 
ben ein, und publicirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabfchied den 
Ständen, 

. $ 37. Bei Eröffnung des Landtags fowohl, ald zur Faffung gültiger 
Beſchluͤſſe, müffen wenigftens drei Viertheile der Gefammtheit der Abgeord⸗ 
neten auf demfelben gegenwärtig feyn. 

$. 38. In der Verfammlung nehmen die Mitglieder der drei Stände 
ihren Sig nach ber $. 2. beftimmten Reihefolge. 

$. 39. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Landtags⸗ 
marfchall in der Plenarverſammlung, mit Beobachtung des Stimmenverhält- 
niffes, nach Verſchiedenheit der Gegenflände, befondere Ausfchüffe, welche bie 
an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Beſchluß— 
nahme gehörig vorzubereiten haben. Das Directorium diefer Ausſchuͤſſe führt 
dasjenige Mitglied aus dem erften Stande, welches der Landtagsmarfchalf 
dazu beftimmt. 
840. Den Gefhäftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt der Lands 
tagsmarſchall. Won feiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, mas 
auf Ruhe und Ordnung in den VBerfammlungen Beziehung hat. Befonders 
hat er darauf zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Stände mög- 
lichſt beſchleunigt werden. 

$. 41. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtagsmarſchalls 
darf Fein Mitglied aus der Verfammlung twegbleibenz Verhinderung der fer: 
nerven Zheilnahme an dem Landtage duch Krankheit oder andere dringende 
Urfachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom⸗ 
miſſarius, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. 

$. 42. Wenn ein Mitglied über einen beſondern Gegenſtand einen An: 
trag an die Verfammlung richten will; fo hat daffelbe folches vor der Wer: 
. fammlung fohriftlih mit Bemerkung des Gegenftandes dem Landtagsmar⸗ 
"IHR anzuzeigen. Letzteret ruft dann den Abgeordneten zur Haltung des 

Vortrags auf. Der Inhalt deffelden muß ſchriftlich zum Protocol gege⸗ 

ben werden. | 

$. 43. Die Abfaffung der ftändifchen Schriften trägt der Landtagsmar: 
ſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche Schrifi 
wird In der Verſammlung verlefen, und, nad) der Vereinigung über die Faſ 
ſung, die Reinſchrift von dem Landtagsmarſchall und den Staͤnden vollzogen 

$. 4. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Commiffariı 
enthalten, find an Uns zu richten, und demfelben durch eine ftändifche De 
putotion zu übergeben, | 


$. W. Die Mitglieder aller Stände von Pommern und Ruͤgen bilden 
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eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinfchaftlih. Zu 
‚einem gültigen Befcluffe über folche Gegenftände, welche von Uns zur Be: - 
tathung an fie gewieſen, oder ihrem Befchluffe mit Vorbehalt Unſerer 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert, Iſt diefe bei einer 
Sache, worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo wird folcyes mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen 
ausdrüdlich bemerkt, Alte andere ftändifche Befchlüffe Eönnen durch die ein⸗ 
fache Mehrheit ihre Beſtimmung erhalten. 

$. 46. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile Statt, fobald zwei Drit 
theile der Stimmen eines Standes, welcher fich durch einen Beſchluß ber 
Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen, 

In einem folchen Falle verhandelt die Verſammlung nicht mehr in ber 
Gefammtheit, fondern- nach den $. 2. beftimmten Ständen. 

Die auf diefe Weife hervorgehende Verſchiedenheit ber Gutachten der 
einzelnen Stände wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 


| $. 47, Wenn Oegenftände, welche das provinzielle Intereffe eines der 
einzelnen in diefem ftändifchen Verbande begriffenen im $. 1. benannten Zan= 
destheile betveffen, in der Gefammtberathung verhandelt werden, und die 

Stimmenmehrheit ſich gegen baffelbe erklärt bat; fo find die Abgeordneten 
eines folchen Landestheils berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Be: 
rufung auf Unfere Entfcheidung,- zu den Landtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit befondern Beſcheid erhalten werden. 

- 843. Bitten und Befchwerden der Stände Eönnen nur aus dem bes 
fonden Intereſſe der Provinzen und der mit ihnen verbundenen einzelnen 
Theile hervorgehen. individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich am die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweiſen. 
Wenn aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
- beftimmte Ueberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit gehö- 
vig conſtatirter Anzeige, darauf antragen,. daß berfelbe ſich für die Abſtellung 
bei Uns verwende, 
$. 49. Alle bei dem Landtage eingehende, fo wie die von demfelben 
‚ausgehenden Anträge muͤſſen fchriftlich eingegeben werden. Sind die legterr 
einmal. zurüdgewiefen; fo bürfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue Ver: 
anlaffungen oder neue Gründe eintreten, und immer nur erſt bei künftiger 
Berufung des Landtags erneuert werben. 

$. 50. Die Stände ftehen, als berathende Verfammlung, eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, al$ mit den Communen und Kreis: 
ftänden ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen 
unter ihnen Ötatt. 

$. 51. Die einzelnen Stände Eönnen ihren Abgeordneten Eeine bindende 
Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bitten 
und Beſchwerden anzubringen. 

$. 52. Sobald der Commiſſarius den Landtag geſchloſſen hat, ift das 
ſtaͤndiſche Amt des Landtagsmarſchalls beendigt; die landſtaͤndiſchen Bera— 
hungen hören auf, und die Stände gehen auseinander; auch bleibt kein fort⸗ 
yeftehender Ausfhuß zuruͤck. Für folche Gegenftände der laufenden ſtaͤndi⸗ 

(hen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen künftig übertungen werden, 
‚Innen fie die geeigneten Perfonen wählen und beſtelen ‚ inſofern die Ge: 


(häpte folches 
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$. 53. Das Nefultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Drud 
bekannt gemacht. 
$. 54. Zum Berfammlungsorte des Landtags beflimmen Wir die 
Stadt Stettin. 
F. 55. Die Landtagsabgeordneten follen angemeffene Reifekoften und 
Tagegelder erhalten, | 
Das Meitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen durch den Land: 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 
| $. 56. Die in jedem der einzelnen Landestheile biefes ftändifchen Ver: 
bandes beftehenden Communalverhältniffe -gehen auf die Gefammtheit beffel- 
ben nicht über, wenn folches nicht ducch gemeinfchaftliche Uebereinkunft bes - 
fchloffen wird. 
Bis dahin dauern daher die bisherigen Communalverfaffungen dieſer 
einzelnen Landestheile in ihrer obfervanzmäßigen Einrichtung fort, und Wie 
geftatten, daß für diefe, Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unferm 
Landtagscommiffarius und deffen Bewilligung, jährlich befondere Communal- 
landtage, jedody mit verhältnifmäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller 
Stände, welchen das gegenwärtige Gefeg die Landftandfchaft beilegt, für Alt, . 
Vor= und Hinterpommern in Stettin und für Neu: Vorpommern und Ruͤ— 
. gen in. Stralfund gehalten werde Die Beſchluͤſſe über Veränderungen in 
den Communafeinrichtungen, und neue Communalauflagen, bedürfen Unferer 
Sanction. — | 
dur Feſtſetzung der deshalb nöthigen näheren Beftimmungen und Drde 
nungen erwarten Wir die Vorſchlaͤge des nächften Landtags, 
$. 67. Was die freisftändifchen Verfammlungen betrifft; fo follen folche, 
two fie bis jetzt noch Statt finden, bis auf weitere Anordnung ferner befte- 
hen, und ba, wo fie feüher befanden haben, wieder eingeführt werden. 
Bon dem erften Landtage, zu welchen dieſer ftändifche Verband bertt- 
fen merden wird, erwarten wir die Worfchläge, wie die Ereisftändifchen Vers 
fammlungen mit den Modificationen, welche der Zutritt aller Stände erfor= 
dert, einzurichten feyn werben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchtift und Beidruͤckung 
Unſers großen Koͤniglichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 1. Juli 1823. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
von Schuckmann. 





f) Geſetz wegen Anordnung der Provinzialftände 
für die Rheinprovinyen, vom 27, Mar; 1824, 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Dreußen ic ꝛc. 

ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer 

Monarchie am 5. Juni v. J. erlaſſenen allgemeinen Geſetzes, für den ſtaͤn⸗ 

diſchen Verband Unſerer Rheinprovinzen nachſtehende beſondere Vorſchriften. 

$. 1. Dieſer Verband begreift alle Landestheile, wlhe ° 

| 2 das Großherzogthum Niederrhein, 

2) die Herzogthuͤmer Cleve, Juͤlich, Berg in Beziehung auf die Ver- 
waltung bilden, 
92 Die Stände biefes Verbandes beftehen: 


76 Preußifhe Monarchie. 


I. der erfte Stand, 
aus den vormals unmittelbaren Reichsftanden; 
II. der zweite Stand, 
aus der Witterfchaft; 
| IH. der dritte Stand, 
aus den Städten; 
IV, der vierte Stand, 
aus den übrigen Grundbefigern, welche im zweiten und dritten Stande 
nicht begriffen find, 
$. 3. Auf dem Landtage erfcheinen die vormals unmittelbaren Reiche: 
fände, fobald fie die Majorennität erreiche haben, in der Negel in Perfon, 
mit der Befugniß, ſich, in erheblichen Verhinderungsfällen, duch ein Mit—⸗ 
glied aus ihrer Familie, oder einen fonft geeigneten Bevollmächtigten aus 
dem zweiten Stande, vertreten zu laffen. 
Alle übrige Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen durch 
Wahl beftimmt werden. 
$. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2. benann: 
ten Stände beftimmen Wir 
1) für den erſten Stand und zwar: 
die Fürften von Wied: Neumied, von Wied:Runkel, von 
Solms: Braunfels, von Solms: :Hohenfolms: Sich, je= 
den mit einer Viritftimme, zufammen . . . auf 4 Mitglieder 


2) für den zweiten Std . . 2 mn. eb 5 
3) für den dritten Stand . . 2 2 2 22. ed — 
4) für den vierten Stand . . . > 25 ⸗ 


Hieraus ergiebt ſich die Geſammtzahl von Neun und fiebenzig 
Mitgliedern für diefen ftändifchen Verband. 
Die fpeciellere Vertheilung der Abgeordneten des zweiten, dritten und 
vierten Standes, wird eine befondere Verordnung feftfegen. 
$. 5. Bei der Mählbarkeit der Mitglieder allee Stände zu Landtags: 
abgeordnneten werden folgende Bedingungen vorausgefegt: 
41) Srundbefig in auf> und abfteigender Linie ererbt, ober auf andere 
Weiſe erworben und zehn Jahre nicht unterbrochen. 
Im Vererbungsfalle wird die Zeit des Beſitzers des Erblaſſers und 
des Erben zuſammengerechnet ; 

2) die Gemeinfhaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 

4) der unbefcholtene Ruf. 

86. Bon der Bedingung des zehniaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, 
behalten wir uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. In Anſehung der übrigen Bedin— 
gungen ndet keine Dispenſation Statt. 

$. 7. Das Recht zu einer Virilſtimme im erſten Stande wird durch 
ben Befiger eines vormals unmittelbaren Landes nach Maaßgabe Unferer In— 
firuction vom 30. Mai 1820 $$. 2. und 63. begründet; mehrere derglei— 
chen in der Perfon eines Beſitzers vereinigte Lander, berechtigen nur zu eis 
ner Stimme; auch kann das Stimmrecht durch Theilung nicht vermehrt 
werden, Wir behalten Uns jedoch vor, den Befig bedeutender Zamilien-Fideicome 
mißgüter durch Ertheilung von Virilſtimmen in dieſem Stande zu bevorrechten. 

$. 8. In dem zweiten Stande wird die Waͤhlbarkeit begründet: 

4) duch den Beſitz eines fruͤher reichsritterſchaftlichen oder landtagsfaͤhi⸗ 

gen Guts in der Provinz, von welchem jaͤhrlich an Grundſteuer wenige 
ſtens fünf und ſiebenzig Thaler entrichtet werden; 
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2) duch den Beſitz eines anderen größeren Landguts, welches in den 
‚zweiten Stand aufzunehmen Wir für angemeffen erachten. 
Ein Matrikel wird die biernah zum zweiten Stande gehörenden 
Zandgüter fetfegen. : 
$. 9. Grundbefig in einer andern Unferer Provinzen, welcher nad). $. 8. 
zum zmeiten Stande eignet, wird auf die beftimmte Dauer von zehn Jah: 
ten ($. 5.) angerechnet. 
$. 10, Wenn Geiftlihe, Militair- und Givilbeamte, die durch den 
mit vorftehenden Bedingungen verfnüpften Befig eines Guts dem zmeiten 
Stande angehören, als Abgeordnete defjelben gewählt werden; fo bedürfen fie 
ber Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 


$. 11. Als Abgeordnete des dritten Standes Eönnen nur in den 


gu vertretenden Orten wohnhafte Grundbefiger erwählt werben, welche ent= 
weder gewählte Meagiftratsperfonen find, oder ein bürgerliche® Gewerbe bes 
treiben; die legtern müffen einen nad DBerfchiedenheit der Drte abzumeffen- 
den Betrag von Grund: und Gemerbfteuer entrichten, welchen die $.#. vor= 
behaltene befondere WVerotdnung beftimmen wird. 

$. 12. Bei dem vierten Stande wird zu der Eigenfchaft eines Ab— 
geordneten ein als Hauptgewerbe felbft bemirthfchafteter, eigenthuͤmlicher oder 
erblich nugbarer Grundbefiß in dem MWahlbezirke, von einem Grundfteuerbe: 
trage, welchen bie befondere Verordnung ($. #.) feitfegen wird, erfordert. 

$. 13. Die vorbemerkten Bedingungen der MWählbarkeit treten auch für 
die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählenden 
oder Wähler die Vollendung des vier und zwanzigften Lebensjahres genügt, 
auch nicht ererbter, oder zehnjähriger Beſitz, und diefer für den dritten und 
vierten Stand nur in einem geringern Umfange, welchen die befondere Ber: 
ordnung ($. #.) näher beftimmen wird, erforderlich ift. 

$. 14. Das Mahlreht und die MWählbarfeit ruhen, wenn über das 
Vermoͤgen deffen, dem diefe Befugniffe zuftehen, der Concurs eröffnet ift, 
imgleichen während eines, nicht einer moralifhen Perfon zufländigen, gefell: 
ſchaftlichen Beſitzes. 

Bei dem zweiten Stande hoͤren Wahlrecht und Waͤhlbarkeit auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines groͤßern Grundbeſitzes ($. 8.) ver: 
nichtet wird. 

. 16. In mehreren Wahlbezirken Angeſeſſene koͤnnen in jedem derſel⸗ 
ben waͤhlen und gewaͤhlt werden; in letzterm Falle bleibt es dem Gewaͤhlten 
uͤberlaſſen, fuͤr welchen Wahlbezirk er eintreten will. 

$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer ans 
bern Provinz feyn, wenn die Zeit der Verfammlung es zuläßt. 

$. 17. Wer duch Wahl beftimme ift, als Abgeordneter zu erfcheinen, 
konn feinen Andern für ſich bevollmächtigen, 

$. 18, Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeübt werben, 

$. 19. Die Wahlen der Abgeordneten werden für den zweiten Stand 
von a deffelben in Wahlbezirken vollzogen, 

IV. Dur den dritten Stand. erwählt die wahlberechtigte Buͤrger— 
(haft ($. 13.) ? ne 


a) in den Städten, welche durch die befondere Verordnung ($. 4.) Bir . 


rilſtimmen erhalten, die Abgeordneten in ſich; 
b) in den Orten, welche eine gemeinſchaftliche Stimme erhalten werden, 
zunaͤchſt Waͤhler, und dieſe die Abgeordneten. 
Die Zahl der Waͤhler und die Weiſe der Wahl wird die bemerkte Ver— 
ordnung naͤher beſtimmen. 
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$. 21. In dem vierten Stande werden von ben wahlberechtigten Grund⸗ 
befigern, nad; näher ($. 4.) zu beftimmenden Abtheilungen, zunächft Wähler, 
von den Wählen eines jeden Kreifes Bezirkswaͤhler, von den letztern aus 
dem ganzen Wahlbezivke vereinigt, die Abgeprdneten gewählt; die befondere 
Verordnung ($. 4.) wird hierüber das Nähere feftfegen. - 

$. 22. Die Zufammenfegung der Wahlbezirke für den zweiten, dritten 
und vierten Stand, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

$. 23. Die Mahlen der Abgeordneten gefchehen auf ſechs Sahre, der- 
geftalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Standes 
ausfcheidet, und alle drei Fahre zu neuen Wahlen gefchritten wird. 

$. 24. Die für das erſte Mal Ausfcheidenden werden nach drei Jah— 
ven duch das Loos beftimmt; alle Ausfcheidende find wieder wählbar. 

m $. 25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter ge 

waͤhlt. 

$. 26. Wenn bei den Wahlen zu Wählen, Bezirkswählern und Ab⸗ 
geordneten gleiche Stimmen entfiehen; fo giebt die Stimme des Xelteflen 
der Mählenden den Ausfchlag. 

$. 27: Alle Wahlen flehen unter der Aufſicht des Landraths, in deſ⸗ 
fen Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und 
ber Zandtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm 
zu ermennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und 
Landgemeinden aber werden zunaͤchſt von den Ortsbehoͤrden geleitet. 

$. 28. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Beziveswähler und der Landtagsabgeordneten aber bem Landtagscommile 
farius, mit Einfendung der Wahlprotocolfe, anzuzeigen. Letzterer hat zu prüs 
fen, ob folde in der Form und nach den Eigenfchaften der Abgeordneten 
der Vorſchrift gemäß gefchehen find. 

Nur wenn derfelbe in dieſer Beziehung Mängel findet, ift er berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. 

$. 29. Dem Borfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den Chas 
rakter ald Landtagsmarfchall beilegen, fo wie deffen Stellvertreter, mollen 
Mir, für die Dauer eines jeden Landtags, aus den Mitgliedern des erften 
oder des stveiten Standes Selbft ernennen. 

8.830, Für die eriten ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pros’ 
vinzialfandtage alle zwei Fahre berufen, nach Ablauf diefes Zeitraums aber 
ferner hierüber beftimmen. 

$. 31. Die Dauer des Landtages wird jedes Mal nach ben Umſtaͤn—⸗ 
den von Uns feſtgeſetzt werden. 

$. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröffnung des 
Landtags beflimmten Zage gefchieht zu gehöriger Zeit durch Unfern Com: 
miſſarius. 

$.. 33. Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor 
der Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Commiſſa⸗ 
ins, als bei dem Landtagsmarfchall melden. 

$. 34: Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gottesdienfle von 
Unferm Commiffarius eröffnet. 

$. 35. Derſelbe ift die Mittelsperfon aller Verhandlungen; an ihn allein 
haben ſich daher die Staͤnde wegen jeder Auskunft, oder wegen der Mate— 
rialien, deren ſie für ihre Geſchaͤfte beduͤrfen, zu wenden. Er theilt den 
Ständen in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruction die Propoſitionen mit, und em⸗ 
pfaͤngt die von ihnen abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, ſo wie Dr 
fonftigen Borftelungen, Bitten und Beſchwerden. 


x 


u. 
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‚36. Den Berathungen wohnt ex nicht bei, er kann aber ben Ein 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, ober eine Deputation zu fi” 
entbieten, fo mie die Stände Deputationen an ihn abjenden Eönnen. 

$. 37. Er ſchließt den Landtag, veiht Uns die Verhandlungen deſſel⸗ 
ben ein, und publicirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den Staͤnden. 
. 38. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zu Faſſung gültiger 
Befchlüffe, müffen wenigſtens drei Viertheile ber Abgeordneten bes zmeiten, 
dritten und vierten ‚Standes auf demfelben gegenwärtig feyn. 

8. 39. Im der Verfammlung nehmen die Mitglieder der Staͤnde ih— 

ven Sig nach der $. 2. beftimmten Neihefolge. 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt. der Land: 
tagsmarſchall in der Plenarverfammlung, mit Beruͤckſichtigung des Stimmen⸗ 
verhaͤltniſſes, nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde beſondere Ausſchuͤſſe, wel⸗ 
che die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Das Directorium dieſer Aus— 
ſchuͤſſe fuͤhrt dasjenige Mitglied aus dem erſten oder zweiten Stande, wel 
ches der Landtagsmarſchall dazu beſtimmt. 

$. 41. Don Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uͤberhaupt ber 
Landtagsmarfhal. Won feiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, 
was auf Ruhe und Ordnung in den Verfammlungen Beziehung hat. Bes 
fonders hat er darauf zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten der 
Stände möglichft befchleunigt werben. 

‚8. 42. Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtagsmarfchalls 
darf Fein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fer; 
neren Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende 
Urſachen fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom: 
miffarius, welcher alsdann beim erften Stande bie erforderliche Bevollmaͤchtigung 
veranlaßt, bei dem zweiten, dritten und vierten Stande fofort aber den Stellver: 
treter einberuft. 

$. 43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenſtand einen 


Antrag an die Verfammlung richten will; fo hat daffelbe ſolches vor der 


Verfammlung fchriftlih mit der Bemerkung des Gegenftandes dem Landtags— 
marfhall anzuzeigen. Xesterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des 


Vortrags auf. Der Inhalt deffelben muß fchriftlih zum Protocoil gegeben 


werden. 

$. 44. Die Abfaffung ber ftändifchen Schriften trägt der Landtags⸗ 
marfchall den hierzu geigneten Mitgliedern des Landtags auf, Sede folche 
Schrift wird in dev Verſammlung verlefen, und, nad) der Vereinigung über 
F Faſſung, die Reinſchrift von dem Landtagsmarſchall und den Staͤnden 
vollzogen. 

945 Ale Schriften, welche nicht einen Antrag an den Commiſſa⸗ 
rius enthalten, find an Uns zu richten, und demfelben durch cine fländifche 
Deputation zu Übergeben. 

Die Mitglieder aller Stände der Rheinprovinzen bilden eine 
ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinfhaftlih. Zu ei: 
nem gültigen Beſchluſſe über ſolche Gegenftände, welde von Uns zur Bere: 
thung an ſie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer Sane— 
tion uͤberlaſſen, oder ſonſt zu Unſerer Kenntniß zu bringen ſind, wird eine 


Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert. Iſt dieſe bei einer Sache, 


woruͤber von den Staͤnden das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden; 


fo wird ſolches mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen ausdruͤck⸗ 
lich bemerkt. 


- 
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Alte andere ftändifche Befchlüffe Können durch bie einfache Mehrheit 
ihre Beftimmung erhalten. 

$.,47. Bei Gegenftänden, bei denen das Intereſſe in Stände gegen 
einander gefchieden ift, findet Sonderung in Thelle Statt, fobatd zwei Dritts 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen, Sn einem foldyen Falle verhandelt 
Die Verfammlung nicht mehr in der Gefammtheit, fondern nach den $. 2. 
beftimmten Ständen. Die auf diefe Weife hervorgehende Verſchiedenheit der 
Gutachten der einzelnen Stände wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 

$. 48. Wenn Gegenftände, welche das befondere Intereſſe eines ber 
Wahldezirke diefes ſtaͤndiſchen Verbandes und der darin begriffenen beſondern 
Landestheile angehen, in der Geſammtberathung verhandelt werden, und bie 
Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erklaͤrtz fo koͤnnen die Abgeordneten ei: 
nes folhen Waͤhlbezirks ihre” abweichende Meinung, unter Berufung auf Un- 
fere Entfheidung, zu den Landtagsverhandlungen geben, worauf fie dann je⸗ 
derzeit beſondern Beſcheid erhalten werden. *— 

$. 49. Bitten und Beſchwerden ber Stände innen nur aus dem 
befondern Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen Theile hervorgehen. Ins 
dividuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag gleih an die betreffen: 
den Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweifen, Wenn aber Mitglie: 
der des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen beſtimmte Ueber— 
zeugung erhalten; ſo koͤnnen ſie bei dem Landtage, mit gehoͤrig conſtatir⸗ 
ter Anzeige, darauf antragen, daß derſelbe ſich fuͤr die Abſtellung bei Uns 
verwende. 

$. 50. Alle bei dem Landtage eingehenden, fo wie von demfelben aus⸗ 
gehenden Anträge müffen fchriftlich eingegeben werden. Sind bie legten einmal 
zurüdgemicfen ; fo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue Veranlaſſun— 
gen oder neue Gründe eintreten, und immer nur exft bei künftiger Berufung 
des Landtags, erneuert merden, 

$. 51. Die Stände ſtehen als berathende Verſammlung eben fo mes 
nig mit den Ständen anderer Provinzen, ald mit den Communen und Kreis— 
ftänden ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen 
unter ihnen Statt. 

$. 52. Die einzelnen Stände Eönnen ihren Abgeordneten keine binben= 
ben Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bit 
ten und Befchwerden anzubringen. 

$. 53. Sobald der Commiffarius den Landtag gefehloffen hat, ift das 
fändifche Amt des Landtagsmarfchalls beendigt, die Iandftändifchen Berathun— 
gen hören auf, und die Stände gehen auseinander; auch bleibt Eein fortbes 
ftehender Ausſchuß zuruͤck. 

Für ſolche Gegenſtaͤnde der laufenden ſtaͤndiſchen Verwaltung aber, wel⸗ 
che Wir den Staͤnden kuͤnftig uͤbertragen werden, koͤnnen ſie die geeigneten 
Perſonen waͤhlen und beſtellen, inſofern die Geſchaͤfte ſolches fordern. 

. 54. Das Reſultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. 
55. Zum Verſammlungsorte des Landtags beſtimmen Wir Unſere 
Stadt Düffeldorf. 

$. 56. Die Landtagsabgeordneten follen angemefjene Reifekoften und 
Tagegelder erhalten, 

Das Weitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen durch ben. Land: 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

5:57. Die in den einzelnen Theilen diefes flündifchen Verbandes bes 
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ſtehenden Communalverhaͤltniſſe gehen auf die Geſammtheit deſſelben nicht 
uͤber, wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. 
Bis dahin dauern die vorhandenen Communalverfaſſungen in ihrer obfers 
vanzmäßigen Einrichtung fort, und Wir geflatten, daß für dieſe Angelegen: 
heiten auf vorgängige Anzeige bei Unferem Landtagscommiffarius und beffer 
Bewilligung, auch fernere Verfammlungen, jedoch mit verhältnigmäßiger Zus 
ziehung von Abgeordneten allee Stände, welchen das gegenmärtige Gefeg bie 
Kandftandfchaft beilegt, gehalten werden. 

Die Befchlüffe über Veränderungen in den Communaleinrichtungen und 
neue Communalauflagen bedürfen Unferer Sanction, Zur Feftfegung ber 
deshalb nöthigen nahen Beltimmungen und Drdnungen erwarten Wir bie 
Vorfchläge des. naͤchſten Landtags. 

$. 58, Was die Ereisftändifchen Werfammlungen betrifft; fo erwarten 
Wir ebenfall3 von dem erften Landtage bie Vorfchläge, wie ſolche unter Zu: 
teitt allee Stande dieſes Verbandes efnzurichten feyn werden, 

Urkundlich unter Unſerer HDöchfteigenhändigen Unterfchrift und Beidruͤ⸗ 
dung Unferes großen Eöniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1824. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm, 
von Schudmann. 





8) Gefeß wegen Anordnung der Provinzialftände 
für die Provinz WVeftphalen, vom 27. März 1824. 


Mir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. ıc. — 
ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer 
Monarchie. am 5. Juni v. J. erlaſſenen allgemeinen Geſetzes für den ſtaͤn⸗ 
diſchen Verband der Provinz Weſtphalen nachſtehende beſondere Vorſchriften: 
F. 1. Dieſer Verband umfaßt. alle diejenigen Landestheile, welche in 
Beziehung auf die Verwaltung die Provinz Weſtphalen bilden. 
8.2. Die Staͤnde dieſes Verbandes beſtehen: 
J. der erſte Stand, 
aus den vormals unmittelbaren Reichsſtaͤnden z 
ind U. der zweite Stand, 
aus der Ritterſchaft; | 
1. der dritte Stand, 
aus den zur Vertretung des bürgerlichen Gewerbes geeigneten Städten ; 
ar: , - IV. der vierte Stand, : 
aus den übrigen, im zweiten und dritten Stande nicht begriffenen, 
Grundbefigern. a 
we $. 3. Auf den Landtagen erfcheinen die vormals unmittelbaren Reichs— 
fände, fobald fie die Majorennität erreicht haben, in ber Megel in Perſon, 
mit der Befugniß, fich in erheblichen. Verhinderungsfällen, durch ein Mitglied 
aus ihrer Familie, oder einen fonft Bevollmächtigten aus dem zweiten Stande, 
vertreten zu laffen. 
| Alle übrigen Stände erfcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen 
duch Wahl beftimmet werden. 
8.4 Die Anzahl der. Mitgliever eines jeden der im $. 2, benannten 
Stände beftimmen Wir: — as 
u für den erſten Stand, und zwar 
. 6 
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den Herzog von Aremberg, die Fürften von. Salm:-Salm, von 

Salm-⸗Kyrburg, von Kaunig-Rietberg, den Herzog von Lo oz, 

: die Fürften von Sayn⸗ MWittgenftein: Berleburg, von Sayıt: 

—Wittgenſtein-Wittgenſtein, von BentheimeTeklenburg, 

von en Steinfurt, von Sam Horſtmat, den. betzog 
— von voY, a 
jebem mit: einer Virilſtimme, zuſammen auf elf migde- 

> für den zweiten Stand auf. zwanzig Mitglieder... 0. 9:3 0:.% 

3) für dei: dritten "Stand auf zwanzig -Mitgliederz Er 

4) fire: den; vierten Stand: auf zwanzig Mitglieder, we 
Hieraus ergiebt ſich fuͤr dieſen ganzen ſtaͤndiſchen Vaband die Scfamme 

zaht von. ein und ſiebenzig Mitgliedern. 
21. We: ſpeciellere — der Abgeordneten wird ‚ine beenden Dur 
ordnumg feftfegen sa wu." 
$. 5. Bei der Mäbfbankeit der Mitglieder aller Stände, a Lundinge 
abgeordneten werben: folgende Bedingungen vorausgeſetzt: :;: 

4) Srundbefig in aufs und abfleigender. Linie ererbt, oder ‚Auf: andere 
Weiſe erworben, und zehn Jahre lang nicht unterbrochen. Im Verer⸗ 
bungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und des Erden zu⸗ 
ſammengerechnet; 

2) die Gemeinfchaft mit. einer der chriftlichen. Kicchen; 

3) die Vollendung bes breißigften Lebensjahres; 3 

- 4) der unbeſcholtene Ruf. ” 

8.6 Bon ber: Bedingung des zehmiäheigen Befiges ‚gut x Hlapenfion, 

behalten Wir uns Alterhöchftfelbft vor. In Anſchung der übrigen. Bedin⸗ 
gungen keine Dispenſation Statt. 

$. 7. Das Recht zu einer Siritflimme in dem — Stande wird 
durch den Beſitz eines vormals unmittelbaren Landes, nach Maaßgabe Un⸗—⸗ 
ſerer Inſtruction vom 30, Mai 1820 66. 2. und 63. begruͤndetz mehtete 
dergleichen in der Perfon eines: Beſitzers vereinigte ‚Länder; berechtigen nur: zu 
einer Stimme, auch Tann dad Stimmrecht duch Theilung nicht‘ vermehrt 
werden. Wir: behalten uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien: Fi⸗ 
deicommißgüter durch Cetpeilung von: Virilſtimmen in dieſem Stande zu 
bevorrechten. 

$. 8. In dem: zweiten Stande wird die Waͤhlbarkeit begruͤndet: 

1) durch den Beſitz eines fruͤher landtagsfaͤhigen Ritterguts, von welchem 
jaͤhrlich an Srandſtener wenigſtens fuͤnf und. fiebenzig Thalet entrichtet 
werden; 

2) durch den Beſitz eines andern groͤßern Landguts welches in ‚ben zwei⸗ 
ten Stand aufzunehmen Wir: für ‚angemefjen erachten. Eine Matrikel 

wird die hiernach zum zweiten Stande gehoͤrenden Landguͤter feſtſetzen. 
§. 9. Grundbeſitz in einer andern Unferer Provinzen. welcher nad) 

$. 8. zum zweiten- Stande eignet, wird au, bie age — ‚dem Dahren 
($. 5.) angerechnet, i 
810. Wenn’ Geiſtliche Militair⸗ ‚und: Cioilbeamte;,. ‚die durch den 
mit vorſtehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Guts dem zweiten 
Stande angehoͤren, als Abgeordnete ui ee —— werden?‘ ſo bedurfen ſie 
der Beurlaubung Ihrer Worgefegten, 
$. 11. Als Abgeordnete des britten Standes koͤnnen nur in den zu 
vertretenden Staͤdten wohnhafte ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer erwählt. werden, wel⸗ 
che entweder gewaͤhlte Magiſtratsperſonen ſind, oder ein buͤrgetliches Gewerbe 
betreiben. Die letztern muͤſſen einen nach der Verſchiedenheit der Städte ab⸗ 
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zumeffenden "Betrag von: Grund: und Gemerbefteuer entrichten, welchen bie 
$. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird. 

8. 12. Im vierten Stande erfordert die MWählbarkeit einer ſelbſt be: 
wirthſchafteten eigenthümlichen oder erblic) nusbaren Grundbefis im Wahlbe: 
irke, von einem Grundſteuerbetrage, deffen Größe ebenfalls die beſondere Ver— 
ordnung ($. 4.) feftfegen wird. | 

8:43. Die vorbemerkten. Bedingungen der Wählbarkeit treten auch 
für die Befugnig zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählen- 
den oder Wähler die’ Vollendung’ des vier und zwanzigſten Lebensjahres ge⸗ 
nuͤgt, auch nicht zehnjähriger Grundbeſitz, und dieſer für den dritten und 
vierten. Stand nur - in einem geringeren Umfange, welchen die vorbehaltene 

befondere Verordnung ($. 2.) näher beflimmen wird, erforderlich iſt. 

6.14. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkeit ruhen, wenn uͤber das 
Vermoͤgen deſſen, dem die Befugniſſe zuſtehen, der Concurs eröffnet iſt, im⸗ 
gleichen waͤhrend eines, nicht einer moraliſchen Perſon zuſtaͤndigen, geſellſchaft⸗ 
lichen Beſitzes. Bei dem zweiten Stande hören - Wahlrecht und? Waͤhlbar⸗ 
keit auf, wenn durch Zerſtuͤckelung die Eigenfhaft. eines größeren Grundbe— 
fies ($. 8.) vernichtet wird, ah | Ä 
845, In mehreren Wahlbezirken Angefeffene koͤnnen in jedem derſel⸗ 
ben waͤhlen und gewählt twerden; im letztern Falle bleibt e8 dem Gewaͤhlten 
überfaffen, für welchen Wahlbezirk er eintreten will 
16. Ein Abgeordneter. kann auch Mitglied: des Landtags einer ans 
dern Provinz feyn, wenn bie Zeit der Verſammlung es zuläßt. | 

8:17, Wer durd) Mahl: beftimmt iſt, als: Abgeordneter zu erſcheinen, 
kann Feinen: Andern für fich bevollmächtigen, vn. — 
8. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeuͤbt werden. 
8. 19: Die Wahlen der ‘Abgeordneten werden in dern zweiten Stande 
von den Mitgliedern: deſſelben in jedem. Wahlbezirke vollzogen. 
8.20. Fuͤr den dritten Stand. erroahlt die wahlberechtigte Bürger: 
Taf) ee en ee 5 
a) in denjenigen Städten, welche durch bie befondere Verordnung ($. 4.) 
Virilſtimmen erhalten, die Abgeordneten in ſichz; 
= b) in den übrigen Städten, welche ‚gemeinfchaftlicy ‚eine Stimme erhal 
fen werden, zunächft Wähle, und dieſe nach den Wahlbezirken die 
Abgeordneten. | a | | 
Die Zahl der Wähler und die Weiſe der Wahl, wird die bemerkte Ver- 
ordnung näher beftimmen. Dr — 
6,21. Sn dem vierten Stande werden von den wahlberechtigten Grund: 
befisern in näher ($. 4.) zu beftinimenden Abtheilungen zunaͤchſt Wähler, 
von den Mählern eines jeden Kreifes Bezirkswähler, von den letztern aus 
dem ganzen Wahlbezirke vereinigt, die Abgeordneten gewählt; die befondere 
Verordnung ($. 4.) wird hierüber das Nähere feſtſetzen. 
$. 22. Die Sufammenfesung der Wahlbezirke für den zweiten, drit— 
ten und vierten Stand, wird die befondere Verordnung ($. 4) feftfesen. 
8.23 Die Mahlen der Abgeordneten gefchehen auf ſechs Jahre, der 
geſtalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Stan: 
des ausfcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen gefchritten wird. 
6.24 Die für dns erſte Mal Ausfcheidenden werden nad) drei Jah⸗ 
ten durch das 2008 beftimmt; alle Ausfcheidenden find wieder wählbar. 
wähle 25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter ges 
$. 26. Wenn beiden Wahlen zu Wählen, Bezirkswaͤhlern und Ab— 
6* 
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geordneten gleiche Stimmen entſtehen; ſo giebt bie Stimme des Aelteſten 
der Waͤhlenden den Ausſchlag. 

$. 27. Alle Wahlen ſiehen unter der Aufſicht des Landraths, in def: 
fen Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen ber. Bezirkswaͤhler und 
der Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu 
ernennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und Land: 
gemeinden aber, werden zundchft von den Ortsbehörden geleitet. _ 

$. 28. Die gefchehene Wahl der Mähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und der Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscomiffa- 
rius, mit Einfendung der Mahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu prüs 
fen, ob folche in der Form und nad den. Eigenfchaften der Abgeordneten, 
der Vorfchrift gemäß, geſchehen find. ' 

Nur wenn derfelbe in biefer Beziehung Mängel findet, iſt er berech⸗ 
tigt, eine andere Wahl zu verlangen. 

$. 29. Den Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha⸗ 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir 
fuͤr die Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern des erſten oder des 
zweiten Standes Selbſt ernennen. 

$. 30. Für die erſten ſechs Jahre werden Mir bie Stände zum Pro: 
vinziallandtage alle zwei Fahre berufen, nad) Ablauf dieſes Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 

$. 31. Die Dauer des dandcege wird jedes nn nach den Umftän- 
den von Uns feftgefegt werden. _ 

$. 32. Die Ladung. ber Mitglieder zu dem für die Eröffnung. des 
Landtags beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Beit, durch Unſern Com⸗ 
miſſarius. 

8. 33. Die Abgeotdneten müffen ſi ich. fpaͤteſtens an. dem Tage vor 
‚der Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei, dem Commiſſa⸗ 
rius, als bei dem Landtagemarfchall, melden. 

$. 34. Der Provinziallandtag wird nach gefaltenem Gottesdienſte von 
Unſerm Commiſſarius eroͤffnet. 

6. 35. Derſelbe iſt bie Mittelsperſon alfer Behsnblungen, m ihn 
allein haben fich daher die Stände wegen jeder. Auskunft, oder wegen ber 
Materialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. ‚Er theilt 
den Ständen in Gemäßheit Unferer Inſtruction die Propofitionen mit, und 
empfängt die von. Ihnen abzugebenden: Erklärungen und Gutachten, fo wie 
ihre fonftigen Borftellungen, Bitten und Beſchwerden. 

36. Den Berathungen wohnt er nicht bei; er kann aber den Ein: 
tritt zu münblichen Eröffnungen. verlangen, oder eine Deputation zu fid) ent 
bieten, fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden Eönnen. 

$. 37. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deffel- 
ben ein, und publicirt den hierauf zu ertheilenden  Landtagsabfchied den 
Ständen, — 

$. 38. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zur Faſſung guͤltiger 
Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Abgeordneten des zweiten, 
dritten und vierten Standes auf demſelben gegenwaͤrtig ſeyn. 

$. 39. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder der Stände ih: 
vn Gig nach der $. 2, beftimmten Neihefolge. 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt ber Land⸗ 
tagsmarſchall in der Plenarverfammlung, mit Berüdfihtigung des Stimmen: 
verhältniffes, nady Verſchiedenheit bee Gegenſtaͤnde befondere Ausfhüffe, wel⸗ 
che die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Verathung und 
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Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Das Directorium diefer Aus: 
ſchuͤſſe führe dasjenige Mitglied aus dem erften oder zweiten Stande, wel: 
ches der Landtagsmarſchall dazu beftimmt. 

"8.44. Den Gefchäftsgang auf dem Landtage leitet Überhaupt: ber 
Landtagsmarfhall. Von feiner Anordnung hänge auch zunaͤchſt alles ab, 
was auf Ruhe. iind Drdnung in den Verfammlungen Beziehung bat. Be: 
ſonders hat er darauf zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten ber Stände 
möglichft befchleunigt werden. 

8.42. Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtagsmarfchaltg, 
darf kein Mitglied aus der Derfammlung wegbleiben; Verhinderung der fer: 
nern Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder amdere dringende 
Urfachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom- 
miſſarius, welcher alsdann beim erften Stande die erforderliche Bevollmaͤch⸗ 
. tigung veranlaßt, bei dem zweiten, dritten und vierten Stande aber den 
Stellvertreter fofort einberuft. 

8.43. Wenn ein Mitglied über einen beſondern Gegenftand einen 
Antrag an die Verfammlung richten will; fo bat daſſelbe folhes vor der Ver: 
fammlung fchriftlih, mit Bemerkung bed Gegenftandes, dem Landtagsmar- 
ſchall anzuzeigen. Lebterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des Bor: 
tags -auf. Der Inhalt deffelben muß fchriftlid zum Protocoll gegeben werben. 

544. Die Abfaffung der ftändifchen Schriften trägt der Landtags: 
marfchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jebde folche 
Schrift wird in der Verfammlung verlefen, und, nad der Vereinigung über 
die Faſſung, die Reinfchrift von dem Landtagsmarfchall und den Ständen 
vollzogen —— a 
$. 45. Ale Schriften, welche nicht einen Antrag an ben Commiſſa⸗ 
rlus enthalten, find am Uns zu richten, und bdemfelben "durch eine fländifche 
Deputation zu Übetgeden. | 

"8. 46. Die Mitglieder allee Stände der Provinz Weſtphalen bilden 
eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinfchaftlich. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe über ſolche Gegenftände, welche von Uns 
zur Beratdung am fie geroiefen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unferer 

Sauttion Überlaffen, oder fonft zu Unſter Kenntniß zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Deitttheilen erfordert. : Iſt diefe bei einer 
Sache, worüber von den: Sıänden das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo wird folches, mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen, 
ausdeudlich bemerkt. — 

Alle andere ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe koͤnnen durch einfache Mehrheit ihre 
Beflimmung erhalten. 

5. 47.Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander geſchleden iſt, findet Sonderung in Theile Statt, ſobald zwei Dritt⸗ 
theile der Stimmen eines Standes, welcher fich durch einen Beſchluß der 

Mehrheit verleit glaubt, darauf, dringen. | 

In elta Foschen alle verhandelt die Verſammlung nicht mehr in der 
Geſammtheit⸗ ſondern nach! dan in $. 2. beftimmten Ständen. Ä 

Die auf dieſe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der. Gutachten der 
einzelnen Stände: wird dann Unferer Entfcheidung vorgelegt. 

9. 48, . Wenn Gegenſtaͤnde, welche das beſondere Intereſſe eines der 
MWahtbepteke dieſes ſtaͤndifchen Verbandes und der darin begriffenen beſondern 
Landestheile angehen, in idern Geſammtberathung verhandelt werden, und die 
Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erklärt; fo koͤnnen die Abgeordneten ei: 

nes folchen Wahlbezitks ihre abseeichende Meinung, unter Berufung auf Un: 
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fere Entfcheldung, zu ben Landtagsverhandlungen geben, worauf fie dann. jv: 
derzeit befondern Befcheid erhalten werden, 

$. 49. Bitten und Befchwerden der Stände koͤnnen nur aus dem be: 
fondern Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen Theile hervorgehen, In— 
dividuelle Bitten und Befchwerden hat der Landtag gleich an die betreffen: 
den Behörden, oder an Uns unmittelbar zu. verweifen, Wenn aber Mits 
glieder des Landtags von Bedrüdungen einzelner Individuen beftimmte Ue— 
berzeugung erhalten; fo koͤnnen fie bei dem Landtage, mit gehörig conſtatir— 
ter Anzeige, darauf at daß derſelbe fih für die Abltellung bei Uns 
verwende, 

$. 50. Alte bei dem Landtage eingehenden, fo wie die von demfelben 
ausgehenden Anträge, muͤſſen fehrifttich eingegeben werden. Sind die letern 
einmal zuruͤckgewieſen; fo dürfen fie mw alsdann, wenn wirklich neue Ver— 
anlaffungen, oder neue Gruͤnde eintreten, und immer nur erſt bei elinfe ger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. 


$. 51. Die Stände jichen als berathenbe Bares eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, als mit den Gommunen und Kteisftäns 
den ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher Feine Mittheilungen un: 
ter ihnen Statt. 

$. 52. Die einzelnen Stände koͤnnen ihren Abgeordneten Feine binden: 
den Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bit: 
ten und Befchwerden anzubringen. 


$. 53. Sobald der Commiſſarius den Landtag gefchloffen hat, ift das 
ftändifche Amt des Landtagsmarſchalls beendigt, die Landftändifchen Berathun— 
gen hören auf, und die Stände gehen auseinander, auch bleibt Fein fortbes 
ftehender Ausſchuß zuruͤck. Fuͤr ſolche Gegenftände, der laufenden ſtaͤndiſchen 
Verwaltung aber, welche Wir der Ständen kuͤnftig uͤbertragen werden, koͤn— 
nen ſie die geeigneten Perſonen waͤhlen und beſtellen, inſofern die Geſchaͤfte 
ſolches fordern. 

$. 54. Das Refultat der Landtagsverhandlune gen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. 

d. 55. Zum Verſammlungsorte des Landiags beſtimmen Wir Unfere 
Stadt Münfter. 

$. 56, Die Landtagsabgeordneten ſollen angemeſſ ene Reiſekoſten und 
Tagegelder erhalten. 

Das Weitere hieruͤber, ſo wie wegen der ——— durch den Land⸗ 
tag veranlaßten Koſten, wird die beſondere Verordnung ($. 4.) feſtſetzen. 


F. 57. Die in den einzelnen Theilen dieſes ſtaͤndiſchen Verbandes bes 
ſtehenden Communalverhaͤltniſſe, gehen auf die Geſammtheit deſſelben nicht 
uͤber, wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird, 
Bis dahin dauern die vorhandenen. Communalverfaſſungen in. ihrer obfervanz: 
mäßigen Einrichtung fort, und Wir geſtatten, daß fuͤr dieſe ‚Angelegenheiten, 
auf — Anzeige bei lnferm \ Landtagscommiſſarius und deſſen Bewilli⸗ 
gung, auch fernere Verſammlungen, jedoch mit verhaͤltnißmaͤßiger Zuziehung 
von Abgeorbneten aller Stände, welchen dag gegenwaͤrtige Geſet die ‚Lands 
ſtandſchaft beilegt, "gehalten werden, I psplongip 

Die Befchlüffe über Weranderungen in. den Gommumalbfürlchtiingen und 
neue Communalauflagen beduͤrfen Unſerer Sanction. Zur Feſtſetzung der des: 
halb noͤthigen naͤhern Beſtimmungen und Bedingungen, —— Wir die 
Vorſchlaͤge des naͤchſten Landtags. 


$: 58. Was die Ereisftänbifchen Berfämmtiitgei betrifft; fo: enipatten 
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Mic ebenfalls von dem erften Landtage die Vorfchläge, wie ſolche unter Zu— 
teitt alfer Stände dieſes Verbandes einzurichten feyn werden, 
Urkundlich unter Unſerer Höchfleigenhändigen —— und Beidrü: 
dung Unferes großen Eöniglichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 27. März 1824, 
| (L. S) Friedrich Wilhelm. 
van Schudmann. 


h) Gefeh wegen Anordnung der Provinzialftände 
für das Großherzogthum Pofen, v. 27. März 1824. 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x ıc. 
ertheilen, in Solge_ des wegen Anordnung der Provinzialftände in Unferer 
Monarchie am 5. Juni vorigen Jahres erlaffenen allgemeinen Geſetzes, für 
den flandifchen Verband im Großherzogtum Poſen nachſtehende befondere 
Vorſchriften. 

$. 1. Dieſer Verband umfaßt alle diejenigen Landestheile, welche nad) 
der Verordnung vom 30, Aprit 1815 die Provinz Pofen bilden, 

$. 2. Die Stände dieſes Verbandes beftchen, und zwar 

I. der erfte Stand, 
a) aus dem Fürften von Thurn und Taris, wegen des Fuͤrſtenthums 
Krotoszyn; 
b) aus dem Fuͤrſten von Sulkowski, wegen feines Familienmajorats 
Reiſen; 
ec) aus der Ritterſchaft; 
U. der zweite Stand, 
aus den Städten; 
II. der dritte Stand, 
aus den übrigen Gutsbefigern, mit Grundeigenthum verfehenen Bauern 
und Erbzinsmaͤnnern. 

8. 3. Auf dem Landtage kann fi) der Fürft von Thurn und Ta: 
pis duch einen dazu geeigneten Bevollmächtigten aus ber Ritterſchaft ver: 
tveten laffen. Der Fürft von Sulkowsbki führt aber, fobald er die Mu: 
jorennität erreicht hat, die ihm zugewiefene Stimme in Perfon. 

Ale übrige Stände erfhheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen 
durch Mahl beftimmt werden, und wen. der Fuͤrſt von Sulkowski be 
hindert iſt, auf dem Landtage zu erfcheinen; fo tritt ein von der Nitterfchaft 
gewählter ‚Abgeordneter an feine Stelle, 

$. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im $. 2. benannten 
Stände beſtimmen Wir 


J. für den erſten Stand, 


1) den Fürften von Thurn und Tarisauf ...4 

2) den Fürften von Sulkowstiuf . 2. 2... .41 

3) MM BUN oe le a ae 
24 Mitgl. 

‚Il. für den zweiten Stand uf 2 2 un nenn. 16 

al. für den. dritten Stand AUT: on Aare 5 — 8 


Hieraus ergiebt ſich die Geſammtzahl von acht und bierzig Mitgliedern 
ei diefen ganzen ſtaͤndiſchen Verband. 
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Dile ſpeelellere MWertheitung- ber Abgeordneten. jedes Standes, fo: wie die 
Bildun — hierzu — Wahlbejirke wird eine befondere Verord⸗ 
nun engen, wu = 

€ 5. Bei der Mähtbarkeit ber Ysgeorönsten‘ aller Stände zum Pro: 

vinziallandtage, werden folgende Bedingungen voraußgefegt: : 

3) Grundbeſltz, in aufs und abſteigendor Linie ererbt, oder auf anbere 
Weiſe erworben; und zehn Sahre lang nicht unterbrochen. Im Ver: 
erbungsfalle wird die -Beit des Beſitzes des Erblaſſers und des Erben 
zufammengerechnet ; 

' 2) die. Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen SEN 

3). die Vollendung! des dreißigften Lehensjahres; - 

. 4) ber unbefcholtene Ruf; und 
" 5) daß det zu Mählende nach dem Staatsvertrage vom 3, Mat 1815 

für einen preußifchen Unterthan zu halten fei. 

8,6, Bon dei Bedingung des zehnjährigen Befiges zu biöpenficen, 
behakten Mir und Allerhoͤchſtſelbſt vor. In Anſehung der uͤbrigen Bedingungen 
findet keine Dispenfion Statt. | 

8.7. Das Recht zu dem erfien Stande für die Ritterfchaft als Abgeord⸗ 
neter gewaͤhlt zu werden, wird durch den Beſitz eines Ritterguts in der Pros 
vinz, ohne Ruͤckſicht auf die abelige Geburt des Befigers, begründen Wir 
behalten Uns jedoch vor, den Befig bedeutender Familien - Fideiconmißguter 
auf nn Meife hierbei zu? bevorrechten, 

- Der Beſitz eines Rittergut im einer andern Unferer Provinzen 
wird A die beſtimmte Dauer von zehn Jahren angerechnet. 
| Woenn Geiſtliche, Militair⸗ und Civilbeamte, die durch ben mit 
vorftehenden Bedingungen verknüpften Befig eines Nitterguts dem erſten 
Stande angehören, als Abgeorbnete deffelben gewählt werden; fo bedürfen fie 
ber Beurlaubung ihrer WVorgefegten. 

8. 10, As Abgeordnete des zweiten Standes Eönnen nur ſtaͤdtiſche Grund: 
befiger gewählt werden, welche entweder zeitige Magiftentsperfonen find, oder 
ein bürgerliches Gewerbe treiben, welches eine Corporation, Innung oder Mei: 
fterfchaft erheifcht, Bei den legten muß der Grundbefig, mit dem Gewerbe 
zufammen, einen nach bee Werfehiedenheit dee. Städte abzumefjenden Werth 
haben, welchen bie $. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird, 

8. 14. Bei dem dritten Stande wird zu dee Eigenfchaft eines Land: 
tagsgbgeorbneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe felbft bewirthſchafteten 
Landguts erfordert, beflen Größe ebenfalls die befondere Verordnung ($. 4,) 
feftfegen wird, 

8, 12, Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit treten auch 
fuͤr die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterſchiede, daß fuͤr die Waͤhlen⸗ 
ben, oder Wahlmaͤnner, die Vollendung des vier und zwanzigſten Lebensjah⸗ 
— Na und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümficher Beſitz erfor 
derlich i 
In den. Seädten wird dad Wahlrecht von den mit Grundeigenthum 

angeſeſſenen Buͤrgern ausgeuͤbt. 

Bei dem dritten Stande wird daſſelbe J. den Beſitz eines Landguts 
* einer gewiſſen, durch die Verordnung (K. 4.) zu beſtimmenden, Groͤße 
edungen. 

§. 13. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkelt ruhen, wenn uͤber das 
Vermögen deſſen, dem dieſe Befugniſſe zuſtehen, der Coneurs eröffnet iſt, 
— eines, nicht einer moraliſchen * on — — 
ichen Beſitz 
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Bel dem erſten Stande Hören Waͤhlbarkeit und Wahlrecht auf, wenn 

burch Zerſtuckelung die Eigenſchaft eines Ritterguts vernichtet wird. 
14.. In mehreren Wahlbezirben Angeſeſſene koͤnnen in jedem ber: 
felben, in welchem fie anſaͤſſig find, wählen und gewählt werden. Im lebte: 
rem Falle bleibt es dem Gewählten überlaffen, für welchen Bezirk er. eintre- 
ten will, | ey ee eis 
$. 15. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer an⸗ 
„deren Probinz fein, wenn bie Zeit der Verſammlung es zuläßt. 
$. 16. Wer duch Wahl beftimme ift, als Abgeordneter auf bem 
Landtage zu erfcheinen, kann Leinen Andern für ſich bevollmächtigen. 
G. 17. Auch das Wahlrecht muß. in Perfon ausgeübt werben. 
$. 18. Die Wahlen der AUbgeorbneten zum Landtage werben von dem 
erften "Stande nad) den, durch die Verordnung ($. 4.) zu beflimmenden, Be: 
zirken vollzogen. Ex ’ 
$. 19. Jede einzelne derjenigen Städte, welche bucch die beſondere 
Verordnung ($. 4) Birilſtimmen erhalten, wählt ihre Abgeordneten zum 
Landtage in fich; alle übrige Städte ohne Unterfhied, ob fie Immediat⸗ 
oder Mebiat: Städte find, wählen in fih Wähler. . Diefe treten collectiv in 
MWahlverfammlungen nad). Bezirken zufammen, und wählen die Landtagsab: 

eordneten.  ° u 
i Die bemerkte Verordnung wird ſowohl die Zahl ber Wähler nach dem 
Umfange der Städte, als die Größe des Grundbeſitzes, weiches bei einem 
ſolchen Wähler erforderlich ift, beftimmen. 

8. 20, Bei dem dritten Stande wird jeber Iandräthliche Kreis in Be: 
zirke getheilt, in welchen bie .zue Wahl berechtigten Grundbeſitzer ($. 12.) 
den Bezirkswaͤhler wählen. Diefe Wähler treten dann zufammen und wäh: 
len den Landtagsabgeordneten. 

6. 21. "Die Zufammenlegung bee Bezirke, ſowohl für die collectiv waͤh⸗ 
Ienden Städte, als für ben bitten Stand, wird die befondere Verordnung 
(6:2) Feffegen: | | 

+ 922 Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage gefchehen auf 
ſechs Jahre, dergeflalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines 
jeden. „Standes : ausfcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen gefchrit= 
ten wird, 

= 6,23. Die für das erſte Mal Ausſcheidenden werben nach drei Jah: 
ven durch dad Loos beftimmt. Alle Ausfcheidende find wieder wählbar, 
| $. 24, Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Ötellvertves 
ter gewählt. F 
$. 25. Wenn bei den Wahlen zu Waͤhlern, Bezirkswaͤhlern und 
Landtagsabgeordneten gleiche Stimmen entftehen; fo giebt die Stimme des 
Aelteſten der MWählenden ben Ausfchlag. - 

$. 26. Alle Wahlen ftehen unter der Aufficht des Landraths, in defz 
fen Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und 
ber Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu 
ernennenden Gtellvertreter; die. Wahlen in dem einzelnen Städten aber wer 
den zunaͤchſt von der Ortsbehoͤrde geleitet. 

- 9.27, Die gefchehene Wahl der Bezirkswaͤhler und Landtagsabgeord- 
neten iſt dem Landtagscommiffarius mit Einfendung der Wahlprotocolle art: 
zuzeigen. Cr hat zu prüfen, ob folche in der Form, und nad) den Eigen: 
ſchaften der Abgeordneten der Vorſchrift gemaͤß geſchehen ſind. 

Nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Maͤngel findet, iſt er berech⸗ 
"tige, eine andere Wahl zw verlangen, | 
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8.28. : Din Vorfigendentauf.den Landtage, welchem: Wir den’ Cha: 
rakter eines Landtagsmatſchalls beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen 
Wir fuͤr die Dauer: eines: jeden Landtags aus den Mitgliedern des erſten 
Standes. Selbſt ernennen.  :... ru 

8,29: ‚Für die erſten ſechs Sabre — Wir. bie Stände zum Pro⸗ 
vinzia andtage alle zwei Jahre berufen * Ablauf dieſes ie aber . 
ferner hieruͤber beſtimmen. 

$. 30. Die: Dauer des Sandtags: id iebesmai nach den Umftänden 
von: Uns- feftgefegt werden. - 

$. 34. Die. Ladung ber Mitglieder zu dem fuͤr die Eroͤffnung des 
Landtags ee ‚Rage geſchieht zu gehöriger Zeit durch Unſern Com⸗ 
miſſern⸗ 
. 32. „Die. Abgeorbneten müffer fich ſpaͤteſtens an dem Tage vor 
— Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Commiſſa⸗ 
rins, als dem Landtagsmarſchall, melden. 

$. 33. Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gotstiene von 
nf Eommiffarius eröffnet. 

8:::34. . Derfelbe ift die Mittelöperfon aller Verhandlungen; an ia 
allein. haben. ſich ‚daher die. Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der 
Materialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt 
den. Ständen, in Gemaͤßheit Unferer. Snfteuction,: die Propofitionen mit, und 
empfängt die von ihnen: abzugebenden . Erklärungen. und: Gutachten, ſo wie 

ihre fonftigen Vorſtellungen, Vitten. und Beſchwerden. 
oe 35. Den Berathungen wohnt er nicht beiz er kann aber den Ein- 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, oder eine. Deputation zu fich 
entbieten, fo wie die Stände: Deputationen an ihn abfenden Eönnen. 

$. 36. Er fchliegt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſel⸗ 
ben ein, und. publieirt den hierauf zu ertheilenden — — den 
Staͤnden. on 
$. 37: Bei Eröffnung de3 Landtags ſowohl, als zur daſſung gätt: 
ö ger Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Gejammtheit der Ab⸗ 
geordneten: auf. demſelben gegenwaͤrtig feyn. . 

8. 88.. In der Verfammlung nehmen. bie Mitglieder der drei Stände 
nen Sig nach der $. 2. beflimmten Reihefolge. 

$. 39. :: Sobald die Propofitionen  mitgetheilt find, ernennt der Fand. 
tügeniorfhalt in: der Plenarverfammlung, mit Beobachtung. des. Stimmen 
vechäftniffes, nach Verſchiedenheit der . Gegenftände, befondere, Ausſchuͤſſe, 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung-und 
Beſchlußnahme gehoͤrig "vorzubereiten haben. Das: Directörfum dieſer Aus- 
ſchuͤſſe führt dasjenige Mitglied aus dem in: ‚Stande, welches ber Sand: 
tagsmarſchau dazu beſtimmt. 

. 40. Den Geſchaͤftsgang auf. dam Landtage leitet ——— de 
Bandtagsmarfchall, Von feiner Anordnung ‚hängt auch zunächft alles ab, 
was auf. Ruhe und: Ordnung. in den Berfammlungen Beziehung. hat. Ber 
fonders hat er daraufızau fehen;. daß die Berathungen an Arbeiten der 
Stände möglichft befchleunigt werden.‘ > 
9 864. Dhmeiigültigee. Unfachen ‚und Vorwiſſen des Lindtagsmarſchalls 
barf kein Mitglied aus der. Berfammitang: wegbleiben; Verhinderung der fer⸗ 
nen Theilnahmeitan . ben Landtage dutchuKrankheit oder andere hringent,e 
Urfachen, fordett die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem‘; Landtaggeor n- 
miſſarius/ welther alsdanu. ſofort ben Stellvertreter einbewuftriien 

$. 42. Wenn ein Mitglied über einen beſondernGegenſtand einen An: 
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trag an bie Verſammlung richten will; To hat. daffelbe ſolches vor der Xer- 
fammfung fohriftlich, mit Bemerkung des Gegenflandes, dem Landtagsmar⸗ 
ſchall anzuzeigen. Letzterer ruft dann ben Abgeotbneten zur Haltung des 
Vortrags auf. Der Inhalt deffelben muß fhriftlih zum Protocoll geger 
ben werben, . | 
: 8.43. Die Abfaffung der fländifchen Schriften trägt der Landtagsmarz 
ſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtages auf. Jede foldye 
Schrift. wird in der Verfammlung verlefen, und, nach der Vereinigung über 
die Faſſung, die Reinfhrift von dem Landtagsmarfhall und den Ständen 
vollzogen. F je- 
$. 44. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Commiſſa— 
rius enthalten, find an Uns zu richten, und demfelben durch eine ſtaͤndiſche 
Deputation zu uͤbergeben. 
>> 8.45. Die Mitglieder aller Stände des Großherzogthums Poſen bil: 
den eine ungetheilte Einheit, fie verhandeln die Gegenftände gemeinſchaftlich. 
Zu einem gültigen Beſchluſſe über folche Gegenftände, welche von Uns 
zur Berathung an fie gewiefen, oder ihren Beſchluſſe mit Vorbehalt Unfe: 
rer Sanction uͤberlaſſen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find, 
wird eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert. SIE dieſe bei 
einer Sache, worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, 
nicht vorhanden; fo wird folches, mit Angabe der Verſchiedenheit der Mei 
nungen, ausdruͤcklich bemerkt, 
Alle andere ftändifche Beſchluͤſſe Eönnen duch die einfache Mehrheit 
ihre Beflimmung erhalten. 
>: 8.46. Bei Gegenfländen, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile Statt, fobald zwei Dritte: 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt. glaubt, darauf dringen. 
In einem folhen Falle verhandelt die VBerfammlung nicht mehr in Ge: 
ſammtheit, ſondern nach den $. 2 beftimmten Ständen, 
Die auf diefe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der . 
einzefnen Stände wird dann zu Unferer Entſcheidung vorgelegt. 
$. 47. Bitten und Beſchwerden der Stände koͤnnen nur aus dem bes 
fonderen SSntereffe der Provinzen und der mit ihnen verbundenen einzelnen 
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und: Befhwerden hat der Landtag 
gleich: an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar, zu verweiſen. 
Menn aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
beftimmte Ueberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit gehö= 
rig conftatieter Anzeige, darauf antıngen, daß derfelbe ſich für die Abſtellung 
bei Uns verwende. : Ä 
$. 48. Alle bei bem Landtage eingehende, fo twie von demfelben aus: 
gehende Anträge, muͤſſen fchriftlich angegeben werden. Sind die letztern 
einmal zurüdgewiefen; fo dürfen -fie nur alsdann, wenn wirklich neue Ver: 
anlaffungen oder neue Grunde eintreten, :und immer nur erft ‚bei Eünftiger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. 
re . 49. Die, Stände ftehen als berathende Verſammlung eben ſo wenig 
mit den Ständen: anderer. Provinzen, als mit- den Communen und Kreiäs 
ſtaͤnden ihrer Provinz :it> Verbindung; esifinden daher Feine Mittheilungen 
unter ihnen Statt. 3" 2 u ae ee. a 2 F et 
50: Die einzelnen‘ Stände: können ihren Abgeordneten keine -bindende 
Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bitten 
und Beſchwerden anzubringen, 22 
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$. 51. Eobald der Commiffarius den Landtag gefchloffen bat, ift bas 
ftändifche Amt des Landtagsmarfchalls beendigt, die Iamdftändifchen Bera: 
thungen hören auf und die Stände gehen auseinander; auch bleibt Kein fort: 
beftehender Ausfhuß zuruͤck. Für folche Gegenftände der laufenden ſtaͤndi— 
ſchen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen Fünftig übertragen werden, 
können fie die: geeigneten Perfonen- wählen und beftellen, infofen die Ge: 
fchäfte ſolches fordern. | Er 

$: 52. Das Nefultat der Landeagsverhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. - | J E 

$. 53. Zum Verfammlungsorte des Landtags beftimmen Wir die 
Stadt Pofen. J 

$. 54. Die Landtagsabgeordneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten und 
Tagegelder erhalten. 

Das Weitere hieruͤber, ſo wie wegen der allgemeinen durch den Land— 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

$. 55. Die in den einzelnen Theilen diefes ftändifchen Verbandes bes 
ftehenden Gommunalverhältniffe gehen auf die Gefammtheit deffelben nicht 
‚ Aber, wenn folches nicht durch gemeinfchaftliche Webereinkunft befchloffen wird. 

Bis dahin dauern daher die. vorhandenen Communalverfaffungen: in 
ihrer obfervanzmäßigen Einrichtung fort, und Wir geftatten, daß für dieſe 
Angelegenheiten, auf vorgangige Anzeige bei Unferm Landtagscommiffarius 
und defjen Bewilligung, auch fernere Verfamnlungen, jedoch mit verhältniß: 
mäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller Stände, welchen das gegenwaͤr— 
tige Gefeg die Landftandfchaft beilegt, gehalten werden. | | 

Die Beſchluͤſſe über Veränderungen in den Communaleinrichtungen und 
neue Communalauflagen bedürfen Unferer Sanction. 

Zur Seftfegung der deshalb nöthigen nähern Beftimmungen und Ord— 
nungen, erwarten Wir die Vorſchlaͤge des nächften Landtags. 

$. 56. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifft; fo erwarten 
Mir ebenfalls von dem erften Landtage die Worfchläge, wie folche, unter Zus 
tritt allee Stände diefes Verbandes, einzurichten fern werden. u 

Urkundlich unter Unferer Höchfleigenhändigen Unterfchrift und Beidruͤ— 
dung Unferd großen Eöniglichen Inſiegels. — | 

Gegeben Berlin, den 27, März 1824,  _ 

—1*p (L. 8.) Friedrich Wilhelm, © 
— v. Schuckmann. 





i) Verordnung wegen der, nach dem Geſetze vom 
27. Maͤrz 1824, die Anordnung der Prvvinzial— 
flände im Großherzogthum Pofen betreffend, vor: 
behaltenen Beflimmungen, vom 15. Dec. 1830. 
Wir Feiedeih Wilhelm, von Gottes Önaden, König von 
Preußen ⁊c. ıc. — er 
haben über die in einer befonderen Verordnung 'vorbehaltenen näheren Heft: 
ſetzungen ‚einiger in Unferem Gefege vom 27. März 1824, wegen Anord⸗ 
nung der Provinzialftände im Großherzogtum Pofen, enthaltenen Vorfchrif- 
ten die gutachtlihen Vorſchlaͤge Unferer getreuen Stände vernommen, und 
ertheilen nunmehr darüber die nachftehenden. befonderen Beftimmungen : 
Urt. J. Nachdem wir dem von dem Grafen Athanafius von Raczynski 
geftifteten Majorate, in Verbindung mit den Fünftig noch zu fliftenden Ma: 
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joraten, ‘eine Collectivſtimme im erften Stande verliehen haben, beſteht nuns 
mehr diefee Stand: a) aus dem Fürften von Thurn und Taxis, wegen 
des Fuͤrſtenthums Krotoszyn; b) aus dem Kürften von Sulkowski, wegen 
feines Familien Majorats Reifen; c) aus den Befigern ber zu einer Col: 
Iectioftimme zu vereinigenden Majorate, welche Stimme einftweilen, und bis 
zu Errichtung anderer Stiftungen biefer Urt, der Graf Athanafius von 
Raczynski allein zu führen hat; d) aus der Ritterſchaft. | 
Krk, II. Die von dee Ritterfhaft nach dem Geſetze vom 27, März 

4824 zu beftellenden zwei und zwanzig Abgeordneten werden dergeſtalt ver- 
theilt, daß zu wählen hat: 
1. die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Pofen . 1 Abgeoröneten, 
. die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Schrimm „ 
„die Nitterfchaft des Iandräthlichen Kreiſes Schroda . 
‚ die Ritterſchaft des Iandräthlichen Kreifes Wrefchen . 
die Mitterfchaft des Iandräthlihen Kreifes Plefhen . 
die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Adelnau . 
die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Oſtrzeſzow 
„die Ritterſchaft des landräthlichen Kreiſes Krotoszyn 
9, die Ritterſchaft des landraͤthlichen Kreiſes Kroͤben 
40, die Ritterſchaft des landraͤthlichen Kreiſes Zrauftadt . 

41. die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreiſes Koften 

12. die Nitterfchaft des landraͤthlichen Kreiſes Samter . 
43, die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreiſes Inowraclaw 
34, die Ritterſchaft des landraͤthlichen Kreifes Gnefen 

45. die Ritterfchaft. des landraͤthlichen Kreifes Wongromiec 

16. die Ritterſchaft des landraͤthlichen Kreiſes Schubin . 

17. die Ritterfchaft, des landraͤthlichen Kreifes Würfig . 
18. die Ritterſchaft des Iandräthlichen. Kreifes Birnbaum 1 
19, die Ritterfchaft der.landräthlichen Kreife Bomft u. Meferis 1 
20, ‚die Ritterfchaft: der landraͤthlichen Kreife Buk u. Dbornit 4 

21. die Ritterſchaft der Iandräthlichen Kreife Bromberg u. 
gr: ke, 2 SENDGUNO ar dere ee a ee 

22, die Mitterfchaft der Iandräthlichen Kreife Czarnikau u. 
te BODEN u ern ee 
Art. II. Von den dem Stande der Städte zugeftandenen fechszehn 
Deputicten haben zu wählen: 1. die Stadt Pofen 2 Deputirte, 2. die Stadt 
Rawicz 1 Dep., 3. die Stadt Liffa 1 Dep, 4. die Stadt Frauftadt 
1 Dep., 5. die Stadt Meferig 1 Dep., 6. die Stadt Bromberg 1 Dep., 
7. die. Stadt Gnefen 1 Dep., 8. die Kleinen mit Virilſtimmen nicht betheis 
figten Städte in den Kreifen Bimbaum, Bomft und Meferig 1 Dep., 9. 
in den Kreifen Obornik, Samter, Buk und Polen 1 Dep., 10. in den 
Kreifen Wreſchen, Schroda, Schrimm und Plefhen 1 Dep., 11. in den 
Kreiſen Oſtrʒeſzow „Adelnau und Krotoszyn 1 Dep., 12. in den Kreiſen 
Frauſtadt, Kroͤben und Koſten 1 Dep., 13. in den Kreiſen Bromberg, 
Schubin und Wirſitz 1 Dep., 14. in den Kreiſen Mogilno, Gneſen und 
Inowraclaw 1 Dep., 15. in ben Kreiſen Czarnikau, Chodzieſen und Won: 
growiee 1 Dep. | 

Art. IV. Zus Wahl der vom Stande der Landgemeinden abzufenden- 

den acht Abgeordneten beftehen dieſelben Wahl: Bezirke, welche Artikel IU. 
unter 8 bis 15 zur Wahl der Deputirten dee mit Gollectivftimmen verfehe: 
nen Städte geordnet worden find. | 


Art, V. Im Stande der Nitterfchaft find, die fonftigen gefegfichen Er- 
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forderniſſe vorausgeſetzt, wahlberechtigt und mählbar die Befiger derjenigen 
Güter, welche in den Hppothetenbüchern der Kandgerichte -zu Pofen und 
Bromberg als Nittergüter aufgeführt find. Hieruͤber fol eine Matrikul an: 
gefertigt und. Uns zur Vollzichung vorgelegt werden. Bde, Ah! 

Art. VI Die Landtagsfähigkeit eines‘ Guts geht durch Zerftücelung 
verloren: a) bei Gütern, welche 1000 Morgen und darunter 'enthalten; bei 
jeder Verminderung. der Subſtanz; b) bei guößeren Gütern, wenn ſie bis 
auf weniger. ald tauſend Morgen - verkleinert werden. ‚Unter: diefen 1000 


Morgen, welche zur Erhaltung der Nitterguts: Qualität erforderlich: find, 


muͤſſen wenigſtens 500 Morgen urbaren Landes verbleiben. = 
Art. VI Wenn: im. Hypothekenbuche mehrere vormals getrennt gewe⸗— 
fene Güter auf einem Folio eingetingen find; ſo behalten: Wir Uns für den 
Fall der Trennung, wegen Beilegung dei Ritterguts- Dualität an die ein- 
zelnen Theile, auf. befondere Anzeige, Entſchließung vor. - - " 
Art. VII. Behufs der Wahlen der Landtags-Deputirten im Stande 
der Städte, iſt zunaͤchſt, und bis zu anderweiter Beſtimmung, nach Rehuli⸗ 
rung des Communal-Weſens in denjenigen Staͤdten, welche Virilſtimmen 
haben, nad) der bei. der erſten Wahl beobachteten Weiſe zu verfahren — 
In denjenigen Städten: dagegen, welche nach Artikel I. ad:8—15. zu Cor 
lectioflimmen vereinigt find, wählt die Bürgerfchaft auf je 150 von Chriften 
bewohnten Feuerſtellen einen Wähler, welcher, um wählbar zu ſeyn, wenig: 
fiens ein Grund: Eigenthum von 800 Rthlr. am Werthe befigen muß. 
Art. IX Bei denjenigen ftädtifchen Grundbeſitzern, welche aus der 
Claſſe der flädtifchen. Gewerbtreibenden zu Landiags= Abgeordneten‘ gewählt 
werden follen, muß der Grundbeſitz und das Gemerbe' zufammen ' = © 
bei Städten mit Virilſtimmen einen Werth von 4000 Rthte,; 
bei den übrigen Städten einen Werth von 1500: Nehfe. haben. = 
Der Betrieb‘ des’ Ackerbaues auf ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken iſt für ein 
ftädtifches Gerverbe zu achten, - Die: auf- fLädtifcher Feldmark wohnenden 
Grundbefiger werden den ftädtifchen "gleichgeftelle: — "Auch Tollen ftädtifche 
Grundbefiger, die zum mindeften" zehn Jahre Tarig ein ſtaͤdtiſches Gewerbe 
betrieben, von demfelben aber ſich zuruͤckgezogen haben, gleich den wirklichen 


Gewerbtreibenden wählbar fern. Ä 
Art. X. Diejenigen ländlichen Grund »Eigenthümer, welche das Mahl: 
vecht ausüben ($. 12. des Geſetzes vom 27. März 1824), follen zum 
wenigften ein: laͤndliches Grundſtuͤck von dreißig Magdeburger Morgen befigen. 
“ Urt. XI: Ein. Befis von demfelden Umfange wird auch für die Ber 
zirkswaͤhler erfordert. = | zu —— 
Art. XII. Behufs der Wahlen der Bezirkswaͤhler iſt jeder Tandräth: 
liche. Kreis in drei Bezirke zu theilen, und von jedem derſelben ein Bezirks⸗ 
waͤhler zu ernennen. ee | | — 
Art. XIII. Als Deputirte der Land-Gemeinden ſelbſt ſind aber nur 
diejenigen waͤhlbar, welche ein laͤndliches Grundſtuͤck von wenigſtens ſechszig 
Magdeburger Morgen beſitzen. eh: MER 
Art. XIV. Zu den Wahlen der Abgeordneten der collectiv wählenden 
Städte und der Land Gemeinden’ift vom Landtagscommiffarius eine mög= 
fichft in der Mitte jedes Wahl: Bezirkes gelegene Stadt zu beflimmen, wo— 
bei jedoch zugleich auf Zugänglichkeit des Wahlortes und auf das Borhans 
denſeyn eines ſchicklichen Locals für die Wahl-Verſammlung Ruͤckſicht zu 


nehmen iſt. Auch hat derſelbe denjenigen Landrath zu ernennen, welcher die 


Wahl zu leiten hat. | 
Art. KV, Damit die Landtags: Berfammlungen immer möglichft voll: 
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zaͤhlig bleiben, find. für jeden Landtags = Abgeordneten zwei Stellvertreter zur 
wählen, von welchen, derjenige. zuerſt einberufen wird, melcher bie raeiftere 
Stimmen für fi gehabt hat. — Dev einberufene Stellvertreter bleibt, wenn 
ein Landtags: Abgeordneter bei der Eröffnung des Landtags bis zu Ablauf 
dev erſten von diefem Zeitpuncte an laufenden Woche zu erfheinen behindert 
ift, für die ganze Dauer des Landtags‘ Mitglied deſſelben; bet Abgeordnete 
geht aber unterdeß in die Stellung des erften Stellvertreters: Uber. 

Art: XVI. Die Landtags Abgeordneten der Nitterfchaft, Städte und 
Landgemeinden erhalten für jeden Tag drei Thaler ‚täglicher Diäten, und für 
iede Meile der Hin= und Ruͤckreiſe einen Thaler und zwanzig Silbergroſchen 
an Reifegedern. 0000 | z 
Het. XVIL Seder. Wahl: Bezirk und jeder Stand hat abgefondert die 
Entfhädigung der von ihm gewählten Abgeordneten in fih aufzubringen. — 
Auf; die Ritterguͤter jedes Wahlbezirks werden dieſe Koſten nad) ber Grund⸗ 
fieuer oder Ofiara vertheilt. — Die mit Virilſtimmen verſehenen Städte 
decken die Koſten gleich Anderen Communal:Bedürfniffen. — Auf die collectio- 
wählenden Städte werden die Koſten für den Abgeordneten bes Bezirks auf 
die ‚einzelnen. zum. Bezirke gehörigen. Stäbte nach ber Bevölkerung vertheilt. 
Der hiernach jeder Stadt; zufallende Beitrag aber. if demnaͤchſt, wie andere 
Communal⸗ Bebürfniffe, zu decken. — Die Koften für die. Deputirten ber 
Landgemeinden find von fammitlichen nicht zu der Ritterſchaft oder den Staͤd⸗ 
ten.gehövenden Einfaffen des Wahl-Bezirks nach dem Fuße der Elaffenfieuer 
aufzubringeen. br. — 
Art. XVIH.. Die allgemeinen Koſten des: Landtags: ſind auf ſaͤmmt⸗ 
liche Mitglieder des Landtags gleichmaͤßig zu vertheilen, wobei der auf jeden 
Abgeordneten fallende Betrag von dem Bezirke und Stande gleich den Diaͤ— 
ten und Neifekoften aufzubringen iſt. — J 

— Art. XIX. Endlich beſtimmen Wir zur Erläuterung des Geſetzes vom 
27. März 1824 8. 5., 1., daß die Abtretung eines Grundflüdes vom Ba: 
ter auf dert Sohn bei Lebzeiten’ des Erſteren, und in der Nitterfchaft die 
Sucieffion der Seiten: Verwandten in einem Stamm: und Fideicommisgute, 
welches von einem. gemeinfchaftlichen  Stammvater. herrührt, der Vererbung 
in abfteigender Linie gleich ‚gehalten werden. foll. es 

Urkundlich unter Unferer Alterhöchfteigenhändigen Unterfhrift und Bei: 
druͤckung Unferes Königlichen nfiegels. | rn 

Gegeben Berlin, den 15. Dec, 1330. 
u :  (L.S.) Friedrich Wilhelm. 

| Zu5 Sriedrih Wilhelm, Kronprinz. 

gez. Freiherr v. Alten ſtein. v. Shudmann. Graf v. Lottum. v. Hake. 
Graf v. Bernstorff. Maaſſen. Freiherr v. Brenn. 


| Koͤnigreich Bayern. 

Das Königreih Bayern trat am 12. Sult 1806 zum Rhein— 
bunde. Der König ‚MRarimilian Sofeph gab feinem Staate, ‚nach 
dem Vorgange des Königreiches Weftphalen im November 1807, eine 
octroirte Verfaſſung am 1. Mat 1808, die aber nicht. ins. Staats: 
leben eintrat, obgleich derfelben mehrere wichtige organiſche Gefege folg: 
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ten. — Sm Ganzen war die bayrifche Verfaffung vom 1. Mai 1808 
der weftohälifchen nachgebildet. Die Hauptgegenftände ihrer Verwandt: 
Schaft betrafen: die völlige Aufhebung der. früher beftandenen Landftände, 
die Begruͤndung einer neuen Nationalvepräfentation, die Vernichtung ber 
Leibeigenfchaft, die Einführung einer gleichen Befteuerung, die gleichmaͤ⸗ 
ige Berechtigung aller Staatsbürger zu den Staatsämtern, Die ausge 
fprochene Sicherheit der Perfon und des Eigenthumes, die Gewiflens-, 
Religions- und Preffreiheit, die Verantwortlichkeit der Minifter u. ſ. w. 
Doch diefe Gönftitution htate auch ihre mannigfaltigen Unvollkommenhei⸗ 
ten und Rüden, welche felbft von inlaͤndiſchen bayrifchen Schriftflellern 
richt ungerügt blieben. ») Dur das fpätere: Decret vom 22. Der. 
4811 wurden die Majoratsherren und adligen Lehnöbefiger 
für gebohrne Repräfentanten der bayrifchen Nation ertlärt. 
a. Berfaffung vom 1. Mai:l808.. 
Marimilian Sofeph, von Gottes Gnaden König von Bayern. Yon ber 
Meberzeugung geleitet, daß der Staat, fe lange er ein: bloßes Aggregat verfchieden> 
‚artiger Beſtandtheile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Geſammtkraft, die in 
feinen Mitteln liegt, gelangen, a den einzelnen Gliedern deffelden alle Bortheile 
der bürgerlichen Vereinigung, in dem Maaße, wie es diefe bezweckt, gewähren 
Tann, haben Wir bereits durch mehrere Verordnungen die Verſchiedenheit der Ber 
waltungsformen in Unferm Reiche, fo weit es vor der Hand möglich var, zu her 
den, für, die: directen Auflagen ſowohl, als für die indirecten, ein gleichförmigeres 
Syſtem ‚zu gründen, und die wichtigften: öffentlichen Anftalten dem Gemeinfamen 
ihrer Beftimmung, duch Einrichtungen, ‚die zugleich ihre befondern fihern, ent: 
forechender zu machen gefucht. Ferner haben Wir, um Unften gefammten Gtaa- 
ten den Vortheil angemeffener. gleicher bürgerlicher und peinlicher Gefege zu ver— 
ſchaffen, auch die hiezu nöthigen Vorarbeiten -ängeordnek, die zum- Theil wirklich 
vollendet ſind. Da aber dieſe einzelnen! Ausbildungen .befonderer Theile der Staats: 
einrichtung nur unvollfommen zum Zwecke führen, und Luͤcken zuruͤcklaſſen, ‚deren 
Ausfüllung ein wefentliches . Beduͤrfniß der nothwendigen Einheit des Ganzen ift; 
fo haben Wir befchloffen, ſaͤmmtlichen Beltandtheilen der Geſetzgebung und Ver— 
waltung Unfers Reiches; mit Ruͤckſicht auf die Außern und innern Berhältniffe def: 
felben, durch organifche Gefege einen. dolftändigen Zuſammenhang zu geben, und 
hiezu den: Grund durch gegenwärtige Sonftitutionsurklunde zu legen, die zur 
Abſicht hat, durch entfprechende Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, im 
allgemeinen Staatszwecke gegründeten, Forderungen ‚des. Staates an feine einzelnen 
Glieder, fo wie der einzelnen Glieder an den Staat, die Gewährleiftung ihrer Ers 
füllung, dem Ganzen fefte Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staats 
gewalt. die. ihm angemeſſene Wirkungskraft nach den Bedürfniffen des Geſammt⸗ 
wohls zu verſchaffen. Wir beftimmen und verorbnen demnach, wie folgte. 
| — SIEEh ® 
Sauptbeffimmungen. 
$. 1. Das Könfgreih Bayern bildet einen Theil ber rheinifchen Köderation: 
$. 2. Alle befondere Verfaffungen, Privilegien, Erbämter und Tandfchaftliche 
"&orporationen ber einzelnen Provinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich 
wird durch eine Nationalvepräfentatfon vertreten, nach gleichen Gefegen gerichtet, 
und nach gleichen Grundfägen verwaltets dem zu Folge fol ein und dafjelde Steuer: 
ſyſtem für das ganze Königreich feyn. Die Grundſteuer kann den fünften Theil 
der Einkünfte nicht überfteigen. Nr: A R 
8. 3. Die Leiheigenfhaft wird da, wo fie nod) befteht, aufgehoben. — 
z. 4. Ohne Rüdficht auf die bis daher beſtandene Eintheilung in Provinzen, 


*) Berge. Brendel, In ber Geſchichte, das Weſen und der Werth der Natio⸗ 
nalrepraͤſentation, Th. 1, ©. 257 ff. a 
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wird. has ganze Königreich in möglichft ‚gleiche -Kreife, und, fo viel thunlich, nad) 
natürlichen Grenzen getheilt. — 

28,5. Der Adel behält feine Titel and, wie jeder Gutseigenthümer, feine guts⸗ 
‚ertlichen Rechte nach den gefeglichen Beſtimmungenz übrigens aber wird er in 

aͤckſicht auf die‘ Staatslaſten, wie fie dermal beftehen oder noch eingeführt werden 
mögen, den übrigen Staatsbürgern ganz gleich behandelt. Er bildet auch Teinen 
befondern Theil der Nationalvepräfentation, fondern nimmt mit ben übrigen ganz freien 
Sandezeigenthümern tinren verhältnigmäßigen Antheil daran. Eben fo wenig wird 
ihm ein ausfchließliches Recht auf Staatsämter, Staatswürden, Staatspfründen 
zugeftanden. Die gefammten Statuten ber noch beftehenden Gorporationen müffen 
nach) diefen Grundfäsen abgeändert, oder feiner Zeit eingerichtet werden. 

8.6, Diefelden Beftimmungen treten auch bei der Geiſtlichkeit ein. Uebrigens 
wird allen Neligionstheilen, ohne Ausnahme, der ausſchließliche und vollfommene 
Beſitz der Pfarr:, Schul: und Kirdengüter, wie fie nad der Verordnung vom 
1. Oct. 1807 unter die 8 Rubriken: des Cultus, bes Unterrichts und der Wohl: 
thäfigkeit in Einer Abminiftration vereinigt find, beftätigt. Diefe Beſitzungen koͤn⸗— 
nen weder unter irgend einem Vorwande eingezogen, noch zu einem fremden Zwecke 
veräußert werden. Daffelde gilt auch von den Gütern, welche feiner Zeit den zu 
errichtenden Bisthümern und Capiteln zur Dotation angewiefen werden follen. 

+ & 7. Der Staat gewährt allen. Staatöbürgern Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthums — volllommene Gewiffensfreiheit —  Preßfreiheit nad) dem Gen- 
furebitt vom 13, Suni 1803 und den wegen‘ der politifchen Zeitfchriften am 6. 
Sept. 1799 und 17. Febr. 1806 erlaffenen Verordnungen. Nur Eingeborne, oder 
im Staate Begüterte, Tonnen Staatsämter befteiden. Dos Sndigenat Fann nur 


durch eine Königliche Erklärung oder ein Geſetz ertheilf werben. 


$..8.. Ein jeber Staatsbürger, der das Zifte Jahr zuruͤckgelegt hat, ift ſchul⸗ 


dig, vor der Verwaltung feines Kreifes einen Eid abzulegen, daß er der Conſtitu— 


tion und den Gefesen gehorchen — dem Könige freu feyn wolle. Niemand Tanrı 
ohne: ausdruͤckliche Erlaubniß des Monarchen auswandern, in das Ausland gehen 
oder in fremde Dienfte übergehen, noch von einer auswärtigen Macht Gehalte oder 
Ehrenzeichen annehmen, bei DVerluft aller. bürgerlichen Rechte. Alle jene, weiche 
außer den. durch Herkommen oder Verträge beftimmten Fällen, eine fremde Gerichts: 
barkeit über ſich erkennen, verfallen in diefelde Strafe, und fönnen nad) Umftän: 
den mit einer noch fchärfern belegt werden. | 

— Be Zweiter Titel. 


Bon dem Eöniglihen Haufe, 


& 1. Die Krone iſt erblih in dem Mannsftamme deö regierenden Hauſes, 


nach dem Nechte-der Erftgeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge. 

$. 2, ‚Die Prinzeffinnen find auf immer von der Regierung ausgefchloffen, 
und bleiben. es von der Erbfolge in fo lange, als noch ein männlicher Sproſſe des 
regierenden Haufes vorhanden ift. 5234, j 

8.8, Nach gänzlicher Erlöfhung des Mannsſtammes faͤllt die Erbfchaft auf 

die Töchter und ihre männliche Nachkommenſchaft. 
8. & Ein befonderes Familiengefes wird. die Urt, wie dieſe Erbfolge eintre: 
ten foll, beftimmen; jedoch mit Vorbehalt „der im $. 34. der rheinifchen Födera- 
tiondacte erwähnten erblichen Anfprüche, in ſo weit fie anerkannt und beftimmet 
find. Der Legtlebende vom Töniglichen Haufe „wird duch zweckmaͤßige Maasregeln 
die Ruhe und Selbftjtändigkeit des Rechts zu erhalten fuchen. 
Rt 5. Die nachgebohrnen Prinzen erhalten Teine liegenden Guͤter, Tondern eine 
jährliche. Appanagialeente von hoͤchſtens 100,000 Gulden aus der Eöniglichen Schag- 
kammer in monatlichen Naten ausbezahlt, die nach Abgang ihrer männlichen Er: 
ben dahin zuruͤckfaͤllt. NE: 

— Zweimal Hundert Tauſend Gulden jährliche Einkünfte nebſt einer an⸗ 
jtändigen Reſidenz, find als’ Märimum für. das Witthum der regierenden Königin 
beftimmts das Heirathsgut einer Prinzeſſin ift auf 100,000 Gulden feftgefest. 

$. 7. Ale Glieder des Königlichen Haufes‘ ſtehen unter Gerichtsbarkeit bes 


Monarchen, und Lönnen, bei Verluſt ihres Erbfolggrechts, nur mit deffen Einwillis 


gung zur Ehe fchreiten. ; 
8. 8° Die Volljährigkeit der: Königlichen Prinzen tritt mit dem zurüdgelegten 
18ten Sabre ein. — 
9. Einem jeden Monarchen ſteht es frei, unter den volljaͤhrigen Prinzen 
ee den Reichsverweſer während der Minderjaͤhrigkeit Ben zu 


! 


# 
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wählen. In Grmangelung einer ſolchen Beftimmung gebührt ſie dem naͤchſten 
voltjaͤhrigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher wegen Unmänbigkeit,. gingg 
nähern die Verwaltung übernommen hat, fett fie bi8 zur Boljährigkeit des ion: 
archen fort. Die Regierung wird im Namen bes Minderjährigen  geführtz:;alfe 
Uemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, Eönnen , während der Regentſchaft nur 
proviforifä) vergeben werden. Der Reichsverweſer Tann weber ‚Krongäter veräu: 
gern, noch neue Aemter fehaffen. In, Grmangelung eines volljährigen ‚Ugnaten 
verwaltet der erſte Kronbeamte das Reich. Einer verwittwefen. Königin kann bie 
Erziehung ihrer Kinder unter Aufficht des Reichsverweſers, nie aber die Veripal: 
tung des Reichs, übertragen werben. RES BETEN 

$. 10. Es follen 4 Kronämter des Reiches errichtet werben... ‚Ein Kron⸗ Ober⸗ 
hofmeifter — ein Kron⸗Oberſtkaͤmmerer — ein Sron-Oberfimarihall. — ein Kron⸗ 


‚Oberftpoftmeifter, die den Gisungen des geheimen Wathes beiwohnen. Alte wirt: 


lich dirigivende geheime Staatsminifter genießen alle mit ‚der Kronaͤmterwuͤrde pers 
bundene Ehren und Vorzüge. | BR IR 0 SEE ee 
d. 11... Die am 20, Oct. 1804 wegen Unveraͤußerlichkeit der Staatögüter er- 
laffene Pragmatik wird beftätigt; jedoch Bu es dem Könige frei ſtehen, zur Belob: 
nung großer und. beflimmter, dem Staate geleifteter Dienfte, vorzüglich. die Künftig 
beimfallenden Lehen obes neu erworbenen Staatsdomainen dazu verwenden, bie fo: 
dayn die Eigenfchaft. von Mannslehen der Krone annehmen, und. worüber Keine 
Anwartſchaft ertheilt werben kann. 7 Ge Se ra — 
| Dritter Lite: 0 Se mer 
WVon der Verwaltung des Reiches.— 
$. 1. Das Miniſterium theilt fi in 5 Departements; jenes der auswärti: 
gen Verhältniffe, der Juſtiz, der Finanzen, bes Innern und: des Kriegsweſens. 
Die Gefhäftsiphäre eines jeden ift und bleibt durch die Verordnungen "vom. 26. 
Mai 1801, 29. Sct. 1806, und 9. März 1807 beftimmt; Mehrere Minifterien 
tönnen in Einer Perfon vereinigt werben. . Das Staatsſecretariat wird von einem 
jeden Minifter für fein Departement: verfehen; daher muͤſſen alle koͤnigl. Mecrete 
von demfelben unterzeichnet werben, und nur mit dieſer Formalitaͤt werden ſie als 
rechtskraͤftig angeſehen. Die Minifter find für die genaue Vollziehung der: Eönigl. 
Befehle fowohl, als für jede Verlegung ber Eonftitution, welche auf ihre Veran— 
laffung, oder ihre Mitwirkung Statt findet, dem Könige verantwortlich. Bie,.er- 
ſtatten jählich dem Monarchen einen ausführlichen Bericht über den Zuftand ihres 
Departements. 
$. 2. Zur Berathſchlagung über die wichtigften innern Angelegenheiten des 
Reiches wird ein geheimer. Rath angeorbnet, der neben den Miniftern aus 12 oder 
höchftens 16 Gliebern befteht. Die geheimen Käthe werden von dem Könige an- 
fänglih auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher ala nad) bjaͤhrigem Dienfte als 
permanent angefehen. Der König und der Kronerbe wohnen den Gigungen des 
geheimen Rathes bei; in beiber Abweſenheit präfibivt der aͤlteſte der anweſenden 
Staatsminifter. Der geheime Rath entwirft und discutirt alle Geſetze und Haupt: 
verordnungen nach den Grundzügen, welde ihm von dem Könige durch die ein: 
ſchlaͤgigen Minifterien zugetheilt werben, befonders das Geſetz über bie Auflagen, 
oder das Finanzgefeg. Er entfcheidet alle Competenzitreitigkeiten der Gerichtöftellen 
und Verwaltungen, wie auch die Frage: ob ein Berwaltungsbeamter vor. Gericht 
geftellt werben Eönne oder fole? Zur Führung der Gefchäfte wird der geheime 
Rath in drei Gectionen getheilts jene der bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung, 
der Finanzen, und der innern BVerwaltung.. Eine jede Section .befteht wenigfteng 
— Mitgliedern, und bereitet die Geſchaͤfte zum Vortrage im verſammelten 
athe vor. ) i — 
$. 3. Der geheime Kath hat in Ausübung feiner Attributen nur eine beras 
thende Stimme. ae F N 9 ae DE 
$-. 4 An ber Gpise eines jeden Kreiſes ſteht ein Eönigl, Generalcommiffgjr, 
dem mwenigftens 5, hoͤchſtens 9 Kreisraͤthe untergeordnet find; ferner beſteht. in ei⸗ 
nem jeden Kreife EN Er 
a) eine allgemeine Verfammlung, und . En —p 
b) eine Deputation. 
Erſtere wählt die Nationalrepraͤſentantenz letztere wird vom Koͤnige aus der 
Mitte der Kreisverſammlung gewählt, und bringt ne Er; 
1) die zur Beftreitung der Eocalausgaben: nöthigen-Auftagen: in Vorſchlag, welche 
gefondert in ben jährlichen Binanzetat ‚aufgenommen, ‚von „den Rent und 
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Steuerbeamten mit den Auflagen des Reiches erhoben, und ausfchliegtihiu 
dem Zwecke, wozu fie beftimmt find, verwendet werben müffen ; 

2) läßt fie die, die Verbeſſerung bes Zuflandes des Kreifes betreffenden, Vor— 
Thläge und Wünfche durd das Minifterium des Innern an den König 
elangen. 

Die Stellen bei der allgemeinen Verſemmlung werden von dem Könige auf Les 
benszeit vergeben; fie werden aus denjenigen 400 Landeseigenthümern, Kaufleuten 
oder. Fabrikanten des Bezirks, welche die hoͤchſte Grundfteuer bezahlen, nach dem 
Berhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern gewählt, und verfammeln fi, fo oft die 
Wahl eines Weis enlanten vorfällt, oder der Monarch es befichle. Ihre Ver: 
fammlungen dauern höchftens 8 Tage. Der König ernennt den Präfidenten und 
die übrigen Dfficianten auf eine oder mehrere Geffionen; erftere Stelle kann auch 
dem Generalcommiffaie des Kreiſes übertragen werben. Die Kreisdeputation wird 
jährlich zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt die Glieder derfelben 
aus den Deputirten der allgemeinen VBerfammlung. Der Name der Austretenden 
wird durd das Loos beftimmt. Die Deputation verfammelt ſich jährlich auf hoͤch⸗ 
ſtens 3 Wochen. Zeit und Ort des Zufammentrities werden von dem Monarchen 
beftimmt. Mit dem Vorſtande und den Secretairen wird es fo, wie bei der Gene: 
ralverfammlung gehalten. ' 
$. 5. Die Landgerichte üben die Localpolizei unter der Aufſicht der General: 
commiffariate aus, und erhalten zu diefem Behufe einen oder mehrere Polizeiactua: 
zien. Fuͤr eine jede ftädtifche und Ruralgemeinde wird eine Localverwaltung an: 
georbnet werden. 

$. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reiches werben, fo wie bie 
Local Nebenbeifchläge, durch die Rentämter und die Übrigen zur Einnahme der 
Auflagen. beftimmten Beamten erhoben. 

8:7. Alle Verwaltungsbeamte, von dem wirklichen Rathe an, unterliegen 
ben Beflimmungen der Hauptverordnungen vom 1. San. 1805, und 8. Suni 1807; 
jedoch werden alle kuͤnftig Unzuftellende nur dann als wirkliche Staatsbeamte an 
gefehen, wenn fie ein Amt, welches dieſes Recht mit ſich bringt, 6 Jahre lang 
ununterbrochen verwaltet haben. Wegen der Unterftüsungsbeiträge der übrigen Kö: 
nigl. Diener und ihrer Wittwen wird cine eigene ziwedmäßige Verordnung erlaf: 


fen werden. 
Be Bierter Titel. 


Bon der Nationalrepräfentation, 


$. 1. In einem jeden Kreiſe werden aus denjenigen 200 Landeigenthuͤmern, 
Kaufleuten oder Fabrikanten, weiche die hoͤchſte Grundfteuer bezahlen, von ben 
Wahlmännern fieben Mitglieder gewählt, welche zufammen die Reichsverfamm: 
lung bilden. 
0.82. Der König ernennt einen Präfidenten und vier Secretaire aus den 
Mitgliedern der Berfammlung auf eine oder mehrere Sitzungen. 
8.3. Die Dauer der Functionen ber Deputirten wird auf ſechs Sahre be— 
ſtimmt; jedoch find fie nach Verlauf diefer ſechs Sühre wieder erwählbar. 
F 4. Die Nationalrepraͤſentation verfammelt ſich wenigſtens einmal im Jahre 
auf die vom Könige erhaltene Bufammenberufung, welcher die Verſammlung eroͤff⸗ 
net und ſchließt. Er kann fie auch vertagen oder aufloͤſen; jedoch muß im letzten 
Falle wenigſtens innerhalb zwei Monaten eine neue zuſammenberufen werben. 
-$.5. So oft die Wahl eines Deputirten oder auch der ganzen Reichsrepräs 
ſentation vorzunehmen ift, werden entweder alle oder die betheiligte Kreisverſamm—- 
lung durch. Tönigliche offene Briefe, welche der Minifter des Innern expedirt, hierzu 
aufgeförbert. 
$. 6. Die Verfammlung wählt unter fich Gommiffionen von drei, hoͤchſtens 
vier Mitgliedernz jene der Finanzen, der bürgerlichen und peinlichen Gefepgebung, 
der innern Verwaltung, und ber Zilgung der Staatsfchulden. Diefe verfammeln 
fi ‚und correfpondiven mit den einfchlägigen Sectionen des geheimen NRathes Über 
die Entwürfe der Geſetze und Hauptreglements fowohl, als den jährlichen Finanz— 
etat, fo oft es die: Regierimg von ihnen verlangt. : 
133,80:7.. Die ‚auf folche Urt. vorbereiteten Gefege werden an die Nepräfentation 
durch zwei, höchftens drei Mitglieder des arheimen Rathes gebracht; die Verfamm— 
lung ſtimmt darüber durch den Weg des geheimen Gcerutiniums nach der abfoluten 
Mehrheit der Stimmen. Niemand ift befugt, das Wort zu I als die koͤnig⸗ 
* 
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lien Gommiffaire aus dem geheimen Rathe und die Glieber ber einfchläa; n Com⸗ 
: miffion ber Repräfentation, 0 be u Bes, tinſchtagioen 
| | Bünfter Zitel" 7" nn 


Bon der Juſti z. "nn = 
$. 1. Die Juſtiz wirb durch die, in geeigneter Baht beftimmten, Ober» und 
Untergerichte verwaltet, Für das ganze Reich befteht: eine einzige oberfte Juſtizſtelle. 
r Ss. 2. A Gerichtsſtellen find verbunden, ‘bei Endurtheilen. bie Entſcheidungs⸗ 
gruͤnde anzufuͤhren. Te ET = 
$. 3. Die Glieder. der Juſtizcollegien werden von bem Könige. auf Lebenszeit 
ernannt, und Fönnen nur durch einen förmlichen Spruch ihre Stellen verlieren. . 
5.4 Der König Tann in Griminalfacdhen Gnade ertheilen,; die ‚Strafe. erlafr 
fen ober mildern, aber in keinem Falle irgend eine anhängige Streitſache oder an⸗ 
Ar Unterfuhung hemmen, viel weniger ‚eine Partei ‚ihrem. gefeglichen Richter 
entziehen. ; ee ee ‘ 
$. 5. Der koͤnigliche Fiscus wird in allen. flreitigen. Privatrechtsverhältniffen 
bei den Föniglichen Gerichtöhöfen Recht nehmen. ° — ta 
$. Die Güterconfiscation hat in Eeinem Falle, den ber: Defertion. ausge⸗ 
nommen, Statt; wohl aber koͤnnen bie Einkünfte während der Lebenszeit bes Ver⸗ 
brechers fequeftrirt und die Gerichtstoften damit beftritten werden. — 
7 Es ſoll für das ganze Reich. ein eignes bürgerliches. und peinliches Ge: 
-fegbuch eingeführt werden, | a — 
Sechſter Titel. 


Von dem Mititärftande — ne £ 


$. 1. Zur Vertheibigung bes Staates, und zur Erfüllung ber. durch die rhei⸗ 
—* Bundesacte eingegangenen Verbindlichkeiten, wird. eine fteheride Armee un- 
terhalten. a Eur Ze 

$. — Nie Truppen werben burch den Weg der allgemeinen Militaͤrtonſcrip⸗ 
tion ergaͤnzt. a ad 
$. 3. Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; im Innern aber nur 
dann, wenn es ber Monardy in einem befondern Falle ausdrüdtic befiehlt, oder 
die Militaͤrmacht von der Eivilbehörde förmlich dazu aufgefordert wird... ... 1‘ 

4 Die Militärperfonen ftehen nur in Criminal: und Dienftfachen unter 
der Militärgerichtsbarkeit; in allen übrigen aber find fie, wie jeder Staatsbürger, 
den enfölägigen Civilgerichten unterworfen. - ER ’ 

$. 9. ie Bürgermiliz wird beftätigt, Zur Erhaltung der a. in Kriegs: 
zeiten wird eine Nationalgarde, und zur Handhabung ber Polizei eine Gensb’ar: 
merie errichtet werben. | RB — 

Dies ſind die Grundlagen der kuͤnftigen Verfaſſung Unſers Reichs. Ihre Ein⸗ 
führung wird hiermit feſtgeſetzt auf den 1. Oct. diefes Jahres. In der Zwiſchen⸗ 
‚zeit werben die hiernach zu entwerfenden Geſetzbuͤcher, fo wie die einzelnen: organi⸗ 
schen Geſetze, welche obigen Beftimmungen theils zur nähern. Erläuterung. dienen, 
theils die Art und Weiſe ihres Vollzugs vorzeichnen, nachfolgen. — Völker Unfers 
Reiches! Die Befeftigung eurer gemeinſchaftlichen Wohlfahrt, ift Unfer Ziel, Je 
wichtiger euch daſſeibe erfcheint, und je ducchdrungener ihr von ber Erkenntnig 
feyd, daß kein befonberes Wohl fich anders, als in ber enaften Verbindung mit 
dem allgemeinen dauerhaft erhalten kann; befto ficherer wird dieſes Biel erveicht, 
und Unfere Regentenforge belohnt werden. So gegeben in ‚Unferer Daupt s: und 
‚Refidenzftadbt ‚München, am erften Tage des, Monats Mai, im Eintauſend Acht⸗ 
hundert und Achten Jahre, Unſers Reiches im Dritten. na 

| Marimilian Joſeph. 

Greih. dv. Montgelas. Graf Morawizky. Freih. v. Dompefd. 


Diefer Berfaffung folgten mehrere wichtige organifche Edicte. 
b) Organiſches Edict vom 4. Jun. 1808): die Bil: 
dung des geheimen Rathes befueffend. ., .., 
Wir Marimilien Joſeph, von Gottes! Gnaden König 
von Bayern | J 
haben zur Vollziehung der im dritten Titel $. 2—3 ber Konftitüripn ‚Aber 
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die, die Errichtung des geheimen Rathes enthaltenen allgemeinen, Beſtim⸗ 
mungen folgende organiſche Anordnungen zu treffen beſchloſſen, und beſchlie⸗ 

en hiermit wie folgt: © ; 
she ba were rer DSLLRL, 

* —Conſtituirung des Perſonals. 
rt x. Wir und Unſer Kronprinz wohnen den Sitzungen des gehei— 
men Rathes bii. | s 

Dieſer ſoll beſtehen a) aus Unſern Miniſtern; b) aus 12, hoͤchſtens 
16 geheimen’ Raͤthen, die Wir ernennen werden; c) auch Unſere Kronbeamte 
Eönnen während ihrer Anmwefenheit in Unfrer Refidenz den Sitzungen des 
geheimen Raths beitvohnen, und nehmen alsdann ihren Platz nad) Unfern 
Miniften;..d) die Stelle des General: Secretärd bei dem geheimen Rathe 
wird Unfem. geheimen Conferenz = Serretär übertragen, 

. Are Die geheimen Näthe werden anfänglic von Uns nur auf ein 
Sahr ernannt, und find nicht eher als nach fechsjähriger ununterbrochener 
Dienftleiftung in, diefer, Eigenfhaft als permanent anzufehen. 

Alle Jahre mit dem 1. October wird eine von Uns angeordnete Lifte 
der geheimen‘ Näthe erfcheinen. Diejenigen, welche nicht auf biefer Lifte 
fiehen, hören von felbft auf, geheime Räthe zu feyn. 

Art. 3. Dee Gehalt eines geheimen Rathes wird auf 4500 Gul- 
den feftgefegt, mit Einrechnung besjenigen, den ein Mitglied wirklich [yon 
bezieht. De 
bi eg’ Der Gehalt des General: Secretärd ift 4000 Gulden; was 
derfelbe dermal bezieht, wird gleichfalls eingerechnet. 

Art! 5. Die auf Lebenszeit ernannten geheimen Räthe und der Ge: 
neral⸗Secretaͤr erhalten alle Vortheile der Pragmatik für den Staatsdienft, 
wenn fie ihnen nicht ſchon nach ihren bisherigen Dienftverhältniffen zufte: 
ben; fo wie fie auch allen aus derſelben hervorgehenden Verbindlichkeiten 
unterworfen find... | 
a ei weiter Zitel, 

Geſchaͤftskrejs des. geheimen Rathes. 

Art 4. ‚Unfer geheime: Rath ift in Gemäßheit des Zitels TIL. $. 2. 
der. Conſtitution die höchfte; berathfiplagende Stelle in den wichtigften innen 
Angelegenheiten Unfers Reiches. 

© Art 2; Er kann fi nur, aufı Unfern Befehl verfammeln. 

Art. 3. Er bat in keinem Gefchäfte die Snitiation, und kann nur 
über diejenigen Oegenftände berathfchlagen, welche auf Unfern Befehl von Unfern 
Miniftern an ihn gebracht werden, Ueber die Gegenftände, die ſich zur Ber 
rathung in: dem. geheimen Mathe eignen, werden die Sigungen, fo oft Wir 
es auf den Vortrag Unſrer Minifter nöthig erachten, von Uns beftimmt. Es 
wird nie eine: Vorftelung unmittelbar an den geheimen Rath gerichtet, ſon— 
dern allegeit ‚an Uns, mit Bemerkung des Gegenflandes, 

Art. 4. Zufolge des 8. 2. Titel III. discutirt und entwirft er. die 
Geſetze und Hauptverwaltungs-Verordnungen nach den Grundſaͤtzen, die 
ihm. von Uns durch die einſchlaͤgigen Miniſterien werden mitgetheilt werden. 

Art. 5. Ueber die an Uns gerichteten und von Uns an ihn durch 
die einſchlaͤgigen Miniſterien gewieſenen Fragen, den Sinn der Geſetze bes 
treffend, bat. der. geheime Rath, Uns fein Gutachten vorzulegen. | 

Urt. 6. Er vereinigt mit dem Charakter der berathfchlagenden Stelfe 
den vichterlichen in allen contentiöfen: adminiſtrativen Gegenftänden, die auf 
Unfern Befehl durd) die einfchlägigen Minifterien an ihn gemacht werben, 
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und für welche er die letzte Inſtanz nach den nähern Beſtimmungen bildet, 
die hieruͤber ſowohl in Beziehung auf die Gegenſtaͤnde, als AM die dabei 
zu beobachtenden Förmlichkeiten nachfolgen werden. 

Art. 7. Er beurtheilt a) die Competenz: Streitigkeiten seiten der 
Gerichts- und Verwaltungsftelle; b)- die Frage: ob, Öffentliche Beamte we: 
gen begangener Verbrechen vor Gericht geftellt werden Tönnen und follen, 

Art, 8 Wegen diefer Judicialgeſchaͤfte verſammelt ſich der. geheime 
Rath wöchentlich einmal an einem noch zu beflimmenden Tage. Bei dies 


fen Verſammlungen —— jedesmal zwei," ‚Doittheile det. Rule gegen⸗ 
waͤrtig ſeyn. | 


ae SE 


Ä "Dritter. Titel ER 
Gefyaftsgang. | | 

Art. 1. Aus der General: Verfammlung des hehe alien wer⸗ 
den nach den ihr zugewieſenen Gegenſtaͤnden drei Seetionen gebildet: 

a) der bürgerlichen und peinlichen Gefeogebung, — der Finanzen, und 
c) der innern Verwaltung. 

Art. 2. Jede Seccion beſteht wenigſtens aus 3 Mitäliebern. Wenn 
fein. beſonderer Praͤſident als Vorſtand der Section. von Uns, etnennt wird; 
ſo kommen dem aͤlteſten Mitgliebe derfelben die Functionen des Dirigen⸗ 
ten zu. | 

Urt. 3. . Sn den einzelnen Sectionen warden die dahin gewieſenen 
Gegenſtaͤnde zum Vortrage in der allgemeinen Verſammlung vorbereitet. 

Art. 4. Die einzelnen Sectionen verſammeln ſich ſo oft, als es die 
Bearbeitung der ihnen zugewieſenen Seren erfordert, , Ein geheimer 
Secretär desjenigen Minifterial: Departements, zu deſſen Gefchäftskrsife der zu 
bearbeitende Gegenſtand gehört, führt dabei. das Protocoll. 

Art. 5. In der General: - Berfammlung, wird allezeit auf den Vortrag 
derjenigen ‚Section berathſchlagt, welche den’ Gegenſtand hiezu porhereitet hat. 
Art. 6. Wenn Wir oder Unſer Kronprinz der Sitzung nicht in Per⸗ 
ſon beiwohnen; ſo praͤſidirt der aͤlteſte der anweſenden Staatsminiſter. 

Art. 7. Der General⸗ Secretaͤr fuͤhrt in der General⸗ Verſammlung 
das Protocoll. In beitjenigeit Verſammlungen, welche durch wichtige innere 
Angelegenheiten des Reiches, oder durch" die zu discutirenden Geſetzentwuͤrfe 
veranlaßt werben, iſt er verbunden, uͤber jeden dieſer Gegenſtaͤnde ein eige⸗ 
nes Protocoll zu fuͤhren, welches Uns durch den einſchlaͤgigen Miniſter zur 
Genehmigung vorgelegt wird. Derſelbe fuͤhrt auch das Einlaufsprotocoll 
über die an den geheimen Rath gewieſenen Gegenſtaͤnde, verwahrt die‘ Pros 
tocolle, und forgt für die‘ Fertigung. dev noͤthigen Ertracte⸗ die: bon ‚hm 
unterzeichuiet werden. a 

Art. 8. Die Erkenntniſſe des geheimen Rathes in conterißfen ad⸗ 
nüinifretioen Sachen; ‘fo wie die Entfcheidung der Anfragen, welche entwe— 
der Competenzſtreitigkeiten der Gerichts⸗ und Verwaltungsſtellen oder die 
Stellung eines öffentlichen Beamten vor das "Gericht . betreffen, "werden in 
Unferm Namen; mit Bemerkung der hierüber vorausgegangenen Vernehmung 
des geheimen Nathes; durch bie einſchlaͤgigen Miniſterien ausgefertigt. 

Art. 9. Sobald die Entſchließungen des geheimen Ratheͤs in orga⸗ 

niſchen Verwaltungsgegenſtaͤnden, die durch“ den einſchlaͤgigen Miniſter Uns 
vorgelegt werden, Unſere Genehmigung erhalten haben, bilden ſie Decrete, 
und werden von demfelben Miniſterium, in ‚deffen Geſchaſtstreis ſie ein⸗ 
ſchlagen, in Unſerm Namen ausgefertigt: 

Art. 10. Ergibt fi der Fall, daß ein in bem geheimen Nathe auf 
— — in rn — Geſetzentwurf nach Unſerer durch 


<,9 
j 2 
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dent" einfchlägigen Minifter zuvor hierüber. erhohlten Genehmigung, den Reichs⸗ 
fländen mitzutheilen iſtz fo wird derfelbe jedesmal durch die von Uns dazu 
befonders zu ernennenden Mitglieder des geheimen Rathes mit dem in dem 
organifchen Edict uͤber die National» Repräfentation vorgefhriebenen Foͤrm⸗ 
lichkeiten an. die Verſammlung der Reichsſtaͤnde gebracht. 
Art. 11. Iſt über einen ſolchen Geſetzentwurf mit der National 
Nepräfentation das. Erforderliche berichtigt; fo kommt derſelbe in das ein- 
ſchlagige Minifterium zuruck, und wird, nachdem er Uns durch dieſes zur 
endlichen Beftätigung wieder vorgelegt worden, auf gehörige Art ausgefertigt. 
Art 12. Ein jeder Unfter Staats: und Conferenzminiſter wird hie: 
mit beauffeagt, zur Ausführung diefes organifhen Edicts die in feinem Mir: 
Eungskreife einfchlägigen weitern Einleitungen zu treffen, daß bafjelbe mit 
Anfange des Eimftigen Etats Jahres in Vollzug gefegt werden Fann. 
Muͤtichen, den 4. Suni, 1808. 
Max. Joſeph. 


— Freihetr v. Montgelas. Graf Morawitzky. Freiherr v. Hompeſch. 
in. Auf koͤniglichen allerhoͤchſten Befehl 
| u — | v. Biarowsky. 





ROrganiſches Ediet vom 24. Juli 1808, die Ge— 
ee richtsverfaſſung betreffend. | 
Wir Marimitian Jofeph, von Gottes Gnaden König 


„von Bayern 


nigreiche eine gleichfoͤrmige, den Werhältniffen und der Gefeßgebung entſpre— 
chende Gerichtsverfaffung zw bilden, haben Wir die näheren organifchen Ber: 
ordnungen zu treffen beſchloſſen, und beſchließen, wie folgt: 
en SL Stel 

en Allgemeine, Eintheilung ber Gerichte. 

6. 1.Es follen in jedem Kreiſe Unfers Königreiches Untergerichte als 
erfte Inſtanzen in Civilrechtsſachen, dann als inftruirende Behörden in pein: 
lichen Proteſſen für die ihnen -angewiefenen Bezirke beftehen. 

8. 2. € werden Appellationsgerichte, in der. Regel je für. zwei 
Kreiſe, als, zweite Inflanzen in flreitigen. Civilrechtsſachen und als erſte ent 
fheidende Stellen in peinlichen Rechtsfällen errichtet. 

RE 3 In Unſrer Reftenzftadt foll ein Dberappellationsgericht als 
teste "Snftanz in "Civil: und peinlichen Nechtsfälen für Unfer ganzes Koͤnig⸗ 
reich angeordnet werden. 

U. Sitel. 


— Bon den Untergerichten. 
84. Die Untergerichte, welche in jedem Kreiſe beſtehen, theilen fich 
in Stadtgerichte, in Kandgerichte und in Patrimonialgerichte. | 
85° Die Stadtgerichte beftehen aus einem Stadtrichter und mehre: 
ven Stadtgerichts-Beiſitzern. Die Zahl der legtern wird nach dem Verhält: 
niffe dev Population Bejtimmt.. | 
6. 6. Die Untergerichte auf dem Lande bejtchen aus einem Richter 
und zwei bis drei der Mechte Eumdigen und geprüften Landgerichtsbeifigern, 
aus weldjen Einer befondere Beweiſe über theoretifche und practifche Kennt: 
niffe in der peinlihen Rechtswiſſenſchaft abgelegt haben muß, 


Zur. Vollziehung des V. Titels der Gonftitution, und um in Unferm Koͤ— 


40% Re an Bayern. 


6.7: — die — — welche Wir als kuͤnftig zu beſte⸗ 
hende Untergerichte beſtaͤtigen werben, wird ruͤckſichtlich ihrer Beſetzung ſowohl 
als ihres kuͤnftigen Beſtandes eine eigene Verordnung folgen . 
. 8. Die Gerichte erſter Inſtanz der Unſrer Souverainetaͤt unterge⸗ 
benen mediatiſirten Futſtene und Grafen —— eg Verſaſſung. wie⸗ Un⸗ 
fre. Untergerichte an. Er 

69% Wir werden ein Berzeichnig allen. in: Aedem Kreife beſtehen⸗ 
den Untergerichte, mit genauer Vemerlung. ab; Balıkes, oͤffentlich ber 
kannt — er ; We 


"Die Gompetenn: bee, Untergerichte ca fi > auf alke- in 9 
rem — angebrachte Real: und Perſonalklagen, ohne. — auf hie 
bisher beftandenen .perfönlichen Privilsgien und Epemtimen.“n.. :' 

11. Nur den.;Unfrer. Souverainetaͤt —— Firften, en 
Grafen, welche in dem wirklichen Beſitze der Patrimonialguͤter ſich ‚befinden, 
fo wie jenen, welche Wir ihnen gleich zu ftellen etwa für gut finden wer— 
den, bleibt das erftere nach Unfrer Declaration vomt 195; März 1807 in 
allen fie betreffenden Real- und Perſonalklagen eingeraͤumte privilegirte Fo⸗ 
rum erſter Inſtanz bei den Appellationsgerichten. 

Die uͤbrigen Glieder dieſer Familien ſind dem ordentlichen Gerichte: 
ſtande unterworfen. 

$..12. In Anſehung der. Klagen in Wechſel-⸗ und Merfanfilfachen 
bleibt es bei der ſchon befte henden Verfaſſung, nach welcher ſie in erſter In⸗ 
ſtanz zu den Wechſelgerichten gehoͤren. 

$ 13. Die Stadtgerichte uͤben in ihrenn Bezirke die „Kivilgerichtsbar- 
keit in collegialiſcher Form, nach den ihnen bei ihrer —— ſchon er⸗ 
theilten, oder noch zu ertheilenden Vorſchriften aus. 

Die Inſtruction der peinlichen Proceſſe uͤber die in dem Grfängniffen 
ber Stadtgerichte verwahrten -Uebelthäter, und bie übrigen. in. die" peinliche 
Gerichtspflege ihres. Bezirkes. einfchlagenden; Geſchaͤfte werden durch den Stadt: 
richter felbft, oder aus defjen Auftrag. von einem oder mehreren Stadtge: 
vichtsbeifigern beforgt. 

Sie fenden die inſtruirten Acien zur Enſſcheldung an die Appellations⸗ 
gerichte, vollziehen die u dieſer Zuſti hofe und haben ihre Auftrige 
zu befolgen. 

Sie wachen uͤber die: in ihren Gefinonſſen befindlichen Sagen, über 
ihre Derwahrung, Nahrung, Behandlung. : 

§. 44. Bei den Landgerichten koͤnnen jene Chilſtreitigkeiten, wobet 
nach ‚der, Gerichtsordnung kein Schriften wechſel Statt findet, von dem Land⸗ 
richter allein mit Beiziehung eines Protocollfuͤhrers oder nach Auftrag. deſ⸗ 
ſelben von einem Landgerichtsbeiſitzer, mit gleicher Beiiehung des Protocoll⸗ 
fuͤhrers, vorgenommen und geſchlichtet werden. 


Dieſe Befugniß kommt auch dem Landrichter, oder den Landgerichts- 
beifigern in jenen , ‚Handlungen zu, welche blos die Inftruction der übrigen 
Civilproceſſe betreffen, z. B Zeugenverhoͤre, Productionen, Commiſſionen — 

Decrete und. Beſchelde hierin, welche nicht definitiv find, erlaͤßt der 
Landricha, ‚allein; bei denjenigen aber, die eine ‚definitive Kraft haben, tre— 
ten die Gerichtömitglieder zufammen, und entfcheiden nach ‚ber Stimmen: 
mehrheit, — Bei Stimmengleichheit entfcheidet der Richter. 

Die oben 6. 13 erwähnten Gefchäfte der. peinlichen Gerichtspflege lie⸗ 
gen * Landrichter, oder, nach deſſen ns einem ber Landgerichtsbei⸗ 
figer o 
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In Ahmefenheit,; oder, im Berhinderungefahe des Landrichters/ vertritt 
due Stellender aͤlteſte Beiſitzer. 
22: rennen. mebiafificten. Zürften und. Grafen, welche fi ch in 
dem Seſitze der heiniſchen Gerichtsbarkeit. befinden, haben „die Juſtizkanzleien 
die Shliegenheiten und Befugniife ‚der, Untergerichte. : Sie: fenden auch, wie 
dieſe⸗ bie... ‚anfleninien Proceſſe an die Appellationdeerichte zur Entſchei⸗ 
dung e 
19T 16, Deu. Pakrimönialgerichten koͤnmt ur die Ergieifung und 
Veiw hrn JJ ‚Det, in ihrem Bezicke. betretenen eines. Verbrechens verdächtigen, 
Perfonen zu; fie Tiefen die Verhäfteten laͤngſtens binnen 48 Stunden. an 
das ale Landgericht aus, 

ns. 27. Von dert, —— — ehe in ben: durch! ‘bie Gerichtsord⸗ 
nüng zu: beſtiminenden Elbiffaͤlen die 66 an’ die Appelfationsgerichte. 

$. 18. Von den Gerichten erſtet Inſtanz dev meblatifie rten Fuͤrſten und 
Grafei geht die Appelintioh an ihre Juſtizkanzleien. 

$ 19° In nicht ftreitigen Civilrechtsſachen find’ von ben Untergerichten 
jene Geſchaͤfte zu beſotgen, welche ihnen ac) das Ewilgeſitbuch und m 
zugetheilt werden. 7.” 

6.20, Wir werden den Ühtekderichten: überhaupt: über thte Geſchafts⸗ 
ai 8* Geſhaftafchemg beſondere Inſtructionen ertheilen 

21 Ueber die Gehäkte, der SEN NUN wird bei ihrer 
— die Beſtimmung folgen. 
rn ee Dier Landrichter behalten vie auf weiterr Biinmung ihren 
derma ligen ‚Gehalt. Ser 

Die Gerichisbeiſi itzer Aalen "bie at weitere Varnduug den bisher 

fir die‘ Landgerichts Aetuare ausgeſprochenen ag 


sup 2 sl) in it Im. let, er 
- Don ‚dep, — A 
gi 2, Sr, zwei Kreiſe Unſers Koͤnigreiches ſoll in der Regel ein: Ap⸗ 
Defntiorsoertcht als zweite Inſtanz in. Civilrechtsſachen, und als sche, ent⸗ 
ſcheidende Stelle ‚in peinlichen Faͤllen exxichtet werben. 

Daſſelbe iſt ‚zugleich ‚bie: erfte, Inſtanz für die mediatificten Sürften- und 
Grafen und SEN, welche ir biefen, ‚zu aſſimiliren fuͤr gut fin⸗ 
den werden. 

Es ae aid, j ats Ausnihmen, fü engen Mei Appellationsge— 
richte beſtehen 


5. 24.0 Die zu eichtenden. Appelationsgeiichte M ind: — folgende: 


1. Für den Mainkreis ein Appeklationsgericht in, » . Bamberg. : 
2. Für: den Pegnitz⸗ und Nabbreis ein ——— | 
richt in . Amberg. = 


3. Für den Rejatkreis ein Appeltationsgericht m... Ansbach. 
4. Für den Oberdonau⸗ und: —— ein Appela⸗ I 
tionsgeriht in... Neuburg. 

5. Fuͤr den Iller⸗ und Lehtreis ein Appellationsgericht i in. Memmingen. 
6. Für den) Negen= und Unterdonaufreis ein Appellationgs - 


geriht in. . . Straubing. 
7. Fuͤr den: Iſar⸗ und Satzachkieis ein Upetationsge — 
che in. -. . München... 


8. Für den Eiſak und Innkreis ein Üppelitionsgericht in Innsbrubk. 
9. Fuͤr den Etſchkreis ein Appellationsgeriht in . . Trient. 
$. 25. Wo zwei Kreiſe einem Appellationsgerichte untergeordnet find, 


befteht daſſelbe aus 1 Praͤſidenten, 2 Direetoren, 16 — 4 Seecretaͤ⸗ 
ren, 1 Expeditor, 2 Regiſtratoren, 8 Kanzeltiften, 1 Rathsdiener, 2. Boten. 


"826. Bene Appelationsgerichte,' welche nur einen Kreis zuꝰ ihrem 
Bike erhalten,‘ beftehen aus 1 Praͤſidenten 1Ditector8 Raͤthen 2 Se⸗ 
cretaͤren, 1 Erpeditor, 2- Negiftratoren;;' welche “auch in noͤthigen Falle zu 
Secretärsdienften zu gebrauchen find, 4 Kanzelliſten, 1 Rathsdiener, 2Boten 


.. 927... ‚Das, Appellationsgericht, ‚welches für 2 Kreife befteht, theilt 
ſich alle, Rathstage in Senate, bei teichen nicht unter 5,. und fn peinlichen 
Faͤllen nicht unter, 7 Mitglieder, ‚mit, Einſchluſſe des ———— anweſend 
feyn dürfen. S 

-6.,28. Der Praͤſident kann abwechſelnd "Allen: &enarm Keimohnen. 

Er hat in den ‚Seffionen die. Direction haft, das Praſem Protocol und die 

Umfrage, und, gibt wenn Stimmengleichheit vorhanden I. die Entfcheidung. 
Die Geſchaͤfts⸗ und Disciplinaraufficht' ſteht dem. Praͤſidenten zu, wel⸗ 

Ger, in wichtigen. Fällen, den Rath. der. Directoren zu erhohlen hat. 
eig $, 29... Wenn: dev. Präfident .ahmefend, oder: verhindert if, vertritt ‚det 
ältefte Director fowoht in als außer dem Rathe feine Stelle, in dem Ver- 
binderungsfalle dee Directoren kommt; «bier; Reihe an den äfteften Rath: 

$. 30. Es füllen: wenigſtens drei Sefſionen das AUppelikttunsgerichts 
in jeder Woche: ‚gehalten: werden Bei⸗ großem Drange: ddr Gekchaͤfte find 
un diefen noch ‚außerordentliche Sitzungen zu veranſtalten. Fee 

31. Die Appellationsgericzte: erkennen als: Appellations⸗ Inſtanzen 
in allen jenen ſtreitigen Civilſachen, welche nach der Gerichtsordnung von 
den: Untergerichtert ihrer Bezirke im Wege der Berufung: an: fie gelangen 
koͤnnen, und gelangen; find in erſter Inſtanz bei den Eivitftreitigkeiten der 

Mediatiſirten und derjenigen, welche, Mir ihnen gleich zu flellen für gut fin 
den werden. 

. 32, Sie erkennen auch in Iwetter und‘ letzter Inſtanz in fteeitigen 
Wechfet⸗ und Merkantilſachen, „welche * von. ben’ Wechſelgerichten erſter In⸗ 
ſtanz durch Appellation an ſie kommen. © | a 

33. Sie entfheiden alle cd‘ He inhuirbenden Bepseheit ihrer 

Kreife nftruitten peinlichen Proceſſe, und aan die‘ ‚Aston init dem Ur: 
theife zur Execution dahin zurüd. 

Sie ordnen, die vor. ber ‚Enitostung altenfal ned) nöigen Erfgun 
gen und⸗ Sufteuettönen San 19 NT TREIBEN hz 
$. 34. Den —**— Befigern * —— Fuͤrſtenthmer und 

Grafſchaften bleibt kuͤnftig das beflimate: Austraͤgalgericht, ſo wie es in der 

Declaration vom 19. Maͤrz 1807 ausgeſprochen Me es 
$. 35. Wenn: ein: Untergericht von einem ſtreitenden Theile u Ber: 
dachtsgrunden, oder anderer Urfache recufirt wird, entſcheidet über. den Be: 

ftand oder Unbeftand der: Necufation dig! Apbeltetiongftelle, und verweiſet im 
erſten Falle dem: Streit an: ein: anderes nahe gelegenes Untergericht. 

8.36. Wenn zwiſchen Untergerichten, welche unter demſelben Appella⸗ 
tionsgerichte ſtehen, Competenzconflicte fie) ergeben; fo hat das Appellations⸗ 
gericht Bericht darüber: zu erſtatten, und⸗ Unſre A Entſcheidung zu 
erhohlen. 
$. 37, Die Appellationsgerichte haben die unmittelbare Aufficht fowoht 
im Civil- ald .peinlichen. Sache. über die ‚Untergerichte ihres Bezirkes, fie eu: 
halten ihre Arbeitstabellen;; welche ſie alle Quartale mit ihren Erinnerungen 
an das Minifterial- Zuftigdepartemene einzufenden, und bie allenfalls. daſelbſt 
entflandenen Gebrechen anzuzeigen haben. | 
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38. Dieſe Gerichtshoͤfe ſind uͤbrigens an die beſtehende Nachsord⸗ 
mung in Hinſicht auf ihre Geſchaftsfuͤhrung —— 


89. ‘Det, Beifheit hat Hilden Gehet — 4000 f. 
—* aſt⸗ Ditecthe ee a 
der. zweite . . Boo — 
die alteſten Küche je ee ra en 
die nachfolgenden 6 jeder ... . . 2:0 ee le. 1800 — 
öte 6 jün En Te 6 
der cin Senke lu —— Ense) 1000 — 
der. zweite. . . 3. * * — — 900 — 
der dritte — ne 0 0. 
RL BAR 2.800 
der Exp elle De are nr a 1000 
ber ee ie. a a "900° 
der zweite „. re, Bi ira N 
bie # erſten Canfeitften. er, * PR EN 600 - — 
die folgenden „federn > ee Es 550 — 22 
Be ee et Es 500 — KEN 
ber. Bote... & AR ee 400 
| & 40. ‚Bel. ben Appetitionsgerfeten, welche air nem greis zum Be⸗ 
zirke haben, Hat der. Präfipeht,. ee ce 4000 fl. 
der. Director . ER — — 3000 — 
von den.2. älteften' | I TERRA — 
von den 3 "ängffen jeder ee ee ON 
der erſte Secret on... ne ea ei AO 
der zweite. . = — ee Keane a rear ee BD 
a 4000. — 
der erſte — a we se OO 
der zweite . . | j Be an ac ee OU 
von den 2 ätteften. Gametifen jeder ee ae ea DO 
Bondene 2 Haken DE = ee ie ae AO 
der — N a ee er ‚500. — 
der. 22 an bear 


— Eu 
WW. Titel, = Br 
"Bon Hei Dieräppetbattonsgeritte, 


g 4. Das ee beſteht aus einem Präfibenten, 
3 Dieeetoren 50 Raͤthen, 4 Secretären, 1 Rathsdiener/ 2 Boten. ' 


842. Es theilt fih in 3 Senate; doch ſteht dem Praͤſidenten frei, 
wenn die Zahl der Geſchaͤfte es erheiſcht, auch 4 Senate zu bilden, bei wel⸗ 
chen. aber nicht weniger, als 6 Raͤthe ünd ein Vorſtand, bei Todesurthei⸗ 
len aber 9 Raͤthe, mit Einſchluſſe des Vorſtandes, anweſend ſeyn muͤſſen. 

$. 483. Der, Präfident kann abwechfelnd jedem. Senate beiwohnen. — 

‚Er hat in den .Seffionen die Divection, hält das Praͤſenz⸗ Protocol, 
die Umfrage, und gibt, wenn Stimmengleichheit vorhanden iſt, die entſchei— 
dende Stimme. Außer ‚dev. Verſammlung gebührt ihm .die Gröfferaig bes 
Einlaufes, die Vertheilung der Arbeiten. 

Die Gefhäfts: und Disciplinaraufficht ſteht bem Praͤſidenten zu, — 
cher in wichtigen Sällen den Rath. dev Divectoven zu erhohlen hat. 


$. 44, In Abweſenheit des Mraͤſidenten vertritt der aͤlteſte Director 
deſſen Stelle, 
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S.. 45. Es ns alte Wochen wenigſtens 8 ; Seſſionen der Senate 
Statt finden, in dringenden Fällen. werden außerordentliche Sitzungen gehalten. 

8. 46. Jaͤhrlich treten aus jedem Senate 8 Raͤthe nach dem Dienft- 
de, aus, und‘ gehen in einen andern uͤber, und ſo durchgehen ſie alle 

enate. 

Die Directoren koͤnnen, nach Gutbefinden des Prafibenten, von Zeit 
zu Zeit in den Senaten gewechſelt werden. | 

$. #7." Bir werden bei Belegung der ſich eünftig, aan St 
vernehinen, 

48, Das — erkennt in‘ — über 
feitige: ‚Civils und’ über peinliche Rechtsfaͤlle des’ ganzen Königreiches, . 

8.49." Weber: welche Civilrechtsſtreite die Berufung vor dem. opellgs 
tionsgesichtert an dieſes Tribunal ergriffen meiden könne, „ud; m Gerichts⸗ 
ordnung angeben. 

50. Wenn "ein: Appellationdgericht von, einem ſtreitenden Theile 
aus Ständen eines. rechtmäßigen‘ Verdachts, oder aus einer: ‚ander Urſache 
recufi ict wird, entſcheidet uͤber die Staͤtthaftigkeit der Recufation, a8. Ober⸗ 
appellationsgericht. 

$. 51. Wenn zwiſchen Appellationsgerichten unter ſich, ober zwiſchen 
Unterherichten/ weiche nicht unter einem und demſelben Appellationsgerichte 
ſtehen, Competenzconflicte ſich ergeben; fo hat das Oberappellationsgericht 
Bericht zu erſtatten, und Unfre allerhoͤchſte Entfheibung, zu erholen‘ | 

& 52°. In ‘peinlichen" Proceffen fteht ‘dem Öperappellationsgerichte die 
Reviſton, ; ober das Appellationserkenntniß in den durch befondere Verord⸗ 
nungen von Uns geſetzlich zu beſtimmenden Fallen u.’ 

8.53. Es kann in prinkichen Fällen die Urtheife der Appell ationsge⸗ 
richte nur beſtaͤtigen, oder zum Vottheile der Angeſchuldigten xeformiren. 

G. 54. Diefem' Obergerichte ſtehet die Aufſicht uͤber die ſaͤmmtlichen 
Appellationsgerichte Unſers Reiches zu. 
Es kann Uns, wenn es Viſitationen Yerfeisen: BANN findet, ſei⸗ 
nen Anfragsbericht hierüber erfintten, "und nach erfolgter: Genehmigung dies 
ſelben abordnen; und Einficht von dem Gange ber‘ Geſchaͤfte nehmen, und 
Uns fodann "mit Anlegung der Protocolle und Beifuͤgung feiner" Erinnerun⸗ 
gen berichtliche Anzeige uͤber den Befund machen. 

$. 55. Wie werden: durch Unſer Juſtizminiſterium die tatoren Un⸗ 
ſers Sberappellationsgerichts anordnen laſſen. 

u 96. Der Präfident diefes Obertrihunals hat zum jheihen ‚Ges 
hale . . Be a ae ie ee ee ie ON 0 fl. 


der: ältefte Director ae es 8000 — 
ea PR 
der deitte . ..." ee 
von den 15 älteren ie jeder Se 
von den folgenden jeder. se ei 02200 — 
die ‚älteren 2. Sercare ie en en en RO — 
die folgenden jeder ee EEE ai 00 
der Rathebiener ii. ne won weten. α 600 — 


ber Bote a Male u a er et 
u * rt WW, Titel: iR 
| Allgemeine Verfügungen. F 
| $. 57. Den Definitivurtheilen in Civil- und peinlichen Drocffen müf: 
fen von allen Gerichten Eünftig die Entfcheidungsgründe beigefügt werden. 
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$. 58. Mit dem 1. Jänner 1809 treten ſaͤmmtliche neu organifitte 
Gerichtshoͤfe und ; Gerichtsſtellen ihre Berufsgeſchaͤfte an, und die bei. den 
nicht mehr beſtehenden Gerichten noch vorhandenen Acten, Documente, De⸗ 
pofiten, Buͤcher, ſ. a. werden an bie betreffenden Gerichtsbehoͤrden ausgelier 
fer. Es muß zu, diefem Ende von den Erſten ein Verzeichniß aller oben 
genannten Gegenjtände bis zur Auslieferung gefertigt werden. | 

859. Die Juſtiz kann in Unferm. ganzen Königreiche nur von den 
von Uns nem organifirten oder beftätigten Gerichtshöfen in Unferm Namen, 
nach Unfern Gefegen und Vorſchriften verwaltet werben. _ 

Vom 1. Sänner des Fünftigen Jahres hören daher die Gefchäfte aller 
jener Gerichtsbehörden auf, welche von Uns nicht als Fünftig beſtehend oͤf⸗ 
fentlich bekannt gemacht worden ſind. a 

+ Diejenigen, welche nad obigem fefigefesten Zermine ſich einer fernern 
Gerichtsbarkeit anmaßen, follen als Verleger Unſrer Hoheitsrechte beftraft, 
und ihre. Handlungen als nichtig angefehen werben. 

Uunſer Zuftigminifter ift beauftragt, mit Anfange des Tünftigen Jahres 
‚gegenwärtige Organiſation in Vollzug bringen zu laſſen. Ä 

München, den 24. Juli 1808. ! 


Mar. Sofeph. | 
Freih. v. Montgelas. 
Gr. Moramisn. © 

Freih. v. Hompeſch. 





d) Organiſches Edict vom 28. Juli 1808, die kuͤnf— 

tigen Verhaͤltniſſe des Adels betreffend. 

. Wir Marimilian Jofeph, von Gottes Gnaden König 

von Bayern. 

Mir haben in Gemäßheit bes I. Titels $. 5. der Conſtitution Unfers 
Königreiches über die Fünftigen Verhältniffe des Adels befchloffen und verord- 
net, wie folgt; * 

— ——— 
Don dem Adel überhaupt. 
4 Kapitel. - 

= Bon: Erlangung bes Adels, 
- 1. Der Adel kann nur durdy eine Königliche Conceſſion erlangt 
werden. Ä | 

8..2. Deſſen politifche Verhältniffe find durch die Gonftitution bejtimmt. 
ie %. 3. Die Befugniß, Majorate zu errichten, ſteht ihm ausſchließ— 
Ih 3m... 5% — 

$. 4. Den mediatiſirten Fuͤrſten, Grafen und Herren verbleiben die 
Rechte, welde Wir ihnen in Unfrer Erklärung vom 19. März 1807 zuge: 
fichert. haben, in fo weit fie den ausdruͤcklichen Beſtimmungen der Gonftitu: 
tionsacte Titel I. .$... 5, nicht widerſprechen. — an 

6. 5. Denjenigen Majoratsbefigern, welche Wir mit dieſem Mechte 

für, ihre Perſon ‚allein, ‚oder. ihre Erben zu. beguͤnſtigen ‚für gut‘ finden wer— 
den, gebührt der privilegiite Gerichtftand, wie er in. dem F. 9. erſten Abfag 
und $. 11. der erwähnten Declaration enthalten iſt. k 
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—— 2. Kapitel. — * 
Son * ee 8* Geburts⸗ und Asoptions: — 
EEE Der Adel wird durch die teihtmäfige eheliche Geburt ‚von adeli⸗ 
gen a Xeltern, oder durch Adoption vererbt. 
$. 7. Alle, bie in Unferm Koͤnigreiche als Aber, anerkannt find, 
behalten für ſich und ihre‘ ehelich gebohrne Kinder ihre bisherigen Abels⸗ Titel. 
6. 8,. In den Faͤllen, in welchen die Adoption nach den Geſetzen 
Statt hat, kann auch” mit Unfrer —— der Adels⸗ Titel 3. auf, den 
ebopiisien, Sohn. vererbt werden. | | 
3, Kapitel. 
Von dei des Adels durch Gnadenssiefe. — 
8. 9. Derjenige Unſrer Unterthanen;, welcher einen Adels⸗ Titel durch 
einen Gnadenbrief von Uns erwerben will, muß in einer an Uns gerichteten, 
und bei Unſerm Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten uͤbergebenen 
motivirten Vorſtellung durch glaubwuͤrdige Zeugniſſe oder Urkunden darthun: 
1) Nebſt Namen, Vornamen, ter, Wohnort, feine Se a 
oder fonflige Junctionen; 
2) feine und feiner Familie Berdienfte um den Staat; 
3) die Zahl feiner ‚Kinder ‚beiderlei Gefchlechts; 
4) ein hinlängliches ſchuldenfreies Vermögen. 
$. 10... Genanntes Minifterium prüft die in der Vorftellung enthal⸗ 
tenen Angaben, und erflattet an Uns darüber einen ausführlichen motivir— 
ten Antrag. 
$. 11. Wenn das Gefuch Unfre allerhoͤchſte Genehmigung hierauf er: 
haͤltz fo wird durch das nämliche Minifterium der Adelsbrief, mit der Be— 
fchreibung. des bewilligten Wappens, in ber hergebrachten Form. ausgefertiget, 
und, nad) erlegter Tare, in das hierüber zu führende befonbere Regiſter einge- 
ſchrieben, dem Supplicanten ſodann zugeſtellt, und durch das Reglerungs⸗ 
| blatt: ri gemacht. 
2 En 4. Kapitel. 
= Verluſt des Adele. Be 
$. 12. Der Verluft der bürgerlichen Rechte hat zugleich sen wveaaſt 
des Adels zur Solge; jedoch nur für. die Perfon, des Titulairs, und nicht 
für Ye techtmäßige Erben, ' 
.13. Die Erneuerung des Adels Titels iſt eine neue Verleihung, 
und * unter den naͤmlichen Vedingungen, wie in dem 3. Kapitel une 


ſchrieben iſt, geſchehen. 
J Kapitel. 


Mattrikel für ſaͤmmtliche Adelige des Koͤnigreiches 


F. 14. Saͤmmtliche Adelige Unſers Königreiches, ſowohl der alten Ge: 
fchlechter, als auch diejenigen, welche erſt in neuern Zeiten die Adelstitel 
ee gaben, follen in eine befondere Matrikel' eingetragen werden. . 

8.15... 3% dem Ende: find ale adelige Familien gehalten, innerhalb 
6 — na: der: Publication des gegentoärtigen Edicts, bei Unſetm Mi: 
nifterium ber ambwärtigen Angelegenhriten in beglaubten Abſchriften ein⸗ 
sügeben : Wiig is 

ei: Shre Abelseitel und tie Diplome, ober Kr Une durch die 
derſelbe bewiefen Wird; | — 


b) ihre Familien: Wappen; RT HUREN Et 
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e) den Vorz und Zunamen aller Familienglieder, ihr Alter, ‚Ihren gegen⸗ 
waͤrtigen Wohnort, mit einer Anzeige der Stellen, die ſie bekleiden. 
— 846. .. Bei jeder adeligen Familie werden dieſe Angaben, nachdem 
ihre: Beglaubigung unterſucht und richtig gefunden worden iſt, in die Ma— 
trikel eingefragen. 0 — * 
F. 17. Eben. fo werden in der naͤmlichen Matrikel alle. Veraͤnderun⸗ 
gen vorgemerkt, die mit einer Familie ſich ergeben. — 
od. 48. Wer in dieſe Matrikel nicht eingetragen iſt, wird in Unſerm 
Koͤnigreiche in den oͤffentlichen Acten nicht als adelig erkannt. 
8.19. Die Extracte aus diefee Matrikel geben vollkommenen Beweis 
fuͤr den Adelstitel. | F SET A 
©5820, Dieſe Matrikel wird unter. der Aufficht Unfers Minifteriums 


der auswärtigen : Angelegenheiten geführt. E | J 
| §. 21. Die über den Adel vorkommenden flreitigen Fälle aber wer: 
den bei den; einfchlägigen Appellationsgerichten verhandelt und entfchieden, 
$..22, Sollte das gerightliche Erkenntniß Veränderungen in dem Adels: 
titel zur Folge haben; fo muͤſſen bdiefe dem genannten Miniſterium ange 
zeige werden, damit, durch dafjelbe, die den Vorſchriften gemäßen Verfuͤ— 
gungen veranlaßt, werden Fönnen. | | 
a J 
Bildung kuͤnftiger Majorate. 
ne Er Kapitel 
Allgemeine Vorſchriften. 
— S. 23. Die Majorate koͤnnen zukünftig nur gegruͤndet werden auf 
Einkuͤnfte eines freien, in Unſerm Koͤnigreiche gelegenen Landeigenthums. 
$. 24. Dieſes muß von allen Schulden und ſonſtigen Laſten frei 
feyn, ‚worüber die obrigkeitlichen Beurkundungen und. Auszüge der Hypothe⸗ 
kenbuͤcher vorgelegt werden muͤſſen. | | * 
$. 25. Durch, das Majorat darf der Pflichttheil derjenigen, welchen 
ein ſolcher nach den Geſetzen gebührt, nicht verlegt. werden. 

8. 26... Unter dem Betrage von viertaufend Gulden reiner Renten darf 
kein Majorat ‚conflituirt, oder beflätigt werden. — 

$. 27. Die Errichtung der Majorate erfordert allezeit Unſere beſondere 
Bewilligung. — | Kl | | 

$. 28, Dieſe wird in einer an Uns gerichteten, und bei Unferm Zu: 
ſtizminiſterium übergebenen Vorſtellung nachgeſucht. . 

$. 29. Es müffen in der Supplit die Motive zur Erxrichtung eines 
Majorates angegeben feyn, und derfelben beurfundete Ausweifungen über 
den Vermögensftand beiliegen. 

‚. 8. 30. Genanntes Minifterium hat bie. vorgelegten Motive und Be: 
weile, nach vorläufiger Vernehmung ber geeigneten Juſtizſtellen, zu unterfu- 
hen, und Vortrag an Ung zu erſtatten. & ER 

$. 31. Erfolgt hierauf Unfere Genehmigung ;: fo wird. über: die Erric)- 
tung des Majorates eine Urkunde, in welher Ä lt. : 

a) die Motive des. ervichteten Majouates, a 3: 
+ b) ‚der. Adelstitel desjenigen, welcher es conſtituirt, 


‚2.3 


€) woraus es beſteht, unter, Unſerm groͤßern Siegel ausgefertigt, in eine 
Matribel eingetragen, und Rach erlegter Tape durch das Regierungsblatt 
bekannt gemacht, auch muß der Majoratsbrief in dem Hppothekenbuche; 


53: WO Die ‚Güter: gelegen find, eingeteagen werden. : 1... x 
$. 32. Es wird ferner bei der einfchlägigen Gerichtsſtelle eine eigene 
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Matrikel Über die in Ahnen Bezirke beſindlichen Mäjoenesgüter" mit einer ge⸗ 
nauen Beſchteihung derſelben geführt. el 
ERBE Imn denjenigen Fälfen;, Hi weten Wir eine Abeoslehung 
ober Standebech dhung mit einer Mifdentedöration ” ertheilen / werden Wir 
Unſer daruͤber ertheiltes Decret, nebſt einem Verzeichniſſe der das Majorat 
conſtituirenden Güter, Unſerm Miniſterium der Juſtiz Wund der auswaͤrti⸗ 
‚gen Verhaͤltniſſe zufertigen, welchen erſtern ſodann obliegt, hienach die Ma⸗ 
joratöurkumbei auszufertigen, und die Eintragung ’ in das Hypothekenbuch 
ſowohl, als in: die Matrikel des einſchlaͤgigen Gerichtes, und die Bekannt⸗ 
machung durch das Regietungsblatt zu verfuͤgen; letzterem aber die Adels⸗ 
verleihung oder Standeserhoͤhung in das Adelsregiſter eintragen zu laſſen. 
. 34. Wenn die Dotation nur zum Theile durch “Uns len t; fo 
muß megen des andern Theiles die vorgefchriebene Unterſuchung der erfüllten 
Bedingungen vorangehen, che die Majoratsurkunde angefertigt wird. 
$. 35, Die Güter, welche das Majorat bilden, erhalten’ übrigens Beine 
beſondere Befreiung von Staatslaſten, fondern ſie ie Ag men wie bas Ci» 
genthum. ber andern: Buͤrger, unterworfen. | Ä * 


— ‘2, Kapitel, m 
Vont den Wirkungen des errichteten Düioröten 
Sn. Anfehung der Perfonen. 

6. 36. Das Majorat wird. auf. die. männliche leibliche, oder bei Ab: 
gang derfelben, durch Adoption nach den Gefegen, berufene Deſcendenz in der 
Linealordnung nach der Erſtgeburt, errichtet. 

S. 37. Damit aber die Adoption die Wirkung der. Vererbung auf 
das. Majorat erhalte, iſt Unfte —— Verwillizung durch ein beſonde⸗ 
res Decret hiezu erforderlich. — 

F. 38. Diejenigen, welche in das Dajorat eintteten , müfen folgen: 
den Eid ablegen: 

wi ch ſchwoͤre Treue dem König md dem roniglichen Hauſe, Sehor- 

ſam gegen die Conjtitution, die Geſebe und Verordnungen des Rei: 

ches; und ich verfpreche, die Waffen zu ergreifen, zut Vertheidigung 

des Vaterlandes in allen Fällen, in welchen: demfelben Gefahr drobet, 
dich von dem Monarchen dazu aufgefordert werde.’ - 

$. 39. Von den Zürften und Grafen, wird dieſer Eid in Unſre eige— 
nen Hände abgelegt; die übrigen Adeligen leiſten denfelben an Unſrer "Statt 
Unferm Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, oder demjenigen, — 
daſte auf, Unſern Befehl hiezu beauftragen wird. 

| 8. Kapitel, | 
Ä In Unfehbung der Güter. 

& 40. ‚Die Güter, welche das Majorat Biden, echalten oder behal⸗ 
ten bie Eigenfepaft der Stammgüter, 

$. 41. Hienach find fie unveräußerlich und — weder mit Sant 
den, noch mit fonftigen Laften von dem Nusnießer belegt‘ werden. | 

$. 42. Alle durch den Beſitzet derſelben vorgenommene Deruußerun 
gen, von welcher Art fie ſeyn moͤgen,alle! darauf conſtituirten Rechte oder 
en ſi ind nichtig, und Kein: Gericherdarf fie als guͤltig erkennen. 
43.Wuͤrde von einem Gerichte⸗ dagegen gehandelt; folTollen‘feine 
——— auf Anrufen: des Nathfolgers im! Majorate von: dem unmittel⸗ 
bar hoͤhern Tribunale —— und" nee: Sn des Majorats 
hergeſtellt werden. 


—— 


* 
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:&, 44. Unſerm Miniſterium der Juſtiz liegt m für bie — 
dr bei ” eingficten Majorate zu wachen. 
oral rn A apltel. Ä 

#9 Von dem Genuffe der | 

‚$. 45, Der Genuß’ der Majoratögliter kommt demjenigen zu, welcher 
durch die Geſebe zur Erbfolge” nach der eben beflimmten Ordnung berufen ift. 

8.4. € hat: die Verhinblichkeit, die darauf liegenden Staatslaften 
zu entrichten, und die Güter in gutem Stande zu erhalten. 

$. 47. Wenn der legte Beſttzer zur Bezahlung ſeiner Schulden, au⸗ 
for dem Majorate, Bein anderes hinlaͤngliches Vermögen zuruͤcklaͤßt; fo hafz 
tet der Majoratsnachfolger für die in den Geſetzen privilegirten Forderungen, 
toelche er ausiber Einkuinften des Majorats zu tilgen verpflichtet iſt; jedoch 
dergeſtalt, daß nie ‚mehr, als der dritte Theil der jährlichen Einkünfte dafür 
angemwiefen werden: dürfe, wonach der ganze Betrag bdiefer Forderungen in 
—— Friſten eingetheilt werden muß. 

6. 48. Wenn der Majoratsbeſitzer eine Wittwe zuruͤcklaͤßt, die weder 
ein zu — Unterhalte. eigenes. hinlängliches Vermögen befigt, noch, daf 
andere, Güter »außer dem Majoräte. vorhanden find, auf welche ihr ſtandes⸗ 
mäßiger Unterhalt angewieſen werden koͤnnte; fo geht, in Ermangelung bei⸗ 
ber obiger Huͤlfsquellen, die Verbindlichkeit an die Majoratsbeſitzer uͤber, ein 
verhaͤltnißmaͤßiges Witthum aus. den Majoratseinkuͤnften zu leiſten. 

8. 49. Diefes Witthum darf jedoch den dritten Theil der Einkünfte 
des Majorats in Eeinem Falle überfchreiten; und follten mehrere zu leiſtende 
Mitthume. und zu tilgende privilegirte Forderungen bei einem Majoratöbes 
ſitzer gu ſammentrefſen3 ſo muß biefem allezeit ein Dritttheil der Einkünfte 
frei bleiben... 
$. 50. Ge Set das Witthum durch die zweite Verheirathung auf. 


5. Kapitel. 


Von der —— der Majoratsgüter, den dabei zu beob— 
achtenden Sörmlichkeiten, und der Erfegung derſelben. 
$. 51. Diejenigen Adeligen, welche ein Majorat errichtet haben, koͤn⸗ 
ner in Füllen der Nothwendigkeit, oder eines. befondern Nugens die. Veraͤu— 
ferung der Güter, auf welche das Majorat gegründet worden ift, und ihre 
Erfegung durch andre ‚entweder im Ganzen, oder zum Theile nachſuchen. 
$. 52; Sie müffen die Motive in einer der einfchlägigen Juſtizſtelle 
übergebenen Borftellung anzeigen, und derfelben ein Verzeichniß der zu ver— 
Außernden und dagegen einzutaufchenden Güter, mit einer genauen Beſchrei⸗ 
bung derſelben, nebft einem Auszuge aus den Hppothefenbüchern, belegen. 
$. 53, Nach dem von diefer. Stelle hierüber erftatteten Berichte wer 
den Wir, auf Vortrag Unfers Minifteriums der Juſtiz, eine den Uns dar: 
gelegten Verhältniffen der Sache angemeffene Entfchliefung erlaſſen. 
$. 54. Wenn dieſe dem Geſuche des Supplicanten guͤnſtig tft; fo 
treten, im Falle seines Tauſches, bie eingetauſchten Guͤter an die Stelle der 
dafür abgetretenen, unter Beobachtung der im Artikel 31. und 32, vorge 
[chriebenen Förmlichkeiten. 
$. 55. Im Falle eines ohne Tauſch von Uns — Verkaufs 
muͤſſen bie Kaufsbedingungen Uns angezeigt werden. 
$. 56. Wenn dieſe von Uns, nach Vernehmung ber einfchlägigen 
Suftizftelle, genehmigt ‚werden; fo werden die veräußerten Güter unter Beob: 
ichtung der naͤmlichen Zörmlichkeiten von dem Majoratsverbande gelöft, un: 
| 8 


4‘ 


* 
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ter welchen ‚fie demſelben uͤbergeben /worden waren, und ſie treten dann in 
das freie Commerz zurüd, „ti inne. no. land 

$. 57. Nach vollzogenem Verkaufe iſt der Majoratsbefiger berechtigt, 
die gefeglichen Zinfen von. dem Kaufſchillinge fo lange zu fordern, bis berfelbe 
baar erlegt ift, wenn auch Feine Zinſen flipulivt worden wären. . . 
8.58. Der. Kauffehiling wird an einen öffentlichen Fond entrichtet, 
den Wir befonders beſtimmen werben, welcher dem Zitulair bafür haftet, 


‚und an benfelben bie hergebrachten Zinſen einftweilen bezahlt. 
* Kine a aa a, Be 


F I 6. Kapitel. Ne 
Von der Wiederanlegung :ded..aus den veräuferten Gütern 
PR 1 1 (77177 Wr 77:77 en 
8.59. Die erlöfete Kaufſumme muß innerhalb: 6 Monaten, nach voll: 
zogenem Verkaufe, zur Erwerbung aͤhnlicher Guͤter verwendet "werben, welche 
zur Bildung eines Majorats nach dem 8. 11. erfordert werden. 

8. 60. Die von. dem Titulaire zur Erwerbung in Vorfchlag gebrach- 
ten Güter, müffen Uns, mit einer genauen Befchreibung und. mit. den. gericht: 
lichen Ausweiſungen über das freie :Eigenthum- derſelben, ihren Werth und 
ihren wirklichen Ertrag, nad) vorläufiger: Unterfuchung dev einfchlägigen Su: 
ſtizſtelle, angezeigt: werben, in ii , 5 
8. 61. Sollten die Ausweifungen: nicht richtig und gegruͤndet befun- 
den worden ſeyn; :fo werden Wir dem Titulair seinen weiten Termin zur 
Erfegung der veräußerten. Güter verftatten.: 1° ei; 

98. 62. Binden Wir aber in ‚der Erwerbung der angezeigten Güter, 
nad) obiger Unterfuchung. der gefeglichen Bedingungen, einen hinreichenden 
Erfag; fo werden Wir. darüber ein genehmigendes Decret ertheilen, und ihre 
Einregiftiirung, unter den im $. 31. und 32. bemerften Foͤrmlichkeiten, 


‚verfügen, 


$. 63. Die auf folhe Art ſurrogirten Güter treten in allen gefegli- 
hen Wirkungen an die Stelle der veräußerten. nn 
a I Br ya % — 7. Kapitel. 
Von der gaͤnzlichen Aufloͤſung des Majorates. 
$. 64. Das Majorat, welches von. einem Titulair auf feinen Guͤ— 
tern errichtet worden iſt, wird aufgelöfet: — — 
a) wenn die leibliche oder adoptirte maͤnnliche Deſcendenz deſſelben erloͤſcht. 
Der letzte Beſitzer ‚genießt alsdann alle Rechte einer freien‘. Difpofition 
nach den Gefegen; und: wenn derfelbe davon Eeinen Gebrauch: macht; fo 
tritt nach feinem Ableben die gemeine Snteftaterbfolge ein; ferne . 
.b) durch die ‚Einwilligung fämmtlicher lebender Majoratserben, . welche ge 
richtlich erhoben werden muß, mit Unſrer darauf erfolgten Genehmigung. 
8. 65: Bei ‚gänzlichem Abgange eines andern Vermögens wird die 


‚ Mimentation der nachgebohrnen Kinder beiderlei Gefchlechts auf die Einkünfte 


des: Majorntes nach ber Zahl berfelben angemwiefen, jedoch in einem folchen 


Verhältniffe, daß fie. die Hälfte derfelben in keinem Falle überfteigen, und 


mit. Einrechnung aller übrigen Laften der dritte Theil der Einkünfte dem 
Befiger frei bleibe. Die Verhandlung wird von den Juſtizſtellen bevichtigt, 
und von Uns beflätigt.. 0. 

._$. 66. Das Majorat wird allezeit in. den Pflichttheit des Nachfolgers 
im Majorate eingerechnet. ee RER 
8.67. Die Auflöfung gefchieht mit Beobachtung ber bei ber Exrich: 
tung der Majorate vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten. | 


\ 


* 
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$ 68 Men Mic felbft das Majorat im Ganzen, oder zum Theile 
unter Vorbehalt des Ruͤckfalles nad) erlofhenem Männsftamme des Zitulairs, 
bdotirt Haben; To fallen diefe Güter‘ in dem eintretenden Falle der mirklichen 
Erloͤſchung der ehelichen männlichen Defcendenz deffelben zu Unferer weitern 
Dispofition uud, | 
J 8. Kapitel. 


Anwenbung der gegenwärtigen Dispoſitionen über die Ma— 
jorate auf'die'Fideicommiffe der in Unferm Königreihe an: 
geſeſſenen abeligen Geſchlechter. 

F. 69. Die dermaligen Fideicommiſſe Unſrer adeligen Familien find 
in allen Thron’ dermaligen rechtlichen Wirkungen aufgehoben, wie fie auch in 
der Vorausfegung anderer ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe von Uns bereits be⸗ 
ftätigt worden find, IS 

8 70. Sie nehmen jedoch. die- Eigenfchaft eines Majorates mit allen 
demfelben, durch die gegenwärtige, Verordnung - beigelegten vechtlihen Cigen- 
fhaften, an, wenn fe,  .. 

a) von: Abeligen evrichtet, find, 

- b) in liegenden Gütern beftehen, 
‚c) von Uns beftätigt und immatriculirt find, 

d) die Summe von 4000 fl, jährlicher reiner Einkünfte erreichen, und 

e) wenn fich die Befiger innerhalb 6 Monaten, von dem Zage der Kund- 

machung diefer Verordnung, fchriftlich bei Uns mit der Erklärung mel- 

‘den, daß fie wuͤnſchen, ihre Fideicommiffe mögen in ein Majorat 

übergehen. Di | Ri; 

$. 71. Zur Berichtigung der Berhältniffe einer jeden Familie wird 
eine befondere -Commiffion von Uns ernannt werden. 

$. 72. Die Regredientanfprüche werben ganz aufgehoben. 

Münden, den 28. Juli, 1808; 
„a J er Mar. Joſeph. 
| KFSreih. v. Montgelas, 
Graf Morawitzky. 
SFSreih. v. Hompeſch. 
e) Oxganiſches Edict vom 28. Juli 1808, die guts— 
— herrlichen Rechte betreffend. — 
Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden, König 





von Bayern 
In Erwägung des Tit. I. $. 5. der Conftitution, wo feftgefegt ift: 
Der Adel behält — wie jeder Gutseigenthümer — feine gutsherrli— 
hen Rechte nach den gefeglichen "Beftimmungen ꝛc. haben Wir befchloffen, 


wie folgt: | 
DE Mr 1. Abfhnitt. 
Rechte, welde den Gutsherren in Beziehung auf die verſchie— 
denen Zweige der Regierungsgemwalt übertragen find. 
$. 1. Die Ausübung der in gegenwärtigem Abſchnitte begriffenen 
Rechte komme nur jenen Gutsherren zu, welche ihr eignes Gericht zu. bilden 
permögen, en Re — 
JI. Titel. 


Geſesgebung und Oberaufſicht. | 
8.2. Das Recht der Gefeggebung und allgemeinen. Oberaufficht iſt 
n | j 8* | 


* 
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An feinem ganzen Umfange und, mit allen, feinen Wirkungen dem Souperaln, 


nad) dem Inhalte der Gonftitution, allein vorbehalten. a a | 
93. Alle in den medlatiſirten Beſitzungen beſtehende .Gefege und 
Gewohnheiten, oder Pattieularrechte, welche auf alten Mediatguͤtern noch gel—⸗ 
ten koͤnnten, unterliegen den Beſtimmungen des allgemeinen buͤrgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches, inſofern fie im gegenwärtigen Ediete nicht ausdruͤcklich beftätigt find. 
#4. Das Meglerungsblatt iſt ald allgemeines Organ ber „Gpfege und- 
Verordnungen des Reiches bei ben gutsherrlichen Gerichten . eben: fo, wie bei 
den Landgerichten zu fammeln und aufzubewahren. A . 
$. 5: Sn Fällen, wo eine befondere Bekanntmachung einzelner Gefege 


oder Verordnungen befohlen wird, ‚fol biefe durd) das gutäherrliche Unterge⸗ 
vicht oder durch bie, Seelſorger des Ortes vorgenommen werden. u 
Ä . IL Zitel LEE TU ee 
en en IE 2 0 0 Ww 2 5 a en 
86. In bee ustbung der Juſtizgewalt haben ſich die Gutsherren 
nach den über die Juſtizverfaſſung Unſeres Reiches im Allgemeinen und uͤber 
die Patrimonialgerichte insbefondere Lund gemachten organiſchen Edicten zu 


achten. 
0, gie | 
URL 0. 
$. 7. Alle Polizeifunctionen, welche, ben. gutsherrlichen Beamten nad) 
gegenwcrtigem Eniets obitagn, ‚müffen von dem naͤmlichen Subiecte, welches 
die gutsherrliche Getichtsbaͤrkeit verwaltet, ausgeuͤbt werden, Der Patrimo: 
nialrichter ſoll gehalten -feyn,: im Polizeifachen Anzeigen an ben Gutsherrn 
zu machen, und wenn derfelbe in dem Sige des Gerichts anweſend iſt, feine 
Auftraͤge hieruͤber zu erhohlen. — Sie 
A, Bevdlkerungs-Polizch. 
$. 8. Die Gutsbeſitzer Haben das Recht, neue Hinkerſaſſen anzuneh— 
men; jedoch iſt die Genehmigung bei. jedem Falle durch den gutsherrlichen 
Gerichtsbeamten von dem. Generaͤl-⸗Kreiscommiſſair hierzu einzuholen, und von 


’ 


keiner Seite zu erſchweren. 

$. 9. Wegen des Judenſchutzes bleibt e8 bei den beftchenden Verordnun⸗ 
gen, bis hierüber anders beftimmt wird. 

$. 10. Die, Auswanderungen gutsherrlicher Hinterfaffen in das Aus: 
land find’ den naͤmlichen Bedingungen unferwöorfen, welche bei Unſern übrigen 
Unterthanen eintreien.. a ae 

$. 11. Die Regifter und Acten des, Givilftandes werden, nach dem 
‚allgemeinen Civilgefege, von den gutsherelichen Semeindevörffchern und Ge; 
richtshaltern beſorgt. | a 


4 


| nn ‚ Be Unterrichts Polizei. .. .. -, 
S. 42. Die Einrichtung neuer Schulen fteht ben Gutsherren, infofern 
das Bebuͤrfniß aus dem allgerneinen Schulorganismus hervorgeht, nach eins 
gehohlter Bewilligung Unferer Ober: Schufbehörde zu. re 
6.13. „ Schon, heftehende. gutshertliche Schulen Finnen, ohne bie eben 
bemerkte Berpilligung, ‚weder unterdruͤckt, noch verfegt werden, 


J 


5. 44. Die geſammten gutsherrlichen Schulanſtalten find der Aufſicht 
Unſerer General-Kreiscommiſſariate und Inſpectlonen untergeordnet. 
815. Don den dahin gewidmeten Fonds darf ohne Belvilligung des 
General: Kreisconmmiffariats nichts veräußert werden, — 
$. 17. Die Anſtellung der Schullehrer bleibt den Gutsbeſitern, wo 
ſie dieſelbe hergebracht haben, zwar vorbehalten; der ernannte Candidat muß 


u — 
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aber bie im der Schulordnung vorgefhrlebenen Eigenfchaften befigen, und zur 
Unterfuchung bderfelben der angeordneten Behörde präfentirt werden. 
+ 547. Nach dem Mefultate biefer Unterfuchung erfolge die Beftäti- 
gung, ober die Auflage an ben Gutsherrn, ein taugliches Subject zu flellen. 
“ 0.0.0 Sicherheits: Polizei. 

‘8.48. Allgemeine Sicherheitsanftalten werden allein von ben Gene: 
eals Kreiscommiffariaten und den Landgerichten, als UnterKreiscommiffariaten, 
angeordnet und geleitet, fofort von den gutsherrlichen Beamten in Vollzug 
ebracht. - 
: ‘ 19. In gemifchten Orten, wo bie Gerichtsbarkeit mehrerer Gute: 
herren, oder die gutähereliche und jene Unferer Untergerichte concurrirt, haben 
Iegtere die Sorge für die Kocalficherheit und die hierzu erforderlichen Anord⸗ 
nungen, namentlich die öfchanffalten zu Übernehmen. An ungemifchten Dis 
ten hingegen koͤmmt die Local:Sicherheitspolizei dem gutsherrlichen ©erichte zu. 

$. 20. Die Geftattung öffentlicher Taͤnze, Scaufpiele, Scheibenfchies 
fen, Wettrennen und anderer Öffentlicher Unterhaltungen, dann die Aufſicht 
über diefelden, kommt nach den diesfalls beftchenden Verordnungen, jedoch 
mit dem eben feftgefegten Unterfchiede, den Gutsherren zu. 

5. 21. Die Bewilligung zur Errihtung von Lotterien, ober des foge- 
nannten Gluͤckshafens, gebührt den Gutsherren nicht. 

D. Dorfs=: und Gemeinde:Polizei. | 
"6 22. Die Dorfs- und Gemeinde: Polizei, welche auf bie Verwal: 
“tung ded Gemeindegutes, auf die Einrichtung oder Erhaltung der Urmenan- 
ftalten, dee Gemeinbemwege, auf die Leitung der Gemeindeverfammlungen, und 
überhaupt auf die Handhabung der öffentlichen Ruhe ſich bezieht, ſteht in 
Dörfern, welche ungemifcht find, dem gutsherrlichen Gerichte zu, 
$. 23. In gemifchten Dörfern bleibt fie gemeinfchaftlih, fo weit es 
dabei auf die Verwaltung des Gemeindevermögens und auf die Keitung ber 
Acmenanftalten ankommt. 

"Die Sicherheitspofizei auf dem Felde und im Dorfe hingegen fteht in 

ſolchem Falle mit dem Rüge: und Strafgerichte Unferm Landgerichte zu. 
= E. Gewerbs- und Handelg- Polizei. 

$. 24. Die Aufficht über das Zunftwefen, die Beſtaͤtigung oder Ein: 
führung von Zunft: und Handwerksordnungen, ‚die Entfcheidung der Strei— 
tigkeiten der Bünfte und Zunftgenoffen unter fih, in Beziehung auf dieſe 
Verbindungen und auf die Ausübung ihrer Gewerbe, fieht ausſchließend Un: 
fern General:Kreiscommiffariaten und Landgerichten, als Unter: Kreiscommifs 
fariaten, zu, — | SE | 

$. 25. Bei der Annahme der Handwerker, bei Verleihung neuer oder 
Miederbefegung erlöfchender Gewerbs: Gerechtigkeiten koͤmmt den gutsherrlis 
chen Gerichten bloß die Inſtruction des Geſuchs nach der Verordnung vom 
5. Senner 1807 zu; die Bewilligung oder Entfcheidung hingegen ift, nad) 
den Beflimmungen der angeführten Verordnung, bei dem General: Kteis: 
commiffaie felbft nachzufuchen. —— 

$. 26. Die Aufſicht über den Handel im Allgemeinen unterliegt den 
beſtehenden Gefegen, und ift Unfern obern Landesftellen vorbehalten, wohin auch 

$. 27, bie Annahme neuer Handelsleute und die Ertheilung der Fa: 
brik⸗ und: Manufacturconceſſionen geeignet ift. . 

$. 28. Un. Diten,:wo bie. Gutsherren Sahrmärkte hergebracht haben, 
follen die hierauf ſich beziehenden Landesverordnungen befolgt ‘werden. Die 
Gutsgerichte behalten aber die Local: Polizeiaufficht, und find verantwortlich 
für die Vollziehung der angeführten Verordnungen. 


18 0. Bayern. Ä 


$. 29. Der Grundſatz des freien Verkehrs ſoll zwiſchen den. gutsherr⸗ 
lichen Hinterfaffen und Unfern übrigen Unterthanen allenthalben in Anwen⸗ 
dung kommen. Kein fogenanntes Bann⸗ oder Zwangsrecht ſoll jemals da⸗ 
gegen geltend gemacht werden Finnen. 


$. 30. Die Aufficht und Unterfuchung über Elle, Maaß und Gewicht, 


über die Güte der Arbeiten und Feilſchaften, insbefondere bie‘ Muͤhlteſchau, 
ſteht der ae Localpolizei zu. 

. Die Beſtimmung der Taxen der Lebensmittel, des Arbeitsloh⸗ 
nes u. ſ. w. ſteht, inſofern dieſe Statt finden, den General: Kreiscommiffa= 
riaten‘ zu, 

Die Aufficht über die Beobachtung der feftgefesten Zorn legt den 
gutsherrlichen Beamten ob. 

Straßen: und Waffer: Polizet, 

$. 32, Die Oberaufficht auf die Heerſtraßen und Flüffe gehört einzig 
zu. dem Gefchäftskreife Unferer General: Straßen: und Wafferbau: Direction, 

$. 33. Die Polizeiauffiht hingegen auf die Brüden und Mege, wel: 
he die Verbindungen einzelner Gemeinden unterhalten, gebührt ber Local 
Polizeibehoͤrde. 

G. Eultur:Polizet, 

| $. 34. Die Anordnungen in Abfiche auf allgemeine — ge⸗ 
hoͤren zur Ortspolizei, und ſtehen den General-Kreiscommiſſariaten, nach der 
ihnen ertheilten Inſtruction, zu; ihre Vollziehung, wie auch die erſte Inſtanz 
in Culturſtreitigkeiten, inſofern der Gutsherr nicht ſelbſt dabei betheiligt iſt, 
bleibt den gutsherrichen Patrimonialgerichten uͤberlaſſen. 


H. Forſt- und Jagd— Polizei. 


$. 35. Die Forſt⸗ und Jagd» Polizei, fo wie die Forſtgerichtsbar—⸗ 


keit, verbleibt den’ Gutsherten in ihren eigenen und in den Gemeindewaldun= 
gen; jedoch find fie verbunden, Unfere Forſt- und Jagdordnungen unter der 
Oberaufſicht Unferes oberften Sorftamts zu befolgen, und * Hinterſaſſen 


hierzu anzuhalten. 
J. Geſundheits-Polizei. 

$. 36. Das Medicinalweſen hängt lebiglich von der‘ oberflen Poli 
gewalt ab, welcher auch alle Anordnungen über Gefundheitspolizei zuftehen. 

$. 37. Die Locak:Polizeibehörde iſt mit ihrer Vollziehung beauftragt. 

$. 38. Das Ärztliche Dienftperfonal wird in der Negel nur von Uns 
ernannt; jedoch fteht den Gutsherren der Vorfchlag der Individuen für ihre 
Gerichtsbezirke zu. 

$. 39, Die Polizei der Nahrungsmittel, die Sorge für die Reinigung 
der Straßen, die Anftalten gegen Berbreitung anftedender Krankheiten unter 
Menfhen und Vieh, und alle übrige auf die Erhaltung der Gefundheie fic) 
beziehende Localanftalten gehören gleichfalls zu den gutsherrlichen Polizeiaͤm⸗ 
tern; jedoch unter der Aufficht und Leitung dev obern Polizeiftelle, und in- 
fofern der Zitel I. $. 19. nicht entgegen fleht. 

IV... Titel. 
Kirchengewalt. 

F. 40. Die oberſte Kirchenpollzei ſteht dem Souverain zu; die welt⸗ 
lichen und geiſtlichen Obrigkeiten auf den gutsherrlichen Beſitzungen muͤſſen 
bie in Kirchen-Polizeiſachen erlaſſenen — —— vollzie⸗ 
ben, und für ihre Beobachtung wachen. 

’ $. 41. Die Greichtung neuer Conf Horn "bleibe ber. Sinatsgma vor: 
behalten, 
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:: 6:42 Die Conſiſtorialgerichtsbarkeit wird bloß von Unfern Appella- 
tionsgerichten ausgeuͤbt. Jedoch bleibt. es, in Anſehung jener. Grundherren, 
welche foͤrmliche Juſtizkanzleien mit Unſrer Bewilligung ‚halten, bei her De: 
claration vom 19. März 1807, Lit. F. n..5, wonach fie in derlei Fällen 
die. Stelle Unſrer Appellationsgerichte vertreten. 

18-43. :Die. nicht gerichtlichen. Gonfiftorialfachen der Proteftanten aus 
jenen gutsherrlichen Bezirken, wo £eine befondern Conſiſtorien beftehen, gehö- 
ven vor Unfere Conſiſtorien, oder die. an deren Statt tretende Behoͤrde. 

$. 44. Un jenen Orten, wo noch befondere, gutsherrliche Conſiſtorien 
vorhanden find, bleibt Diefen, oder den dafür anzuflellenden Special-Superin- 
tendenten die Verhandlung der Confiftorialfachen, wie bisher, mithin auch die 
Aufficht auf. Pfarreien und Schulen, die Anordnung der Verweſung bderfel: 
ben, die Verfügung. fchriftlicher oder mündlicher Abmonitionen ; jedoch find fie 
Unfern Confiftorien oder General:Superintendenten untergeordnet, und gehalten, 

: a) firengere Grabe von, Correctionen, Dienftfuspenfionen ıc. Bee anzus 

zeigen, und bie Beftätigung einzuhohlen. | 
b). Bon den Ausfprüchen -biefer befondern Conſi ifforien, oder der Special⸗ 
Superintendenten über die Examina pro ministerio, über die Praͤſen— 
tationen: 2c. Tann, der Recurs an unfer Gonfiftorium ergriffen werden. 

ec) Alljaͤhrlich müffen an diefes die Gonbduitenliften der Geiftlihen und 
Schullehrer. eingefendet werden. 

$. 45. Das Recht der Befiegelung, Befchreibung und Verhandlung 
der geiftlichen Verlaſſenſchaften kann von dem gutsherrlichen Gerichten nur 
da, wo es hergebracht, ‚oder. wo es von Uns befonders zugeftanden worden 
if, ausgeübt werben, 

$. 46. Das Patronatrecht bleibt den Gutsbeſitzern ba, wo fie es her: 
gebracht haben, mit oder ohne Verbindung von Gerichtsbarkeit. Ueber die 
Dualification der Subjecte müffen Unfte Gefege beobachtet werden, insbefon- 
dere für die Entholifchen Geiftlichen die Verordnung’ vom 30. Dec. 1806, 
für die Proteftanten die neu einzuführende Eraminationsorbnung. 

8.47. Das Inſtallationsrecht kann von jenen Gutsbeſitzern, welchen 
es bisher zugeſtanden hat, nur in Unſerm Namen, auf den von Uns hierzu 
erhaltenen Poſſeſſionsbefehl ausgeuͤbt werden. 

$. 48. Jene Gutsbeſitzer, welche als Kirchenpatrone gewiſſe Ehrenrechte 
hergebracht haben, werden hierin beftätigt; jedoch ſollen in dem Kirchengebete 
keine auf die vormalige Eigenſchaft der mediatiſirten Gutsherren ſich bezie— 
hende Ausdruͤcke vorkommen. Das Trauergelaͤute nach dem Tode eines fol— 
hen Gutsherrn darf nicht über drei Tage dauern. 

$. 49. ‚Die Verwaltung des Kirchen, Schulen» und milden Stiftungs- 
vermoͤgens bleibt. unter der unmittelbaren Leitung und Aufſicht des einſchlaͤ— 
gigen gutsherrlichen Gerichts; dieſes iſt aber verbunden, nach den Beſtimmun⸗ 
gen des organiſchen Edictes vom 1. Oct. 1807 uͤber die Adminiſtration des 
Stiftungs⸗ und Communalvermoͤgens, und den über dieſen Gegenſtand fünf: 
noch zu erſcheinenden Verordnungen, ſich zu achten. 

— | V. Titel. 

Br Pr a „Binängewate 
a nnd re — „Befkeyerung.; 

“ej$. BO Shui, —S und ihre Hinterſaſſen ſind, in Folge 
der Conftitution Titel J. d. 2, und 5, mit den übrigen Staatsbürgern zu 


einer. ganz Sleichen 'Zheilnahmeran.den: Staatelaften; wie ſie dermal beſtehen, 
oder kuͤnftig beſtimmt werden. ‚mögen, Veihunden 


MT 


# 
In, 
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Ste Haben aber zu den Staatsbeduͤrfniſſen, wie auch zu ben zur Ers 
richtung und Erhaltung allgemeiner. Landesanftalten beftimmten Abgaben vers 
haͤltnißmaͤßig zu concurriren, fofort die. hierüber ſchon beftehenden: ſowohl, als 
die künftig erſcheinenden Finanzgefege zu: befolgen. A ar 

N 51. Die Staatsgewalt allein hat das Recht, Steuern unb an⸗ 
dere öffentliche Abgaben in ber conflitutionelen Form auszuſchrelben und 
einzuziehen. | 72. Ba, UI ar ye 
$. 52. Ihre Erhebung gefchieht durch die von Uns angeordneten Ne⸗ 
cepturen. — in sa 

8. 53. Die nämlichen Grumdfäge gelten ‘von der Accife oder den Con⸗ 
fumtionsauflagen. | ae | : 
$. 54. Die geiftlichen und milden Stiftungen ber gutsherrlichen Bes 
figungen follen wie die übrigen Stiftungen befteuert werden. 
B. Fiscals oder fonflige Territorialgefaͤlle. 
$. 55. Wegegelder und Bruͤckenzoͤlle, wo fie noch beſtehen, gehören 
zu den Ianbdesfürftlichen Gefällen. ET 
8.56. Aud das Heimfallsrecht, bie confiſcirten Güter, das erblos 
gewordene Privaieigenthum, ftehen als Rechte ber Landeshoheit. dem Staate zu. 
Die ſich hierauf beziehenden Verhandlungen merden von Unfern Ge— 
vichtsftelfen vorgenommen. - | ' Sk 
$. 57. Die Einführung und Beziehung der Stempeltare hängt gleichfalls 
blos von der Staatögewalt ab; fen : 

. 58, die Anlegung und Bezug der Zoͤlle. 

59. Uebrigens find alle Gutsbefiger mit ihren: Hinterfaffen Unfern 
Mauth= und Zollordnungen unterworfen, und es ift ihnen weder eine Zoll. 
noch Mauthfreiheit ferner zu geftatten. SI 
— S. 60. Nur allein ben mediatiſirten Fürften und Grafen gefkatten 
Wir noch ferner die ihnen in Unſrer Erklärung: vom 19. März 1807 bes 
milligte Zoll und Chauffees oder Wegegelds-Befreiung, wie fie in der. 
Mauthordnung vom 8. März I. 3. näher beſtimmt ift. — 

$. 61. Die Umlagen zur Erhaltung des Militaͤrs, zur Tilgung dee 

Kriegskoſten und ber unter dieſem Titel contrahirten Schulden, in fo fern 

erftere nicht von den Gemeinden ptivatim unter fich gefchehen, find zu den 

biefem Zwecke geribmeten öffentlichen Kaffen zu verrechnen. . 

$. 62. Dagegen bleiben-den Gutöbefigern alle Geldſtrafen als Früchte 
ber Grunds und Polizeigerichtsbarkeit; jedoch find fie an die Beftimmungen 

ber darüber beftehenden Gefege gebunden. J— 

$. 63. Der Bezug von Targeldern in Juſtiz⸗ und Polizeigegenſtaͤn⸗ 
ben, welche zur Gompetenz ihrer Gerichte gehören, oder für Ausfeitigungen 

bei Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Edicte zugeftandenen Rechte, 3. B. 

für die Pfarrpräfentationen, verbleibt ihnen nach den beftehenden oder kuͤnf⸗ 
tig erfcheinenden Taxorduungen. RE 

$. 64. Der Vogthaber, wo er Herkommens tft, gehört gleichfalls zu 
den gutshertfichen Gefaͤllen; die Gutsherren behalten ihn, wenn auch. die 

Gerichtsbarkeit an die Landgerichte. übergeht. | u 
869. Wenn Gutsbefiger das Nachſteuerrecht hergebracht haben; fo 


fol ihnen daſſelbe gegen auswärtige Stadten, mit welchen feine Freizügig- 
keitsvertraͤge beſtehen, verbleiben; im Innern des Reichs hingegen und ge⸗ 
gen Auswärtige, mit welchen Frelzuͤgigkeitsvertraͤge beſtehen, ſoll es aufge⸗ 
hoben ſeyn. Der) PEN ιν ER Bene ERBEN ORTE 1ER Bure 


$. 66. Die. Entfchädigung ‚jener; Gutsherren, welche durch den. Ber: 
luſt der zue Souverainetaͤt gezogenen Stöuern, Öffentlichen: Abgaben und an: 
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drer Höheltögefälle, einen: / bedeutenden Entgang an Einkünften leiden, in fo 
fen fie noch nicht ausgemittelt, oder der Titel hierzu durch gegenmärtiges 
Edickt erſt entftanden: wäre, richtet ſich nach den Beflimmungen, welche in 
Unfter Erklaͤrung vom 31. Dec. 1806, bie ber koͤniglichen Souverainetaͤt 
unterworfene Ritterſchaft betreffend, enthalten find. 

8, 67. : Me uͤbrige Abgaben, welche zu den Domanial- und Pri: 
vatgefaͤllen gehören, insbefondere die aus Bergwerken, Jagden, Forften, Fi⸗ 
fchereien fließenden Abgaben verbleiben den Gutsherren da, wo fie dieſelben 
“ hergebracht haben. ur © | * 

el 


Militairgewalt. 
868’ Alles, was mit der Militairgewalt in Verbindung ſteht, iſt 
dem Souverdin "ausfchliefend vorbehalten. Ale Anordnungen hierüber koͤn⸗ 
nen nur von ihm ausgehen. 
78,269, "Die Verordnungen über Militairconfeription, über das Buͤr— 
germilltair, über: die Gensd’armerie müfjen von den Gutsherren und Hin: 
terfaffen ald allgemeine Landesgefege befolgt werden. Ihre Gerichts- und 
Polizeibehörden nehmen an diefen Anſtalten, nach den Beflimmungen der an: 
geführten Geſetze, Theil. 

.$. 70. Keinem Gutsheren iſt geftattet, ohne Unfre Bewilligung Mi- 
litair zur Bewachung feiner Perfon und feiner Schlöffer zw alten. - 

. Die Anordnung von Polizeimachen ift ihnen aber, nad) der Erklärung 
vom 19. März 1807 und in fo fern fie den Gefegen über die Gensd'ar— 
merie nicht entgegen iſt, geſtattet. 

— .. U. A.bſchnitt. 

Rechte der Gutsherren, welche ſich auf das Eigenthum 
beziehen. 

E A. Bolles Eigenthum, | 

8. 71. Die Gutsherren haben fich, fo viel das Eigenthum ihrer Gh: 
ter, deſſen Erhaltung, Benugung, VBerbefferung, Veräußerung oder Ber: 
fhreibung an Dritte betrifft, nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
in ‚allen jenen. Fällen und Gefchäften zu achten, worüber diefes Beſtimmun— 
gen enthält. 

$. 72. Bei Ausübung der Fifcherei, des Jagd-, Forſt- und Berg: 
vechts haben fich die Gutsherren an die hierüber beftehenden befondern Ver— 
ordnungen zu halten, und nach dem Inhalte der hiezu etwa nöthigen lan= 
desfürftlichen Conceffionen zu achten. 
| | B, Getheiltes Eigenthbum. . 

$. 73. Wenn der Gutshere feinen Grund ımd Boden nicht felbft und 
anf. eigene Regie, oder von Anderh, unter einer von dem. allgemeinen buͤr⸗ 
gerlichen Gefege anerkannten Form bewirthſchaften läßt, fordern einen ſoge⸗ 
nannten Colonar⸗ und andern ähnlichen grundherrlichen Vertrag über die 
Bebauung und Benutzung feines eigenthümlichen Grundes eingegangen hat; 
fo fol es bei dieſen Verträgen nad den am Orte, wo die Güter liegen, 
vor dem 1. Jenner 1809 geltenden, Gewohnheiten und Gefegen fein Bes 
wenden haben; ‚Jedoch werden alle‘ in: den grundherrlichen Verträgen confti: 
tuirten fländigen und nichtftändigen Renten und Buͤrden fuͤr ablöshar erklaͤrt. 

Die Vereinbarungen hierüber ſollen der freien Unterhandlung der Bes 
theiligten uͤberlaſſen foyn;) ohne daß berief Abloͤſungen als eine. Verlegung 
der ehemaligen“ Fibeicommiffe: und gegenwaͤrtigen Majoratsverhältmiffe, oder 
anderer gerichtlichen Beſtlmmungen "angefehen,. und von: den Gerichtsſtellen 


- 


122 | —— | . ; Bayern. Ar: — 2 —— 


behandelt werden ſollen, wenn das dafür, zu leiſtende Surrogat in Geld nach 
ben Gefehen Hergeftellt ſeyn Wied. > im 10 0% ei ne! 
Zugleich werden, für diefe Verträge folgende Beſtimmungen feſtgeſetzt, 
—8. 74. Bei: keinem Veraͤnderungsfalle, —: es mögen: vielg oder mes 
‚ nige Theilhaber dabei concurriren, — fann mehr: als ein boppeltes : Hand⸗ 
lohn (laudemium) berechnet, — mehr als “ein. doppelter Leib anges 
fegt werden. BE AN in pe Sa a 
Das Quantum beſtimmt fich nach, den bisherigen Local: Statuten. _. 
$. 75. Vieh und Fahrniß (fahrende Habe), baares Geld, dürfen bei, 
der Schägung zur Behandlung des Laudemiums oder des Leibfales nicht 
angefchlagen werden... — h J 
9. 76. Das Laudemium vom Werthe der Haͤuſer, wo. es her— 
koͤmmlich iſt, darf nicht erhoͤhet, wo es aber nicht hergebracht war, darf. es 
gar nicht angefest werden. n — 
$. 77. Bon dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage, oder von Abfindungen 
im Gelde darf kein Laudemium, Fein Leibfall beſonders angeſetzt werden. 
S. 78. Die Koſten der Schaͤtzung bei Laudemial- und Leibfaͤllen bes. 
zahlt derjenige, der ſie fordert. u ze N i 
879. Ruͤckſtandszinſen ober die Forderung eines höheren Betrages 
wegen Rüdfkandes grundherrlicher Gaben, haben in keinem Falle Platz. 
$. 80. Grundherrliche Forderungen an Stiften und Gilden oder an. 
dern jährlichen Präftationen richten fi, vom 1. Senne: 1809 an, nach den 


allgemeinen Geſetzen über die Verjährung jährlicher Renten, 
$. 81. Die Heimfälligkeit (Caducität) eines Gutes wird hiermit als 
aufgehoben erklärt. | — = Dr 
8. 82, ‚Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grundholden der Guts- 
werth, nach Abrechnung der darauf haftenden Forderungen, und nad) öffent: 
licher Verfleigerung an den Meiftbietenden vergütet werden. 
$. 83. Der Gutshere kann in Fällen, wo fonft die Gaducität Statt 
hatte, wenn er durch die hiezu Anlaß gebenden Handlungen befchädigt wurde — _ 
auf Schabenerfag Elagen. — — Nee 
8. 84. Das geumdherrliche Einftandsrecht hat künftig nicht mehr Statt. 
88. Wenn Klagen: von gutsherelichen Hinterfaffen gegen ihre: 
Grundherren wegen übermäßiger grundherrlicher Forderungen erhoben werden; 
fo follen fie vor den ordentlichen Gerichten verhandelt werden. | 
C. Gutsherrlihe Rechte, welhe auf getheiltem oder auf 
fremdem Eigenthbume ausgeübt werden. 
| a. Scharwerk. — 
8.86. Die ungemeſſene Scharwerk ſoll durchgehends in gemeſſene oder 
beſtimmte Dienſte verwandelt werden. | 
F. 87. Dieſe Verwandlung .foll, Fein Entſchaͤdigungsgeſuch begruͤn⸗ 
den koͤnnen. — ER EEE a 
"888 Alle ——— ‚fol, nad) einem ‚durch beſondere 
Verordnung näher zu beilimmenden Maasſtabe, in eine Gefdabgabe verwwan: 
DE ee ee ee 
— RE ns PR b. Zehendrechte. 4 — A + Jar BE 
8. 89: Der Zehend iſt eben fo,.mwie ‚andere. grundherrliche, Rechte, uf, 
eigenen Guͤtern dem Loskaufe; untermonfen... u u un ni 
8 90. Bis zur Abloͤſung, die auf) einem ıbeiberfeltigen · Einverſtaͤndniſſe 
beruht, verbleibt der Zehend den Zehendberechtigten nach den jedes Orts uͤb⸗ 
lichen Geſetzen, Gewohnheiten, oder nach den beſtehenden Vertraͤgen. — 


* 
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je 6 Bodenzigſe. 
8. di Alle, wo ee wie immer beftehenben Böenzinfe in aFrucht, 
oder in Geld koͤnnen nach beiderfeitiger Vereiabarung — weiden. 
0 den 28. Suli, 1808. z 
Mar. Sof eph. 


Freih. v. Rontgelas. 
Graf Morawitzky. 
v Br 





2 Srganifges Edict vom: 31. Aug. 1808, die Auf⸗ 
| hebung der Leibeigenfhaft betreffend, 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden Koͤnig 
von Bayern. 

Durch die Unſerm Reihe gegebene Conſtitution J. Tit. 83. Gaben 
Wir die Leibeigenfchaft, wo fie noch befteht, für- aufgehoben erlärt,. 

Um über die Anwendung diefer conflitutionellen Verordnung. alle mög= 

liche Streitigkeiten und Anftände zu befeitigen, und die Wirkungen der 
Leibeigenfchaft, welche dadurch aufgelöfet werden, genauer zu bezeichnen, tref⸗ 
fen. Wir nachfolgende nähere Beflimmungen: 
8.1. Unter der Leibeigenfchaft, welche durch die Eonftitution aufge: 
hoben: ift, wird das Verhaͤltniß verftanden, nad) welchem der Unterthan ſei⸗ 
nem Herrn auf folhe Meife bienftbar und unterwürfig war, daß ihm und 
feinen Kindern entweder fein, oder nur ein ſehr beſchraͤnktes, Recht uͤber ih⸗ 
ven Stand und Erwerb zuſtand. 

$. 2. Durch die conjlitutionelle Aufhebung diefes Verhaͤltniſſes mer 
den nicht nur alle Gefege, welche dieſen Zuſtand bisher noch zugelaffen ha- 
ben, und die Keibeigenfchaftsverträge, wo fie noch beftanden haben, aufge 
hoben, fondern auch die Beſtimmung gegeben, daß auch in der Folge Nies 
mand, weder durch Vertrag, noch durch Geburt, noch durch Verjaͤhrung, das 
Recht der Leibherrfchaft über einen Unterthan erwerben, noch auch Jemand 
ſich in den Stand der Leibeigenſchaft begeben koͤnne. 

3. Die Aufloͤſung dieſes Bandes tritt nicht blos bei der perſoͤnli⸗ 
chen eibeigenſchaft ein, ſondern ſie erſtreckt ſich auch auf die Leibeigenſchaft, 
welche mit dem Beſitze eines Gutes verbunden iſt, und daher von vermifch- 
ter Natur. angefehen wird. 

6% Sn dem erften Falle der blos perfönlichen Leibeigenfchaft hören 
alle Wirkungen derfelben,. fie mögen in Dienften, Abgaben, oder in anbern 
Verbindlichkeiten beftehen, ohne Unterfchied und ohne Entfhädigung auf, und 
der Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthänigkeitsverhältnifie gegen feis 
Sr in den freien, bürgerlichen Zuſtand, mit Unterordnung unter die 

eſetze, uͤber. 

$. 5. Mit dieſer Veränderung erföfepen daher von Seiten des Leibei- 
genen aller Dienfljwang, die Enteichtung. des. Leibzinfes, das Mortuarium, 
die Abzugs- und andere ähnliche Gebühren; er kann von feinem vorigen 
Leibheren nicht, mehr: veräußert‘ ober avocirt werden; feine. Standesverändes 
rung hänge. nichtimehr von deſſen Bewilligung abz dagegen. hören auch: von. 
Seiten des Leibherrn alle ; Verbindlichkeiten auf, welche derſelbe gegen; ‚den 
— nach: Geſetzen oder Herkommen getragen hat. J 

8.6. Iſt die Leibeigenſchaftmit dem Beſitze gined.. Gutes. verbunden ; 
ſe fi bie EN wein aus. der Leibeigenſchaft fließen, von bes 


! 
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nen, welche auf dem Gute haften und ſonſt dem Gefetze nicht widerſprechen, 
zu unterſcheiden. Be A u Be ae 2 Bazar 

| d. 7: Sind diefe Verbindlichkeiten fehon durch Geſetz, Vertrag oder 
Herkommen ausgeſchieden, und ſteht die Leibeigenfchaft mit: dem Befige des 
Gutes blog in zufäliger Verbindung, fo daß der Reibeigene befondere Wer 
bindfichkeiten in diefer Eigenſchaft zu leiften, und andre_Dienfte und Abga— 
ben von dem Gute zu entrichten hat; fo werden jene Verbindfichkeiten aufs 
gelöfet, die Grundpräftationen aber werden in Folge des I. Tit. $. 5. der 
Eonftitution, welche die grundherrlichen Nechte garantirt, nicht verändert. 

) 8. Wenn aber diefe Laften nicht durch eine heftimmte Norm uns 
terfchieden find, und: bie. Präflationen des Leibeigenen mit dem Beſitze des 
Gutes ſelbſt in unzertrennbarer Verbindung ſtehen; fo wird zwar bem Keib: 
eigenen ebenfalls feine Freiheit wiedergegeben, fein Verhältniß gegen den 
Grundherrn muß aber nach den Gefegen über das nutzbare Eigenthum ge: 
richtet werden. u ; | Er 
| Dem Gutsherm ſtehen über die freigelaffene Perfon ferner Keine an: 
bere Rechte zu, als welche die Gefege den Grundherren ruͤckſichtlich der Hinz 
terſaſſen, einräumen; — er verliert bie Anſpruͤche an feine Verlaffenfchaft 
ober das Mortuarium, ‘die ‚Abzugsgelder "bei der Verheirathung des Grund- 
holden, und. andere gleichartige Abgaben. R 

$. 9. Dagegen verbleibt ihm das dominium directum, — die jaͤhr⸗ 
lichen Abgaben nehmen die Natur und den Namen einer jährlichen Grund: 
abgabe oder Canon ‘an, — bie bedbungenen Dienſte werben mie andere Gild- 
oder Grundfrohnen beurtheilt,. und unterliegen gleichen Beftimmungen; — 
und dürfen die Güter, welche bisher fein Laudemium, Handlohn;, Lehen: 
reich, Antrittgebühr, oder ähnliche Leiſtungen entrichtet haben, in Zukunft 
nicht damit befchwert werden. . — — 
8:40. Da das in verſchiedenen Provinzen Unſers Reiches noch. bes 
ſtehende Recht oder Herkommen, näch welchem die Unterthanen oder ihre 
Kinder auf gewiſſe Zeit: den Grund- oder Gerichtsherren zu dienen angehal— 
ten werden, nur eine Art von Leibeigenſchaft iſt; ſo ſoll mit der Leibeigen-⸗ 
ſchaft auch dieſer Geſinde-Dienſtzwang überall ohne Entſchaͤdigung aufgeho⸗ 
ben ſeyn, und keine perſoͤnliche Dienſtbarkeit dieſer Art in Unſerm Könige” 
reiche mehr geſetzlichen Schutz finden. — BO WEG . 

München, den 31. Auguft, 1808. — 

u Mar Sofeph. 
Freih. v. Montgelas, 
Gr. Morawitzky. 
Freih. v. Hompeſch. 
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g) Organiſches Edict vom 8. September 1808, die 
+» Pairimonialgerihtsbarkeit betreffend. 
ec Wir. Marimilian Joſeph, von. Gottes Gnaden. König 
DOW Dadern te en ee ae gan 
In Erwägung der Confbitution Unfers Reiches, Tit. IuK. A, ſo wie 
Unſers organiſchen Edictes über die Gerichtsverfaſſung Tit. I 8: 8, md in⸗ 
beſondrer Erwaͤgung, daß die Grundſaͤtze ber bevorſtehenden neuen Geſetzges 
bung eine durch alle Theile des Staatsgebietes gleichmäßig durchgeführte Or⸗ 
ganiſation det Gerichtsverfaſſung nothwendig "machen, haben Wir beſchloſſen, 
auch die Patrimonialgerichtsbarkeit einer durchgreifenden Reviſion zu unter⸗ 
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werfen, und baher in Anfehung: ber. Bildung, des Wirkungskreifes und der 
Verwaltung berjelben Folgendes zu verordnen, 

= I Bullen z L. : Zitet J 
Bon ben geographiſchen Verhaͤltniſſen, und von der Bil: 
| dung der Patrimonialgerichte, | 

$. 1. Die Patrimontalgerichtsbarkeit” kann nur in gefchloffenen oder 
zufammenhängenden Bezirken ausgeübt werden, über welche dem Inhaber 
ſchon vorhin diefe Art von Gerichtsbarkeit zugeſtanden hat. 

82%. Geſchloſſen ift ein folher Bezirk, wenn feine fremde Gerichts— 
barkeit derfelben Art darin Statt findet, Ä — | 

Zuſammenhaͤngend ift er, wenn die Gerichtögewalt von ihrem Sige zu 
allen ihr untergebenen Hinterfaffen, gelangen kann, ohne einen fremden Ge: 
richtsantheil zu durchfchneiden. ee | 

. 3: Der Bezirk eines Patrimonfalgerichts muß wenigſtens funfzig 
Familien in fich. begreifen. : 2 % 
| 8.4. Die Größe der Patrimonialgerichtsbezirke wird durch den Grund: 
Tag beſtimmt, daß der entferntefte Gerichtögefeffene nicht über vier bayeri— 
fche Straßenflunden von dem Gerichtsſitze entfernt ſeyn ſoll. 

$. 5. Die Familien mehrerer Güter oder Patrimonialgerichte, welche von 
einem und demfelben Gerichtsinhaber abhängen, dürfen zufammengezählt werben, 
um damit die feſtgeſetzte Zahl von funfzig zu bilden, wenn fie inner der 
im vorgehenden 8. 4. feſtgeſetzten Abftande ſich : befinden. 

$. 6. Die auferhalb::des: bemerkten Abſtandes gelegenen Familien bit 
den, fo ferne fie die vorgefchriebene Anzahl erreichen, ein eigenes Patrimo- 
nialgericht. :: : ... em Ass | . 

Sind fie hiezu nicht hinreichend, und tritt ber Fall der Ueberlaffung 
an ein. benachbartes Patrimonialgericht nad) den unten- folgenden Beſtim⸗ 
‚mungen nicht ein; fo fällt die. Öerichtsbarkeit Unfern Untergerichten zu. 
en Familien, welche, forehin verſchiedenen Patrimonialgerichts = Ins 
habern zugethan. bleiben, : zur : Bildung. der Normalzahl zufammen: zu zählen, 
fie mögen. inner. oder qußer bes. feftgefesten Abſtandes angefeffen ſeyn, iſt 
nicht erlaubt. | | ER a 

8. 8. : Dagegen ſteht es jedem Patrimonialgerichtd- Inhaber frei, von 
benachbarten Patrimonialgerichten oder. vom Staate die unter feiner Gerichts. 
barkeit, und inner des feſtgeſetzten Abſtandes von. vier ‚bayerifchen Strafen: 
funden zerſtreut ‚liegenden fremden Gerichtsantheile durch Tauſch ‚gegen eigene 
Gerichtsgefeffene zu erwerben, fofort die NormalsFamilienzahl zu bilden, und 
feine Gerichtsbarkeit zu purificiien. Ba Ä 

8. 9." Auch dur) Kauf fremder Gerichtsantheile unter Privatgerichts- 
inhabern kann die Bildung der Nor ral= Samilienzahl und die Purification 
der Patrimonialgerichtäbezivke bewirkt werden.  - 0. — | 

. 8. 10... Vom Staate ‚hingegen kann duch‘ Kauf Eeine Gerichtsbarkeit, 
‚weder über eine, noch über mehrere Familien erworben werden. 

$. 11. Un Orten, wo. vorhin nur Siggerichtsbarkeit beſtanden hat, 
ober wo niemals Patrimonialgerichtsbarkeit ausgeuͤbt wurde, kann ein neues 
Patrimonialgericht gebildet werdenz es findet fohin weder Kauf noch Tauſch 
von Gerichtsantheilen zu einem ſolchen Zwecke Statt. u 

$. 12. Sogenannte einfihtige Unterthanen Eönnen von denjenigen _ 
Gutsherren, welche an dem Tage der Publication diefes Edictes ſich in dem 
ruhigen, unangefochtenen Belige der Gerichtsbarkeit befinden, zue Bildung 
der zu einem Pateimonialgerichte. erforderlichen Familienzahl eingerechnet wer: 
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a fie in der Ausgefprochenen Entfernung von vier Stunden gele- 
8. 13. Die Bildung der: Patrimonialgerichtbezirke nach vorftehenden 
Beſtimmungen foll bis zum, 4. Dectober 1809 als peremtorifcher Termin voll 
zogen feyn. ee ee a ale | 

8. 14. Demnah find alle Patrimonialgerichtbarkeits » Inhaber gehals 
ten, bei Verluſt der Gerichtsbarkeit, die Beſchreibung ihrer, Gerichtsbezicke, 
die Nachweiſung der Familienzahl, nach der Vorſchrift mit der Beglaubi— 
“gung des Landgerihts, und die. Beweiſe, daß ihnen die Gerichtsbarkeit über 
diefelben zuftehe, bei dem einfchlägigen General: Kreiscommiffariate bis dahin 
vorzulegen, durch melches fie, nach getigneter Prüfung, an Unfer Miniftes 
vium der auswaͤrtigen — als’ Hoheitsdepartement, mit einem, 
den ganzen Kreis umfaffenden, Berichte zur Einhohlung Unferer Genehmigung 
eingefendet werben. a ee ee, KR 
5 Mach denn Erfolge derfelben werden die als vorfchriftmäßig ges 
bildet von Uns erklärten Patrimonialgerichte in das officielle Verzeichniß 
ſaͤmmtlicher Gerichtsbezirke Unferd Reiches aufgenommen, und mit biefen öf- 
fentlich befannt gemacht. a em, 
en u | Pa 7 © 7 1 Ar — 

Bon dem Wirkungskreiſe der Patrimonfalgerichte, 

‚8.16. Das Patrimonialgericht übt: in feinem Bezirke die nicht ſtrei⸗ 
tige Gerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange aus; ihm ſteht das Recht ber 
Verbriefung und der. Aufnahme aller derjenigen. Verträge und Privatrechts— 
‚gefchäfte zu, welche gemäß dem bürgerlichen Gefegbuche eine gerichtliche Ur- 
kunde erfordern, oder da, wo dieſes den. Parteien freigelaffen iſt, nad) 
Verabredung derſelben gerichtlich gefchloffen werden wollen, 

8 17. Der 'Pateimonialgerichtsverwalter ift in Fällen, wo bad Geſetz 
einen Familieneath ‚erfordert, bei Bevormundungen, Interdictionen, Prodi⸗ 

galitaͤtserklaͤrungen und dergleichen, der Vorſtand des Familienrathes, und 
hat in dieſer Eigenſchaft alle Rechte und Verbindlichkeiten, welche das buͤr⸗ 
gerliche Gefetzbuch einem Beiſitzer des Untergerichts, als Vorſtande des Fa— 
milienrathes, beilegt. u ee 

: ‚Sn den Faͤllen, wo das Geſetz eine! Beftätigung des Beſchluſſes des 
Famiuenrathes, oder eine in Anſehung deſſelben zu erlaſſende richterliche ‚Ent- 
fcheidung erfordert, hat das Patrimonialgericht:denfelben dem Eöhiglichen Un 
tergerichte einzufenden,; und von: daher bdie:-Veflätigung oder Entfcheidung zu 
erwarten. ae ee ne we —— 

8. 18. Desgleichen hat ‚der Verwalter der Patrimontalgerichtöbarkeit 
die Verrichtung eines Givitftandesbeamten, fowohl was "das Aufgebot, als 
auch die Eingehung der Ehe, und die Vollziehung ber gerichtlich ausgefchries 
benen Chefcheidung betriftt | 

Er: hat die Heitathötegifter, dem Gefege gemäß, doppelt zu. führen, 
und ein Exemplar am Schluffe des Jahres in das Archiv ded Pateimonial- 
gerichts niederzulegen, das andere zu dem Eöniglichen Untergerichte einzufenden. 
Das Eönigliche Untergericht hat, in Anfehung der richtigen Führung die: 
fer Civitftandesregifter, die Auffiht und. Controlle über den’ Patrimonialrich⸗ 
ter, und iſt in dieſer Ruͤckſicht an die Beobachtung aller in dem buͤrgerlichen 
Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften ſtreng gebunden. ER TER 

819. Dem Patrimonialgerichte, ſteht in feinem Bezirke die Führung 

der Hypothekenbücher zu. — | — 
78%, Die Gerichtsherren find befugt, ihte liquiden Gerichts: und 


x 
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Grundgefaͤlle und. andere umnbeftritterfe gutsherrliche Praͤſtationen, nicht aber 
ſolche, welche aus Darlehen oder andern perfönlichen Forderungen entfprun: 
gen find, durch ihre Gerichtshalter beitreiben zu laſſen, fo weit der Grund⸗ 
unterthan unter ihrer eigenen Surisdiction gelaffen if. - - - 
Das dem ſaͤumigen Gerihhtsunterthan megen Zins, Stift, Laudemien 
‚und andern bergleichen gutsherrlichen Geldpräftationen abgenommene Pfand, 
wozu das dem Landmanne nöthige Adergeräthe und unentbehrliche Vieh nie 
genommeinl werden darf, ſoll von dem. Gerichtöverwalter, nach vorhergehenden 
oͤffentlichen Bekanntmachungen, an den Meiſtbietenden verſteigert und, nach 
Abzug der ſchuldigen Summe, der Ueberreſt dem Ausgepfaͤndeten zuruͤckgege— 
ben werden. Me ‚ s — a: gas, ı 
„08:21. Wenn bie Gerichtsherifchaft die in dem vorhergehenden $. be— 
ſtimmten Grenzen der Selbfterecution ober Pfändung uͤberſchritten wenn fie 
"mehr oder. anderes, ald ihr gebührte, genommen; wenn, bei Gelegenheit der 
Auspfändung, von der Gerichtsherefhaft eine Mishandlung der Perfon des 
Schuldners, oder fonflige unerlaubte Beſchaͤdigung feiner Güter vorgefallen ; 
wenn in Fällen, wo das bürgerliche Gefeg zu einem Nachlaffe verpflichtet, 
‚oder dem Nichter Bahlungsfriften zu ertheilen erlaubt, die Forderung mit 
unbilliger Strenge beigetrieben worden; fo iſt der Gerichtsunterthan berech⸗ 
tiget/ ſich mit feiner Beſchwerde oder Klage zu dem koͤniglichen Untergerichte 
u wenden. wa an — 
822." In allen ſtreitigen Gloilz oder Polizeiſachen, dieſe mögen den 
Gutsheren ‚und deſſen Gerihtsinfaflen, oder die Gerichtsinfaflen unter ſich 
betreffen, ſind die koͤniglichen Gerichte die allein zuſtaͤndige Behörde, 
823 In Criminaffällm gebuͤhren den Patrimonialgerichten nur die 
Apprehenfion und Detention der Angeſchuldeten. Sie find gehalten, diefe 
fpäteft "binnen acht und vierzig Stunden in den Sig. ſers einfchlägigen 
Land» oder Stadtgerichts auszulefern. nn #73 nn 


+ 
ange; . — 


"Unter denſelben Bedingungen iſt ihnen geſtattet, ihre Deconomieverwal⸗ 
ter wegen Vetuntreuung in ſichere Verwahrung nehmen zu laſſen. 

$. 24. Alles weitere Verfahren in Criminalfaͤllen bleist den Patrimo⸗ 
nialgerichten, unter" was immer. für einem Namen, ohne Unterfchied,; ob fie 
vorhin Criminalgetichtsbarkeit ausgeübt haben oder nicht, für immer verboten. 
j $. 25. Den Patrimonialgerichtsherren ſteht innerhalb ihres Bezirkes 
die niebere "Polizei zu, nach ben Beftimmungen des organischen Edictes über 
die gutsherrlichen Rechte. PB ——— 

826. Zur Geltendmachung polizeillcher Anordnungen ‚zur Erhaltung 
der Öffentlichen Ordnung gegen Ruheſtoͤrer und Widerfpenftige find fie befugt, 
ſich der Uebertreter zu bemächtigen, und biefelben int Sefängniffe, jedoch nie 
über acht und vierzig Stunden, zu detiniren. 

$. 27. Sobald die polizeiliche Uebertretung eine ſchwerere Ahndung, 
als die 8.26, beftimmte Strafe nach fich ziehen muß, iſt der Fall an, die 
einfhlägige Tönigliche Behörde zu berichten, welcher alsdann allein die Gogni: 
tion und Beſtrafung gebührt. — — — 

„828. "Die Gerichtsherren find nicht befugt, polizeiliche Uebertretungen - 
mit Geld zw ahnden, wenn nicht Unſere Derordnungen ausdruͤcklich eine 
ſolche Strafe damit verbunden haben: vun J—— 

Wenn mit einem koͤniglichen 'Polizeiverbote, welche einen in den poli⸗ 
zeilichen Wirkungskreis der Patrimonialgerichte einſchlagenden Gegenſtand be⸗ 
trifft, eine Geldſtrafe verbunden ‚worden; fo find. diefelben zu deren Beitrei- 
bung ermächtigt, fo ferne die angedrohte Geldbuße die Summe von fünf 
Gulden nicht überfchreitet, 


I 
d 


128 = Bayer. 


Alle mit. — — verpoͤnten ohribngchea — he 

Sopniton und Beſtrafung der Föniglichen Behörden... 

Wegen außerehelicher Schwängetungen darf: kunftig — 
einem ee noch von einem -Eöniglichen. Gerichte; irgend eine 
Strafe in Geld oder an der Ehre, ‚oder fonft auf andere Meife erkannt und. 
‚in Vollzug gefegt. werden. Unfte befonbere Werorbnungen: — iu 
noch, das Nähere beftimmen. —— 

2.20 Net Die Patrimonialgerichte. find. gehalten, alles: drei Donate im 

Stute an daß ie gr — ei | 

re. Mittel: RN 

| Son ber. Veftellung ber Yatsimoniatgertärk" 

8.31. Die in dem vorſtehenden Titel beſtimmten Rechte der —9— 
— —— werden durch einen von dem Gerichtsinhaber erwaͤhlten, 
‚von. Unferm General: Kreiscommiffariate beftätigten, in ‚Unferm, Namen. beeie 
deren, Gerichtsverwalter aͤusgeuͤbt. 

8 32. Diejenigen Gerichte, welche, nebſt dem Gerichtsverwalter, nicht 
zugleich mit einem Actuar beftelt find, ‚haben bie, ‚Verbindlichkeit, zu allen 
denjenigen Gerichtshandlungen, bei melden das Gefeh die Mitwirkung -einzs 
‚beeideten” Gerichtefchteibers erfordert, zhei . männliche, ‚grobiähtige, Zeugen, 
— leſen und ſchreiben koͤnnen, beizüzichen. ” 

33. . ‚Die Patrimoniglgerichteverroglter haben die nämlichen. ‚Eigen 
‚ac nachjumeffn, welche von Unſern Landrichtern. erfordertziwerden, 

34. De Patrimoniglgerichtsinhaber hat feinen Gericptöverwältee 
aus a Zahl der’ für den Staatsdienft aus der Rechtswiſſenſchaft und der 

REN ‚geprüften, und zugelaffenen, Candidaten zu erwählen. . - 

Doch find bie Gerichtsherren nicht. verbunden, bei ihrer Wahl ‚die, Ord⸗ 
nung der Glaffification” der Candidaten zu befolgen, —— 

$. 35. Nur jene Gerichtsverwaiter, welche zugleich Oeconomieverwal⸗ 
ter find, haben dem, Gerichtsherrn eine heſondere ——— auf 
ra zu Teiften. | 
8 36. Abdvocaten koͤnnen nicht. Gerichtshalter ſeyn. | 

37. Mehrere ‚Patrimoniglgerichtsinhaber können baſihen palon 
die Femattng ihrer Gerichtsbarkeit übertragen, :. 
..38. Der Gerichtsverwalter ‚darf qber nicht vier: Stunden von den 
oäihinen Gerichtsſitzen entfernt wohnen, 
Mi ſoll der Sitz des Amtes an einem ein für allemal‘ beflimmten 

Dit ſeyn 

— 39. Der Serainfaher kann — Gerichtsbarkeft. ſelbſt verwoai⸗ 
ns; ee muß ſich “Aber, ' wenn u nicht. die‘ in Unſrer Verordnung vom 7. No⸗ 
vember 1807 $ 6... bezeichnete Eigenschaft hat, über feine Fähigkeit und 
Kenntniſſe der naͤmlichen Prüfung und. andern Bebingungen unterwerfen, 

—— den befondern Gerichtsverwaltern vorgeſchrieben ſind. 

Doch’ kann derſelbe "diejenigen Rechtsgeſchaͤfte, Contracte, Teſtamente 
u. dgl., welche ihn ſelbſt betreffen, oder bei welchen er betheiligt iſt, und zu 
ihrer Fornichkeit die gerichtliche Genehmigung oder a En erfordern, 
niemals ſelbſt vornehmen, Tondern "er muß biefelben. bei bemjenigen Gerichte 
vornehmen. laſſen, welchem er ſelbſt fuͤr ſeine Perſon — iſt. 

1 ZB 7.6) Saal 
Kon dem. Hafoscın.nad ber Sufpenfion ber Batrimoniatge— 
richtsbarkeit. 
g. 40. Die Pateimantafgerichtößarkeit hoͤrt gaͤnzlich auf, toenn bie 
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Normal: Familienzahl, ‚gemäß. ben: Beftimmungen. des J. Titels, nicht gebil⸗ 
det we "RE ER 

= fi wer ift., nur, ſuspenditt, wenn fie der Inhaber nach Unfter 
Verorbnung vom 7. Noveniber 1807 Unſerm Untergerichte aufträgt, 

8, 42, Die Untergerichte find fhuldig, jenen Gutsbefigern, welche ihre 
Gerichtsbarkeit ihnen entweder freiwillig überlaffen haben, oder melde ‚berfel: 
ben, gemäß,.s.,40., verluſtig geworden find, in Betreibung ihrer llquiden 
geundherrlichen Forderungen, nach. ben in en CM die Cameral-Örund: 
tenten “biftehenbden Vorſchriften, auf jedesmalige Anrufen behülflih zu ſeyn. 

848. Wenn der’ Patikmnoniafgerichtahere, welcher feine Gerichtsbarkeit 
ſelbſt verwaltet, aus Unwiſſenheit oder Nachlaͤſſigkeit ſolche zum Nachtheile 
der Unterthanen ausuͤbt; ſo wird er zur Beſtellung eines Gerichtshalters ans 
gehalten; , EEE: : 

Van der von ihm beſtellte Gerichtshalter auf gleiche Weiſe ſich zur 
Vekwaͤltung dieſes Amtes untauglich zeigt; fo wird der Gerichtsherr ange: 
halten, einen 'andern an feiner Statt zu beftellen: 
Dev‘ Gerichtshere hat überdies für allen, aus -Nachläffigkeit oder Unwif: 
fenheit des Gerichtshalters entſtehenden, Schaden zu haften, 

8. 4. Wenn dee Gerichtsherr ‚die ihm amvertraute Gewalt in. vechte- 
widrigem Vorſatze dergeſtalt mißbraucht, daß der Mißbrauch in ein in dem 
Griminafeoder benannte Verbrechen übergeht; ſo ift derfelbe, vorbehaltlich al- 
ler übrigen verwirkten Strafen, der Gerichtsbarkeit auf feine Lebenszeit verlu⸗ 
flig, unbeſchadet der Nechte feiner Erben und andern Nechtsnachfolgern, 


- Münden, den 8. Sept. 1808. 
— — Max. Joſeph. 


Freih. v. Montgelas. Graf Moräawitzky. 
Freih. v. Hompeſch.“ 


Bayern, welches im Jahr 1806 zum Rheinbunde getreten war, 
verließ denfelben, in feinem Vertrage vom 8. Det. 1813 zu Ried mit 
Deftreich, und ſchloß fi den Alürten zur Bekämpfung Napoleons an. 
Es trat, auf dem Wiener Congreffe, um te utſchen Bunde, fo daß 
der. $. 13. der Bundesacte, vom 8. Juni 1815 („In allen Bun— 
desſtaaten wird eine Fandfländifhe Verfaffung Statt ha: - 
ben‘) auch für Bayern verpflichtend. ward. Doc verzog es ſich bis 
zum 26. Mai 1818, .bevor die neue Verfaſſung — eine octroirte 
— erſchien. Sie gilt feit diefem Jahre ald Grundgeſetz des Königs 
reichs Bayern. (Im einer Schrift des Staatsrathe von Hazzi: über 
die Standpuncte der bayrifhen VBerfaffungsurfunde von 
1818 in Beziehung anderer Conflitutionen. München, 1819. 8. 
ward theilweife ‚dem Verfaffungsentwurfe vom 3. 1808 der Vorzug vor 
der neuen Verfaffung gegeben.) Br | 

Diefer neuen. Verfaffung ging aber ein, mit dem Papfte am 5. 
Juni :1817. zu Rom abgefchloffenes, Concordat, vom Gardinale Eon: 
falvi.und von Caſimir Haffelin, Bifchoff von Cherfones, unterzeichz 
net, und vom Könige am 24. Det. 1817 zu München ratificirt, voraus, 
welches, nach vielen feiner Beftimmungen, in Bayern und in Zeutjchland 
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einen ungünftigen Eindruck bereitete. Es ſtehet vollftändig, latei— 
niſch und teutſch, in einer Sammlung, welche uͤberſchrieben iſt: Ver⸗ 
faſſungsurkunde des Koͤnigreiches Bayern, München, 1818. 8. 
©. 318 — 395. J Bei. 0 
Deſto willfommener war bie Bekanntmachung: der neuen, vom 
Staatörathe (nachmaligen Minifter) von Zentner- bearbeiteten, 
Verfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818, welcher eine fehr 
zweckmaͤßige Eönigliche Verordnung in Hinfiht der Gemeindever: 
faffung vom 17. Mai 1818 vorausging, und mit welcher zu: 
gleich zehn Beilagen, zur Ergänzung. der Verfaflung in einigen we⸗ 
fentlichen Beftimmungen, bekannt gemacht wurden. Wenn gleich in 
den über biefe Verfaffung erfchienenen Schriften von v, Hornthal, 
vom Grafen Soden, von v. Hazzi, Behr u. a. manches Ein- 
zelne getabelt ward; fo erklärte ſich doch die allgemeine Stimme des 
bayrifchen Volkes für das Ganze mit. unverfennbarem Intereffe; auch 
warb im Febr. 1819 die erfte öffentliche Ständeverfammlung Bayerns 
(damald eine neue Erſcheinung auf teutfchem Boden) in- Angemeffenheit 
zu der gegebenen Verfaſſung eröffnet. . J 
Beſonders gehoͤrt es aber zu den unſterblichen Verdienſten bayriſcher 
Staatsmaͤnner, daß ſie erkannt hatten, eine zweckmaͤßige Verfaſſung muͤſſe 
von einer neuen zweckmaͤßigen Geſtaltung der Gemeinden 
ausgehen. Denn ſoll der Organismus des Staats ein in ſich zu ſam⸗ 
menhaͤngendes, nothwendiges, alle Theile gleichmaͤßig umſchließendes, 
Ganzes bilden; ſo muß die neue Geſtaltung nicht von oben herab be= 
ginnen, fondern von unten hinauf anheben. Der Anfang muß mit ber 
Gemeindeverfaffung gemacht: werden; dieſer muß ‚die Provine 
zialverfaffung. (eine Lüde im Königreiche Bayern, bie ſpaͤter durch 
die Organifation bed Landrathes ergänzt ward,) folgen,. und das 
‚allgemeine Grundgeſetz muß das: Ganze befchließen.. Fuͤr die Ges 
meindeverfaflung forgte die bayrifche Verordnung vom 17. Mai 1818, 
die Fünftige VBerfaffung und Verwaltung der Gemeinden 
betreffend, die aber hier nicht in extenso mitgetheilt werden Kann. Die 
wichtigften Beftimmungen berfelben find: folgende. Der Eingang erklärt, 
daß der König, in Folge früherer Einleitungen und insbeſondere feiner 
Verordnung vom 6. März 1817 über die’ Verwaltung bes Stiftungs- 
und Commmmalvermögens, beſchloſſen habe, in den Städten und 
Märkten die Magiftrate mit einem. freien und erweiterten 
Wirkungstreife herzuftellen, wie auch ben Ruralgemeins 
ben eine ihren VBerhältniffen angemeffenere Verfaſſung 
und Verwaltung zu geben. Zu dem Ende. warb das über das 
Gemeindeweien vom 24. Sept. 1808 erlaffene Edict aufgehoben, an defs 
fen Stelle die neue Verordnung trat (melche fih im fünften Stüde 
des bayrifchen Gefegblattes vom S: 1818 befindet). Nach der: 
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ſelben wird: in den Staͤbten und gro Gen Maͤrk ten die Gemeinde⸗ 
berwaltung beſorgt und vollzogent;1) durch einen bürgerlichen Magiſtrat; 
2) durch einen beſondern Gemeindeausſchuß wielchty aus erwaͤhlten Ge⸗ 
meindebevollmaͤchtigten beſtehtz 3) "duch Diſtrictsvorſteher, welche in gro⸗ 
fen Städten dem Magiſtrate beigegeben find. Der Magiſtrat ift der‘ 
Vorſteher der Gemeinde und zugleich der Beamte für die Verwaltung 
ihrer gemeinfchaftlichen Angelegenheiten und ihres‘ Vermoͤgens. Derfelbe 
foll beftshen: 1) in den Stäbten der erſt en Klaffe, aus zwei Bürger: 
meiftern, aus zwei bis vier rechtskundigen⸗ Räthen, aus einem technifchen 
Baurathe (mo das. Bauweſen von Bedeutung iſt), aus zehn bis zwölf 
Bürgern, vorzüglich aus der gemwerbetveibenden Klaſſe. Die Verwaltung 
des Stadtvermoͤgens wird nom Magiſtrate einem" rechtöfundigen Rathe 
und einen Rathe aus der Zahl der Bürger. übertragen. ° Im gleicher 
Art gefihieht die Uebertragung der Adminiftration des Local= Stiftungss 
vermoͤgens. Es koͤnnen jedoch. bie einzelnen geößern Stiftungen auch 
unter mehrere NRäthe vertheilt werben. 2yı:in den Städten ber zweiten 
Klaffe,-"aus. einem Bürgermeiften; "aus: einem oder zwei rechtöfundigen 
" Räthen, aus einem Stadtfchreiber, aus acht bis zehn Bürgern. 3) in 
den. Städten und Märkten der vritten Klaſſe aus einem Bürgermei: 
fier, aus einem. Stadf= oder Masktfchteiber, aus ſechs bis acht Bürgern. 
Die Verwaltung ded Communals fo wie des Stiftungsvermoͤgens wird 
in den Städten und Märkten: Der, zweiten. und dritten Klaffe entweder 
einem oder- mehreren Gliedern des Magiftratd, wie bei den Städten der 
erſten Kläffe, Übertragen. Bei: einem: großen Stadtvermögen Tann aud) 
ein eignet Stabtkämmerer, Rechnungsfuͤhrer, fo wie bei bedeutenden ört= 
lichen : Stiftungen ein: eigener Oekonom angeftelt werden. Die Bürger 
meifter; und die Stadt⸗ oder Marbtfchneiber, muͤſſen in allen Städten, 
nebſt den Gymnaſialſtudien, eine mehrjährige für ihre Dienftfunction er: 
forderliche Gefchäftsiibung nachweifen.. In den Städten der erſten Klaffe 
muͤſſen ferner -die Buͤrgermeiſter und: die rechtöfundigen Raͤthe nach voll: 
- endeten afademifchen Studien: die vorgefchriebenen Prüfungen beftanden 
haben; in den "Städten weiter Klaſſe wird bei den rechts- und gefchäfts: 
Fundigen Raͤthen diefelbe: Eigenfchaft. erfordert. Außer diefer Qualifica⸗ 
tion muß der Buͤrgermeiſter auch in den Gemeindebezirten mit einer 
Realität anfäßig- fen. — Sämmtliche Glieder des Magiſtrats dürfen 
weber in der aufs und abfteigenden Linie, noch in ben Geitenlinien ers 
fin Grades, unter einander, verwandt, oder verfchwägert feyn. — 

Mit der Verfaffung zugleich, und an demfelben Tage, dem 26. Mai 
1818, unterzeichnet, erfchienen folgende zehn Edicte, wovon bier nur 
drei, wegen.ihrer Michtigkeit für den ganzen innern Drganismus des 
Stagtes, volftändig aufgenommen. werden. | | 

4) Edict über dad Indigenat. Beilage 1 zu Titel IV. 6. 1. 
der Verfaſſungsurkunde. | — 
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Ediet uͤber die Kußern Rechtsverhaͤltniſſe des Koͤnigreichs —* 
rn — auf’ Religion und: kirchliche Geſellſchaften. | 
Beilage, 2 zu. Titel IV5'$: 9. der Verfaffungsurkunde. :. - - 

3) Edict uͤber die Freiheit. der Preſſe und des Suth han— 
| dels. Beilage 8 zuiZitek IV. $:-11..der, Verfaſſungsurkunde. 5 

=... (Diefe beiden Edicte folgen her: Berfaffunsurfunde.). - 2 
4 Edict die ſta attsrecht lichen Berhaͤltniſſe Der —— 

| veichsländifchen. Fürften, Grafen und Herren betrekfend. 
Be 4 zu Titel Vf 2, der Verfaſſungsurkunde. — 

5) Edict über den Adel im Koͤnigreiche Bayern. Beilage En 
Sit :V..& 4. der Verfaſſungsurkunde. | 
6); Ediet über, die gutsherrlichen Rechte und Die: — 
| liche: Gexichtsbarkeit. — 6 zu Titel V. d. 4. N. ih. ber 

Verfaffungsurfunde:: : — 
7 Edict uͤber die Bamitiensßipeicommilfe. Rage 7 zu 
| Li ‚V.: der Berfaffungsurfünde. 1... 
8) Edict Über die. Siegeimäßigkeit. Beige 5 au il V. 
8 N. 4. der Verfaſſungsurkunde. 
9) Edict uͤber Die Berhäktniffe der Staatödiener, vorzuůg⸗ 
lich in Beziehung auf ihren Stand und — Beilage 9: zu Titel V. 
8..6. ber: Verfaſſungsurkunde. 
40) Edict über Die Ständevsnfammlung. weiene 10 zu 
VI. 86. 10. der Derfaffungsurfinde: :  . 
 (Diefes. Edict ‚folgt. gleichfalls: der Berfaffungsurfunpe,) 
_ Alnperkeubah war es ſehr zweckmaͤßig, das, was dieſe Eiche i im 
. Einzelnen. enthalten;, nit, in die Berfaffungsurkunde ſelbſt 
aufzunehmen, weil mehrere der: neuen, ins.-öffentliche Leben getvetenen, 
zum Theil ‚aber auch ſchon wieber erloſchenen, Berfaffungen: durch folche 
jpecielle, Beſtimmungen zu weit nausgebehnt,. und: ihres: öffentlichen 
veinpolitifchens Charakters beraubt: worden. find. Haͤlt man aber: 
die. ſehr ins. Einzelne: gehenden | Beftimmungen . dieſer ‚zehn. Edicte mit 
der Verfaſſungsurkunde und mit dem abgeſchloſſenen Concordate zuſam⸗ 
menz ſo ward in. denſelben allerdings die neue a) bes 
bayrifeben Staatsrechts gegeben; , in ö 
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Marimilian Foſeph, von Gottes Gugden Koͤnig von Bahern. 

Von den hohen Regenten⸗ Pflichten durchbrungen und geleitet — ha⸗ 
ben Wir Unſere bisherige Regierung mit ſolchen Einrichtungen bezeichnet, 
welche Unſer fortgeſetztes Beſtreben, das Geſammtwohl Unſerer Unterthanen 
zu befördern, beurkunden. — Zur. feftern Begründung defjelben gaben Mir 
ſchon im Jahre 1808 Unſerem Reiche eine, ſeinen damaligen aͤußern und 
innern Verhaͤltniſſen angemeſſene, Verfaſſung, in welche wir ſchon die Ein— 
fuͤhrung einer ſtaͤndiſchen Verſammlung, als eines weſentlichen Beſtandtheiles, 
aufgenommen haben. — Kaum hatten die großen ſeit jener Zeit eingetrete- 
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nen Meltbegebenheiten, von welchen Bein teuefcher Staat unberührt geblieben 
ift, amd waͤhrend welcher das. Volk von Bayern; gleich. geoß im erlittenen 
Drude, wie im beftandenen Kampfe, fich gezeigt hat, in der Acte des Wiener 
Gongreffes ihe ‚Ziel gefunden, als Mir fogleich das nn Ereig⸗ 
niſſe der Zeit unterbrochene Werk, mit unverruͤcktein Blicke auf die allgemei⸗ 
nen und beſondern Forderungen bes Staatszweckes, zu vollenden ſuchten; — 
die im Jahre 1814 dafuͤr angeordneten Vorarbeiten imd das Dectet vom 
2. Februar 1817 beſtaͤtigen Unſern hieruͤber ſchon fruͤher gefaßten feſten 
Entſchluß. — Die gegenwaͤttige Acte iſt, nach vorgegangener reifer und viel- 
ſeitiger Berathung, und nad) Vernehmung Unſeres Staatsrathes — das 
Werk Unſeres eben ſo freien als feſten Willens. — Unſer Volk wird in dem 
Inhalte deſſelben bie kraͤftigſte Gewaͤhtleiſtung Unferer landesvaͤterlichen Ge⸗ 
finnungen finden. J 
Freiheit der Gewiſſen, und gewiſſenhafte Scheidung und 
Schützung deſſen, was bes Staates und ber Kirche iſt; 
Freiheit der Meinungen, mit gefeglihen Befhräntungen 
gegen den Mißbrauchz ern 
Gleiches Neht der Eingebornem zu” allen Graben des 
Staatsdienſtes und zu allen Bezeihnungen des Verdienftes; 
Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; _ 
Gleichheit der Gefege und vor dem Gefese; 
Unparteilicheit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege ; = 
j Gleichheit der Belegung und der Pflihtigkeit ihrer Lei: 
ung; EIER | | = 
Ordnung durch alle Theile des Staatshaushaltes, rechtlicher Schug bes 
Staatseredits, und gefiherte Verwendung der dafür beſtimmten Mittel; 
Wiederbelebung der Gemeindekörper durch die "Miedergabe der Verwal⸗ 
tung der ihr. Wohl zunaͤchſt berührenden Angelegenheiten} 

Eine. Standfhaft — hervorgehend aus allen Klaffen ber im State 
anſaͤßigen Staatsbürger, — mit den Rechten des Beirathes, der 
Zuftimmung, ber Willigung, der Wünfhe und der Befchwer: 
deführung wegen verlegter verfaffungsmäßiger Rechte, — 
berufen, um in öffentfihen Verfammlungen die Meisheit der Berathung 
zu verflärken, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwaͤchenz ö | 

Endlich eine Gewähr der Berfaffung, fichernd gegen willführfichen Wech⸗ 
fel, aber nicht hindernd das Fortfchreiten zum Beſſern nach geprüften Er: 
fahrungen. — 

Bayern! — Dies find die Grundzüge der aus Unſerm freien Ent— 
ſchluſſe euch gegebenen Verfaſſung, fehet darin die Grundfäge eines Königs, 
welcher das Gluͤck feines Herzens und. den Ruhm feines Thrones nur von 
dem ne des Vaterlandes und von der Liebe feines Volkes empfan: 
gen wi 1. — 2* F — — Ei un ’ . * 

‚Wir erkblaͤren hiernach folgende Beſtimmungen als Berfaffung des Koͤ— 
nigreichs Bayern: — 


Eeſer — | 

— 9 Allgemeine Beſtimmungen. 

8 4. Das Königreich Bayern in der Gefanimts Bereinigung aller aͤl⸗ 

tem und neuern Gebietstheile ift ein ſouverainer monacchifcher. Stant nad) 
‚den re ber gegenwärtigen Verfaffungsurkunde. .. - x; 

92, Fuͤr das ganze: Königreich -befteht eine allgemeine für ainei 

Kammern abgetheilte —— en mn | — 


4 


! 
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8weiter Zitel, 


Bon dem Könige u und der Thronfolge, dann der Reihsver 
wefung. 


$.1. De König iſt das Oberhaupt. des Staats, vereinigt in fich alle 
Rechte der Staats gewalt, und uͤbt ſie unter den von Ihm gegebenen in 
der gegenwaͤrtigen Verfaffungourkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen aus. 

Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. | 

92. Die Krone iſt erblich in. dem Mannsftamme des Königlichen 
ne nach. dem Rechte der Erſtgeburt, und der agnatifc) = linealifchen Erb⸗ 
olge,. 

8. 3. Aue Succeffi ons⸗ Fähigkeit wird eine techtmäßige Geburt aus 
: — — mit Bewilligung des Koͤnigs geſchloſſenen — Ehe er⸗ 
order 

84 Der Mannsſtamm hat vor den weiblichen Nachkommen den 
Vorzug, und die Prinzeſſinnen ſind von der Regierungsfolge in ſo lange aus⸗ 
geſchloſſen, als in dem koͤniglichen Hauſe noch ein ſucceſſionsfaͤhiger maͤnnli⸗ 
cher Sproſſe oder ein durch Erbverbruͤderung zur Thronfolge berechtigter Prinz 
vorhanden iſt. 

$. 5. Nach gaͤnzlicher Erloͤſchung des Mannsſtammes, und Erman— 
gelung einer mit einem andern fuͤrſtlichen Hauſe aus dem teutſchen Bunde 
fuͤr dieſen Fall geſchloſſenen Erbverbruͤderung, geht die Thronfolge auf die 
weibliche Nachkommenſchaft nach eben der Erbfolgeordnung, die fuͤr den 
Mannsſtamm feſtgeſetzt iſt, über, fo daß die zur Zeit des Ablebens des letzt⸗ 
vegierenden Königs lebenden Bayriſchen Prinzeffinnen oder Abkoͤmmlinge von 
denſelben, ohne Unterſchied des Geſchlechtes eben ſo, als waͤren ſie Prinzen 
des urſpruͤnglichen Mannsſtammes des Bayriſchen Hauſes, nach dem Erſt— 
geburtsrechte und der Lineal-Erbfolgeordnung zur Thronfolge berufen werden, 

Wenn in dem regierenden neuen koͤniglichen Hauſe wieder Abkoͤmmlinge 
bes erſten Grades von beiderlei Geſchlecht geboren werden, tritt alsdann 
dee Vorzug des männlichen Gefchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 

6. 6. Sollte die Bayerifche Krone nah Erlöfchung des Mannsftam: 
mes an den Megenten einer größern Monarchie gelangen, welcher feine Reſi— 
denz im Königreiche Bayern nicht nehmen Eönnte, oder würde; fo foll bie 
felbe an den zweitgeborenen Prinzen diefes Haufes übergehen, und in deſſen 
Linie ſodann diefelbe Erbfolge eintreten, wie fie oben vorgezeichnet iſt. 

Kommt aber die. Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern 
Monarchen; fo wird fie zwar Königin, fie muß jedody einen Vicekoͤnig, der 


feine Nefidenz in dee Hauptſtadt des Königreichs zu nehmen hat, ernennen, 


und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zmweitgebornen Prinzen über. 

8.7. Die Volljaͤhrigkeit der Prinzen und Prinzefinnen des la 
Haufes teite mit dem zuruͤckgelegten achtzehnten Sahre ein. 

$, 8. Die übrigen Verhältniffe der Mitglieder des Föniglichen Haufes 
sichten fi nach den Beftimmungen des pragmatifchen Samiliengefeges. 

$. 9. Die Reichsverwefung. tritt ein: 

a) während der Minderjährigkeit des Monarchen; 

b) wenn derfelde an der Ausuͤbung der Regierung auf längere Zeit vers 
hindert iſt, und für die Verwaltung des Reiche nicht felbit Vorſorge 
getroffen hat, oder treffen kann. 

10. Dem Monarchen ſteht es frei, unter den volljaͤhrigen Prinzen 
bes Haufes, den Reichsverweſer er die Seit der. Minderjährigkeit feines Nach: 
folgers zu wählen. 
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In Ermangelung einer folchen Beftimmung gebührt bie Reichöverwefung 
demjenigen volljährigen Agnaten, welcher nach ber feftgefegten Erbfolgeord⸗ 
nung der Naͤchſte ift. ER 

Wäre der Prinz, welchem biefelbe nad obiger Beſtimmung gebührt, 
ſelbſt noch minderjährig, ober duch ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die 
Regentſchaft zu übernehmen; fo fällt fie auf. denjenigen Agnaten, welcher 
nach ihm der Nächte iſt. 

$. 11. Sollte. der Monarch durch irgend eine Urſache, die in ihrer 
Wirkung, länger als ein Jahr dauert, an der Ausübung der Megierung ge: 
hindert werden, umd für diefen Fall nicht felbft-Worfehung getroffen - haben, 
oder treffen Eönnen; fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen die Ver: 
Hinderungsurfachen anzuzeigen find, gleihfals die für den Fall der Minderjäh: 
tigkeit beftimmte gefeglihe Regentſchaft ſtatt. 

$. 12. Wenn der König nad) $. 10. den Reichsverweſer für den Fall 
der Minderjährigkeit ernennt; fo wird die darüber ausgefertigte Urkunde durch 
denjenigen Minifter, welchem die Verrichtungen eines Minifters des Eönigli: 
hen Haufes übertragen find, im Hausarchiv bis zum Ableben des Monar- 
chen aufbewahrt, und dann dem Gefammt: Staatsminiflerium zur Einſicht 
und öffentlihen Bekanntmahung vorgelegt. Dem Reichsverweſer wird die 
über feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt, 

$. 13. Wenn Eein zur Meichsverwefung geeigneter Agnat vorhanden 
ift, dee Monarch jedoch eine vermwittibte Königin binterläßtz fo gebührt diefer 
die Neichsverwefung. 

Sn Ermangelung berfelben aber übernimmt fie jener Kronbeamte, wel: 
chen der legte Monarch Hierzu ernennt, unv wenn von demfelben keine folche 
Beſtimmung getroffen ift, fo geht fie an den erſten Kronbeamten über, wel: 
chem fein gefesliches Hinderniß entgegen fteht. 

$. 14. In jedem Falle gebührt einer vermittibten Königin unter der 
Aufficht des Reichsverweſers die Erziehung ihrer Kinder, nad) den in dem 
Familiengeſetze hierüber enthaltenen- näheren Beftimmungen. — 

8. 15. In dem im $. 9. a und b bezeichneten Fällen wird die Re— 
gierung im Namen des minderjährigen, oder in der Ausübung der Regie— 
tung gehinderten, Monarchen geführt. * 

Alte Ausfertigungen werden in feinem Namen und unter dem gewoͤhn⸗ 
lichen Eöniglichen Siegel erlaffen; alle Münzen mit feinem Bruſtbilde, Wap- 
pen und Titel geprägt. 

Der Regent unterzeichnet ale: 

| „des Königreihs Bayern Verweſer.“ | 

8.16. Der Prinz des Haufes, die verwittibte Königin, oder derjenige 
Kronbeamte, welchen die Reichsverwefung übertragen wird, muß gleich nach 
dem Antritte der Megentfchaft die Stände verfammeln, und in ihrer Mitte _ 
und in Gegenwart der Staatsminifter, fo tie der Mitglieder des Stante- 
vathes, nachftehenden Eid ablegen: 

„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung und der Ge: 

„ſetze des Reichs zu verwalten, die Integritaͤt des Koͤnigreichs und 
„die Rechte der Krone zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, 
„deren Ausübung mie anvertraut iſt, getreu zu übergeben; fo wahr 
„mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium.“ 

worüber eine. befondere Urkunde aufgenommen wird. 

$. 17. Der. Regent übt während. feiner Reichsverwefung alle Regie: . 
rungsrechte aus, welche durch die Verfaffung nicht befonders ausgenommen find. 

8. 18, Alte erledigte Aemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, Eön: 
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‚nen während - ber Reichsverweſung nur prvviſortſch beſetzt werden. Der 
Reichsverweſer kann weder Kronguͤter veräußern, oder heimgefallene Lehen ver⸗ 
leihen, noch neue Aemter einfuͤhren. 

$. 19. Das Geſammt⸗ Staatsminiſterium bildet den Megentſchafto⸗ 
rath, und der Reichsverweſer iſt verbunden, in allen wichtigen Angelenen het⸗ 
ten das Gutachten deſſelben zu erhohlen. 1: 

$. 20. Der Neichsverwefer hat während ber Dauer. bee Regentſchaft 
feine Wohnung in der koͤniglichen Refidenz, und wird auf. Koſten des Staats 
unterhalten; auch werden -ihm nebſtdem zu ſeiner eigenen Verfuͤgung jaͤhr⸗ 
lich zweimal hundert tauſend Gulden in monatlichen Raten auf. bie: Staats: 
caffe angetviefen. 

8.21. Die Regentfchaft vauert in den im $. 9. — zwei — 
len — im erſten bis zur Großjaͤhrigkeit des Koͤnigs, und im — — 
bis das eingetretene Hinderniß aufhoͤrt. 

$. 22. Nachdem die Regentſchaft beendigt iſt, und der in die Regie: 
rung eintretende neue König den feierlichen Eid: (Zit, X. 5. 1.)- abgelegt hat, 
werden alle Verhandlungen der Regentſchaft gefchloffen, u 2 der Regierungs⸗ 
antritt des Koͤnigs wird in der Reſidenz und in dem ganzen RER 
‚feierlich fund gemacht, 

Dritter Titel, 


Bon dem Staatsgute, 

8. 1. Der ganze Umfang des Königreichs Bayern bildet eine. einzige 
untheilbare unveräußerliche Sefammtmaffe aus fämmtlichen Beltandtheilen 
* — Leuten, Herrſchaften, Guͤtern, Regalien und Renten mit allem 

ubehoͤr. 

Auch alle neue Erwerbungen aus Privattiteln, an unbeweglichen Guͤ⸗ 
tern, ſie moͤgen in der Haupt- oder Nebenlinie geſchehen, wenn der erſte 
Erwerber waͤhrend ſeines Lebens nicht daruͤber verfuͤgt hat, kommen in den 
Erbgang des —— und werden als der Geſammtmaſſe einverleibt 
angeſehen. 
| 8. 2. Zu dem umveräußerlichen Staatsgute, welches im Falle einer 

Sonderung des Staatsvermögens von der Privatverlaffenfchaft in das In⸗ 

ventar der letztern nicht gebracht werden darf, gehoͤren: 

1) Alle Archive und Regiſtraturen; 

2) Alte öffentliche Anſtalten und Gebäude mit ihrem Zugehoͤr; 

3). Alles Geſchuͤtz, Munition, alle Militaicmagazine und was zur Landes: 
wehr nöthig if; - 

4) Alte Einrichtungen ber Hofcapellen und Hofamter mit allen Mobilien, 
welche der Aufſicht der Hofitäbe und Hofintendanten. anvertraut, und 

. zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes beflimmt find; 

5) Altes, was zur Einrichtung oder zur Zierde der Reſidenzen und Luſt⸗ 
ſchioſſer dienet ; 

6) Der Hausſchatz, und was von dem Erblaſſer mit en bereits ver⸗ 
einigt worden iſt; 

7) Alle Sammlungen fuͤr Kuͤnſte und Wiſſenſchaften, als: Bibliotheken, 
phyſikaliſche, Naturalien-⸗ und Muͤnzcabinette, Antiquitäten, Statuͤen, 
Sternwurten mit ihren Inſtrumenten, Gemaͤlde- und Kupferſtichſamm⸗ 
lungen und ſonſtige Gegenſtaͤnde, die zum oͤffentlichen Gebrauche — 
zur Befoͤrderung dee Kuͤnſte und: Wiſſenſchaften beſtimmt find; +. 

8) Alle vorhandene Vorraͤthe an baarem Gelde und Capitalien in tm 

Staatscaſſen oder an Naturalien bei. den Aemtern, HE alten. ‚Aus: 

ſtaͤnden an Staatsgefällen; | E 
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9) Altes, was aus Mitteln des Staats erworben wurde. 
783 Shnimtliche Beſtandtheile des Staateguts find, wie bereits in 

der‘ Pragmatiß vom 20. October 1804 beftimmt war, aus welcher die nad) 
den veränderten: Verhältniffen hieruͤber noch geltende Beſtimmungen in ges 
genwaͤrtige Verfaſſungsurkunde ‚Übertragen ‚find, auf ewig unveräußerlich, vor= 
behaltfich der unten. folgenden Mobdificationen, | 

: Vorzüglich ſollen, ohne Ausnahme, alle Rechte der Souverainetät bei - 

der Primogenitur ungetheilt und unveraͤußert erhalten werden, 
$. 4. Als Veräußerung des Staatöguts iſt anzufehen, nicht nur jeber 
wirkliche Verkauf, fondern auch eine Schenkung unter den Lebenden, ober eine 
Vergebung durch eine legte Willensverordnung, Verleihung neuer Lehen, oder 
Beſchwerung mit einer ewigen Laft, oder Verpfindung oder Hingabe durch 
einen Vergleich gegen Annahme einer Summe Geldes. 
Auch kann feinem Staatsbürger eine Befreiung von den Öffentlichen 
Raften bewilligt. werden. | 
85. Die bisher zur Belohnung vorzliglicher dem Staate geleifteter 
Dienfie verlichenen Lehen, Staatsbomainen und Renten find von obigen 
Derbote ausgenommen. 
Auch ficht dem Könige die MWiederverleihung heimfallender Lehen jeder: 
zeit feet. Be 
Zur Belohnung großer und beftimmter dem Staate geleifteter Dienfte 
Eönnen auch andere Staatsdomainen oder Renten, jedoch mit Zuſtimmung 
der Stände, in der Eigenfchaft als Mannlehen der Krone verliehen werben. 
- . Anwartfchaften auf. kuͤnftige dee Krone heimfallende Güter, Renten und 
Rechte, Eönnen eben fo mwenig, als auf Aemter oder Würden, ertheilt werden. 
8. 6. Unter dem Veraͤußerungsverbote find ferner nicht begriffen: 

4) alle Staatshandlungen des Monarchen, welche innerhalb der Grenzen 
des Ihm zuftehenden Regierungsrechts nach dem Zwecke und zur 
Mohlfahrt des Staats mit Auswärtigen, oder mit Unterthanen im 
Lande, über Stamm: und Staatsgüter vorgenommen werden; insbes 
fondere. was 

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung eines anhängigen 

-  Rechtöftreites, gegen Erhaltung oder Erlangung anderer Güter, Renten 
oder Rechte, oder zur Grenzberichtigung mit benachbarten Staaten, 
gegen andern angemeffenen Erfag abgetreten wird; 

3) Mas gegen amdere Realitäten und Rechte von gleihem Werthe ver 
taufcht wird; 

4) Alle einzelne Veräußerungen oder Veränderungen, welche bei den Staats— 

guͤtern dem Staatszwecke gemäß, und in Folge der bereits erlaffenen 
Borfchriften nach richtigen Grundfägen der fortfchreitenden Staats— 
wirthfchaft, zue Beförderung der Landescultue oder fonft zur Wohl: 
fahrt. des Landes, oder zum Bellen der Staatsärard, und zur Aufhe— 
bung einer nachtheiligen Selbftverwaltung für gut gefunden werden. 

F $. 7. Sn allen dieſen Faͤllen ($. 6.) dürfen jedoch die Staatsein- 

fünfte nicht gefchmälert, Tondern es foll als Erſatz entweder eine Domanical- 
vente — 100 ‚möglich in Getreide, dafür bedungen, oder der Kaufſchilling zu 
neuen Erwerbungen oder zur zeitlichen Aushülfe des Echuldentilgungsfonds; 
- zu andern, das Wohl des Landes bezielenden, Abſichten verwendet 
werben. ur 
Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen beweglichen Wermögen ($. 
2.) kann der Monarch nach Zeit und. Umftänden zwedimäßige Veränderun: 
gen und Berbefferungen vornehmen. 
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Von altgemeinen Rechten und Pflichten, - x 


6. 1. Zum wvollen Genuſſe aller bürgerlichen, oͤffentlichen und Pri⸗ 


vatrechte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, welches entweder durch 
die Geburt oder durch die Naturaliſirung, nach den naͤhern Beſtimmungen 
des Edictes über das Indigenat, erworben wird. (Beilage J.) 
$. 2. Das Bayeriſche Staatsbuͤrgerrecht wird durch das Indigenat 
bedingt und geht mit. demfelben. verloren. — cr 
$. 3. Nebſt diefem wird zu deffen Ausübung noch erfordert: 
a) die gefegliche: Volljährigkeit; | 
b) die Anfäßigkeit im Königreiche, entweder ducch den Beſitz beſteuerter 


Gründe, Renten oder Rechte, oder ducch die Ausübung beftenerten Ge: 


werbe, oder durch den Eintritt in ein öffentliches Amt. Ä 

$. 4. Kronaͤmter, oberfle Hofamter, Civil: Staatsdienfte und oberfte 

Mititärftellen, wie auch Kicchenämter oder Pfruͤnden, Eönnen nur Eingebor- 
nen oder verfaffungsmäßig Naturatifirten ertheilt werden. — 

$.5. Jeder Bayer ohne Unterſchied kann zu allen Ci— 
vil-, Militärs und Kichenämtern oder Pfründen gelangen. 

$. 6. In dem Umfange des. Reichs kann feine Leibeigen: 
ſchaft beftehen, nad den nähern Beflimmungen des Edictd vom 3, Au: 
guft 1808, 

$. 7. Alle ungemeffene Frohnen follen in gemeffene 
umgeändert werden, und auch dieſe ablöshar feyn.- | 

$. 8. Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit 

feiner Perfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. 
-  Riemand darf feinem ordentlihen Richter entzogen 
werden. . 

Niemand darf verfolgt ober verhaftet werden, als in den 
buch die Gefege beflimmten Fällen, und in der gefegli- 
hen Form. | en 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privateigenthum, felbft für öfz 
fentlicye Zwecke abzutreten, ald nad) einer förmlichen Entfcheidung des ver: 
fammelten Staatsraths, und nach vorgängiger Entfhädigung, wie ſolches in 
der Verordnung vom 14. Auguft 1815 beftimmt ift. 


$. 9. Jedem Einwohner des Reichs wird vollfommene Gewif: 


fensfreiheit gefichert; die einfache Hausandacht darf daher Niemandem, zu 
welcher Religion er fich befennen mag, unterfagt werden. i 
Die in dem Königreiche beſtehenden drei hriftlichen Kir= 
hen=Gefellfhaften genießen gleihe bürgerliche und politi- 
ſche Redte. | 
Die nicht chriſtlichen Glaubensgenoffen haben zwar vollkommene Ge: 
voiffensfreiheis; fie erhalten aber. an den flaatsbürgerlichen Nechten nur. in 
dem Maaße einen Untheil, wie ihnen derſelbe in den organifchen Edicten 
über ihre Aufnahme in die-Staatögefelfchaft zugefichert ift. 
Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ift das Eigenthbum ber Stif: 
tungen und der Genuß ihrer Renten nach den nefprünglichen Stiftungsur- 
kunden und dem rechtmäßigen Beſitze, fie feyen für den Cultus, dert Unter: 
richt oder die Wohlthätigkeit beſtimmt, vollſtaͤndig gefichert. | 
Die geiftliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe nie ge- 


hemmt werden, und die weltliche Regierung darf in rein geiftlide Gegen: -- 


ftände der Religionslehre und des Gewiſſens ſich nicht einmifhen, als in 
fo weit das oberhoheitlihe Schug: und Auffihtsrecht eintritt, wonach Keine 


Pr 
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Verordnungen: und «Gefege der Kirchengewalt ohne vorgaͤngige Einfiht und 
das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden duͤrfen. 

"Die Kirchen und Geiſtlichen find in ihren buͤrgerlichen 
Haudtungen und. Beziehungen — wie auch in: Unfehung des 
ihnen zuftehenden Vermögens, den Gefegen bes Staats urd 
veh-mweltlihen Gerichten untergebenz aud können fie von oͤf⸗ 
fentiihen:Staatslaften feine Befreiung anfpreden. i Ä 

Die übrigen nähern Beſtimmungen über die äußern Rechtsverhaͤltni fie 
der. Bewöhner des. Königreichs, in Beziehung auf Religion und Fichliche 
Geſellſchaften, find in dem der gegenwärtigen Berfaffungsurkunde beigefügten 
befondern Edicte enthalten: (Beilage 1) 
| $. 10. Das gefammte Stiftungsvermögen, nad) ben drei Zwecken bes 

Cultus, des Unterrichts und. der Wohlthaͤtigkeit, wird gleichfalls unter dm 
befondern Schuß ‚des Staates geftellt; es darf unter keinem Vorwande zu 
dem SFinanzvermögen eingezogen, und in ber Subſtanz für andere, als die 
drei. genannten Zwecke ohne Zuftimmung der Betheiligten, und bei allgeme i⸗ 
nen Stiftungen ohne Buftimmung der Stände des Reiches veräußert, od er 
vermendet werben. 

$. 11. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift 
nach den Beftimmungen des hierüber erlaffenen beſondern Edicts gefichert. 
(Beilage II.) j 

$. 12. Alle Bayern haben gleide Pflichtigkeit zu dem 
Kriegsdienfte und zur Landwehr nad den diesfalls beſtehendem 
Geſetzen. ee, ar 

8.13. Die Theilnahme an ben Staatslaften ift für alle 
Einwohner des Reichs allgemein, ohne Ausnahme irgend ei= 
nes Standes, und ohne Rüdfiht auf vormals beflandene be> 
- fondere Befreiungen. - 

8.14. Es ift den Bayern geftattet, in einen andern Bundesſtaat, 
welcher ermeiglich fie zu Unterthanen annehmen will, auszumandern, auch 
in Civil: und Militairdienſte deffelden zu treten, wenn fie den gefeglichen 
Verbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Waterland Genüge geleiftet haben. 

Sie dürfen, fo lange fie im Unterthansverbande bleiben, ohne ausdrürk- 
liche Erlaubniß des Monarchen von einer auswärtigen Macht weder Gehalte 
noch Ehrenzeichen annehmen. 

‚Fünfter Zitel. 
Bon befondern Rechten und Vorzügen. 

6.1. Die:Kronämter werden als oberfte Würden de3 Reichs, entwe— 
ber auf die Lebenszeit der Würbdeträger oder auf deren männliche Erben, nach 
dem Rechte der Erſtgeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge, als Thron- 
lehen verliehen. 

Die Kronbeamten find duch ihre Neihswürden Mitglieder der erſten 
Kammer in der Ständeverfammlung. 

$. 2. Den vormals Neihsftändifchen Fuͤrſten und Grafen werden alle 
jene Vorzüge und Rechte zugefichert, welche in dem ihre Verhaͤltniſſe beftim- 
menden befondern Edicte ausgefprochen find. (Beilage IV.) 
8% : Die der Bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittel- 
baren Weichsadeligen genießen - diejenigen Nechte, ‚welche in Gemäßheit der 
Eöniglichen Declaration duch die conflitutionelfen. Edicte ihnen zuge: 
fichert: werden. — 

F. 4. Der geſammte uͤbrige Adel des Reichs behaͤlt, wie jeder 
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Gutseigenthuͤmer, feine suntheeitücheh Rechte nad) ben ‚gereelichen, Be 
ww... (Beilage V.) 

-Webrigens hat derſelbe folgende Vorzůge zu — ae 
A) ausſchließend das — Fr eine gutapeniftge Gerichtsbarkeit, außen zu 

koͤnnen; (Beilage VI.) 

12 Samilten-Sibelcommiffe auf — zu errichten; Geilage VI.) 

3) einen von dem landgerichtlichen — Gerichtsſtand a: ‚bürgerlichen 
und ſtrafrechtlichen Fällen; 

4) die Rechte der Siegelmaͤßigkeit unter den Befintungen der Geſetze 

über das Hypothekenweſen; (Beilage VIII.) endlich 

5) bei der Militaͤr-Conſcription die. Ausjeiänung, baß die Söhne der 

Adeligen ald Cadetten eintreten, 
| $. 5. Einige diefer Vorzüge theilen für ihre Perfonen bie geiſtlichen 
und die wirklichen Collegialraͤthe, und die mit dieſen in gleicher Kategorie 

ſtehenden hoͤhern Beamten. 

Die Geiſtlichen genießen denſelben befreiten Gerichtsſtand in bürgerlichen 
und ſtrafrechtlichen Fällen; — die Collegialräthe und höhern Beamten außer 
idiefem auch die Rechte der Giegelmäßigkeit und bie obige Auszeichnung bei 
der Militär= Eonfcription. 

$.6. Die ‚Dienftesverhältniffe und Penfionsanfprüche der Staatsdie⸗ 
ner — ſich nach den Beſtimmungen der Dienftes- Pragmatit. as IX.) 

Schiffer Titel ch 
Don ber Ständeverfammlung. — 
5. 1. Die zwei Kammern ber. allgemeinen Berfammlung. der 
Stände des Reichs find: 
a) die der Reichsraͤthe, 
b) die der Abgeordneten. 
82. Die Kammer der Reichsraͤthe iſt zuſammengeſetzt aus 
4) den, volljährigen Prinzen des koͤniglichen Hauſes; 

- 2) den Kronbeamten des Reiche; 

3) den beiden Erz-VBiſchoͤffen; 

4) den Häuptern ber ehemals Reichsſtaͤndiſchen — fürfllichen und graͤfli⸗ 
chen Familien, als erblichen Reichsraͤthen, ſo lange ſie im Beſitze ih— 
rer vormaligen Reichsſtaͤndiſchen im Koͤnigreiche gelegenen Herrſchaften 
bleiben; 

5) einem vom Könige emannten Bifhoffe und dem jebesmaligen Praͤſi⸗ 
denten des proteſtantiſchen General-Conſiſtoriums; 

6) aus denjenigen Perſonen, welche der König entweder wegen ausgezeich⸗ 
neter dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder ih: 
res Vermögens zu ‚Mitgliedern diefer Kammer entweder erblich oder le⸗ 
benslaͤnglich beſonders ernennt. 

$. 3. Das Recht der Vererbung wird der König nur adeligen Gute: 
. befigern verleihen, welche. im Königreiche das volle: Staatsbuͤrgerrecht, und 
ein mit dem lehen- oder fidelcommiffarifchen Verbande befegtes Grundver- 
mögen befigen, von welchem fie an Grund: und Dominicalfteuern in simplo 
Dreihundert Gulden entrichten, und wobei eine agnatiſch-linealiſche Erbfolge 
nachdem Mechte der, Erfigeburt eingeführt if. 

Die Würde eines erblichen Reichsraths geht jedesmal mit dem Gütern, 
worauf das Fideicommiß gegründet ifl, nur auf den nad) diefer Erbfolge ein⸗ 
tretenden Beſitzer uͤber. 

. 4. Die Zahl ber ebenglaͤnglichen Weicheithe kann den dritten Re 

der a nicht uͤberſteigen. 


% 
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re Reichsꝛaͤthe ‚haben Zutritt in die erſte Kammer nach er⸗ 
reichter Boljährigkeit; eine entfcheidende Stimme. aber, koͤmmt ben Prinzen 
des; koͤniglichen Hauſes erft mit ‚dem. Ein: und zwanzigften, ‚den - übrigen 
Reichsräthen mit: dem Fünf. und zwanzigften Lebensjahre zu, ; 
ler etc Die Kammer. dev; Reicherärhe kann nur dann eröffnet werben, 
wenn wemgſtens bie Hälfte. der ſaͤmmtlichen Mitglieder. anweſend ift. 
ehe 7. Die zweite Kammer dev Staͤndeverſammlung bildet ſich 
a) aus ben,‚Örundbefigern, welche eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit: aus⸗ 
se nes, und nicht Sig und Stimme in der. erſten Kammer haben; 
) aus Abhgeordneten ber Univerſitaͤenn 
e) aus Geiſtlichen der katholiſchen und proteſtantiſchen Kirche; 
d):aus Abgeyrdneten der Stäbte und Maͤrktz | 
e) aus den nicht zu a) gehörigeg Landeigenthumem. -  : 
0er Die Zahl der Mitglieder richtet ſich im Ganzen nach der Zahl 
der Familien im Koͤnigreiche, in dem Verhaͤltniſſe, daß auf 7000 Famiilien 
ein Abgeordneter, gerechnet wr—rrd. | 
> ..86,9, Bon, der auf folche Art beſtimmten Zahl ftelle: 
a) bie Klaffe der abeligen utsbefiger ein Achttheilz; ., ae 
by) die Wlaſſe der Geiftlichen.. ber katholiſchen und proteſtantiſchen Kl'rche 
ein Uchttheilg u. nun nenn ne 2 — 
die, Klaſſe der: Städte und Märkte, ein Viertheilz — und 
d) die Klaſſe der übrigen. Landeigenthümer, welche feine gutsherrliche Ges 
. Febesbaktet ausüben, zwei Viertheile dev Abgeordneten; | 
e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied *). Me 
$. 10. Die jede einzelne Klaſſe treffende Zahl von Abgeordneten wird 
nad) den Beſtimmungen des über die Ständeverfammlung hier beigefügten 
befondern Edicis 'auf Die’ "einzelnen Regierungsbejiuke vertheitt. (Beil. X.) 
8, 11.7 Fedei Klaſſe "währt in jedem Negierungsbezitke die -fie dafelbft 
treffende Baht von Abgeordneten, nach der in dem angeführten Edicte vorge 
ſchriebenen Wahlordnung, für die ſechsjaͤhrige Dauer der Verfammlung! : Die 
während derfelben :erledigten Stellen -merden, aus benjenigen erfegt, welche den 
Gewählten in der: Stimmenzahl.zunäcft Eommen.::: . . . — 
8. 12. Jedes Mitglied Eder „Kammer der Abgeordneten; muß ohne 
Rüdfiht ‚auf ‚Standes: ober Dianftverhältniffe ein felbftfiändiger 
Staatsbürger. ſeyn, welcher das; dreißigfte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
und ben. freien Genuß ‚eines, ſolchen im betreffenden : Bezirke oder Orte gele— 
genen Vermögens befigt, welches feinen, unabhängigen Unterhalt fihert, und 
‚duch die im. Edicte. (Beilage X. feſtgeſetzte Groͤße der jaͤhrlichen Verſteue— 
rung beſtimmt wird. REIN | 
Er. muß fih zu einer der drei chriſtlichen Religionen bekennen, und 
darf niemals einer Specialunterfuhung wegen Verbrechen oder Vergehen un⸗ 
terlegen haben, wovon. er nicht gänzlich freigefprochen worden ift. | 
$. 13. Alle ſechs Fahre wird eine neue Wahl der. Ab: 
geordneten vorgenommen, und fonft nur in dem Falle, wenn die 
Kammer von, dem Könige aufgelöfet wird. | 
Die austretenden Mitglieder find wieder wählbar. 
$. 14. Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt wäh 
vend ber Dauer ber Verfammlung: Br Ä 
4) Wenn daffelbe die Realität, das Gericht, Gewerbe oder die geiftliche 


*) Bei der erften Ständeverfammtlung im Febr, 1819 beftand die Kammer ber 


Abgeordneten aus 108 Perfonen (aus 18 Adeligen, 17 Proferloren und Geiftlichen, 
und aus 78 Bürgerlichen), EL PENIS iſtlichen, 
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Pfruͤnde, welche feine Wahl für den ‚betreffenden Pögteraingebeir, 
oder die Kaffe beſonders begründete, aus was immer. für: Veranlaſ⸗ 
ſungen zu beſitzen aufhört, ohne einen gleichen Gag‘ in’ ‚Berafeiben‘ 
Bezirke, Drte, oder in derfelben Klaſſe zu erwerben; — ji 

2) wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben 6. 12): Aut pofis 
ven Wahlfaͤhigkeit wefentlich erforderlichen: Eigenfchaften verliert. 

Sin diefen Fällen hat die Kammer’ der Abgeordneten "auf. die arfäehene 
Anzeige: und nad) Vernehmung des Betheiligten zu entfcheiden!"' - 

15. Zur. gültigen Conftituirung der Kammer det Ahgeothneten 
wird idie Anweſenheit von wenigſtens wei Drittheilen der gewahiten Mit 
glieder erfordert, 

5. 16. Die Kammer der Reichsrathe wird geichzeitig mit⸗ jene de 
Abgee rdneten zuſammenberufen, eroͤffnet und geſchloſſen. | 

$. 17. Kein Mitglied der erſten oder zweiten Sammer darf fi ih in 
der Eitzung durch einen Bevollmaͤchtigten verteten laſſen. 

8. 48. Die Anträge über die Stantsnuflagen geſchehen 
zuerſt in der Kammer der Abgeordneten, und ‚werden dann durch 
dieſe an die Kammer der Reichsraͤthe gebracht. 

Alle übrige Gegenſtaͤnde innen, nach der Befimmung des Könige, 
der einen oder der andern Kammer zuerft vorgelegt werden. \ 

8. 19. - Kein Gegenftand des den. Ständen des Reichs Angetbiefenen 
genteinfhaftlichen Wirkungskteifes Eann von einer Kammer allein in Beras 
thurg gezogen werden, und die Wirkung ‚einer. gültigen. Einwilligung der 
Staͤnde langen. 

"Siebenter Ziten 

"Bon dem Wirkungskreiſe der Ständeverfammiung. 

5. 1. Die beiden Kammern koͤnnen nur über jene ‚Gegenftände in 
Ä Berathung treten, die in ihren Wirkungskreis, gehören, welcher in den §8. 2. 

bis 19. naͤher bezeichnet iſt. 
8. 2. Ohne den Beirath — die Zuſtimmung der Stände 
des Königreichs kann kein allgemeines neues Gefeg, welches 
die Sreiheit der Perfonen:oder das Eigenthum der Staatsan— 
gehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon beſtehendes abe 
geändert, authentifch erläutert oder aufgehoben werben. 

83. Der König erhohlt die Zuſtimmung der Staͤnde zur 
Erhebung aller directen Steuern, fo. wie zur Erhebung neuer 
indirecten Auflagen, oder zu ber Erhäfung. oder Veränder 
rung der beftehenden. - _ - 

$. 4. Den Ständen wird daher nad ihrer Eröffnung die 
genaue Meberfiht des Staatsbedürfniffes, fo wie der ges 
fammten Staatseinnahmen (Budget) vorgelegt werden, mwelhe 
biefelbe duch einen Ausfhuß prüfen, und fodann über die zu erhebenden 
Steuern in Berathung treten. 

$. 5. Die, zur. Dedung ber ordentlichen beftändigen und beftimmt 
vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Einfchluß des Nefervefonds, erforder 
lichen directen Steuern werden jedesmal: auf fechs Fahre bewilligt. 

Um jedoch jede Stodung in der Staatshaushaltung zu vermeiden, wer— 
den in dem Etatsjahre, in welchem die erſte Ständeverfammlung einberu: 
fen mid, die in dem vorigen Etatsjahre erhobenen Stantsauflagen fort 
entrichtet. 
| $. 6.. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für a bie fixen 
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Ausgaben. feftgefegt find, fomit nad; Verlauf von ſechs Sahren, läßt ber 
König für die ſechs Jahre, welche diefem Zermine folgen, den Ständen ein 
neues Budget botleden. | 
RER 5 7. In dem Falle, wo der König durch außerordentliche äußere 
Berhältniffe ‚verhindert ift, in diefem legten Sahre der ordentlichen Steuer- 
bewilligung die Stände zu verfammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß einer 
Sorterhebung der Tegtbewilligten Steuer auf ein halbes Jahr zu. 

$. 8. Im Faͤllen eines außerordentlichen und unvorhergefehenen Be: 
bürfniffes und der. Unzulänglichkeit der beftehenden Staatseinfünfte zu deſſen 
Dedung, wird diefes den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen außer: 
ordentlichen Yuflagen vorgelegt werden. 

8.9: Die Stände Einnen die Bewilligung ber Steuern mit Eeiner 
Bedingung verbinden. a | | | 
$.10.:,Den Ständen bes Reichs wird bei einer jeden 
Berfammlung eine genaue Nahmeifung über die Verwen— 
dung der Staatseinnahmen vorgelegt werden. - 

 $&11.. Die gefammte Staatsfhuld wird unter die Ger 
währleiftung der Stände geftellt. | 

Zu jeder neuen Staatsfchuld, wodurch die zur Zeit beftehende Schul⸗ 
denmaſſe im Capitalsbetrage oder der jaͤhrlichen Verzinſung vergroͤßert wird, 
iſt die Zuſtimmung der Staͤnde des Reichs erforderlich. — 

9. 12. Eine folche Vermehrung der Staatsſchulden hat nur für jene 
deingenden und außerordentlichen Staatsbebürfniffe Statt, welche weder durch 
die ordentlichen, noch duch außerordentliche Beiträge ber Unterthanen, ohne 
beren zu geoße Belaftung, beftritten werben Eönnen, und bie zum wahren 
Nugen des Landes gereichen. 

$. 13. Den Ständen wird der Schulden-Tilgungsplan vorgelegt, und 
ohne ihre Zuſtimmung kann an dem von ihnen angenommenen Plane eine 
Abänderung getroffen, noch ein, zur Schuldentilgung beftimmtes Gefälle zu 
irgend einem andern Zwecke verwendet werden. F 

5. 14. Jede der beiden Kammern hat aus ihrer Mitte einen Commif: 
für zu ernennen, welche gemeinfchaftlich bei der Schuldentilgungs⸗ Commiffion 
von allen ‚ihren Verhandlungen genaue Kenntniß_ zu nehmen, und auf die 
Einhaltung der feftgefegten Normen zu wachen haben. ENT 

S. 15. In außerordentlichen Faͤllen, wo ‚drohende äußere Gefahren die 
Aufnahme von Capitalien dringend erfordern, und” die Einberufung der 
Stände durch äußere Berhältniffe unmöglich gemacht wird , fol diefen Com: 

miſſaͤr's die Befugniß zuftehen, zu diefen Anleihen im Namen der Stände 
vorläufig ihre. Buftimmung zu ertheilen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird, iſt ihnen bie ganze 
Verhandlung über die Capitaldaufnahme vorzulegen, um in bag Staatsſchul⸗ 
den: Berzeichniß eingetragen zu werden, 

S. 16. Den Ständen wird bei jeder Verfammlung Die genaue Nach⸗ 
weiſung des Standes der Staatsſchulden⸗ Tilgungscaffe vorgelegt werden. 

1 Br AR, Die Stände. haben das Recht ber Zuſtimmung zur Veraͤuße⸗ 
rung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subſtanz fuͤr andere 
als ihre urſpruͤnglichen Zwecke. | ; 
‚9.18. Eben fo iſt ihre Zuſtimmung zur Verleihung von Staatsdo: 
mainen oder Staatsrenten 
geleifteter Dienfte erforderlich, 
$. 19. Die Stände haben das Recht, in Beziehung auf 
alte zu ihrem Wirkungskreiſe gehörige Gegenfiände dem Koͤ— 


\ 


zur Belohnung großer und beftimmter dem Staate > 


D 
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nige ihre: gemeinfamen Wunſche und: Anträge in dev‘ ‚sreigne: 
ten Form vorzubringenin. | . 73 BEAFRETTE 

$. 20. Jeder einzelne AL geordnete" hat das Recht, in dieſer Saqgiehmn 
feine Wuͤnſche und Antraͤge in feiner Kammer vorzubringen, Welcho darüber: 
ob. dieſelben in: nähere. Ueberfegung ::gegogen werden. ſollen, durch Mehrheit 
der Stimmen erkennt, und. fie: im bejahenden Falle an den⸗ beiseffenden Aus- 
ſchuß zur Pruͤfung und Wuͤrdigung bringt. : „nu 

Die von einer Kammer über ſolche Antraͤge Befehläffe müffen 
der ‘andern Kammer mitgetheilt, und Eönnen AR nach deren erfolgten Bei⸗ 
ſtimmung dem Könige, vorgelegt werden. oe) 37, Zr er 

8. 21. Jeder einzelne Staatsbuͤrger, fo ‚wie jede Gemeinde kann Be⸗ 
ſchwerden uͤber Verlegung der conſtitutionellen. Rechte ian die Staͤndeverſamm⸗ 
lung, und zwar an jede ber beiden Kammern bringen, welche ſie durch den 
hierüber: beſtehenden Ausg peäft, und findet dieſer * dazu gerignet, in 
Berathung nimmt: u: 

Erkennt die Kanimer: durch Stiſnwannnehcheit Sie Weeſchwede für ge⸗ 
gruͤndet; fo theilt fie ihren diesfalls an den König zu erſtattenden Antrag 
der andern Kammer mit, welcher, wenn dieſe demſelben ee) in einer 
gemeinſamen Vorſtellung dem Koͤnige uͤbergeben wird? /· 

§. 22. 2Der König wird a aid alte drei Iapre. die 
Stände sufammenberufen. er cnigin 
Der Koͤnig eroͤffnet und ſchließt die —— —*8 in eigene 
Perſon, oder discch einen befonders. hiezu Bevollmächtigten. - er 

Die: Sitzungen einer ſolchen Verſammlung ‚dürfen; in ber Regel nicht 
laͤnger als zwei Monate dauern, und: die: Stände. find verbunden, in ih— 
. ren Sigungen die von dem Könige an fie e — — vor allen 
uͤbrigen in Berathung zu nehmen. - 

$. 23.5 Dem. Könige : fteht jederzeit das Rest zu die Eitzungen der 

Stlabe zu ‚verlängern ,;.fie zu — oder die ‚ganze: AL: anf 
zul fen. NEN SAN 
In dem: legten‘ Falle muß wenigſtans — drei Monaten eine neue 

| Wahl dr der Kammer ber: Abgeordneten vorgenommen werben. - 

5 24. Die Staatsminiſter koͤnnen den Sitzungen ber: beiden Kam: 
mern beiwohnen wenn ſie auch nicht Mitglieder derſelben ſind. 
— 25. Jedes Mitglied "der: Standeverſammlung hat jolgenden Ei 
zu kei en: 

Ich ſchwoͤre Treue dem Könige; 22 Geherſam dem Geſete/ Beobachtung 
„und Aufrechthaltung der Staatsverfaffung, und in der Staͤndever⸗ 
„ſammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beſte ohne 

" „Rüdfiht auf beſondere Stände: oder Klaſſen nach meiner innern Ue⸗ 

 berzeugung: zu. berathenz;.— So wahr mir Gott helfe und fein hei⸗ 
„liges Evangelium.” 
$. 26. Kein Mitglied der Staͤndeverſammlung ann — der Dauer 

der Sitzungen ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht 
werben, ben Fall der Ergreifung auf friſcher That ‚bei begangenem Verbre⸗ 
chen ausgenommen. 
$. 27. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann für. die Stimme, 

welche es in feiner Kammer geführt hat, anders, als in Folge der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung, durch Die Verſammlung felbft zur Rede geftellt werden, 

9.28 Ein Gegenftand, über welchen die beiden Kammern ſich nicht 
vereinigen, kann in derſelben Sigung nicht wieder zur — ge⸗ 
bracht werden. 
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$. 29.: Die loͤnigliche Entſchließung auf bie Anträge ber Reichsſtaͤnde 
erfolgt nich: einzeln, ſondern ‚auf. alle verhandelte — zugleich bei 


dem Schluſſe der Verſammlung. 


‚8:30, Der Koͤnig allein ſanctionitt bie Geſetze, und erlaͤßt dieſelben 
mie feiner Unterſchtift und Anführung der Wernehmung des. Staatsraths und 
des erfolgten Beiraths und der Zuſtimmung der Lieben und Getreuen, der 
Stande des Reichs. 

34: Wenn die Verſammlung der Reichsſtaͤnde vertagt, förmlich 


gefäioffen oder aufgeloͤſet worden ift, können bie Kammern nicht. wer guͤl⸗ 


tig ei m und —* fernere Verhandlung iſt ungeſetzlich. 

BR Ahter Titel 

— Ben ber Rechtspflege. 

$. 1. Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus. — Sie wird unter 
Seiner Oberaufficht durch. eine geeignete Zahl von Aemtern und Obergerich— 
ten in einer gefeglich beflimmten Inſtanzen- Ordnung verwaltet. 

5.2. Alle —— ſind verbunden, ihren Urthei— 
len Entſcheidungsgruͤnde beizufuͤgen. 

-$. 3. Die Gerichte find innerhalb der Graͤnzen ihrer amtlichen Befug— 


niß unabhängig ‚ und die Richter Eönnen nur duch einen Rechtsſpruch 


von ihren Stellen mit, Verluſt des damit verbundenen Gehaltes entlaffen — 
oder derfelben entfegt werden. 

Der König kann in ſtrafrechtlichen Sachen Gnade erthei- 
fen, die Strafe ‚mildern oder eilaſſen z — aber in keinem Falle irgend eine 
anbängige Streitfache, ober angefangene Unterfuhung hemmen. 

Der Eöniglihe Fiscus wird in allen flreitigen Privat: Rechts: 


vnhdkaifen bei den Eöniglichen Gerichtshöfen Recht nehmen. 


$. 6. Die Vermögens: Eonfiscation hat in feinem Falle, 
den der Defertion ausgenommen, Statt. 
8.7. Es foll für das ganze Königreich ein und baffelbe 
en und Straf: Gefegbud beſtehen. 
R Neunter Titel. 
Bon der Militärs Verfaffung.. 
8. 4. Jeder Bayer ift verpflichtet, zuc Vertheidigung feines Vater⸗ 
landes, nach den hieruͤber beſtehenden Geſetzen, mitzuwirken. 
“ Bon der Pick, bie a zu tragen, iſt der geiftliche Stand aus: 


(genommen. 


$.2% Der Staat hat zu feiner Vertheidigung eine ſtehende Ar⸗ 


mee, welche durch die allgemeine EN SHE ergänzt, und auch 
im Frieden. gehörig unterhalten wird. 


. 3. Neben diefer Armee ie noch Referve = Bataillons und bie 


Landwehr. 


8. 4. Die Reſerve⸗Batalllons ſind zur Verſtaͤrkung des ſtehenden Hee⸗ 
res beſtimmt, und theilen, im Falle des Aufgebots, alle Verpflichtungen, Eh⸗ 
ren und Vorzuͤge mit demſelben. 

Im Frieden bleibt ſaͤmmtliche in den Reſerve-Bataillons eingereihte 
Mannſchaft, die zu den Waffenuͤbungen erforderliche Zeit ausgenommen, in 
ihrer Heimath, frei von allem militärifchen Zwange, blos der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit und den bürgerlichen Gefegen unterworfen, ohne an der Ver: 
änderung des nie, der Anſaͤßigmachung oder WVerehelichung gehindert 


zu feyn. 


.9. Die kendweht kann in Kriegszeiten zur ES der 
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ſchon durch bie. Reſerve⸗-Bataillons verftärkten Armee auf beſondern koͤnigli⸗ 
chen Aufruf, jedoch nur innerhalb, ber Graͤnzen des Reiche/ in militgriſche 
Thaͤtigkeit treten. | 
Zur zweckmaͤßigen Benutzung dieſer Maſſe wird disfefbe in: zwei Ab⸗ 
theilungen ausgeſchieden, deren zweite die zur Mobiliſirung weniger ‚geeignes 
ten Individuen begreift, und in keinem Falle außer ihrem Bezirke verwendet 
werden ſoll. 
In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung der innen Sicher: 
heit mit, in foferne es vepoebertig) iſt, und die dazu beſtimmten BEppeR 
nicht hinreichen. | 

8.6, Die Ye handelt gegen den dußern Feind und im Innern 
nur dann, wenn bie Militaͤrmacht von der competenten Eivilbehoͤrde foͤrmlich 
dazu aufgefordert wird. 

$. 7. Die Militärperfonen ſtehen in Dienftfahen, dann wegen Ver: 
brechen. oder Vergehen, unter der Militärs Gerichtsbarkeit, in Real-⸗ und ge: 
miſchten Rechtsſachen aber unter den buͤrgerlichen Gerichten. 

—8ehnter Titel. 
Von der Gewaͤhr der Verfaſſung. | 
$. 1. Bei dem Negierungsantritte ſchwoͤrt der Ring. ‚in — feiert 
hen Verfammlung der Staätöminifter, der Mitglieder des Staatsraths, und 
einer Deputation der Stände, wenn ſie zu der Zeit verſammelt ſind, fol⸗ 
genden Eid:;: 

„Ich ſchwoͤre nach Verfaſſung und den Geſetzen des Reichs zu re: 

gieren; fo wahr mir Gott, heife, und fein heiliges Evangelium.” 

Ueber diefen Act wird sine Urkunde verfaßt, in das Reichsarchiv hinter 
Iegt, und beglaubigte Abfchrift davon der Ständeverfammlung mitgetheilt. 

$. 2. Der Neichsverwefer leiftet in Beziehung auf die Erhaltung ber 
Verfaffung den Zitel II. $. 16. vorgefchriebenen Eid. 

Sämmtliche Prinzen des Eöniglichen Haufes leiften nach erlangter Voll: 
jährigkeit ebenfalls einen Eid auf die genaue Beobachtung der Verfaffung. 

§. 3. Ale Staatsbürger find bei der Anfäßigmachung und bei der all: 
gemeinen Landeshuldigung, fo wie alle Staatsdiener bei ihrer Anftelung 
verbunden, folgenden Eid abzulegen: 

„Ich ſchwoͤre Irene dem Könige, Gehorfam dem Geſetze und Beobach— 
„tung der Stantsverfaffung ; ſo wahr mir Gott helfe, und ſein heili⸗ 
ges Evangelium Mon 

4. Die Eöniglichen Staatsminifter und ſaͤmmtliche Staatsdiener 
find für die genaue Befolgung der Verfaffung verantwortlich. 

8%. 5. Die Stände: haben das Recht, Beſchwerden über die durch bie 
königlichen Staatsminifterien oder andere Behörden gefchehene Verlegung der 
Verfaſſung in einem ‚gemeinfamen Anteage an ben ‚König: zu ‚bringen, welcher 
denfelben auf der Stelle abhelfen, oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten 
follte, fie näher, nach der Natur des Gegenflandes, durch den Staatsrath 
ober: die oberfte Juſtizſtelle unterfuchen, und. darüber entfcheiden laſſen wird, 

$. 6. Finden die Stände ſich durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen 
einen höhern Staatöbeamten. wegen vorfäglicher Verlegung der Staatsverfaf: 
fung eine förmtiche: Anklage zu ſtellenz fo ‚find die: :Ankfagspuncte beftimmt 
zu bezeichnen , und in jeder Kammer durch einen beſondern Ausſchuß 
zu pruͤfen. 

Vereinigen ſich beide Kammern hierauf in — Veſchluͤſſen uͤber die 
Anklage; ſo bringen ſie dieſelbe mit Dem Belegen in vorgeſchriebener Som 
an den König. 
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Diefer wird fie fobann ber. oberften Juſtizſtelle — in welcher im Falle 
der nothwendigen oder, freiwilligen Berufung auch die zweite Inſtanz durch 
Anordnung eines andern Senats gebildet wird, — zur Entfheidung Über: 
geben, und die Stände von dem gefällten Uetheile in Kenntniß fegen. 
| $. 7. Abänderungen in den Beſtimmungen ber Verfaffungsurkunde, 
oder - Bufäge zu derſelben, koͤnnen ohne Zuſtimmung der Stände nicht 
geſchehen. —— 

Die Vorſchlaͤge hierzu gehen allein vom Koͤnige aus, und nur wenn 
Derſelbe ſie an die Staͤnde gebracht hat, duͤrfen dieſe daruͤber berathſchlagen. 

Bu einern gültigen Beſchluſſe in dieſer hoͤchſt wichtigen Angelegenheit 
wird wenigftend die Gegenwart von drei Wiertheilen dev bei der Verſamm⸗ 
lung anmefenden Mitglieder in jeder Kammer, und eine Mehrheit von zwei 
Drittheilen der Stimmen erfordert, — 

Indem Wir diefes Staats: Grundgefes zur allgemeinen Befolgung 
und genauen Beobachtung in feinem ganzen Inhalte, einfchlüffig ber dafjelbe 
ergänzenden und in der Haupturfunde ald Beilagen bezeichneten Edicte, hier: 
durch Eund machen; fo verordnen Wir zugleich, daß die darin angeordnete 
Berfammlung der Stande zur Ausübung der zu ihrem Wirkungskreife gehö: 
rigen Rechte am 1. Sanuar 1819 einberufen, und inzwifchen die hierzu er— 
fordertiche Einleitung veranftaltet werde. 

Gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt Münden, am fechs 
und zmwanzigften Zage des Monats Mai im Eintaufend achthundert und 
achtzehnten Fahre, Unferes Reiches im dreizehnten. | 

Marimilian Joſeph. 
L, S 


Graf v. Reigersberg. Fürft v. Wrede. Graf v. Triva. Graf v. 
Rechberg. Graf v. Thürheim. Freiherr v. Lerchenfeld. Graf 
| v. Zörring. 
Nach dem Befehle Seiner Majeftät des Königs: , 
Egid von Kobell, 
‚ . Königl. Staatsrath und General-Secretaͤr. 





Diefe von dem Könige von Bayern, Marimilian, ald Act der Sou⸗ 
verainetät gegebene (öctroirte), Berfaffung ift, nad ihrem politifchen 
Charakter, Feine reprafentative, fondern eine ſtaͤndiſche; denn 
fie geht bei der Wahl der Volksvertreter nicht von der Gefammtbevölfe- 
rung des Reichs, fondern von der Eintheilung der Staatsbürger in ver- 
fhiedene Stände aus, AS folhe Stände erfcheinen: 1) der Adel; 
2) die Geiftlichkeit mit dem gelehtten Stande; 3) der Bürgerftand, mit 
Kaufleuten und Gewerbtreibenden; und 4) der Bauernftand. 

Da das Lehensſyſtem in Bayern zwar fchon längft bedeutend ver- 
ändert, nicht aber ganz abgefchafft worden ift, und die Be: 
flimmung des Reichsdeputations⸗ Hauptſchluſſes, der Rheinbundsacte und 
der teutſchen Bundesacte die Rechte der Mediatifirten ficherten; fo 
mußten auch in der neuen Verfaſſung vielfache Ruͤckſichten darauf genom: 
men den. 
Auf dieſe Auszeichnung der Mediatifirten und des Adels uͤber⸗ 
haupt waren denn die Vorrechte und Vorzüge berechnet, : welche zwar 
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nicht in der VBerfaffungsurfunde felbft, wohl aber in dem vierten, fünf: 
ten, ſechſten, ftebenten und achten Edicte, bie der Berfoffung 
gleichzeitig erſchienen, ansgefprochen wurden, und allerdings in Hinficht 
der beibehaltenen Patrimonial- Gerichtsbarkeit, in Hinſicht der 
Beguͤnſtigung bei den Abgaben, und in Hinſicht dev Fideicom— 
miffe und Majorate, nicht blos in perſoͤnlichen Borzügen und Vor⸗ 
theilen beftanden. | 


Zur das oͤffentliche Staatsleben ſabſt aber find. bie drei nachfol⸗ 
genden — dem Grundgeſetze beigegebenen — Ediete von hoher 
Wichtigkeit. 


1) Edict über die äußern Rehtsverhältniffe des. 
Königreige Bayern, in Beziehung auf Religion 
| und kirchliche Geſellſchaften. | 


Erſter Abſchnitt. 
——— Beſtimmungen über. Religions-Verhaͤltniſſe. 
Erſtes Kapitel. 
Meligtons-und Gewiffensfreipeit. 

$. 1. Soden Einwohner des Neiches ift durch den 9, $. des vier- 
ten Titels der Verfaſſungsurkunde eine vollkommene Geriffensfreiheit gefichert. 

$. 2. Er darf demnach in -Gegenftänden des Glaubens und Gewif: 
fens feinem Zwange unterworfen, auch‘ darf Niemandem, zu welcher Religion 
er fich bekennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werben, 

$. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion 
fid) verbinden wollen; fo wird jederzeit hierzu die Eönigliche ausdruͤckliche Ges 
nehmigung nach den im It, Abfchnitte folgenden nähern Bellimmungen 
erfordert. 

$.4. Alle heimliche Zuſammenkuͤnfte unter dem Vorwande des Be 
fichen — ſind verboten. 

Zweites Kapitel. 
Wahl des Glaubensbekenntnifſes.. 
8. 5. Die Wahl des Glaubensbekenntniſſes iſt jedem Staatseinwoh⸗ 
ner ſei iner eigenen freien Ueberzeugung uͤberlaſſen, 
GDerſelbe muß jedoch das hierzu erforderliche Unterſcheidungsalter, 

— fuͤr beide Geſchlechter auf die geſebiiche Volljaͤhrigkeit beſtlmmit wird, 
erreicht haben. 

$. 7. Da dieſe Wahl eine eigene freie ueberzeugung voraueſettʒ ſo 
Eann fie nur foihen Individuen zufiehen, welche in feinem Geiſtes- oder 
Gemüthezuffande fi ch befinden, der fie derfelben unfähig macht. 

$. 8. "Keine Partei darf die Mitglieder der. andern durch Zwang oder 
Liſt zum Uebergange verleiten. 

$..9. Wenn von. denjenigen, welche die Neligionserziehung zu leiten 
haben, ‚eine ſolche Wahl, aus. einem ders obigen Gründe ‚angefochten wird; 
fo hat die betreffende Megierungsbehörde den Fall, zu unterfuchen, und an 
das Königliche Stanrsmintikirhim des Innern zu berichten. 

-$. 10. Der Uebergang von einer Kicche zu einer andern muß alfget 
bei dem einfchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Vorſtande ſowohl der neu ge: 
wählten, als der nl Kirche perfönlich etklaͤrt werden, I 
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F. 11. Durch die Religlonsaͤnderung gehen alle kirchlichen Geſellſchafts⸗ 
rechte der verlaſſenen Kirche verloren; dieſelbe hat aber keinen Einfluß auf 
die allgemeinen ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, Ehren und Wuͤrden; ausgenom— 
men, es geſchehe der Uebertritt zu einer Religionspartei, welcher nur eine 
beſchraͤnkte Theilnahme an dem Stantsbürgerrechte geſtattet iſt. 
Drittes Kapitel. 
Religionsverhaͤltniſſe der Kinder aus gemiſchten Ehen. 
‚12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwiſchen Aeltern, die ver— 
ſchiedenen Glaubensbekenntniſſen zugethan find, beftimmt worden ift, in 
welcher Religion die Kinder erzogen werden follen; fo hat es hierbei fein 
Bewenden. 
$. 13. Die Gültigkeit folder Cheverträge iſt fowohl in Nüdficht ih: 
ver Form, als der Zeit der Errichtung, lediglich) nad) den bürgerlichen Gefegen 
zu beuetheilen. ö | | 
$. 14. Sind keine Chepacten oder fonflige Vertraͤge hierüber errichtet, 
oder iſt in jenen über die religiöfe Erziehung der Kinder nichts verordnet 
worden; fo folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Züchter werben 
in dem Ötaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. 
$. 15. Uebrigens benimmt die Verſchiedenheit des kirchlichen Glau— 
bensbefenntniffes Eeinem ber eltern die ihm fonft regen der Erziehung zu: 
ftehenden Rechte, 
$. 16. Der Tod der Xeltern ändert nichts in den Beflimmungen der 
88. 12. und 14, über die religiöfe Erziehung der Kinder, 
- 817. Die Ehefcheidungen, oder alle fonftige rechtsguͤltige Auflö: 
fungen der Ehe können auf die Religion der Kinder feinen Einfluß haben. 
$. 18. . Wenn ein das Religionsverhaͤltniß der Kinder beflimmender 
Ehevertrag vorhanden iſt; fo bewirkt der Uebergang der eltern zu einem an: 
dern Glaubensbekenntniß darin in fo lange feine Veränderung, als‘ die Ehe 
noch gemifcht bleibt. Geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, 
und die Ehe hört dadurch auf, gemifcht zu ſeyn; fo folgen die Kinder dev ' 
nun gleichen Neligion ihrer Aeltern, ausgenommen fie waren — dem beite: 
henden Ehevertrage gemäß — durd) die Konfirmation oder Communion be: 
reits in die Kirche einer andern Confeſſion aufgenommen, in welchem Falle 
fie bi8 zum erlangten Unterfcheidungsjahre darin zu belaffen find. 
— §. 19. Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbekenntniß erzogen, 
welchem ſie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 
8. 20: Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Bezie— 
bung auf den Neligionsunterricht ehelichen Kindern gleichgeachtet, 
$. 21. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem Water 
anerkannt- find, werden in Anfehung der Neligiongerziehung gleichfall® wie 
die ehelichen. behandelt. Sind fie aber von dem Vater nicht anerkannt; fo 
werden fie nad) dem Glaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. Ä 
$. 22. Findlinge und natürliche Kinder, deven Mutter unbekannt iſt, 
folgen der Religion desjenigen, welcher das Kind aufgenommen hat, fofern 
er einer ber öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Neligionspartei 
des Findlings-Inſtituts, worin fie erzogen werden. Außer diefen Fällen 
richtet fich ihre Religion nach jener der Mehrheit der Einwohner des Fin: 
dungs⸗Orts. — nn 
$. 23. Die geiftlichen Obern, die naͤchſten Verwandten, die Vormuͤn—⸗ 
der und Pathen haben das Mecht, darüber zu wachen, daß vorftehende Au— 
ordnungen befolgt werden. Sie koͤnnen zu disfem Behufe die Einficht -der 
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betreffenden Beſtimmungen der Ehevertraͤge und ber uͤbrigen auf die Melt: 
gionserztehung ſich beziehenden Urkunden fordern, 


Zweiter Abſchnitt. 
Don Religions: und Kirhengefeltfihaften. 
Erfies Kapitel, 
Ihre Aufnahme und Beftätigung. 
$. 24. Die in dem Königreiche beftehenden drei chriſtlichen Glaubens: 
Confeffionen find als öffentliche Kirdyengefellfchaften mit gleichen bürgerlichen 
und politiihen Rechten, nach den unten folgenden nähern Beflimmungen, 
anerkannt. | — 
$. 25. Den nicht chriſtlichen Glaubensgenoſſen iſt zwar nach 88. 1. 
und 2, eine vollkommene Religions- und Gewiſſensfreiheit geſtattet; als Nez 
ligionsgefelffhaften und in Beziehung auf Staatsbürgerreht aber find fie 
nad den über ihre bürgerlichen Verhaͤltniſſe befteherden befondern Gefegen 
und Verordnungen zu behandeln. 
$. 26, Religions- oder Kicchengefellfhaften, die nicht zu dem bereits 
gefeglichh aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdruͤckliche Eönigliche Ger 
nehmigung nicht eingeführt werben. 
| $. 27. Sie müffen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und in: 
nere kirchliche Verfaffung zur Einſicht und Prüfung dem Staatsminifterlum 
des Innern vorlegen, 
8weites Kapitel. 
Rechte und Befugniffe der aufgenommenen und beftdtigten 
Religions und Kirchen: Gefellfchaften. 
$. 28. Die mit ausdruͤcklicher Eöniglicher Genehmigung aufgenomme⸗ 
nen Kirchengefellfhaften genießen die Nechte öffentlicher Corporationen. 
8. 29. Die zur Ausübung ihres Gottesbienftes gewidmeten Gebäude 
follen, wie andere öffentliche Gebäude, geſchuͤtzt werden. 
. 30. Die zur Feier ihres Gottesdienftes und zum Religionsunters 
beftellten Perfonen genießen die Rechte und Achtung öffentlicher 
eamten, 
$. 31. Ihr Eigenthum ſteht unter dem befondern Schuße des Staats. 
$. 32. Eine Religionsgefellfhaft, welche die Rechte öffentlich aufge: 
nommener Kirchengefellfchaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, 
wird nicht als eine öffentlihe Corporation, fondern als eine Privatgefell: 
[haft geachtet. 
A $. 33, Es iſt derfelben die freie Ausübung ihres Privatgottesdienftes 
geſtattet. 
$. 34. Zu dieſer gehört die Anſtellung gottesdienſtlicher Zuſammen⸗ 
uͤnfte in gewiſſen dazu beſtimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren 
Religionsgrundfägen gemäßen Gebräuche ſowohl in diefen Zufammenkünften, 
als in den Privatwohnungen der Mitglieder. 
$. 35. Den Privat: Kicchengefellfchaften ift aber nicht geftattet, ſich 
ber Glocken ober fonftiger Auszeichnungen zu bedienen, welche Gefege ober 
Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 
$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen beftellten 
Perfonen genießen, als folche, Beine befondern Vorzüge. 
$. 37, Die ihnen zuftchenden weitern Rechte müffen nach dem In— 
halte ihrer Aufnahmsurkunde bemeffen werden. Me: 
$. 38. Jeder genehmigten Privat: oder öffentlichen Kirchengeſellſchaft, 
komme unter der oberſten Staatsaufficht, nach den im dritten Abfchnitte ent: 
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haltenen Beſtimmungen, die Befugniß zu, nach der Formel und der von der 

Staatsgewalt anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche, alle: innern Kicchenange: 

legenheiten anzuorbnen;. J 

Dahin gehoͤren die Gegenſtaͤnde: 

a) der Glaubenslehre, 

b) der Form und Feier des Gottesdienſtes, 

c) der geiftlichen Amtsführung, 

d) des veligiöfen Volksunterrichts, 

‚e) ber Kirchen: Disciplin, 3 

f) der Approbation und Drdination ber Kirchendiener, 

‚g) der Einweihung der zum Gottesbienfte gewidmeten Gebäude und ber 
Kirchhoͤfe, 

h) der Ausübung ber Gerichtsbarkrit in rein geiſtlichen Sachen; naͤmlich 
des Gewiſſens oder der Erfuͤllung der Religions- und Kirchenpflichten 
einer Kirche, nach ihren Dogmen, ſymboliſchen Buͤchern und darauf 
gegruͤndeten Verfaſſung. 

8.39. Den kirchlichen Obern, Vorſtehern, oder ihren Repräfentanten, kommt 
demnach das allgemeine Necht der Auffiht mit den daraus hervorgehenden 
Wirkungen zu, damit die Kirchengefege befolgt, dev Cultus diefen gemäß 
aufrecht erhalten, der reine Geift der Religion und Sittlichkeit bemahret, 
und deffen Ausbreitung befördert werde. Der Untheil, welcher jedem Ein: 
zelnen an dieſer Aufficht zukommt, wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. Die Kirchengewalt übt das vein geiſtliche Correctionsrecht nach 
geeigneten Stufen aus. | ' 

$. 41. Jedes Mitglied einer Kirchengefelffhaft iſt ſchuldig, der darin 
“eingeführten Kirchenzucht ſich zu unterwerfen. 

842. Keine Kirchengewalt ift daher befugt, Glaubensgefege gegen 

ihre Mitglieder mit äußerm Zwange geltend zu machen. 

$. 43. Wenn einzelne Mitglieder durch Öffentliche Handlungen. eine 
Verachtung des Gottesdienftes und der Religionsgebräuche zu erkennen ‚ges 
ben, ober andere in ihrer Andacht ſtoͤren; fo ift die Kirchengeſellſchaft befugt, 
. dergleichen unwuͤrdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Verfammlungen zu 
verfagen. 
$. 44. Die in dem Koͤnigreiche als öffentliche Corporationen aufge: 
nommene Kirchen find berechtigt, Eigenthum zu befigen, und nad ben 
hierüber beftehenden Gefegen auch künftig zu erwerben. 

$. 45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengeſell⸗ 
fchaften wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, oder, wenn in diefer darüber nichts 
feftgefegt ift, nad) den Nechten der Privatgefellfehaften beſtimmt. 

$. 46, Allen Religionstheilen ohne Ausnahme iſt dasjenige, was fie 
an Eigenthum gefegmäßig befigen, es ſey für den Cultus oder für den Un: 
terricht beftimmt, es beftehe in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien, baa- 
rem Gelde, Pretiofen, oder fonftigen beweglichen Sachen, durch den $. 9. 
im vierten Titel.der Verfaffungsurkunde des Reichs garantirt. 

8. 47... Das Kirchenvermögen darf unter, keinem Vorwande zum 

Staatsvermögen eingezogen und in der Subftanz zum Beften eines andern, 

als des beftimmten Stiftungszwedes, ohne Zuftimmung, der, Betheiligten, und 

fofern es ‚allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuſtimmung der Stände 
nicht veräußert oder. verwendet werden. s le 

548 Wenn bei demfelben in einzelnen, Gemeinden, ijgch :hinlängli- 

cher Dedung der Local: Kirchenbediufniffe, Ueberſchuͤſſe ſich ergeben; fo. ſollen 
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dieſe zum Beſten des nänilichen Retigiondtpeite nad) folgenden. Beſtimmun⸗ 
gen verwendet werden: 
a) zur Erhaltung ober Wiedetherſtellung der Kirchen und geifktichen Ge⸗ 
baͤude in andern Gemeinden, “die dafür kein hinreichendes Ber: 
mögen befigen; Zn 
b) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kicchendiener, oder 
c) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrftellen; 
d) zur Unterftügung geiftticher Bildungsanfkalten; 
. ©) zu Unterhaltsbeiträgen der durch Alter oder Krankheit zum gicchendienſt 
unfähig gewordenen geiſtlichen Perſonen. 

$. 49. Inſofern für dieſe Zwecke vom Kirchenvermoͤgen nach voll: 
ſtaͤndiger —— etwas entbehrt werden kann, wird dieſer Ueberſchuß, im 
Einverftändniffe mit der betreffenden geiftfichen Oberbehörde, vorzüglid) zur 
Ergaͤnzung von Schulanſtalten, dann der Armenſtiftungen Wohin auch jene 
der Krankenpflege zu rechnen ſind) — werden. 

Dritter Abſchnitt. 
Verhaͤltniſſe der im Staate aufgenommenen —— 
- [haften zur Staatsgewalt. 
Erfies Kapitel, | | 
- In Religiongs und Kichenfagen. 2 

$. 50. Seine Majeftät der König haben in mehreren Verord⸗ 
nungen Ihren ernſtlichen Willen ausgefprochen, daß die geiftliche Gewalt in 
ihrem eigentlichen Wirkungskreife nie gehemmt werden, und die £önigliche 
weltliche Regierung in rein geiftliche Gegenftünde ‚des Gewiſſens und der 
Religionslehre ſich nicht einmiſchen ſolle, als in ſoweit das koͤnigliche oberſte 
Schutz- oder Aufſichtsrecht dabei eintritt. Die koͤniglichen Landesſtellen wer: 
ben wiederhohlt zur genauen Befolgung derfelben angetwiefen. 

. 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Grenzen ihres ei ei⸗ 
gentlichen MWirkungskreifes nicht überfchreitet, kann diefelbe gegen jede Wer: 
legung ihrer Rechte und Geſetze den Schus der Staatsgewalt anrufen, der 
ihr von den Eöniglichen einfchlägigen Landesftellen nicht verfagt werden darf, 

$. 52. Es ficht aber auch den Genofien einer Kirchengefellfchaft,- 
welche durch Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feftgefegte Ord— 
nung befchwert werden, die Befugniß zu, dagegen den landesfuͤrſtlichen Schutz 
anzurufen. 

$. 53. . Ein ſolcher Recurs gegen einen Mißbrauch · ber geiſtlichen Ge: 
walt kann entweder bei der einſchlaͤgigen Regierungsbehoͤrde welche daruͤber 
alsbald Bericht an das koͤnigliche Staatsminiſterium des Innern zu erſtat— 
ten hat, oder bei Seiner Majeftät dem Könige unmittelbar . ange: 
bracht werden. 

6. 54. Die angebrachten Beſchwerden wird das koͤnigliche Staatsmi— 
niſterium des Innern unterſuchen laſſen, und, eilige Faͤlle ausgenommen, 
nur nach Vernehmung der ui —— Fame das Geeignete 
darauf verfuͤgen. 

$. 55. Der Regent kann bet feierfichen. Antäffen in: ben verfchiedenen 
Kirchen Seines Staates: dürch die geiſtlichen Behörden Öffentliche. Gebete und 
Dantfefte anordnen.  ! bwin, 
| $. 56. Auch ft Derfetbe befugt, wenn Er wahrnimmt, daß bei ei: 
nee Kirchengefelfchaft  Spaltungen, Unordnungen oder Mißbraͤuche :eingerif- 
fen find, zur Wiederherftelung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung unter 
Seinem Schutze Kirchenverſammlungen zu. veranlaſſen, ohne 19 in Se⸗ 
genſtaͤnde der Religionslehre Sich ſelbſt einzumiſchen. 
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8.57. Da bie: hoheitliche Oberaufficht über alle innerhalb der Gren= 
zen’ des Staats vorfallende Handlungen, Ereigniffe und Berhätniffe ſich er— 
ſtreckt; ſo ift die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Ver— 
Tammlungen ber Kicchengefellfchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß 
einzuziehen. u 
8 58. Hiernach dürfen Eeine Gefege, Verordnungen oder fonftige An: 
orbnungen ber Kirchengemalt, nach den hierüber in den Eöniglichen Landen 
ſchon längft beftehenden Generalmandaten, ohne Allerhöchfte Einfiht und Ge: 
nehmigung publicirt und vollzogen werden. Die geiftlihen Obrigkeiten find 
gehalten, nachdem fie die Eöniglihe Genehmigung zur Publication (Placet) 
erhalten haben, im Eingange. der Ausfchreibungen ihrer Verordnungen von 
berfelben jederzeit ausdrüdlich ‚Erwähnung zu thun. , 
8 59. Ausfchreiben der 'geiftlihen Behörden, die ſich blos auf die ih— 
nen untergeordnete Geiftlichkeit beziehen, und aus genehmigten allgemeinen 
Verordnungen hervorgehen, bebürfen Eeiner neuen Genehmigung. 

"8. 60. Die Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit kommt zwar nach 
8. 38, lit. k. der Kirchengewalt zu; die dafür angeordneten Gerichte, fo wie 
ihre Berfaffung müffen aber vor ihrer Einführung von bem-. Könige beftä= 
tigt werden, Auch follen die einfchlägigen Eöniglichen Landesftellen aufmerk⸗ 
fam feyn, damit die Eöniglichen Unterhanen. von den geiftlichen Stellen nicht 
mit. gefegwidrigen Gebühren befchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine 
für fie läftige Art aufgehalten werden. 
| 61. Die vorgefchriebenen Genehmigungen fönnen nur von dem Koͤ— 
nige felbft, mittelft des Königlichen Staatsminifteriums des Innern ertheilt 
werden, an welches die zu publicirenden Ficchlihen Gefege und Verordnungen 
eingefendet, und fonftige Anordnungen ausführlich angezeigt werden müffen. 
| Zweites Kapitel. 
In ihren bürgerlihen Handlungen und Beziehungen. - 
$. 62. Die Religiong= und Kirchengefellfchaften müffen ſich in*An= 
gelegenheiten, die fie mit andern bürgerlichen Gefellfchaften gemein haben, 
nach den Gefegen des Staats richten, ; | 
$. 63. . Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen Beziehungen ſo— 
wohl die Dbern der Kirche, als einzelne Mitglieder derfelben, auf gleiche Art 
unterworfen, | 
$. 64. Zur Befeitigung aller ünftigen Anftände werden nad) ſolchen 
Beziehungen als weltliche Gegenftände erklärt: Ä 
a) alle Verträge und legtwillige Dispofitionen der Geiftfichen; 
b) alle Beftinimungen über liegende Güter zc., fahrende Habe, Nutzung, 
Renten, Rechte der Kirchen und Eirchlichen Perfonen; ‘ Ä 
c) Verordnungen und Erkenntniſſe über Verbrechen und Strafen der Geift: 
lichen, welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben; 
d) ee infofern fie den bürgerlichen Vertrag und deffen Wirkungen 
etreffen; 
€) Privilegien, - Dispenfationen, Immunitäten, Eremtionen, zum Belten 
ganzer Kirchengeſellſchaften, einzelner Gemeinden oder Gefellfchaftsgenof: 
ſen, oder der dem Religionsdienfte gewidmeten Orte und Güter; info: 
fern fie politifche oder bürgerliche Verhältniffe berühren; . 
f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Erbauung und Erhal: 
tung der Kirchen und geiftlichen Gebäude; j 
8) Beftimmungen über die Iulaffung von Kirchenpfründen ; 
h) Vorſchriften Über die Einrichtung der Kirchenliſten, als Quellen der 
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Bevoͤlkerungs⸗-Verzeichniſſe, als Regiſter des Civilſtandes und über die 
Legalität der -pfarrlichen Documente. — 
8. 65. Im allen dieſen Gegenſtaͤnden kommt der Smatsgewalt allein 
die Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. Br BE 
$. 66. Hiernach- find alle Geiftliche in bürgerlihen Perfonal: Klag-. 
ſachen, in allen aus bürgerlichen Gontracten ‚hervorgehenden Streitfachen, in 
den Verhandlungen über ihre Werlaffenfchaften ıc. einzig. den weltlichen Ges 
richten untergeben, —— | ER 
$. 67. Sie genießen, nach Titel V. $. 5. der Verfaffungsurfunde, in 
bürgerlichen und firafrechtlichen Faͤllen den befreiten Gerichtsitand. | 
$. 68. Bei Sterbefällen der Geifttihen foll darauf Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden, daß die geiftlichen Verrichtungen, wenn der Derflorbene der 
gleichen verfehen hat, nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, 
und zum Gottesdienfte gehört, als heilige Gefäße 2c., fol von der Sperre 
ausgenommen, und mittelft Werzeichniffes entweder dem Nachfolger im Be: 
neficium fogleich verabfolgt oder andern fichern Händen einftweilen übergeben wer: 
den, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter. der geiftlichen Behörde 
fich einfindet, welche zu diefem Ende von dem weltlichen Nichter bei jedem 
— eines im Beneficium ſtehenden Geiſtlichen davon in Kenntniß zu 
etzen iſt. 
$. 69. Die Criminal-Gerichtsbarkeit auch über Geiſtliche koͤmmt nur 
den einfchlägigen königlichen weltlichen Gerichten zu. 
$. 70. Diefe folen aber die einfchlägige geiftliche Behörde, jederzeit 
von dem Erfolge der Unterfuhung in Kenntniß fegen, um aud) von- ihrer 
Seite gegen bie Perfon des Verbrechers in Beziehung auf feine geiftlichen 
Berhältniffe das Geeignete darnach verfügen zu koͤnnen. 
| $. 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf 
das gefellfchaftliche Leben und die bürgerlichen Verhaͤltniſſe, ohne Einwilligung 
der Staatsgewalt im Staate geftattet. 
$. 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenftänden, wel: 
he nach den obigen Beflimmungen zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, darf 
ducch die Einfchreitungen geiftlicher Stellen weder unterbrochen noch aufge: 
hoben werden, 
$. 73. Die Kirchen und Geiftlichen Eönnen in Anfehung des ihnen 
zuftehenden Vermögens tweder von Landesunterthänigkeit, weder von Gerichtss- 
harkeit, noch von öffentlichen Staatslaften irgend eine Befreiung anfpredyen. 
$. 74. Alte ältere Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden 
feyn, werden als nichtig erklärt. 
$.: 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens ftehet, nach den hier 
über gegebenen Gefegen, unter dem Eöniglichen oberſten Schuge und Aufſicht. 
| Drittes Kapitel, Ä 
Bei Gegenftänden gemifhter Natur. 
$. 76. Unten Gegenftänden gemifchter Natur werben diejenigen ber- 
ſtanden, welche zwar geiſtlich find, aber die Religion nicht weſentlich betreffen, 
“und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl 
der Einwohner beffelben haben. Ä 
Dahin gehören: | 
a) alle Anordnungen über den aͤußern Gottesdienft, deſſen Ort, Zeit, 
Zahl ıc. Ä 
b) Befchränkung oder Aufhebung der nicht zu den weſentlichen Theilen 
des Cultus gehörigen Feierlichkeiten, Proceffionen, Nebenandachten, Ge: 
remonien, Kreuzgaͤnge und Brüderfchaften; 
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c) Errichtung geiftlicher Geſellſchaften und ſonſtiger Inſtitute und Beſtim⸗ 
mung ihrer Geluͤbdez 
d) organiſche Vefimmungen uͤber geifttiche Bildungs, Verpflegs⸗ und 
Strafanſtalten; 
e) Eintheilung der Dioͤceſen, Decanats⸗ und Pfarrſprengel; 
) alle Gegenſtaͤnde der Geſundheitspolizei, inſoweit dieſe kirchliche Anſtal⸗ 
ten mit beruͤhren. 
$. 77. Bei dieſen Gegenſtänden duͤrfen von der Kirchengewalt ohne 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einſeitigen Anordnungen geſchehen. 
$. 78. Der Staatsgewalt ſteht die Befugniß zu, nicht nur von allen 
Anordnungen uͤber diefe Gegenftände Einfiht zu nehmen, fondern auch durch 
eigene Verordnungen dabei alles dasjenige zu. ‚hindern, was dem öffentlichen 
Wohle nachtheilig feyn Eönnte. 
8. 79. Bu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, befonders wenn 
diefelben an Werktagen gehalten werden follen, muß allezeit die ſpecielle koͤ⸗ 
nigliche Bewilligung erholt werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Verhaͤltniſſe verſchiedener Religionsgeſellſchaften 
gegen einander. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegen einander. 


‚$. 80. Die im Staate beſtehenden Religionsgeſellſchaften find ſich wechfel: 
feitig gleiche Achtung ſchuldig; gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche 
Schutz aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen ift aber 
auch feiner eine Selbfthülfe erlaubt, 

8 81. Sede Kirche kann für ihre Neligionshandlungen von den Glie: 
bern aller übrigen Religionsparteien vollfommene Sicherheit gegen Störun: 
gen aller Art verlangen. 

$. 82, Keine Kirchengeſellſchaft kann nerbindlid) gemacht werden, an 
dem äußern Gottesdienfte der andern Antheil zu nehmen. Kein Religions: 
theil it demnach fchuldig, die befonderen Feiertage des andern zu feiern, fon= 
dern es foll ihm frei ftehen, an folhen Zagen fein Gewerbe und feine Hands 
£hierung auszuüben, jedoch ohne Störung des Gottesdienftes des andern Theis 
les, und ohne, daß die Achtung dabei verlegt werde, welche -nady $. 80. jede 
Neligionsgefelfchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöfen Handlungen 
und Gebräuche ſchuldig iſt. 

$. 83. Der weltlichen Staatspolizei koͤmmt es zu, in fo weit al 
die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Drbnung zwifchen verfchiedbenen Mes 
ligionspartheien es erfordert, Worfchriften für aͤußere Handlungen, die nur 
zufälligen Bezug zum Eirchlichen Zwecke haben, zu geben. 

Religionsvermandte einer öffentlich aufgenommenen Kirche, wel: 
che feine eigene Gemeinde bilden, koͤnnen fich zu einer entfernteren Gemeinde 
ihres Glaubens innerhalb dev Grenzen ded Reichs halten, 

$. 85. Auch ift ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer oder Prediger ei- 
ner andern Confefjion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und Amtsfunctionen 
nachzufuchen, weiche fie mit ihren eigenen Religionsgrundfägen vereinbarlich 
glauben, und jene nach ihren Religiosgrundſaͤtzen leiſten koͤnnen. 

$. 86. Im dergleichen Fällen ſollen dem Pfarrer oder Geiſtlichen der 
fremden Gonfeffion für die geleifteten Dienfte die feftgefegten Stolgebühren 
entrichtet werden, 


d. 87. Diefen auf folkhe Art der Ortspfarrei einverleibten fremden 
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Religionsvertoandten darf jedoch nichts aufgelegt werben, was ihrem Gewiſſen 
oder der jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen iſt. 
8.88. Den Mitgliedern der Öffentlich “aufgenommenen Kirchengefell: 
haften fteht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, wenn fie 
das erforderliche Vermögen zum Unterhalte det Kirchendiener, zu den Ausgaben 
für den Gottesdienft, dann zur Errichtung und Erhaltung. der nöthigen Ges 
baͤude befigen, oder wenn fie die Mittel hierzu auf gefeglich geftattetem Wege 
aufzubringen vermögen. Ä 

8. 89, Das BVerhältniß der Staatseinwohner, welche einer Religion 
angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur ein Preis 
vatgottesdienft geftattet ift, muß aus dem Inhalte der Conceſſionsurkunde 
beurtheilt werben. Sie dürfen von den Dienern der Kirchengewalt des Dr: 
tes, wo fie wohnen, gegen den Sinn und Zweck der Conceſſion weder bes 
ſchraͤnkt noch beeinträchtigt werden. Da fie mit der Ortskirche in Eeiner 
Verbindung flehen, fo können von berfelben feine pfartlichen Rechte gegen fie 
ausgeübt werden; dagegen haben fie aber auch Eeinen Antheil an den Red): 
ten und dem Eigenthume der Kirche. | i 

Zweites Kapitel. 
Dom Simultan:Gebraude der Kirchen. 


$. 90. Wenn zivei Gemeinden verfchiedener Meligionspartheien zu eis 
ner Kirche berechtigt find; fo müfjen die Nechte einer jeden hauptfächlich nad) 
den vorhandenen befondern Gefegen oder Verträgen beurtheilt werden, 

8. 91. Mangelt es an folchen. Beftimmungen; fo wird vermuthet, 
"daß eine jede diefer Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 

$. 92. Die Entfcheidung der über Ausübung diefer Rechte entftehen: 
den Streitigkeiten, wenn die Betheiligten fie durch gemeinfchaftliches Einver: 
ftandniß nicht beizulegen vermögen, gehört an das Staatsminifterium des In: 
- nern, welches die Sache nad). Verhältnig der Umftände vor den Staatsrath 
bringen wird. 

$. 93. Wird aber darüber geffritten, ob eine oder die andere Gemeinde 
zu. der Kirche wirklich bevechtiget fey; fo gehört die Entfcheidung vor den or 
dentlichen Richter, | 

%. 94. Wenn nicht. erhellet, daß beide Gemeinden zu ber Kirche wirk— 
lich berechtiget find; fo wird angenommen, daß diejenige, welche zu dem ge: 
genwaͤrtigen Mitgebrauche am fpäteften gelangt ift, denfelben als eine wider: 
rufliche Gefälligkeit erhalten habe. 
- 8 95. Selbſt ein vieljaͤhriger Mitgebrauh kann für fih allein bie 
Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch Verjährung Fünftig nicht begründen. 
8%. : Wenn:jedoch, außer diefem Mitgebrauche, auch die Unterhaltung 
der Kirche von beiden Gemeinden beftritten worden; fo begründet dies die 
Vermuthung, daB auch der fpater zum Mitgebraud) gekommenen Gemeinde 
ein wirkliches Recht darauf zuftehe. 

$. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebraud nur ‚bittweife hat, 
muß fie, bei jedbesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottes: 
dienfllihen Handlung, die Erlaubniß der Vorfteher dazu nachfuhen. 
6898. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden fteht 
es jederzeit frei, durch fieimillige Uebereinkunft -denfelben. aufzuheben, und das 
gemeinfchaftliche Kirchenvermögen unter Eöniglicher. Genehmigung, welche durd) 
das Staatsminifterium des. Innern eingeholt werden muß, abzutheilen, und 
- für jede eine gefonderte gottesdienftliche Anftalt zu bilden. | 2 
$. 99. Auch kann eine ſolche Abtheilung von der Staatsgewalt aus 
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polizeilichen. oder adminiſtrativen Erwägungen, ober auf Anfuchen der Be: 
theiligten werflgt werden. ©; 0.000 | 

'$. 100. ‚Wenn ‚ein Religionstheil Eeinen eigenen Kichhof befigt, oder 
nicht ‚bei dee Xheilung des gemeinfchaftlichen Kirchenvermoͤgens einen fuͤr ſich 
anlegt; fo iſt der. im Orte befindliche als ein gemeinſchaftlicher Begräbniß- 
plas für fämmtlihe Einwohner des Orts zu betrachten, zu deſſen Anlage 
und Unterhaltung aber auch ſaͤmmtliche Religionsverwandte verhältnißmäßig 
beitragen müffen. : 
“8.101. Kein Geiftlicher kann gezwungen werben, das Begraͤbniß ei⸗ 
nes: fremden Religionsverwandten nach den Feierlichkeiten feiner Kirche zu 
verrichten. : .. J 
| j 102, Wird derfelbe darum erfucht, und er findet Eeinen Anftand, 
dem Begraͤbniſſe beizumohnen; fo müffen ihm auch die dafuͤr hergebrachten 
Gebühren entrichtet ‚werben. _ 

.$. 103. Der Gloden auf den Kichhöfen kann jebe öffentlich aufge 
nommene Kirchengemeinde bei ihren Zeichenfeierlichkeiten, gegen Bezahlung der 
Gebühr, ‚fich bedienen. . 

Dieſes allgemeine. Staatsgrundgefeg beftimmt, in Anfehung der Reli- 
gionsverhältniffe der verfchiedenen Kirchengefellfhaften, ihre Rechte und Ver— 
bindlichkeiten gegen den Staat, die unveräufßerlichen Majeſtaͤtsrechte des Ne: 
genten, und die jedem Unterthan zugeficherte Gewiſſensfreiheit und Religions: 
ausuͤbung. 

In Anſehung der uͤbrigen innern Kirchenangelegenheiten ſind die wei— 
tern Beſtimmungen, in Beziehung auf die katholiſche Kirche, in dem mit 
dem paͤpſtlichen Stuhle abgeſchloſſenen Concordat vom 5. Junius 1817, 
und in Beziehung auf die proteſtantiſche Kirche in dem hieruͤber unterm heu⸗ 
tigen Tage erlaſſenen eigenen Edicte enthalten. 

Muͤnchen, den 26. May 1818. 

ei (L. S,) 

Zur Beglaubigung:. . 

Ei Egid von Kobell, - 
Königl. Staatsrath und General: Secretair. 





k) Edict über die Freiheit der Prefje und des 
a | Buchhandels, 
$. 1. Den offenen Buchhandlungen, und denjenigen, welche zu biefem 
Gewerbe obrigkeitlich berechtigt find, ift in Anfehung der bereitg gedruckten 
Schriften feier Verkehr, fo wie ben Verfaſſern, Verlegern und berechtigten 
Buchdrudern im Königreiche in Anfehung der Bücher und Schriften, welche 
fie in Drud geben wollen, volllommene Preßfreiheit geftattet. Cie 
find hiernach nicht verbunden, ſolche Schriften einer Genfur oder obrigkeitli⸗ 
chen Genehmigung zu unterwerfen, wenn ſie nicht allenfalls bei koſtbaren 
— zur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, ſelbſt darum nachſuchen 
wollen. ge : J BER 
$. 2. Ausgenommen von dieſer Freiheit find ale politifche Zeitungen 
und periodifche Schriften ‚politifchen ober ftatiftifchen Inhalts. — * 
terliegen dev dafuͤr angeorbneten Genfur, . 
93 Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und fonftigen Arbeiten 
über Gegenſtaͤnde, die ihnen in ihrem Geſchaͤftskreife uͤbertragen ſind; ferner 
ſtatiſtiſche Notizen, Verhandlungen, Urkunden und ſonſtige Nachrichten, zu de— 
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ven Kenntniß fie nur. durch ihre. Dienftuerhättniffe Eommen Eonnten, ohne 
befondere königliche Erlaubniß nie dem Drude übergeben. Eben fo bleibt 
ihnen unterſagt, Nachrichten politifchen oder ftatiftifhen Inhalts über die Eö- 
niglichen Staaten in ausländifchen Zeitfchriften einzuruͤcken, oder an. derglei- 
chen Auffägen Theil zu nehmen, wenn fie" nicht zuvor dem einfchlägigen - 
Staatsminifterium vorgelegt waren. Be Dar 

.$. 4 Damit, die Fteiheit der Preſſe und des Buchhandels ($.. 1.) 
nicht mißbraucht werde, wird den Polizeiobrigkeiten jeden Orts über die. allda 
befindlichen Buchhandlungen, Antiguarien, Xeihbibliothefinhaber, Lefeinftitute, 
Buchdruckereien und Tithogtaphifche Anftalten eine allgemeine Auffiht über: 
tragen; fo wie die gefegliche Beſtrafung der durch Schriften begangenen Wer: 
‚brechen und Vergehen den ordentlichen Gerichten vorbehalten bleibt. - 
| $. 5. Demzufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbiblio⸗ 
thefinhaber, die Vorfteher der Kefeinftitute und lithographifchen Anftalten, die 
Kupferflihe, Bilder- und Kartenhändler verpflichtet, unter einer Strafe von 
hundert Thalern, ihre Gataloge der Polizeiobrigkeit zu übergeben. 

$.6. Wenn die Polizei in den ihe übergebenen Gatalogen Schriften, 
Gemälde oder andere finnfiche Darftellungen wahrnimmt; oder wenn die Vers 
breitung von Schriften oder finnlichen-Darftellungen bei ihr angezeigt wird, wo» 
duch) ein im Königreiche beftehendes Strafgeſetz uͤbertreten wurde, fey ed als Wer: 
brechen, Vergehen oder Polizeiübertretung; fo hat fie alsdann dem einfchlas 
genden Unterfuchungsgerichte davon die amtliche Anzeige zu machen, und nad) 
Unterfchied felbft der Beſtrafung wegen geeignet zu verfahren. 

. 7. Betreffen jene Gefegübertretungen den Monarchen, den Staat 
und deffen Verfaſſungen, 'oder die im Königreiche beitehenden Kirchen» und 
veligiöfe Gefellfchaften; oder find Schriften. oder finnlihe Darftellungen ber 
öffentlichen Ruhe und Drdnung durch Aufmunterung zum Aufruhr oder der 
Sittfichkeit durch Neiz und Verführung zu Wolluſt und Lafter gefährlich; 
fo fol die Polizei die Verbreitung einer folhen Schrift oder finnlihen Darz 
ftellung hemmen, und ein Eremplar derfelben an-die hier vorgefegte Polizeiz 
behörde ohne Verzug einfenden, welche Iängftens in acht Tagen in einer col: 
legialen Berathung die Charaktere der Geſetzwidrigkeit oder Gefährlichkeit ſorg— 
fältig zu unterfuchen, und, nad) Befinden der Umftände, den Beſchlag aufzuhe: 
ben oder fortzufegen hat. | 

58. Im legten Falle, wenn naͤmlich die obere Polizeibehörde den 
Beſchlag fortzufegen befchließt, Toll fie die Schrift oder bildliche Darftellung 
mit dem Collegialbefhluß an das Staatsminifterium des Innern auf ber 
Stelle einfhiden, und. dieſes erkennt ohne Aufenthalt über die ‚Aufhebung 
oder Beftätigung des Beſchlags. Mit der Beftätigung wird die Schrift oͤf⸗ 
fentlich verboten, und nach Umftänden confischt, - - 

8.9, Wer fich durch die Verfügung des Staatsminifteriums des In 
nen befchwert findet; dem iſt dagegen die Berufung an den füniglichen 
Staatsrath geftattet, welcher darkber, und zwar immer in einer Plenar: Ders 
fammlung, zu erkennen bat. ° 

8. 10. Privatperfonen, gegen welche in Schriften oder finnlichen Dar» 
ſtellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, bleibt es überlafjen 
den Verfaſſer, und wenn dieſer nicht genannt, oder falfch angegeben iſt, den 
Verleger, und aushuͤlfsweiſe den” Drucker oder jeden Verbreiter, wegen bet 
ihnen gefchehenen Unbill vor der zuftändigen Gerichtsbehörde zu verfolgen. 

Diefe Eönnen aber zu ihrer Sicherheit von dee: Polizei verlangen, daß 
fie die Schrift, wegen welcher fie Elagen wollen, in Beſchlag nehme; jedoch 
find fie verbunden, in acht Tagen die Vefcheinigung beizubringen, daß bie 
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Klage wirklich beim ‚Nichter; angebracht worden, widrigenfalls der Beſchlag 
nach: Ablauf dieſer Zeit wieder aufgehoben werden fol. 


. 44. Staatsdiener, welche fih im Falle des $, 10. befinden, und 


im Dienfte außer dem Königreiche abweſend find, follen durch die Polizei 


von dem. Dafeyn einer folhen Schrift ıc. benachrichtigt werden; auch iſt Die 
proviforifhe Beſchlagnahme der Schrift bis zur einlangenden Erklärung von 


Amtswegen zu verfügen. - 


G. 12. Für eine Schrift oder finnlihe Darftellung haftet: jederzeit zu= 
naͤchſt der Verfaſſer, und, wenn diefer nicht bekannt ift, der Verleger, und 
fubfidiarifh der Druder und jeder Verbreiter. 

»: München, ben 26. Mai, 1818, 
Te Fr (L. S.) 
ur Beglaubigung: 
e e — Egid von Kobell, 
RKoͤnigl. Staatsrath und General-Secretair. 


Edict über die Ständeverfammlung. 
DEE Erfier Titel. 
Bildung der Ständeverfammlung. 
I. Abſchnitt. 


Bufammenfegung der beiden Kammern und Eigenfhaften 


. ihrer Mitglieder. 
$. 1. Die allgemeine Verfammlung der Stände des Reichs beftcht, 
nah Titel VI. $. 1. der Verfaffungsurkunde, aus zwei Kammern, nämlich: 
der Kammer der. Reihsräthe und der Kammer der Abgeord- 
neten.- 
82. Die Bildung der erſten Kammer (dev Reichsraͤthe) ift in 88.2 


—5 feftgeftellt; die zweite Kammer (dev Abgeordneten) bildet ſich nad) den 


Beltimmungen $. 7 bis 13. Die für diefelbe berechnete Gefammtzahl wird 
in Folge 55. 9 und 10, und nach den beftehenden Derhältniffen auf die 
einzelnen Regierungsbezirke, und für jede einzelne Kaffe in folgender Art 


vertheilt. 


A. Grundbeſitzer mit gutsherrlicher Gerichtsbarkeit. 


$. 3. Der Antheil an dem für dieſe Klaſſe beſtimmten achten Theile 
witd für jeden Regierungsbezirk nach der Zahl der gutsherrlichen Gerichtsbes 
zirke deſſelben Negierungsbezirkes beftimmt, | 

B. Univerfitäten. et 

$. 4. Ihre Theilnahme ift bereits in der Urkunde $. 9. feftgefest. 
C. Klaſſe der Geiftlihen, 

‘$ 9. Der achte Theil für diefe Kiaffe wird vor Allem zwifchen den 
Individuen der katholiſchen und proteftantifchen Kirche nach der Zahl ihrer 
Pfarreien getheilt, und nad) biefem Maasftabe den erftern zwei Deitttheife, 
den legten ein Dritttheil der Stellen in der Kammer der Abgeordneten zu= 
— Die — an auf die einzelnen Regierungsbezirke ges 

ieht bei jenen nach der i i 
—— ea Zahl der Pfarreien, und bei letzteren nad) der 
$. 6. D. An der. Wahl der Abgeordneten aus den Städten und 


Märkten, für welche ein Viertheil beftimmt iſt, nehmen nur jene Theil, 
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welche eine Bevoͤlkerung von wenigſtens 500. Familien beſitzen, bie in bei. 
koͤniglichen Ausſchreiben beſonders benannt ſeyn werden; die uͤbrigen waͤhlen 
‚mit den Landgemeinden, und find in dieſer Klaſſe wahlfaͤhig. Bei den Staͤd⸗ 
ten wird den bedeutendern derſelben, ſowohl in Anſehung ihrer beſondern Vor 
hältniffe, als ihrer Bevoͤlkerung die Wahl von eigenen - Abgeordneten, und 
zwar der Stade Münden von’ zwei, jeder. der Städte Nürnberg und Aug: 
burg von Einem Abgeordneten gejtattetz alle übrige. wahlfaͤhige Städte 
und Märkte, welche über 500 Familien zählen, wählen in jedem einzelnen 

a die für: denfelben noch zu ſtellenden Abgeordneten diefer 

laſſe. ——— Zu 
$. 7. E. Die für die übrigen Landeigenthümer, welche keine 
gutsherrlihe Gerichtsbarkeit haben, beftimmte Hälfte der Gefammt- 
zahl der Abgeorbneten wird wieder für jeden einzelnen Regierungsbezirk nad) 
ver Bevölkerung oder Familienzahl (jedoch nach Abzug der Familien von den 
im Regierungsbezirke befindlichen, und als ſolche wahlfähigen Städten und 
- Märkten) verhältnifmäßig ausgefchieben. . Ä 

$. 8. Neben den allgemeinen Eigenfchaften, welche zur paffiven Wahl: 
fähigkeit eines Abgeordneten für die zweite Kammer. nad F. 12. der Urkunde 
vorgezeichnet find, wird noch. insbefondere erfordert, daß 

a) der Abgeordnete aus der “Kläffe der Grundbeſitzer mit grundherrlicher 

Gerichtsbarkeit in’ dem- nämlichen Regierungsbezirke, von welchem er in 
die Kammer gewählt wird, beguͤtert ſeyß daß 

b) die Abgeordneten der Univerſitaͤten nur aus ordentlichen decretirten 

Reed — an‘ 

c) jene von der Kaffe der Geiftlichen nur aus wirklichen felbftftändi: 

gen Pfarren, ‚welche ihre Pfarrei, felbft verfehen, gewählt werden koͤn⸗ 
nen; daß ferner en NO I 

d) die Abgeordneten der Städte und Märkte in jenen Städten und 
Märkten, von welchen fie entweder als folche, oder als Wahlmänner, er— 
nannt werden, mit einem freieigenen Grundvermögen, oder "einem buͤr⸗ 
gerlichen Gewerbe anfäßig - feyen, und folches wenigſtens ſchon brei 
Sahre im Befige haben, wovon fie an Haͤuſer- und Ruſticalſteuer ein 
Simplum von zehn Gulden, oder an Gewerbſteuer einen für die dritte 
Hauptklaſſe feftgefesten Betrag von dreißig bis vierzig Gulden, ober, 

in Verbindung diefer Steuern mit einander, eine folche Gefammtfumme 

: entrichten, welche dem fo eben beftimmten Betrage der dritten Haupt: 

klaſſe dee Gerverbefteuer entſpricht; daß endlich . — 

: e) auf gleiche Art die Abgeordneten aus der Klaſſe der Landeigenthuͤ— 
mer ein freieigene® oder erblich nusbares Eigenthum in ihrem. vefpecti= 
ven Regierungsbezirke, ſeit vollen drei Sahren befigen, wovon fie als 
Simplum der Steuer wenigſtens zehn Gulden bezahlen. 

& 9 In das Steuerfimplum, bei diefer Klaffe wird nur die Ruftical-, 
Häufer: und Gewerbſteuer mit Ausfchluß der Perfonal= und indirecten Auf: 
lagen, jedoch nicht bioß von den in einem einzelnen Landgerichte, fondern von 
fämmtlichen in einem Negierungsbezirke befindlichen Beſitzuggen des zu wäh: 
Ionden Individuums eingerechnet. In jenen Regierungsbezirken, in welchen 
die dermalige Steuerverfaſſung der ältern Negierungsbezirke nicht befteht, wird 
ein diefer feftgefegten Steuerquote nach der jährlichen Geſammtſumme gleich⸗ 
kommender Betrag zur Grundlage genommen. . = 

$. 10. Ein Unterthan, welcher in verfchiedenen Regierungsbezirken, 
oder in mehreren Klaffen des einen Negierungsbezitks wahlfähig ift, kann 
zwar in jeder derſelben gewählt werden, doch nur in Einer Eigenfchaft als 
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Abgeordneter eintreten; tmd zwar in jener, in welcher ihn die größere Mehr: 
heit dev Stimmen berufen hat. u. — | 
PS I Abſchnitt. 
Wahlder Abgeordneten zur zweiten Kammer. 

. 8:14. ‚So:oft, nach den Beftimmungen der Verfaſſungsurkunde $.13,, 
eine neue Wahl der: Abgeordneten erforderlich) ift, wird jedesmal die Zahl der 
zu Waͤhlenden nach den fhon im Allgemeinen beftimmten VBerhältniffen für 
jeden einzelnen Regierungsbezirk und für jede Klaffe öffentlich befannt ges 
macht, und die Vornahme der Wahl von der Eöniglihen Regierung des Be: 
zirfes angeordnet werden. | 

$. 12. Jeder Mähler der Abgeordneten hat vor der Mahl den in der 
Berfaffungsurkunde Zitel X. $. 3. vorgefchriebenen Eid, wenn er ihn nicht 
ſchon früher geſchworen hat, und nebſtdem noch nachfiehenden Waͤhlereid ab: 
ulegen: Ä 
— „Ich ſchwoͤre, daß ich meine Wahlſtimme nach freier innerer Ueberzeu— 

„gung, wie ich folches zum allgemeinen Beſten bes Landes für dien: 
„lc erachte, ohne fremde Einwirkung abgebe, und diesfalls von Nies 
„mand, unter was immer für einem Vorwand, weder mittels noch 
„unmittelbar irgend eine Gabe oder Geſchenk angenommen habe, noch 
„annehmen werde; J 

„Ich ſchwoͤre, daß ich ebenfalls, um zum Abgeordneten der zweiten 

„Kammer erwaͤhlt zu werden, Niemand weder mittel- noch unmit— 
„telbat eine Gabe oder Geſchenk verfprochen oder gegeben habe, noch 
„geben oder verfprechen werde. 

„So wahr ıc 2.” 

Die Wähler der Abgeordneten für die erften drei Klaffen übergeben bie: 
fen Eid fchriftlich mit ihrer Wahlftimme, jene der vierten und fünften Klaffe 
ſchwoͤren ihn vor der Vornahme der legten Wahl in Gegenwart der Eönigtis 
hen Wahlcommilffion. | 

- 513. Die Wahlſtimme kann nicht duch Bevollmaͤchtigte, ſondern 
nur perfönlich durch die aus der Klaffe Hierzu berufenen Mitglieder, welche 
wenigftens 25 Jahre, und im Falle, wenn fie als MWahlmänner zu ben letz⸗ 
ten Wahlmomenten aufzutreten haben, wenigſtens 30 Jahre alt find, ges 
führt werden. 

A. Wahl der Grundbefiger mit gutsherrliher Gerichts— 

| barkeit. 

$. 14. Nach Erhaltung der koͤniglichen Ausſchreibung erlaͤßt jede Re— 
gierung an die in ihrem Bezirke befindlichen wahlfaͤhigen Mitglieder dieſer 

Klaſſe, mit Ausſchluß derjenigen, welche bereits Sitz und Stimme in der er— 
ſten Kammer haben, einen beſondern Aufruf zur Abgabe der Wahlſtimme 
mit Beſtimmung einer zerftörlichen: Zeitfrift, fegt fie von der Zahl der für 
gedachte Klaffe aus dem Megierungsbezirke zu mwählenden Abgeordneten in 
Kenntniß, und theilt ihnen zugleih ein namentliches Werzeichnig aller im 
naͤmlichen Bezirke befindlichen wahlfähigen Mitglieder der Klafje mit. 

Jedes waͤhlende Mitglied übergiebt fodann in der beſtimmten Zeitftift, 
‚mit Beifügung der oben $. 12. geforderten Eide, feine fchriftlihe Wahl: 
flimme mit eigener Unterfchrift und Fertigung, und ſendet fie mit einem 
befondern beliebigen Wahlfpruche unmittelbar an den Königlichen Regierungs: 
präfidenten ein. | Ä 

9:45: Der Präfident der. Regierung des Bezirks beflimmt den Tag 
Br Eröffnung der Wahlſtimmen, und beruft hierzu die nächftgelegenen fünf 

i ; 41 
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Mitglieder diefer. Kiaffe, : in. deren Gegenwart er, mit Beiziehung ber beiden 
Directoren der Regierung und eines Secretairs als Actuar, jede einzelne 
Wahlſtimme eröffnet, und fie mit Erwähnung ‚des Wahiſpruches, jedoch mit 
Verſchweigung des Namens des Waͤhlers, oͤffentlich bekannt macht. — Die 
Wahlſtimme wird in das MWahlprotocoll aufgenommen, und am Ende das 
Refultat dee Wahl nad der Stimmenmehrheit berechnet und ausgefprochen, 
das Protocol aber von fämmtlichen Anmwefenden, mit Ausnahme der allenfalls 
erwählten Abgeordneten, unterfchrieben. 

Bei allenfallfiger Stimmengfeichheit haben bie gegentoärtigen Mitglieder 
der Klaffe ſogleich durch ſchwarze und weiße Kugeln zu entſcheiden, und zwar 
nicht bloß fuͤr die Wahl ber wirklichen Abgeordneten, fondern auch für bie 
Erfagmänner. 

8. 16: Eine Abſchrift des Protocolls und ber hierin bei jedem Wahl⸗ 
ſpruche eingetragenen Stimme, iſt, mit Beſeitigung des Namens des Waͤhlers, 
jedem Mitgliede der Klaſſe, zur Kenntniß und zu ſeiner Ueberzeugung uͤber 
die richtige Aufnahme ſeiner Stimme, mitzutheilen. 

$. 17. Wahlftimmen, welche nicht in’ der vorgeſchriebenen Form zur 
beſtimmten Zeitfriſt uͤbergeben ſind, werden nicht eingerechnet; auch hat ein 
Mitglied, welches allenfalls mehrere Srumdbefisungen mit gutsherrlicher Ges 
tichtsbarkeit im Megierungsbezirke hat, nur Eine Stimme abzugeben. 

B. Wahl der Abgeordneten der Univerfitäten. 

$. 18. Die Wahl der Abgeordneten von den Univerfitäten gefchieht 
in einer vollftändigen Derfammlung aller ordentlichen und außerordentlichen 
Lehrer, welche ihre ſchriftliche Wahlftimme, unter einem beliebigen Wahlſpru⸗ 
che, mit ebenmaͤßiger Beifügung des Conftitutionds und Wahleides, überges 
ben... Der Vorftand öffnet fie in der Verſammlung und läßt fie dem Pros 
tocoll einverleiben, fpricht den Erfolg der Stimmenmehrheit aus, und fendet 
das Protocol, welches von fammtlichen Anmefenden, mit Ausfchluß des Ers 
wählten, unterzeichnet werden muß, an den Präfidenten der Regierung des 
Bezirks ein.- 

. Bei Stimmenglichhei entfcheidet, wie oben $. 15., die Wahl durch). 
Kugeln. 
c. Wahl der Abgeordneten von der Klaffe der Geiſtlichen. 
$ 19. Zur Wahl der Abgeordneten aus diefer Klaffe find zwei Wahle 
handlungen erforderlich; die er ſte, zur Auswahl des MWahlmannes, gefchieht 
am Sitze eines jeden Decanatd, wozu, nad) vorläufiger Aufforderung des 
Land⸗ oder Herrſchaftsgerichtes, alle nach $. 8. mahlfähige Pfarrer deſſelben 
einberufen werden, fie mögen zu dem nämlichen Regierungsbezirke gehören, oder 
nicht. Der Dechaut ſammelt die ſchriftlichen Stimmen, traͤgt ſie in ein 
Protocoll ein, welches von allen Anweſenden unterſchrieben wird, und ſen⸗ 
det folches durch das Land- oder Herrfchaftsgericht an die Bezirksregierung. 

Pfarreien, welche feinem Decanate zugetheilt find, ſtimmen fuͤr dieſen 
Fall bei dem ‚nächfigelegenen Decanate mit, und find auch in demfelben 
wahlfaͤhig. 

$. 20. Bei der zweiten Wahlhandlung flimmen nur die ernannten 
Wahlmänner der Decanate, und wählen blos unter ſich (mit Ausſchluß aller 
übrigen) .die für den Regierungsbezirk beftimmten Abgeordneten mittelft Eine 
fendung einer ſchriftlichen Wahlſtimme, welcher fie gleichfalls die vorgeſchrie⸗ 
benen Eide und einen beſonderen Wahlſpruch beizufuͤgen haben. | 

Bu diefem Ende theilt der Präfident der Regierung einem jeden ber 
ihm befannt gemachten Wahlmaͤnner der Decanate die vollftändige Liſte der⸗ 
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felben, unter den 8.14. angeordneten Beſtimmungen, mit, und erhohlt von 
den eiben die Wahiſtimine welche er" auf gleiche Art nach den $. 15. geges 
benert Beftimmungtn in Gegenwart ber hierzu einberufenen, naͤchſtgelegenen 
5 Mahtmiänner diefer Klaſſe eröffnet, und meiter auf die hierin angezfigte 
Ar Delle 0 ee | | 
D Want der: Abgeordneten aus den Städten und Märkten. 
Bei jenen''Städten, welchen eigene Stellen angetwiefen find, tritt nur 
Eine Wahlhandlung ein, die von dem verfaffungsmäßig ermählten Magiftente 
und den Gemeinde-Bevollmächtigten unter dem Worfige eines eigends hierzu 
ernannten: Einiglichen. Commiſſairs, nad) vorher abgelegtem Wahleide, vorges 
nommen wird. 

Die Wahl gefchieht durch ſchriftliche Wahlzettel, welche befonders hierzu 
vorbereitet, mit fortfaufenden Nummern bezeichnet, und nachdem fie unter eins 
ander gemengt worden find, unter bie MWahlmänner ausgetheilt werden. 

Jeder Wahlmann hat in derfelben ben oder die gewählten Abgeordneten 
mit Tauf⸗ und Zunamen, ihrem Gewerbe oder Charakter einzutragen, ihn 
mit feiner Unterfchrift zu bezeichnen und dem föniglihen Commiffair, wels 
cher die Einfammlung befotgt, zu übergeben. | 

$. 22. Nachdem, alle Waͤhlzettel übergeben find, Tiefet der Commiffair 
jede, einzelne Wahlſtimme in Gegenwart ſaͤmmtlicher Wähler, mit Beifügung 
der Ziffer des Wahlzettels, jedoch mit Verſchweigung der Unterſchrift, öffent: 
lich, ab, damit, jeder Wahlmann, beim Ablefen feiner Ziffer, fih überzeugen 
£önne, ob feine Stimme unverfälfht aufgenommen und in Die Berechnung 
eingeftelfe worden fey. ‚ Wird gegen die Wahl keine weitere Erinnerung ge 
macht; ſo ift das Refultat ber Stimmen, mit DBeiziehung der zwei älteften 
Mitglieder des Magiftvats und der Gemeinde: Bevollmächtigten, feſtzuſetzen, 
und auf gleiche Art der Wahlverfammlung zu eröffnen,“ das Wahlprotocoll 
aber von obigen zwei Mitgliedern des Magiftrats und der Gemeinde: Bes 
vollmädhtigten, welche ſich nicht unter den erwaͤhlten Abgeordneten befinden, 
zu unterzeichnen, und mit fämmtlihen MWahlzetten dem, koͤniglichen Regie⸗ 
rungspraͤſidenten einzuſenden. DOES \ 

823. Um die Gültigkeit der Stimmen nicht ‚dur den Vorſchlag 
paffio = wahlunfähiger Individuen zu vereiteln, iſt noch vor, der Wahl von dem 
Rentamte ein. atphabetifches Verzeichniß fänımelicher- angefeffenen und beguͤ⸗ 
terten Gemeindeglieder, welche ſowohl hinſichtlich ihrer dreijaͤhrigen Anfäßig- 
keit, als ihrer Steuerzahlung zur Wahl gezogen werden koͤnnen, herzuſtellen, 
und folches nicht allein den Wählern einen Tag vor ‚der Wahl ſchriftlich 
— ſondern auch in dem Wahlzimmer zur allgemeinen Einſicht an— 
zuheften. | ' 

8. 24. Für die Städte, welche gemeinfchaftliche Abgeordnete zu wäh: 
Ion haben, find zwei Wahlhandlungen erforderlih. Die erſte hat ben 
Zweck, die erfordetlihen Wahlmaͤnner für die Wahlverfammlung des Regie: 
rungsbezirks zu ernennen, und wird auf bie oben in den 98. 21, 22 und 


= 


23. bezeichnete Art vorgenommen. | 
$. 25. Jede wahlfähige Stadt, fo wie jeder wahlfäbige Markt, hat 
für 500 Familien der Bevölkerung einen Wahlmann zu ftellen, welcher aber bez 
reits alle für die Abgeordneten in die Kammer erforderliche Eigenfchaften bes 
figen muß, indem die letzte Auswahl nur aus biefen MWahlmännern Statt hat. 

78:26. Die zweite MWahlhandlung, oder die eigentliche Wahl der Abs 
geordneten diefer Kaffe, wird am Sige der föniglichen Bezirksregierung vorz 
genommeh, wozu die ernannten Wahlmänner mittelft befonderer Befehle ein: 
berufen, und vor allem nady 8. 12. beridigt werden. 

11 * 
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Die Wahl: felbft; wird in der — — wie fie 68. 21, 22 
und 23. vorgezeichnet iſt, yon dem koͤniglichen ‚Regierungöpräfidenten, mit [0 

ziehung dev beiden Directoren, . geleitet, und- ba. Digfelbe; ſich bloß auf big. er⸗ 
nannten Wahlmaͤnner beſchraͤnkt, fo, iſt einem jeden derxſeſben den. Tag vor 
der Wahl das Verzeichniß der faͤmmtlichen Wahlmaͤnner mitzutheilen. Zur 
Guͤltigkeit der Wahl, wird Die Anweſenheit von. drei. Wigrtheifen ; der Wahl; 
männer, oder, im geſetzlichen Verhinderungsfalle, deren Exrfagmänner ferhert. 

E. Wahl der. Grundeigenthuͤmer chne — Sa: 

richtsbarbeit. yet 
$. 27. Die: Auswahl ber en oe uf safe in or 
Momente, nämlich: 

a) in die Urwaͤhl, | 

b) in die Ernennung der Wohlmanner, — * — 

e) in die eigentliche Wahl der Abgeordneten fuͤr die — u 

- Die erſten zwei Wahlhandlungen werden von den betreffenden Band: 
und Herrſchaftsgerichten geleitet,  melchen zugleich die Zahl der zu ſtellenden 
Wahlmaͤnner von der Regierung des Bezirks eröffnet werden fol. 

6. 28, Die Urwahl wird in jeder Gemeinde, nach erhaltenem Auf— 
trage von dem Land =" oder Herifchaftsgerichte, durch den beſtehenden Ge: 
meindeausfchuß zu dem Zwecke vorgenommen daß ein Bevollmaͤchtigter und, 
im Verhinderungs⸗ oder Erkrankungsfalle, ein Erſatzmann aus ihrer Ge: 
meinde zum zweiten  Wahlmomente ernannt werde, worüber: der Gemeinde: 
vorſtand unter feiner und. zweier Mitglieder Unterſchrift die ſchriftliche An⸗ 
zeige dem Land- respective Herrſchaftsgerichte zu uͤbergeben hat. 

$. 29. Dieſer Bevollmächtigte muß in der Gemeinde‘ anfäßig, wenig: 
ftens 25, Jahre alt‘ ſeyn, und ſo viel Grundvermoͤgen beſi um, daß fein 
Steuerfimplum die Summe von drei Gulden erreicht. 

. 6. 30, Jede ‚Gemeinde hat wenigfteng Einen, Bevollmächtigten zu 
ſtellen. Ge meinden von einer Bevölkerung von 200 oder mehreren Fami⸗ 
lien haben von jedem 100 Familien Einen zu ernennen. 

$. 31, Nach, Ernennung ſaͤmmtlicher Bevollmaͤchtigten ſchreitet das 
Rand oder "Herefchnftsgericht zur zweiten Mahlhandlung, oder zur Exnen: 
nung der: Wahlmänner für ‚die MWahlverfammlung des Regierungsbezirks, 
‚wozu jedes Land: Und Herifchaftsgericht von 1000 Familien feines Bezirks, 
mit Ausfchluß der Bevölkerung der hierin befindlichen Städte und Märkte, 
welche zu den Abgeordneten ihrer Kaffe concurriren, einen Wahlmann zu 
en und die Anzeige bierlber von der Regierung zu erwarten hat, | 

32. Herrfchaftsgerichte, welche nicht 1000 Familien zählen, ftellen 
ihre er - Bevollmächtigten zu der Wahlhandlung bed betreffenden Lands 
gericht. 

$. 33,. Der zu ernennende Wahlmann muß alle $ 8, erwähnte Ei: 
genfchaften zur paffiven Wahlfähigkeit eines Abgeordneten. in der. Kammer 
befigen, und kann nur aus den Grundbeſitzern des Landgerichts gewählt wer⸗ 
den, zu welchem Ende ein alphabetifches Werzeichniß aller im Landgerichte 
beguͤterten und hierzu wahlfaͤhigen Grundeigenthuͤmer hergeſtellt, und in dem 
Wahlzimmer zur öffentlichen Einſicht angeheftet werden ſoll. 

$. 34. Zur Vornahme dieſer Wahlhandlung ‚hat das Landgericht 
ſaͤmmtliche Bevollmaͤchtigte auf einen beſtimmten Tag einzuberufen, ſie vor 
Allem mit dem Zwecke und den formellen und weſentlichen Bedingungen der 
Wahl bekannt zu machen, ſodann vor der wirklichen Abnahme, der Wahl⸗ 
ftimmen durch das Loos vier Beiſitzer aus ben’ anweſenden Bevollmächtigten. 
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beſtimmen zu Taffen, weiche, nebft den Kandgerichtsaffefforen und dem Actuar, 
dev Wahlhandlung beizumohnen und das Protocol zu unterzeichnen haben r 
zugleich hat jeder der anwefenden Bevollmächtigten eine Nummer zu ziehen, 
die bei feiner Stimme zu bemerken ift, damit er bei der folgenden Eröffnung 
von der’ richtigen Aufnahme derfelben fich überzeugen könne, 

8:35. Jeder Bevollmächtigte wird fodann nach der Ordnung der Ge: 
meinden einzeln vorgerufen, und fein Vorfchlag der Wahlmänner, in Gegen— 
wart der in vorftehendem $. erwähnten Wahlcommiffion, zum Protocol gez 
nommen. Nach beendigter Aufnahme der fammtlihen Stimmen find ſolche 
der Yanzen-Verfammlung nicht nach der Ordnung des Eintrages, fondern 
jtach jener der Nummern zu eröffnen, und, wenn gegen ihre Richtigkeit Feine 
Erinnerung gemacht wird, das Mefultat dee Stimmenmehrheit zu ziehen, und 
ebenfalls befannt zu machen. ' 

8: 36. Bei Gleichheit der Stimmen, wenn bierdurd die Zahl der 
Wahlmaͤnner überfchritten werden ſollte, ift die Ausfcheidung durch eine neue 
Umfrage zu veranlaffen, wobei jedoch nur die in Sage flehenden Individuen 
in die Wahl aufzunehmen find, die aber in dem gegebenen Falle auch nicht 
duch freiwilligen Verzicht eines oder des andern der Gemählten nachge— 
fehen werden darf. Das Wahlprotocoll iſt fegleic an die Regierung einzu: 
enden. 
io 8: 37. Die legte Wahlhandlung, oder die Auswahl der Abgeordneten 
in die Kammer, die nur aus den Wahlmaͤnnern felbft genommen werden 
Eönnen, wird bei der Föniglichen Regierung des Bezirks, unter der Leitung 
des Eöniglichen Regierungspräfidenten, vorgenommen, und hierbei ganz dus 
naͤmliche Verfahren beobachtet, welches oben $. 26. für die Wahl der Ab— 
geordneten der Städte vorgefchrieben worden ift. 

838. Zur gültigen Wahl bei diefer Verſammlung wird bie Anwe— 
fenheit von drei WViertheilen der Wahlmänner in der Art erfordert, daß von 
. jedem einzelnen Land- und Herrfchaftsgerichte mehr, als die Hälfte anweſend 
feyn fol. : Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftimmten Tage 
nicht vor fih gehen kann; To haben die ohne hinreichende Urfache ausbleiben: 
dien MWahlmänner die Koften der neuen Einberufung zu fragen. - 

$.:39. Im Falle, daß unabwendbare Verhältniffe die Erſcheinung der 
Wahlmaͤnner irgend eines Diſtricts ganz hindern follten, hat der Regierungs— 
präfident die Befugniß, wenn die erforderliche Anzahl der übrigen Wahlman- 
ner vorhanden if, und wenigftens zwei Deitttheife derfelben für die Vor— 
nöhme der Wahl’ ftimmen, fie auch ohne weitern Anſtand zu vollenden. 

8:40, Wenn ſaͤmmtliche Wahlen vollzogen, und die Protocolle dem 
Prüfidenten der Eöniglichen Regierung. vorgelegt, foldye auch nach ihren for 
mellen und wefentlichen Exfowderniffen geprüft find, werden fie mit allen Bei: 
lagen an das Eönigliche Staatsminiſterium eingefendet. 

$. 4. Alle Wahlhandlungen müfjen von den koͤniglichen Land- und 
Hereichaftsgerichten oder den befondern Eöniglichen Gommiffarien, fo wie von 
dem Präfidenten der Regierung, mit pflichtmäßiger und ruͤckſichtsloſer Unbe— 
- fangenheit geleitet werden. 

Jede Beſchraͤnkung der Freiheit der Wahlſtimmen (infofern fie nur für 
wirklich wahlfähige Individuen gegeben werden), jede Benusung eines obrig= 
feitlichen Einfluffes auf die Wähler foll ſtrenge geahndet, und felbft nach Um— 
ftänden mit der Dienftentlaffung beftraft werden. 

842. Auf gleiche Art foll die Beftehung der Wähler die Ungültig: 
keit dev Wahl und den Verluſt der activen und paffiven Wahlfaͤhigkeit für 
den Beſtecher und den Beflochenen als Strafe zur Folge haben, mit Vorbe— 
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halt ber fernen, fowohl auf den Meineid: als fonft in den Geſetzen angeord⸗ 
neten, Strafen. © u... Be ale Mehl es per 
$. 43. Die Wahlhandlungen ſelbſt beſchraͤnken ſich einzig auf den Ges 
genftand der Wahlen, und jede. Einmengung.von andern. Gegenftinden,; von 
befondern Anträgen, Beſchwerden, oder Inſtructionen, auf was immer für 
eine Art, find von der. Wahlcommiffion ohne Weiteres zuruͤckzuweiſen. 
$. 44. Die Wahl zur Kammer der Abgeordneten, kann nur abgelehnt 
werden: br e — lg 2 TI 
a). wegen Krankheit, welche das: Individuum auf längere Zeit zu allen 
Gecchaͤften unfähig macht, und durch). ärztliche -Zeugniffe belegt; wird; . 
b) wegen folcher haͤuslichen, Familien= ober Dienftverhaltniffe, welche die 
‚perfönliche und beftändige Anmwefenheit, nach den Zeugnifjen. der Ges 
tichtöftellen oder DVorgefegten, weſentlich erfordern, dr, 
c) Staatsdiener, oder Staatspenfioniften,; fo wie ale für den Öffentli: 
hen Dienft verpflichtete Individuen Eönnen zwar als Wahlmänner 
der Wahlhandlung beimohnen, muͤſſen jedoch, wenn fie zu Abgeordne⸗ 
ten erwählt werden, die Bewilligung des Königs nachſuchen, ohne 
welche fie in die Kammer nicht eintreten. Eönnen. Die, Beamten ber 
Gutsherren müffen die Zuftimmung derfelben der dem Praͤſidenten der 
Regierung zu machenden Anzeige beilegen. J 
$. 45. Die Erklärung, über die Ablehnung dev Wahl muß von dem 
Gemwählten fogleich, wie ihm die Ernennung zu. einem Wahlmanne : für; die 
Verſammlung des Regierungsbezirks beider: dritten, vierten, und fünften 
Kaffe, oder zur. wirklichen Auswahl in ‚die. Kammer bei der erflen und zwei: 
ten Kaffe eröffnet wird, in den erften Fällen bei dem. Wahlbezirke jedes Des 
canats des £reffenden Landgerichts oder der Stadt, in letzterem Falle aber 
bei der £öniglichen Regierung des Bezirks übergeben werden. 


. 46. Die Wahlmänner des einfchlägigen Landgerichts, der betreffen— 
den Stadt oder Klaffe, haben über die angebrachten Gründe durch Stimmen: 
mehrheit zu entfcheiden. Im: Falle der wirklichen Entlaſſung tritt das. in 
der Reihe der Stimmenzahl nächftfolgende Individuum in deſſen Stelle ein, 

$. 47. Nach der wirklichen Wahl hat Eeine Entfhuldigung mehr ftatt, 
ausgenommen, es ergeben. fi die erforderlichen und: oben $. 42. angeführ: 
ten Hinderniffe erft in der Folge, während der Dauer der fechsjährigen Zunc- 
tion, in welchem Falle die Kammer zu entfiheiden hat, N 
$. 48. Die durch dergleichen freiwillige, oder durch die nach den. Be- 
fimmungen der Urkunde $. 14. veranlaßten Austritte, fo wie duch den 
Tod der Abgeordneten, während der: fechsjährigen. Dauer. der Verſammlung 
erledigten Stellen werden aus den, gemäß der Stimmenmehrheit, naͤchſtfolgen— 
ben. Erfagmännern aus der nämlichen Klaffe.und den nämlichen. Negierungs: 
bezirken ergänzt, weshalb in den Wahlprotocolfen die ‚Reihen. dev Gewählten 
auch in Dinfiht dee Erfagmänner genau zu bemerken, und. jede. Stimmen: 
gleichheit bei legten ebenfalls fogleih zu entfcheiden kommt, . Auf, gleiche 
Weiſe tritt in dem $. 44. Lit. c. bemerften Falle, wenn die Eönigliche Ber 

willigung nicht ertheilt witd, der nächfte Erſatzmann ein. 
949 Den Mitgliedern der Kammer der Abgeordneten, welche nicht 
am Orte der Verfammlung felbft wohnen, wird auf die Dauer der. Berfamms 
lung eine bemeffene Entfhädigung der Reiſe- und Zehrungskoften;in der Art 
gegeben, daß ihnen “ac, 
a) von dem zur Erfcheinung beftimmten Tage, bis zum Schluſſe der 

Verfammlung, jedoch mit Einſchluß des vorhergehenden und nachfol— 

genden Zages, eine Zagesgebühr von 5 fl.; 
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 b) für die Meifekoften von einer Entfernung von 1 —6 Stunden und 
ſo weiter, von jeden 6 so eine Gebühr von 8 fl. verabfolgt wer- 
den ſoll. 
an III. Avbfchnitt. 
Verſammlung und Einberufung der Staͤnde. 

9. 50. Zu den in der Verfaſſungsurkunde beſtimmten oder vom Koͤ— 
nige angeordneten Verſammlungen werden die Reichsraͤthe durch koͤnigliche 
Reſcripte, die Abgeordneten der zweiten Kammer * öffentliche Ausfchrei- 
bung einberufen, und Ben der Dit und die Zeit ber Verfammlung be= 
ftimme werben. 

Die lestern erhalten eine Abſchrift diefer Ausfchreibung mittelft befon- 
derer Mittheilung der Königlichen Regierung des Bezirks, welche ihnen bei 
der Erfcheinung zur Vollmacht dient. 

$. 51. Beide Kammern koͤnnen nur gleichzeitig sufammenkerufen, etz 
Sffnen und gefchloffen werden, fohin ihre Sitzungen nur in gleihem Zeit— 
raume halten. 

$. 52. Jedes zur Verſammlung einberufene Mitglied hat ſich, am 
Tage feiner Ankunft, an dem beſtimmten Drt der Verſammlung bei ben ge: 
eigneten Behörden perfönlic zu melden. 

8..53. Die Neichsräthe machen diefe Meldung bei dem erſten Praͤſi— 
denten, welchen der König für die Dauer ber Berfammlung ernennt; die Ab: 
georbneten bei der befondern Einweifungscommiffion, Der Präfident und 
die Einweifungscommiffion werden in dem Einderufungsdecrete befunnt ge: 
macht werden. " 

8.54 Die Reichsraͤthe haben wenigſtens 3 Tage vor der in dem 
Einberufunggerferipte , beftimmten Verfammlungszeit an den Präfidenten die 
ſchriftliche Erklärung über ihr Erſcheinen zu übergeben‘, und bderfelben den in 
der Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Eid unter ihrer Fertigung beizufügen. 
Sm Falle obwaltender- befonderer Hinderniffe, haben fie: ſolche ebenfalls dem 
Praͤſidenten in obigem Zeitraume anzuzeigen. 

8.55. Jedem Mitgliede der beiden Kammern iſt bei ſeinem Eintritte 
ein Abdeud der. Verfaſſungsurkunde mit fümmtlihen Beilagen zuzuftellen. 

$. 56. Wenn die Hälfte der Reichsraͤthe anweſend iſt; fo zeigt ber 
Präfident mittelft Deputation dem Könige an, daß die Kammer ſich conſti— 
tuiren Eönne, und die Eröffnung der Sigung ertwarte, 

6.57. Sie waͤhlt ſich zwei Secretaire, und ſchlaͤgt drei Mitglieder 
zur —— des zweiten Praͤſidenten vor, aus welchen der Koͤnig denſelben 
ernenn u 
8.58" Die Kammer der Neichsräthe iſt buch, die koͤnigliche Eroͤff⸗ 
nung derſelben rechtmaͤßig conſtituirt. 

$. 59. Die Reichsraͤthe fisen nach der in der Berfaffungsurfunbe be: 
fliminten Reihe, unter ſich aber nach‘ ihrem Einttitte in’ die Kammer. 

60: Bur. gültigen Conſtituirung der... Kammer der Abgeordneten 
* die Anweſenhei von zwei Dricttheilen der gewählten. Mitglieder er 
ordert. 5 

6.61. Die Einweifungseommiffion veſteht für den erſten Fall der 
Zuſammenberufang ‚einer neugewaͤhlten Kammer aus einer eigends ernannten 
koͤniglichen Commiſſion; außer dieſem Falle aber, aus dem Praͤſidenten und 
Secretair der letzten Verſammliunge den 

8. 62. Sie bat vor Allem die Beylanbigung der Abgeordneten, ihre 
Wahlen und erforderlichen Eigenfchaften, mit Beiziehung von ſechs durch. das 
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2008 zu wählenden Mitgliedern der Kammer, zu prüfen, zu welchem Ende 
ihr ſaͤmmtliche Wahlprotocolle mitgetheilt werden, ſonach ferner die Wahl 
des erſten und zweiten Praͤſidenten, ſo wie der zwei Secretairs, zu leiten. 
8.63. Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des Praoͤ⸗ 
ſidenten ſechs Mitglieder, aus welchen der König den erſten und einen zweis 
ten Präfidenten, der im Verhinderungsfalle oder in’ Abwefenheit des erſtern 
deſſen Geſchaͤftsfuͤhrung uͤbernimmt, fuͤr die Dauer der Sitzung ernennt. 
8. 64. Sie wählen ferner aus ihrer Mitte zwei Seeretairs. 
$. 65. Beide Wahlen gefchehen auf die nämliche Art, wie folche bei 
der Wahlverfammlung des Regierungsbezirks angeordnet iſt, mittelft fchriftlis 
her MWahlzettel aus der Gefammtzahl der Abgeordneten, ohne Unterſchied bet 
Regierungsbezirke, Klafjen oder Stände. Die Gemählten muͤſſen abſolute 
Stimmenmehrheit für fich haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Wahl duch Kugeln. Zur Eröffnung der Wahlzettel werden fünf Mitglieder 
duch das Loos ernannt, und ald Beiſitzer der Commiſſion beigegeben. 
8.66. Die Commiffion übergiebt das Wahlprotocoll für den Vor⸗ 
ſchlag des Präfidenten dem Eöniglichen Staatöminijterium des Innern, und 
macht fonac die Eöniglihe Ernennung bekannt, worauf fie ihre Function 
fließt, und die Kammer der Abgeordneten fich conſtituirt 
$. 67. Die Ordnung der Plaͤtze, welche die Abgeordneten in den Ver: 
— einzunehmen und beizubehalten haben, werden durch Looſe be— 
immt 
$. 68, Wenn die Kammer der. Abgeordneten ſich conſtituirt hatz fo 
hat ſie dem Koͤnige durch eine Abordnung, und der Kammer der Reichsraͤthe 
auf die ſpaͤter vorgeſchriebene Weiſe anzuzeigen, daß ſie verſammelt und con= 
ſtituirt fey. Zugleich unterfucht fie die Entfhuldigungen der nicht erſchiene— 
nen Mitglieder, und hat diejenigen, deren Urfachen. nicht | gegründet befunden 
werden, ohne Weiteres einzuberufen. 
$. 69. Der König wird nad Gonftituicung der beiden Kammern den 
Tag zur Eröffnung der jtändifchen Verſammlung beſtimmen, und ſich hier: 
bei von ſaͤmmtlichen Mitgliedern den im Titel VII. $. 25. ln 
Eid in Seine Hände ablegen Laffen. 
$. 70. Die fpäter eintretenden Mitglieder beiten fen. Eid in den 
Kammern in die Hände des Präfidenten. | 


weiter Zitel. a 
Wirkungsfreis und Gefhäftsgang det Skinbiserfammäung. 
Der Wirkungskreis der fländifchen Verſammlung ift in der Ang Ir 
urkunde Tit. VIL beſtimmt ausgewiefen. Der Seſchaltcuang wird auf nach⸗ 
ſtehende Art feſtgeſetzt: 
——— ch nigt. 
Vorſtaͤnde und untergeordnetes Perſonal der Kammern. 
$. 1. Den Praͤſidenten der Kammern kommen in der Regel alle Vor— 
züge und Obliegenheiten zu, bie den Vorſtaͤnden der Collegien gebühren,. Sie 
eröffnen alle Eingaben, und weifen ſolche theild unmittelbar in Folge nach— 
jtehender Beſtimmungen, theils, nachdem fie zuvor der Kammer vorgelegt 
worden find, in Folge eines Befchluffes: derfelben am die betreffenden Aus⸗ 
ſchuͤſſe zur Bearbeitung bin; fie forgen für die Aufrechthaltung. der: Ordnung 
und des Neglements, beftimmen die Gigungstage, ordnen die Vocträge; lei: 
ten die Berathungen, Abſtimmung u, dgl. 
$. 2. Die Secretairs führen das Sitzungsprotocoll beiden allgemei: 
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nen Verſanimlungen, wachen für bie Ordnung dee’ Canzlei, benerken die 
Meldungen zum Wortrage und der Tagesordnung, sehtiuerfen: die Berichte 
und Beſchlüſſe, weun nicht: beſondere Referenten aufgeſtellt find; leiſten die 
Zahlungen, wozu ſie von der Central⸗Staatscaſſe die erforderlichen Vorſchuͤſſe 
erhalten, ind nach geendigtesrBerfntimlung hierüber, Rechnung ſtellen 16. f. w. 

J. 8. Zur Aufbewahrung der Aeten und Ordnung der Regiſtratur in 
dem der ſtaͤndiſchen Verſammlung zugewieſenen Votſammlungsgebaͤude haben 
die Kammern einen gemeinſchaftlichen — —— zu benennen, wel⸗ 
her aus der Staatscaſſe beſoldet wird, - aAirr 
| $. 4 Die nöthigen Individuen für bie Ganziei werden von dem Dir 
tectorium, welches aus den Präfidanten und den Secretairs für. jede Kam— 
mer beftehe, auf die "Zeit der Dauer. dee DVerfammlung aufgenommen ai 
denſelben ‚verpflichtet, und mis: ben. Erigenzgelbern bezahlt; 

$...5.: Die für die Dauer der‘ Vetſammlung erforderlichen Beten un 
Dienet ‚wird:'den König beſtimmen. 

86. Während der Dauer ber Verfammlung gebührt. die Poldet den 
Kammern in ihrem Sitzungsgebaͤude; ; fie wird von dem Praͤſidenten ausgeübt, 
welcher hierzu die. nöthigen Befehle ertheitt. 

-$. 7.  Keinem Fremden iſt erlaubt, während der Sitzung in den Si: 
tzungsſaal einzutreten, fondern nur bei den Öffentlihen Sitzungen der zweiten 
Kammer wird einer —— Zahl von — bet: Zutritt zu den Ga⸗ 
lerien geſtattet. | 

$.8. Sie müffen auf jedesmatigen Befehl des Praſi denten, wenn 
ſich die Sigung in einen geheimen Ausſchuß bildet, ſich entfernen. 

6.9. Jedes Zeichen von Beifall oder. Mifbilligung wird ſtrenge um: 
terfagt. Die Zumiderhandelnden werden durch den Diener der Kammer fo: 
gleich fortgewieſen. Sollte fi ih Jemand beigehen laſſen, die Ruhe dee Si: 
gungen, auf was immer für eine-auffällende Art, zu flören oder die Bera— 
thungen zu sunterbrechen; fo ift derfelbe durch die "Mititaicwache in Arreſt zu 
führen; / und der Polizei ‚ oder‘ nach Befinden, dem Gerichte zur — 


zu ühergeben 
er MH. Abfänitt. 
Allgemeine Sitzungen. 


-$. 10. Die erſten Praͤſidenten der Kammern beſtimmen bie ach) ii 
die Zeit ihrer ‚Sigungen nad): Maaß der Menge und ber Dringlichkeit. der 
Gefchäfte... Sie eröffnen und fließen ‚jede Sigung, wobei fie. zugleich, dem 
Tag der folgenden Sigung anzeigen. Die in derfelben vorkommende Tages 
ordnung ‚wird in dem Sigungsfaale öffentlich angeheftet. 

. . Jedes anweſende Mitglied if zur Erſcheinun bei den allge- 
meinen Sigungen verbunden. Sollte jedoch ein gegruͤndetes —E obwal⸗ 
ten; fo, iſt ſolches dem Praͤſidenten anzuzeigen, 

8,12, Während der Dauer der Verſammlung iſt es feinem Mitgliede 
eriauht ſich ohne Urlaub der ‚Kammer zu ‚entfernen;. doch kann ber Präfi: 
dent in, beſonders dringenden Faͤllen bieſen Urlaub allein ertheilen, wovon er 
aber in der folgenden. Sigung die Kammer in Kenntniß zu fegen hat. 

: 13, Am Anfange der Sitzung lieſt dev Secretair das Protocoll 
der legten Sitzung ab, welches von dem Praͤſidenten, dem Secretair und 
” drei, Mitgliedern nad) dem Turnus zu unterzeichnen iſt. 

6. 44. Nach Verleſung des Protocolls und Bekanntmachung * feit 
bis legten Sigung vorgefommenen Eingaben wird er ————— geſchrit⸗ 
ten, bie in’ dem Sitzungsſaale angeheftet iſt. 
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8.15. Die: allgemeinen Sigungen der ; Kammer der. Abgeordneten 
find, mit Ausſchluß der fpäter bezeichneten Fälle, öffentlich ; fie koͤnnen jedoch, 
auf. Verlangen von fünf Mitgliedern, in einen geheimen Ras verwan⸗ 
delt werden. 
—— Der König läßt ie, den gammem vorzulegenden Berathungs 
Gegenftände durch feine Minifter oder" befondern Commiffarien an. fie gelans 
gen. Dieſelben werden nicht blos. mündlich vorgetragen „; fondeun ‚ihre Anz 
träge auch fchriftlich "übergeben, und. überhaupt auch in der. Folge. die erfor⸗ 
derlichen Erlaͤuterungen ertheilt. Sie daben in den Verſammlungen eis 
nen befondern Platz einzunehmen. . 
— 417. :. Wenn auf: folhe Art die Minifker oder koͤniglichen Commiſ⸗ 
ſarien erſcheinem um im Namen des Königs Vortraͤge zu machen; ſo blei⸗ 
ben alle in der Tagesordnung ſtehende Beratungen, ausgefegt, und es wird 
erft nad). Beendigung des Vortrages der, Eöniglichen. Commiffarien, wenn 
diefer nicht eine andere Einleitung nothwendis machen ſollte, zur Tagesord⸗ 
nung geſchritten. 

$. 18. Die Berathung über bie von ben befonderen Ausſchuſſen er⸗ 
ſtatteten Vorträge, welche jedesmal unter die ſaͤmmtlichen Mitglieder zu ver— 
theilen ſind, kann nur nach drei Tagen vorgenommen werden, und die Mit— 
gleder, welche hierbei uͤber den Antrag zu ſprechen wuͤnſchen, haben ſich am 
Tage vor der Sitzung bei dem Secretariate, mit dem Bemerken, ob ſie fuͤr 
oder wider den ——— ſacen zu men und ihren Wunſch vormerken 
zu laſſen. 

§. 19. Die: Redner werden (obatın nach der Reihe ihrer Sitze und 
mit der ——— aufgerufen, daß ſie abweche lungsweiſe fuͤr und wider 
ſprechen. Re 
$. 20. Keiner kann fprechen, — zuvor von dem Praͤſi identen der 
Kammer die Erlaubniß erhalten zu haben und aufgerufen zu ſeyn; er bat ſo— 
dann, wenn feine Rede den ganzen Gegenſtand oder. den groͤßern Theil def: 
felben umfaßt, auf dem befondern Nebnerfluhle zu ſprechen, wenn. fie aber 
nur einzelne Bemerkungen betrifft, diefe an feinem Plage vorzutragen. 

$. 21. Sie haben ſich ‚hierbei aller: Perfönlichkeiten, aller unanftändis 
gen beleidigenden Ausdrüde, fo wie aller Abweichungen von dem vorliegen- 
den Berathungsgegenflande zu enthalten , widrigenfalls der Praͤſident fie zur 
Ordnung zu verweiſen, und, im Weigerungsfalle, ſelbſt die ſernere Wortfuͤh— 
rung zu unterſagen das Recht hat. Sollten ſie ſich ſelbſt perfönliche Aus: 
fälle gegen den Regenten, die koͤnigliche Familie oder die einzelnen. Mitglie— 
der der Kammer erfauben, oder Anträge gegen die allgemeine Staatsverfaſ⸗ 
fung zu ſtellen unternehmen, und ungeachtet” der von dem ‚Präfidenten ge⸗ 
machten Srinnerung Hiermit fortfahren; fo ift derfelbe berechtigt und verpflich⸗ 
tet, die Sitzung für dieſen Tag auf der Stelle zu ſchließen, und in der fol- 
genden Sigung Über die Beſtrafung des fehtenden ‚Mitgliedes der - Kammer 
vorzufragen, welche entfcheiden wird, ob’ daſſelbe zum“ bloßen Miderruf, oder 
zum. zeitlichen oder ganzlichen Ausſchluß us der Kammei zu verurtheilen ſey. 

8. 22. Wenn ſaͤmmtliche Mitglieder, welche ſich jur Rede“ gemeldet, 
geſprochen haben, ſteht es jedem Mitgliede "frei, nach der Reihe der Plaͤtze 
noch “feine allenfallſigen kurzen Bemerkungen vorzutragen z ſo wie es dem Ne: 
ferenten des Ausſchuſſes und den koͤniglichen Commiſſarien vorbehalten iſt, 
noch einmal das Wort zu nehmen, wonach jede weitere Discuſſion geſchloſ— 
ſen, die Abſtimmung aber, nachdem die regen vorgelegt ſeyn werden, auf 
drei Tage vertagt werden ſoll. 

$. 23. Kein Redner ſoll während aa. Rede anierhtohen werden; 
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doch. fteht: 28 dem Minffter. und. den - Königlichen Commiſſarien frei, im Falle 

burch dergleichen Vorträge zu einigen Erläuterungen und Aufſchluͤſſen Ver⸗ 

anlaſſung gegeben, worden iſt, dieſe ſogleich zu ertheilen. 

in ee Die Eönigtichen : Staatsminiſter, die, £öniglichen Sommifarien; 

und: digj@ßerichtserftattge, der; Ausſchuſſe haben allein das a Alben nieder: 

geſchriehenen Reden — * 
dustuni u 50 . Abfchnitt we | 

Befondere Ausfhüffe der Kammer Te 

8 8 Jede der beiden Kammern. erwählt, gleich nach ;ihrer. Corn: 
tung, „Qu ‚Ahrer Die ‚fünf befondere Ausſchuͤſſe, und rer — 

— für; ‚Die. Gegen aͤnde der Gefeggebung; r a Er ea 
.. 2),für, "bie: Steue — 

353) fuͤr die uͤbrigen an die Kammer gelangenden Gegefinde, der innen 
— Reichsverwaltung; ;. 

ö 4) für die Staatsfhuldentiigung: 

5) für, die Anterfuchung der. vorfommenden Befehtwerden — * die Ver— 

letzung der Staatsverfaſſung. 

Von jedem dieſer fuͤnf Ausſchuͤſſe iſt ein Mitglied zu en folgenden 
$.: 36: angeordneten vorläufigen: Prüfung dee von: den: einzelnen Mitgliedern 
der Kammer zu. flellenden Anträge, durch die Mahl der Ausſchuͤſſe, ſelbſt un: 
tor fich zu, beftimmen, und ‚dem, Prafidenten bekannt, zu machen. 

: 8:26, Die Auswahl, der Ausfhüffe geſchieht aus. der Geſammtzahl 
der Miitgfieder, ohne Unterfchied "der: Regierungöbegirte. aber Ball jen, durch abs 
fotute. Stimmenmehrheit. 

9. 27. Dieſe Ausf ſchuͤſſe beſtehen in ber. an der Reichsraͤthe aus 
fünf, in dev Kammer. der, Deputirten aus fieben, hoͤchſtens neun Mitgliedern. 

8. 28. Bei den Ausſchuͤſſen fuͤhrt das in Jahren aͤlteſte Mitglied den 
Dorf. Der: Referent: und Secretair wird. von: ihnen: ſelbſt gewählt. 

: 8: 29; Um, die an fie verwiefenen- Gegenſtaͤnde gehörig zu bearbeiten, 
hoben die, Ausihüffe: alfe:-hierzu-erforberlihe Erläuterungen zu fammeln, 
und ſich hieruͤher mit. den. ‚betreffenden. Staatsminiſterien in Benehmen zu 
fegen, die Gründe für und wider genau zu entwideln, und hiernach den 
Vortrag mit allen Meſnungen der Diuztieder des Kusfehuf es umſtaͤndlich zu 
entwerfen. BARTH 
8: 80, Den: Pꝛaͤſi — im. Kapımer, — es Feel, jeder. Sigung 
diefer Ausſchuͤſſe ‚beizumohnen; die übrigen Mitglieder hingegen haben zu. der⸗ 
ſelben keinen Zutritt. 

2 de BE Die: Praͤſidenten beſtimmen nach vollendeter Arbeit den — 
zum. Vortrag in den Kammern. .-.; : 

9:32: Die- Kammern Eönnen,.hen Gegenſtand wenn e ben Vortrag 
nicht, erfchöpfen®. finden, zur ‚weitern Ausarbeitung an. den Ausſchuß zuruͤck⸗ 
weiſen, in — Falle derſelbe a0 mit. zwei. Mitgliedern vetſtarkt wer⸗ 
den kann. 5. 

$. 33. „Die, Befhwerden,- zorkche, nach Veſtim mung dee Berfaffunge 
urkunde Tit. ‚SH. ð. A. an die: Kammern - gelangen koͤnnen, werden von 
dem Praͤſidenten ‚unmittelbar zum Absſchuſſe perwieſen, um ihren Beiſtand 
und ihre, Gruͤndlichkeit ſowohl in formellen als ‚wefentlichen Berhältniffen 
vorläufig zu. prüfen, ehe. fie den Kammern vorgelegt. werden, Sie müffen 
mit, den erforderlichen Beweiſen belegt, und. zugleich. beſcheigigt ſeyn, Daß fie 
bereit® bei den oberfien Behörden, resp. den betreffenden, Staatsminifterien, 
— vorgebcacht worden, und hierauf entweder noch gar keine, oder 
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er a Beſtimmungen der — — — rwideatau ſener ‚Entföjeidung 
erfolgt ſeyy 

$. 34. Sm Falle fi fie e demnach als. nbefcheintge; oder als geht 
grumblos, oder als ungeeignet befunden werden find: fie ohne Weiteres als 
beruhend zu den Acten zu legen, oder am die betreffenden Staatsminiſtetien 
zu geben, und in der folgenden Sitzung der Kammern hiervon‘ Nachticht zu 
ertheilen;, im entgegengefegten. Falle iſt die Befchwerde den Kammern, mit 
telſt umftändlichen Vortrags, „vorzulegen, — 

§. 35. Dem Ausſ —9 ſo wie den Kammern, kbangt es zwar nicht 
dur hierüber weitere Sufkeisctioneit zu veranlaſſen, oder von "Königlichen Stellen 

Barichte zu verlangen; doch koͤnnen fie don dem einfchlägigen katsminiſte⸗ 
rien durch den Praͤſidenten die erforderlichen Aufſchluͤffe erhohien; um jede 
Vorlage grundloſer Beſchwerden zu beſeitigen; wenn“ fie dieſelben uͤbber als 
gegründet erachten, find fie nach: gemeinfchaftlichem Befchluß beider "Kammern 
dem Könige vorzulegen, welcher nad) den Beſtimmungen det. Berfaflungsur- 
Funde Tit. X. 8. 5. verfahren wird. 

8. 36: Die Wuͤnſche und Anträge der einzelnen Mithlieder könnin nur 
ſolche Gegenſtaͤnde betreffen, welche in den verfaſſungsmaͤßigen Wirkungskreis der 
Staͤnde ſich eignen; ſie werden jedesmal fchrifltich dem Praͤſidenten uͤbergeben, 
und vor Allem durch den nad) $. 26. zw bildenden Ausſchuß in Gegenwart 
des Praͤſidenten geprüft, ob ſie nach der oben gegebenen Beftimmung zur 
Annahme geeignet find, oder nicht: Im letztern Falle werden” fie ohne Weiz 
teres nach abfoluter Stimmenmehrheit dei: Ausfhußglieder ald-ungeeignet zu: 
ruͤckgewieſenz im erftern: Falle aber gemäß. Tit. VIL G. 20; der Urkunde 
der Kammer zur Vorlage gebracht, und von derſelben erſt entſchieden ob ſie 
zu näherer Würdigung an den Ausſchuß gewieſen werden ſollen. — Entſchei— 
det dieſe verneinend; fo beruht‘ der Antrag, und kann in dieſer Verſammlung 
nicht mehr zur Sprache kommen; in beſahenden Falle aber wird derſelbe 
durch den betreffenden Ausſchuß zur kuͤnftigen allgemeinen Berathung gebracht; 

$. 37. Jedem :Mitgliede ſteht es Frei, feine Anträge, ſo lange fie noch 
nicht der Kammer zur Vorlage gebracht find, zurück zunehmen. Iſt jedoch 
die erſte Vorlage an-die Kammer beteits see ® a wiefelde uͤber die 
— zu entſcheiden 

"Der fie die Staatsfejutbentitgung) auheecbaete Ausſchuß hat 
den ——— welcher den Kammern vorgelegt werden wird, zu prüfen, 
fo wie. bei’ jeder: nächftfolgenden Verſammlung die ſeitherige Ausführung und 
Befolgung deſſelben zu unterſuchen, und das Reſultat — Kammern vor⸗ 
zulegen. 

$: 39. Damit der in vder ſtaͤndiſchen Verſammlung —— zit: 
gungsplan genau eingehalten werde, ift derfelben Tit Vi. 14. das Recht 
eingeräumt, zwei Mitglieder. zu ernennen; welche auch: nach Beendigung ih⸗ 
rer Sitzungen fortwährend an allen Verhandlungen. der angeordneten Schul⸗ 
dentilgungscommiſſion genaue’ Kenntniß zu nehmen, und fuͤr die Befolgung 
der in der letzten Verſammlung getroffenen Beſtimmungen zu wachen haben: 
Diefen Mitgliedern ſollen daher alle zehh Tage die fükineiigen Berhandlun: 
gen der Commifſion,; Sie’ Souenale und Hauptbuͤcher zur -Einficht vorgelegt 
werden, und fie find befugt, im Falle die Commiffion ihren gegruͤndeten Be— 
merfüngen gegen allenfallfige Ueberſchreitungen der Befugniſſe, oder Nichtbe⸗ 
folgung des genehmigten Zilgungsplanes- unbeachtet laſſen würde, dem Kö: 
nige die gebuͤhrende Vorftellung zu übergeben, und bei der kun ſutgen ſtaͤndi⸗ 
ſchen Verſammlung ihre pflichtmaͤtige Anzeige zu machen. 
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TE SENE: IV. Abfhnitt. | | 
Befhiäffe,und wechfelfeitige Mittheilungen ber Kammern. 

6. 40. Wenn ber. Gegenſtand nach $. 22. zur Abflimmung vorberei⸗ 
tet iftz fo entwirft der Praͤſident, bis zur nächftfolgenden Sigung, die. zur 
Entfcheidung vorzulegenden Fragen In der Art, daß hierdurch der Gegenſtand 
erſchoͤpft wird, und die Abſtimmung nur mit Ja und Nein erfolgen kann. 
Die Fragen werben zwei Tage vor der Abſtimmung oͤffentlich bekannt ge: 
macht, und in dem Sitzungsſaale angeheftet. f 

$..41.° Iedem Mitgliede fteht es frei, über die entroorfenen Fragen 
feine Erinnerungen vorzulegen, umd diefelben find erforderlichen Falls noch 
vor der Abftimmüung: duch. einen Beſchluß der Kammer zu berichtigen. 

$. 42. Wenn gegen bie vorgezeichneten Fragen feine Erinnerung ges 
macht wird, oder dieſe berichtigt ift; fo wird zur Abftimmung felbit über 
jede einzelne: Frage an dem fefigefegten Tage nad) ihrer gegebenen Ordnung 
und Reihe geſchritten. | 

" S. 19 Gebe haben die Staatsminifter und Eöniglichen Commiſſa⸗ 
rien, fo wie alle Zuhörer, abzutreten, und bie Abſtimmung geſchieht in ges 
heimer Sitzung. 

$. 44. Jedes Mitglied wird nach der Reihe feines Sitzes aufgerufen ; 
der dirigirende Prafident fpricht feine Stimme zuletzt aus, und hat bei Stim⸗ 
mengleichheit noch eine weitere und entſcheidende Stimme; der zweite Praͤſi⸗ 
dent, wenn er nicht dirigirt, ſitzt und ſtimmt in der Reihe am erſten, die 
Secretairs ſtimmen unmittelbar vor dem Praͤſidenten. 
$. 45. Die Stimme wird ohne weitere Motivirung oder Erläuterung 
in nachftehender einfacher Form abgegeben: 
re: „Einverftanden” 
oder 
„Richt einverflanden.” 

846. Die Secretairs bemerken jede Stimme, und der Präfident 
fpricht am Ende die Stimmenmehrheit, und hiernach den Beſchluß der Kam— 
mer aus. 

$. 47. In übrigen minder wichtigen Vorkommniffen, welche nicht 
Hauptgegenftände des MWirkungskreifes betreffen, wird durch das Aufftehen 
oder Sigen der Mitglieder geftimmt, 

$. 48. Zur güftigen Abflimmung wird die Gegenwart von zwei Dritte 
theilen der im Orte anweſenden Mitglieder, zu gültigen. Befhlüffen die ab- 
folute Stimmenmehrheit erfordert, mit Ausnahme der befonders angeführten 
einzelnen Falle. 

$. 49. Die Befchlüffe der Kammer, welhe auf Vorträge der befon: 
dern Ausſchuͤſſe gefaßt worden, werden legtern mitgetheilt, damit die nöthi: 
gen Auffüge in Folge diefer Belchlüffe entworfen, und der Kammer zur Ge: 
nehmigung vorgelegt werden koͤnnen, welche jedoch in wichtigern Fällen in 
zwei nach einander folgenden Sitzungen abgelefen werden follen, um in der 
erften die allenfallfigen Erinnerungen gegen die Faſſung des Belchluffes zu 
sernehmen, in Iesterer "aber die endlihe Genehmigung ber Saffung zu erhohlen. 

Die übrigen Befchlüffe werden von den Secretairs ausgefertige. 

$. 50. Die beiden Kammern communiciren unter fih duch Schreis 
ben, welche von. dem Präfidenten und dem. Secretair unterzeichnet werden. 
$. 51. Jene Kammer, welcher die Inſtruction eines Gegenftandes 
übertragen: ift; theilt ihre Meinung zuerſt der. andern. mit. Findet diefer An: 

trag die Beiftimmung der legtern nicht; fo hat diefe ihre Anfichten oder vor 
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zufchlagenden Modificationen ber erſtern vörzufegen, um eine neue Beratung 
zu veranlaſſen, bis von beiden Kammern entweder das einhellige Einverſtänd⸗ 
niß erzielt ift, oder die beſtimmte Erklaͤrung der nicht zu vereinigenden Mei⸗ 
nungen erfolgt. ee — 
52. Die Form der —— if folgendes gt 
e) Im Falle der. Zuftimmung: | 
„Die Kammer der. 2c.. Iıbergiebt — — * a. sn Alan 
„Vorſchlag Sr. Majeftät des Könige; fie. glaubt, daß er (unbedingt, 

„oder unter den beigefügten Motifiatinen) ER MM. — 

b) Sm Falle der Verwerfung: 

„Die Kammer der ıc. dbergiebt ic.; ſi e — — Hier ui 
„mung: nicht geben zu können geglaubt.“ 

c) Im Falle eines. eigenen Antrags: an ' 
„Die Kammer der ꝛc. übergiebt. ꝛc. den ——— von he — 
„migten Antrag mit dem Erſuchen, denſelben der gethlaugaen Be⸗ 

— rtathung zu unterſtellen.“ 

:d) Im Falle der Uebergabe einer Beſchwerde: A 
„Die ꝛc. übergiebt ꝛc. die bei ihre eingereichte Befhmerde bes ze. in 
„Betreff des ic, welche fie zur. Vorlage an Se Majeſtaͤt * en 
„geeignet. findet, zur .gleichfallfigen Würdigung.” 

Die Antwort der andern Kammer: ——— BE a ie 2 2 

1) Im Falle. der Zuſtimmung:— 

„Die Kammer ꝛc. hat dem ihr mitgeteilten. Vorſchiage (oder Ans 
frage) in: Betreff ꝛc. ihre Suffinmung ertheilt.“ 

2) Im Falle der Verwerfung: 

„Die Kammer hat dem ꝛc. ihre. Auftimmung nicht — zu koͤn⸗ 
„nen geglaubt. & 
3) Im Falle einer Modification: . ’ 
„Die Kammer ꝛc. hat dem ıc. ihre Zuffimmung nur unter den beis 
„gefügten Modificntionen geben zu Eönnen erachtet, worüber fie die weis 
„tere jenfeitige Anficht erwartet.” 
$. 53. Die gemeinfchaftlich gefaßten Befchlüffe der Neichsftände 
I. über die ihnen zugefommenen Gegenftände 
werden dem Könige in nachftehender einfachen Form vorgelegt: 

a) Im Falle der gemeinfchaftlihen Zuſtimmung: 

„Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände haben dem an fie 
„gebrachten Antrage zugeftimmt.” 

b) Im Falle der gemeinfchaftlichen Verwerfung: 

„Die x. ꝛc. haben dem an fie gebrachten Antrage ihre Zuſtimmung 
„nicht geben zu Eönnen geglaubt,” 

0) Im Falle einer verfchiedenen Meinung: 

„Die ıc. ꝛc. haben fich über die gemeinfchaftliche auffimmung zu 
„dem an fie ‚gebrachten Anträge nicht vereinen können.” | 

d) Im Falle einer vorzufchlagenden Modification : 

„Die ıc. ic. haben dem an fie gebrachten Antrage nur unter folgen: 
„den ehrfurchtsvollſt vorzufchlagenden Abänderungen ihre ——— 
„geben zu koͤnnen geglaubt.“ 
IT. Ueber die eigenen Wuͤnſche und Anträge. 

„Die ıc. ꝛc. übergeben Sr. Majeftät dem Könige’ den beigefügten 
„Borfchlag, toelchen fie fir den Staat vortheilhaft und nüglich hals 
„ten, mit der ehrfurchtsvollſten Bitte, — die koͤnigliche Geneh⸗ 
„migung zu ertheilen. — 
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# M.Aeber die vorzulegenden Befhmerden. -. 
Ber — ge. übergeben. Sr... Majeſtaͤt dem Koͤnige die ‚beiliegende Ber 
ſſchwerde ‚des ꝛc. im Betreff ꝛc. mit, der. ehrerbletigſten Bitte, derſel⸗ 
« „ben: bie Allerhoͤchſte %6 —* zu gewaͤhren.“ 

»8 564. Diefe, gem · inſchaffti en Vorlagen der Beſchiůſſe — Pa 
dem Präfidenten und dem Secretair einer jeden Kammer unterzeichnet, 
und durch eine gemeinſaftliche Aborduung, welche aus ‚den. nämlichen ‚Indie 
viduen, «mit, Buziehung dom, zwel Mitguedern ‚einer jeden. Kammer, beſtehen 
ſoll, dem ‚Könige überreicht.; ;.,. °- 

8. 55. Die Racheſnde haben, außer den Eöniglichen Staatsminifie- 
rien, mit feiner andern Eöniglichen Behörde in Vernehmen zu treten noch 
weniger Adreſſen an das WolE zu erlaffen. 

$. 56. Eben fo, haben, bie ‚einzelnen Mitglieder, "welche in der Bere 
fammlung feinen’ beſondern Reglerungsbezirk. keinen ausgeſchiedenen Stand 
oder Klaſſe, ſondern alle Unterthanen des Reiches ohne Unterfchied zu vertre⸗ 
ten haben, Feine Inſtruction von ihren Wahlbezirken oder Klaſſen zu uͤber— 
nehmen, feine Rüdfprache mit denfelben zu pflegen, ſondern des ganzen Lan⸗ 
des Wohl und Beſte unbefangen und ohne Beſchraͤnkung nach ihret eigenen 
innern Ueberzeugung und ihren geſchwornen Pflichten zu berathen. 

‘8. 57. ?'Die-jäßeliche Schhefung der Sigungen wird der König, fo 
wie die Eröffnung, verfügenz nah dem Schluffe: haben. die Präfidenten dag 
Ganzleiperfonal:zu entlaffen, und. die. Rn dem ernannten — 
zur Aufbewahrung zu uͤbergeben. N 

Ä : Winden, ben 26. Mei⸗ 18is, 
due (HE: (L; S 
Zur —— 
Egid von Kobeli, 
ee Stautsracg und General: Secretair. 





m) Ediet über die Befäftsordnung für die Kam— 
mer der Abgeordneten, vom 28. Febr. 1825. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon der Berfammlung, Conftituirung und Eröffnung. 
der Kammer. 
I. Einberufung der Abgeordneten. 
$. 1. Bu den in ber Verfaſſungsurkunde beftimmten oder vom Ki: 
nige angeordneten VBerfammlungen werden die Abgeordneten ber zweiten Kams 
mer durch öffentliche Ausſchreibung einberufen, und hierin der Ort und die 
Zeit der Verſammlung beftimmt. Die Abgeordneten erhalten eine Abfchrife 
diefer Ausfchreibung mittelft Mittheilung der Eöniglichen Regierung des Ber 
zirks, welche ihnen bei der Exfcheinung zur Vollmacht dient. Beide Kam: 
mern Eönnen nur gleichzeitig zufammenberufen, eröffnet und gefchloffen wer⸗ 
den, fohin ihre, Sigungen nur in gleihem Beitraume halten, 
ER U Anmeldung. 

82. Jedes zur Verſammlung einberufene Mitglied hat ſich am Tage 
ſeiner Ankunft: an dem beſtimmten Drte der Verfammfung bei der befondern, 
in dem Cinberufungsdecrete bekannt gemachten Einweifungscommiffion per 
ſoͤnlich zu melden, und. 1) die in dem vorftehenden $. 1. erwähnte Voll: 
macht ‚porzulegen;, % We wirderhohit Einberufung während. des Laufes der 


ME  Baheı, ohne 


ſechs Jahre, für welche die Kanmergewaͤhlt iſt, nebſt jener Vollmacht auch 
noch ein, von der koͤntglichen Regierung des Bezieks ausgefertigtes, Zeugniß 
über den fortdauernden Beſitz aller, verfaſſungsmaͤßig erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften beizubringen; endlich 3) die bezogene Wohnung. anzugeben, mit 
en... Anzeigen Über "etwa nachfslgende Wohnungsverän- 
eruitgen. ——— de re ER | nr er 
8.3. Meber die Anmeldungen, zu welchen die am Drte der Verſamm⸗ 
lung felbft anfäßigen: Abgeordneten der zweiten Kammer auf gleiche Meike 
verbunden find, wird ein eigenes. Protocolf geführtz auch wird bei diefer Ge: 
legenheit jedem neu ' eintretenden Mitgliede ein’ Abdruck der Verfaffungsfur: 
Funde mit fümmtlihen Beilagen, fo wie ein Abdruck der gegenwärtigen Ge: 
ſchaͤftsordnung zugeftelt.. Zu 2: i 
"© DL Erforderniß zur Conſtituirung der Kammer. 

$. 4.. Zur gültigen Conſtituirung der Kammer der Abgeordneten twird 
die Anmefenheit von zwei Dritttheilen dev gewählten Mitglieder erfordert. 
Erſt wenn diefe Zahl beifammen ift, beginnt die Einweifungscommiffton 
diejenigen Verrichtungen, welche ihr außer der vorläufigen Aufnahme und 
Derzeichnung, der Anmeldungen noch obliegen. » 

1. Beftellung der Einweifungscommiffion. 
. 9.5 . Die. Einweifungscommiffiow befteht, für den erften Fall der Zu: 
fammenberufung einer ‚neu gewählten Kammer; aus einer eigends ernannten 
Föniglichen Commiffion; außer diefem Falle aber aus dem Präfidenten. und 
Secretair der legten Verſammlung. Wo es nöthig feyn ſollte, tritt bei der 
zulegt gedachten Einweifungscommiffion der zweite Präfident an die Stelle 
des erſten, und unter denfelben Umftänden übernimmt dafelbft der eine der 
beiden Gecretaird die Gefchäfte des: anden. 
vV. Verrihtungenmdberfelben. 
4. Sm Allgemeinen, 

$. 6. Die Einmeifungscommiffion hat vor Allem bie Beglaubigung 
der Abgeotbneten, ihre Wahlen und erforderlichen Eigenfchaften, mit Bei— 
ziehung- von fechs durch das Loos zu mwählenden Mitgliedern der Kammer, 
zu prüfen, zu welchem Ende ihr ſaͤmmtliche Wahlprotocolle mitgetheift wer: 
den, ſonach ferner die Wahl des erften und zweiten Präfidenten, fo wie der 
zwei Secretairs zu leiten. | | 

2. ‚Prüfung der Vollmachten u. f. w, 

8.7. Die Prüfung der, zur Bildung. einer neuen Kammer vorge 
nomntenen, Wahlen dev Abgeordneten füllt ausfchließend in den Gefhäfts: 
kreis der Eöniglichen Einweifungscommiffion, und fie hat diefe ihre Prüfung, 
immer unter Zuziehung der beigegebenen Mitglieder der Kammer, aud auf 
die gewählten Erfagmänner auszudehnen. Hiernach hat die nächftfolgende 
Einmeifungscommiffion der nämlichen Kammer nur noch die vorzufegenden 
Vollmachten, bie beſondern Eönigfichen Bewilligungen für die, als Erſatz⸗ 
männer neu eintretenden, Staatsdiener, Staatspenfioniften und andere, dem 
öffentlichen Dienft verpflichtete Individuen, die Zuſtimmungen der Gutsher 
von in Anfehung ihrer, gleichfals als Erfagmänner neu eintretenden, Beam⸗ 
ten, dann bie Beugniffe über den noch - wirklichen. Beſitz der. zum Eintritt 
verfaffungsmäßig erforderlichen  Eigenfhaften zu würdigen, und hieruͤber ein 


umſtaͤndliches Protocol‘ zu verfaffen. :: | Ä 


$. 8, Findet die Einweiſungscommiſſion bei der Prüfung der Wah: 
len folche Anftände, welche die verfäffungsmäßige Befähigung" eines Gewaͤhl⸗ 
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ten zweifelhaft machen; ober findet ‘fie, daß bie Vollmachten, Nachweiſun⸗ 
gen "und Zeugniſſe bei einen? "Abgeordneten entweder ganz mangeln, ober 
sicht als genügend anerkannt werben’ koͤnnen; fo wird der Eintritt deffelben 
in die Kammer vertagt, bis diefe auf erflatteten Vortrag entfchieden ha— 
ben wird. J 

$. 9. Diejenigen Mitglieder, welche erſt nach Eröffnung der Sitzung 
erſcheinen, ſo wie auch die neuen Erſatzmaͤnner, welche waͤhrend des Laufes 
der Sitzungen einberufen werden, haben ſich bei dem Praͤſidenten zu melden. 
Dieſer pruͤft mit den beiden Secretairs die Vollmacht, Nachweiſung und 
Zeugniſſe; es wird, wenn nichts dabei zu erinnern ift, ein kurzes Protocolf 
daruͤber aufgenommen, und fodann die Einführung in der nächitfolgenden 
Sigung vollzogen. Ergeben ſich aber Anftände; fo mird hierüber duch den _ 
Secretair der Kammer Vortrag erftattet, und ber Eintritt kann erft nach bes 
fchloffener Zulaffung gefchehen. | 

703 Wahlen der Präfidenten und Secretairs. 

$. 10. Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des Praͤ— 
fidenten ſechs Mitglieder, aus welchen der König den erflen und einen zwei⸗— 
ten Präfidenten, der im Verhinderungsfalle oder in Abmwefenheit des erflern 
deſſen Gefchäftsführung übernimmt, für die Dauer der Sitzung ernennt. 
Sie wählen: ferner aus ihrer Mitte zwei Secretaird, Beide Wahlen ‚gefche: 
ben auf die nämliche Art, wie folche bei der Mahlverfammlung des Regies 
rungsbezirkes angeordnet tft, mittelft ſchriftlicher MWahlzettel, aus der Ge: 
fammtzaht der Abgeordneten, ohne Unterfchied der Negierungsbezirke, Claffen 
oder Stände. Die Gemählten muͤſſen abfolute Stimmenmehrheit für fich 
haben. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Wahl duch Kugeln. Zu Er: 
Öffnung der Wahlzettel werden fünf Mitglieder durch das Loos ernannt, und 
als Beifiger der Einweifungscommiffion beigegeben. 

VI Auflöfung der Einweifungscommiffion. 

$. 11. Die Commiffion übergiebt das Wahlprotocoll für den Vor— 
fchlag der Präfidenten dem Eöniglihen Staatsminifterium des Innern, und 
macht fonach die Fönigliche Ernennung befannt, worauf fie ihre Function 
fchließt, und die Kammer der Abgeordneten fich conftituirt. 

VI. Ordnung der Pläge. 
FG. 12%. Die Ordnung der P läge, welche die Abgeordneten in ben 
Verfammlungen einzunehmen und beizubehalten haben, wird durch Looſe 
beſtimmt. 
VII. Anzeige der Conſtituirung, und Unterſuchung ber 
Entfohuldigungen. 

8. 13, Wenn die Kammer der Abgeordneten fh conftituirt hat; fo 
hat fie dem Könige duch eine Abordnung, und der Kammer der Reichsräthe 
auf die fpäter 8. 97, vorgefchriebene Weiſe anzuzeigen, daß fie verfammelt 
und conftituirt fey. Der Kammer der Neichsräthe macht fie überdies die 
von Sr. Eöniglichen Majeftät erfolgte Ernennung des erſten und zweiten 
Präfidenten namentlich bekannt. Zugleich unterfucht fie die Entfhuldigungen 
der nicht erfchienenen Mitglieder, und Hat diejenigen, deren Urſachen nicht 
gegründet befunden werden; ohne Meiteres :einzuberufen. Daffelbe gefchieht 
auch ruͤckſichtlich derjenigen ;melche ſich gar nicht entſchuldigt haben. 

Br “IX, Verfahren gegen die⸗ nicht Erſcheinenden. 
8 14. Entſchuldigt fih ein’ Abgesrdneter nur auf 'Beflimmite‘ Zeitz fo 
. die Gründe gehörig befcheinigt ſeyn, und die Kammer entſcheidet auf 


2 


i 
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Praͤſidialvortrag: eh, ein: Urlaub, amd auf. welhe Dauer, “.beroilligt werden 
fon? Handelt es ſich gher um ‚den, Hänzlichen, Austritt; fo kann derfefbe 
nur, aus den, im Cdictliber- die Ständeverfammlung Tit; I, 6. 44. ange 
führten und vpllfommen bewiefenen Gruͤnden, unter der im nämlichen Ti— 
tel des befagten Edicts, $. 47, bezeichneten Vorausſetzung, in Anſpruch ges 
nommen werden. Nach, ‚erfinttetem Praͤſidialvortrage, ſteht es jedem Mits 
gliede frei, über das Üplaubs⸗ ober Austrittsg I feine, Benierkungen. vom 
Plag aus zu machen, und die, Kammer, en det, nad) ni rung ſaͤmmt⸗ 
an Bemerkungen; durch Stimmenmehrheit ‚mittelft Auf) ehens oder, Sie 
Genbleibeng, a He ee I a a as 
8. 15.Die Schreiben der Kammer, woduͤrch diejenigen Mitglieder, 
deren Urlaubs⸗ oder Ansszittsgefuche ‚nicht, begründet befunden worden find, 
zu Verſammlung einberufen werden, ſind dem, koͤniglichen Staatsminiftes 
rium des Innen mit dem Anfinnen zu übergeben, Tolche durch die Regie— 
rungen der Bezirke den. Betheiligten zuſtellen, und die Beſcheinigungen ber 
richtigen Einlieferung an die Kämmer zuruickgehen zu laffen. . 

$. 16. Wenn der auf diefe Act einberufene Abgeordnete binnen zehn 
Zagen nah Empfang der Einberufung, wobei der Einberufungstag außer 
Rechnung bleibt, nicht etfcheint, und keine weiteren Entfhuldigungsgründe 
. voibringt, toelche vom bet Kammer als gültig erkannt aniverden; fo wird er - 
zum zweitenmal, unter Anberaumung einer weiteren Friſt von zehn Tagen, 
und unter dem Rechtsnachtheil "aufgefordert, dab er die‘ Ausfhliefung aus 
der Kammer zu gewärtigen habe, und daß ſodann für ihn der Erfagmann 
werde einberufen werden. Die Beförderung dieſer zweiten Einberufung an 
das betheiligte Mitglied, geſchieht gleichfalls auf’ die, im vorftehenden 5. 15. 
vorgefchriebene Weile. ee — J 
817 Nah Ablauf der zweiten Friſt, vom: Tage der Einlieferung 
des zweiten Einberufungsfchteibens an gerechnet, erkennt die Kammer, auf 
erfiattete Präfidinlanzeige, die Ausfchliegungsdes. Abgeordneten, als Strafe, 
durch einen fürnilichen Beſchluß, und der Erfagmann: wird einberufen; es 
wäre denn, daß inzwifchen gültige Entſchuldigungsurſachen vorgebracht wor: - 
den find, oder daß fonft Beweggruͤnde obwalten, welche die ‚Kammer beſtim⸗ 
men, eine andere Verfügung zu treffen. Es ift Pflicht des Präfidenten, 
den Ablauf der in den obigen $$. 15. und 16. gefesten Termine jedesmal 
der Kammer anzuzeigen. Uebrigens bleibt auch die Haftung derjenigen Mit: 
glieder, welche durch ihre, ohne hinreichende‘ Entfhuldigungsurfachen unter: 
laſſene ober verzögerte Erfcheinung, die verfaffungsmäßige Thaͤtigkeit der 
Kammer, oder die verfaffungsmäßigen Vorbereitungen zur Gonftituirung ders 
felben verhindert oder’ aufgehalten haben, in Anfehung aller daraus ertonche 
fenden höhern Koften, ausdruͤcklich vorbehalten. 
X Vortrag über die Anftände hinfihrlih der Wahlen und: 
a Vollmachten. IP RER 
$. 18. Hiernaͤchſt veranlaßt der Präfident die Erftattung des Vor: 
trags über die Unftände,. melde bei dev Einweiſungscommiſſion binfichtlich 
der Beglaubigung der Mitglieder, erhoben, und nicht, fogleich. berichtigt wor⸗ 


den find, und: die Kammer entfcheidgt darüber, ‚ger ee Zee 
X. Sonſtige Verhandlungen vor Exöffnung der Kammer. ,. 
S. 19.Außerder Unterſuchungin Hinſicht auf die'Entfchuldigungen ber.. 
abweſenden Mitglieder, amd außer ıder, Wahl; der Ausſchuͤſſe, wovon im $. 64. 
gehandelt. werden wird, darf die Kammer der, Abgeordneten über Feine, ans 
bern, wenn auch fonft zu ‚ihrem verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſe gehöri- 
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gen Gegenſtaͤnde, vor foͤrmlicher Eroͤffnung der Staͤndeverſammlung durch 
den König, in. Berathung treten. —— | 
X Eröffnung ber ſtaͤndiſchen Verſammlung. 
"8 30: Der König wird, nach Eonftituirung ber beiden Kammern, dem 
Tag zur Eröffnung der” ftändifchen Berfammlung beftimmen, und ſich Hier: 
hei vorn fänmmtlichen Mitgliedern den im Tit. VI, $. 25. der Berfaffunge: 
urtunde worgefehriebenen Eid in Seine Hände ablegen laſſen. Die fpäter 
eintretenden Mitglieder leiſten diefen Eid in bie Hände des Prafidenten, und 
zwar in det Sigüng, zu melder fie durch denſelben berufen find, ſogleich 
nach Vorleſung des Protoeolls. Wei biefer Beeidigung erheben fich die 
ſaͤmmtlichen Abgeordneten von ihren Gigen. Die Formen und Feierlichkei⸗ 
ten der Eröffnung dee Kammern, werden nad) ben Befehlen des Königs je: 
desmal. durch ein eigenes Programm beffimmt. 
E XI. Adreſſe am den König. 

. 21. Auf die.Eröffnungsrede vom Throne wird eine Adreſſe an 
den König erlaffen. Der Antrag hierzu geht vom erflen Präfidenten aus. 
Sie wird in einem eigenen Ausfhuffe, welcher nach Urt der übrigen Aus: 
ſchuͤſſe zu wählen ift, berathen, entworfen, und ber Kammer ber Abgeord- 
neten in geheimer Sigung zur Genehmigung vorgelegt. 

ar Zweiter Abſchnitt. 
Bon den VBorftänden und dem untergeordneten Perfonal 

der Kammer, dann von ber Polizei des Haufes. 
J. Rechte, Dbliegenheiten und gegenfeitige Verhältniffe 
der Präfidenten. an 

822, Dem Präfidenten der Kammer kommen im, ber Regel alle 
Vorzüge und Dbliegenheiten zu, die den DVorftänden der Collegien gebühren. 
Er eröffnet alle Eingaben, und weifet fotche theilg unmittelbar in Folge nach: 
ſtehender Beftimmungen, theild, nachdem fie zuvor ber Kammer vorgelegt 
worden find, in Folge eines Beſchluſſes derfelben, an die betreffenden Aus: 
ſchuͤſſe zur Bearbeitung hinz er forgt für die Aufrechthaltung ber Drdnung 
und des Meglements, der Tages: und Gefhäftsordnung, beſtimmt bie Si: 
gungstage, ordnet” die Workiäge, leitet die Berathungen, Abftimmungen 
u. dgl., fpricht die Beſchluͤſſe aus, und ift überhaupt das Organ ber Kam: 
mer in ihren Verhältniffen zu der: Regierung und zur andern Kammer ber 
Ständeverfammlung. er | ; 

$. 23. Ueber die Vertheilung der Geſchaͤfte läßt der Präfident ein be: 
fonderes Tagebuch führen. Die. Einfidyt in diefes Tagebuch ſteht dem zwei⸗ 
ten Präfidenten jedersit offen. Mebft dem läßt. der Praͤſident duch einen 
der Secretaire ein Präfenzprotocoll führen, worin bemerkt wird, welchen Mit 
gliedern. Urlaub bewilligt, wann diefer Urlaub angetreten worden, und wann 
der Beurlaubte zuruͤckgekehrt ſey. | 

8. 24... Im Verhinderungsfalle des erſten Präfidenten nimmt der 
zweite Präfident den Sig deffelben- ein, und genießt die nämlichen Vorzüge 
mit den nämlichen Obtiegenheiten. . Er wird ſich deshalb in beſtaͤndiger 
Kenntniß der obwaltenden Gefchäfte und ihres Fortganges erhalten. Wenn 
der erfte_ Praͤſident anweſend ijt und dirigietz fo nimmt ber zweite, Prafident 

den erjten Plag in der Neihe der. Abgeordneten ein. 
j I... Obliegenheiten der Sectetaiws. 

Ä 4, Im Allgemeinen. 

8. 25. Die Seckretairs führen das Sitzungsprotocoll bei den allgemei⸗ 
12 


Y 
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nen Verſammlungen, wachen fuͤr die Ordnung der Kanzlei, bemerken die 
Meldungen zum Vortrage und der Tagesordnung, entwerfen die Berichte 
und Beſchluͤſſe, wenn nicht beſondere Referenten aufgeſtellt ſind; leiſten die 
Zahlungen, wozu ſie von der Central-Staatskaſſe die erforderlichen Vor⸗ 
ſchuͤſſe erhalten, und nach geendigter Verſammlung hieruͤber Rechnung ſtellen 
u. f. w. Wie die beiden Secretairs die vorbemerkten Geſchaͤfte unter ſich 
vertheilen wollen, hängt von ihrer eigenen Uebereinkunft ab. Können fie ſich 
hierüber nicht vereinigen; fo treten fie mit dem erſten und zweiten Präfidens 
ten zu einer. befondern Sitzung zufammen, in welcher die Sache nady Stim> 
menmehrheit entfchieden wird. Bei Stimmengleichheit überwiegt die Stimme 
des erſten Prafidenten, 


2. Führung der Tagebuͤcher. 

$. 26. Bon den Secretairen find folgende Geſchaͤftstagebuͤcher zu fuͤh— 
ren. 1. Das, Tagebudy für den Einlauf, worin alle Einläufe, weldhe an 
die Kammer oder an den Präftdenten gelangen, mit Angabe des Datums 
und des Betreffs nach der Zeitfolge eingetragen werden, und worin zugleih 
bemerkt wird, an welchen Ausſchuß der Einlauf abgegeben, oder was etwa 
auf denfelben in der allgemeinen Sigung befchloffen worden fey? 2. Das 
Tagebuch für die Ausfertigungen. 3. Das Tagebuch für die Anmeldungen 
zum Vortrage und zur Tagesordnung. 4 Das Tagebuch für die Anmel- 
dungen der Redner, welche über einen, zur - Berathung gebrachten Gegen» 
ftand von dem Nednerftuhl aus zu fprechen gedenken, mit Bemerkung: ob 
fie für oder gegen den Antrag zu fprechen gefinnt feyen? Die zwei, erffen 
Tagebücher Eönnen, unter Auffiht und Verantwortlichkeit der Secretairs, durch 
ein Kanzlei Individuum, die zwei andern. aber müffen von den Secretairs 
- felbft geführt werden, | | 

3. Kaffe: und Rehnungswefen. 

6. 27. Die nad dem $. 25. von der Central:Staatskaffe zu leiftens 
den Vorfchüffe werden von dem, zur Beforgung des Kaffe: und Rechnungs- 
wefens berufenen Secretair, welchem auf feine Gefahr und Verantwortlichkeit 
erlaubt ift, für die Kaffegefchäfte auch ein anderes Individuum zu’ fubflituis 
ven, zur Beftreitung der Reiſegelder und Diäten der Abgeordneten, dann 
zur Beftreitung der Regie: Ausgaben der Kammer, verwendet, 

2. a. In Hinſicht der Diäten. 

$. 28. Die Diäten fönnen nur in Uebereinflimmung mit dem, im 
8. 23. vorgefchriebenen, Präfenzprotocol ausbezahlt werden. in Auszug 
aus diefem. Protocol! gift als Anweifung zur Auszahlung. Wenn ein Abs 
geordneter in der Sigung nicht erfcheint, und fich bei dem Präfidenten nicht 
entfchuldigt hatz fo wird er als abweſend angenommen, und fo im Praͤ— 
fenzprotocolle 'aufgezeichnet, bis er mieder in der Sigung erfcheint. Für die 
Zeit der Abmefenheit werden die Diäten nicht ausbezahlt. Hat aber ein 
Abgeordneter fih nur fo lange entfernt, daß derfelbe Feine Sitzung verfäumt; 
fo findet ein Abzug an den Zaggeldern nicht Statt. Die Auszahlung ber 
Diäten gefchieht monatlich. Die Empfänger übergeben dem Secretair monat 
liche Sinterimsquittungen, welche bei der Schließung der Kammer gegen 
Hauptquittungen mit dem gefeglichen Gradationsſtempel vertaufcht werben, 

b, Sn Hinfiht der Reifegebühren. 

6. 29, Die Neifegebühren werben ausbezahlt nad) dem, von dem bes 
treffenden Secretair zu erhohlenden, Zeugniffe der General: Poftadminiftration 
über die Entfernung des Mohnortes der Abgeordneten von dem Drte ber 
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zahlt. Desgleichen findet Feine ſolche Bezahlung Statt, wenn ein Mitglied 
der Kammer fich nach Beendigung der Sigungen vor der feierlihen Schlie- 
fung ohne Urlaub entfernt. Tritt ein Mitglied wegen irgend einer Urſache 
aus der Kammer aus; fo erhäft daſſelbe die Gebühren für die Zuruͤckreiſe, 
denn Fall ausgenommen, wenn der Austritt. als Strafe erkannt worden iſt. 
Die Auittungen über die Neifegelder find jedesmal fogleih mit dem geſetz⸗ 
lichen Gradationsſtempel zu verfehen. 
mel rn e. SIn-Hinſicht der Regie. 

. 30, Bon dem Secretair, unter welchen zunächft die Kanzlei geſtellt 
iſt, werden die Kanzlei- und andere Regie-Beduͤrfniſſe angeſchafft, und die 
Ausgaben für die Lithographie beſorgt. Die Konti hierfür, werden in beſon— 
derer Sigung der beiden Präfidenten und der beiden Secretairs zur nachtraͤg⸗ 
lichen „Genehmigung vorgelegt... Zu geößern Anſchaffungen ift die vorläufige 
Genehmigung erforderlich. Das Protocolf der befagten Sigung ift die Au— 
toriacion für die in Rechnung zu dringenden Ausgaben, und wird der Rech— 
nung ſelbſt beigefügt. Auf gleiche Weife werden die Ausgaben auf Remus 
nerationen belegt, welche in einer Sigung der vorbezeichneten Art dem un= 
tergeordneten Perfonal bewilligt und angeriefen werben Eönnen, mit der Be: 
ſchraͤnkung jedoch, daß das größte Maaß diefer Remunerationen den bitten 
Theil der, dem gedachten Perfonal ausgefegten, Taggelder nicht überfchreite. 
2. $i 36: Die Rechnung über die Schreibmaterialien wird einem Kanz— 
lei⸗ Individuum übertragen, welche diefelbe unter Leitung des Secretairs zu 
führen, und am Schluffe dee Sigungen zur Hauptrechnung abzugeben hat. 
Der bei diefem Schluffe vorhandene Reſt der Materialien, fo wie die vor 
handenen Bureau: Bedürfniffe, werden dem Archivar gegen Quittung aus= 


gehaͤndigt. 
4. In Hinſicht der Schlußrechnung. 

5. 32. Mit der Schließung der Kammer ſtellt der Secretair bie Rech— 
nung, und übergibt dieſelbe nebſt allen vorgeſchriebenen Beilagen dem Praͤ⸗ 
ſidenten. Dieſer ſendet ſolche an das koͤnigliche Staatsminiſterium der Fi— 
nanzen, von welchem fie dem koͤniglichen oberſten Rechnungshofe zur Revi- 
fion mitgetheilt wird, der allein die Decharge vorzunehmen hat. Das koͤ— 
nigliche Staatsminifterium der Finanzen wird, auf den Grund der, vom koͤ— 
niglichen oberften Rechnungshofe juftificiten, Rechnung, die Central: Staats: 
Eaffe zur Abrechnung mit dem Secretaic anweiſen. Durch diefe Abrechnung 
ift das ganze Rechnungsgefchäft beendigt, u 

MI. Ernennung und Obliegenheiten des Archivars. 

"6.33. Zur Aufbewahtung der Acten und Dibnüng der Regiſtratur 
in dem, der ftändifchen Verfammlung, zugetviefenen, Verfammlungsgebäude ha— 
ben die Kammern einen gemeinfchaftlichen ſtaͤndiſchen Archivar zu benennen, 
welcher aus der Staatskafje befoldet wird. Der Archivar hat ſich bei den 
vorbemerkten Verrichtungen nach feiner befondern Inſtruction zu achten, und 
bie vorhandenen Schreibmatsrialien und Bureaubedirfniffe, fo wie auch bie 
Siegel, zu übernehmen. Während der Sigungen ift er verpflichtet, ſich taͤg⸗ 
lich im Archiv einzufinden, auf Anweiſung des Präfidenten oder eines Aus: 
ſchuß⸗ Vorſtandes die verlangten. Acten zur Einſicht vorzulegen, und diejeni— 
gen in ſein Fach einſchlagenden Arbeiten zu fertigen, welche ihm von den 
Praͤſidenten aufgetragen werden. Uebrigens hat er auch dasjenige zu beſor— 
a a ihm fonft noch in gegenmwärtiger Geſchaͤftsordnung befonders anbes 
ohlen Mt, 
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Beſtellung dev Kanzlei und Auffihr auf diefetbe. 


J 34. Die noͤthigen Individuen fuͤr die Kanzlei werden von dem 
Directorium, welches aus den Präfidenten und den Secretaird der K tammer 
befteht, auf die Beit der Dauer der Verfammlung aufgenommen, . von. den: 
felben verpflichtet, aus den Erigenz Su bezahlt, und au ws So 
den. wieder entlaffen. 


V. Aufftellung der- — R ——— 
$. 35. Die für die Dauer der Verſammlung eh Boten und 
Diener wird der König beftimmen. Hierunten ſind er ve: BR u der 
Inſpector des Ständehaufes begriffen. : ..... dose 
VI. Polizei des ganfesi Fee 
Ze 1. Im Atgemeinen. ee 
6. 36, Während dev Dauer der Berfammlung gebt die Won 
den Kammern in ihrem Sigungsgebäude; fie wird, von. dem Praͤſi denten aus— 
geuͤbt, welcher hierzu die noͤthigen Befehle ertheilt, und, weldem demnach 
der Inſpector des Hauſes, die Pedelle, Boten und. ‚Diener die 
Folge unverweigerlich zu leiſten haben. Me 
2, In Hinſicht des Zutritts der. Sremben, und, Abres 
Benehmens. 
$. 37. Keinem Fremden ift erlaubt, während er Siem in 5 
Sisungsfaal einzutreten, fondern nur bei: den öffentlichen Sitzungen der zwei⸗ 
ten Kammer wird einer angemeffenen Zahl von: Zuhörern der Zutritt zu den 
Galerien geftattet. : Sie müffen auf jedesmaligen Befehl des Präfidenten, 
“ wenn fi die Sigung in einen geheimen Ausſchuß bildet; -fich.. entfernen, 
Zum Eintritt in die Gallerie während der öffentlichen Sigungen ift der Beſitz 
einer Einlaßkarte erforderlich, welche auf den. Namen des Erhpfängers lautet, 
und nur für ihn gültig: iſt. Für den, Eöniglichen Hof, das dipfomatifche 
Corps, die Eöniglichen Staatsminifterien, . den Löniglichen Staatsrath und 
die Kammer der Meichsräthe iſt zu jeder Zeit- die verlangte Anzahl der Eins 
laßkarten in die beſonders ausgefchiebenen Tribunen zur eigenen beliebigen 
Vertheilung abzugeben. Fuͤr die außer jenen Tribunen noch uͤbrigen Plaͤtze 
werden die Einlaßkarten, jedesmal nur fuͤr Eine Tagesſitzung guͤltig, mit 
Ruͤckſicht auf das Verhaͤltniß des Raumes, ſo wie auf das perſoͤnliche Ver— 
haͤltniß der den Einlaß nachſuchenden Indibidnen, und auf die Wuͤrde der 
Verſammlung ſelbſt, von dem Praͤſidenten vertheilt. Perſonen weiblichen 
Geſchlechts haben keinen Zutritt auf die Gallerie, ausgenommen bei der Er— 
Öffnung und bei der Schließung der Kammern. J 
$. 38. Jedes Zeichen von Beifall oder Mißbilligung wird ſtreng un— 
terſagt. Die Zuwiderhandelnden werden durch den Diener der Kammer ſo— 
gleich fortgewieſen. Sollte ſich Jemand beigehen laſſen, die Ruhe der Si— 
sungen, auf was immer für eine auffallende Art, zu ſtoͤren, oder die Vera: 
thungen zu unterbrechen; fo. iſt derfelbe durch die Mititärwache in Arreſt zu 
führen, und. der Polizei, oder nach Befinden dem, Gerichte, zur Beſtrafung 
zu uͤbergeben. Der Commandant der Militaͤrwache iſt angewieſen, dem Praͤ⸗ 
fidenten, auf Requiſition deſſelben, in Ausübung feiner Amtsgewalt bewaff— 
neten Beiftand zu leiſten. Nebſt dem hat der Präfident an den Zugängen 
des Sitzungsſaales und auf den Gallerien die nöthige Zahl von Dienern der 
Kammer aufzuftellen, und fo zu vertheilen und zu inſtruiren, daß. die im 
vorigen F. 37. und im gegenwärtigen $. 38. enthaltenen Beflimmungen, 
über den Zutritt und das Benehmen der Fremden, jederzeit pünktlich vollzo— 
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gen werben. "Ein befonderer Abdruck biefer Beflimmungen iſt auf den Gal⸗ 
lerien öffent. anzuheften. 
| —— Abiunitt 
Eon den allgemeinen Sitzungen ber Kammer. 
Beit und Gegenftände der Sigungen, 


2, 39. = erfte Präfident: dev Kammer beftimmt die Zahl und die 
Zeit ihrer Sigungen nad) Maaß der Menge. und Dringlichkeit ihrer Ge— 
Gau Er eröffnet und ſchließt jede Sitzung, wobei er zugleich den Tag 

der folgenden anzeigt. Die in. derfelben vorkommende Tagesordnung wird in 
dem Sigungsfaale öffentlich angeheftet. Bei eintretenden, beſonders dringen: 
den Veranlaſſungen, fteht dem Prafidenten das Recht zu,. die Kammer zu 
einer außerordentlichen Sigung | zu berufen. Bon der Zeit jeder Sigung, fo 
wie von. der. jedegmaligen Tagesordnung, werden ſogleich nach Beſtimmung 
derſelben .die.. koͤniglichen Staatsminiſterien und der koͤnigliche nat durch 
Mayen des Präfidenten in Kenntniß gefest. | 
U. Verhandlungen in Directorialfachen. 

‘BE 40. Sn Beziehung auf folche :Präfidials und Directorialangelegen- 
Beiten, welche in den verfaffungsmäßigen Wirkungsfreis des Prafidenten oder 
Directoriums ausfchließend und, ohne Vorbehalt eingeriefen find, ift die 
Kammer weder. zur, Verhandlung und Berathung, a zur Schluffaffung 
ermächtigt. 

IH, Verbindlichkeit zur Erſcheinung in den Sitzungen. 

§. 41. Jedes Mitglied iſt zur Erſcheinung bei den allgemeinen Si— 
tzungen verbunden. Sollte jedoch ein gegruͤndetes Hinderniß obwalten; ſo iſt 
ſolches dem Praͤſidenten anzuzeigen. Waͤhrend der Dauer der Verſammlun— 
gen iſt es keinem Mitgliede erlaubt, ſich ohne Urlaub der Kammer. zu ent⸗ 
. fernen; doch kann der Praͤſident in befonders dringenden Fällen diefen Ur: 
laub allein. ertheilen, | ‚wovon er aber in der folgenden Sitzung die Kammer 
in Kenntniß zu fegen haf, Bei der Würdigung jedes Urlaubsgeſuches muß 
darauf Ruͤckſicht genommen werden, daß fuͤr die Berathungen noch immer 
zwei Drittheile der Mitglieder vorhanden ſeyen. Die Über: den bewilligten 
Urlaubstermin ausbfeibenden, oder ohne Urlaub ſich“ entfernenden Mitglieder 
erleiden nicht nur den, im $. 28. verorbneten, Abzug an ihren Diäten, fon- 
dern find auc verbunden‘, wenn dich ihr "Ausbleiben! die Berathung auf- 
- gehalten oder verhindert wich; alle dadurch verurfachten hoͤhern Koſten zu 
tragen. Kein: Mitglied der Kammer wi ſich in derſelben durch einen Ber 
vollmächtigten vertreten Taffen. 

IV; Verfahnen ruckfichtlich des Protocoite, 

1. Vorlefung und’ Berihtigung deifelben. 

8. 42. Im Anfang der Sisung lieſet det Secretair das Protocall ber 
letzten Sitzung ab, welches von dem Präfidenten, dem Secretaäir und noch 
drei Mitgliedern nach dem Turnus: zu. unterzeichnen: ift. Hat ein Mitglied 
ber Kammer gegen die Faſſung des Protocolls Bemerkungen zu machen; fo 
muͤſſen diefelben fogleich nad) deffen Ablefung, fie dürfen. aber nicht während 
der Ablefung, gemacht werden, Findet der Secretair die Bemerkungen rich⸗ 
tig; ſo wird die Aenderung im Protocoll ſogleich vorgenommen, und in die⸗ 
ſem Falle geſchieht von dem Vorgange nur kurze Meldung im Protocoll 
der Sitzung. Findet hingegen der Secretair oder ein anderes Mitglied bei 
der in Antrag gebrachten Abaͤnderung einen Anftand; fo beſtimmt die Kam— 
mer durch Befchluß: ob die Aenderung vorgenemmen werden. foll, oder nicht, 
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und Vorgang und Beſchluß müfjen im Protocolle der Sihumg aufgezeichnet 
werden. Auch den koͤniglichen Staatsminiſtern und Commiſſairs ſteht das 
Recht zu, in Beziehung auf ihre Vortraͤge und Aeußerungen, die Ergaͤn⸗ 
zung oder Berichtigung des Protocolls zu verlangen. Wird gegen das Pro: 
tocolf nad) deffen Ablefung Feine Erinnerung erhoben; ſo wird daſſelbe fuͤr 
genehmigt gehalten. Niemand darf über das Protocoll mehr als einmal 
fprechen,, noch weniger hierbei in das MWefentlihe der Discuffionen eingehen. 
Mer wider dieſe Vorſchrift handelt, iſt von dem Praͤſidenten ſogleich ‚zur 
Ordnung au verweilen, 
2. Inhalt und Abfaffung bee Protocolis. 

$. 43. Das Sitzungsprotocoll foil "mit Vermeidung” unnüger Weit⸗ 
ſchweifigkeit das Weſentliche der Verhandlungen enthalten. Die Mittheilun⸗ 
gen und Erklärungen. der Regierung, fo wie die Vorträge der Ausfchüffe, 
werden vollftändig beigelegt. Der Prafident hat genau darauf. zu eben, daß 
die Abfaffung des Protocolls einer jeden beendigten Sigung unverzüglich vor⸗ 
_ genommen werde, bamit daffelbe, wie e8 durch die Beilage X. der Verfaſ— 
fungsurkunde Titel II. $. 13. vorgefchrieben ift, in der unmittelbar folgen: 
den, oder wenn biefes durchaus — ſeyn ſollte in einer bi naͤchſten 
Sitzungen zur Vorleſung komme. | 

3. Drud der Protocolle. 

8. 44, Die Protocolle der oͤffentlichen Sitzungen koͤnnen durch den 
Druck bekannt gemacht werden. Der Druck wird, unter Leitung des Se⸗ 
cretairs, von dem Archivar beſorgt, welcher Über die, in den Protocollen ent: 
haltenen, Verhandlungen ein Sach⸗, Namens: und. Drtsregifter, nebſt einer 
kurzen Ueberſicht der einzelnen Sitzungen, verfertigt. 


V. Bekanntmachung der Eingaben. 

$. 45. Auf die Berichtigung des Protocolls folgt, in der Reihe der 
Sigungsangelegenheiten, die Bekanntmachung der feit der legten Sigung vor: 
gekommenen Eingaben. Diefe Bekanntmachung geſchieht duch den Praͤ— 
fidenten, und zwar mittelſt Ableſung eines Auszuges aus dem Tagebuche 
für den Einlauf, wie ſolches im $. 26. Nr. 1. angeordnet iſt. Die Able— 
fung einer Eingabe nad) ihrem ganzen Inhalte findet bei dieſer Bekanntma⸗ 
chung nicht Statt. | 

VI. Tagesordnung. 

$. 46. Nach Verleſung des Protocolls und Bekanntmachung ber feit 
ber legten Sisung vorgefommenen Eingaben, wird zur Tagesordnung ges 
fihritten, die in dem Sitzungsſaale angeheftet iſt. Keinem Abgeordneten ift 
erfaubt, andere Gegenftände zue Sprache zu. bringen, als diejenigen, welche 
zuvor in der Tagesordnung verzeichnet find. Der Präfident hat jedes Mit 
glied der Kammer, welches diefe Vorfchrift übertritt, auf. der Stelle zur Ord⸗ 
nung zuruͤckzuweiſen. 
VII. ——— — —— auf den verfaſſungs— 

maͤßigen Wirkungskreis. 

$. 47. Die Kammer kann nur uͤber jene Gegenſtaͤnde in Berathung 
treten, die in ihren Wirkungskreis gehören, welcher in den 89. 2—19. des 
Titels VII. der Verfaffungsurkunde naher bezeichnet ift. 

VII, Deffentlichkeit oder Geheimhaltung ber ——— 

$. 48. Die allgemeinen Sitzungen der Kammer der Abgeordneten find, 

mit Ausſchluß der fpater bezeichneten Falle, öffentlich; fie koͤnnen jedoch auf 
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Verlangen von fünf Mitgliedern in einen geheimen Ausfhuß verwandelt 
werden. Wenn ein. Mitglied dieſe Verwandlung in: einen geheimen Aus— 
ſchuß verlangt, und noch vier Mitglieder denfelben  beiftimmen; fo bat bie 
Kammer die Anträge dieſer Mitglieder. in geheimer Sigung anzuhören, und 
fie wird hiernach entſcheiden, ob fie in geheinier Sigung fortführen, oder, den 
öffentlichen Verhandlungen wieder Raum geben will? Wenn wenigſtens 
fuͤnf Mitglieder eines Ausſchuſſes zur Erſtattung eines von ihm bearbeiteten 
Vortrags eine geheime Sitzung verlangen; fo muß hierin willfahrt werden, 
Iſt aber das Verlangen von weniger als fünf Mitgliedern des Ausſchuſſes 
geftellt; fo entfcheidet die Kammer durch Stimmenmehrheit, ob die von. ei— 
nem Theile des Ausſchuſſes begutachtete geheime Sigung Statt finde, oder 
nicht? Wird von den koͤniglichen Staatsminiftern oder" von den Eöniglichen 
Commiffairs, oder auch nur von Einem berfelben erklärt, daß fie der Kam— 
mer eine Eröffnung in geheimer Sigung zu maden haben; fo muß, in Folge 
dieſer Erklärung, die öffentliche Sikung in eine geheinie verwandelt werben. 
8.49, Ueber die geheimen Sigungen werden befondere Protocolfe ger 
führe: Diefe Protocolle müffen, mit Vorbehalt der befondern Beſtimmung 
im $. 92., geheim bleiben, und don dein Secretaie ſelbſt gefchrieben wer— 
den. : Die Unterzeichnung 'gefchieht, wie bei den Protocollen der öffentlichen 
Sigungen. en Du bi 
"850, Alle Mitglieder der Kammer find verpflichtet, die in geheimer 
Sitzung gepflogenen Verhandlungen gegen Jedermann zu verfchmweigen. Sollte 
ein Abgeordneter überführt werden, daß er diefe Verpflichtung zur Verſchwie— 
genheit auf irgend eine Weiſe verlegt habe; fo kann er von der Kammer, 
nach vorgaͤngiger Unterfuchung und Beſchlußfaſſung, auf beftimmte Zeit oder 
gänzlich‘ ausgefchloffen werden, Die Berathung und Entfcheidung hierüber 
erfolgt in geheimer Sigung. | i | — 
IX, Mittheilungen im Namen des Königs durch Seine Mi: 
nifter und Commiſſairs. 
8. 51. Der König läßt die der Kammer vorzulegenden Berathungss 
gegenftände durch feine Minifter oder befondere Commiffairs an fie gelangen. 
Diefelben werden nicht blos mündlich vortragen, fondern ihre Anträge auch 
fchriftlich übergeben, und überhaupt audy im der Folge die erforderlichen: Er— 
läuterungen ertheifen. Sie haben in den Berfammlungen einen befondern 
Platz einzunehmen. Sie werden, wenn ber Kammer angefündigt wird, daß 
fie mit befonderem Auftrage im Namen de3 Königs erfcheinen, von zwei 
durch das Loos zu beftimmenden Mitgliedern an. der Thüre des Gigungs- 
faales feierlich empfangen. Sie haben das Necht, allen öffentlichen und. ges 
heimen Sigungen beizumohnen, mit Ausnahme derjenigen Sigungsacte, wo 
die Abſtimmung duch Namens= Aufruf vor fich geht. 
$. 52. Wenn auf folche Art die Miniſter oder Eöniglichen Commif- 
ſairs erfcheinen, um im Namen des Könige Vorträge zu machen; fo bfeiben 
alle in der Tagesordnung fiehenden Berathungen ausgefegt, und es wird erſt 
nah Beendigung des Vortrags der koͤniglichen Commiſſairs, wenn diefer 
nicht eine andere Einleitung nothwendig machen follte, zur Tagesordnung 
geſchritten. Die Kammer ift verbunden, die von dem Könige an fie gebrach: 
ten Gegenſtaͤnde vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. Zu den vor- 
zuͤglichſten Obliegenheiten des Präfidenten gehört e8, darauf zu dringen, daß 
‚die bemerkten Gegenftände vor allen andern bearbeitet, und wenn dieſes ge: 
ſchehen ift, auf die Tagesordnung gebracht werden. ine Vertagung dieſer 
Öegenftände zu Gunften anderer findet, wenn fie nicht von den Eöniglichen 
Staatsminiftern und Commiſſairs felbft verlangt wird, niemals Statt, 
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X. —— über die Vortraͤge ber Ausſchuͤfſe; N 
— men der Redner und Sprechen nn 
1. Anmeldung und Aufruf zum Wort, ' 

"8,53. De Berathung über‘ die von den beſondern Husten” er⸗ 
fie Borttäge, wel⸗ e jedesmal unter die faͤmmtlichen Mitglieder zu ver: 
cheilen ſind, kann nur, nad) drei Lagen vorgenommen. wer en, und die Mit: 
glieder, welche Bi. über. dem Antrag zu fptechen. wuͤnſchen, h aben ſich am 
Tage vor der ii 9. ‚bei dem Setretariäte mit der — ‚ob fie für 
oder wider den U trag ſprechen⸗ zu ‚mielden, und ihren, Waſch "vormerken 
zu taffen. Die — werden ſodann nach der Reihe ihrer Sibe und mit 
der " Einteilung ‚ehfgesufen, daß ‚fie erchgungenan ‚für und whe 
hhicch. | — 

BR 2. Bewiiligung des Worte, —— 

— 54. Keiner fann. fprechen, ohne; zuvor von dem Präfi Konten, der 
Kammer die. Erlaubniß hierzu erhalten zu haben. ‚und aufgerufen zw. ſeyn; er 
bat, fodann, wenn feine. Mede den ganzen, ‚Gegenftand. oder den größeren 
Theil beffelhen umfaßt, quf,.dem befondern Redner-Stuhle, zu ſptechen wenn 
ſie aber nur einzelne Bemerkungen betrifft, dieſe an ſeinem Platze vorzutra⸗ 
gen. Um das Wort zu verlangen, genügt es nicht, ſich vom Sitze zu er- 
heben, fondern: jedes. Mitglied, welches fprechen will, ſoll diefen feinen. Wil— 
ien, auch muͤndlich erklaͤten. Det. Praͤſident verleiht das Wort durch Nen⸗ 
nung des Namens des Abgeordneten Wenn mehrere. Mitatieder zugleich 
das Wort verlangen; fo giebt. ihnen der Praͤſident daſſelbe nach der Reihe 
I Sitze. Findet ein Abgeordneter, daß ‚ein anderes Mitglied: vor ihm die 

ruͤnde welche er voͤrtragen will, bereits vorgebracht hat z ſo ſteht es ihm, 
der vorausgegangenen Anmeldung ungeachtet, volllommen ‚frei, dem: Mort, 
zu entſagen, und. dieſes ‚dem Waßdenten ka ‚Oder ‚bei dem. Aufruf an⸗ 
Ben 

2% erkennen und: Migsrand des Worts.“ 

— 55.Abgeordneten, welche ſich nicht nach Vorſchrift des $. 53.. als 
Redner über eine Sache fhon am Tage vor der Sitzung ausdruͤcklich gemel— 
det, und. fich bis dahin in das, 9 26. Mei, bezeichnete, : Tagebuch nicht 
haben einfchteiben laſſen, ſoll das Sprechen ‘vom Rednerſtuhl aus nachtraͤg⸗ 
lich nicht mehr zugeftariden werden: Die Medner vom Pag aus, haben 
ſich jederzeit gegen den Präfidenten zu richten, welcher, dw eine folche Nede 
nur: kurze Bemerkungen: enthälten foll, alte weitfchteifigen Ausführungen zu: 
ruͤckweiſen wird. Niemand. darf anders, als ftehend, fprechen, wenn er nicht 
wegen Krankheit oder koͤrperlicher Gebrechen ausnahmsweiſe von dem Preis 
De die Erlaubniß erhalten hat, fisend fprechen zu duͤrfen. i | 

:& 56. Dei Name des Königs fol von keinem Redner oder Sprecher 
in die Geſchaͤftsverhandlungen eingemiſcht werden. Das zuwider handelnde 
Mitguled der Kammer wird von dem Praͤſidenten zur Ordnung verwieſen. 

$. 57. Im Gebrauche des Worts haben ſich die Abgeordneten aller 
Perföntichkeiten, aller unanftändigen und beleidigenden Ausdruͤcke, fo wie 
allee Abweichungen von dem vorliegenden Berathungsgegenftande, zu  enthal: 
ten, widrigenfalls der Präfident fie zue Ordnung zu verweifen, und im Mei: 
gerungsfalle felbft die fernere MWortführung zu unterfagen das Recht hat. 
Sollten fie ſich felbft perfönlihe Ausfälle gegen den Regenten, die Eönigliche 
Familie oder die einzelnen Mitglieder der Kammer erlauben, oder Anträge 
gegen die allgemeine Staatsverfaffung gu ftellen unternehmen, und ungeach— 
tet der von dem Präfidenten gemachten Erinnerung, hiermit fortfahren; fo 
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iſt derſelbe berechtigt und verpflichtet, die Sitzung fuͤr dieſen Tag auf der 
Stelle zu ſchließen, und in der folgenden Sitzung Über; die Beſtrafung des 
fehlenden Mitgliedes der Kammer vörzutragen, welche entfheiden wird, ob 
dafjelde zum bloßen "Widerruf, oder’ zum zeitlichen oder "gänzlichen Ausflug 
aus der Kammer: zu verurtheilen. fey. Hiernach foll der Präfident insbeſon⸗ 
dere auch beleidigende. Ausfälle: gegen die: eigener Regierung und die Regie⸗ 
rungsbehoͤrden, gegen fremde Negierungen, gegen: den teutfchen- Bund, -gegen 
die Staͤndeverſammlung oder gegen eine eine ‚einzelne Kammer derfelben, nie⸗ 
mals buldenzjifonderm mit Verweiſung zur Ordnung, und nach Beſchaffen⸗ 
heit der Sache, mit Unttrfagung der. fernen Wortfuͤhrung, unverweilt und 
ernſtlich/einſchreiten > u de nano on — 
si 8,1585: Jedet Abgeordrrete, welcher in. der oͤffentlichen Verſammlung 
einzelne durch bie: Strafgeſetze verbotene Amtshandlungen ber Staatsbiener 
anfuͤhrt, iſt fhuldig, die Namen der Thaͤter bekannt. zu machen ; en: iſt für 
die Wahrheit feiner Angabe: der Kammer! vetantwortlich; welche, wenn bie 
angegebene: Thatfache; falfch "Befunden wird, den Urheber der Angabe mit 
Mißbilligung zur Ordnung verweiſet, oder ihm die Wortführung auf einig 
Zeit unterſagt, oder feine Ausſchließung auf beflimmte Zeit verfügt.” 
XL Reden vom Plütz aus; letztes Wort des Keferenten und 
| Commiſſairs; Schluß 'der Discuffionen. 

38:59. 2Wenn ſaͤmmtliche Mitglieder, "welche" ſich zur Rede gemelbet, 
geſprochen: Hakan; ſteht es jedem: Mitgliede frei, nach ‚det Reihe der Plaͤtze 
noch feine allenfallſigen kurzen Bemerkungen vorzutragen):fo wie es dem Ne: 
ferenten des Ausfchuffes. und den Föniglichen Commifjärs vorbehalten ift, nod) 
einmal das Wort zu nehmen, wonach jede weitere Disgcuſſion geſchloſſen, 
die Abſtimmung aber, nachdem die Fragen vorgelegt: ſeyn werden, auf drei 
Tage vertagt werden fol. "Wenn vonder Kammer die Zurüdverweifung des 
der Beräthung unterworfenen Gegenſtandes an den Ausſchuͤß beſchloſſen wird; 
fo iſt die Schlleßung der uͤber denſelben bereits Statt gehabten Discuſſionen 
nur zeitlich, und hat eine definitive Abſtimmungi in der Hauptſache noch 
nicht zur Folge. i. Auch! kann die Kammer, jedoch unbeſchadet der im $:.52. 
enthaltenen. Verfügung ‚jederzeit beſchließen, eine angefangene Discuffion zu 
unterbrechen; deven Fortſetzung auf eine naͤchſte Sigung zu verſchieben, und 
zu ‚den übrigen: Gegenftinden der Tagesordnung Überzugebet. a 

“ XU, Unterdrehung der Rednerz Ableſen der Neden. 

"860. "Kein Nedner fol während feiner Nede unterbrochen werden; 
doch fteht es den Miniftern und dem koͤniglichen Commiſſairs frei, im Falle 
durch dergleichen ‚Vorträge zu. eigenen Erläuterungen und Auffhlüffen Ver— 
anlaffung -gegeben worden ift, diefe fogleich zu ertheilen. Auch iſt der Praͤ⸗ 
fident ermächtigt und verpflichtet, einem Redner, der im Laufe feiner 

Rede gegen die beftehenden Vorfchriften verfehlt, ‚fogleich Einhalt zu thun, 
“und ihn in die gehörigen Schranken zuruͤckzuweiſen. Die Föniglichen Staats: 
minifter, die Eöniglichen Commiffairs und die DBerichterflatter der Ausfhüffe 
haben allein das Necht, ihre niedergefchriebenen Reden abzulefen. Der Praͤ— 
fident hat das unbefugte Ablefen der Neden bei der erſten Wahrnehmung 
abzuftellen, und wenn feine Erinnerung fruchtlos bleibt, die Fortfegung der 
Mede zu unterfagen. | | 

U. Bewahrung der Würde und Ruhe der Berfammlung. 

: 861. Jedes Mitglied dee Kammer hat fid) alles desjenigen zu ent: 
halten, was den Anfland und die Würde der Verſammlung verlegen, oder 
die Ruhe derfelben flören könnte. Insbeſondere ift den Abgeordneten jedes 
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Zeichen des Veifals oder der Mißbilliguug, wodurch eine — verur⸗ 

ſacht, oder der gegenſeitigen Achtung zu nahe getreten wird, unterſagt. Der 

Zuwiderhandelnde wird vom Präfidenten zur Ordnung. verwieſen. | 
XIV. Ruf und Berweifung zur Drdnung. 


8. 62. Jedes Mitglied hat das Recht, auf Abweichungen von * 
ER aufmerkfam: zu machen, und auf die Zuruͤckweiſung zur Ordnung 
anzufragen, welche von dem Praͤſidenten nach Befinden. verfügt: wird, Alle 
Verweifungen zur Ordnung werden in; das Sitzungsprotocoll ‚eingetragen, 
Iſt aber die: Verweiſung durch beleidigende Ausfaͤlle oder. geſetzwidrige Aeu— 
ßerungen ſolcher Art veranlaßt worden, wie ſie im $; 57. ‚bezeichnet find; 
fo müffen diefe Ausfälle und Aeußerungen bei dem öffentlichen. Drude des 
Protocolls weggelaffen, amd. es kann nur die Urfache der. Verweifung im 
Allgemeinen bezeichnet werden. : Sollte ſich der Fall: ergeben; daß. der Praͤ⸗ 
fident duch Ruf und Verweiſung die Drdnung nicht herſtellen Eönnte, und, 
mehrere. Mitglieder der. Kammer an der Unordnung und Störung, Antheil 
nehmen; fo hat er das ‚Zeichen mita der Glocke zu geben, und wenn auch 
dieſes ohne. Erfolg bliebe, die Sitzung auf eine beſtimmte Zeit zu unterbre⸗ 
chen. Erſt nach Ablauf dieſer Zeit kann die Sitzung wieder fortgeſetzt, und 
bis ‚dahin muß der Sitzungsſaal geräumt und. geſchloſſen werden. 

XV. Schluß der Sitzung. 
| $. 63. ‚Sobald: dee Präfident den: Schluß. einer Eieum erklärt hat, 
können weitere Anträge, Reden und Berathungen von. AR der Micglieder 
der Kammer nicht mehr Statt finden. | — 


Vierter 
Bon hen befondern Ausfhüffen der Kammer. 
| ‚Bezeihnung ber Ausſchuͤſſe. — 

8. 64. ‚Die Pe erwaͤhlt, ‚gleich nach ihrer Conftituirung, aus ih: 
ver Mitte fünf beſondere Ausfchüffe,, und zwar: 1. fuͤr die Gegenftände, 
der Geſetzgebung; 2; für die Steuan; 3. für die übrigen an die Kammer 
gelangenden Gegenftände der innern Reichövertwaltung; 4. für die Staats: 
fchuldentilgung; 5. für die Unterfuhung der vorkommenden. Befchwerden tiber. 
die Verlegung ber: Staatsverfaffung. Von jedem diefer fünf Ausſchuͤſſe ift 
ein Mitglied zu der im folgenden $. 80. angeordneten. vorläufigen Prüfung 
der von den einzelnen Mitgliedern der Kammer zu ſtellenden Anträge durch 
die Mahl der Ausfchüffe ſelbſt unter ſich zu beſtimmen, und dem er 
ten befannt zu machen. 

I. Wahl dberfelben. 

$. 65. Die Auswahl der Ausſchuͤſſe gefhicht aus der Schenk 
dev Mitglieder, ohne Unterfchied der Negierungsbezirke oder Klaffen, durch 
abfofute Stimmenmehrheit. Sie wird auf diefelbe Art vorgenommen, wie - 
die Wahl der Präfidenten und Secretairs, und zwar für jeden einzelnen Aus— 
Schuß durch einen befondern Wahlact. 

UI. Baht der Ausfhußmitglieder, und Ergänzung die— 
fer Zahl. | 

8. 66. Die Ausfhüffe in der Kammer dee Deputicten beſtehen aus 
fieben, höchftens neun Mitgliedern. Sollte ſich während der Dauer der 
Sitzung eine ſolche Erledigung ergeben, daß ein Ausfchuß aus weniger als 
fieben Mitgliedern beftünde; fo werden die Abgegangenen durch eine neue 
Wahl erfest. Bon den Erledigungsfällen haben die Vorſtaͤnde der Aus: 
ſchuͤſſe dem Präfidenten fogleich Anzeige zu machen, damit er zur etwa noth— 


% 


Edict üb. d. Gefhhäftsorbnung zc. vom 28. Febr. 1825. 189 


mwendigen Ergänzung ber erforderlichen geringften Zahl von Ausſchußmitglie⸗ 
dern durch eine neue Wahl die gehörige Einleitung treffen könne. Bu einer 
gültigen Berathung und Schlußfaffung wird in jedem Ausfchuffe bie Anwe— 
fenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern erfordert, J 
IV, Vorſtaͤnde, Referenten und Secretairs ber Ausſchuͤſſe. 

§. 67. Bei. den Ausſchuͤſſen führt das in Jahren aͤlteſte Mitglied 
den Vorfig, Der Referent und Secretair wird von ihnen felbft gemähltz 
diefe Wahl gefchieht nach Stimmenmehrheit. In dem oben ($. 64.) ges 
nannten fechiten Ausfchuffe, welcher zur vorläufigen Prüfung der Wünfche 
und Anträge der Abgeorbneten gebildet wird, ift der Prafident der Kammer 
‚zugleich der Vorftand, und hat in diefer Eigenfchaft diefelben Rechte auszus 
üben, wie die Vorftände der irbrigen Ausfhüffe. Die Acten der Ausfchüffe 
und ihrer Sigungsprotocolle werden von den Ausfchußfecretaird gefammelt, 
und am Schluffe der Sigung dem Secretair der Kammer übergeben. 

V. Geſchaͤftskreis der Ausfhüffe. 

. 68. Der Gefchäftskreis des vierten und fünften Ausfchuffes ift 
durch das Geſetz beftimmtz; der Gefchäftskreis der übrigen richtet ſich im 
Allgemeinen nad) jenem ber Staatsminifterien der Juſtiz, — der. Finanzen 
(mit Ausnahme der Staatsfchuldentilgung) — und des Innern, unter Rüd- 
ficht auf die Ausfcheidung des Minifterial: Refforts, Hiernach ift in ziei- 
felhaften Fällen die Vertheilung der Einläufe unter die Ausfhüfle zu 
bemeffen. | = 

VL Bufammenwirfung mehrerer Ausſchuͤſſe. 

$. 69. Fällt ein Gegenfland in das Gebiet mehrerer Ausſchuͤſſe; fo 
ift derfelbe vorerft an denjenigen Ausſchuß, wohin er der Hauptſache nad) 
gehört, mit dem Anhange zu verweifen, daß der Vorſtand diefes Ausfchuffes 
einen Bufammentritt mit dem betheiligten andern Ausfchuffe veranlafie. 
Findet ein Ausfhuß, daß die an ihn verwiefene Sache zur gemeinfchaftli= 
hen Behandlung mit einem andern Ausfchuffe geeignet fey; fo hat der Vor: 
ftand die Anzeige hiervon bei dem Prafidenten zu machen, damit biefer den 
Bufammentritt der betheiligten Yusfäfe anordne. In .den auf ſolche Weife 
vereinigten Ausſchuͤſſen führt das ältefte Mitglied den Vorfig; der Referent, 
fo wie der Secretaie, und zwar diefer letztere aus der Zahl der zufammens 
treffenden Secretairs der verfchiedenen Ausfchüffe, werden duch Stimmens 
mehrheit ernannt. 

VI Benehmen mit ben fönigliden Minifterien und 
Commiffaitren. | 

8.70. Um die an fie verwiefenen Gegenftände gehörig zu bearbeiten, 
haben die Ausfchüffe alle hierzu erforderliche Erläuterungen zu fammeln, 
und ſich hierüber mit den betreffenden Staatsminifterien in Benehmen zu 
fegen. Die zu diefem Zweck etwa nöthigen Anfchreiben werden, auf Ver— 
anlaffung der Ausfchuß: Vorftände, von dem Präfidenten erlaffen. Bei den 
Berathungen, welche über die, von der Megierung an die Kammer gebrachs 
ten, Gefegesvorfchläge, in ben Sigungen der Ausfchlffe gepflogen werden, 
find bie hierzu benannten Eöniglichen Commiſſairs beizuziehen, dergeftalt, daß 
fie im Laufe der Berathungen, bevor die Ausfhüffe über die -bemerkten Ges: 
genftande Vortrag ‚an die Kammer erftatten, ruͤckſichtlich allenfallfiger An: 
fände und Modificationen. mit ihren Erinnerungen perfönlid; gehört, und 
in diefer Abficht zu einem Zuſammentritt eingeladen werden; auch ift ihnen 
außerdem, wenn fie, zum Zwecke nothwendiger nachtraͤglicher Mittheilungen 
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uber Gefegesvorfchläge einen beſondern Bufammentritt : mit dem, betreffenden 
Ausſchuſſe von ihrer Seite verlangen follten, die Erfüllung diefes Verlan— 
gens nicht zu verweigern. — — 
VII Verhaͤltniß der Praͤſidenten zu ben Ausſchuͤſſen; Zus 
tritt anderer Mitglieder, Be 
6. 71. Bon jeder bevorftehenden Ausfchußfigung wird" der Präfident 
von dem Vorſtande des Ausfhuffes in vorläufige Kenntniß gefeßt. Den 
SPprafidenten der "Kammer ſteht es frei, jeder Sisung der Ausfhüffe beizu— 
wohnen; ihre Abweſenheit wird im Protocolfe bemerkt. Im fechiten Aus: 
ſchuſſe if die Anwefenheit des erften, oder wenn dieſer verhindert ift, des 
zweiten Präfidenten dev Kammer, als leitenden Ausſchußvorſtandes, unerlaͤß— 
lich. In den fünf andern Ausfhüffen haben die Präfidenten -weder an der 
Abflimmung Theil zu nehmen, noch die Verathungen zu leiten, fondern 
diefe ‚Leitung fleht dem befondern Worftande jedes Ausſchuſſes ausfchließend 
zu. Die Mitglieder der Kammer, welche nicht: zugleich Mitglieder eines 
Ausfchuffes ſind, haben zu den Sigungen deffelden keinen Zutritt. 
AR, ‚Referat, Berathbung, Abftimmung. ' 

S. 72. Sobald der Neferent eines Ausfchuffes feinen Vortrag aus: 
gearbeitet hat, meldet ex diefes dem Vorſtande, welcher den Sigungstag bes 
fimmt, und die Ausfhußmitglieder hierzu einfadet. Nach abgelegten Vor— 
trag, wird vor Allem entfchieden: ob die Discuffion fogleich eroͤffnet, oder 
vertagt werden foll; jedoch flets mit Ruͤckſicht auf die Vorfchrift des $. 52. 
Bei der Abflimmung wird die Stimme des Vorſtandes gleich jeder andern 
gezählt, und hat Fein entfcheidendes Uebergewicht. Ueber das, was in jeder 
Sitzung vorkommt, wird ein befonderes Protocolf geführt, worin die Haupt— 
vefultäte des Vortrags ſowohl, als der weferttliche Inhalt der einzelnen Ab: 
ſtimmungen, in gedrängter Kürze bemerkt werden. 

X. Vortrag für die Kammer. a 


$. 73. Nach Faffung des BVefchluffes hat der Neferent den Vortrag 
‚fie die Kammer mit genauer Entwicelung der Gruͤnde für und wider, mit - 
allen Meinungen der Mitglieder des Ausfchuffes, und mit dem durch Stim: 
menmehrheit gebildeten Nefultat, umftändlich zu entwerfen; wozu er den, 
ſchon in der Ausſchußſitzung erftatteten, fchriftlichen Vortrag, mit den durch 
den Erfolg der Berathungen nothwendig gewordenen Zufäsen und Abändes 
rungen, benugen Eann. Werden über einen Gefegesentwurf mehrere Refe— 
venten beftellt, und. von diefen mehrere einzelne Vorträge im Ausfchuß er 
flattet; fo ernennt derfelbe einen weitern Referenten, welcyer einen, das Ganze 
umfaffenden, Hauptvortrag mit genauer Aufnahme des aus jedem einzelnen 
Vortrag hervorgehenden Nefultats zu bearbeiten, und vorzulegen hat. 

$. 74, Jeder, in Gemaͤßheit der Befchlüffe abgefaßte, Entwurf des. 
für die Kammer beſtimmten Vortrags ift von dem Ausfchuffe oder von den 
Ausſchuͤſſen noch einmal zu prüfen, und nad) vollfländiger Berichtigung und 
Genehmigung, mit allen Belegen, den Secretair der Kammer zu übergeben, 
welcher dafuͤr forgt, daß derſelbe zur vorfchriftmäßigen Vertheilung unter die 
fämnitlichen Abgeordneten, fo wie auch unter die Eöniglicyen Staatsminifter 
und Commiſſaire, fobald als möglich Tithographirt werde. Die Vertheilung 
fetöft darf ‚nicht eher ‚gefchehen, als am. Zage felbjt, an welchem der Bor: 
trag in der. Kammer wirklich erftattet wird. Der Secretair ift dafür verant: 
wortlicch, daß der Vortrag vor dieſer Zeit Niemand mitgetheilt werde. 

XL Bortrag in der. Kammer; Zuräkdweifung an .den 
| | Ausfhuß. . 
F. 75. Die gefihehene Uebergabe des Vortrags an den Secretair iſt 
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von dem Vorſtande bes Ausſchuſſes gleichzeitig dem Praͤſidenten anzuzeigen, 
welcher ben Tag zum Vortrag in der Kammer beſtimmt. Die Kammer 
ann den Gegenftand, wenn fie ‚den Dortrag nicht erfchöpfend. findet, zur 
weitern Ausarbeitung an den Ausfhuß zuruͤckweiſen, in welchem Falle ders 
ſeibe noch mit zwei Mitgliedern verſtaͤrkt werden kann. Die Wahl biefer 
Mitglieder gefhieht gleih am Schluffe der Sigung, auf die im $. 64. bes 
zeichnete Art. In dem vorbemerkten Falle kann dev Ausſchuß dem Refe⸗ 
renten noch einen Correferenten beigeben; im Uebrigen verfaͤhrt er in Des 
handlung, des zuruͤckgewieſenen Gegenſtandes ganz nad) den nämlichen Vor: 
fchriften, welche für die Verathungen und Vorträge ber Ausſchuͤſſe im Aus 
gemeinen gegeben find. Hat die. Kammer bei dem Beſchluſſe der Zuruͤck⸗ 
weiſung nur beſtimmte Abtheilungen des Vortrags, oder beftimmte Puncte 
des Gegenſtandes zur weitern Eroͤrterung vorbehalten; fo ‚bat fih der Aus: 
fchuß in feinen neuen Berathungen und Vorträgen auf: die genannten Ab— 
theilungen und Puncte zu befchränken, und diefe allein werden auch in ber 
Kammer, zur Ergänzung dev ſchon vorausgegangenen Berathungen in Dis- 
euffion gebracht; alles: dies jedoch unbefchadet ſolcher Wiederhohlungen, welche 
des natuͤrlichen Zuſammenhanges wegen nothwendig ſeyn möchten. 

XI. Behandlung der Eingaben. 

| 1: Der Staatsbürger und Gemeinden. 

H. 76.:: Die Befchwerden, welche nady Beftimmung der Berfafjungs- 
urkunde Zitel VII. $.. 21. an die Kammern gelangen koͤnnen, werden von 
dem Präfidenten unmittelbar zum Ausfchuffe verwiefen, um ihren Beſtand 
und ihre Gruͤndlichkeit ſowohl "in formellen als weſentlichen Berhältniffen 
vorläufig zu prüfen, ehe fie der Kammer vorgelegt twerden. Sie müffen 
mit den erforderlichen Beweiſen belegt, und zugleich beſcheinigt feyn, daß fie 
bereitd bei den oberſten Behörden, vefp. den betreffenden Stuatsminifterien, 
früher vorgebracht worden, und: hierauf entweder nod) gar feine, oder eine 
den Beſtimmungen ber Ötaatöverfaffung zuwiderlaufende, Entfcheidung er: 
folgt fen. Be Bee 

$. 77. Im Kalle fie demnach als unbeſcheinigt, oder als gaͤnzlich 
grundlos, oder als ungeeignet befunden werden, ſind ſie ohne Weiteres als 
beruhend zu den Acten zu legen, oder an die betreffenden Staatsminiſterien 
zu geben, und in der folgenden Sitzung der Kammer hiervon Nachricht zu 
ertheilen; im entgegengeſetzten Falle iſt die Beſchwerde der Kammer mittelſt 
umſtaͤndlichen Vortrags vorzulegen. 

$. 78. Dem Ausſchuſſe, fo wie der Kammer, kommt es zwar nicht 
zu, hieruͤber weitere Snftructionen zu veranlaffen, oder von koͤniglichen Stel: 
len Berichte zu verlangen; doc, Eönnen fie von’ den einfchlägigen Staatsmi: 
nifterien durch den Praͤſidenten die erforderlichen Aufſchluͤſſe erhohlen, um 
jede Vorlage grundloſer Beſchwerden zu beſeitigen. Wenn ſie dieſelben aber 
als gegründet erachten; ſo find fie, nach gemeinſchaftlichem Beſchluſſe beider 
Kammern, dem Koͤnige vorzulegen, welcher nach den Beſtimmungen der Ver— 
faſſungsurkunde Tit. X. $. 5. verfahren wird. | 

$. 79. Unter die Beſchwerden, welche nad; dem $. 77. als ungeeig: 
net ohne Weiteres zu den Acten zu legen, ober an die betreffenden Staats: 
minifferien zu geben find, ‘gehören insbefondere auch diejenigen, welche ein 
Staatsbürger nicht in eigenem Namen und in ‚eigener Sache, fondern im 
Namen und in der Sache: eines Dritten, ohne beigefügte legale Vollmacht 
dieſes letztern, angebracht; oder welche ein Staatsdiener ebenfalls nicht in 
eigener perfönlicher Sache, fondern in der Sache feiner ‚Stelle und feines 


Amtes ingerdlähtyYoder Ar "welchen der" Beſchwerhefuͤhret beleldigende "Nuss 
drlicke und Ausfälle gerdagt Hat." Andere Eirigaben an die Kaͤmmer, als 
fejenigen, zu: welchen die‘ Stadtshlirger und Gemeinden, um ihre conflitu: 
tionellen Rechte zu wahren, verfaſſungsmaͤßig befugt find, folglich "alle Ein⸗ 


halten, fondern "irgend einen andern Gegenſtand betreffen, ſind, ohne Ver⸗ 
weiſung am elnen Ausfchuß; von dem Präftdenten /ſogleich zu den Acten zu 
legen. Anonyme "Eingaben jeder Art, fie mögen betreffen, was ſie wollen, 
follen gar. nicht im’ den Einlauf aufgenommen, ſondern fogleich durch das 
Secretariat vernichtet wetden. — 


2. Der einzelnen Mitglieder der Kammer. | 
- 8.80. Die Wuͤnſche und, Anträge der. einzelnen Mitglieder koͤnnen 
nur. folche Gegenftände betreffen, welche in den verfaffungsmäßigen Wir⸗ 
kungskreis der Stände: ſich eignen; fie werden jedesmal ſchriftlich dem Präs 
fidenten übergeben, und vor Allem durch den, nach $..64. zu bildenden, 
Ausſchuß in Gegenwart des. Präfidenten geprüft, od, fie nach der oben geges 
benen Beflimmung zur Annahme geeignet find, oder nicht. | Im letztern 
Falle werden ſie ohne Weiteres, nach abſoluter Stimmenmehrheit der Aus⸗ 
ſchußglieder, als ungeeignet zuruͤckgewieſen, im erſtern Falle aber, gemäß Tit. 
VI, 6. 20. der Verfaſſungsurkunde, der Kammer zuür Vorlage gebracht, 
und von derſelben erſt entſchieden, ob fie zu näherer Würdigung an den 
Ausſchuß gewiefen werden follen, ; Entfcheidet diefe. verneinend; fo beruht der 
Antrag, und kann in: diefer Verfammlung nicht mehr zur. Sprache kommen; 
im bejahenden Falle aber wird derfelbe durch den betreffenden Ausfhuß zur 
Eünftigen allgemeinen Berathung gebracht, | 
8 81. eder von einem Mitgliede der Kammer ausgehende Munich 
und Antrag muß fo abgefaßt. feyn, daß er mit Beſtimmtheit ausdrüdt, wie 
ber Beſchluß der Kammer, lauten :mürde, wenn der Wunfc und Antrag uns 
verändert durchginge.. Die Wuͤnſche und Anträge der Stände zur Erlaffung 
eines Geſetzes, dürfen niemals von einem articulicten Gefegesentwurfe beglei- 
tet, auf eine Abänderung irgend einer Beſtimmung der Verfaffungsurkunde 
oder einer Beilage derfelben gerichtet. feym.. = 
8,82. Die Vorträge an die Kammer über die Zuläßigkeit eines Wuns 
fches und Antrags find ganz kurz abzufaffen, und haben nur den betreffen: 
den $.. der Verfaffungsurkumde, anzuführen, wodurch es ſich rechtfertigt, daß 
der Gegenftand des Wunſches und Antrags in den verfaffungsmäßigen Wir: 
kungskreis der Stände gehört. : Jedes Mitglied der Kammer ifl berechtigt, 
gegen die von dem Prüfungsausfhuffe begutachtete Zuläßigkeit eines Wunſches 
und Antrags zu ſprechen, und. der Praͤſident hat auf Verlangen bie Diss 
cuffion zu eröffnen; jedoch darf: dieſelbe in das Materielle der Sache nicht 
eingehen, fondern fie hat ſich auf die Gründe der Zuläßigkeit oder Unzulaͤßig⸗ 
keit zu befchränten. Die Kammer kann die Berathung über einen Wunſch 
und Antrag auf beflimmte Zeit vertagen. 
$. 83. Jedem Mitgliede ſteht es frei, feine Anträge, fo lange fie nod) 

nicht der Kammer zur Vorlage gebracht find, zuruͤckzunehmen. Iſt jedoch die 
erſte Vorlage an, die Kammer bereits geſchehen; fo hat diefelbe über bie Zu: 
ruͤcknahme zu entſcheiden. „Unter der befagten erften Vorlage an, bie Kam: 
mer wird die Vorlage „mittelft Vortrags des Prüfungsausfhuffes verfianden. 
XI, Ausſchuß und-Commiffaire für die Schufdentilgung. 
8. BEN Der für die Staatsfchufdentilgung angeordnete Ausſchuß hat 
den Tilgungsplan, welcher der Kammer vorgelegt wird, zu prüfen, ſo wie 
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bet. jeden nädsfifolgenben Berfommating: bie ſeitherige Ausführung und Befol⸗ 
gung deſſelben / zu unterſuchen, und Das Refultat der Kammer ‚vorzulegen. 
Inh Damit der in dei ſtaͤndiſchen Verſammlung genehmigte Til⸗ 
gingsplan genqu eittgehalten werde / iſt derſelben, Tit. VII. . 14. der: Ber: 
faſſungsurkunde, das Recht: eingeräumt, zwei Mitglieder zu. .ernennen,. welche, 
auch nach Beendigung ihrer Sigungen, fortwährend von allen Verhandlun⸗ 
gen der angeordneten Schuldentilgungscommiffion ‚genaue Kenntniß zu neh— 
men, und. für; die» Befolgung der in. der legten. Berfammlung "getroffenen 
Beftimmungen zu wachen haben.‘ Diefen Mitgliedern. follen daher alle zehn 
The die: fimmtlihen Verhandlungen der Commiffion, die Soumaletund- 
Hauptbücher zur Einficht vorgelegt werden, und fie find befugt, im Falle die 
Commiſſion ihre gegründeten Bemerkungen gegen. allenfallfige Ueberfchreituns 
gen der Befugniffe, oder Nichtbefolgung des genehmigten Zilgungsplanes un⸗ 
beachtet. faffen würde, dem Könige. die gebührende. Vorſtellung zu übergeben, 
und bei: der kuͤnftigen ſtaͤndiſchen Verſammlung ihre pflihtmäßige Anzeige 
u.mahen. 3. +. 04 s 
n .$ 86... Das zue Schuldentiigungscommiffion ernannte Mitglied. der 
Kammer bat, fogleich nach Eröffnung ‚der Sigungen, feinen Bericht über die 
bisherige Gefchäftsführung,, mit, Anlegung der gehaltenen Protocolle, dem 
Präfidenten- zu übergeben.» Diefen Bericht ſtellt der Präfident dem. vierten 
Ausſchuſſe zu, welcher den Inhalt prüft, den fländifchen Schuldentilgungs> 
commiſſair mit den allenfalls erforderlichen nähern Aufklärungen und Erläu: 
terungen vernimmt, und ‚über das Reſultat Vortrag an. die Kammer 
erſtattet. DE 08 —— En —— 
$. 87. Daſſelbe Mitglied ſetzt auch während. der Sitzungen feine Ver: 
richtungen bei, der Schuldentilgungscommiffion fort, und erſt am Schluſſe 
der Sigung wird’ die Mahl eines neuen Commiſſairs, und eines Subſtitu— 
ten, durch abfofute "Stimmenmehrheit auf diefelbe Weife vorgenommen, wie 
die Wahl zur Stelle des Präftdenten. Sollte der feitherige Commiſſair nicht 
wieder als Abgeordneter gewählt ſeyn; fo muß derſelbe dennoch die in den 
. 68. 85. "und 86. genannten Obliegenheiten erfüllen, und die Kammer wählt 
fogleich nach der Wahl der Ausſchuͤſſe ein Mitglied für das Commiffionsge: 
ſchaͤft der Schuldentilgung ‘auf die Dauer der Sisung, und erſt am Schtuffe 
derfelben werden der Commiffaie und der Subftitut definitiv gewählt: Der 
Copmiffair bleibt auch nach Verflüß der fechsjährigen Periode der Kammer, 
und felbft‘ bei einer frühern Auflöfung derſelben, in Function, bis die neue 
Kammer in Thaͤtigkeit tritt, und wieder einen neuen Commiffair ernannt 
haben wird, 2 

j Fünfter Abfhnitt. 
Bon.den Abflimmungen, Befhlüffen,. Communicationen, 
Abordnungen und Eingaben, dann von der Schließung dei 
: une 7... Kammer. 

—L Frageſtellung. 

F 1. Entwerfung und Ordnung der Fragen. | 
8. 8%: Wenn! der Gegenftand nad) $. 59. zur Abflimmung vorberei⸗ 
tet iſt; fo entwirft“ der Praͤſident bis zur nächftfolgenden Sitzung die zur 
Entfcheidumg vorzulegenden Fragen in der Art, daß hierdurch der ganze Ge: 
genftand erfchöpft: void, und. die Abflimmung nur mit Ja und Nein erfol- 
gen kann. Die Fragen werden zwei Tage vor der Abftimmung öffentlich 
bekannt gemacht, und in dem, Sigungsfanle angeheftet. In der Drdnung 
dev. Fragen iſt fo zus verfahren, daß nach- der Annahme der einen die andere 
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wegfallen, oder nad) der Verwerfung dev einen zur anbern übergegangen wer⸗ 
ben kann. Bei Gefegesvorfhlägen und Anträgen wird bie erſte Frage auf 
die volkftändige Annahme des Geſetzes oder Antrages, fo wie folche vorgelegt 
worben find, geftellt, und wenn diefe verneint werden follte;. fo iſt alsdann 
über jede vorgeſchlagene einzelne Modification nach der Neihe der: :6$, oder 
Abſchnitte des Gefeges oder Antrages die befondere Frage zu flellen: 
| 2. Erinnerungen darüber. J 
8.89. Jedem Mitgliede ſteht es frei, über bie entworfenen Fragen 
feine Erinnerungen vorzulegen, und biefelben find erforberlichen Falls noch 
vor der Abſtimmung durch einen Beſchluß der Kammer zu berichtigen. Auch 
den koͤniglichen Staatsminiſtern und Commiſſairs ſteht das Recht der Erin: 
nerung uͤber die Frageſtellung zu. 
U Abſtimmung. 
1. Vornahme der Abſtimmung in geheimer Sitzung. 
$. 90. Wenn gegen die vorgezeichneten Fragen keine Erinnerung ges 
macht wird, ober dieſe berichtige iftz fo wird zur Abftimmung felbft über 
jede einzelne Stage an dem feftgefegten Tage, nach ihrer gegebenen Ordnung 
und Reihe gefchritten. Hierbei haben die Staatsminifter und boͤniglichen 
Commiffairs, fo wie alle Zuhörer abzutreten, und. die Adftimmung gefchieht 
in geheimer Sitzung. Nach Verhältnig der Anzahl und Wichtigkeit der Fra⸗ 
gen, kann für die Abflimmung eine eigene geheime Sigung veranftaltet wer— 
den. Keinem Mitgliede ift erlaubt, die einzelnen Vorgänge einer ſolchen, 
zum Zweck der Abftimmung gehaltenen geheimen Sitzung, Insbefondere aber 
von andern Mitgliedern. abgegebenen Stimmen, auf irgend eine Weife bes 
kannt zu machen, weswegen auf den $. 50. ausdruͤcklich zuruͤckgewieſen wird. 
2. Drdnung und Form ber Abftimmung. 


$. 91. Jedes Mitglied wird nach der Reihe feines Siges aufgerufen, 
der dirigirende Präfident fpricht feine Stimme zuletzt aus, und hat bei 
Stimmengleichheit noch eine weitere und entfcheidende Stimme; der zweite 
Präfident, wenn er nicht dirigiet, figt, und ſtimmt in der Reihe am erften, 
die Secretairs flimmen unmittelbar vor dem Präfidenten. Kein Mitglied 
darf die. Abftimmung verweigern, außer. wenn die Frage daffelbe perfönlich 
betrifft, wo es ſich zurüdzuziehen hat. Die Stimme wird ohne weitere 
Motivirung ‚oder Exläuteeung in nachftehender Korm abgegeben: „Einverftan- 
den” oder „Nichteinverftanden.” Außerdem darf durchaus nichts in das Ab: 
ſtimmungsprotocoll aufgenommen werden, und der Präfident hat jede fonftige 
Yeußerung zuruͤckzuweiſen. 
3. Berzeihnung der Stimmen und Aufnahme bes Refultas 
| tes in das öffentliche Protocofl, 

$. 92. Die Secretairs bemerken jede Stimme, und der Präfident fpricht 
am Ende die Stimmenmehrheit, und hiernady den Belchluß der Kammer aus, 
Beide Secretairs, jeder einzeln, machen, nach der Abftimmung über jede 
Frage, bie Zahl der Stimmen für und gegen bekannt, berichtigen im Hall 
einer Differenz die Negifter, welche fonach fir den Ausfpruc des Beſchluſ⸗ 
ſes die Grundlage bilden, und zugleich die Stelle des Protocolls vertreten. 
Die vorgelegten Abftimmungsfragen, und die Nefultate der Abftimmungen, 
das iſt: die Zahl der Stimmen für und gegen jede Frage, werden in dns 
Öffentliche Protocol! aufgenommen, und mit diefem in der naͤchſten Sigung 
vorgelefen. u | 
4. Abflimmung buch Sigen ober Aufftehen. 
$. 93. In übrigen minder wichtigen Vorkommniſſen, welche nicht 
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Hauptgegenſtuͤnde 
Sitzen der: Mitglieder geſtimmt. 
53. Zur Guͤltigkeit des Abſtimmung und ber Beſchlüfſe .ers 
Rt En. fordorliche Zahl der Mitglieder, * 

894° Bir gültigen Abſtimmung wird die Gegenwart vom zwei Drit⸗ 
thellen dei ih Otte antefenden Mitglieder, zu gültigen Beſchluͤſſen die ab- 
folute Stimmenmehrheit erfordert; mitt Ausnahme ber in der gegenwärtigen 
—— nad Maaßgabe der Verfaffungsurkunde, und zehnten Beis 
N eb erfe | er, befonders ‚angeführten einzelnen Faͤlle. 

Sem DM Beſchlüfſe der Kammer. 

1. Entwerfung, Ablefung, Genehmigung derfelben, 
995 Die Befchlüffe der Kammer, welche auf Vorträge der befon: 
deren: Uusfchliffe gefaßt worden, werden legtern mitgetheilt, damit die nd- 
thigen Auffäge in Folge dieſer Vefchlüffe entworfen, und der Kammer zur 
Genehmigung vorgelegt werden. können, welche jedoch in wichtigern Faͤuen 
in zwei nach einander folgenden Sigungen abgelefen werden follen, um in 
der erſten die allenfallfigen Erinnerungen gegen die Faſſung des Beſchluſſes 
zu vernehmen, in legterer aber die endliche Genehmigung der Faffung zu er- 
hohlen. Die vorbemerkte Ablefung geſchieht nach Anordnung des Präfiden- 
ten, und zwar in dee Regel noch vor dem Uebergange zur übrigen Tages: 
ordnung. Bei der erften Vorleſung entfcheidet die Kammer über die Noth: 
wendigkeit ober Unterlafjung einer zweiten Ablefung. Die übrigen Befchlüffe 


werden von ben Secretairs ausgefertigt. 


2, Mittheilung, berfelben an bie erfte Kammer; Folge der 
* —Michtvereinigung. 
—F. 96. Da, zufolge der Verfaſſungsurkunde Tit. VI. $. 19., kein Ge: 
genſtand des, den Ständen bes Reichs angewieſenen, gemeinſchaftlichen Wirs 
Fungskreifes von einer Kammer allein in Berathung gezogen werden, und 
die Wirkung einer gültigen Einwilligung der Stände erlangen kann; fo müf 
fen die von der Kammer der Abgeordneten über einen ſolchen Gegenftand 
gefaßten Belhlüffe, fo wie auch, nah Tit. VII. $. 20. der Verfaſſungsur—⸗ 
kunde, die zu Befchlüffen erhobenen Münfche und Anträge, dann die. Ans 


träge über die Befchwerde wegen Verlegung der conflitutionellen Rechte, im 


Bälle des 5. 78. der gegenwärtigen Gefchäftsordnung jederzeit der erften 
Kammer mitgetheilt,: und: können nuc mittelſt gemeinfhaftlichen Antrags bei: 
der Kammern dem Könige vorgelegt werden. Ein Gegenfland, über welchen 
die beiden Kammern fich nicht vereinigen, Bann, nach Tit. VIL. $. 28, ber 
Derfaflüingeustunbe, in derſelben Sigung nicht wieder zur Berathung gebracht 
werden, . | 

0 Initiative und Form der Mittheilungen, 

8 97. Die beiden Kammern communiciren unter ſich durch Schrei: 
Bent, welche von dem Pan und dem Secretaie unterzeichnet werben, 
Jene Kammer, welcher die Inſtruction eines Gegenflandes übertengen iſt, 
theilt ihre Meinung zuerſt der andern mit. Findet dieſer Antrag die Bel: 
fimmung dee letztern nicht; fo hat diefe ihre Anfichtert oder vorzuſchlagenden 
Mobdificationen der erftern vorzulegen, um eine neue Berathung zu veranlaſ⸗ 
fen, bis von beiden Kammern entweder das einhellige Einverſtaͤndniß erzielt 
ift, oder die beftimmte Erklärung des nicht gu vereinigenden Meinungen 
erfolgt. — Die Form ber . Communication ift folgende: a. im Falle der 
Zuſtimmung: „die Kammer der 6, uͤbergiebt der Kammer — anliegenden 
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„Vorſchlag Sr. Majeſtaͤt des Königs; fie glaubt ‚daß: er (anbedingt oder 
„unter den beigefügten Mobdificationen) anzunehmen fey.“ b. Im Falle der 
Derwerfung: „die Kammer der ꝛtc. übergiebt: 2.5 fie hat. demfelben ihre Zus 
„ſtimmung nicht geben zu koͤnnen geglaubt.” :c.. Im... Falle eines eigenen 
Antrags: „Die Kammer der ıc. uͤbergiebt .2c., ben anliegenden..von- ihr geneh⸗ 


„migten Antrag mit dem Erſuchen, denſelben der 9 eichfalljigen: Berathung 
„su unterſtellen.“ d. Im Salle der Uebergabe einer Beſchwerde: die. ıc. ıc. 
„uͤbergiebt etc. die bei ihr eingereichte Beſchwerde Ve a RN er 
„welche fie zur Vorlage an Se. Majeftät. den König. geeignet findet, zur 
„gleichfallfigen Würdigung.” Die Antwort der “andern ‚Kammer befteht: 1. 
Im Falle der Zuftimmung: „die Kammer ıc. hat dem ihr mitgetheiften 
„Vorſchlage (oder Antrage) in Betreff 1c. ihre: Zuftimmung' ertheilt.” 2. 
Im Falle dev Verwerfung: „die Kammer. ıc, hat dem sc. ihre Zuftimmung 
„nicht ertheilen zu koͤnnen geglaubt.” 3. Im Falle einer Modification:- „die 
„Kammer ıc. hat dem ꝛc. ihre Zuftimmung nur unter. der beigefügten: Mo: 
„dification geben zu können erachtet,. woruͤber fie . die. ‚weitere jenfeitige An: 
„ſicht erwartet.” “ ee ut 

VW Gemeinſchaftliche Beſchluüͤfſe. 


⸗ 


1. Initiative und Form. 
598. Die gemeinfhaftlich gefaßten Befchlüffe der- Neichsftände wer: 
den von derjenigen Kammer aufgefegt, deren Beſchluß die Hauptgrundlage 
des gemeinfhaftlichen Antrages bildet. Die gemeinfchaftlichen Befchlüffe J. 
über die ihnen zugefommenen Gegenflände werden dem Könige in nachftehens 
der Form vorgelegt: a. Im Kalle der gemeinfchaftlichen Zuflimmung: „die 
„allerunterthänigft treugehorfamften Stände haben dem an fie gebrachten An: 
„trage zugeflimmt.” b. Im Falle der gemeinfchaftlichen Verwerfung: 
„die rc. ıc. haben dem am fie gebrachten. Antrage ihre Zuftimmung nicht 
„geben: zu können geglaubt.” c. Im Falle einer verfchiedenen Meinung: 
„Die ꝛc. 2c. haben ſich über die gemeinfchaftliche Zuftimmung zu dem an fie 
„gebrachten Antrage nicht vereinen innen.” d. Im Falle einer vorzufchla= 
genden Modification: „die ıc. ıc. haben dem an fie gebrachten Antrage nur 
‚unter folgenden ehrfurchtvolleſt vorzufchlagenden Abänderungen ihre Zuftim: 
mung geben zu Eönnen geglaubt.” II. Ueber die eigenen Wuͤnſche und Ans 
träge: „die 2c. 2c. übergeben Sr. Majeftät dem Könige: den. beigefügten Vor: 
„ſchlag, welchen fie fie den Staat vortheilhaft und nüslich halten, mit der 
ehrfurchtsvollſten Bitte, demfelden die Eönigliche Genehmigung zu ertheilen.” 
IT. Ueber die vorzulegenden Beſchwerden: „die. ec. ıc. übergeben. Sr. Ma: 
„jeftät dem Könige die beiliegende Beſchwerde des ıc. in Betreff ꝛc mit der 
„ehrerbietigften Bitte, derſelben die Allerhoͤchſte Abhülfe zu gewähren,” 
2. Unterzeihnung und Uebergabe an den König. 
$. 99. Diefe gemeinfchaftlichen Vorlagen der Beſchluͤſſe werden von 
dem Praͤſidenten und dem Secretair einer jeden Kammer unterzeichnet, und 
durch eine gemeinfchaftliche Abordnung, welche aus. den nämlichen Individuen 
mit Zuziehung von zwei Mitgliedern einer jeden Kammer beftehen fol, dem 
Könige überreicht. Die Unterzeichnung geſchieht mit. der Submiffionsformel : 
„bie allerunterthänigft treugehorfamften Stände ‚des, Reiche.” In Abweſen⸗ 
heit des Königs werden die gemeinfchaftlichen  Befchlüffe an dag Geſammt⸗ 
miniſterium geſendet. Ed, 
V. Xbordnungen und Eingaben der Kammern ı 
$. 100. Andere Abordnungen an den König, welche die zweite Kam: 
mer einzeln’ (außer dem Falle des 8. 13.) aus befonderer Veranlaffung zu 
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veranftalten ‚fich bewogen finden koͤnnte, haben nur nach vorläufig erbetener 
und: erhaltener Allerhoͤchſter Erlaubniß Statt, und beſtehen alsdann aus den 
‚beiden Praͤſidenten ben beiden Secretairen, und derjenigen Anzahl von Mit: 
gliedern, ‚die. von bir Kammer jedesmal hierzu beftimmt wird. Alle Einga: 
ben der Kammer. an den. König, menn hierzu befondere Veranlaſſung vor- 
handen ift, werden: unterzeichnet: „bie allerunterthänigft treugehorfamfte Kam: 
n der Abgeordneten.” 

Communication der Kammer mit ben Staatsbehörden; 

„Unabhängigkeit von Snftructionen. 


J 101. + Die Kammer: der Abgeordneten hat, außer ben Föniglichen 
Stinisminificien, mit Feiner andern Eöniglichen Behörde in Vernehmen zu 
treten, noch weniger Adreffen an das Volk zu erlaffen. Eben fo haben 
die einzelnen Mitglieder, welche in der Verſammlung feinen befondern Regie— 
rungsbezirk, keinen ausgefchiedenen Stand oder Klaſſe, ſondern alle Unter: 
thanen: des Meichs ‚ohne Unterfchied zu. vertreten haben, feine Inſtruction 
von ihren Wahlbözirken oder Klaffen zu übernehmen, feine Rüdfprache mit 
denſelben zu pflegen, fondern des ganzen Landes Wohl und Beſte unbefan: 
gen und. ohne Beſchraͤnkung, nach ihrer eigenen innern Ueberzeugung und ih: 
ren gefchtworenen Pflichten, zu berathen. | 

VIEL Schluß der legten: Sigung. 


$. 102. Wenn die für die Dauer der Verfammlung in ber Verfaf⸗ 
fungsurkunde Tit. VII. 6. 22. feſtgeſetzte Zeit, oder die vom Könige bewil- 
ligten Verlaͤngerungen abgelaufen find; fo hat der Praͤſident die Sigung am 
Tage des Ablaufs mit der befondern Erklärung zu fchließen, daß es die legte 
Sisung ſey, und daß ſich die Mitglieder bei der bevorſtehenden feierlichen 
Schließung der Sitzungen einzufinden haben. Die Vorfchrift des $. 693. 
kommt auch hier zur Anwendung. 

VI Feierliche Schließung der Sigungen. 

$. 103. Die Schliefung der Sigungen wird der König, fo wie die 
Eröffnung verfügen; nad; dem Schluffe haben die Präfidenten das Kanzlei: 
perfonal zu entlaffen, und bie Landtagsacten dem einannten ie zur 
re zu übergeben. 

{ den 28. debe. 1825. (L; S.) 





i) Bere, bie Sildung Der Kaminer Der Keihers- 
Fer the betreffend, vom 9. März 1828. 


Ludwig, von Gottes Gnaden Könia von Bayern ıc ic. 


Wir haben Uns von der Nothwendigkeit überzeugt, die in dem Titel 
v8. 2. Ziff. 6., dann $. 4. der Verfafjüngsurkunde enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen: über die "Bilden, 3 der Kammir der Reichsraͤthe zu erläutern und 
duch: Bufäge zit ergaͤnzen, und verordnen dem zufolge, nad) Vernehrnung 
Unferes Staatsrathes mit Beirat) und Zuftimmung Unferer Lieben und 
Getreuen, der Stände des Reichs, unter Beobachtung der in dem Titel X. 
8§. 7. der Verfaſſungsurkunde vorgeſchriebenen Formen, wie folgt: 

Urt, I. Bei der Bemeſſung des in dem Titel VI. 8. 4. der- Bir: 
faffungsurkunde feſtgefetzten Zahlenverhältniffes zwiſchen den erblichen und 
febenstänglichen Neichsräthen find. bei. den erfteren außer den Haͤuptern der 
ehemals reichsftändifchen fürftlichen und graͤflichen Familien, und den vom 
Könige mit Verleihung des Vererbungsrechtes ernannten Reichsraͤthen Ber- 
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faſſungsurkunde Titel 8.2, Ziff. 4. und 6., dann $. 3.) auch noch 
zu zaͤhlen: 1) die beiden Erzbiſchoͤffe; 2) der von dem’ Könige aus der Zahl 
der Bifhöffe ernannte Reichsrath, und der jedesmalige Präfident des protes 
ftantifhen Ober⸗Conſiſtoriums. Dagegen find a) die voljährigen Prinzen 
des königlichen Haufes, und b) die Kıonbeamten, welche nicht zugleidy wer 
gen Ihrer Beſitzungen Neichsräthe find, weder zu den erblichen noch zu den 
lebenslaͤnglichen Reichsraͤthen zu rechnen. 

Art, I. Der König wird die von ihm zu ernennenden erblichen und - 

lebenslänglichen Reichsräthe aus jenen Perfonen auswählen, die entweder dem 
Stante. ausgezeichnete Dienfte geleiftet haben, oder von adeliger Geburt find, 
oder Vermögen befigen. - Hinfihtlicdy der Verleihung des Wererbungsrechtes 
hat es außerdem bei den Beflimmungen bes Zitelö VL-$.: 8. der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde zu verbleiben. 
Yet. HL Gegenwaͤrtiges Geſetz ſoll als ein. ——— des Reiches 
und als ein ergaͤnzender Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde angefehen: wer⸗ 
den. Daffelbe tritt mit dem Tage der Bekanntmachung: durch. das. Geſetz⸗ 
blatt in Wirkfamkeit, und kann nur in der durch den Titel X. 8. 7. der 
DBerfaffungsurkunde vorgefchriebenen Weiſe wieder abgeändert werden, | 

Gegeben in Unferer Haupt: und Refidenzftadt Münden den neunten 

März im Jahre eintauſend achthundert acht und zwanzig. 
Ludwig. 
Fuͤrſt v. Wrebe. Graf v. Thuͤrheim. Freiherr v. Bentnen, 
y. Maillot. Graf v. Armansperg. | 
Nach dem Befehle Sr. Maj. des Königs: — 
Egid v. Kobell, 
koͤnigl. Stnatsrach u, Gen. Secretair. 


6. 
Einigreig, Sadfen 


Die ftändifche Berfaffung der fächfifchen Länder. beruhte auf Feiner 
einzelnen fchriftlihen Urkunde; fie veichte aber, nach ihrem Urfprunge, 
in die Zeit des Mittelalters, und, was das Stammland der Dynaftie 
Bettin, bie Markgraffhaft Meißen, betraf, in das letztere Vier 
theil des zwölften Jahrhundert zurüd. Die Hauptlaͤnder der Dynaſtie 
Wettin, wie ſie allmaͤhlig erworben wurden, waren: 

die Markgrafſchaft Meißen (ſeit 1127); 

die Landgrafſchaft Thüringen (ſeit 1247); E 

bas Herzogthum Sachfen mit der Churwuͤrde (feit 1423), u 

die beiden Markgraffchaften Ober- und Niederlaufiß (feit 1635), 

Diefe beiden Markgraffchaften wurden der Albertinifchen (dev Chur⸗) 
Linle von Deftreich abgetreten, nachdem bereits — nach vorhergeganges 
nen mehreren Ländertheilungen im fächfiichen Negentenhaufe — die Lanz 
destheilung zwifchen Ernft und Albert am 26, Aug. 1455 die beiden, 
noch jest blühenden, Hauptlinien diefes Hauſes gebildet hatte. | 

Almählig waren die frühern befondern meißnifchen, oſterlaͤndi— 
fchen, thüringifchen und (in dem Herzogthume Sachſen bis 1423 be— 
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ſtandenen) ſaͤchſiſchen Stände zu einer allgemeinen landſtaͤndiſchen 
Verſammlung verfchmolzen, ‚auf. welcher die Prälaten, die Ritterfchaft 
und bie Stäbe. erſchienen; die heiden legtern in drei Curien getheilt, 
welche der enge und weite Ausfchuß, und die allgemeine Ritterfchaft und 
Städte genannt wurden. Nur die fpäter erworbenen Laufigen, die 
beiden Stifter Merfeburg und Naumburg Zeig, ber hurfachfiiche 
Antheil an der Graffchaft Henneberg, und das Fuͤrſtenthum Quer: 
furt behielten, bis auf die neueften Zeiten, ihre befondere fländifche 
Zufammenfünfte, fo wie ihre, von der erblandifchen theihweife bedeutend 
abweichende, Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsform. 

Nach diefer, auf der allmähligen Ausbildung, nicht aber auf fehrift- 
‚ lichen Urkunden beruhenden, Verfafjung fanden den Ständen bes Chur: 
fuͤrſtenthums (und feit 1806 des Königreiches) Sachſen bedeutende 
Rechte.zu. Denn nicht nur, daß die zu erhebenden Steuern und Ab— 
gaben, infoweit fie in die Staatscaffen entrichtet wurden, von ihrer Be: 
willigung abhingen; fie hatten auch einen wefentlichen Antheil an ber 
Berathung und Begutachtung neuer, das allgemeine Staatöintereffe be— 
treffender, Gefeße; an den Einrichtungen und Veränderungen im Kir 
chen= und Schulmwefen, in der Gerechtigkeitspflege, in der Geflaltung 
ber Polizei und des Steuerweſens, fo wie in Hinficht der Bebürfniffe 
für das ftehende Heer, theild nach der Weife der auszuhebenden Mann: 
fchaft, theils nach der Ausmittelung der erforderlichen Summen zur 
Ausrüftung und. zum Unterhalte der Zruppen, zur Eröffnung und Fuͤh— 
rung von Kriegen, zum Baue neuer Feſtungen u. a. Eben fo waren 
die Stände zur. gemeinfshaftlichen Befhmwerdenführung, und zur 
Prüfung der ihnen -mitgetheilten Steuerrechnimgen über- die. von ihnen 
buwilligten Summen, berechtigt. — Außer den allgemeinen Landesver- 
fammlungen wurden auch Kreistage (Berfammlungen der Stände in 
den einzelnen Kreifen) und, in dringenden Fällen, Ausſchußtage taus 
den Mitgliebern der Ständeverfammlung) gehalten *). 
Dieſe Iandfländifche Verfafjung blieb felbft im Sahre 1806 un= 
verändert, als ber Churfürft Friedrih Auguft im Pofener Frie— 
den (11. Dec.) dem Rheinbunde beitrat, die Fönigliche Würde und die 
in ber Rheinbundesacte ausgefprochene Souveränetät annahm, wäh: 
vend viele andere Mitglieder des Rheinbundes, eben wegen der ange: 
nommenen Souveranetät, die bis dahin in ihren Ländern wirkfumen 
Landftände aufhoben (fo die Könige von Bayern und Würtemberg, 
die Großherzoge von Baden und Heſſen-Darmſtadt u. a.). Der Ko: 
nig Friedrich Auguft beftdtigte vielmehr, auf dem verfammelten Aus: 
ſchußtage der Stände, am 10. Mai 1807 *) „bie bisherige Lan 


*) Man vergl. Heine. Blümner, Land: und Ausfchußtagsorbnung des Königreiches 
Sachſen zc. Leipzig, 1822. 8, 


**) Cod. Augusteus, Fortf. 3. Abth. 1. ©. 24. 
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desverfaſſung und die in ſelbiger gegruͤndeten Rechte.“ — 
Doch hob der Koͤnigs am 23. Aug. 1809 durch Patent *) die fremde 
Lehns herrlichkeit auf, indem er „die Lehrtäherrlichkeit uͤber die, in fei- 
nen ſaͤmmtlichen Landen gelegenen, vormals vom Kaifer.und vom Reiche, oder 
von einem der jeßigen Bundesfouveraine, oder von irgend einem auswärti- 
gen: Lehnsherrn abhängig geweſenen Lehen für ihm angefallen” erklärte. 
(Diefe Erklärung war beſonders für die beiden Laufigen, als böhmifches 
Zehen feit: 1635, wichtig.) 

Als aber, Durch die Entſcheidungen bes Miener Corgreſſes, in — 
zwiſchen Sahſen und Preußen am 18. Mat 1815: abgefchloffenen Frie— 
den, 3 der Bevölkerung des Königreiches Sachfen an Preußen -abgetre: 
ten wurden, mußten einige Veränderungen in den bisherigen ftändi- 
ſchen Berfaffung erfolgen. So wurden (19. Oct. 1817) mit der. foge- 
nannten. erbländifchen Landfchaft (der bei Sachfen gebliebenen 4 Kreiſe) 
die Stände der, bei: Sachen: gebliebenen, Theile der Oberlauſitz 
und der Parzellen der Hochſtifter Merſeburg und Naumburg-Zeitz 
zu einer gemeinſchaftlichen Landtagsverſammlung vereiniget; auch ward, 
durch· Decret vom 46. Dit, 1820, die: Berechtigung, auf ben; Land: 
tagen’ zu ericheinen, auf die ſogenamnten neufihriftfaffi igen Nittergüter 
ausgedehnt. Zugleich ward feſtgeſetzt, daß in jedem Kreiſe eine Anzahl 
ritterſchaftlicher Stellen (im Meißner Kreiſe 10, im Leipziger Kreiſe 9, 
im Erzgebirgiſchen 5, und im Voigtländifchen 5) aus der Mitte der zeit⸗ 
ber: nicht landtagsfaͤhigen bürgerlichen) Befiger fehriftfaffiger Güter fun— 
dirt,"und auf den Kreistagen durch Wahl ernannt werden ſollten. — 
Dagegen lehnte der Konig: die, auf mehreren Landtagen von den Stan: 
den beantragten, durchgreifenden Veränderungen in der fländifchen 
Verfaſſumg ab; Anträge: Die auch; bei ihrer Erneuerung auf dem letzten, 
nach. 'der--ältern Form im Ziilahre 1880 ——— Sa von der 
Regierung verweigert wurden. | it 

Als aber, nach dem Einiriite der "yolitiien —— in Lepan 
(2-5: Sept. 4830) und Diesden (9—13.. Sept.), der König. Ans 
ton: (13. Sept.) PH den Prinzen Friedrich Auguſt zum Mitre: 
genten der Königreiches und den. geheimen Rath von Lindenau zum 
Cabinetsminiſter ernannte, erfolgte ein, vom Könige und dem Mitvegen: 
ten unterzeichnetes, Mandat am 5. Det. 1830 *, in welchem Eins 
gangsweiſe „die durch einzelne Uebelwollende verübten Exceſſe und flatts 
gefundenen tumultuarifchen Auftritte” gerügt wurden. Daran fchloß ſich 
‚aber die Erklärung: „Die von den Gutgefinnten bei diefer Gelegenheit 
vielfach ausgefprochenen Wuͤnſche haben die Ueberzeugung gewährt, daß 
eingreifende VBerbefjerungen in der Verfaſſung und Verwaltung noth> 


*) Cod,. Augusteus, Fortf. 5. Abth. 1. ©. 557. 
**) Neueſte Staatsacten 2c. Th. 20. ©, 46. 
tt) Ebend. ©, 230 —52%; 
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wendig ſind. In dieſer Abſicht iſt bereits eine neue Geſtaltung der ſtaͤd⸗ 
tiſchen Verwaltung, die Bearbeitung eines Planes für Landesver— 
faſſung und Repraͤſentation, und die Erörterung eines —— 
ßigen Abgabenſyſtems angeordnet worden.“ 

Weil: aber; nach 8. 56. ve Schlußacte der Wiener Mini: 
fterialconferenzen *), „die in anerkannter Wirkjamfeit beftehende 
Landftändifche Verfaffungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden” können; fo wurden Die am 8. Jul. 
4830 prorogirten Stände zum 1. März 1831 von neuem nad Dre$: 
den‘ berufen, und dieſer Verſammlung, zugleich mit dem Entwurfe 
zu einer neuen Verfaſſung, ein Decret vom 1. Maͤrz vorgelegt, aus 
welchem folgende Stellen hierher gehoͤren: 

„Ihro Koͤnigl. Maj. und des Prinzen Mitregenten Königl, Hoheit 
haben, wie aus dem erlaffenen Ausfchreiben zu erfehen, Ihre gefammten 
getreuen Stände, an Prälaten, Grafen und Herren, denen von der Nit- 
terfchaft und Städten, auf heute zur Wiedereröffnung der unterm: 8; 
Juli vorigen Jahres prorogirien Landes» Verfammlung anhero berufen, 
um Sich mit ihnen hauptfachlich über eine zeitgemäße Abanderung der 
Landesverfaffung und Neprafentation zu berathen, und. geben daher" de— 
nenfelben Ihre bierauf Fan Intention in Ale gnaͤdigſt zu 
erkennen: 

Ihro Koͤnigliche Majeftat — zwar bei dem Antritte Ihrer Ne: 
gierung in.den von Ihrem verewigten Herrn Bruder, weiland Königs 
Friedrich Auguſt Majeſtaͤt, uͤber ein halbes Jahrhundert hindurch beob— 
achteten Grundſaͤtzen hinreichende Ueberzeugung, daß Sie, dieſe Grund— 
ſaͤtze ferner befolgend, auch ohne Vexaͤnderungen in der von Ihren Vor: 
fahren uͤberkommenen Verfaſſung des Landes, Ihren Unterthanen ben Se⸗ 
gen der vorigen Regierung zu erhalten, und fie, dem: innigften. Wunfche 
Ihres Herzens gemäß, ferner zu beglüden. im Stande ſeyn wuͤrden. 
Allerhoͤchſtdieſelben haben daher aus denſelben. Gruͤnden, welche be: 
reits die. hierauf fich beziehenden. Entfchließungen Ihres nächften in Gott 
ruhenden Regierungsvorfahren geleitet hatten, der Gewaͤhrung der von 
den getreuen Staͤnden, wie auf mehrern fruͤhern, ſo auch bei letztverwi⸗ 
chenem Landtage diesfalls geſchehenen Antraͤge vorher zwar Anſtand ge: 
geben, jedoch in Uebereinftimmung mit. dem von Ihnen. feitdem zum 
Mitregenten angenommenen Prinzen Friedrich Auguft, Königliche Ho— 
beit, den fchon im jenen frühern, Vorftellungen der getveuen Stände ent: 
haltenen Ausdruck des allgemeinen Wunſches einer zeitgemäßen, auf Ne: 
präfentation des Volks gegründeten, und den in andern teutfchen Bun: 
desſtaaten bereits vorangegangenen Beiſpielen ſich anſchließenden Verfaſ— 
ſung nochmals erwogen, und Beiderſeits ſich entſchloſſen, Ihrem Volke 
eine den Forderungen der Zeit entſprechende, die Gewaͤhrleiſtung aller 


) S. oben ©. 38. 
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geſetzmaͤßigen Rechte fihernde. Berfaffung zu geben, und. zur Begranbung 
berfelben Ihren getreuen Ständen bie Hand. zu bieten: — 

Denn Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Koͤnigliche Hoheit — ein⸗ 
gedenk der Beſtimmungen der teutſchen Bundesgeſetze, und der von Aller⸗ 
hoͤchſtdenenſelben Selbſt und Ihren Regierungs-Vorfahren wiederhohlt 
ertheilten Verſicherungen, die in Ihren Landen in anerkannter Wirkſam⸗ 
keit beſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung auf verfaſſungsmaͤßigem Wege, 
durch Uebereinkunſt mit. den jetzt anweſenden getreuen Ständen, abaͤn⸗ 
dern, verſehen Sich aber zu den patriotiſchen Geſinnungen derſelben, 
daß ſie, in Erinnerung ihrer eigenen fruͤher geaͤußerten Wuͤnſche, und die 
Forderungen der Zeit ebenfalls beachtend, der auf eine dauernde Wohl: 
fahrt des Landes gerichteten höchften Abficht ebenfalls entfprechen ‚und 
eine. baldige. Hebereinkunft hieruͤber zu — ſich in. nicht min⸗ 
| derm Grade berufen finden werden. 

Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Königliche DIR: übergeben ya 
— getreuen Staͤnden beiliegend den 

— —— Verfaſſungsurkunde für das. Königreich 

0 Badhfen, | 

| net dagu gehbeigen Beifugen; atis deren Inhalte bie getreue Landſchaft 
entnehmen wird, nach welchen Grundſaͤtzen nicht nur die Rechte und 
Pflichten der Unterthanen im Verhaͤltniſſe zum Staate im Allgemeinen 
fürs Kuͤnftige beſtimmt werden ſollen, ſondern welche Rechte insbeſondere 
Ihro Königliche Majeſtaͤt und Ihro Königliche Hoheit der beabſichtigten 
Repraͤſentation des Landes zu geben gemeinet ſind, und welche Beſtim⸗ 
mungen Hoͤchſtdieſelben wegen des geſammten Domanial-Einkommens 
und der Garantie der Civilliſte zu treffen fuͤr angemeſſen erachtet haben: 

Hoͤchſtdieſelben wollen withtige Regierungsrechte, deren alleinige von 
ſtaͤndiſ er Einwilligung unabhaͤngige Ausuͤbung den Regenten Sachſens 
bighet ‚verfaffungsinäßig zugeffanden hat, freiwillig ben Beſchraͤnkungen 
einer. den‘ Bedürftriffen ber hehtigen Zeit angemeſſenen Verfaſſung unter⸗ 
werfen. Sie wollen inſonderheit das in der bisherigen Landesverfaſſung 
unzweifelhaft begründete und von Ihren Vorfahren ererbte Recht, uͤber 
das Kammer⸗ Vermoͤgen und alle fiscaliſche Einnahmen, welche nicht 
auf ſtaͤndiſcher Bewilligung beruhen, nach eigenem Gefallen und ohne 
davon zu gebende Rechenfchaft zu verfügen, gegen Feſtſetzung einer durch 
die Verfaſſung zu garantirenden beftändigen Civillifte, und der übrigen 
hausgefeglihen Gebührniffe für bie Mitglieder Ihres Haufes, aufgeben, 
und unter den durch‘ die Verfaffung zu fanckionirenden Bedingungen eine 
völlige Vereinigung Ihrer aus dem gefammten Domanial- Vermögen zur 
Hauptkaſſe gefloſſenen Revenuͤen, ſammt allen Activis und Passivis, 
fo wie aller andern zeither fiscalifchen Einnahmen und Kaffen mit ben: 
jenigen Landesabgaben und Kaffen, welche biöher der abgefonderten * 
diſchen Gtenervermaltung angehörten, eintreten laſſen. — —. 


f 
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Was den beiliegenden Verfaſſungs⸗Entwurf ſelbſt betrifft; ſo haben 
Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Koͤnigliche Hoheit den getreuen Staͤnden 
zuvoͤrderſt in Bezug auf die kuͤnftige Repraͤſentation des Landes zu eroͤff⸗ 
nen, wie Allerhoͤchſt- und Höchftdiefelben, nach reiflicher Erwägung aller 
hierbei vorgelegenen Nüdfichten, die Bildung zroeier landftändifcher Kam⸗ 
mern nicht nur dem Mufter anderer teutfcher Landesverfaffungen, ſon— 
dern auch den innern Verhältniffen hiefiger Lande am entſprechendſten ge⸗ 
funden haben, um eines Theils die geſammten Unterthanen in ihren ver: 
| ſchiedenen Intereſſen und Ständen zu vertreten, andern Theils die uns 
umgaͤnglich nöthige Schonung beftehender, zum Zheil auf ausbrüdlichen 
Staatöverträgen berufender, Rechte mit der neuen Verfaffung in — 
lichſten Einklang zu bringen. 

Die Frage von der Deffentlichkeit bei den Verhandlungen ber Kam: 
mern ſoll mit diefen fünftig in Berathung genommen werben. 

Das zugleich im Entwurfe beiliegende 

— BOHEEI ER 
enthält die — Beſtimmungen uͤber die RS der Stimmfä- 
bigkeit, Waͤhlbarkeit und die Form der Wahlen der Landtags-De— 
putirten. 

Es iſt dernächft unvermeidlich gewefen, fich in dem Entwurfe der 
Verfaſſungsurkunde hin und wieder auf kuͤnftig noch zu erwartende Ge— 
ſetze und organiſche Einrichtungen zu beziehen, durch welche die in der 
Verfaſſung ſelbſt als Axiome des oͤffentlichen Rechts ausgeſprochenen 
Grundſaͤtze allererſt ins Leben treten werben. Inſoweit dieſes bei ein— 
zelnen Puncten der Fall ift, kann daher diefer Entwurf noch nicht als 
ein vollendetes Ganzes, ſondern nur als die Grundlage betrachtet werden, 
von welcher aus im Laufe der Zeit die Verfaſſung und Geſetzgebung, un⸗ 
ter conſtitutionellem Beirath der Staͤnde, ſich im Einzelnen weiter ent— 
wideln und ausbilden fol. Bu den hauptſaͤchlichen organifchen Einrich⸗ 
tungen, welche der zu erwartenden Annahme und Einfuͤhrung der im 
Entwurfe vorliegenden Verfaſſung zu folgen nn werben, gehört die 
Einfekung verantwortlicher Dinifterien, 

In diefer Beziehung geben Ihro Königliche Mojefiit und Königliche 
Hoheit‘ den getreuen Ständen, mit Vorbehalt der Entſchließung über die 
weitern davon abhjängenden Veränderungen in der Organifation der ober: 
ſten Landesbehörden, anburch vorläufig ihre Abficht zu erkennen, daß mit 
gänzlicher Auflöfung Ihres geheimen Cabinets und des geheimen Raths, 
an deren Statt Departements: Minifterten der Suftiz, der Finanzen, des 
Innern, des Kriegs, des Cultus und der auswärtigen Angelegenheiten 
gebildet werden follen, dergeftalt, daß infonderheit der Kirchenrath und 
Ober: Confiftorium dem Mintfter des Cultus untergeordnet werden, ber 
bisherige Auftrag in Evangelicis aber Fünftig auf den Minifter des 
Cultus in Gemeinfchaft mit zwei zu benennenden, der evangelifdyen 
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Gonfeffion : augituuuen ae aber; wickucen oabeicun Rithen uͤber⸗ 
gehen ſoll. Rn 
. Obwohl: im sam in — ———— Entwurfe, — Berfaffungs- 
urfunhe: ‚allerden Beſtimmungen derſelben entgegenlaufende- Gefege,. Vers 
ordnungen. und. Obſervanzen infoweit fir ungültig erklärt worden: find, 
auch die höchfte, Intention allerdings dahin gerichtet iſt, daß, quf den 
Grund der erſtern, die in der bisherigen Verfaſſung beruhenden:mannig« 
fachen Verſchiedenheiten propinzieller und örtlicher Einrichtungen, ſichenſo 
weit immer thunlich, nad und: nach in aroedhmäßigen. Feinbeis ber, ‚Der 
und. Königliche ‚Hoheit, — die ———— Feeis 
heiten des Dom-Capituls zu Meißen, die Receßbefugniſſe des. Beſitzers 
der Herrſchaft Wildenfels, und die Receßverhaͤltniſſe des Geſammthauſes 
Schönburg wegen, feiner darunter begriffenen Hertſchaften vor der Hand 
von obiger Beſtimmung ausgenommen, und jo. lange in. ihrem erweis⸗ 
lichen Umfange bei Kraͤften bleiben ſollen, bis ach mit den Inhabern 
dieſer beſondern Gerechtſame, wegen zeitgemaͤger Modiſication der, barauf 
beruhenden Vorzüge, Immunitaͤten und Abweichungen von der Tonffigen 
Allgemeinen” Landesverfaſſung, die andurch vorzubehaltenden, zum Theil 
ſchon obſchwebenden Verhandlumgen Lo andern. NSS. ‚geführt 
haben werden. © 


Mit. den getreuen Ständen. der, Sherlaufti i6, von Sand "und: Sttöten 
werden über. bie Ausführung. der,. im Bufammenpange, init der. im Ent 
würfe vorllegenden Verfaſſung unentbehrlich, nothwendigen Verändern 
gen in der Particular - Verfaſſung und Verwaltung. gedachter Provinz bes 
- fondere. ‚Behanblungen Statt ‚finden, „wobei Aterhöchft> und ‚HShe 
| auch biejenigen Veränderungen hei fich Eingang, finden laſſen welche fi, 
in Folge. der herzuſtellenden allgemeinen Landesverfaſſ jung. und, 33. 7— 
wirkung der hiernach erforderlichen Einheit ki Verwaltng on, J als 
eben. ‚jo wuͤnſchenswerth darſtellen werden. —— 
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Indem Ihro Koͤni igliche Majeſtaͤt und. Sönigliche ‚Hobeit, herauf 
allenthalben der baldigen. Erklärung. der getreuen ‚Stände. ‚entgegenfehen, 
hegen Sie das Vertrauen, daß dieſelben die ſeit Jahrhunderten gegen 
ihr angeſtammtes Fuͤrſtenhaus bewieſene umgefchitterliche ‚Liebe, . Treue 
und Anhänglichkeit, und-den: felbft unter. den. härteffen Bedrängniffen. bes 
zeigten Gemeinfinn. auch. in dieſer hochwichtigen Angelegenheit: durch ein⸗ 
hellige Zuſtimmung zu vorſtehenden, die Wohlfahrt des gemeinſamen Ba: 
terlandes bezwedenden, königlichen Eroͤffnungen bewähren, und, indem. fie 
ihrer ‚Seits ebenfalls. die auf der; bisherigen Verfaſſung beruhenden Pri⸗ 
vat⸗Intereſſen einzelner Staͤnde, Corporationen und: Individuen mit pa⸗ 
triotiſcher Uneigennuͤtzigkeit dem Intereſſe des Ganzen zum Opfer brin— 
gen, dafuͤr in dem Beifalle der Zeitgenoſſen und dem Danke der 
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Nachkominen dem ſchoͤnſten Lohn zu verdienen, fich aufgefordert fine 
den werden . 
Ihro Königliche Meieftät und Köniotiche Hoheit bleiben der getreuen 
Landſchaft mit Huld und Gnaden wohl beigethan.” —— 
— zu Dresden, den 1. März 1831. | 
ah Anton — 
Briedrie Augüſt, H. z. ©. 
Baia Adolf Ernſt Noftig und Jaͤnckendorf. 
a D. ah Daniel Merbach. 





Weil aber: — ſereh bei dem Koͤnigreiche Sachſen, als bei Chu: 
heſſen, Braunfchweig und dem Koͤnigreiche Hannover — die Verglei: 
hung der,. den Ständen zur Berathung und Begutachtung vorgelegten 
Verfaſſt ungsentwuͤrfe mit den ſpaͤter pactirten Verfaſſungen von 
politiſcher Wichtigkeit iſt; ſo gehet der, von der Regierung den Staͤnden 
am 41. März 1831 vorgelegte Verfaſſungsentwurf in 146 89. der, am 
4. Sept. 1831 unterzeichneten und befannt gemachten, Berfaff ungsurkunde 
in 154 88. voran. 


a) Entwurf der. Berfaffungsurkunde des Königrei- 
— Sachſen, vom 1. Maͤrz 1831, den verſammel— 
ten Ständen vorgelegt. 


- Wir Anton von Gottes Gnaden, König von Sachſen ıc. x. ꝛc. 
und Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen ꝛc. 


{hun hiermit fund, dag Wir, in Folge der von Unfern getreuen Ständen wieder⸗ 
hohlt ausgeſprochenen Wuͤnſche und mit Ruͤckſicht auf die in andern Staaten des 
teutfchen Bundes bereits getroffenen und durch die Erfahrung bewährt gefundenen 
Beftimmungen, die Verfaffung Unferer Lande mit — und Zuſtimmung der 
Staͤnde in nachfolgender Maaße geordnet haben. 


Erſter Abſchnitt. 


ie dem Königeeige und deffen Regierung im All: 

gemeinen, 

g. 1. Das Königreich Sachſen ift ein, unter Einer Verfaſſung vereinigter, un 
theilbarer Staat des teutfchen Bundes. 

8.2, Kein Beftandtheil- des Königreiches oder, Net der Krone Tann, außer 
dem Falle einer durd) aͤußere Verhaͤltniffe herbeigefuͤhrten und unabwendbaren Noth⸗ 
wendigkeit, auf irgend eine Weiſe veraͤußert werden. 

Grenzberichtigungen mit benachbarten Staaten ſind hierunter nicht begriffen. 

. 8. Die Regierungsform iſt monarchiſch, und es beſteht dabei eine landſtaͤn— 
diſche Berfaffung, 

$..4. Der König iſt das ſouveraine Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich 
alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter den durch die Verfaſſung feſtgefetz— 
ten — aus. Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. 

Die Krone iſt erblich in dem Mannsſtamme des ſaͤchſiſchen Fuͤrſtenhau—⸗ 
ſes — dem Rechte der Erſtgeburt und der agnatiſchen Linealfolge, vermoͤge Ab⸗ 
ſtammung ‚aus ebenbürtiger Ehe. 

‚$.6. In Ermangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erbverbruͤderung zur Nach⸗ 
folge berechtigten Prinzen, geht die. Krone auf eine weibliche Linie ohne Unterfchied 
des Geſchlechts über: Hierbii entfcheidet die Nähe der Berwandtichaft mit dem 
zuletzt vegierenden Könige und, bei gleicher Nähe, das Höhere Alter, Nach dem 


j 
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Usbergemge gilt wieder ber Vorzug des Merinsfkatnmesinher Pilmogbkitit: 


ordnung. RO ER 
$. 7. Der König wird, voljährig, fobald er daB, achtzehnte Jahr zuruͤckge⸗ 
legt hat. Val EICH, Tau re ee gu 2 ae 


r * 
“ av $,2: Par 27 


fire 


%,8, Eine Regieru geverw fung tritt ein .: ; J. Biene 
ar Geigeit de Rn, er 
u ad! gi — ER re A 7 ET, 


während der Dee 


wenn berfelbe an der Ausübung ber, Megierung auf längere Zeit ver: 
hindert ift, und für die Verwaltung des Landes nicht. felhft Vorforge 
getroffen hat oder treffen kaͤnn. 11° 3337.23) 
In beiden Fällen wird die Regierungsverwefung von, beuriber Thronfolge naͤch⸗ 
ften volljährigen Agnaten geführt... 
R Sie befteht nur auf. fo lange, als der König felbft an der Ausübung der Ne: 
gierung behindert ift, und deren Eintritt und Schluß wird gefeslich befannt gemacht. 
.9. Sollte fich bei einem, zunächft nach dem Könige zur Thronfolge beftimm: 
ten, Bamiliengliede ein Hinderniß zeigen, weldyes bemfelben die eigene Verwaltung 
des Landes unmöglich machen würde; fo ift noch unter. der. Regierung des Königs 
: a — Staatsgeſetz uͤber den kuͤnftigen Eintritt der Regierungsverwefung zu 
ent en. AR: a; — 
$. 10. Würde der König während feiner Regierung, ober bej dem Anfalle der 
Thronfolge, duch ein ſolches Hinderniß von der eigenen Verwaltung bes Landes 
abgehalten feyn, ohne daß früher die oben beftimmte Verfügung getroffen wäre; fo 
ſoll längftens binnen ſechs Monaten in einer von. ber oberften Staatsbehoͤrde zu 
veranlaffenden Verſammlung fämmtlicher im Koͤnigreiche anwefenden volljährigen 
Prinzen des Eöniglihen Haufes, mit Ausſchluß des zunaͤchſt zur Regentfchaft berüs 
fenen Agnaten,. auf vorgängiged Gutachten jener ‚Behörde über den Eintritt der 
Regierungsverwefung, nach abfoluter Stimmenmehrheit ein Beſchluß gefaßt, und fol 
cher den verfammelten oder außerordentlic zufammenzuberufenden Ständen zur Ge: 
nehmigung vorgelegt werden. — — = Auen 
Sind nicht minbeftens drei Eönigliche Prinzen, zur Faſſung eines biesfallfigen 
Befchluffes gegenwaͤrtigz ſo werden die den Sahren nach Alteften regierenden Haͤup⸗ 
ter = Erneftinifhen Linien bis zur Erfüllung diefer. Zahl zu der Verfammlung 
eingeladen. 
$. 11, Der Regierungsverwefer übt die Staatögewalt in dem Umfange, wie 
fie dem Könige zufteht, unter deſſen Namen verfafungsmäßig aus. Doch gelten 
Beränderungen in. der Verfaffung nur auf die Dauer, der, Regentfhaft, und Wer: 
Außerunger? von Domainen find, außer den $. 17. beftimmten Fällen, einer Zuftims 
mung ber Stände ungeadhtet, ungültig. 
: — Aufwand des Regierungsverweſers wird von der Civilliſte ($. 19.) 
eftritten. | — RE 
.$. 12, Die oberfte Staatsbehoͤrde bildet den Regentſchaftsrath bes Negierungs- 
verwefers, und diefer ift verbunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut: 
achten bderfelben.einzuhohlen. : - eo ar 
. 13. In Ermangelung einer von bem Könige getroffenen Anordnung, ges 
bührt die Erziehung des minderjährigen Königs der Mutter, und wenn biefe nicht 
mehr lebt, der Großmutter von väterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung ber 
Erzieher und Lehrer und die Feftfehung des Erziehungspfans nur nad Ruͤckſprache 
mit dem Regierungsverweſer und dem Regentſchaftsrathe geſchehen. Bei einer Ber: 
ſchiedenheit der Anfichten hat der Regierungsverwefer mit dem Regentſchaftsrathe 
die Entſcheidung; auch Liegt diefen nach dem Abfterben der Mutter und Großmut⸗ 
ter die Sorge für die Erziehung bes minderjährigen Königs allein ob. 


ober 


Die diesfallfigen Berathungen des Regentſchaftsraths werden unter dem Vor⸗ 


er bei dem zu faffenden Beſchluſſe 

= * —— — ne Simmengleihpeit, ie heisung arg | 
= 83weiter Abfgnite 

Bon dem. Staatsgute und. dem Vermögen des königlichen 
ne Haufes, 


+ 


$. 14. Als Staatsgut ift zu betrachten, was die Krone an Territorien, Grunde 


ſtuͤcken, nutzbaren Rechten, Einkünften, öffentlichen Anftalten, Beftänden, Außen: 
ftänden und Borräthen jeder Art befist und erwirbt. REN 

Es wird auf Rechnung der Staatskaſſen verwaltet und lediglich zu Zwecken 
des Staats benuztt. DnzZEn 


* 
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$. 15. Hiervon ausgenommen ift das Familiengut ‚bes koniglichen Hauſes— 
Dieſes beſteh ux — — A Ma ER: 

"aus Sämmtlichen koͤniglichen Aemtern, Kammergütern. und Domainen, den 

2 por — Fluren, Gebäuden und Inventarien, Amtscapitatten, Ein 
luaften und nugbaren Rechten, Forſten, Mühlen u, . w · 

Sie find und bleiben Patrimonial-Eigenthum des töniglichen Hauſes, und deffen 
Beſitz Eommt, nach der Primogeniturerbfolge, dem Könige nad) den Familiengefegen 

liegend zu. in a | u hass — — 
a —2 wird jedoch den Staatskaſſen gegen die Gewaͤhrung der Civilliſte 
bes Königs und der $. 20. — hausgefegmäßigen Leiſtungen uͤberlaſſen. 

ebrigens bleibt dem Könige unbenommen, eine ober bie andere Domaine, ges 
gen Abzug einer nad) dem Duͤrchſchnittsertrage der Testen zehn Jahre beftimmten 
- Summe an der Givillifte, auf Lebenszeit zur eigenen Verwaltung und Benugung zu 
übernehmen; auch bleiben die in der Beilage I. verzeichneten Schlöffer, Paläfte, 
Hofgebäude und Gärten, fie mögen zum Staatsgute ($. 14.) ober zum Familien: 
gute gehören, zu der freien Benugung bes Königs. u \ 

Die dem Könige anyeim fallende Lehen wachſen dem Familiengute des koͤnigli⸗ 
chen Haͤuſes zu, unter welchem auch das Ober-Eigenthum an den Lehen felbfi 
mit begriffen ift. 

$. 16. - Zum Familiengute gehört 

2) das Fönigliche Hausfideicommiß, beftehend ar 
= a)'-aus ben in dem, fogenannten grünen Gewölbe und anbern koͤniglichen 
Sammlungen befindlichen Koſtbarkeiten, Gold- und Silbergeraͤthen und 
Porzellanen, der Gemaͤldegalerie, dem Kupferflidhe, Naturalienz, Münze 
und andern Sabineten, der Bibliothek, der Kunft:, Rüft: und Gewehr: 
kammer, dem Sagdgeräth und den Ställen, fo wie j 

b) aus demjenigen, was in Zufunft bie Regenten ober andere Glieder des 
koniglichen Hauſes durch Privattitel oder Erſparniſſe an ber Civilliſte 
und den Apanagen erwerben, und dem Hausfideicommiſſe hausgeſetzlich 

oder durch freiwillige Ueberlaffung zuwaͤchſt. u 

Der Beſitz diefes Fideicommiffes geht in dem koͤniglichen Haufe Albertiniſcher 
Linie nach der Primogeniturerbfolge auf den König über. 

Die ferneren Beſtimmungen über felbiges find lediglich Gegenftand der 

ausgeſetze. 
7 Das Staatsgut ($. 14.) und das im $. 15. beſchriebene Familiengut 
des Eöniglichen Haufes (im Gegenfage bes 8. 16. befchriebenen koͤniglichen Hausfidei- 
commiffes) ift ftets in feinen wefentlichen Beftandtheilen zu erhalten, und kann da—⸗ 
ber ohne Einwilligung der Stände weber durch Veraͤußerungen vermindert, noch) 
mit Schulden oder andern Laften befchivert werben. 

Unter dem Veräußerungsverbote find jedoch diejenigen Veränderungen nicht bes 
‚griffen, welche bei einzelnen Parcellen, zur Beförderung der Landeöcultur ober zu 
Entfernung wahrgenommener Nacjtheile, durch Verkauf, Austaufch ober Ablöfung, 
fo wie in Folge eines gerichtlichen Urtheils oder zu Berichtigung zweifelhafter Graͤn⸗ 
zen nöthig ober gut befunden werden follten. en fo wenig gehören dahin Allos 

dificationen der Lehen und andere Verfügungen über felbige, welche dem Lehnsherrn 
vermöge des Ober : Eigenthums zuftehen, 
Was durch eine folche Veräußerung an Grunbeigentbume, Rechten, Einkuͤnf⸗ 
ten oder Raufgeldern erlangt wird, nimmt bie Eigenfchaft des veräußerten Gegen- 
ftandes an, und tritt an deſſen Stelle. | 

Die Kaufgelder find, fobald fich eine vortheilhafte Gelegenheit findet, zur Er: 
werbung inländifchen Grundeigenthums anzuwenden. 

Den Ständen ift bei jedem ordentlichen Landtage nachzumweifen, was feit dem 
Iestvorherigen vom. Staatögute oder Yamiliengute des Zöniglichen Hauſes veräußert, 
warum bie Veräußerung bewirkt, was babei erlangt, und in welcher Maaße das 
erlangte Kaufgeld vorfhriftsmäßig angewendet worden fey. | 

}; 18. Die auf dem Staatsgute und: dem $. 15, befchriebenen Samiliengute 
des Töniglichen en Schulden, welche nach ber bisher verfaffungsmä- 
Bigen Sonderung ded Steuer:-Aerarii von den fiscalifhen Kaffen zu den 
Kammerfchulden gehörten, fo wie überhaupt alle Anſpruͤche an letztgedachte Kaf- 
fen, werben von einem zwifchen dem Könige und den Ständen. feftzufegenden Zeit: 
punete an von dem gefammten Lande zur alleinigen Vertretung übernommen ‚und 
eben fo, wie die zeither fchon dem Lande obliegenden Steuerfchulben, Lediglich 
aus ben Landeskaſſen verzinfet und getilgt. Die Rechte dev Gläubiger bleiben un: 
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veingf: · Oſ gegem· gohen aber * vor? bomſelbem gettbuncke · An alte: Beftände, 
Derinamıp ade u PRO der fiscalifchen Ka Kaffen auf die Landeskäffen: über: 

2 ad Ban eye ui, Beſtreitung jener perfötlichen‘. id häuslichen 
Bit. aſe AO x, Nöften: :Teiners Yefahımten Hofhaltung und“ der Erhaltung 
des Be iſſez gleicht als Nequtvaleut · für — Staatskaſſen! über: 
wieſenen · Nutzungen deß atlienguts feines Wauſes Jaͤhrlich eine mit den Staͤn⸗ 
den‘ für beſtaͤndig Verabfchiebete Summe alis den’ Siaetelaſete ale Eivinſte zu feis 
ner freien Dispofition, ‚in monatlichen Raten im Voraus zahlbar. ri 30 

Dieſe verglichene Summe kann ohne die. zuſtimmung des’ Königs ‚nicht. ver⸗ 
mindertianb ‘ohne: die Brw Mgung: der Stände nicht — auch als weſentliches 
Ihe mern. Erhaltung der Wuͤrde der Kröne, in keiner Weiſe uit Schulden be⸗ 
aſtet / perden⸗ 

. 20: Die nach; ven: "Hauägefegeni beſtimmten, — ‚of Buſtimnung dir 
Stände nicht: zu &chöhenden, Apanagen, Witthümer, Heirathsguͤter und andere. ders 
gleichen Leitungen, welche die Mitglieder des koͤniglichen Hatiſes von dem Lande 
‚in Anſpruch zunehmen haben, werden an ſelbige aus den: Sraatskaſſen — Zu⸗ 
rechnung auf die Civilliſte entrichtet. 

Dieſe Gebuͤhrniſſe koͤnnen nie duch usberweifung bon Grundſtůcen zu Ben 


bung gewährt werden. 
Dritter Abſchnitt. 87." 


Dom; den allgemeinen Rechten und Pflichten der unier⸗ 
thanen. 
4. 2, Der. Aufenthalt innerhalb der Gränzen der "Staats: verpflichtet zu 
—2 der Geſetze deſſelben, und begründet dagegen den geſetzlichen Schuß. 
. 22. Die Beftinmungen über das Heimathsiegt ‚und Staatsb rgerrecht blei⸗ 
ben einem beſonderen Gefege vorbehalten. 
8.23, Die perfönliche Freiheit, das Gigenthum und die Rechte der — 
einwohner ſtehen fuͤr alle in gleicher Maaße unter dem Schutze der Verfaſſung. 
$. 24. Jeder hat das Recht, feinen Beruf und fein Gewerbe nach eigener 
—— zu waͤhlen und ſich dazu im In⸗und Auslande auszubilden, fo weit nicht 
— allenthalben ausbeitihe Geſetze er Privatrechte beſchraͤnkend entge⸗ 
genſteh 
$. 25. Die Verſchiedenheit des Standes "begründet feinen Unterfchieb in ber 
Brunn zu dem. :Staatsdienfte oder‘ einzelnen Stellen. 
-. Jedem Unterthan: fteht der Wegzug aus dem Lande ohne Erlegung ei⸗ 
ner —— frei, fo weit nicht die: Verpflichtung zum Kriegsbienfte, oder ſonſt 
Verbindlichkeiten gegen.den Stadt oder Privatperſonen entgegenſtehen. 
$. 27. Alle Unterthanen haben gleiche Verpflichtung - zum Kriegsdienſte nach 
den hierüber beſtehenden Geſetzen. 
© In Rothfällen:ift jeder Unterthan zur Vertheidigung des Vaterlandes oder Wohn⸗ 
orts verpflichtet, und: kann zu. dieſem Zwecke zu den Waffen gerufen werden. 
1.828, Niemand: kann gezwungen ‚werben, fein Eigenthum zu Staatszwecken 
abzutreten , als in den 'gefeglich beftimmten oder von dem gemeinen Beften ‚dringend 
— von der hoͤchſten Staatsbehoͤrde zu beſtimmenden Faͤllen und gegen Ent⸗ 
ſchaͤdigung te‘ 
. 8. 29. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewiſſensfreihrit und Schut in 
der Gottesverehrung ſeines Glaubens gewährt, inſoweit er nicht durch die Aus— 
— der letzteren ein Gere zeuet oder fig einer ’ allgemeinen DObliegenheit 
entzie 
! g. 80. Die Verſchiedenheit ber. hrifttichen Glaubensbekenntniſſe begruͤndet kei⸗ 
nen une [ui in. dem Genuffe der bürgerlichen und. politifchen Rechte. | 
Die ‚Angelegenheiten der Preffe und des Buchhandel werben durch 
ein. PR geordnet werden, welches die Freiheit derfelben, unter Beruͤckſichtigung 
der Vorfchriften der Bunbeögefege und. ber Sigeran gegen Mißbrauch/ als Grund. 
ſatz feftitellen wird. : 
$. 32, .Scher hat das Recht, ben. geſet⸗ oder ordnungswidriges Verfehren 
einer Behörde, oder Verzoͤgerung dev Entſcheidung, bei der zunaͤchſt tina 
en Befchwerde zu: führen. - + 
Wirdelbige vonn der⸗ vorgefegten. Behörde ungegründet befunden. fo: iſt etztere 
rpflichtetz ben Beſchwerdefuͤhner uͤber die Gründe ihres Urtheild‘ zu belehren. 
Glaubt berfelbe ſich auch ‚bei deris@nticheidung der oberfien Staatsbehörde nicht. bes 
subigen. zu koͤnnen; «fo-durf er die: Beſchwerde ben Standen mit der Bitte um.Ders 
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wendung. fchriftlich, vortragen, welche dann zu beurtheilen haben, ob die Sache 
geeignet fey, von ihnen am Throne bevorwortet zu werben, 

Uebrigens bleibt auch jedem, unbenommen, feine Wuͤnſche und Beſchwerden bei 
dem ———— unmittelbar anzubringen. 

$. 38." Kein Unterthan ſoll mit Abgaben oder andern Leiftungen befchwert 


werben, wozu er nicht vermöge ber Gefege oder kraft befonderer Rechtötitel ver: 


bunden ift. En 
8 34° Alle? Unterthanen haben zu den Staatslaften beizutragen. 


$. 35. Es foll ein neues Abgabenfoftem feftgeftellt werben, wobei bie Gegen: 
ftände der diretten und indirecten Befleuerung nad) moͤglichſt richtigem Berhältniffe 
werben zur Mitletdenheit gezogen werben. 

‚Die bisher beftandenen Realbefreiungen fönnen gegen verhältnißmäßige Ent« 
ſchaͤdigung aufgehoben werden. 

'$. 36. Reue bleibende Befreiungen von Staatslaſten koͤnnen in keiner Weiſe 
verguͤnſtigt oder erworben werden. 

Bierter Abſchnitt. 
| Bon dem Staatsdienſte. 

$. 87. Der König ernennt und beftätigt alle Staatöbiener, infofern ſolches 
nicht den Behoͤrden uͤberlaſſen wird. 

8. 88. Alle Staatsdiener find für ihre Dienftleiftung verantwortlid. 

. 89, Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, welche die Staats—- 
verwaltung betreffen, müffen von einem Departementschef contrafignirt feyn, wel: 
cher dadurch für deren Inhalt den Ständen verantwortlich wird. 

.$. 40. Die Verhältniffe der Staatsdiener, worunter jedoch der Hofdienft nicht 
mit begriffen ift, follen durch ein befonderes Geſetz näher beſtimmt werben, in 
welchem vorzüglidy die nöthige Unabhängigkeit des Richteramts berüdfichtiget wer: 


den wird, 
Sünfter Abſchnitt. 
Bon der Rechtspflege. | 

$. 41. Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus, Gie wird unter feiner 

Oberauffiht in einer gefestich beftimmten Inftanzenordnung verwaltet. 
; Alle Gerichtöftellen find verbunden, ihren Definitivurtheilen Entfcheis 

dungsgründe beizufügen. ; 

$. Sie find bei Ausübung ihres richterlichen Amtes_ innerhalb der Grän- 
zen ihrer Gompetenz von dem Einfluffe der Regierung unabhängig. 

Ueber Gompetenzzweifel zwifchen den Juſtiz- und Verwaltungsbehoͤrden, ent: 


fcheidet die oberfte Staatsbehoͤrde. 
. 44. Kein Unterthan darf feinem ordentlichen Richter entzogen werben, au⸗ 


. Ber in den von den Gefegen voraus beftimmten Fällen. 

8. 45, Keinem Unterthan, der fich durch einen Act der Staatsverwaltung in 
feinen auf privatrechtlichen Ziteln beruhenden Gerechtſamen verkgt glaubt, Tann 
der Nechtsiveg verichloffen werden. 

.. $ 46. Der königliche Fiscus nimmt in allen aus privatvechtlihen Verhaͤlt⸗ 
niſſen entfpringenden Streitigkeiten Recht vor den ordentlichen Landesgerichten. 

. 47. Niemand darf ohne gefeglichen Grund verfolgt, verhaftet oder beftraft, 
und über vier und zwanzig Stunden Über die Urfache feiner Berhaftung in Unge— 
wißheit gelaffen werben. 

. 8. Der König hat in ftrafrechtlichen Fällen das Recht der Abolition, fo 
wie der Verwandlung, Minderung oder des Erlaffes der Strafe, kann aber zuer— 
kannte Strafen nicht fchärfen. J 

. 8. 49. Die Strafe der Confiscation des Vermoͤgens findet nicht Statt. 

$. 50, Moratorien dürfen von Staatswegen nicht ertheilt werben. 

$. 51. Die Rechtöpflege wird auf eine der Gleichheit vor dem Geſetze ent: 
fprecyende Weife in der Maaße eingerichtet werden, daß die privilegieten Gerichts: 
ftände aufhören, fo weit nicht einzelne auf. Verträgen oder befondern Verhältniffen 
beruhende Ausnahmen. noch ferner nothwendig bleiben. 

— Sechſter Abſchnitt. 
Von den Kirchen, Unterrichtsanſtalten und milden Stif— 
tungen. 
$. 52. Den im Koͤnigreiche aufgenommenen chriſtlichen Confeſiſonen; ſteht die 
ir Öffentliche einen M a ie * 
14 


* 
# 
* 


One en 


$. 58, Der. König: fbt die Staatsgewalt Über die Alrchen „de Aufſicht und 


das Schutzrecht über dieſeiden nach ben dies fallſigen —8 Beſtimmungen aus. 
* n 4 


8 

. Die Anordnungen in Betreff ber, Innern. kirchlich⸗ ngelegenheiten bleiben dee 
beſonderen Kirchenverfaſſung einer jeden Confeffion"überlaffen. . 
, ‚Snsbefondere wird bie Lamdesperrliche Kirchengewalt über die 
; Slaubensgenoffen, im. Auftrage bes Königs, Tediglich von „eoangelijchen Mitgliedern 

der höchften Staatöbehörde auch ferner, wie bisher, nirsgetibt. ES 
.$. 5%. Beſchwerden über ‚Mißbrauch der kirchlichen Gewalt: koͤnnen jeberzeit 

bei der Stantöregierung angebracht werden... ee 

55. Die Kirchen und Diener derfelben find in ihren bürgerlichen Beziehungen 


und Handlungen, fo wie in. Anfepung ihres Vermögens, ben. Gefegen des Staats 
unterworfen, - Fu 


rn. 


8. 56. Die Diener der Kirchen der tm Rönigreiche, aufgenommenen chriſtlichen 


Confeſſionen werden in gleicher Maaße in dem Genuſſe der Achtung und Auszeich⸗ 
nung geſchuͤtzt, welche ihrer vom Staͤate anerkannten Amtswuͤrde gebuͤhrt. 
. 57. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den Gultus, den ne 
terricht oder die Wohlthätigkeit beftimmt feyn; ſtehen unter dem befondern Scuge 
des Staats, und dad Vermögen oder Einkommen berfelben borf unter keinem Vor⸗ 
wande zum Ötaatövermögen-eingezogen werben. | — 


Siebentee Abſchnite | 
— Von den Staͤnden. | 

$. 58. Fuͤr bas ganze Königreich Sachſen beſteht eine allgemeine, In zwei 
Kammern abgetheilte GStändeverfammlung. Neben felbiger wird bie befondere ober» 
laufiger Provinziallandtags - und die Kreistags-Berfaffung in den alten Erblanben, 
FR der ruͤckſichtlich beider noͤthig werdenden Mobificationen, noch ferner 
ortbeftehen. ED: — Ku, 
' $. 59. Beide Kammern find in ihren Rechten und Befugniffen einander gleich. 


1 


Zeit und Ort der Sigungen beider Kammerh find jederzeit diefelben. 
$ 


Zu der erſten Kammer gehören unter dem Vorfige eines Praͤſidenten 


folgende Mitglieder: 
1) das Hochſtift Meißen durch einen Deputirten feines Mittels, 
2) der Befiger der Herrfchaft Wildenfels, . , 
3) die Befiger der Schoͤnburgiſchen Receßherrſchaften, durch einen ihres Mittels, 
4) ein Abgeordneter der Univerfität Leipzig, welcher von felbiger aus dem Mite 
tel ihrer ordentlichen Profefforen gewählt wird, - - Ä 
5) der Befiger der Standesherrfchaft Königsbrüd, 
6) der Beſitzer der Standesherrfchaft Reibersdorf, 
7) der jebesmalige evangelifche Oberhofprediger, — 
8) der Decan des Domſtifts St. Petri zu Budiſſin, zugleich in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als hoͤherer katholiſcher Geiſtlicher, 
' 9) der jedesmalige Superintendent zu Leipzig, 


» 


10) ein Abgeordneter des Gollegiatftifte zu Wurzen, aus dem Mittel des Capitels, 


eyangeliſchen 


11) die Beſitzer der Schoͤnburgiſchen Lehnsherrſchaften, durch einen ihres Mittels, 


12) zehn Abgeordnete der Rittergutäbefiser, . 
13) die Befiger ſolcher im Königreiche Sachfen gelegenen Rittergüter, welche au 
diefen ein fchuldenfreies und untheilbares Familien: Kideicommiß von wenig⸗ 
ſtens jährlich vierfaufend Thalern reinem Einkommen errichtet haben, infofern 
der König ihnen deshalb die erbliche Standfchaft verleihet, — 
14) die ſechs Oberbuͤrgermeiſter der Städte Dresden, Leipzig, Zwickau, Chemnig, 

Plauen und Bubdiffin. R — 

$. 64. Bei den $. 60. unter Nr. 2., 8., 5., 6., 11., 18. gedachten Herr 
ſchafts⸗ und Majoratsbefisern ift der Eintritt in- die Kammer von ber erlangten 
Volljährigkeit abhängig. Während der Minderjährigkeit rußt die Stimme. 

. 62. Der Präfident der erſten Kammer wird vom Könige aus der Mitte 
der Herrfhafts- oder Nittergutsbefiger in ber Kammer zu jedem Landtage beſon⸗ 
ders ernannt. und darf. nicht im Auslande wohnen. . — 
Fuͤr den Behinderungsfall ſchlaͤgt die Kammer als Stellvertreter deſſelben aus 

- Ihrem Mittel drei Perſonen vor, von denen der König eine ernennt. 


Die amtliche Stelung des Präfidenten ift in der Lanbtagordnutig näher 


beftimmt. 


oberlaufiger Provinzialverfammlungen. auf Lebendzeit gewählt. 


5.68. Die zehn Abgeordneten der Rittergutsbeſitzer werden in Kreis « und | 
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Der meißniſche Kreis. wählt drei, der leipziger zwei, der erzgebirgifche zwei, 
der voigtländifche einen und bie Oberlaufig zwei Abgeordnete. 

- An der Wahl nimmt jeder Beſitzer eines der in der Beilage sub IL verzeiche 
neten, bisher Igndtagsfähigen Rittergüter Theil. 
wWahlbar find ohne weiten unterſchied disjenigen Rittergutsbefiger diefer Elaffe, 
deren Gut mindeftens jährlich zweitaufernd Thaler reinen ‚Ertrag gewährt. 

Ein, ‚unter Eoncurrenz der Rittergutöbefiger felbft, auf Kreiscomventen oder 
Provinziallandtagen zu fertigendes Verzeichniß dieſer Güter ift bei der Wahl ein 
für allemal: zum Grunde zu legen. 

$. 64. Die Sigordnung in der erſten Kammer richtet fi bei den $. 60. uns 
ter Ro. 1. bis 11. benannten Mitgliedern nah der angegebenen Reihefolge, bei 
den übrigen aber nach dem Loofe, welches bei jedesmaliger Eröffnung der Kammer 
gesogen, — Später eintreffende Mitglieder nehmen ihren Sig nad) ber Zeit ihr 
rer Ankunft. 

5. 65. Die zweite Kammer befteht aus 

; 1) fünfzehn Abgeordneten der Rittergutsbeftser, . 

2) fünf und zwanzig Abgeorbneten der Stäbte, 
. 8) fünf und zwanzig Abgeordneten des Bauernſtandes. 

8. 66. Die Wahl des Abgeordneten der Nittergutsbefiger zur zweiten Sams 
mer erfolgt ebenfalls in Kreis» und oberlaufiger Provinzialverfammlungen. 

> Sm meißnifchen Kreife werben vier, im leipziger drei, im erzgebirgiſchen 
drei, im voigtländifchen zwei und in der Oberlaufig drei erwaͤhlt. 
. 67. Die Sigordnung in der zweiten Kammer wird durch dad Loos be: 
ftimmt, welches bei jedesmaliger Eröffnung ber Kammer von allen anmefenden Mit: 
gliedern gezogen wird. Die fpäter anfommenden Mitglieder nehmen den Gig nad 
der Zeit ihrer Ankunft. 

$. 68. Der Präfident der zweiten Kammer, und für den Behinderungzfal ein 
Stellvertreter deffelben, werben ebenfalls vom Könige ernannt. Am Anfange jedes 
Landtags find von der Kammer vier ihrer Mitglieder, die von-ihr durch geheime 

Stimmgebung nad relativer Stimmenmehrheit gewählt werden, dazu vorzuſchlagen, 
von denen der Koͤnig eins als Praͤſidenten und eins als Stellvertreter beſtellt. 

Die Landtagsordnung beſtimmt die einzelnen Geſchaͤfte des Präfidenten. - 

8. 69. Zur Theilnahme an einer, auf die Ständeverfammlung ſich beziehenden, 
Wahl wird das erfüllte Zöfte, zur Wählbarkeit das erfüllte SOfte Altersjahr erfors 
dert. Weder zum Wählen berechtigt, noch wählbar find diejenigen, 

a) welche unter Euratel ftehen, 

b) über deren Vermögen ein gerichtliches Concurs- oder aufergerichtliches 

REN entftanden ift, bis zu völliger Befriedigung der Glaͤu⸗ 

» iger, 

“se) welche wegen ſolcher Vergehungen, bie entweder nad) gefeglichen Beftim- 

mungen, oder allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten find, vor 

Gericht geftanden haben, ohne von der Anſchuldigung völlig freigefpros 
chen zu feyn. 

Ob ein-Vergehen nad) allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten fen, enf- 
ſcheidet hinſichtlich eines Wahlmannes die Wahlverfammlung, und hinſichtlich eines 
Abgeordneten die Ständeverfammfung. 

‚8.70. €3 wird für jeden Abgeordneten auch ein Gtellvertreter gewählt; er 
tritt jedoch nur in Fällen zeitiger Abwefenheit oder Behinderung des Abgeordneten 
ein; bei deſſen Todes- oder fonft entichiedenem gänzlichen Austrittsfalle aber für 
die Dauer des Landtags nur dann, wenn ein folder Ball entweber erft während 
bes letztern oder fo kurz vor demfelben eintritt, daß zu einer neuen Wahl feine Zeit : 
übrig bleibt; fonft ift die letztere ſowohl für den Abgeordneten, als für ben Stell⸗ 
dertreter vorzunehmen. 

Ueber die Einberufung bed Stellvertreters entfheibet die Kammer. 

$. 71. Wird ein Staatsbiener zum Abgeordneten oder Stellvertreter gewählt; 
10 hat derſelbe folches der vorgefesten Dienftbehörde anzuzeigen, damit dieſe ers 
mefle, ob die Annahme der Wahl genehmigt werden Tonne, und, nöthigen Balls, 
wegen einftmeiliger Verfehung des Amts Vorforge treffe. Die Genehmigung 

— erhebliche, in dem Weſen des Amts beruhende, Gründe nicht verſagt 
big $. 72. Die Abgeordneten der Stifter und ber Univerfität behalten fo lange, 
18 ſich ein anderer ĩegitimirt, und die Abgeordneten der Rittergutsbefiger in der 
zweiten Kammer, bie der Städte und des Bauernſtandes bis zu ihrem Austritte 
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aus der Kammer ($. 74. 75.) ihre Eigenfchaft für: die ſtaͤndiſchen Verrichtungen, 
welche innerhalb diefer Zeit vorfommen. ER Va . 
; Das Wahlgefeg enthält die näheren Beſtimmungen über das Wahlvers 
fahren und über die Wahlberechtigung in der zweiten Kammer. 'Erfteres ift zwar 
kein integrivender Theil ber Verfaffung, kann aber. ohne ſtaͤndiſche Buftimmung nicht 
verändert werben. 7 — ee 
$. 7% Alle drei Jahre, am Schluffe- eines ordentlichen Landtags, treten in 
der zweiten Kammer : » = Be 
fünf Abgeordnete der Rittergutöbefiger, 
acht Abgeordnete der Städte, und 
—— act Abgeorduete des Bauernſtandes 
von der Staͤndeverſammlung aus. Um dieſen auf einander folgenden Austritt der 
Mitglieder zu ordnen, wird bei dem erſten Landtage eine Verlooſung vorgenommen, 
nach welcher diejenigen Fuͤnf Rittergutsbeſitzer, und diejenigen Acht Abgeordneten 
der Staͤdte und des Bauernſtandes, welche die niedrigſten Nummern gezogen haben, 
zu dem naͤchſten, die, welche die naͤchſtniedrigen Nummern gezogen haben, zu dem 
zweiten folgenden, und die übrigen zu dem dritten ordentlichen Landtage austreten. 
Künftig treten die für, fie gewählten Mitglieder in derfelben Reihefolge aus. 
"Die Austretenden Tönnen fofort wieder gewählt werben, find aber alsdann in 
der Reihe des MWiederaustrittes als die jüngern Mitglieder anzufehen. 
= ‘. * Die Abgeordneten in beiden Kammern hoͤren auch früher auf, Mitglies 
er zu feyn, 
a),wenn fie die Wählbarfeit entweder im Allgemeinen, ober. für die Klaffe, oder 
für den Bezirk, für welchen fie gewählt waren, verlieren; 
die der zweiten Kammer zugleich dann, wenn fie 


b) zu einem Staatsdienſte ernannt oder in felbigem befördert werben, ober 


wenn 
c) der König die Ständeverfammlung auflöfet. 

In den beiden letztern Fällen (b. und e.) bürfen die bisherigen Abgeordneten 
von Neuem erwählt werben. 

$. 76. Die Stände genießen ſowohl in ihrer Gefammtheit, als einzeln, völlige 
Unverleglichkeit der Perfon während der Dauer des Landtags. Daher darf insbe: 
fondere, außer dem Ball der Ergreifung auf frifcher That bei einem begangenen . 
peinlihen Verbrechen, kein Mitglied der Ständeverfammlung während der Dauer 
derielben, ohne ausdrüdliche Zuftimmung der Kammer, der er angehört, verhaftet 
werden. 

Aus $. 77, Jedes Mitglied der_Stände kann in ber Kammer feine Meinung frei 
ußern. 

Ein Mitglied, welches bei dem Gebrauche dieſes Rechts den Gang des Geſchaͤfts 
unſtatthafterweiſe aufhält, oder ſich die Mißbilligung der Kammer erregende Aeuße⸗ 
rungen erlaubt, kann von dem Vorſtande zur Ordnung verwieſen werden. 

Unehrerbietige Aeußerungen gegen den Regenten oder ſein Haus, ſo wie eine 
offenbare Beleidigung der Kammer, oder einzelner Glieder derſelben, berechtigen den 
—— daruͤber abſtimmen zu laſſen, ob eine Ausſchließung aus der Kammer Statt 
finden ſolle. 

Dieſe Abſtimmung vertritt die Stelle der Privatgenugthuung. 

Entſcheidet die Stimmenmehrheit für die Ausſchüeßung; fo wird von dem Vor: 
ftande der betreffenden Perfon der fernere Zutritt in die Kammer verweigert, ber 
gefaßte Beſchluß der oberften Staatsbehörde nachrichtlich angezeigt, und nach Befin: 
den det Stellvertreter einberufen. 

.. Wenn die gerügte Aeußerung ein befonderes Verbrechen in fich begreift; fo darf 
die ausgefchloffene Perfon auch nad) ber — deshalb gerichtlich belangt 
werden. Verlangt es der Ausgeſchloſſene; ſo iſt die Entſcheidung, ob derſelbe bei 
einem kuͤnftigen — wieder ſtimmberechtigt oder waͤhlbar ſeyn ſolle, an den 
Staatsgerichtshof ($. 134.) zu verweiſen. Sonſt iſt derſelbe kuͤnftig in ſtaͤndiſcher 
Beziehung weder ſtimmberechtigt, noch waͤhlbar. 

Aeußerungen gegen die Landesverfaſſung koͤnnen durch Beſchluß der Kammer 
ober auf Befehl bes Königs an. den Staatsgerichtshof zur Entſcheidung gewieſen 
werden. ($. 134.) L 

$. 78, Der König wird alle Drei Iahre einen ordentlichen” Landtag einberu: 
fen, und außerordentliche, fo oft es Gefeggebungs» und andere dringende Angelegen: 
heiten erheifchen. F 
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. Der Ort des — — der Landtag gehalten werden ſoll, haͤngt von der 
jedesmaligen Beſtimmung des —— ab. 

Die Einberufung gefolgt mittelft einer, von ber oberſten Staatsbehoͤrde ausge⸗ 
heden, Bekanntmachung int Geſetzblatte. 
he 78. Der König ordnet den foͤrmlichen Schluß der Staͤndeverſammlung an, 
Kann. auch folche vertagen und die zweite Kammer auflöfen, wodurch zugleich die 
erfte Kammer für vertagt erklärt wird. - ; 

....Die Vertagung darf nicht Über Sch: Monate dauern. 

TR Kalt der Auflöfung Fol die Wahl neuer Stände und deren Einberufung 
ebehfalls innerhalb der nächiten ſechs Monate erfolgen. 

8. 80. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung entweber in 
eigener Perfon, oder durch einen dazu bepollmächtigten Gommiffair. 

... 8,81. Eigenmaͤchtig dürfen die Stände weder ſich verfammeln, noch nad) dem 
—— Vertagung oder Auftöfung des Landtags verfammelt bleiben und be— 
ahſchlagen. 224 
—— "Die definitiven Reſultate des Landtags werden in eine foͤrmliche Ur- 
Zunde, den Landtagsabſchied, — —— welche die koͤnigliche Erklaͤrung uͤber 
die SAN, dungen mit den Ständen‘ enthält, von dem, Könige eigenhändig vollzo- 
gen, den, Ständen bei ihrer Entlaffung urfhriftlich ausgehändigt und in bie Gefer- 
jammtung Aufgenommen wird. “ BE se 
8. 88. Die Über die Verhandlungen in den Kammern aufgenommenen Proto— 
colle werben durch den Drud bekannt gemacht, wenn nicht die Geheimhaltung in 
einzelnen‘ F Üen durch die Kammer befhloffen wird. Um’ deren Redaction für den 
Druck in angemeffener Weife-zu beforgen, ift jedoch eine befondere verantwortliche 
ſtaͤndiſche Commiffion zu ernennen. 

8. 84," Die Stände find has gefegmäßige Organ der Gefammtheit der Staats: 
bürger und Unterthanen, und als’ ſolches berufen, deren auf der Berfaffung beru- 
hende Rechte in dem durch. felbige beftimmten  Verhältniffe zu der Staatsregierung 
öeltend zu machen, und das unzertrennliche Wohl des Landesheren und des Landes 
mit ‚treuer. Anhänglichkeit an die Grundfäge der Verfaffung moͤglichſt zu befördern. 

+ 8,85. Sn beiden Kammern Eönnen die Mitglieder und Abgeordneten nur per: 
föntich erfcheinen, “und dürfen Niemanden beauftragen, in ihrem Namen zu ftimmen. 
Bei der Abftimmung felbft Haben die Abgeordneten, ohne Inſtruction ihrer Commit: 
tenten, nur ihrer eigenen: Heberzeugung: zu folgen. 5 
‚ „Mebrigens bleibt jedem Mitgliede überlaffen, die an ihn für die Ständeverfamn: 
lung gelangenden befondern Anliegen weiter zu befördern und nach Befinden zu be— 
vorworten. —— * 
. 86. Jedes Mitglied der Staͤndeverſammlung leiſtet -bei feinem erſten Ein: 
tritt in ſelbige PN Eid: ’ - 

Ich ſchwoͤre zu Gott 2c., die Staatsverfaffung treu zu bewahren und 
7% in der’ Ständeverfammlung das unzertrennliche Wohl des Königs und 
‚ Baterlandes, ohne irgend eine Nebenrüdficht, nach meinem beften Wiffen 

en bei meinen Anträgen und Abftimmungen allenthalben zu be— 

obachten. 

So wahr mir Gott helfe ꝛc. 

Dieſen Eid legen bie Praͤſidenten beider Kammern in die Hände des Königs, 
die Mitglieder der Kammern in der Verſammlung an den Vorftand derfelben ab. 

"Wenn ein gewefener Abgeordneter durch neue Wahl als folcher in eine Kam- 
mer eintritt; fo leiſtet er die Pflicht blos’ mittelſt Handfchlags unter Verweifung 
auf den früher abgelegten Eid. | 
“8.87. Berathungen der Kammern koͤnnen bei der Anweſenheit von wenige 
ſtens der Hälfte der, Mitglieder, ftatt finden. Beſchluͤſſe derfelben hingegen dürfen 
‚nur in Sitzungen, denen wenigftens zwei Dritttheile der durch die Verfaffung bes 
— Anzahl der Mitglieder beiwohnen, nach abſoluter Stimmenmehrheit geſaßt 


Die Praͤſidenten ber Kammern haben gleich den Mitgliedern derſelben Stimms 


Wenn Gleichheit der Stimmen eintritt; fo ift die Sache in einer folgenden Si: 
Kung wirder zum Bortrage zu bringen. Würde auch in diefer Sisung eine Stim: 
menmehrheit nicht erlangt; fo giebt die Stimme des Präfidenten den Ausſchlag. 
= der Gegenftand der Berathung ein folcher, wo blos has Gutachten der 
Stände zu eröffnen iſt; fo kann die Minorität verlangen, daß ihre abweichende Mei: 
nung beigeftigt werde. 


AN 
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$. 88. Die Abſtimmungen geſchehen von den einzelnen Mitgliebern ohne Ruͤck⸗ 
fit auf die Verfchiedenheit der Stände, Es ift jtod ben Abgeordneten dei ein 
gelnen Stände in der zweiten Kammer erlaubt, wenn wenigftens drei Viertheile 
berfelben ihren Stand in feinen befondern Rechten und Intereſſen durch ben Bes 
ſchluß der Mehrheit befchwert achten, eine Separatftimme ab ugeben. Eine ſolche 
Separatftimme muß in der Erklärung der Ständeverfammlung neben dem Befthluf 
der Mehrheit aufgenommen und mit an die Regierung gebracht iveiden, . 
. 3 Die Anträge und Befchläffe, über welche beide Kammern ſich vertinigt 
haben, werben in eine gemeinfame. ftändifhe Schrift zufammengefaßt, ‘welche, von 
den Vorftänden beider Kammern, im Namen ber Ständeverfaommlung, ünterzeiäner, 
bei der oberften Staatsbehörde eingereicht wird, a Van es 
Können ſich beide Kammern in Folge der erſten Berathung uͤber den betreffen⸗ 
ben Gegenftand nicht fogleich vereinigen; fo haben fie aus ihrem beiderfeitigen’ Mitz 
tel eine gemeinfchaftliche Deputation zu ernennen, welche unter din beiden, Votſtaͤn⸗ 
ben ber Kammern über die Vereinigung ber getheilten Meinungen zu- berät fehle en 
bat, und. deren Mitglieder hierauf das Refultat ihrer Berhanblung: „den Katmern 
zu anderweiter Berathung vorzutragen haben. Können ſich diefelben guch Ban nicht 
vereinigen; fo treten bei Bewilligungs⸗ und Gefeßgebungsfragen . die 8,106, ent 
haltenen Vorſchriften ein; bei andern bloßen Berat ungsgegenftänden. aber pirb als⸗ 
dann von jeder Kammer eine durch ihren Vorſtand im Namen derfelben ünterzeich— 
hete befondere Schrift bei der Regierung eingereicht. ee 
| 90. Die nähern Beftinimungen über die Gefchäftsbehandlung in der Staͤn⸗ 
beverfammlung enthält die Landfagssrdnung. ee Te 
91. Nur die oberfte collegialifche Staatsbehörbe iſt zur Communication 
zwifchen der Regierung und den Ständen beſtimmt, und hat ben, letztern ‚die koͤnig⸗ 
lichen Eröffnungen mitzutheilen, und von denſtlben deren‘. Erklärungen, Gutachten, 
Vorftellungen und. Bitten anzunehmen. . J 
Auch die einzelnen Kammern ſtehen nur mit dieſer Staatsbehoͤrde in unmittel⸗ 
barer Gefchäftsberährung. . WE 
$. 92. Jede Kammer verhandelt getrennt von ber andern, und. hat über die 
‘ an ben König zu bringenden Erklärungen eine Curiatftimme. Die von einer Kam: 
mer an bie andere gebrachten Anträge, Gefegentwürfe und Erklaͤrungen koͤnnen er 
fierer mit Verbeſſerungsvorſchlaͤgen, die durch eine Commiſſion erörtert worden feyn 
müffen, —— werden. —— —— 
$. 93. Bon den den Kammern agTommenben. Tanbespereiichen Mistepeflungen 
ergehen die, fo auf das Abgabengefeg Bezug haben, zuerft an die zweite Kammer. 
Bei andern Gefegen und Berathungsgegenftänden hängt ed von dem »Ermelfen des 
Königs ab, an welche der’ beiden Kammern folche zuerft gelangen follen.  .. 
$..94. Alle landesherrliche Anträge müffen, che fie zur Discufjlon "und Ab⸗ 
flimmung in den Kammern gelangen koͤnnen, zuvor in befondern. Commiſſionen er— 
Örtert werben, welche darüber in den Kammern Vortrag. erflatten 
$. 95. Dergleichen. Commiſſionen Fönnen auch für andere Berathungsgegen: 
fände ernannt werben. ME F 
F. 96. Zu dieſen Commiſſionen koͤnnen landesherrliche Commiſſarien zugeord⸗ 
net werden, ſo oft es von Seiten der Regierung oder der Staͤnde fuͤr noͤthig er— 
achtet wird. Deren Auswahl haͤngt von der oberſten Staatsbehoͤrde ab. Dieſe 
Zuziehung iſt insbeſondere dann unerlaͤßlich, wenn weſentliche Abaͤnderungen eines 
vorgelegten Geſetzentwurfs in Frage ſind. F 
$. 97. Jedem Mitgliede der Kammer und landesherrlichen Commiſſario ſteht 
es frei, ſeine Anſicht uͤber den zu berathenden Gegenſtand der Commiſſion ſchriftlich 
vorzulegen. — Da 
= 98. Die Mitglieder des Minifterit und die koͤniglichen Commiſſionen haben 
den Zutritt zu den Sigungen der Kammern und Eönnen verlangen, bei den Discuf: 
fionen gehört zu werben, treten aber, wenn fie nicht felbft Mitglieder der Kammer 
find, bei der Abftimmung ab; e3 darf jedoch nach. ihrem Abtritte die Discuffion 
über denfelben Gegenftand nicht von Nettem aufgenommen werben. — en 
8. 99, Der Vorfchlag zu den neuen Gefegen geht vom Könige ‚aus; jeboch 
Eönnen bie Stände, unter Angabe der Gründe, um Erlaſſung, Abänderung ober 
Aufhebung eines Gefeges bitten. — 
$. 100. Kein Geſetz, welches bie Verfaſſungsurkunde ergänzt, erläutert, oder 
abändert, neue über die Freiheit der Perfonen und über das Eigenthum der Staats: 
angehörigen gebietenbe, oder fonft allgemeine Verpflichtungen gegen ben Staat ent 
baltende Vorſchriften ertheilt, oder endlich die beftehenden Geſehe biefer Art abän- 


= 
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dert, obenwwüthexiitfeh.. taterpretirt, Tann ohne Auftimmung beider Kammern er- 
chen::t. it tr tet ; ' er 
ei 8.101; Der Königerläßt. und promulgitt die Gefede und ertheflt die zu deren 
Vollziehung und, Handhabung erforderlichen, do wie die: aus dem Auffihts> und 
Verwaltungsrechte fliegenden und alle für die Sicherheit: des Staats nöthige Verfü- 
gungen :ımd ‚allgemeine Verorbnuägen. © 3 ©. 2. ; 
. 8; 102, ‚Der König. enläßt auch: folche, Ihrer Natur nach zur fländifhen Ber 
rathung.-geeignete, aber durch das Staatswohl bringend gebotene Verordnungen, 
deren. vorübergehender Zweck durch Verzögerung vereitelt werden würbe, mit Aus: 
nahme aller und: jeder Abänderungen in: der Verfaffung und dem Wahlgefege. Doch 
muͤſſen dergleichen: dringlice ‚Verordnungen ben, Ständen bei der naͤchſten Zufam- 
imenkunft zue Genehmigung vorgelegt werben. 

$. 103. In Ausführung der vom Bundestage Again Beihlüffe kann bie 

n 


* 


Regierung durch bie ermangelnde; Zuftimmung ber Stände nicht gehindert werben. 
Sie treten ſofort mit ber, vom Könige verfügten Publication in Kraft. 
sr 8,10 ‚Des. König kann einen an die Kammern gerichteten Geſegvorſchlag noch 
während der fländifchen Discuffion darüber zuruͤcknehmen. Daffelbe kann gefchehen, 
wenn ein Geſetzvorſchlag zwar von der ,Majorität der Kammern angenommen wird, 
dabei: en die J. 88, erwähnte Abfonderung, der Abgeorbneten eines Standes ein: 
getreten if. , .: ——— — 

78.105. Wenn bie Kammern. über die Annahme eines Geſetzvorſchlags getheil— 
ter. Meinung find; fo haben fie, vor der Abgabe ihrer Erklärung, das $. 89, vorge: 
ſchriebene Bereinigungsmittel zu verſuchen. 

83.106. Bleiben auch dann noch die: Curiatſtimmen beider Kammern geheilt; 
16 iſt zur Verwerfung des Geſetzvorſchlags erforderlich, daß in der gegen bie An— 
nahme des — flimmenden Kammer wenigſtens eine Majoritaͤt von zwei Dritt⸗ 
theiten für bie Verwerfung geftimmt Babe. 

. 107. ‘Die ftändifhe Erklärung, wodurch ein Gefegvorichlag entweder ganz 
abgelehnt wird oder Veränderungen dazu beantragt werben, muß mit Angabe ber 
Bewegungsgruͤnde verfehen ſeyn. 

9108. .,Wird ein von. den Ständen mit Abaͤnderungen angenommener Geſetz⸗ 
entwuůrf vbn der’ Regierung nicht accepfirt; fo Kann: er entweder ganz zuruͤckgenom⸗ 
fen, oder vorher noch eihmal während deffelben Landtags mit Widerlegungögründen 
in. der‘ vorigen Maaße, oder auch mit'von-der Regierung felbft vorzufcjlagenden Ab— 

derungen; "Hodyihals“an bie Stände gebracht werden. In beiden letztern Fällen 
ſteht es der Regierung frei, ihre unbedingte Erklärung uͤber Annahme oder Ableh— 
hing, deſſelben Fu erlangen: ER 

7 8.809. WGEin bon den Ständen ganz abgelehnter Gefegentiwurf Tann zwar bei 

folgenden ‚Stänbeverfammlung anderweit unverändert an fie gebracht werben, 
während; deſſelben ‚Landtags aber nur in veränderter Maaße. 

Z. 110. Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufbringung bes ordentlichen 
und außerdrdentlichen Staatsbedarfs durch Ausfegung der hierzu erforderlichen Deckungs⸗ 
mittel zu ſorgen. Sie haben dagegen das Befugniß, hierbei die Nothwendigkeit, Zweckmaͤ—⸗ 
ßigkeit und⸗die Hoͤhe ber Anfäge zu prüfen, und deshalb Erinnerungen zu ſtellen, auch 
ft) ſpwoht wegen der Annahme der angefegten Summen, ‚als über die Art’ der De: 
dung die Grundfäge und Verhältniffe, nach welchen die Abgaben und Keiftungen 
auf Perfonen oder Gegenftände zu legen und zu vertheilen find, fo wie ‚über bie 
Dauer und Erhebungsmweife zu entſchließen. Es Eönnen daher ohne ihre Beftim- 
. mung. bie directen unb inbirecten Candesabgaben nicht verändert und ohne ihre Bes 

willigung dergleichen Abgaben in ber Regel nicht ausgefchrieben und erhoben werben. 

. Bei jedem ordentlichen Landtage wird den. Ständen eine genaue Be— 
rechnung der in den a rs ler drei Jahren ftatt gefundenen Einnahme und 

Ausgabe und ein Voranfchlag des Bedarfs für die nächjftfolgenden drei Sahre, nebſt 
den Vorſchlaͤgen zu deren Dedung, mitgetheilt. 

8% 112. ‚Um beides beurtheilen zu koͤnnen, werden * owohl von der ober⸗ 
ſten Staatsbehorde, als auch auf ihren Antrag, von den betreffenden, Departements: 
chefs bie nöthigen Erläuterungen gegeben, fo wie Rechnungen und Belege mitge- 
heilt werden. Poften für geheime Ausgaben Eönnen dabei nur infoweit vorfommen, 
als eine ſchriftliche, von einem verantwortlichen Minifter contrafigniete, Berfiherung 
des Königs bezeugt, daß die Verwendung zum wahren Bellen bes Landes flatt ger 
funden habe je Sys finden 'werbe. 

. 115, Nach pflichtmäßiger genauer Prüfung der gebachten . Berechnungen, 
uUeberſichten und deren Unterlagen Haben dis Stände über ben darnach aufzubringen: 
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ben Bedarf ihre Erklärung an. ben König gelangen gu laſſen. Inſofern ſie hierbei 
auf Verminderung ber verlangten Summen antragen, muß biefes unter beflimmter 
und ausführlicher Nachweifung ber Gründe hierzu, fo wie der Gegenftände, bei wel: 
en, und der Art und Weife, wie ohne Bintanfegung bed Staatsͤzwecks Erfparniffe 
gemacht werben Eönnen, gefchehen. — | — 

. 114. Dieſe Anträge und die Gründe, auf welchen fie beruhen, werden auf 
das reiflichfte erwogen, auch, fo weit es nur immer mit bem Staatswohl vereinbar 
it, jeberzeit — werben. In dem Falle aber, daß fie. unannehmbar ber 
funden würden, bie Stände hingegen, auf: diesfalls ihnen gefchebene Eröffnung und 
anderweite Berathung, die Bewilligung in ber verlangten Maaße wicderhohlt ableh⸗ 
— wird ihnen. eine abermalige nach Umſtaͤnden modificirte Berechnung 
= * R } f Br Pr 1 

In dieſer Berechnung werden a ng a 

a) diejenigen Summen, welche zur Erfülling der bon der Ne ierung oder ben 
Ständen in. verfaffungsmäßiger Weiſe eingegangenen Werbinbliähleiten, nas 
mentlid) der Verpflichtungen gegen: ber teutfcjen Bund, zur Verzinfung und 
Abtragung ber Staatsfhulden, zur Entrichtung der Gebührniffe bes koͤnig⸗ 
lichen Hauſes, fo wie zur Aufrechthaltung ordnungsmaͤßiger Iuftigpflege und 
Verrvaltung des Staatsweſens überhaupt unbebingt nothwendtg find, ' 

b) von denjenigen gefchieden werben, welche fich zwar als nüglich darſtellen, doch 
aber möglicherweife einſtweilen ober gänzlich zu gntbehren find, 7.  ., 

‚$. 115. &ollten dann auch diejenigen, Summen, welche als; unbedingf erfor⸗ 
derlich verlangt worden find, von ben ‚Ständen. nicht, zugeſtanden werden; To läjt 
der König, diefer Verweigerung ungeachtet, ‚gebachten, —— noͤthigen Bez 
darf, fo weit er nicht durch den Ertrag her: Domainen und Regalien gededt. wird 
durch die oberfie Staatsbehoͤrbe, durch eine im. ber: Sefegfammlung: gufonnphmende 
Derordnung, fo weit thunlich, nach ber in ‚den, Vegtbpihergegangenen drei; Jghren 
———— bis zu. dem; naͤchſten Landtage ausſchreihen und cr 
eben. —— EEE — 

. 8.116, Dafür, daß bie als unbedingt nothweßdig gefordepten unhe auf, vor⸗ 

ſtehend gedachte Weiſe aufzubringende — dem angenchenen, Bitfage, nad 
ihre Nichtigkeit haben, find bie Chefs. der betreffenden Departements erantwiortlidh 
und es bleibt den Ständen vorbehalten, fie. wegen. ber., ohng, N BE m nd. Veh 
fügten Ausfchreibung und Erhebung: beffen, was bin wahren, Rank erfleige, b 
bem $. 184. erwähnten Staatögerichtöhofe anzuflagen:; ;,7 raummaiga Hı2 3 Sun 
_..$ 117. Sind bei der Abftimmung der Kammern. tiber) bie —8 will gung hie 
Stimmen derſelben getheilt; fo tritt auch hier die $; 106. —— — 
J F§. 118. Die ſtaͤndiſche Bewilligung von Abgaben darf nicht? am Bedinguugen 
ade werden, welche nicht das Wefen oder die Verwendung derſelban unmittel⸗ 
ar betreffen. | | te —1—323... 
-$. 119, Mit Ausnahme des $. 115. erwähnten Falles, ſoll in'den: Außfchteis 
ben, welche Landesabgaben betreffen, die ftändifche Bewilligung beſonders wıiähnt 
werben, ohne welche mweber die Einnehmer zur Einforderung bevechtigt,.'nod: did 
Unterthanen zur Entrichtung verbunden find. Tritt daher jeher Talk’ eins" jo iſt 
ſolches in dem Ausſchreiben ausdrüclich zu bemerken. DREHTE 

8, 120. Wenn in außerorbentlichen, dringenden und unvorhergefehenen Fällen 

ſchleunige finanzielle Maaßregeln erfordert werben, gu welchen an fich die Zuftim« 
mung ber Stände erforderlich feyn würde, gleichwohl ſolche nicht vorher. bawirkt 
werben kann; fo darf der König, unter Verantwortlichkeit der ihn hierbei berathen⸗ 
den Minifter, das unumgänglich Nöthige proviforifch verfügen; es find aber die ge 
troffenen Maaßregeln fobald als möglich der ‚Ständeverfamminng vorzulegen, um 
deren verfaffungsmäßige Genehmigung zu bewirken. a, 

$. 121. Um bic Regierung für unvorhergefehene Greigniffe mit“ den erforder 
lichen außerordentlichen Hülfsmitteln zu verfehen, haben bie Stände dieſelbe jederzeit 
mit einem ftchenden SRefervefond von fünf vom Hundert der gefammten. jährlichen 
Staatseinnahme zu verfehen, und ihr, unter Verantwortlickeit der Minifterien, bie 
Dispofition darüber zu gewähren. j 

. 122. Die, zur Verzinfung und Tilgung ber auf dem Staatsgute und dem 
Bamiliengute bes kdniglichen Haufes haftenden Gapitalöfchulden ($. 18.) eigends be⸗ 
‚stehende, ' Staatsfhuldencaffe, ift unter bie eigene Verwaltung ber Stände geflellt. 
Dieſe Verwaltung wird eh einen ftändifchen Ausschuß, mit Hülfe ber von ihm 
ernannten und von Könige bejtätigten Beamten, geführt. | 


[rn 
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Der Regierung fteht vermöge des Oberauffichtsrechtd frei, von dem Zuſtande 
ber Kaffe zu jeder Zeit Einfiht zu nehmen. 

Die Jahresrechnungen über diefelbe werben von ber oberften Rechnungsbehoͤrde 
geprüft und, bei jedem ordentlichen Landtage, den Ständen zur Erinnerung oder Zur 
ftification. vorgelegt. Nach erfolgter Suftification wird das Kefultat dev Rechnungen 
im Namen der Stände durch den Drud bekannt gemadht. F 

$. 125, Die Stände find verpflichtet und berechtigt, über die Erhaltung des 
—— und koͤniglichen Familienguts, in ber d. 17. angegebenen Maaße, zu 
wachen. 

Ohne ihre Zuſtimmung kann eine Erhoͤhung der Civilliſte des Koͤnigs, oder 
der in den Hausgeſetzen beſtimmten Gebuͤhrniſſe, welche die uͤbrige Glieder des koͤ— 
niglichen Hauſes vom Lande zu empfangen haben, nicht ſtatt finden. ($. 19. 20.) 
8,124 Die Stände haben das’ Recht, in Bezug auf alle zu ihrem Wir— 
Fungstreife. gehörige Gegenftände, dem Könige ihre gemeinfamen Wünfche und Ans 
träge in’ der gerigneten Form vorzulegen. RER. | 

Eben fo iſt jedes einzelne Mitglied der Stände befugt, feine auf dergleichen 
Gegenftände ſich bezichende Wünfche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen. 
Diefe entſcheidet, oͤb, und auf welche Weiſe felbige in nähere Erwägung gezogen 
werben follen. Nimme fie fich in Folge der gefchehenen Erörterung der Sache an; 
ſo hat fie den Beitrift der” andern. Kammer zu veranlaffen, indem felbige, nur in 
Uchereinftimmung beider Kanımern an den König gebracht werden Eann. 
89.125. Die Stände find berechtigt, über in der. Landesverwaltung, oder der 
Nechtöpflege wahrgenommene Gebrechen, fo wie gegen die oberften Staatsbehörden, 

einzelng Minifter uud Departementschefs bei.dem Könige Beſchwerde zu führen. 
«ur Begruͤndung Fölcher Beſchwerden gegen die höhern Staatsdiener folten alle 
Verordnungen und ander Ausfertigungen. in Regivrungsangelegenheiten, welche der 
König eigenhändig Ynterzeichnet, von dem Chef des betreffenden Departemehts, oder 
deſſen Stellverticter, beicher bei der Beſchlußnahme wirkſam gewefen iſt, in der 
Reinſchrift, zum Zeichen feiner Berantwortlichteit für die Zweckmaͤßigkeit und Ueber— 
einflimmung der Perfuͤgung mit den Gefesen und der VBerfaffung des Landes; con: 
krafignirt Ioerdth."" Eine mit der. erforderlichen Contrafignatur nicht bezeichnete Ver: 
fügung des Regenten in Regierungsangelegenheiten iſt als erſchlichen zu betrachten. 
, Unerlaubte' Handlungen. oder grobe Berhacdhläffigungen der den Departements 
untergeordneten Staatödiener Können nie dann Gegenſtand ftändifcher Beſchwerden 
werden; Wenn ‘der dadurch: unmittelbar Verletzte bei der betreffenden Höhen Behörde 
vergebens Klage geführt, oder, fonft die geſetzlichen Vorſchritte gethan hat. 
, 83.126. Die Stände können’ fchriftliche Beſchwerden der) Unterthanen, nicht 
aber Deputationen von Koͤrperſchaften annehmen. Kinder fi, daß eine folche Be: 
ſchwerde noch nicht auf verfaffungsmäßigem Wege bis zur öberften: Staatsbehörde 
gelangt; ud daſelbſt ohne Abhuͤlfe geblieben foy5 To -bleide fig: unberuͤckſichtigt. Sm 
entgegengeſetzten Falle und wenn den Ständen die. Beſchwerde begründet erfcheinf, 
bleibt ihrein Gumeffen uͤberlaſſen,„ſelbige entweder an das betreffende Miniſterium 
oder die oberſte Stagtsbehoͤrde abzugeben, oder zu ihrer eigenen Sache zu machen, 
und, nad) vorgängiger Discuffion in den Kammern, dem. Könige zursgceigneten Bez 
ruͤckſichtigung zu empfehlen. , Die erfolgte Abftellung folder Befhiwerden, oder dus 
Ergebniß der ‚Erdrterung, wird ihnen eröffnet werden. Ueberhaupt wird auf jeden 
von den Ständen. an den König gebrachten Antrag ihnen cine Entſchließung, und 
zwar bald ‚möglichft, ertheilt werden. +, —— Be kenn, 
„8 127. Alte-ftändifche Beſchluͤſſe, welche auf eine. Angelegenheit des Landes 
seaug: haben, beduͤrfen, um wirkſam zu werden, der ausdruͤcklichen Sanction des 

nigs. 
8. 128. Angelegenheiten, welche vor die Staͤndeverſammlung gehoͤren , können 
in keinem Falle zur Erledigung an ſtaͤndiſche Ausſchuͤſſe, an die Kreisſtaͤnde, oder 
an einzelne ſtaͤndiſche Corporationen gebracht werden. 

Die Ständeverfammlung Tann ſich wiederum ihrer Seits nur mit den nach 
gegenwaͤrtiger Verfaſſungsurkunde zu ihrer Berathung geeigneten oder vom Koͤnig 
beſonders an fie gebrachten Gegenfländen beſchaͤftigen. 

Sie darf mit Töniglicher Genehmigung zur Vorbereitung beftimmt anzuzeigen⸗ 
der Berathungsgegenſtaͤnde und zur Ausfuͤhrung von Beſchluͤſſen in ſtaͤndiſchen An— 
gelegenheiten, welche die koͤnigliche Sanction erhalten haben, Deputationen ernennen, 
welche zu dieſem Zweck auch in ber Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern 
zuſammentreten und thaͤtig ſeyn koͤnnen. — 


$. 129. Die Stände, mit Ausnahme derjenigen Mitglieder ber erften Kam: 
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mer, welche kraft erblichen Rechts, oder als Abgeordnete der Capitel und der Uni: 
verſitaͤt auf Landtagen erſcheinen, bekommen, infofern fie nicht an dem:; Orte, wo 
der Landtag gehalten wird, beftändig Wohnen, als Entſchaͤdigung für ben erforder: 
lichen außerordentlichen Aufwand, eine Ausloͤſung von zwei Thalernötäglich. Die - 
Praͤſidenten der Kammern erhalten: unter‘ denfelden Vorausfegungen das Doppelte, 
Außerdem werben den Auslöfungsberechtigfen die Koften der. Reife zur Ständever: 
ſammlung und zurüd mit Einem Thaler 12'gr. für die Meile vergütet, 


Achter Abfhnie — 
Gewaͤhr d er Verfraſſun g. u uis 
- „8 180. „Der Thronfolger hat mit dem Antritte der Regierung, in einer den 
Ständen des Königreichs zu —— foͤrmlichen Urkunde, bei ſeinem fuͤrſtlichen 
Worte zu verſprechen, daß er die Verfaͤſſung des Landes, wie fie zwiſchen dem Ko: 
nige und den "Ständen verabſchiedet worden iſt, in allen ihren Beftimmungen wäh: 
rend ſeiner Regierung beobachten, aufrecht erhalten und befchägen wolle. © ' - 
.. Ein Gleiches iſt auch von dem Negierungsserwefer (8, 11.) zu bewirken. _ 
8.131. Der-Unterthaneneid und, der Dienſteid der Civilſtaatsdiener iſt, naͤchſt 
den Verfprechen, der Treue und des Gehorfams gegen den König. und die Geſetze, 
auch auf. die Beobachtung, der Landesverfaſſung zu. richten. Be 

8. 132. Die Stände haben das Recht, Beſchwerden uͤber die, durch die koͤnig— 
lichen Minifterien oder andere, Staatsbehoͤrden gefcjehene, Verlegung der Verfaffung 
in einem gemeinfchaftlichen Antrage an dei "König zu bringen. 

Diefer wird den Beſchwerden fofort abhelfen. oder, wenn ein Zweifel dabet “ob: 
waltet, felbige, nach ber Natur. des Gegenſtandes, durch die oberfte. Staatsbehoͤrde 
oder die oberſte Zuftizftelle erörtern laffen., .. Sn lare — 

Wird die Erörterung der oberſten Staatsbehoͤrde uͤbertragen; fo hat dieſe ihr 
Gutachten dem Könige zur Entſcheidung vorzulegen, Wird. ſelbige aber an die oberſte 
Juſtizſtelle verwieſen; ſo hat letztere zugleich die Sache zu entfcheiden. Der Erfolg 
wird in beiden Fällen. den Ständen eröffnet. ar, RN 

8. 133. Die Stände haben -insbefondere. auch. das. Hecht, diejenigen Miniſter 
und Vorftände der oberiten: Staatsbehörden oder ‚deren. Stellvertreter, welche fich 
einer Verlegung der. Verfaſſung fhuldig machen, formlich anzuflagen.. — 

Finden fie. ſich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine ſolche Anklage zu erhe— 
ben; ſo ſind die Anklagepunkte beſtimmt zu bezeichnen, und in jeder Kammer durch 
einen beſondern Aeſchuß zu prͤfen. en ae a: mahnte 

VBVereinigen ſich hievauf die beiden Kammerm in ihren Beihlüffen "über :die Ans 
age; ſo bringen. fie disfelbe mit ihren Belegen an den ‚nachfichend ;($.. 134) bes 
fchriebenen Gerichtshof. nee — — 

8. 134. Zum gerichtlichen Schutze der Verfaſſung wird ein Staatsge— 
richts hof begruͤndet. Oieſe Behörde erkennt über Handlungen der $: :133.. bes 
nannten Staatsdiener ober der Staͤnde, welche auf den Umſturz der Verfaͤſſung 
gerichtet ſind, und Über Verletzung einzelner Puncte der -Berfaffung "0: 

$. 155. Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem" Präfidenten, welcher von 
dem Könige aus den erften Vorftänden der höheren Gerichte ernannt wird, und, aus 
zwölf Richtern, wovon des König die Hälfte aus den Mitgliedern -jener Gerichte 
ernennt, die Ständeverfammlungaber die ändere" Hälfte, jede Kammer dreiz und 
eben fo jede zwei Stellvertreter,. außerhalb ihrer: "Mitte wählt. Unter den ſtaͤndi— 
ſchen Mitgliedern müffen wenigſtens zwei Rechtsgelehrte ſeyn, welche, mit Vorbe— 
haͤlt der Einwilligung des Koͤnigs, aus koͤniglichen Staatsdienern gewaͤhlt werden 
koͤnnen. = —— 
5. 186, Saͤmmtliche Richter werben für diefen ihren Beruf beſonders ver- 
pflichtet und, in Bezug auf felbigen, ihres Unterthanen= und ſonſtigen Dienfteides 
entbunden, Eönnen auch nur durch Urtheilöfprud ihrer Stelle als Mitglieder bes 
Staatögerichtshofes entfent werden. In Bezug ihrer Entlaffung aus Krankheit 
oder Altersfchwäche folen die Beftimmungen bes in $. 40. zugeficherten Geſetzes 
auf fie anwendbar feyn. . 

Nimmt jedoch ein ftändifcher Richter ein Staatsamt anz fo hört er dadurch 
auf, Mitglied diefer Stelle zu ſeyn, kann aber von ber Ständeverfammlung wieder 
gewählt werden. — 

d. 137. Das Gericht verſammelt ſich auf Einberufung durch den Praͤſidenten, 
welche von biefem fogleich gefchehen muß, wenn er dazu einen von bem Juſtizmini— 
fter contrafignirten Befehl des Könige, ober: sine Aufforderung, mit Angabe des Ge: 
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genftandez, tach Verſchiedenheit der Fälle von einer Kammer, ober von beiden, durch 
den Präfidenten erhält. EI Dan N 

Das Gericht löfet ſich auf, wenn det Prozeß geendigt ift. Der Präfibent hat 
für die Vollziehung der Beſchluͤſſe zu forgen, und. in Anſtandsfaͤllen das Gericht 
wieder zu verfammeln. PR 5 a Nase 

8. 138. Eine Anklage vor dem Stgatsgerihtöhofe wegen. Verlegung der Ber: 
foffüng kann gefchehen, don der Regierung gegen einzelne Mitglieder der Stände, 
und von den Ständen, fowohl gegen Minifter und Departementschefs, als Segen 
“einzelne Mitglieder der Ständeverfammlung. - Andere Gtaatsbiener, als Minifier 
und Departementschefs, Tönnen vor diefem Gerichte nicht angeklagt werben. - - 

. 189. Es werden zu jeder hauptſaͤchljchen Entſcheidung zwei Referenten bes 
ſtellt. St der erſte Referent ein koͤniglicher Richterz; fo muß ber Correferent ein 
ftändifcher ſeyn, ind umgekehrt... — a 

Die itting der vom, Gerichtähofe -anzuorbnenden Unterfüchungen führen ein 
Fönigliches und ein der Rechte Tundiges ſtaͤndiſches Mitglied deffelben, deren Ernens 
nung bem Präfidenten zuſteht. Die Acten des Gerichtshofes werden durch ben 
Drud bekannt gemacht. | 

8.140. ‚Bei. jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl. von Eöniglichen,, und 
ftändifchen Richtern‘ anndefend ſehn. Soilte durd "Zufall eine Ungleichheit der Zahl 
eintreten, welche nicht fogteih durch anderweitige Ernennung oder Eintritt eines 
Stellvertreters gehoben werden koͤnnte; fo tritt das jüngfte Mitglied von der über: 
zählennen Seite aus; doc darfidie Zahl. ber Richter nie unter Zehn feyn. 

Sm Berhinderungsfalle vertritt die Stelle des Präfidenten der erfie Fönigliche 
Richter. — — 
— Praͤſidenten ſteht keine Stimme zu; im Falle der Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die für den Angeklagten guͤnſtigere Meinung. a 

$. 141. Die Strafbefugniß des. Gerichtshofes erſtreckt ſich nur, auf ausbrüd- 


liche Mißbilligung des Verfahrens, Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf 
zeitliche oder immerwaͤhrende Ausfchließung von der Landſtandſchaft, welche letztere 
auch die Stimmberechtigung aufhebt." 3 — 

Wenn dieſes Gericht die hoͤchſte in ſeiner Competenz liegende Strafe erkannt 
hat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszuſchließen; jo bleibt nicht nur den ordent— 
lichen Gerichten vorbehalten,. gegen den Verurtheilten ein weiteres Verfahren von 
Amtswegen eintreten" zu laffen, fondern es hat auch der. Staatsgerichtshof dem or- 
dentlichen Richter vom Ausgange: der bei. dem erflern verhandelten Anklage Nach— 
richt zu ertheilen. NET RR a eh - 
8. 142.: ‚Gegen 'den-Ausfprudz bes Staatsgerichtshofes findet Feine Appellation, 
wohl aber die Berufung auf anderimeites Erkenntniß ſtatt. Solchenfalls find zwei 
andere Referenten und, Gorreferenten dergeſtalt zu beftellen, daß, wenn bei dem er- 
ſten Urtheile der Referent ein koͤnigliches Mitglied war, das zweite Mal der, Refe— 
rent ein ftändifches Mitglied feyn muß, und umgekehrt. Auch ift: zu einem. folchen 
anderweiten Verſpruch der Gerichtshof noch um zwei Mitglieder zu vermehren, sund 
daher Eöniglicher. Seits noch ein. Mitglied eines höhern Gerichts außerordentlich zit 
zuordnen, ftändifcher Seits aber einer, von den nach $. 139. vorher zu beftimmens 
dert Stellvertreterin einzuberufen. 5 

$. 148, Der König wird nicht nur die Unterfuchung niemals hemmen, ſondern 
auch das ihm zuftehende Begnadigungsreht nie dahin ausdehnen, daß ein von die— 
jem Gerichte im. die Entfernung vom Amte verurtheilter Staatsdiener in feiner bis— 
berigen Stelle gelafjen, oder daß derfelbe in einem andern Juſtiz- oder Staatsver— 
waltungsamte angeftelle würde; es wäre denn, daß in Rüdfiht auf Wicderanftels 
lung das gerichtliche Erkenntnig einen ausdrüdlihen Vorbehalt zu Gunften des 

Verurtheilten enthielte. 

$. 144. Anträge auf Abänderungen und Erläuterungen in ben Beſtimmungen 
der Verfaffungsurfunde oder auf Zufäge zu derfelben Eönnen nur von dem Könige 
an bie Stände, nie aber von’ den Ständen an den König gebracht werden, 

Zu einem gültigen Befchluffe in diefer Angelegenheit wird wenigftens die Ge- 
genwart von drei Viertheilen der Mitglieder, und eine Mehrheit der Stimmen in 
jeder Kammer von wenigftens zwei Dritttheilen der Stimmen erfordert. 

8. 145. Wenn über die Auslegung einzelner Puncte der Verfaſſungsurkunde 
Zweifel entficht, und derfelbe nicht durch Uebereintunft zwifchen der Regierung und 
den Ständen befeitigt ‚werden kann; fo follen die für umd wider ftreitenden Gründe, 
mittelft einer darüber von Geiten der Regierung auszufertigenden Darftellung, dem 
Stantögerichtshofe zur Entſcheidung vorgelegt werden. 
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Gleichergeltalt dürfen die Staͤnde eine Debuction ihrer Anficht den Staatsge⸗ 
richtshofe uͤbergeben. 

Der hierauf ertheilte Ausſpruch fol als. authentifche Interpretation angefchen 
und befolgt. werden. 

Bei Gleichheit dee Stimmen giebt in biefem Falle bie Stimme des Praͤſiden⸗ 
ten den Ausſchlag. 

$. 146. Alle Geſete, Verordnungen und Obfervanzen‘, welche mit einer’ aus⸗ 
druͤcklichen Beflimmung der gegenwärtigen Verfaſſungsurlunde im Widerſpruch fie: 
hen, find infoweit ungültig. 

Indem Wir die vorftchenden Beftimmungen für das Staatsgrund: eh Ru 
Königreiches hiermit erklären, erthellen Wir zugleich die Berfiherund, daß 
nicht nur die darin enthaltenen Zuſagen Selöft genau erfüllen,‘ fondeun aud) dieſe 
Berfaffung gegen’ alle Eingriffe und Verletzungen Eräftigft ſchuͤtzen wollen. 

Zu deffen Urkund haben Wir gegenwärtige Staatsgrundgeftg ‚eigenhändig. un: 
terſchrieben und mit Unſerm —— dr verfehen laſſen. 


» Verfaffungsurkunde des. Kihigreihe Sadſen, 
vom 4. September 1831. 


‚Bir, — von Gottes Gnaden, König von Sacſen inc © 

nd 9° 

Friedrich Auguſt, Herzog. zu Sahfen. 
ehun hiermit und, daß Wir, in Folge der von Unſern ER Ständen 
wiederhohlt aüßgefprochenen Wuͤnſche, und, mit Nüdfiht auf die in andern 
Staaten, des teutfchen Bundes, bereits” getroffenen und durch die Erfahrung be: 
währt gefundenen Beſtimmungen, die A Unferer Lande, mit Beirath 
und Zuſtimmung der Staͤnde, in naͤchſtfolgender Maaße geordnet haben, 
3 asyHnitt.. — 

ar: "Bon dem Königreiche und deſſen Regierung im Allgemeinen. 
BEE Koͤnigreiche. Einheit und‘ Untyeitbatteit beffelben. 

8.1: Das Königreich Sachſen iſt ein‘ une: Einer, Verfaſſung verei⸗ 
nigten, untheilbarer Staat des teutfchen Buudes. ie he" 

2 — Unveraͤuherlichkeit ſeiner Beftandfheile, und der. She der Krone. Be, 

a 2. Kein Beſtandtheil des. Königreichs. oder Recht „deu. Krone kann 
ohne, Buftimmung‘ der Stände aufirgend jeine. Weiſe veraͤußert werden.  .n 
1; (b ‚Geänzberichtigungen "mit benachbarten: Staaten "find. hierünter wicht ber 
Stiffeh," wenn nicht dabei Unterthahen abgetreten. Bee: mei ame 
zu dem Königreiche ‚gehört haben. -. u en 

Negierungeform: Ä 
$. 3. Die Regierungsform iſt monarchiſch, und es sms: bibei eine 
tantjtänbifhe Verfaſſung. | | 
+2: VBom Koͤnt g. 

S. 4. Der König ift das -fouveraine Oberhaupt bes Staats, vereinigt 
in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und uͤbt ſie unter den duch die Ver⸗ 
faffung feftgefegten Beftimmungen aus. Seine Perfon ift heilig und un: 
verleglich. 

8. 5. Der König kann, ohne Zuſtimmung der Stände, weder zugleich. 
Oberhaupt eines andern Staats werden, Exbanfälle ausgenommen, noch feis 
nen weſentlichen Aufenthalt außerhalb Landes nehmen. 

Erbfolge des Saͤchſiſchen Fürftenhaufes. 
. 6. Die Krone ift . in dem Mannsftamıme des Säcffäen 
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‚Zürftenhaufes nach dem Rechte ber Erſtgeburt und dee agnatiſchen Lineal⸗ 
folge, vermoͤge Abſtammung aus ebenbuͤrtiger Ehe. J 
Fernere Erbfolge. Br 

$. 7. In Ermangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erbverbruͤderung 
zur Nachfolge berechtigten Prinzen, geht die Krone auf eine aus ebenbürtiger Che 
abftammende: weibliche Linie, ohne Unterfchied des Gefchlechts, uͤber. Hierbei 
enitfcheidet die Nähe der Verwandtſchaft mit dem zulegt regierenden Könige, 
bei gleicher Nähe das Alter ber Linie, und in felbiger das Alter der Perfon. 
Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Mannsflamms in der 
Primogeniturordnung. * — 

FR rn Volljährigkeit des Königs, 
6. 8. Der König wird volljährig, fobald er dad achtzehnte Jahr zus 
ruͤckgelegt hat. 
Regierungsvertoefung. \ 
.$. 9.. Eine Regierungsverwefung tritt ein 
während der Minderjährigkeit des Könige, ober wenn derfelbe an 
ber Ausübung der Negierung auf längere Zeit verhindert iſt, und 
für die Verwaltung des Landes nicht felbft Vorſorge getroffen hat 
‚oder £reffen kann. 

In beiden Fällen wird bie Negierungdverwefung von dem ber Thron: 
folge nächften volljährigen Agnaten geführt, 

Sie befteht nur auf fo lange, als ber König an der Ausübung ber 
Regierung behindert ift, und deren Eintritt und Schluß wird gefeglich bes 
kannt gemacht. 

| Anordnung berfelben durch den König für den Nachfolger. 

$. 10. Sollte fich bei einem zunaͤchſt nach dem Könige zur Thron— 
folge beflimmten Familiengliede ein Hinderniß zeigen, welches demſelben die 
eigene Verwaltung des Landes unmöglih machen würde; fo ift noch unter 
der Regierung des Königs durch ein Staatsgefeg über den Fünftigen Ein— 
tritt der Megierungsvermefung zu entfcheiden. | 

Anordnung derfelden für ben König. 

$. 11.. Würde der König während feiner Negierung oder bei bem An 
falle der Thronfolge durch ein folches Hinderniß von der eigenen Verwaltung 
des Landes abgehalten fern, ohne daß früher die oben beflimmte Verfügung 
getroffen wäre; fo foll länyftens binnen ſechs Monaten in einer von der ober 
ſten Staatsbehörde ($. 41.) zu veranlaffenden Verſammlung fämmtlicher im 
Königreihe anweſenden, nach zurücigelegtem 21. Jahre volljährigen Prinzen 
des koͤniglichen Haufes, mit Ausſchluß des zunächft zur Negentfchaft berufe— 
nen Ugnaten, auf vorgängiges Gutachten jener Behörde, über den Eintritt 
der Negierungsverwefung nach abfoluter Stimmenmehrheit ein Beſchluß ge: 
faßt, und folcher den verfammelten ober außerordentlich zufammen zu beru⸗ 
fenden Ständen zur Genehmigung vorgelegt werden, 

Sind nicht mindeftens drei: Eönigliche "Prinzen zur Faſſung eines dies⸗ 
| falffigen Beſchluſſes gegenwaͤrtigz fo werden bie den Jahren nach aͤlteſten re— 

gierenden Haͤupter der Erneſtiniſchen Linie, bis zur Erfüllung diefer Zahl, zu 
der Verfammlung eingeladen. 
Gewalt des Regierungsverwefers. 
12. Der Megierungsverwefer uͤbt die Stantsgetwalt in dem Um- 
fange, wie fie dem Könige zufteht, umter deſſen Namen verfaffungsmäßig aus. 

Deränderungen in der Verfaffung dürfen von dem Regierungsverweſer 

weder in Antrag gebracht, noch, wenn ſie von den Staͤnden beantragt wor⸗ 
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den, genghmigt werden, gls wenn ſolches von ihm yirter Beirgth des nach 
8. 11. conſtituirten Familienraths und in, Folge eines in der daſelbſt vorge— 
ſchriebenen Maaße gefaßten Beſchluſſes geſchieht. Dergleichen Veraͤnderungen 
erhalten aber. ſodann bleibende Guͤltigket. 

‚5. Deffen Aufenthalt: und Aufwand. 4: - 

. 8. 13. - Der, Regierungsverwefer hat, infofern er nicht. ein ausmwärfiger 
Negent ift, feinen twefentlichen Aufenthalt im Sande zu nehmen... 

Der Aufwand defielben wird. von, der Cipilliſte ($: 22,) beftritten. 

>: Megentfhaftsrath. . . : 

$. 14. Die oberfte Staatsbehörde ($. 41.) bildet den Regentſchafts⸗ 
rath des Negierungsvermwefers, und diefer ift verbundn, in allen wichtigen An⸗ 
gelegenheiten das Gutashten- derfelden einzuhohlen. , 

| Erziehung des minderjährigen Königs. 

$. 15. In Ermangelüng einee von dem Könige getroffenen Anords 
nung, gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs der Mutter, und. 
wenn diefe nicht mehr lebt, oder fich anderweit vermählt, der Großmutter von 
vaͤterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung der Erzieher und Lehrer und 
die Zeftfegung des Erziehungsplans: nur nah Ruͤckſprache mit dem Regie— 
tungsverwefer und dem Negentfchaftsrathe gefchehen. Bei einer VBerfchiedene 
heit der Anfichten hat der. Regierungsvertvefer mit dem Regentſchaftsrathe 
die Entfcheidung; auch liege diefem, nad) dem Abſterben oder-der anders 
weiten Vermählung der Mutter oder der Großmutter, die Sorge für die 
Erziehung des minderjährigen Königs allein ob. 

Die diesfallfigen Berathungen des Regentſchaftsraths werden unter dem 
Vorſitze des Negierungsverwefers gepflogen, welcher bei dem zu faffenden Be: 
fchluffe nur eine Stimnie, jedoch, im Zalle der Stimmgleichheit, die Ent« 
fcheidung hat. i 

weiter Abfhnitt. 
Bon dem Staatsgute, fo wie von dem Vermögen und ben Gebühr 
niffen des Töniglihen Hauſes. 

| 1. Staatsgut. | 
> 6. 86. Das Staatsgut befteht, als eine einzige unfheilbare Geſammt⸗ 
maffe, aus dem, was die Krone an Territorien, Aemtern, Kammergütern, 
Domainen, den dazu gehörigen Fluren, Gebäuden und Inventarien, Grunds 
ſtuͤcken, Forſten und Mühlen, Berge und Hüttenwerken, Kuren, Regalien, 
Amtscapitalien, Einkünften, nugbaren Rechten, öffentlichen Anftalten, Beſtaͤn⸗ 
den, Außenftänden und Vorräthen jeder Art und fonft befigt oder erwirbt, - 
und es geht dafjelbe in feinem ganzen Umfange auf den jedesmaligen Thron- 
folger über, Neben demfelben befteht das ‚Kideicommiß des Eöniglihen Haus 
ſes Von beiden ift das Privatvermögen des Königs und ber Eöniglichen 
Familie zu unterfcheiden. 

8. 17. Das Staatögut wird durch eine, ben Grundfägen ber Verfaf 
fung gemäß conftituirte, Finanzbehörde verwaltet und fediglich zu den Bweden 
des Staats benust. ‚Sein Ertrag bleibt den Staatscaffen uͤberlaſſen. 

Uebrigens ift dem Könige unbenommen, eine oder bie andere Domaine, 
gegen Abzug einer nad. dem Durchſchnittsertrage ber Testen zehn Jahre bes 
ftimmten Summe von der Civilliſte ($. 22.), auf Lebenszeit zu eigner Ver⸗ 
waltung und Benutzung zu übemehmen; auch bleiben die in der Beilage I, 
verzeichneten Schlöffer, Palaͤſte, Hofgebäude, Gärten und Räume zu der 
freien Benugung des Könige. : ar — 
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So F der Lehnsverband zwiſchen dem Koͤnige, als : Obertehnshern, 
und feinen, Vaſallen noch beſteht, wachſen die heimfallenden Lehen dem 
Staatsgute zu; es bleibt aber dem Koͤnige das Recht, Erbverwandelungen 
zu bewilligen, Lehnspardon zu ertheilen, auch alle andere aus der Oberlehns ⸗ 
herrlichkeit fließende Befugniſſe auszuüben, Lehnsanwartſchaften werden je⸗ 
doch nicht ertheilt werden. | | ——— — 
GS. 18. Das Staatsgut iſt ſtets in feinen weſentlichen Beſtandtheilen 
zu erhalten, und. kann daher ohne, Einwilligung der Stände weder durch Vers 
äußerungen vermindert, noh mit Schulden oder andern Laften befchwert 
werden. " J J 
Unter dem Veraͤußerungsverbote find jedoch diejenigen Veränderungen 
nicht begriffen, welche bei einzelnen Parcellen. zu Beförderung der Landes« 
cultur, oder, zur Entfernung wahrgenommener Nachtheile, duch Verkauf, 
Austauſch ‚oder, Ablöfung, fo wie in Folge eines gerichtlichen Urtheils, oder 
zu Berichtigung zweifelhafter Grenzen, noͤthig oder gut befunden werden 
ollten. f 
! Die Kaufgelder find, fobald ſich eine vortheilhafte Gelegenhett findet; zur 
Ermwerbung inländifchen Grundeigenthbums anzuwenden, inzwifchen aber auf 
eine andere zweckmaͤßige Weiſe werbend anzulegen. Was duch eine ſolche 
Veräußerung an Grundeigenthbum, Rechten, Einkünften oder Kaufgeldern 
erlangt wird, nimmt die Eigenfhaft des veräußerten Gegenflandes an, und 
teitt an deſſen Stelle. | 

Den Ständen tft bei jebem ordentlihen Landtage ($. 115.) nachzu⸗ 
weiſen: was ſeit dem letztvorherigen vom Staatsgute veraͤußert, warum die 
Veraͤußerung bewirkt, was dabei erlangt und in welcher Maaße das erlangte 
Kaufgeld vorſchriftmaͤßig angewendet worden ſey. 

S. 19. Alle Beſtaͤnde, Forderungen und Anſpruͤche des koͤniglichen 

Fiscus gehen auf die allgemeinen Staatscaſſen über. Dagegen werden die 
auf erſterm haftenden Schulden und Anfprüche aller Art von letztern zu ale 
einiger Vertretung übernommen. 

Die Rechte der Gläubiger. bleiben umerlegt, 

2. Königlihes Hausfideicommiß, 
$. 0. Das Eönigliche Hausfideicommiß befteht: 
a) aus alle dem, was zu ber Einrichtung oder Zierde der fm ber Beilage 

unter I. verzeichneten. Eöniglichen Schlöffer, Paläfte, Hofgebäude und 

Gärten dient, dem Mobiliar, welches der Auffiht der Hofimter und 

Hofintendanten anvertraut und zum Bedarf oder Ganze des Hofes 

beſtimmt iſt, den Staͤllen, an Pferden, Wagen ober ſonſtigem Inven⸗ 

tario, den Jagderforderniſſen, den in dem grünen Gewölbe und andern 

Töniglichen Sammlungen befindlichen Koftbarkeiten, Gold» und Sile 

bergeräthen und Porcellanen, der Gemäldegalerie, den Kupferftich:, 

Naturaliene, Münze und andern Cabineten, ber Bibliothek, der Kunft;, 

Ruͤſt- und Gemwehrfammer. 

Demſelben waͤchſt 


b) alles dasjenige zu, was ber König während feinet Negterum, aus fs 

gend einem Privatrechtstitel ober duch Erfpamiffe an der. Civillifte, 
erworben, und woruͤber berfelbe unter den Lebenden ‚nicht bisponirt, 
imgleichen dasjenige Vermögen, welches der König vor feiner Gelans 
gung zum Throne befeffen, fo wie das, was er mit biefem Vermögen 
nachher erworben hat, infofern von ihm uͤber diefes Vermögen weder 
unter den Lebenden, noch auf den Todesfall verfügt worden iſt. 
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Daſſelbe iſt Eigenthum des koͤniglichen Hauſes; deſſen Beſitz geht aber, 
> der $. 6. und 7. für“ die Krone beftimmten Succeſſionsordnung und 
fonft, auf den jedesntaligen rechtmäßigen! Negenten des Koͤnigreichs Sachfen 
"über. Daffelbe iſt don dem Lande unzertrennbar und umverdußerlich, Unter 
dem Veraͤußerungsverbote ſind jedoch diejenigen Veränderungen nicht begriffen, 
welche durch Verkauf oder Austaufch einzelner Gegenftände für, gut befunden 
werden follten. Was durch Veräußerung an Gegenſtaͤnden oder Kaufgeldern 
erlangt wird,‘ nimmt bie Eigenſchaft des veraͤußerten Gegenſtandes an und 
tritt an deffen Stelle. : ° 

Die Kaufgelder find, fobald fi eine vortheilhafte Gelegenheit findet, 
zur Vermehrung des Hausfideiommiffes anzuwenden. Auch fleht dem je: 
desmaligen Megenten, lediglich unter Zuftimmung der Stände, die Befugniß 
zu, die zu demſelben gehoͤrigen Koſtbarkeiten bis zur Hoͤhe einer Million 
Thaler in außerordentlichen Nothfaͤllen zu Staatszwecken zu verpfaͤnden. Es 
iſt jedoch der verpfaͤndete Theil deſſelben, ſobald als moͤglich, wieder einzu: 
loͤſen. 

Nur in den F. 105. erwähnten außerordentlichen ‚deingenden ‚Fällen, 
wo bie: Einberufung ‚ber Stände durch bie Umftände unmöglich gemacht wird, 
kann eine Verpfändung deſſelben vom König unter Verantwortlichkeit der ihn 
hierbei berathenden: Minifter, auch ohne Zuſtimmung der Stände, verfügt ter: 
den, und es treten alsdann die Beftimmungen des gedachten $. in Kraft. 

3. Privateigenthbum des Königs. 


8 21. Privateigenthum des Königs ift alles dasjenige, was berfelbe 
vor feiner Gelangung zum Throne bereits befeffen hat, und mit dieſem 
Vermögen ferner erwirbt; es fteht ihm darüber die freie Dispofition unter 
den Lebendigen und auf den Todesfall zu. 

Hat der König über diefes Vermögen nicht disponirt; fo wächft daffelbe 
‚bei feinem Ableben dem Hausfideicommiffe zu. 

Ueber dasjenige Vermögen, was der König fonft während feiner Regie 
rung aus irgend einem Privatrechtstitul oder durch Erfparniffe an der Civil: 
tifte erwirbt, fteht demfelben die freie Dispofition unter den Lebenden zu; bei 
feinem Ableben. aber faͤllt es ebenfalls dem Hausfideicommiſſe a 

4. Civilliſte. 

$. 22. Der König beziehe jährlich eine, mit den Ständen auf bie Dauer 
feiner. Regierung verabſchiedete, Summe aus den Staatscaſſen als Civilliſte 
zu ſeiner freien Dispoſition in monatlichen Raten im Voraus zahlbar. 

Dieſe Summe iſt als Aequivalent fuͤr die den Staatscaſſen auf die 
jedesmalige Dauer der Regierungszeit des Koͤnigs uͤberwieſenen Nutzungen 
des koͤniglichen Domainenguts zu betrachten, und kann, waͤhrend der Regie 
rungszeit des Koͤnigs, weder ohne deſſen Zuſtimmung vermindert, noch ohne 
die Bewilligung der Stände vermehrt, auch als weſentliches Beduͤrfniß zur 
ren der Wuͤrde der Krone zu Feiner Seit und auf keine Weife mit 

Schulden belaftet werben. 

Diefe Nusungen follen auch den Staatscaſſen ſo lange uͤberwieſen blei⸗ 

ben, als eine Civilliſte bewilligt wird, welche der jetzt mit 
Fuͤnfmalhundert Tauſend Thalern — = — = 
verabfchiedeten an Höhe mwenigftens gleich kommt. 

Die Civilfifte des mit. Tode abgegangenen Königs — fort, bis die 
ſeines Nachfolgers verabſchiedet iſt, jedoch laͤngſtens nur bis zur Vereinigung 
uͤber ein neues Budget. 


Von ſelbiger werden beſtritten: 
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Die Chatullengelder des Könige und feiner Gemahlin, die Unterhal⸗ 
tungs⸗und Erziehungstoften feiner Kinder, die Gehalte alter Eöniglichen Hof: 
beamten und Diener, die fünftig’auszufesenden Penfionen berfelben, fo wie 
ihrer Wittwen und Kinder, der gefammte Aufwand für die Hofhaltung, den 
Stall, die Hofiagd und die dazu gehörigen Inventarien, den katholiſchen 
und evangelifhen Hofgottesdienft, für leßteren nad) ber Höhe des zeitherigen 
Beitrags, die Hofcapelle und Hoftheater, die Unterhaltungskoften der, nad) 
$.17., "dern Könige zur freien Benutzung bleibenden, Schlöffer, Patäfte 
Hofgebäude und Gärten, endlich alle bier, nicht erwähnte, ordentliche oder 
außerordentliche Hofausgaben, deren Beſtreitung nicht ausdrüdiih auf das 
Staatsbudget gewiefen ift. | ö 


. 5 Apanagen und andere Gebührniffe der Glieder des 
nn...  #önigliden Daufes. 

8. 23. Die den dermaligen Gliedern des Eöniglichen Hauſes ausgefeg- 
ten Apanagen, Witthuͤmer und andern vertragsmäßigen Gebührniffe, Hand: 
und Garderobengelder bleiben, :unter ‚Beobachtung der wegen der Secundo: 
genitur beftehenden, Beftimmungen, auf deren Lebenszeit unverändert, und 
werden in das Budget aufgenommen. Ä j 

Ueber die Eünftig, unter Anrechnung der Gecundogenitur, zu gewähren: 
den Apanagen, Witthümer, Heirathsgüter und andere dergleichen Gebuͤhr— 
niffe ift mit den Ständen eine feſtſtehende Beſtimmung zu verabfchieden, 
welcher nachmals in jedem einzelnen Falle nachzugehen ift, und welche in 
das Hausgefes aufgenommen werden foll. 

Ohne Einwilligung der Staͤnde koͤnnen dieſe Gebührniffe nicht veraͤn— 
dert, und nie durch Ueberweiſung von Grundſtuͤcken zur Benutzung ge— 
waͤhrt werden. 

Die Entrichtung derſelben erfolgt aus den Staatskaſſen, ohne Zurech⸗ 
nung auf die Civilliſte. 

— Dritter Abſchnitt. 

Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Unterthanen. 

1. Rechtsverhaͤltniß duch den Aufenthalt im Lande 
$. 24. Der Aufenthalt innerhalb der Gränzen des Staats verpflich 
tet zu Beobachtung der Gefege deffelden, und begründet dagegen den geſetz— 
lihen Schuß. = - 
.2. Heimaths- und Staatsbürgerregt. 
$. 25. Die Beftimmungen über das Hiemathsrecht und Staatsbuͤr— 
gerrecht bleiben einem befondern Gefege vorbehalten. 
3. Schug der Redte. u 

826. Die Rechte der Landeseinwohner ftehen für Alle im gleicher 
Maaße unter dem Schuge der Verfaſſung. — ; 

) 4. Freiheit der Perfon und des Eigenthums, 

N 27. Die Sreiheit der Perfonen und die Gebahrung mit dem Ei: 
genthume find Feiner Befhränkung unterworfen, als welche Gefeg und Recht 
vorfchreiben. - 

Wahl des Berufs. " 
$. 28. Jebder ift daher berechtigt, feinen Beruf und fein Gewerbe 
nach eigener Neigung zu wählen und fich dazu im In- oder Auslande aus— 
zubilden, fo weit nicht hierbei ausdruͤckliche Gefege oder Privatrechte befchrän- 
entgegenftehen. var Bas 
A 15 
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& 30. Die Verpflichtung zu Vertheidigung des Votechendes und, ‚bie 
—— zum Waffendienſte ift. allgemein; es finden dabei ‚keine, I 
dem, als die durch die, Gefege beſtimmten Ausnahmen Statt, 

Abtretung, von Privateigenthum: zu Staatszwecken. | 

8.31. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum, ober f onftige Rechte 
und Gerechtigkeiten, zu Stantszweden abzutreten, ald in ben gefeglich bes 
ftinnmten ‚’oder durch dringende Nothivendigkeit gebotenen‘, von der oberſten 
Stantsbehörbe zu beftimmenden Fällen und gegen Entfchädigung, welche ohne 
Anftand ermittelt und gemährt werden ſoll. 

Entſteht ein Streit über die Summe der Entfchädigung , und det Eis 
genthümer oder der Berechtigte will ſich bei der: Entfcheidung ber- Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde nicht beruhigen; fo" bleibt ihm Unbenommen, die Sache im or 
dentlihen Rechtswege zur Erledigung zu bringen; es iſt aber einſtweilen bie 
Abtretung zu bewirken, und bie von jenet Dehie feftgefegte al 
Berzug zu bezahlen. 
de 7 AS Rihtöverhäteni in Bezug auf den Stauden. Ä 

"8.32,  Sedem Landeseinwohner wird voͤllige Gewiſſensfreiheit, und, in 
der bisherigen oder der kuͤnftig gefeglich feftzufegenden Maafe, Schuß in ber 
Gottesverehtung feines Glaubens gewaͤhrt. 

ü 33. Die Mitglieder der im Königreiche aufgenommenen, chriſtlichen 

Kirche agefelſchaften genießen gleiche buͤrgerliche und politiſche Rechte. Alle 
andere Glaubensgenoſſen haben an den ftantsbürgerlichen Nechten nur in 
der Maaße einen Antheil, wie ihnen berfelbe, vermöge befondewer Gefege, 
zukommt. 


4 


* 


6. Rechtsgleichheit zum Staatsdienſte. 

$. 34. Die Verſchiedenheit des Standes und der Geburt begründet 

keinen Unterſchied in der Berufung zu irgend einer Stelle im PRESSEN: 
Ä T. BDreffe und Buchhandel. 

F. 36. Die Angelegenheiten der Preſſe und des Buchhandels werden 
durch ein Gefeg geordnet werden, welches die Freiheit berfelben, unter Bes 
rudfichtigung der Vorfchriften dee Bundesgeſetze und ber ae gegen 
Mißbrauch, als Grundſatz feftftellen wird. 

6. Recht der Befhmwerde über Behörden, 

$. 36. Seder hat dns Recht, über gefeg= oder ordnungswidriges Ber: 
fahren einer Behörde, oder Verzögerung der Entſcheidung, bei der zunaͤchſt 
vorgefegten, fchriftlihe Beſchwerde zu führen. . 

Mird felbige von der vorgefegten Behörde ungegründet — ſo iſt 
dieſe verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer uͤber die Gruͤnde ihres uͤrtheils zu 
belehren. Glaubt derſelbe ſich auch bei der Entſcheidung der oberſten Staats⸗ 
behoͤrde nicht beruhigen zu koͤnnen; fo darf er die Beſchwerde den Staͤnden, 
mit der Bitte um Verwendung, fchriftlich vortragen, melche dann zu beur— 
theilen haben, ob die Sache geeignet fey, von ihnen am Throne bevormwor: 
tet zu werben, 

Uebrigens bleibt auch- jedem unbenommen, feine Wünfche und Beſchwer⸗ 
den bei dem Regenten unmittelbar anzubringen. 
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3:39 Abgabenmefen. . | 
$. 37. Kein Unterthan fol) mis Abgaben. oder andern Leiſtungen be 
fchmert werden, wozu eb wicht, yermoͤge der Gefege oder -Eraft befonderer 
Rechtotitel, ‚nerbunden. IE. — nt 


) ‘ 


. 38. Alle Unterthanen haben zu ben Staatslaften, beizutragen. 
§. 839. E ſoll ein, neues Abgabenſyſtem feftgeftellt, werben, wobei bie 


Gegenstände, der directen und indirecten Beſteuerung, nach moͤglichſt richti— 
gem Verhaͤltniſſe, werden zur Mitleidenheit gezogen werden. 

Die bisher beſtandenen Realbefreiungen ſollen, gegen angemeſſene Ent— 
ſchaͤdigung, dexen Modalitaͤt, unter Vernehmung mit den Ständen, buch 
die kuͤnftige Geſetzgebung näher zu beſtimmen iſt, aufgehoben werden. 
8.40. Meug bleibende Befreiungen von Staatslaſten koͤnnen in feis 
ner: Meife vergiguftigt ober erworben werben. 


FEEDS BELLE AIT ORTE. 
ee EEE ER Bon dem Staatsdienſte. 

41. Minifterialdepartementse, Gefammtminifterium, 
ee nn Staatsrath. 


4 Es beſtehen die Minifterialdepartements, der Juſtiz, der Fi: 
nanzen, des Sinnen, des Kriegs, des Cultus und der auswärtigen Angeles 
genheiten, deren Vorſtaͤnde den Ständen verantwortlich find. 
Dieſe Vorſtaͤnde bilden das Gefammtminifterium, als die oberfte colle— 
giale Staatsbehörde. 
Auf den Vorſtand des Minifterii des Cultus, welcher ftet3 der evange: 
liſchen Confeffion. zugethan feyn muß, in Gemeinfchaft mit wenigſtens zmei 
- andern Mitgliedern des Gefammtminifterii. derfelben Confeſſion, geht der. biz 
herige Auftrag in Evangelicis über. Zu feinem Wirkungskreife gehören die, 
$. 57. bezeichneten, Angelegenheiten aller Confeffionen. 
Es kann win. Stantsrath gebildet. werden, zu melchem, außer den Vor⸗ 
ftänden der Minifterialdepartements,. diejenigen Perfonen gezogen werden, 
welche der König geeignet findet, | 


I % :Derantwortlichkeit ber Staatsdiener., 
$. 42. Alle Staatsdiener find für ihre Dienftteiftung verantwortlich. 
Eontrafignatur der Föniglichen unmittelbaren Verfügungen. 

z . 43. Alle Verfuͤgungen in Regierungsangelegenheiten, welche der 
König unterzeichnet, muͤſſen von dem Vorſtande eines Miniſterialdeparte— 
ments, welcher bei der Beſchlußnahme wirkſam geweſen iſt, in der Rein: 
ſchrift, zum Zeichen feiner Verantwortlichkeit für die Zweckmaͤßigkeit und 
Uebereinflimmung berfelben mit den Gefegen und der Verfaffung des Landes, 
contraſignirt werden. 

Eine ſolche, mit der erforderlichen Contraſignatur nicht bezeichnete, Ver— 
fügung ift als erfchlichen zu betrachten und daher unverbindlich, 

3. Borbehaltene Beftimmungen über die Verhältniffe der 

ee u Staatsdiener, | 

dh 44. Die Verhältniffe der Staatsdiener, worunter jedoch der Hof: 

dienſt nicht mit begriffen iſt, ſollen durch ein beſonderes Geſetz naͤher be— 

ſtimmt werben, in welchem vorzuͤglich die noͤthige Unabhängigkeit des Nic: 

teramts beruͤckſichtigt werden wird, | 
15” 


228 Sachſen. 
Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von der Rechtspflege. — 
1. Verwaltung der Gerichtsbarkeit. 

$. 45. Die Gerichtsbarkeit wird in einer geſetlich — * ie 
zenordnung verwaltet. 

f 2. Angabe der Gründe der Nehtsentfäeibungen. 

8. 46, Alle Gerichtöftelfen haben ihren Entſcheidemgen Stände bei⸗ 
zufuͤgen. 

3. Competenz. 

$. 47. Sie find, bei Ausübung ihres richterlichen Amtes, innerhalb 
der Gränzen ihrer Competenz, von dem Einfluffe der Regierung unabhängig. 
Ueber Competenzztweifel zwiſchen ben Juſtiz- und Verwaltungsbehoͤrden ent: 
ſcheidet in letzter Inſtanz eine beſondere Behoͤrde, deren Organiſation durch 
ein Geſetz beſtimmt wird, und deren Mitglieder zur Haͤlfte aus Raͤthen des 
oberſten Juſtizhofes beſtehen muͤſſen. 

$. 48. Kein Unterthan darf feinem ordentlichen Richter ROM wer: 
den, außer in den, von den Gefesen vorausbeflimmten, Falten, - 

4, Rechtsweg in Bezug Auf Acte der ——— 
. 49. Jedem, ber ſich durch einen Act der. Staatsverwaltung in ſei⸗ 
nen Rechten verlegt glaubt, fleht der Rechtsweg offen. 

Ein befonderes Geſetz wird die nöthigen Ausnahmen und Beftimmuns 
gen treffen, damit durch die Ausübung diefes Befugniſſes der nr Fortgang 
der Verwaltung nicht gehemmt werde. J 

5. Gerichtsſtand des Fiscus. 
6.50. Der Fiscus nimmt in allen, ihn betreffenden, Rechtsſtreitig⸗ 
keiten Recht vor den ordentlichen Landesgerichten. 
—6. Geſetzliche Verfolgung. 

$. 51. Niemand darf ohne gefeglihen Grund verfolgt, verhaftet oder 
befteaft, und über vier und zwanzig Stunden über die Urfache feiner Ver: 
haftung in Ungemwißheit gelaffen werden. £ 

Pe Begnadigungsredt. 

$. 52. Der König hat in ſtrafrechtlichen Fällen das Recht der Aboll⸗ 
tion, fo wie der Verwandlung, Minderung oder des Exlaffes der Strafe, 
kann aber zuerkannte Strafen nicht fhärfen. 

8. Gonfiscation. 
| . 53, Die Gonfiscation kann Tünftig nur bei einzelnen Sachen, 
welche als Gegenſtand oder Werkzeug einer Vergebung gedient baden, Statt 
finden. 
Eine allgemeine Vermögensconfiscation tritt in Eeinem Falle ein, 
9. Moratorien. 

$. 54, Moratorien dürfen von Staatswegen nicht ertheilt werben. 

10. BVBorbehaltene Beflimmungen über die Einrichtung der 
Rechtspflege. 

$. 55. Die Rechtspflege wird auf eine, der Gleichheit vor dem Ge: 
fee entfprechende, Weife in der Maaße eingerichtet werden, daß die privile— 
girten Gerichtöftände aufhören, fo weit nicht einzelne, auf "Verträgen oder 
befondern Verhältniffen beruhende, Ausnahmen noc, ferner nothwendig bleiben. 

Die naͤhern Beſtimmungen Beate. werden ie ein Gefet gef 
fen werden. 
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»— Seechſter Abfhnitt. 
Von den Kirchen, Unterrichtsanſtalten und milden Stiftungen. 
— Deffentliche Religionsuͤbung. 
$. 56. Nur den im ‚Königreihe aufgenommenen oder fünftig, mittelft 
befondern Gefetzes,/ aufzunehmenden, chriſtlichen Eonfeffi onen fteht die freie, 


öffentliche Religionsübung zu. 
Es dürfen weder neue- Kloͤſter errichtet, noch Jeſuiten oder irgend ein 
anderer geiſtlicher Orden jemals im Lande aufgenommen werden. 


J * 2. Rechte des Koͤnigs über die Kirchen. 

— ‚Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen (jus circa 
PER, j ne und das Schußrecht über bdiefelben nach den diesfallfigen 
geſetzlichen Beſtimmungen aus, und es find daher namentlich auch die geiſt— 
lichen Behörden aller Gonfeffionen ber Oberaufficht des Minifieriums des 
Gultus untergeordnet. 

Die Anordnungen, in Betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten, 
bleiben der befondern Kirchenverfaffung einer jeden Confeffion überlaffen. 
Insbeſondere ‚wird die landesherrliche Kirchengewalt Gus episcopale) uͤber die 
evangeliſchen Glaubensgenoſſen, fo lange der König einer andern Confeſſion 
zugethan iſt, von der §. 41. bezeichneten Miniſterialbehoͤrde ferner in der 
jeitherigen einge ausgeübt, 


3. Beſchwerden über Mißbrauch der kirchlichen Gewalt. 


58 Beſchwerden uͤber Mißbrauch der kirchlichen Gewalt koͤnnen 
auch bis zu der oberſten weltlichen Staatsbehoͤrde gebracht werben. 


4 Rechtsverhaͤltniß der Diener der Kirchen. 
$;:59.. -Die Kirchen und Schulen und deren Diener find in ihren 
buͤrgerlichen Beziehungen und-, ‚ Handlungen den Gefegen des Staats un: 
terworfen. 
re 5 Stiftungen. 
"ER Re 60; Ale Stiftungen ohne Ausnahme, fie, mögen für dem Cultus, 
ben Unterricht, oder die Wohlthätigkeit beftimmt feyn, ſtehen unter dem bez 
fondern Schuge des Staats, und das Vermögen vder Einkommen derfelben 
darf unter einem. Borwande zum Staatsvermögen eingezogen, oder für anz 
‚dere, aha: die, ftiftungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Nur in dem Zalle, 
wo der füftyngsmäßige Zmwe nicht mehr zu erreichen fleht, darf eine Ver— 
‚wendung zu. andern Ähnlichen Zweden,. mit Zuftimmung. der Betheiligten, 
‚und, inſofern allgemeine Sandesanftalten in, Betracht en mit Bewilli⸗ 
gung dr inte, erfolgen.  : * 
Rear -Siebenter Abfqhnitt. “, gr 
Bon den Ständen. 
AMa. Et ‚Srganifation der Ständenerfammlung. 
1. Aigenieine Beftimmüngen. Ständeverfaimmlung in zwei 
Kammern. Staͤndiſche Provinzialverfaffung. 
2 Sr Ode ‚Für das ganze Koͤnigreich Sachſen beſteht eine allgemeine, in 
* Kammern abgetheilte, Ständeverfammlung. \ 
‚Neben felbiger wird die befondere Provinzialz Banbtagsverfoffung in der 
„Derlaufig und. die, Kreistagsverfaffung in den. alten, Eiblanden, vorbehält: 
lich der in m beider nöthig werdenden Mopificationen noch ferner 
fortbeſtehen. 


230 — Sachſen. de) 
Nechtsgleichheit und Verbindung beri;beiden Kammern. 
-$. 62. Beide Kammern ‚find in ihren, Rechten und-Befugniffen. einan⸗ 
der gleich. nu 
Zeit und Ort ber Sigungen beiber fin A jedetzeit dieſelben. 


2 .Erfbe Kammer, Mitglieder derfeiben. Et 
$. 63. Bu der erften Kammer gehören — ln als au 
1) die voljährigen Prinzen des Eöntgt. Hafen re 
2) das Hochſtift Meißen durch: eimen.-Deputicten: fit: Mittels; . — 
3) der Beſitzer der Herrſchaft Wildenfels 
A die Beſitzer der fuͤnf Schönburgifchen He heiſhafteh, Glauchau, Wal⸗ 
denburg, Lichtenſtein, Hartenſtein ‚And Stein, buch ‚Ein, ‚Ihres 
une Mittels; | a 
5) ein Abgeordneter der Untverficde‘ Leipzig, welcher ‚von ie aus dem 
| Mittel ihrer ordentlichen Profeſſoren gewählt wird; 
6) der Beſitzer dev Standesherefchaft Koͤnigsbruͤck; 
7) der Beſitzer der Standesherrſchaft Relbersdorfʒ 
8) der evangeliſche Oberhofprebiger;, | 
9) der Decan des Domſtifts St. Petri zu Budiff in, "pie in. ſeiner 
Eigenſchaft als hoͤherer Eatholifcher Geiſtlicher, und im Falle der Be— 
hinderung oder der Erledigung dit" ‚Stelle, einer der. disk, Eapltulaten 
des Stifts; 


10) der‘ Sußerintendent zu Leipzig3;; 
41) sein Abgeordneter des Collegiatſtifts zu Wanen, — ne; dem, Mit) des 
Gapitelsz.i 2 
12) die Befiger,der tier Schönburgifchen Lepnshefchaften, Rochebürg, Mech: 
feldurg, Penig und Remiſſen, durch einen ihres Mittels; 
13) zwölf auf Lebenszeit geivählte Abgeordnete der. Rittergutsbeſitzer z 7 
44) zehn vom Könige nach freier Wahl auf.“ a Ritn⸗ 
gutsbeſitzer; Nr, 
15) die erſte Magiftratsperfon der Städte Dresden und Leipzig; 3 
16) die erfte Magiftratsperfon in ſechs vom Könige, ünterimöglichfler Be⸗ 
ruͤckſichtigung aller Thelle des —— nad Gefallen du — 
den Staͤdten. 
Nähere Veſtinmungen in Ruͤckſicht der Herrſchaftebeſthern $ 
- 8... 64, Für die, ‘8. 63. unter 3., 4., 6., 7. und 12 anaten 
Biker der Herifchäften kann, im Falle: "der Minderjährigkeit,, oder: tern? fle 
‚aus Urfachen;; welche die Kammer als ſtatthaft anerkennt, an dem Landtage 
perfönlich Theil zu nehmen nicht vermoͤgen, derjenige nächte Nachfolger it 
die Kammer eintreten, welcher nach 6. 74. für die Derfon dazuHeeignet iſt. 
Den Befigern der. Herrfchaft Wildenfels und der Schönburgifchen Receßherr— 
fchaften iſt jederzeit nachgelaffen, wegen ihrer erblichen Stimmen Bevoll⸗ 
mächtigte in. die Kammer eintreten zu laſſen, welche die nad) $. 74. erfor⸗ 
derlichen Eigenſchaften haben, und im Koͤnigreiche Sachſen mit einem D Rite 
tergute angeſeſſen find. 
Naͤhere Beſtimmungen in Ruͤckſicht der geittergutsbeſtger. 
6.65. Die zwoͤlf Abgeordneten der Nittergutsbefiger werden in Kreia⸗ 
und oberlauſitzer Provinzialverſammlungen gewaͤhlt. 
| Un der Wahl nimmt jeder Befiger eines der, im’ Wahigefette fuͤr — | 
berechtigt, erklärten, Nittergüter Theil, Sie wird nad) den Beſtimmungin 
des Wahlgeſetzes bewirkt. 
Waͤhlbar ſind nur diejenigen Rittergutsbeſther, deren Gut mindeſtens 


F 
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jährlich zweitaufend Thaler reinen Ertrag gewaͤhrt. ‚Ein, unter Concurtenz 
der Nittergutsbefiger: felbft, auf Kreistagen oder, Provinziallandtagen gefertig- 
tes, von Zeit zu Zeit zu revidirendes Verzeichniß dev: ſowohl zu der erſten, 
als zu der zweiten Kammer wählbaren — iſt bei der Wahl jeder: 
zeit zum Örunde. zu, legen. 

Jebder der vom Könige zu ernennenden zehn Rittergutsbeſitzer muß von 
einem oder mehteren, im Koͤnigreiche achſen gelegenen, Rittergütern einen 
jahrlichen Reinertrag von mindeſtens viertauſend Thalern beziehen. Der 
König Tann, bei’ der Ernennun ng. auch auf‘ Beſitzet ſchoͤnburgiſcher Receß⸗ und 
Lehnsherrſchaften Ruͤckſicht nen boch ſind hierbei die diefen Herrſchaften 
ſchon zukonmenden ‚erblichen < timmen denfalls in. Abzug zu bringen. 

er 2 activen. Dienft und 'befolbete Hofbeamte koͤnnen nicht er⸗ 
nannt werden.” ‚Die Zahl von zehn mg ftet3 "vorhanden feyn.. ° 

ra IT Dauer ber Bunleticht in ber erften Kammer. 
278666, Dieenigen Mitgliebernber erſten Kammer, welche, wermöge 
ihres Anns; in ſelbiger eine Stelle⸗ haben, behalten ſolche ſo lange, als fie 

diefes Amt hekleiben. 

—DieAbgedrdneten der Stifter und der Univerfität, fo wie die Bevoll— 
maͤchtigten der Herrſchaft Wildenfels und; ber‘ Schoͤnburgiſchen Reeee 
em; behalten.:ihre. Stelle, Bis ſich ein: Machfolger legitimirt. 
0 Diesgeryahlten,;;fo wie .dir vom Könige. ernannten, Kittergutsbefiger 
Keen ſo ange ‚Mitgliedern der. ‚Kammer, als fie diejenigen Eigenfhaften be: 
halten, vermoͤge deren ietstere ernannt, und erſtere ſowohl im Allgemeinen, 
als in dem „betreffenden. Bezirkes exwaͤhlt werden, fönnen. Ueberdies, treten 
jedoch die gewählten Ritterguisbefiger aus, wenn fie während ihrer ſtaͤndi⸗ 
ſchen Function zu einem Staatsdienſte ernannt, oder im Staatsdienfte bes 
fördert werden, oder ein’ beſoldetes Vdfümt annehmen; koͤnnen aber dann 
von Meuehti gewaͤhlt werdin oT nn 

Beiden Klaffen der ieiee gutebeſt tzer iſt die Reſignation geſtattet, we— 
gen Krankheit, weiche dus Indivibuum auf längere Zeit zu. Geſchaͤften un— 
tauglich macht, und: durcht ArztlicherBeugniffe belegt wird, wegen ſolcher Haus: 
licher, Familien⸗ oder Dienſtverhaͤltniſſe, welche die perſoͤnliche und -beftän- 
dige Anweſenheit, nach beizubringender genuͤglicher Beſcheinigung, weſentlich 
erfordbemijtifener wegen 60jaͤhrigen Alters, oder. ee fie bereits drei ordent⸗ 
— reinen. ($. 115.) beigewohnt haben. 

mia un Peäfident und“deſſen Greiisettreii. 

— 7: ’ Der: Präfident det erſten Kammer wird von dem Könige aus 
der Hi der Herrſchafts⸗ oder Rittergutsbeſitzer it: felbiger zu jedem Lands 
tage befonders ernannt, und darf nicht im Auslande wohnen, 

Zu der Function: eines! Stellvertreters des Präfidenten ſchlaͤgt die Kam— 
mer durch Wahl drei Perſonen aus, ihrer Mitte vor, von denen — Koͤnig 
‚Eine ernennt, „as 

- Die Wahl erfolgt nach —— Suimmenmiehtheier Sollte bet drei⸗ 
maliger Ahſtimmung eine folche nicht erlangt werdenz fo entſcheidet sn der 
ichten Abſtimmung die relatihe Slilnienmehrheit. 

1 Webte‘ die amtliche Stellung und Geſchaͤftsfuͤheung dB Pruſtbenten und 
feines Stellvertreters, ſo wie ber die Protocollfuͤhrung und Leitung“ dev 
Kanzleigeſchaͤfte ehthält die Landtagsordnung dienäheen Beftimmurigen. 


3. Zweite Kammas., Mitglieder, len. 


8, 685: Dieiyweits; Kammer beſteht aus 
9 zwanzig Abgeordneten der Rittergutsbeſitzer, 


2 ee ee 


2) fünf und zwanzig Abgeotdneten dev Staͤdte ein 
3) fünf und zivanzig Abgeordneten des Bauernſtandes, imb ; 
4) fünf Vertretern des — und Fabrikwefens. 
Deren Stellbertreter. u i 
F. 69. Für jedes Mitglied der, ‚zweiten K Kammer wird ein —— 
ter gewaͤhlt. Dieſer tritt in Fallen. ‚zeitiger. Abweſenheit oder Behinderung 
des Mitglieds ein, im Falle des Todes ‚oder gänzlichen Austritts aber für 
die Dauer des Landtags aut dan, . wentt ein ſolcher Fall erſt während des. 
Landtags, oder fo kurz vor demfelben Statt, ‚gefunden . hat, daß zu einer 
neuen Wahl keine Zeit übrig. iſt; eher ia eine neue Wat, ſowohl eis 
nes Abgeordneten, als eines Stellektregers, „Sorzunehmen. — | 
Ueber die Einberufung | des ——— entſcheidet die Kammer. 


Nähere Beftimmungen wegen. ber, Wahl. der. Mitglieder und ihrer Stellvertreter. | 
$. 70. Die Wahl der Abgeordneten: der Rittergutsbeſitzer zu der. zwei⸗ 


ten Kammier und ihrer Stellvertreter. erfolgt. in Kreis⸗ und oͤbenauſiber Dos 
vinzialverfammlungen. 


Mahlberechtigt find’ ‚die: Bet iger «der, vbürch? dag Wahlgefeg Hierzu befi— 
higten, Güter; wählbar. aber nur. diejenigen von ihnen, welche ein Gut von 
mindeſtens jaͤhrlich ſechshundert Thalern reinem Ertrage befigen.s 

Die Wahlen der Abgeordneten der Rittetgutsbeſiher der Staͤdte und 
des Bauernſtandes, und der —— — gurne erfohgen“ sah“ den — 
ſchriften des Wahlgeſetzes. 

Ueber die Wahlen — Vertretete des indels und Sabritwefihe‘ vb ih⸗ 
rer Stellvertreter wird beſondere geſetzliche Beſtimmung — 2 


Dauer der Function in der. zwei en Kammer... Sr 
71. Ale drei Jahre, am Schluffe ‚eines ordentlichen ER 
($. 115), tritt ‚ein Theil dev Abgeordneten zu. der zweiten Kammer, aus, 

Um diefen. auf ‚einander folgenden Austritt zu ordnen, wird bei dem 
erften Landtage eine Loofung ‚vorgenommen.!;Bn: Folgeraderen treten nach 
dem erften Landtage aus: ſechs Abgeordneten der: Rittergutsbeſitzer, ‚acht. Ab— 
‚geordnete der Städte, acht. Abgeordnete. des Bauernflandes und ein Merttes 
ter des Handels- und Fabrikftandes; welche die. niedrigften Nummern: gezo: 
gen haben; nach dem zweiten Landtage, fieben Abgeordnete: der. Rikterguts— 
befißer, acht Abgeordnete der Staͤdte, acht Abgeordnete des Bauernſtandes, 
und zwei Vertreter des Handels- und. Fabrikſtandes, welche: die naͤchſt nie⸗ 
drigen Nummern gezogen: haben, und nach dem dritten Landtage alle, übrige 
Abgeordnete. 

Die fpäter gewählten Abgeordneten treten nach dem RR odenllchen 
Landtage ſeit ihrrr Wahl aus. aufge Arie 
Die Austretenden koͤnnen fofort —— dewaͤhlt werden. — 
| Die Abgeordneten der zweiten Kammer Dorn auch, free — Mit: 
— derſelben zu ſeonp, a 

a) wenn fie die MWählbarkeit,. entmeber im. Allgemeinen, ——8 fig; die 
Kaffe oder den Bezirk, für welchen fie. gewaͤhlt worden, vechigen;, 

b) wenn fie während dee Dauer. ihrer. ſtaͤndiſchen Function im Stagats⸗ 
dienſte angeſtellt oder befördert werden, oder in ein beloeter Holm 
— oder — — 

c) wenn der König die Kammer aufloͤſet. 


Sn den Sällen unter b. Kar C. koͤnnen an fin wiedrt gewaͤhlt 
werden. 
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Praͤſident und deffen Stellvertreter. - Sr 
$. 72, Der Praͤſ⸗ dent der zweiten Kammer und deſſen Sterne 
werden von dem Könige ernannt, 

Zu Anfange jeden Landtags: find von der Kammer vier ihrer Mitglie 
der durch geheime. Stimmgebung zu wählen und vorzuſchlagen, von benen 
der König eins als Präfidenten und’ eins als deſſen Stellvertreter beſtellt. 

Die Wahl wird nach den Beftimmungen $. 67. bewirkt. : 

Die Landtagsordnung beſtimmt die Function beider, ' 
4. Beflimmungen in Bezug auf beide Kammern. Alter zur 
| Wahlberechtigung und Waͤhlbarkeit. 

g 73. Zur Theilnahme an einer auf die Staͤndeverſammlung ſich be 
jiehenden Wahl wird das erfüllte zöfte, und zur Waͤhlbarkeit das erfüllte 
zoſte Altersjahr erfordert. 

Hinderniſſe derſelben. 


. 74. "Meder zur —— an einer Wahl betechigt * waͤhlbar 
ſind diejenigen, welche 

a) unter Curatel ſtehen, 

by zu deren Vermögen ein Schuldenweſen — iſt, es mag Er 

felbe zum foͤrmlichen Concurs gediehen, oder der. Weg der außerges 
tichtlichen Erledigung. deſſelben eingeſchlagen worden ſeyn, ſo lange 
nicht ihre Glaͤubiger, volſtaͤndige Befriedigung erhalten zu haben, 
erklären, u. 

u Diejenigen, welche wegen ſolcher Vergehen, die nach allgemeinem Beg iffe 
‚für, entehrend zu halten find, vor Gericht geſtanden haben, ohne von 
der Anſchuldigung völlig frei geſprochen zu ſeyn. | 

Ob ein Vergehen nad) allgemeinem Begriffe. fir. entehrend zu falten 
fey, entfcheidet hinfichtlich eines. Wahlmanns die N und 
hinſichtlich eines Abgeordneten die Kammer. E 

Wahl von Staatöbienern und andern — — 

— 75. Wird ein Staatsdiener zum Abgeotdneten ober Stellvertreier 
zu einer der beiden Kammern gewaͤhlt; ſo hat derſelbe ſolches der vorgeſetz⸗ 
ten Dienſtbehoͤrde anzuzeigen, damit dieſe ermeſſe, ob die Annahme. der 
Mahl genehmigt werden Eönne, und nöthigen>Fallg ‚wegen -einftweiliger Ver⸗ 
fehung des Amts Vorforge treffe. . Die Genehmigung kann ohne echebliche, 
in dem Wefen des Amts beruhende und den Ständen zur Nachricht mitzus 
theilende, Gründe nicht verfagt werden. 

Gerichtsdirectoren und gutshereliche Beanite haben die Buftimmung ih: 
ver Principate, ftädtifche Beamte die Zuftimmüung der Stadträthe einzuhoh⸗ 
len; dieſe kann aber nur aus denfelben Urſachen verweigert werden, tie die 
Landesherrliche Erlaubniß für die Staatsdiener. 


Ueber Reclamationen wegen yerweigerter en entſcheidet die 
Regierung. > 


* 


| fi 
N; — fx 


Sigordnung. | 

S. 76. Die — in der erſten Kammer — — bei den’$. 63, 
unter 1. dis mit 12, benannten Mitgliedern nad) der angegebenen Neihefolge, 
bei den Übrigen“ aber, fo wie in der zweiten Kammer; nach dem Looſe, 
welches bei jedesmaliger Eröffnung der Kammer gezogen wird. Fuͤr die 
hierbei noch nicht anweſenden Mitglieder zieht der Praͤſident die Looſe. 

Die Bevollmächtigten und Stellvertreter nam — — die 
fie vertiefen, ein, 

Bezugnahme auf das Wahlgeſetz und die a 
877. Ueber das Wahlwerfahren fuͤr beide Kammern und die Wahl 
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berechtigung für bie ziveite Kammer enthält. das Wahlgeſetz die mähere Be— 
flimmung. Daſſelbe ift zwar fein integuivender Theil der Derfaflung, Fa 
aber ohne ſtaͤndiſche Zuſtimmung nicht veraͤndert werden. 


II Wirkſamkeit der Staͤnde. 

1. Beruf der Stände im Allgemeinen. 
$. 78. Die Stände find das geſetzmaͤßige Organ der Gefammtheit 
der Staatsbürger und Unterthanen, und. als ſolches berufen, deren auf der 
Derfaflung ‚beruhende Rechte in dem durch felbige. beſtimmten Verhaͤltniſſe 
zu der Staatsregierung geltend zu machen und das unzertrennliche Wohl 
des Koͤnigs und des Landes mit treuer Anhaͤnglichkeit an die Grundſaͤtze 
der Verfaſſung moͤglichſt zu befoͤrdern. | 

2, Competenz ber Ständeverfammlüng: 


$. 79. Die Angelegenheiten, welche. vor. die Ständeverfammfung ge: 
Hören, find in dieſer Verfaſſungsurkunde beſtimmt vorgegeichnet. 2 

Dergleichen Angelegenheiten Eönnen in keinem Falle zur. Erfedigung an 
ftändifche Ausſchuͤſſe, an die Kreisſtaͤnde oder an — ſtaͤndiſche Coyo: 
—— gebracht werden. 

Die Ständsberfainmlang darf : ‚aber: auch — ihrerfeitg fie) nur mit 
dieſen ihr zugewieſenen Angelegenheiten, oder den vom ‚Könige, an 
fie “gebrachten Gegenſtaͤnden beſchaͤftigen. A 

* Vorzugsweiſe Foͤrderung der von dem Röniger an die 
Stände gebrachten Gegenjtände ae ne 

g 80, Die Stände find verbunden, die von dem Könige an fie ges 
Sradien Gegenftände vor allen übrigen in Berathung zu’ ziehen.‘ 

— Perfonliche Ausübung der ſtaͤndiſchen Function. 

g 81. In beiden Kammerh Eönnen die Mitglieder derfelben, mit 
Ausnahme der — 64. in Ruͤckſicht der Herrſchaftsbeſitzer bemerkten Faͤlle, 
nur perſoͤnlich er einen‘ und dürfen Niemanden beauftragen, in ihrem Na: 
men ‚zu fimmen. iR Die, Übgeoröneten haben eine Inſtruction von ihren 
Committenten nicht anzunehmen, ſondern ‚nur ihrer eigenen. Ueberzeugung 
a folgen. 

ebetgeng bleibt Kohl’ Mitgliede d aͤbertaſſen die ‘ah ſelhiges fuͤr die 
——— gelangenden beſondern Anliegen weiter u befördern und 

— zu en = 

Eid der. Stände 

8.8 Jebes ieh ber, Standeverſammlung leiſtet seh feinem er⸗ 
ken! Fe * die Kammer folgenden, Eid: .. 

AIch fchwöre zu Gott ꝛc. bie Staatsverfaffung treu zu bewahren und 

„in ‚der Stänbeve fammlung das unzertvennliche Wohl des K Königs und 

‚Baterlandes BB meinem beften Wiſſen und Gexwiſſen bei meinen 

Anträgen und Abflimmungen.. allenthalben zu ee — 

38 wahr mir Gott helfe ꝛc. | 
nu Diefen Eid, legen die Pröfidenten beider Kammern. in: sie. Hande des 
"Königs und bie: übrigen, Mitglieder ber; Kammer in ‚der. Verſammilung an 
den Vorſtand derſelben ab... : 

Menn ein geweſener Abgeorhneter durch neue Wahl als folcher in. eine 
‚Kammer eintritt; ſo Jeiſtet er die. Pflicht blos mittelſt —— unter 
Verweiſung auf den fruͤher abgelegten Eid. ar — 

6. Freie Ueußerung:derfelden.. 

—6. 83. Jedes Mitglied. der Stände kann in ber. Kammer. feine Mei: 
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nung. frei -Außeen. Ein Mitglied, welches hei dem Gebrauche biefes Rechts 
den. Gang des Gefchäfts unſtatthafterweiſe aufhält, oder fih die. Mißbilli— 
gung: dev Kammer errogende Aeußerungen erlaubt, kann von dem Draft benz 
nr ‚sur Drdnung vermwiefen werden. 

Die Mitglieder der. Kammern haben ficy bei: ihren. Diseuſſionen — 

— — aller unanſtaͤndigen und beleidigenden Ausdruͤcke,ſo wie 
aller Abweichungen von dem vorliegenden Berathungsgegenſtande zu: enthal⸗ 
ten, widrigenfallg der Präfident fie zur. Ordnung. zu perweifen und, im Wei⸗ 
gerungsfalle, ſelbſt die Kernere Wortfuͤhrung zu. unterſagen das Recht hat. 
Sollten fie ſich felbſt · perſoͤnliche Ausfälle gegen. den Regenten, bie koͤnigliche 
Familie, die Kammern oder einzelne Mitglieder der Kammern erlauben "und, 
ungeachtet der Erinnerung des :Prafidenten, hiermit ‚fortfahren; ‚fo iſt der⸗ 
ſelbe berechtigt und perpflichtet, die Sitzung für: diefen Tag auf der, Stelle 
zu ſchließen und in den folgenden Sigung über die Beſtrafung des betreffen⸗ 
den, Mitäliebes.ider. Kammer vorzuttagen, welche. entſcheiden wird, ob daſ— 
ſelbe zum bloßen: Widerrufe ‚oder zum zeitlichen: oder gaͤnzlichen Ausſchluß aus 
der Kammer zu veruttheilen ſey. 
Wenn die gerugte Aeußerung ein heſonderes Verbrechen oder eine per⸗ 
föntiche Beleidigung in -fich- begteift;. ſo Bann das feagliche Mitglied der 
Kammer, es mag nun beflen Ausſchließung „erfolgt feyn, oder nicht, des⸗ 
halb noch vor ſeinem ordentlichen Richter belangt werden. 

Verlangt es der Ausgefchloffene; ſo iſt die Entſcheidung, ob derſelbe 
bei einer. künftigen Staͤndeverſammlung wieder waͤhlbar ſeyn folle, ‚an,.den 
Staatsgerichtshof G. 442.) zu rerweſenz ſonſt af bel kuͤnftig nicht 
wieder wählbar. : : 

T; Derföntide Unveriegtühteit dei Stände wlheen: ben: 
Landtags. un 

BL Die: Stände‘ genießen, ſowohl in ihrer Gefammtheit, als eine 
zeln, völlige Unverfegtichkeit' der Perfon während der Dauer des Landtags, 
Dahet darf insbefondere, Außer dem Falle der: Ergretfung auf Frifcher That 
bei einem begangenen peinlicyen Verbrechen und-den Falle des Wechſelver— 
fahrens, kein Mitglied "der: Ständtverfänmlung während ihrer! Dauer‘, ohne 
Fe Zuſtimmung der — der felbiges angehoͤrt, verhaftet 
werden, ... 

8 Birlfamtee ber Er ‚In der Setensesung. "Antrag, 
RR Ya en DRG auf, Geſetze. —— 

85 "Sefegentrolife, können ‚nur: von . dem-- Könige an die Sunbe 

nicht vor:den Staͤnden An den König: gebracht werden, 
Die Stände Eönnen aber aufimeue Geſetze, ſo awie auf Abandemes 
| ‚oder‘ Aufhebung / beſtehender, antragen. | 
en Sefegenmnurfe, ‚werden, Motive beigefügt, werden 
Staͤndiſche Zuſtimmung zu Geſetzen. — 
gl 86 Kein Geſetz kann ohne Zuſtimmung bet Stände etaffen, ab 
geändert oder authentifch interpretirt werden. 2 UA. 7 
Rechte‘ bes ‚Könige in Bezug auf Geſetze tind Berondnngen, heſender — in 
dringenden Fällen, 
. 87. Der König: erlaͤßt und‘ promulgitt die Geſehe, mit Bezug auf 
bie erfolgte Zuſtimmung der Stände, und ertheilt die zu deren Volniehung 
und Handhabung erforderlichen, ſo wie die: aus dem Aufſichts⸗ und Ver⸗ 
—“ fließenden, Verfuͤgungen und Verordnungen. 
H. 88. Der Koͤnig erlaͤßt auch ſolche, ihrer Natur nach dee. ftändis 
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fchen Zuſtimmung beduͤrfende, ‚aber durch das Staatswohl dringend gebotene 
Verordnungen, deren voruͤbergehender Zweck durch Verʒoͤgerung vereitelt wer⸗ 
den würde; mit Ausnahme aller und jeder Abanderungen in. ber Verſaſſuns 
und dem Wahlgeſetze. 

Dafuͤr, daß das Staatswohl die Eile ‚geboten, fi ind: fammniche Mini: 
ſter verantwortlich. "Sie: haben deshalb insgeſammt die: Verordnungen: ‚zu 
contrafigniven; auch muͤſſen legtere den’ Ständen bei der nuͤchſten ar. 
kunft — Genehmigung vorgelegt‘ werden. ich ah ; 

- Ausführung der Buidestagebefififfe‘ ae 

$ 89. In Ausführung:der vom Bundestage — Veſchuſſe — 
die Regierung durd) die ermangelnde Buftimmung der Stände nicht. yehin: 
dert werden. Sie treten’ ſofort mit der vom Könige verfügten: "Publication 
in Kraft. Es muͤſſen daher auch die zur’ Ausführung derſelben erweislich 
erforderlichen Mittel: aufgebracht werben; wobei jedoch die Mitwirkung. der 
Stände in Anfehung der: Art: und Weife der Aufbringung dieſer Mittel, ie 
ſoweit dieſelbe verfaffungsmäßig begruͤndet iſt, nicht NIE wird. 

Zuruͤcknahme koͤniglicher Geftchvorſchlaͤgen “int. 

§. 90. Der König kann einen an die Kammern. gerichteten Gefogvorfelng 
nocy- während der ſtaͤndiſchen Discuffion- daruͤber zuruͤcknehmen,. Daſſelbe kann 
geſchehen, wenn ein Geſetzvorſchlag zwar: von der Mehrheit der Kammern 
angenommen wird dabei: aberdie 8129. — eo, der Ab⸗ 
geordneten eines’ Standes eingetreten iſt as 
‚Berfaßeen, wenn: die Kammern über"tinen Geſehboeſchlag⸗ getheñter Meinung find. 

8.91. Wenn die Kammern uͤber die Annahme eines Geſetzvorſchlags getheil- 
ter Minung ſind; ſo haben ſie, vor der Abgabe * en oe. 131. - 
vorgefchriebene., Bereinigungsmittel zu .verfurhen 

Verwerfung eines: — 
8. 92. Bleiben auch dann noch die. Curiatſtimmen beider Kammern 
getheilt; fo. ift zu der BVerwerfung. des, Geſehvorſchlags erforderlich, daß in 
einer der beiden Kammern wenigſtens wei Dede der — fuͤr die 
Verwerfung geſtimmt haben. .; 

Darlegung * Beweggründe zu Verwerfung oder Aenderung eines Geſeh⸗ 
ge vorfchlage. — 

93. "Die ſtaͤnbiſche Erklärung, wodurch cwebee ein Gefegvor: 
ſchlag ‚ganz abgelehnt wird, oder Veränderungen. dabei beantragt, werden, muß 
die Angabe der Berweggründe enthalten. fi 
Berfahren, wenn ein von den Ständen mit Abaͤnderungen angenommener Geſetz⸗ 
entwurf vom Könige nicht genehmigt wind: i 

$. 94 Wird ein von den. Ständen mit Abaͤnderungen angenomme⸗ 
ner Geſetzentwurf vom Könige nicht: genehmigt; fo. kann ſelbiger entweder 
ganz zuruͤckgenommen, oder vorher noch einmal waͤhrend deſſelben Landtags, 
mit Widerlegungsgruͤnden, in der vorigen Manße, oder quch mit von der 
Regierung ſelbſt vorzuſchlagenden Abaͤnderungen, an die Staͤnde gebracht 
werden. In heiden letztern Faͤllen ſteht der Regierung frei, die unbedingte 
Erklaͤrung über Annahme oder Ablehnung. deſſelben zu verlangen. 4 ©... 
WVerfahren, wenn ein Geſetzentwurf. von „den Ständen ganz, abgelchnt morhen iſt. 

95. Ein von den Staͤnden ganz abgelehnter Geſetzentwurf kann zwar 
bei einem folgenden. Landtage anderweit unveraͤndert an fie: gebracht — 
während deſſelben Landtags aber nur in veraͤnderter Maaße. 

—— Wirkſamkeit— der Stände im Sinanzwelen, 


Zuftimmung: derſelben zu Veränderung: und Erhebung. ‚ber Abgaben. Fun 
9. 96. Ohne Zuſtimmung dev Stände koͤnnen bie beflchenden directen und 
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indirecten Landesabgaben nicht verändert, auch duͤrfen dergleichen Abgaben ohne 
ihre Bewilligung „mit — des 9. 103. bemerkten Falls ig auge 
gerieben und ‚erhoben werben, j 

Eroͤrterung und Dedung: des Staatsbedarfs durch bie. Stände. 
ut 97. ‚Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufdringung des ordent⸗ 
lichen und außerordentlichen Staatsbedarfs durch Ausfesung der hierzu erfor 
derlichen Deckungsmittel zu ſorgen. Sie haben dagegen das Befugniß, hier⸗ 
bei die: Nothwendigkeit, Zweckmaͤßigkeit und Hoͤhe der Anſaͤtze zu‘ prüfen, 
und: deshalb: Erinnerungen zu machen, auch ſich ſowohl wegen der Annahme 
der angeſetzten Summen, als über. die Art. der Deckung, die Grundſaͤtze 
und Verhältniffe, nach telchen die Abgaben und Leiſtungen auf Perſonen 
und Gegenſtaͤnde zu legen und zu vertheilen fi nd, fo wie über bie Dauer 
| und Erhebungsmeife zu entfchließen, 

— Darlegung des Staatshaushalts und Bedarfs an ſelbige. 

$. 95. Bei jedem “ordentlichen Zandtage ($. 115.) wird den Stin- 
den eine genaue. Berechnung der, in dem vorhergegangenen drei Jahren ſtatt⸗ 
gefundenen, Einnahme und Ausgabe, und ein Voranſchlag des Bedarfs fuͤr 
die naͤchſtfolgenden drei Jahre, nebſt den Vorſchlaͤgen zu deſſen — 
moͤglichſt bald nach Eröffnung des Landtags mitgetheilt. 2 

Mittheilung von Erläuterungen und Rechnungen an bie‘ Stände. ae 

$. 99. Um Beides beurtheilen zu fünnen, werden, ihnen fowohl von 

der oberften Staatsbehörde, als auch, auf ihren Antrag, von ben - betreffen: 

den Departementschefs die .nöthigen Erläuterungen gegeben, fo wie Rechnun⸗ 
gen umd. Belege mitgetheilt werben. 

Anſabe fuͤr geheime Ausgaben koͤnnen dabei nur inſoweit vorkommen, 
als eine ſchriftliche, von mindeſtens drei verantwortlichen Miniſterialvorſtaͤn⸗ 
ben contraſignirte, Verſicherung des Königs bezeugt, daß die Verwendung 
zum: ‚wahren Beſten des Landes Statt gefunden habe oder Statt fin 
den werde. u 

Staͤndiſche Erklaͤrung übe den aufzubringenden Staatöbebarf. 

$. 100. Naͤch pflichtmäßiger genauen Prüfung der gedachten Berech— 
nungen, Meberfichten und Unterlagen, haben die Stände über den darnach 
aufzubringenden Bedarf ihre Erklärung an den König gelangen zu laffen. 
Inſofern fie hierbei auf Verminderung der verlangten Summen antragen, 
muß diefes unter. befftimmter und ausführlicher Nachweiſung der Gruͤnde 
dazu, ſo wie der Gegenſtaͤnde, bei welchen, und der Art und Weiſe, wie 
ohne Hintanſetzung des Staatszwecks Erſparniſſe gemacht werden koͤnnen, 
geſchehen. 

Verfahren, wenn die Kammern uͤber die Bewilligung getheilt ſind. 

$. 101. Sind die beiden Kammern bei der Abſtimmung uͤber bie 
Bewilligung getheilt; fo tritt zum Zwecke einer Vereinigung das, $. 131. 
vorgefchriebene, Verfahren ein, 

Verbot, die Bewilligung an fremde Bedingungen zu Enüpfen. 

. 102. Die . ftändifche Bewilligung von Abgaben darf nicht an Be: 
dingungen geknüpft werden, welche nicht das Mefen, oder die Verwendung 
derfelden unmittelbar betreffen. 

Verfahren, wenn über die Bewilligung eine Vereinigung mit den Ständen 

nicht "erfolgt. 

$. 103. Die, von · den Ständen nach d. 100. an die Regierung ger 
nn Anträge und die Gründe, auf welchen fie beruhen, werden auf 
das veiffichfte erwogen, auch, fo weit. 8 nur immer mit dem Staats: 
wohle vereinbar iſt, jederzeit beruͤckſichtigt werben. 


* 
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In dem Falle aber, daß fie unannehmbar befunden: wäsden,. die Staͤnde 
Hingegen, :auf: deshalbihnen: gefchahene Eröffnung: und Mrderweite: Berarhung, 
die Bewilligung in der verlangten Maaße wiederhohlt ablehnen: wollten, laͤßt 
der König. die: Auflfägen:sfür: den. Staatsbedarf,: inſofern fie nicht ausdruͤcklich 
nur für: einen vorübergehenden, bereits erreichten. Iweck beflimmt ind; nach 
Ablauf der Bewilligungszeit durch ‚die oberfte Staatsbehoͤrde, mittelſt einer, 
in dier Gefegfammdung aufzunehmenden, Verordnung, noch aufı ein. Jahr 
ausſchreiben und fort erheben. In dem zu erlaſſenden Ausſchreiben wird der 
beſondern Natur deſſelben gedacht, und. Beziehung: auf dieſen &.. dev Ver⸗ 
faſſungsurkunde genommen: ... Eim; foldhes verlängertes, ‚Ausfchreiben. kann je⸗ 
doch nur auf. ein. Jahr erlaffen werden, weshalb der König: laͤngſtens ſechs 
Monate,.vor Ablauf dieſer Friſt eine außerordentliche ‚Ständeverfammlung 
einberufen wird. Die Bewilligung wird uͤbrigens nur dann als abgelehnt 


betrachtet, wenn in einer der beiden Kammern: mindeſtens zwei Drittheile 


der Anweſenden für die Ablehnung, geſtimmt haben. 
Bemerkung der ftändifchen Bewilligung in den Abgabenausſchreiben. 
. 6. 104.. Mit Ausnahme des, q. 103. erwähnten, Falls, ſoll in den 
Ausſchteiben, welche Landesabgaben betreffen,, die ſtaͤndiſche Bewilligung bes 
ſonders erwähnt werden, ohne welche weder die Einnehmer zur Einforderung 
berechtigt/ noch? die Unterthanen zurEntrichtung verbunden ſind. 
A Verfahren‘, wenn ſchleunige finanzielle Maaßregeln erforderlich find. 
8, 165: Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein Anlehen gültig ges 
macht werden. e * u A = Be “ a2 84 a ee 
Wenn in auferordentlichen, dringenden und unvorhergefehenen Faͤllen 
ſchleunige finanzielle Maaßregeln "erfordert werden, zu welchen an firh Die 
Zuftimmung der Stände nothwendig ift; fo ift eine außerordentliche Stände 
verfammkuirg einzuberuthfre.. — — 
.Sollten? jedoch aͤußere Verhältniffe eine ſolche Einberufung durchaus 
unmoͤglich machen; fo darf der König, unter Werantwortlichkeit der‘; {hr 
hierbei berathenden, Vorſtaͤnde der Miniſterialdepartementz, das zu Dedung 
088 auferordentlihen Beduͤrfniſſes unumgaͤnglich Noͤthige proviſotiſch verfuͤ⸗ 
gen’; auch erforderlichen Falls ausnahmsweiſe ein Anlehen aufnehmen; es 
find: abet die getroffenen Maaßregeln fo bald, “als irgend möglich, der Staͤn⸗ 
deverfammlung ; und fpäteftens bei dem nächften ordentlichen Landtage, vor: 
zulegen, um deren berfafjungsmäßige Genehmigung zu bewirken; auch ift 
felbiger über die Verwendung der erforderlich gewefenen Summen Nachwei⸗ 
füng zu geben. en — J— | 
Refervefond. 


.$. 106. uUm die Regierung für unborhergefehene reigniffe mit den 
erforderlichen außerordentlichen Hülfsmitteln zu verfehen,, iſt ein. Reſerve— 
fond zu bilden, welcher in das Budget aufgenommen und jedesmal bewil- 
ligt wird, Ze & 


Staatsſchuldenkaſſe. 

8 107. Zu Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden beſteht eine 

beſondere Staatsſchuldenkaſſe, welche unter die Verwaltung der Stände ge: 
ellt ift. | | a, 

= Diefe Verwaltung wird durch. einen ftändifchen Ausſchuß, mit Hülfe 

der von ihm ernannten und vom Könige .‚beftätigten Beamten, geführt. Er 

bat. auch. bei erfolgender. :Auflöfung der zweiten Kammer, feine Sefchäfte bis, 

zu: Eröffnung: der neuen. Staͤndeverſammlung und. erfolgter Wahl eines neuen. 

Ausfchuffes fortzufegen. IR IE ke a en SEE ENTE 
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Der Regierung ſteht, vermoͤge des Oberaufßehtsrechts frei, von! dem 
Zuſtande der Kaffe zu jeder Zeit Einficht zu nehmen. 
Die Zahresrechnungen über ‚biefelbe ‚werben von: ber aberften Rechnungs⸗ 
behoͤrde geprüft, und bei jedem ordentlichen Landtage 16.) den Stan⸗ 
den zur Erinnerung und Juſtification vorgelegt. Nach erfolgter Juſtifica⸗ 
tion wird dag. Refultat der Rechnungen im Namen „der Staͤnde durch ‚ben 
Drud bekannt gemaht. oe. ——— 
10. Verhaͤltniß der Stände in Bezug Fuf das Staatsgut 
und auf das Fideicommiß des Eöniglihen Haufes. . . 
8. 108;. Die: Stände find verpflichtet und. berechtigt, über. bie, Erhal: 
tung des Staatsguts und des Föniglichen Hausfideicommifles in ber. $. 18; 
und 20. angegebenen Maaße zu. machen. , — | 


11. Petitionsrecht der Stände. 

86.109. Die Stände Haben dad Recht, in Bezug;auf alle zu ihrem 
Wirkungskreiſe gehörige Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wünfce 
und. Anträge in der geeigneten... Form vorzulegen. ;; — EN. 
Hierzu igehören. quch Anutraͤge auf: Yoltellung wahrgenommener . Gehre: 
hen in der, Landesverwaltung oder Rechtspflege. —— 

Eben fo iſt jedes einzelne Mitglied der Stände befugt, feine, auf ber= 
gleichen Gegenſtaͤnde fich beziehenden, Wuͤnſche und, Anträge in feiner Kam⸗ 
mer vorzubtingen. Diefe entfigeldet, ob und auf wetche Weiſe "felbige in 
nähere "Erwägung gezogen. werden follen. Nimmt fie fidy, im. Folge der ges 
fchehenen Erörterung, der Sache an; fo hat fie den Beitritt der andern 
Kammer zu veranlaffen, indem felbige nur in Uebereinſtimmung beider Kam: 
mern an ben. König ‚gebracht. werden fun. : — * 
12. Deren Recht der Beſchwerde. Ä 
8 110. Beſchwerden gegen die oberfte- Staatsbehörde und einzelne 
Vorftände von Minifteriatdepartements (F. 41.) über die Anwendung der 
Geſetze in der Landesverwaltung und Rechtspflege -Eanit, infofern ſich "dass 
halb nicht beide Kammern zu vereinigen vermoͤgen, auch jede Kammer allein 
anbringen, a ER J En 
Zu Begründung folcher Beſchwerden ift 8. 43. die Contraſignatur aller 
Verordnungen und andern Ausfertigungen in Regierungsangefegenheiten, welche 
der König eigenhändig unterzeichnet, angeordnet, --'. = 

Unerfaubte Handlungen oder grobe Vernachläffigungen ber den Minifte- 
rialdepartements untergeordneten Staatsdiener koͤnnen nur dann Gegenftand 
ſtaͤndiſcher Beſchwerde werden, wenn der dadurch unmittelbar Verletzte bei 
dem betreffenden Departement vergebens Klage geführt, oder fonft die geſetz⸗ 
lichen Vorſchritte gethan hat. > u E 

Recht der Stände, Beſchwerden der Unterthanen anzunehmen. 

| $. 111. Die Stände koͤnnen fchriftliche Beſchwerden der Unterthanen, 
nicht aber Deputationen von Körperfchaften, annehmen. Findet fih, daß 
eine ſolche Befchwerde noch nicht auf dem verfaffungsmäßigen Mege bis zu 
dem betreffenden Minifterialdepartemertt gelangt, und dafelbft ohne Abhuͤffe 
geblieben fey;; fo bleibt fie unberuͤckſichtigt. Im entgegengefegten Falle, und 
wenn den Ständen bie Beſchwerde begründet erfcheint, bleibt ihrem Ermeſ⸗ 
fen uͤberlaſſen, ſelbige entweder an das betreffende Departement, oder bie 
oberſte Staatsbehoͤrde abzugeben, oder :zu ihrer eigenen Sache zu machen, 
und, nad) vorgaͤngiger Discuffion in beiden Kammer, dem Könige zur 
geeigneten Berüdfichtigung zu empfehlen.  Die-erfolgte Abftellung ſolcher 
Beſchwerden, oder das Ergebniß der Eroͤrterung, wird ihnen eroͤffnet werden. 


e 4 


43; "Königliche Sanction der ffändifhen Befhläffe”in 

U Landesangelegenheiten. 1, 
5. 142. Alle ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe, welche ayf eine Angelegenheit des 
Landes Bezug haben, beduͤrfen, um wirkſam zw werden, der ausdrücklichen 
Sanction des Koͤnigs. — | Werne 
A Koͤntgliche Refolutioneh auf die ftändifhen Anträge 

..$. 113. Auf jeden, von den Ständen an den König-gebrachten, Anz 


f} 
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ttag wird ihnen’ eine Entſchließung, und zwar im Ablehnungsfalle unter 


Angabe der Gründe, wo möglich noch während ber Ständeverfammlung, etz 
theilt‘ werden. Dies gilt insbefondere auch, wenn der Antrag auf Erlaffung, 
Aufhebung oder Abänderung eines Gefeges gerichtet war. Ä 
15. Ständifhe Deputationen außer der Zeit des 
“irn. 2andtagd. 


8444, Die Staͤndeverſammlung darf mit koͤniglicher Genehmigung 


zu Vorbereitung‘ beſtimmt anzuzeigendet Berathungsgegenftände und zu Aus: 
führung von Befchlüffen in ſtaͤndiſchen Angelegenheiten, welche die Eönigliche 
Sanction erhalten haben, Deputationen- ernennen, welche zu biefem Zwecke 
in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern zufanmentreten und 
thätig ſeyn Eönnen. "0 In Ä | 
„IL Landtag und Gefhäftsbetrieb bei felbigem. 

4. Landtag. Zeit und Ort des Landtags; Einberufung zu 
ww Ä ſelbigem. u 

— . 145. Der König wird laͤngſtens alle drei Jahre einen ordentlichen 
Landtag einberufen, und außerordentliche, fo. oft. ed Gefeggebungs = oder. an 
dere dringende Angelegenheiten erfordern, , . 

Eine außerordentliche Zufammenkunft der Stände ift jedesmal nöthig, 
wenn ein Regierungswechſel eintritt; ; Die Einberufung. erfolge dann binnen 
der nächften vier Monate. . _ 3 

Der Dre. des Koͤnigreichs, wo der Landtag gehalten werben foll, hängt 
von der jedesmaligen Beflimmung des Königs ‚ab. 

x, Bu jedem Landtage werden die Stände mittelft einer von der oberſten 
Stantsbehörde ausgehenden Bekanntmachung in der Geſetzſammlung und 
ducch an jeden zu erlaffende Miſſiven einberufen. , 

Schluß und: Vertagung des Landtags, Auflöfung der zweiten Kammer. 

$. 116. Der König ‚ordnet den förmlihen Schluß der Ständeverfammlung 
an, kann auch folche vertagen und die. zweite Kammer auflöfen, wodurch zugleich 
die erſte fuͤr vertagt erklaͤrt wird. En —— F 

Die Vertagung darf nicht uͤber ſechs Monate dauern. 

Sm Kalle der Aufloͤſung der zweiten Kammer fol die Wahl neuer Ab: 
geordneten zu felbiger, und die Einberufung ber Stände ebenfalls innerhalb 
der nächften fechs Monate erfolgen, — | 

- ,- Eröffnung und Entlaffung der Ständeverfammlung. 

8 117. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung ent⸗ 
weder in eigener Perſon, oder duch einen dazu bevollmaͤchtigten Commiſſar. 
Verbot eigenmaͤchtiger Verſammlungen. 

$. 118. Eigenmaͤchtig duͤrfen die Kammern weder ſich verſammeln, 
noch nach: dem Schluſſe oder der. Vertagung des Landtags, oder Auflöfung 
der zweiten Kammer, verfammelt. bleiben und berathſchlagge. — 

F . .. Kandtagsabfchied: wi yon 

$.:119. Die definitiven Refultate des Landtags werden in eine form: 
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ie vlelllide den Randtagsabfchled, zuſammengefaßt, welche die koͤnigliche 

rklaͤtrung über die Verhandlungen mit den Staͤnden enthaͤlt, von dem Kos 
nige, gihkirpeinbigbollgogen‘;' Den; Ständen bei ihrer Entlaffung uefcheftlic 
ausachanpige und in bie Geſetzſammlung aufgenommen wird, 

EEE gg und? Mötfegelder der Stände ° 

8. 120. Die Stände, mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der erſten 
Kammet welthe Klaft erblichen Rechts oder als‘ Abgeordnete der Gapitel 
und’ der Uriverfität;, auf Landtagen erfcheineh bekommen, inſofern fie nicht 
an dem Orte, wo der Landtag gehalten wird veſtaͤndig wohnen, als Ent _ 
fd äbigung. für den erforderlichen außerordentlichen Aufwand Tage⸗ und Reife: 
getber, in der!in der Landtagsotdnung beſtimmten Maaße. 
ee — Gefchaͤftsbetrkeb bei dem Landtage. 

— Geparate Verhandlung und Curiatſtimme jeder Kammier. 
ne Zee Kammer verhandelt getrennt von ber andern, und hat 
bei: din “on, den ‚König zu beingenden Erklärungen eine Euriatfiimme, 

EEE Königliche Mittheilungen an bie Kammern. 

ef .. Bon den königlichen Mittheilungen an die Kammern ergehen 
diejenigen, welche auf Abgaben= und Bewilligungsgegenftände Bezug haben, 
zuerft an bie zweite Kammer. Bei andern Gegenftänden hängt es von dem 
Ermeſſen des Königs ab, an welche der beiden Kammern ſolche zuerſt ge: 

J ER 
Erdrterung der, koniglichen Anträge durch Deputationen. 

8.123. Alle boͤnigliche Anträge muͤſſen, ehe ſie bei einer Kammer 
zur Diseuffion und Abſtimmung gelangen koͤnnen, von einer befondern, aus 
dem Mittel der Kammer’ beftellten Oeputation eroͤrtert werden, welche dar⸗ 
über: an die erſtere Vortrag erſtattet. FERN 

501, Deputationen zu audern Berathungsgegenfländen. 

»..$ 124  Dergleichen ‚Depütationen werden aud für andere. Bera- 

thungsgegemflände ernannnntt.. Fr | 
. Mitwirkung Eöniglicher Commiffarien bei den Deputationen. 

8.425, „Diefen Deputationen. ($. 123., 424.) werden, fo oft bie 
Depntotionen;felbft, darauf. antragen, durch. Fönigliche Commiſſarien die nö- 
thigen. Exläusnrungen gegeben, werden. Es muß jedoch jede. Deputation, vor 
Abgabe ihres Gutachtens an. die. ‚betreffende nee, die, ihe von dem Fo: 
niglichen Kommiſſar in ihrer. Sigung muͤndlich mitzutheilenden, Bemerkun⸗ 
gen Dümm, auch, dieſelben in ‚Erwägung. ziehen, und nad) Befinden berüdz 
ichtigen. BR | 
. Eingabe individueller oder amtlicher Anfichten an’ die Deputationen. 
$.'126.°" Sedem Mitgliede der Kammer umd Eöniglichen Commiffar 
fieht frei, der Deputation feine Anficht über den zu bevathenden Gegenftand 
ſcheiſtüich "vorzulegen. 5 

ee Berathungen der Kammern. ’ 

$. 127. Berathungen der Kammern können nur bei ber Anmefenheit 
von mindeftend der Hälfte der, durch die Verfaſſung beftimmten, Zahl der 

Mitglieder Statt finden: — | | 

— a Adftimmung und Befchlußfaffung- derfelben.- 

: 6, 138. Beſchluͤſſe können von der erften Kammer: nur, wenn mins 
deftens die Hälfte, und von der zmeiten nur, wenn mindeftens zwei Drit⸗ 
theile der verfaffungsmäßigen Zahl der Mitglieder in der Sigung anmefend 
find, gefaße.werden.. , 23 = en 
Bei der. Abftimmung hat jedes Mitglied, auch der Prafibent, eine 
Stimme. “ W — a N 2 
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Die Beſchluͤſſe werden, außer. $. 92, 103. und 152, en veſtimmten ſat 
len, nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaft, 





Wenn Gleichheit. der Stimmen eintritt; fo iſt die 34 in, g — 
genden Sitzung wieder zum Vortrage zu bringen, ‚Würd e-Quch .. teet 
Sigung eine Stimmenmehrheit nicht erlangt; fo giebt. ‚bie Siimmie des Piaã⸗ 


fidenten den Ausfchlag. 

Sit der Gegenftand der. Berathung ein folder, wo Bios ein, Gutachten 
der Stände zu eröffnen, it; fo kann lebterm, * Valangen· der. AR, 
chende Meinung beigefügt werden. 23. | CD dh 

Seporatkimme.. 

$. 129. Die Hhfkimmungen gefchehen von. den. einzelnen, Mits srl, 
ohne Rüdficht auf die ‚Verfchiedenheit der Stände. Es ift jedoch ben * 
geordneten der Rittergutsbeſitzer, der Staͤdte und. des Bauernſtandes in der 

zweiten Kammer erlaubt, wenn menigftens drei Viertheile der Anweſenden 
ihren Stand in ſeinen befondern Rechten. oder Intereſſen biicch ben“ Beſchlub 
der Mehrheit fuͤr beſchwert achten, eine Separatſtimme abzugebeit, ” Eike 
folhe Separatflimme muß in bie Erklärung der Standeverſammlung neben 
dem Beſchluſſe der Mehrheit aufgenommen, und mit an, ‚bie, ‚Regierung. ger 
bracht werden, 
Gommunicationen zwifchen ben Seiben Kammern. , 
$. 130. Die von einer Kammer 'än’ die andere gebrachten. Anträge; 
Sefegentwürfe und Erklärungen koͤnnen erſterer mit Berbefferungsvorfihld: 
gen, ‚welche durch eine Depntation erörtert. werden. müffen, zuruckgegeben 
werden. 
Verhandlung zwiſchen beiden Kammern bei getheilter Anſi cht. BVerfahren, wenn 
ein Einverſtaͤndniß nicht erlangt wird, | 
$. 131. Können ſich beide Kammern, im Folge der —— Verathung⸗ 
uͤber den betreffenden Gegenſtand nicht ſogleich vereinigen; fo haben fie aus 
ihrem beiderfeitigen Mittel eine gemeinfchaftffche‘ Deputation zu ernennen, 
welche, unter den beiden Vorſtaͤnden der Kammern, über ’die- Bereinigung 
dev getheilten Meinungen: zu berathfchlagen hat, ‚und deren Mitglieder hier⸗ 
auf das Reſultat ihrer Verhandlung dein’ Kantitern zu anderweiter Bera⸗ 
thung vorzutragen haben. Dafern ſich diefelben "auch Na nicht vereinigen; 
fo treten bei Gefetzgebungs⸗ und Bervilligungsgegenftänden die'di- 128, ent⸗ 
haltenen Borfchriften ein. Bet bloßen Berathungsgegenftänden aber wird 
alsdann von jeder Kammer eine, durch ihren Vorftand im Namen derſelben 
unterzeichnete, befondere Schrift bei der. oberften "Staatsbehörde eingeteicht, 
Gemeinfchaftliche ftändifche Schriften. es 
$. 132, Die Anträge und Beſchluͤſſe, uͤber welche beide Kammern 
ſich vereinigt haben, werden in eine gemeinſchaftliche ſtaͤndiſche "Schrift zus 
fammengefaßt, welche, von.den Vorftänden beider Kammern im Namen ber. 
Stindeverfammlung unterzeichnet, bei ‚der oberſten Staatsbehörde einge: 
reicht wird, 


7 Mi ;; 


gerhättnig der Stände au der. oberften Gtüatzbegärhe. ER: 

$. 133. Nur die oberfte Staatsbehörde ift zur Communication zwi⸗ 
ſchen der Regierung. und. den Ständen beſtimmt; auch die einzelnen Kame 
mern fliehen nur mit biefer — in — Beſchaftsbet 
ziehung. * 
Zurritt der Mitglieder des Miniſterii. un Enigie Gommiferien zu den — 
der Kammern. 
$. 134, Die Mitglieder des Miniſterii und ‚die königltchen Eommi⸗ — 

—1* haben den Zutritt zu den Sigungen ber Kammern, innen an.. ‚ben, 


„del 
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Discuffionen Antheil nehmen, und haben das Recht, zu verlangen, nad) 
Schluſſe derfelben nochmals: gehört zu merden, treten aber, wenn, fo viel 
die Commiſſarien betrifft, dieſe nicht felbft. Mitglieder der Kammer find, bei 
ber Abflimmung ab. Nach ihrem Abtritte darf die Discuffion nicht von 
Neuem aufgenommen werben. 
Deffentlichkeit der Verhandlungen. 

$..135. Die Sigungen der beiden Kammern find ‚Öffentlich, Sie 
erben geheim, auf den Antrag der Eöniglichen Commiffarien bei Eröffnun: 
gen, für welche fie die Geheimhaltung nöthig achten, und auf das Begeh: 
ven von. drei Mitgliedern, denen, nad dem Abtritt der Zuhörer, wenigftens 
ein Viertheil der Mitglieder der Kammer über die Nothwendigkeit der geheiz 
men DBerathung beitreten muß. 

Drud der Protocolle über bie Verhandlungen in den Kammern. 

$. 136. Die über die. Verhandlungen in den Kammern aufgenom: 
menen Protocolle werden durch den Druck bekannt gemacht, wenn nicht die 
Geheimhaltung in einzelnen Fallen durch die Kammer beſchloſſen wird. Um 
die Redaction in angemeſſener Weiſe zu beſorgen, iſt eine beſondere, verant— 
wottliche Deputation zu ernennen, 

. Bezugnahme auf die Landtagsorbnung. 
137. Die naͤhern Beſtimmungen uͤber den Landtag und den Se: 

fehäftsbetrieb bei felbigem enthalt die Landtags ordnung. 


Achter— Ubfhnitt 
Gewähr der Verfaſſung. 
1, Bufage bes Königs und Regierungsverweſers bei dem 
Regierungsantritte. 

6. 138. Der Thronfolger hat, bei dem Antritte der Regierung, in 
Gegenwart des Gefammtminifterti und der beiden Präfidenten der letzten 
Ständeverfammlung, bei feinem fürftfichen Worte zu verfprechen, daß er die 
Verfaſſung des Landes, wie. fie zwiſchen dem Könige und den Ständen ver: 
abfchiedet worden ift, in allen “ihren Beftimmungen während feiner Regie: 
tung beobachten,. aufrecht erhalten und. befchüsen wolle. 

Ein Gleiches ift auch von dem Regierungsverweſer ($. 9.) zu bewirken, 

Die hierüber zu ertheilende Urkunde, wovon ein Abdruck in die Gefeg- 
fammlung aüfgenommen wird, iſt den beiden Präfidenten der Kammern aus: 
zuhaͤndigen welche ſie der nüchiten Ständeverfammluing zu übergeben und 
unmittet im ſtaͤndiſchen Archive beizulegen haben. 

2. Eid. auf die Verfafſung. 

139. Der Unterthaneneid und der Eid der Civil-Staatsdiener und 
der Geiſtlichen aller chrifttichen Confeſſionen ift, nächft dem Verfprechen der 
Treue und: des Gehorſams gegen den König und die Gefege des Landes, 
aud) auf die Beobachtung der Kandesverfaffung zu richten. 

3. Befhwerden der Stände gegen Minifterien und andere 

Stantsbehörden, wegen Verlegung der Verfaffung. 

S. 140: Die Stände haben’ das Necht, Beſchwerden über die, durch 
die Eöniglichen Minifterien oder andere Staatsbehörden gefchehene, Verletzung 
. Verfaffung in einem gemeinfchaftlichen Antrage an den König zu 

ringen. 

Diefer wird den Befchtwerden fofort abhelfen, oder, wenn ein Zweifel 
dabei obwaltet, felbige, nach der Matur des Gegenflandes, durch die oberſte 
Staatsbehörde oder die obeehr Juſtizſtelle erörtern laſſen. 

16* 
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Wird die Erörterung ber oberſten Staatsbehoͤrde uͤbertragen; fo. hat 
diefe ihr Gutachten dem Könige zus Entſcheidung vorzulegen. Mird. felbige 
aber an die oberite Juſtizſtelle vertiefen; ſo hat letztere zugleich die Sache 
zu entſcheiden. Der Erfolg wird in beiden. Fällen den Ständen: eröffnet : 

4. Diesfallfige Anklage der Stände‘ gegen die Vorflände - 
bder Minifterien, Ä 


6. 4. Die Stände haben insbefondere. auch das Recht, die Vor⸗ 
ftände der Minifterien, welche fi einer Verlegung ber. Verfaſſung ſchuldig 
machen foͤrmlich anzuklagen. 

Finden ſie ſich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine ſolche Anklage zu 
erheben; fo find die Anklagepuncte beſtimmt zu bezeichnen, und in, ‚jeder 
Kammer durch eine befondere Deputation zu prüfen, | 

Vereinigen ſich hierauf beide Kammern in ihren Beſchluͤſſen uͤber die 
Anklage; ſo bringen ſie dieſelbe mit ihren Belegen an den, noqehend 
— 142. bezeichneten Staatsgerichtshoff. | | 

Staatögerichtshof. Deffen Vompetenz. — 

$. 142. Zum gerichtlichen Schutze der Verfaſſung wird ein States 
gerichtehof begründet. Diefe Behörde erkennt über Handlungen der Vor— 
fände der Minifterien, welche auf den uUmſtutz der Verfaſſung gerichtet ſind, 
oder die Verletzung einzelner Puncte der Verfaſſung betreffen. ' 

Ueberdies kann auch noch in den, $. 83. und 153. bemerkten, Fällen 
an felbige der Recurs geriommen werden. 

Deſſen Organifatign. : 

$. 143. Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem. Präfibenten, wel⸗ 
er von dem Könige aus ben erften Vorftänden der höhern Gerichte ernannt 
wird, und aus zwölf Richtern, wovon ber. König- ſechs aus ben Mitgliedern 
jener Gerichte, und jede Kammer drei, nebſt ‚amoei. — außerhalb 
der Mitte der Staͤndeverſammlung, wählt. ‚Unter den von Ständen 
gewählten, Mitgliedern müffen mindefteng, zwei Rechtsgelehrte ehr welche 
auch, mit Vorbehalt der Einwilligung des Königs, aus den Stgaisdienern 
gewaͤhlt werden koͤnnen. 

Die Stelle des Praͤſidenten vertritt im Vahinderungtfale der erſte der 
vom Könige beftellten Richter. 

. Die Ernennung. der Mitglieder erfolge - für die Periode yon einem ore 
dentlichen Landtage zum andern, und zwar jederzeit am Schluſſe deſſelben. 
Sm Falle einer Vertagung des Landtags ober der Auflöfung der zweiten 
Kammer, bfeibt der, am Schluffe bes vorigen ordentlichen Landtags beftellte, 
— bis wieder zum Schluſſe der naͤchſten Stundeverſammlumg fort⸗ 
beſtehen 

$. 144. Der Präfident und ſaͤmmtliche Richter werden für diefen ih⸗ 
ren Beruf beſonders verpflichtet, und, in Bezug auf ſelbigen, — Untere 
thanen⸗ und ſonſtigen Dienſteides enbunbn | 

"Meder ber König, noch die Stände Eönnen bie. Emennung ber Mit 
glieder während der Zeit, anf. welche fie. ernannt find, zutuͤcknehmen. 

Nimmt jedoch ein von den Staͤnden gewaͤhlter Richter ein Staatsamt 
an; ſo hoͤrt er dadurch auf, Mitglied des Staatsgerichtshofs zu; ſeyn, kann 
aber von der betreffenden Kammer ſofort wieder gewaͤhlt werden. —— 

Verſammlung des Staatsgerichtshofs. 

$. 145. Das Gericht verſammelt ſich auf Einberufung durch den 
Praͤſidenten, welche von dieſem ſogleich geſchehen muß, wenn er dazu einen, 
von dem Vorſtande des. Juſtizminiſteri conttaſignirten, Befehl des u 
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oder eine, won den Präfidenten beider Kammern umterzeichnete, Aufforberung, 
mit Angabe des Gegenftandes, erhält. Die Function: des Gerichts hört auf, 
wenn der Proceß geendigt iſt. 

Der Praͤſident hat fuͤr die Vollziehung der Beſchluͤſſe zu ſorgen und, 
im Falle eines Anſtands, das Gericht wieder zu verfammeln. 

wo Verfahren beffelben. 

$..146. Des Präfident beftellt zur Leitung ber, vom Staatsgerichte: 
hofe zu: führenden, Unterfuchung ein vom Könige ernanntes und ein rechte: 
Eundiges, von den Ständen gewähltes Mitglied. 

- Bu jeder hauptfächlichen Entfcheidung werden von fämmtlihen Mitglie: 
bern, mit Einfhluffe des Präfidenten, nah Stimmenmehrheit zwei Refe— 
tenten gewählt, Iſt der erfte Meferent ein vom Könige ernanntes Mitglied; 
fo muß der Götreferent ein von ben Ständen gewähltes feyn, und umge: 
kehrt. Sm Falle der Stimmengleichheit bei dieſer Wahl, entfcheidet die 
Stimme des Präfidenten. 

8. 147. Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Anzahl vom Könige 
bejtelfter und von den Ständen gerwählter Mitglieder anweſend ſeyn. 

+ Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten, welche nicht 
fogleich durch anderweite Ernennung, oder duch Eintritt eines Stellvertres 

ters gehoben werden kann; fo tritt. das legte Mitglied von der überzählenden 
Seite aus; doch darf die Zahl der Richter nie unter zehn feyn. 

Dem Präfidenten fleht, außer ben $. 146. und 153. bemerkten Fäl- 
In, Beine Stimme zu. 

Im Falle der. Stimmengleichheit entfcheibet die für den Angeklagten 
günftigere Meinung. 

Die Acten des Staatögerihtshof3 merden buch ben Drud befinnt 


gemacht. 
Strafbefugnig des Staatsgerichtshofs. * 
| $. 148. Das Strafbefugnig des Staatögerichtshofs erſtreckt ſich nur 
auf ausdruͤckliche Mifbilligung des Verfahrens oder Entfernung vom Amte. 

Wenn feldiger die in feiner Competenz liegende- Strafe erkannt hat, 
ohne eine weitere ausdruͤcklich auszuſchließen; fo bfeibt nicht nur dem ordent: 
lichen Richter. vorbehalten, gegen den Verurtheilten ein weiteres Verfahren 
von Amtswegen eintreten. zu laffen, fondern der Staatsgerichtshof. hat auch 
— Richter von dem Ausgange der verhandelten Anklage Nachricht 
zu geben. | 

Rechtsmittel gegen beffen Erkenntniß. 

$. 149. Gegen den Ausfpruc des Staatsgerichtshofs findet Feine 
Appellation, wohl aber die Berufung auf ein amderweitiges Erkenntniß 
Statt. In diefem Halle find zwei andere Mitglieder, als Referent und 
Gorreferent, dergeftalt zu wählen, daß, wenn bei dem erſten Erkenntniſſe 
ber Referent ein vom Könige beftelltes Mitglied war, der nunmehrige Re: 
ferent ein von den Ständen gewähltes feyn muß, und umgekehrte. Auch 
iſt zu einem folhen anderweiten Verſpruch der ‚Gerichtshof noch um zwei 
Deitglieder zu vermehren, und daher, Eöniglicher Seits, noch ein Mitglied 
eines‘ höhern Gericht! außerordentlich zuzuordnen, ftändifcher Seits aber ei: 
ner ber nach $. 143. vorher beflimmten Stellvertreter einzuberufen, 

Verfahren des Königs in Faͤllen der Anklage. 

$. 150. Der König wird nicht nur die Unterfuchung niemals hem: 
men, fonbern auch das ihm zuftchende Begnadigungsrecht nie dahin aus: 
dehnen, daß ein, von dem Staatsgerichtshofe in die Entfernung vom Amte 


Bee 


verurtheilter Staatsdlener in ſeiner bisherigen ·Stelle gelaſſen, oder in einem 
andern Juſtiz⸗ oder Staatsverwaltungsamte angeſtellt werde, dafern nicht, 
in Ruͤckſicht der Wiederanſtellung, das en einen — Vor 
behalt zu Gunften des Verurtheilten enthaͤlt. 


Reſignation des Ancetlageen ae Goa: i 
8. 151. Die Rofignation des Angeklagten hat auf das gegen in ein: 
geleitete Berfahren und den. Urtheilsfpruch Feinen Einfluß. ia 


5. Anträge auf Abänderung, oder Eriäüterung Verfaf: 
Zu fungsurfunde, oder auf Zufüge zu ſelbiger. | 
$. 152. Anträge auf Abaͤnderungen oder Erläuterungen in den Bes 
ftimmungen der Verfaſſungsurkunde, oder auf Zuſaͤtze zu derfefben, koͤnnen 
ſowohl von dem Koͤnige an die Staͤnde, als von den Staͤnden an, ben Kö: 
nig gebracht werben. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe in dieſer Angelegenheit wird die Ueberein: 
flimmung beider Kammern, und in jeder Kammer die Anweſenheit von drei 
Viertheilen der verfaſſungsmaͤßigen Zahl der Mitglieder, ſo wie eine Stim— 
menmehrheit von zwei Drittheilen der Anweſenden erfordert; auch kann von 
ben Ständen ein ſolcher Antrag nicht eher an den König gebracht werben, 
als bis in zwei ordentlichen, unmittelbar auf einander folgenden Ständever: 


fammlungen deshalb uͤbereinſtimmende Belchlüffe gefaßt worden find, ‚Bil. 


dem eriten, nad) Publication : der Verfaſſungsurkunde zu haltenden, Land⸗ 
tage kann aber eine Abaͤnderung oder Eriaͤuterung der Verfaſſung, oder ein 
Zuſatz zu ſelbiger, in der Staͤndeverſammlung weder beantragt noch beſchloſ⸗ 
ſen werden. 


6, Erledigung zweifelhafter Puncte in der Berfoffungs: ; 


urkunde. 

153. Wenn uͤber die Auslegung einzelner Puncte der Berfaffungs- 
urkunde Zweifel entſteht, und derſelbe nicht durch Uebereinkunft zwiſchen der 
Regierung und den Staͤnden beſeitigt werden kann; ſo ſollen die fuͤr und 
wider ſtreitenden Gruͤnde, ſowohl von Seiten der Regierung, als der Staͤnde, 
den Staatsgerichtshofe zur Entſcheidung vorgelegt werden, e 

Bu dieſem Behufe iſt von jedem Theile eine Deduction dem Gerichts⸗ 
hofe zu uͤbergeben, ſolche gegenſeitig mitzutheilen und in einer zweiten Schrift 
zu beantworten, fo daß jedem Theile zwei Schriften freiſtehen. "Bel der 
Entfheidung giebt, im Zalle der Stimmengleihheit, bie Stimme bes Pra⸗ 
> fidenten den Ausfchlag. 

Der hierauf ertheifte Ausſpruch ſoll als authentiſche ie ans 
gefehen und befolgt werden. 


7. Aufbebung der mit der Verfaffungéurkunde in Wider— 
ſpruch ſtehenden Geſetze, Verordnungen und Obſervanzen. 
$. 154. Alle Geſetze, Verordnungen und Obſervanzen, welche mit eis 
ner ausdrüdlichen Beſtimmung ber gegenwärtigen Derfaffungsurkunde im 
Widerſpruche fehen, find in foweit ungültig. — 
| Indem Wir die. vorftehenden Beftimmungen für das Staatsgrundgeſetz 
Unſeres Königreichs hiermit erklären, ertheilen Wir zugleich bei Unferm fürjt> 
fihen Woite die Verfiherung, daß Wir nicht nur die darin enthaltenen Zus 
fagen ſelbſt genau erfüllen, fondern auch diefe Verfaſſung gegen alle Ein: 
griffe und Verletzungen Eräftigft ſchuͤtzen wollen. 
Zu deffen Urkund haben Wir gegenwärtiges Stantsgrundgefeg eigenhän: 
dig unterfchrieben, und mit Unferm Eöniglichen Siegel verfehen laſſen. 
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So gefchehen und gegeben zu Dresden, am vierten September, im 
x nach Cheifti, Unfers Erlöfers und Seligmahers Geburt, Ein Tau: 
Any Acht Hundert und Ein und Dreißig. 
Anton! 
ne Auguſt, 9. z. ©. 
(L. S.) Gottlob Adolf Ernſt Noftig 
und Sändendorf. 


Ze erh | D. Sohann Daniel Merbach. 





Das, nach; dem Decret vom 1. März 1831, zugleich mit dem Ver: 
faffungsentwurfe den Ständen zur Berathung und Begutachtung vorges 
"legte Wahlgefeg, ward, mit Berüdfihtigung der fländifhen Bemer— 
kungen, Anträge und Wünfche, am 24. Sept. 1831 als Landesgeſetz 
bekannt gemacht. 


c) Wahlgeſetz für die kuͤnftigen Ständeverfamm: 
en im 0. Fe vom 24. Sept. 


Br, Anton, von Gottes > König von Sachſen ıc. ıc ꝛc, 

— und“ 
Friedrich —— Herzog zu Sachſen x. 

haben, zur Ausführung der in der Verfafjungsurtunde $ 65. 70. 77. ent 
haltenen Vorſchriften wegen der Wahl der Abgeordneten zu den kuͤnftig zu 
haͤltenden Staͤndeverſammlungen, unter Zuſtimmung Unſerer getreuen Staͤnde, 
—— 
| — Wahlgeſetz 
errichtet. — verordnen deshalb, wie folget. 


Yon 0,1: Allgemeine Vorfhriften für die Wahlen. 

Königliche Behörde zu Leitung der Wahlen der Landtagsabgeorbneten. 

$. 1. » Die Wahl von Landtagsabgeordneten der Rittergutsbefißer, 
Stäbte und des Bauernſtandes erfolgt unter der Leitung ber Eöniglichen * 
gierungsbehoͤrde und der von dieſer damit beauftragten Perſonen. 

$. 2. Dieſelben haben. nur auf Beobachtung der geſetzlichen Vorfchrif: 
ten und Formen zu fehen, eines Einfluffes auf die Wahlen felbft aber 9 
zu enthalten. 

—A Wahl der Abgeordneten, 
Wo; i< 38) der Rittergutsbeſitzer (unmittelbar), 
». der Städte und des Bauernftandes (duch Wahlmänner). 

. 3. Die Abgeordneten ber Nittergutsbefiger werden von diefen um: 
mittelbar, die Abgeordneten dee Städte und des Bauernſtandes vermöge ei: 
ner doppelten Wahlhandlung, durch Vermittelung von Wahlmännern, gewählt. 

$. 4. Letzteres gefchieht dadurch, daß die zum Waͤhlen Berechtigten 
(bie Stimmberechtigten) zuerft eine beftimmte Anzahl von Individuen (Mahl: 
Kfm m —— denen bie fernere Wahl der Landtagsabgeordneten über- 
affen bleibt 

Allgemeine Erforderniſſe Kur Stinmberedhtigung. 
Unfähigteit d azu. 
§. 6. ur Ssimmberehtigung in allen drei Klaſſen wird voraus: 
geſetzt: 


— 
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a) bie Anfaffigkeit,., -: ee 
b) dag erfüllte, 2oſte Lebensjahr, * 

c) das Bekenntniß ber chriſtlichen Mu, op une bes, Con 
felfion, - 

Unfähig find: 

9) Diejenigen,. welche unter Euratel fihen,, 
€) Frauensperſonen, er 
f) Almoſenpercipienten, 

g) diejenigen, zu deren: ‚Vermögen ein Schuldenweſen entftanben iſt, es 
mag daſſelbe zum foͤrmlichen Concurs gediehen, oder der Weg der 
außergerichtlichen Erledigung deſſelben eingeſchlagen worden ſeyn, ſo 
lange nicht ihre Glaͤubiger, voltftändige Befeiediguäge erhalten zu ha⸗ 
ben, erklaͤren, 

bh). die, welche ſich mit Abentrichtung der Landes» und Gemeindeabgaben 
ganz oder zum Theil, länger als ein Jahr, nach vorgaͤngiger Erin- 
nerung, im Ruͤckſtande befinden, ſo lange dieſe Ruͤckſtaͤnde nicht ab⸗ 
gefuͤhrt ſind, 

I) alle von öffentlichen Aemtern und. der juriſtiſchen Praxis removirte Per⸗ 
ſonen, ingleichen die ſuspendirten, ſo lange die Suspenſion dauert, 

k) diejenigen, welche wegen ſolcher Vergehen, die nach allgemeinen Be— 
griffen für entehrend zu halten find, vor Gericht geflanden haben, 
‚ohne ‚von ber Anſchuldigung ‚völlig frei. ‚gefprochen zu, feyn. : :- 

Ob ein Verbrechen nad) allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten 
fey, entfcheidet hinfichtlich „eines Wahlmannes bie — — und 

hinſichtlich eines. Abgeordneten die betreffende Kammer. | 
Wahl der. Wahlmänner ‚durch die. Stimmberechtigten. — 

F. 6. Die Wahlmaͤnner werden von den Stimmderechtigten aus ih— 
ver Mitte gewählt, 

Wer durch die Wahlmaͤnner zum Abggorbneten gewählt werben Eöhne, 

$. 7. Die Wahlmänner wählen‘, ohne auf ihe eigenes Mittel be— 
Schränke zu feyn, die Landtagsabgeordneten aus der gefammten Anzahl Der 
jenigen ihrer Kaffe, ihres Wahlbezirks, elige * dazu erforderlichen 
Eigenſchaften haben (Waͤhlbare). 

— Allgemeine Erforderniſſe zur Wehlbarkei als Abgeordneter. 

F. 8. Zur Wahlfaͤhigkeit als Landtagsabgeordnete in allen drei Klaſ— 
fen find ein Alter von 30 Fahren und die $. 5. aufgeführten Eigen: 
fchaften der Stimmberechtigung erforderlich, jedoch, fo viel die Anfäffigkeit 
betrifft, unter den binfichtlich der fädtifhen Abgeordneten .$. 56, und 60. 
gemachten Ausnahmen, BE Er 

Ausſchließung auslaͤndiſcher Diener von ſelbiger. 

$. 9, Ein in auslaͤndiſchem activen Dienſte Stehender ift als Ab: 
—— ſchlechterdings wahlunfaͤhig, als Waͤhlender aber, wie Andere, ſtimm⸗ 
erechtigt 

Entſcheidung der Zweifel uͤber die Stimmberechtigung und Vaͤhlbarkeit. 

. 10.. Kommen über die Befugniß zu wählen, ober gewählt zu mer: 
ben, Zweifel vor; fo werden biefe, außer dem $.5. zu k. bemerften Falle, von 
ber Negierungsbehörde entfchieden. Won deren Entfcheidung findet der Ner 
eurs, fo viel die Wahlmänner betrifft, an die hoͤchſte Staatsbehoͤrde, in 
Hinſicht der Abgeordneten an die betzeffende, Kammer Statt,” Bu die 
diesfallfige Entfcheidung zufteht, | 

Bufommentritt ber — und: Wahlmaͤnner. — 
$ 11, Die REINER und Wahlmanner dürfen n nur in 
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Folge landesherrlicher Aufforderungen verſammeln; ein nicht angeordneter Zu⸗ 
fammentritt, um unter ſich eine Verabredung über Gegenſtaͤnde der Wahl: 
handlungen zu treffen, iſt als geſetzwidrige Zuſammenkunft zu betrachten, 
und als ſolche ſtrafbaaa.. u 
Wahl nad freier Ueberzeugung. Be | 
6. 12. Die Erwählung muß. aus der freien Weberzeugung der Waͤh⸗ 
fenden hervorgehen. Mer auf folhe duch Geſchenke, Drohungen oder Wer: 
fprechungen einzuwirken fuchen follte, verliert für immer das Recht zu wählen, 
oder gewählt zu werden. : Deffentlihe Beamte, welche fich ſolches zu Schul: 
ben kommen Laffen, haben überdies. Dienjtentfegung zu gewarten. 
Inwiefern eine Wahl gültig fey, bei welcher Nichtbefugte mit geftimmt haben. 
813. Haben ein oder mehrere Nichtbefugte als Mitjtimmende an 
der Mahl Theil genommen; fo bfeibt letztere demohngeachtet gültig, wenn 
die dadurch entftehende Differenz in der Stimmenzahl feinen Einfluß auf 
die Stimmenmehrheit für den: Erwahlten hat. SE diefed aber der Fall; fo 
muß eine neue Wahl veranjtaltet werben. 
Angeloͤbniß der Stimmenden bei der Wahl der Abgeordneten. 

8. 14. Bei der Wahl der Abgeordneten hat jeder Stimmende, vor 
der Abgabe feiner-Stimine, an Eidesjtatt anzugeloben, daß er fie nach fei- 
nem beften Wiffen und Gewiffen zum Wohle des Landes abgeben molle, 

Verbot der Bevollmächtigung zur Abftimmung. 

$: 15. Das Stimmrecht kann nur durch perſoͤnliche Anweſenheit aus: 

geuͤbt werden. Bevollmaͤchtigungen finden nicht Statt. 
| Gründe zur Ablehnung des Rufs als Wahlmann. 

8. 16. Jeder hat dem ehrenvollen Rufe als Wahlmann willig Folge 
zu leiſten. Nur ärztlich befcheinigte Krankheit oder unverfchieblihe Abweſen— 
heit kann entfchuldigen,. 

| .  Nichterfcheinen der Wählenden. 

$. 17. Das Nichterfcheinen einzelner MWahlberechtigter oder Wahlmaͤn⸗ 
ner bei der Wahl thut der Gültigkeit des Gefchäfts keinen Eintrag. Zur 
Mahl eines Landtagsabgeordneten müfjen aber mindeftens zwei Drittheile al- 
ler beftellten Mahlmänner anwefend ſeyn; beim Außenbleiben einer größern 
Zahl ift ein neuer Wahltag anzufegen. In einem folhen alle ift der 
Aufwand bei einer neuanzuordnenden Wahl von den ohne gegründete Ent: 
ſchuldigung -ausgebfiebenen Wahlmännern einzubringen. 

Verfahren bei der Refignation eines Abgeordneten. 

$. 18. Die Wahl zum Abgeordneten in beiden Kammern kann nur 
abgelehnt werden: 

a) wegen Krankheit, welche das Individuum auf längere Zeit zu allen 
Gefhäften unfähig macht und durch ärztliche Zeugniffe belegt wird, 

b) wegen GOjährigen Alters, 

e) wegen folder häuslicher Familien- oder Dienftverhältniffe, welche die 
perfönlihe und beſtaͤndige Antvefenheit, nach dem Zeugniffe einer Ges 
richtsftelle oder der Vorgefegten, oder nach fonftiger genüglicher Bes 
ſcheinigung, weſentlich erfordern. 

Ueber die Zulaͤſſigkeit der Entſchuldigungsurſache entſcheidet in den Faͤl— 
ion a. und b., wenn. fie vor dem Zuſammentritte der Staͤndeverſammlung 
angebracht wird, die Regierungsbehoͤrde. Gefchieht folches aber während eines 
Landtags, ober wird fi auf die Ablehnungsurfachen c. bezogen; fo entſchei⸗ 
det bie betreffende Kammer. Findet letztere die Entfchuldigungsurfache nicht 
gegründet; fo wird .der Ermählte von der Kammer dreimal eingeladen, und 
wenn er auch dann ausbleibt, mit dem Berlufte der Wählbarkeit beftcaft. 
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Erfolgt eine Erledigung während’ der "Dauer der Staͤndeverſammlung fo ift 
von der Kammer: der Ötellvertreter- einzuberufen. Geſchieht es vor dem 
Landtage, und iſt noch hinreichende Zeit dazu: daz ſo iſt durch die Regie— 
rungsbehoͤrde eine neue Vahl zu —— wo — der Stellvertreter 
einzuberufen. 


Theilnahme der Hof: und Stnateseanten, v wiltatts und Geifticen an den 
Wa 


ahlen 
G. 19. Wenn —— be beſoldete Hofbeamte/ active Mili⸗ 
tairs, oder Geiſtliche die Eigenſchaft beſitzen, um zu waͤhlen oder gewaͤhlt zu 
werden; fo nehmen. fie an dem Wahlgeſchaͤfte Theil ohne: koͤnigliche Erlaub⸗ 
niß. Sie bedürfen aber einer ſolchen, ehe fie die Wahl als Landtagsabge: 
ordnete annehmen, welche: jedoch ohne erhebliche, in dem Weſen des Amtes 
begründete, und ben. Ständen zur Nachricht mitzutheilenbe Urfachen nicht 
verſagt werden wird. 
$. 20. Dienſtthuende Minifter koͤnnen nicht zu Abgeordneten gewählt 
werben. 
Verfahren, wenn auf einen Abgeorbneten eine mehrfache Wohl faͤllt. 
$. 21. Wuͤrde Jemand in mehr ı als einer: Klaſſe, oder fuͤr mehr als 
eine Kammer, oder in mehr als einem Bezirke gültig als Abgeordneter er— 
wählt; fo hat er fich, binnen drei Tagen nad erhaltener Kunde, bei der Ne: 
gierung zu erklären, für welche der gleichzeitigen Wahlen er ſich entfcheidet. 
Unterläßt er diefe Anzeige; fo erfolgt. bie RN der Regierung ohne 
eine folche. 
” Erforderniffe des Immobitiarger hes zur Waͤhlbarkeit. 
$. 22. Nur derjenige Beſitz eines Grundſtuͤcks, welcher bereits wenig— 
ſtens drei Jahre gedauert hat, begruͤndet die Waͤhlbarkeit zum Abgeordneten 
in beiden Kammern. Bei Berechnung dieſes dreijaͤhrigen Zeitraums iſt je— 
doch der unmittelbar vorhergegangene Beſitz eines andern Grundſtuͤcks gleicher 
Art mit anzurechnen, und bei Denjenigen, welche das ihrige ererbt haben, 
iſt dieſe dreijaͤhrige Dauer nicht erforderlich. 
Adminiſtratoren und Nutznießer von Grundſtuͤcken. 
| g. 23. Fuͤr Grundſtuͤcke, welche moraliſchen Perſonen gehoͤren, haben 
die betreffenden Adminiſtratoren zu ſtimmen; es wird aber dadurch keine 
Waͤhlbarkeit für ſelbige begründet. Ehemaͤnner und Vaͤter, welchen. der ges 
festiche Niegbrauh an Grundftücen ihrer Cheweiber oder Kinder zufteht, 
find zwar fimmberechtigt, aber nicht wählbar. 
Koften der Wahlen. 
g. 24. Die Waͤhlenden erhalten keine Verguͤtung fuͤr etwaigen Rei— 
ſeaufwand; die erforderlichen Commiſſionskoſten werden aus der Landescaſſe 
beſtritten. 


U. Beſondere Vorſchriften fuͤr die Wahlen der Ritter— 
gutsbeſitzer. 
Stimmberechtigte. 
$. 95. Um in dee Klaffe der Nittergutsbefiger Abgeordnete für die 
zweite Kammes wählen zu koͤnnen, iſt, neben. den allgemeinen Eigenfchaften 
der Stimmberechtigung, der Beſitz eines Ritterguts erforderlich, ohne Unter: 
fchied der Größe des Guts und der adeligen oder nicht adeligen Geburt des 
Befisers. Die durch den Beſitz von Kammerguͤtern begruͤndete anne 
egtigung ruht, ſo lange erſtere in den Händen bes Staats find, 
Wählbare. 
$. 26. Um dagegen als Abgeordneter der —— in der 
zweiten Kammer gewaͤhlt zu werden, iſt der Beſitz eines Ritterguts von we— 
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nigftens Sechshundert Thalern jährlichen reinen Einkommens noͤthig. — 
Das Verzeichniß diefer Ritterguͤter ſoll, vor der erſten Wahl, von Abgeord⸗ 
neten für jeden. Kreis, und für die: Oberlauſitz durch bie Kreis: und Pros 
vinzialftände, "auf einem Keeisconvente und resp.’ Provinziallandtage, gefer= 
tigt und zut Negferungsbehörde eingefendet werden. 0 
Ausfchließende Berechtigung der beliehenen Eigenthümer, 

$. 27. Nur die belichenen Eigenthümer eines Ritterguts Eönnen waͤh⸗ 

fen und gewählt werden. = 
Zahl der: Kreis- und Provinzialftellen in ber erften Kammer. 

8. 28. Bir den in die erfle Kammer auf Lebenszeit zu ernennenden 
12 Abgeordneten wählen bie beiden, nad) der Zahl ber darin gelegenen Rit— 
tergäter, ſtaͤrkkſten Kreife, mit Inbegriff der Oberlaufiß, jeder drei, die übris 
gen jeder zwei Abgeordnete. 

Desgleichen in der zweiten Kammer. 

$. 29. Bu den 20 Landtagsabgeordneten der zweiten Kammer ernen= 
nen die beiden, der Zahl der Ritterguͤter nach, ſtaͤrkſten Kreife, ebenfalls mit 
Inbegriff der Oberlauſitz, jeder fünf, der auf diefe zunächft folgende minder 
ftärkere Kreis vier, und die beiden ſchwaͤchſten Kreife jeber drei Abge— 
ordnete. = Ä | 
Berechtigung der Beſitzer mehrerer Güter in verfchiedenen Kreilen. 

8. 30. . Mer in verfchiedenen Kreifen Nittergüter befizt, kann in jeden 
Kreife wählen. oder gewählt werden, jedoh nad) $.21. nur eine diefer Wah— 
fen annehmen. 

Stimmberehtigung der Befiger mehrerer Güter im Kreife und gemeinfhaftli- 

ee a ng cher Befiger Eines Gute. a 

$. 31. Der Befiger. mehrerer fimmfähigen Güter im Kreife kann nur 
Eine Stimme abgeben. - | — 

Von mehreren, ein Gut gemeinſchaftlich und ungetheilt (pro indiviso) 
beſitzenden, Vaſallen iſt gleichfalls nur einer wahlberechtigt und waͤhlbar, wo— 
bei der Inlaͤnder dem Auslaͤnder, der Aeltere dem Juͤngern vorausgeht; un— 
ter den zuletzt genannten kann jedoch wegen Ausuͤbung des Wahl- und 
Repraͤſentationsrechts durch Vertrag ein Anderes feſtgeſetzt werden. 

ur Zertheilung eines Gute. 

8. 32. Mird ein zur Mahl berechtigendes Rittergut unter Genehmi: 
gung des Lehnhofs verabtheilt, und nicht mehr auf gemeinfchaftlidde Rech— 
nung befeffen; fo haben deffen mehrere Befiser darüber, bei welchem Theile 
des Gutes das Wahlrecht verbleiben fol, ſich zu vereinigen. Wenn bei Ver: 
theifung von Rittergütern nicht beftimmt ift, auf weichem Antheile das Stimm: 
vecht haften foll; fo ruht ſowohl die Stimmberechtigung als Waͤhlbarkeit fo 
lange, bis eine Vereinigung unter den Intereſſenten getroffen worden iſt, 
und kann bei Vertheilung eines Nitterguts unter mehrere nur ein fol 
cher Theil zur Mählbarkeit berechtigen, welcher das feitgefeste Einfommen 
gewährt; daher auch die Waͤhlbarkeit ganz hinwegfüllt, wenn Fein Theil dies 
fen Umfang hat, 

Mo die Wahl erfolge. 

S. 33. Die Wahl der Abgeordneten erfolgt auf ritterfchaftlichen Kreis: 
conventen, in der Oberlaufig auf einem Provinziallandtage, und wird durd) 
. — der Kreis- und Provinzialſtaͤnde, oder deren Stellvertreter 
geleitet. — 

Einrichtung der Verzeichniſſe der Stimmberechtigten und Waͤhlbaren. 
8. 84. Sobald vom Könige eine Wahl von Abgeordneten angeordnet 
ift, veranlaßt die Negierungsbehörde: den Vorfigenden der Nitterfchaft des 
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Kreiſes und resp. ber Oberlauſitz, oder deſſen Stellvertreter, ein Verzeichniß 
der, nach $: 25. und nach der perſoͤnlichen Befähigung;,: jedesmal Wahlbe⸗ 
techtigten, und ein zweites, der nach dem. Verzeihniffe. $.26.: und dem Vor: 
hanbenfeyn der perfönlichen Erforderniſſe, wählbaren Rittergutsbeſitzer eines 
jeden Kreifes und resp. der Dberlaufi itz zu fertigen } nn. — — und 

Genehmigung. eingureitpen. = : 

Anordnung ber Bahtverfammiung- ı- 

$. 35. Die genehmigten Verzeichniffe werben. — Borfigenden oder 
deſſen Stellvertreter wieder zugefertigt, mit dem Befehle, zur ———— 
eines ritterſchaftlichen Kreisconventes oder Provinziallandtages 

umlauf der Verzeichniſſe mit der Convocatiiin. 
836. :Der Vorſitzende oder. Stellvertreter hat: bei ber — 
der jedesmal ſtimmberechtigten Kreis= und Provinzialſtaͤnde denſelben das 
Verzeichniß der waͤhlbaren Rittergutsbeſitzer gedruckt zuzufertigen. | 
Verfahren bei der Wahl. 
6,37. Bor Abgabe der Stimmen haben die Scimmbeeöigten das 
$. 14. — Angeloͤbniß zu leiſten. 

38. Entſcheidung der Wahl erfolgt in der Regel nach abſo⸗ 
luter iin, Wenn jedoch dreimal geftimmt worden, ohne, daß 
eine abfolute Stimmenmehrheit fich gezeigt hat; fo entfcheidet bei der brit- 
ten Abftimmung die relative Stimmenmehrheit. Zwiſchen Denjenigen, wel: 
he — der dritten Abſtimmung eine gleiche Stimmenzahl haben, entſcheidet 
das Loos. 

8. 39. Die Wahl für jeden Abgeordneten zu den Stellen -in ber er⸗ 
ften, und zu denen in der zweiten Kammer iſt befonders vorzunehmen." Eben - 
fo die Wahl jedes Stellvertreters für die Abgeordneten in die zweite Kammer. 

$. 40. Für die Abgeordneten in bie erfte Kammer findet die Mahl 
von Ötellvertretern nicht Statt. 

§. 41. Die Stimmen find fchriftlich abzugeben, 

Wahlbericht. | 

$: 42. Bon dem Nefultate der Mahlen haben die Vorſitzenden der 

Regierung, mit Beifügung der Wahlprotocolfe, Bericht zu erftatten, 


I, Vorſchriften fuͤr die Wahl der ſtaͤdtiſchen Abgeordneten. 
Orte, welche an der Wahl Theil nehmen. 

8.43. Diejenigen Orte, welche an ber Wahl ber ftädtifchen Abgeord⸗ 
neten Theil zu nehmen, berechtigt find, finden fich in der. Anfuge 22 ver⸗ 
zeichnet, 

u Wahlbezirk. 
$. 44. "Die Städte Dresden und Leipzig ernennen jede zwei Abgeord⸗ 
nete, die Stadt Chemnitz einen Abgeordneten. 

.45. Die Übrigen Städte werden mit Ruͤckſicht auf deren geogra⸗ 
phifche Rage und thunlihfte Zufammenhaltung ber Kreife und Aemter in 
20 moͤglichſt gleiche Wahlbezirke getheilt, jeder dieſer Wahlbezirke ernennt 
gemeinfchaftlich einen Abgeordneten. | 

Wahl der Wahlmänner. 
$. 46. Es werden die flädtifchen Abgeordneten durch BERN 
von Wahlmännern gewählt, 
Commiffarien que Beitung der Wahlen. 
8. 47. Sobald vom Könige eine Wahl landſchaftlicher Abgeordneter 
verfügt iſt, werden durch bie betreffende, Fegierung —— Commiſſarien 
zur Leitung der ſtaͤdtiſchen Wahlen ernannt. 


3 
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Wahlliſten. Beftellung ber Wahlmärmierii, Wr. 29." 
$. 48. Der fönigliche--Conmaiffarius. veranlaßt bei — Detgobrigteit 
die Fertigung der Wahluſten und die Beſtellung ven, Wahlmannern. 
Competenz bei gemiſchter Jurisbichiem... ν — 

g. 49. Bel gemifchten Jurisdittionsverhaͤltniſſen einer Stadt iſt die⸗ 
jenige Obrigkeit die competente, unter welcher die mehreſtent FSinwohner bes 
Orts fichen; fie hat fich jedoch mit dan. uͤbrigen Dbrigkeiten zu vernehmen. 

Liften ber Stimmberechtigten und Bähfbaren. 2 ci 

$. 50. Sede Obrigkeit hat für ihren Ort, mit —* der Stadt⸗ 
verordneten, eine Liſte der nach $.. 6. Stimmbexechtigten und fonach auch 
zur, Ermerthung,.als Wahlmänner befäbigten: Erwohner, und eine. zweitt eifte 
der zu Abgeordneten Wählbaren zu fertigen. ö 

65h. Die Liſte der Stimmberechtigten if: Dierzehn Tage fang. an 
dem für, öffentliche, «Bekanntmachungen: beflimmten Orte der _— 
— — — Reclamationen, auszuhängnn. — 

1 Tr Ernennung ber Wahlmaͤnuer. 

& 52, Die Ernennung der Wahlmänriner- erfolgt. in —— Art, 
tie, mach Vorfcheift der Städteorbnung, die Wahl ber, Stadverordneten, ober 
in .benjenigen ‚Städten, wo letztere durch Baplmänner gerät — wie: 
N — der — — 


— 53. n den. $ 44. FR RR iſt bie Zahi der zu erz 
nenienden Dirt Imänpt er benjenigen gleich, welche bafelbft .. zur Wahl der 
Stadtverordneten. noͤthig find; in den au einem gemeinſchaftlichen Wahlbes 
zirk zufammengefchlagenen täbten beffimmt fi fü ch. die Zahl ber. MWahlmänner 
für eine jede de eftalt, daß auf .felbige ſo viel. MWahlmänner ‚gerechnet wers 
den, als die ‚Zahl fünf und ‚ar. in. der Zahl der daſeloſt ———— 
—— —— —— 

; + ‚Einfendung. des Protoxous aber heren Gemppnung. 

& BE, ach; — Beltellung ber Wahlmaͤnner Lieb das. Nrotos 
eotl übe, ern. s ung an den koͤniglichen ‚Eommiffair singefenbet.. Br 
* Erforderniſſe ‚zur Waͤhlbarkeit. 

— bi Am, in bie Lifte ben. Waͤhlbaren als —— — 
men zu ip — * den allgemeinen Eigenfihaften zur Waͤhlbarkeit⸗ 
— I er 

a) als Bahlmann. Eee ; — 
nfägigkeit mit. einem Haufe in der Stadt ober. Wedkihe, 
b) die Entrichtung von wenigſtens 10 Thaler jährlich an Schock und 
* Grundquatembern oder ‚andern; nach ee = u — 
desthtite, ublichen Grundſteuern. 
b) als ——— 
. 56. Bu Abgeordneten der ‚Side find Diemign äh, Beide 


entweder 
9 fie drei Sabre mit einem ‚Haufe in der Susr der deren Waigh⸗ 
bilde aß ig find, und wenigſtens 
3 ‚sehn Thaler — 
aihnt on Scocen and Grundquatembern, oder andern nach Bots 
— der ——— — —n BEN 
2 ein Vermögen Fe | 
ſechs Ta end — * —— 
beſi gen, oder S a 


; . 
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u ein fweres —— ne —— 
zvier ee Sam — — —— 
| jähetic haben, oder i u RER 6 
BR in — Staͤdten J ne 
Din En. big, Zus ee EG 
in mitten Stiben me sh obnplse. nl 
J— J zwangig Raten — —— BEUTE Er Fa 

ums in ine ‚Städten. De: 3 mi" 

a Sanönt; zehn Thaler — ee 
Bol an — Real⸗ und" Perſonallandesabgaben zahlen. 

Es iſt jedoch in Hinſicht der: mad) 2, u und = ‚wählbaren: Inoiiduen 
— erforderlich, daß dieſelben Fe ET ra 
it; ur ſeit drei Jahren‘! Staatsangehörige‘ — obere Asch isefentihen: Auf 

Vn Nenthaltrin der betteffenden Stade gehabt haben! an ac 
b) das Bürgerrecht. inn dieſer "Stadt. erlangt haben, und . 

€) inſofern fie als unangeſeſſene Gewerbtreibende ne wirden/ ihre —* 
werbe bereits ſeit drei: Jahren betrieben haben 

Die Beſtimmung uͤber das Vorhandenſeyn der vorſtehend * 2 und 
3 ‚angeführten Erforderniffe beruht. auf dem: Einerfiännuiffe, des Stabtrathẽ 
und der Stadtverordneten. 

Bei Berechnung des dreijaͤhrigen Zeitraums iſt den Angefeffenen, nad) 
8::22., der unmittelbar‘ vorhergehende Befig eines andern Grundſtuͤcks glei: 
cher Art’ mit anzurechnen ; es iſt jedoch bei Denjenigen, welche ihre Grund: 
ſtuͤcke ererbt, oder in ein Gewerbe durch Erbſchaft augen find, bie drei⸗ 
jahrige Dauer’ ‚nicht erforderlich. ' | 

“ Ergänzting. der erforderlichen nzafr der Wätbaten. 

8.57. Wenn in einem Wahlbezirke nicht wenigſtens dreißig Angefefene 
vorhanden find, welche den beftimmten Genfus von 10 Thaletn geben und da= 
her in die Wahlliſte aufzunehmen find ; ſo ift diefe Anzahl aus den Hoͤchſt— 
befteuerten unter det Anfäffigen zu erfüllen. Wenn bei diefer Ergänzung 
mehrere Anfäffige, als zür Zahl dreißig erforderlich find, ein gleiches, der Not: 
malfumme von zehn Thalern am nächften kommendes Steuerquantum haben; 
fo: entfcheidet, ‚zum —— der —— der erforderlichen ————— 
das Loos. hä 

Berzeichniß ve — yomı Bepuf der Bahltiften. ae 

$. 58. Behufs der Anfertigung dev Wahltiften find von den Einnah⸗ 
mebehoͤrden Verzeichniſſe der Schock⸗und Quatemberabgaben oder andern 
Grundſteuern dev: angefeffenen Einwohner‘ zu fertigen; "dagegen fich' "die 
Nichtangeſeſſenen, welche. zu Abgeordneten wählbar zu ſeyn glauben, bei 
der Drtsobrigkeit, die deshalb eine Aufforderung unter einem ‚Feftzuftellenden 
Prajudiz zu amt hat, anzumelden haben. RAR | 

Ausfertigung der Wählliften. "© 

g. 59. Die Ortsobrigkeit durchgeht die erwähnten Steuerverzelchniffe, 
ergänzt: fie. in Betreff: Derjenigen, die an mehreren Steiteruntereinnahmen 
Abgaben Leiften, und zeichnet ſowohl unter: den Angefeffenem, als auch unter 
den fich gemeldeten Unangefeffenen Diejenigen aus, bei denen fich die in $. 
56. gedachten Eigenfchäften vorfinden.’ Sie legt hierauf. dieſe Berzeichniffe 
und. die. von ihr daraus gezogene Kifte der MWählbaren den Stadtverordneten 
zue Durchſicht vor. Iſt legtere, mit deren Einverftändniß, auf ſolche Weiſe 
berichtigt und feftgeftellt; fo wird fie als Mahllifte ausgefevtigt, von zwei 
Stadtverordneten mit unterzeichnet und dem Eöniglichen Commiſſarius zu⸗ 


geſtellt. 


A 
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Berechtigung. ber Mitglieder ber. Stabträthe und Stadtgerichte, ingleichen der 
ee — | — 
"860. Den Mitgliedern der Stadteäthe, ber Stadtgerichte, wenn die 
Stadt ſelbſt die Gerichtsbarkeit hat, und den Stabtverördneten wird, wegen 
der "ber: ihnen vdrausgeſetzten Kenntniſſe von den Stabtberhältniffen und 
wegen ihres vermutheten Intereſſes an dem Wohlſtande "der. Städte, ohne 
Ruͤckſicht auf Anfäffigkeit und Entrihtüng eines Genfus, die Fähigkeit’ bez 
voilfiget, "in, beiden Wählen mitzuftiimmen, aud ale Wahlmaͤnner und als 
Abgeordnete erwaͤhlt zu werden. 66 —— 

$. 61. Ihre Namen find daher durch den Negierungscommiſſarius 
ſowohl den‘ NG Liſten der Stimmberechtigten, als den 8. 59. 
erwähnten Steuer: und Wahlliſten anzufuͤgen. — 
Fertigung der Lifte der Wahlmaͤnner und Waͤhlbaren des Bezirks. 
ih 62. "Aus den Liften der Wahlmänner faͤmmtlicher zu einen, Be: 
zirke gehörigen Orte fertigt der Eönigliche Gommiffariug ein gemeinfhaftfi- 
ches Verzeichniß, und ein gleiches für die Wählbaren des Begzirks. 
ET Bekanntmacjting der verſchiedenen &iflen. 
63." Diefe Liſten, fo wie die Kiften der MWahlmänner und MWähl: 
baren derjenigen Städte, welche für fi) Abgeordnete zu wählen haben,‘ müfz 
fen. wenigſtens wierzehn Tage vor dem zur: Wahl: der. Abgeorbniten anbe— 
mumten Xermine, im betreffenden Orte oder Bezirke bekannt gemacht wer— 
den. Etwanige Bemerkungen oder: Reclamationen find nur bis zum achten 
Zage vor der Wahl anzunehmen, nachher aber nicht weiter als ein Hinder— 
niß der Wahl. zu. betrachten ° u ©. I . 
a. Vorladung zur Wahl’der Abgeordneten. - — 
6. 64. Den Wahltag fest der koͤnigliche Commiffarius an, und ladet 
dazu die Wahlmänner, nad) der deshalb gefertigten Kifte, durch fchriftlichen 
Umlauf und durch Bekanntmachung: in einem oͤrtlichen Nachrichtsblatte vor. 

Beflimmung des Orts zur Wahl. :: ee 

$. 65. Beiden aus mehren: Städten: zufammengefegten Wahlbezir— 
Een beſtimmt er zugleich diejenige ‚Stadt des Bezirks, wo die - Wahlhand- 
lung vor ſich gehen ſoll. z U a Ser 


5 


5 


3. 


RP Verfahren bei dee Wahl "N mn — 

$. 66. Bei der Wahlhandlung ſelbſt zieht det koͤnigliche Commiffarius 
5 Mitglieder der Stadtverordneten des Mahlorteg zu, welche der ganzen 
Wahlhandlung beiwohnen, und die datlıber aufgenommenen Niederfchriften 
mit: zeichnen. TI Re — 

$. 67. Die Wahlhandlung beginnt mit Verleſung der vorgeforderten 
MWahlmänner; Aufzeichnung der Nichterfchienenen, und mit DVerlefung dev zu 
Abgeordneten Waͤhlbaren, nach der Steuer: und Wahlliſte. — 

$. 68, ‚Die, erfchienenen Wahlmaͤnner erftatten hierauf das gefegliche 
Angeloͤbniß, die im Voraus numerirten· Stimmzettel werden gemifcht, und 
jedem Wahlmanne wird. einer zugeftellt, welchen er eigenhändig mit des von 
ihm Gewaͤhlten Namen, Stande und Wohnorte verfiehet, und darauf in 
ein hierzu beftimmtes verſchloſſenes Gefäß Iegt. | 

9. 69. Der Vorfigende dictirt hierauf ‚die Nummern der Stimmzet- 
ii — ae U NWENLER jum Deitont, un sieht. die Ergebniſſe 

$.. 70. Dei der Wahl entfcheibet auch hier, in der Regel, die abfo- 
Inte Stimmenmehrheit; nad) dreimaliger Abftimmung in dem 6.38, gedach⸗ 
ten Falle aber die relative Mehrheit, oder das Lo. | 

$. 741. Die Stellvertreter werden durch einen. gleichmäßigen zweiten 
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Mahlact ernannt; "eben fo wird, in Dresden, und Lelpzlg Jeder der beiden 
Abgeordneten. befonbers, von, ben. sefammten, Bahimännern end Sigdt einer 
nach dem andern gewaͤhlt. 
. 5——— der: Wahl; Schluß ve ——— und Anzeige ER, "Eiolge. ' 
86. 72. Nach geſchehener Wahl wird; Diefe den Anweſenden bekannt 
gemacht, das Protocoll geſchloſſen vom: Commiſſarius und den Woahlgehul 2. 
fen gerechnet, und. der Erfolg der Regierung, mit Beifügung, der Acten und, 
jahlzettel, vorgelegt, ‚welche dann die Wabihanstung prüft, Zul das Re 
niß der oberſten Staatsbehoͤrde anzeigt. den 
Pu N der Rechte der Wahtmänner mit dem Sätufe — Vol tg, 
ie Möchte ber Wahlmänner,, als folcher, endigen fofort, mit 
der a So wenig fie vorher Über die Gegenftände ihrer. Wahi Abrede 
ng Eönnen; 3 fo, wenig ‚findet eine, weiten, Verſammlung nach geſchloſſener 
a Statt... 
| Ide neue ah erfordert in ber Regel neue Wahfmännier, Wenn. je: 
doch zwifchen einer Wahl und dem Ende der naͤchſten Sianbeberfammiun 
bie Erwaͤhlung eines. neuen. Abgeordneten notwendig — ſe —* 
eben dieſeiben Wahlmaͤnner zu hertichten. — 


W. BVorl qriften ‚ne die Wahlen der Abgeoroneten d des 

Zoe 2 Bauernflandes, >. 1. km 

Eu cn rn Wahlbezirke. 

8 — "She bie Mahl :dev Abgeordneten des —— when, 
mit Ruͤckſicht auf geogeaphifche Lage und thunlichſte Gleichheit;i;audy mög: 
lichſtes Beiſammenbleiben der Amtsbezirke, 20 Wahlbezirke von de⸗ 
nen jeder einen ——— zu wählen: hat, % 

Waͤhl durch Wahlmänner, : 

6. 75. Auch die Abgeorbneten des Bauernjtandes — — Er— 
—— von —— gewählt? ©. z:: 

' Stimmberechtigte: bei. Beftellung der Wahlmaͤnner. 

..%. 76. Mi. der :Beftellung von Wahlmännern nehmen auf dem Lande 
alle Diejenigen Theil, welche, neben den perfönlihen Erforderniſſen jedes 
MWahtberechtigten, Eigenthuͤmer eines mit Wohnfig verfehenen, u Kaffe 
dev, Ritterguͤter nicht gehoͤrigen Landgrundſtuͤcks ſind. 

— Mehrfache Angeſeſſenheit und Mitbeſth mehrerer an einem Beunöftüce. 
77. Eire . mehrfache Ungefeffenheit in demſeiben Wahibezirke ge: 
äh nur "Eine Stusme; eben fo hat in dem Falle, wenn mehrere Per: 
fonen ein Landgrundſtuͤck gemeinſchaftlich befigen, nur einer dee mehrerer 
Befiger, und zwar nach Analogie der Beſtimmung 5 31., der aͤteſtt Apr 
— das Stimmrecht auszuüben. | 
Gommiffarien. 

8. 78. Die beiden Wahlhandlungen auf dem Ein! werden ebenfallt 
durch Commiſſarien geleitet. Dieſe koͤnnen ſich für die einzelnen Wahlbe 
zirke, mit: Genehmigung der Regierung, durch Delegirte vertreten laſſen, au 
welche alles dasjenige Anwendung leidet, mas im RR wegen dei 


Commiſſarien beſtimmt iſt. 
Wahlabtheilungen. 


$. 79. Jeder Wahlbezirk zerfaͤllt in‘ mehrere Wehlebtheitunen, nad 
einer Zahl von ungefähr fünf und fiebenzig ftimmberechtigten Urwaͤhlern 
Mehrere kleine Doͤrfer, ingleichen einzelne Haͤuſer, Hoͤfe, Muͤhlen, werden ji 
einer ſolchen Abtheilung zufammengefchlagen. 
Obrigkeitliche Leitung der Wahlen in den Wahlabtheilungen. 
$. 80. In dieſen Wahlabtheilungen iſt die Leitung der Wahlen de 
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Wahlmaͤnner der Gerichtsobrigkeit des Orts, oder, werm mehrere derſelben 
zuſammengeſchlagen werden, einer von dem Wahlcommiſſair zu beſtimmenden, 
in der Wahlabtheilung fich befindenden, Gerichtsobrigkeit zu übertragen. 

Zahl der Wahlmänner in einer Wahlabtheilune. 

. 81.” Größere Dörfer ernennen für je 75 ſtimmberechtigte Urwaͤhler 
einen Wahlmann. | | a 

Re Wahlabtheilungen bei größern Dörfern. 

:$. 82. Wenn ein Dorf über 75, aber nicht wenigftens 120 ſtimm— 
berechtigte Urwaͤhler hatz fo kann e8 nicht verlangen, mit dem Ueberfchuffe 
bei einer andern Wahlabtheilung zu concurriten; dies kann nur infofern ge: 
ſchehen, als Eleinere Dörfer dazu gefihlagen werden. | 

— Grundliſten. 
. 83. Um als Wahlmann waͤhlbar zu ſeyn, iſt der Beſitz eines Grund: 
ſtuͤckks von ber im $. 76. erwähnten Gattung erforderlich, wovon jährlich 
wenigſtens 
9 zehn Thaler — — 
an Schocken und Quatembern und Cavalerieverpflegungsgeldern, in der Ober— 
laufig an Rauch- oder Grundfteuern, Rations- und Portionsgeldern und 
Grundanlage zu entrichten find. 

Die Commiffarien laffen von der Ortsobrigkeit für jede Wahladthei: 
lung eine Lifte Derjenigen fertigen, welche biefe jegt benannten Erfocberniffe 
befigen: | —“ 

Weuenn in einer Wahlabtheilung nicht. weniſtens fünf Perſonen die vor⸗ 
geſchriebene Höhe des Cenſus erreichen; fo find die zunaͤchſt am hoͤchſten 
Befteuerten, in der $. 57. beftimmten Maaße, zur Ergänzung aufzunehmen. 
$. 84. In dem $.-80. gedachten Falle liege diefe Beforgung der mit 
der Leitung des. Mahlgefchäfts beauftragten Obrigkeit ob, welche fich deshalb 
mit den übrigen zu vernehmen hat. Br 
$. 855. Die Commiffarien haben dieſe Grundliften zu prüfen und aus: 
zufertigen. 
Ä J Wahl eines Wahlmannes fuͤr jede Abtheilung. 
$. 86. Jede Wahlabtheilung wählt einen Wahlmann. 

— Vorladung zur Wahl. — 

8.87. Die nach 6. 80. delegirende Obrigkeit ladet die Mitglieder je— 
der Wahlabtheilung an einen beſtimmten Ort der Wahlabtheilung vor. 

Verfahren bei der Wahl der Wahlmaͤnner. 

$. 88. Die Vorgeladenen muͤſſen genau zu der feſtgeſetzten Zeit er— 

— und koͤnnen weder in einer fruͤhern, noch einer ſpaͤtern Abtheilung 
mmen. Ze 
> Unberufei 2 Zufchauer find unzuläffig. BE 

.$. 89. Die Obrigkeit erwählt ſich einige Beiſtaͤnde aus der Bahl der 
Drtögerichtsperfonen. Es brauchen nicht diefelben Perfonen während der 
ganzen Wahlhandlung zugegen zu ſeyn; doch muß, vor ihrer Entlaſſung, 
— waͤhrend ihres Beſitzes aufgenommene Theil des Protocolls von 
ihnen mit unterzeichnet werden, 
| $. 90. Die Wapttiften für die Wahlmänner find eben fo, tie bei 
den ftäbtifchen Wahlen, vierzehn Tage vor der Mahl an den Deten des 
Wahlbezirks auszuhängen, die gegen bdiefe Kiffen etwa zu machenden Aus- 
flellungen bis zu dem achten Tage vor der Wahl anzunehmen, die fpäter 
angebrachten Retlamationen aber nicht als Hinderniffe der Wahlhandlung 
zu beruͤckſichtigen. . BR | 

8. 98. ‚ Hierauf erfolgt die Beſtellung des Wahlmannes aus der Mitte 
nn der Grundliſte aufgeführten Mitglieder der Abtheilung. A 
! | 1 
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Sie geſchieht, nach dem Ermeſſen des die Wahl Dirlgirenden, entwe⸗ 
der durch einzelnes mimbdliches. Stimmabgeben zum Ptotocoll, oder durch 
förmliches fehriftliches Stimmgeben mittelft Wahlzettel, wobei das $. 68. 
befchriebene Verfahren zu beobachten iſt. | 

$. 92, Sobald bie Abtheilung ihre Wahl vollendet hat, entfernt 
fie ſich. | | 

$. 93. Für die Ernennung der Wahlmanner entfcheidet, wie $. 38. 
und 70. vorgefchrieben ift, in der Regel abfolute, und nur in dem dort eve 
wähnten Ausnahmefalle velative Stimmenmehrheit oder Loosziehung. 

Lifte der Wahlmänner bes Wahlbezirks. Ei 

6.94. Wenn die Abftimmungen aller MWahlabtheilungen eines Bes 
zirks bewirkt find, werden, nad) den Refultaten derfelden, "die Namen ſaͤmmt⸗ 
licher Wahlmänner des Bezirks durch den Commiffarius zufammengeftellt. 

. Erforberniffe zur Wählbarkeit als Abgeordneter. 

$. 95. Um ein Abgeordneter des Bauernftandes feyn zu koͤnnen, muß 
man, neben den perfönlichen Eigenfchaften jedes Wählbaren, ein jährliches 
Steuerquantum on Schoden und Grundquatembern und Gavalerieverpfle: 
gungsgeldern, ober in ber Oberlaufig an Rauch oder Grundfleuern, Rations— 
und Portionsgelden und Grundanlage von mindeſtens 

| dreißig Thalern — — RER, 
entrichten, auch das Iandmwirthfchaftliche Gewerbe, oder ein Fabrikgeſchaͤft auf 
dem Lande als Hauptgewerbe treiben. In dem Falle, wenn in einem Wahl: 
bezirke nicht wenigſtens funfzig Wahlfähige vorhanden find, welche diefe Eis 
genfchaften befigen; fo tritt auch hier die Vorfchrift des $. 57. ein. 

$. 96. Rittergutsbefiger find bei der Wahl des Bauernftandes ſtimm⸗ 
berechtigt und mählbar, wenn fie, außer den zum Nittergutscomplere gehöris 
gen Grundftüden, auch Grundftüde der $. 76. gedachten Art befigen, wo⸗ 
von der für fich beftchende Genfus die $. 83. und 95. beftimmte Höhe 
erreicht. | 

Steuer: und Wahlliſten. 

$. 97. Die Wahl der Abgeordneten gründet ſich auf die Steuer: und 
Wahlliſten. 

$. 98. Vor dem zur Erwaͤhlung ber Abgeordneten beſtimmten Ter⸗ 
mine wird zuerſt von den Steueruntereinnahmen ein (in ſchriftſaͤſſigen Or— 
ten, von den Ortsobrigkeiten zu beſorgendes) Verzeichniß derjenigen hierbei in 
Betracht kommenden Einwohner gefertiget, welche die $. 95. benannten 
Steuerbeiträge entrichten. 

Dabei ift es zugleich zu bemerken, wenn ber Einnahme bekannt ift, 
daß ein Einwohner noch an andere Steuereinnahmen Abgaben der genanns 
ten Art entrichtet. | 

$. 99. Die Commiffarien haben diefe Steuerliften, mit Zuziehung 
der Ortsgerichtsperfonen, zu durchgehen, in legtgenannter Beziehung zu er: 
gänzen, und dann, nachdem fie die, wegen Ermangelung perfönlicyer Befaͤe 
higung, Auszufcheidenden entfernt haben, das Verzeichniß als Steuer: und 
Wahlliſte für ihren ganzen Wahlbezirk förmlich auszufertigen. 

$. 100. Diefe Kiften werden wenigſtens vierzehn Zage vor dem zur 
Mahl des Abgeordneten anberaumten Zermine im Bezirke bekannt gemacht. 

Vorladung der Wahlmänner zur Wahl der Abgeordneten. 

$. 101. Zu dem Wahltage, wo aus den in bdiefer Steuer» und Wahl- 
liſte verzeichneten Perfonen die Landesabgeordneten gewählt werden follen, In 
ben ber Commiffarius die früher ernannten Wahlmänner des Bezirks an eis 
nen Ort diefes Bezirks gehoͤrig vor, " | 
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| ‚Verfahren, bei ber Wahl, 

.$. 102. Der Commiffgrius wählt fi aus den Drtögerichtsperfonen 
für die zweite Handlung ebenfalls ‚einige Beiftände, und verfaͤhrt in. Anſe— 
hung des Weiten fo, wie oben‘ $. 67. bis 72, bei den zweiten Wahlen in 
den Städten verordnet iſt. 5 

Erldſchung der Rechte der Wahlmänner mit dem Scluffe der Wahl. 

8. 103. Aud in Anfehung der Wahlmänner des Bauernſtandes gilt, 
was, wegen des Aufhörens ihrer Function nach vollendeten Wahigeſchaͤfte, 
im.$. 73. vorgefhrieben iſt. ae 

Y r Wahlhandlung zur ellung der Abgeordneten. aller en. 
Er — ae anb Anzeige = Ergebniffe. — 

$. 104. Nach Eingang der Berichte über den Erfolg ber Abgeordne— 
ten- Wahlen der Rittergutsbefiger, der Stadtbemohner und des Bauernſtan⸗ 
des, prüft die Megierung bie ftattgefundenen Mahlhandlungen, befeitigt die 
ettvn nod) vorliegenden Zweifel, und zeigt dann bie Ergebniſſe der obern 
Stantöbehörde an. Im Falle des Recurſes gegen bie Entfheidung ber Er⸗ 

ftern findet das $. 10. geordnete Verfahren Statt. . 
| Legitimation der gewählten Abgeorbneten aller Klaffen.. 

$. 105, Jedem Abgeordneten in allen drei Klafjen wird, nad) er 
folgter Genehmigung der Wahlhandlung, darüber von der Regierungsbehörde 
eine Legitimation ausgefertigt. | a 

Urkundlich haben Wir diefes Mahlgefes, welches, nad) Vorſchrift des 
Generalis vom 13. Juli 1796 und des Mandats vom 9. März 1818, 
bekannt zu machen ift, eigenhändig vollzogen und das Königliche Siegel bei— 
druden laffen. R i 

Gegeben zu Dresden, am 24. Sept. 1831. N 

— Anton. 
Friedrich Auguſt, H. z. ©. 
(L. S.) Bernhard Auguft von Lindenau. 
u 2 D. Marimilian Günther. 


© 
Verzeichniß 
der Staͤdte im Koͤnigreiche Sachſen. 
I. Kreislande — 


1. Adorf. 17. Dippoldiswalde. 

2. Altenberg. . 48. Döbeln. 

3. Annaberg. 19. Dohna. 

4, Aue, | 20. Dresden. 

5. Auerbach. i 21. Ehrenfriedersbdorf. 

6. Bärenftein. 22. Eibenftod. 

7. Berggießhühel, | 23. Eifterberg. 

8. Bifchofswerda.” 24. Eiterlein. 

9. Borna, u. 25. Ernſtthal. 

10. Brand, 26. Falkenſtein. 

11. Brandis. 27. Frankenberg. 
12. Buchholz. — — 28. Frauenſtein. 

15. Burgftädt, 29, Freiberg. | 

14. Chemnig. 30. Frohburg. 

15. Grimmitfchau. 31. Beier. 

16. Dahlen. 32. Geifing. 


21° 
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33. Geithain. 

34. Geringswalde. 
365 Glashütte: 

36. Glauchau. 

37. Gottleube. 

38. Grimma. 
39. Groitzſch. 

40 Großenhain, 2 
41. Gruͤnhain. 

42. Hartha. 

43; Hattenflein. 
44. Haynichen. 
7 Hohenftein im Mahner if 

46. Hohenftein im Schoͤnburgſchen. 
AT. Sa \ 
48, Joͤhſtadt. ee 

49, Kirchberg. 

50, Königftein, 
51, Kohren. 
52, Koldig. 

53, Lauenſtein. 
54, Lauſigk. 
35. Keipzig. 

56. Leißnig. 

57: -Zengefeld im Be 
98, Xengefeld im Voigtlande. 
59, Lichtenſtein. 

60, Liebſtadt. 
61. Loͤßnitz. 
62, Lommatzſch. 

- 63: Lunzenau. 

64 Marienberg. 
65. Markneukirch. 
66, Markranftädt, 
67, Meißen. 

68. Merane. 

69. Mitweida. 

70, Mügeln, 

71, Mühtteoff. 

72, Musfchen. 

73, Mylau. 

74, Naunhof. 

75. Nerchau. 

76. Netzſchkau. 

77. Neuſalza. 

78. Neuſtadt bei Stolpen. 
79, Neuſtaͤdtel. 

80. Noſſen. 

81, Oberwieſenthal. 


W8Oederan. 


83;' Delönig. . 


84 Dfehit, 


85;' Paufa. 
86. Pegau. 
87, Penig. 
88. Pirna, 


"+ 89, Plauen. 


90, Rabenau. 
94. Radeberg. 
‘92, Radeburg. 
"93, Regis. 

HE Neichenbad. 
95, Rochlitz. 

96, Roͤtha. 

97, Roßwein. 
93. Schandau. 
99, Scheibenberg. 


100. Schellenberg. 


101, Schlettau. 
102. Schneeberg. 
103, Scöned. 


104. Schwarzenberg. 


105. Sebnig. 
106. Seyda. 


‚ „107, Siebenlehn. 
408, Stollberg, 


109, Stolpen. 
110, Strehta. 


411. Zaucha. 


112, Tharand. 
113. Thum. 


414, Trebſen. 


115. Treuen. 


"116, Unterwiefenthat. 


117. Waldenburg. 
113, Waldheim. 
119, Wehlen. 


120, Werdau. 


421, Wildenfels. 
122, Wilsdruf, 
123. Woltenftein. 


‚124. Wurzen. 
. 425. Böblig. 


126. Zſchopau. 
127. Zwenkau. 


128. Zwickau. 


129. Zwoͤnitz. 
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ei: se Dbertaufi, 
— A. Vierſtaͤdte. 





130, Bauten. 1432. Camenz.. 
131. —— — 1433. Löbau. 
B Landſtaͤdte. 
134. Banffadt. u. 437. Ofteig, 
135. Elſtra BE 138. Pulsnig. 
136. önigesrh. | Ra; 19. Weiffenderg. 
Zu Fi W 


— . j ENDE EN 5 
Koͤnigreich Hannover. 

Dir. Ghufla: Hannover, der von dem Prinz⸗Retgenten von Groß⸗ 
britamen (nachmmäligem Koͤnig Georg 4.) am 12 Ottober 1814 zum 
Königreiche erhoben, als foldies auf dem Wiener Gongreffe als Kö: 
nigreich: anerkannt und durch mehreve, ihm 'einverleibte, Länder bedeu- 
tend vergrößert warb, hätte in dem erſten Jahrzehent des neungehnten 
Jahrhunderts ſehr wichtige politiſche Schidfale‘ erfahren; namentlich 
vereinigte Napoleon bereits im Jahre -1807. mehrere hannoͤveriſche Pro⸗ 
vinzen mit dem neugeftifteten Koͤnigreiche Weſtphalen, in welchem 
von 1807 18183 die Verfaſſung dieſes Königreichs: galt; und als Na: 
poleon im‘ Detember 1810 den bedeutenden noͤrdlichen Theil Hannovers 
Frankreich ſelbſt einverleibte,⸗ trat die damalige — —— Frank⸗ 
reichs auch hier in. Wirkſamkeit. Tuer 

" Mein, nach der Heiſtellung der- uelphiſchen Retenmg im Chur⸗ 
ſtaate Hannover. (Det. 1813), wärd bald (5. Dec 1844) die alte 
landſtaͤndiſche Verfaſſung hergeſtellt. Es wurden 43 adelige und 
37 buͤrgerliche und geiſtliche Deputirten zu einem Landtage berufen. 
Sprach man gleich‘ damals hiet und da von der Einführung der britis 
ſchen Verfaſſung in Hanndover*) fo betrafen: Boch die Verhandlungen 
des Landtags; ’fo’weit fie bekannt wurden*), außer den Beftimmungen 
über die Drganifation des. allgenieinen Landtags, und über die Rechte, 
welehe den Propinziallandfchaften fernerhin verbleiben Tolften, nur einige 
wichtige, auf die Staatöverwaltung ſich beziehende, ‚Gegenftände: z. B. 
: bie Bereinigung der geſammten Schulden und: Laften der einzelnen Pros 
vinzen in Ein Ganzes; die Aüfhebung der verfchiedenen Steuerverfaffun: 
gen in den Provinzen‘, und die Einführung eines allgemeinen Abgabe⸗ 
ſyſtems; die Conſtatirung des Beſtanides der Landesſchuld; die militairi⸗ 
ſchen Angelegenheiten; die Verbefferung der: Gerechtigleitspflege und Po⸗ 
lizei⸗ beſonders in Hinſicht der Patrimonialgerichtsbarkeit u.a. Zu 

Endlich ward bie. neue Geſtaltung der landftondiſchen Verfaſſung 


9) Allg, Zeit. 1816. &t. 207 et 
9) Ehend. St. 214. ©. 855°. 
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dem proviforifchen allgemeinen Landtage durch ein Schreiben bed 
Prinzen Regenten (des nachmaligen Königs Georg 4.) vom 5. 
Januar 1819 angekündigt, worin derſelbe feine Abfichten it“ Beziehung 

auf die Einrichtung der Fünftigen allgemeinen Stundeveér⸗ 
ſammlung eroͤffnete, und daruͤber bag’ Sutachten ber. Stände vers. 
langte. Es hieß in diefent Schrelben· „daß es nicht in den, Plane 

liege, Hauptverändeiungen ig der Gonftitutign, eintgeten. zut 
laffen, nach welcher den Ständen dad Recht der Steuerbewilligung und 
ber Zheilnahme an dev Geſetzgebung zuſtehe; denn theild habe die Er» 
fahrung den Nutzen diefer alten Landeöverfaffung bewährt, theild wuͤr⸗ 

den die nach blos theoretifchen Grundfähen ‚eingeführten Verfaſ⸗ 

ſungen nie‘ den Nutzen derer gewähren, die nach! den Bediufniſſen des 
Staates ſich allim aͤh lig ausgebildet: hätten. . Auf den. Grund der al: 
ten Landeöygrfaf fung muͤſſe daher auch die durch die Vereinigung 
aller, Provinzen in: Ein Ganzes jetzt nothwendig gewordene allgemeine 
Landesverſammlung gebildet werben, und da im mehreren der bereits wies 
ber hergeſtellten Provinziallandſchaften die. Beſchluͤſſe in Eyxien gefaßt 
wiirden, fo muͤſſe auch Dip. allgemeine Verſammlung in: zwei. Eurien 
oder Kammern; um; ſo mehr abgetheilt werden, ald dad Intereſſe der 
Corporationen,aus woelchen der Landtag gebildet werde ‚ feiner Natur 
nach verſchieden ſeyy und daher durch bie Beſchluͤſſe einer einzigen. Der: 
ſammlung ſich nicht, anafrachen Lönne“ Rad) dom mit vorgelegtem 
Plane follte die -gufte, Kamen heſtehen: aygden mebiatifirten. Fürften und 

Grafen; dem Erblandmarfchalle des Koͤnigreichs; ben Mitgliedern der Ritter: 

ſchaft, welchen. nach geſchehener Gruͤndung eines Major ats von beftimmter 
Größe, eine Virilſtimme ‚beigelegt werben,yoirbz, dem Präfidenten des Ober⸗ 
fleuercollegiyums und. dan Mitgliedern des landſtaͤndiſchen Schatzcollegiums von 
ber Ritterſchaftz; den Praͤſidenten der, luͤneburgiſchen und bremiſchen Land⸗ 
ſchaftz den 33 von der Ritterſchaft zu: exwaͤhlenden Deputizten; den kathoti⸗ 
ſchen Biſchoͤffen, und den proteſtantiſchen Aebten der hoͤhern Stifter. In die 
zweite Kammer würden dagegen eintreten: bie. Mitglieder. des Schatzcolle— 
giums bürgerlichen Standes; drei Deputirte der geiſtlichen Guͤteradminiſtra⸗ 
tion; die Deputirten der kleineren Stifter; ein Deputister von der Uniperfität 
Göttingen; 29 Deputirte von den Städten, und; 22. Deputiste- von’ ben 
freien Grundbeſitzern die nicht zur Ritterſchaft gehoͤren. Der Erbland⸗ 
marſchall, und in deſſen Abweſenheit der Praͤſident des Oberſteuercolle⸗ 
giums, werben beide vereinigte Kammern praͤſidiren; jede einzelne Kam— 
mer aber wird drei Subjecte aus ihrer, Mitte erwaͤhlen, unter welchen 
der Landesherr einen zum. Praͤſidenten fuͤr felbige eywaͤhlen wird, Der, 
Landtag verfammelt,fich. alle Jahre; die gemählten Mitglieder treten 
nach fechd Jahren aus, koͤnnen aber wieder erwählt werben. . Zuhörer 
werben bei den Deliberationen nie zugelaffen. Alle Iandess 
herrlichen Präpofitionen werden an beide, Kammern gebracht, Stime 
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men ihre Beſchluͤſſe nicht überein; fo wird eine Vereiniguug durch eine 
von. beiden onzuorbnende Sommiffion verfuht, mwelder auch 
kandesherrliche Commiffarien, um die Uebereinftimmung zu befördern, bei- 
geovonet werben innen. Bu den fländifhen Anträgen iſt Ur 
bereinftimmung beiber Kammern gleichfalls erforderlich. 
Was die proviforifche allgemeine Stänbeverfammlung auf biefes 
Schreiben antwortete, und welche Anträge fie that, iſt nicht zur Öffentlic 
chen Kunde gefommen. Allein die neue Geflaltung der hannöverifchen 
Landtagsverfammlung ift in folgendem Patente des Prinz Regenten 
vom 7. Dee. 1819 enthalten, womit die Rede des Herzogs von Game 
bridge bei der Eröffnung der Ständeverfammlung am 28. Dec. 1819 
verglichen werden muß, weil, über die damalige neue Modification der 
ftändifchen VBerfaffung, Feine befondere Urkunde erſchien. 


a) Patent vom 7. Dec. 1819, die Verfaffung der 
allgemeinen Ständeverfammlung des Königreichs 
| betreffend. 


Georg, Prinz Regent ꝛc. Nachdem Wir ber proviforifchen allgemeinen 
Stänbeverfammlung die Grundzüge, nadı welchen Wir, mit möglichfter Beruͤckſiche⸗ 
tigung der bisherigen landſtaͤndiſchen Verfaffung der einzelnen Provinzen, auch mit 
Beachtung der durch die Wiener Congreß- und teutfche Bundesacte beftimmten Vereini⸗— 
gung ber vormals getrennten Provinzen zu einem Königreidhe, und ber, nach Aufe 
fung des roͤmiſch-teutſchen Reichs, an bie Fürften beffelben übergegangenen Sou— 
verainetätörechte, die bleibende allgemeine Ständeverfammlung zufammenzufegen ber 
abfichtigten, mitgetheilt umd über die dabei feftzufegenden fpeciellen Beftimmungen 
deren Anfichten vernommen, auch in Unfehung der Puncte, bei weldyen eine Abäne 
derung von berfelden in Antrag gebracht worden, deren Wünfche thunlichft beruͤck⸗ 
ſichtigt und darüber den ſaͤmmtlichen Landfchaften ſowohl durch Unfer Refeript vom 
235. Det. d. J., als durch die Eröffnung Unferes Gabinetsminifteriums vom 11. 
November d. 3. Unfere Entfchließung bereits zu erkennen gegeben, und nach gnaͤ— 
digſter Auflöfung- der bisherigen proviforifchen allgemeinen Staͤndeverſammlung eine 
neue Landtagsverfammlung zufammenberufen haben; fo finden Wir nunmehr Uns 
bewogen, Über bie Verfaffung und Einrichtung derfelben Folgendes hiermit anzur 
orbnen und feftzufegen: 

. 1. Die allgemeine Ständeverfammlung fol künftig aus zwei Kammern bes 
fiehen, und theils aus perfönlich berechtigten Mitgliedern, theild aber aus gewähls 
ten Deputirten dergeftalt zufammengefegt werben, als folches durch das angefchlof: 
fene (fchon bekannte) Verzeichniß von Uns näher beftimme ift- 

.2. Beide Kammern follen in ihren Rechten und Befugniſſen ſich gleich 
feyn, und alle Anträge, welche von Uns ober von Unferm Gabinetsminifterium an 
bie Stände des Königreich® ergehen, follen jederzeit an bie gefammte allgemeine 
Ständeverfammlung gerichtet werben- 

‚8. Die Mitglieder beider Kammern müffen 

a) einer ber drei, vermöge dev Wiener Congreßacte völlig gleichgeftellten, chriſt⸗ 
lichen Sonfeffionen zugethan feyn 5 

b) das 2öfte Jahr vollendet haben; 

c) Fin gewiſſes unabhängiges Vermögen befigen, infofern ihnen nicht vermdge ihr 
res Amts ein Sig in der Ständeverfammlung zugeftanden ift. In diefer 
Beziehung wollen wir 

1) nur folden als Majoratsherren ein perfönliches erbliches Stimmrecht in 

ber erften Kammer verleigen, bie ein Majorat errichtet Haben, weldhes 
aus einem im Königreiche gelegenen Ritterfige, nebft andern ebenfalls im 
Lande delegenen, von gutsherrlichen Werbindlichkeiten befreiten Grundeigen⸗ 
thume von wenigſtens 6000 Rthlrn. reiner Einkünfte befteht und mit Keinen 
Hypotheken beſchwert iſt. Sobald der Ichtere Fall bei einem Majorate, 
mit welchem wir bie Ausübung eines perfönlichen Stimmrechts verbunden 


264 “ Hannover. . 


‚haben, eintreten folltez, fo kann ‚während der Zeit der Beſchwerung das 

Stimmrecht nicht ausgeübt werden. So wie de übrigens At die Art 
und Weile, wie die Majorate auf bie“ feftgefegte Summe. von“ Ehikünften 
zu errichten feyn werden, in vorkommenden.‘ cinzelnen, Fällen, bie nähere: 
Beſtimmung uns vorbehalten; fo erklären Wir zugleich hiermit ausdruͤckuch, 
daß die Beilegung einer Virilſtimme Eeineswegs die unmittelbare Folge eis 
nes folden errichteten Majorats, ſondern viehnehr die Ervichtung des letz— 

‚ tern nur die Bedingung feyn fol, unter welcher die Verleihung eines erb= 
lihen Stimmentechts Statt finden wird." © en 

2) Die auf die Dauer eines jeden Landtags: evwählten Deputirten der Ritter 
ſchaft müffen aus im Königreiche belegenem Grundeigenthum ein reines, mit 
feinen öffentlichen oder gerichtlichen Hypotheken beſchwertes, Einkommen von 

600 Rthlrn. befiken.. : 0 Te 

8) Die Deputirten der freien Grunbdbefiger in der ziveiten Kammer gleich: 

falls aus im Lande belegenem Grundeigenthume ein jährliches reines Ein- 
tommen von 800 Rthlen., und - — 

4) die Übrigen gewählten Deputirten ber zweiten Kammer ein reines Einkom⸗ 
men von 300 Rthlrn., es fen aus im Königreiche belegenem Grundeigen⸗ 
thume, oder im Lande radicirten Gapitalien:! In allen diefen Fällen bleibt 
es lediglich den Wahlcorporationen überlaffen, auf welche Weife fie fi von 
dem Beftande biefen Einfommens überzeugen. wollen. Alle diejenigen Grunde 
eigenthümer, über deren Vermögen unter ihrer Verwaltung, ‚ein Goncurs 
ausgebrochen und noch anhängig ift, Eönnen überall nidht zu Mitgliedern 
der allgemeinen Ständeverfammung gewählt, diejenigen aber, welche ben 
Eoncurs von ihren. Vorfahren überfommen haben, infofern. ald Deputirte 
zugelaffen werden, als fie übrigens dazu qualificirt find, und’ namentlich 

. das vorbeflimmte Einkommen befisen, wozu auch die von ihnen zu bezie— 


| 


hende Kompetenz gerechnet werden ſoll. Endlich find g 
d) auch diejenigen ausgefchlöffen, welche, ihren Mohnfig im Königreiche nicht has 
ben, ober fi im. activen Dienfte eines fremden Landesheren befinden, wovon 
wir nur diejenigen ausnehmen, welde in den Staaten ber herzoglich-braun— 
fhweigifhen Linie wohnen, und im Dienfte ftehen, fo lange bierunter das 
Neciprocum beobachtet werden wird. Auch, findet diefe Beſtimmung auf die’ 
mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen Feine Anwendung, indem biefe ihren. Wohn: 
fis nad) Gefallen. nehmen Eönnen. Denfelpen wird außerdem, das Vorrecht 
zugeflanden, daß fie, im, Sale der Minovennität, in der Verfammlung durch 
5*— Vormund vertreten werden koͤnnen, ſofern dieſer aus demſelben Haufe 
ſeyn, und alle den mediatiſirten Fuͤrſten conſervirte Rechte ausfuͤhren wird. 
‚8.4 Die, zur allgemeinen Staͤndeverſammlung berufenen, Stifter, gleichwie 
aud) die Landesuniverfität und die Gonfiftorien, find in.der Wahl ihres Deputirten 
nicht auf Mitglicder ihrer Corporationen beſchraͤnkt, ſondern haben die Befugniß, 
auch ‚außerhalb "derfelben diejenigen Perfonen zu wählen, welchen ‚fie ihr Zutrauen 
ſchenken, vorausgefegt, daß felbige, nach den in dem vorfiehenden Artikel enthalte 
nen Beilimmungen, überhaupt qualificirt find, 2 en 5 
$. 5. Eine gleiche Wahlfreiheit wird. auch den "Städten verliehen, und babei 
beftimmt, daß die Wahl des Deputirten von dem Magiftrate und ben Nepräfen: 
tanten der Bürgerfchaft gemeinfchaftlich vorgenommen: werden, und die, Concurrenz 
ber letztern nad) der, - in jeder Stadt beftehenden, Berfaffung ſich richten folle.' 
Wuͤrde jedoch in der. einen, oder der andern Stadf. über die Art der Theilnahme 
ver Bürgerfchaft an dergleichen Wahlen noch Feine fefte Beftimmung vorhanden 
ſeynz fo foll, von Seiten der Bürgerfchaft, eine, mit der Zahl der, in dem Mar 
giſtrate vorhandenen, flimmfähigen Perfonen übereinfommende, Anzahl von Repräs 
fentanten, bei der Wahl ded Deputirten zur allgemeinen Landtagsverfammlung zus 
gezogen und zur Abſtimmung zugelaffen werben. Br 23 
$. 6. Ueber alle, das ganze Königreich betreffende, zur ftändifchen Beras 
thung verfaffungsmäßig gehörende Gegenftände wird nur mit den allgemeinen 
Stränden des Königreihs communicirt; dagegen alle diejenigen Angelegenheiten, 
welche nur die eine, oder die andere Provinz angehen, und zu einer ftändifchen 
Berathung geeignet find, auch fernerhin an die betreffenden Provinziallandfchaften 
werben gebracht werben. Und gleichwie es überhaupt Feinesiwegs Unſere Abſicht ift, 
eine neue, auf Grundfäßen, welche durch die Erfahrung noch nicht bewährt find, 
gebaute, ftändifche Verfaffung einzuführen; alfo fol auch die allgemeine Stände: 
verfammlung im Weſentlichen Fünftig diefelben Rechte ausüben, welche früherhin 
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Inen. Provinziallandſchaften, fo wie auch ber bisherigen proviſoriſchen 
— — kuneftanden ‚haben, mamentlid das Recht der Verwilligung ber, 
Behuf der Behürfntfie,.des Staats, erforderlichen Steuern, und der Mitverwaltung 
derſelben, unter, verfaflungsmäßiger,, Eqncurrenz und Auffiht der Randesherrfhaft, 
dag Recht. auf Zuratheziehung. bei, nen zu ‚erlaffenden, allgemeinen: Landesgeſetzen, 
und das Recht übey die, zu ihrer Berathung ‚gehörigen, Gegenſtaͤnde Vorſtellungen 

ne hr ee en a a 
= ” * — 3 Verhaͤltniſſe der allgemeinen Staͤndeverſammlung und. der, 
zu derſelben abzuſendenden, Deputirten, des Erblandmarſchalls, der Praͤſidraten.⸗ 
Generalſyndiken und Generalſecretarien, die Vorſchriften uͤber das Verfahren in 
den Sitzungen der Verſammlung und hei Sehanblung „ber, zur Deliberation kom⸗ 
menden, Gegenftände, ‚fo wie auch die Beflimmungen Über die Bertagung und. Auf. 
löfung ‚der ‚allgemeinen N find..in, einem befondern Reglement 
näher feftgefeat worden, welches. Wir. Unjerer ‚gefreuen Stänbeverfammlung , bei. 
ihrer Eröffnung; . zu, deren ——— Ara ellen ‚laffen. i- - ;. WERE 

8.8. Wiv behalten. Uns, vor, ad) ‚den zu fammelnden - Erfahrungen, in ber. 
Organiſation der «allgemeinen. Stänbepgrfammäung, ‚diejenigen, Mobificationen ‚eins, 
treten. zu laffen, deren Nothivendigkeit,, im, Verlaufe der.Brif, ſich etwa an den 
Tag legen möchte; fo wie es auch ſich von.feloft verficht, daß, wenn. der. teutiche. 
Bund ſich veranlaßt finden ſollte, ‚bei. ‚einer wẽitern authentiſchen Auslegung des 
Art. 18. der teutſchen Bundesacte, Grundfäge anzunehmen, welche mit ‚ben vorſte⸗ 
henden Verfuͤgungen ‚nicht durchgehends vereinbar ſind, letztere, ben Bundestagsbe⸗ 
fehlüffen gemäß. eine Abaͤnderungyerleiden muͤſſen. Wir, hegen nun, zu der‘ hiermit 
conftiruieten.. allgemeinen , Stänbeverjammlung.: das, zuverſichtliche, | landesvaͤterliche 
Vertrauen, daß die, in beiden Kammern verſammelten, Staͤnde bie ihnen obliegen⸗ 
ben wichtigen; Pflichteh in ihrem ganzen Umfange erkennen, und, ohne durch Rüdz, 
fihten auf ihr-perfoͤnliches oder particulaires Intereſſe ſich leiten, äu- laſſen/ ‚insgpe;, 
fammt mit gleichem. patriotiſchen Eifer, dem von ihnen zu; leiftenden. Gide getran: 
nur daB wahre; Bafte des Landes, vor Augen haben, und ‚ihr Beltreben. mit Un. 
gern. dahin vereinigen, erben, um hurd).die bleibend bejtimmte. Berathung aller, 
das ganze Königreich, angehenden „ Laudesangelegenheiten in-ciner ‚allgemeinen Staͤn⸗ 
beverfammlung:. die, Bande der, Einigkeit und des gegenſeitigen Vertrauens wilden, 
allen Theilen des Koͤnigreichs immer enger zu knuͤpfen, das. dauernde, Wohl aller: 
Em un In feſter zu gründen, und, die allgemeine Zufriedenheit immer 
noche mund, mehe. zu befordern ls er le 
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Be ee, 
b) Rede bes Hexrzogs von ‚Cambridge, den 28. Dex 
1819, bei der Eröffnungiber Ständeverfammlung.:: 


„Verſammelte, würdige Stände des Königreihst... Ie wichtiger der. Zeitpunck 
ift, welcher für unfer geliebtes Vaterland: mit dem heutigen Tage beginnt, an wel. 
em die munmehr / feftbeftimmten Werhältniffe "und Formen der, ftändifcher Verfaſ— 
fung deffelben in Witkſamkeit treteng: um Plangenchmer iſt Mir’ die Erfüllung der 
Pflicht, als Generalgouverneur des Koͤnigreichs, anftatt des Prinzen Negenten,. 
meines durchlauchtigſten :Bruders,..Sieytverfammelte Stände bes. Koͤnigreichs, in 
den, Ihnen fich eröffnenden, neuen Wirkungskreis einzufühurn:ähnen. find aus: 
dem TöniglichendPatente vom 7. dꝛ. M::bie-Grundfäge bereits sikefannt, welche: der! 
Regent, in Beziehung auf die Verfaffung der allgemeinen Staͤndeverſammlung, feſt- 
zufegen fi) bewogen gefunden. Nichte Einführung einer'neuen, auf blos theo— 
vetifche Grundfaͤtze gebauten, Verfaſſung iſt dabei bradfichtigt,’. vielmehr tt der Re— 
gent der Ueberzeugung ‚gefolgt, daß es für die Wohlfahrt bes Landes am zutraͤg⸗ 
lichſten ſey, das Beſtehende, durch Erfahrung bereits Bewaͤhrte, moͤglichſt beizubes 
halten, und darin nur ſolche Modificationen eintreten zu laſſen, welche die veraͤn— 
derten Zeitverhaͤltniſſe und Umſtaͤnde nothwendig machen. Die Abtheilung in meh— 
rere Kammern iſt der teutſchen, und beſonders Bar gemäß; 
fie ift. um fo mehr auch für die allgemeine Gtändeverfammlung feftgefest, damit die 
wichtigften Angelegenheiten des Landes einer um fo vielfeitigern, gründlichen Unter 
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ſachung unterzogen: werben mögen. Aber fern: ſey von: Ihnen; wuͤrdige Vertreter 


des Königreichs in beiden Kammern, ber Gedanke, daß auch ein verfchiedener Zweck 
bei. Ihren Berathungen" Sie zu -Teiten habe, - "Nein, wie auch Ihre Anfichten über: 
die, zu Ihrer Beräthung kommenden, oͤffentlichen Ungelegenheiteri, nach dem befon=- 


dern Standpuncte eines jeden Einzeinen von einander abweichen "mögen; immer 


mäfjen · Ihrer Aller Beſtrebungen auf: die Erreihung deſſelben gemeinfchaftlichen: 


Zweckes gerichtet werden, auf die Beförderung des allgemeinen Beften des Landes. 
Der; Regent vertrauet zu Ihrer Vaterlandsliebe und zu Ihrem Gemeinfinn, daß 
Sie? dieſes Ziel nie aus den Augen verlieren; und ſdaß Gie nie vergeffen werden, 


wie Sie alle, ohne Atlshahme, nicht Ihre Perſon, nicht Ihren Stand, nicht Ihre 


Commune, rücht: Ihre Provinz, ſondern insgeſammt das ganze Röhigreih und alle 


Klaſfen der Einwohner beſſelben in dieſer Verſammlung zu vertreten haben, und 
wie ein jeder‘ Einzelne feine beſondern Wuͤnſche willigſt dem Wohl des Ganzen uns 
terzuordnen berkit ſeyn muß, ſobald das Watere: ſolches gebietet. Wichtig ſind die 


Ihnen zugeftandenen Rechte, aber worhtig" auch Ihre Pflichten. Für die Bewah— 
rung der erſtern buͤrgt Ihnen das koͤnigliche Wort des Regenten; er uͤllen Sie die 


legtern mit: gemwiffenhafter Treue, und vie groͤßte Beruhigung, das "üllgemeine Wohl 


des Vaterlandes nad allen Kräften befördert: zu haben, die Gnabe des Regenten, 


und der Danfrund das Verkräieh Shen Mitbürger wird Sie aus diefem Haufe. 


in Ihre’ Heimath ziuruͤckbegleiten. Erfreulich" wird Ihnen’ die Verſicherung ſeyn, 
daß bisher Fein Hannoveraner, dla" Theilnehmer an der Umtrieben, zur Anzeige 
gekommen iſt, deren mannigfattige Verzweigungen den teutfchen "Bund zu gemein= 


famen :Mäaßregeln: Beranlapt haben.‘ Vereinigen Sie Ihre Beftrebungen mit denen. 
der Regierung, um diefe Stimmung zu erhaiten, damit, unter-den. Gegnungen ei- 


‚ner ungeſtoͤrten Ruhe und Ordnung; die Wohlfahrt des Ganzen und der Einzelnen 
von Tage zu Tage ſich mehre. Durch die ruhmwuͤrdige Thaͤtigkeit und die eifri— 
gen: Bemuͤhungen der bisherigen proviſoriſchen, allgemeinen Staͤndeverſammlung 


find mannigfaltige Gegenſtaͤnde von großer Bedeutung theils ſchon bearbeitet, theils 


zur weitern Berathung eingeleitet worden. Ihnen, meine Herren, wird es obliee. 


gen, das Begonnene zu volfführen! Unter allen Biefen: Gegenftänden iſt die vollen- 


dete Ausbildung eines feſten, den‘ Beduͤrfniſſen des - Staats und den Verhaͤltniſſen 


der . verfähiedenen Theile des Königreiches’ entſprechenden, Stetterfoftens für das 
Wohl aller Landeseinwohner eine. Angelegenheit von der allgemeinſten uno hoͤchſten 
Wichtigkeit. Die nöthigen Vorarbeiten: find deshalb angeordnet, ‚und deren Reſul— 


tate werben zomen zu feiner Zeit, und hoffentlih theiliveife noch während Ihrer. 


erftjährigen: Sisung, zur Prüfung und’ Berathung Mitgetheilt werden. : Mittler 
weile wird ed nothwendig feyn, die bisherigen Steuern einſtweilen fortdauern zu 
laffen, damit es an Mitteln nicht fehle, um die Bebürfniffe des Staats zu beftrei- 
ten. Das Oberſteuer-⸗und Schagcollegium, über deffen Einrichtung mit der pro: 
viforifchen allgemeinen Ständeverfammlung communicirt worden, wird naͤchſtens 


in Thaͤtigkeit gefent werden. Die Ausgabe für den Militäretat iſt der genaueften 


Untprfuchungsunferzogen,, ‚Der Regent, immer ‚geneigt, die Laften des Landes nach 
Moͤglichkeik zu erleihtenn, hat eine fehr betraͤchtliche Verminderung des Kriegshee— 
reörbefohlen, und ſelbige ſo weit ausbehnen laſſen, als dig Verpflichtungen zum teutz 
fhen Bunde und die Rüdjichten auf die Aüfrechterhaltung der innern Ordnung des 
Landes: demfelben folches irgend erlaubt haben; um ſo zuberfichtlicher Erwartet, ber: 


felbe aber, daß die, Beiträge, welche, nach Maaßgabe des gegenwärtigen Bebürfz 


niffes für das Heer, von dem Lande gefordert: werden, von Ihnen auf das bereit: 
willigfte werben. bewilligt werben. Außerdem. wird die innere Einrichtung des 
Kriegäheeres verfchiedene Veränderungen erfahren. müffen, wodurch mehrere Beftim- 
mungen der Landwehrverordnung theils aufgehoben, theild modificirt werben. Sie 
werden den Entwurf:der. darüber zu erlaffenden Verordnung mitgeteilt ‚erhalten. 
In Beziehung auf die Verwaltung der Rechtspflege, fo wie über:andere Zweige der 
allgemeinen . Landesabminiftration, werben «werfchiedene. Gegenſtaͤnde in diefer und 
den folgenden: Lanbtagsfigungen zu Ihrer Berathung kommen. : Sch ‚verweife Sie 
deshalb auf die befondem "Mitteilungen; : weldje Ihnen darüber zugehen werden. 
Borfchläge, welche Sie felbft über die, zu ‚Ihrer Berathung gehörigen, Gegen: 
ftände machen werden, wird der Regent gern annehmen, und benfelben ein gnäbi: 
ges Gehör verleihen. Das Reglement, welches. die nothwendigen Vorfähriften für 
die Ordnung Ihrer VBerfammlungen enthält, fo wie auch die. eingereichten Boll 
machten der hier verfammelten Mitglieder, werden. Shnen durch den, die Stelle 
des Erblandmarfchalls verfehenden, koͤniglichen Commiſſarius mitgetheilt werden. 
Sa feine Haͤnde haben Sie jetzt den Eid. zu legen, den das Geſetz vorfchreibt. 


h 
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Seyn Sie deſſen bei allen Berathungen eingedent, unb‘)der: Soden’ des. Himmels, 
er —53 wir bie, Feied des heutigen Tages gemeinſchaftlich begon⸗ 
ar ‚haben, wird ‚Ihre, Bemühungen, mit einem. fihern und „glügklichen „Erfolge 
kr nen, gertrd — ur TEA OR “ EHI et, 0 


BETT Dr 7 
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"Da dad Patent vom 7. Der: 1819: nur die: allgemeinſten Gtund- 
zlige Bee uen ſuͤniſchen Veiſoſſüng ehtfielt;: fo, folgten deifefbeit im 
den Sahren 1822 und 1823 mehrete konigliche Edicte, in weichen 
die wichtigſten Theile der, Stgats perwaltung — doch mit durch— 
gaͤnigiger Beruͤckſichtigung dev geſchichtlichen Unterlage der früher beſtan⸗ 
denen politiſchen Formen — umgeſtaltet wurden. Von dieſen Edicten, 
weiche unachſt it den; zu" Basmnooer erſcheinenden "Gefehfommtung, 
belannt gemacht ‚würden, gehören gier hierher: 1) das Edict vom 12. 
Der. 1822, die Bildung der. fünftigen. Staatöverwaltung 
betreffend; .2) die Beroidnung vom 18: April 1823, wegen Der 
neuerrihteten Landdroſteien; 3) das Regtement som 18. Apr. 
1823 über die Fünftige Verwaltung der Domaine n;'und 2) bie 


. 


Amtsorpuung.nom 18. u 13. 
eo) Ediet vom 12. Oet. 1822, die, Bildung der kaͤnf⸗ 
tigen Staatsverwaltuug ‚betreffend 
— Georgeder Vierte, von Gottes Gnaden König des. verei— 
nigtem Reichs. Großbritannien und Jrland:i., auch König von. 
Hanngver, Herzog zu Braunfhweig und Limebwgi mi - 0... 2.. 
. Das: Uns nicht unbemerkt bleiben: konnte, daß die früher, unter ganz 
andern Umſtaͤnden/ angeordnete und ausgebildete Landesverwaltung in’ Uns 
fern teutfehen Staaten bei den wichtigen Veränderungen, melde durch die 
neueſten Ereigniſſe, wie’durcd die, in Folge derſelben, Statt gefundenen Ver— 
handlungen und Friedensſchluͤſſe, in Anfehung des Umfangs und der Ver: 
hältniffe derſelben ‚ herbeigeführt waren, nicht: mehr yiseckinäßig‘ blieb} -fo’ fie- 
Ben Wir, nachdem die Ruhe in Zeutfchland wieder hergeftellt und gefichert, 
und die Für Unfer:-Königreich: Hannober getroffenen Beſtimmungen größten: 
theils zit Ausfuhrung gebracht waren es eine--Unferee'-erften Sorgen: und 
Geſchaͤfte ſeyn Namens und vor wegen Unſeres, nunmehro in’ Gots kuhen⸗ 
den, Herrn Vaters Majeſtaͤt, mehrere” ſehr weſentliche Abaͤnderungen und 
neue Cintichtungen, in Anſehung der Verwaltung, wie der Vertheilung 
und Behaudlung der Geſchaͤfte, in: den verſchiedenen Verwaltungsbehoͤrden 
anzuordnen. ee, 22 . 
Nachdem ſich nun ſolche, ſo weit fie bis jetzt zur Ausfuͤhrung gebrächt 
find, im Ganzen Als zweckmaͤßig ‚und wohlthaͤtig bewährt haben; fo iſt es 
doc, von Uns währgenommen werden, daß dadurch dasjenige nicht völlig - ers 
veicht worden "IE, was Wir, mich den Uns beimohneinden landesväterlichen 
Abfihten, dadurch zu erreichen bezweckten. Wir haben daher, um den Ge- 
ſchaͤftskreis einer jeden Unſerer Landes» Verwaltungsbehörden dergeftalt aus— 
zubilden, daß fölcher deven eigentlichen Beſtimmung entfprechend, und für 
ſaͤmmtliche Provinzen Unſers Koͤnigreiches Hannover gleichmaͤßig ſey, wie 
uch, um. den Geſchaͤftsgang allenthalben einfacher und raſcher, und die 
obere: Leitung ſaͤmmtlicher Verwaltungszweige aus einem, mit ber gehörigen 
Neberficht des Ganzen verſehenen / Centtalpuncte leichter und kraͤftiger zu ma⸗ 
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chen, in’ Unfehung ber. Geſchaͤftskreiſe, des Geſchaͤftsganges und der Wer 
haͤltniſſe der verfchtedenen Verwaltungsbehoͤrden, mehrere wefentliche Weränz. 
derungen und neue Einrichtungen anzuordnen befchloffen;, "und machen dem: 
nach, mittelft diefes Edicts, dasjenige vorläufig bekannt, was Unfern getreuen 
Unterthanen zur künftigen Nachachtung zu wiſſen noͤthig iſt. 
urder Die soberfig, a ‚unmittelbar: verantwortliche Behörde für: alle, Der: 
ltungszweige, mit ‚Ausnahme: der rein: militärifchen Angelegenheiten, iſt 
für Unfer ganped. Kinigeip Hrumopet Ünfer Gtants+ und Chbinriitz 
niſterium. * = I An um —— — Eau j — a Kire, > 
Saͤmmtliche obere Verwaltungsbehoͤrden ſollen demfelben in Zuftfft: 
auf dine völlig gleichmaͤßige Weiſe untergeotdnete ſeyn; an daſſelbe zu berich⸗ 
ten, und von demſelben Verhaltungsanweiſungen zu empfangen haben, und 
es ſollen mithin, keine Anmittelbare Berichtserſtattungen von irgend einem, 


Landescollegio. an, Unfere .allerhöchfte Perfon Statt finden, . J 
Auf gleiche Weiſe ſollen von den Verfuͤgungen und Entſcheidungen 
ſaͤnmtlicher demſelben unmittelbar untergeorÖngten, DVerwaltungsbehörden Be⸗ 
rufungen an. Unſer Staats: und Cabinetsminiſterium zulaͤſſig, und daſſelbe 
befugt ſeyn, darauf nach Befinden zu beſchließen und Abänderungen zu tref⸗ 
fen, ‚Auch ſoll Unſer Minifterium, kuͤnftig die ‚Prüfung „und. Anſtellung 
fanmmtlicher, zum "Ciotidienft fich meldender, Candidaten zu leiten, wie nicht 
tveniger, mitteljt der anzuorbnenden Landdrofteten, die "Auffichr über faͤmmt— 
liche, Beamten zu führen, und: berem Beförderung und Berfegung, nach vor⸗ 
gängiger Berathung jm ‚geheimen Nathscollegio, zu ‚beflimmen haben. : 
1. Sir Ufern "Staats: und Cabinetsmtrifterio ſelbſt ſoil der aͤlteſte 
von Unſern, in Hamoveri sanivefendenz den: Minifterialfigungen: regelmäßig 
beiwohnenden Staats: und ‚Cabinetsminiftern ein foͤrmliches Directorialpraͤ⸗ 
fivium, unter Zeitung Unfers Herin "Bruders; des Herzogs von Cambridge‘ 
Eöniglichen. Hoheit und Liebden, zu führen, amd, über den Geſchaͤftsgang bei 
Unferm; Minifterig, in allen feinen - Zweigen, ſo tie ſolcher in, einer beſon⸗ 
dern Geſchaͤftgordnung xegulirt werden wird, wie über ‚die Dienſtfuͤhrung 
ſaͤmmtlicher, bei Unferm Miniſterio angeſtellter Perſonen die, oberſte Aufe 
ſicht hghen, und res ſoll einer Unſerer geheimen. Cabinetsraͤthe, welcher zu: 
gleich. Generalſegretair Unſers Miniſterii ſeyn ſoll, demſelben ‚Dayin., zur Bei- 
huͤlfe dienen. ———— ne ee ee ee 
IH, Die, ‚bei,Unferm, Staatds , und: Cabinetsminiſterio hisher . Statt 
gefundene, Vertheilung der Gefchäfte in werfshiedene, nah.den Gegenſtaͤnden 
regulirte ,, Departements ſoll vor der Hand beibehalten, undı-es, ſollen aus) 
die Brem= und, Verdenſchen, Osnabruͤckfchen, Bentheimſchen, Lingenſchen, 
Meppen» und Emsbuͤhrenſchen und Oſtfrieſiſchen Landesſachen, gleich wie, 
die Sachen der. uͤbrigen Provinzen, mit, in die Realdepartements -gezogen,, 
und nicht mehr in befondern Provinzialdepartements bearbeitet werden; , und; 
es. ift demnach auf-,alle, an Unfer Minifterium gerichtete, Gefuhe, Bor: 
ftellungen, Berichte und ‚fonftige fhrifuiche ‚Eingaben jeberzgit.,fomghl auf ber 
Außenfeite, als im Innern zu bemerken, fix,,telches Depgrtement fie gehoͤ⸗ 
ten. „Bei einem jeden. Departement ſoll ein, Hauptreferent und Expedient, 
und daneben, zu deſſen Sublevation und Vertretung. bei Behinderungsfaͤllen, 
ein zweiter Arbeiter angeftellt werden. gi RE SHERETE. | 
IV. lm das Departement der Juftizfachen bei Unferm Minifterio- in 
den Stand zu fegen, ſich der Grfeggebung, als, feiner hauptſaͤchlichſten Yes 
flimmung, mehr, als bisher hat gefchehen koͤnnen, zu widmen, folen nicht 
mehr füämmtliche, ‚von Unſern Juſtizkanzleien ertheilte, Erkenntniſſe in pein⸗ 
lichen Fällen mit den dazu, gehörenden. Relationen, wie bisher, zur Beſtaͤti— 
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gung!eingeſandt werben, ſondern es ſoll folches inte in Anſehung derjenigen 
Strafurtheile Statt finden, welche auf eine höher als fünfjährige öffentliche 
Arbeits» und Zuchthausſttafe gerichtet‘ find; «8 -fey- denn, daß wegen der 
Gattung des Verbrechens, oder wegen ber Perfon des Verbrechers ‚eine Einſen⸗ 
dung. dev Relation noͤthig wird, dder daß ſonſt ein Grund vorhanden iſt, 
wodurch die Juſtizbehoͤrde, welche das Straferkenntniß geſprochen hat, ſich 
verpflichtet oder veranlaßt ſieht, daſſelbe mit der Relation einzureichen. Da: 
‚gegen wird / Eünftig, nach einer zu erlaſſenden nähern Beſtimmung, wo eine 
Berufüng ‚nicht Statt findet, bei einer anderweiten Bertheidigung eine Traus⸗ 
miſſion von einer Juſtizkanzlei am die andere Statt haben. — * 
VW. Unfermiigeheimen Rathscollegio ſoll dadurch eine groͤßere Wirkſam⸗ 
keit verſchafft werden, daß, neben einer zweckmaͤßigern Geſchaͤftsordnung, dem⸗ 
ſelben noch einige außerordentliche Beiſitzer beigegeben werden, um, noch mehr 
als bis jegt der Fall geweſen, Perſonen, die mit allen Geſchaͤftszweigen be= 
kannt find, in demſelben zu vereinigen. 

VI. -Unfere Kammer zu Hannover, welche, neben ber Verwaltung Uns 
ferer Domainen,: auch verfhiedene wichtige Negierungs= und Polizeifachen, 
jedoch nicht in allen Provinzen Unfers "Königreiches in gleicher Maaße, zu 
beforgen hat, und unter: den ehemals Statt gefundenen Verhältniffen zu bes 
forgen im Stande-wer, ſoll, wegen der nunmehr eintretenden weſentlichen 
Veränderungen in der Verwaltung, und um eine Gleichheit, in Anfehung 
ſaͤmmtlicher Provinzen, und eine Vertheilung ber Gefchäfte eintreten zu laf: 
fen, welche der Beſtimmung der Behörden angemeffen und entfprechend ift, 
ihrer gegenwaͤrtigen Verfaſſung und Verpflichtung nad, aufgehoben "werben; 
und-'es follen"die, von derſelben beſorgten, Regiminal» und Polizei⸗, wie 
auch die Zollfächen an Unfer Staats: und Cabinetsminifterium und, unter 
gewiffen Beftimimungen, an die zu errichtenden Landdroſteien übergehen; für 
die Verwaltung: Unferer Domainen aber foll eine neue Domainenkammer für 
Unfer ganzes Königreich Hannover errichtet werden, welche ſich lediglich der 
Erhaltung,. Verbefferung und oͤkonomiſchen Verwaltung Unfers Domanialz 
guts;uwie der Leitung des dazu gehoͤrenden Rechnungsweſens umd der Auf: 
ige uber-das, bei demfelben angeſtellte, Perfonal zu widmen hat; und «8 
ſoll daneben bei den! anzuordnendenLandbrofteien eine Domainendeputation 
zur Beforgung der, in ihrem Kreiſe vorkommenden, und ſich auf felbigen 
befchräntenden, Donanialangelegenheiten, nach den, in ber Folge zu erlaffen- 
den, naͤhern Beſtimmungen eirgefegt «werden, Die biöherige Haupt: Kam⸗ 
— ‚aber ſoll wegfallen, und mit der Generalkaſſe gänzlich vereinigt 
werden. - Gi rd — 

„VE Für die Negierungss und Polizeifahen in ihrem ganzen Um: 
fange, mithin fuͤr die ganze innere Negiminalverwaltung, mit Ausnahme 
der, den Conſiſtorien verbleibenden, geiftlichen Angelegenheiten, wie auch der 
Zollſachen, wegen deren Verwaltung eine befondere Beſtimmung erfolgen. 
wird, ſollen als Mittelbehörden zwiſchen Unferm Staats- und Gabinetsmi: 
nifterio und den Yemtern, den Stadt: und Patrimonialobrigkeiten, ftatt der 
— Provinzialegierungen, ſechs Landdroſteien angeordnet werben, 
naͤnilich io. 8° Ä 
) zu Hannover, fuͤr das Fuͤrſtenthum Calenberg und die Grafſchaften 
Hoya und Diepholzz | | SER; 

2) ‚zu ‚Hildesheim, für die Fuͤrſtenthmer Hildesheim, Göttingen ‚und 
Gtubenhagen” (mit Ausfchluß-des Dape)5 ans. 
3) zu. Lüneburg, für das ganze Fuͤrſtenthum Lüneburg, wie aud) 
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den: Uns. verbliebenen Theil von Sachfen: Lauenburg, der an dafs 
felbe geänztz | MER: 
4 Sende, AUF die Herzogthümer Bremen und Verden und das Land 
Hadelnz UNE 
5) zu. Osnabruͤck, für das Fuͤrſtenthum Osnabruͤck ſammt der. Graffhaft 
WLingen, Meppen. und Emsbühren, fo. wie für Bentheim; :. 

:6) zu Aurich, für das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland. 

In. dieſen, mit einem Landdroften und drei Näthen-zu'befegenden, Land: 
droſteien foll zwar im Allgemeinen. eine collegialifche Behandlung der Gefchäfte 
Statt finden; doch ſoll der, an die Spige derfelben zu ſtellende, Landdroſt das 
Recht haben, jeden Beſchluß der Mehrheit :zu  fuspehdiren, und bie betref- 
fende Angelegenheit zur. Entfcheidung Unſers Minifterli zu bringen; und es 
ſoll ‚derfelbe für feine Perfon befonders verantwortlich, auch. zu einer oftma— 
ligen Bereifung des ganzen Ianddrofteilichen Diſtriets und zu. einer genauen 
Unterfuhung des Zuſtandes Unferer Aemter, Städte. und Patrimonialgerichte 
und der Verwaltung in denfelben, nad) allen ihren Zweigen, und zu einer 
getreuen Berichtserſtattung über den Befund an Unfere Perfon und an Un: 
fer Minifterium, wie aud) in Anfehung desjenigen, was. die Domanialfachen 
angeht, an Unfere Domainenfammer verpflichtet feyn. n 

VII. Unfere Kriegskanzlei ſoll gleichfalls Unferm Staats: und Cabi⸗ 
net3minifterio untergeordnet feyn. lan er — 

IX. In Anſehung Unſerer Aemter ſoll darauf Bedacht genommen 
werden, eine größere Gleichfoͤrmigkeit, in Anſehung des Umfangs und der 
Größe derſelben, einzuführen, damit es, ohne einen zu großen Koſtenauf— 
wand machen zu muͤſſen, nach und nach moͤglich gemacht wird, auf jedem 
Amte mindeſtens zwei Amtsperſonen anzuſtellen, von denen der eine ſich 
hauptſaͤchlich mit der Landesverwaltung, der andere mit den Juſtizſachen beſchaͤftigt. 

Um Unſern Beamten die noͤthige Erleichterung zu verſchaffen, und den 
erforderlichen Zuſammenhang in den Geſchaͤften zwiſchen den obern und den 
untern Behoͤrden zu begruͤnden, ſollen Unſere Beamten auf die Juſtiz- und 
Landesverwaltung, zwar nach und nach, jedoch baldmoͤglichſt, beſchraͤnkt, 
und es ſollen die Hebungen und Verrechnungen Unſerer Domanialrevenuͤen, 
mit dem daraus hervorgehenden Regiſter und Kaſſenweſen, ihnen abgenom— 
men und beſondern Rentmeiſtern uͤbertragen werden. | — 

Unſere Beamten ſollen ferner in. Zukunft auf eine feſte, baare Beſol⸗ 
dung gefetzt, und es ſollen alle Sporteln, Gebuͤhren und Abgaben fuͤr Ver— 
richtungen im oͤffentlichen Amte, in Anſehung deren nicht ausdruͤcklich eine 
Ausnahme gemacht wird, Uns und Unſern Kaſſen berechnet, und in ſelbige 
abgeliefert werden. Auch ſollen die Verbeſſerungen Unſerer Beamten nicht, 
wie bisher, hauptfächlich durch Verſetzung auf eintraͤglichere Stellen: geſchehen, 
fondern es follen folche, befonders bei älteren Beamten, unter Beruͤckſichti— 
gung der Verdienfte und Umftände, durch Zulagen erfolgen. | 

Die, hierduch zur vorläufigen Kenntniß Unferer getreuen Unterthänen 
gebrachten, Anordnungen folen, fo viel folche Unſer Staats- und Gabinets= 
minifterium und das SJuftizdepartement bei bemfelben, wie auch Unfer Ge: 
heimerathscollegium angehen, mit dem 1. Januar 1823; fo viel hinger . 
gegen fich folhe auf die Kammer, die Kriegsfanzlei und die Landdroſteien 
beziehen, mit dem 1. Mai 1823 in Kraft treten, und es follen alsdann 
die letztgenannten Behörden in die, in Anfehung ihrer, angeordneten Ber: 
hältniffe und in den ihnen beffimmten Wirkungsfreis eingetviefen werben, 

Gegeben Carlton: Houfe, den 12. Det. 1822, a 

| George Rex. E E. Graf, u Münften 
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d) Verordnung vom I 8..April 182%, die: mit dem 
15. Mai 1823 in Wirkſamkeit tretenden Landdro— 
| ftieien betreffend. _ - 


Georg der Vierte, von Gottes Gnaden Koͤnigedes verei— 
nigten Reichs Großbritannien und Irlanderc., auch ‚König von 
Hannover, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ze. ıc. 

Nachdem nunmehro der Zeitpunct bevorſtehet, zu welchem bie, im Ar⸗ 
tikel VL. Unſers Edicts vom 12. Det. vorigen Jahres, die Bildung der kuͤnf— 
tigen Staatsverwaltung in Unferm Koͤnigreiche Hannover betreffend, zur vor— 
läufigen Kenntniß Unferer getreuen Untertbanen gebrachte, Einrichtung, nad 
welcher ſechs Landdrofteien, als naͤmlich: ER 

1) zu Hannover, für das Fuͤrſtenthum Calenberg und die Graffchaften 

Hoya und Diepholz; | 
2) zu Hildesheim, für die Fürftenthümer Hildesheim, Göttingen und 
Grubenhagen (mit Ausfhluß des Harzes); 

3) zu Lüneburg, für das ganze Fürftentyum Lüneburg, mit Einfluß 

des Uns verbliebenen Theil von Sachen » Lauenburg ; 

4) zu Stade, für die Herzogthuͤmer Bremen und Verden und für das 

Land Hadeln; | 

5) zu Os nabruͤck, für das Fuͤrſtenthum Osnabruͤck, fammt der Graf: 

fchaft Lingen, Meppen und Emsbühren, fo wie für Bentheim; 

6) zu Aurich, für das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland, 
angeordnet. werden follen, in Vollziehung Eommen wird: 

So laffen Wir hierduch das für die gedachten Landdrofteien beliebte 
Meglement zur allgemeinen Kenntniß Unferer getreuen Unterthanen gelangen ; 
gebieten - und befehlen auch, daß jederman, insbefondere aber fämmtliche 
Amtleute, Stadtobrigkeiten und PatrimonialsGerichtshalter, wie auch alle 
fonftige, in öffentlichem Dienft flehende Perfonen demfelden nachleben, und 
demnach von dem funfzehnten Mai diefes Jahres an, als an welchem Tage 
die gedachten Landdroſteien in Wirkſamkeit treten werden, ſich in allen denje— 
nigen Angelegenheiten, welche, nach dem Inhalte und den Beflimmungen 
diefed Reglements, vor die Landdrofteien gehören, an felbige wenden, von 
ihnen Befehle und Anmeifungen annehmen und pünctlich befolgen; auch in 
allen und jeden Dingen den Vorfchriften des Neglements nachgehen und 
Solge keiften. Daran gefchiehet Unfer gnädigfter Wille, 

Gegeben Carlton: Houfe, den 18. April 1823, 

— George Rex. 
E. Graf v. Muͤnſter. 





Reglement fuͤr die Landdroſteien. 


Georg der Vierte, von Gottes Gnaden Koͤnig des verei— 
nigten Reichs Großbritannien und Irland x., auch König von. 
Hannover, Herzog zu Braunſchweig und Rüneburg ıc. ic, | 
MNachdem Wir in dem, über. die "Bildung ber kuͤnftigen Staatsverwal⸗ 
tung unterm 12. October v. J. erlaſſenen, Edict die Errichtung von ſechs 
Landdroſteien angeordnet haben, denen ſowohl die ganze innere, von den bis— 
herigen Provinzialregierungen verſehene, Regiminalverwaltung unter Unſerm 
Miniſterio, als auch die ſpeciellen Domanialgeſchaͤfte, unter der Leitung Un⸗ 
ſerer Domainenfammer, übertragen iſt; fo finden Mir nöthig, uͤber dem 
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Wirkungskreis und die Gere äftsfügrung derſelhen nachſtehonde ii Be: 


ſtimmungen feſtzuſchen. a ee es 
Erfler Lbfdinitt. 

Bon: dem, Gefchäftstreife der Landdrofteien. 

g 1. Die, Landdroſteien machen in allen, "ihrem Wirkungskreiſe un 
a Abminiftrationsfachen eine nicht: zu: umgehende Mittelinſtanz zivis 
fehen- den Städten, Yemtern, Patrimoninlgerichten und ‚fonftigen: Localobrig— 
feiten und den Centralhehoͤrden aus, dergeſtalt, daß ſowohl alle Anträge, 
Geſuche und Reclamationen der ‚Unterthanen gegen, die adminiftcativen Ver: 
fügungen ber Localbehoͤrden, ‚fo wie die Berichte und Vorſchlaͤge der letztern 
an fie zu richten find; als auch die Entſcheidungen der Centralbehoͤrden durch 
‚fie gehen. und. durch fie in Vollziehung gebracht werden muͤſſen. 

$. 2. Bon dem Wirkunggkreife der Landdrofteien find die en 
Juſtiz- und die ‚geiftlichen Sachen, jedoch letztere nur unter den, im $. ' 
naͤher bemerkten, Modificationen, ausgeſchloſſen. 
$. 3. Die Dienftfunctionen der Landdrofteien find theils aufſehend 
und controlirend, theils poſitiv einwirkend. 

$. 4. Ju erſterer Hinſicht gehoͤrt zum Wirkungskreiſe der Landdroſteien 
ganz vorzüglich die allgemeine Aufſicht auf das, ſowohl bei den Städten, 
als auch bei den Aemtern und Patrimoninlgerichten angeftellte, Dienftperfos 
nal in Grade, und deſſen Amtsfuͤhrung in allen Zweigen des oͤffentlichen 
Dienſtes 

Dieſe allgemeine Dienſtaufſicht foll, obgleich, nach dem obigen 6. 2, 
die Juſtizſachen, als folche, von dem Wirkungskreife der Landdrofteien aus: 
gefhloffen find, fi dennoch auch auf die Dienftführung der, Behuf der 
Juftigverwaltung, in den Städten, auf den Aemtern / und Vatrimonlatgerich⸗ 
ten angeſtellten Officianten erſtrecken. 

Zu dem Ende ſollen die Landdroſteien, nach den, ihnen von ben Aem⸗ 
ten und Gerichten monatlich einzuſchickenden, Inquiſitenberichten, ein Au: 
genmerf auf die ungefäaumte Betreibung der Inquiſitionen vichten, bei. vor= 
kommenden BVifitationsreifen den Zuſtand der Gefängniffe und ‚die Behand: 
lung der Inhaftirten unterfuchen, fi) von dem Gange der Zuftizverwaltung, 
wie auch von der Ordnung der Regiffraturen, fo wie nach den, darüber zu 
— ——— beſondern Vorſchriften von dem Zuſtande des Depoſital⸗, Vor: 
mundſchafts⸗ und Concursweſens unterrichten, und ſich die über ſolche ge: 
führten Bücher und Verzeichniffe vorlegen laſſen. 

$. 5. Die Landdrofteien haben bie hierunter etwa bemerkten Unord⸗ 
nungen oder Vernachlaͤſſigungen ſofort zu ruͤgen, und deren Abſtellung zu 
verfuͤgen. Bei erheblichen Dienſtwidrigkeiten, bei denen eine beſondere Un— 
terſuchung erforderlich iſt, haben ſie ſolche, den Umſtaͤnden nach, entweder 
ex officio vorzunehmen, oder vorher darüber an Unſer Miniſterium zu 
berichten. 

Damit auch die Landdrofteien über die Dienfkqualificationen der oben 
genannten ‚öffentlichen Beamten eine fortwährende Kenntniß behalten: mögen, 
follen die Juſtizcanzleien von Unferm Minifterio angewieſen werden, von be 
nen, über die Betreibung bee Juftizfachen gegen diefelben etwa - erkannten, 
Strafen oder fchweren Verweiſe die betreffende Landdroſtei jedesmal zu be⸗ 
nachrichtigen. 

$: 6.. Die, den Landdroſteien uͤbertragenen, ſpeciellen Adminifkrationes' 
zwelge ‚betreffen theils USER, — ARE, : und endlich 
Militaͤrſachen. 
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8.7. In Regiminalfahen gehören dahin: 

4) Alle, von den: Provinzialregierungen bislang verſehene, allgemeine 
Regkerungsangelegenheiten, namentlich die Hoheltd= und ranz: Bes 
eichtigungsfahhen, die Sammlung und Bufammenftellung von Bevoͤl⸗ 
Eerungstiften und ftatiftifchen Notizen, die Aufficht über die Provin: 
ztalz Intelligenzblätter; die Manufacturz und Handelsfachen, die Auf: 
ſicht über die dispofitionsmäßige Verwendung von Legaten und Stif— 

tungen. 

2) Sämmtliche, allgemeine und befondere Polizeigegenftände, inſon— 
berheit die Gefundheitspolizei, Vorkehrungen gegen Epidemieen 
und Epizootieen, 1 

die Anftellung tüchtiger Aerzte, Wundärzte, Hebammen und Thier⸗ 
Airzte; die Aufficht auf die vorhandenen Gefundbrunnen und Badeans 
flalten; die Hospitäler; 

die Sicherheitspolizel, bie Zucht-, Gefangen: und Serenhäus 
fer; die Verfügungen gegen Landftreicher und Bettler; 

die Feuer: und Baupolizei in den Städten und auf dem Rande; 
die Negulitung neuer Baupläne zur Miederherftellung eingeäfcherter 

Orrtſchaften; die Leitung der Brandkaffenfahen in der Maaße, wie folde 

bisher von den Provinzialregierungen geführt worden; 

die Gemwerbepolizei fowohl in den Städten, als auf dem Lande; die 
Gildeſachen und Conceffionsertheilungen; die. Verfügungen über Jahr— 
märkte; die Aufficht auf Maaß und Gewicht, Brot: und Fleiſchtaren. 
Das Armenmwefen, und die fonftigen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 

8) Die Communalfachen fomohl in Städten als auf dem Lande; 
die Aufſicht auf die innere Verfaffung der Städte und deren Güter: 
verwaltung, fo wie die Abnahme der Städterechnungen; die Commu— 
nal= und Nebenanlagen und die Ausmittelung der Goncurrenzprinci: 
pien; 'die polizeiliche Dberauffiht auf Privat: und Gemeinde: 
forften. — 

4) Die Deich- und Strom-Bauſachen; die Ent: und Bewäffe: 
rungen; die Gradeleitung und Aufräumung der Fluͤſſe, die Verthei— 
lung der dazu nothwendigen Koften und Landfolgen; die Bearbeitung 
der Concurrenzprincipien zwiſchen dem Domanialgut und den Untertha: 
nen, wo folche verfaffungsmäßig eintritt, ! 

5) Die Wegefahen, infofern folche nicht als Hauptſtraßen der Meg: 
baucommiffion unterzogen find; die Verfügung uͤber die Herftellung 
von Brücken, Stegen ıc., fo wie über die Aufbringung der dazu noth⸗ 
wendigen Koſten, Dienſte oder Landfolgen. 

6) Die Anbau: und Landes-Oekonomieſachen, infofern diefelben 
nicht einer eigenen Zheilungsbehörde unterzogen find, oder unterzogen 
werden foliten, 

7) Die Auffiht über Kirchen und Schulen in der Art, daß Gegen: 
ftände, die technifche Kenntniffe erfordern, oder wobei es auf die Con: 
eurrenz der Communen ankommt, Rünftig nicht einfeitig von den Con— 
fiftorien allein angeordnet: werden innen, fondern Hauptfächlich von 
der Prüfung und ber Anordnung der Landdrofteien abhängen follen. 

8. 8. Die, bislang. entweder überall, oder in einigen Landestheilen 

von Unferet Rentkammer verfehenen, Gegenftände, welche, ihrer Nitur und 

ihrem Zwecke nach, als Regiminal- und Polizeifachen zu betrachten find, 

obwohl fie einige. Domanialauftinfte mit ſich führen, oder Ausgaben auf 

Unfere Domainenkafjen veranlaffen, ſollen hinführo dem Wirkungskteife Uns 
18 
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ferer Domainenkammer völlig. entnommen, und. dagegen ben Landdroſteien, 
unter der Leitung Unſeres Miniſterii, uͤbertragen ſeyn. 

Dieſe Gegenſtaͤnde betreffen 

1) die Beſtallungs- und Penſionirungsſachen der Amts: — Amtsun⸗ 
terbedienten, ſo wie auch der Moor-Betriebsofficianten; 

2) alle, die Civil- oder Criminalgerichtsbarkeit angehenden, Angelegenhei— 
ten, namentlich das Depofiten-, Sporteln- und Regiſtraturweſen auf 
den Aemtern, die Unterhaltung der Inquiſiten und Vagabonden, die 
Leitung der Jurisdictionsproceſſe; 

3) die, nach Maaßgabe der Verordnung vom 22. Nov. 1768, der Kam: 
mer unterzogenen allgemeinen Landescultur= und Höfefachen ; 

4) die Deih=, Strom: und Schifffahrtsangelegenheiten; 

5) die Gewerbe: und Gonceffionsfachen; 
G6) die Häuslingsfachen ; 

7) die Fagdangelegenheiten, namentlich die Stellung von Sagdfolgen, die 
Unterfuhung und Vergütung von Wildfchäden ; 

8) die Dberaufficht über Gemeindeforften ; 

9) das Straferkenntniß in Wrogenfachen, 

Die fpecielle Nachweiſung der, zu den obigen Gegenſtaͤnden gehoͤrigen, 
einzelnen Rubriken iſt in den, über die kuͤnftige Verwaltung und Verrech⸗ 
nung ber Domanialeinfünfte unter dem heutigen dato von Uns erlaffenen, 
Inſtruction in den $$. 5. bis 11. enthalten, und dafelbft zugleich die Art 
der Berechnung der, für Unfere Gaffen aus felbigen hervorgehenden, Ein: 
nahmen und Ausgaben, und die darüber mit Unferer Domainenfammer zu: 
zulegenden, Communicationen angegeben, welche VBorfchriften ſich die Land- 
drofteien hierunter zur Richtſchnur dienen zu laffen haben. 

6. 9. Ueber die £ünftige Betreibung der Wafferbauangelegenheiten bes 
halten Wir Uns die, in einem befondern Reglement zuſammenzuſaſſenden, 

Vorſchriften bevor. 

$. 10. Hinſichtlich der Beſtallungsſachen ſollen 

1) die, bei den in den Staͤdten, Aemtern und Patrimonialgerichten ans 
geftellten Beamten und Unterofficianten eintretenden, Vacanzen ſo⸗ 
fort der betreffenden Landdroſtei angezeigt werden, welche in allen Faͤl⸗ 
len, da deren Wiederbeſetzung von Unſerm Miniſterio abhaͤngt, dem⸗ 
ſelben Bericht darüber zu eiſtatten bat. 

Die Landdroſteien find gehalten, für die noͤthige Verſiegelung, Separi⸗ 
rung der Dienftpapiere, Sicherſtellung der etwa unterhabenden öffentlichen 
Gelder, fo wie auch für die einftweilige Betreibung des Dienfies Sorge 
zu fragen, 

2) Die Ernennung und Anftellung fümmtlicher Amtsbedienten, deren 
Beförderung und Verfegung, fo wie auch die Beftätigung der. Patris 
monialbeamten und der flädtifchen Bedienten, wo ſolche hergebracht 
oder angeordnet werben wird, iſt Unſerm Minifterio vorbehalten. 

Die Beeidigung diefer Beamten, infofern felbige nicht herkoͤmmlich je: 
nen Behörden felbft zugeftanden, wird von der betreffenden Landdroftei vor: 
genommen; auch ift von felbiger m die etiwa- erforderlichen Dienfteautionen 
Sorge zu tragen, 

Die Ernennung der Hmtsunterbeblenten, namentlich der Obervoigte, 
Hausvoigte, Amtsvoigte, Gohgräfen, Amtsdiener, Untervoigte, Pfoͤrtner ac. 
iſt den Landdroſteien, vorbehaͤltlich der, von Unferm Minifterio in beſondern 
einzelnen Zällen. an diefelben zu erlafjenden, Verfügungen, beigelegt, und 
werben ſolche Amtsuntethediente von den Aemtern beeidigt. 
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3) Ueber die Regulieung der Befoldungen und Ertheilung von „Zulagen, 
Gratificationen oder Penfionen, ſowohl für die Beamten ald Amts: 
unterbedienten, ift von den Landbrofteien an das Minifterium zu deſ— 
fen Entſcheidung zu berichten, und von den getroffenen Verfügungen, 
infofeen folche die Renteikaſſen betreffen, der Domainenkammer Nach— 
richt, Behuf deren ordnungsmäßiger Anweiſung, zu geben. 

. 4) Die Urlaube der Beamten, wenn feldige die Dauer von vier Wochen 
nicht überfchreiten, oder Reifen ind Ausland bezielen, werben von den 
Landdrofteien erteilt; jedoch find ſolche gehalten, von dem bemilligten 

Urlaub, infofern derſelbe 14 Tage überfleigt, fo tie von ben, in dies 

fem Falle wegen interimijtifcher Wahrnehmung des Dienfles getroffe— 
nen Maaßregeln, die betreffenden Behörden in Kenntniß zu fegen. 

$. 11. Die den Landdröfteien unterzogenen, unter der Leitung Unferer 
Domainenkammer zu betreibenden, Domainenfachen betreffen, 

theils ſolche fpecielle, ſich auf einen einzelnen Ianddrofteilichen Bezirk 
befchränkende, und zunächft nach örtlichen Verhältniffen zu beurtheilende Ge: 
genftände, bei denen ihnen, der Regel nach, ohne weitere Anfrage die, nad) 
den beftehenden oder noch zu erlaffenden Gefegen und Vorfchriften zu er- 
mäßigende, Entfheidung zufteht; 
theils folche Angelegenheiten, melde als ben Umfang des ganzen König: 
veichg angehend, oder einer hoͤhern Beftätigung bedürfend, der fpeciellen Bear: 
beitung Unferer Domainenfammer vorbehalten find, und bei denen bie Ein: 
wirkung der Randdrofteien blos präparivend oder commiſſariſch ift. 
$. 12. Zu der erſten Glaffe gehören: 
die Verpachtung einzenler Domanial-Pertinenzien, 

die Meierfachen, die Dienftfachen, die Zinsviehfachen. 

6. 13. Die Landdrofteien find bei der Behandlung diefer Gegenftände 
als Provinzialfammer anzufehen. Sie haben dabei das Intereſſe Unfers 
Domanialguts und die Confervation Unferer Gerechtſame thätigft wahrzu— 
nehmen, und darauf zu halten, daß folches von den Aemtern gefchehe. Die 
zu erläffenden Verfügungen haben fie, nach ben beftehenden Gefegen oder 
rechtlich hergebrachten Obfervanzen, zu ermäßigen, und in zweifelhaften Faͤl— 
ien die Entfcheidung Unferer Domainenkammer einzuholen; fi) auch diejeni— 
gen Beftimmungen zur Nichtfehnur dienen zu laffen, die in dem, unter dem 
heutigen dato von Uns über die Verwaltung der Domainen erlaffenen Nez 
glement in den $$. 13. bis 17., rüdjichtlich der fpeciellen Behandlung der. 
obigen Angelegenheiten und der, über deren Verrechnung mit Unferer Dos 
mainenkammer zuzulegenden, Communicationen enthalten find, 

$. 14. Die der Entfcheidung Unſerer Domainenfammer vorbehaltenen 
Angelegenheiten, bei denen den Landdroſteien die präparatoriiche Bearbeitung 
vorfehriftsmäßig obliegt, oder ihnen übertragen werden kann, betreffen: 

die Hauptpachtfachen, die Exbenzinsverleihungen, die Zinskorn- und 

Magazinſachen, die Remiffionen, die Landbaufachen, die Bergmerfs- 
und Salinenfachen, die Forftfahen, die Domanialproceffe, die Befleue- 
rung der Domainen, 

Die, enttveder ex officio oder auf befondere Verfügung Unferer Do: 
mainenfammer, eintretende Einwirkung der Landdrofteien in diefe Angelegen- 
heiten ift in den Paragraphen 19. bis 28. Unferer, über. die Domanialver: 
waltung erlaſſenen, Inſtruction näher beftimmt. 

u 165.Es iſt Unſere Abſicht, daß die, bei der Betreibung der Do: 

manialſachen etwa noͤthig befundenen Localunterſuchungen, der Regel nach, 

von den Landdroſteien ſelbſt vorgenommen, und dadurch die Ernennung be— 
18 * 
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fonderer Commiffarien möglichft vermieden werde. Sollte jedoch wegen der 


technifchen Belchaffenheit des zu unterfuchenden Gegenftandes, oder wegen, 


Meitläuftigkeit dev Unterfuhung die Ernennung von Commiffarien nothwen> 
dig. oder rathſam ſeyn; fo ift folche nur, nach einem vorhergegangenen Ans 
trage an die Domainenfammer, worin zugleich der muthmaßliche Koflenber 
trag angegbeen feyn muß, zu verfügen. | 

$. 16. Den Landdrofteien ſteht in allen Angelegenheiten ber Domas 
nialverraltung, diefelden mögen, den obigen Beltimmungen zufolge, ihrer 


eigenen Entfcheidung, oder blos ihrer präparatorifchen Einwirkung unterzogen. 


feyn, die allgemeine Auffiht dahin zu, daß fie gehalten find, jede bemerkte 
Bernachläffigung, Verſchlimmerung oder Verfall der, zu Unferm Domainen- 
gut gehörigen, Gegenftände der Domainentammer zur Anzeige zu bringen, 
oder, wenn fie deren Verbeſſerung thunlich finden, Vorſchlaͤge darüber 
zu thun. Ä 

$. 17. Snfonderheit ſoll fich diefe Auffiht auch über das Kaſſenwe— 
fen der Menteibedienten erſtrecken, und die Landdroſten fehuldig ſeyn, bei der 
. Bereifung ber Aemter die Nenteikaffen durch die, bei den Landdrofteien ans 
zuftellenden Galcufatoren revidiren zu laffen. | 


$. 18. In Mititärfachen follen den Landdrofteien nachftehende Ge 


ſchaͤfte überteagen werden: 


1) die Entfcheidung derjenigen Necrutirungsangelegenheiten, welche in ber. 


Verordnung vom 14. Juli 1820 den Provinziafregierungen beige 
legt find; | j 
2) die Einquartierungss, Services und Verpflegungsfachen in Friedens— 
zeiten, infofern entweder ein, biöher unter Aufficht der Negierungen 
beftandener, befonderer Verpflegungsmodus vorhanden ift, oder infofern 

—es auf neue und außergewöhnliche Anforderungen oder Präftationen 

und dafür aus dem Militairfond zu leiſtende Entfhädigungen 
ankommt; | 

3) die Durchmärfche und Führung fremder Truppen und deren Verpfle— 
gung, falls nicht etwa ein befonderer Commiſſarius hierzu angeordnet 
feyn follte;- — 

4) die Aufſicht auf den ordnungsmaͤßigen Gang der Kriegerfuhren und 
des Etappenwefeng ; 

5) die Unterfuchung der Beſchwerden der Unterthanen gegen das Militär 
in Fällen ungefeglicher Forderungen und Eractionen. 

Endlich follen | 

6) alle, die Mititärverwaltung betreffenden, von der Kriegskanzlei aus— 
gehenden, allgemeinen abminiftrativen Beſtimmungen, ald Servicevor— 
fchriften, Verfügungen über Verpflegung und Kriegerfuhren, Vorſchrif⸗ 
ten des Verfahrens bei Zruppen: Concentrirungen ꝛc., nur duch bie 
Landdrofteien an die Kocalbehörden gelangen. 

8. 19. Dagegen ſteht e8 der Kriegskanzlei frei, in nachſtehenden, der 
Einwirkung der Landdrofteien nicht bedürfenden, Angelegenheiten directe Ver⸗ 
fügungen an die Aemter, Stadtobrigkeiten und Gerichte zu erlaffen: 

1) in Rechnungsfachen, bei‘ denen die Leiſtung ſelbſt außer Zweifel tft, 
als Abrechnungen der Cavalleries Qunrtiersportionen, Service-Berech⸗ 
nungen 26.5 

2) bei der Requifition der auf den Etappen zu flellenden Kriegerfuhren; 

3) in Recrutirungsfahen bei Entlaffungs= und Stellvertretungsgefuchen, 
wenn factifche Aufklaͤrungen von den Localbehörben erforderlich find, 
weiche die Diſtrictscommiſſatien nicht ertheilen Einnen; 
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4) in Verpflegungsfachen, bei denen das, mit den Lieferanten oder Entres 
preneurs abzufchliegende, Geſchaͤft einer obrigkeitlichen Legalifation 
bedarfz | en 

5) bei Penfionen der Unterofficiere und Gemeinen, fo wie auch in Un: 
terſtuͤtungsſachen aus den vorhandenen Wohlthaͤtigkeitsfonds, wohin 
auch die mit dee Hospitalkaffe zu verhandelnden Angelegenheiten der 
Duodecimalgelder, der Strafgelder und der vacanten Erbfchaften 

gehoͤrenz; 

6) ausnahmsweiſe in allen, im vorigen Paragraph bemerkten, Faͤllen, 
wenn die Eile der Sache es nicht zulaſſen ſollte, eine Verfuͤgung 
durch die betreffende Landdroſtei gehen zu laſſen. 

6.20. Zur Betreibung derjenigen, den Landdroſteien beigelegten, Ges 
ſchaͤfte, welche eine beſondere wiſſenſchaftliche oder techniſche Kenntniß erfor— 
dern, namentlich bei Medicinal-, Landesöfonomie:, Wege- und Baufas 
ehem zc. ; werden: die in deren Diſtrict angeftellten Landphufici, Amtsanwalte, 
Kammercommiffarien und Bauofficianten bdergeftalt zur Dispofition der Land: 
droſteien geftellt, daß felbige gehalten find, die ihnen ertheilten Aufträge aus: 

zurichten, und die von ihnen begehrten Gutachten und Vorſchlaͤge abzugeben, 
auch fonftige Arbeiten zu übernehmen, 

8.21. Diejenigen Verfügungen, melde, in Folge bereits beftehender 
Gefege und Reglements, oder zur Ausführung bereits angeordneter Maaßre⸗ 
gem und Arbeiten, oder zur BVertheilung von gewöhnlichen Communalbeitraͤ⸗ 
gen nach feftftehenden Goncurrenzprincipien nothwendig find, werden von den 
Landdröfteien ohne vorherige Anfrage an eine Gentralbehörde erlaffen. Je— 
doch ſteht in folchen Fällen der fich betheiligt haltenden Partei der Recurs 
an die betreffende Gentralbehörde frei. | 

Ein folcher Recurs muß bei ‚der Landdroſtei felbft eingelegt, eine Ab— 
ſchrift der, der höhern Behörde übergebenen, Rechtfertigungsgründe . derfelben 
zugeſtellt, und von felbiger fofort mit ihrem motivirten Bericht an die Cen- 
tralbehörde zu weiteren Verfügung eingefandt werben. 

"8.22. Dagegen find die Landdrofteien gehalten, in allen Fällen, too 
es auf die Erlaffung disciplinarifcher Verfügungen gegen die, ihrer Aufſicht 
untergeordneten, Staatsdiener, — mit Ausnahme jedoh von Contumacials 
firafen, — oder auf die Erlaſſung neuer Gefege und Neglements, oder auf 
die Anordnung neuer Maaßregeln und Arbeiten, oder auf Verfügung neuer 
Goncurrenzprincipien und deren veränderte Modificationen, oder auf die aus 
Perordentliche Aufbringung von Geldmitteln, oder auf einen, aus Unfern 
Kaſſen zu Teiftenden, Beitrag oder Worfchuß ankommt, vorher an Unfer 
Minifterium zu berichten, motivirte Vorfchläge einzureichen, und nach deſſen 
Entſcheidung weiter zu verfahren. J 

Hiervon find jedoch diejenigen Faͤlle ausgenommen, wo in eiligen Sa: 

chen wegen Gefahr des Verzugs fofort eine - confervatorifhe Maaßregel 
getroffen werden muß, von welcher fodann augenblicklich der Gentralbehörde 
Anzeige zu machen if. eu — 
9 23. Die Landdroſteien haben ein vorzügliches Augenmerk auf jede 
zuläffige, den Dienft der Localbenmten erleichternde, Vereinfachung des Ge: 
ſchaͤftsgangs zu richten, und ihre desfallfigen Vorſchlaͤge an bie betreffenden 
Centralbehoͤrden gelangen zu laflen. 

$. 24. Sollte Unfer Minifterium es angemeffen finden, außer den 
obberuͤhrten Dienflzweigen, einer Landdrojtei oder einem einzelnen Mitgliede 
derfeiben noch befondere Gefchäftsfunctionen zu übertragen; fo find auch 
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dleſe von ſelbigen, nach den darüber zu ettheilenden ae! aus: 
zurichten. 


Bweiter Abſchnitt. 
Bon dem bei den Landdroſteien anzuſtellenden Perſonat und 
deſſen Dienſtverrichtungen. 

$. 25. Die Zanddrofteien. follen befegt ſeyn: = 

mit einem Landdroſten , drei Regierungsraͤthen, einem, oder rn Um: 
ſtaͤnden nad). zwei Seeretairen, einem Gakulator, einem Regiſtrator, 
einem Boten und der erforderlichen Anzahl von Copiſten. 

In Füllen, da dieſes Perfonal zur Betreibung der Gefchäfte unzurei- 
chend befunden würde, iſt es Unſerm Minifterio vorbehalten, bei jeder Lands 
droftei einen oder mehrere sup. Amtsaſſeſſoren zur Arbeitshuͤlfe anzuſtellen. 

$. 26. Die in dem Bezirk einer jeden Landdroſtei angeſtellten Ober: 
Forſtmeiſter find. in Forflfahen Mitglieder derfelden, und haben als ſolche 
in den collegialiſchen Verſammlungen Sitz und Stimme. 

Die naͤheren Beſtimmungen über die, von ihnen bei den Landdroſtelen 
in Forſtſachen auszuübenden, Einwirkungen find in dem, über die kuͤnftige 
Verwaltung der Forften von Uns erlaffenen, Reglement enthalten. Ä 

$. 27... Die Landdroften und die Negierungsräthe werden auf den 
Vorfchlag des Minifterii, nach Statt ‚gefundener Beratung im geheimen 
Rathscolleglo, von Uns ernannt. 

Die Secretarien und die, etwa zur Arbeltshuͤlfe anzuſtellenden sup. 
Amtsaſſeſſoren werden von Unſerm Miniſterio ernannt. Iſt ein sup. Amts-⸗ 
ajfeffor als wirklicher Secvetair angeftellt; fo behält derfelbe feine Anciennes 
tät in der Beamtencavilere, in welche er, feinem Dienfbalter nach, zuruͤck⸗ 
treten kann. 

Das Unterperfonal wird von ber Landdroſtel angeftellt. 

Die Beeidi⸗ ung des Landdroſten geſchieht von Unſerm Arne), ‚die 
der — angeſtellten Perſonen durch den Landdroſten. 

28. Die den Landdroſtelen unterzogenen Geſchaͤfte werden unter 
die Hitler, in der Regel und fo viel es die Umftände zulaffen, nah Ma: 
terien vertheilt. Diefelben haben alle Sachen feloft zu referiren, und die 
wichtigeren — zu expediren. 

Die Bearbeitung der Domanialſachen legt einem der Regierungsraͤthe 
hauptſaͤchlich ob, welcher fuͤr dieſes Fach zunaͤchſt angeſtelit iſt. Uebrigens 
hat derſelbe and) an allen Übrigen Geſchaͤften Theil zu nehmen, und. gleich 
den übrigen Mitgliedern Sig und Stimme in allen vorkommenden Angeles 
genheiten, und kann ſich keiner, von dem Landdroſten ihm aufgetragenen, 
Arbeit entziehen. 


$. 29. Der Geſchaͤftsgang in den Landbroſtelen iſt colleglauſch. Fuͤr 
die mangelhafte Betreibung der Geſchaͤfte iſt der Landdroſt beſonders verant-⸗ 
wortlich. Er fuͤhrt das Directorium im Collegio, beſorgt die ungeſaͤumte 
Vertheilung und Expedition der eingekommenen Sachen, und unterzeichnet 
die Driginalausfertigungen. Wenn nad gehaltenen Vorträgen eine Abſtim⸗ 
mung nothwendig ift, ſtimmt der Landdroſt zulegt, und feine Stimme ent 
ſcheidet bei vorfallender Stimmengleichheit; und da berfelbe auch für die Fol 
gen einer getroffenen Maaßregel ſelbſt dann noch verantwortlich ſeyn foll, 
wenn der Beſchluß gegen feine Anficht durch. die Stimmenmehrheit, veranlaßt 
wäre; fo ift derfelbe berechtigt, einen ſolchen Beſchluß zu fuspendiren und, 
unter Einfendung der Acten, fo wie der 'entgegenftehenden Abftimmungen, 
darüber an Unfer Cabinetöminiftertum zw deffen Entfheidung zu berichten. — 
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Sollte die Sache Leinen Aufſchub erleiden; fo ift, nach der Anſicht des 
Landdroften, proviſoriſch zu verfahren. 

6. 30, Der Landdroft ift befugt, den Regierungsräthen, fo wie dem 
übrigen, ' bei ber Lanbdroftei angeftellten, Perfonal einen Urlaub auf vier 
Wochen, fofern bie beabfichtigte Meife nicht auf. das Ausland gerichtet iſt, 
zu ertheilen, wobei demſelben aber obliegt,. für die Webernahme oder Verthei⸗ 
lung der Gefchäfte Sorge zu tragen. FRE ; 

38:31. : Der Landdroft ift gehalten, bei jeder Abtwefenheit, die länger 
als acht Tage dauert, einen Urlaub bei Unferm Minifterio nachzuſuchen. 
8:32. As befondere Gefhäftsattribution liege dem Landdroſten vor⸗ 
zugsweiſe die Aufſicht auf das Perſonal und die Geſchaͤftsfuͤhrung ber Lo⸗ 
 Albenmten, die Viſitationsreiſen, und die Aufftellung der Viſitationsbe— 
richte ob. | | >, J 
- 8: 33. In Krankheits⸗ aber Abweſenheitsfaͤllen des Landdroſten gehen 
deſſen ſpecielle Functionen auf den aͤlteſten Regierungsrath über. Derſelbe 
hat jedoch die Veranſtaltung zu treffen, daß entſcheidende Beſchluͤſſe in Sa⸗ 
chen von Wichtigkeit, bei denen eine Gefahr des Verzuges eintritt, bis zur 
Ruͤckkehr des Landdroſten ausgeſetzt werben. | 

$. 34. Bei denjenigen Landbrofteien, in deren Bezirk ſich bedeutende 
Domainen befinden, follen zwei Secretatien angeftellt werben. Sin biefem 
Fall wird einer derfelben demjenigen Regierungsrath befonders beigegeben, 
dem die Bearbeitung der Domanialſachen obliegt. | 
| Das Gefchäft der Serretarien befteht in der Ausfertigung von Verfuͤ— 
gungen und Berichten auf die, ihnen von ben Mitgliedern der Landdroftei 
gegebenen, Commiffa. | 

Eben dieſes Gefchäft find die, bei einer Landdroftei zur Arbeitshülfe 
etiwa angeftellten, sup. Amtsaffefforen zu übernehmen ſchuldig. | 

835. Dem bei jeder Randdroftei angeftellten Calculator Liegt die Res 
vifion ſaͤmmtlicher eingehenden und von derfelben zu erledigenden Rechnun⸗ 
gen, Koſtenanſchlaͤge und deren Repartition ob. Dieſe Reviſion begreift 
nicht allein die Richtigkeit der gedachten Rechnungspapiere in calculo, ſon⸗ 
dern auch im materialibus, nad) den darüber Statt findenden Verordnungen 
und Principien. — Be 

- Der Balculator begleitet den Landdroften auf feinen Bifitationsreifen, 
um bei diefer Gelegenheit die Nevifion der Renteikaſſen, nad den, in ber 
Inſtruction über die Domanialverwaltung $. 46.  feitgefegten, Beſtimmun⸗ 
gen, und nach den, von der Domainentummer der Panddroftei etwa mitzus 
theilenden, befondern Unterfuhungsdaten, vorzunehmen, 

$. 36. Der Negiftrator hat, außer der Auffuhung und Reponirung 
der Acten und Inordnunghaltung der Negiftratur, ‚die Führung des Pro: 
ductenbuchs und der Fiscikaffe zu beforgen, | 

8. 37. Der Landdroft ift nah $. 32. gehalten, den Diftrict der 
Landdroſtei jaͤhrlich wenigſtens ein Mal zu bereiſen, und ſowohl die darin 
belegenen Staͤdte und Hauptoͤrter, als auch ſaͤmmtliche Aemter zu beſuchen. 
Der zu dieſen Umreiſen feſtgeſetzte Termin iſt Unſerm Miniſterio vorher an: 
zuzeigen. Außerordentliche Viſitationen oder Localbeſichtigungen hängen: in 
der Regel von den, von der Landdroſtei zu ermaͤßigenden, Umftänden, oder 
von derjenigen Oberbehärde ab, die deshalb - befandere Aufträge zu ertheilen 
b.fchliegt, Jedoch ſteht⸗ es auch den ‚einzelnen Regierungsraͤthen frei, darauf 
in beſondern Faͤllen anzutragen. F er — 

8. 38. Bei den Umreiſen hält der Landdroſt auf den Aemtern die 
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ehedem uͤbllchen Land» und Bruchgetichte ab, inſofern nicht uͤber dle kuͤnf⸗ 
tige Behandlung der Bruchſachen andere Verfuͤgungen eintreten ſollten. 

Der Hauptzweck dev Umreiſen beſteht darin, die vollſtaͤndigſten Perfos 
nal⸗ und Localkenntniſſe zu gewinnen. Zu dieſem Ende hat der Landdroſt 
eine genaue Aufmerkſamkeit auf das Dienſtbenehmen und die Faͤhigkeiten der 
Beamten und Officianten, auf die. Gefhäftsführung in allen Zweigen der 
Abminifteation, auf die Lage und Beſchaffenheit aller. öffentlichen . Anftate. 
ten ꝛc. zu tichten, auch über: die, in den, monatlichen Amts» Berathungse 
figungen votgekommenen, Gegenftände (Amtsordnung $. 38.) die nöthigen 
Erkundigungen einzuziehen. — Er hat die. etwanigen Beſchwerden der Un» 
terthanen gegen die Localbeamten, oder der, Beamten unter einander, oder 
gegen bie. Amts Unterbedienten zu unterfuchen, und die wahrgenommenen 
Dienſtwidrigkeiten entweder fofort abzuftellen, oder zur Berichterſtattung am 
das Miniflerium zu. notiren. Mach beendigter Umreiſe ift, in Gemäßheit 
gewiſſer aufgeflellten, dem Landdroften zur- Beantwortung vorgefchriebenen 
Puncte, ein allgemeiner Bifitationsbericht zu entwerfen, und feibiger in den 
Mitte des Novembets an Unfer Minifterium und ein. Auszug deffelden, ins 
fofern derfeldige Domanialgegenftände betrifft, an. Unfere Domainentammer 
einzufenden. Ä u on 

Es ift diefer Verihe im. eigenen Namen des Kanddroften abzufaffen, 
wobel es demfelben jedoch frei fteht, ſolchen dem Iandbrofteilichen Gollegio, 
oder einzelnen Mitgliedern befjelben nach: Gutbefinden. mitzutheifen. Des 
Landdroft hat den Bericht in duplo auszufertigen, wovon eih Eremplar Uns 
feren allerhoͤchſten Perfon duch das Minifterium vorzulegen iſt. s 

$. 39. Um Unferm Minifterio über die Lage des Landes eine defto 
genauere Auskunft, fo wie auch über den Inhalt der Vifitationsberichte die 
näheren Erläuterungen zu geben, und um befonders über Verbefferungsvors 
ſchlaͤge und Maßregeln, welche ſich über mehrere Landdrofteien erſtrecken, Bes 
rathungen anjuftellen, ſollen fänmtliche Landdroften an einem, vom Minifterip 
zu beflimmenden, Termin jährlich in Hannover zufammentreffen. Es follen 
diefe Zufammenkünfte auch dazu dienen, um Unferm Minifterio bei den Vors 
fehlägen wegen der Befegung der erledigten Amtsbedienungen an die Hand 
zu gehen. Zu dem Ende haben die Landdroften nicht nur das Verfahren 
der Beamten in Zuftigfachen mit zu beobachten, fondern fie haben fich auch 
von den Juſtizcanzleien ihres Diſtricts eine Mittheilung über dieſen Gegen— 
ſtand jaͤhrlich zu erbitten, um ſolche ihrem Viſitationsbericht anzuſchließen, 
als woruͤber die Juſtizcanzleien von Unſerm Miniſterio mit der erforderlichen 
Anweiſung zu verſehen ſind. 

$. 40. Der Landdroſt hat den Rang eines Generalmajors. Die dem 
felben beizulegönde baare Befodung wird in jedem einzelnen Falle auf den 
Vorfchlag des Minifterii von Uns beflimmt werden. Behuf des Unterhatts. 
von vier Dienftpferden erhält derfelbe 70 Matter MWeißhafer von einem ars 
zumweifenden Zinskornboden; er hat dagegen bei Dienftreifen innerhalb des 
Diſtricts Feine Diäten und Reifekoften zu gewärtigen. Der bei der Berei⸗ 
fung der Aemter verurfachte Koſtenaufwand wird dem erften Beamten, nach 
einer fejlzufegenden Zare, aus der Menteicaffe vergütet und von dem Lands 
droſten angemwiefen.: : Ä 

- Die Regierungsräthe haben den Rang Unferer in ben höheren, Collegien 
- angeftellten Raͤthe. Deren, auf den Bericht Unferes.Minifterii, nad) Maße 
gabe ihres Dienflalters, jedesmal eigends ‚von Ans: feftzufegende Beſoldung 
foll zwifhen 1200 und 1500 Rthlr. betragen. Haben diefelben Kocalunters 
fuhungen vorzunehmen; fo echalten fie, -infofern fie nicht bei den Beamten 
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befraylrt werden, an Diäten 4 Rthlr. und berechnen die baaren Auskagen, 
wobei ihnen die Meilengelder auf 2 Pferde nach der Extra⸗Poſttaxe vergütet 
werden, Werden biefelben jebad, „von den Beamten .defrapict; „fo erhalten 
diefe die den Negierungsräthen berilligten Diäten als Entſchaͤdigung. 
Die Seckretarien, welche mie den Amtsaffefforen rangiren, erhalten eine. 
Beſoldung von mindeftens 700 Rebe. nt 
Der Gehalt des Unterperfonals tft: | FERNE 
‚für den Ealeufator = So ne ne» » 600. Reh. 
für den Regifientor os ss » "oo =: = 600 »: 
fuͤt‘ den Boten ss = sen = 25: 00 = -°° 
fie die im Eöniglichen Dienft angeftellten Copiften 400 =»: 
‚jedoch follen die bereits jest. Angeftellten bei dem Fortgenuffe ihres bisherige 
Gehalts und ihter Emolumente beläffen werden. 
u $. 11. Die Dienftkleidung des’ zu den Landdrofteien gehörigen Perfos 
nals, die Secretarien eingefchloffen, ift die der "Adminifträtionscollegien. 
"8. 42: Die Koften für Heizung des Arbeitslocals, für Licht, fo mie 
für die nothwendigen Schreibmaterialien und Drudfachen, werden nad) einer 
darüber zu führenden Rechnung auf die Generalcaffe angermiefen, 
| Dritter Abſchnitt. u 
Von den Dienftvorhältniffen der Landdroſteien zu andern 
| : Behörden." Ti F 
8. 43: Die Landdroſteien ſtehen zu den Aenitern, Stadtobrigkeiten 
und Patrimonial-Gerichten ihres Diſtricts, ruͤckſichtlich aller ihrem Wirkungs⸗ 
Ereife unterzogerren Gegenftinde, in’ dem Verhaͤltniß einer Provinzial-Oberbe⸗ 
hörde. Jene haben am fie zu ‘berichten, und die Landdrefteien- erlaffen ihre 
Verfügungen in- Form von’ NReferipten. De 
Ar 4 Die Landdrofteien find allein Unſerm Minifterts untergeordnet. 
Sie berichten an felbiges und die DVerfügungen- des Minifterii werden in 
Referipten abgefaßt. Et ae gr BR, a. Paz 
$. 45. Die Landdrofteien find befugt, mit benachbarten Regierungso 
colfegien zu: communiciren. Iſt eine Communication mit einem auswärtigen 
Minifterto erforderlich; oder treten ‚bei einer Angelegenheit befondere politifche 
NRüdfihten ein; fo haben fie dariiber an Unfer Minifterium zu berichten, 
846. Bu allen übrigen Sandescollegis -ift das Dienſtverhaͤltniß der 
Kanddrofteien das einer coordinirten Behörde, und es find alle Statt finden: 
ei re nach der. diefem Verhaͤltniſſe entfprechenden Form ab: 
zufaffen. 
$. 47, Ruͤckſichtlich der zwiſchen den Landdroſteien und Unferer Do: 
mainenfammer Statt findenden Verhandlungen über diejenigen, Unfer Do- 
manlalgut betreffenden. Angelegenheiten, deren oberfte Leitung und Entfcheis 
dung der Domainenfammer zufteht, leidet dag obige Verhältniß die Ausnahme, 
daß in diefen Angelegenheiten von den Landdroſteien an felbige zu berichten 
iſt. Es ſollen jedoch alle dahin gehörigen Ausfertigungen an die Kammer, 
wie bie don der Kammer an die Landdroſteien, durch die bloße Adreſſe: 
Domanial: Deputation,. bezeichnet werden. 
S. 43, Wir behalten Uns vor, diefes Reglement nach den in der Folge 
der Zeit gemacht werdenden Erfahrungen zu ergänzen, zu verändern und nah . 
Befinden weitere Beſtimmungen dabei eintreten zu laſſen. 
Gecgeben Carlton-Houſe, den 18. Aprit 1823. 
Ze | Beoige.Bee 
Pe Be u E. Graf v. Münfter. 


? 
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e) Verordnung, die nit dem 15. Mai d. J. in Wirk- 
ſamkeit tretende neue Domainenfammer betref: 
fend. Carlton Houfe, den 18. April 1823, 

- Georg der Vierte, von Gottes Gnaden König des verei: 
nigten Reihe Großbritannien und Irland ıc., au König von 

Hannover, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ıc, x. 

‚Wir haben bereits mittelft Unfers Edicts vom 12. October v. J., die 
Bildung der künftigen Staatsverwaltung in Unferm Königreich Hannover 
betreffend: Art, VI. zur vorläufigen Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen 
bringen laſſen, daß von Uns befchloffen worden, Unſere Kammer zu Dans 
nover ihrer bisherigen Verfaſſung und Verpflichtung nach aufzuheben, und 
für die Verwaltung Unferer Domainen eine neue Domainenkammer für Unfer 
ganzes Königreich ‚Hannover zu errichten. ” 

Da, nunmehro der Zeitpunkt herannahet, wo biefer Unfer Entfchluß zur 
Vollziehung kommen wird; fo verordnen Mir hiermit, daß von dem funf— 
zehnten Mai diefes Jahres an Unfer bisheriges Kammercollegium außer Wirk: 
ſamkeit, dagegen aber die von Uns neu errichtete Domainenkammer zu Han— 
nover für Unfer ganzes Königreich in Thaͤtigkeit treten ſoll. 

Wie nun folches hierdurch zur; alfgemeinen Kenntniß gebracht wird; fo 
laſſen Wir zugleich das nachftehende . . | 

a Reglement, über. die Verwaltung und Verrechnung der Domanialeinkünfte 
zu jedermanns Wiſſenſchaft gelangen, .; und weifen alfe diejenigen, welche es 
angeht, hierdurch an, vom: funfzehnten Mai d. 3. an, in allen. Stüden ſich 
den Inhalt und die Vorſchriften deſſelben zur Nichtfehnur dienen zu laffen ; 
insbefondere gebieten und befehlen Wir Unfern Amtleuten, Rentmeiftern und 
ſonſtigen Rechnungsbedienten, denfelben auf das pünctlichfte nachzuleben und 
Folge zu. leiften. ‚Daran: gefchiehet Unfer gnädigfter Wille. 

Gegeben Carlton-Houſe, den 18. April 1823, 

welpen, George. Be | 

€. Graf v. Münfter. 


«| 


Reglement vom 18. April 1823, über die Fünftige 

Verwaltung und Verrehnung der Domanial: 

" £ eintünfte. ö 

Georg der - Vierte, von Gottes Gnaden König des verei— 
nigten Neihs Großbritannien und Irland ze, aud König von 
Hannover, Herzog. zu Braunſchweig und Lüneburg ıc. Ä 

Nachdem Wir in dem unterm 12. Det. v. J. über Bildung der Fünf 
tigen Staatsverwaltung erlaffenen Edict mehrere von der bisherigen Verwal— 
tungsart Unferer Domainen abweicyende Beftimmungen dahin getroffen haben, 
daß theils nach deffen $. VI. einige von Unferer Rentkammer bislang aus— 
fhließlich bearbeitete Gefchäftszweige Eünftig den Landdrofteien anheim fallen, 
und theild nach) deffen $. IX. die Hebung und Verrechnung Unferer Dom: 
nialrevenuͤen demnaͤchſt, und fo wie folches den Umftänden nach thunlich, den 
Aemtern abgenommen und befondern Rentmeiſtern Übertragen werden foll; fo 
- finden Wir e8 nöthig, - fowohl über die Eünftige Betreibung der Domanial: 
angelegenheiten an fi), als auch über die ruͤckſichtlich der verſchiedenen Be: 
hörden dabei eintretenden Gefchäftsbeziehungen nachftehendes Reglement zu 
deren Nachachtung hiermit zu exlaffen. 


! 
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$. 4. Alle bisher von den Aemtern betriebene Domanialfachen, melde 
fich auf die Conſervation ber Domanialgerechtfame, fo wie auf die öfonomis 
ſche Benutzung der Domanialgrundflüde, Gefälle und Rechte und die Leis 
ftung bee auf folchen ruhenden Abgaben beziehen, verbleiben, : unter ber un: 
mittelbaren Aufficht und’ Leitung der Landdrofteien, ber Gefhäftsführung der 
Beamten, nach denen in der Amtsorbnung $.:17. ‚über bie Trennung ber 
Gefchäfte verfügten Beftimmungen. Ä | 
8.2. Dagegen gehört für die Geſchaͤftsfuͤhrung dev anzuftellenden Nent= 
meifter, unter fpecieller Xeitung der Domainentammer, 
die Erhebung ſaͤmmtlicher Domanial:, Geld, Korn: und fonftiger 
Naturalgefaͤlle, u 
die Auszahlung der ihnen zugehenden Ausgabeanweifungen, und 
die" Verrechnung und Megifterführung. | 
Eerter Zbetl. 
Bon der Domainenverwaltung. 
83. Die ba der Domainenverwaltung concurrirenden Behörden find: 
die Aemter, die. Landdrofteien und die Domainenfammer. ——— 
$. 4. In ſaͤmmtlichen, zur Domanialverwaltung bislang gehoͤrig gewe⸗ 
ſenen Angelegenheiten, es moͤgen nun dieſelben kuͤnftig, nach den in den SS. 
5. bis 11. enthaltenen Beftimmungen, als Negiminals und Polizeifachen, 
den Landdrofteien unter Leitung und Entfcheidung Unſers Minifterii übertra= 
gen, oder, als veine Domainenfachen, nad) ben 68. 12. bis 28., der-Reitung 
Unſerer Domainenkammer unterzogen werden, gehen ber Regel nach alle von 
den Aemtern zu erftattende Berichte an die betreffende Landdroſtei, durch welch 
auch die auf felbige getroffenen Entfheidungen erfolgen, 
| Erſter Abſchnitt. er 
Gegenftände, welche, als zur Regiminal- und Polizeiverwal: 
tung gehörig, den Landdrofteien ohne Mitwirkung der 
ar Domainenfammer übertragen find, 
$. 5. Nachſtehende, bislang von der Kammer abhängig gewefene, Ges 
genftände, welche, ob fie gleich einige Domanialeinkuͤnfte mit ſich führen, 
oder Ausgaben auf Unfere Amtsregiſter veranlaffen, dennoch ihrer Natur nad) 
ald zur Regiminal- und Polizeiverwaltung gehörig anzufehen find, follen hin 
führo dem Wirkungskreiſe Unſerer Domainenkammer gänzlich entnommen 
und dagegen der fpeciellen Bearbeitung der betreffenden Landdrofteien, unter 
Leitung und Entfcheidung Unſers Miniflerii, unterzogen werben: 
1) die Beſtallungs- und Penfionivungsfachen der Amts- und Amtsunter: 
bedienten, fo wie auch der Waflerbau: und Moorbetriebg : Dfficianten ; 
2) alle die Civil: oder Criminalgerichtsbarkeit betreffenden Angelegenheiten, 
namentlidy des Depofiten:, Sporteln- und Regiftraturwefen auf den 
Aemtern, die Unterhaltung der Inquiſiten und Vagabonden, die Leis 
tung der Jurisdictionsproceſſe; , | 
3) die nad) Maßgabe der Verordnung vom 22. Nov. 1768 der Kammer 
unterzogenen allgemeinen Landescultur- und Hoͤfeſachen, als wohin 
gehören: bie Gemeinheitstheilungen, Verkoppelungen, Ent- und Bes 
wäfferungen, Urbarmachung, Ausweifungen, Anfesungen von Neu: 
bauern, Belegung wuͤſter Stellen, der Moorbetrieb, die Wertheilung 
der Obſtbaͤume an die Unterthanen; u 
4) bie Deich-, Strom- und Schifffahrtsangelegenheiten; 
5) faͤmmtliche Bewerbe- und Conceſſionsſachen, als wohin gehoͤren: die 
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= Krugnahtungen, die Anlage von Biegeleien, Steinbruͤchen, Mörgel: und 
Thongruben, Immenftätten, Mühlen, die Recognition vom Höfen: 
‚handel, Upotheten, Krambuden, Markeftellen, Judenſchutz, Mufitpacht, 
Gilden und Bünfte, herrenloſes Gefinde, Mannthaler, Strandgut; die 
Conceſſionen fuͤr Keſſelflicker und Keſſelhaͤndler, Lumpenſammler, Ot— 
ternfaͤnger, Nachrichter und Abdecker, Viehverſchnitt; die Anſtellung 
von Kammerjaͤgern; — | 
6) die Hauslingsfachen; — er Ch 
7) die Sagdangelegenheiten, namentlich. die Stellung von Jagdfolgen, die 
Unterſuchung und. Vergütung von Wildfhaden ; ee 
8) die Oberaufſicht über Gemeindeforften ; i 
9) das Straferkenntniß in Wrogenfahen :: —— 
$. 6. Es liege den Aemtern ‚ob, bei den in dieſen Angelegenheiten 
vorzunchmenden Verhandlungen und an die Landdroftei zu erflattenden Une 
traͤgen und Berichten, rüdfichtlich der den Amtsregiftern, der bisherigen Vers 
faſſung gemäß, daraus erwachfenden Gefälle, das Domanialintereffe pflichte 
mäßig. wahrzunehmen, fo wie ruͤckſichtlich der in ſolchen Regiminal⸗ und Po: 
lizeiſachen auf den Regiſtern haftenden Abgaben ſich deren moͤglichſte Beſchraͤn⸗ 
kung und ſparſame Verwendung ſorgfaͤltig angelegen ſeyn zu laſſen. 
— F. 7. Die Landdroſteien haben in allen Angelegenheiten dieſer Art, 
mit denen, der Verfaſſung nach, für Unſere Amtsregiſter einige Gefälle, Re— 
cognitionen oder ſonſtige Einnahmen verbunden ſind, ſofort nach geſchehener 
Genehmigung oder Conceſſionsertheilung ein Einnahmeverzeichniß, worin die 
zu erhebende Summe, die Muͤnzſorte, der Faͤlligkeitstermin und die Dauer 
der ertheilten Conceſſion bemerkt ſeyn muß, an Unſere Domainenkammer ein 
zuſenden, welche ſodann den ‚betreffenden Rentmeiſter mit deren Vereinnah— 
mung beauftragen wird. EN & 
F. 8. Was Hiernächft die in Regiminals und Polizeiangelegenheiten, 
eier Verfaffung nach, auf den Amtsregiftern ruhenden Ausgaben betrifft; fo 
hiat die Landdroſtei, nad) deren gehörigen Conſtatirung, Unferer Domainens 
kammer ein Ausgabeverzeichniß einzufenden, um hiernach den Nentmeifter mit 
ber. behufigen Bahlungsanmweifung zu verfehen. | 
99 Eben diefes Verfahren tritt ein, wenn in dem. für jedes Amt 
feftgefegten, der Landdroftei mitgetheilten Etat die Befoldungsrubrie durch, 
Kohern Orts verwilligte,: Oratificationen oder Penfionen alteriet werden follte, 
der wenn die Verwendung von Commiffionskoften oder fonftigen. unvorher— 
geſehenen Ausgaben nothmwendig ift. : 
$. 10. Sollte die Landdroſtei von Domanialgefüllen, welche aus ber 
Megiminals und Polizeiadminiftcation erwachfen, einige Remiffionen bewilli- 
gen müffen; fo ift die Domainenfammer davon, tie bei den übrigen Aus: 
gaben, zu benachrichtigen. ee | 
$. 11. Den Landdrofteien ſteht es in der Negel nicht zu, den Nent: 
meiftern Anweiſung zur Zahlung auf die Amtscaffe zu ertheilen, als welches 
ihnen nur in befonders eiligen und dringenden Fällen, wenn fofort Koften 
‚zu verwenden find, nachgelaffen ift. | 
Dagegen haben die Landdrofteien die Befugniß, bei ſolchen Hoheitsz, 
Umtsverwaltungss und Jurisdictionsausgaben, welche eine tägliche Verwen⸗ 
dung auf den Aemtern erfordern, z. B. bei Atzungskoſten, Transport von 
Gefangenen, Botenlohn ıe., den Aemtern einen gewiſſen Vorſchuß anzuweifen, 
welchen der Rentmeiſter, nad) feiner Inſtruction, denfelben zur Berechnung 
auszuzahlen hat. Diefer Vorfhuß darf gleichwohl die im Etat für folche 
KRubriken ausgeworfene appropimative Summe nicht überfleigen, und es muß, 
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wenn ſolche erfhöpft ſeyn ſollte, bei ber Domainenkammer auf eine, Nachbe⸗ 

willigung angetragen werden. BE na * 
Beim Ablauf des Rechnungsjahres find dieſe vorſchuͤſſigen Bewilligun— 

gen von der Landdroſtei auf die von den Aemtern beizubringenden belegten 

Rechnungen definitiv zu. regulariſiten, und an die Domainenkammer behuf 

Ertheilung eines Ausgabe-Ratificatorii einzuſenden. Ei 

— 8weiter Abſchnitt, 

Gegenſtaͤnde der Verwaltung des Domanialguts. 


G. 12. Bei der Verwaltung des Domanialguts ſoll der Unterſchied 
Statt finden, daß diejenigen Angelegenheiten, die ſich auf einen Provinzial⸗ 
bezirk beſchraͤnken, und wobei zunaͤchſt nur örtlihe Verhältniffe in Betracht 
fommen, unter der: allgemeinen Leitung Unferer Domainenfammer, in ber 
Hegel von den Landdrofteien und. den. mit ſolchen als Provinziallammer ver: 
bundenen Domainen=Deputationen, nad den beftehenden oder noch zu erlaf= 
fenden Gefegen und VBorfchriften, zu bearbeiten und zu entfcheiden find; 

wogegen in derjenigen Angelegenheiten, welche fi auf den Umfang des 
ganzen Königreichs oder auf mehr als einen landdrofteilichen Bezirk erſtrecken, 
oder bei denen allgemeine auf das Ganze anmwendbare Grundfäge angenom: 
men werden müffen, ‘oder deren Entfcheidung von einem das Ganze umfafs 
fenden Plan abhangig ift, oder wo eine Veräußerung Unferes Domanialguts 
oder Veränderung der Subftanz bdeifelben in Frage kommt, den Landdroſteien 
nur, eine präparatorifche oder commifjarifche Bearbeitung obliegen, bie Ent: 
[heidung aber Unferer Domainenfammer vorbehalten bieiben ſoll. 

$. 13. Zu denen von den Landdroſteien allein zu bearbeitenden und 
zu entfcheidenden Gegenfländen gehört: 

die Verpachtung einzelner Domaninl: Pertinenzien, bie Meierfachen, 
die Dienſtſachen, die Zinsvichfachen. 

Sm Allgemeinen ift das bei der Verwaltung diefer Angelegenheiten von 
den dabei concurrirenden Behörden zu beobachtende Verfahren das nämliche, 
wie folches im erften Abfchnitt $. 6. rüdfichtlic der aus Negiminal- Gegen: 
fländen auffommenden Gefälle vorgefchrieben morden. 

$. 14. Mas befonders die Verpachtung einzelner Domanial: 
Pertinenzien betrifft, als wohin Grundſtuͤcke, Zehnten, Mühlen, Schi: 
fereien, Fifchereien, Brauereien, Ziegeleien und fonftige zu Unferm Domai— 
nengut gehörige Gegenftände zu zählen find; fo liegt den Aemtern die Pflicht 
ob, bei der Erledigung folcher Pachtungen der Landdroftei zeitig Anzeige ſammt 
Vorfchlägen zur zweckmaͤßigen Benugung, unter Einfendung der Ueberfichten 
des bisherigen Ertrags, einzureichen. 

‚Die Landdrofteien haben die Verpachtungen nach den allgemeinen in 
Pachtſachen vorgefchriebenen, oder von Unferer Domainenfammer ferner vor 
zufchreibenden Bedingungen, unter Hinzufügung der aus den oͤrtlichen Ver— 
hältniffen etwa entfpringenden Mebenftipulationen, vorzunehmen, oder durch 
die Aemter vornehmen zu laffen, auch die Ausfertigung der Pachtepntracte 
in eigenem Namen zu beforgen. | 

Es fichet jedoch den Landdrofteien nur die Befugniß zu, dergleichen 
Pachtcontracte auf drei Jahre, oder auf die ortsgewoͤhnlichen Stellungszeiten, 
zu ertheilen, und haben fie in Fällen, wo ein Längerer Pachttermin für rath— 
fam befunden werden follte, unter. Anführung’ der Gründe dafür, die. Geneh— 
migung der Domainenfammer einzuhohln. Ä ' 
Nach abgefchlojfenem oder vollzogenem Pachtcontracte hat die Landdroſtei 
ein Eremplar deffelben- an Unfere Domainenkammer einzufenden, :damit diefe 
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ben Rendanten, unten Benachrichtigung: hey Pachtſumme, der Muͤnzforte und _ 
der Fälligkeitstermine, zu deren Vereinnahmung inſtruiren koͤnne. 
15. Die in Meierſach en workommenden Gefchäfte betreffen : die 
Abmeierung untauglicher Wirthe, die Beſetzung und Verleihüng dev Meier: 
höfe und Güter und dle Erbfolge in: denſelben, die Abfindung und Reibzuchts: 
beftimmungen, bie Abminiftvation. in Concurs gerathener Höfe, die Veraͤuße⸗ 
rungen und Zheilungen der Meiergüterz, fo wie endlich die Verpfändungen 
derfelben und Ertheilung gutsherrlicher Confenfe zu Anfeihen und \antichretis 
ſchen Berfegungen, ne 
Die praͤparatoriſche Bearbeitung aller hierunter vorkommenden Gefchäfte 
liegt, wie bisher, den Aemtern ob, welche auch die Behandlung der Wein: 
kaͤufe, Auffahrten und fonftigen ungewiſſen Meier: und Eigenthumsgefälle 
zu beforgen, und darüber unter Einfendung der aufgenommenen Prötocolfe 
an die Landdroftei, zu deren definitiven’ Genehmigung oder Entfcheidung, alle 
Quartale zu berichten haben. * 

Die von den Aemtern auszufertigenden Meierbriefe find von den Land: 
droſteien zu vollziehen. — — | 
In den Provinzen Unfers Königreichs, worin die Gonftitution de dato 
Göhrde den 19. Oct. 1719 gefeglihe Kraft hat, wird die der Rentkammer 
beigelegte Befugniß in Meierfachen, mit gänglichem Ausſchluß eines gerichtli⸗ 
hen ptocefjwalifchen Verfahrens zu erkennen, den Landdrofteien Hiermit über: 
tragen; jedoch fteht denen, die ſich über folche Erkenntniſſe befchwert erachten, 
der Recurs an Unfere Domainenfammer frei, welche fobann, unter- Beifüs 
gung ihres Gutachtens, an. das Minifterium zu berichten hat. 

Am Ende eines jeden Quartals haben die Landdrofteien die von ihnen 
genehmigten DVerzeichniffe der auffommenden oder behandelten Weinkaͤufe und 
ungewiffen Meier: und Eigenthumsgefälle an Unfere Domalnenfammer ein: 
zufenden, welche auf den Grund derfelben dem Nendanten die nöthigen Ein: 
nahmebelege zufertigen wird. Auch haben fie die Aemter anzumelfen, daß fie 
am Ende ‚eines jeden Jahrs ein namentliches Verzeichniß der Genfiten, in 
deren Perfon eine Veränderung eingetreten iſt, dem Rendanten zuftellen. 

$. 16. Sn Herren: Dienftfahen haben die Aemter über den ob: 
fervanzmäßigen Verbrauch der Herren= und Burgveftdienfte, inſoweit ſolche 
noch nicht abgeftellt, ‚oder bei der Dienftabftellung zum Theil reſervirt find, 
an die Landdroſtei zu deren Genehmiyung Vorfchläge einzureichen, Die Aemter 
beftellen die angewieſenen Dienfte durch die Amts-Unterbediente, achten darauf, 
daß bei der Naturaldienftleiftung Fein Dienftpflichtiger vor dem Andern praͤ— 
gravirt werde, und ftelen dem Nendanten über die wirklich verbrauchten 
‚Dienfte atteftirte Verzeichniffe zu, damit diefer dadurch in den Stand gefegt 
werde, wegen ber für abverdiente Tage ihnen gebührenden Vergütung Abrech— 
nungen zuzulegen, und den. erforderlichen Nechnungsbelag von Unferer Dos 
mainenkammer einzuholen. 3 

Soliten Differenzen. mit den Dienftpflichtigen über den. modum servi- 
tiorum entftchen; fo haben die Zanddrofteien das Sachverhäftnig nach allen 
Umſtaͤnden zu;.conflativen, und ſodann den. Fall an. Unfere Domainenkammer 
gelangen zu Faffen, welche über. die weiter zu nehmenden Maßregeln an das 
Miniftegium: berichten wid. 0000 | 

Bet der Abſtellung annoch beibehaltener Naturaldienfte, fo mie bei der 
Erneuerung abgelaufener Dienftreceffe, ſteht den Landdrofteiennur eine praͤ⸗ 
paratorifche Bearbeitung zu." Diefelben. haben: den Werth der Naturaldienſte 
auszumittern, "über: die ‚Relnitionsfumme mit dm Dienſtpflichtigen Behand: 
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fung zufegeri zu Taffen, und fobann die Sache, mittelft gutachtlichen Berichts, 
Unferer Domainentammer zu weiterer Verfügung vorzulegen; — 

$.:17. Das von den Genfiten in natura zu liefernde Zinsvieh, 
als Rinder, Hammel, Schweine, Gaͤnſe, Hühner, Eier ıc., ift.von ben Aem⸗ 
tern entweder durch Verkauf zu Gelde zu machen, oder es find dieſerwegen 
temporelle Reluitiong = Contracte abzufchließen. Den Landdrofteien fleht die 
Genehmigung: folher Verhandfungen zu. Sie haben über die abgefchloffenen 
Gontracte und genehmigten Verkäufe Unferer Domainenfammer Anzeige zu 

machen, damit diefelbe den Rendanten wegen ber Geldhebung inftruiren Eönne. 
Wenn jedoch eine Neluition folher Domainen:Intraden auf ewige Zeiten 
in Frage kommt; fo ift die Angelegenheit an bie Domainenfammer zur Ges 
nehmigung zu bringen. | 
8. 18. Bu den Gegenftänden, melde nad dem $. 12. ber fpeciellen 
Bearbeitung und Entſcheidung Unferer Domainenktammer vorbehalten find, 
und bei denen die Landdroſteien nur als eine präpnratorifche Behörde ein: 
treten, gehören: 
die Haupt: Pahtfahen, die Erben-Zinsverleihungen, bie Zinskorn⸗ 
‚und Magazinfachen, die Remiffionen und Stundungen, die Land: 
Baufahen, die Betgwerks- und Salinenfachen, die Forſtſachen, die 
Proceßſachen, die Beſteuerung der Domainen. 

8. 19. Wenn in Haupt-Pachtſachen Localunterfuchungen, Ber: 
anfchlagungen, Vermeſſungen oder ſonſtige Geſchaͤfte diefer Art behuf neuer 
Pachtregulirung, oder Verlängerung ſchon beftehender Contracte, Niederlegung 
von Deconomien oder deren Vereinzelung 2c. erforderlich werden; fo fleht es 
Unferer. Domainentammer frei, mit folhen Geſchaͤften entweber die Land⸗ 
droſtei zu beauftragen, oder zu dieſem Zweck eigene Commiſſionen anzuordnen. 

Die von der Kammer abgeſchloſſenen und von derſelben in eigenem Na— 
men zu vollziehenden Haupt-Pachtcontracte werben ber Nentei mit einer Der: 
einnahmungs= Anmeifung über das Pachtgeld zugefandt. 

Zugleich ift die Domainenkammer gehalten, die Landdroſtei von ben 
mit dem Pächter eingegangenen Haupt⸗ und Nebenbedingungen in Kenntniß 
zu fegen, damit diefe hiernady die Pächter Über deren contractmäßige Befol- 
gung beauffichtigen koͤnne. | 

$. 20. Sollten Umftände eintreten, die es nothwendig oder rathiam 
machten, eine Unferer Amtshaushaltungen ober einzelne Gegenftände Unferer 
Domainen in eine befondere Adminiftration für Unfere Rechnung 
zu nehmen, als welches jedoch nur unter Genehmigung des Minifterii ges 
ſchehen kann; fo hängt es von der Ermäßigung der Domainenfammer ab, 
ob die fpecielle Direction einer ſolchen Adminiftration unmittelbar von ihr 
ausgehen, oder der Landdroftei übertragen werden fol. y; 
, $. 21. Erben: Bing: oder Erb: Pahtverleihungen, fo wie 
überhaupt VBeräußerungen Unferer Domainengüter und Gerechtfame, duͤr—⸗ 
fen nur mit Unferer Allerhoͤchſten Genehmigung gefchehen. Sofern es rath— 
fam befunden werden follte, folche Gegenftände duch Erben-Zins⸗ oder Erb: 
Pachtverleihung zu einer vortheilhafteren Benugung zu bringen, ober den 
Zuſtand Unferer Unterthanen dadurch zu verbeffern; fo follen diefe Angelegen= 
heiten präparatorifch von den Landdroſteien bearbeitet und an Unfere Domai— 
nenfammer gebracht werden, welche darüber an das Miniflerium zu berichten 
und fodann das Meitere zu beforgen hat. 

Ehen diefes foll auch der Fall feyn, wenn es zur Frage koͤmmt, Un: 
fere bereits verliehenen Erben-Binsgüter zu verhnpotheciren, zu veräußern, auf 
einen Dritten zu trandferiven, oder neue Erben: Zinsbriefe auszufertigen. 
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8.22. Die Erhebung ber Zins⸗Kornfruͤchte, fo mie bie Sorge 
für deren Conſervation und die Ausmeflung, gehört zu den Gefchäften des 
Rentmeiſters. Die. Dispofition über diefelben, fo. wie über die- in Unfern 
Landes= Koinmagazinen befindlichen Vorraͤthe ſteht Unferer Domainenkam⸗ 
mer zu, > >; ' 
Einzelne Gefuche um Bugeldefegung zu liefernder oder um Ueberlaffung 
vorhandener Zinsfrüchte gegen Zahlung find: bei dem Rentmeiſter anzubeingen, 
welcher die Beftimmung der Domainenkammer darüber einzuholen hat. 
Sollten wegen eingetretener Calamiitäten, welche entweder einzelne Ten: 
fiten oder ganze Drtfchaften, oder Gegenden betroffen haben, 3. B. totaler 
Mißwachs, Brand: und Mafferfchaden ꝛc., Zugeldefegung oder gänzliche Re— 
miſſion an Binsfrüchten erforderlich fenn; fo find Geſuche diefer Art durch 
die Aemter, unter Beifügung namentlicher WVerzeichniffe, bei der Landdroftei 
‚ anzubringen, welche deshalb gutachtliche Anträge an die Domainenkimmer 
zu richten hat. F 
Eben dieſes iſt der Fall, wenn Umſtaͤnde eintreten ſollten, welche eine 
Unterſtuͤtzung der Unterthanen mit Brot- und Saatfruͤchten aus den Zins— 
kornvorraͤthen, oder eine Ausmeſſung aus den Landesmagazinen nothwendig 
machen. BE Ä Ä 
Um die Landbrofteien zur beftimmten Formirung folcher Anträge in den 
Stand zu fegen, follen fowohl die Nentmeifter, ald auch die Hauptmagazin= 
tehnungsführer gehalten ſeyn, bderfelben beim Anfange eines jeden Quartals 
ein genaues Verzeichniß der auf ihren Böden wirklich vorhandenen Kornvor— 
raͤthe einzuſenden. J 
Die von Unſerer Domainenkammer zu verfuͤgenden meiſtbietenden Korms 
verkaͤufe ſollen nicht durch die Rentmeiſter, ſondern durch die Beamten, auf 
deren Requiſition beſorgt werden, und haben die Rentmeiſter die dabei auf— 
genommenen Protocolle an die Domainenkammer, behuf der Ratification des 
Verkaufs, falls ſolche vorbehalten, und zur Ausſtellung einer Geldeinnahmes 
anweiſung einzuſenden. 
Nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres iſt der uͤbriggebliebene Korn⸗ 
vorrath, in Gegenwart des vom Rentmeiſter dazu requirirten Beamten, ges 
nau nachzumeſſen, und das dabei aufzunehmende Protocoll an die Domainen⸗ 
kammer einzuſenden. u 
Den Landdroften liegt auf ihren Umreifen eine forgfältige Aufmerkſam⸗ 
keit auf die Befchaffenheit der Karmvorräthe, und der zu deren Gonfervation 
getroffenen Maßregeln ob. | - 
$. 23. Die Remiffionen betreffend; fo haben die Hauptpächter 
Unferer Amtshaushaltspachtungen und Vorwerke ihre etwanigen Nemiffions: 
und Befriftungsgefuche unmittelbar bei Unſerer Domainenkammer anzubrins 
gen, welche darüber, nach den eingegangenen Contractsbedingungen, entweder 
fofort entſcheiden, oder nach Beſchaffenheit der Umflände die Remiſſions⸗ 
gruͤnde durch die Landdroſtei unterfuchen laſſen wird. 
Alle uͤbrigen Remiſſionsſachen Unſerer Meier, Gutsleute, Cenſiten oder 
Paͤchter, ohne Unterſchied, ob die Remiſſion an Gelde oder Korn geſucht 
wird, ob es geſetzliche, oder contractmaͤßige, oder Gnadenremiſſionen find, fol: 
len durch die Aemter an die Landdroſtei gebracht, und nad) deren präparato= 
. tifchen Bearbeitung und gutachtlichen Worfchlägen von der Domainenfammer 
entſchieden werben. Ä a 
Die Aemter haben dahin zu fehen, daß die gewöhnlichen Remiſſions— 
unterfuhungen zeitig, und fo viel thunlich, auf einmal vorgenommen und 
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die einzelnen Gefuche möglichft-vermieben werben. Zu ben Feldbefichtigun: 
gen find die Rentmeiſter zuzuziehen. j 

Die Landdrofteien haben die an fie gelangenden Remiffionsanträge nad) 
den beftehenden Gefegen, Borfchriften und Contracten forgfältig zu prüfen, 
die unzuläffigen fofort zurüdzumeifen, die zuläffigen aber der- Domainenkam⸗ 
mer zur Entfcheidung vorzulegen, welche fodann, wegen des Abſatzes in den 
Domanialregiftern und der Abrechnung mit den Debenten, die Rentmeiſter 
mit Verfügung verfehen wird. - 

Zahlungsfriftungsgefuche der Genfiten oder Pächter find durch die Rent- 
meifter an die Domainenfammer zur Verfügung zu befördern. 

Eben fo haben die Rentmeifter über den. Abſatz ganz inerigibler Do— 
manialgefälle, unter Beibringung der von den Aemtern auszuftellenden Ins 
erigibilitäts = Befcheinigungen, an die Domainenfammer zu berichten. 

$. 24. Die Landbaufahen, rüdfichtlic der Unterhaltung ber Of: 
fictale und Pachtbaumerke, der geiftlichen Gebäude, Pfort- und Gefangen: 
haufer, Wege, Brüden, Schleufen, Fähren, Feuerlöfchungsgeräthfchaften, in⸗ 
fofern ſolche nach der bisherigen Werfaffung Unferen Domainen entweder 
ganz oder zum Theil zur Loft fallen, gehören zur fpeciellen Bearbeitung Un: 
ferer Domainenfammer und bes in felbiger angeordneten Baudepartements. 

Die Diftrietsbaubediente haben nad Vorſchrift des Baureglements die 
Baumangel und Baubedürfniffe, mit Berkdfichtigung der den Bewohnern 
obliegenden’ eigenen Verbindlichkeiten, unter Zuziehung des Amts, zu unter: 
ſuchen und zu veranfchlagen. Diefe Anfchläge find mit den dazu gehörigen 
Kiffen und Holzverzeichniffen an die vorgefegte Landdroſtei einzufenden, wel 
che fowmohl wegen deren Nothiwvendigkeit überhaupt, ald aud) wegen deren 
nach den örtlichen Verhältniffen zu ermäßigenden Zweckmaͤßigkeit, ihre Be: 
merfungen beizufügen und die Vorfchläge an die Domainenfamımer zur weis 
tern Entfcheidung abzugeben hat. 

Es liegt Unſerer Domainentammer ob, die Vor- und Anfchläge fo: 
wohl in technifcher Hinſicht prüfen zu Inffen, als auch, rüdfichtlih der Ko: 
fienverwendung, den Umftänden nach, zu ermäßigen. Der hieraus zufam: 
menzuftellende Generallandbauetat iſt mit den nöthigen Erläuterungen, befon: 
ders ruͤckſichtlich der Nothwendigkeit vorgefchlagener Neubauten, Unferm Mi: 
niſterio zur definitiven Genehmigung vorzulegen. 

Die, von der Domainenkammer bewilligten, Bauanfchläge fammt ben 
fignirten Riſſen werden dem betreffenden Diftrictsbaumeifter zur Ausführung 
unmittelbar zugefandt, welcher Uber die Anlieferung der Baumaterialien durch 
Dienfte oder Lohnfuhren, Schließung der nothwendigen Accorde ıc. Abrede mit 
dem Amte zu nehmen, die fignirten Anfchläge aber dem Mentmeifter behuf 
Zahlung dev atteftirten Rechnungen zu übermitteln hat. 

Die Domainenkammer ift gehalten, einer jeden Landdroſtei ein Gene: 
talverzeichniß der für die Aemter ihres Diſtricts verwilligten Baukoften zu 
deren Notiz zuzuſchicken. 

Die techniſche Ausfuͤhrung der genehmigten Bauten gehoͤrt lediglich zur 
Beurtheilung und Verfuͤgung Unſerer Domainenkammer und des darin an— 
geſtellten Baudepartements. Wenn daher waͤhrend der Bauausfuͤhrung Um— 
ſtaͤnde eintreten ſollten, die eine Veraͤnderung des Bauplans, Erſparungen 
oder Ueberſchreitung des Koſtenanſchlages zur Folge haben; fo hat der Land: 
baubediente hierüber unmittelbar an die Domainenfammer zu berichten, 

Nach vollendetem Bau hat der Nentmeifter eine von dem Diſtricts— 
mit zu unterzeichnende Baurechnung aufzuſtellen und ſolche, 
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nebſt den atteſtirten Belegen und Quittungen, an Unſere Domainenkammer 
zur Abgabe eines Ratiſieatorü einzuſenden. 

Den Landdroſteien ſteht die Befugniß, Bauten anzuordnen, oder zu 
verwilligen, nicht zu. Nur in Nothfaͤllen, und wo durch eilige Vorkehrun— 
gen Gefahren abzuwenden find, koͤnnen fie dergleichen unmittelbare Verfuͤ— 
gungen — von denen ſie jedoch ſofort der Domainenkammer Anzeige 
zu machen haben. 

Den Landdroſten liegt es ob, bei ihren Viſitationsreiſen ein ſorgfaͤltiges 
Augenmerk, ſowohl auf die allgemeine Beſchaffenheit der Gebäude und Bau—⸗ 
werke, als auch auf die Ausfuͤhrung der bewilligten Bauten zu richten, 
und ihre daruͤber gemachten Bemerkungen der Domainenkammer mitzutheilen. 

$. 25. Die Angelegenheiten Unſerer in den landdroſteilichen Bezirken 
belegenen Bergwerke und Salinen find, infofern fie technifche oder Rech⸗ 
nungsgegenftände betreffen, einer directen Einwirkung der Landdrofteien nicht 
unterworfen. 

Dagegen. fteht denfelben eine allgemeine Aufſicht auf die Erhaltung Un: 
ferer Bergmerkögerechtfame und Anzeige der etwa bemerkten Aominiftrations: 
mängel, fo ‘wie der ausführbaren Verbefferungen zu, und haben fie die ih: 
nen in Bergwerks- und Oalinenfachen zu ertheilenden Aufträge auszurichten. 

$. 26. Die über die fünftige Betreibung der Forſtſachen, ruͤckſichtlich 
der dabei concurrirenden Behörden, von Uns getroffenen Beftimmungen find 
in einem befondern, diefen Gegenftand betreffenden, Neglement enthalten, auf 
deffen Inhalt felbige hierdurch verwieſen werben. 

$. 27. Die auf Unfern Domanialregiftern haftenden oder auf ſolche 
zu Iegenden öffentlichen Abgaben und Laſten find von den Aemtern 
genau zu conftatiren, und Verzeichniffe davon an die Landdroſtei zu ſchicken, 
welche diefelben mit den ergangenen Gefegen und Verordnungen zu vergleis 
chen, und an die Domainenfammer behuf der Zahlungsanweifung an bie 


Rentmeiſter einzufenden hat, 


$. 28. Die oberfte Leitung aller bereits pendenten, Unfer Domanial⸗ 
gut betreffende Procefife, und die derentwegen erforberfiche Inſtruirung ber 
Umtsanwalte gehört zum directen MWirkungskreife Unferer Domainenfammer. 

Diefelbe hat jedoch, fo oft es auf die Erhebung eines Rechtsſtreits an: 
kommt, in welchem das Domanium als Kläger auftritt, oder bei ſich dar: 
bietende Gelegenheiten zum Vergleich, ſich mit der Landdroſtei über den wah— 
von Merth des objecti Hitis in Communication zu fegen, als wodurch Wir 
unmichtigen Proceffen, welche, ohne Unſerm Domanialintereffe befoͤrderlich 
zu ſeyn, dennoch Unterthanen ruiniren koͤnnten, moͤglichſt vorzubeugen in⸗ 
tendiren. 

$. 29. Wenn es gleich die Regel iſt, daß i in allen der Entſcheidung Unfe- 
rer Domainenkammer unterzogenen .Adminiftrationsangelegenheiten die vorkom: 
menden Verhandlungen durch die Kanddrojtei an felbige gelangen; fo foll es 
doch in einzelnen eiligen und dringenden Fallen der Domainenfammer vorbehalten 
bleiben, ſich direct,an die Aemter zu wenden, benfelben Befehle au extheilen 
und Berichte von ihnen einzufordern. | 

Zweiter Theil 
Bon der Berrehnung der Domanialintraden und ber . 
KRegifterführung. 

$. 30. Die Vereinnahmung der Domanialintraden, bie Auszahlung 
der auf felbigen ruhenden oder anzumeifenden Ausgaben und die Regifterfüh: 
rung foll unter fpeciellee Direction Unferer Oomainenkammer u die an: 
zuftelfenden Nentmeifter gefchehen, > 
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5. 31. Dee Rentmeifter wird von der Domainenkammer in Hanno⸗ 
ver angeſtellt, von derſelben in Eid und Pflicht genommen, und zu ſeinen 
Dienſtverrichtungen angewieſen. 

$. 32. Die dem Rentmeiſter beizulegende Beſoldung und Emolumente 
merden nad) den jedesmaligen befondern DVerhältniffen und dem Umfange 
der Menteigefchäfte von der Domainenfammer, unter Vereinbarung darüber 
mit dem Nentmeifter, ausgemittelt und dem Finanzminifterio zur Beſtaͤ— 
tigung vorgelegt. 

$..33. Die von dem Wentmeifter zu beftellende Caution ermäßiget 
die Domainentammer nach dem Umfange und der Beträchtlichkeit der dem: 
felben anzuvertrauenden Erhebungen, und bewahrt die zur Caution deponirten 
Documente. | 

. 8 34 Sollten Vorgänge ſich ergeben, welche eine Entlaffung des 
Rentmeiſters vom Dienfte erforderlich machten; fo fleht e8 der Domainen- 
fammer zu, dem Mentmeifter den Dienft zu fündigen, und iſt derfelbe in 
ſolchem Falle gehalten, ohne daß dabei ein weiteres rechtliches Verfahren 
Statt finden Eann, in ber zum Dienflabgange, jedody mindeſtens auf ein 
Vierteljahr zu beftimmenden Zeit, feine Stelle zu verlaffen. 

- 6. 35. Findet die Domainentammer nothmwendig, den Rentmeiſter 
einftweifig ab officio zu fuspendiren, ohne fofort eine Dienflkündigung ein: 
treten zu laſſen; fo ift derfelbe verpflichtet, ohne daß ihm dagegen ein recht: 
liches Verfahren geftattet ift, fich diefer Verfügung zu unterziehen, und bie 
Caſſe, die Nechnungsbücher und. alle zu feiner Gomptabilität gehörende Acz 
ten dem zu deren Abnahme beauftragten Commiffario auszuliefern, 

$. 36. Dem Rentmeifter ficht es zu, den Dienſt zu fündigen. Die 
Kündigung muß menigftens ein halbes Jahr vor dem ihm gewünfchten 
Dienflaustritte gefchehen. Erſt nach vollftändig abgelegten Rechnungen und 
darüber ertheilten Dechargen kann derſelbe feiner Dienftpflihten entbunden 
und die von ihm beftellte Gaution aufgehoben werden. 

$. 37. Der Rentmeijter ſtehet in erſter Inſtanz unter den hoͤhern 
Landesgerichten. 
$. 38. In Sienflanzeiigenhelten veffortiret der Mentmeifter von der 
Domainenktammer, an weldhe von ihm in allen und jeden, feinen Dienft 
betreffenden, Angelegenheiten zu berichten fft, und deren Vorfchriften und Be: 
flimmungen von ihm zu befolgen find. 

Den Landdrofteien ftehet, fo wie über alle und jede Dienſtzweige der 
Unterbehörden, alfo auch über die Rechnungs- und Wegifterführung des 
Rentmeiſters, eine allgemeine Aufficht zu. 

Die dem Mentmeifter behuf feiner Dienftführung aus der Amtsregi: 
ſtratur erforderlichen Nachrichten hat derfelbe fih vom Amte ſchriftlich zu er: 
, bitten, und die ihm mitgetheilten Acten, nach davon gemachten Gebrauche, 

, an dag Amt zuruͤck zu liefern, und ſowohl hierin, als in allen uͤbrigen ihn 
mit dem Amte- in Berührung bringenden Verhaͤltniſſen alle, die Förderung 
Ss herrſchaftlichen Dienſtes nothwendigen, Ruͤckſichten forgfältigft zu be: 
achten. 

Wuͤrden ihm erbetene Acten und Nachrichten verweigert, oder deren Mit— 
theilung verzögert; fo bat derſelbe davon der Domainenkammer Anzeige zu thun. 

$. 39. Der Gefchäftskreis des Nentmeifters beftehet in der en 
der Geld: und Korngefälle aus dem 

ihm angewieſenen Nenteibezirke, 
der Bahlung der auf ſeine Caſſe angewieſenen Verwaltungskoſten, 
der Buch- und Regiſterfuͤhrung. 
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6. 40. Behuf richtiger und ordnungsmaͤßiger Erhebung der von dem 
Rentmeiſter zu berechnenden Gefälle, erhält derfelde beim Anfange des Rech: 
nungsjahres von der Domainenkammer einen Soll: Einnahmeetat, melcher 
ihm -fowohl in Anfehung der einzuhebenden Beiträge, als der im’ Etat ange: 
gebenen Fälligkeitstermine, zur Richtſchnur dient. 

Ueber die verinderlichen Einnahmen werden demfelben, fo wie folche re: 
gulirt find und feſt ſtehen, Supplementaivetats, und in den Fällen, wo fol 
ches erforderlich ift, befondere Erhebungsliſten zugefertigt. 

"841. Der Rentmeifter hat für die jedesmalige prompte Einzahlung 
und Erhebung der Gefälle beim Eintritt dev Källigkeitstermine, bei beſonde— 
ver perfönlichen Werantwortlichkeit, Sorge zu tragen, und allen denen, welche 
‚ an ihn als Rentmeifter Zahlung zu Ieiften haben, eigenhändig vollzogene 
Duittungen- zu ertheilen, in welchen das Object der Zahlung und der Ter— 
min, für welchen folche geleiftet worden, deutlich ausgebrüdt ift. 

Ausgenommen von der eigenen Erhebung des Nentmeifters find die Pacht: 
gelder von den Hauptdomanialpachtnugen, deren unmittelbare Zahlung an 
die Hauptcaſſe zu Hannover in den: Pachteontracten ftipulivt ift, oder deren 
unmittelbare Zahlung an diefe Caffe fonft von dev Domainenfammer ange: 
- ordnet werden möchte, 

Dee Pächter erhält darüber von der Haupt- oder Generalcaffe eine auf 
den Rentmeiſter dahin Iautende Quittung, daß für denfelben durch den Paͤch— 
ter die fällige Pachtfumme entrichtet worden, und es bat der Nentmeifter 
bei Einfieferung dieſer Quittung dem Pächter eine Rüdquittung zu er 
theilen. 

Der Rentmeifter hat fpäteftend drei Wochen nach dem im Einnahme: 
etat bemerkten” Falligkeitstermin, wenn bis dahin vom Pächter die Quittung 
der Generalcaffe nicht eingeliefert fern follte, folche zu erfordern, und den Be: 
trag des darnach gezahlten Pachtgeldes in feiner Rechnung auf Pachtgelder 
: Einnahme, und auf Ablieferungen an die Generalcaffe in Ausgabe zu 

ellen. 

$. 42. Wenn Zahlungspflichtige in dem angeſetzten Erhebungstermine 
ſich nicht eingefunden, oder nur abſchlaͤgige Zahlung geleiſtet und mit einem 
Theile der fälligen praestandorum in Ruͤckſtand verblieben, hat der Rent— 
meijter fpäteftens nach. vierzehn Tagen dem Amte die Rüdftandsverzeichniffe 
zu übergeben. | 

Das Amt wird, nach den felbigem bekannten oder zu erforfchenden be= 
fondern Verhältniffen der Zahlungspflichtigen, entweder mit der fofortigen 
DBeitreibung der Nücdftände verfahren, oder in Fällen, wo Stundungen oder 
Remiſſionen unumgänglich erforderlich find, davon mittelft beſonderer, hier: 
nach abgetheilten, Verzeichniffe den Nentmeifter benachrichtigen, welcher fodann 
diefe Verzeichniffe ungefäumt an die Domainenfammer zu weiterer Verfü: 
gung und Beflimmung einzufenden hat. Für die Erhebung der geflundeten 
Nücftände in den dazu beftimmten Terminen hat der Rentmeifter pflichte 
mäßig Sorge zu fengen, und wenn auch dieſe in den gefegten Terminen 
nicht erfolgen, dem Amte die Verzeichniffe der gebliebenen Nüdftände zur 
Beitreibung zu übergeben. 

Sollten fodann nach den meitern, ihm vom Amte mitgetheilten, Nach: 
richten ſich Fälle völliger Snerigibilität ergeben; fo hat er darüber an bie 
Domainenfammer, unter Beifügung feiner Anficht, zu berichten. 

$. 43. Ueber die, von dem Nentmeifter zu beftreitenden und in feis 
ner Rechnung aufzunehmenden, Ausgaben erhält bderfelbe beim Anfange des 
Rechnungsjahres über die fixirten Ausgaben die definitiven, und demnächft 
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über die veränderlichen Ausgaben, fo wie folche beftimmt werden Eönnen, 
Supplementaitetatd von der Domainenkammer. 

Behuf der veränderlichen Ausgaben, insbefondere derer, deren befinitiver 
Betrag von fpeciellen, darüber fortzuführenden Rechnungen abhängig ift, wer: 
den von der Domainentammer, nad) Maaßgabe der, behuf der Jahrsaus: 
gaben aufgeftellten, Veranfchlagungen, interimiftifhe Bewilligungen zu guter 
Rechnung ertheilt, welche nicht überfchritten werden dürfen, und wobei ber 
Rentmeiſter, wenn durch unvorhergefehene Verhaͤltniſſe die veranfchlagte und 
bewilfigte Summe nicht genügen follte, ber ‚Domainenfammer zeitige Anz 
zeige zu weiterer Verfügung und, den Umftänden nah, zu einer Nachbe— 
willigung zu: thun bat. 

Die gefchloffenen Rechnungen über die, auf fpeciellen Berechnungen be- 
ruhenden, Gegenftände find, mit Beifügung der dazu ertheilten interimifli: 
fchen Bewilligungen, mit allen dazu gehörenden, die gefchehenen Verwen⸗ 
dungen rechtfertigenden Belegen, an die Domainenkammer zur Reviſion und 
Monitur und zur Ertheilung einer definitiven Regiſterbelege einzuſenden. 

Hiervon find nur ausgenommen die fpeciellen Berechnungen der Ho⸗ 
heit, Amtsverrvaltungss und Jurisdictionsausgaben, 3. B. Asungskoften, 
Briefporto, Botenlohn, welche eine tägliche Verwendung auf den Aemtern 
erfordern. Behuf Befkreitung diefer Ausgaben bat der Rentmeiſter den 
Aemtern nach Bedarf einen von der Landdroftei bewilligten Vorſchuß aus= 
zuzahfen, dev jedoch die für diefe Rubriken im Etat ausgemworfene Summe 
nicht überfchreiten darf. Die belegten Specialtechnungen dieſer Gegenflände 
werden von den Aemtern an bie Landdrofteien gefandt, die folche definitiv 
vegularifiren, und der Domainenfammer, behuf Erxtheilung eines Ausgabe: 
vatificntorii an die Rentmeiſter, davon Kenntniß geben. 

$. 44. Es ift dem Rentmeiſter, der Regel nach, nicht erlaubt, Zah: 
' {ungen irgend einer Art aus der Nenteikaffe zu leiften, wenn folde nicht in 
den, ihm von der Domainenkammer zugegangenen, Etatd oder Bewilligun- 
gen aufgenommen und ordonnancirt find. Treten jedoch Bälle ein, wo eine 
fchleunige, unauffchiebliche Verwendung vor deren Orbonnancitung nothwen— 
dig iftz fo hat der Nentmeifter folche, auf Anordnung der Landdroſtei, welche 
demfelben durch das Amt zugehen muß, oder auf Requifition des Amts, 
zu leiften, davon aber fofort an die Domainenkammer zu berichten. 

$. 45. Die von dem Rentmeifter zu führenden Nechnungsbücher find: 

das Journal oder Diarium und dad Nubrifenmanual, 
Zu diefen, vom 1. Mai 1823 an, und demnähft von jedem Nechnungs: 
jahrgange befonders anzulegenden, Büchern werden dem Rentmeifter Kormulare 
mitgetheilt, 

Das Sournal enthält die täglich vorkommenden Einnahmen und Aus: 
gaben, fo daß daraus, und wenn der beim Schluffe eines Rechnungsjahres 
nad) dem darüber geführten Journale gebliebene Gaffenvorrath dem Jour— 
nale des folgenden Rechnungsjahres vorgetragen ift, nach Abzug der Aus: 
gabe von der Einnahme, der jedesmalige Kaffenvorrath ſich ergeben muß. 

Das Rubrikenmanual dient der Jahresrechnung oder dem Regiſter zur 
Grundlage, 

Es muß ſolches dieſerwegen, ſowohl in der Einnahme als Ausgabe, 
Si die im. Regifter vorkommenden Rubriken auf befondem folüs ent: 
alten, 

Der Rentmeifter überträgt täglich aus dem Journale in das Rubriken: 
manual auf die betveffenden folia die. vorgefommenen Einnahme: und Aus: 
gabepoften, und erhäft folchergeftalt die genauefte Webereinfunft zwilchen dies 
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fen Rechnungsbüchern, damit bei Unterſuchung bes — und Kaſſen⸗ 
weſens alles ſofort genuͤgend koͤnne nachgewieſen werden. 

WVUeber den Beſtand der Renteikaſſe, den Fortgang der RR und 
Ausgaben und die dabei gebliebenen Nachſtaͤnde wird von dem ‚Mentmeifter 
monatlich, und fpäteftend bis zum 15. des folgenden Monats, ein ſummari—⸗ 
fher Etat, nach dem bazu ertheilten Formulare, an die Domainenkammer 
eingefandt. 

Die in dee Renteikaſſe vorräthigen Gelder merden, nach Beibehaltung 
deffen, was zur Beſtreitung der nächften currenten Ausgaben nothwendig ers 
forberfich ift, und worüber das Formular zum monatlichen Kaffenetat bie 
Berechnungsweiſe näher ergiebt, fobald eine Summe von 500 Rthlr. bei 
der Renteicaſſe entbehrt werden kann, an die Eönigtiche Generalkaſſe zu Han: 
nover abgeliefert. Außerdem aber muß, wenn ber Kaffenetat mit einer ges 
ringern Ueberſchußſumme abfchlieft, auch dieſe monatlich zugleich mit dem 
Kaſſenetat eingeſandt werden. 

. 46. Die Unterſuchung oder Verification des Rentei-Rechnungswe⸗ 
ſens geſchieht, außer daß die Domainenkammer ſolche zu jeder Zeit beſon- 
ders verfuͤgen kann, unter Anordnung und Oberaufſicht des Landdroſten, 
durch die dazu bei den Landdroſteien angeſtellten Verificatoren, oder diejeni— 
gen, welche der Landdroſt ſonſt damit zu beauftragen gerathen finden moͤchte. 

Sie erſtreckt ſich auf alle Theile des Rechnungs⸗ und Kaſſenweſens bei 
den Renteien: 

auf die jedesmalige prompte und ordnungsmaͤßige Erhebung der 

praestandorum in den Faͤlligkeitsterminen; 

auf die richtige und ordentliche Buchfuͤhrung; 

auf die Richtigkeit des Kaſſenbeſtandes, ſowohl in baaren Vorraͤ⸗ 
then, als in den vorhandenen Quittungen uͤber abgelieferte Gelder; 
auf die Nichtigkeit des Kaſſenetats und der Reſtantenverzeichniſſe 
und Erhebung der geftundeten NRüdftände in den dazu beſtimmten 
Terminen; 

auf die jedesmalige richtige Ablieferung der Ueberſchußgelder; 

auf die Bearbeitung und Aufſtellung des Regiſters und der dazu 
gehoͤrenden Specialrechnungen. 

Der Rentmeiſter iſt verpflichtet, dem Verificator die Rechnungsbuͤcher, 
Kaſſenetats, Reſtantenverzeichniſſe, die daruͤber mit dem Amte gefuͤhrte Cor— 
reſpondenz, und uͤcherhaupt alles dasjenige vollſtaͤndig vorzulegen, was ſelbi— 
ger, behuf der vorzunehmenden Unterſuchung, nothwendig finden und erfor— 
dern wird. 

$. 47. Die von dem Rentmeiſter zu führenden Regiſter oder Jahrs— 
rechnungen find: 

das Geldregifter, das Kornregifter, dad Dienftregifter, | 
in eben der Maaße und nad) eben der Einrichtung, als foldye bisher bei 
den Aemtern vom Mai bis zum Mai jeden Jahres geführt, und, was bie 
Form des Geldregifters insbefondere anbeteifft, durch das Kammerausſchrei⸗ 
ben vom 15. September 1517 angeorönet find. 

Das Geldregifter und das Kormregifter 
werden, wie bisher, in duplo zur Revifion, Monitur, Abnahme und Des 
chargirung an die Domainenkfammer eingeliefert. Das eine Exemplar ver: 
bleibt, nebft den DOriginalbelegen, in der Kammerregiſtratur, das zweite Exem⸗ 
plar wird, nebſt den copeilichen Belegen, ſo wie bishero an das Amt, alſo 
kuͤnftig an die Rentei remittirt. | 

Das in simplo aufzuftellende Dienftregifter 
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geht zuruͤck an die Mentei, nachdem, tie bishero, der beſonders aufzuſtellende 
und einzuſendende, für die Kammerregiſtratur beſtimmte Generalextract des 
Dienſtregiſters mit dem revidirten Regiſter verglichen und richtig befun— 
den worden. | 
Diefe Regifter find vollftändig aufgeftelle und mit allen dazu gehören: 
den Belegen, welche deswegen zeitig einzuholen find, verſehen, fpäteftens 
ſechs Monate nach Ablauf des Rechnungsjahres, diejenigen vom 1. Mai 
1823 bis 1824 ſolchemnach bis ult. October 1824 u. f. w. an bie Do: 
mainenfammer einzuliefen. | = F 
$. 48. Die zu dem, vom Rentmeiſter zu führenden, Geldregiſter ge: 
hörenden befonderen Rechnungen 
— zu der Einnahme: 
die Forſtregiſter, die Forſt-Wrogenregiſter, die Landgerichts-Wrogen— 
regiſter, die Verzeichniſſe der Haͤuslings-, Schutz- und Dienſtgelder, 
zu der Ausgabe: 
die Landbauberechnungen, die Forftculturrechnungen, die Rechnung dev 
Jurisdictions- und Atzungskoſten, Zu 
gelangen von denen Behörden, welche deren Führung. und Aufitellung ob— 
liege, entweder unmittelbar oder durch die Landdrofleien, an bie Domainen: 
fammer, von welcher dam Nentmeifter darüber die befinitiven Ordonnancen 
zur Berechnung im Geldregifter ertheilt werden, 
$. 49. Da die Anftellung befonderer Rentmeiſter nur nach und nad), 
und fo wie in ber Perfon des vechnungsführenden Beamten eine Veraͤnde— 
rung eintritt, und von demfelben die Rechnung und Megiflerführung mit 
höherer Genehmigung wird abgegeben werden, gefhehen kann; gleihmohl er: 
forberlich ift, daß von dem Zeitpunct an, wo die veränderte und neuangeord: 
nete Staatöverwaltung in Kraft tritt, auch im Rechnungsweſen eine völlige 
Gfeichheit und Webereinftimmung beobachtet werde; fo dient das gegenwärtige 
Reglement auch bei denen Aemtern, wo fodann ein befonderer Rentmeiſter 
noch nicht wird angeftellt feyn, und bis dahin, daß ſolches geſchehen, dem 
vechnungsführenden Beamten zur Norm und genauen Nachachtung, und 
je derfelbe, in der Qualität eines Nechnungsführers, als Nentmeifter an- 
gefehen. 
$. 50. Mir behalten es Uns vor, das gegenwärtige Neglement nad) 
Befinden zu ergänzen und umzuändern, : 
Gegeben. Carlton-Houſe, den 18. April 1823. 
— George Re. 
E. Graf v. Muͤnſter. 


f) Edict vom 18. April 1823, die neue Amtsord— 
F nung betreffend. 


Georg der Vierte, von Gottes Gnaden König bes verei— 
nigten Reichs Großbritannien und Irland ı., aud König von 
Hannover, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ıc. ıc. 

Da der Umfang der Gefchäfte, welche Unfern Beamten in allen Faͤ— 
chern ber Stantspermaltung obliegen, die dabei zu befolgenden Grundſaͤtze 
und bie in dem Wirkungskreiſe dev Aemter von den Beamten twahrzuneh: 
menden Pflichten, feit Exlafjung der Amtsordnung vom 18. Juni 1674 
eine bedeutende Veränderung erlitten, Tetstere auch bei dem Hinzukommen 
mehrerer Provinzen nicht mehr allgemein anwendbar geblieben, und - deshalb 


296 | ‚Hannover. 


voͤthig gefunden iſt, die Beamten, ohne jedoch die * über jedes Fach 
der ihnen übertragenen Adminiſtration ertheilten Vorfchriften aufzuheben, mit 

‚einer, ihren gegenwärtigen Dienftverhättniffen entfprechenden, allgemeinen In⸗ 
— zu verſehen; ſo wird hierdurch Folgendes von Uns feſtgeſetzt und 
verordnet. 


Erſter Abſchnitt. 
Amtsverfaſſung. 

F. 1. Der Zweck der Aemter iſt, alle ihnen, übertragene Zweige der 
oͤffentlichen Verwaltung in erſter Inſtanz, nach den beſtehenden Geſetzen und 
Formen, unter Aufſicht und Leitung der vorgeſetzten Behoͤrden, zu beſorgen. 

$. 2. Hiernach gehört nicht nur die Verwaltung der Juſtiz in allen 
ihren Zweigen, fondern auch alles, was, zur Landesadminiftration gehörig, 
unter den Benennungen von Regiminalz, Landesökonomies, Militair-, Ca— 
meral= und Conſiſtorialſachen verſtanden wird, und nicht etwa ausgenommen 
ift, zu ey Attributionen der Aemter. 

Die Aemter find den höhern Adminiftrations» und Juſtizbehoͤr—⸗ 
ben, nn chtlich der Aufficht, Zeitung und endlichen Entfheidung der, ihrer 
Verwaltung anvertrauten, Gegenftände und Gefchäfte untergeordnet. 
$. 4 Die erſten Beamten werden, auf die, Uns von Unferm Mi: 
nifterio nach vorgängiger Berathung im geheimen Nathscollegio vorzulegen- 
den, Borfchläge, von Uns ernannt. 

Die Anftellung der übrigen Beamten gefchieht, nachdem. das geheime 
Mathscollegium auch darüber gehört worden, von Unſerm Minifterio. 

$. 5. Das Dienftverhältnig der Beamten läßt nicht zu: 

4) daß felbige, fo. wenig wie die Auditoren und Amtsunterbedienten, Ad- 
vocaturgefchäfte treiben, oder fich mit dem Entwerfen von Memoria⸗ 
lien und Geſuchen befaſſen; 

2) daß Beamten, Auditoren und Amtsunterbedienten Mandatariate in 
Rechts- oder andern Gefchäften, Auseinanderfegungen, Guratelen, Ads 
miniffrationen und VBormundfchaften anders, als mit Worwiffen und 
Genehmigung der zunächft vorgefesten Behörde führen; .  . 

3) daß felbige in dem Amte, bei welchem fie angeftellt find, Grunbdei- 
genthum auf eigenen oder dritten Namen ankaufen, ober Pachtungen 
unternehmen; 

4) daß fie Lieferungen oder Entrepriſen für ſich oder mit Andern gemein⸗ 
ſchaftlich uͤbernehmen, oder ſich uͤberhaupt mit Amtseingeſeſſenen in 
Privatverbindungen einlaſſen, welche das obrigkeitliche Verhaͤltniß beein⸗ 
traͤchtigen koͤnnen; daher auch 

5) Beamten, Auditoren und Anitsunterbedienten in dem Amte, worin fie 
ftehen, weder Geldanleihben machen,. noch Geld verleihen, auch von 
Amtseingefeffenen feine Buͤrgſchaften fuͤr ſich beſtellen laſſen, oder fuͤr 
ſolche uͤbernehmen duͤrfen. 

$. 6. Den Landdroſteien iſt die befondere Auffiht auf das Dienftbe- 
nehmen der Beamten in allen Zweigen der Abminiffration übertragen. Es 
liegt ihnen ob, Eleinere Dienftvernachläffigungen oder Unvegelmäßigkeiten un: 
mittelbar zu rügen, die größeren aber den’ betreffenden Gentralbehörden ſofort 
zue Kenntniß zu bringen. In Anfehung der Disciplin find die Beamten 
und AUmtsunterbedienten den beflehenden Disciplinargefegen unterworfen.: «er 
doch kann Eeiner, ohne vorher mit feiner Ramon tung venommen zu ſeyn, 
feines. Dienſtes entlaſſen werden. 

$. 7. Ale gemeine Verbrechen, deren ein Beamter oder Amts: 


# 
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unterbedienter fich ſchuldig macht, imgleihen alle Vergehen und Ber: 
brechen, welche von Beamten -in der ihnen anverttauten Juſtizverwal— 
tung, fen es in Criminal» oder Civilfachen, verübt, oder von Amtsunter: 
bedienten, in Anfehung folder Sachen, begangen werben, find nach wie vor, 
tie der beftchenden DVerfaffung gemäß iſt, von den competenten höhern. Zus 
ftizbehörden zu unterfuchen und zu beftrafen. — 

$. 8. Die Juſtizbehoͤrden ſollen von allen und jeden Strafen, welche 
wider Benmte und Amtsunterbediente bei ihnen erkannt werden, die Land: 
droſteien, welchen diefe untergeordnet find, unverzüglich in Kenntniß zu fe 
gen; und wenn fodann, nad) dem. Ermeffen der Landdrofteien, die Würde 
und dns Beſte des öffentlichen Dienftes, in Hinfiht auf folche Fälle, fer 
nere adminiſtrative Verfügungen erforderlich macht; fo haben diefelben ihre 
darauf zu richtenden und, nach den Verhältniffen der einzelnen Faͤlle, abzu= 
mefjenden Anträge Unferm Minifterio zu deffen meiterer Entſchließung unges 
fäumt vorzulegen. 

8. 9. Auch die Pflichtverlegungen in Adminiftrationsfachen, 
welche in eigentlihen Verbrechen beftehen, follen von den höhern Jus 
ftizbehörden : unterfuht und beftraft werben, wenn zuvor bei den, gegen 
Beamte zu richtenden, Unterfuhungen Unfere oder Unfers Minifterii Geneh: 
migung, und in Fällen, welche Amtsunterbediente betreffen, die Zuflimmung 
der diefen vorgefegten Landdroftei, welche, im Falle eines dagegen eintreten= 
den Bedenkens, darüber an Unfer Miniflerium zu berichten hat, dazu er= 
theilt feyn wird. | 
' $. 10, Wenn ein Beamter oder Amtsunterbedienter ein ſchweres 
Vergehen in Adminifirationsfahen fih zu Schulden fommen Laßt, 
welches Anträge auf Dienftentlaffung zur Folge haben muß; fo hat in Faͤl—⸗ 
len, welche Beamte treffen, die Landdroftei, oder jede andere ihnen vorge: 
feste Abminiftrationsbehörde, Unferm Minifterio davon Anzeige zu thun uns, 
behuf der Unterfuhung auf die dazu erforderliche Autorifation, deren es in 
Fällen, die Amtsunterbediente angehen, nicht bedarf, anzutragen. Nach be: 
ven Ertheilung ift die Unterfuchung von der competenten Landdroftei auf ad- 
miniſtrativem Wege, jedoch vollftändig, zu führen, und find die Unterſu— 
chungsacten, fobald fie gefchloffen worden, von dieſer Unferm Minifterio ein: 
zufenden, welches biefelben Unferm geheimen Nathcollegio mitzutheilen bat, 
damit dieſes, wenn e8 die Unterfuhung genügend erfhöpft, und den Ange: 
ſchuldigten vollftändig gehört, und binlänglich vertheidigt findet, darüber fein 
Gutachten abgebe, ob das Befte des Dienftes feine Entlaffung erfordere. 

‚811. Nach erfolgtem Gutachten des geheimen Nathscollegii bleibt 

lediglich Uns vorbehalten, in dazu geeigneten Fällen eine Begnadigung ein: 
treten zu laſſen. 
12%. Leichtere Vergehen der Beamten und Amtsunterbedienten 
in Adminiſtrations ſachen follen von den competenten adminiſtrativen 
Oberbehörden, und namentlich von den Landdrofteien, nach Befinden durd) 
Derweife, perfönliche Vorforderung und feharfen Tadel, auch Geldftrafen, 
geahndet, und follen die Landdrofteien von den gedachten Oberbehoͤrden in 
Kenntniß von allen folchen Verfügungen, welche. Beamte oder Amtsunter: 
bediente ihres Bezirks betreffen, gefeget werden. 

$. 13. Sind ſtufenweiſe angewandte Gorrectionsverfügungen der obi- 
gen: Art ohne Erfolg geblieben; fo fol derjenige, der ſich durdy fie nicht hat 
beffern laſſen, von der ihm vorgefegten Landdroſtei deshalb: zur Unterfu: 
Hung gezogen und mit feiner Vertheidigung gehört, bie weitere Verfuͤ— 
gung aber, welche das Veſte des Dienſtes erfordert, und die, nach den Ver: 
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haͤltniſſen der einzelnen Faͤlle, ſich bis zur Suspenſion vom Amte und deſ— 
ſen Emofumenten, oder. bi$ zur Dienſtentlaſſung erſtrecken kann, Unſſem Mi: 

niſterio vorbehalten bleiben, welches dabei, nach den, am Scuun des $; 40. 

erteilten, Vorſchriften, zu verfahren hat. 
$. 14. Gegen die, im $. 12. erwähnten, Disciplinargisfügungen ſoll 

ein Recurs an Unſer Miniſterium zulagn ſeyn. 

. 456. Die Amtsgeſchaͤfte, deren ſpecielle Bezeichming im dritten 
Theil⸗ dieſer Amtsorbnung aufgeführt iſt, zerſallen in mi Hauptadtheilan⸗ 
gen, naͤmlich: 

1 1) ‚in jubidele "ober folde Sefehäfte,. ‚die. bie Beamten, ai ehtsnice 
‚Obrigkeit, und 

.2). in: abmintfkeative; bie fie als verwaltende und Beta %: führende 
Obrigkeit zu beforgen haben. - 

F. 16. Die judiciellen Amtsgeſchaͤfte umfaffen: e 

1) die Criminal- und Civilrechtspflege, nebſt dem Richteramt in Steuer: 
Contraventionsſachen; 

2) die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 3 | 

3) die Vormundfchaften und Curatelen, fo. wie, die Adwiniſtrationen von 
; ‚Gütern und Rechten, in Folge richterfichen Verfahrens; 

4) das Hypotheken- und Depofitenwefen; , 

5) bie Unterfuchung der, zum Erkenntniß der. Landdroſteien zu bern: 
| den, MWrogen. 

$. 17. Die adminiſtrativen Amtsgeſchaͤfte umfaſſen: 

A) alle Amts-, Hoheits-, Graͤnz⸗ und Surisdictiong: Streitigkeiten und die 
Amtsproceffe, infofern dabei die Wahrnehmung des. herrfchaftlichen 
Intereſſes, und insbefondere bie Inſtruirung des Amtsanwaltes in 
Frage kommt. Iſt der Proceß bei einem, mit mehreren. Beamten 
 ‚befegten, Amte als Gericht anhaͤngig; fo befchranke füch „die. Pflicht 
des abminiftrativen Beamten lediglich auf die Wahrnehmung des herr: 
ſchaftlichen Intereffes, wobei fich Dderfelbe aller Theilnahme an ber 
richterlichen Unterfuchung und Entſcheidung zu enthalten hat; 

2) alle Regierungsfachen, fie mögen einen allgemeinen, oder einen befon 
deren Polizeizwed haben, mit Einfchluß der Ertheilung der Trau⸗ 
ſcheine; 

3) alte Landes⸗-Oekonomieſachen; 

4) alle Mititairfachen; 

5) die Domanialverwaltung und die Beftimmung ber Atentg und Ab: 

findungen von herefchaftlichen Meiergütern; 

6) das weltliche Kirchencommiffatiat. 

In allen Abminiftrationsfachen, welche, nach Unferm über die Sands 
droſteien erlaffenen Neglement, deren Wirkungskreife unterzogen. find, mas 
chen diefelben, der Regel nach, eine nicht zu umgehende Mittelbehörde zwi: 
ſchen den Aemtern und den Gentralbehörden aus; dergeftalt, daß fomohl alle. 
Berichte und Anträge ber Yemter an fie zu richten, als auch die Verfuͤgun— 
gen und Entfcheidbungen des Miniflerii, der Domainenfammer, und der 
übrigen Gentralbehörden, infofern nicht eine directe Communication mit den 
Aenttern vorgefhrieben oder nothmwendig iſt, durch ſie gehen, und in Voll⸗ 
ziehung gebracht werden muͤſſen. 

7. 18. Nach der Verſchiedenheit der Geſchaͤftszweige ‚find den m 
tern zue Verwaltung. mitwirkende Perfonen — 

Es ſind hauptſaͤchlich folgende: 

1) in der Forſtadminiſtration, der Inſpectlone⸗ Oberförfter, und zwar un⸗ 
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ter Bezugnahme auf die, dem Reglement über bie kuͤnftige Bertval- 
tung der Korften enthaltenen, nähern Beſtimmungen; e 
2) in den Land» und Wafferbau = Angelegenheiten; die das. Techniſche die— 
"fee Fächer leitender, den Aemtern zugetheilten, Lands und Wafjerbaus 
: bedienten; . u Ne ‘ a 
3) zur Unterfuchung ber Mititairpflichtigkeit, der Civils, und Militair: 
commiffair; wodurch die angeordnete Unterfuhungscommifjion gebil: 
- det wird; Be ee 
4) behuf der Kirchen- und Schulfachen, der ober bie dabei’ verfaffungs- 
| mäßig mitwirkenden Kichencommiffarien; — 
5) in Landes: Dekonomieangelegenheiten, behuf Theilung der Gemeinheis 

“ten und Verfoppelungen der Feldmarken, die Landes = Defonomiecom: 
miſſait zeee — 

6) in den, zum Zweck der Gerechtigkeitspflege oder der Geſundheitspolizei 
erforderlichen, ärztlichen Unterfuchungen und Hüffen, dev Landphyſikus 
und Landchirurgus. 
$. 19. Zur Huͤlfsleiſturg in der Ausführung der oͤffentlichen Verwal⸗ 

tung find den Aemtern die Landdragoner beigegeben, und bie Amtsunterbes 

diente mit dem Amtsunterperfonal, Amtsdiener, Pförtner, Polizeidiener, Ges 
meindevorfteher, Deichgeſchwornen, Amtshandwerker ꝛc., ober unter welden 
andern Benennungen das Hülfsperfonal, nach Derfchiedenheit der Provinzen 

und Aemter, vorhanden feyn mag, untergeordnet. Ä 
$. 20. Die Verwaltung der Aemter gefchieht entweder durch einen 

oder mehrere Beamte. Im erſtern Falle ruhen auf demfelben die Berpflic; 

tungen allein, die im letztern bedingt, getheilt und verfchieden find. 

$. 21. Wo mehrere Beamte angeftellt find, ift das Verhaͤltniß der— 
felben unter einander, und mit Vorbehalt eines Directorii des erfien Beam: 
ten, collegialifch. y,;P 2 

$. 22. Bei den Aemtern, wo mehrere Beamte angeftellt find, ſollen 
‚ die Amtsgefchäfte Eünftig nach der Hauptabtheilung in judicielle und in ad— 
miniſtrative Gefchäfte ($. 15;) unter den Beamten vertheilt feyn, ſo daß in 
der Regel der erfte Beamte die Verwaltungs-, der zweite bie vichterlichen 
Geſchaͤfte wahrnimmt. 

Dabei wird jedoch von dem collegialifhen Verhältniß der Beamten un: 
tee einander erwartet, daß ſie fich -in ihren Gefchäften bei temporellen Ue: 
berhäufungen mechfelfeitige Hülfe leiſten. £ 

$. 23. Eine Ausnahrne von der obigen Regel kann nur, auf Bor: 
fchrift oder Genehmigung der Landbdroftei oder des Directorit, fo weit es 
demſelben überlaffen ift, Statt finden. | 
. 24. Sind mehr ald zwei Beamte bei einem Amte angeftellt; fo 
geſchieht die Vertheilung der, von diefen zu beforgenden, Gefhäfte, auf den 
Vorſchlag des Directorii des Amts, durch die Landdroſtei. Ä 

g. 25. Entftehende Zweifel oder Conflicte über Gefchäftsvertheifung 
und Betreibung, infofern fie nicht durch collegialiſche Verftändigungen zu bes 
feitigen find, entfcheidet die Landdroſtei. 

$ 26. Jeder Beamte ift für den, ihm befonders anvertraueten, Zweig 
der öffentlichen ‚Verwaltung perfönlich verantwortlih, und. eine Verantwort⸗ 
lichkeit des‘ übrigen, bei demfelben Amte angeftellten, Beamtenperſonals tritt 
nur in den Fällen gegen die Beamten gemeinfchaftlih ein, in welchen meh: 
vere Beamten collegialiſch gehandelt haben (I. 88. 37. ıc.), ober. gegen das 
ns infofern - demſelben eine befondere Werantwortlichkeit aufer— 


tr 
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$. 27. Wo mehrere Beamte bei einem Amte ſtehen, foB | der erſte 
Beamte ein Directorium führen, welches in ſich begreift: 

4) die Eröffnung und Präfentirung aller Producte; 

2) die generelle Vertheilung der Geſchaͤfte, nach den, in $$. 15. und 22. 
vorgezeichneten, Grundſaͤtzen und mit der Ausdehnung, daß bei den 
Aemtern, wo mehr als zwei Beamte angeftellt find, das Directorium 
die befondere Verpflichtung haben foll, einzelne Geſchaͤfte ausnahms— 
weife in nachitehenden Fällen einem Beamten, jedoch nach vorgängis 
ger Mittheilung der Gründe, fpeciell aufzutragen: 

a) wenn, wegen perfönlicher Verhältniffe des gewöhnlichen Erpebienten 
zu Perfonen und Sachen, einem andern die Arbeit aufzutcagen 
raͤthlich ſcheint; 

b) wenn wegen begruͤndeter Kraͤnklichkeit, temporeller urberhaͤufung 
und Abhaltung, oder wegen erlaubter Abweſenheit, ein Beamter 
erleichtert oder vertreten werden muß; 

c) wenn Beamte unter ſich temporelle, das Syſtem nicht abaͤndernde, 
Abreden wegen —————— treſfen ‚ in deren Genehmigung 
oder Verwerfung. 

‚Das Directorium kann aber die Geſchaͤfte der eigenen HI kei⸗ 
nem andern zutheilen, als 

a) mit deſſen —— 

b) in Krankheitsfaͤllen und bei erlaubter Abweſenheit; 

c) bei einem perſoͤnlichen oder Sachintereſſe des Dirigenten zu den 
vorkommenden Gefchäften; 

3) die Controlirung der Gefhäftsführung ſowohl zu jeder Zeit, als regel⸗ 

"mäßig am Ende jeden Monats, durch Revifion ber Productenbücher 
und Criminalberichte, bei welcher Gelegenheit jede, in einem Geſchaͤfts⸗ 
zweige etwa eingetretene, Stockung ſofort abzuſtellen oder der Land⸗ 
droſtei anzuzeigen iſt. 

4) die Beachtung des Dienſtperſonals und des Dienſtes, beftehend: 

a) hinſichtlich der wirklichen Beamten, in vertraulichen Bemerkungen 
über Mängel und Unziemlichkeiten; 

b) hinfichtlich der Supernumerarien, in freundfchaftlichen Erinnerungen 
über ihe Benehmen und ihre Geſchaͤftsfuͤhrung; 

e) hinſichtlich der Auditoren, in Anweiſungen und Anleitungen zur 
practiſchen Geſchaͤftsausbildung und zum angemeſſenen Betragen; 

d) hinſichtlich der Amtsunterbediente und des übrigen Amtsunterper⸗— 
ſonals, in der Aufſicht auf ihre Aufführung und die Erfüllung ih: 
rer Dienftpflicht; | 

e) in Urlaubsertheilungen an bie Aubitoren und das Amtsunterperfo: 
nal, mit Benachrichtigung der übrigen Beamten; 

N) in Beförderung der Urlaubsgefuche der Beamten an die Landbro- 
ftei, mit Hinzufügung nöthiger Bemerkungen über deren Zulaͤſſig— 
keit und Vertretung, welche dem Urlaubfuchenden mitzutheilen find. 
Die Beamten find. fchuldig, jede Entfernung vom Amt, deren 
Dauer und den Aufenthaltsort, dem Directorio anzuzeigen, wel 
ches ſodann wegen etwa noͤthiger Vertretung Abreden zu 
men hat. 

5) Das Praͤſidium bei collegialiſchen Verſammlungen; 

6) die Anſetzung außerordentlicher Amts⸗Berathungsſitzungen (IL. $ s. 39); 

7) die Auffiht auf bie NEN mit Hülfe des jüngften Beamten 
oder Auditors. 
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$. 28. Die Belchwerben gegen das Directorium gehören vor bie 
Landdroſtei. 

Sie ſchließen weder die Folgeleiſtung aus, noch koͤnnen fie dieſelbe ver 
fchieben, müffen auch jedesmal dem Directorio fofort angezeigt werden. 

$. 29. Sn Krankheits= ‚oder Abwefenheitsfällen geht das Directorium 
an den, in der Rangorbnung folgenden, Beamten über, muß ihm überges 
ben und von ihm übernommen, auch, infofern es nöthig ift, für die GStell- 
vertretung des erften Beamten, binfichtlid feiner Gefchäftszweige, ge— 
forget werden. 

$. 30. Sft nur Ein. Beamter bei einem Amte angeftellt; fo fol, in 
erlaubten Abweſenheits- oder in Krankheitsfällen deffelben, ein benachbartes, 
mit mehreren Beamten beſetztes Amt von der Landdroftei im Voraus zur 
Stellvertretung defignirt feyn, und diefe auf Requifition des zu Vertretenden, 
nad) Anordnung des Directorii des erfuchten Amts, in der Regel nad) einer 
abmwechfelnden Neihefolge übernehmen. 

Eben bdiefes tritt ein, wenn bei Aemtern, die nur mit einem Beam: 
ten befegt find, herrfchaftliche Proceffe vorfommen, an deren Entfcheidung 
Sener nach $. 17. Eeinen Theil zu nehmen hat. 

$. ST. Die in einzelnen Provinzen beftehenden Einrichtungen und In— 
firuetionen, infofern fie der gegenwärtigen Amtsordnung im Wefentlichen 
nicht widerſtreiten, bleiben in Kraft. 


Zweiter Abſchnitt. 
Amtsvermwaltung. 


$. 32. Bei jedem Beamten wird eine gründliche Kenntniß der uͤber 
fümmtliche Verwaltungsgegenftände erlaffenen gefeglichen Beftimmungen, deren 
Anwendung und der dabei vorgefchriebenen Formen, unbedingt vorausgefegt. 

Ein Verſtoß hiergegen begründet einen Vorwurf, deffen Verzeihlichkeit 
oder Strafbarkeit der Entfcheidung der betreffenden höhern Behörde vorbe— 
"halten bleibt. | 

$. 33. Der obigen Borausfegung gemäß, beftehet die-Pflicht der Be: 
amten im Allgemeinen in treuer gewiſſenhafter, thätiger, den Gefegen ge: 
maͤßer Verwaltung allee den Aemtern anvertiaueten Zweige des öffentlichen 
Dienſtes. | 

$. 34. Alles, was dabei ein gemeinfames Intereſſe hat, oder dem 
ganzen Amte, einzenen Kirchſpielsgemeinden oder Dörfern zu wiſſen noth⸗ 
wendig oder nuͤtzlich iſt, eignet ſich zur oͤffentlichen Bekanntmachung auf die 
bisher uͤbliche Weiſe. 

$. 35. Alte, die Unterſuchung und Vorbereitung betreffenden, fo wie 
alle geringfügige Angelegenheiten, Termine und Ausfertigungen, bei welchen 
die Anwendung der beftehenden Gefege Eeinem Zweifel unterworfen ift, foll 
jeder Beamte in den feinen Gefchäftskreis allein angehenden Sachen ($. 22.) 
unter perfönlicer Verantwortlichkeit ($.26.) für fich beforgen und abmadıen. 
Wenn jedoch wegen folder Angelegenheiten an die höhere Behörde be: 
‚ tichtet wird; fo follen ſaͤmmiliche anweſende Beamte den Bericht unter- 

— die Unterſchrift des bisherigen Erpedienten ſoll aber unterſtrichen 

Es bleibe dabei auch jedem Beamten, beſonders dem Directorio, unbe: 
nommen, vom ſolchen Gegenftänden zu jeder Zeit Kenntniß zu nehmen, die 
Acten zu verlangen, zu votiren, das Votum der übrigen Beamten zu ver 
er und ben Gegenſtand vor die Amts= Berathungsfigung zu bringen 
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8.36. Der Gang ber durch eingereichte ober auszufertigende Schriften 

entftehenden Gefchäfte foll folgender feyn:. 

1) 5 eingehenden Schriften werden vom Directorio erbrochen und pri: 
entirt ; | 

+2) das Directorium läßt folche präfentirt circuliren; 

3) die Schriften, welche adminiftrative Gegenftände betreffen, werden fos 
dann vom Ditectorio in ein Productenbuch getragen; die hingegen, 
‚welche gerichtliche Sachen betreffen, gehen zu gleichem Zweck an den 
mit der Juſtiz befonders beauftragten -älteften Beamten, und mit der 
Defignation des Expedienten, in ben im $. 27. ad 2 vorgefchriebenen 
Fällen zuruͤck; 

4) wo ‘mehr als zwei Beamte angeftellt find, vertheilt der erfte und 
zweite, ein jeder in feinem Wirkungstreife, nad) der vorgefchriebenen 
Gefchäftsvertheilung ($. 24.) oder der befondern Defignation, die Pro: 
ducte auf die mehrern Beamten. 

Es verfieht ſich von felbft, daß da, wo nur Ein Beamter angeftellt iſt, 
diefer beide Productenbücher führt, und daß da, wo nur zwei Beamte an: 
geftellt find, der zweite die gerichtlichen Sachen zum Eintragen und Expedi— 
ren, gleid) ‚beim erſten Circuliren behält und nur die adminiftrativen an den 
erften Beamten remittirt; daß aber endlich da, wo eine Ausnahme hinficht: 
lich der Gefchäftsvertheilung genehmigt worden, folches bie, Eintragung in bie 
Productenbuͤcher ꝛc. nach diefer Ausnahme abänbdert, 

5) Die Ausfertigungen find entiveder: ‘ 

a) foldye, die nach dem vorhergehenden Parayraph Gegenftände betref: 
fen, die jeder Beamte für ſich erledigen fol, und folglich ohne Zu: 
thun der übrigen zu erledigen hat, oder 

b) ſolche, die eine gemeinfchaftliche Ausfertigung erfordern. In dieſem 

. alle geht die Ausfertigung des Erpedienten mit den Acten zur 

Signatur, und infofern der Erpedient die Ausfertigung unbedenklich 
halt, im Driginal zur Unterfchrift zuerft an den erflen Beamten 
und dann circulicend an den Expedienten zuruͤck. 

6) Solche Circulationen zur Signatur und Unterfchrift, — wo feine he 
fondere Eile eintritt — follen zwei Mal wöchentlih, am Morgen des 
Vortages vor den beiden Haupt:Pojttagen Statt finden, und die übti 
gen Gefchäfte dergeftalt danach eingerichtet feyn, daß jeder Beamte 
zur fofortigen Durchſicht, Signatur und Diffens> Entwidelung, die 
Goncepte fördern und folche Mittags an den Eppedienten zuruͤck feyn 

koͤnnen; 

7) jede Abweichung in der Meinung iſt ſofort kurz zu entwickeln. 

Betrifft diefelbe Sudicialfachen; fo ift ſolche nach Maßgabe der DVerord- 
nung vom 25. Juni 1793 zu erledigen. Bei Meinungsverfchiedenheiten in 
Adminiftrationsfachen ift, wenn diefelbe einigen Aufſchub erleidet, der Be— 
ſchluß bis zur nächften Amts: Berathungsfisung ($. 38.) auszufegen. Iſt 
ein Auffchub bedenklich und die collegialifche Mehrheit der Stimmen nicht 
entfcheidend; fo ift entweder die Sache von der Befchaffenheit, daß 

a) eine höhere Entfcheidung die Verfchiedenheit der Meinungen berich: 

tigen wird; in dem Fall ‘geht die Ausfertigung mit der Darſtellung 

der abmeichenden Meinung an die höhere Behörde; oder 

b) eine Entfcheidung muß gleich genommen werden. In diefem Fall 
geht die Meinung des das Directorium führenden Beamten vor. 

8) Von dem Eypedienten werden die Concepte zur Neinfchrift befördert, 
und nach der Reinfchrift mit den Anlagen collationirt. 
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Der Erpebient haftet für die Nichtigkeit der Ausfertigung, unterfchreibt 
folche zu dem Ende zuerft, und läßt fie fodann der Rangordnung nach zur 
Unterfchrift circuliren. j 

.9) Die Löfhung in den Productenbüchern gefchieht: 

a) hinſichtlich der Ausfertigung einzelner Beamten, gegen Borlegung 

des fignirten Concepts und unterfchriebenen Originals bei dem das 
Productenbuch führenden Beamten, welche Vorlegung der Erpedient 
zu beforgen hat; 

b) binfichtlich der gemeinfchaftlihen Ausfertigungen, beim Umlauf bes 

Driginald zur Unterfchrift, 

In beiden Fällen wird vom Productenbuchführer das Datum der Lö: 
[hung auf dem Goncepte notirt, und ohne dieſe Note kann kein Original 
abgehen. . 

1) Die Depechirung und Weiterbefoͤrderung der Ausfertigungen ift Pflicht 
desjenigen, der die Sache, welche zu depechiren und weiter zu befoͤr— 
den ift, in Erpedition gehabt hat; 

41) jeder Expedient iſt da; wo nicht eigene Regiſtratoren angeſtellt find, 
für die Verwahrung und ordnungsmäßige Reponirung aller Acten und 
Papiere, die zu feiner Erpedition gehören, verantwortlich, und foll 
namentlich bei Zodesfällen und Verfegungen die gefchehene Erfüllung 
biefer Pflicht, fo viel möglich, conftatirt und jeder Mangel auf Kofien 
des Schuldigen oder deffen Erben abgeftelfet werden, 

$. 37. Es follen bei jedem Amte wöchentlich regelmäßige Sprech: und 
Gerichtstage angefegt feyn. 

Die Anzahl derfelben und bie Auswahl der Tage hängt von dem Um- 
fang ber Gefchäfte und der Abrede der Beamten unter fich ab; in legterer 
Hinſicht werden fie fo viel als möglich beruͤckſichtigen, daß die Tage, an wel: 
chen der Abgang der Hauptpoften Statt findet, für die mit den Poſten ab: 
gehenden Sachen unbefegt bleiben, 

Die einmal beftimmten Sprech und Gerichtstage follen öffentlich be— 
kannt gemacht werden, und nur eilige Sachen zu jeder Zeit, außer Amts 
MWohnende aber an jedem Zage angenommen werden, 

Die Sprech und Gerichtstage follen fpäteftens um 9 Uhr Morgens 
pünctlich anheben. 

Die Erſcheinenden follen der Regel nach in ber Reihefolge, wie fie er: 
feinen, vorgelaffen werden, welches jedoch bei Einwohnern entfernter Ort: 
fhaften dahin eine Ausnahme leidet, dag auf deren zeitige Abfertigung vor: 
zugsweiſe Rüdficht zu nehmen ift. 

Jeder Beamte hält, wegen der ihn befonders angehenden Gefchäfte, fei: 
nen Sprech- und Gerichtstag für ſich ab, 

So oft Zweifel über die Auslegung und Anwendung von Geſetzen ent: 
ſtehen, fo wie uͤberall bei allen wichtigeren Vorfällen, mo ein Fehlgriff be: 
denkliche Folgen und eine Werantwortlichteit nad) fich sieben Könnte, die der 
Erpedient allein. zu übernehmen Anftand finden möchte, ift jeder Beamte be: 
rechtigt und verpflichtet „ ſolche Fälle zur weitern oder Ihriftlichen Verfügung 
er > — eng mit feinen Collegen ($. 38.) — aus: 

esen, oder, wenn Gefahr im Verzuge, eine fofortine colleni 
zu bemen ($. 395), fah zuge, fofo — ollegialiſche Berathung 
Steht ein Beamter bei einem Amte allein; ſo ſoll er in ſolchen Faͤllen 
bie Befugniß haben, von einem angrenzenden Amte, zu weichem cr dus 
mehrſte Vertrauen Hat, unter Mittheitung der Acten und ſchriftlicher Ent⸗ 
wickelung des Falls und ſeiner Anſicht, die raͤthliche Meinung einzuholen, 
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und dieſe ihm von dem erfuchten Amte ünverweilt mitgetheilt werben. _ Er 
hat biefe Meinung den Acten beizufügen und folche in dem Mafe zu beruͤck— 
aan, wie er. dieſes mit feiner Werantwortfichkeit vereinigen zu können 
glau t. 
Wo mehrere Beamte angeſetzt find, ſollen deren zwei oder, ſtatt des 
zweiten, ein Auditor zugegen ſeyn: 

1) in Criminalſachen, wo das peinliche Geſetz es vorſchreibt; 

2) in Civilfachen: 

a) bei — von Concurs-, Erbſchafts- und Adminiſtrations— 
maffen; 

b) bei Niederlegung in den Depofitenkaften von Geldern, Pretiofen, 
Zeflamenten und Documenten und bei deren Verabfolgung aus dent 
Depofito ; 

c) bei wichtigen Wergleihen, Contracten und Auseinanderfegungsab: 
fchlüffen, 

3) In Adminiftrationsfachen: 

a) bei Vollziehung von Gemeinheitstheilungs= und andern toichtigen 
Receffen und Uebereinkünften, über deren Auslegung und Folgen 
wichtige Differenzen entftehen können; 

b) bei Befchwerdeunterfuchungen über doppelte oder zu viel bezahlte 

Steuern, Abgaben und Gebühren oder getragene Laften, fobald 
namlich die Rede nicht von einem offenbaren Irrthum tft, fondern 
Unterfchleif oder abfichtliche Pragravation vermuthet werden muß; 

ce) bei gleichen Unterfuchungen gegen das Amts: Unterperfonal, wegen 
grober Weberfchreitung ihrer Dienfipflicht oder Uebervortheilung in 
Dienftverhältniffen. | 
Der Erpedient der Angelegenheiten, bei welchen, unter gewiffen Umſtaͤn⸗ 
‚ den oder bei gemwiffen Handlungen, mehrere Beamte zugegen ſeyn follen, hat 
feinen Collegen, den das Beifeyn, dem Gefchäftszweige nach, oder in Er: 
mangelung eines andern Gollegen, trifft, unter Mittheilung der Arten amd 
möglichft genauer Zeitbeftimmung des Termins, fo viel als thunlich im Vor— 
aus zu benachrichtigen, und das Geſchaͤft felbft bei feinem Erſcheinen gleich 
vorzunehmen. i | | 
$. 38. Zur teiflichen Ueberlegung und Erörterung zweifelhafter, wich, 
tiger, auf das Wohl des ganzen Amts, einzelner Gemeinden, Familien und 
Individuen Einfluß habender Angelegenheiten; zur gemeinfanen Anhörung, 
Berathung und Entfcheidung aller Vor- oder Anträge und Beſchwerden, 
welche nicht einzelnen Beamten, fondern dem gefammten Beamtenperfonal 
zu machen gewünfcht werden; zu wichtigen, Eindruck machenden Handlungen, 
und zur Mevifton der gefchehenen und Betreibung der bevorfichenden Amts: 
arbeiten, foll Eünftig. bei jedem Amte wöchentlich eine Amts: Berathungs: 
fisung Statt finden, bei welcher alle Beamte, die nicht durch Krankheit oder 
erlaubte Abwefenheit behindert find, perfönlich gegenwärtig feyn follen, 
Es follen ferner in jeder erften Sigung eines Monats alle Amts-Unter: 
bediente regelmäßig, und die Schulen, wenn fie etwas vorzutragen haben 
oder beftellt werden, anmwefend ſeyn. | 

Der wöchentliche Tag der Amtsberathung foll jederman im Amte be: 

kannt feyn, und zu dem Ende nach feinem vorbenannten Zweck bekannt ges 
macht werben. : 

In den Amts-Berathungsfigungen follen die Productenbücher vorliegen, 

und die Gefchäftsgegenftände ſolcher Sigungen follen feyn und in folgender 
‚Didnung vorgenommen werden : Ä | 
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4) die Anhörung der Vors und Anträge ober Beſchwerden der Erſcheinen⸗ 
den, ihre Erwägung, Beratbung und Entfheidung; N 

2) die Abhaltung wichtiger und Eindrud macender Zermine, bie eine 
einzelne Handlung betreffen; 3. B. eidliche Reinigung eines Inquifiten, 
Eidesableiſtung in Gegenmart eines Geiftlihen, wichtige Ermahnungen 
und Verweiſe an das AmtssUnterperfonal, Beeidigung eines Dfficiane 
ten und bergl.; 

3) Erörterung und Ueberlegung ber, im Laufe der Woche den Beamten 
in den zugetheilten Gefhäftszweigen vorgefommenen, zweifelhaften, bes 
denklichen oder wichtigen, Säle, ober der in der nächften Woche vors 
zunehmenden, mit Berathung ber zu treffenden Entfcheidungen und 
Verfügungen; | 

4) Befeitigung der Zweifel Über Gefchäftsvertheilung und Betreibung. 

In jeder erften Sigung des Monats foll diefem folgen: 

5) eine Berathung über Abflellung von Mängeln und Einführung wohl⸗ 

—tthaͤtiger Verbefferungen:. 

a) hinfichtlich des Intereſſes ber Herrſchaft; 

b) hinſichtlich der Beduͤrfniſſe aller Claſſen der Unterthanen; 

c) hinfichtlich der Mängel und Hinderniſſe des Ackerbaues, der Vieh—⸗ 
zucht, der Forfl- und Moorcultur, der Ab- und Bewaͤſſerung, dev 
Belegung wuͤſter Höfe, der Gemeinheitötheilungen und Verkoppe⸗ 
lungen, der Wege, Brüden, Kandle, Abzugsgräben, Schleufen, 
Dämme und Deiche, der Uferbauten, Baumaterialien, ber Yabris 
Een, Gilden und Handwerker, des Handels und bed innen Bere 


kehrs; 
d) hinſichtlich der Wohlfahrts- und Sicherheitspolizei, beſonders wegen 
Aunſtellung geſchickter Aerzte und Wundaͤrzte, Hebammen und Thier⸗ 
aͤrzte, wegen Befoͤrderung der Schutzblatternimpfung und Verhuͤtung 
delr Blatternepidemie, wegen Abſtellung der Haus: und Straßen⸗ 
bettelei und Verſorgung der Armen, wegen Verhuͤtung von Ver— 
brechen und Arretirung von Verbrechern, Verdächtigen und Vaga⸗ 
bonden, wegen Bewachung verdaͤchtiger, gefährlicher und libel ber 
ruͤchtigter Subjecte im Amte, wegen Feuerverhütungs: und Yeuerlös 
ſchungsanſtalten und der bei entflandenem Feuer zu beobachtenden Ord⸗ 
nung und Hülfsteiftung, wegen Verhuͤtung oder Beſchraͤnkung ente 
ftandener. Viehkrankheiten, und Überhaupt wegen aller Maaßregeln, 
wodurch Wohlfahrt und Sicherheit befördert wird; 
6) die Revifion der Productenbuͤcher, Criminalberichte, fo wie der Teſta—⸗ 
menten=, Pupillen- und Depofitalliften. 
Bei der erften Amts: Berathungsfisung eines jeden Monats foll über 
“die in der vorgefchriebenen Ordnung vorzunehmenden Gegenflände ein Proto- 
coll.von dem jüngften Beamten oder einem Auditor geführt werden, welches 
die vorgefommenen Berathungsgefhäfte und Beſchluͤſſe, mit Zugrundelegung 
der Thatbeftände und Motive — auch mit Hinpweifung auf befondere Acten, 
wo foldye vorhanden — Eurz und deutlich enthält. | 
Diefe Protocolle follen der Landdroftei fofort in Abſchrift zugeftellt, im 
Heften gefammelt, nach dem Schluſſe des Jahrs gebunden und in der Re— 
gifteatur verwahrlich niedergelegt erden. Re 2 
$. 39. Außerordentliche Amts: Berathungsfikungen werben von den 
Directorio aus eigenem Antriebe oder auf Erfuchen eines Gollegen berufen. 
In dieſen kommen nur die Gegenftände zuc Berathung, warum die Beru: 
- fung gefchehen ift. | 
J. 20 


1 


! 


306 Ä Hannover. 


$. 40. Der legte Gegenftand der DVerwaltungsgefhäfte der Beamten 
find: die befondern Aufträge dev höhern Behörden. Sie betreffen entweder 
die Verwaltung desjenigen Amts, bei welchem die Beauftragten angeftellt find, 
oder Gefchäfte außerhalb deffelden. Bu den erflern gehören, das weltliche 
Kirchencommiffariat, das Nichteramt in Steuer: Gontraventionsfachen, die 
Aufträge: dev höheren Juſtizbehoͤrden in den bei diefen anhängigen Juſtizſa⸗ 
chen, welche Perfonen und Sachen im Amte betreffen, fo wie diejenigen. Ad» 
miniftrationsfachen in den Aemtern, welche dem Betriebe der höhern Behörde 
vorbehalten find. 

In ſolchen, dem ganzen Amte aufgetragenen, Gefchäften ift in der Mes 
gel derjenige Beamte, zu deſſen Geſchaͤftszweig der Auftrag feinem Wefen 
nad) gehört, ſolchen gegen hergebrachte Wergütung anzunehmen fchuldig, und 
nur bei obtwaltenden wichtigen Gründen fol darin eine Ausnahme Statt 
finden. ' 
Alte Auftraͤge außer Amts. find dagegen, infofern nicht in eiligen und 
befondern Fällen eine unbedingte Annahme nothwendig ift, ablehnbar: 

1) wenn der Amtsdienft darunter leidet, und ein anderer Beamte bie 
Stellvertretung nicht übernehmen kann, oder nicht Rath zur Stellvers 
tretung gefchafft ift; | 

2) wenn der Beauftragte ſchon andere Aufträge hat, die feine vom Be⸗ 

rufsdienſt ihm übrigbleibende Zeit ganz in Anſpruch nehmen, 

. 841. Die Amtsverwaltung in ihrer weitern Ausführung geſchieht 
durch Hürfgleiftung des den Aemtern zugeordneten Huͤlfs- und Unterperfonals, 
nach folgenden näheren Beftimmungen, wodurch jedoch die in jeder Provinz 
hergebrachten befondern Verhaͤltniſſe nicht aufgehoben find, 

Die Landdragoner find den Aemtern in den Hülfsleiftungen, verpflichtet, 
welche das Landdragonerreglement ihnen auflegt und mozu fie von den Aem⸗ 
tern requirirt werden. —— 

Die Aemter haben jedoch die Befugniß und ſelbſt die Verpflichtung, 
wegen Verſaͤumniß, Mängel oder Aufführung, den Landdragonern Bemer— 
kungen zu machen, oder ſolche ihren Militairvorgeſetzten anzuzeigen und mit 
letztern hieruͤber, wie uͤber Veraͤnderungen von Perſonen in den Sectionen 
und Vermehrung der Sectionen, eine fleißige Correſpondenz zu unterhalten, 

Der am Amte wohnende Hausvoigt, Amtsvoigt oder Obervoigt foll, 
außer den Dienftpflichten, die er hinfichtlicd, der ihm etwa beigelegten Voigtei 
hat, folgende beſondere Verpflichtungen haben: 

1) die Specialaufſicht auf herrſchaftliche Baue und Reparaturen und deren 
Nachficht nach dem Anfchlage, wenn kein befonderer Bauconducteur 
angeftellt iſt; 

2) die Auffiht auf die Baumaterialien und deren Pubereitung, z. B. 
Befchlagen, Abkürzen und Sägen von Bauholz und Dielen, Berei— 
tung von Steinen, Löfhung von Kalk u. f. w. und auf deren Auf: 
bewahrung im Materialienhaufe, ſammt befien Inventario; 

3) die Aufficht auf die Feuers Löfhungsgeräthfchaften, deren Inſtander⸗ 

haltung, trodene Aufbewahrung, Probirung der Feuerfprigen und Ans 
ftellung tüchtiger Mannſchaft dabei, auf die Hinftellung der Feuer⸗ 
fprigen, bergeftalt, daß folhe in vollfommener Ordnung und zum 
fchleunigen Gebrauch gleich bereit feyen; 

4) auf die Gefängniffe und Gefangenen, ihre Beköftigung und ärztliche 
Verpflegung in Kınnkheitsfällen, auf die Gefangenwärter und Wachen, 
moburch jedoch die vorgefchriebene befondere Aufficht der Beamten nicht 
ausgefchloffen wird; oo 
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5) auf das Amts-⸗Herrendienſtweſen, Beftellung der Dienfte und Führung 

des Dienſtmanuals. 

6) Der Hausvoigt hat täglich bei dem Directorio zu der ihm beſtimmten 

Stunde Rapport zu erftatten und wegen Befehle anzufragen. 

Die Amtsveigte, Gohgräfen und Voigte haben, unter Leitung und Ober: 

aufficht des Amts, folgende Hülfsleiftungsverpflichtungen : 
1) Sie führen die Polizeinuffiht in ihrer Voigtei: 

a). auf Maaße und Gewichte, auf die Güte der Waaren und Getränke, 
auf die Zünfte, Innungen und Dandwerker, auf die Dienftboten, 
auf die Wirthshaͤuſer und öffentlichen Vergnügungen, auf die Ar: 
menpflege, auf verdächtige Reifende, deren Reiſezweck und Legiti 
mationspapiere, mit ber Verpflichtung, die legteren bei befundener 
Untabelhaftigkeit zu viſiren; auf Bettler, Vagabonden oder Verbre: 
cher und auf die als gefährlidy oder fchlecht berüchtigten Einheimi— 
fhen. Sie haben jedody Feine Befugniß, Reifepäffe auszuftellen; 

b) auf die Gefundheit und alles, was berfelben Gefahr oder Nachtheil 

brringen kann für Menfhen und Vieh; 

ec) auf die herefchaftlichen Domanialgrundftüde, Gebäude, Brüden, 

Schleuſen u. f. w., ihre Benugung und Erhaltung; 

d) auf die öffentlichen Wege, Damme, Deiche, Brüden, Canaͤle, 

“ Gräben u. f. w., deren Inftanderhaltung und Sicherheit; 

e) auf die Anſtellung tüchtiger Feldwaͤchter, Nachtwächter, Hirten 

u. f. w.; 

f) auf die Feuerpolizei ihres Wirkungskreiſes, auf die Erhaltung der 
Feuerlöfchnngsanftalten, deren Aufbewahrung, Handhabung der Drd- 
nung bei entſtehendem Feuer, auf die Anmeldung der Brandcaffen: 
veränderungen, auf die Anftellung tüchtiger Feuergefchworenen, mit 
welchen fie fleißige Feuervifitationen zu verrichten haben; auf Re= 
paraturen und Neubauten von Feuerfiellen, und daß foldhe nicht 

Ä feuergefährlich angelegt werden; 

g) auf die Communalgüter und Forſten, ihre Verwaltung und bie 
Statt findende Rechnungsablage, infofern nicht, vermöge befonderer 
Verfaffung, eine Abänderung hierunter eintritt z 

h) auf die Schulzen, ihre Aufführung und die Erfüllung ihrer Dienft: 


pfliht; 

i) auf die herrfchaftlichen Meier und ihre Wirthfchaftsführung, auf die 
Confervation der Meiergüter und der Holzungen, vorzüglich, daß 
kein hartes Holz ohne gutsherrlichen Conſens gefället werde, mo 
folches der Verfaſſung nach nicht erlaubt iſt; 

k) auf die Häuslinge, daß niemand ohne Wohnſchein einziehe, ober 
vr werde und das Häuslingsregifter in ſteter Drdnung 

eibe; 
| 1) auf die mit Schug verfehenen Juden und deren Verkehr, 

2) Sie beforgen die Vertheilung der Gefegfammlungen an die Sculzen, 
fo wie, die öffentliche Bekanntmachung der Gefege und Amtsverfuͤgun⸗ 
gen, haben auch die Aufficht über die Aufbewahrung der Geſetzſamm⸗— 
lung, und daß foldhe am Ende des Jahrs gehörig gebunden werden. 

3) Sie haben die erſte Lifte der Mititairpflichtigen aufzunehmen. 

4) Sie haben die Beſtellung der Hervendienfte, Kriegerfuhren, Rand: und 
Sagdfolgen nach der unabaͤnderlichen Reihefolge, auch 

5) die Beforgung der Bequnrtierung und Lieferung, beides nach Vorfchrift 
des Amts, hinfichtlich der Nepartition und Quantität, 
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6) Sie haben von ben ad 4 und 5, genannten Laſten genaue Verzeich⸗ 
niffe zu führen, fich die erforderlichen Befcheinigungen ausliefern zu 
laſſen und Liquidationen aufzuftellen. 

7) Sie haben die Befugniß, flreitende Theile, welche fih an fie wenden, 
bei Objecten unter 10 Rthlen. durdy fhriftliche von den Streitenden 
eigenhändig mit unterzeichnete Vergleiche zu vereinigen, 

Bei größern Objecten foll der Entwurf eines Vergleichs ihnen zwar 
nicht entnommen feyn, berfelbe aber jedesmal zur Amtsconfirmation eingereicht 
werden, und ohne felbige nicht gültig feyn. 8 | 

8) Auf Anfuchen der Intereffenten fol ihnen geftattet ſeyn, Gontracte zu 

- entwerfen, jedoch vorbehaltlich der Pflicht der Beamten, diefe Entwürfe 

in Gegenwart der Parteien frenge zu prüfen und ihnen die Amtsbe— 
ftätigung nur dann zu ertheilen, wenn folhe den Verhaͤltniſſen und 
Rechtsgrundfägen völlig angemeffen gefunden find. | 

9) Sie beforgen — inſoweit es bei ihren Stellen herkoͤmmlich if, ober 
ihnen aufgetragen wird — die Infinuntionen, Anmahnungen von Rüde 

ſtaͤnden, Epecutionen, öffentlichen Verkäufe und Verpachtungen; gleis 
chergeftalt Br 

10) die Erhebung und Ablieferung der Nebenanlages oder fonftigen Gelder, 
welche ihnen aufgetragen wird. - 

Sie find zur Huͤlfsleiſtung in Steuerfachen, befonders zur Anzeige der 
Veränderungen, welche auf die Steuerpflichtigfeit fich beziehen, fo wie zur 
Berichtserftattung in NRemiffionsfahen und zur Anwefenheit bei Remiſſions— 
unterfuchungen verpflichtet. JF 

11) Sie haben in Sterbe-, Concurs- und Adminiftrationsfällen, fo weit 
28 hergebracht, die Verfiegelung und Aufnahme des Inventarit, 

42) Sie haben dem Amte die Fälle zur MWiffenfchaft zu bringen, wo, den 
gefeglichen Vorfchriften nach, Vormundſchaften und Gurgtefen anzuords 
nen find. : 

13) Sie haben den erfien Angriff der Verbrecher oder des Verbrechens vers 
dächtiger Perfonen, und die erſte Sorge für die Klarmachung des ges 
fchehenen Verbrechens. 

14) Sie wohnen — unbefchadet des hergebrachten Erſcheinens zu den Ges 
"richts= und Sprechtagen — ber erften Amts: Berathungsfigung jedes 
Monats bei, um Befehle und Inftenctionen zu erhalten, oder wegen 
Nachfragen Aufklärungen zu geben. BT ER 

; Sie haben zugleich die Befugniß und Verpflichtung, wegen der im $. 38, 

sub 5. enthaltenen Berathungsgegenftände, Anträge und Vorfchläge zu thun, 
oder auf Mängel und KHinderniffe in der Polizeiverwaltung aufmerkfam zu 
machen. | 

15) Sie haben alle befondere Amtöbefehle und Inſtructionen, auch wenn 
fie nicht ihren gewöhnlichen Dienft und ihre Voigtei betreffen, fondern 
ſpecielle Aufträge find, auszuführen, und find wegen aller Dienftpfliche 
ten perfönlich verantwortlich. 

$. 42. As Huͤlfsleiſtungsperſonen haben die Amtsunterbediente Feine 
Entfcheidung zweifelhafter oder fireitiger Fälle, no eine Strafbefugniß 
bei begangenen Freveln ober Verbrechen, fondern fie bewachen die Beobach— 
tung der Gefege, zeigen Contraventionen zur Unterfuhung und Beftrafung 
‚an, und erfüllen alle vorgefchriebene oder” worzufchreibende Hülfsteiftungs- 
pflichten. Sie können daher auch feine andere Attefte und Beſcheinigungen 
ausftelfen, als ſolche, welche zur Vorzeigung beim Amte ober für die Schul 
zen ihrer Voigtei beftimmt find, en 
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” 843. Sie haben über Geſetzwidrigkeiten in vorgeſchriebener Form zu 
berichten, alle außerordentlichen Ereigniſſe zu gleichem Zweck ungeſaͤumt zu 
melden, und nur bei Gefahr im Verzuge vorläufige ſiche rude Vorkehrungen 
zu treffen und die getroffenen ſofort anzuzeigen. 

8. 44. Dee Amtsdiener hat folgende Verpflichtungen: 

1). die Beſotgung der Correſpondenz von und zur Poſt; 

2) dus Tragen der Actenkaſten zwifhen den Beamten; 

. 3). die Aufwartung an den Gerichts: und Sprechtagen auf bet Amtsſtube; 
4) die Inordnunghaltung und Reinigung ber Amtsftube, Commiſſions⸗ 
ſtube und Regiffraturzimmer, Die Aufſchließung und Zuſchließung der⸗ 

felben, die Ablieferung dee Schluͤſſel und die Auffiht auf Feuer und 

Licht im Innern des Gebäudes; | 

5) die Beforgung aller Briefe und Verfügungen im Amte auf die hers 
; gebrachte. Weifez 

6) die Beſorgung aller bezahlten Boten in eiligen Sachen; 

7). Inſinuationen und Executionen, inſofern fie zu feinem Dienft gehören, 
oder ihm aufgetiogen werden; _ 

8) die Ausrichtung der Befehle, welche ihm vom Amte befonders ertheilt 

werden. . — — 

Nur wenn der Amtsdiener mit Vorwiſſen des Directorii abweſend iſt, 

oder in Krankheitsfaͤllen, vertritt der Pfoͤrtner ſeine Stelle. 

. 45..:Die Dienſtpflichtigen der Polizeidiener, Untervoigte, Veeſtherren 

— oder wie das zu beſondern Provinzials und Localzwecken angeftellte Amts⸗ 

Huͤlfsperſonal ſonſt benannt ſeyn mag — ſind in dem von ihnen zu leiften: 

den Dienfteibe, .deffen zweckmaͤßigere und inftruirendere Normirung den Bes 

amten in allen Fällen, wo folches paffend fcheint, uͤberlaſſen bleibt, enthalten 
und find duch angemeſſene Inſtructionen zu eriyeitern. -- 

8% 46: Jedem zur Hülfsleiftung in der Vertvaltung Angeftellten foll 

der Dienfteid zur Inſtruction und Legitimation zugeftellt werden. 

Solche Dienfteide follen zur Beförderung der Deffentlichkeit und Erleich⸗ 
terug der Belehrung gedrudt und für die Empfänger mit Namen, Dienft- £ 
ir Ort und Datum ausgefüllt und von den Beamten unterfchrieben 
werben, Fur / 

; ..&.47, Die Amtsdeiha und Baubediente find den Beamten in ihren 

Dienftbeziehungen ‚untergeben. | 

.$. 48.° Die Amtsunterbediente. können keinen andern Titel, als den 
von ihren Stellen, bie fie befleiden, beibehalten, und müffen fich der etwa 
früher: verlichenen Militair- oder Civiltitel gänzlich begeben. | 
5 Der Deititer DIOR E ER, 

Bezeichnung der den Aemtern obliegenden Gefhäfte. 

I Nach dem ZSweck dev Aemter find auch ihre Gefchäfte und Be: 

ziehungen zit den höheren und nebengeordneten Landesbehörden modificirt. Es 

zetfallen ſolche in Juſtiz- und Abminifteationsgefchäfte, ‘von denen die legte: 
ren Regimingl:, Militair-, Cameral- und Conſiſtorialſachen begreifen. 
en... L. Zuſtizſachen. 

8 50... Die nad) den Civil- und Criminalgeſetzen, fo tie nach den 
vorgeſchriebenen Untergerichtss und Proceßordnungen zu betreibenden Juſtizſa⸗ 
hen umfaffen: | 
theils das ganze. Evil» und Geiminals Juftizverfahren wegen ber 
der Amtsjurisdiction unterworfenen, Perfonen und Sachen; 
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theils das Juſtizverfahren, welches von den Aemtern, vermoͤge Auf⸗ 
trags oder Requiſition, beſorgt wird, 

In erſterer Hinſicht befteht die Beziehung mit den höhern Juſtizcollegien: 

1) in Berichtserftattungen und Acteneinſendung z entiveder auf Begehren, 
oder nach eingelegter Berufung, oder um Imftructionen und Entfcheis 
dungen zu veranlaffen; 

2) in Erſtattung der vorgefchriebenen tabelfartfchen Eriminalberichte, und 

zWwar monatlich an die Kanzleien und an die Landdroſtei, vierteljaͤhrig 
an das Jufkigdepartement des Gabinetsminifterit, 

In letzterer Hinficht ergiebt der Auftrag, oder bie Neguifition, oder bie, 
an andere gerichtliche Behörden um Huͤlfsleiſtung zu erlaffende, Requifition 
den Umfang des Juſtizverfahrens mit dev beauftragenben, requirirenden oder 
requirirten Behörde, 

$. 51. Uebrigens ftehen die Aemter in Juſtizſachen mit nachftehenden 
Behörden in Gefchäftsverbindung: 

1) mit dem Landphyficat, in allen Fällen, wo es auf bie Yusmitte: 
lung und ärztliche Begutachtung Eörperlicher Verlegungen, aufzuklärens 
dev Todesarten, oder verbächtiger, gefährlicher Mittel und Abfichten, 
oder auf die Eörperliche Befchaffenheit von Verbrechern ankommt; 

2) mit bee Geiſtlichkeit bei erforderlichen Taufſcheinen, Atteften über 
die religiöfe Bildung und ben Lebenswandel, oder um bie Belehrung, 
Ermahnung und Gewiffensfhärfung von Individuen, in den Sällen 
zu veranlaffen, wo die Gefege und Umftände folches erforbeun; 

3) mit den Landdragonern, welche zu Juſtizausforſchungen, Verfol⸗ 
gungen, Arretirungen, Bewachung und Transportirung Re 
Perfonen und Sachen zu requiriten find; 

4) mit den Landespolizei: und Streafanftalten, rüdfichtlic be 
Ueberfendung ber in die Irren- und Arbeitshäufer Aufzunehmenden, 
oder der zur Strafanſtalt Werurtheilten, und der Requifition wegen 
deren Transports, auch der Gorrefpondeng über die Auszahlung der, 
behuf ihrer Unterhaltung, zu entrichtenden Gelder. 

$: 52, Die Anordnung ber Bormundfchaften, Curatelen und Admi⸗ 
niſtrationen, die Aufſicht über ſelbige als Obervormundſchaft, die Belehrung 
der Bormünder über Ungewißheiten ober Bebenklichkeiten, die Anhaltung zur 
jährlichen Nechnungsablage, wo folche erforderlich ift, deren Mevifion und 
Monivung, und bie Abnahme der Schlußrechnung, iſt eine wichtige Pflicht 
der Aemter. 

$. 53. Für ſelbige gehört, ber Regel nad), bie Confi rmation ber. Con⸗ 
tracte, Eheſtiftungen, Auslobungen, Altentheilsbeſtimmungen und anderer 
Vertraͤge unter amtsſaͤſſigen Staͤdte⸗, Fleckensbuͤrgern und Bauern, und 
wegen Buͤrger⸗ und Bauernguͤter, fo wie die Eintragung derſelben in Die 
Amtsbücher. Gleichergeſtalt Hiegt ihnen bei beabfihtigten Heirathen aller, der 
Amtsjurisdiction unterworfenen, Perfonen die verfaffungsmäßige Ertheitung 
eined EN nad). vorgängiger Unterfuchung der NEN der 


Ehe, ob, 

$. 54, Eine befonders: wichtige Pflicht der Aemter befteht in der Eins 
tragung der beftellten Hypotheken in bie Amtshypothefenbücher und der ges 
nauen Inordnunghaltung der Iegtern, wohin auch die ordnungsmäßige Loͤ⸗ 
ſchung getilgter Hypotheken und. dad Verfahren, behuf Mortificirung verlore⸗ 
ner Obligationen gehoͤrt. 

. 55.° Die gerichtliche Verwahrung von Documenten, Geldern und 
andern Gegenftänden von Werth, nach erfolgtem. Erkenntniß oder auf freis 
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willlgen Antrag, die Anfertigung der Depoſitenſcheine und die genaue Fuͤh⸗ 
rung des Depoſitenbuchs iſt eine ſtreng verantwortliche Obliegenheit der 
Aemter, Sa 
$. 56. Endlich kann die Aufnahme von Teſtamenten, Schenkungen 
unter Rebendigen oder auf den Todesfall, fo mie anderer Vermögens = und 
MWillensdispofitionen, als Handlungen dev freiwilligen Gerichtsbarkeit, von dem 
Aemtern geſchehen. 
$: 57. Ueber das kuͤnftige Verfahren in Wrogenſachen behalten 
Mir Uns die näheren Beflimmungen vor, 
U. Abdminiftrationsfadhen. 
$. 58. Die abminifteativen Geſchaͤfte der Aemter zerfallen im Regis 
minals, Militaies, Domainen- und Conſiſtorialſachen. 
A. Regiminalfachen. 
$. 59. Die Amtshoheit- und Graͤnzſtreitigkeiten, infonderheit bei 
Graͤngaͤmtern, das Verfahren ausländifcher Behörden gegen Amtsunterthanen 
und deren: Eigenthum, worüber obrigkeitllche Beſchwerden zu führen, Bewil— 
ligungen von Penfionen und Unterflügungen aus bee Generallaffe, fo wie 
alle Angelegenheiten von hoher Bedeutung und refervirter Entſcheidung, find 
an die Landdroftei zur weitern Verfügung des Cabinetsminifterii zu berichten. 
$, 60. Bei Zobesfällen der Amts- oder Amtsumterbedienten liegt ben 
Aemtern die fofortige Anzeige an die Landbroftei, die DVerfiegelung, Inven⸗ 
tarifirung und Conſtatirung der Dienftpapiere, Gelder und anvertrauten Ges 
genftände, fo. wie die Einführung, Beeidigung und Inſtruirung ſaͤmmtlicher 
Amtsunterbedienten, ob. 
864. Mit der Generalkaffe können die etwa nöthigen Communica: 
tionen wegen Gapitalien, die auf Fabriken und Unternehmungen bergelichen 
find, ruͤckſichtlich deren Verzinfung und Abtrag, wegen Auszahlung von Pen: 
fionen, Extheilung von Lebensbefcheinigungen an Begnadigte, und Auszahlung 
von Geldern, nach wie vor direct Statt finden. 
$. 62. Die Gefchäfte dee Beamten, vüdftchtlid dev beftehenden, fo: 
wohl directen als indireeten Landesfteuern, und ihre Verhältniffe zu den an: 
geftellten Steuerbehörden ergeben ſich aus den verfchiedenen, über diefen Ge: 
genftand erlaffenen, oder noch zu erlaffenden Verordnungen und Ins 
ſtructionen. 
$. 63. Wegen ber, in einzelnen Provinzen etwa noch beſtehenden, bes 
fondern Steuern, Duobdecimalgelder u. dgl., haben fich die Aemter, rüdficht- 
lich deren Declaration und Liquidation, mit den der Steuer unterworfenen 
Smdividuen, fo wie mit der Steuerdirection oder Hofpitalkaffe zu benehmen. 
$. 64. Hinfichtlich der, behuf Beftreitung der Ausgaben eines jeden 
Amts, zu Polizeis und Militairzwecken erforderlichen Abgaben, wegen. Un- 
terhaltung armer MWahnfinnigen im Serenhaufe, wegen Unterflügung verun— 
gkuͤckter, oder durch Krankheit verarmter Einheimifchen und Fremden, wegen 
Vorkehrungen. zu nothmendigen, nüglichen allgemeinen Polizeizweden, ferner 
wegen der ſtaͤndigen Gavalleriebequartierung und beren Anfprüce auf Por: 
tionenz, Servis⸗, Drdonnanz>, Hauss und Grasgelder, haben die Aemter 
4) behuf obengebachter Polizeizwecke der Landdroftei die Gründe der Auf: 
bringung berichtlich vorzulegen, und ſolche nur mit deren Genehmigung 
zu veranlagenz Ä j 
2) behuf der Cavallerie ' 
a) eine genaue Cavalleriebequartierungstlifte zu führen, zu dem Ende 
ohne ihr Vorwiſſen keine Bequartierungen und Umguartierungen 
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Statt finden zu laſſen, und ſich deshalb mit dem commandirenden 
Officier zu veiſtaͤndigen; 


h) mit dem betreffenden Cavallerieregimente auf jene gie —— 


monatliche Abrechnungen zuzulegen; 

.e) hiernach mit den Quartierpflichtigen abzurechnen; 

- d). halbjährig die Abrechnung mit dem Gavallerieregimente der Krlegs⸗ 
kanzlei einzuſenden; 

e den jährlichen Betrag bee baaren Geldzahlung in der Nedenanlage 
zu berechnen; 

die jaͤhrlichen Ausgaben, behuf der Polizeis und Militaitzwede, auf 

das Amt zu repartiren, und auf die Pflichtigen, nad dem vorge 

fhriebenen Fuß, zu fubrepartiven; endlich 


4) die Mebenanlagerechnung ber Landdroftei abzulegen. 
8 65, Die Aufträge bes Schagcollegii haben bie Beamten zu 


vollziehen, 
$. 66. Die Landespolizei iſt entweder von der Landdroſtei unmmits 


telbar ausgehend, oder beſondern Verwaltungsbehoͤrden anvertraut. In ers 
ſter Hinficht ftehen die‘ Aemter mit der Landdroftei, in letzterer mit - den ber 
fonders conftituirten Behörden in Verbindung, 


‘8. 67, Bu den, unmittelbar von ber URS, ausgehenden, Polis 


zeigegenftänden gehört: 


4) 


die Aufficht Über die Gemeindegüiter und beren Verwaltung ; — den 
Aemtern ſolche in ihrem Wirkungskreiſe obliegt. Es umfaßt dieſelbe 


die Berichte uͤber Anſtellung der Verwalter, Polizeibürgermeifter in 


2 


et 


8 
4 


Kal Ze nv, 


den amtsfäffigen Städten und Fleden, fo wie der Schulen in den 
Dörfern, die Abnahme der Gemeinderehnungen, und die Anträge an 
die Landdroſtei wegen Vertauſch, Verkauf, Anlehn oder Gemeindeein - 
richtungen, die einer landespolizeilichen Genehmigung beduͤrfen. Auch 
gehoͤren dahin die Gemeinheitstheilungen, inſofern dafuͤr nicht ein 


ODekonomlecollegium angeordnet iſt, oder angeordnet werden wird; 


die Ertheilung von Conceſſionen zu neuen Anlagen von Mühlen, Fa: 
brifen oder Unternehmungen, wobei das Publicum ein Intereſſe 
hat, und welche Unterſuchungen und Berichtserſtattungen der Aemter 
vorausſetzt; 

die Gildeſachen ber amtsfäffigen Städte und Fleden, fo wie die Er: 
theilung der Conceſſionen für Handwerker und Hokenhaͤndler 20.5 


die Berichtserftattung über Handels: und Fabrikfachen, — uͤber 
Zuſchlaͤge und die Erlaubniß zum Ein», Aus- oder Durchfahren von 


Handelsartikeln. Die Aemter führen daneben die Aufſicht auf. die 
Michtigkeit der Maaße, Gewichte und Münzen „auf Faͤlſchungen und 


Betrügereien im Handel und Wandel; fo mie im Verkauf. der. Lebens: 


8 


— 


beduͤrfniſſe, beſonders des Brotes, Fleiſches Biers und Branntweins; 
die Anträge über Bewilligung. von Maͤrkten, oder ‚deren Verlegung 
auf andere Tage, deren Regulirung und polizeiliche Beachtung ; ! 


. 6) die Berichtserftattung wegen Schifffahrtss, Stroms, Canalz, Deich 


bau⸗- und Abwäfferungsangelegenheiten, infofern Verfügungen“ von 
Landespolizei wegen zu erlaſſen find; 


7) die Erhaltung oder Anlage öffentlicher Mege, Dämme, Brüden en 


Abzugsgräben, wobei die Bewilligung der nöthigen Landfolgen oder 


bie ‚Erleichterung ber pflichtigen — a — Aemter 


veranlaßt werben muß; 
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-8) bie Bertchtserflattung über zu ertheilenden Judenſchutz, fo wie die po= 
Ullzeiliche Beachtung des Betriebes der Juden; | 


 . 9) die Maafregeln, rudfichtli der Sicherheitspolizei und dee darüber an 


die Landdroftei zu erftattenden Berichte; insbefondere 
a) die Vorkehrungen gegen Brandfchaden, die Feuerordnung, Feuer: 
viſitationen, die Befichtigung und Zulaffung von Neubauen, bie 
Loͤſchungs- und Rettungsdirection bei einem Brande. Nach einem 
Brande die polizeiliche Unterfuhung über die Veranlaſſung deſſel⸗ 
ben, die Miederaufbauung. abgebrannter Gebäude, die Sorge für 
die Unterflügung an Geld und Naturalien, die Verfhaffung von 
Bauholz, die Anträge_über Nemiffionen an Steuern und Meier- 
gefällen, die Feuerlöfhungsanftälten, Prämienerwirtungen für Rec 
tung u. f. mw; 
b) die Verwahrung von gefährlichen Blödfinnigen in Seren» und Ar: 
beitshäufern, nach. darüber abgeftatteten Berichten; | 
c) die Bewilligung zur Anfiedelung von Häuslingen, mit befonderer 
Beruͤckſichtigung ihrer Aufführung und ihree Erwerbsmittel ; 
d) die Aufſicht auf Reiſende, Verdächtige, Verbrecher und Vagabon⸗ 
den; die Ertheilung von Päffen und Wanderbuͤchern und die Aufz 
ficht auf die Wirthshäufer; | 


10) die Wahrnehmung der Gefundheitspolizei, namentlich bie Anträge auf 


Anſtellung von gefchidten Aerzten, Wundärzten, Hebammen und 

Thieraͤrzten; die Verhütung oder Befchränfung von anftedenden Krank: 

heiten für Menfchen und Vieh, nach Berathung mit dem Landphy⸗— 

ſikus oder mit Thierärzten. Die Aufficht auf die Apotheker, und 

- Vorkehrungen gegen Pfufher, Quadfalber und herumziehende Medi> 
cinhaͤndler ; 


41) die Aufficht auf öffentliche Sitten und Ehrbarkeit, auf die Sabbats— 


. feier, auf verbotene Spiele und Lotterien, auf die öffentlichen Vergnuͤ— 
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gungen und. die Dienffbotenordnung; 


42) die Verſorgung der Armen, und die Abſtellung der Haus» und Stra⸗ 


Benbettelei;- 


43) endlich die Beguͤnſtigung und Beförderung alles deffen, was ber Wohl: 


fahrt der Amtsbewohner, dem Aderbau, der Viehzucht, dem Handel. 
und der Induſtrie förderlich feyn kann. 
$. 68. Die befonders conftituieten Behörden, unter und mit denen 


die Aemter einzelne Polizeiangelegenheiten zu verhandeln haben, find, nad) 
Derfchiedenheit der. Provinzen: | 


1) das Landes» Defonomtiecollegtum, für welches alle Gemeinheitstheifun- 
gen und Verkoppelungen, nach befondern gefeglihen Beftimmungen, 
gehören ‚ und wobei den Aemtern, oder den. eſonders beauftragten 

Beamten eine, in den Verordnungen näher befimmte, thatige Mit: 
wirkung obliegt; 

2) die Brandkaffendirection, am welche jährliche Verzeichniffe von den 
nachgeſuchten Affecuranzveränderungen, nad) deren vorgängigen Prüs 
fung, einzufenden, und bei eintretenden Feuersbruͤnſten die liquidirte 


Aſſecuranzſumme anzuzeigen if. Die empfangenen Gelder haben die 


Aemter an die Intereſſenten auszuzahfen, auch fuͤr deren Verwendung 
‚zum Wiederaufbau Sorge zu ragen; 

I) das General-Poftdirectorium., mit welchem, fo wie mit Poftämtern, 

Communicationen :.in allen: Poftangelegenheiten Statt finden Eönnen, 


in Welchen eine obrigkeitliche Einwirkung erforderlich iſt; 
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4) das Landgeſtuͤt, ruͤckſichtlich der zweckmaͤßigen Stationirung ber herr⸗ 
ſchaftlichen Beſchaͤler, wobei die Aemter ihre Bemuͤhung dahin rich 

ten muͤſſen, daß. die beabſichtigte Veredlung der Pferderacen erkannt 
und benutzt werdez — 

5) die Hebammeninſtitute, mit welchen die Aemter uͤber die Aufnahme 
und Bildung einer hinlaͤnglichen Zahl zu. Hebammen qualificirter 
Frauen zu correſpondiren haben. a — 

B. Militairſachen. 
— $. 69. Die von den Aemtern zu betreibenden Militairangelegenheiten 
die Cavalleriebequartierung, berem bereits im $. 64. gedacht: ift; 

2) die außerordentlichen Einquartierungen, Cantonnementslager ober 
Durchmaͤrſche. Va 

Sn diefer Hinficht haben die Aemtr | 

a) die Dielocation, fo weit es der Militairzweck erlaubt, zu verabre⸗ 
den und zu verfügen; DE | 

b) für die Verpflegung nach den Drdonnanzen — infofern ſolche nicht 
aus Magazinen oder durch LKieferanten erfolgt — zu forgen, bie 
felbe zu conteoliven, und jede Beſchwerde zu unterfuchenz; 

e) die Befcheinigungen wegen Berpflegungen zu erwirken und zu 
fammeln ; 

d) die Liquidationen vorfchriftsmäßig aufzuftelen, und an die Land: 
droftei, zur MWeiterbeförderung an die Kriegskanzlei, einzufenden, 
auch die darüber gemachten Erinnerungen zu erledigen ; 

e) die Geldzahlungen in Empfang zu nehmen, an bie Bequartierten 
zu vertheilen, und die von den Empfängern quittirten Zahlungs⸗ 
etats obrigkeitlich atteftirt an die Kriegskanzlei einzufenden; 

3) die Kriegerfuhren, deren Bedarf, nach Manfgabe der darüber ergan- 
genen Verfügungen, nach dem turno zu repartiren und zu beftellen, 
daruͤber ſowohl mit den Pflichtigen, als mit den höhern Behörden 
Liquidation zuzulegen, und, in Zällen von Verluft an Pferden und 
Spannwerk, Vorſorge über Entfchädigungen oder Ausgleichungen zu 
treffen iſt; | 

4) die Mititair- Aushebungsgefhäfte, welche nachſtehende Hauptpuncte 
umfaſſen: | 
a) die Empfangnahme der Predigerliften, Verfügung zur Aufftelung 

der DOrtfchaftsliften und deren Bekanntmachung, fo wie bie Auf: 
ſtellung der alphabetifchen Generallifte von den jährlihen Militair— 
pflichtigen des Amts; ee 

b) die Abhaltung des Vor⸗ Unterſuchungstermins, zur Erforfhung der 

ı Perfonalitäten und Reclamationen eines jeden. Pflichtigen, und zur 
Belehrung eines Jeden über die Statthaftigfeit feines Vorbringens, 
fo wie uͤber die etwa vorzubeingenden Beweiſe; ZEIT 

c) die Ausfertigung oder Atteſtirung gefeglicher Beweisdocumente über 
Reclamationen; 

A) die Correſpondenz mit auswaͤrtigen Behörden wegen der, nicht an 
ihrem Geburtsort zur Loofung kommenden, Militairpflichtigen ; 

e) die Einfendung ber Generaltiften an den Militaircommiſſair; 

f) der Unterfuchungstermin der Militaircommiffion; 5 

g) die Aufnahme von Stelfvertretungscontracten; = 

h) die Stelung' des Contingents und Erfegung der Ausgeſchloſſenen; 
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i) die Verfolgung der Abweſenden oder Ausgetretenen bis zur Einſtel⸗ 
lung oder zum Contumazurtheil gegen ſelbige; 
k) bie: Begutachtung der, wegen neuer Verhältniffe veranlaßten, Res 
clamationen zur DBerfegung in eine andere Klaſſe; 
: D die Vifieung der Urlaubspäffe; 

m) bie. Einberufung zum Dienft. 

5) die Penfionen, wobei die Ausftellung der Lebensbefcheinigungen und 
Atteſtirung der Sterbefcheine, die Zahlung der rüdftändigen Penfionen 
und Loͤhnungs-Nachverguͤtungsgelder zu beforgen ift. 

Außerdem muß ber Hofpitalkaffe alljährlich eine Berechnung der Duos 
decimalgelder, oder eine Wacatsbefcheinigung eingefandt werben. 
Für die Kriegskanzlei gehören die Anträge der Aemter zur Aufnahme 
der Kinder der Invaliden in die Sperrkaffe. 
: 6) die Beſchwerden und Unterfuhungen, welche vom Militaie oder gegen 
daaſſelbe veranlaßt werden, gehören entweder zu den Attributionen der 
Aemter, oder werden auf Requifition des General= Kriegägerichts zur 
Erledigung vorbereitet. | 

u, © Domanialfaden. 

$. 70. Ruͤckſichtlich der Domanial» und Forſtadminiſtration haben ſich 
die Aemter diejenigen Vorfchriften zur Richtſchnur dienen zu laſſen, welche in 
den, über dieſe Gegenftände unterm heutigen dato erlaffenen, befondern Re⸗ 
glements «enthalten: find. | | 
. 71. Im den Aemtern, wo Kloftergüter befindlich find, deren Ad- 
minifträtion einem Beamten von der Kloſterkammer übertragen worden, lies 
gen bdemfelben, in deren Ruͤckſicht, fänmtliche, die Domainenverwaltung bes 
treffende, Verpflichtungen ob. 
D. Confiftorialfadhen. 

$. 72. Außer den, in Gonfiftorialfachen vortommenden, tichterlichen 
Geſchaͤften, begreift in den Provinzen, wo ein Beamter mit dem weltlichen 
Kichencommiffariate beauftragt iſt, diefes die Beſorgung nachftehender abmi- 
niffeativen Gefchäfte: | F 
M die — Kirchen, Schulen, Pfarr⸗, Schullehrer⸗ und Ar⸗ 

menhaͤuſern; 

2) die Aufficht auf das Vermögen ber Kirchen, Schulen und Stiftungen, 

3) die Verpachtung oder Adminiſtration ber geiftlichen Grundſtuͤcke und 
=. Getechtfame; | 
. #) die Bertretung -de8 Intereffes ber Kirche, Geiftlichkeit, Schulen und 
Stiftungen bei Streitigkeiten, Proceffen, Gemeinheitstheilungen u. f. f. ; 
5) Ko Verbeſſetung der Schulftellen duch Neubaue, Anbaue, Auss 
weifungen; ° “ 
6) die Melioramenten⸗Auseinanderſetzung zwiſchen Geiſtlichen ober deren 
‚Erben mit den Reuantretenden; | | 

T) die Polizeiaufſicht auf Kichen und Schulen und bie darüber vorkom⸗ 

. menden Beſchwerdeunterſuchungen; — 
28 die Reviſion der Kirchen- und Armenrechnungen; 
9 die Anweſenheit bei den Kirchenvifitationen und Introductionen; 
10) Sie Anſtellung und Beeidigung der Kirchenjutaten und Altariſten. 





Bit befehlen demnach allen, ‚bei Unfern Aemtern angeftellten, Beamten 
und Amtsunterbedienten, fich nach den, in dem vorfiehenden Reglement ent: 
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haltenen, Vorfehriften genau zu achten; und vertrauen um fo zuverfichtlicher, 
daß fie mit Nectfchaffenheit, Fleiß und Thaͤtigkeit den ihnen obliegenden 
Pflichten nachkommen ‚werden, je größer der michtige Einfluß ift, den ihre 
treue Dienftführung auf das Wohl der, ihrer unmittelbaren Vorforge anvers 
teaueten, Untertbanen hat, und je mehr fie dadurch Unfere landesväterlichen 
Gefinnungen erfüllen, und Unſerer befondem Huld und Gnade ſich wuͤrdig 
machen werden. Br F ee N 
Gegeben Garltons Houfe, den 18. April 1823. F 

ver George RB. : + 

ee E. Graf v. Münfter. 





Die wichtigen Ereigniffe, welche feit dem September 1831. m meh⸗ 
reren Staaten des nördlichen Teutſchlands, im Koͤnigreich Sachfen, im 
Herzogthume Braunfchweig, im Churfürfterthume Heffen=Caffel.und im 
Herzogthume Altenburg erfolgten, blieben nicht ohne. Ruͤckwirkung auf dad 
Königreich Hannover, mo die erſte Ankündigung einer öffentlichen Be⸗ 
wegung im Januar 1831 in Goͤttingen ſich zeigte. — So wie in den 
oben genannten nordteutſchen Staaten zum Theil ſchon im Herbſte 1830, 
oder doch in den erſten Monaten des Jahres 1831, die Landſtaͤnde zu⸗ 
ſammenberufen wurden; ſo geſchah dies auch im Koͤnigreiche Hannover. 
Die Stände deſſelben, wie ſie nach dem Patente vom 7. Dec. 1819 
befanden, wurden zum 7. März 1831 nach Hannover berufen. Die 
beiden Kammern blieben bis zum 24. Juni 1831 verfammelt, und bald 
erhellte aus dem bekannt: gewordenen ‚Charakter der Verhandlungen *), 
daß die Beflimmungen des Patentd vom 7. Dec. 1819 für die begon- 
nene neuere Zeit nicht mehr. ausreichten. — Daß aber die Regierung des 
Königreiches felbft die ıgeitgemäße Verjuͤngung ded innern Staatslebens 
beabfichtigte, ſprach der Herzog von. Cambridge, der nunmehrige Bicez 
Fönig, bereits am 7. März 1831, bei Eröffnung der Staͤndeverſamm⸗ 
Yung, aus, als er erklärte: „Das. wahrhaft Gute werde nur durch alls 
mählige,. mit ruhiger Befonnenheit und Erwägung aller Berhältniffe 
zu treffende, Reformen, durch die Achtung des Rechts der Einzelnen, 
begründet.” Schon, nach dem Verlaufe dreier Monate, warb dad Bes 
duͤrfniß einer völlig neuen Verfaſſung fo dringend gefühlt und fo 
allgemein erkannt, daß das Minifterium zu Hannover den verfammelten 
Ständen am 16. Juni 1831 die Mittheilung machte: der. König finde 
wegen Außarbeitung eines neuen Grundgefeges Fein Bedenken, und 
das Minifterium werde demfelben die Grundzüge zur weitern Entſchließung 
darlegen.” Darauf erfolgte am, 24. Juni die Vertagung der Stände, 
Später wınden, am 15. Nov. 1831, unter dem, Vorfige des Staats= 
und Cabinetsminiſters von Schulte,,7. landesherrlihe. und 14 ſtaͤndiſche 

*) Nachrichten von den Verhandlungen der allgemeinen Staͤnde— 
verfammlung zu Hannover vom Jahre 1831. 40 Bog. 4 — Vgl. damit 


bie, mit ber vierten Nummer abgebrochenen, ‚‚Nachrichten von den Verhandlungen 
der erſt en Kammer ber allgemeinen Stänbeverfammlung.‘ -. — 
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Deputicte zur Berathung des ihnen vorgelegten „Entwurfes zu Dem 
neuen Staatögrundgefebe” nad Hannover berufen. 


g) Entwurf eines Staatögrundgefeges für das Koͤ— 
nigteih Hannover, wie folcher der niedergefegten Com— 
miffion von Seiten der Tandesherrlihen Commiffarien zur 
vorläufigen Berathung vorgelegt worden ift. 


Erfies Kapitel. 
Allgemeine Beftimmungen. 
3.1. Das Koͤnigrcich Hannover bildet, unter der Gouverainetät des Könige, 
ein in allen feinen Beſtandtheilen durch daſſelbe Grundgefeg verbundenes Ganzes. 

"8% Daffelbe theilt in feiner Eigenfhaft als Glied des teutihen Bundes alle 
aus diefem herfließenden Rechte und Verpflihtungen. Die Beſchluͤſſe der Bundes⸗ 
verfammlung werden für das Königreich verbindlich, fobald fie vom Könige ver— 
tündigt find. — 

$. 3. Die Regierungsform des Koͤnigreichs iſt die erblich-monarchiſche. 

Der Koͤnig ertheilt dem Lande die feierliche Zuſicherung, in der Ausuͤbung 
Seiner Esnialichen Rechte die Rechte Seiner Unterthanen, die Rechte der Gemeine 
den und Körperfchaften im Königreiche, die Rechte der Kirchen, die Rechte ber Pro« 
vinziallandfchaften und ber allgemeinen Ständeverfammlung ungefhmälert aufrecht zu 
erhalten und gegen alle Eingriffe zu ſchuͤtzen; s 

die Anordnung der Finanzen des Koͤnigreichs und feiner einzelnen Provinzen 
nicht ohne die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände zu treffen; 

und bei der Einrichtung der Landesbehörden, fo wie bei der Beſtallung der 
Dienerſchaft dahin zu fehen, daß der öffentliche. Dienft in allen Zweigen jederzeit 
verfaffungsmäßig verwaltet wird, und feinen ungehinderten Fortgang zum Belten 
des Landes hat. 

. 54 Der Sis ber oberften, dem Könige unmittelbar untergeordneten Regigs 
zungsbehörde kann nicht außerhalb des Königreichs verlegt werden, dringende Roche 
fälle auögenommen. 

5, In Fällen längerer Abwefenheit des Königs hat derſelbe das Recht, eis 
nen Stellvertreter zu ernennen, und mit Vollmacht und Juſtruction zu verfehen, 


Zweites Kapitel. 


Vom Könige, von der Thronfolge und der Regentſchaft. 


$. 1. Der König, als Oberhaupt des Staats, vereinigt in fih alle Rechte der 
Staatögewalt. 

Die Perfon des Königs ift heilig und unverletzlich. 

$.2%. Der König vertritt das Königreich in allen Beziehungen gu dem teute 
fhen Bunde, zu den einzelnen Bundesftaaten und in allen auswärtigen BVerhältnife 
fen. Er ordnet die Gefandtfchaften und fonftigen Miffionen an, fchlieft mit ane 
dern Mächten Verträge, und erwirbt dadurch Rechte für das Königreih, fo wie 
Er daffelbe auch zur Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. 

$. 3. Ebenmäßig geht au im Innern alle Regierungsgewalt von dem Kits 
nige aus, und wird durch die Landesbehörden, diefe mögen unmittelbar beftellt feyn 
ober nicht, vermöge der vom Könige verlichenen Gewalt, ausgeübt, 

Kein Landesgefes tritt in Gültigkeit, bevor es vom Könige verkuͤndigt iſt. 

Die bewaffnete Macht ift allein vom Könige abhängig, und cs gehen vom Kös 
Der * REG, fo wie alle fie betreffenden Anjtellungen, Anordnungen und 

efehle aus. 

| $. 4 Dem Könige fteht die Aufficht über alle Gerichte des Landes zu. Er 
verfpeicht den Lauf der Gerichtspflege nicht zu hemmen, und Straferkenntniſſe nicht 
zu fchärfen, hat aber das Recht, Straferkenntniffe im Wege der Gnade aufzuheben 
wait 5 mildern, auch das Verfahren gegen den Befchuldigten einzuftellen und nie 
erzufchlagen. BR 

$. 5. Der König verleiht Rang, Titel und Würden, hat das Recht, Stan« 
— vorzunehmen, und die der Krone heimgefallenen Lehen wieder zu 
verleihen. TE 
$. 6. Die Krone des Koͤnigreichs Hannover vererbt ohne Theilung der Lande. 
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Sie gebührt zunächft dem Mannsftamme des Eöniglichen Haufes aus rechtmäßiger, 
Hausgefeglicher Ehe. Die Ordnung der Thronfolge wird durch die Einealerbfolge, 
nad) dem Rechte der Erftgeburt, beftimmt. Erlifcht der Mannsſtamm der jegigen koͤ⸗ 
niglichen Linie; fo geht die Thronfolge, nad) Maafgabe der Hausgefege, auf ben 
Mannsftamm der jetzigen Herzoglich Braunſchweig⸗ Wolfenbüttelfchen Linie, und 
nad) deſſen Erlöfhen auf die weibliche Linie über. i 

| . 7. Beim Uebergange des Landes auf die jegige herzoglich Braunfchtweig-Wols 
‚ Fenbüttelfche Linie haben die Erben der jegigen Töniglichen Linie das Necht, nad) 
Maafgabe des Hausvertrages vom 10. December 1636, die auf die Erwerbung ein= 
zelner Landestheile verwandten Summen vergütet zu erhalten. 

er A 8. Der König ift volljährig, fobald er Sein achtzehntes Lebensjahr vollen 
et hat. 

$. 9. Der König wird ben Antritt Seiner Regierung durch ein Patent zur 
Öffentlichen Kunde bringen, in welchem Er zugleich die unverbrüchliche Fefthaltung 
der Landesverfaffung bei Seinem königlichen Worte verfichert, worauf Ihm nad 
den von Ihm zu ertheilenden Vorfchriften die Huldigung geleiftet wird. - 

$. 10. Iſt der König minderjährig, oder aus einer andern Urſache an ber 
eigenen Unsübung der Regierung verhindert; fo tritt eine Regentfchaft ein. 

$. 11, Liegt der Grund der Verhinderung des Königs nicht in der Minder- 
jaͤhrigkeit; fo hängt die Beurtheilung der Nothmwendigkeit einer Regentfchaft in ber 
Regel von bem Könige ab. ' 

War der Grund der Verhinderung bereits vor dem Regierungsanfalle an dem 
König vorhanden, und daneben von ber Art, daß Er felbft über die Nothiwendigkeit 
der Regentfchaft nicht verfügen konnte; fo entſcheidet bie besfalld von Seinem Vor: 
gänger in der Regierung etwa getroffene Verfügung. 

Ermangelt es. in biefem Falle an einer Beftimmung des Vorgängers in ber 
‚Megierung, ober fchließt der fpäter fi ereignende Grund der Verhinderung die 
Möglichkeit der eignen Beurtheilung der Nothwendigkeit der Regentfchaft aus; 
fo ift das abinetsminifterium befugt und verpflichtet, die Nothmwendigkeit einer Res 
gentihaft in Berathung zu ziehen. Befindet die allgemeine Ständeverfammlung 
fich beifammen; fo hat fie das Recht, auf eine ſolche Berathung bei dem Cabinets- 
minifterio anzutragen, und das Minifterium kann diefelbe nicht verweigern. 

Sofern die Majorität des Cabinetsminifterii fich für die Nothwendigkeit einer 
Regentſchaft ausſpricht, hat daffelde feine Anficht durch ein, die Gründe enthaltens 
des, Gutachten den Mitgliedern des Föniglichen Haufes vorzutragen. Die volljähri: 
gen Agnaten faffen fodann längftens ar drei Monaten, nad) abfoluter Stims 
menmehrheit, einen Befchluß, wobei jedoch das zur Regentſchaft ftehende Mitglied 
des Föniglichen Haufes feine Stimme hat. 

Wenn fie fih von der Nothwendigkeit einer Regentfchaft überzeugen, wird dies 
fer Beſchluß durch das Gabinetöminifterium den allgemeinen Ständen bes Könige 
reichs, ‚welche, fofern fie nicht zufammen find, von dem Minifterio in diefem befone 
dern Kalle außerordentlich berufen werben müffen, mitgetheilt, und nad) erfolgter 
Einftimmung derfelben zur öffentlichen Kunde gebracht. 
Sind keine nad) dem VBorftehenden zu diefer Berathung fähigen Agnaten vore 
handen; fo hat das Gabinetsminifterium, und zwar, fofern der König vermählt ift, 
nad vorgängiger Berichtöerftattung an die Königin, unter Einwilligung der allge 
meinen Ständeverfammlung, über die Frage dev Nothmendigkeit der Negentfchaft 
zur entjcheiden, a 
81% Wird die Negentfchaft von dem Könige felbft angeorhnetz fo fteht das 
Recht der Ernennung des oder der Regenten bem Könige ausſchließlich ji 

Begiebt der König Sich diefes Rechts, oder iſt derſelbe minberjährig, ober 
fritt einer der im vorigen $. bezeichneten Källe ein, in welchem die  Beurtheilung 
ber Nothivendigkeit einer Regentſchaft nicht von dem Könige felbft ausgeht; fo tritt 
die von dem Vorgänger in der Regierung über die Perfon des ober der Regenten 
etwa getroffene Verfügung in Kraft. — 

Ermangelt es an einem ſolchen; ſo faͤllt die Regentſchaft dem nach der Reihe 
des Erbfolgerechts zunaͤchſt ſtehenden Agnaten, welcher das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, von ſelbſt an. 

Sollte ein faͤhiger Agnat nicht vorhanden ſeyn; ſo geht die Regentſchaft auf 
die Koͤnigin, Gemahlin des Koͤnigs, nach dieſer auf die Mutter, und endlich auf 
die Großmutter vaͤterlicher Seits Über. Anderweite Vermaͤhlungen ſchließen dieſel⸗ 
ben jedoch von der Regentſchaft aus. 

In Ermangelung aller dieſer zur Regentſchaft berechtigten Perſonen, hat das 
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Cabinetsminiſterium die Perfon des Regenten, mit Einwilligung der allgemeinen 
Ständeverfammlung, zu beflimmen. 

. 18. Dev Regent leiftet, bei Uebernahme der Regentſchaft, einen Eid auf die 
Aufrechthaltung ber Verfaſſung. Die Eideöleiftung gefchieht im verfammelten Mis 
nifterio in Gegenwart des Erblandmarfchalls, der Präfidenten und Bicepräfidenten 
der allgemeinen Gtändeverfammlung. j 
8. 1%. Der Regent übt im Namen des Königs die volle Staatögewalt, wie 
fie dem Könige felbft verfaffungsmäßig zufteht. 

Der Regent darf jedoch eine Schmälerung ber verfaffungsmäßigen Rechte de 
Königs, fo wie eine Aenderung in der Einrichtung und den Befugniffen der allge 
meinen Ständeverfammlung überall nicht vornehmen, noch geftatten. 

Auch darf der Regent Eeine Standeserhöhungen vornehmen, und Feine Lehns— 
erpectangen ertheilen. — 

$. 15. Die Regentſchaft hört auf, ſobald der König das Alter der Volljaͤhrig⸗ 
feit erreicht hat, oder das anderweite Hinderniß ber eignen Verwaltung ber He: 
gierung gehoben if. , 

. 16. Die Erziehung bes minderjährigen Königs gebührt, wenn ber vorher: 
gehende König deshalb Feine andere Verfügung getroffen hat, der Mutter, und nad) 
diefen, der Großmutter von väterliher Eeite, wenn diefe nicht anderweit vermählt 
find. Diefen, fo wie den fonft etwa von dem verftorbenen Könige zur Leitung der 
Erziehung ernannten Perfonen, fteht jedoch dabei der Regent unter Beirath des 
Gabinetsminifterii zur Seite, welcher, wenn die Unfichten der Mutter ober Großs 
mutter, ober der vom Könige ernannten Perfonen, über die Wahl der Erzieher, 
ober über den Erziehungsplan von dem feinigen abweichen follte, zu entſcheiden, und, 
wenn eine Mutter oder Großmutter, welche die Erziehung leiten Eönnten, nicht 
vorhanden, und fonft Niemand vom Könige zur Leitung der Erziehung ernannt 
ſeyn follte, die Sorge dafür allein zu übernehmen hat. j 

Die Aufficht über die Perfon des aus andern Gründen an ber Ausübung der 
Regierung verhinderten Königs, und die Sorge für denfelden, darf der Regent nies 
mals übernehmen. 

$. 17. Die innern Verhältniffe des Eöniglichen Haufes werden vom Könige, 
als Oberhaupt der Familie, duch Bausgefege beflimmt. 


| Drittes Kapitel. 
Bon den Nechten und Pflichten der Unterhanen im Allgemeinen. 


$1. Die Rechte eines Hannoveraners ftehen zunädjft demjenigen zu, ber 
nach) den gefeglichen Beftimmungen Eingeborner ift. Erworben aber wird das Recht 
bes Eingebornen durch die ausdrüdliche oder ftillfchweigende Aufnahme in eine Ger 
meinde des Königreichs. Verloren geht es durch Auswanderung, und kann beſchraͤnkt 
werden durch ein Straferfenntniß. 


: 82% Alle Landeseimmwohner genießen, als gemeinfame Unterthanen bes Königs, 
gleichen Schug der Gefege für ihre Perfon, ihr Eigenthum und ihre Gerechtfame. 
Hinwiederum find fie gleichmäßig zum Kriegsdienfte und zur Zragung der Laftın 
des Königreichs verpflichtet. 

Die bereits aufgehobenen Eremtionen von allgemeinen Staatslaften bleiben aufs 
gehoben; Diejenigen Realeremtionen, welche noch Hinfichtlich einiger allgemeinen 
Staatslaſten beibehalten worden, koͤnnen nur gegen angemeffene Entſchaͤdigung aufs 
gehoben werben. 

‚Die Vorrechte und Befreiungen von allgemeinen Staatölaften, welche den Mile 
gliedern der Königlichen Bamilie, den Standesherren und den ihnen Gleichgeftellten 
zuſtehen, jo wie die Ausnahmen, welche zu Gunſten der koͤniglichen und ſtandesherr⸗ 
lihen Schlöffer und Gärten und in Anfehung der Güter der Kirchen, Pfarriwite 
wenthümer, Schulen und Armenftiftungen bewilligt worden, follen in der bisherie 
gen Maße, und wie fie durch die betreffenden Gefege beftimmt find, beftehen bleiben. 

Die Befreiungen vom Mititairdienfte find duch das Militairgefeg beftimmt. 

$. 3. Die Mitglieder der im Königreiche anerkannten chriftlichen Kirchen ae 
nießen gleiche bürgerliche und politifche Rechte im Staate. vr vg 

Auch den Anhängern anderer Gonfeffionen und Secten werben, da ber religiös 
fen Ueberzeugung kein Zwang gefchehen foll, bürgerliche Rechte und die Hausandacht 
vergönnt, ee und in der Maaße, als die Weife ihrer Andachtsuͤbungen und der 
Inhalt ihres Lehrbegriffs es geftatten wird. Zur Öffentlichen Religionsübung bes 
dürfen fie jederzeit der ausdrücklichen Genehmigung der Landesherrfchaft. 
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Die Rechtsverhaͤltniſſe der im Koͤnigreiche wohnhaften juͤdiſchen Slaubensgenof 
ſen ſollen durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt werden. 


$. 4. Die beſondern Rechte der Standesherren und der Grafen von Stolber 
zu Wernigerode und zu Stolberg, als Befiger der Graffhaft Hohenftein, find — 
Verordnungen und landesherrliche Zuſicherungen feſtgeſtellt. 


$. 5. Der privilegirte Gerichtsſtand wird, ſoweit er ein Realvorrecht ges 


wiſſer Grundftüce ausmacht, gänzlich aufgehoben, und die Gerichtsbarkeit über alle 


‚Grundftüde demjenigen Gerichte übertragen, in deffen Bezirke fie liegen. 

Wegen des befreiten Gerichtsſtandes in blos perfönlihen Sachen follen Beftime 
an getroffen werten, welche die Zweifel über die Competenz der Gerichte bes 
eitigen. € 

$. 6. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums unterliegt Feiner andern 
Beſchraͤnkung, als welche das Recht und die Gefese beftimmen. 

8.7. Seber, der verhaftet wird, muß innerhalb der erften vier und zwanzig 
Stunden nad» feiner Verhaftung verhört werben. Ä 

Die Unterfuhung und Entfcheidung über  begangene Verbrechen fteht nur den 
competenten Gerichten zu; es fey denn, daß das Sabinetsminifterium oder das Obere 
appellattonsgericht aus befondern Gründen die Gompetenz in einzelnen Fällen auf 
eine andere ordentliche Gerichtsbehörde übertragen. 

Das Verfahren bei Störungen der Öffentlichen Ruhe fol. durch ein befondered 
Geſetz beſtimmt werben. | | 

%. 8. Das Eigenthum und die Gerechtfame von Einzelnen und von Corporationen 
fönnen von der Staatsverwaltung zum Beſten des Gemeinmwefens in Anfprud) ges 
nommen werben, jedody nur in Gefolge gefeglicher Anordnungen, und wo diefe ab« 
gehen, im Falle der Nothwendigkeitz jedenfalls „ber fo, daß eine angemefjenene 
Entfhädigung vorangeht. 

.9. Die Entfcheidung über die Nothwendigkeit geht zunächft von ber betref⸗ 
fenden obern Verwaltungsbehörde aus. 
Den Betheiligten fteht gegen biefelbe, binnen einer unerftredlichen Friſt von 
vier Wochen nach deren Eröffnung, der Recurs an die Zuftizfection des Geheimes 
rathscollegit offen. Wei der Beſchlußnahme der Iegtern werden nach Erfordern, auf 
Verfügung des Gabinetsminifterii, Sachverftändige zu Rathe gezogen. 

Der Betrag der Entfchädigung wird, fofern nicht gefegliche Vorſchriften den» 
ſelben beftimmen, -von der Verwaltungsbehörbe feftgefegt. Die Betheiligten find bes 
fugt, zuvor eine, „unter ihrer Goncurrenz zu veranftaltende, Abfchägung des ihnen 

u erwacdhfenden Nachtheils zu verlangen. Gegen die Entfcheidung ſteht ihnen ſtets 
* Recurs an das Cabinetsminiſterium, binnen einer unerſtrecklichen Friſt von vier 
Wochen, vom Tage der Eröffnung derſelben an, zu; das letztere entſcheidet nach 
eingehohltem Gutachten der betreffenden Section des Geheimenraths. 

Wenn unmieberbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden iſt, hat die 
höchfte zur Stelle befindliche Verwaltungsbehörde über die Nothivendigkeit ber Maß— 
regel fofort allein zu entfcheiden. Im ſolchen Fällen ſolgt die Entſchaͤdigung ause 
nahmsweife innerhalb möglichft kurzer Friſt nad), BR 

,‚ 10, Mit alleiniger Ausnahme des im_$. 8. gedachten Falles, bleibt Nies 
mandem, der fich durch eine Verwaltungsbehörde in feinem auf einem befondern Zitel 
beruhenden Privatrechte verlegt erachtet, ‘der ordentliche Rechtsgang verichloffen. 

Staatsverträge und verfaffungsmäßig erlaffene gefegliche Vorſchriften koͤnnen 
nie, fondern nur deren unrichtige oder unbefugte Anwendung, einen Rechtsanſpruch 

gegen Verwaltungsbehoͤrden begruͤnden. 

Die Verfügung der Verwaltungsbehoͤrden ſelbſt gehoͤrt nicht zur Competenz 
der Gerichte; auch koͤnnen fie die Ausführung derſelben nicht hemmen. Lediglich die 
Frage, ob und welche Entſchaͤdigung dem Verlegten gebühre, fallt ihrer Entſchei⸗ 
dung anheim. 

Die Gerichte duͤrfen eine ſolche Klage nur dann annehmen, wenn von dem Klaͤ⸗ 
ger zuvor nachgewieſen worden, daß er bei der hoͤchſten Verwaltungsbehoͤrde be⸗ 
reits vergeblich Huͤlfe geſucht habe. 

$. 11. So oft die Rechte des Fiscus (ſowohl des Königs, ale Staats) oder 
deren Verwaltung in Conflict mit einem wahren, auf einem fpeciellen ‚Zitel ba» 
gründeten Privatrechte gerathen, gehört die Verhandlung und Entfheidung der 
hieraus entftehenden Rechtsaniprüde zur Competenz ber ordentlichen Gerichte, und 
zwar, foweit dies nach bisherigen Gefegen noch nicht der Ball gewefen, rücdfichte 
lich der, nach dem Tage der Publication des Staatsgrundgeſetzes entftchenden, 
Forderungen. | 
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Die Vollziehung des gerichtlichen Erkenntniſſes findet gegen die in demſelben 
bezeichnete Kaffe Statt. | 

Die Berwilligung darf nicht verweigerf werben. 

$. 12. Jeder hat das. Recht, tiber ihm treffendes geſetze und orbnun swidriges 
Verfahren einer Behörde, oder über die ah rare ber Entfcheibung in. feiner An: 
gelegenheit bei der unmittelbar vorgefegten Behörde ſchriftlich Beſchwerde zu erhes 
ben, und diefe nöthigen Falls bis zur höchften Behörde zu verfolgen. 

Dem Unterthan fteht das Recht der fchriftlichen Bitte bei den hohen und hoͤch⸗ 
ſten Landesbehoͤrben zu. Die Bittſchriften muͤſſen mit der eigenhaͤndigen Unter⸗ 
ſchrift der Bittſteller, ſo wie der Verfaſſer, verſehen ſeyn, und duͤrfen, ſobald ſie 
einen Gegenſtand des Gemeinweſens oder Verfaſſungsverhaͤltniſſe betreffen, nur von 


‚ Randeseinwohnern, die das fünf und zwanzigfte, Lebensjahr vollendet haben, unters 


zeichnet werden, und müffen außerdem wenigftens von einem Vorſteher ber Ge: 
meinde, aus welcher die Bitte ausgeht, zur Beglaubigung mit unterfchrieben feyn. 

Mehrere Gemeinden oder Gorporationen dürfen über Angelegenheiten, in Ans 
fehung deren fie nicht ohnehin in einem verfaffungsmäßigen Berbande mit einander 
ftehen, keine gemeinfchaftlichen Gefuche übergeben. 

-Die Bittfhrift wird in Uebertretungsfällen, bei fonft geſetzlichem Inhalte, als 
nicht übergeben betrachtet. 

Keine Bittfehrift darf durch mehr als drei Perfonen überreicht werben. Das 
Erſcheinen einer größern Anzahl wird als ein Verſuch zur Unruheftiftung geahndet. 
; Eingaben an die allgemeine Ständeverfammlung Eönnen nie perfönlich Überger 

en werben. 

$. 13. Die Freiheit der Preffe foL unter Beobadhtung der gegen deren Miß- 
—— zu erlaſſenden Geſetze und der Beſtimmungen des teutſchen Bundes Statt 
inden. 

$. 14, Jedem Landeseinwohner fteht das Necht zu, unter Beobachtung der 
gefeglihen Vorfchriften über die Militairpflicht, auszumwandern, 


Viertes Kapitel, 


Bon den Gemeinden und Körperfchaften. 
$. 1. Jeder Landeseinwohner ohne Ausnahme muß einer beftimmten Gemeinde 


im Königreiche angehören. Die Aufnahme neuer Mitglieder in eine Gemeinde, 


welche nicht durch Geburt, Verheirathung, oder aus einem andern, in den Gejegen 
beftimmten, Grunde ein Recht darauf haben, hangt, unter Vorbehalt ber gejegmä- 
figen Entfcheidung der vorgefrgten NRegierungsbehörben in zweifelhaften Källen, von 
der Gemeinde ab. 
2%. Wo Eein beftimmter Gemeindeverband befteht, ſoll diefer eingerichtet, 
und einzeln belenene Beligungen ſollen einem folhen Verbande beigelegt werden. 
Ale Grundftücde, die innerhalb des geographifchen Bezirks einer Gemeinde bes 


legen find, gehören zu berfelben. 


de 


Neue Anz oder Abbauer dürfen Eünftig nicht ohne Vernehmuug der Gemeinde 
angefest werben. e 

8.3. Ueber die Art dev Goncurrenz zu den Gemeindelaften, und zu den ber 
Gemeinde obliegenden Staatslaften, fo wie über die angemefjene Entſchaͤdigung der, 
von folchen Laften bisher verfaffungsmäßig befreiet gewefenen, Befisungen, follen 
befondere Beftimmungen getroffen werben. 

5.4 Die Verfaffung und Verwaltung in den Städten und Flecken des Kö- 
nigreichs fol in gleiher Maaße, wie folches für verfchiedene Städte neuerlichſt be— 
reits geſchehen iſt, durch oͤffentlich bekannt zu machende Reglements auf eine feſt 
beſtimmte Weiſe geordnet werden. "Durch dieſelben foll der Buͤrgerſchaft die freie 
Wahl ihrer Bertreter gefichert werden, um durch legtere eine Theilnahme an ber 
Wahl ihrer Gemeindebeamten und an der Berathung über alle diejenigen Angele— 
genheiten auszuüben, welche das Gemeinmwefen ihrer Sommune, deren Vermögen, Rechte 
und Berbindlichkeiten, fo wie die Bewilligung und Vertheilung der zu den öffentlis 
hen Beduͤrfniſſen der Stadt oder des Fleckens erforderlichen Leiftungen und Laften 
zum Gegenftande haben. 

. Die für einzelne Städte früherhin ſchon ertheilten NReglements, durch welche 
der‘ Bürgerfchaft und- deren Vertretern befchränktere Rechte, als in den ncuerlichft 
für andere Städte erlaffenen Verfaffungsregulativen eingeräumt worden, follen revi: 
dire und, unter Berüdfihligung der örtlichen Verhältniffe, mit den letztern in bie 
ab Uebereinftimmung geſetzt werben. 
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8. 5. Die Landgemeinden follen das Recht haben, ihre Vorftcher, mit Vorbe—⸗ 
halt der-Beftätigung von Seiten ber Regierungsbehörbe, felöft zu wählen. Eine 
Ausnahme hiervon befteht einftweilen nur da, wo ein Anderes verfaffungsmäßig 
bergebradjt oder vorgefchrieben ift. 

$. 6. Jede Gemeinde hat ihr Vermögen durch ihre Vorſteher felbftftändig zu 
verwalten. Die Oberauffiht der Regierungsbehörbe auf diefe Verwaltung und 
auf die Vertheilung und Verwendung der Gemeindeabgaben barf ſich nicht weiter 
erftreden, als dahin, bag das Vermögen erhalten, deffen Ginkünfte zu Gemeinde 
zwecken verwandt, und bei Wertheilung ber Gemeindeabgaben nad) gleichmäßigen 
Grundfägen verfahren wird, wie auch auf bie Entfheidung von Befchwerben, die 
gegen bie Gemeindeverwaltung erhoben werben möchten. 

.7. Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden und ihrer Anftalten 
wet nie als Staatsvermögen behandelt oder zu ben Staatseinnahmen gefchlagen 
werden. 

$. 8. Keine Gemeinde kann mit Leiftungen oder Ausgaben befchtwert wer: 
den, wozu fie nicht Gefege, oder Herfommen, oder andere Rechtstitel verbinden. 
Daffelbe gilt von mehreren in einem Verbande fiehenden Gemeinden. 

$. 9. Ausgaben und Laften, welche für die Zwede und Bebürfniffe von Ges 
meinden ober Verbänden mehrerer Gemeinden, erforderlich find, müffen von den 
Gemeinden, oder Verbänden, oder von demjenigen, der dazu nach befondern Rechts- 
verhältniffen oder Herkommen verbunden ift, getragen werden. 

$. 10. Laften, welche zu den Zwecken oder Bebürfniffen des ganzen König: 
reichs oder eines ganzen Landestheiles erforderlich find, Eönnen einzelnen Gemeinden 
ober Verbänden mehrerer Gemeinden nur in Folge befonderer Rechtsverhältniffe 
oder beftimmter Gefege auferlegt werden. j 

$. In den Fällen, wo Ausgaben verfaffungsmäßig von einem Verbande 
mehrerer Gemeinden gemeinfchaftlic) getragen und aufgebracht werben müffen, fol« 
Yen zur Prüfung der Ausgaben ſelbſt, fo wie zur Feftftellung der Repartition der 
felben, gewählte Mitglieder aller Gemeinden des Verbandes zugezogen, und biefen 
demnaͤchſt auch über die Aufbringung und Verwendung Rechnuͤng abgelegt werden. 
Die nähere Einrichtung dieſer Verbände wird befonders regulirt. , 

. 12. Die in den verfchicdenen Provinzen des Königreichs beftehenden ritter— 
ſchaftlichen Korporationen behalten ihre ftatutenmäßige Nechte, fofern fie nicht durch 
das gegenwärtige Grundgeſetz aufgehoben werden. 


Sünftes Kapitel. 


Bon den Verhältniffen ber Kirchen zum Staate, von den Unterrichtsanftal: 
ten, fo wie von den zu wohlthätigen Bweden beftimmten Fonds. 

$. 1. Den im Königreiche gegenwärtig anerkannten hriftlichen Kirchen wird 
freie öffentliche Religionsübung zugefichert. 

8.2, Dem Könige gebührt, vermöge ber Landeshohelt, das Schuß: und Obere 
aufſichtsrecht über die Kirchen. 

$. 3. Die Unordnung der innern rein geiftlichen Angelegenheiten bleibt der, in 
der Berfaffung jeder diefer Kirchen gegründeten, Kirchengewalt überlaffen. 

— 4 In ber evangelifchen Kirche werden bie in der Kirchengewalt enthaltenen 
Rechte vom Könige und defien Minijterio, unter Bebiehaltung der Gonfiftorial: und 
Presbyterialverfaffung , ausgeübt. 

Vermoͤge dicfer Verfaffung müffen für die evangelifche Kirche alle Kirchenges 
jege vor ihrer Erlaffung mit evangelifchen Geiftlichen und der Kirchenverfaſſung 
kundigen evangelifchen Laien berathen werden. 

Die, den einzelnen evangelifchen Kirchengemeinden, in, Beziehung auf bie Kirche 
zuftehenden Rechte, follen, ſoweit nicht bei den Wahlen der Geiſtlichen den einzel 
nen Gemeindegliedern ein Stimmrecht herkoͤmmlich gebührt, durch einen Kirchene 
vorftand ausgeübt werden, welcher die Kirchengemeinde vertritt, und aus beren 
Geiftlihen und einigen, nach zu erlaffenden nähern Beftimmungen, von der Ges 

‚meinde zu wählenden, Mitgliedern befteben fol. 

$. 5. Sollte der Fall eintreten, daß der Landesherr ſich zur katholiſchen Kir: 

che befenntes fo fol über bie Art und Weife der Ausübung der Kirchengewalt in 


. der evangelifchen Kirche, mit Buftimmung der allgemeinen Stänbeverfammlung, das 
Nöthige verordnet werben. 


$. 6. In der katholiſchen Kirche fteht dem Biſchoffe von Hildesheim und Ad: 
miniftrator der Diöcefe Osnabruͤck, die Ausübung der Kirchengewalt in Anfehung 


/ 
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alfer veingeiftlichen Angelegenheiten zu; bie In ber. Stantögewalt, enthaltenen Rechte 

“der Kirchenhoheit, zu denen auch die larideshertliche Dberaufficht Über die zunächft 
unter dem Bifchoffe ftehende und nach den Beftimmungen des $. 13. auszuübende 
Verwaltung: des Vermögens der Fatholifhen Kirchen und kirchlichen Stiftungen ge⸗ 
hört, werben vom Landesherrn und deſſen Minijterio unmittelbar, ober durch bie. 
tatholifhen Eonfiftorien ausgeübt. ’ 

8 7, "Alle allgemeine Anordnungen ber katholiſchen Kirchenbehörben "bedürfen, 
vor ihrer Verfündigung oder Vollziehung, der Einfiht und Genehmigung, des Mi: 
nifterii. Betreffen fie reine Glaubens» oder Firchliche Lehrſachen; fo fol deren Be⸗ 
kanntmachung nicht gehindert werben, fobald nur das Minifterium durch, genom: 
mene Einficht ſich davon überzeugt hat, daß deren Inhalt für den Staat unnade 
theilig ift. , j 

$. 8. Alle Gommiinicationen mit bem päpftlichen Stuhle, mit auswärtigen 
Kirchenverfammlungen oder Kirchenobern ohne Ausnahme, müffen dem Minifterio 
zur Einficht vorgelegt werden, und deren Befhlüffe, Erlaffe, Bullen, Breven, Res 
feripte und fonftige Schreiben an die Fatholifche Kirche im Königreidhe, an ganze 
Gemeinden oder einzelne Landeseinwohner, ohne allen Unterfchied ihres Inhalts, bes 
dürfen vor ihrer Verkündigung oder Snfinuation des landesherrlichen Placet. Dies 
fes fol nicht verweigert werden, wenn fie von der am Schluffe des vorhergehenden 
8. angegebenen Befchaffenheit find, BR 5 

5. 9. Das Minifterium hat dahin zu fehen, daß Feine Mißbraͤuche oder Ueber: 
fhreitungen der Kirchengewalt eintreten, und ftellt biefelben von Amtswegen pder 
auf an daffelbe eingegangene Recurfe ab. Beſchwerden gegen untergeordnete Kirchen— 
diener müffen jedoch zunaͤchſt an die Kirchenobern im Königreiche gebracht werden, 
en aber, wenn felbigen von biefen nicht abgeholfen wird, an das Minifterium 
gelangen. ° ° | : 

$. 10. Alle Kivchendiener beider Confeffionen bedürfen, fofern ſte nicht vom 
Könige oder deffen Behörden felbft ernannt werben, der Beftätigung bes Landes: 
herrn oder der dazu beftimmten Behörden deffelben, und dürfen, fo lange fie dieſe 

nicht erhalten haben, weder die Amtsgefchäfte ausüben, noch fich ein Recht auf die 
Amtseinkuͤnfte anmaßen. 

Sn ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen, wie auch in Ruͤckſicht 
ihres Vermögens, find fie den Gefegen des Staats unterworfen. — 

Der Staat gewährt ihnen jede zur ordnungsmaͤßigen Verwaltung und Erfül: 
lung ihrer Amtsobliegenheiten erforderliche Unterſtuͤtzung, und [hüst fie in ber ihnen 
zukommenden Amtswürbe. 

8.11. Die Entlaffung der Kirchendiener von ihrem Amte, und die Suspenfton 
vom Amte und Gehalte kann im Wege der Adminiftration nur wegen grober Ver: 

nachlaͤſſigung ihres Dienftes oder wegen Begehung von großen Dienftwidrigkeiten 
oder Dienftverlegungen, oder wegen einer ihrer Amtswürde ſchwer verlegenden Auf: 
führung, nachdem die verwaltende kirchliche Behörde darüber eine gehörige Unter: 
ſuchung angeftelt und den Kirchendiener mit feiner Vertheidigung hinreichend ver: 
nonımen hat, gefchehen, und bedarf, in Anfehung der Prediger und hohern Geiftlich- 
keit, jedesmal der Beftätigung von Geiten des Minifterii. 

‚I. 12. Das jegige und Eünftige Vermögen der einzelnen Kicchen, geiftlichen 
Stiftungen, Schulen und kirchlichen Armenanftalten, fo wie das zur Dotation der 

Kirchenbedienungen jet eigenthümlich gehörende oder denſelben Tünftig rechtsgültig 
beizulegende Vermögen darf nie und unter Ecinem Vorwande zum Staatsvermoͤgen 
gezogen oder zu andern, als den gefer= oder ftiftungsmäßigen Zwecken verwandt 
werden. Sollte der ftiftungsmäßige Zweck nicht mehr erreichbar ſeyn; fo kann eine 
Abänderung der Stiftung vorgenommen, deren Vermögen jedoch nur zu andern 
ähnlichen Sweden verwandt werden. 

. Dabei bleiben jedoch die Beftimmungen des $. 35. des Reichs-Deputationshaupt⸗ 
ſchluſſes vom 25. Februar 1803, in Anfchung ber in demſelben bezeichneten Güter, 
fomweit darüber noch nicht "definitiv verfügt ift, ausdruͤcklich vorbehalten. 

$. 13. Den Verwaltern des Vermögens der einzelnen Kirchen, geifttichen Stiftun- 
gen, Schulen und kirchlichen Armenanftalten follen in jeder Kirchengemeinde, ohne Ausnah— 

me, nach den darüber zu erlaffenden: befondern Verfügungen, einige von ber Kirchen: 
gemeinde zu. erwählende Vorfteher zur Seite ftehen, wilde zu allen wichtigen, auf 
diefe Verwaltung fich bezichenden Maaßregeln, bei Veräußerungen einzelner Theile 
des Vermögens gedachter Kirchen, geiftliher Stiftungen, Schulen und kirchlichen 

Armenanftalten, wie auch der zur Dotation der Kirchenbedienungen und der zu 

Pfarrwittwenthümern gehörenden Grundſtuͤcke oder Gerechtſame, — bei Werken, 

we; 
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die zu kirchlichen oder geiftlichen Zwecken unternommen, und bei Anlagen, die zu 
ſolchen Zwecken ausgefchrichen werden, und endlich zu der Nechnungsablage zugezo⸗ 
ge werden müffen, und in allen folhen Kätlen die Rechte der Gemeinde vertreten. 
.%, 14. Für die Erhaltung und Vervollkommnung ber öffentlichen Unterrichtö« 
anftalten, namentlich ber. Landesuniverſitaͤt und ihrer Inftitute, der Geminarien 
und ber Schulen jeder Ark, Toll ſtets nach Kräften geforgt werben.— 
$. 15. Das gu einem abgefonderten Fonds vereinigte Vermögen, welches von 
den vormaligen KU 
des Koͤnigreichs herruͤhrt, ſoll für immer von allen Landescaffen völlig getrennt 


bleiben, und allein zu. den erforderlichen Zufchüffen behuf der Bedürfniffe der Lane 


desunfverfität, dev Kitchen und Schulen und zu wohlthätigen Zwecken aller Art 
verwandt werben. : 


Die Verwaltung biefes Vermögens ftcht unter Leitung des Gabinets-Minifterii 


jedoch foll der allgemeinen Ctändeverfammlung jährlich eine allgemeine Ueberfiht - 


der Verwendungen aus demfelben mitgetheilt werden; auch finden rückfichtlich der 
Deräußerungen von Theilen deffelken alle diejenigen Vorfchriften ihre volle Anwens 
dung, die bei Veräußerungen vom Domanialvermögen in der gegenwärtigen Berfafe 
fungsurkunde vorgefchrieben find, AB 


Sech stes Kapitel. 


Bon den Landſtaͤnden. 


1. Fuͤr die einzelnen Provinzen des Königreichs follen Provinztal:Landfchafe 
ten, für das ganze Königreich aber eine allgemeine Ständeverfammlung beftehen. 
8. 2. , Provinzial: Landfcaften beftehen 

fuͤr die Fürftenthümer Galenberg, Göttingen und Grubenhagen nebft ben 
en en Aemtern im Fuͤrſtenthum Göttingen und dem biesfeitigen 

ichsfe 

für das Fuͤrſtenthum Lüneburg mit Einſchluß ber diesſeitigen Theile des 
Berzogthums Sacfen= Lauenburg, 
fux die Graffhaften: Hoya und Diepholz mit den vormals Heſſiſchen Aem⸗ 

tern in dieſen Provinzen, 
1, für die Herzogthümer Bremen und Verben, 
für das Land Hadeln, 
2, für das Fuͤrſtenthum Osnabrüd, 
für das Fuͤrſtenthum Hildesheim nebft ber Stadt Goslar 
für das Fuͤrſtenthum Oftfriestand und Harlingerland. 
7 Wegen Einführung provinziallandfchaftlicder Einrichtungen in folchen Landes 
theilen, wo fie noch nicht beſtehen, follen Einleitungen getroffen werden. 
$. 8. Die Provinzial: Landfchaften werden mit ihrem Nathe gehört bei Ge 
fegen, bie ſich nur auf eine einzelne Provinz beziehen; fie haben das Recht, in 
Dinfiht auf Mängel oder Mißbraͤuche, bie fih in der Verwaltung der Provinz er⸗ 
geben möchten, ihre Wünfche, Borftellungen und Befchwerbden an den König, das 
Cabinets⸗Miniſterium oder die Provinzials Regierungsbchörde gelangen zu Taffen, 
und behuf folder Bebürfniffe ihrer Provinz, für welche aus der für das ganze 
Königreich. beftehenden General: Caffe überall nicht, oder nicht hinreichend geforgt 
werden kann, Provinzial: Abgaben auf den Antrag ber Landesherrfchaft zu bewillie 
gen, ober bei diefer in Vorſchlag zu bringen. 

5.4. Die Anträge und Befchlüffe der Provinzial: Landfhaften dürfen jedoch 
niemals den für das ganze Königreich beftchenden Gefegen widerſprechen oder deren 
Ausführung verhindern; fo wie auch fpätere für das ganze Königreich erlaffene Ger 
fege bie emtgegenftehenden provinziellen aufheben, fofern nicht ausdruͤckliche Ausnah— 
men gemacht werben. 
| $. 5. Ehe die. Landesherrfchaft die Bewilligung provinzieller Abgaben, ober. die 
Eontrahirung ‚von Provinzialfchulden zu provinziellen Zwecken genehmigt, wird bios 
felde die darauf gerichteten Anträge jedesmal der allgemeinen Ständeverfammlung 
des Königreichs zu dem Zwecke mitfheilen, damit dieſe Kenntniß davon nimmt, daß 


RE 


flern und andern Ähnlichen Stiftungen in verfchiedenen Theilen 


I) 


dadurch dem allgemeinen Abgabe» und Finanzſyſteme des Königreichs kein Eintrag . 


gefchieht. | | 
Die Nachweiſung über die Verwendung ſolcher provinziellen Einnahmen wird 
durch den Druck Öffentlich bekannt gemadıt. | , 
$. 6. Wenigftens alle drei Iahre fol ein ProvinzialsLandtag in der Provinz 
Statt finden. | & ES 
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8.7. Die Innern Verhaͤltniſſe jeder Provinzial-Landſchaft koͤnnen ur mit 
deren Buftimmüng abgeändert werben. ——— 
8. Die allgemeine Staͤndeverſammlung des Königreichs Hat folgende Rechte 
auszuüben:  * — a x 
9. Ueber alle, dad ganze Königreich ober den Beziek mehrerer Provinzial: 
Landichaften gemeinschaftlich. betreffende, zur ftändifchen Berathung gehörende Ge: 
genftände wird nur mit der allgemeinen Ständeverfammlung des Königreichs com: 
municiet." > | ng an AN 
$. 10. Alle Gefepe, durch welche den Landeseinwohnern Neue Leiftungen an 
den Staat auferlegt, oder bie bisherigen abgeändert werben, fofern fie —— 
g. 8. von der Bewilligung der Provinzial-Landſchaften abhangen, bedürfen ſowohl 
behuf ihrer Erlaſſung, als ihrer Abaͤnderung und authentiſchen Interpretätion, ber 
Einwilligung der allgemeinen Staͤndeverſammlungg. — VRR 
. : Beil-andeen heuen Gefehen, welche das ganze Koͤnigreich oder den Bezirk mehs 
rerer Provinzial:-Landfchaften betreffen, muß die allgemeine tändeverfammlung mit 
iprem Rathe gehört werden. - * I 
8.21. Gefegentwürfe gelangen von Seiten ber Regierung an die Stände; 
jedoch koͤnnen auch diefe auf die Erlaſſung neuer oder aBänbernder Gefehe antragen. 
$. 12, Verfügungen, weldje die — und Handhabung beſtehender Ge⸗ 
fetze betveffen, Anordnungen der Sicherheits: und Gefundheitspolizei, fo wie außer: 
ordentliche eilige Maaßregeln für die. Sicherheit des Landes’ oder die Erhaltung der 
ernſtlich bedrohten Ordnung, werben von Seiten ber Landesherrfchaft allein erlaſſen, 
ohne daß die Edncurrenz der Stände dazu erforderlich ift. ee Aber 
$: 18.. Alle Gefege und Verordnungen werden  vont Kötrige verfünder,- und 
erhalten: dadurch für alle Unterthanen unbedingte Verbindlichkeit, und alle Verwal: 
tungsbehörden: und Gerichte haben auf deren Erfüllung IM alten. Sollten Zweifel 
darüber entftehen, ob bei einem Geſetze die verfaffungsmäßige Concurrenz ber Stände 
hinreichend beobachtet ſey; fo. fteht es nur diefen zu, Antrauͤge deshalb zu machen. 
geld. Die allgemeine Staͤndeverſammlung hat das Recht; in Beziehung auf 
etwaige Mängel oder. Mißbraͤuche in der Verwaltung ober der NRechtepflege, ihre 
Wünfche; Worftellungen und Befchwerden dem Landesheren oder dem Gakinets:Mi- 
— vorzutragen. Ein weiteres Eingreifen in bie Verwaltung ſteht derſelben 
nicht zu E 
‚8. 15. Die Rechte der allgemeinen Ständeverfammlüng in Beziehung auf: die 
Bewilligung der Landesausgaben und, ber zu deren Dedung erforderlichen Steuern, 
auf die Einwilligung zu Contrahirung neuer Landesfchulden und auf die Mitaufficht 
auf die Verwendung der Landesmittel, find im folgenden Gapitel näher beftimmt. 

. 16. Die allgemeine Ständeverfammlung wird von den Berträgen, bie der 
König mit. andern Mächten fchließt, in Kenntniß gefegt, fobald es die Umftände ers 
lauben. ‚Die Bewilligung der zur Ausführung der Verträge erforderlichen Mittel 
bedarf der verfaffungsmäßigen Mitwirkung der Stände, .- 

. Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus zwei Kammern, die ſich 
im ihren Rechten und Befugniffen gleich find. — 
8. 18 Die erſte Kammer ſoll beftehen, aus — 

1) ven voltjährigen Königlichen Prinzen, Söhnen bes Königs, und ben volljähri- 

gen Häuptern der Nebenlinien der Töniglichen Familie, 

2) den Standesherren, nämlidy x 
dem Herzoge von Arenderg, e 
dem Herzoge von Corswaaren Looz, 
dem Fürften von Bentheim, 

3) dem Erblandmarſchall des Königreichs, an | | 

4) den Grafen von Stolberg zu Wernigerode und zu Stolberg, wegen der Graf: 

ſchaft Hohnftein, — Ev 

) dem General: Erb -Poftmeifter Grafen von Platen = Halfermiind, 

6) dem Abte zu Loccum, — * — 

7) dem Abte von St. Michaelis zu Lüneburg, | 5 

8) ——— der Bremiſchen Ritterſchaft, als Director des Kloſters Neuen— 
a ! j 

9) dem Biſchofe vom Hildesheim, — 

10) einem auf Lebenszeit zu ernennenden angeſehenen proteftantifchen Geiftlichen, 

11) ben von der Lanbeöherrfchaft mit einem perfönlichen erblichen Stimmrechte 
verſehenen Majoratöherren, £ 

12) den Mitgliebeen, welche der König auf Lebenszeit ernennt, deren Anzahl in: 


4 
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eß den britten Theil. ber bei ihrer Ernennung vorhandenen Übrigen Mitglle— 
a Kammer, außer ben Prinzen de3 Eöniglichen Haufes, nicht, über: 

s igen ſoll. oe J —— 4 5 F Me ie“ s , 
..%19 Ein perſontiches erbliches Stimmrecht wird der König nur ſolchen Ma— 
- joratsherven verleihen.; die ein Majorat: errichtet haben,. welches aus einem im Koͤ— 

nigreiche belegenen er nebſt anderm ebenfalld im Lande belegenen Grundeigens 
thume, von wenigftens 4000 Rthlr. veiner,;jährlicher Einkuͤnfte befteht, und mit 
Gypotheken nicht beſchwert iſt. Sobald eine ſolche Beſchwerung des Majorats ein⸗ 
—— das erbliche Stimmrecht des Beſitzers bis zur Befreiung von: ber Hy— 
othek. a ee. ei, en | 
Die Errichtung des Mgiorats giebt, kein Recht auf die Beilegung einer Viril⸗ 
ſtimme, ſondern iſt lediglich die Bedingung, ohne deren Erfüllung die- Beilegung 
eines erblichen Stimmrechts nicht Statt finden kann. PIE Re 

8:20: ‚Bei der Auswahl der von dem Könige, auf Lebenszeit zu ernennenden 
Mitglieder tritt Feine, Beſchraͤnkung duch Rang, Geburt oder Vermögen“ ein. 

S. 21. Da es dahin ſteht, wie viele Majorate unter: den durch dies Geſetz er- 
leichterten Erforderniſſen bis zu der Eröffnung. des naͤchſten Landtages mit Viril— 
ſtinimen verſehen ſeyn werden, gleichwohl aber erforderlich iſt, daß die der erſten 
Kammer der Staͤndeverſammlung beigelegten erheblichen. Rechte und Befugniſſe ſofort 
durch eine hinreichende Anzahl von ſolchen Mitgliedern ausgeuͤbt werden, deren be— 
deuitendes, im Königreiche belegenes, Vermögen. fin ihre befondere Theilnahme an dem 
Wohle und an den wichtigſten Intereſſen des Landes eine genuͤgende im der: Natur 
der Sache begründete Gewähr; leiſtet z. ſo ernennt. der König. ſtatt der für jest feh⸗ 
lenden. Majorgtöherren qus der. . Zahl der notoriſch wohlhabenden, im dem: hiefigen 
Landen angeſeſſenen und mit: einem umfaſſenden Grundeigenthume verfehenen, Ritters 
gutöbefiger vorläufig — Jahre ſo piel Mitglieder der, erſten Kammer der 
Staͤndeverſammlung, daß dieſelhen, mit, Inbegriff ber. bereits ertheilten Virilſtimmen, 
ſich im Ganzen ———— u nei SEEN IE | 
Vach Ablauf. der gedachten zwölf Jahre ‚treten ‚bie Inhaber inzwifchen neu ge: 
ftifteter. Majorate, welchen der. König eine Birilftimme beigelegt haben wird, an 
die ‚Stelle jener Ernannten, indem die oben gedachte Zahl fodanır auf“ die vorer⸗ 
wähnte Art durch Ernennung, wiederum completirt wird, und foll auf dieſe Weife 
bis dahin fortgefahren werden, daß die Anzahl der erblichen Virilſtimmen fi im 
Ganzen auf, mindehens 2@ haluft. 1. 2.0 u. — 
., Sofern. immittelft eines, oder das andere ber. vom Könige ernannten Mitglieder 
init Tode abgeht. oder dus andern Gründen ‚hinwegfällt, und bereitö:neue Maiprate 
geftiftet find, Tann deren ‚jofortiger Eintritt, in, die ‚erledigte Stimme: vom Könige 


verfügt werben. Auch ſteht das Recht ber. Bejlegung einer Biriiftimme unter den 
—— dem. Könige,: abgeſehen von einer ſich ereignenden 
Erledigung, zu jeder. Zeit zůͤů. ne ee: 

$. 22. Die Mitglicher deu ‚zweiten 


Kammer werden auf die Dauer eines Lands 
tages erwählt.. us in Ar ae bar 


TEA 
Sie befteht aus: a a EN a 
1) ſechs Deputirten der Stifter St. Bonifacitzu Hameln, Cogmae und Damiani 
: gu ‚Wunftorf, St. Alexandri zu Eimbeck, Beatae Mariae Virginis dafelbft, 
es Stifte Bardowiek und des Stifte. Ramelslo 33 
2) einem Deputicten der Univerſitaͤt Söttingen,.n-. 0 ee Ser 
3) zwei von den evangelifchen Eöniglichen Gonfiftorien. zu erwählenden Deputicten 
für das Kirchens und Schulwelen, „r nern en i 
4) vierzehn Deputirten ber Ritterſchaften, nämlich. 2 ur sa nie 
von der Calenberg⸗ Grubenhagenſchen Ritterichaft duei,., = es en 
, ‚ von ber. Lüneburgfchen ‚duel,. um pe an an Sr een 
von ber Bremen» und Verdenſchen zw —— 
von ber Hoyaz. und Diepholzſchen cinem 
von der Ssnabruͤck⸗ Meppen-, Lingen» und Bentheunfchen zwei, 
von der Hilbesheimfchen zwei, re er a 
. von der Oftfriefifchen einem: . 1. wu een 
5) aus fünf und dreißig Depufirten ber Städte, nämlich” 
zwei Deputirten der Refidbenzfladt Hannover, 3 4: indie 
‚ einem Deputirten ber Stadt Göttingen, 1: ale n, 
einem Deputirten der Stadt Northeim, . 
einem Deputivten der Stadt Hameln, — 
einem Deputirten ber Staͤdte Eimbeck und Oſterobe, 


* 
J 


a 
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einem Deputicten ber Städte Duderſtadt, Moringen, Uslar, Barbegfen, 
" Dransfeld und Hebemünden, 
einem Deputitten der Stadt Münden, 
einem Deputirten der Städte Wunftorf, Pattenfen, Neuſtadt am Rüben: 
berge und Rehburg, : 
einem Deputirten der Städte Münder, Bobenmwerber, Elbagfen und Springe, 
zwei Deputirten der fieben Harzftädte, 
einem Deputirten der Stadt Lüneburg, 
einem Deputirten der Stadt Uelzen, 
einem Deputirten ber Stadt Gelle, 
einem Deputirten ber Stabt Harburg, 
einem Deputirten der Städte Lüchow, Dannenberg ,. Hisader, Winfen an 
der Luhe und Wuſtrow, 
einem Deputirten ber Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf, Gifhorn, 
Rethem und Wittingen, 
einem Deputirten der Stadt Stade, 
einem Deputirten der Stadt Burtehude, 
einem Deputirten der Stadt Verden, 
einem Deputirten der Stadt Nienburg, 
einem Deputicten der Hoyaſchen und Diepholzſchen Sieden, 
. einem Deputirten der Stadt Osnabruͤck, 
ir — der Staͤdte Quakenbruͤck und Fuͤrſtenau und des Fleckens 
elle, 
einem Deputirten ber Städte Meppen, Lingen und Haſeluͤne, 
einem Deputirten der Stabt Goslar, 
einem Deputirten der Stadt Hildesheim, 
einem Deputirten der Städte Alfeld, Peine und Bockenem, 
einem Deputirten der Städte Elze, Gronau, Sarjtedt und Daffel, 
einem Deputirten der Stadt Emden, 
einem Deputirten der Städte Aurich und Efens, 
. einem Deputirten der Stadt Norden, 
» einem Deputirten der Stadt keer, - 
einem Deputirten der Städte Schüttorf, Nordhorn und Neuenhaus; 
6) aus fieben und dreißig Deputirten der fämmtlichen Grundbrefiger aus ben 
Flecken, aus den Freien und aus dem Bauernftande, naͤmlich 
von den Fürftentbümern Galenberg, Göttingen und Grubenhagen fünf, 
von der Graffhaft Hohnftein einem, 
von dem Fürftenthume Lüneburg fünf, 
von den Bremifchen Marfchen fünf: 
von der Bremifchen Geeft und dem Herzogthume Verden zwei, 
vom Lande Hadeln, mit Einfhluß der Stadt DOtterndorf, zwei, 
von den Sraffchaften Hoya und Diepholz brei, 
von dem Fürftenthbume Dsnabrüd drei, 
von dem Derzogthume Urenberg: Meppen und ber Niedergrafſchaft Lingen 


zwei, 
von dem Fuͤrſtenthume Hildesheim drei, 
von dem Fuͤrſtenthume Oftfriestand fünf, 
von der Grafſchaft Bentheim einem. 
S . 28. Die Stifter, die Landesuniverſitaͤt, die Conſiſtorien und bie Stäbte 
find in der Wahl ihrer Deputicten nicht auf Mitglieder ihrer Gorporationen be: 
Ichränft, fondern haben die Befugniß, auch außerhalb derfelben diejenigen Perfonen 
zu wählen, welchen fie ihr Zutrauen ſchenken, vorausaefert, daß felbige überhaupt 
qualificirt ſind. 
Sowohl die von den Ritterſchaften, als die von den übriger Grundbeftsern 
zu wählenden Deputirten müffen dagegen felbft Grundbefiser in der Provinz feyn, 
aus welcher fie gewählt werden. | 
5, 24 Die Deputicten ber Ritterfhaften und der übrigen Grundbefiger müffen 
ein reines, mit Reallaſten ober Öffentlichen Hypotheken nicht befchwertes, Einkom⸗ 
—— jaͤhrlich dreihundert Thalern aus im Koͤnigreich belegenem Grundeigenthu— 
me beſitzen. 
Die Deputirten der Städte müffen entweder cin reines, mit öffentlichen Hypo: 
thefen nicht beſchwertes, Einkommen von dreigumdert Thalern von ländlichen oder 
ſtaͤdtiſchem Grundeigenthume, oder ein im Königreich; angelegtes Vermögen ven 
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ae Rthlr. Haben, ober eine Ichenslängliche fefte Bifoldung von 600 Rthlr. 
genießen. 

Die Wahlcorporationen haben fi von dem Vorhandenfeyn dieſer Aunalificatios 
nen gebührend zu überzeugen. 
$. 25. Die Wahl der ftädtifchen Deputirten gefchieht nach abfolufer Stim— 
menmehrheit gemeinfchaftlich durch fämmtliche Mitglieder. des Magiftrats, eine gleiche 
Anzahl von Bürgmvorftehern und eine eben fo große Anzahl von Wahlnännern, 
die hiezu, nad) Maafgabe ver Berfaffung jeder Stadt, aus den zu Bürgervorftehern 

qualificirten Bürgern befonders erwählt werben. 

Mehrere Städte, welche zufammen einen Deputirten abfenden, wählen gleich⸗ 
falls nad) abfoluter Stimmenmehrheit gemeinſchaftlich durch Wahlmänner nad) einem 
gu erlaffenden Regulatipe. | u 

Die Wahlen der Deputirten der nicht zu den Ritterfchaften gehörenden Grund: 
befiger, fo weit folche nicht bereits vegulirt find, gefchehen nach abfoluter Stims 
menmehrheit von in jedem obrigfeitlichen Bezirke durch die Deputirten dev Gemeins ° 
ben gewählten Wahlmännern in Berfammlungen, die unter dem Vorſitze eines von 
der obern Regierungsbehörbe zur Leitung des Wahlacts zu ernennenden landesherr⸗ 

lichen Commiſſarien gehalten werben. 

$. 26. Die Mitglieder beider Kammern müffen einer ber im Königreiche ans 
erkannten chriftlichen Kirchen zugethan, und, mit Ausnahme der Prinzen des Lönig- 
lichen Hauſes, das ZOfte Lebensjahr zurückgelegt. haben. 

Er Wer wegen eines Criminal: Berbredhend entweber beftraft iſt oder vor 
Gericht geftanden hat, ohne von der Befchuldigung völlig losgeſprochen zu fein, 
kann nicht Mitglied der Stänbeverfammlung feyn. = 

$. 28. Grundeigenthämer, über deren Vermögen unter ihrer Verwaltung ein 
Concurs ausgebrochen und noch anhängig ift, Eönnen weder zu Mitgliedern ber 
Ständeverfammlung gewählt werden, noch, wenn fie zur Zeit des Ausbruchs des 
Eoncurfes Mitglieder find, in derfelben verbleiben. Diejenigen aber, welche den 
Concurs von ihren Vorfahren uͤberkommen haben, koͤnnen infofern als Mitglied ber 
allgemeinen Ständeverfammlung®zugelaffen werben, als fie übrigens dazu qualificivt 
find, und namentlich das vörbeftimmte Einkommen befisen, wozu auch die von 
ihnen zu beziehende Competenz gerechnet werden folk, 

$. 29. Mitglieder der allgemeinen Ständeverfammlung koͤnnen nur folche Per: 
fonen feyn, welche ihren Wohnftz im Königreiche haben, und ſich nicht im activen 
Dienfte, eines fremden Landesheren befinden. Hievon find nur diejenigen ausgenoms 
men, welche in den Staaten der Herzoglih Braunfchweig: Wolfenbüttelfchen Linie 
wohnen und im Dienfte ftchen, fo lange bierunter das Neciprocum beobachter wird. 

Auch findet diefe Beftimmung auf die Standesherren und die Grafen von Gtols 
berg zu Wernigerode und zu Stolberg Feine Anwendung, indem dieſe ihren Wohnfig 
nach Gefallen nehmen können. Denfelben wird außerdem das Vorrecht zugeftanden, 
daß fie, im Falle der Minderjährigkeit, in der Verſammlung duch ihren Vormund 
vertreten werden können, fofern diefer aus demfelben Haufe ſeyn und alle den Stans 
besherren confervirte Rechte ausüben wird. 

$. 30. Saͤmmtliche Mitglieder der Ständeverfammlung haben fid) als Neprär 
fentanten des ganzen Königreichs anzufehen, und dürfen ſich nicht durch eine bes 
ftimmte Inftruction des Standes oder der Gemeinde, von denen, fie gewählt find, 
binden Yaffen. Jedes Mitglied hat das Recht, für feine Perfon eine vollgültige 
Stimme abzugeben, Kann aber ſolche nicht auf ein anderes Mitglied übertragen. 

$. 31. Kein Mitglied foll während ber Dauer der Landtagsverfammlung mit 
perfönlichem Arreſt belegt werben; es fey denn, daß die Gerichte in dem Falle eincs 
ſchweren Griminalverbrechens wegen beſorgter Flucht eine fchleunige Verhaftung noth⸗ 
wendig finden follten, welcher Fall jedoch den Kammern ohne Aufſchub anzuzeis 
‚gen tft. 
® $. 32, Die Ständeverfammlung ſteht, mit Ausnahme des im $. 3, des 8. 
Gapitels erwähnten Falles, mit keiner andern Lanbesbehörde, als dem Cabinetös 
‚minifterfo, in unmittelbarer Gefchäftsverbindung, und Tann Erwiederungen und 
Anträge nur an ben König, deffen Stellvertreter, oder an das Cabinetominiſterium 
gelangen laffen, und auch nur an diefe Deputationen abjenden. | 

$. 33. Alle Anträge, welche vom Könige oder dem Gabinetsminifterio an bie 

Staͤnde ergehen, follen jederzeit an die gefammte allgemeine Ständeverfammlung 
" gerichtet werden, fo wie auch umgekehrt Erwicberungen und Anträge nur von beis 
den Kammern gemeinſchaftlich ausgehen Eönnen. j , 

g. 34. Die Landesherrſchaft hat bas Necht, wenn fie es für nöthig findet, 


f 
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Gommiffarien abzuordnen, welche den Sitzungen ber Ständeverfammlung beiwoh—⸗ 
nen, und an ben Berathſchlagungen Zheil nehmen können. 

85.- Die Sitzungen und Verhandlungen beider Kammern ber allgemeinen 
Ständeverfammlung folen, ber Negel nad, öffentlich feyn. Ausnahmen von dieſer 
Regel mülfen eintreten für beide Kammern, fobald die betreffende Mittheilung dee 
Gabinetsminifterii ausdruͤcklich ald vertraulich bezeichnet ift, und für die eine oder 
die andere Kammer, fobald in derfelden die Entfernung der Zuhörer oder bie Nicht: 
bekanntmachung der Kammerverhandlung von cinem anwefenden Mitgliede der Kams 
mer verlangt wird. 

»$. 36, Die Dauer eines Landtages ift auf ſechs Jahre feftgefest. Jedoch 
hangt es von ber Landesherrſchaft ab, die Verfammlung aud) früher zu jeber Zeit 
aufzulöfen, und eine.neue anzufegen, auch zum Behuf derfelben neue Wahlen von 
Deputirten auszufchreiben, | 

$. 37. - Die mit. dem Schluſſe des Landtags abtretenden Deputirten Fönnen 
wieder gewählt werben. ’ 

$. 38, Jedes Jahr ſoll eine Verfammlung der allgemeinen Stände gchals 
ten werben. 

$. 89. Der König oder das Gabinetsminifterium Fönnen die Ständeverfammlung 
zu jeder Zeit verfagen. Jede Kammer derfelben kann fich vertagen, jedody auf mehr 
als drei Zage nur unter. Genehmigung des Gabinetsminifterii, welches zu ermäßis 
gen bat, ob die Erledigung der landesherrlichen Propofitionen die gewuͤnſchte Ver: 
tagung geftättet. 

$. 40. Der Anfang und der Schluß der Sigungen jedes Jahrs wird von der 
Landesherrſchaft verfügt. B 

$. 41. Die Prinzen des Zöniglichen Hauſes, die Standeeherren, und bie Gra— 
fen von. Stolberg zu Wernigerode und zu Stolberg erfcheinen , fo oft c8 ihnen ge— 
fällt; die übrigen Mitglieder dev Ständeverfammlung find verpflichtet, den Sitzun— 
gen beizuwohnen. j 

$. 42. Die übrigen Verhältniffe der allgemeinen Ständeverfammlung und der 
Mitglieder derfelben, des Erblandmarfhalls, der Präfidenten, Generalfynditen und 
der Generalfecretärien, die Vorſchriften über dag Verfahren in den Sitzungen ber, 
Berfammlung und bei Behandlung der, zur Dekiberation kommenden, Gegenftände 
find in einem befondern Reglement feftgefegt, weldes einen Anhang der gegeniwärz 
tigen Verfaffungsurkunde ausmacht. 


Siebente® Kapitel, 


Bon ben Finanzen, 


$.1. Saͤmmtliche, zu mel Domanio gehörende Schlöffer, Bär: 
ten, Güter, Gefälle, Forſten, Bergwerke,“ Salinen und Activcapitalien machen 
dad, feinem ganzen Beftande nach, figts zu erhaltende Krongut aus. Dem Könige 
und deſſen Nachfolgern an der Regierung verbleiben alle diejenigen Rechte, welche 
dem Landesheren daran bis dahin zugeftanden haben. 

$.2. Nügliche und nothiwendige Veräußerungen der Subftanz koͤnnen nur in 
ber Maafe eintreten, daß das Aequivalent mit dem Krongute wirderum vereinigt, 
und deſſen fichere und einträgliche Anlegung vorzugsweife durch Erwerb ‚von Grunde 
eigenthum fofort befchafft werde. 

Ueber Veränderungen biefer Art fol der allgemeinen Ständeverfammlung. jähre 
lich eine Nachweiſung mitgetheilt werben. 

Ganze Domanialgüter dürfen nicht ohne vorgängige Einwilligung ber allgemei⸗ 
nen Staͤndeverſammlung verkauft werden; auch find ſofort andere, gleich eintraͤg⸗ 
liche Güter an deren Stelle zu fegen. 

$. 3, Die Aufkünfte des gefammten Krongutes follen ohne Ausnahme zum 
Beiten des Landes verwandt werden, und zwar Ä 

zun aͤchſt zur Bezahlung der Binfen der, auf dem Domanio haftenden, Schul: 
den und zum allmähligen Abtvage der Paffivcapitalienz 
, fe ener zum Unterhalte und der Hofhaltung des Königs, der Königin, To 
| J minderjaͤhrigen Prinzen und Prinzeſſinnen, Soͤhne und Toͤchter des 
igs; 

ſo dann aber der Ueberreſt, fo wie die bislang mit der Domanialverwaltung 

a geivefenen Revenuͤen der Regalien, zur Beftreitung anderweiter Staats: 
‚ au@gaben. 
$. % Zur Deckung der, für den Unterhalt, fo wie für bie Hofhaltung des 


‘ 
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Königs und der koͤniglichen Bamilie in eben bemerkter Ausdehnung erforderlichen, 
Ausgaben dienen — 

1) die Zinſen eines, in den Jahren 1784 bis 1790 in den engliſchen dreiprocen⸗ 
tigen Stocks belegten, aus Revenuͤen der koͤniglichen Kammer erwachſenen, 
Capitals von Pf. Sterl. 600,000, welches Kapital unveraͤußerlich und unzer— 
trennlich mit der Krone vereinigt und vererblich ſeyn ſoll: 

2) die Domanialgüter, fo wie die zu dem Domanio gehörenden Zehnten und 
Borften bis zu dem Belaufe eines Nettoertrages von. 500,000 Rthlr. Eon: 
ventionsmünze. — 

Dieſe Summe kann, bei ſich vergroͤßerndem Bedarf, mit Zuſtimmung ber all: 
gemeinen Staͤnde des Koͤnigreiches, erhoͤhet werden. 

8.5. Don dem, im — 1. bezeichneten‘, Krongute wird ein vom: Könige attö- 
zumählender Gompler, zunächft beftehend aus Grundftüden, Zehnten oder Forften, 
deren ‚Ertrag, nad) Abzug aller darauf haftenden Ausgaben und Laften, einem Ans 
ſchlage gemäß, 500,000 Rthlr. beträgt, ausgefchieden und der felbfteignen Admini— 
ftration vorbehalten, ohne daß die Stände des Königreiches die geringfte Einwir: 
tung oder Nachfrage, rücfichtlich der Verwaltung, fo wie ber Refultate derfelben, 
in Anfprudy nehmen koͤnnen. j 

: Sollte der folchergeftalt feftgeftellte Gütercompler durch Veräußerungen 
ober Capitalablöfungen demnäcft vermindert werden; fo behält der König das 
Recht, denfelben gegen Ueberweiſung des, aus ber Veräußerung oder Ablöfung her⸗ 
vorgegangenen, Capitals nach Seiner Wahl durch andere Gegenftände des Kron⸗ 
guts ergänzen zu laffen, infofern derfelbe nicht vorzieht, den jährlichen Ausfall 
durd) eine baare Zahlung von den Revenüen der, im d. 4 Nr. 2. gedachten, Ob: 
jecte erfegt anzunehmen. 

8. 7. Außerdem bleiben dem Könige die Eöniglichen Echlöffer und Gärten, 
die zur Hofhaltung beftimmten £öniglichen Gebäude, Ameublements, das Silberge— 
zäth nebft dem Gilbercapitale und fonftigen Koftbarkeiten, alle, zur Hofhaltung ge: 
börınde, Inventarien, die Bibliothed und die Föniglichen Sagden im ganzen Ums 
fange des Königreiches vorbehalten, wogegen berfelbe die damit verbundenen Aus— 
gabın übernimmt. — * 

F. 8. Die zur Dotation der Krone ausgeſchiedenen Theile des Kronguts bürz 
fen niemals verpfändet werben. | | 


8. 9. Die aus der Dotation der Krone zu beftreitenden Ausgaben‘ find bie 
Schatullgelder, die Köften bes Hofetats, des Marftalls, die Befoldungen und Pen- 
fionen der Hofbienerfchaft, die Koften des Hoftheaters, die gewöhnliche Unterhal: 
tung der königlichen Schlöffer und Gärten, und die Koften des Eöniglichen Guel- 
phenordens. 

Dagegen ſind unter den Ausgaben der Krondotation nicht begriffen: die Koſten 
der Erbauung oder Acquiſition und der erſten Einrichtung koͤniglicher Schloͤſſer 
oder ganzer Theile derfelbenz vielmehr muͤſſen dergleichen Koſten, im Falle des Be— 
dürfniffes, auf den Antrag des Königs, von der allgemeinen Ständeverfammlung 
befonders bemilligt werden. 

$. 10. Tritt eine Regentfchaft ein; fo müffen die, mit derfelben verbundenen, 
Koften aus der Krondotation beftritten werden. | 

$. 11. Behuf Vereinfahung der Abminiftration und möglichfter Erfparung 
der, durch biefelbe veranlaßten, Koften follen Eünftig fämmtliche, aus dem Doma— 
nio und aus den Regalien auffommenden,. Einnahmen, mit alleiniger Ausnahme 
der,.der unmittelbaren Adminiftration des Löniglichen Haufes vorbehaltenen, Güter, 
mit ben Bandesabgaben, Chauffeegeldern und Sporteln in eine einzige Generalkaffe 
fließen, aus weldyer Kaffe alle Ausgaben beftritten werben. | 
812: Kür die Erhaltung. der Föniglichen Prinzen und Prinzeffinnen werben, 
wenn es demnächft das Bebürfniß erfordert, namentlich bei cigner Etablivung und 
Bermählung, befondere Apanagen, Einrichtungs- und Ausftattungskoften ausgeſetzt, 
deren Betrag, auf den Vorſchlag des Königs, von der allgerneinen Ständever- 
fammlung bewilligt, wird. . 

‚ Ueber die Art der Vererbung der Apanagen auf die Nachkommen der Berech— 
tigten, wird das zu erlaffende Hausgefeg die nähern Beflimmungen enthalten. . 

Stirbt der Apanagirte, ohne Nachkommen zu binterlaffen; fo fällt die Apa— 
nage wiederum weg. Ä 

$. 13. Hinterlaͤßt der König oder ein Prinz des Königlichen Hauſes eine 
Wittwe; fo muß für deren ſtandebmaͤßiges Auskommen, .auf den Vorſchlag bes 
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Koͤnigs und mit: Bewilligung ber allgemeinen Ständeverfammlung, Corge getra: 
en werben. ’ 

er % ik. : Das Privatvermögen bes Königs, der Königin, ber Prinzen und 
Prinzeffinnen, ‚wohin namentlich auch dasjenige gehört, was auß ben, ihnen zufte- 
henden, Revenuͤen aequirirt worden, verbleibt, nad) Maaßgabe ber Hausgeſetze, 
oder, fo weit. dieſe darüber nicht entſcheiden, ber Landesgeſetze, der völlig freien 
Dispofition der Berechtigten. | , 

F. 15. Ueber die. Berwendung der, zur Dotation ber Krone, zu. Apanagen 
ober Witthuͤmern der Mitglieder der Eöniglichen Familie ausgefegten, Einnahmen 
fteht den Ständer Feine Gontrole irgend einer Art zu. — 

F. 16. Die Activcapitalien ber. jetzigen Schatullkaſſe bleiben, wie bisher, ge⸗ 
trennt von den Staatskaſſen, und zur ausſchließlichen Dispoſition des Koͤnigs. 
8.17. Meher die Ausgaben, welche die Verwaltuug bes Landes und deſſen 
ſonſtige, aus der Generalkaſſe zu beſtreitende Beduͤrfniſſe erforderlich machen, foll 
der allgemeinen Ständeverfammiung jaͤhrlich ein, nach den Hauptausgabezweigen, 
aufgeſtelltes Budget vorgelegt, und mit den noͤthigen Etats und Erlaͤuterungen 
begleitet. werben, — —— Sn 

g. 18. Der allgemeinen Stänbeverfammlung ſteht bas Recht zu, das Budget 
zu prüfen. und zu bewillign. =... 

Die auf beftimmten Verpflichtungen, (Bundes » und Landesgefegen, Schulden: 
abtrag, Binfen, Befoldungen, Wartegelder, Penfionen u. f. w.) beruhenden, ober 
für den Öffentlichen. Dienft nothivendigen Ausgaben dürfen von der allgemeinen 
Ständeverfammlung -einfeitig nicht, verweigert: werben. Dagegen kann dieſelbe bie 
uebernahme ‚außerorbentlicher und folher Ausgaben ablehnen, weldye für bis dahin 
nicht beftandene Einrichtungen erfordert werden; wie auch fold;e Ausgaben, die im 
Budget nicht_ verzeichnet find, vorſchlagen, und auf eine: Veränderung der Regulis 
rung ber Koſten von ganzen Dienfiziweigen für die. Zukunft antragen; und cs fol 
len derfelben neue Kegulivungen der Koſten ganzer Dienftzweige zum rathſamen 
Gutachten voxher vorgelegt werden. . 

Die fuͤr die Dauer der Lebens- oder Dienſtzeit zu bewilligenden Gehalte und 
Penſionen werden vom Könige beſtimmt. Se Re 2 

8:19, Die Anſchlaͤge für dies einzelnen. Bauptbienftzweige werben bergeftalt 
als ein Ganzes. betrachtet, daß die Werivendung und Vertheilung der, für jeden 
Hauptdienftzweig im Ganzen bewilligten,: Sunmen der Beſtimmung - des betreffen- 
den Miniſterialdepartements überlaffen wird, injofern die Verwendung nur für dies 
fen Hauptdienſtzweig und ohne Ueberfchreitung: des ganzen Credits Statt findet. 
uk Der olfgenmeien@tänbeberfanimfung: ffebt "eine Mitwirkung bei der Vertheis 
lung. und. Verwendimg dieſer Gredite im Einzelnen nicht zu. j 
8.20." Hinfihllich des Ausgabeetats des Kriegswminiſterli wird feftgeftellt, daß 
die Erfpatiingen, welche hierbei-gemadht werben, fo lange baar in den Schatz nie⸗ 
dergelegt werben ſollen, bis die geſammelten Summen die Hälfte des ganzen Mi: 
litaivetats erreichen. Ueberſteigt die Epſpaxung diefen, Betrag; fo Tann über ben 
weitern Ueberſchuß, mit ‚Einwilfiguhg der Ständeverfammlung, anderweit bispo: 
niet werden. td VS Sul νν a, ee 

nd. 2fl: Für Außerordentliche, nach Abſchluß des Budgets während der Werta- 
gung der allgemeinen Staͤndeverſammlung eintretende, Sandesbebürftiffe, welche, bei 
Feſtſtellung «des Vudgets, nüht berüdfichttgt worden, und welche gleichwohl nament= 
lich, im Falleieinteetender Landestalämitäten, Kriegsrüffungen oder innerer Unru— 
ben, fchleumige. Maafiregeln und Koſtenverwendungen erfordern, folk ein, in: dent 
jährlichen: Budgetnicht beſonders a aufzufuͤhrender, Reſervefond' beſtehen, welcher 
fünf: Procent des, Yanzen Ausgabebudgetb ausmacht. Die Dispoſition über diefen 
Reſervefonds ſteht, Win Geſammtminiſterio, auf deſſen Verantwortung, zu, die Ver— 
wendung aber folk der. allgemeinen. Staͤndeberfamnlung bei ihrer nachſten Zufam— 
menkunft nachgewieſen werben. 
2 Bleichzeitig mit dem/Anſchlage dev Ausgaben; foll der allgemeinen 
Staͤndederſammlung ein · Anfshlag der; zu. dern Beſtreitung erforderlichen, Einnah— 
men vorge zt werden; welcher alle oben (F. 14) bezeichnete Einnahmen umfaßt. 
8:23. Die zur Beſtreitung der Landesausgaben, außer den "Einnahmen von 
dem Domaniatvermögen und den 'Negalien, erforderlichen Steuern und Abgabe 
bedürfen der jährlichen Bewilligung ber allgemeinen‘ Ständeverfammlung, ohne daß 
jedoch die ‚unverändert fortbeiilligten Steuern jährlich von neuem ausgeſchrieben 
zu werben brauchen. ; | | 
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Die Bervilligung der Steuern darf an keine Bedingung geknüpft werden, bie 
nicht deren Wefen oder Verwendung unmittelbar betrifft. — 
9.24 Sollte die Bewilligung der, von der Landesherrſchaft in Antrag ge- 
brachten, zu den Bebürfniffen des Landes etforderlichen Steuerh und Abgaben An: 
fand finden, und eine Vereinbarung zwifchen der Landesherrichaft und der allges 
meinen, Ständeverfammlung darüber nicht getroffen werden; fo Eönnen bie beſtehen⸗ 
den Steuern und Abgaben, foweit fie. nicht zu einem vorübergehenden, bereits er- 
reichten Zwecke ausgefchrieben worben, no ein Jahr, von dem Ablaufe der letzten 
Bewilligungszeit an, unverändert forterhoben werben. RD — 

. 8.25. Anleihen, behuf der, aus der Generalkaſſe zu en Ausgaben, 
— a ohne vorgängige Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung ges 
macht werden. — ee 

‚ ‚Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umftände die ordentliche Einnahme der 

Kaffe jo bedeutende Ausfälle erleiden, daß die bewilligten Ausgaben nicht beftritten 
‘ werben Tönntenz ober follte der oben: $ı 21. beftimmte -Refervefond -benußt werben 
müffen, und. dazu die. Verräthe und Einnahmen der -Kaffen nicht hinreichenz; fo 
hat der König während der Vertagung der allgemeinen Ständeverfammlung das 
Recht, auf. den Bericht des gangen: Minifterii und nach Anhörung des Geheimen— 
raths-Gollegii, zu beftimmen, daß eine Anleihe auf den Eredit der: Generalfaffe 
bis zu diem. Belaufe von einer Million Thaler gemacht werden darf. ı° 
. Die desfallfigen Verhandlungen follen jedoch der allgemeinen: Staͤndeverſamm⸗ 
lung: bei ihrer. nächften Bufammenkunft zu dem Zwecke vorgelegt werben, damit fie 
ſich überzeugen Tann, daß die gemachte Anleihe nothwendig gemwefen und- zum Beften 
des Landes verwandt ift, "und der Betrag ſodann in die Landesſchulden-Etats aufs 
genommen werden. :.".:... i i 

$. 26. Die Verwendung ber, zur Tilgung ber Landesfchulden ausgefeh- 
ten, Summen foll, unter, Mitwirkung. von Commiffarien der allgemeinen Stände: 
verfammlung, gefhehen. 1: . .... ." PR — Be a 
. 27. Die Rechnungen ber Generalfaffe und aller dazu gehörenden: Neben: 
kaſſen follen! der allgemeinen Ständeverfammlung zur Einficht vorgelegt werden. 
Diefe hat alsdann aus ihrer Mitte eine Commiffion zu erwaͤhlen, welche. biefe 
Rechnungen zu prüfen, und der allgemeinen: Ständeverfammlung „darüber Bericht 
zu erftatten hat, daß die Einnahmen. gehörig erhoben, und. zu keinen andern Zwe— 
Een, als ben, Ausgaben;; zu denen ſie beſtimmt worden, verwandt find. Zu. diefem 
Zwede follen der. Commiffton auch die etwa: enforberlichen Erläuterungen und die 
Belege auf Begehren: mitgetheilt werben. Ä e — —— 

Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, züdfichtlich deren eine Nachforſchung 
von Seiten der Stände nicht Statt finden darf, koͤnnen nicht anders in: Rechnung, 
gebracht werden, als wenn. diefe Ausgaben durch. eine, von: dem Könige und fämmt: 
lem Mitgliedern des. Cabinetöminifterii zu unterzeichnende, Verfügung als zu 
Candeszweden notwendig bezeichnet wird, . — J ne 

> Uhtes Kayptten ! 
Don den obern Landesbehörden und der Dienerfchaft. F 

. 1. Die oberſte Leitung ber. Regierung unter dem Könige und deſſen etwai—⸗ 
gen Stellvertreter wird von dem Gabinetöminifterio wahrgenommen, deſſen Mit— 
glieder der König nad), eigner Wahl ernennt und nach Gefallen entlaſſen kann. 

. Kür die einzelnen Verwaltungszweige beſtehen Minifterialdepartemente. 

5: 2, Jeder Miniſter gher Vorftand eines Miniſterialdepartements ift dem 
Könige und dem Lande dafür verantwortlich, daß Feine von ihm: unterfchriebene 
- ober. .contrafignirte Verfügung eine abfichtlihe Verlegung des: Staatsgrundgefeßes 
enthalte. Es ſollen aber alle, vom Landeöheren. oder. deffen: ©tellvertreter ausge= 
bende, Verfügungen von dem. Minifter oder: VBorftande des Minifterialdepartements 
eontrafignirt feyn. Ä ee Br N 

.$. 8. Bu einer Unterfuchung und Entſcheidung barüber,. ob::von einem Mi: 
niſter ober dem Vorſtande eines: Minifterialdepartements. eine- abfichtliche Verlegung 
‚bes. Staatögrund eſetzes verſchuldet worden, iſt ausſchließlich das Oberappellations- 
gericht in einer Verſammlung aller Mitglieder deſſelben competentz dieſes kann aber 
ein ſolches Verfahren nur. in Folge einer Anklage von Seiten der allgemeinen 
Staͤndeverſammlung des Koͤnigreiches anſtellen. a ee | 

In einem folchen Falle muß die Stänbeverfammlung bem Könige von der beab: 
fichtigten Anklage, dis derfelbe nie hemmen wird, vier Wochen vor: deren Anftellung 
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Anzeige machen. Anklage ſelbſt wird von Seiten der Stände unmittelbar an 
Gericht gebradit. 
= Die Cu fheivung defjelben kann nur dahin gehen, daß der Angefchuldigte der 
abfichtlichen Verlegung des Staatsgrundgefeges, deren er angeklagt worden, ſchul⸗ 
dig fey, oder nit. Im erftern. Falle ift er durch den Ausfprud des Gerichts 
von felbft feiner Stelle verluftig, und kann aud in einem andern Amte nicht wies 
der angeftellt werben. j 
Gegen die Entſcheidungen des Gerihts in ſolchen Zällen finden überall Eeine 
Rechtsmittel Statt; auch find die Abolition und die Begnadigung gänzlich aus— 


geſchloſſen. . 

. Die Urtheile über folche Anklagen werden mit ihren Entfheidungsgründen durch 
den Druck oͤffentlich bekannt gemadıt. i 

g. Ale, in Anweſenheit' des Königs in Deſſen Namen von den anmefenden 
Mitgliedern des Cabinetöminifterii unterzeichnete, Auöfertigungen haben die Kraft 
der, vom Könige felbft vollzogenen, Verfügungen. 

$. 5. Zur Berathung wichtiger Landesangrlegenheiten, Insbefondere der zu er- 
laſſenden Gefege und Verordnungen, wie auch der Entlaffung von Givildienern, 
fol ein Geheimeraths: Collegium beftehen, welches aus den Mitgliedern des Cabi— 
netsminifterti und andern dazu berufenen Perfonen zufammengefest ift. 

Daffelbe hat in der Neger eine blos berathende Stimme. Nur in ben Fällen 
fteht ihm eine Entfheidung zu, wenn entweder die Frage über die Nothwendigkeit 
der Abtretung von Eigenthum oder von Gerechtfamen zu Zwecken des Gemeinwe— 
fens ($. 8. des 3. Kapitels), oder eine Reffortftreitigkeit zwifchen den Verwaltungs- 
behörben und Gerichten (d. 8.) vorliegt. In beiden Fällen erfolgt die Eröffnung 
der Entfheidung durch das Gabinet2minifterium. 

$. 6. Die rein militairifchen Angelegenheiten, ſoweit es dabei nicht auf Ber: 
änderungen in der Belaftung ber Unterthanen und auf Verfügungen über außerors 
dentliche Geldmittel ankommt, insbefonbere die innere Organifation der Armee und 
die Anftellung und Entlaffung der Dfficiere, gehen vom Könige aus, ohne dag es 
dabei der Dazmifchenkunft des Minifterit bedarf. 

7. Die in ben obern Inſtanzen beftehende Trennung der Landesverwaltung 
von der Rechtspflege ſoll in ber untern Inſtanz da eintreten, wo befondere Um— 
flände fie vorzüglich räthlich machen. 

.8. Die Gerichte find in den Grängen ihrer Competenz unabhängig. 

Entſtehen Zweifel darüber, ob eine Sache zur gerichtlichen Entfcheidung geeig⸗ 
net ſey, oder zur Competenz der Verwaltungsbehoͤrden gehoͤre, und koͤnnen ſich 
dieſe mit den. Gerichten nicht darüber vereinigen; fo ſollen dieſe Zweifel, nachdem 
die Gründe der Gerichte und der Verwaltungsbehörben gehörig dargelegt worden, 
im Geheimenraths = ollegio discutirt und entlhieden werden. 

N‘ Die Ernennung und Entlaffung der Staatsbeamten gehört, unter Vor: 
behalt der verfaffungsmäßigen Beftimmungen, zu den Rechten des Königs, und 
ii — von Demſelben unmittelbar, oder durch die landesherrlichen Behoͤr⸗ 

en ausgeübt. R : 

‚$. 10. Bei Befesung aller GStaatsämter foll, infofern nicht bei einzelnen 
Dienftftellen eine ausdrückliche, gefeglich beftinnmte, Ausnahme befteht, der Unterfchied 
der Geburt überall Fein Vorzugsrecht begründen. ’ 

$. 11. Der König wird bei den, von Ihm ummmittelbar ausgchenden, Er: 
nennungen von Civildienern zuvor das Gutachten des Gabinetsminifterii oder des 
Departementöchefs vernehmen. Bei Ernennung von Miniftern oder Vorjtänden von 
Miniferialdepartements iſt dies jedoch nicht erforderlich. 

$. 12. Anmwartfchaften auf beftimmte Dienftftellen follen nicht erfheilt werden, 
es ſey denn, daß den Gehülfen altersfchwacher, ober fonft an der gehörigen Wahr: . 
nehmung ihres Dienftes verhinderfer Diener bie Eünftige felbftftändige Anftellung, 
nad) Maaßgabe ber von ihnen bewiefenen Zhätigkeit, zugefichert würde, 

: 8718, Itder Civildiener, mag er vom Könige ober dejjen Behörden ernannt, 
oder von einzelnen Berechtigten und Corporationen erwählt, präfentirt oder er: 
nannt feyn, tft durch ſeinen Dienſteid verpflichtet, bei allen, von ihm ſelbſtſtaͤndig 
ausgehenden, Verfuͤgungen dahin zu ſehen, daß fie keine Verletzung der Verfaſſung 
enthalten. Hoͤherer Befehl befreiet ihn von ber Verantwortung, und überträgt die 
ſelbe an den Befehlenden, 

S: — a ee feiner Stelle a entfegt werben, 

Beli nothwendigen Zranslocationen bat der Staatöbiener ein Recht < i 
biherigen Rang und Gehalt, v ht auf ſeinen 
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Macht eine Veraͤnderung der Organiſation Dienſtentlaſſungen nothwendig; ſo 
hat der außer Thaͤtigkeit geſetzte Staatsdiener Anſpruch auf ein Wartegeld oder 
eine billige Entſchaͤdigung. N vo 
8.15 Wer feinen Dienft_vernachläffigt, und ſich Erinnerungen und Disci— 
plinarftrafen feiner vorgefegten Behörden nicht zur Befferung dienen läßt; wer ſich 
Dienftverlegungen. oder Dienftwidrigkeiten zu Schulden fommen läßt, oder von ber 
Gerichtsbehörbe wegen eines gemeinen Verbrechens mit einer Griminalftrafe belegt 
ift, Tann, nach genauer Erwägung des, aehörig in Gewißheit geſetzten, Verfchulz - 
dens, :nadı dem Gutachten des Geheimenraths-Collegii, dem Befinden ber Um: 
ftähde nach, auf eine andere, geringer dotirte Stelle verfegt, vom. Dienfte und der 
Dienfteinnahme auf längere Zeit fuspendirt, oder ganz aus dem Dienfte entlafjen 
werden. "Das letztere kann gegen Mitglieder der Juftizcollegien nur durd) eine Ent: 
ſcheidung des Oberappellätionsgerichts verfügt werden. SE | 
Su Hinfiht auf die geringere Dienerfhaft, kann bei. deren Anftellung eine 
Kündigung der Dienftes vorbehalten, folche aber nie anders, ald vom _Minifterio 
angewandt werden. — | 
Suspenfion vom Dienfte und von der Befoldung auf höchftens einen Monat, 
und Disciplinarftrafen, die diefe Graͤnzen nicht überfchreiten, koͤnnen von den hoͤ— 
bern VBerwaltungsbehörben gegen die ihnen untergebene Dienerſchaft verfügt werden. 
$. 16. “Diejenigen Staatsdirner, welche wegen Alterefchwäche, oder wegen ans 
derer Gebredyen, ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen Können, und daher: 
in den Nuheftand verfest werden, follen eine angemefjfene Penfion, nach) Maaßgäͤbe 
ihrer Dienftjahre und ihrer Dienfteinnahme erhalten. “a 
Keinem Staatödiener kann die nachgefuchte Entlaffung verfagt wer: 
den; jedoch muß er fich vor feinem. wirklichen Austritte aus dem Dienfte, auf Ver— 
Yangen feiner vorgefegten Behörde, aller ihm deshalb obliegenden Verbindlichkeiten 


vollftändig entledigen. 
Schluß. 


Alle, dem gegenwaͤrtigen Staatsgrundgeſetze entgegenſtehende, Geſetze und Ein: 
richtungen werden hiermit aufgehoben und außer Kraft geſetzt, und es ſoll dagegen 
diefes Gefeg überall zur Anwendung kommen. 

Abänderungen deffelben Fönnen nur in Uebereinftimmung. des Königs und der 
allgemeinen Ständeverfammlung des Königreiches getroffen werben. Won dieſer 
fönnen fie nur, in Folge eines, auf zwei nad) einander folgenden Landtagen gefaß— 
ten, gleihmäßigen Befchluffes, in Antrag gebracht werden. Auch ift zu folchen 
Beränderungen, mögen fie von der Regierung, oder von den Ständen in Antrag 
gebracht werben, jederzeit erforberlih, daß in jeder Kammer der GStändeverfamn: 
Yung wenigftens drei Viertel: der Mitglieder anmefend find, und wenigitens zwei 
Drittel der Anmefenden für die Veränderung ftimmen. 


Das Ergebnig der. Berathungen der nicdergefeßten (und am 13. 
Februar 1832 aufgelöfeten) Commiſſion ift bis jett noch nicht zur oͤffent⸗ 
lichen Kunde gekommen, Es ward aber dem Könige Wilhelm 4. im 
Frühjahre 1832 zu London vorgelegt, worauf derfelbe die neugewaͤhl⸗ 
ten Stände des Königreiche zum 30. Mai zufammenberufen ließ. 

Da die Berathungen derſelben über den ihnen vorgelegten revidir— 
ten Verfaffungsentwurf noch nicht beendigt find; fo koͤnnen hier nur noch - 
zwei Actenſtuͤcke mitgetheilt werben: | a, 

1) Die Föniglihe Declaration an die Ständeverfamm: 

Jung vom 11. Mai 1832); und ——— 

- *%) Sn der Erkaͤrung .vom 16. Juli 1832 an die Stände, untezeichnet vom 

Dicefönige und ben fämmtlichen Miniftern, ward ihnen bekannt gemacht, - daß 

der König „bereits am 8. Mai zu dim (am 2%. Juni 1832 von der Bundes: 

verfammlung zu Frankfurt am Main publicieten) Brotocolle von 6 Artikeln feine 

Pe gegeben, und fein Erlaß vom 11. Mai an bie Stände darauf fic be: 
zogen” habe. R 
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2) die Rede des Herzogs von Cambridge bei der Er— 
Öffnung der Ständeverfammlung am 30. Mai 1832. 


h) Declaration des Königs Wilhelm 4. an die 
Ständeverfammlung vom 11. Mai 1832. 


Wilhelm der Vierte König ıc. ıc. | 

Als von der vorigen allgemeinen Ständeverfammlung unferm Cabinets: . 

minifterio der Wunfch vorgetragen wurde, daß die Verfaſſung Unferes König: 
reichs in ihren weſentlichſten Beflimmungen durch ein Staatsgrundgeſetz feſt⸗ 
geſtellt werden moͤge, welches auf dem beſtehenden beruhe, und diejenigen 
Verbeſſerungen beruͤckſichtige, die die Wohlfahrt Unſerer getreuen Unterthanen 
fichern und befördern koͤnnen; fo haben Wir in dem Betracht, daß es dabei 
nicht auf die Begründung einer neuen Verfaffung, fondern auf die Feftitellung 
dev beftehenden, deren Ergänzung und Verbeſſerung, nah Maafgabe der Bes 
ditfniffe Unfers Königreichs und feiner einzelnen Theile ankam, dieſem Wunfche 
Unferer Seit3 gern gewillfahrt, weil Wir dadurch eine Uns angenehme Ber: 
anlaffung erhielten, Unfern geliebten Unterthanen zu beweifen, daß Wir, treu 
den Gefinnungen Unferer Vorfahren, in der Beförderung alles deffen, was 
den innern Frieden und die Wohlfahrt Unferer Unterthanen befeftigen kann, 
das fchönfte Vorrecht Unferer Krone erkennen. Wir haben daher Unfer Gabi: 
netSminiftertum mit denjenigen Vorfchriften verfehen, nad) welchen, Unfern 
Abſichten gemäß, ein ſolches Staatsgrundgefeg bearbeitet werden follte, und 
demnächft eine, aus von Uns ernannten und von beiden Kammern der vori- 
gen allgemeinen Ständeverfammlung erwählten Mitgliedern zufammengefegte, 
Commiffion angeordnet, um deren Öutachten über den gemachten Entwurf 
zu vernehmen. 
Unſere Adficht war dabei dahin gerichtet, nad) Beendigung diefer Erwaͤ— 
gungen, die vorige Ständeverfammlung nochmals zufammen zu berufen; allein 
Mir haben diefe Abfiht ungern aufgeben 'müffen, weil die große Wichtigkeit 
und der Umfang der Arbeiten Unfer Cabinetsminifterium, wie die Commiffion, 
außer Stand gefegt haben, das denfelben aufgetragene Gefchäft fo zeitig zu. 
vollenden, wie Wir Anfangs gehofft hatten. 

Nachdem Uns nunmehr aber das Refultat diefer Vorarbeiten vorgelegt 
worden ift, welches im Allgemeinen Unfern landesväterlichen Abfichten ent: 
ſpricht; ſo haben Wir Unfer Cabinetsminifterium beauftiagt, der immittetft 
neu einberufenen allgemeinen Ständeverfammlung den Entwurf des Staats— 
grundgefeges in der Maaße mitzutheilen, wie er nach dem Gutachten der 
Commiffion bearbeitet, und mit einigen von Uns für angemeffen erachteten 
Modificationen verfehen ift. 

Mir vertrauen zu Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfammlung, daß 
diefelbe diefes Staatsgrundgefeg mit aller der Umficht berathen wird, welche 
das Heil Unfetes Landes und Unferer geliebten Unterthanen erfordert, theilen 
derfelben aber, damit Unfere Iandesoäterlichen Abfichten um fo ficherer erfüllte 
werden, Diejenigen Hauptgrundfäge mit, welche Wir bei diefem wichtigen 
‚Werke befolgt wiſſen wollen. | 

‚Da wir die innige Ueberzeugung hegen, daß die Mohlfahrt des teut: 
Then Vaterlandes auf der Einigkeit des dazu gehörigen Staaten, und auf der 
gewiffenhaften Erfüllung derjenigen Verpflichtungen beruht, welche den Bun— 
desſtaaten als ſolchen obliegen; fo ift es Unfer unabänderlicher Wille, daß der 
Grundſatz ausgefprochen und befolgt werde, daß Unfer Königreich, als Glied 
des feutfchen Bundes; alle aus demfelben herfließende Verpflichtungen theilt, 
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und der König durch die Werfaffung des Landes nie behindert werden barf, 
diefelben eben fo treu umd ummeigetlich zu erfüllen, wie Unfere Vorfahren 
ihren Ruhm. darin gefunden haben, den Gefegen des teutfchen Reichs nach⸗ 
zukommen. 

Da auch ber Frieden und das Gluͤck Unſerer geliebten Unterthanen erfor⸗ 
dert, daß eine kraͤftige Regierung vorhanden ſey, welche, uͤber den Parteien 
und Leidenſchaften des Augenblicks erhaben, jeder Zeit im Stande iſt, die 
Rechte und Freiheiten Aller zu ſchuͤtzen und zu erhalten; fo wollen Wit, daß 
Uns und Unfern dereinftigen Nachfolgern an der Negierung, welhe die auf 
diefelbom nach dem Mechte der Erfigeburt und ohne Theilung der Lande‘ zu 
vererbende Krone zu tragen haben werden, die Uns zuftehenden Landesherrli: 
chen Rechte gefichert bleiben, vermöge deren Wir die gefammte Stantsgewalt 
in allen äußern Verhältniffen Unfers Königreichs, wie im- Innern deffelben, 
in Uns vereinigen. a 

Zum eignen Beſten Unferer Uuterthanen aber find Wir feft entfchloffen, 
nicht zu geflatten, daß Unfer Thron mit ſolchen Staatseinrichtungen umgeben 
werde, welche nur in Freiſtaaten paffen und mit einee monardifchen Ver— 
faffung unvereinbar find. 

Gleichwie Wir folchergeftalt die Uns und Unfern Nachfolgern An der 
Regierung zufichenden Rechte gegen Zweifel und Angriff geſchuͤtzt willen 
wollen; alfo halten Wir auch. Unfern Iandesväterlichen Abſichten entfprechen®, 
die Unfern getreuen Unterthanen zufommenden Rechte und Freiheiten offen 
anzuerkennen, und ducch das Grundgefeß des ‚Königreichs gegen jede Ver: 
legung ficher zu flellen. 

Dem: zufolge mollen Wir, daß Unfere Unterthanen volle Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit, und ihren Rechten aller erforderliche Schuß, inshefondere 
auch, fo weit es nöthig ift, durch die Landesgerichte gefichert werde. Mir 
erklären in diefer Hinficht, daß Eein Unterthan feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden foll, außer in den von dem Geſetzen im Voraus beftimmten 
Fällen, oder wenn ber König, als höchfte und einzige Quelle der Gerichts: 
barkeit, "die Competenz auf ein anderes ordentliches Gericht aus befondern 
Gründen überträgt; daß Unfere Unterthanen, wenn deren Eigenthum oder 
Gerechtfame für das Gemeinwefen follten in Anſpruch genommen werden 
müffen, wegen des Betrages der ihnen zukommenden Entfchädigung, oder 
wenn wohlerworbene Privatrechte von einer Verwaltungsbehoͤrde durch Ueber: 
fhreitung ihter Befugniffe verlegt werden, und dieſe Ueberfchreitung der Art 
ift, daß fie nach gemeinrechtlichen Grundſaͤtzen eine Entfhädigungsverbindliche 
keit begründet, wegen der Schadloshaltung, wie auch in allen Privatrechts: 
verhältniffen des Fiscnd der Weg Rechtens bei den Landesgerichten offen ſtehen 
fol, und zwar, fo weit leßteres nach den bisherigen Gefegen noch nicht der 
Fall geweſen, rücfichtlich der nach dem Tage ber Publication des Grundge: 
feges entftehenden Forderungen. Wir geſtatten allen Unfern getreuen Unter: 
thanen, fih mit ihren Bitten, und in ihren Angelegenheiten mit ihren Bes 
fchwerden, unter Beobachtung der beftehenden oder vorzufchreibenden Formen, 
an Unfere Alterhöchfte Perfon, wie auch an Unfere Behörden zu wenden; 
erklären aber, daß durch Verfaffung und Gefege nicht gejtattete Vereinigungen 
zu folchem Zwecke, insbefondere aucd unter mehreren Gemeinden, nie geduldet 
werden ſollen. V — 

Mir bewilligen die Freihelt der Preſſe, jedoch unter Beobachtung der. 
gegen bern Mißbrauch zu erlaſſenden Geſetze und der Beſtimmungen des 
teutfchen Bundes. | 

Endlih wollen Wir Unfern getreuen Unterthanen das Recht nicht be: 


— 
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Schränken, unter · Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften wegen der Militair 
pfliht, aus Unferm Königreiche auszumandern, | 
Dagegen: erwarten Wir nicht nur, daß alle Unſere Unterthanen Uns und 
Unſern Nachfolgern jederzeit die unverbruͤchliche Treue und den gebuͤhrenden 
Gehorſam erweiſen werden, ſondern ſtellen auch den Grundſatz feft, daß ſie 
alle, nach Maßgabe der ſolcherhalb beſtehenden oder zu erlaſſenden Geſetze, gleich⸗ 
maͤßig zum Kriegsdienſte und zur Tragung der Laſten des Koͤnigreichs ver⸗ 
pflichtet ſind; wollen aber, daß die hievon beſtehenden, aufa den Geſetzen des 
teutſchen Bundes beruhenden, wie auch die zu Gunſten der geiſtlichen Schul⸗ 
und Armenanſtalten bewilligten Ausnahmen beibehalten werden ſollen. F 

Es iſt Unſer Wille, daß den Staͤdten, Flecken und Landgemeinden in 
der Verwaltung ihres Vermoͤgens die mit ihrem Wohle vereinbare Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit, und den Mitgliedern der Gemeinden an der Wahl ihrer Gemeinde: 
beamten ‚einesangemefjene Theilnahme gefichert werden fol; behalten aber. der 
Regierung. die Aufſicht auf das Gemeindeweſen, fo weit fie zum Heil des 
Ganzen und zum eignen Beften der Gemeinden erforderlich iſt, wie auch die 
Ausuͤbung der ſonſtigen Regierungsrechte in den Gemeinden und uͤber dieſelben 
ausdruͤcklich vor. | i 
„Da Wir auch die Ueberzeugung hegen, daß durch ein wohlgeordneteg 
Gemeindewefen die Intereffen der verfchiedenen Klaffen Unferer Unterthanen 
am. ziwedmäßigften unter einander ausgeglichen und gefchügt werden fönnen; 
fo halten. Wir den Beduͤrfniſſen unfers Königreichs entfprechend, daß überall, 
wo ſolches noch nicht der Fall ift, Gemeindeverbände eingerichtet, und folcye 
Befisungen, die bisher zu feiner Gemeinde gehörten, bereits beftehenden Ge⸗ 
meinden beigelegt werden oder befondere Gemeinden bilden; wobei aber Pros 
vinzialz und Localverhältniffe, wie auch die beftehenden Rechte der Betheilig⸗ 
ten ſtets zu beruͤckſichtigen feyn werden. 

Hiernaͤchſt haben das wichtige Verhaͤltniß und die Rechte der evange⸗ 
liſchen und der roͤmiſch-katholiſchen Kirche um fo mehr Unſere beſondere Auf: 
merkſamkeit in Anfpruch genommen, als eine genaue Feftftellung derfelben 
Uns weſentlich nothwendig ſcheint, um die Wohlfahrt und das Glüd Unſerer 
geliebten Unterthanen, welche zum bei weitem größten Theile zu einer diefer 
Kirchen fich bekennen, zu befeftigen; denn in der Beförderung und der Erhaf- 
fung der Religiöfität und der Sittlichkeit erkennen Wir die wichtigfte Grund: 
lage der Geſellſchaft. Wir wollen demnach der evangeliihen, wie der roͤmiſch— 
Eatholifchen Kicche in Unferm Königreiche zur Erfüllung ihres beilfamen Zwecks 
alle diejenigen Freiheiten gern geftatten, welche mit den unveräußerlichen 
Schuss und Oberaufſichtsrechten der Krone zu vereinigen find; und wenn 
gleich Wir in Anfehung der evangelifchen Kirche Uns und Unfern Nachkoms 
men, und unter Oberaufficht des Minifterii, den Conſiſtorial⸗ oder Presbyte⸗ 
rialbehoͤrden die Ausuͤbung der Kirchengewalt in derſelben zum eigenen Beſten 
dieſer Kirche ausdruͤcklich vorbehalten, ſo ſollen dennoch neue Kirchenordnun⸗ 
gen und allgemeine wichtige Veraͤnderungen der Liturgie niemals ohne Be⸗ 
rathung mit, einer angemeſſenen Zahl evangeliſcher Geiſtlicher erlaſſen werden. 
In der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche ſollen die Kirchenobern in der Aus— 
uͤbung dev Rechte der Kirchengewalt geſchuͤtzt, und an der Erlaſſung allge: 
meiner Anordnungen in Glaubens = und kirchlichen Lehr =. und Disciplinar: 
fachen nie gehindert werden, fobald nur diefe für den Staat unnachtheilig 
befunden find. -— ee : | 

Dagegen foll der Regierung ftets das Oberauffichtsrecht gegen das Aus⸗ 
fchreiten der Kirchengewalt, wie. auch bei Betätigung und Entlaffung der 
—* Kirchendiener und bei, der Verwaltung des Kirchenguts verbleiben, 

| ’ 22 
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* I legten ben Kirchengemeinden eine angemeffene Thellnahme über: 
alt zuftehen. | — 
Das von den vormaligen Kloͤſtern herruͤhrende, von Unſern Vorfahren 
an der Regierung zu Zuſchuͤſſen zu den Beduͤrfniſſen der Landesuniverſitaͤt, 
der Kirchen und Schulen, und zu wohlthaͤtigen Zwecken aller Art vereinigte 
Vermögen, ſoll, wie bisher, fo auch kuͤnftig, allein hierzu beſtimmt bleiben; 
wobei Wir bewilligen, daß Unferer getreuen allgemeinen Ständeverfaimmlung 
jährlich. eine Weberficht der Verwendungen aus demſelben mitgetheilt werde. 

Monn: gleich die gefammte Staatsgewalt in Uns und Unfen Nachfols 
gern an der Negierung vereinigt bleiben muß; fo erkennen Wir gleichwohl 
darin, daß Unſere getreuen Stände in Beziehung auf diefelbe gewiſſe Nechte 
auszuüben haben, eins det wefentlichften Mittel, die auf die Wohlfahrt ber 
Unterthanen gerichteten Abfichten der Megierung zu beförden. Damit’ aber 
diefer heilfame Zweck um fo ficherer erreicht werde, wollen Wir,’ daß, mie 
bisher; ‚nicht nur eine allgemeine Ständeverfammlung des Königreichs, ſondern 
auch Provinzial:Landfchaften beftehen follen. a 2 
Es haben zwar diefen legtern, bei der durch die Vereinigung aller Unfes 
ter teutfchen Lande zu einem unabhängigen Königreiche nothtwendig geworde⸗ 
nen Errichtung einer allgemeinen Ständeverfammlung, mehrere der, von ihnen 
vormals Ausgeübten, Nechte entzogen und auf diefe übertragen werden müffen; 
indeffen finden Wir es dem Bellen Unferer geliebten Unterthanen entfprechend, 
den Provinziallandfihaften ‚diejenigen Nechte zu erhalten, welche mit diefen 
veränderten Verhältniffen vereinbarlich find. ' 

" Mir erklären daher, daß denfelben, deren innere Einrichtung nur nad) 
vorgängiger Verhandlung mit ihnen abzuändern ift, das Recht des Beiraths 
bei provingiellen Gefegen, und das Recht der Vorftellung und Beſchwerde 
bei Mingeln dev Verwaltung in ihrer Provinz gefichert feyn follen, und hals 
ten es .angemeffen, ihnen das Recht der Bewilligung provinzieller Abgaben 
zu propinziellen Zweden zuzugeflehen. an 

Was aber die von Unfers Höchftfeligen Herrn Bruders Majeſtaͤt zur 
Bearbeitung der zur ftändifchen Verhandlung geeigneten, das ganze Königreich 
angehenden, Gegenflände errichtete allgemeine Ständeverfammlung anbetrifft; 
fo halten Wir es dem Beften Unfers Landes angemefjen, deren durch das 
Patent vom 7. December 1819 feftgefegte Rechte in Anfehung der Geſetz⸗ 
gebung und der Anordnung der Finanzen zu erweitern. Indeſſen flehen alle 
diefe Rechte mit einander dergeftalt in dev genaueften Verbindung, daß eine 
angemeffene Beftimmung jedes einzelnen derfelben nur unter beftändiger Ruͤck⸗ 
ficht auf alle übrige getroffen werden kann, und es kommt babei außerdem 
die Einrichtung der Verſammlung felbft weſentlich in Betracht. | 

‚ Unter diefer Vorausfegung und der Bedingung einer der allgemeinen 
Ständeverfammlung zu ertheilenden, Unſern Iandesväterlichen Abfichten ent: 
fprechenden, Organifation, erklären Wir über die von derfelben künftig auszu— 
uͤbenden Mechte hiermit Folgendes : Ä " | 

Mir wollen, daß zu Erlaffung neuer, fo wie zu Abänderung oder 
authentifcher Interpretation befteherider Gefege, welche das -ganze 
Königreich, oder den Bezirk mehrerer Provinziallandfchaften betref- 
fen, die Buftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung erforderlich 
ſeyn ſoll. — | | — 

Beſchließen die Stände Abaͤnderungen des Geſetzentwurfs; fo kanndie 
Landesregierung ihn ganz zuruͤcknehmen. SE: se 

Das Necht der ftändifchen Zuftimmung fol ſich -jedoch, auf den mefent: 
‚lichen Inhalt des Gefeges befchränken, der Randesregierung dagegen überlaffen 
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hbleiben; baftelße nach Maaßgabe der beſchloſſenen Grundſaͤte naher zu bear⸗ 
beiten und zu erlaſſen. | er a 

Im Eingange der Geſetze ſoll bie erfolgte verfaffungsmäßige Zuſtimmung 
dar Stände ‚erwähnt werden. Fe Ä 
©. Die Mitwirkung. der Stände fol nicht eintreten bei denjenigen: Verfü: 
gurigen, welche Wir oder Unfere Nachfolger an der Regierung über das Heer, 
deffen Formation, Disciplin und den Dienft überhaupt etlaſſen. Ä 

:.Die Mititairaushebungsgefege, fo wie die Nechte und Pflichten ber 
übrigen Unterthanen in Beziehung auf das Heer, follen jedoch nur mit Zus 
flimmung der Stände, abgeändert werben Eönnen. Br ne x 

Ueber das zu erlaffende Militairftrafgefegbuch ift mit ben Ständen zu 
berathen. Ze 

Verordnungen, welche die Ausführung und Handhabung beftchender 
Geſetze betreffen, werden von Seiten der Landesregierung allein erlaffen, ohne 
daß die Mitwirkung dev Stände dazu erforderlich iſt. 

Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Zuſtimmung bedür: 
fende, aber duch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes, oder die 
Erhaltung der ernftlich bedrohten Ordnung dringend gebotene gefeßliche Ver: 
fügungen, deren Zweck durch die Werzögerung vereitelt werden wuͤrde, gehen 
von der Randesregierung allein aus. 

Soolche eilige Gefege follen im Gefammtminifterio befchloffen werben, 
und ift, daß diefes gefhehen, in denfelben auszudruͤcken. Auch follen fie 
den Ständen bei ihrer nächften Zufammenkunft zur verfaffungsmäßigen Mit: 
wirkung vorgelegt werden. | 
Alle. Gefege. und Verordnungen werden von Uns und Unfern Nachfol: 
ern an ber. Regierung, unter Beobachtung der oben beftimmten Formen, 
ffentlich verkuͤndigt, und erhalten dadurch für alle Unterthanen unbedingte 
Verbindlichkeit, Alle Verwaltungsbehörden und Gerichte haben auf deren 
Erfüllung zu halten. _ | | | 

Sollten Zweifel darüber entſtehen, ob bei einem gehörig verfündigten 
Öefege die verfaffungsmaßige Mitwirkung der Stände hinreichend beobachtet 
fey; fo ſteht nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen, 

Was die Finanzen des Königreichs anbetrifft; fo fteht bekanntlich die 
Dispofition über die Einnahmen von den Domainen und Regalien Uns 
allein, mit Ausſchluß der Stände, zu, und es ift davon von jeher, naͤchſt 
ben. für den Landesheren und defjen Familie erforderlichen Verwendungen, 
bei weitem der. größere Theil der Landesverwaltungsfoften nach den alleinigen 
Beſtimmungen des Landesheren baftritten worden. Wenn daher die vorige 
allgemeine: Ständeverfammlung darauf angetragen hat, daß Wir Unfere Eönig= 
lichen Gaffen und die ‚allgemeine Landescaffe zu einer einzigen Generalcaſſe 
vereinigen moͤchten, aus einer ſolchen Vereinigung aber unverkennbar eine 
Beſchraͤnkung der landesherrlichen Dispoſitionsrechte hervorgeht; fo konnten 
Wir: billig Bedenken tragen, ob diefer Antrag zu genehmigen fey, und muͤſ— 
fen Uns jebenfals bis zu einer Unfern Iandesväterlichen Abfichten entfprechen: 
den Bereinigung alle Unſere besfallfigen Mechte vorbehalten. Da indeffen 
nicht zu verkennen iſt, daß durch bie beſtehende Trennung der Caſſen die Ein— 
fuͤhtung zweckmaͤßiger und fuͤr das Land wohlthaͤtiger Einrichtungen häufig 
garifehr erſchwert, ja ganz unmoͤglich gemacht wird, und daß befonders bei 
der "Verwaltung nicht diejenigen Erfparungen gemacht werben koͤnnen, welche 
zum Beften Unſeres Koͤnigreichs durchaus erforderlich find; fo ertheifen Wir 
zu dieſer Vereinigung der Caſſen, jedoch unter den Folgenden, aus alleiniger 
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Haͤnnover. 


Ruͤckſicht auf das wahre Beſte des Landes — N bi 
* Unſere allerhoͤchſte Zuſtimmung. 


N 


Diefe Bedingungen befiehen in. Folgendem: . 
Es follen Uns und Unfern Nachfolgern an der ——— an ſammt⸗ 
lichen zu Unſerm Domanio gehörenden Gegenſtaͤnden, namentlich den 


Schloͤſſern, Gaͤrten, Guͤtern, Gefaͤllen, Forſten, Bergwerken, Salinen 


2 


3) 
4 


5 


Nr“ 


6) 


7) 


und Xctiveapitalien, welche das, feinem Gefammtbeftande. nach, flet3 
zu erhaltende Krongut ausmachen, “alle diejenigen Rechte verbleiben, 
welche dem Landesherrn bis dahin daran zugeflanden haben, i 
Zur Beftreitung der für den Unterhalt und die Hofhaltung des Königs 
und der Königin, fo wie der minderjährigen Prinzen und Prinzeffinnen, 
Söhne und Toͤchter des Königs, erforderlichen Be ſoll eine 
Kromdotation ausgefhieden werden, welche befteht 


a) aus den Binfen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in den eng⸗ 


liſchen dreiprocentigen Stods belegten, aus Revenuͤen der Kammer 
ertwachfenen, Capitals von 600,000 Pfd. Sterling, welches unveräur 
ßerlich und unzertrennlich mit der Krone vereinigt und vererblich feyn fol; 


b) aus einer jährlichen Revenüe von 500,000 Rthlr. Conventionsmünze, 


welche aus einem von Uns auszumählenden Gomplere, zunaͤchſt beſte— 
"hend aus Grundſtuͤcken, Zehnten oder Forften, erfolgt, welcher Complex zu 
Unferer und Unferer Nachfolger eignen Adminiſtration vorbehalten bleibt, 
Die legtgedachte Summe kann bei fich vergrößerndem Bedarf mit Zus 
flimmung der allgemeinen Stände des Königreichs echöhet werden, 
Bei etwaigen Verminderungen bes ausgefchiedenen Gütercompleres 
durch Veraͤußerungen oder Capitalablöfungen foll zwar dag aus ber 
Veräußerung oder Ablöfung hervorgegangene Capital jederzeit zur fichern 
und einträglihen MWiederanlegung der Generalcaſſe uͤberwieſen werden; 
Wir wollen aber Uns und Unſern Nachfolgern fuͤr immer das Recht 
vorbehalten, die Dotation, nach eigner Wahl, durch andere Gegenftände 
des Kronguts ergänzen zu laffen, oder die Rente des Kapitals als 
Ergänzung der Krondotation zu nehmen. 

Außerdem follen Uns und Unfern Nachfolgern an ber Regierung Unfere 
Schlöffer und Gärten, die zur Hofhaltung beftimmten Eöniglichen Ges 
baͤude, Ameublements, das Gilbergeräth nebft dem Sitbercapitale und 
fonftigen Kofkbarkeiten, alle zur Hofhaltu 12 gehörende Inventarien, 
die Bibliothek und unfere Jagden im ganzen Umfange des Koͤnigreichs vor⸗ 
behalten bleiben, wogegen Wir die damit verbundenen Ausgaben. übernehmen. 
Aug der Dotation der Krone follen beftritten werden, die Koften des Hof: 
ftaats und des Marftalls, die Befoldungen und Penfionen der Hofdienere 
fchaft, die Koften des etwaigen Hoftheaters, die gewöhnliche Unterhaltung 
ber koͤnigl. Schlöffer und Gärten, und die Koften des Guelphenordens, 

Dagegen find unter den Ausgaben der Krondotation nicht begriffen 

die Koften der Erbauung oder Acquifition und der erften Einrichtung 
Eöniglichee Schlöffer oder ganzer Theile derfelbenz. vielmehr erfordern 
dergleichen ‚Koften, auf den ‚Antrag des Königs, die Bemilligung der 
allgemeinen Ständeverfammlung, toelche im Falle des. Beduriniſteo 
nicht verweigert werben darf; . 

Ueber die. Verwendung ‚der zur Dotation — Krone Karten ‚Ein 
nahmen foll den Ständen. keine Eontrole irgend einer Art zuſtehen. 
Auch, koͤnnen dieſelben ruͤckſichtlich det: Verwaltung der zur Krondotation 
ausgeſchiedenen Gegenſtaͤnde, ſo wie der Reſultate derfelben, uͤberall keine 
 Ginipirfung in N nehmen oder Nachfrage anſtellen.  .. 
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8) Das Vorntögen der jetzigen Chatoullkaſſe, von "welchem Mit jedoch ein: 
im Jahre 1732 von des Könige George II. Majeftät bei der Kammer 
belegtes Capital von 1,100,000 Rthlr. Kaffenmünze zum Beiten des’ 
5 Bandes. gänzlich” erfaffen: wollen, foll mie bisher getrennt von ben 
EStaatskaſſen, und das Einkommen davon zu Unferer- und Unferer Nach— 
. folger an der Regierung ausſchließlicher Dispofition bleiben, : 
29): Für die in: Bukunft nöthig werdenden. Apanagen, Witthuͤmer, Ein⸗ 
richtungs⸗ und Ausftattungskoften der Mitglieder der Eöniglichen Fami⸗ 
lie muß, im: Falle des Bebürfniffes, auf den Antrag des Königs und mit: 
Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung, Sorge getragen werden. 
Indem wir diefe Bedingungen feftfegen, gehen Wir von ber innigen 
Ueberzeuigung aus, daß fie dem eignen Beten des Landes entfprechen, da’ 
das Gluͤck dev Unterthanen mit der Würde de3 Heten in der genaueſten Ver⸗ 
bindung: ſteht. — a fe 2 — 
Gleichwohl iſt es Uns nicht entgangen, daß durch die Freigebigkeit, mit 
welcher Unfere Vorfahren an der Regierung, ſeit fie. den’ Thron von England: 
beftiegen, auf die Einnahmen aus ihren teutſchen ‚Landen verzichtet und folche 
zum Bellen des Landes verwendet haben, WVerhältniffe begründet find, unter 
denen; die fämmtlichen, nach dem Obigen für die Dotation der Krone feſtge— 
festen, Einkünftenicht fofort ausſchließlich zu dieſem Zwecke beftimmt werden 
können, "ohne daß daraus mandye Verlegenheiten für die Landesverwaltung. 
entftehen. Um diefelben zu befeitigen, und das Gluͤck und den Wohlſtand 
Unſers Koͤnigreichs aus allen Kräften zu:.befördern, und um Unfern getreuen 
Unterthanen einenntuen Beweis Unferer tandesväterlichen Huld zu ertheilen, . 
wollen Wir; falls Unfere, in diefem Reſcripte niedergelegten, Abfichten erreicht 
werden, ſo lange Unfere Regierung dauern wird, aus dem Krongute zu Uns 
ferer Hähfteigenen, perfönlichen Verfügung ein Mehreres nicht, als 6000 Pfd. 
Sterf, von dert Zinfen des in den englifchen "breiprocentigen Stods belegten 
Capitals jährlich entnehmen, und außerdem auf diefe Zinfen auch die Koften 
für die bei Unferer allerhöchften :Perfon 'angeftellte teutiche Canzlei, mit Aus— 
nahme bet feftftehenden Befoldungen, anweiſen. Der Ueberſchuß der Revenüen 
der jedenfalls’ ſogleich gänzlich auszuſcheidenden Krondotation, den Wir hier 
mit auf die Summe von 150,000 Rıyfe,; beftimmen, ſoll -fodann für das 
Erfte der Generalkaſſe uͤberwieſen werden; es fey denn, daß bedeutende Aus ” 
fülle an den Einnahmen der Krondotation einträten, oder Unfere Anweſenheit 
in Unſern teutfchen Landen außerordentliche Ausgaben veranlaßte. 
Da es aber durchaus erforderlich ift, daß Unſer dermaleinftiger Nachfol⸗ 
ger gleich bei ſeinem Antritte der Regierung Unſeres Koͤnigreichs Hannover 
uͤber die volle Summe der Einnahmen. dev Krondotation zw verfügen im 
Stande fey, und Wir nicht wünfchen Können, daß daraus eine neue Bela: 
fung für Unfere "geliebten Unterthanen hervorgehe; fo haben Wir Unferm 
Kabinetsminifterio befohlen, unverzüglich den Plan zu einer folhen Verein— 
fühung der Verwaltung Unſers Königreichs zu bearbeiten, durch welche das 
Gleichgewicht der Einnahmen und. der. Ausgaben der Generalkaſſe fo weit 
hergeftellt wird, daß diefe jenen Zuſchuß zu entbehren im Stande ift, Wie 
‚Tegen hierzu und zu der. Ausführung diefes. Plans einen Zeitraum von drei 
Sahren, von der Vereinigung der Kaffen an, feit; und wollen daher auch 
nur. fuͤr dieſen Zeitraum jenen Zuſchuß bemwilligen. Sobald aber der Haus: 
halt der Generalkaffe dergeſtalt regulirt feyn wird, daf fie eines Zufchuffes 
aus "den Revenuͤen der Krondotation nicht weiter bedarf, wollen Wir zwar 
die vorerwaͤhnten, für Unſere hieſige teutſche Canzlei erforderlichen, auferordent: 
tichen Koſten ferner aus derſelben beſtreiten Inffen; damit aber Unſer derein— 
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ſtiger Nachfolger an der Meglerung deſto mehr gefichert werde, fo ſoll der 
weitere Ueberfchuß während Unferer Regierungszeit ſtets zur Vermehrung des 
Capitalvermögens der Chatoullfaffe verwandt werden. ur 

Daneben aber beftimmen Wir für die. Zukunft, daß, wenn ein kuͤnfti— 
ger. König als Inhaber, einer andern Krone außerhalb Landes reſidiren folfte, 
neben den auf den Einnahmen der Krondotation ruhenden Ausgaben von 
diefen Revenuͤen jährlich eine Summe. von: 150,000: Rtbir.: behufs Verwen⸗ 
dung zu andern Staatsausgaben der Generalkaſſe überiwiefen: werden foll, 
wie. audy, daß die Koften einer etwaigen Stellvertretung -des.-Königs oder 
einer -Megentfchaft aus der Krondotation. beftritten werden muͤſſen. 

In Beziehung auf die Koften der Landesverwaltung waren Mir durch 
die Dispofition . über. die Einnahmen vom. Domanialvermögen und. den- Res 
galien bisher im Stande, nicht nur den befländigen: feften Fortgang der Ver— 
waltung zu fihern, fondern auch bei außerordentlicher Veranlaſſung diejenigen: 
Mittek:herbeizufchaffen, welche zur Deckung der nicht vorherzufehenden Aus: 
gaben. eiforberlich werden: moͤchten. Da das Wohl des, Landes unumgänglich 
nothwendig macht, daß die Negierung auch nach der Vereinigung. der Kaſſen 
in der Lage bleibe, in dem Fortgange der Verwaltung nie gehemmt zu wer— 
den, ſondern auch in außerordentlichen Faͤllen nicht durch die Vertagung der 
Staͤnde behindert zu ſeyn, die fuͤr das Wohl des Landes dringend erforder— 
lichen Maaßregeln zur rechten Zeit zu ergreifen; ſo finden Wir Uns veranlaßt, 
dieſerhalb Folgendes zu beſtimmen: — 

Die Regulirung der Koſten ganzer Dienſtzweige, fo wie die uͤber Pen: 
ſionsbewilligungen zu befolgenden Grundſaͤtze, ſollen gemeinſchaftlich mit den 
Staͤnden feſtgeſtellt werden. Nach erfolgter Feſtſtellung ſollen dieſelben der 
ſtaͤndiſchen Bewilligung zur Norm dienen, bis ein Anderes zwiſchen der Res 
gierung und Ständen ausgemacht iſt. | — 
Ausgaben, die auf, beſtimmten bundes +’ oder landesgeſetzlichen oder auf 
privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, ſo wie die von Seiten des Koͤnigs 
vor Vereinigung der Kaſſen feſtgeſtellten, oder in Gemaͤßheit der mit den 
Ständen vereinbarten Regulative, bewilligten Gehalte, Penſionen und. Wartes 
gelder, dürfen von ber allgemeinen Ständeverfammlung nicht verweigert werden, 
Da Wir nach dem Obigen vorgefchrieben haben, daß der Plan zur Einfz 
tigen. vereinfachten. Landesverwaltung. in. drei Jahren ausgearbeitet und ins 
Leben eingeführt feyn. foll, während : der Uebergangszeit aber: Ausgaben für 
Befoldungen, Penfionen und Wartegelder nach dem Bedürfniffe neu ange: 
wiefen werden muͤſſen; fo behalten Wir hierdurch ausdrüdlid vor, daß bis 
dahin, daß die neue Regulirung der Köften ganzer Dienſtzweige zu Stande 
gekommen feyn wird, Tediglich nach den bisherigen Beftimmungen und Grund: 
fügen von Seiten ber Verwaltung verfahren werden fol, und: die, folcherge: 
fialt neu angeroiefenen Ausgaben von den Ständen nicht abgelehnt werden 
dürfen. a | 
Ferner beftimmen Wir, daß bie Vertheilung und Verwendung der für 
jeden Hauptdienſtzweig bemilligten Summen, fofern fie ohne Ueberfchreitung 
des ganzen für denfelben bewilligten Credits und der 'mit den. Ständen ver 
einbarten Regulative Statt findet, ohne Mitwirfung der Stände dem betref⸗ 
fenden Minifterialdepartement überlaffen ſeyn ſoll. ur Ä 

Erfparungen, welche an der für. das Heer auszufegenden Summe zu 
machen find, werden fo lange baar in den. Scha& niedergelegt: werden müffen, 
bis. die gefammelten Summen die Hälfte des ganzen Militairetats erreichen. 

Sodann halten Wir für nothwendig, daß für außerordentliche, während 
ber Bertagung der allgemeinen Staͤndeverſammlung eintretende, Landesbeduͤrf— 
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niffe, welche bei Feſtſtellung des Budgets nicht beruͤckſichtigt werden konnten, 
gleichwohl ‚fchleunige; Koſtenverwendung erfordern, zur. Verfuͤgung des Ge⸗ 
fammtminiſterii ein Reſervecredit beſtimmt werde, welcher dem zwanzigſten 
Theile. des ganzen Ausgabebudgets gleich kommt. ER 

Endlich wird. dent, Könige das Necht vorbehalten bieiben muͤſſen, in ben 
Zählen, wenn. entweder. die. ordentliche Einnahme dev Kaffe ſo bedeutende 
Ausfälle erleidet, daß die bewilligten Ausgaben nicht beftritten werden können, 
oder; ſchleunige « Kriegsrüftungen gemacht werden müflen, die in den Schatz 
niedergelegten Erfparungen am Mititairetat aber. ſich nicht zu der aben bes 
ſtimmten Höhe: befaufen,. oder endlich der Mefervecredit benusgt werden muß, 
und dazu die Vorxaͤthe und Einnahmen der Kaffen nicht hinreihen, während 
der Vertagung der allgemeinen Ständeverfammlung auf den Bericht des Ges 
fammtminifterii, und nach -Anhörung des geheimen Nathscoflegii, zu beftim- 
men, daß zu. folchen Zwecken eine Anleihe auf den Kredit der Generalkaffe: 
bis zu dem Welqufe von einge Million Thaler gemacht werden darf. 

Wie es Übrigens Unfere Abfiht ifl, daß der allgemeinen Ständeverfamm: 
fung die Rechnungen der nach der Vereinigung, der Kaffen aus den Revenüen 
der Domainen, Regalien, Steuern und fonftigen Abgaben zu bildenden Ge: 
neralfaffe und ihrer Nebenkaſſen zu dem Zwecke vorgelegt werben follen, da: 
mit dieſelbe ſich davon überzeuge, daß die Einnahmen gehörig ‚erhoben, und 
zu keinen andern Zweden, ald den Ausgaben, zu denen fie beſtimmt worden, 
verwandt. find; fo follen derſelben auch von den, während ihrer Vertagung 
etton erforderlich gewordenen, außerordentlichen Finanzmaaßregeln bei der naͤch⸗ 
ſten. Wiedewwerfammminng die gehörigen Mitteilungen gemacht ‚werden, 

Bei dem großen. Umfange der Rechte, welche hiernach der allgemeinen 
Ständeverfammiung zuſtehen ſollen, iſt es dringend erforderlich, daß diefelbe 
durch ihre innere Einrichtung, wie durch ihre Zufammenfegung die Sicherheit 
gewaͤhre, daß das wahre Wohl des Landes und aller Klaffen Unferer geliebten 
- Unterthanen zu ‚allen Zeiten der alleinige Zweck ihrer Arbeiten fey, welchen 

fie. frei’ von leidenfchaftlihen Aufregungen und von Parteiungen unverrüdt 
vor, Augen behalte, - | Du * 
Wie Wir daher beſtimmen, daß die allgemeine Staͤndeverſammlung 
kuͤnftig, wie bisher, aus zwei Kammern beſtehen ſoll, welche jedoch nur ge— 
meinſchaftlich und nur mit dem Koͤnige, deſſen etwaigem Stellvertreter und 
dem Miniſterio zu communiciren haben; ſo glauben Wir auch Unſern getreuen 
Staͤnden eine Veraͤnderung dieſer Kammern dringend empfehlen zu muͤſſen. 
Denn, wenn Wir auch gern anerkennen, daß Unſere getreue allgemeine Ständes 
verſammlung hei ihren: Beftvebungen ſich ſtets das Beſte des Landes zum 
Biele vorgeſteckt habe; fo ſcheint es Uns doch, daß in der gegenwärtigen Art 
der Zuſammenſetzung derfelben Schwierigkeiten. begrümdet find, welche veran— 
laffen, daß nicht immer in beiden Kammern die Interefien aller Klaffen Un: 


ferer geliebten Unterthanen vollftändig berüdfichtigt: werden Eönnen, 

Zur Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten halten Wir für ‚das angemef- 
fenfte , daß. die. Deputation, der Nitterfchaften in die zweite Kammer eintvete, 
fo. wie, im Einverſtaͤndniſſe mit Unferer getteuen allgemeinen Ständever: 
fammlung, Deputiste-des Bauernſtandes fchon jegt in diefelbe aufgenommen 
find. Und damit auch. dem gelehrten Stande der. Eintritt in diefe Kammer 
gefichert: bleibe; fo sollen Wir, außer der Deputation Unferer Landesuniver- 
ſitaͤt und Unſerer evangeliſchen Gonfiftorien, auch das Recht Unſerer Manns: 
ſtafter Deputiete. in diefe Kammer: zu ſchicken, aufrecht erhalten. Da Uns 
indeß angezeigt worden iſt, baß-die, zur Berathung des Entwurfs des Staats: 
Grundgeſetzes angeordnet geweſene, Commiſſion den Wunſch zu erkennen ge: 


— 
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geben habe, daß hierin: eine Anderung getroffen werden. möge; ſo find Mit: 
für den Fall, daß Unfere getreuen Stände einen: ſolchen Wunſch ebenfalls: 
hegen ſollten, nicht abgeneigt, zu genehmigen, daß; ’ftatt der bisherigen fechs 
Stimmen, den Stiftern felßft nur drei verbleiben, weiche, nach der von 
Uns beabfihtigten Reform diefer Inftitute, in: der Ständeverfammlung ale 
fein dücch: Mitglieder bes geiftlichen Standes; oder ſolche Männer, : die dem 
höhern : Schulmefen im Königreiche angehören; geführt werden ſollen, daß 
hingegen die andern 3 Stimmen auf die obere‘ Verwaltung des allgemeinen 
Klofterfondg übertragen ‘werden, Endlich haben Wir auch Fein: Bedenken 
gefunden, auf den Vorfchlag jener Commiffion 'zu - genehmigen, daß’ dent 
Domeapitel: zu Hildesheim die Abſendung eines: Deputirten "zu diefer.Kame‘ 
mer bewilligt werden N ra 

Mas aber die erfle Kammer anbetrifft; fo halten Wir es fuͤr erforder⸗ 
lich, daß fie auf andern: Grundlagen beruhe, als die zweite, und muͤſſen 
der Meinung feyn, daß erblicher Befig eines umfaſſenden Grundeigenthums 
und lebenslängliche Ernennung ſich hierzu um ſo ‚mehr eignen, als dieſe ne 
ben einer alffeitigen Berathung der vorkommenden‘ Gegenftände. zugleicd) die 
Seftigkeit der Grundfäge mehr. fichern, als- in einer Wahlkeammer: der -Zall 
feyn kann, deren Mitglieder öfter wechſen. te 

Daher fcheint e6 Uns nothwendig, daß von dem, der Kröne bereit3 zu⸗ 
ſtehenden, Rechte der WVerfeihung eines erblichen Stimmrechte an Majorats⸗ 
befiger ein ausgebehnterer Gebrauch als bisher gemacht, und deshalb bie 
Summe der erforderlichen. Einkünfte von ſolchen Majvraten auf 4O0O.Nthr, 
jährlich ‚herabgefegt werde, wie auch, daß bis dahin, daß Majoraͤte in- bins 
teichender Anzahl geftiftet, und deren Beſitzern-Virilſtimmen ektheilt ſeyn 
werden, Uns und Unfern Nachfolgern an der Regierung das Recht yuftehe, 
im Koͤnigreiche angefeffenen, mit einem umfaffenden Grundvermoͤgen verſe— 
henen, Rittergutsbefigern Virilſtimmen zu "verleihen, welche jedoch nur, in 
Folge der Stiftung geeigneter Majorate, ‘vererbt werden können, in. 

-Damit aber auch folche Perfonen, twelche zwar die erforderliche Vermoͤ⸗ 
gensqualification nicht befigen, dennoch aber durch den Umfang ihrer Sennts: 
niffe oder ihren: Charakter"befonders geeignet fein Finnen, an den Verhands 
lungen der erften Kammer Unferer getreuen allgenteinen Ständeverfammlüng 
mit Nugen Theil zu nehmen, den Eingang im diefelbe finden koͤnnen, wird 
Uns und Unfern Nachfolgern das Recht zugeftanden werden müffen, eine 
Anzahl folcher Männer auf-ihre Lebenszeit zu Mitgliedern dieſer Kammer 
zu ernennen, und dadurch auch in diefer Kammer ſowohl die umfaffende 
Berathung- aller vorfommienden Gegenftände zu fihern, als dev Geführ- ein 
feitiger Anfichten in derſelben ' vorzubeugen. nat 2 

Da auch die. vorige allgemeine Ständeverfammlung darauf. Angetragen 
hat, dag Wir die Zulaffung von Zuhörern zu den fländifchen Verhandlun⸗ 
gen geftatten möchten; fo wollen Wir dieſem Munfche für die Zukunft 
zwar wilffahren, jedoch unter der Vorausſetzung, daß durch das fländifche 
Neglement folche Worfchriften getroffen werden, welche Wir für genügend er— 
Eenneir, um den ruhigen Fortgang der Verhandlungen zu fihern, und jedem 
Nachtheil, welcher: aus deren Deffentlichkeit für die Verfaſſung Unfers Kö: 
nigteiches und deffen innern Frieden hervorgehen: könnte, vorzubetigen. 

Menn: gleich die Landesverwaltung in- ihrem. ganzen-Untfange; die Anz: 
"ordnung und Anmeifung' der dazu erfordevlichen Behörden, und: die Anſtellung 
und Entlaffung der Dienerfchaft für immer Uns "und Unſern Nächfolgebn 
vorbehalten bfeiben muß; ſo erkennen Mir dennoch. die Wichtigkeit der dabei 
zu befolgenden Grundſaͤtze fuͤr das Wohl Unſers Königreiches und Unſerer 
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uUnterthanen fo ſehr, daß Wir es angemeſſen gefunden Haben, einige derſel⸗ 
ben in das Staats⸗ Grundgeſetz aufnehmen zu laſſen. — 
Es iſt naͤmlich Unſer Wille, daß zur Sicherſtellung der Verfaſſung je⸗ 
der Miniſter oder Vorſtand eines Miniſterialdepartements Uns und Unſern Nach⸗ 
foigern an der Regierung wie dem Lande dafür verantwortlich ſeyn fell, daß 
keine von ihm unterſchriebene oder contraſignirte Verfuͤgung eine abſichtliche 
Verlegung des Staats⸗ Grundgeſetzes enthalte, und daß er, im alle einer. 
ſolchen Verlegung, don ber allgemeinen Ständeverfamminng bei Unfernt 
Oberappellationsgerichte belangt werden kann. Ale andere Staatsdiener 
Eönnen dagegen nur für die, von ihnen felbftftändig ausgehenden, Verfuͤ⸗ 
gingen eine -folche Verantwortung. tragen, während es die Drbnung des 
Dienftes unumgänglicy erfordert, daß. im 'gehöriger Form erlaſſene Befehle 
vorgefetzter Behoͤrden fie von der Verantwortung befreien. ——— 
Es ſoll ferner ein Geheimeraths⸗Collegium beftehen, welches in wichtigen 
Landesangelegenheiten fein Gutachten abzugeben hat, und dem Wir die Ente 
fheidung etwaiger. Competenzftveitigkeiten zwifchen den Verwaltungs = und 
Juſtizbehoͤrden in der Maaße übertragen wollen, daß die zu ſolchen Ent⸗ 
ſcheidungen ausgumählenden Mitglieder des Geheimeraths-Collegii in jedem 
Falle zur Hälfte Mitglieder der höhern Verwaltungs» und zur Hälfte der 
höheren Suftizbehörden feyn müffen. Ser 
Wie es übrigens ſtets ein unabänderlicher Grundſatz der Regietüngen 
Unfers Landes geivefen ift, der Rechtspflege ihren ungehemmten Lauf 
zu laffenzötfo wollen Wir auch, daß dieſer Grundfag in dem Gefege 
ausgefprochen, und zum Heil Unfers Landes zu allen Zeiten befolgt werde. 
Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, fo wie alle, fie betref> 
fertde Anſtellungen, Anordnungen und Befehle follen wie bisher, fo auch 
in Zukunft, allein von Uns. und. Unfern Nachfolgen an der. Regierung ab- 
haͤngig feyn, und es fol in den rein militairiſchen Angelegenheiten felbft nicht 
der Dazwiſchenkunft des Minifterii bedürfen. Ä 
Wir erklaͤren ferner, daß bei Belegung aller Staatsämter, infofeen nicht. 
bei einzelnen: Dienftftellen eine ausdruͤckliche, geſetzlich beftimmte, Ausnahme 
-beftehit; der Unterſchied der Geburt uͤberall Fein Borzugsrecht begründen, ſon⸗ 
dern Lediglich‘ Talent, Kenntniſſe, Gefchäftserfahrung und unbeſcholtener Cha⸗ 
rakter dabei in Frage kommen ſollen. 

Und da die Erfahrung aller Länder und aller Zeiten auf das Ueber⸗ 
zeugendfte bewiefen hat, daß die Güte ber Verfvaltung: und fomit das. Gluͤck 
der Unterthanen, mehr noch als von den Vorzuͤgen der’ Einrichtungen, vom 
dem Geiſte abhängig tft, welcher die Dienerfhaft beſeelt, zu - beffen- Erhal⸗ 
tung über unumgänglich erforderlich‘ iſt, daß bie Maͤnner, welche ihre Kräfte 
dem Dienfte widmen, vor willführlicher Behandlung -gefhüst werden, auf 
der andern Seite aber auch nachläffige, unfähige oder aus andern Gründen 
unbrauhbare Beamte, die fich einer Criminalftrafe zu entziehen wiſſen, nicht 
zum Nachtheile des Dienftes in ihren Stellen beibehalten. werden dürfen; fo 
haben Mir befohlen, diejenigen Grundfäge, welche Uns deshalb angemeflen 
feinen, in das - Grundgeſetz aufzutiehmen. — 

Da endlich die Werfaffüng des Königreiches, wie alle menſchliche Ein⸗ 
richtungen, nicht für ewige Zeiten feſtſtehen kann, fordern, nah Maaßgabe 
der weſentlichen Veränderungen, welche‘die ihr zum Grunde liegenden era 
haͤltniſſe des Ganzen oder der: einzelnen Theile treffen, im Laufe der Zeiten 
mobifieirt · werden muß, Abaͤnderungen von Verfaſſungspuncten aber ſtets 
mit der größten Nühe und Umficht berathen und beſchloſſen werden müffen, 
und’ wegen ihrer Wichtigkeit einer noch groͤßern Sorgfalt: bedürfen, als ans 
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dere. Gefege; fo halten Wir es für nothwendig, daß feſtgeſetzt werde, daß 
ſolche Abänderung nicht nur der gemeinſchaftlichen Zuſtimmung des ‚Königs: 
und der allgemeinen - Ständeverfammlung, fondern auch ſolcher Formen beduͤr⸗ 
fen. ſollen, daß alle: Theile wor einer Uebexeilung vollſtaͤndig geſichert werden, 
wobei Wir zugleich beſtimmen, daß ſolche Abaͤnderungen, die eine Schmaͤle⸗ 
rung der verfaſſungsmaͤßigen Rechte des Königs enthalten, oder die Einrich— 
tung. und die, Befugniſſe der allgemeinen. Staͤndeverſammlung betreffen, im⸗ 
mer. die Zuftimmung: des. Königs felbft erfordern, nie aber von einem Re⸗ 
genten oder einem: Stellyertreter des Königs vorgenommen „noch; gejlattet 
werden follen: a EN ee ee 
Es wird Unſern getrenen Ständen nicht ‚entgehen, daß mehrere der, von 
Uns entweder beſtimmt vorgefchtiebenen, oder doch für zweckmaͤßig :erachteten, 
Anordnungen, welche der Entwurf des Grundgefeges, enthält, in genauer. 
Verbindungmit einander ftehen und ſich gegenfeitig bedingen, Sofern ein 
oder der andere Punet der. legten Urt, auf welchen Wir aus landesvaͤterli- 
cher Sorge, für das Gluͤck Unferer Unterthanen ein. beſonderes Gericht legen, 
feinen Eingang finden follte, müffen Wir, daher Unſere endliche Entſchlie⸗ 
ßung über den Entwurf: im ‚Allgemeinen, ſo wie über einzelne Theile deſſel- 
ben, Und damit ausdrüdlich vorbehalten. De 2 . 
Wir ꝛc. — 
Windſor⸗WMaſtle, den: 11. Mai 1832. 
nn William Rai: 


2, 0, Ompteda. 





I Rede des Herzogs von Cambridge bei.der Erdff:: 
Hung der Ständeverfammlung am 30. Mai 1832. 

„Berfammelte, wuͤrdige Stände des Königreiches! Die Gegenflände, 
zu deren Betathung Ich die Stände ‚des Königreiches abermals vor dem 
Throne des Königs, Meines erhabenen Bruders, um Mid). verſammelt finde,: 
find: von fo. wichtiger. Art, daß fie die-gefpannte Erwartung des Landes erz, 
regen, umd die forgfältigfte Behandlung. der Vertreter beffelben in Anſpruch 
nehmen. As die vorige Ständeverfammlung die Zeftftelung dev Grundge— 
ſetze des Stans als die Mittel bezeichnete, das Wohl des Vaterlandes zu 
befördern, ift- der Koͤnig dem geäußerten Wunfche gern entgegengefommen., 
Es. würde Mir angenehm gewefen feyn, die Refultate der, zu dieſem Zwecke 
fofort angeordneten, Vorarbeiten der nämlichen Ständeverfammlung vorzules, 
gen, von welcher deu Antrag ausgegangen mar. Indeſſen hat "der Umfang. 
und die Wichtigkeit des Gegenftandes, fo mie die Sorgfalt, welche bie an— 
geordnete Commiſſion der Prüfung des erften Entwurfs des Staats: Grunds 
gefeges widmen zu müffen mit Recht fidh, verpflichtet hielt, hierzu Feine Zeit 
uͤbrig gelaſſen. Indem die hieraus erwachſene Arbeit mit den Entſchließun⸗ 
gen Sr. Majeſtaͤt des Könige nunmehr, Ihnen vorgelegt werben wird, find, 
Sie, Meine Herren, berufen, dasjenige zu beendigen, was Ihre Vorgänger: 
begonnen. haben, Die Grundlagen diefer Derfaffungsurkunde find: „treue Erz 
Füllung der Verpflichtungen gegen, das teutſche Vaterland; feſte Bewahrung 
der. Mechte des. Könige, und offene Anerkennung dev Rechte und Freiheiten, 
Seiner Unterthanen. Aber felbft auf, folchen. Grundlagen, beruhend, und, 
nom ſo ſorgfaͤltig abgefaßt, weicht ein Staates Grundgefeg allein. nicht aus, 
eines Landes. Gluͤck und Wohlfahrt: zu ‚begründen. Das vermag nur ber, 
Geiſt, der das Ganze belebtz die Gerechtigkeit und die Treue, welche üben 
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ber Ansführungswachen. Diefen Geift zu bewahren, ſey daher Unſer ‚Ziel, 
damit,benz Eünftigen., Gefchlechtern. in des Königs, unmanbelbarer Liebe zu 
Seinen: Upfepthanen, fo wie Amber, Treue, der Ehrfurcht und, dem Ver— 
trauen Seines Volks, das theuerſte Exbe,,der Väter, und bie. Buͤrgſchaft 
glücklicher Tage erhalten werde. Zu den vorzüglichften. Rechten der Unterthas 
nen gehört eine angemeffene MWirkfamkeit der Stände; um biefe zu ſichern, 
hält der König einige Veränderungen "in deren Zufammenfegung rathſam. 
Ein Theil derfelden ift, im Einverftändniffe mit der vorigen Ständeverfamms 
lung, bereit zue Ausführung gelangt: "Mit Vergnügen fehe Ih zum ers 
ſtenmale unter den Ständen des Königreiches Deputirte bisher nicht vertres 
tener Grundbeſttzer.' Ruͤckſichtlich der, von Ihten Vorgängern in Antrag ges 
brachten, Vereinigung der Iandesherrlihen und der Landesfaffen, werden Ih⸗ 
nen bie Gcmdgefingurigeh vorgelegt werben, unter behen der König, Mein 
erhabener Bruder; eine ſolche Vereinigung geftatten wili Bu näherer Beur— 
theilungn der Verhältniffe. deu:lahdesherrlichen Kaſſen wird eine; Ueberficht der, 
Einnahmen -und Ausgaben. berfelben damit verbunden werben. Sch empfehle 
Ihnen dringend die baldige Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit, weil 
von der Entſcheidung der Vorfragen die Entfchliegung über manche wichtige 
Verhaͤltniſſe abhängt. Diefes tritt infonderheit vückfichtlich der Finanzen 
ein. Der König, vorn dem Wunſche beſeelt, die Laſten Seiner geliebten: Uns 
terthanen Ar, etleichtern, hat in den letzten Fahren durch bedeutende Vermin⸗ 
derung. der : Steuern: bereits bemwiefen, wie fehr diefer ‚wichtige Gegenfland 
Shm.am. Herzen liegt... Bu gleichem Zwecke find Se, Majeftät entfchloffen, 
in allen Theilen der. Adminiſtration jede irgend. zuläffige Erſparung ferher 
eintreten zu laſſen. Da aber die nühere Bearbeitung und "Ausführung das 
hin abzweckender Einrichtungen weſentlich durch die Beteinigung- der Kaſſen 
bedingt wird ʒtſo werden für dieſen Augenblick nur ſolche Vorſchlaͤge gemacht 
werden koͤnnen, welche den Dienſt der Landeskaſſe gegen Stoͤrungen ſichern. 
Störungen, dieſer Art find dadurch herbeigefuͤhrt, daß mit den vorhin gedach: 
ten Steuererleichterungen auf der einen Seite Ausfaͤlle, und auf der andern 
Seite Mehrallsgaben zuſammentrafen, welche die öffentlichen Vethaͤltniſſe 
unvermeidlich gemacht haben. Weg auch: in. diefer Beziehung: ‚das Heran⸗ 
nahen: einer gefürchteten Krankheit einige Nachtheile herbeigeführt hat; -fo find 
diefe doch geginger geweſen, als beſorgt werden mußte. - Mit geruͤhrtem Herz 
zen danke Sch der goͤttli en: Vorſehung, daB. dieſelbe bie ungleich größere Gez 
‚ faht, welche dem Leben Meiner geliebten Mitbürger dröhete, — bis auf mes 
nige Opfergnaͤdig abgewendet hat. Da die‘ bisherigen Bewilligungen 
für det Neubau der: Chauſſeen und Landftragen abgelaufen find, die Mitds 
fichten auf den innen. Verkehr, die Anftrengungen. benachbarter Staaten und 
die übernommenen Verpflichtungen, die- Erneuerung dieſer Bewilligungen 
aber dringend, rathfam machen; fo empfehle Ich diefen wichtigen Gegenftand 
Ihrer beſondern Fürforge. Von einem ganz vorzüglichen. Intereffe find die 
gefeglichen. Beſtüͤnmungen über. die Ausführung des, im vorigen Jahre bes 
teits erlaſſenen, Geſetzes wegen Abloͤsbarkeit der Zehnten und gutsherrlichen 
Gefaͤlle. Ich zweifle daher nicht an Ihrer bereitwilligen Beförderung dev 
dieferhalb vorzulegenden Verordnungsentwürfe. Je wichtiger aber die vers 
ſchiedenen Gegenftände find,- zu deren Verhandlung der König, Mein erhas 
bener "Bruder, die Stände berufen hat; defto mehr rechne Ich. dariuf, daß 
diefelben ſtets eingedenk ſeyn werden, daß das Wohl des Landes nur durch 
Rmaͤßigte Anſichten, durch Nachgiebigkeit bei widerſtreitenden Intereſſen, durch 
Berechtigkeit und Eintracht, ſo wie durch gegenſeitiges Vertrauen, dauerhaft 
ſich begruͤnden Laßt. Und dieſes Vertrauen nehme Sch auch ferner für Mich 
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in Anfpruch. Denn die Zuneigung für das Land Meiner Väter iſt ſeit ei⸗ 
ner fangen Reihe von Jahren Mit zut Gewohnheit, wie ‚zum Beduͤrfniſſe 
geworden, und gern moͤchte Ich in der Beförderung deſſen Gluͤcks einen 
Lohn finden, der Meinem Herzen theuer iſt. Ich erklaͤre die allgemeine 
Standeverſammbiiug eröffnet," u en A 





; Koͤnigreich | Würtemberg.. age 
Das vormalige Herʒogthum. Wuͤrtemberg hatte eine Tantfäröffße 
Berfaffung, nach welcher. den ‚Ständen „bedeutende Rechte -zuftanden. 
DieferNechte beruhten auf einem zwiſchen dem Regenten und den Staͤn⸗ 
den — durch Vermittelung des roͤmiſchen Kaiſers Maximilians 1, des 
Churfuͤrſten Ludwig von der Pfalz, der Herzoge von Bayern und des 
Markgrafen von Baden — am 8. Juli 1514 zu Tübingen abgeſchloſ⸗ 
ſenen Bertrager), der. magna charta Wuͤrtembergs. Er ward im 
Jahre 15615 von dem Herzoge Ulrich, und, im Jahre 4551 von deſ—⸗ 
fen Sohne und Nachfolger, dem Herjoge Chriſtoph, beſtaͤtigt und un⸗ 
terſchrieben, und bildete bis auf die neueſte Zeit die Grundlage des rechtlichen 
Verhaͤltniſſes zwiſchen den Herzogen Wuͤrlembergs und ihren Ständen, wel= 
che, nach den Beſtimmungen des Vertrages, einen groͤßern Einfluß auf 
die Angelegenheiten des Staates behaupteten, als die Staͤnde in andern teut⸗ 
ſchen Laͤndern. Denn waͤhrend die landſtaͤndiſchen Rechte in den letztern 
zunaͤchſt auf dem Herkommen und den Landtagsabſchieden beruhten, wa⸗ 
zen fie. in. Wuͤrtemberg in einer ſchriftlichen Urkunde ausgeſprochen, 
deren wörtlichen und beftimmt niebergefihricbenen Sinn man nicht ab: 
leugnen oder einfeitig deuten konnte. — In dem VBertrage zu Tübingen 
übernahmen bie Stände 910,000 Gulden, die Schulden des Herzogs 
Uliichz dagegen verfprach der Herzog, ohne Willen der Landſchaft 
feinen «Krieg anzufangen, Feinen Theil des Landes zu. verpfänden, blos 
die. verfaffungsmäßig verabfchiedeten Steuern zu erheben, das Eigenthum 
Aller unverlest zu erhalten, Keinen zu hindern, dad Land zu verlaffen, 
und Keinen in Griminalfällen ohne Urtheil und Recht zu beftrafen. 


Diefe Verfaſſung Würtembergs blieb in Gültigkeit -bis in die 
erften Jahre des neunzehnten Jahrhunderts. . Unter. den Landſtaͤnden bez 
fand fih Feiner vom Adel, weil der früher Tandfäffige Adel Würs 
tembergs bereits im fechözehnten Sahrhunderte von dem Lande fich trennte, 


:Der — — — Vertrag ſteht in: I. Fr. Eiſenbach, runs und 
Thaten Ulrich, Herzogs zu Würtemberg und Te 20, Tuͤb. 1754. 4 209. — 

in: Chr. Fr. Sattler, Geſchichte des ‚Bespoatgums Würtemberg — res Res 
gierung der Herzöge. Ulm 1769, 4. Th. 1. S. 145. — und in: Ioh. Jac. Mo: 
fer, Sammlung vieler, ſowohl einzeln — aber rar ſeyender Urkunden, das 
2 — Hauß und berzogthum Wuͤrtemberg betreffend. Tuͤbingen, 1756. 8. 
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und zur Reichsritterſchaft tibertrat*).. Blos die. Geiſtlichkeit, ober 
die damals: Kerrfchende, evangeliſch⸗lutheriſche Kirche, und ber Bir 
gerz und Bauernftand falten durch die Landſchaft vertreten werben. 
Diefe aber befland nur aus einer Verfammlung, zufammengefest aus 
den evangelifshzlutherifhen Pralaten von 1%, duch die Kirchenver⸗ 
befferung fäeularifirten und zum Kirchengute gefchlagenen, Stiftern und 
Klöftern, und aus.den- Abgeordneten, welche von den Amtöverfamm- 
lungen und. Magiftraten aus ihrer Mitte gewählt wurden, Kein 
herzoglicher „Beamter durfte der Wahl beimohnen, oder felbft gewählt 
werden, Die Gewählten aber waren an die Inftructionen der fie 
abfendenden ‚Bezirke gebunden. Auch war feine beflimmte Zeit für Die 
Abhaltung ber Landtage feftgefekt, ſo daß bie Einberufung hauptjächlich 
vom: Willen ded Herzogs, und gewöhnlich von feiner Finanzverlegenheit 
abhing. Doch Fonnten auch die Städte Stuttgart und Tübingen, fo 
wie der engere. landſchaftliche Ausfhuß auf die Berufung eines Landta⸗ 
ge3 anfragen, | | 

Die gefammten, thatfachlich von den Ständen geübten, Rechte was 
en allerdings im Tübinger Vertrage nicht im Einzelnen aufgefiellt: 
Sie beitanden aber im Wefentlichen darin, daß, außer der Reichs- und 
Kreisanlage,. Feine Steuer, ohne ausdrüdlihe Bewilligung ber Stände, 
auögefchrieben, und diefe nur dann. bewilligt werben durfte, wenn bie 
Einkünfte, des Kammergutes für den Staatsbedarf nicht zureichten. Auch 
wurden die, von den Ständen bewilligten, Steuern durch ihre eignen 
Beamtenzerhoben, und aus ihrer Kaffe in feftgefegten Raten an die Res 
gierung abgeliefert. In Hinfiht des Antheild der Stände an ber Ge- 
feßgebung beftand thatfachlich, daß Fein Hauptgefes ohne Vorwiſſen 
ber Landfchaft, oder doch des engern Ansfchuffes, abgeändert, und Fein 
wichtiges anderes Gefeß ohne ihren Beirath gegeben werben durfte. 
Sie hatten: ferner das Necht der befcheidenen, aber auch öffentlichen und 
cenfurfreien Vorftellung, Bitten und Befihwerden an den Regenten; ja 
fie durften ihre Befchwerden, wenn fie auf dem Wege der Güte nicht 
befeitigt wurden, ‚bei Kaifev und Reich zur rechtlichen Entfcheidung vor 
legen. Ste hatten endlich dag Recht, ihre innere Einrichtung fich ſelbſt 
zu geben, und ihre Offictanten zu. ernennen; nur mußten fie; in beider 
Hinſicht, die Genehmigung des Regenten nachfuchen.. ar 
Von höher Wichtigkeit war, feit der Mitte des fechözehnten Jahr⸗ 
hunderte, das Recht bey: Stände, permanente Ausſchuͤfſe der Lande. 
ſchaft miederzuſetzen/ welche in der Zwiſchenzeit zweier Landtage die Rechte 
und Pflichten der Landſchaft handhabten. Dieſe Ausſchuͤſſe waren ein 
lleinerer oben engener, und. ein groͤßerer. Der engere Ausſchuß 
beftänd aus 2. Prälaten und 6 Abgeordneten der. Städte und Aemter; 
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der groͤßere, aus dieſen Mitgliedern des engern Ausſchuſſes, zu wel⸗ 
hen noch 2 Prälaten und 6 Abgeordnete hinzutraten. Die Mitglieder 
des engern Ausfchuffes wurden auf Lebenszeit. gewählt, und dergeftalt 
ergänzt; daß der engere Ausſchuß felbft den Abgang eines feiner Mits 
älieder aus dem groͤßern Ausfchuffe erſetzte. Eben fo ſtand dem engern 
Ausſchuſſe die Wahl der Mitglieder des größern Ausfchuffes, und bie 
Ernennung der Beamten der Landfchaft zu. Allerdings bildete fih das 
Durch eine Dligarchie des engern Auöfchuffes, der Regierung gegen 
über, befonders weil in fpäterer Zeit allgemeine Landtage  feltener wur 
den, der engere Ausfchuß die Rechte derfelben vertrat, und fogar die Bes 
gründung und Verwaltung einer geheimen Kaffe fih angemaßt hatte, 
iiber deren Betrag und : Verwendung er, in der Regel, Feine Rechnung 
ablegte. Diefer nachtheilige Ariftofratismus des engern Ausſchuſſes ward 
im Lande lebhaft gefühlt, und hatte die öffentliche Meinung: gegen fih. 
Mit diefem Ausfchuffe und mit der geſammten Landfchaft felbft lebte 
aber der im Zahre 1797 zur Regierung gelangende Herzög, nachher 
(1803) Churfürft, und feit dem. 1. Jan. 1806: König Friedrich 1, 
im beftändigen Streitigkeiten, woran die fehlerhafte Geftaltung ber land? 
ftändifchen Verfaſſung eben fo, wie fein Fräftiger, leidenſchaftlicher Wilke, 
der ganz Uber Verfaffung und Geſetz fi hinwegſetzte, Antheil hatte, 
Deshalb bildete er auch, aus den ihm im Reichsdeputationshauptſchluſſe 
1803 zugefallenen beträchtlichen Entfchäbigungsländern, ein abgefondertes 
Neuwirrtemberg, das er nicht. mit feinem Erblande verband, fons 
dern unbefchtänft regierte, und in demfelben ein befonderes Verwaltungs: 
ſyſtem einführte. | | —— 
Als er aber, nach den Bedingungen des Preßburger Friedens vom 
26. Dec, 1805, die Souverainetaͤt und koͤnigliche Würde an— 
nahm; hob er eigenmächtig Die fländifche Verfaſſung Altwuͤrtembergs 
„als eine fuͤr Die jetzige Zeit nicht mehr paſſende Einrichtung” "ganz auf, 
und verſchmolz Alt⸗ und-Neuwärtemberg zu Einem politifhen ‚Körper, 
den er unumſchraͤnkt beherrfchte. Er übte allein die gefeßgebende Ges 
waltz vermehrte und: erhöhte die. Steuernz: war nicht ‚frei von Kabinet$= 
juftiz, und befchränfte die. Preßfreiheit, das Auswanderungsrecht, und das 
Recht der Bürger, Waffen zu befigen. Selbſt die perfönliche Freiheit 
blieb nicht unbedroht. Namentlich behandelte er die ihm, in der. Rheins 
bundsacte, unterworfenen vormaligen reichsunmittelbaren  Fürften. und 
Grafen mit"Härte. Doch beſtand in feinem Staate völlige: Religionds 
‚freiheit, Gleichheit vor dem Gefege, und ‚gleichmiäßiger Antheil Aller an den 
ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten und Pflichten. 2 ya?" Ser 
In dieſe Zeit: der unbeſchraͤukten monarchiſchen Regierungsform i 
Wuͤrtemberg gehört” das wichtige Drgantfationsdecret ‚vor 18. Maͤtz 
1806, in’ welchem der König den Geſchaͤſtslreis der hoͤchſten Behoͤrden 
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Wir Friedrich, von Gottes Önaden König von Würtems 
‚berg, ıc. it. | 
entbieten Unfern lieben und getreuen Dienern, Vaſallen und Unterthanen 
Unſte Eöniglicye Gnade, | 
Mir finden für nöthig, für die Gefammtheit Unfter zu einem Ganzen 
vereinigten alten und neuen Ötaaten eine durchaus gleichfoͤrmige Staatsver⸗ 
mwaltung anzuordnen und feitzufegen, und haben daher befchloffen und beſchlie⸗ 
fen mie. folgt: 
6.41. Die oberfte Staatöbehörde im Königreihe ift das Eönigliche, 
Staatsminifterium. Es befteht aus den Chefs fammtlidyer Departements 
und denjenigen Mitgliedern, welche Wir aufer diefen noch zu ernennen für 
gut finden, 

82. Es find 6 Departements: 

1) das Departement ber auswärtigen Angelegenheiten, 

2) das Departement des Innern, 

3) das Juſtizdepartement, 

4) das Kriegsdepartement, 

5) das Finanzdepartement, 

6) das geiftliche Departement. 

$. 3. Das Departement der auswärtigen Angelegenheiten, unter ber 
Benennung Kabinetsminifterium, hat zu beforgen: alle Verhandlungen mit 
Auswärtigen, die Aufrechthaltung und genaue Befolgung ber beftehenden 
Tractaten, die Correſpondenz mit auswärtigen Miniftern, die Ausfertigung 
der öffentlichen Gorrefpondenz des Königs mit andern Regenten und Gouver- 
nements, die Angelegenheiten des Eöniglichen Hauſes, das Geremoniel mit 
Yustoärtigen, das Geremoniel im Innern, die Direction des Poftwefens, 
Drdensangelegenheiten, Standeserhöhungen, die Verwendung für bie koͤnig⸗ 
lichen Unterthanen im Auslande, Ausfertigung von Päffen und Beurkun⸗ 
dung von Documenten, die für dafjelbe beſtimmt find. 

$. 4 Das Departement des Innern umfaßt das polizeiliche, ſtaats⸗ 
wirthfchaftliche und Regiminalfad nad) den weiter unten folgenden nähern 
Bejtimmungen. 
N, $. 5. Zu dem Neffort des Juſtizdepartements gehört das Juſtizweſen 
in feinem ganzen Umfange. Es führt die Oberaufficht über ſaͤmmtliche Eis 
vil⸗ und. Eriminaljuſtizſtellen, über Advocaten und Motarien, und befchäftigt 
fi mit dem Vortrage neuer Gefege und Verordnungen, inſofern fie auf 
rechtliche Verhältniffe und die Juftigpflege Bezug. haben, 

$ 6. Das Kriegsdepartement beforgt alles, was zu Militafreinrichtuns 
gen im Allgemeinen gehört. 

$. 7. Das Finanzdepartement begreift unter ſich alles, was ſich auf 
Staatseinnahmen, ſie moͤgen Namen haben, welche ſie wollen, bezieht, die 
Oberaufſicht uͤber die Hauptſtaatskaſſen, uͤber das Rechnungsweſen, und uͤber 
alle Staatsausgaben nach dem zu beſtimmenden Finanzplane; Verbefferung 
der. Landesadminiſtration in Finanzfachen, die Oberauffidt über das Forſt⸗ 
departement, Salinen und Bergwerksdepartement, über das Münz: und das 
Poftwefen, infofern in Bezug auf das Iegtere von Einnahmen und Aus: 
gaben die Rede ift. — en | | 
8.8. Bu dem Gefchäftskreife des geiftlichen Departements gehört der 
Cultus, ſowohl der evangelifchen als Fatholifchen Religion, und — im 
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| Staate tolerivten Gemeinden, das Curatorium der ——— Schulen, und 
Überhaupt gelehrte und Bildungsanſtalten. — 

$..9.. „Die Chefs der Departements haben Uns. den, Vortrag bei Bes 
fegung der darunter begriffenen Stellen zu machen, und zwar gemeinſchaftlich, 
je nachdem ein Amt in verſchiedener Beziehung. unter mehr als ein Depars 
tement gehört. 

$. 10. . Die koniglichen — ſind angenotefen, die ihnen. von dem 
Staatsminiſterium zufommenden Befehle aufs genauefte zu ‚befolgen, welche 
durch den Chef des Departements und zwei andere Mitglieder des Staats⸗ 
minifleriums unterzeichnet find, 
| $. 41. Der Chef eines Departements hat im Staatsminifterium den 
Vortrag über bie zum obenbemerften Geſchaftskreiſe gehörige Angelegens 
beiten. - 
8.42. Es werden. fo viele geheime Secretairs  angeftellt, : Depar⸗ 
tements ſind. Jeder fuͤhrt das Protocoll in der Seſſion uͤber die in De 
partement einſchlagenden Gegenſtaͤnde, und wird in der Ausarbeitung vo m 
weniger beſchaͤftigten unterſtuͤtzt. Der erſte geheime Secretair empfaͤngt alle 
einkommende Sachen, führt daruͤber ein Diarium, numerirt die verſchloſſe— 
nen, und ſtellt die an das Staatsminiſterium, ohne Bezeichnung des De⸗ 
partements, addreſſirten ber geheimen Regiſtratur, die für einzelne Departe— 
ments gehörigen aber den Secretairs derfelben zu, welche fie dem Chef zur 
Eröffnung und Zurüdgabe, um das Diarium der Materie nach fuppliren zu 
en übergeben. Außerdem find bei dem Staatöminifterium angeftellt: 

2 geheime Archivarii, 2. geheime Negiftvatoren, und 59 geheime Cams 
. zelliften. 

£. 13. Zu dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten ober 
dem Kabinetsminifterium gehören.: 

2.. ‚Kabinetsminifter, der Oberceremonienmeifter, ber Chef vom Büreau deu 
auswärtigen Angelegenheiten, 3 vortragende Räthe, 3 geheime Legas 
tionsſecretairs, 1 geheimer Oberarchivar, 1 geheimer Regiſtrator, 3. 
geheime Kanzelliſten. | 

$. 14. Das dem Kabinetsminijterium untergeordnete Ober: Yoftdire 
torium befteht aus 

4 Dber-Poftdirector, 2 Ober⸗Poſtraͤthen, 4 Ober⸗Poſtſecretair, 1 Se⸗ 
cretair, 2 Kanzelliſten. 

F. 15. Dem Miniſter des Innern iſt ein Generalſecretair und ein 
Kanzelliſt zugegeben. Der Generalſecretair empfaͤngt die an den Miniſter 
beſonders einkommenden Sachen, haͤlt ein Diarium daruͤber, uͤbergiebt die 
verſchloſſenen jenem zur Eröffnung und Vertheilung an die nachgeſetzten Stel⸗ 
len, und contraſignirt bie Expeditionen, melde von dem Miniſter unterzeiche 
net werben. 

$. 16. Der ganze Umfang dee zu dieſem Depastement gehörigen Ger 
ſchaͤfte theilt ſich unter folgende Stellen: 


— es I. DOberz Landesregierung, 

, Diefe: beſteht aus i Praͤſidenten, 8 Raͤthen, 5 Secretairs, 2 Regiſtra⸗ 
toren und 5 Kanjeliften. . 

Zu ihrem Reffort gehört das Regiminalfach, e befonders die Wahrung 
der Eöniglichen Souverainetaͤtsrechte, die Lamdespolizei im Allgemeinen, woruns 
ter jedoch die Detspoligei von den 2 Hauptflädten Stuttgart und Ludwigs— 
burg nicht begriffen tft, die Oberaufficht über die Landbeamten in allen Faͤ⸗ 
ern, mit Ausſchluſſe der et Beftätigung ber Wahlen zu 
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Magiſtrats⸗ und andern Stellen, Sachen in Beziehung auf Auswanderung, 
Ertheitung des Unterthanens und Bürgerrechts, Bevoͤlkerungstabellen, Ge⸗ 
faͤngniſſe, Zucht-, Arbeits- und Waiſenhaͤuſer, Armenanſtalten, Zuͤnfte und 
Handwerker, Brandaſſecuration. 

-$. 17. Den Lehenhof bilden der Miniſter des Innern als Lehenpropſt, 
und 2 Referenten in Lehensfachen; dazu gehören 1 Secretair und 1 Regiftra: 
tor. Die Belehnungen felbft aber gefchehen vor der Ober: Landesregierung 
in Gegenwart des Minifters des Innern. 

- G. 18.. Eine befondere Direction beforge den Straßen, Brüden: und 
Waſſerbau, Marfh und Einquartierungsſachen. Sie befteht aus 
1 Director, 2 Rüthen und 2 Kunftverfländigen in Beziehung auf den 
Bruͤcken- und Wafferbau, 1 Secretair, 1 Kaffirer, 1 Kanzelliften. 
$. 19. Zu Verfehung der auf die Medicinalanflalten und das Sani: 
taͤtsweſen überhaupt ſich beziehenden Geſchaͤfte befteht eine befondere Direc— 
tion in 

2 Räthen, den wirklichen Leibmedicis, I Leibchirurgis und 2 Thierärz: 

ten, welche 1 Secretair und 1 Kanzelliften erhalten. 


$. 20. I. Ober: Landesöoconomiecollegium. 

Es hat das flaatswicchfchaftlihe Fach im Allgemeinen unter fih. Dazu - 
gehören befonders: Kommerz und Landescultur, Manufacturen und Fabriken, 
die über diefe Gegenfiände eintommenden periodifhen Tabellen und Berichte, 
Geftüte und Schafzucht, Deconomie der Communen, piorum Corporum und 
Spitäler, das Deconomifche der Univerfität, welches vom Staatsminijterium 
dahin zu geben ift, 

$..21. Diefes Collegium befteht aus | 

1 Director, 6 Rüthen, 6 Rechnungsräthen, 4 Secretairs, 1 Regiften- 
tor, 4 Kanzelliften. 

Nach Beſchaffenheit der Gegenflände wird der Minifter des Innern oder 
ber Director Handelsverftändige, die Directoren der Fabriken und Manu: 
fafturen, und überhaupt Sacyverftändige in fonftigen Fächern beiziehen, 

$. 22. Das Königreich, ift in folgende 12 Kreife getheilt: 

1. Kreis Heilbronn. 2, Kreis Ludwigsburg. 3. Kreis Stuttgart. 4. 
Kreis Maulbronn. 5. Kreis Schorndorf. 6. Kreis Urach. 7, Kreig 
Rotenburg. 8. Kreis Calw, 9. Kreis Rottweil. 10, Kreis Tutt- 
lingen. 11. Kreis Zwiefalten. 12. Kreis Ellwangen, 

Die zu jedem Kreife gehörigen Aemter und Ortſchaften behalten Wir 

Uns bevor, hienächftens bekannt zu machen. 

$. 23. Es wird eine zweckmaͤßige Eintheilung umd Vereinigung der 
Ober⸗ und Stabsimter, Steusreinnehmereien ‚ Kellereien, Verwaltungen u. f. w. 
nah und nach getroffen werden. 


$. 24. Die unter der Kreiseintheitung begriffenen, bisher zu der foge: 
genannten Kammerfchreiberei, nun zur Hof: und Domainenfammer gehörigen 
Aemter und Drte find nur in Beziehung auf Regiminal-, Juſtiz⸗ und Po: 
lizeiadminiſtration zu den Kreifen gerechnet. Die Einkünfte davon werden 
nach wie vor unmittelbar an die General: Domainenkaffe eingeliefert und auch 
dahin die Rechnungen geſtellt. | 

$. 25. Jedem Kreife ift ein Kreishauptmann vorgefegt. . Demfelben 
wird ein Actuar zugegeben, der Nechtskenntniffe haben muß, und gegen Uns 
in Pflichten ; genommen wird, In allen Regiminalz, Polizeis und faats: 
wirthſchaftlichen Sachen, alfo mit Ausfchluß von Gegenftänden, die ſich auf 
nr Rechtspflege beziehen, fenden die Beamte ihre Berichte an den Kreis: 

23 


354 | ‚Würtemberg. - 


hauptmann, welchet, werm er nichts dabei zu erinnern findet, fie blos mit 
feinem vidit, im entgegengefegten Falle aber mit feinen Bemerkungen begleitet, 
und an bie höhern Behörden abgehen laͤßt. Seine Verrichtungen beziehen 
fih hauptfählic auf obgenannte Gegenftände im Umfange des ihm unterge- 
benen Kreiſes. Insbefondere beforgt er Strafenfachen, Feuers, Loͤſch-, Ar 
men:, DBettels und überhaupt Sicherheitanftalten. Er dirigivt das. Marfche - 
weſen und. die Gonfeription. Die zu dem Kreiſe gehörigen Beamten ftehen 
unter ihm, über deren Amtsführung überhaupt ihm eine ſtrenge Aufficht zu- 
führen obliegt. Ein bedeutender Theil feiner Verrichtungen wird in Comm 
— beſtehen, welche ihm von den obern Behoͤrden werden uͤbertragen 
werden. 

9. 26. Die adeligen Güter gehören zu demjenigen Kreiſe, in dem fie 
gelegen find, oder an welchen fie mit dem größten Umfange anftoßen. Von 
den Beamten, Geiftlihen, übrigen Dienern und Hinterfaffen des Adels wird 
die Huldigung Unfern Eöniglichen Beamten abgelegt. Die Nittergutsbefiger 
fihtwören den Eid der Treue und des Gehorſams entweder zu Stuttgart vor 
dem Minifter des Innern oder vor dem Kreishauptmanne. Sie ftehen in 
feiner politifchen Verbindung unter fich. 

$. 27. Die Rittergutöbefiger bleiben im Befig und Genuffe ihrer bie: 
ber rechtmäßig bezogeiten gutsherrlichen und andern Revenuͤen. Jedoch gebüh: 
en Uns alle wefentliche Regalien, befonders auch Zoll, Acciſe, Umgeld, fo 
wie das Chauffeegeld, Ilegteres gegen Uebernahme der Chauffeekoften. 

Mo jedoch das Umgeld aus irgend einem gültigen Rechtstitel oder durch 
unvordenkliche Verjährung ermeislich hergebracht ift, wird wegen deffen Bo: 
nification nach einem billigen Durchſchnitt eine Uebereinfunft getroffen wer: 
den. Eben fo wird denjenigen Gutgbefigern, welche fonft ein nußbares Ne: 
gal, außer obgedachten, auf eine vechtsbeftändige Weife befigen, folches unter 
der Hoͤchſten Aufficht belaffen, und im Falle hierin irgend eine abändernde 
Manfregel eintreten follte, eine Vergütung des jährlichen, nach einer 2Ojährie 
gen Bilance zu bevedjnenden, Ertrags zugefichert. NE: 

8. 28. Die Ingefeffenen adeliger Güter genießen die Nechte und Vor 
züge Unſrer übrigen Eöniglicyen Unterthanen, und find denfelben Pflichten 
unterworfen, alles unter den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen nähern 
Bellimmungen, Im Abficht der Mititairpflichtigkeit, der Einquartierung und 
Mititairfrohnen find fie den Eöniglichen Unterthanen völlig gleichgeftellt, auch 
in der Negel der Nachfleuer und dem Abzuge unterworfen; fo wie die Nits 
tergutsbefiger felbft mit ihren Angehörigen, wenn das Vermoͤgen in einen 
Staat erportirt wird, mit welchem kein Freizuͤgigkeitsvertrag befteht, 

$. 29. In Beziehung auf gedachte Güter hängen die Ertheilung des 
Landes-Unterthanenrecht®, der Evlaubniß zum Auswandern, die Gonceffion zu 
Erbauung neuer Gebäude und Anfiedelungen, zu neuen Gewerben, Kraͤme⸗ 
veien, Brauhaͤuſern, Branntweinbrennereien, Wirthshäufern, alle. Einrichtun⸗ 
gen des Salzverkaufs, fo wie überhaupt der oberſten Landespolizei, ‚gänzlich 
von Uns ab. 

$. 30. Die Nittergutsbefiger felbft, nebft ihren Angehörigen, find ben 
Geſetzen und Landräftellen eben fo, mie andere, ohne einen Vorzug unterm. 
worfen, außer daß fie ein forum privilegiatum.haben, welches weiter unten 
beſtimmt ift. BE j Ä Da ne eh 

$. 31. Wir werden für die Nittergutsbefiger, welche Reine Hof- oder 
fonftige Stellen befleiden, auf ihr unterthänigftes Bitten ejne eigene Uniform 
beſtimmen, audy denjenigen, welche. bisher zu Tragung eines Nitterordens 
berechtigt waren, eine in ben Beichen abgeänderte Decoration verleihen, 


. hingegen. "von fonftigen 
ſteuern nur: in Abficht folder Güter, welche ermwiefenermaßen ſchon vor 60 
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$. 32, mar Rittergutsbeſitzer find von Perfonalfteuern befreit, 
bgaben nicht, und von den gewöhnlichen Grund: 


Jahren ein eigentliches adeliges fleuerfreies Hofgut zufammen bildeten; bie 
Freiheit von Einquartierungen findet für Nittergutsbefiger in Zeiten des Kriegs, 
bei Lagern, und überhaupt wenn Fönigliche Truppen zufammengezogen ter: 
den, nicht Statt, | 

- +6. 33, Den Nittergutsbefigern wird bie Forſt- und Sagdgerichtsbarkeit, 
wo fie folche erweislich hergebradyt und ungeflört ausgeübt haben, in ihren 


- eigenen gefchloffenen Jagddriſtricten, und über ihre eigene fowohl, als die 


zum Kittergut gehörigen Communmaldungen, zuc Ausübung nad) den fönig- 
lichen allgemeinen Forft: und Jagdgefegen, und unfer Oberaufficht der koͤnig⸗ 
lichen DOberforftämter und geeigneten Departemente und Gollegien, gelafjen. 
$. 34. Dem Chef des Suftizdepartements ift, wie dem Minifter des 
Innern, ein Oeneralfecretaiv und ein Kanzellift zugegeben. Jener hat in Ab: 
fiht feiner Functionen das Namliche zu beobachten, was dem Generalfecretair 
von dem Departement des Innen in Beziehung auf daffelbe vorgefchrie: 
ben iſt. 
535 Der Suftizminifter hat bei der Oberaufſicht über fammtliche 
Civil: und Griminal: Juftizftellen befonders fein Augenmerk darauf zu rich— 
ten, daß jede Inſtanz in dem vorgefchriebenen Gange ihrer Gefchäfte und 
Derrichtungen bleibe, 

Alle Klagen über verzögerte Juſtiz müffen zuerft an ihn gebracht mer: 
den, und erſt dan, wenn feine Abhülfe von feiner Seite gefchieht, darf 
man fich deswegen an, Uns unmittelbar menden. 

Wenn dergleichen Beſchwerden über Verzögerungen oder Saumfeligkeit 


und Nacläffigkeit der untergeordneten Stellen oder Perfonen vorkommen; fo 


wird der Minifter die Befchafjenheit der Suche fogleidy ernſtlich unterfuchen, 
und nach Umftänden, wenn die Klage gegründet ift, entweder Verweiſe ges 
ben, oder befonders aggravirende Fälle zu Unferer Kenntniß bringen, um mit 
fchärfern. Ahndungen ftufenweife von Geldftrafen, welche bei folchen Gelegen: 
heiten ad pios usus verwendet werden follen, bis felbft zu Dimiffion vorge 
hen zu können. | | 

8. 36, " Unter dem Juſtizdepartement ftehen folgende Collegien: 

I. Das Ober: Appellationstribunal, 

Hiezu gehören: 1 Präfident, 1 Director, 8 Ober-Tribunalräthe, 2 Se: 
cretairs, 2 Kanzelliften, 1 Pedell, .1 Bote. 

Es entfcheidet als oberfte Juſtizbehoͤrde alle Civil: Zuftigfachen in Iegter 
Inſtanz, und bildet zugleich die Nevifionsbehörde. 

937 Mündliche Vorträge der Parteien finden bei diefem Tribunale 
nicht. Statt. Es werden. fhriftliche Appellationstibelle eingereicht, und es 
dürfen neue Gründe und Beweife im Appellationsproceffe gebraucht werden. 


$. 38. In zweifelhaften, wichtigen und weitläufigen Fällen wird dem 


Referenten ein Coreferent zugegeben, deſſen Wahl von dem Präfidium ab: 


hängt. In eben ſolchen Fällen cirtuliren die Acten weiter bei dem Präfiden- 
ten und noch einem Rathe, der ducch jenen beſtimmt wird. | 

‘8. 39. An das Ober-Appellationstribunal twird von dem zweiten Ge: 
nate des Ober: Zuftizcollegiums in Sachen, die mehr als den Werth von 
290. Gulden betragen; oder welche die Ehre, Gerechtfame oder dag ganze 
Vermoͤgen einer Partei betreffen, appelliet. In letgebachten Fällen, oder - 


‚wenn der Betrag der Sache die Summe von 1500 Gulden überfteigt, darf 
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die Reviſion, nach vorgaͤngiger Hinterlegung der Succumbenzſumme von 100 
Reichsthalern (den Fall der gerichtlich beurkundeten Unvermoͤgenheit ausge: 
nommen, wo die Revifton auch ohne diefe erlegte Summe Statt finden kann) 
ergriffen werden, welche ſodann nach angeordneter Veränderung der Referen⸗ 
ten von eben dieſem Tribunale vorgenommen werden wird. — 

Nach der auf dieſe Art gefaͤllten Sentenz findet nur in dem aufßeror: 
dentlichen Falle eine weitere Verhandlung Statt, wenn Wir Uns nach. un: 
mittelbar eingefommener. Beſchwerde einer Partei, nach Befund der Umftän: 
de, bewogen finden, ein befonderes Caſſationstribunal niederzufegen, um die 
re in endlicher Inftanz ohne Geſtattung fernerer Rechtsmittel zu ent: 

eiden. - 

Wenn übrigens bei dem ergriffenen Nechtsmittel der Mevifion wegen 
Unvermögenheit keine Summe hinterlegt worden, und die Partei offenbar 
als muthwilliger oder verwegener Kläger erfcheint; fo foll die Strafe einer 
14tägigen, oder nach Befchaffenheit der Umſtaͤnde länger dauernden Incarce— 
ration gegen diefelbe erkannt werden. 

$. 40. II. Ober: Zuftigcollegium, 

Diefes theilt fi) in 2 Senate. Der erfle Senat beforgt das Crimi- 
nalfach, beflimmt den Fall, wo Gantproceffe Statt finden follen, und bes 
handelt die dahin gehörigen Straffälle. 

Derfelbe beftehet aus 

4 Pröfidenten, 8 Räthen oder Affefforen, 2 Secretairs, 1 Regiſtrator 

und 2 Kanzelliften. 

84. Bon dem erften Senate werden alle Straffälle, bei denen un— 
ter und bis auf Imonatliche Zuchthaus- und Feftungsftrafe erkannt wird, 
ohne weiteres Anbringen erledigt, eben fo Geldftrafen, welche jedoch fo ſpar— 
fam wie möglich zu wählen find, bis inclufive 100 Thaler. | 

Legalftrafen werden ohne weiteres von diefem Senate erkannt; fo wie 


endlich Gommiffionsberichte, welche höhere Straffälle betreffen, zur weitern 


Verhandlung dahin verwiefen werden, 
| $. 42. Wenn Jemand, gegen welchen ber erfte Senat eine Strafe 
erkannt hat, fich darüber befchmweren zu Eönnen glaubt, oder um deren Nach— 
Ind, Verminderung oder Verwandlung eintommt; fo ift von Seiten des Se: 
nats der Fall jedesmal dem Juftizminifter vorzulegen, welcher dann benfelben 
zur höheren Entfcheidung bringt. 

$. 43. Zu dem Gefchaftsumfange. des zweiten Senates gehören alle 
Civil: Appellationsgegenftände, welche von den Oberamter:, Stadt: und Pa: 
trimonialgerichten dahin "gebracht werden, die Leitung der Proceffe. bei den 
untern Gerichtsftellen, ferner Ehefachen, Wechfelfahen und Lehensproceffe. 
Fur die erimirten: Perfonen bildet diefer Senat in Abficht der Gerichtsbarkeit 
die erite Inſtanz. Er befteht aus _ | 2 | 

1 Präfidenten, 10 Raͤthen oder Affefforen, 4 Secretairs, 1 Regiftrator 

und 4 Kanzelliften, nn 

$. 44. IM. Die Oberaufficht über das gefammte Pupillenweſen ift 
einem befondern Collegium, dem Eöniglihen TZutelarrathe, übergeben. Der: 
felbe befteht aus j | 

1 Präfidenten, 3 ObersJuftizeäthen, 1 Zutelarrathe, 4 Rechnungsver: 


f 


fändigen, 1 Secretair und 2 Kanzelliften. 


$. 45. Die hienach bemerften Untergerichte wenden ſich in Fällen, mo 


Conſilia eingeholt werden, entweder an die Juriſtenfacultaͤt in Tübingen, oder 


on eines der Gonfulentencollegien, wovon das eine in, Stuttgart, das andere 
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in Tübingen errichtet. wird, und jeded aus 7 Juriſten befteht, deren Einem 
die Ditection übertragen wird. Dagegen ift gedachten Gerichten unterfagt, 
ſich an einzelne Rechtsgelehrte oder an auswärtige Facultaͤten zu Einholung 
von Gutachten zu wenden. - 

$. 46. Die Dorf- und Stadtgerichte bleiben vor der Hand an ben: 
jenigen Orten, wo fie hergebracht find. RER ee: 

Mir behalten Uns jedoch vor, diesfalls eine zwedimäßigere Einrichtung 
feiner Zeit zu treffen. 

$. 47. Die Stadtgerichte entfcheiden alle Angelegenheiten, bie ſich bis 
auf 50 Gulden inclufive belaufen, ohne daß diesfalls eine weitere Appella— 
tion Statt finden fann. In Sachen aber, jo ſich darüber belaufen, wie 
auch in folhen, welche Ehre, Gerechtſame, Gilden und Rechte überhaupt, 
ingleichen das ganze Vermögen einer Partei betreffen, kann an ben zweiten 
Senat des Ober: Zuftizcollegiums appellirt werden. Hingegen ceffiten von 
nun an alle Appellationen an die Stadtobergerichte der drei Hauptſtaͤdte Stutt⸗ 
gart, Tübingen und Ludwigsburg, — 

8. 48. Ueber die Stadtgerichte hat der Oberamtmann die Führung 
‘der Direction fich ernftlich angelegen feyn zu laffen, und ift Uns derfelde vor: 
zuͤglich für fchleunige und unparteiifche Juftigpflege verantwortlich. Um fchrift- 
liche Proceffe fo viel möglich zu vermindern, und Streitigkeiten auf dem 
Wege der Güte zu fchlichten, wird fi der Oberamtmann nad) der im fol- 
genden $. enthaltenen, hierauf ſich beziehenden Worfchrift richten. 

$. 49.: In Anfehung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit wird in Aemtern, 
100 Feine Stadtgerichte befindlicy find, die Nechtspflege in erjter Inſtanz von 
dem Ober» oder Stabsamtmanne, mit Zuziehung und im Beifeyn des Amts: 
ſchreibers als Actuars, und zweier Urkundsperfonen, wozu er zwei der taug— 
Lichften Magiftratsperfonen oder Schultheißen zu nehmen hat, an den von 
ihm an beftimmten Tagen abzuhaltenden Amtstagen ausgeübt. 

In ſehr bedeutenden Sachen, wo naͤmlich die Größe oder die Michtig: 
keit des ftreitigen Gegenftandes, oder die Uuseinanderfegung ſchwerer und ver: 
widelter Rechtsfragen es nothmwendig machen, bat der Beamte nicht felbft zu 
entfcheiden, fondern entweder von Amtswegen, oder auf Berlangen der ffteis 
tenden Theile, die Acten entweder an die Zuriftenfacultät in Tübingen, oder 
an eines der oben erwähnten Gonfulentencollegien zum Spruch Rechtens zu 
fenden. In geringern Fällen hingegen, 3. B. bei Injurien, Scyuldflagen ꝛc., 
in welchen eigentliche Proceßfchriften nicht gewechfelt werden, find die amtli= 
chen Befiheide zu vollziehen, fofern nicht einer der flreitenden Theile fogleich 
ei (ängftens in drei Tagen um förmliche gerichtliche Verhandlung der Sa: 

e bittet, 

Der Dberamtmann hat die Parteien, welche zu einem ſchriftlichen Pro⸗ 
ceffe zugelaffen werden wollen, erft vorzubefcheiden, ihren Streitpunct genau 
zu beſtimmen, und fih Mühe zu geben, den Proceß durch einen Vergleich 
abzufchneiden. Das hierüber zu führende, und von den Urkundsperfonen und 
Parteien zu unterfchreibende Protocoll ift den Procegacten anzufchließen. In 
allen diefen Fällen bezahlen die Parteien die hergebrachten Sporteln, welche 
aber von dem Dberamte der herrfchaftlichen Gaffe zu verrechnen, und wovon 
die zwei Urkundenperfonen nad) dem vorgefchriebenen oder in dergleichen Faͤl⸗ 
len ſonſt üblichen Maaßſtabe zu beiohnen find. 

. Der Gerichtözwang erſtreckt fid über den ganzen Bezirk des Ober: oder 
Staböamtes, und wo, wie gedacht, Eeine Stadt oder Dorfsgerichte eingeführt 
find, hat der Ober: oder Stabsamtmiann das Recht, die actus voluntariae 
lurisdietionis auszuüben, - 
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Sn Abſicht der Appellation von dieſen Oberamtsgerichten und der Ap⸗ 
en gelten die nämlichen Beſtimmungen, wie bei den Stadtge⸗ 
richten 

$. 50. Sn Straffällen bürfen die Ober: oder. Stabsbeamten bis auf 
10 Thaler und bis auf 8 Tage Incarceration erkennen. 

In Krankheits= oder Abmwefenheitsfällen ift der Oberamtsactuar der ge= 
ſetzliche Amtsverweſer. Derfelde muß fich aber vor feiner Annahme, die, fo 
wie feine Belohnung und Entlaffung, dem Beamten überlaffen bleibt, ber, 
weiter unten ‚angeordneten Prüfung unterwerfen, und gegen Uns durch den 
Kreishauptmann in Pflichten genommen und beeidigt werden, welchem leg: 
tern auch jede DVeränderung mit dem Actuar zeitig anzuzeigen if. 

$. 51. Wo adelige Patrimonialgerichte beftehen, üben biefe die Civil⸗ 
gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz aus. 

Von denſelben wird, wie von den vorgedachten Untergerichten, unter 
gleichen Beſtimmungen, an den zweiten Senat des Ober Zuftizcollegiums 
appellitt. 

Die anzufiellenden Juſtitiarien muͤſſen vorher ſich einer Pruͤfung uͤber 
ihre Kenntniſſe und ſonſtige Qualitäten auf die hienach beſtimmte Art unter 
werfen, die hoͤchſte Confirmation abwarten, und befonders dahin verpflichtet 
werden, in allen ihren Amtshandlungen die königlichen Gefege und die ihnen 
von den Eöniglichen Landesftellen zugehenden Derordnungen zur alleinigen 
Richtſchnur ihres Verfahrens zu nehmen, Wer nicht einen eigenen Juſtitia⸗ 
vium dieſer Art Hält und die ihm zuftehende Civiljurisdiction ausüben till, 
hat hiezu, mit Vorwiſſen des Eöniglichen Ober: Zuftizcollegiums zweiten Ses 
nates, einem benachbarten Eöniglichen Beamten oder bereits beftätigten Juſti— 
tiario den Auftrag zu ertheilen. 

$. 52. Sn Streaffällen ift die Befugniß der Juſtitiarien die nämliche, - 
wie die der übrigen Eöniglichen Beamten; es wäre denn, daß die Ortsherr⸗ 
[haft ein Mehreres in Beziehung auf die Criminaljurisdiction hergebracht 
hätte, in welchem Falle die Einhohlung von Confilien bei den obengenannten 
Behörden Statt finden, und die Acten vor der Publication und Vollziehung 
ber. Strafe an den eriten Senat Unfers Ober = Zuftizcollegiums eingeſchickt 
werden follen, welcher die höhern Fälle zu Unfrer Allerhoͤchſten Genehmigung 
vorlegen wird. 

$. 53. Sämmtliche Nittergutsbefiger find als Privilegiati in Civil: 
Jurisdictionsfaͤllen dem zweiten Senate des Ober-Juſtizcollegiums in erſter 
Inſtanz, ſo wie in Criminalfaͤllen dem erſten Senate deſſelben unter⸗ 
worfen.- 

$. 54. Der Kriegsminifter erhält für die kriegsraͤthliche und Militair⸗ 
geſchaͤfte ſeine eigne Kanzlei. 

Das bereits organiſirte Kriegscollegiom beſteht aus 1 Präfidenten, dem 
Kriegsminiſter, dem Vicepraͤſidenten, zugleich General-Intendant, dem — 
ligen Director des Ober— Finanzdepartements, 1 DOberz Kriegscommiffario, 1 
Ober Intendanten, 2 Kriegsräthen, 1 Rechnungscontroleur, 2 Secretairs und 
2 Kanzelliften. e 

$. 55. Unter dem Finanzminifter ftehen nachfolgende Behörden, von 
welchen allen ee Prafident ift. Um die ftete Communication mit diefen ver— 
fchiedenen Stellen su unterhalten und zu erleichtern, find ihm, neben dem 
Generalferretaie und einem Kanzelliften, befonders zwei Näthe zugegeben, in 
Verbindung mit welchen legten er zugleich die Generalſtaatscontrole bildet, 
und vierteljaͤhrig uͤber alle Zweige der Finanzadminiſtration einen umfaſſenden 
Generalbericht erſtattet. 
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L Obers $inanzdbepartement. 

Es beſteht aus 1 Director, 1 Procurator, 12 Räthen, 1 Generalkaſ⸗ 
ſirer mit Sitz und Stimme im Collegio, welcher 2 Kammerraͤthe und 2 
Buchhalter unter ſich hat. | 

Zu der Rechenbank, worüber 2 Raͤthe befonders die Auffiht führen, 
gehören 24 Kammerräthe, 4 Fort: Kammerräthe, 12 Buchhalter, 

zu dem Secretariat und Schreibtifch: 8 Secretairs, 3 Regiſtratoren für 
bie laufenden Acten, 4 Regiftratoren für die ältern Arten, 8 Kanzelliften. 

U. Forſt-Direction. ’ 

- Hiezu gehören: 2 Forſtmaͤnner aus den erſten Glaffen ber Forſtbeamten, 
1 Juftizrath, 2 Hofräthe, 4 Forſtraͤthe mit Sig und Stimme, fodann 2 
Secretaits, 1 Regiftrator, 2 Kanzelliften. 

: IM. Berg-, Salinen: und Münzdirertion. 

1 Director, 1 Juſtizrath, 2 Hofz und Finanzräthe, 3 Bergräthe mit 
Sig und Stimme, 1 Secretair, 1 Kanzellift. 

IV. Ober- Steuerdirection. 

4 Director, 1 Rath, aus dem Ober-Finanzdepartement, 2 Dber-Steuer: 
väthe, fodann 2 Ober: Steuereinnehmer, 2 Commiffarii oder Kammerräthe, 
1 Buchhalter, zugleich Secretair, 1 Kanzelliſt. 

| V. Landbaudirection. 

Der Sinanzminifter führt wie bei den obigen Stellen die Oberdirection. 

2 Mitglieder aus dem Hofdepartement, 4 Näthe, unter denen der Ober: 
Mafferbaudirector und Infpeetor, 1 Hofbaumeifter und 6 Landbaumeiſter mit 
Sis und Stimme, fodann 4 Baucontroleurs, 2 Secretaits, 1 Regiſtrator, 
3 Kanzelliſten. 

VI. Zare, Zoll: und Accisdirection, 


welche die Aufficht und Controle über alle Zolle, Accis-, Umgeld», Stem: 
pelpapier⸗, Tax⸗, Brüden: und Chauffeegeldeinnahmen führt, beſtehend aus 
1 Director, 1 Juſtizrathe, 4 Finanzräthen, fodann + Kammerräthen, 
8 Buchhaltern, 2 Secretairs, 1 Kanzelliften, 2 Zolle und 2 Accisſchreibern. 
‚ VI Renovationg:Reviforat, 

1. Renovationscaty, 4 Unterrenovatoren. : 

8. 56. Die Hof: und Domainenkammer fleht unmittelbar unter Un, 
und befteht aus : 

1 Director, 1 Hof> und Domainenrathe, 1 Generalfaffiver, ſodann 
2 Kammerräthen und 1 Buchhalter, 

$. 57. In jebem Kreife wird ein Steuerrath aufgeftellt, der dem Kreis: 
hauptmanne beigegeben ift. Er führt vorzüglich die Auffiht über die Rech— 
nungen der Beamten, welche er nach Belieben von Zeit zu Zeit einzufchen 
hat. Außerdem wird derfelbe auch befonders in Commiffionsfachen gebraucht, 
die in das Rechnungs= und Abgabenfach einfchlagen. 

$. 58. Die Ingefeffenen von adeligen Gütern entrichten ganz nad) 
dem Maaßſtabe, welcher den Eöniglichen Unterthanen überhaupt vorgefchrieben 
ift, fo wie die Nittergutsbefiger felbft, unter den oben fetgefegten Beſtim— 
mungen alle allgemeine Landeslaften, die Grund: und Gewerbficuer, fo wie 
fammtlihe übrige eingeführte indivecte Abgaben, in die ihnen anzumeifenden 
töniglichen Cameraleinnehmereien. . 
Die Steuereinnehmer der bisher fogenannten neuen Sande, die Keller, 

Verwalter, und überhaupt alle in diefe Glaffe gehörige herrſchaftliche Einneh— 

“mer, befoͤrdern die Einnahmen unmittelbar an die Eönigliche Generalcaffe des 


ar 
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Ober⸗Finanzdepartements zu Stuttgart, oder dahin, wohin fie von letzterer 
angewiefen werden, machen aber jedesmal davon dem betreffenden Steuerrathe 
bes Kreiſes die Anzeige, 

$. 99. Der Chef des geiftlichen Departements erhält, wie die vorher⸗ 
gehenden, zu feinen unmittelbaren Gefchäften einen Generalſecretair und einen 
Kanzelliften, 


Don diefem Departement veffortiren : 


IL. Das Dber: Confiftorium. 

Es führt die Aufficht über das gefammte evangelifche Kirchen- und 
Schulweſen, fo wie über die dabei angeftellten Diener, auf gleiche Art auch 
über die übrigen im Königreiche toferirten Gemeinden, und beiteht aus 1 
Dräfidenten, 1 Director, 3 weltlichen, 3 geiftlichen Näthen, 2 Seccretairs, 
1 Regiſtrator, 2 Kanzelliften. 

$. 60. Bei Befegung geiftlicher Stellen hat der Minifter des Depar- 
tements, wie die Übrigen, Uns den Vortrag zu machen. - 

Alte Candidaten werden vor dem Oberconfiftorium eraminirt, und uͤber 
fie fowohl, als über ſaͤmmtliche angeftellte Decane, Pfarrer und Vicarien wird 
jährlich eine Lifte, unter gewiſſenhafter Angabe ihres moralifchen Betragens, 
Heißes und ihrer Talente vorgelegt. 2 

$. 61. In Abficht der vormaligen alten Lande hat es vor der Hand 
bei der Eintheilung in 4 Generalate fein WVerbleiben. In Bezug auf die 
bisher fogenannten neuen Lande wird ein weiteres Generalat errichtet, unter 
welchem zunächft die Decanate von Heilbronn und Hall ftehen. Die Deca: 
nate Aalen, Eßlingen und Reutlingen werden unter die übrigen Generalate 
vertheilt, 

Die Generalfuperintendenten führen den Charakter als Prälaten. 


$. 62. Was die beftehenden evangelifchen Seminarien betrifft; fo 
"bleibt das theologifche Stiffin Tübingen unter einer zu beflimmenden, zived: 
mäßigern Disciplinareinrichtung,. Won den Ktofterfchulen werden die zu 
Blaubeuren und Bebenhaufen aufgehoben, und mit den zu Denkendorf und 
Maulbronn vereinigt. 


$. 63. II) In Anfehung der Eatholifchen Kirche beftcht, neben dem 
Biſchoffe und defien Dfficialate, ein befonderer fogenannter geiftlicher 
Math zu Beforgung und Wahrung der Souverainetätsrechte. Derſelbe 
wird mit 2 weltlichen und 1 geiftlichen Eatholifchen Näthen befegt, und er 
halt 1 Secretair und 1 Kanzelliften, 

$. 64. ID) Für die Aufſicht über fammtliche Lehranftalten, befonders 
in Beziehung auf die wiffenfchaftlihen Fächer, ift eine eigene Studien: 
Dberdirection beftelltz folche befteht aus 1 SPräfidenten, 2 weltlichen 
Raͤthen, 1 geiftlihem Nathe, 1 Seeretaie und 1 Kanzelliften. | 

$. 65. Die zu adeligen Gütern gehörigen Kirchen und Schulen find 
an alle, in Anfehung der fie betreffenden Gegenftände, ergebende Eönigliche 
Anordnungen gebunden, und den dazu beftellten Behörden in gleicher Maaße 
untergeordnet, wie fammtlihe Kirchen und Schulen des Königreich. 

Die Hittergutsbefiger follen nur da, wo fie das Patronatrecht herges 
bracht haben, diefes ferner durdy Ernennung der Subjecte. zu Pfarreien umd 
Schulen ausüben, die Ernannten aber, welche Landeseingebohrne feyn müf: 
fen, von der vorgängigen Prüfung, und zwar die evangelifchen vor Un: 
ferm Öberconfiflerium, die Eatholifchen aber vor dem Bifchoffe und deſſen 
Officialate unter Unſrer Höchfter Oberaufficht, und endlih von Unfrer 
redesmaligen Confirmation abhängen. 
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8.66. Wer als Candidat zu irgend einer Stelle, fey es, in welchem 
Sache e8 wolle, auftritt oder befördert werden mill, fo wie Juflitiarien, Ads 
vocaten, Notarii, Amtsactuarii oder Rechnungsſubſtituten, ingleichen alle 
Communbdiener, twelhe Kenntniffe aus dem juriftifhen oder dem Rechnungs⸗ 
fache befigen muͤſſen, find verbunden, ſich vorläufig einem Eramen zu uns 
terwerfen. Der Gandidat meldet ſich bei dem Minifter des betreffenden De— 
partements, melcher aus demfelben 2 Näthe wählt, und fie nad) Zeit und 
Umftänden ändert, denen er die Prüfung überträgt, toobei jedoch Feine Be— 
lohnung der Eraminatoren Statt finden fol. Die, nach dem Refultate, aus— 
zuftellenden Zeugniffe werden von dem Minifter und jenen 2 Näthen unter- 
zeichnet, und außerdem noc über die eraminirten Subjecte Liften, nad ei— 
nem befondern, noch zu entmwerfenden, Schema geführt, und folche bei den 
Vorträgen in Dienfterfegungsfällen zu Grunde gelegt. 

$. 67. Alle, bis jegt in den feither fogenannten alten und neuen 
Landen beftchende, Collegien, Deputationen und permanente Gommiffionen, 
die zu der Kanzlei im Allgemeinen gehören, find, nach ihrer gegenwärtigen 
Form, aufgehoben, und der Gefchäftsgang richtet fich ganz nad) den nieder= 
gefegten Behörden, und zwar vom 1. Mai diefes Jahres an, Saͤmmtliche 
vorangeführte Stellen haben ihren Sig in Unfrer Eöniglihen Nefidenzftadt 
Stuttgart, mit Ausnahme des Dberappellationstribunals, welches zu Tuͤ— 
bingen, und des erſten Senats des Dberjuftizcollegtums, welcher in Eßlin— 
gen niedergefegt wird. 

Die bisher beflandenen abeligen und gelehrten Banken finden nicht 
mehr Statt, und die Näthe figen nad) ihrer Amts: Anciennete, 

$. 68. Die gefammte Maffe der vorhandenen Acten wird unter die 
verfchiedenen Stelfen nach ihren befondern Beflimmungen vertheilt, nachdem 
vorher die Altern, auf welche nie oder nur felten recurrirt wird, davon abge— 
fondert feyn werden. Auf die Hinmwegfchaffung der ganz veralteten und ent= 
ſchieden unbrauchbaren ift vorzügliche Nücficht zu nehmen; hingegen iſt von 
ſaͤmmtlichen Altern, etwa noch brauchbaren Acten ein Hauptdepot zu formis 
ven, worüber 1 Archivarius und 2 Neyiftratoren gefest werden. 

$. 69. In Abfiht der, im Geſchaͤftsgange öfters erforderlichen, Com: 
municationen verfchiedener Stellen unter fidy, wird verfügt, daß nur in wich 
tigen und meitläufigen Sachen die Communication fchriftlich gefchehe. In 
minder wichtigen Angelegenheiten aber wird der Neferent derjenigen Stelle, 
wo die Hauptfache verhandelt wird, bei der andern, mit welcher die Com— 
munication zu pflegen ift, über den einfchlagenden Punct, worüber die Ver: 
einigung erzielt werden foll, veferiren, und erft, wenn diefe nicht zu Stande 
kommt, tritt hier dev Fall der fchriftlichen Communication zu weiterer Dis— 
euffion des Gegenftandes ein. 

$. 70. Die Präfidenten und Directoren der Collegien haben ihr vor- 
zügliches Augenmerk darauf zu richten, daß fo wenig als möglich Retardate 
entfiehen. Bu diefem Zwecke follen die einfommenden Sachen, mit Aus: 
nahme der privifegieten und der, ihrer Natur nach, unauffchieblichen, nach 
der Folge des Diarii vorgenommen, und wenn der Meferent, welchen es 
erifft, zum Vortrag noch nicht vorbereitet iſt, der Gegenftand nicht aus der 
Acht gelaffen, fondern die auf ſolche Art ruͤckſtehenden Angelegenheiten befon= 
ders nachgeführt, und nach der Ordnung der Zeit, bis wohin fie, zu Folge 
der Erklärung des Referenten und ntfcheidung des Präfidiums oder Die 
tectoriums, in Vortrag gebracht werden Eönnen, proponirt werden. Außer 
dem werden ſich die Präfidenten und Directoren monatliche Verzeichniffe über 
die Ruͤckſtaͤnde vorlegen laffen, um immer von dem Geſchaͤftsgange auf dus 
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genauefte unterrichtet zu fenn, die. etwa fäumigen Meferenten zu Beobach—⸗ 
tung ihrer Schuldigkeit anzuhalten, und nöthigenfalld darüber an den Mi: 
nifter zu berichten. | n 

$. 71. Schließlich behalten Wir Ung vor, jeder Stelle nähere und 
ins Einzelne gehende Vorfchriften, um ihren Gefchäftskreis und Befugniffe 
genauer zu beflimmen, zufommen zu laffen. 

Gegeben unter Unfrer höchften, eigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drucktem königlichen Infiegel in Unfrer Eöniglichen Refidenz Stuttgart, den 


18. März 1806, Ä 
(L.S) Friedrich. | 
Graf von Normann Ehrenfels. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
von VBellnagel, 





Als aber die Verhandlungen auf dem Wiener Congreffe, welchen 
ber König von Würtemberg frühzeitig verließ, Die Wendung nahmen, daß 
die Aufnahme des Artikels: in allen Staaten Zeutfchlands foll eine ftän- 
difche Berfaffung beſtehen — entfchieden war; fo befchloß der König, 
die Beendigungen und Beflimmungen der neuen teutfchen Bundesacte 
nicht abzuwarten. Er erließ deshalb am 11. Sanuar 1815 aus Stutt: 
gart ein Manifefl, nach welchen fein Entfchlug — der Einführung 
einer ſtaͤndiſchen Verfaffung in feinen Staaten — zur öffentlichen Kunde 
gebracht ward. . 


b) Königlihes Manifeft vom 11. Sanuar 1815. 


Wir Sriedrid, von Gottes Gnaden König von Würtemberg, 
fouverainer Herzog in Schwaben und von Ted, ıc. ıc. 


entbieten allen Unfern lichen und getreuen Dienern, Vaſallen und Unterthanen Un: 
fre königliche Gnade. Bon dem Augendlide an, als gebitterifche politifche Verhaͤlt— 
niffe die Staatsveränderung vom Sahre 1806 herbeigeführt hatten, faßten Wir den 
feften Entfhluß, Unferm Königreihe, ſobald der Drang der Umftände aufgehört 
baden, und ein fefter Stand der Dinge eingetreten feyn würde, eine feiner innern 
und aͤußern Lage den Nechten der Einzelnen und den Bebürfniffen des Staates 
angemeffene Verfaſſung und ftändifche Repräfentation zu geben. “ Die Ausführung 
diefes Entfchluffes verzögerte fi) durch die nachherigen Zeitereigniffe, weldye bie 
-Bornahmg einer folchen wefentlichen Grundeinrichtung der ganzen Gtaatsorganifas 
tion nicht räthlihy machen konnten. Erft die im vorigen Sahre eingetretene Ver: 
änderung in den Öffentlichen Angelegenheiten konnte dieſen, Unferm landesväterlichen 
Herzen fo angelegenen, Wunfc der Ausführung näher bringen, und Wir würden 
daher gleich nach Abfchluß des Parifer Fricdens denfelben in Erfüllung geſetzt ha— 
hen, wenn nicht von dem, zu vollftändiger Berichtigung des allgemeinen Friedens 
befchloffenen, Congreſſe in Wien Ubänderungen in den innern und aͤußern VBerhält: 
niffen des Königreiches zu erwarten geweſen wären, und es daher zwedmäßiger ges 
ſchienen hätte, die Ausführung auf die Refultate jenes Eongrefjes auszufegen. Ins 
deffen haben Wir glöich Anfang, in den, zu Behandlung der teutfchen Ungelegen: 
heiten Statt gehabten, Eonferenzen, den zu Wien verfammelten Souveraind lin= 
ſern feſten Entſchluß und Abficht der Einführung einer Ständeverfaffung im Könige 
zeiche erklärt. Da aber die Endrefultate diefes Gongreffes nicht fo ſchnell, als Wir, 
in Beziehung auf jene Abfiht gewünfcht hatten, herbeigeführt werden konnten; fo 
finden Wir Uns bewogen, Unferm Volke diefe ihm beftimmte Wohlthat nun nicht 
länger vorzuenthalten, und dadurch öffentlich zu beweifen, daß nicht eine Äußere 
Nothiwendigkeit oder cine ‚gegen Andere eingegangene Verbindlichkeit, ſondern blos 
die feſte Urberzeugung von dem Beduͤrfniſſe ciner angemeffenen ftändifehen Verfaſ⸗ 
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fung für dad weſentliche Intereffe des Staats, und ber Wunſch Uns geleitet has 
ben, auch hierdurd; nach fiebzehn ftürmifchen Jahren, in melden die Vorfehung 
Uns und Unfer Reich erhalten hat, das Glüd Unfers Volkes für Fünftige Genera- 
tionen dauerhaft, zu begründen. Wir haben zu dem Ende die Grundzüge einer ſol⸗ 
chen Verfaſſung, worin die Zuſammenſetzung der Staͤnde, der ihnen zukommende 
Antheil an⸗der Geſetzgebung und Beſteuerung, das Recht, ihre Bitten und Wuͤn— 
ſche vor dem Throne nicberzulegen, fo wie allgemeine und wefentliche Rechte, und 
Verpflichtungen der Unterthanen beflimmt werben, entworfen, und cine Gommifjion 
von Staatsdienern aus verfchiedenen Klaſſen der Nation, verfhieden nah Stand, 
Amtöverhältniffen, Religionsbekenntniß und Güterbefig, mit dem Auftrage nieder 
gefegt, das Ganze nad) feiner hohen Wichtigkeit in bie forgfältigfte Beratung zu 
ziehep, und den hiernach reiflich auögearbeititen Entwurf einer Nepräfentativvers 
faffung für das Reid) Uns zur Genchmigung vorzulegen. Die von Uns fanctionirte 
BVerfaffungsurkunde werden Wir fodann der ftändifchen Nepräfentation, welche Wir 
auf den 16, März diefes Sahres hier zu verfammeln gedenken, übergeben, fie bes 
ſchwoͤren und in volle Ausübung fegen laffen. Es gereiht Uns zur wahren lans 
besväterlichen Freude, diefe Unfre Gefinnung und fefte Willensmeinung Unfern lic 
ben und getreuen Unterthanen hierdurch zu verkünden, indem Wir Uns verfider 
halten, daß fie in diefen Anordnungen und Einrichtungen den ſprechendſten Beweis 
Unfrer unermübdeten Fürforge für ihr dauerndes Glüd erkennen, und auch kuͤnftig 
ihre, unter allen Veränderungen der Zeit underrüdte, Treue und Anhänglichkeit an 
Uns und Unfer Regentenhaus bewähren werden. Gegeben unter Unfrer höchfteigens 
händigen Unterfchrift und beigedrucktem koͤniglichen Infiegel, in Unfrer Föniglidyen 
Reſidenz zu Stuttgart, den 11. San. im Jahre Chriſti eintaufend achthundert und 
funfzehn, Unfter öniglichen Regierung im zehnten. 
= (LS) Friedrich. 
Der Minifter des Innern, Staats- und Gonferenzmini: 
fter, Graf v. Reiſchach. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium, 
Minifter: Staatsfecretair, Freiherr von Bellnagel. 





Sm Geifte diefes Manifeftes war die Nede, welche der König am 
11. San, 1815 im verfammelten Staatsrathe Kielt. 


ec) Rede des Königs Friedrich 1. im Staatsrathe 
vom L1. San. 1815. 


Bekanntlich haben die, der Staatsveränderung vom Jahre 1806 vorangeganges 
nen und damit verbundenen, äußern poliliſchen gebieterifAyen Verhäliniffe die Auf: 
hebung ber altiwürtembergifchen Landftände zur nothwendigen Folge gehabt. Dieſes 
veraltete, mit dem Beitgeifte und der Einheit und Kraft einer energifhen Regie— 
rung, auf weldyer die Gründung, Erhaltung und Bergrößerung des Königreiches 
allein beruhen Tonnte, unverträgliche Inſtitut fiel in ſich felbit zufammen. Die 
förmliche Abfchaffung deffelben, welche fchon lange vorher durch das Fehlerhafte der 
DOrganifation, mithin durch die innere Natur der Sache vorbereitet war, wurde 
durch einen vorgängigen öffentlichen Staatsvertrag mit dem damaligen Reicjeober: 
baupte und durch dic freiwillige unbedingte Huldigung der Vollsrepräfentanten bes 
Eräftigt. Gleihwohl bezeugten Erfahrung und vaterländifche Geſchichte, die cinzie 
gen und ficherften Führerinnen der Regenten, welche das wohlverjtandene und 
dauernde Intereffe ihres Volkes mit ihrem eigenen gewiffenhaft zu vereinigen wif: 
fen, die Nothivendigkeit und das Wohlthaͤtige einer, den Rechten der Einzelnen 
und den Bebürfniffen des Staats angemeijenen, auf ftändifhe Repraͤſentation ges 
gründeten Verfaffung. Indem Wir Uns an biefe Ucherkeugung hielten, und den 
unabänderlichen Entſchluß darauf gründeten, den Eintritt der erften alinftigen Zeit: 
epoche zu Einführung einer ſolchen Verfaffung zu benusen, fahen Wir Uns burd) 
den nacjfolgenden, fich immer gleich bleibenden, Drang der Umftände und des Ge— 
fpannten der äußern Lage ſtets behindert. Eine ſolche wefentliche Veränderung ber 
ganzen Staatsorganifation erfordert einen ruhigen, gefchloffenen Stand der Dinge, 
der, weit entfernt, durch die BZeitereigniffe herbeigeführt zu werden, fich je länger 
“je mehr zu verzögern ſchien. Die im vorigen Jahre eingetretenen Hauptveraͤnde— 
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zungen in ben Öffentlichen Angelegenheiten und der darauf erfolgte Abfchluß des 
“ Parifer Friedens ließ die Annäherung des, zu jenem Zweck erwuͤnſchten, günftigen 
Zeitpunctes erwarten, als der zur vollftändigen Berichtigung des allgemeinen Frie⸗ 
dens befchloffene Congreß zu Wien eine neue Verzögerung herbeiführte, indem bie 
Refultate: deffelben nicht unbedeutende Abänderungen in den innern und aͤußern Vers 
hältniffen des Königreiches vorausfegen liegen. Wie fehr Wir es Uns während 
Unſrer Abwefenheit in Wien zur Angelegenheit machten, das auf die Regulirung 
der teutfchen Angelegenheiten ſich bezichende Gefchäft, welches, nach Unſrer Anficht, 
bei einer ftandhaften und unbefangenen Vereinigung des Willens Eeinen wefentlihen 
Schwierigkeiten unterworfen feyn Eonnte, auf alle Art und Weile raftlos zu beförz 
dern, konnte nicht verborgen bleiben, und Wir haben gleich Anfangs in den, zu 
Behandlung jenes Gegenftandes Statt gehabten, Eonferenzen der zu. Wien vers 
fammelten Souveraine Unfern fejten Entſchluß und Abſicht der Einführung einde 
ftändifchen Verfaffung in Unferm Königreihe erklärt. Inzwiſchen Eonnte es, zu 
Unferm Bedauern, nicht von Uns abhängen, das Endrefultat der Gefchäfte, des 
Eongreffes fobald herbeizuführen, als man zu hoffen und zu erwarten berechtigt 
war. Der noch dauernde ungewiffe, ſchwankende Zuftand der Dinge kann jedoch 
Unferm landespäterlichen Herzen nicht den Zwang auflegen, Unfern lieben und ges 
treuen Unterthanen die ihnen beftimmte Wohlthat länger vorzuenthalten; und um 
zugleich öffentlich darzuthun, daß weder Außere Nothwendigkeit, noch irgend eine 
fonft”eingegangene Verbindlichkeit auf Unfern Vorſatz irgend einen Einfluß gehabt, 
und nur reine, auf bie dauerhafte Begründung des Glüdes Unfers Volkes gerich— 
tete Abſichten Uns geleitet haben, find Wir gefonnen, den längft zur Reife gebrach⸗ 
ten Entſchluß nunmehr in Vollzug zu ſetzen. Wir haben Uns zu dem Ende mit 
Entwerfung der Grundzüge einer ftändifchen Verfaſſung befhäftigt, wovon Wir 
die Ueberzeugung haben, daß fie dem, vor Augen gehabten, wichtigen Bwede fo 
nahe als moͤglich kommen, und dadurd) die Klippen vermieden werben, woran fo 
manche frühere ähnliche Verfuche Unfrer Zeit gefcheitert find. Jene Grundzüge be: 
greifen vorzüglich die Bildung ber ftändifchen Repräfentation, ihre Verfammlung, 
deren innere Organifation und Gefhäftsführung, die Gerechtfame der Stände, in 
Beziehung der Gegenftände der Staatsverwaltung, insbefondere der Mitwirkung bei 
ber Befleuerung und Gefesgebung, und des, ihnen im Allgemeinen zuftehenden, Pe— 
titionsrechtes, endlih Beltimmungen, in Anfehung allgemeiner Rechte der Une 
terthanen. Bei der Bildung der Repräfentation glauben Wir die Anforde: 
zungen und das SIntereffe der vorzüglichften Begüterten beachten zu müffen, 
und in dieſer Hinſicht bewilligten Wir einer Anzahl von Individuen dieſer Klaffe 
Virilſtimmen, jedod in einem folhen Berhältniffe, daß Fein Uebergewicht derfelben 
über die gewählten Deputirten denkbar ift; und indem Wir num eine VBerfamme 
lung angeordnet, entfernen Wir den Verdacht und die Möglichkeit, in eben dieſer 
Klaffe der Staatsregierung eine eigene befondere Stüße zu fihern. Die Zuſam— 
menberufung der Stände ift durch Feftfesung einer, für immer beftimmten, Zeit 
der Willlühr des Königs entzogen, und die innere Organifation, fo wie die vor— 
gefchriebene Art der Gefchäftsführung ſichert den Vertretern des Volkes Freiheit der 
Anficht, der Deliberation und der Beichlüffe. Wefentliche Abänderungen in der Ge: 
fesgebung und Befteuerung find an die Zuftimmung der Stände gelnüpft, mit fol: 
den Mopificationen, welche die Einheit und Energie der Staatöregierung, welche 
die fichere Beftreitung der Staatsbedürfniffe nicht verhindern, und den Einfluß je 
des etwanigen Parteigerichts zurückuhalten vermögen. Durch das Vetitionsrecht 
wird die Sicherheit des Eigenthums und die perfönliche bürgerliche Freiheit gleichz' 
ſam unter die mitwirkende Gewährleiftung der Stände geftellt. Die Huldigung bei 
einer Regierungsperänderung wird durch die feierliche Anerkennung von Seiten bes 
Königs bedingt. Durch alle diefe Beflimmungen glauben Wir die Rechte des Vol: 
kes auf eine unumftößliche Art feüigeieet und für immer gefichert zu haben. Die 
Grundzüge erfordern jedoch eine nähere Ausarbeitung im Einzelnen, und Wir has 
ben Uns daher bewogen gefunden, eine eigene Commiffion, unter dem Borfige Un— 
fers Staats-, Sonferenz: und Finanzminifters, Grafen v. Mandelslohe, beſtehend 
aus dem Staats: und Konferenzminiiter des Innern, Grafen v. Reiſchach; dem 
wirklichen geheimen Rathe, Landvoigt am obern Nedar, Grafen v. Walbburg: 
Beil: Traugburgz dem Minifter: Staatöfecretaiv v. Vellnagelz dem Präfidenten 
Staatörath Neurath; dem Staatsrath, Landvoigt an der Enz, Grafen v. Berlis 
hingen; dem Staatsrath v. Otto; dem Staatsrath v. Schmig von Grollenburg; 
dem Staatsrath v. Wächter; dem Staatsrath v. Weifen; dem Oberregierungsrath 
v. Roel; dem Dberregierungsrath v. Cammerer; dem Oberamimann v. Mieg in 
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biasburge, dem Hofrath und Oberamtmann v. Hiemer in Schoͤndorf; dem Ober 
— > —— ta, nieberzufegen, um das Ganze in Berathung 
zu ziehen, und fih mit dem vollftändigen Entwurfe einer Repräfentativverfaffung 
zu befchäftigen. Ein befonderes ‚Commifforiale und SInftructionsrefcript, welches 
hierüber bas Nähere enthält, wird ben Mitgliedern der Commiſſion zugefertigt 
werden; wegen deren Bufammentritt, welder bas erftemal naͤchſten Montag den 
16. d. M. Statt haben fol, das Erforderliche zu beforgen ift. Die Bekanntma⸗ 
ung und Uebergabe der, von Uns fanctionirten, Verfaſſungsurkunde, fo wie die 
Verpflichtung auf dieſelbe, gedenken Wir in ber, auf den 15. März d. J. hier eins 
zuberufenden, Ständenerfammlung vollziehen zu laſſen; inzwiſchen wollen Wir vor: 
Läufig Unfre lieben getreuen Unterthanen von Unfrer landesvaͤterlichen Geſinnung 
und Willensmeinung durch ein eigenes Manifeft in Kenntniß 'gefegt wiflen, mit 
deffen allgemeiner Verbreitung und Bekanntmachung Unfer Minifter des Innern 
beauftragt‘ wird. 

Am 15. März 1815 wurden die Sisungen ber Landſtaͤnde Würs 
tembergs feierlich eröffnet. Der König hielt die nachſtehende Nede, und 
ließ dann den Ständen die Grundzüge der neuen Berfaffungsur 
funde vorlefen, die er felbft noch, in diefer Verfammlung beſchwor. So— 
bald er aber den Saal verlaffen hatte, faßte die Berfammlung den ein= 
ſtimmigen Beſchluß, diefe (octroirte) Verfaffung nicht anzunehmen, ſon⸗ 
dern eine Unterhandlung auf die Grundlage der alten Berfaffung des 
vormaligen Herzogthums Würtembergs zu verlangen, obgleich Diefelbe 
‚nicht nur ‚das Gepräge eines längft verfchwundenen Zeitgeiftes trug, fon= 
dern auch auf die neuerworbenen Länder nicht uͤbergetragen werden 
fonnte. Wenn alfo auch die Grundzüge der vom Könige den verſam— 
melten Ständen vorgelegten Verfaffungsurfunde noch mander Berbef 
ferung und Ergänzung bedurften; fo erhellt doc aus ihrem Cha» 
rafter, daß fie auf die Beduͤrfniſſe des Zeitalter$ berechnet und beftimmt 
war, die ‚gefammten — alten und neuerworbenen — Länder des König: 
reiches gleichmäßig. zu umfchließen. Der in der That nicht erfreuliche 
‚Kampf, welchen die Würtembergifchen Stände gegen die Urkunde erhos 
ben, gehört in die neuefte Specialgefchichte Würtembergö, und führte end⸗ 
lich den König dahin, daß er den Ständen infoweit nachgab, zu eı= 
lären, daß die alte Berfaffung im vormaligen Herzogthume, oder in 
feinen alten Erblanden, hergeftellt, die neuerworbenen Länder aber unter 
die Leitung einer neuen zeitgemäßen Conftitution geftellt werben follten. 
Noch war. diefe. Fehde nicht beendigt, als der König am 30. Oct. 1816 
ploͤtzlich ſtarb, und fein Nachfolger, der König Wilhelm 1, die flän- 
diſche Verfammlung bis zum 3. März 1817 vertagte, nachdem er, ſo— 
gleich nach. feinem Regierungsantritte, in den oberſten Staatsbehörden 
mehrere durchgreifende, aber nöthige und zwedmäßige Veränderungen 
vorgenommen, und. befonders den geheimen Rath durch Verordnung 
vom 8. Nov. 1816 neu geflaltet hatte. = 
d) Rede. des Koͤnigs Friedrih 1. am 15. März 1815 

bei Eröffnung der Ständeverfammlung. 
—BGochgeborne, Ehrwürdige, Edle, Liebe Getreue! 
Sum erſten Dal fehe Ich die Stellvertreter Meines Volkes um meinen Thron 
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1) Der Staͤnbeverſammlung ſteht frei, zur Vorbereitung der Geſchaͤfte Com⸗ 
miſſionen aus ihrer Mitte zu ernennen, welche über bie betreffenden Angelegenheiten 
mit den Miniftern communiciren koͤnnen. 

‚ 12) Diejenigen Fuͤrſten und Grafen, welche beftändig außer dem Reiche woh— 
nen und Virilſtimmen haben, übertragen bie Führung derfelben einem andern, im 
Reiche wohnenden, Fürften oder Grafen, ber fie fodann, ohne Ruͤckſicht auf In⸗ 
ſtructionen des Uebertragenden, nach feiner eigenen Ueberzeugung abgiebt. 

13) Auch andere Mitglieder vom Adelſtande, die Virilftimmen haben, Fönnen 
diefe duch ein Mitglied ihrer Familie oder einen andern Ebenbürtigen vertreten 


aſſen. — 
14) Jedoch kann ein mit einer Virilſtimme begabtes ſtaͤndiſches Mitglied, außer 
ſeiner eigenen, nie mehr als zwei Stimmen uͤbernehmen. 

15) Die gewählten Mitglieder der Staͤndeverſammleng geben ihre Stimmen 
nach eigner- befter Einficht und Ueberzeugung. ° | 

16) Bei der Abftimmung in ber Ständeverfammlung macht Stimmenmehrheit 


den Beſchluß. 

| D) Ausſchußverſammlung. 

In den Jahren, in welchen Feine Ständeverfammlung einberufen wird, verſam⸗ 
melt fi) unter dem Präfidio des Erbreichsmarſchalls, oder deffen Stellvertreters, 
ohne weitere Einberufung am erften Februar ein, von der Ständeverfammlung aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählter, Ausſchuß von zwölf Mitgliedern 
auf vier Wochen zu Erledigung der Angelegenheiten, die feinen Auffhub geftatten. 
Doch Tann dieſer Ausfhuß weder in eine Erhöhung der: Abgaben, noch in eine Ums 
änderung ber Geſetzgebung willigen, welche beide Gegenftände ausfchließend der all- 
gemeinen Ständeverfommlung find. Beſchwerden und Wünfche koͤnnen aber von 
demſelben, wie weiter unten beftimmt wird, an den König gebracht werden. 

II. Die Gerechtſame der ftändifhen Repräfentation in Anfehung 
ber Gegenftände ber Staatsverwaltung beziehen ſich 

TA) Auf die Mitwirkung zu der Befleuerung. | 

. I) Ohne ihre ausdruͤckliche Bewilligung Eönnen die für jest beftehenden 
Steuern, directe und indivecte Staatsabgaben, welche für die Regierungszeit des 
jesigen Königs als Grundlagen bleiben, :niht erhöht — und felbft in Kriege: 
zeiten Feine neuen Steuern, weder directe noch indirecte Abgaben, eingeführt 
werden. 

2) Wenn eine Erhöhung ber Abgaben nothwendig, oder überhaupt eine we- 
fentliche Veränderung derfelben raͤthlich wird; fo muß foldhe durch den Finanzminis 
fter in Antrag gebracht und in der Ständeverfammlung daruͤber abgeſtimmt werden. 

3) Jedes Sahr wird der Ständeverfammlung, oder dem Ausfchuffe, die Berech— 
nung der Einnahmen und die Verwendung der birecten und inbdirecten Steuern 
vorgelegt. s in gi 

4) Wegen Beftimmung einer Civillifte für den König werben weitere Ver: 
handlungen Statt finden. | ’ 
| 5) Beim Antritt der Regierung eines neuen Königs wirb bie 
Ständeverfammlung einberufen, und fowohl wegen ber Steuern als ber 
Civilliſte, wenn eine Statt findet, eine neue Verhandlung gepflogen. 

B) Die Mitwirkung ber Stände zur Gefesggebung. 

1) Die Iniative zu neuen Geſetzen kommt dem Könige zu. Die Stände 
haben darüber zu beratsfchlagen und abzuftimmen; ohne ihre Zuftimmung ‚erhält. 
fein neues, bie perfönliche Freiheit und das Eigenthum oder die Verfaffung betrefs 
fendes, allgemeines Gefeg die EZöniglihe Sanction und kann nicht promulgirt 
werden. Dr —— 

2) Es iſt jedoch den Ständen geſtattet, Geſetzvorſchlaͤge als Wuͤnſche 
dem Koͤnige vorzutragen, und ſolche, im Falle einer abſchlaͤgigen Antwort, bis auf 
dreimal in den kuͤnftigen Verſammlungen zu wiederhohlen. | 

5) Nach ber.vritten. abfhlägigen Antwort 'des Königs, welche mon 
tivirt feyn muß, koͤnnen die Stände, in Hinſicht auf die Motive, neue 
Borflellungen maden. — rare Meere 

©) Die Stände haben das Petitionsrecht, und Finnen in biefer Ges: 
mäßheit. allgemeine Wuͤnſche, : Borftellungen und Beſchwerden dem Könige 
vorlegen. u was a — 

Die von einzelnen Untertbanen.:an: fie ‚gebrachten Beſchwerden dürfen 
von ihnen nicht anders angenommen werben, als wenn .‚befiheinigtermaßen die Fönige, 
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lichen Juſtizſtellen und andere Fönigliche Bchörben fih geweigert haben, fie anzuneh⸗ 
men; In welchem Falle fie von den Ständen als Beſchwerden bei dem Könige an— 
gebradjt werden koͤnnen. | — 

D) Wenn die Stände einen koͤniglichen Staatsbeamten anzufla: 
gen im Falle zu.feyn glauben; jo haben fie dies dem Könige unter Anfuͤhrung bee 
ftimmter Beſchuldigungen anzuzeigen, und die Unordnung einer Unterfuhung zu 
verlangen. R et > I. 

1) Auf bie von dem Könige nie zu verfagende Bewilligung, wird im Zalle des 
Hochverraths und der Goncuffion Über den. Staatsbeamten von einem eigenen flän- 
difchen Gerichte das Urtheil gefprohen, in Anſehung deſſen ſich der König das Mil: 
derungs= und Begnadigungsrecht vorbehält. 

" 2) Das Gericht befteht, unter dem Präftbio des Zuftizminifters, aus vier ſtaͤndi⸗ 
fchen Mitgliedern des Adels, welche Virilſtimmen haben, und ſechs der Landesdepus 
tirten, welche die Ständeverfammlung zum, Voraus und auf die Dauer einer Stände: 
verfammlung bfeibend ernennt. . 

3) In andern Fällen wird bie Unterfuchung und Beftrafung in dem orbentlis 
chen Rechtswege eingeleitet. 


IH. Beftimmungen fin Anfehung allgemeiner Rechte und Verbinb: 
lichkeiten der Unterthanen. 

- A) Alle Unterthanen find vor dem Gefege gleich. Sie haben zu allen Stellen 

Zutritt. Kein Stand oder Geburt, und Feines der drei chriftlichen Religionsbefennt: 

‚.niffe, des evangelifch: Iutherifchen, reformirten und Fatholifchen, ſchließt davon aus. 

B) Zu den Öffentlichen Raften und Abgaben haben, nad} ben bereit Mbeftehenden 
Geſetzen, Alle verhältnißmäßig beizutragen. . 

0) Alle Landeseinwohner haben die Verpflichtung , für das Vaterland die Waf: 
fen zu tragen. Die Art der Dienftleiftung im regulirten Militair, ober in der Land⸗ 
miliz, wird durch das Gefes beſtimmt. — h 

Die vormals unmittelbaren Fürften und Grafen, die auf Reichs: und Kreistas 
gen Stimmen hatten, bleiben im Befige der ihnen deshalb verwilligten Freiheit. Zu 
Regulirung‘ diefer Dienftleiftungspflicht werben der niedergefegten Commifjion zwei 
Mitglieder vom Militair beigegeben werben. 

D) Jeder Unterthan hat, wenn er nicht conferiptionspflihtig, über wenn er 
von ber Militairaushebung befreit ift, oder ausgedient hat, das Recht, feinen 
Wohnfig außer dem Keiche zu nehmen; nur, muß er feinen Vorfag ein Jahr zuvor 
anzeigen, und für fih und feine Kinder auf das Unterthanen- und Bürgerrecht 
— leiſten, auch die geſetzlichen Abzugsgebuͤhren und ſonſtigen Verbindlichkeiten 

M) Ken Unterthan kann verhaftet werben, als in Gemaͤßheit des Geſetzes. 
Kein. Verhafteter. darf länger, als drei Tage, unverhört bleiben. D ie Minifter oder 
Beamten find für jede von ihnen veranftaltete-unbefugte oder ungefesmäßige Ber: 
baftung verantwortlich. 

“ _F) Kein Unterthan kann, Ausgenommen in Fällen des Hochverraths gegen bie 
Perfon des Königs und den Staat, feinem ordentlihen Richter entzogen — und 
durch eine außergerichtlihe Commiſſion gerichtet werden. | 

G) Bon einer Juſtizſtelle kann Feiner ohne Urtheil und Recht. mit Nachtheil 
entfernt. werben. 


WUW. Ülgemeine Beftiimmungen.- , 

‚ D Beim Antritt der, Regierung eines neuen Königs wird obbemeldtermaßen 
eine Ständeverfammlung berufen. Ber Huldigungseid wird dem Könige erft dann 
abgelegt, Wwehn derfelbe die Verfaffung, fo wie fie durch die Urkunde beftimmt wor—⸗ 
den, befhworen hat. ne : 

2) Ale Staatsſchulden ſind auf den. Staat garanfirt, und ‚Intereffen und Ca— 
pital als erſte und heiligite Schuldigkeit. des Königreiches verfichert.. 
5) Es. werden gewiſſe jichere Einkünfte der Staatskaſſe zu Abtragung der In: 
terefjen und Capitälien beftinimt, und dürfen diefelben unter keinerlei Vorwand zu 
irgend einer andern Beftimmung verwendet werden. " x Ä 

5 u rare tg — pi 
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f) Verordnung des Königs Wilhelm 1 vom 8, Nov. 
"1816, die Drganifation des geheimen Rath 
| betreffend. 


Im Ruͤckblick auf. frühere und im Hinblid auf Eünftige Verhaͤltniſſe, 
haben Se. koͤnigl. Majeftät es für rathfam gehalten, dem Organismus des 
Staatsminifteriums, welches Fünftig der geheime Rath genannt werden 
foll,. einige von den gegenwärtigen. abweichende Beſtimmungen zu geben, und 
demnach verordnet: — | 

$. 1. Dex Eöntgliche geheime Rath ift die zumächft unter dem. Könige 
ſtehende oberfte Staatsbehörde, welcher alle übrige Staatsverwaltungsftellen 
untergeordnet find. Er befteht wenigftens aus fieben und höchftens aus elf 
Mitgliedern. . Das Directorium darin führt jedesmal der ältefte Staatsmi⸗ 
nifter ohne weitern Vorrang. 

$. 2. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder des geheimen 
Raths nach eigner freier Entſchließung. Er wird bei der Ernennung vor: 
züglichen Bedacht auf Eingebohrene nehmen, und jeden auf die Geburt oder 
das chriftliche Glaubensbekenntniß fich geündenden Unterfchied ausschließen, 
Wird ein Mitglied des geheimen Rathes entlaffen, ohne daß Dienftentjegung 
gegen daffelbe erkannt worden wäre; fo behält ein Minifter 4000 Gulden 
als Penfion, und ein anderes Mitglied des geheimen Nathes die Hälfte feiner 
Befoldung, infofen dem einen, oder dem andern nicht bei einer Anftellung 
eine andere Summe zugefichert worden ift. 

8. 3. Der geheime Nath; ift vorzugsweiſe dazu verpflichtet, für die 
Aufrechthaltung der Landesverfaffung und für die Hebung alfer durch bie 
Verlegung derfelben entftehenden Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er 
die, deshalb einkommenden Vorftellungen mit-Jeinen verfaffungsmäßigen Ans 
traͤgen unterftügt, und. nöthigenfalls auch von. Amtswegen einfchreitet. Er 
ift demnach für alle von ihm ausgehende Verfügungen allein verant- 
wortlid. BE 
$. 4. Im Hinficht auf die Verhältniffe zwiſchen dem koͤniglichen ges 
heimen Rathe und. den einzelnen Departementsminiftern, welche darin Sig 
und Stimme haben, wird hiermit feftgefegt, daß in dem geheimen Mathe 
nothwendig vorzutragen und zu verhandeln find: - - Dr 
‚1. alle allgemeine Staats», Landes» und Kirchenangelegenheiten; dahin 
ift namentlich zu rechnen: a 
a) alles, was auf die Staats- und Landesverfaffung und bie Organi⸗ 
fation der Staatsbehoͤrden und Landestheile, oder 
b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die Normen derſel⸗ 


P 


‚ben ſich bezieht; ferner Ei“ 


c) alle Gegenftände der Gefeggebung und allgemeiner Verordnungen, 
ſo wie die Anſtaͤnde über die Auslegung der Gefege und Verord— 
nungen; endlich —* 
d) was uͤberhaupt ein allgemeines Staatsintereſſe hat; | 
2, alles, was auf die Verhältniffe mit den Landſtaͤnden Bezug batz - 
3. alle Vorſchlaͤge zut Beſetzung der höhern Staats: und Kirchenaͤmter, 
mit Einfluß der Sbere und Kameralbeamtungen und der Deranate; 
4. alle Angelegenheiten, welche in die Gefchäftskreife verfchiedener Mini: 
ferialdepartements einfchlagen, inföfern die Departementschefs ſich dar 
über nicht vereinigen Eönnen; | F 
5. Competenzſtreitigkeiten verſchiedener Departements, insbeſondere auch 
zwiſchen den adminiſtrativen und gerichtlichen Stellen; 
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6. Verhäftniffe der Kirche zum Staate, infofern: neue Beſtlimmungen noth⸗ 
vwendig find, oder; einzeiner Kirchen zu einander, wenn bie koͤniglichen 
Centralſtellen dieſer Confeſſionen ſich nicht vereinigen; 
7. die Recurſe ‚an den geheimen Rath von Verfügungen einzelner Mini— 
ſterien oder Departementschefs, durch die ein Dritter befchwert zu feyn 
laubt; — — 1. = k 
a: 7 Dorflehungen, welche von, Gentralftellen bei den ihnen vorgeſetzten Mis 
niſtern gegen : einzelne Minifterinlverfügungen eingereicht "werden, Deren 
‚Erörterung der Minifter, wenn: er nicht ſelbſt zur Beruͤckſichtigung der⸗ 
ſelben ſich beroogen: findet, auf die Entſcheidung des geheimen Rathes 
auszuſetzen hatz 
.9. Anſtaͤnde, welche ſich bei Vollziehung dev von: dem geheimen Rathe an 
einzelne Miniſterialbepartements erlaſſenen Verordnungen und Verfuͤ— 
gungen ergeben, und endlich 


3 > 


10, Alles, "was dern geheimen Nathe von dem. Könige zur Berathung oder 


Ausführung beſonders aufgetragen wird.” 
85. Rein Mitglied des geheimen Naths kann, außer dem Sale, 
wenn der Gegenftand ihm perſoͤnlich angeht, von den collegialifchen Berath— 
ſchlagungen diefes Collegiums ausgefchloffen werden. | 
86. Die Gefchäfte werden in verfchiedeiien Departements verarbeitet. 
Diefe fd: | nn 
g 41) Minifterium dere Juſtiz; ee 
" 2) Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten; 
3) Minifterium des Innern; — | 
4) Minifterium des Kriegs weſen s3 
5) Miniſterium der Finanzen; und . ' 
6) Minifterium des Kirchen: und Schulmefen?. F 
— . 7.Die Departementsminiſter find. bei dem geheimen Mathe in 
allen jenen, zu ihrem. Departement gehörigen, Gegenftänden, weldye vor das 
ganze: Collegium gebracht werden müffen, in der Regel die Referenten, für 
welche aus. der Zahl derjenigen Mitglieder, welche Eeinem einzelnen Departes 
ment vorftehen, Correferenten beftellt werden können: Wird Ausnahmsweiſe 
ein anderer Referent beſtelltz ſo haben alsdann die Departementsminifter das 
Correferat zu übernehmen: Be en | Ä 
880 Der Departementsminifter ift für dasjenige, was er einzeln 
verfügt, oder was ihm nermöge des: ihm zugemiefenen Geſchaͤftskreiſes zu 
thun oder zu verfügen obliegt, perfünlih verantwortlich. 
+ 8-9. Das Minifterium dev Juſtiz führt. die Oberauffiht über alle 
Civil und: Criminaljuſtizſtellen, über den Zutefarrath, die Advocaten und 
Notarien: Es iſt dafür befonders verantwortlih, daß die fchleunige und 
ſelbſtſtaͤndige Rechtspflege. nirgends und von Feiner Seite geflört werde. 
/ $::10.. Der Miniſter der, auswärtigen Angelegenheiten be: 
ſorgt alle Berhandlungen: mit Auswärtigen, die Auftechthaltung der beftehen: 
den. Verträge; die Ausfertigung der öffentlichen Correfpondenz des Königs 
mit andern; Negierungen, dag Ceremoniel gegen Auswärtige und im Innern, 
die Verwendung. für. Eönigliche Unterthanen im Auslande, die Beglaubigung 
der Paͤſſe und Urkunden: für-das Ausland. Er berichtet in der Regel un: 
mittelbar: an den König. So oft jedoch neue Staatsvertraͤge abzufchließen, 
ober beſtehende abzuaͤndern find; fo. ift der: Gegenftand vor dem Abfchluife 
def. Eöniglichen geheimen Rathe vorzulegen; bei WVerträgen, die Krieg und 
Frieden, aber Hamilienverbindungen betveffen, ;jedpch nur dann, wenn dies. 
ohne Gefahr.und Nachtheik, gefchehen Tann, | R 
Ä 24 
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641. Das Miniſterium des Innern umfaßt‘ das polizeiliche, na⸗ 
tionalwirthfchaftliche und Regiminalfach in feinem ganzen Umfange. - Unter 
der Leitung und Oberaufficht deffelben ftehen alle jene Behörden, welchen die 
Wahrung der Eöniglichen Regierungs- und Kehenrechte, die allgemeine Lanz 
despolizei, die Auflicht über alle Beamte im Negiminal: und Polizeifache, 
die Ertheilung des Unterthanenrechts und die Entlaffung daraus, die Auf⸗ 
fiht über- die Zucht», Arbeits: und Irrenhaͤuſer ‘und die Polizeigefängniffe, 
über die Waifenhäufer, über die Zünfte und: Handwerker, Brand: und an— 
dere Affecuranzanflalten, über den Strafen», Brüden- und Mafferbau, über 
Marſch⸗, Einquartierungs: und Mititairaushebungsangelegenheiten, über das Mes 
dicinals und Sanitätswefen, über den Handel und die Landescultur, Manu: 
facturen und Fabriken, über die Verfaffung und: Deconomie der Kommunen 
u. f. w. überteagen ift. J 


..$. 12. Das Kriegsminiſterium umfaßt alles, was ſich auf die mili⸗ 
taitifchen Einrichtungen und Anftalten des Königreiches bezieht. In Hins 
ſicht auf den militairifhen Dienft und die Disciplin fteht zwar die ganze 
gewaffnete Macht unter den unmittelbaren Befehlen des Könige. Inwie⸗ 
fen das Militairwefen aber in andere Verwaltungszweige eingreift, wa3 na⸗ 
mentlich bei Feſtſetzung des Militairetats, bei der Beftimmung der Mititairfähige 
eit, bei der militairifchen Juftizverwaltung und dem Deconomiemwefen ber 
Fall iſt; fo iſt daffelbe auch ein Gegenftand ber Berathung des geheimen 
Rathes, nah Maaßgabe der für das Meffort deffelden im Allgemeinen feſt⸗ 
gefegten Beflimmungn, | 


$. 13. Das Finanzminifterium hat, nach dem Grundſatze einer 
weifen Sparfamkeit und auf den Grund der von den übrigen Minifterien 
einzureichenden Voranſchlaͤge, das allgemeine Staatsbedürfnig zu beſtimmen, 
die Dedung bdeffelben aus Domanial- und Steuergefällen auszumitteln, für 
eine gerechte und treue Erhebung derfelben zu forgen,. das Etats-, Rech— 
nungs= und Kaſſenweſen in fefter und klarer Ordnung zu halten, und für 
‚die Erhaltung der Grundbücher zu forgen. Unter feiner verfaffungsmäßigen 
Leitung und Aufficht flehen alle verwaltende und verrechnende. Behörden, 
welchen die Abminiftration der Kammergüter und Domanialgefälle, der Fors 
fe und Fagden, der Bergwerke und Salinen, der directen und indirecten 
Steuern, die Beforgung des Staatsbauweſens, die Erhebung und Verwen⸗ 
dung der öffentlichen Gelder, die Renovation der Grund» und Lagerbuͤcher, 
und die Prüfung der Rechnungen obliegt. oo. 

$. 14. Das Minifterium des Kirchen: und Schulwefens, wel- 
chen für die Angelegenheiten der Eatholifchen Kirche ein Mitglied des katho— 
liſchen Kicchenrathes, als Minifterialrath, beizugeben ift, hat für die verfafe 
fungsmäßigen Rechte der verfchiedenen chriftlichen Kirchen» und andern Olaus 
befenntniffe, der Schulen und der Stiftungen zu wachen, und ift dafür vers 
antwortlih. Zu dem Gefchäftskreife deffelben gehören der Cultus ber evan⸗ 
gelifchen, Eatholifchen und jeder andern Kirche, die Aufficht und Leitung 
des Schulz und Erziehungsweſens in feinem ganzen Umfange, aud) in den 
Waifenhäufern, das Guratorium der Univerfität, der öffentlichen Bibliothe— 
ten und aller Künfte und wiffenfchaftlihen Anftalten, die Oberaufficht über 
die Verwaltung des Kicchengutes und des Stiftungsvermögens; Unter der 
unmittelbaren Leitung dieſes Minifteriums ftehen das evangelifche Dberconfie 
floriam, der Eatholifche Kirchenrath, die Oberftudiendirection ‚und. der Syne 
odus. Mit diefem Minifterium wird derzeit das Praͤſidium in dem 
zu errichtenden Gefesgebungs: Collegium verbunden.  Diefe. " allerhöchfte 
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Verordnung Sr. koͤniglichen Maojeftät wird hierdurch ie befannt 
emacht. 

TR den 8 Nov. 1816, 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis. 
Königliher geheime Rath, 





Bei dem Tode des Königs Friedrich 1 waren die Stände bes Kö: 
nigreiches noch verſammelt. Sie erließen an den neuen König Wilhelm 
ein Gonbolenzfchreiben, in welchem fie zugleich ihre Erwartung ausfpra= 
chen, „Haß er die MWiederherftellung der alten Verfaffung vollenden und 
das Wohl kuͤnftiger Geſchlechter aufs Neue dauerhaft begründen werde.” 
Der König hingegen deutete in feiner Antwort an, daß er eine zeitges 
mäße Verfaſſung beabfichtige. „Was unter veränderten Verhaͤltniſſen 
nur die Kraft der Regierung lähmen, und zugleich die Grün: 
dung und Entwidelung der wahren bürgerlihen Freiheit 
hemmen würde; bad müfje der Kraft befferer Einficht, und der Macht 
der gegenwärtig en Beblirfniffe weichen. Je ruhiger und unbefan- 
gener man in dieſem Sinne an dem gemeinfchaftlich begonnenen Merfe 
fortarbeiten werde; deſto ficherer werde man fi) auch Dem urf pruͤng— 
lichen Geiſte jener alten Verfaſſung, wie ihn der Tuͤbinger Vertrag 
zeitgemaͤß ausgeſprochen habe, wieder naͤhern. 

Weil aber der Parteigeiſt fortdauernd in der ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung vorherrſchte, und ſogar des Koͤnigs Bruder, der Prinz Paul, fuͤr 
die Herſtellung der alten Verfaſſung ſich erklaͤrte, und gegen die neue 
bei dem teutſchen Bundestage zu Frankfurt proteſtirte; fo vertagte der 
König die ftändifche Verfammlung (6. Dec. 1816) bis zum 15. Ian. 
1817 mit der Erklärung, daß er feinem geheimen Rathe die Prüfung 
des Entwurfes einer Verfaffungsurfunde aufgetragen habe. 

Der neuen Verfaffung ging voraus: 


f) Gefeg über bie Preßfreiheit vom 30. San. 4817. 


Wilhelm ꝛc. Wir haben, um ber freien Mittheilung der Gedanken 
und Einſichten duch den Drud keine andere Schranken, als die durch das 
Berbot der Gefege bedingten, entgegenzufegen, und dadurch Unfern Untertha: 
nen einen Beweis Unfrer Gefinnungen und Unfers Vertrauens, daß dieſe 
Zreiheit nicht werde mißbraucht werden, zu geben, nad Anhörung Unfers 
geheimen = befchloffen, und verordnen hierdurch : 

Alle bisher erlaffene Gefege und Verordnungen, welche bie 
Drud: ir Lefefveiheit, überhaupt die Ausübung des Polizeivechts über Bü: 
her, Beitfhriften und Beitungen betreffen, find durch gegenwärtige Verord⸗ 
nung aufgehoben. Ä 

$.2. Es if daher erlaubt, alles ohne Genfur druden zu Taf: 
fen, und alles Gedrudte fu verbreiten, deffen Inhalt nicht 
durch gegenmwärtiges Gefes oder künftig im verfaffungsmä= 
Bigen Wege errichtete Gefege für ein ober Ber: 
gehen erkiärt wird, — 
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8.98, Das Verbot ber Verbreitung von Druckſchriften 
wird duch Rüdfihten auf Religion, Kirche und Sittlich— 
keit, auf die Sicherheit der Staaten, auf die Ehre des Ne: 
genten, —— Riglerungen und der Privaten be: 
ffimmte. 

. 4. Es darf — Jeder ſeine Anſi chten und ueberzeugungen im 
Gebiete der Religion durch den Druck bekannt machen, jedoch nur in dem 
ernſten Tone, der dem Forſcher nach Wahrheit geziemt, mit Beobachtung 
ber, der Gottheit ſchuldigen, Ehrfurcht, und mit forgfältiger Vermeidung 
alles deffen, woraus ſich auf die Abſicht fchließen laͤßt, Subjecte und Ger 
genſtaͤnde, die für heilig gehalten werden, den Lehrbegriff ober einzelne Glau⸗ 
benslehren einer im Staate anerkannten Kirche, der Verachtung oder Laͤcher⸗ 
lichkeit ausſetzen zu wollen. Auch bleiben überdies Kirchendiener wegen ih: 
ves Dortrages in Drudfchriften, in Hinficht auf den beftehenden Lehrbegriff 
ihrer Kirche, den ihnen vorgefegten Eicchlichen Behörden verantwortlich. 

$. 5. Zur Aufrechthaltung dev Sittlichkeit wird jede Form des ges 
deuten Vortrags über moralifche Gegenftände, welche eine bösliche Abficht 
des’ Schriftftellers verräth, andre zu Verbrechen und Laſtern, welche als 
ſolche vom Staat und Kirche anerkannt werden, anzureizen, für eine uner= 
laubte Handlung erklärt. Auch ift das öffentliche Aufftellen von unzuͤchti— 
gen Schriften und Bildern verboten.. 

$. 6. So wenig der Drud und die Bekanntmachung der, in einem 
ruhigen Tone angeſtellten, Betrachtungen und Eroͤrterungen über Staatsver— 
faffungen überhaupt, und die Landesverfaſſung insbeſondere, ſo wie der 
Wuͤnſche fuͤr Verbeſſerungen und fuͤr die Abhuͤlfe der Beſchwerden jeder 
Art, verboten find; fo ſehr gehört doch der Aufruf in Druckſchriften zur 
Widerfeglichkeit gegen die Obrigkeit, zu Aufruhr und Empsrung, überhaupt- 
zu. jeder. gewaltfamen Aenderung der Verfaſſung, unter die ſchweren Verbre⸗ 
chen; eben ſo 

$. 7. jeder Angriff auf die Ehre des Staatsoberhaupts, ſeiner Ge⸗ 
mahlin und Familie, in Buͤchern, Schriften und Bildern. | Ä 

ı &8. Die Ehre und der gute Name von Privaten darf weder mit⸗ 
telbar, noch unmittelbar in Druckſchriften angetaſtet werden. Unter dem bes 
ſondern Schuge der Regierung ſtehen diesfalls die Staatsbiener, fo wie bie 
Verſammlung ber Landftande. Schon jede wahrheitswidrige Erzählung von 
Thatfachen, welche die Amtsfuͤhrung von beiden betreffen, ift ein ahndungs⸗ 
werthes Vorgehen, | 

$. 9. Auch darf, bei ſcharfer Ahndung, die Ehre auswaͤrtiger Regen 
ten und Regierungen in gebrudten Blaͤttern, Schriften und Buͤchern nicht 
gekraͤnkt werden. 

$. 10. Kein Staatsdiener darf die Notizen, die er amtlich‘ erhaltene 
hat, und die er nicht, ermeislicheramafßen, auch aus nicht amtlichen Quel⸗ 
len fchöpfen kann, ohne Siantniß ſeines Vorgeſetzten, durch den Oruck be⸗ 
kannt machen. 

8441. Obgleich, unter voransgefester Beobachtung dieſer Verordnung, 
auch Zeitungen und politiſche Zeitſchriften ohne Cenſur gedruckt werben koͤn⸗ 
nen; ſo behaͤlt ſich die Landesregierung doch bevor, in außerordentlichen, na⸗ 
mentlich in Kriegszeiten, eine Eenſur, jedoch nur auf die Dauer der außer— 
ordentlichen Umſtaͤnde, und nur füt Zeitungen und fuͤr dieſe Art von Beit- 
ſchtiften, ——— | 

'$ 12.” Die von den Landſt nden veranſtalteten, oder in ihrem Na⸗ 
men und — ihrer Genehmigung herausgegebenen Drulkſchriften, es moͤgen 
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landſtaͤndiſche Werhandlungen oder Deductionen von Rechten ſeyn, find kei⸗ 
ner Cenſur, wohl aber obigen, die Preßfreiheit beſchraͤnkenden, Verordnungen 
unterworfen. 

$. 13. Die Uebertretungen der obigen Verordnungen von $. 3. bis 
9. find als Verbrechen und Vergehen anzufehen. Sie werden, nah Maaß— 
gabe ſowohl der gemeintechtlichen Verordnungen, als ber vaterländifhen Ges 
fege über Blasphemie, Profanation des Heiligen, Hochverrath, Landesver- 
rath, Verbrechen der beleidigten Majeftät, Widerfeglichkeit gegen Die Obrig— 
keit und Snjurien, nach dem Verhältniffe der höhern oder niedern Schädlich- 
keit, des größern oder geringern Grades von Vorfag oder Schuld, und dem 
biernach fich beftimmenden Ermeffen des Richters beftraft. 

G. 14. Staatsdiener, welche gegen das Verbot $. 10. handeln, wer: 
den mit: Verweifen, Geldarreft, Feftungsftrafen, die, nah Beſchaffen— 
heit des Dergehens, bis zur Dienftentfesung gefteigert werden koͤnnen, 
beftraft. 

8. 15. Für jede Drudfchrift ift der Verfaſſer zuerſt verantwortlih und 
ftrafbar, auch Andere find e8, nach dem Grade ihrer Theilnehmung. 

$. 16. Der Verfaffer hat keine Verbindlichkeit, fih auf dem Titel— 
biatte feiner Schrift zu nennen. Um jedod) diefen entdecken zu koͤnnen, iſt 
der Verleger verbunden, jeder Schrift, welche er verlegt, feinen Namen oder 
Handelsfirma und Mohnort nebft dern Jahr, in welchem fie gedrudt wor: 
den, bei Strafe von 30 Reichsthalern, vorzufegen. Iſt aber Eein befonde: 
ver Verleger vorhanden, oder ift diefer ein Ausländer; fo hat der Buchdru— 
der, bei gleicher Strafe, gleiche Verbindlichkeit. Ueberdies ift die Polizeibe— 
hörde verpflichtet, eine folche Schrift, bei der diefe Vorſchrift nicht beobachtet 
worden, in Befchlag zu nehmen, und der, für Regiminalgegenflände nieder: 
gefegten, Behörde hiervon die Anzeige zu machen. 

-$. 17: Jeder Buchdruder ift verbunden, von jeder von ihm gedrudten 
Schrift der, für das Studienwefen niedergefegten, Gentralftelle ein, von dieſer der 
öffentlichen Bibliothek nachher zuzuflellendes, Freiexemplar zu übergeben, aud) 
beftändig ein fortlaufendes Werzeichniß der von ihm gedrudten Schriften 
zu halten; beides bei Vermeidung einer Strafe von 5 Reichsthalern. 

8.18. Jeder Verleger, und, wenn die Schrift feinen, von dem Dru- 
der zu benennenden, inländifhen Werfeger hat, der Druder der Schrift, ift 
verbunden, auf jede Aufforderung der Suftizbehörde, den Verfaſſer zu nen: 
nen; daher fie fich, bei Uebernahme des Verlags oder Druds, dies thun 
zu Eönnen, in den Stand fegen müffen. Können oder wollen fie ben Der: 
faffee nicht nennen; fo werden fie fo behandelt, als wären fie Urheber 
der Schrift. 

8. 19. Außerdem werden die Buchdruder für den Inhalt der Schrif— 
ten, welche fie drucken, nicht verantwortlich gemacht, es twäre denn, daß 
eine boshafte Collufion mit dem Verfaſſer oder Verleger gegen fie erweislich 
gemacht würde. Im Falle eines erwiefenen böfen Vorfages, find die Dru: 
der als Miturheber, jedoch immer geringer, als die Verfaſſer felbft, zu 

beftrafen. | 
| $. 20. Die Verleger Hingegen, welche die Pflicht haben, den Inhalt 
des Werts, das fie verlegen, vor deffen Uebernahme zu prüfen oder prüfen 
zu laſſen, fmd nicht nur wegen böfen Vorſatzes, fondern auch wegen Nach— 
laͤſſigkeit, nach WVorliegenheit der Umftände, doch auch im erften Fall im: 
mer geringer als die Verfaſſer; zu beſtrafen. : 

G. 21: Die Derausgebei fremder Aufläge, namentlich die- Nebacteurs 
von Zeitſchriften, werden wegen Gefegwidrigkeiten, welche folche Auffäge ent: 
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halten, nah Befchaffenheit als. dofofe oder culpofe Theilnehmer und VBeför 
derer des Vergehens des Verfaſſers verantwortlich. 

$. 22. Die Berfaffer, und. unter obigen Borausfegungen auch bie 
Verleger und Druder, find neben der Strafe, den duch den Drud Bes 
Thädigten zum Schadenerfage: und zur Genugthuung, welche vor dem Civil 
richter auszuführen ift, verbunden, 

$. 23, Die Buchhändler find berechtigt, alle Druckſchriften, welche fie 
auf dem Wege des ordentlihen Buchhandels beziehen, zu verfaufen, ohne 
daß fie, bei einem etwa gefegmwidrigen Inhalte derfelben, als ſchuldhafte 
Theilnehmer an der Verbreitung angefehen, und deshalb zur Verantwortung 
gezogen werden Eönnen, fo lange ihnen nicht 

a) es der vorgefegten Behörde der Verkauf ausdruͤcklich unterfagt wor⸗ 
en, oder 
b) eine doloſe Verbreitung von Schriften geſetzwidrigen Inhalts gegen ſie 
erwieſen iſt. 
Sie find jedoch verbunden, Diejenigen Schriften, auf denen weder der Ver: 
I noch der DBerleger, noch ein inländifcher Buchdruder genannt ift, wenn 
dielelben fi ganz, oder zum Theil auf die inländifchen Staatsverhältniffe 
beziehen, obgleich fie ihnen auf dem ordentlichen Wege des Buchhandels zus 
gekommen find, fo mie alle, ihnen außer diefem Wege zufommende, : Schtif 
ten, vor dem Debit der NRegiminalbehörde vorzulegen. 

8. 24, Alle Perfonen, welche, ohne dazu berechtigt zu feyn, fich mit 
dem Buͤcherhandel abgeben, haben, neben der Polizeiſtrafe fuͤr ihr unbefug— 
tes Gewerbe, fuͤr den etwa geſetzwidrigen Inhalt der von ihnen verbreiteten 
Schriften zu haften. 

$. 25, Landkraͤmer und Hauſirer dürfen, bei Strafe von 5 Neiches 
thalern, mit Eeinen Büchern und Schriften handeln, wozu fie nicht die Er: 
laubniß von Ortsbeamten erhalten haben. 

$. 26, Der Abfag. von Büchern und Schriften, deren Inhalt von 
der Juſtizbehoͤrde als gefegrwidrig erklärt wird, fie mögen im Lande gedrudt, 
oder vom Auslande hereingekommen fern, iſt zu unterdruͤcken, und der Ver⸗ 
Fauf eines jeden Eremplars in das In- und Ausland ift zum erſtenmal 
mit 50 Reichsthalern, und im Wiederhohlungsfalle mit noch ſchaͤrferer Ahn⸗ 
dung zu beſtrafen. Die den Buchhaͤndlern vom Auslande zugeſendeten, fuͤr 
geſetzwidrig erkannten Schriften find dahin, woher fie eingeſendet worden, zu: 
rüczufenden. Der inländifche Verlag wird vernichtet. Haben nur eins 
zelne Stellen fich die Mißbilligung der Suftizbehörde zugezogen; fo kann 
durch —— ng derſelben und Umdruck einzelner Bogen geholfen werden, 

Die Unterfuchung der, in Drudfchriften begangenen, Verge— 
hen Br dag Straferkenntniß kann, die oben $, 11, bemerften außerordents 
lichen Fälle ausgenommen, nicht von der Polizei, fonbern allein von ben 
Criminalbehörden erfolgen; hingegen hat jede Oberpolizeibehoͤrde “die Pflicht, 
bie Ausftellung und den Debit Ärgerlicher Bilder zu hindern, fo tie den De: 
bie folcher Schriften, die in gegenwärtigen Gefege verboten find,. vorläufig, zu 
unterfagen, auch biefelben nach Umftänden in Befchlag zu nehmen, jeboch hierz 
— geeigneten Regiminalbehoͤrde innerhalb 24 Stunden bie Anzeige zu 
machen 

6, 28. Das Dbercenfurcolfegium und die Anſtalt der Bücerfigte ift 
aufgehoben, 

29, Die polizelliche Centralauffi icht über das geſammte Buͤchtr⸗ 
— fin der, für une N —— —— na⸗ 
ment — 
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„ a):alle.allgemeine, den Bücherhandel und den Büchernachdrud betreffende 
Gegenftände; : | Ä 
b) bie a über die Beobachtung der, die Büchercitculation betreffen⸗ 
den, Geſetzz ne 
. ec) die Gonceffionsertheilung, zu. Errichtung von Buchhandlungen, Bud): 
druckereien, Lefebibliothefen ꝛc.; — 
d) Privilegien gegen den Buͤchernachdruck ıc. | | 
:$. 30. Dennoch ift auch die für das Stubienwefen niedergefegte Gen: 
tralbehoͤrde, melche in biefem Punct an die Stelle des Königlichen Obercenz 
furcollegiums' tritt, eine Behörde, deren. Gutachten ſowohl von der Regimi— 
nalbehörde, ald von dem Eöniglichen Criminaltribunal, in den dazu geeigne= 
ten Fällen eingehohlt wird. - 
Gegeben Stuttgart, den 30. Jan, 1817, 
Auf Befehl des Königs, 
j Königlicher geheimer Rath. 


Dieſem Geſetze über die Preßfreiheit, welches auch als erfte Bei— 
lage unter die vier Beilagen zur neuen Verfaſſung aufgenommen ward, 
folgte: er 


8) Der Entwurf der Verfaffung, vom Könige Wilhelm 1 der 
Ständeverfammlung mitgetheilt am 3. März 1817. 


Erfies Kapitel, 
Von dem Königreiche und deffen Beftandtheilen. 


$. 1. Saͤmmtliche Theile des Königreiches Würtemberg, die urfprünglichen 
Erb: und die neuerworbenen Lande, find in der Maaße zu einem ungertrennbaren 
Ganzen vereinigt, daß alle Staatsangehörigen, ohne Rüdficht auf die Verſchieden— 
heit ihrer frühern Verhältniffe und auf ihre vormalige Verbindung mit andern Ge- 
bieten, gleiche ftaatsbürgerliche Nechte und Pflichten haben, und Alle an den Wohl: 
thaten der Verfaffung und der darauf gegründeten Staatsverwaltung gleichen An: 
theil nehmen. : 

$. 2. Kein Beftandtheil des Königreiches kann, außer dem Falle einer, durdy 
äußere Verhältniffe herbeigeführten, unabmwendbaren, auch von den Landftänden an— 
erkannten Nothwenbigkeit, von bemfelben getrennt und auf irgend eine Weife ver- 
Außert werben. s 

Sollte ein folder Nothfall wirklich eintreten; fo ift wenigſtens dafür zu fors 
gen, daß den Eingefeffenen der getrennten Landestheile eine hinlängliche Zeitfrift ges 
ftattet wird, um fid) anberwärts im Königreiche mit ihrem Eigenthume nieberlafe 
‚fen zu fönnen, ohne in Veräußerung ihrer Liegenfchaften übereilt, ober durch eine, 
auf das mitzunchmende Vermögen gelegte, Abgabe, oder fonft auf andere Weiſe 
beläftigt zu werben. ’ 

83. Würde in der Folgezeit das Königreich einen neuen Landeszuwachs ers 
halten; fo wird das neue Land in die Gemeinschaft der Berfaffung und Verwal⸗ 
tung des Königreiches aufgenommen, und die neuen Staatsangehörigen werden den 
ältern , in Anfehung aller ftaatsbärgerlichen Verhältniffe, gleichgeftellt werben. 

Als eine, zum Königreiche gehörige, Erwerbung fol la angefchen wer: 
“ben, bie der König nicht blos für feine Perfon, fondern durch Anwendung würs 
—— RE, oder ausdruͤcklich als Zuwachs zu dem würtembergifchen 
Saale erwirht. i 


a ut, Bmweites Kapitel, 
Don dem Könige, don. Eöniglichen Megierungsrechten, der Thronfolge und 
| der Regentſchaft. * ae u. 
$. 4, Der König iſt das Haupt bes Staats, vereinigt in fich alle Rechte dir 
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—— und übt fie unter den, durch die Verfaſſung feſtgeſetzten, Beſtim⸗ 
mungen aus. ! 
.$.9. Er vertritt in biefer Hinfice nicht nur den Staat in allen feinen aus: 
waͤrtigen Verhältniffen, fondern es fteht auch die gefammte innere Staatsverwal⸗ 
tung unter feiner, verfaffungsmäßigen Auffiht, Leitung und Einwirkung. Er fanc: 
tioniet, verkündet und vollzieht die Geſetzez er ertheilt Privilegien und Dispenfa- 
tionen. Unter feinem Namen und feiner Oberaufſicht wird die Gerechtigkcitspflege 
verwaltet; alle Verrichtungen der vollziehenden Gewalt find von feiner Autorität 
abhängigz die bewaffnete Macht, ſowohl im Kriege als im Frieden, fteht aus: 
Thlieglih unter frinem Befehl. Er allein hat das Recht, Standeserhöhungen vor: 
— Orden zu errichten, Ehrentitel und andere Gnadenbezeugungen zu 
ertheilen. | 
9. 6. Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglich. 

8. 7. Der König darf jeder hriftlichen Kirche angehören. Ä 

$. 8. Der Eis der Regierung kann in keinem Falle außerhalb des Königreichs 
verlegt werden. - 

. 9. Das Recht der Thronfolge gebührt, fo lange Mannsſtamm in dem Ed: 
niglichen Haufe vorhanden ift, diefem allein, mit Ausfchliegung des weiblichen Ge: 
Schlechtes; die Drdnung der Tchronfolge aber zwifchen den Gliedern des Manns— 
—— durch das Erſtgeburtsrecht und die darauf gegruͤndete Linealerbfolge 

eſtimmt. | 

- $. 10, Wenn der Mannsftamm des Töniglichen Hauſes erlöfcht, geht bie 
Thronfolge auf die weibliche Nachkommenſchaft, nad eben der Erbfolgeorbnung, 
die für jenen feftgefest ift, über, fo daß die, zur Beit des Todes des -Iehtregieren« 
den Königs aus dem würtembergifchen Mannsftamme, lebenden würtembergifchen 
Prinzeffinnen oder. Abkömmlinge von folchen, ohne Unterfchieb des Geſchlechts, 
gleich als wären fie Prinzen des mwürtembergifchen Daufes, nach dem Erfigeburts= 
recht und der Lincalerbfolgeordnung, ohne Küdkficht auf die Nähe des Grades mit 
dem zuletzt regierenden Könige, zur Shronfolge berufen: werben. - - 

Sobald jedoch in dem fodann regierenden Eöniglichen Haufe wieder Descenden⸗ 
ten des erften Grades von beiderlei Gefchlecht gebohren werben, tritt, der Vorzug 
des männlichen Gefchledhtes vor dem weiblichen wieder ein. 

$. 11. Meder die, zur Zeit des Abfterbens eines regierenden Königs verfalle 
nen, Einkünfte der Krone, noch die, zu den Krondomainen gehörigen, Vorraͤthe 
aller Art, koͤnnen als Privatverlaffenfchaft in Anfprud) genommen werden. Dinge: 
gen iſt dasjenige, was von den Einkünften des Familien: Fideicommiffes im engern 
Sinne (Hof- und Domainenfammer) und der, für den König ausgefegten, Civil— 
lifte, bis auf den Sag des Ablebens verfallen ift, fo wie Alles, was berfelbe an— 
derivärts, unabhängig von ben Verhältniffen eines Staatsoberhaupts und von ber, 
ihm zufiehenden, Verwaltung der Krondomainen, erworben hat, ald Privatcigen- 
thum deffelben anzufehen. 

$. 12. Der Huldigunggeid wird dem Thronfolger erſt dann abgelegt, wenn er 
in einer, den Ständen des Königreiches zuzuftellenden, feierlichen Urkunde die un— 
— Feſthaltung der Landesverfaſſung bei ſeinem koͤniglichen Worte zuge— 
ichert hat. 

' 8. 13. Sollte der Fall fich ereignen, daß die Erbfolge an einem Familien: 
gliede ftände, deffen Geiſtes- oder Eörperliche Befhaffenheit ſchon, nad) gemeinrecht: 
lichen Grundfägen , die Anordnung einer Vormundfchaft nothwendig, mithin aud) 
daffelbe zur Seldftregierung unfähig macht; fo ift noch unter der Regierung des 
. Königs, auf welden es folgen würde, diefe Geiſtes- oder koͤrperliche Beſchaffenheit 
auf eine rechtliche Weife außer Zweifel zu fegen, fofort aber in einer, vom Könige 
zu berufenden und unter deffen Vorſitze abzuhaltenden, Berfammlung fämmtlicher, 
im Königreiche anmwefenden, volljährigen und nicht mehr unter vÄterliher Gewalt 
ſtehenden Pringen des koͤniglichen Haufes und des Geheimenraths, der Krankheits- 
zuftand noch einmal zu bewahrheiten, fofort, wenn diefelbe unheilbar befunden wird, 
Durch ein förmliches Staatsgefes die Ausihliegung dieſes Familiengliedes non ber 
Thronfolge feitzufegen. i — 
Wird die Geiſtes- oder Koͤrperkrankheit nicht fuͤr unheilbar, aber doch von der 
Beſchaffenheit erfunden, daß ſie, ſo lange ſie nicht gehoben iſt, das Familienglied 
zur Selbſtregierung unfähig machtz fo tritt dann, wann bie Erbfolge daſſelbe dazu 
beruft, eine Regentfchaft ein. 
Eben fo £ritt eine Regentfhaft ein, wenn der Thronerbe, auch bei‘ einer uns 
heitbaren Krankheitsbeſchaffenheit, unter der Regierung des worheggehenden Königs 
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nicht auf vorftehende Weife durch ein’ Staatsgefeg von der Thronfolge ausgefhlof- 
fen feyn, oder auch, wenn ein König während feiner Regierung in eine folche 
Geiſtes- oder koͤrperliche Krankheit, die ihn zur Selbſtregierung unfähig macht, 
verfallen ſollte. — 

In einem ſolchen Falle fol der Geheimerath die oben beſtimmten Mitglieder 
des koͤniglichen Haufes, jedoch mit Ausfchluß des, zunächft zur Thronfolge berufe- 
nen, Agnaten, zi einem Zufammentritte einladen, die vollftändig zu. bemahrhei: 
tende Thatſache vortragen, ben durch abfolute Etimmenmehrheit ſich ergebenden 
Beichluß der Kamilienglieder aufnehmen, und denfelben, wenn er auf die Ausfchlie- 
fung von ber Thronfolge gerichtet ift, an die allgemeine Landesverſammlung brin- 
a? durd) deren Zuftimmung berfelbe erft zu einem Staatsgeſetze erhoben mer: 
den kann. 
Deer Koͤnig, ober wenn e3 den König felbft betrifft, der an Sahren ältefte 
Prinz bes. königlichen Haufes hat dabei den Vorfiß, und neben einer mitzuzählen- 
ben, im Falle der Stimmengleichheit, eine entfcheidende Stimme. Die Stimmorb: 
nung ift durch das natürliche Alter gegeben. 

. 14. Während der Minderjährigkeit des Königs, und in den, im vorherge: 
henden $. 13. beftimmten, Fällen führt die Reichöverwefung der nach der Erbfol- 
geordnung nächfte Agnat, nebft einem, aus dem fämmtlichen, im Königreiche ans 
wefenden, volljährigen und nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftehenden Prinzen 
des Föniglichen Haufes, und den fämmtlichen Mitgliedern des Königlichen Gehei- 
menraths, welcher übrigens als oberfte Staatsbehörbe feine verfaffungsmäßige 
Wirkfamkeit unverrüdt fortzufegen hat, beftehenden Vormundfchaftsrathe, 

Sollte Fein, zur Uebernahme der Reichsverweſuug tuͤchtiger, Agnat vorhanden 
ſeyn; fo wird diefe von ber- Mutter, ober, wenn diefe nicht mehr leben follte, von 
der Großmutter des Königs von väterlicher Seite, und wenn auch dieſe mit Tode 
abgegangen, vom Geheimenrathe geführt. 

Bebt ſich in der Folge das Hindernißz fo tritt die ordentliche agnatifche Vor: 
mundfchaft ein, ri 

$. 15. Der Reichsverweſer hat eben fo, wie der König, den Ständen bie _ 
Beobachtung der Landesverfaffung feierlich zuzufihern, und auf diefelbe diejenigen 
Mitglieder des koͤniglichen Haufes, welche durch das Gefes zum Vormundfchafts- 
vathe berufen find, feierlich zu verpflichten. 

“8.16. Alle, von der Entfhlichung des Staatsoberhaupts abhängende, Staats: 
Berwaltungsgegenftände und Gnadenſachen werben in dem Bormundfdjaftsrathe, un: 
ter dem Vorfige des Reichsverweſers, welcher nicht nur eine mitzuzählende, fondern - 
auch, im Falle der Stimmengleichheit, den Vorzug einer entfcheidenden Stimme 
bat, verhandelt und erledigt. 

.$% Sn Ermangelung einer, vom Könige getroffenen, dem Geheimenrathe 
zur Kenntniß gebrachten und von diefem ins Hausarchiv niebergelegten, Anordnung 
hat die Mutter, oder wenn diefe nicht mehr lebt, die Großmutter von väterlicher 
Seite, unter Ruͤckſprache mit dem Reichsverwefer und dem Bormundfchaftsrathe, 
die Erzieher, Auffeher und Lehrer des minderjährigen Königs zu ernennen, und 
den Erziehungsplan zu beftimmen. Im alle einer Verſchiedenheit der Anfichten, 
« bat der Reichsverweſer und der Vormundfchaftsrath die Entfheidung, auch wenn 

die en und die väterliche Großmutter nicht mehr Ieben, allein die Beftimmung 
zu geben. 

„ ‚Sollte der minderjährige König Fein Sohn des verftorbenen Königs, fondern 
eines Agnaten feyn, und der Vater deffelben eine Anordnung wegen der Erziehung 
„getroffen haben; fo wird bie väterliche Anordnung, nach dem Eintritte des Sop- 
an a die Shronfolge, der Prüfung und Bellimmung der’ -Regentfchaft uns 

erworfen. 

$. 18. Die Reichsverwefung hört auf, fobald der minderjährige‘ König, mit 
Surüctegung des 18ten Jahres feines Alters die Volljährigkeit erreicht hat. 

$. 19. ‚Die Verhältniffe dev Mitglieder des Königlichen Haufes zum Könige, 
—— der Familie, und unter ſich, werden in einem eigenen Hausgeſetze 

immt. 


Drittes Kapitel. 
Von den Staatsdienern. 


— A. Allgemeine Beſtimmungen. 
8. 20. Alle Staatsdiener, durch welche die Königliche Staatsgewalt ausgeibt 
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wird, werden in der Regel durch den Koͤnig, auf Vorſchlaͤge der dazu geeigneten 
Gentralbehörben, ernannt. — u i 

$. 21. Diefe find verpflichtet, bei ihren Vorfchlägen alle Bewerber u 
Ion, und vor allem Andern auf den Grab der moralifchen und intellectuellen Tuͤch⸗ 
tigkeit zu dem, Amte, dann aber auch auf den Vorzug des Alters und auf ſchon 
erworbene Verbdienſte Rüdficht zu nehmen. a 

$. 22. Niemand kann ein ſolches Amt erhalten, der nicht früher von ber 
geeigneten Behörde für tuͤchtig erklärt worden ift. ’ 

$. 23. Landeseingeborne find, wenn fie bie erforderliche Tuͤchtigkeit haben, 
vorzugsweife vor ben Fremden zu berüdfichtigen. 

j. 24. In ben Dienfteid, welchen fämmtliche Staatsbiener dem Könige abzu« 
legen haben, iſt ausdruͤcklich auch die Verpflichtung aufzunehmen, die Verfaſſung 
ſammt den, auf.diefelbe fi gründenden, ober dadurch beftätigten, Landesfreiheiten 
gewiſſenhaft zu wahren. 

. 25. Ein Staatsbiener kann ohne feine Zuſtimmung, nur wegen Unbraud)e 
barkeit und Unfähigkeit zur Verſehung feines Amts, oder wegen Vergehen, nad 
vorhergegangener ‚Unterfuchung, auf eine geringere Stelle zurüdgefegt, oder mit 
Berluft feines Dienftgehalts aus dem Königlichen Dienfte entfernt werben. 

Dienftentfegungen — Eaffationen — werden ausfhlieflih von der Griminals 
Suftizftelle erkannt. 

Bloße Entlaffung und Zuruͤckſetzung auf eine geringere Stelle kann, wenn fie 
wegen leichterer, gemeiner Vergehen oder wegen Dienftverfehlungen gefchieht, auch 
auf den Eollegialantrag der Regierungsbehörbe, oder, falls der Diener zum Juſtiz— 
departement gehört, bes betreffenden obern Juftizcollegii als Strafe erkannt wer: 
den. Gefchicht fie aber blos wegen Unfähigkeit und Unbrauchbarkeit; fo Kann fie 
auf den Gollegialantrag der Stelle, welche dem Diener vorgefegt ift, ‚oder zu wel 
cher er gehört, Statt finden. 

Die Collegialanträge auf Entlaffung ober Zurücfegung eines Staatsbieners 
find dem Königlichen Geheimenrathe vorzulegen. 

g. 26. Die naͤmlichen Beftimmungen treten bei Guspenfionen ein, welche mit 
Berluft des Amtsgehalts verbunden find. 

F. 27. Die Fälle, welche die Zuruͤckſetzung eines Staatsdieners oder deſſen 
Entfernung vom Amte, oder eine bas Coercitionsccht der Verwaltungsbehörben 
überfleigende Strafe nad) fich ziehen, werben durch cin Geſetz genau beftimmt wer: 
den, wobei im Allgemeinen der Grundfag berücdfichtigt werden wird, daß Staats. 
diener, welche durdy, vorfägliche Uebertretung ber ihnen ertheilten Amtsvorfchriften, 
oder auch durch grobe Nadjläffigkeit oder Umwiffenheit, dad gemeine Wefen oder bie 
ihrer amtlichen Fürforge anvertrauten Privatperfonen in bedeutenden Schaden ver: 
ſetzt, oder fonft durch abſichtliche Verlegung wefentlicher Amtspflichten fi des, zu 
Verwaltung ihres Amts erforderliden, Vertrauens und Anfehens beraubt, oder auch 
nach erhaltenen Warnungen durch fortgefeste, wenn gleich am ſich geringere, Amts⸗ 
fehler eine ſchwerere Verſchuldung auf ſich geladen haben, der, auf ihre Dienftans 
ftellung fi gründenden, Rechte hierdurch verluftig werben. 

$. 38. Verfegungen der Staatsdiener follen nicht ohne vorheriges Gutachten 
derjenigen Behörden, auf deren Vorſchlaͤge die Ernennung erfolge iſt, und über 
haupt nicht ohne erhebliche Gründe vorgenommen werben. W 

Staatsbiener, welche nicht auf ihr Anfuchen, und nicht wegen Vergehen ober 
Unfähigkeit verfegt werben, erhalten für die Umzugsfoften eine Entſchaͤdigung. 

5.29. Wer aus eigener Entfchliefung ein Staatsamt. aufgiebt, Tann ohne 
Einwilligung. des Königs nicht vor Ablauf eines Vierteljahres nach gefchehener 
Dienftauflündigung feine Stelle verlaffen. 

. 80. Kein Staatsdiener, er mag fein Amt freiwillig niedergelegt haben, 
‚ oder davon entlaffen worden feyn, barf fi) aus dem Königreiche früher entfernen, 
als bis er wegen feiner Amtsverwaltung Rechenſchaft abgelegt, ober wenn feine 
perfönlihe Gegenwart nicht mehr nothwendig wäre, bis er wegen ber, innerhalb 
eines Jahres nach feiner Refignation oder Entlaffung etwa gegen ihn vorfommen: 
den, Anſpruͤche Hinlängliche Sicherheit gelciftet hat. Nach Beitellung diefer Sicher 
heit, kann ohne ein Erkenntniß der betreffenden Suftizftelle weder die Auswande⸗ 
zung gehemmt, noch aud im Widerſpruchsfalle eine längere Dauer der Sicherheits⸗ 
Yeiftung , als auf-ein Jahr, von dem Staatsdiener gefordert werben. ’ 

31. Kür die Staatödiener, welche durdy Krankheit ober Alter zu Führung 
ihres Amts unfähig geworden find, fo wie für die Dinterbliebenen dev Staatsdie⸗ 
er fol geſorgt werden. 
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: $. 82. Die Staatödfener und die Behörden find für bie, von ihnen ertheil- 
ten, Befehle verantwortlih, und haben, bei eigener, Berantwortlichkeit, nur bie 
ihnen von den gecigneten Stellen in ber orbnungsmäßigen Form zulommenden Ans 

eifungen zu beobachten. - ; — 

— Ve Te in — ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag ertheilte, dazu 
competent ſey z fo haben ſie daruͤber bei ihrer vorgeſetzten Behörde anzuftagen, To 
wie ihnen auch obliegt, wenn fie, bei dem Inhalt einer. hoͤhern Verfuͤgung, erheb— 
liche Anftände finden, ſolche, unter Beobachtung der geziemenden : Formen und 
Vermeidung jeder nachtheiligen Verzögerung; ber verfügenden Stelle vorzufragen. 


B. Bon dem Geheimenrathe 


- $ Der Eönigliche Geheimerath ift die zunaͤchſi unter dem Könige ſtehende 
oberfte Staatsbehörde, welcher alle übrige Staatsverwaltungöftellen untergeorbnet 
find. Ex befteht wenigftens aus 7 und hoͤchſtens aus 14 Mitgliedern. 

$. 34 Der König ernennt und. entläßt die Mitglieder des. Gehrimenrathe, 
nad) eigener freier Entfehliesung. Er wird bei der Ernennung vorzüglihen Be 
dacht auf Eingeborne nehmen, und jeden auf die Geburt oder das driftlihe Glau— 
- bensbetenntniß fi gründenden Unterſchied ausfchließen. — 

Wird ein Mitglied des Geheimenraths entlaffen, ohne daß Dienſtentſetzung ges 
gen daffelbe anerkannt worden wäre; fo behält ein Minifter 4009 fl. als Penſion, 
und ein anderes Mitglied bes Gcheimenraths die Hälfte feiner Befoldung, iniofern 
dem einen oder dem andern nicht durch Vertrag eine andere Summe zugefichert 
worden ift. z Wr 

$. 35.. Der Geheimerath ift vorzugsweife dazu verpflichtet, für bie Aufrecht— 
haltung der Landesverfaffung und für die Hebung aller, durch die. Verle ung der⸗ 
felben entftehenden, Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er bie deshalb ein- 
tommenden Vorſtellungen mit feinen verfaffungsmäßigen Anträgen unterftügt, und 
nöthigenfalls auch von Amtswegen einfchreitet. Er ift demnach für. alle, von ihm 
ausgehende, Verfügungen allein verantwortiih. —— 

$. 36. In Hinſicht auf die Verhaͤltniſſe zwiſchen dem koͤniglichen Gcheimens 
rathe und den einzelnen Departementsminiftern, welche darin Gig und Stimme has 
ben, wird hiermit feftgefegt, daß in dem Geheimenrathe nothiwendig vorzutragen und 
zu verhandeln find: . - NEE 

1). alle allgemeine Staats-, Landes> und Kirchenangelegenheitens dahin ift na» 
‚mentlich zu rechnen: | 

. a)-alled, was auf bie Staats- und Landesverfaffung und bie Organifation 

der: Staatsbehörben und Landestheile, oder a N 

» b).auf die Staatöverwaltung im Allgemeinen und die Normen derſelben fi 

bezieht, ferner e 
we)” alle Gegenftände der Gefeggebung und allgemeiner Verordnungen, fo 
| u. ne Anftände über die Auslegung der Gefege und Verordnungen; 
endl — je 
d) was überhaupt ein allgemeines GStaatsintereffe hats. | 

2) alles, was auf die Verhältniffe mit: den Landftänden. Bezug: hatz 

5) alle Vorfchläge zu Beſetzung der höhern Staats» und Kirchenämter, mit Eine 

ſchluß ber Ober: und Kameralbeamtungen und der Defanate; oo 
H alle Angelegenheiten, welche in die Gefchäftskreife verfchiedener Minifterialde- 

partements einſchlagen, injofern ‚die Departementächefs fich darüber nicht ver- 
einigen Können; .. EN Mr URN 

5) Gompetenzitreitigkeiten verfchiedener Departements, insbefondere auch zwijchen 

ben Beriwaltungss und gerichtlichen Stellen; — 

6) Berhältniffe ‚dev Kirche zum: Staate, ‚infofern neue Beflimmungen nothwen« 

dig find, oder einzelner Kirchen zu einander, wenn die föniglichen Central⸗ 
ſtellen diefer Sonfeffionen ſich nicht vereinigen; . =: 0: 
7 Recurſe an ben: Geheimenrath‘ von Verfügungen einzelner ‚Minifterien oder 
Departementschefs, durch.die ein Dritter. beſchwert zu fognsglaubtz‘ 

8) Borftellungen, welche. von Gentralftellen bei den ihnen: vorgeſetzten Miniftern 
— gegen einzelne Minifterialverfügungen : eingereicht iverben,. deren Erörterung 

der Minifter, wenn er nicht felbft zu Beruͤckſichtigung derfelben fih ‚bewogen 
‚findet, ——— des Geheimenraths auszufegen hatz: . . 

9) Anftände, welche ſich bei Volzichung der, von dem Geheimenrathe an ein⸗ 

zelue Miniferialdepartements erlaſfenen, Verordnungen und Verfuͤgungen 

ergeben, und endlich ar a 
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10) ‚alles, was dem — von dem Könige, zur Bedathun oder Ausfuͤh⸗ 
| Ar befonders aufgetragen wird, ... . 

Kein Mitglied des Geheimenraths ann, ‚außer dem Kalle ‚ wenn der 
ee ihn perfönlich angeht, von ben collegialiſchen Berathſchlagungen dieſes 
Sollegiuw⸗ ausgeſchloſſen werden, 

3 a Die ‚Gefchäfte Werben. im: bieſchidenen Departements bearbeitet: 
eſe find: .'... von 
1) Minifkirium. der. Juſtiz ; Zu 
2) Winiſterium der nn: MUS ANER GER 
8) Minifterium des Innern; en 
9 Miniſterium des Kriegsweſenss 2* F | 

5) Miniſterium der Finanzen, und le, 

6) Miniſterium des Kirchen⸗ und Schulweſens. — 
$. 89. Jeder Departementsminiſter iſt für dasjenige, was ev einzeln verfuͤgt, 
oder was ihm vermoͤge des ihm zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes zu un Oder zu vers 
fügen — —— verantwortlich. 


C: Bon den Gentralftelien. N 

g. 40. Bei bei Geſchaͤftsfuͤhrung der’ den Königlichen —— unmittelbar 
untergeordneten Eentralſtellen werden folgende Gegenftände collegialiſch behandelt: 

2 was ſich auf. die Gefeagebung, auf Erlaffung, Erläuterung‘ oder Abänderung 

allgemeiner Anvrdnungen,: Einrichtungen und Amtöinftenctionen, auf Feſt— 
ſetzung oder Abänderung allgemeiner Verwaltungsgrundfäßt' bezieht; 

9 Anträge oder Verfügungen ‚ welche. die Anftellung, Verfegung oder Entlaffung 
koͤniglicher oder" Commundiener betreffen; die Beurtheilung der mit den Dienft: 
candidaten vorgehommenen Prüfungen; bie Anordnung ,- Leitung und Pruͤfung 

det unterſuchungen gegen Beamte und andere Ungeftellte ; die Erledigung der 

“5 Relationen über Rechnungstevifionen und Rechnungsreſte; wobei jedoch in den 

beiden letzten Beziehungen dem Departementschef wie bisher‘, bie Befugniß 

ukommt, in dringenden Fällen und wo eine gegründete Beranlaffung zu un: 

ittelbarer Einſchreitung ‘von feiner Seite vorliegt, "diejenigen Verfügungen, 

die at. angemeſſen erſcheinen koͤnnten/ unter Beachtung der allgemeinen Ge⸗ 
ſetze Für ſich zu tteffen 

» Straffälle, wo entweder wegen ber Größe ber auf das Vergehen gefesten 
Strafe odtriivegen ber ſchwierigen Anwendung des Geſetzes auf das unterlie- 
gende Factum die Entſcheidung auf das Erkenntniß der Centralſtelle ausgeſetzt, 
‚ober ‚gegen bie. Strafverfuͤgung einer Unterbehörbe der Recurs an bie. höhere 
Stelle genommen worden iſt; 

EN Beurtheifung- und: Erfebigung der Beſchwerden uͤber Verfügungen Totobhl der 
Gentralftellen als der untergeordneten Behörden; 

er Fälle, _ wo. über ftreitige Rechtönerhältniffe ober über. andere Einwendungen 
‚und Anſtaͤnde, welche einem: Gefuche oder einer Verwaltungsmaaßregel entge⸗ 
gen ſtehen, entſchieden werden muß; 

— Verfuͤgungen, welche wegen ihrer Folgen in Beziehung auf den Mohlitand, 
die perſoͤnliche Freiheit und die Eigenthumsrechte einzelner: Staatsangehörigen, 

> ober wegen ihres Einfluſſes auf das Wohl des Ganzen oder ——— Gemein⸗ 
den oder Koͤrperſchaften eine reiflichere Ueberlegung erfordern. | 

; 7) Bälle wo,’ ohne daß "hierüber. bereits Vorfchriften feſtgeſetzt wmöten, ein zu 
5 ben "Sffentlichen Fonds gehoͤriger Gegenſtand veraͤußert oder weſentlich veraͤn⸗ 
dert, oder auf eine oͤffentliche Caſſe eine neue Ausgabe, namentlich eine neue 

Beſoldung, eine Befolbungszulgge oder ‚Penfion übernommen, ober eine zu 

den Einkünften einer öffentlichen * Caſſe gehörige Forderung ‘ganz oder zum 

22 Theil nachgelaſſen, ober auch über, einen bedeutenden‘ OEAUMDINDENPBENFEND 
ein Miethuertrag: ober: andere Gontractesabgefähloffen wird;  .  : 

ö alle höhere Verfügungen , welche zwar, wenn nicht. befondere Anftände hierbei 
eintreten, von dem Vorftande. des Collegiums zu vollziehen, zugleich aber auch 

jedesmal demmwerſammelten Eollegium zur Kenntniß zu bringen. find. 

In Anfehung ‚derjenigen Gegenftände, welche in den vorftehenden: YPuncteh nicht 
Segeichnet, noch vermöge der ‚Analogie darunter zw. zechnen. find, noch überhaupt _ 
ihrer Natur, nach unter die der ‚Gollegialdehandlung zu unterwerfenden Geſchaͤfte 
Shane bleibt. . dem vorſtaude des vonegiume überlaffen ze... e ſich au 
ehandeln: : an 

—* ht "Sufigbeparssment sibärigen Gollegialſtellen werden, wie e sie 
alle — ——— collegialiſch ———— 


Entwurf der Verfaſſung vom-3. März 1817. 883 


. 41. Der. für. Regierungsſachen angeordneten Centrafftelle ift insbefondere 
auch die Außergerichtliche rehtlihe Beurtheilung alles desjenigen überfragen,. was 
hei der Staateverwaltung in Dinfiht auf innere fowohl, als äußere Berhältniffe 
zum Streit kommt; fo wie bie Erjedigung der zur höheren Erkenntniß ſich eignen⸗ 
den Strafſachen, inſoweit fie weder der Criminaljuſtizbehoͤrde zugetheilt ſind, noch 
zu dem Strafrecht der höheren Civiljuſtizſtellen oder einzelner entralverwaltungs⸗ 

Uen gehören. = I En 
— —— Die Graͤnzen der. Strafbefugniß der verſchiedenen Centralbehoͤrden fo: 
wohl, als der ihnen untergeordneten Beamten und Stellen werben durch ein Geſetz 
näher beflimm£ werben, . il — 

⸗ — wird vorläufig feſtgeſetzt, daß die Criminalgerichte nicht nur über 
alle, die Strafgeiwalt der Oberbeamten überfchreitenden, gemeinen Vergehen und. Ber- 
brechen, mit Einfchluß der zur höheren Erkenntniß ſich eignendeh Snjurienftraffälle, 
ausſchließlich zu erkennen haben, fondern auch bie Defteafung amtlicher Vergehen 
der Staats: und Commundiener, fo wie ber Uebertretung koͤniglicher Adminiſtra— 
tiongverordnungen, namentlich der Polizei:, Tär⸗, Zoll, Umgelds-, Uccife:, Forſt-, 
Handwerks: und anderer Ordnungen, infoweit zu dem Geſchaͤftskreiſe derſelben ge⸗ 
hört, als in dem gegebenen Falle auf Dienſtentſetzung, auf eine, nicht bereite geſetz⸗ 
lich beſtimmte Gelöftrafe, welche die Summe von 50 Thalern uͤberſteigt, oder auf 
eine länger ala 4 Wochen dauernde ‚Zuchthaus: oder Feſtungsſtrafe erkannt, oder 
ein in das Arbeitshaus gefprodyener Gorrectionair länger als ein halbes Jahr unter 
den Swangsarbeitern beibehalten werden müßte. | 

8.43, Bei Amtsvergehungen eines ber Regierungsbehörde unfergtordneten Be⸗ 
amten hat bdiefelbe in allen. Faͤllen die ‚Unterfuhung "bis zum Schluffe zu leiten, und, 
went das Refultat fi zum Erkenntniffe der Juſtizbehoͤrde eignet, die Acten der 
lebtern zu übergeben, ° , Na £ | E 5 

Ä | D. Bön dem Geſetzgebungscollegkum. . * 

$.,44. Theils zur Revifion der: Gefege, theils zu deren Ergänzung und forte 
fehreitenden Ausbildung wirb ein beſonderes Gefesgrbungscollegium errichtet... :.. 
$. 45... Ohne die vorgängige Prüfung diefer Behörde, welche jedesmal vorher 
die Aeußerung der füs den Gegenftand ſich eignenden befondern Stelle einzubohlen 
hat, Kann, fobald fie in Wirkfamkeit ‘getreten feyn wird, weder an den König, nod) 
an bie Stände ein Geſetzesvorſchlag gebradht werben. — — — 

. 8.46... Den: Chefs. der einzelnen Departements, in deren Fach das neue Geſetz 
cinfchlägt, .fteht es ‚frei, an ben; Berathfchlagungen des Gefesgebungscollegiums gleich⸗ 
falls Antheil zu nehmen. — —— en N 

r Bierte8 Kapitel. ri 

Bon den ‚öffentlichen Nechtsverhältniffen der. würtembergifchen Staatsbürger. 
7847. Die Rechte eines würtembergifchen Staatöbürgers werden, theils durch 
die Geburt, wenn. bei ehelich Geborenen der Vater, oder bei umehelichen die Mutter 
das Staatsbürgerrecht hat, theils duch befondere, von dem Erkenntniffe der Re— 
gterungsbehörde abhängende, Aufnahme erworben. Letztere fegt voraus, dag ber 
Aufzunehmende von einer beflünmten Gemeinde.die vorläufige Zufiherung der ‚Auf: 
— das Buͤrgerrecht oder Beiſitzrecht erhalten hat, oder einen Staatsdienſt 

ekleidet. a arte 

8. 48. Staatsdiener, welche das Staatöbürgerrecht weder" vermöge ihrer Ge- 
burt, noch Eraft befonderer Aufnahme anzufprechen haben, find gleichwohl während 
ihrer Dienftzeit als wirkliche Staatsbürger zu behandein, und ihre in diefem Zeit 
raum gebovenen Kinder treten in die Rechte und Pflichten geborener Staatsbürger ein. 
Nach zehnjaͤhriger Dienſtleiſtung koͤnnen die Staatsdiener verlangen, nebſt ihren 
vorher im Auslande geborenen Kindern, für immer in das Staatsbürgerrecht auf: 
genommen: zu werden. RR ads 
8.49, ° Seber Staatsbürger iſt zu verfaffungsmäßigem Gehorfam verpflichtet: 

„5. 50° Außer dem Falle einer Regierungsveränderung hat jeder geborene Staatde 
bürger, weldyer das 16te Jahr feines: Alters zuruͤckgelegt hat, imd jeder Neuaufgenom⸗ 
mene den Erbhuldigungseid nah Vorſchrift der Verfaͤſſung abzulegen. Auch ift der 
Erbhuldigungseid jedem Dienfteide: einzußerleiden! rm 
8.51 Alle Staatsbuͤrger Haben in Hinſicht auf ihre ftäatsbürgertichen Ver: 
hältniffe gleiche Rechte, infofern ‚nicht, die. Verfaſſ ung ausdruͤcklich eine Ausnahıne 


begründet. ', 


* 


’ 
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lichen Freiheit, und in der 


ter Rehtsverhältniffe beſchraͤnkt werden. 
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— Kein Staatsbuͤrger darf in feiner Glaubensfreiheit be: 
ſchraͤnkt werden. — FE ENG 
25H Durch die Verfchiedenheit der. brei Hriftlichen Glaubensbefenntniffe Tann 
feine Verſchiedenheit der bürgerlichen Rechte ind Pflichten begründet werden. 
8. 54. Die flaatsbürgerlichen Verhältniffe derjenigen, welche’ einer chriftlichen 
Secte, oder einem nicht Hriftlichen Glaubensbekenntniſſe zugethan find, werden durch 
ein Geſetz beftimmt werden, , —— — 

58 655. Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt von ir— 
gend einem Staatsamte ausgeſchlofſen werden. "7 
8.56. Jeder hat die Freiheit, feinen Stand und fein Gewerbe 
nach eigener Neigung zu wählen, und’ fih dazu im Ine öber Aus: 
ande -ausaubilben. = me — 


L3 


"8.57, Snsbefondere hat jeder das Recht, auswaͤrtige Lehranſtalten zu befus 


‚cher, bei ausmärtigen"Handwerksmeiftern, Handelsleuten "und Fabrikanten in bie 


Lehre zu treten, als Handwerksgefelle ins "Ausland zu wandern, und als Dienftbote 
auswärts zu dienen. en a — 
. 58. Wer jedoch auf einen Staatsdienſt, welcher beſondere wiſſenſchaftliche 
Ausbildung vorausſetzt, Anſpruch machen will, hat wenigſtens Ein Jahr auf der 
Landesuniverſitaͤt zu ſtudiren. ————— a NE 
859, Kein rn de Tann in dem Genuffe feiner perföne 
Benußung feines Eigenthbums anders, 
als durch das Gefes, oder vermöge befonderer gefeglich fanctionire 
60, Aus ſchließliche Handels: und Gewerbsprivilegien Eönnen nut ‚zufolge 
eines für getoiffe Fälle gegebenen Geſetzes, oder mit befonderer, für den individuel⸗ 
len Ball erklärten, Beiftimmung der Landftände, ertheilt werben. — 
Hingegen wird dem Ermeſſen der Regierung uͤberlaſſen, dem Erfinder eines 
neuen Kunſtwerks oder Waarenartifels, oder demjenigen, welcher auf die erfte Eins 
führung eines 'neuen Gewerbszweigs bedeutende Koſten verwendet, für. die ausfchließe 
liche Benugung der neuen Erfindung oder des neu eingeführten Gewerbs bis auf 
die Dauer von 10 Jahren ein Privilegium zu bewilligen. Ä j 
©, 8.61. Die Beftimmungen, unter welchen die auf befondere Nechtstitel ſich 
gründenden perfönlichen Dienjte und Abgaben, auch andere NReallaften losgekauft und 
verwandelt werden Tönnen, beruhen zwar im Allgemeinen auf einer guͤtlichen Hebere 
einfunft, oder auf einer von dem Grundfage der Entfhädigung auögehenden richtere 
lichen Beftimmungz wegen der Bauerlehen und Leibeigenfchaft wird jedoch zum vorz 
aus feftgefest: ET Se a 2 
1) Dem Falltehenvertrage Tann unter den jest beftchenden ftaatsbürgerlichen Vers 
3, Bältniffen die Folge micht "gegeben werden, daß der Tehenherr den im Befige 
bieſer Güter befindlichen Familien ſolche entziehen, ober die Bedingungen und 
= Abgaben laͤſtiger, als die zulegt beftandenen, machen dürfe; vielmehr wird zum 
Beceehſten der Landescultur jedem Falllchehbefiser das Recht verlichen, gegen eine 
vollftändige Entfthädigung des Lehenherrn für den aus feinen Rechten fließen⸗ 
. . den: Erträg,'das Lehen in’ Eigenthum zu derwandeln. | 
2) Erblehengüter ‚und andere, gefchlöffene nicht falllchenbare Bauernhöfe dürfen 
Sowohl durch Erbſchaft, als auf andere Urt, nad) vorheriger Anzeige bei dem 
‚gutsherrlihen Beamten, getrennt werben. ' 


N 


5) Da mit der Gleichheit der ftaatsbürgerlichen Rechte das Leibeigenſchaftsver⸗ 


hältnig nicht verträglich iſt; fo wird daffelbe, wo foldjes noch beſteht, mit 
= Seinen Witkungen in der Maaße aufgehoben, daß die Berechtigten für die da⸗ 
= "mit verbunden gemefenen Nugüngen eine, von den bisherigen Leibeigenen zu 
2. Teiftende, billige Entfhädigung erhalten 00 j 
2... Yusivandernde hingegen’ find von Bezahlung des Manumiffionsgeldes frei. 
$. 62. Das Eigenthum des Einzelnen kann zu allgemeinen Staatszwecken nur 
gegen volle Entſchaͤdigung und mit Einwilligung des Eigenthümers; im Widerſpruchs⸗ 
falle aber: nicht anders, als wenn die für ‚dig. Regiminalfachen. verordnete Central⸗ 
ftelle. über. bie Nothmendigkeit. entfchieden hat/ verwendet. werden. —4 
—— Über ‚ie, Summe ber Entſchaͤdigung Streit entjtcht, und der. Eigenthoͤ— 
nticheibting der Negierungsbehörpe ſich nidyt beruhigen will; ſo iſt bie 

Sache im ordentlichen. Rechtswege ‚gerichtlich. zu. erledigen ,. einftweilen . aber. bie von 


- jener Stelle ff efehte Surime ohne Verzug Auszubezahlen. 
2.68 Sebi 


er waffenfaͤhige Srädtsbtiger ift verpfichtet, nad 


den Beftimmungen der Verfaſſung und der darauf fih gründen— 


‘ 
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den.Befene, zur. Vertheidigung des Vaterlandes bie Waffen zu 
ER een re der a ß ’ 
FOR hei das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gefeg bie nähere Beflimmung 
en. 
” .64. Gegen, Niemand kann anders, als in ben durch die Verfaſſung vorge: 
ſchriebenen Wegen eine Verhaftung oder Strafe erfannt, oder fonft ein Verfahren 
in einer bitrgerlichen oder peinlichen Rechtsſache eingeleitet werben. 
565. Ieder Staatsbürger und jede Gemeinheit hat das Redit, 
fowohl bei,derhöhften Staatöbehörde, alö bei der Etändbeverfamme 
lung, begründete Anträge zu Abſchaffung oder Abänderung befte- 
hender Seſetze und Verordnungen, fo wie zu Einführung neuer 
einzureichen .. ..., | 
8. 66, Kerner Hat jeder. das Recht, das Verfahren einer Staatsbe— 
Hörde, welges ihm gefeg: und orbnungswidrig erfcheint, bei ber 
unmittelbar vorgefesten Behörde anzuzeigen, und wenn er felbft dadurch gefähr: 
bet worden Beſch werde dagegen zu erheben, dicfe auch nöthigenfalls ftufenweife 
bis zur hoͤchſten Stelle. zu verfolgen. 
$. 622 Findet im letztern Bälle die vorgefegte Behoͤrde das Verfahren der An- 
geflagtenrgerechtfertigt; To hat fie die Pflicht, den Befchwerdeführer über die Gründe 
ihres: Uttheils zu belehren. 5 
+8 68. Giaubt der Beſchwerdefuͤhrer ſich auch bei der Entfcheidung der ober: 
ſten Staatebehörde nicht beruhigen zu koͤnnen; fo darf er die Befchwerde der Stäns 
deverfammlung mit der Bitte um Verwendung vortragen. Wenn diefelbe ſich ſodann 
überzeugt hat, daß jene Stufenfolge beobachtet worden, und die Beſchwerde cine 
Beruͤckſichtigung verdients fo ift ihr, anfihre Bitte, von bem Föniglichen Geheimen: 
rathe die nöthige Auskunft über den Gegenſtand zu ertheilen. 
84:69, Das maͤmliche gilt von Befdnverder. über Verzögerung der Entfheidung. 
$. 70. Die Freiheit der Preſſe und des Verkaufs ausländifcher Bücher 
finden nach! dem in ber Beilage Ziffer 1. beifolgenden Gefege allgemein ftatt. 
2 828. Jeder Staatsbürger hat das Recht, aus dem Königreidhe 
auszumwanbern, jobald er dem ihm vorgefegten Beamten von feinem Vorfage bie 
Anzeige. gemadht, feine Schulden und andere DObliegenheiten berichtigt, und hinrei- 
chende Verſicherung ausgeftellt hat, daß er innerhalb Sahresfrift gegen König und 
Vaterland nicht dienen, und eben fo lange in Hinſicht auf die vor feinem Wegzuge 
erwachſenen Anſpruͤche vor den Gerichten des Königreichs Recht geben wolle. 
: u $. — Der auswaͤndernde Unterthan hat bei feinem Wegzuge keine Nachſteuer 
u bezahlen. 
2 . — 73.: Durch den Wegzug verliert der Auswandernde fein Staatsbuͤrgerrecht 
für ſich und feine mit ihm wegzichenden Kinder, welche ohne befondere Wiederauf: 
nahme.in das: Königreich nicht mehr zurückkehren Eönnen. 
Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit den Aeltern auswandern, 
wird in jedem Falle im Lande zuruͤckbehalten. 
$. 74. Wenn jemand, ohne landesherrliche Erlaubnif und ohne einen ihm zus 
geftandenen Vorbehalt feines Staatebürgerrehts, in ausmärtige Dienfte tritt; fo 
wird berfelbe Hierducch feines Staatsbürgerredyts verluftig. 
$. 75. Eben ſo kann aud) derjenige, der in einem fremden Staate feine blei- 
bende Wohnung nimmt, fein Staatsbürgerreht nicht anders, als mit landesherrli— 
her Bewilligung und. in der Vorausfegung beibehalten, daß er den ihm obliegenben 
—— — Pflichten in jeder Hinſicht Genuͤge leiſtet. 
$. 76. Die befondern Rechtsverhältniſſe des Adels erhalten in dem ber 
‚ Beilage Ziffer 2. beifolgenden Adelsftatute ihre Beftimmung. 


Sünftes Kapitel. Ä 
Bon den Gemeinden und Amtstörperfchaften. 


A. Bon den Rechten und Pflihten berfelben im Allgemeinen. 


$. 77. Das Eigenthum ber Gemeinden und Amtskörperfchaften ift eben fo un: 
verleglich, als jedes andere Privateigenthum. 
$. 78. Die Verwaltung deffelben ift den Ortsmagiftraten und Amteverfamme 
Yungen unter ber Oberauffiht der Töniglichen Behörden, nach den Beftimmungen 
. der ECommunordnung und anderer verfafjungsmäßigen Gefege, anvertraut. Diefe Bes 
hoͤrden find auf Feine Weife befugt, mit Dintanfegung der Gemeinden oder Amts— 
vorfteher einfeitig dariiber gu verfügen, . 
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$ 79. Inſoweit bie. ordentlichen ‚Einkünfte einer Gemeinde zu Beſtreitung der 
ihr obliegenden Ausgaben nicht zureichen, find die Gemeindevorfteher befugt‘; "unter 
——— der geſetzlichen Vorſchriften das Erforderliche auf den Ortsſteuerfond 
umzulegen. — ee 

$. 80. Auf gleiche Weife werden auch die Beduͤrfniſſe der Amtskorperſchaft 
durch die Amtövorficher auf den Amtöfteuerfond umgeleg.. = an 

$. 81. Weder die Amtskörperfchaften, noch einzelne Gemeinden follen mit’ Lei 
ftungen und ‚Ausgaben beſchwert werden, wozu fie nicht, vermöge ver allgemeinen 
oder Eraft der Lagerbüher, oder anderer befonderer Rechtetitel,, verbun- 
en find. * FR} er 
$. 32. Was nicht der Aufwand. auf. Örtliche Beduͤrfniſſe oder auf Bebürfniffe 
ber Oberamtskoͤrperſchaft, fondern die allgemeinen Landesanftalten erforderw, kann 
nur, wie andere allgemeine Landesanlagen, auf das gefammte Land vertheilt werden. 
B. Bon ben Gemeinden "lu ua. 
’ $. 83. Bei der Bildung der, zu einem Oberamtsdiftricte: gehörigen, -Gemeindes 
bezivke ift darauf zu fehen, daß, wo es irgend möglich, Erin. Grundſtuͤck in dem 
Oberamte fich befinde, welches nicht einem Gemeindebezirke zugetheilt: wäre. 

$. 84. Wo bei einer Gemeinde die Municipalverfaffung nochanicht Hefteht, ift 
diefelbe einzuführen, und auf den ganzen Gemeindebezirk auszudehnen. Ginzelne 
Höfe und Weiler fehließen fich am größere Gemeinden an, oder ‚vereinigen ſich zu 
einer befondern. ee —— 

$. 85. Die Mitglieder einer Gemeinde find entweder Bürger: oder Beifiger. 

Die an einem Drte angeftellten Staatsdiener, Amts: und Sommunofficialen 
fammt ihren Familien, genießen während ihrer Anftellung die Rechte der Ortsbürger. 

Eben diefes findet in Anfehung der in Ruheſtand verfesten Diener: und ihrer 
—— ſtatt, ſo lange ſie den, durch die Anſtellung erhaltenen, Wohnort nicht 
veraͤndern. —— 

Die Rechtsverhaͤltniſſe dieſer verſchiedenen Arten von Gemeindemitgliedern, na⸗ 
mentlich ihr Antheil an den buͤrgerlichen Nutzungen und an den Gemeindelaſten, 
werben durch ein Geſetz beſtimmt werben. . 

8. 86, Das Bürger: und Beifisrecht wird entweder durch bie Geburt, ober durch 
befondere Aufnahme in bie Gemeindegenoffenfhaft erworben. — 

$. 87. Die rechtmäßigen Kinder eines Staatsbuͤrgers find, ohne beſondere 
Aufnahme, geborene Bürger ober Beifiger, wo der Vater, zur Zeit ihrer Geburt, 
ober wenn dieſe erft nad) dem Tode des Vaters erfolgt wäre, wo derfelde zur. Zeit 
feines Zodes Vuͤrger oder Beifiker war. er 

Sie haben, wenn fie in die wirkliche Ausübung der Rechte eines activen Ges 
meindemitglieds eintreten, neben demjenigen, was die Gefege jedem Neueintretenden 
allgemein auferlegen, weder an die Fönigliche Kameralkaffe, noch an die Gemeinde, 
noch an die Grundherrſchaft eine Aufnahmsgebühr zu entrichten. 

8. 88, Unehelihe Kinder treten in bie Rechte ihrer verbürgerten ‚oder ben 
Beifis genießenden Mutter ein. —— 

. 89. Die Aufnahme neuer Bürger oder Beiſitzer geſchieht, wenn. vorher, 
nad Vorfchrift des $. 47. des Aten Kapitel, der Aufzunehmende das. Staatsbürs 
gerrecht erlangt hat, durch die Gemeindevorfteher, nad) den beftehenden gefeglichen 
Borfchriften, mit Vorbehalt oberamtlicher Genehmigung und höherer Entſcheidung 
in flreitigen Fällen. In vormaligen Patrimonialorten ift jedesmal auch mit der Guts— 
herrſchaft Ruͤckſprache zu nehmen. . j 

$..90, Wer weder die Rechte eines Buͤrgers oder BVeifisers bei einer Gemeinde 
hat, noch eine eigne Wohnung innerhalb des Gemeindebezirks befist, noch als heie 
mathlos, vermöge ber Gefebe, ber Gemeinde zugetheilt ift, kann bei derfelben nur 
mit Bewilligung der höhern Regierungsbehörde feinen Wohnfig nehmen. 

$. 91. Um theils die Gemeinde in allen ihren Angelegenheiten zu vertreten, - 
theils alles, was in die Municipalverwaltung einfchlägt, zu beforgen, ift jeder Ges 
meinde, neben bem Ortöbeamten oder Schultheißen, ein Magiftrat vorgefeht, tele 
chem für einzelne Gefchäftszweige eigene Deputationen und Gommunofficialen beige 
geben und untergeordnet find. 

$. 92. Saͤmmtliche Ortsoorfteher und mit ber Öffentlichen Verwaltung befchäfe 
tigten Communofficialen find, eben fo wie die Staatöbiener, auf die Fefthaltung der 
Landesverfaffung ausdruͤcklich zu verpflichten. 

$. 985. Wo die Stelle des erften Ortsvorfichers nicht von dem im Orte woh⸗ 
nenben Oberbeamten, ober einem aus ber Staatskaſſe befoldeten Unteramtmanne be« 
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kleldet wird, iſt derfelbe unter oberamtlicher Reitung durch die Gemeinde zu wählen, 
und von dem Oberamte zu beftätigen. | 

5 94. Dir Magiftrat, welcher in Städten wenigftens aus zwei Bürgermei- 
ftern und zwölf andern Mitgliedern, und auf Dörfern mwenigftens aus acht Mitglie: 
dern mit Einfluß der Bürgermeifter beſteht, zerfällt in zwei Abtheilungen. : 

Durch die eine, welche die Hälfte der Magiftratsglicder, und in Erädten aufer: 
bem noch die zwei Bürgermeifter im ſich begreift, wird das Gericht, durch die andere 
aber, ber Rath genannt, in Verbindung mit ber erften der Magiftrat gebildet. 
8.9. Sowohl die Mitglieder des Gerichts, als bie des Raths, werden von 
ber Bürgerfchaft gewählt und oberamtlidy beftätigt. | 

Bei Erledigungsfaͤllen, welche fh im Gerichte ergeben, Hat zwar der Magiftrat, 
wenn nur eine einzige Stelle offen ift, wenigftens 4 Candidaten, bei mehreren gleich— 
geitig zu erfegenden Stellen aber wenigftens noch fo viel Individuen, als Stellen 
— ſind, der Gemeinde vorzuſchlagen; dieſe iſt jedoch nicht an die Vorſchlaͤge 

ebunden. 

$. 96. Die Mitglieder des Gerichts werben auf ihre Lebenszeit ernannt. Won 
ben Rathöverwandten aber tritt: jährlich die Hälfte nach dem Amt3alter, oder, bei 
mehreren gleichzeitig gewählten, nach der Entfcheidung des Looſes aus, 

Die Austretenden koͤnnen jeboch gleich wieder gewählt werben. 

$. 97. Die Entlaffung der gewählten Ortövorfteher wegen Amtsverfehlungen 
ober Untüchtigkeit, Hänge von dem Erfenntniffe der Regierungsbehörde ab, beren 
pflichtmäßiger Beurtheilung auch freigeftellt wird, einem Magiftratsmitglicde, wel- 
ces. burch einen, wiewohl unverfchuldeten, Vermögensverfalf das erforderliche An: 
fon und ‚Vertrauen verloren hat, das Amt mit Vorbehalt feiner Ehre abzus 
nehmen. 

® $. 98. Der Magiftrat beforgt alle Angelegenheiten der Gemeinde, namentlich 
die Annahme der Bürger und Beifiger, die Verwaltung der Commundfenomie, bie 
Localpolizei. 

„Er ernennt, mit Vorbehalt der oberamtlichen Beftätigung, die Mitglieder der 
für beftimmte Gefchäftszweige verorbneten Deputationen, fo wie die einzelnen Com⸗ 
munöfficialen und Dfficianten. 

Auch werden Landes: und Amtskörperfchaftsangelegenheiten, infoweit fie ſich 
gu je Gegenftande magiftratifcher Deliberationen eignen, in dem Magiftrate 
verhandelt. 
| vn 99. Zu dem Gefchäftskreife des Gerichts gehören alle den Magiftraten über: 
laſſene Handlungen ber ftreitigen und frehvilligen Gerichtsbarkeit, fammt der Auf: 
fit über das Vormundſchaftsweſen. 

Für den’ Fall der Verhinderung einzelner Gerichtsverwandten treten Stellver— 
treter ein, welche von dem Magiftrate ein für allemal mit Beftimmung der Ordnung, 
nach welcher fie eintreten follen, zu wählen find. 

" 8, 100. Weder der Magiftrat, noch das Gericht allein, darf ſich anders, als 
mit Einwilligung und im Beiſeyn des erften Ortsvorftehers oder feines Amtverwefers, 
verfammeln. 

$. 101, Diefer hat jedoch die Verfammlungen nicht zu erſchweren, und dann, 
wann ein Magiftrat, um Bitten und Befchwerden vorzubereiten und zu berathen, 
zuſammenkommen will, ſie nie zu verhindern. 


$. 102. Die bei den Magiſtratsſitzungen das Präfidium führenden Beamten 
‚und Schultheißen haben fich auf_die ihnen gefeglich zuftehende Leitung der Verhand⸗ 
lungen zu befchränfen, und bie Stimmfreiheit der Magiftratsglieder auf keine Weife 
zu beeinträchtigen ,. auch außer dem Kalle der Stimmengleichheit, wo ihnen die Ent: 
ſcheidung zukommt, fich der Ausübung eines Stimmrechtes zu enthalten. 

$. 103. Die Verfammlung einer ganzen Gemeinde kann nur auf befondere 


et von Seite des Oberbeamten oder erften Drtsvorftchers Statt 
nben. 


Die Fälle, wo die einzelnen Mitglieder der Gemeinde um ihre Meinung zu 
befragen find, werden ducch ein Gefes näher beftimmt werden. ü — 

$. 104. Die Gemeinde hat die Befugniß, einige Stellvertreter zur Wahrneh⸗ 
mung ihres Intereffes, dem Magiftrate” gegen über, zu wählen, und ir i i 
— derfelben ein Gefeg. gegeben werden. J —— 
©. Bon den Amtskoͤrperſchaften. 


$ 105, Sämmtliche zu einem Oberamte gehörige Gemeinden bilden eine Amts— 
Förperfchaft, und ſtehen mit einander in Hinſicht auf ihre gemeinfchafttichen Bedürfz 
25 * 
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niſſe und Laſten, und andere durch die Geſetze beſtimmten Angelegenheiten, in einer 
geſellſchaftlichen Verbindung. re e gelegend f | 

$. 106. Die Veränderung der Oberamtödiftricte, auf welchen bie Amtskoͤr per⸗ 
ſchaftsverfaſſung beruht, iſt ein Gegenſtand der Geſetzgebung. 

$, 107. Zu Beſorgung der die Amtskoͤrperſchaft angehenden Angelegenheiten 
befteht in jedem DOberamte, neben dem Oberbeamten, ein aus Abgeordneten einzelner 
Amtsorte zufammengefegtes Collegium, unter..dem Namen der Amtzverfammlung, 
fammt den für einzelne Gefchäftszweige beftellten Amtsofficialen. . 

$. 108. In Hinſicht auf die Anzahl der von den einzelnen Gemeinden eines 
Oberamts zu den Amtsverfammlungen abzuorbnenden Mitglieder verbleibt. es vor 
der Dand bei dem bisher beftandenen Verhältniffe, bis deshalb durch ein Gefeg eine 
ins Ganze gehende Einrichtung getroffen werben wird. 

$. 109. In jedem Amtsorte, welches einen eigenen Deputirten zur Amtsbers 

fanımlung abzuordnen hat, vertritt der erſte Ortsvorſteher vermöge feines Amts die 
Stelle des Amtödeputirten. In der Oberamtsftadt werden die Deputirten von dem 
Ortsmagiſtrate jährlid) aus ſeinex Mitte gewählt. | 
g. 110. Die Amtödeputirten find in Allem, was fie als Amtsvorfteher vers 
De von den einzelnen Gemeinden unabhängig und an feine Inftruction ger 
unden. en“ Br SE 
Wenn e3 fi) hingegen von dem Nechte einzelner Gemeinden, gegen über von dem 
gefammten Oberamte, handelt, und fie in ſolchen Fällen als Bevollmaͤchtigte der er- 
fteren erfcheinen; fo liegt ihnen 0b, die ihnen deshalb ertheilten Aufträge und Ans 
weifungen zu befölgen. j & ar 
$. 111. Bu — wichtiger Amtsangelegenheiten koͤnnen die Amts⸗ 
verſammlungen auch Ausſchuͤſſe erwaͤhlen, woruͤber durch ein beſonderes Geſetz naͤhere 
Vorſchriften werden ertheilt werden. ra 

8.112. &omohl bei den Amtsverfammlungen, als bei den Ausfchußtagen, hat 
der Oberamtmann oder deſſen Amtöverwefer den Vorſitz. —— 

Ohne ſeine Beiſtimmung und Anweſenheit kann keine Sitzung abgehalten werden. 

Inm landſchaftlichen Angelegenheiten, welche ſich aber blos auf Berathung über 
etwaige Beſchwerden oder Bitten befchränken muͤſſen, hat der erfte Bürgermeifter dee 
Oberamtsftadt die Leitung. Er hat dem Oberamtmanne jedesmal zuvor den Gegen« 
fand der Bergthung anzuzeigen, und biefer ift bei der Verhandlung: gegenwärtig, 
hat aber nur bad Recht und die Verpflichtung,. die Amtsverfammlung, ba wo es 
nöthig, zu belehren, und bie etwa erforderlichen Aufflärungen zu geben. Er tritt 
ımmittelbar vor der wirktichen Abftimmung und Ziehung des Beſchluſſes ab. Die 
Amtöverfammlung darf ſich nad) feinem Abtritt mit einem andern, ald dem ange: 
zeigten Gegenftande befchäftigen, und der Beſchluß muß wieder in feiner Gegenwart 
verfefen und von ihm beglaubiget werben. 

$. 113. Gemeinſchaftliche Zufammenkünfte und Berathungen von Amtsdeputirs 
ten verfchiebener Oberämter über. landftändifche Angelegenheiten finden nicht Statt, 

$. 114. Die Stelle des Actuars bei den Amts: und Ausfhußverfammlungen 
wird durch den Stabdtfchreiber verfehen. 

Der Amtspfleger hat, wenn er einer Amteverfammlung anwohnt, ohne zugleich 
Amtsdeputirter zu feyn, nur eine berathende Stimme. . 

3. 115. Bei den zum Gefchäftskreife oder Amtsverfammlungen gehörigen Gegene 
ftänden findet durchgängig die collegialifche Behandlung Statt. Auch darf in feinem 
Falle, wenn es nicht die dringendfte Noth erfordert, die Beiftimmung der einzelnen 
Amtsdeputicten, ohne daB diefelben collegialifch verfammelt wären, zu Bewirtung 
eines Amtsverfammlungsfchluffes eingeholt werden. 
$. 116. Die Officialen ‘der Antskörperfchaften, wohin namentlich die Stabt« 
und Umtöfchreiber und die Amtöpfleger zu rechnen find, werden, fo wie die Obere 
accifer, von der Amtsverſammlung erwählt. — 

Das Reſultat der Wahl iſt derjenigen Centralſtelle, deren Oberaufſicht der 
Gewaͤhlte untergeordnet iſt, zur Beſtaͤtigung vorzulegen, wobei in Hinſicht auf die 
Stadt'⸗ und Amtsſchreiber und Amtspfleger vorausgeſetzt wird, daß der Gewählte 
eine Pruͤfung, wie fie bei den Staatsdienern vorgeſchrieben iſt, beſtanden hat, und 
von der Pruͤfungsbehoͤrde für dienſttuͤchtig erklärt worden iſt. 

$. 117. Wo neben dem Gentvalamtefchreiber noch befondere Amtsſchreiber für 
einzelne Bezirke eines Oberamts aufgeftellt find, hängt die Befesung der Bezirkes 
amtöfchreibereien eben fo, wie die der ‚Gentralamtöfchreibereien, von ber Wahl der 

— Amtsverſammlung, und von der Beſtaͤtigung der hoͤhern Regierungs⸗ 
behoͤrde ab. — 
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$. 118. Mebrigens ift die gefammte Einrichtung des Schreibereiweſens Gegen: 
fiand der Geſetzreviſion. 
| Schfies Kapitel, 

‚Bon den rehtlihen Verhältniffen der Kirchengemeinden. 
A. Bon der firhliden Einrihtung im Allgemeinen. 

5. 119. Jede chriftliche Kirche, fie gehöre zu der proteftantifchen oder zu der 
Katholifchen Confeſſion, hat an den Schuß bes Staats gleiche Anfprüche. 

. 120. Jeder wird die freie Religionsübung und der volle Genuß ihrer Kir: 
chen⸗, Schul: und Armenfonds zugefichert. 

$. 121. Kein Religionstheil darf fih in den Mitgebrauh und Mitgenuß der 
Güter, Einkünfte und Stiftungen der Kirche eines andern Religionstheils unter 
irgend einem Vorwande eindringen. 

Doch wird hierdurch in Fällen, wo auf foldhen Bonds befondere Abgaben für 
allgemeine Staatözwede und Staatsanftalten, oder für Gemeindebedürfniffe, vermoͤge 
befonderer Rechtötitel haften, die, den Staats- oder Gemeindeangehörigen ohne Un: 
terſchied des Religionsbefenntniffes gebührende, Theilnahme an ben hieraus entflehen= 
den Vortheilen nicht ausgefchloffen; fo wie aud einzelnen armen Gemeindemitglic- 
dern, welche einem von der herrfchenden Gonfeffion des Orts abweichenden Glaubens: 
befenntniffe zugethan find, die erforderliche nothdürftige Unterftüsung aus den Ar: . 
menfonds der Ortsgemeinde um der Religionsverſchiedenheit willen nicht verfagt 
werben kann. 

$. 122, Wenn in dem Bezirke einer Pfarrei, wo biöher nur eine ber verfchies 
denen chrifflichen Eonfeffionen einen öffentlichen Gottesdienft gehabt hatte, die Ge: 
„noffen ‚einer andern chriftlichen Gonfeffion ſich ſo ſehr vermehren, daß fie eine eigene 
kirchliche Gemeinde bilden koͤnnen; fo wird ihnen die freie NReligionsübung nad ih— 
ren kirchlichen Vorfchriften in dem Innern eines Kirchengebäudes, fammt ben Vor: 
rechten einer eigenen Parodie, in der Maaße geftattet werden, daß fie den dazu 
erforderlichen Aufwand, ohne Koften und Befchwerde der zu einer andern Eonfeffion 
gehörigen Gemeindemitalieder und ihrer Zundationen, aufzubringen verpflichtet find. 

$. 123. Die Verhältniffe der zur Ortöreligion ſich nicht befennenden chrift« 
lichen Einwohner, welche Feine eigene Kirchengemeinde bilden, werden durch ein 
Geſetz nr beftimmt werden. 

. $. 124, Die genauere Prüfung der Beftimmungen in Anfehung der Ehever- 
bindungen zwifchen zwei Perfonen von verfchiedenen chriftlichen Confeffionen, und 
der veligiöfen Erziehung der in ſolchen Ehen erzeugten Kinder, bleibt der bevorfte: 
benden Geſetzreviſion vorbehalten. 

B. Bon ber evangelifch sLutherifchen Kirche. 

$. 125. Das Kirchenregiment der evangelifch- Iutherifchen Kirche wird durch 
das Königliche DOberconfiftorium und den Synobus, unter der oberften Zeitung ber 
höheren Stantsbehörden, nach Maaßgabe der großen Kirchenorbnung und anderer 
verfafjungsmäßigen Gefege, verwaltet. 
| $. 126. Sollte in künftigen Zeiten ſich der Fall ereignen, daß der König einer 
andern, als ber evangelifchen Eonfefjion zugethan wäre; fo treten aledann in Sins 
= auf deffen Episcopalrechte die Beflimmungen der früheren NReligionsreverfa- 

ein. |; 

‚8. 127. Die zw diefer Kirche gehörigen Pfarrer und Diaconen, mit Ausnahme 
derjenigen, in Unfehung welcher das Ernennungsrecht andern Kirchenpatronen ver: 
möge befonderer Rechtstitel zufteht, werden auf Vorfchläge des Oberconfiftoriums 
von dem Könige ernannt. 


— dieſes findet in Hinſicht auf die General- und Specialſuperintendenten 


.$. 128, Bei den Patronatspfarreien und Diaconaten hängt das Ernennunge: 
recht von ber Gonfirmation des Oberconfiftortums ab, welche jedoch, wenn der Er: 
nannte die gefeglihen Erforderniffe hat, nicht verweigert werden Kann. | 
9. 129. Wenn Kirchendiener ſich einer amtlichen Verfehlung, oder einer mit 
ihrer Amtswuͤrde nicht verträglichen Lebensweiſe ſchuldig machen; fo iſt dag Ober— 
conſiſtorium die kirchtiche Jurisdictionsbehoͤrde, welche die gegen fie eintretende cor⸗ 
rectionelle Strafe zu erkennen hat. ° 

Macht ſich ein Geiſtlicher durch einen aͤrgerlichen Wandel, oder durch groͤbere 
Verletzung ſeiner Amtöpflichten, zu fernerer Bekleidung ſeines Kirchenamts unfähig; 
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fo Tann derfelbe nach einem, der allerhöchften Stelle zur Genehmigung: vorzulegenden, 
Antrage des Oberconſiſtoriums von feinem Amte ganz entfernt werden. 

$. 130. Kirchendiener, welche, durch Alterfchwäde oder eine ohne Hoffnung 
der Wiedergeneſung andauernde Kraͤnklichkeit, zur Verſehung ihres Amts unfähig. 
werden, haben Anfprud darauf, mit cinem angemeffenen lebenslänglichen Gnaden« 
schalte zur Ruhe gefegt zu werden. 
| . 151. Die den, Kicchendienern und ihren Angehörigen vermöge ber Geſehe, 
namentlich der großen Kirchenordnung und der Communordnung, zuftehenden per⸗ 
ſoͤnlichen Vorrechte follen denfelben auch für die Zukunft ungefränft verbleiben. 

$. 182. In Hinſicht auf die geitliche Witwenkaſſe wird alle Sorgfalt anges 
wendet werden, um diefes wohlthätige Inftitut nicht nur zu erhalten, fondern auch 
in groͤßere Aufnahme zu bringen. AM, 

‚5. 133. In Beziehung auf die Iheilnahme der Decane und Pfarrer an der 
Behandlung der fogenannten gemiſchten Sachen, fo wie in Unfehung der zweckmaͤßi⸗ 

gen Einrichtung der Kirchenconvente, bleibt die nähere Beftimmung auf eine Eünftige 
Geſetzgebung ausgeſetzt. 

F 154. Die nähern Beſtimmungen in Betreff der Sicherſtellung abgeſonder⸗ 
ten Verwaltung und fundationsmäßigen Verwendung des evangelifhen Kirchenguts, 
und des Bermögens der milden Stiftungen, find in einem befondern organifchen 
Statute, unter den Beilagen Ziffer IIL., zufammen gefaßt, welches einen integris 
renden Theil der Berfaffungsurfunde ausmacht, und mit derfelben gleiche verbindende 


Kraft hat. 
C. Bon ber Eatholifhen Kirde, 


$. 185. Die Grenzen zwifchen der geiftlichen Gewalt und den Staatshoheits« 
rechten über die katholiſche Kirche, werben — eine, die katholiſche Kirchenfreiheit 
mit der Staatswohlfahrt vereinigende, Uebereinkunft näher beſtimmt werden. 
8.186. Die mit der Staatsgewalt verbundenen Rechte über die katholiſche 
Kirche werden von dem Könige durch einen aus Eatholifchen Mitgliedern beftehens 
den Kirchenrath ausgeübt, welcher auch bei Befesung geiftlicher Aemter, die von 
dem Könige abhängen, jedesmal um feine Vorfchläge vernommen wird. : 

$. 137. Die katholiſchen Geiftlichen genießen eben die perfönlichen Vorrechte, 
welche den Geiftlichen der proteftantifhen Kirche eingeräumt find. 

$. 138, Bu Unterftügung der Geiftlihen, welche aus Alterfchwäche oder wegen 
andauernder Kränklichkeit eines Amtsgehülfen bedürfen, den fie von ihren Amtsein- 
fünften ohne Abbruch ihres eigenen Unterhalts nicht belohnen Eönnen, wird eine 
angemeffene Einrichtung getroffen werden. — 

. 139. Auch wird darauf Ruͤckſicht genommen werden, daß Geiſtliche, welche 
fid) durch irgend ein Vergehen die Entfegung vom Amte zugezogen haben, ohne 
zugleich ihrer geiftlichen Würde verluftig geworden zu feyn, ihre nothbürftige Uns 
terkunft finden. 

5. 140. Für die Herftellung und abgefonderte Verwaltung eines katholiſchen 
Kirchenguts, und des Vermögens der milden Stiftungen dieſer Gonfeffton, ift durch 
ein eigenes Statut (Beilage. Ziffer III), weldjes mit diefer Staatöverfalfungsurkunde 
gleiche Gültigkeit haben fol, Fuͤrſorge gefchehen. 

D. Bon ber reformirten Kirche, 

8. 141, In Hinlicht auf die in dem Königreiche befindlichen Kirchengemeinden 
der evangelifch veformirten Confeſſion verbleibt es bei der durch ihre Synodalartikel 
beffimmten Kircchenverfaffung. Br 

$. 142, Es fol aber nicht nur mit Beiziehung ihrer Kicchenvorfteher genauer 
unterſucht werden, wie fowohl ihre kirchliche Einrichtung, als befonders ihre Schul: 
anftalten verbeffert werden Eönnen, fondern es wird auch das Augenmerk darauf 
gerichtet werben, zum Unterhalte ihrer Geiftlihen und Schullehrer, „und in Beftreis 
tung der Übrigen Tirchlichen Beduͤrfniſſe, hinlängliche Bonds auszumitteln. 


Stiebentes Kapitel, 
Bon ber Regierungsgemalt. 


— Erſte Abtheilung. 
Ueber die Regierungsgewalt in Beziehung auf auswärtige 
" VBerhältniffe 


8. 143. Der König vertritt den Staat in allen feinen Verhältniffen gege 
ausmärtige Staaten. 
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Su 144. Exr ‚hat, in diefer Dinfiht das Recht, Gefandte an auswärtige Regie: 
rungen abzufenden und dafelbft zu unterhalten, fremde Gefandtfchaften anzunehmen, 
über. alles, was ſich auf die. wechfelfeitigen Verhältniffe des Königreiches und feiner 
Angehörigen ‚gegen fremde Staaten bezieht, ſich in Unterhandlungen einzulaffen und 
Verträge, darüber abzufchliegen,. zur Sicherheit des Königreiches Bündniffe mit an- 
dern Staaten einzugehen, zur Vertheidigung defjelben und der, zur gemeinſchaftli⸗ 
chen Sicherheit mit ihm vereinigten, Bundesgenoſſen Krieg zu fuͤhren und Frieden 
m 18. Durch Verträge mit Auswärtigen kann nichts von dem Staatsgebiete 
und Staatseigenthume veräußert, Keine meue Laft auf das Königreich und defjen An: 
gehörige übernommen, kein Landeögefes abgeändert oder aufgehoben, kein Staats: 
bürger: in feinen Rechten beeinträchtigt werben, ohne daß die, für dergleichen Fälle 
durch die Verfaffung beftimmten, Erforderniffe eingekreten, und die verfaffungsmä- 
figen Formen beobachtet worden mären. 

Namentlich Tann Fin Landestaufch, kein Handelsvertrag, wenn er eine neue 
gefeglihe Einrichtung zur Folge hat, und Fein Subfidienvertrag zu Verwendung 
der Eöniglichen Truppen in einem, Teutſchland nicht betreffenden, Kriege, ohne 
are der Stände eingegangen werben. 

$. 146. Der König wird fih in Eeine Verbindungen einlaffen, welche die Si— 
herheit und Integrität des Staats gefährden koͤnnten. Er wird von den Tracta⸗ 
ten und Bündniffen, die er mit auswärtigen Mächten anknüpfen wird, die Stände 
in Kenntniß fesen, fobald es die Umftände erlauben. 

8.147. Sollte die Vertheidigung des Vaterlandes, oder die, in Gemäßheit 
des $. 144., übernommenen, Pflichten einen Krieg unvermeidlihd machen; fo wird 
der König in Beiten die Lage der Umftände den Landftänden eröffnen, und fich ge= 
meinſchaftlich mit ihnen über die, zur Fuͤhrung beffelben erforderlichen, Hülfsmittel 
berathen. 

7 e* 148, Diejenigen Verbindlichkeiten, welche dem Königreich Würtemberg, als 
einem Gliede des feutfchen Bundes, vermöge der Bundesgefege oder Bundestagsbs- 
Ihlüffe obliegen, find von der landftändifchen Einwilligung unabhängig; dagegen 
tritt, wenn bie Erfüllung diefer Verbindlichkeiten die Anwendung von Staatsfräf: 
ten erfordert, die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Landftände, in Hinficht auf die 
Art der Herbeifhaffung der Mittel, ein. | 

‘6. 149. Subſidien, welche der König von einem verbündeten Staate bezieht, 
und Sontributionen ober andere Ähnliche Entſchaͤdigungsgelder, welche ein fremder 
Staat nit unmittelbar an das Militaiv, fondern, zufolge befonderer Verträge, 
an die Regierungsbehörbe entrichtet, werben jederzeit zum Beſten des Landes, und 
zwar zunaͤchſt zu Beitreitung der Kriegskoften und Unterhaltung des Militaire, ver 


wendet werden. 
| Bweite Abtheilung. 


Bon der Gefesgebung und — verbundenen Regierungs— 
rechten. 
8. 160. Ohne die Beiſtimmung ber Landſtaͤnde kann Fein neues 

Gefetz, welches die Landesverfaſſung ſelbſt betrifft, oder die Frei— 
‚beit der Perſon und des Eigenthums der Staatsangehorigen zum 
Gegenſtande hat, gegeben, noch ein mit landftändifher Mitwir— 
tung gegebenes aufgeheben, abgeändert oder authentifch erläu- 
tert werden. 

j $. 151. Der König hat aber das Recht, die zur Vorbereitung und Vollftre: 
ung der Gefege nothiwendigen Verordnungen zu erlaffen, und die zu gleicher Ab: 
ſicht erforderlichen Anſtalten zu treffen. 

Sehe Verordnung, welche blos zur Vorbereitung und zu Handhabung der Ge: 
fee dient, oder aus der Natur des Verwaltungs- und Auffichtsrechts fließt, hat 
fogleich nad) ihrer Bekanntmachung verbindliche Kraft. Eine ſolche Verordnung 
Tann, wenn bucch fie weder ein verfafungsmäßiges Volksrecht, noch ein beſtehen⸗ 
des Geſetz gefränkt wird, wohl Gegenftand. der Bitte um Abänderung oder Zuruͤck⸗ 
nahme, nie aber Gegenſtand einer rechtlichen Beſchwerde werden. 

Jede Verordnung aber, welche ein verfaffungsmäßiges Volksrecht, oder ein noch 
beftehendes Geſetz kraͤnkt, tft von ber Regierung, nach einer von der Staͤndever— 
fammlung erhobenen Beſchwerde, zurüczunehmen. er 
8. 152. Alle Gefege und Verordnungen, welche mit einer ausdrüdtichen Be— 
— dieſer Verfaſſungsurkunde im Widerfpruche ſtehen, find hierdurch auf: 
gehoben. 
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Um jedem Mißbrauche in ber Anwendung vorzubeugen, werben naͤhere Verord⸗ 
nungen erlaffen werben. | Ä 2 EB ae 

Es wird auch das königliche Gefeagebungscollegtum unverzüglich in Thaͤtigkeit 
gefeßt werben, um die übrigen, felt dem Jahre 1806 -gegebenen Gefeße,' welche vor 
ber Hand ihre verbindende Kraft behalten, in foweit! fie nicht von ber Regierung 
felbft aufgehoben werden, einer genauern Prüfung: zu. unterwerfen, und die Refuls 
fate mir Gutachten vorzulegen; worauf, nachdem bie Landesverfammlung oder eine, 
von ihr zur Reviſion ber Gefege a Commiſſion darüber gehört worden 
ſeyn wird, jeder, auf Wiederaufhebung, Abänderung oder nähere Beflimmung einer 
leere Verordnung gerichteter, gegründeter Antrag gehörig berüdfichtigt wers 

en wird. or 

„. 9 193. Landesherrliche Gonceffionen, welche, nad) den Gelesen, zu Aus: 
übung eines Rechts erforderlich find, können ohne Mitwirkung der Landftände ers 
theilt werben. 

Es darf aber weder den allgemeinen Landesgeſetzen und Landesfreiheiten, nas 
mentlich der geſetzlichen Gewerbefreiheit. der Staatsbürger, noch den wohlerworbes 
nen Rechten eines Dritten dadurch Eintrag gefchehen. 

$. 154. Auf gleiche Weife ftcht auch den koͤniglichen Behörden das Recht der 
Dispenfationsertheilung zu, infofern folhe in dem gegebenen Kalle weder von dem 
Gefese ausdruͤcklich ausgefchloffen, noch mit dem Zwecke des Geſetzes unvereinbar: 
lich) ift, noch ein erworbenes Recht eines Dritten dadurch verlegt wird. 

$. 155. In Hinſicht auf Kirchengefege tritt die Eönigliche Geſetzgebungsge⸗ 
walt ſammt dem landftändifchen Mitwirktungsrecht nur in fomweit ein, als bie 
Berhältniffe der verfchiedenen Kirchen gegen den Staat dadurch beftimmt werden. 

Die Anordnungen, in Betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten, bleiben 
der verfaffungsmäßigen Autonomie einer jeden: Kirche überlaffen. 

8. 156. Bei ber evangelifch=lutherifchen Kirche ift der aus dem Königlichen - 
Dberconfiftorium und den evangelifchen Generalfuperintenbenten beftchende Synodus 
die geſetzliche Stelle, auf deren Antrag der König, oder wenn biefer einer andern 
Confeſſion zugethan wäre, die für ſolchen Fall geſetzlich beauftragten evangelifchs 
lutheriſchen Mitgliever des Geheimenraths, tichliche Gefese im engern Ginne 
zu fenctioniren haben; jedoch unter Vorbehalt des juris circa sacra des Königs. 

3. 157. Wegen der Eircjlichen Gefesgebung der Eatholifchen Kirche werden bie - 
nähern Beftimmungen-dermalen noch ausgeſetzt. 

$. 188. Was die Geſetzgebung bei den reformirten Kirchengemeinden anlangtz 
fo vorbleibt es bei der bisherigen, auf ihre befondern Privilegien ſich gründenden, 


Einrichtung. 
Dritte Abtheilung. 
Bon der bürgerlihen Geredhtigkeitspflege. 

$. 159. Die bürgerliche Gerichtöbarteit wird, im Namen des Königs und uns 
ter beffen Oberaufficht, durch collegialifch gebildete Gerichte in dreifa: 
her Inſtanzenordnung vermaltet. 

$. 160, Die Gerichte find innerhalb der Graͤnzen ihrer amtli— 
hen Befugniffe unabhängig, , j . | 
$. 161: Gtreitigteiten über privatrechtliche Verhaͤltniſſe zwiſchen einzelnen 
Staatsangehörigen oder Körperfchaften, und den koͤniglichen Verwaltungäftellen, fie 
mögen ſich auf das königliche Privateigenthum, oder das Kammergut und bie dazu 
gehörigen nugbaren Rechte des Fiseus beziehen, find, wenn die Sache nicht guͤtlich 
verglichen wird, durch die verfaſſungsmaͤßigen Gerichtsſtellen im Rechtswege zu 
entſcheiden. 

162. Wenn Staatsangehoͤrige von untergeordneten Verwaltungsbehoͤrden 
durch unrichtige Anwendung ſtaatsrechtlicher Normen in ihren Rechten verletzt zu 
ſeyn glauben; ſo werden die ſich hierauf beziehenden Beſchwerden ‚ weldye nicht, wie 
bie in dem $.161. bezeichneten Streitigkeiten, zu den eigentlichen bürgerlichen Rechtes 
fachen gehören, zundchft bei der vorgefehten Gentralftelle angebradit. 

Wird von bdiefer die Befchwerde nicht gehoben, oder iſt fie von ihr ſelbſt unmittel⸗ 
bar veranlaßt; fo wird die Sache der, für Negiminalfachen verorbneten, Centralbehoͤrde 
zur Unterfuchung und Entfheidung übergeben, wobei wenigftend 6 rechtsgelehrte 
Näthe zugegen feyn müffen. Diefer Stelle bleibt. es überlaffen, bie Sache, wenn 
fie Verzug leidet und befonders verwidelt ift, an das Eönigliche Oberjuftizcollegium 
zu verweifen, an welches and) von bem Ausſpruche der Regiminalbehörde ein Res 
curs Statt findet, weni der Gegenitand, nach den für eigentliche bürgerliche Rechts— 
fachen gegebenen Vorſchriften, appellabel wäre. — 
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Gegen das Erkenntniß dieſer Gerichtsftelle wird aber Eein weiterer Recurs 
eitattet. 

en $. 168. In ben $. 162. bezeichneten Fällen hat das Oberjuftigcollegium nicht 
die gewöhnliche Verhandlungsmarime, fondern das Unterfuchungsverfahren zu beob⸗ 
achten, und bie fchnelle Erledigung ber Beſchwerden durch Einfchreitung von Amts⸗ 
wegen herbeizuführen. 

. 164. Iſt die angebliche Rechtöverlesung von der Regierungsbehoͤrde ſelbſt 
zugefügtz fo wird die Beſchwerde ohne eine anderwärtige Mittelbehörbe bei dem 
Geheimenrathe anhängig gemacht, gegen deffen Erfenntniß keine weitere Berufung 


Statt findet. 
Bierte AUbtheilung. 


. Von der Strafrehtsverwaltung. 

8. 165. Die Eöniglihe Strafgewalt wird theils durch die Eöniglihen Beam: 
ten, Ortövorftcher und Magiftrate, theils, in höherer Inſtanz, duch die königlichen 
Griminal: Gerichtöftellen, die für Regiminalfachen verordnete Behörde und andere 
Tönigliche Gentralftellen, in Gemäßheit der Gefege, ausgeübt. 

. 166. Bälle, welche ſich zu Strafverfügungen der Oberbeamten ober der 

hoͤhern Stellen eignen, werben in der Regel durch den Dberbeamten, zu deffen Ge: 
richtszwang der Straffall gehört, unterfucht. 
8. 167. Eine Unterfuhung durch Gommiffarien Eann, wenn fte eine, bie 
Etrafgewalt bloßer Verwaltungsbehörben überfleigende, Strafe begründen fol, nur 
durch eine Eriminal: Gerichtöftelle oder durch die, für Regiminalfachen verordnete, 
Behörde erkannt werben. 

$. 168. Die auf das Forſt- und Jagdweſen ſich bezichenden Vergehen werben, 
mit Ausnahme der, den adeligen Gutsbefiger und den Gemeinden vorbehaltenen, 
Straffälle, von den Oberforftämtern unterfuht, und, in foweit die Strafe ſich 
nicht zur höhern Cognition eignet, von denfelben auch abgerügt. 

$. 169. So oft ein Straffall von der Beichaffenheit ift, daß er eine Verhaf: 
tung oder eine, ber Cognition des Criminalgerichts vorbehaltene, Strafe nad) ſich 
zieht; To hat das Oberforftamt weder die Verhaftung, es wäre denn ein Wilderer 
oder ein ausländifcher Unbekannter, oder fonft der Flucht verbächtiger Frevler über 
der That ergriffen worden, noch die Unterſuchung einfeitig vorzunehmen, fondern 
mit dem Oberamte gemeinſchaftlich zu handeln. 

$. 170. Fuͤr die gerichtliche Strafrechtsverwaltung werden zwei Griminalge- 
richte — zwar das eine fuͤr die erſte, das andere aber fuͤr die zweite Inſtanz, 
angeordnet. 

$. 171. Niemand kann feinem ordentlichen Richter, es ſtehe ihm ſolcher nach 
den allgemeinen Gefegen bes Landes, ober vermöge eines befondern Privilegiums zu, 
entzogen werben. 

$. 172, Kein Staatsbürger kann anders, als nach Vorfchrift der Geſetze, ver: 

baftet werden, : 
: Die Staatöbeamten und andere obrigkeitliche Perfonen find für jede, von ih— 
nen veranftaltete, unbefugte ober —— Verhaftung verantwortlich. 

.%. 173. Es darf Niemand länger, als dreimal 24 Stunden über die Urſache 
feines Verhafts in Ungemwißheit bleiben. Das VBerhör felbft muß aber, fobald 
die unumgänglich nöthigen Vorbereitungen es geftatten, feinen Anfang nehmen. 

$. 174. Zwangsmittel koͤnnen bei Unterfuhung eines Straffalls nicht an— 
ders, ald unter genauer Beobachtung der gefeglichen Borfchriften, angemwens 
det werden. 

Die Zortur bleibt für immer aufgehoben. 

$. 175, Jedem Befchuldigten fteht der Weg der fchriftlihen WVertheidigung - 
durch einen geprüften Recytögelehrten offen. Wenn die Erkennung einer Todes: 
ſtrafe oder einer fuͤnf- oder mehrjährigen Gefängnißz, Zuchthaus: oder Keftungg: 
ftrafe zu erwarten iftz fo hat das Criminalgericht diefe Vertheidigung, obgleich der 
Beſchuldigte fie felbft nicht verlangt, von Amtswegen anzuordnen. 

. 176. Die Wahl des Vertheidigers ift dem Angefchuldigten freigeftellt. 
Waͤhlt biefer nicht; fo wird der Vertheidiger durch das Griminalgericht beftellt. 

$. 177, Keine Strafverfügung Tann ohne ein Erkenntniß der, für den gege: 
benen Fall gefenlich verordneten, Strafbehoͤrde Statt finden. 

8. 178. Die Erkenntniſſe der Criminalgerichte ſind, wie die der Civilgerichte, 
von jedem aͤußern Einfluſſe unabhängig, und bedürfen, um in Rechtskraft überzu: 
gehen, keiner weitern Beftätigung. 

Auch darf bei foldhen Etraffällen von Keiner Seite eine Einfhreitung gefihe: 
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ben, wodurch der ruhige, geſetzliche Gang der Unterfuchung und die Uinbefangenheit 
der Urtheilsfprecher pi irgend eine Bir geftört ai s — 
8 179. Dagegen ſteht dem Könige zu, die Criminalurtheile eben fo, wie bie 
Straferkenntniffe der Verwaltungsbehörden und Givilgerichte, vermöge feines Bes 
gnadigungsrechtes, aufzuheben und zu mildern. Es find daher die Griminalgerichte 
nicht nur verbunden, in ſchweren, durch ein Gefes näher zu beftimmenden, Fällen, 
die Acten fammt ihrem Erkenntniffe, vor der Publication deffelden, durch das. ts. 
nigliche Juftizminifterium dem Könige zum Behufe einer etwaigen Begnabigung 
vorzulegen; ſondern es kann auch, nad Eröffnung des Erkenntniffes, der Verur— 
theilte fih an die Gnade des Landeöheren wenden, welche diefer, auch ohne feine 
— auf erforderten und erſtatteten Bericht des erkennenden Gerichts, ihm gewaͤh— 
ren kann. 

Auf gleiche Weiſe kann auch, wenn, nach dem Gutachten des koͤniglichen Ju⸗ 
ſtizminiſteriums, hinlaͤngliche Gründe dazu vorhanden find, vermoͤge des, dem Koͤ— 
nige zuſtehenden, Abolitionsrechts, noch che das Vergehen oder Verbrechen unterz 
fucht, oder über die Beftrafung erfannt worden ift, ‚alles Verfahren gegen den Be: 
fchuldigten eingeftellt und niedergefchlagen werben. 

Der König wird jedoch, bei Ausübung ſowohl deö einen, als des andern Rechts 
darauf Rüdficht nehmen, daß dem Anfehen und der Wirkfamkeit der Strafgefehe 
dadurch nicht zu nahe getreten werde. 

8. 180. Gegen jede Strafverfügung kann der Verurtheilte Beſchwerde führen. 
Iſt die Strafe von dem Criminalgerichte erfter Inftang erkannt; fo wird die Bes 
ſchwerde bei dem Criminalgerichte zweiter Inſtanz angebracht. 

Für die übrigen Fälle wird die Competenz der verfchiedenen Juſtiz- und Res 
gierungsbehörden, die über dergleichen Beſchwerden ausfchließlich zu erkennen haben, 
durch ein Gefes beftimmt werben. 

Auf gleihe Weife wird auch die Form der verfchiedenen zu ergreifenden 
—— fo wie die Wirkung, mit welcher dieſelben verbunden find, feſtge⸗ 
etzt werden. 

$. 181. Bei dem Verbrechen des Hochverraths findet Fein anderes, als das 
im Allgemeinen gefeglich vorgefchriebene peinliche Verfahren vor den gewöhnlichen 
Criminal: Gerichtöftellen Statt. 

Nur für den Kall, wenn Jemand im offenen Aufruhr durch bie, zu beffen Un: 
terdruͤckung im gefeglichen Wege berbeigerufene, militairiihe Macht bewaffnet er: 

griffen wird, fol ein befonderes Verfahren geſetzlich fanctionirt werden. 

$. 182, Die Strafe der Vermögensconfiscation ift allgemein aufgehoben. 

Künfte Abtheilung. 
Bon der Regierungsgemwalt in Polizeifaden. 

$. 183, Bei den Gefegen, Verordnungen und Anftalten im Landes: Polizei» 
wefen finden eben die Beftimmungen Statt, welche die Verfaffung für die Wirk: 
ſamkeit he Regierungsgewalt, in Beziehung auf die Gtaatsverwaltung, im Allge⸗ 
meinen feftfest- 

$. 15 Die Polizei kann nur durch öffentlich angeftellte Beamte und Diener, 
und nad öffentlich ertheilten Dienftvorfchriften verwaltet werden. 

$. 185. Die Handhabung der Ortöpoligei und die Unwendung der allgemeis 

nen Polizeigefege und Verordnungen auf die örtlichen Verhältniffe der einzelnen Ge⸗ 
‚ meinden, find Gegenftände der, den Ortömagiftraten, unter ber Aufficht und Lei⸗ 
tung der königlichen Beamten und höhern Stellen, überlaffenen, Municipalverwals 
tung. Die Vollftredung im- Einzelnen geſchieht theils durch hierzu befonders vers 
orönete Deputationen, theils durch Communofficianten, wohin auch die in einzels 
nen ——— befindlichen Polizeicommiſſarien und Polizeiinfpectoven zu vech 
nen find. 

In Hinficht auf die Reſidenzſtaͤdte finden, nach Erforderniß der hier eintres 
tenden befondern Verhältniffe, befondere Einrichtungen Statt. 

$. 186. Die Ausübung der, über das gefammte Königreich ſich erftredenden, 
Forſt- und Jagd: Polizeigewalt ift den Königlichen Oberforftämtern anvertraut, 
welche der höhern Aufficht und Leitung der, für diefen Adminiftrattongweig befonz 
ders verorbneten, Gentral: Finanzftelle, und wenn es auf rechtliche Beurtheilung 

eines Gegenftandes ankommt, fo wie in Straffachen, welche ſich nicht für die Ad- 
a oder Eriminglbehörde eignen, der Negiminalbehörde untergeords 
net find. : 
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Schfte Abtheilung. 
Bon den Unterrihtsanftalten.. 


$. 187. Die Unterrihhtöanftalten des Königreiches und die Herbeifchaffung der, 
für biefelben erforderlichen, Bonds follen immer ein Gegenftand befonderer Fuͤr— 
orge feyn. 
j : N 188. Die Verhältniffe der Univerfität zu Tübingen find in einem befondern 
Statute, Ziffer IV., welches einen ergänzenden Theil der Verfaffungsurfunde auss 
macht, näher beftimmt. , , 
$. 189. Die Erhaltung und fortfchreitende Verbefferung der, mit ber univer⸗ 
ſitaͤt Tuͤbingen verbundenen, Anſtalten, namentlich die des Klinicums, der, fuͤr die 
Bildung evangeliſcher Geiſtlichen beſtimmten, Seminarien, der katholiſch-theologi⸗ 
ſchen Lehranſtalt und des Prieſterſeminariums, fo wie der, an verfchiedenen Orten 
des Koͤnigreiches befindlichen, Gymnaſien, iſt unter den beſondern Schutz der Ver— 
faſſung geſtellt. ni 
$. 150. Für die Bildung tuͤchtiger Schullehrer, fowohl proteftantifcher, als 
Fatholifher Confeſſion, wird theild durch Anlegung ber erforderlihen Schullehrer⸗ 
feminarien,. theild durch Vervollkommnung der bereitö vorhandenen, hinreichend ges 


forget werben. 
Siebente Abtheilung. 

| Bon der Militairverfaffung. 

$. 191. Die zu Ergänzung oder Vermehrung des koͤniglichen Militairs erfor: 
berlihe Mannſchaft wird, in ſoweit fie nicht durch freiwillig fich ftelfende inländi- 
fhe Rekruten entbehrlich gemacht wird, auf dem Wege der Auswahl ausgehoben, 
welche bis über eine, für den gewöhnlichen Friedenszuftand berechnete, jährliche Re— 
krutirung, durch gemeinfchaftliche Nebereinkunft des Königs und der Stände, eim 
nad) beftimmten Zeitperioden zu erneuerndes Regulativ zu Stande kommt, jedeös 
mal eine gemeinfchaftliche Verabfhiedung ſowohl über die Zahl der Auszuhebenden, 
als über die Dauer ihrer Dienftzeit vorausfeßt. 

$. 192. Die Auswahlordnung, die nähere Bezeichnung der übrigen Landes: 
Vertheibigungsanftalten und der Verbindlichkeit ber Staatsbürger, fih, außerhalb 
des regulirten Militairs, zu dem Waffendienfte tüchtig zu machen, die ftaatsbürs 
gerlihen Verhältniffe der, unter dem Militaiw befindlichen, Staatsangehörigen, und 
befonder? die militairiſchen Strafgefeße, find Gegenjtände der Gefesgebung und der 
Geſetzreviſion. 
9. 198. Zur Grundlage ber, fuͤr das koͤnigliche Militair und andere Landes⸗ 
Vertheidigungsbeduͤrfniſſe erforderlichen, Steuerbewilligungen, wird edesmal ein 
vollftändiger Etat, ſammt der ſich darauf beziehenden Aufwandöberechnung und ber 
frühern Militairrechunng, den Landftänden mitgetheilt werden, von mweldyen inſon⸗ 
derheit auch die dem Staate obliegende Kürforge für den anftändigen Unterhalt ver 
Dfficiere und militairifchen Juſtiz⸗ und Aöminiftrationsbeamten, fo wie ihrer Witz 
wen und Waifen, und für die Unterftüsung der, im Dienfte des Vaterlandes ver- 
unglücten Militairperfonen und ihrer Hinterbliebenen berüdfichtigt werden wird. 

$. 194. In Abſicht auf die Erfüllung der, gegen den teutfhen Bund über» 
nonmenen und zu übernehmenden, Berbindlichkeiten, tritt bie Beſtimmung bei 
$. 148. Kap. VIL Xbth. I. ein. 

$. 195. Das koͤnigliche Militair wird, wo es in Garnifon liegt, in die vor— 
bandenen, ober auf Koften der Staatskaſſe zu erbauenden und zu unterhaltenden, 
Gafernen verlegt. 

Die Beflimmung der Fälle, wo daffelbe ausnahmeweife bei den Bürgern ein⸗ 
quartiert wird, ift ein Gefesgebungsgegenftand. 

Achte Abtheilung. 
Bon der Finanzverwaltung. 
Erfter Abſchnitt. 
Von dem Hof- und Domainen-Kammergute. 

$. 196. Das Hof» und Domainen: Kammergut verbleibt, nad) feinem gegen: 
wärtigen Umfange, ein Privateigentyum des Königlichen Haufes. 
919; Die Verwaltung und Benugung beffelben gebührt dem Könige, wels 
er in diefer Hinficht ‘gegen die übrigen Mitglicher des königlichen Haufes in dem 
Verhältniffe eines, durch die Hausgefege beftimmten, Fideicommiß:Befigers, und 
gegen ben Staat in bein eines der privileaictefien Privargurs : Inhaber ſteht. 

$. 198. Gr. beftellt ſolchemnach nit nur die zur Verwaltung erforderlichen 
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höheren und niedern Diener und Adminiſtrationsbehoͤrden nach eigenem Gefallen, fon: 
dern es hängt auch die Verwendung der Einkünfte, nach Abzug desjenigen, was bie 
Berwaltungskoften, und die vermöge der befonderen gutsherrlichen Verbältniffe und 
anderer Rechtsmittel darauf haftenden Verbindlichkeiten erfordern, von deſſen allei⸗ 
niger Entfchliefung ab. ; ee 
8. 199. Der Grundftod des Hof: und Domainenfammerguts darf weder durch 
eine nachtheilige Veräußerung noch Verpfändung, oder fonft auf irgend eine Weife 
vermindert, auch dürfen die auf demfelben haftenden Schulden nicht Auf das Kam: 
mergut übergetragen werden. 
. 200. Zu den allgemeinen Landesſteuern witd von dem Hof: 
und Domainentammergute nad eben dem Verhältniffe beigetra- 
gen, weldes bei den Domainen ber mit dem Königreiche vereinig> 


‚ten vormaligen Reichs: und Kreisfiände Statt findet. 


$. 201. Sämmtliche, zur Hof: und Domainenfammer gehörigen Orte, Weiler 
und Höfe find dem Königreiche volllommen einverleibt, und haben mit den übrigen 
Beftandtheilen deffelben gleiche Rechte und Verbindlichkeiten. 

Sie entrihten alle directe und indirecte Steuern, Acciſe, Boll und Umgeld 
an die dazu beſtimmten Staatskaſſen, von welchen dagegen die Hof: und Domais 
nenfammer für die ihr entgehenden Einkünfte aus jenen Hoheitsrechten, in foweit 
fie ſich im rechtlichen Genuffe berfelben am 1. Sanuar 1806 befunden hat, vollftäns 
dige Entfchädigung erhält. s . | 

Zu Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Kammergute. 

F. 202. Saͤmmtliche, zu dem vormaligen herzoglich wuͤrtembergiſchen Familien: 
Fideicommiſſe gehoͤrigen, und von dem Koͤnige neuerworbenen Grundſtuͤcke, Gefaͤlle 
and nutzbaren Rechte bilden, mit Ausnahme des ſogenannten Hof- und Domainens 
Tammerguts, das Föntglihe Kammergut. e 

$. 203. Unter die Beftandtheile deffelben ‚gehört namentlich das Bollregal, das 
Necht der Umgeldserhebung, das Recht der Zaren, das Galpeter: und Bergwerkse 
zegal, das Frohnrecht 2c. zc. nach den Beftimmungen der bei jedem zu Grunde lie- 
genden befonderen Rechtstitel, und anderer verfaffungsmäßigen Normen. 

Eine Ueberfchreitung diefer Beftimmungen Tann nur auf befondere Verwilligung 


der Landftände Statt finden. 


204. Das Kammergut ift ein Eigenthum des Eöniglichen Haufes, und geht 
nad; dem Erftgeburtsrecht auf den jebesmaligen Kronerben über. Es haftet aber 
auf demfelben die Verbindlichkeit, neben den perfönlichen Bedürfniffen des Königs, 
als Staatsoberhauptes, und der Mitglieder des Zöniglichen Haufes, auch den mit 
ber Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, fo weit es möglich ift, zu beftreiten ; 
und in fofern hat es zugleich die Eigenfchaft eines von dem Königreiche unzertrenn⸗ 
lichen ©taatsguts. h 

$. 205. Für den Aufwand, melden die perfönliche Bebürfniffe des Königs 
und der Mitglieder des Föniglichen Haufes, und der Eönigliche Hofftaat mit feinen 
rerfchiedenen Zweigen erfordern, wirb eine eigene Eivillifte ausgefest und auf 
»as Rammergut fundirt. 

$. 206. Die Eivillifte zerfällt in zwei Abtheilungen: 

die eine für die Beduͤrfniſſe des Königs und den ganzen Hofaufwand, welche 
theils in Geld, theils in Naturalien beftimmt werden 5 

die zweite für die, an die Mitglieder des Föniglichen Haufes abzureichenden Ap⸗ 
panagen und Witthume, Guftentations> und Nabelgelder, Seirathögüter und Aus: 
fteuer der Prinzeffinnen. : 

Diefe Ivsteren verändern ſich nad) den perfönlichen Verhältniffen des Regenten: 
haufes, und werden daher, nad) den jedesmal eintretenden Bebürfniffen auf fo lange, 
als e8 ber Zweck erfordert, beftimmt. 

Für bie erſte Klaffe wird eine noch zu regulirende Summe für die Regierungs: 
zeit eines jedesmaligen Königs ausgeſetzt. Sollte aber zu Dedung außergewöhnlicher 
Bedürfniffe eine weitere Beihülfe nöthig werden; fo it hierzu eine befondere Verab: 
ſchiedung mit den Landftänden erforderlich. 

Der Betrag der Civillifte für den- König und den Hofſtaat wird in einvicrtel: 
jährigen Raten, an die von dem Könige zu beflimmende Verwaltungsftelle abges 

eben. : 
x Die Zahlungen an die Mitglieder der Königlichen Familie werden von ber 
Staatskaſſe an die Einzelnen unmittelbar entrichtet. 


J 
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$. 207. Das Kammergut iſt in Gemaͤßheit der Hausgeſetze in feinem wejente 
lichen Beftande zu erhalten. Außer den in dieſen Gefegen beftimmten Fällen, wenn 
nämlich zu einer vortheilhaften Erwerbung eine Gelbantehnung, oder zum Vortheile 
des Ganzen eine Veräußerung ‚oder Austaufhung einzelner minder bedeutender Ber 
ftandtheile beffelben, von den verfaffungsmäßigen Behörden für zutraͤglich erachtet 
würbe, kann ohne Einwilligung der Landſtaͤnde nichts davon rechtsguͤltig veräußert 
oder ‚verpfändet werben. Se 

Wenn aber Fünftig ein heimfallendes Lehen vom Könige wieder vergeben wirds 
fo fol dies nicht für eine Veräußerung angefehen werden. 

$. 208, Die Befteuerung der. zum Kammergute gehörigen Domatnen, in ſoweit 
fie nicht ſchon bisher der Steuer unterworfen waren, hängt von den wegen eines 
allgemeinen Steuerſyſtems fellzufegenden Normen ab. 

8.209 Die Verwaltung des Kammerguts flieht dem Könige zu. Das damit 
beauftragte Finanzminifterium, welchem in diefer Hinficht ſaͤmmtliche hieher gehoͤri⸗ 
gen Verwaltungsftellen untergeordnet find, ift für diefen Zweig der Staatsverwal— 
tung befonderd verantwortlich. i - " 

$. 210. Es wird genau darüber gehalten werden, daß die Rechnungen ber 
General: und Specialkaſſen der Ober-Finanzkammer zu rechter Zeit geftellt, probirt 
und. angehört werden. ze * | } 
Dritter AU Tan Tee 
WVon den Steuern und der Steuerbewilligung. 

J. 218. Die Bewilligung orbentlicher und außerordentlicher, directer oder in⸗ 
directer. Steuern. wird den. Ständen weder in Friedens- noch in Kriegszeiten anges 
fonnen werden, wenn nicht die Zweckmäßigkeit ber gu machenden Aus— 
gaben, die. Ungulänglichfeit der Kammereinkuͤnfte und die rihtige 
Verwendung der frühbern Staatsginmahmen, wie fie theils aus dem Kam⸗ 
ze. theils aus den Steuern fid) ‚ergeben haben, nahgewiefen werben 
ann. ; i dk 124 Bu LE a WE 
—8. 212. Dem gemäß hat, ver Kinangminifter den -Haupfausgabeetat der Staͤn⸗ 
beverfammlung zur Prüfung vorzulegen. Werden dagegen Zweifel erhoben; 
fo haben die. einzelnen Minifter die Ausgaben für ihre Minifterien zu erläutern und 
gu. rechtfertigen... : - a ee. 

$. 213. Sft der Hauptausgabeetat, bei welchem immer auf, einen hinlänglichen 
Vorſchußfond (‚Kaffenvorrath) Bedacht genommen werden muß, von der Etändee 
verfammlung anerkannt; fo bat der Finanzminifter die Unzulänglichkeit der Eine 
fünfte vom Kammergute durch hinlänglich begründete Etatö der ſaͤmmtlichen Gene⸗ 
ralz und Specialverwaltungen der Gtaatseinfünfte zu beweifen, 
©. —. 214. Der Hauptetat wird durch die Etats der einzelnen. Verwaltungen bes 
gründet, welche überall durch Documente ind Rechnungsauszüge beglaubigt und fo 
eingerichtet feyn müffen, daß fie durch Entgegenfesung der Einnahme, und der das 
für gemachten Ausgabe, die reine Einnahme oder Ausgabe, in Hinſicht auf die 
wgiceren einzelnen Etatsrubriken, ſoweit es ausfuͤhrbar und zweckmaͤßig iſt, ans. 
geben. ie ae 
.. 9215. Die Etats ſaͤmmtlicher Staatsverwaltungsftellen werden nad) feſtzu⸗ 
fegenden Regeln von den Eöniglichen Verwaltern jährlich gefertigt, gehörig begruͤn⸗ 
bet, und von einer gemeinfchaftlich aus, Töniglichen und fländifchen Commilfarien im 
gleicher, Anzahl zufammengefesten, bleibenden Behörde geprüft und berichtigt, bie 
regelmäßige, Begründung derfelben aber durch die Unterfhrift von den Mitgliedern 
ber Behörde beglaubigt. | | . = | ne 

$. 216. An diefe gemeinfchaftliche Etatscommiffion werden von allen Generale 
und Specialverwaltern periobifche Berichte eingefendet, welche, nach den Hauptfägen 
der Etats, über die wirklichen, rüdftändigen, Iaufenden und" nicht Yaufenden Eine 
und Ausgaben, und. über die Liquidationspoften die gehörige Aufklärung 
Dieſe Berichte müffen das Mehr oder Weniger im Haben und Sollen in Bes 
siehung auf die Zeitabfchnitte, über welche fich die Berichte verbreiten, erläutern. 

$. 217. Diefe Berichte follen fo eingerichtet feyn, daß fie von dem Gange ber 
Verwaltung immer eine. Klare Ueberficht geben, und zugleich Auf fichere Weiſe bie 
eventuellen Kaffenabfchlüffe der Haupt- und Specialfaffen vorbereiten, welche ber 
Ständeverfammlung durch die gemeinfchaftliche Etatscommiffion in jenem Beitpuncte 


a werden müffen, in welchem an biefelbe ein neues Steueranfinnen gemacht 


# 
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‚ 8.218, Die eventuellen Kaffenabfchläffe begreifen die wirklichen Ausgaben und 
Einnahmen der erſten 8 Monate des Rechnungsjahrs in ſichh. 

Idhnen wird ein Verzeichniß derjenigen Einnahmen angehängt, welche im Laufe 
der Iegten 4 Monate befjelben Jahres mit Wahrfcheinlichkeit noch erwartet werden 


- Zönnen. Ä 


9. 219. Dem vorkäufigen Kaffenabfchluffe der Hauptſtaatskaſſe wird ein von 
drei Mitgliedern des Geheimenrathes beglaubigtes Protocoll über den zu jener Zeit 
bei der geaadhten Kaffe vorzunchmenden Kaffenfturz beigelegt. 

‚8. 220. Sobald diefer durch die Abfchlüffe der Specialfaffen controlirte vor⸗ 
Kufige Rechnungsabſchluß der Hauptftaatskaffe. von der gemeinſchaftlichen Etatscom« 
miſſion revidirt, der Ständeverfammlung ‘übergeben, und von dem Finanzminifter 
gereöhtfertigt worden ift, Eann ſich die Ständeverfammlung, mit Vorbehalt einer 

ünftigen genauen Prüfung, der neuen Gteuerverwilligung. nicht entziehen. 
8. 221: Zum Bedürfniffe diefer genauern. Prüfung wird die gemeinfchaftliche 
Etotscommiffion zuerſt, und fpäteftens 6 Wochen nad) Ablauf des Rechnungsjahres, 
die wirklichen Kechnungsabfhlüffe, dann aber, und zwar fpäteftens im Laufe des 
eiten Jahres nad) dem Schluffe des Rechnungsjahres, die von ber Finanzbehoͤnde 
ereits revidirten Rechnungen ſaͤmmtlicher Staatöverwaltungsftellen zur Oberrenifton 
erhalten, welche dann ‚jede willfürliche oder unmwillkürliche Taͤuſchung in den Beriche 
ten ober Rechnungsabfhlüffen aufhebt. 

. 222. Die Etatscommiffion geftattet dem ftändifchen Vorftande felbft oder 
auch denen, welche jener dazu beauftragt,’ die Einficht in ihre Acten, fo wie auch 
bie ftändifhen Mitglieder derſelben von der Ständeverfammlung, oder dem Vorftande 
zu Berichten und fonftigen Aufklärungen "aufgefordert werden koͤnnen, Und .biefer 
Aufforderung pflichtmäßig- zu folgen haben.. 

9 228. Alles, was dazu beitragen kann, bie Etats begründeter, bie periodi⸗ 
Then Berichte belehrender, die Kafferiverwaltung fücherer, und die Rechnungen : Hae 
zer, einfacher und zugleich überzeugender: zu ‘machen, foll ein’ befonderer Gegenftand 
der RER der gemeinfchaftlihen Etatscommifjion feyn. 

" 8,224, Die directen und indirecten Steuern werben im ber Res 


gelalle Jahre'nen vermwilligt. 


Steuern für beſondere, erft in einem gewiſſen Zeitraume erreichbare, Zwecke koͤn⸗ 
nen jeboch für biefen ganzen Zeitraum verwilligt werden, in welchem alle bie 
Steuerentrichtung ohne ‚nette Verwilligung: fortdauertz; es wäre dann, baß biefelbe 
en einer reſolutiven Bedingung abhängig gemacht, und dieſe wirklich eingetreten 
wäre, IN 5 — 
z, 225. Die Verwilligung der Steuern darf nicht an Bedingungen geknuͤpft 
werben, welche die Verwendung diefer Steuern nicht unmittelbar beireffen. 

8. 226. Wenn eine Steuer für einen beftimmten Zweck mit verwilligt worden 
iſt; fo erlöfcht die. Verbindlichkeit, diefelbe abzuliefern, fobald diefer Zweck erreicht 
oder. aufgegeben ift. 5 9 HE ARE 
Iſt von der bewilligten Steuer mehr eingegangen, als zu dem verabfchiebeten 
Zwecke verwendet wurde; ſo kann der Betrag bei andern Steuerentrichtungen in 
Aufrechnung gebracht werden. >. “4 . 

Auf gleiche Weife Tann. die Verminderung einer bereits verwilligten Steuer in 
Antrag gebracht, ober das. Abgelieferte anderwaͤrts aufgeredjnet werden, wenn nach» 
ber der Ball eintritt, daß der Staatsaufwand, für welchen ſolche Steuer nicht ver⸗ 
wiligt wurde, zum Theil mit andern ordentlichen oder aufßerorbentlichen Staats⸗ 
einnahmen, 3. B. der Aufwand für den Kriegsetat durch Subſidien, beſtritten wer— 
den kann. — RE 
8.227. Die in einem Jahre verwilligten Abgaben werden, nad) dem nämlis 
hen Maafftäbe, auch‘ in erſten Drittel des folgenden Jahres auf Abrechnung ber 
neuen Berwilligungen eingezogen. Re — 

. 228, & Di ne Seite die Staatögläubiger vollkommen gefichert, 
und bie als nothwendig anerkannten Staatsausgaben gedeckt werben müflen; fo wird 
auf der andern Seite alles angewendet, werden, um bie Staatsangehörigen moͤglichſt 


. zu erfeichtern, und es nach und nad) dahin zu bringen, daß die Abgaben, und zu⸗ 


naͤchſt die indirecten, möglichft gemildert werden. . 
| WR .In — der Umlage und des Einzugs der, nach erfolgter land⸗ 
ſtaͤndiſcher Verwilligunig durch den koͤniglichen Geheimenrath. auszuſchreibenden direc⸗ 
ten Steuern, fo wie ber Beitreibung der Steuerausſtaͤnde, verbleibt es bei den Vor⸗ 
Schriften der Communordnung. —— — 

g. 280. Insbeſondere ſollen dieſe Steuern weder in ben Steuerzetteln, no 
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in ben Abrechnungsbüchern, noch fonft auf irgend eine Weiſe mit den Amts- ober 
Gommunanlagen vermengt, und bie eingehenden Steuergelver ſchlechthin zu keinem 
andern Zwecke, als wozu fie Eraft ber Verwilligung beftimme find, verwendet werben. 
. 231. Die auf dag Land auögefchriebenen Steuern werben in jedem Ober⸗ 
amte ſowohl auf. bie’ eingelhen Gemeinden, ald auf die in keinem Gemeindeverbande 
ſtehenden Güterbefiger verteilt. W 
$. 282. Der Einzug der von jeder Gemeinde abzutragenden Steuerſummen 
bleibt ausfchließlich den WBürgermeiftern, oder andern von ben Ortömagiftraten ver 
ordneten Steuereinbringern, überlaffen. Diefe haben die eingehenden Gelder an den 
— abzugeben, welcher ſie ſodann, ſammt den an ſie unmittelbar zu 
— — teuerantheilen der Gutsbeſitzer, an die allgemeine Steuerkaſſe einzu⸗ 
liefern hat. ne 
ai $. 238. Wenn bie auf ein Oberamt kraft der Verabfthledung ausgeſchriebene 
Steuerfumme an. bie allgemeine Eteuerkaffe eingeliefert iſtz jo kann Iegtere auf die 
etwa bei einzelnen Bürgermeifterämtern oder Steuercontribuenten haftenden Aue 
fände keinen Anfpruch machen. ER 
87234, Somohl den Ortöfteuereinbringern, als ben Oberamtöpflegern wird 
ausdrükten zur Pflicht gemacht, bei eigener Verantwortlichkeit von den ihrer Bere 
walfung unvertrauten Steuergeldern unter Eeinem Votwande an jemand anders, als 
An die verfaffungsmäßig beftimmte Steuerfaffe, oder auf eine von berfelben im ge: 
feslichen. Wege ausgeftellte Anweifung, irgend eine Zahlung zu leiſten. | 
8.285: In Anſehung der zum Eimzuge der indirecten Steuer zu beftellenden 
Ober: und Untereinbringer findet eben dasjenige ftatt, was in Beziehung zul: die 
Dber = und: Untereinbringer der directen Steuern durch die Verfaſſung feftgefest if. 
8. 236. Die höhere Leitung des Einzugs der ditecten und indirecten Steuern 
tft. einer Gentralbehörde übertragen. Diefelbe hat die von den Amtöverfammlungen 
getroffeten Wahlen’ der Steuereindringer, fo weit fie einer Beftätigung bedürfen, 
zu betätigen, Accorde zu fchließen, die Repartition der birecten Steuern zu ent 
werfen, für deren Beitreibung zu forgen, über Steuernadhläffe nach verabfchiebeten 
Grundfaͤten Anträge zu machen, und diefe, fo wie bie Steuerrepgrtition, dem Ki: 
—— vorzulegen, das dieſelbe dem ſtaͤndiſchen Vorſtande mitzutheilen ver⸗ 
unden iſt — Due 
8.287, Die allgemeine Steuerkaffe Teeht unter der Aufficht und Leitung der 
Eehtralftenerbehörbe. i — 
Dahim hat ſie die monatlichen Kaſſenrapporte, fo wie bie Ausſtandsverzeichniſſe 
edoppelt ausgefertigt zu uͤbergeben, wovon das eine Exemplar fuͤr die Behoͤrde 
(oft, das andere fuͤr den Vorſtand der Staͤndeverſammlung beſtimmt iſt. 
— | Vierter Abfhnitt. F | 
em dr Von ber Schuldentilgungskaffe.: — 
“18 288.Die Schuldentilgungskaſſe wird unter Aufſicht und Leitung einer go⸗ 
meinſchaftlichen, aus königlichen ‚und ftändifchen Commiffarien beftehenden Behörde, 
und durch Beamte verwaltet, welche diefe Behörde gemeinfchaftlich vorſchlaͤgt; je⸗ 
Boch” wird dei erſte Kaſſenbeamte ausſchließlich von dem Könige, der zweite Kaſſen⸗ 
beamte · aber ausfchließli von der Ständeverfammlung ernannt. .. 
. 239, Die ber gemeinfchaftlichen Schuldenzahlungskaffe in dem Statute vom 
6. Juni 1816 angewiefenen Fond: bleiben derfelben, und werben auf die allgemeine 
Steuerkaffe verſichert. 
3. 240. Wenn für zweckdienlich erachtet werben follte, bie Zuflüffe diefer Kaffe 
auf beftimmte Abgaben und gewiffe Amtspflegen und. Obereinbringereien zu fundir 
‚ven; fo haben die Einnehmer diefe Abgaben unmittelbar an die Kaffe einzuliefern. 
$. 241. Diefelben werden in folhem Falle darauf beeidigt, an Niemand, als 
— ji — —— * auf — Anweifung, ihre Gelder zu liefern, 
mit der allgemeinen Steuerkaſſe aber auf die von der Schuldenzahlunast | 
tenen Quittungen’ oe 3 ö . — 
$. 242, Die Vorſteher und Beamten der Schuldentilgungskaſſe werden bei ihrer 
era — ae nik Befte * ne zu * 
und beſon on dem Zins⸗ um uldentilgungsplane, ſo lan l ⸗ 
ſetz beſteht, in keinem Stuͤcke abzuweichen. a Zi a 


Uhtes Kapitel 
| . + Bon den Landftänden. 
$. 243, Antheil an der Landftandfchaft des Königreich haben 
& 


‚ erfordert, mit Rath und That behilflich zu ſeyn, und alle in der ne ng lie 


* 
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- 4) der vormals reichsſtaͤndiſche und ber ritterſchaftliche begüter— 
te Adel:des A nee Fe “ r u 
2) die proteftantifhe und Fatholifche Kirche, | | 
3) die gelehrten Anftalten des Königreichs, - u 
4) die Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, 
Ulm, Helbronn und Reutlingen, und . sn 
. 5) ſaͤmmtliche Dberamtsbezirke.. - 
\ ! 244. Saͤmmtliche Stände bilden ein Ganzes, welches die geſamm⸗ 
ten Staatöangehörigen in ihren Verhältniffen zum Staatsoberhaupte, vertritt. 
Sie find in diefer Hinſicht berechtiget und verpflichtet, das auf die Verfaffung ges 
gründete Iandftändifhe Mitwirkungsrecht bei einzelnen Theilen der Staatöverwal- 
tung auszuüben, zu Beförderung des Gemeinwohls Bitten und Wuͤnſche dem Kö: 
nige vorzulegen, gegen Verlegungen ‚ftaatsbürgerliher Rechte nicht nur im. Namen 
bes gefammten Bandes, fondern aud als Fürfprecher - einzelner -Körperfchaften und 
Staatsbürger Beſchwerde zu führen, gegen Stuatsdiener, welche. fih verfaffungs: 
widrige Umtshandlungen erlauben, das landftändifche Klagrecht geltend zu machen, 
überhaupt zu allem, was das ungertrennbare Wohl des Königs und Vaterlandes 
ie Ges 


eeintraͤch⸗ 


gende Mittel anzuwenden, um ſowohl die allgemeinen Landes freiheiten, «a 
rechtſame der einzelnen Koͤrperſchaften und Staatsangehörigen, gegen jebe 
tigung ſicher zu ftellen. 5 —— 
. 8.245. So wie bie Stände weder als Geſammtheit, noch einzeln, ſich erlau⸗ 
ben werden, ihre Unterthansverhaͤltniſſe gegen das Staatsoberhaupt außer Augen 
zu ſetzen; fo wird aud ber. König von bdenfelben Keinen andern, als verfaffungamäs 
Figen Gehorfam verlangen, und fie in freier. Ausübung der ihnen kraft der Verfaf 
- anliegenden Befugniffe erhalten. Pe ae 

Der Breipeit und Unbefangenheit der Iandftändifchen Berathſchlagungen wird 
Er von keiner Seite zu nahe. treten laſſen. TEE 
Een ‚aber ‚wird er. bei Gegenftänden, welche bie Einwilligung ber Land⸗ 
5 


fände. grferdern, dieſe niemals auf, einem, nicht, durch die Verfaffung vorgeſchriebe⸗ 
nen, Wege beiz gbringen ſuchen. RER SER 
TE iwerden" daher auch in keinem Kalle Angelegenheiten, iweldje vor bie Ger 


fommtheit der Stände „gehören, weber von dem Könige und der aregienan 
don den Landitänden und Landftändifchen Behörden, an einzelne Stände 


g,..nöch 
laſſen ges, 


bracht, oder bie ‚Erklärungen einzelner. ſtaͤndiſcher Mitglieder, Staͤdte oher Ober⸗ 


RM} t 


amtsbezirke daruͤber eingefordert werben. 


"8. 246. Ueher amtliche Verhandlungen der Stände, welche inherhalb ber Graͤn⸗ 
gen der landſtaͤniften Befugniffe liegen, wird der König weder einzelne ſtaͤndiſche 
Mitglieder, noch ftändifche Officialen zur Rede ftellen. | 

$. 247. Der Geheinterath iſt zunaͤchſt die verfaffungsmäßige Behörde, burch 
woelche ſowohl der König feine Verordnungen,, Anfinnen und Eroͤffnungen an bie 
Stände erlaffen wird, als auch diefe ihre Erklärungen, Bitten und Wünfche an den 
König zu bringen haben. N un ern es 

.. Der, Geheimerath, hat diefelben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn er nicht 

Anftände dabei findet, welche ihn veranlaffen, vor ber Vorlegung: an den, König,. 
mit. ben Landftänden. Rüdfprache zu nehmen. DI — 
Die Antraͤge der Stände find von ihm mit feinen, auf die Verfaffung gegrüne 
beten, Berichten und Gutachten zu begleiten. Ä Ne 
Nur bei Anläffen, welche fi nicht auf Gefchäftsgegenftände beziehen, fo. wie 
bei Vefchwerden der Stände, welche gegen den Geheimenrath. felbft gerichtet find, 
fönnen landftändifche Schreiben unmittelbar an den König eingegeben. werden. 
. 248, Zu Unterhaltung des wechfelfeitigen freien Verkehrs mit. dem Volke 
fteht den Landftänden "das Recht der Deffentlichkeit ihrer Verhandlungen, und den 
einzelnen Landesabgeordneten der Weg des fhriftlichen Verkehrs mit den Magiftra« 
ten und Amtöverfammlungen offen, wobei ben Föniglichen Beamten ausdruͤcklich uns, 
terfagt: iſt, diefen Verkehr durch verfaffungswibrige Einfhreitungen zu erfchweren. 

8. 249. : Wenn Iandftändifchen Mitgliedern und Beamten, auch ben Einbrine 
gern der birecten und indirecten Steuern, fammt allen denjenigen, weldye Ymtöpflege 
oder Gemeinbegelder zu verwalten haben, ein ihrer Meinung ‚nach verfaffungswibris 


ges Anfinnen gemacht werden follte, welches fie durch geziemende Vorſtellungen bei 


der Regierung nicht abzuwenden: vermöchten; fo haben fie hiervon dem Staͤndevor⸗ 
ftande die Anzeige zu machen. —— 
$. 250. Auch einzelne Staatsbürger koͤnnen uͤber allgemeine Landesangelegen⸗ 
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heiten Ihre Anfichten ben Ständen vorlegen, und ſich mit ihren Beſchwerden in ben 

dazu geeigneten Hällen (viertes Kapitel, 5. 65, 68, 69.) unmittelbar an biefelben 

ivenden.. 

” $. 351: Eine Verfammlung ber Stände Fann nur Statt finden, wenn der 

König fie hierzu einberuft. 

Drdentlicher Weiſe gefchieht dieß einmal in febem Jahre 

" 8..252,- Die Stände des Königreichs theilen fih in zwei Kammern. 

. 258. Die erfte Kammer beftcht aus gewählten Volfsvertretern, von twels 
hen wenigftens bie Hälfte. ein ſchuldenfreies Vermögen von 8000 fl, ober darüber 
befisen muß, 

In die zweite Kammer gehören? . 

1) die Hänpter der vormals reichsftändifchen, fürftlichen und graͤflichen Familien, 
auf deren Befigungen im Koͤnigreiche Reiche: oder Kreistagsftimmen ruhten; 
: 2) 13 Mitglieder aus’ der immatrfculicten Ritterfchaftz 

8) aus beiden Klaffen des Adels alle jene, melde, ob fie gleich nicht Häupter 

einer fürftlichen, gräflichen oder ritterfchaftlihen Familie find, dennoch eine 

reine Landrente von 5000. fl. jährlich aus Gütern in Würtemberg beziehen; 

4) 6 proteftantifche Prälaten; 

“ 5) ber. Bifhoff und 2 katholiſche Geiftliche; 

6) 4 Gelehrte aus der Mitte der gelehrten UAnftalten des Reichs. 

Diejenigen fürftiichen, gräflihen und ritterfchaftlichen Gutsbefiser, welche in 
ber zweiten Kammer nit Sitz und Stimme haben, behalten für die erfte Kams 
— — und paſſive Wahlfaͤhigkeit, die Faͤhigkeit mitzuwaͤhlen, und gewaͤhlt zu 
werden. 

8. 264. Um die Stelle eines Mitgliedes ber Ständeverfammlung befleiden zu 

Eönnen, wird im Allgemeinen erfordert, daß Jemand 

1) ein im Königreich wohnhafter Staatsbürger ift, und 
2) fih zur hriftlichen Religion bekennt, 

6 daß er weder unter perfönlicher Vormundſchaft fteht, noch in eine Criminal⸗ 
unterfuchung verflochten, noch ihm wegen eines Verbrechens oder Wergeheng 
durch den Ausfpruc einer competenten Stelle eine Zuchthauss oder Feftungs- 

ra oder Dienftentlaffung zuerfannt worden ift. 

$. 255; Würtemberger, welche mit Vorbehalt ihres Staatsbuͤrgerrechts außer 
bem  Königreiche. gewohnt haben, und wieder zurüdfehren, koͤnnen nur nad) 
Verfluß Eines Jahres von ihrer Ruͤckkehr an, Mitglieder der Ständeverfammlung 
werben. ' 

Eben ſo müjfen auch adelige Gutsbefiser, welche im Königreiche begütert find, 

bas volle Staatsbürgerrecht aber in einen andern Staate hatten, wenn fie in das 

Würtembergifche aufgenommen werden, Ein Jahr im Königreiche gewohnt haben, 

ehe fie Mitglieder der Ständeverfammlung werden koͤnnen. 

. 256. Was die Mitglieder der ziveiten Kammer aus dem vormals reichde 
ftändifchen und dem ritterfchaftlichen Adel anlangtz fo Fann 
1) nur ein männlicher Vefiger eines in die landftändifche Matrifel aufgenommee 

nen ‚fürftlichen, gräflichen ober adeligen Guts, infofern er als Staatsbürger 

‘den Huldigungseid abgelegt, und die Boljährigkeit erreicht hat, das darauf 

haftende Recht der Landftandfchaft ausüben. 

2) Bei denjenigen abeligen Gütern, welche an Nichtadelige veräußert werben, 

ruht die Stimme, big ein Adeliger das Gut an ſich bringt. 

8) Durch die Erkennung einer Debitcommiffion wird der Inhaber einer zur Lande 
ftandfchaft berechtigenden Befisung von der Stimmführung nicht ausgefchloffen, 
wenn ihm eine Eompetenz von wenigſtens 2000 Gulden ausgefegt werden 


4) Sollte der Befiger wegen perfsnlicher Mängel zur Stimmführung unfäbi 
feynz fo ruht das Stimmredt. a ee Be 
. 257. Die aus der immatriculivten Ritterfhaft zu wählenden 13 Mitglies 
der der zweiten Kammer werden zum erftenmal von der gefammten immatrichlite 
ten Ritterſchaft, durch abfolute Stimmenmehrheit, auf Lebenszeit gewählt, in der 
Zukunft aber von der Kammer felbft, aus der. Mitte der immatriculirten Ritters 
Ihaft, ‚ebenfalls durch abfolute Stimmenmehrheit ergänzt. 

78,258, Von ber proteftantifchen Geiftlichkeit find 6 Generalfuperintendenten, 
von der katholiſchen aber der Bifchoff, und ein von dem Domcapitel aus feiner 
Mitte, und ein von demfelben aus der Mitte der Curatgeiftlichteit, auf Lebenszeit 
zu Den Mitgtied, zu Sid und Stimme in der Ständeverfammlung berechtigt. 

i 26 
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8. 259. Als Gelchrte, von den gelchrten Anftalten des Königreichs, erſchei— 

nen in dertzmweiten Kammer? — | 

von der Univerfität zu Tübingen, ber jeweilige Kanzler berfelbens 
Sodann werden zur erften Ständeverfammlung von der Unioerfität Tübingen ges 
wählt und abgeordnet: : Fr 2 
Ein Staatsre htsgelehrter, | — J 
Ein. Arzt, welcher entweder Beiſitzer bes Collegii medici, oder doch mit 
WMebdicinalviſitationen beauftragt iſt, und et 
Ein Gelehrter vom Fade der Staatswirthihaft. , 

Für die Zukunft wählt die zweite Kammer ſelbſt, unter Beruͤckſichtigung jener 
Eigenfhaften, durch abfolute Stimmenmehrheit, bie 3 Mitglieder. aus der 
Mitte der gelehrten Anſtalten des Koͤnigreichs. u 

85260, In den Fällen, wo die zweite Kammer. fih durch Wahl felbft era 
gänzt, (f. $. 257 u. 259.) hat diefelbe dem Könige drei Perfonen vorzufchlagen, von 
welchen diefer Eine auf Lebenszeit ernennt. | 

8. 261. Jede Städt, welche ein befonderes Landſtandsrecht hat, und jeber 
Ober amtsbezirk des Königreichs, hat für die erfie Kammer der Landeöverfammlung 
einen Abgeordneten und cinen weitern Stellvertreter zu wählen. — 

$. 262. Um die Wahl eines Abgeordneten zu der erſten Kammer in ben bazu 
berechtigten Städten und in den Oberamtsbezirken vorzunehmen, werben befondere 
Wahlcollegien gebildet. Bon den Oberamtsbezirken vereinigen fih je zwei mitein« 
ander, um ı u ; 

a) zwei Abgeordnete, wovon ber Cine nothwendig ein Vermögen von ‘8000 fl, 
oder darüber haben muß, und 2 a 
b) zwei Stellvertreter, welche gleiche Eigenfhaften mit ben durch fie vertretene 
den Abgeordneten haben müffen, 
gemäinfchaftlid zu wählen. 

Iſt die Zahl der Wahlcollegien ungleich; fo hat das einzeln mählende Colles 
gium, fowohl den Abgeordneten, als deffen Vertreter, aus der Klaſſe derjenigen, 
welche wenigftens 8000 fl. Vermögen beftgen, zu nehmen. 2 

8. 263. In jeder zur Abordnung eines Mitglieds in bie erſte Kammer bes 
rechtigten Stadt, wird je auf 200 Einwohner ein Wahlmann ernannt, 
- . Rn den Oberamtsbezirken wird das Wahlcollegium von Abgeordneten ber eins 
zelnen. Gemeinden zufammengefeßt, wozu bie Oberamtsſtadt 6, jeder Amtsort von 
mehr. als 600 Einwohnern 3, jeder von 400 bis 600 Einwohnern 2, und jebe für 
ſich beftehende Gemeinde mit einer geringeren Bevölkerung, 1 Wahlmann abordnet. 

Städte, welche eigene Wahlcollegien bilden, koͤnnen nicht, wie andere Obere 
amteftädte, an. der Beſtellung des Wahlcollegiums für den Oberamtsbezirk, zu dem 
fie gehören, Antheil nehmen. — 

264. Das Recht, bei der Wahl eines Mitglieds des Wahlcollegiums eine 
Stimme zu geben, haben allg, an einem Ort als Bürger angefeffene, ober ein 
öffentliches Amt befleidende maͤnnliche Ortseinwohner, welche das 28ſte Sahr zus 
rüdgelegt haben, und unter feiner Bevormundung flehen, fie mögen dem Adels, 
Bürger- oder Bauernflande gehören. 

Kur diejenigen, welche in der zweiten Kammer als abelige Gutöbefiger Sig 
und Stimme haben, find davon auögefchloffen. 

8.265. Um zu ber Stelle eines Wahlmanns wählbar zu feyn, wird außer 
den, im nächftvorhergehenden Artikel bezeichneten, Eigenfhaften, noch erfordert, daß 
der zu. Wählende fic, zu einer ber drei chriftlichen onfeffionen befenne, an ber 
Stäatöfteuer wenigftens 15 fl. jährlich beitrage, und eben das Prädicat der Unbes 
fcholtenheit Habe, welches bei einem Magiftratsgliede vorausgefest wird. 

i 8. 266. Die zu Beſetzung ber Wahlcollegien vorzunchmenden Wahlen ges 
fchehen in jedem Orte unter ber Leitung dee erften Ortsvorftehers, und mit Beis 
ziehung desjenigen Actuars, der bei ben Magiftratsfigungen biefe Stelle verficht. 
Die Wahlcollegien werden für jede zu einer neuen Landesverfammlung vorzu— 
nehmende Wahl erneuert. ee 

$. 267. Innerhalb 8 Tagen, nachdem die Wahlcollegien der zu einer gemeinfchafte 
lichen Volksvertreterwahl vereinten Oberamtöbezirke beftellt find, hat der eine der denſel⸗ 
ben vorgeſetzten Oberbeamten, welche hierin mit einander abzuwechſeln haben, die Mite 
glieder beider Wahlcollegien zufammen zu berufen. Unter beffen Vorfise und in Ges 

enwart zweier als Urkundsperfonen ‚beizuziehenden Mogijtratsperfonen aus dem 
rte, wo bie Zuſammenkunft Statt findet, ift fodann die Wahl ber beftimmten 
2 Abgeordneten und ihrer Gtellvertreter, nad) einander, durch Einfammlung ber, 


N 
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em: Wahlmanne: verfchloffen zu übergebenben, Wahlzettel bergeftalt zu dere 
ER — nach der Eröffnung ber Wahlzettel für den erften Abgeordneten, 
und nad). Bekanntmachung deu ‚gewählten Perfon, zur Wahl der zweiten, und fo 
fort zu der der Stellvertreter, nad} einander gefchritten wird. 

- Das Protocol ift durch de im Orte der Zuſammenkunft angeftellten Stadts 

: Centrafamtsfchreiber zu führen. | 
* — en Stelle eines Mitglieds der erften „Kammer find ausges 
loſſen: | 2 DI 5 
rs diejenigen, denen die allgemeinen Erforderniffe eines Mitgliedes der Ständes 
verſammlung abgehen; 
2) die Zr der —— ne Sig und Stimme habenden abeligen Gutsbefigers 
8) die Eöniglihen Ober- und Kameralbeamten; 
- 4) die im agtiven Dienft angeftellten Militairperfonen; — 
5) die uͤbrigen Staats- und Kirchendiener, inſofern ſie nicht einen tuͤchtigen 
Amtsverweſer auf ihre Koſten aufſtellen; 

6) diejenigen, denen eine verſchuldete Zahlungsunvermoͤgenheit zur Laſt faͤllt, 
oder gegen welche ein Gant anhaͤngig iſt, oder denen ſonſt ein Vorwurf ent⸗ 
gegen ſteht, der zur Bekleidung einer Magiftratöftelle unfähig macht. 

Außerdem wird zu Bekleidung einer ſolchen Stelle erfordert, daß der Abgeord⸗ 
nete das dreißigſte Jahr Alters zuruͤckgelegt hat, und ſeit 10 Jahren Wuͤr— 
mbergiſcher Staatsbuͤrger iſt. 
wol Wird * Volksabgeordneten, nachdem er als unbedienſtet gewaͤhlt 
worden iſt, eine der im vorhergehenden Artikel genannten Stellen uͤbertragen; ſo 
kann derſelbe neben letzterer die Abgeordnetenſtelle in der erſten Kammer nicht bei⸗ 
behalten. Bei einer neuen Wahl iſt er jedoch in den dazu geeigneten Faͤllen wählbar. 
$. Werden Vater und Sohn zugleich gewählt; fo wird, wenn der. Was 
ter, nicht aus eigener Entſchließung zurüdtritt, der Sohn duch benjelben ausges 
loffen. - ;s e ‚ 
ſhh ſe 271. Die dem Wahlgeſchaͤfte, zu deſſen Beurkundung und zu Führung des 
Protocolls, anwohnenden Perfonen koͤnnen zwar nicht: für die Städte ‚oder Obere 
amtöbezirke, auf weiche fich dieſes Geſchaͤft bezieht, gewählt werben; fie find aber, 
wenn fie fonft die nöthigen Eigenfhaften haben, für jede andere, ‚zu Abordnung eis 
nes Volfsvertreterd berechtigte Stadt. oder, Oberamtsbezirk waͤhlbat 
$. 272. Ob die Wahlmänner ihre, Stimme einem für die Stelle fi eignen: 
den Einwohner der Städte oder Oberamtsbezirke, für welche ein Abgeordneter ges 
wählt wird, ober einem anderswo im Königreiche wohnenden. Staatsbürger mit den 
erforderlichen Eigenfchaften, geben wollen, hängt gänzlich. von ihrem Vertrauen ab. 
....% 273... Sit Iemand von mehreren Städten oder Oberamtsbezirken gewählt 
worden; fo Fann er nur für eine einzige Stelle die auf ihn gefallene Wahl annehmen. 

8. 274. Bet ber Wahl eines Abgeordneten oder feines Stellvertreterg entſchei⸗ 

det die relative Stimmenmehrheit, und unter mehreren, welche gleiche Stimmen ha⸗ 
ben, das Loos, wenn anders nicht im letztern Falle die Stelle Einem von denſelben, 
durch den freiwilligen Zuruͤcktriti der uͤbrigen, verbleibt. 
Iſt die Wahl auf einen Untüchtigen gefallen; oder nimmt der Gewählte die 
Stelle nicht anz ‚oder kommt dieſe in der Folge in Erledigung; fo tritt zunächft 
der erwaͤhlte Stellvertreter ein. Bei dem Übgange des legteren aber ift eine neue 
Wahl vorzunehmen, ohne daß eine Erneuerung des Wahlcollegiums nöthig wäre. 
* 5. Kein Mitglied der Staͤndeverſammlung Tann feine Stimme einem 
andern aus der Verfammlung übertragen, oder. fonft Jemand zur Ausübung feines 
Stimmrechts bevollmaͤchtigen. RI 

S. Die Mitglieder des Etändeverfammlung Tegitimiren fich vor Eroͤff⸗ 

nung derſelben bei einer hierzu beſonders niedergeſetzten koͤniglichen Commiſſion, 
welche jedesmal auch den Staͤndevorſtand beizuziehen hat. Die zu eigner Stimm: 
führung Berechtigten haben hierbei die an fie erlafjenen Einberufungsfchreiben, die 
gewählten Stimmberechtigten aber ‚die ihre Wahl erweifenden Urkunden vorzulegen. 
. Die Legitimation der etwa [päter eintretenden Mitglieder -gefchieht bei der Ver⸗ 
fammlung- felbft. In beiden Källen iſt das Refultat dem Föniglichen Geheimenrathe 
vorzulegen. Ergiebt ſich bei einem ein Anftand; fo ruht die Stimme deffelben, bis 
die Entfcheidung erfolge ift. | 

u... 277. Saͤmmtliche, zw Folge der Einberufung erfchienene, Mitglieder der 
Ständeverfammlung haben das Recht und die Verpflichtung, jeder Sisung anzus 
wohnen ; in Verhinderungsfällen haben fie fih bei im Vorftande der Kammer zu 
entſchuldigen. 
26* 
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Findet ein Mitglied ſich veranlaßt, den Ort der Verſammlung auf einige Zeit 
u verlaſſen; fo liegt ihm ob, die Bewilligung des Worftandes der Kammer bare 
über einzuhohlen, welcher bei einer länges als 8 Tage dauernden Urlaubszeit big 
Sache bei der Verfammlung in Vortrag zu bringen hat. Dauert die Abwefenheit 
über vierzehn Tage; fo iſt auch dem Geheimenrathe davon bie Anzeige zu machen. 

$. 278. In den Sigungen ber beiden Kammern beobad)ten die einzelnen Mits 
glieber die Ordnung des natürlichen Alters. \ 

8.279. Der Vorftand der Ständeverfammlung befteht aus dem Landmarfchalle, 
dem Landmarfchall:Amtsverwefer, dem Landfchaftsdirector und deffen Amtsverwefer. 

Die beiden erſtern bilden zugleich den befondern VBorftand der Adelsktammer, 
und bie zwei Iestern den der Kammer ber Volksabgeordneten, und nehmen 
bie erften Pläde in den Sitzungen ein, 

Jede Kammer wählt für jede der beiden: Stellen des Vorftands, mittelft ge⸗ 
heimen Etimmgebens, drei Mitglieder, aus denen der König Eines‘, und zwar ben 
Landmarfchall auf Lebenszeit, bie andern aber auf die Dauer einer‘ Landesverſamm⸗ 
lung ernennt. N: 

Bei diefen Wahlen ber beiden Kammern entfcheidet nur die abfolute Stimmens 
mehrbeit, und wenn bei der erften Abftimmung feine ſolche Mehrheit ſich ergiebt; fo muß 
die Stimmenfammlung erneuert werben. 

$. 280, Der Landmarfchall und dev Landfchaftsdirector haben bie Zeit ber 
Sigungen, jeder in feiner Kammer, zu beftimmen, ſolche zu eröffnen und zu ſchlie⸗ 
gen; den Gang ber Verhandlungen zu leiten, und dafür zu ſorgen, daß immer 
die deingendften und wichtigften Gegenftände zuerſt zum Vortrag und zur Abftime 
mung gebracht werben. RI 
Zunen liegt uͤberdies ob, die Ordnung im Innern ihrer Kammern zu hands 
haben, und jede Verlegung berfelben zur Rüge zu bringen, J | 

Sie haben in den Gihungen auf den Gang ber Verhandlungen ihre Aufmerk⸗ 
famkeit zu richten, durch Beftimmung und Feſthaltung des Punctes, worauf 48 
bei jeder Verhandlung vorzüglich ankommt, den Gang derfelben zu leiten, und alle 
Abfhweifungen zu verhüten, bie Fragen, über welche abzuftimmen ift, in umfafs 
fende, jedoch möglichft einfache und beſtimmte, Säge zu bringen, und bie Stims 
men zu fammeln. - — 

Sr Verhinderungsfaͤllen werben fie durch die Amtsverweſer vertreten; und wol 
Yen jene diefen einzelne — ihrer Amtsverrichtung uͤbertragen; ſo haben letztere 

igerlich zu uͤbernehmen. 
Ei Br An ya Stäntenorkand in den beiden Kammern‘ bildenden Stänbes 
mitgliever haben der Ständeverfammlung mittelft eines, bei den Aeten zu verwahe 
venden, Neverjes, nach einem noch feſtzuſetzenden Formulare, einen befondern Amtse 
* Be Wenn eine neue allgemeine Ständeverfammlung einberufen wird; fo 
hat, wenn der auf Lebenszeit ernannte Landmarfhall, oder der Landichaftsdts 
vector inzwiſchen abgegangen ſeyn follte, der in der nähft vorhergegangenen Vers 
fammlung ernannte Amtsverwefer des Landmarſchalls oder des Landichaftdirectorg, 
oder wenn berfelbe nicht Mitglied der neuen Verſammlung feyn follte, dev dem na⸗ 
türlichen Alter nach Aelteſte in jeder Kammer, biefe Stelle einftweilen bis zur neucn 
Beftellung der Vorſteher, welche, gleich nach Eröffnung ber neuen Berfammlung, 
eingeleitet und vorgenommen werben foll, zu verfehen. ende 

8, 288, Die Mitglieder der Ständeverfammlung find für die, innerhalb bes 
Grängen der landſtaͤndiſchen Befugniffe gehaltenen, ‚Vorträge und gegebenen Abſtim⸗ 
mungen nicht verantwortlich. Auch Tann für die gewählten Abgeordneten keine Ins 

i tt finden. 
en — in einer Kammer die Geſetze des Anſtands oder der innern 
Polizei, oder die fuͤr die Geſchaͤftsfuͤhrung ertheilten Vorſchriften verleht; ſo iſt der 
darin leitende Vorſteher nicht nur berechtigt, ſondern auch bei eigener Verantwort⸗ 
lichkeit dazu verpflichtet, auf die Orbnung zu verweifen,. und in bebeutendern Faͤl⸗ 
len die Meinung der Kammer darüber einzuhohlen. j 

Jedes Mitglied kann, wenn ihm eine ſolche Verletzung als vügbar auffällt, 
nicht nut ben Vorftand der Kammer darauf aufmerkfam madjen, fondern auch eine 
befondere Abftimmung darüber verlangen. a . 

$. 285. Die a kann n a ihre Mißbilligung ausbrüden, 

‘fe achben, oder auch Widerruf verlangen. i 
Fe eine folche Rüge, nad) dem Grabe ber Uebertretung, nicht für hinrei⸗ 
‚hend zu erachten ſeyn; oder. würde das Mitglied in den Schluß der Kanimer fi 
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nicht fügens fo hat diefe gegen benfelben bei dem dazu geeigneten Gerichtshofe Klage 
u erheben. 

s — kann auch ˖ von Seite ber Regierungsbehörbe geſchehen, wenn fit, durch 
eine Anzeige der Stände, oder auf andern Wegen, von einem ſolchen Vorgange 
glaubwürdige Rachricht erhält. 

$. 286. Geber der beiden Kammern ftcht frei, zw Vorbereitung der Berath⸗ 
ſchlagungen befondere Commiſſionen aus ihrer Mitte zu-ernennen, und bie von die— 
fen zu beobachtende Gefhäftsbehandlung zu beftimmen. . 

. 8287. Die Sigungen ber beiden Kammern finb dffentlich, und 
der Autritt iſt Jedem geſtattet; die Zuhörer aber, die ein Zeichen des Bei⸗ 
falls oder des Mißfallens geben, werden unverzuͤglich entfernt. 
$. 288. Jedes Mitglied ift berechtigt, auf Entfernung der Zuhörer anzutra⸗ 
gen, wenn es einen Vortrag in geheimer Sigung machen will. Es muß jebod 
nit nur ein folcher Antrag von einem andern Mitgliebe, welchem ber Vortragende 
die Urfache entdeckt hat, unterftüst werben, fondern es iſt auch, fobald bie 3uhd- 
rer ſich entfernt haben, nach Eröffnung des Inhalts, in der Berfammlung darüber 
abzuftimmen, ob fi) der Gegenftand für eine geheime Sitzung eigne, 

5.289. Bu Kaffung eines Schluffes ift die Anmefenheit von wenigftens zwei 
Drittheilen der einberufenen Mitglieder erforderlich. 

$. 290, Wer einen Gegenftand zum Vortrage bringen will, wozu jebes Mit- 
glied berechtigt ift, hat denfelben in. einer Sitzung anzuzeigen, worauf das Noͤ⸗ 
thige in das Tagebuch eingetragen, und ein Tag zum Vortrage beſtimmt wirb. 

Die Königlichen Anträge werden in der erften Gisung nad ihrem Einlans 
gen vertagt. 

8.291. Wenn Geſetzesentwuͤrfe, ober Fandftändifche Beſchwerden oder Berwil- 
ligungen in Vortrag kommen; fo muß der Gegenftand in der Regel in 3 oder 4 
verfchiebenen, durch Zwiſchenraͤume von wenigftens 4 Tagen getrennten, Gigungen 
verhandelt werben. 

Sn der erften Sigung legt der, welcher ben Antrag macht, feine Anſicht vor, 
und es wird, nach vorheriger Berathung, darüber ein Schluß gefaßt, ob die Sade 
* ee Kommiffion verwiefen, oder ohne folde in der vollen Sitzung erledigt wer 

en foll. 

In der zweiten Sitzung wird im erften Falle der Bericht ber Commiſſion vor⸗ 
getragen, im zweiten Faͤlle aber, wenn nämlich die Sache nicht an eine Commiſ⸗ 
fion verwiefen worden, eröffnet ſich die eigentliche Verhandlung, nach welcher über 
die. Annahme oder Nichtannahme des Antrags abgeftimmt wird; Letzteres geſchieht 
bei Gegenſtaͤnden der erſten Art in einer dritten Sitzung. In der vierten, oder be⸗ 
ziehungsweiſe der dritten aber wird die, nach dem Schluſſe der dritten oder zweiten 
entworfene, Ausfertigung vorgelegt und daruͤber abgeſtimmt. 

Nur der, welcher den Antrag macht, und die Berichterſtatter find zu Verle— 
fung fchriftlicher Vorträge berechtigt. Den übrigen Mitgliedern tft zwar freigeftellt, 
ihre Meinung darüber ausführlich zw aͤußern, fie haben ſich aber auf mündliche 
Vorträge zu beichränfen. 

$. 292. Nur wenn drei Biertheile der Anwefenden dafür fiimmen, Tann ein 
Geaenftand für fo dringend ober fo bedeutend erklärt werden, daß von der vor« 
gef — Berathfchlagung in drei oder vier verſchiedenen Sitzungen abgegan= 
gen wird. 

$. 298. Bei der ‚Abftimmung ift der Antrag fammt den, bei ber aut 
ſchlagung in Vorwurf gelommenen, Zufägen in einzelne einfache Fragen aufzuld: 
fon, fo daß jeder Abftimmende ſich auf Bejahung oder Verneinung ber feftgefeäten 
Fragen zu befchränten hat. Jedes Mitglied Tann verlangen, daß eine zufammen- 
gefepte Frage in einfache zertheilt werde. 

$. 294. Wenn die Stimmen eingefammelt werden, wobei bie Zuhörer abzus 
treten haben; fo erheben fich zuerft die Bejahenden, und, wenn diefe abgezählt find, 
die verneinenden Votanten, welche Iehtere gleichfalls abgezählt werden. 

Sm Protocolle wird nur die Bahl, nicht der Name der für Bejahung oder 
Berneinung abftimmenden, Mieglieder bemerkt. Jeder Einzelne aber hat das Recht, 
eine fehriftliche Verwahrung gegen ben Beſchluß zu den Acten zu geben. Im Fall 
— Stimmengleichheit, hat der Vorſteher in jeder Kammer eine entſcheidende 

Stimme. 

$. 295. Wo das Abſtimmen durch einfache Bejahung oder Verneinung ber 

feftgefegten Frage nicht Statt findet, was namentlich, bei Wahlen durch gehrimes 


* 


406 ee Wuͤrtemberg. 
Stimmgeben ber Fall iſt, wird bie Orbnung im Abſtimmen durch die Orbnung tm 


Sitgzen beftimmt. 


Wenn zu irgend einer Beſtimmung mehrere Inbivibuen gewählt werben ſollen; 
fo ift die Wahl nicht auf einmal, fondern nad) einander vorzunehmen, fo daß erft, 
wenn die Wahl ber erſten vollendet, und die gewählte Perfon bekannt gemacht 
worden ift, zur Wahl der zweiten und fofort ber britten und weitern Perfonen ges 
Schritten werden darf. En ee \ 

8. 296. Ordentlicher Weiſe ift zu einem Schluffe in einer der beiden Kam⸗ 
mern relative Stimmenmehrheit hinreichend, wenn anbers nicht die Art der Abe 
ftimmung fchon an fich eine abfolute Stimmenmehrheit bewirkt, ober für einzelne 
Gegenftände cin befondered Verhaͤltniß beftimme iſt. Letzteres iſt namentlich ber 
Fall, wenn von Abänderung irgend eines Puncts der Verfaſſung die Frage ent» 
ſteht, wozu nothwendia nicht nur das Einverftändniß beider Kammern, fonbern 
auch in jeder Kammer die Belftimmung von wenigftens drei Viertheilen ſaͤmmtli⸗ 
der dazu gehörigen. Mitglieder erforderlich iſt. 

- 8. 297. Bon der Ständeverfammlung kann nichts an den König ‘gebracht, 
nod) von dieſem fanctionirt werden, worüber nicht beide Kammern mit vinander 
einverftanden find. Insbeſondere kann weber ein neues Geſetz gegeben, noch ein 
verfaffungsmäßig beftehendes aufgehoben werben, ohne daß beide Kammern bazu ein« 
gewillige haben. 

8. 298. In Beziehung auf Steuerverwilligungen Tann von ber zweiten Ram: 
mer nicht eher ein Schluß gefaßt werben, als bis deshalb von ber erften Kammer 
ein Antrag an fie gelangt iſt. Können ſich beide Kammern, nachdem die zu vers 
willigende Steuerfumme mit beiberfeitigem Cinverftändniffe feitgefegt worden ift, 
über die Art, wie diefe aufzubringen fey, nicht vereinigen, und follten diefelben im 
ſolchem Falle nicht vorziehen, hierin auf den ganz unparteiifchen Ausſpruch ber Res 
gierungsbehörde zu eompromittiren; fo verbleibt es, bis eine Uebereinktunft auf ans 
dere Weiſe ausgemittelt wird, bei dem, Im legten Etatsjahre beftandenen, Verhälts . 
nıffe zwifchen ben verfchiedenen Beflcuerungsarten. 

“. Die weitern Beftimmungen, in Betreff der Gefchäftsbehandlung und 
Sollegialeinvichtung, der Innern Pollgei, und ber Verrichtungen und Geſchaͤftsver⸗ 
hältniffe des Ständevorftands, der einzelnen ftändifchen Mitglieder und ber Beam: 
ten, bleiben den Landftändın, unter Ruͤckſichtnehmung auf die, in dev Verfaſſung 
aufgeftellten, Grundfäge, uͤberlaſſen. 

d. 300. Die Minifter find berechtigt, allen Verhandlungen ber beiden Kam⸗ 
mern, fie mögen öffentlich oder geheim feyn, anzuwohnen, und an ben Beraths 
ſchlagungen Antheil zu nehmen. &ie können auch, nad) Erforderniß, einen ober 
mehrere Vorftände oder Raͤthe mic fich bringen, ober in ihrem Namen aborbnen, 
ur von ben Sikungen dev ftändifchen Gommiffionen find fie ausgefähloffen. 

$. 301, Alles, was, in Beziehung auf wechfelfeitige Verhandlungen zwiſchen 
der Regierung und den Ständen, theils von Seite der letztern an den König, theild 
von dirfem an die Stände gelangt, ift ſchriftlich abzufaſſen. 

$. 302. Perfönliche Abordnungen können von Seite der Stände weder anges 
nommen, noch verfügt werden, ald von dem Könige, und an ben König, oder an 
den le an beide aber nur auf vorher erhaltene befondere Erlaubniß 
des Königs, j 

.$. 3803. Wenn der König bie Ständeverfammlung vertagt ober entläßtz fo bat 
keine weitere Sitzung ober gemeinfchaftlihe Berathung Statt, 

Iſt mit der Entlaffung zugleich eine außerordentliche Auflöfung der erſten 
Kammer verbundenz fo wird eine neue Deputirtenwahl bevgeftalt angeorbnet, daß 
der Beftimmung des d. 251. dieſes Gapitels, wonach ordentlicher Weife einmal in 
einem Sabre der Landtag zufammenberufen wird, Genüge geſchehe. 

$. 804. Die erfte Kammer der Ständeverfammlung muß. nach fechs Jahren 
ihrer Dauer, wenn fie nicht vom Könige früher aufgeldfet wird, ganz erneuert were 
den. Die Austretenden Eönnen jedoch, fowohl in diefem Kalle, ald auch wenn bie 
erfte Kammer außerordentlicher Weife durch den König aufgelöfet wird, gleichbald 
wieder gewählt werben, wenn fie nicht der hierzu erforderlichen Faͤhigkeiten auf ivs 
gend eine Weife verluftig geworden find. | 

$. 805, Wird mit gemeinſchaftlichem Einverftändniffe des Königs und ber 
Stände für zweckdienlich erachtet, die Vorbereitung oder Erledigung einzelner Ge⸗ 
nenftände während ber Vertagung, oder nad Entlaffung einer allgemeinen Landes⸗ 
derfammlung, einem auferordentlichen Ausſchuſſe zu übertragen; fo beruht die Or⸗ 
ganiſation deſſelben auf beſonderer Verabſchiedung. 2: 


# 
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8,806. Der Landmarſchall und deffen Amtöverwefer, der Landſchaftsdirector 
und der Bicedirector find als ein für fich beſtehendes Collegium auch außer der Zeit 
der allgemeinen Verfammlungen, felbft im, Falle einer ordentlichen ober außeror> 
dentlichen Auflöfung der erften Kammer der Ständeverfammlung, bis zur Eroͤff⸗ 
nung der neuen, in ununterbrochener Thaͤtigkeit. Allen ihren. Sitzungen außer ber 
Zeit der Verfammkung wohnen bie Gonfulenten bei, und haben darin eine beras 
thende Stimme. Auch ift dieſer Vorſtand berechtigt, andere ftänbifhe Beamte 
beizuzichen. 

2% bie Verfaffung, in Beziehung auf bie WVerhältniffe der Stände gegen ben 
König und die Eöniglihen Behörden, gegen die Gemeinden und Amtskoͤrperſchaften, 
und gegen eingene Staatsangehörige feitfent, findet insbefondere aud bei biefem 
Collegium Statt. . , 

-$. 807, Der Ständevorftand, infofern er bie abwefenden Stände vertritt, iſt 
berechtigt unb verpflichtet, . 

1) den Gang der Staatsverwaltung zu beobachten, und von allem, was fr 
fer von befonderem Sntereffe ift, die Abwefenten in Kenntniß 
zu ſetzen; 

2) minder wichtige, theils die innere landſtaͤndiſche Polizei und Detonmie be 
treffende, theild blos vorbereitende, ober die Vollziehung landſtaͤndiſcher Bes 
ſchluͤſſe bezweckende Gefchäfte zu beforgen; 

8) in Beziehung auf die Verwaltung der Staatskaffen, die den Ständen buch 
die Verfaffung eingeräumten Rechte auszuüben; 

' 4) in dringenden Fällen Borjtellungen und Verwahrungen bei ber hoͤchſten Staats: 
behörbe einzureichen 3 
5) fo oft die Umftände es erfordern, den König um Einberufung einer außeror- 
dentlichen Ständbeverfammlung zu bitten; ü 
6) die für die Ständeverfammtungen ſich eignenden Gefhäftsgegenftände, na: 
mentlich die Erörterungen von Gefegesentwürfen, für die künftige Berathung 
vorzubereiten 
7) über das aefammte Perfonale der Landftändifchen Beamten und niederen Die: 
new, fo wie über bie denſelben anvertrauten Amtsverrichtungen bie Aufſicht 
zu tragen, für die Gefhäfte der, in ber Zwiſchenzeit abgehenden, Diener 
Anitsverweſer zu beftellen, auch ungetreue oder fonft ſich vergehende Diener 
in den ſich hierzu eignenden Fällen den Gerichten zu übergeben, und ihnen 
einftweilen, jedod ohne Gehaltsverluft, die Geſchaͤfte abzunehmen. 
$. 808. Dagegen darf derfelbe fih weder auf Gefehgebungsanträge, nod auf 
Steuerverwilligungen, nod) auf Schuldenübernahmen, nod auf Militairaushebun: 
sen, noch fonft auf irgend einen Gegenftand, welder eine Verabſchiedung mit ben 
Ständen erfordert, auf eine verbindliche Weiſe einlaffen. 

$. 309, Bei jeder Verſammlung dev Stände hat der Vorſtand über basjes 
nige, was er in der Bwifchenzeit verhandelt hat, jeder in feiner Kammer, Rechen: 
fchaft abzulegen. 

$. 310. &o lange ein GStändemitglied einer allgemeinen Staͤndeverſammlung 
amvohnt, Kann baffelbe nicht wegen Schulden, wegen eines gemeinen Verbrechens 
aber, wenn es wicht über der That betreten wird, nur, nachdem die verfammelten 
Stände durd die Behörde davon in Kenntniß gefest worden find, verhaftet wer: 
ben. Außer dev Zeit diefer Anwohnung find die Mitglieder der ftändifchen Volks— 
vertretung, wie jeder andere, den allgemeinen Gefegen unterworfen. 

$. 311. Die Ständeverfannnlung erhält einen gemeinfchaftlichen Archivar, und 
cin gemeinfchaftliches Nechnungsperfonal, und jede der beiden Kammern noch 2 bes 
ftändige Gonfulenten, und 1 Geerstaiv, welche mit einander die Verpflichtung zur 
Protocollführung haben, fammt 1 Regiftrator, ber zugleih zu ben Erpebitionen 
beigezogen werden kann, und bie erforderlichen Kanzelliften. 

$. 312. Die Sonfulenten, Regiftratoren und Sanzelliften werben von den zur 
Zeit ihrer Beftellung verfammelten Mitgliedern derjenigen Kammer, bei welcher fie 
Dienfte zu Leiften haben, durch abfolute Stimmenmehrheit angenommen. Die Wahl 
des Archivars und des Rechnungsperſonals wird ber erjten Kammer üiberlaffen. 

Wird zu einen Boamtenſtelle ein Mitglicb der Ständeverfammlung gewählt; fo 
muß biefes, wenn es die Stelle annimmt, aus feinem BVerhältniffe eines Volksſtell— 
vertreters austreten. 

.‚ 313. Die Ernennung ber, Gonfulenten, des Archivars und ber Regifkratoren 
{ft der Höchften Behörde jedesmal anzuzeigen. 

8. 814. Die Conſulenten find verpflichtet, auf Verlangen ber einzelnen Kam: 
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mern und ſtaͤndiſchen Commiſſionen, oder auch außerhalb der Staͤndeverſammlung 
aus Auftrag des Staͤndevorſtands, Gutachten gu erſtatten, oder ſonſt ſchriftlicht 
NR und Ausfertigungen zu entwerfen, A 

‚315. Die Entlaffung. eines jtändifchen Beamten wegen Untüchtigkeit ober 
eines den Dienftverluft begruͤndenden Vergehens, "Tann nur alsdann Statt finden, 
wenn bei gemeinfhaftlichen Beamten der beiden Kammern die allaemeine Ständevers 
fammlung in beiden Kammern, bei Beamten der einen und der andern Kammer, 
diefe durch abfolute Stimmenmehrheit darüber erfannt hat. 

Ausnahmaweife Eönnen zwar die Gonfulenten auch ohne Anführung eines befone 
Bern rundes entlaffen werden. Es iſt aber in einem folhen Falle nicht nur bie 
Beiftimmung. von drei Viertheilen der anmwefenden Mitglieder in jeder Kammer ers. 
forderlich, fondern es müffen auch dem Entlaffenen zwei Drittheile feines Gehalts bis 
zu anderwärtiger Anftellung als Penfion abgereicht werden. F 

$. 316. Die Annahme und Entlaſſung der ſtaͤndiſchen Kanzleidienen hänge 
gänzli von dem Stänbevorftande ab. 

$. 317. Eine eigene ftändifche Kaffe beftreitet den Aufwand der Ständevers 
ſammlung und der damit zunächft verbundenen Snftitute. 

Hierher gehören insbefondere die Reife» und Zaggelder fämmtliher, Mitglieder 
ber Ständeverfammlung, die Befoldungen der Iandftändifchen Diener, die Belohnuns 
gen derjenigen, welche durch befondere Aufträge der Landftände bemüht worden find, 
fo wie“ die etwa aufzuwendenden Proceßkoften, fammt allem, was das Local ber 
Ständenerfammlung mit Einfchluß der , für die Landftändifchen Offizialen nöthigen 
Arbeitözimmer, die Heizung derſelben, die Beifhaffung und Unterhaltung der dazu 
gehörigen Seräthfchaften, ein hinlänglicher literarifcher Apparat, und andere mit eis 
ner Gefhäftsführung verbundene Koften erfordern. 

$. 818. Die ftändifche Kaffe ift auf die allgemeine Steuerfaffe fundiert, und 
bezieht von ihr die für fie verabfchiedete Summe in beftimmten Raten, 

$. 319. Es fteht diefe Kaffe unter der Aufficht und Leitung des Tandftändifchen 
Vorftands, weldyer auch, vermöge Auftrags der Ständeverfamminng, den Kaffen> 
verwalter ernennt, | 

$. 320. Die unter namentlicher Anführung aller Einnahme » und Ausgabse 
poften detaillirt zu führende Rechnung der ftändifchen Kaffe wird von einer ftändifchen ' 
Sommiffion probirt und nach gefchehenem Vortrage in der Ständeverfammlung ju> 
— die juſtificirte Rechnung aber vollſtaͤndig durch den Druck oͤffentlich bekannt 
ngemacht. \ 

$. 331. An Diäten erhält jedes Mitglied der Staͤndeverſammlung ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf Stand und Rang täglih — 

Für Reifekoften kann jedes, fo lange bie Pofttare auf — beftimmt if, — auf - 
bie Meile anrechnen. 

As Befoldung wird ausgeſetzt: 
dem Landmarſchalle jährlich — 
tem Landmarſchallamtsverweſer — 
dem Landihaftsdirector — 
dem Bicedirector — 
einem Gonfulenten — 
einem Secretair — 
dem Achivar — 
dem Regiftrator — 
einem Kanzelliften — 
einem Mitgliede der Etatscommiſſion — 
der Staatsfchuldenzahlungsbehörde — 
einem Kaffirer — 4 

8. 822. Der Betrag fämmtlicher Diäten und Netfekoften ber Staͤndemitglieder 
wird alljährlich auf die Amtöpflegen des Königreichs nad) dem Steuerfuße befonders 
umgelegt. 


Neuntes Kapitel B 
Bon Mitteln, die Verfaffung zu erhalten. 


$ 323. Um die Erhaltung der Verfaffung noch mehr zu fihern, wird eine, 
gemeinfchaftliche Behörde nicdergefest, vor welches diejenigen Staatsbiener und 
Ständemitglieder, die der Verfaſſung zuwider handeln, zur Verantwortung gezogen 
werden koͤnnen, und deren belehrendes Gutachten eingehohlt werben Tann, 10 oft 
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wiſchen der Regierung und Landfländen eine Verſchiedenheit der Anfichten über ben » 
Ein und Inhalt der Verfaffungsurkunde vormwaltet. 

$. 824, Dieſe Behörde befteht: Se 

"aus einem Präfidenten, welchen der König aus den Präftdenten der Höheren 
Givil» und Griminalgerichte ernennt, und Ar 

aus 16 Räthen, wovon der König die Hälfte aus ben Mitgliedern der höhes 
‚ren Civil: und Griminalgerihte, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte 
(beide Kammern zu gleichen Theilen) außerhalb ihrer Mitte aus dem Adel» oder 
Bürgerftande wählt. | 

Die ftändifhen Mitglieder müffen ebenfalls Rechtsgelehrte feyn, und außerdem 
alle diejenigen Eigenfchaften haben, welche erfordert werben, um Mitglied ber erjien 
Kammer feyn zu Eönnen: Er ; 

Die Ständeverfammlung wählt zugleich einige Stellvertreter für den Fall des 
Abgangs eines oder des andern ſtaͤndiſchen Richters während der Zeit, da die Stände 
nicht beifammen find. un 

$.325. Saͤmmtliche Richter werben befonderd auf Unparteilichkeit verpfliche 
tet, und Eönnen, gleich den übrigen Suftizbeamten, nur durch Urtheilſpruch ihrer 
Stelle als Mitglieder dieſes Gerichtshofs entſetzt werden. Nimmt jedoch ein ſtaͤndi— 
ſcher Richter ein Staatsamt anz fo hört er dadurch auf, Mitglied dieſer Stelle zu 
ſchn, kann aber von der Kammer, bie ihn ernannt hat, wieder gewählt werben, 
Eben fo tritt ein vom Könige ernanntes Mitglied aus dem Gerichte, wenn er auf 
hört, fein richterliches Hauptamt zu bekleiden. 

Die ftändifhen Richter erhalten Feine fire Befoldung, fondern nur während 
der Dauer der Eigungen die Diäten, welche die Eöniglichen Räthe, die mit ihnen 
das Gericht bilden, bei Verfendungen außer ihrem Wohnorte anzufprechen haben. 

— Kanzleiperſonale wird von dem Präſidenten aus dem des Obertribunals 
ewaͤhlt. 
$. 326. a) Dieſer gemeinſchaftliche Gerichtshof erkennt 
A) über Anklagen ber Regierung gegen einzelne Mitglieder der Staͤndever⸗ 
fammlung 
0) wegen anerkannt (fiehe unten $. 334.) verfaffungswidriger Handlungen, 
b) wegen ber im 8. Kap. $. 285. bemerkten Vergehungen. 
an Uebertretungen beftehender Strafgefege bleiben den ordentlichen Gerichten 
vorbehalten. 
B) Ueber Anklagen der Ständeverfammlung 
a) gegen Minifter, wegen Handlungen, welche den Umfturz der Landesver⸗ 
faffung, oder die Vernichtung oder Befchränfung einzelner verfaffungsmäs 
Figer Volksrechte durch unerlaubte Mittel bezwecken, fo wie wegen jeder ans 
erkannt (fiehe $. 334.) verfaffungswibrigen Handlung. 
Ruht ein Verdacht diefer Art auf einem Minifter; fo hat die Staͤndeverſamm⸗ 
Yung bdenfelben durch den Landmarſchall davon in Kenntniß zu fesen, um ihm Ges 
legenheit zu geben, den Verdacht von fich zu entfernen, oder die Nichtbeobachtung 
der verfaffungsmäßigen Vorfchriften in einem befonderen Kalle durch die Umftände 
zu rechtfertigen. Erſt wenn bie hierzu beftimmte Zeit nicht von dem Minifter zu 
feiner Rechtfertigung benugt worden ift, oder die Ständeverfammlung diefelbe uns 
genügend findet, hat die Anklage vor dem Gerichtshofe ftatt. 
Gegen andere Staatsdiener findet wegen Verlegung der Verfaffung eine Ans 
klage vor biefem Gerihtshofe nur dann flatt, wenn die Ständeverfammlung fich 
bei ben, von den vorgefesten Behörden verfügten, Anordnungen nicht beruhigen zu 
Eönnen glaubt, oder der. Angefähuldigte wegen diefer Handlung nicht Schon vor die 
orbentlihen Gerichte geftellt, und von diefen beftraft oder freigeſprochen ift. 
Auch kann fein dem Geheimenrathe untergeordneter Gtaatsdiener vor‘ diefem 
Gerichte wegen einer Handlung zur Verantwortung gezogen werden, bie er auf 
Befehl feiner vorgefegten Behörde vorgenommen hat. 

b) Ueber Anlagen der Ständeverfamminng gegen einzelne ihrer Mitglieber 

und höhere Dffichalen wegen verfaffungswidriger Handlungen. 

$. 326. b) Bon dem Ausfpruche biefes Gerichtshofes findet Feine Berufung 
ftatt, fondern nur folgende Nedytsmittel find zuläfiig: 

) Revifion mit Veränderung der Referenten, 
b) Wiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen neu aufgefundener Vertheis 
digungsmittel. 
g. 827, Die Anklage und Vertheibigung geſchieht öffentlich. Die Protocolle 
werben mit den Abftimmungen und Befchlüffen gedrudt. 
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an $. 328, Der Präfident hat weder eine mitzählende, noch eine entfcheibende 
imme. 

In Anklagefachen entfcheidet, bei Stimmengleichheit, : die für den Beklagten 
günftigere Meinung. 

. 829, Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Anzahl von Töniglichen Raͤthen 
und fländifchen Richtern ammefend feyn. Entfteht durch Zufall eine Luͤcke, welche 
nicht fogleid durch anderweitige Ernennung oder Eintritt des Stellvertreters 
ausgefüllt werden kann; fo tritt der jüngfte im Dienfte von der überzählenden Seite 
aus. Doc) darf die Zahl der Richter nie unter zwölf feyn. = | 

8. 330. Es werden jedesmal zwei Referenten beftellt. Iſt der erſte Referent 
ein ee fo muß der &orreferent ein ftändifcher Richter feyn, und 
umgekehrt. * Ze 

$. 331. Die Strafbefugniß dieſes Gerichtshofs befchräntt fih auf Verweiſe, 
Geldftrafen, Suspenſion, Entfernung vom Umte, temporäre oder bleibende Aus: . 
ſchließung von der Landftandfchaft. 

Den ordentlichen Griminalgerichten bleibt es überdies unbenommen, gegen bie 
jenigen, welcher diefer Gerichtöhof verurtheilt hat, von Amtöwegen zu verfahren, 
wenn das Vergehen ſich zu einer höheren, die Competenz des Gerichtshofes über: 
fteigenden, Strafe eignen follte. 

In fo fern nad) allgemeinen Grundfägen eine Arreftverhängung begruͤndet if, 
kann fie auch von diefem Gerichtshofe erkannt werben. 

$. 3852, Wenn e3 erforderlid ift, Inquirenten zu beftellenz; fo wählt der Ges 
richtshof diefelben aus den Räthen der Griminalgerichte. Der Inquifition hat jedes⸗ 
mal ein Fönigliches und ein ftändifches Mitglied des Gerichtshofes anzumohnen. 

8. 333. Das dem Könige zuftehende Abolitionsrecht kann in folhen Fällen 
niemaß, das Begnadigungsrecht aber darf bei den Straferkenntniffen diefes Gerichts— 
hofes nie fo weit ausgedehnt werben, daß, wenn ber Ausspruch des Gerichtshofes auf 
Entfernung von dem Amte gegangen ift, ber Verurtheilte in ber von ihm befleides 
ten Stelle bleiben dürfte. 

$. 334. Endlich it diefe Behörde als eine Verfammlung von Männeen, die in 
Beziehung auf Einfiht und Rechtlichkeit das gemeinfchaftlihe Vertrauen der Regie: 
zung und der Stände befigen, die gefegliche Stelle, deren pflichtmäßiges Gutachten 
gefordert wird, fo oft zwifchen der Regierung und der Ständeverfammlung darüber 
eine Verfchiedenheit der Meinungen obwaltet: 

a) ob etwas durch die Verfaffung beftimmt fey, oder nicht, 

b) wie eine Beftimmung der Verfaffung zu erklaͤren ſey. 2 

Der Gerichtshof darf jedoch das Gutachten nicht unaufgefordert erſtatten, fein 
Ausſpruch Hat nie die Wirkung eines richterlichen Erfenntniffes, und feine Erklaͤ⸗ 
rung nie die einer authentifchen; der Ausſpruch Fann nur dazu dienen, eine Webers 
zeuguug herbeizuführen, und dadurch eine freiwillige Webereinkunft im Wege der 
Verabſchiedung vorzubereiten. 

Das Berfahren in einem ſolchen alle ift übrigens wie das in ben 88.327 bis 
350. vorgefchriebene. 

$. 535, Der Gerichtshof verfammelt fi auf die Einberufung durch den Präs 
fidenten, welche diefer fogleich zu bewerkftelligen hat, fo oft er hierzu einen koͤnig⸗ 
lichen Befehl durch den Geheimenrath, oder eine Aufforderung im Namen der Stände: 
verfammluag duch den Landmarfhall, mit Angabe des Gegenflandes, ber vor das 
Gericht gebracht werben fol, erhält. Bon letzterer hat der Präfident dem Geheis 
menrathe eine Anzeige zu machen. 

Eben fo wird er den Landmarfchall, wenn die Regierung einen Gegenfland an 
Das Geriht bringt, davon benachrichtigen. R 

Das Gericht Löfet fich auf, fobald die Beſchluͤſſe Über die Gegenftände, wegen 
deren es verfammelt worden, gefaßt, und bie Entwürfe der Expeditionen genehz 
migt find. 

s is Präfident hat für die Vollziehung der Befchlüffe zu forgen, und in Uns 
ſtandsfaͤllen das Gericht wieder zufammen zu berufen. 
: S ht uf. 

8. 336. So wie diefer Berfaffung des Königreichs Wuͤrtemberg die des ehema⸗ 
Ygen Herzogthums zu Grund gefegt worden iſt; fo wird, wenn Eünftig im jenen 
fruͤheren Grundgefsgen des Herzogthums Würtemberg noch Beftimmungen aufgefuns 
den werben, deren Aufnahme, ohnerachtet ihrer fortdauernden Anwendbarkeit und 
Uebereinftimmung mit dem Geifte der gegenwärtigen Verfaffung, nicht zur Sprache 
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gebracht worden iſt, der König ſtets geneigt ſeyn, diefelbe durch Verabſchiebung der 
— er zu. laffen. 

387. Die Skillung. Würtembergs in Beziehung auf feine Verfaffung gegen 
ben — Bund, haͤngt von den allgemeinen Befchläffen des Bundes über feine 
— — die — —— ab. 





War gleich dieſe Berfaff fung für ein Grundgeſetz zu ausführt, 
befonderd weil man in Anfehung der Organifation der Behörden, der 
Genieinden u. f. w. eine Menge von Beftimmungen aufgenommen hatte, 
welche wohl in befondere Organifationsdecrete, nicht aber in das Grunds 
gefeh des Staats gehören; und fehlte gleich in dem Ganzen die ſtreng 
logifche Ordnung, innere Verbindung der Theile und die Gleichmäßigfeit 
des Styls (weil wahrfcheinlich einzelne Männer die einzelnen Abfchnitte 
bearbeitet, oder doch überarbeitet hatten); fo Fann doch diefer Verfaffung 
im Ganzen ein humaner und freifinniger Geift, fo wie die Rüdfiht auf 
bie. Fortfchritte des Zeitalterd nach der Begründung und Gicherftellung 
der bürgerlichen Freiheit, nicht abgefprochen werden. 

- Die Stände Wuͤrtembergs felbft waren über die Annahme diefer, 
von dem’ Könige vorgelegten, Verfaſſung in zwei Theile getheilt. Die 
Minderzahl derfelben beabfichtigte die Annahme derfeiben, und näherte ſich 
dem Könige. und defien Miniftern. Allein die Mehrzahl derfelben war 
gegen "die neue DVerfaffung, und unter derfelben befanden fich theild Die 
firengen Anhanger der alten Berfaffung aus dem fechszehnten Jahr— 
hunderte, theils die Mebdiatifirten, welche in der neuen Verfaſſung zu we— 
nige Begünftigung erhalten zu haben vermeinten. Es erfolgten fogar 
(21, Apr.) tumultuarifche Auftritte vor dem Staͤndehauſe, verbunden mit 
Fenſtereinwerfen. 

Die Feſtigkeit des Koͤnigs aber verlangte von den Ständen bis 
zum 4. Juni eine beftimmte Erklärung für oder wider den Verfaſ— 
fungsentwurf, wobei er erklärte, „Daß, wenn bderfelbe nicht von der Mehr- 
heit der Verfammlung angenommen werben follte, er, wiewohl höchft uns 
gern, die Hoffnung aufgeben müffe, die Berfaffung auf dem Wege 
des Bertrages zu Stande zu bringen; und, daß er alddann zwar 
abwarten werde, welche Grundfäge von den zum teutfchen Bunde gehoͤ⸗ 
renden Staaten in Beziehung auf Derfaffungen würden angenommen 
werben, inzwifchen aber fein treues Volk in den vollen Genuß derjenigen 
Rechte fegen wolle, die ihm der Verfaffungsentwurf zufichere, infofern fie 
fich nicht auf Repräfentation bezoͤgen.“ 

Allein auch diefe Erklärung war vergebens. Am 2. Juni erflärten 
ſich 67 Stimmen gegen, und 42 für den Verfaffungsentwurf, wor: 
auf der König die Verfammlung auseinander gehen ließ, und das Reich 
nach feiner gethanen Erklärung regierte. — | 

Da bereit das Geſetz über die Preßfreiheit, weil ed, der 
Zeit nah, der Verfafiung vorausging, mitgetheilt worden ift, ob es 
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gleich auch auch als erſte Beila ge zum Verfaſſungsentwurfe wieder 
erſchien; ſo folgen noch die drei andern Statute, welche zugleich am 
3 Maͤrz 1817 mit dem Verfaſſungsentwurfe erſchienen. 


w Adelsſtatut, als Beilage des Verfaſſungeentwurfes | 
vom 3. März 1817, 


I. Bon vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten und Grafen. 


. 9 2. Bu den vormals reichsſtaͤndiſchen, fuͤrſtlichen und graͤflichen Fa⸗ 
milien werden diejenigen gezaͤhlt, deren Haupt auf Reichs- oder Kreistagen 
Viril- oder Curiatſtimme hatte, wenn die Beſitzungen, auf denen die Stim— 
men tuhten, nun ganz oder zum Theil der Krone Mürtemberg unterwor⸗ 
fen find, 

6.2. Im Allgemeinen werden ihnen alle diejenigen Rechte und Vor— 
züge zugefichert, welche der ritterfchaftliche Adel des Königreichs durch die ges 
genwärtige Berfaffung erhält; in Folge der teutfchen Bundesacte werden 
aber die befonderen Rechte derfelben auf folgende Art feftgefegt: 

$. 3. Ihr Antheil an der Landftandfchaft wird in ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde beſtimmt. 

F. 4. Sie haben im bürgerlichen ſowohl, als in peinlichen Sachen 
einen privilegieten Gerichtsftand vor den noch zu beftimmenden Gerichtshöfen 
des Königreichs. 

$. 5. Sie find für fi und ihre Familien von der Militairpflichtigkeit 
in der Manfe befreit, daß fie den gewöhnlichen Recrutirungsgefegen nicht 
unterworfen find. 

8. 6. Sie haben zwav die unbefchränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Bunde gehörenden oder mit demfelben in Frieden lebenden 
Staate zu nehmen; doch Eönnen fie, ald Staatsbürger, nur Einem Staate 
angehören, und es finden daher die beim ritterfchaftlichen Adel $. 32 — 40. 
feftgefegten Normen auch auf die vormals weicheftändifchen Fürften und Gras 
fen ihre Anwendung. 

$. 7. In Hinfiht auf Beſteuerung werden fie diejenigen Befreiungen 

genießen, welche bei privilegirteſten Klaſſe im Staate verfaſſungsmaͤßig zu⸗ 
kommen. 

Wo aber kein Pelolleglum irgend einer Klaſſe vorliegt, werden ſie dem 
uͤbrigen Adel gleichgehalten. 

$. 8. Es kommt ihnen die bürgerliche Gerechtigkeitspflege in erſter, 
und wo die Beſitzung groß genug iſt, auch in zweiter Inſtanz, ſo wie die 
peinliche Gerichtsbarkeit zu. Sie haben dieſelbe jedoch nach Vorſchrift der 
Landesgeſetze auszuüben, und find hierbei dev Oberaufſicht der königlichen 
Behörden unterworfen. 

8.9. Um die Givilgerichtöbarkeit in erſter Inſtanz nach den Gefegen 
des Königreichs auszuüben, find nicht nur, nach bet gegenwärtig in demfelben 
beftehenden Gerichtsverfaſſung, die inftewicenden Gerichte gehörig zu befegen, 
fondern auch decernirende anzuordnen und zu befolden. 

Die zur Verwaltung ber Gerechtigkeitspflege beſtimmten Beamten muͤſ⸗ 
fen von der betreffenden koͤniglichen Behörde geprüft, und dazu tuͤchtig erklärt 
worden ſeyn. 

Die Oberaufſicht hat das Eönigliche Oberjuſtizcollegium/ wohin auch ber 
Uppellationszug geht. 

& 10. Wo die Befigung groß genug iſt, um zu einer zweiten In⸗ 
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ftanz berechtigt zu ſeyn, wird ‚die Eiviläesichtöbarkeit dieſer Inſtanz durch ein 
förmlich conſtituirtes Collegium, unter dem Namen: — 
Königlich Wuͤrtembergiſche, Fuͤrſtlich-Graͤfliche N. N. Juſtiz⸗ Kanzlei 

von geſetzmaͤßig qualificirten Perſonen verwaltet werden. Diefes Collegium 

ift mit einem Director und wenigſtens 6 Näthen zu befegen, welche, in Der 

ziehung auf ihre Dienftverhäftnife, dem ein höheres Juſtizamt hefleidenden 

Eöniglichen Dienern ganz gleichzuftellen find. 

8:48: Bei dieſen Collegien muͤſſen 

B. die für die Juſtizverwaltung angeftellten Individuen, nach Berichtigung 
des Dualificationspuncts bei dem Föniglichen Dberappellationstribunale, 
durch den Meg des Jüuſtizminiſteriums die Genehmigung erhalten. 

2) Die Subalternen in den Kanzleien und die Juftigbeamten werben von 

dem Patrimonialgerichtsheren ohne befondere Beſtaͤtigung ernannt; jes 
doch. hat die Mediatjuftizkanzlet,- bei Verpflihtung und Einweiſung fol 
eher Subjecte, die Beweiſe über die zu ihren Stellen erforderliche Dune 

lification ad acta zu bringen, und jährlid dem Eöniglichen Oberappel⸗ 
(ationstribunale eine Liſte darüber vorzulegen, 

3) Diefem Eöniglichen Collegio koͤmmt es überhaupt zu, von den Acten 
der Mediatjuſtizkanzleien Kenntniß zu nehmen, Viſitationen anzuord⸗ 
nen, umd insgemein alles dasjenige zu verfügen, was dem Begriffe 
einer DOberaufficht über die Juſtizpflege entfpricht, | 

81% Den für die zweite Inftanz in Civilfachen niebergefegten fuͤrſt⸗ 

lichen und gräflihen Juſtizkanzleien kann, im fofera bie babei angeftellten 
Maäthe be das Griminalfach die gehörige Züchtigkeit Haben, auch die Auge 
übung der peinlichen Gerichtsbarkeit übertragen werden, ie haben aber bei 
jedem Criminalfalle, die bis zum Schluffe verhandelten Acten fammt bem 
Straferkenntniffe, vor der Publication des legten, an das königliche Cris 
minalteibunal zur Beſtaͤtigung einzufenden; fo wie fie überhaupt unter der 
Dberaufficht diefes Tribunals in alfen die Criminalgerichtsbarkeit betreffenden 
Angelegenheiten ſtehen. j 
Das Begnadigungsrecht kommt dem Könige allein zu, 

$. 13, Wo für die Ausübung der Griminalgerihtsbarkeit in ben fuͤrſt⸗ 
lichen und gräflichen Befisungen kein nad den vorfiehenden Beflimmungen 
befetztes Collegium befteht, haben ſich die aufgeftellten fürftlichen und gräflie 
chen Suftizbeamten auf die Unterfuchung der zur höheren Cognition ſich eige 
nenden Straffälle und auf die Ausübung der niedern Strafgewalt innerhalb . 
derjenigen Grenzen, welche den Eöniglichen Beamten vorgefchrieben find, zu 
beſchraͤnken. 
In jedem Kalle bleiben Strafverfuͤgungen wegen Verlegung ber Staats⸗ 
hoheitsrechte und wegen Uebertretung ber ſich darauf beziehenden Verwaltungse 
verordnungen den Eöniglichen Behoͤrden ausfchließlich vorbehalten. 
| $. 14, Das den Fürften und Grafen zuftehende Recht der Ortspolizef, 
fammt dee Aufficht über die Gemeindeverwaltung, über das Vormundfchaftse 
und Guratelmefen und über die Verwaltung der milden Stiftungen, wirb 
durch die von demfelben vorfchriftsmäßig zu beftellenden und zu befoldenden 
Beamten nach den Eöniglichen Gefegen und Verordnungen, für deren Volle 
ziehung dieſe verantwortlic find, unter der DOberaufficht der betreffenden koͤ— 
niglichen Behörde und innerhalb dev den Localobrigkeiten vorgezeichneten Gren⸗ 
zen ausgeübt, ER 

Wird in einem fürftlichen oder gräflichen Patrimonialorte die Stelle bes 
erften Drtsvorftehers nicht von einem im Orte mohnenden grundderrlichen Bes 
amten bekleidet, welcher von der Grundherefchaft befoldet wird; fo verbleibt 
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es hei ber verfaffungsmäßigen Beftimmung,: daß ein folher Vorſteher ‚von 
der Gemeinde unter Leitung des königlichen Oberamts zu ‚wählen, und von 
demfelben unter Ruͤckſprache mit. der Grundherrſchaft zu beftätigen iſt. 
— 8. 16. Saͤmmtliche in den. vorfichenden - Artikeln bezeichnete. patrimos 
nialzherefchaftliche Nechte beziehen fih nur auf den- Fall, ‚wenn die fuͤrſtli⸗ 
chen oder gräflichen Befigungen einen gefchlojfenen Jurisdictionsbezirk bilden, 
Sind hingegen gutsherrliche Hinterfaffen ‚mit Föniglichen unmittelbaren Untere 
thanen in einem und demfelben Orte vermifcht; fo kann die Ausuͤbung einer 
Patrimonialgerichtsbarkeit neben. der königlichen Jurisdictions- und Polizeiges 
walt nicht Statt finden. Wird an einem Orte die Patrimonialgerichtsbarkeit 
von mehreren Patrimonialherren gemeinfchaftlic, ‚befeffen; fo ‚haben. diefe ſich 
wegen Aufftellung eines. gemeinfchaftlichen Beamten zu vereinigen. Bleibt 
die Stelle wegen Mangels einer ſolchen Vereinigung zwei Monate lang un? 
befegt; fo fallt die Ernennung des Beamten für diefen Fall dem. Könige 
anheim, | 

$. 16. Die Forſtgerichtsbarkeit wird den Fuͤrſten und Grafen, in fos 
weit fie ſolche zur Zeit ihrer Unterwerfung unter die, königliche Staatshoheit 
rechtmäßig hergebracht haben, in ihren eigenen gefchloffenen Jagdbezirken, und 
iiber ihre eigenen ſowohl, als die zu ihren Beſitzungen gehörigen Gemeinde, 
Stiftungs: und Privatwaldungen mit der Verbindlichkeit, fie nach Vorſchrift 
ber Eöntglichen Gefege und Verordnungen auszuüben, und unter. der Obers 
aufficht. der Eöniglichen Behörden, auch für die Zukunft zugeftanden. 
Sie haben übrigens alles dasjenige, was die Verfaffung gegen die wills 
gührfiche Ausdehnung der den Königlichen Forjtbeamten anvertrauten Forſt⸗ 
und Jagdpolizeigewalt beflimmt, auch in Hinficht auf ihre hieher einfchlagene 
ben. patrimoniaf= herrſchaftlichen Nechte zur Nichtfehnur zu nehmen, 
. 17. In Hinfiht auf die Verhältniffe der fürfklichen und geäflichen 
Befigungen zur. gefammten Staatsverwaltung, verbleibt es bei der gegenwärs 
tigen Einrichtung, vermoͤge welcher die. einem Dberamte zugetheilten Pas 
trimonialorte in allen Regiminal:, Militair-, Polizei: und Commun-Dekonoe 
miefachen, fo mie in landſtaͤndiſchen Angelegenheiten als integrirende Theile 
der Dberamts: Körperfchaft anzufehen und zu behandeln find. | i 

Der Eönigliche. Oberbeamte ift in allen, feinem Dberamtöbezirke, einver- 
leibten, Patrimontalorten -die demfelben. zunächft vorgefegte Stelle, welcher 
die Ausuͤbung und Wahrung. der Iandesherrlihen Hoheitsrechte in diefen Ber _ 
figungen, und die Oberaufficht Über die ‚untergeordneten Bermwaltungsbehörden 
anvertraut iſt, am welche die geundhertlichen Beamten alle zur. höheren Cogniz 
tion fich elgnende Gegenftände zu bringen haben, und durch welche die Lanz 
desgefege und andere. Iandeöherrlihe Befehle und Verordnungen bekannt zu 
machen und zu vollziehen find. a 

Es kann daher auch kein geundherrlicher Beamter, ohne befondere Dis: 

penfation, außerhalb des Oberamtsbezirks feinen Wohnfig haben. 
8,18 Sollte ein fürftficher oder geäflicher Gutsbefiger durch die ges 
genwaͤrtig beftehende Obeämtereintheilung in Ausübung feiner gutshertlichen 
Rechte zu ſehr gehindert oder beläftiget zu feyn glauben; ſo bleibt demfelben 
unbenommen, feine Beſchwerde hierüber bei der Behörde anzubringen, 
8.19, Uebrigens wird den Fürften und Grafen freigeftelft, durch Ders 
zichtung auf die, nach den vorftehenden Beflimmungen auszuübende, Patrimo⸗ 
nialherrlichkeit ſich derjenigen Rechte theilhaftig zu machen, welche den uͤhri⸗ 
gen vitterfchhftlichen -Gutsbefigern. in dem zweiten Abſchnitte bes Statuts 
$. 57. bis J. 63. als Surrogat dev Patrimonialgerichsbarkeit zugeſichert wor⸗ 
den ſind. | 
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a: Zu IL Bon ber Ritterfhaft. 

j $. 20, Die Vorrechte eines Mitglieds der Ritterſchaft bes Königreichs 
gruͤnden ſich auf den Beſitz eines adeligen Ritterguts und ben erblichen Adels⸗ 

ſtand des Beſitzers. Beide Erforderniſſe ſind unzertrennbar. 

Ueber ſaͤmmtliche adelige Ritterguͤter ſoll eine Matrikel errichtet werden. 

$. 21. Im dieſe Matrikel find diejenigen Güter aufzunehmen, melde 
erittweder als der. vormaligen unmittelbaren Reichsritterfchaft einverleibte Ritter 
güter anerkannt, oder, wenn fie landfäßig waren, ald privilegiete adelige Frei— 
güter behandelt worden find. 
$. 22. Andere Güter, die dermalen nicht in die vitterichaftlichen Mas 
trikel aufgenommen find, können zu jeber Zeit vom Könige zu adeligen Guͤ— 
fern mit den, nach der Verfaffung damit verbundenen, Rechten in Hinſicht 
auf.die Landfchaft erhoben werden. Aber nur ein Gefes kann ihnen bie 
übrigen Rechte und Freiheiten vitterfchaftlicher Güter verleihen. 

8. 23. Der Beſtand der immatriculicten Güter ſoll nicht vermindert 
werden. - | | 
82% Mit dem Inſtitute der ritterfchaftlihen Matrikel ift auch eine 
ritterfchaftliche Hppothekenanftalt in Verbindung zu fegen, | 

8.25. SPerfonen vom Bürgerftande find zwar von Erwerbung eines 
Mittergut3 mit den damit verbundenen Realrechten und Neallaften nicht aus: 
gefchloffen; fie werden aber der Vorzüge eines Mitglieds der Ritterſchaft 
nicht theilhaftig, ehe fie in den erblichen Adelftand aufgenommen find. 

$. 26. Alle Samilieninftitute der Nitterfchaft, ald Primogenitur, Mae 
jorate, Seniorate, Fideicommiffe, Vererbungen in Stammgutsweife, werben 
erhalten. Jedoch bfeiben 

a) diejenigen Veränderungen, welche nach dem 22. April 1808 durch guͤt⸗ 
; liche Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich oder rechtskräftige Erfenntniffe 
vorgegangen find, und | 

b) Veraͤußerungen jeder Art, namentlich auch Verpfändungen, welche wäh- 

vend diefer Zeit von dem Befiger des Fideicommiffes auf eine duch 

die Verordnung vom 22. April 1808 und deren Nachträge gebilligte 
Meife vorgenommen worden find, ‚in ihrem Nechtsbeftande. 

- + Im fofern es ſich aber mit den Rechten der Pfandgläubiger vereini⸗ 

gen läßt, behalten die inzwifchen verpfändeten Stammgüter ihre fidel- 

u commiffarifche Eigenfchaft. bei, 

527. In Anfehung derjenigen Fälle, wo feit dem 22, April 1808 
der Beſitz eines Fideicommißgutes durch Todesfall eröffnet worden ift, ohne 
daß big jegt durch gütliche Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich oder durd ein 
rechtskraͤftiges Erkenntniß über die Erbfolge etwas beftimmt worden wäre, 
bleibt 28 bei den vor dem 22. April 1808 beftandenen Rechtsnormen. 

$. 28. Macht ein Mitglied der Ritterfchaft in Zukunft von dem Rechte 
ber Autonomie Gebrauch; fo wird zur Gültigkeit ſolcher neuen Bamiliengefege 
und Stiftungen erfordert, da fie der zuftändigen tichterlichen Stelle, welche 
mit ber betreffenden Regiminalftelle Rücdfprahe zu nehmen hat, zur Cognis 
tion vorgelegt werden, 

Uebrigens bleibt der Ritterfchaft unbenommen, eben fo wie andere Staats— 
bürger, in ben hierzu fich eignenden Fällen, in Gemäßheit der würtembergis 
ſchen Gefege, von Todeswegen Verordnungen zu maden. 

- 8.29. Den Antheil der Ritterſchaft am der Landftandfchaft beſtimmt 
die Verfaſſungsurkunde. 

$. 30. Saͤmmtliche Mitglieder der Ritterſchaft genießen fuͤr ſich und 
ihre Familien des Vorrechts eines privilegirten —— — 
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$. SL. Den Rittergutsbefigern ſteht frei, in jedem zum feutfchen Bunde 
ehörigen, oder mit demfelben im Frieden lebenden Staate ihren temporären 
Aufenthalt gu nehmen, Nur haben fie hiervon jedesmal die Anzeige zu mo= 
hen, und von biefem echte Eeinen andern, ald mit der Verfaſſung verein⸗ 


barlichen Gebraudy zu machen. nz 


8. 32, Sie können hingegen fo wenig, als andere Staatsangehörige, 
ohne befondere fönigliche Exlaubniß, neben dem würtembergifchen Staatsbuͤr⸗ 
gervechte auch noch das Staatsbuͤrgerrecht eined fremden Staates erwerben 
oder beibehalten. | 1 Be 

8. 33. Wenn ein Nittergutsbefiger in verfchiedenen Staaten begütsrt 
iſt; fo hat derſelbe ſich für den einen, oder den andern Staat beflimmt zu 
erklären, um biefem als Staatsblirger in vollem Sinne anzugehören. 

534 Wählt er den bieffeitigen Staatz fo. hat er alle Pflichten eines 
wuͤrtembergiſchen Staatsbürgers zu Übernehmen, melden in Gollifionsfällen 
jede fremde Pflicht nachftehen: muß, Ze 
Es bleibt ihm jedoch unbenommen, auf feinem auswärtigen Ritterfigg 
nicht nur den temporären Aufenthalt zu nehmen, ſondern auch allen mit dem 
Befige des auswärtigen Guts verbundenen Obliegenheiten, in foweit fie nicht 
feinen bieffeitigen Staatsbürgerpflichten entgegen laufen, Genuͤge zu leiften. 

$. 35. Erklaͤrt er fich hingegen zu der Annahme eines fremden Staates 
duͤrgerrechts; fo iſt er als ein im Staate begüterter Ausländer zu behandeln, 
Er kann in ſolchem Falle weder auf die Vorzüge des Indigenats, noch auf 
den Genuß der Rechte der Landftandfchaft Anfpruh machen. - 

Sn Hinfiht auf feinen Geburtsfig aber, hat derfelbe nicht nur alle dar⸗ 
auf haftenden Reallaften zu tengen, fondern er ift auch wegen 'aller perſoͤnli⸗ 
chen Verbindlichkeiten, die theils in Beziehung auf dieſes Gut und deſſen 
Verwaltung, theils, waͤhrend feines temporären Aufenthalts im Koͤnigreiche, 
gegen den Staat oder Unterthanen entftanden find, den ‚königlich wuͤrtember⸗ 
gifchen gerichtlichen und Berwaltungsbehötden unterworfen; weswegen er, fp 
lange er nicht ſelbſt gegenwärtig ift, einen Ötellvertreter für fich zu beftellen 
hat, welchem man alle den Gutsbeſitzer angehende gerichtliche und anferges 
tichtliche Verfügungen mit rechtlicher Wirkung einhändigen fann. | 

$. 36. Ein folcher im Königreiche begüterter ausländifcher Ritterguts⸗ 
befiger iſt übrigens ſowohl in Anfehung ber liegenden Gründe, als aud) in 
Hinfiht auf die zum Gute gehörigen Fahrnißſtuͤcke und Artivcapitalien, ben 


“ würtembergifchen Gefegen und Behörden unterworfen. Namentlich kann das 


Gut und deffen Bugehötde weder bei Erbtheilungen, noch bei Beftellung ber 
sormundfchaftlichen Adminiftration, unter einen fremden Gerichtszwang gezo⸗ 
gen werben; es waͤre denn, daß befondere Verträge mit dem Staate, welchem 
der Gutsbefiger als Staatsbuͤrger zugehört, eine andere Beſtimmung hierüber 
enthielten, * —— 
37. Geht das Rittergut nach dem Tode des Beſitzers auf einen 
auswaͤrts angeſeſſenen geſetzlichen Erben uͤber; ſo tritt dieſer in die naͤmlichen 
Rechtsverhaͤltniſſe ein, ohne daß wegen dieſes Ritterguts ein Erbſchaftsabzug 
von ihm gefordert werden koͤnnte. 

Er kaun jedoch, nach Aufkuͤndigung feines auswärtigen Staatsbuͤrger⸗ 
rechts, die Aufnahme in das wuͤrtembergiſche volle Buͤrgerrecht nachſuchen, 
weiche ihm nicht erſchwert werden kann. F 

$.,38. Eben dieſes iſt der Fall, wenn ber auswärts angefeffene Guts⸗ 


beſitzer ‚feinem geſetzlichen Erben fein im Königreiche liegendes Gut während 


feiner Lebenszeit abtritt. | 
$. 39. So wie bie in ben Berhältniffen eines fremden Staatsbuͤrger⸗ 
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rechts ſtehenben Mittergutsbeſitzer alle auf dem Gute haftende Verbindlichkei— 
ten in dem Lande zu erfüllen haben; fo Eönnen durch ihre Mentbeamte auch 
alle hiernach bemerkte Rechte ausgeuͤbt werden, een 
$. 40, Der, vitterfchaftliche Adel ift, wenn er auf feinen immatriculir⸗ 
ten Rüttergütern wohnt, von ber Wohnſteuer frei. ER 8 
"8.4. Die den adeligen Gutsbefigern, fo tie den Gemeinden und 
Privaten aufgelegte Gefäfteuer, wird vom naͤchſten 'Etätsjahr 1847 “an ſus⸗ 
pendirt, bis die Grundfäge der Beſteurung überhaupt feftgefegt ſeyn werden, 
waͤhrend jetzt ſchon ihre rechtliche Zulaͤſſigkeit verfaſſungsmaͤßig anerkannt wird. 
$. 42.Die Mitglieder der Ritterſchaft find allen Geſetzen in Betreff 
der. indirecten Abgaben untertoorfen. Doch ‘wird ‘mit den im Koͤnigreiche 
wohnenden adeligen Gutsbeſitzern, deren Beſitzungen im Koͤnigreiche mit ihren 
Beſitzungen in einem angrenzenden Staate aneinander ſtoßen, wegen einer 
jährlich zu entrichtenden Averſalſumme für die freie Einfuhr der, zu ihren 
Dekonomiebebürfniffen beflimmten, auswärtigen Gutserzeugniffe eine billige 
Uebereinkunft getroffen werden, Zu 
- 8.43. It Anſehung der vor dem Jahre 1806, gleich andern buͤrger⸗ 
iichen Guͤtern, ber gewoͤhnlichen Beſteuerung unterworfen getvefenen Grund: 
flüte, hat der Adel in keiner Beziehung, namentlich auch nicht im Abficht 
auf Units und‘ Communfhäden, Quartittsverbindlichkeit und andere ähnliche 
Realläften, irgend ein Vorrecht anzufprechen. ' a 
$, 44. Die zu ben immatriculirten Ritterguͤtern gehoͤrigen, vormals 
fleuerfreien. Güter und Gebäude werden, bis zur Mectification des’ Steuerfp- 
ſtems, nach den bisherigen Normen Eatafteirt. Jedoch find "0 
“I, die" Vefchwerden derjenigen, welche durch die Art, wie ihre Glter ka— 
taſtrirt worden, verlegt zu fehn glauben, auf Reclamation, unverzüglich 
der: genaueften Prüfung zu unterwerfen, wornad "das 'erfundene Un: 
rxecht abgeſtellt, und der: nachgewieſene Schaden von Zeit der geſchehe— 
net Metlamation am, erſetzt werden fol; 2 
2) bie vorhin ſteuerfrei geivefenen ritterſchaftlichen Schtöffer und die dazu 
gehörigen Gebäude, mit Ausfchluß der Meiereigebäude, find von der 
ordentlichen Beſteuerung ganz frei zu laffens En J 
3) in Anſehung der übrigen hat es dabei fein Bewenden, baf von dem 


Kataſter der ritterſchaftlichen "Behengkter ein Drittheil, und von dem 
der Allodialguͤter ein Achttheil- abgezogen wird, 7 SAH: 

$. 45. Mit dem auf folhe Art gebildeten Stetierkataſter der abeligen 
Nittergüter haben bie Befiger an allen allgemeinen: Landesanlagen ‚ed mag 
der Betrng in ‚eine Centralkaſſe fließen, oder der Aufwand fuͤr eine allgemeine 
Landesanſtalt, oder‘ fonft eine andere allgemeine Sthatslaft auf die eirizelnen 
Amtseörperfchaften 'gelegt werden, verhaͤltnißmaͤßig· beizutiagen. 5 
. 46. . Insbefondere haben bdiefelben an allem iltalraufwande, na 
mentlich an den, mit Geld auszugleihenden, "Duartiers= und Militafrvor: 
ſpannskoſten, ohne Ruͤckſicht, ob diefe ein Gegenſtand einer allgemeinen Ran: 
er oder nur einer "Dberamtsvergleihung find, ihren Antheil zu über 
‚nehmen. r — | x 
“8 47. Von der Naturalleiſtung, in Hinficht det Quartiers⸗ und 
Vorſpannslaſt, iſt zwar ber adelige Rittergutsbeſitzer befreitz doch kann er 
ſich nicht entziehen, in außerordentlichen Faͤllen an der Naturnlquartiers⸗ 
laſt Theil zu nehmen, und auch ſonſt, wenn er ‚auf feinem Ritterfige eine 
eigene Haushaltung hat, ben commandirenden Officieren gegen Verguͤtung 


Quartier zu geben. | | | 
$. 48, — Naturalienrequiſitionen bleibt es deſſen Willkuͤr uͤberlaſſen, 
27 
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ob er ſeinen Antheil ſelbſt abliefern, oder an — welche von den Ober⸗ 
amtsvorſtehern getroffen werden, Theil nehmen will. 

$. 49. Bu den eigentlichen Amtskoͤrperſchafts⸗ und Gemeindelaffen 
können die Befiger der immatriculivten, vormals fleuerfrei geweſenen Ritter: 
güter nicht beigezogen erden, und da fie.aus gleichen Gründen aud an 
den, Amts und Communſchulden Eeinen Theil nehmen; fo ift ihnen an al 
len Leiſtungen, weiche fie, in: Verbindung mit den Amiskoͤrperfchaften, zu 
tragen haben, ihr Antheil jedesmal vollſtaͤndig zuzuſcheiden, wenn gleich in 
einzelnen Faͤllen die Oberamtsvorſteher ſich veranlaßt finden ſollten, die auf 
die, ‚Ymtspflege fallenden Koften zum Theil durch ein Anlehen zu beſtreiten. 

J. 80. So wie die Berechnung deſſen, was der Beſitzer eines Rit— 


4 —5 von feinen. vormals ſteuerfreien umdftiicken ; nad) .der Repartition 


der. ihn, betreffenden Anlagen: zu entrichten hat, demfelben. unmittelbar, vom 
Oberamte zugefchidt wird; fo hat er auch feine. Schuldigkeit unmittelbar zur 
Oberamtspflege zu bezahlen, 

Wenn wegen der, den Rittergutsbeſitzer mit angehenden öͤffentlichen, La⸗ 
ſten eine Amtsverſammlung abgehalten wird; ſo iſt demſelben hiervon jedes⸗ 
mal ‚Nachricht: zu ertheilen, um ‚den, Verhandlungen felbft anwohnen, und 
fein Sintereffe hierbei wahren, oder einen Bevollmächtigten -hierzu abordnen 
zu; Eönnen. Auch, wird ihm jederzeit. geftattet, don den, bei. der Repartition, 
namentlich bei den Kriegskoftenumlagen, zu Grunde gelegten, Documenten 
Einſicht zu nehmen. 

. *51. Den Beſi gern immatriculirter Ritterguͤter wird, in Beziehung 
auf die dazu gehörigen eigenthümlichen Waldungen, zugeftanden: — 

die Holzſchlaͤge durch eigene, auf die Beobachtung der Forſtageſebe 
oberforſtamtlich zu beeidigende, Officialen forſtmaͤßig zu veranſtalten; 

— das Gras, Laub und die Weide in dieſen Waldungen ſammt den 
Aeckerich, wo dieſes nicht zum koͤniglichen Wildbannsrecht gehoͤrt, nach 
eigenem Ermeffen, unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften 
und ‚Berüdfihtigung der etwa ‚darauf haftenden Sersitutsrcchte, zu 
benngen; — 

3) die jungen Schläge ‚gegen das nachtheilige . Einweiden und Graſen zu 
verhaͤngen und wieder zu oͤffnen; 

den durch ihre, Jaͤger und Holzwaͤrter entdeckten Waldfreblern, welche 
durch unerlaubtes Holzhauen oder andere, der Waldeultur ſchaͤdliche 

Erceſſe ſich vergangen haben, die geſetzlich beſtimmten Waldruͤgungen 

durch ihre Beamten anſetzen und einziehen zu laſſen. 

$. 52. Sie find hingegen verbunden, über ihre jaͤhrlich vorzunehmen⸗ 
den Holzſchlaͤge jedesmal den gefeglich vorgefchriebenen Holzbericht am dasjes 
nige Oberforftamt, in deſſen Bezirke die Waldungen liegen, zur hoͤhern Ge⸗ 
nehmigung einzuſenden. 

Auch bleibt uͤberhaupt den koͤniglichen Stellen die hoͤhere Aufſicht über 
die Waldeultur und MWaldökonomie, und. die Einfprache gegen eine ordnungs- 
widrige Waldwirthſchaft vorbehalten, und hat daher das Oberforſtamt die 
Befugniß, die auf den Holzbericht ratificirten Holzſchlaͤge durch das unter⸗ 
geordnete Forſtperſonal, jedoch ohne Derurfahung einiger Koſten, controliten 
u laſſen. 

; — 53. Waldausreutungen fi fi nd den ritterſchaftlichen Waldeigenthuͤmern 
ſo wenig, als andern Staatsangehoͤrigen, ohne beſondere Cognition der bir. 
hern Eöniglichen Stellen, erlaubt. | 

$. 54. Werden Waldfrevler in den ritterſchaftlichen eigenen Waldun⸗ 
gen von den koͤniglichen Forſtbedienten, welche mit den — Holz⸗ 
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rten in. ber. Waldhuth coneurriren, amgetroffen; : fo wird zwar ‚die Strafe 
pe — Sberforſtamte angeſetzt, der. Betrag aber iſt dem Waldeigenthuͤmer, 
in. foineht „ev; es vorher hergebracht hat, nach Abzug: dor: Anbringegebuͤhr bin: 
uszugebeni: — 
— 56.. Für die oberforſtamtliche Aufſicht haben Die. Eigenthuͤmer der 
ritterſchaftlichen Waldungen unter keinem Titel etwas zu entrichten. 
u, Usher die Stammmiethe, als Abgabe, und deren gänzliche oder theil⸗ 
weils Aufhebung wird: bei verfaffungsmäßiget Regulirung der Abgaben ent= 
fchieden werden. . Ne: a een ee 
”s $56... Den Rittergutöbefigern: wird bie Patrimonialgerihtsbarkeit in 
erfter Inftanz, und die Ortspolizei in ſoweit überlaffen, als die. gleichen 
Einrichtungen, mie fie bei dem vormals reichsſtaͤndiſchen Adel vorgefchrieben 
find ,. bei. ihnen ſich — laſſen, ‚und- fie zu Eefuͤllung derſelben Bedin⸗ 
un h verbindlich machen. ! — Eu 
— ————— ihnen auch: die Ausübung ber Forſtge⸗ 
richtsbarkeit mit, dem Recht, Jagdfrevel bis. auf eine Geldſtrafe von 10 Gul⸗— 
den abzuruͤgen, ſoweit fie folche hergebracht haben, zugeftanden. Können fie 
aber: imma. Vedingungen. night erfüllen, ober ‚wollen fie auf die: Patrimo- 
niolgerichtsbarkeit Verzicht leiflen; ſo merden ihnen ‚folgende Rechte ein 
geräumt: ee Fo 
857. Es bat nämlich IR 
41) jeder: Befiger - eines immatriculirten Nitterguts das Recht, eben To, 
er ppie es dermalen ‚von: ben koͤniglichen Cameralbeamten gefchieht, Die 
— mit dem Gute verbundenen liquiden Gefälle in: gefeslicher Ordnung 
in epeeusorifch beizutreiben: one 6 Br 
9) Die Rittergutsbeſitzer genießen, in Hinficht diefer Gefälle, die naͤmli— 
chen Vorzugsrechte, wie die Föniglichen Gameralämter. 
2A, 59. 2} — — — — 
8).Auch wird ihnen auf dem Vermögen ihrer Beamten und Bermalter, 
— N wegen aller, aus der Gutsverwaltung entfpringenden. Verbindlichkei⸗ 
ten), eben das gefegliche Pfandrecht, welches den Gemeinden zufteht, 
ee ee 5, en 
4) Innerhalb des Umkreiſes ihrer Schlöffer haben fie das Recht der nie— 
dern Polizei mit der-Befugniß, Strafen bis auf einen Eleinen Frevel 
" anzufegen, und den Betrag für fich einzuziehen. Sie find jedoch, in 
2. „Kinficht auf jene, der gberamtlichen Diſtrictspolizei untergeordnet, und 
‚gegen. ihre Strafanfüge. fteht ‚dem. Geftraften der Recurs an. die hoͤ— 
here Stelle offen. In Beziehung auf die Zeuerpoligei, find ihre Woh⸗ 
nungen. ber Viſitation ber Oberfeuerſchau unterworfen, „welche ‚ihnen 
über die erfündenen Mängel einen Auszug aus dem Biſitatlonsproto⸗ 
colle mitzutheilen, und, wenn bdenfelben nicht in gehöriger Beit abge⸗ 
holfen wird, dem Oberamte davon die Anzeige zu machen hat 


5) Im Hinficht auf die Ortspolizei und die Gemeindeöfonomie, dag Kir: 
chen: und Schulmefen, und die Verwaltung der milden Stiftungen 
in den vormaligen Patrimonialorten, wird den Mitgliedern der Rit— 

terſchaft. zugeſtanden, daß fie. .. | 

.-a).die Befugnig haben, den -WVogtrüggerichten, den Kirchen, Schul—⸗ 
‚und Medicinaloifitationen, fo wole dem Abhören der Gemeinde= und 
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Stiftungsrechnungen/ ſelbſt oder. durch ihre Beamte, jedoch ohne ei⸗ 
in simige Koſtenaufrechnung, anzumohnen; ee RR Es 


: B) daß ihnen, wenn fi "in sDrte s gegenwärtig find, oder; ihre Im: Orte 
antvefenden Beamten, von allen, auf gedachte Gegenftände ſich bes 

. ziehenden, Verfügungen. zu rechter Belt. Nachricht sertheilt werden 
Toll, ander 3 2 ee re ee 

ce)‘ daß ihnen. frei: fbeht, "in Beziehung auf ermeldete Gegenftande, ent⸗ 
webder felbft, oder. durch ihre deshalb beauftragten Beamten, Erinnes 
rungen und Münfche den Eöniglichen Beamten und Vorſtehern mit 
7 gütheilen, und wenn fie nicht behövig beruͤckſichtigt würden, den Re⸗ 
a PR an: die höhere Behörde zu nehmen, Ve Be 
ee te a ee re er hr ei 
6) Bei ⸗Schultheißwahlen haben‘ die Mitglieder. der Ritterfchaft in alfen, 
Ä zu ihrer Gutsherrfchaft gehörigen, Orten das Recht, gegen die Perſon 
des Gewaͤhlten motivirte Einwendungen zu machen, ‚über welche, wenn 

> die Gemeinde auf ihrer: Wahl beharrt, die Eönigliche Regiminalbehoͤrde 
2.7 zu ntfcheiden "hat: U min on .: TR. © 
3° Der Mittergutsbefiger wird die Erklärung uͤber ſolche Wahlen ftets 
. Späteftend: innerhalb 11 Tagen von dem Termin der Bekanntmachung 
an ertheilen. Er 


8. 63. — EEE 
Er jeder i Annahme eines neuen: Bürger&oder Beifigers iſt mit dem 
Gutsherrn oder: deffen Beamten Rüdfprache zu nehmen. Auch find 
die Erinnerungen deſſelben gehörig: zu beruͤckſichtigen, oder im Ans 
ftandsfale der hoͤhern Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. Auf 
gleiche Weife ift Niemand in den Schug aufzunehmen, ohne daß 
vorher der. Gutöhere oder deſſen Beamter. um feine Erklaͤrung vernome 
men waͤre. er BO De no 
$. 64. Das Patronatrecht üben die Nittergutsbefiger noch ferner aus, 
wo und wie fie ſolches hergebracht hahen. Be 
8. 69. Wenn Rittergutsbeſitzer fuͤr verlorene, auf eine rechtsbeſtaͤndige 
Weiſe zuvor befeijene, nutzdare Regalien, welche nicht nach ‚den Organiſa⸗ 
tionsbeftimmungen von den Jahren 1806 und 1807 dem Spuverain gehoͤ⸗ 
ren, die zugeſicherte billige Entſchaͤdigung noch nicht erhalten haben ſollten; 
ſo ſoll ihnen ſolche geleiſtet werden. Auch wird denjenigen, welche bei der, 
ihnen für den Verluft des Umgelds ausgeſetzten, Vergütung verkürzt zu ſeyn 
glauben, die gebuͤhrende Abhuͤlfe nach vorheriger Kevifion des. Anfchlags zus 
; efi ert. * ke. — “ f h 
en 66. In Abſicht auf die lehens⸗ und gutsherrlichen Verhaͤltniſſe 
der Rittergutsbefiter, werden die Lehenbriefe und Lagerbuͤcher, ſo wie das 
unbeftrittene, "einen" KRechtotitel begruͤndende Herkommen, infüfern die gegen 
mwärtigen 'gtundgefeglichen Beftimmungen nicht damit im Widerfpruche, ftehen, 
bei Rräften erhalten. " = —— 


J f + 





i) Von den Kirhengütern und, Stiftungen, als Bei⸗ 
lage des Verfaſſungsentwurfs vom 3. Maͤrz 1817. 
* Vom evangeliſchen Kirchengute. tn ah 
81. Das evangelifhe Kichengut des ehemaligen Herzogthums Wuͤr⸗ 
temberg wird in dem Umfange, wie es am. 30, "December 1805 beftand, 
und in der Maaße hergeftellt, daß für daffelbe ſichere Fonds von gleichem 


J 
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Betrige, am. liegenden Gründen oder Realgefaͤllen, unter Beobachtung: der 
möglichften Gleichförmigkeit, angemiefen werden. — 2 ll 

Es erhält‘ daffelde feine eigenen Verwaltungsdiſtricte, welche. in dem 
Königreiche fo zu vertheilen find, daß eines Theils die Verwaltung moͤglichſt 
pereimfacht werde, andern Theils aber der Gig. der. Beamtungen von ben 
Anftalten. und Gemeinden, deren Bedürfniffe fie zu befriedigen haben, nicht 
zu weit entfernt ſey. ’ a a 
82, Mas die Bicchlichen Fonds in den neu erworbenen Lanbesthei- 
fen anbelangt; fo wird, wenn bei näherer Unterfuhung fid ergeben wird, 
daß fie gegen ihre Beftimmung, auf eine, nad) der befondern Verfaſſung 
diefer Landestheile, unzuläffige Weife, mit fremdärtigen Ausgaben beladen, 
oder ſonſt vermindert worden find, zu ihrer Wiederherftelung, in ſoweit biefe 
ohne eine, mit größeren Nachteilen verbundene, Veränderung gefchehen kann, 
sach Maaßgabe des Neichsdeputationsabfchieds vom Jahre 1803, die erfor: 
derliche "Einleitung getroffen werden. 

: Die Vereinigung diefer Fonds mit dem Kirchengute der alten Stamm: 
lande beruht auf einer befondern Unterhandlung, wobei darauf Rüdficht zu 
nehmen ift, daß, wo die örtlichen Verhaͤltniſſe es zulaffen, auf gleiche Weife, 
wie es bei dem alten Kirchengute gefchieht, aus den, für kirchliche Zwecke 
beftimmten, Realitäten und Einkünften gewiffe Particularfonds gebildet, und 
mit dem gefammten evangelifch lutheriſchen Kirchenfond zu einem Ganzen, 
welches nach gleichen Brundfägen verwaltet und verwendet wird, vereis 
nigt werben, r 5 

Bei diefer Unterhandlung wird auch näher beſtimmt werben, inwiefern 
die in den Mitgenuß- der allgemeinen Eirchlichen Erziehungsanftalten aufge: 
nommenen Gemeinden der neuen Landestheile auch an ben Unterhaltungs: 
Eoften derfelben Theil zu nehmen haben. - 

$. 3. Das auf norftehende Art als ein Eigenthum ber evangelifch-lu: 
therifchen Kirche fundirte Kirchengut ift für alle kuͤnftige Zeiten unabänder: 
lich in dieſem Zuſtande zu erhalten, und es kann nichts davon veräußert 
werden, ohne daß die Abminiftrationsbehörde, im Einverjtändniffe mit dem 
Geheimenrathe, die Veräußerung für nothwendig oder nuͤtzlich anficht, in 
weichem Falle der Erlös jedesmal wieder zu Capital anzulegen, oder zu einem 
nüglichen Kaufe zu verwenden, oder der Fond auf andere Weife vollftändig 
zu ergänzen iſt. = 

$. 4. Das Kicchengut hat die unabänderlihe Beflimmung, daß alles 
dasjenige, was ſowohl die gegenwärtigen, als die etwa noch im der Folgezeit 
neu eintretenden Bedürfniffe der evangelifch =utherifchen Kirche, und der, da: 
mit in Verbindung ftehenden, hoͤhern und. niedern Schul: und Armenan: 
ftalten, nad) Maafgabe der großen Kirchenordnung und der fpätern, verfaf- 
fungsmäßigen Fundationen, erfordern, davon beftritten wird. 

$.5. In Hinficht auf die Kirchen und Schulgebäude, bat das Kir: 
chengut, wenn ihm nicht ausnahmsweiſe fpecielle Nechtstitel die Baulaft auf: 
legen, zunaͤchſt nur die: Verbindlichkeit, die einzelnen Kirchengemeinden, im 
Falle der Unzulänglichkeit ihres Kirchenfabrikfonds und anderer gefeglicher 
Hülfsquellen, duch verhältnigmäßige Beiträge zu unterftügen. 

6, Was. die; öffentlichen Unterrichtdanftalten betrifft; fo hat das 
Kirchengut auch bei denjenigen, welche nicht urfprünglidy ‚auf baffelbe. fun- 
dirt find, infoweit . ins Mittel zu. treten, als die bisherigen gefeglichen 
Fonds nicht zureihen. Mamentlih hat daffelbe, ‚zu :Verbefferung des Ele: 
mentarumterticht$, diejenigen Gemeinden, welche: zu cangemefjener. Befoldung 
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riuer hinlaͤnglichen — von SIE die. Kräfte nicht Haben, hinrel⸗ 
chend zu unterſtuͤtzen. 

ni Münde der Fall eintreten, baß, bet allgemein burchgrelſenden Anſtalten 
zu Verbeſſerung des Schulweſens, ſo betraͤchtliche Unterſtuͤtzungsbeitraͤge noͤ⸗ 
thig wuͤrden, welche den Kräften des Kirchenguts nicht angemeſſen waͤren; 
fo werden andere Huͤlfsquellen durch gemeinſchaftliche a u ausge: 
mittelt werden. 

F. 7. Da für bie. Bedürfniffe der Armen befondere Srtfiche Fonds nes 
ben ‚den Beiträgen der Ortseinwohner ausgeſetzt ſind; ſo iſt die Verbindlich⸗ 
keit des Kirchen guts zu Unterſtuͤtzung der Armen, inſofern nicht beſondere 
Rechtstitel, in Hinſicht auf einzelne Armenanſtalten oder einzelne Orte, ein 
anderes mit ſich bringen, nur ſubſidiariſch, und beſchraͤnkt ſich in der Regel 
auf Gratialien, beſonders für bedürftige Witwen und Waiſen verſtorbener 
Kirchen-⸗ und Schuldiener, auf. außerordentliche Curkoften und andere, durch 
befondere Unglüdsfälle begründete, Unterjlügungsbeiträge, und auf. Fälle, 
welche. fich nicht fowohl für einzelne Localarmenfonds, als vielmehr fuͤr einen 
allgemeinen Armenunterſtuͤtzungsfond eignen. 

$. 8. Die der eigentlichen, obbemeldten Beſtimmung des Kirchenguts 
fremdartigen, Leiſtungen und Ausgaben, welche dem geiſtlichen Gute des 
Herzogthums Wuͤrtemberg fuͤr die Finanzkammer oder fuͤr andere Verwal⸗ 
tungszweige obgelegen, ſind ein Gegenſtand wechſelſeitiger Ausgleichung. 

Die Beſtimmungen der fruͤhern Landesvertraͤge, in Betreff des 
brittheiligen Beitrags des Kirchenguts zu den allgemeinen Landesanlagen, 
und der, der Steuerkaffe auf das fogenannte Kirchengutsremanet vorbehalte: 
nen, Rechte find als nicht mehr anwendbar. aufgehoben. Dagegen mird die 
Frage: ob und nad) welchem Berhältniffe das Kirchengut zu, den alten Lanz - 
deöfteuern beizutragen habe, auf Eünftige Verabſchiedung ausgeſetzt. 

Daſſelbe kann jedoch in keinem Falle ſo angelegt werden, daß es da⸗ 
durch in irgend einer Hinſicht zu Erfuͤllung ſeiner fundationsmaͤßigen Oblie— 


genheiten, welche allem anderen vorangehen , unfähig wuͤrde. 


$. 10. Das Kirchengut erhält eine, von den Finanzkammergefaͤllen 
ganz abgefonderte, Verwaltung, unter der oberften Leitung des Königs, wel: 
chen, als Mitgliede der evangelifch=kutherifchen Kirche, die verfaffungsmäßige 
Episkopalgewalt zuſteht. 

$. 11. Die kirchliche Verwaltungsbehoͤrde iſt dem königlichen Miniſte⸗ 
rium des Kirchen- und Schulweſens untergeordnet. 

$. 12. Saͤmmtliche, mit der Verwaltung des Kirchenguts beauftrag⸗ 
te, Beamten und niedere Diener ſtehen unter jener Centralſtelle. 

$. 13. Dieſelbe iſt für gewiſſenhafte Verwaltung und die fundationg: 
und verfaffungsmäßige-Verwendung des Kirchenguts, fo wie für die forgs 
fältigfte Entfernung alles beffen, was, der verfaffungsmäfigen Beſtimmung 
deſſelben zuwider, von irgend einer Seite unternommen wötben koͤnnte, in vor⸗ 
zuͤglichem Grade verantwortlich. 

$: 14. Bei der Abhoͤr und Richtigſtellung der jaͤhrlichen Rechnung 
über die Verwaltung der Centralkaſſe bes Kirchenguts, wird; von dem. Nies 


-fultate derſelben jedesmal den Landftänden Nachricht ertheilt werben; fo wie 


diefen überhaupt: auf. ihr Anſuchen, eine ‚befriedigende Auskunft über den. 
Zuftand des‘ Kirchenguts, oder Über. einzelne, in deſſen ER eiafche: 
— — nicht verweigert werden. wird. ini. 
FR Vom: katholiſchen Kirchengute. —W 

"Die: £atholifche Kirche: erhält, neben der Dotation des noch 
— E——— und der dazu. gehörigen Inſtitute, einen eigen⸗ 


— 
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thuͤmlichen, von der Verwaltung des Staatsguts abgeſonderten, allgemeinen 
Kirchenfond an liegenden Gruͤnden und Realgefaͤllen, aus welchem die kirch⸗ 
lichen Beduͤrfniſſe, wozu keine oͤrtlichen Fonds vorhanden nd, oder dieſe 
nicht hinreichen, und befondets die Koften der geiftlichen höhern Lehranſtal⸗ 
ten zu beſtreiten find. 

8.16. Insbeſondere wird die Einleitung getroffen werden, daß, mas 
von den, für die neu erworbenen vormals oͤſtreichiſchen Landestheile geſtifte— 
ten, fogenannten Religions» und Studienfonds bisher noch von Seite de3 
kaiferi. koͤnigl. oͤſtreichiſchen Hofs zuruͤckgehalten worden ift, gegen Ernenes 
rung der, ſchon in dem Guͤnzburger Vertrage vom Jahre 1806 geſchehenen, 
Zuficherung der ſtiftungsmaͤßigen Berwaltung und Verwendung dieſer Fonds, 
an die diesſeitigen Verwaltungsbehoͤrden herausgegeben werde. | | 

8.17. Die nähern Beſtimmungen, in Hinfiht auf die Verwaltung 

der, in vorfiehenden Artikeln bezeichneten, Fonds, und auf bie hierbei eins 
tretende Mitwirkung der Eicchlichen und Staatsbehörden, bfeiben bis auf bie 
wirkliche Ausfcheidung derfelben ausgeſetzt. 
| $. 18. Die Verbindlichkeit der Fatholifchen kirchlichen Sonde, zu ben 
allgemeinen: Landesſteuern beizutragen, witd nach eben den Grundfägen be— 
ſtimmt werden, welche für die Befteuerung des evangelifchen Kirchenguts als 
Richtſchnur werden feltgefegt werben. 

8.19. Auf die Güter der Eatholifhen Kicchenpfeunden, wenn fie etwa 
einen Abgang erlitten haben follten, finden die in F. 2. vom evangelifchen 

Kirchengute feftgefegten Beſtimmungen ebenfalls Unwendung. 
| Sie verbleiben in der eigenen Verwaltung der Nutznießer, unter der Auf: 
ficht des Eatholifchen Kirchenraths und des Biſchofs. 

i Für diejenigen Pfarreien, welche den nunmehr fecularifirten 
Stiftern und Kloͤſtern einverleibt waren, und daher Feine abgefonderten Fonds 
hatten, find, wo es noch nicht gefchehen ift, entweder eigene Dotationen 
auszufegen, von welchen nicht nur die Pfarrgeiftlichen ihren angemeffenen 
Unterhalt beziehen, fondern auch die Koften der Kirchen» und Pfarrgebäude- 
und des Gottesdienftes beftritten werden; oder es ift ber Betrag ihrer Un: 
terhaltungskoften auf das Geſammteigenthum der betreffenden Stifter und 
Kiöfter, als eine Reallaſt, zu übernehmen, oder auch, bei Fundirung des 
allgemeinen Fatholifhen Kirchenguts, in Berechnung zu nehmen, 

$. 21. Sollte ſich ergeben, daß Pfarrgehalte und andere Bedürfniffe 
von Pfarreien, welche den nunmehr fecularifirten Stiftungen und Klöftern 
einverleibt waren, feit der Secularifation auf geiftlihe Fonds und milde 
Stiftungen überwiefen worden wären, die, ald zu andern Zwecken beftimmt, 
hierdurch fundationswidrig befchwert feyn würden; fo merben fie denfelben 
toieder abgenommen, und anderwärts gehörig fundirt werden. 

$. 22. Das auf ſolche Art zu bildende, fowohl allgemeine ald befon- 
dere, Eatholifche Kirchengut ift auf immer in feiner Integrität zu erhalten, 
und auf feine Meife zu fremdartigen Zweden zu verwenden. 

Veraͤußerungen einzelner Eicchlicher Vermögenstheile können nur in dem 
Falle, wenn die Nothmendigkeit es erfordert, ober ein unverfennbarer Vor: 
theil für die Kirche dadurch erzielt wird, und nicht anders, als mit Einwil- 
figung des Bifhofs und Genehmigung "der landesherrlichen oberaufſehenden 
Behörde, Statt- finden. - ee —— 

Bon den oͤrtlichen Kirchen-, Schul: und Armenſtiftungen. 
$, 23. Ueber die Verwaltung der, in ben "einzelnen. Gemeinden für 
ihre Kirchen», Schulz und Armenverforgungsbedürfniffe.. vorhandenen , Stif 
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tungen, wird von.einer, dem Eöniglichen Minifterium des Klirchen- und 
Schulweſens untergeordneten, aus Mitgliedern beider Confeffionen zufammen: 
geſetzten, „Stelle die Aufficht geführt. I ie | 
In Anſehung dieſer örtlichen. Fonds, wohin die Kirchen-, ‚Kapellen: 
und Heiligenpflegen, Armenkaſten, geiſtliche und weltliche Spitäler, Kranken⸗ 
und Armenhaͤuſer, und aͤhnliche Anſtalten gehoͤren, findet eben dasjenige 
Statt, was oben $. 2. vom evangeliſchen Kirchengute, in Hinſicht auf die 
Kirchenfonds, beftimmt ift, | a — 
1.924. Die Verwaltungsbehörde ift dafür verantwortlich, daß, bei als 
len jegt-vorhandenen und Fünftigen Stiftungen, die Abficht der Stifter. auf 
das gewiffenhaftefte erfüllt, und überhaupt das Stiftungsvermögen zu keinen 
andern, als fundationsmäßigen Ausgaben verwendet werde. | 

u 8.25. Wegen der Gleichheit der Zwede und der nahen Verbindung 
ber öffentlichen und Privatftiftungen, werden auch die Familienftipendien, 
und andere, für, Gottesdienft, Unterricht oder Wohlthaͤtigkeit errichtete, Pris 
vatftiftungen, unter die Oberaufficht diefer Behörde geftellt, inwiefern nicht 
bie. Stifter eine andere oberauffehende Behörde beftimmt haben. 

826. Die nähere Einrichtung dev untergeordneten Verwaltung ber 
piorum Corporum, namentlich die Beftimmung der BVerhältniffe zwifchen 
den geifllichen und weltlichen Ortsvorſtehern, und ben, für die einzelnen 
Stiftungen aufgeftellten, Rechnern, bleibt der Gefegrevifion vorbehalten, wos 
bei befonders auch darauf Bedacht zu nehmen ift, daß den. Ortsvorſtehern die 
nöthige Einfiht, und eine mwohlthätige. Einwirkung bei der Verwendung bes 
Ertrags der milden Stiftungen gefichert werde. 


k) Von der Univerfität zu Bübingen, als Beilage d. 
Verfaffungsentwurfes vom 3. März 1817. 


8.1. Die Univerfität zu Tübingen fleht unmittelbar unter dem Mi: 
niſterium des Kirchen- und Schulwefens, welches bei ben, dieſe Anftalt an- 
gehenden, Verfügungen die für das Studienmwefen verordnete Gentralftelle ver 
nimmt, und wichtigere Fälle in dem Geheimenrathe vorzutragen hat. 

6.2. Der alademifche Senat, welcher aus. dem Kanzler der Univer- 
fität und der Gefammtheit der ordentlichen Profeſſoren befteht, vertritt die 
Univerfität in allen ihren Beziehungen, führt die Auffiht über alle dazu ges 
hötige Perfonen und Anftalten, und ift zu diefem WBehufe berechtigt, fich, 
nac) feinem Eimeffen, zu verfammeln, und feine Berathungen über alle, 
die Univerfität betreffende Gegenftände, unter dem Vorſitze des Mectors, 
vorzunehmen. = | 

$. 3. Bei Befegung ber ordentlichen Lehrftellen wird der akademiſche 

Senit jedesmal um fein Gutachten vernommen, und Niemand, ben der Se: 
nat nicht entweder feldft vorgefchlagen, oder ‘gegen den er erhebliche Gründe 
anführen kann, als ordentlicher Lehrer angeftellt werden. 
784 Der Rector der Univerfität wird alle halbe Jahre von dem aka: 
demifchen Senäte auf die Dauer, der. nächften fehs Monate gewählt, die 
Wahl aber dem Minifter des Kirchen: und Schulwefens zur Betätigung 
jedesmal vorgelegt, " —— —— 

$. 5. Die Ernennung des Univerſitaͤtsſecretairs, ſo wie die Beſtellung 
der, zur Univerſitaͤt und ihren Inſtituten gehoͤrigen, untergeordneten Offizialen 
und niedern Diener, wird gleichfalls dem Senate uͤberlaſſen. 

28.6 Die Beeidigung ber Profeſſoren und anderer, bei der Univer— 
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fität angeftellten, Perfonen gefchieht durch den Nector, welcher. hierzu für 
immer beauftragt ift. F | 

$. 7. Ueber alle, die Untverfität und das akademiſche Studienweſen 
angehende, allgemeine Anordnungen und ins Ganze eingreifende Einrichtuns 
gen wird der akademiſche Senat um fein Gutachten vernommen werden; fo 
wie derfelbe auch berechtigt und verpflichtet ift, in alle, wichtigen Univer— 
fitätsangelegenheiten. feine Anträge vorzulegen. — | 

8.8, Die Aufficht über die Studirenden in Disciplinar und Schul⸗ 
denſachen wird theils durch den Rector, theils durch die, auf Vorſchlaͤge des 
akademiſchen Senats zu ernennende, Disciplinarcommiſſion, deren bisherige 
Verhaͤltniſſe hiermit beſtaͤtigt werden, ausgeuͤbt. Erſterem, deſſen Strafrecht 
fi auf eine achttaͤgige Incarceration, und bis auf Geldſtrafen von 10 Tha— 
iern erſtreckt, ift ein Juſtitiar untergeordnet, welcher, auf Vorſchlag des Se: 
nats, vom Könige ernannt wird. | 

F. 9. Bei Vergehungen der Studivenden, welche eine höhere, bi8 auf 
20 Thaler an Geld oder vierwoͤchige Incarceration gehende Strafe, oder bie 
Unterfchrift des Consilii-abeundi, oder dag Consilium abeundi felbft, oder 
die. Relegation nad) fich ziehen, wird die Strafe, nach vorheriger Unterfus 
hung, von einer, aus dem Rector, dem Kanzler und den 4 Facultaͤtsdeca⸗ 
nen beftehenden Commiſſion erkannt. a 

$. 10. Von eben bdiefer Commiffion und unter gleichen Beſchraͤnkun⸗ 
gen, werden auc alle Straffachen der übrigen Univerfitätsverwandten, fie 
mögen polizeiliche oder amtliche Verfehlungen betreffen, entſchieden. 

$. 11. Bei Vergehungen, welche zu einer noch fchmwereren Strafe ſich 
eignen, find die Acten, nach gefchloffener Unterfuhung, an das Griminal- 
tribunal einzufenden. 

812%. Handlungen der willkuͤrlichen Gerichtsbarkeit, namentlich In⸗ 
ventur-, Theilungs- und Pupillenfadhen, und andere außergerichtliche, recht: 
liche Angelegenheiten werden, unter der Leitung einer, aus dem Rector, dem 
Kanzler und dem Decane der Zuriftenfacultät beflehenden, Deputation, welche 
erforderlichenfalls aus dem akademifchen Senate verflärkt werden kann, durch 
den Juſtitiar beforgt. 

$. 13. Wenn Civiltlagen gegen Profefforen, in Ermangelung einer 
gütfichen Ausgleihung, zum Proceß erwachfen; fo genießen diefe einen pri: 
vilegieten Gerichtöftand. Klagen. gegen andere Univerfitätsverwandte werden 
an die ordentlichen Gerichtsftellen des Beklagten verwiefen. on 

$. 14. Was die, theild der Univerfität als Gefammtheit, theil® ihren 
einzelnen Snftituten und Angehörigen, in frühern- Zeiten zugeflandenen Vor— 
vcchte und Smmunitäten betrifft; fo wird zuvörderft näher unterſucht werz 
den, was davon auf die gegenwärtigen Werhäftniffe anwendbar, und mit 
den allgemeinen’ Gefegen vereinbarlicy feyn möchte. 

. 8.15. In Anfehung des akademifchen Buͤrgerrechts, verbleibt es bet 
der Verordnung, daß, außer den Profefforen und Studirenden, nur diejeni- 
gen, welche bei ber Univerfität und ihren Inſtituten irgend ein Amt beffei: 
den, oder zur niedern Dienerfhaft der Univerfität gehören, oder als Buch— 
druder und Buchhändler mit derfelben in Berbindung ftehen, zu akademi⸗ 
Then Bürgern aufgenommen werden Eönnen. Doch wird dem afademifchen 
Senate ausdruͤcklich vorbehalten, aud einzelnen Gelehrten, welche fich als 
Privatdocenten mit dem Unterrichte der, die Univerfität befuchenden, Studis 
tenden wirklich befchäftigen, das akademiſche Bürgerrecht zu bemilligen. 

$. 16. Der Stiftungsfond der Unlverfität: wird. durch einen eigenen, 
Beamten, welcher, fo wie die demfelben untergeordneten Pfleger und niedern 
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Diener, auf Vorſchtaͤge des akademiſchen Senats, von ber betreffenden Cen⸗ 
trolftelle, und in den geeigneten Faͤllen von dem "Könige ernannt wird, ganz 
abgeſondert verwaltet. 

Wo dieſer Fonds, welcher in keinem Falle in ſeiner Subſtanz vermin⸗ 
dert werden darf, nicht zureicht, hat das Kirchengut ſubſidiariſch ins Mittel 
zu treten. 

$. 17. Die Aufſicht über die Verwaltung des Univerfitätsfonds ſteht 
der mit ber Kirchengutsvertaltung beauftragten Gentralftelle zu, welche bei 
wichtigen ‚Gegenftänden, und in allen. Fällen, wo eine neue Ausgabe auf 
den Fond zu übernehmen, eine Veräußerung einzelner dazu gehoͤriger Theile 
zu beſchließen, ein bedeütender Nachlaß zu bewilligen, oder eine außergewoͤhn⸗ 
liche Verwaltungsmaͤaßregel in Anwendung zu bringen wäre, die Erklärung 
des akademiſchen Senats einzuhohfen und zu berücfichtigen hat. 

Der Verwaltungsbeamte ber Univerfität ift zwar dieſer Gentralftelle in 
ber Maaße zunächft untergeordnet, daß er in allen, zur hoͤhern Cognition 
fich eignenden, Angelegenheiten an diefelbe unmittelbar Bericht zu erftatten, 
und die von ihe ertheilten Befehle zu befolgen hatz er ift jedoch verbunden, 
dem Senate über alle, in die Verwaltung einfchlagende, Gegenftände, auf 
Verlangen, befriedigende Auskunft zu geben, die jährlichen Voranſchlaͤge, un⸗ 
ter der Leitung einer, von dem Senate hierzu beauftragten, Commiffion, zu 
entwerfen, und gemeinfchaftlih in Berathung zu ziehen, und die jährlich ges 
ftellte Rechnung, . ehe fie zur Probe eingefhict wird, dev gedachten Com— 
miſſion zue Prüfung und Beifuͤgung ihrer Erinnerungen und Verbeſſerungs⸗ 
vorſchaͤge mitzuthelien. 

$. 18. Für üunvorhergefehene Fälle: ift jedesmal in dem jährlichen 
Etat eine Summe von 1000 fl. auszufegen, welche dee Senat zum Beften 
der Univerfität oder einzelner Inſtitute auf unvorhergefehene Ausgaben, bie 
jedoch einzeln nicht über 300 fl. betragen dürfen, ohne vorherige Anfrage, 
auf feine Verantwortlichkeit verwenden kann, und durch den Cameralverwal⸗ 
ter verrechnen laſſen muß. 

Was davon jaͤhrlich nicht ausgegeben wird, ſoll zu Erhoͤhung des Uni⸗ 
verſi itaͤtsfonds auf Zinſen ausgeliehen werden. 

$. 19. Die früher beſtandene Einrichtung des Collegii illustris zu 
Tübingen wird nicht wieder hergeftellt. Hingegen follen die bisher in dieſer 
Anftalt für den Unterricht in den Wiffenfchaften und Leibesübungen feſtge— 
fegt getwefenen Bonds für die Zwecke der Univerficdt noch ferner verwen⸗ 
det werben. 





Während der Zeit erhielten bie Nachbarſtaaten Wurtemberge, Bayern 
(26. Mai 1818) und Baden (22. Auguſt 1818), neue zeitgemäße (oc⸗ 
troirte) Verfaſſungen. Unter diefen Verhältniffen Eonnte Würtemberg 
hinter denfelben nicht zuruͤckbleiben. Das ee wodurch die neue Ver⸗ 
fafjung vorbereitet ward, wars 


1) Die Organifation der untern Staatöverwaltung in den De- 
partements der Zuftiz und deö Innern vom: 31. Decemb. 
1818. 


durch welche beſonders, nach dem Vorgange Bayern, das Gemeinde 
wefen, die Orundlage einer jeden guten Verfaſſung, in m 
neu geflaltet ward. 
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. MWilkelm;don Gottes Gnaden König von Wuͤrtemberg. Schon 
vor mehren: Jahren find in der untern Staatsverwaltung Unſers König: 
reiches: wefentliche. Mängel fühlbar geworden, und insbefondere hat man alls 
gerein wnerfarint, daß bie Oberamtsverwaltung ben gerechteften . und drin⸗ 
gendften Forderungen großentheils nicht entſpreche. Die Abficht, fie zu vers 
beffern;, "hat nach amd nach auf: verfchiedene Mittel geführt; man hat Kreis: 
aͤmter (nachher. Kandvogteien) als Mittelftellen zwifchen der Regierung und 
den Oberämtern angeordnet, bie vormaligen wenigen Unteramteien bis auf 
eine. bedeutende. Zahl vermehrt, zur Reviſion der Gemeinde: und Stiftsrech⸗ 
nungen: eigene unmittelbare Beamte. aufgeftellt, für die Adminiſtration ber 
Stiftungen befondere Bezirksaͤmter eingeführt, decernirende Provinzialjuftizs 
collegien ‚für die erfte Civilinftanz, und für jede Landvogtei eine Criminal: 
beamtung errichtet. Diefe Anftalten felbft aber find, mancher legislativen 
Gorrectionen ungeachtet, auf dem Landtage von 1815 Gegenftände von Be: 
ſchwerden geworden; welchen in mehren Puncten bie Regierung ihre AUnerz 
Eennung nicht verfagen konnte. Es liegt am Tage, daß feit Einführung 
diefer Anftalten die: frühen Uebel nicht vermindert morden find; und was 
auch in diefer Hinficht auf Rechnung zufälliger Einflüffe kommen möchte; 
fo haben doch die dabei gemachten Erfahrungen zu der Ueherzeugung beige: 
tragen, daß nicht blos eine Mobification, fondern eine mwefentliche Aenderung 
der alten Bezirksverfaſſung nothwendig ſey. Noch immer find die Regimi— 
nalverwaltung und Aufficht in allen Beziehungen, die Polizei in allen ihren 
Zweigen, das Griminalwefen und die Leitung fowohl als die unmittelbare 
Ausübung. der freitigen und der willkuͤrlichen Gerichtsbarkeit in dem Ges 
ſchaͤftskreiſe des Oberamtmanns vereinigt, — ungeachtet dem Umfang und 
der. Bielartigkeit diefer Gefchäfte, ‚zumal bei einem Difkricte von zmwanzig- 
taufend Menfchen, die Talente, Kenntniffe, practifhe Ausbildung und Thaͤ— 
tigkeit eines einzigen Mannes, nach den Forderungen der jegigen Zeit, nicht 
genügen Eönnen.. Diefe Ueberzeugung mußte auf der einen Seite eine ſchaͤd⸗ 
liche Nachfiht, in Anfehung der oberamtlichen Thätigkeit, um fo natürlis 
cher herbeiführen, als diefe, nach Verfchiedenheit der Functionen, faft von 
allen. Landesitellen in :Unfpruch genommen wird, und deswegen von feiner 
berfelden mit ‘gerechter Strenge beauffichtet werden kann. Auf der andern 
Seite fand dem Oberamtmann fihon feit den älteften Zeiten in der Stadt: 
fhreiberei ein Weg offen, auf Koften der Intereſſenten oder ber öffentlichen 
Kaſſen ſich die Amtsgefchäfte zu erleichtern; wobei denn beide Stellen, in 
einer dem Gemeinwohl nicht durchaus zuträglihen Nichtung, von ihrem 
eigenthuͤmlichen gefeglichen Charakter ſich nach und nad) entfernten. Ueber: 
haupt iſt nicht zu verkennen, daß manche ältere Gefege und Inſtitute durch 
allmählige Ummandlung der Berhältniffe, für die fie gegeben waren, ihre 
wohlthätige Wirkfamkeit verloren haben, wahrend mitunter durch fie die, in 
dem größten Theile Unſrer Staaten ſchon feit Sahrhunderten beftehende, Ge— 
meindeverfaffung in ihrer Entwidelung gehemmt worden if. Die Folgen 
diefer organifchen Mängel aͤußern ſich fortwährend auf mancherlei Weife ver: 
derblich. Die nicht überall hinlanglich gerechtfertigte Befchräankung der Mas 
Hifteate in Gemeindefachen hat Einrichtungen herbeigeführt, deren Koften und 
andere Nachtheile nicht durch ein. höheres Maaß öffentlichen Vertrauens auf 
die Verwaltung vergütet werden. Den Einzelnen ift dee Betrieb ihrer mei: 
ſten Privatangelegenheiten , vdrzuͤglich die Rechtshülfe, fo fehr erfchwert und 
vertheuert, daß der Zweck nicht” felten durch das Mittel aufgewogen mird. 
Auch im Griminafmefen ift der langſame Gang der Juſtiz, bei unverhälts - 
nißmäßig großem Aufwand der Staatskaſſe, fo beſchwerend für die Indivi— 
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duen, ald nachtheilig fuͤr die Moralitaͤt und öffentliche Sicherheit! Je ent: 
ſchiedener die Vorzüge find, durch welche die: von der Vorfehung: Uns anver⸗ 
£rauten Lande in manchen Zheilen ihrer geſellſchaftlichen Einrichtung fich ‚aus: 
zeichnen; deſto weniger koͤnnen Wir -geftatten, daß den zahlteichern suntern 
Klaſſen des Volkes bedeutende ‚Wortheile der Stantsuerbindung auf die - fie 
gerechter. Anfprüche haben, nur unvollbommen zu Theil: werden. In biefer 
Gefinnung, zugleic) aber auch in Erwägung, daß die Gefeßgebung der Cul- 
tur eben fo wenig voraneilen, als hinter ihr zuruͤckbleiben darf, haben 
Wir die untere bürgerliche: Verwaltung nach folgenden: Grundfägen geordnet: 
I. Der Gemeindeverband, als die natürliche Grundinge,.bed: Staats: 
verbandes, ift, mit Rüdfiht auf. Gemeinſchaft des. Wohnftges, auf. eine, 
für den Betrieb bürgerlicher Zwecke hinreichende, Menfchenzahl, auf. Zuſam⸗ 
menhang und Gefchloffenheit des Bodens, überall zu erhaltenisund zu vers 
vollfommnen.: Er erſtreckt fih auf alles, was die Gemeindemarfung um: 
ſchließt, und. äußert feine Wirkung auf alle: bürgerliche Verhältniffe, fo meit 
ihm nicht in beiden Beziehungen allgemeine Staatsgefege. oder unſtreitige be: 
ſondere Rechte derogiren. Die Gemeinde ift-das Befte ihrer Genoſſen, und 
eben fo auch. das Belle des Staats: zu befördern ſchuldig; beides nach den 
rechtlichen Beftimmungen einer, auf wechfelfeitigen Vortheil gegründeten, Ue⸗ 
bereinkunft. TE AL Ah ee 

Zu diefen Zwecken verfügt fie über ihr gemeines Vermögen, das ihrer 
" Verwaltung niche entzogen werden kann, und nimmit das in Verband. fies 
hende Privatvermögen, das fie in der Entrichtung der Staatsſteuer vertritt, 
fubfidiarifch. in Anfpruh. Die Ausübung ihrer Rechte und Pflichten über: 
trägt fie einem, durch Stimmenmehrheit aller Gemeindebürger aus ihrer 
Mitte gewählten, bleibenden Gemeinderathe. Diefer hat bie ganze Gemein: 
deverwaltung, in Beziehung auf Oekonomie, Polizei, Rechtspflege und aus 
ßere Verhältniffe, theils felbit zu beforgen, theils unter feiner Berantwortlich- 
keit durch andere, von ihm beftellte, Perfonen beforgen zu laſſen. In jeber 
Stadtz oder Dorfgemeinde fteht ein Mitglied des Rathes als Vorſitzer deſ⸗ 
ſelben, und als erſter Vorſteher an der Spitze der Verwaltung; er hat zu⸗ 
gleich die Staatsangelegenheiten, ſo weit ſie die Gemeinde insbeſondere be= 
ruͤhren, zu beſorgen, und iſt in dieſer Hinſicht Regierungsbeamter. Dieſer, 
wie der Gemeinderath, hat eine feinem Berufe angemeſſene Strafgewalt. 
Dem Bortheil der Gemeinde ift gemäß, daß die obrigkeitlihen und verwal⸗ 
tenden Perfonen ihre Gefchäfte ohne fremden Beiftand verfehen; dies erfor⸗ 
dert auf der einen, Seite Vereinfachung der Geſchaͤfte, auf ber andern ange: 
meffene Belohnung der Angeftellten, umd in ber Regel Iebenslängliche Bei⸗ 
behaltung der Stellen. Ein Ausfhug der Buͤrgerſchaft, befien Mitglieder 
nach periodifchen Wahlen nothwendig mechfeln, iſt zu erhaltender Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf das gemeine Beſte verpflichtet. In wichtigern Faͤllen wird durch 
ſeinen Widerſpruch ein Beſchluß des Gemeinderaths in ſeiner Wirkung ge⸗ 
hemmt, durch feine Zuſtimmung aber theils. deffen Amtsgewalt ergänzt, 
theils auch eine Cognition höherer Stellen entbehrlich gemacht. Die eigen= 
thümliche Wirkfamkeit des Ausfchuffes wird dadurch gefichert, daB er vom, 
der ordentlichen Werwaltung entfernt bleibt, Das Auffihts= und Leitungs⸗ 
recht der Regierung aͤußert ſich darin, daß ſie den erſten Vorſteher auf einen 
Wahlvorſchlag der Gemeinde ernennt, der: legalen Beſetzung der übrigen Ver⸗ 
waltungsſtellen fich verfichert, und fie durch Beftätigung beglaubigt, die Des 
£onomieverwaltung durch ihre: Prüfung in gefeglichee Ordnung. erhält, und 
über Befchwerden, ‚befonders über Streitigkeiten zwiſchen der Verwaltung 
und dem Ausfhuffe, entſcheidet. Der Staatsorganismus erfordert eine 
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gleiche Grundverfaffung “aller Gemeinden. Uber bei ihrer “großen Verſchie-⸗ 
denheit an Umfang und Beſtandtheilen, iſt eine große Verſchiedenheit in der 

beſondern Einrichtung ſowohl, als in dem Verhaͤltniſſe zu den Staatsbe⸗ 
hoͤrden, ihrem Intereſſe eben ſo, wie dem des Staates gemaͤß. Sie werden, 
mit votzuglicher Ruͤckſicht auf Bevölkerung, in vier Klaſſen abgetheilt, nach 
deren Stufenfolge der Grad der Unabhängigkeit bejtimmt wird, der ihnen 
jegt oder Elinftig einzuräumen iſt. Die ſpecielle Ausführung diefer Grund⸗ 
füge enthält das. Edict über bie Gemeindeverfaffung sub Nro. L = 


15 Die ftaatsbürgerlichen Angelegenheiten, welchen der Gemeindever— 
band nicht genügt, werden duch den Bezirksverband befördert. Indem Wir 
eine den natürlichen Verhältniffen möglichft anpaffende, unftreitig wünjchene: 
werthe, inz und. Butheitung aller Gemeinden, der künftigen Geſetzgebung 
heimzuſtellen/ Uns durch höhere Ruͤckſichten bewogen finden, laſſen Wir, mit 
Ausnahme der wenigen Aenderungen, die durch ganz beſonders dringende Um— 
ſtaͤnde motivirt ſeyn moͤchten, den Beſtand der gegenwaͤrtigen Oberamtsbezirke 
und die Anordnung der Oberamtsſitze derzeit unveraͤndert. Der Oberamtmann 
iſt nichtmehr: Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorſteher der Ober— 
amtsſtadt, hat hingegen als Regierungsbeamter des Diſtricts in allen Be⸗ 
ziehungen, in welchen. die ausſchließliche Competenz einer andern Stelle nicht 
umzweifelhaft begruͤndet iſt, das oͤffentliche und Privatwohl zu befoͤrdern. 
Hauptgegenſtaͤnde feines Berufes ſind die eigentlichen Regierungsſachen, bie 
geſammte Polizei, und die Aufſicht über das Oekonomie- und Rechnungs⸗ 
weſen der oͤffentlichen Koͤrperſchaften. Diefe Gegenſtaͤnde hat er nach ihrem 
ganzen Umfaͤng, unter ſteter unmittelbarer Verantwortlichkeit, zu behandeln, 
ohne durch die damit berbundenen Geſchaͤfte irgend eine Corporationskaſſe aus 
eigner Macht und nach eignem ’Ermeffen zu belaͤſtigen. Geringere Geſetz⸗ 
uͤbertretungen, mit Einfchluß der ſonſt auch unter deni- Namen von Polizei⸗ 
faͤllen begriffenen gerneinen Vergehen, ſodann Verletzungen des Finanzintereſſe 
erledigt ev theils durch eigene Straferkenntniſſe, theils durch Entſcheidung über 
die von: Strafetkenntniſſen der Gemeindevorſtaͤnde ergriffenen Recurſe. Wich— 
tigere Fälle legt er, nach gepflogener Unterſuchung, der hoͤhern Adminiſtraͤtions⸗ 
behötde ; ſofern ſie fuͤr dieſe geeignet ſind, zur Entſcheidung vor; wirkliche 
Verbrechen uͤberlaͤßt oder uͤbergiebt er dem Richteramt. Ein beſtaͤndiger Amts— 
gehuͤlfe und’ eventueller Stellvertreter des Oberamtmanns wird von Staats— 
wegen aufgeſtellt. „Für die Geſundheitspolizei wird ein — oder werden nach 
Erforderniß mehrere öffentliche Aerzte, auf Vorſchlaͤge der Oberamtscorporatio— 
nen, von der Negierung ernannt. Der Amtspfleger, als Oekonomierechnungs⸗ 
und Kaffenbenmter der Corporation "wird von dieſer etriannt, und von der 
Negierung beftätigt. Diefer, wie jene, werden vorzüglich aus der Amtspfleg- 
kaſſe befofdet. Die Oberamtscorporation wird "vertreten durch die Amtsver— 
fammlung, die, unter dem Vorſitze des Dberamtmanns, aus den eriten Orts— 
vorftehern und andern Deputirten der Gemeinderäthe, nach dem Verhältniffe 
des Steuercataſters, in einer -Gefammtzahl befteht, die für die Berathung 
des Bezirkes nicht zu klein, noch für collegialifche Gefchäftsbehandlung zu 
groß ift. Auf den Beſchluͤſſen ihrer Mehrheit beruht die Verwaltung aller 
eigentlichen Gorporationsangelegenheiten, befonders der Oekonomie. Der Ober: 
amtmann iſt zu einer 'einfeitigen Verfügung über die Kaffe nicht ermächtigt, 
er. hat aber die Vorbereitung und Völlziehung der Befchlüffe, auch die Mes 
vifion der Rechnungen,’ und ift zur Wachſamkeit über alle Theile der. Ver: 
waltung vorzugsweiſe verpflichteti "Sofern feine Theilnahme an der letztern 
unvereinbar iſt mit der Pflicht der Staatsaufficht; wird diefe von der Kreise 
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vegierung, als eigentlicher Aufſi ichtöbehörhe, unmittelbar ausgeübt. Alles die: 
es iſt in dem Edicte sub Nro, II. umftändlicher entwickelt. 

UL Wer duch Beſtimmung eigener Mittel, zu fortwährender Wohl⸗ 
thaͤtickeit das Beſte der bürgerlichen: Geſellſchaft befoͤrdert, nimmt, als Unters 
pfand fuͤr die Erreichung ‚feiner Abſicht, die Zreye der oͤffentlichen Verwal⸗ 
fung mit Recht in Anſpruch. Die hierdurch gebotene Erhaltung und funda⸗ 
tionsmäßige Verwendung ber Stiftungen glauben; Wir nicht ſicherer ſtellen zu 
koͤnnen, als wenn Wir d# Verwaltung. Derfelben mieder, wie, vormals, den 
Gemeinden überlaffen, die dabei ein nahes Intereſſe haben, infofern der Er: 
trag ihren Mitgliedern zu gut kommt, oder ſelbſt auch zw. Erleichterung ge— 
meiner: Laften gereicht, - Es wird daher, in dem Edict über, die Stiftungen 
sub Nro. IIIz, der Gemeinderath in ‚Verbindung ‚mit den Ortsgeiſtlichen, 
deven .erfter ‚jederzeit. die Mitdivection hat, zum. Stiftungstath erklaͤrt, mit 
dem Auftrage, durch Aufſtellung tuͤchtiger Officianten, durch Aufficht, über 
ihre Amtsführung,, durch. collegialifches Erkenntniß über alle wichtigere, Ges’ 
genftände, und nöthigen Falls durch Bericht an die höhere Behörde, fuͤr die 
Erhaltung und: gefegmäßige Verwendung aller. örtlichen Stiftungen. zu forgen, 
Die laufende Verwaltung tft, innerhalb. feftgefegter. Grenzen, . dem: aus: Mite 
gliedern des Stiftungsrathes beftehenden „Kirchenconvent übertragen. Der Buͤr⸗ 
gerausſchuß iſt zur Aufmerkſamkeit auf die Verwaltung verpflichtet, — ſich 
daruͤber zu aͤußern, und Erläuterung: zu⸗ erwarten befugt. Dem: Oberamt 
und Decanat fteht unter: der: Oberaufficht,, ‚der Kreigregierung die Aufſicht über, 
die Localverwaltungen, auch insbefonbere, die Revifion :der Rechnungen, zu. 
Die zwiſchen Stiftungen verſchiedener Gemeinden bin. und tieber bestehenden. 
Verbindungen. (Confraternitäten) ſind, ſofern fie auf: rechtlichen. ‚Gründen bes, 
ruhen, zu.erhaltenz.. fie ſtehen unter: den Leitung dev Amtsverfammlung,. an. 
deren: Berathungen in dieſer Beziehung der Decan Theil nimmt. Die priz. 
vativen Intereſſen einzelner Gemeinden und die Intereſſen der Kirchen wer⸗ 
den geſichert durch eine. ben Gemeinde⸗ und. Gonfeffionsverhältniffen. entſpre⸗ 
Sende nähere Beſtimmung dev Verwaltungs⸗ and. Aufſichtsrechte. 

1V.Die Privatrechtspflege wird, mit entſcheidender Rüdficht. auf das 
Antereffe, derer, - die ihrer bedürftig fun: koͤnnen, der ordentlichen Gemeindes. 
obrigkeit fo weit. überlaffen, als ſie mit der. allgemeinen bürgerfichen Verwal 
tung- fich verträgt. Die Rechtsfürforge, welche. vorzuͤglich die fogenannte- will⸗ 
kuͤhrliche Gerichtsbarkeit und das Curatelweſen begreift, fest Kenntniſſe von per: 
ſoͤnlichen Eigenſchaften, von. Familien-, Vermoͤgens- und Gerwerbsverhaͤlt⸗ 
niſſen voraus, iſt auch großentheils adminiſtrativer Natur, ſteht daher dem 
Gemeinderathe zu. Auch zur Streitvermittelung iſt derſelbe, durch jene bes; 
fondere Kenntniffe und: durch feinen näheren ‚amtlichen Einfluß auf die Streiz. 
tenden, vorzüglich geeignet... Die Nechtshülfe. in unſtreitigen Sachen, als 
ein. Theil der allgemeinen obrigkeitlichen Gewalt, gebuͤhrt ihm ohnehin, ſo 
wie in eiligen Fällen der Rechtsſchutz, und die Erhaltung des Ruheſtandes 
durch proviſoriſche Verfügungen. Ueberdies kommtihm eine Cognition in 
Untergangsſachen zu, und endlich erledigt er Streitigkeiten, die wegen Gering⸗ 
fuͤgigkeit des Objects einen weiteren Rechtsgang nicht vertragen, durch inap⸗ 
pellable Erkenntniſſe. Solche Geſchaͤfte der Rechtspolizei, die auf Anwendung 
ſchwieriger Rechtskormen beruhen, und beſondere Geſchaͤftskenntniſſe erfordern, 
werden unter der Mitwirkung des Gemeinderathes von dem Gerichtsnotar 
bearbeitet. Für die Gerichtsnotare werden in jedem Oberamtsbezirke geſchloſ— 
ſene Diſtricte gebildet, und ihre eigentlichen Amtsverrichtungen noch genau 
und namentlich beſtimmt werden. Fuͤr dieſe (mit Ausſcheidung der ihnen 
ſonſt zuſtehenden Notariats- und Schreibereigeſchaͤfte) werden fie aus öffent: 
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lichen Kaſſen befoldet, welche dagegen bie von Peivatintereffenten zu entrich⸗ 
tenden Gebühren. beziehen. 2 De ee 2 

- Für den ganzen Umfang der, Nechtspflege, mit Ausſchluß adminiſtrativer 
Functionen, wird in jedem Oberamtsbezirk ein Richter aufgeſtellt. Diefer 
hat, unter der Oberaufficht des. Kreiögerichtshofes, mit einem, al$ Gehuͤlfe 
und Stellvertreter ihm beigegebenen, Actuar die Gemeinderäthe und Gerichts⸗ 
notare in der Ausuͤbung ihrer, auf die Rechtspflege ſich beziehenden, Pflichten 
zu beaufſichtigen, auch wichtige und ſchwierige Handlungen der, Rechts uͤrſorge 
felbſt vorzunehmen, ſeine Gerichtsangehoͤrigen in Streitigkeiten mit Exemten 
und mit Auswaͤrtigen durch Verwendung zu unterſtuͤtzen, und überhaupt ‚die 
Dbliegenheiten eines Juſtizbeamten in allen Beziehungen zu erfüllen. Haupt⸗ 
ſaͤchlich hat er, in Gemeinſchaft mit Beiſitzern, die durch das öffentliche Ders 
trauen berufen, und den Parteien unverbächtig find, alle privatrechtliche Strei— 
tigkeiten in erſter Inſtanz zu eroͤrtern und zu entſcheiden. Bei der Stellung 
des Oberamtsgerichtes als erfter Inſtanz, bei ber Beſchaffenheit bes größten 
Theils der an baffelbe gelangenden Sachen und bei dem großen Gewinn, den 
die Aufklärung des Richters ſowohl als die Ueberzeugung der Streitenden felbft 
durch die unverzögerte lebendige Erörterung einer Sache erlangt, iſt es dem 
wahren Zwecke der Rechtspflege. gemäß, daß vor dem Oberamtsgericht, fo. 
weit es gefchehen kann, die Parteien perföntich erfcheinen, — daß, nur mit 
den nothwendigften Ausnahmen, muͤndlich verhandelt und vorzüglicher Bes 
dacht auf die Herftellung einer reinen Zhatgefhichte. genommen werde, — 
daß der Richter dem Anrufen der Parteien jede, die Entfcheidung befürderndg, 
Folge von Amtöwegen gebe, — daß er an ihre Vorbringen .allein in Er— 
forfchung der Wahrheit nicht ‘gebunden ſey, — baß er unter Beobachtung, 
der- wefentlichen , Erforderniffe fhleunig verfahre, — daß. er, . ohne. Einhohlung 
fremden Rathes entfcheide, — und daß nicht über Zwiſchenurtheile, ſondern 
nur ‚über die Definitiventfheidung in der Hauptfache — eine Streitverhand⸗ 
lung vor dem Dberrichter Statt finde. Der Weg zu. diefem ſteht für ‚eins, 
fache Beſchwerden über den Unterrichter jederzeit offen, und wird für, die, 
förmliche Berufung, durch Zuruͤckfuͤhrung der bisher gefeglichen Fatalien und 
Formalien auf einfache Nothftiften, erleichtert, Die gefeglichen Beftimmuns. 
gen hierüber ertheilen Wir in dem Edict über die Gerichtsverfaffung sub 
Nro. IV, a 5 
V. Borfchriften über die Strafrechtöpflege,. bie gleichfalls dem Ober 
amtsrichter, theils in der Eigenfchaft eines Richters, theild in der ‚eines In— 
quirenten,. Berichterfatters und Vollziehers übertragen iſt. Er unterfucht 
volftändig, und ohne Unterfcheidbung der General: und der Specialinquifition, 
alle, Gefegübertretungen, deren Entfcheidung nicht. den Adminiſtrativbehoͤrden 
zufteht, ober die Befugniß des Dberamts uͤberſteigt. Es ift feiner wahren 
Wirkſamkeit gemäß, daß er in Unterfuchungen anderer Stellen nidyt unmite 
telbar eingreife, und daß er, um auf eine Unterfuhung einzugehen, in der 
Regel die Anzeige oder Aufforderung einer öffentlichen Behörde, eine Anklage‘ 
ober förmliche Denunciation erwarte, Eine gefegmäfig an ihn gebrachte Sache 
kann er ohne die entfcheidendften Grunde nicht ablehnen. Won dem Augen 
blick, wo er fie übernommen hat, ſteht alles weitere Verfahren ihm allein 
zu. Er entfcheidet in Gemeinſchaft mit öffentlich verordneten Gerichtsbeifigern 
bis zu einer einfachen: Sreiheitsftrafe von vier Wochen. und einer Geldſtrafe 
von dreißig Thalern. MWichtigere Falle berichtet er an den Kreisgerichtshof. 
Die Einführung eines angemefjenen öffentlichen Verfahrens, zu möglich 
ſter Sicherftellung von Ehre, Leben, Leib und Gut des Angeklagten, wird. 
ein Gegenftand fernerer Berathung ſeyn. | 
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VI. Da'die Zweckmaͤßigkeit jeder Verwaltung von dem intellectuellen 
und moralifhen Vermögen ber Angeftellten abhängt, und da’ ber gefegmäßige 
Wille, durch höhere Aufſicht allein nicht erfegt, hingegen zum Theile durch 
äußere, Verhaͤltniſfe beſtimmt wird; fo fordert das gemeine Befte eben, fo fehr, 
als die Gerechtigkeit, daß, bei Anftellung und Beförderung öffentlicher Beam⸗ 
een jeder Art, nur Talente, Kenntniffe, Nedlichkeit und Thätigkeit mit Ent 
fernung alfer ungefeglichen Einflüffe beruͤckſichtigt, die Beamten mit geeigne⸗ 
ter Achtung behandelt, und duch hinreichende Belohnung gegen: ftörende Sor⸗ 
gen "gefchüge werben: Zu dieſem Ende, und in Erwägung, daß die Abhaͤn⸗ 
glgkeit von zufaͤlligem Einkommen und beſonderen Verdienſtberechnungen, 
eines Theils dem amtlichen Charakter einer obrigkeitlichen Perfon nicht ent⸗ 
ſpricht, andern Theils zu Mißbraͤuchen Anlaß giebt, haben Wir! die Were 
wandlung aecidenteller Dienſtbelohnungen im feſte Jahrgehalte verbtdnet, und 
erwarten, daß die Gemeinden, bei den Yon ihrer Wahl und Belohnung übe 
Bingigen Dienftei;'die "obigen Grundfäge gern zur Richtſchnur nehmen wer⸗ 
dei... Wir haben’ aber auch nun hauptfächlich die Dienftgehalte der bei dem 
Öberamtsgerichten und’ Oberämtern anzuftellenden Beamten in Unferem Edict 
sub Nro. V. auf pine ihren Dienft- und Rangverhaͤltniſſen angemeffene Art 
beftimmt, wobei Wir zugleich Jedem verdiente Beförderung auf feiner Laufe 
bahn. zufichern. Dagegen verfehen Mir Uns zu ihnen, daß fie, wozu‘ fie 
nöthigen Falls oͤhne Nachficht anzuhalten wären, nicht nur ihren Amtsoblies 
genheiten, im Verhaͤltniß gegen Untergebene ſowohl als gegen die Negierung, 
mit Tätigkeit und Treue ſich widmen, fondern auch aller und jeder unge 
feglfichen Vermehrung ihres Dienfteinfommens ſich enthalten‘ werben. Ins⸗ 
Beföndere erklären Wir, abgeſehen "von dem Verbrechen der Beſtechung, die 
bloße Geſchenkannahme Unferer Staatöbeamten, von Perfonen, mit welchen | 
fie. in amtlichen Verhültniſſen ſtehen, unter den im Edicte gegebenen näheren 
Beſtimmungen, Fir ein Dienftvergehen, welches mit Entlaffung, oder mins 
deſtens mit Zuthiekfeguitg im Dienfte zu beftrafen iſt. Und da auch der nahe 
Verdacht einer Zigaͤnglichkeit für Gefchenke dem Öffentlichen Vertrauen und 
fomit dem Dienfte nachtheilig if; fo hat det Beamte, der im eintretenden 
Falle ſich davon nicht genuͤgend zu reinigen weiß, eine Örtliche Verſetzung zu 
erwarten. N, Re Pr | 3 

VII. Da, ‚bei der gegenwärtigen Abänderung der untern Verwaltung, 
an den Koften derfelden die Amtspfleg⸗ und. Gemeindekaſſe künftig weniger, 
als bisher zu tragen haben; fo ift einige Erhöhung des Aufwandes der Staats⸗ 
kaſſe, auch bei aller en NRüdfiht auf Koſtenerſparniß, derzeit uns 
vermeidlich, wenn nicht die hoͤhern Zwecke gefährdet werden follen. Es kommt 
jedoch dabri in Betrachtung, daß viele der bisherigen Befoldungen mit dem 
gemeinften Bebütfniffen in einem fo öffenbaren Mißverhältniffe ftanden, daß: 
eirte Erhöhung‘ derfelben ſchon Tängft als rechtlich und politiſch nothwendig 
erkannt worden iſt, andere Aber in Zuflüffen aus dem Vermögen der Ge: 
- meinden und der Peivatenbeitanden, deren Ungemeffenheit, — ihrer fonftigen 
nachtheiligen Folgen nicht zu gedenken,‘ — einem‘ großen Theile des Volkes 
ſelbſt auch ökonomifch weit Läftiger war, als ihm die gegenmärtige Erhöhung 
der Staatsausgaben werden kann. Wie demnach diefe theils zu Tilgung 
einer Älteren Staatsverbindlichkeit, theil® zu unmittelbarer anderweitiger Er⸗ 
leichterung gereicht; fo wird fie einſt auch ganz aufhören, und eine wirkliche 
Verminderung der Staatsverwaltungskoften dann eintreten koͤnnen, wenn 
die nunmehr begruͤndete Einfachheit der Verwaltung feſten Boͤden gewonnen 
haben wid, © DI, an 

VII. Nachdem bereits im Jahre 1847 die Mittelftellen zwifhen Ne: 
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gierung und Dberämtern aufgehört haben; fo reten nun, in Zolge der ges 
genwärtigen, Anordnungen, die Oberamtsrichter in die Stelle der Provinzial 
juftizeollegien und ber Criminalraͤthe. Da die Revifion der Gemeinde: und 
Stiftungsrehnungen als. eigentliches oberamtliches Gefchäft wieder den Ober: 
ämtern, fo wie die GStiftungsadminifträtion den Gemeinden zugetheilt wird; 
fo kann weber ein Nechnungsreviforat, noch eine Stiftungsverwaltung, als 
eigene Diſtrictsbeamtung ferner beftehen. Die Unteramteien und Oberſchult⸗ 
heißereiog, werden jest, da die Oberämter fo bedeutend, erleichtert find, um 
jo mehr:aufgelöfet, als eine Mittelftele zwifchen den Gemeinden und dem 
Oberamte weder dem Organismus angemeffen, noch dem Gefchäftsgange zu: 
täglich iſt. Die in den Stadt: und Amtsfchreibereien bisher vereinigten 
Functivnen fallen, je nad) ihren, verfchiedenen Eigenfhaften, dem Oberamts- 
richter, dem Gerichtsnotar, dem Oberamte, der Amtsverfammlung, den Ge: 
meinderäthen; und Gemeindeofficianten, und beziehungsmweife den verfchiedenen 
Actuariaten theilmeife zu. Die Perfonen, melche dutch Aufhebung der von 
ihnen hekleideten Aemter außer Dienflactivität Fommen, find ihren Werdien- 
[fen gemäß, anderwaͤrts anzuftellen, und fofern fie an ihrem bisherigen recht: 
mäßigen Dienſteinkommen verkürzt würden, billig zu entſchaͤdigen. 
IK. Den in Unferem. Königreiche begüterten Standesherren, fo wie 
yem ritterfchaftlichen Adel, bleiben. ‚die ihnen zugeficherten Jurisdictions⸗, Po: 
igeis und Aufſichtsrechte unbedenklich vorbehalten, infofern die Ausübung ber: 
elben zwar ‚einige. Mobdification der gegenwärtigen Anordnungen veranlaffen, 
ıber den wahren Erforderniſſen der untern Staatsverwaltung nicht nachtheilig 
verden kann. Endlich | 

X. behalten alle Geſetze, fo weit fie mit den gegentärtigen Anordnungen 
icht im MWiderfpruche ftehen, auch noch ferner ihre Anwendung, bis Wir 
m Stande.feyn werden, eine höhere Vervollkommnung der Öefeggebung mit 
iner Ständeverfammlung zu berathen, deren Herftellung Uns fortwährend ans 
iegt, und die Mir nun ungefäumt in nähere Berathung ziehen werden. Zur 
Sollgiehung der gegenwärtigen Anordnungen find von einer Commiffion, die 
Bir zu dieſem Ende niederfegen werden, demnaͤchſt beflimmte nähere Einlei— 
ungen zu treffen. 
Gegeben Stuttgart, den 31. December 1818, 2 
Sue (unterz. Wilhelm: -; 

Auf Befehl des Königs: 
Der Staatsfecretaie Vellnagel, 





Am 10. Suni 1819 berief darauf der König von neuem die Stände 
im 13. Sulinad) Ludwigsburg, in deren Mitte fich jet ein befferer Geift 
:igte, auf welchen die veränderten äußern politifchen Verhältniffe im teutfchen 
staatenbunde nicht ohne Einfluß blieben. Diefe conflituirende Ber: 
‚mmlung ernannte 7 Deputirte (unter ihnen Weishaarundv. Varnbuͤ— 
r) aus ihrer Mitte, welche, gemeinfchaftlich mit 4 koͤniglichen Commiſ— 
rien (v. Maucler, v. Groos,'v. Fiſcher und v. Schmidlin) 
nen andern vom Koͤnige vorgelegten Verfaſſungsentwurf beratheten, und 
wüber an die Verſammlung berichteten. Am 23. Sept. trat die Ver: 
mmlung den Befchlüffen der Commiſſion bei, und fo ward der neue 
Dun mit wenigen nicht wefentlichen in Rn genoms 
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men, und am 25. September 1819 als das, auf dem Wege des Bew 
trages zu Stande gekommene, Grundgefet des Königreiches bekannt 
gemacht. | 

m) Berfaffungsurkunde vom 25. Sept. 1819. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Würtemberg. Thun 
Rum und zu wiſſen fuͤr Uns und Unſere Nachfolger in der Regierung: 

Unſeres in. Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtaͤt und Gnaden haben 
ſchen im Jahre 1815 auf die Errichtung einer Staats⸗ Grundverfafſuüug fuͤr 
das geſammte Koͤnigreich Wuͤrtemberg ernſtlichen Bedacht genommen, und 
zu dieſem Ende mit den zu einer Staͤndeverſammlung einberufenen Fuͤrſten, 
Grafen, Edelleuten, Geiſtlichen beider Hauptconfeſſionen und. den von einigen 
Städten, auch fämmtlichen Dberamtsbezirken gewählten Abgeordneten Unter 
bandlungen eröffnen laſſen, welche unter Unſerer Regierung bie in das Jahr 
1817 fortgefegt wurden. 

Miewohl damals der gewünfchte Zweck nicht zu arreichen götöefen ; fo 
haben Wir denfelben dennoch unverrüdt im Auge behalten, und um eines 
Theils der Uns, als einem Gliede des teutfchen Bundes, obliegenden Ver— 
bindlichkeit zur Erfültung des XII. Artikels der Bundesacte, andern Theil 
den Wünfcen und Bitten Unferer getreuen Unterthanen um endliche Begruͤn⸗ 
dung des oͤffentlichen Rechtszuſtandes, uͤbereinſtimmend mit Unſerer eigenen 
Ueberzeugung, zu entſprechen, eine neue Staͤndeverſammlung auf den 13. Juli 
gegenwaͤrtigen Jahres in Unſere Reſidenz Ludwigsburg berufen.“ | 

Nachdem nun über den Entwurf einer den früheren: Wertehigße und 
gefegmäßigen Rechten und Freiheiten Unferes alten Stammlandes, fo wie 
der damit vereinigten neuen Landestheile, zugleich aber auch den- gegenwaͤrti⸗ 
gen Verhaͤltniſſen moͤglichſt angemeſſenen, Grundverfaſſung die von der Stäns 
deverfammlung hiezu befonders gewählten Mitglieder fi) mit den von Uns 
ernannten Commiffarien vorläuft ig berebet haben, und die Hierüber erſtatteten 
Berichte einerfeitd von Uns in Unſerem Geheimentathe, andererfeitd von der 
vollen Ständeverfammlung volftändig und forgfältig_ geprüft und erwogen, 
fodann die gefammten MWünfche Unferer getreuen Stände Uns vorgelegt wor: 
den find; fo iſt endlich durch hoͤchſte Entſchließung und allerunterthaͤnigſte 
Gegenertlarung eine vollkommene beiderſeitige Vereinigung uͤber folgende Puncte 
su Stande gekommen: 


Erftes Kapitel. 
Bon dem Königreiche. 


$. 1. Sämmtliche Beftandtheile des Königreichs find und bleiben zu 
einem ungertrennlichen Ganzen und zur Theilnahme an Einer und derſelben 
Verfaſſung vereinigt. 

$. 2. Mürde in der Folgezeit das Königreich einen neuen Landeszu: 
wachs buch Kauf, Tauſch, oder auf andere Weiſe erhalten; fo wird der 
felbe in die Gemeinfchaft der Verfaffung des Staates aufgenommen. 

US Landeszuwachs ift Alles anzufehen, was der König nicht: bloß für 
Seine Perfon, fondern durch Anwendung der ÖStaatsfräfte, oder mit der 
ausdrüdlichen Beſtimmung, daf es einen Beſtandtheil des Königreichs auss 
machen foll, erwirbt, 

Sollte ein unabmwendbarer Nothfall die Abtretung "eines Landestheiles 
unvermeidlich machen; fo iſt wenigſtens dafuͤr zu ſorgen, daß den Eingeſeſſe— 
nen des getrennten Landestheiles eine hinlaͤngliche Zeitfriſt geſtattet wird, um 
ſich anderwaͤrts im Koͤnigreiche mit ihrem Eigenthume niederlaſſen zu koͤn⸗ 
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nen, ohne in Veräußerung ihrer Liegenfchaften übereflt, ober durch eine auf 
dag mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf andere: Weife 
beläftigt zu werden.” 22 N N er | 

6:3 Das. Königreich Wuͤrtemberg ift ein Theil des teutfhen Bun— 
desy daher: haben alle organifhe Befhlüffe der Bundesver— 
fammlung, melde: die verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder 
die allgemeinen Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbuͤrger betreffen, nachdem fie 
von dem Könige verkündet find, auch für Wuͤrtemberg ver— 
bindende Kraft. Jedoch tritt in Anfehung der Mittel zur Erfüllung 
der hierdurch ‚begründeten Verbindlichkeiten. bie verfaffungsmäßige Mit: 
wirkung ber Stände ein. BE N — 

| Zweites Kapitel | 
Bondem Könige, der Thronfolge und der Reichsverweſung. 
$. 4. Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt in fi alle 
Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter. den burd die Verfaſ— 
fung feftgefesten Beflimmungen. au, | 

. Seine. Perfon ift heilig und unverleglich. i 

F. 5. Der König befennt fich zu einer der chrifllichen. Kicchen. 

86. Der Sig der Regierung kann in Feinem Falle außerhalb des 

Königreichs. verlegt werden. ng | 

$. 7. Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsitamme des 
Eöntglichen Hauſes; die. Ordnung. derfelben wird durch die Linenlerbfolge nad 
dem Erfigeburtsrechte beftimmt. . Erlifht der Mannsſtamm; .fo- geht. die 
Thronfolge auf die weibliche Linie, ohne Unterfchied des Gefchlechtes, über, 
und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtfchaft mit dem zulest regierenden 
Könige, und, bei gleichem Verwandtſchaftsgrade, das natürliche Alter den 
Vorzug.giebt. Jedoch tritt bei. der Defcendenz des fodann regierenden künig: 
lichen Haufes das Vorrecht des Mannsflammes twieder ein. 

$. 8. Die Fähigkeit zur Thronfolge feßt vechtmäßige Geburt aus einer 
ebenbürtigen, mit. Bewilligung des Küniges gefchloffenen, Ehe voraus. 
..8.9..: Die Volljährigkeit des Königs tritt mit zuruͤckgelegtem achtzehn: 
ten. Sabre ein. a =: 

$. 10. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt dann abgelegt, 
wenn Er. in. einer den Ständen des Königreichs auszuftellenden feierlichen 
Urkunde die unverbrüchliche Feftyaltung der Landesyerfaffung bei feinem konig- 
lichen Worte zugefichert hat. | 

$. 14. Iſt der König minderjährig, oder aus einer, andern Urfache 
an der eigenen: Ausübung der Regierung verhindert; . fo ‚tritt eine Reichsver— 
weſung ein. — | 

$. 12. Sin beiden Fällen wird die Meichsverwefung von dem, der Erb: 
folge nach, nächften Agnaten geführt. Sollte Fein dazu fühiger Agnat vors 
handen feyn; fo fallt die Negentfchaft an’ die Mutter, und nad) diefer an 
die Großmutter des Königs von vaterlicher Seife. 

8 13. Sollte fich bei einem zumächft nach dem regierenden Könige 
zur Erbfolge beftimmten Familiengliede eine folche Geiſtes- oder Eörperfiche 
‚Belchaffenheit zeigen, welche demfelben die eigene Verwaltung des Reichs 
unmöglich machen würde; fo ift noch unter der Regierung des Königs durch 
ein fürmliches Staatsgefeg über den fünftigen Eintritt der gefegmäßigen Reichs— 
verwefung zu enticheiden. i 

Mürde der König während feiner Regierung, oder bei dem Anfalle der 
Thronfolge, durch ein ſolches Hinderniß von. der eigenen Verwaltung des Reis - 
28 * 
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ches abgehalten ſeyn, ohne daß ſchon früher bie oben beſtimmte Vorſehung 
getroffen wäre; fo. foll laͤngſtens binnen Sahresfeifl, in einer von dem Ges 
heimenrathe zu veranlafjenden Verfammlung fämmtlichere im Königreiche ans. 
wefenden volljährigen, nicht mehr unter väterlicher "Gewalt ftehenden Prinzen 
des Eöniglihen Haufes, mit Ausfhluß des zunächft zur Regentſchaft berufes 
nen Agnaten, auf vorgängiges Gutachten des Geheimenrathes, durch ‚einen 
nach) abfoluter Stimmenmehrheit zu faffenden Belhluf, mit Buftimmung 
der Stände uͤber den Eintritt der geſetzmaͤßigen Megentfchaft entfchieden 
werden, | | — 
$. 14. Der Reichsverweſer hat. eben fo, wie ber König, den ‚Ständen 
die Beobachtung der Pandesverfaffung feierlich zuzufichern. — 
$. 15. Der Reichsverweſer übt die Staatsgewalt in dem Umfange, 
wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Königes verfaffungsmäßig aus; 
daher ſteht auch der Geheimerath zum Reichsverwefer in demfelden Verhälts 
niffe, wie zu dem tegierenden Könige, u | 
Es kann aber der Neichsverwefer. keine Standeserhöhungen vornehmen, 
Eeine neuen Ritterorden und Hofämter errichten, und Fein Mitglied des Ge: 
heimenraths anders, als in Folge eines gerichtlichen Erkenntniſſes, entlaffen. 
Jede während einer Reichsverweſung verabfchiedete Abänderung eines Verfaſ— 
fungspunetes gilt nur auf die Dauer der Negentfchaft. Auch Eönnen die 
dem Neiche heimgefallenen Lehen während der Regentfchaft nicht wieder. ver- 
lieben werben, Beh | 
$. 16. In Ermangelung einer von dem Könige. getroffenen, und dem 
Geheimenrathe bekannt gemachten Anordnung, gebührt die Erziehung des 
minderjährigen Königes der Mutter, und, ‚wenn diefe nicht mehr lebt, der 
Großmutter von: väterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung der Exzieher 
und Lehrer, und die Feftfegung des Erziehungsplanes nur unter Ruͤckſprache 
mit dem VBormundfchaftsrathe gefchehen, welcher fih aus den Mitgliedern 
des Geheimenrathes unter dem. Vorfige des Reichsverweſers bildet; fo, daß 
eterer bei den deshalb- zu faffenden Befchlüffen eine mitzuzählende, und, im 
alle einer Stimmengleichheit, eine entfcheidende Stimme hat. Bei einer 
Derfchiedenheit der Anfichten hat der Vormundfchaftscath die Entfcheidung ; 
auch liegt dieſem nad) dem Ableben der Mutter und der Großmutter die 
Sorge für die Erziehung des minderjährigen Königs allein ob. 
8.17. Die Reichsverwefung hört auf, fobald der König das Alter 
der Volljährigkeit erreicht hat, oder fonft das bisherige Hinderniß feiner Selbfte 
tegierung gehoben ift. 
Die Berhältniffe der. Mitglieder bes Eöniglichen Hauſes zum 
Könige, als Oberhaupt: der Familie, und unter fih, werden in einem. eige- 
nen Dausgefege beſtimmt. = 
Drittes Kapitel. 
Bon den allgemeinen Rehtsverhältniffen der 
Staatsbürger. | | 
$. 19. Das Otaatsbürgerrecht wird theils durch Geburt, wenn bei 
ehelich Gebornen der Vater, oder bei Unehelichen die Mutter das Staatsbuͤr⸗ 
gerrecht hat, theil buch Aufnahme erworben, Lestere fegt voraus, daf der 
Aufzunehmende von einer ibeflimmten Gemeinde. bie vorläufige Zuficherung 
de8 Bürger = oder Beifigrechtes erhalten habe, Außerdem erfolgt durch die 
Anſtellung in dem Staatsdienfte die Aufnahme in das Staatsbuͤrgerrecht, 
jedoch nur auf die Dauer der Dienftzeit, 
$. 20. Der Huldigungseid ift von jedem gebornen Würtemberger nach 
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zuruͤckgelegteni 16ten Jahre, und von jedem neu Aufgenommenen bei ber 
Aufnahme abzulegen. 

921. Alle Würtemderger haben gleihe ſtaatsbürgerliche 
Rechte, und eben fo find fie zu gleichen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflich— 
ten und gleicher Theilnahme an den Staatslaften verbunden, 
fo ‘weit nicht die Verfaſſung eine ausdruͤckliche Ausnahme enthältz auch ha= 
ben fie gleichen verfaffungsmäßigen Gehorfam zu leiften. 

822, Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt von 
irgend einem Staatsamte ausgefhloffen werden. 

8.23, Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Vaterlandes und die 
Verbindlichkeit zum Maffendienfte ift allgemein; es finden in leßterer 
Hinficht keine andern, als bie, durch die Bundesacte und die beftehenden 
Gefege begründeten, Ausnahmen Statt, | 

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Geſetz die nähere Be— 
flimmung geben. 

$. 24. Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der Perfon, 
Gemwiffenss und Denffreiheit, Freiheit des Eigenthums und 
Ausmwanderungsfreiheit, 

6.25. Die Reibeigenfhaft bleibt für immer aufgehoben. 
8%: Niemand darf feinem ordentlihen Richter entzo= 
gen, und anders, als in den durch das Gefeg beftinimten Fäl 
(en, und in den gefeslihen Formen verhaftet und beftraft, 
noch länger als Einmal 24 Stunden über die Urfahe feiner 

Berhaftung in Ungewißheit gelaffen werden. 

$. 27. Seder, ohne Unterſchied der Religion, genießt Im Königreiche 

ungeftörte Gewiſſensfreiheit. 
Den vollen Genuß ber faatsbürgerfihen Rechte gewähren die drei chriſt— 
lichen Glaubensbefenntniffe. Andere chriftliche und nicht chriftliche Glaubens⸗ 
genoffen können zur Theilmahme an den bürgerlihen Rechten nur in dem 
Berhältniffe zugelaffen werden, als fie durch die Grundgefege ihrer Religion 
an der Erfüllung ihrer bürgerlichen Pflichten nicht gehindert merden. 

5.28. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels fin: 
bet in ihrem vollen Umfange Statt, jedodh unter Beobach— 
tung der gegen den Mißbrauch beftcehenden oder künftig zu 
erlaffenden Geſetze. 

$. 29. Jeder hat das Recht, feinen Stand und fein Gewerbe nach 
‚ eigner Neigung zu wählen, und fi dazu im In- und Auslande auszubil: 
den, mithin auc auswärtige Bildungsanftalten in Gemaͤßheit der gefeglichen 
Vorſchriften zu befuchen. | 

$. 30. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigentum und andere 
Rechte für allgemeine Staats= oder Corporationszwecke abzutreten, als nach— 
dem ber Geheimerath über die Nothmwendigkeit entfchieden hat, und gegen 
vorgängige volle Entfhädigung. Entfteht aber ein. Streit über die Summe 
der Entfchädigung, und der Eigenthümer will ſich bei dee Entfcheidung der 
Berwaltungsbehörde nicht beruhigen; fo ift die Sache im ordentlichen Rechts: 
wege zu erledigen, einflweilen aber die von jener Stelle feftgefegte Summe 
ohne Verzug auszubezahlen. 

$: 31. Ausſchließliche Handels und Gemerbsprivilegien Eönnen nur zu 
Folge eines Gefeges, oder mit befonderer, für den einzelnen Fall gültiger, 
Beiftimmung der Stände ertheilt werden. | 

Dem Ermeffen der Regierung bleibt überlaffen, nüsliche Erfindungen 
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durch · Patento zu deren ausſchließllchen Benuͤtzung sie: aut die Daun‘ von 
sehn — zu belohnen. 

9.32, Jedem Staatsbürger: ſteht es frei, aus dem Ronigrelche ohne 
PR einer Nachſteuer, au zum andern, fobald er dem. ihm vorge⸗ 
festen: Beamten von. feinem Vorſatze 'die Anzeige gemacht, feine Schulden 
und andere‘ Obliegenheiten berichtigt, und hinreichende Verficherung ausgeſtellt 
hat, daß er innerhalb. Sahresfrift gegen König und Vaterland nicht dienen, 
und eben ſo lange in Hinficht auf. die vor feinem Wegzuge erwachſenen An⸗ 
ſprüche vor dem. Gerichten. des Koͤnigreichs Recht: geben. wolle. 

'$: 33. Durch den Wegzug verliert der. Auswandernde fein Stnatebl 
gerecht fuͤr fi ſich und ſeine mit ihm wegziehenden Kinder. 

.Das Vermoͤgen derjenigen Kinder, welche nicht mit ben Aeltern aus 
wandern, wird im Lande zurücbehalten. . : 

53, Mer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt des Staatabii 
gerrechtes in auswaͤrtige Staatsdienſte tritt, wird deſſelben verluſtig. 

. 85. Wer in einem fremben Staate ſeine bleibende Wohnung nimmt, 
kann ſein wuͤrtembergiſches Staatsbuͤrgerrecht nur mit koͤniglicher ‚Bewilligung 
und unter der Bedingung. beibehalten, daß er den ihm obllegenden ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlichen Pflichten in jeder Hinſicht Genuͤge leiſte. 

6,36. Jeder hat das Recht, über. geſetz⸗ und ordnungswidriges Ver⸗ 
fahren einer Staatsbehoͤrde, oder Verzoͤgerung der Entſcheidung, bei der unmit⸗ 
telbar vorgeſetzten Stelle fchriftli che Beſchwerde zu erheben, und nöthi- 
gen Falls ſtufenweiſe bis zur hoͤchſten Behoͤrde zu verfolgen. 

$. 37. Wird die angebrachte Beſchwerde von ber vorgefegten Behörde 
ungegründet gefunden; fo iſt letztere verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer über 
die. Gründe ihres Urtheils zu belehren. 

$.: 38. : Glaubt, der Befchmerdeführer ſich auch bei der Entſcheidung der 
oberſten Staatsbehorde nicht beruhigen zu koͤnnen; ſo darf er die Beſchwerde 
den Staͤnden mit der ſchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. Haben 
ſich dieſe überzeugt, ‚daß: jene Stufenfolge beobachtet worben, und die Be: 
fehwerde eine Berudfichtigung verdiene ; fo ift ihnen auf ihr Verlangen von 
dem Eöniglichen Geheimentathe, die nöthige Auskunft über ben Gegenſtand zu 
ertheilen. 

$. 39. Der ritterſchaftliche Adel des Koͤnigreichs bildet zum 
Behuf der Mahl feiner ‚Abgeordneten in die Ständeverfammlung und der Er: 
haltung feiner Familie in jedem der‘ vier Kreife eine Koͤrperſchaft. 

$: 40. Die Aufnahme in eine bdiefer Körperfchaften hängt von -ihrer 
Zuftimmung und der Genehmigung des Königes ab. In Beziehung auf die 
Aufnahme abdeliger Befiger immatriculivter Nittergüter fol jedoch durch bie 
Statute diefer Körperfchaften das Nähere feilgefegt werben. 

5, 41. Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, wie andere Lan⸗ 
deögefege, verbindliche Kraft. 

$. 42. Den Mitgliedern ber Ritterſchaft ſtehen alle allgemeinen ſtaats⸗ 
buͤrgerlichen Rechte zu. 

Die naͤheren Beftimmungen über bie Ausäbung der im Uten Artikel 
ber Bundesacte ber Ritterſchaft zugeſi rn Rechte — den Staͤnden 
mitgetheilt. | 

Biertes Kapiten. 
Von den Staatsbehörden. 
A) Allgemeine Beftimmungen. 

$. 43. Die Staatsdienen werden, fo ferne hicht Verfaſſung oder be⸗ 

ſondere Rechte eine Ausnahme begründen, durch den König ernamt, und 
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war — ‚die Collegialvorſtaͤnde ausgenommen — auf Vorſchlaͤge ber vorge: 
fegten Collegien, wobei jebesmal alle Berverber aufzuzählen find. an, 
644. Miemand kann ein; Staatsamt erhalten, ohne zuvor geſetzmaͤßig 
geprüft und für tüchtig erkannt zu ſeyn. Landeseingeborne find bei gleicher 
Tuͤchtigkeit vorzugsmeife vor Fremden zu berüdfichtigen.. j 
:.$.45. In den Dienftsid,, welchen ſaͤmmtliche Staatödiener dem Ko: 
nige abzulegen haben, ift die Verpflichtung aufzunehmen, bie Verfaffung ge: 
wiffenhaft zu wahren. — — 
$. 46. Kein Staatsdiener, ber ein Richteramt bekleidet, kann aus ir» 
gend. einer. Urſache ohne richterliches Erkenntniß feiner. Stelle entfegt, . entlal: 
fen, oder auf eine geringere verfegt. werden, : 

$. 47. Ein Gteiches hat bei den übrigen Staatsdienern Statt, wenn 
die Entfemung aus der bisherigen Stelle wegen Verbrechen oder gemeiner 
Vergehen gefchehen fol. Es Kann aber gegen diefelben wegen Undrauchbar: 
Eeit und Dienftverfehlungen, auch auf Golfegialantrage der ihnen vorgefegten 
Behörden und ded Geheimenraths, die Entlaſſung oder Verlegung auf ein 
geringeres Amt duch den König verfügt: werden; jedoch hat in einem folchen 
Kalle der Geheimerath zuvor die obetſte Juſtizſtelle gutachtlich zu vernehmen, 
ob in rechtlicher Hinficht bei dem Antrage der Golfegialftelle nichts zu erin- 
nern fey. 

- Nach diefem Grundfage find auch die Vorfteher und übrigen Beamten 
der Gemeinden und anderer. Körperfchaften zu behandeln. J 

$. 48. Die naͤmlichen Beſtimmungen, wie bei Entlaſſungen oder Ber: 
fegungen auf eine geringere Stelle, treten bei Suspenfionen ein, welche mit 
Verluſt des Amtsgehalts verbunden find. 

$. 49. Verſetzungen der Staatsdiener ohne Verluſt an Gehalt und 
Rang, Eönnen nur aus erheblichen Gründen und nach vorgangigem Gutach: 
ten des Depärtementschef3 verfügt werden. 

Staatsdiener, welche ohne ihr Anſuchen verfegt werden, erhalten für 
die Umzugskoſten die gefegliche Entſchaͤdigung. 

.$. 50. Für die Staatsdiener, welche durch Krankheit oder Alter zu 
Führung ihres Amtes unfähig geworden find, fo wie für die Hinterbliebenen 
der Staatsdiener, ift durch ein Geſetz geforgt. . 

6. 51. Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, melde Die 
Staatsverwaltung betieffen, müffen von dem Departementsminifter oder Chef 
conteafignirt ſeyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird. 

$. 52. Außerdem ift jeder Departementsminifter oder Chef für dasje— 
nige verantwortlich, was er für fich verfügt, oder was ihm, vermöge des 
ihm zugemiefenen Gefchäftskreifes, zu thun oder zu verfügen obliegt. 

$. 53. Auf gleihe MWeife ($. 52.) find auch die übrigen Staatsdiener 
und Behörden in ihrem Gefchäftökreife verantwortlich; fie haben bei eige: 
ner Derantwortlichkeit nur die ihnen von den geeigneten Stellen in ber ord— 
nungsmäßigen Form zufommenden Antweifungen zu beobachten. 

Sind fie im Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag ertheilte, 
dazu competent fen; fo haben fie darüber bei ihrer vorgefegten Behörde an: 
zufragen, fo wie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalt einer höhern 
Verfügung Anſtaͤnde finden, folhe auf geziemende Weife, und unter Vermei: 
dung jeder nachtheiligen Verzögerung, ber werfügenden Stelle vorzutragen, im 
Fall eines beharrenden Beſcheldes aber die Verfügung zu befolgen. 


> B) Bon dem Geheimenrath insbejondere. 
$.5% Der Geheimerath bildet bie oberfte, unmittelbar unter dem 
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Koͤnige — und ‚feiner ET — blos berathende 
re ee 3 

-$. 55; "Mitglieder . des Sepeimentathe fi ind. die Miniſt er oder die 
Chefs der verſchiedenen Departements und —— Raͤthe, welche der Koͤnig 
dazu ernennen wird. 

$. 56. Die. Werwaltungedeportements, 5 an deren Spite die beſchede 
nen Miniſter ſtehen, ſind folgende: u 

das Minifterium ber Suftiz; — Er 
das Minifteriun der auswärtigen Angelegenheiten ; | 
das Minifterium des Innern; das des Bohne. und  Säulwefet; 
das Minifterium des Kriegsmefens, und 

: das. Minifterium der Finanzen; 

4 57. Der. König ernennt und: entlißt bie —— des Geheimen 
che nach eigener freier Entfehliefung: > 

Wird ein Mitglied des Geheimenraths entlaffen, ohne daß Dienftent: 
fernung ‚gegen daſſelbe gerichtlich erkannt waͤre; fo behält ein Minifter vier 
taufend Gulden als Penfion, und ein anderes Mitglied des Geheimenraths 
die Hälfte feiner Befoldung, foferne dem Einen oder dem Andern nicht 
durch Vertgag eine andere Summe, welche jedoch zwei Drittel des: Gehalts 
m — wird, zugeſichert worden iſt. 

. 58. Alle dem Könige vorzulegende Vorſchlaͤge der Miniſter in wich⸗ 
gen Angelegenheiten, namentlich in folchen, "welche auf die Staatsverfaffung; 
die. Drganifation der Behörden, und die Abänderung ber Zerritorialeintheilung, 
oder auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die Normen derfelben 
ſich Deziehen, wie auch in Gegenftänden der Geſetzgebung und allgemeiner 
Verordnungen, ſo weit. es fih von deren Erlaffung, Abänderung, Aufhebung 
oder authentifchen : Erklärung hanbelt, müffen, foferne nicht bei Gegen- 
ftänden des Departements der austwärtigen Angelegenheiten oder des Kriegs: 
weſens die Natur der Sache eine Ausnahme begründet, in dem Geheimen⸗ 
vathe zur Berathung vorgetragen, und mit deſſen Gutachten begleitet, an 
den König gebracht werden. 

8. 59, MUebrigens ‘gehören zu dem ©efchäftskreife des Seheimenzathe 
als berathender Behörde: | 

1) alle ftandifche Angelegenheiten; - 
2) Anträge auf Entlaffung oder Zurüdfegung eines Staatsdieners nach 
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3) ompetenzſtreitigkeiten zwifchen den Suftizs und Berwaltungsbehörden ; 
4) die Verhältniffe der Kirche zum Staate, oder auch Streitigkeiten ein— 
zelmer Kirchen unter einander, wenn die Gentralftellen diefer Kirchen fic) 
nicht vereinigen fönnen ; 
5) Alles, was dem Geheimenrathe von dem Könige zur Berathung bes 
fonders aufgetragen wird, 
$. 60. Als entfheidende und verfügende Behörde wirkt der 
Geheimeraty 
4) bei Recurfen von Verfügungen der Departementsminifter ; wobei jedes⸗ 
mal die Vorſtaͤnde des Obertribunals zuzuziehen ſind; 
bei Recurſen von Straferkenntniſſen der Yominiffrativfleen , wobei 6 
Rechtsgelehrte zugegen ſeyn muͤſſen, deren Zahl erforderlichen Falls 
duch Mitglieder des Obertribunals vom Tan identen abwärts zu er— 
gänzen iſt; 
3) im Falle des-$. 30. 
$ 61. Kein Mitglied bes Gehelmenraths kann außer dem Falle, wenn 
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gialiſchen Berathſchlagungen ausgeſchloſſen werden. — 
Ban Fünftes Kapiteni 

Von den’ Gemeinden. und Ameötieperfääften: Br 

8. 62. Die Gemeinden. Find bie Grundlage bes, Staatsvereins. 
— Staateblirger muß daher, foferne nicht geſetzlich eine Ausnahme be⸗ 
ſteht, einer Gemeinde als Buͤrger oder Beiſitzer angehoͤren. 

6. 63. : Die Aufnahme der Gemeindebürger und Beifiger Hänigt, von 
ber Gemeinde ab, unter. Vorbehalt der gefegmäßigen Entfcheidung der Staats⸗ 
behörden in "fkreitigen Fälten. Indeſſen ſetzt die Ertheilung des Buͤrger⸗ 
und Beiſitzrechts die vorgaͤngige Erwerbung des Staatsbuͤrgerrechts voraus, 

$. 64. Saͤmmtliche zu einem Oberamte gehörige Gemeinden bilden 
die Anitskoͤrperſchaft. Deränberung der Oberamtsbezicke iſt Gegenſtand der 
Geſebgebung. 

$. 65, Die Rechte der‘ Gemeinden werden durch die Gemeinberäthe 
unter. gefegmäßiger. Mitwirkung der Bürgerausfhüffe, die Rechte der Amts— 
Eörperfchaften. duch die Amtsverfammlungen verwaltet, nad) Vorſchrift der 
Gefege und unter der Auffiht der Staatsbehörden. 

$. 66... Keine Staatsbehörde iſt befugt, über das Eigenthum der Ge⸗ 
meinden und ‚Ymtstörperfhaften,, mit Umgehung oder Hintanſetzung der Vor: 
fieher, zu verfügen. . 

$. 67. : Weder die Amtskoͤrperſchaften, noch einzelne Gemeinden ſollen 
mit Ceiftungen und Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht vermöge der 
allgemeinen Geſetze, oder Eraft der Lagerbücher oder anderer befondern Rechts- 
titel, verbunden find. 

8,68 Mas nicht auf örtliche Beduͤrfniſſe der Gemeinden oder Amts⸗ 
koͤrperfchaften, ſondern zu Erfuͤllung allgemeiner Landesverbindlichkeiten zu 
verwenden iſt, kann nur auf das geſammte Land vertheilt werden. 

$. 69. Saͤmmtliche Borficher der Gemeinden und Amtskörperfchaften 
find” eben fo, wie die Staatsdiener,. auf Feſthaltung der Verfaffung, und 
insbeſondere auch auf Wahrung der dadurch begruͤndeten Rechte der Gemein: 
den und Körperfchaften zu verpflichten. 

Sechstes Kapitel. 
Von dem Verhaͤltniſſe der Kirchen zum Staate. 

$. 70.. Jeder der drei im Koͤnigreiche beſtehenden chriſtlichen Confeſſio— 
nen wird freie Öffentliche Religionsuͤbung und der volle Genuß ihrer Kirchen⸗, 
Schul⸗ und Armenfonds zugeſi ichert. | 
| $. 71. Die Anordnungen im Betreff der innern Firchlichen Ange— 
— bleiben der verfaſſungsmaͤßigen Autonomie einer jeden Kirche uͤber— 
affen 

$. 72. Dem Könige gebührt das oberfthoheitliche Schug: und Auf: 
ſichtsrecht über die Kirchen. Wermöge deſſelben koͤnnen die Verordnungen 
der Kirchengewalt ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung des Staats: 
oberhauptes weder verkündet, noch, vollzogen werden, 

$. 73. Die Kirhendiener find in Anfehung ihrer bürger- 
lihen Handlungen und Berpältniffe ber weltlichen Ob rig⸗ 
keit unterworfen. 

$. 74. Kirchen- und Schuldiener, welche durch. Altersſchwaͤche oder 
eine ohne Hoffnung der Miedergenefung andauernde Kraͤnklichkeit zur Verſe⸗ 
hung ihres Amtes unfaͤhig werden, haben Anſpruch auf einen angemeſſenen 
lebenslaͤnglichen Ruhegehalt. 
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— 75.. Das Kirchenregiment der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche wird 
durch das Königliche Conſiſtorium und. den Synodus nach den beftehenden, 
oder kuͤnftig zu erlaſſenden verfaſſungsmaͤßigen Geſetzen verwaltet. 

§. 76. Sollte in kuͤnftigen Zeiten ſich der Fall ereignen, daß der Koͤ— 
nig einer andern, als der evangeliſchen Confeſſion, zugethan waͤre; ſo treten 
alsdann in Hinſicht auf deſſen Episcopalrechte die dahin gehoͤrigen Beſtim⸗ 
mungen der fruͤhern Religionsreverſalien ein. 

$. 77. Die abgeſonderte Verwaltung’ des evangeliſchen Kirchenguts des 
vormaligen Herzogthums Wuͤrtemberg wird wieder hergeſtellt. Zu dem Ende 
wird ungeſaͤumt eine gemeinſchaftliche Commiſſion niedergeſetzt, welche zufoͤr⸗ 
derſt mit der Ausſcheidung des Eigenthums dieſer Kirche in dem alten Lande, 
und mit Beſtimmung der Theilnahme der Kirche gleicher Confeſſion in den 
neuen Landestheilen ſich zu beſchaͤftigen, und ſodann uͤber die künftige Der: 
waltungsart deſſelben Vorſchlaͤge zu machen hat. 

$. 75. Die Xeitung der inmern Angelegenheiten * katholſſchen Kirche 
ſteht dem Landesbiſchoff nebſt dem Domcapitel zu. Derſelbe wird in dieſer 
Hinſicht mit dem Capitel alle diejenigen Rechte ausuͤben, welche nach den 
Grundſaͤtzen des katholiſchen Kirchenrechts mit jener Wuͤrde weſentlich ver⸗ 
bunden ſind. 

$. 79. Dig in der Staatsgewalt begeiffenen Rechte Über die katholi— 
ſche Kirche werden von dem Koͤnige durch eine aus katholiſchen Mitgliedern 
beſtehende Behoͤrde ausgeuͤbt, welche auch bei Beſetzung geiſtlicher Aemter, 
die vom Könige abhängen, jedesmal um ihre Vorſchlaͤge vernommen wird. 

6. 80. Die katholiſchen Kirchendiener genießen eben dieſelben perſoͤnlichen 
Vorrechte, welche den Dienern der proteſtantiſchen Kirchen eingeraͤumt ſind. 

$. 81. Auch wird darauf Ruͤckſicht genommen werden, daß katholiſche 
Geiſtliche, welche ſich durch irgend ein Vergehen die Entſetzung vom Amte 
zugezogen haben, ohne zugleich ihrer geiſtlichen Wuͤrde verluſtig geworden zu 
ſeyn, ihren hinreichenden Unterhalt finden. 

$. 82. Die katholiſche Kirche erhält zur Beſtreitung derjenigen kirch⸗ 
lichen Beduͤrfniſſe, wozu feine oͤrtlichen Fonds vorhanden find, oder die vor— 
bandenen nicht zureichen, und befonders für die Koften der höhern Lehran— 
flalten, einen eigenen, diefen Zwecken ausfchließlich gemidmeten, Kirchenfond. 
Zum Behufe der Ausfcheidung deffelben vom Staatsgut, und der ‚nähern 
Beſtimmung der Fünftigen WVerwaltungsweife, wird auf gleiche Art, wie oben 
($. 77.) bei dem altwürtembergifhen Kirchengute feftgefest ift, eine Com: 
miffion niedergefegt werden. 

$. 83. Mas die in dem Königreiche befindlichen reformirten Richens 
gemeinden betrifft; fo wird ſowohl auf Werbefferung ihres kirchlichen Ein: 
richtung, und befonders ihrer Unterrichtsanftalten, als auch auf Ausmittelung 
hinreichender Einkünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen- und Schuldiener, und 
zur Beftreitung der übrigen kirchlichen Bedürfniffe geforge werden. 

$. 84. Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren und niede— 
ven Untereichtsanftalten jeder Art, und namentlicdy der Landesuniverfität, wird 
auch Eünftig auf das zwectmäßigfte geforgt. 

Siebentes Kapitel. 
Bon Ausübung der Staatsgewalt. 

$. 85. Der König vertritt ben Staat in allen feinen Verhaͤltniſſen 
gegen auswärtige Staaten, - Es kann jedoch ohne Einwilligung der 
Stande duch Verträge mit Auswärtigen kein Theil bes 
Staatögebiets und Staatseigenthums veräußert, Feine weue 


— 
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Laſt auf cdas Köniſree ich und beffen Angehoͤrige übernommen, 
und dein: Laudesgeſetz, abgeändert oder aufgehoben, keine 
Berpflichtung;: welherden Rechten ber Staatsbürger. Ein: 
trag thum würde; eingegangen, namentlich auch Fein Danz 
delsvertrag „welchen .eing: weue geſetzliche Einrichtung zur 
Folge haste, undikain Subfibienverteng zu Verwendung ber 
töniglihen Truppen in einem, Teutſchland nicht betveffen- 
den, Kriege gefhlaffen werden. = En 
. 86. :;Der König witd vom den. Zrartaten und Bündniffen welche 
von- ihm: mit. auswärtigen Mächten angeknuͤpft werden, bie Stände in Kennt 
niß ſetzen, ſobald es die’ Umftände erlauben. 
ni 887, Alle Subfidiens und, Kriegscontributionen, ſo wie andere ähn- 
licher Entfhädigungsgelder- und fonftige Erwerbungen, welche dem Könige, 
zu Folge. eines Staatsvertrags, -Bündniffes oder Krieges, zu Theil mer 
den „. find. .Stantseigentium. - .. au 5 Are | 
1.8088 Dihne Beiflimmung der Stände kann. kein Geſetz 
gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch erläutert 
werden. 
38. 89.2 Der. König hat aber das Net, ohne die Mitwirkung der 
Stände die zu Vollſtreckung und Handhabung dev Gefege erforderlichen Ver— 
orbnungen und Anftalien zu treffen, und in dringenden Fällen zur Sicher: 
heit des Staats das Noͤthige vorzukehren. ee 
$. 90. Eben diefe Beftimmungen ($$. 88., 89.) finden aud) 
bei den Gefegen, Verordnungen und Anftälten im Landespolizeiweſen Statt. 
89. Alle Gefege und Verordnungen, welche mit einer ausdruͤckli— 
hen Beſtimmung der gegenwärtigen Berfaffungsurkunde im Widerſpruch fies 
ben; find hierdurch "aufgehoben. Die uͤbrigen find der verfaflungsmäßigen 
Revifion unterworfen. ° u i 
. 92. Die Gerichtöbarkeit wird, im Namen des Königs und unter 
beffen Oberauffiht, durch collegialifch gebildete Gerichte in gefeglicher Inſtan— 
zenordnung ‚Verwaltet. 0 — 
G. 93. 1Die Gerichte, ſowohl die bürgerlichen als die peinlichen, 
find innerhalb der Graͤnzen ihres Berufs unabhaͤngig. 
$. 94. . Der Eönigliche Fiscus wird in allen Privatrechtsftreitigkeiten 
bei den. ordentlichen‘ Gerichten, Recht geben und nehmen. — 
$. 95. Keinem Bürger, der ſich durch einen. Act der Staatsgewalt 
in feinem, auf einem beſondern Titel beruhenden, Privatrechte. verlegt glaubt, 
kann der Weg zum Richter verfchloffen werden. 
89%. Die Erkenntniffe der ‚Criminalgerichte bedürfen, um in Nechts- 
kraft überzugehen, einer Beftätigung des Regenten. 
$. 97. Dagegen fteht dem Könige zu, Straferfenntnifje, vermöge des 
Begnadigungsrechts, auf errorderten und erflatteten Bericht des erfen- 
nenden Gerichts, aufzuheben oder zu milden. Es find daher die Griminals 
‚gerichte ‚nicht: nur. verbunden, in’ ſchweren Fällen die Acten fammt- ihrem Er— 
Eenntniffe, vor der Eröffnung beffelben, durch das Eöniglihe Zuftizminifterium 
dem Könige zum Behuf einer etwaigen Begnadigung vorzulegen, fondern es 
kann auch, nach Eröffnung des Erkenntniffes, der Verurtheilte fi) an die 
Gnade des Koͤnigs wenden. — na 
| Auf gleiche Weife kann auch, wenn, nach dem Gutachten des Eönigli- 
chen Suftizminifteriums, hinlängliche Gründe dazu vorhanden find, vermöge 
des, dem Könige zuftehenden, Abolitionsrechtz, und che das Verbrechen oder 


. 
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Vergehen unterſucht, oder uͤber die Beſtrafung erkannt worden iſt, alles 
VBerführen gegen den Beſchuldigten eingeſtellt und niedergeſchlagen werden. 
Der Koͤnig wird jedoch bei Ausuͤbung ſowohl des einen, als des an— 
dern Rechtes darauf Ruͤckſicht nehmen, daß dem Anſehen und der Wirk⸗ 
ſamkeit der Strafgeſetze dadurch nicht zu nahe getreten werde. 
8:98. Die Strafe ber Bermoͤgensconfiscation iſt allge— 
mein. aufgehoben. — 
. 99. Was die Mititairverfaffung betrifft; fo wird die 
Zahl der, zu Ergänzung des koͤniglichen Militairs jaͤhrlich 
‚erforderlichen, Mannfhaft mit den Ständen verabfchiedet. 
$. 100. Die Auswahlordnung, die nähere Bezeichnung. der Übrigen 
Landesvertheidigungsanftalten und: der Verbindlichkeit dee Staatsbürger, ſich 
außerhalb des vegulairen Militairs zu dem: Waffendienfte tuͤchtig zu machen, 
die bürgerlichen Verhältniffe der, unter dem Militair befindlichen, Staats: 
angehörigen, die militairifchen Streafgefege, wie .aud die Beſtimmung ber 
Falle, in welchen: das königliche "Mititaie ausnahmswelfe ‚bei den Bürgern 
eingquartiert werden kann, find Gegenflände der Gefesgebung und Geſetz— 
reviſion. 
$. 101. She die Unterflügung der Militairperſonen, welche im Dienſte 
des Vaterlandes ihre Kraͤfte —— haben, ſo wie ihrer Hinterbliebenen, 
iſt durch ein Geſetz geſorgt. 


Achtes Kapitel. 
Von dem Finanzweſen. 


$. 102. Saͤmmtliche, zu dem vormaligen herzoglichen Famillenfidei—⸗ 
commiſſe gehoͤrige, ſo wie die von dem Koͤnige neu erworbenen Grundſtuͤcke, 
Gefaͤlle und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausſchuß des Ingenaunyen: — 
domainenkammerguts, das koͤnigliche Kammergut. 


$. 103. Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, — 
den perfönlihen Beduͤrfniſſen des Königs, als Staatsober— 
haupts, und der Mitglieder des koͤniglichen Haufes, auch den 
mit der Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, fo weit 
es möglich ift, zu beftreiten; es kommt ihm daher bie Eigenfchaft ei: 
nes, von dem Königreiche unzertrennlichen, Staatsgutes zu. 

$..104. Für den Aufwand, welchen die Bebürfniffe des Königs und 
der Hofftaat erfordern, wird, auf die Regierungszeit eines jeden Königs, eine 
theils in Gerd, theils in Naturalien beftehende Civilliſte verabfchiedet, des 
ven Betrag in beftimmten Raten an die, von. bem Könige zu. benennende, 
Verwaltungsftelle abgegeben wird. 

$. 105. Die Apanagen, Witthume, Heirathsguͤter und andere ber 
gleichen Leiftungen, welche die Mitglieder des Eöniglihen Haufes in An—⸗ 
fpruch zu nehmen haben, werden an dieſe von der ur unmittelbar 
entrichtet. 

$. 106. Die Koften der Hofhaltung des — werden aus 
den Mitteln der Civillifte beſtritten; die Apanage beffelben. wird bis zum 
Betrag der einem Kronprinzen gebührenden erhöht. 

$. 107. Das Kammergut ift in feinem wefentlichen Beſtande zu er⸗ 
halten, und kann daher ohne Einwilligung der Staͤnde weder durch Veraͤu— 
ßerung vermindert, noch mit Schulden oder ſonſt mit einer bleibenden Laſt 
beſchwert werden. 

Als eine Verminderung des Kammerguts iſt es jedoch nicht anzuſehen, 
wenn zu einer entſchieden vortheilhaften Erwerbung ein ———— aufge⸗ 
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nommen, ober zum. Vortheil des Ganzen eine Veräußerung oder Yustaus 
fchung einzelner minder. bedeutender Beftandtheite deffelben vorgenommen wird, 
Es muß .aber den Ständen in jedem Jahre ‚sine ‚genaue Berechnung uͤber 
den Erloͤs aus ſolchen Vexaͤußerungen und uͤber deſſen Wiederverwendung 
zum Grundſtock vorgelegt werden. Pe 
Auch ift unter ‚Veräußerung der Fall nicht begriffen, wenn, vom Könige 
ein heimfallendes. Lehen: zur. Belohnung . ausgezeichneter Verdienſte um den 
Staat‘ wieder verliehen wirdd. — | 

8. 108, Das oben .($. 102.) erwähnte Hofdomainentammergut iſt 
ein. Privateigenthum der koͤniglichen Familie, beffen Verwaltung und 
Benugung dem Könige zufleht. Der: Grundſtock darf. nicht vermindert wer— 
den; es gelten jedoch, was die ‚Aufnahme von. ‚Geldanlehen zw. einer vor— 
theilhaften Erwerbung, und die Veräußerung ‚oder. Austaufhung einzelner 
minder bedeutenden: Beſtandtheile zum VBortheile des Ganzen betrifft, die in 
ben. vorigen ‚S.. bei dem SKammergut angegebenen. Berwaltungsgrundfäge, 
Zu den.allgemeinen Landeslaften liefert das Hofdomainen- 
Eammergut feinen Beitrag, und zwar, fo weit es bisher 
ſteuerfrei war, gleich andern früher fleuerfreien Gütern. 

8.109. So weit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, 
wird der Staatsbebarf durch Steuern befkitten. Ohne Verwilli— 
gung ber Stände kann weder in Kriegs-, noch in Friedens: 
zeiten eine Directe oder indirecte Steuer ausgefhrieben oder 
erhoben werden. — 

$. 110. Dem Anſinnen einer Steuerverwilligung muß jedesmal eine 
genaue Nahmeifung: über die Nothwendigkeit oder Nuͤtzlichkeit der zu 
machenden Ausgaben, über die Verwendung der frühern: Staatseinnahmen 
und. uͤber die Unzulanglichkeit der Kammeseinkünfte vorarigehen. 

$. 111. Zu dem Ende. hat der Finanzminifter den Hauptetat den 
Ständen zur Prüfung: vorzulegen. Die einzelnen Minifter haben die Aus— 
zaben für ihre Minifterien zu erläutern. 

9.112. Der von den Ständen anerkannte und angenommene Haupt: 
tat-ift in der Negel auf drei Fahre gültig. ; 

8. 113. Die Verwilligung an Steuern darf nicht: an Bedingungen 
zefnlipft werden, welche die Verwendung diefer Steuern nicht unmittelbar 
HÄLT: +... Mara & | e — 

$. 114. Die auf einen gewiſſen Zeitraum verwilligten Sahresiteuern 
werden, nach Ablauf diefes Zeitraums, in gleichem Maafe, auch im eve 
ten Deittel des folgenden Jahres, auf Rechnung der neuen Verwilligung, 
ingezogen. | 

$. 115. Die verwilligten Steuern werden auf die. Amtskörperfchaften 
mögefchrieben, und. von diefen fowohl auf die einzelnen Gemeinden, als aud) 
uf die, in einem Gemeindeverbande ftehenden, Güterbefiger vertheilt, Letz⸗ 
ere liefern ihre Steuerantheile unmittelbar an die Amtspflegen. 

. $. 116. Von den Amtspflegern, ſo wie von den Obereinbringern der 
ndirecten Steuern, werben die Steuergelder theils an die Staatskaffe, theils 
in die Schuldenzahlungsfaffe, nach der deshalb bei der Verpilligung zu 
teffenden Verabſchiedung, eingeliefert. Die erwähnten Steuereinnehmer find 
für verantwortlich, daß fie die eingehenden Steuergelder unter Eeinem Vor: 
vand an eine andere, ald an die, duch die Verabſchiedung beftimmte, Kaffe, 
der auf eine, von derfelben im gefeglichen. Wege ausgeftellte, Anweifung 
erabfolgen. | 

$. 117. Die höhere Leitung des Einzugs der directen und indirecten 
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Steuern iſt einer Centralbehoͤrde uͤbertragen. Dieſe hat die Aceorde uͤber in⸗ 
directe Steuern zu ſchließen, die Repartition der directen zu entwerfen, Für 
"deren Beitröibung zu forgen, über Steuernachläffe, nach verabſchiedeten Grund⸗ 
ſaͤtzen, Anträge’ zu machen, und“ dieſe⸗ ſo wie die Steuertepartition, dem 
ir vorzulegen. Ä 

Das’ Finangminifteriunn bat Yan Ständen‘ die ihm vorgelegte 
u fo wie monatfich den ‚Kaffenbericht ůͤber die kingegan⸗ 
age Steuern und etwaigen Ausfkände, mitzutheilen: 

8.119: "Die Staatsfhuld, orunter: auch sidihige begeiffen iſt, 
wich⸗ derzeit noch auf den neuen Candestheilen‘ haftet/ iſt unter die, Ge— 
— der Stände gefteitt;‘ * 

8.120: Die: Schuldenzahtungstiffe wird, nach beit Koeitet eines‘ zu 
verabfehlebenden Statüts von ftändifchen, durch" die: Regierung‘ beftätigten 
Beamten; inter Leitung und Verantwortlichkeit der Stande, verwaltet. 

:$. 121. Es werden dem fländifchen Ausſchuſſe monatliche Kafſenbe⸗ 
nichte gedoppelt ausgefertigt uͤbergeben, und jener hat ‚jedesmal Ein‘ Erem⸗ 
plar dem Finanzminifterium mitzutheilen. 

8. 122. Der Regierung ſteht, heemoͤge des Oberaufftchteuechis, frei, 
von dem Zuſtande dieſer Kaſſe zu jeder Zeit Einſicht nehmen zu laſſen. 

6. 123. Die Jahresrechnung über dieſelbe wird von einer koͤniglichen 
und ſtaͤndiſchen Commiffion abgehört, das Reſultat aber oͤffentlich durch den 
Druck bekannt gemacht. 

aan Aa Neuntes Kapitel. 

ES Bon den Landſtaͤnden. — 

— 124. Die Stände find.berufen, die Rehte des — 
in "dem, durch die VBerfaffung beſtimmten, Verhältniffe zum 
Regenten geltend zw machen. Bermöge dieſes Berufes, haben fie 
bei Ausübung: ber Gefeggebungsgemwalt duch ihre Einwilligung 
mitzuwirken, in Beziehung auf Mängel oder Mißbraͤuche, die ſich 
bei der. Staatsverwaltung ergeben, ihre Wuͤnſche, Worftellungen und Bes 
ſchwerden dem Könige vorzutragen, auch ivegen verfaffungstoidtiger Hands 
ungen Klaͤgeſanzuſtellen, die, nach gewiffenhafter Prüfung, für noth- 
wendig. erkannten, Steuern zu: verwilligen, und. überhaupt dag unser: 
trennliche Wohl des Königs und des Vaterlandes mit treuer Anhaͤnglichkeit 
an die Grundſaͤtze der Verfaſſung zu befördern. 

$. 125. . Angelegenheiten, welche, der ($. 124.) angegebenen Beſtim⸗ 
mung. zu. Folge, vor die. gefammten Stände gehören, werden in feinem 
Falle, weder von dem Könige und der Negierung, noch von ben Landftän- 
den und dem fländifchen Ausſchuſſe, an einzelne Stände gebracht, oder die 
Erklärungen einzelner ftändifcher ai Staͤdte oder Oberamẽsbezʒirke dar⸗ 
über eingefordert werden. 

8. 126.. Der Geheimerath iſt die Behoͤrde, duich — ſowohl dei 
Koͤnig ſeine Eroͤffnungen an die Staͤnde erlaſſen wird, als auch letz— 
tere ihre Erklaͤrungen, Bitten und Wuͤnſche an Koͤnig zu brin— 
gen haben, 

Der Geheimerath hat biefelben jedesmal dem Könige Yorgufegen; wenr 
er nicht. Anftände dabei findet, welche ihn veranlaffen, vor der Vorlegung ar 
den König mit den Landftänden Nüdiprache zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen auf die Verfaſſung 
gegrümdeten Berichten und Gutachten zu begleiten, 

6.127. Der König wird aller drei Jahre die Verſammlung 


! 
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ber Stände (Landtag) einberufen;.. und außerordentlicherweife, fo oft es 
zur Erledigung wichtiger oder dringender Landesangelegenheiten erforderlich iſt. 
Auch werden bei jeder Regierungsveraͤnderung die Staͤnde innerhalb der 
erſten vier Wochen verfammelt werden. 
8.128; Die Stände theilen ſich in zwei Kammern. 
$. 129. Die erſte Kammer (Kammer der Standesherren) beſteht 
4) aus den. Prinzen. des Föniglichen Hauſes; en 
2) aus den Haͤuptern der fuͤrſtlichen und gräflihen Familien, und den 
Venrtretern der ftandesherrlichen Gemeinfhaften, auf deren Befigungen 
vormals eine Reichs- oder Kreistagsftimnie geruht hat; 
3) aus den von dem Könige. erblich oder auf Lebenszeit ernannten Mit: 
— 130. Zu erblichen Mitgliedern wird der König nur ſolche Grund— 
befiger aus. dem ſtandesherrlichen oder ritterſchaftlichen Adel ernennen, welche 
von: einem mit Fideicommiß belegten, nach ‚dem. Nechte der Eiftgeburt ſich 
vererbenden, Grynduermögen im; Königeeiche, nach Abzug der. Zinfen inus den 
darauf haftenden Schulden, einge jaͤhrliche Rente von fehstaufend 
Gulden beziehen. var. . EEE EEE, an. 
6. 484. Die lebenslänglihen Mitglieder merdeu vom Könige, 
ohne Rüdfiht auf Geburt und Vermögen, aus den würdigften Staatshür 
gern  ernannt;:; ee ne RE rt an, er e 
+8 132. Die Zahl ſaͤmmtlicher, von dem Könige, erblic oder auf Ie= 
benslang ernannten, Mitglieder, kamn den britten Theil der: übrigen Mitglieder 
der erfien Kammer nicht ‚überfleigen;;:- DER En ar 
$. 133. Die zweite Kammer. (Kammer ber Abgeordneten) iſt zu— 
fammengefeßt:..: — | De, ee Ale — 
1) aus 13 Mitgliedern des ritterſchaftlichen Adels, welche von dieſem aus 
ſeiner Mitte gewählt werden; 000.0 — rg 
: 2) aus den 6 proteflantifchen Generalfuperintendenten; | — 
3) aus dem Landesbiſchoff, einem von dem Domkapitel aus deſſen Mitte 
‚gewählten, Mitgliede,: und, dem der Amtszeit nad) aͤlteſten Decan Ea- 


tholiſcher Confeffion ; j 
4) aus dem. Kanzler der Landesuniverfität; — —F 
5). aus: einem. gewaͤhlten Abgeordneten von. jeder der Städte Stuttgart, 
Duͤbingen, Lubwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen; 
6) aus einem gewählten: Abgeordneten von ‚jedem Oberamtsbezirke. 
$. 134. Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei den Prinzen 
des Eöniglichen Haufes und den übrigen erblihen Mitgliedern nach zurüdges- 
legtem Alter der Minderjährigkeit, deren Dauer bei den erfteren von der haus⸗ 
geſetzlichen, bei. den letzteren von ber. gemeinrechtlichen Beſtimmung abhaͤngt. 
In die zweite Kammer kann keiner gewaͤhlt werden, welcher noch nicht 
das dreißigſte Lebensjahr zurüdgelegt hat. 

8. 135. Die allgemeinen Erforderniſſe eines Mitglleds der Staͤndever— 

fammlung find folgende: * | 

1) dafjelbe muß einem .der. drei chriftlichen Glaubensbekenntniſſe angehören, 

und das würtembergifhe Staatsbuͤrgerrecht habenz — 

2) daſſelbe darf weder in eine Criminalunterſuchung verflochten, noch durch 
gerichtliches Erkenntniß zur Dienſtentſetzung, zur Feſtungsſtrafe mit 
Zwang zu oͤffentlichen Arbeiten oder angemeſſener Beſchaͤftigung, oder 
zum Zuchthaus verurtheilt werden, oder wegen eines angeſchuldigten 
Verbrechens blos von der Inſtanz entbunden ſeyn; 


3) es darf kein Concurs gegen daſſelbe gerichtlich eroͤffnet ſeyn; und ſelbſt 
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nach geendigtem:: — dauert ſeine Unfähigkeit fort, wenn ' 
es wegen Vermoͤgenszerruͤttung geſtraft worden iſt Jedoch werden die. | 


erblichen Mitglieder der erften Kammer durch die Ernennung einer Der 
bitcommiffion von der Stimmführung nicht ausgeſchloſſen, wenn ihnen 
en ee ‚von: ‚meigitens: ee ‚Guten — iſt. 
Endl * 
4) darf ein Mitglied * Ständtverfotähituing. — unter yäterlie 
ud Me Gewalt, noch unter — no ante Prise 
watdienſtherrſchaäfeteſte he ini 
B 136. Die 13 ritterſchaftlichen Mitgtieder der — — werden 
von den immatrieulirten Beſitzern oder Theilhabern dev: Ritterguͤter nach den 
vier Kreiſen des Koͤnigreichs, in den Kreisſtaͤdten, unter der Leitung des ber 
treffenden. Regierungspraͤſidenten/ mit Zujiehung. zweier Mitglieder der Ritters 
ſchaft⸗ aus: fammtlichen "Mitglieder ritterſchaftlicher Familien gewaͤhlt. 
137 Die Abgebrdneten von. den Staͤdten, "die. ‚eigenes Landſtand⸗ 


Schafteraher haben, und von !den Oberamitebegiekon‘ — il DR Befteuers 


ten Bürger jeder seingelnen "Gemeinde: gewaͤhlt. 

$. 138. Die Zahl der Wählenden verhält ne zut Ant ba fänmib 
lichen. Bürger einer Gemeinde wie 1zu 7, ſo daß z. ——— 410 Bürger 
(ungefähr. 700 Einwohner) 20: Wahlmanner kommen. * 


$. 139. Zwei Drittheile der Wahlmaͤnner beſtehen * denjenigen 


Bürgern, welche im nächflvorhergegangenen Finanzjahre die hoͤch ſte ordent= 
Liche. Direct: Steuern; ſeyſes aus eigenem" oder aus nutznießlichem Wer: 
mögen, an den Staat zu errichten hatten; :Diefe werden jedesmal vor An: 
ſtellung einer Wahl von“ dem · Ortsvorſteher/ nebft dern Steuereinbtinger, dem 
Obmann des Bürgerausfchuffes und dem Rathsfchreiber, oder wenn beffen 
Amt imitider: Stelle «eines! Ortsvorſtehers vereinigt ifE,- dem erfien Gemeinde: 
rath, aus dem Steueregifter, als Wahlmanner ausgezeichnet. 

$. 140. Das legte Drittheil der Wahlmänner wird von den uͤbri— 
gen Steuercontribuenten, unter der Leltung des Ortsvorſtehers, mit Zuziehung 
der ( F. 139.) erwähnten :Perfonen, gewählt... Die: Stimmen: wölen. einzeln 
(im Durchgang ) abgegeben werben. 

$. 141. Die Lifte der Wahlmänner,, ſowohi berlenfgen;; welche wegen 
der Größe ihres. Steuerantheils von ſelbſt zur Wahl —— Ind; ‚als der 
gewählten, wird dev Gemeinde bekannt gemacht. 

$. 142, Zur. Ausübung des Wahlrechts jeder Yet — die 
perſoͤnlichen Eigenſchaften erfordert, welche nach: 8. 135. der Abzuordnende 
feldft haben muß nur mit der Auenahme * das Alter der Voltjaͤhrigkeit 
hinreicht. 

$. 143. Eine gültige Wahr kommt nur durch Die Abſtimmung von 
wenigſtens zwei Drittheilen der Wahlberechtigten zu Stande. | 

Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht durch einen Bevollmaͤchtigten 
gefchehen, den Fall ausgenommen, wenn! der Mahlberechtigte durch Dienſt⸗ 
verhaͤltniſſe verhindert iſt, ſich am Wahlorte einzufinden. 

$. 444. Die Wahlen geſchehen nach relativer Stimmenmehrheit; jedoch 
darf dieſe niemals weniger. als den dritten Theil’ der abgegebenen Stimmen 
betragen. Nur in dem Falle des $: 140. IDepE bie” letztere Beſchraͤnkung 
nicht Statt. 

Im Sale der Stimmengleichheit woiſchen zwei Gemwählten geht‘ der Ael⸗ 
fere dem Juͤngern vor, 

Niemand kann ſich felbft die Stimme geben. 

8, 145. Wer in mehreren Kreiſen als Nittergutsbefiger oder in meh: 
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teren : Orten als Gemeindebuͤrger beſteuert wird, kann in mehreren Kreiſen 
oder Gemeinden das Wahlrecht ausuͤben. —— 

. 446. Waͤhlbar iſt jeder, welchen die oben ($. 134. und 135.) 
vorgefchriebenen Eigenſchaften nicht fehlen. Jedoch Eönnen Staatsdiener 
nicht innerhalb des Bezirk ihrer Amtsverwaltung, und Kirhendiener 
nicht innerhalb des Oberamtsbezirkes, in welchem fie wohn, gewählt wer: 
ben, und eine anderwärts auf fie gefallene Wahl nur mit Genehmigung der 
ihnen vorgefesten höchften Behörde annehmen, 
Auch Eönnen weder die Häupter der ſtandesherrlichen Familien, noch 
die Nittergutsbefiger gewaͤhlt werben. 

$..147. Die Wahlmänner eines Kreifes, eines Oberamts oder einer. 
Stade find in Anſehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf ihren 
Wahlbezirk beſchraͤnkt; fie können auch einem anderswo im Königreiche 
wohnenden Staatsbürger ihre Stimme geben. Wer aber an. mehreren Orten 
gewählt worden ift, kann nur Eine der auf ihn gefallenen Wahlen annehmen, 

$. 148. Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohm zugleich Mitglieder 
der Ständeverfammlung werden; fo wird, wenn der Vater nicht aus eigener 
Entſchließung zuruͤcktritt, der Sohn durch denſelben ausgeſchloſſen. 
149. Was das Wahlverfahren betrifft; fo müffen von den Städ: 
ten und Oberamtsbezirken längftens binnen acht Tagen, von der Zeit an, da 
das Einberufungsrefeript zu ihrer amtlichen Kenntniß gefommen ift, die Liften 
ſaͤmmtlicher Wahlmänner an dag Dberamt eingeſchickt werden ; worauf ſodann 
von legterer Behörde längjtens binnen zehn Tagen, von dem Empfange jenes 
Reſcripts am gerechnet, ein MWahltermin zu beftimmen ift, deffen Bekannt: 
mahung acht Tage vor dem Eintritte gefchehen muß, N 

$. 150. Die Wahl geſchieht in der Amtsftadt durch die perfönfich an= 
wefenden Wahlmänner vermittelt der Uebergabe eines von ihnen gefchriebenen 
oder wenigſtens unterfchriebenen, oder, wenn der Wahlmann nicht ſchrei— 
ben kann, mit deſſen beglaubigtem Handzeichen, ftatt der Unterſchrift, ver: 
fehenen Stimmzettels. 

$. 151. -Die Leitung der Wahl fteht dem Oberamtmann zu, bei den 
zu eigener Landftandfchaft berechtigten Städten, unter Zuziehung eines aus 
wenigftens vier Perfonen beftehenden Ausfchuffes von dem Stadtrathe und 
dem Bürgerausfhuffe; bei den Oberamtsbezirken beſteht diefer Ausschuß aus 
vier Mitgliedern der Amtsverfammlung, nebft einem Mitgliede des Bürger: 
ausfchuffes don der Stadt und einem von dem Lande; das Protocoll hat 
der betreffende Actuar zu führen. 

Die Mitglieder diefes Ausfchuffes find nicht wählbar in ihrem Bezirke, 
und eben fo wenig bei den Wahlen der Ritterfchaft die zur Leitung der Wahl: 
handlung zuzüziehenden ritterfchaftlichen Mitglieder ($. 136.). 

$. Die Wahlhandlung darf nicht über drei Tage dauern, welche 
fih in ununterbrochenen Reihen folgen muͤſſen. \ 

$. 153. Kann oder will der Gewählte die Mahl nicht annehmen; fo 
kann der nächte in der Stimmenzahl für ihn eintreten, borausgefegt, daß 
diefer nicht weniger als dem dritten Theil der abgelegten Stimmen erhalten 
hat; außerdem muß eine neue Wahl vorgenommen werben. 

Das Legtere muß dann auch gefchehen, wenn nach bereits angenomme⸗ 
nee Wahl die Stelle des Abgeordneten wieder erledigt wird, 

$. 154. Nach dem Schluffe der Wahlhandlung muß für den Gewaͤhl⸗ 
ten zu deſſen Xegitimation eine Wahlurkunde mit der Unterfchrift fämmtlicher 
zur Leitung und Beurkundung der Wahl zugegen geweienen Perfonen aus: 
gefertigt werden. R 


l. | Ä 29 


# 


450 Wuͤrtemberg. 


$. 155. Der Gewählte iſt als Abgeordneter, nicht des einzeln 
Wahlbezirks, fondern des ganzen Landes anzuſehen. — u 

Es kann ihm daher auch Feine Inftruction, am welche er bei feinen 
künftigen Abftimmungen in der Ständeverfammlung gebunden waͤre, ertheilt 
werden. : — 
$. 156. Die Mitglieder beider Kammern haben ihr Stimmrecht in 
Perſon auszuüben ; nur den erblichen Mitgliedern der erften Kammer iſt ge— 
ftattet, ihre Stimme einem andern in der Verſammlung anmefenden Mit⸗ 
gliede dieſer Kammer, oder einem Sohne, oder dem ſonſtigen präfumtiven 
Nachfolger in der Standesherifchaft zu Übertragen. A | 

Diefes befondere Recht der Stimmenübertragung kann auf gleiche Weiſe 
auch für einen wegen Minderjährigkeit oder anderer perfönlichen Unfähigkeit 
unter Vormundſchaft ftehenden Standesheren von defjen Vormund ausgeübt 
werden. 

In jedem Kal aber kann ein Mitglied der erfien Kammer oder ein. 
Stellvertreter deffelben niemals mehr als Cine übertragene Stimme führen. 

$. 157. Alte fehs Jahre muß eine neue Wahl der Abge— 
ordneten, welche nicht Amtshalber Sig und Stimme in der zweiten Kamz 
mer haben, vorgenommen werden; die bisherigen find wieder 
wählbar. 

$. 158. Während biefes fechsjährigen Zeitraums erfolgt der Austritt 
eines Mitgliedes der Kammer, außer dem Falle des freiwilligen Entſchluſſes 
oder der gerichtlich erkannten Ausſchließung ($. 199.), nur dann, wenn 

1) ein Mitglied das Grundvermögen, den Stand oder das Amt, worauf 

deſſen Befähigung beruht, zu befigen aufhört; 

2) wenn das Mitglied in der Zwiſchenzeit eine der oben ($. 135.) feſt⸗ 
geſetzten Eigenfchaften verliert, 

In folchen Fällen wird, wenn das austretende Mitglied ein geroählter 
Abgeordneter war, eine neue Wahl von einem neuen MWahlcollegium vorges 
nommen, 

$. 159. Die Mitglieder beider Kammern Haben ſich vor Eröffnung 
des Landtags zu legitimiren, und zu dem Ende einige Tage vor dem in dem 
Einberufungsreferipte vorgefchriebenen Zermin an dem beftimmten Drte ber 
Berfammlung fich einzufinden. Die Legitimation geſchieht, für. den erſten 
Eünftigen Landtag, auf die bisher übliche Weife, in der Folge aber bei dem 
ftändifchen Ausfhuffe ($. 187.) durch Vorlegung des Einberufungsfchreibeng, 
welches in dem ($. 156.) erwähnten Falle der Stimmübertragung mit ber 
hierauf gerichteten Vollmacht begleitet feyn muß, und vermittelft: der Wahl⸗ 
urkunde. 

- Die zur Verfammlung aufs neue gewählten Mitglieder des Ausſchuſſes 
felbft werden zur Prüfung ihrer eigenen Legitimation durch die zuerſt legiti⸗ 
mirten Abgeordneten erfest. | 

Es hängt von dem Könige ab, zu dem Fegitimationsgefhäfte Commif: 

farien abzuordnen. 
| $. 160. Die erſte Kammer twird duch die Anweſenheit der Hälfte, 
die zweite Kammer duch das Erfcheinen von zwei Drittheilen. ihrer Glieder 
als vollftändig befegt angeſehen. 

Der ftändifche Ausfhuß hat am Tage vor dem, in dem Einberufungs- 
ſchreiben beftimmten,. Zermin dem Geheimenrathe von dem Erfolge des Legi⸗ 
timationsgeſchaͤfts Anzeige zu machen. | 

Der König mitd hierauf, wenn jene Zahl durdy ſolche Abgeordnete er— 
fuͤllt ift, bei deren Legitimation fi Fein Anſtand gefunden hat, den Land 
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tag in dem für, dieſen Fall vereinigten Kammern eröffnen; wobei der vom 
König. ;ernannte Präfident der erften Kammer, oder, wenn noch feiner ernannt 
ift, derjenige, welcher es bei der vorigen Verſammlung war, die Stelle des 
Vorſtandes vertritt. — 

Die Legitimation der etwa ſpaͤter eintreffenden Mitglieder, ſo wie die 
Erledigung‘ der noch übrigen Legitimationsanſtaͤnde, geſchieht bei der betreffen— 
den. Kammer." Das Refultat muß dem Geheimenrathe vorgelegt erden, 
und ift der andern Kammer davon Nachricht zu ertheilen. 

$. 161. Sollte bei Einberufung eines Landtags eine der beiden Kam: 
mern nicht in der nach $. 160. erforderlichen Anzahl zufammentommen; fo 
wird - fie als einmwilligend in die Befchlüffe der andern angefehen. jedoch 
fteht in diefem Falle den erfchienenen Mitgliedern der unvollzähligen Kam: 
mer frei, den, Sigungen der andern mit Stimmrecht beizu— 
wohnen. 

- $. 162. In der erften Kammer nehmen die Prinzen des koͤniglichen 
Hauſes den erſten Platz ein; auf ſie folgen die Standesherren, beide unter 
ſich nach ihrem ſonſt beſtehenden Range; ſodann die uͤbrigen erblichen und 
die auf Lebenszeit vom Koͤnig ernannten Mitglieder, nach der Zeit ihrer Er— 
nennung. 

In der zweiten Kammer ſitzen die verſchiedenen Klaſſen, woraus ſie zu— 
ſammengeſetzt ift, in der $. 187. angegebenen Ordnung; unter den Gliedern 
jeder einzelnen Klaffe entfcheidet, je nach Befchaffenheit derfelben, dag Amts— 
oder das Lebensalter, und unter den Geiftlichen £atholifcher Gonfeffion der 
Borzug der Amtswuͤrde. 

Die Abftimmungen gefhehen nad) der Sigordnung, jedoch fo, daß in 
der zweiten Kammer bei dem Stimmenaufrufe immer zwiſchen den vier erften 
und den zmei übrigen Klaffen gewechfelt wird, bis jene erfchöpft find. 

$. 163. Jedes Mitglied der erſten und der zweiten Kammer hat bei 
feinem erftmaligen Eintritte in dieſelbe den Ständeeid abzulegen. Diefer 
lautet fo: Zu 

„Ich ſchwoͤre, die Verfaffung heilig zu halten, und in der Ständever- 
fammlung das unzertrennlihe Wohl des Königs und des Vaterlandes, 
ohne alle Nebenrüdficht, nach meiner eigenen Ueberzeugung, treu und 
geroiffenhaft zu berathen. So wahr mir Gott helfe!“ 

Der Ständeeid wird von einem bei Eröffnung eines Landtags neu ein- 
tretenden Mitgliede in die Hände des Königs felbft, oder des zur Eröffnung 
bevollmaͤchtigten Minifters, außerdem in die Hände des Präfidenten einer 
jeden Kammer abgelegt. | 

$. 164. Der Vorſtand der Ständeverfammlung befteht aus einem 
Präfidenten und einem Bicepräfidenten in jeder der beiden Kammern. Das 
Amt deffelben dauert bis zum Ablaufe des fechsjährigen Zeitraums. ($. 157.) 

Den Präfidenten der erften Kammer ernennt der König ohne Vorſchlagʒ 
für die Stelle des Vicepraͤſidenten werden von der erſten Kammer drei ſtan— 
desherrliche Mitglieder durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt, aus welchen 
der König eines ernennt, 

Eben fo wählt die zweite Kammer aus ihrer Mitte, ohne Unterfchi 
der Klaffen, drei Mitglieder zur Stelle ihres Präfidenten, An wenn nf 
die koͤnigliche Ernennung erfolgt ift, auf gleiche Art zu dem Amte deg Vice 
präfidenten, welchen der König ebenfalls aus den hierzu vorgefchlagenen drei 
Mitgliedern ernennt. | 

Kommt nach Ablauf des fechsjährigen Zeitraums die zweite Kammer 
zum erften Mal zufammen; oder follte fonft der Fall eintreten, daß bei der— 
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felben _beide Praͤſidialſtellen zugleich erledigt wären; fo vertritt bis zue Er⸗ 
nennung des Präfidenten das ältefte vechtögelehrte Mitglied die Stelle des 
Vorſtandes. J 
Jede der Kammern waͤhlt auf die Dauer eines Landtags einen oder 
mehrere Secretaire aus ihrer Mitte. iR ee 
8. 165. Der Präfident einer jeden Kammer forgt für die Aufrechthal⸗ 
“tung der Ordnung, beftimmt die Sigungstage, eröffnet und fchließt die Sigun- 
gen, ordnet den Gang ber Verhandlungen, und leitet die Berathungen und 
Abftimmungen. | 
9. 166. Die Mitglieder der Kammern ſind verbunden, jeder Sitzung 
anzuwohnen; im Fall eines gegruͤndeten Hinderniſſes haben ſie ſolches den 
Paaͤſidenten anzuzeigen, | 
Mihrend der Dauer der Verfammlung dürfen fie ſich nicht ohne Er⸗ 
laubniß des Präfidenten entfernen, und bei einer über acht Tage dauernden 
Abweſenheit nicht ohne Bewilligung der Kammer; jedoch kann der Präfident 
in befonders dringenden Fällen, auch einen folhen längern Urlaub ertheilen, 
hat aber davon der Kammer in der folgenden Sigung Kenntniß zu geben, 
$. 167. Die Sigungen der zweiten Kammer find öffent: 
dj; auch hat fie ihre Verhandlungen durd den Drud bes 
Eannt zu machen. Don der erſten Kammer muß wenigftens das eg 
tere geſchehen. j 
Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifalls oder der Mifbilligung geben, 
werden unverzüglich entfernt, | 
| $. 168. Die Sisungen werden geheim, theils auf das Begehren dev 
Minifter und Eöniglichen Commiffarien bei Vorträgen, die fie, ihrer Erklaͤ⸗ 
rung nach, im Namen des Koͤnigs zu machen haben, und welche nur im 
Kalle einer ſolchen Erklärung für amtliche Aeußerungen zu halten ſind; theils 
auf den Antrag von wenigſtens drei Mitgliedern, wenn diefen, nach vorläus 
figem Abteitt der Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beiftimmt. 
$. 169. Die Minifter find befugt, den Verhandlungen ber beiden 
Kammern anzuwohnen, und an den Berathfchlagungen Theil zu nehmen. 
Sie können ſich auch von anderen Staatsdienern begleiten lafjen, welche etwa 
den vorliegenden Gegenftand befonders bearbeitet haben, ober ſonſt vorzuͤg⸗ 
liche Kenniniß davon beſitzen. An ben Sitzungen ber ſtaͤndiſchen Commiſ⸗ 
ſionen ſteht ihnen im Fall einer ausdruͤcklichen Einladung gleichfalls Theil⸗ 
nahme zu. j 
$. 170. Deputationen kann die Ständeverfammlung weder annehmen, 
noch ohne Erlaubniß des Königs aborbnen. 
$. 171. Nur den Miniftern oder Eöniglichen Commiffarien, den Bes 
richterſtattern der ftändifchen Commiffionen und ben Mitgliedern, welche einen 
Gegenſtand zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion zu machen) 
haben, fteht die Befugniß zu, f heiftlihe Neden in der Verſammlung 
abzulefen. Außerdem finden bloß mündlihe Vorträge Statt. 
$. 172, Gefegesentwärfe Eönnen nur von dem Könige 
an die Stände, nicht von den Ständen an den König gebracht 
werden. Den Ständen iſt aber unbenommen, im Wege ber 
Petition auf neue Gefege ſowohl, als auf Abänderung oder 
Aufhebung der beftehenden, anzutragen. 
Der König allein fanctionirt und verkündet die Gefege, unter Anführung 
der Vernehmung des Geheimenraths und ber erfolgten Zuſtimmung der 


Stände. 
6. 173. In der Regel foll fein Gegenftand der Berathung in derfels 
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ben, Sitzung, „worin dev, Antrag dazu gemacht wird, zur Verhandlung und 
Aoftimmung. gebracht werden. Wenn jedoch drei Viertheile der Mitglieder 
einftimmen, kann ein Gegenftand für fo dringend oder fo unwichtig erklärt 
werden ‚daß: von jener Regel abgegangen werben darf. 

.. Königliche Anträge find, che fie zur Berathung in ber Verſammlung 
kommen koͤnnen, an Commiſſionen zu verweiſen, welche uͤber deren 
Inhalt Vortrag zu erſtatten haben. ER 

; 8. 174, Bei der Abftimmung iſt der Antrag, mit den waͤhrend der 
Beratbfchlagiing. in Vorwurf gefommenen Modificationen, in einzelne, einfache 
Fragen fo- aufzuföfen, daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung oder Ver— 
neinung feine Stimme abgeben kann. | 

$. 175. Zu Faffung eines gültigen Beſchluſſes wird in jeder Kammer 
bie, zur, vollffändigen Belegung derſelben ($. 160.) nothwendige Anzahl von 
Mitgliedern erfordert, - Ä 
6. 176. Die Befchlüffe werden nad; ber Stimmenmehrheit, welde 
nach Beſchaffenheit des Gegenftandes eine abfolute oder relative feyn kann, 
abgefaßt, fo daß im Fall dee Stimmengleichheit der Präfident den Ausſchlag 
gibt. Wenn jedoch von Abänderung irgend eines Punctes der Verfaſſung 
die Rede iſtz ſo ift die Beiſtimmung von zwei Drittheilen der anweſenden 
Mitglieder in. beiden Kammern nothwendig. —— 

8.177. Die zum Wirkungskreiſe der Stände gehörigen Angelegenhei⸗ 
gen werben in jeder Kammer befonders behandelt. Doch koͤnnen, um 
eine Ausgleihung verfhiedener Anfihten zu verfuhen, beide 
Kammern fih mit einander zu vertraulihen Befprehungen, 
ohne Protafollführungen, und Befhlußnahme, vereinigen, 

: 8178. Es hängt von dem Könige ab, die Gefegesentwürfe oder ans 
dere Worfchläge an die erfte oder an die zweite: Kammer zu bringen, ausges 
nommen, wenn fie Verwilligung von Abgaben betreffen; in welhem Falle 
folhe immer zuerfi am die zweite Kammer gelangen, 

-:8. 179. : Die von der einen Kammer ‚gefaßten Beſchluͤſſe werden der 
andern: zu gleichmäßiger Berathung mitgetheilt. Nur zu Ausübung des 
Rechts der Petitionen und Befchmwerden, fo wie zu einer Anklage wegen ver> 
letzter Verfaffung ($. 199), ift jede Kammer auch einzeln berechtigt. 

G. 180... Die Kammer, an welche die Mittheilung gefchieht, kann den 
Antrag dee mittheilenden verwerfen oder annehmen, und zwar entweder un: 
bedingt, oder mit beigefügten Modificationen. Die Verwerfung muß aber 
jederzeit mit Unführung. der Gruͤnde gefchehen. 

$..181. Bon ber vorftehenden Regel ($. 180.) macht die Abgabenver- 
willigung eine Ausnahme in folgenden: Puncten: a Ä 

41) Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten Kammer, nach der von | 

ihr in: Gemäßheit des $, 110. vorgenommen Unterfuchung, in Bera= 
hung gezogen, und nach; vorgängiger vertraulicher Befprechung mit der 
.erften Kammer. ($.. 177.) Befchluß darüber in der zweiten gefaßt. | 
2) Diefer Beſchluß wird fodann. der erſten Kammer. mitgetheilt, welche 
‚benfelben nur: im Ganzen, ohne Aenderung, annehmen oder verwer⸗ 
Ä ‚fen kann. — | | 
3) Erfolgt das Letzterez fo werben die bejahenden und bie verneinenden 
: Stimmen beider Kammern zufammengezählt, und nad) der 
Mehrheit fammtlicher. Stimmen wird aldbann dev Ständebefchluß ab: 
gefaßt. Würde in diefem Falle Stimmengleichheit eintreten; fo hat 
. der: Prafident der zweiten Kammer. die Entfcheidung. 
8.182, In allen andern Fällen gilt der. Grundfag, daß nur folche 


% 
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Beſchluͤſſe, woruͤber beide Kammern, nach gegenſeitiger Mittheilung, einver: 
— ſind, an den Koͤnig gebracht, und von dem Könige beſtaͤtigt werden 

nnen 

$. 183, Der von ber einen Kammer vawolfen⸗ Antrag der andern 
kann auf demſelben Landtage nicht wiederhohlt werden. Wird aber ein ſolcher 

Antrag bei der naͤchſten Staͤndeverſammlung erneuert und abermals verwor⸗ 
fen; ſo treten die zwei Kammern zu einer vertraulichen Beſprechung uͤber den 
Gegenſtand zuſammen. Sollte auch hierdurch die Verſchiedenheit der Anſi ch⸗ 
ten nicht ausgeglichen werden; ſo haben die Kammern, wenn die Frage einen 
ihnen von dem Könige zugefommenen Gegenſtand betrifft, ihre Nichtuͤberein⸗ 
ſtimmung dem Koͤnige blos anzuzeigen, woferne ſie nicht mit einander uͤber⸗ 
einkommen, die Entſcheidung dem Koͤnige zu uͤberlaſſen. | 

$. 184 Kein’ Mitglied der beiden Kammern kann, während der Dauer 
der Ständeverfammlung, ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu 

Verhaft gebracht werden, den Fall der Exgreifung auf friſcher That wegen 
eines Verbrechens ausgenommen. In letzterem Fall iſt aber: die" Kammer 
von: der gefchehenen Verhaftung, mit — * Grundes, andetʒůglich in 
| Kenntniß zu ſetzen. 

28485. Niemand kann wegen ſeiner in der Stindeverſamiumz ge⸗ 
haltenen Vortraͤge und gegebenen Abſtimmungen zur Verantwortung gezogen 
werden. Jedoch find Beleidigungen oder Verlaͤumdungen der Regierung; der 
Ständebetfarmmlung- oder einzelner Perfonen, der Beftrafung nach den :befte: 
Senden Gefegen, in dem ordentlichen. Mege ‚des Rechts unterworfen, Ä 

» Verfehlungen gegen ' die: Gefetze des Anftandes oder: der innern Polizel, 
oder gegen die Gefchäftsvorfihriften, hat der Präfident zu bemeifen, und wenn 
fie: bedeutend find; folche zur Kenntniß der Kammer zu bringen, welche nach 

Befchaffenheit der Umſtaͤnde ihre Mißbiligung — Verweis ertheilen, 
oder auch Widerruf verlangen kann  :" Re 

$. 186.° Der König eröffnet und enttäße bie — — ent⸗ 
weder in eigener Perſon, oder durch einen dazu bevollmaͤchtigten Miniſter. 

Dem König ſteht auch das Recht zu, die ana zu — 
oder ganz aufzuloͤſen. zn 

Im Falle der Auflöfung wird ſpaͤteſtens Sinn. 6: Monaten eine neue 

Verſammlung einberufen werden; es ift hierzu eine: neue Wahl der Abgeord⸗ 
neten nöthtg, - bei welcher jedoch bie arm — wieder gervͤhlt wer⸗ 
den koͤnnen. de A 

$. 187. So ange: die‘ Stände nicht verfammelt fi ind, beiteht;, "als 
Stellvertreter derfelben, ein Ausſchuß für diejenigen Gefchäfte, deren Befor: 
gung von einem Landtage zum andern zut-: ununierbrochenen eren der 
Repraͤſentanten des Landes nöthmwendig- iſt. 

—G. 188. In dieſer Hinſicht liegt dem Ausſchuß FR de ihm, nah der 
Verfafſung zu "Erhaltung derſelben, zuftehenden. Mittel in: Anwendung zu brin— 
gen, iind hiervon bei wichtigen Angelegenheiten die in; dem Königreid) woh— 
nenden Ständemitglieder‘ in Kenntniß- zu fegen , in den. geeigneten Faͤllen bei 
der höchften Staätsbehörde Vorftellungen, Verwahrungen und: Beſchwerden 
einzureichen, und nad) Erforderniß der Umflände, befonders wenn es fih von 
der Anklage der Miniftier handete, ums Einberufung einer außerordent⸗ 
lichen Ständeverfammlung: zu bitten, Wwelcheim letztern Falle ‚nie ‚verweigert 
werden wird, wenn — bir —— eis Dringlichkeit: derfelben 
gehörig nachgeiviefen if, mtr ; I ree: Bee 
| Außerdem hat der Autſchuf am Ende der in die Zwiſchenzeit fallenden 
Finanzjahre nad) Maaßgabe deſſen, was 8.110, feſtgeſetzt iſt, Die richtige, 
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der Verabſchiedung angemeſſene, Verwendung der verwilligten Steuern in 
‚dem verfloſſenen Jahre zu prüfen, und den Etat des kuͤnftigen Jahres mit 
dem Finanzminifterium zu berathen. Auch ſteht dem Ausfhuffe die Aufſicht 
über die Verwaltung: bee Staatsſchuldenzahlungskaſſe zu. 

IJnsbeſondere gehört es zu feinem Wirkungskreiſe, die für eine Stände 
verfammlung fi eignenden Gefhäftsgegenftände, namentlich die Erörterungen 
vorgelegter Geſetzesentwuͤrfe, zur kuͤnftigen Berathung vorzubereiten, und fuͤr 
die Vollziehung der landſtaͤndiſchen Beſchluͤſſe Sorge zu tragen. 

. 189. Dagegen kann ſich der Ausſchuß auf ſolche Gegenſtaͤnde, mel: 
che verfaſſungsmaͤßig eine Verabſchiedung mit den Staͤnden erfordern, na— 
mentlich auf Geſetzgebungsantraͤge, Steuerverwilligungen, Schuldenuͤbernah⸗ 
men und Mifitalsanspebungen, u anders, ald auf eine vocbereitende 

Weife einlaffen: ©. : 

$. 190: +. Der: ſtaͤndifche Ausſchuß beſteht aus zwoͤlf Perz 
fonen; nömlih den :Präfidenten der beiden Kammern, zwei 
Mitgliedern der erſten und: aht aus der zweiten Kammer. 
Die Wahl derfelben gefhieht von ben zu diefem Zwecke vereinigten Kam: 
mern nach relativer Stimmenmehrheit auf die Zeit von einem ordentlichen 
Landtage — andern (auf 3 Jahre), und iſt jedesmal dem Koͤnige anzu⸗ 
zeigen. 

Ein in det Zwiſchenzeit abgehendes Ausſchußmitglied wird von der naͤch⸗ 
ſten Verſammlung der Stände wieder definitiv erſetzt; bis dahin ruͤckt an 
deſſen Stelle dasjenige Ständemitgliedb ein, welches bei der legten Ausſchuß⸗ 
wahl: «die mieiften Stimmen nach dem Gewählten erhalten hatte. 

In Verhinderung der Präfidenten treten die Vicepräfidenten für fie ein; 

‚find letzteren fchon Mitglieder des: Ausfhuffes, fo werden deren Stellen auf 
die fo ebem feftgefegte Weiſe erſetzt. 
Seechs Mitglieder des Ausſchuſſes, die Praͤſidenten der beiden Kam: 
mern. mit eingefchloffen, müffen in Stuttgart anmefend feyn. - Die übrigen 
fechs Mitglieder. Einnen außerhalb. Stuttgart ihre Wohnungen haben, und 
werden, fo oft es die Umſtaͤnde erfordern, von den Anmefenden einberufen. 

8.191. Bei jeder Ständeverfammlung bat der Ausſchuß 
über dasjenige, was von ihm in ber Zwifchenzeit verhandelt ' 
worden ift, in einem Zufammentritte beider Kammern Re: 
a abzulegen. 

$: 192.* Die Verrichtungen des Ausſchuſſes — mit der Eroͤffnung 
eines neuen Landtages auf, und werden nach einer bloßen Vertagung deſſel— 
ben, oder nach Beendigung einer außerordentlihen Ständeverfammlung, wie: 
der fortgefegt. 

Bei der Auflöfung eines jeden Landtags und bei der Entlaffung eines 
ordentlichen, "muß ein neuer Ausfhuß gewählt werden, wobei bie vorigen 
"Mitglieder" wieder wählbar find. Bu diefer Wahl wird den Ständen jedes: 
mal, auch bei’ der Aufföfung. der Verſammlung, die erforderliche Sigung 
noch geftattet. 

-- Sollten außerordentliche Umſtaͤnde es ihnen unmöglich machen, dieſe 
Sitzung noch zu halten; fo haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stell— 
vertreter (9. 190.), infofern fie zugleich Ständemitglieder find, die BVerrich- 
tungen des Ausfchußcollegiums wieder zu übernehmen. 

$. 193. Das fländifche Amtsperfonal beſteht, außer den Beamten der 

Schuldenzahlungskaſſe, fuͤr beide Kammern aus einem Archivar, fuͤr jede 
Kammer aus einem Regiſtrator und den erforderlichen Kanzelliſten; die Re— 
giſtratoren haben zugleich bei dem Ausſchuß das Secretariat zu verſehen. 
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Jede Kammer waͤhlt ihren Regiſtratot und: Kanzelliſtenz die Beamten 
der Schuldenzahlungskaffe, fo wie der Archivar, werden von den hiezu ver 
einigten Kammern ‚gewählt. kn ee re 

Dem König ift die Beſtellung ber Kaffenbeamten, des Archivars und 
ber Regiffratoren zur Beſtaͤtigung vorzulegen, und von: der Wahl der Kans 
zeliften Anzeige zu machen. ee 

Die Dienftentlaffung diefer Beamten gefchieht auf gleiche Art, wie dei 
ven Anſtellung, durch die einzelnen oder durch die vereinigten Kammern, und 
richtet fih im Uebrigen nad) den deshalb bei den Königlichen Beamten gel 
tenden Gefegen, ne se: 

Die Annahme und -Entlaffung der ftändifchen Kanzleidiener. hängt von 
den Pröfidenten ab. Bo ER Rn 

Das gefammte Amts: und Dienftperfonal fteht bei nicht verfammeltem 
Landtag unter der Aufficht und den Befehlen des Ausfchuffes, welcher auch 
in der Btoifchenzeit die erforderlichen Amtsverweſer zu beſtellen, und ungetreue 
‚oder fonft ſich vergehende Diener in den geſetzlichen Fällen den Gerichten zu 
übergeben hat. * er En a 

$. 194. Eine eigene‘ ftändifche Kaffe, welche die für. fie jedesmal zus 
gleich mit. dem Finanzetat zu verabfchiedende Summe aus. der. Staatsfaffe. 
in beflimmten Raten erhält, beftreitet den ftändifhen Aufwand, 

Hieher gehören die Zaggelder und Reifekoften der Mitglieder der Staͤn⸗ 
deverſammlung, die Befoldungen ber ftändifchen Ausſchußmitglieder, Beamten 
und Diener, die Belohnungen derjenigen, melde durch befondere Aufträge 
der Stände oder des ftändifchen Ausfchuffes bemüht gewefen find, die Uns 
terhaltung einer angemeffenen Buͤcherſammlung, die Kanzleis 
foften überhaupt, und andere mit der Gefchäftsführung verbundene Ausgaben, 

Die jährliche Kaffenrechnung, welche mit Angabe aller einzelnen. Eins 
nahmen und Ausgaben zu führen ift, wird von einer befondern. ftändifchen 
Commiffion probirt, in der Ständeverfammlung zum Vortrag gebracht, und 
von diefer juftificiet, Jedes Mitglied der Verſammlung kann die eigene Ein: 
fit diefer Rechnung verlangen. | Dur ae 

Die Befoldungen der Mitglieder und der Beamten des Ausfchuffes, fo 
wie. die Zaggelder und Reiſekoſten der Ständemitglieder, werden durch Ver: 
abfchiedung beſtimmt "werden, > — 

Die in Stuttgart anweſenden Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten, wenn 
fie einberufen werden, gleiche Diäten und Reiſegelder, wie bie Ständemit: 
glieder, und beziehen ſolche aus der fländifchen Kaffe. Be 

Behntes Kapitel, 
Von dem Staatsgerihtshofe. | = 

Fe 195. Zum gerichtlichen Schutze der Verfaffung wird ein Staats: 
gerichtshof errichtet. Diefe Behörde erkennt über Unternehmungen, welche 
auf den Umſturz der Verfaffung gerichtet find, und über Verlegung einzelner 
Puncte der Verfaffung. ENGE 

$. 196. Der Staatögerichtshof befteht aus einem Prafidenten, welcher 
von dem Könige aus den erften Vorfländen der hoͤhern Gerichte ernannt wird, 
und aus zwölf Richtern, wovon der König die Hälfte aus den Mitgliedern 
jener Gerichte ernennt, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte nebft 
drei Stellvertretern im Zufammentritte beider Kammern außerhalb ihrer Mitte 
wählt. - | 
, Unter den ftändifchen Mitgliedern müffen wenigftens zwei Rechtögelehrte 
ſeyn, welche auch, mit Vorbehalt der Einwilligung des Könige, aus koͤnig⸗ 


Verfaſſungsurkunde ‚vom 25. Sept. 1819. 457 


lichen Staatsdienern gewaͤhlt werben koͤnnen. Außerdem muͤſſen die Mitglie- 
der alle zur Stelle eines Staͤndemitglieds erforderliche Eigenſchaften haben, 

Das Kanzleiperfonal wird aus dem Obertribunal genommen. . 

G6. 197. Saͤmmtliche Richter, werden für diefen ihren Beruf befonders 
verpflichtet, und Finnen, gleich ben Übrigen Juſtizbeamten, nur durch Urtheils⸗ 
ſpruch ihrer Stelle als Mitglieder dieſes Gerichtshofs. entſetzt werden. Nimmt 
jedoch ein ſtaͤndiſcher Richter ein Staatsamt an; ſo hoͤrt er dadurch auf, 
Mitglied dieſer Stelle zu ſeyn, kann aber von ber Ständeverfammlung ‚wies 
der gewählt .merden. Eben fo tritt ein vom Könige ernanntes Mitglied aus 
dem Gerichte, wenn es aufhört, fein richterliches Hauptamt zu bekleiden. , 

$. 198. Das Gericht verfammelt ſich auf Einberufung durch den Praͤ⸗ 
fidenten,, welche von diefem fogfeich gefchehen muß, wenn er dazu einen von 
dem Zuftizminiftek? conträfignirten Befehl des Königs oder eine Aufforderung 
mit. Angabe des Gegenftandes von. einer der beiden Kammern bucch deren 
Praͤſidenten erhͤt. 
“Das Gericht Löfet ſich auf, wenn det Prozeß geendigt iſt. Der Ptraͤ⸗ 
ſident hat für die Vollziehung der Beſchluͤſſe zu ſorgen, und in Anflands: 
fällen das ‚Gericht wieder zu verfammelt. ‘ m... | 

- $. 199. Eine Anklage vor dem Staatögerichtshofe wegen der oben 
($. 195.) etwähnten Handlung kann gefhehen von Ber Regierung ge> 
gen einzelne Mitglieder der Stände und des Ausfhuffes, und 
von.den Ständen fowohl gegen Minifter und Departements- 
Chefs, als gegen einzelne Mitglieder und höhere Beamten 
der Ständeverfammlung. Andere Staatsdiener, als Minifter und Des 
partementschefs, Eönnen vor diefem Gerichte nicht angeklagt werben, außer 
wegen Uebertretung ‚der 8. 53. enthaltenen Vorſchrift. | 
Anklage und BVertheidigung gefchieht öffentlich. Die Protocolle wer— 
den mit den Abſtimmungen und Befchlüffen durch den Drud bekannt gemacht. 

6. 2%00:: Wenn e8 erforderlich ift, Inquirenten zu beftellen; fo wählt 
der Gerichtshof diefelben aus den Raͤthen der Griminalgerichte. Der Unter: 
ſuchung hat jedesmal ein koͤnigliches und ein fländifches Mitglied des Ge- 
richtshofs beizumohnen. “ — re 
„85208. Es werden jedesmal zwei Neferenten heſtellt. Iſt der erſte 
Referent ein Eöniglicher Richter; fo muß der Correferent An ftändifcher fern, 
und umgekehtt, } ee 5 | 
8202. Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl von Eöniglichen 
und fländifchen Richtern anweſend feyn. Sollte durch Zufall eine Ungleich— 
heit dei Zahl einfreten, welche nicht fogleich durch anderweitige Ernennung 
‚oder Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden Eönnte; fo tritt der Juͤngſte 
im Dienfte von der. überzählenden Seite aus; doch darf die Zahl. der Richter 
nie unter Zehn. feyn. y 

Im Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des Präfidenten ber erſte koͤ— 
nigliche Richter, I — | ’ 
Dem Präfidenten ftcht Feine Stimme zu; im. Falfe der Stimmengleich 
heit entfcheidet die für den Angeklagten günftigere Meinung. 
8.203. Die. Strafbefugniß des Gerichtshofes erſtreckt fih nur auf 
Verweiſe und Geldſtrafen, auf Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf 
zeitliche oder immerwährende Ausfchließung von der Landftandfchaft. 

Wenn diefes Gericht die höchfte in feiner Gompetenz liegende Strafe 
erkannt hat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszufchließen; fo bleibt den or: 
dentlichen Gerichten vorbehalten, gegen den WVerurtheilten. ein weiteres Ver: 
fahren von Amtswegen eintreten zu laffen. 


\ 
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204. Gegen den Ausſpruch des Staatsgerichtshofes findet keine 
— Statt, fondern nur das Rechtsmittel ber Reviſi on und. bet Mies 
dereinfegung: in den vorigen Stand, 

$. 205. Der König. wird nicht nur bie unterſuchung niemals hem⸗ 
men, ſondern auch das ihm zuſtehende Begnadigungsrecht nie dahin ausdeh— 
nen, daß ein von dieſem Gerichte in die Entfernung vom Amte verurtheilter 
Staatsdiener in ſeiner bisherigen Stelle gelaſſen, oder daß derſelbe in einem 
andern Juſtiz⸗ oder Staatsverwaltungsamte angeſtellt würde, es waͤre denn, 
daß in Ruͤckſicht auf Wiederanftellung: das gerichtliche Erkenntniß einen aus⸗ 
druͤcklichen Vorbehalt zu Gunſten des Verurtheilten enthielte. 


Dieſe neue Verfaſſung, auf dem Wege des Vertrages. zwi: 
{hen König und Bolt begründet, ward im ganzen Koͤnigreiche 
mit hohem Intereſſe und reiner Freude aufgenommen, Allein auch der 
‚König, freute fich feines Werkes, und: deshalb folgt hier 


n) das Manifeft des Königs vom 26. Sept. 1819, 


durch welches er di Boleing und, Anliu⸗ der neuen ieſine 
bekannt machte. re 


Wilhelm, von Gottes Gnabin ahrig don Vlatantem Durch 
Unſer Manifeſt vom 10. Juni 1819 haben Wir Unſere Abſicht ausgeſpro⸗ 
‚chen, durch die Stände Unſers Koͤnigreichs vollſtaͤndig die. Wuͤnſche zu ver 
nehmen, welche dem Lande in ‚Beziehung auf die ihm von Uns’ zugedachte 
Verfaſſung noch übrig bleiben. ‚möchten, um Hietnächft das ganze Werk mit 
gemeinfchaftlichern Einberſtaͤndniſſe zu vollenden. Wenn Wir, nad) den mans 
nigfaltigen Erfahrungen’ der leiten Sabre, Unferm Volke nochmals die Hand 
zum. Vertrage boten; fo geſchah dies im Vertrauen auf diejenigen Geſinnun⸗ 
gen treuer Anhaͤnglichkeit an ſeinen Regenten, durch welche ſich das wuͤrtem⸗ 
bergifche Volk von jeher Ausgezeichnet hat. Dieſes Vertrauen hat Uns nicht 
getaͤuſcht. Durch freie Uebereinkunft mit den Ständen des Landes ift dag 
Grundgefek des Staats zu Stande gekommen; das ſchoͤnſte Denkmal der 
Eintracht zwiſchen dem Könige und ſeinem Volke. Die Verfaffungsurkunde 
des Königreichs ift von Uns und den fämmtlichen Mitgliedern der Staͤnde— 
verſammlung, welche zu dieſem wichtigen Werke berufen waren, unterzeichnet; 
und aus Unſerm Munde haben die verfammelten Stände die feierliche Ver— 
fiherung der unverbrüchlichen Feſthaltung des Verfaſſungsvertrags vernom⸗ 
men. Mit freudiger Empfindung verkuͤnden Mir Unſerm getreuen Wolke dies 
ſes Ereigniß, welches der Regierung ihre wohlthaͤtige Wirkfamkeit, dem Volke 
ſeine geſetzmaͤßige Freiheit, und dem geſammten Vaterlande eine gluͤckliche 
Zukunft ſichert. Möge die Vorſehung Unfere Bemuͤhungen fuͤr das Gluͤck 
Unſers Volks ſegnen; moͤgen alle Keime des Guten, welche in die Verfaſ⸗ 
ſung gelegt find‘, unter der ſorgſamen Pflege: treuer Diener des Staats und 
wuͤrdiger Stände des Königreichs gedeihen; mögen Eünftige Geſchlechter die 
Fruͤchte der Anſtrengungen genießen, welche die gegenwärtige * gebietet. 
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Unter. der Regierung des Großherzogs: (exft Markgrafen, dann Shure: 
fünften) Karl Friedrich von Baden, ward diefer Staat binnen einem 
Sahrzehent: von nicht. ganz 300,000: Menfchen, Bis über eine Million 
Einwohner vermehrt und vergrößert. Bei der Einverleibung einer gro⸗ 
Ben Zahl vormaliger: geiftlicher Befigungen und Reichöftädte in das Erb: 
land der Dynaftie Zaͤhringen, und bei der Unterordnung mehrerer vor⸗ 
mals reich3unmittelbarer Fürften, Grafen und Ritter unfer die Souve— 
rainetaͤt des Großherzogs, entſchloß ſich Karl Friedrich, die bis dahin be— 
ſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung in den alten und neuen Laͤnderbeſtand— 
theilen aufzuheben, um dem gan Staate eine neue und zeitges 
mäße Verfaſſung zu geben. — 

Dieſe neue Verfafſung a, denn auch, Hu Ediet vom 
5. Juli 1808 (ſ. Winkopps ıhein. Bund, Heft 20, ©. 312 ff.) dem 
ganzen. Stagte von, dem verewigten Großherzoge feierlich. zugeſichert, 
nachdem ſchon «mehrere organiſche Edicte von demſelben in Hinſicht der 
Vorrechte des Adels, der. Standgsherren, des Verhaͤltniſſes der kirchlichen 
Conſeſſionen gegen einander u. ſ. w...erlaffen worden waren. Der Groß; 
herzog fagte ausdruͤcklich in jenem Edicte: 


„Die Reihefolge der. wichtigen Veraͤnderungen, — die Aufloͤſung 
der Verfafſung des teutſchen Reiches und die Bildung des rheinifchen 
Bundes; herbeigeführt: haben; - die Einverleibung fo verfchiedenartiger 
Laͤnder in Unfern Staat; die Wahrnehmung, daß, ungeachtet der von 
. Uns erlaffenen Sonftitutionsverordnungen, neue Verfügungen nothwendig 
—ſindz die vielfältigen Erfahrungen über die, den Zeitforderungen. mehr ent= 
ni fprechenden, Verwaltungsformen ; die jüngften Borgänge endlih in 
rs; den beiden größern. Bundesſtaaten Bayern und Weſtpha— 
ten, ſprechen das Beduͤrfniß ſtaͤrker als je aus, Unferm. Großherzog⸗ 
thume eine Grundverfaſſung und weckmaßigere Verwaltungsord⸗ 
nung zu geben, — Wir ſind daher entſchloſſen, die Staatsverwaltung 
auf Linfache und pragmatiſche, Grundſaͤhe, welche dem Geiſte der Zeit 
entſprechen, zuruͤckzufuͤhren; Mir wollen, daß die. verſchiedenen Provin— 
zialgeſetzgehungen aufgehoben und der Code Napoleon, ald das vors 
züglichfte Nefultat gefeßgebender Weisheit, mit einiger Nüdficht auf 
die, wegen der Landeseigenheiten'nothwendigen, Modificationen und ber 
in Frankreich wieder neuerdings. eingeführten‘ fideicommiſſariſchen Eigen⸗ 
thumsverhaͤltniſſe eingefuͤhrt werde. Wir wollen ferner ein gleich— 
foͤrmiges Abgabeſyſtem, duch Tilgung der duch die Kriegsver— 
haͤltniſſe angewachſenen Schuldenmaſſe des Staatscredits erhoben, und 
mittelſt einer Landes repraͤſentation, wie fie in Weftphalen 
und Bayern eingeführt worden, das Band zwifchen Uns und 

den Staatsbürgern noch tiefer, wie bisher, gefnüpft wiſſen.“ ꝛc. 


Aundchft ward, Durd) dieſes Edict das bis dahin beſtandene geheime 
——— als oberſte Staatsbehoͤrde, voͤllig aufgehoben, und die 
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Gentralverwaltung des Staats in fünf Minifterialdepartements (der Ju⸗ 
fi, der auswärtigen Verhältniffe, des, Innern, der Finanzen, des Kriegss 
weſens) eingetheilt. — Doc. diefe Einrichtung erhielt. durch das Edict 
vom 26. Nov. 1809, mit welchem mehrere Beilagen verbunden waren, 
eine völlige Veränderung, und der Staat eine neue Drganifation, ſowohl 
in Hinſicht der geographiſchen Eintheilung, als au in Hinſicht aller 
einzelnen Zweige ber Staatsverwaltung. (Berge. Winkopps then. 
Bund, Heft 40, ©. 27 fund Heft 44, ©. 239.) Bemerkenswerth 
iſt es, daß’ bei diefer neuen "Drganifation des Staates: das fruͤhere Ver 
ſprechen einer ae a nicht BIN 
ward. — — 
So blieb es, ſelbſt — ‚Regierungsanteite des neuen Großher⸗ 
zogs Karl, der feinem Großvater (1811) auf dem Throne folgte, bis end⸗ 
lich die teutſche Bundesacte fuͤr die Einrichtung ſtaͤndiſcher Verfaſſungen 
in allen teutſchen Bundesſtaaten entſchied, und auch in Baden mehrere 
öffentliche Stimmen: für das Beduͤrfniß dieſer Errichtung. ſich erklaͤrten. 
So weit dieſe Angelegenheit damals zur oͤffentlichen Kunde kam, ward 
fie behandelt in’ dem allgemeinen Staatsverfaſſung sarchive 
(Weimar 1816), 1. Band, 3. Heft; S. 391 ff) Es erſchien auch in 
der That am 16. März 1816 folgendes großherzogliches Reſcript, wel⸗ 
ches das Zufammentreten ber Landftände auf den 1. IE 1816 
 anelobigte die aber nicht erfolgte: 
Mir Kari, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden ꝛc. 
„Mit der wiederhergeſtellten Ruhe und Ordnung in Europa iſt auch 
der Zeitpunct erfchienen, der Uns erlaubt, die künftigen verfaſ⸗ 
E fungsmäßigen Rechte. Unferer Unterthanen*) näher feftzufegen, und 
ihnen eine höchfte Grundlage und Garantie zu geben. Mir find über 
zeugt, daß Mir diefe Mechte nicht dauerhafter begründet, und zugleich 
Unfern Unterthanen aller Klaffen-über ihr Verhaͤltniß gegen Uns 
und Unfere Behörden und über‘ Unfere NRegierungsgrundfäge mit beru= 
higenderm Zutrauen erfüllen Einen, als duch die Einführung einer 
Tandftändifhen Verfaffung in Unſerm Großherzogthume. Wir 
haben bereit hierzu die noͤthigen Vorarbeiten angeordnet, und dieſe 
ſind ſo weit gediehen, daß Wir, nach angehoͤrtem Staatsrathe, beſchloſ⸗ 
fen haben, daß auf den 1. Auguſt d. J. die erfte ffändifhe Ver— 
fammlung Unferes Großherzogthums eröffnet werden ſoll.“ 
Statt. diefer Eröffnung erichien in dem babenfchen Regierunsblatte eine 
großherzogliche Erklärung vom 29. Sul 1816 (vgl. =, Zeitung, Nro. 
219, ©. 874) folgenden Inhalts: 
„Bei der auf den Anfang Augufts feftgefegten erſten ſtandiſchen Ver⸗ 
ſfammlung hätte der Großherzog gehofft, daß in der Zwiſchenzeit dieje— 
nigen Gegenjtände der teutfchen Bundesverfaſſung, mit welchen er die 
befondere Verfaſſung des Großherzogthums in Einklang zu fegen 
gebächte, durch nähere Uebereinkunft mit den ſaͤmmtlichen Bundesglie— 


Der vorige Großherzog bebiente ſich in feinen Eokten des Ausdrucks: 
—— | 
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dern wuͤrden verabredet und beſtimmt werben; dieſe Hoffnung aber ſey zur 

Zeit noch nicht‘ ih Erfuͤllung gegangen, und er ſehe ſich daher veranlaßt, 

bie dem Lande zu gebende ſtaͤndiſche Conſtitution, welche 

bereits vollendet zu feiner höchſten Sanction vorliege, 
für jegt noch nicht zu verkünden.’ 

Sein, in der letzten Hinficht gegebenes, fürftliches Wort loͤſete der 
Großherzog Karl, ald er, wenige Monate nach dem Erfcheinen der 
neuen bayriſchen Conftitution, am 22. Aug. 1818 bie neue Verfaſ⸗ 
fung des Großherzogthums als Grundgeſetz bekannt machte. Zwar 
erſchien dieſelbe nicht auf dem Wege des Vertrages mit den Staͤnden; 
fie war vielmehr eine octroirte, die als Act der Souverainetaͤt ins 
Leben trat; allein ſie zeichnete ſich durch ihren einfachen Charakter, nach 
welchem ſie nicht mehr enthielt, als in ein Grundgeſetz gehoͤrt, und die 
Einzelheiten der Verwaltungsgegenſtaͤnde von ſich ausſchloß, — und durch 
die ausgeſprochenen zeit- und volksgemaͤßen Grundſaͤtze vor vielen an— 
dern neuen Verfaſſungen aus. | 

Bald nach der Bekanntmachung diefer Verfaffung farb der Groß 
herzog Karl (8. Dec. 1818.) Sein Oheim und Nachfolger, ber Groß: 
herzog Ludwig, beftätigte diefelbe in den feierlichften Ausdrüden, und 
berief, in Angemeffenheit zu derfelben, die Stände bed Staats zufams 
men, deren Verfammlung am 22. April 1819 eröffnet ward, Doch bald 
truͤbte fich der politische Horizont, als uͤber manche Landeögebrechen, über 
das entdeckte Deficit in dem Fünftlich geftellten und den Ständen vorges 
Legten Budget, befonderd aber Über die großen, den ÖStandeöherren vers 
liehenen, Vorrechte flarfe Stimmen in der zweiten Kammer ſich erhoben. 
Denn mit der, noch vom Großherzoge Karl am 23. Apr, 1818 unter 
zeichneten, Verordnung, die NRechtsverhältniffe der vorma— 
Ligen Reichsſtaͤnde und Reihsangehörigen betreffend (fie 
ficht in der Schrift: die landſtaͤndiſche Verfaſſungsurkunde für dad Groß- 
berzogthum Baden, nebft den dazu gehörigen Actenflücen, Karlsruhe, 
1819, 8. ©, 71 ff.), waren biefe nicht zufrieden gewefen, unb hatten 
fih dagegen an die Bundeöverfammlung gewendet. Diefen Forderun⸗ 
gen der vormaligen Reichsſtaͤnde abzuhelfen, machte daher der Großhers 
z0g Ludwig am 16. Apr. 1819 ein Edict, die Standes: und 
grundberrlihen Rechte betreffend (dad weiter hinten folgt), 
gleichzeitig mit der Eröffnung der Ständeverfammlung, bekannt, worin 
die Vorrechte jener fehr erweitert waren. Diefes Edict ward nun von 
den verfammelten Ständen hart angegriffen, und dies, fo wie die übrigen 
eingetretenen Mißverfländniffe zwifchen der Regierung und den Ständen, 
bie plögliche VBertagung der Ständeverfammlung am 28. Juli 

819. | 
a) Verfaffungsurfunde vom 22, Auguft 1818. 


Kart, von Gottes Gnaden ꝛc. Als Wir bereits im Jahre 1816 Uns 
fern Unterthanen wiederhohlt bekannt machten, dem Großherzogthume eine land⸗ 


Be Beben. u: Tom. | 
ftändifche Verfaffung geben zu, wollenz -fo..hegten: Wir. den Wunſch und bie 
Hoffnung, daß faͤmmtliche Bundesglieder uͤber eine ungbaͤnderliche weſentliche 
Grundlage diefer, allen. teutſchen Völkern zugeſicherten Einrichtung uͤhereinkom—⸗ 
men und nur in Entwickelung, der aufgeſtellten Grundſaͤtze ein jeder einzelner 
Staat feinen beſondern Beduͤrfniſſen, mit Ruͤckſicht auf beſtehende Verhaͤltniſſe, 
folgen mÖhhlen . 2.1 it ul 
Da ſich jedoch, nach den Iehten, tiber dieſen Gegenftand bei den Bun— 
destage abgelegten, Abftimmungen der Zeitpunkt noch. nicht beftimmt voraus: 
fehen läßt, in welchem bie Geftaltung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung einen Ge⸗ 
genftand gemeinfchaftlicher Berathungen bilden. dürfte; fo. fehen Wir Uns nun⸗ 
mehr veranlaßt, die Unſern Unterthanen gegebene Zuficherung ‚auf die Art und 
Weiſe in. Erfüllung zu fegen, wie fie Unſrer innern freien und feſten Ueber— 
zeugung entfpriht. Her 
Bon dem auftichtigften Wunſche duchdrungen, die Bande des Bers 
trauens zwifchen Uns und Unferm Volke immer fefter Enüpfen, und auf dem 
Wege, den Wir Hierdurch bahnen, alle Unfre Staatseinrichtungen zu einer 
höhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nachftehende Verfaffungsurkunde 
gegeben, und’ verfprechen feierlich für Uns und Unſre Nachfolger, fie treulich 
und gemwiffenhaft zu halten und halten zu lafjen: | 
1. Bon dem Großherzogthume und ber Regierung im 
| Allgemeinen. | | 
$. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beftandtheil des teutz 
fhen Bundes. | 
82. Ale organifhen Befchlüffe der Bundesverfamms 
lung, welche die verfaffungsmäßigen Berhältniffe Teuſchlands 
oder die Verhältniffe teutſcher Staatsbürger. im Allgemeis 
nen betreffen, mahen einen Theil des badifchen Staatsrechts 
aus, und werden für alle Klaffen von Landesangehörigen verbindlich, nach: 
dem fie von dem Staatsoberhaupte verkündet worden find. 
$. 3. Das Großgerzogthum ift untheilbar und unveräußerlih in 
allen feinen Theilen. | 
$. 4. Die Regierung bed Landes ift erblih in ber großherzoglichen 
Familie nach den Beflimmungen der Declaration vom 4, October 1817, die 
als Grundlage des Hausgefeges einen weſentlichen Beftandtheil der 
Berfaffung bilden und als wörtlich in gegenwärtiger Urkunde aufgenommen 
betrachtet werden foll, 
| 8.5. Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte der Staatsgewalt, 
und übt fie unter den in diefer Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beſtimmun— 
gen aus. 
Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 
$. 6. Das Großherzogthum hat eine ſtaͤndiſche Verfaſſung. 
I. Staatsbürgerlihe und politifhe Rechte ber Badener, 
EZ und befondere Zuſicherungen. | 
8.7: Die faatsbürgerlihen Rechte der Badener find 
gleich in jeder Hinſicht, wo die Verfaffung nicht namentlich) und aus⸗ 
druͤcklich eine Ausnahme begründet, ee 
Die geoßherzoglihen Staatsminifter und ſaͤmmtliche Staatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Verfaffung verantwortlid, 
$: 8. Alte Badener tragen ohne Unterſchied zu allen 
Öffentlihen Zaften bei. Alle Befreiungen von diresten ober 
indirecten Abgaben bleiben aufgehoben. | Ä 
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8:95: Alle Stagtsblirger von: den drei chriftlichen Eonfeffionen 
baden zu allen Civil: und. Militairſtellen und. Kirhenämtern 
gleihe.Anfpiuhe. 

:Alte.: Ausländer, welchen Wir ein Staatsamt conferiven, erhalten durch 
dieſe Verleihung unmittelbar das Indigenat. 

F. 10.. Unterſchied in dee Geburt und ber Religion N mit ber, 
für die ftandesherrlichen Familien. dur bie Bundesacte gemachten Auenahme 
keine Ausnahme der Militairdienſtpflicht. 

$. 11. Für die bereits für abloͤslich erklaͤrten Grundlaſten und Dienſt⸗ 
pflichten und alle aus der aufgehobenen Leibeigenſchaft herruͤhrenden Abgaben 
ſoll durch ein Geſetz ein angemeſſener Abkaufsfuß regulirt werden. 

$. 12. Das Geſetz vom 14. Auguſt 1817, über die Wegzugsfeciheit, 
wird als ein Beftandtheil der Verfaſſung angefeben. 

$.13. Eigenthum und perfönliche Freiheit ber Badener ſtehen 
für, alle auf gleiche Weiſe unter dem Schuge der Verfaffung. 

$. 14. Die Gerichte find unabhängig innerhalb der Grenzen ihrer 
Gompetenz. 

Ale Erkenntniffe in bürgerlichen Rechtsſachen müffen von den orbentli= 
chen Gerichten ausgehen. 

Der großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus privatrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen. entfpringenden Streitigkeiten Recht vor den Landesgerichten, 

Niemand Eann gezwungen werden, fein Eigenthum zu öffentlichen Zweden 
abzugeben, als nad) Berathung und Entfheidung des Staatsminifteriumsg, 
und nach vorgangiger Entfhädigung. 

$. 15. Niemand darf in Eriminalfahen feinem ordent: 
lichen Richter entzogen werben. 

Niemand kann anders, als in gefeglicher Form, verhaftet und Länger alg 
zweimal 24 Stunden im Gefängnif feftgehalten werden, ohne über den Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu feyn. 

Der Grfherzog kann erkannte Strafen mildern oder 
ganz nadhlaffen, aber niht fhärfen. 

$. 16. Alle Vermögens = Confiscationen follen abge: 
ſchafft werden. 

$. 17. Die Preßfreiheit wird nad den Eünftigen Beftimmunger 
der Bundesverfammlung "gehandhabt werden. 

$. 18, Jeder Landeseinwohner genießt ber ungeftörten Gewiffensfreiheit, 
und in Anfehung der Art feiner Gottesverehrung des gleichen Schutzes. 

$. 19. Die politifch en Rechte der drei chriftlichen Religionstheife 
- find gleich. 

$. 20. Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Einkünfte 
der Stiftungen, Unterrichts: und Mohlthätigkeitsanftalten dürfen ihrem Zwecke 
nicht entzogen erden. 

$. 21. Die Dotationen der beiden Landesuniverfitäten und anderer 
höherer Lehranftalten, fie mögen in eigenthümlichen Gütern und Gefällen, 
oder in Zufhüffen aus der allgemeinen Staatskaffe beftehen, follen unges 
ſchmaͤlert bleiben. 

$. 22, Jede, von Seite des Staats gegen feine Gläubiger übernoms 
mene, Verbindlichkeit iſt unverleglich. 

— Inſtitut der Amortiſationskaſſe wird in ſeiner Verfaſſung aufrecht 

$. 23. Die Berechtigungen, die durch dag Edict vom 23. April 1818 
den dem angehoͤrigen ehemaligen Reichsſtaͤnden und Mitglie⸗ 
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dern: ber. vormaligen unmittelbaren : Meichöritterfchaft bergen worden find, 
bilden einen Beſtandtheil ber. Staatsverfaffung. 
. 24. Die Rechtsverhältniffe der Staatsdiener fi ind ii der. Yet, wie 
ſie das Geſetz vom heutigen feftgeftellt Hat, durch die Verfaffung garantiet, 
$. 25. Die Inftitute der weltlichen und: geiftlichen Wittwenkaffe und 
der Brandverfiherung follen in ihrer bisherigen Derfaffung Toetbefiehen, und 
unter den Schug der Berfaffung geftellt feyn. 
UL Ständeverfammlung Rechte und pflichten der 
Staͤndeglieder. 
g. 26. Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt. 
$. 27. Die erfie Kammer bejteht: 
ö 2 aus den Prinzen des großherzoglichen. Haufes, 
2) aus den Häuptern der fiandesherrlichen Familien, 
8) aus dem Landesbifhoff und Einem vom Großherzog lebenslaͤnglich 
ernannten proteſtantiſchen Geiſtlichen mit dem Range eines RER 
4) aus acht Abgeordneten des grundhertlichen ‚Adels, 
5) aus zwei Abgeordneten der Landesuniverfitäten, 
6) aus den vom Großherzog, ohne Rüdfiht auf Stand und Geburt, zu 
Mitgliedern diefer Kammer ernannten Perfonen. 

$. 28. Die Prinzen des Haufes und die Standesherren treten, nach 
erlangter Volljaͤhrigkeit, in die Staͤndeverſammlung ein. Von denjenigen 
ſtandesherrlichen Familien, die in mehrere Zweige ſich theilen, iſt das Haupt 
eines jeden Familienzweigs, der im Beſitz einer Standesherrſchaft ſich befin⸗ 
det, Mitglied der Erſten Kammer. 

Waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit * Befigers einer Standesherrfchaft ruhet 
deſſen Stimme. 

Die Haͤupter der adeligen —— welchen der Großherzog eine Wuͤrde 
des hohen Adels verleihet, treten, gleich den Standesherren, als erbliche 
Landſtaͤnde in die Erſte Kammer. Sie muͤſſen aber ein, nach dem Rechte 
der Erſtgeburt und der Linealerbfolge, erbliches Stamm: und Lehngut beſitzen, 
das in der Grund- und Gefaͤllſteuer, nach Abzug des Laſtencapitals, wenig⸗ 
ſtens zu 300,000 Gulden angeſchlagen iſt. 

F. 29. Bei der Wahl der grundherrlichen Abgeordneten ſind ſaͤmmtliche 
adelige Beſitzer von Grundherrſchaften, die das 2Aſte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
und im Lande ihren Wohnſitz haben, ſtimmfaͤhig. Waͤhlbar find alle ftimm: 
fähige Grundherren, bie das 2öfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Jede Wahl 
= für Acht Jahre. Alle vier Fahre tritt die Hälfte der grundherrlichen 

eputirten aus. 

Adeligen Güterbefigern Eanın ber Großherzog die Stimmfähigkeit und 
Waͤhlbarkeit bei der Grundherrenwahl beilegen, wenn fie ein Stamm = oder 
Lehngut befigen, das in der Grund: und Gefällfteuer, nad) Abzug des Las 
fiencapitals, wenigftens auf 60,000 Gulden angefchlagen ift, und nach dem 
Mechte der Erfigeburt nad) der Rinealerbfolge vererbt wird, 

$. 30. Sn Ermangelung des Landesbifhoffs tritt der Bisthumsver⸗ 
weſer in die Ständeverfammlung. 

-$. 31. Jede der beiden Landesuniverfitäten waͤhlt ihren Abgeorbneter 
auf vier Fahre aus der Mitte der Profefforen, oder aus der Zahl der Ge— 
lehrten oder Staatsbiener des Landes nah Willkuͤhr. Nur die ordentlichen 
de find flimmfähig. 

32. Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mitglieder der- erſten 
— darf niemals acht Perſonen uͤberſteigen. 
. = Die zweite Kammer befteht aus 63 Abgeordneten ber 
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Städte. und. Aemter nach ber biefe Verfaſſungsurkunde angehängten . Ver 
theilungstifte.. 

$. 34, Dieſe Aogeorhneten werben von erwählien Waptminneen er= 
waͤhlt. 

— 35. ‚Mer wirlliches Mitglied der erſten Kammer, ober bei der Wahl 

der Grundherren ſtimmfaͤhig oder. wählbar iſt, kann weder bei Ernennung dee 
Wahlmaͤnner ein Stimmrecht ausuͤben, noch als Wahlmann oder Abgeord⸗ 
neter der. Städte: und Aemter gewaͤhlt werden. 
8. 36.. Alle uͤbrige Staatsbuͤrger, ‚die das 26ſte Lebensjahr zuruͤckge⸗ 
legt haben, im Wahldiſtriet als Buͤrger angeſeſſen ſind, oder ein oͤffentliches 
Amt .bekfeiden, :- nfind bei der Wahl der Wahimanner ſtimmfahig und 
wählbar. r 
8. 37. : Am — kann ernannt werden, — Ruͤckſicht — 
Wohnort, jeder durch den $. 35 nicht: ausgeſchloſſene u der 

1) einer der drei chriftlichen Gonfeffionen angehört, . Ä i 
2) das’ 30fte Lebensjahr zurücdgelegt hat, und 

3) in dem. Grund-, Haͤuſer- und Getverbfteuerkatafter wenigfiene mit 

einem Capital von 10,000 Gulden eingetragen iſt, oder eine jährliche 

lebenslängliche Rente von wenigſtens 1500 Gulden von einem Stamm⸗ 
oder Lehngutsbeſitze, oder eine fixe ſtaͤndige Befoldung oder 
Kirchenpfruͤnde von gleichem Betrag als Staats: oder Kirchendie⸗ 
ner bezieht, auch in diefen beiden letztern Fällen wenigiteng irgend 
eine directe Steuer aus Eigenthum zahlt. 

Landes-⸗, Standes- und grundherrliche Berieksbenmee Dfarrer, Phyſici 
and andere geiftfiche oder weltliche Localdiener können als Abgeordnete nicht 
von den Wahlbezirken gewaͤhlt werden, wozu ihr Amtsbezirk gehoͤrt. 

38. Die Abgeordneten der Städte. und Aemter merden auf acht 
Jahre ernannt und ſo, daß die Kammer alle zwei Jahre zu einem Viertel 
erneuert wird. 

8. 39. Jede neue Wahl eines Abgeordneten, bie wegen Aufloͤſung ie 
Berfammlung oder wegen des regelmäßigen Austritts eines Mitglieds noͤchis 
wird, zieht eine neue Wahl der Wahlmaͤnner nach ſich 
; 4 Jeder Austretende ift wieder wählbar, tr 

Jede Kammer erkennt über ‚die flreitigen Ban der ihr an⸗ 
an, —— 

$..42. Der: Großherzog. ruft bie. ‚Stände zuſammen, vertagt ſie und 
kann ſie aufloͤſen. 

843. Die Auflöfung.ider Stände bewirkt, daß alle duch Wahl 
ernannte Mitglieder der erſten und zweiten Kammer, ‚die Abgeordneten der 
Grundherren, dei Uniderfitäten und der Städte und Aemter ihre Eigenſchaft 
verlieren. — 

§. 44; Erfolgt: die. Yuflöfung); * der Gegenſtand der Berathung er⸗ 
ſchoͤpft iſtz ſo muß laͤngſtens innerhalb drei. Monaten zu einer neuen Wahl 
geſchritten werden. 

8,45, Der Großhetzog ernennt fuͤr jeden Landtag ben Präfidenten 
der erſten Kammerz:die.zweite: Kammer wählt für die Präfidentenftelle drei 
—— wovon der Großherzog für die Dauer der Verfammlung Einen 
eftätigt 
fd $. 46, Ale: zwei Jahre - muß eine. Ständeverfammlung Statt 

Inden, 

$.:47..::Die Mitglieder beider Kammern koͤnnen ihr Stimmrecht nicht 
als in Perfon ausüben, 
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© $. 48, ':Die Staͤndeglledet ſind berufen, uͤber die Gegenſtaͤnde ihrer 
Binz nach eigener Ueberzeugung abzuflimmen. Sie dͤtſen von ihren 
Committenten keine Inſtructionen annehmen. | 

$. 49. Kein Ständeglied kann waͤhrend ber Dauer dee Berfammlung, 
ohne ausdrückliche Etlaubniß der Kammer, wozu es gehört, verhaftet werden; 
den Fall der Ergreifung auf feifcher Tat: ‚bei begangenen peinlichen Verbre⸗ 
chen ausgenommen. 

$. 50. Die Stände — ſich nur mit * nach gegenwaͤrtigem Grund⸗ 
geſetz zu ihrer Berathung geeigneten, oder vom Großherzog beſonders an ſie 
— Gegenſtaͤnden beſchaͤftigen. ut 

$. 51. Es beſteht ein ftändifcher Ausſchuß aus bem Praͤſidenten der 
legten Sigung und drei andern Mitgliedern der erften und ſechs Mitgliedern 
der zweiten Kammer, deſſen Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer Urkunde 
ausgebrücten Fall, oder auf die, von dem. legten Landtage mit Genehmigung 
des Großherzogs an ihn gewiefenen Gegenſtaͤnde, beſchraͤnkt ift. 

Diefer Ausfhuß wird vor dem Schluffe des Landtags, auch bei jeder 
Vertägung: eſſelben ‚in beiden Kammern durch relative Stimmenmehrheit 
gewaͤhlt. Jede -Auflöfung des Landtags ziehe a die Auflöfung de8, wenn 
gleich — gewählten; Ausſchuſſes nach ſich. 

K 52. Die. Kammern koͤnnen fich toeber.. — verſammeln, 
noch nach⸗ — oder li beifanmen — * ar 


fchlagen; 
iv Wirkſamkeit per Stände. m, 

"8.53. Ohne Buftimmung: der Stände kann eine Aufs 
Inge ausgefhrieben und:erhoden werden. " — Pa Ale 

$. 54. Das Auflagengefeg' wird in der Regel für zw ein In Fahre ger 
geben. - Solche Auflagen jedoch, mit denen :auf längere Zeit abgefchloffene 
Verträge in unmittelbarer Verbindung: ftehen, koͤnnen vor Ablauf des betref⸗ 

fenden Gontractes nicht abgeändert werden. 

| $. 55. Mit dem Entwurfe des Auflagengefeges wird "das Staatsbudget 
und eine detaillirte Ueberſicht uͤber die Verwendung der —— Gelder 
von den fruͤhern Etatsjahren uͤbergeben. — 

Es darf darin kein Poſten fuͤr geheime Ausgaben — wofuͤr 
nicht eine ſchriftliche, von einem Mitgliede des Staatsminiſteriums contra⸗ 
ſignirte, Verſicherung des Großherzogs beigebracht wird, daß die Summe 
zum wahren Beſten des Landes verwendet worden ſey, ode verwendet wer⸗ 
den folle, 

6.56. Die Stände können: ‚die: Bewilligung der Steuern nicht an 
Bedingungen Enüpfen. . Ä 
8.57. Ohne Zuſtimmung — Stände kann Kein Inlehen. guͤltig ge⸗ 
macht werden. Ausgenommen ſind die Anlehen, wodurch etatsmaͤßige Ein⸗ 
nahmen zu etatsmaͤßigen Ausgaben nur anticipirt werden, fo wie die Geld— 
aufnahmen. der Amortifationskaffe,. zu denen ſie vermöge: ihres Fundations · 
geſetzes ermaͤchtigt iſt. 
Fuͤr Fälle. eines außerordentlichen unvorhergeſehenen dringenden Staats⸗ 
bebhrfniffes, deffen Betrag mit den Koften. einer außerorbdentlichen Verſamm⸗ 
lung der Stände nicht im Verhaltniß ſteht, und wozu das Greditvotum der 
Stände nicht veicht, ift die Zuftimmung der Mehrheit des Ausſchuſſes hin- 
teichend, eine Geldaufnahme gültig zu: machen, Dem naͤchſten Landtag wer: 
den bie gepflogenen Verhandlungen vorgelegt. 
58. Es darf Eeine Domaine ohne Zuftimmung der 
Stände veräußert werden. Ausgenommen find die zu: Schuldentil: 


* 
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gungen bereits" beſchloſſenen Beräußerungen, Ablöfungen und Lehen, Erbbe⸗ 
“Ständen, Guͤlten, Binfen, Frohndienſten, Berkäufe von entbehrlihen Gebaͤu⸗ 
den, von Guͤtern und Gefällen, die. in benachbarten Staaten gelegen find, 
und alle VBerdußerungen, die aus ſtaatswirthſchaftlichen Ruͤckſichten zur Bes 
förderung der Landescultue oberi zur Aufhebung. einer ‚nachtheiligen . eigenen 
Verwaltung, geſchehen. Der Erlös muß aber zu neuen Erwerbungen verwen⸗ 
det oder der Schuldentilgungs£affe zur Verzinfung übergeben werben. , 
Ausgenommen find. auch Tauſche und Veraͤußerungen zum Zweck ber 
Beendigung‘ eines, über Eigenthums⸗ ober Dienftbarkitsverhältniffe: anhängis 
gen, Rechtsſtreitsz ferner: die: Wiebervergebung heimgefallener Thronz; Ritters‘ 
und Kammerlehen während. ber Zeit. der Regierung des Megeten, dem fie 
felbft :heimgefallen find. . — En BE 
Di durch dieſen und: den $.:57, der Zweck der pragmatiſchen Senction‘ 
über Staatsſchulden, und Staateveräußerungen vom %; Detober: 1806..und 
vom 18. November. 1808: :wollftändig erreicht iſt; fo hoͤtt die. Verbindlichkeit 
derfelben mit: dem Tage auf, wo die landftändifche Verfaffung in Wirkſam⸗ 
keit getreten ſern wiird. — je Ra En 
$. 59. Ohngeachtet: die Domainen, nach allgemein anerkannten Grund 
fügen des Staats» und Fürftenrechts, unflreitiges ‚Patrimenialeigenthbum. des 
Regenten und. feiner Familie find, und Wir. fie auch in dieſer Eigenfihaft, 
‚ vermöge obhabender Pflichten ald Haupt der Zamilie, hiermit ausdruͤcklich 
beſtaͤtigen; ſſo wollen Wir dennoch den- Ertrag derſelben, Außer ber darauf 
radicirten Eivilliſte und außer andern darauf haftenden Laſten, fo lang als 
Wir Uns nicht durch Herſtellung der Finanzen in dem Stand befinden wer 
den, Unſere Unterthanen nach Unſerm innigſten Wunſche zu erleichtern, — 
der Beſtreitung der Staatslaſten ferner belaſſen. 35 
Die. Civillifte kann, ohne Zuſtimmung der Stände, nicht 
erhöhet und, ohne. Bewilkigung bes Großherzogs, niemnis 
gemindett:werden. «rc; — 


* 


end n649 
8. 60.Jeder die Finauzen betreffende Geſetzesentwurf geht Auerfe 
an die. zweite Kammer, und kann nur- dann, wenn: er von dieſer, nme 
genommen, worden, vor diererfle Kammer zur Abflimmung über ‚Annahme 
und Nichtannahme im Ganzen: ohne alle Abänderung gebracht werden. m 
861. Tritt die Mehrheit der :erften Kammer dem Beſchluß ber! zwei⸗ 
ten nicht beiz ſo werden; die. bejghenden und verneinenden 
Stimmen .beider Kammern zufammen gesählt und nad der aba 
ſoluten Mehrheit: ſaͤwmtlicher Stimmen der Ständebefchuß gezogen 
$. 62. Die alten auch nicht fändigen Abgaben duͤrfen nad; Ablauf 
der Vermilligungszeit noch fechs Monate fort erhoben merden, wenn die Stän- 
deverfammlung aufgeloͤſet wird, ehe ein neues Budget zu Stande kommt, 
oder wenn fich die ftändifchen Berathungen verzögern. | a, 
.$. 68; Bei Ruͤſtungen zu einem Kriege und, während der Dauer eines 
Kriegs kann der Großherzog, zur fhleunigen und wirkfamen Erfüllung feiner 
Bundespflichten, auch vor eingehohlter Zuftimmung dee Stände, "gültige Staats: 
anlehen machen, ober Kriegsſteuern ausfhreiben. Fuͤr diefen Fall wird. den 
Ständen eine nähere Einficht und Mitwirkung in der Verwaltung inender 

Art :eingeraumt;:, ea en, 
4) daß der alsdann zufammen zu berufende Ausſchuß zwei Mitglieder an 
> bie, Miniſterien der Finanzen) und des Kriegs. und. einen Coramiffair 
zur Kriegskaſſe abordnen darf, um darauf zu wachen, daß die zu 
Kriegszwecken erhobenen Gelder auch wirklich, und ausſchließlich zu dies 

ſem Zwecke verwendet: werden, "und daß derfeldg .«:, | 
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a zu ber jeiveils;; wegen Kriegspraͤſtationen aller. Art aufzuftelletiden Kriegs, 
commiſſion eben ſo viele Mitglieder abzugeben hat, als der Grofhere 
308, ohne den Vorſtand zu rechnen, zur. Leitung des. Marſch-, Wer 

pflegungs⸗ uud Kieferungsmwefens ernennt, Auch: foll..der Ausſchuß das 
Recht haben, zu "gleichem Zweck einer: jeden Provinzialbehörde, aus der 
Baht der indem: Provinzialbezirk wohnenden ———— atvei Ab: 
georbnete:.beizugeben. 

8:64. Kein: Gefeg, das. die Verfaſſungsutkunde ergaͤnzt, erläutert oder 
abandert,-darf ohne Zuſtimmung einer Mehrheit von zwei Drittel der anwe⸗ 
ſenden Scandeglieder einer jeden der beiden Kammern: gegeben werden. 

8965.Bu allen andern die Freiheit: der Perſonen oder dag Eigenthum 
der Staatsangehoͤrigen betreffenden allgemeinen neuen Landesgeſetzen, oder zur 
Abaͤnderung der authentiſchen ‚Erklärung der beſtehenden, iſt die Zuſtimmung 
der abſoluten ‚Mehrheit: einer jeden: dev, beiden Kammern erforderlich. 

8.66. Der: Großherzog beſtaͤtigt und promulgirt die Geſetze, erlaͤßt die 
dien Bollzug und Handhabung erforderlichen. — die aus. dem. Auffichts: 
und Verwaltungsrecht abfließenden — und alle fuͤr die Sicherheit des Staats 
noͤthigen Berfügungen; Neglements und allgemeinen Verordnungen. Er er— 
laßt auch folche, ihrer Natur nach zwar zur fländifchen Berathung geeignete, 
aber durch das Staatswohl dringend gebotene: Verordnungen, deren voruͤber⸗ 
gehenden — durch jede Verzoͤgerung vereitelt wuͤrde. 

Die Kammern haben das Recht der Worfteilung: und 
Bef N Verordnungen, worinnen Beſtimmungen eingefloſſen, wodurch 
fie. ihr Buftimmungsicht fuͤr gekraͤnkt erachten, ſollen auf ihre erhobene ges 
gruͤndete Beſchwerde ſogleich außer Wirkſamkeit :gefegt werden. Cie können 
‚den Großherzog unter Angabe der, Gründe um den Vorſchlag eines Ge: 
feßes ‚bitten. Sie haben‘ das Necht,: Mifbräuce in der Verwal: 
tung, die, zu ihren Kenntniß gelainken;' der Negierung anzu— 
zeigen. Sie haben das Recht, Minifter und die Mitglieder .der 
oberſten Staatsbehoͤrden wegen Verlegung der Verfaſſung 
oder ame rka nut verfaffungsmäßiger Rechte förmlich anzukla— 
gen. Ein beſonderes Geſetz fol die Fälle der Anklage, die Grade ber Ahne 
bung, dieuitheilende Behörde: und die Procedur beſtimmen. 

Beſchwerden einzelner Staatsbuͤrger uͤber Kraͤnkung in ihren verfaffunge» 
wößi gen Gerechtſamen koͤnnen von den Kammern nicht anders als ſchriftlich 
and nur dann angenommen werden, wenn‘ der Befchwerbeführer. nachweifet, 

daß er fich vergebens an die: geeigneten: Landesſtellen und zulett an das Staats⸗ 

miniſterium um, Abhüilfe gewendet hatı © 

‚Keine Vorſtellung, Beſchwerde oder Anklage, kann an den Großherzog 
gebracht werden, ohne Zuſſiamuns der Mehrheit einer jeden der ie Kam⸗ 
mern. 

Wi Eröffnung, der fändifchen Sieungen; Soinin der Be: 

J rathungen. — 

§. 68. Jeder Landtag wird in dem für bieſen Fall vereinigten Kam⸗ 
mern, vom Großherzog in Perſon, oder von einem von Ihm ernannten 
Sommiiffait eröffnet und gefchloffen.. 

$. 69. Sämmtliche neu eintretende Mitgticer foren bei Eröffnung 
d68 Landtags folgenden: Eid: 

„Sc: fehroöre Treue dem Großherzog, Gehorſam dem Geſetze, Beobachtung 
und Aufrechthaltung der Staatsverfaffung, und in der Ständeverfamm: 
lung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beftes ohne Ruͤck— 
fiht auf befondere Stände oder Klaffen nach meiner innen Ueberzeus 


Berfaffungsurkunde vom. 22. Auguft 1818. 469 


gumg zu berathen: So tab mir Gott beife- und fein. Selies Evan: 
rt BIBI on, Be en Be er TR — 4 

— 70. Kein landesherrůcher —— — kann — Discuſſt on eh Xsftim- 
‚mung gebracht werden, bevor er micht in beſondern Conmiſſi ionen eroͤrtert 
und darüber ‚Vortrag: erſtattet worden ift. 

- 8 74. Die landesherrlichen Commiſſarien treten zu "vorläufigen. Er⸗ 
oͤrterung der Entwuͤrfe mit ſtaͤndiſchen Commiſſarien zuſammen, ſo oft es 
von der einen oder andern Seite fuͤr nothwendig erachtet wird. Keine we— 
fentliche. Abänderung in einem: Gefegentwurf kann getroffen. werden, ‚bie nicht 
mit den Iandesherrlichen Commiffarien in einem lolchen gemeinſchaſclichen Zu⸗ 
ſammentritt eroͤrtert worden iſt. 

72.. Die Kammern koͤnnen einen zum Vornag gebtadhten, Entwurf 
nochmals an die Commiffionen zuruͤckweiſen. 

$. 73. Ein von der einen Kammer an die — hebrachter Geſetes⸗ 
entwurf oder Vorſchlag irgend: einge Art, kann, wenn et nicht Finanzgegen⸗ 
ſtaͤnde betrifft, mit Verbefferungsvorfchlägen, die in einer Commiſſion ‚nad) 
F. 74. erörtert worden, an die andere Kammer zuruͤckgegeben werben, 

724. Jeder gültige Beſchluß einer Kammer erfordert, goa,inicht aus: 
drücklich eine Ausnahme feftgefegt worden iſt, abfolute ‚Stimmenmehrheit bei 
‚ vollzähliger Verſammlung. Bei. gleicher Stimmenzahl giebt die Stimme bes 
Präfidenten die Entfcheidung. Zritt der Fall ein, daß in Finanzſachen die 
Stimmen beider Kammern zufammengezählt werden müflen; fo entfcheidet 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Prafidenten' der: zweiten Kammer, 

Man ſtimmt ab mit lauter Stimme und den Worten: 

Einverftanden! oder: Nichteinverſtanden! Nur bei der Wahl der Can: 
bidaten für die Präfidentenftelle der zweiten Kammer, — der Ausſchußglieder 
und der Glieder der Commiſſionen, entſcheidet relative Stimmenmehrheit bei 
geheimer Stimmengebung. 

Die erſte Kammer wird durch die Anmefenheit von 10; die zweite burd) 
die Anmefenheit von 35 Mitgliedern, einfchließlich der Präfidenten, vollzählig. 
Zur gültigen Berathfchlagung über die Abänderung der Verfaffung wird in 
beiden Kammern die Anwefenheit von drei Viertel der Mitglieder erfordert. 

8. 75. Die beiden Kammern fönnen weder im Ganzen noch durch 
Commiffionen zufammentreten; fie befchränfen ſich in ihrem Berhältniß zu 
einander auf die gegenfeitige Mittheilung ihrer Befchlüffe. 

Sie ftehen nur mit dem großherzoglichen Staatsminiſterium in unmit: 
telbarer Geſchaͤftsberuͤhrung; ſie koͤnnen keine Verfuͤgungen treffen oder Be— 
kanntmachungen irgend einer Art erlaſſen. 

Deputationen duͤrfen ſie nur, jede beſonders, nach eingehohlter Erlaubniß 
an den Großherzog abordnen. 

. 76. Die Miniſter und Mitglieder des Staatsminiſteriums und 
großherzogliche Commiſſarien haben jederzeit bei oͤffentlicher und geheimer 
Sitzung Zutritt in jeder Kammer, und muͤſſen bei allen Discuffionen gehört 
werden, went fie es verlangen. " Nur bei der Abftimmung treten fie ab, 
wenn fie nicht Mitgiieder der Kammer. find. Nach ihrem Abtritte bürfen die 
Discuffionen nicht wieder aufgenommen werben. 

8.77. Nur: den landesherrlichen Commiffarien, und,’ gu Mitgliedern 
der ftändifhen Commiffignen wird. geflattet, geſchriebene Reden abzulefen; ar 
len übrigen Mitgliedern; find blos mündliche Vorträge, geſtattet. 

$. 78. Die Sitzungen beider Kammern ſind oͤffentlich. Sie — 
geheim auf das Begehren der Regierungscommiſſarien, bei Eroͤffnungen, fuͤr 
welche ſie die m nöthig erachten, und auf das Begehren von 


470 LET ee. Baden. 


dtei Mitgliedern, denen nach. dem Abtritt der. Zuhoͤrer aber wenigſtens ein 
Viertel der Mitgfieber über bie —— der geheimen DR bei⸗ 
giten muß 

. 79.3 Die Relhenfolge, Word de Abgeorönetn ber : Grundherren 
nd der Städte und Aemter aus der Vetſammlung , austreten, ‚wird auf dem 
erſten Landtage für die einzelnen MWahlbezirke Ein für allemal durch dag Loos 
beftimmt, Die Hälfte der grundherrlichen Ungeordneten 1 tritt im Jahre 1823 
aus, und dann alle: vier Jahre wieder die: Hälfte. Im Jahre 4821 tritt 
ein: Vierel der Abgeordneten der Staͤdte und Aemter und dann — Hoi 
Fahre nieder ein Viettel aus. 

; . 80. Bei ber erften Wahlhandlung erkennt Aber alle, — Guůl⸗ 
tigkeit bet Wahlen entſtehenden; Streitigkeiten- die landesherrliche Centralcom⸗ 
miſſion, bie mit der a Vollziehung des Eonſtitutionsgeſetzes beauftragt 
teen, — — 

Die Bot der Ceöffung des often Banbenge wird uf den erſten 
garn 110 feftgefest, JE 

$. 82. » Der zur Zeit der Eröffnung des erſten Landtags, dio: ‚die Con⸗ 
flitution in Wirkſamkeit tritt, beftehende Zuftand in allen Zweigen der Ber: 
waltung‘ und Gefebgebung dauert fort," big die erfte Verabfchiedung mit dem 
Landtage in den Gegenſtaͤnden, die ſich dazu eignen, getroffen ſeyn wird. 

Insbeſondere wirtd das erſte Budget bis zur Vereinbarung mit den Staͤn⸗ 
den proviſoriſch in Vollzug geſetzt. 

8.83, Gegenöärtige Verfaſſung wird unter die Garantie des teutfchen 
Bundes geſtellt. 

Gegeben unter unſerer eigenpänsigen Uni RR dem ai 
geöfen Staatsſiegel. 

Griesbach, den 2 Auguſt 1818. 

Kar — 
(L. 8.) Ä 

vdt. F. A. Wielandt. 

— Auf Befehl Seiner koͤniglichen Hoheit. 
Weiß. 


b) Wahlordnung vom 23. Dec. 1818. Zur Befafıngs 
urkunde des Großherzogthums. 


Zum Vollzug ber, über die Wahl der Abgeordneten für die erſte und 
zweite Kammer. in der Verfaſſungsurkunde gegebenen, allgemeinen grundges 
feslihen Beflimmungen werden folgende nähere Vorſchriften ertheilt. 

IL. Wahl ber geundherrlichen. Abgeordneten in die — 
Kammer 

$1. Das Großherzogthum iſt in zwei grundherrliche Wahlbezirke ein⸗ 
getheitt, welche die Murg ſcheidet. Ein jeder der beiden Bezirke wählt vier 
Abgeordnete. 

$. 2. Gtimmfähig find alle abelige Befiger von Grundherrſchaften, 
die im Lande wohnen, und das 2ifte: Lebensjahr zuruͤckgelegt haben. 

Mählbar ift jeder im Lande: — EIER. der das 2öſte Le: 
bensjahr zurückgelegt hat. -' 

Der Befis mehrerer Sambperfäofen giebt: in Bei auf wahrere 
Stimmen. 
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Bon. mehreren Theilhabern am einen Grundherrſchaft iſt jeder ſtimmfaͤ⸗ 
hig und waͤhlbar. ne 
Grundherren, welche in beiden Bezirken Herrſchaften beffgen, üben ihr 
Stimmrecht nur in demjenigen Bezirke aus, wo der größere Theil ihrer 
fleuerbaren Güter und Gefälle gelegen ift. 
$. 3. Das Minifterium des Innern wird, vor Vornahme jeder Wahl, 
eine Lifte der fimmfähigen und wählbaren Grundherren in jedem Bezirke 
bekannt machen. Reclamationen dagegen follen, wenn fie nicht - fogleich als 
gegründet erfcheinen, in dem geeigneten Wege erörtert und entfchieden ter: 
den. Die Entfcheidung hat keine Ruͤckwirkung auf bie Gültigkeit früherer 
Wahlen. | Ä rn 
ig: 4. Jeder Bezirk wählt feine Abgeordneten aus ber Mitte der, ihm 
angehörigen, wählbaren Grundherren durch relative Stimmenmehrheit. 
$. 5. Der Wahlort ift für den Bezirk oberhalb der Murg Freiburg, 
für den untern Bezirk Mannheim, | — 
$.6. Der Großherzog ernennt aus ber Zahl der hoͤhern Staatsdiener 
‚ ober dev Grundherren des Bezirks einen Commiſſair zur Leitung der Wahl 
in. einem jeden der beiden Bezirke, j 
87. Diejenigen ftimmfähigen Grundherren, die, aus welch immer 
einer Urfache, bei der Wahl zu erfcheinen verhindert find, können einen an 
dern zur Abgabe ihrer Stimme bevollmädtigen. - | 
Die Vollmaht muß von dem Ausfteller. eigenhändig unterzeichnet, und 
mit deffen Samilienfiegel verfehen fen. | 
Wer weder perfönlich erfcheint, noch einem andern ftimmfähigen Grund: 
heren feine Stimme überträgt, wird dafür angefehen, daß er für diefen Fall 
auf fein Stimmrecht verzichtet habe, | 
$. 8, Vor den, am Tage der Wahl verfammelten, Grundherren mer: 
den . die zwei Aelteften, unbefchadet ihres Stimmrechts, zur Leitung des 
Mahlgefhäfts dem Iandesherrlihen Commiſſair beigegeben, 
Diefer wählt einen Secretair aus der Zahl der, im Wahlorte ange 
ftellten, Kanzleiperfonen, | 2 
$. 9. Bei der Abftimmung muß jeder Stimmende eben fo viele Abs 
geordnete in Vorfchlag bringen, als der Bezirk zu wählen hat. 
$. 10. Die Abftimmung gefchieht durch Uebergabe eines MWahlzettels. 
Der Wahlzettel muß auf der innern Seite, welche den Vorſchlag ent: 
hält, mit einem beliebigen Wahlſpruch, oder einer andern ſchicklichen Bezeich— 
nung verfehen feyn. F | 
8. 141. Mer zur Ausübung des Stimmrechte für einen Abmefenden 
bevollmaͤchtigt ift, übergiebt für die übertragene Stimme einen befondern 
Mahlzettel, deffen Bezeichnung von derjenigen verfchieden feyn muß, die er 
feinem eigenen Wahlzettel gegeben hat, 
"812. Die Wahlzettel find in Briefform fo zufammenzulegen, daß 
der Vorfchlag die innere Seite bildet. " Jeder Wahlzettel ift mit einem Um: 
fchlag zu verfehen, dem der Stimmende die Auffchrift feines Namens eigen: 
haͤndig beizufegen bat, Die MWahlzettel der Abweſenden, fo wie die Auf: 
fchriften der Umfchläge, worin ihre Abſtimmung enthalten ift, Eönnen fo: 
wohl von den Vollmachtgebern, als den Bevollmächtigten gefchrieben feyn. 
8. 13. Die mit dieſen Auffcheiften verfehenen und gefammelten Ab: 
flimmungen find mit ber Lifte der Anweſenden und der, durch Vollmachten 
vertretenen, Grundherren zu vergleicheenn. .n 
$. 14. Ergiebt ſich dabei kein Anſtand; fo find ſaͤmmtliche MWahlzet: 
tel, in Gegenwart aller erfhienenen Grundherren, aus den Umfchlügen her: 
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auszunehmen. Ehe dies inlt jeber einelnen Abſtimmung geſchieht, hat je: 
desmal derjenige ‚Srundber, ‚ber dielelbe uͤbergeben hat, bie Namensauf⸗ 
ſchrift zu recognofciten. > Hi 

Saͤmmtliche Wahtzettel — in einer Urne geſammelt und gemiſcht. 

$. 15. Ohne Unterbrechung des Acts werden die einzelnen Wahlzettel 
von dem landesherrlichen· Commiſſair eröffnet, und die Vorfchläge mit der 
Bezeichnung ber‘ Zettel von dem Sectetaiv in eine Lifte: geträgen. : Einer 
der, dem landesherrlichen Commiſſair beigegebenen, Sainthecen führt die 
Gegentifte. 
| $. 16. "Diejenigen vier Grundherren, welche unter allen vorgeſchlage⸗ 
nen die meiſten Stimmen erhalten haben, werden als ernannte Abgeordnete 
in das Protocoll eingetragen. 

$. 17. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos, zu deſſen Zie⸗ 
hung zwiſchen den Betheiligten ſogleich geſchritten wird. Fuͤr Abweſende, 
die betheiligt find, zieht ihr Bevollmaͤchtigter, und wenn fie keine Vollmacht 
gegeben haben, oder ihr Bevollmaͤchtigter ſelbſt betheiligt iſt, ernennt der lan⸗ 
desherrliche Commiſſair zur Ziehung des Looſes einen Stellvertreter. 

$. 18. Wahlzettel, die unleſerlich geſchrieben find, oder die Perſon 
des Vorgeſchlagenen nicht hinlaͤnglich bezeichnen, werden den anweſenden 
Stimmgebern vorgelegt. Wenn ſich der Ausſteller zu dem zweifelhaften, 
oder unleſerlichen Vorſchlag bekennt; ſo kann die Berichtigung noch guͤltig 
nachgetragen werden. Geſchieht dieſes nicht; fo wird hierauf, bei Erhebung 
der Stimmenmehrheit, keine Rüdfiht genommen. 

$. 19. Beim Schluffe der Wahlhandlung werden alle Wahlzettel ver= 
‚nichtet, mit Ausnahme der beanftändigten, die dem Protocol beizule⸗ 
gen ſind. 

$.20. Der landesherrliche Commiſſair und ſaͤmmtliche anweſende Stund- 
herren unterzeichnen das abgehaltene Protocol, das, unter Anſchluß der über: 
gebenen Vollmachten und übrigen Beilagen , an die landesherrliche Central⸗ 
commiſſion einzuſenden iſt. 

Es iſt jedem, der in Perſon, oder durch einen Bevollmaͤchtigten abge— 
ſtimmt hat, geſtattet, eine Abſchrift vom a zu nehmen, oder neh— 
er zu laſſen. - 

. Wahl dev Abgeordneten * — D —— in die 

erſte Kammer. 

$. 21. Die Wahl der Abgeordneten der Landesuniverſitaͤten wird von 
“einer jeden ber beiden Univerſitaͤten in einer- vollftändigen Verſammlung der 
ordentlichen Profefforen vorgenommen, 


$. 22. Sie kann nicht gültig vor fi ich gehen, ‚wenn nicht meniaftens 
3 der activen ordentlichen Profefforen erſcheinen, oder durch Bevollmaͤchtigte 
vertreten find. 

Kein Stimmberechtigter kann fein Stimmrecht anders, als in Derfon 
ausüben, wenn er nicht erweislich, zu erſcheinen, ohne eigene Schuld, ver: 
hindert iſt. 

In dieſem Falle vertritt, bei allen vortommenben Handlungen, Her Be: 
vollmächtigte die Perfon des Bollmachtgebers. 
8. 23. Der jeweilige Prorector iſt Inndesherrlicher Somit bei der 
Wahlverſammlung, unbeſchadet ſeines Stimmrechts. 
824. Der Abgeordnete wird nach, Willkuͤr aus der Mitte der Pro: 
fefforen ; ober Ki der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener des Landes 
gewaͤhlt. 


% 
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de 2: Die Wahl gefchieht duch abfolyte Stimmenmehrheit. 

$. 26. Die Abflimmung erfolgt duch Webergabe von Mahlgettein, 
welche den Vorſchlag des Votanten enthalten.: Es gelterr hierüber die Vor— 
ſchriften, welche in den 66. 10. bis 15. für die. Abſtimmung der Grund— 
herren bei der Wahl der grundherrlichen Deputirten gegeben ſind. 4 

$. 27. Wenn bei der erſten Abſtimmung für die Stelle des Abgeord— 
neten auf eine Perfon. nicht wenigftens ‚eine Stimme weiter, als die Hälfte 
det Stimmen: aller Anmwefenden und. Vollmachtgeber gefallen iſt; fo wird zu 
einer zweiten Abftimmung gefchritten. . V 

8.238. Nur in dem Fall, daß nur zwei Perſonen vorgeſchlagen wur— 
den, .deren jebe eine. gleiche: Stimmenzahl, alfo. eine jede die Hälfte ſaͤmmt— 
licher Stimmen erhielt, tritt. zwifchen biefen beiden ſogleich die Entſcheidung 
durch das 8008 ein. - ee 2 De . 

8.29. Bei einer zweiten Abflimmung darf nur zwiſchen den drei 
Vorgefchlagenen, welche bei. der erften Abftimmung die meiften Stimmen er: 
halten haben, gewählt werden. Wenn aufer einem oder zweien, welche die 
meiften Stimmen zählen, noch mehrere gleich viele Stimmen erhalten 
haben; fo findet die Wahl unter allen Statt, welche nad dem erſten, oder 
nach dem zwei erften, zunaͤchſt die meiften und gleich viel Stimmen erhal: 
ten haben. m 

$. 30, Wenn bei biefer zweiten Abftimmung wiederum feine abfolute 
Mehrheit vorhanden ift, und auch der im $. 28. vorhergefehene Fall nicht 
eintritt; fo wird zur dritten Abflimmung gefchritten, wobei nur zwifchen den= 
jenigen zwei Borgefchlagenen gewählt. wird, die. bei diefer zweiten Wahl die 
meilten Stimmen erhalten haben; infofern nicht wiederum eine Stimmen= 
gleichheit fi) auf mehrere erftredt, in welchem Fal die Wahl unter allen 
Statt findet, die nad; dem einen, der etiva die hoͤchſte Stimmenzahl erhals 
ten hat, zunächft die meiften und gleich viele Stimmen zählen. 

831. Wenn fi in diefem legtern Falle, bei der dritten Abftimmung, 
feine‘ abfolute. Stimmenmehrheit ergiebt; fo entfcheidet relative Stimmen= 
mehrheit, und bei Gleichheit der Stimmen das Loos, wobei nah $. 17. 
verfahren wird. 

$. 32. Bei unleferlihen Abftimmungen oder .unvollftändiger oder um: 
richtiger Bezeichnung des Vorgefchlagenen wird nad) 6.18. verfahren. Wenn 
der Anſtand nicht gehoben wird; fo iſt zwar der Vorfchlag nicht zu beach- 
ten, die Stimme aber, bei Berechnung der Stimmenzahl, die zur abfoluten, 
Mehrheit erforderlich ift, mitzuzählen. 

$. 33. Die Beflimmungen, welche in den 88. 19. und 20. über bie 
Wahl der geundherrlichen Abgeordneten enthalten find, gelten auch für die 
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Wahlen der Landesuniverfitäten. 

II. Wahl der Abgeordneten der Städte und Aemter. 

$. 34. Das Großherzogthum ift, unter Ausfchluß nachbenannter Städte, 
in 41, mit Rüdficht auf die directe Steuerlaft der verfchiedenen Aemter zus 
fammengefegte, Wahlbezirke eingetheilt, deren jeder einen Deputicten ernennt, 

$. 35. In Brruͤckſichtigung theild ihrer commerziellen Bedeutenheit, 
theils ihrer frühen Verhältniffe, theils und vorzüglich aber in Betrachtung 
ihres flärfern Beitrags zu den indirecten Abgaben, haben die Städte Karls: 
ruhe 3, Mannheim ebenfals 3, Heidelberg; Freiburg Pforzheim, Lahr, jede 
2 Abgeordnete, Ucberlingen, Konftanz, Offenburg, Raftadt, Baden, Dur: 
lach, Bruchſal und Werthheim, eine jede Einen Abgeordneten zu er: 
nennen, | 


$. 36. Die Abgeordneten der Staͤdte und Aemter — don n gemäß 

ten een ernannt, | 
A) Wahl der. Wahlmänner Be 
1) Eintheilung der Wahlbezirke in Wahldiſtriete. 

N 37. Die Wahlbeʒirke der Aemter werden, zum Vollzug der * 
der Wahlmänner, in Wahtdifteicte eingetheilt. 

8. 38.1" Jeder Ort mit eigenem. Gericht, ber wenigſtens 250 Einwoh⸗ 
ner und daruͤber zaͤhlt, bildet einen eigenen N und. ernennt ‚wenig 
ſtens einen Wahlmann. 

8.39. Groͤßere Orte, bie wenigſtens 750 Einwohner oder darüber 
zählen, wählen, je auf 500 einen, und. auf den Reſt der Bevölkerung, in⸗ 
ſofern ee 250 erreicht, einen. weitern Wahlmann. 

Es follen aber in feinem Aemterwahlbezirk weniger, als 32 Wahlmaͤn⸗ 
ner ernannt werden. In Wahlbezirken von geringerer Bevoͤlkerung iſt dar— 
nach die. Vertheilung der zu ſtellenden Wahlmaͤnner, nach Verhaͤltniß der 
Einwohnerzahl der einzelnen Orte, zu treffen. 

$. 40. Kleinere Orte, die nicht 250 Einwohner haben, erben mit 

dom zunächit gelegenen Ort in einen Wahldifteict vereinigte. Die Zahl dee 
Mahlmänner wird in diefem Fall nad) der vereinigten Einwohnerzahl ‚beider 
Orte beftimmt. 
8 41... Sn den Städten, welche eigene Abgeordnete zu ernennen ha= 
ben, wird je auf 300 Einwohner ein Wahlmann, und wenn ber Ueber: 
ſchuß 150 erreicht, ein weiterer ernannt. Jedoch follen ebenfalls nie weni: 
ger als. 32 Wahlmänner erwählt, und darnach für die Eleinern Städte, bie 
eigene Abgeordnete zu ernennen berufen find, die Zahl der zu wählenden 
Wahlmänner erhöht werden, 

Zur Erleichterung diefer Wahlen find alle folche Städte nah Quar⸗ 

‚tieren, mindeftens in fo viele Wahldiſtricte einzutheilen, daß Fein einzelner. 
Difteict über 8 Wahlmaͤnner zu ernennen hat. Die Vertheilung richtet fich 
nach der Einwohnerzahl der Quartiere, 
. 842. Die mit der Leitung der Wahlen der Abgeordneten beauftrags 
ten landesherrlichen GCommiffarien haben gemeinfchaftlih mit den Aemtern 
die: Eintheilung der Aemterwahlbezirke in Wahldiflricte zu entwerfen, und bie 
von den Stadbtmagiflraten entworfenen gt der Städte zu prüfen 
und zu genehmigen. 

Die erſtmals getroffene Eintheilung.. gilt bis zur gefeglichen Anordnung 
einer allgemeinen Revifion. 


a Stimmredt und Wählbarkeit bei Genennung der Wahl: 
‚ männer. 


8.43. Bei Einennung der Wahlmänner find ohne Untefiie der 
Religion ftimmfähig und wählbar alle Staatsbürger, die 
1) das 2öfte Lebdnsjahr zurücdgelegt haben, 
2) nicht Mitglieder der erften Kammer und bei ber Wahl 3 grunds 
herrlichen Abgeordneten nicht ftimmfähig und nicht wählbar, und 
3) im -Wahlorte als Bürger angeſeſſen find, oder daſelbſt ein öffent 
liches Amt bekleiden. 
Ausgefhloffen find alſo blos Hinterfaffen, Gewerbsgehuͤlfen, Geſinde, 
Bediente u. u w. 
$. 44. Sn Wahldiſtricten, die aus zwei Orten beſtehen, kann jeder, 
in einem der beiden Orte wohnende, waͤhlbare Staatsbuͤrger von allen 
Stimmberechtigten des Diſtricts, ohne Ruͤckficht des Wohnorts, u 
werden. 
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&.45, ' In; Städten, die in mehrere Wahldiſtricte abgetheilt find, Eon 
nen bie- Bewohner einer Abtheilung , dienelnen oder „mehrere: Wähler zu er 
nennen haben, jeden wählbaren en ohner — ohne ash. 
auf das Quartier; das er bewohnt. . 

EB) Unordnung und Leitung der Wahl — Bapkhänher.. 

$. 46: Das Bezirksamt hat’ auf. die, von der landesherrlichen Gen- 
intommion ‚ergebende Weiſung die" Mahl der Wahlmänner anzuordnen. 
— "Zur Beſorgung des Wahigeſchaͤfts wird in jedem Wahldiſtrict 
eine ——— niedergeſetzt, deren Mitglieder ihr Stimmrecht durch 
diefe Function nicht verlieren. 

Dieſe Wahleommiffion befteht:- 
4) aus dem erften Ortsvorgeſetzten als Borfland; 
2) aus der alteſten Gerichts- ober Rathsperſon, und - bei deren Vahin⸗ 
derung aus der im Alter zunaͤchſt folgenden; 
3) aus zwei weitern Mitgliedern und Urkundsperſonen, die vom Gericht 
oder Stadtrath aus der Baht, der 10 — ins Buͤrger des 
Wahldiſtricts zu ernennen find; BEN 
4) aus dem Raths⸗ ‚ober‘ Gerichtsſchreiber, als Pestocaführe und 
Mitglied, 

In Diſtricten, die aus zwei Orten gebitbet find, ‚treten dee Vorgeſetzte 
und Gerichtsſchreiber des groͤßern Orts als Vorſtand und resp, Protocoll⸗ 
fuͤhter, und der Vorgeſetzte des kleinern als Gerichtsperſon ein. 

Wahlort iſt der groͤßere Ort des Diſtricts. In Staͤdten, welche in 
mehrere Diſtricte eingetheilt ſind, hat ‚jeder Difteict befondere Urkundsperfos 
nen, die ebenfalls aus der Baht der 10, im abftimmenden en hoͤchſt 
beſteuerten ſtimmfaͤhigen Staatsbuͤrger ˖ zu waͤhlen find. 

4) Verfahren bei Ernennung. der Bahlmänner.” 

$. 48. Die Wahlcommiſſion eines jeden Diſtricts hat, wenn wegen 
Anzahl der Stimmberechtigten die Abſtimmung nicht in einem halben Tage 
vollbracht werden kann, auf jede halbe Tagſitzung deren ſo viele durch ſpe⸗ 
cielle Umſagen zur bſ mmung einzuladen, als in einer Sitzung ihre 
Stimme abgeben koͤnnen. 

Dieſe Einlädung muß, jebesmat dem Abſtimmungtermin wenigſtens 
zwei Tage vorausgehen. 

$. 49. Die Abftinimung geſchieht vor wvollſtaͤndig verſammelter Wahl⸗ 
commiſſion in dem Verſammlungszimmer der Gemeinde. 

$. 50.Die Regiſter über fümmtliche twahlfähige Drtseinwwohner muͤſ⸗ 
ſen zur beliebigen Einſicht der Stimmenden aufgelegt ſeyn. 

$..51.. Jeder Stimmfähige, der fein Stimmrecht ausüben will, muß 
perfönlich erfcheinen. Abweſende oder auf andere Meife Verhinderte toerden 
zur Abſtimmung durch Bevollmaͤchtigte nicht zugelaffen. 

$. 52. Jeder Stimmende hat fo viele Wahlmänner in Borfchlag zu 
bringen, als der Diſtrict, wozu er gehört, zu ernennen hat. Wenn aber 
einer oder: ber andere: der Stimmberechtigten auch nicht fo viele Perfonen 
vorfchlägt, als der Diſtrict ernennt; ſo — dies der Guͤltigkeit der Wahl⸗ 
handlung nicht. 

$. 53. Die Kbftimmung * boltzogen, indem der Stimmgeber in 
das zu eröffnende Negifter die Namen der, in Vorſchlag gebrachten, Perſo⸗ 
nen, mit der erforderlichen Bezeichnung ihres Standes oder Gewerbes, ein— 
trägt, und feine Namensunterfchrift beifügt. Wer nicht fehreiben Eann, 
giebt feinen Vorſchlag mündlich ab. Der Gerichtsſchreiber beforgt in diefem 
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Fall, in, Gegenwart des Stimmenden, den Eintrag in das Regiſter, und 
der Vorſtand undı'eine ‚ber Urkundsperſonen anterzethuea — des — 
tanten..; iD > BE PR. ! 

In dem ‚Protocol! — hierüber das Moͤthige —— 

$. 64. In Wahldiſtricten, die, mehrere Wahlmänner — ernennen 
haben, kann ‚die Einrichtung getroffen, werden, daß die Stimmenden ihren 
Vorſchlag auf. beſondere Wahlzettel zu Hauſe oder im Wahlzimmer aufzeiche 
nen, bdenfelben: aunterfchreiben, und der Wahlcommiſſion Per nlich überges 
ben. Wo dies. gefchieht,, haben. bie, „‚Stimmgeber nur ihren: eigenen Namen 
in das zu eroͤffnende Regiſter einzutragen. Jeder Namenseintrag erhält 
im Regifter die Ordnungszahl, und jeben., ‚übergebenen ahlzettel bezeichnet 
der Commiffionsvorftand mit ber vaͤmlichen Nummer, welche der Name 
des Votanten ip, dieſem Regiſter erhalten hat, und mit kim Fzait. Ein 
weiteres Vidit fetzt eine ber Urkundsperfonen bei. 

Für Perfonen, die ‚des Schreibens unerfahren fir ind, beforgt . ber Ge⸗ 
richtsſchreiber den Namengeinteng in.,dgs Regifter, und, "nach der muͤndli⸗ 
chen Abſtimmung der Votanten, die Ausfertigung des Mahfpettelg, der eben 
fo das Vidit des Vorſtandes und einer Urkundsperfon erhält, 

Nach jeder Sisung werden die während derfelben übevreichten Mahl: 
jettel zufammengeheftet, und an bie beiden Ende. des Bandes das Ortsſie⸗ 
gel und das Privatſi egel einer Urkundsperſon angelegt. —. 

$. 55. Streitigkeiten über die Stimmfähigkeit der, zum Ybftimmen 
erfcheinenden,, Perfonen entfcheibet die- MWahlcommiffion durch Stimmenmehr: 
beit,. Die Entſcheidung ift nur für den einzelnen Fall gültig, und es ſteht 
dem VBetheiligten frei, über die, in Zweifel gezogenen, ſtaatsbuͤrgerlichen Nechte 
den Ausfprud) der ordentlichen Staatsbehoͤrden zu veranlaffen, dev jedoch 
nicht rüdwirken. Fan. 

$..56. Die Wahleommiſſi ion darf. weder durch Empfehlung oder Vor⸗ 
ſchlaͤge noch auf ſonſt irgend eine Weiſe ſich erlauben, die Wadhlfreiheit der 

Abſtimmenden zu beſchraͤnken. 

Sie hat die geſetzlichen Eigenſchaften eines Wahlmannes nur im All: 
gemeinen anzugeben, die Abftimmenden, die” da, wo mehrere MWahlmänner 
ernannt ‚werden, weniger. Perfonen vorſchlagen, als ernannt werden ſollen, 
zu erinnern, ihren Vorfchlag zu ergaͤnzen; diejenigen aber, die etwa aus 
Verſehen mehr vorſchlagen, als der Diſtrict zu waͤhlen berechtigt iſt, anzu: 
weifen, ihren Vorſchlag auf, die. feſtgeſetzte Zahl zu beſchtaͤnken. 

Sie hat bei unyollſtaͤndigen oder unrichtigen Bezeichnungen, welche uͤber 
die Perſon des Vorgeſchlagenen einen Zweifel laſſen, den Stimmgeber je 
gleich zur VBervolftändigung oder Berichtigung zu. veranlaſſen. 

8.57. Wer, nach Ablauf des Abftimmungsterming, bie relative Stim⸗ 
menmehrheit erhalten hat, iſt Wahlmann. 

Wo mehrere Wahlmaͤnner ernannt werden, find es diejenigen, die ums 
ter allen übrigen die meiften Stimmen zaͤhlen, und zwar eben ſo u, als 
der Diſtrict zu wählen hat. 

Bei eintretender Stimmengleichheit eritfcheidet das Loos, beſſen gie⸗ 
hung die Wahlcommiſſion anordnet, indem ſie die Betheiligten dazu einlas 
det, und für die etwa Abmwefenden, oder nicht Exfcheinenden Bevollmaͤchtigte 
aufſtellt. ine freiwillige Abtretung eines oder des andern Setheiligten wird 
nicht angenommen. 

6. ö8, Die Annahme des Wahlamts kann von keinem Staatsbliget, 
ohne hinlaͤngliche eh als: Krankheit, ROTOR ————— verwei⸗ 
gert werden. 
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8.59. :Menn in: ber Bwifchenzeit bis zur Abgeordnetenwahl ein ev 
nannter Wahlmann mit Zode abgeht; fo ſteht es dem. Diftrict frei, eine 
neue Wahl vorzunehmen, infofern e8 bis. zur Vornahme der : Abgeordneten: 
wahl noch :gefchehen kann. Diefe legtere darf aber dadurch nicht aufgehals 
ten werden. :. = ©. 5 e J 

Die Ergaͤnzung der Wahlmaͤnner, die ihre Eigenſchaft bis zum regel⸗ 
maͤßigen Austritt des Abgeordneten, oder bis zu einer etwaigen Aufloͤſung 
der Kammern, nach tt: 39. der. Verfaſſungsurkunde, behalten, muß in 
dem Falle vorgenommen werden, wenn in der Zwiſchenzeit von der erſten 
Wahl des Abgeordneten bis zu dem: regelmäßigen Austrittstermine eine neue 
Abgeordnetenwahl wegen Abgang des Bewählten nothiwendig wird, und bie 
Anzahl der noch Iedenden, und im Wahlbezirt noch wohnenden, Wahlmaͤn⸗ 
‚ner: bie Zahl 32 nicht mehr. erreiche, ;. IE 

9. 60. Die Wahlcommiffion ‘hat: dem Bezirksamt das Nefultat der 
Wahl anzuzeigen, und zur öffentlihen Bekanntmachung bderfelden die ffimm: 
fähigen Einwohner des Diſtricts einzuladen, denen auch auf dem Rathhauſe 
die Einſicht der Wahlverhandlungen auf Verlangen geftattet werden muß. 

Die ernannten MWahlmänner erhalten eine, von fämmtlichen Mitglie: 
dern. der Wahlcommiſſion unterfhriebene, und mit dem Drtsfiegel verfehene, 
Urkunde über ihre ‚Ernennung zugeftellt. - > 2.020. 3 

$. 61. In Städten, welche in mehrere Wahldiftricte abgetheilt find, 
muͤſſen die in einem Diſtricte gewählten Wahlmänner ſogleich, und ehe zur 
Wahl in einem. andern Quartier. gefchritten wird, bekannt gemacht, und 
ihre Namen in dem Sisungszimmer der Commiſſion angefchlagen werden, 
damit die von einem Diſtrict Ernannten nicht noch einmal von einem ber 
fpäter abflimmenden Diſtricte gewählt werden. & 
862. Die Wahlpeotocolle find von fümmtlichen Mitgliedern der Com: 
miſſion zu unterfchteiben, eben fo die Regiſter und die Zuſammenſtellungen 
der Wahlflimmen. Die Protocolle werden in der Gemeinderegiftratur auf- 
bewahrt, die Abftimmungszettel aber. von der. Wahleommiffion. vertilgt. 

B. Wahl der Abgeordneten in den Städten und Aemtern. 

$. 63. Der Großherzog ernennt Commiffarien zur Leitung der Mahl 
ber Abgeordneten in den Städten. und Aemtern. Die Aeinter überfenden 
denfelben, ſogleich nach vollzogener Ernennung der Wahlmänner in allen 
zum Amtsbezirk. gehörigen Difkeicten, ein Verzeichniß der Ernannten. 

868%. Saͤmmtliche Wahlmänner eines jeden Aemterwahlbezirks mäh- 
len. ae fümmtlihe Wahlminner einer jeden derjenigen 
Städte, die befondere Wahlen halten, wählen die im $. 35, feftgefegte Ans 
zahl von Abgeordneten, — aus der Zahl der wählbaren Staatsbürger, mit: 
telſt abfoluter Stimmenmehrheit. 

$. 65. Nach Art. 37. der Verfaſſungsurkunde ift wählbar, ohne Rüd: 
fiht auf Wohnort, jeder Staatsbürger, der | = 

4) weder. wirkliches Mitglied der erſten Kammer, noch bei ber Mahl der 

geundherrlichen Abgeordneten wählbar ‚oder fimmfähig iſtz 

2) einer der drei chriftlichen Gonfeffionen angehört; . 

3) das .3Ofte Lebensjahr zurückgelegt hat, und. 

H wenigſtens mit einem Capital von 10,000 fl. in dem Grund», Haͤu⸗ 
ſer- umd. Gewerbſteuerkataſter zuſammengenommen eingetragen iſt, 
oder eine lebenslaͤngliche jährliche Rente von wenigftens 1500 fl. 
von einem Stammz oder Lehengutbeſitze, oder eine fire fländige Be: 
ſoldung oder Kicchenpfründe von gleichem Betrage, ald Staats = oder 
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Kirchendiener bezieht, auch in dieſen Beiden — Faͤllen, wenigſtens 
irgend eine directe Steuer aus Eigenthum, d. ii von ——— 
ſteuerbaren Gefaͤllen oder. Gebaͤulichkeiten zahlt: 

 Randes=,: Standes= und grundherrliche Bezirksbeamte, Per, Phyſici 
und andere geiftliche oder weltliche Localdiener koͤnnen als Abgeorbnete. nicht 
von den. Wahlbezirken gewählt erden,’ wozu ihr⸗ Amtsbezirk gehoͤrt. 

Mer an. mehreren Orten in die Güterz; Haͤuſet⸗ und: Gewerbſteuerka⸗ 
taſter eingetragen iſt, darf die Capitalien, die er. am dieſen —— Die 
ten: verfteuert ; zufammenrechnen, BAG 

Dem Gatten werden bie Gopitalien;, die: feine Frau gu: — hat, 
eingerechnet; aber, nicht die — — der: ——— — — 
Stau, die Wittwe war. PH a] 

Dem Vater werden die Gapitalien feier‘ minbebigen "Kinder; ohne 
Ruͤckſicht, wie lange, von der a der Wahl an, die: ‚Deinbeejäheigteit noch 
dauert, eingerechnet 
Wer die Nutznießung cines Vermigens, kraft ehelichen Rechts ‚oder 
kraft Teſtaments, befist, vechnet die ‚Steuercapitalien' dieſes Vermoͤgens ein. 

Eingerechnet darf dem Eigenthuͤmer ſonſt nicht werden das Capital des 
Vermoͤgens, deſſen Beſitz und Nutznießung, kraft ehelichen Rechts oder kraft 
Teſtaments, feinem Date ober Natten, oder reſp. gene‘ einem Dit: 
u zuſteht. n 

Als Gehalt. werben — ann r item, — Saige und 
zwar die Naturalien, nach dev: herrſchaftlichen Aufrechnungstaxe, “und. die 
Wohnungen und: weinugunge guter nach dem hertmmtiehen na —— 
rechnet. 

Zufaͤllige Emolumente, Tintienen‘ Ic — nicht verůcfichtigt. 

Fuͤr die Kirchenpfruͤnden werden: die Anſchlaͤge angenommen, ‚welche zum 
Zweck der Beſteuerung der: Wfarrgüter gemacht: worden ſind. Die Kirchen— 
dienen find auch, ohne Rüdjiht: auf: die Größe ihrer Pfruͤnde, wählbar, 
wenn fie von: den, ihnen, zur Mutzung uͤberlaſſenen, Pfarrguͤtern, Gefaͤl⸗ 
len und Zehenten ein Capital von wenigſtens 20,000, fl. ‚wirklich vers 
ſteuern * 

:$ 66: Der zur‘ "Leitung: des Wahlgeſchaͤfts ernannte landesherrliche 
‚Commiffaie‘ “hat” fänmtliche Wahlmaͤnner des Bedirks oder der waͤhlenden 
Stadt mittelſt Requiſitl on ber Aemter, durch die Dutsvotgefehten zur "Abs 
geordnetenwahl auf einen beftimmten Tag, und zwar wenigjteng 6 Tage 
früher, als ſie vor ſich gehen folt;; ſchriftlich einzuladen. 

In dem Einladungsſchreiben find die: geſeblichen Eigenfnften eines Ab⸗ 
geordneten kurz. auseinanderzufegen. ne 

Jeder Vorgeladene hat einen Inſi nuationsſchein uͤber bie: am: in organ 

gene nn ſogleich bei Empfang derſelben auszüſtellen. eur 
Vornahme der’ Abgenrdnetenwahl.: ke 

6. 67. & kann nur dann zur. Wahl der‘ — kl 
werden, wenn! wenigstens. + der Wahlmänner,. die der Bezirk, nach den Be⸗ 
ſtimmungen der 88. 38. bis 44. zu ſtellen hat, gegenwaͤrtig ſind. 

$. 68. Sein Wahlmann kann feine Stimme einem andern abetragen. 

$. 69. Wenn auf den feſtgeſetzten Wahltag mehr: als .ſaͤmmtlicher 
Wahlmaͤnner des Bezirks ausbleiben; fo haben die Ausbleibenden, die nicht 
durch legale Hinderniſſe zu erſcheinen abgehalten waren, die Koſten der Ein⸗ 
berufung und Verſammlung zu tragen, und es wird alsdann von dem lan⸗ 
desherrlichen Commiſſair ein zweiter Wahltag angeordnet. 

F. 70. Zur Vornahme der Wahl bil det ſich die Wahlcommiſſi ion, 
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die aus dem landesherrlichen Commiffaie, aus ben drei öltefien Wahlmaͤn⸗ 
nern, und wenn diefe aus Gründen biefe Function ausfhlagen, aus den 
im ‚Alter zunächftfolgenden,. und, aus einem Amtsrevifor des Wahlortd oder 
des Wahlbezirks befteht. Der Amtsreviſor fuͤhrt das Protocoll. u 

8.71. Der landesherrliche Commiſſair hat im Allgemeinen die Eigen: 
fchaften eines würdigen Abgeordneten nochmals auseinanberzufegen, darf fich 
aber eben fo wenig, wie irgend ein. amberes Mitglied der Wahlcommiſſion 
erlauben, durch Empfehlung oder Vorfchlag, oder auf ſonſt irgend eine Weife 
auf das Reſultat der Wahl einwirken zu wollen. 

8.72. Saͤmmtliche Wahlmänner betheuern duch Handgelübde: „daß 
fie, nach ihrer eigenen: Ueberzeugung, ihre Stimme ablegen wollen, wie fie 
es für das Beſte des Landes am dienlichften erachten, daß fie, in Bezug 
auf ihre Abftimmung, weder von irgend jemand’ eine Gabe oder irgend eis 
nen Vortheil erhalten haben, oder je annehmen werben, noch auch, um 
ſelbſt gewaͤhlt zu werden, einem Andern etwas gegeben, oder verſpro⸗ 
chen haben.” | 1 | 

8.73. Es ift den Wählern geftattet, im Ganzen oder theilmeife nach 
Belieben abzutreten, um fich vor der Abflimmung unter einander zu bes 


vechen.i 1: ° — | 
i ” 74. Die Wahlmänner der ‘Städte, die mehrere Abgeordnete zu er— 
nenne ‚haben, ‘wählen einen jeden durch beſondere Wahl. 

8.75. Die Wahl gefchieht durch abfolute Stimmenmehrheit und mit- 
teift geheimer Stimmgebung. | — 

8.76. Jeder Wahlmann erhält hierzu. einen Wahlzettel mit. einen 
Umſchlag. — — — J 
Die Wahlzettel werden. vom landesherrlichen Commiſſair, nach ‚der Zahl 
der Stimmgeber, mit einer fortlaufenden Reihe von Nummern verfehen. 
Jeder Wahlzettel ‚erhält feine Nummer auf der innern Seite, worauf bie 
Abſtimmung gefchrieben wird. — 

Der Umſchlag des Wahlzettels erhält die eigenhaͤndige Namensaufſchrift 
des abſtimmenden Wahlmanns. Re = 
| 8.77. . Nachdem. fammtliche Wahlmänner ihren Vorſchlag niederge- 
Schrieben haben, werden die, in Briefform zufammengelegten und im Um— 
Schlag befindlichen, Wahlzettel gefammelt, und die äußern Auffchriften mit 
der ‚Lifte. der Stimmgeber verglichen. en 

Sn Gegenwart der Wähler werden die Zettel. aus den Umfchlägen her 
ausgenommen, in einer Urne gemifcht und ſodann eröffnet, | 

Jeder MWahlmann hat unmittelbar. vor Dinwegnahme des Umfchlags 

feines Wahlzettels die auf erſterm befindliche Auffhrift feines Namens zu 
tecognofeiren. . | | 

Der landesherrliche Commiffair lieſt die Vorfchläge mit den Nummern 
der MWahlzettel ab; der Secretair trägt fie in das Protocol. Ein anderes 
Mitglied der Commiffion, das bie -abgelefenen Zettel empfängt, führt die 
Segenlifte. — J — | 

$. 78. Wahlzettel, die. unleſerlich gefchrieben find, oder welche bie 
Perfon der Vorgeſchlagenen nicht. hinlänglich bezeichnen, und zu denen fich 
dev Ausſteller zur Berichtigung nicht bekennt, werden zwar als Vorſchlag 
nicht beachtet, die Nummer des Ausſtellers, bei. Berechnung der abfoluten 
Stimmenmehrheit, aber mitgezählt, ER Cu 

8. 79. Wenn, bei der erſten Abſtimmung für die Stelle des Abgeords 
neten, auf einen der Vorgefchlagenen nicht wenigftens eine Stimme weiter, 
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als die Hälfte der Stimmen aller — raten A: LE wird eine 
san: Wahl vorgenommen . "u. m ci: Tognte El Hut 

& 80... Nur indem: Falle; daß — lei Borgefchfagen wur⸗ 
den, deren jede die/ Hälfte: der Stimmen ‚aller anweſenden Wahlmägner er 
hielt‘, wird fogleich zut utiijeibäng er — Loos — obel nach 
d. AT. verfahren: wird... — | 

‚6581. Bei einer weiten Abfkimmung bar —— drei Vorgeſchla⸗ 
onen” welche ‚bei der erſten Abſtimmung bie:meiften‘ Stimmertserhalten ha⸗ 
ben, gewaͤhlt werden. Wenn außer einem oder zweien, welche die meiſten 
Stimmen zaͤhlen, mehrege ‚gleichviel Stimmen erhieltenʒ se Bnndes die ⸗Wahl 
unter Allen Statt, welche, nach dem erſten oder zweiten, aamẽ chſt dionmeiſten 
und ‚resp. gleicheiel Stimmen erhalten. haben... 

$. 82. Wenn nach der zweiten Anftimmung tolebermp.: keine, "abfoute 
Medrheit. der Stimmen; vorhanden ifk, oder ‚her. im$. 80. vorhergefehene 
Fall nicht eintritt, in ‚welchem auch ‚hier das Pong. entfcheidet ;. fo wird zum 
dritten Abſtimmung geſchritten. Bei diefer dritten Abftimmung, wird nur 
swilchen den zwei Vorgeſchlagenen gewaͤhlt, die bei der zweiten Wahl die 
meiſten Stimmen erhalten haben; inſofern nicht, wiederum eine Stimmen⸗ 
gleichheit ſich auf mehrere ausdehnt, in welchem Fall fih auch die Wahl 
auf ;alle: Diejenigen erſtreckt, Die nach dem erſten, der etwa die, velätto -höchfte 
Stimmenzahl erhielt; zunaͤchſt die. meiften ‚; und gleich viel Stimmen zählen. 

Bei diefer dritten, Wahl entfcheibet. telatiye; Stimmenmehrheit... ‚und bei 
Stimmengleichheit das "Roos, wobei nach der im. 8. 17. ‚über bie Grund⸗ 
herrenwahl gegebenen Beftimmung ‚verfahren wird, . 

883, Nach gefogener Stimmenmehrheit iſt no, in Anweſenheit 
der WBoblmänner,,. das ‚protocoll, zu. ſchließen, und von’ ſaͤmmtlichen Com⸗ 
mitffiondmitglieberk. und’ wenigſtens 10. änbetn Wahlmaͤnnern eben ſo, wie 
die — der Abſt mmungen zu unterſchreiben, die Wahizettel aber 
zu verlſchten, mit Ausnahme der etwa beanſtãndigten, die ‚dem Protocoll an⸗ 
geſchloſſen werden. 

$. 84. Der‘ Tändederttiche Commiſſair dat die" erforderliche Befcheini- 
gung über die gefeglichen Eigenfchaften, des ernannten Abgeordneten zu erhe— 
ben. Befigt der Gowaͤhlte die gefetzlichen Eigenſchaften nicht; ſo hat ihm 
der Eommiſſair dies zu eroͤffnen, und ‚feine Erklaͤrung Barden zu verneh⸗ 
en,” Merk’ der ernannte Abgeordnete den Mangel der Waͤhlbarkeit zuge⸗ 
ſteht, ſo wie in dem Falle, daß dies ‚zwar. nicht geſchieht, der Commiſſair 
aber die Erklärung des Betheiligten nach "den klaren Worien der Berfaf: 
fungsurfunde, ungenügend“ und die Sache durchaus nicht zweifelhaft findet; 
ſo hat derſelbe ohne weiteres eine zweite Wahl anzuordnen, und beide, Wahl: 
handlungen der landeöhertlichen Centralcommifſſion "zur Entſcheidung vor⸗ 
zulegen. 

Wenn die erhobenen Beſcheinigungen über die Waͤhlbarkeit des erwaͤhl⸗ 
ten Abgeordneten genuͤgend find; ſo wird das Wahlprotocoll fogleich mit 
ſaͤmmtlichen Beilageh an die Tandeshertlicht‘ Centralcommiſſion eingeſendet. 

$. 88. Jede Verſammlung von Stimmberechtigten oder Wahlmaͤn⸗ 
nern, welche zur Wahl eines Abgeoidneten für‘ die erfte oder zweite Kam: 
mer zufammentreten, datf ſich mit feinem andern Gegenſtande, als mit die⸗ 
fer Wahl beſchaͤftigen. — 

| ne den 23. Dotember 1818. 

„Broßbersostie Gegeiike Kasinechtant 
V u Weiß. 


ü— ———, 


ons, 
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JEHicH datt 16. April 2619, die Standes- ‚und grundherr- 
es ‚lichen Rechtsverhaͤltniſſe betreffend. 

a ELudwig von Gottes Gnaden, Großherzog zu Vaden, Herzog zu 
— Landgraf’ zu Nellenburg, Graf zu Salem, Petershauſen und 
Tee ann in: Gott ruhender Negierungsvorfahrer und Neffe, des Groß: 
herzogs Karl Liebdett, hat in -einer, unterm 23. April 1818 erlaffenen, Vers 
ordnung die Nechtsverhältniffe der vormaligen Reichsſtaͤnde und Reichsange— 
börigen zu beftimmen heſucht, und fie ſodann felbft bei dem Bundestag zu 
ihtemn Beitritt oder zu Beibringung ihrer allenfallfigen Einwendungen auf: 
gefordert. Diefe haben hierauf auch in verfchiedenen fchriftlichen und gedruck⸗ 
fen Eingaben’ ihre Befchtverben und Wünfche bei dem Bundestag mit der 
Bitte angebracht, daß daſelbſt darüber entfchieden werden moͤchte. Da 
Mir es fuͤr eine’ Unferer- erften Negentenpflicyten halten, jedem fein ihm yes 
bührendes Recht ohne Abbruch mwisderfahren zu laſſen und jeder gegründeten 
Beſchweide von felbft abzuhelfen, ohme daß es der Einmiſchung drikter 
Hierzu beduͤrfe; To haben Wir ſogleich nach Unferm Regierungsantritt Unfere 
Aufmerkſamkeit auf diefen Gegenſtand gerichtet, und ſaͤmmtliche, nunmehr 
Unferm Großherzogthum angehötige, ehemalige Neichsftände, fo wie den ehe: 
maligen unmittelbaren Reichsadel aufgefordert, ihre Beſchwerden Uns feläft 
dorzuftagen, um folche alddann von einer, von Uns nicdergefehten, Com: 
‚miffton prüfen zu laſſen. Diefes ift nun gefchehen. Saͤmmtliche ehemalige 
Reichsſtaͤnde ſowohl, als bei weitem der größte Theil des Neichsadels, mit 
weniger Ausnahme, find durch bevollmächtigte Abgeordnete dahier erfchienen, 
und es iſt Uns von Unferer niebergefegten Commiffion, nach gefchehener Be— 
fprechung mit ihnen, Vortrag darüber erſtattet worden. Gefeitet auf der 
einen” Seite durch jene Unfere erſte Pflicht der Handhabung einer unparz. 
teiiſch und gleichdurchgehenden Gerechtigkeit, und auf der andern Seite duch 
die Uns ebeh fo fehr obliegende Sorge für die Wohlfahrt des Landes, womit 
Wir Unſere ſaͤmmtliche Unterthanen mit gleicher Liebe umfaffen, haben Wir 
beſchloſſen, -Zolgendes zu verordnen, womit Mir zugfeih das Edict vom 
23. April 1818: unbefchadet jener Berechtigungen, welche nach dem... 23, 
der Verfaſſungsurkunde den Beſtandtheil derfeiben bilden, zum Theil beftätis 
gen, zum Theil erläutern und zum Theil näher beſtimmen. 


4. Rechtsverhaͤltniſſe der chemaligen Reichsſtaͤnde, nun: 
. mehrigen Standesberren. 
rer ts Alfgemeine perfönliche Vorzüge, 
ed. 4. Gene ehemals reichsftändifchen, fürftlichen und gräflichen Häufer 
werden fortan zu dem. hohen Adel in Zeutfchland gerechnet. Ihnen verbleibt 
dag; Recht der Ebenbuͤrtigkeit in dem nämlichen Begriffe, der vor ihrer Me— 
diatifirung :Damit verbunden ‚war, ni 
$. 2. Die. Häupter derſelben gehören zu den erften Standesherren; fie 
und ihre Samilien bilden die privilegirtefte Klaſſe in Unferm Großherzog⸗ 
thum. Sie leiſten Uns als ihrem. Souverain, bie Huldigung auf die, in 
dem Standesherrlichkeitsedict. d. 1. beſchriebene, Weiſo. 
3, Sie und ihre Familien haben die unbeſchraänkte Sreiheit, ihren 
Aufenthalt in jedem, zu dem teutfchen Bunde gehörenden, oder mit demſei— 
ben; in Freundſchaft lebenden, Staate zu nehmen. Die naͤmliche Freiheit 
kommt ihnen rauch in Anſehung. des Eintritts in fremde Kriegsdienſte zu. 
= a Ihre moch beſtehenden Bamilienverfeäge werden, nach den Stunde 
ß 31 
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fägen der frühern teutfchen Verfaffung, aufrecht erhalten, und ihnen bie Bez 
fugniß zugefichert, über ihre Güter= und Familienverhältniffe verbindliche Ver: 
fügungen zu treffen; diefe müffen Uns jedoch, fo weit es noch nicht gefches 
ben ift, zue Beftätigung vorgelegt werden, welche ihnen niemals ohne 
erhebliche Urfachen erſchwert, oder verweigert werden fol. Diefe Verfuͤgun⸗ 
gen werden fodann bei Unfern hoͤchſten Landesſtellen zur allgemeinen Kennt 
nig und Nachachtung gebracht. Alle bisher etwa dagegen erlaffene Verord⸗ 
nungen follen für künftige Fälle nicht weiter anwendbar ſeyn. 

$. 5. Sie haben in allen, fie betreffenden, Real: und Perſonalſa— 
chen einen befteiten Gerichtsftand im erſter Inſtanz bei Unferem SHofgericht, 
von wo an fi der weitere Nechtszug nach Unferer oberen Gerichtsord— 
nung richtet, | 

$. 6. Verlaffenfchaftsverhandlungen, welche Mitglieder der Familie bes 
treffen, werden durch die Haͤupter der Familie erledigt. Wenn aber Nechts- 
freitigkeiten dabei entſtehen; fo müffen folche zum rechtlichen Verfahren an 
das competente Hofgericht verwiefen werden. 

"8.7. In peinlihen Fällen fegen Wir für die ftandesherrlichen Haͤup⸗ 
ter der Familie und ihre Gemahlinnen, fo lange ihre Gatten am Leben 
bleiben, folgende Aufträgalinftanz. 

Der Befchuldigte benennt drei Standesherren Unferes Landes, jeber der: 
felben ernennt zwei fubdelegirte Räthe aus Unfern Unterthanen, Wir ernennen 
den Präfidenten, welcher jedbesmalen aus Unferm jeweiligen Juſtizminiſter oder 
Dberhofrichter beftcht. Das Gericht ernennt zwei Unterſuchungscom⸗ 
miſſarien, die aber nicht zugleich Mitglieder des Gerichts feyn Eönnen, und 
einen Actuar. Die Unterfuhungscommiffarien inftruiren den ganzen Pros 
ceß, unter Leitung des Gerichte. Der Präfident ernennt den Re⸗ und Gor= 
teferenten unter den Raͤthen; das Urtheil wird an Unfere oberfte Staatsftelle 
zue Betätigung eingefendet. In den Fällen, mo, nad Unfern Landesgefes 
gen, die Berufung von Urtheilen der Hofgerihte an das Oberhofgericht ges 
hen Eann, fteht diefe dem Verurtheilten ebenfalls frei. Die gegen den Stans 
desherren etwa nöthigen polizeilichen Maaßregeln werden in gewöhnlichen, je= 
doch ihrem Stand und Anfehen angemefjenen Wegen, auf Anordnung Unfes 
ver oberfien Staatöbehörde, oder wenn eilige Fälle vorkommen follten, ber 
mittlern Landesftellen, ergriffen. Die Güter des Verurtheilten dürfen im, 
Eeinem Falle confiscirt, wohl aber während feiner Lebenszeit ſequeſtrirt 


werden,” * —F 
$. 8. Die Standesherren und ihre Familien find von der Militair— 


pflicht befreit. 

$. 9. Die Standeöherren führen ihre gegenmärtigen Titel und Wap⸗ 
pen fort, fie benennen fih von ihren Herrſchaften, jedoch mit Weglaſſung 
aller jener Würden und Beiſaͤtze, welche ein vormaliges Reichsverhaͤltniß 
bezeichnen; fie haben das Recht, auf ihre Koſten ſich von ihren Mediatun⸗ 
"terthanen huldigen zu laffen, und ſich dabei der, in dem Standesherrlich- 
keitsedict in F. 18. Beilage B. enthaltenen, Formel zu bedienen. 

$. 10. Wir geftatten ihnen außerdem noch folgende perfönlihe Vor⸗ 
zuͤge. Die Familienhaͤupter dürfen fih in allen Zertigungen und Schriften, 
die nicht an Uns oder an Unfere Behörden gehen, des Prädicats, vegierender 
Fürft und Standesherr, ſammt dev erften Perſon in vielfacher Zahl, Wir, 
Unfer, Uns, bedienen; Wir felbft in Unfern Kabinetsfchreiben an Sie, 
wollen Uns der Ancede: Durchlauchtig, Hochgeborner Fürft, und 
an die Grafen: Hochgeborner Graf, und in der Gourtoifie des Aus— 
drucks Liebden, bedienen. Unſere Staatsſtellen muͤſſen in ihren Schreiben 
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fie eben ſo anreden und ihnen im Gontert den Zitel: Durchlaucht, geben, 
wohingegen. in den Schreiben am Uns oder Unſere obern Staatsbehörbden es 
bei dem bisher angeführten Kanzleiceremoniel fein Bewenden behält... Die 
Kirchengebete in den ftandesherrlichen Gebieten und allen dazu gehörigen Kir- 
chen müffen in der Fürbitte nad) Uns und Unferer Zamilie auch das Haupt 
des ſtandesherrlichen Haufes und deffen Zamilie erteähnen, die Trauergelaͤute 
eben fo wie die. Einftellung bes Saitenfpiel® müffen halb fo lange, als in 
gleichen Fällen bei Uns und Unferer Familie gefchieht, angeordnet und ih⸗ 
nen geſtattet werden, eine Trauer unter ihren Hofleuten und Dienern anzu: 
legen. Ihnen fleht frei, eine Ehrenwache von Unferm Militair auf ihre 
Koften an allen Drten ihres Standeögebiets, wo folhes in Garnifon liegt, 
zu verlangen, oder auch flatt dbeffen ein eigenes Zrabantencorpe von 25 bie 
30 Mann in ihrem Wohnort aufzuftellen, auch ſich der, bei ihnen üblichen, 
Hofämter zu bedienen, und demfelben Hofuniformen, die jedoch von der Uns 
ferigen verfchieden feyn müffen, zu ertheilen. Eben fo follen diefelben be— 
vechtigt feyn, bei ihren Beamten und GCivildienem Dienftuniformen ein: 
uführen, 

‚8. 11. Den Standesherren ſteht das Necht der Landftandfchaft zu, 
fo wie e8 in der DVerfaffungsurfunde des Großherzogthums bereits ausge⸗ 
druͤckt iſt. Wir werden aber auch wegen der gebetenen Beiziehung eines 
ebenbuͤrtigen Vormunds waͤhrend der Minderjährigkeit eines Standesherrn 
und megen Gubflituirung eines bevollmächtigten Ebenbuͤrtigen bei gefeglicher 
Verhinderung des Standesheren das Erforderliche an Unfere Landftände ges 
langen laffen. 

$. 12. Was übrigens die Vormundfchaften und Curatelen über die 

minderjährigen Kinder eines verſtorbenen Standesheren betrifft; fo fteht, nach 
Unſerm Landrecht, dem Aeltern das Recht zu, ihren Kindern Vormuͤnder zu 
ſetzen; auch gebührt dem Überlebenden Xelterntheile hierzu das Recht fchon 
nach dem Geſetz. In allen Fällen, wo weder das Landrecht, noch die vaͤ— 
terliche Dispoſition eintritt, behalten Wir Uns vor, das Rechtliche, ſo weit 
eine Einſchreitung der Staatsgewalt erforderlich iſt, durch Unfere oberſte 
Staatsbehoͤrde fuͤrzukehren. 
9.43. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß da, mo ſich durch vorſtehende 
Verfuͤgung die bemerkten Vorzuͤge nicht auf die ganze Familie erſtrecken, ſon⸗ 
dern auf die Haͤupter oder ihre Gemahlinnen eingeſchraͤnkt haben, es, in 
Anſehung des uͤbrigen, dabei ſein Bewenden behaͤlt, was die Landesgeſetze 
und Verordnungen mit ſich bringen, wie auch, daß diejenigen. Standesherz 
ven, welche fih in Unfere Civil: und Militairdienſte begeben, ſich, in Anz 
fehung des ihnen gebührenden Rangs, blos nad den Dienftreglements und 
Übrigen Verordnungen zu richten haben. 

a, I. Gerehtigfeitspflege, 

$. 14. Den Standesherren feht die Ausübung der bürgerlichen und 
peinlichen Gerichtsbarkeit in erfter Inſtanz zu, eben fo in zweiter Inſtanz, 
wenn fie im Beſitz derfelben vor 1813 gewefen find, und ihr Gebiet 20,000 
Seelen in fih faßt. 

-$. 15. Im erfler Inftanz wird fie durch Aemter verwaltet, die in al- 
ler Hinficht wie die Iandesherrlichen Aemter formirt feyn müffen, und als⸗ 
dann den nämlichen und ganz gleichen Gewaltsumfang, in Anſehung der 
Gerechtigkeitspflege, haben, wie dieſelben. 
8.16. Die Gerechtigkeitspflege in zweiter Inſtanz wird durch ein Col 
legium derfehen, das den Namen Standesherrliche N. Juſtizkanzlei führt. 
Gleiche Benennung führen die Aemter Standesherrliches N. Suftizamt, 
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8. 47. Die Juſtizkanzleien muͤſſen aus einen Präfibanten.? ober Die 
rector und“ drei Raͤthen beſtehen, welche ſaͤmmtlich ‘die Boſtatigung von 
* durch Unſere oberſte Stantöbehdtbe erhattin muͤſſen © 

$. 18, . Die Subalternen in:den Kanzleien werden vonn den. Standis- 
— ohne Beſtaͤtigung ernannt; fie muͤſſen aber. von Nil Anſtellungen 
die Anzeige an die oberſte Staatsbeh oͤrbe machen. 1." 

$. 19. An Anfehung der peinlichen Unterſuchung wirb ben ſtandes⸗ 
herrlichen Juſtizkanzleien, hinſichtlich der: buͤrgerlichen und peinlichen ‚Strafs 
gerechtigkeitspflege,; gerade der nämliche Gewaltumfang zugeſchieden, wie Uns 
ſeren Hofgerichten, und den ERRDLEDESEHANN: Aemtern ein gleichen. toie den 
Iandesherslichen Armtern, 

2%. Die fkandeöberstichen Aemter und Juſtizkanzleen — in 
peinlichen Faͤllen keine hoͤhern Geldſtrafen anſetzen, als das Geſetz erlaubt, 
und eben ſo wenig andere Strafen in Geldſtrafen verwandeln, als da und 
inſofern das Gefet hierzu die Erlaubniß ertheilt. 

G. 21. * Die Unterthanen, bie ſich eines. Vergehens gegen * Babe 
heren fchuldig machen, Eönnen nicht von den —— — se nur 
von den’ Iandesherclichen Gerichten: belangt werben. 

$. 22. Eben fo die landesherrlichen Diener, io wenn fie — ih⸗ 
rem Dienſt noch ein anderes buͤrgerliches Gewerbe treiben, nur in Sachen, 
die ihren Dienſt il, und ſtehen im übrigen unter ihren . ordentlichen 
Berichten. 
82 Die .ſtandesherrlichen Juſtizkanzlelen im Yemter werden von_ 
Unfern obern Staatöftellen in allen Stüden in dem Geſchaftsgang eben ſo be⸗ 
handelt, wie Unſere eigne Juſtizſtellen. 

. 24. Die in dem Edict vom 23. April 1818. $: 15: sub. lit. m. 
8. angeordnete Revifion füllt hinweg, und haben die Standesherren das 
Recht, ihre liquiden Gefälle felbiten, nöthigenfalls mittelft der Execution, je 
doch unter genauer Beobachtung der Erecutionsordnung, beitreiben zu laffen, 
illiquide und ftittige Gefälle werden an ben competirenden Richter ver⸗ 
wieſen. 
$. 25. Der vor der im Jahre 1813 geſchehenen Aufhebung der Ges 
tichtsbarkeit Statt gehabte Zuftand der ftandesherrlichen: Aemter wird jedoch 
alfo wieder hergeſtellt, daß auf die oben ſchon unter $. 15. bemerkte gleiche 
Formirung mit den landesherlichen Aemtern und deren gefegliche mr Ruͤck⸗ 
ſicht genommen wird. 

IM. Polizeigewalt. 

524 Den Standesherten fteht die Ortspolizei zu. 

Sie uͤben ſolche durch ihre Juſtizbeamte in dem ganzen Umfang, in 
welchem folche den unmittelbaren landesherrlichen Suftizs und Polizeibeamten 
übertragen ift, aus. 

Sie ernennen die Sanitätsbeamten in dem Umfang ihres Gebiets, 
‚ diefe müffen aber vor der Einweiſung Unfere Ianbesherstiche Beftätigung 
erhalten. 

"8. 25. Ueber alle diefe Gegenftände können: jedoch die Eiuntekekrin 
ihre Beamte entweder felbft, oder durch ihre Juſtizkanzleien mit Bericht‘ vers 
nehmen, und ihnen hierüber nach dem Sinne. Unferet Laridesgefege Refolus 
tionen ertheilen, auch ſie zur fleißigen und guten Geſchaͤftsfuͤhrung anhalten; 
jedoch alſo, daß fie, mie auch weiter unten geordnet wirb, nicht befugt ſeyn 
ſollen, ſolches auf eine Dienſtſuspenſion, Dienfkentlaffung oder : Dienftent? 
fegung auszudehnen. Nirgends darf auch -diefe, ihnen über ihre: Beamte ges 
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bührende, Aufficht in eine: zweite Inſtanz ausarten, ſondern fie müffen ihre 
Einrichtungen mit ihren Beamten in bet Art treffen, daß zum Voraus ſchon 
beſtimmt iſt, welche Geſchaͤfte ihre Beamte fuͤr ſich und ohne vorherige Re⸗ 
ſolutionseinhohlung definitiv erledigen koͤnnen, und bei welchen ſie an die letz⸗ 
tern gebunden find. Iſt einmal in einem Geſchaͤft der Endbeſchluß gefaßt; 
fo findet kein weiterer Recurs an fie, die Standesherren, ſondern lediglich an 
Uns oder Unſere Kreisdirectorien Statt. u 2 
v8. %. Die Standesherren und ihre Beamte haben überhaupt dafür 
zu wachen, daß überall die Gefege und gute Drdnung gehörig beobachtet, 
und deren Verletzungen und Uebertretungen, fo weit e8 ben ihnen angemiefe: 
nen Gefchäftskreis betrifft, gehörig geahndet, andernfalld aber Unſern betrefz 
fenden ‘Kreisdireetorien angezeigt werden; ingbefondere übertragen Wir ihnen 
auch die Volkziehung desjenigen, was von Uns und Unfern Landesbehörden, 
vermoͤge Unſerer Oberaufficht über Heerftrafen und Flüffe, fo wie über bie 
Anordnung und Leitung des Straßen- und Wafferbaues, zur Befoͤrderung 
des Handels, der Mauth und Zollgeſetzgebung, der obern Leitung des Zunft: 
wefens, der Beſtaͤtigung neuer Zunft und Handwerksordnungen, der Der: 
feihung neuer Geiverbsconceffionen, als Theile der obern Polizei, ferner we— 
gen der allgemeinen: Landescultur befchloffen wird, und find nicht weniger 
geneigt, ihnen den Vollzug aller" übrigen, vermöge der Uns als Souverain 
und Landesheren zuſtehenden oberften Staatsgewalt und Gefeggebungsrecht 
im Alfgemeinen, und fo weit es einen Bezug auf das Gebiet der Standes: 
herren hat, ergebenden Verfügungen zum Vollzug zu übderlaffen, erwarten 
aber auch dagegen deffen prompte Beforgung, und behalten Uns hierinnen 
gutfindende Abänderung, befonders aber auch das bevor, daß da, wo cine 
artiftifche Kenntniß beim "Vollzug erfordert wird, Wir folhe durch Unſere 
dazu beftellten Diener berrichten läffen. Insbefondere verfehen Wir Uns, daß 
da, wo zu Führung Unſerer obern Aufficht Berichtserforderungen in tabelle: 
riſcher Korn oder fonften bereits angeordnet find, folcher gehörige Folge ge? 
leiſtet werde. — | 2% 
$. 27. Wenn, vermoͤge der Uns zuſtehenden Oberaufficht über die, den 
Stindesherren zuftehende untere Polizei, ald weswegen Wir Uns Berichts: 
‚einforderungen oder auch anzuordnende Bifitationen jederzeit vorbehalten, oder 
wenu Mefolutionen auf die, an Unfere Kreisdirectorien ergriffene, Recurſe er— 
theilt werden, oder überhaupt Communicationen, Berfügungen und. Befehle 
nothwendig find; fo follen folche in der Negel an die flandeshertlichen Kanze 
leien "gerichtet werden, welche aber gehalten find, fie ſogleich und wenigſtens 
innerhalb zwei Tagen ohne -alfen Aufenthalt oder Abänderung in reiner Ab— 
fhrift an die Beamten abgehen zu laſſen; auch dürfen deswegen den Unter 
thanen keine weiten Koften verurſacht werden. In dringenden und eilenden. 
Fällen, und aus fonft erheblichen Urfachen koͤnnen jedoch Wir und Unfere. 
Staatsbehoͤrden auch unmittelbgr Verfügungen an die jtandesherrlichen Beam: 
ten ‚ergehen laſſen, werden aber den Bedacht nehmen, daß die Standesherien. 
oder ihre Kanzleien in folchen Fällen jedesmal. von dem Inhalt, dev Verfü 
gung benachrichtigt werden. J De 
ur IV Kirchliche Aufſicht. 
$. 28. Das Recht der Staatskirchengewalt und beſonders auch das 
Recht, Conſiſtorien über proteftantifhe Glaubensgenoffen zu errichten, ſteht 
nur Uns; als dem Landesheren, zu; hingegen Übertragen Wir den Standes: 
heiren, die ihnen, vermöge der Bundesacte, zugeftandene Befugniß und Auf: 
ſicht über Kicchen und Schuhvefen, auch über milde Stiftungen, nach Bor: 
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ſchrift Unferer Landesgefege, zu: führen; auch ſteht ihnen nach denenſelben 
das Patronatrecht, nach Maaßgabe der hieruͤber befonders erlaffenen Verord⸗ 
nung, zu. Sie haben daher das Recht, Pfarrer zu präfentiven, die Schul⸗ 
meifter zu beftellen und beide in ihe Amt einzuweiſen, denfelben über ihre 
Amtsführung mündliche oder ‚fchriftliche Admognitionen zu machen, wenn aber 
fharfe Einfchreitung nöthig werden follte, hierüber an Unfere Oberſtaatskir⸗ 
chenbehörbde zu berichten, und Eönnen fie dieſe ihre Aüfficht nie auf eine Ent: 
fernung oder Sufpenfion vom Amte, oder auf eine amdere wirkliche Strafe 
ausdehnen. "Sie haben ferner das Recht der Aufſicht über die Almofen und 
milden ‚Stiftungen,. die. gewählten Verrechner derfelben zu beitätigen, ihre 
Rechnungen zu durchgehen und abzuhören, auch, die Unfern Beamten duch 
Unfere Kandesgefege und Ordnungen diesfalls eingeräumten Rechte durch die 
ihrigen beforgen zu laſſen. Es fteht ihnen frei, diefe ihre Aufſicht durch 
ihre Juftizkanzleien zu beforgen, und hierbei einen oder mehrere -Geiftliche 
zujuziehen, | | a 
| Forſtgerichtsbarkeit und Korftpolizei. —— 
S. 29. Den Standesherren ſteht die Forſtgerichtsbarkeit und die Forſt⸗ 
polizei in ihren eigenthuͤmlichen und denen Gemeinde-, Kirchen-, Stif— 
tungs= und Privatwaldungen, Uns aber die. Oberforſt- und Sagbpolizei zu, 
namlich die Oberaufficht über die Waldcultur, gie Anordnung ‚von: Waldyiz 
fitationen, die Verbote des Holzverfaufs außer Landes, wo es nöthig erach— 
tet wird, die Anſtalten gegen Wildfchaden, die gefegliche Beftimmung der 
Forſttaren und Strafen, und ihre Ermäßigung in Recursfällen. Es ift 
bierbei Unfer ernſtlicher Wille, daß die Standesperren, im Genuß ihres Ei: 
genthums, fo wenig als möglich, und nur in. fomweit befchränkt werden, als 
nöthig iſt, einem unerfeglichen Schaden vorzubeugen, Gefege, die diefer Un: 
ſerer höchften Abficht entgegen find, ſollen abgeändert . werden. Hingegen 
imüffen fi) aber auch die Standesherren und ihre angeftellten Forſtbedjente, 
in, Anfehung des Forſt- und Jagdweſens, genau nach Unfern. Sefegen, 
Forſt⸗ und Zagdordnungen richten, und insbefondere darauf fehen, daß übers 
alt ‚nur ducch Unfere Staatsbehörden eraminirte und qualificitte Forſtpracti— 
canten hierbei angeftellt werden, und die Unterthanen durch allzu vieles Wildz 
halten feine gerechten Beſchwerden erleiden, als worauf Wir durch Unjere 
landesherrliche Behörden genaue . Auffiht tragen zu laffen, nicht ermans 
geln "werben. | — | | 


0 


- Da übrigens. die Forftfachen meiftentheils forftwiffenfchaftliche Gegen: 
ftände umfaſſen; ſo können Recurſe in folhen nur an Unfere oberfte Forfts 
Behörde Statt finden. | | 
rec Berg: und Salinenredt. 

— F. 30. Das Salinenrecht in den ſtandesherrlichen Gebieten ſteht Uns 
nach den ſchon laͤngſt emanirten Landesgeſetzen und Edicten allein zu, und 
hlerbel muß es um fo mehr fein Bewenden behalten, als auch höhere Staats: 
vüitEfichten Uns gebieten, darauf unabweichlich zu beharren. Jedoch bfeibt 
ben "Standeöherren das Cigenthum ber Salinen, die fie ſchon vor ihrer Mes 
diatiſirung befeffen haben, ungefchmälert, und auch bei denen etwa künftig 
errichtet werdenden, dürfen durchaus eine Eigenthumsrechte gekraͤnkt werden. 
In Anfehung dee Bergwerke, behält e8 bei dem Inhalt des Standesherrlich- 
keitgebdicts vom 22. Sul. 1807 fein Bewenden, wornach bie DOberpolizei in 
Bergmerksfachen, die gefeßgebende und richterliche Gewalt rüdfichtlic derfel- 
. ben bie Ertheilung der Bergbauconceffionen, wenn ein Standesherr im Stanz 
beögebiet außerhalb feines Eigenthum einen neuen Bergbau anlegen will, fo 
wie das Verkaufsrecht der Bergwerkansbeute Uns — bie Einkünfte ber 
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Bergwerke felbft aber den Standesherren zugehören, mit bem Unfügen fein 
Bewenden, daß fotche innerhalb ihrer Standesgebiete nur alddann von ans 
dern neu: angelegt und bebaut werden Eönnen, wenn bie Standesherren ſich 
nicht in beſtimmter Zeit erklaͤren, ſie ſelbſt bauen zu wollen, wobei es jedoch 
Uns, dem Landesherrn, unbenommen bleiben muß, ſich dieſes Vorzugs- ver— 
moͤge des Uns zuſtehenden Conceſſionsrechts, wenn Wir es für das Wohl 
des Landes’ für dienlich erachten, vor allen andern felbft zu bedienen, Das 
Recht, auf Gyps und Bohnetze zu graben, verbleibt, in Gemaͤßheit Unferes 
fiebenten Organiſationsediets, den Standesherren. 
Befteuerung. 

: 834. Im Anfehung der Befteuerung, behält es bei dem, in ber 
Berfaffungsurtunde ausgefprochenen, Grundſatz einer gleichen Beſteuerung 
fein unabaͤndetliches Bewenden, und find daher die Standesherren zu allen 
conftitutionsmäßig ausgefchriebenen ordentlichen und außerordentlichen Staats: 
fteuern, von allen ihren, im Folge der beftehenden Steuerordnung, einge: 
fchägten Häufern, Gütern, Gewerben und Grundgefaͤllen beizutragen fchul- 
dig. Hingegen dürfen fie eben fo wenig durch die Einfhägumg über den 
wahren Werth prägravirt werden. Es fleht ihnen daher frei, wenn fie fol: 
ches glauben, bei Unferer betreffenden Staatsftelle um eine neue Schägung 
einzufommen, der Wir jederzeit zu entfprechen geneigt find, umd zwar durch 
eine unparteifche Commiffion mit Zuzug der Intereſſenten, um die fleuer- 
baren Gefälle und Güter der Standesherren in ein gerechtes und billiges Eben- 
manf mit andern fteuerbaren Gütern, unter Berudfichtigung der fideicom: 
miffarifchen und Lehensqualität derfelben, in ſoweit diefe auf die Abſchaͤtzung 
der Güter und deren Werth; Einfluß hat, und dev auf ihnen ruhenden Laſten 
zu ſetzen. 

$. 32. Die Standesherren find nicht ſchuldig, an den eigentlichen 
Gemeindefhulden und folchen. Landfchaftsfchulden, die durch einen Social⸗ 
verband mehrerer Gemeinden zu einem gewiffen Endzweck gemacht wurden, 
und nady dem: Edict vom 6. April 18145 $: 4. ſich auf die Gemeindekaſſen 
eignen, beizutragen; fie bleiben hiernach davon für die Vergangenheit und 
die Zukunft befreit. 

$. 33. Hingegen find fie fhuldig, zu allen, auf dem. verfaffungsmd- 
ßigen Wege ausgefchriebenen, Kriegsfteuern, Kriegstaften, Lieferungen und 
Eingquartierungen eben fo wie zu allen andern gemeinen Randesangelegenhei: 
ten, und wozu fie fonft, nach Unfern Gefegen, ausſchließlich der einer Ab: 
änderung unterworfenen Verordnung vom 5. Auguft 1816, verbunden 
find, beizutragen. Diefe Beitragapflicht fangt von der Zeit ihrer Mediatis 
firung an. 

$. 34. Kriegs» und Landesfrohnden, befonders der Vorfpann, Eönnen 
weder für die Zukunft, noch für das Vergangene auf den Steuerfuß ausgetheilt 
toerden, indem fie auf dem Wiehftand beruhen, und. alfo diefer bei der Be: 
rechnung als Maafftab zum Grunde gelegt werden muß. ine ähnliche 
Beſchaffenheit hat es mit der Einquartierung, die ſich nach dem Local rich 
tet. Standesherrliche Schlöffer werden wie Unfere eigenen Schloͤſſer bes 
handelt. . 

Gefälle. : 

$. 35. In Unfehung ber Gefälle, bleibt e8 bei derjenigen Abtheilung 
wie fie in dem Stanbeöherrlichkeitsedict vom 22. Juli 1807 gefchehen ift. 
Es verbleiben fomit den Standesherren alle Einkünfte von ihren Domanial- 
höfen, eigenthümlichen Guͤtern, Schäfereien und Erblehen, alle bisher bezos 
‚gene Beheuden, fammt dem Neubruchzehenden, wo derfelbe als Zugehoͤr des 
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Schenden beigebracht iſt, Bodenzins von Gütern, Handlohn ‚von Gütsen, 
cigenthuͤmliche Brauereien, Bier und VBernutweinverkage, alle aus der Erbe 
pflichtigkeit herflichende ‚Abgaben, als Leibſehilling, Rauchhuͤhner,Todfall, 
Manumiſſionsgebuͤhren, die ſeither uͤblich geweſene Bannnutzungen, nament—⸗ 
lich Bannkeltern, Bannbackoͤfen, Bannmuͤhlen, Vannweine und Bannbrau— 
rechte, die Forſtgefaͤlle und Waldrugſtrafen, die: Jagd- und Fiſchereinutzun⸗ 
gen, die Herrſchaftsfrohnden und Frohndroluitionsgelder, die Nachſteuer oder 
Abzugsgebuͤhren bei Auswanderungen in Staaten außer dem teutſchen Bund 
in ſolche, mit denen nicht allgemeine Freizuͤgigkeitsvertraͤge ſchon jetzo beſte⸗ 
hen, oder noch kuͤnftig von Uns werden abgeſchloſſen werden. | 

$. 36. Für diejenigen Fülle, welche, kraft der erlaſſenen Stuer- und 
Accisordnung, für aufgehoben zu achten find, wohin namentlih das Ohm— 
geld und die Gewerbsrecognitionen gehören, «wird, den Standesherren eine 
bilfige Entfchadigung, wo es noc nicht gefchehen iſt, geleiſtet werden, fo 
bald fie das Erforderliche, nach den beftehenden. Vorſchriften, beobachtet ha— 
ben werden. . Sollten den Standeshereen auch außer ‚den genannten andere 
Gefüllte entzogen worden feyn; fo ſteht ihnen frei, ſolche bei. der, von Uns 
niedergefegten, Gommiffion, unter der Benennung und Anfuͤhrung dee des» 
falfigen Nechtsgeunde, zu reclamiren, worauf Wir Uns das Weitere mit der 
vorkiufigen Zuſicherung vorbehalten, daß ſich die Standesherren der Wie— 
dererſtattung alles ihnen -etwa unrechtmaͤßig Entzogenen verſichert halten 
dürfen. ” ER a 2 08 

$. 37. Auch, die gefeglich. erlaubten Zaren, Sporteln und Strafgelder 
verbleiben zivar den Standesherren, jedoch wollen Wir auch in. ihren Gebie— 
ten die Amtskaſſen beſtehen laffen, wohin alsdann alle Zaren, Sporteln und 
ſonſtige Gefühle, fo wie fie in Unfern unmittelbaren Landen in die. Amtss 
kaſſen fließen, eingeworfen, .bigegen aber eben. fo alle erforderliche: Ausgaben 
Daraus beſtritten, der etwaige jährliche ‚Abmangel ‚aus der Steuerkaſſe zuge 
(Hoffen, dev fih davon, ergebende. Ueberſchuß aber derfelben. zugefchieden wer— 
den muß. Es verſteht fid) von felbft,, daß: es dieſemnach bei der Abſchaf— 
fung der. Zentkaſſen und allen andern, auf die. oben erwähnten Gegens 
fiande Bezug habenden, Abgaben und Gemeindsbeitraͤgen fein, Bewenden 
behalte, N nn | 

$. 38, In einer befondern Verordnung werden Wir demnachft dasje: 
nige beſtimmen, was. wegen Reluition und. Auslöfung „der Gefaͤlle zu Ber 
förderung der allgemeinen Landescultur zu beobachten iſt, und werden den 
Bedacht darauf nehmen, daß hierbei eine angemeſſene Entfhädigung fefige> 
jegt werde, * | 
Dienerverhbältniß. 

$. 39. Die -feit der Entziehung der. Gerichtsbarkeit in den ſtandes— 
herilichen Gebieten angeftellten Beamten werden Wir, mit Wiederabnehmung 
der Gerichtsbarkeit, zurücknehmen, wogegen aber auch die damalen übermm> 
menen ſtandesherrlichen Diener von ihnen zuruͤck mit der Befoldung genom— 
rien werden. müffen, die fie zuc Zeit der Abnahme gehabt haben. Die uns 
terdeſſen erhaltenen Beſoldungszulagen werden ‚bei den Beamten und Polizei— 
bedienjteten auf die Amtskaſſen, bei den uͤbrigen auf den Penfionsfond 
übernommen. = | 

8. 40. Alle; ſtandesherrliche Diener, ohne Unterfchied des Standes und 
der et ihrer Anſtellung, muͤſſen innerhalb des Großherzogthums geboren, 
oder naturaliſirte Auslaͤnder und nad) Erſtohung der, nach den Geſetzen, eu: 
forderlichen Pruͤfung Ihrer, Kenntniſſe gehoͤrig von Uns ‚in die Receptions— 
liſten aufgenommen worden ſeyn. Hiervon findet auch, in Anfehung der 
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Sirmoraldiener, Feine ‚Ausnahme Statt z nur werben, Mir denjenigen Stam 
dDesherrem;, Die ı auch in auswaͤrtigen Staaten Befigungen haben, nicht ers 
ſchweren, wenn fie es für gut finden, ihre auswaͤtts. angefteliten Kameraldiez 
at herein, und die inlaͤndiſchen hinaus zu verfeßen:: Jedoch fie, gehak 
sen, Unſere Genehmigung hieruͤber einzuhohlen, . ı. 
+ Baden Die bet der Ruſtizkanzlei angeftelften und beſtaͤtigten Raͤthe — 
Beifiger müffen, fo wie die Beamten, pon den Standesheren und. ihren Des 
hörden, auch für Uns bverpflic)tet werden, worüber jedesmalen Die Unzeige an 
el betreffendor Staütsbehötbe gemacht werden. muß. 
$.:42.: Ein Juſtiz-und Molizeibeamter, ber. einem: Amt. allein, oder 
als” erſter Beamter vorfiehe, muß wenigjiens 1000 fl. nebſt freier Woh— 
nung, ehr, zweite wenigſtens 800 fl., ein Aſſeſſor 600: fl. und, ein Amts: 
revifor, ober ‚der an feine Stelle tretender Staatsdiener, 700, fl. Beſoldung 
baben; es Eönnen; aber · in ällen, wo es bie; geographifche Lage nicht geſtat⸗ 
tet, die Aemter gafıdieiigefebliche: Groͤße zu: bringen die Geſchaͤfte der Amt— 
(cute mit denen dev Amtsreviforen vereinigt. werden, und in Finem- foichen 
Fall werden auch dien Amtskaſſenheſoldungen hiernach exmeſſen. 
Sn; cn Kei dein Beamter — ꝛeiner At; a auf — ser 
— ix 
| d. A. Die flandeshercuchen —— fü wie. bie, Mitgigber. * 
Zuftizanzleien. koͤnnen nur, nach vörangegangener ‚Unter fuchung und Ent: 
ſcheidung, von ihrem Dienſt entlaſſen oder deſſelben entlegt werden... 4 
$: 452. Die Standesherren koͤnnen den, zu ihrer Juſtiz⸗ und Dpmats 
nenfanzlet, derordneten, Praͤſidemten, Directoren, Näthen, Amtleuten, Nevis 
foren, Secretairen, Nrgiftintoren und, Kanzliſten, die ihrem, Dienfl. angeraefs 
fone Zitel ertheilen, und eine paffende Uniform für fie einführen, Bloße 
Titeln ohne Amt zu ertheilen? iſtoihnen nicht erlaubt 

9. 46. Juſtiz- und Rentaͤmter zu vereinigen, iſt in der— — nicht 
—— doch werden Wir in dringenden Fällen; Ausnahmen - bispenfatjous> 
weiſe geflatten,. in ‚welchen der Beitrag der ee verhätinigmäßig nach 
der a beftimmt werden wuß. 

Die Formen des Geſaͤftzgongs fi ind, wo "ein anderes nicht 
ne Dr ift, die Bun Sen, wie. bei dep. Stautsfkellen. FI ER 
edle u: 

— "48, Den Standesheeren bleiben. ihre. ettotehen, ii nach), Ma aͤßgabe 
bie bereits hierüber in dem kehens⸗ und. in dep, Etandeshercichleitcediet 
gegebenen Vorſchrift. —— 

B Kectsverhältniffe der: Grunbherren 

. 49. Deni ehemaligen :Reihsadel kommen die. ihm in der —— 
acte Art. 14. augeficherte Rechte der unbelchranften Freiheit, ſeinen Aufenthalt 
in jedem, zum Bund ‚gehörenden, oder mit. demfelben in Frieden (chenden, 
Staat zu nehmen, der Familienveriräge unter Bezug auf $. 3. und 4. ges 
genwartigen Ediets, der Antheile der Beguͤterten an der Landſtandſchaft 
unter Bezug auf die Verfaſſungsurkunde, die Patrimonials und Forſtge— 
richtsbarkeit, ſo wie der Ortspolizei, mit der Verſicherung zu, daß ihre 
Beamte hierinnen mit den landesherrlichen Beamten gleiche Gewalt in dev 
Amtsführung erhalten follen. 

$. 50, Die Beamtenftelle darf nicht duch Advocaten, fondern - muß 
durch eigene Beamte, die Fein anderes Geſchaͤft daneben treiben, verwaltet 
werden. ‚Die Beamten müffen examinirte und recipirte Inlaͤnder oder na— 
turaliſirte Auslaͤnder und. gehoͤrig qualificirt ſeyn, und wenn Wir nicht in eins 
zelnen Faͤllen beſonders dispenſiren, wenigſtens 1000 fl. Beſoldung nebſt 
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freier Wohnung erhalten; jedoch wollen: Wir ihnen geftatten, die Amtsrevi⸗ 
forsflelle damit zu vereinigen, vorausgeſetzt, daß dem Beamten ein eigener 
Actuar zur Beihuͤlfe gegeben werde. 2 

— $ 51: Die Beamten und Amtsreviſoren müffen in: einem, zum Ge⸗ 
richts⸗ oder Amtsſprengel gehoͤrigen, Ort wohnen; Wir wollen jedoch geſtat— 
ten, daß der Amtsſitz in eine nah : gelegene::. inländifche: ‚Stadt, die aber 
niht 4 Stunden von dem welteſten Amtsoit lea ſeyn Surf , ver: 
legt werde. 

$. 52. Die Renteiadminifkratien darf nicht mit: dem: Anit⸗ vereinigt 
werden; jedoch behalten Wir Uns ver in —— dringenden Faͤllen 
penſationen zu ertheilen. 

8. 53. Diejenigen Orte, welche fruͤher gwiſchen Unſem Vorfahren und 
dem Reichsadel gemeinfchaftlich. waren, "Fallen, ‘in Anfehung der polizeilichen 
Gegenftände, lediglich unter‘ die: Gerichtsbarkeit. Unferer Beamten, in Anfe: 
bung der gerichtlichen nur alsdann, wenn die Einwohner im Dite nicht haͤu⸗ 
fer= oder familientoeife getheilt find. - a 

$. 54. Sn. Anfehung der: doeſtgerichtsbarkeit und Sorfiporiet ‚, behält 
es bei den ſchon beftehenden Landesgefegen und Ordnungen, und“ insbefon- 
dere bei dem dieöfallfigen Inhalt des Grundherrlichkeitsedicts mit dem Anz 
hang: fein Bewenden, daß, da die Forſtfrevelthaͤdigungen, nach dieſen Gefe: 
gen; nur gemeinſchaftlich mit den. Forſtbehoͤrden geſchehen koͤnnen, der Zuzug 
der letztern aber in manchen Faͤllen wegen ihrer Entfernung nicht wohl 
Statt finden kann, die Korfifrevelprotocolle ‚zur Einfiht und Beftätigung an 
die obere Landesbehörde eingeſchickt werden muͤſſen. Die Forſtſtrafen blei⸗— 
ben denen Gemeinden, wo fie ihnen, nad) Geſetz und Herkommen, ge⸗ 
buͤhren. 
$. 55. Das Kirchenpatronatrecht ſteht ihnen, unter Bezug Auf das 
Grumdherrlichkeitsebict, zu, nebſt dem Recht, den Praͤſentirten und landes⸗ 
— Beſtaͤtigten, auch in landesherrlichem Namen zu inſtalliren. 

.656. Eben ſo gebuͤhrt ihnen die Aufficht über das; Kirchen⸗ Schul⸗ 
und Stiftungsvermögen, unter Leitung dev obern Behoͤrden. | 

8.57. Es verbleiben. ihnen die: bergebrhchten Ehrenrechte des Trauerge⸗ 
laͤuts und des lirchengebets. 

$. 58. In Anſehung der Befteuerig, ‚, werben fie eben fo gehalten, 
. wie. oben unter Ziffer 31. geordnet iſt. Das nämliche findet bei den Ger 
fälten Ziff. 35., nur mit dem Unterfchied, Statt, daß fich bei ihnen auf 
das Grundherrlichkeitsedict bezogen wird, und ihr Antheil auf das Juden: 
ſchutz⸗ und Hinterfaffengeld auf die Hälfte beftimmt wird, 

$. 59. Auch fol bei den Grundherren die Einrichtung der Amtskaſ— 
fen und, was diesfalls unter Ziffer 36. angeordnet ift, Statt finden. 

-$. 60. Mas oben. Ziff. 32., 33. und 34. wegen ‘Beitrag zu den 
Gemeindeſchulden, Kriegslaften und allgemeinen Landesfrohnden angeordnet 
ift, findet auf die Grundherren durchgehends feine Anwendung. 

$. 61. Bon dem Mitizzug find die Söhne der Grundherren zwar 
nicht frei, diefelben follen aber zu Cadetten gezogen, und ihnen das Mecht 
eingeräumt werden, Rekruten zu flellen, wie andere Unterthanen auch. Alle 
unanftandige Auftritte follen bei der Meffung ihrer Söhne hinwegfallen, und 
diefelben daher fo viel möglich befonders vorgenommen werden. 

§. 62. Den Grundherren wird eine allen ihren Gliedern eigene Uni- 
form, und den F$amilienhäuptern, welche ſich nad) den zu ertheilenden Sta: 
tuten hierzu vereigenfchaften, der ihnen in dem Grundherrlichkeitsedict bereits 
zugeſicherte Orden ertheilt werden. 
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38563.” Auf den Fall; daß bie Grundherren auf die bürgerliche Gerechtig⸗ 
keitspflege und: Ortspolizei verzichten wollten, find Wir geneigt, benfefben fol 
gende perfänliche Vorzüge und BVergünftigungen zu ertheilen, — 
a. Das Recht, ihre üquiden Gefaͤlle durch ihre Rentbeamten erecutivifch 
beizutreiben, unter Zuficherung fehheller und kraͤftiger Hülfe, im 
Fall der: Widerfeglichkeit, und unter ‚befonderer Verantwortlichkeit ber 
Beamten. Er | 
b. Das Recht, die niedere Polizei im Umfange ihrer Schloͤſſer, Woh: 
nungen und Zugehörden felbft auszuüben, kleine Exceſſe mit Geld; zu 
befirafen, vorbehaltlich des, am die obere Staatsbehoͤrde zu nehmenden, 
Recurfes und mit-Worbehalt der Übrigen Unterordnung unter bie amt: 
liche Dolizei. Pu ans 3% u 
‘© Perfönliche Befreiung der Grundherren von der amtlichen Polizeiger 
u. ‚walt, fo meit es nämlich ihre individuelle Perſoͤnlichkeit betrifft. 
d. Voͤllige Befreiung von aller Untergebenheit unter die Ortsvorgeſetzten und 


Berichten Perfonal⸗ und Realſagchen. 
e. Das Recht, zu verlangen, daß ihre Rentbeamten als Theilungscom⸗ 
mwiſſaire von den Amtsreviforen benutzt werden. duͤrfen, vorausgeſettt, 
245 fie die erforderlichen, Eigenfihaften hierzu beſiten.. 5 
f; Das Recht, den Vorgefebtentenhlen entweder. felbſt, ‚sber durch ihre 
Rentheamten beizumohnen, und, unter ‚hen drei erſtern, welche die meis 
ſten Stimmen. haben, deit Gutſindenden auszuwählen, oder fo ‚ihnen 
leiner von den Gewaͤhlten anjtändig ſeyn follte, das Recht, eine noch⸗ 

malige Wahl zu verlangen. h 1 
g. Das Recht, ſelbſt, oder durch ihre Nenthenmten, den Vogt» und Ruͤge⸗ 
gerichten, den Kirchen nnd Schumifitationen, den Abhören ber Ges 
meindes, Kirchen», auch Schülftiftungs= und- Ulmöfenrehnung bei— 
zumohnen, die Befugniß, über alle diefe Gegenftände Erinnerungen zu 
machen, mit der Obliegenheit.der Beamten, ihnen von allem hierher 

Gehörigen Nachricht zu geben. 

h. Das Recht); perfönliche Beleidigungen, ihnen durch die grundherslichen 
ODrtseinwohner „zugefügt, zu :rügen, wovon fie jedoch den Ortsvorge⸗ 
festen Nachricht geben müfjen; alles, wie ſich von felbft verſteht, uns 

tiv Beobachtung der gefeßlichen Debnung und mit ‘Vorbehalt des Re: 
curfes an Unfere Staatsbehoͤrden. 
$. 64... Unfern übrigen begüterten Zandabel wollen Wir andurch mis 
dem ehemaligen Reichsadel wieder in. ein gleiches Rechtsverhaͤltniß fegen, wie 
es duch das Grundherrlichkeitsedict von 1807 gefchehen und. Unferge gegenz 
waͤrtigen Verordnung angemeffen ift. ö 

865. Im allem übrigen hier nicht Beruͤhrten behält e8 bei den be— 
fiehenden Gefegen und Verordnungen fein Bewenden, und foll diefe Unſere 
gegenwärtige Verordnung, unter Bezug auf den $. 23. der Berfaffungsur 
kunde, einen Beftandtheil der Staatsverfaffung bilden. _ Sobald die Stanz 
des⸗ und Grundherren ihre völlige Zufriedenheit und Annahme derfelben er 
Elärt haben werden, und auch das noch zu Erörternde gehörig in Nichtigkeit 
gebracht werden wird, foll diefelbe im der Eurzmöglichflen Zeit zum Vollzug. 
gebracht und zur Ausführung gefchritten werden. 

Gegeben Karlöruhe, den 16. April 1819. 5 
% Ludwig. W 
vdt. F. A. Wielandt. 
— Auf Befehl Sr. koͤniglichen Hoheit. 
Weiß. 
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Kurz dor * Schluſſ e des — im Jahre 1825 ), erließ ber 
— Ludwig ein Geſetz, ‚Dur welches die beiden wichtigen 
88. 98 und 46: 7... J * 


38; ‚die Ab geochnefan der. ‚Städte, a Yoniter werden auf acht Sahre 
‚genannt, und fo, daß Dip. Kammer alle zwei Jahre zu: einem Viertheile 
erneuert wird.” 46: rklle au Jaho⸗ mu eine nn 
„ung. State. finden... =: Zen — 


ef verändert wurden. rm 


rt 


uns dreh. vom — * — — 


Ludwig c. Mir haben, unter ung Unſerer deu Stände, 
berhtäffen, nid. verkünden biete, wie folge: 

‚Die Abgeorbneten der —— der Univerſitaͤten, der Stdte und 
kind zur Ständeverfammlung werden ‚auf feih8 Jahre gewaͤhlt. Nach 
Ablauf dieſer Zeit, und ſo immer ob? jede" u, ſechs Jahren, treten "die ges 
ten Mitglieder ſaͤmmtlich wieda aus wenn nicht die Kammern früher 
aufgeloͤſet worden find." Diefe gefeithg” "Befttimmuhgen behnen ſich auch 
a die gewaͤhl lten Mitglieder der gegentdäettgen Staͤndeverſammlung aus. 

3," Alle‘ drei Jahre muß eine‘ "Schttdeverfaiimking Statt finden. 

rt) Auftägegeftt wird m der Regel auf drei Jahte gegeben. 

Beſchloſſen zu Kaueruhe im Unfiein — Falun, 
Men 14. Apuit 1825. — 


an nen 


ii RN r. j . 


ud wi = 

gb von. Garen | 

Auf Beni Sins Cinlafüam Sohen. ep — eu 
4 in lei dp mern, eigen. TR 
Fr Allein, nachdem der Großhetzog Beopold — feinem Stief⸗ 
bruder Ludwig in der Negierimg gefolgt war, und. “die, Kammern im 
März, 4831 zum, erſten Landtage untet ‚ber neuen. Regierung ſich vers 
fammeltert, wurden, aufden Antrag. und. Heſchluß der Mehrheit in bei—⸗ 
den Kammern; (Mat 1831), vor Den: Sroßherzoge die: Beſtimmungen 
des Gefebes vom 14. Apr. 1825 aufgehoben, und "die ‘88. 38° und 46 
der Vetfaſſungsurkunde wieder‘ hergeftellt. .— — 

Auf den wicberhohlten Antrag ‚der Stände, und. nach der Begutach—⸗ 
tung von denſelben, traten nicht nur uͤberhaupt mehrere wichtige Se: 
feße ind Staatsleben ein; es erſchien auch am 28. Dec. 1831 das Ger 
ſetz über die Polizei der Preſſe, mit ‚welchem einige andere Sefebe 
im genaueſten Zuſammenhange ſtanden. 


Geſetz au die Polizei, 2: Dreffe vom 28 Der. 
1831. 


. 


Leopold, von Gottes Snapen,, Beofteng von Baden, — von 
Zaͤhringen. 

Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände haben Mir beſchloſſen 
und verordnen, wie folgt: 
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ia: oh titel | 
"Bontder Polizei der Preffe. 


—— Ale — der Druckſchriften, welche im Grohenogthum * 
auskommen, oder verbreitet werden, iſt aufgehoben. 

2 Was in bieſem Set von Drudfcheiften verordnet iſt, gift von 
allen, mittelſt mechaniſcher Mittel, wie namentlich durch Steindruck, Kupfer⸗ 
ſtich oder Hoizſchnitt⸗ vervielfaͤltigten Schriften oder Bildwerken. 

85%, ‚Keine Druckſchrift darf im Großherzogthum Herausgegeben oder 
aewerböinäßig verbreitet werden, weldyer nicht, mit oder ohne Nennung des 
Berfaffers, der Name des Verlegers oder des. Druders, ferner die Angabe 
des Dits, und die übliche Bezeichnung der Zeit des Drucks beigeſetzt iſt. 
84 Die Verlegung dev Vorſchrift des 6. 3. hat, für den Verleger, 
Drucker oder gewerbsmaͤßigen WVerbreiter, ohne Ruͤckſicht auf den Inhalt der 
Schrift, eine Strafe von fünf bis hundert Gulden zur Folge, 
Der Verbreiter wird von der Verantwortlichkeit frei durch die Darſtel— 
hung des inlaͤndiſchen Verlegers oder Druckers, und der Drucker durch die 
Dacrſtellung des inlaͤndiſchen Verlegers. 

5. Sind die durch F. 3, geforderten, der Druckſchrift beigeſetzten 
Yngaben falfch; fo wird neben der DR von fünf bis hundert Gulden, 
auf Gefaͤngniß von drei bis zu. vierzehn Tagen erkannt, vorausgefegt bin= 
ſſchtlich des Verbreiters, daß er von der Falſchheit Kenniniß gehabt habe. 

8. 6. Für jede im Großherzogthum erſcheinende Zeitfchrift oder Bei: 
tung ift ein. badifcher Stautsbürger, der das dreipigfte Lebensjahr zuruͤckge⸗ 
legt hat, der Polizeibehörde als verantwortlicher Nedacteur zu benennen, 

Unter dieſer Vorausfegung {ft die Gründung oder Herausgabe folcher 
Schriften nicht abhängig von irgend einer —— Erlaubniß. 

Jedem Hefte einer Zeitſchrift und jedem Blatte einer Zeitung ſoll der 
Name des verantwortlichen Redaͤcteurs beigeſetzt ſeyn. 

8.7. De verantivortliche Redacteur hat vor der Herausgabe ber Zeit⸗ 
fchrift oder Zeitung, wenn fie nicht mehr als dreimal in ber Woche erfcheint, 
für. Koften, Entſchaͤdigungen und Selöftrafen eine Sicherheit im Betrag von 
eintaufend Gulden, — wenn fie öfter erfcheint, im Betrag von zweitauſend 
Gulden in Liegenſchaften, Geld, inlaͤndiſchen Staatspapieren, oder durch) 
Buͤrgen zu ſtellen. In jedem Falle eintretender Minderung iſt dieſelbe in⸗ 
nerhalb kurzer, gerichtlich zu beſtimmender, Friſt wieder zu ergaͤnzen. 

Im Falle der Unzulaͤnglichkeit der Sicherheit und beim Abgange andern 

Vermoͤgens des Schuldigen, gehen die Koſten den Entſchaͤdigungsanſpruͤchen 
vor, und diefe den Geldſtrafen. 

6, 8. Bon jedem einzelnen Blatt einer Zeitung, eben fo von jedem 
einzelnen Hefte einer Zeitfiyrift, und von jeder Schrift, die nicht über fünf 
Bogen im Drucke beträgt, ift, fo wie die Austheilung oder. Derfendung bes 
ginnt, durch den Verleger ein, bei Zeitungen und Beitfchtiften, mit der ei— 
genhändigen Unterfchrift des verantwortlichen Redacteurs oder feines Bevoll- 
mächtigten verfehenes, Exemplar bei der Polizeibehörde zu hinterlegen, mit 
beigefügter Bemerkung. des Tages und. der Stunde der Hinterlegung. 

Durch die Hinterlegung fol die Austheilung und Berfendung nicht aufs 
gehalten feyn. 

$. 9. Ausgenommen von den’ Beftimmungen ber 88.6, 7 und 8. 
find: die im: SS. bezeichneten Blaͤtter oder Schriften’ rein‘ viffenfchaftlichen, 
artiftifchen oder technifchen Inhalts und. amtlic) herausgegebene Blatter. 

Fuͤr Zeitfehriften: und Zeitungen rein wifjenfchafttichen, ‚artiffifchen oder . 
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technifchen Inhalts gilt jedoch ebenfalls die Worfchrift, daß ber Polizeibehörde 
ein verantwortlicher Redacteur zu benennen, ‚und fein Name jedem erfchei- 
nenden Hefte oder Blatte beizuſetzen iſtt. 
9.10. Der Herausgeber einer Zeitung oder Zeitſchrift iſt ſchuldig, 
jede amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung der darin. mifgetheilten 
Thatſachen unentgeldlih, und jede andere Berichtigung. von Seiten des Ans 
gegeiffenen gegen. die. gewöhnlichen Einruͤckungsgebuͤhten ſogleich nach deren 
Empfang in das nächftfolgende Blatt oder Heft aufzunehmen. . | 

8.11. Die Uebertretung der Vorfchriften der $$. 6,7, 8,9 und 10, 
ift mit einer ‚Strafe von fünf bis hundert Gulden zu belegen. 

; $. 12, Zeitungen und Zeitfchriften, infoweit fie die Verfaſſung oder 
Verwaltung des teutfchen Bundes, oder einzelner teutfcher Bundesftanten aus 
per Baden, zum Gegenftande haben, und andere Schriften dieſes Inhalts, 
die nicht über zwanzig Bogen im Drud ſtark find, follen nur mit Vor: 
wiffen und auf vorgängige Genehmhaltung der Staatsbehörde, welche folche 
nur den nach den Beſtimmungen der 88. 18 bis 28. für ftrafbar zu ach: 
tenden Schriften oder Schriftftellen zu verfagen hat, zum Drude befördert 
werden. .. | 
$. 13. Durch bie erhaltene Druderlaubnig werden Verfaſſer, Redac— 
teur, Verleger und Drucker hinſichtlich des Inhalts der Schrift, auf den ſich 
die Erlaubniß bezieht, von der Verantwortlichkeit freri. 

$. 14. Wird die Vorſchrift des $. 12, umgangen, und darauf, in 
Folge einer von’ dem Bunde oder einem Bundesſtaate erhobenen Beſchwerde, 
der Inhalt der Schrift von den Gerichten ſtrafbar gefunden; fo verfällt der 
Schuldige, neben der durch den Inhalt der Drudfchrift verwirkten Strafe, - 
noch wegen des Umgehens der Vorfchrift des $. 12,, in eine Strafe von 
fünf bis fünfzig Gulden. =. Bahr 

$. 15. Die im vorhergehenden Paragraphen gedrohte Geldſtrafe kann 
bis zum Doppelten erhöht werden, wenn die nachgefuchte Druderlaubniß. aus: 
drücktich verfagt, und darauf der Drud dennoch vorgenommen worden iſt. 

. 16. Die 66. 12 bis 15 werden beim naͤchſten Landtage einer Mes 
viſion unterworfen, 

Die Regierung iſt ermächtigt, diefelben auch vorher außer Wirkſamkeit 
zu ſetzen. Ä ! | 

8.17. Die Erkennung der in diefem Titel angedrohten Strafen fteht 
ausſchließlich den Gerichten zu, und zwar: J 

1) wenn der Staatsanwalt auf eine Freiheitsſtrafe antraͤgt, den Hofge— 

richten, vorbehaltlich der Appellation an das Oberhofgericht; 

2) wenn die vom Staatsanwalt angetragene Strafe eine Geldftrafe ift, 

den Gerichten erſter Inſtanz, vorbehaltlich der Appellation an die Hof: 
gerichte, | 

Die Appellation ift binnen einer Motbfrift von acht Tagen bei dem 
Gerichte, welches erfannt hat, anzuzeigen und zu rechtfertigen. 

Diie Beſtrafung des Umgehens der Vorfchrift des $. 12. und eben fo 
die Beftrafuug der Uebertretung des Druckverbots ($. 15.) gehört ausſchließ— 
lich vor das naͤmliche Gericht, welches für die Beſtrafung des Inhalts der 
Schrift ſelbſt zuftändig ift. ee ee u  < 


Von den Strafen ber durch die ‚Preffe sbegangenen Verbrechen imb... 
a ae er RER lee wet 
$.:48,. Wer durch den Inhalt oder die Darftellung: einer Drudichrift, 
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oder. eines den Druckſchriften gleichgeſtellten Bildwerks ($. 2.), ſich eines Ver: 
brechens oder Vergehens ſchuldig macht, verfällt zunaͤchſt in diejenige. Strafe, 
womit. die, beſtehende Gefesgebung. daffelbe Verbrechen oder Vergehen uͤber⸗ 
haupt bedroht. . . a 
$. 19. Die Verübung buch den Drud, oder eine andere, dem Druck 
gleichgeftellte Wervielfältigungsart ($. 2.) ift jedoch in der Regel ein Er- 
fchwerungsgrund, welcher eine Straferhöhung zur Folge hat: 
$. 20. Im Falle der Berleumdung, veruͤbt duch ‚die Preffe, gegen 
den. Großherzog, kann die im $. 1. des Gefeges vom 23, December 1831 
über die Beſtrafung der Ehrenkränkungen gedrohte Strafe bis auf drei Jahre 
gemeines Gefängniß, und im Falle anderer Chrenkränkungen bis zu einem 
Jahre Gefängnig erhöhet werden. 
“: 8.21. Wer eine im Srofherzogthume anerkannte Religionsgefellfchaft 
in Druckſchriften oder Bildwerken ($. 2.) duch Ausdrüde der Verachtung 
oder verächtliche Darftellungen angreift, oder der Verachtung Preis zu geben 
fucht, verfällt in eine Geldftrafe von fünf bis hundert Gulden, oder in eine 
Gefaͤngnißſtrafe bis zu drei Monaten. 
§. 22. In die nämliche Strafe ($. 21.) verfällt, wer duch Darftel- 
fung unzüchtiger Gegenflände in Drudfchriften oder Bildwerken ($. 2.) öf: 
fentliches Aergerniß giebt. 
8.23. Geldſtrafen, die nicht erlegt werden Eönnen, werden in Gefäng: 
nißftcafen, von einem Tage für je drei Gulden, verwandelt, | 
$. 24. Jedes verurtheilende Erkenntniß kann zugleich die Unterdruͤckung 
oder Vernichtung der für flrafbar erklärten Schrift, oder des für ſtrafbar ers 
klaͤrten Theil derfelden ausfprechen, in Bezug auf die mit Beſchlag beleg— 
ten, und alle nody im Befige des Verfaffers, Herausgebers, Verlegers, Buche 
händler oder Druckers vorfindlihen, oder fonft hinterlegten und noch nicht 
verkauften Exemplare. | | 
$. 25. Die Perfonen, welche zum Erſcheinen einer fträflichen Druck— 
ſchrift mitgewirkt haben, find in folgender Ordnung verantwortlich: 
4) zuförderft der Verfaffer, infofern Druck und Herausgabe mit ſei⸗ 
nem Wiſſen und Willen erfolgt ſind; 
2) der Herausgeber, inſofern er nicht den Verfaſſer darſtellt, und nach⸗ 
weiſet, daß derſelbe die Verantwortlichkeit auf ſich genommen habe; 
3) der Verlegerz ſofern auch dieſer nicht bekannt iſt, 
4) der Drucker, und 
5) zuletzt der Verbreiter. 
$. 26. Als Verbreiter im Sinne des vorhergehenden Paragraphen iſt 
av der Buchhändler verantwortlich, wenn ex eine firäfliche Schrift ver= 
reitet: 
1) welche * außer dem Wege des ordentlichen Buchhandels zugekom⸗ 
men, oder 
2) auf welcher nicht der Name, entweder des Verfaffers oder des Heraus⸗ 
gebers Verlegers oder Druckers, nebſt der Bezeichnung des Orts und 
der uͤblichen Bezeichnung der Zeit des Drucks angegeben, oder 
3) wegen welcher eine Befchlagnahme verfügt und ihm amtlich bekannt 
gemacht worden ift. i 
$. 27. Fuͤr den Inhalt der Zeitungen und Zeitſchriften haftet jeden- 
n: r verantwortliche Redacteur, infofern ec feine Schuldloſigkeit nicht 
arthut. | , U 
$. 28. Wenn ſich ergiebt, daß von dem Herausgeber, Verleger oder 
Drucker der Verfaſſer falſch angegeben iſt; ſo faͤllt die Verantwortlichkeit auf 


den; der die falſchẽ Anebe. gemacht hat, — er nicht den. wehen Bei 
faſſer darfteltei- 
88,29, Die Mebertretingen der: Strafgefege durch die Puff: — 
nur dann mais — um zur Strafe gegogen en wenn, * voll⸗ 
endet ſind. il, ν 
Sie gelten fur allendet et | 
y wenn die ftkäfliche Schrift in Verkehr — oder auf anderem: My 
2 in Umlauf gebracht worden iſt; oder 
- 2); wenn der Drudwvollendet und die Verbreitung nur durch. Umflände, 
die nicht von“ dem Willen des NUR —— sa 
worden‘ iſt. 

Im letzten Falle kann — keine andere Strafe verhängt: en als 
die Unterdruͤckung oder un dev flräflichen . Schrift, oder des PN, 
hen Zheiles derfelben.- 

236,30: Uuch der auswaͤrtige Verfaſſer, Nodacteur, Verleger und —— 
kann Bor: die inlaͤndiſchen Gerichte gezogen werden, wenn eine Schrift gegen 
das Inland oder gegen einen Inlaͤnder ‚einen freiflicjen Angriff enthaͤlt. 

8.317 Wenn "der. auslaͤndiſche Herausgeber einer Zeitung. oder: Zeitz 
ſchrift dem wider. ihn: ergangenen Urtheile nicht: genügt hat; und in einem 
Wiederhohlungsfalle nicht genügt; fo kann bie Zeitung oder Zeitſchrift auf 
die Zeit bis zu drei Monaten gerichtlich verboten werden. 

$. 32. Das Recht auf Beſtrafung iſt durch Verjaͤhrung eiofchen, wenn 
ſechs Monate von dem Zeitpuncte an abgelaufen ſind, wo das Vergehen oder 
Verbrechen vollendet, oder ſeitdem das Pe ie Verfahren 
— weiter hoitheſebt worden iſt. 


III. »iteL, 
Wom⸗ Ploeeßbeifeheen bei Proceßverbrechen und — 

$. 33. Die ſtrafrechtliche Verfolgung der durch die Preſſe oder andere 

ihr gleichgeftellte Bervielfältigunggmittel (9. 2.) veruͤbten Vergehen | oder 
Verbrechen geſchieht im. Wege des Anklageproceſſes. 
Das Verfahren iſt öffentlich und muͤndlich. 
Der Titel 3. fol jedenfalls beim naͤchſten Landtage, mit Ruͤckſicht auf 
das. Inſtitut der Sefehwornengerichte, einer Reviſion unterworfen werden. 
: Erfies8 Kapitel. 
Don der Befhlagnahme von Drudfcheiften. 
8. 34. Die Polizeibehörde iſt ermächtigt, jede Druckſchrift 
1) vor, oder nad) ihrem Ausgeben mit Beſchlag zu befegen. 

a): wenn es der Schrift: an. der im. 3. a geforderten. Benennung oder 
Bezeichnung fehlt, oder wenn biefe Denennung oder Bezeichnung: 
falſch iſt; ſo wie wenn 

b) die erforderliche Gaution noch nicht geftellt, oder, im Falle einer ein: 
getretenen Verminderung innerhalb der vom Gericht dazu anberaums 
‚ten Friſt, nicht wieder ergänzt worden iſt Eben ſo kann von der 
Polizeibehoͤrde 

2). auf eine» Drudfchrift,: ‚mit: deren: Ausgeben bereits oe worden 
ift, Befchlag gelegt werden, wenn der Inhalt derſelben ein ſolches Ver— 
brechen oder Vergehen begruͤndet, welches im: ei Intereſſe e von 

Amtswegen verfolgt werden kann. 

F 35. In allen andern Faͤllen kann der Beſchlag nur vom Gerichte 

(Bezirksamte) erkannt werden, und: es au En bes Staatsanthaltes 
oder eines Privatklaͤgess. 0 9 N 
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‚36. Der Staatsanwalt kann auf die Beichlagnahme antragen in 
den Fällen des $. 34. und zwar im Falle bes $. 34. Nro. 2, felbft als 
dann, wenn die Drudfchrift noch nicht ausgegeben, oder wenn die Hands 
fcheift zum Drude erſt abgegeben ift, vorausgefest, daß dringende Verdachts- 
gründe nachgewieien feyen, daß der Inhalt der Schrift ein von Amtswegen 
zu verfolgendes Verbrechen oder Vergehen begründen wuͤrde. 

$.:37. Der Antrag eines Privatklägers auf Beſchlag einer Drudicrift 
vor oder: nach ihrem Ausgeben, oder einer zum Drude abgegebenen Hand: 
ſchrift iſt ſtatthaft, wenn er genügend befcheinigt, daß ihm durch Verbreitung 
der Schrift eine Nechtsverlegung zugehe, und wenn er zugleich, wo ſolches 
erforderlich erfcheint, für etwaige Schaden und Koften Sicherheit leiftet, 

8.38, Das Gericht verfügt über das Beſchlagsgeſuch fogleih nad) 
deilen Empfang. 

$. 39, Die Polizeibehörde hat jede von ihr ausgegangene Beſchlag⸗ 
nahme ($. 34.) innerhalb der naͤchſten vier und zwanzig Stunden dem Staats» 
anwalt und dem Gerichte anzuzeigen, und dem legtern die Actenſtuͤcke über 
die Begründung und den Vollzug des Beſchlags zu übergeben. 

Sogleih nach erhaltener Anzeige erkennt das Geriht, ob der Belchlag 
wieder aufzuheben fen, oder fortzubeftehen habe. 

Sm letztern Falle, fo wie da, wo das Gericht felbft den Beſchlag er: 
kannt hat, nimmt daffelde die Unterfuchung des Verbrechens oder Vergehens, 
wegen welches der Beſchlag erkannt wurde, fogleih vor. 

$. 40. Alle Gerichtsbeſchluͤſſe werden den Parteien und dem Staats: 
anmwalte befannt gemacht, ausgenommen, wo biefe Bekanntmadhjung für die 
Führung der Unterfuhung felbft einen unwiederbringlichen Nachtheil hervor: 
brachte. 

$. 41. Wird in den Fällen, wo die Polizeibehörde den Beſchlag ver⸗ 
fügt bat, demjenigen, gegen welchen derfelbe verfügt wurde, die richterliche 
Beftätigung oder Aufhebung des Beſchlags ($. 38.) nicht innerhalb drei Zas 
gen, von der polizeilichen Befchlagnahme an gerechnet, eröffnet; fo verliert 
der Befchlag ohne weitere Verfügung von Rechtswegen feine rechtliche Wirk: 
ſamkeit, und dem durch den Beſchlag Befhädigten gebührt der Erfag des 
Schadens und der Koften aus der Staatskaffe. 

$. 42. Zu den Fällen, wo das Gericht, ohne fhon ein Exemplar ber 
mit Befchlag zu, befegenden Schrift vor fich zu haben, die Beichlagnahme 
auf andere Befcheinigung hin erfannt ($. 35.), oder beftätigt ($. 38.) hat, 
kann daffelbe fpäter, wenn es ſich im Laufe der Unterfiichung bei der Ein: 
ficht der Schrift von dem Nichtdafeyn des angegebenen Inhalts oder der anz 
gegebenen Form derfelben überzeugt, den Beſchlag gleichzeitig mit der Unter— 
fuhung ſelbſt wieder aufheben. 

Zweites Kapitel. 
Bon dem Strafverfahren. 

$. 43. Die Staatsanwälte und ihre Subflituten verfolgen die Preß— 
verbrechen und Preßvergehen von Amtswegen, ausgenommen in den Fällen, 
wo nach dem Gefege über Ehrenfränkungen und Verlaͤumdungen nur auf 
die Klage des Beleidigten eingefchritten werden darf. Bei Beleidigungen ges 
gen. auswärtige Negenten und Regierungen erhebt der Staatsanwalt die Klage 
auf eine durch das großherzogliche Zuftizminifterium ihm zugefommene Be: 
fchwerde ‚der betreffenden auswärtigen Regierung. Desgleichen kann er bei 
Beleidigungen gegen eine inlindifche Staatsftelle, oder wenn ein öffentlicher 
zn in Bezug auf fein Amt beleidigt wurde, auf Antrag ber beleidigten 
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Stelle oder des beleidigten Dieners, oder der dieſem vorgeſetzten Behoͤrde, die 
Klage erheben. Nur auf einen gleichen Antrag kann der Staatsanwalt in 
jenen Fällen Elagen, in welchen nach dem Chrenkränkungsgefege die Beleidi- 
gungen gegen öffentliche Diener anperdait ihres Dienſtes von Amts wegen 
verfolgt werden bürfen. 

$ 44. Die Klage, ob fie vom Staatsanwalte oder von einem Pri⸗ 


vatklaͤger angebracht wurde, muß die genaue Anzeige der Schrift und der 


Stellen, worin das Verbrechen oder Vergehen liegen ſoll, enthalten, und dem 
zuſtaͤndigen Unterſuchungsgerichte uͤbergeben werden. 
$. 45. Das Gericht erkennt laͤngſtens in den naͤchſten drei Tagen, 
nachdem die Klage überreicht ift, ob Grund zur gerichtlichen Verfolgung des 
angezeigten Verbrechens vorhanden ſey, und nimmt ſogleich, wenn ſolcher 
Grund vorhanden iſt, die Unterſuchung vor. 
$. 46. Die urtheilenden Gerichte über Preßverbrechen und Preßvergehen 
find die Hofgerichte in voller Verſammlung. 
$. 47. Der unterſuchende Richter fowohl, als die urtheilenden Gerichts- 
perfonen, Eönnen abgelehnt werden wegen Unfähigkeit und wegen beforgter 
Befangenheit. _ | 
$. 48. Die Unfähigkeit und Befangenheit ber Richter und Gerichts: 
perfonen ift nach den in der Proceforbnung für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
gegebenen Beſtimmungen zu beurtheilen. 
$. 49. Die Vorunterſuchung iſt nach den Regeln des beſtehenden un⸗ 
terſuchungsverfahrens vorzunehmen, jedoch faͤllt das Schlußverhoͤr hinweg. 
Vom Staatsanwalte oder vom Privatklaͤger koͤnnen bei dem Unterſuchungs⸗ 
richter waͤhrend der Vorunterſuchung allartige auf ſolche bezuͤgliche Antraͤge 
geſtellt werden. 
$. 50. Die Unterſuchungsacten find, wenn der Staatsanwalt klagte, 
an ihn einzufenden. Derfelbe kann, wenn er die Vorunterfuhung noch uns 
vollftändig findet, auch jest noch unmittelbar bei dem Unterfuchungsrichter 
die Anträge auf Vervollftändigung ftellen. 
$. 51. Iſt die Vorunterfuhung volftändig; fo übergiebt der Staats⸗ 
anwalt binnen acht Zagen die Acten mit der Anklagefchrift dem Hofgerichte. 
Die Anklageſchrift enthaͤlt: 
1) die genaue Bezeichnung der Druckſchrift und der Stellen, auf welche 
die Anklage gegruͤndet wird, 
2) die Benennung des Verbrechens "oder — wegen deſſen die An⸗ 
klage erhoben wird, 
3) die Benennung der angeſchuldigten Perſonen, 
4) bie Benennung derjenigen Zeugen und Sadyverftändigen, deren Erfcheis 
nen in der Gerichtsfisung der Staatsanwalt für nothrwendig hält, 
5) den Antrag auf Schuldigerklärung und auf das Maaß der Strafe. 
$. 52. Ebenfo ift, wenn bie Klage nicht vom Staatsanmwalte erhoben 
wurde, dem Privatkläger am Schluffe der Vorunterfuhung vom Unterfuchungss 
richter die Acteneinſicht zu geſtatten, und er hat, ſofern nicht auf feine Uns 
träge vorerft noch eine Vervollſtaͤndigung der Unterfuchung nöthig wird, eine 


| Anklage nach den Erforderniffen des $. 51. bei Verluſt derfelben innerhatb 


einer ihm anzuberaumenden Friſt von acht Tagen entweder zu Protocol zu 
geben, oder fhriftlich einzureichen, worauf die Acten an das Hofgericht eins 
gefendet werden. 

$. 53, Das Hofgericht fegt, fobald bie Anklage übergeben if, oder 


im Fall des $. 52, die Arten einkommen, einen Bee zut fmeigen 
Verhandlung an, 


* 
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Zugleich theilt es das Duplicat der Schrift dem. Angeklagten mit, und 
befiehle ihm, am dem angefegten Gerichtstage feloft und, wenn er will, mit 
einem DVertheidiger zu erfcheinen, auch wenigſtens acht Zage vor der ange= 
fegten Tagfahrt diejenigen Zeugen und Sachverftändigen, bie er dazu vorge 
laden haben will, und den gewählten Verteidiger zu benennen. 

$. 54. Die im vorigen Paragraphen erwähnte Vorladung ift dem Ans 
geklagten wenigftens vierzehn Tage vor dem Oerichtstage zuzuftellen. 

Zu biefen vierzehn Tagen wird ein weiterer Tag für je ſechs Stunden 
Entfernung des MWohnfiges des Angeklagten vom Sige des Gerichts gerechnet. 

Gleiche Zufagtage gelten bei Berechnung der in den $8. 75. 78. u. 88. 

$. 55. Da, wo ber Staatsanwalt auf peinfiche Strafe anträgt, wird 
ein WVertheidiger von Amtswegen angeordnet, wenn der Angeklagte einen fol 
hen zu wählen unterläft. 

856. Dem Angeklagten und feinem Vertheidiger ficht die Einſicht 
der Unterfuchungsasten in der Gerichtsfanzlei offen. 

$. 57. Zu der Gerichtöfigung” werden ferner die Elagende Partei, der 
Staatsanwalt und diejenigen Zeugen und Sachverſtaͤndigen vorgeladen, deren 
Borladung von den Parteien oder dem Staatsanwalte verlangt, oder von 
dem Gerichte für nothwendig erachtet wird, 

8. 58. Die Gerihtsfisung ift öffentlih. Das Gericht kann eine ge 
heime Sigung anordnen, wenn daffelbe ermißt, daß aus der Deffentlichkeit 
der Verhandlung Verlegung der fittlihen Schidlichkeit entftehen würde. Die 
ift jedoch nie zuläffig, wenn es fi) um ein Vergehen gegen den Staat oder 
gegen die Staatsbehörden handelt. s 

$. 59. Im geheimer Sigung hat jedoch jede Partei das Necht, drei 
Freunde oder Verwandte zur Seite zu haben. 

Sn feinem Falle erſtreckt fich die Ausfchließung auf die bei dem Ge: 
richtshofe angeftellten Rechtsanwaͤlte. 

G. 60. In der Gerichtsſitzung wird zuerſt die Anklageſchrift, ſodann 
werden, wenn nicht der Angeklagte ſchon vorher etwas vorzutragen verlangt, 
die noͤthigen Urkunden verleſen, Zeugen und Sachverſtaͤndige vernommen, 
Beweiseinreden erörtert, und die Parteien und der Vertheidiger mit. ihren 
Ausführungen und Gefuchen gehört, robei dem Angeklagten und feinem Ver: 
theidiger immer das legte Wort zu geftatten ift. Ä 

Selbſt wo die Klage nicht vom Staatsanwalt erhoben wurde, ift ders 
felbe gleichwohl im Intereſſe des Geſetzes zu hören. 

Der Präfident, die Richter und der Staatsanwalt find befugt, an die 
Parteien, Zeugen und Sachverftändigen Fragen zu ftellen, die Parteien felbft 
nur, indem fie fich deshalb an den Präfidenten wenden. 

$. 61. Die Zeugen werden in der Gerichtsſitzung vor ihrer Einver- 
nahme beeidigt, im Falle bloßer Privatklage jedoch nur, wenn eine Partei 
es verlangt, Die frühere Beeidigung eines Zeugen durch den Unterfuchungs- 
tichter, ober durch ein anderes requirirtes Gericht, ift ausnahmsweife alsdann 
zuläffig, wenn die Vorladung des Zeugen in die Gerichtsfigung, wegen zu 
weiter Entfernung oder wegen Krankheit, nicht angemefjen oder nicht möglich 
iſt. In ſolchen Fällen wird die Ausfage der Zeugen, wenn es von einer 
Partei begehrt, ober vom Gerichte für nöthig erachtet wird, in der Gerichts: 
fisung verlefen. A: 

$. 62. Die auf gehörige Vorladung und ohne ‚hinreichende Entfchul: 
digung ausbleibenden Zeugen und Sacverftändigen werden in die Koften der 
Tagfahrt verfällt, und alsdann, unter. Androhung einer Strafe von fünf bis 
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zwanzig Gulden und einer neuerlichen Verurtheilung in die Koften, zu einer 
weiten Zagfahrt nochmals vorgeladen. 
$. 63. Sind die Verhandlungen vom Gericht als gefchloffen erklärt; 
fo folgt fofort nad) geheimer Berathung die Urtheilsfaffung. 
Das als Nefpicient aufgeftellte Gerichtsmitglied, dem wenlgſtens drei 
Zage vor der Sigung die Acten zugeftellt werden, macht hiezu den Antrag. 
$. 64. Das Gericht kann auf feine höhere Strafe erkennen, als auf 
diejenige, welche vom Staatsanwalt oder vom Privatkläger-in Antrag ge 
bracht wurde. So lange das Urtheil nicht verkündet ift, kann der Kläger in 
jeder Lage des Verfahrens, gegen Vergütung aller Koften und Schaden, die 
Klage wieder zurüdnehmen, und eben fo kann der Staatsanwalt mit vechtlis 
cher Gültigkeit gegen den Angeklagten die gerichtliche Verfolgung wieder auf: 
geben, in welchem Falle die Staatskaffe die Koften trägt. 
$. 65. Das Urtheil wird durch die Mehrheit der Abftimmenden, den 
Präfidenten mit eingefchloffen, gefaßt. Bei gleicher Stimmenzahl wird der 
Angeklagte freigefprochen, Sogleich in der nämlichen Gerichtsfisung wird das. 
Urtheit, nachdem vorerft (im Falle der Verurtheilung) die Gefegesftelle, in 
deren Anwendung die Strafe ausgefprohen wird, wörtlich verlefen worden 
ift, mit den Entfcheidungsgrunden befannt gemacht. Den Parteien, welche 
nicht erſchienen find, wird daffelbe in gefeglicher Weiſe eingehändigt. 
$. 66. Das Gericht kann zur Verkuͤndung bed Urtheild eine andere 
Sigung beftimmen, oder die Sache zu weiterer Berathung ausfeßen, und 
zugleich anordnen, daß zu dem Ende ein fhriftlicher Vortrag in öffentlicher 
. Sigung erflatter werde. Auch in dem letztgedachten Falle ift fogleicdy in der 
Gerichtsfigung der weitere Tag der Vertragserftattung und der Urtheilsverfüns 
dung feitzufegen, und den Parteien ‚bekannt zu machen. 
$. 67. Der fchriftliche Vertrag enthält das Thatfächliche des Nechte- 
freites, die Anträge der Parteien, die Ergebniffe der Beweisführung, die 
Aufftellung der die Entfcheidung dee Sache umfaffenden Rechts: und That: 
fragen, nebft der Erläuterung derfelben ohne allen Antrag des Referenten. 
$. 68. Die Parteien Eönnen unmittelbar nad erftattetem Vortrage 
dem Gerichte fchriftliche Bemerkungen überreichen, um im Vortrage wahrge— 
nommene Unvollfländigkeiten oder Srrthümer hinfichtlich der Thatfachen oder 
der Frageſtellung bemerklich zu machen, Mündliche Bemerkungen der Pars 
teien über den Vortrag finden nicht Statt. 
$. 69. Das Sitzungsprotocoll enthält die Benennung der anmefenden 
Gerichtsmitglieder und des Staatsanwaltes, ber erfchienenen Parteien und 
des BVertheidigers, die Bemerkung der gehaltenen Vorträge, die Aufzeichnung 
derjenigen Puncte, deren Protocollirung das Gericht auf Antrag einer Partei, 
des Staatsanwaltes, oder von Amtswegen verordnet, insbefondere das für bie 
Entfheidung der Sache Weſentliche von den Zeugenausfagen und Geſtaͤnd— 
niffen, — fo wie alle Befchlüffe des Gerichts. 
$. 70. Ein in der Vorunterfuchung abgelegtes Geftändniß, welches in 
der Gerichtsfigung widerrufen wird, hat nur die Kraft eines außergerichtlis 
chen Geftändniffes. 
$. 71. Erſcheint der Angeklagte auf die Vorladung zur Gerihtöfigung 
nicht; fo ift er | 
1) wenn er auch in der Vorunterfuchung nicht erfchienen war, der ange: 
ſchuldigten Zhatfache, deren Gegentheil nicht hergeftelft ift, als geftän= 
dig zu betrachten, — oder 
2) wenn er in der Vorunterfuchung bereitd vernommen war, nad) der 
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dort abgegebenen Erklärung zu beurtheifen, und ber Einwendungen 

gegen bie in der Gerichtsfigung vorgebrachten Beweiſe verluftig. 

Die Rechtsnachtheile Nro. 1. und 2. find bei der Vorladung ausdrüd: 
lich anzudrohen. 

8. 72. Iſt der Angektagte in ber Vorunterfuhung ausgeblieben; fo 
kann er in der Gerichtsfigung noch das frühere Verſaͤumte nachhohlen. 
8,73. Iſt der Angeklagte abwefend, und fein Aufenthalt unbekannt; 
oder kann die Einhändigung ber Vorladung nicht an feinem Aufenthaltsort, 
oder endlich bei einem angeklagten Fremden überhaupt nicht gefchehen ; fo ift 
die Vorladung unter Androhung der im $. 71. genannten Rechtsnachtheife 
öffentlich zu erlaffen. 

Diefe Vorladung ift an dem Sigungsorte des urtheilenden Gerichts öf- 
fentlich ‚anzufchlagen, und in. der von der Regierung hiefür allgemein zu be= 
zeichnenden Zeitung der Mefidenzftade bekannt zu machen. In gleicher Art 
ift das ergangene Urtheil befannt zu machen, 

$. 74. Iſt der Angeklagte im Auslande, und kann bie Behandigung 
der Borladung. an ihn gefchehen; fo wird ihm damit zugleich die Benennung 
eines inländifchen, im Orte des Gerichts wohnenden, Gewalthabers fir Em: 
pfangnahme ber richterlihen Befchlüffe aufgegeben, unter dem Androhen, daß 
fonft auf feine Koften ein folcher vom Gericht geftellt würde. 

$. 75. Der Angeklagte, gegen den ein Verfaumungsurtheil ergangen 
ift, kann innerhalb vierzehn Tagen, vom Zage der Bekanntmachung des Ur: 
theils an, bei dem Gerichte, welches das Urtheil erlaffen hat, Wiederherftel- 
‚lung nachfuchen, und, ohne Begründung der Wieberherftellung, um Beftim: 
mung einer weitern Gerichtsfigung bitten, 

$. 76. Das Gericht fegt hierauf eine weitere Sigung an. 

Erfcheint der Angeklagte hierbei nicht; fo wird das ergangene Verfäu: 
mungsuctheil. als ein endgültiges erklärt. XL 
| ebenfalls, auch wenn er gegen das Urtheil wieder hergeftellt wird, blei: 
ben ihm die Koften zur Laft, welche durch die Verſaͤumung veranlaft wor: 
den find. | 
- 8.77. Gegen jedes hofgerichtliche Urtheil ſteht ſowohl dem Angeklagten, 
als dem Kläger, die Appellation bei dem Oberhofgerichte zu, und eben fo dem 
Stantsanwalte, wenn er die Klage erhob. 

$ 78. Die Appellation iſt innerhalb einer Nothfriſt von drei Tagen 
nach eröffneten Urtheile bei dem Hofgerichte Tchriftlich anzuzeigen, und läng- 
ftens innerhalb meiterer acht Tage zu rechtfertigen, 

$. 79. Bis zum Ablaufe der Nothfriſt ift mit dem Urtheilsvollzuge 
einzuhalten, Durch die innerhalb ber Nothfriſt geſchehene Appellationsanzeige 
wird der Vollzug aufgehalten, 

’  Unterbleibt die Anzeige in der Mothfeift; fo ift gleichwohl innerhalb der 
acht Zage ($. 78.) die Rechtfertigung noch zuläffig mit der Wirkung, daß 
vom Augenblick diefer Rechtfertigung am der fernere Vollzug wieder aufge: 
halten wird. | 

$. 80. Bei Eröffnung des Urtheils ift die Belehrung über die Foͤrm⸗ 
lichkeiten dev Appellation zu ertheilen, 

$. 81. Die Rechtfertigung enthält die Angaben der Beſchwerden gegen 
das Urtheil oder Verfahren, mit oder ohne Ausführung derfelben, und den 
Antrag auf Abänderung oder Aufhebung des angefochtenen Urtheig, 

Die Anführung neuer Thatfachen und Antretung neuer Beweiſe wird 
nicht zugelaffen. gs = 
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F. 82. Auf die Rechtfertigung hat die Gegenpartei binnen acht Tagen 
ihre Gegenerklärung abzugeben. | 

$. 83. Nach Ablauf dee zur Gegenerklaͤrung gegebenen Frift werden, 
diefelbe mag eingefommen feyn, - oder nicht, fämmtliche Acten dem Oberhof: 
gerichte vorgelegt, wo in öffentlicher Sisung ein fehriftlicher Vortrag des in 
§. 67. angegebenen Inhalts erftattet wird. 

Iſt diefer Vortrag erftattet; fo werden der Staatsanwalt und die Par: 
teien, welche in Perfon oder durch Bevollmaͤchtigte dazu vorzuladen find, mit 
ihren Ausführungen gehört, auf ihr Verlangen auch die beim Hofgerichte ver- 
leſenen Urkunden und das hofgerichtliche Sigungsprotocolt wörtlich verlefen, 
und darauf, nach den bei den Hofgerichten gegebenen Vorfchriften ($. 63. 65. 
und 66.), fogleid das Urtheil verkündet. 

Menn eine Partei oder ihr Bevollmächtigter nicht erfcheint; fo wird 
ihre Appellationstechtfertigung, beziehungsmeife Gegenerklärung, ſtatt des muͤnd⸗ 
lichen Vortrags in der Gerihtsfigung vorgelefen, was den Parteien bei der 


Vorladung zu eröffnen ift. 


$. 84. Das Urtheil des Hofgerichts kann, wenn nicht der Staatsans 
walt oder der Privatkläger die Appellation ergriffen hat, nie zum Nachtheil 
des Angeklagten abgeändert werden. Ä | 

$. 85. Die Wiederherftellung auf den Grund neu aufgefundener That 
ſachen und Beweiſe findet von Seiten des Angeklagten jederzeit Statt, der 
Vollzug des Urtheild aber wird nicht aufgefchoben, wenn die Wiederherflellung 
nicht innerhalb der Appellationsnothfriſt nachgeſucht wird. | 

Die Miederherftellungstlage wird bei demjenigen Gerichte angebracht, 
von welchem urfprünglich das Urtheil, gegen das die Wiederherſtellung gefucht 
wird, ausgegangen ift, und fie wird dort in der gleichen Meife, wie bei dem 
erftmaligen Hauptverfahren, verhandelt und abgeurtheilt. Gegen ein vom Hof⸗ 
gerichte über die Miederherftellungskiage gefälltes Erkenntniß findet wieder die 
Appellation an das Oberhofgericht Statt. 

$. 86. Gegen das Erkenntniß des Unterfuhungsrichters, womit er Bes 
ſchlagnahme verfügt oder aufhebt, oder womit er erkennt, daß fein Grun 
zur gerichtlichen Verfolgung vorhanden ſey, oder womit perfönlicher Verhaft 
erkannt wird, findet die Appellation bei dem Hofgerichte Statt, 

Die Appellation gegen Erkenntniffe des Erſtinſtanzgerichtes an das Hof: 
gericht werden im Allgemeinen in gleicher Weife gerechtfertigt, verhandelt und 
abgeuctheitt, wie jene von den Urtheilen des Hofgerichts an das Oberhof: 
gericht. | FR 

Der Vollzug eines unterrichterlichen Erkenntniffes wird durch die dage— 
gen exgeiffene Appellation nicht aufgehalten, wenn Gefahr auf dem Verzuge 
haftet. 

| $. 87. Der Recus zue Gnade findet nur Statt, wenn der Staates 
anmwalt die Klage von Amtswegen erhoben. hat. 

Die Recursfchrift wird bei dem Hofgerichte übergeben, welches biefelbe 
ſammt Acten an das Juſtizminiſterium einfendet. | | 

$. 88. Mit dem Strafvollzug wird in dieſem Falle nur alsdann eins - 
ehalten, 
: Y) wenn die Necursfchrift innerhalb drei Tagen, von Verkündigung des 

verurtheilenden Erkenntniſſes an, übergeben — oder | 
2) wenn mit der Appellation eventuell der Recurs zur Gnade verbunden, 
— oder 
I) wenn von dem Juſtizminiſterium, oder von der höchften Staatsbehoͤrde 
Einhalt geboten wird. | 


— 
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$. 80. Die Beſtimmung der Vollzugsvorfriften für das hier im Al: 
gemeinen bezeichnete Verfahren bleibt befonderen Verordnungen vorbehalten. 

Vorftehendes Gefeg tritt mit dem 1. März 1832 in MWirkfamteit. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unferem großherzoglichen Staatsminiſterium, 
den 23. December 1831. 


Leopold. 
B Winter, 
Auf höchften Befehl Sr. Könige. Hoheit des Großherzogs: . 
| Eichrodt. 





f) Geſetz über die Ehrenkraͤnkungen vom 28. Dechr. 
1831. 


Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. x 

Mir haben, unter Zuſtimmung Unferer getreuen Stände, befchloffen 
und verordnen, mie folgt: 

$. 1: Wer von einem Anderen eine beſtimmte Thatſache, welche ein 
von den Gefegen mit Strafe bedrohtes Verbrechen begründen, oder den Anz 
deren der öffentlichen Verachtung preisgeben würde, öffentlich oder vor der 
Obrigkeit, oder vor Perfonen, die auf das Wohl des Anderen Einwirkung 
haben, oder endlich unter Umftänden, aus welchen die Abfiht, den Anderen 
an der Ehre zu kraͤnken, hervorgeht, wiſſentlich falfch ausfagt, ift der Ber 
laͤumdung fhuldig, und mit bürgerlichen Gefängniß, welches die Dauer von 
zwei Sahren nicht überfleigen darf, zu beſtrafen. 

8. 2. Iſt die ausgefagte Thatfache nicht von der Art, daß fie, wenn 
fie wahr wäre, im Allgemeinen eine Zucht » oder Correctionshausftrafe zur 
Folge haben müßte; fo kann die Gefängnißftrafe die Dauer von drei Mo: 
naten nicht überfteigen. e 

$. 3. Alte andere Aeuferungen und Handlungen, duch welche Jemand 
das Recht eines Anderen auf Ehre abfichtlich verlegt, werben mit Verweis 
oder mit Gefängniß, das jedoch nie vier Monate überfleigen darf, beitraft. 

84 Das Maaf der in den vorhergehenden Artikeln auf die Ver— 
laͤumdung und auf die Ehrenkraͤnkung gefesten Strafe richtet fi, außer der 
Nüdficht auf die übrigen allgemeinen Gründe der Strafbarkeit, namentlid) 
auch nach ‚dem Grade der Deffentlichkeit der zugefügten Beleidigung, und 
darnach, ob die Beleidigung mit Eörperlicher Mißhandlung oder anderen, Fein 
befonderes Verbrechen oder Vergehen begründenden, Nechtsverlegungen verbun- 
den war, 

$. 5. Geſchah die Verleumdung ober eine mit Eörperlicher Mißhandlung 
verbundene Ehrenkraͤnkung an Staatsbeamten, Officieren, Geiſtlichen ober 
Drtsvorgefegten bei einer Amtsverrichtung; fo kann die Strafe das in den 
8. 1, 2 und 3. feſtgeſetzte Maaß bis um die Hälfte deffelben überfleigen. 

Eine gleihe Erhöhung des Strafmaaßes kann Statt finden, went die 
Verleumdung, oder eine mit Eörperlicher Mißhandlung verbundene Ehrenkraͤn⸗ 
fung, von Staatsbeamten, Officieren, Geiftlihen oder Drtsvorgefegten bei 
einer Amtsverrichtung verübt wurde. 

$. 6, Eine Erhöhung des in den $$. 1, 2 und 3. feftgefegten Straf: 
maaßes bis um ein Viertheil deifelben kann eintreten bei Verleumdungen und 

Ehrenkraͤnkungen, welche in Druckſchriften oder durch Bildwerke, oder auch) 
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in Schriften, in welchen ber Verfaſſer gar nicht oder falfch genannt iſt, ver: 
breitet wurden. | I 

$. 7. Der Beweis der Wahrheit einer ausgefagten Thatfache hebt dns 
Daſeyn einer Verleumdung auf, das Dafeyn einer Ehrenkraͤnkung aber nur 
infofern, ald die Beleidigung im Inhalt der Ausſage, und nicht in der Form 
berfelben liegt. | | 

8. 8. Wird eine Thatfache der im 8.7. bezeichneten Art in Drudfchrif: 
ten oder durch Bildwerke verbreitet; fo wird der Verweis der Wahrheit nicht 
zugelaffen, und die Verbreitung dev Thatfache in diefem Falle als ein Pre: 
vergehen mit der Strafe der Ehrenkraͤnkung ($. 3. und 4.) belegt. 

Ausnahmsweife wird ber Beweis der Wahrheit zugelaffen, und hebt, 
fo weit nidyt in der Form der Ausfage oder ihrer Verbreitung eine Ehren: 
kraͤnkung liegt, die Strafe auf, wenn die verbreitete Thatfache im Allgemeis 
nen eine Zucht- oder Correctionshausſtrafe zur Folge haben müßte, oder wenn 
andernfalls der Befchuldiger zur Öffentlichen Bekanntmachung der Beſchuldi— 
digung ein beflimmtes privatrechtliches oder ein ſtaatsbuͤrgerliches Intereſſe 
batte. ö 

$. 9. Für eine nicht mit Eörperlicher Mißhandlung verbundene Ehren: 
Eränkung, die als Erwiederung auf eine vorausgegangene auf der Stelle und 
in nicht höherem Maaße, als die vorausgegangene, erfolgte, findet Eeine 
Strafe Statt. we +, 

Mer eine ohne Eörperliche Mißhandlung gegen ihn veruͤbte Ehrenkraͤn⸗ 
fung in nicht geringerem Maaße eriwiebert, verliert damit feine Klage auf 
Genugthuung. . a 

$. 10, Bei Ehrenkräntungen ($. 3.) und bei den im $.2. erwähnten 
Verleumdungen von geringerer Strafbarkeit kann auch, ſtatt des Gefängniffes, 
eine. dem beleidigten Kläger zufallende. Geldſtrafe erfannt werten, die jedoch 
(mit Vorbehalt der in den 88. 5 und 6. vorgefehenen Erhöhüngen) im Falle 
des 8. 2. nicht einhundert funfzig Gulden, und im Falle des $. 3. nicht 
zweihundert Gulden überfleigen darf. | 

Die Geldſtrafe fällt dem Beleidigten nicht zu, wenn er durch eigenes 
Berfchulden Anlaß zu der Beleidigung gegeben hat. 

$. 11; In allen Fällen kann der DBeleidigte die Verkündung des Ur: 
theild vor drei Beugen, ober fofern die Beleidigung öffentlich geſchah, den 
öffentlichen Anfchlag deffelden verlangen, :audı wenn die Ehrenkränkung oder 
Berleumdung in öffentlichen Blättern verübt wurde, fich ebenderſelben Blätz 
ter zur Öffentlichen Verkuͤndung des Urtheil auf Koſten des Beleidigers bes 
dienen. Ueberdieß bleibt dem DBeleidigten die Klage auf Erſatz des ihm durch 
die Ehrenkraͤnkung oder Verleumdung zugefügten Schadens. 

$. 12. Ehrenkränfungen und Berleumdungen werden nur auf bie 
Klage des Beleidigten, oder derjenigen, die ſtatt feiner zu Klagen berechtigt 
find, beſtraft. RE 

Sn dem Falle des $. 5. kann auch der Staatsanwalt die Klage er= 
eben.  , | 
j Eben fo kann die Klage vom Staatsanwalt erhoben werden, wenn bie 
Beleidigung an dem nicht unter die eigentlichen Stantsbeamten gehörigen un: 
tergeordneten öffentlichen Dienern bei Ausübung ihres Amtes geſchah, fo wie 
wenn durch Ehrenkraͤnkungen und Verleumdungen ‚gegen Staatsdiener, Dffi: 
ciere, Geiftfiche und Ortsvorgeſetzte außerhalb ihres Dienftes Verhaͤltniſſe zur 
Sprache gebracht find, welche, wenn fie wahr. wären, nach den Gefegen oder 
Berordnungen die vorgefchriebenen Befferungsvrrfuche oder die Dienflentiaffung 
zue Folge haben Lönnten. | | 
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$. 13... Gefchah eine Ehrenkränkung oder Verleumdung an öffentlichen 
Orten oder bei öffentlichen Bufammenkünften, oder in Schriften, melde, 
gedruckt oder ungedrudt, angefchlagen oder verbreitet wurben ; fo findet eine 
Klage nicht mehr Statt, wenn feit der Verübung der Beleidigung fechs Mo: 
nate verfloffen find. u 

Bei Ehrenkränkungen und Verleumdungen, welche nicht im der hier 
bezeichneten Art Öffentlich verübt wurden, beginnt dieſe Verjährungszeit erſt 
mit dem Tage, da der Beleidigte von der Ehrenkraͤnkung oder Verleumdung, 
fo wie von dem Urheber derſelben, Kenntniß erhielt. 

Nach Umfluß eines Jahres von der Veruͤbung des Vergehens an, findet 
die Klage in Eeinem alle mehr Statt, felbft wenn der Beleidigte davon gar 
feine Kenntniß erhielt, vorbehaltlich der im $. 11. erwähnten Klage auf 
Schadenerfag. —— | 

$. 14. Ueber Ehrenkränkungen und Verlaͤumdungen findet nur gericht» 
liches Verfahren Statt. Gegen dns Erkenntniß bed ordentlichen Michters des 
Beleidigers. fteht jedem der beiden Theile die Berufung an das Dbergericht zu. 

Mird der Kläger bei dem Vorfalle, durch den er ſich beleidigt hält, eben= 
falls eine Ehrenkraͤnkung verübt zu haben, beſchuldigt; ſo ift er hierin dem 
nämlichen Richter, den er felbft zuerft angegangen hat, unterworfen, wenn 
dev Beklagte noch vor Verkündigung des Endurtheild deshalb -Genugthuung 
fordert, PER: ir 

Ausgenommen biervon find die Fälle, wo der eine Theil einen befreiten 
Gerichtsftand bat, ohne daß ein folder von gleicher Art zugleich auch dem 
Gegentheile zufteht. In folhen Fällen kann die Unterfuhung gemeinfchaft: 
lich geführt werden, das Urtheil ift aber gegen den einen und den andern 
Betheiligten immer von feinem zuftändigen Nichter zu fallen. 

Diefe Ausnahme von der Statthaftigkeit eines Gerichtsftandes der Mie- 
derklage fällt weg, wenn der befreite Gerichtsfland des Beklagten zugleich das 
Dbergericht des Klägers ift, 

Ausländer, welche im Inlande eine Ehrenkraͤnkung oder Verleumdung 
veruͤbten, koͤnnen vor dag zuftandige inländifche Gericht gezogen werden. 

$. 15. Wurde wegen einer einem Dfficier, Staatsbeamten oder Geift: 
lichen zugefügten Beleidigung die Klage von dem Staatsanwalt erhoben; fo 
hat diefer die einfchlägige Dienftbehörde durch Mittheilung einer Abfchrift bes 
ergangenen Urtheild vom Erfolge in Kenntniß zu fegen. 

$. 16. Die Gefege vom 13. und 24. Auguft 1805 über die Be— 
ftrafung der zwifchen Civil- und Militairperfonen vorfallenden Streitigkeiten 
und Beleidigungen, die $$. 45 und 46. des Strafediets, die Verordnung 
vom 28. Februar 1817, Negierungsblatt Neo, XL, fo wie alle andere, 
dem gegenwärtigen widerfprechende, Gefege und Verordnungen find hiermit 
aufgehoben. . 

$. 17. Gegenwärtiges Gefeg tritt mit dem 1. Februar 1832 in 
Wirkſamkeit. 

Auf frühere Faͤlle findet es nur dann Anwendung, wenn die darin ent— 
haltenen Beflimmungen milder find, als die früheren. 

Gegeben zur Karlsruhe in Unferem Großherzoglichen Staatsminijterium 
den 28. December 1831. 

teopold. 


von Gulat. 
Auf hoͤchſten Befehl —— Hoheit des Großherzog: 


ichrodt. 
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&) Bollzugsverordnung zum Gefeß üben die Dreffe 
vom 13. Febr. 1832. 


Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog von, 
Zaͤhringen. 

Nach. Anſicht des §. 89, des Geſetzes uͤber die Preſſe, haben Wir 
verordnet und verordnen, wie folgt: 

Art. 4. Die Bezirkspolizeiſtelle des Ortes, in dem eine Zeitung oder 
Zeitſchrift erſcheint, iſt diejenige Behoͤrde, bei welcher der Redacteur die durch 
$. 6. des Geſetzes vorgeſchriebenen Eigenſchaften nachzuweiſen hat. 

Art. 2. In der Cautionsurkunde, die dem Staate ausgeſtellt wird, 
ſind, mit Bezug auf $. 7. des Gefeges, die.Koften, Entfchädigungen und 
“ Geldftrafen, in melche der verantwortliche Nedacteur, wegen Verbrechen oder 
Vergehen durch die Preffe, und wegen Vergehen gegen die Prefpolizei ver: 
urtheilt werden kann, als die zu fichernden Intereſſen ausdruͤcklich zu bes 
zeichnen. 

Art. 3. Die Sicherheit. 

a) in Liegenfchaft wird wie ein anderes bedungenes Unterpfand, 

b) die in Geld durch Darlegung der Summe als unverzinsliches Datz. 
leben, und 

c) jene in Staatspapieren, nad) den Formen eines Fauſtpfandvertrags, 

d) die Sicherheit durch Buͤrgen aber nad) Maaßgabe ber Säge 2018 bis 
2020 des Landrechts beftellt. 

Urt, 4. Das Unterpfand gilt für hinreichend, wenn der pfandgericht- 
lich ‚abgefchägte Werth der Liegenfchaft den vorgefchriebenen Betrag der Caus 
tion um ein Drittel überfleigt. 
| Art. 5. Das Staatsintereffe, in Bezug auf Stellung und Ergänzung 
der Sicherheit, wird von dem Amtskaſſirer des Bezirks vertreten, in welchem 
der Herausgeber der Schrift feinen Wohnfis hat. 

Art. 6. Binnen acht Tagen, vom Zeitpunct der angebotenen Saution, 
muß der fiscalifche Vertreter feine Erklärung über deren Annahme geben, 
Nah Ablauf diefer Friſt kann auf Annahme geklagt werden. 

In Streitfaͤllen uͤber die Zulaͤnglichkeit der Caution entſcheiden die Ge— 
richte. Dieſe ſind befugt, nach Umſtaͤnden, das Erſcheinen des Blattes waͤh⸗ 
rend der Rechtshaͤngigkeit der Frage, zu erlauben. 

Art. 7. Sowohl der Pfandbrief, als die Buͤrgſchaftsurkunde, werden 
der einfchlägigen Amtskaſſe in Verwahrung gegeben; auch die Effecten in 
Geld oder. Staatspapieren werben berfelben behändigt, von ihr aber demnächft 
an die Amortiſationskaſſe abgeliefert. 

Der Sicyerheitsfteller ‚trägt die Koflen des Gautionsverfahrens bis zur 
Behändigung der. Urkunden und Effecten an bie Amtskaſſe. 

Art. 8. Den Herausgebern der im Großherzogthum gegenwaͤrtig ſchon 

beſtehenden Zeitungen und Zeitſchriften, iſt zu der durch die 66. 6. und 7. 
"geforderten Nachweiſung und Sicherheitsleiſtung, eine Friſt bis 1. Maid. J 
bemilligt. 
Ä Art. 9. Die im Art, 1. bezeichnete Polizeiftelle ift zugleich die Staats: 
behörde, bei welcher die nach 8.8. des Geſetzes nöthige Hinterlegung gefchieht, 
‚und welche bie im $. 12. erwähnte vorgängige Genehmhaltung zu ertheilen, 
oder zu verfagen hat. 

Art. 10. Sn Betreff der Zeitfchriften ſoll die Polizeibehörde des Be— 
zirks, nach Vernehmung der betheiligten Redactoren, mit Nüdficht auf die 
Ankunft und_den Abgang ber Poften, auf fländige-Weife eine Stunde feft: 
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fegen, in welcher fowohl die Hinterlegung nach $. 8., als die Nachſuchung 
der. Druderlaubniß nach $. 12. des Gefeges, jeden Tag gefchehen Eann. 
Findet darüber zwoifchen der Polizei und den Nedactoren eine Vereinbarung 
nicht Statt; fo erfolgt die Feftfegung durch das Kreisdirectorium. 

Die Ausftellung des Scheines über die Hinterlegung und der Urkunde 
über die Geſtaltung oder Verſagung des Drudes darf nicht verzögert werden. 

Urt. 11, Bei der Hinterlegung des $. 8. verficht der Polizeibeamte 
das: Eremplar mit Handzug, und ertheilt den Schein unter genauer Bezeich- 
nung des Zeitungsblattes, des Heftes oder ber Schrift; worauf die Bemerkung 
des Ortes und der Zeit, fo wie. die Unterfchrift des Beamten folgen. 

Art. 12, Sn den Fällen des $. 12. des Gefeges, muß der Verleger, 
welcher die Genehmhaltung nachſucht, von jedem einzelnen Blatt einer Zei— 
tung, von jedem einzeinen Hefte einer Zeitfchrift, und von jeder Schrift, die 
nicht über 20 Bogen im Drude beträgt, ein mit Seitenzahlen verfehenes 
Manufeript oder den eriten Abdrud an die Polizeibehörde übergeben, 

- Die Iegtere ift nicht verantwortlih für Randzufäge, Einſchiebungen oder 
Ausfteiche, welche von ihr nicht durdy Handzug befonders beurkundet wurden. 

"Der Verleger kann diefe Beurkundung verlangen, wenn gegen den In— 
halt gefeglich nichts zu erinnern ift. 

Leere Zwiſchenraͤume darf die Polizeibehörde felbft mit einem Strich 
ausfüllen, 

Art. 13. Das Manufeript oder der Abdrud wird von dem Polizei: 
beamten auf jeder Blattſeite durch rothen Aufdrud eines Stempels bezeichnet; 
am Schluffe aber, unter Angabe. des Ortes, des Zages und der Stunde die— 
ſes Actes mit der Beurkundung verfehen, daß die Senehmhaltung zum Drud, 
oder in Betreff welcher Theile fie gegeben, oder daß fie verfagt fey. 

Der Stempel traͤgt das Großherzoglihe Wappen und die Umfchrift: 
„Bezirksamt oder Polizeiamt N. N.” 

Art. 14. Auf folche Weiſe beurkundet, wird das Manufeript oder der 

Abdrud dem Verleger zurüdgeftellt, und fol in den Fällen der ganz oder 
theilweife erhaltenen Druderlaubnig dem Berfaffer, Redacteur, Verleger oder 
Drucker ald Beleg dienen. 
Art. 15. Der im Falle des 8.15. des Gefeges nöthige Beweis über 
die Verfagung der nachgefuchten Druderlaubniß im Ganzen oder für beftimmte 
Theile, wird durch die Infinuationsbefcheinigung geführt, weis,s unter die 
Urſchrift des betreffenden Decrets zu fegen ift. 

Art. 16. Die Beſchwerde gegen eine Verfagung der Druderlaubnig 
geht an die mittlere Verwaltungsftelle, welche in letzter Inſtanz entfcheidet. 
Art. 17. Zur Aufnahme der öffentlichen Vorladung abmefender oder 

fremder Angeklagte, neben dem Anfchlag an dem. Sigungsorte des Gerichts, 
in den Fällen des 8. 73., wird anmit die Karlsruher Zeitung beftimmt. 
Art. 18. Das Einfchreiten des Staatsanmwaltes bei Verbrechen und 
Vergehen mittelft der Preffe, richtet fich nach dem 8.43. des Geſetzes. Die 
Uebertretung der Vorſchriften über die Polizei der Preffe in den Fällen der 
$$. 3 bis 10. verfolgt er Eraft Amtspflicht. 

Urt. 19. Der Staatsanwalt fendet von jedem in Sachen der Preſſe 
ergangenen Urtheil ohne Verzug eine Abfchrift an das Juſtizminiſterium. 
Außerdem hat er dieſer Stelle am Anfang jeden Monats eine Ueberficht der 
im vorhergegangenen Monate von ihm angeftekten Klagen vorzulegen. In 
wichtigen Fällen gefhieht die Anzeige unmittelbar nach Eingabe der Klage. 

Jede diefer Vorlagen der Staatsanwälte wird vom Juſtizminiſterium 
fofort dem Minifterium des Innern zur Einficht mitgetheitt, 
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‚Art. 20. Die Vezivköpolizeiftelle hat jede ihr — Nachricht 
uͤber geſetzwidrige Handlungen, die nach dem $. 48. des Geſetzes und nach 
dem Art, 18. dieſer Vollzugsverordnung von dem Staatsanwalte — 
werden ſollen, dieſem ohne Verzug mitzutheilen; in den Faͤllen des d. 34 iſt. 
ſie ermaͤchtigt, eine fuͤrſorgliche Maaßregel ſelbſt zu treffen. 

Das Miniſterium der Juſtiz, des Innern und der Finanzen ſi nd mit 
dem Vollzug: beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe in Un ! erem. . Großferzogligen Staatsminiſterium/ 
den 13. Februar 1832,  . 

e eo -p 0.Ld. 
Winter. 


au hoͤchſten Sep — ans Hoheit des Großherzogs: 





h) Inſtructivverordnung, den Vollzug des Geſehes äber 
die Ehrenkraͤnkungen und Verleumdungen betreffend, vom 
127. Febr. 1832, 


Zum Vollzug des Geſetzes uͤber die Beſtrafung bee Ehrenkraͤnkun⸗ 
gen und Verleumdungen, vom 28. December 1831, wird hinſichtlich 
des dabei Statt findenden gerichtlichen Verfahrens mit hoͤchſter Erz 
maͤchtigung aus Großherzoglihem Staatsmininifterium vom 2. diefes Mo: 
nats Nro. 671. verordnet: 

8,1. Die in den 88. 43. 44. 45. 47. 48. 49 nd 50 des 
Geſetzes uͤber die Polizei der Preſſe enthaltenen Beſtimmungen, ſo weit ſolche 
ſich auf das gerichtliche Verfahren und die Befugniſſe des Staatsanmalts 
beziehen, kommen auch bei Klagen wegen Ehrenkraͤnkungen und Verleum⸗ 
dungen zur Anwendung. 

G. 2. Die Bezirksaͤmter (untergerichte) find, wie bisher, auch die ur 
theilenden: Gerichte über Ehrenkraͤnkungen und Verleumdungen in allen Faͤllen, 
wo nicht auf eine hoͤhere Strafe als vierwoͤchentliches Gefaͤngniß zu erkennen 
iſt, oder nach dem 6.10. des Geſetzes nur eine dem beleidigten Kläger zu: 
fallende Geldſtrafe erkannt wird. 

$.3. Die im $. 14. des Gefeges erwähnte Berufung an das Ober: 
gericht unterliegt denfelben Förmlichkeiten, welche die 59. 78 — 80. des Preß⸗ 
geſetzes vorſchreiben. 

Karlsruhe den 17. Februar 1832. 

Juſtizminiſterium. | 
von Öulat. | 
vdt. Baurittel, 


i) Minifterialerlaß vom 29. Febr. 1832. 

Da bei dem Vollzuge bes Prefgefeged vom 28. December 1831 aus 
den 88. 14. und 43. Zweifel entftehen Eönnte, ob der Beſchlagnahme der 
gegen den teutfhen Bund oder gegen teutfche Bundesflaaten 
gerichteten fteäflihen Schriften jedesmal eine von dem Bunde, oder einem Bun- 
desftante erhobene Beſchwerde vorausgehen muͤſſe; fo wird darüber folgende 
Erläuterung gegeben: „Das proviſoriſche Bundesgefeg über die Preffe 
vom 20. September 1819 bleibt, als beſonderes Geſetz, neben. dem. badi⸗ 
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fchen Preßgefege, noch in voller Wirkfamkeit. Da nun ind. 4. jenes 
Bundesgefeges die geoßherzogliche Regierung für ſaͤmmtliche Druckſchriften, 
inſofern dadurch die Würde oder Sicherheit anderer Bundesftaaten verlegt, 
die Verfaffung oder Verwaltung derfelden angegriffen wird, nit nur ben 
unmittelbaren Beleidigten, fondern auch der Gefammtheit verantwortlich erklärt 
wird; fo folgt hieraus unmittelbar, daß die Regierung im öffentlichen In 
tereſſe des Großherzogthums folchen Angriffen vorbeugen muß. In folgen 
Fällen kann zwar die Befchmwerdeführung auswaͤrtiger Bundesflanten, oder 
des Bundes, die Veranlaffung zur Verfolgung der gefchehenen Angriffe ſeyn; 
fie ift aber nicht die ausfchließlihe Bedingung. Es ift demnady der $. 34. _ 
Nro. 2. des Preßgeſetzes in der Urt zu vollziehen, daß die Polizeiftelle, bet 
welcher nach 8. 1. und 9. der Vollzugsordnung die Genehmhaltung nach— 
zufuchen ift, und die Hinterlegung geſchehen muß, ihre Aufmerkſamkeit darauf 
zu richten habe, ob diefe Schriften fträfliche Angriffe gegen den teutfchen 
Bund oder Bundesfinaten enthalten; in welchem Falle die Schrift, im öf: 
fentlichen Snteveffe, und von Amtswegen mit Belchlag zu belegen iſt.“ 


k) Großherzoglihe Verordnung v. 28. Juli 1832, 
wodurch das Preßgefes für unwirkſam erklärt wird. 


I. Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog 
von Zaͤhringen. 

Nachdem mittelft eines von der Bundesverfammlung am 5. l. M. ge: 
faßten Befchluffes Unfere fammtlichen Bundesgenoffen einmüthig erklärt haben, 
daß das von Uns unter dem 28. Dec. v. J. erlaffene Preßgefeg mit der der: 
maligen Bundesgefeggebung über die Preffe unvereinbar ſey, und daher nicht 
beftehen bürfez nachdem auch die einzelnen Beflimmungen des Preßgeſetzes, 
welche als Anlaß zu diefer Erklärung betrachtet werden müfjen, in einem 
feüheren Bundescommiffionsbericht verzeichnet find, deſſen Inhalt fich die 
Bundesverfammlung duch ihren Beſchluß zu eigen gemacht; in Erwägung, 
daß die Bundesverfammlung berufen ift, den Sinn der Bundesgefege, wenn 
darüber Zweifel erhoben werden, behufs ihrer gleichförmigen Anwendung zu 
beftimmen; auch daß, vermöge $. 17. der VBerfaffungsurkunde, die Preßfreiheit 
nach den Beflimmungen der Bundesverfammlung gehandhabt werden foll; 
fehen Wir Uns veranlaßt, das Preßgefeg vom 28. Dec. v. J., inſoweit der 
vorgedachte Commiſſionsbericht ſolches als der Prefgefeggebung des Bundes 
twiderfprechend bezeichnet, für unmwirkfam zu erflären und hiernach weiter zu 
verordnen, wie folgt: 

Art. 1. Schriften, die in der Form täglicher Blätter oder heftweiſe 
erfcheinen,. desgleichen folche, die nicht über zwanzig Bogen im Druck ſtark 
find, dürfen nur mit Vorwiffen und vorgängiger Genehmhaltung der betrefz 
fenden Polizeibehörde zum Druck befördert werden. 

Art. 2. Wird diefe Vorfchrift umgangen; fo verfällt der Schuldige in 
eine Strafe von fünf bis funfzig Gulden, vorbehaltlich derjenigen Strafe, 
die wegen des Inhalts der Drudichrift eintreten kann. 

Art. 3. Die im vorhergehenden Artikel gedrohte Geldftrafe kann bis 
zum Doppelten erhöht werden, wenn die nachgefuchte Druderlaubniß aus: 
druͤcklich verſagt und hierauf der Drud dennoch vorgenommen morden ift, 

Art. 4. Wird das Einhohlen der Druckerlaubniß umgangen, oder das 
Drudverbot übertreten; fo ift die Polizeibehörde verpflichtet, die Druckfchrift 
von Amtswegen mit Beſchlag zu belegen. 
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Art. 5. Bei Ertheilung oder Verſagung der Deuderlaubniß hat die 
Polizeibehoͤrde das Bundespreßgeſetz vom 20. September — ſodann die 
$$. 18. 20. und 22. des Preßgeſetzes vom 28. Dec. v. J. zur Richtſchnur 
zu nehmen. 

Art. 6. Die Deffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens — Preß⸗ 
verbrechen oder Preßvergehen iſt aufgehoben. 

Art. 7. Alle Vorſchriften des Preßgeſetzes vom 28. Dec. v. J., welche 
mit vorſtehenden Beſtim,nungen unvereinbar find, wohin namentlich die in 
den 68. 1. 8. 12, 14. 15. 16. und 17. enthaltenen Pe dann die 
Vorſchrift wegen Deffentlichkeit des Verfahrens in den 99. 33. 53. 58. 59. 
66. und 83. gehören, treten außer Wirkſamkeit. 

Diefe Verordnung ift ſogleich zu vollziehen. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unferm großherzoglichen Staatsminifterium, 
den 28, Juli 1832, 

Leopold. 
Schr. v. Reizenſtein. Frhr. v. Schäffer, v. Bödh. Frhr. v. 
Tuͤrkheim. v. Gulat. Winter. Jolly. Fehr. v. Weiter. 
u Befehl Sr. Königl."Hoheit des Großherzogs: 
Eichrodt. 


I. Leopold von Gottes Gnaden u. ſ. w. 

Zum Vollzug Unferer Verordnung vom Heutigen, das Preßgefeg vom 
28. Dec, v. 3. betreffend, fegen Wir hiermit Nachftehendes feft: 

Art. 1. "Di im Art, 1. Unferer Verordnung erwähnte Polizeibehörde 
ift die Bezirkspolizei des Orts, wo eine Drudfchrift erfiheinen fol. | 

Art. 2. Der Verfaffer oder Verleger, welcher die nach demfelben Art. 
erforderliche Genehmhaltung nachgefucht, muß von jedem einzelnen Blatt einer 
Zeitung, von jedem einzelnen Heft einer Beitfchrift, und von jeder Schrift, 
. die nicht über zwanzig Bogen im Drude beträgt, ein mit Seitenzahlen ver: 
fehenes Manufeript, oder bei Zeitungen den zur erften Gorrectur beftimmten 
Probebogen an die Polizeibehörde übergeben. Die lestere ift nicht verant- 
wortlih für die Randzufäge, Einfhiebungen oder Augitriche, welche von ihr 
nicht duch Dandzug befonderd beurkundet wurden. Der Verleger kann diefe 
Beurkundung verlangen, wenn gegen den Inhalt geſetzlich nichts zu erinnern 
iſt. Leere Zwiſchenraͤume darf die Polizeibehoͤrde ſelbſt mit einem Striche 
ausfuͤllen. 

Art. 3. In Betreff der Zeitſchriften ſoll die Polizeibehoͤrde des Bezirks, 
nach Vernehmung der betheiligten Redactoren, mit Ruͤckſicht auf die Ankunft 
und den Abgang der Poſten, auf ſtaͤndige Weiſe eine Stunde feſtſetzen, in 
welcher die Nachſuchung der Druckerlaubniß jeden Tag geſchehen kann. Fin: 
det daruͤber zwiſchen der Polizeibehoͤrde und den Redactoren eine Vereinbarung 
nicht Stattz fo erfolgt die Feſtſetzung durch die Kreisregierung. Die Aus— 
ſtellung der Urkunde uͤber Geſtattung oder Verſagung des Drucks darf nicht 
verzoͤgert werden. 

Art. 4. Der im Fall des Art. 3. Unſerer Eingangs gedachten Ver⸗ 
ordnung noͤthige Beweis Über die Verſagung der. nachgefuchten Druckerlaubniß 
im Ganzen oder für beſtimmte Theile, wird durch die. Snfinuationsbefiheinis 
. gung- geführt, welche unter die Urfchrift des betreffenden Decrets zu fegen iſt. 

Art. 5. Die in den Artikeln 2. und 3. der Verordnung bezeichneten 
Uebertretungen verfolgt dev Staatsanwalt Fraft feiner Amtspflicht. 
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Art. 6. Die Bezirkspolizeiſtelle hat jede ihr zufommende Nachricht von 
den in den Artikeln 2. und 3. der Verordnung bemerften Fällen dem Staats- 
anwalt ohne Verzug mitzutheilen; in dem Kalle des Artikels 4. iſt fie ver 
pflichtet, eine fürforgliche Maaßregel felbft zu treffen. 

Art. 7. Die Artikel 9. 10. 11. 12. und 15. Unferer Vollzugsverord: 
vom 13. Febr. I. 3. (Regierungsblatt Nro. IX.) find aufgehoben. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unferm Großherzoglihen Staatsminiflerium, 
den 28. Juli 1832. 


Leopold. 
MWinter. 
Auf Höchften Befehl Sr. König. Hoheit des Großherzogs: 
Eichrodt. 





I) Geſetz über die Verfaſſung und Verwaltung der 
- Gemeinden vom 31. Dec. 1831. 


Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir befchlof- 
fen und -verordnen, wie folgt: 

Titel ll 
Allgemeine Beflimmungen. 

8.1. Die Gemeinden theilen fi in Stadt- und Landgemeinden. 

„ Woo diefes Gefeg Eeinen Unterſchied macht, gelten deſſen Beſtimmungen 
für beide Arten von Gemeinden. | 

g $. 2. Die Bewohner einer Stadt > oder einer Landgemeinde find ent- 
weder Gemeindebürger, oder ftnatsbürgerlihe Einwohner mit dem Recht des 
ftändigen MWohnfiges, oder Infaffen. 

Die bisherige Eintheilung in Orts: und Schugbürger ift aufgehoben; 
‚die bermaligen Orts⸗ und Schugbürger bilden die Klaffe der Gemeindebürger. 

$. 3. Waldungen, einzelne Höfe und andere Güter, die feither feinen 
Ortsgemarkungen zugehört haben, bieiben als befondere Gemarkungen aud) 
ferner davon getrennt. 

Sie können aber, unter Einwilligung der Betheiligten, mit anftoßenden 
Ortsgemarkungen unter Staatsgenehmigung verbunden werden. 

Die BVerhältniffe diefer abgefonderten Gemarkungen und ihrer Einwohner 
werden unter: $. 153. bis 156. näher beſtimmt werden. 

$. 4. Keine beftehende Gemeinde kann aufgelöfet und Feine neue gebil⸗ 
det werden, außer im Wege der Gefeggebung. | 

F. 5. Die neu zu bildende Gemeinde muß den Befig einer abgefon- 
berten Gemarkung nachweifen. - 

Einzelne Weiler und Hofgüter, die feither mit einer Gemeinde vereinigt 
waren, koͤnnen, wenn fie eine eigene Gemarkung haben, fi mit einer an= 
dern Gemeinde, mit Einwilligung der betheiligten Gemeinden und unter Staats- 
genehmigung, verbinden. Ä - 

6. 6, Sede Gemeinde hat dad Recht, die auf den Gemeindeverband 
ſich beziehenden Angelegenheiten zu beforgen, und ihr Vermögen felbftftändig 
zu verwalten... ü 

Es wird ihr ferner bie Ortspolizei im Umfang des Orts umd der Ge: 
marfung übertragen; fomweit nicht ausnahmswmeife einzelne Zweige berfelben 
einer befonderen vom Staat aufgeftellten Polizeiftelle zugewiefen worden, 
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Die niedere Polizei, im Umfangs der in ihren ſtandes⸗ und grundherr⸗ 
lichen Bezirken gelegenen Schloͤſſer Wohnungen ſammt Zubehoͤrde der Stan: 
des⸗ und Grundherren, wird von diefen, untergeordnet unter bie amtliche 
Diſtrictspolizei, ausgeübt, 

$. 7. Die Verwaltung der Gemeinden unterliegt dem Auffichtsrechte 
des Staats, nad aaagsubk der Vorfchriften des gegenwaͤrtigen oder kuͤnfti⸗ 


gen Gefeges, 
2ite1 I 


Bon den Verwaltungsfigllen und deren Bildung. 

$. 8. Die Verwaltung in jeder, Gemeinde ift dem Gemeinderath an: 
vertraut. Er befteht aus dem Bürgermeifter und den Gemeinderäthen. Jeder 
Gemeinderath foll einen Rathsfchreiber haben. 

$. 9. Neben dem Gemeinderath befieht in jeder Gemeinde ein Bür- 
gerausfhuß und die Gemeindeverfammlung. 

Erfies Kapitel, 
Bon dem Gemeinderath 

$. 10. Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths foll außer dem 
Bürgermeifter nicht unter drei und. nicht über funfzehn feyn, 

Die Bellimmungen, die in der Mitte liegen, richten fich nach der Zahl 
der Einwohner und nad) dem DVerhältniffe der Dertlichkeit. Durch Gemein: 
defchluß wird die Zahl der Gemeinderäthe: feftgefest und von der Staatsbe⸗ 
hoͤrde beftätigt. 

$. 11. Der Bürgermeifter und die Gemeinderäthe werden von der Ge: 
ee gewählt, und der erſtere wird von ber Staatsbehoͤrde 
beſtaͤtigt 
Diie Verſagung ber Beſtaͤtigung kann nur von ber Mittelbehoͤrde nach 
collegialiſcher Berathung beſchloſſen werden. 

Zur Guͤltigkeit der Wahl wird erfordert, daß ſaͤmmtliche Wahlberechtigte 
dazu eingeladen, und daß wenigſtens zwei Drittel derſelben erſchienen ſind. 
In dem Einladungsausſchreiben muß die Zeit beſtimmt werden, innerhalb 
welcher die Abſtimmung zu geſchehen hat. Nach Ablauf der beſtimmten Friſt 
wird die Wahlhandlung geſchloſſen. 

Bei der Wahl des Buͤrgermeiſters gilt derjenige für erwaͤhlt, auf wel 
chen die meiften Stimmen gefallen find, vorausgefegt, daß er wenigſtens ein 
Drittel der Stimmen aller Wahlberechtigten erhalten hat. 

Kann dieſes Reſultat durch die erſte Abſtimmung nicht erreicht werden, 
oder wird der Gewaͤhlte von der Regierung nicht beſtaͤtigt; ſo muß zu einer 
weitern Wahl geſchritten werden, zu welcher die Einladung auf die vorge— 
ſchriebene Weiſe zu geſchehen hat. 

Wird auch der bei der zweiten Wahl Gewaͤhlte von der Regierung nicht 
beſtaͤtigt; ſo wird zur dritten Wahl geſchritten, und dem bei dieſer Wahl 
Gewaͤhlten kann unter der Vorausſetzung, daß er die geſetzlichen Eigenfchaf: 
ten hat, die Beflätigung nicht verfagt werden. 

Kann die Zahl der Bürger durch drei nicht getheilt werden ; fo werden 
eine, oder nach Umſtaͤnden zwei Stimmen von der Gefammtzahl abgezogen. 

Erhalten mehrere gleihe Stimmenzahl; fo entfcheidet das Loos. 

Die Wahl des Bürgermeifters geſchieht mittelft geheimer Stimmgebung. 

Die Inſtruction beftimmt die Form berfelben, 

Bei der Wahl der Gemeinderäthe entfcheidet immer relative Stimmen: 
mehrheit der erfchienenen Wahlderechtigten. 

Haben mehrere gleiche Stimmen; fo ee ebenfalls das Loos. 
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Die Wahl des Buͤrgermeiſters leitet die ihm zunaͤchſt vorgeſetzte Staatss 
verwaltungsftelle mit Zuziehung von zwei Urkundsperfonen, welche der Ge: 
meinderath und VBürgerausfhuß aus der Mitte der Bürger wählt, die nicht 
in dem Gemeinderatb und Bürgerausfhuß ſich befinden. Die Wahl der 
Gemeinderäthe leitet der Bürgermeifter mit Zuziehung des Rathefchreibers 
und des älteften und jüngften Mitglieds des Gemeinderatys als Urkundsper— 
onen. 

Sn ftandes: und geundherrlichen Drten kann die Beſtaͤtigung des Bür- 
germeifters nur dann erfolgen, wenn der betreffende Standes- oder Grund: 
here über die Wahl mit feiner Erklärung vernommen, und feine etwaigen 
Einwendungen gegen die Perfon des Gemwählten, durch collegialifche Entfceiz 
bung der mittleren Verwaltungsbehoͤrde, als unbegründet verworfen tor: 
den find. 
$. 12. Wahlberechtigt find fammtliche Gemeindebürger. 

$. 13. Waͤhlbar find alle Gemeindebürger chriftlicher Religion. 

Ausgenommen find, und Eönnen nicht gewählt werden diejenigen: 

4) die nicht wenigſtens ein Jahr in der Gemeinde das Bürgerrecht haben; 

2) die das fünfundzwanzigfte Lebensjahr nicht zurüdgelegt haben; 

3) die Entmündigten, Mundtodten und in Sant Gerathenen ; 

4) die mit dem Buͤrgermeiſter oder einem andern Mitgliede des Gemein: 

deraths in aufs oder abfleigender Linie, ober im zweiten oder dritten 
Grad der Seitenlinie verwandt oder verfchwägert find, Hiernach koͤn⸗ 
nen Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Schtoiegervater und 
Tochtermann, Großfchwiegervater und Großtochtermann, Brüder und 
“und Schwäger, Oheim und Neffe nicht zu gleicher Zeit im Gemein 
derath figen; eben fo auch nicht die Ehemänner noch lebender Schwe: 
‚fern. Wird ein Bürger, der mit einem Mitgliede des Gemeinderathe 
auf die vorbezeichnete Weife verwandt oder verfchwägert ift, als Bür- 
germeiſter gewählt; fo muß der Verwandte oder Berfchwägerte aus dem 
- Gemeinderath austreten; 

5) die Soldaten im wirklichen Dienft; 

6) alle, welche eine Zucht- oder Gorrectionshausftrafe erfinden haben. 

7) Wenn ein ald Bürgermeifter Gewählter das Wirthſchaftsgewerbe treibtz 

fo kann er nur bejtätigt werden, wenn er fein Gewerbe niederlegt, 

In höchft dringenden Fällen kann jedoch Staatsnachficht eintreten, wenn 

der Gewählte zwei Drittel ber Stimmen aller Wahlberechtigten vereie 

nigt hat. Gemeindebürger, die zugleich als Staatsdiener oder ſtandes— 
oder grundherrlihe Beamte, als Ortsgeiftfiche‘ oder Schulleiter ange: 
ſtellt find, können die auf fie gefallene Wahl alsdann annehmen, wenn 

fie ihre Stellen niederlegen. | 

$. 14. Das Amt des Buͤrgermeiſters und der, Gemeinderäthe dauert 

ſechs Jahre. Jedoch ift: der Austretende wieder wählbar, 

Der Gemeinderath erneuert fich alle zwei Jahre zu einem Drittel. Wird 
die Stelle eines Gemeinderaths durch den Tod oder Austritt ſechs Monate 
vor dem Ablauf der gefeglichen Dienfkzeit erledigt; fo haben der Gemeinderath 
und der Ausſchuß, und in Städten über 3000 Seelen noch - weiter der groͤ⸗ 
Bere Ausſchuß zufammen. einen Stellvertreter für ihn zu wählen, deffen Stel. 
vertretung nur „bis zur naͤchſten regelmäßigen, bei der Erneuerung des Ge 
meinderaths eintretenden, Mahl dauert. Der bei biefer Wahl neu Gewählte 
wird nur für fo viel Zeit gewählt, als deujenige, am deſſen Stelle er tritt, 
noch im Gemeinderath zu bleiben ‚gehabt hatte, - | 

1 Erfolge die Erledigung fpäterz fo findet Feine Stellvertretung Statt. 

. 33 | 
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8. 15. Jeder Gewaͤhlte muß bie auf ihn gefallene Wahl annehmen. 
Ausgenommen find, und koͤnnen ſolche ablehnen diejenigen Gemeinde— 
buͤrger: — —— — | 
1) welche als Staatsdiener, als Geiſtliche, oder als Schullehrer in Ruhe⸗ 
fland verfegt find; | 
2) welche das fechzigfte Lebensjahr zurücdgelegt; ; 
3) welche das Bürgermeifteramt ſchon ſechs Jahre verfehen, und bie, 
4) welche die Stelle eines Gemeinderaths ſechs Jahre, oder als Stellvers 
‚ tieter wenigftens drei Jahre ‚verwaltet haben. | 
Sedoch ſteht den in Ne. 4. erwähnten Perfonen die Befugniß, die 
Mahl aus diefem Grund abzulehnen, nur ſechs Jahre, von ber 
Zeit ihres Austritts an, zu; nachher tritt die Pflicht zur Annahme 
wieder ein, 
Endlich 
5) diejenigen, welche andere erhebliche Entfchuldigungsgeünde vorbringen, 
‚worüber der Gemeinderath und Bürgerausfhuß, vorbehaltlih des 
Recurſes, entfcheidet, Die Verweigerung der Annahme der, auf eis 
nen Oemeindebürger gefallenen, Wahl, felbft wenn er nur ald Stells 
vertreter gewaͤhlt worden ift, ohne genügende Entfchuldigungsgründe, 
zieht die Suspenfion der Wahlberechtigung auf fechs Jahre und‘ die 
Erlegung eines Beitrags von 25 fl. bis 50 fl. in die Ortsarmen⸗ 
kaſſe nad) fih. Ä 
Ueber die, von dem Bürgermeifter ober einem Gemeinderath, ober 
dem Stellvertreter” derfelben angegebenen, Urfachen des Austritts ents 
fcheidet gleichfalls der Gemeinderath und Bürgerausfchuß, vorbehaltlich 
des Recurſes. EN | | 
8. 16. In den Städten über 3000 Seelen kann, auf den Vorfchlag 
des Gemeinderathe, von der Gemeindeverfammlung, neben dem erften Bürs 
germeifter, ein zweiter Buͤrgermeiſter als deffen Stellvertreter und zu feiner 
Unterftügung gewählt werden. —— | | 
Er. ift Mitglied des Gemeinderaths, und wird in bie feflgefegte Baht 
der Gemeinderäthe. eingerechnet, die duch ihn nicht überfchritten wer⸗ 
den. darf. | Eee 
Hinſichtlich der Waͤhlbarkeit, MWahlart, des Gehalts, der Entlaßbarkeit 
und der Befkätigung kommen die Beflimmungen der $$. 11, 12, 13, 1%, 
20, 21,.22, 23, 24 und, 25 in Anwendung, , 
Das Amt des. zweiten Bürgermeifters dauert ſechs Jahre; ber. Austre⸗ 
tende ift wieder wählbar. —J 
§. 17. Wird die Stelle des Buͤrgermeiſters dutch Tod oder Austritt 
erledigtz: fo muß binnen vier Wochen: zu eintr neuen Wahl geſchritten wers 
den. Das Nämliche tritt, auf Antrag .des Gemeinderaths oder Bürs 
gerausſchuſſes, ein, wenn die Krankheit des Buͤrgermeiſters ein Jahr 
dauert. Se 
Bleibt der Buͤrgermeiſter über die, von ber Staatsbehoͤrde und. dem 
Gemeinderath ihm bewilligte, «Urlaubszeit aus, und Eehrt er in dem, weiter 
ihm zur Ruͤckkehr anberaumten, Termine nicht zuruͤck; ſo hat der Gemeinde⸗ 
rath, nach Vernehmung der Gemeinde, bei der Staatsbehoͤrde den. Antrag 
zu ftellen, daß ber Dienft als erledigt erklärt, und eine neue Wahl angeord: 
net werde; — — 
Auf den im Öffentlichen Dienſt Abweſenden findet dieſe Vorſchrift Feine 
Anwendung. — en a | 
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In der Bwifchenzeit, ‚wenn fein zweiter Bürgermeifter da ift, verſieht 

der: bienftältefte Gemeinderath die Stelle des Bürgermeifters. 
6518. ‚Der Rathefchreiber wird von dem Gemelnderath, unter Zus 
flimmung des Ausfhuffes, aus der Zahl der Gemeindeblrger auf längere 
oder kuͤrzere Zeit ernannt. Nach Ablauf diefer Zeit kann der Abtretende wie: 
der angeſtellt werben. 

Nur in Landgemeinden Finnen Schullehrer, jedoch nur nach erlangter 

Erlaubniß der obern Schulbehörde, welche jederzeit widerruflich iſt, die Raths⸗ 
Schreiberftelfe ‚erhalten, aucy wenn. fie nicht Gemeindebürger find. 
: $. 19. Die gegenwärtigen Gehalte der Bürgermeifter, Gemeinderäthe 
and Rathsſchreiber können duch einen Beſchluß der Gemeindeverfammlung 
erhöht,. vermind.rt und umgewandelt, auch koͤnnen auf gleiche Weife da, 
two noch keine Gehalte beftanden haben, folche eingeführt, nie aber während 
der, durch das Geſetz oder durch die Ernennung beftimmten, Dienftzeit die 
eingeführten ‚Gehalte vermindert werden. 

$. .20.. Für Dienftverrihtungen innerhalb des Orts erhalten der Buͤr⸗ 
germeifter, die Mitglieder des Gemeinderaths und der Rathefchreiber Keine 
Belohnung, für Dienſtverrichtungen in der Gemarkung aber die gefeglichen 
Gebühren. wer 

Statt! diefer Iegtern Eönnen jedoch für einzelne, jährlich wiederkehrende 
beftimmte Verrichtungen beſtimmte Belohnungen von der Gemeindeverfamm- 
lung ‚angeordn.t werden. 

Auch für auswärtige DVerrichtungen, fo wie für Dienftgefchäfte bei Pri— 
daten, können dle gefeglichen Gebühren gefordert werden. 

2.7.62. 21. Die einftweilige Enthebung des Würgermeifters, der Gemein: 
beräthe ‚und des Rathsſchreibers vom Dienft kann von den Staatsverwaltungs« 
ſtellen erkannt werben, wenn fich gegen fie im Laufe einer Unterfuchung 
nahe: Verdachtsgruͤnde eines folhen Verbrechens an den Tag legen, das, 
wenn es erwieſen ‚wäre, die Entlaffung zur Folge haben würde, oder wenn 
die Unterfuhung durch die fernere Dienftführung des UAngefhuldigten fehr 
exſchwert ‚oder ‘verhindert würde, . Ä 

Auf Antrag des Gemeinderaths und des Bürgerausfchuffes, kann we— 
gen Beſchuldigungen, Auf deren Grund bie Dienftentlaffung eintreten Eann, 
die einftweilige Enthebung vom Dienft erkannt werden. 

0 922. Die Dienftentlaffung der vorgedachten Perfonen muß im Wege. 
der Verwaltung ausgefprochen werden: — 
1) wegen erwieſener Dienſtunfaͤhigkeit, 
2) wegen ‚jeder, peinlichen Strafe, wenn die Entlaſſung nicht ſchon im 


⁊ 


Urtheil ausgedruͤckt iſt, . 
I) wegen einer, die öffentliche Achtung ihnen. entziehenden, bürgerlichen 
Strafe, worunter insbeſondere die Strafe des Ehebruchs begriffen ift, und 
H wenn durch Unfittlichkeit ein ſolches Aergerniß gegeben wird, daß eine 
wirkſame Dienſtfuͤhrung nicht; mehr zu erwarten iſt. 

d. 23. Wegen Willkuͤhrlichkeiten im Dienft, inſofern fie nicht zu: ei 
ner peinlichen Unterfuchung, fi eignen; wegen Dienftnachläffigkeiten und 
Ungehorfam gegen zuftändige Verfügungen und Anordnungen der Staatsbes 
hörden, müffen Warnungen zum Zwed der Beſſerung in nachfolgender Dr 
zung ergehen: z 

4) Bewel, . u. ,, | = 
. 2) Androhung ; der ‚Dienjtentlaffung. - | m 

Die Betheiligten müffen, wenn die Warnung als ein gefeglicher Beſ⸗ 

| ferungsverfuch ‚gelten foll, jedesmal vorher vernommen, fodann muß. das 
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Protoeoll von ihnen unterzeichnet, und das Erkenntniß, unter Beziehung auf 
diefe Gefepftelle, ertheilt werden. Auf den zweiten Verweis iſt zur Andro—⸗ 
bung der Dienftentlaffung zu fchreiten, und wenn: dieſe nicht ſruchtet, in 
dem weitern Falle die. Entlaffung auszuſprechen. 
$. 24. Auch aus andern Urfachen, welche die Dienftführung fehr er 
ſchweren oder vereiteln, Eann, auf Antrag des Gemeinderaths und Bürgers 
ausfhuffes, die Dienftentlaffung Statt finden; die Urfachen müffen,. nad 
gepflogener Unterfüchung, in dem Exkenntniß ‘angegeben, und ber Gemeinde 
und den Betheiligten eröffnet werden. Der in diefem Fall —— kann 
erſt nach ſechs Jahren wieder gewaͤhlt werden. 

25. Wenn gegen den Buͤrgermeiſter oder einzelne Gemeinderäthe 
. wegen Schulden die Vollſtreckung vollzogen werden muß; fo findet die Dienfts 
entlaffung Statt, infofern fie nicht nachweiſen, daß ihre Vermögensumftänbe 
nicht zerruͤttet Mi ind, - 

$. 26. In allen, in $. 21. bis 25, erwähnten, Fällen führt bie 
naͤchſt vorgeſetzte Staatsverwaltungsſtelle die Unterſuchung, und die naͤchſt 
hoͤhere faͤllt das — in collegialer Form. — 

-Bweites Kapitel, 
Bon dem Bürgerausfhuß. 
$..27. Die Zahl.der Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes iſt ber Zeht 
der Gemeinberäthe, mit Einfhluß des Bürgermeifters, gleich. 

In Städten über 3000 Seelen muß die Zahl ber Ausfchußmitglieder 
um. die Hälfte höher feyn, als die des Gemeinderathes. Sie werben von 
der Gemeinde gemählt, | 

Die Peitung der‘ Wahihandlung geſchieht von dem Bürgermeifter, inter 
Zuzug des Nathsfchreibers und des Alteften und jüngften — des Aus⸗ 
ſchuſſes, der Letztern als Urkundsperſonen. 

28. Die Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem Drittheil 
aus dem höchftbefteuerten Drittheil der Bürgerfchaft nach. dem Ortskataſter, 
zu einem Drittheil aus dem niedrigſtbeſteuerten Drittheil, und zu einem Dritt⸗ 
theil aus jenen gewaͤhlt werden, welche ſich zwiſchen dem —— a dent 
letzten Drittheil in der Mitte befinden. 

Wenn bei der Theilung diefer Zahl durch drei Einer übrig bleibt, ſo 
muß dieſes Mitglied aus der mittlern; und wenn zwei uͤbrig bleiben, ſo muß 
eines ‚von Diefen Mitgkiebern aus der. hoͤchſt⸗ s, und das andere aus‘ der nie⸗ 
drigſtbeſteuerten Klaſſe gewaͤhlt werden. — 

$. 29. Wahlberechtigt find alle Gemeindebuͤrger. | | 

$. 30. , Waͤhlbar iſt, unter: der fo eben gedachten : Ausdehnung, — 
Gemeindebuͤrger, ohne Ruͤckſicht auf Religion, jedoch * nur für. diejenige 
der obgedachten Klaffen ,' zu welcher er gehört: 

Ausgenommen find, und können nicht. gemählt toerden: 
1) Vorgefeste, Staatsverwaltungsbeamte. Andere Staatsdiener koͤnnen 
nur mit Erlaubniß ihrer vorgeſedten Stellen das Amt annehmen, 
- 2). ‚Die Gemeinderäthe. 
9 Die Gemeindebürger, bie wicht zu Gemeinderithen bewaͤhlt wer⸗ 
den koͤnnen. 

Doch ſind herwandtſchaftliche Verhaͤltniſſe zu dem Burgermeiſter und 
- den Gemeinderaͤthen, oder unter ſich ſelbſt, und der Umſtand, daß ein Buͤr⸗ 
ger in Gant gerathen iſt, kein Hinderniß der Waͤhlbarkeit. — 

$. 31. Das Amt eines Mitgliedes. des Ausſchüſſes dauert vier e Jahre. 
Der’ Ausſchuß erneuert ſich alle zwei Jahre zur Hälfte: Wird eine Stelle 
im Ausſchuß durch Tod oder Entlaſſung ſechs Monate vor Ablauf der ges 
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feslichen Dienſtzeit erledigt; To wird von dem Gemeinderath und Aus: 
fhuß, und in Städten über 3000 Seelen von dem geößern Ausfhuß zu: 
fammen ein Ötellvertreter erwählt, deſſen Stellvertretung nur bis zur naͤch⸗ 
ſten regelmaͤßigen, bei der Erneuerung des Buͤrgerausſchuſſes eintretenden, 
Wahl dauert. Der bei dieſer Wahl Gewaͤhlte tritt zu der Zeit wieder aus, 
in welcher derjenige, an deſſen Stelle er gewaͤhlt iſt, auszutreten gehabt 
hätte. Bei einer ſpaͤtern Erledigung unterbleibt die Wahl eines- Stell: 
vertreterd, 

$. 32. Seder Gewählte muß die auf ihn gefallene Mahl eines Aus: 
fhußmannes annehmen, und nur derjenige kann ſolche ablehnen, der dieſe 
Stelle, ober die eines Buͤrgermeiſters oder Gemeinderaths, die gefegliche Zeit 
ſchon verfehen hat. | 

Die Verpflichtung zur Annahme tritt jedoch nad Verlauf von vier 
Jahren, von der Zeit ſeines Austritts von einer der obgedachten Stellen an 
gerechnet, wieder ein. 

Wegen grundloſer Verweigerung der Annahme einer, auf einen Buͤrger 
gefallenen, Wahl tritt der im. $. 15. beſtimmte Nachtheil ein. 

$. 33. Der Ausſchuß wählt unter fid) nad) Stimmenmehrheit einen 
Obmann. Sein Amt dauert zwei Jahre, er ift nad) deren Ablauf wieder 
wählbar. 

$. 34. Die Mitglieder des Ausfhuffes erhalten weder Gehalt noch 
Gebühren. 

Bei Gemeindeangelegenheiten außerhalb Orts, mobei der Bürgeraus: 
ſchuß, aus Auftrag des Gemeinderaths oder vermöge Vorladung einer Staats: 
ftelle, zu erfcheinen hat, find die Erſchienenen berechtigt, die gefeglichen Ge: 
buͤhren aus der Gemeindefaffe, gleich den Gemeinderäthen, zu fordern. In 
ſolchen Kälen hat nur der Obmann mit höchftens zwei Mitgliedern des Bürz 
gerausfchuffes zu erfcheinen. 

$. 35. Landgemeinden unter fechzig Bürgern koͤnnen, mittelft eines 
Befchluffes dee Gemeindeverfammlung, bis auf Widerruf auf das Inſtitut 
des Bürgerausfchuffes verzichten, und in diefem alle tritt die Gemeindever⸗ 
fammlung an feine. Stelle, | 
Drittes Kapitel. 

Bon der Öemeindeverfammlung. 

$. 36. Zum Erfcheinen bei der Gemeindeverfammlung find alle Ge: 
weindebuͤrger berechtigt und. verpflichtet, die in der Gemeinde ihren fländigen 
Wohnſitz haben. 

Der Gemeinderath kann, mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes, Stra: 
fen des nicht gerechtfertigten Ausbleibens feftfegen, deren Betrag nicht einen 
Gulden überfteigen darf. 

Jeder muß im Perfon erſcheinen; Abweſende Eönnen duch Bevollmäch- 
tigte nicht vertreten werden. 

$. 37. Zu der Gültigkeit eined Gemeindebefchluffes wird erfordert: 

4) dag fämmtliche fiimmfähige Gemeindebürger zeitig zu der Gemeinde: 
verfammlung eingeladen werden. Die Urt der Öffentlichen Vorladung 
wird duch eine Inftruction beflimmt. 

Die Vorladung nad) Zünften ift unzulaffig. 

2) daß wenigſtens zwei. Drittheile davon erfihienen find; 

3) daß mehr als die Haͤlfte der Stimmen aller ſtimmfaͤhigen Buͤrger ſich 
fuͤr eine Meinung entſchieden habe. * 

Ausgenommen von der obgedachten Mehrheit ſind die Faͤlle, in welchen 
das Geſetz eine größere oder kleinere Stimmenzahl feſtſetzt. 


* 
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$. 38, Eine Gemeindeverfammlung muß Statt finden, 

1) wenn, Eraft Gefeges oder Verordnung, eine öffentliche Verkündigung, 
an die Gemeinde. zu gefchehen hat, infofern nicht ducch die, an einem 
Drte erfcheinenden, Wochenblaͤtter, oder auf andere, in der Gemeinde 
übliche Weife die Bekanntmachung eben fo gut gefchehen kann; 

2) wenn die Vornahme einer Handlung an die Einmilligung einer Gee 
meinde gefeglich gebunden ift; 

3) wenn ei den Staatsbehörden die Vernehmung ber Gemeinde befohr 
len wird; 

4) wenn von dem Bürgermeifter, bei Meinungsverfchiedenheit des Ba 
berathes und des Bürgerausfchuffes, der Gegenftand des Gemeinde zur 
Entfheidung vorgelegt werden muß; 

5) auf den Antrag des Gemeinderaths oder bes Bürgerausfchuffeg, oded 
einer Anzahl von Bürgern, die der Zahl der Mitglieder des Gemeins 
deraths und des Ausſchuſſes zuſammengenommen gleich kommt, wenn 
im Namen und aus Auftrag der Gemeinde eine Vorſtellung an Uns, 
an die Staͤndeverſammlung, oder die Staatsbehoͤrden gerichtet, und 
die Gemeinde um ihre Zuftimmung vernommen werden foll. In der 
befchloffenen Worftellung oder Befchwerde muß ausdrüdlich bes Ges 
meindebefchluffes gedacht fern, um als eine Bitte der Gelaumtheit 
angeſehen werden zu koͤnnen. 

6) Auf die ſchriftliche, von wenigſtens eben ſo viel Mitgliedern der Ge⸗ 

meinde, als der Gemeinderath und Ausſchuß ſtark ſind, unterzeichnete 

Anzeige bei der Staatsverwaltungsftelle, daß fie Befchwerden gegen 

die Amtsführung und Verwaltung des Bürgermeifters oder des Ges 

meinderaths, oder des Ausfchuffes zu führen hätten, und auf ihre 

Bitte, die Gemeinde zu vernehmen, ob fie diefe Befchwerden als Ges 

meindebefchwerden unterfucht wiffen wolle, hat die Verwaltungsitelle 

bie Gemeinde zu verfammeln, und in Abmefenheit derjenigen, gegen 
welche die Beſchwerde gerichtet ijt, zu vernehmen. Wird durch die 

Gemeindeverfammlung die Beſchwerde nicht als Gemeindebefchwerde ers 

Fannt; fo haben’ diejenigen, welche die Verfammlung veranlaßten, die 

Koften berfelden zu tragen. 

Eine von einzelnen Bürgern bei Staatsftellen eingereichte, nicht auf 
die, in Nr. 5. und 6. bezeichnete, Art zu Stande gefommene Vorſtellung 
wird ald Sache der Einzelnen, welche die Borftellung unterzeichneten ‚bes 
handelt, 

$. 39. Die Verfammlung der Gemeinde kann Statt finden, wenn 
der Dürgermeifter, oder der Gemeinderath, oder der Bürgerausfhuß folche 
in irgend einer Angelegenheit für väthlich erachtet, 

$. 40. Den Städten Über 3000 Seelen iſt geflattet, einen größern 
Ausſchuß, bei deſſen Beſetzung die Vorſchriften der 68. 28, 31. entſchei⸗ 
den, zu waͤhlen. Hierzu iſt ein Gemeindebeſchluß nothwenbig. Durch einen 
folchen kann auch die Einrichtung wieder abgeändert werden, 

Er muß viermal fo ſtark feyn, als der Fleinere, und er vertritt in als 
len Fällen die Gemeindeverfammlung, ausgenommen: 

1) wenn eine Verkündigung am die ganze Gemeinde gefchehen foll, 

.. 2) fo oft der Gemeinderath oder größere Ausfhuß die Zufammenberufung 
der Gemeinde verlangt, und 

3) bei Wahlen, infofern nicht ein Stellvertreter in den Gemeinderath und 
in den Ausſchuß gewählt wird, , 
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Zu jeder Verfammlung «des groͤßern Ausfchuffes gehört aud ber Ge: 
meindetath und der Eleinere Ausſchuß. 

Die Stimmen werden durchgezaͤhlt, und, dev Buͤrgermeiſter Hat bei 
Stimmengleichheit die entfcheidende Stimme. 

Ale Verhandlungen des groͤßern Ausfhuffes find öffentlich, 


Ziter Mi. , 
Bon der Verwaltung der Gemeinden. 


Erfies Kapitel, 
Bon den Amtsbefugniffen des Bürgermeifters. 


| $. 41. Der Bürgermeifter verkündet und vollzieht die Gefege, bie all 
gemeinen und befonderen Verordnungen, fo wie die Verfügungen der ihm 
vorgefegten Staatsbehörden, und verfügt auf die Erfuchungsfhreiben an 
derer Behörden. Alle amtliche Erlaſſe werden an ihn gerichtet, und er uns 
terzeichnet alle Ausfertigungen. 
Die Heimathsfcheine und die Vermögenszeugniffe müffen von den zwei 
älteften Gemeinderathsmitgliedern mit. unterfhrieben werden, 
. Er verwaltet die Drtspolizei felbft da, wo die Staatsverwaltungsſtelle 
ihren Sig hat, fo weit nicht der im $. 6. bemerkte Fall eintritt. 
Er führt die Aufficht über das Gemeindevermögen und leitet deſſen 
Verwaltung, fo wie die öffentlihen Bauten und Arbeiten ber Gemeinde, 
In dem Gemeinderath hat er den Vorſitz, bringt die Gegenflände zum 
Bortrag und die Befchlüffe des erflern zum Vollzug. 
Er allein in der Gemeinde ijt berechtigt, folhe zu einer Verſammlung 
zu berufen. - Sede andere Zufammenberufung ift, bei Vermeidung einer ans 
‚ gemeffenen polizeilichen Strafe, infofern nicht die Handlung ein geſetzlich hö: 
her zu beftrafendes Verbrechen enthält, verboten, 
Sn dem Gemeinderat) und in der Gemeindeverfammlung entfcheidet 
feine Stimme, wenn, diefe mit eingerechnet, Stimmengleichheit entſteht. 
Die Verwahrung des Gemeindefiegels ift ihm anvertraut, und er flellt 
innerhalb der Gränzen feiner Amtswirkfamkeit Beglaubigungen aus. 
Er verfieht gerichtliche Functionen, fo weit ihm folche durch die Geſetze 
übertragen find, 


| weites Kapitetl. 
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8. 42, Der Gemeinderat bevathfchlagt und befchließt: 

4) über alle Angelegenheiten, die nach den Gefegen und Verordnungen, 
fodann nad) den Verfügungen der Stantsbehörden feiner Berathung 
unterlegt werden; \ 

2) über alle Angelegenheiten der Gemeinde; 

3) über Alles, was auf die Verwaltung, Vermehrung und Verwendung 
des Gemeindevermögens, fo wie auf Stellung und Abhör der Ges 
meinderechnung Bezug hatz 

4) über > Bürgeraufnahmen und über Antritt des angebornen Bür- 
gerrechts; 

5) über den Gehalt und die Anſtellung des Gemeindedienſtperſonals. 

Demſelben ift ferner die Führung der Grund-, Gewähr: -und Unter 

pfandsbücher, nach den beftehenden und Fünftigen Gefegen, übertragen. 
.. 54. Die Form der Verhandlung in dem Gemeinderath iſt collegias 
liſch. Der Beſchluß wird nad) abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt, 

F 


\ 


. Das Rathsprotocol muß von allen anweſenden Rathsgliedern unters 
fhrieben werden. nt Ä 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes wird erfordert, daß menigftens mehr 
n g: Hälfte der Mitglieder, den Bürgermeifter nicht eingerechnet, anwe⸗ 
end ſey. 
$. 44. Sn den Städten hat fich der Gemeinderath in der Negel woͤ— 
hentlih einmal, in Landgemeinden monatlid zweimal zu verfanmeln, 
wenn nicht, außerordentliche Veranlaſſungen weitere Verſammlungen nös 
thig machen. 

$. 45. Wenn der Gegenftand der Berathung den Bürgermeifter ober 
ein Mitglied des Gemeinderaths, oder defien Verwandte und Verſchwaͤgerte 
in auf- und abfleigender Linie und bis zum zweiten Grad betrifft; fo dürs 
fen folche an der Berathung Eeinen Antheil nehmen. R 

In allen andern Fällen darf fein Mitglied von der Berathung ausge 
[hloffen werden, I | 
| Drittes Kapitel. 

Don den Pflihten des Rathsſchreibers. 

$. 46. Der Rathsfchreider führt und beglaubigte das Rathsprotocoll, 
beforgt und unterfchreibt die Ausfertigungen des Bürgermeifters und Gemein: 
deraths und die Regiſtratur, und bewahrt die Geſetz- und Verordnungsblaͤt⸗ 
ter, fo wie die Öffentlichen Buͤcher, unter Auffiht des Buͤrgermeiſters. Er 
ift verpflichtet, die ihm vom Buͤrgermeiſter oder dem Gemeinderath aufgetra= 
genen fchriftlichen Verhandlungen und Kanzleigefchäfte alfer Art, fo wie auch 
das $. 129. benannte Tagebuch zu beforgen. 

Viertes Kapitel. 
Von der Verwaltung der Drtspölizei. 

8. 47, Die Ortspolizei ift nach den beftehenden und Fünftigen Ge: 
fegen, Verordnungen und Inſtructionen zu venvalten, 

$. 48. Zur Ortspolizei gehören die Sicherheits, Reinlichkeits-, Ges 
ſundheits-, Armen=, Straßen», Feuer, Markt-, niedere Gewerbs-, welt: 
liche Kirchen», Sittlichkeits Gemarkungs:, Bau- und Gefindepolizei, jo 
wie die Aufficht auf Maaß ımd Gewicht. 

$. 49. Zu jedem Aufwande aus der Grmeindefaffe, wozu die vom 
Staate aufgeftellte Polizeiftelle des Orts nicht duch den Voranſchlag der 
Gemeindebedürfniffe im Voraus ermächtigt ift, muß folche die Zuſtimmung 
des Gemeinderaths einhohlen, 

Sn Fällen, wo Gefahr auf dem Berzuge ſchwebt, und wo die vors 
gängige Vernehmung des Gemeinderaths nicht möglich ift, können von ihr, 
jedoch anf ihre Verantwortung, Maaßnahmen und Anordnungen getroffen 
werden, die eine Koftenzahlung zur Folge haben. 

$. 50, Dem Bürgermeifter können zur Unterflügung in der Verwal— 
tung der Polizei, wo es die Ausdehnung des Dienftes erfordert, Mitglieder 
des Gemeinderaths ald Beigeordnete zugegeben werden. 

Das Dienftz und Polizeiperfonafe fteht unter feinen Befehlen. . 

In wichtigern, das Gefammtintereffe betreffenden Gegenftänden, befons 
ders hinfichtlih der Gemarkungspolizei, hat er ſich mit dem Gemeinderath 
zu berathen, in jedem Fall aber zu jedem. Koſtenaufwand aus der Gemein 
defaffe vor der Vornahme einer, mit Koften verbundenen, Einrichtung bie 
Zuftimmung des Gemeinderathd zu erwirken. | 
R In Nothfälten tritt die obgedachte Ermächtigung ein. 

J. 61. Dem Bürgermeifter ſteht, wo ihm bie Drtspolizei uͤbertragen 
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iſt, die Befugniß zu, gegen jeden Uebertreter wegen Ungehorfams und Poli⸗ 
zeifreveln Strafen zu erkennen und zu I: und zwar: 

a) Geldſtrafen 

in Städten big zu fünf Gulden; 
in Landgemeinden bis zu zwei Gulden. 
b) In beiben anſtaͤndiges buͤrgerliches Gefaͤngniß bis zu achtundvierzig 
Stunden. 
Andere und beſonders ehrenverletzende Strafen duͤrfen nicht erkannt 
werden. 

Ausgenommen von diefer polizeilichen Gewalt des Buͤrgermeiſters find 
die Standes- und Grundherren, Staatödiener,. Geiftlihe, Schullehrer, ſtan— 
des- und grundherrliche Beamte, und die Förfter, infofern fie in ihrem 
Dienftbezirke eine Uebertretung begehen. Polizeifrevel, welche dieſe begeben, 
hat er feiner ihm vorgefesten Stelle anzuzeigen, welche das Weitere zu bes 
forgen hat. 

Polizeitiche Geldſtrafen aber, welche Für gewiſſe Uebertretungsfälle fhon 
im Voraus beflimmt find, werden von dem Bürgermeijter gegen jeden Ue: 
bertreter erfannt, und, ausgenommen gegen die unmittelbar Vorgefegten, fo: 
dann gegen Standes- und Grundherren im Umfange der Standes= und 
Grundherrſchaft, vollzogen. 
Gegen diefe ift deren unmittelbar vorgefegte Stelle um den Vollzug 
anzugehen. 
$. 52. Maldfrevel werden nach befondern Gefegen und von den darin 
bezeichneten Stellen gethaͤtigt. 
Funftes Kapitel, 
Von der Verwaltung des Gemeindevermoͤgens. 
Allgemeine Beſtimmungen. 

8.53. Alles liegende und fahrende Vermögen der Gemeinden, erſteres 
mag Gemeinde: oder Almendgut feyn, ift das Eigentbum der Gemeindebürs 
ger als Geſammtheit. 

$. 54. Der Ertrag des Gemeindevermoͤgens iſt zunaͤchſt zur Beſtrei— 
tung des Gemeindeaufwandes, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes, beſtimmt. 

Ausnahmsweiſe verbleibt der Genuß von dem Almendgut, welcher ſeit— 
her allen Bürgern, oder einer berechtigten Klaffe dee Gemeindebürger zuge: 
ftanden ift, den gegenwärtig und Eünftig Berechtigten mit den darauf Aa 
den Laſten unter folgenden Beftimmungen. 

$. 55. Das Grundftoksvermögen darf nur in außerordentlihen 
Faͤllen zu laufenden Bebärfniffen verwendet werden. 

Zu einer ſolchen Verwendung iſt ein Beſchluß der Gemeindeverſamm⸗ 
lung erforderlich. " 

$. 56. Die Beförfterung der Gemeindewaldungen unterliegt den Forſt— 


polizeigeſetzen. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Einnahmen und Ausgaben der —— 
$. 57, Die ordentlichen Einnahmen beſtehen: 
- I) in dem Ertrag aus den Gemeindeliegenfchaften, der Gemeindewirth: 
ſchaft und dem fahrenden Vermoͤgen der Gemeinde; 
2) in dem Ertrag aus Berechtigungen; 
a) von Flößerei und Schifffahrt, 
b) von Jagden, Fiſchereien und Schaͤfereien, 
0) von m 


f 
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d) von Eichanftalten, 
e) von MWafenmeiftereien, 
f) von Weg-, Pflafter:, Brüden-, Waags und Thorfperrgeldern, 
g) von Zaren, | 
h) von Strafen und 
i) von andern Gefallen, die einer Gemeinde zuffehen. 
$. 58. Die auferordentlihen Einnahmen beftehen in . 
4) aufgenommenen Kapitalien; | 
2) Auflagen auf den Almendgenuß; 
3) dem Ertrag aus Umlagen; 
4) dem Zufhuß von Orundflodsvermögen, wenn ſolches zu Inufenden 
Ausgaben verwendet werden darfz | 
5) Dctroigefällen ; 
6) alfen andern Einnahmen, melde nicht regelmäßig wiederkehren, und 
zum rundflodsvermögen gezogen werden müffen. 
$. 59. Die Koften für Damm-, Fuße, Brüden und Wegbauten 
außerhalb Drts, welche auf dem Gemarkungsverbande ruhen, find, jedoch 
nur fo weit, al zum Ankauf von Grund und Boden, Materialien, oder 
zu Beſtreitung dabei nöthiger Kunſt- und Handwerksarbeiten baare Mittel 
erfordert merden, durch Umlage auf das Befammtfteuercapital der Gemarz 
fung, alfo mit Einfchluß des Steuercapitald der Gemeinde, zu dedien. Alle 
übrige Gemeindebedürfniffe, unter welchen auc der Werth der Gemeinde: 
Dienfie begriffen ift, werden aus den Gemeindeeinkünften zu zwei Dritteln 
beſtritten. F— | 
Wo die Häufer zerftrent in der Gemarkung liegen, foll ein gewiſſer 
Umfang beilimmt werden, welcher den Etter des Orts beftimmt. 
8. 60. Werden durch diefe Einkünfte nicht zwei Drittel der Beduͤrf⸗ 
niffe gededit; fo kann, fo meit e8 zur Ergänzung diefer zwei Drittel noth: 
mendig iſt, eine Auflage auf die Bürgernugungen gemacht, jedoch muß 
das im $. 92. vorgefchriedene Maaß nebjt zwei Klaftern Gabholz freigelaf 
fen werben. 
$. 61. Mas, nad) Verwendung dev Gemeindeeinkünfte und der, im 
alle des $. 60. auf die Bürgernugungen zu machenden, Auflagen, an obi> 
gen zwei Dritteln der Gemeindebedürfniffe noch ungededt ift, wird von den 
Gemeindebürgern und den, im $. 62. ihnen gleichgeftellten, ſtaatsbuͤrgerli— 
chen Einwohnern nach. dem bdirecten Öteuerfuß, ober einem andern, durch 
Gemeindebeſchluß feftzufegenden, aber von den Stantsbehörden zu genehmis 
genden Beitragsfuß, beigebracht. Die Befiger von einleibigen Schupflehen 
werden den Gemeindebürgern gleich gehalten. SHinfichtlih der Umlage auf 
das Lehen, werden folche mit dem Öteuercapital deffelben angezogen, das, 
nach Abzug des Öteuercapitald des Canons, den fie zu entrichten haben, 
übrig bleibt, 
Das übrige Drittel wird auf ſaͤmmtliche Steuerpflichtige der Gemars 
kung nad) dem Ortskataſter umgelegt. 
$. 62. Jeder Bürger und flantsbürgerliher Einwohner, fofern diefer 
in der Gemeinde ein bürgerliches Gewerbe treibt, oder ein zur Bewirthſchaf⸗ 
tung- feiner in der Gemarkung liegenden Güter erforderliches Geſpann befigt, 
oder überhaupt eine eingerichtete Landwirthfchaft in der Gemeinde treibt, ift 
verpflichtet, in: Perfon oder durch einen Stellvertreter jährlich bis zu drei 
Tagen Handdienfte zu leiften, oder den Werth dafür zu entrichten. 
$. 63. Die im $. 61. und 62. ausgefprochene Beitragspflict der 
flantsbürgerlihen Einwohner, welche Landwirthſchaft treiben, bezieht fi nur 
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auf das Steuercapital derjenigen Kiegenfchaften, auf welchen fie Landwirthe 
ſchaft treiben. Die Gemeinde kann durd Stimmenmehrheit im einzelnen 
Salt auch auf diefe Vollbefleuerung verzichten. 
+$. 64. Die übrigen bisherigen Gemeindefrohnden, fo weit fie nad} 
Köpfen oder nach dem Viehſtand unentgeldlicy geleiftet werden mußten, fins 


den in Zukunft nicht mehr Statt, es fey denn, daß durch Gemeindebefhluß - 


ſelbſt etwas anderes feitgefeßt werde. 

$. 65. Eine unentgeldliche Zumeifung der Fuhrdienfte an die Zugvieh> 
befiser und der Handdienſte an die übrigen Bürger und Einwohner, die in 
der Gemeinde ein Gewerbe oder eine Landwirthſchaft treiben, kann nur 
befchloffen werden, wenn ſowohl die Mehrheit der Zugviehbefiger, als bie 
Mehrheit derjenigen, die Fein Zugvich befigen, dazu beiſtimmen. 
6.66. Das Geldbedürfniß für die zu leiftende Arbeit, fo meit die 
Leiftung nicht gemäß der $$. 62. bis 65, unentgeldlich gefchieht, wird. wie 
eine andere Gemeindenusgabe behandelt. 

$. 67. Wenn nit die Gemeinde biefe Gemeinbdearbeiten auf dem 
Wege der BVerfteigerung an den Wenigſtnehmenden überfaffen will; fo bleibt 
jeder Gemeindebürger und faatsbürgerficher Einwohner oder Ausländer, wel: 
cher ein Gewerbe oder Landwirthfchaft treibt und Zugvieh befist, zur Leiſtung 
der Fuhrdienfte, und jeder, der fein Zugvieh befist, zur Leiftung der Hand» 
dienfte gegen eine mäßige Entſchaͤdigung verpflichtet, 

$. 68. Der Werth der Dienfte wird durch einen Beſchluß des Ges 
meinderaths und Bürgerausfchuffes, nah den örtlihen Preifen und nad) 
der Größe der Gemarkung, feftgefegt, darf aber für den Tag und das Pferd 
nicht 40 kr. und für den Handdienft nicht 16 Er. überfteigen. 

$. 69. Ueber die geleifteten Dienfte wird von einem hierzu befonders 
beauftragten Mitgliede des Gemeinderaths ein Verzeichniß geführt. 

Die Vergütung und Ausgleichung der geleifteten Dienfte gefchieht nach 
beendigter Arbeit, oder fpäteftens am Ende des Nechnungsjahres in der Art, 
daß, wer mehr ald das auf fein Steuercapital fallende Betreffniß geleiftet 
hat, den Mehrbetrag von der Gemeindekaffe bezahlt erhält, wogegen bderje 
nige, der weniger als fein Betreffniß leiftete, das Mangelnde an die Ge— 
meindekaſſe zu erfegen hat. 

$. 70. Auch denjenigen Ausmärkern, welche nicht in der Gemeinde 
wohnen, ift hierbei geftattet, nach Verhaͤltniß ihrer, zu den in den $$. 67. 
und 68. erwähnten Vergütungen fchuldigen, Beiträge Naturaldienite zu lei⸗ 
ſten, wenn fie vorher einen Oemeindeeinwohner bezeichnet haben, wels 
nn — ihrer Stelle die Aufforderung zur Leiſtung des Dienſtes geſche— 
en ſoll. 
$. 71. Frei von allen Beiträgen zu Gemeindebeduͤrfniſſen find: 
1) die landesfuͤrſtlichen Nefidenze und Luftfchlöffer und Gärten, fo wie 
die Schlöffer und Gärten der großherzogl. Prinzenz 
2) die Refidenzfchlöffer und die dazu gehörigen Gärten der Standesherren; 
3) Kichen, Bethäufer, Synagogen und Friedhöfe; 


4) Lehr: und Bibliothefgebäude, und andere, für Lehranftalten, fo wie 


——— Wiſſenſchafts⸗ und Kunſtzwecke beſtimmte oͤffentliche 
ebaͤude; 
5) Hoſpitaͤler, Entbindungs⸗, Waifens und Armenhäufer; 
6) Rathhäufer, Thor: und Wachthaͤuſer und andere Gebäude, welche Eis 
genthum der Gemeinde als Gefammtheit find; 
7) Kafeınen, Zenghäufer, Lazarethe und andere zum Militairdienſt gehoͤ— 
. tige Gebäude; 
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8) Kanzleien, Amt!» und andere zum Staatsdienſt gehörige Gebäude; 
9) Gefängniffe, Zucht-, Irren-, Siechens und Arbeitshäufer, 

Alle übrige Gebäube, Kiegenfchaften und Gefälle, namentlich auch jene 
her geoßherzoglichen Domainenverwaltungen, unterliegen demnach der Gemeinde: 
beſteuerung, gemäß der allgemeinen Vorſchrift des $. 61. Ä 

$. 72. Die Pfründen der Ortsgeiftlichen und Schulfehrer Eönnen in 
ber Gemeinde, in welcher fie angeftellt find, nue mit dem Steuercapital, 
welches: den Betrag der Congrua überfteigt, zu Gemeindebedürfniffen beige 
zugen werden. 

Bei Berechnung der Congrua werben diejenigen zur Pfründe gehörigen 
Gegenftände, welche in anderen Gemeinden in das Steuerfatafter aufgenom: 
men find, nicht in Anfchlag gebracht. 

8. 73. Pfarrer und Schullehrer Eönnen in dem Ort, wo fie- angeftellt 
find, mit dem Gemeinderath und Ausfhuß, unter Zuffimmung des Aus⸗ 
fhuffes der Ausmärker, über ein, ſtatt der jährlichen Umlagen zu zahlendes, 
Beitragsaverſum auf beſtimmte Jahre uͤbereinkommen. 

$. 74. Die Betriebscapitalien und die Fabrikgebaͤude der Fabrikanten, 
die blos zum Zwecke der Fabrikation benugt werden, bleiben von dem Bei: 
- zug nach dem Steuerfuß freiz jedoch Eönnen die Gemeinden zur Beftreitung 
jeder Art von Gemeindebedürfniffen einen Averfalbeitrag von den Fabrikbe— 
figern für obgedachte Gegenftände nach dem Verhaͤltniß des Nusens, welchen 
der Fabrikant von der Gemeinde, und diefe von ihm hat, fordern, Kom— 
men beide Theile darüber nicht gütlich überein; fo hat die Staatsbehörde zu 
entfcheiden. 

In aller andern Hinficht, befonders in Bezug auf Wohngebäude und 
auf den Detailhandel, werden bie Fabrikanten in ben gedachten Gemeinden 
den Gemeindebürgern gleichgehalten, 

. 75. In allen Gemeinden kann ſtatt einer Umlage, ober neben 
ſolcher mit Zuſtimmung der Gemeinde, eine Verbrauchſteuer eingefuͤhrt werden. 

Dazu wird erfordert: 

1) die Verwendung zu beſtimmten Zwecken; 

2) die Nachweiſung uͤber die Nothwendigkeit des Zwecks; 

3) die Nachweiſung über die Unzulaͤnglichkeit des ordentlichen Eins 
fommens ; 

4) die Auswahl folcher Gegenftände, deren Befteuerung fo viel möglich) 
nur die Einwohner trifft; 

5) die Beſchraͤnkung auf eine gewiffe Zeit, nach deren Ablauf die Bewils 
ligung erlöfcht, wenn fie nicht erneuert wird. 

$. 76. Befreit von der Verbrauchfteuer find die Fabriken hinfichtlich 
der zu ihrem: Getwerbsbetrieb eingeführten Gegenſtaͤnde. 

Gebraucht aber der Fabrikinhaber Iegtere auch zus Gonfumtion; fo hat 
er dafür einen Averfalbeitrag in die Gemeindekaffe zu zahlen. Kommen folcher 
und die Gemeinde nicht gütlich überein ; fo .entfcheidet die Staatsbehoͤrde. 

$. 77. Da, wo ein BVicinalz ober Gemarkungsweg durch die Benu— 
Kung von Salinen=, Berg: und Eifenwerken, größeren Waldungen, oder jeder 
anderen Gemwerbsunternehmung gewöhnlich oder zeitlich verdorben wird, kann 
der Eigenthümer oder Unternehmer zu einer Beihilfe zur Unterhaltung des 
Wegs angehalten werden. 

Menn die Gemeinden und die Eigenthuͤmer ober Unternehmer nicht auf 
gütfiche Weiſe über den Beitrag’ uͤbereinkommen koͤnnen ; fo haben die Staats⸗ 
VBehoͤrden, mit Ruͤckſicht auf den Vortheil, der dem Gemeinden bucch eine der 
gedachten Unternehmungen zugeht, zu entfcheiden. 
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.. 8.78. Ausgaben, welche nicht durch Zwecke der Gemeinde, in ihrer 
Gefammtheit oder als Staatsanftglt betrachtet, veranlaßt werben, fondern die 
Abwendung befonderer Nachteile, oder die Erreihung befonderer Bortheüle 
beftimmter Kaffen von Gemeindeangehörigen, Einwohnern oder. Befigern 
zur Folge haben, werden als Socialausgaben nad einem befonderen, den 
Verhältniffen des einzelnen Falles entfprechenden, Umlagsfuß erhoben. 

6. 79. Die befonderen Geſetze und Verordnungen über die Zilgung 
und Berzinfung der Kriegsſchulden und die hierzu erforderlichen Umlagen, fo 
wie über Kicchen= und Schulbaulichkeiten, bleiben in: Kraft; es foll aber in 
Gemäßheit des 8.26. des Kirchenbauedictd vom 26. April 1808 der Antheit 
der Gemeindeglieder an den Kirchen- und Schulbaulaften nur dann ganz oder 
theilmeife auf die Gemeindefaffe übernommen werden dürfen, wenn das Eins 
Eommen der Gemeinde von ihrem Eigenthum und ihren Berechtigungen, ohne 
Umlage und nach Beftreitung von zwei Dritteln der Gemeindebedürfniffe, einen 
hierzu verfügbaren Ueberfhuß gewährt, Nur in der gleichen Vorausſetzung 
foll auch, nad) der Verordnung vom 4 November 1813, eine Verwendung 
von Gemeindevermögen und Einkünften zur Zilgung und Verzinfung ber 
Kriegsfchulden Statt finden. 

8, 80. Die no vorhandenen eigentlichen Gemeindefhulden find von 
der Gemeinde aus. dem Ueberfhuß des Gemeindeeintommens, und, fo weit 
fotches nach der Beftimmung des $. 59. nicht vorhanden oder unzugaͤnglich 
iſt, durch Umlage auf die Gemeindebürger und die im 6. 62, benannten - 
ſtaatsbuͤrgerlichen Einwohner zu verzinfen und abzutragen. Da, wo für bie 
vorhändenen Gemeindefchulden oder einen beflimmten Theil derfelben, mit 
Genehmigung der Staatsbehörde, gewiſſe Gemeindeeinkünfte :oder Umlagen 
zur Verzinſung und Zilgung ausgefegt find, wird diefe Beftimmung aufrecht 
erhalten; es koͤnnen aber folche bei der Dedung der Gemeindebebürfniffe von 
der. Gemeinde. nicht aufgerechnet werden. Ä 

Wenn in eimer- Gemeinde feit 1819 Ausgaben gemacht wurden,. zu 
_ welchen nad) den ‚damaligen Gefegen die Ausmärker 'beitragspflichtig waren; 

fo haben biefe ihre Beiträge, mit welchen fie noch im Ruͤckſtand find, nach— 

zutragen. —— 

9. 81. Die in gegenwaͤrtigem Geſetze vorkommenden 88. 59 bis 76 
folen auf dem naͤchſten Landtage einer Revifion unfermorfen werden. 

: Ar 2 Abfhnitt. © u 

Bon den Anleihen der Gemeinden, 
8. 82. Der Gemeinderath befchließt die Capitalaufnahmen, welche zu 
Abtragung aufgelündeter Capitalien gemacht werden. ° 

Zu anderen nöthigen Anleihen ift die Einwilligung der Gemeinde er⸗ 
forderlich. — —* ee 

‚Sig, können nur nöthig werden, wenn „die ordentlichen Einfünfte dev 
Gemeinde erſchoͤpft und zu einer unvermeidlichen oder. höchft nuͤzlichen Aus— 
gabe; Feine anderen zwedmäßigeren außerordentlichen Einnahmen aufzufins 


den find. EUER 
Sc 3 Abſchnitt. ei 
Ä Bon den Ueberfhüffen der Gemeindefaffe 
$. 83. Die nach gefeglicher Beftreitung von zwei Dritteln der Gemeine 
debeduͤrfniſſe vorhandenen Ueberſchuͤſſe ſind zur Schuldentilgung zu verwenden, 
und, wenn keine Schulden "vorhanden: find, zu Capital anzulegen. Die 
Größe ber: Capitalanlage richtet ſich nach dem Werth der Gemeindegebaͤude, 
welche durch ein Ungluͤck zerſtoͤt werden koͤnnen, oder wenigſtens nach dem, 
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das den hoͤchſten Werth hat, und nach den wahrſcheinlichen Koſten, welche 
Naturereigniſſe, denen das Gemeindegut ausgeſetzt iſt, REDE ver⸗ 
anlaſſen koͤnnen. | 

$. 84. Eine andere Verwendung ber Ueberfchüffe, als zur Schulden 
dezahlung und zu Capitalanlagen, und über die Verwendung derer, die nicht 
mehr zu Gapital angelegt werden follen, kann nur von ber Gemeindeverfamms 
lung. befchlofjen werden. 

Werden folche Ueberſchuͤſſe unter die Gemeindebürger vertheilt; ʒ fo geſchieht 
die Vertheilung nach Koͤpfen. 

Die Wittwen der Gemeindebuͤrger erhalten den vollen. Antheil, ber ih⸗ 
ses verftorbenen —— — er noch am Leben waͤre, zufiele. 

4 Abſchnitt. 
WVon dem Almendgenuf. - 

8 86. Die Art der Benugung ber ungetheilten Almendgüter, ‚bie 
Größe der Genußtheile,, und die Art der periodifchen Vertheilung der legtern 
bei getheilten Almendgütern, fo wie die Groͤße der Buͤrgerholzgaben, richtet 
fi) nach dem unbeſtrittenen Zuſtande vom 1. Januar 1831. 

Er kann durch einen Beſchluß von zwei Dritteln der Stimmen aller 
Berechtigten auf eine andere Weiſe feflgefegt werden, und zwar nut, infofern 
nicht die Genußtheile unwidetruflich dem Befig —— Guͤter oder 
Haͤuſer haften. 

Eine Verminderung der Größe, der Hoßgaben kann in Folge der ver⸗ 
minderten nachhaltigen Ertragsfaͤhigkeit der Waldungen Statt finden. 

86. . In dem eben gedachten Falle trifft die Verminderung ſaͤmmt⸗ 
liche. Gaben im ‚gleichen Verhaͤltniſſe. Sinten die Gaben ‚auf: ein halbes 
Klafter herunter; fo £önnen ſolche. nicht weiter vertheilt werden, und wenn 
fie noch: weiter vermindert. werden follten, fo ift ihre Anzahl: fo zu befchrans 
Een, daß nur die, melche am. längften: im, Genuſſe find, fo weit es der) Er⸗ 
trag des Waldes zuläßt, ein halbes -Klafter erhalten, bie: ſpaͤter Eingetretenen 
gber- ihren Antheil — ſo lange —— bis fie in erledigte Genußtheile 
eintreten koͤnnen 

$. 87. Der zum Bürgergenuß Berechtigte ruͤckt in ſolchen ein , wenn 
er das fuͤnfundzwanzigſte Jahr zuruͤckgelegt, und eine en Haushaltung oder 
Gewerbe:auf eigene Rechnung: gegründet hat, .... 

Nach zuruͤckgelegtem 25ſten Jahre tritt auch der Soldat in den ang 
bes Buͤrgergenuſſes einz, er kann aber ben Genuß. ſelbſt nur, unter. den oben 
MIN, —*— erhalten. 7 

Iſt das Almendgut im beſtimmte Theile getheitt‘, und bie Zahl 
ber Beschrigtm ift größer, aid die ber Theile; fo finder das Einruͤcken * 
Statt, wenn ein Theil erledigte wird. | 

Das Gleiche: tritt bei den Holzgaben ein. . 

Sind in ſolcheni Falle zur naͤmlichen -Beit mehrere zum Einruͤclen us 
Berichrigte vorhanden; ſo entſcheidet das Loos uͤber den Vorzug des *inen 
dor dem’ anderen. Die, welche in dem Looſe durchfallen, ſind bei der naͤchſten 
Austheilung der Almendgenuͤſſe die zuerſt Berechtigten. 

N 89, Die Berechtigung zum Almendgenuß darf durch Veräußerung 
ober rbſchaft auf: Andere nitht übertragen werden, außer wo das Nugungss 
recht auf dem Beſitze gewiſſer Liegenfhaften haftet, und in — ‚Balle 
nur zugleich mit dieſem legten. 

90. Der. Verkauf von. Buͤrgerholzgaben iſt nur bt), wenn bee 
Bürger nachgewieſen un — er x für ag ia — ge⸗ 
* J— 

| ( 
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6. 91. Auf den Ertrag von einem halben Morgen Ulmendaderland 


“und von einem halden Morgen Almendwiefen, oder wo feine Almendiiefen 
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porhanden find, von einem Morgen Ackerlande, oder umgrfehrt, welche 
ein Gemeindebürger im Genuß hat, fodann eben fo auf zwei Klafter Bürgers 
holzgaben, barf Fein gerichtlicher Zugeiff erfannt werden, 


5. Abſchnitt. 
Bon der Vertheiluung des Almend- und Gemeindeguts, 


A) Allgemeine Beftimmungen. | 

8.92, Almend- und Gemeindegut, fofern fie volles Eigenthum der Ger 
wmeinde, find zum Genuffe oder zu Eigenthum theilbar, 

In dem legten Falle muß jedoch vorher unter fimmtlihe Gemeinde 
bürger ein halber Morgen Ader und ein halber Morgen Wiefen, oder ein 
Morgen Aderland oder ein Morgen Wiefen, zum Almendgenuffe vertheikt 
werden, infofern nicht jeder einen gleich großen Almendgenuß bereits befigt, 

Nur das noch Uebrige kann zu Eigenthum vertheilt werden. 

Ausgenommen von aller DVertheilung find die Gemeindewaldungen. 

Ausgenommen find ferner die Almendgüter, von welchen die Genußrechte 
in einer beſtimmten Morgenzahl unwiderruflich an beſtimmten Hofgutern oder 
Häufern haften. 

$. 93. Iſt das gu vertheilende Gemeindes oder Almendgut zu Untere 
pfand gegeben; fo kann, wenn der Gläubiger nicht eintoilliget, defien Ver⸗ 
theilung zu Eigenthum fo lange nicht Statt finden, bis folhes von biefer 
Laſt befreit ift, 

$. 94, Mo die Beibehaltung eines gemeinfchaftlichen Weidfeldes uber 
eines Zummelplages für das Vieh nöthig ift, oder bie Verwendung eines freien 
Raums zu öffentlichen Plaͤtzen zwedmäßig erfcheint, muß, vor der Theilung, 
ein den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen angemeſſener Theil zu dieſem Zwecke ausge⸗ 
ſchieden werden. | 

$. 95. Ruht auf den zum Eigenthum oder zum -Genuffe zu vertheie 
Inden Ländereien eine unbefteittene, unroidertufliche Berechtigung Dritter, die 
mit der Vertheilung nicht beftehen kann, der dritte Berechtigte will aber folche 
nicht abtreten; fo kann bei der oberften Staatsbehörde nachgefucht werden, 
er dazu gegen vollftändige vorgängige Entfchädigung verbindfich erklärt 

erde, | — — 

Iſt dieſe Erklaͤrung erfolgt, und der dritte Berechtigte und die zur Thel⸗ 
lung Berechtigten kommen nicht in guͤtlichen Wegen uͤber eine Abfindung 
uͤberein; ſo iſt der Werth in rechtlicher Form abzuſchaͤtzen, und dem Bereche 
tigten vor der Vertheilung zu entrichten; dem Letztern bleibt der Rechtsweg 
vorbehalten, jedoch nur wegen vermeinlich zu geringen Betrages des abge⸗ 
ſchaͤtzten Werthes. Wenn der Rechtsſtreit erhoben iſt; ſo bleibt die Vertheis 
lung bis zur vechtskräftigen Entſcheidung aufgefchoben, * 

S. 96. Steht zwei oder mehreren Gemeinden eine Laͤnderei in Ges 
meinfchaft zu; fo muß folche zwifchen den Gemeinden ſelbſt getheilt ſeyn, 
ehe die Theilung unter die Einzelnen erfolgen kann. Jede Gemeinde kamn 
wenn die andere Gemeinde nicht beiſtimmt, vor Gericht ver⸗ 

gen. — 
B) Beſondere Beſtimmungen. 


J. Von der Vertheilung des ſeither gemeinſchaftlich benutz⸗ 
ten Almendgutes zum Genuffe unter die Einzelnen, . 


$. 97. Zu der Vertheilung gemeinſchaftlich benugter Almendländereien 
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unter die einzelnen berechtigten Gemeindebuͤrger zur Cultur und zum Genuß, 
iſt die Zuſtimmung der letzteren mit abſoluter Mehrheit erforderlich. 
MU ſich die Mehrheit zu einer Theilung nicht entſchließen; ſo koͤnnen 
Einzelne, unter Verzicht auf den gemeinfchaftlihen Genuß, verlangen, daß 
jedem von ihnen ein’feinem Genuß verhältnigmäßig gleich Eommender Theil 
an einem ſchicklichen Ende des Almendguts auf ihre Koften zur ausſchließ— 
lichen Benutzung zugefchieden werde. | 
$*98. Iſt die Theilung von dee Gemeinde befchloffen; fo find die 
Urt der Theilung, fo wie die den künftigen einzelnen Theilnehmern aufzules 
genden Bedingungen, feftzufegen. — — 
$. 99. Die Theilung geſchieht, wenn nicht die Gemeinde etwas Anz 
deres ‚befchließt, oder nicht eim anderer Maaßſtab vermöge Privatrechtstitel 
einzelnen Bürgern Vorrechte giebt, nach Köpfen in moͤglichſt gleichem Werthe 
durch das Loos. h 
8. 100. Wo bereitd Almendgut in einzelnen Theilen zum Genuß geges 
ben tft, kann bei zunehmender Zahl der Berechtigten eine meitere Vertheilung 
dieſer Genuftheile Statt finden, jedod nur in fo weit, als ſolche das in 
$. 91. beftimmte Maaß überfteigen. Ä 
G. 101. In diefe Genußtheile, welche wo möglich alte. in ber fo eben 
angegebenen Größe zu bilden, ober infofern einige einen geringern Betrag 
erhälten, nach und nach auf folche zu bringen find, ruͤcken die neu hinzutres 
tenden Berechtigten ein, und verbleiben darin, bis fie in groͤßere erledigte 
Genußtheile einrücen können. e . 
$. 102. Wittwen erhalten, fo lange fie im Wittwenſtande verbleiben, 
dasjenige,. was ihr verftorbenee Ehegatte erhalten haben’ würde. 
— 6 103. Wo Ortsgeiſtliche und Schullehrer Antheil an dem gemeins 
Thaftlihen Genuß hatten, muß jedem von ihnen zu gleichen Zwed ein im 
Berhältniß ‚feines‘ Genuffes zu bemeffender Antheil zugetheilt werben. 
U. Bon der Vertheilung des Almendguts zu Eigenthum. 
"2.8. 104, Einzelne koͤnnen nicht auf Theilung des Almendguts zu Ei⸗ 
genthum und zur Cultur klagen. Wenn ‚aber eine Anzahl von Gemeinde: 
bürgeru, der doppelt fo groß ift, als der Geweinderath und Ausſchuß zu: 
fammengenommen, dem Bürgermeifter den Wunſch ausdrüdt, daß getheilt 
werden möchte; Fo iſt er verpflichtet, der. Gemeinde diefen Wunſch vorzulegen. 
Das Nämliche hat zu gefhehen, wenn dev Gemeinderath die Zheilung 
fl. nöthig und nüglich halt. ——— 
sähe 105; SE die Theilung durch drei Viertel aller ſtimmfaͤhigen Buͤr— 
ger. von der Gemeindeverſammlung, unter Rüdfiht auf den $. 92, befchlofß 
fen; fo find die Art der Vertheilung und, die Bedingungen, unter. welchen bie 
Antheife den: Eünftigen Beſitzern zufallen follen, feftzufegen, — 
8. 106. Werden ſeither gemeinſchaftlich benußte Almendguͤter zu Eigen⸗ 
thum vertheilt; fo geſchieht die Theilung, wenn von ber Gemeinde nichts An— 
deres beſtimmt iſt, ohne Ruͤckſicht auf den Genuß, unter ſaͤmmtliche Ge⸗ 
meindebuͤrger nach Koͤpfen, in Theilen von moͤglichſt gleichem Werth, durch 
das Loos. u, — — — 
8 107. Amendgut, das ſeither in einzelnen Theilen zum Genuß abs. 
gegeben worden ift, kann, unter Beobachtung des $. 92, ebenfalls getheilt 
werden. ee Dun a 
Diefe letzteren, in Gemäßheit des $. 92. von der Almendtheilung aus⸗ 
genommenen, Antheil find untheilbar, und imüffen fortdauernd als Bürgers 
genuß erhalten werden. Fe | —— 
6. 408. Wittwen erhalten bei aller Vertheilung zu Eigenthum den 
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Antheil, den ihr letztverſtorbener Ehemann erhalten: haben wuͤrde, wenn er 
am. Reben geweſen waͤre. Stirbt ein Gemeindebuͤrger, nachdem die Theilung 
bereits rechtsguͤltig beſchloſſen, und von der Staatsbehoͤrde genehmigt, aber 
nicht vollzogen, warz fo geht fein Antheil an feine Erben über. : 

8. 109..:Wo Drtögeiftliche und Schullehrer Yntheil an dem Almend» 
genuß hatten, muß der Pfarr- fo wie ber. Schulpfründe ein Bürgertheit zu 
Eigenthum zugefchieden werden. 

IH, Bon ber VBertheilung des -Gemeindeguts zu Eigenthum 

Fr u 5 oder Genuß. ont 

8.110: Einzelne Theile des Gemeindeguts koͤnnen nur in fo weit zu 
Eigenthum oder Genuß vertheilt werden, als ihr Ertrag zur Beſtreitung 
fämmtlicher Getneindebedürfniffe nicht erforderlich und zugleich nach dem $. 83. 
für mögliche Ereigniffe Fürforge getroffen iſt. = | 

Die Vertheilung kann nur gefchehen, wenn drei Viertel der Stimmen 
aller flimmfähigen Bürger in die Theilung willigten. | 
8, 411. Kein Einzefner kann auf Ausfcheidung und Theilung klagen. 
Wenn aber; nach der in F. 104. vorgefchriebenen Weiſe, die Vertheilung des 
von der Gemeinde für entbehrlich erflärten Gemeindeguts von folder zu Eis 
gentbum oder zum Genuß befchloffen worden iſt; fo gefchieht die Theilung 
in jedem der beiden Fälle unter fämmtliche Gemeindebürger nad Köpfen in 
möglichft gleichem Werth und durch das Loos. 

F. 112. Auf gleiche Weife wird das Rottfeld von ausgeftodten Wal: 
dungen zu Eigenthum und zum Genuffe, je nachdem das eine oder das an: 
dere von ber Gemeinde befchloffen worden ift, vertheilt, 

SFS. 113. Hinfihtlih der Wittwen, und ber zwifchen der befchloffenen 
Theilung und dem Vollzuge verftorbenen Bürger, findet ber 8. 107. auch 
bier feine Anwendung. | 

6. Abſchnitt. 

Von der Erwerbung, Veräußerung, Verpahtung und Ber: 
pfändung des Gemeindevermögens und von Cultur— 
veränderung. 

$. 114. Die Erwerbung von Kiegenfchaften, Gebäuden und Berechti— 
gungen genehmigt der Gemeinderath, wenn der Werth dafür aus den ordent: 
lichen Einkünften der Gemeinde beftritten werden fan. . 

Sind außerordentliche Mittel dazu nöthigz; fo wird die Zuſtimmung dev 
Gemeinde erfordert. NR: | 

"Solche Erwerbungen der Gemeinden, fo wie new aufgeführte Gebäude 
berfelben, wenn fie ausfchließlich die Vermehrung des Gemeindeguts und Ein: 
fommens zum Zweck haben, find aus dem etwaigen Ueberfchuß des Ertrags 
des Gemeindevermögens, oder fo weit Eeiner vorhanden ift, aus befondern 
Umlagen auf die Gemeindebürger zu beſtreiten. 

$. 115. Freimillige Veräußerung von einzelnen Theilen des Gemeinde: 
guts und von Berechticen Bann in fofem Statt finden, als folche zu entles 
gen find, oder aus irgend einem Grunde einen weit minderen Ertrag für die 
Gemeinde abmwerfen, als der Erlös. aus folchen gewähren würde, 

‚Gebäude können veräußert werden, wenn fie fir die Gemeinde nicht 
mehr nöthig find, | Br, | 

: Bu. allen Veraͤußerungen von Liegenfchaften und Gebäuden, die in 
Städten über dreitaufend Seelen den Anfchlag von 1000 fl., in den uͤbri— 
gen Städten und: Landgemeinden. den Anfchlag von 300 fl. überfteigen, wird 
“ Beſchluß der Gemeinde; erfordert, — 

| 34 
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$. 116. Vertauſchung, Verpachtung und Veränderung des Gemeinde: 
guts in dev Cultur genehmigt dev Gemeinderath; zu Waldausſtockungen und 
außerordentlichen Holzhieben ift die Buftimmung der Gemeinde nothwendig, 
nachdem vorerft das Gutachten der Forftbehörde eingehohlt worden iſt. 

$. 117. Der Gemeinderath befchließt ferner über die Verwerthung bes 
Ertrags des. Gemeindeguts und über bie Veräußerung und Vertauſchung alles 
beweglichen Vermoͤgens. 

$. 118. Alle Veraͤußerungen des beweglichen und unbeweglichen Ver: 

mögens und alle Verpachtungen müffen in öffentlicher Steigerung gefchehen. 
j Eine andere Art der Veräußerung und Verpachtung kann nur Statt 
finden, wenn ein beweglicher Gegenftand zweimal, ‚und ein unbeweglichen 
dreimal zur Öffentlichen Steigerung ausgeſetzt war und: nicht angebracht 
werden konnte, oder wenn bei beweglichen. Sachen ber Gemeinderath und 
Bürgerausfhuß, bei unbeweglichen Gegenftänden die Gemeinde, eine andere 
Veraͤußerungs⸗ oder Verpachtungsart für zweckmaͤßig finden. 

Mer zweijährige Rüdftände in die Gemeinde fhuldig iſt, darf-vor beten 
Berichtigung zu feirem Kaufe von Gemeindevermögen und zu feinem Pacht 
zugelaffen werden, 

$. 119. Der Erlös aus veräußerten Liegenfchaften und Gebäuden, 
der Erlös von ausgeftodten Waldungen und auferordentlihen Holzhieben 
muß zum Grundſtocksvermoͤgen gezogen, und daher entweder zu Capital 
angelegt, bder zu Schuldentilgung, oder zu neuen Erwerbungen verwendet 
werden. Es iſt jedoch geſtattet, einen Theil des Erloͤſes von Waldausſtockun⸗ 
gen und Holzhieben zur Cultur des ausgeſtockten Bodens zu verwenden. 

. 120. Das liegende Vermögen der Gemeinde darf in folgender Orb: 
nung zu Unterpfand gegeben werden: 
1) Die Grundrenten, Gefälle und nutzbaren Berechtigungen, das Ge: 
meindegut und die Gemeindewaldungen. 
2) Das Amendgut. 

Nicht zum Unterpfand dürfen gegeben twerden: Kirchen, far: und 

Schulhaͤuſer, Pfruͤnd⸗ und ie 
Abſchnitt. 
Vom ch 

$. 124, Ueber die Aufführung neuer Gebäude, fo wie über az 
ferung der vorhandenen, befchließt der Gemeinderat, wenn der Aufwand 
aus den ordentlichen Gemeindeeinkünften beftritten werden kann. 

Werden aber dazu außerordentliche Mittel erfordert; fo ift vor aller 
Vornahme eines neuen Baues und aller Hauptausbefferungen im Sinne des 
Satzes 605. und 606. des Landrechtes die Buftimmung der Gemeinde 
einzuholen. Die Eleineren Ausbeſſerungen find aus ben parateflen ordentlj⸗ 
chen, und in deren gaͤnzlicher Ermangelung, aus ben parateften außerordent— 
lichen Mitten zu beftveiten. 

Die Baukoften für Gebäude, in fo weit fie die Vermehrung bed Ge- 
meindeguts und Einkommens zum Zwecke haben, find — den —— 
des Nachſatzes von §. 114. zu beſtreiten. 

8. Abſchnitt. 
Von den —— Vergleichen, Forderungen und gericht⸗ 
lichen Verhandlungen. Alle 

$. 122. Vertraͤge, die eine Lieferung von beiveglichenn But ober eine 
Leiſtung zur Folge haben, und alle zum laufenden Dienſte erforderlichen 
Anfhaffungen und Koftenaufwendungen, genehmigt. der: Gemeinderathz Wer 
gleiche genehmigt er dann, wenn der dafuͤr zu entrichtende Betrag. oder die 
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Summe, welche duch den Vergleich zum Opfer gebracht werden foll, aus. 
den im Voranfchlag aufgenommenen Einkünften der Gemeinde beſtritten 
werben Fan. IT i FR B 

Zu andern Vergleichen, fo wie überall, wo der Vergleich ein dingliches 
Recht. an. Kiegenfchaften zum Gegenflande hat, ift die Zuflimmung der Ges 
meinde erforderlich. Bei öffentlichen, um Lohn zu verrichtenden Arbeiten 
und bei ‚Lieferungen, die nicht der laufende Dienſt erfordert, wird Steigerung 
eingeleitet, nachdem ber Gemeinderath einen Ueberſchlag eingehohlt hat. Aus: 
nahmen. treten nur ein bei Arbeiten, die eine befondere Kunſtfertigkeit vor— 
ausfegen ‚oder, wo Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, oder wo Gemeinderath 
und Bürgerausfhuß die Verfteigerung nicht für zweckmaͤßig erkennen. 

64.423. Erfuͤllt eine Gemeinde ihre perfönlichen Verbindlichkeiten nicht; 
fo kann fich der Forderungsberechtigte vor Anftelung der Klage an die der 
ſelben vorgefegte Stantsvermwaltungsitelle beſchwerend menden, infoferne er nicht 
vorzieht, „den, Rechtsweg fogleidy zu betreten. Letztere hat in dieſer Eigen: 
fchaft den Gemeinderath darüber binnen 14 Zagen zu vernehmen, und wenn 
folcher die Nichtigkeit der Forderung anerkennt, binnen vier Wochen, vom 
Tage des dem Gläubiger zu eröffnenden Anerkenntniſſes an gerechnet, für 
die Befriedigung deffelben aus den ordentlichen ober außerordentlidyen Mitteln 
der Gemeinde zu forgen. Erfolgt die Befriedigung des Gläubiger nicht; fo 
fteht es ihm frei, bei den höhern Verwaltungsſtellen daruͤber Beſchwerde zu 
erheben. ; 

Iſt die Korderung durch Unterpfand gefihertz fo muß die Verwaltungs: 
ftelle, wenn: ſich der Forderungsberechtigte zuerft an fie gewendet hat, für die 
Zahlung ber geforderten verfallenen Zinfen in der obengedachten Zeit, für die 
Abtragung des aufgefündigten Capitals aber Iängftens binnen einem Jahre 
forgen. Gefchieht Letzteres nicht; fo kann der Forderungsberechtigte in gericht: 
lichen Wegen den Zugriff auf das Unterpfand verlangen. 

8, 124. Hat der Gemeinderath die Nichtigkeit der Forderung in dem 
anberaumten Termin nicht anerkannt; fo ift dem Gläubiger unter Eröffnung 
der Gründe des verweigerten Anerkenntniſſes fogleich davon Nachricht zu geben, 
$. 125. Der Gemeinderath hat darüber zu berathen und zu beſchlie— 
ßen, ob. einem gegen die Gemeinde angebrachten Anſpruch gerichtlich zu be— 
gegnen, ober ob ein Anfpruch oder eine Forderung der Gemeinde, deren Rich— 
tigkeit und Gültigkeit nicht anerkannt, oder denen nicht Genuͤge gethan wer: 
‚den will, in gerichtlihen Wege zu verfolgen fey. 

Die Zuſtimmung der Gemeinde wird immer erfordert, wenn der Ge: 
genſtand, er mag gegen oder für die Gemeinde in Anſpruch genommen wer: 
den, ein dingliches Recht an Liegenfchnften betrifft. | 

Verweigert die Gemeinde diefe Zuftimmung, oder wird der Entfchließung 
des Gemeinderath, wo es der Einwilligung der Gemeinde nicht bedarf, dic 
Zuſtimmung des Ausfhuffes verfagt, fofort aus diefem Grunde der Gegen: 
fland von. dem Bürgermeifter zur Entfehliefung der Gemeinde ausgefegt, und 
es verweigert auch diefe die Zuſtimmung zur Führung des Rechtsſtreites; fo 
Eönnen einzefne Mitglieder der Gemeinde denfelben auf ihre Gefahr führen. 

Erfolgt die endliche rechtskraͤftige Entfcheidung entweder ganz, oder wes 
nigftens in einem erheblichen, der Koften werthen Theile zu Gunften dev Ges 
meindez ſo · muͤſſen ihnen, die: Koften aus dev Gemeindekaffe erfegt werden, 
> 3, Iſt die Uebernahme des Rechtsſtreites in gefeglicher Form bes 
ſchloſſen; fo führt folhen der. Gemeinderath durch alle Rechtszuͤge. 
©. Er ernennt aus feiner Mitte zwei Beigeorbniete, welche mit dem Buͤr⸗ 


germeifter-im Namen der. Gemeinde dag Geeignete beforgen. 
— | 34 * 
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9. Abſchnitt. 
Bom Gemeinderehnungswefen. i | 

$. 127. Der Gemeinderechner wird von dem Gemeinderathe mit au 
ſtimmung des größeren Ausfchuffes in den Städten, und in den Landgemein: 
den nach Gemeindefchluß auf längere oder Eürzere Zeit aus: der Zahl der Ge⸗ 
meindebuͤrger ernannt. 

In Landgemeinden und in Städten unter 3000 Seelen kann er zu: 
gleich Mitglied des Gemeinderaths feyn. 

Der Gemeinderechner iſt für die vichtige Erhebung ber Einkünfte, fo 
wie für. die‘ Beobachtung der voegefehriebenen Drdnung in ben Ausgaben, 
allein verantwortlich. 

Die Vorfchriften der $$. 19. 21-26. find aud) auf bi Gemeinde: 
rechner anwendbar, 

6. 128. Er erhält einen beftimmten, von dem Gemeinderat feſtzu— 
fegenden Gehalt. Durch Befchluß dee Gemeinde kann auch fein Gehalt auf 
Tantiemen gefegt werden. 

Für die Stellung der Gemeinderechnung wird ein dem Umfunge derfel: 
ben angemeffener Betrag ausgeworfen, fuͤr welchen er die Rechnung ſelbſt zu 

ſtellen, oder ſolche durch Einen tauglichen Rechner ſtellen zu laſſen hat. Für 
Schreibmaterialien duͤrfen keine beſonderen Anſaͤtze gemacht werden. 

$. 129. Der Rathsſchreiber hat die Pflicht, ein genaues Tagebuch 
über alle wandelbare und zufällige Einnahmen der Gemeinde zu führen, 
und dem Bürgerausfhuß alle Monat vorzulegen. 

$. 130. Der Gemeinderath decretirt alle Einnahmen und Ausgaben 
auf die Gemeindekaffe. 

Die Zaggebühren und Auslagen des Bürgermeifters, der Gemeinderäthe | 
und des Rathsfchreibers werden von der nächft vorgefegten Stantsverwaltungs: 
behörde decretirt. 

Jede Bezahlung einer Rechnung ohne vorherige Decretur des Gemein: 
derathes oder, foweit folche die vorermähnten Gebühren und Auslagen betrifft, 
ohne Decretur der Staatöverwaltungsbehörde, gefchieht auf Gefahr des Ge: 

meindeverrechners. 

$. 131. Keine Staatsbehoͤrde kann unmittelbar auf die Gemeindekaſſe 
decretiven, wohl aber Verfügungen wegen Auslagen, wozu Gefege oder Ver: 
ordnungen die Staatsbehörde ermächtigen, zur Decretur erlaffen, mit Aus: 
nahme des im vorigen Paragraphen gedachten Falles. 

$. 132. In jeder Gemeinde muß jährlih auf den Antrag des Bür: 
germeifterd ein Boranfchlag der Gemeindebedürfniffe von dem Gemeinderath, 
unter Zuzug des Gemeinderechners, aufgeftellt werden. 

Er muß enthalten: ' 

1) die Gemeindeeinnahmen, 
2) die Gemeindeausgaben, 
3) die Dedungsmittel der legten. 

Die ftnatsbürgerlichen Einwohner in einer Gemeinde, die Ausmärker, | 
und überhaupt alle, die zu Umlagen oder Gemeindedienften beigezogen mer: 
den follen, find von dem Bürgermeifter einzuladen, durch Abgeordnete der 
Berathung über den Boranfchlag beizumohnen. - DE 

Diefe Abgeordneten haben mit den Mitgliedern des Gemeinderaths ent: 
fheidende Stimmen, Sie ftehen der Zahl nach zu ihren Committenten in 
dem Verhältniffe, wie der Ausfchuß zur Bürgerfchaft. 

In jedem Falle, mag die Zahl dieſer Gemeindeſteuerpflichtigen auch noch 
fo gering ſeyn; fo muß wenigſtens ein Abgeordneter zugelaſſen werden. 
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:: Die: Verwalter des Domainenfisfus, der Standes: und Grumdherren, 
fo wie der uͤber mehrere Drte oder über einen ober mehrere Bezirke ſich er- 
fireienden: Stiftungen, find außerdem zur Berathung des Voranſchlags einzu: 
iaden, und Jeder von ihnen, der perfönlich erfcheint, hat Stimmrecht. 

Auf Verlangen muß jedem Betheiligten Einfiht des Voranſchlages be: 
willigt, und gegen die Gebühr Abfchrift mitgetheitt werden. | 

‚Ausnahmsmeife kann auf den Antrag des Gemeinderaths die Stellung 
des Voranfchlages auf drei Jahre geftattet, den Gemeinden aber, welche ges 
ringe Einnahmen und Ausgaben haben, die Stellung ganz nachgelaffen werden. 

$. 133. Die geftellte Gemeinderehnung ift in dem verfammelten Ge: 
meinderathe zu prüfen, und fodann mit dem Prüfungsprotocoll in dem Rath: 
haufe, oder in einem anderen geeigneten Gebäude, vierzehn Zage lang zur 
Einfiht der Gemeindefteuerpflichtigen- aufzulegen, 

Nach diefer Zeit iſt folche öffentlich zu verkünden; die Bemerkungen ber 
Einzelnen find zu Protocoll zu nehmen; endlich ift die Rechnung mit fämmt: 
lichen Prüfungsprotocolen zur Abhoͤr einzufenden, fofort nach ihrer Abhör 
und Ruͤckkunft abermald auf die obgedacdhte Art vorzulegen. 

Alle Sahre Eann von dem Gemeinderathe ein Nechenfchaftsberiht, mit 
Angabe aller Einnahmen und Ausgaben und mit den mwichtigften Nachweis 
fungen, bearbeitet und gedruckt unter alle Bürger und Einwohner vertheilt 
werden. In den Städten Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg und Freiburg 
muß.eine folche Vertheilung gefchehen. 

8 134. Eine landesherrliche Verordnung wird die Form des Rechnungs: 
wefens beftimmen. ’ 

SE 10. Abſchnitt. 

Von den Amtsbefugniffen des Bürgerausfhuffes. 


8.135. Ohne Buftimmung des Bürgerausfchuffes koͤnnen die Befchlüffe 
des Gemeinderathes über folgende Gegenftände nicht zum Vollzug kommen: 

4) wenn ber Antrag auf Suspenfion oder Dienftentlaffung des Bürger: 
". . meifters, eines Mitgliedes des Gemeinderathes, Rathsfchreibers und 

Gemeindeverrechners geftellt werben foll; 

+2) bei Feftfegung des Werthes der. Spann und Handdienfte; 

3) über die Ernennung und den Gehalt des Nathefchreibers. und Gemein: 
5 Deverrechners ; 

4) über die, Errichtung neuer ftändigen Gemeindedienfte, den dafür auszu: 
werfenden Gehalt, fo. wie über die Erhöhung der feither beftandenen 
Gehalte der Gemeindediener; 

5) Über die Beftimmungen des Betrages, bis zu welchem die Ueberfchüffe 
doer Gemeindekaſſe zu Capital angelegt werden follen; 

6) über Veräußerung von unbeweglichen Vermögen, ſoweit ſolche nicht 

von ber Zuftimmung der Gemeinde ($. 115.) abhängt, über Ver: 
pfaͤndung des unbeweglichen Wermögens, über Verpachtungen, über 

Culturveraͤnderungen des Gemeindeguts, über Veraußerungen, welche 

nach $. 118. aus freier Hand gefchehen; | 

uͤber die Erwerbung unbeweglicher Güter, foweit nicht ‚die Genehmi— 

„gung. der Gemeinde erforderlich iſt; 

»8) über neue Bauten und Hauptausbefferungen, ſoweit nicht die Zuftim: 

mung der Gemeinde erfordert wird; 

9) über Vergleiche, die nach $. 122. der Gemeinderath genehmigt, fo wie 

„über die in $. 122, erwähnten andern Verträge, Anfchaffungen und 

Ausgaben, foweit dazu. nicht die Einwilligung der Gemeinde nothwen— 
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dig ift, und nicht dadurch die im Voranſchlag dafuͤr beſtimmten Sum⸗ 
men uͤberſchritten werden; 

10) uͤber Anerkennung und Befriedigung jeder Forderung y die aus Rechts: 
gefchäften abgeleitet wirb, zu deren Eingehung die Buflimmung: des 
Ausſchuſſes geſetzlich erforderlich iſt, inſofern die Ausgabe nicht ſchon 
im Voranſchlag begriffen, oder als auf einer öffentlichen Urkunde be— 

rubhend, nach ihrem Mechtstitel und Umfang ganz unzweifelhaft: ift; 

11) über die Eingehung eines Rechtsſtreites ſowohl für, als gegen die Ge: 
meinde, foweit nicht die Zuftimmung der Gemeinde niöthig ift; 

42). über Abgangsdeereturen von Schuldigkeiten an die Gemeinde; 

13) über die Aufſtelung der Semeinbevoranfihläge und Schuldentilgungs⸗ 

plane; 

19) uͤber Tapitalaufnahmen, welche zur Abtnagung auſgetündigter Gapita 

bien gemacht werben follen; 

45) Über Accorde wegen öffentlicher: Arbeiten und Lieſerungan die nicht auf 
dem Steigerungswege eingeleitet werden follen. | 
Er muß endlich zur Prüfung der Gemeinderechnung in den‘ Gemeinde: 

rath zugezogen, und feine Bemerkungen, Wuͤnſche und en muͤſſen 
zu Protocoll genommen werden. 

Zu Holzverſteigerungen muͤſſen, wenn bee Anſchiag des zu verſteigern 
ben Holzes die Summe von 50 bis 100 fl. befragt, ein Mitglied. des Buͤr— 
gerausichuffes, wenn ex aber 100 fl. AU, ‚son Mitglieder deſſelben bei⸗ 
gezogen werden. 

$. 136. In allen Fälfen, in welchen bie Zuſtimmung des Buͤrgeraus⸗ 
ſchuſſes zur Wirkſamkeit eines Gemeinderathsbeſchluſſes noͤthig iſt, Hat der 
Buͤrgermeiſter denſelben in den Gemeinderath einzuladen, ihm den Gegenſtand 
der. Berathung und die ‚Anficht,, des Gemeinderathes zu eröffnen, und feine 
Meinung su vernehmen. 

Es müffen mehr als die Hälfte, den Obmann mie eingerechnet, erfet 
fen; wenn eine gültige Zuſtimmung erfolgen ſoll. 

- Det Bürgerausfhuß kann ſich auch ohne Zufammenberufunig oder &: 
mächtigung des Buͤrgermeiſters verfammeln; hat dieſem jedoch: vorerft über 
den Drt, die Zeit und den Begenfländ‘ der Rattgufindenden Verſammlung die 
Anzeige zu machen. 

6. 137. Iſt die Mehrheit. — ala Ausfchußmitglieder mit dem 
Gemeinderath einverftanden; fo ift die Erkläriing der Erſtern in das Protocol 
einzutragen und von dem Obmann und ‚dem — älteften Mitgliedern des 
Ausſchuſſes zu unterzeichnen, 

Kindes der Ausſchuß Anftändez fo ie: * eine abgeſonderte Berathung 
zu geſtatten. Der Ausſchuß kann, ſo oft er es verlangt, eine ſolche Be 
rathung pflegen. 

Kommt nad) folder eine Vereinigung nicht zu Stände; fo. ift die Wei⸗ 
gerung der Zuſtimmung ebenfalls in das Protocoll einzutragen. J 

Sofort tritt die Pflicht des Buͤrgermeiſters ein, den Gegenſtand der 
Gemeinde zur Entſcheidung vorzulegen. Nur in den Faͤllen, in welchen durch 
dieſe Meinungsverſchiedenheit eine unverſchiebliche Verpflichtung der Gemeinde 
oder des Gemeinderaths gegen die Gemeinde unerfuͤllt bleiben wuͤrde, und 
babei Gefahr auf dem Verzug haftet; hat’ der Buͤrgermeiſter, mit Umgehung 
der Gemeinde, bie verfchiedenen Anfichten des. Gemeinderaths und des Buͤr— 
gerausſchuſſes der Ihm vorgefegten Stantsverwaltungsitelle zur Entſcheidung 
vorzulegen, welche Entfcheidung ſogleich zu — J ——— der 
Beſchwerde des einen oder des andern Theils. 
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8.138. Schriftliche. Verhandlungen zwiſchen Dem Gemeinberath und 
dem Bürgesauefaue finden nicht Statt. 
Es /ſteht jedoch dem Bhrgerausfhuf feel, fine abweichenden Anfichten 
bem Protocol. fchriftlich beizufügen, 

F. 139. Auf Verlangen ber. vorgefegten Siaatsbehoͤrde muß der Aus⸗ 
ſchuß auch in andern ER zu, den —n de8 Gemeinderafhs 
zugezogen werden... —— — 

in 2 i t el IV. 
Bon ben Gemeinden, —— aus mehreren Orten zuſammengeſetzt find. 


‚149. Wenn, eine Gemginde aus zwei oder mehreren Drten befteht; 
fo hat fi ſi & den Namen von einem dieſer Orte, in der Regel von dem größe: 
ven, ZU führen , ‚ber dadurch ber Hauptort wird. 

141. Der Bürgermeifker. iſt in der Regel aus den Buͤrgern des 
beighen zu wählen; doch kann er, wenn bie einzelnen Orte nahe beiſam⸗ 
men liegen, aus einem der uͤbrigen gewaͤhlt werden. 

442.. Die Gemeinderäthe find aus fämmtlihen Orten zu wählen, 
uͤber weiche fich der Gemeindeverband erfiredt. 

Die Wahl des Buͤrgerineiſters und der Gemeinderaͤthe geſchieht nach 
Vorſchrift dieſes Geſetzes. 

Die Staatsbehoͤrde hat, nach Vernehmung der Gemeinde, und unter, 
Beruͤckſi tigung der Bürgerzahl jeden Orts und der übrigen Verhaͤltniſſe, zu 
beftimmen, mie viel Gemeinderäthe aus jedem Orte von den einzelnen Orten 
gewählt werden müffen. . 

Das" Nämlich findet ‘ hinſi ichtlich des zu waͤhlenden Buůͤrgerausſchuſſes 
Staͤtt.“ 2 
G. 183. Der Bürgermeifker verwaltet die Polizei in faͤmmtlichen Orten. 

Zedoch koͤnnen dem dienſtaͤlteſten Gemeinderath in jedem der übrigen 
Orte unter dem Namen „Stabhalter“ einzelne Zweige: der Ortspolizei, na: 
montlich die Sicherheitäpolizei und die Erhaltung der Ruhe und Ordnung, 
übertragen werden. 

8,144: Haben ſünnniche Orte eine gemeinſchoftliche Gemarkung; ſo 
ſind die Verhaͤltniſſe aller Bürger unter ſich und in Bezug auf die Gemar: 
kung gleich, .foroeit nicht dieſes Geſetz überhaupt in irgend einer Beziehung 
einen Unterſchied macht. Es beſteht nur eine Gemeindeverwaltung. 

6. 145. Hat einer und der andere Nebenort eine von der Gemarkung 
des Hauptorts verfchiedene Gemarkung; fo find diefe Drte in Bezug auf das 
Gemeindegut, Amendgut und das. ————— als getrennt zu 
betrachten. 

Daſſelbe iſt in Bezug auf das Gemeinde: und Almendgut ber Fall, 
wenn diefe Orte zwar eine gemeinfchaftliche Gemarkung, aber befonderes Ge: 
meindevermögen haben. 

. 146. Der Bürgermeifter und Gemeinderath beforgen in Fällen des 
g. 445. nur. die Angelegenheiten, welche den Gemeindeverband betreffen, für 
alte Orte gemeinfhaftlich. In dem Hauptorte beforgt der Buͤrgermeiſter und 
der Gemeinderath aud die Gemeindevermögensangelegenheiten ; jedoch haben 
in folchen die, Gemeinderaͤthe der Nebenorte keine Stimme. 

$.. 147. In den Nebenorten verwaltet unter der Leitung des dienſtaͤl⸗ 
teſten Gemeinderaths oder Stabhalters ein von den Buͤrgern des Orts zu 
waͤhlender Verwaltungsrath das Gemeindevermoͤgen. Er kann die Zahl von 
vier nicht uͤberſteigen. 


Die Gemeinderaͤthe, welche von den Nebenorten gewaͤhlt wurden, ſind 
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von Rechtswegen — dieſeb⸗⸗ Vewaltugerathe Die. in 
der übrigen —— geſchieht alle ziel’ Jahre zur Hälfte, ze nu Ton 
In Falten; inwelchen nach dieſen Gefegen die —— Buͤr⸗ 
| gerauöfchuffes erforderlich ift, woird_in den : Angöfegenheiten dieſet Die, die 
Zuſtimmung der Bütgerfäjäft des" Orts ſelbſt erfordert, 

Die oben feſtgeſetzten Vorſchriften hinſichtlich der MWaftberihtigung und 
Wahlfaͤhigkeit ber Gemeinderäthe finden auch hier Anwendung. + 

$. 145, Die Ortsbuͤrger haben ferner einen Ortsrechner auf Kängere 
oder kuͤrzere Jahre zu wählen, ber in die Baht der vorgedachten Verwaltungs: 
rathsmitglieder einzurechnen iſt. 

Derſelbe iſt an die dem Gemeinderechnet vorgeſchriebenen geſebůchen Be⸗ 
ſtimmungen gebunden. 

$, 149. Die geftellte Nechnung hut dei. Ältefte Gemeinderith den Orts⸗ 
buͤrgern gehoͤrig zu verkuͤnden, und mi ihten Bemerkungen durch den Buͤr⸗ 
germeiſter zur Abhoͤr einzufenden. 

$. 150. Wo das, Beitragsverhaͤltniß der Nebenorte in die Gemeinde: 
kaſſe zur Beftreitung der’ Ausgaben des Genie indeverbands noch nicht geord⸗ 
net iſt, hat ſolches, ſowie die Rechnungsfuͤhrung , die Staatsbehoͤrde nad) 
Vernehmung alter Betheiligten zu reguliren. 

Die Ausgaben, „welche, ‚die Beduͤrfniſſe des Ortsverbandes ſelbſt noͤthig 
a dat veribe aus dem Ortsvermoͤgen zu beſtreiten nach Vorſchrift des 


Geſe 
* Titer Vv. 

Von ber: er Auf — des Staats uͤber die ————— 

‘x 151. Die Verwaltung der Ouspoltzei ſteht unter der ununterbro⸗ 
chenen Aufſicht des Staats. 

Hinſichtlich der uͤbrigen Gemeindevermaltung wird die Snatsshäch daB 
Auffichtsrecht im Allgemeinen in dev. Art ausuͤben, daß fie. 

1) den Gang: derfeiben beobachten und bei: den Nügegerichten säson. ‚Ein- 
fiht nehmen läßt, in welchem legteren Falle der Staat die Hälfte und 
= Gemeindekaſſe die andere Hälfte der Nügegerichtskoften zu tragen hat. 

In anderen: Fällen, in welchen die Einficht des Gemeindehaushal⸗ 
tes dienſtpfichtgemaͤg noͤthig wird, hat die Gemeinde die a zu 
beftreiten.: 

9): Sie wird Die Boranfchläge des Gerachubshaushalkes, jedoch. chenfalls 
ohne Koſtenaufwand für die Gemeinden, prüfen und. genehmigen, ferner 

9) bie Gemeinderechnungen abhoͤren, die entdeckten Maͤngel verbeſſern, die 

Nachlaͤſſigkeiten ruͤgen, und vorfägliche Sefesüberenrtungen., beſtrafen 

laſſen. 0 , 

Außer dieſem erfordern folgende Handlungen vor deren ¶Vomnahme die 

SRRRSRENEIGENG: — 
— L. In allen Gemeinden. J 

» Alle Veraͤußerungen des unbeweglichen Gemeindevermägenß," das den 

. Anfchlag von 1000 fl. überfteigt, und die Vertheilung deffelben, fo 

wie bie Art dev Vertheilung und alle Abänderungen im Almendgenuß, 

2 Alle Verwendung des Grundftodsvermögeng zu laufenden Bedürfnif en, 

KR) Die Gapitglanfnahmen, ‚wenn bie aufzunehmenden Gelder nicht zu⸗ il⸗ 

ng aufgekuͤndigter Capitalien verwendet werben ſollen. | 

27 Er Neubauten, die nicht aus ben ordentlichen Einkünften. der Gr 
meinde beſtritten werden koͤnnen. | 

5) Die Einführung eines Ockroi. | : 
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6) Ale Waldausſtockungen und außerordentliche Holzhiebe. 

7) Die Vermiehrung oder Verminderung der Gehalte des Buͤrgermeiſters, 

der Gemeinderäthe, des Rathsfchreiberd und Gemeinderechners, fo wie 
die Einführung neuer Gehalte, - | 

HM. Sn Städten unter 3000 Seelen und in Landgemeinden 

u außer den unter Nro. I aufgeführten Fällen. 

4) Die Veräußerung und Verpfändung der Gemeindeliegenfchaften ohne 

Rüdficht auf den Werth. 

2) Die Veräußerung beweglicher und unbeweglicher Gegenftände außer ber 

Steigerung, wenn der Betrag 50 fl. überfteigt, und die Verpachtung, 

... „ Anfofern: fie. die Dauer von neun Jahren überfteigt. 

3) Die Erwerbungen unbereglicher Güter, wenn folche nicht aus ben or— 

dentlichen Einkünften erfauft werden. 

4) Die Verwendung der Gemeindeüberfhüffe. 

Zitel VI 
en Von dem Recht des Recurſes. 
$. 152. Gegen alle den Beftimmungen biefes Geſetzes zuwiderlaufende 
enticheidende Verfügungen, und alle Anordnungen in Gemeindeangelegenheiten 
fteht jedem Betheiligten der Recurs von dem Bürgermeifter und Gemeinderath 
oder eine Beſchwerde gegen ſolche an die nächflvorgefegte, und von einem 

Erkenntniß diefer letzteren an die höheren WVerwaltungsftellen, nad) den beſte— 
benden und künftigen Verordnungen über Recurſe, zu. 

BL er a, MOM ERS | | 

‚Don den abgefonderten Waldungen und Hofgütern. 

G. 153, ' Befinden fih in MWaldungen, die eine abgefonderte: Gemar— 
kung haben, fie mögen an zwei oder mehrere Gemeindegemarfungen angrän: 
zen, Einfaffenz fo ift die polizeitiche Aufficht über folche dem Bürgermeifter 
desjenigen Orts zu übertragen, welcher diefen Waldeinfaffen am nächiten Liegt, 

Der Bürgermeifter hat die Zagsgebühren für polizeiliche Verrichtungen 
in diefen Kolonien von dem Eigenthuͤmer des Waldes zu fordern, wenn fol 
cher nicht über eine Jährliche Averfalfumme mit ihm uͤbereinkommen will. 
nn bat der Eigenthuͤmer die erkannten polizeilichen Geldftrafen zu bez 
ziehen, ae Ra Zu: 

Fuͤr die Sicherheit in, folhen Waldungen, die mehreren Gemarkungen 
angraͤnzen, hat die Staatsverwaltung zu forgen. Si 

$. 154. Belaͤuft ſich die Zahl der auf einem abgefonderten Hofgut 
lebenden Menſchen wenigftens auf vierzig; fo Fann einem des Schreibens und 
Leſens kundigen Einwohner die polizeiliche Aufficht über folhe unter dem 
Namen „Stabhalter” übertragen werden. 

Derfelbe ift der Staatsverwaltungsftelle des Bezirks unmittelbar unter: 
geordnet, an welche erftere auch die Necurfe zu richten find, 

Die von dem Stabhalter nach Vorſchrift der Gefege erfannten Strafen 
fallen dem Eigenthümer des Hofguts zu, unter der Verbindlichkeit, dem Er: 
fern eine billige Entfhädigung für feine Bemühungen abzureichen. 

Wird ein folcher Stabhalter nicht aufgeftellt; fo ift das Hofgut der 
polizeilichen Aufjicht des Bürgermeifters des nächftgelegenen Drts zu untergeben, 

Die Strafen fallen in die Kaffe der Gemeinde, welcher der Bürgermeis 
ſter vorgefegt ift, 

. $. 155, Vicinalwege, die durch abgefonderte Waldungen und Hofgüter 
stehen, hat der Eigenthümer derfelben zu unterhalten. Er ift aber berechtigt, 
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von den Einwohnern auf dem Hofe, welche Zugvieh beſitzen, ein bis vier 
Tage Fuhrdienſte von jedem, und von denen, die keines beſitzen, ein bis vier 
Tage Handdienſte im Jahre zur Unterhaltung der, Wege geſetzlich zu fordern. 
Das Naͤmliche iſt der Eigenthuͤmer eines Waldes in gleichem Fall von 
den Waldeinſaſſen zu verlangen berechtigt. 

$. 156... Die Aeltern in Waldkolonieen und auf. Hofgütern haben bie 
Koften für den Unterricht ihrer Kinder, wenn fie, der Entfernung wegen, nicht 
in eine benachbarte Schule geſchickt werden’ Eönnen, ſelbſt zu beſtreiten. | 

Der Eigenthümer der Waldungen oder des Hofs aber iſt zu einem bil: 
ligen, im Weigerungsfalle von den Staatsbehoͤrden feftzufegenden, Beitrag 
verpflichtet. 

Ehen fo hat er für die Unterhaltung der Einwohner in Füllen der Ar 
beitsunfähigkeit und Dürftigkeit zu forgen, wenn ſolche kein anderes Heimaths⸗ 
recht haben. 

Die Beſtimmung der Bolzügsvorfäiifen zu vorſtehendem Gefes bleibt 
befonderen Verordnungen vorbehalten. © ; ; 

Daffelbe tritt mit dem 23, Aprit 1832, in Wirkfamteit, 

Gegeben zu Karlsruhe in Unſerem großherzoglichem Staatsminiſterium, 
ven 31. December 1831. | 


Le 0 poild. 
inter 
Auf höchſten Vefehl. Sr. koͤnigl. Hoheit des ioſhimess: 
| Eihrodt. ; 


(Zranfitorifche Beliiemingen über die Erneuerung der Gemeinderäthe ꝛc.) 
Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog: von. Baden, Herzog von 

Zähringen,. Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände. haben Wir befcylof- 

fen. und verordnen, wie folgt: 

Art, 4. Die gegenwärtig beftehenden Stadträthe und Ortsgerichte bil⸗ 

den den Gemeinderath ihrer Gemeinde. 

| Die feitherigen Vorſteher derfelben erhalten ſaͤmmtlich die Benennung: 

Bügel. 

At. 2: Sämmtliche Bürgermeifter und Gemeinberäthe, fi fie mögen. de: 

finitiv oder proeſſoiſ angeſtellt ſeyn, verwalten ihr Amt bis zum 1. Juni 

1832, und dann noch ſo lange, bis die neuen Wahlen vor fie) gegangen 

feyn.. werben, 

Kt. 3. Vom 1. uni 1832 bis zum 31. März. 1533 loͤſen fich 
ſaͤmmtliche Gemeinderaͤthe nach und nach auf; die Burgermeiſter/ und nach 
ihnen die Gemeinderathsglieder, werden innerhalb dieſes Zeitraums neu ges 
wählt, 

Eine landesfuͤrſtliche Verordnung wich die Art des Vollzuges beſtimmen. 
Art. 4. Sollte in einer Gemeinde. die Stelle eines Buͤrgermeiſters vor 
dem 1. Suni 1832 duch Tod, Entlaff ung. oder Austritt erledigt werden; 
fo ift die neue Wahl nad) Borfchrift des Geſetzes über die, Verwaltung und 

Verfaſſung der Gemeinden fogleich vorzunehmen. 

Die Erneuerung ..des. Gemeinderaths in einer ſoichen Gemeinde muß, 
ſobald der Buͤrgermeiſter gewaͤhlt iſt, erfolgen. | 

Art. 5. Die auf Lebens: oder auf eine beſtimmte Zeit angeflelften 
Gerichtöfchreiber bleiben für diefe Dauer als Rathsſchreiber angeftellt. 

Die übrigen müffen, fobald die Gemeinderäthe und Bürgerausfchüffe 
neu gewählt find (Art. 9 — den — des Gemeindegeſetzes er— 
nannt werden. 
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Ark) 6,3. Die Gemeinderechner bleiben auf ihrer Stelle bis zum Ned 
nungefötuf des Jahres 1832, alfo bis zum 31. Mai:1833. 

Wemſtens vierzehn Tage: vor: dem Rechnungsfchluffe find die neuen Ger 
—— nad: Vorſchrift des Gemeindeſetzes zu ernennen. 
Art. 7. Nach Ernennung dev Gemeinderaͤthe loͤſen ſich die Buͤrgeraus⸗ 
ſchuͤſſe, in wolcher Foͤrm ſolche ſeither auch beſtanden haben moͤgen, auf — 
und werden nach den Vorſchriften des Sejenes über die Verfafjung der Ge⸗ 
meinden neu gewählt. Be: 

Bis zu diefemZeitpunste: feßen die gegenwaͤrtigen Mitglieder der Buͤr— 
gerausſchuͤſſe ihre Dienftverrichtungen Fort. ‚und ‚es. findet Fein. Austritt, durch 
Wahlen Statt, wenn legtere auch nad) dem Gefege vom 23. Auguft 1821 
hätten eintreten müffen. - 

Urt, 8. Sobald, die neuen, Gemeinderaͤthe und Buͤrgerausſchuͤſſe gewaͤhlt 
ſinb, wird durch das 2008, beftimmt, welche Mitglieder. derfelben nad) zwei 
Jahren, und gach vier, deziehungsweiſe ſechs Jahren, nach Maaßgabe des 
Gemeindegefehes wieder uzıstrefen, | aben, | 

Gegeben zu Karlsruhe in ünſerem arohhenzoglichen Sasminfertum, 
den "a — 1831. En 


— eh opord. 
E Br — * Pi — Winter. 
Auf höchften Befehl = £ — Hoheit des, Großherzogs: 
——— A 
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rose, von Gott Grade, Geogenog von Boden, Heros yon 
Zahringen. ie a 
Mit. Zuftimmung, ünf erer sun Stine Gasen Bir ersiofen 
und verordnen, wie 2. 5 g. a 24 
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— Von den Rechten der Gemeindebärger, 
2 4 Ar Die Rechte der Gemeinbebürger find: 
1) dag Necht des ftändigen Aufenthalts in ber Gemeinde und der Be⸗ 
n nutzung Aller Gemeindeanſtalten; 
=; der Stimmengebung bei Gemeindevesfammluingen 5: 
3). der: Wahlfaͤhigkeit und Waͤhlbarkeit zu allen Gemeindeämtern; 
4) der Theilnahme an dem Gemeindes und Almendgut,; und zwar die 
unter Neo. 2, 3. A: bezeichneten Rechte nach Vorſchrift des Geſetzes 
uͤber Verfaſſung und: Verwaltung dev Gemeinden; 
5) des : Betriebes eines jeden Gewerbes nach Vorſchrift der Geſetze; 
6) des unbeſchraͤnkten Erwerbs von Liegenſchaften ;' 
| 7) das Recht, in: der, Gemeinde, deren Bürger Jemand iſt, durch Heirath 
eine Familie zu gründen; 
: 8) das ‚Recht. des Anſpruches auf. uUnterſtuͤzung aus den Gemeinde⸗ 
mitteln in ‚Fällen. dev Duͤrftigkeit. 
Demjenigen, dis ein angebornes Bürgerrecht beſitzen, das Bürger: 


.# 
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vecht aber noch nicht angetreten. — fehen die unter. No. 41.6. 
> 8. genannten Rechte zu. 

Die Rechte aller —— ſi ind gleich wo nicht das Ge⸗ 
feg — Bong Gemeinden und das gegenwaͤrtige einen Unterſchied 
machen. · 
— „Niemand kann in: Butunf dus Büngemet in: he als einer 

Gemeinde befigen,. j | | 
üi. Ti t e Y. Art,‘ 


Von der Erwerbung des Bürgerrechte. 

u. 4; Das Bürgerrecht wird echt}. — 

1) durch Geburt; 
2). durch Annahme. 

"55. Vürgertöchter haben, ein“ angebotenes N —— daſ⸗ 
fee aber erſt antreten, wenn, fie fich . mie einem Gemeindebiinger verheirathen. 
Andere Frauensperfonen erlangen das Bürgerrecht nut durch’ Vereheliz 
hung mit einem Gemeindebünger, ober uk, Aufnahme ihres Ehemannes 
in das Buͤrgerrecht. 

Auch nach getrennter oder nichtig erklaͤrter Ehe behaͤlt vbie Ehefrau ihr 
Bürgerrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Ehemann daſſelbe zur Zeit der 
Auftöfung der Ehe hatte. Sie hat ‚jeden, re um * — lebt, kei⸗— 
nen Anſpruch an die Buͤrgetnutzungen. 

E rfties en 

Bon der Erwerbung des Bürgerrehts durch Geburt. 

8, 6. Alte eheliche Kinder haben das angeborne Bürgerrecht in ber 
Gemeinde, in welcher ihe Water zur Zeit dee Geburt, oder wenn, er früher 
geftorben. ſeyn follte, zur Zeit feines Abſterbens Bürger geweſen iſt. 

§. 7. Uneheliche Kinder erlangen das Buͤrgerrecht in der Gemeinde, 
in welcher die Mutter zur Zeit der ns dad angeborne Buͤrgerrecht 
atie. 

s $ 8. Dur) nachgefofgte Ehe * Yeltern hen die der aͤlterlichen 
Gewalt nody nicht -entlaffenen, im Ehevertrage oder vorher 'gefeslich von dem 
Bater anerkannten Kinder das Bürgerrecht in der Gemeinde, in weldyer "der 
Vater zur Zeit der Verehelichung folches: hatte; das frühere, duch die Mut: 
ter erworbene hört auf, .. 

$. 9. War das Kind zur Zeit der Verehelichung ſeiner Aeltern der 
älterlichen Gewalt bereits entlaſſen; ſo behaͤlt es fein bisheriges Buͤrgerrecht. 

10, . Zu dem Antritte des angebornen Vurgerrechts wird N 
4) die Volljährigkeit; ie 54 
2) der Befig eines den Unterhalt — gomle A chemden Kein 
oder Nahrungszweiges, und 
3) infofem die Ausübung des Nahrungszweiges an, gefegtiche Bedingun- 
gen:gebunden ift, die Nachweifung, daß folhem Genüge ‚gethan ey. 
$. 14. ‚Wer fein Bürgerrecht antreten. will, hat bei dem Gemeinde: 
rathe ſeinen Willen: zu erklären, und. die Srforderniff e nachzumeifen. 
812. Für den Eintritt in das angeborne Buͤrgerrecht iſt zu ent 
richten: 
h in den Städten Karlsruhe, Mannheim, und en 

berg . j 1 

in den übrigen "Städten über 3000° ‚Selm . — 
in allen übrigen Städten 
in den Landgemeinden ee. 


Be 
RM 
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Der Gemeinderath Fang unter Zuſtimmung des Ausſchuſſus, den Un- 
vermöglichen dieſe Gebühren ganz ober. theilweife nachlaſſen. Frauensperſo⸗ 
nen haben für den ‚Antritt res angebornen Bürgerrechte ($. 5.) die obigen 
Gebühren nicht zu bezahlheeen. — 

$. 13. Außer diefen Gebühren dürfen : Beine weitern, unter welchem 
Namen ed auch fen, weder. für die Gemeindekaſſe, nach. für. ben Gemeinde: 
rath, gefordert werden, 0 
.44. Wo in einer, Gemeinde von einem neu aufgenommenen Buͤr— 
ger ($. 38.) befondere Beitraͤge für gemeinnügige Localanſtalten gefordert 
werben dürfen, tönnen ſolche Beiträge auch für den Antritt des angebormen 
Bürgerrechtd bezogen werden... | MEN 

— — 3weites Kapitel, 

Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts durch Aufnahme. 

"815. Dem Gemeinderath ſteht allein das Recht der Buͤrgerauf— 
nahme zu, nach Vorſchrift dieſes Geſetzes. | 
Der Beſchluß des Gemeinderaths kann aber nur nad) erfolgter Zu: 
ftimmung des Bürgerausfhuffes in Wirkſamkeit treten. 

In ſtandes- und grundherrlihen Orten muß auc der Standes- und 
Grundherr in den Fällen der $$. 40 und 54. über die Annahmsgeſuche ge: 
hört werden. | 

$. 16. Die Bürgeraufnahme darf weder auf eine beftimmte Zeit, 
noch unter einer, die gefeglichen Rechte des Gemeindebürgers befchränfenden, 
Bedingung ertheilt werden. 

$. 17. Jeder badifche Staatsbürger hat das Recht, die bürgerliche 
Aufnahme in jeder Gemeinde des Großherzogthums für fi) und feine, der 
Gewalt nicht: entlafjenen, Kinder zu verlangen, wenn er die perfönlichen Ei: 
genfchaften befigt und die gefegliden Bedingungen erfüllt, Die noch unter 
ülterlicher Gewalt ftehenden Kinder des Aufgenommenen erwerben das Buͤr⸗— 
gerrecht ducch die Aufnahme des Vaters, verlieren aber das bisher in einer 
andern Gemeinde ihnen zugeftandene Bürgerrecht. 

$. 18. Die perfönlichen Eigenfchaften find: 

4) die Volljährigkeit; 

2) ein guter Zeumund, 

$. 19. Einen ſchlechten Leumund haben: A 

4) alle die durch ein gerichtliches Erkenntniß zu einer mehr als zweijaͤh⸗ 

tigen Freiheitsftrafe, oder zur Dienftentfegung verurtheilt worden find; 

2) alle, bie in den legten fünf Jahren, welche ihrer Aufnahme vorher 

gehen, wegen Diebftahle oder Betrug, oder wegen Unterfhlagung, 
oder wegen eines ausfchweifenden Lebenswandels, mit irgend einer ges 
tingern Strafe belegt worden find; 

3) alle, welche zur Zeit: der Anbringung ihres Gefuhs in eine peinliche 

Unterſuchung verwidelt find; 

4) alle offentundige ſchlechte Haushalter. 

$20. Der Nachfuchende hat das Zeugniß des guten Leumunds von 
dem Gemeinderath derjenigen Gemeinden beizubringen, im welchen er ſich in 
dem legten Jahre vor Anbringung feines Gefuchs aufgehalten hat. 

Der Gemeinderath derjenigen Gemeinde, in welche die Aufnahme nach— 
gefucht wird, kann die Beibringung dieſes Zeugniffes nachfehen, wenn der 
Vachſuchende kurze Zeit vor feinem Anfuchen mit guten Zeugniffen aus der 
Fremde zuruͤckgekommen ift, oder wenn überall Fein Verdacht eines. böfen 
Leumunds vorliegt, 


BAD 5 ben a 


Ä Auch den: Entmündigten und Mundtodten kann von dem Ge⸗ 
meinst die Aufnahme verſagt werden. zu 9 
8.22. - Die gefeglichen Bedingungen der‘ Birgersufnahme: find: 
1) die Nachweifung eines beſtimmten ae kg * a 
des d. 10 Nro. 2und 833 
2) der Beſitz des ind. 23. feftgefegten. Vermögens. . 
. 23. Das Vermögen muß beftehen: 
1) in den Städten Karlsruhe, a, Geltung ı und Seren in 
Ein Zaufend Gulden; ; 
2) in den Städten Konſtanz, Raſtatt, Pforzheim/ Wertheim, Brucfal; 
eg, Durlach, Lahr, Baden und: Ettlingen ‚in: Sechshundert 
ulden 
3) in den übrigen "Städten und Kandgemsinden in Dreihundert, Gulden. 
$. 24. Don jeder fremden. Frauensperſon, welche mit einem Gemein: 
debürger fich verehelicht, fo wie von der Ehefrau des in eine Gemeinde auf: 
zunehmenden Bürgers, muß ein Vermögen von 150 fl. nachgewieſen werden. 


8.25. Nur dasjenige Vermögen kommt in Berechnung, welches der um 
die Bürgerannahme Nachfuchende eigenthuͤmlich und nach Abzug, der Schulden 
im Beſitz hat. | 

$. 26. Ausgenommen von der Vermögensberechnung find, und kom⸗ 
men bei ſolcher nicht in Anſchlag, die Kleider und das Leibweißzeug. 

8. 27. AUS nachgewieſenes Vermoͤgen wird nur ‚dag jenige - angefehen, 
was nach Abzug des von dem Bewerber zu entrichtenden Einkaufsgeldes 
uͤbrig bleibt. 

§. 28. Wird die Aufnahme zum Behuf der Werheicathung mit einer 
Bürgerstochter oder Bürgerswittwe nachgeſucht; fo .ift das eigenthuͤmliche 
fchuldenfreie Vermögen beider Verlobten zufammenzurechnen. 

8. 29, Sn diefem Falle kann dem Bewerber nur die vorläufige Vers 
ficherung gegeben werden, daß ihm, wenn bie angegebene: Heirat) zu Stande 
komme, das Buͤrgerrecht ertheilt werde; die Vocgerauſnahme tritt dann erſt 
in Wirkſamkeit, wenn die Ehe geſchloſſen iſt. 

$. 30. Zu den gefeglichen Bedingungen gehört die baare Eitihiune 
eines Einkaufsgeldes vor der Aufnahme. | 

Der Betrag des Einkaufsgeldes wird feflgefegt: 

a) in den. Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und Heidelberg auf 
Einhundert und zwanzig Gulden; 

b) in allen übrigen Städten uͤber 3000 Seelen auf zehn Procent von der 
Summe, welche ſich ergiebt, wenn das Geſammtſteuercapital des Orts 
durch deffen Seelenzahl, ohne PIRIONUNS der ſtaatsbuͤrgetlichen Ein⸗ 
wohner, getheilt wird; 

c) in Städten unter 3000 Seelen anf acht Mrocent, in ben Landge⸗ 
meinden auf fuͤnf Procent von der Summe, welche durch die vorge— 
dachte Theilung des Geſammtſteuercapitals auf den Kopf faͤllt. 

Ueberſteigt jedoch in beiden letztgedachten Faͤllen der Kopftheil von 
den Geſammtſteuercapitale den Betrag ‚von 1000 fl.z fo koͤnnen von 
dem hoͤheren Betrage keine Procente gerechnet werden. 

$. 31. Für die Frau des Bewerbers, welche keine Buͤrgerstochter * 
Buͤrgerswittwe der Gemeinde iſt, in welche die Aufnahme geſucht wird, ſo 
wie fuͤr die fremde Frauensperſon, welche einen Gemeindebuͤrger heicathet, iſt 
die Haͤlfte des Einkaufsgeldes, welches die aufzunehmende ne Be 
perfon nach diefem Geſetze zu bezahlen hat, zu entrichten. . = 


* 
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9,3% ° Für Kinder des Bewerbers, die noch unter väterliher Gewalt 
zur "Zeit feinee Aufnahme ftehen, wird fein. befonderes "Einkaufsgeld - bezahlt. 
G. 33; Wird die Aufnahme in das Bürgerrecht in dee Abſicht nach- 
‚gefucht, um ſich mit einer Bürgerstochter oder Buͤrgerswittwe zu verehelichen ; 
- fo ift nur die Hälfte des Einkaufsgeldes zu entrichten, Zerſchlaͤgt fich bie 
Heirath nach der Aufnahme; fo ift, infofern nicht der Fall des F. 29. 
eintritt, der Aufgenommene die andere Hälfte nachzuzahlen verpflichtet, er 
mag fpäter eine VBürgerstochter heirathen oder nicht. - a 
Hat der Tod die DVerehelihung unmöglid) gemacht; fo ift die andere 
Hälfte nicht mehr zu entrichten. | 
8: 3% Befinden fid in einer Gemeinde Almendnugungen; fo hat der 
Aufzunehmende noch weiter, außer dem Einfaufsgelde, den nad) einem zehn: 
jährigen Durchſchnitt zu berechnenden dreifachen Betrag ber jährlichen Al 
mendnugungen, nad) Abzug der darauf ruhenden Laſten, an die Gemeinde— 
Eaffe, jedoch erft; wenn er wirklich in den Genuß einruͤckt, zu entrichten, in- 
fofern dee Genußberechtigte nicht vorzieht, der Gemeinde für drei Jahre den 
Genuß der Almend zu überlaffen. De 
Iſt der Almendgenuß in verfchiedenen Klaffen von verfchiedenem Werthe ge⸗ 
theift; fo ift der dreifache Betrag des Durchſchnittswerthes aller Klaffen bei dem 
Einrüden in die erſte Klaffe zu entrichten. Wenn der Genußberechtigte den Betrag 
nicht baar bezahlen kann; fo wird das ihn teeffende Almendſtuͤck ſo lange von der 
Gemeinde verpachtet, bis durch den Pachtfchilling der zu zahlende Beitrag 
gewonnen tft. J 
8. 35. Beſtehen in einer Gemeinde Buͤrgerholzgaben; fo iſt auch da— 
fuͤr ein, nach den oben angegebenen Vorſchriften zu enttichtender, Betrag zu 
bezahlen. — a: 
$. 36. Außet der vorgefchriebenen Einkaufsfumme, und, in dem vor: 
‚kommenden Falle, dem dreifachen Sahresbetrag der Bürgetnugungen, hat der 
Neuaufgenommene Feine weitere Abgabe in die Gemeindekaffe und für den 
Gemeinderath zu enteichten, unter welchem Namen ſolche? feither auch gefor- 
dert worden‘ feyn mag. | 
$. 37. Ueber Bürgereinkaufsgelder, welche feither von andern, als von 
den Gemeinden, in welche die Aufnahme gefchieht, bezogen wurden, wird 
-die nähere Beftimmung einem befondern Gefege vorbehalten. 
Der Betrag des feitherigen Bezugs kann nie erhöht werden, auch nie 
— an dem Einkaufsgelde beſtehen, welches in die Gemeinde— 
aſſe faͤllt. 
S. 38. Wo bisher herkoͤmmlich beſondere Beiträge der neu eintretenden 
Bürger zu Armen⸗ oder Verpflegungs⸗ oder anderen Localanftalten bezahlt werden 
mußten, follen diefe Beiträge auch noch ferner bezahlt werden. Auch in an: 
deren Gemeinden können durch den Gemeinderath,; mit Zuſtimmung des 
Bürgerausfchuffes und mit Genehmigung der Staatsbehörbe,. folche Beiträge 
zu Localanftalten eingeführt werben... 4 | 
$. 39. Einer Feauensperfon, die fih mit einem Gemeindebürger ver: 
ehelicht, Kann, wenn fie den im 6. 24. und 31. enthaltenen « Vorfchtiften 
Genüge Teiftet, und wenn gegen ihren Leumund im Sinn: des $. 19. nichts 
einzuwenden ift, die Aufnahme nicht verweigert werden. | 
$.: 40... Einem Ausländer koͤnnen der Gemeinderat) und Ausſchuß 
nur die vorläufige Verſicherung ertheilen, daß er nach erlangtem Indigenat 
das Buͤrgerrecht erhalten werde. 
Die Aufnahme. tritt erſt in Wirkſamkeit, wenn der Ausländer dag In: 
digenat von des Staatsbehoͤrde erhalten hat. — 
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Ein Auslaͤnder hat das Doppelte des Vermoͤgens eines — nach⸗ 
zuweiſen, und das doppelte Einkaufsgeld ($. 30:) zu entrichten. Ein Aus⸗ 
Länder, der Unterthan ‚eines. teutſchen Bundesſtaates iſt, hat nur das ein⸗ 
fache Vermoͤgen, gleich einem Inlaͤnder, nachzuweiſen, aber. daß. boppelte, 
im $. 30. beſtimmte, Einkaufsgeld zu erlegen. | 

Die in $. 31. und 33; enthaltenen Veftimmungen‘ kommen, ‚einem ſol⸗ 
chen nur dann zu Statten, wenn er ſi ich mit einer Buͤrgerstochter oder Buͤr⸗ 
gerswittwe verheirathet. 

. 41. Wenn der aufzunehmende Inlaͤnder die geſetlichen Eigenſchaf⸗ 
ten hat; ſo darf ihm die Aufnahme aus dem Grunde nicht. verſagt werden, 
daß die Einwohnerfchaft oder das Gewerbe, welches der — trei⸗ 
ben will, uͤberſetzt ſey. > 

42. Dem Gemeinderath ſteht in Staͤdten uͤber 3000 Seelen, un⸗ 
ter Zuftimmung des Ausſchuſſes, in Städten unter 3000: Seelen und in 
Landgemeinden aber, unter Zuflimmung der Gemeinde, das Necht zu, das 
einzubringende Vermögen ganz oder theilweife nachzufehen, das Einkaufsgeld 
theilweife oder ganz nachzulaſſen, wenn es für die Gemeinde von beſonderem 
Werthe iſt, den Aufzunehmenden zu erhalten. 

Die Gemeinde und in Städten, in welchen ein größerer Ausſchuß be⸗ 
ſteht, dieſer Ausſchuß, kann auch das Erforderniß des guten Leumunds des 
Aufzunehmenden nachſehen. 

$. 43. Die Einkaufsſumme und alles, was für den Antheil an dem 
Buͤrgergenuß entrichtet wird, ifE zum Srundftocsvermögen zu ziehen. Das 
Capital darf nicht zu laufenden. Ausgaben verwendet werden, 


Drittes Kapitel, 
Wirkungen des angetretenen Buͤrgerrechts. 

$. 44. Bon dem Tage des angekretenen Bürgerrechts erwirbt der neue 
Bürger die im $. 1. aufgezählten Nechte. In Bezug auf das Recht zu 
dem Almendgenuß und zu den Bürgerholzgaben, entſcheidet die Worfchrift 
des F. 87. des Gefeges über die Verfaſſung und Verwaltung der Ge: 
meinden. 

$. 45. Von dem nämlichen Tage des Antritts des Bürgerrechte. an 
tritt er auch in alle Pflichten ein, die der Gemeindeverband auflegt, und 
übernimmt alle Gemeindelaften. 

8. 46. Frei von perfönlichen Laften, fo welt fie noch Statt fin: 
den, find: 

4) die Gemeindebürger, die zugleich Staatsdiener, ſtandes⸗ und grund: 
herrliche Beamte, Geiftliche und Schullehrer find, die Acciſoren und 
Foͤrſter; 

2) der Bürgermeifter; 

3) die Ehemänner der Hebammen; 

4) die Soldaten, Bollgardiften und Gendarmen in activem Dienft ; Amts⸗ 
und Gemeindediener; 

5) Invaliden; 

6) diejenigen, welche das funfundſechgigſte Jahr ihres Alters erreicht Haben, 

$. 47. Bon Geldteiftungen, welche für Gemeindedienite umgelegt wer: 
den, finden in der Regel keine Ausnahmen Statt; es kann jedoch der Ges 
meinderath) mit Zuftimmung bes Bürgerausfchuffes einzelnen Klaffen kon 
Bürgern diefe Leiftung nachlaffen, oder weitere Befreiungen vom perſoͤnlichen 
Dienſte, als das gegenwärtige Geſetz erkennt, bewilligen. 

. 48. Die Laſten, die / auf dem Beyng bes Kumenögenuffes: und ber 


u 
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Bürgerholzgaben ‚liegen, bat jeder erft von ber Zeit an zu fragen, in wel: 
cher er. in den Genuß eiurüdt. 
$. 49. Wenn Naturaldienfte geleiftet werden; fo ſteht es jedem frei, 
ſolche felbft oder durch einen tauglichen Stellvertreter verfehen zu laffen. 
Ein Bürger, der wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder Abmefenheit, 
‚oder aus andern erheblichen DVerhinderungsurfahen, im einzelnen Kal den 
Dienft nicht felbft verfehen kann, ift zur Stellung eines Stellvertreters nicht, 
wohl aber zur Nahhohlung des Dienftes verpflichtet, wenn ihm folcher nicht 


von dem Oemeinderath nachgelaffen wird. 

E VBierted Kapitel. 

Von den Drtsabmwefenden, 

8 50. Von der. Zeit an, als ein Gemeindebürger feinen ſtaͤndigen 
Wohnfis in einer andern inländifchen oder ausländifhen Gemeinde auffchligt, 
und fo lange er in diefer andern Gemeinde feinen Wohnſitz hat, ruhen fein . 
Recht der Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen, die Wahlfaͤhigkeit zu 
‚Gemeindeämtern und die Theilmahme an Almendgenuß. 

$. 51. Der Gemeindebürger, welcher, ohne feinen ftändigen Wohnſitz 
in einer andern Gemeinde aufzuſchlagen, ein Jahr lang in einer andern Ge— 
meinde fid aufhält, verliert nach Ablauf diefes Jahres, während der Dauer 
der Abwefenheit, das Recht zum Bürgergenuß; er wird aber auch auf eben 
fo lange von der Entrihtung der darauf ruhenden Laften befreit, Nach fei- 
‚ner; Ruͤckkehr ruͤckt er jedoch bei der erfien Eröffnung von Genußtheilen wies 
bee sin: 5; 2.02 sr Sa 
Er hat ferner Feine, perfönlichen Gemeindedienſte zu leiſten, wohl aber 
die Laſten zu tragen, zu welchen die Verpflichtung auf dem Beſitze von Lies 
genſchaften jeder Art ruht. — 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf denjenigen, ber ſeine, 
eine eigene Haushaltung bildende, Familie in der Gemeinde zuruͤcklaͤßt. 
Der Gemeinderath kann auch andern Ortsabweſenden, melde einen 
Stellvertretex zur Erfuͤllung ihrer gemeindebuͤrgerlichen Verpflichtungen bes 
ſtellt haben, den Buͤrgergenuß zukommen laſſen. 

$. 52. Die naͤmlichen Beſtimmungen treten bei der Wittwe eines 
‚Gemeindebürgers ein. 

Ausgenommen von dem Werlufte bes VBürgergenuffes für die Dauer 
ihrer Abweſenheit find die Bürgerwittwen, welche außer dem Orte auf laͤn⸗ 
gere oder kürzere Zeit in Dienfte treten. | 

93. Wer feinen fländigen Wohnfig außer der Gemeinde verlegt, ift 
gehalten, jährlich eine Bürgerrechtsrecognition, welche die Summe von zwei 
Gulden nicht uͤberſteigen darf, zu entrichten. | 

Sünftes Kapitet, 
Bon dem Bürgerrecht der Sfraeliten. 

8.54 In Bezug auf die bürgerlichen Mechte der Sfraeliten, findet 
weder. das gegenwärtige, noch das Gefeg über Verfaffung der Gemeinden, 
eine Anwendung. Es bleiben daher die beftehenden Geſetze, hinſichtlich ih: 
res Rechtsverhaͤltniſſes zu den Gemeinden, in Kraft. 

Sechſtes Kapitel, 
Von dem Buͤrgerrechte der Kinder der Staatsdiener. 
$. 55. Die Kinder der Staatsdiener, Officiere und die mit Officiers⸗ 


rang Angeſtellten mit eingeſchloſſen, der Geiſtlichen und Schullehrer haben 
in — Gemeinde das angeborene Bürgerrecht, wo ihr Water angeftellt 
: | 3 
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ift oder angeftefft war, infofeen dieſer nicht in einer Gemeinde das ange 
borene oder durch Aufnahme erlangte Bürgerrecht bat, oder zur ‚Zeit feines 
Todes hatte, in welchem Falle folches auf feine Kinder: übergeht. 
856. War der Water, welcher angeborenes Bürgerrecht hatte, in 
mehreren Gemeinden angeftelftz fo verliert das Kind duch die Niederlaſſung 
in einer diefer Gemeinden das Recht, fein angeborenes Bürgerrecht in der 
andern anzutreten. | er et 
-& 57. - Die im vorigen Paragraphen genannten Söhne’ find, um das 
ihnen zuflehende angeborene Bürgerrecht anzutreten, an die im $. 10-—13, 
vorgefchriebenen Erforderniffe gebunden, und: müffen,. wenn fie in den Buͤr⸗ 
gergenuß einrüden wollen, die im $. 34. und 35.. vorgefchriebene Einfaufss 
fumme bezahlen. — — 
858. Die Pflicht, dieſe Kinder (ß. 56.), fo lange fie ihr angebore— 
nes Bürgerrecht nicht angetreten haben, im Falle dee Dürftigkeit zu unters 
fügen, liegt dem Staate ob. Fe 
$ 59. Die Kinder anderer vom Staate Angeftellten haben das Bürs 
gerrecht nur da, wo folches ihrem Vater, Eraft feiner Geburt oder der Auf: 


nahme, zufteht, odet zur Zeit feines Todes 'zugeflanden tft, =. 
Siebentesukapite lu. . i8 
Von dem Buͤrgerrecht in Gemeinden, die aus verſchiedenen 
Orten zuſammengeſetzt ſind. 2: vi 
$. 60, In Gemeinden, die aus mehreren" Orten zuſammengeſetzt find, 
und die eine gemeinfchaftliche Gemarkung haben, kann jeder_in folchir "bes 
findliche Bürger aus dem einen Drte in den andern“ frei uͤberziehen und ba= 
felbjt fein Gewerbe treiben. BE HE OBEDEONT a" cu 
$. 61. Jeder, der in eine folhe Gemeinde” geſehlich neu "aufgenoms 
men werden muß, kann in jedem der, zu der Gemeinde gehörigen, Orte feis 
nen MWohnfig nehmen, Den ee ze 
$. 62. Haben die Drte, oder haben einige deifelben, aus welchen die 
Gemeinde zufammengefeßt iſt, verfchiedene Gemarfungen, und es hat feither 
ein freier Ueberzug aus einem Drte in den andern‘ Statt gefuünden;ſo behält 
es dabei fein Bewenden. — nn niit SEE —— 
$..63. Im andern Fam tft der Ueberzug von einem Dre, der’ eine 
eigene Gemarkung hat, in einen andern, tie der Ueberzug Aus einer Ges 
meinde in eine andere in fofern anzufehen, daß der Ueberziehende fih in den 
Buͤrgergenuß der Gemeinde, in welche er zieht, einkaufen muß. "Das Naͤm⸗ 
liche teitt ein, wenn die fämmtlihen Orte zwar eine gemeinfchaftlihe Ge⸗ 
markung , aber abgefondertes Almendvermoͤgen haben. BR 0 
$. 64. Im zwei Orten kann feiner den Almendgenuß und die Bürs 
gerholzgaben zu gleicher Zeit beziehen. ua 
$. 65. Jeder, der in eine zufammengefeßte Gemeinde aufgenommen 
werden will, in welcher einer oder mehrere Orte eine abgeſonderte Gemar: 
kung haben, hat fich zu erflären, in welchem ex feinen ‚Wohnfis zu. neh⸗ 
men gedenkt, und folder das Einkaufsgeld und den: Betrag des Buͤrger— 
nutzens zu entrichten, fofern letzterer zu bezahlen: ift. —— 
Achtes Kapitel. 
Von dem ruhenden Buͤrgerrechte und dem Verluſt des 
Buͤrgerrechts. — 
$. 66. Das Buͤrgerrecht ruht: | 
4) bei den Ortsabweſenden, nach Vorſchrift ber 88. 50. und 51.3 
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63); beirdee Bürgern, welche ihren Lebensunterhalt Armuths halber aus öf: 
fentlichen Kaffen oder Localanfkalten erhalten, und zwar in der Art, 
rad diefe Buͤrger, fo. lange fie. diefe Unterfiägung genießen, von Theil: 
13 un Rahmen ‚an. Gemeindeiyahlen -ausgefhloffen find. 
8) bei.den, Entmündigungen und Mundtodten. 
2,3 sDel. den. unter Mummer.,3. Genannten ruht das Recht der Stimmge: 
bung bei Gemeindeverfammlungen, die Wahlfähigkeit und die Waͤhlbarkeit. 

5. 6%: Das Gemeindebürgerrecht geht verloren: 
7)) durch den Verluſt des Staatsbuͤtgerrechts. 
Er Die, eſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches über den bürgerlichen 
Tod und. feine Rechtswirkungen bleiben bei Kräften. Jedoch kann der bürs 
gerlich Jodte an dem Orte, wo er ein Buͤrgerrecht hatte, ſich aufhalten, 
und auf Unterftüsung aus öffentlihen Mitteln Anſpruch machen. 
en 8468. » Die Berechtigung der Ehefrau des bürgerlich Zodten zum Al— 
mendgenuß, in. welchem ſich der Verurtheilte vor der DVerurtheilung befand, 
eichtet fih nah den Grundfägen, welche für die Wittwe eines Bürz 
gers gelten... 

$. 69. Das Gemeindebürgerrecht geht ferner verloren: 

2) durch bie definitive Aufnahme in das Gemeindebärgerzecht einer andern 
Gemeindeʒz 

3) durch Aufkuͤndigung zum Behufe der Auswanderung, oder des Eintritts 

in den Staatsdienft, und während deffelben. 
ee IH. Zitel,_ 


.„.. 


es Don dem Einfaffenrechte. 
— 70. Zeder Staatsangehoͤrige, der nicht, vermoͤge ſeines Standes 
ober Veraſer ber des angebornen ber durch Aufnahme erlangten Buͤrger⸗ 
rechts einen ſtaͤndigen Wohnſitz hat, kann von einer Gemeinde des Groß⸗ 
herzogthums freiwillig aufgenommen, oder einer ſolchen zugewieſen werden. 
u $. 71. ‘Ein derartiger Heimathloſer erhält durch diefe Aufnahme oder 
Zumeifung” für fi und feine Familie in folcher Gemeinde das Ein- 
ſaſſenrecht. 
Ehe eine ſolche Zuweiſung erfolgen kann, muß vorher ausgemittelt 
‚feyn, ob der Buzuweifende als badifcher. Staatsangehöriger betrachtet wer: 
den muß, 
872. Das Einfaffenrecht giebt die Befugnif, einen jeden erlaubten 
Nahrungszweig, nach Vorſchrift der Geſetze, in der Gemeinde zu treiben, 
re Gemeindeanftalten zu benugen, und endlich den Anſpruch an 
die Gemeinde auf die Unterftügung in Fällen der Dürftigkeit; ausgenom: 
men, wo der Staat die Verbindlichkeit der Unterftügung bat. 
.. 9 73. Wenn feine Gemeinde einen heimathlofen Staatsangehörigen 
freiwillig aufnehmen will; fo ift er einer folchen von den Staatsbehörden, - 
unter Beobachtung folgender Vorſchriften, zuzumeifen: 
-. 8) diejenigen, ‚welche ihr angebornes oder duch Aufnahme erlangtes Buͤr— 
gerrecht in der Abſicht, auszumandern, aufgegeben haben, auch wirk: 
lid) ausgewandert und, ohne ein anderes SHeimathrecht zu erlangen, 
zuruͤckgekehrt find, werden der Gemeinde zugeiviefen, in welcher fie fruͤ⸗ 
her Bürgerrecht. Hatten; | 
2) derjenige Heimathlofe, der ſich fünf Jahre in einer Gemeinde unun— 
terbrochen für fi oder mit feiner Familie aufgehalten hat, ift der 
Gemeinde des Aufenthalts zuzumeifen, 
Hat er fih in mehreren Gemeinden fünf Jahre lang aufgehal⸗ 
35 * 


t 
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ton; fo wird er der Gemeinde des Iesten Fünfjährigen Aufenthalts 

zugemiefen. — u | ; 

3) Iſt ein fimfjähriger Aufenthalt in einer Gemeinde nicht darzuthun; 
ſo wird er der Gemeinde zugewieſen, in welcher er geſetzlich getraut 
worden tft, und zwar, wenn mehrere Gemeinden zu einer Pfar— 

rei gehören, derjenigen Gemeinde, in welcher die Tratiung vorgenom- 

men wurde. — | a — 
Findet auch dieſe Beſtimmung Feine Anwendung; ſo iſt 

4) der Heimathloſe derjenigen Gemeinde zuzuweiſen, inwelcher “gr. ſich 
zwar nicht fünf Jahre, aber doch mehr als drei Monate‘ zulegt aufs 
gehalten hat, und wenn dies nicht anwendbar iſt; ſo kommt —  ° 

5) die Reihe an die Gemeinde, wo er geboren, oder als Findling aüfge⸗ 
funden ‚worden fft. | ee er Fe 

Auf Kinder, welche in Gebährhäufen, Strafatiftalten oder ans 

‚dern Gefängniffen geboren wurden, findet diefe Vorſchrift Feine Ans 

wendung. Re 

6) Iſt der Geburtsort nicht auszumitteln; fo iſt der Heimathlofe derjeni⸗ 
gen Gemeinde zuzuideifen, in welcher er ſich zulest aufgehalten -hat, 
oder in welcher er aufgegriffen‘ worden iſt. — 

7) Die Ehefrauen der Heimathloſen, deren Ehe vom Staate als buͤrgerlich 
guͤltig erklärt wird, erhalten in dem Orte das Einſaſſenrecht, welchem 
ihe Ehegatte zugeteilt worden ift. 
$. 74. Die Zumeifung der Wittwen von Heimathlofen ift, nad) den 

obengedachten Beftimmungen im $.-73. 1. bis 6., zu entfcheiden, 

Können folche nicht in Anwendung kommen; fo find diefelben der Ges 
meinde zuzutheilen, in welche ihr Ehemann hätte gewiefen "werben müffen, 
wenn er am Leben gemwefen wäre. 

$. 75. Werden Heimathlofe in Waldungen, die eine abgefonderte Ges 
markung haben, aufgegriffen; fo find fie der nächften Gemeinde zuzumeifen, 
welcher die polizeiliche Auffiht nad) $. 153. des Geſetzes über Gemeindever⸗ 
faſſung zufteht. 

$. 76. Die Kinder der Heimathlöfen, die nod unter der väterlichen 
Gewalt find, erhalten das Einfaffenreht in ber Gemeinde, welcher ihr Va— 
ter, ober bei unehelichen Kindern die Mutter zugewieſen worden it, oder 
zugetviefen worden wäre, wenn bie eltern fi noch am Leben befuns 
den hätten. ” 

$. 77. Die, Einfaffenverhättniffe der, der Älterlichen Gewalt zur Zeit der 
Butveifung der Xeltern in eine Gemeinde bereits entlaffenen, Kinder werden 
nad den Vorfchriften des $. 73. 1. bis 6. beurtheilt. 

$.. 78. Bei denjenigen Heimathlofen, welche einer Gemeinde aus dem 
Grunde der Trauung in derfelben, oder weil fie in folcher geboren, oder in 
Waldungen, die eine abgefonderte Gemarkung haben, aufgegriffen worden 
find, zugeriefen würden, liegt in Fällen des Nothftandes dem Staate bie 
Uniterhaltspfliht ob, und eben fo nad ihrem Abſterben hinfichtlic ihrer 
Kinder, 

8. 79. Einfaffen, die ſich zehn Jahre in der Gemeinde, welcher fie- 
zugemiefen worden find, Elaglos betragen, umd ihren Unterhalt durch Fleiß 
und Thaͤtigkeit ſich erworben haben, kann der Gemeinderath, mit Zuſtim⸗ 
mung des Buͤrgerausſchuſſes, das Buͤrgerrecht ertheilen. 

G. 80. Den Söhnen der Einfaffen muß, wenn fie das 2öfte Jahr 
‚erreicht, einen guten Leumund haben, bie in den $$. 10—13 vorgefchrie: 
benen Bedingungen erfüllen und zehn Jahre, bereits in der ‚Gemeinde fich 


% 


— 
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Elaglos aufgehalten haben, das Bürgerrecht ertheilt werben. Sie find jedoch 
ſchuldig, fih nach den Vorſchriften der 99. 34, und 35. In den Bürgerge: 
nuß einzukaufen, Ä ze 
ee 

Von bem Berfahren in Bürgerannahmefacdhen. 

$. 81. Die Geſuche um Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht find 
mit alfen evforderlichen Zeugniffen dem Gemeinderathe der Gemeinde, in 
welche die Aufnahme gefhehen fol, vorzuͤlegen, welcher zu entfcheiden hat, 
ob nach Vorſchrift diefes Gefeges die Aufnahme zu bemilligen oder abzuſchla— 
gen fey. Nach erfolgter Entſchließung ift der Bürgerausfhuß, und im Zalle 
des $. 42. die Gemeinde über ihre Zuflimmung zu vernehmen, fofort die 
Aufnahme zu verfagen , oder zu bemilligen. 

$. 82. Jeder Betheiligte kann den Recurd gegen die Entichliefung des 
Gemeinderaths nad) den gegenwärtigen und kuͤnftigen Vorfchriften über Re— 
eurfe einlegen. Betheiligte find: 

4) der, welcher um Bürgerannahme, oder als Heimathlofer um Zulaſſung 

in eine Gemeinde nachgeſucht hat; ; 

2) der Bürgerausfchuß, wenn er über eine Bürgerannahme nicht gehört, 
oder feine Einfprache nicht beachtet worden ift; 

3) Standes = und Grundherren in gleihem Falle, nad Maaßgabe des 

a 9 19 j 

Einzelnen Mitgliedern der Gemeinde fteht eben fo wenig ein Recurs zu, 
als der Gemeinde felbft, oder einer Zunft. 

8. 83, Die Stelle, an welche der Recurs ergriffen wird, bat immer 
nur darüber zu entfcheiden, ob die Vorfchriften des Gefeges in richtige An— 
wendung gekommen feyen oder nicht, und ob hiernad) die abmweifende Ver— 
fügung zu beftätigen, oder die Gemeinde zur Aufnahme verpflichtet fey. Die 
Gründe eines abandernden Erkenntniffes find jedesmal kurz anzugeben. 

Der Gemeinderath ift ebenfalls zum Recurs gegen abändernde Ent: 
fhließungen der Staatsverwaltungsftellen, oder wegen Zutheilung von 
SHeimathlofen berechtigt, nach den obgedachten Vorfchriften über Recurſe. 

$. 84. Jedem, der durch betrügliche Angabe oder auf falfche Urkunden, 
oder auf Urkunden, welche unrichtige Angaben enthalten, deren Unrichtigkeit 
er gewußt. hat, um die Bürgeraufnahme nachſucht, kann von dem Gemeindes 
tathe die Aufnahme als Bürger verfagt werden. Er leidet außerdem die ge- 
fegliche Strafe feines Verbrechens, 

$..85. Der gefeglichen Strafe unterliegt eben fo derjenige, der auf folche 
Urkunden oder betrügliche Angaben das Bürgerrecht erfchlicyen hat. Außer 
diefem ift demfelben,, wenn er ein badifcher Staatsangehöriger iſt, auf Klage 
de3 Gemeinderathes von den Staatsverwaltungsftellen das Bürgerrecht wieder 
zu entziehen, und derfelbe in feine frühere Heimathsgemeinde zuruͤckzuweiſen, 
wenn der Gemeinderath diefer Gemeinde wifjentlich, oder durch grobes Wer: 
ſchulden, ein falfches Zeugniß ausyeftellt hat, dur welches die Aufnahme in 
der andern Gemeinde veranlaft wurde. | 

Das bezahlte Einkaufsgeld wird demjenigen, deſſen Buͤrgerrecht als 
nichtig erklärt worden ift, nicht zurückgegeben. 

$. 86. Wird im Falle des $. 85. der Aufgenommene auch nicht zu= 
ruͤckgewieſen; fo verliert er dennoch, und zwar der Inlaͤnder auf drei Sahre, 
‚ber Ausländer aber auf ſechs Jahre, den Buͤrgergenuß. 

- 8.87. Diefe Klage kann jedoch nur ein Jahr fang, vom Rage der 
Aufnahme an gerechnet, angeftelt werden. 
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$. 88. Der gefeßlichen Strafe unterliegen ferner-die Altern, Vormuͤn⸗ 
der, obrigkeitliche Perfonen und alle, welche an der Ausftellung falfcher oder 
aunrichtiger Urkunden oder Zeugniffe Theil genommen haben. © 

| Zranfitorifhe Beſtimmungen. 
Den Uebergang der Schusbürger in. das Gemeindebuͤrgerrecht 
betreffend. 5 5 lg: 

$. 89. Bor dem Tage an, an welchem dieſes Gefes in Wirkfamkeit 
tritt, erhalten die feitherigen Schugbürger das Gemeindebürgerrecht, mit Aus: 
nahme des Bürgernugens, wo fie ſolchen feither nicht bezogen haben, und fie 
übernehmen zugleich alle Pflichten und Laften der Gemeindebuͤtger. i 

Bon dem nämlichen Zeitpunct an hören auch alle beſondere perföns 
> Gemeindedienjte auf, welche die Schusbürger feither als ſolche zu leiſten 
atten. 

Die befonderen Gemeindeabgaben, die die Schugbürger feither als folche 
zu entrichten hatten, hören erſt am nächften Verfalltag auf; bis ‚dahin find 
ſolche zu bezahlen. 

$. 90. In Gemeinden, in welchen feither für den Antritt des anges 
borenen Vürgerrechts eine befondere Gebühr. bezahlt wurde, haben die Schutz 
bürger für das ducc das gegenmärtige Geſetz ihnen verliehene Gemeindebürz 
gerrecht die im 8.12, beftimmten Antrittsgebühren, nad) Abzug deffen, was 
fie für ihre Aufnahme als Schugbürger bezahlten, zu entrichten. 

6. 91. In den Gemeinden, in welchen Bürgergenuß befteht, hat ber 
feitherige Schugbürger nad) den Vorfchriften der 69. 34. und 35. dem dreis 
fachen Sahresbetrag der Bürgernugungen in die Gemeindefaffe zu entrichten, 
Ihm gehen alle Gemeindebürger vor, welche an dem Zage, an welchem das 
Geſetz in Wirkfamkeit tritt, zum Buͤrgergenuß berechtigt und befähigt waren, 
und alle, welche fi) bis zu dem Tage, am welchem er obgedachte Beiträge 
in die Gemeindefaffe entrichtet, befähigt haben. 

$. 92. Durch die Aufnahme ber feitherigen Schugbürger zu Gemein 
debürgern Eönnen die Genußtheile der jegt im Beſitz von Bürgergenüffen bes 
findfichen Drtsbürger, fo lange diefe Ieben, nicht gefchmälert werden, 

$. 93. Soweit die vorhandenen Genußtheile nicht für alle feitherige 
Schusbuͤrger hinreihen, rüden dieſe nach der Reihe, nach der ſie in das 
Schugbürgerrecht aufjenommen wurden, in die Fünftig offen werdenden Ges 
nuftheife ein, Sind, ehe -diefe Genuftheile offen werden, andere Bürger 
aufgenommen worden, oder haben diejenigen, welche ein angeborened Buͤr— 
gerrecht hatten, daſſelbe angetreten; fo concurriven dieſe mit den feitherigen, 
noch mit feinen Genuftheilen verfehenen, Schugbürgern hinſichtlich des Ein: 
ruͤckens nach dem Verhaͤltniß ihrer Anzahl zur Zahl aller vorhandenen frühes 
ten Drtsbürger. a | 

$. 94. In den Gemeinden, in welchen bie feitherigen Schugbürger 
Antheil an dem VBürgergenuß hatten, verbleibt er denfelben in der bisherigen 
Art und Größe, | 

Bei dem Anfchlage des vorgedachten dreijährigen Werthes bed Bürger: 
genuffes ift der nach gleichem Maaßſtabe zu berechnende Betrag des Antheils, 
den die Schugbürger feither zu bezieben hatten, in Abrechnung zu bringen, 
und nur der Reſt in die Gemeindefaffe zu bezahlen. 

8. 95. Die Söhne der feitherigen Schugbürger, welche an dem Tage, 
an melhem diefes Gefes in MWirkfamkeit tritt, noch nicht volljährig find, 
“werden von da an fo angeſehen, als wenn ihnen, das Bürgerrecht anges- 
bosen ware, u E 
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J A Die Töchter der. feitherigen Schutzbuͤrger werben, wenn fie ſich 
mit einem Gemeindebuͤrger verheirgthen, in Bezug auf Vermoͤgensnachweiſun⸗ 
gen und Einkaufsgelder, wie bie Toͤchter der Ortsbuͤrger behanbelt. 
BVotſtehendes Geſetz tritt mit dem 23. Aprit 1832 in Wirkfamkeit. 
Gegeben zu Karlsruhe in Unferem Großherzoglihen Staatsminifterium, 
den SL. December 1831. i 
— — Leopold. 


| Auf hoͤchſten Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit des Großherzogs: 





Churfuͤrſtenthum Heſſen. 

— In dem Staate des (ſeit 1803) Churfuͤrſten Wilhelm 1 von 
Heſſen-Caſſel beſtand, bis zum Jahre 1806, eine, aus der zweiten 
Hälfte: des Mittelalters ſtammende, landſtaͤndiſche Verfaſſung. Es 
gab drei Klaſſen der Landſtaͤnde: Praͤlaten, Ritterſchaft, und 
Landſchaft, welche letztere die Abgeordneten der Staͤdte um— 
ſchloß. Nur der Guͤterbeſitz befaͤhigte und berechtigte zur Standſchaft; 
Fabrikanten, Kaufleute und der gelehrte Stand waren ausgefchloffen. 

AS Prälaten erfchienen: 1) der Landcomthur der Ballet Heſſen; 
“2) die drei Obervorfteher der adeligen Stifter Kaufungen und Wetter; 
3) der Obervorfteher der Gefammthofpitien Haina, Merrhaufen, Hofheim 
und Gronau; 4) die Univerfität Marburg, vepräfentirt durch ihren Pro: 
vector, den Kanzler oder Vicekanzler. (Während des Rheinbundes 
ward: der teutfche Orden aufgehoben, fo daß die Würde eines Landcom⸗ 
thurs erlofch; und von den früher gemeinfam gewefenen Hofpitien kam 
Hofheim an Darmftadt.) ’ 
Die Ritterſchaft war nach fünf Strömen eingetheilt: 1) der. 

Fulda; 2) der Diemel; 3) der Schwalm; 4) der Werra, und 5) ber 
Lahn. Die erſte beſtand aus 20, die zweite aus 14, die dritte aus 24, 
die vierte aus 19, und die fünfte aus 14 zu Landtagen berechtigten ade— 
ligen Familien. 

Bei den Landtagen bildeten Prälaten und Ritterſchaft nur Eine 
Eurie, in welcher von den Rittern nach dem Alter, dann von den De— 
putirten der Univerfität Marburg, von dem Obervorfieher der adeligen 
Stifter, und zufegt von dem Erbmarfchalle (aus der freiherrlihen a: - 
milie Riedefel), dem Präfidenten diefer Curie, votirt ward, 

Die Städte, welche zufammengenommen den Namen der Land— 
fchaft führten, wurden, gleich dev Ritterſchaft, nach den genannten fünf 
Fluͤſſen eingetheilt. Zu der Landfchaft an der Fulda gehörten 7, an ber 
Diemel 9, an der Schwalm 9, an der Werra 6, und an der Lahn 8 zu 
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Landtagen berechtigte — Über welche das Direttorium der Magiſtrat 
einer Stadt fuͤhtte. Sogenannte auüsfchreibende Staͤdte waren nach 
dieſen Stromgebieten, Caſſel, Beste, kEſchwege Vonberg und 
Marburg. 
| Die Graffchaft Kagenellendogen ws durch ein; aut ben Landes⸗ 

vorſtehern gewaͤhltes, Individuum auf dem Landtage vertreten. Die 

Grafſchaft Schaumburg hatte beſondere a. dagegen das Fürs 
ſtenthum Hanau gar keine Vertretung. 

Die in Heſſen gehaltenen Landtage zerfifen in große und engere, 
Große wurden genannt, auf welchen fämmtliche Praͤlaten, und uns 
ter diefen wenigſtens zwei Deputirte der Univerfität Marburg, ſaͤmmtliche 
Glieder der Ritterſchaft, und von jeder landtagsfaͤhigen Stadt ein 
oder mehrere Deputirte erſchienen. — In neuerer Zeit waren große 
Landtage, wegen ihrer Koſten, und weil’ die Beſchluͤſſe des ſtaͤn⸗ 
diſchen Ausſchuſſes den uͤbrigen Staͤnden zur Ratification vorgelegt 
wurden, nicht mehr gehalten worden. — Zu dem engern Landtage 
traten weniger Staͤnde zuſammen; nur vier der Obexvorſteher der ade⸗ 
ligen Stifter; nur ein Deputirter der Univerfitätz ein ‚vitterfchaftlicher, 
und, nebft dem, Bürgermeifter der Stadt Gafjel und dem Deputirten ber 
Graffchaft Katzenellenbogen, ein landfchaftlicher Deputirter von jedem Strome, 

Es gab feinen Landſyndicus, fondern der Confulent der Familie 
Niedefel verfah deffen Stelle; auch befand ſich das Iandftändifche Archiv 
(außerhalb Landes) zu Lauterbach unter der Verwahrung der Familie 
Niedefel, 

Zunaͤchſt befchräntte, fi & der Wirkungskreis der Staͤnde nur auf das 
Bewilligungsrecht zu Reichs, Kreis- und Landſteuern, die, ohne ihre 
Buftimmung, weder angefeßt noch erhoben werben durften. In andern 
Angelegenheiten des Staates Fonnte zwar der Negent den Rath der 
Stände in Anfpruch nehmen (nad der Refolution vom Jahre 1655 
„behielt e8 der Landesherr fich vor, die Stände bei wichtigen Landesans 
gelegenheiten zu Rathe zu ziehen”); a der — war er aber nicht 
daran gebunden *). 


A nun im Sahre 1806 nach der Schlacht bei Auerftäbt, der 
Churfuͤrſt durch Napoleon feines Landes beraubt, und daſſelbe im Zilfiter 


*) Bol, Beurkundete Darftellung der hurheffifhen Landtags: 
verhandlungen, mit Biden auf die — Gegenwart und Zukunft, 
(ohne Berleger und Berlagsort) 1316. Churheſſiſche — — 
handlungen vom Sahre 1816. — (ohne Berl.) 1816. 8. — Ber 
handlungen der churheſſiſchen Landſtaͤnde in gen Ba 1815 — 16, 
in (2udens) ee Staatsverfaffungsardive, Wand 1. St. ©. 501 f. und 
Band 2, St. 1. S. 3f. — Was beduͤrfen, was — and was er— 
warten nee Churheſſens Bewohner-x. ppn dem auf. den w 
— ig einberufenen engern ——— 2.2 oh. Frankſurt a & 
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Frieden Ch, ünd . Juli 1807) mit dem neugeftifteten Königreiche 
Weſtphalen verbunden, fo wie Gaffel zur Hauptſtadt dieſes Koͤnigrei⸗ 
es erklaͤrt ward; da galt auch die oben (5. 38.) mitgetheilte, Vers 
fing bes Königreihes Weftphalen in den hurheffifchen Erb⸗ 
laͤndern; durch fie ward wenigftend das erfte Bebürfniß einer andern und 
zeitgemäßen Verfaffung angeregt. | 
Dieſe Verfajlung erloſch aber mit dem Erlöfchen des Königreiches 
felbft im Spaͤtjahre 1813. Der Churfürft Fehrte nach Caffel zurüd, nachs 
bem er mit den Verbündeten zu Frankfurt am Main am 2. Dec. 1813 
einen Vertrag abgefchloffen. hatte, in welchem er in feine vorigen Rechte 
eingefest, und verpflichtet war, die VBerfaffung vom Jahre 1806 
berzuftellen. | 
gs‘ Allein diefe Herftellung erfolgte nicht; es berief vielmehr der Churs 
fürft, durch Verordnung vom 27. Dec. 1814, zum 1. Mary 1815 zwan⸗ 
zig ſtaͤndiſche Deputirte (2 aus den Pralaten, 5 aus der Ritterfchaft, 
8 aus den Städten, und 5 aus dem — in früherer Zeit nie vertretes 
nen — Bauernftande), So beftanden nun drei Eurien des Land: 
tages. 


a) Verordnung Wilhelms 1 vom 27. Dec. 1814, 
bie Wiederherftellung der vaterländifchen Steuerverfaffung und 
die Convocation der heſſiſchen Landftänd. betreffend. 


Bon Gottes Gnaden Wilhelm 1 2. Nachdem, nad glüdlich errungenem 
Frieden, die Hinderniffe größtentheils befiegt find, die es Uns bis jest unmöglidy 
machten, eines Theils Unfern geliebten Unterthanen eine größere Erleichterung, als 
bisher gefchehen Eonnte, der;durd die erforderlichen Staatsbedürfniffe nothwendig ges 
mworbenen Abgaben angebeihen zu laffen, andern Theils Uns mit Unfern getreuen 
Ständen über die wichtigften Landesangelegenheiten zu berathen, finden Wir Uns, 
um feinem weitern Zweifel über Unfere Willensmeinung Raum zu geben, und um, 
fo viel es in Unfern Kräften ſteht, die Wunden zu heilen, die ein fiebenjähriger 
verhängnißvoller Zeitraum Unfern Unterthanen flug, aus eigenem Antriebe bewo⸗ 
gen, unmittelbar Folgendes feftzufegen und zu verorbnen: 


Es ift nämlich Unfer ernſter Wille und fefter Entfchluß, daß 


4) mit dem 1. Ianuar k. 3. in Unfern Staaten diejenige Verfaffung wieber 
bergeftellt werde, welche im Jahre 1806, ſowohl hinſichtlich der ritterfchaftlichen 
und Fandfchaftlichen, auf Petri- und Martinitag fälligen, Steuern, als auch ber 
fändigen und unftändigen Gontribution beftand. 

2) Die milden Stiftungen und Kirchen, die Geiftlichen und Schullehrer follen 
jedoch von gedachtem Zeitpuncte an, der ihnen im Jahre 1806 verfaffungsmäßig zus 
geftandenen Immunität von jenen Abgaben um fo mehr fich zu erfreuen haben, als 
die Benutzung von Grundftücden, Zinfen, Zehnten und Gefällen ben Geiftlichen und 
Schullehrern ſtatt eines firen Befoldungstgeils angewiefen ift, mithin im Fall einer 
Befteuerung der Staat fowohl zu einer Entfhädigung derfelben, als bei eintretens 
der Schmälerung ber Bonds der milden Stiftungen und Kirchen in das Mittel zu 
treten verpflichtet ift. 

3) Da Gefege aller, Art, wenn ein günftiger Erfolg fie "begleiten fol, den eis 
ten und Sitten angepaͤßt werben müffen, und es einer ber erften Grundfäge einer 
vernünftigen Staatsadmittiftration und eines gerechten Abgabeſyſtems ift, daß gleiche 
Laſten mit gleichen Schultern getragen werden; fo ſollen diejenigen Sorporationen 
und einzelne Unterthanen, weldye nicht unter der Kategorie der sub 2 erwähnten 
begriffen find, gefegt auch, daß diefelben im — 1806 eine Immunitaͤt genoſſen 
hätten, zur Concurrenz herangezogen werben. In Beruͤckſichtigung jedoch, daß ci» 
nem großen Theile dieſer Staatsglieder, in der Eigenfchaft als Vaſallen, befondere 
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Verpflichtungen: obkiegen, und daß den, waͤhrend des atiſchen Pefitzes Unſerer 
Staaten uͤber die —— —— Be Fe Ron 
-würf der Urbereilung und Ungerechtigkeit: eilreg fo ſollen ; nachdem vorher uͤbera 
die fogenannten Zulagsheller „ welche, bierdyirsh für, die Zukunft - gänzlich ufgehoben 
und abgeihafft werden, abgefest worben, gedachte Gorporationen nike 
Staatsglieder, als Beftger ehemaliger exemten Guͤter, zu den Staatslaften mit 4 
degjenigen Antheils concurriren, mit; dem dieſelhen fuͤr diefeg Bahr zur Contribus 
tion gefegt worden find. Diefe Abgabe fol als ertrgordinaire Kriggsfteuer, eine 
Beftimmung, die diefelbe ohnehin ſchon für biefes Jahr hatte, : in dem folgenden 
erhoben werben. BE Be Bene 

4) Die Frohnden und Dienfte follen zwar im Allgemeinen nach dem Maaßftab, 
nach weldyem fie Uns im Jahre 1806 'geleiftet wurden, wieder eingeführt‘ werden; 
es ift jedoch hierbei. vor. allen Dingen ber Flor und das Intereſſe des Aderbaus zu 
berüdfichtigen, und dieſes mit wohl hergebrachten Rechten in eine, das Wohl des 
Ganzen zu bezwedende, Webereinftimmühg zu bringen, wobei es fich übrigens von 
ſelbſt verſteht, daß biefe-Leiftungen, wie ehemals, nach einem gewilfen Anfchlag von 
dem zu verhaltenden Steuercapital zuvor abgezogen, der Reſt aber nur zum Ders 
halt gefchriebin, und hiernach der Gontributionsbetrag regulirt werbe. — 

5) Den Leihe-, Erbleihe- und Landſiedelguͤtern, welche, nach ber Verfaſſung 

des Jahres 1806, und nach dem Inhalt der Erbleihebriefe, von Entrichtung der 
Contribution und Steuern befreit waren, wird auch dieſe Immunität für bie Zus 
£unft zugeftanden; es fey denn, daß der zu entrichtende geringe Canon mit dem 
wahren Grtrage ‚in einem, gu ‚großen Mißverhältniß fteht, in, welchem Fall Wir 
Uns, auf den Antrag dev Behörden, Unfere befondere Entfcheidung vorbehalten. 
6) Die Landesihuldentilgungsfteuer, deren Beſtimmung fhon der Name aus: 
drüdt, und die zur Erhaltung und Sicherung bes oͤffentlichen Grebits nothwendig 
ift, fol auch für das künftige Sahr, jedoch als eine ertraordinaire Steuer, derge— 
flalt erhoben werden, daß gegen deren Entrichtung Eeine Art von. Steuerfreiheit 
geltend gemacht werden Tann. 

Es ſoll aber die Zweckmaͤßigkeit des Anfchlags, nach welchem derſelbe in bie 
fem Sahre erheben worden ift, genau geprüft, und bem vorgängig die deshalb zu 
treffenden Abänderungen zu Unferer Genehmigung einberichtet werden. 

7) Ale übrige Abgaben, welche ein fiebenjähriger Despotismus auflegte, und 
die der ehrivürdigen Verfaſſung Unſerer Staaten fremd find, werden hierdurch 
gänzlich abgefhafft und aufgehoben. = i 

8) So gewiß es ſich auch erwarten läßt, daß die Befhlüffe des, in Wien 
‚glüclich begonnenen, Congreſſes auf die innern Verhältniffe der teutſchen Staaten 
und insbefondere auf die Iandftändifche Verfaffung, von bebdeutendem Einfluß feyn 
werben; fo foll dennoch die durch die bisher Statt ‚gefundenen Eriegerifchen Umge— 
bungen, und durch die Nothmwendigkeit einer fchnellen und energiſchen Regierungs: 
weife ‚verzögerte Bufammenberufung der Landftände nicht Länger ausgefest bleiben. — 
Mir wollen daher, daß auf den 1. März E. 3. der engere Landtag zufammentreten 
foll, und ernennen daher zu Unfern Commiffarien, und zwar zum erften, Unfern 
Etatöminifter v. Schmerfeld, und zum zweiten, Unfern geheimen Regierungsrath 
Hafenpflug. — 

Da jedoch bei ben veränderten Zeitverhältniffen die Gründe wegfallen, welche 
in vergangenen Sahrhunderten den Stand ber Bauern, als Leibeigenen, von jedem 
Antheil an landfhaftlihen Verhandlungen ausſchloſſen; fo wird diefer Klaffe Unſe— 
rer Unterthanen das Necht hiermit eingeräumt, zu dem bevorftehenden Landtag Des 
putirte zu wählen und abzufenden. Die Eintheilung nad) den 5 Strömen, fo wie 
die Wahl der Deputirten, wozu jedoch der Verfaſſung Kundige genommen werben 
‚Sollen, beftimmt ſich, fo viel als möglich, nad den, für die Städte vorhandenen, 
Vorſchriften. 

99 Die zur Regulirung verſchiedener adminiſtrativen Gegenſtaͤnde niedergeſetzte 
Commiſſion hat ihre Arbeiten zu beſchleunigen, damit dieſelben bei dem bevorftchen- 

den Landtage benugt werden Eönnen. ME 
- Damit nun dieſe Unfere, lediglich das Wohl Unferer Unterthanen bezweckenden, 


aus eigener Bewegung getroffenen, Verfügungen alöbald in Vollzug gefegt werben; 
fo Haben Unfere nachgefegten Behörden, eine jede, fo weit es fie, angeht, fofott das 
Nöthige allenthalben zu verfügen. | 
urkundlich Unferer höchfteigenen Unterfchrift und beigedruckten churfürftlichen ges 
heimen Inſiegels. So geſchehen Eaffel, den 27. December 1814. u 


(L. 8.) Wilhelm, Churfürft. 
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Kaum waren aber die Deputirten am 1. Maͤrz 1815 zu Caſſel ver⸗ 

fammelt,-: ald bedeutende Mißhelligkeiten zwiſchen denſelben und ber. 
Regierung entſtanden; theils über die beabſichtigte Herſtellung der vor⸗ 
wialigen Verhaͤltniſſe (mit Erneuerung der Frohnden und anderer Dienſte, 
mit Zuruͤcknahme der verkauften Domainen ꝛc.); theils über die verlang⸗ 
ten großen Gelbſummen; theils uͤber die, ohne Mitwirkung der Stände 
erfolgte, Berufung des Bauernſtandes zur ſtaͤndiſchen Verſammlung. 
In den Gegenvorſtellungen der Stände vom 11. März auf bie 
hurfürftlihe Propofition, „erbaten diefelben auch die Feſtſetzung einer, 
der Vernunft und. den Erfahrungen ber Zeit entfprechenden, Landesconz 
ſtitution.“ ⸗ 

Auf diefen Gegenſtand antwortete am 18. März die churfuͤrſtliche 
Entſchließuug: „In Anſehung der Abfaſſung einer Landesconſtitution waͤ⸗ 
ren die Beſchluͤſſe des Wiener Congreſſes abzuwarten. 
Bis diefe erfolgt wären, müffe man ſich in Churheffen nad dem Vor⸗ 
gange früherer Zeiten richten. 

Als nun darauf auf „MWiederherftellung der alten Verfaſſung“ ans 
getragen wurde, antwortete der Churfürft am 1. Mai 1815: „er habe, 
nach der Wiederkehr in feine Erbftaaten, die Wiederherftellung der alter 
Berfaffung in allen ihren Zheilen ſich angelegen feyn laffen, und insbe⸗ 
ſondere der ſtaͤndiſchen Verfaffung durch Zulaſſung des Bauern— 
ſtandes einen neuen Glanz gegeben,“ womit er bie Erklaͤrung 
verband,‘ die Stände möchten den Hauptzweck des Antrages nicht aus 
den Augen verlieren: die Mittel zur Aufbringung der Koften für die Uns 
haltung des Militairs, und die Regulirung der Landesſchulden. 

In Hinficht der vom Churfürften geforderten Beroilligungen hatte der 
Bauernftand von den beiden ältern Gurien ſich getrennt. Dieſe letzteren 
erliegen daher, auf die churfürftliche Nefolution vom 1. Mai 1815, fol: 
gendes 


b) Promemoria der anwesenden Stände und Depu- 
tirten, von Prälaten und Rittern, vom 12. Mai 
2 1815. 


In der. hochverehrlihen Refolution vom 1. d., worauf verfammelte Stände 
und Deputirte bon Prälaten, Rittern und Landfchaft, auch dem Bauernftande, mit 
diefem zugleich die allen Ständen gemeine Antwort zu, übergeben die Ehre haben, 
find einige Gegenftände enthalten, worauf Stände von Prälaten und Rittern, die 
dabei allein betheiligt find, ſich befonders aͤußern zu dürfen, die Erlaubniß ſich ers 
bitten müffen. 

Die Trennung des ihnen nun eingeimpften Bauernftandes, in Anſehung bie 
fer Gegenftände, von ihnen, der er fogar einen einfeitigen Widerfpruch hinter ihs 
nen her hat vorangehen laſſen, auf den fich jest gegen fie berufen wird, — 
tet fie ihrer Sets es an nichts fehlen laſſen, die wuͤnſchenswerthe Eintracht durch 
behufige Vorftellungen zu erhalten, damit aud) in allen übrigen Faͤllen bie Abficht 
glücklich erreicht haben, beweifet fchon die Inconvenienz einer, durch Einführung 
eines neuen Standes entftandenen, dritten Curie, die den. Glanz überwiegen 
dürfte, den Se Eönigliche Hoheit durch deſſen Hinzufügen der ftändiihen Verfaf: 
fung zu verfhaffen, die Abſicht gehabt zu haben verfichern, die ſich auch gehorfamft 


z 
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Unterzogene zu. bezweifelm nicht erlauben. In ber That ift auch in jedem Reprä- 
ſentativſyſtem ein dritter Stand, überhaupt. mehr, als zwei Kammern, eine folche 
hoͤchſt nachtheilige Unform, daß ſie billig von den Eonftitutionen ausgefchloffen ift, 
bie allgemein für die mufterhafteften. gehalten werden, und. die vielen Procefje, die ' 
unter der alten Reichöberfaffung über die Frage an ben ehemaligen Reichögerichten 
entftanden: ob zwei Stände den dritten überftimmen tönnten, die felbſt den vor⸗ 
maligen: allgemeinen Reichstag oft in WVerlegenheit feste, lieferten die ſprechendſten 
‚ Beweife darüber, und gewiß würde eine Regierung, die eine folde 
Berfaffung als ein Mittel gebrauchen wollte, ftatt bes ihr erſprieß— 
lihen Gleihgewichts zwifhen zwei Ständen, aus der Trennung 
mehrerer, und. aus dem Mißtrauen unter dbenfelben, Vorthelle zu 
ziehen, durch den Verluft des Vertrauens Aller, zuerft den Nas 
theil bavon empfinden. — —— 

Allerdings iſt der Bauernſtand der zahlreichſte, und vielleicht der vers 

bientefte um den Staat, billig daher, daß er in einer guten Ver: 
faffung repräfentirt werde. Eben fo mwohlthätig für ihn, und ohne bie 
Inconvenienz eines dritten Staudes, kann und muß diefem dadurch ein Genüge-ges 
fchehen , daß der Bauer, unter der gehörigen Qualification als Gutsbeſitzer, activ 
umd paſſiv wahifähig und dadurch befähigt werde, unter bem zweiten Stand feinen 
Eis zu nehmen. In Heffen würde dadurch zugleich der Mißverftand gehoben mer: 
den, daß die nicht vitterfchaftlichen des Adels und andere Befiger ehemals ritter— 
ſchaftlicher Güter an der Repräfentation keinen Antheil haben. 
Haben daher gleich treu gehorfamfte Stände von Prälaten und Rittern, den 
Bauernftand, jedoch nur proviforifch, und für diesmal anerkannt; fo müffen 
fie fich doch gegen benfelben wiederhohlt verwahren, und um deſſen Abftellung bei 
einer neuen Verfaſſung, vielmehr es bei der Aufrechthaltung nur zweier Curien zu 
belaffen, gehorſamſt bitten. 

Die Entbehrung ber Patrimonialgerichtsbarkeit ift einer von den allein ausge 
hobenen beiden Gegenftänden, welche devoteft Unterzeichnete als Beftandtheile der 
verfprochenen alten Verfaffung mit dem gegründetften Rechte anfprechen. Sie ſind 
damit beliehen, und daher berechtigt, den Schug ihres gnädigften Lehnsheren dabei 
aus dem Lehnsvertrage zu verlangen, Fönnen und werden fich deswegen auch, 
ohne baß er ihnen gewährt wird, weder belehnen laffen, noch Lehnbriefe annehmen, 
die etwas enthalten, was ihnen zugleich entzogen werden foll; wobei zugleich bie 
eritzogenen fructus diefer Gerichtsbarkeit, die, neben der entbehrenden, durch bie 
Iandesherrlichen Beamten äußerft erfchwerten, Hülfe in Beitreibung ihrer gutsherrlis 
chen Gefälle, die entzogenen Strafen, befonders ber auf 4 heruntergefegten Forft: 
ſtrafen, welches den Holzwerth nicht vergütet, auch daß die Ortfchaften ihrer ges 
ſchloſſenen Gerichte zum Theil unter mehrere churfürftliche Aemter zerftüdelt find, 
ihren Verluſt hoͤchſt fühlbar macht. Abgefehen davon, mögen fie aber auch dies 
noch einzige, wechſelſeitig wohlthätige Wand zwiſchen den Gerichtäherren und Ges 
. zichtsunterthanen nichtsentbehren, und dabei bemerken, daß in Heſſen das beinah 
einzige Beifpiel der Ausnahme von der Achtung feyn würde, das nahezu alle Staa- 
- ten, feldft Orr den neueften Ereigniffen, durch Erhaltung ober Zuruͤckgabe biefem 

Bande bezeigt haben. Ein außergerichtlicher Widerſpruch der Juſtiziablen gegen 
ein ch hergebrachtes, ohne denfelben ausgeübtes Recht, kann bei dem 
Lehnsherrn unmoͤglich ein Motiv zu der Entziehung feyn, beffen feit Sahrhunder: 
ten wiederhohlte Verleihung zugleich ihre unumftößlicher Zitel iſt. Diefen Wider: 
fpruch erwarteten die Gerichtsherren vielmehr im Wege Rechtens, zu dem fie die 
MWiderfprechenden ex lege diffamari auffordern Fönnnen, fürchten ihn aber um fo 
weniger, ba letztere ihr eigenes, unverlestes Intereffe nicht mißkennen werden, wenn 
den Mißbräuchen vorgebogen ‚wird, die ihnen allenfalls hier und da Anlaß zu Be 
Tchwerden gegeben haben könnten, deren Rechtfertigung gehorfamft Unterzogene zu 
uͤbernehmen eben fo entfernt, als fie gern geneigt find, alle billige Mobificationen 
kei niht gefhloffenen Gerichten, und bei gerfirenten, fo wie bie Bes 
ftelung für fähig anerkannter und hinreichend belohnter Beamten und Gerichtshalter, 
für die fie ohnehin verantwortlich bleiben, eintreten zu laſſen. 

Die in der alten Verfaſſung gegründeten Exemtionen find ber. andere, auß 
mehreren übergangenen allein ausgehobene, Gegenftand, auf deffen verfaffungss 
mäßige Reclamation Unterzeichnefe zurücdtommen müffen, ber aber wieder 3. B. 

1) in die von der Eremtenfteuer beibehaltenen %5 | 
2) die. entzogene Immunitaͤt von des Uccife, dem Licent, dem Chauffee: und 
Wegegeldz 
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B8) die gleichfalls entzogene Tafelgutsfreiheit und alle übtige, notoriſch in der alt ⸗ 
5 heſſiſchen Verfafſung gegründete, Vortheile zerfaͤllt. 

Der heſſiſche Adel entzog ſich niemals den oͤffentlichen Laſten, und fuͤr ihn haͤtte 
es des geruͤhmten Zuſatzes in ber Acceſſionsacte: O0, - 
„sans que pour cela, äucun individu puisse sd söustraire aux charges 

„communes“ 2 A J — 
um ſo weniger bedurft, als er ſich derſelben am wenigſten in ben Fällen, womit 
jene Stelle offenbar in Bezug ſteht, entzog, wo, bei beſonderer allgemeiner Noth, 
ſchon die ehemaligen Reichsgeſetze, mittelſt des gemeinen Pfennigs, ohne Ruͤckſicht 
auf jedwede Exemtion, von Adel und Nichtadel, aber auch einſchließlich der reichs— 
Mae Kammer, den Beitrag von Rechtswegen in gefeglicher Form erforderten. 
Billig erkannte aber der ZTreyfaer gemeine: Landtag das Verhältnig der größern 
Gutsbefiger gegen die nit Eremten an, daß jenem fein Stand, befonders auch 
die Erziehung feiner Kinder zum Dienfte bes Staates, verhältniimäßig weit mehr 
Aufwand auflegt, daß er dagegen fein Gut bei weitem nicht fo- vortheilhaft benust, 
als derjenige, der keine ober wenigere fremde Hülfe dazu bedarf, deffen Werth obs - 
nehin durch die Beſchraͤnkungen des Lehnsverbands fehr verliert. Daher die Exem— 
tionen, die deswegen nichts weniger als ungerecht und: unbillig find, wie auch Se. 
koͤnigliche Hoheit Hoͤchſtſelbſt durch den Erlaß von + ‚einigermaßen anerkannt has 
ben,. Wollten aber auch treugehorfamft Unterzeichnete dem aus dem Revolutions- 
ſchwindel inne, unter derufurpatorifchen Regierungbenugten, Zeitgeifte nach⸗ 
zugeben ſich nicht entziehen, vorausgefest, daß Hurfürftl. Kammer mit gutem Bei- 
jpiele vopangehen, und durch verhältnigmäßige Vertheilung jeder Stand wirklich er 
leichtert werden wird; fo Tann das jedoch nicht chender, als mittelft einer neuen 
Confitution, verfaffungsmäßig, mit ihrer freien Einwilligung 
geſchehen, bis dahin aber ſie ſich Feiner ungebundenen Willkühr überlaffen fehen 
Eönnen, gegen die fie auf ben Schuß ber alten Verfaſſung ein im berfelben und in 
der Züfage ihres, um ſich ihr zu entziehen, zu rechtlichen, verehrten Regenten zu 
gegründete Rechte haben, als daß fie nicht darauf zuruͤckkommen follten.. Be. ges 
rechter ihr Geſuch iſt; mit defto größerer. Zuverficht verſprechen fie fi defien Ge⸗ 
währung, und-empfehlen fi damit zu geneigtem Wohlwollen. 

Eoffel, den 12. Mai 1819. | 
| Anweſende Staͤnde und Deputirte von Pröfaten und Kittern. 





2 a *— SE; . 
‚Bel den weitern Verhandlungen, wo die Stände zu einer Vermeh⸗ 
rung der landſchaftlichen Obligationen, mit 400,000 Thaler ſich erboten, 
ſprachen fie zugleich in dem Promemoria vom 31. Mai 1815 
Folgendes in Hinſicht einer neuen Verfaſſung aus: _ u 
Dabei haben fie. zugleich, feft uͤberzeugt und vertrauensvoll, vor⸗ 
ausgeſetzt: . | n 
daß die bereits befprochenen, erſten Grundlagen einer, die Lanz 
deswohlfahrt fichernden, Conftitution ſchon jegt ihre Feſtſtellung er⸗ 
halte, und dieſe alfo nicht etwa wieder bis zu einem andern Zeit 
Ppuuncte ausgeſetzt bleibe. 
Sie erlauben ſich daher, dieſe Grundlagen, als einen integrirenden Theil 
ihres Erbietens, hier ſchriftlich zu bemerken, um ſo mehr, als nur da⸗ 
durch die Landeswohlfahrt, als der hoͤchſte Zweck Sr. koͤnigl. Hoheit, 
erreicht werden kann. NZ er 
‚ Diefe Örundlagen find, mit Inbegriff der, in der Note des churheſ⸗ 
ſiſchen Geſandten zu Wien enthaltenen, Puncte, namentlid) 
1) das Recht der ftändifhen Einwilligung bei neu zu erlaffenden 
allgemeinen Landesgefegen ; 
2) das Recht der Verwiligung und Regulirung ſaͤmmtlicher, zur 
Staatsverwaltung nothwendiger, Abgaben ; 


3) das Recht der Mitaufficht über die Verwendung berfelden zu - 
allgemeinen Staatszwecken; 
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4) das Recht der Beſchwerdefuͤhrung insbefondere in. Bälfen:der 
Malverfätion: der Staatsdiener, und bei ſich — Miß⸗ 
braͤuchen jeder Art; 

5) die gaͤnzliche Trennung des "vorhandenen und zu erwerbenden 
Staatsvermoͤgens von dem Privatvermögen des Regentenz 
6) die Errichtung. einer allgemeinen Staatskaſſe unter, Mitaufſicht 
der Staͤnde, und als Folge davon 
a) die genaue Beſtimmung deſſen, was in die allgemeine Staats⸗ 
kaſſe fließt, als wohin nicht nur alle directe und. indivecte 
* Steuern, ſondern auch das- Auffommen aus den. Negalien 
und Domainen, und. überhaupt. alles, was. nicht zu dem 
Privatyermögen des allerhoͤchſten Regenten gehoͤrtz :u- 
b) die einem ſtaͤndiſchen Ausſchuß Ahrich enee noth⸗ 
wendigen Staatsausgaben. 
um die Feſtſtellung dieſer Grundlagen, und die gewiffe ‚Züficherung, 
daß hiernach mit dem Anfang des. künftigen "Jahres die’ neue Landes: 
conſtitution eintreten muͤſſ en ch Scan, ehhechie⸗ 
’ tigſt bitten.“ 


Neue Geldforderungen des Shurfüftn, wigen * Aischfung: bes Ser 
res gegen. Napoleon, nach deſſen Wiedererſcheinen von Elba, und wegen 
der Durchmaͤrſche der Preußen‘, —— andere Gegenvorſtellungen 
der Staͤnde. Dieſe führten endlich am 2. Iuli:1815 zur Proxog a— 
tion des Landtags durch Die Giefüftichen, ‚Sommiffarien, welche 
demſelben die churfuͤrſtliche Reſolution vom 30. Juni mittheilten: nd): daß 
der Gegenftand (die Feſtſtellung der Grundlagen: einer, die Landeswohl⸗ 
fahrt ſichernden, Conſtitution) bis zur Wiedereroͤffnung des Landtags blei⸗ 
— und | bann — eroͤrtert werden joe) und 2) — der Land⸗ 
des Termins zur Wiedereröffnung defferbei, unter den —5 Um⸗ 
ſtaͤnden, ausgeſetzt bleibe; doch ſolle zur Berichtigung und Ausarbeitung 
der Rechnungen, des Schuldenweſens, eine, aus einem Mitgliede der 
Praͤlaten und: Ritter, einem Mitgliede der Landfchaft, und einem Mits 
gliede des — — EN bleiben." 





Zum: 45. Sebtuar 1816 wäh Dir; im- aßie 1815 —— Land⸗ 
‚tag von neuem. verſammelt, auf welchem dieſelben Deputirten erſchienen. 
Es wurden ihnen von neuem durch die churfuͤrſtlichen Commiſſarien große 
Geldforderungen der Regierung vorgelegt, und dieſe in Berathung gezo— 
gen. Gleichzeitig, am 16. Febr., machte der ritterſchafrliche Deputirte 
des Diemelſtromes der Ständeverfammlung die Eröffnung, daß ihm von 
dem Principalcommifli arius, zu einer confidentiellen Mittheilung an bie 


*) In der Nefolution vom 10. Juni 1815 ließ der Churfürft auöfprechen: 
Stände Fönnten verfihert feyn, daß Se. fönigl. Hoheit den Bedadıt nehmen 
würden, der churheffifchen Verfaſſung eine ſolche Beftimmung zu geben, die auf 
den. liberalften Grunbfägen beruße, und das Glück Ihrer getreuen Untere 
thanen befeftigen werde.’ 


* 


f 
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Stände, der Entwurf einer Fünftigen Verfaſſung übergeben 
worden wäre. ; Die Stände befchloffen, nach Curien darüber zu berathen. 


e) Entwurf einer Verfaffungsutkunde, den churheſſi— 
ſchen Ständen im Februar 1816 mitgetpeilt. Nebſt zwei 


Anlagen. 


Erffes Kapitel. 
Von ben Negenten, der Erbfolge und der Regierungsform. 
1. Die Regierungsform ift monarchiſch, die Linealfolge und in berfelben das 
Recht der Erſtgeburt, mit Ausſchluß des weiblichen Geſchlechts, für alle gegenwärs 
tige und Zünftige churheſſiſche Staaten gültig. = 
„2. ‚Der Landesherr wird, nad den beftehenden Hausgeſetzen, volljährig nad) 
zurüdigelegtem 18. Jahre. Se 
3. Im Fall der Minderjährigkeit führt die leiblihe Mutter, und wenn 
5 — N mehr am. Leben ift, der nächte Agnat die Vormundihaft und Re: 
entſchaft. 2 — Re 
a 4, In allen Fällen’ ftcht der Regierung während der Minderjährigfeit bes 
Landeeheren ein hoͤchſtens aus 6 Mitgliedern beftchender Regentfchaftsrath zur 
Seite, welchen die VBormundfchaft in allen Regierungsfahen zu Rathe ziehen muß. 
5. Die, Regentfhaft wird gebildet aus den Miniftern des abgegangenen Res 
genten und aus einigen ‚ von den Ständen zu mwählenden, Mitgliedern der Staats- 
dienerſchaft, deren etwaiger Abgang während der Vormundfchaft durch sine gleiche 
‚Anzahl erfest wird. , 3: man 
6, ‚Siber Regent gelobt, gleich nach dem Antritt feiner Regierung, die Befol 
gung diefer Conſtitution, und ftellt darüber eine ſchriftliche Verfiherung aus. Ein 
Gleſchez muß von der etwaigen Vormundſchaft geſchehen .. — 
ZN Die nachgebornen Prinzen des Churhauſes bleiben im vollſtaͤndigen Genuß 
der bisherigen Apanagen, welche denfelben ſtets puͤnctſich auszuzahlen find. In 
künftigen Fällen werden ſolche vom Regenten, dem, Herkommen und den bejtehenden 


Hausgeſetzen gemäß, regulirt. — 
Kapitel, .. 
Bon: den; Provinzen, welche den: churheſſiſchen Staat bilden, deren Untheile 
— barkeit und Einfuͤhrung einer allgemeinen landſtaͤndiſchen Verfaſſung. 
4. Das Churfuͤrſtenthum Heſſen in feinem gegenwaͤrtigen Umfange begreift 
ray zn MDR kLandgrafſchaft Heſſen, = N. ne! 
TE By das Broßperzogthum Fulda, z 
09) das Fuͤrſtenthum Hersfeld, 
. :d) das Fuͤrſtenthum Hanau, 
‘e) das Fuͤrſtenthum Fritzlar, 
M) die Graffchaft Ziegenhayn, 
0) die. Grafſchaft Schaumburg, 
7 h) die Herrſchaft Schmalkalden. — “ 
ER 2. Dieſe Länder, desgleichen. auch die in der Kolge hinzufommenden, bilden 
‚ein. untheilbares, unveräußerliches Ganzes. I 
BR Eine, ſaͤmmtliche Provinzen umfaffende, Tandftändifche Verfaffung wird hier— 
durch "eingeführt, und ‚hören demnach die Repräfentationen einzelner Provinzen durch 
befondere .Landftände von. felbft auf. 


a Drittes Kapitel. 
ur Bon: den Landftänden. 


1. Beſondere Repräfentationen der Prälaten, der. Ritterfchaft, der Städte 
und Bauern hören, zu Vermeidung alles Unlaffes zum Zwiefpalt der Stände, für 
die Zukunft auf. Saͤmmtliche Candesdeputivtt zufammen machen die Stände-aug, 
ne Landtagsdeputirte ;repräfentivt die  Untertbanen ohne Unterfchied des 
>. 

2 Die Anzahl der Deputirten foll, außer dem Präfidenten, aus dreißig Pers 
ſonen beſtehen. Die drei vornehmſten Diener der. 3 chriſtlichen Confeſſionen, und 
wenn bei einer berfelben mehrere von gleichem Nange find, der, welcher feinen jetzi⸗ 


| Jahre wird zu einer neuen Wahl geſchritten, jedoch koͤnnen d 
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gen Poſten am laͤngſten bekleidet hat, find ohne weitere Wahl, Landtagspeputirte, 
Die übrigen 27 Deputicten follen jedoch, in Rücficht der. Vorzlige, bie vorher je⸗ 
der Stand bei der Wahl einer gewiſſen Zahl der Deputirten genoffen' Bat: 
a) zu einem Drittel aus Prälaten und Ritterſchaft, und zivar. mit 2 Prälaten 
und 7 Nitternz Re — 
b) zu einem Drittel aus den Stadtbewohnern, jedoch mit Einſchluß eines. jedes: 
Re Bürgermeifters zu Caſſel, welcher als beftändiger Deputirter anzu: 
eben iſt; | 
c) zu einem Drittel aus den Grundeigenthuͤmern des platten Candes und ber 
-übrigen Unterthanen, welche bei den erften Wahlen nicht zugezogen, genoms 
men und aus. 'diefen Elaffen ‚gewählt: werden. VER! 
— zum Deputirten gewaͤhlt werden zu koͤnnen, iſt erforderlich, daß der 
zu ende | — ET. 
a) zu einer der 3 hriftlichen Confefjionen ſich bekennez 
b) dns 25, Jahr zurücgelegt; _ u 
ce) feine von einer rechtmäßigen Behörde verhängte Gefängnißftrafe ausgeſtan⸗ 
den, und u: | a 
d) in einer Unterfuchung begriffen fey. De 
Die einzelnen Vorſchriften des Wahlacts befagt die Anlage A. - .. — 
5. Die Deputirten äußern ihre Meinung nicht nach Vorſchrift eines etwa ers 
bhaltenen Auftrags, fordern nad) Ucberzeugung. ER 
Sie können weder einen. Dritten, noch felbft einen Laͤndtagsdeputirten 
beauftragen, in ihrem Namen zu flimmen. J ne | 
7. Die Deputirten find, der Regel nad), auf 6 Jahre 


0,0. 


‚gewählt; in dem 6. 
te nämlichen Deputir⸗ 
ten wieder gewählt werben. — —— 
8. Sie verlieren ihr Recht als Landtagsdeputirte früher, wenn entweder der 
Landesherr die ganze ſtaͤndiſche Verſammlung aufhebt, oder ſie ſich eines Vergehens 
ſchuldig gemacht haben, welches von den competenten Gerichten ‚mit Gefängnißftzafe 
belegt worden. In dem. erften Falle Fönnen fie jedoch unbedingt, ‚in dem letzten 


nie wieder gewählt werben... ... 


IE 
Bon dem Wirkungskreife, den Pflichten und Befugniffen der’ Landſtaͤnde 

1; Die Stände find verpflichtet, für Aufbringung,d 'c ordentlichen und aus 
Ferordentlihen Staatöbebürfniffe durch Verwilligung Mn ‚Etenten: und: Abgaben 
u. ſJorgen. ! we N Er DER eg 
& ! Pi Die Stände. haben das Recht, einen jeden Staatsbeamten, welcher fich 
einer Webertvetung der Conftitution, einer Mälverfation oder Concuͤfſion ſchuldig 
gemacht, anzuklagen. Die Sache muß alsdann auf geſetzlichem Wege. unterfudhr, 
und den Ständen vom Erfolge Nachricht gegeben werden. . 

8. Die Deputirten Fönnen während der Sisungsperiode nicht anders als mit 
Buftimmung der Verſammlung verhaftet, und auch nachher zw. Feiner. Zeit wegen 
ihrer Meinungsäußerung im Berufe zur NRechenfchaft gezogen werben. 

4. Ohne Zuftimmung der Stände ‚Tann kein das Steuerweſen betreffendes, 
auch Fein die Eigenthumsrechte, die perfönliche Freiheit oder die Gewerbfähigkeit 
befchräntenu.3 Gefeß gegeben werben. - | El a 

5. Berordnungen, welche zur Vollftredung der Erläuterung ſchon beftehender 
Gefege, oder zur Verhütung von bei Betreibung der Gewerbe fich ergebenden. Unter: 
ſchleifen abzweden, und Verfügungen, welche vorübergehend find, koͤnnen aud), 
ohne die Stände darüber zu hören, vorläufig erlaffen werben, | > 

Die Landftände Eönnen zu neuen Gefegen und zu Verbefferungen ber alten 
Anträge machen, und ſolche dem Regenten als Wünfche vortragen. 
77 In diefer Form können fie die ‚befondern Befchwerben einzelner Untertha: 
nen, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, vorbringen, infofern es nicht das Inter: 
effe Einzelner betrifft, mithin zue Entfcheidung der Gerichte gehört. 

8. Auf jeden Antrag der Stände wird eine Refolution, und zwar baldmoͤg 


lichſt, erfolgen. 


Sünftes Kapitel. 
Von den Landtagen. en das 
1. Der Landeöherr verordnet die Zuſammenkunft der Stände, fo oft er fie fit 
nöthig hält. | x 
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ag 9 De Zuſanſſtenberufung nuß zum wenigften..alle 6 Jahre geſchehen, und 
iſt alsdann der Regel nad, Der Anfang des Monats März dazu beſtimmt. 
RIES" außerordentliche Shfammenberufung der Stände iſt jedesmal noͤthig, 
— —— mit Zode abgeht; ber Tag ber Zuſammenkunft darf nicht‘ läns 
"ger, als einen Monat nach dem Todestage ausgefißt werden. 4. 

4, Ohne beſondere Schreiben an die Deputirten zu erlaſſen, geſchieht die Zus 
ſammenberufung dev Stände durch eine allgemeine Bekanntmachung in dem Blatte, 
welches alle Geſetze enthält. unit. = 
Kia alle dasg eine Wohl betreffende . Gegenftände find dazu geeignet, auf 
dem Lardtageverhd Bere zi Beben. 2 ee en 
6, Die, Axt der, Einrichtung, und Behandlung: der Gefhäfte, fo- wie bie 
‚3apl,der‘ ‚freien Und —— , ift in der Anlage B. enthalten. 
NT DE Negent kann die Eisung vertagens’'er Tann auch den. Landtag auflö» 
fen“, ft jedoch" derduitbert! zugleich mit der Aufloͤſung die Wahl neuer Depuütirten 

An PR ‚und kann fie. noch in demſelben Jahre zu einer Zufammenkunft 
un Die Lritbeage duͤrfen, der Regel nach, nicht, länger als -2 Monate dauern, 
und iſt aus, biefcm’ Grunde "mit Ra wichtigſten Gefdäften der Anfang“ zu machen. 
I DER — u ELF er > Hier 
Sehftes Kapitel, ru 
FO Banden Sheet: " — 

1. Den Ständen: wird: bef,,;@teuerverwilligungen die Nothwendigkeit derſelben 
gezejgt. Busdem Ende find -ihnen ‚pie, Etats über die Staatseinnahme und Yusgabe 
vorzulegen und ſie mit ihren, Sinwendungen: dagegen: zu, hören, dans 
so en der ganze Betrag des Staatseinfommens. und des Staatsbedürfnij: 
ſes feſtgeſetzt iſt, bleibt es den Ständen überlaffen, die beſtmoͤglichſte Art der Auf- 
buimgung, bes; Schlenden in ‚Bexathung zu ziehen, und ihre Anſicht zur allerhoͤchſten 


144 
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Genehmigung vorzulegen, ui de a an Ä ER 
er Bin Dgs Statseinfommen;brfcht in den Regalien, Staatspomainen und Gtaats- 
apitelien,„nwelde fich von nun an .bei-beiden Hauptkaſſen vorfinden, oder nod) da— 
hin abgegeben roerdemz ice , 2 F 

ars. Lange Feſtſetzung allex dixecten und indirecten Steuern iſt die Einwilligung 
der Stände nothendig u, —— I 
9:5 Br, Ind don Ausſchreiben amd. Verordnungen „welche Steuern und Abgaben be= 
treffen „Toll. die landſtaͤndiſche Verwilligung „erwähnt feyn, ohne welche weder die 
a zur Einförderung berechtigt noch die, Pfligtigen zum, Abtrage ſchul⸗ 
ig find. —— 

6. Ehe eine neue- Steuergefordert werben‘ kann, iſt die Verwendung der fruͤ— 
her verwilligten zu jdon beſtimmten Staatszwecken den Ständen. durch Vorlegung 
der Rechnungen darzuthuß mn. se a — ; 

25 ln Kun Syundeigenthum in-dem Staate Farin ſteüerfter ſeyn. Alſe Exemtio— 
nen — die ber Domatiten, der Kitchen? und Schulguͤker und andern wohlthaͤti— 
sm Anflalten,, inb:anfge ee a a 
8 Be Skat To — ENTE vdn den  Grimdftüden, welche bisher 
zu Erhaltung; er, Kirchen, „Pfarren, Schulen und. mphlthätigen Anftalten gedient 
haben, und, in diefer Hinſicht bisher fteyerfrei waren, ‚denfelden fo, fange. erſetzen, 
als fie ihrer, bisherigen Beltimmüng angehören. Auf andere acquirirte Grundſtuͤcke 
haitb. aba Mefer Erſah der. Sleuer nicht ausgedehnt. . ..-. ee 
9. Die bisher erimirten Güter follen, nad 
Sontributienbekegki werbener: ::: ©.:%. meckern nel 
10Es ſoll nur. eine Gattung von Grundfteuern Statt finden. 
ans ya —— il ee nit a — — 
don dem Militairſtande und der Militairpflichtigkeit. Korn: 

: 3 Es TEE tn” Friedens zeiten ‘fo. Biel Milttair gehalten werden als zur Stel: 
Yung des Bunndesbontingents zur Bandesfiherheit und zu den Haustruppen des 
Souverains nöthig iftz jedoch: ſind die Landftände auf den - Fall eines Kriegs ver: 
bunden, nicht nur dasjenigez was ‚zur, Vermehrung ‘;umd' Ergänzung der Gontin: 
gentstruppen, ſondern auch zu dem, alsdann für die allgemeine Sicherheit im Lande 


LEBER BE RR 
einem billigen Verhaͤltniß, mit 


* 7 


nothwendigen, Militair erfordert wird, aufzubringen! F 
2. Die Verbindlichkeit zum Miljtairdienſt iſt allacmein: und erſtreckt ſich über 
— Claſſen der Unterthanen, ohne Ausnahme. Es ſoll kin Geſetz wegen des zur 
36 


* 


— — — 


562 . Churheſſen. Bi 
leiſtenden Militairdienſtes exfaffen, ‚und darin bas Alter der. ;Militatrpflichtigen und 


. [427 


die Dauer des zu leiftenden Militairdienſtes feftgefeht, " auch möglich t dafür. geſorgt 


‘ 


werden, den Aderbau, die Guperbe,,. Kuͤnſte , und Wijlenfhaften dabej ‚vor Rache 


theil zu bewahren, - «..- ee Nr er ee, 

Wenn das Vaterland in Gefahr iſt, muß jeder Waffenfähige die Waffen 
ergreifen, 54.2 ee . ler e ah ki — ve F = 
Zu A. ch t e:.8 i K aup i te l. — ae 


Ela, 


in nat ARE 

1. Einem jeden, ohne Unterſchied der Perfon,. foll ſchlel und unparteiüſch 
Gerechtigkeit geleiſtet werden. ie en, ehe 
2. Ein jeder genießt völlige Sicherheit feiner Perfon und feines: Eigenthums. 
8. Kein Unterthan kann weder in. bürgerlichen, noch -peinlichen Faͤllen feinem 
— Richter entzogen werden; es fey. denn auf eine in Geſetzen vorgefährier 

ene Weife. \ et ae En ie 
4. Wenn jemand, in Gemaͤßheit der Gefege oder wegen Gefahr" für das oͤf⸗ 
fentlihe Wohl, verhaftet. ift; fo, muß er innerhalb .24 ‚Stunden verhoͤrt, und von 
der gegen ihn erhobenen. Beſchuldigung in Kenntniß gefest werben... 5... 
* : Keinem Ungefhuldigten kann das Secht der Vertheidigung verweigert 

werden. PR SE a A Ne Br 
6. Die Verwaltung der Juſtiz ſoll überhaupt gänzlich von der Adminiſtration 
getrennt werben, Yo ae u 
7, Die Richter und Gerichtahöfe find als ſolche unabhängig." 23 

8. Alle urtheile in bürgerlichen und peinlichen Sachen werden‘ von den Gerich⸗ 

ten ausgeſprochen, und ſollen die. Hauptentſcheidungsgruͤnde enthalten: Die in pein⸗ 
lichen Sachen ergangenen Urtheile muͤſſen in den durch die beſtehenden Geſetze 
beſtimmten Fällen an den Landeshertn eingeſendet -werden, um "das: -Begna 
digungsrecht ausüben zu Eönnen. Die Verhaͤngung einer fhärfern,'" als duvch 
das eingefandte Urtheil ausgeſprochenen Strafe, findet nur. auf den: Antrag eines 
andern Suftigcolegiums ftatt, ‘an welches die Sache zur autachtlichen-Aeußerung 
in’ dem Kalle abgegeben wird, wenn von dem geheimen Minifterio einſtimmig die ih 
dem erſten Urtheile feſtgeſetzte Strafe zu gelinde befunden wird. geh SF 
; 9; Die bisher beftandenen privilegieten Gevichtsftände ſollen vermindert, auch 
in dieſer Ruͤckſicht die Juſtizpflege vereinfacht und befördert werben: AL EEE 
Es foll ein neues allgemeines bürgerliche und peinliches Gefetzbuch, auch eine 
neue Proceß= und Sportelordnung- entworfen, deren Abfaſſung moͤglichſt befördert 
und damit ſchon in dieſem Jahre der Anfang gemacht werden. U 0. 


J 


—*& 


⸗ 

| Neyntet. Kantitbel.. mi 
Bon der Sffentltihen Schuld. un. nn 
4. Ale, nad) Vereinigung ber verſchiedenen Provinzen contzahirt werdende, 
neue‘ Schulden bilden eine allgemeine hefſifche Staatsſchuld, und ſtehen unter der 
Garantie der gefanimten Landftände. HT 6 
2. ‘Die früher contrahivten Schulden haften auf den Provinzen, welche fie com: 
trahirt haben. BA N EEE USE 
> Eine jede diefer Provinzen zahlt in die allgemeine Landesſchuldentilgungs 
kaſſe den Betrag, welcher zut Verzinſung und zu dem —— Det Provinzialſchulb 
beftimmt iſt, "und die Gtälbiger ‚empfangen aus derfelben te ihnen verſprochenen 
Bing» und Capitalzahlungen nad) Verhaͤltniß der aus der betreffenden Pr‘ vinz ein: 
gedangenenWVeiträge- : a TER, BE ra 
. Die allgemeine Landesſchuldentilgungskaſſe wird in der Reſidenz Teyn: Sie jteht 
unter der Oberaufficht des Regenten, welcher Zu den Ende zwei herrſchaftliche Com: 
miffarien anordnet; den Landitänden wird aber bie Verwaltung und Anftellung bet 
dabei nöthigen Perfonals, jedoch mit Vorbehalt allerhoͤchſter Beflätiguug, über 

laffen. _ et a j . re — NE 

5,Bis die alten Schulden getilgt ſind, wird. über; bie Schulden einer: jeder 
Provinz. eine befondere Rechnung arführt, und felbige auf dem verfammelten Landtagı 
den Landtagsdeputirten der betreffenden Provinzen: abgelegt. 
F 8ehentes Kapitel.« 
Allgemeine Beſtimmungen u. 
1. Die Verfchiedenheit der drei chriſtlichen Confeſſionen macht keinen Unterſchiet 
im Genuſſe der buͤrgerlichen und politiſchen Rechte. HE | 


2 a ttnttlig 
t 
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2 Kein Staatsdiener kann ohne Urtheil und Recht feiner‘ Etelle ober feines 
rechtmäßigen Dienfteinfommeng verluftig erklärt werben. : 

3. Ein jeder Staatödiener, welcher Alters oder Schwaͤchlichkeite halber feiner 
Stelle ‚gorzuftehen nicht mehr, im. Stande ift, hat Anſpruch auf-eine, feinen geleiltes 
ten Dienfien und bezogenen Befoldung entjprecdyente, Penſion. 

Abaͤnderungen dieſer Conſtitution oder davon abweichende Ausnahmen Föns- 
nen son dem Regenten nur mit Zuziehung der. Stände vorgenommen werben, 


EM: 0 GE € 
— uͤber die Wahl der Landtagsdeputirten. 
Kapitel I. 
Allgemeine Vorſchriften. 


g. 1. Bet jeder Wahl ‚eines Deputirten wird zu ‚gleicher Zeit für denfelben 
ein Subftitut gewählt, damit diefer auf den Fall des Todes, einer bedeutenden 
Krankheit oder anderer Berhinderungen des erfieren, beffen Stelle vertreten Eönne, 

$. 2. Die gewöhnliche Wahl muß jedesmal in dem Sahre vorher, ehe die bis⸗ 
herigen Deputirten dieſe Eigenſchaft verlieren, vorgenommen werden, und im Monat 
Auguft beendigt feyn. . 

$: 3: Wo: daher der Deputirte nur nach vor sängiger dreifaher Wahl ernannt 
wird, muͤß die erfte Wahl im Anfang des Monats Juni, ben 2. Juli und 3. Auguft 
vorgenommen werden. 

>: 5 Das 2008 entfcheidet allenthalben bei Stimmengleihheit. 

8:9. Zu jeder neuen Wahl eines Landtagsdeputirten müffen vorher auch neue 
Briefen. der Städte, der Dörfer und der Aemter gewählt werden. 

Derjenige , der bereits bei einem Stande zur Wahl zugezogen worden 
oder. dabei: concurriven will, Kann fo wenig bei einer Wahl, welche ein anderer 
Stand pornimmt, mitwirken, als von dieſem zum Deputirten gewaͤhlt werden. 


— Kapitel U.— 
Beſodere Vorſchriften bei den Wahlen aus den berſchidenen Staͤnden: 


J. der Praͤlaten und Ritter; 
IL dei Städtebewohner 5 
m der auf dem Lande wohnenden Grundbeſttzer und uͤbrigen Bel a m wel⸗ 
che bei — Wahlen nicht zugezogen werden. 5. 


22 ad I: A. Wahl der beiden Praͤlaten. 

S. 1; Zur Kahl der beiden Deputicten aus dem Prälatenftande find vier Stim: 
men; ind dieſe haben, a) die. Obervorftcher der adeligen Stifter Kaufungen und 
Wetter, b) die Univerfität Marburg,  c) das Sräuleinftift Siihbe und d) das 
Seäuleinftit Obernkirchen. 

Die Direction dieſer Wahlen und die Einſammlung der Stimmen wird 
— älteften Obervorſteher der adeligen Stifter aufgetragen, welcher die übrigen 
Prälaten zur fohriftlichen Abgabe ihrer Stimmen auffordert. 

.35 Da bie beiden Prälaturen, ‚als Sräuleinftifter, Teinen aus ihrer Mitte 

wählen koͤnnen; fo follen ' die zwei Deputirte blos aus Prälaten sub A et B und 
zwar aus jeder dieſer beiden Klaſſen einer nebſt feinem Subſtituten genommen 
werden. — 
4 Jedem durch Stimmenmehrheit : oder Entfheidung des Loofes gewählten 
Depütirten aus dem Prälatenftande, jo wiejedem Subftituten, ertheilet der Director 
ber. Wahlen: eine Beſcheinigung zu feiner Legitimation, und giebt dem Praͤſidenten 
der Landſtaͤnde davon Nachricht. 


ad.l..B. Bon der Wahl der Deputirten bei der Ritterſchaft. 

8. 5. - Die aus der Ritterfchaft zu mählenden Deputirten follen, und zwar jeber 
nebft Subftituten, theils- aus der zu einem Strom gehörigen, theils aus der in 
— Kreiſe wohnenden Ritterſchaft, folgendermaßen genommen werden, 

aͤmli 

a) Fuͤnf Deputirte der heſſiſchen Ritterſchaft und deren Subſtituten werden nach 

der ältern Eintheilung der Ströme, und zwar von der zu jedem Strom ge: 
hoͤrenden Ritterfhaft, auf die bisher üblich gewelene Art gewählt. 

=B) Ein Deputirter nebft einem Subftituten wird aus der Schaumburger Ritter: 
ſchaft und zwar auf cben die Art, wie es vorhin bei den ritterfchaftlichen 
Deputicten der Fall geweſen, gewählt. 

| 36 * 
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6) Ein Deputirter nebſt Subftitut wird aus der vormaligen Reichsritterſchaft im 
Fuͤrſtenthum Danayı ‚und dem Buchiſchen Quartier des Cantons Rhön und 
Werra?genommen. " 
> Diefei' Mitglieder der chemeltgen Reicheritterſch aft treten hufanimen, und waͤh⸗ 
len unter ſich einen Director, unter deffen ‚Leitung alsdann jedesmal' der. Deputirte 
und ſein Subſtitut gewählt‘ werden, ünd von der gttroffenen ar giebt ſodann der 
Wahldirector dem Praͤſidenten der Stände Nachricht. 


ad Il. , Wahl aus den Staͤdtebewohnern. 


$. 6.,, Soͤmmtliche Slate präfentiren 9.Deputirte mit Einfluß; des Buͤrger⸗ 
meiſters zu Baffet; 5 derſelben werden, nad) der bisher üblichen Eintheilung, in 
5 Strömen gewählt und die in dieſem Bezirk gelegenen, bisher aber zur Wahl ber 
Landftände zugezogenen Staͤdte, ſollen eben: Toy wie die andern — zu a 
kart zugelajjen werden, und zwar: 3 BET Bu: 
a) zum Diemelftrom die Städte Garlshafen und Runbing, ar 
B)W. St, die Stadt Grosalmeröde, ; FREE 2 —— 
60). SH. St. die Städte Fritzlar und Neuſtadt, NE ae 
4), E. St. die St. Amöileburg und Schweinsberg. . 
‘Ein Deputirker nebſt Subſtitut wird aus den Städten des zuttenthum Ha: 
mau, Einer. nebſt feinem Eubftituten aus den Städten des ©. H. Fulda gewaͤhlt. 
D: du 7. Die Wahl wird ‚folgendermaßen vorgenommen: Alle Einwohner einer 
Stadt erden, inföfern fie Hauspäter find, im Anfang des Monats Julius von 
dem amtsführenden ‚Bürgermeifter vorgeladen, um aus ihrer Mitte einen Nepräfene 
tanten dieſer Stadt zu, ernennen... Dieſer Repraͤſentant muß die in. ber. Eonftiturion 
Kap. III. A. 3. bei‘ den Depüticten vorgefchriebenen Eigenfchaften ;habın.: Nach bes 
Erin Wahl, wobei die. Mehrheit‘ der. Stimmen der zur Vornehminig der Wahl 
Erſchienenen und bei etwa gleichet Anzahl derſelben das Loos entſcheidet, giebt. der 
Biürgermeifter dem ‚amtsführenden Buͤrgermeiſter der Städt, welcher für. den befrag⸗ 
ten Bezirk die Direction des’ Wahlg eſchaͤfts hat, davon Nachricht; dieſer adet ſo⸗ 
dann auf einen beſtimmten Tag, in dem Anfang des Monats Auguſt, ſaͤmmtliche 
A Drang vor, und diefe wählen ſodann, unter, feinem Vorſitz, den Landtags: 
eputircen 
$. 8. Die das Wahldirectorium führende Städte find: Diemil, Saft, Fulda, 
Hersfeld, Werra, Eſchwege, Schwalm, Homberg, Lahn, Marbıngs &* das Für: 
Hanau:“ Danau; Grafichaft Schaumbutg: intel; für G J Sulda: 
ulda 
$. 9. Ehe zur Wahl des Depufirten geſchritten wird, Fracht der mit ie Di: . 
rection der Wahl ‚beauftragte Bürgermeifter, den‘ Stadtrepräfentanten: bekannt, daß 
ihre Wahl auf Männer fallen müffe, welche ‚anerkannt :wcchtfchaffen: uhd der Landess 
verfaſſung kundig feyen — welche die, in der Conſtitution Kap. III. M. 3. feſtgeſetz⸗ 
ten Eigenſchaften haben, in einer der Städte, deren Repräfentanten‘ fie, find;..molz 
nen, und» weder zu der Wahl der Deputirten. aus der: Ritterſchaft, noch zu der. Wahl 
der. :Depyfirten aus der Klaffe der Landbewohner: zugezogen worden. Er. laͤßt fie 
die A diefer Vorfchrift, durch Bandgelöbniß an Eibesftatt ,.gelaben. si 
8.10: Der Stadtfchreiber führt bei der. Wahl das Protocol, und der ‚amte: 
führende - —— bezeuget deſſen Richtigkeit durch ſeine Namensunterſchrift. 
Gleich mach beendigter Wahl wird das darüber anfgenommene Protocoll dem. Be⸗ 
amten, weicher die Juſtiz uͤber die Einwohner der Stadt verwaltet, vorgelegt; wels 
er fodann dem gewählten Deputirten, fo wie deffen Subflituten zu ihrer Eegitinration 
eine Beſcheinigung über. die auf. fie fallende Wahl, unter Gerichtsfiegel, ertheilt. 
Den. Ausgang des: Wahlgefhäfts und den Namen des gewählten Deputirten macht 
der amtsfuͤhrende Buͤrgermeiſter dem Vraͤſidenten der Landſtaͤnde befannt;;, F 
ad III. Von der Wahl' des Deputirten aus der Klaſſe der Gütetbefiger des 
platten Landes und der übrigen Einwohner, welche bei. der Wahl eines 
Deputirten aus der Ritterſchaft und den Städten nicht‘ mitivieken. | 
$. 11. Sobald die Wahl des Landesdeputirten angeordnet worden, unterrich- 
tet jeder Beamte die Ortsgreben über dasjenige, was diefen dabei zu. thun obliegt. 
$. 12, Die Obliegenheit des Ortsgreben ift bei der Wahl des Deputirten fol⸗ 
gende: Im Anfang Junius des Jahres, in welchem die Deputirten gewaͤhlt werden 
follen, beruft der Grebe jedes einzelnen Orts ſaͤmmtliche Einwohner deffelben,. welche 
Hausväter find, fo wie die Familienhäupter, weiche die zu dem Dorf gehörige ein- 
zeine Mühlen und Höfe bewohnen, zufammen, um den Dorfrepräfentanten zu wäh: 
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F Die meiſten Stämmen der Erſchienenen entſcheiden dieſe Wahl, und ber: Grebe 
macht nad) Beendigung der Wahl, den Namen des Gewaͤhlten dem vorgejegten 
Beamten bekannt. 

8 13, Im Anfang. bes Monats Julius beruft jeder Beamte fämin ice Dorf: 
vepräfentanten, . ‚um zu der, Wahl der beftimmten Anzahl Amtsrepräfentanten zü 
fhreiten. Bei. Eröffnung diefes Wahlgeſchaͤfts macht der Beamte: den Dorfsrepraͤ⸗ 
ſentanten befannt, daß der zu Wählende die in ber Conſt. Kap. IH. A. 5.1bemerfkte 
Eigenfchaften haben, und außerdem nicht nur aus dem Amtsbezirk, fondern auch 
aus der Klaffe derjenigen Guͤterbeſitzer ſeyn muͤſſe, welche des Monats zum wenig⸗ 
ſten 1, Rthlr. an Grundſteuer ‚entrichten. Ueber die Wahl ſelbſt wird ein: Protocoll 
aufgenontmen. Gleich nach beendister Wahl macht der Beamte die Namen ber 
gewaͤhlten Amtsrepraͤſentanten dem Beamten bekannt, unter. beffen Leitung der Land⸗ 
tagsdeputirte "gewählt werden Toll. 

g. 14. Um nun die Wahl der Landesdeputirten vornehmen zu Eönnen, follen 
vorläufig, und bis eine andere Xerritorialeintheilung verordnet wird, ſaͤmmtliche 
Provinzen in neun Wahlfreife eingetheilt werden, und foll ben einzelnen Aemtern 
nah Verhaͤltniß ihrer Stärke: eine beftimmte Anzahl Reptaͤſentanten zur Wahl des 
— —— abzuſenden geſtattet ſeyn. 

8. 15Die Kreiſe find folgende: 1) ber Kreis Hofgeismar wird gebildet aus 
b- n Xemtern ‚Grebenftein und Hofgeismar 2 U. Repr., Umt Wolfhagen 2%. R., 
bie Aemter Naumburg und Frislar 1 A. R., Amt Zrendelburg nebſt Dorf 2 Langen⸗ 
thal 2 A. R., Amt Zierenberg 4, SEacbir 4, ——— nebſt nn Haſun⸗ 
gen’ 5, Ahna 2. Summa U R. 

2) Kreis Hersfeld. Hierzu gehört: 

Amt: Hersfeld und Oberngeis, ſo wie Petersberg 2 ER, Amt ———— und Ge⸗ 
richt Wallenſtein 2 Landeck nebſt Dorf Kreuzburg 2, Hauneck und Johannes- 
berg 2,Oberaula 3; R. Aula 3 a Nentershaufen, 2, Seien 3 2, — 2. 
Summa- 20 A. R. 

3) Kreis Eſchwege beſteht aus 
Amt Eſchwege 2, Allendorf und Gericht Altenſtein 2, Sabivigkite u und Soft. Rüde: 
rode '2, Wannfried- 2, Scmalfalden 2, Brotterode 2; nn 2, Herrenbrei⸗ 
tungen Biſchhauſen 4, Bielſtein 4. Summa 24%. 

4): Kreis Rotenburg, hierzu gehört 
Oberamt Rotenburg 4, Unteramt Rotenburg 4, Amt Meiſimgen 2, ‚ea 2. 
Sontra-&, Spangenberg 4, Kaufungen *. "Summa 24 %. R. 

5) Kreie 3tegenhain faßt in ſich: 

Ant Homberg ftellt 4, Ziegenhain und Gericht Frielenborf 4, Säönfteln 8; giie- 
— „ Gudensberg 4, ‚Borken 4, Jesberg und Gericht Waltersbrüd 2. Summe 

6) Rice Marburg. Hierzu ale ſaͤmmtliche Aemter in Soaheſen 

: 7) Kreis Hanau, ſaͤmmtliche H. A. 

8) Kreis Schaumburg, ſaͤmmtliche A. der Grafſchaft. 

9 Kreis Fulda, faͤmmtliche A. des G. H. Fulda. 

Die Zahl: der Amtsrepräfentanten in den‘ & letzten Kreifen, fo wie die jeder! € eins 
— Amtes, wird nach eingezogenem Berichte der Localbehorden naͤher beſtimnit 
werden; 

8. 16. Der Beainte, welcher die Juſtiz ber die Einwohner des Orts abmi- 
niſtrirt, von welchem ‘der Kreis: feinen Namen erhält, hat jedesmal die Wahl des 
Landtagsdeputirten und deffen Subſtituten zu leiten. Ausgenommen hiervon find 
jedoch die Beamten“ derjenigen Kreisorte, wo bie Juſtizpflege im Namen des Lan— 
desherrn verwaltet wird, als Rotenburg und Eſchwege. In ſolchen wird die Lei— 
fung der Wahl des Landesdeputirten den Reſervatencommiſſarien anvertraut. Jedoch 
wird auch in dieſen Kreiſen die Wahl der Amtsrepraͤſentanten den Juſtizbeamten 
uͤberlaſſen. Die Wahl des ei wird im Anfang des Monate Auguft 
vorgenonmen. i 

Se 17. Die zum Behuf der Wahl des Deputirten vorgeladenen Amtsrepraͤſen⸗ 
tanten muͤſſen bei Vornehmung des Geſchaͤfts darauf Ruͤckſicht nehmen, daß der zu 
Baͤhlende, außer, den in der Conſtitution Kap. III. Art. 8. vorgefehriebenen Eigen⸗ 
ſchaften, ein der Landesverfaſſung kundiger und anerkannt rechtſchaffener Mann ſey, 
daß er in dem Bezirk, deſſen Repraͤſentanten die Wahl vornehmen, wohne und fo 
wenig zu der Wahl der Deputirten aus. den’ Städten mitzugezogen werde. Auf 
diefe Puncte macht der, das Wahlgefchäft dirigirende, Beamte die Amtsrepräfentans 
ton aufmerkjam; nimmt fie fodann, mittelſt Handfchlag an Eivesftatt, in Pflichten, 
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daß fie dieſe Vorſchriften befolgen und ohne weitere perföntihe'Rückfichten nach ihrer 
Ueberzeugung wählen wollen, und: fest fodann bie hierauf folgehide Abſtimmung eines 
Jeden in das Wahlprotocoll, u NEE, 
en, 13. Nach beendigter Wahl macht er den Ausgang nicht nur den Wählen: 
den „fondern auch. den Gewählten bekannt, ertheilt dem Deputirten fo wie deffen 
Subftituten zu. ihrer: Legitimation ein unter Gerichtsſiegel ausgeſtelltes Document, 
und. giebt. denn Präfidenten der Landflände von dem Ausgange ber Wahl Nachricht. 
en... d8lage. R. eh a 
Organiſation der landſtaͤndiſchen Verſammlung und ihres Geſchaͤftsgangs. 
> 1. Praͤſident iſt der Erbmarſchall. Er wird, durch einen nach Mehrheit der 
Stimmen zu wählenden Vicepräfidenten unterſtuͤtzt. Die gefcheheng Wahl dieſes letz⸗ 
tern muß dem Regenten zur Beſtaͤtigung einberichtet werden. ER: 
. Die Officialen find 5 u We 
.D ein Eyndicus, 2) ein Secretarius und. 3) ein Pedell. BE De 
4 2 —— iſt in der Kegel beſtaͤndiger Referendar und entivirft alle, fchrifte 
liche Auffäge. ae 

Der Secretarius führt das Protocol! und Hat unter dem Mitbeſchluß des Syn: 

dicus das landftändifhe Archiv in Verwahrung: - e er 
- Den Landſtaͤnden ſoll ein anfländiges Local zu ihren Sitzungen und Archiv 
angewieſen werden. TU: : or en Ben 
Die Tandftändifchen Officialen genießen in diefem Haufe freie Wohnung und 
einen firen Gehalt ohne weitere Diäten. ae Mo 
. Das erfte Geſchaͤft iſt die Unterfuhung der Legitimation. Der Praͤſident 
nimmt dieſe Unterfuchung vor mit Zuziehung von 3 Mitgliedern, welche ſich vorher 
bei demfelben Tegitimiten müffen. Sollte auch die Legitimation bei: dem. einen oder 
dem andern nicht gehörig berichtigt ſeyn; fo fchreiten doch die Übrigen Mitglieder 
zur Behandlung der Gefchäfte. —— RE 

6, Sind die Legitimationen in Drbnung; fo, überfendet der Präfident das Na: 
mensverzeichniß der Deputirten mit deren Cegitimationen an den erften Tandesherrs 
lihen Commiſſarius, und wenn von diefem gegen, die Regitimationen Keine Einwen⸗ 
dungen gemacht ſind, ein gleiches Namensverzeichniß ber Deputirten mit Bemerkung 
ihrer Wohnung an den Hofmarſchall. RENT aa Re 

7. Durch die Landtagscommifjion gelangen. die Adreſſen und Petitionen der 
Stände, welche jedesmal von dem Präfibenten unterzeichnet. ſeyn müffen, an den 
Kegenten, und bie-darauf ertheilten  Refolutionen unter Aufſchrift des. Praͤſenta⸗ 
tums an die Verſammlung. De a —— 

8. Alles, was an die Landſtaͤnde gebracht wird, und alle von ihnen ausgehende 
Vorſchlaͤge und Petitionen werden in das Landtagsprotocoll eingetragen.” Der Ges 
cretaiv verfertigt täglich ein Verzeichniß von allen zur Deliberation zu beingenden 
Gegenftänden und legt ſolches dem Präfidenten vor. Diefer. beftimmt fobann die 
Reihefolge ihres Vortrags. er u, F SER 

‚9. Der. Berfammlung fteht frei, ſich in Ausſchuͤſſe zu bilden zu. vorläufiger 
Berathung. vorliegender, Gefhäfte. — 

10. Die Ausſchuͤſſe koͤnnen, um moͤglichſt ſchnell ſich zu unterrichten, eine Son: 
ferenz mit der einſchlagenden Behörde oder einzelnen Mitgliedern derſelben verlangen. 
Nach Beendigung der vorläufigen Berathung wird das Reſultat in pleno vorge: 
tragen. = — 

41. Einem jeden Deputirten ſteht es frei, einen Antrag zu machen, und dazu 
mit Aufſtehen vom Sitze das. Wort zu begehren. — | 

12. Begehren es mehrere. zugleich; fo beftimmt- der Präfident deren Reihefolge. 

13. Niemals darf mehr als einer reden, oder der Redner unterbrochen werben, 
Geſchieht es; fo ruft der Präfident zur Ordnung. | h 

14. Genügt das nicht; fo gebietet er Stillſchweigen mittelft der Schelle, und 
kann nach Befinden, wegen zu lebhafter Bewegung, die Sitzung aufheben. — 

15. Sobald die Discuſſion über einen Gegenſtand geendigt iſt, ftellt der Prä- 
fident die zu entfcheidenden Fragen auf, und läßt darüber mit Sa und Nein abftim- 
men. Das Abflimmen geſchieht mit Aufheben der Hände oder mit Sigenbleiben 
und Aufftehen. s 

16. Glaubt ein Deputirter die aufgeftellten Fragen nicht unbedingt beantiwor: 
ten zu koͤnnen; fo kann ex bitten, daß fie anders aufgeftellt werben. u 

17. Der Beſchluß wird nach Mehrheit der Stimmen vom Syndicus abgefaßt, 
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und muß, che et an ben’ Regenten gelangt, dreimal an verfchiebenen Tagen vorge: 
leſen werden. | 
18. Bei jeder Vorlefung Fönnen Verbefferungen vorgefchlagen werben, über 
welche geftimmit werben muß. | | P 

- 49. Erf nach dreimaliger Borlefung kann ber Befchluß entweder in ber ur: 


fprünglichen, oder in verbefferter Geftalt ald definitiver Befhluß angenommen werben. 


Eẽxrſchoͤpfte diefer Entwurf auch nicht alle Bedingungen einer zeitges 
mäßen Verfaſſung; fo hätte doch auf diefe Grundlage fortgebaut werden 
koͤnnen. Allein der engere Landtag machte gegen den Entwurf mehrere, 
nicht. zur. Öffentlichen Kunde gefommene, Vorſtellungen; ging auf viele 
hurfürftliche Geldforderungen nicht ein, und beging den unerklärbaren 
Mißgriff, zu verlangen, daß. die neue Verfaffung unter die Garan— 
tie zwei teutfher Mächte geftellt würde. Nothwendig mußte der 
Churfürft, der eine octroirte Verfaſſung geben wollte, dadurch gereizt 
werden. Diefe gereizte Stimmung fprach ſich dann auch nachdruͤcklich in 
der. „Refolution ber Landtagscommiffion vom 6. Apri 
1816 aus, aus welcher folgende Stellen. hierher gehören: 


„Zugleich aber hat es bei Sr. Eönigl. Hoheit dem Churfürften ein befonderes 
. Misfallen erregt, daß Status nicht entfehen haben, Borfchläge zur Ausglei— 
Kung über Dinge zu thün, die. eine nicht zuläffige Neigung zur Umkehrung 
ber bis jest in Heſſen beftandbenen Berfaffung an den Zag legen. 
Es ſteht den Ständen nicht zu, jest ſchon vorauszufegen,. daß ihre zu 
. dem Gonftitutiongentwurfe hinzugefügten und als ſtattnehmig noch zur Zeit 
nicht anerkannten Bemerkungen fie berechtigen Eönnen, darauf Anträge zu grünz 
den, welche ben churheffifchen öffentlichen Einrihtungen völlig zuwider find. 
en So iſt die angetragene Bildung eines befonderen Hausvermögens eine 
and ber weitphälifchen Conſtitution entlchnte Idee vom Kronfhage und ben 
Krondomainen, und ſteht im Widerfpruche mit der Verfaffung des churheffi= 
ſchen Staates und der urfprünglicdyen Eigenfhhaft und Beftimmung der Kam— 
mergüter, deren Unveräußerlichkeit durch Primogeniturs und Hausgefeke in . 
Heſſen längft feftgefest ift. Re: 

So ijt ferner wegen der bis zum Sahre 1806 bei der Kriegs- und Kam: 
merkaſſe verwalteten Gapitalien durch das Deeret vom 18, März 1815 den 
Ständen bereits das Nöthige bekannt gemacht worden, und kann daher der an- 
maßlidy verlangten Aöminijtration diefer Eapitalien bei der Landesſchuldentil— 
gungsfaffe in Teiner Weife Statt gegeben werben, 

. Wenn ©e. Eönigl. Hoheit der Churfürft den Entſchluß gefaßt haben, 
hiernaͤchſt nah völliger Berihtigung der Zerritorialausglei: 
hungen, eine auf ſaͤmmtliche Provinzen ſich erſtreckende Gonftitution (worin 
die Iandftändiiche Repräfentation auf eine dem dermaligen oͤffentlichen Zuſtand 
in Zeutfchland .angemeffene Weife beftimmt werden fol) als Landesgrundgefes 
befannt zu madhenz fo hätte der natürliche Bufammenhang der Sache den 
zum. gegenwärtigen engern Landtage erfchienenen Ständen und Deputirten fchon 
die Ueberzeugung einflößen müffen, daß hier nicht von einer neuen Gründung 
bes Staats, nit von einer vertragsmweife einzugehenden Regierungsform 
die Rede iſt; daß vielmehr. Se. königl. Hoheit der Churfürft, als rechtmäßiger 
Regent des churheffifchen Staats, aus landesväterlicher Zuneigung für das 
Wohl Ihrer getreuen Unterthanen, die in verfchiedenen Provinzen = gänzlich 
ermangelnde ftändifche Repräfentation neu zu gründen, und im Nieber- und 
Oberfürftenthbum Heffen dem ftändifchen Mitwirkungseeht eine größere 
Ausdehnung zu geben geneigt find, als daſſelbe nach der fürftlichen Reſo— 
Iution von 1655 und nad dem Herkommen bisher gehabt hat. 

Aber was der Regent in diefer Yandespäterlichen Abficht zu verwilligen 
und feftzuftelen Willens iſt, gehört nicht zu ſolchen Gegenftänden, worüber 
vorerft zu tractiren ſteht, und die partiellen Stände einzelner Provinzen — 
feyen es auch die volkreichften. des Staats — dürfen ſich nicht ihrem Regenten 
gegen über flellen, nicht mit ihm handeln, nicht verlangen, daß zur Schmäles 
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zung der Regierungsrechte ex noch ejn mehreres als das Jntepeſſe deß 
Staats und die Handhabung der Gerechtigkeit und Ordnung, unfey, Entfernung 
. aller, willkuͤhrlichen Maaßregeln, erfordern „einräumen folle 53 ige ou 
Was hiernad) aus eigenem Tandesväterlichen Antriebe;dem dp iſchen Mit⸗ 
wirkungsrecht Kraft eines Landgrundgeſetzes unterworfen wird, m Honernb 
gültig, ohne daß «8 darum einer votgsngiggn Mufe;Danblgind,. A, üßer “einen 
abzufhlicgenden Vertrag, bedarf, weil,‘ febald vie von dem Negehten ar sgehende 
Conſtitution mit der Kraft eines Landgrundgeſetzes bekannt gemacht und dar⸗ 


nach verfahren wird, dagegen nicht gehandelt werden! kann, Vielmehr fie auf 
a De ad NED ERT Ibete 

fen,. daß Status bie Gewäprleiftung der, zu erwdigenden, Gonftitution durch 
geſprochenen Mißtrauen gegen das Gexechtigkeitsgefüͤhl der Regierung quch die 
Fuͤrſten und Staͤnden gewoͤhnlich entſtehen, wie l&idht wre Gelegenheit 
freut ;; wie: fehr dadurch die Unabhängigkeit: des Staats gefährdet Brdict; . 
feine inneren Angelegenheiten. miſchen; und. fuͤr Se. koͤnigl. Hoheit: den Chir: 


ewige Zeit verbindlich iſt 0. ; I ai: SNRDIEN ur 
Aber es hat den befonderen Unwillen Sr. koͤnigl. Hoheit peranlaſſen muͤſz 
zwei teutſche Mächte im Voraus Fordern mögen; da’ neben dem hierdübch daus 
nachtheiligen Folgen nicht in Erwaͤgung gezogen worden ſind, welche, nach allen 
geſchichtlichen Erfahrungen, aus gleichen Garantien in dem Verhaͤltniſſe zwiſchen 
zur Einmiſchung fremder Gouvernements in die inneren Landezangelegenheiten 
herbeigefuͤhrt und der Same zu inheren Gaͤhrungen und Reibungen ausge⸗ 
Ein jeder unabhängiger Staat — ſey er auch) .noch fo ‚mindermächtig — 
zaͤhlt es zu feiner Nationalehre, nicht zu 'geftatten, dag freinde "Mächte fich in 
fürften ‚ift es daher eine bittere, Erfahrung ‚.. daß bie zum gegenwärtigen: engern 
heffiichen Landtage verfammelien hefſifchen Stände" und Deputifte durch ihre. 
Anträge. einen, Zuſtand in dem. chücheffiihen Staate eintreten Taffen wollen, 
wodurch defien Unabhängigkeit in Gefahr gefest 1 — 
Arllerhoͤchſtdieſelben vermögen ſich nicht zu erklaͤren, wie Status wegen 
Enthoͤrung unzulaͤſſiger und auf Neuerung gerichteter Antraͤge ſogar die Ver— 
mittlung der Allerhoͤchſt Verbündeten in Vorſchiag zu bringen keinen Anſtand 
genommen haben; ein Vorſchlag, eben jo unſchidlich in der Form, "als nicht 
begrändel in Ber Bade, 700... 0 an — 
Seine koͤnigl. Hoheit unterlaſſen keine Gelegenheit, Dero landesvaͤterliche 
Vorſorge gegen Ihre getreuen Unterthänen zu bethaͤtigen und jeder Beſchwerde, 
wenn fie nad) vorgängiger. Unterfudjung gegründet "befunden "worden; auf der 
“ Stelle abzuhelfen. Defto mehr muß es Alerhoͤchſtdieſelben mit großem Umwil: 
len erfüllen, Ihre landesvaͤterlichen Gefinnungen von ben bier verſammelten 
Ständen, und Deputirten in folcher Arc mißdeutet und vertannt zu chen, daß 
feldige jogar, wenn. ihren unftattnchmigen verfaffimgswidrigen Anträgen aus 
überwiegenden Nüdfichten nicht gefügt werden Tann, ihre vermeintlichen Be: 
fhwerden dahin erheben. wollen, daß fie die Bermittlung. der Allerhoͤchſt Ver⸗ 
buͤndeten als das Mittel zu Erreichung eines friedlichen Einverſtaͤndniſſes mit 
ihrem Negenten in Vorſchlag bringen. — A 
Seine koͤnigl. Hoheit "haben die Anträge und Defiverien der. Stände, wenn 
ſolchen gleich nicht gefügt werden konnte, bisher mit Nachficht aufgenommen. 
Aber Allerhöchftdiefilben werden auch wiffen, dem fleigenden. Anmaßungen der— 
jelben ein Biel zu ſetzen und die zur“ Aufrechthaltung Ihrer landesherrlichen 
Rechte andienenden Maafrrgeln in Ausübung zu bringen." 2 
Auf dieſe Refolution erließen die Stände am: 23. April: 1816 ein 
fehr ausführliches „Promemoria" (es fteht volfiändig in dem „Staats- 
verfaffungsardive” Th. 2. ©. 14 f), in welchem. fie mit Ernſt 
und Kraft uͤber die ihnen gemachten Vorwuͤrfe ſich erklaͤtten, und am 
Schluſſe über den „Verfaſſungsentwurf“ dahin ſich ausſprachen? 
Wenn endlich treugehorfamfte Stände und Deputirte am Schluffe 
ihrer Erklärung auch noch ber. künftigen. Staatsconftitution Erwähnung 
thaten; fo würden fie fich, falls es einer Rechtfertigung. bedürfte, eines 
eben fo nothwendigen, als längft erfehnten, und num nad) der daruͤber 
huldreichſt eröffneten Ausſicht, nahe bevorftehenden wohlthätigen Ereig— 
niſſes gedacht zu haben, ſchon darauf berufen koͤnnen, daß ſolches we— 
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55 9 de ßaſammenhanges „erforderlich. geweſen, indem fie. nämlich uns 
un miltelbapsvgrber: auf eine, nach den obwaltenden Umſtaͤnden alfein thun⸗ 
ne liche, blos einſtweilige und, vorübergehende Steuereintichtung bis zu Ende 
1.1008, laufenden. Jahrg angetragen haften, und, daher nothwendig aud) 
des Zuſtandes erwähnt werben mußte, deſſen Stattnehmen fie für das 
naͤchſtfolgende Jahr wünfhen. Ste haben, diefen- Wunfch dahin erwei— 
tert, daß bie, neue, Gonftitution nach, ‚vorgängiger Erörterung der von 
ihnen Yerfaßten. Bemerkungen ‚eintreten möchte,.: weil. fie übrigens bie 
2,0, Vortrefflichkeit der meiften der, in, dem ihnen: vertraufich mitgetheilten 
5.0 Entwurfe, bereits ‚enthaltenen,; Yeftimmungen, . und die große Wohlthat 
ur Deren, Einführung. durchaus nicht verkennend, auch die-Gegenftände jener 
>, emgtkungen ‚ihrer Geits für. gut-umd, zutraͤglich haften, und daher in 
ii „sdiefer. Ueberzeugungzs in welcher ſie fig. verfaßten, auch deren Prüfung 
u... und Erörterung, pflichtmaͤßig wuͤnſchen muͤſſen. Dagegen haben fie ſich 
iz in der befrägten Erklärung weder eine Verwechslung. der Gründung. eines 
an Staates, und der Einführung einer Regierungsform mit, den Zwecken 
sn, Und Gegenftänden der Gonftitytion, wovon hier bie Rede ift, zu Schul: 
‚den kommen laſſen, noch als partielle Stände, unter irgend einem Vor: 
yo wand; mit, Ausfchliefung.: oder ſonſt zum Nachtheile der, in andern 
„.. Proningen neu einzuführenden Nepräfentation, . deren nothroendiger Zus 
ſtimmung vielmehr von ihnen ausdruͤcklich erwaͤhnt iſt, ihrem Regenten 
nn Sich gegen uͤber ſtellen und mit ihm handeln wollen, am wenigſten aber 
irgend etwas begehrt, mas zur Schmälerung der Regierungsrechte ‚gereiz 
vor het, dem Intereffe- des Staats und. der Handhabung der Gerechtigkeit 
rn; UND Drdnung zuwider ift, — ber. Entfernung willkuͤhrlicher Maaßregeln 
widerſtreitet. Es war nur die kuͤnftige Form der neuen Conſtitution, 
RS ſie noch beruͤhrten, und dieſe iſt durch den allgemein geltenden 
ſſiatsrechtlichen Begriff eines Landesgrundgefetzes für jede Verfaſſung, 
WER, ſie auch entſtehe, amd, fuͤr jeden gedenkbaren Inhalt derſelben, un 
abaͤnderlich beſtimmt. Nur in ihr. erhalt ein Grundfaß für ewig ver— 
bindende Kraft, die natürlich. nicht ſowohl nad dem Falle, wenn ihr 
„gemäß, verfahren wird, fondern vornehmlich nad) dem entgegengeſetzten 
Falle zu prüfen und zu, beuctheilen ift. Nur duch fie wird die Erfül- 
bung. jener erſten Forderungen einer zweckgemaͤßen Staatseinrichtung für 
immer geſichert. Diefe Form, und daß, zu Folge derfelben, über bie 
BGegenſtaͤnde der ‚neuen vaterländifchen Conftitution mit den in jedem 
— Falle dabei Betheiligten allerdings vorerft unterhandelt werden werde, 
iſt treugehorſamſten Ständen und Deputirten von ihrem weiſen und 
gerechten Regenten ſchon laͤngſt ſehr deutlich zugeſagt worden, indem 

die unterm 18. Maͤrz v. J. ergangene Allerhoͤchſte Reſolution ihnen 

die ausdrückliche Verficherung ertheilte: daß Se, Eönigl. Hoheit, „Tobald 
„nur die. Beſchluͤſſe des Wiener Congrejjes über die ftändifche Berfaf: 
„fung: in_ den foͤderirten teutſchen Staaten bekannt geworden. feyen, als: 
„bald zu deren Realiſirung fchreiten, und alsdann ſich wegen Begrei— 
„fung einer vollftändigen, den Sitten, Geſetzen und Einrichtungen Sh: 
„3. Volks angemeffenen, die bürgerliche Freiheit für, immer fichernden, 
Landesconſtitution mit. Ihren getreuen Ständen berathen wuͤrden.“ 
Wenn uͤbrigens anweſende Staͤnde und Deputirte im ſiebenten, zur Aus⸗ 
gleichung ehrfurchtsvoll geſchehenen, Antrage zugleich die Gewaͤhrleiſtung 
zweier teutſcher Maͤchte, bei der nach ihren Wuͤnſchen und Hoffnungen 

in Wirkſamkeit tretenden — das Vatetland begluͤckenden Staatscon ſti⸗ 
tution, eintreten zu laſſen, allerunterthaͤnigſt in Vorſchlag brachten; ſo 
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Ing‘ darin keinesweges ein am den Tag gelegtes Mißtrauen gegen bie 
gerechten und "erhabenen“ Gefinnüngen ihres verehrten Landesregenten, 
vielmehr einzig und allein die wohlgemeinte Abſicht/ die Staatsconfti: 
"+ tution felbft gegen alle ſchaͤdliche und nachtheifige Einwirkung von Außen 
= ſicher zu ſtellen, wobei ſie ſowohl durch die beim vorjaͤhrigen Cöngref 
in Wien, koͤnigl. preußifcher Seits, über die Begründung’ einer- unter 
* Garantie des teutfchen Staatenbundes zu flelenden landftändifchen Ver: 
faſſung erfolgten Abflimmungen, als auch insbefondere durch das neuefte 
Beifpiel Sr. Eönigl. Hoheit des‘ Herin Großherzogs von Sachfen-Weis 
mar geleitet wurden, Hoͤchſtwelche bie, von den Landſtaͤnden für das 
Großherzogthum zu entwerfende Staatsconftitution: unter die Garantie 
“des teutfchen Staatenbundes ftelfen zu wollen, öffentlich erklärt haben.” 
„Eben „fo wenig glauben treugehorfamfte Stände, dutch die nur im 
Fall der gänzlichen, gar nicht zu erivartenden, Enthörung ihrer ehrfurchts⸗ 
voll gefchehenen: Anträge; vorgefchlagene Vermittelung' der hohen Ver— 
bündeten, den fo tief gefühlten Unmwillen ihres geliebten Landestegenten, 
verdient zu haben, indem eines Theile die neuefte Zeitgefchichte uns 
- Beifpiele einer ſolchen, zwifchen einem teutſchen Fürften und den Lands 
ftänden wirkfam eingetretenen, Vermittlung an die Hand giebt, andern 
Theils dieſer Vorſchlag, als folder, von der allerhöchiten Genehmigung 
oder Verwerfung Sr. Eönigl. Hoheit ungezweifelt abhängig war.” 
Anweſende Stände und Deputirte verehren gewiß ‚mit dem geſamm⸗ 
ten Vaterlande die Tandesväterlichen Gefinnungen Sr. koͤnigl. Hoheit, 
. womit Allechöchftdiefelben jeder gegründet befundenen Befchwerde Ihrer 
getreuen Unterthanen auf der Stelle abhelfen, wie aud) die Uebernahme 
der im Sahre 1814 vorgefallenen Armaturkoften dermalen von dem Lande 
"nicht verlangen zu wollen, erklaͤten laſſen. Sie getröften fih aud von 
eben diefen erhabenen Gefinnungen, daß ber letztere Gegenftand für im: 
> mer hufdveichft niedergefchlagen und er ſonach bei dem gegenwaͤrtigen 
Landtage, ohme ihm über Eurz oder lang wiederhohlten Einwendungen 
auszufegen, gänzlich erledigt werden werde.” — | 
„Wenn aber hierdurch eine völlige Feſtſtellung der, auf diefem Con: 
greife hauptfächlich verhandelten, Gegenftände bezweckt werden foll ; dann 
müffen treugehorfamfte Stände und Deputirte ſich zugleich verfprechen, 
daß der, hier nochmals eben fo offen als ehrfurchtsvoll dargelegte, Ins 
halt ihrer vorigen Erklärung einen günfligern Eingang finde. — Durd) 
das huldvolle Wort der Gewährung würden Se. koͤnigl. Hoheit dem 
Naterkande einen Zuftand begründen, der Ihnen die innigfte Liebe und 
Anhänglichkeit des ganzen Volks, die Bewunderung des Auslandes, und 
den Ruhm der Nachwelt am ficherften verbuͤrgte.“ 
„Mebrigens werden die Stände nicht verfehlen, wegen der kuͤnftigen 
Steuereinrichtung ihre Anfichten nächftens vorzulegen; wie fie ſich dann 
überhaupt auf alle ihnen mögliche Weiſe beiten, die nod) übrigen Ars 
beiten zu volfenden, in welcher Abficht fie ſich hierneben die ihnen noch 
abgehenden allerhöchften Nefolutionen und Mittheilungen befonders er⸗ 
bitten werden.” — 
„Einer hochanſehnlichen Landtagscommiſſion empfehlen ſie nun noch 
die gegenwaͤrtige Eingabe zu einem genauen und ausfuͤhrlichen Vortrage, 
ſich ſelbſt aber zu fernerem Wohlwollen beſtens und gehorſamſt.“ 
Caſſel, ben 23. April 1816. — 
Anweſende Staͤnde und Deputirte von Praͤlaten, 
Ritter und Landſchaft, auch dem Bauernſtande.“ 


Haus- und Staatsgeſetz vom 4. Maͤrz 1817. 571 
ereils am 22. April1816ward in der churfürſtlichen „Refolus 
tion“ verordnet, daß die Staͤndeverfammlung am 10. Mat ihre Ars 
beiten ſchließen und auseinander gehen ſolle.“ Dies geſchah; 
doch reclamirten in ihrem Promemoria vom 10. Mai 1816*).. . 

„Praͤlaten, Ritter, und. die Landichaft alle‘ ihre Rechte und 
see Befugniffe, fo, wie fie im Jahre 1805 beftanden,”  - ' 
und erließen noch fir den Iandftändifchen Ausſchuß eine „In ſtru c⸗ 
an). — — | 





Nach Aufloͤſung diefes engern Landfages ruhte das ganze Verfaſ— 

füngsgefchäft in Churheſſen. Doc erließ der Churfürft Wilhelm 1 

.d) das Haus- und Staatögefeg vom 4 März 1817. 
Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm 1. Churfürft ıc. ꝛc. fügen bier: 

duch zu wilfen. 2 

. Nachdem Wir es den dermaligen Verhaͤltniſſen angemeſſen gefunden 
haben, duch ein Haus: und Staatögefeg bdiejerigen Anordnungen umd 
Bıftimmungen zu treffen, melde Uns die Zuverfiht 9 währen, daß dadurch 
der Flor Unferes Haufes und das Wohl Unferer Staaten dauerhaft befeftigt 
werden; fo verordnen Wir in diefer Hinfiht Folgendes: 

"81. Sämmtliche churheſſiſche Provinzen, namentlih Nieder: und 
Dberheffen, das‘ Großherzogthum Fulda, bie Fürftenthümer Hersfeld, Hanau 
und Friglar, der Uns in Anfeyung der Souverainetät zugefallene Antheil des 
Fuͤrſtenthums Iſenburg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaumburg, nebit 
der Herrſchaft Schmalkalden, fo wie alles, was etwa noch im der Folge mit 
Churheffen verbunden werden wird, bleiben für immer ein untheildares und 
unveraͤußerliches Ganzes; nur gegen ein völlftändiges Aequivalent, verbunden 
mit.andern wefentlichen Vortheilen, kann eine Vertaufhung einzehter Theile 
Statt finden. — — 

82. Die Regierungsform bleibt fo, wie bisher, monarchiſch und beſteht 
dabei eine ſtaͤndiſche Verfaſſung. Die Linealerbfolge und in derfelben das 
Recht der Erfigeburt, mit Ausſchluß der Prinzeffinnen, ſteht für ſaͤmmtliche 
gegenwärtige und Eünftige chucheffifche Staaten feft. 

$. 3. Der Landesherr wird volljährig, fobald er das achtzehnte Jahr 
zurüdgelegt bat. — 

. 4. Im Falle dee Minderjaͤhrigkeit deſſelben führt die leibliche Mut— 
ter und, wenn dieſe nicht mehr am Leben iſt, der naͤchſte Agnat, die Vor— 
mund- und Regentſchaft. 

8. 5. In beiden Fällen ſteht der Vormundſchaft ein aus drei Mitglie— 
dern beſtehender Regentſchaftsrath zur Seite, welchen dieſelbe in allen Regie— 
rungsangelegenheiten zu Rathe zu ziehen hat. Wenn in dieſer Hinſicht von 
den Souverain keine eventuelle Anordnung getroffen iſt; fo erwaͤhlt die Vor: 
mundſchaft die Mitglieder deſſelben, kann aber ſolche nach Willkuͤhr nicht 
wieder entlaſſen. 


ne 6. 6. Kein Prinz und Eeine Prinzeffin des. Haufes kann ohne Ein- 
willigung des Souverains ſich vermahlen. 


$. 7. Eben [o wenig darf ein Prinz des Haufes ohne vorgängige- Ge⸗ 


) Es ſteht vollftändig im Staatsverfaffungsardhive, Th. 2. ©. 84. 
) Ebend. ©. 38. 
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nehmigung des Spuverains In auswaͤrtige Dienſte treten; jedoch iſt e 
ohne erhebliche Urſache nicht, zu verſagen. 

$. 8. Der jedesmialige praͤſumtive Srachforger | in der Riterung — 
deffen Descendenz, ‚gehen allen übrigen" ‚Prinzen‘ und Prinzeſſinnen des Hau⸗ 
ſes im Raͤnge vor. Dieſe letzteren Folgen; ſo wie fie‘ dem Souverain am 
naͤchſten verwandt find. Bei gleichem Grade entſcheidet das Alter, 

$. 9. Außer bei dem: Souverain und deſſen Gemahlin ‚können die Lan: 
descollegien. ohne. allerhöchfte Erlaubniß bei. Niemandem anders. in. 1,SOTPOLE, 
oder dutch Depufationen, erfcheinen. 

. 10. Ale feftgefeste Apanagen der nachgeborenen Prinzen und Prin⸗ 
zeſſi nnen ſind ſtets puͤnctlich und regelmaͤßig an dieſelben auszuzahlen. Was 
von Uns in dieſer Hinſicht fuͤr Unſere beiden Herren Brüder, feſtgeſetzt wor: 
den, erweitern Wir aus beſonderer Zuneigung annoch dahin, daß. auf den 
Sal des Ablebens des einen oder' des andern derſelben, und deffen maͤnnli⸗ 
cher Descendenz, die von ſolcher bezogene Quote auf den Uebetlebenden iind 
deſſen maͤnnliche Descendenz uͤhergehen, jedoch hiervon, falls der zuerſt Ver— 
ſtorbene noch unvermaͤhlte Prinzeffinnen haben folkte, dieſen ein verhaͤltniß⸗ 
maͤßiger Antheil verbleiben ſoll. 

11. Der Souverain kann die Apanagen nach Befi nden, beſonders 
bei. einem "wefentlichen und bedeutenden ‚Tünftigen Zuwachſe von Gebiet, ber⸗ 
wehren, in feinem ‚Halle, aber vermindern. En 

Kerner verordnen Wir: | | 

81%. daß alle feſtgeſetzte Gehalte und Penſionen Kit Die: 
ner, - -fowohl vom Hoffinate als vom Militair⸗ und Civilſtande, ſtets regel⸗ 
maͤßig ausbezahlt werden ſollen. 

..$. 13. Kein Staatsdiener darf. ohne Urtheil und Recht ſeiner Stelle 
entfeht,. oder demifelben fein techtmäßiges Dienfteintommen. entzogen. werden, 

14. Diejenigen, welche wegen Alters und Schwachheit ihrem. Dienfte 
nicht mehr vorftehen £önnen, follen mit einer ihrem Kange und ihrem Dienſt⸗ 
alter angemeſſenen Penſion verſehen werden. 

Bu Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtige, aus Anerhöchfteigener Ber 
wegung erlaſſene, Verordnung, deren allenthalbige Befolgung Wir Unſeren 
Nachfolgern in der Regierung, ſo wie allen, die es fonſt angehet, zur Pflicht 
machen, und welche dem Geſetzblatte einverleibt werben foll, eigenhändig voll- 
jogen, und mit Unferein churfuͤrſtlichen Siegel bekräftigt. a 

So gefhehen zu. Caſſel, am 4, Maͤrz 1817. 
Wilhelm, Ehufü, — 
rn — a vt. — 


4 * 


3. 


Der Churfuͤrſt Wilhelm 1 ſtarb am 27. — 1821. ghm 
folgte ſein Sohn Wilhelm 2. Ohne den Gedanken einer neuen ſtaͤn— 
diſchen Verfaſſung wieder aufzufaſſen, erſchien, wenige Monate nach ſei— 
nem Regierungsantritte, am 29. Juni. 1821, die nachſtehende Organi: 
fationsurkunde für den Churfiaat, die zwar manche einzelne Gegen: 
Stande berudfichtigt, welche in andern neuen Verfaſſungen fuͤr teutſche 
Staaten vorkommen, die im Ganzen aber zunaͤchſt nur eine vollſtaͤndige 
und durchgreifende neue Verwaltungsordnung enthaͤlt. 


Organiſationsurunde vom 29. Zuni 1821. 2 


©) Drganifationsurfunde vom 20. Juni ; 1821. 


— Bon "Gottes, Gnaben Mir am 2, EChurfurſt ꝛc. IC. 
a. hun hiermit kund: 

In der Uebetzeugung, daß bei de von Uns beäbfichtigten , Befdide⸗ 
rung der wahren Wohlfahrt Unſers Landes alle Unfere verſchiedenen Staats⸗ 
behörden, nad) dent vollen Manfe "ihrer Kräfte, Uns zu unterftügen erſt als⸗ 
dann vermoͤgen werden, wenn der Mickungekreis einer‘ jeden’ Stelle‘ völlig 
deren Beſtimmung entſprechend gebildet, der Geſchaͤftsgang einfach und’ für 
jeden Verwaltungszweig ‚gleichförmig, auch die Leitung aus einen," "die U 
berficht des Gangen ‚gewährenden, Centralpuncte moͤglich gemacht ſeyn wird, 
haben Mir’ eine neue Srganifatiön. der‘ ——— a und 
dergeonen. ‚zu dem ‚Ende, wie folgt. — 

— RE, n E eier. X b f hni 4 — 
Allgemeine: Beftimmungen. | | 
a K Rictſichtich ber nm Beitsaleung,. * vier Drovinzen 
geriet, werden: 
4): Niederhef fen, beſtehend aus via Miederfuͤrſtenthume Heften; ohne 
die. Aemter Feiebewald: und Lande, ferner aus den Aemtern Feiglar 
und Naumburg, nebft der Graff haft Schaumburg; 
— Oberheſſen, beſtehend aus dem Oberfurſtenthume Heſſen ah den 
Aemterno — und Netufbabt ꝓ p wie⸗ der Vrafſ chaft Bier 

" genhainpi ©c' . 

9 Ful da, beſtehend aus ren Besfherpogtgünie® Furda; mit Ausſchuß 
des Amtes Salmuͤnſter, aus dern Fürftenthume Hersfeld, den Aem⸗ 

tern Friedewald und Landeck, und der Herrſchaft Schmalkaldenz 2 

— Han au, beſtehend aue! bem Fuͤrſtenthume Hana, dem Amte Sal: 

muͤnſter und den Hoheitsaͤmtern Waͤchtersbach und Meerholz. 5: 

ig: 2. on Provinz fol wieder in !rnehrete Kreife, bauptfächlic zum 

Bahuf der 2 Verwaltung des Innern, abgetheilt werden/ naͤtnlich Niederheſ⸗ 

fern mit · Schaumbuxg in zehn, Oberheſſen in vier, Fulda in vier, und Has 

naurin bier: Kreiſe, dur deren. ang — das a wird ber 
fannt gemacht werden: 

$. 3. Mehrere, Kemsen aus gerfhlenengg, — ſollent in — 
Regel einem Diener nicht übertragen werden, Insbeſondere foll Niemand 
Fünftig neben dem Richteraͤmte nach irgend ein adminiftratives oder finans 
zielfes Amt übernehmen, es -fey denn wegen beſonderer Umſtaͤnde und nach 
* einſtimmigen Anträgen: der’ betreffenden Miniſterien. 

ill Gerihtstaren;: Sporteln und fonflige Gebühren 
für: Werrichtungen im öffentlichen Amte follen in der Regel der. Staatskaſſe 
u und dahin abgeliefert werden.: : Ausgenommen hiervon find: 
4) bie: Neifekoften und bie Tagegelder, letztere als Zehrungskoſten; 

2) die Depofitarz, Nepofiturs, Erpeditions® a Avſchrifre⸗ 
gebühren, jedoch alle diefe Gebühren mur vorläufig; - 
3) die Gebühren der Pedellen,. Gerichts boten, Bandbeteiter 

und anderer ſolcher Unterbedienten; E 
4) die: Gebühren der band meffer und übrigen: Bergischen amtlichen 

Derfonen;z 
5) die: Gebühren für, Aufftelung "und Pruͤfung von Rechnun gen und 
Deren Zubehör. in Privatfahenz; 

6) die Eraminationsgebühren; 


Ari, 
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5845, Diejeriigen Sicher; weiche nut Ein Mimſterialdehartement ‚auge 
fälteie betreffen, "und entdeder erſt vorzubereiten ‚oder von ſo lufacher 
Beſchaffenheit find, daß deren etigung unbe dentlich ir werben in den 
einzelnen Miniſterüen aͤbhetham 

Die Gegenſtaͤnde von, einiger Bedenkticteit oder größerer, wihigte, 
fo Wie ſolche die wenigſtens ein muͤndliches Benehmen ‚mit einem andern 
Minifterialdepartement erfordern, oder die zu Unferer Allerhoͤchſten Entſcheidung 
geeignet find," ‚fölten in: den’ Sitzungen des verfammeltenStantsmi: 
nöfteriu —* zum Völttage gebracht werden. — EL SEN 

Zu den Gegenſtaͤnden der zweiten "Art ) 'gehdten' auch Aamentlich: 
a) Befhiwerdienüber ſolche Verfuͤgungen der oberen Verwältuni es obs 
Finanzbehoͤrden, wogegen der Weg Rechtens entweder gar nicht; oder 
doch nicht mit aufſchiebender „Wirkung zuläffig ft, und 
by Conipetenzftisitigkeiten‘ Unter verſth jiederten oberen Behörden, ' 
16.. "Wenn Wir m den Sitiunden Unferes Stzoteminſtetfums 
ine Fersft präfidiven, fo. fol, hinfichtlich aller derjenigen Sachen, 
welche zu Ihrer Erledigung Unferer ‚Senchmigcing oder” Entfdeiduitg beduͤr⸗ 
feh, bie mit "Gelben gehörig" unterſtuͤtzten fchuftttchen Antraͤge des Mini⸗ 
ſteriums/ nebſt den betleffenden Aetenftlien, an ‚den! ‚ghrimen Labinetorath 
‚abgegeben mwerden. 7’. nt 

“Unfere darauf“ erfolgten allechochſten Eiihchigungen fi up) deihächft' vo von 
dem betreffenden Minifter in dein, Sigungen | des Staateniniftei ülms, ‚bekannt 
zu machen, ohne ro, in ſchieunen ‚Säle bis dahin 9 Koliehung 
A 
8:17, In den Sitzungen des Stagts tsminiſterfume nehmen bie — 
ide" u Minifteriänithe ihre. Plaͤhe nad). dem ‚Dienftalter ‚gen, ‚amd. ‚in. Uns 
ſerer Abweſenheit wid das Prafidium, von- dem aͤlteſten Minifter ges 
führt g: weldem überhaupt, eine Sireetgeicheigung,. Din ib: eg, Ge⸗ 
——— zuſteht. NR 

g. 48. In ‚den‘ ——— Een. entfiheidet, Amtes, ‚den Mi: 
niften die Mehrzahl, der Stimmen nur; da, Wo von -gefeslichen Stim⸗ 
mungen: und, ‚Angtdnungen, oder. uͤberhaupt won einem Gegenſtande die Rede 
iſt, welcher zu einer gemeinſchaftlichen Behandlung. zweier Minifterien geeigs 
net, if, und wegen bejfen; zwifchen beiden ‚eine Bereinigung nicht Statt’ fin 
Ah: Menn..es, aber.-blog. auf. die „Bollziehung „ameommety, amd die Sache 

rgein m Miniſterium hetrifft fo. iſt, bein dev. deshalb eintretenden Verant— 
erilichtelt des Depaitsmencsminiflers,, De Defugnik: der Aprtgen. Miniſter 
iſdigth auf Bergthung beſchraͤnkt. ee 

:6.:49 Zu bem: me — ben. ——— -Miniftekien oder 
dene verſammelten Staatsminiſterium⸗ koͤnnen die Praͤſſdenten qund Dis: 
rectoren ber. obein mean. — bei,; ——— — 
zogen’ werden. 0 she de, VE 

8. 26. Alt Kusfertigungert; welche uaferer ei nung 
bedürfen, werdeu in der geheimen Kanzler! beſorgt. Dei Miniſter desjenigen 
Departements; in welches dieſelben einſchlagen / und bet zehkimon Eabinets⸗ 
rath haben ſie zu contraſigniren. — J 

Die Berichte, Schreiben und Reſcripte bes gefärkmtei‘ Staatsmi⸗ 
niſteriums unterzeichnen ſaͤnmtuche Miniſter; die Conttaſi gitn heſchieht 
von dem Generalſecretair. 

Die Ausfertigung - ber einzelnen Minifteiien iiiterfeichiket der. Miniſter 
und mit ihm, uw in deffen Verhinderung, fuͤr denfelben, der Minifterial: 
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rath.- ; —— Generalſecretair ſoll dieſe Ausfertigungen ebenfalls contra⸗ 
—* 
Die als. Auszüge bes Minifterialprotocolls audgefertigten 
Befäjtüffe jedoch -ungerzeichnet alfein der Miniſterialrath des betreffenden De: 
partements. 

$. 21. Die nähern Befiimmungen wegen des Gefchaftsganges bei 
Unſerm Staafsminiflerium und deſſen Kanzlei merben einer befondern Ge— 
[häftsordnung vorbehalten. 


Zweiter Titel 


Von den einzelnen Minifterialdepartements, 
s A. Juſtizminiſterium. 
22. Dem Juſtizminiſterinm kommt zu die Oberaufſicht uͤber die 
geſammte buͤrgerliche und Strafrechtspflege, insbeſondere: 

4) die Einziehung. jährlicher Ueberfichten über die, bei allen Gerichtsſtel⸗ 
len verglichenen, durch Urtheil oder ſonſt erledigten, und noch anhaͤn— 
gigen Rechtsſachen, uͤber die Vormundſchaften und die Curatelen aller 
Art, uͤber den Depoſitenhaushalt, uͤber die Gerichtsviſitationen und 
dergl., die Berichtserſtattung hiernach an Uns uͤber die thaͤtige und 

Amtsfuͤhrung aller Gerichtsbehoͤrden, Anwälte u. f. w., 
die Sorge für ſchleunige Abhuͤlfe aller Beſchwerden uͤber Verzoͤgerung 
oder gar Verſagung der Rechtspflege; fo wie überhaupt die Disci— 
plin über das Suftigperfonal, und zwar der Untergerichte mittelbar. 

a die Dbergerichte, fo wie der lehtern unmittelbar, und die des— 
‚halb ſtets innerhalb drei Jahren vorzunchmende Viſi itation aller 
Obergerichte; 

2) die Oberaufſicht über alle Unterfuhungägefängniffe, und bie 

"+ Reitung der Behandlung der Straͤflinge in den Strafanflalten, 
legtere benehmlich mit dem Miniſterium des Innern; , 

3) die VBorlegung der peinlihen Urthieile, welhe Todes- ober 
lebenslängliche Eifen= oder Kerkerſtrafe ausfprechen, zu Uns 
. ferer Erklärung, ob. Wir von Unferm Begnadigungsrechte Ge⸗ 
brauch machen wollen; R 

a die Begutachtung der, zu Unferer Entſcheidung geeigneten, Ge: 
ſuche um Straferlaß oder Milderung, und wegen anderer, bie 
Suftiz betreffenden, Gnadenſachen, 5. B. Legitimation und 
Adoption, Ehetrennung bei wechfelfeitiger Einwilligung, Dispenfation 
zur Heirath in gewiſſen Fällen, Moratorien u. f. w.; | 

5) die. Extheilung der DVolljährigkeitserklärungen und anderer, 

dem Minifterium ‚Überlaffenen, Dispenfationen im Suftizfache, 
nach vorgängiger Unterfuhung durch die betreffende Gerichtsbehörde. 
Auch hat das Juſtizminiſterium 

2 die rechtlichen Gutachten in Angelegenheiten Unfers 
Ichurfuͤrſtlichen Hauſes zu erftatten, und die Unfer Intereſſe be⸗ 
Bl Proceffe im Auslande zu keiten. 

B. Miniſterium des Innern. 


23. Der hoͤhern Leitung und Oberaufſicht des Miniſteriums 
des Innern | ‘werben. ge Gegenftände . ber allgemeinen Landesverwaltung 
AREA: ar 1:3 

Car die Aufrehrfaltung: Unferer landeshoheitlichen Gerechtſame 
im Innern amd. gegen das Ausland, fo weit. ſolches ohne neue 
u oder * Yurerhandkungen mit auswärtigen Miniſte⸗ 
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rien geſchehen kann, — insbeſondere auch die Wahrung der Verhaͤlt⸗ 
niſſe der katholiſchen Kirche zum Staate, und zwar benehmlich mit 
dem Miniſterium des Auswaͤrtigen, ſo oft Beziehungen zu andern 
Staaten, zu dem teutſchen Bunde oder dem paͤpſtlichen Stuhle 
eintreten ; Ä 
2) die Tandftändifhen Angelegenheiten; - nA ——— 
3) die Aufnahme-und Entlaffung der Unterthanen, nebſt ben 
darauf ſich beziehenden Angelegenheiten; a De De 
4) die Gefundheitspflege; —— 
5) das Kichen= und Religions-, das Schulz: und ſonſtige oͤffent⸗ 
liche Erziehungsmefen; | 
6) die Sicherheits und Ordnungspolizei, mit Rüdfiht auf den 
deshalb im $. 64. gemachten Vorbehalt; fo wie die Armen, Sit: 
ten= und Nahrungspolizei in deren einzelnen Beſtandtheilen; 
7) die Beſchuͤtzung und Beförderung der Landwirthſchaft, ber Ge⸗ 
| werbe und Künfte, fo wie des Handels; " u: 
8) der Stadt: und Gemeindehaushaltz; - us 
9) die öffentlichen oder Geſellſchafts- Anftalten und Stiftungen zu 
gemeinnüsigen Zwecken — mit Ausſchluß der; dem General: 
friegsdepartement untergebenen, Anſtalten, und der Forſtwittwen⸗, 
Berghuͤlfs- oder andern Specialinftitute im Sinanzfahe; 
10) die Einwirkung auf die Militairangelegenheiten, fo 
weit diefelbe der Civilverwaltung zufteht, wie im $. 30, näher 
beftimme ift; 7”. u — 
11) das Straßen-,Bruͤcken-, Waſſer- und Landbauweſen, letz 
ters mit Ausnahme der Domanialbaufachen ; en: 
12) das Landfolgedienfiwefen, umd bie deshalbige Ausgleihung un 
ter den einzelnen Landeätheiln 205 .,; ash 
13) das Lehnweſen, ſo, weit Diefes den Lehnhoͤfen obliegt; 
14) die beſondern Verhaͤltniſſe der Iſraeliten; V 
15) die Statiſtik des. Churſtaates, und die Einziehung. der Materialien 
dazu, nach den, deshalb für alle Fächer vorzufchreidenden, Muſtern; 
16) das hierſelbſt zu bildende Landesarchiv, fo wie die:"Provinziälar: 
chive und die Sammtarchive zu Ziegenhain und Büdeburg, in ben 
geeigneten Zällen benehmlich mit dem Minifterium ’des Auswärs 
tigen; FI F — 
17) die Herausgabe des Geſetzblattes. * 
$. 24. Dem Miniſterium des Innern find untergeordnet: die vier 
Regierungen, mit den Polizeidirectionen und Lehnhöfen, bie 
Gonfiftorien und Eatholifhen geiftlihen Dbetbehörben, das 
Dbermedicinalcollegium, die Dberbaudirection, bie Landes: 
fhuldencommiffionen, die allgemeine Brandverfiherungscom- 
miſſion, die Landgeftütedirection, dee Landwirthſchaftsverein, 
der Handels- und Gewerbsverein,“ die’ Landesuniverfität, die 
Directionen der fandesbibliothefen,; Kunftalademieen, Lyceen, 
Gymnafien und Seminarien, dad -Vorfteheramt der Hand: 
werksſchule hierfelbft, die Genfureommiffion,. die Diveetionen 
der Givilmwittweninftitute, die Landesaffiftenzkaffen,. die Ver: 
waltungen der :adeligen Stifter; fo wie der Hoſpitaͤler Haina 
und Merrhaufen, die Sentralarmencommiffionen;idie Diveca 
tionen ber Leihhäufer, md die &ottordedivectiomen: un 
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ae 
fe 2 Dem Finanzminiſterium wird, ‚außer den im $. 14. für jedes 
Minifterialdepartement beftimmiten Gefchäften, insbefondere aufgetragen: bie 
höhere Leitung desrganzen Stenerwefens, der Dominialz, Zorft: 
und Regalienverwaltung,, die Oberaufficht über dag gefammte Staats: 
£affen: und Nehnungsmefen, auch die ganze Vorarbeit megen ber 
jährlichen, im Staatsminifteriym zu berathfchlagenden und fodann von Uns 
erfolgenden, Feftftellung des Staatsbedarfs, nad den verſchiedenen 
Berwaltungsziveigen, mittelft des allgemeinen jährlihen Staatsgrundetats. 
2.8.26. Dem Finanzminifterium find untergeordnet: die Direction 
der Seneralkaffe, die vier Finanzkammern, die Oberforſtdi— 
rection und die Oberberg- und Salzwerksdirection. 

Die Generalinſpection der Poſten ſteht ebenfalls unter dem Finanzmi— 
niſterium. Bi " 

Daffelbe kann auch in allen, die Dominialbauten betreffenden, An: 
gelegenheiten unmittelbar an die Oberbaudirection verfügen. 


P. Minifterium der a ee und dis Kurfürftlichen 
Sn; : aujes. 


$. 27.: Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
beforgt die Anftellung und Inſtruirung der dieffeitigen Gefandten und ande 
ver diplomatifchen Perfonen im Auslande, die Correfpondenz mit auswaͤrti— 
gen Höfen, Miniftern und Geſchaͤftstraͤgern, die Einführung der bei Uns 
acereditirten gefandtfchaftlichen Perfonen, die Unterhandlung, Abſchließung und 
Mahrımg der Verträge mit fremden Mädıten, die Angelegenheiten des teutz 
ſchen Bundes mit dem päpftlihen Stuhle, und alle Gegenftände, welche 
churfürftfiche ‚Unterthanen oder Gerechtſame außer Landes betreffen und zur 
Einwirkung. des Minifteriums fi eignen. | 
828, Bu den Angelegenheiten des hurfürftlihen Hau— 
ſes ‚gehören nt | 
4) ale.. Gegenftände, welche Kamilienverträge und das Privatfürftenrecht 
in Unferm Haufe betreffen; . 
2) das hurfürftlihe Hausarchiv; 
3) die Standeserhöhungen und Drdenzfachen, mit Einfchluß der auszu— 
wirkenden Genehmigung zur Annahme fremder Orden und anderer derz 
gleichen Auszeichnungen. . ‚ 
Dritter Titel. 
IT Von dem Generalfriegsdepartement. 
829. Wegen dee Bildungund des Geſchaͤftskreiſes Unſeres 
Generalkriegsdepartements verweiſen Wir auf Unſere Verordnung 
vom 21. April dieſes Jahres. | 
$. 30. Die obere Leitung derjenigen Sachen, welche nicht blos aug 
militairifchens : Gefichtspuncte zu beurtheilen find, foll gemeinfhaftlich durch 
Unfer Staatsminifterium und Unfer Generalkriegsdepartement geſchehen, und 
in den geeigneten. Fällen ſoll deshalb zwifchen beiden Behörden communiciet 
werden, welches auch muͤndlich gefchehen kann, indem der Chef des erjten 
Kriegsdepartementd, oder: in deſſen Auftrag der Director der einfchlägigen 
Abtheilung, zur Berathung im betreffenden Minifterialdepartement zugezo⸗ 
gen ‚wird, : — 
Als ſolche nicht reine militairiſche Gegenſtaͤnde ſind namentlich zu be— 
trachten: — 
4) die Militairdienſtpflicht und Cantonsverhaͤltniſſe, hin 
ſichtlich deren 
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a) die allgemeinen Grundſaͤtze gemeinſchaftlich von dem Generaltriegs⸗ 
departement und dem Miniſterium des Innern beſtimmt oder bei 
Uns in Antrag gebracht werden, ! / 

b) die Feſtſetzung des Bedarfs an Mannſchaft zwar durch daB Gene: 
talfriegsdepartement allein beforgt, jedoch: 

0) die Aushebung buch. die Regierungen, unter der: Oberaufficht des 
Miniſteriums des Innern, und unter Mitwirkung der —— 
Militairbehoͤrde, geleitet wird; — 

2) das Landdragonercorps, welches, ruͤcſichtlich der Discipiin, fo tie der 

innern und dufern Verwaltung unter dem Generalkriegsdepartement 

ſteht, — deffen Dienftverhältniffe in Beziehung auf Civilbehoͤrden aber 
durch die deshalbige Verordnung beſtimmt werden; 

3) die. Militairdienftfuhren, -welche von dem. Generalkriegäbepartes 
ment da, mo fie nad den Geſetzen erforderlich und Iandesverfafs 
fungsmäßig zu leiſten find, mittelft Eilaffes an den Kreisrath ans 
geordnet werden, wegen ‚deren aber dad Minifterium. des Innern bie 
Vergleichung der dafür gebührenden Entfchädigung unter den dienft 
pflichtigen Unterthanen jeder Provinz, durch die Regierungen beſorgen 
läßt, und zu dem Ende vierteljährlich eine Ueberſicht der ‚gedachten 
Zuhren vom Generalkriegsdepartement mitgetheilt erhaͤlt; 

4) die Einquartierungz fo wie die an die Stelle des Quartiers und 
anderer Militairmaturallaften getretenen oder noch tretenden Abgaben 
(Servicegelder und dergl.), hinfichtlic deren 

a) die Forderung, nad den gefeglichen Grundfägen, der Militairbehoͤrde, 
b) die Vertheilung oder Erhebung aber von der Civitoerwaltungsbehörde 
allein gefchieht; -- 

” die Durchmarſchſachen und bie Verpflegung fremder Trup⸗ 
pen, welche von dem Miniſterium des Innern, benehmlich mit dem 
Finanzminiſterium und dem Generalkriegsdepartement, zu leiten ſind; 

6) die Cartelle und Etappenconventionen, welche vom General: 
Eriegsdepartement, benehmlich mit dem Minifterium des Auswärtigen, 
unterhandelt und nur nach zuvor eingebolter Unferer — Ge⸗ 

nehmigung abgeſchloſſen werden; 

7) die Militairerziehungs- und Bildungsanſtalten, wegen 
welcher das Generalkriegsdepartement noͤthigenfalls mit dem. Miniſte⸗ 
rium in Verbindung tritt; 

8) die Militairgerichtsbarkeit in allen denjenigen Beziehungen, 
wegen deren das Generalauditorat der Oberaufſicht Unſeres Juſtizmi⸗ 
ABU? untergeordnet iſt. 

Vierter Titel, 

.. Bon dem geheimen Kabinet, 

831. Das geheime Kabinet ift das Organ, durch toeiches: Wir 

ſowohl die fehriftlichen Anträge des Staatsminifteriums , der Generalcontrolle 
und anderer unmittelbaren Behörden, als auch) fonftige, zu Unferer allerhoͤchſten 

Einſicht geeignete, Berichte, Geſuche und Eingaben empfangen. 

Durch daſſelbe gelangen ebenfalls Unſere Entſchließungen an das Staats⸗ 
minifterium oder an die übrigen Behoͤrden. 

6. 32. Dem geheimen Kabinet fteht ald Chef ein geheimer Ka: 
binetsrath vor, welchem die geheime Kanzlei untergeben: ift. 

Derfelbe hat Uns aus allen eingehenden, zum geheimen Kabinet gehö- 
rigen, Sachen Vortrag zu erflatten, und die von Ane gefaßten Befchlaffe 
ausfertigen zu all 
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AIIn⸗den dazu geeigneten Angelegenheiten werden Wir auch einen ber 
Sitaatsminifter mit befonderen Vorträgen bei Uns beauftragen. 

An den Sigungen des Staatsminifteriums wird der geheime Kabinets- 
rath, wenn Wir ihn befonders dazu beauftragen, Theil nehmen. 
— E Fünfter Titel. 
en Von, der Generalcontrolle . | 
6.33. Die Generalcontrolle. fol beftchen aus einem Präfidenten und 
einem oder zwei Raͤthen, nebft dem erforderlichen Unterperfonat. | 

6. 34. Die Beftimmung dee Generalcontrolfe ift, darüber zu wachen, 
daß die Staatseinnahme überall mit Umſicht, Sorgfalt und Treue bes 
handelt, ,. die Ausgabe nicht auf etwas Ueberflüffiges erſtreckt, im Ganzen 
ein geregelter Staatshaushalt, foweit diefer fih in Einnahme und Aus: 
gabe Außert, geführt, derſelbe überhaupt den beftehenden Anordnungen gemäß 
verwaltet, und das Staatseigenthum bewahrt werde, 
Zu dieſem Zwecke find der Generalcontrolle, auf deren Begehren, ſowohl 
von den Ministerien, als von allen übrigen Behörden, die erforderlichen Nach— 
richten, Actenftüde und Rechnungen mitzutheilen, worauf, und nad) beendig- 
ter Unterfuhung, Verbefferungen mit dem Gtaatsminifterium gemein- 
ſchaftlich zu berathen find, auch nach Befinden an Uns Bericht zu erflat 
ten. iſt. 
5. 35. Die Generalconteolle foll auch die Rechnung der Genetalkaffe 
abhoͤren, und dazu das Duplicat der Kammerkaffenrehnungen, ſogleich nad) 
deren Abhoͤrung und Abfchluß, von den Finanzkammern zugeſchickt erhalten. 
J Dritter Abſchnitt. 

Von den einzelnen Ober > und Unterbehoͤrden. 
‚ Eriter Zitel 
Bon den Gerihtsbehörben, 
Allgemeine Beftimmung. 

$. 36. Die Gerichte erfennen nad den Gefegen in den verfchiedenen 

Inſtanzen allein, und ohne Einwirkung irgend einer anderen Behörde, 
1) Bon dem Oberappellationsgerichte. 

$. 37. Der oberfte Gerichtshof für Unfere fümmtlichen Lande ift das 
DOberappellationsgericht zu Cafe. Daffelbe ſoll beftehen aus zwei 
Abtheilungen, nämlich einem Givilfenat und einem Griminalfenat, unter der 
Keitung eines gemeinfchaftlichen Präftdenten. Auch find für beide die erfor: 
derlihen Kanzliften und ein Pedell gemeinfchaftlich. Ä 

838 Der Civilfenat des Operappellationsgerichtes hat den Pri- 
fidenten zum Director, und ſechs bis acht fimmführende Mitglieder, nebft 
einem Secretair und einem Repofitar, 

Diefer Senat erkennt über alle dahin, durch Berufung von den Ober: 
gerichten, gebrachte bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, wenn der Gegenftand 
der Beſchwerde unfchägbar ift, oder über zweihundert Thaler hiefiger Waͤh-⸗ 
rung, oder jährlich acht Thaler an Werth beträgt, oder ausnahmsweiſe bei 
Erkenntniſſen des Dbergerichts zu Rinteln, oder einer ſtandesherrlichen Juſtiz⸗ 
kanzlei, die Haͤlfte dieſes Werthes hat — oder, ohne Ruͤckſicht auf den 
Werth, wenn eine unheilbare Nichtigkeit dargethan wird, 

d. 39. Der Eriminalfenat des Oberappellationsgerichtes foll befte: 
hen aus einem Director, welcher zugleich mitscheitender Rath ift, und drei 
bis vier flimmführenden Mitgliedern, nebft einem Secretair und einem 
Repoſitar. | 
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richte, wenn entweder +“ - Etage‘ 
9 a die Todes: ober eßenstängic Ein: oder Sechefefe ettannt 
iſt, oder 


2) eine andere härtere , als viertejähige Sefängnifftenfe, ober eine Geld: 
buße von mehr als funfzig Thalern hieſiger Waͤhrung, mit Einrech⸗ 
‚nung des Merthes des etwa confiscirten Gegenftandes, ausgefprochen. 
"und dagegen die Berufung ergriffen worden iftz oder‘ überhaupt, wenn 
3) die Nichtigkeit des feiheren Verfahrens, „ober bie Geſetzwidrigkeit des 
Urtheils nachgewieſen ,." jeboch nicht von einer bloßen Doligeifteafe 
(f. & 46. NRe3.). die Rebe iſt. 

Der Criminalſenat hat ferner diejenigen Stehfurtheile der oͤbern Mili⸗ 
—— zu revidiren, welche an ihn nach Unſerer Militaitſtrafgerichts⸗ 
"ordnung gelangen werden. 

Derfelbe ift auch, der Verordnung vom 1. Mai 1818 gemaͤß, die Straf⸗ 
gerichtsbehoͤrde für die nicht in Unſeren Dienſten ſtehenden, Haͤupter und 
Glieder fuͤrſtlicher und graͤflicher vormals reichſtaͤndiſchen Haͤuſer. 

840, So oft von einer Todes- oder lebenslaͤnglichen Eifen = oder 
Kerkerſtrafe, von Hoch- oder Landesverrath, oder von der Amtsentſetzung 
eines von Uns Selbft reſcribirten Staatsdieners die Rede iſt, fo wie in ans 
deren befonders wichtigen Fällen, fol der Präfident des Oberappellationsges 
richtes noch. ſo viel Mitglieder bes Civilfenats zu dem Criminal 
fenate Hinzutreten laffen, daß das Erkenntniß von fieben Mitgliedern, 
mie Einſchluß des Vorſtandes, gefällt werde. 

Die den Tod oder. lebenslänglichen Freiheitsverluft ausfprechenden Ur: 
theife find, vor ihrer Vollziehung,; mit den Acten an Unfer Zuftizminifterium 
(f. $. 22. Nr. 3.) einzufenden. 

2) Bon den Obergerichten. 

$. 41. Sn der Hauptſtadt jeder Provinz ſoll ein Oberperiäe für die 
bürgerliche und die Ötrafrechtspflege in zwei Senaten, unter der Leitung 
eines gemeinfehaftlichen Präfidenten oder Directors, bejtehen. 

Die nöthigen Kanzliſten, ein Pebell und ein oder zwei Kanzleiboten, 
werden für beide Senate zufammen angeftelt. 

Bei eintretender Verhinderung von Mitgliedern des einen Senats, darf 
der Präfident oder Director, die Stelle-des oder der fehlenden durch Mitglies 
der des andern Senats erfegen Laffen. 

$. 42. Der Eivilfenat des Obergerichts wird befegt mit dem Praͤ— 
fidenten oder Director, und, nad) dem Bebürfniffe des Dienftes, drei big 
ſechs ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern, n nebſt einem oder zwei Secretarien, einem 
Repoſitar, und einem oder zwei Calculatoren (fuͤr die Vormundſchafts-, 
Erbvertheilungs > und anderen Rechnungsfachen). 

8.43. Der Civilfenat des Obergerichts erkennt in erfler In— 
ſtanz auf die Klagen wider Schriftfäffige, und über alfe Rechtsſtreitigkeiten, 
welche Berlöbniffe, Trennung von Tiſch und Bett, Eheſcheidung, ſo wie 
die Vaterſchaft oder Mutterſchaft betreffen; und in zweiter Inſtanz auf 
die Berufung von untergerichtlichen Entſcheidungen, wenn der Gegenſtand 
der Beſchwerde den Werth von funfzig Thalern hieſiger Waͤhrung uͤberſteigt, 
oder ſich gar nicht ſchaͤtzen laͤßt, oder eine unheilbare Nichtigkeit dargethan iſt. 

Die bisher beſtandenen Reviſi onsinſtanzen ſind hiermit aufgehoben. 

$. 44. Der Civilſenat des Obergerichts hat zugleich die Aufſicht 
auf die Concurfe und auf dad Vormundfchafts-, Gontractenz, Hypothe⸗ 
„ten: und Depofitenwefen, nebft den übrigen Zweigen ber freiwilligen Gerichts⸗ 
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barkeit bei den ihm untergeordneten Gerichten. Derfelbe ift auch die unmit- 
telbare obervormundfchaftliche Behoͤrde für alle fchriftfäffige Minderjährige 
und fonftige Pflegebefohlene; doch darf im einzelnen Fällen, mit Ruͤckſicht 
"auf das Beſte der Bevormundeten, zu den obervormundſchaftlichen Geſchaͤf⸗ 
ten, mit Einſchluß der Rechnungsabhoͤrung, den Untergerichten Auftrag er⸗ 
theilt werden. Sodann hat er die freiwillige Gerichtsbarkeit hinſichtlich der 
Guͤter von Uns und den Gliedern Unſeres churfuͤrſtlichen Hauſes, wenn de— 
ren Guͤter wirklich adelige, und nicht etwa von ihnen erworbene Bauern⸗ 
grundſtuͤcke ſind, ſo wie von den Standesherrſchaften. Endlich koͤnnen bei 
ihm von Jederman letzte Willen hinterlegt werden. 

8. 45. Der Criminalſenat des Obergerichtes wird gebildet aus 
einem Director oder vorfigenden Rathe, der zugleih mit vorträgt, aber in 
der Megel nicht ſelbſt unterfucht, ferner zwei bis vier flimmführenden Mit: 
gliedern, nebft einem Secretair und einem Repofitar. 

: 846. Dem Griminalfenate des Obergerichtd liegt ob: 

4) die Hauptunterfuhung aller Verbrechen, melde mit pein⸗ 
licher Strafe (nach deren demnaͤchſt zu beſtimmenden Begriffe) zu bes 
legen find; fo wie in der Negel folher Amtsvergehungen, bie 
feine bloße Disciplinarftrafe nach fi ziehen, und das Erkenntniß 
darüber; 

2) das Erkenntniß über die, duch die Landgerichte und Juſtizaͤm⸗ 

ter unterfuchten, Vergehen, welche weder polizeilic, noch auch pein⸗ 

lich zu ahnden find; 
: 3) die Reviſion der untergerichtlichen Erkenntniſſe, welche 

- eine Polizeiſtrafe, d. h. eine nicht härtere Strafe, als vierzehntaͤ⸗ 
giges Gefängniß oder zwanzig Thaler hiefiger Währung Geldbuße 
(diefe mit Einrechnung des etwa confiscirten Gegenſtandes), verhängen, 
und wogegen die Berufung ergriffen worden’ ift. s 
Die Forſtfrevel gehören niemals vor das Obergericht (f. $. 56 .fg.). 

Falls andere, in deffen Zuſtaͤndigkeit begriffene, Uebertretungen befonderer 
adminiftrativen Anordnungen, der Geſetze für die indirecten Steuern, Nega= 
lien und andere Staatsfinanzgegenftände, zu ahnden find, follen ſtets zuvor 
die Anträge bdesjenigen Beamten vernommen werden, welcher dazu von 
der betreffenden Verwaltungs» oder Finanzbehörde ein für alle Mal beauftragt 
feyn wird, 

$. 47. Sn jedem Sahre foll ein Rath des Dbergerichtes als Jufkize 
fiscal, mit einem Kanzliften, alle Untergerichte der Provinz nad) der deshals 
bigen Dienftvorfchrift vifitiren, um fich von deremften ThätigEeit des 
Gerichtsperfonals, der Drdnung des Gefchäftsganges bei allen Gegenftän- 
den ber ftreitigen und freimwilligen Gerichtsbarkeit, der getreuen Depofitens 
und Sportelverwaltung, dem gehörigen Buftande der Unterfuhungs- 
gefängniffe u. f. w. zu überzeugen, und daruͤber binnen vierzehn Tagen 
nach feiner Ruͤckkehr, mit Vorlegung des Protocolls, umfaſſenden Bericht 
2 das Obergericht, und zwar an jeden Senat für deffen Geſchaͤftskreis, 
erſtatten. 
$. 48. Für Unſere Erafſchaft Schaumburg foll ein beſonderes 
Obergericht zu Rinteln verbleiben, diefes jedoh nur einen Senat bilden, 
welcher nad) dem geringften Sage der Beflimmung im $. 42. beſetzt wird. 

In Unſerm Fürftenthbume Sfenburg fol die Zuftizkanzlei zu Meer: 
holz die Gefchäfte des Dbergerichtes, unter ben deshalb beftchenden Ausnah: 
men, verfehen. 

849. Dem Obergerichte gebührt auch der Vorſchlag zu allen, in 
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feinem Bezirke erledigten Juſtizſtellen, deren Veſetzung Uns ober dem 
Miniſterium vorbehalten iſt, vom Obergerichtsrathe abwaͤrts. 

$. 50. Die Gerichtsbarkeit der Univerſitaͤt zu Marburg. in 
Civil: und Stiaffachen wird, wegen deren: Zuſammenhanges mit der Discl- 
plin, aufrecht erhalten, jedoch allein binfichtlich dev Studirenden, nicht 
aber der andern Mitglieder oder Verwandten der Univerfität, 

8) Bon den Untergericdhten. 

$. 51. Die bisherigen MNIeEBErLQe werden in ſoweit belbehal⸗ 

ten, als nicht 
i) mehrere derſelben zu Landgerichten vereiniget werden, welches in An: 
fehung der Drte gefchehen foll, ‚die in einem Umkreiſe von ungefähr 
drei Stunden um die Städte Gaffel, Rinteln, Marburg, Fulda, Heuss 

- feld und Schmalkalden, fo wie Hanau, und andere in gleichem Wer: 

hältniffe befindliche Städte liegen — und 
2) einige Juſtizaͤmter von zu geringem Umfange aufgeloͤſet, und bie Ber 
zirke der beftehen bleibenden Juſtizaͤmter theils vergrößert, theils da, 
wo bie. Nüdficht auf das Befte det Gerichtsuntergebenen es erheifcht, 
neu abgegraͤnzt werden; 
* eine demnaͤchſt zu erlaſſende neue Abtheilung der Gerichtsbe— 
zirke naͤher ergeben wird. 

§. 52. Die Landgeri chte werden beſetzt mit einem Landrichter, einem 
oder zwei Actuarien, einem Repoſitar, den erforderlichen Schreibern und Ges 
richtsboten, — die Juſtizaͤmter hingegen mit einem Amtmanne, einem 
Amtsaffiftenten da, wo ein folcher regen großer Ausdehnung des Amtes nöthig 
befunden wird, einem Actuar und einem oder zwei Gerichtsboten. 

6. 53. Die Untergerichte erkennen über alle bürgerlihen Recht s— 
fireitigfeiten, welche nicht ſchon in erſter Inſtanz vor das Obergericht 
gehören (f. $.43.). Berner verwalten fie bie freiwillige Gerichtsbarkeit in 
ihrem Bezirke, blos mit Ausfchluß der im 44. 8. genannten Güter, desgleis 
chen aller Vormundfchaften und Guratelen über fchriftfäffige Perfonen. 

Die Gerichtsbarkeit in Meß- und Markthandels-, auh Gants 
gerihtsfachen foll ebenfalls durch das LUntergericht des betreffenden Ortes, 
unter Beobachtung der beshalbigen befonderen Procefvorfchriften, und ohne. 
Pr auf Schriftfäffigkeit, ausgeuͤbt werden. 

$. 54. Die Polizeigerichtsbarfeit wird von den Landgerichten 
und Juſtizaͤmtern ausgeuͤbt, fo weit fie nicht befonderen Polizeicommiffionen 
in den Städten (f. $. 91.) übertragen iſt. 

An dem Tage unmittelbar vor ober nach dem vierteljährlich zu halten⸗ 
den Forſtbußgerichte foll auch ein vollſtaͤndiges Orts- und Feldpolizeigericht, 
ftatt der bisherigen Mügegerichte, gehalten werden; jedoch find die einer früs 
bern Unterfuhung oder Entfcheidung bedürfenden Fülle bis dahin nicht auge 
zufegen. 

Die Unterfuhung und Beſtrafung derjenigen Uebertretungen befonbderer 
abminiftrativen : Anordnungen oder eines Staatsfinanzgeſetzes, welches Feine 
härtere Strafe, als eine Geldbuße von zwanzig Zhalern hiefiger Währung, 
mit Einrechnung des etwa confiseirten Gegenftandes, oder vierzehntägiges 
Gefaͤngniß, nach fich ziehen, und nicht zu den, durch die Obergerichte zu bes 
ftrafonden Amtsvergehungen gehören, wird ebenfalls den Landgerichten und 
Juſtizaͤmtern überlaffen. | 

Ferner liegt denfelben ob, die vollftändige Unterfuhung der 
Vergehen, die in der Megel mit harterer, als polizeilicher,, jedod) nicht 
prinlicher Strafe zu ahnden find, fo wie die vorläufige Unterfuhung 
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ber Verbrechen, deren Hauptunterfuchung dem Obergerichte zufommt, und 
die Verrichtung der deshalb von letzterem ertheilten Aufträge, : 

Dom Obergerichte können auch die: Unterfühungen gemwiffer . 
Fälle den Landgerichten und. einem Juſtizamte vorzugsmweife vor ben andern, 
welchen das erforderliche Gefaͤngniß ober dergleichen. mangelt, .überwiefen 
werden. :- ee ae a — 

8§. 55. Fuͤr Unſere Reſidenzſtadt Caſſel bleibt ein Stadtgericht 
beſtehen. Die untergerichtlichen Geſchaͤfte der Strafrechtspflege daſelbſt wer⸗ 
den von dem Landgerichte beſorrt. | | 
gr — 4) Von 'den beſonderen Forſtſtrafbehoͤrden. 

$. 56. Die Forſtbußgerichte für die Forft:, Jagd» und Fiſcherei⸗ 
frevel, ſo wie,:diefelben durch die: Verordnung vom: 12. Januar 1820 ein= 
gerichtet find, ‚folfen kuͤnftig in allen Unſeren Landen vierteljaͤhrlich gehalten 
werden, a 
857: Alle Beſchwerden über die Entfcheidungen ber Forftbußgerichte 
find. von der. Forſtruͤgecommiſſion zu beurtheilen, welche in der Haupt: 
‚Stadt jeder Provinz aus ‚einem Obergerichtsrathe, dem Oberforftmeifter der 
Provinz,:und noch einem Mitgliede der Finanzkammer zufammengefegt, und 
wobei. das Secretariat durch einen Forftverwalter verſehen werden foll, 

Dieſe Forftrügecommiffion hat auch unmittelbar über diejenigen Frevel 
zu erkennen, welche eine härtere Strafe, als vierzehntägiges - Gefängniß, 
dreißfgtägige. Waldarbeit, oder eine Geldbuße von zwanzig Thalern, nad 
ſich ziehen, | 
Zweiter Titel, 

Bon den Ober: und Unterbehörden für die innere Landes: 
ae verwaltung. 

1) Bon den Regierungen. 

$. 58. In jeder Provinz foll eine Regierung beftehen. Diefelbe 
wird gebildet durch einen Präfidenten oder Director, drei bis ſechs ſtimmfuͤh— 
‚tende (ordentliche) Mitglieder, deren eins beftändiger Referent für 
die Sicherheitspolizei ift, und ein anderes zugleich Archivar feyn Eann, 
nebft einem bis zwei Secretarien, einem bis zwei Nepofitarien, einem Gegen- 
ſchreiber, den erforderlichen Nechnungsprobatoren und Scribenten, fo wie 
einem Pedell. 

As außerordentlihe Näthe werden der Megierung zugeordnet, 
ein Geiftlicher zur Bearbeitung der Angelegenheiten des öffentlichen Unter: 
richts, und ein Arzt zur Bearbeitung der Medicinalpolizeifachen. 

In der Grafſchaft Schaumburg fol eine Deputation Unferer 
biefigen Regierung aus mehreren zu Rinteln bereits in anderer Eigenſchaft 
beftellten Dienern gebildet werden. Ä 

$. 59. Die Negierung hat folgende Gefchäfte: 

4) die Auftechthaltung Unferer Iandeshoheitlihen Gerehtfame, 
ſowohl hinfichtlich der Verfaffung, Landesgrenzen, Huldigungen, der 
Aufnahme der Unterthanen und der Entlaffung derſelben mit oder ohne 
Abzugsged, — als in Kicchenfachen, befonders zur Verhütung un: 
fatthafter Einwirkung ausmärtiger geiftlichen Dberen, unzuläffiger 
Bedingungen der Ertheilung von Dispenfationen und dergl., und 
zur Abwendung von Streitigkeiten zwifchen den verfchiedenen Religion: 

Parteien; Ä | | 

2) bie Dertheitung des Gefegblattes in der Provinz, und die Aufficht 
auf. die Verkündigung der Gefege, Verordnungen und anderen Vor: 
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ſchriften, bie. zur: allgemeinen Kenntniß kommen müffen, To tie bie 
befondere Zeitung ber Redaction des ee re 

3) ‚die Ausübung. der. Gefundheitspolizei, als. : 

®) die Oberaufficht auf alle,. in der Provinz — der Geſund⸗ 
hheitspolizei angehoͤrige Anſtaltenz 
») die Sorge, daß e8 an feinem Orte an der noͤthigen aͤrztlichen, 
wundaͤrztlichen, Geburts- und dergleichen Huͤlfe fehle; | 
ec) die Oberaufficht auf Medicinatl = und Apothefertaren,: bie 
Bifitationen der Apotheken und alle Maaßregeln zur Siches 
rung wider‘ Vergiftung, oder ſonſt der Geſundheit ſchaͤdliche Ver⸗ 
faͤlfchung u. ſ. w. 
d) die Leitung deramebichnafpoftzeltichen Vorkehrungen bei: ausßsechenden 
anftedenden Krankheiten und Biehfeuhenz. . | 
e) die Leitung der Schugpodenimpfung. 

= die Leitung des Schul» „und andern öffentlichen Erzie: 
hungsweſens, ſoweit diefelbe bisher dem Oberſchulrathe Kierfelbft, 
der Schul= und Studiendirection zu Fulda, der Schulcommiffion zu. 
Hanau, und den Conſiſtorien oblag, durch die Kreisräthe und Predi— 
ger, oder die Schulvorftände, fofern nicht letztere dem Miniſterium 
des Innern unmittelbar untergeben ſind, und in dieſem Falle benehm⸗ 
lich mit ihnen; 

5) die Handhabung * Sicherheits- und Ordnungspolizei 
AL. jedoch $. 64.), fo wie der Armen-, Sitten: und Nah: 
tungspolizei, durch die Polizeidivectionen und Commiſſi ionen, die 

Kreisraͤthe und das Landdragonercorps, auch die Unterſtuͤtzung ſaͤmmt— 
licher Unterſuchungs-⸗ und Strafbehörben in allen geeigneten Fällen; 

6) die Befhügung und Beförderung der Landwirthfchaft, der Ge— 
werbe und Künfte, fo wie des Handels, hauptfächlich durch die 
Kreisräthe, und in den geeigneten Fällen benehmlich mit der Finanz- 
fammer, dem Landwirthfchaftsvereine, dem Handels = und Gewerbs— 
vereine, oder deren Deputation, der Oberbaudirection oder deren De: 

putation, auch namentlicy die höhere Leitung der Zunftangelegen— 
beiten, fo weit diefelbe bisher den Lehnhoͤfen oder Regierungen zufland, 
die Wirkung zur Entfcheidung über die Zulaffung des Branntwein⸗ 
brennens im Allgemeinen und über dergleichen die Landwirthſchaft, 
die Gewerbe und den Handel weſentlich mitbetreffenden 
Kinanzgegenftände, auc die Geftattung dee Gewinnung der zwar 
nicht zum Bergregal gehoͤrigen, aber fuͤr das Publicum oder einzelne 
Induſtrieanſtalten nuͤtzlichen Erden und Foſſilien, wenn der Grund: 
eigenthuͤmer dieſe Gewinnung vernachlaͤſſigt, jedoch mit Vorbehalt der 
geſetzlichen Entſchaͤdigung für das entzogene oder beſchaͤdigte Cigen- 
thum; 

7) die obere Leitung der Landfolgedienſte und der Ausgleichung der— 
ſelben unter den Gemeinden der Provinz oder anderer einzelner Landes⸗ 
theile; 

8) die obere Aufſicht auf den ſtaͤdtiſchen und Gemeindehaushalt, 
insbeſondere 

a) die Genehmigung der Grundetats fuͤr die Verwaltung der Staͤdte 
im naͤchſten Jahre; 

b) die Bewilligung aller erforderlichen außerordentlichen Erhe— 
bungen; 

die —— der Veraͤußerungen und Verpfaͤndungen 
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des Grundvermoͤgens uͤber den Betrag von funfjig Thalern 
hinaus; 
d) die Ermaͤchtigung zur Proceßfuͤhrung in ſtreitigen Faͤllen, auch 
ej ndie Abhoͤrung der Rechnungen der Staͤdte, und hinſichtlich ber Ge⸗ 
227°: v meinderechnungen die Reviſion der jährlichen Ueberſichten (ſ. unten 
00 688. Me. 12.), und nöthigenfalls dev Rechnungen fell; . : 
O) die Leitung der zwedimäßigen Verwaltung aller öffentlichen oder Ge 
ſellſchafts⸗Anſtalten und Stiftungen zu gemeinnügigen Zwe⸗—⸗ 
"Een, welche zwar dem Minifterium bed Innern, jedoch nicht unmits 
telbau auch nicht den geiftlichen Behoͤrden, odet durch die Stiftung: 
urkunden gewiſſen beſonderen Vorftehern ausfchließlih untergeordnet 
ſind, desgleichen "die Abhörung ihrer Rechnungen, wenn die jährliche 
- Einnahme in der Regel dreihundert Thaler‘ Überfteiägt; 
10) die Einwirkung auf die Militaivangelegenheiten, fomeit diefelbe der Ciz 
vilverwaltung zufteht, insbefondere die Aufficht auf die deshalbigen Ver 
° richtungen der Kreisräthe,* die Correfpondenz mit der obern Kriegsbe— 
hörde megen der Militaicausnahme, der Einquattierung, 
des Vorſpanns u. f. w., die Mitwittung zur Entſcheidung über 
die Meclamationen rüdfichtlich der Mititairpflichtigkeit u. dgl.; | 
11) die obere Leitung der befonderen Berhältniffe der Iſraeliten, fomeit 
folche bisher der jubenfchaftlichen Commiſſion hieſelbſt und den Regie: 
rungen zuftand, und nicht zur Stenfrechtspflege gehört; | 
12) der Vorfhlag zu allen Provinzial-Verwaltungsſtellen, 
deren Befesung Uns oder dem Minifterium vorbehalten ift, vom Nathe 
. abwärts, fo wie zu den Zandphyficaten und zu den Amts: Wundarzts 
flellen mit Befoldung, und die Ernennung oder Beflätigung 
der geringeren ftändifchen und Gemeindevorgefegten, Rechnungsführer 
u. f. w., foweit folche nicht bisher den Beamten allein überlaffen 
war (ſ. 8. 88. Nr. 12.), auch der Vorfchlag zue Geftattung der An: 
legung neuer Apothefen in den dazu geeigneten Fällen; 
13) die Einziehung der Nachweifungen und periodifchen. Berichte über die 
| ordentliche Amtsführung der AUnterbehörden und Officianten, fo mie 
über das vorfchriftsmäßige Beftehen aller Einrichtungen und Anftalten, 
welche zue innern Verwaltung gehörten, die Handhabung der Dienft: 
disciplin, zu welchem Ende aud ein Mitglied der Negierung jedes 
Sahr einmal fümmtliche Kreife bereifet und die Gefchäftsführung der 
Kreisräthe unterfucht, — desgleichen die deshalbige Berichtserjtattung 
- an das Miniflerium des Innern; 
14) die Aufftellung des jährlichen Grundetats für die der. Staatskaſſe 
zur Laſt fallenden Koften der ganzen innern Verwaltung 
der. Provinz, und die dazu nöthige Einziehung der Polizeis, Con> 
fiftoriale, Medicinals und anderer dergleichen Special-Örundetats, nur 
mit Ausſchluß der zu einer Gentralfaffenverwaltung gehörigen Gegen— 
‚ fände, und die Ueberfendung dieſes Etats im Monat October an das 
Minifterium des Innern, zue Auswirkung Unferer Genehmigung; 
45) das Sammeln und Ordnen aller featiftifhen Nachrichten, 
Endlich follen die Regierungen zu Caffel, Fulda und Hanau 
- 46). die Geſchaͤfte des Lehnhofes, unter Beibehaltung der bisherigen Ab— 


glrenzung und Dienftordnung, bis auf weitere Verordnung verfehen. ' . 


8. 60. Die Dertheidigung Unferer Hoheits- und dergleichen Staats— 
grecchfame in fleitigen Faͤllen, fo: ivie die: Wahrung des Intereſſes der Auf: 
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ſicht des Staates untergebenen Anſtalten vor Gericht —— —8 den 
—— 6 §. 103.). 

ung 2) Bon den Polizeidirectionen . 

Ze "Ge jede: Provinz foll dasjenige Mitglied der Dirpiekung, wel⸗ 
ches bei ——— die Angelegenheiten der. Sicherheitspolizei als. deren beſtaͤn⸗ 
diger Meferent beſorgt, ‚zugleich PMolizeidirector feyn, und ihm in dieſer 
Eigenſchaft ein bis zwei. Polizeicommiſſarien, auch noͤthigenfalls ein Polizei— 
ſecretair, nebſt den enforberlichen, Grprbisnten,, Agenten und. ‚Dienern, unter 
geben werden... - 

In der Graffchaft —— for. ein Mitglied ve Regierungsdepu: 
tation zu Rinteln. die Verrichtungen des: Polizeidirectorg ‚verfehen,, | 

8. 62.1.3ede, Polizeidirection hat die .fpecielle ‚Leitung ‚der. Sicher: 
hei tSpolizei, und ‚ihren. zu dem Ende erlaffenen Weifangen haben die 
Kreisraͤthe und die Landdragoner in der Provinz ſchuldige Folge zu leiſten. 

Auch gebührt derfelben die allenthalbige Leitung der Verwaltung der in 
der. Provinz. —— Strafanſtalten, ſelbſt wenn dieſe allgemeine Lan⸗ 
desanſtalten fin nd, 

$. 63. Sm: den Provinzialhauptftäbten, mit Einſchluß der Stadt Rin⸗ 
tein ‚ werden alle. polizeiliche Gefchäfte, welche in den übrigen Orten dem 
Kreisrathe obliegen, von der Polizeidirection beſorgt. 

$.: 64. Uebrigens behalten Wir es Uns vor, durch eine ummittelbar 
unter Unfern Befehlen ſtehende Behörde in Anfehung der allgemeinen 
Sicherheits: :und Ordnungspolizei diejenigen Maaßregeln ergreifen 
zu laffen, welche zur Wohlfahrt des Staates ſchleunig nothwendig feyn wer: 
den; — und alle Polizeidirectionen haben die ihnen in gedachte Hinficht zus 
gehenden — Auftraͤge gehoͤrig zu vollziehen. 

3) Bon den Conſiſtorien ze. 

in 65. Ein evangelifches Conſiſtorium foll in.jeder Provinz 
befteben, mit Ausnahme der Provinz Fulda, hinfichtlich deren vorerft die Wer: 
hältniffe der Confiftorien zu Caſſel und Hanau fortdauern. 

Das Confiftorium wird gebildet aus einem Director, zwei bis vier geift: 
lichen Räthen, nebſt einem Secretair und einem Repoſitar, ſo wie einem 
Canzliſten und einem Pedell (die zugleich bei der Regierung in dieſer Eigen— 
ſchaft dienen koͤnnen). 

Director iſt jederzeit ein Mitglind der Regierung, mit Vorbehalt des 


etwaigen Vorſitzes eines Altern geiſtlichen Rathes. 


$. 66. Zu den Geſchaͤften des Conſiſtoriums gehören: 

1) die Aufſicht auf den evangeliſchen Gottesdienſt, ſowohl in dogma— 
tiſcher als in liturgiſcher Beziehung, und den ganzen Religions un— 
terricht, auch die beſonderen Veranſtaltungen bei außerordentlichen 
kirchlichen Feierlichkeiten; 

2) die Aufrechthaltung der Kirchenzucht, fo tote die Aufſicht über die 
Amtsführung und ben Kebenswandel der Geiftlihen un) 
anderer zum Kirchendienfte gehörigen Perfonen; 

3) bie Prüfung der Bewerber um geiftliche Aemter, der Vorfchlag 
zu deren Befegung, die Ordination und Einführung der Prediger, und 
‚die Anftelung der unteren Kirchendiener, ſoweit fie a den Gemein⸗ 

ben, Slicchenpatronen ꝛc. zufleht; 

4) die Ertheilung der Dispenfationen in den gefeglich dapu geeigne⸗ 

ten Fallen oder die deshalbige Berichtserſtattung an das Miniſterium 

des Innern; 

5) die Leitung der Verwaltung des Vermoͤgens der Kirchen, 
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= x Pfarreren und ſaͤmmtlicher, ber Aufſicht des Confiftoriumsd unter: 
gebenen, frommen Stiftungen; - — BIER 

6) die Vifitation der Kirchen und- der Schulen auf dem Lande mit Rüd- 

aſicht "auf Religion, durch bie betreffenden Supsrintendenten und In⸗ 
ſpeetoren. BEL — 
66667. In Rinteln fol fuͤr Unfere Graffhaft Schaumburg eine 
Gonfiftorinldeputation beftehen, welcher Unfer Confiftorium hierſelbſt Die min⸗ 
derwichtigen oder fehnellerer Entſcheidung bedürfenden Sachen ganz zu uͤber⸗ 
fallen hat... re a ER ONE a: — 

— 68; Die Superintendenten und Inſpectoren, fo wie die 

Metropnlitane und Pfarcer bleiben vorerſt in ihren bisherigen Amts: 
Serhältniffen;: jedoch fol die Grafſchaft Ziegenhain zur Superintendentur in 
Marburg übergehen. —F | — 
24).Von dem Obermedicinalcollegium und den übrigen Medicinalbehoͤrden. 
6. 69. Als obere rathende und aufſehende Behoͤrde fuͤr die Angelegen⸗ 
heiten der Geſundheitspflege ſoll in Unſerer Reſidenzſtgdt ein Obermediti— 
nalcollegium beſtehen. 

Diefe Behörde wird gebildet durch einen Director, drei bis fünf. Raͤthe, 
worunter der Medicinalreferent in der Regierung, ein Lehrer ber Oeburtshülfe, 
auch ein in der Chirurgie befonders ausgezeichneter Arzt ſich befinden follenz 
und drei bis fünf Affefforen, die aus den einfichtsvollften Wundärzten, Apo⸗ 
thefern und Thierärzten gewählt werden, nebft einem Secretair, einem Er: 
pedienten und einem Pedell. Du 

..$. 70. Dem Dbermebicinalcollegium liegt 6: mn. 
14) die Disciplin über das ganze zu feinem Wirkungskreiſe gehörige 
Prerſonal auszuüben, und insbefondere alle nöthige Nachweifungen über 
die Thätigkeit der Medicinalbeamten und das regelmäßige Beftehen 
aller medicinifchen Einrichtungen und Anſtalten zue Heilung, Entbin 
dung, Nettung, zum Unterricht u. f. w. einzuziehen, überhaupt bie 
ganze Gefundheitspflege im Auge zu behalten, und alle in diefer Hinz 
ſicht zweckdienlich erachtete Anträge unaufgefordert zu thun, jährlich 
. aber einen Hauptberiht tem Minifterium des Innern. vor: 

. zulegen; ! — ua 

2) die von dieſem Minifterium erfonerten gutachtlichen Berichte 

über Gegenftände der Gefundheitspflege zu erflatten; 

3) den Regierungen, im Falle diefe bei den Vorfchlägen ihrer Medieinal: 
teferenten oder des Medicinalvereind der Provinz Bedenken finden‘, die 
darüber gewuͤnſchten Gutachten zu eitheilen, und eben fo die von ein: 
zelnen Medicinaldeamten in mebicnifh=gerihtlihen Fällen 
erftatteten Gutachten auf den Antrag der betreffenden Gerichts oder 
andern Behörde zu revidiren;, ne 

4) die Aerzte, Wundärzte, Geburtshelfer, Thierärzte, Apotheker und mit 

-  pharmacentifchen Waaren handelnden Materialiften zu prüfen, und 
zwar die Aerzte und Amtswundärzte fets im verfammelten Collegium, 
Ä die übrigen nach Befinden durch zuveläffige Medicinalbeamte; 

5) zur Geftattung der Arztlichen Praxis taugliche ‚Aerzte dem 
Minifterium des. Innern vorzufhlagn, und die Zulaffung der 
Wundärzte zur Praris mit Ruͤckſcht auf das Beduͤrfniß der eins 
‚zelnen Orte oder Gegenden vorzunehmin; — 

6) über denjenigen. Theil ber zjaͤhrlichen Grundetats der Provinzial: 
vegierungen, « welcher die vom Staate zu übernehmenden Koften des 
Medicinalweſens betrifft, ſich gutachtlid zu aͤußernz 

| 
| 
| 
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7) alle Materlalien zur Statiſtik der verſchiedenen Provinzen, oder zur 
Topographie einzelner Staͤdte, aus mediciniſchen Geſichtspuncten, ſam⸗ 
meln zu laſſen und demnaͤchſt zu ordnen. Ka u 
$. 71. In der Hauptftadt jeder Provinz foll ein Medicinalverein 
gebildet werden, aus den befonders ausgezeichneten Aerzten, Wundärzten, Thiers 
Arzten und Apotheken, welche zu dem. Ende von Unferm Obermedicinalcolles 
dem Minifterium des Innern vorgefchlagen und von Uns beftätigt 
werden. , | en 
Dieſer Medicinalverein hat, aufer den ihm ſachdienlich fcheinenden Vor— 
fchlägen bei dem Obermedicinalcolleglum oder ber Regierung, insbefondere 
4) die Gutachten zu ertheilen, welche: von ihm uber Gegenftände. det 
— Geſundheitspflege durch das Obermedicinalcollegium oder den Medici: 
nialteferenten in der Negierung begehrt werden, auch die gerichts— 
Arztlihen Befundfheine und Gutachten, deren Duplicat der 
Medicinalreferent der Nogierung von den Gerichtsaͤrzten erhält: und mit 
feiner Abflimmung dem Bereine vorzulegen hat, zu prüfen, und nebft 
den etwa weiter nöthig erachteten Bemerkungen und Anträgen an das 
Dbermedicinalcollegium einzufenden ; | Ä 

2) bie Lehrlinge der Wundheilfunft, die Hebammen und die 

Proviſoren ber Apotheken zu prüfen; Ä | 

3) Streitigkeiten, welche über Gegenftände der Gefundheitspflege zwi⸗ 
—ſchen ärztliden Perfonen entfichen, wo möglich in der Güte 

zu fchlichten, oder die Sache, nach deshalbigem fruchtlofen Verſuch, 

an dag Thermedicinalcollegium als höhere Disciplinarbehörbe, oder die 

betreffende Gerichtsbehoͤrde zu verweifen, | 

Für die Provinz Niederheffen Hat das Obermedicinalcollegium auch die 
Verrichtungen des Medicinalvereins. 

872. Die Medicinalreferneten in den Regierungen find zugleich Pro— 
vinztalbeamte des Obermedicinalcollegiums, und haben deſſen Aufträge in rein— 
medicinifchen Angelegenheiten pflihtmäßig zu vollziehen. Hingegen müffen 
alle Mittheilungen diefes Collegiums über Maaßregeln der Gefundheitspolizei 
(f. $. 59. Nr. 3.) an die Regierungen felbft gerichtet werben. | 

$. 73. Die Stadt: und Landphyſiker und übrigen Gefundheitg: 
beamten bleiben, bis auf weitere Berordnung, in ihren bisherigen Dienſtver— 
hältniffen, fo weit nicht ſchon eine Aenderung darin aus den vorftehenden 
$$. und dem $. 59. Nr. 3 und Nr. 12, auch $. 88. Nr. 8, ſich ergiebt. 

5) Bon der Oberbaubirectior und den ihr untergeordneten Bchörden. 

$. 74. Die Oberbaudirection ſoll beftehen aus ‚einem Director, 
vier bis fünf Mitgliedern, unter welchen eins für die Landbauten, eins für 
den Strafen= und Brüdenbau und eins für den Waſſerbau vorzugsweife, 
jedoch nicht ausſchließlich, auch eins für das Rechnungsweſen u. dergl., bes 
ſtimmt if, nebft einem Secretar, einem Rechnungsfuͤhrer, einem Repofitar, 
einem Probator, mehreren Bauicceſſiſten, den erforderlichen Erpedienten und 
einem Pedell. | | \ .. 

$. 75. Diefe Behörde hit: =: 
- 4) die höhere Aufficht -über as Landbauwefen;. | 

2) die obere Keitung des Baes und. der Unterhaltung. der Landftraßen 

und Brüden, fo wie fie obere Aufjihe auf die bloßen Landwege; 

3) bie.obere Leitung des Uſer- und andern Wafferbaues, fo weit 

folcher eine Staats» ode Communalangelegenheit: ift.. 
$. 76. Als berathende ind auffehende Centralſtelle fol die Ober: 
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banbirection ſaͤmmtlichen nn in allen technifchen Bauangelegenheiten 
Huͤlfe ſeyn, insbeſondere aber 
— tigen Grundetots für den Straßen: und Wafferbau bearbeiten 
5 und dent Minifteriums des Innern vorlegen, fo wie, über deren Aus: 
fuͤhrung nach. erfolgter Allerhoͤchſten Genehmigung halten; 

2) die, den Domanials und andern Staatsbau betreffenden Theile ber 
Kammergrundetats prüfen. und begutachten, auch fonft alle vom: ihr 
durch die Central» oder ‚oberen Provinzialbehörden begehrten Bauplane 

entwerfen, ‚oder: die Bauplane der Baumeifter begutachten, die Bau⸗ 
ten in den geeigneten Fällen revidiren laffen, und die Baurechnungen 
ermaͤßigen; 

3) die Bewerber und Stellen im Baufache prüfen, über die Baunn: 

— terrichtsanſtalten Aufſicht fuͤhren, Vorſchlaͤge zur Beſetzung der 
hdͤheren Stellen im Bauweſen thun, oder die Anſtellung, ſo weit ſie 
ihr uͤberlaſſen iſt, ſelbſt vornehmen; und ae on Ä 

> 4) die Disciplim über das ganze Bauperfonal aushben. — 
. 77. In Anſehung des Straßen: und Waſſerbaues iſt die Ober— 
baubdirection zugleich verwaltende Behörde; jedoch follen fo lange, bis 
das Straßen⸗ und Wafferbaumefen für Unfere ſaͤmmtlichen Lande in die noͤ⸗ 
thige Gleichfoͤrmigkeit gebracht ſeyn wird, die für einzelne Landestheile beſte⸗ 
henden Deputationen, oder Commiſſionen und Inſpectionen einſtweilen fort 
"Kae. - Die obere Aufſicht über das Ganze aber ſoll Unſere Oberbaubirecs 
tion fofort übernehmen, und. zu dem Ende durch die betreffenden Mitglieder 
alle einzelnen Theile jährlich einmal bereifen und darüber ſich einen umfaſſen⸗ 
den Bericht, mit Worlegung des Protocolls, erftatten laffen. 

‚78. Die Landbaumeifter, die Straßen: und Brüdfenin- 

genieurs, bie Mafferbaumeifter, fo wie bie Rehnungsführer 
der befonderen Baukaffen, haben für fi und ihr Unterperfonal ihre Dienſt⸗ 
vorfchriften von der Oberbaudirection oder der betreffenden Deputation, fo 
wie in dem geeigneten Fällen des Domanialbaues von ber obern Finanzbe⸗ 
hoͤrde, zu empfangen. — | — ei 

6) Von dem Landwirthfchaftsvereine und deffen Deputationen. 
$. 79. In Unferer Refidenzftadt Caſſel ſoll ein Landwirthſchafts— 

verein gebildet werden: er Te nr 3 

a) aus einem leitenden Ausfchuffe von vier Mitgliedern, nämlich einem 

Mitäliede der Regierung und einem ber Finanzkammer, dem Dekonos 
miedirector der zur Muſterwirthſchaft eingeraumten Domaine, und eis 
nem befondern Defonomiecommiffair; — | 

b) aus zwölf bis vier und zwanzig der im der Provinz Niederheſſen woh⸗ 

nenden Gutsbeſitzer, Oekonomen und Gelehrten, welche durch theoreti— 
ſche und practiſche landwirthſchaftliche Kenntniſſe ſich auszeichnen, oder 
in’ den bei der Beurtheilung oͤbonomiſcher Gegenſtaͤnde nuͤtzlichen Huͤlfs⸗ 
voiffenfchaften wohl erfahren ſind. 

Seeretair und Bibliothekae des Vereins ift der Dekfonomiecommiffair. 

. 8. SO. Das Beftreben des Landwirthſchaftsvereins wird dahin gehen: 

1) alle Mängel der Landwirthfchaft nebſt deren- Zugehörungn, in den 

verſchiedenen ‚Gegenden Churheflens, mit Ruͤckſicht auf die Befchaffen: 
heit des Bodens und bie übrigen örtlichen Verhältniffe, gruͤndlich aus: 
:zumitteln, und- wegen deren Verbeſſerung die von Unſeren Behoͤrden 
begehrten Gutachten zu ertheilen, ſo wie unaufgefordert gemeinnuͤtzige 

WVotrſchlaͤgenzu thung Be 

2) die Betrachtungen und · Erfahrwingen :einfichtsvoller und zuver— 
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taͤſſiger Landwirte ꝛc. des In⸗ und Auslandes uͤber einzelte Gegen: 
ſtaͤnde der Oekonomie eben ſo, wie der Erd- und Bergkundigen uͤber 
>. euideckte oder doch bisher vernachlaͤſſigte nutzbare Erdarten und Foſſilien 
(3 B. Mergel, Gyps, Torf und andere Duͤngmittel, oder Brenn⸗ 
ſtoffe) zu ſammeln und zu: ordnen, auch die etwa weiter noͤthigen 
DVerfuche zu veranftalten; en ey A BR 2 
3) alle gehörig geprüfte gemeinnuͤtzige Nachrichten über Gegenſtaͤnde 
2... der Landwirthſchaft, und deren Hülfsgewerbe dem Landmanne, 
—mwiittelſt einer Zeitfchrift in. einer ihm leicht faßlichen und feine Theil⸗ 
‚nahme; tege erhaltenden Sprache, mitzuiheilenz MER 
4) die an ben Verein gerichteten Fragen über dergleichen Gegenftände 
zu beahtworteny. . — — A 
5) für Gegenftände, vorzüglicher Wichtigkeit Preife nach ‚der von Uns 
dazu geſchehenen - Verwilligung auszufesen, und über die. Wuͤrdigkeit 
der Bewerber zu entfcheiden: m. | 
6) die von Und zur Mufterwirchfchaft beſtimmte Domaine, nebft 
der daſelbſt befindlichen Sammlung Iandwitthichaftlicher Werkzeuge, dem 
botaniſchen Garten, dem Naturaliencabinet u. dgl., jährlich einmal zu 
vifitiven,. der Prüfung der Zöglinge beizumohnen, und ein ges 
naues Gutachten tiber den- Zuſtand des Ganzen und. etwaige Vervoll: 
kommnung abzufaſſen; endliihhhe 
7) uͤber feine aliſeitige Wirkſamkeit in jedem Jahre, bald nach 
deſſen Ablauf, einen umfaſſenden Bericht an Unſer Miniſterium des 
5 men zu erſtatten. — — 
$. 81. Der Landwirthſchaftsverein hat in jeder Provinz eine Depu— 
tation, welche acht Bis ſechszehn fachkundige Mitglieder hat, und wobei 
zwei bis. drei Mitglieder. der Regierung und der Finanzkammer den: leitenden 
Ausfhuß:bilden. Die Deputation ‚hat dem: Vereine hierfelbft und den Pro— 
Binzialbehörden alle verlangte Nachrichten und Gutachten über oͤkonomiſche 
Gegenftände mitzutheilen, auch die zu ber Beförderung der Landwirthſchaft 
abzwedenden Anträge unaufgefordert zu thun. 
$. 82. Der Landwirthfchaftsverein, (oder defjen Deputation) kann, fo 
oft 3 für fachdienlich gehalten wird, mit dem Handels: und Gewerbe: 
vereine (oder deffen Deputation) zu einer gemeinfhaftlihen Gigung zu: 
ſammentreten. a Pe 
27). Bon.dem. Handels⸗ und Gewerbsvereine und beffen Deputationen. 
8 83, Ein Handels: und Öewerbsverein foll in Unferer Res 
ſidenzſtadt Gaffel beftehen: = WR: 
) aus einem keitenden Ausſchuſſe von dret Mitgliedern, deren eins zus 
gleich Negierungsrath, und eins Mitglied der Finanzkammer iſt; — 
ſodann — 
b) .aus acht bis ſechszehn der thaͤtigſten und einfichtsvollften Großhaͤndler, 
Banquiers, Fabrifanten und technologiſchen Gelehrten. Kierfeibft, nebft 
einem Seccretair und zugleich Bibliothekar, fo wie; einem Kaffiver und 
Erpedienten. et RE 
884 Diefem Handes: und Gewerbsvereine liegt ob:..: — 
4) über alle commerziellen und induſtriellen Gegenſtaͤnde fein: Gutach⸗ 
ten, fo oft folhes von Unferem Minifterium des Innern oder der 
Finanzen, oder den’ Provinzialbehoͤrden verlangt. wird, zu: erſtatten, 
und außerdem unaufgefordert alle ihm ſachdienlich ſcheinenden Anträge 
zur Erhaltung und Beförderung des Dandelgverkehrs 
>: Und der deshalbigen Anſtalten, zur, Yufmnnterung des 
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Kunft: und Gemwerbfleißes, fo wie zur Benugung neuer 

‚nüglider Erfindungen, zur Belehrung der Gewerbtrei— 
— benden u. dgl. zu thunz 

2) jährliche Ueberſichten über ben Zuſtand des Handels und 
der Gewerbe nach den deshalb einzuziehenden Nachrichten auszuarbeiten, 
und bei dem Miniſterium des Innern einzureichen; 
3) uͤber die hieſigen Meſſen und deren Local ſpecielle Aufſicht zu 
fuͤhren; 
4): den Gewerbsf ond zu verwalten, und fuͤr die erdnungemaͤßlge Ver⸗ 
wendung feiner Einkünfte zu forgen ; 3 
5) die jaͤhrliche allgemeine — ‚bierfelöft zu leiten, 
1. die Prüfung der. dahin: gelangten ‘Gegenftände durch Sachkenner zu 
’ veranftalten, fo wie die. Preisvertheilung vorzunehmen ; 
i . auf. alle vom-Ötaate unterftügten Fabriken und Manufactu: 
ren, benehmlich mit.der Finanzkammer, ein wachſames Auge zu haben. 

8:85. Der Handels» und Gewerbsverein hat: Deputationen in 
den Hauptftädten der übrigen Provinzen und in andern durch Handels- und 
Gewerhsthätigkeit befonderd ausgezeichneten Städten. Diefe Deputationen 
werden aus mehreren Handelsfeuten und Fabtikanten zufammengefegt und 
ein - Mitglied der Regierung führt dabei in- den ‚Propinzialhaupifläbten den 
Vorſitz, fo: wieder Kreisrath in den, übrigen Detens: 

+ Diefelben. haben fowohl dem hiefigen Handels: und, Gemwerbsvereine, als 
den. Provinzialbehoͤrden, alle verlangte: Gutachten und Nachrichten Über Hans 
dek und. Gewerbe mitzutheilen, auch die zu deren, Beförderung gereichenden 
Antuige, unaufgefordert zu thun. 

.$.,86. Der Handels: -und Gewerbsverein (oder deſſen Deputation) 
Kann: fo.:oft e8 nüslich erachtet wird, ‚mit dem ‚Landmwirthfhaftsvers 
eine: (ober deffen .Deputation) eine. gemeinfchaftliche Yanung halten. 

8) Bon den; Kreisraͤthen. 

87. Die Geſchaͤfte der Verwaltung des Innern in jedem Kreiſe 
werden durch einen Kreisrath beſorgt, welcher hauptſaͤchlich der Negies 
rung, zugleich aber auch den neben derſelben fortbeſtehenden Höheren 
Behoͤrden des Innern untergeordnet iſt. 

Ihm wird ein Secretair, welcher noͤthigenfalls deſſen Stelle vertritt, 
nebft ‚einem oder zwei Schreibern und einem Landbereiter, beigegeben; auch 
wird binfichtlich. der Militairangelegenheiten durch das Generalkriegs— 
departement für die etwa weiter erfoxderliche Beihittfe :geforgt. 

In der rothenburgifchen Duart werden die Refervatencommiffes 
rien mit den Ereisräthlichen Gefchäften Araufzeagt a 
88. Der Kreisrath foll:; . 

* eine ftatiftifche Befchreibung feines Kreiſes — — deöbntbigen Mu: 
ſter, und zwar benehmlich mit den übrigen im Kreiſe befindlichen of: 
En . fentlichen Dienern und Sachkundigen, ‘fo. verfaſſen, daß darin feine 
: unzuverläffige Nachricht Plag finde, und. jedes Jahr. die Statt gehab— 
ten Veränderungen, fo, wie die erforderlichen Ergänzungen oder Berich- 

en diefer Befchreibung, an die Regierung einfenden. — 

” tv bat 
2): die beſtehenden Hobeitse ‚und Landesgrenzgerechtfamen zu 
wären, und deren Beeinträchtigung unvermeilt der. Regierung einzu: 
berichten, — bie zur oͤffentlichen Bekanntmachung geeigneten VBorfchrif: 
ten: aus allen Zweigen der Stantsverwaltung den Unterthanen durch 
die Stadt: und Gemeindevorflände verfündigen zu laffen, — bei 
38 
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der Aufnahme und Entlaffüng von Unterthanen die erfor 


" 3) 


derlichen Geſchaͤfte durch Erftattung tabeltarifcher Berichte, Abnahme 
des Unterthaneneides, ober Ausfertigung des Entlaſſungsſcheines und 
ſonſt zu verſehen;z; 
was bie. Sicherheits- und Drbnungenätlic betrifft; fo wird er 
a) öffentlichen Ruheſtoͤrungen und Unordnungen ernſtlich vorbeugen oder 
ſteuern laſſen, — wider die Verbreitung: verbotener oder politiſch— 
ſchaͤdlicher Zeit- und anderen Schriften ein wachſames Auge haben, 
— Landſtreicher: und fremde oder muthwillige Bettler in feinem 
Kreiſe nicht dulden, die Reiſepaͤſſe, mit Ausnahme der Staͤdte, wo 
Polizeidirectionen bien: Sig haben, ausfertigen, oder wegen der 
‚ Ertheitungineuer: Paͤſſe in bedenklihen Fällen an "die Polizeidirecs 
tion verweifen, uͤber bie Viſirung der’ Paffe un dgl., fo weit folche 
‚nicht durch ihm beforgt wird, genaue Aufſicht führen, gegen Diebes⸗ 
und Raͤuberbanden nachdruͤckliche Maaßregeln ergreifen, und über: 
haupt ſich „die: Ausmittelung und Anhaltung der zu verfolgenden 
Uebelthaͤter (die ſodann dem Unteefußhungsrichter ——— im) 
angelegen ſeyn laſſenz isn. ati 


b) gegen Brand amd: Wafifgaben, fo wie e Unglücsfälle jeder Art, 


i : 


6) 


Veranſtaltungen“ treffen. 9X 
In Anſehung der Yrmenipotiyei ſoll der Kreisrath zundchft: die 
“ Quellen der Armutherforfchen, und diefen nach Kräften entgegen wire 
fen, denjenigen. Armen aber, welche: öffentlicher Unterftügung wirklich 
beduͤrfen, die. Adfnahme in die dazu vorhandenen Anſtalten oder die 
noͤthige Beihuͤlfe der betreffenden Gemeinde verſchaffen, — auch die 


Leihanſtalten, Kranken = und Begraͤbnißkaſſen, Sparkaſſen und. andere 


theils zur Verhütung der Armuth, theils zur Unterflügung in Fällen 
des Beduͤrfniſſes beftimmte Einrichtungen nach geprüften Grundfägen 
begünftigen, gegen verbotene. Spiele am nicht erlaubte Rotterieen aber 
gehörig wachen laffen. J 

Damit die guten Sitten nicht durch anſtoͤßige Schauſpiele, unſitt⸗ 


liche Schriften; Lieder u; dergl. leiden, ſoll der Kreisrath eine ange— 


mefjene Auffiht auf die öffentlichen Beluftigungen, Vorftellungen, Blät: 


ter und Schriften, Leihbibtiotheken und Buchläden führen: 


‚Auf die gemeinen Lebensbedürfniffe, deren Befchaffenheit, Maaß, 


Gewicht und Preis; Vorraͤthe und öffentlichen Verkauf; fo wie auf 


das Mühlen. efe en in en Hinſicht, fol er die nothige 


Achtſamkeit haben. 


7) 


8) 


9 


Eben fo fol ee - 

darauf fehen, daß bie —— überall gehörig verwaltet 
werde, und'die Beſſerung der Landwege, benehmlich mit den 
betreffenden Wegebauofficianten, ſich angelegen ſeyn laſſen; 

die Geſundheitspolizei wird: von ihm bei anſteckenden Krankhei⸗— 
ten und Seuchen, durch Rettungsanſtalten für Scheintodte, duch Vers 
huͤtung mediciniſcher Pfufcherei und unbefugten Handels mit Arzeneien 
und Giften, duch Sorge für zweckmaͤßige Einrichtung der Zodtenhöfe 
und Beerdigungen, der Abdeckereien c., und überhaupt mittelft der 
Aufſicht ausgeübt, welche er allein, oder in Gemeinfchaft mit den Land⸗ 
phyſikern und anderen öffentlichen angeftellten Aerzten, in den Angele: 
genheiten der Gefunbbeitspflege zu führen. hat. 

Im Schul: und Erziebungsmefen hat er, befonders bei Ele: 
mentar= und Buͤrgerſchulen, durch Mitwirkung zur Anftelung tüchtie 
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ger und geprüfter Lehrer, fo mie zu deren angemejfener Belohnung, 
durch zwedimäßig. angeordnete Schulvifitntionen u. f. w., zur Vervoll⸗ 
£ommnung beizutragen. 
10) Die Zandwirthfichaft, die Gewerbe und den Handel foll er 
beſchuͤtzen und auf jede ftatthafte Weile befördern, auch die Gefchäfte 
des Dberzunftamtes, fomweit daffelbe nicht. durch Die Polizeicoms 
5 miffionen verwaltet wird (f. F. 92.), verſehen. 
41) Das Kandfolgedienftwefen und die deshalbige Ausgleichung im 
Lreiſe wird durch den Kreisrath beſorgt und beziehungsweiſe geleitet. 
40) Sn Anſehung der ſtaͤdtiſchen und Gemeindeverwaltung ſoll 
ee für die gehoͤrige Beſtellung der Magiſtratsperſonen, Ortsvorſtaͤnde 
and. Rechnungsfuͤhrer Sorge tragen, und deren Ernennung oder Bes 
ftätigung, foweit folche bisher dem Juftizbeamten zuflund, vornehmen, 
is DIR Aufnahme von Grund- und Lagerbuͤchern, fo wie andern In— 
ventarien über: das Communalvermögen, und dern Vervollſtaͤndi⸗ 
gung, veranlaffen, auf, zwedmäßige Bewirthfehaftung und Benutzung 
2. ‚beffelben. nach. ſeinen verfchiedenen Beſtandtheilen, auf den. richtigen 
N Eingang, aller . dahin fließenden Einkünfte und auf die gehörige Ver— 
mendung derfelben zu den bejlimmten gemeinnügigen Sweden Bedacht 
0 Mehmen, auch für die ſtaͤdtiſche Verwaltung im kommenden Jahre die 
0, Örundetats: qufftellen laſſen und: deren Gmehmigung mittelft gut: 
— Berichts bei der Regierung zeitig auswirken, die ſtaͤdtiſchen 
Rechnungen des verfloſſenen Jahres vorrevidiren und ſodann an die 
3: Negierung zur Abhoͤrung einfenden, alle Rechnungen der Dorfgemein⸗ 
| den aber ſelbſt abhoͤren und darüber für feinen Kreis jedes Jahr eine 
Ueberſicht, die alle Rubriken der Einnahme und Ausgabe enthält, 
mit den nöthigen Bemerkungen, der Regierung zugehen laſſen. 
. 13) Die milden Stiftungen, und anderen im $. 59. Nr. 9. bezeich 
meten .gemeinnüsigen Anftalten ſtehen ebenfalls unter: feiner 
allgemeinen. Auffiht und, Leitung. Die Abhörung ihrer Rechnungen 
geſchiehet durch ihn; es ſey denn, daß die jaͤhrliche Einnahme in der 
Regel über 300 Thaler bettage (f. oben 9. 59.). 
14) Die Militairausnahme, Einquartierungs- und Verpfles 
gungs-, Marfher, Vorſpann- und dergleichen Angelegens 
. heiten hat ber Kreisrath zu beſorgen, ſoweit. die deshalbigen Verord⸗ 
KLEE nungen: dieſe Gefchäfte ihm -zumeifen, . 
:15) ‚Sn "Beziehung auf die befonderen Verhaͤltniffe der Iſraeliten fol 
er dahin ſehen, daß die deshalbigen Anordnungen nicht uͤberſchritten 
oder zumgangen werden. : 
16). Alle: übrige, vorkommende Geſchaͤfte der allgemeinen Landesver— 
wadltang hat er ebenfalld, nach dem Maaße feiner Competenz und 
den vorhandenen Beſtimmungen, für die dermal ‚mit jenen Geſchaͤften 
3... beauftragten Beamten, duch Derichtserſtattung oder eigene Verfuͤgung 
zu beſorgen. 
A $ 89. Das Verhaͤltniß des Kreisrathes zu.den obern Finanz⸗ 
behsrden wird dahin, beftimmt, daß er alle Aufträge derſelben in ſolchen 
Angelegenheiten, wobei die Wohlfahrt der zu feinem Verwaltungskreiſe gehoͤ⸗ 
tigen ‚Einwohner „oder Anſtalten weſentlich betheiligt iſt, anzunehmen und zu 
vollziehen habe, ſoweit eine guͤtliche Erledigung nach den Puma) der 
Biligleit eintreten, oder blos Auskunft gegeben werden ſoll. 
9) Von den verwaltenden Ortsbehoͤrden. 
$. 90. Die Buͤrgermeiſter und Stadtraͤthe in den ie 
38 + 
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und die Schultheißen oder Greben in den Flecken und Doͤrfern haben 
ben Gemeindehaushalt und die örtliche RN unter der: Leitung 
des Kreisrathes zu verwalten. 

Nur die Buͤrgermeiſter und Stadtraͤthe in Unſerer Reſidenſtadt und in 
den Hauptſtaͤdten der Provinzen, mit Einſchluß von Riten, Reben unmitz 
telbar unter der. Negierung.- . 

Der Geſchaͤftskreis und bie ſonſtigen Amtsverhaͤtmiſſe der berwaltenden 
DOrtsbehörden, nach den verfchiedefien Grgenftänden, werden in ‚einer beſon⸗ 
dern Verordnung näher beſtimmt werden. 

6. 91. - Sn den Städten, "für welche bisher: ee Pollzelommiſ⸗ 
ſionen beſtanden, bleiben vorerſt dergleichen Behoͤrden. Außer den Provin⸗ 
zialhauptorten, einſchließlich der Stadt: Rinteln, ſou⸗ der —— dabei das 
Directorium fuͤhren. —J— 

Hinſichtlich der Adminiſtrativ⸗ und Disciplinarpotige wiben die etwai⸗ 
gen Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Polizeibehoͤrden, die unmittelbar 
unter der Regierung ſtehen, bei dieſer angebracht. 

In Sachen der eigentlichen Polizeigerichtsbarkeit ae wenn ſolche 
auch von den Polizeicommiſſionen ausgeuͤbt iſt, geben die DEU, nach 
8.46. an das betreffende Obergericht. 

$. 92. In den: Städten, wo Pätizeicommilfionen fich befin⸗ 
den, follen zwei: Mitglieder: deifelben auch die e Geſchalte des Doeigunfte 
amtes (vergl. $. 88. Nr. 10.) verrichten: = 

10) Bon den andern Behörden, welche’ zur innern Beiisollüng ‚gehören. 

$: 23. . Die übrigen, im $. 24. genannten, dem Min iſterium des 
Innern untergeordneten Verwaltungsbehoͤrden für‘ einzelne beſtimmte Ges 
genſtaͤnde behalten bis — weitere re ihre verſchiedenen Wir⸗ 
kungskreiſe. 

Die run derſelben, nſoweit deren Geldhaushalt ber? ‚Hufe 
ficht des Staates untetworfen iſt, ſollen für jedes: abgelaufene Juhr dem 
Miniſterium des Innern au Bentpmigung des Ab ſchluffes vorge⸗ 
legt werden. 


Beitten Titel“ — 
Bon den. bern und. unteren Sinangbehdtten,., 


1) Bon der Direction der: Generalkaſſe uns: deren Verhältnig zu den Hauptkaſſen. 

$. 94. Die einzig allgemeine Staatskaſſe ift die Generalkaſſe welche, 
unter der Specialleitung eines Directors, von dem: Generhtenffiuse, mit 
einem Gontroleur, verwaltet wird. | " 

Zu dieſer Klaffe fließen alle Einwahmek Bet Kammerkaſſen 
theils baar, theils durch Zurechnung der: auf“ ſie gewieſenen Ausgaben‘ (für 
welche Zurechnung noch nähere Vorſchriften werden ertheilt werden); desglei— 
chen die Ueberſchuͤfſe der vorlaͤufig fortbeſtehenden Hauptzollkaſſen 
hierſelbſt, und die reine Einnahme vom Poftregal, ie wie“ ale aus 
Berordentlidhe Einnahmen des Staates, 

Hingegen follen in den allgemeinen Staatsrehnungshaushals niemals 
übergehen: die Kandesfchulden, Wegebau:, Brandverfiherungs:,; Landfrankens, 
Wittwen:, Specials, Penſions⸗, Scutlehrer=, Studien und dergleichen 
zu gewiſſen ausſchließlichen Zwecken auf beſondere Beiträge "oder Fonds gez 
gründete Kaffen, fo mie die geiftlichen und milden Stiftungen aller Art, 
die Depofitenkaffen,: die Leihhaus- und andere ſolche Geſellſchafts⸗ oder Pri⸗ 
vatvermoͤgensanſtalten zu gemeinnügigen Zwecken, — der Umfang ihrer Wirk— 
ſamkeit mag fo groß feyn, als er wolle, und der. Staatsregierung eine Leis 
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tung” ihrer Verwaltung oder bie. Dbliegenheit eines Zuſchuſſes zuftehen 
oder nicht. z 

Us Specialfonds follen gleichwohl die Wegebaugelder, die Landesſchul⸗ 
denfteuern, der Schullehrerimpoft und dergleichen Einkünfte in den betreffen: 
den Theilen des Staatögrundetats nachrichtlich mit aufgeführt werden. 
> 8. 95. Der Director ber Generalkaſſe bat die obere Kaſſen— 
berwaltung, nach der von Uns zu ertheilenden Dienftordnung, an welder 
demnächft allein’ durch) Uns, nach Anhörung Unferes Stantsminifleriums, 
eine Aenderung gefchehen fol. 

$. 96. Dem Director der Generalkaffe wird, zur Kenntniß der 
Solleinnahme, der jährlihe Staatsgrundetat, nebſt allen deshalbi— 
gen Veränderungen, nad) erfolgter allerhöchften Genehmigung, vom Finanz: 
minifterium mitgethöilt, auch follen ihm jeden Monat gehörig beglau: 
bigte fummarifche Ueberſichten (f. unten $. 108.) von den ſaͤmmt— 
lihen Hauptkaſſen zugefandt werden. 

Findet der Director ein auffallendes Mißverhaͤltniß zwifhen der 

Solleinnahme und ber wirkflihen Einnahme; fo bat er folces 
dem Finanzminifterium anzuzeigen, welches die erforderliche Aufklärung un— 
verzüglich einziehen wird. 
897. Der Director der Generaltaffe ift dafür verantwortlich, 
daß der ordentliche jährliche, fo tie der etwa außerordentlihe Credit, wel: 
her für die verfchiedenen Zweige des öffentlichen Dienftes, die Kriegsaus— 
gaben nicht ausgenommen, von Uns verwilligt worden, nicht überfchrif: 
ten werde. 

Zu dem Ende follen alle Zahlungsanweifungen an die Generalfaffe, fo 
wie an die Finanzkammer twegen der Kammerkaffen, lediglich durch Die ge: 
nannte Direction, mit Feſtſetzung der Zahlungstermine, ertheilt werden, und 
zivar, fo weit e8 angeht, auf das Duplicat der einzelnen Theile des jährli- 
hen Staatsgrundetats, welche durch den Director am die betreffenden Bes 
hörden gelangen. Auch follen die Finanzkammern über die, von ihnen ohne 


Anwelſung im Falle einer dringenden Nothwendigkeit für den öffentlichen 


Dienft verfügten, Zahlungen, bis zu dem dazu nachgelaffenen Betrage, in 


. jedem abgelaufenen Monat, unverweilt einen genauen Specialetat nicht blos 


dem Sinanzminiftertum, ſondern auch dem Director der Generalkaffe einlies 
fern. Sofern dadurch der, dem betreffenden Dienftzweige eröffnete,. Jahress 
credit überfchritten feyn follte, iſt durch das einfchlägige Minifterium Unfere 
weitere allerhöchfte Bewilligung auszuwirfen., 

$. 98. Die Generalaffe Leiftet diejenigen Zahlungen, welche dar: 
auf von dem Director, Eraft des vorhergehenden $., angemiefen feyn wer— 
den. Auch zahlt fie die Koften Unferes Hofftaates, fo weit folche, nach 
dem Staatsgrundetat, von der Staatskaffe zu tragen find. 

$. 99. Für die fämmtlihen Ausgaben des Generalfriegsdes 
yartements, über welche die Hauptkriegstaffe die Specialrechnung zu fuͤh— 
ven hat, und welche nur im Sauptbetrage durch die Generalkaſſe laufen, 


.müffen bei diefer die, durch den Staatsgrundetat dazu bemilligten, Sum— 


men in der Mitte jedes Monats fchon für den folgenden Monat in der Art 
bereit gehalten werden, daß fie alsdann theild baar bei der Generalkaffe, 
theild durch die, von dem Director derfelden jährlich, ſogleich nach vollzoge: 
nem © aatsgrundetat, der Hauptkriegskaffe auf jede der Kammerkaffen eröff: 
neten, monatlichen Credite, bei letztern Kaffen unverzüglich bezogen werden 
koͤnnen. Die Generalkaſſe verausgabt diefe Beträge auf die Quittungen der 
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Hauptkriegskaſſe, welche fie entweder unmittelbar: von berfelben, ober durch 
die Ablieferungen der Kammetkaſſen, erhaͤlt. 

Die Hauptkriegskaſſe macht von den, ihr auf die Kammerkaffen für 
nn. ‚Sahr: eröffneten, monatlichen Grediten dergeſtalt Gebrauch, daß 
e ſelb 

..&) Darauf ihre einzelnen. Ausgaben antwelfet, ine fi von jeder Kam⸗ 
merkaſſe die’ zurechnungsfaͤhigen Belege daruͤber, mittelſt monatlicher 
‚Abrechnungen, einfenden läßt, und 

b) nn des etwa umverwendet gebliebenen, ihr gehörigen Geldbeſtandes 
verfügt, 

Eine ähnliche Einrichtung trifft die Hauptkriegskaſſe an allen Garni⸗ 
ſonsorten und ſonſt da, wo ſie ſolche zur Bezahlung von Penſionen ic. noͤ⸗ 
thig hat, ruͤckfichtlich derjenigen Betraͤge, welche fie ſich auf ihre Cre— 
— bei den Kammerkaſſen, von dieſen auf deren Unterkaſſen anwei— 
en läßt. 

$. 100. Die JZahresrehnung ber Generaltaffe wird von der Dis 
vection dieſer Kaffe vorrevidirt, und von der Generalcontrole abgehört (l. 
oben $. 35.). 

$. 101. Bei der Direction ber Generalkaſſe follen übrigens durch das, 
zu dem Ende beſtellte, Unterperſonal diejenigen Buͤcher gehalten werden, 
welche noͤthig ſind, damit jederzeit der Beſtand der Generalkaſſe, deren Eine 
kuͤnfte und Laſten, nach den verſchiedenen Zweigen des öffentlichen Dienſtes, 
nachgewieſen werden koͤnnen. Dieſe Buͤcher ſtehen ſowohl dem — 
niſterium, als der Generalcontrole zur Einſicht offen. 

2). Bon ‚den Finanzkammern und den. ihnen untergeordneten Vehorden. 

a) Finanʒkammer mit der Kammerkaſſe. 

$. 102. Sm jeder Provinz foll eine Finanzkammer beftehen: aus 
einem Praͤſidenten oder Director, vier bis acht ftimmführenden Mitgliedern, 
worunter ber Oberforſtmeiſter der Provinz ſich befindet, einem. bis zwei Ges 
cretgeien, zwei bis vier Nepofitarien, nebft dem erforderlichen Perfonal für 
die Gegenfchreiberei, Buchhalterei, Rechnungspruͤfungskaſſe und deren Con⸗ 
trole, die Steuerreviſion und die Erpedition, auch einem Pedell. 

$. 103, Zu befondern Sitzungen der Finanzkammer über Rechtsan⸗ 
— kann Unfer Staatsanwalt zugezogen werden, wegen deſſen 

eſtellung und anderer perfönlichen Verhältniffe das Sinanzminifterium, 

benehmlich mit den Minifterien der Juſtiz und des Innern, zu verfahs 
ren hat. 

$. 104. Zum Gefhäftskreife der Finanzkammer gehören: 

1) die Beranlagung und Erhebung aller directen Steuern (wovon nach 
‘wie dor die Landesſchulden⸗ Exemten- und Landdragonerſteuern ar 
die betreffenden, zur Verzinſung und Tilgung der Landesſchulden c. 
beſtehen bleibenden, Kaſſen, die Wegebauſteuern aber an die Wegebau: 
kaſſen durch die Kammerkaffen abgeliefert werben müffen), desgleichen 
die Erhaltung der Steuerkatafter und Flurkarten, fo wie deren Errich— 
tung für die damit noch nicht verfehenen Orte; 

2) die Auffiht über das Acciſe-, Licent:, Boll: und Stempel: 
wefen; 

3) die Verwaltung bes Domanialeigenthbums fowohl ‚an Gütern 
mit deren Gerechtſamen, einfchließlich der dazu gehörigen Frohnen, als 
an Zinfen, Zehnten und andern Domanialgefällen ; 

4) die Leitung der Erhebung und Berechnung alles Geldeinfommens 
von den Forfien, Jagden und Fifhereien, bie außerordent: 
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4. fichen Holzverwilfigungen unter Beobachtung bed Betriebplanes, die 
Auffihe auf die Verwaltung und Berechnung dev Holzmagazine, fö 
wie die. finanzeille Behandlung der Rottſachen; 

5) die Aufficht auf die Kaffenverwaltung aller der Kammer untergebenen 

Rechriungsführer in der Provinz, und deren Dienftbürgfhaft, fo wie 
die Abhörung ihrer Rechnungen, und die Einfendung bed Duplicats 
der abgehörten Jahresrechnung der Kammerkaffe an bie Generalcon- 

trole (f.$. 35.); Ä j 
6) der Borfhlag zu allen Stellen, welche bei dem Collegium vom 

Mathe abwärts, und bei deffen Unterperfonal, mit Einſchluß ber 

Steuer= und Licentcommiffarien, auch Kaffencontrolleute, fo mie bei 

den Kaffen erledigt werden, in foweit deren Belegung nicht der Kam— 
mer überlafjen ift, und die Anftellung im andern Zalle nad) ver 
nommenem Borfchlage der betreffenden Unterbehörde, desgleichen die 

Disciplin diefer Perfonen. 

- Die genannten Hauptgefchäftszweige find, fo weit es zweckmaͤßig be— 
funden wird, mittelft befonderee Protocolle und WRepofituren getrennt 
zu halten. 

Die Prüfung der Gefuhe um Erlaß an den oben genannten 
Stantsabgaben und an Korfibufen oder andern Strafen, die 
tvegen Webertretung der Staatsfinanzgefege erkannt worden find, und das wei⸗— 
tere deshalbige Verfahren, zufolge der dafür beftehenden Verordnungen, kommt 
ebenfalls den Finanzkammern zu. 

8. 105. Einem Rathe der Finanzkammer foll die Curatel der Kaffen 
befonders obliegen; auch follen ein oder mehrere Mitglieder mit dem Bor: 
trage der Angelegenheiten aller directen Steuern, einer mit denen ber indi— 
tecten Abgaben, ein oder mehrere mit denen der Domainen, und der 
Opberforftmeifter mit den Sachen feines Faches vorzugsmweife beauf- 
tragt werden. 

8. 106. Die der Kammer obliegende Finanzverwaltung, fo weit ſolche 
fich in der Form von Einnahme und Ausgabe aͤußert, foll auf den jaͤhrli— 
chen Kammergeundetat geflüst feyn. Der Entwurf diefes Etats für 
das jedesmal nächfte Jahr fol ſaͤmmtliche Einnahmen angeben, welche - bie 
Kammerkaffe in demfelben Jahre, nach der Meinung der Finanzkammer, zu 
leiften haben möchte, und wegen deren, tüdfichtlih der Juſtiz, der innen 
Verwaltung u. f. w. der Provinz mit dem Obergerichte, der Regierung (f. 
oben $. 59, Mr. 14.) und andern Behörden, zu communiciren if. 
Die Einfendung des entworfenen Etats an das Staatsminifterium muß im 
Monat October gefchehen. 

Ausgaben, zu welchen die Finanzkammer nicht ermächtigt worden 
ift, Eönnen von derfelben nur im Falle einer dringenden Nothmwendigkeit für 
den öffentlichen Dienft einftweilen zur Zahlung angemwiefen werden, und iſt 
alsdann die Vorfchrift des .$. 97. zu beobachten. 

8. 107. Die Kammerfaffe wird anvertraut einem Hauptkaſ— 
ſirer (Kammerzahlmeifter oder Obereinnehmer), welhem ein Contros 
fer beigeordnet, und ein Expedient untergeben ift. 

0 1Die. Butechnungsbelege der Unterfaffen werben bei der Kammerprobatur 
geprüft, und darauf von der Gegenfchreiberei atteſtirt. u 
6.108. Dee Kammerhauptkaffirer darf, bei eigner Verant⸗ 
wortlichkeit und ſtrenger Ahndung, keine Ausgabe leiſten, oder durch die Uns 
teckaſſen leiften laſſen, welche ſich nicht auf einen fürmlichen, von dem Kam: 
merdirector und Kaffencurator unterzeichneten, Bahlungsbefeht, oder hin: 
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fihtlih des einmal feftftchenden. Monatsbetrags der Militairgelder auf die 
Anweiſung des Kriegszahlmeiſters gruͤndet. J — 

Saͤmmtliche, im Laufe eines jeden Monats bei der Kammerkaſſe nike 
‚ Lid. Statt gefundenen, Einnahmen:und Ausgaben follen in eine, 
nah. den Titeln und Artikeln des Jahresgrundetats abge 
theilte, fummarifche Ueberficht bei dem Schluffe des Monats gebracht werden. 

Ehe die Finanzkammer dieſe Ueberficht mit ihrer Beglaubigung verficht, 
und der Direction der Öeneralfaffe überfendet, hat der Kaffencurator, mit 
Zuziehung eines Gegenfchreibers, die Kaffe förmlich zu revidiren, fo mie bie 
Kaffenbücher nachzuſehen, und fodann hierüber einen furzen ſchriftlichen Bes 
richt vorzulegen. 

$. 109. Ein Kammerrath von Unſerer hieſigen Finanzkammer (außer 
den im $. 102. beſtimmten Perſonal) ſoll, als deren Deputirter für Uns 
ſere Grafſchaft Schaumburg, zu Rinteln ſeinen Wohnſitz haben, und 
mit allen, an Ort und Stelle zu verrichtenden, ihm ausdruͤcklich uͤberlaſſe— 
nen öder feinen Aufſchub leidenden, Geſchaͤften der Finanzkammer, vorbe— 
haltlich deren Genehmigung, beauftragt ſeyn. 

b) Steuer- und Licentcommiſſarien, Kaſſencontroleure, Rentmeiſter als 

Domanialbeamte und Domanialbaumeiſter. 

§. 110. Für die Ddireeten- Steuern ſollen Steuercommiſſarien 
angeſtellt werden, und zwar in der Provinz Niederheſſen mit Schaumburg 
ſieben bis acht, in der Provinz Oberheſſen zwei bis drei, in der Provinz 
Fulda zwei, fuͤr die Kreiſe Hersfeld und Schmalkalden. Fuͤr die uͤbrigen 
fuldaiſchen Kreiſe und für die Provinz Hanau wird die erforderliche Anzahl 
von ÖSteuercommiffarien demnaͤchſt beſtimmt werden, je nachdem die Katas- 
ftrirung des flsuerpflidytigen Bodens vorgefchritten feyn wird. Einſtweilen 
folten dafelbft die dermaligen Steuerfchreiber mit ihrem Wirkungskreiſe beibe⸗ 
halten werden. 

Der Steuercommiſſair verrichtet für feinen Amtsbezirk das Ab- und 
Zufchreiben in den Duplicat: und Teiplicatfteuerkataftern, mit Ausnahme 
bee Städte, in welchen dieſes Gefchäft den Magiftraten, die folches tegelmäs 
fig beforgen, bis auf weitere Verordnung verbleibt. Er hält, mit Zuzie⸗ 
hung der Stadt- oder Gemeindevorgeſetzten, Taxatoren u. ſ. w. die jührlis 
chen, und fuͤr die groͤßern Städte halbjaͤhrlichen, Umſaͤtze der Gewerb-⸗ und 
Viehſteuer in den einzelnen Orten; verfertigt die Heberollen fuͤr die Grund⸗ 
und ‚Eremtenfleuer, für die Geiwerb: und Viehfteuer, und beforgt die ſon— 
figen, ihm von ber Finanzkammer in birecten Steuerangelegenheiten ertheil— 
ten, Auftraͤge. 

Sn Anfehung der Landesſchuldenſteuer, liegt ihm ob, nach den jaͤhrli⸗ 
chen und vierteljährlichen Liften der Stadt: und Gemeindevorgefesten ſowohl 
die Heberollen, als die vierteljaͤhrlichen Ab⸗ und Zugangsliſten und jährlichen 
Hauptetate aufzuftellen. 

» 8 111. Mit der fpeciellen Aufſicht auf den regelmäßigen Gang des 
Dienftes und der Erhebung der indirecten Abgaben, werden Licentcom= 
miffarien beauftragt, und zwar zwei in der Provinz Miederheffen, und ‘ 
einer in jeder der übrigen Provinzen. Denfelben tft das erforderliche Pert 
fonal von Acciſe-, Licentfchreibern und Controleuren, Zollverwaltern, — 
bern, Zollbereitern und Aufſehern untergeordnet. 

‚Alle dieſe Officianten haben die ihnen kund gewordenen unterſchleife 
und Uebertretungen, hinſichtlich der indirecten Abgaben, zur gerichtlichen Un⸗ 
terſuchung (f. oben 8. 46. und 54.), anzuzeigen, | 

Zur möglich genauften Gontrole aller Acciſe⸗ Licent⸗ und Zollkaſſen, 
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fo wie der ganzen Erhebung ber indirecten Abgaben, hat ber Licentcommifs 
fair feinen Bezirk oft und unerwartet zu bereifen. - 
“8, 112. Bu der monatlichen fowohl, als außerordentlihen, an feine 
Zeitfrift gebundenen, Revifion aller Nenteien an Ort und Stelle werden zwei 
bis. vier ‚befondere Kaffencontrolleure jeder Finanzkammer beigegeben, 
welche diefelben in der. nach den. Dienftreifen übrigen Beit mit andern Rech— 
nungsfachen zu befhäftigen hat. Sie haben darauf zu fehen, daß ben in 
die Etats: und Kaffenfachen einfchlagenden- Anorbnungen pünctlich nachges 
Eommen werde, den Kaffenbeamten überall die erforderlichen Anleitungen we— 
gen der. Erfüllung ihrer Dienftobliegenheiten zu geben, und fie, hinſichtlich 
ihres, in der Betreibung angemenbeten, gehörigen Fleißes, genau zu confros 
liren, auch darüber jedesmal das Nöthige in ihr Kaffenrevifionsprotocoll aufz 
zunehmen. Ihnen Eönnen feiner außerordentliche Aufträge ertheilt werden, 
welche die Kaffens oder die Domalnenverwaltung betreffen. 
— 6. 113. Die Rentmeifter haben auch, außer ihrem eigentlichen 
Kaffendienfte (f. $. 115 fo.), noch die, ihnen wegen der Domainen— 
verwaltung von der Finanzkammer befonders aufgetragenen, Geſchaͤfte zu 
verrichten. .:. -: u . — — 
$. 114. Die Landbaumeiſter find im ihrer Eigenſchaft als Dos. 
manialbaumeifter verbunden, alle zu ihrem Fache gehörende Aufträge der 
Finanzkammer zu volliehn: . : | 
6) Mentereien=, Accifez, Licent⸗ und Zollkaſſen. 
"8,4115. Die Rentmeiſter erheben: 
A) die directen Steuern, mittelbar durch die Ortserheber; 
2) die Domantälzinfen und Gefälle aller Art, fo wie 
3) das bagre Forftz, Jagd-, und Fifhereiauffommen, mit Ein- 
ſchluß der Bußen, theils unmittelbar, theils mittelbar durch die beſon⸗ 
dern Untererhebungen; 
R 4) die’ Juſtiz-⸗, Finanzs, und andern Sporteln, fo weit folhe nicht 
den einzelnen Offitianten gelaſſen worden find, und zwar theils un- 
mittelbar, theils mittelbar durch die beſondern Sportelerhebungen; 
5) die Civil⸗, Polizei- und Anden Geldfirafen, deren Vereinnah: 
mung, u. f. w. nicht andern Behörden ausnahmsweiſe zufteht; auch 
ſind fte | | R 
6) Einnehmer der indireeten Abgaben da, wo für biefe Eeine befon: 
dern Erheber beftehen, und endlid) | 
T) derjenigen Abgaben, welche zwar nicht in die eigentlichen Staatskaſ— 
-fen "fliegen, deren Erhebung ihnen aber ausdrüdlih aufgetrage 


worden iſt. | 
Ueber die Erhebungsbezirke, und die flrenge Trennung ber 
Berechnungen, nad) den, oben unter Nr. 1. bis 7. genannten, Gegen: 
fiänden, wird das Erforderliche durch befondere Dienflanmeifungen feſtge— 
u 6. 116. Die: Mentmeifter haben quch die Betreibung aller zur Er— 
hebung ihnen ‚üuberrvigfenen, und; zuruͤckbleibenden Gelder und Naturalien, nach 
den beffehenden Gefegen,. vgrmehnpen.zu laſſen, ‚und brauchen: in diefer Hin 
ſicht grfh „dann bie; Hiffe der. Juſtiz zu equicigen,, „wenn. die Pfändungen 
feuchtlog geblieben find, umd zum Verkaufe eines Grundſtuͤcks geſchritten 

werden fol: — ee 5 Sl an J 
- 80 487,2 Disjentgen Renterelen, deren Geſchaͤftsumfang durch die ihnen 


noch uͤbertragene Ethebung der directen Steuern ꝛc. zu ſehr ausgedehnt ſeyn 


* 
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wird, ſollen gzeſſenzehulten — oder fuͤr dieſelben da, wo die Ver— 
Bene es erfondern, zwei Nentmeifter beftellt werden. 

$. 113. Die befonderen. Acciſe-, Licentz und Zollkaſſen dauern 
da fort, wo fie bisher beftanden. haben, fofern nicht ‚ihre , Gefchäfte an die 
zur Einnahme der directen Steuern u. ſ. w. in der rothenburgifchen Quart 
vorhandenen ‚oder noch zu errichtenden Mentereien übergehen... ; 

‘8. 119. In Unferem Fürftenthume Iſenburg merden alle "Unfere 
landesherrlichen Einnahmen und ‚andere bergleichen . ſpeclellen Finanzgeſchaͤfte 
durch Unſere dazu beſtellten Rentmeiſter beſorgt. 

8. 120. Ein jeder dieſer Kaſſenbeamten liefert feine Einnahme an bie 
SKammerkaffe der —— ab, und leiſtet, außer den von der Erhebung uns 
zertrennlichen Koſten, keine Zahlungen, als auf Rechnung der Kammerkaſſe 
und in Folge ihrer Anweiſung, welche nach bewirkter Zahlung jener anſtatt 
baarer Ablieferung wieder zugerechnet wird, ſo daß in ſeinen Rechnungen, 
außer den vorgedachten Perceptionskoften, keine andere Aus— 
gabe, ald die Ablieferung an die Kammerfaffe vorkommen. darf, 

Nur die den hiefigen Landzollkaſſen untergeordneten Zallerhebungen 
bleiben. vorerft in Ihrem. — Verhaͤltniſſe zu den eben — 


— 
4 Optserhebungen. 

g. 12. Die Ortserheber der directen Steuern für die kennen 
werden von biefen gewählt und vom Kreisrathe betätigt, welcher in dem 
Bulle, daß die Gemeinde fich über die Wahl nicht ſollte vereinigen koͤnnen, 
einen ſolchen aus den Grundbeſitzern derſelben auswaͤhlt "Die, Stadtrecepto⸗ 
ren fuͤr die Provinzialhauptſtaͤdte werden von Uns, und für, die Übrigen ( Städte 
von’ der Finanzeammer ‚der Provinz heſtellt. 

Jeder Ortserheber bewirkt die Erhebun g nach den. vom ESteuercom⸗ 
miffaie aufgeſtellten, dutch den Rentmeiſter ihm zugefertigten Heberollen, 
und liefert an den feſtgeſetzten Tagen eines jeden, Monats‘ alfe Einnahme 
baar ab, fo wie er auch die etwa gebliehenen Ruͤckſtaͤnde mit Verzeich- 
niffen beleget, welche der Bürgermeifter oder Ortsſchultheiß, nad Einſicht der 
Heberollen und dem durch die vorgeladenen Schuldner geſchehenen Anerkennt⸗ 
niſſe, — haben muß. 

$. 123. Die beſonderen Drtserhebungen für die Domanial: 
und Korftauffünfte bleiben nach wie vor beftehen; auch find folche noch 
da einzuführen, wo es zweckmaͤßig befunden wird, 

: 8) Bon der Oberforftdireetion und ben ihr untergeoröneten Forſtbehoͤrden. 

$. 123. Die Oberforſtdirection übertragen Wir einem Landforft- 
meifter, welcher zwar felbfiftändig, jedoch zugleich in finanziellen Forſtſachen 
vortragender Rath bei dem Finanzminifter, und welchem das nöthige Kanz- 
Teiperfonal, unter der Specialaufficht eines Kanzleivorftandes, untergeben ift. 

$. 124. Dieſer Behörde liegt ob, die Leitung bed gefammten Torft =, 
Jagd- und Fifchereibetriebes, insbefondere 

1) die Prüfung und Begutachtung der aus den Sorfieisthfafeeptanei 
der einzelnen Forſtaͤmter jufaminengefegten: Prövihzialplane für das 
naͤchſte Jaht, und die Aufficht auf bie gehoͤrige — bieſer 
Plane, fo wie fie von Uns denehitiügte ſeyn werden; 7 
ey die Einzehung Ferisdiſchet ſummatiſcher Uehsrfihten Burg efünim 
ton Forflerttagesz Ä 
3) die Aufficht auf bie Meffung, ——— — — 
‚der Forſte, auch die zu ereichtende allgemeine Forſtkartenſammlung; 
4): der Vorſchlag zu allen.im Foufts,. Jagd- und Fifchereiwefen serie: 


: | 
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: bigten Stellen, deren Befegung nicht ber Oberforftdirection Über: 
lafſfen iſt, und die Ernennung zu den geringeren Stellen nach vernom⸗ 
menem Gutachten der betreffenden Unterbehoͤrde; 
5) die Regulirung ber übrigen perfönlichen Dienftverhältniffe der 
Dffichanten, fo wie deren Disciplin ; 
» 6): ‚die Aufficht auf die Verwaltung. ber Sorfimittwenfaffe; 
7) die Höhere Leitung der Forſtlehranſtalten. 
$. 125. Der Landforftmeifter bereifet in einem Zeitraume von drei 
Jahren nach und nach alle Korfte, wobei er ſich von einem Offi cianten nach) 
ſeiner Wahl begleiten läßt, und über alle feine Verrichtungen ein genaues 
Protocol fuͤhrt. Diefes dient als Leitfaden bei der jährlichen Berichtserſtat⸗ 
‚tung an das Finanzminifferigm über ‚den Zuſtand der bereifeten Zorfte, und 
das pflihtmäßige Verhalten der Forſtbeamten aller Grade, 
Bei den Unterfuchungen. an Det und Stelle find fo viel, als thunlich, 
alte, eſchweden zu pruͤfen, welche auf oͤrtliche Verhaͤltniſſe Beziehung haben 
und in das Techniſche einſchlagen, oder wider einzelne Forſtbeamten gerichtet ſind. 
$. 126. Mit der Oberaufſicht über die Forſte in jeder Provinz wird 
ein Oberforfimeifter beauftengt, welcher in der Hauptſtadt wohnt, und 
welchem Be oder Jagdjunker als Auscultanten beigegeben werden, Der 
Dberforftmeifter hat zugleich die Vorträge in der Finanzkammer über finan⸗ 
zielle Sorftfahen, e 
In, der. Vafſchaft S chaumburg ſoll ein eigener Forſtmeiſter, jedoch 
als von dem Oberforſtmeiſter in Niederheſſen deputirt, ſich befinden. 
. 127. ‚Die. Maaßregeln zur Holzerſparung überhaupt, und zur leich— 
teren Befriedigung des Holzbedarfes einzelner Orte Gewerbe u. ſ. w., wobei 
die Mitwirkung der Regierung oder einer andern Behoͤrde der Provinz erfor⸗ 
derlich iſt, find durch den Oberforſtmeiſter unmittelbar dieſer Behörde vorzus 
(lagen ; jedoch ift davon, im Falle befonderer Wichtigkeit, auch die Oberforft- 
direction in Kenntniß zu feßen. 
$. 128, Unter der Oberauffiht des Oberforſtmeiſters der Provinz haben 
bie Verwaltung der Forfte, Jagden und Fifchereien in jedem der, benmärhft 
abzugrängenden, Forſtdiſtricte: 
1) ein Forſtinſpector, welcher die verſchiedenen Reviere oft —— 
und auf die allenthalbige Geſchaͤftsthaͤtigkeit und Ordnung der Forſt⸗ 
bedienten hält; 
2) ein Forſtverwalter für das Rechnungsweſen und die ſonſtige Buch— 
führung, die. Nepofitur und die Ausfertigungen; nebft 
3) den nad der Größe des Diſtricts nöthigen Dberförftern, welche, 
wegen. der ihnen obliegenden Controle über das zu Nugung Fom: 
meiende Holz und dergl., fo wie die Materialausgabe, Eünftig Fein Spe⸗ 
cxialrevier ‚zur Beratung, als reitende Förfter erhalten, und von wel 
chen die, duch Kenntniffe und Dienfteifer fi) am meiften Auszeichs 
henden zu den Snfpectorenftellen bei deren künftigen Exledigungen forts 
ruͤcken ſollenz 
*. die Fbrſtir ind das uͤbtige Unterperſonal im Forſt-, Jagd- und Fi⸗ 
ſchereiweſen bleiben bis auf weitere Verordnung in ihren dermaligen 
—— Dienftverhätetiffen;. nur folken ° 
es 2) die Anzahl der teitenden Foͤrſter eines Theils durch die Der: 
bindung von Nevieren, wo ſolche wohl angehet, vermindert, andern 
Theils gber durch die Vereinigung von Stellen gehender Forſter zu 
denen reitender Foͤrſter, fo wie durch Beſetzung der. bis jegt von 
ben Oberförflern mit verfehenen Reviere wieder vermehrt, md 
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ai aus der Zahl der geſchickteſten und — reitenden Foͤrſter 

einige zu Brigadiers.ernannt;und.mit der Aufſicht auf das Bes 

tragen der übrigen Foͤrſter, insbeſondere wegen Die. ee des 
SIdrſtſchutzes, beauftragt werden, 

$. 129. Der Sorftinfpector; und; der Sorfkverwinkter, nebfe. den Oberfoͤr⸗ 
ſtern, vereinigen ſich periodiſch in gemeinſchaftlichen Sitzungen zu 
einem Forſtamte, und hierin werden die, den bisherigen Forſtaͤmtern uͤberlaſ⸗ 
ſenan Ge—chafte nad) wie vor. berathſchlagt, vorbereitet oder erledigt. 

C. 180. In Anſehung der zum Geſchaͤftskreiſe der Finanzkammer ger. 
hörigen Gegenftände iſt jedes Forſtamt der Finanzkammer untergeordnet. 
— Insbeſondere hat daſſelbe die gehörig. aufgeſtellten, beglaubigten und 
abgeſchloſſenen Forft = und Maftvegiften, ſo wie. im- Falle. unduffchieblis 
her Erhebung einzelne Liſten, als vorläufige Auszüge des Sorfttegifters vos 
deſſen Abfchluß, den Mentereien zur Erhebung: ju uͤberliefern. Zur Controle 
dieſer: Kaffen aber müffen vierteljährlich tabellarifche, Uebierf icht en aller 
den. einzelnen Rentereien zur Erhebung uͤberwieſenen er vom 
Forſtamte unmittelbar der Finanzkammer zugeſandt werben. . 

Hinſichtlich der Forſtbußregiſter und des ‚genen Berfihrend‘ wegen der 
Forſtfrevel wird auf die Verordnung vom 12 Januar 1820 und die $$; '56. 
and 57.” gegenwärtigen Edictd vertiefen. Ueber‘ die Voͤllʒiehung der durch 
die Sorftöußgerichte erkannten Waldarbeitsftrafen hat. das Forſtamt jedes 
Jahr die gehoͤrige Nachweiſung ſowohl der Finanzkammer, als der Oberforſt⸗ 
direction zu uͤberſenden. 

F. 131. Der von jedem Forſtamte zu entwerfende rd an: den Ober 
forftmeifter einzufendende Forſtwirthſchaftsplan, für das kommende Jahr ift, 
wegen des Zuſammenhanges dieſes Betriebes mit der allgemeinen Finanzver— 
waltung; der Verwendung und der Verrechnung ber Walderzeugniffe, an die 
Finanzkammer, zur Weiterbeförderung mit ihrem Gutachten in letzterer Hin⸗ 
ſicht, zeitig abzugeben. 

8. 132. Den Forſtbehoͤrden wird auch bie Einleitung und Ausfuͤhrung 
des Forſtbetriebes in ſaͤmmtlichen Waldungen der Staͤdte, Gemeinden, 
Kirchen und öffentlihen Anftalten eben fo, wie in Unferen‘ landes: 
herrlichen Waldungen, jedoch mit „yorläufiger Beibehaltung: der deshalb befte- 
henden Ausnahmen, übertragen. In jedem Falle aber follen fie den Betriebs: 
plan mit den Stadt= oder Gemeindevorgefesten, oder den ſonſtigen Vorſtan⸗ 
den, gemeinſchaftlich berathen. 

Was die Privatholzungen betrifft; fo haben Unſere Forſtbehoͤrden 
Lediglich darauf zu fehen, daß Feine forftwidrige Behandlung Statt finde. 
Diie den Standesherren in Unferen Landen zuftchenden Waldungen 
find: bisweilen von einem durch Unfern Landforftmeifter dazu beaufträgten 
Forſtbeamten zu bereifen, bios um ſich zu überzeugen, daß fie nicht uͤber 
die Gebuͤhr angegriffen oder veroͤdet werden, und ohne Einmiſchumg in die 
Eigenthums- und Verwaltungsrechte der Standesherren. 


4) Bon der Oberberg: und Salzwerksdirection und. deren Anterrehdeden. 

$. 133. Unfere Oberberg> und Sälzwerksbirsetion ſoll beſtehen 
aus einem Oberberg⸗ und Salzwerksdirector, einem bis zwei techniſchen Mitglie⸗ 
dern, ſo wie einem Hauptcontrolleur und einem Bergeommiiſſair als außer⸗ 
ordentlichen Aſſeſſoren, nebſt einem Secretair, einem Repoſitar, den erforder⸗ 
— — und Expedienten, auch einem Pedell. 

134. Diefelbe foll. Unfer — Salz⸗ und. Hänge zur Sur 

kung — und zu dem Ende: 
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4) den Hauptbetriebsplan für das nächte Jahr, mit Zuziehung ber 

. : hierbei‘ nüslichen. Berg » und Hüttenbeamten, aufftellen, und bem 
‚ - inanzminifterium zur Auswirkung Unferer Genehmigung vorlegen, auch 
demnaͤchſt auf deffen Ausführung halten, fo weit nicht wegen umvotz 
hergeſehener Fälle das Minifterium Abänderungen geſtattet; übrigens 

| PN Aufſicht über die ganze Verwaltung Unferer einzelnen Berge 
und Salzwerke, mineralurgifhen Hütten und anderen Merke, 
- auh Münzen, fo wie ber Berghandlungen. und Salzmagas 
 " zine führen, und deren Rechnungsweſen controliven; auch fie minbes 
ſtens em Mal im Jahre duch ein technifches Mitglied gruͤndlich uns 
texſuchen laflen;“ . ad. BEN EEE — 

3) die von ‚den, Privatperfonen über Gegenftände, Unferes Bergregals nach⸗ 
"gefuchten Schuͤrfſche ine, Bergmuthfheine, und Bergbeleh— 

nungen, den. deshälbigen Verordnungen gemaͤß ertheilen, und. darauf 
| Acht haben, daß Unfere aus der Negalität herruͤhrenden Einkünfte 
ons micht gefährdet: werben ;. fo: wie daß die den. Gewerkſchaften ober 
ingelnen Privatpeifonen’zuftehenden Werke in gutem Stande 
3 bleiben, und darauf das gehoͤrige Verfahren beobachtet werde; i 
3:4) zu den: erledigten Stellen im: Betg =: und Hüttenfache, deren Befegung 
uns vorbehalten iſt, taugliche Männer Unſerem Minifterium vorſchla⸗ 

—6 gen, oder die Anſtellung in den geeigneten Faͤllen, nad) vernommenem 
Gutachten der betreffenden Unterbehoͤrden vornehmen, die uͤbrigen perſoͤn⸗ 

chen Dienftverhältniffe rreguliten und dier-Disciplin handhaben; 

5) über die befonderen Anſtalten zum Unterrichte im Berg- und 
Huͤttenfache Aufficht führen, und die Verwendung der verwilligten Bil 
dungsreifes und anderen Koften dem Zwecke gemäß leiten, 

8; Die Berge und Salzaͤmter, ſo wie die befonderen 
Berge, Hütten» nnd Münzverwaltungen behalten vorläufig ihre 
dermaligen Dienftverhältniffe bei, fo "weit nicht die Beflimmungen des vor: 
bergehenden $. eine Anderung ergeben.  " " Ä 
8.136. Die Berg⸗, Hüttenz x. und Salzkaffen liefern, nad 
. den Anweifungen der Oberberge und Salzwerkdirection, ihren einen Gelder: 
tung an die, Kammerkaffe der. "Provinz ab. Won den verfügten Einzahlungen 
diefee Arc hat’ die genannte, Behörde” ſowohl der Divection- det, Seneralfaffe, 
als der betreffenden Finanzkammer undermeilt Kenntniß zu geben! - =" - 

Die Rehnungen jener Specialkaſſen werden von der. Oberberg- und 
Salzwerksdirection abgehört. Hilimı nm. u SE 
sing 487.9 Gegenwaͤrtiges Organiſationsedict ſoll fpäteftens am 1. Januar 
s2Liin- Kraft treten, und ‚alle: Behoͤrden muͤſſen alsdann in ihren. hiers 
nach gebildeten Mirkungskreid.eingerwiefen ſeyn, wovon demnaͤchſt Uns die 
betreffenden Miniſterialdeparte ments unverzüglich" Anzeige zu thun haben, 
Mnſer Staatsminifteriitm,Ördeffen” neuer Geſchaͤftsgang mit dem 
15. kuͤnftigen Monats beginnt, hat dafuͤr Sorge zu tragen, daß die einzel— 
nen Ringen und. Dienflvorfhriften, welche zur Vollzie— 
hung der neuen Einrichtungen in deren ganzem, von Uns beabſichtig— 
ten, Umfange 'etforderlich' ſind, ſaͤnimtlich zu Unſerer allerhöchften Genehmigung 
zeitig vorgelegt werden. | je — 
Arkundlich Unſerer allerhoͤchſt eigenen Unterſchrift und des beigedruckten 
Staatsſiegels gegeben zu: Caſſel am 29. Juni 18323... 
5 Wilhelm, Churfuͤrſt. 

Ve Schmerfeld. Vt. Rivalier. 


j 606 | Churheſſien. — 


So ward der Churſtaat Heſſen bis 1830 ohne. Landſtaͤnde regiert. 
Allein im September 1830 während der Churfünft noch im Karlsbade 
ſich befand, entſtanden bedeutende politiſche Bewegungen in Caſſel, ſo 
wie in mehreren Theilen des Staats. Dem Churfuͤrſten warb, nach feiner 
Nüdkehr nach Caſſel, am 15. Sept. 1830 eine — von faft 1400 Ein- 
wohnern Caſſels unterzeichnete — Bittſchrift zur Einberufung der Staͤnde 
durch den Buͤrgermeiſter Schomburg uͤberreicht, worauf am "19. Sept. 
1830 eine churfuͤrſtliche Verordnung erfolgte, die altpeffifgen 
Landſtaͤnde u einem Landtage auf ben, 16, October 1830 ' einzuberufen. 


f) Verordnung vom 19, Sept. 1830, die: Berufung. der 
| altheſſiſchen Landftände zu ‚einem. Randtage‘ betteffend. 


Bon Gottes Gnaden. Wirpenm. der 2 Ehurfuͤrſt ꝛc. x, 
* thun hierdurch kund: 

Da Wir allergnaͤdigſt gut gefunden, —— uns mit — getragen Land: 
Händen Anſerer ;altheffifehen Lande. (nebft«:dem ſolchen einberie btem Fuͤrſten⸗ 
thume Fritzlar und, der, Stadt Vollkmarſen) zu ahen fo: haben; Wir bes 

Stoffen, einen engern Landtag in gleicher Art, wie. berfelbe sim: Jahre 1815 
Siürr gefunden hat za-berufen. E32 iſt demnach Unfer huldreichſter Wille 
und Befens- daß am A6.Oetober laufenden — in er 
ſtadt Caſſel zu gedachtem 8wecko einfinden zeit wer 

1; für die Curie: der — und der Rinteifoaft: 
nn, D-be' Exbmarſchalt | 

2): ner der Obervorſteher der⸗ cbehel Sfr anfing und Bat, 

9) ein’ Deputirter der Landesuniverſitaͤt, 
| 8) ein Deputirter der Ritterſchaft von jedem der‘ Fünf Strämsie 

see, gewählt auf hetkoͤnmliche Weife; en 

H. für die Curie der Städte — J 

) der Buͤrgermeiſter der, Stadt, Caffel,: un urn 

Bd: ‚der — der Stadt. Marburg, .,, CE  Nanpp — nt ix 

A 53 der Buͤrgermei er. der Stadt Homberg, 

5 vier, nach hergebrachter Ordnung. erwähite ® DR ie aus ben 
Stadiräthen, in den Stromsbezirken ‚der, Diemel, Fulda, Werra und Lahn; 
die asp I: für die, Curie des Bamernfbanded:. — 

bie, buch Mahl der Drtsvorflände (nämlich der) Schultheißen Ode OR 
ben und. Borfteher) der Landgemeinden. beſtimmten, Deputirten auß den im 
betreffenden Bezirke anfaffigen Srundbefisern, - welche, weder zu der Ritter⸗ 
ſchaft noch der Buͤrgerſchaft in den Städten gehoͤren, auch weder in hieſigen 
ober ausmärtigen Staatsdienften. fichen, noch die Advocatux ausüben, und zwar 

: 41)::de8. DSie mel beritkes, beſtehend aus * Seiten Caſſel, Hofgeis⸗ 
mar und Wolfshagen; ©. RR ek > 

2) des Fuldabezirkes, ——— die: Kr ouaein⸗ Melenburs 
and Melſungen (ohne das Amt Felsberg)z ri 
3) des Werra bezirkes, umfaſſend die; Rueife & Anese, Winhau 
fen und Schmalkalden ; ee —— | 

4) des Schwalm besirkes, enthaltend ‚die: Kreiſe — Filplor 
und Ziegenhain, auch das Amt Felsberg (aus dem: Seife Melfungen); 33 

5) des Lahnbezirkes, nn aus. den Kreiſen Marburg, Frans 
Eenberg und Kirchhain, 
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" Die betreffenden Obervorſteher der adeligen Stifter Kuufungen und 
Wetter, der aEademifhe Senat in Marburg, die fünf ritterfhaftlichen 
Stromsdeputirten und die Bürgermeifter ber ausfchreibenden Städte 
für. die. oben genannten Stromsbezirke haben alsbald wegen der Wahl ber 
Deputirten nach landesverfaſſungsmaͤßiger Ordnung das Möthige zu beforgen, 
auch find fodann die uͤblichen Vollmachten gebührend auszufertigen. 

.. Eben. fo. haben die Kreisräthe in den Städten Caffel, Mar: 
burg, Efchwege, Hersfeld und Homberg, welche Wir zu Commifs 
farien für die Wahl der Abgeordneten vom Bauerfinande beftellen, unverzüg> 
lic) die Vorſtaͤnde der Landgemeinden des betreffenden Bezirkes zu diefer 
Mahl dergeſtalt zu veranlaffen; daß jeder Ortsvorſtand, bei Verluſt feis 
ned Stimmtecht3 für den bevorftcehenden Landtag, einen geeigneten volk 
jährigen Grundbefiger bezeichne; worauf, bei etwa vorhandener Stim: 
mengleichheit, mittelſt des Looſes, in Gegenwart Yon mindeftens ſechs 
Gemeindevorſtehern, die Auswahl eines Deputirten fuͤr den Bezirk zu be— 
wirken, und dieſem das erforderliche Zeugniß auszuſtellen iſt. 

Die landſtaͤndiſchen Deputirten haben ihre Ankunft zu Caſſel an 
dem Tage vor dem obengedachten Eröffnungstage Unſerm Oberhofmaiſchall— 
amte zu melden, und ihre Legitimation, fo weit es deren bedarf, 
zeitig, jedenfalls vor der Theilnahme an den ſtaͤndiſchen Berathungen, an 
ben Erbmarſchall, oder den deſſen Stelle vertretenden Obervorſtehet, gelan— 
gen. su lan ee ee. 
Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedruͤckten Staͤats⸗ 
fiegels gegeben zu Wilhelmshoͤhe am 19. September 1830, 
au, 2 Wilhelm, Churfürfk, 

(St. ©.) 


> Ve Rev Meyfenbug. 





Anm 16. October 1830 ward bie Verſammlung der churheffifchen 
Landftände zu Caſſel durch die churfuͤrſtlichen Landtagscommifffaite, den 
Dberappellationsgerichtöpräfidenten von Porbe ck, und der Generalfecres 
tair des Staatöminifleriums, Dr. Eggena, eröffnet. Der erfte hielt‘ 
die Anrede an ‚Die Stände, im welcher er benfelben den nachftehenden 
„Verfaſſungsentwurf! zur Prüfung und Berathung empfahl, welcher die 
Grundlage eines pactirten Staatögrundgefeges bilden ſollte. Vor dies 
ſer Rebe waren bie Abgeordneten der. neuen Landestheile (Schaumburg, 
Hanau, Fulda) in das landſtaͤndiſche Collegium eingeführt worden. 


8) ® er f af fun göe ntwur vom 7. Octob er 1830. 


Von Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2, Churfuͤrſt ꝛc. 2c. haben, durchdrun⸗ 
gen von den hohen Regentenpflichten, Uns ſtets thaͤtigſt bemüht, die Wohlfahrt Un—⸗ 
ſerer verſchiedenen Landestheile, fo: wie aller Klaſfen Unferer geliebten Unterthanen, 
zu befördern, und find daher mit aufrichtiger Bereitwilligkeit den Bitten und Mine 
ſchen Unſeres Volks entgegen gekommen, welches in einer landſtaͤndiſchen Mitwir— 
kung zu ben innern Staatsangelegenheiten von allgemeinerer Wichtigkeit die kraͤfes 
tigſte Gewaͤhrleiſtung Unſerer landesvaͤterlichen Geſinnungen und eine: dauernde 
Sicherſtellung ſeines Gluͤckes erblickt. Um nun uͤber unſere Abfichten in gedachter 
Beziehung keinen Zweifel zu laſſen und zugleich eine angemeſſene Vorbereitung zu 
den Arbeiten des durch Unſere Verordnung vom 19 v. M. auf den 16, d. M. bte 
rufenen Landtages zu erleichtern, ertheilen Wir fchon jest hierdurch Unferen für die— 
fen Landtag ernannten Commiffarien den Allergnädigften. Auftrag, den getreuen 
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Ständen Unferer altheſſiſchen Lande, zu denen noch Abgeordnete aus. ben übrigen 
bisher nicht vertretenen Gebietstheifen und aus der Grafichaft Schaumburg hinzue 
zuziehen find, die nachſtehenden, aus freiem Entſchluſſe getroffenen, Beftimmungen 
vorzulegen, damit fie "vor allen andern «Angelegenheiten berathen, "deminächft aber 
im Einverfländniffe mit den Ständen, deren! Einficht und treuer Auhänglichkeit Wir 
gern vertrauen, in einen allgemeinen. Landtagsabfchieb ‚gebracht werden. und als 
Staatsgrundgeſetz das ſchoͤnſte Denkmal der, Eintracht zwiſchen Fürft und Unterthas 
nen bilden, die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirkfamteit unterjtügen, das 
Volk über bie Bewahrtung feiner bürgerlichen Freiheiten beruhigen und dem geſamm⸗ 
ten Vaterlande eine fegensreiche Zukunft verbürgen mögen. ae 

— EEE ARTE NIE 

WVon dem Staate und deffen Regierung im Allgemeinen, 

. 1. Saͤmmtliche churheſſiſche Lande, namentlich Nieder» und Oberheffen, das 
Großherzogthum Fulda, die Fuͤrſtenthuͤmer Hersfeld, Hanau, Friglar und Sfenburg 
die Graffchaften Ziegenhain und Schaumburg, auch die Herrfhaft Schmalkalden, 
To wie Alles, was etwa noch in der Folge mit Chuͤrheſſen verbunden werden 
wird, bilden fuͤr immer ein umtheilbares und unveräußerliches Ganzes, : Nur gegen 
einen vollftändigen Erſatz an Land und. Leuten-, ‚verbunden. mit andern wefentlichen 
Vortheilen, kann die Vertauſchung einzelner ‚Theile Statt finden... , 
2.2. Die Regierungsform bleibt, fo wie bisher, monarchiſch, und beftcht date 

Ber eine ſtaͤndiſche Verfaffung. ae — Dr 
eh, 3 Die inealerdfolge und in berfelben das Recht der Erſtgeburt, mit Auss 
ſchluf der Pringeffinnen, ſteht für.den churheſſiſchen Staat mit: feinen faͤmmtlichen 
gegenwärtigen, und kuͤnftigen Beftandtheilen :feft. PERF ! 


Br lo nn 
Der Landeeherr wird volljährig, fobald er das achtzehnte Jahr zurück 
gelegt hat... eu NE EN OA 
8 6Waͤhrend der Minderjährigkeit des Landesherrn Führt die Teibliche Muts 
ter und, wenn dieſe nicht mehr am Leben iſt, der naͤchſte Agnat die -Vormundfchaft 
und Regentfchaft: In beiden Fällen ſteht der Vormundſchaft ein aug drei Mitglies 
dern beſtehender Kegentfchaftsrath zur Geite, welchen dieſelbe in allen Regierungs— 
angelegenheiten zu Rathe zu zichen hat. Wenn in diefer Hinficht von dem verſtor— 
benen Landesherrn Feine eventuelle Anordnung getroffen iftz fo erwählt die Vor— 
miundfchaft die Mitglieder deſſelben, kann aber foldhe nur unter Zuftimmung der 
Zandftände wieder entlaffen. © 
9.6. Der Geld: und Naturalbedbarf des Kurfürftlichen Hofes wird aus dem 
Ertrage. derjenigen Domainen eninommen, welche dazu werden vorbehalten," "gleich 
wohl .auch ferner durch. die Finanzbehörden gang iin derbisherigen Art verwaltet 
werden. ae te —— X IRRE Ne NEUE 
de tee ai hnieh, 
Won den Gliedern des churfuͤrſtlichen Haufes. ° 
RT, Kein Prinz und keine Prinzeſſin des hurfürftlichen Hauſes "in der te 
— Linie oder den Seitenlinien kann ohne Einwilligung des Landesherrn ſich 
u Sr Eben To. wenig darf ein Prinz des Haufes ohne "vorgängige Genehmi— 
gung. des regierenden Herrn. in auswaͤrtige Dienfte treten; jedoch iſt dieſelbe ohne 
erhebliche Urſache micht zu verſagen. 6 2 an ni et ysea 
$. 9. Der Fünftige Nachfolger in der Regierung und deffen Defcendenz‘ aus 
ebenbürtiger Ehe. gehen den übrigen Prinzen und Prinzeffinnem des Haufes im. Range 
vor. Diefe folgen fo, wie fie dem Landesherrn am nächften verwandt find, Bei 
‚gleichem. Grabe: entfheidet bas Alter. :; nl Ind oı 
.10. Außer ben-dem Candesheren: und: beffen "Gemahlin, “können die: Staates 
behörden ohne Allerhoͤchſte Geſtattung bei Niemandem anders: insgefammt (in cor-' 
pore) oder: bucch Abgeordnete. erfcheinen.. tina N. sit se Son — 
8. 11. Alle feſtgeſetzten Apanagen der nachgeborenen Prinzen: und Prinzeſſin— 
nen find ſtets puͤnctlich und regelmäßig an dieſelben auszuzahlen. Bei eintretendem 
bedeutendem Zuwachſe von Gebiet kann eine Vermehrung der Apanagen, in keinem 
Falle aber eine Verminderung: derſelben Statt finden., h Bor, 

8. 12. Ueber das. Örundeigentbum, welches den. Prinzen zur. Upanage,. ober 
ſonſt von den Landesherrn überwiefen, ‚oder irgend eingeräumt, ober auf dieſelben 
von. väterliher Seite her, oder von Agnaten vererbt oder fonft ‚Übertragen worden 
iſt, koͤnnen die Prinzen in keiner Art ohne landesherrlihe Bewilligung und Zuſtim— 


Ind 
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Anuıng: ber’ Landſtaͤnde ‚gültig verfügen; es wäre: benn. zur Abtretung ‚ar ben Staat 
felbft, zue Auagleihung von Grenze und andern Rechtsſtreitigkeiten, ober durch Ab⸗ 
ioſung vom Dienſten, Zehnten ober, Grundzinſen, in welchen Faͤllen jedoch der em⸗ 
pfangene Erſatz wieder in Grundeigenthum gehörig, angelegt werben muß. 
we Dritter Abſch'n'iſt t. 
— ——— F Bon. den Landſtaͤnden. . Ä 
rt 818 Die Landftände, deren Anzahl überhaupt auf ein und dreißig beſtimmt 
iſt, werden zufammengefest aus drei Abtheilungen oder Eurin. — 5 

$. 14. Zu der erften Gurie-gehören: 1) der Erbmarfhall; 2) ein Mitglied 
der fürftlichen und gräflihen Standesherrfchaften, welche in Churheffen mit’ ehe— 
mals reihsunmittelbaren Befisungen anfäffig find, als deren gemeinfchaftlicher Vers 
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treter; 8) einer der Obervörfteher der adeligen Stifter, Kaufungen und Wetter; 


4) ein Abgeordneter der Landesuniverjität, gewählt durch den akademiſchen Senats; 
5—9) ein Abgeordneter der altheffifhen Ritterſchaft von jedem der fünf Bezirke, 
naͤmlich der Diemel, Fulda, Schwalm, Werra und Lahn, gewählt unter der Leis 
tuhg des ritterfchaftlichen Bezirks: (Stroms-) Deputirtenz; 10) ein Abgeordneter 
aus der Ritterfchaft Unferer Graffhaft Schaumburg, gewählt: von derfelben unter 
Mitftimmung des Vertreters des ehemaligen Stiftes Moͤllenbeck, fo wie der 'adeli⸗ 
gen Stifter Fifhbe und Obernkirchen; 11) ein Abgeordrieter aus dem begüterten 
Adel des Großherzogthums Fulda, und 12) ein Abgeorbneter aus dem begüterten 
Adel des Fürftenthbums Hanau. Die legten beiden Deputirten- werden -- gewählt aus 
den chemald "zur Reichsritterfchaft gehörigen Familien, welche mit wenigftens 50 
Rthlr. jährlih an Grundfteuer entrichtenden Lehn- . oder "Stammgütern in dem 
‚ Grojihevgogthume:Kulda, beziehuugsmweife in dem Fürftensgume Hanau, anfälfig 
find, ſo wie aus denjenigen adeligen Zamilien, welche, mit Rüdficht auf ihren anz 
-fehnlichen Grundbeſitz gleicher Art, zu der fraglichen Wahl noch befonders von Uns, 
nad: Anhörung der Landſtaͤnde, werden zugelafjen' werden. Ihre Wahl wird, unter 
der Ritung eihes Vorftandes, beivirkt werden, welchen die betreffenden Familien in 
den genannten’ Provinzen dazu werden gewählt haben, und welcher die etivaige 
‚Berhinderung einzelner flimmfähigen adeligen Gutsbefiger oder ihter rechtmäßigen 
"Bertreter bei der Ausfertigung der Urkunde über die getroffene Wahl unter derjel- 
ben befcheinigen muß. Cine gleiche Befcheinigung ift ebenfalld von den Bezirksde— 
pꝓutirten der: altheffiihen:und der ſchaumburgiſchen Nitterfhaftzu ertheilen. Fällt 
die Wahl auf ein Mitglied der obgedachten ritterfchäftlicdhen oder adeligen Familien, 
weiches in -einheinitichen ober ausländifhen Dienſten ftehetz fo. bedarf baffelbe die 
‚Tandesherrliche Genehmigung zur Annahme der-Landftandfgaft-- 
.  $19. Die, Curie der Städte. bilden: 1) der Bürgermeifter der Stadt Eaffel, als 
deren Vertreter; 2) ein Abgeordneter der Städte Höfgeismar, Karlshafen, Greben> 
fein, Helmarshaufen, Smmenhäufen, Liebenau, Naumbur „FTrendelburg, Volk⸗ 

arfen, "Wolfhagen. und Zierenberg; 8) ein Abgeordneter ber Städte Hersfeld, 


Lichtenau, Melfüngen, Rotenburg, Sontra, Spangenberg und’ Waldfappel; 4) ein 
Abgeordneter. der Städte Homberg, Borken, Felsberg;, Frislar, Gudensberg, Neuz 
kirchen, Niedenftein, Schwarzenborn, Treyſa und Ziegenhain; 5) ein Abgeordneter 
ber. Städte. Eſchwege, Allendoͤrf, Gtosafinerode, Schmalkalden, Wanfried und Wis 
tzenhauſen; 6) der Bürgermeifter der’ Stadt Marburg, als deren Vertreter; 7) ein 
Abgeordneter der Städte Frankenberg, Amdneburg, Frankenau, Gemünden, Kirch: 
hain, Neuſtadt, Rauſchenberg, Rofenthal; Schweinsberg und Wetter; 8) der Bür: 
— der Stadt Fulda, als Vertreter der Städte Fulda und Hünfeld; 9) ber 

uͤrgermeiſter der Stadt Hanau, als Vertreter der‘ Städte Hanau, Bodenheim 
und Windeden; 10) ein Abgeordneter der Städte Gelnhaufen, Salmünfter, Schluͤch⸗ 
tern, Soden, Steinau und Waͤchtersbachz 11) der Buͤrgermeiſter der Stadt Rin— 
teln, als Vertreter der Städte Rinteln,‘ Obernlirchen, Oldendorf, Rodenberg und 
Sahfenhagen, Die unter Nummer 2, 3, 4,5, 7, und 10 erwähnten Abgeordne= 
-ten ‚werden aus ben Stadtrathögliedern und andern geeigrieten Stadtbeivohnern von 
den Stadträthen des Bezirkes, unter der Leitung des es re ber auss 
fchreibenden : Stadt (welche dafelbft zuerſt genannt ift), gewählt, und ſodann mit 
einer, die gefchehene Wahl bezeugenden, Urkunde verfehen. — 
8,16, Die Curie des Bauernſtandes begreift die acht Abgeordneten, welche 
durch die Ortsvorftände (nämlich den Schultheißen oder Greben und die Vorſteher) 
der Landgemeinden ans den, im befreffenden Bezirke anfäffigen, Grundbefigern ges 
— werden, und welche weder zu dem, in ber erſten Gurie — ,beguͤ⸗ 
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terten Abel, noch zu ber Bürgerfchaft in den Städten gehören, auch nicht in hier 
figen oder auswärtigen Staatsbienften ftehen, noch die Advocatur ausüben dürfen. 

Die Bezirke find: 1) der Diemelbeziek, beitehend aus den: Kreifen Eaffel, Hof⸗ 
geismar und Wolfhagen; 2) der Fuldabezirk, begreifend die Kreife Hersfeld, Ros 
tenburg und Melfungen (ohne, das Amt Felaberg); 3) der Werrabezirk, umfaffend 
die Kreife Efhwege, "Wisenhaufen und | hmaltatben; 4) der Schwalmbezirt, ent⸗ 
haltend die Kreife Homberg, Fritzlar und Siegenhain, aud das Amt Feldberg (aus 
dent Kreife Melfungen); 5) bee Lahnbezirk, beſtehend aus ben Kreifen: Marburg, 
Frankenberg und Kirchhain; 6) der obere Fuldabezirk, begreifend die Kreife Fulda 
und Hünfeld; 7) der Mainbezirk, enthaltend die Kreife Hanau, Gelnhaufen und 
Schlüchtern; 8) der Weferbezick, beftehend aus der Graffhaft Schaumburg. 

Die Kreisräthe oder andere Verwaltungsbeamten in den Städten Gaffel, Mare 
burg, Fulda, Hanau, Rinteln, Eſchwege, Hersfeld und Homberg, weldye zu Come 
miffaren für die Leitung der Wahl der Abgeordneten vom Bauernftande beftellt 
werden, haben jeden Vorſtand einer Landgemeinde im betreffenden Bezirke zu vers 
anlaffen, daß derfelde binnen acht: Zagen feit der ergangenen- Aufforderung zu ges 
dachtem Zwecke einen geeigneten Grumdbefiger fchriftlih oder mündlih zum Wahl: 
protocolle bezeichne, und zwar bei Verluſt feines Stimmrechts für diefe Wahl. 
Nach der Mehrheit der, von den Ortsvorftänden abgegebenen, Stimmen wird fo, 
dann der Abgeordnete für den Bezirk beftimmt, und diefem die erforderliche Urkund 
über feine Wahl ausgeftellt, das Wahlprotocoll aber fofort an die churfürftlichen 
Randtagscommiffare eingefandt. ‚Bei etwa vorhandener Stimmengleichheit iſt die 
Auswahl mittelft des Looſes, in Gegenwart von mindeftens ſechs Gemeindevorfigs 
bern, zu. bewirken, und hiernadh ‚das. Weitere zu beforgen. | 

$. 17. Weder zur. Wahl. berechtigt, noch irgend wählbar find biejeninen, 
welche 1) zu einer nicht blos polizeilichen oder bisciplinarifchen Freiheits⸗ ober koͤr⸗ 
perlichen Strafe verurtheilt, und nicht, etwa von dem Landesheren in biefer Bezie⸗ 
bung rehabilitirt worden find;. 2) eines Verbrechens angeklagt find, worüber den 
Obergerichten das Erkenntniß zufteht, fo unge die Unterfuhhung dauert; 3) noch 
nicht das 25. Jahr zurücgelsgt haben, oder 4) unter Curatel ftehen, ober 5) über 
deren Vermögen ein gerichtliches Concursverfahren entftanden ift, bis zur völligen 
Befriedigung ber Gläubiger. Uebrigens muß dee Gewählte ſich zur hriftlihen Res 
ligion befennen. 
818. Bei der Wahl eines jeden Landftändifchen Deputirten wird zu gleicher 
Zeit ein Stellvertreter gewählt, auf welchen, in dem Falle deö Todes oder einer 
unvermeiblichen el ‘oder fonftigen Verhinderung, die landftändifchen Pflich⸗ 
ten und Rechte des Erfteren während bes begonnenen Landtags bis. zu beffen 
Schluffe uͤbergehen.— uk 

$. 19. Kann ober will der (bauptfächlich ober zur Aushülfe) Gewählte bie 
Landftandfchaft nicht annehmen; fo darf für ihn der nädfte in der Stimmenzahl 
eintreten, vorausgefsgt, daß diefer wenigftens ein Drittel der abgegebenen Stim⸗ 
me für fi hat. , Außerdem muß zu einer neuen Wahl»gefchritten werben. Teßte: 
ves muß auch dann geſchehen, wenn die Stelle eines Abgeordneten, nach bereits ers 
Härter Annahme, wieder eritdigt wird. 


$. 20. Die Deputirten find, außer der. Weiterbefdrberung der ihnen von ben 
Wählern ihres Bezirks arvertiauten befondern Anliegen, nicht an Vorſchriften 
eines Auftrags gebunden, ſondern geben ihre. Abftimmungen, gemäß den Pflichten 
gegen ihren Landesfürften und ihre Mitbuͤrger überhaupt, nad) ihrer eigenen Ueber: 
zeugung, wie fie es vor Gott und ihrem Gewiffen zu verantworten gebenken. Auch 
koͤnnen fie, weder einen Deitten, noch felbft ein Landtagsmitglied beauftragen, in 
ihrem Namen zu flimmen, | 

$. 21. Die Berathungen und Arbeiten werben geleitet: 1) bei der Staͤndever⸗ 
fammlung überhaupt von dem: Erbmarfchall; 2) in der ritterfhaftlichen Curie von 
demfelben; 3) in der Staͤdtecurie yon dem Bürgermeifter der Stabt Caſſelz 4) in 
der Curie des Bauernftandes von dem Vorfisenden, welchen biefelbe aus ihrer Mitte 
erwählt haben wird. Die Stände beftellen für jeden Landtag einen gemeinſchaftli⸗ 
hm Secretair, welcher, nach erfolgter Iandesherrlichen Betätigung, durch den. 
Erbmarfhall, im Beifeyn.der Iandesherrlichen Commiſſare, in befondere Pflichten 
genommen wird. Die gemeinfchaftlichen Landtagsacten, fo wie bie befondern Ücten 
der ritterfchaftlichen Curie, werben außer den Landtagen in dem Stifte Kaufungen, 
und die Acten der Curien der Städte und bes Bauernflandes in dem Rathhaufe zu 
Gaffel gehörig aufbewahrt. 

$. 22. Die Landftände ſtimmen ab zuvdrderft in den Eurien, worin ber Bes 
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Schluß nach der Mehrheit der Stimmen und, Im Falle der Stimmengleichheit, ‚mit: 
telft ber alsdann entfcheidenden Stimme des Vorfisenden gefaßt wird; jebody ift zu 
einem gültigen Beſchluſſe das Einverftändniß von mindeftens ber Hälfte ber orb- 
nungsmäßigen Mitglieder erforderlich. Können die drei Gurien fidy nicht zu einem 
Beſchluſſe über eine gemeinſchaftliche Angelegenheit vereinigen; fo wird in einer 
Plenarverfammlung von allen ftändifchen Mitgliedern einzeln, blos nad) der Reihen: 
folge der Eurien, in Gegenwart der landesherrlihen Commiſſare abgeftimmt, und 
der Beſchluß nad) der Stimmenmehrheit genommen. 

. B. Die gewählten Deputicten behalten ihre Eigenſchaft für die landſtaͤn⸗ 
diſchen Berrichtungen, welche in ben nädjiten fechs Sahren vorkommen werden. In 
dem fechften Jahre wird zu einer neuen Wahl gefchritten; jedoch koͤnnen bei diefer 
biefelben wieder gemählt werben. . 
8. 24 Sie verlieren ihre Eigenfhaft als Landtagsdeputirte früher, wenn ent: 
weder ber Landesherr bie ganze ftändifche Verſammlung auflöfet, oder fie, nach 
Maafgabe des $. 17., zur landftändifchen Vertretung unfähig geworden find. In 
dem erſten Kalle dürfen fie jedoch von neuem gewählt werben. 
8.2. Ohne Zuftimmung der Stände kann kein, das Steuerweſen betreffen: 
des, auch kein, die Eigenthumsrechte, die perfönliche oder die Gewerbsfreiheit bes 
ſchraͤnkendes, Gefeh gegeben werben. 

‚ie 8. 26. Berorbnungen, melde zur Vollziehung oder zur Erläuterung ſchon 
‚beftehender Gefege ohne ruͤckwirkende Kraft oder zur Verhütung der, bei Betrcis 
bung der Gewerbe ſich ergebenden, Unterfchleife abzweden, und Verfügungen, 
welche, ihrer Natur nach, vorübergehend find, Fönnen auch, ohne die Stände dar— 
über zu hören, erlaffen werden. u 
en de Die Landftände Eönnen gu neuen Gefegen und zur Verbefferung der als 
ten rt Anträge machen, und füldhe dem Regenten als Wünfche vortragen. 
+ 828. In dieſer Form Eönnen fie die befondern Beſchwerden einzelner Unters 
thanen ober ganzer Klaſſen derſelben, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, vorbrins 
en, infofern nicht die Sache, als privatrechtliche Verhältniffe betreffend, zur Ents 
cheidung der Gerichte gehört. 
$. 29. Auf jeden Antrag der Stände wird eine Beſchlußnahme, und zivar 
möglich bald, erfolgen. 
$. 80, Der Landesherr verordnet die Zufammenfunft der Stände, fo oft Er 
ſolches für nöthig hält. 
$. 31. Die Zufammenbertfung muß zum wenigften alle ſechs Jahre gefche- 
en; ‚und es ift alsdann dazu, der Regel nah, der Anfang des Monats März 
eſtimmt. 

8. 82, Eine außerordentliche Verſammlung der Staͤnde iſt jedesmal noͤthig, 
wenn der Landesherr mit Tode abgeht. Der Tag der Zuſammenkunft darf nicht 
laͤnger, als drei Monate nach dem Todestage ausgeſetzt werden. 

$. 33. Die Zuſammenberufung der Stände geſchieht durch eine allgemeine Be: 
kanntmachung in dem Gefegblatte., 

8. 84 Alle das gemeine Wohl betreffende Gegenftände find dazu geeignet, auf 
dem Landtage verhandelt zu werden. 

s Der Landesherr Tann die. Sigung vertagen. Er kann auch den Land: 
tag auflöfen, wird jedoch in diefem Falle mit der Auflöfung zugleih die Wahl 
neuer Deputirten verordnen, und fie noch binnen Sahresfrift zu einer Zufammen: 
Zunft berufen. 

$. 36. Die Landtage dürfen, der Regel nach, nicht Länger als drei Monate 
— und es iſt aus dieſem Grunde mit den wichtigſten Geſchaͤften der Anfang 

u machen. 
g8. 37. Die Deputirten koͤnnen während der Dauer des Landtags nicht anders, 
als mit Zuſtimmung der Ständeverfammlung, verhaftet und zu Feiner Zeit wegen 
Aruperung ihrer Meinung zur Rechenfchaft gezogen werben. 

Vierter Abſchnitt. 


—— | Bon den Stantsabgaben. | 
. 38, Die Stände find verpflichtet, für Aufbringung aller ordentlichen und 
außerorbentlihen Staatsbedürfniffe durch Verwilligung ven Abgaben zu forgen. 
$. 89. Den Ständen wird vor jeder Verwilligung von Abgaben deren Noth« 
wendigkeit gezeigt. Zu dem Ende find die Etats über bie Staatseinnahme und 
Ausgabe ihnen vorzulegen, und fie mit ihren Einwendungen "darüber zu hören. 
8,40, Wenn ber ganze Betrag des Staatseinkommens = ‚des Staatsbe⸗ 
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bürfniffes feftgefeht ift, und erfteres zur: Dedung der Ausgaben nicht hinreichend 
befunden würde; fo haben die Stände die möglich befte Art der Aufbringung bes 
Saab in Beratung. zu ziehen, : und ihre Anficht zur Allerhoͤchſten Genehmigung 
vorzulegen. | ee | y 
8 . 4. Bu der Feſtſetzung aller birecten.und indirecten. Abgaben, welche vom 
naͤchſten Rechnungsjahre an erhoben werden, ift die Einwilligung der "Stände 
nothivendig. - J | 
$. 42. In ben Ausfchreiben und Verordnungen, welche Abgaben betreffen, fol 
die Landftändifche Verwilligung befonders erwähnt feyn, ohne weldye weber die Ers 
heber zur Einforderung berechtigt, noch die Pflichrigen zum Abtrage ſchuldig find. 
$. 45. Bor jeder neuen Bewilligung von Abgaben wird bie Verwendung der 
früher bewilligten Einnahmen zu den beftimmten Staatözweden durch Vorlegung 
ber Rechnungen den Ständen oder deren Rechnungsausfchuffe gezeigt, welcher, von 
ihnen zu wählen und zur Iandesherrlichen Beftätigung vorzufchlagen ijt, auch unter 
dem Vorſitze eines Surfürftiichen Commiffars, bis zum naͤchſten Landtage bes 
ſteht. Ueber die Verwendung des, dem. churfürjilichen Hofe aus den Domanials 
le NR Betrages: (f. oben '$. 6.) findet jedoch Eeinerlei Nachweis 
ung Ötatt. „25 
$. 44. Kein im Privatbefige befindliches Grundeigenthum kann fteuerfrei ſehn. 
Die früherhin eremten Güter werben: jedoch nach einem billigen Verhaͤltniſſe mit 
Gontribution belegt. e Eee 


Fünfter Abfhnite - 00... 
| Von den Staatsdienern.: en er 
$. 45. Alle feſtgeſetzte Schalte und Penſionen ſaͤmmtlicher Iandesherrlichen Die 
ner, ohne Unterſchied, follen ftets regelmäßig ausgezahlt werben. Ma. 
'$. 46. Ohne Urtheil und Recht‘ darf Fein Staatsdiener feiner Stelle entfegt, 
oder demfelben fein vechtmäßiges Dienfteintommen entzogen werden. Diejenigen g 
ringen Diener gleichwohl, welche von ben Behörden ohne ein Iandesherrliches oder 
Minifterialvefeript angenommen worden ‚find, Eönnen wegen Verlegung oder Vers 
fäumung ihrer Berufspflichten von denfelben Behörden wieder centlaffen werden, 
nachdem die vorgefegte höhere oder hoͤchſte Behörde, nad) genauer Erwägung bes 
gehörig in Gewißheit gefesten Verſchuldens, die Entlaffung genehmigt haben wird. 
$. 47. Diejenigen höheren oder geringern Diener, welche wegen Alters oder 
Schwachheit ihre Amtsoblicgenheiten nicht mehr erfüllen koͤnnen, und daher in den 
Ruheſtand verfest werden, follen mit; einer, ihrem ange und ihrem Dienftalter 
angemefjenen, Penſion verfehen werben. RE 5 
Ein jeder Staatsbeamte, welcher ſich einer Verlegung der Landesver— 
faſſung, einer Veruntreuung Öffentlicher Gelder oder einerErpreffung fchuldig macht, 
Tann auch von ben Landftänden oder deren Ausfchuffe (f. oben $. 43.) deshalb bei 
der zuftändigen Gerichtsbehoͤrde angeklagt werden. Die Sache mus alsdann auf 
bem allen Wege ſchleunig unterſucht, und den Ständen von dem Ergebniſſe 
Nachricht ertheilt werden. "7. | Be 
Schfer Abfhnitt.. 
Don der Nechtspflege. — 
8. 49. Niemand kann an der Betretung bes Rechtsweges gehindert, und ſei⸗ 
nem geſetzlichen Richter, ſey es. in, buͤrgerlichen, oder in peinlichen Fällen, entzos 
gen, ie es ſey denn auf gem regelmäßigen Wege durch das zuftändige obere 
Gericht. F F 
8.50, Kein Einwohner darf anders, als in den, durch die Geſetze beſtimm⸗ 
ten, Faͤllen und Formen, zu gefaͤnglicher Haft gebracht und beftraft werben. Jede 
verhaftete Perfon muß längftens..binnen den naͤchſten 43 Stunden durch einen Gy⸗ 
richtsbeamten, mit Angabe der vorhandenen Anſchuldigung, verhoͤrt werden. — Kir 
nem Angeſchuldigten kann das Recht der Vertheidigung verſagt werden. 
$. 51. Alle Gerichte follen immer gehörig beſetzt ſeyn, dergeſtalt, daß von 
ihnen eine unparteiifche und fonft tüchtige, auch unverzögerte Nechtöpflege erwartet 
werben kann. In den obern Gerichten fol Eünftig Niemand eine Stimme führen, 
welcher nicht das 25. Jahr zuruͤckgelegt hat. R Sr 
8.52, Die Gerichte erkennen nach den Gefegen in den verfchiebenen Inſtanzen 
allein und ohne Einwirkung irgend einer andern Behörde, und follen in ihrem ge— 
ſetzmaͤßigen Verfahren, namentlich aud in der Vollziehung ihrer Urtheile, gefhügt 
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werben, gleichwohl unbefchabet des landesherrlichen Begnadigungs⸗ und Milberungs- 
rechts in Strafſachen. — 
ze Siecebenter Abſchnatt. 
Allgemeine Beflimmungen. 

$. 53. Abänderungen ober Erläuterungen des Staatögrundgefeges, fo wie be: 
fondere davon abweichende Ausnahmen, bedürfen der Zuftimmung ber drei 
Ständecurien. Zu ſolchen ausnahmsweiſe erforderlihen Maafregeln aber, weldye 
bei außerorbentlichen Begebenheiten von bem Staateminifterium als weſentlich und 
unauffchieblich zur Sicherheit des Staates oder zur Erhaltung der ernſtlich bedroh— 
ten. öffentlichen Ordnung in Antrag gebracht feyn würden, kann ungefäumt ge: 
fchritten, und fol davon zugleich dem im $. 43. erwähnten ftändifdhen Ausſchuſſe 
Kenntniß gegeben werden. Auch wird hierauf fobald als möglich die Berufung ber 
Landftände Statt finden. = 

$. 54. Die Aufrehthaltung ber Landesverfaffung fol in den Hul⸗ 
digungs= und Dienereid mit aufgenommen werben. 

urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfhrift und bes brigebrüdten Staatöfie: 
geld gegeben zu Wilhelmshoͤhe am 7. Dctober 1830, 
at Wilhelm, Churfürf. - 

(@t. ©.) 
Vt. Rr. v. Meyfenbug. 





Zur Prüfung dieſes vorgelegten landesherrlichen Entwurfes ward 
von den Landfländen im Ausfhuß*) erwählt, der aus folgenden Per: 
fonen befand: 1) aus der Prälatencurier Prof. Dr. Jordan aus Mar: 
burg, zugleich Vorftand und Referent des Ausfhuffes; 2) aus der Nitter: 
curie: v. Baumbach zu Ropperhaufen, und Waig von Efchen zu 
Winterbühren; 3) aus der Städtecurie: die Bürgermeifter von Caſſel 
und Hanau Schomburg und Eberhard; 4) aus ben Deputixten 
des Bauernftandes: der Gutöbefiger Sungk zu Oberode und der Apo— 
theker Haberland in Eiterfeld. | 

Die Arbeiten diefes Ausfchuffes führten zu der Publicati 
von dem Entwurfe fehr verfchiedenen — 


h) Verfafffungsurkunde für das Churfürftenthum Heffen 
vom 9. Januar 1831. 


Von Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2, Churfürft von Heflen, Groß: 
herzog von Fulda, Fürft zu Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Iſenburg, Graf 
zu Kagenelnbogen, Dies, Biegenhain, Nidda und Schaumburg re. ıc. 

Haben, durchdrungen von den hohen Regentenpflichten, Uns flets thaͤ⸗ 
tigſt bemuͤhet, die Wohlfahrt Unſerer verſchiedenen Landestheile, fo wie aller 
Klaſſen Unſerer geliebten Unterthanen zu befördern, und find daher mit auf: 
richtiger Vereitwilligkeit den Bitten und MWünfchen Unferes Volkes entgegen: 
gekommen, welches in einer Iandftändifchen Mitwirkung zu den innern Staats: 
angelegenheitin von allgemeiner Wichtigkeit die kraͤftigſte Gewährleiftung Uns 
ferer landesvaͤterlichen Gefinnungen und eine dauernde Sicherftellung feines 
Gluͤckes erblidt. Nachdem Mir fodann zur Ausführung Unſerer deshaldigen 
\Abfichten mit dem getteuen Ständen Unfeser altheſſiſchen Lande, zu welchen 





on der — 


| *) Bol. Jordan, über bie Grundfäge, von welchen bei der Abfaf- 
fung der Hurheffifgen Verfafſungsurkunde ausgegangen ward, — 
in Polis Zahrb. d. Geſch. jnd Staatsrecht 1832, Ih. 1. S. 193. 
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noch Abgeordnete aus den uͤbrigen, bisher nicht vertretenen Gebietstheilen und 
aus der Grafſchaft Schaumburg hinzugezogen worden find, Über ein Staates 
grundgefeg haben Berathung pflegen laffen, ertheilen Wir nunmehr, in vol⸗ 
lem Einverftändniffe mit den Ständen, deren Einſicht und treue Anhaͤnglich⸗ 
keit Wir hierbei erprobt haben, die gegenwärtige Verfaſſungsurkunde mit dem 
herzlichften Wunfche, daß diefelbe als feftes Denkmal der Eintracht zwiſchen 
Fürft und Unterthanen noch in fpäten Sahrhunderten beftehen, und deren 
Inhalt fowohl die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirkfamkeit unter: 
fügen, _als dem Volke die Bewahrung feiner bürgerlichen Freiheiten verfichern, 
und, dem. gefammten Vaterlande eine lange fegensreihe Zukunft verbürgen 
möge. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Staatsgebiete, der Negierungsform, Regierungsfolge umd 
£ Regentfchaft. 


5.1. Sämmtlihe churheffifhen Lande, namentlich Nieder: 
und Oberheffen, das Großherzogthum Fulda, die Fuͤrſtenthuͤmer Hersfeld; 
Hanau, Fritzlar und Sfenburg, die Graffchaften Ziegenhnin und Schaums 
burg, auc die Herifchaft Schmalkalden, fo wie alles, was etwa nod in 
der Folge mit Churheffen verbunden werden wird, bilden für immer ein 
untheilbares und unveräußerlicheg, in einer Verfaffung.vereinigtes, Ganz 
zes, und einen Beftandtheil des teutfchen Bundes, Nur gegen einen voll: 
ftändigen Erſatz an Land und Leuten, verbunden mit anderen toefentlichen 
Bortheilen, kann die Vertauſchung einzelner Theile mit Zuflimmung der 
Landſtaͤnde Statt finden. Von diefer Zuftimmung find jedoch die mit aus: 
wärtigen Staaten. dermal bereits eingeleiteten Verträge ausgenommen. | 

$. 2. Die Regierungsform bleibt, fo wie bisher, monarchiſch, 
und es beftehet dabei eine Tandftändifhe Verfaſſung. 

83 Die Regierung des churheffifchen Staates mit deſſen ſaͤmmtli⸗ 
chen gegenwärtigen und fünftigen Beftandtheilen und Zubehörungen ift erbz 
lich, vermöge leiblicher Abftammung aus ebenbürfiger Che, nad) der Li— 
nealfolge und dem Rechte der Erfigeburt, mit Ausfchluß dev Prinzefz 
finnen. j 
J. 4. Würden dereinft Beforgniffe wegen der Thronerledigung 
bei Ermangelung eines durch Vermandtfchaft oder fortdauernde Erbverbrüderung 
zur Nachfolge berechtigten Prinzen entftehen; fo foll zeitig von dem Landes: 
beten, in Uebereinkunft mit den Landfländen, duch ein weiteres Örundgefeg 
über die Thronfolge, die nöthige Vorſorge getroffen werden. 

$..5. Der Landesfürft wird volljährig, fobald er das achtzehnte 
Jahr zurückgelegt hat. | En 

$. 6. Der Regierungsnachfolger wird bei dem Regierungsantritte 
geloben, die Staatsverfaffung aufrecht zu erhalten und in Gemäßheit derſel— 
ben, fo wie nach den Gefegen, zu regieren. Er fellt darüber eine (im land⸗ 
ftändifhen Archive zu hinterlegende) Urkunde aus, morauf die Yuldigung, 
und zwar zuerft.von den verfammelten Randftänden, erfolgt. ” 

8. 7. Iſt entweder der Regierungsnachfolger minberjährig, oder ber 
Landeshere an der Ausübung der Regierung auf längere Zeit verhindert, ohne 
daß diefer felbft, oder deffen Vorfahr duch eine mit Landftändifcher Zuſtim⸗ 
mung errichtete Verfügung, deshalb genügende Vorſorge getroffen hat, oder 
hat treffen Eönnen; fo tritt für. die Dauer. der. Minderjährigkeit oder dev ſon⸗ 
ftigen Verhinderung eine Regentſchaft ein. Diefe gebührt, in Beziehung 
auf den minderjährigen Landesfürften, zunächft deffen leibliher Mutter, fo 


“ 
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Lange dieſelbe ſich nicht anderweit vermaͤhlen wird, und in deren Ermangelung, 
oder bei deren Unfähigkeit zur Regierung, dem hierzu fähigen naͤchſten Agna— 
ten. Bei der obgebachten Verhinderung des Landesheren kommt die Regent: 
fchaft deffen Gemahlin zu, wenn aus der gemeinfhaftlihen Ehe ein zur un= 
mittelbaren Nachfolge berechtigter, noch minderjähriger Prinz vorhanden ift, 
außerdem aber dem zur Regierung fähigen naͤchſten Agnaten. 

$. 8. In allen Faͤllen ftehet der Regentfhaft ein Rath von vier Mit- 
gliedern zur Seite, welche zugleih Minifter oder Geheimeräthe ſeyn koͤnnen, 
und wenigftens zur Hälfte mit Beiftimmung der Landftände zu wählen find. 
Ohne die Zuftimmung diefes Regentfchaftsrathes kann Feine, dem Landess 
herrn ausfchließlich zukommende, Regierungshandfung gültig ausgeübt werden. 
Von Seiten der Regentfchaft und deren Rathes ift die Aufrechthaltung ber 
Landesverfaffung und die Regierung nach den Geſetzen eben fo, wie von dem 
Thronfolger, urkundlich zu geloben. Die nöthige Einleitung zur Regent: 
[haft liegt dem Gefammtftaatsminifterium ob, und zwar alsbald im Falle 
eines Iandftändifhen Antrages. Zum Zwede der deshalbigen Berathung hat 
naͤmlich daffelde das Zufammentreten eines fürftlichen Kamilienrathes zu vers 
anlaffen, welcher aus den volljährigen, nicht mehr unter väterlicher Gewalt 
befindlichen Prinzen des churfürftlihen Haufes, mit Ausfchluß des zunäd) 
zur Regentfchaft berufenen Agnaten, beftehen wird. 

$. 9. Sollte bei einem zunächft nach dem regierenden Landesfürften zur 
Erbfolge berufenen Prinzen eine ſolche Geiſtes- oder Eörperliche Be— 
fchaffenheit fich zeigen, welche e8 demfelben wahrſcheinlich für immer unmög- 
lich machen würde, die Negierung des Landes feldft zu führen; fo ift über 
den Eünftigen Eintritt der Regentfchaft durch ein Gefeg zeitig zu verfügen, 


Zweiter Abfhnitt. 
Bon dem Landesfürften und den Gliedern des Fürftenhaufes. 


$. 10. Der Churfürft it das Oberhaupt des Staates, vereinigt 
in fi) alle Rechte der Stantsgewalt, und übt fie auf verfaffungsmäßige 
Meife aus. Seine Perfon ift heilig und unverleglid. 

$. 11. Der Sig der Regierung kann nicht außer Landes verlegt 
werden, 

$. 12. Kein Prinz und feine Prinzeffin des Haufes darf ohne Ein: 
willigung des Landesheren fih vermählen. 

$. 13. Eben fo wenig darf ein Prinz aus ber wirklich regierenden 
Rinie, oder der präfumtive Thronfolger aus einer Seitenlinie, ohne vorgän- 
gige Genehmigung des Landesheren in auswärtige Dienfte treten. 

$. 14. Ale feftgefegte Apanagen find ſtets regelmaͤßig auszu⸗ 
zahlen. Bei eintretenden bedeutenden Zuwachſe von Gebiet, oder bei dem 
Anfalle beträchtlicher Grundbefisungen mit Erlöfchen einer Seitenlinie, kann, 
unter Beiftimmung der Landftände, die Vermehrung einer dermaligen Apanage, 
in feinem Falle aber deren Verminderung, Statt finden. 

$. 15. Die künftig nöthigen Apanagen für nachgeborne Prin- 
gen und unvermählte Prinzeffinnen der vegierenden Linie werden in Geldren- 
ten mit Zuſtimmung der Landftände feftgefegt. 

816. Auf gleiche Weife erfolgt die Beftimmung der nöthig werden⸗ 
den Witthümer, 

6. 17. Ueber das Grundeigenthum, welches den Prinzen zur 
Apanage oder fonft von dem Landesheren überwiefen oder irgend eingeräumt, 
oder auf diefelben von väterlicher Seite her ober von Agnaten vererbt oder 
fonft übertragen worden ift, Bönmen die Prinzen in Feiner Art ohne die lanz 


/ 
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‚ besherrliche Bewilligung und die, hinſichtlich der Apanagegäter. erfonderliche, 
Zuſtimmung der Kandftände, gültig verfügen‘, es fey denn zur Abtretung an 
den Staat feldft, zur” Ausgleihung von Örenzs. und Anderen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, oder zur Abloͤſung von Dienſten; Zehnten oder Geundzinfen. In 
ſolchen Faͤllen muß aber der empfangene Erſatz wieder in inlaͤndiſchem Grund⸗ 
eigenthume, welches ganz die Natur der veraͤußerten Beſitzung annimmt, und 
an deren Stelle tritt, gehörig angelegt werben. 

$. 48. Die Higher vom Lande beſonders aufgebrachte — der 
Prinzeſſinnen wird in den herkoͤmmlichen — — aus 
Staatskaſſe geleiſtet werden. 


Oritter-Abſchnitt. ei 
Don den allgemeinen Nechten und Pflichten der Unterthanen. 


8. 19. Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Churſtaates vers 
zur Beobachtung der Gefege, und begründet dagegen. den gefeglichen 
Schutz. 
820. Die Staatsangehoͤrigkeit (Recht des Inlaͤnders, Indi— 
genat) ſtehet zu vermoͤge der Geburt, oder wird beſonders erworben durch 
ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Aufnahme, und gehet verloren durch Aus— 
wanderung oder eine dergleichen Handlung, nach den naͤheren Beſtimmungen, 
welche ein deshalb zu erlaſſendes Geſetz enthalten wird. Der Genuß der 
Ortsbuürgerrechte, ſey es in Städten ober. Landgemeinden, kann nur 

Staatsangehörigen zukommen, 

8. 21. Ein jeder Inlaͤnder, männlichen Geſchlechts, hat im achtzehnten 
Lebensjahre den Huldigungseid zu leiſten, mittelſt deſſen er Treue dem 
Landesfuͤrſten und dem Vaterlande, Beobachtung der Verfaſſung und Gehor— 
fam den Gefegen gelobt, 

22. Ein jeder Staatsangehörige (Inlaͤnder) iſt der Regel nach 
(orgl. z. 23. und $. 24.) auch Staatsbürger, ſomit zu öffentlichen Aem⸗ 
tern and zur Theilnahme an der Volksvertretung befähigt, vorbehaltlich der⸗ 
jenigen Eigenſchaften, welche dieſe Verfaſſung oder andere Geſetze in Bezug 
auf die Ausübung einzelner ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte erfordern, 

923. Das Staatsbürgereht hört auf: 

4) mit dem Berlufte der Staatsangehörigkeit, und 
2) mit ber rechtskraͤftigen Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe, uns 
beſchadet einer etwa erfolgenden NRebabititation (f. 8. 126.). 
$. 24. Der Mangel oder Verluft des Staatsbuͤrgerrechts an 
ſich iſt ohne Einfluß auf den Unterthanenverband, ſo wie auf die blos buͤr⸗ 
gerlichen Rechte und Pflichten, wenn nicht beſondere Geſetze eine Ausnahme 

begründen. · 

$. 25: Die Leibeigenſchaft iſt und bleibt aufgehoben. Die von 
ihr herruͤhrenden unſtaͤndigen Abgaben, in ſo weit ſie noch rechtlich fortbe— 
ſtehen, namentlich fuͤr die Sterbefaͤlle, ſollen auf eine fuͤr die Betheiligten 
billige Weiſe im Wege des Vertrages oder fuͤr die Säle, 100. der deshalbige 
Verſuch ohne Erfolg geblieben. feyn nun buch ein zu erlaſſendes 
anderweit geordnet werden. 
F. 26. Ale Einwohner ſind in fo weit vor den Sefeten ein: 
‚ander gleich und zu gleichen flaatskürgerlichen Verbindlichkeiten verpflichtet, 
als nicht gegenwaͤrtige —— oder ſonſt die Gefſetze eine Ausnahme be: 
gründen, 

8. 27. - Einem Jeden, ohne Unterſchied, ſteht die Wahil des, Be 
rufes und, die Erlernung eines Gewerbes frei. Eben fo kann Jeder die 
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‚öffentlichen Lehr: und Bildungsanflalten. des In⸗ ‚und Auslandes, ſelbſt 
zum Zwecke dee Bewerbung um einen Staatsdienſt benugen, ohne einer be 
fonderen Erlaubniß der Staatsregierung hierzu zu bedürfen. Er muß jedoch 
jedenfirlld wor dem Befuchen der Univerfität ‚den für. die deshaldige Vorberei— 
tung gefeglich vorgefchriebenen Erforderniffen genügen (vergl. übrigens $. 52.). 
8,28, Keim Inlaͤnder kann wegen feiner Geburt von irgend einem 
öffentlichen Amte ausgefchloffen werden. Auch giebt diefelbe kein Worzugs: 
techt zu irgend einem Staatsamte. 
$. 29. Die Berfchiedenheit bes chriftlichen Glaubensbe- 
fenntniffes bat auf den Genuß der bürgerlichen und flaatsbürgerlichen 
echte Eeinen Einfluß. Die den Sfraeliten bereits zuftehenden Nechte 
follen unter den Schuß der Verfaffung geftellt feyn, und die befonderen Ver— 
hältniffe derfelben -gleichförmig für alle Gebietstheile duch ein Gefeg geordnet 
werden. " — : 
830: Sedem Einwohner ftehet vollfommene Freiheit des Gewiſſens 
und der Religionsübung zu. Jedoch darf die Religion nie als Bor: 
wand gebraucht werden, um fich irgend einer gefeslichen Werbindlichkeit zu 
entziehen. | 
8. 31, Die $reiheit der Perfon und bes Eigenthums uns 
terliegt Feiner anderen Beſchraͤnkung, als welche das Recht und die Gefege 
beſtimmen. 
$. 32. Das Eigenthum ober ſonſtige Rechte und Gerechtſame koͤn— 
nen für Zwecke des Staates oder eines Gemeinde, oder folcher Perfonen, 
welche Rechte derfelben ausüben, nur in den durch die Gefege beftimmter 
Fällen und Formen gegen vorgängige volle Entfhädigung in Anſpruch genom= 
men werden. Ueber Nothfälle, in denen ausnahmsweife nachfolgende Ent: 
fhädigung eintreten foll, wird ein befonderes Geſetz das Nähere beftimmen. 
- 8.33. Die Jagd-, Waldceultur: und Teichdienfte, nebft den 
Wildprets- und Fifchfuhren oder dergleichen Traggaͤnge zur Frohne, follen 
überall nicht mehr Statt finden, und die Privatberechtigten, welche hierdurch 
einen Derluft erleiden, nach deſſen Ermittelung auf den Grund der deshalb 
zu ertheilenden gefeglichen Vorfchrifterr, vom Staate entſchaͤdigt werden. Gleich— 
falls werden die dem Staate zu leiftenden Fruchtmagazinsfuhren und Hand: 
dienfte auf den Fruchtböden gänzlich aufgehoben. Die übrigen ungemeffenen 
Hofe, Kameral: und gutsherrlihen Frohnen follen in gemeffene 
umgewandelt werden. Alle gemeffene Frohnen find ablöshbar, Die 
Art und Weife ihrer Umwandlung und Ablöfung ift durch ein befondereg Ge- 
fes mit ‚gehöriger Beruͤckſichtigung der Intereffen der Berechtigten und Ber: 
pflihteten naher zu beflimmen, auch demnähft die Ausführung nad Mög: 
lichkeit duch entfprechende Verwaltungsmaaßregeln unter angemefjener Bei: 
hülfe aus der Staatskaſſe zu befördern. Die.Laft der Landf olgedienite, 
welche nach. deren. gefeglicher Feftftellung fortbeftehen werden, fol durch Bes 
ſchraͤnkung auf den wirklichen Bedarf gemindert und fo viel als thunlich durch 
zweckdienliche Verdingung erleichtert werden. 
8. 34. Me Grundzinſen, Zehnten und übrige gutsherrliche 
Natural- und Geldleiſtungen, auch andere Reallaſten, find ablösbar, Ueber 
die beshalbigen Bedingungen und Entfhädigungen wird ein Geſetz, unter 
— Berlickſichtigung der Intereſſen der Pflichtigen und der Berechtigten, 
ergehen‘, — ei —— 
— Jederman bleibt es frei, über das fein Intereſſe benachthei— 
ligende verfaſſungs-, geſetz⸗ oder ordnungswidrige Benehmen oder Verfahren 
einer oͤffentlichen Behoͤrde bei der unmittelbar vorgeſetzten Stelle B eſchwerde 
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zu erheben und ſolche noͤthigenfalls bis zur hoͤchſten Behoͤrde zu verfolgen. 
Wird die angebrachte Beſchwerde von ber vorgeſetzten Behörde ungegruͤndet 
befunden; fo ift diefelbe verpflichtet, dem Befchwerdeführer die Gründe ihrer 

Entfheidung zu eröffnen, Ebenwohl bleibt in jedem Falle, wo Semand fih 
in feinen Rechten verlegt glaubt, ihm die gerichtliche Klage offen, aud in 
‚geeigneten wichtigeren Fällen unbenommen, die Verwendung der Landftände 
anzufprechen. UWeberhaupt ift es den einzelnen Unterthanen, fo wie ganzen 
Gemeinden. und Körperfchaften, frei gelaffen, ihre Wünfhe und Bitten auf 
gefeglichem Wege zu berathen und vorzubringen. 

$. 36. Ausfchließlihe Handels: und Gewerbsprivilegien follen 
ohne Buftimmung der Landſtaͤnde nicht mehr ertheilt werden. Die Aufhebung 
der beftehenden Monopole, fo wie der Bann» und Zwangsrechte, ift durch 
ein befonderes Geſetz zu bewirken. Patente für Erfindungen können von der 
Megierung auf beftimmte Zeit, jedoch nicht länger als auf zehn Jahre, ers 
theilt werden. Diejenigen Gewerbe, für deren Ausübung aus polizeilichen 
und ftaatswirthfchaftlichen Ruͤckſichten eine Gonceffion erforderlich ift, ſollen 
geſetzlich beftimmt werden. Indeſſen ift das Erfordernig einer Goncefjion, 
wie ſolches bisher beftand, nirgend auszudehnen. 

$. 37. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels wird 
in ihrem vollen Umfange. Statt finden. Es foll jedoch zuvor gegen Preßs 
vergehen ein befonderes Geſetz alsbald erlaffen werden. Die Genfur ift nur 
in den. durch die Bundesgefege beftimmten Fällen zuläffig. | 

$. 38. Das Briefgeheimniß ift auch Fünftig unverlegt zu halten, 
Die abfichtliche unmittelbare oder mittelbare Verlegung deffelben bei der Pofts 
verwaltung foll peinlich beftraft werden, 

$. 39. Niemand kann wegen der freien Heußerung bloßer Meis 
nungen zur Verantwortung gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder 
einer Rechtsverlegung ausgenommen. 

$. 40. Seder Maffenfähige bis zum zurüdigelegten 50ſten Lebensjahre 
ift im Zalle der Noth zu VBertheidigung des Vaterlandes verpflichtet, 
Ueber die Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte, die Art der Ergänzung des Krieges 
heeres und die fonftigen hierauf bezüglichen Berhältniffe, fo wie über die nach 
und nach erfolgende Werabfchiedung der Leute, welche bereits fünf Jahre und 
darüber gedient haben, ift alsbald ein Geſetz zu erlaſſen. In diefem foll die 
Dienftzeit für das active Heer nicht über fünf Sahre, außer dem Falle des 
Krieges, ausgedehnt, die Stellvertretung für zuläffig erklärt, und bei der Bes 
ffimmung der Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte in der Linie auf Zamiliens 
wohlfahrt, Aderbau, Gewerbe, Künfte und Wiffenfchaften nad. Möglichkeit 
ſchonende ‚Rüdficht genommen werden. Außerdem ift noch die Einrichtung 
der Bürgerbewaffnung in ben Stadt» und Landgemeinden, als einer 
bleibenden Anftalt zur geeigneten Mitwirkung für die. Auftschthaltung der ins 
neren Ruhe und Drdnung, fo wie in Nothfällen zur Landesvertheidigung, 
gefeglich näher zu beſtimmen. 

$. 41. Jedem Einwohner fteht das Recht der freien Auswan— 
derung unter Beobachtung der gefeglichen Beflimmungen zu. | 

Vierter Abfdhnitt. 
Bon ben Gemeinden und von den Bezirfsräthen. 

$. 42, Die Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinden follen in einer 
befonderen Städte: und Gemeindeordnung alsbald feſtgeſetzt, und darin 
die freie Wahl ihrer Vorftände und Vertreter, die felbftftändige Verwaltung 
des Gemeindevermögens und ber: örtlichen Einrichtungen, unter Mitauffiht 
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threr befonders erwaͤhlten Ausfchüffe, die Bewirkung der Aufnahme in den 
Gemeindeverband, und die Befugniß zur Beftellung dev Gemeindediener, zum 
Grunde gelegt, auch die Art der oberen Auffiht der Staatsbehoͤrden näher 
beftimmt werben. | 

8.43. Keine Gemeinde kann mit Reiftungen ober Ausgaben bes 
ſchwert werden, wozu fie nicht nach allgemeinen Geſetzen oder anderen befon= 
deren Rechtöverhältniffen verbunden iſt. Daſſelbe gilt von mehreren, in einem 
Berbande ftehenden, Gemeinden. Ä 
Ä . 44. Ale Laften, welche nicht die örtlichen Beduͤrfniſſe der Gemein- 
ben oder deren Verbände, fondern die Erfüllung allgemeiner Verbind— 
lichkeiten des Landes oder einzelner Theile deſſelben erheifchen, muͤſſen, 
in ſoweit nicht beftehende Nechtsverhäftniffe eine Ausnahme ‚begründen, auch 
von dei gefammten Lande, oder dem betreffenden Landestheile getragen werden. 
“8245. Das Bermögen und Einfommen der Gemeinden und 
Ihrer Anſtalten darf nie mit dem Staatsvermögen oder den Staatseinnahmen 
vereinigt werden, 

$. 46. Sämmtlihe Vorftände, fo mie bie übrigen Beamten ber 
Gemeinden und deren Verbände, find, gleich den Stantsdienern, auf Keft: 
haltung ber Sandesverfaffung und insbefondere auf Wahrung der dadurch bes 
gründeten Rechte der Gemeinden, zu verpflichten. 
8.47. Das Verhältnif der Rittergüter und der ehemals adeligen 
gefchloffenen Freigüter zu den Gemeinden, zu welchen fie in polizeilichen 
und anderen beſtimmten Beziehungen gehören follen, wird in der Gemeinde: 
ordnung auf eine zweckmaͤßige und den bisherigen Rechtsverhältniffen entfpres 
chende Weife feftgeftellt werden, 

$. 48. Für die Berathung und Vorbereitung von Verwaltungsmanf- 
vegeln, welche nur das Beſte eines einzelnen Bezirkes zum Gegenftande ha= 
ben, fo wie für eine angemeffene Mitauffiht auf die zweckdientiche und die 
Kräfte der Unterthanen thunlichſt ſchonende Ausführung der in jener Bezie— 
bung ducch allgemeine Gefege, oder durch befondere Anordnungen der Staats: 
behörden, getroffenen wichtigeren Einrichtungen, follen Bezirfsräthe mit- 
telft geeigneter Wahl gebildet werden. Die deshalb erforderlichen näheren Vor: 
ſchriften find durch ein Gefeg zu erlaffen. 


Sunfter Abfhnitt. 
Von den Standesherren ıc. und den ritterfchaftlichen Koͤrperſchaften. 


$. 49. Die beſonderen Rechtsverhaͤltniſſe der Standesherrfhaften 
werden, in Gemäßheit der bundesgefeglichen Beftimmungen und nach vorgaͤn⸗ 
giger naͤheren Verſtaͤndigung der Staatsregierung mit den Standesherren, durch 
ein Edict geordnet werden, welches, nachdem deſſen Inhalt von den Land⸗ 
ftänden dieſer Verfaffung entiprechend befunden worden, unter deren Schug 
geftellt werden fol. Im gleicher Art follen die befonderen Rechtsverhäftniffe 
des vormald reichsunmmittelbaren Adels geordnet und gefchügt werden. 
| $. 50. Die befonderen Rechte des altheffifhen und des ſchaum— 
burgiſchen ritterfhaftlihen Adels genießen den Schutz dieſer Ver: 
faſſung nach dem Inhalte der deshalb zu entwerfenden Statuten, welche von 
der Staatsregierung genehmigt und von den Landſtaͤnden den Beſtimmungen 
der Verfaſſung entſprechend befunden ſeyn werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Von den Staatsdienern. 
$. 51. Der Landesherr ernennt oder beſtaͤtigt alle Staatsdiener, 


\ 
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des geiſtlichen und: weltlichen, ſowohl des Militaire als Givilftandes, ‚in fofpen‘ 
den Behörden nicht: die Beſtellung uͤberlaſſen ift. In Anfehung derjenigen 


Stellen für welche, einzelnen - Berechtigten oder Körperfchaften ein Präfentas: 


tions= oder Mahleecht zuftehet, erfolgt die Ernennung in Form einer Beſtaͤ⸗ 
tigung nach Maaßgabe der deshalb .beftehenden Verhaͤltniſſe. 

: 9. 62. Ein: Staatsamt kann nur demjenigen übertragen werden, wel⸗ 
— vorher gefetzmaͤßig geprüft und für tuͤchtig und würdig zu demſel⸗ 
ben erkannt worden ift. Uebrigens muß von .denjenigen, welche Eünftig ein. 
akademiſches Studium beginnen, demnächft die Nachweifung geſchehen, daß 
den gefeßlichen Vorſchriften uͤber das Beſuchen der Landesuniverſitaͤt genuͤgt 
worden ſey. Bei einer Weiterbefoͤrderung iſt eine abermalige ae nur 
erforderlich wenn ſolche befonders vorgefchrieben ift, 

: 8.53. Der Ernennung: oder. Beförderung zu einem Staats amhe muß 
der Vorſchlag der vorgeſetzten Behoͤrde, wenn eine ſolche vorhanden if 
vorausgehen. 

8. 54. Die Ertheilung der Anwartf haften auf beſtimmte Staats⸗ 
dienerſtellen iſt voͤllig unſtatthaft; gleichwohl kann den Gehuͤlfen, welche als” 
tersſchwachen oder fonft an gehöriger Dienftverfehung gehinderten Staatsbes: 
amten beigegeben werden, die demnächftige - felbftftändige Anſtellung, nach 
Maaßgabe ihrer bewaͤhrten Tuͤchtigkeit, zugeſichert werden. 

9. 55. Alle erledigte Stellen ſollen, ſobald als thunlich, dem betref⸗ 
fenden Etat. (vergl, $.. 62.) gemäß, wieder beſetzt werden. 

J. 56. Ohne Urtheil und Recht darf kein Staatsdiener abgeſetzt, 
oder wider ſeinen Willen entlaſſen, noch demſelben ſein rechtmaͤßiges Dienſt— 
einkommen vermindert oder entzogen werden, vorbehaltlich der befon- 
deren Beſtimmungen, welche das ‚Staatsdienftgefeg enthält. Diejenigen ge: 
ringeren Diener gleichwohl, welche von den Behörden ohne ein, durch den 


Landesherrn oder ein Minifterium vollzogenes, Beſtellungs- oder Beftätigungss 


vefeript angenommen worden find, Eönnen wegen Verlegung oder Verſaͤumung 
ihrer Berufspflichten von denfelben. Behörden wieder entlaffen werden, nach— 
dem bie vorgeſetzte hoͤhere oder hoͤchſte Behoͤrde, nach genauer Erwaͤgung des 
gehoͤrig in Gewißheit geſetzten Verſchuldens, die Entlaſſung genehmigt ‚bar, 
ben wird. 

$. 57. Jeder Staatedienee muß fih Verfegungen, welche feinen 
Fähigkeiten oder feiner, bisherigen ‚Dienftführung entfprechen, aus höheren 
Ruͤckſichten des Staats, ohne Verluft an Nang und Gewalt (vergl. jedoch 
8: 56.), gefallen laffen. Staatsdiener, welche ohne ihr Anſuchen oder Ver⸗ 


ſchulden verſetzt werden, erhalten fuͤr die Koſten des Umzugs eine angemeſſene 


Entſchaͤdigung, ſofern ihnen nicht durch die Verbeſſerung ihres Dienſteinkom⸗ 


mens eine entſprechende Verguͤtung dafuͤr zu Theil geworden iſt. 


$. 58. Diejenigen Staatsdiener, welche wegen Altersſchwaͤche oder ans. 
derer Gebrechen ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen Eönnen und das 
her in. den Ruheſtand verfegt werben, follen eine angemeffene Penfion, 
nach Maafigabe: des Staatsdienſtgeſetzes, erhalten. 

8:59. ‚Keinem Staatsdiener kann die nadhgefudte Entlaffung 
verfage ‚werden. Hinſichtlich feines wirklichen Abganges find die näheren, 
durch dag Staatsdienftgefeg vorgefchriedenen, Bedingungen zu erfüllen. 

$. 60. Die Verpflichtung zur Beobachtung und Aufrechthaltung der 
Landesverfaſſung ſoll in den Dienſteid eines jeden Staatsdieners mit auf— 
genommen werden. Keine Dienſtanweifung darf etwas enthalten, was 
den — zuwider ift. - 

8: 61, Ein jeder Siaatsdiener bleibt hinſichtüch ſeiner — 
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richtungen verantwortlich. Derjenige, welcher‘. fich einer Verletzung 
der Landesverfaſſung namentlich auch buch: Vollziehung einer, icht in des 
verfaffungsmäßigen. Form ergangenen;: Verfügung einer hoͤchſten Staatsbo⸗ 
hoͤrde (fo $. 108.), einer Veruntreuung oͤffentlicher Gelder "oder ‚einer: Erpreſ⸗ 
fung ſchuldig macht, ſich beſtechen laͤßt, ſeine Berufspflichten groͤblich hintan⸗ 
ſetzt oder feine! Amtsgewalt mißbraucht, kann auch von Landſtaͤnden oder 
deren Ausſchuſſe (ſ. $. 102.) bei der zuſtaͤndigen Gerichtsbehoͤrde angeklagt 
werden. Die Sache muß alsdann auf dem geſetzlichen Wege ſchleunig un: 
terhicht und den Landſtaͤnden ober deren Ausſchuffe von dem Ergebniſſe der 
Anklage. Nachricht ertheilt werden. 

$. 62. Die übrigen befonderen Rectsverhältniffe: der Staats· 
diener, ſowohl des Civil: als Militairſtandes (Officiere und’ Militairbdamten), 
find: in dem Staatsdienfigefege, welches unter dem Schuge ‘der Verfaſſung 
jtehen wird, näher beftimmt. Die Verforgung oder Unterflügung der 
dazu geeigneten, nicht zum Officierſtande gehörenden: EINER ER wird 
durch ein beſonderes Regulativ geordnet werden. U. Ce. 


ee — Abſich mitt. rn 
| Bon den Landfländen.. ... 


‘8. 63. Die Ständeverfammlung. wird sebidet buch folgende 
Mitglieder, nämlich IL 8: 
1) einen Prinzen des: churfuͤrſtlich en Haufes. für eine jebe, dev 
mal apanagirte Linie beffelben, welche in Ermangelung von: dazu faͤhi⸗ 
gen Gliedern oder bei deren Verhinderung: fidydurdy einen geeigneten, 
DOSE ı. Churheffen -begüterten, Bevollmächtigten. veuktsten laſſen kam; 
2) das Haupt jeder fuͤrſtlichen oderr graͤflichen, ehemals: reichs unmittelbaren 
Familie, welche eine Standesherrſchaft inChurheſſen beſitzt, mit 
EGeſtattung der Stellvertretung duch eines ihrer dazu faͤhigen· Fami⸗ 
lienglieder, und in deren Ermangelung oder Verhinderung durch einen 
7: anderen. geeigneten Bevollmädjtigteri 5 welcher in Chutheffen: hegütert ift; 
3) den Senior oder das fonft.: mit dem Erbwmarſchallamte befiehene Mit 
—— glied der Familie der Freiherren von Riedeſelz ».2.. 
) einen der ritterſchaftlichen Obervorſteher der adeligen Stifter 
5 Kaufungen und Wetters: Br 
5) einen Abgeordneten. der Bandrekninerfitäts:- ie 
6) einen Abgeordneten dev altheffifhen Ritterfhaft von jedem der 
W ra Bezirke, nämlic) der Diemel Sauda, Schwan; Werra und 
ahn; 
9) einen Abgeordneten aus der Rit terß haft ‚der Geafſchaft, Schaum⸗ 
burg, gewaͤhlt won derſelben unter Mitſtimmung der adeligen ‚Stifter 
Fiſchbeck und Obernkirchen; 
. 8) "einen. Abgeordneten Aus dem ehemals Arißeunmittfßaren. ‚del! in den 
Kreiſen Fulda und Huͤnfeldz— 
9) einen Abgeordneten aus dem ehemals: nihbunmitarn und' — 
ſtark beguͤterten Adel in’ der Provinz Hanauz 
40 ſechszehn Abgeordnete von den en nämlich: ; 
a) zwei von. der Reſidenzſtadt Caffel, . 3.,:.33 
b) zwei vom: ber Stadt Hanau, —— 
c) einen von der Stadt Marburg, 
dh einen von ber Stadt Fulda, 
€) einen von der Stadt Hersfeld ober der Stadt. ‚Meifungen, 
en unter einander dergeſtalt abwechfeln, daß die erfigenannte 
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> Stadt zu zwei Landtagen und die / Stadt Melfungen zu einem Bands 
or age den Abgeordneten ſendet, a u 
2...) einen von der Stadt Schmalkalden, — 
je g) einen von der Stadt Rinteln und ben. Städten Obernkirchen, 
F Oldendorf, Rodenberg und Sachſenhagen, — 
h). einen von den Städten Hofgeismar, Karlshafen, Grebenſtein, 
Helmarshauſen, Immenhauſen, Liebenau, Naumburg, Trendelburg, 
Volkmarſen, Wolfhagen und Zierenberg, — RR 
i) einen: von der Stadt Hersfeld oder Melfungen (f, oben e.) 
und den Städten Lichtenau, Rotenburg, Sontrn, Spangenberg: amd 
rWaldkapphh u 
 . k): einen. von: den Städten Homberg, Borken, Feldberg, Fritzlar, 
Gubensberg, Neukirchen, Niedenftein, Schwarzenborn, Zreyfa und 
Biegenhain,: -: — 
sh). einen von den Städten Efchwege, Allendorf, Großalmerode, ans 
feied und Wisenhaufen, : - 
m) einen von, den Städten Frankenberg, Amöneburg, Frankenau, 
Gemünden, Kirchhain, Neuftadt, Raufchenberg, Rofenthal, Schweins⸗ 
berg und Wetter, Ä 
n) einen.von den Städten Hünfeld, Salmünfter, Schlüchtern, So: 
den und Steinau, audy — 
..0) einen von den Städten Gelnhauſen, Bockenheim, Waͤchtersbach 
und Windecken; were — — 
44) ſechszehn Abgeordnete der nachgenannten Landbezirke, mit Aus⸗ 
Schluß der darin befindlichen Städte, und derjenigen adeligen Güter, 
beren Beſitzer am der Wahl der: oben ımter Nr. 6 bis 9 aufgeführten 
. Abgeordneten Theil. nehmen. Dieſe Bezirke find: : 
a) der Diemelbezirk, beftehend aus. den Kreifen Caffel, Hofgeis⸗ 
mar und Wolfhagen, A rs 
b) der (Nieder:) Fuldabezirk,. begreifend bie Kreiſe Hersfeld, 
" Rotenburg und Melfungen (ohne das Amt Felsberg), — 
e) ber Werrabezirk, umfaſſend die Kreife Eſchwege, Wigenhaus 
ſen und Schmalfalden, ..* ee en 
d) der Schwalmbezirk, enthaltend bie Kreife Homberg, Fritzlar 
und Ziegenhain, auch das Amt Felsberg (aus dem Kreife Mel: 
en): et? : Sr 
2). der Laͤhmbe z irk, befichend aus den Kreifen Marburg, Fans 
kenberg und Kirchhain, v2 
rN dr Ober⸗Fuldabezirk, begreifend die Kreiſe Ful da und Huͤnfeld, 
der Mainkeziek, enthaltend die Kreiſe Hanau, Gelnhauſen und 
Shlühten, - a a RR 
bh) der Weferibepirk, beſtehend aus der Grafſchaft Schaumburg. 
8. 64. Acht von den Abgeordneten ‚der. Städte, nämlich einer für 
Gaffel; fo wie einer für Hanau, umd ſechs fie die übrigen Städte, gemäß, der, 
nad) dem Wahlgeſetze von Landtag zu Landtag eintretenden, Abwechſelung, 
muͤſſen Ma giſtrats glie de r ober ſolche Einwohner ſeyn, welche als Mit: 
glieder der Buͤrgerausſchuͤſſe zum zweitenmale getoählt morden find, oder 
ein Vermögen von mindeftens fechstaufend Thalern befigen, oder ein ſiche⸗ 
res und ſtaͤndiges Einkommen von vierhundert Thalern jaͤhrlich genießen, 
ober monatlich einen Thaler zwölf gGr. an ‚Öffentlichen Abgaben. entrichten. 
$. 65. Eben fo muͤſſen acht ‚Abgeordnete ber Landbezirke entweder fo 


viel Grundeigenthum befigen, daß es ihnen am. eigentlicher Grundſteuer 
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(zii deren vollen ordentlichen Anfage und nad) Abzug ber gefeglich zu ver⸗ 
gütenden Reallaften) wenigſtens zwei Thaler monatlich erträgt, — oder fie 
müffen mindeftens fünftaufend Thaler im Vermögen Haben und zugleich) 
die Landwirthſchaft, ald Haupterwerbsquelle betreiben. | 

$. 66. Die Wahl der übrigen acht Abgeordneten der Stäbte, fo wie 
bee Übrigen acht Abgeordneten der Landbezirke kann ohne Unterfchied auf einen 
Jeden falten, welcher überhaupt wählbar (ſ. J. 67.) und in dbem Stroms» 
bezirke wohnhaft ift. Dagegen Eönnen ansnahmsmeife die unteren landesfuͤrſt⸗ 
lichen, ffandesherrlichen oder Patrimonialjuſtiz-⸗, Verwaltungs- und Finanz 
bearnten nur außer dem Wahlbezirke gewählt werden, worin fie ihren Wohns 
ig haben. 
a “ 67. Weder zur Wahl berechtigte noch irgend wählbar 
find "diejenigen , welche 

1) wegen folcher Vergehungen, die entweder nach gefeslicher Beftimmung 

oder nach allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten find (woruͤber 
im festern Falle Hinfichtlich der Abgeordneten die Ständeverfammlung 
zu entjcheiden Hat), vor Gericht geftanden haben, ohne von der An- 
ſchuldigung völlig losgefprochen worden zu feyn; 
- 2) noch nicht das 3Ofte Jahr zurückgelegt haben, oder 
3). unter Guralel-ftehen, oder . 
4) über deven Vermögen ein gerichtliches Concursverfahren entftanden ift, 
bis zur völligen: Befriedigung der Gläubiger. 
Die vorftehenden Gründe der Ausfchliefung finden auch auf bie ohne 
Mahl berufenen Landftände Anwendung. . | 
‚8, 68, Bei der Wahl eines jeden landſtaͤdtiſchen Deputirten wird zu 
‚gleicher Zeit ein Stellvertreter gewählt, auf weldyen, im Falle des Todes, 
der eintretenden Unfähigkeit oder einer längeren Verhinderung die landftändi: 
fhen Pflihten und Rechte des Erſteren während des begonnenen Landtages 
bis zu deffen Schluffe uͤbergehen. Ueber die Einberufung des Stellvertreters 
entfcheidet die Staͤndevyerſammlung. | ’ 

. $. 69. Kann oder will:der (hauptſaͤchlich oder: zur Aushülfe) Ge: 
wählte die Landſtandſchaft nicht übernehmen; fo.fejreiten die Wahlmänner 
zur neuen Wahl. Lesteres muß auch dann gefchehen, wenn die Stelle eines 
Abgeordneten, nach bereits erffäcter Annahme, ver Eröffnung oder nach dem 
Schluſſe des Landtages wieder erfedigt wird. - 

. $: 70. Erfolgt die Ernennung oder -Beförderung eines Ab- 
geordneten zu einem Staatsamtez fo wird dadurch eine neue Wahl 
erforderlich, wobei jedoch bderfelbe wieder ‚gewählt werden kann. 

974. Sobad ein Staatsdiener des geiftlichen ober weltlichen 
Standes zum Abgeordneten gewählt ift, ‘hat derfelbe davon ber vorgeſetzten 
Behörde Anzeige zu ‘machen, damit diefe die Genehmigung : (welche nicht 
ohne erhebliche, "der Ständeverfammlüng mitzutheilende Ürſache ‘zu verfagert 
iſt) ertheilen, auch wegen: einſtweiliger Verſehung feines Amtes Vorſorge 
treffen koͤnne. ——— | — 
$..72. Die einzelnen Vorſchriften uͤber die Ausuͤbung der Wahlrechte 
fest das Wahlgeſetz feft, welches einen Theil der Stantsverfaffung bildet. 
$. Die Abgeordneten find nicht an Vorſchriften eines Auftrages 
gebunden, ſondern geben ihre Abſt immungen, gemaͤß den Pflichten gegen 
ihren Landesfuͤrſten und ihre Mitbürger überhaupt, nach ihrer eigenen Ueber: 
zeugung, wie fie ed vor Gott und ihrem Gewiſſen zu verantworten 
gedenken, Auch koͤnnen fie weder einen Dritten, noch feldft ein Landtags: 
mitglied beauftragen, in ihm Ramen zu flimmen. Daneben bleibt es dem 
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Abgeordneten überläffen, die etwa an ihn für die Stänbeverfammlung gelan⸗ 
genden befonderen Anliegen weiter:zu befördern, — 
u. r8.74. Jedes Mitglied der Staͤndeverſammlung leiſtet folgenden Eid: 
„I gelobe, die Staatsuerfaffung Heilig‘ zu halten und in der Staͤndever⸗ 
„Sammlung das. unzertrennlihe' Wohl des Landesfürften und des Vaterlandes, 
„ohne Nebenrädfichten, nach meiner eigenen Ueberzeugung bei meinen Antıde 
„gen und; Abftimmungen zu beachten. So wahr. mic Gott- helfe!” . , 
..% 75. Die Befhlüffe werden nur in Sigungen, denen wenigftens 
zwei Drittel der ordnungsmäßigen Anzahl: von Mitgliedern beiwohnen, und 
nach der abſoluten Stimmenmehrheit. gefaßt: Wenn Gteihheit der Stims 
men eintritt; fo ift die Sache in einer folgenden Sigung zum Vortrage zu 
„bringen. : Würde auch in diefer .Sigung eine Stimmenmehrheit nicht zu 
Stande kommen; fo giebt ausnahmsmeife die Stimme des Vorfißenden. den 
Ausfchlag; jedoch muß die abweichende Meinung in dieſem Falle der Staats: 
vegierung mitgetheilt werden. 1 En 
8. 76: °. Die. Abftimmungen geſchehen von den einzelnen. Mitgliedern, 
ohne Rüdficht auf Verfchiedenheit der Stände. und der Bezirke. Gleichwohl 
ift e8 den Abgeordneten ‚eines Standes oder eines von,den Dauptlanden abs 
gefonderten oder entlegenen Bezirkes unbenommen, wenn fie einhellig ‘den 
Stand, aus welhem fie abgeordnet worden, in feinen wohl erworbenen 
Rechten, oder ‚den ‚betreffenden: Bezirk nach deſſen eigenthümlichen; Verhälts 
niffen, durch den Beſchluß der Mehrheit befchwert: erachten , ſich uͤber eine 
Sepatatflimme zu vereinigen. Eine ſolche Standes- oder Bezirksſtimme hat 
die Wirkung, daß ſie in die von dem Landtage ergehende Erklaͤrung, neben 
dem / Beſchluſſe der Mehtheit, aufgenommen werden muß; — und es bleibt 
der Staatsregierung ‚vorbehalten, die gedachte Erklaͤrung, in Beziehung auf 
den betreffenden: Stand: oder den befonderen Bezirk, nach Maaßgabe der: anfer 
Zweifel gefegten: eigenthümlichen Verhaͤltniſſe, zu beruͤckſichtigen. —37 
6. 77. Die Verhandlungen: der Staͤndeverſammlungen ſollen der 
Negel nach öffentlich feyn. Die näheren Beſtimmungen über die land⸗ 
‚ftändifche Gefchäftsbehandlung enthaͤlt die Gefchäftsordnung. 
8.78. "Die Abgeordneten und ‚bören Stellvertreter behalten. ihre Eigen⸗ 
fchaft für die. landſtaͤndiſchen Vereichtungen, welche in den naͤchſten drei 
Jahren vorkommen werden. ‚In dem dritten Jahre wird, ‚ohne. weitere 
Aufforderung von Seiten der Staatsregierung, ‚zu einer neuen; Wahl geſchrit⸗ 
ten; doch koͤnnen bei dieſer dieſelben Perſonen wieder gewaͤhlt werden. 
79. Ste. verlieren ihre Eigenſchaft als Abgeordnete fiir 
her, wenn 1) ſie nach Maaßgabe des 1,67. zur landſtaͤndiſchen Vertretung 
unfähig, oder 2) zu einem Staatsdienſte ernannt oder darin befördert werden (f. 
6. 70.) oder wenn 3) der Landesherr die ſtaͤndiſche Berfammlung - auflöfet: (f. 
$.83.).. In den legten beiden, Fällen. dürfen: fig von Neuem gewählt. werden. 
$. 80. Der Landesherr verordnet die. Zufammenfunft der Stände, 
ſo ‚oft er ſolches zur Erledigung. wichtiger. und. dringender Landesangelegenheis 
ten nöthig erachtet. Die Zufammenberufung muß aber wenigfteng alle drei 
Sabre gefchehen, und es iſt alsdann dazu, der Regel nach, der. Anfang des 
Monats November beſtimmt. Sure? a 3 
—. 81. Die Einberufung erfolgt mittelft einer, dom Minifterium 
des Innern ausgehenden, allgemeinen Bekanntmachung in dem Gefesblatte, 
deren. zeitige Bewirkung dem Vorſtande des genannten Miniſteriums als ver: 
faſſungsmaͤßige Pflicht obliegt, und wegen deren Hintanſetzung derſelbe durch 
den landſtandiſchen Ausſchuße (ſ. d. 102.) bei der im 8.100. genannten 
Gerichtsbehoͤrde anzuklagen Hk: > a J BR 
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$; 82. Eine außerordentliche ‚Ständeverfammlung iſt jedesmal nöthig 
bei einem Negierungsmechfel, bergeftalt, daß die Landftände ohne befons 
dere Berufung am vierzehnten Zage nad) eingetretener Negierungsveränderung 
zufammen Äommen. — J 

$. 83. Der Landesherr kann die Staͤndeverſammlung vertagen, 
auch fie auflöfen. Die Vertagung darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im Falle der Auflöfung des Landtages foll ‚hiermit zugleich die Wahl 
neuer Stände verordnet werden, auch deren Einberufung innerhalb der naͤch⸗ 
fien. ſechs Monate erfolgen. ». Ä 

$. 84. Der Landeshere eröffnet und entläßt die Staͤndever⸗ 
Tammlung entweder in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmaͤch⸗ 
tigten Miniſter, oder andern Commiſſar. | 

$. 85. Die-Landtage dürfen, der Regel nad, nicht über drei Mo— 
nate dauern, und es iſt daher mit den wichtigſten Gefchäften der Anfang 
zu machen. Ä Ä 

$. 86. Die Urfchriften der -Landtagsabfchiede, nebitden etwa bei: 
gefügten befonderen Urkunden, werden in doppelten Eremplaren, wovon das eine 
für. das Staats und das ‚andere für das landftändifhe Archiv beftimmt ift, 
von. dem Landesherrn, auch von den Landfländen unterzeichnet und unter: 
fiegelt. Die für die öffentliche Bekanntmachung beftimmten Abdrüde aber 
‚ werden. in. berfelden Form, wie andere Staatsgefege, ausgefertigt, 

$. 87. Die Mitglieder der Ständeverfammlung koͤnnen 
während der Dauer des Landtages, fo wie ſechs Wochen vor und nad) deme 
felben, außer der Ergreifung auf feifcher verbrecherifcher That, nicht Anders, 
als mit Zuftimmung der Ständeverfammlung.oder ihres Ausſchuſſes (f. $. 102.), 
verhaftet, und zu feiner. Zeit wegen Aeußerung ‚ihrer Meinung zur Re— 
Henfhaft gezogen werden, den Fall der bekgibigten Privatehre ausge: 
nommen, in ie — — | 
$. 88. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, mit Ausnahme der 
Prinzen des Churhaufes, fo wie der Standesherren, erhalten angemeffene 
Reife: und Tagegelder. —— —— 

$. 89. Die Landſtaͤnde find im Allgemeinen berufen, ‚die vere 
faffungsmäßigen Rechte des Landes geltend zu machen, und überhaupt das 
ungertvennliche Wohl des Landesherrn und des Vaterlandes mit treuer An— 
haͤnglichkeit an die Grundfäge der Verfaffung möglichft. zu befördem. 

8.90. ‚Die, in Folge des $. 82. verfammelten, Landftände haben 

insbefondere dahin zu wirken, daß der Thromfolger bei feinem Negierungge 
antritte dem Inhalte des $. 6. gegenwaͤrtiger Verfaſſung Genüge leiſte. 
In dem von ihnen hiernächft geleiſteten Yuldigungseide liegt zugleich. die 
allgemeine Anerkennung des verfaffungsmäßig gefchehenen Regierungsantrittes, . 

$. 91. Den Landfländen wird es dereinſt obliegen, wegen der nöthig 
befundenen Maaßregeln zur Verhinderung einer Thronerledigung (f.$.A.) 
oder zur Einleitung der nöthigen Negentfhaft (f. $$. 7. bis 9.) geeignete 
Anträge zu thun, es ae 
.. 892. Die Ständeverfammlung ift befugt, uͤber alle Verhäfts 
niffe, welche nach ihrem Ermeſſen auf das Landeswohl wefentlichen Einfluß 
haben, die zweckdienliche Aufklärung von den. landeshertlihen Gommif 
faren zw begehrten. Auch werden in geeigneten Fällen die Vorftände 
der betreffenden Minifterialdepartements. perfönlich der Stände: 
verfammlung die gewünfchte Auskunft ertheilen, | a. 

$. 93. Ein jeder, von den Landftänden zu einer vorbereitenden Arbeit 
” Geſchaͤftseinleitung gewaͤhlter, Ausſchuß kann zur Erlangung, von Auf⸗ 
4. | : 40. 
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ſchluͤſſen über die ihm vorliegenden Gegenftände mit der churfürftlichen Lande 
tagscommiffion fich benehmen, oder fchriftliche Mittheilungen von den einfchläs 
gigen Behörden, und zwar hinfichtlich der im $. 144, erwähnten Angelegene 
beiten unmittelbar, einziehen, auch die perfönliche Zuziehung von den dazu 
ſich hauptfächlich eignenden Staatsbeamten durch die genannte Commiſſion 
veranlaffen. | | 

$. 94. Ohne Einwilligung der Stände kann weder das Staatsge⸗ 
biet überhaupt, noch ein- einzelner Theil beffelben mit Schulden oder auf 
fonftige Art belaftet werben (vergl. übrigens wegen Veränderung des Staatse 
gebiets F. 1., und wegen des Staatsvermögend $. 142.). 

$. 95. Ohne ihre Beiftimmung kann kein Gefes gegeben, aufgehos 
ben, abgeändert oder authentiſch erläutert werden. Im ingange eines jeden 
Geſetzes ift der landſtaͤndiſchen Zuftimmung ausdrüdlich zu erwähnen. Vers 
ordnungen, welche die Handhabung oder Vollziehung beftehender Gefege be: 
zweden, werden von ber Staatsregierung allein erlaffen. Auch kann, wenn 
die Landftände nicht verfammelt find, zu ſolchen ausnahmsmeife erforderlichen 
Maaßregeln, welche bei außerordentlichen Begebenheiten, wofür die vorhandes 
nen Gefege unzulänglich find, von dem Staatsminifterium unter Zuziehung 
des Tandftändifchen Ausſchuſſes (f. $. 102.) auf den Antrag der betreffenden 
Minifterialvorftände für weſentlich und unauffchieblih zur Sicherheit des 
Staates oder zur Erhaltung der ernftlich bedrohten öffentlichen Ordnung ers 
klaͤrt werden follten, ungefaumt gefchritten werden. Hierauf aber wird, nad) 
dem Antrage jenes Ausfchuffes, Tobald als möglich die Einberufung ber 
Landftände Statt finden, um deren Beiſtimmung zu den, in gedachten Faͤl⸗ 
len erlafjenen, Anordnungen zu erwirken. - u 

$. 96. Dispenfationen von den ſchon jest beſtehenden gefeglichen 
Vorſchriften follen nur mit größter Vorſicht ertheilt werden, und duͤrfen nies 
mals gegen die Eünftig ergehenden verfafjungsmäßigen Gefege Statt finden, 
fofern nicht folche in dem Gefege ausdruͤcklich vorbehalten find. 

$. 97. Die Stände können zu neuen Gefegen, fo wie zur Abs 
änderung oder Aufhebung der beſtehenden Vorfhriften Une 
träge machen. i 

$. 98. Den Ständen ſteht das Recht der Steuerbemwilligung in 
der dafür feſtgeſetzten Weiſe (f. 8.143 fg.) zu. : 

‚99. Sie dürfen die begründeten Bitten und Beſchwerden ein 

zelner Unterthanen, ganzer Klaffen derfelben oder Körperfchaften, in fofern 
folhe auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen feine Abhülfe fanden 
(f. $. 35.), der einfchlägigen hoͤchſten Behörde, oder nach Befinden dem 
Landesheren felbft, zur geeigneten Beruͤckſichtigung vorlegen, fo wie über die 
in der Landesverwaltung oder der Mechtspflege wahrgenommenen Mißbraͤuche 
Befchtwerde führen, worauf, wenn diefe begründet gefunden wird, die Abſtel⸗ 
hung derſelben ohne Verzug erfolgen ſoll. 
8.4100. Die Landſtaͤnde find befugt, aber auch verpflichtet, diejenigen 
VBorftände der Minifterien oder deren Stellvertreter, welde ſich 
einer Verlegung. dee Verfaſſung fhuldig gemacht haben würden, vor dem 
Dberappellationsgerichte anzuflagen, welches ſodann ohne Verzug die Uns 
terfuchung einzuleiten, felbft zu führen, und nach deren Beendigung -in voller 
Verſammlung (in pleno) zu erkennen hat. Die gegründet befundene Anklage 
jiehet, wenn nicht ſchon das Strafurtheil die Amtsentfegung des Angeklagten. 
ausfpricht, jedenfalls deffen Entfernung vom Amte nad fih. Nach gefällten 
Urtheile findet, unter den gefeglihen Erforderniſſen, die Wiederaufnahme deu 
Unterfuchung, fo.wie das Rechtsmittel der Reflitution Statt, 
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.$. 401." Auch ſtehet den Landftänden und deren Ausfchuffe (f. $. 102.) 
die Befugniß.zu, gegen andere Beamten, welche fi eine der im $. 61. 
genannten DBergehungen zu Schulden kommen liefen, bie gerichtliche Unter: 
ſuchung, infofern dieſe nicht ſchon eingeleitet ſeyn follte, auf geeignete Weife 
zu: veranlaffen, Ä 
$. 102, Vor der Verabſchiedung, Vertagung oder Auflöfung eines 
jebesmaligen Landtages. haben die Stände aus ihrer Mitte einen Ausſchuß 
von drei bis fünf Mitgliedern zu wählen, welcher bis zum nächften Landtage 
über. die Vollziehung der Landtagsabfchiede zu machen und dabei in der ver 
faffungsmäßigen Weife thätig zu feyn, auch fonft das landſtaͤndiſche Sntereffe 
wahrzunehmen, fo wie die ihm, nach der jedesmal befonders zu ertheilenden 
Inſtruction, weiter obliegenden Gefhäfte im Namen der Landftände zu ver- 
sichten hat. Der Ausfhuß wählt aus feiner Mitte einen Vorftand, und 
kann in Ballen, in welchen er es für nöthig findet, noch andere ftändifche 
Mitglieder. zu Rathe ziehen, auch nady dem Abgange eines Mitgliedes ſich 
aus der Zahl der Mitglieder der legten Ständeverfammlung ergänzen. Die 
Mehrzahl der Mitglieder des Ausfhuffes darf nicht aus Staats: oder wirk: 
lichen Hofdienern beftehen. 
$.:103. Die Landftände find auch befugt, einen Landſyndicus, 
als beſtaͤndigen Secretair, auf deffen. Lebenszeit anzunehmen. Dieſer 
muß ein Rechtsgelehrter von bewährter wiffenfchaftlicyen Züchtigkeit und ers 
probter moralifhen Würdigkeit, auch wenigftens dreißig Jahre alt fern. Won 
ber bewirkten Wahl des Landſyndicus gefchiehet dem Landesheren Unzeige, 
welcher denfelben, wenn gegen deſſen Perfon nichts zu erinnern ift, beftätiget. 
Mit diefem Amte ift jeder andere Staatsdienft, fo wie jeder andere Erwerbsberuf 
unvereinbar. Der Gehalt des Landſyndicus wird von den Landſtaͤnden beſtimmt; 
deſſen ſonſtige Dienſtverhaͤltniſſe richten ſich nach dem Staatsdienſtgeſetze. 
A $. 10%. Der Landfyndieus führt das Protocolt in der Stände 
verfammlung, und iſt dee Confulent des Iandftändijchen Ausfhuf: 
fes (f. $.102.). Er bat ſowohl jener, als diefem, über alle vorkommende 
Gegenſtaͤnde, fo oft es verlangt wird, die nöthigen Nachrichten und Gutach⸗ 
ten ſchriftlich und mündlich zu ertheilen, das landſtaͤndiſche Archiv zu beauf⸗ 
ſichtigen und uͤberhaupt Alles zu thun, was ihm nach ſeiner beſondeten 
Dienſtanweiſung obliegt, welche er, nach ſeiner Beſtaͤtigung, von der Staͤnde⸗ 
verſammlung erhaͤlt, und worauf er ſodann verpflichtet wird, Sein Mohne 
fig ift in der Mefidenzftadt und, wo möglich, im Verfammlungsgebäude, 
$. 105. Auf jeden Anteng der Landſtaͤnde, fo wie ihres Ausfhuffes 
($. 102.), wird eine Beſchluß nahme, und zwar, wenn biefe dem Antrage 
nicht entfpriht, mit Angabe der Gründe thunlichft bald erfolgen, 
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$. 106. Für die Staatsangelegenheiten werden als hoͤchſte Behoͤr— 
den nur beſtehen: dos Geſammtminiſterium und die Vorſtaͤnde der Miniſte⸗ 
rialdepartements. Durch dieſe wird der Regent in der unmittelbaren Aus: 
übung feiner Regierungsrechte unterftügt. 
8.107. Die einzelnen Zweige der Staatöverwaltung: die Zu ſtiz, 
das Innere, worunter auch die Polizeiverwaltung in ihrem ganzen Umfange 
begriffen iſt, das Finanzweſen, das Kriegsweſen, ſo weit ſolches nicht 
für den Landesherra als oberſten Militairchef ausſchließlich gehoͤtt, und die 
auswärtigen Angelegenheiten find hinſichtlich der Competenz ſtets 
forgfältig von einander abgegrenzt zu halten. Keines biefer Departements 
40* 
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darf jemals ohne einen verantwortlichen Vorſtand ſeyn. Ein ſolcher kann 
zwar zwei Miniſterialdepartements, jedoch nicht mehrere, zugleich verwalten, 
Er bleibt aber flets für jedes derfelben befonders, fo wie uͤberhaupt hinſichtlich 
ber zum Ötaatsminifterium kommenden Angelegenheiten feines Departements 
(vergleiche 9. 110.) auch dann, menn er darüber nicht ſelbſt den Vortrag 
gehalten hat, verantwortlich. 
$. 108. Der Vorſtand eines jeden Minifteriafbepartemmints hat bie, 
vom Regenten in Bezug auf die Regierung und Verwaltung des Staates 
ausgehenden, Anordnungen und Berfügungen,. ‘welche in fein Departement 
einfhlagen, zum Beichen, daß die betreffende Angelegenheit auf verfaſſungs⸗ 
mäßige Weife behandelt worden fey, zu contrafigniren, und. ift für bie 
Verfaſſungs- und Gefegmäßigkeit ihres Inhaltes perſoͤnlich verantwortlich. 
Hinfichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche mehrere oder ſaͤmmtliche Des 
partements betreffen, haben deren Vorftände gemeinfchaftlich zu contrafigniren, 
und zwar mit perfönlicher Verantwortlichkeit eines Jeden für die Gegenftände 
feines Departements. Durch die gedachte Gontrafignatur erhalten folche 
Anordnungen und Verfügungen allgemeine ‚Glaubwürdigkeit und UM 
barkeit, 

.$. 109. Für die wichtigeren Angelegenheiten ber. Gef etz gebun g 
koͤnnen Vorſtaͤnde der oberen Staatsbehoͤrden, oder ſonſt vorzuͤglich geeignete 
Staatsdiener durch das einſchlaͤgige Miniſterialdepartement außerordentliche 
Aufträge zur Vorbereitung der Entwürfe ꝛc. erhalten, auch von bemfelben zu 
den betreffenden Berathungen zugezogen werden, 

$. 110. Die Borftände fämmtlicher Miniſterialdepartements, zu wel⸗ 
chen nach Ermeſſen des Landesherrn noch andere, beſonders berufene Staats: 
diener hinzutreten, bilden das Geſammtſtaatsminiſterium. Dieſes 
hat alle Staatsangelegenheiten, welche der landesherrlichen Entſchließung bes 

duͤrfen, oder in ſeinen Sitzungen wegen ihrer Wichtigkeit von Seiten der 
Miniſterialdepartements zum Vortrage gebracht werden, zu berathen. In 
außerordentlichen und zugleich dringenden Angelegenheiten des auswärtigen, 
fo wie des Kriegsdepartements, Eönnen die betreffenden Vorſtaͤnde die landes⸗ 
herrliche Befchlußnahme, ohne vorgangige Berathung im geſammten Staats⸗ 
miniſterium, einhohlen. 

$. 111. Das Gefammtfiantsminifterium hat über die Ber 
ſchwerden gegen Minifterialbefhlüffe, und über erhobene Zweifel: hinfichtlich 
der gegenfeitigen Competenz einzelner an zu entfcheiden, 

Neunter Abſchnitt. 
Von der Rechtspflege. 

6. 412. Die Rechtspflege ſoll von der Landesverwaltung 
fernerhin auf immer getrennt feyn. 

$. 113, Niemand kann an der Betretung und Verfolgung des 
Rechtsweges vor den Landesgerichten gehindert werden. Die Beurtheilung, 
ob eine Sache zum Gerichtsverfahren ſich eigne, gebuͤhret dem Richter nach 
Maaßgabe der allgemeinen Rechtsgrundſaͤtze und ſolcher Geſetze, welche mit 
Beiſtimmung der Landſtaͤnde werden erlaſſen werden. 

$. 114. Niemand darf feinem geſetzlichen Richter, ſey es in 
bürgerlichen oder peinlichen Fällen, entzogen merbenz; es fen denn auf dem 
regelmäßigen Wege nady den Grundfägen des beftehenden Nechtes durch das 
zuftändige obere Gericht. Es dürfen demnach außerordentliche Commiffionen 
oder Gerichtshöfe, unter welcher Benennung es ſey, nie eingeführt werden. 

Gegen Civilperfonen findet die Militairgerichtsbarkeit nur. in dem Falle, wenn 
ber Kriegszuftand erklärt ift, und. zwar nur innerhalb der gefeglich beſtimm⸗— 
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ten. Grenzen, Statt, Winde die Baht ber gewöhnlichen Mitglieder des zu⸗ 
ſtaͤndigen Gerichtes fuͤr außerordentliche und dringende Fälle (z. B. bei öffent: 
lichen Ruheſtoͤrungen) nicht hinreichen, um ſolche gehörig und mit ber noͤthi⸗ 
gen Beſchleunigung zu behandeln; ſo ſoll alsdann durch das Juſtizminiſterium 
die erforderliche Beihuͤlfe durch hinzutretende Mitglieder anderer Gerichte vers 
ſchafft werden. el, 

8: 145. Niemand darf anders, als in den durch die Gefege beftimm: 
en Fällen und Formen, zur gerichtlihen Unterfuhung gezogen, zu ges 
fänglichee Haft gebracht, darin zurücdgehalten, oder geftraft werden. es 
der Werhaftete muß, wo möglich, fofort, jedenfalls binnen den nächiten 48 
Stunden, von der Urfache feiner Verhaftung in Kenntniß gefest und durch 
einen Gerichtsbenmten verhört werden. Gefchah die Verhaftung nicht von 
der zum weiteren Verfahren zuftändigen Gerichtsbehörde ; fo foll ber Verhafz 
tete ohne Verzug an bdiefe abgeliefert werden. 

$. 116. Jeder Angefhuldigte fol, wofern nicht dringende Anzei: 
gen eines ſchweren peinlichen Verbrechens wider ihn vorliegen, der Regel 
nach gegen Stellung einer angemeffenen, durch das Gericht zu beflimmenden, 
Caution-feinee Haft ohne Verzug entlaffen werden. Alle Urtheile über 
pölitifche und Preßvergehen follen mit ben Entfheidungsgründen öffentlid) 
bekannt. gemacht werden, fo weit nicht etwa eine Begnadigung des Verurtheil- 
ten erfolgt, oder ein Privatbeleidiger dagegen Widerfpruch einlegt, auch nicht 
ein öffentliches Aergerniß daraus entftehen würde. 

$. 117, Die Hausfuhung findet nur auf Verfügung des zuftän- 
digen Gerichtes oder ber Ortsobrigkeit in den gefeglich beftimmten Fällen un 
Formen Statt, 

$. 118. Keinem Angefchuldigten darf das Necht der Befhwerbe: 
führung mährend der Unterfuhung, das Recht der Vertheidigung, 
oder der verlangte Urtheilsfpruch verfagt werben, 

$. 119. Der Verhaftete ift berechtigt, unter der geeigneten gericht: 
lichen Auffiht mündlich oder fchriftlich über feine Familienangelegenheiten mit 
feinen. Angehörigen fid zu benehmen, auch während der Unterfuchung aus 
feinen eigenen Mitteln beffere, als die gewöhnliche, Koft ſich zu verfchaffen. 
Wegen Mifbrauches, oder aus fonftigen wichtigen Gründen, kann diefe Berech— 
tigung vom Gerichte unterfagt werden, 

$. 120. Damit eine unparteiifche, tüchtige und unverzögerte Rechte- 
bülfe erwartet werden Eönne, fol die Zahl der Mitglieder der Ge- 
zichte geſetzlich beſtimmt, und jedes Gericht volftändig befest ſeyn. 

$. 121. Das Oberappellationsgericht wird nur aus wirklichen Näthen 
beſtehen; die Dbergerichte follen wenigftens zu zwei Dritteln aus wirklichen 
Mäthen und nur zu einem Drittel aus Beifigern beſtehen. 

$. 122. Zur Bekleidung des Richteramtes wird jedenfalls ein 
Alter von 24 Jahren, in der höchften Inſtanz aber ein Alter von wenig: 
fen dreißig Jahren erfordert. 

$. 123. Die Gerichte für die bürgerliche und Strafrechtspflege find 
innerhalb der Grenzen ihres vichterlihen Berufes in allen Inſtanzen unab: 
hängig. Diefelben entfcheiden, ohne irgend eine fremde Einwirkung, nach 
den beftehenden Rechten und den verfaffungsmäßigen Gefegen. Sie folken in 
ihrem Berfahren, namentlich auch in der Volfziehung ihrer Verfügungen und 
Urtheile — jedoch ohne Eintrag für die Verfügungen der höhern Gerichts- 
behörden, und unbefchadet des landesherrlichen Begnadigungsrechtes (f. $. 126.) 
— geſchuͤtzt, und foll ihnen hierzu von allen Civil= und Mititairbehörden 
der gebührende Beiſtand geleiftet werden. Das Edict vom 26. November 
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1748 Bleibt binfichtlich der Beſtimmungen über bie Selbſtſtaͤndigkeit 
ber Rechtspfle ge auch fernerhin in Kraft, und zwar mit deren ausdrüds 
licher Ausdehnung auf die Steafrechtöpflege. 

$. 124. Die Berhältniffe der Staatsanwälte, als Vertreter de3 
Staats und der Landesherrfchaft in ben ſtreitigen Rechtsſachen, werden durch 
ein — naͤher feſtgeſtellt werden. 

12 Gemeinden und Koͤrperſchaften bedürfen zu einer 

— gegen den Staatsanwalt zwar nicht der Ermächtigung einer Verwal⸗ 
tungsbehörde; indeffen foll derjenigen Behörde, welcher die obere Aufficht auf 
die Verwaltung - des Gemeinde: oder Körperfchaftsvermögens zufteht, mit 
Ausnahme eiliger Fälle (3. B. wegen des jüngften Beſitzes), ſechs Wochen 
vor Anftellung der Klage Anzeige gefchehen, um etwa einen vorgängigen 
Verſuch der Güte einleiten zu Finnen, 

$. 126. Der Landesherr ift befugt, Strafen zu erlaffen oder 
zw mildern. Derfelbe wird bei der Ausübung des Mechtes der Begnadi— 
gung oder Abolition darauf Rüdjicht nehmen, daß dem wirkfamen Anfehen 
der Strafgefege nicht zu nahe getreten werde. ine gerichtliche Unterfuchung, 
welche wegen Dienftvergehungen von den Landſtaͤnden oder deren Ausfchuffe 
veranlaßt, oder von der, dem angefchuldigten Staatsdiener vorgefegten, Bes 
hörde oder dem obern Gerichte eingeleitet oder angemeffen befunden ift, wird 
niemals im Wege ber Gnade niedergefchlagen werden. Ausgenommen von 
dem landesherrlichen Rechte der Begnadigung und Abolition uͤberhaupt ſind 
die Faͤlle, welche eine Verletzung der Verfaſſung, oder eine auf deren Um⸗ 
ſturz gerichtete Unternehmung betreffen. 

$..127. Ein künftig zur Entfesung vom Amte gerichtlich verurtheilter 
Staatsdiener kann, felbft nach erlangter Begnadigung, weder feine bis—⸗ 
herige Stelle wieder erhalten, noch in einem andern Juſtiz⸗ oder Staatsvermals 
tungsamte angeftellt werden, fofern nicht, in Hinficht auf Wiederanftellung, 
das gerichtliche Erkenntniß einen ausdrücklichen Worbehalt zu Gunſten des 
Derurtheilten enthält, 

$. 128. Die Confiscation kann fünftig nur bei einzelnen Gas 
chen, welche als Gegenfland oder Werkzeug einer Vergebung gedient haben, 
a finden. ine allgemeine Bermögensconfiscation tritt in keinem 

alle ein, 

$. 129. Moratorien dürfen nicht ertheilt werben. 

$. 130. Die Rechtspflege foll auf eine, dee Gleichheit vor dem 
Rechte entfprechende, Weife zweckmaͤßig eingerichtet werden, und fomit bie 
Aufhebung der privilegirten perfönlichen Gerichtsſtaͤnde unter den buns 
desgeſetzlichen und andern geeigneten Ausnahmen erfolgen. 

$. 131. Die wichtigern Angelegenheiten der Vormundfchaften und pers 
fönlichen Curatelen/ follen Eünftig, unter Mitwirkung von Familienrä> 
then, nad) ben beshalb zu erlaffenden gefeglichen Vorſchriften, beſorgt 


J werden. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von ben Kirchen, den Unterrihtsanftalten und den milden 
Stiftungen. 

$. 132, Alle im Staate anerkannte Kirchen genießen gleichen Schug 
deſſelben. Shren verfaffungsmäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des 
Glaubens. und der Liturgie überlaffen. 

$. 133. Die Staatsregierung übt bie ungerdufericjen hoheitli⸗ 
chen Rechte des Schutzes und der Oberaufſicht uͤber die rn 
in ihrem vollen Umfange aus, 
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F. 134. Die unmittelbare und mittelbare Ausübung dee Kirchenge⸗ 
walt uͤber die evangeliſchen Glaubensparteien verbleibt, wie bis⸗ 
her, dem Landesherrn. Doc muß bei dem Uebertritte deſſelben zu einer ans 
dern, als evangelifchen Kirche, die alsdann zur Beruhigung der Gewiſſen ges 
reichende Beſchraͤnkung dieſer Gewalt mit den Landftänden ohne Aufſchub— 
näher feftgeftelfe werden. Weberhaupt aber wird in liturgifhen Sachen der 
svangelifchen Kirchen Keine Neuerung ohne die Zuftimmung einer Synode 
Statt finden, welche von ber Staatsregiernng berufen wird. 

8.135. Kür das befondere Verhältnig der Eatholifhen Kirche 
zu der Staatsgewalt dienen folgende Beſtimmungen zur Rihtfhnur: a) in 
Anfehung des kirchlichen Genfur= und Strafrechtes, fo wie des bifhöflichen 
Amtseinfluffes auf die Unterrichtsanftalten bleibt das (mit dem vormaligen 
bifhöftichen Generalvicarint zu Fulda verabredete) Regulativ vom 31. Auguft 
1829 ferner in Kraft. b) Die von dem Bifhoff und den übrigen Eatholis 
fhen Kicchenbehörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen, Kreis: 
fehreiden und dergleichen allgemeinen Exlaffe an die Geiftlichkeit und Diöces 
fanen, welche nicht weine Glaubens= und kirchliche Lehrfachen betreffen, oder 
durch welche diefelben zu etwas verbunden werden follen, was nicht ganz in 
dem eigenthümlichen Wirkungskreiſe der Kirche liegt, bedürfen dev Genehmi⸗ 
gung ded Staats, und Eönnen nur mit folcher fund gemacht und in Aus: 
führung gebracht werden. c) Solche allgemeine Erlaffe der Kirchendes 
hörde, welche rein geiftliche Gegenftände betreffen, find der einfchlägis 
gen Stantsbehörde zue Einficht vorzulegen, und diefe wird die Bekanntma— 
hung nicht hindern, wenn der Inhalt Eeinen Nachtheil dem Staate bringen 
würde. d) Von allen bifhöflihen, unmittelbaren oder mittelbaren, 
Communicationen mit dem päpfllihen Stuhle, welche nicht etwa 
lediglich in Beziehung auf einzelne Källe der eigentlichen Seelforge oder auf 
gewöhnliche, der römifchen Curie unftreitig zufommende, Dispenfationen, beab- 
fichtigt werden möchten, noch blos in Gluͤckwuͤnſchungs-, Dankſagungs- und 
andern dergleichen. Geremonialfchreiden beftehen, wird die Staatsregierung durch 
ben Iandeshertlihen Bevollmächtigten bei dem Bisthume nad) wie vor Ein: 
ficht nehmen laſſen. e) In allen Fällen, wo ein Mißbrauch der geiſt— 
lichen Gewalt Statt findet, bleibt die Befchiwerde, oder der Recurs, eben 
wohl an die Landesbehörden offen, jedoch, was das geiftliche Perfonal in 
feinem Berufe angeht, erſt alsdann, wenn ein bei ber zufländigen obern 
Kirchenbehoͤrde gefchehener Verſuch zur gebührenden Abhülfe als erfolglos bare 
gethan, oder infofern etwa Gefahr bei dem Verzuge feyn würde. 

$. 136. Der Staat gewährt den Geiftlihen jede, zur Erfüllung ih: 
zer Berufsgefchäfte erforderliche, gefegliche Unterftügung, und fhügt 
fie in dem Genuffe der Achtung und Auszeichnung, welche ihrer, vom Staate 
anerkannten, Amtswürde gebührt, Hmfichtlicy ihrer bürgerlihen Hand— 
lungen und Verhältniffe find diefelben dex weltlichen Dbrigkeit un: 
terworfen. 

$. 137. Für den öffentlichen Unterricht, fonach die Erhaltung 
und Vervollkommnung der niedern und höhern Bildungsanftalten, und na: 
mentlic) der Landesuniverfität, fo wie der Landſchullehrerſeminare, ift zu al: 
len Zeiten nach. Kräften zu ſorgen. 

$. 138. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den Cul⸗ 
tus, den Unterricht oder die Wohlthaͤtigkeit beftimmt ſeyn, flehen unter dem 
befondern Schuge des Staats, und das Vermögen oder Einkommen derfel- 
ben darf unter keinem Vorwande zum Staatövermögen eingezogen, oder für 
andere, als bie ftiftungsmäßigen, Zwecke verivendet werden. Nur in dem 
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* wo ber ſtiftungsmaͤßige Zweck nicht mehr zu erreichen ſteht, darf eine 
erwendung zu andern ähnlichen Zwecken mit Zuſtimmung dee Betheilig⸗ 
ten, und, ſofern oͤffentliche Anſtalten in Betracht kommen, mit ai 
der Landflände, ‚erfolgen. 


Eilfter Abſchnitt. 
Bon dem Staatshaushalte 


8.139. Zum Staatsvermögen gehören vornehmlich die bishen 
bei den Finanz und andern Staatsbehörden verwalteten, oder, nach erfolge 
ter Seftftellung diefes Vermögens, zur Stantsverwaltung übergehenden Ge— 
bäude, Domanial= (Kammer:) Güter und Gefälle, Forſte, Jagden, Fiſche— 
teien, Berg:, Huͤtten- und Salzwerke, auch Fabriken, nusbare Regalien 
und Rechte, Gapitalien und fonjtige Werthgegenftände, welche, ihrer Natur 
und Beftimmung nad), ald Staatsgut zu betrachten find, oder aus Mits 
teln des Staates, oder zum Staatövermögen erworben feyn werden. | 

. 140. Das Staatsvermögen fol vollftändig verzeichnet, und 
‚hierbei, fo wie bei deffen näherer Feitftellung, der Inhalt derjenigen Verein: 
barungen mit zum Grunde gelegt werden, welche, hinfichtlic der Sonder 
tung des Staatsvermoͤgens vom Fideicommißvermoͤgen des churfuͤrſtlichen 
Hauſes, ſo wie hinſichtlich des Bedarfes fuͤr den churfuͤrſtlichen Hof, mit den 
dermal verſammelten Landſtaͤnden getroffen ſind, und hiermit unter den Schutz 
dieſer Verfaſſung geſtellt werden. 

$. 141. Fuͤr den, in der betreffenden Vereinbarung feftgefegten, Be» 
darf des hurfürftlihen Hofes an Geld und Naturalien bleiben die 
dazu durch diefelbe vorbehaltenen Domainen und Gefälle auf immer beflimmt, 
Diefe werden aber deffen ungeachtet auch ferner durdy die Staatsfinanzbehörs 
den ganz fo, wie das übrige Domanialvermögen, verwaltet; deren Ertrag 
fließt in die Staatskaffe, und, hinfichtlich ihrer Veräußerung, finden die Bes 
flimmungen bes folgenden $. eben wohl Anwendung, 

$. 142. Das Staatsvermögen ift ſtets in feinen mefentlichen 
Beftandtheilen zu erhalten, und kann daher ohne Einwilligung der Stände 
weder durch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden, ober ſonſt einer 
‚bleibenden Laſt beſchwert werden. Unter dem Beräußerungsverbote aber find 
diejenigen Beränderungen nicht begriffen, welche bei einzelnen Befisungen zur 
Beförderung der Landescultur, oder font zue Wohlfahrt des Staates und 
Entfernung wahrgenommener Nachtheile, durch Verkauf, Austaufch, Vererb⸗ 
leihung, Abloͤſung oder Umwandlung in ſtaͤndige Renten, oder in Folge eis 
nes gerichtlichen Urtheiles nothwendig oder gut befunden werden follten, 
Der Erlös und überhaupt alles Aufkommen aus veräußerten Befigungen 
diefee Art muß jederzeit wieder zum Grundſtock gefchlagen, und fobald, als 
thunlich, zur Erwerbung neuer Befisungen, oder auch zur DVerbefferung der 
vorhandenen Domainen und Erhöhung ihres Ertrages verwendet werden, 
worüber demnaͤchſt den Landſtaͤnden, oder deren Ausfchuffe eine genaue Nach⸗ 
mweifung.gefchieht. Auch die künftig heimfallenden Lehen werden zum 
Staatsgute gehören. Gleichwohl bleibt der Regent berechtigt, die während 
der Dauer feiner Regierung heimgefallenen Lehen an Glieder des chukfuͤrſtli— 
hen Haufes oder der heffifchen (ehemals reichsunmittelbaren, altheffifchen und 
fhaumburgifchen) Ritterſchaft, oder zut Belohnung von Fundbar ausgezeich- 
neten Verdienſten um den Staat, wieder zu verleihen, 

"8, 143. Die Stände haben für die Aufbringung des ordent= 
lichen und außerordentlichen Staatsbedarfes, fomeit die übrigen 
Huͤlfsmittel zu deffen Dedung nicht hinreichen, duch Verwilligung von Abs 
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gaben zu forgen. Ohne landftändifhe Bewilligung kann vom Jahr 1831 
an weder in Kriegs-, noch in Friedenszeiten eine directe oder indirecte Steuer, 
fo wenig, als irgend. eine fonjtige Landesabyabe, fie habe Namen, welchen 
fie wolle, ausgefchrieben oder erhoben werden, vorbehaltlich der Einziehung 
aller Steuer; und anderer Landeseinkünfte von den Vorjahren, auch unbes 
fchadet der im $. 160. enthaltenen vorläufigen Beſtimmung. 

$. 144. Die Verwilligung des ordentlichen Staatsbedarfes erfolgt in 
der Negel für die nächften drei Jahre. Es iſt zu diefem Zwecke ber 
Ständeverfammlung der Voranſchlag, welcher die Einnahmen und Auss 
gaben für diefe Jahre mit thunlichſter Voltftändigkeit und Genauigkeit ente 
halten muß, zeitig vorzulegen, Bugleih muß die Nothwendigkeit oder Nuͤtz⸗ 
lichkeit der zu machenden Ausgaben nachgemiefen, das Bedürfniß der vorger 
fchlagenen Abgaben, unter welcher Benennung foldhe irgend vorkommen möz 
gen, gezeigt, auch von ben betreffenden Behörden diejenige Auskunft und 
Nachweiſung aus den Belegen, Acten, Büchern und Literalien gegeben mers 
den, welche die Stände in diefer Beziehung zu begehren, ſich veranlaßt fehen 
fönnten. Ueber die Verwendung des, dem churfürftfichen Hofe aus den Dos 
manialeinfünften zulommenden, Betrages (f. $. 141.) findet jedoch keinerlei 
Nachweiſung Statt. 

$. 145. Ueber die möglich befte Art der Yufbringung und Vera 
theilung der, für den ermittelten Staatsbedarf neben den übrigen Cine 
nahmequellen noch erforbderlihen, Abgabenbeträge haben bie Landſtaͤnde, 
nach vorgängiger Prüfung der deshalb von der Staatsregierung gefchehenen, 
oder nach Befinden weiter zu begehrenden VBorfchläge, die geeigneten Bes 
fhlüffe zu nehmen. | = 

$. 146. In den Ausfchreiben und Verordnungen, welche Steusen und 
andere Abgaben betreffen, foll die Landfländifhe Bewilligung befons 
ders erwähnt feyn, ohne welche weder die Exheber zur Einforderung bes 
techtigt, noch die Pflichtigen zur Entrihtung fehuldig find. 

$..147. Die Auflagen für den ordentlihen Stantsbedarf, infofern fie 
nicht ausdrüdlich blos für einen vorübergehenden und. bereits erreichten Zweck 
beftimmt waren, dürfen nah Ablauf der Vermwilligungszeit noch 
ſechs Monate fort erhoben werden, wenn etwa die Zufammenfunft der 
Landftände durch außerordentliche Ereigniffe gehindert, oder die Ständevers 
fammlung aufgelöfet ift, ehe ein neues Finanzgefeg zu Stande kommt, oder 
wenn bie in diefer Hinficht nöthige Beſchlußnahme der Landftände fich vers 
— Dieſe ſechs Monate werden jedoch in die neue Finanzperiode eine 
gerechnet, 

8. 148. Für diejenigen Grundſtuͤcke, welche früherhin als eremte Guͤ⸗ 
ter, oder ſonſt wegen ihrer befondern Verhaͤltniſſe mit Feiner, oder mit einer 
geringen, als der gewöhnlihen Grundſteuer belegt waren, werden die ges 
festlichen Vorſchriften wegen der bisherigen Eremtenjteuer, und beziehungss 
weife der für die Erbleihe- und dergleichen befonders belafteten Güter bisher 
gefegliche BZuftand, fo lange beibehalten, bis die, nad) Möglichkeit zu bes 
fhleunigende, gleihmäßige Befteuerung, unter Zuficherung einer ans 
gemeſſenen Entfchädigung für die bisherigen rechtmäßigen Steuerfreiheiten und 
Vorzüge, geſetzlich eingeführt feyn wird, 

$. 149. Die Güter der Kirchen und Pfarreien, der öffentlis 
hen Unterrichtsanftalten und der milden Stiftungen bleiben, fo 
lange fie fih in deren Eigenthume befinden, von Steuern befreit. Dicfe 
Steusrfreiheit erſtreckt ſich jedoch nicht auf diejenigen Grundſtuͤcke, welche bies 
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ber fehon flehterpflichtig waren, oder, nach ber Verkündung biefer Verfaffung, 
von ihnen erworben merden. 
$. 150. Die Grundſtuͤcke, welche von ber Randesherrfhaft zu 
eigenem Gebrauche, oder von Gliedern des C hurhauſes erworben find 
oder werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindfichkeit. 
$. 151. Die gefeglich, in Ruͤckſicht ihres dermaligen Befigers, ſteuer⸗ 
“ freien Grundſtuͤcke verlieren diefe Eigenfchaft, fobald fie in Privateigenthum 
übergehen. _ 
$. 152. Bei der, im $. 144. erwähnten, Vorlegung bes Voranſchla⸗ 
ge3 für die naͤchſten drei Jahre muß zugleih die Verwendung des 
Staatseinkommens zu den beflimmten Zwecken für die, feit Anfang, 
des Jahres 1831 verfloffenen, einzelnen Rechnungsjahre, foweit fie nod) 
nicht ihre volle Erledigung bei dem Landtage erhalten haben, nachgewie— 


fen werden, : 
Zwölfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beflimmungen. 


6. 153. Zur Annahme einer, in Borfchlag gebrachten, Abänderung 
ober Erläuterung der gegenwärtigen VBerfaffungsurkunde ift entweder 
völlige Stimmeneinhelligkeit der, auf dem Landtage anmwefenden, fländifchen Mit— 
Hlieder, oder eine, auf zwei nach einander folgenden Landtagen ſich ausipres 
chende, Stimmenmehrheit von drei Vierteln derfelben erforderlich. 

$. 154. Sollten dereinft etwa zwifchen der Staatsregierung und” den 
Randftänden über den Sinn einzelner Beftimmungen der Verfafs 
fungsurfunde oder ber, für Beſtandtheile derfelben erklärten, Gefege 
‚Bweifel fi erheben, und würde wider Verhoffen eine WVerftändigung dare 
über nicht erfolgen; fo muß der zmeifelhafte Punct bei einem Compromißge⸗ 
richte zur Entſcheidung gebracht werden, Diefes wird zufammengefegt aus 
ſechs unbefcholtenen, der Rechte und der Verfaſſung kundigen, wmenigftens 
dreißig Jahr alten Inländern, von telchen drei durch die Regierung, und 
drei durch die Stände zu wählen find, Niemand darf die auf ihn gefallene 
Mahl. ohne hinreichende Entfihuldigungsgründe, welche die wählende Partei 
zu beurtheifen hat, ausſchlagen. Das Compromißgeriht wählt fodann aus 
feiner Mitte durch das Loos einen Vorfigenden mit entfcheidender Stimme, 
im Falle dee Stimmengleichheit. 

$. 155. Alle gefeglihe Beftimmungen und andere Anordnungen 
jeder Urt, welche mit dem Inhalte der gegenwärtigen VBerfaffungsurkunde und 
ber, für Beftandtheile derfelben erklärten, Gefege im Widerſpruche fichen, 
find hierdurch aufgehoben. 
$. 156. Diefe Verfaſſungsurkunde tritt in ihrem ganzen Ums 

fange fofort nad ihrer Verkündung in Kraft und Wirkſamkeit, und. muß 
ohne Verzug von allen Staatsdienern des geiftlichen und weltlichen, fowohl 
des Militair- als Civilftandes, fo wie von allen Unterthanen mannlichen 
Geſchlechts, welche das achtzehnte Jahr erreicht haben, befchworen werden, 
Die oberften Staatsbeamten flellen über die, von ihnen gefchehene, 
eidliche Angelobung noch einen beſondern Revers aus, welcher im landfläns 
diſchen Archive niederzulegen ift. 

$. 157. Eine gleichlautende Ausfertigung gegenwaͤrtiger Verfaſſungsur⸗ 
Funde wird der hohen teutfhen Bundesverſammlung mit dem 
Erſuchen um Uebernahme der bunbesgefeglichen- Garantie überreicht werben. 


Vorübergehende Beftimmungen, 
8. 158. _Die erfte Bufammenkunft der, nad Inhalt diefer Ver: 
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faſſungsurkunde, für die Zukunft beſtehenden Landftände fol am 44. April 
1831 erfolgen, | 

$. 159. Zum Zwecke der Bearbeitung des Wahlgeſetzes (f. $. 72.), 
der Iandftändifchen Gefchäftsordnung (f. $. 77.), und des Staatsdienftgefeges 
(f. 8. 62.), ferner zue Berathung angemeffener Erleichterungen in den Stems 
pelabgaben, und der nöthig befundenen vorläufigen Maafregeln, in Bezie⸗ 
bung auf andere indirecte Steuern, auch zur Wahl bes im $. 102. gedach⸗ 
ten Iandftändifchen Ausfhuffes, fo wie des im $. 103. erwähnten Landſyn⸗ 
dicus, follen die gegenwaͤrtig verſammelten Landſtaͤnde noch ſo 
lange, als es noͤthig feyn wird, ihre Wirkſamkeit fortſetzen. 

8.160. Die dermaligen Steuern und andern Abgaben, blos mit 

Ausſchluß der, für die Landesſchulden beflimmten, Steuern (von weldyen les 
biglich die Eremtenfteuer fortdauert), find weiter ganz in der bisherigen Meife 
zu erheben, bis beshalb eine andere Einrichtung auf verfaffungsmäßigen Wege 
getroffen feyn wird. 

Es iſt Unfer unabänderlicher Mille, daß die vorftehenden Beſtimmun⸗ 
gen, welche Wir ftets aufrecht erhalten werden, als bleibende Grundverfaffung 
Unferer Lande auch von jedem Nachfolger in der Negierung zu allen Zeiten 
treu und unverbrüchlich beobachtet, und überhaupt wider Eingriffe und Ders 
letzungen jeder Art gefhügt werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedrudten 
Stantöfiegefs gegeben zu Wilhelmshöhe am 5. Sanuar 1831. 

| Wilhelm, Churfuͤrſt. 
(St. S 


"it. Kr. v. Meyſenbug. 





⸗ 


Mehrere von den, in der Verfaſſungsurkunde angekuͤndigten, organi⸗ 
fchen Geſetzen find noch nicht erſchienen. Allein folgende zwei Geſetze 
ftehen mit den Beftimmungen der Verfaſſungsurkunde felbft in genauen 
ſter Verbindung: das Gefeg über die Wahlen der Abgeordneten 
zu den Landtagen, und das Gefes, die Bürgergarden bes 
treffend, 


i) Gefes vom 16. Febr. 1831 über die Wahlen der Abs 
geordneten zu den Landtagen. 


‚Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2, Churfürft von Heſſen, 
Großherzog von Fulda, Fruͤſt zu Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Iſen⸗ 
— Graf zu Katzenelnbogen, Dietz, Ziegenhain, Nidda und Schaum⸗ 
urg ⁊c. ꝛc. 
haben, auf den Antrag der getreuen Landſtaͤnde und nach Anhoͤrung Unſeres 
Staatsminiſteriums, befchloffen, die nähern Vorſchriften über die Wahlen 
der Abgeordneten und ihrer Stellvertreter, in Gemäßheit des d. 72. der Vers 
faffungsurkunde, durch das nachfolgende Gefeg zu erlaffen. 

I. Allgemeine Beflimmungen. 

1. In Beziehung auf die nothwendigen Eigenfchaften der Wahlberech⸗ 
tigten und der Gemwählten, dient der einfchlägige Inhalt der $$. 64. bis 68. 
der Berfaffungsurkunde zur Richtſchnur. 


2. Das Wahlrecht kann überhaupt nicht durch Bevollmaͤchtigte aus: 
geuͤbt werden. 
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3. Die erforderlichen regelmaͤßigen Wahlen (f. $. 78. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde) follen im Monat Juli Statt finden (f. jedoch hinſichtlich des näche 
fien Landtags unten $. 59.). Zu dieſem Zwecke haben. die wahlberechtigten 
Körperfchaften und die Wahlcommiſſionen ohne weitere Aufforderung mit 
dem Anfange des genannten Monats in dem betreffenden Jahre ihre Ges 
ſchaͤfte zu beginnen. 

In Anfehung der etwa eintretenden außerordentlichen Wahlen, haben 
biefelben der deshalb im Geſetzblatte ergehenden allgemeinen Aufforderung des 
Minifteriums des Innern zu entfprechen, audy ohne eine folche Aufforderung 
zu denjenigen Wahlen zu ſchreiten, melche durch den Abgang einzelnes Lande 
tagsabgeorbneten und ihrer Stellvertreter nöthig werden, 


I. Wahl eines Dbervorftcherd der adeligen Stifter Kaufungen 
und Metter. 

| 3. Diefe Wahl wird bewirkt ducch die ritterfchaftlihen Obervor⸗ 
fteher, in Gemeinfchaft mit den fünf Stromsdeputicten dee althefjifchen 
Ritterfchaft. , 

+ Die Leitung ber. Wahl fteht dem im.Dienfte äfteften Obervorfteher 
zu. Bei der Wahl entfcheidet Stimmenmehrheit, und bei Stimmengleichheit 
das Loos. An der Wahl des Stellvertreter nimmt der gewählte Obervors 
fiehee Theil. I 

Ueber die gefchehene Mahl Beider ftellt der aͤlteſte Obervorfteher, und 
wenn dieſer felbft zum Abgeordneten oder zum Stellvertreter erwählt worden 
iſt, der nächflfolgende Obervorfteher, oder der Altefte Stromsbeputirte zu ihrer 
Legitimation eine Befcheinigung aus, 

II, Wahl des Abgeordneten der Landesuniverfität. 

5. Der Abgeordnete der Landesuniverfität, fo wie deſſen Stellver— 
fretet, wird von dem akademiſchen Senate aus deſſen Mitte durch geheime 
Abftimmung gewählt, und dem Erwählten die nöthige Befcheinigung ertheilt. 

IV. Wahl der ritterfchaftlichen Abgeordneten, 
6. Die Abgeordneten der Ritterfhaft und deren Stellvertreter werden 
folgendermaßen gewählt: | 
4) aus der altheffifchen immatriculivten Ritterfchaft von jedem der fünf 
Strombezirke ein. Abgeordneter nebft einem Stellvertreter, — welche 
Wahl auf jedes Iandtagfähige Mitglied der altheffifchen Nitterfchaft, 
ohne Nüdficht auf deren Eintheilung nad Strombezirken, fallen ann; 
2) aus ber Ritterfhaft der Graffhaft Schaumburg, mit Zuziehung ber 
adeligen Stifter Fiſchbeck und Obernkicchen, ein Abgeordneter nebft eis 
nem Ötellvertreter; 
3) aus der vormals reichsunmittelbaren Nitterfhaft in den Kreifen Zulda 
und Hünfeld ein Abgeordneter nebſt einem Stellvertreter; | 
4) aus der vormaligen Reichsritterfhaft und dem fonft ſtark begiterten 
Adel der Provinz Hanau ein Abgeordneter nebft einem Stellvertres 
ter, — Wir werden diejenigen abeligen Gutsbefiger beftimmen, melche 
mit vorbenannter ehemaliger Neichsritterfchaft an der Wahl Theil zu 
nehmen haben, und deren jeder ein Gut von menigftens dreihundert 

Adern (Morgen) an arten: und Feldland oder Wieſen befigen muß. 

7. .Die Leitung der Wahl in jedem ber fünf Strombezirke von Alt 
heſſen, desgleichen in dee Graffhaft Schaumburg, ſteht wie bisher dem rit⸗ 
terfchaftlichen Stromdeputirten zu. 

In den Kreifen Fulda und Hünfeld, fo wie in der Provinz Hanau, 
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geſchieht die Leitung biefer Wahl duch die, aus der Mitte dev Wahlbereche 
tigten auf Lebenszeit. zu waͤhlenden, Vorſtaͤnde. 
8. Bei der Mahl der Abgeordneten und deren Stelfvertreter entſcheidet 
die Stimmenmehrheit, und bei Stimmengleichheit das Loos. 
Ä 9,: Ueber: die geſchehene Wahl’ flelt der xitterfchaftlihe Stromdepu⸗ 
tirte, oder wenn er felbft gewaͤhlt ift, das von ihm fubftituirte Mitglied 
der: Ritterfchaft, beziehungsmeife der Vorſtand den Gewaͤhlten eine Beſcheini⸗ 
gung aus a a 
225 Ne. Wahl der ſtaͤdtiſchen Abgeordneten. 

10. Die Abgeordneten der Städte, werden durch eine boppelte Mahl 
ernannt. — —— 

Die erſte Wahl beſtimmt die Wahlmaͤnner, die zweite die Abgeordne— 
ten zum Landtage und deren Stellvertreter. 

A Wahl der Wahlmaͤnner. 

411. Un der Wahl der MWahlmänner nehmen alle diejenigen männli- 
hen Stadtbewohner Theil, welche das Staats- und Ortsbuͤrgerrecht haben 
(mithin nicht bloße Beiſitzer find), und nicht zur Klaffe der Gefellen- und 
Zagelöhner gehören, auch nicht in Koſt und Lohn eines Andern ftehen. 

12. Jede Stadt, welche einen oder mehrere Abgeordnete zu ernennen 
Hat, wählt für jeden derfelben 16 Wahlmänner. 

Bon den andern Städten, welche mit mehreren zufanmen einen Ab: 
geordneten zum Landtage zu fenden haben, wählt eine jede für je 500 Sees 
len einen Wahlmann, ohne Beachtung der überfchießenden, noch nicht 500 
beteagenden, Seelenzahl. 

13. Zur Erleichterung diefer Wahl ift, mo es nothwendig befunden 
void, die Stadt. nah Quartieren einzutheilen, dergeflalt, daB Fein Wahl⸗ 
— nach Maaßgabe der Bevoͤlkerung, über 8 Wahlmaͤnner zu ernen⸗ 
nen hat. > 
| 14. Zu Wahlmännern. einer Stadt Finnen. nur folche Einwohner der: 
felben gewaͤhlt werden, welhe nicht nur die aus $. 67. der Verfaffungsur: 
tunde ſich ergebenden Eigenſchaften befigen, und das Staatsbürgerrecht nicht 
verlosen haben, fondern auch zu den höchftbefteuerten Grundbefigern. (eins 
ſchließlich der Hausbefiger) in’ der Stadtgemarkung ‘gehören, Als höchftbes 
feuert find. aus jeder. Stadt fo viel. Steuerpflichtige, nach Maaßgabe der dis 
tecten Abgaben, welche fie im vorhergegangenen Kalenderjahre an den Staat 
bezahlt haben, zu verzeichnen, als die ſechsfache Anzahl der, nach dem $. 12. 
für die Stadt zu waͤhlenden, Wahlmaͤnner ausmacht, und zwar bergeftalt, 
daß, wofern die Anzahl dee Höchftbefteuerten von gleichem Betrage die 
ſechsfache Zahl der Wahlmänner uͤberſteigt, dennoch dieſelben ſaͤmmtlich in 
das Verʒeichniß aufzunehmen ſind. Ausgeſchloſſen werden jedoch diejenigen, 
welche inzwiſchen den Grundbeſitz, wegen deſſen ſie zu den Hoͤchſtbeſteuerten 
gehörten, veräußert haben, ſoweit ſolches nämlich zur Kenntniß der Wahlcom⸗ 
miſſion gekommen iſt. 

Dieſe Verzeichniffe ber Höchftbefteuerten in. den Städten find durch die 
Steuerbehörde zeitig vor dev Wahl der Wahlmänner, auf Veranlaffung der 
Stadträthe, aufzuftellen, und duch Letztere 8 Zage vor der Wahl mit: 
telſt Anfchlages an dem, zu ſolcher beſtimmten, Verfammlungsorte bekannt 

zu machen, 

In jeder Stadt aber, welche mehr als zwei Wahlmänner zu wählen 


hat, follen den höchfibefteuerten Einwohnern dieieni = 
— — | hnern Diejenigen gleichgenchtet wer- 


\ 
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a) Mitglieder des Stabtrathes find, oder. Ä | 

b) als Mitglieder des Bürgerausfchuffes der Stadt zum zweitenmale goe 
wählt find, oder ent N — 

c) in der Stadtgemarkung wohnhaft, ein ſtaͤndiges Einkommen von min⸗ 
deſtens dreihundert Thalern jaͤhrlich, außer der Beſoldung aus einer 
Staatskaſſe haben. F — 

15. Die Bewohner eines jeden Quartiers koͤnnen zum Wahlmanne 
jeden wählbaren Einwohner der Stadt beſtellen, ohne Ruͤckſicht auf das 
Quartier, in welchem er wohnt. | | 

16. Die Wahkeommiffion, welche die Wahl der Wahlmänner zu lei⸗ 
ten hat, befteht: ans a 
4) aus dem amtsführenden Buͤrgermeiſter oder deſſen Stellvertreter, 

2) aus vier Mitgliedern ded Stadtrathes, umd | . 

3) aus dem Stadtfhreiber oder deſſen Stellvertreter, als Protocolfführer, 

47. Die Wahleommiffion hat die Stimmberechtigten eines jeden Wahl⸗ 

quartierd wenigſtens 2 Tage vor dem Zermine, und wenn wegen großer 
Anzahl. derfelden die Abflimmung nicht in einem Vormittage vollbracht wer⸗ 
den Eönnte, deren fo viel zur Wahl dar beftimmten Wahlmänner ‚duch bes 
fonderg, gehörig zu befcheinigende Umfagen einzuladen, ald in einer. Sigung 
ihre- Stimmen abgeben fünnen, - an 
18. Die zur feftgefegten Zeit nicht erfcheinenden Wahlberechtigten were 
ben für den einzelnen Fall. ihres Wahlrechts verluſtig. | 
49, Die Abjtimmung gefchieht vor. vollftändig verfammelter Com⸗ 
miffion. in dem Stadthaufe ader dem fonft: dazu bejlimmten Verſamm⸗ 
lungszimmer. E 

- Zeder Stimmende hat fo. viel: Wahlmänner mündlich zu bezeichnen, als. 
bad. Quattier, wozu er ‚gehört, zu ernennen .hat.. Die Namen der Bezeich⸗ 
neten find, mit Angabe ihres‘ Standes oder Gewerbes, vollſtaͤndig in das 
Wahlprotocoll einzutragen. —— 
| 20, Bei diefer Wahl. entfcheidet. überall die Stimmenmehrheit, und 
bei Stimmengleichheit das 2oos.: Doch muß da, wo mehrere Mahlquars 
tiere gebildet find, wenigſtens die Hälfte der zur Wahl Berechtigten des 
Quartiers geftimmt haben. Bei dem Mangel diefer Hälfte ſollen die nicht 
ohnehin zu der Wahl-in diefem Quartiere berufenen Mitglieder des Stadt: 
vathes, auch demnaͤchſt des Bürgerausfhuffes, am Drte, ohne Rüdficht auf 
beren. Anzahl, hinzutreten. | | = — — 

Bo mehrere Wahlmaͤnner ernannt werben, find ſolches diejenigen, welche 
überhaupt die meiften Stimmen zählen, oder auf welche: bei vorhandener 
Stimmengleichheit das Loos gefallen ſeyn wird. 

21. Die Streitigkeiten über die Stimmfähigkelt der, zur Wahl ew 
fchienenen, Perfonen entfcheidet bie Mahlcommmiffion durch Stimmenmehr: 
beit. Die Entfcheidung ift nur für dem. einzelnen Fall gültig, Den Bes 
theiligten fteht es frei, gegen. diefelbe bei der verwaltenden Dberbehörde der 
Provinz, worin die Wahl Statt fand, binfichtlich der Stimmfähigkeit für 
kuͤnftige Wählen Beſchwerde zu führen (f. jedoeh die Verfaſſungsurkunde 
. 67. Mr. 3. » : 

s 22, er Verrichtung eines Wahlmannes kann von feinem Staates 
buͤrger ohne eine, duch die Wahlcommiſſion für. hinlaͤnglich erklaͤrte, Urfache 
(als Krankheit, nothwendige Abwefenheit ꝛc.) verweigert werden, bei Verluſt 
des Rechts zur Theilnahme an der Volksvertretung. | 

23. Nah Beendigung der Wahl in einem Quartiere find die Namen 

der Wahlmänner fofort bekannt zw machen, und in dem Gigungszimmer 
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der MWahleommiffion anzufchlagen, um zu verhindern, daß die von einene 
Quartiere Emannten nicht noch einmal gewählt werben. 

24.. Die MWahlprotocolle, deren Einfiht feinem Wahlberechtigten ver 
fagt werden Tann, find von fämmtlihen Mitgliedern der MWahlcommiffion zu 
unterzeichnen, und in ber ftäbtifchen Repoſitur aufzubewahren, 


B. Wahl der Abgeordneten zum Landtage, 


25. In den Städten, welche eigene Abgeordnete wählen, find fammt: 
the Wahlmanner für diefen Zweck von der Wahlcommiffion (f. $. 16.) 
mit größter Befchleunigung durch gehörig zu befcheinigende Umfagen auf eis 
nen, nicht über zwei Tage hinaus zu beftimmenden, Termin einzuladen. 

26. Die Wahlmärmer mehrerer Städte, welche zufammen einen Abe 
geordneten abfenden, find von der Wahlcommiffion der ausfchreibenden Stadt 
des Wahlbezirkes einzuladen, — 

Die Eigenſchaft ausſchreibender Städte haben bie im F. 63. ber Were 
faffungsurkunde Nr. 10. unter g bis m und o zuerft genannten Städte, 

‚Bon den unter mn aufgeführten Städten hat Hünfeld bei einer Wahl, 
und ſodann Schlüchtern bei zwei Wahlen die Eigenfchaft der ausfchreibm: 
den Stadt. 

Von den Städten Hersfeld und Melfungen (f. $. 63. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde, Nr, 10. ©.) gebührt der erfigenannten Stadt zuerfi die ziveimialige 
ſelbſtſtaͤndige Wahl. 

27. Bür die Reife an den Wahlort erhalten die Wahlmänner auf 
Verlangen die in ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten gewöhnliche Vergütung aus ber 
Kämmereikaffe ihrer Stadt. 

28. Ehe zu der Wahl gefchritten wird, macht bie Wahlcommiſſion 
den Wahlmaͤnnern bekannt, daß ihre Wahl auf Maͤnner fallen muͤſſe, welche 
anerkannt rechtſchaffen, der Landesverfaſſung kundig, auch ſonſt zur Exfüle 
lung der einem Abgeordneten obliegenden Pflichten hinlaͤnglich befaͤhigt und 
bes Stantsbürgerrechtes (f. FF. 22. und 23, der Verfaffungsurkunde) theil⸗ 
haftig find, zugleich aber die in der Verfaffungsurfunde 8. 64. bis 67, er⸗ 
forderlichen Eigenfchaften haben. Die Wählenden betheuern fodann dur) 
Handgelübde, an Eides Statt, daß fie nach ihrer eigenen Ueberzeugung ihre 
Stimmen abgeben wollen, fo wie fie es für das Befte des Landes am dien: 
lihften erachten, und daß fie, in Bezug auf diefe Wahl, von Niemandem 
auf irgend eine Weife eine Gabe oder einen Wortheil erhalten haben, ober 
je annehmen werden, 


239. Damit die Abwechslung, welche, Hinfichtlich der erforderlichen Eis 
genfhaften der Abgeordneten, durch die 88. 64. und 66. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde vorgeſchrieben iſt, bei den Wahlen gehörig beruͤckſichtigt werde, ha⸗ 
ben die Staͤdte, welche in der Verfaſſungsurkunde $. 63. Nr. 10. unter 
c,d, e, f, g und h genannt find, mit der Wahl, nach Maafgabe 
des $. „64., den Anfang zu machen, hingegen, bei der folgenden Wahl 
die Städte unter i, k, l, m, n und o Die Wahl nach diefem $. vor 
zunehmen, und fo ferner, von Mahl zu Wahl mwechfelnd, den einen oder 
andern ber nn Paragraphen fich zur Richtſchnur dienen zu laffen, 
4430. Die Wahleommiffion und deren einzelne Mitglieder dür | 
in die Wahlen ſelbſt auf keinerlei Weiſe, z. B. * — — 
ſchlag einer beſtimmten Perſon, einmiſchen. Wer ſich ein ſolches Vergehen 
zu Schulden kommen laͤßt, iſt mit einer Geldbuße von fuͤnf bis zu zwanzig 


Thalern für jede ſolche Einmiſchung zu beftrafen d | i 
ae [hung zu betrafen, und dag Urtheil öͤffentlich 
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34, Die Wahlmanner der Städte, welche. mehr als einen Abgeordne⸗ 
ten zu ernerinen haben, wählen einen jeden durch befondere Wahl. 
832. ‚Eben fo wird jeder Stellvertreter nach vollendeter Wahl. der Ab— 
geordneten: durch befondere Wahl ernannt. — ie, 
33. Die Mahl .gefchieht mittelft geheimer Stimimengebung. Jeder 

MWahlmann erhält hierzu durch Ziehung einen gedruckten Wahlzettel mit eis 
nem, Umfchlage. in Briefform MAIS | 
Die Wahlzettel müffen nur auf ihrer Innern Seite von der Wahlcom⸗ 
miſſion mit einer Nunimer in fortloufender Reihe, nach Zahl der Stimme 
geber, verfehen feyn. —— ee 
34. Nachdem jeder Wahlmann Namen, Stand und Wohnort‘ des 
Bon. ihm Vorgefchlagenen auf den Wahlzettel gefchtieben, diefen zZufammenges 
. Ieät, und den Umfchlag mit feinem Namen eigenhändig verfehen hat, were 
den die Wahlzettel gefammelt, und die aͤußern Auffchriften mit der Lifte der 
Stimmgeber verglichen. | | 
Jeder Wahlmann hat, unmittelbar vor der Wegnahme des Umſchlags 
Jeines Wahlzettels, die auf erſterem „befindliche Aufſchrift feines Namens 
Anzuerkennen. a | Berta 
In Gegenwart ber Wähler werden die Zettel aus den. Umfchlägen heve 
ausgenommen, in einer Urne oder auf ſonſt geeignete Weiſe gemifcht, und 
ſodann die Vorfchläge verfündige. e | m era? 

Ein Mitglied der Commiſſion lieſet nämlich jeden Vorfchlag mit der 
Nummer des MWahlzettels ab, der Secretair trägt denfelben in das Protos 
coll ein, und ein anderes Mitglied der Commiffion, welches die. abgelefenen 
Zettel empfängt, führt die. Gegenliſte. A 2 


365. Wahlzettel, ‚welche unleſerlich gefchrieben. find, oder die Perfon 
des Vorgeſchlagenen nicht hinlaͤnglich bezeichnen, und zu denen der Ausffele 
ler, behufs ihrer Berichtigung, ſich nicht, bekennt, werden zwar als Vorſchlag 
. nicht beachtet, die Ausſteller aber bei Berechnung ber Stimmen. der Mehr 
heit, beigegäble.. > 2. et en, 
:.36., Wenn bei der erſten Abſtimmung für die Wahl. des Abgeordnes 
ten oder des, Stellyertreters auf einen, der Vorgefchlagenen ‚nicht ; wenigftens 
eine. Stimme weiter, als die Hälfte, der Stimmen (abfolute. Stimmenmehre 
heit) aller Wahlmänner- nach deren gefeglicher Anzahl gefallen, mithin die 
Mahl umentfhjieden geblieben. ift; fo wird eine zweite Wahl vorgenommen; 
es fey denn, daß nur zwei Perfonen vorgefchlagen worden, deren jede die 
Hälfte der, Stimmen. für fih hat. In dieſem Falle wird zu. einer 
abermaligen Wahl zwifchen den beiden Vorgeſchlagenen, und bei” einet 
etwa wiederhöhlten Stimmengleichheit zur CEntſcheidung durch das Loos 
geſchtitten. a er 
sen 37. In Unfehung . der nöthigen weiten Wahl. dienen folgende Vor: 
ſchriften zur Rihtfhnue: | ee Ei 
4) Hatten zwei der Vorgefchlagenen die meiſten, gleiche oder. un: 
gleiche, Stimmen erhalten; fo erſtreckt fi die, alsdann vorzunehmende ‚neue 
Wahl nur,auf diefe Beiden. | 5 9 
2) Wenn mehr als zwei der Vorgeſchlagenen die meiſten, jedoch 
gleiche Stimmen erhielten; ſo ſoll die vorzunehmende neue Wahl ſich auf 
zwei derſelben erſtrecken, welche hierzu aus ihnen durch das Loos beſtimmt 
ſeyn werden. | — 
3) So oft blos einer der Vorgeſchlagenen die meiſten Stimmen, je: 
doch nicht die abfolute Mehrheit, für fih hat, und auf Andere gleiche Stim⸗ 
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men gefalfen find, wird einer unter den Letztern durch das Loos dazu bes 
ſtimmt, mit dem Erſiern zur neuen Wahl gebracht zu werden. 

38. Ds Etgebniß der. Wahl wird alsbald den anweſenden Wahl⸗ 
maͤnnern eroͤffnet, und jedem der Erwaͤhlten, einſchließlich der Stellvertreter, 
von der Wahleemmiſſion ei eine eBeieiwigung unter ‚dem sn * Le⸗ 
— ash UT 
| VI. Baht der: Abgeordneten der. Landbezicke 

A, Allgemeinere Vorſchriften. 

39. Die Abgeordneten der, zu den acht Landbezirken gehörigen, Rand: 
gemeinden merden duch eine dreifache Wahl ernannt. . 

Die erfte Wahl beftimmen die Gemeindebevollmächtigten, die zweite die 
Mahlmänner, und die dritte die Abgesrdneten zum Landtage. 

40. Zum Zwecke biefer ‚Wahlen ift jeder Landbezirf, mit Ausnahme 
bes Weſerbezirkes (welcher nur einen Wahldiſtrict bildet), in zwei Wahl . 
diſtricte eingetheilt, und es kommen hierbei die nachfolgenden allgemeinern 
Beftimmungen in Anwendung: 

a) Jede für ſich beftehende Landgemeinde wählt einen Bevollmächtigten 
aus ihrer Miete. Größere Orte, welche 1000 Seelen und darüber ‚haben, 
wählen auf je 500 Seelen einen Bevollmächtigten. 

Außerdem treten zu den Gemeindebevollmägtigten die Eigenthümer von 
folhen, im Wahldiſtricte befindlichen, Guͤtern hinzu, welche wenigſtens zwei⸗— 
hundert Acker (Morgen) an Gaͤrten, ſtellbarem Land und Wieſen halten, ſo— 
fern dieſe Gutsbeſitzer nicht ſchon in einer andern Eigenſchaft an den Wah⸗ 
len Theil Bin nehmen haben. 

5) Feder Wahldiſtrict ernennt durch ſeine Bevollmaͤchtigten in den ein⸗ 
zelnen, durch die Amtsbezirke beflimmten, Abtheilungen dreißig zwei 
MWahlmanner, und 

c) durch dieſe einen Abgeordneten zum Landtage. 

41. In der nachſtehenden Ueberſicht der acht ——— find “deren 
Wahldiſtricte, die einzelnen folche bildenden Amtsbezirfe und die durch einen 
jeden diefer Bezirke zu ernennende Zahl von Wahlmännern enthalten. 


I. Dee Diemelbezirk beſteht aus den Wahldiſtricten: 


4) Caſſel, begreifend die Landgemeinden - 
a. des Landgerichts Caſſel, welche 23 Wahlmänner flellen, 
b. des Amtes Naumburg — 4 W, 
© des Amtes Wolfhagen mit Zierenderg — 5 W. 
2). Hofgeismar, enthaltend die Landgemeinden 
. des Amtes Hofgeismar — 7 W. 
— — Carlshafen — 4 W. 
— —  Gitebenftein 7 W. 
— — Sababurg 9 W. 
— — Volkmarſen — 5 W. 


II. Der (Nieder:) Fuldabezirk theilt fich in bie Watte: 


1) Hersfeld, umfaffend die Landgemeinden 

a. des Landgerichts Hersfeld — 13 W, 

b. des Amtes Friedewad — 9 W. 

c. des hurfürftlichen Amtes Rotenburg — 2; 

d. des fuͤrſtl. Notenburgifchen Oberamtes Rotenburg — 8 W. 
2) Spangenberg, begreifend die Landgemeinden 
a. des Amtes Spangenberg — 9 W. 


ee 
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— des Amtes Melfungen — 7 W. ——— 
— Rentershauſen — 6 W. 
re des fürftlich Rotenhurgifchen —*8 Sorniuig - — 6 =. 
e. des. Amtes Sontra — AM, | 
Er 10. Der Werrabezirk hat die Wahldiſtelete: 
9 Wigenhaufen, beftehend aus den Landgemeinden 
a. des hurfürftlichen Amtes Wigenhaufen mit Glaluende — 9 
Wahlm. 
b. des fuͤrſtl. Rotenburg. Amtes Wigenfaufen — 
c. des Amtes’ ee —3W. 
d. — Bilſteln — 6 W. 
e. — * Germerode — 3 W. 
f. — Lichtenau — 7 W. 
2) Efchtwege, gebildet durch bie Landgemeinden 
des hurfürftlichen Amtes Eſchwege, welche 6 Wehlnnmer fallen. 
des fürftl. Rotenburgifchen Amtes Eſchwege — 1 W. 
des Amtes Biſchhauſen — 4 W. —J 
— Brotterode — IM. 
— Netra — 5. W. u 
des Landgerichts Schmalkalden — 8 Bw 
de3 Amtes Steinbach — 4 W. 
des Amtes Wanfried — 4 W. 


IV. Der Schwalmbezirk theilt ſich in die — 
1) Homberg, enthaltend die Landgemeinden 
8 des Landgerichts Homberg mit dem Amte Borken — Bw 
des Amtes Felsberg — 5 W. 
© — Fritzlar — 6 W. 
d. — Gudensberg 7 W. 
2) Ziegenhain, begreifend die Landgemeinden 
2. des Amtes Ziegenhain — 8 W. 
— ZJesberg — 7 W. 
— Neukirchen — 5 W. 
— Oberaula — 6 U, 
— Treyſa — 6 W. 
V. Der Lahnbezirk beſteht aus den Wahldiſtrieten: 
1) Marburg, umfaſſend die Landgemeinden 
a. des Landgerichts Marburg — 14 W. 
b. de8 Amtes Frohnhauſen mit Treis an der Lumbde — 6 RM 
c. des Amtes Kichhain mit. dem Amt Amoͤneburg — 3 Dt 
d. des Amtes Neuftadtt — 5 W. 
2) Frankenberg, enthaltend die Landgemeinden 
a. des Amtes Frankenberg — 1 W 
b. —  Raufbendeg — 7. W. 
.. — 7 Rofnthal — 5 W. 
de — Wetter — 9 W. 
VI. Der Ober: Fuldabezire hat bie Wahldiſtricte: 
1) Fulda, begreifend die Landgemeinden 
a. des Landgerichts Fulda — 15 W. 
2 des Amtes Großenlüder — 8 W. 
— Neuhof — 9 W. 
2) Hünfe, gebildet durch die Eunbgemeinben 
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a. des Amtes Huͤnfeld — 10 W. 
be. — Burghaun — 11 W. 
ar fm U 
VIL- Dee Mainbezirk theitt fih in die Wahldiſtricte: 
. 4) Hanau, umfafjend die Landgemeinden 
a. des Landgerichts Hanau — 7 W. 
b. des Amtes Bergen — 6 W. 


©. — Bieber — 2 W. 
d. — Dorheim — 2 W. 
e. — Gelnhauſen — 4 W. 
. —  Langenfelbod — 4 W. 
h — Meerholz — 4 W. 
— Windecken — 3 W. Ai 
2) Salmünfter, beftchend aus den Landgemeinde 
2 des Amtes Salmünfter mit dem Gerichte Romsthal — 4 W. 
b. — Birnſtein — 5 W. 
e. — Schwarzenfels — 8 W. 
d — Steinau mit dem Amte Schlühten und dem Gerichte 


Rambo — 10 W. 

e. des Amtes Mächtersbah — 5 W. 

VII. Der Meferbezivk bildet nur einen Wahldiſtrict, und beſteht aus den 
Landgemeinden: 

a. des Landgerichts Rinteln — 9 W. 

b. des Amtes Obernfichen — 5 W. 

c. — Oldendorf — 7 W. 

di Rodenberg — 11 W. 
Der MWahlort für den Weſerbezirk ift Rinteln. ' 
Bei einer Eünftigen Veränderung der Amtsbezirke foll auch die duch bie 
Landgemeinden derfelben zu ftelende Anzahl von Wahlmännern, nad) dem als⸗ 
dann fich ergebenden Verhältniffe der Bevölkerung, anderweit bejtimmt werden. 

42. Mit der obern Leitung der Wahlen ift beauftragt der erſte lan= 
desherrliche Gerichtsbenmte für denjenigen Dit, nad weldyem oben der be: 
treffende Wahldiſtrict benannt worden ift, vorbehaftlid einer etwa zu tref: 
fenden anderweiten gefeglichen, Beftimmung. Us Wahlort fol jedoch im 
Wahldiſtrict Eſchwege die Stadt Eſchwege nur bei zwei Wahlen, hingegen 
die Stadt Schmalkalden bei der dritten Wahl angeiehen werben, 

43. - Die mit der obern Leitung der Wahlen” beauftragten Gerichtsbe— 
amten haben fofort mit dem Anfange des Monats Juli in demjenigen Jahre, 
worin eine regelmäßige Zufammenkunft der Landftände Statt findet (f. $$- 
78 und 80. der Verf. Urkunde), die übrigen betreffenden Gerichtsbeamten 
zur Veranftaltung der Wahlen der Gemeindebevollmächtigten und der Mahl: 
männer innerhalb ihres Amtsbezirkes aufzufordern, für ihre eignen Amtsbe⸗ 
zirke aber felbft das Wahlgefchäft einzuleiten. 

Um zu verhindern, daß die von einem Amtsbezirke ernannte Wahl: 
männer in einem andern abermals gemählt werden, darf diefe Wahl in meh— 
veren Amtsbezirken nicht gleichzeitig vorgenommen werden. Zu diefem Zwecke 
ift bei jener Aufforderung zugleich eine beftimmte Reihenfolge anzuordnen. 
B. Befondere Vorſchriften. 

1) Wahl der Gemeindebevollmädtigten. 

44. Die Wahl derjenigen Gemeindebevollmächtigten, welche nicht mes 

gen ihres Gutsbeſitzes (f. oben $. 40, a.) dazu berufen a geſchieht unter 
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ber Reitung bes Schultheißen (Steben) und von zwei Mitgliedern des Orts⸗ 
vorftandes duch mündlichen Vorſchlag der auf gewöhnliche Weiſe zu ver⸗ 
ſammelnden, zur Wahl berechtigten, Gemeindeglieder. =. 

Das über diefe Wahl mit Benutzung eines. gedruckten Formulars zu 
fuͤhrende Protocoll, deſſen Einſicht jedem Wahlberechtigten frei ſteht, iſt von 
dem eben genannten Ortsvorſtande insgeſammt zu unterzeichnen. 

45. Zur Wahl berechtigt und wählbar find alle. männliche. Einwoh— 
ner ber betreffenden Landgemeinde, welche die nus dem $. 67. der Verfaf: 
fungsurkunde ſich ergebenden Eigenfchaftern haben, und außerdem den Ader: 
bau oder ein Handwerk felbftftändig betreiben; oder. ein‘ Wohnhaus dafelbft 
befigen, auch nicht das Staatsbuͤrgerrecht verloren (f. $. 23. der Verfaſ⸗ 
fungsurkunde) haben, 

46. Bei diefer Mahl entfcheidet überall Stimmienmehrheit, und bei 
Stimmengleichheit das Loos, Wo mehrere Bevollmächtigte zu wählen find, 
gelten als folche diejenigen, welche die meiften Stimmen für fich haben, oder 
dazu bei vorhandener Stimmengleichheit durch das Loos beftimmt feyn 
werben. 

47. Das Ergebniß der Wahl ift alsbald. nach deren Beendigung in der 
Gemeinde befannt zu machen und dem betreffenden’ Gerichtsbeamten das 
— aufgenommene Protocoll einzufenden: 


2) Wahl der Wahlmänner. 

48. Nach beemdigter Mahl der Gemeindebrvollmächtigten, hat ber bee 
treffende Gerichtsbeamte diefelben nach den befreffenden Gutsbefigern (ſ. $- 40. 
a.) auf einen beflimmten Termin’ zur Wahl der für feinen Amtsbezirk feſt— 
gefessten Zahl der Wahlmaͤnner (f.,$. 41.) fchriftlich einzuladen. 

49. Die Commiffion, welche die Wahl der Wahlmänner zu leiten 
hat, beſteht außer dem betreffenden Gerichtsbenmiten aus vier Beifigern, wel⸗ 
che die verfärnmelten Gemeindebevollmädjtigten, ehe zur Wahl ſelbſt gefchrits 
ten wird, aus ihrer Mitte, unter ber Feitung de3 Erſteren zu ernennen 
haben, 

50. Waͤhlbar find die fännmtlichen männlichen Landbewohner des 
Wahldiſtricts, welche die aus dem d. 67. der Verfaſſungsurkunde ſich erge⸗ 
benden Eigenfchaften befigen, das Staatsbürgerrecht nicht verloren haben 
1. $. 23. d. V. U.), und. zu den höchfibefteuerten Einwohnern der ben 

Wahldiſtrict bildenden Amtsbezirke gehören (vgl. jedoch $. 52.) 
51. Die betreffenden Gerichtsbeamten haben die Aufftellung der Were 
‚ zeichniffe der Hoͤchſtbeſteuerten aus dem ganzen Wahldiſtricte durch die Steuer— 
behörde zeitig vor dev Wahl der Wahlmänner zu veranlaffen, und diefe Vers 
| ichniſſe den Gemeindebevollmaͤchtigten zwei Tage vor dieſer Wahl mittelſt 
Anfehlanes an dem zu berfelben beflimmten Verfammlungsorte befannt zu 
machen. 
Als hoͤchſt beſteuert find aus jedem Amtsbezirke fo viel Steuerpflich—⸗ 
tige nad). Manfgabe ihres Steuerbetrages zu bezeichnen, als die fechöfache 
Anzahl der im 9. 41. erwähnten Wahlmanner diefes Bezirkes ausmacht, 
Sofern die Anzahl der Hoͤchſtbeſteuerten von gleichem Betrage die ſechsfache 
Zahl der Wahlmaͤnner uͤberſteigt, ſind dennoch dieſe ſaͤmmtlich in das be⸗ 
treffende Verzeichniß aufzunehmen. 

52. Bis zu einem Drittel der gefeglichen Anzahl innen die Wahl 
männer auch aͤusnahmsweiſe gewählt werden ſowohl aus ſolchen Ortsvorge— 
festen in jedem Wahldiſtricke, welche nicht zu den Hoͤchſtbeſteuerten gehören, 
als aus andern. Einwohnern, welche im Wahldiftriete anfäßig find, und ein 
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ſtaͤndiges Eintommen von mindeſtens 300, Thalern jährlich, ‘außer einer 
Beſoldung Aus der Staatskaſſe, haben. 

53. Bei dieſer Wahl kommen Überdieß die Vorſchriften zur Anwen⸗ 
dung, welche in 66. 47 bis einſchließlich 23. für die Wahl der Wahlmaͤn⸗ 
ner, in den. Städten enthalten ‚find., : 

44. Das, Uber die Mahl der Wahlmänner aufzunehmende Protocoll, 
deffenEinficht Feigen Wahlberechtigten verfagt werden darf, iſt don dem 
Gerichtsbeamten und den Beifigern zu unterzeichnen. 
...55. : Das Ergebnig der Mahl wird fofort den verfammelten Gemeinde: 
bevolfmäghtigten bekannt. gemacht, aud den übrigen betreffenden Gerichtäbes 
amten des Wahldiftrictes unverzüglich mitgetheilt. * 

3) Wahl der Abgeordneten zum Landtage. 

56. Zu der Wahl der Landtagsabgeorbneten:.hat der mit der deshalbi⸗ 
gen Leitung zufolge des $, 42. beauftengte Gerichtsbeamte, nach angezeigter Wahl 
der Wahlmänner, diefe, und zwar fo weit fie fih außer feinem Amtsbezirke 
befinden, müttelſt Requifition der einfchlägigen Gerichtsbeamten auf einen bes 
flinimten Termin einzuladen, und hierin zunächft die Ernennung von vier 
Beifikern zur MWahlcommiffton dus ihrer Mitte zu veranläffen. es 
57 Die Abwechslung, welche hinfichtlih der Eigenfhaften der. Abge— 
orbneten durch die 88. 65 und-66. der Verfaſſungsurkunde vorgefchrieben 
ift, muß unter den beiden Wahldiſtricten deſſelben Landbezirkes von Wahl 
zu Wahl, Sihtt finden, und der Anfang nach Maaßgabe des $. 65. in dem 
zuerft genannten MWahldiftricten ES 41.) gemacht werben. 

Im MWeferbezirke gefchieht jedesmal die Wahl‘ des einen Abgeorbneten 
auf den Gtund des $. 65. und des andern Abgeordneten nad) Maafgabe 
des 6. 66. der Verfaffungsurkunde,. Er 

58. Bei diefer Wahl kommen übrigens die Borfchriften, welche in 
den $$. 28, 30. bis einfchließlih 38. für die Wahl der ftädtifchen Abgeord= 
neten enthalten find, ebenwohl zur Anwendung. | — 

2. VIE Voruͤbergehende Beſtimmungen. = 

| 59. Die Wahlen in Beziehung. auf den nächften Landtag follen als= 

bald nach der Verfündigung . des gegenwärtigen Wahlgefeßes ihren. Anfang 
nehmen und thunlichft befchleunigt ‚werben. — 

60. Die für den naͤchſten Landtag gewählten Abgeordneten behalten 
ihre Eigenfchaft bis zum 1. November 1833, und. die neuen Mahlen der 
Landtagsabgeordneten erfolgen im Monat Juli jenes Jahres, jedoch un— 
befchadet der im $. 79. der Berfaffungsurfunde enthaltenen. Beſtim— 
mungen. * | 

Die Behörden und fonjt Ale, welche die Vorſchriften des gegenwaͤrti— 
gen MWahlgefengs angehen, haben. ſich nach denfelben genau zu achten... ° 

Urkundlich Unferer eigenhämdigen Unterfchrift und des beigedruchten 
Staatsfiegeld gegeben zu — — u 

MWilhelmshöhe am 16. Februar 1831. 

—Wialhelm, Churfuͤrſt. 
(St. ©.) 


Nr 
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9 —— vom 33. Juni 1832, bie a 
betreffend. 


Von Gottes Gnaden Wir Friedrich ENTER —— und Mies 
— von Heſſen, Erbgroßherzog von Fulda, Fuͤrſt zu Hersfeld, Hanau, 
Fritzlar und Iſenburg, Graf: zu Katzenelnbogen, Dietz, Ziegenhain, Nidda 
und Schaumburg ꝛc. ꝛc, ertheilen zur Vollziehung des $. 40. der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde, wonach die Einrichtung der Buͤrgerbewaffnung in den 
Stadt: und Landgemeinden geſetzlich näher beſtimmt werben ſoll, auf 
den. Antrag Unferes: Gefammt: RN url mit Beifunmung der 
getreuen — en Geſetz. 


Erſter Theil. ca: 
Bon den Bürgergarden der Stäbta 
L Altgemeine Befimmungen 


1. Die Buͤrgerbewaffnung in den Stadt⸗ und Sandgemeinden iſt 
ais eine bleibende Anſtalt fuͤr geeignete Mitwirkung zur. Erhaltung 
der inneren Ruhe und Drdnung, im. Nothfalle.auch zuc Landes» 
verthetdigung (f. $..8.) innerhalb der churheſſiſchen Grenzen, beſtimmt. 

. 2. Zu diefem Zwecke befteht in jedem Orte eine ber Bevoͤlke⸗ 
rung angemeffene Buͤrgergarde. 

$. 3, Dieſe Buͤrgergarden haben allen Gerichts-,Verwaltungs⸗ 
und anderen Civilbehoͤrden, welchen die Erhaltung der gefeglichen Ord⸗ 
nüng, anvertrauet ift,. namentlich auch den Drtsvorgefesten, fo wie den Ders 
tretern derſelben, ‚jederzeit die verlangte bewaffnete Unterffügung zu 
gewaͤhren (vergl. 68. 11. und 12.). 

8.4. In allen Faͤllen, wo zur. Aufrechthaltung der geſetzlichen Ord⸗ 
nung, oder zur Sicherſtellung der durch einen außerordentlichen Vorgang oder 
Zuſammenlauf bedrohten oͤffentlichen Ruhe, die gewoͤhnliche Polizeigewalt, mit 

inſchluß der Gendarmerie, nicht hinreichend erſcheint, und die Mitwirkung 
einer bewaffneten Macht noͤthig erachtet wird, ſollen die im $. 3. 
dachten: Behörden fofort die Bürgergarde requiriren, und wenn deren Beis 
*— nicht zeitig genug erfolgen oder nicht ausreichend erſcheinen wuͤrde, den 
Militairbefehlshaber zur geeigneten Huͤlfeleiſtung ohne Verzug auffordern. 

Die Militairbehoͤrde hat den deshalbigen Requiſitionen der Civilbehoͤrde 
ungeſaͤumt zu entſprechen, und die erforderliche Huͤlfeleiſtung und Mitwirkung 
ſo lange eintreten zu laſſen, als ſolche die Ebwilbehoͤrde zur Erreichung der 
Zwecke fuͤr noͤthig erachtet. 

Iſt dieſer Fall nicht mehr vorhanden; ſo hat die Militairbehoͤrde, auf 
die deshalbige ſchriftliche Aufforderung der Eivilbehoͤrde ohne Verzug die Huͤl⸗ 

feleiſtung und Mitwirkung Seitens des Militairs einzuſtellen, und bie hier: 
unter nöthigen Befehle alsbald zu extheilen. 

Dem Militair bleibt es jedoch überlaffen, bie Stellungen einzunehmen, 
und die Anordnungen zu treffen, welche bafjelbe ſowohl zur eigenen Sicher: 

eit, als auch zur Vorbereitung fernerer  Hülfeleiftung ‚für nöthig erachtet 
f. $. 8, ber Verordnung vom 22. October 1830). 

8. 5. Dee Befehlshaber der VBürgergarde hat ebenwohl die Befugniß 
und Verpflichtung, unter den WVorausfegungen des 6. 31. der Verordnung 
vom 22. October 1830, mit den Waffen nah Kriegsgebraud einzu: 
ſchreiten. 

J 8. 6. Die Buͤrgergarden haben nicht nur die bei beſonderen Ber: 
anlaffungen vom ben betreffenden Behoͤrden begehrte Unterftügung zu kei: 
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; fordern auch die von dem: Stadtrathe nach den umſtauden noͤthig er⸗ 
tet ftändigen Wachen zu ſtellen. 

: 7 Bum regelmäßigen Sarnifondienfle find fie blos in 
Kriegäzeiten, und auch; dann. nur bei Verhinderung, in Abweſenheit oder in 
Gemangelung des Militairs, die nöthigften Machen zu befegen verbunden. 

"Sobald eine Bürgergarde. zum Garnifondienfte aufgerufen ift, ſteht bie 
ben iebesmaligen: Dienſt thuende Mannſchaft unter dem Ortecomman⸗ 
danten. : 

6. 8; Sm Nothfalle haben die Bürgergarben nah dem, untet land⸗ 
ſtaͤndiſcher Zuſtimmung «erfolgten, Aufrufe des: Landesherrn auch die Lan— 
desvertheidigung gegen den eindringenden Feind, jedoch nur innerhalb 
der Grenzen des Staates, mit zu uͤbernehmen. Der Landeshere wird die in 
ſolchem Falle fuͤr die Dienſt und anderen Verhaͤltniſſe erforderlichen Vor— 
ſchriften, in moͤglichſter Uebereinſtimmung mit den Militairgeſetzen, ertheilen. 

Der zur Landesvertheidigung verwendete Theil der Buͤrgergarde wird. ganz 
dem Armeecommando übergeben. 

$. 9. Wenn die Buͤrgergarde ganz oder theilweife bewaffnet zu —— 
gen oder ſonſt geſetzlichen Zwecken ausruͤckt (vergl. 68. 79. 81. und 82.), 
oder ſich verſammelt (vergl. $. 65: fg.); fo muß vorher ihr Befehlshaber. dem 
im · Orte befindlichen Commandanten (Gouverneur) oder commandirenden 
Officier der Truppen und dem Ortsvorſtande zeitig davon Meldung zufom: 
men laſſen. Im Kriege, wenn nämlich das Land von demfelben berührt wird, 
iſt zu folchem Ausruͤcken jedenfalls die Erlaubniß der genannten‘ Mititaicbe: 
Hörde nöthig, Würde fie verweigert; fo muß die Urfache auf Erforbern der 
höheren Behörde (f. 8.10.) berichtet werden. | 

8. 10. Alle die Bürgergarden betreffenden Anordnungen, ſowehi 

in Beziehung auf-die durch dieſes Geſetz feſtgeſtellten organiſchen Verhaͤltniſſe, 
als auch auf die Bewaffnung und Ordnung im Dienſte, desgleichen die Bes 
ſtaͤtigung der Officiere, in foweit fie durch $. 46. — iſt, ergehen von 
dem Miniſterium des Innern. 
Auch 'wird das Miniſterium des Innern duch Behörden, nament⸗ 
lich die Regierungen, daruͤber wachen laſſen, daß von den Buͤrgergarden den 
geſetzlichen Vorſchriften und den erwaͤhnten Anordnungen uͤberall gebuͤhrend 
nachgelebt, und ſo der Zweck, dem Geſetze eine ſtets bereite Stuͤtze zu ſchaf⸗ 
fen, um ſo ſicherer erreicht werde. 

11. Die Anforderungen wegen bewaffneter Huͤlfeleiſtung ergehen 
von den zuſtaͤndigen Behoͤrden (ſ. 8. 3) ſtets an den Befehlshaber der Buͤr⸗ 
gergarde oder an deſſen Stellvertreter, in dringenden Fällen aber an den Wacht: 
commanbdanten (f. 86. 6. und. 68.), welcher fofort den Befehlshaber von 
der Requifition und den feinerfeitS getroffenen Maaßregeln in Kenntnif zu 
fegen bat. Gleichzeitig benachrichtigt die requirirende Behörde den Gou⸗ 
verneut, Commandanten oder commandirenden Dfficier im Orte von der. er 
laſſenen Vequiſition, und von dem Befehlshaber der Buͤrgergarde muß ges 
nannten Behörden eine gleiche Anzeige gefchehen. 

Sobald die requirirende Civilbehoͤrde die Hülfeleiftung des Militairs in 
Anfprudy nimmt, bat diefe ſowohl, als auch der Commandeur der Bürger: 
garde, den Mititaichefehlshaber. von der. Stellung der Bürgergarde und dem 
gehabten Erfolge ihres Wirkens in Kenntniß zu ſetzen. 

In dem Falle, wo die Eivilbehörde das Militaie zum Zufammen: 
wirken mit der Bürgergarde (ober zum Einfchreiten) ausdruͤcklich vequicitt, 
teitt die Buͤrgergarde unter die Befehle des Militairbefehlshabers, deſſen An: 
ordrungen fie alsdann pünctliche Folge zu leiften bat. 


\ 
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82. Bei dergleichen Anforderungen: braucht der jedesmalige Zweck 
der Huͤlfeleiſtung nicht nothwendig ausgedruͤckt zus ſeyn. Sie find uͤberhaupt 
an keine beſtimmte Form gebunden, jedoch immer ſchriftlich zu. erlaſſen; 
wenigſtens muß, wenn dieſes in dringenden Faͤllen gar nicht thunlich ſeyn 
ſollte, die ſchriftliche Requiſition alsbald nachgebracht werden. Dieſelben ver— 
pflichten, fofern fie nur von den zufländigen Behörden (f. $. 3.) ausgehen, 
immer zur unweigerlichen Folge. 

$. 13. Nach den im $. 10, gedachten Beftimmungen müffen alfe auf, 

den Dienft, ſich bezichende Angelegenheiten, fo ‚wie ‚nach den Vorſchriften die⸗ 
ſes Geſetzes die Disciplin, theils durch die Vorgeſetzten in den. Bürgers 
garden, theils durch die bei denſelben zu bildenden Verwaltungs-, und 
Gerichtscommiſſionen, geregelt und. gehandhabt werden, inſoweit die— 
ſelben nicht durch gegenwaͤrtiges Geſetz den gewoͤhnlichen Gerichten uͤbertra⸗ 
gen ſind. 
44. Fuͤr dergleichen Geſchaͤfte und. ſchriftüche Verhandlungen wer⸗ 
* keinerlei Koſten berechnet, und bei allen Landesbehoͤrden ſollen die, auf 
die. Buͤrgerbewaffnung bezuͤglichen, Juſtiz- und Verwaltungsſachen uͤberall 
ſtempel- und gebührenfrei ausgefertigt werben, 

$. 15, In anderen, den Waffendienſt nicht Hetreffenden, 
Angelegenheiten. bleiben die. zu, den Buͤrgergarden gehörigen Perfonen 
den geſetzlich zuſtaͤndigen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehoͤrden untergeben. 

Wird indeſſen von Seiten einer dieſer Behoͤrden die perſoͤnliche Verhaf⸗ 
tung: eines in Dienſtausuͤbung befindlichen Mitgliedes der Buͤrger— 
garde verfügt; fo iſt in dieſem Falle zur Vollziehung der. Haft eine Requiſi⸗ 
tion an den betreffenden Vorgeſetzten erforderlich, welcher die Verhaftung ſo⸗ 
fort zu bewerkſtelligen hat. 

Wenn gegen einen Buͤrgergardiſten eine peinliche & — vollzogen 
werden ſollz fo hat die betreffende Behörde davon zuvor das Buͤrgergardege— 
richt. (f. 8. 88.) zu benachrichtigen, von welchem die Ausſtoßung fo zeitig 
zu erkennen iſt, daß diefelbe der Strafvollziehung vorangehen kann, wobei 
aber :diefe durch etwaige Verzögerung der Ausftoßung in feiner Weiſe. Auf⸗ 
ſchub erleiden darf. un 

8. 16. Bon dom, was zur Bewaffnung - ober Dienfffeidung eines 
Birgergardiften gehört, kann, nichts dev Pfändung. untprivorfen. werden. 

17. Wer im Dienfte der Bürgergarde für die Aufrechthaltung 
der geſeblichen Ordnung oder oͤffentlichen Ruhe dergeſtalt beſchaͤdigt wird, daß 
er zur Betreibung ſeines Geſchaͤftes ganz oder theilweiſe unfaͤhig wiade⸗ ſoll, 
falls er aber im Dienſte das Leben verliert, ſeine Familie, deren Ernaͤhrer 
er war, eine ſeinen Verhaͤltniſſen angemeſſene Penſion aus der Staats: 

kaſſe erhalten. 

$. 18. Der Dienſt in ber Bürgergarde ift überall ohne Einfluß auf 
die Militairdienfipflicht. Ä 

NM. Verbindlichkeit zum Dienfte in der Bürgergarde, 

$. 19, Die Befähigung, fo wiedie Berbindlihfeitzum Dien— 
fte in der Bürgergartde fängt mit zuruͤckgelegtem zweiundzwanzigſten Le— 
bensjahre an, und erſtreckt fich über ſaͤmmtliche waffenfühige Stadtbewohner, 
welche das Stantsbürgerrecht befisen, ihrer Dienftpflicht im flehenden Deere 
genügt haben oder davon frei find, und noch nicht das funfzigfte Lebensjahr 
zuruͤckgelegt haben. 

In den Falle jedoch, wo nad) $.8. ein Aufruf zur Landes verthei— 
digung ergehen würde, werden nach Maaßgabe dieſes Aufrufes die Waffen⸗ 
faͤhigen vom zuruͤckgelegten zwanzigſten Lebensjahre an, ſoweit ſie nicht ſchon 
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im: ftehenden Heere dienen, ober für biefes disponibel bleiben müffen, zu dem 
fir jene Vertheidigung befonders beſtimmten Theile der Bürgergarde auf bie 
Dauer. des. gedachten, vom erklärten, Zuflandes und DAN 
mit herangezogen, 


garde 
1) 
3) 


4) 
5) 


6) 


$. 20. Gaͤnzlich NN von dem Dienfte in — Buͤrger⸗ 
wegen Unvertraͤglichkeit deſſelben mit ihrem Berufe ſind: 

ordinirte Geiſtliche und Candidaten ber Theologie, 

zum Armeecorps gehoͤrige-Militairperſonen, fo wie Militairbeamte und 
Subalternen der oberen Militaiv+ Berwaltungsbehörden, 

Mitglieder des Staatsminiſteriums und ber Miniſterialdepartements, 
Directoren der Oberbehoͤrden, 

Mitglieder der Criminalſenate der oberen Gerichte und Mitglieder bes 
Obergerichtes zu Rinteln, Mitgiieder der Landgerichte, Juſtizbeamte 
und Gerichtsactuare, 

Polizeidirectoren und deren Stellbertreter, Kreisraͤthe, Kreisſecretaire und 
Polizeibeamte, 


7) Buͤrgermeiſter und die Haͤlfte der Stadtrathsglieder, 


8) 
9 
40) 
11) 
12) 


gerg 
Sta 


Rentmeifter und. andere Kaſſenbeamte, N eine bedeutende öffentliche 
Kaffe in ihrem Haufe. führen, 

Bolloffieianten. aller Art, 

Phyſiker und Amtswundarzte, desgleichen ſolche Apotheker, welche kei⸗ 
nen verpflichteten Gehuͤlfen haben, oder deren Gehuͤlfe ſelbſt in der 
Buͤrgergarde ſteht, 

Lehrer der Kriegsſchule, welche nicht zum Armeecorps gehoͤren, ſo wie 
Lehrer an den Volks-(Buͤrger-) Schulen, 

Pedellen der Oberbehoͤrden, Gerichtsdiener, die für die Orts-, Feld— 
und Waldpolizei angeſtellten Unterbedienten, Aufſeher über Gefangen» 
haͤuſer oder. Strafanftalten, und dergleichen Perfonen. 

$. 21. Berechtigte, aber nicht verpflichtet zum Eintritt in die Buͤr— 
arde find die Prinzen des churfürftlichen Haufes, fo wie * 
ndesherren und deren Familienglieder. 


. 22. Einen Entſchuldigungsgrund hinfi chtlich der Theilnahme an der 


Buͤrgergarde haben: 


1) 
2) 
3) 
4) 
5) 


6) 


die wirklichen Hofbeamten und Hofdiener, fo wie diezu der Diensrfchaft 
der Prinzen und Prinzefiinnen vom Haufe gehörigen Perfonen, 
DOfficiere, welche in Penfion oder A la suite ſtehen, oder mit der Er: 
laubnig, die Armeeuniform zu tragen, verabfchiedet find, 

die ordentlichen Profefforen an der Kandesuniverfität, und die ordentli— 
chen Lehrer an den höheren Schulen, 

Aerzte und Wundärzte, welche nicht Phyſiker und Amtswundärzte find, 
desgleichen Apotheker, welche einen verpflichteten Gehuͤlfen haben, 
diejenigen, deren Berufs: oder andere befondere perfönliche Verhaͤltniſſe, 
nach der Entfcheidung der im $. 59. angeordneten Derwaltungscoms 
miffion (vorbehaltlich der Befchwerdeführung bei der Regierung), einen 
Abhaltungsgrund für fie darbieteen, fo lange diefer u: fo wie 
diejenigen. Stadtrathsglieder, welche na $. 20. Ne. 7. nicht ausges 
nommen find. 


Die unter 1. genannten Perfonen bedürfen zur Theilnahme an der 


Bürgergarbe ebenwohl der Erlaubniß ihrer höchften Herrſchaften. 


8. 23. Etwa obwaltende Zweifel über die Anwendbarkeit der in 


ben 88. 20. und 22. enthaltenen Beſtimmungen auf einzelne Fälle find, 
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mit Ausnahme, des unter 5. im d. 22. bezeichneten Falles, durch das Mi⸗ 
niſterium des Innern zu beſeitigen. — 
$. 24. Die Stadtraͤthe haben uͤber faͤmmtliche zum Dienſt in den Buͤr⸗ 
gergarden verpflichtete Einwohner ($. 19.) ein Verzeichmiß aufzuſtellen, 
and darin das Lebensalter nach genauer Nachweifung anzugeben. Nach die 
fem DVerzeichniffe werden diejenigen Einwohner, welche das zweiundzwanzigſte 
Lebensjahr zuruͤckgelegt haben und ihrer Dienſtpflicht im ſtehenden Deere ent⸗ 
ledigt ſind, zum Eintritt: in die Buͤrgergarde aufgefordert und zum Dienſt 
in derſelben zuerſt herangezogen, die aͤlteſten Jahresklaſſen aber, in ſofern ſie 
durch juͤngere Pflichtige erſetzt werden koͤnnen, aus der Buͤrgergarde —— 
Der Tag ihres Eintritts wird in dem Veheichniſſ⸗ bemerkt. — 

Damit die durch vorgeruͤcktes Lebensalter, durch Todesfaͤlle, ober "aus 
fonftigen Urſachen veranlaßten Veränderungen gehörig. gewahrt werden Eönnen, 
haben die Stadtobrigkeiten die erforderlichen Nachrichten einzuziehen, und dar 
nach das Verzeihnif fortwährend zir: ergänzen und zu — 
alle ſechs Jahre aber von Neuem aufzuſtellen. 
| Dem- Ditövorflande mit. den Commandeur der; —— ſtehet die 
Befugniß dev Auswahl der zur Ergaͤnzung nmoͤthigen dienſtpflichtigen Mann— 
ſchaft zu, und bleibt es dem Ermeſſen des Ortsvorſtandes uͤberlaſſen, in ges 
eigneten Faͤllen die gutachtliche Aeußerung des Buͤrgerausſchuſſes zu vernehmen, 

$. 25. Jenes DVerzeichniß. wird bei dem Stadtrathe-verwahrt, und bes 
glaubte Abfchrift deffelben, fo wieder erganzenben ‚und .berichtigenden Nach— 
träge, dem Befehlshaber der Bürgergarde mitgetheilt. . Die Einficht des Er- 
fleren ift jedem zum Dienft in der Buͤrgergarde Verpflichteten geflattet, fo wie 
die im $. 10. gedachten Behörden deffen Vorlegung verlangen. fönnen. 

Eine ‚genaue Weberficht der Mannfhaft nad) ihrer. Abtheilung, mit 
Benennung aller Dfficiere, ift jährlih im Monat Januar, von dem. Bürger: 
meifter und dem ————— ber Buͤcgengarde unterſchrieben, an die Regie⸗ 
zung einzufenden. 

$. 26. Wer zum. Ein tritt in die Buͤrgergarde nad) den Bez 
ſtimmungen dieſes Geſetzes verpflichtet iſt, durch den Buͤrgermeiſter aufgeru⸗ 
fen wird und nicht binnen drei Tagen Folge leiſtet, wird das erſte Mal um 
einen Thaler, und wenn ein zweiter Aufruf binnen gleicher Friſt unbefolgt 
bleibt, um drei Thaler geſtraft, auch ſoll ſogleich ein dritter Aufruf ergehen, 
und wenn ſelbſt hierauf. binnen drei’ Tagen der Eintritt nicht folgte, vom 
Drtsvorftande und vom Bürgergardegerichte die Unwuͤrdigkeit eines folchen 
Bürgers zum Dienft in der Bürgergarde durch einen, nicht nur dem Saͤu— 
migen einzuhandigenden, fondern. auch am Rathhaufe öffentlich anzufchla= 
genden, Beſchluß ausgefprochen werden. Jeder, gegen welchen ein folcher 
Befchluß ergehet, wird hierdurch während der nächften zehn Fahr unfähig zu 
einen Gemeindeamte und zur Theilnahme am Iandfländifchen Wahlen. 

$. 27. As nicht waffenfähig werden bettachtet alle Perfonen, 
welche mit einer Krankheit oder Gebrechlichkeit behaftet find, wegen deren fie 
nad; dem Gutachten des Phyſicus zum Dienfte untauglich find. 

$. 33. Vom Dienfte in der Bürgergavde find ausgefchloffen 
Lehrlinge, Gefellen und Tagelöhner, Dienftboten, Leute ohne 
feften Wohnfig und ſolche, welhe milde Unterflügungen erhalten, 
felbft wenn fie im Beſitze des Bürgerrecht wären. 

$. 29. Ausgefchloffen von der Vürgergarde iſt ferner ein Jeder, 
welcher wegen ſolcher Vergehungen, die entweder nach gefeglicher Beftimmung 
oder nach allgemeinen Begriffen für entehrend zu Halten find, vor Gerichte 
geftanden hat, ohne von der Anfhuldigung völlig freigefprochen zu feyn, fo: 


Geſetz vom 23. Juni 1832. 65? 


wie ein FJeber, welcher durch Sittenloſigkeit ſich in der oͤffentlichen Meinung 
herabgeſetzt hat. Ueber dieſe Ausſchließung entſcheidet das Buͤrgergardegericht 
($. 113.) auf erfolgte alaubhafte Anzeige, oder anderweit erhaltene zuverlaſ⸗ 
fige Kehritniß, - 

‘6: 80. Etwaige Beſ ch werden wegen Uebergehung oder angeblich 
unrichtiger Einſchreibung in die Liſten der Bürgergarde find, nach fruchtloſer 
Gegenvorftellung bei dem ———— von der Regierung der Provinz zu 


entſchelden 
M. Abtheitung bor Mannfhaften.- 

$. 31. "Die Bürgergarde einer jeden Stadt wird nach Berhältnig ihrer 

Stärke, in Compagnieen ·und Bataillone abgetheilt. Inder Refidenz und den 
Provinz: Hauptſtaͤdten Eönnen auch aus ben mit eigenen. Pferden verfehenen 
Einwohnern“ Abreifunigen reitendet — ag werden, welche 
Schwadronen fornnren a nn — 
Als Regel wird aaſtreſtellt, daß eine Sompagnte nicht über einhundert: 
funfzig und nicht unter funfzig Mann, und eine Schwadron nicht über ein: 
hundert, Pferde‘ ſtark ſeyn ſoll. Ein Bataillon. dert wir. über ſechs und 
nicht unter vier Compagnien zählen. -  - 

$.:82. Die Bürgergarde kann in Gaffel aus einem Regiment zu bee, 
in Hanau aus einem Regiment zu zwei Bataillonen, in Fulda, Marburg, 
Hersfeld und Eſchwege aus einem Bataillon, das Bataillon zu vier — 
pagnieen beſtehen. 

In den uͤbrigen Staͤdten kann die Buͤrgergarde, nach Ermeſſen des 
Orts vorſtandes und des Commandeurs der — eine bis zwei Com⸗ 
pagnieen ·biden 

se 33. Eine Compagnie bat: 

einen Hauptmann, 

einen Oberlientenant und einen —* zwei Unteiutnamt, ce Ver⸗ 
haͤltniß der Staͤrke, 

einen Feldwebel, 

einen Sergeanten, 

einen Fourier, ſodann 

“je auf zehn Mann einen Unterofficier, ! 

zwei Zrommelfchläger oder * Horniſten. 
Eine Schwadron hat: 
einen Rittmeifter,; 
einen Lieutenant, oder nach Erfordern der Stärke zwei RR, 
von denen der Xeltefte Oberlieutenant iſt, 
einen Wachtmeiſter, 
auf zehn Mann einen Unterofficier, 
zwei bis vier Trompeter. 

$. 34. Zum Eintritt in die reitende Bürgergarde Eanm: 
Niemand genöthigt werden. 

Diefelbe fichet ebenwohl unter dem Befehle des am Orte befind:: 
lichen Commandeurs der Bürgergarde. 

$. 35. In den Städten, wo Feine Bataillonsbefehlshaber, jedoch meh=- 
tete Compagnieen fic befinden, ift der an Lebenejahren aͤlteſte Haupt⸗ 
mann Befehlshaber. — 

$. 36. Der Befehlshaber eines Regiments und eines jeden Batail⸗ 
lons, ſo wie der Buͤrgergarde einer Stadt, welche zwar kein Bataillon, jedoch 
mehrere Compagnieen, bildet, wählt fich den Adjutanten aus den Keuter 
nants; deven Baht (f. 8. 33.) fid) hiernach vermehtt, 


* 
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6. 37. Hat die Buͤrgergarde des Orts eine Fahne; ſo wird zum 
Tragen derſelben, außer der im 8. 33. beſtimmten Anzahl Unterofficiere, noch 
ein Unterofficier mehr gewaͤhlt. 

$. 38. Die Zeompeter, Trommelfchläget ꝛc. werden von den 
Hauptleuten angeſtellt, wozu in den Bataillons die Genehmigung des Com⸗ 
mandeurs einzuhohlen iſt. Auch kann jede Buͤrger garde auf eigene Koſten ein 
Muftkchor halten. 

IV. Beftellung der Borgefegten. 

$. 39. Die- Regiments: und bie Bataillongeommandeure 
find. von dem Landesheren aus drei .zu jeder dieſer Stellen :vorzufchlagenden 
und durch die Dfficiere des Regiments, besiehungstweife, bi ——— zu 
waͤhlenden Candidaten zu beſtellen. 

Werden die Vorgeſchlagenen von dem Snndesheren aus Erfonbecen Gruͤn⸗ 
den nicht beſtaͤtigtz fo findet, auf deshalbige Verfügung: des Miniſteriums des 
Innern, eine weitere Wahl anderer Individuen Statt, ‚deren Nefultat alsdann 
dem Landesheren Behufs der. Deftätigung wiederum vorgelegt wird, 

$..40. Die übrigen: Offaͤciere und die Unterofficiere von der 


Ba werden in dev durch $. 44 fg: beſtimmten Art gewählt. 


9. 41. Als Dfficiere wählbar: find. nur biejenigen , welche im 
Laufe des Iegtverfloffenen Jahres nicht. wegen eines der in. ‘den .$$..109. big 
114. und 122, bezeichneten Vergehens eine Strafe erlitten haben, auch fich 
nicht im Concurs befinden. 

$. 42. Die. Offirieve und Unterofficiere werden für: drei Sabre ge> 
wählt, erlangen aber dadurch keinerlei militairifhen Rang,.fonden nur 
innerhalb der Dienftverhältniffe der Bürgergarde die zur Aufrechthaltung der 
Ordnung im Dienfte erforderliche Amtsgewalt, Auch gebührt ihnen der auf 


- Die gedachten Verhaͤltniſſe fich beziehende Zitel Lediglich in ihrem. Berufe, 


8.43. Zur Leitung des MWahlveufahrens beftchet in jeder Stadt eine 
Co mmiffion, zufammengefegt aus: 
4) dem amtsführenden Bürgermeifter, 
2) dem Befehlshaber dev Bürgergarde, 
3) dem diefem im Nange zunachft folgenden, und, bei mehreren gleichen 
Ranges, dem an Lebensjahren älteften, Hfficier, 
bei welcher Commiſſion der Stadtſchreiber das Protocoll zu fuͤhren hat. 

$. 44. Die Wahlen werden in einem der Gemeinde gehörigen Local 
alsbald nach der Berfündigung gegenwärtigen Gefeges, und demnächft in der 
erften Hälfte des Monats December vorgenommen, und alle drei Jahre er 
neuert, — in der Zwifchenzeit ‚aber fo oft, als durch Todesfall oder ſonſtigen 
Abgang eine Stelle erledigt if. Bis zum Dienfteintritte der Neugewählten 
‚behalten die vorhandenen WVorgefegten ihre bisherige Eigenſchaft. Die in der 
jjmweiten Hälfte der Zwifchenzeit, von einer allgemeinen Wahl zur andern, 
Bewaͤhlten behalten ihre Stellen bis zu der auf ihre Ernennung folgenden 
z weiten allgemeinen Wahl, 

An den Wahlen nehmen fümmtliche Ober- und Unterofficiere, auch 
Filrgergardiften, und zwar da, wo die Vürgergarde mehr, als eine Com— 
pa gnie bildet, compagnie= oder [hwadronmweife Theil. 

8. 45. Für das Wahlverfahren felbft gelten folgende Vorſchriften: 

Einem jeden Mitgliede der Bürgergarde find 24 Stunden vor der Wahl 
fo viel Stimmzettel, als Jeder Wahlen vorzunehmen hat, duch einen Unter— 
offieter mit der Aufforderung einzuhändigen, in jeden berfelben die Namen 
derjenigen einzuzeichnen, bie er für die betreffenden Stellen. vorfchlagen will, 
und ji mit diefen Stimmzetteln zur beftimmten Zeit und am beſtimmten 
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Drte ohne Waffen, bei Meidung der geſetzlichen Strafe, perfönlih zur Wahl 
einzuſtelluen. —— 
Sn’ dem’ Termine iſt zunaͤchſt die Vorladung der betreffenden Mann⸗ 
ſchaft zu beſcheinigen, und ſobald zwei Drittel derſelben erſchienen ſind, zur 
Wahl der Ober: und Unterofficiere vom Hauptmanne (dieſen einſchließlich) 
abwaͤrts, nach einander, zu ſchreiten. Die Abſtimmung geſchieht in der Art, 
daß ein Waͤhler nach dem andern vorgefordert wird, und in eigener Perſon 
den Stimmjettel verſchloſſen in eine Urne oder ein ſonſtiges Gefäß wirft. 
Die Herausnahme der Stimmzettel aus der Urne, die Aufzeihnung ins Pros 
tocoll und die Zählung der Stimmen gefchehen durch die Wahlcommiffion in 
Gegenwart der beiden, nach dem Eintritt in die Bürgergarde Älteften, Unter 
officiere, und der beiden älteften Gardiften der Compagnie. 
Als gemähle ift nur der zu betrachten, welcher wenigftens eine Stimme 
mehr für fich hat, als die Hälfte aller, die mitgeftimmt haben, beträgt (a b⸗ 
folute Stimmenmehrheit). Hat Eeiner abfolute Stimmenmehrheit; fo wird 
eine zweite Wahl‘ vorgenommen, mobei nad den Vorfchriften der 99. 36. 
und 37. des Gefeges vom 16. Februar 1831 über die Wahlen der Abge— 
orditeten zit verfahren tft. 

$. 46. Die Wahl der Officiere vom Hauptmann (diefen einſchließlich) 

abwärts bedarf der Beftätigung des Minifteriums ded Innern, weldes 
diefelbe nur aus erheblichen, mitzutheilenden Gründen verfagen wird; worauf 
eine andere Wahl in gleicher Art Statt findet. oo 
84T, Iſt die Beſtellung oder Beftätigung des Commandeurs ber 
Bürgergarde einer Stadt erfolgt; fo hat der bisherige Commandeur oder befe 
fen Stellvertreter diefelbe zu verfammeln, ihr die erfolgte Mennung der Offi⸗ 
ciere und die gefchehene Wahl der Unterofficiere befannt zu machen, auch 
das Commando an den neuen Befehlshaber abzugeben, momit zugleich 
die Übrigen neuernannten Dfficiere und Unterofficiere in ihr Dienftverhältnig 
eintreten, 
$. 48. Die Ablehnung einer erfolgten Wahl zum Officier ober 
Unterofficier der Bürgergarde kann nur aus erheblichen, vor der Wahlcoms 
miffton zu Protocoll zu gebenden Gründen, und nad) erfolgter Genehmigung 
der Wahlcommiffion Statt finden, In zweifelhaften Fällen entfcheidet bie 
Regierung, oder das Minifterium des Innern (f. $. 46.), auf den Bericht 
ber gedachten Commiffion. 

. 49. Jeder Gewählte ift bei allen Eünftigen Wahlen wieder 
wählbar. Befhmwerden über Unrichtigkeiten oder Veeinträchtigungen bei 
den Wahlen werben bei der Wahlcommiffion angebracht und entfchieden. Ets 
tonige Beſchwerde gegen eine folche Entfcheidung wird bei der Negierung de. 
Provinz, und zwar, fofern von einem Stabsofficiere oder Befehlshaber (fr 
8. 36.) die Rede ift, zur Meiterbeförderung an dns Minifterium des Ins 
nern, geführt. 

V. Beeidigung der Mitglieder der Bürgergarde, 
$. 50. Jedes Mitglied dee Bürgergarde fol vor der Wahlcommiffion 
($. 43.) nach gefchehener Lefung diefes Geſetzes und mit Hinweifung auf 
den Yuldigungseid, duch Handgelöbniß an Eides Statt feier: 
lich folgendes Berfprechen ablegen: 

„Ich gelobe Treue dem Landesheren, Gehorfam diefem Gefege und 
meinen Vorgefegten, und hiermit zugleich die eiftige Mitwirkung zur 
Aufrechthaltung der Verfaſſung und der oͤffentlichen Ruhe, ſo wie 
die EEE Beobachtung der Dienftvorfchriften für die Bürger: 
garde 
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Auf gleiche Weiſe werden die neu zugehenden Mitglieder per Buͤrges⸗ 
garde verpflichtet, worüber ein Protocol aufzunehmen if. 

Die Stabsofficiere und. diejenigen Dfficiere geringern Grades, welche 
bie VBürgergarde einer Stadt commandiren,- legen, ‚nach obiger Sormel, das 

Verſprechen auch fehriftlih ab und ſchicken folhes an die Regierung ein. 
© Fahnen, Dienſtkleidung und Bewaffnung, 

Die Buͤrgergarde einer jeden Stadt kann eine Fahne fuͤhren, 
welche = dem Gemeindewappen verfehen fern fol. Beſteht bie Bürger 
- garde einer Stadt aus mehreren Bataillon; fo darf. jedes Dderfelben eine 
folhe Fahne führen. Eben fo darf eine Schwadron reitender Buͤrgergarde eine 
Standarte führen. 

$. 52. Als mefentliches und ausſchließliches Slenſtzelch en der Buͤr⸗ 
gergarde iſt die weiſſe Binde mit rother Einfaſſung um den linken 
Arm zu betrachten. Die Binde der Officiere hat zwei ſchmale karmeſin— 
rothe:. Streifen in ber Mitte. Da, wo die Bürgergarde. mehrere Come 
pagnieen bildet, wird die Nummer ber betreffenden Compagnie in der Mitte 
der Binde, coth, bezeichnet. 

Die Dienftbekleidung befteht in einem Oberrock oder Leibrock. 
Die Wahl der farbigen Kragen und der Kopfbedeckung ift jedem Orte über- 
laſſen, muß aber der landesherrlichen Genehmigung unterftellt- werden. Solche 
Abzeichen, welche zu Verwechſelung mit dem Militair Veranlaſſung geben 
Können, find nicht zulaffig. 

Die Anfhaffung der angenommenen Dienſtkleidung bleibt einem 
Seden uͤberlaſſen. Dieſelbe kann auch außer Dienſt an Sonn- und Feſtta— 
gen, ſo wie bei beſondern feierlichen Gelegenheiten, jedoch ohne Armbinde und 
Waffen, getragen werden, 

$. 53. Für die gleichfoͤrmigen Abzeichen ber verſchiedenen Dienft- 
grade bleibt es bei folgender für die Bürgergarde in Gaffel, mit Rüdjicht 
auf die nöthige Unterfcheidung von den militairifhen Dienftzeichen, bereits 
gettoffenen Beftimmung. 
Die Epauletten. und Achfelklappen der Bürgergarbeofficiere find demnach; 
4). bei den Seconblieutenants: das Blatt von Tuch mit goldenen Treffen 
an beiden Seiten, oben- ohne Treffe, außerdem mit einer gedrehten 
‚goldenen Raupe, in Form eines halben Mondes; 
2) bei den Premierlieufenants: dieſelben, jedoch auch oben mit einer 
Treſſe; 
8) bei 9 Capitaͤns: eine goldene Platte, Raupe wie bie Lie 
tenants; 
4 bei den Stabsofficieren: wie die Capitaͤns, jedoch mit goldenen 
Cantillen; 
5) bei den Officieren der reitenden Buͤrgergarde: die obigen Abzeichen 
in Silber. 
Die Stabsofficiere ſind auch zum Tragen eines, den Vorſchriften des 
vorhergehenden F entſprechenden, Fracks außer dem Dienſt berechtigt. 
$. 64. eſentlich nothwendige Bewaffnung iſt 
4) für den Bürgergardiften zu Fuß: die Muskete mit Bajonet und Pas 
trontafche; ausnahmsweiſe Fönnen jedoch den Bewohnern Eleinerer 
Städte, auf den Antrag des Stadtraths und des Bürgerausfchuffes, 
fofern die Vermögensverhältniffe der Stadtkaſſe die Anfchaffung der 
im $ 55. vorgefchriebenen Musketen nicht erlauben, von ber 
Reglerung der Provinz geflattet werden ſich mit Piken zu be⸗ 
waffnen; 
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fuͤr den’ Unterofficier außerdem noch das Seitengewehr, und 

er Officier: der Säbel mit goldenem Portepee daran. 
Die Bürgergardiften, welche wenigſtens eine Compagnie bilben, Tonnen 
‚ich; noch uͤber die Unfchaffung des Seitengewehrs vereinigen. Ebenfalls iſt 
8 einer Anzahl, die zur Bildung einer zweckmaͤßigen Abtheilung hinreicht, 
— ſich mit Buͤchſen und Hirſchfaͤngern, anſtatt der Muskete, zu 
bewaffnen. .: ER 

—* Buͤrgergarde zu Pferde führt Gavalleriefäbe, Daneben find ihr 
noch Piftolen nebft- Kartufche geſtattet. IR 
68.55. Die wefentlihe Bewaffnung der Bürgergarde zu Fuß 
wird (mit Ausnahme der Büchfen und Hirfchfänger) den Unterofficieren und 
Bürgergapdiften, nach deren Verlangen, auf Koften der Gemeinde ame 
eſchafft, welche jedoch für nicht mehr, ald fünf Procent der Bevölkerung 
die Maffen zu liefern verbunden iſt. 

Die nöthigen Trommeln, Hörner und Trompeten werden von 
der Gemeinde geftellt. 

8. 56.° Die Waffen werden lediglich zum Dienfte in der Bürgers 
‚garde verabreicht, ‚und follen von den Vürgergardiften außer dem Dienfte 
forgfältig aufbewahrt, demnaͤchſt aber bei dem Austritte aus der Bürgers 
garde an den Commandeur in gutem Stande zurüdgeliefert werden 

8:67, Werden die Waffen abgenugt oder beſchaͤdigt; fo iſt der 
Inhaber verbunden, folhe auf eigene Koften wieder in gehörigen Stand 
fegen zu laſſen. | 
8. 58: Alle fonftige, zum Dienft erforderliche, im $. 54. nicht ge 
nannte Gegenftände haben die Mitglieder der Bürgergarde aus eigenen 
Mitteln zu flellen und jederzeit in gehörigem Stande zu erhalten, 

$. 59. Zur Verwaltung der Einnahmen. und Ausgaben, fo wie aller 
weber zur Disciplin, noch zur Verfügung des Befehlshabers gehörigen Dienfl= 
‚angelegenheiten, wird bei der Bürgergarde jeder Stadt, und in Caffel und 
‚Hanau für. jedes Bataillon, eine Verwaltungscommiffion, beflehend 
aus dem Kommandeur, einem Gapitän, einem Lieutenant, einem Unteroffi⸗ 
cier und einem VBürgergardiften, gebildet, In den Orten, wo die Bürger 
garde nicht ein Bataillon ausmacht, befteht jene Commiſſion aus dem com⸗ 
mandivenden Officier, einem zweiten Officer, einem Untevofficier und zwei 
- Bürgergardiften. Außer dem Commandeur werden die Mitglieder von ſaͤmmt⸗ 
lichen Dfficieren, Unterofficieren und Bürgergardijten gewählt, und zwar alle 
drei Jahre nach erfolgter Dienflübernahme der Dfficiere und Unterofficiere. 
Die Wahl gefchieht an einem, vom Commandeur zu bejlimmenden, Rage 
dergeftalt, daß jedes Mitglied der Bürgergarde fchriftlich feine Wahl, ſowohl 
der nöthigen Anzahl von Mitgliedern der Verwaltungscommiffion, ald auch 
eines ÖStellvertreters für jedes berfelben, abgiebt. Die Zählung der Stim— 
men gefchieht in Gegenwart fammtlicher Dfficiere, der zwei älteflen Unterof 
ficiere und Bürgergardijten von jeder Compagnie. — Als gewählt find dieje⸗ 
nigen zu betrachten, welche die-meiften Stimmen haben. Nach beendigter 
Wahl macht der Commandeur duch eine Didre die Zufammenfegung der 
Berwaltungscommiffion und der Stellvertreter bekannt, worauf biefelbe als⸗ 
bald in Dienftthätigkeit teitt. Der von einer Wahl zur andern entfichende 
Abgang wird durch die Stellvertreter erfegt. Der Commandeur beftimmt ein 
Mitglied der Commiſſion, und zwar einen Unterofficer oder Bürgergardiften, 
zur Führung der Nechnung, 

$. 60, Die unvermeidlihen Verwaltungsausgaben bei den 
Buͤrgergarden find von der Derwaltungscommiffion zu verzeichnen, dem Stadts 
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rathe mitzutheilen, und wenn diefer eine Einwendung gegen beven Nothwen⸗ 
digkeit macht, aus der Kaſſe der Stadt zu bezahlen, in. foweit fie. nicht durch 
die eingehenden Strafgelder gedeckt werden. Werden. Einwendungen gemacht, 
und koͤnnen ſolche durch gemeinfthaftliche Berathung nicht beſeitigt werden; 
fo wird die Entſcheidung der Provinzialregierung -eingehohft.. Am. Ende je- 
des Jahres wird die Rechnung von "der Berwaltungssommiffion::abges 
ſchloſſen, dem Stadtrathe ——— und jedem Mitgliede > — 
die Einſicht geſtattet. 

VII. Aligemeiue Dienſtvorſchriften. 

8. 61. Der Befehlshaber der Buͤrgergarde in jeder Stadt, oder beſſen 
Stellvertreter ſoll, wenn eine obrigkfeitliche Anforberung zur Stel⸗ 
lung von Wachen oder ſonſtiger bewaffneten Huͤlfeleiſtung an ihn gelangt, 
dieſem Verlangen unverzuͤglich entſprechen, und zu dem Ende entwe— 
der durch Anſagen die noͤthige Mannſchaft verſammeln, oder in eiligen Fäl- 
len durch einen oder einige Trommelſchlaͤger oder Horniften Allarm ſchlagen 
oder blaſen laſſen (vergl. $. 11.). 

$. 62. Das Allarmzeichen der Buͤrgergarde, womit dieſelbe zu 
augenblidlicher Hüffeleiftung verfammelt wird, fol, dee gefrofferten Beſtim⸗ 
mung gemaͤß, von den militairiſchen Zeichen verſchieden, und uͤberall geeich⸗ 
foͤrmig bleiben. 

$. 63. Sobald die. Anfage oder das Allarmzeichen erfolgt, muß jeder 
Buͤrgergardiſt, ‚welcher zu der berufenen Mannſchaft gehört, vollſtaͤndig be- 
waffnet und bekleidet ſchleunigſt auf dem beſtimmten Sammelplatze erſchei⸗ 
nen, woſelbſt er die weitern Befehle zu IE Dien ſueſſtang zu gewaͤrtigen 
und unweigerlich zu befolgen hat. 

$. 64. Bei Feuersgefahr find ausnahmoweiſ⸗ diejenigen Blegem 
gardiſten, welche zugleich zur Feuerloͤſchmannſchaft oder Rettungsgeſellſchaft 
gehoͤren, ſo wie die Angeſtellten, welche, nach den Geſetzen oder ihrer Dieh- 
vorſchrift, ſich in einem beflimmten Dienfllocal” einfinden. muͤſſen, vom Er: 
feheinen auf den Sammelplägen der Buͤrgergarde befreit, und haben -fich 
vielmehr an die, für die gedachte Mannſchaft oder Gefelfchaft BIENEN, 
Orte, oder in das betreffende Dienſtlocal zu begeben. 

— G. 65. Die Vorgeſetzten der Buͤrgergarde duͤrfen dieſelbe nur auf 
erfolgte Requiſition (F. 11.), außerdem aber zu keinem andern Zwecke, als 
behufs ſolcher Angelegenheiten, welche den regelmaͤßigen Dienſt angehen, zu 
einer Verſammlung beordern. 

Ohne Erlaubniß ihrer Vorgeſetzten darf die Buͤrgergarde in grißemn oder 
kleinern Abtheilungen weder ſich verfammteln, noch auch nach beendigtem 
Dienſte die Verſammlung Lira nod) — ſich bewaffnet Kun 
len oder ausruͤcken (f. $. 96.).- 

8. 66. Auch ift der Bürgergarde oder einer Abthellung derfelben uns 
terfagt, Verfammlungen zu dem Zwecke zu halten, um über Staats, 
Bezirks- oder Gemeindeangelegenheiten zu berathen, oder Come: ’ 
münicationen mit Bürgergarden anderer Orte zu veranlaffen;,- oder eine, 
für die -öffentlihe Ordnung oder Privatfichecheit gefaͤhrbiche, 
Verabredung zu kreffen, in welchen Fällen fie von dem ordentlichen Ges 
richten beftraft werden (vergl. 8. 95.). 

$. 67. Die Dienflleiftungen, zu- welchen die VBürgergarde  beru- 
fen wird, follen jederzeit pürnctlich, treu und SEELEN DAT) von eben 
Mitglicde derfelben verrichtet werden. XL 
JJeder Bürgergardift fol daher zur angefagten Zeit am ——— 
Orte zum Dienſte ſich ein ſtellen, und die Befehle feiner: Vorgefetzten 
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ohne‘ Widerrede befolgen. Etwaige Belhwerden oder Einwenbun= 

gem fi ind" — erſt nach beendigter Dienſtleiſtung vorzubringen. 

Sn dringenden Fällen kann jede obrigkeitliche Be⸗ 

höre” er mit ihrer Anforderung wegen bewaffneter Hülfeleiftung 

ani.dew:Commandanten der etwa vorhandenen fländigen Wache ($. 6.) 
— 

Auch iſt der Wachtcommandant auf Anrufen von Seiten irgend eis 
nes ‚ mit gemeingefährlicher Gewalt bedroheten, - Stadtbewohners verpflichtet, 
durch -[chleunige "Abfendung einer, dem Bedürfniffe entſprechenden, Anzahl 
von Buͤrgergardiſten aus der Wachtmannſchaft den gehörigen Schutz zu ges 
währen, und nöthigenfalls die. Verftärkung der Legtern zu veranlaffen. 

2 8.169: Dee gewöhnliche: Dienft, vornehmlich bei den ſtaͤndigen Wach⸗ 
tn, wird nad) Reihenfolge gethan. 

Die Unterofficiere haben‘. daher alte Dienfte immer zeitig, und in der 
| Regel es Tag vorher anzufagen, - " 

: ' Diejenigen Mitglieder. ber Bürgergarde, welche Sffenttiche Aem⸗ 
—*8 ſind in denjenigen Faͤllen, wo der Buͤrgergardedienſt mit ihren 
regelmaͤßigen · Amtsverrichtungen oder andern unaufſchieblichen Berufsge⸗ 
fh äften:zufammentrifft, mit: Erſterem fo weit, als es, und zwar hinſicht⸗ 
lich der Staatsdiener, nach der Beſcheinigung ber vorgefegten Behörden, noͤ⸗ 
thig iſt, zu verſchonen. 

Voͤllig befreit von der Dienſtleiſtung in der Buͤrgergarde find 
geittoeife die Mitglieder der . Ständeverfammiung und der Landfpndicus 
während der Dauer des Landtags, und ſechs Wochen vor und nach 
demſelben. 

$. 71. Zur gehörigen Wahrung der Reihenfolge bat für jede Com 
pagnie der Feldwebel, untersAuffiht und. Controle des Hauptmanns, ein 
genaues Dienſt buch zu führen. 

6. 72. Ale ungewöhnlihe Vo rfaͤlle im Dienſte der Buͤrgergar⸗ 

den werden vom Untergebenen dem. Vorgefegten gemeldet, und fo alsbald 
zur. Kenntniß des Commandeurs gebracht. Derfelbe berichtet an die Regie— 
rung über wichtige Dienftfachen fofort, außerdem aber jährlich ſowohl “über 
den Zuftand und die Stärke, als auch über befondere Dienflleiftungen der 
Bürgergarde. Dem Stadtrathe wird vom Commandeur der Buͤtgergarde Ab⸗ 
ſchrift dieſes Jahresberichtes zugeſchickt. 

In der Reſidenz muß von allen Berichten des Commandeurs über 
ungewöhnliche Vorfälle fofort. ein Duplicat an das Minifterium des Innen 
gelangen, © 
8. 73. Geſuche, —— und andere, den Dienſt betref—⸗ 
fende Papiere werden vom Commandeur nach geſchehener Erledigung in 
ber Repoſitur der Buͤrgergarde aufbewahrt. Betreffen die erſteren Verwal 
tungsangelegenheiten oder andere erhebliche Gegenftände; fo hat der Commanz 
— ſie mit der Verwaltungscommiſſion zu berathen und mit derſelben zu 
erledigen. 

$. 74. Buͤrgergardiſten, welche auf Schild wache oder auf einzel— 
nen Poſten zur Bewachung eines Ortes, einer Sache oder einer Perſon 
aufgeſtellt werden, duͤrfen ihre Stelle innerhalb des, zu dieſem Zwecke ihnen 
angewieſenen, Raumes nicht verlaffen,- noch weniger aber durch Schlafen 
oder" fonflige, der Abficht: ihrer Aufftellung zumiderlaufende, fremdartige Hands 
lungen die Bewachung vernachläffigen. 

- $. 75. Bei dem Zufammensreffen von Militair und Bür: 
gergarden finden die gewöhnlichen. a Anz gegen: 

—F J 2 
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feittg in gleicher Art: Statt, jedoch nicht gegen Einzelne, fonder nur gegen 
gefchloffene Corps und Detachements, Must ‚wenn die Bürgergatde: (vergl, 
$. 7 fg.) ben Garnifonsdienft thut, oder. zur Landesvertheidigung ‚gebraucht 
wird, follen jene Ehrenbezeigungen auch zwiſchen einzelnen. Mitlitairperfonen 
und den im Dienfte befindlichen Mitgliedeun . ber Bürgergarde gegenfeitig 
beobachtet werden. 

$. 76. Die Obern follen ihre Untergebenen mit gegiemender 
NRüdficht auf das, neben ihrer dienlichen Stellung unveränderte, fonftige bis 
gerliche und perfönliche Verhaͤltniß ftets mit angemefjener Schonung behans 
dein. Jede harte und beleidigende Begegnung tft überall zu vermeiden. 

$. 77. Während des Dienfles und zu deſſen Iweden ift. jedes Mite 
glied der Bürgergarde feinen Obern, außer der fchuldigen Achtun g, un⸗ 
verweigerlichen Gehorſam zu leiſten verpflichtet. 
| $. 78. Die Stellvertretung für einzelne Dienfkleiftungen durch 
einen andern Buͤrgergardiſten iſt blos unter nahen Verwandten, naͤm⸗ 
lich zwiſchen Vater und Sohn, Brüdern, Oheim und Neffen, Schwiegervas 
ter und Schriegerfohn, und unter Schwägern, fo mie zwifchen Vater und 
Stief> oder Pflegefohn gegenfeitig geftattet, jedoch blos nach vorgängiger Ans 
zeige und unentgeldlidy, wobei es fid) von ſelbſt verfteht, daß der Stellvertres 
ter nicht durch eine folche Dienftübernahme verhindert wird, den ihn felbft 
treffenden Dienſt zu verrichten, 

$. 79. Der bürgerliche Waffendienſt beſchraͤnkt ſich in ber Res 
gel auf den Umfang der Stadtgemarfung. 

$. 80. Der Leiche eines Mitgliedes der Buͤrgergarde kann die Mann⸗ 
ſchaft des Ortes, nach Belieben jedes Einzelnen, in der Dienſtkleidung fol⸗ 
gen, — ohne Feuergemehr, 

vu Waffenübungen und Aufzüge. 

$. 1. Durch ein, von dem Landesheren zu ertheilendes, Reglement 
fol die Art der Waffenübungen und Dienfibemwegungen der Bürgergars 
den vorgefchrieben werden. Die Uebungen werden nicht öfterer, als zwei 
Mal in einem Monat, Statt finden, und foll dadurch dem Gottesdienite 
fein Eintrag gefchehen. 

$. 82, Feierliche Aufzüge finden nur bei außerordentlichen Gele 
genheiten, mit Zuftimmung des Stadtrathes, oder auf landesherrliche Ders 


fuͤgung, Statt, jedoch bei höchfter Anweſenheit des Landesheren am Drte 


niemals ohne beffen Bewilligung. 
X. Disciplin im Allgemeinen. 

883, Zur Aufrechthaltung der Ordnung im Dienfte der Bürgers 
garde und des, den Vorgeſetzten hinfichtfich des Dienftes ſchuldigen, Gehor⸗ 
fams, zugleich) "aber auch zur Vermeidung etwaiger Willkuͤhr des Vorgefegten, 
fohten folgende Strafen. in Anwendung kommen: 

1) Zurechtweiſung, 
2) einfacher Verweis, 
3) Geldbuße bis zu drei Thalern, 
4) Sreiheitöftuafe bis zu dreitaͤgigem Arreſt, 
5) oͤffentlicher Verweis, | 
.6) einfache Ausftoßung, - R 
7 Ausftoßung vor der Fronte, verbunden mil‘ öffentlicher. Bekannt: 
machung, welche die Unfähigkeit zu einem Oemeindeamte nach 
ſich zieht, 
$. 84. Den Vorgefegten im Dienfte liegt es ob, für die Auf: 
techthaltung der Disciplin und für die Beſtrafung jeder Vernachiaſſi igung 
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berſelben zu ſorgeu. Sie find In diefer Hinficht ‚verpflichtet, kleine Dienſt⸗ 
fehler mit Zurechtweiſung, größere Dienſtfehler, oder eine mehrmalige Wieder: 
hohlung kleinerer Vernachlaͤſſigungen aber mit Verweis zu ruͤgen. 

"nd 85. Die Vorgeſetzten haben diejenigen, zu ihrer Kenntniß gelan⸗ 
genden, Dienftwidrigfeiten ber Untergebenen, welche durch dieſes Gefes 
mit-einer, den einfahen Verweis überfleigenden, Strafe be 
droht find, bei eigenet Veraritwortlichkeit zur Beſtrafung anzuzeigen. 

- 8: 86. Die Vorgefegten verfügen auch als Sicherheitsmaaßregel au⸗ 
genblickliche Verhaftung in Fällen der Trunkenheit, der Widerſetzlichkeit 
im Dienfte (f: & 77.), des Unruheſtiftens und thätlicher Beleidigungen, fo 
wie fonft noch bei folhen Handlungen, welche, nad den beftehenden Gefes 
gen, Verhaftung zur Folge haben. Sie find aber verpflichtet, dem oberften 
Borgefegten hiervon auf der‘ Stelle, und mern die Verhaftung des. Nachts 
geſchah, vor acht Uhr des andern Morgens Anzeige zu machen. Diefer ift 
verbunden, die ihm angezeigte Verhaftung aldbald entweder zu beflätigen oder 
aufzuheben, und namentlich. im Falle eines Vergehens gegen öffentliche 
Ruhe und Ordnung den Werhafteten den gewöhnlichen Berichten zu 
übergeben. 

8.87. Die Beftrafung der’ wirklichen Dienftvergehen bleibt einem, aus 
ber Mitte der Bürgergarde gewählten, Gerichte überlaffen, melches befugt 
ift, alle im $. 83. genannte Strafen auszufprechen, 

88 Das Gericht der Bürgergarde befteht für diefelbe und 
da, wo fie mehrere Bataillons zahlt, für deren jedes, aus dem Comman: 
deur, als Borfigenden, einem: Officier von jeder Compagnie, worunter bei 
einem ganzen Bataillon ein Hauptmann, auch einem Unterofficier und einem 
Bürgergarditen jeder Compagnie, jedoch niemals? aus weniger, als neun 
Mitgliedern, fo daß da, wo es nöthig ift, flatt eines VBürgergardiften von 
jeder Compagnie zivei gewählt: werden müffen. Erreicht die Stärke der Bür: 
gergarde eines Drtes nicht die.einer Compagnie; fo wird das Gericht thun— 
lichſt ſo zufammengefegt, wie es fich nach der vorhergehenden Beflimmung 
für eine Compagnie ergiebt. 

889 Der Vorfigende wird im Verhinderungsfalle durch den nach⸗ 
folgenden Dfficier gleichen Grades, und mo Eein folcher ift, durch dem aͤlte— 
ſten Dfficiee des nächftfolgenden Grades vertreten. 

Unter dem Aelteſten wird hier, wie überall in diefem Gefege, der nach 
dem Lebensjahre Aeltefte verftanden, 

8.90. Die Mitglieder des Gerichts einer jeden Bürgergarde, mit 
Ausnahme des Commandeurs, fo wie für jeden ein Stellvertreter vom name 
lichen Grade des zu Vertretenden, werden in gleicher Art, wie e8 im $. 59. 
für die Verwaltungscommiffion vorgefchrieben ift, und gleichzeitig mit diefer 
gem aͤhlt. Iſt ein gewählter Richter verhindert, oder bei einer Sache bes 
theiligt, worüber das Gericht entfcheidetz fo wird deſſen Stellvertreter beru- 
fen. Iſt auch der eintretende Stellvertreter verhindert ober betheiligt; fo 
wählt das Gericht aus fämmtlichen Stellvertretern den Erfagmann, und 
zwar nach Stimmenmehrheit. Wäre die Zahl der Stimmen getheiltz fo iſt 
diejenige entfcheidend, zu welcher der Commandeur getreten ift. 5 

$. 91. Nur folhe Eönnen zu Richtern oder deren Stellvertre— 
term gewählt werden, welche wenigſtens ein Jahr in der Vürgergarde ges 
dient haben, und im Laufe des verfloffenen Jahres von dem Bürgergardes 
gerichte nicht gefttaft worden find. Den Compagnieen wird ein deshalbiges 
Verzeichnig vorgelegt. : j 

$. 92. Das Bürgergardegericht hat über alfe tee ($. 93, 
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bis 116.) zu erkennen, welche eine von den im 8. 83. genannten Strafen 
nach ſich ziehen. Glaubt daſſelbe, daß ein Dienfivergehen. härter zu beſtra⸗ 
fen fey; fo hat es, in Gemaͤßheit der in den folgenden .$$. enthaltenen Ber 
ſtimmungen, die Sache; mit den etwa darüber fon verhandelten Acten an 
das ordentliche Gericht-abzugeben, und zwar bei eigener Verantwortlichkeit 
des Vorſitzenden. Hat ein Mitglied der, Bürgergarde im Dienſt auch ein 
gemeines Vergehen oder-Verbrechen begangen; fo iſt bag. zugleich 
begangene Dienſtvergehen blos als ein Strafſchaͤrfungsgrund zu ‚betrachten, 
und das, Bürgergardegericht hat in. diefem Falle nur nach erfolgten Wttheile 
des. ordentlichen Gerichtes die etwa, in Gemaͤßheit des $, 15., eintretende 
Ausftoßung des Berurtheilten, zum Zwecke der Vollziehung des Straferkennt⸗ 
nifſes zu, bewirken. 

Wenn ein Vorgefegter eine der: im & 83, unter Nr, 1 ımd 2, be 
inmten Strafen verhängt ($. 84.);. fo kann das Buͤrgergardegericht, ſo⸗ 
fern es dieſe Strafe fuͤr zu gering haͤlt, nach vorgaͤngiger Unterſuchung der 
‚Sache, noch eine härtere. Strafe: .gegen ben Schuldigen —— wobei 
aber. jene bereits erlittene Strafe zu beruͤckſichtigen iſt. 7. 

X. Strafbeſtimmungen. 

8. 93. Wer feine Huͤlfe in Faͤllen verſ agt, wo die — Ci⸗ 
vilbehoͤrde zur Aufrechthaltung der verfaſſungsmaͤßigen und geſetzlichen Drds 
nung den Dienft der Buͤrgergarde in Anfpruch nimmt, wird mit einer Geld⸗ 
buße von einem bis zu drei Thalern, mit öffentlichen Verweiſe vor ber 
Fronte, oder nach Befinden mit Ausftoßung beſtraft, vorbehaltlich der Abs 
gabe der Sache an das ordentliche Gericht in ſchweren Fällen, wohin na« 
menclich die Verfagung der Hülfe von Seiten eines Vorgefegten gehört. 

$. 94. Geht aber die Verweigerung ber verlangten Hülfe 
von einer größern Abtheilung gemeinfchaftlid aus; fo werden die Uns 
gehorfamen an die ordentlihen Gerichte zur. Beftrafung abgegeben, und 
tritt einſtweilen, neben Abnahme der Waffen, beren - Suspenjion vom 
Dienfte 2 

$. 9 Geſetzwidrige Verſammlungen der Buͤrgergarde . 
$. 65.) — wenn ſonſt kein ſtrafbarer Zweck zum Grunde liegt, mit 
einer Geldbuße von einem bis zu drei Thalern beſtraft, und zwar an jedem 
Theilhaber. 

Officiere werden alsbald, neben Abnahme der Waffen, vom Dienſte 
ſuspendirt, und demnaͤchſt mit angemeſſener Arreſtſtrafe belegt. 

VUebertretungen der im $. 66. enthaltenen Vorſchriften ſollen von den 
ordentlichen Gerichten, unter Anwendung der, für ähnliche Fälle beftehenden, 
firafrechtlichen Beſtimmungen, jedoch ſtets mit, einer ſchwereren, als blos ” 
lizeilichen, Strafe. geahndet werden. 

$. 96. Wenn größere ober Eleinere Abthellungen der Bürgergarde eis 
genmächtig zu gefegtwidrigen Zwecken ausruͤcken, oder den Befehlen der 
Vorgefegten im Dienfte den Gehorfam verweigern, oder ‘unter. den Waffen eine 
Eigenmacht fich erlauben; fo ift fogleih von dem Bürgergardegerichte, oder, 
wenn die: Mehrheit der Mitglieder deffelben, einfchließlich der Stellvertreter, ſelbſt 
dabei betheiligt, wäre, von dem Stadtrathe, oder von der Megierung ber Pros 
vinz, die einfiweilige Suspenfion der betreffenden Abtheilungen vom 
Dienfte, mit oder ohne Entwaffnung, auszuſprechen, im erftern Falle die 
Aufbewahrung der Waffen an einem, von der Regierung ber Provinz: zu 
beftimmenden, Orte zu bewirken, an das Miniflerium des Innern Bericht 
zu erffatten, und die Sache fofort an das ordentliche Gericht abzugeben. 
Diefes hat ohne den mindeften Verzug den Thatbeftand dev Vergebung. zum 
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Bruce: dee, :gegett‘ die einzelnen Theilnchmer zu tichtenden, Unterſuchung im 
Allgemeinen Feftzuftellen, und es muß ‚hierauf alsbald entweder die angeord⸗ 
nete Suspenfion der betreffenden Würgergarde aufgehoben, oder die gänzliche 
Auftöfung bderfelben verfügt. werden. Dieſes Letztere kann jedoch nur, 
wenn die. Bergehung, zufolge der gerichtlichen · Vorunterſuchung, von bedeus 
tendem Umfange war, geſchehen, und fteht alsdann dem Landesheren, auf 
den Anttag des Miniſteriums des Innern, mit’ beiftimmendem Gutachten bes 
Geſammtſtaatsminiſteriums, dergeftalt zu, daß damit unmittelbar bie Bildung ei⸗ 
ner neuen Buͤrgergarde oder Abtheilung, unter: Beibehaltung der, in der Un: 
terſuchung nicht begriffenen, Mitglieder und Ergaͤnzung der regelmaͤßigen An⸗ 
zahl durch andere, nad) dem 6. 19. zum ———— geeignete, Ein⸗ 
wohner verbunden. werden muß: : 

Bon. dem Gerichte wird auf die weiter: fortgeſette Unterſuchung, nach 
dem Grade: der ſich ergebenden: boͤslichen Abſicht, auf Ausſtoßung, verbun— 
a mit Arreſtſtrafe von laͤngerer Dauer, oder auf peinlihe Strafe, ‚erkannt. 

8:97... Mütde. eine Abtheilung der Blrgergarde, zwar unbewaffnet, 
— Haänd, ſich einer. groben Vergehung gegen die geſetzliche 
Ordnung ſchuldig machen; fo kann die Regierung der Provinz die Suspen⸗ 
fionpbiofer: Abtheilung verfuͤgen. Davon muß aber alsbald dem Miniſterium 
des⸗Innern, zur geeigneten weitern Beſtimmung/ and Maaßgabe des $. 96,, 
Snichtnrſtatuet werden. 4 

Lg 98: Mer zu — vorgeſchriebenen regelmaßigen Dienſte (ſ. 
and; $. 65.) ohne genügende Entſchuldigung gar nicht oder nicht zur 
geih vrigen Zeit fih einfindet, wird mit Zurechtweiſung oder einfa⸗ 
chem Verweiſe, im Falle mehrmaliger Verſaͤumung aber daneben noch mit 
einer: Geldbuße von zwoͤlf sGr. ag au zwei Thalen — und muß den 
Dienſt nachhohlen. 

Findet jene Verſpaͤtung oder: Verfäumung bei einem gehörig angefagten 
oder amittelſt Alarmzeichens befohlenen außerordentlichen Dienfte (ſ.“ 
g. 42. und $. 63.) Stattz fo tritt, neben einer sen bis zu drei Tha— 
Mech, noch ‚jedenfalls eine Arreſtſtrafe ein. 

8 93:1 Wer nicht vorſchriftmaͤßig bekleidet oder nicht ge: 
TH bewaffnet zum Dienfte: erfcheint - (veral.: 55: 63 und 64.), wird, 
vorbehaltlich dei Dienftnachhohlung, mit Zurechtweiſung/ und wenn dieſe Ahn⸗ 
dung fruchtlos geblieben iſt, weiter mit einer Geldbuße bis zu einem Thaler, 
er Bereis in! den vorgefchriebenen Abftufungen, beftcaft. 

. 100. Befhädigung der Waffen oder des kederzeuges, und 
Betnahläffigung bei deren Reinhaltung wird mit vier gGr. bis zu 
—— gs: außer dem Erſatze eines etwaigen. Schadens, beſtraft. 

Die Werdüßerung der den. Buͤrgergardiſten anvertenueten Armaturftüce 
ui als Veruntreuung den ordentlichen kr zur Beſtrafung uͤber— 
wieſen. 

„ri, 4201. Mer die ihm anvertraueten Waffen. zu anderen Zwe— 
En, als dem Buͤrgergardedienſte, gebraucht, verfaͤllt in eine Strafe von einem 
Thaler, welche im Wiederhohlungsfalle angemeſſen zu ſchaͤrfen iſt. | 

Denjenigen, welcher ohne Befehl im Dienfte ein geladenes Gewehr, 
ſcharfe Patronen oder Pulver und Blei mit ſich fuͤhrt, trifft die 
Strafe der Ausſtoßung. Ergiebt es ſich jedoch auf genuͤgende Weiſe, daß 
keine boͤsliche Abſicht zum Grunde liegt; ſo kann dieſe Strafe, nach dem Er: 
meſſen des Buͤrgergardegerichteßs im eeſten Falle bis auf drei Thaler oder 
drei Tage Arreſt ermäßigt werden. Im Wiederhohlungsfalle tritt dagegen 
unnachſichtlich) die Strafe der Ausſtoßung ein. Außerdem aber wird zu: 
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gleich derſelbe dem — Berichte angezeigt, welches zu unterſuchen hat, 
ob keine verbrecheriſche Abſicht dabei zum Grunde gelegen hat. Gleiches 
Verfahren findet Statt, wenn ein- in wirklichem Dienfte der‘ -Bürgergarde 
fich befindendeg Mitglied derfelben auße:- ber, nach dieſem Geſetze zulaſſigen, 
Bewaffnung noch mit anderen Waffen verfehen,: Öffentlich. erſcheint. 

8 102. Unterbrechung der Stilleſunter dem Gewehr wird 
mit Rurechtiveifung, einfachem Verweiſe, oder mit. Geldſtrafe bie zu einem 
Thaler geahndet. 

8. 103. Wirttice, im Dienfte Aufgeflodene,. Belckhteuns gegen 
Gameraden wird, vorbehaltlich. der Klage nor ,den ordentlichen Gerichten, 
mit ‚Zurschtweifung ‚oder. einfaches Verweiſe beſtraft. Thaͤtliche Beleis 
digung ziehet augenblicdliche Verhaftung und... dbemnächft: Öffentliche. ‚use 
floßung des Schuldigen aus dev: Bürgergarde ($: 83, 7.) nach ſiche Außer 
dem wird der Schuldige den ordentlichen Strafgerichten übergeben. 1.13 

»$...104, Betrunkenheit im Dienfte wich, unter. Berhtfichtigung 
der Umffände, mit einee Geldbuße von zwoͤlf gGr. bis. zu: drei Ihalern; oder 
mit Xereft. dis zu drei. Sage; und im nn Wiederhohlung mit 
Ausſtoßung beſtraft. 

‘8. 105. Wer ohne. Erlaubniß. fich von. ber Wade, ober: irgent 
einem ſonſiigen gewoͤhnlichen Dien ſte entfernt, ſoll außer der Dienſt⸗ 
nachhohlung, nach Verhaͤltniß der zum Grunde liegenden Abſicht, mit Geld⸗ 
oder: Arreſtſtrafe, inach:; Befinden auch mit oͤffentlichem Verweiſe vor * | 
Fronte, oder mit Ausſtoßung beftraft werden. ... ö 

S. 106. Die Schil dwache, welche uͤber bie ihr angetoisfengi ee 
ihres Poftens ſich entfernt, welche Taback raucht, mit etwas Anderem, 
als der . Beobachtung ‚ihres Poſtens, ſich beſchaͤftigt, das Gewehr aus ‚der 
Hand läßt, fich fegt oder einfchläft, wird mit Surechtiveifung Wermie; ‚ober 
einer Geldbuße bis zu drei Thalern, beftraft;- - 

8.107. Wer vor der. :Ablöfung feinen , Pollen. vertäßtsnderrbie 
ihm zur Vewachung anvertraueten Gegenſtaͤnde der abloͤſenden Schildwache 
nicht überliefert, wird zu Aſtuͤndigem big. zu dreitaͤgigem Axreſte vers 
urtheilt, auch nach. Maaßgabe der Wichtigkeit des ihm: anvertraueten Poftens 
und der feine gefeßtwidrigen Handlungen begleitenden Umftände,, mit! öffentlis 
chem Verweiſe vor. ‚der Fronte, oder mit Ausſtoßung beſttaft/ BR ſodann 
dem ordentlichen Gerichte uͤbergeben. 

§. 108. Jeder Wachtcommandant oder Poſten welcher ‚einen V ers 
hbafteten aus Nachlaͤſſigkeit entſpringen laͤßt, wird, nach Werhältniß 
feines Verſchuldens, mit einer Geldbuße bis zu drei Thalern, oder mit :dechälte 
nigmäßigem Arreſte beſtraft. Hat se ihn aber vorfäglich entſpringen laſ— 
fen, oder fogar der :gefeglichen. Auslieferung oder Verfolgung deſſelben ſich 
widerſetzt; fo ſoll er, fobatd hinreichende Anzeigen vorhanden. ſind, ohne Ver— 
zug verhaftet und dem zuftändigen Gerichte übergeben werden. Wird er . 
"wegen eines folchen Vergehens, oder wegen nachgefolgter Beguͤnſtigung 
eines Verbrechers, :von der Strafgerichtsbehörbe. verurtheilt; ſo sat ‚das 
Bürgergardegericht die. Strafe, der Ausſtoßung gegen-ihn zu erkennen. 

8. 109. Borgefegte, welche ihre Uintergebenen unziemlich bes 
handeln, diefelben beleidigen, oder auf fonflige Weifeihre Dienfibefug: 
niß uͤberſchreiten, erhalten Zurechtweiſung, Verweis, oder nach Befinden 
eine andere angemeſſene Strafe nach Maaßgabe des $. 83. 

6. 110; Mer fih, er ſey Buͤrgergardiſt, Unterofficier Be Officier, 
gegen feinen Vorgefesten im Dienſte verantwortet, felbft wenn 
jener feine Dienflbefugniß uͤherſchritten hätte, wird “in eine Geldbuße von 
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zwölf gGr. bis zu drei. Thalern, ober nad) Befinden. in Arreſtſtrafe von zwölf 
Stunden bis zu drei Tagen, verurtheilt. 

’ 111. MWörtlihe Beleidigungen oder Widerfeglichkeit 
von Mitgliedern der Bürgergarde gegen Vorgeſetzte im Dienfte, oder 


gegen im Dienfte befindlihe Bürgerwahen oder Patrouillen wird 


mit Arreſtſttafe bis zu drei Tagen, oder nach Befinden mit Ausſtoßung be— 
ſtraft. Im Falle thaͤtlicher Widerſetzlichkeit wird der Schuldige mit Ausſto— 
fung vor der. Fronte beſtraft, und dem ordentlichen Gerichte zur Verurthei⸗— 
lung in eine fchroerere, als blos poligeifiche, Strafe übergeben. 


- $. 112. Wer im Dienfte Unfolgfamkeit oder Aufruhr erregt, 


J 


ſoll den Gerichten zur Beſtrafung nach der Strenge der beſtehenden = 
fofort überliefert, in jedem Falle aber nach der Beſtimmung des $. 83, 7 
Aus der Bürgergarde ausgeftoßen werden. 

$. 113. Wenn ein Mitglied der Bürgergarde wegen folder Verge— 
bungen, die entweder nad gefeglichen Beftimmungen oder nach allgemeinen 
Begriffen für entehrend zu Halten find, vor Gericht geftellt und von der 
Anſchuldigung nicht völlig losgefprochen worden ift, oder wenn ein Mitglied 
derfelben. duch Sitfenlofigkeit: fih in der öffentlichen Meinung herab: 
geſetzt hat, oder fonft der Sicjerheit des Dienftes duch fein Benehmen zum 
Machtheile gereicht; fo hat der Hauptmann der betreffenden Compagnie davon 
dem Buͤrgergardegerichte Anzeige zu‘ machen, welches durch ihn die Com: 
pagnie verfammeln laͤßt, und, wenn die abfolute Mehrheit der Mitglieder 
der ganzen Kompagnie aus ‚jenfigenb erfcheinenden Gründen für bie Aus⸗ 
fliegung flimmt, diefe ausfpricht und vollzieht, 

In dem erftgedachten Falle kann au, durch einen folhen Ausſpruch 
der Compagnie, der Angefchuldigte ſchon während der gerichtlichen Unterfuchung 
bis zu erfolgten Urtheile vom Dienfte fuspendivt‘ werden, 

$. 114. Andere, nicht befonders namhaft gemadte, 
Di enftvergehen Eönnen nach den Strafbeftimmungen für gleichartige Faͤlle, 
und nad; eigenem Ermeffen der zur UNSER Berechtigten, mit den im $.83. 
bezeichneten: Strafen geahndet werden. - 
8. 115. Eine Geldbuße darf auf begründetes Anfuchen des Be: 
ſtraften, dder im Falle der Unbeitreiblichkeit, in eine Arreſtſtrafe, nach dem 
Verhaͤltniſſe, daß ein Thaler einer Urreftftenfe von vier und zwanzig Stunden 
gleich gelte, verwandelt werden. Niemals aber findet die Pan) 
einer Arreſtſtrafe in Geldbuße Statt. 

$. 116. Die Wiederhohlung eines Vergehens zieht immer eine 


ſhartee Strafe nach ſich. 


XI. Verfahren der Buͤrgergardegerichte. 

§. 417. Die Bürgergardegerichte verfammein fih, wenn 
Feine. dringende Veranlaſſung vorhanden ift, der Regel nach monatlich ein- 
mal, und werden acht Zage vor ber Sigung von dem Befehlshaber berufen, 
morauf der Gerichtsvorſtand alsbald einen Berichterſtatter und einen 
Protocollfuͤhrer aus den Mitgliedern erwaͤhlt. 
5.118. Der Berichterſtatter vern immt, mit Zuziehung bes Proto- 
collfuͤhrers, die faͤmmtlichen Betheiligten, ſammelt die Beweife, und ſtellt 
die ſchriftliche Ankläge auf, welche vier und zwanzig Stunden vor 
9 — dem Beſchuldigten durch einen Unterofficier behaͤndigt wer⸗ 

mu 

$. 119. Die Borladung der zur Bürgergarde gehörenden Wetheis 
ligten und Zeugen vor den a ai ie und das: Gericht wird ebenfalls 
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* einen zu commandirenden Unterofficier, ‚mit des in 
beforgt. J— . 
Die Abhoͤrung anderer: Betheiligten — — — nicht Mitgie 
der der Bürgergarde find, gefchiehet duch das ordentliche Gericht, we. 
dieferhalb vom Bürgergarbegericht zu requiriren iſt. 

$: 120.Jeder Richter, welcher ohne, erhebliche und fo zeitig, als. möge 
lich , dor der Sigung befcheinigte Verhinderung zurüdbleibt,.. verfällt in 
eine Strafe von einem Thaler, welche alsbald auszufprehen if, 

8. 121. In den Sitzung hält der Berichterftatter feinen Vo— —— 
dann vernimmt der Vorſitzende oder ein von demſelben beauftragter; Rich— 
ter ſaͤmmtliche Betheiligte und die Zeugen, und- zuletzt hoͤrt das Gericht die 
ſchließliche Vertheidigung des Beſchuldigten. 

Das Verfahren iſt muͤndlich, und die Vetheldidung Bun einen 
Beiftand darf nicht. verfagt. werden, 

8. 122, - Eidesleiftungen haben bei den Bürgergarhegerichten nicht 
Statt, weder von Seiten: der Betheiligten, :noch von Seiten der. Zeugen 
(vergl. $.126.). Wahrheitwidrige Jeugniffe vor dem Vürgergardee 
gerichte find. nicht ‚nur von den gewöhnlichen Gerichten zu beſtrafen, fondern 

es kann auch nach. den Umftänden die, Ausſtoßung des Saubige, in Ges 
maͤßheit des: $. 113, deshalb Statt finden. :. .; 

:8.:123, Dev Anzeige eines: Borgefagten. im Dienfke, gebührt, 
vorbehaltlich des Gegenbeweiſes, voller Glaube, wenn dieſer Vorgeſetzte waͤh⸗ 
rend des Vorfalls nicht in einer mit dem — —— im UNTERE: 
ſtehen den ungeſetzlichen Handlung begriffen war. 
$. 124 Das Erkenntniß wird in der Art gefaͤllt, daß. suerft Gb 

die Schuld, und dann: ‚über die auszufprechende, Strafen bgeftimme.wird, 
und dabei abfolute Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit- aber 
bie Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. ‚Dem erichterſtatter kommt hier⸗ 
bei nur eine berathende Stimme zu, 

Ein Rechtsmittelgegen bie: Sräennniffe de Blrgergarbegerichtes, durch 
welche die im $. 83. unter 6. und 7. vorkommenden Strafen: aysgefprochen 
werden, findet in’ der Art Statt, daß. der ‚Verurtheilte gisbald nach Verkuͤn— 
bigung. des ‚Erkenntniffes, erflären,, muß, daß er deffen Revifion- verlange, 

Derfelbe hat alddann binnen drei Tagen, unter Vorlegung des. verurtheilenden 
Erkenntniffes, nebſt einer; ‚die dagegen. geſchehene Anzeige der: Beſchwerde dar⸗ 
legenden, Beſcheinigung jene ſelbſt entweder ‚in einer, beſonderen Eingabe: oder 
vermittelſt einer protocollariſchen Vernehmlafſung bei: dem betreffenden ‚Unter 
gerichte zu rechtfertigen, von welchem, nach alsbald. bewirkter Einziehung; ber 
Acten des Bürgergardegerichtes, folche nebſt den ‚vorerwähnten Actenſtuͤcken an 
den Griminalfenat des Obergerichtes einzufenden find, dem dag weitere Erz 
kenntniß in letzter Inſtaänz zuſteht. 

§. 125. Das, die Anklage, Zeugenausſage und Berihebigeng enthal⸗ 
tende, dem Befchuldigten vorzufefende Protocoll, unter welches das: Ur« 
theit, mit kurzer Angabe der Gründe, gefeßt wird, iſt von ſaͤrmelichen Rich⸗ 
tern und dem Protocollfuͤhrer zu unterzeichnen. * 

. 126.Alle, nicht zu der durch gegenwaͤrtiges Geſetz beſtinimten — 
petenz des Buͤrgergardegerichtes gehörigen, oder dieſe uͤberſteigenden Sachen, 
werden ſogleich von dem Buͤrgergardegerichte an die ordentlichen Gerichte, ab: 
gegeben, und, überhaupt follı: im dergleichen Sachen einem etwaigen Berfah: 
ven des Bürgergardegerichtes Keinerfei Einfluß auf ihre Behandlung beiden 
ordentlichen Gerichten pder. anderen. Behörden. geſtattet werden, 

SE die, eidiiche Abhoͤrung der Zeugen vor deren Bernehmung verlangt 
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und vom Bürgergärdegerichte nothwendig erachtet; fo muß das gewöhnliche 
Gericht darum erfucht werden. Ä 
5. 127. Exfcheint der Befchuldigte nicht; fo wird fein Ungehorfam 
als Eingefländniß angenommen. Es feht ihm aber dag Recht zu, unter 
gehöriger Nachweiſung hinreichender Entſchuldigungsgruͤnde für fein Nichter: 
fheinen, das: Sefuh um Wiederaufnahme der Sadhe binnen drei 
Zagen nach erfolgter Mittheilung des Erfenntniffes. anzuzeigen und bei der 
naͤchſtfolgenden Verſammlung des Gerichtes vorzubringen, worauf ein endli— 
cher Ausſpruch erfolge, REN En 

$. 128. Dem vorfigenden Richter gebührt die Handhabung der 
Polizei..während der Gerihtsfigung, weshalb. zu jeder Sitzung 
ein Unteroffizier commandirt wird. Ruheſtoͤrer kann er ſofort verhaften laſſen. 
Auch: kann: das, Buͤrgergardegericht gegen ſolche, welche ſich während der Si— 
tzung ungeziemend betragen, ſofort die geeigneten: zweckdienlichen Maaßregeln 
BESUCHTEN... un een. Re: 
. .:d. 129. Bei jeder Compagnie wird ein Strafbuch gehalten, in 
welches die. Strafurtheile des Vürgergardegerichtes, mit kurzer Angabe des 
Vergehens, eingetragen und von dem vorfigenden Richter und dem Protocol: 
führer unterzeichnet werden. Diefes Strafbuch ſtehet den im $. 10. erwähn: 
ten. Behörden. ftet3 zur: Einfiht offen. J 
. 130. Zum Ordnen und Aufbewahren aller auf Strafſachen 
bezuͤglichen Schriften und Acten iſt die noͤthige Einrichtung von dem 
Gerichtsvorſtande zu treffen. Derſelbe kann zu dem Ende unter den Mit: 
gliedern. des. Gerichtes einen Repofitar beitellen. | 

KU. Vollziehung der Straferfenntniffe,. Ä 


0; y 


fol, wenn nicht ein Nechtsmittel dagegen eingelegt if, fpäteftens am, vierten 
Tage nach der Verkündigung oder Behändigung Statt finden, Ausflofung 
wird, Auf Anordnung des deshalb zeitig zu benadprichtigenden oberften Worge: 
festen, in Vollzug gefest. Züre Htweifungen und Verweiſe, welche 
don dem Bürgergardegerichte erkannt find, werden ‘von dem Hauptmanne, und 
gegen diefen ſelbſt oder einen höhern Officier, von deffen naͤchſtein Vorgefegten 
vollzogen. Zur Verbuͤßung der Arreſtſtrafe werden Bürgergärdiften und Unter- 
officiere durch einen Unteröfficer, Officiere aber durch den Adjutant angeroiefen, fich 
im Arreftlocal einzufinden. Witd dieft, Weifung nicht am nämfihen Tage noch 
befolgt; fo werden Unterofficiere und Bürgergardiften buch ein Detachement ber 
Dürgergarde abgeführt, Offiziere aber nochmal vom Befehlshaber der Bürgergaide 
ſchriftlich angewieſen, fich zur Strafverbuͤßung einzuſinden, und falls auch die: 
ſes nicht befolgt wird, erkennt das Vürgergardegericht auf Entſetzung vom 


Officiersgrade, ind wird ohne Aufſchüb die Arreſtſtrafe zum Vollzuge gebracht. 
Geld bußem "endlich werben, auf Anweiſung des Gerichtsvorſtandes, durch 
den betreffenden Feldwebel erhoben, und noͤthigenfalls mittelſt Requiſition 
durch die ordentliche Gerichtsbehoͤrde beigetrieben. Di... 

8. 132. Die erkannten Geldiſtrafen werden nach der Beſtimmung 
der Verwaltungseommiſſion zumallgem einen Bataillons- und Compagnie: 
Bedürfniffen verwendet, und zu dem Ende von’ dem Rechnungsführer 
der Berwaltungscommiffion vereinnahmt. EN — | 


59. 133. . Der), öffentliche Wermeis wird mittelft Vorleſung des Urtheils 
vor’ der Fronte des Bataillong oder der Compagnie ertheilt, i 

8. 134. Die einfache Augftoßun g geſchiehet duch Schriftliche Ordre, 
die oͤffentliche vermittelſt Vorleſung des Urtheils vor der Fronte des Bataillons 
oder der Compagnie. Der Veruͤrtheilte ſoll unmittelbar nachher die ihm 
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uͤbergebenen Waffen an den Feldwebel ſeiner Compagnie abllefern. Blos 
nach der einfachen —8 kann ſpaͤterhin die Wiederaufnahme mittelſt 
eines Beſchluſſes des Buͤrgergardegerichts, und wenn jene in Gemaͤßheit des 
$. 113. zufolge Ausſpruchs der Eompagnie geſchehen ift, nur mit Zuſtim⸗ 
mung der abſoluten Mehrheit der betreffenden Compagnie erfolgen. Niemals 
aber darf die Wiederaufnahme vor Ablauf eines Jahres, vom Eis bet 
ee an ‚gerechnet, Statt finden. 


Zweiter Theil. 
Don. den Bürgergarben der Landgemeinden. 


g. 135, Die in dem erften Abſchnitte des erften Theiles hinfichtlich der 
Bürgergarden der. Städte. sertheilten ‚allgemeinen Vorſchriften finden 
auch auf die: Bürgergarden ber Landgemeinden. Anwendung, - ſoweit es die 
Verhaͤltniſſe und: ders Inhalt der folgenden 68. zufaffen... 

$. 136. Zum Waffendienfte in den Bürgergarden der Landgemeinden 
ſind im Allgemeinen alle waffenfaͤhige ſelb ftftändige, mit Grundei⸗— 
genthum an geſeſ ſene Landbewohner, welche das Staats- und Drts- 
bürgersecht haben, vom zurücgelegten zwei und zwanzigſten bie: zum vollen: 
deten fnnfzigften: Lebensjahre verpflichtet. 

Folglich find in die Bürgergarde nicht aufsunehmen Tagelöhnet, 
welche nicht Ortsbuͤrget, und nicht mit Grundeigenthum angefeffen find, fo 
wie Lehrlinge, Dienftboten, Geſellen, Leute ohne feſten Wohnfig, und Die: 
jenigen, welche von: milden Unterftügungen leben. - 

'$. 137. Ausgef hloffen vom Waffendienfte find auch in den Lande 
gemeinden die in dem $. 29. bezeichneten Perfonen, worüber die Enticheis 
dung dem Anführer und dem Ortsvorſtande, vorbehaltlich der Beſchwerdeluͤh⸗ 
rung (f. 8. 142.), zuſtehet. 

§. 138. Ausgenommen von ber Berpflichtung zum Waffendienſte 
wegen Unvertraͤglichkeit deſſelben mit ihrem Berufe ſind, außer den Schul⸗ 
theiſen (Greben), die im $. 20. —— Perſonen, ſofern dieſelben in den 
Landgemeinden vorkommen. 

F. 139. Die 69. 21. und. 22), wegen ber Entfhuldigungs: 
gründe, gelten ebenwohl von den Bürgergarden der Kandgemeinden , ſoweit 
deren Inhalt auf letztere anwendbar iſtz wobei jedoch in Anſchüng der 
Nr. 5. des $. 22., an die Stelle der Verwaltungscommiſſion, af dem Lande 
der Anführer und der Ortsvorſtand tzeten. 

$. 440. Den zum Dienſte in der Bicgergarde orcpflichteten Landbe⸗ 
wohnern ſoll es ‚mit Vorwiſſen des betreffenden Anfuͤhrers geſtattet fern, 
waffenfaͤhige Soͤhne, Pfleg-, ‚Schwiegerfühne; ober andere, in 
einem ſolch en näheren verwandtfhaftlichen. oder häuslichen Ver— 
hättniffe fiehende Perfonen, welche zwar noch nicht EB, jedoch 
22 SZahr alt'find, für fich eintreten zw laſſen. 

§. 141. : Usber alle waffenfaͤhigen, nach den sen $$. zum . 

Dienfte in der Bürgergarde verbundenen, Gemeindeangehörigen. hat der Orts⸗ 
vorfland ein Verzeichniß aufzunehmen, und biefes. am den betreffenden Ver⸗ 
waltungsbeamten einzuſenden. — 
Der Verwaltungsbeamte hat — nach votgangiger Anhoͤrung bes 
Drtsvorftandes, und nad Befinden noch anderer mit. den ‚perfönlichen Ber: 
haͤltniſſen bekannter zuverläffiger Perfonen, diejenigen Einwohner zu be⸗ 
zeichnen, welche den Dien ſt in der PROBEN zu ee 
haben, BE 
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8. 442: Die Berzei hniffe. werden bei dem Verwaltungsbeamten 
zaͤhrlich ergaͤnzt und beritigt, und. ſodann Ueberſichten ber Mann: 
ſchaft an ‚die Regierung der Provinz eingereicht. - = A 
Bet der Negierimg der Provinz find etwaige Beſchwerden wegen 
Uebergehung oder ‚angeblich unrichtiger Einfhreidung in die Liſten 
der: Bürgergarte,; nach fruchtloſer Gegenvorſtellung bei dem Verwaltungsbes 
eniten, anzubringen und zu entfcheiben.. u 

G. 143. Die eingeſchriebene Mannfhaft eines jeden Dors 
fes nebſt den: dazu ‚gehörigen abgelegenen Mühlen, Hof: und anderen Wohnz 
ftätten, bildet eine für fid beftehende. Bürgergarde. 
jo Gl Wo die Beamten und Arbeiter an einem Bergwerke ober 
an einer ähnlihen Anſtalt eine hinteichende Anzahl ausmahen, ung 
daraus eine; Wach er von. mindeftens: zehn: Mann zu ‚bien; da kann aus 
ihnen wine: folche: ünger: Anführung: der eigenen Vorgeſetzten errichtet werben. 
nr Yun 445. FJede Bürgergarde eines Ortes hat, fofern bie diönftpflichtige, 
in; die Eompagnieen eingeftellte' Mannfchäft über funfzig Köpfe zählt, einen 
Hauptmann, einen: Feldwebel, amd je auf: zehn Mann einen Unterofficien, 
fonöie. für!jebe' weitere‘ fnnfzig Mann noch einen Lieutenant als. Zugführer. 
ver SIE dagegen: dieſelbe nicht Uber funfzig Mann ſtark; fo hat fie nur. 
einen Pieutenänt nebſt einem Feldwebel und die nöthigen Unterofficiere. 
2er 146. Die: AUuffice- Über die Buͤrgergarden der Landgemeinden 
führt das Minifterium des Innern, welches diefelbe durch. die Regierungen 
des: Provinzen, oder die durch dieſelben zu beſtellenden Commiffare, handhaben 
zu. Taffen Bin atkc ie an ee a ER UR ee, were I 

$. 147. Bei der erften Einrichtung der Bürgergarbe in den Landge— 
meinden gefhichet die Wahl fämmtlichen Dfficiere und Unterofficiere unter der 
Reitung der Ortsvorſtaͤnde durch relative Stimmenmehrheit, und erfolgt der 
Extern Beftätigüng’ durch die Megierung der Provinz. | 
u 148... Die. Anflelung der Dfficiere - gefchiehet für die Folge auf 
bie. Weiſe, daß,ınach Anordnung des Ortsvorftandes, von der zur Bürgergarde 
der Gemeinde gehörigen gefammten Mannfchaft für die erledigte Stelle zwei 
Perfonen erwählt . werden, aus welchen die Regierung dev Provinz, vorbes 
haltiich der: bei : den Miniſterium des Innern einzuhohlenden Genehmigung, 
den Anführer ernennt. ee ur: Een — 

Jene Wahl geſchiehet nach den Vorſchriften der 6%..44. und 45. 

— 8. 149. Die: Feldwebel und Unterofficiere werden: durch die gefammte 
Mannfchaft umter Leitung des Drtsbefehlshaberd unmittelbar durch ‚relative 
Stimmenmehrheit gemählt und von bdiefem. beflätigt, Des 
$. 150. Die Dauer einer jeden Anftellung wird auf zwei Jahre feft- 
geſetzt; nach deren Ablauf entweder. eine Beſtaͤtigung auf unbeflimmte Zeit, 
unter Vorausſetzung fortwährender Rüftigkeit und Tuͤchtigkeit zum Dienfte, 
‚ ertheilt, oder: eine neue Wahl angeorbnet wird. Auch wird die Wahl nut 
fo oft erneuert, als, neben obiger Vordusfegung, durch Abgang eines Worges 
festen eine Stelle erledige ifl. - — OBER 
$. 151. Die Berpflihtung aller; zu den Bürgergarden in den Land: 
gemeinden gehörigen Leute wird durch den zu beftellenden Commiffar an Drt 
und Stelfe durch Dandgelöbniß: am Eides Statt nad $. 50. bewirkt. 

$. 152. Die für die VBürgergarden der Landgemeinden beſtimmten 
Waffen’ follen in zweckdienlich eingerichteten Piken beftehen, welche auf 
Koften der: Gemeinden angefchafft werden. Mur die Anführer tragen Saͤbel 
mit der beflimmten Auszeichnung daran. 

Die Bewaffnung mit Musteten kann nur dann von ben Gemeinden 
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bewirkt werden, wenn nach Verlauf eines Jahres, von Verkuͤndigung dieſes 
Geſetzes an, dieſelbe durch, einen, von: zwei; Dritteln der Gemeindeglieder zu 
faſſenden, Beſchluß ausgefprochen wird, der Ortsvorſtand fie für zweckmaͤßig 
erachtet und: die Regierung der Provinz: ihre‘ Genehmigung; ertheilt, weich 
jedoch nicht ohne. erhebliche Gründe verſagt werden darf. 
$. 153. Seder: Anführer hat nah Möglichkeit: dahin zu. — daß 
ſeine Mannſchaft zum Dienſte in anſtaͤndiger Kleidung mit, der weißen 
Armbinde nach Vorfchrift des $: 52. verfehen: erfcheine. | 
Die Anfchaffung - der, muftermäßigen. Den ſtkieidung di. $. — 
bulbt jedem Buͤrgergardiſten uͤberlaſſfen. ;: :: 
: Die Anführer .;teagen als Dienfizeihen die tee "Binde mit 
— ſchmalen rothen ‚Streifen: in der Mitte. 
$..154. Die in den.$$. 61. bis: SO. enthaltenen: Dienfvsrfgeif 
ten find aud) auf. die. Bürgergarden: der; Landgemeinden, ſoweit ſie zu deren 
Verhättniffen paſſen, anwendbar. Hinſichtlich der Waffenuͤbungen aber 
tritt, die Abaͤnderung ein, daß: diefelhen in jeder. Gemeinde micht a als 
einmal des Monats an Sonntagen vorgenommen werdeni 
: -6.:155.:. Nur anf Requiſition einer Juſtiz z.:0der: Woligeibehörbe Pan 
die, Bürgergarde eines Drtes, oder eine. ‚beflimmte Abtheilung;»derfelben, zur 
. nöthigen bemaffneten:. Hülfeleiftung. in anderen. benachbarten Ge: 
meinden,, befonders dann, wenn es zur: Ausfu htung oe zrefehte 
unvermeiblich. wird;;werwendet werden; 
$,::156,. Die, iin ..$. 26, und: in ben 88. ‚93. "sis. 116. gegebenen 
Strafgef etze gelten in ‚gleicher ale such für die ee a) dem 
Rande. 
| Ehen fo: iſt die Strafbefugnig: eined Vormeſetten bieſelbe, tie bei ben 
Buͤrgergarden in. den Städten. . - 
$. 157. Statt der. Bürgergardegerichte treten für: die Vuͤrgergarden der 
Landgemeinden uͤberall die gewoͤhnlichen Strafbehoͤrden ein, welche dann 
in geeigneten Faͤllen, ſtatt der in dieſem Geſetze angegebenen Strafen, nach 
Befinden auch angemeſſene Polizeiſtrafen zu verhaͤngen haben. | 
In dem unverhofften Falle, wo die einftweilige Entwaffüung der Bi: 
gergarde. ‚einer Landgemeinde nach 8. 96. oder 97. eintreteni-müßte, - follen 
deren Waffen der naͤchſten Stadt, oder nach Befinden der Provinzhauptfladt, 
zur Aufbewahrung, ſo lange diefe erforderlich iſt, übergeben merden. : 
8.1588. : Bon allen erheblichen Vorfällen im Dienfte der Bür- 
gergarden. dee Landgemeinden müffen die Anführer dem Verwaltungsbeamten 
Meldung — — daruͤber an die Regierung ber Probinz zu bex ich⸗ 
ten Bat. .i.-. | 
. 159. Alle ‚frühere. Anordnungen über die Buꝛrgerbewaffnung 
in ben Städten ‚und; den Landgemeinden. werben. durch gegenwaͤrtiges Geſetz, 
welches mit dem; 4. Juli dieſes Jahres in Kraft. tritt, aufgehoben. Be 
Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und des ne Staat 
feat a Bu MWilhelmshöhe am 23. Juni 1832. 
ag Wilb-eiman 
Churprinz — ae 4 arpiyarhen 
In abrenten dei. Segen, — aa FÜR | 
für betfeibent: #2. 7 a te ee ee are 
Vt. 5 Ir Ott, ns cn Menaffenpflug:: 
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J Europaiſche Verfaſſungen 


feit dem Jahre 1789 bis auf Die neuefte - Zeit, 


Grften Bandes zweite Abtheilung. 


| Die 
europaͤiſchen Verfaſſungen 
ſeit dem Sabre 1789 
bis 


auf die neuſeſte Zeit. 





Mit geschichtlichen Krläuterungen und Finleitungen 


von 


Karl Heinrich Ludwig Pölitz, 
Koͤnigl. Saͤchſiſchem Hofrathe, Ritter des K. ©. Civil-Verdienſt-Ordens, und 
ordentl. öffentl. Lehrer der Staatswiſſenſchaften an der Univerfität zu Leipzig. 


Zweite, neugeordnete, berichtigte und ergänzte Auflage. 


— — — — — — 


Erſter Band, 


die geſammten Verfaſſungen des teutſchen Staatenbundes enthaltend. 


Zweite Abtheilung. 





— — — 


Leipzig: 
F. A. Brodhanme. 


— — 


1832. 


11. 
Großherzogthum Heften. 


Wenige teutſche Staaten erfuhren in der neueſten Zeit ſo bedeutende 
Gebietsveraͤnderungen, als der Staat des Landgrafen von Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt. Dieſe erfolgten theils bei dem Reichsdeputationshauptfchlufte im 
Sahre 1803, theild ald am 12. Juli 1806 der Landgraf, mit Annahme 
der großherzoglihen Würde, dem Rheinbunde beitrat, theils in Folge 
der fpätern Länderbeftimmungen Napoleons im Jahre 1810, nad) dem 
mit Oeſtreich abgefchloffenen Wiener Frieden. Ob nun gleich der Staat, 
feinem Umfange nad, durch diefe Veränderungen einen bedeutenden Zu: 
wachs erhalten hatte; fo ward doch der Befisftand der großherzoglichen 
Länder im Jahre 1816, ald Folge der Wiener Congreßbefhlüffe, noch 
einmal wefentlich verändert, und namentlich, gegen die Ueberlafjung des 
Herzogthums Weſtphalen an Preußen, die Provinz Rheinheſſen erworben. 
Bereits durch Decret vom 1. Oct. 1806 hatte der Großherzog die 
landſtaͤndiſche Verfaſſung in feinem ganzen Staate aufgehoben. 
Als aber der dreizehnte Artikel der teutfchen Bundesacte fländifche Ver: 
faffungen für alle teutfche Staaten beftimmte; fo warb auch im Groß: 
berzogthume Heſſen das Verlangen nach einer fländifchen Berfafjung bee 
merkbar, und namentlich waren es eilf Standeöherren, welche in einem 
Schreiben an den Großherzog den Wunſch wegen Zufammenberufung 
einer ftändifchen VBerfammlung ausfprachen. Dieſes Schreiben, verbunden 
mit einer gefchichtlichen Ueberſicht über die damaligen Vorgänge im Groß: 
herzogthume, befindet fich in dem Auflage im allgemeinen Staats 
verfaffungsardhive, Th. 2. ©. 123 ff., der den Titel führt: „Res 
gungen. im Großherzogthume Heſſen-Darmſtadt, ſtaͤndiſche Verfaſſung 
betreffend.” 

Der Großherzog verfprach bereits in folgendem Patente vom 18. 
Sebruar 1819, welches der damalige Staatsminifter, Freiherr v. Lich— 
tenberg, contrafignivt hatte, dem Staate eine fändifche Verfaffung. . 

„Ludewig, von Gottes Gnaden, Großherzog von Heffen und bei 
Nhein ıc. thun fund und zu willen: Die befondern Berhältniffe Unferes 
Großherzogthums und feiner einzelnen Theile haben es bisher nicht erlaubt, 
zur Erfüllung des dreizehnten Artikels der teutfchen Bundesacte, Unfern 
- Wünfchen gemäß, vorzufchreiten. Auch jest find mehrere Anordnungen noch 
nicht gehörig vorbereitet, welche, nach Unferer veiflichen Prüfung, zum allge: 
meinen Wohle, theild vor einer landſtaͤndiſchen Verfaſſung, theils gleichzeitig 
eintreten müffen, und melde von Uns zum Gegenftande befonderer Vorar— 
beiten bereit gemacht wurden. Indeſſen find diefe Worbereitungen fo meit 
gediehen, um, in Uebereinflimmung mit ihnen, nunmehr ununterbrochene Bes 
vathungen über das Ganze und Einzelne der Eünftigen Verfaſſung anzuord: 
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nen, welche Wir Unſern getreuen Unterthanen landesvaͤterlich zu verleihen 
gnaͤdigſt Willens ſind. Wir haben demnach an Unſer Staatsminiſterium 
die noͤthigen Befehle heute’ erlaſſen, indem Wir zugleich verordnet haben, 
daß die erſte Ständeverfammlung im Maimonate des Tom: 
menden Jahres 1820 in Unferer Nefidenz einberufen werde, 
und daß eine umfaffende Conftitutionsurfunde vor diefem 
Zeitpuncte befannt.gemacht werden foll a.” 

Daffelbe ward, bei dem im Großherzogthume immer lauter gewor⸗ 
denen Berlangen nach einer Berfaffungsurfunde, in einer officiellen Be— 
Fanntmachung des Staatsminiſteriums vom 17. Sept. 1819 €f. Allg. 
Zeit. 1819 Nr. 274. ©. 1095 f.) mit den Worten wiederhohlt: 

„Daß Se, Köntgl. Hoheit She. fürftliches Wort zwar nicht vor 
dem von Allerhoͤchſtdenſelben feftgefesten Beitpuncte, dann 
aber unfehlbar zu löfen wiffen würden, .und daß die Bekannt— 
madung der Berfaffungsurkfunde, duch weldhe Se. Königl. Hoheit 

das Band der Liebe und des Vertrauens zwifchen ihnen und Ihren getreuen 

Unterthanen auf ewige Zeiten noch feſter zu knuͤpfen hofften, eine ange— 
meſſene Zeit vorher, und ſobald es nur Ihre Berhältniffe zu dem teut⸗ 
ſchen Bunde erlaubten, erfolgen werde.“ 

Ob nun gleich das Großherzogthum vom 1. October 1806 bis 
zum 17. December 1820, wo das Staatsgrundgeſetz erſchien, ohne 
Staͤnde regiert ward; ſo kann doch nicht verkannt werden, daß bereits 
dieſem Zeitraume viele treffliche Geſetze als Vorbereitungen zum in: 
tritte des conftitutionellen Lebens angehören*). Denn es ward in die 
fem Zeitraum die Steuerbefreiung aufgehoben, fo daß felbft die 
Domainen und die Chatullengüter des Regenten in das Steuercatafter 
aufgenommen, und zu allen Staatslaſten verhältnißmäßig angezogen wur: 
den. Durch die Aufhebung der Steuerbefreiung ward aber auch bie 
Gleichheit vor dem Geſetze begründet. Das Gefeh vom 9. Zebr. 
1811 ſprach die Theilbarkeit gefchloffener Güter, dad Gefeh vom 25. 
Mai 1811 die Aufhebung der Leibeigenfchaft, das Gefeß vom 
‚13. Mai 1812 die Fünftigen Verhältniffe in Betreff der Frohnen 
aus. Diefes Geſetz erklärte, daß, bei eintretendem Zweifel über den 
Urfprung der Verbindlichkeit zum Frohndienſte, foldhe als ein Aus: 
fluß der Keibeigenfchaft angefehen werden follte. Die Staats: 
frohnen wurden für eine Laft erklärt, welche von dem ganzen Lande 
getragen werden müffez die ungemefjenen Frohnen wurden auf gemeffene 
reducirt; die gutöherrlichen Frohnen follten in Geldraten verwandelt und 
abgelöfet werden Fünnen. (Naher erläutert wurden diefe Beſtimmungen 
durch das Gefeg vom 8. April 1819 über die Aufhebung der Staats- 
frohnen*). Damit ftand das Geſetz über die Verwandlung der fisca— 
lifhen Zehnten in ablösbare, fländige Naturalgrundrenten in Ber: 


*) Vergl. Aug. Eonr. Freih. v. Hofmann, Beiträge zue nähern Kenntniß 
der ae und Verwaltung bes Großherzogthums Heſſen. Gießen, 1832. 
8.6.1 


*) Ebend. S. 38. 
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bindung, welches durch das Geſetz vom 13. März 1824 erläutert und er- 
gänzt ward. — Die Rechtsverhältniffe der Standesherren 
wurden durch das Geſetz v. 17. Febr. 1820, mit Rüdfiht auf die Staats⸗ 
verträge und die, Bundesgejeßgebung, geordnet. 

Allein auch nach dem Eintritte der neuen Verfaffung vom 
47. Dec. 1820 ind Staatsleben, wurden, mit Ruͤckſicht auf die Beflim- 
mungen mehrerer $$. der Verfaffung, einige fehr wichtige Gefege erlaf- 
fen. So das am 21. Juli 1830, unter Mitwirkung der Stände, pro 
mulgirte Geſetz über die Kriegsdienſtpflicht und die Ergänzung des 
Militairs, worin die Stellvertretung ausgefprochen ward, welche 
‚durch die bald darauf fich bildenden Affecuranzgefellfhaften bedeutend be= 
fördert und erleichtert worden iſtz fo das, in Angemeſſenheit zum Art. 45. 
der Berfaffung, am 30. Sunt 1821 erlaffene, Gefeß wegen der Gemein: 
deordnung ) deſſen Revifion aber die Stände bereits auf dem Land: 
tage d. J. 1826 wünfchten.. Allein über die von der Regierung den Ständen 
im 3. 1829 vorgelegten Vorfchläge zu dieferRevifion Fonnten diefelben fich 
nicht vereinigen, fo daß zwar die Hauptgrundlagen des Gefeges unverändert 
blieben, einzelne Beftimmüngen aber Tünftigen Verhandlungen unterliegen 
werden. — Ein, mit Zuftimmung der Stände erlaffenes, Gefeg vom 
5. Suli 1821, welches einen integrivenden Theil der DVerfaffung bildet, 
beftimmte die Formen, unter welchen die Verantwortlichkeit der 
Minifter, der Minifterien, und aller höchften Adminiftrativftellen geltend 
- gemacht werden fol. — 

Nachdem zum Mai 1820 eine ſtaͤndiſche Verſammlung nad) Darm: 
ſtadt berufen worden war, ward berjelben vorgelegt: 


a) Edict über die Iandftändifhe Verfaffung des 
Großherzogthbums vom 18. März 1820. 


Ludewig, von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen und bei Rhein 2c. ıc. 

As Wir Uns entfchloffen, durch das Edict vom 1. October 1806 ‚die Landftän: 
diſche Nepräfentation, welche bis dahin in Unferen altheffiihen Landen und in dem 
Herzogthume Weftphalen beftanden hatte, aufzuheben, handelten Wir mit dem beru— 
bigenden Bewußtfeyn, daß der größere Theil der ruhig und unparteiifch Urtheilenden 
Unfere Ueberzeugung von der Nothwendigkeit und Räthlicjkeit dieſes Schrittes theile. 

Es mußte einleuchten, daß die beftehende ftändifche Verfaſſung, weldye in den 
bezeichneten beiden Landestheilen verſchieden war, und an welcher bedeutende, den 
altheffiihen Landen einverleibte, Landestheile gar keinen Antheil hatten, nicht dazu 
geeignet war, um eine zwedimäßige und für alle Unfere getreuen Unterthanen gleiche 
Abminifiration zu befördern, Daß der Verfuch, gleich damals aus den beftanden 
habenden verfchiedenartigen Verfaffungen eine gemeinfame neue ftändifche Verfaffung 
hervorgehen zu laſſen, zu feinem wünfchensmerthen Refultate würde Haben, führen 
koͤnnen; darüber Eonnte niemand zweifelhaft feyn, dem das Innere jener früheren 
Derfaffungen und die Anfichten und Wünfche bekannt waren, von welchen in ber 
damaligen Zeit diejenigen ausgingen, welche an diefen Verfaffungen Theil nahmen, 
oder welchen die durch die Zeiten herbeigeführten neueren Verhaͤltniſſe gegründete 
nfprüche zum Antheile an denfelben erzeugt hatten. 
Es iſt notoriſch, welche verhängnißvolle Zeiten dem Erſcheinen Unfers Edicts 
über die Auflöfung ber ftändifchen Verfaffungen gefolgt find. In dem Drange bei: 
nahe unausgefeger Kriegsjahre war es nicht moͤglich, an die Schaffung einer neuen 
ftändifchen Verfaffung zu denken. 


*) Der Snhalt deffelben bei v. Hofmann, ©. 81 f. 
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bLeider ſahen Wir Uns durch den ſchweren Druck dieſer Zeiten genoͤthigt, große 
Anſtrengungen und Opfer von Unſern geliebten Unterthanen zu fordern. Sie haben 
dieſelben mit achtungswerther Ausdauer und unerſchuͤtterlicher Treue dargebracht. 
Mit Vergnuͤgen und dankbarer Anerkennung geden Wir ihnen dieſes Öffentliche Zeugniß. 
Wir haben dagegen allen Unferen getreuen Unterthanen eine- ftets gleiche Liebe 
entgegen gebracht. Wir haben’ auch in den drangvolleften Zeiten mit Ruhe Unſere 
auf ihr Wohl berechneten Regierungsmarimen “aufrecht erhalten,. und Wir tiffen, 
daß Unfer beharrliches Beftreben, eine möglichft gleiche Vertheilung der Laſten here 
beizuführen, manche Sinderniffe, welche ſich der Freiheit der Perfonen und des Ei 
genthums entgegen ftellten, zu befeitigen, das Entftehen gemeinnügiger Anftalten zu 
gründen und zu fördern und, nicht ohne Aufopferungen, Unferem Wolfe den Genuß 
aller edleren Güter unverfümmert zu erhalten, auch Uns gerechte Anſpruͤche auf 
danfbare Anerkennung begründet hat. 
Wir haben Unfern Lohn in vielfachen und ungmweideutigen Berweifen der Liebe 
und der Anhänglichkeit Unſerer getreuen Unterthanen gefunden, und insbefondere 
gehört e8 noch zu Unferen angenehmften Erinnerungen, daß Wir nicht wenige Bes 
weife inniger Anhänglichkeit von Unferen Unterthanen des Herzogthums Weftphalen 
empfingen, welche doch nur auf kurze Zeit, und zwar in einer unglüdlichen Pes 
riode, mit Uns verbunden warn. 
As nachher der teutſche Bund gegründet wurde und die Hoffnung ruhigerer 
Seiten fid) der Erfüllung zu nahen ſchien; da gehörten Wir zu denjenigen Fürften 
Teutſchlands, welche frehvillig in Wien, vor den Augen der Welt, den ernften 
Willen erklärten, ihren Völkern das Geſchenk einer neuen, ben Beitverhältniffen ans 
gemeffenen, ſtaͤndiſchen Verfaffung zu geben. 
Gewohnt, Unfer Fürftenwort heilig und unverleglich zu halten, würden Wir 
auch alsbald zur Ausführung gefchritten feyn, wenn nicht in bemfelben Zeitpuncte 
eine höchftbedeutende Veränderung in Unfern Befigungen herbeigeführt worden wäre. 
Wir mußten aber einfehen, daß, bei dem Austaufche von Provinzen, die erite 
Sorge einer vernünftigen Regierung dahin gehen müffe, den "ganzen beftelfenden 
Zuftand und die Bedürfniffe einer neuerworbenen Provinz genau kennen zu lernen, - 
und daß Landtage Feine erfreulichen Nefultate herbeiführen Eönnen, fo lange nicht 
die Regierung die Bedürfniffe neuer Unterthanen volftändig Fennt, und biefe, durch 
die Erfahrung belehrt, ihrem Regenten ein Herz entgegen zu bringen vermögen. 
Aus diefem Grunde fanden Wir, ald Wir Uns entfhloffen, duch das Edict 
vom 18. Februar 1819 den Beſſeren eine Waffe gegen die Zweifler in die Hände 
u geben, es für nöthig, die Ausführung Unferes Entfchluffes,. durch eine neue 
ändifche Verfaffung ein noch fefteres Band zwifchen Uns und Unferen gefreuen Uns 
tertbanen zu Enüpfen, auf den Mai dieſes Jahrs zu verfcieben. — 
Wir hofften, daß bis dahin nicht nur der eben angegebene Zweck vollſtaͤndig 
werde erreicht worden ſeyn, ſondern daß es auch Unferm geheimen Staatsminiſterium 
gelingen wuͤrde, bis zu dieſem Zeitpuncte alle die ſchwierigen vorbereitenden Arbei— 
ten, welche Wir demfelben anbefohlen hatten, zu vollenden, und auch in den alten 
Sanden alle diejenigen Verhältniffe zu ordnen, welche, ungeordnet, fich einer Nepräs 
fentation, wie fie die Lage Unferer Sande fordert, hindernd entgegenftellen mußten. 
Srotz der angeftrengteften Bemühungen Unferer oberfien Staatsbehoͤrde ift biefe 
Hoffnung jedoch nur zum Theile in Erfüllung gegangen. Die neue und beffere 
Ordnung der VBerhältniffe der Standesherren Unfers Großherzogthums, ohne welche 
der. diefen achtbaren Etaatsangehörigen gebührende Untheil an der Repräfentation 
nicht beſtimmt, oder auf eine heilbringende Art auögeübt werden Fonnte, hat erſt 
in diefen neueften Tagen Unfere höchfte Sanction erhalten Tönnen, und zu manchen 
Einrihtungen, von deren Vollendung Wir eine einfachere und beflimmtere Admi— 
niftration erwarten, find nur erft die Grundfteine gelegt worden. ._ 
Wir hegten deswegen zivar die Ueberzeugung, daß der erfte Landtag für Und 
und für Unfere geliebten Unterhanen befriedigendere Refultate herbeiführen wuͤrde, 
wenn er bis zu dem folgenden Jahre ausgeſetzt bleiben koͤnnte. Da Wir indeffen 
Unfern Borfas, in dem Mai diefes Jahres Unfere getreuen Stände um Uns zu vers 
fammeln, einmal öffentlich auögefprochen haben; fo muß ber Rücficht auf die Er⸗ 
füllung Unfers heiligen Regentenworts jede andere weichen. 
. Dur) diefe Rücficht bewogen, haben Wir Uns entfchloffen, nunmehr durch 
diefe Urkunde für Unfere Lande eine neue landftändifche Verfaffung zu gründen. 
Indem Wir wünfhen, daß Unfere getreuen Unterthanen diefe Urkunde als ein 
neues Unterpfand Unferer, alten Liebe mit Dank aufnehmen ‚mögen, und indem Wir 
hoffen, daß es der göttlichen Vorſehung gefallen werde, aus dieſem Unferen Ent: 
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ſchluſſe eine neue, "reiche ‚Quelle des; Heils und des Segen: für Uns, Unſer groß- 
herzogliches Haus und Unſer sefammtes Volk hervorgehen zu laſſen, haben: Wir 
dahen verardnet, ‚und verorbnen hiermit Folgendes: 
Art. . Die Stände Unfers. Großherzogthums follen zwei Kammern bilden. 
“Krk. 2% Die erfte Kammer wird gebildet: 
„2: Aus den Prinzen Unſers großherzoglihen Hauſes. re 
2), Aus: den Häuptern ftandesgerrlider Familien, welche fich in dem Befige einer, 
oder mehrerer Standesherrfchaften bifinden, nad) dem $. 16, des neuen Edicts 
3 ber die. ftandesherrlichen Verhältniffe. — — 
8) Aus dem Senior der Familie der Freiherren von Riedeſel, welche bisher 
darch die ehrenvolle Würde des Erbmarſchallamts von Heſſen gezieret war. 
4) Aus dem katholiſchen Landesbiſchoff. Im Falle der Erledigung des Stuhls, 
behalten Wir. Uns vor, einem qusgezeichneten Eatholifchen Geiftlichen den Aufs 
. trag zu ertheilen, an. der Stelle, des Biſchoſſs bei dem Landtag zu erſcheinen. 
- 5). Aus ‚einem, proteftantifchen Geiſtlichen, welchen Wir dazu auf Lebenszeit, mit‘ 
der Würde eines Prälaten, ernennen werden. — 
6). Aus dem⸗ Kanzler der Landesuniverſitaͤt, oder deſſen Stellvertreter. 
Aus denjenigen ausgezeichneten Staatsbuͤrgern, welche Wir auf Lebenszeit’ 
dazu berufen werden. Wir werben dieſe Ernennungen nicht über die Zahl 
non. zehn Mitgliedern ausdehnen. 
Arte s. Die zweite Kammer wird gebildet: <=... 
I). Ausıfehs Abgeordneten, welche der genügend in Unſerm Großherzogthume 
“mit Grundeigenthun angefeffene Adel aus feiner Mitte wählt. J 
M Aus. zehn-Abgeordneten derjenigen Städte, welchen Wir, um bie Intereſſen 
des Handels oder alte achtbare Erinnerungen zu ehren, ein befonderes Wahl: 


“ Diele Städte find: — 
a) Unfere Reſidenzſtadt Darmſtadt, 
) unſere Stadt Mainz, 
von welchen jede zwei Abgeordnete zu wählen hatz 
0) unſere Stadt Gießen, 
cqh unſere Stadt Offenbach, 
e) Unfere Stadt Friedberg, 
°: -f) Unfere Stadt Alsfeld, 
2) Unfere Stadt Worms, 
‚by; Unfere Stadt Bingen, 


ff 


von welchen jede einen Abgeordneten wähle. FRE PIE STREN 
: 8) Aus ‚yierunddreißig Abgeordneien, welche nad Wahldiſtricten, gebildet. von 
den nicht. mit einem befonderen Wahlvechte begabten Städten und den Lands 
gemeinden, gewählt werben. — 
Die, Bedingungen zum Wahlrechte und die Art der Ausübung deſſelben werden, 
fowohl für den Adel, als auch für die Staͤdte und die Wahldiſtricte, durch beſon⸗ 
dere Reglements beſtimmt werden. F — 
— Art. 4. In beiden Kammern haben die Mitglieder Unſers geheimen Staatsmi-— 
nifteriums und die von Uns etwa ernannt werdenden Landtagscommiſſarien, auch 
wenn. fie den Kammern nicht Propofitionen in Unferm Namen vorzulegen: haben, - 
freien Zutritt ohne Stimmredt. — u 
Avrt. 5. Die gebohrnen Mitglicher der erften Kammer koͤnnen von ihrem Recht 
nur dann Gebrauch machen, wenn fie das 2öfte Lebensjahr zurüdgelegt haben, und 
ihnen in Bezug auf die Ausuͤbung faatsbürgerliher Rechte ein gefiglides Hinder⸗ 
niß entgegen ſtehet. — = = * rn 
Urt. 6. "Die Abgeordneten zur. zweiten Kammer. 'müffen Staatsbürger feyn, 
welche das Säfte Lebensjahr zurückgelegt haben und ein, zur Sicherheit einer" unab⸗ 
hängigen Exiſtenz genuͤgendes, Einkommen befigen. Wie diefer Befig erfannt werde, 
wird durch die Wahlceglements näher beftimmt. * 3 * 
Art. 7. Wer als Mitglied der einen oder der anderen Kammer. auf Landtagen 
erfcheinen will, darf nie. wegen Verbrechen oder Vergehen, die nicht blos zur niebe- 
en . gehören, vor Gericht geftanden haben, ohne gänzlich) -freigefprochen wor- 
en zu feyn. De +. 


een Mitglied der erften Kammer kann nicht ‚zur zweiten gewaͤhlt 
werden. — a 


er Weder in der erſten, noch in der zweiten Kammer darf man fin 
> \ x ı, .r [Pr ZN rn 
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Stimmrecht durch einen Stellvertreter ausüben laſſen, ober für feine Stimme In⸗ 
een nn n r 
rt. 10. ahlen follen auf ſechs Jahre gefchehen. Es iſt aber nicht 
— nach dem Ablauf dieſer Zeitperiode den Gewaͤhlten wieder auf ſechs Jahre 
vaͤhlen. — —— 
Art. 11. Wir allein haben das Recht, die Stände zu berufen und, fobald 
* Be für gut finden, die ftändifche Verfammlung zu vertagen, aufzulöfen,und zu 
ießen. — ee Re, at, 

Eine willkuͤhrliche Vereinigung derſelben ohne ‚Einberufung, ‚oder nach dem 
Schluſſe, ber Vertagung, oder der Aufloͤſung, iſt ſtrafbarer Eingriff in Unſere Ho⸗ 
heitsrechte, wenn dieſe Vereinigung nicht durch den Zweck als ſtrafbareres Verbrechen 
erſcheinen ſollte. — Bo en 

Art. 32. Wir werden Unfere getreuen Stände wenigitens alle drei Jahre vers 
fammeln. Sollten Wir Uns aber veranlaßt finden, die Gtändeverfammlung vor 
dem. Befchluffe ihrer :Gefchäfte aufzulöfenz- fo werden Wir binnen Iahresfrift eine 
neue Ständeverfammlung berufen. i € u 

Art. 13. Durch eine folche Auflöfung erlöfchen alle Rechte aus-den bisherigen 
Wahten, und es müffen für die neu einbeAufene ftändifche Verfammlung. neue Wah— 
len Statt finden. | 

Urt. 14. Unfere Stände find nur befugt, fich mit denjenigen Gegenftänden 
zu befchäftigen, welche die nachfolgenden Artikel zu ihrem Wirkungskreis verweifen. 

Die Ucberfchreitung dieſer Befugniß ift eben fo zu betrachten, wie nach $. 11. 
die wilfführliche Vereinigung. Br 

Urt. 15. Das neue Finanzgefeh, welches immer auf drei Jahre gegeben wird, 
werden Wir ohne Zuflimmung Unferer getreuen Stände nicht in Vollzug ſetzen. 

Diefes Gefeg fol zuerft der zweiten Kammer vorgelegt werden, und es kann, 
- wenn es von bdiefer Kammer genehmigt worden ift, von der erfien Kanimer nur im 
Ganzen angenommen, oder verworfen werben, 

Die Zuftimmung darf von Feiner Kammer an bie Bedingung der Erfüllung 
beftimmter Defiderien gefnüpft werden. Beide Kammern find aber befugt, nicht 
nur eine vollftändige Ucberfiht und Nachweiſung der Staatsbebürfniffe, ſondern auch 
ben genügende Auskunft Über die Verwendung früher verwilligtee Gummen zu 
. begehren. ‚ 

- Sm Kalle einer Verfchiedenheit der Anfichten beider Kammern, wird bas Binanzs 
geſetz in ‚einer Verſammlung der vereinigten beiden Kammern, unter dem Vorſitze 
des Präfidenten der erften Kammer, discutiret, und ber Beſchluß nach abfoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. BEER, ar 

Art. 16. Indem Wir durch die Beſtimmung des Art. 15. Unferem Volke bie 
Gewißheit bereiten, dag ihm Feine neuen Laften, ohne die Uebergeugung ber Stände 
von der Nothivendigkeit und Erforderlichkeit derfelben, aufgelegt werben koͤnnen, 
und-indem Wir die weitere Verficherung hinzufügen ,'dab Wir, was die verfchiedes 
nen Beſteueruͤngsarten und die Art und Weife ihrer Umlage und Vertheilung bes 
trifft, gern den Anträgen Unferer getreuen Stände Gehör geftatten, und denſelben, 
in ſofern fie paffend und ausführbar find, Unfere Genehmigung nicht verfagen were 
den; Eönnen Wir jedoch auf der andern Geite die Exiſtenz des Staats und die-Ers 
füllung: rechtlich beftehender Verbindlichkeiten nicht von einer willführlichen ſtaͤndi⸗ 
fchen Verweigerung der Steuerbewilligung abhängig machen. — 

Wir verordnen daher in dieſer Hinſicht, jedoch mit dem ſehnlichen Wunſche, 
daß Wir nie in den Fall kommen werden, hiervon Gebrauch machen zu muͤſſen, 
Folgendes: Bee j — PA 

1) Wenn Keine Vereinbarung mit den Ständen über das neue Stenergefeh zu 

Stande kommt; fo dauert das alte Stexergefeß, inſoferne die darin feſtge— 
‘ feßten Steuern nicht für einen vorübergehenden und bereits erreichten Zweck 
Vekimme waren, voir felbft für das folgende Jahr, binnen deſſen Laufe Bir _ 
eine neuer ftändifche Verſammlung mit neuen Wahlen ausfchreißen werden, 


. fort, 
'2) en die Stände die nothwendige Verwilligung für die ‚Erfüllung neuer, 
durch Unfere Verpflihtung gegen ben teutfchen Bund begründeter, Verbind⸗ 
lichkeiten, wie in dem Falle eines Kriegs, verweigern follten; fo bleiben 
4 Mir zu der Ausfchreibung der zu ber Erfüllung diefer Berbindlichkeften ers 
forderten ‚Suumeny' worüber Wir. öffentliche Rechenſchaft werben ablegen 

lafien, berechtigt. R 

Art. 17. Da Über das neue Steuergeſetz, welches. der erften Staͤndeverſamm⸗ 
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Iung vorgelegt werben wird, nicht vor Ablauf des jest Laufenden Rechnungsjahres 
entfchieden werben kann; fo verfteht es ſich von felbft, daß die zur Aufrechthaltung 
der beftehenden Ordnung und zur Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten 
erforderlichen Steuern für das: zweite Semeſter diefes Jahrs von Uns, ohne ftän- 
diſche Bewilligung, ausgefchrieben werden müffen. In der Folge wird denn dag 
Rechnungsjahr wieder mit dem Kalenderjahre- zufammen fallen, was ohnehin in 
mehrfacher Hinſicht vortheilhaft ift. 

Art: 18. Die gefammte Staatsfhuld foll durch ein befonderes Gefes, welches 
Mir Unferen Ständen werben vorlegen laffen, und durch die Schaffung einer bes 
fonderen 'Staatsfhuldentilgungsanftalt garantirt werben, 

Yet. 19. Eine Vermehrung det Staatsſchuld fol, ohne Einwilligung Unferer 
getreuen Stände, nicht Statt finden. Wir werden darum auch feine Verhypothe⸗ 
eirung Unferer Domainen, ohne Einwilligung Unferer Stände, vornehmen laſſen. 
i: Dagegen erkennen Wir. in Hinſicht Unferer Domainen Feine Beſchraͤnkung durch 
ftändifche Concurrenz an, infoferne von Staats: und Regierungshandlungen, welche 
deshalb. mit. auswärtigen Staaten vorgenommen werben koͤnnten, von Wiederver— 
leihung beimgefallener Lehen, von dem Verkaufe entbehrlicher Gebäude, der in an- 
deren Staaten. gelegenen Güter und Einkünfte, von Vergleichen zu Beendigung von 
Rechtsſtreiten, oder endlich von bloßen Austaufchungen, von Ablöfungen des Lehens⸗ 
und Erbleihverbands, der Grundzinjen und Dienfte die Rede ift. 

Auch behalten Wir Uns vor, wenn Wir es für gut finden, von Unferen. Do: 
mainen, zum Behufe der Staatsjchuldentilgung, im gefegliher Form, veräußern 
zu laſſen. — 
laſe Die polizeilichen Geſetze und alle uͤber die geſammte Adminiſtration 
und den Staatsdienſt zu erlaſſende Normative und Regulative werden Wir auch 
ferner, ohne ſtaͤndiſche Concurrenz, bekannt machen und in Wirkſamkeit ſetzen. 

Bei allen anderen neu zu erlaſſenden allgemeinen Geſetzen dagegen, werden 
Wir eine definitive Wirkſamkeit nicht eintreten laſſen, bevor Wir das Gutachten 
Unferer getreuen Stände vernommen haben. 

Wenn auch nur eine Kammer gegen das Gefeg flimmt; fo werden Wir der 
Vollziehung Anftand geben. Wenn Wir aber fortdauernd von feiner Nothwenbigkeit 
oder Nüslichkeit überzeugt bleiben; fo. behalten Wir Uns vor, es vollziehen zu laſ— 
fen, wenn bei einer’ weiteren Ständeverfammlung , weldher Wir es vorlegen laffen, 
auch nur eine ber beiden Kammern fich beifällig für daffelbe erflärt. 

Geſetze diefer Art werden Wir, vor dem vernommenen Gutachten Unferer Stände, 
auch nicht proviforifch vollziehen. laffen, ausgenommen, wenn fie fi nicht dircck 
auf das Eigenthum und die Freiheit der Perfonen beziehen (wie bie Gefege über 
ben Civilproceß), und dringende Verhältniffe die proviforifche Vollziehung als noth: 
wendig oder räthlich erfcheinen laffen. 

. Wir behalten Uns außerdem vor, das Gutachten Unferer getreuen Stände auch 
über foldye Gegenftände der Geſetzgebung zu vernehmen, welche nur das Intereſſe 
einzelner Provinzen betreffen. 

Art. 21. Die Kammern haben das Recht, Uns alles dasjenige vorgutragen, 
was fie, vermöge eines übereinftimmenden Beſchluſſes, für geeignet dazu halten, um 
an Uns, als eine gemeinfchaftliche Beſchwerde, oder als ein gemeinfchaftlicher Wunfch, 
gebracht zu werden. Wir werden bergleichen Anträge jederzeit willig annehmen, 
und, infoferne Wir fie für gegründet halten können, mit Vergnügen den Beſchwer— 
Sn ie und die zu der Erfüllung folher Wuͤnſche erforderlichen Verfügungen 
erlaffen. a . 

Art. 22, Inöbefondere ertheilen Wir Unfern ftändifchen Kammern die Befugs 
niß, auf die in dem vorhergehenden Artikel beitimmte Art diejenigen Befchwerden 
an Uns zu bringen, welche fie fich gegen das Benehmen Unferer Staatsdiener auf: 
zuftellen bewogen finden Zönnten, indem es Unfer ernftlicher Wille iſt, daß jeder 
Staatsdiener mit Sorgfalt und Püncklichkeit feine Pflicht erfülle und nicht, ganz 
gegen Unfre wohlmeinenden und väterlichen Abſichten, Mißtrauen und Unzufrieden— 
beit veranlaffe. Nr 
Art. 3. Einzelne und Eorporationen Fönnen ſich nu dann an die Kammern 
Unferer Stände wenden, wenn fie in Dinficht ihrer individuellen Intereffen fich auf 
eine unrechtliche oder unbillige Art für verlegt, oder gedrüdt halten, und wenn fie 
zugleich nachzuzeigen vermögen, das fie die gefeglichen und verfaffungsmäßigen Wege, 
um bei Unferen Behörden eine Abhülfe ihrer Befchiwerden zu erlangen, vergeblich 
eingefchlagen haben. Eine folche Petition kann dann den Ständen‘, wenn fie die 
felde nicht alsbald, oder nach der ihnen von Unfern oberften ae. ertheilten 
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Auskunft, als ungegruͤndet verwerfen, Veranlaſſung geben, von der in bem vorher⸗ 
— Artikel aͤusgeſprochenen Befugniß der Beſchwerdefuͤhrung bei Uns Gebrauch 
zu machen. | = 

Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Gorporationen in Hinficht allgemeiner 
politifcher. Intereffen erkennen Wir dagegen nicht an. Diefe-Intereffen zu prüfen 
und zu wahren, gebührt bios der Verfammlung Unſerer getreuen Stände, und bie 
Vereinigungen Eingelner, oder ganzer Corporationen, zu dieſem Zwecke ſoll daher 
von unferen Regierungsbehoͤrden als eine polizeiwidrige und ſtrafbare Handlung be⸗ 
trachtet und behandelt werden. ——— | 

Art. 24. Unfere Stände find Uns für den Inhalt.ihrer freien. Abſtimmung 
nicht verantwortlich. Dagegen ſchuͤtzt das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen den Vorwurf der Verläumdung, welche Einzelne: in diefer Aeußerung etwa 
finden follten, und Wir find nicht gemeint, in folchen Fällen den Einzelnen: das 
— zu entziehen, welches ihnen gegen Verlaͤumdungen nad) ‚den. Geſetzen 
zufteht. u EEE © 
Klagen diefer Art follen jedoch nur bei Unferm Hofgerichte. in. Darmſtadt ans 
geftellt werden koͤnnen. i —W BELLE? 

Fuͤr das Entferntbleiben‘ unanftändiger Aeußerungen hat der Präfident jeder 
Sammer, nad) dem Gefchäftsreglement, Sorge zu fragen,:  ". re ’ 

Während der Dauer des: Landtags find die: Perfonen, welche zu der Gtändee 
verfammlung gehören, Feiner Art von Arreft, als mit Einwilligung der Kammer, 
zu weicher fie gehören, unterworfen, den Fall einer Eingreifung ‚auf feifcher Re 
bei ftrafbaren Handlungen auögenommen, wo aber alsbald der Kammer, zu welcher 
der Verhaftete gehört, die Anzeige des Vorfalls, mit Entwidelung.'der Gründe, 
gemacht werden fol. Ä —— 

Urt. 25. Ueber die Art und Weiſe, wie Unſere Stände, wenn Wir einen 
Landtag ausgefchrieben haben, einberufen, wie ihre Legitimation- geprüft, und wie 
ven ihnen die ihnen obliegenden Geſchaͤfte beforgt werden follen, werden befondere 
Reglements erlaffen werden. er 2 — 

Art. 26. Wenn, nachdem, Wir die Stände einberufen haben, die Legitimatio⸗ 
nen derfelben geprüft worben find; fo werden: Wir. den Landtag entweder, in eigener 
Perfon, oder durch einen: befonders dazu von Uns ‚beauftragten Commiſſair, eröffnen. 

Die Stände werben bei diefer Eröffnung folgenden Eid leiften: — 

Sch ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehorſam dem Geſetze, genaue :Bes 

obachtung der Verfaffung und in der. Ständeverfanmlung nur das allge: 
: meine Wohl, nach befter, eigener, durch Eeinen Auftrag beftimmter, Ueber⸗ 

zeugung berathen zu voollen. 

Art. 27. Wir werden den eröffneten Landtag gleichfalls entweder in eigener 


Perfon, oder durch einen befonders dazu beauftragten Commiffair, ſchließen, und 


alsdann den, ber ftändifchen ‚Verfammlung ſchon vor dem Schluffe mitgetheilten, 
Landtagsabfchied Unfern getveuen. Unterthanen verkünden laſſen. . 
urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedruckten Staatsfiegels. 
Gegeben Darmftadt, den 18. März 1820. wer 
nr . (83 Lubewig. 
| v. Grolman. 





Ob num gleich diefes Edict, nach feiner Ankündigung, die dem 
Großherzogthume zugedachte neue Verfaffung enthalten ſollte; fo erklärten 
fich doch 30 von den, im Mai 1830 nad) Darmſtadt berufenen, Mit— 
gliedern der zweiten Kammer, in einem Schreiben*) vom 18. Suni 
1820 an den Großherzog, gegen den unbefriedigenden Inhalt diefed con⸗ 
flitutionellen Edicts; eine Erklärung, welche die übrigen Deputirten der 
zweiten Kammer in einem Schreiben**) vom 21. Juni an dad großhers 
zogliche Staatöminifterium wiederhohlten. | 

Nach diefen Schritten der zweiten Kammer begannen bie Unter 


H Oppofitionsblatt, 1820. No. 159. ©. 1219 ff. 
++) Ebend. No. 154. ©, 1230 f. 


Berfaffungsurfunde vom 17, Dec. 1820. 677 


handlungen. von neuem zroifchen der Regierung uvd den Ständen; auch 
. machte am 5. Auguft 1830 der Minifter von Grolman der Stän- 
deverfammlung eine Mittheilung im Namen des Großherzogs, welche für 
die kuͤnftige Verfaffung fünf Grundartifel*) enthielt, die auch die 
Grundlage der am 17. Dec. 1820 erfchienenen Verfaſſung bildeten. 


b) Die Berfaffung des ——— vom 17. 
Der. 1820, 


Eben von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen 
und bei Rhein x. ıc. 

Nachdem Wir die, in Gemäfheit des Artikeld 21 Unferes Edicts vom 
18. Maͤrz d. 5. über die landftändifche Verfaſſung geäußerten Wünfche Un- 
ferer getreuen Stände über die conftitutionellen Beflimmungen vernommen, 
und in Beziehung auf diefelben Unfere Entfchliefungen gefaßt haben; fo fin: 
den Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Entſchließungen, und die durch die 
felben nicht abgeänderten verfafjungsmäßigen Beftimmungen Unferes Edicts 
vom 18. Maͤrz d. 3. über die landftändifche Verfaſſung, ſo wie auch aus 
dem Wahlgeſetze, der Gefchäftsordnung, dem Edicte Über das Staatsbuͤrger— 
recht und dem Edicte über den Staatödienft, in einer Urkunde zufammen 
zu faffen, und Wir verordnen dabei Folgendes, als 

die Berfaffung des Großherzogthums. 


Erſter Titel. 


Von dem Großherzogthume und deſſen Regierung im All— 
gemeinen. 
— Urt. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil des teutſchen 
undes, 

Art. 2. Die Befchlüffe der Bundesverfammlung, melde die verfaf- 
ſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staats- 
buͤrger im Allgemeinen betreffen, bilden einen Theil des Heſſiſchen Staats— 
rechts, und haben, wenn fie von dem Großherzoge verkündet worden find, 
in dem Großherzogthume verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mitwirkung der Stände in Anfehnng ber 
Mittel zur Erfüllung der YBundesverbindlichkeiten, infoweit diefelbe verfaf- 
——— begruͤndet iſt, nicht ausgeſchloſſen. 

Art. 3. Das Großherzogthum bildet, in der Geſammtvereinigung der 
aͤlteren und neuern Gebietstheile, ein zu einer und derſelben Verfaſſung ver— 
bundenes Ganzes. 
| Art. 4. Der Großherzog ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt 

in Sid) alle Rechte der Stantsgewalt, und übt fie, unter den von Ihm ges 
gegebenen, in diefer Berfaffungsurkunde feitgefegten Beflimmungen, aus, 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 
| Art. 5. Die Regierung ift in dem großherzoglichen Haufe erbfich 

nach Erfigeburt und Linealfolge, vermöge Abftammung aus ebenbuͤrtiger, 
mit Bewilligung des Großherzogs gefchloffener Ehe. 
Sn Ermangelung eines durch Verwandtſchaft, oder eng zur 
Nachfolge berecptigten Prinzen ‘geht die Regierung auf dag meibliche Ge: 

fchleht über. Hierbei entfcheidet die Nähe der Verwandtſchaft mit dem leg: 
‚ten Großherzoge, bei gleicher Nähe das Alter. 

Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Mannsſtammes. 

*) Diefe Artikel in ber Allg. Zeit, 1820, No. 229. ©. 915 f. 


f 


678 | Großherzogthum Heſſen. 


Die, dieſen Grundſaͤhen gemaͤßen, näheren Beſtimmungen, fo wie die 
Beſtimmungen uͤber die Regentſchaft waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit oder anderer 
Verhinderung des Großherzogs, werden durch das Hausgeſeh feſtgeſetzt, wel⸗ 
ches inſofern einen Beſtandtheil der Verfaſſung bilbet. | — 

8weiter Titel, 

Von den Domainen. 

Art, 6. Ein Drittheil der ſaͤmmtlichen Domainen, nad) dem Durchs 
fehnittsertrag dev reinen Einkünfte berechnet, wird, nad) der Auswahl des 
Großherzogs, an den Staat abgegeben, um, mittelft allmähligen Verkaufs, 
jur Schuldentilgung verwendet zu werden. 

Art, 7, Die übrigen zwei Drittheife bilden das fchuldenfreie unver: 
Außerliche Familieneigenthum des geofherzoglichen Haufes. 

. Die Einkünfte diefes Familienguts, morüber eine befondere Rechnung 
geführt wird, follen jedoch in-dem Budget aufgeführt und zu den Staats: 
ausgaben verwendet werden; die zu den Bebürfniffen des großherzöglichen 
Haufes und Hofes erforderlichen Summen find aber darauf vorzugsmeife 
radicirt und, ohne fländifhe Einwilligung, fol auch von diefem Familien⸗ 
‚gute nichts verhypothecirt werben. | 

Art, 8. Bei künftigen Erwerbungen wird, nach ben Mechtstiteln des 
Erwerbs, feftgefegt werden, ob fie zu dem Staats- ober. dem Familienvers 
vermögen gehören, Zn 

Art. 9. Das BVeräußerungsverbot bes Art. 7, bezieht fich nicht auf 

die Staats: und Negierungshandlungen mit auswärtigen Staaten, 
Auch find darunter der Verkauf entbehrlicher Gebäude, der in andern 
Staaten gelegenen Güter und Einkünfte, die Vergleiche zu Beendigung von 
Drechtsftreitigkeiten, die bloßen Austaufhungen und die Ablöfung des Lehns—⸗ 
und Erxbleihverbandes, der Grundzinfen und der Dienfte, nicht begriffen, 

In allen biefen Fällen wird aber den "Ständen eine Berechnung über 
den Erloͤs und deffen Wiederverwendung zum Grundſtocke vorgelegt werden, 

Art. 10. Eben diefes gilt auch von den zum Staatövermögen gehoͤ⸗ 
renden Domainen, wenn, nad) Abzahlung der Schulden, der Erlös aus den 

Veraͤußerungen nicht mehr zur Schuldentilgungskaffe abzuliefern ift. 

i Urt, 11. Dem Großherzoge ſteht das Necht zu, heimgefallene Lehen 
wieder zu verleihen. Ä 
| Dritter Titel. 

Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten ber Heffen. 

- Urt. 12. Der Genuß aller bürgerlichen Nechte in dem Großherzog⸗ 
thume, fowohl der Privatrechte, als der öffentlichen (der des Staatsbürger 
rechts), ſteht nur Inlaͤndern zu. 

Art. 13. Das Necht eines Inlaͤnders (Indigenat) wird erworben: 

4) durch die Geburt für denjenigen, deffen Vater oder Mutter damals 

Snlinder waren; 

2) durch Verheirathung einer Ausländerin mit einem Inlaͤnder; 

3) durch Verleihung eined Staatsamts; 

4) durch befondere Aufnahme. 

Art. 14. Staatsbürger find diejenigen voljährigen Inlaͤnder männli: 
chen Geſchlechts, welche in Eeinem fremden perfönlichen Unterthansverband 
fiehen und menigftens drei Jahre in dem Großherzogthume wohnen. 

Die in dem Befige einer oder mehrerer Standesherrfchaften fich befindens 
den Haupter bee jegigen ftandesherrlichen Familien haben jedoch das Staates 
buͤrgerrecht, ungeachtet eines fremden. perfönlichen Unterthansverbandes, 
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Urt. 15. Nichtchriſtliche Glaubensgenoſſen haben das Staatsbürger: 
vecht alddann, wenn es ihnen das Geſetz verliehen hat, oder wenn e8 Kin: 
zelnen entweder ausdruͤcklich, oder, ‚durch Uebertragung eines Staatsamts, 
ſtillſchweigend verliehen wird. 

Art. 16. Jede rechtskraͤftige Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe 
zieht den Verluſt des Staatsbuͤrgerrechts nach ſich. Seine Ausuͤbung wird 
ehindert: 

1) durch Verſetzung in den peinlichen Anklageſtand, oder Verhaͤngung der 
Specialinquiſition; 

2) durch das Entſtehen eines gerichtlichen Concursverfahrens uͤber das 

Vermoͤgen, bis zur vollſtaͤndigen Befriedigung der Gläubiger; 

3) während der Dauer einer Curatel, und 

4) für diejenigen, welche für die Bedienung ber Perfon oder der Haus: 
haltung eines Andern Koft oder Lohn empfangen, während der Daue 
diefes Verhaͤltniſſes. 

Art. 17. Das Recht des Inlaͤnders geht verloren: | 

1) duch) Auswanderung; 

: 2) durch Verheirathung an einen Ausländer. Die Witwe erhäft jedoch 
die Rechte einer Inländerin wieder, wenn fie entweder im Großherzog: 
thume geblieben ijt, oder dahin, mit Erlaubniß der Staatsregierung und 
unter der Erklärung, fi darin nieberlaffen zu wollen, zuruͤckkehrt. 

Art. 18. Alle Heffen find vor dem Gefege gleich. 

Urt, 19. Die Geburt gewährt Keinem eine vorzüglihe Berechtigung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Urt. 0. Die Verfchiedenheit der in dem Großherzogthume anerkann⸗ 
ten chriſtlichen Confeffionen hat Eeine Verſchiedenheit in den politifchen oder 
bürgerlichen Nechten zur Folge. 

Urt. 21. Den anerkannten chriftfichen Gonfeffionen tt freie und oͤf— 
fentlihe Ausübung ihres Religionscultus geftattet. 

At, 22, Jedem Einwohner des Großherzogthums wird der Genuß 
volltommener Gewiffensfreiheit zugefihert. Der Vorwand der Gewiſſens⸗ 
freihrit darf jedoch nie ein Mittel werden, um ſich irgend einer, nach den 
Geſetzen obliegenden, Verbindlichkeit zu entziehen. 

Urt. 23. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift in dem 
Großherzogthume Feiner Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Recht und 
Geſetz beftimmen. | 

Art, 24. Jedem Heffen ftehet das Mecht der freien Auswanderung, 
nach. den Beflimmungen des Gefeges, zu. 

Art. 25. Die Leibeigenfchaft bleibt, nad) den desfalls beftehenden Ge: 
fegen, für immer aufgehoben. 
| Art. 26. Ungemeffene Frohnden Eönrien nie Statt finden, und die ge- 
meſſenen find ablösbar, | 

Art. 27. Das Eigenthum kann für Öffentliche Zwecke nur gegen vor: 

‚gängige Entfhädigung, nad) dem Geſetze, in Anſpruch genommen werden. 

Art. 23. In auferordentlichen Nothfällen if jeder Heffe zur Verthei— 

digung des Vaterlandes verpflichtet, und kann für diefen Zwe zu den Waf— 

fin gerufen werden: 

Art. 29, Jeder Heffe, für welchen Eeine verfäffungsmäßige Ausnahme 
beftchet, iſt verpflichtet, an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheit zu neh- 
men. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit entfchridet un: 
ter den gleich DVerpflichteten das Loos, mit Geftattung der Stelfvertretung. 

Art, 30, Alle Heffen find zu gleichen ſtaatsbuͤrgerlichen Verbindlich 
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‚keiten. und zu gleicher Zheifnahme an ben Staatslaſten verpflichtet, inſoferne 
a eine verfafiungemäßie ge Ausnahme für 16 in Anſpruch zu nehmen 
aͤben. 

Art. 31. Niemand foi feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 

Art. 32%, Das: Moaterielle der Juſtizertheilung und da3 gerichtliche 
‚Verfahren, innerhalb_der Grenzen feiner gefeglichen Form und Vitſamten 
ſind von dem Einfluſſe der Regierung unabhängig. 

Art. 33. Kein Heſſe Darf. anders, als in den durch das Recht und 
die Gefege beftimmten Fällen und Formen, verhaftet oder beſtraft werden. 

Keiner darf -länger,: als 48 Stunden, uͤher den Grund feiner Verhaf—⸗ 
tung in Ungewißheit gelaffen werden, und. dem ordentlichen. Richter fol, wenn 
die Verhaftung von einer andern Behoͤrde gefchehen ift, im möglichft kurzer 
Friſt vom diefer Verhaftung die erforderliche Nachricht: gegeben werden, 
Art. 34. Die, Richter koͤnnen nur durch gerichtliches Erkenntniß ent: 
fetzt, ſie koͤnnen auch nicht wider ihren Willen entlaſſen, und nur dergeſtalt 
verſetzt werden, daß fie in derſelben Dienſtkategorie verbleiben, und weder im 
Gehalte, noch in dem Dienftgrade, zuruͤckgeſetzt werden. 

Die Directoren ber. Juſtizcollegien bleiben. jedoch den allgemeinen Bes 
ſtimnungen der Dienſt⸗ Pragmatik unterworfen. 

Art. 35. Die Preſſe und der Buchhandel: find in dem Großherzog: 
ehume, ‚feel, jedoch unter Befolgung der gegen den Mißbrauch beſtehenden, 
oder kuͤnftig erfolgenden Geſetze. 

„At, 36.- ..Sedem ſteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes, nach 
Adener Neigung, frei. Unter Beobachtung der binfichtlicy der Vorbereitung 
zum Staats dienſte beſtehenden Geſetze, iſt es Jedem uͤberlaſſen, ſi ch für 
- feine Beflimmung, im Inlande oder Auslande, auszubilden. 

Bierter Titel, 
Bon den befondern Rechten des Adels. 
Art. 37. Die Rechtsverhaͤltniſſe der Standesherren werden durch das 
daruͤber erlaſſene Edict vom 17. Februar 1820 beſtimmt, weiches einen Bes 
ſtandtheil der Verfaſſung bildet. 
„Art. 38. Die beſondern Rechtsverhaͤltniſſe des Adels genießen den 
Schut der Verfaſſung. | 

Fuͤnfter Titel, 

Be den Kichen, den Unterrichts: und Wohlthaͤtigkeits— 
F anſtalten. 

Act. 39. Die — Kirchenverfaſſung genießt auch den Schutz der 
politiſchen. 

Art. 40. Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen, ohne vorgaͤngige 
Einſicht und Genehmigung des Großherzogs, weder verkündet, noch vollzo: 
gen werden. 

Art. 41. Die Geiſtlichen find in ihren Söregerlichen Berhättniffen und” 


bei ftrafbaren Handlungen, welche nicht bloße Duappengegen find, der ieh: 


lichen Obrigkeit unterworfen. 

Art. 42. Die Belchwerden über Mißbrauch der Eicchlichen Gewalt 
Eönnen jederzeit bei der Regierung angebracht werden. 

At. 43. Das Kirchengut, das Vermögen der vom Staate anerfann: 
ten Stiftungen, Wohlthaͤtigkeits-, fo wie der höhern und niedern Unterrichts 
anflalten, genießen. des; befondern Schutzes des Staates, und Eönnen unter 
feiner Vorausfegung dem. Finanzvermögen einverleibt werden, 


Art, 44. Die Fonds der milden Stiftungen zu an der Got: 


' 
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tesverehrung, des Unterrichts. und der Wohlthaͤtigkeit Einnen nur mit flän- 
diſcher. Einwilligung zu einem fremdartigen Zwecke verwendet werden. 


Sechſter Titel. 
Bon den Gemeinden. 


Art. 45. Die Angelegenheiten der Gemeinden ſollen durch ein Geſetz 
geordnet werden, welches als Grundlage die eigene, ſelbſtſtaͤndige Verwaltung 
des Vermoͤgens durch von der Gemeinde Gewaͤhlte, unter der Oberaufſicht 
des Staats, ausſprechen wird. Die Grundbeſtimmungen dieſes Geſetzes 
werden einen Beſtandtheil der Verfaſſung bilden. 

Art. 46. Das Vermoͤgen der Gemeinden kann, unter keiner Voraus⸗ 
ſetzung, dem Finanzvermoͤgen einverleibt werden. 


Siebenter Titel. 
WVon dem Staatsdienfte. 

Arct. 47, Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne feine Sähig- 
keit dazu, durch ordnungßmaͤßige Prüfung, bewieſen zu haben. 

Bei folchen, welche im Auslande bereitds Staatsämter bekleidet, und da= 
durch ihre Fähigkeit bewährt haben, leidet diefe Regel eine Ausnahme. 

Art. 48. Anwartſchaften auf Staatsämter finden nit Statt. 

Art. 49, Diengefeglihen Beſtimmungen über die Penfionirung ber 
Stüntsdiener und die Mechte derfelden aus den beftehenden Inſtituten der 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen ſtehen unter dem Schutze der Verfaſſung. 

Denfelben“ Schuß genießen insbeſondere auch die durch die Dienſt-Prag-— 
matik beflimmten Rechte ber Militairperfonen auf die gefeglihen Pen— 
fionen. 

Art. 50. Unterfuchungen gegen Staatsdiener wegen Dienftverbrechen 
Eönnen nicht niedergefchlagen und Staatsdiener, welche des Dienſtes derge— 
ſtalt entfegt worden, find, daß das Urtheil ihre Unfähigkeit, im Staatsdienfte 
wieder angeftelft zu werden, ausdruͤcklich ausgefprochen —* nie im Staats— 
dienfte wieder angeftellt werden. 


Achter Titel. 
Bon den Landfländen. - 
Art. 51.° Die Stände des Großherzogthums bilden zwei —— 
Ar. 52. Die erfte Kammer wird gebildet: 
1) aus den Prinzen des großherzoglichen Haufes; 
2) aus den Häuptern fkandesherrlicher Familien, welche fi) in dem Ber 
fige einer oder mehrerer Standesherrfchaften befinden, nach dem $. 16. 
des Cdödicts über die ſtandesherrlichen Verhältniffe; 
R aus dem Senior der Familie der Freiherten von Riedeſel; 
aus dem katholiſchen Landesbiſchoff. Im Falle der Erledigung des 
Fe wird der Großherzog einem ausgezeichneten Eatholifchen Geiftlichen 
den Auftrag erteilen, an der Stelle des Bifhoffs bei dem Landtage 
| zu, erfcheinen ; 
5) aus einem proteftantifchen Geiftlichen, welchen der Großherzog dazu 
auf Lebenszeit, mit der Würde eines Prälaten, ernennen wird; 
6) aus dem Kanzler der Landesuniverfität, oder ‚deffen Stellvertreter; 
7) aus denjenigen ausgezeichneten Staatsbürgern, welche der Großherzog 
auf Lebenszeit dazu berufen wird, Diefe Ermennungen ſollen nicht 
über die Zahl von zehn Mitgliedern ausgedehnt werden. 


Art. 33. Die zweite Kammer wird gebildet: 


\ 


‚682. i Großherzogthum Heſſen. 


1) aus ſechs Abgeordneten, welche der in dem Großherzogthume gend: 
gend mit Grundeigenthum angefeffene Adel aus feiner Mitte wählt; 
2) aus zehn Abgeordneten derjenigen Städte, welchen, um bie Intereſſen 
des Handels, oder alte achtbare Erinnerungen zu ehren, ein beſonde⸗ 
res Wahlrecht zuſtehet. 
Dieſe Städte find: - 
a) die Refidenzftadt Darmftadt, 
b) in — Mainz, von welchen jede — Abgeorönete zu-wähe 
en bat, 
c) die Stadt Gießen, 
d) die Stadt Offenbach, 
2 die Stadt Friedberg, 
die Stadt Alsfeld, 
« g) bie Stadt Worms, 
5) die Stadt Bingen, von welchen jede einen Abgeordneten wählt; 
3) aus 34 Abgeordneten, welche, nad) Wahldiftricten gebildet, von den 
nicht mit einem befondeın Wahlrecht begabten Städten und Landgex 
meinden gewählt werben. 

Die Art und Weife, wie die durch diefen Artikel beftimmten Wahlrechte 
ausgeuͤbt werden, ſetzt das Wahlgeſetz feſt. 

Art. 54. Die gebohrnen Mitglieder der erſten Kammer koͤnnen von 
ihrem Rechte nur dann Gebrauch machen, wenn fie das 2oſte Lebensjahr 
 zurüdgelegt haben, und ihnen in Hinfiht auf die Ausübung flaatsbürgers 
licher Rechte Fein Hinderniß entgegen fteht. 

Art. 55. Die Abgeordneten zur zweiten Kammer müffen Staatsbuͤr⸗ 
ger ſeyn, welche das 80ſte Jahr zuruͤckgelegt haben und ein, zur Sicherung 
einer unabhaͤngigen Exiſtenz genuͤgendes, Einkommen beſitzen. 

Als ein ſolches wird fuͤr die Wahlen des Adels betrachtet, wenn der 
zu waͤhlende adelige Grundeigenthuͤmer 300 fl. directe Steuern für eigen 
thümliches, oder nugnießliches Vermögen jährlich entrichtet. . 

. Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß der zu Mählende 100 fl. 
directe Steuern jährlich entrichte, oder ald Staatsdiener einen fländigen 
jährlichen Gehalt von menigftens 1000 fl. beziehe. 

Wenn jedoh in einem Mahlbezirke Keine 25 Waͤhlbare, welche feine 
100 fl. directe Steuern entrichten, vorhanden ſeyn ſollten; fo foll die Zahl 
25 durch die zunaͤchſt höchft Beſteuerten in dieſem Bezirke, mit Waͤhl⸗ 
barkeit fuͤr das ganze Land, ergaͤnzt werden. 

Art. 56. An den Wahlen des Adels nehmen Alle adelige Grundei— 
genthämer, welche 300 fl. directe Steuern entitchten, und das 30ſte Lebens- 
jahr zurücgelegt haben, Theil. 

Mitglieder der erſten Kammer koͤnnen daran nicht als Waͤhler Antheil 
nehmen. 

Art, 57. Die Emennung der Abgeordneten der Städte und der Wahl: 
diſtriete gefchieht durch drei Wahlen, 

Die erſte Wahl beſtimmt die Bevollmächtigten. Won dieſen merden 
die Wahlmänner und von den legten die Abgeordneten gewählt. . - 

Zu Wahlmännern wählbar find die 60 hoͤchſt befteuerten, in dem Dis 
ſtricte wohnenden Staatsbürger, welche wenigſtens 30 Jahre alt find. < 

Die Anzahl der für jeden Diſtrict und für jede Stadt, fie möge einen 
oder zwei Abgeordnete zu ernennen haben, zu waͤhlenden Wahlmaͤnner wird 
auf 25 feſtgeſetzt. 

An keinen, der In dieſem Artikel beftimmten, Wahlen kann ein Mit: 
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glied der erſten Kammer, oder ein bei den Wahlen des Adels Stimmfaͤhiger, 
oder Waͤhlharer, Antheil nehmen. 

Art. 58: , Ein Mitglied der erſten Kammer kann nicht zur zweiten 
gewählt werden. - Fr | 
Art. 59. Ale Wahlen der Abgeordneten gefchehen auf ſechs Sahre, 
Es ift aber nicht verboten, nad) dem Ablaufe diefer Zeitperiode, den Ge— 
wählten wieder auf ſechs Sahre zu wählen, 

Waͤhrend diefer Zeit findet eine neue Wahl von Abgeordneten für den 
Heft der ſechs Zahre nur dann Statt: 

"41). wenn ein Abgeordneter. ftirbt, oder unfähig wird; 
2) wenn ein Gemählter die Wahl ablehnt. Diefes kann er aber nur twer 
gen aͤrztlich befcheinigter Krankheit, oder wenn häusliche Verhaͤltniſſe, 
nad) dem Zeugniffe der vorgefegten Behörde, die perfönliche Gegen- 
wart der. Gewaͤhlten zu Haufe weſentlich erfordern. Auch die Staats— 
diener find .an diefe Megel gebunden, wenn ihnen nicht der Urlaub 
veerſagt wird, 

. Beränderungen in dee Steuerquote, oder dem Dienftverhältniffe wäh: 
vend der Dauer eines Landtags machen für diefen Landtag nicht unfähig; 
den Fall der Entfesung vom Dienfte, oder der Suspenfion vom Dienfte 
‚und Gehalte, oder des Verluſtes, oder der Suspenfion des Staatsbürgerrechts 
ausgenommen, 

Urt. 60. Wer als Mitglied der einen oder der andern Kammer auf 
Landtagen erfcheinen. will, darf nie wegen Verbrechen oder Vergehen, die 
nicht blos zur niedern Polizei gehören, vor Gericht geftanden haben, ohne 
. gänzlich freigefprochen worden zu ſeyn. | 
' Art.:61. Weder in der erſten, noch in der zweiten Kammer darf man 

fein Stimmrecht durch einen Stellvertreter ausüben laſſeu, oder für feine 
. Stimme Inſtructionen annehmen. | 
In dem Falle jedoch, wenn ein Standeshere duch Minderjährigkeit, 
oder Guratel abgehalten wird, tritt der Agnat, welcher die Vormundſchaft 
oder Curatel führt, an deffen Stelle; vorausgefegt, daß derfelbe in jeder Hin: 
fiht als gehörig qualificirt erfcheint. Auch fol ein Standesherr in ſolchen 
Faͤllen, wo er durch Gründe, welche auch in der zweiten Kammer entfchul: 
digen, verhindert wäre, wenn die erfie Kammer diefe Gründe für zulänglich 
erkennt, das Necht haben, ſich durch den nächiten Agnaten, wenn diefer ges 
hoͤrig qualificirt ift, für diefen Landtag vertreten zu laffen. 

Diefes Necht ſteht, unter denfelben Bedingungen, auch dem Senior der 
Familie der Freiherren von Riedefel zu. 

Nie darf aber ein folcher Stelivertreter nach Inſtructionen handeln, 
und nie, eben fo wenig, wie ein aus eignem Recht Berechtigte, mehrere 
Stimmen führen, — 

Art. 62. In beiden Kammern haben die Mitglieder des geheimen 
Staatsminiſteriums und die ernannten Landtagscommiſſarien freien Zutritt, 
ohne Stimmrecht. 

Art. 63. Der Großherzog allein hat das Recht, die Staͤnde zu be⸗ 
— und die ſtaͤndiſche Verſammlung zu vertagen, aufzuloͤſen und zu 

ießen. | 

Eine willkuͤhrliche Vereinigung der Stände ohne Einberufung, oder ” 
er dem Schluſſe, der Vertagung, oder Auflöfung, ift geſetzwidrig und 

afbar. 

Art. 64. Der Großherzog wird die Staͤnde wenigſtens alle drei Jahre 
verfammeln. | 
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Sm Falle einer Aufloͤſung wird Er binnen ſechs Monaten eine neue 
Ständenerfommlung berufen. 

Art. 65. In dem Falle einer Auflöfung erlöfchen alle Rechte aus 
den bisherigen Wahlen, und es müffen für die neu einberufene fändifche 
Berfammlung neue Wahlen Statt‘ ‚finden. Dei dieſen Wahlen ſind jedoch 
auch die fruͤher Gewaͤhlten wählbar. 

Art. 66. Die Stände find nur. befugt, ſich mit denjenigen Gegen⸗ 
ſtaͤnden zu beſchaͤftigen, welche die nachfolgenden Artikel zu ihrem Wirkungs⸗ 
kreis verweiſen. 

Die Ueberſchreitung dieſer Befugniß iſt een ſo zu BAUR: tie eine 
willkuͤhrliche Vereinigung. 

Art. 67. Ohne Zuſtimmung der ‚Stände kann keine inc ober in: 
directe Auflage ausgefchrieben ober erhoben werden. 

Das Finanzgeſetz, welches immer auf drei Jahre gegeben — ſoll zu⸗ 
erſt der zweiten Kammer vorgelegt werden, welche daruͤber, nach einer vorhe— 
rigen vertraulichen Beſprechung mit der ceſten Kammer durch die Ausſchuͤſſe, 
ihre Beſchluͤſſe zu faſſen hat. Die Beſchluͤſſe der zweiten Kammer kann die 
erſte nur im Ganzen annehmen oder verwerfen. 

Geſchieht das Legtere; fo wird das Finanzgefe in einer Vetſammlung 
der vereinigten beiden Kammern, unter dem Vorſitze des‘ Praͤſidenten der er: 
ſten, discutirt und dev Beſchluß nach abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Art. 68. Die Bewilligungen dürfen von feiner Kammer an die De: 
dingung ber Erfüllung‘ beftimmter Defiderien geknüpft werden. | 

Beide Kammern find jedoch befugt, nicht nur eine vollſtaͤndige Ueber⸗ 
ſicht und Nachweiſung der Staatsbeduͤrfniſſe, ſondern auch eine genuͤgende 
Auskunft uͤber die Verwendung fruͤher verwilligter Summen zu begehren. 

Art. 69. Die Auflagen, inſofern ſie nicht blos für einen vorüber 
gehenden und bereits erreichten Zweck beftimmt waren, dürfen, nad) Ablauf 
der Vermwilligungszeit, noch ſechs Monate fort erhoben werden, wenn die 
Ständeverfammlung aufgelöfet wird, ehe ein neues Finanzgeſetz zu Stande 
kommt, oder wenn die ſtaͤndiſchen Berathungen ſich verzoͤgern. 

Diefe ſechs Monate werden jedoch in die neue Sinanzperiode einges 
rechnet. 

Art. 70. Die Civilliſte kann während ber Dauer der Regierung eines 
Großherzogs, ohne Seine. Bewilligung, weder gemindert, noch, ohne Zus 
fimmung der Stände, erhöhet werden. 

Art. 71. In außerordentlihen Fallen, wo drohende aͤußere Gefahren 
die Aufnahme von Capitalien dringend erfordern, die Einberufung der Stände 
aber, oder,eine vorläufige Berathung mit denfelben, durch aͤußere Verhältnifie 
unmöglich gemacht wird, Eann die Staatsregierung die erforderlichen Sum: 
men lehnbar aufnehmen, vorbehaltlich der Nachweiſung ihrer Verwendung 
und der Verantwortlichkeit der oberſten Staatsbehoͤrde. 

Art. 72. Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein Sefes, auch in 
Bezug auf das. Landespolizeimefen, gegeben, aufgehoben, oder abgeändert 
werden. 

Menn bei beftehenden Gefegen die docteinelle Auslegung nicht hinreicht; 
ſo tritt nicht authentiſche Auslegung, ſondern die Nothwendigkeit einer neuen 
Beſtimmung, durch einen Act der Geſetzgebung ein. 

Art. 73. Der Großherzog iſt befugt, ohne ſtaͤndiſche Mitwirkung, bie 
zur Vollſtreckung und Handhabung dev Gefege erforderlichen, fo wie die aus 
dem Auffichts: und Verwaltungsrecht ausflicßenden Verordnungen und Ans 
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ſtalten zu treffen, und in deingenden Faͤllen das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats vorzukehren. BE BESTER 
74: Dem Großherzoge fleht: die ausſchließende Verfuͤgimg über 
das Mititair, die Formation’ deffelben, die Disciplinargewalt und das: Necht, 
alle, den Kriegsdieniſt betreffende Verordnungen zu erlaffen, ohne ſtaͤndiſche 
Mitwirkung zu⸗ 09.8; °. ä x FR 17 - a ——— . x 
Der erlaſſene, und von dem Großherzoge hinſichtlich der Officiere od) 
ie ertffenb, © Miktaeftäftonte TS ieb6ch,. infon ec fo) wicht auf, bie DE 
zeichneten Gegenſtaͤnde bezieht, "ohne ſtaͤndiſche Mitwirkung Fünftig keine Ab— 
änderung etleiden. *77 ee 
tr 70. Wenn auch nut eine Kammer gegen einen Geſetzesvorſchlag 
inamit;, fo bleibt dad Gefeg ausgeſetft. ey 
Bir — — WERL oc naͤchſten Landtage von der Regie⸗ 
sung. den ‚Ständen wieder vorgelegt und wieder von der einen Kammer ab⸗ 
gelehnt, von, der andetn abet angetommen; fo werdet, wenn die Regierung 
eg niche vorieht, den Votſchlag zur zunehmen,“ die Stimmen für und 
wider die Annahme in’ beiden Kammern zufammett g85ählt, "und es wird, nach 
der fich dann, ergebenden Stimmenmehrheit, "Tür oder" gegen die Anmahrne 
en — 
—— — Geletzegentworfe koͤnnen nut von bein Großherzoge am Die 
Stände, nicht von dent "Ständen an den Großherzog gebracht werden.’ "Die 
Stände Eönhen-aber, in Wege der Petition, auf neue Gefege, fo wie auf 
Abänderung der Aufhebung det beftchenden antragen 
- Art. 77. Aushebungen zur Vermehrung ber Truppen über die Bun: 
despflihe hinaus koͤnnen nur darch ein Geſetz beſtimmt werden, unbeſchadet 
jedoch des Rechtes der Staatsregierugg, in dringenden Faͤllen die zur Sicher: 
heit, und. Erhaltung des Staats nöthtvehdigen Vorkehrungen” zu treffen 
Art. 78,,,, Die.gefammte Staatsſchuld, welche ohne ftändifhe Einwil⸗ 
ligung nie vermehrt werden kann, iſt als folche durch die Verfaffung gatanz 
tirt. Die Art und MWeife. ihrer Zuruͤckzahlung beftimmt das Schufdentil: 
gungögeleh: . - , =, > 5. u en .45. * 3.. 
Art. 79, Die, Kammern;chaben das Recht, dem Grofherzoge. alles 
dasjenige vorzuttagen, was fie, vermöge eines uͤbereinſtimmenden Befchluffes, 
für geeignet ‚halten, um als eine gemein TSofeihe. Beſchwerde, oder als ein 
gemeinfchaftlicher Wunfh an Ihn gebracht zu werden. " Eu 
Art. 80. Insbeſondere haben auch die fländifchen Kammern die Be⸗ 
fugniß, auf die in dem vorhergehenden Artikel beſtimmte Art diejenigen Be⸗ 
ſchwerden an den Großherzog zu bringen, welche ſie ſich gegen das Benehmen 
der Staatsdiener aufzuſtellen bewogen finden koͤnnten. > 
Art. 81. Einzelne Corporationen. koͤnnen fih nue dann an die ſtaͤn⸗ 
diſchen Kammern wenden, wenn ſie in Hinſicht ihrer individuellen Intereſſen 
ſich auf eine unrechtliche oder unbillige Art fuͤr verletzt oder gedruͤckt halten, 
und wenn ſie zugleich nachzuzeigen vermögen, daß ſie die geſetzlichen und 
verfaſſungsmaͤßigen Wege, um bei den Staatsbehoͤrden eine Abhuͤlfe ihrer 
Beſchwerden zu erlangen, vergeblicy eingejchlagen haben, 
Eine folhe Petition kann den Ständen, wenn: fie diefelbe nicht alsbald, 
‚oder nad der ihnen von dem geheinten Stantsminiftertum, oder den Land— 
tagscommiffarien ertheilten Auskunft, als ungegruͤndet verwerfen, Veranlafjung 
geben, von der in ben vorhergehenden Artikeln ausgefprochenen Befugniß der 
Beichwerbeführung Gebrauch zu machen. - 


CZ 
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Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Gorporationen in Hinſicht 
allgemeiner politiſcher Intereſſen, welche zu wahren blos den Staͤnden gebuͤhrt, 
findet nicht Statt, und eine Vereinigung Einzelner oder ganzer Corporationen 
für einen ſolchen Zweck iſt geſetzwidrig und ſtrafbarr. Wo 
Art. 82. Wenn die eine: Kammer der andern, in Hinſicht auf eine 
Petition oder Beſchwerdefuͤhrung, nicht beiſtimmen ſollte; fo bleibt es der 
letztern unbenommen;,. ‚die hoͤchſte Regierung von der beabfichtigten. Petition, 
oder Beſchwerdefuͤhrung, im Wege der gewöhnlichen; Miltheilung, mit dena 
Boemerken in Kenntniß zu {egen, daß dieſelbe ber andern Kammer, weiche 
aber ihre Zuftimmung verfagt habe, mitgetheilt worden ſeh.. 
Acxt. 883. Die Stände find für dem. Inhalt ihrer freien. Aftimmung 
nicht verantwortlih. Dagegen Tchlist das Mecht, der freien Meinungsäußer 
tung nicht ‚gegen den. Vorwurf der Verleunidung, welche Einzelne in, diefer 
Aeußerung eng finden folten. — 
Den — bieibt, in ſolchen Faͤllen dag Klagerecht," welches ihhen 
gegen. Verleumdungen nad) den Gefegen ‚zufteht, Klagen dieſer Art ſollen bei 
dem, Propinziahuftizcolegium betjenigen Provinz angebracht werden, in wels 
cher der Landtag gehalten MiRd. una. en 
Art. 84. Mährend der Dauer des Landtags find die Perfongn, welche 
zu. ber Ständeverfammlung gehören, keiner Ast.gon Arxreſt, als. mit Einwilli— 
gung det Kammer, zu welcher fie gehören, "unterworfen;.. den’ Fall der Err 
greifung auf friſcher That bei ſtrafbaren Handlungen ausgenommen, in wel⸗ 
chem Falle aber alsbald der Kammer, zu welcher der Nerhaftete gehött, die 
Anzeige des Vorfalls, mit Entwidelüng der Gründe, gemacht, werden ſoll. 


ER 85, Det Großherzog ernennt den erſten Präfidenten der erſten 
Kammer für die Dauer des Landtags. un, ya 
" Sobald zwei Deittel, derjenigen "Mitglieder, welche einberufen, terden 

mußten und hätten erfcheinen koͤnnen, eingeteöffen ift, verfammelt der landes— 
herrliche Commiffair die Kammer, um biefelbe vorläufig zu conſtituiren, wor⸗ 
auf fie, unter’ Vorfig des erften Präfidenten, oder, wenn noch Feiner ernannt 
fern Tollte, unter Leitung des Commiſſairs, dem Großherzoge drei Mitglic: 
der, zur Auswahl des zweiten Präfidenten für diefen Landtag vorfchlägt, und 
alsbaun zur Mahl zweier Secretavien für die Dauer dieſes Landtags ſchreitet. 

Art, 86.. Die jweite Kammer kann/ ſobald 27 Mitglieder erfchienen 
find, "deren Zulaſſung Eeinem Zweifel unterworfen zu ſeyn ſcheint, vorläufig 
conftituirt werden, — —— Een, 
Dieſes gefchieht duch die Einweiſungscommiſſion. Bei. ber Berufung 
eines Landtags mit neuen Wahlen wirb alsdann fogleih, unter der Leitung 
der Einweifungscommiffton, zur Auswahl von fehs Mitgliedern gefchritten, 
welche dem Großherzoge zur Ernennung des‘ erften und zweiten Präfidenten 
vorgefehlagen werden. Bei der Berufung eines Kandtags ohne. neue Wahlen 
dagegen, wird die Einiweifungscommiffion dem ‚älteften Mitgliede der Kammer 
einftweilen den Prafidentenftuhl anweilen, um, unter Affiftenz zweier Secre⸗ 
faire, welche daffelbe ſich zu diefem Acte ernennt, zur Mahl der ſechs zu den 
Praͤſidentenſtellen vorzufchlagenden Mitglieder zu [chreiten. — 

Sobald die Präfidenten für dieſen Landtag ernannt find, wird zur Wahl 
der beiden. Secvetarien für dieſen Landtag gefchritten, Be 8 
Art. 87. Die-definitive Entfcheidung über bie Zulaffung, Abweiſung, 
oder Befreiung der Mitglieder der Kammer gehört zu der Eompetenz einer 
jeden Kammer, fobald die ftändifhe Verſammlung eröffnet worden iſt. 

Art. 88. Die Eroͤffnung der Staͤndeverſammlung geſchieht mit beiden 


Verfaſſungsurkunde vom 17; Dee. 1820. 687 


Kammern zugleich ‘von. dem Geoßherzoge in Perfon, oder von einem von 
Ihm dazu ernannten Commiffaie.. | ER } 
: Die neu einteetenden Mitglieder ber Stände: leiſten bei diefer Eröffnung 
folgenden Eid: 02 ER | 
Sch ſchwoͤre Treue dem Großherzoge, Gehorſam dem Geſetze, genaue 
Befolgung der Verfaffung, und in der Ständeverfammlung nur das 
. allgemeine Wohl, nach befter, eigner, durch keinen Auftrag beſtimm⸗ 
ter Ueberzeugung berathen zu wollen. BER — 
Die,“ nachder Eröffnung erſt eintretenden, Mitglieder ſchwoͤren dieſen 
Eid in die Hände des Präfidenten ihrer Kammer. | . 

Art, 89, - Die Propofitionen der Regierung werden den Kammetn, 
oder derjenigen, welche: zuerſt daruͤber berathen fol, durch Mitglieder ded ger 
heimen Staatsminifteriums, oder durch die ernannten Landtagscommiffarien 
vorgelegte z nun x Be, Bar - 
: Krk 90. Jedes Mitglied der. Stände hat. das Recht, in der Kam⸗ 
mer, zu welcher es gehört, Motionen über Gegenflände, welche zu dem 
Wirkungskreife der Kammern gehören, zu maden, . 

Art, 91. Die von einer Kammer abgelehnten Anträge dev Regierung, 
oder der andern Kammer, oder eines ändern Mitgliedes der Kammer, Tonnen 
auf demfelben -Landtage nicht wiederhohlt werden. — 

Art. 92. Die Vorbereitung zur Berathung geſchieht durch gewaͤhlte 
Ausfhüffe. ee — | 

Art. 93. Zu einem gültigen Befchluß gehört. in der .erflen Kammer 
die Abftimmung von wenigftens einem Deittel derjenigen Mitglieder, welche 
einberufen werben mußten und hätten erſcheinen können; in ber zweiten Kam— 
mer’ die Abftimmung von mwenigftens 27 Mitgliedern, und in beiden Kam 
mern Stimmenmehrheit. — — 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Antrag der Regierung, bei andern 
Gegenſtaͤnden die Meinung fuͤr das Beſtehende, und bei Beſchwerden gegen 
oͤffentliche Behoͤrden, oder Einzelne, die dieſen guͤnſtigere Anſicht. 

Art. 94. Wenn eine Kammer nicht auf die Art beſetzt iſt, welche, 
nach dem vorhergehenden Artikel, zur Faſſung guͤltiger Beſchluͤſſe gefordert 
wird; fo. wird die unvollſtaͤndig beſetzte Kammer als einwilligend in die Be⸗ 
ſchluͤſſe der vollftändig befegten angefehen.: DRG — 

Art. 95. Die Kammern haben, außer in den beſonders ausgenom⸗ 
menen Fällen, keine Berathungen mit einander zu pflegen, fondern nur ihre 
. gefaßten Beſchluͤſſe ſich gegenfeitig mitzutheilen. | J 

Jedem Ausſchuſſe der einen Kammer aber iſt es erlaubt, ſich mit dem 
entſprechenden Ausſchuſſe der andern Kammer in dem Falle zu benehmen, 
wenn der Gegenſtand zur Berathung beider Kammern, entweder durch einen 
Antrag der Staatsregierung, oder durch Mittheilung des Beſchluſſes der ane 
dern Kammer, gebracht ‚worden ift. o 

Art. 96. Die Staͤnde koͤnnen mit keiner andern Behoͤrde, außer mit 
dem geheimen Staatsminiſterium und den ernannten Landtagscommiſſarien 
in Benehmen treten. J ——— 

Die Ausſchuͤſſe haben ſich mit den Mitgliedern des geheimen Staats- 
miniſteriums und den ernannten Landtagscommiſſarien zu benehmen, um die 
erforderlichen Nachrichten zu erhalten, oder um zu einer Ausgleichung dtwat⸗ 
ger abweichender Anfihten zu gelangen. | 
akt ee 4 Alte Beſchtuͤſſe der einen Kammer müffen der andern zu 

ger Berathung mitgetheilt werden, wenn fie nicht folche Gegen: 
i ji 
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fände. betreffen, worüber verfaffungsmäßig ein Beſchluß der einen Kammer, 
unabhängig von dem der andern, zur Wirkſamkeit gelangen. Eann, : 

‚Yet; 98: Die: ‚gemeinfchaftlichen Befchläffe der Kammern werden dem 
Großherzoge, oder dem von ihm dazu —— Gommiſſair, durch eine ge⸗ 
meinſchaftliche Deputation überreicht. = . 

Art. 99. Die Kammern haben ihre Verhandlungen, infofern fie fi) 
nicht uͤber vertrauliche Eröffnungen der Regierung, oder der. andern Kammer, 
Br an ſolche erſtrecken, durch den Druck befannt zu machen. 

Art. 100. Unter derſelben Vorausſetzung haben fie. auch das Recht, 
eine beſtimmte Anzahl von Zuhörern, n nad) den darüber beftehenden, oder 
kuͤnftig zu treffenden reglementariſchen Beſtimmungen, zuzulaffen.. 

Art. 401. Der Landtag wird von dem Großherzoge, entweder in ei— 
gener Pexſon ober durch einen. dazu beſonders beauftragten Commiſſair, ge: 
ſchloſſen, und alsdann der den Ständen ſchon — — Landtags⸗ 
obſched — den Re verkuͤndet·.. | 


Neunter Titel“ 


a 


Allgemeine Befimmuigen‘ 


| we 102. ‚Der Fiscus ſteht in allen ptlvatrichtichen Vethaͤltniſſen 
vor den Gerichten. 

Art. 103., Für das ganze Gesßherzod thum ſoll "ein Vuͤrgerliches Ge: 
ſetzbuch ein Strafgeſetzbuch, und ein Geſetzbuch über das Verfahren in Rechts⸗ 
ſachen eingefuͤhrt werden. 

Art; 104. Aussſchließliche Handels⸗ und Gewerbsprivilegien ſollen nicht 
wett finden, außer zu’ Folge eines beſondern Gefeges. 

Patente für- Erfindungen dagegen Farin bie Regierung auf beſtimmte 
geit ertheilen. | 

Art. 105. Die Strafe der Gonfisction des ganzen Vermoͤgens ſoll 
fuͤr alle Zeiten abgefchafft feyn. 

Die an die le tretenden gwednäfigem Stiafen ſoll das Geſetz 
— 
Zehnter Titel. 

Von der Gewaͤhrder, Verfaſſung. 


Yet 106; DJeder Regierumgsnachfoler ſichert, bei dem Antritte feis 
ner — den Staͤnden die unverbruͤchliche Feſthaltung der Verfaſſung 
im einer Urkunde zu, welche den Staͤnden zugeſtellt und in — ſtaͤndiſchen 
Archive niedergelegt wird. 

Art. 107. Im Falle einer Vormundſchaft, * einer andern Ver— 
binderung des Großherzogs an ‘der Selbſtausuͤbung der Regierung, ſchwoͤrt 
der Verweſer, bei dem Antritte der Regentſchaft, in einer deshalb zu veran— 
ſtaltenden Staͤndeverſammlung folgenden Eid: 

Ich ſchwoͤre, den Staat, in Gemäßheit der Verfaſſung und der 
Gefege, zu verwalten, die Integrität des Großherzogthums und die 
Rechte der Krone zu erhalten, und dem Großherzog die Gewalt, deren 
Ausübung mir anvertraut iſt, getreu zu übergeben. 

Art. 108, Alle Staatsbürger find bei der Anſaͤſſigmachung und bei 
dev Huldigung, fo wie alle Staatsdiener bei ihrer Anſtellung, ſofern fie dies 
ſes nicht ſchon gethan haben, verbunden, folgenden Eid abzulegen: 

„Sch ſchwoͤre Treue dem. Großherzoge,. Sehorfam dem Gefege und 
Beobachtung der Staatsverfaffung.“. Ä 

Art. 109... Die großherzoglichen Staatsminifler und Fümmttiche übrige 

Stantsdiener find, inſofern fie nicht in Folge von Befehlen, ihrer vorgefegten 
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Behörden handeln, jeder innerhalb feines MWirkungskreifes für die genaue 
Beobachtung der Verfaffung verantwortlich, 

Das Gefeg über die Verantwortlichkeit der Minifter und der oberſten 
Staatsbehörden bildet einen integrivenden Theil dev Verfaſſung. 

Art. 110. Abanderungen und Erläuterungen der Verfaffungsurkunde 
Eönnen nie anders, als mit Einwilligung beider Kammern gefchehen. 

In der zweiten Kammer ift hierzu die Zuflimmung von menigftens 
26 Mitgliedern und in der erften Kammer, bei Stimmenmehrheit, die Zus 
ſtimmung von mwenigftens 12 Mitgliedern erforderlich. 

Iſt aber die Anzahl der, an der Abjtimmung wirklich theilnehmenden, 
Mitglieder fo groß, daß zwei Drittel davon mehr befragen, als die ausge 
druͤckten Zahlen; fo ift die Zuſtimmung von zwei Drittel der wirklich Abs 
jimmenden erforderlich. 

Indem Wir die vorftehenden Beftimmungen hiermit, als die Staats: 
geumdverfaffung Unfers Großherzogthums öffentlich erklären, verfihern Wir 
zugleich hierdurch förmlich und feierlich, dag Wir die darin enthaltenen Ge: 
fobungen nicht nur Selbft treu und unverbruͤchlich halten, fondern auch diefe 
Verfaſſung gegen alle Eingriffe und Verlegungen zu ſchuͤtzen und zu erhals 
ten, ftets bedacht feyn werben. 

»  Deffen zur Urkunde haben Wir diefes Stantsgrundgefeg eigenhändig 
unterfchrieben und mit dem großen Staatsfiegel verfehen Iaffen: 

So gefhehen in Unferer Nefidenzftadt Darmfladt, den 17. Decem: 


ber 1820, 
(L.S) Zubmisg. 
v. Grolman. 


Bei dem anerfannten genauen Zufemmenhange, in welchem das 
bürgerliche und politifche Staatsleben mit dem religiöfen und Firchlichen 
Leben, fo wie mit dem Erziehungs: und Schulwesen, alö ber 
fichern Unterlage des bürgerlichen und Firchlichen Lebens, ſtehet, möchte es 
faft befremden, daß man in denjenigen teutfchen Staaten, wo neue 
Grundgefeße — und viele mit denfelben in Verbindung ſtehende neue 
Organifationsdecrete — ins innere Leben derfelben traten, nicht auch) 
gleichzeitig der zeitgemäßen Neugeftaltung der Kirche und Schule, 
und namentlich der Emancipation des Erziehungswefend aus den vers 
alteten Formen des angehenden fechszehnten. Jahrhunderts gedachte. 

Diefe Luͤcke zu ergänzen, und die neue Drganifation des Kirchen 
und Schulweſens mit dem conftitutionellen Leben ded Staates in bie 
genaueſte Verbindung zu bringen; dafür that in Zeutfchland die erleuch— 
tete Darmftädtifche Regierung den erften Schritt im Juni 1832, wo in 
diefer Beziehung mehrere Edicte, und einige mit. denfelben. in Verbin: 
dung ftehende Verordnungen und Inftructionen erfchienen. 

Es find folgende: 

4) Edict vom 6. Juni 1832, die Organifation der Behörden für die 
evangeliſchen Kirchenangelegenheiten betreffend. | : 
2) Amtöinftruction vom 15. Juni 1832 für die, evangelifchen Super» 


; intendenten des Großherzogthums. Heſſen. j 
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9) Amtsinftruckon vom 15. Juni 1832, für die evangelifchen De- 
cane. 
" 4) Edict vom 6. Juni 1832, die Aufhebung des Fatholifchen Kirchen⸗ 
und Schulrathes betreffend. 
5) Edict vom 6. Juni 1832, die Organiſation der Kirchenvorſtaͤnde 
- evangelifcher und katholiſcher Confeſſion betreffend. 
6) Verordnung vom 6. Juni 1832, die Verwaltung des Kirchenver- 
mögen betreffend. 
7) Verorduung vom 6. Sunt 1832, die Nevifion tm Bocalz, Kir: 
chen=, Stiftungs= und Schufzehnungen betreffend. 
8) Edict vom 6. Suni 1832, das Volksſchulweſen betreffend. 
9) Inftruction vom 20. Juni 1832, für die Ortöfchulvorftände. 
10) Inſtruction vom 20. Suni 1832, für die Bezirköfchulcommiffionen. 
11) Inſtruction vom 20. Suni 1832 für den Dberfchulrath. 

So durchgreifend und zeitgemäß durch diefe Edicte, Verordnungen 
und Inſtructionen das Kirchens und Schulweſen im Großherzogthume 
Heffen geftaltet worden iſt; fo Eönnen doch in diefe Urkundenfammlung 
nur Die vier wichtigften Verfügungen aufgenommen werden, beren Ge⸗ 
genftand und Inhalt mit dem in der Verfaffungsurfunde neubegründe: 
ten innern ÖStaatsleben in der genaueften Verbindung und a 
fung ſtehet. 

Es folgen daher: 


c) Edict vom 6. Suni 1832, die Organifation der Behörden 
für die evangelifchen Kirchenangelegenheiten betreffend. 


Ludwig 2, von Gottes Gnaden Großherzog von Deffen 
und bei Rhein ıc. ⁊c. 

Um mehr Stleichförmigkeit und Einfachheit in der Verwaltung der evan- 
gelifchen Kirchenangelegenheiten des Großherzogthums herbeizuführen, und zus 
gleich den Grund zu den BVerbefferungen zu legen, welche eine fichere Bürg: 
fchaft für die fegensvolle Wirkfamfeit der Kirche und des geiftlichen Standes 
gewähren, haben Wir verordnet und verordnen hiermit, vermöge des Art, 
73. der Verfaffungsurkunde, wie folgt: 

Art. 1. Die Verwaltung ber die evangelifche (die Iutherifhe, die res 
formirte und die durch gegenfeitige Webereinfunft unirte Gonfeffion in fic) 
begreifende) Kirche Unfers Großherzogthums betreffenden Ungelegenpeiten iſt, 
unter der oberſten Leitung und Aufſicht Unſers Miniſteriums des Innern 
und der Juſtiz, folgenden Behoͤrden uͤbertragen: 

1) einem Oberconſiſtorium, 

2) drei Superintendenten, 

3) den Kreisräthen, : 

4) den Dekanen, 

5) den Pfarren undd F J 
6) den Kirchenvorſtaͤnden. — 

Sn den ſtandeshertlichen Berti ünd dem’ Byte der green. von 
Riedefel bilden die berelts beſtehenden Conſiſtorien? in ‘den, in dem Edicte 
vom 17. Februar 1820 erwaͤhnten, Angelegenheiten die Mittelbehoͤrden zwi: 
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fchen dem Dberconfiftorium und den Defanen, und es bleibt, Hinfichtlich 
diefer Confiftorien, das Edict vom 17. Februar 1820, fo wie beziehungs: 
mweife die Declaration vom 13. Julius 1827, in Guligteit. 

Dem Oberconſi ſtorium ſind dieſe Eonſiſtorien auf gleiche Weiſe, in Be⸗ 
zug auf die, im Art. 5. des gegenwaͤttigen Edicts aufgefuͤhrten, Gegenſtaͤnde 
untergeordnet, wie bisher den Kirchen- und Schulräthen, 


1. Bon dem Oberconfiflorium. 


Urt. 2. Das Obereonfiftorium ift die Landesbehörde, welcher Wir, 
unter der unmittelbaren Leitung und Auffiht Unſers Minifteriums des In— 
nern und der Juſtiz, die Verwaltung der landesherrlichen Rechte in den, die 
evangelifche Kirche betreffenden, Angelegenheiten und die Ausübung der evanz- 
gelifch = kirchlichen Gewalt übertragen. 

Urt, 3. Der Wirkungskreis des Oberconſiſtoriums erflvedt fi auf 
den ganzen Umfang des Großherzogthbums. Es tritt in das Verhältniß ci 
nes Landegcollegs, und hat feinen Sig in Unferer Refidenz zu Darmſtadt. 

Art, 4. Das Oberconfiftorium beſteht aus: 

4) einem weltlichen Präfidenten evangelifcher Confeſſion, 
2) folgenden ordentlichen Mitgliedern: 
a) einem geiftlichen Rathe, dem jedesmaligen Superintendenten der 
Provinz Starkenburg (Art. 7.), 
b) zwei weiteren geiſtlichen Raͤthen evangeliſcher Confeſſion, 
c) zwei weltlichen Raͤthen evangeliſcher Confeſſion, 
d) einem oder mehrern Aſſeſſoren von berfelben Confeffion, im Falle 
die Gefchäfte die Anftellung folcher nöthig machen follten, 
3) dem erforderlichen Subalternperfonal. 

Außerordentlihe Mitglieder des Dberconfiftoriums find die jedes: 
maligen Superintendenten der Provinzen Oberheffen und Rheinheſſen. Die: 
felben ‚haben, auf erfolgte fpecielle Einladung des Oberconſiſtorialpraͤſidenten, 
an Berathung: diefes College über allgemeine organifche Maaßregeln und fon: 
ſtige Gegenftände von allgemeinem Intereffe und befonderer Wichtigkeit Theil 
zu nehmen ‚und zu bdiefem Ende, nah der Beſtimmung des Präfidenten, 
entweder den Sitzungen des Dberconfiftoriums beizumohnen, oder ihre An— 
fichten fchriftlich zu begründen. Es fleht ihnen in beiden Fallen eine ent— 
fcheidende Stimme zu. 

Der jedesmalige Superintendent der Provinz Starkenburg iſt erſter 
Dberconfiftorialrath. Nah ihm nehmen die beiden andern Superintenden: 
ten‘, wenn fie an den Berathungen des College Theil nehmen, und nad) 
diefen die übrigen geiftlichen und weltlichen Mitglieder des Dberconfiftoriums, 
unter ſich nach dem Dienftalter, ihre Stellen im Colleg ein. 

Sn: Verhinderungsfällen des DOberconfiftorialpräfidenten werden die Di: 

ı zectörinlgefchäfte von dem alteften weltlichen Rathe befargt. 
Art. 5. De Gefſchaftstreis des Oberconſiſtoriums umfaßt folgende 
Gegenftänbe: J 

9 Aufſi icht uͤber Kongelſchen Cultus, Liturgie und Ritual, 
Siena der Kicchenverfaffung, Kicchenordnung und Dischplin, 
2 Allgemeine O — elegenheiten der evangeliſchen Kicche, 

die Verhallai der evangeliſchen Kirche zu andern ——— 
„. ten im Großherzogthume, F— 
die Leitling der evangeiiſchen Kirchenverelnigungen, 
6) Handhabung und Wahrung der Inndesherrlichen = und — 
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in Bezug auf die evangeliſche Kirche und Gemeinden und alle hier 
einſchlagende ſtaatsrechtliche Verhaͤltniſſe, 

7) Exrichtung, Aufhebung und Dismembration von evangeliſchen Deka— 

naten und Pfarreien, 

8) Anordnung von Feiertagen, | 

9) die bisher den Kirchenräthen zugeftandene Ertheilung von Dispenfatio: 
nen und Entfcheidungen \über etwaige Recurſe, in Bezug auf die nun: 
mehr zum Reſſort der Dekane gehörige Extheilung von Dispenfationen 
wegen fehlenden Alters zur Confirmation, 

10) Auffiht über den evangelifchen Neligionsunterricht in. den Volke: 
fchulen, 

11) Prüfung der Candidaten der evangelifchen Theologie, 

12) Anordnung der Ordination der evangelifchen Geiftlichen, 

13) Erftattung der, von ihm gefordert werdenden, Gutachten über Beſe— 

- gung der Dekanats- und Pfarrftellen, über Emeritirungen und Pen: 
fionirungen der, diefe Stellen befleidenden, Diener und über Chart: 
terertheilungen an geiftliche Diener, Ernennungen von Pfarrvicarien und 
Pfarramtsverweſern, Ernennung aller niedern Diener der Kirche und 
deren Entlaffung, infofern diefe niedern Stellen nicht als fländige Ne: 
benämter der Schullehrer anzufehen find, 

14) alle Befoldungsangelegeuheiten der evangelifchen geiftlidhen Diener, 

15), Beauffihtigung aller, dem Oberconfiftorium untergebenen, geiftlichen 
Diener und Pfarramtscandidaten, binfichtlich ihrer Amtsfuͤhrung, ih: 
ver Lehre, ihrer wiffenfchaftlichen Bildungsftufe und ihres fittlichen Yes 
bens, fo wie Beauffichtigung der, dem Oberconfiftorium untergebenen, 
Kirchenvorftände und niedern Diener der Kicche, binfichtlich ihrer 
Dienftführung; Disciplinargewalt gegen diefelden, 

16) die verordnungsmäßig bisher den Kirchentathscollegien zugeflandene 
Dberauffiht Über richtige Führung der Kirdyenbücher, 

17) Urlaubsertheilung an die, dem Oberconfiftorium untergebenen, geiftlichen 
Diener, nach Maaßgabe der hierüber beſtehenden Vorſchriften, 

18) Beaufſichtigung und Leitung der Verwaltung der evangeliſchen Kirchen: 
fonds, jedoch mit Ausfchluß des Rechnungsreviſionsweſens, 

19) Veräußerungen von Kirchenvermögen, 

20) Annahme von Stiftungen zu kirchlichen Dweden, 

21) Ertheilung der Erlaubniß zu Collecten für kirchliche Zwecke, 

22) das geiftliche Bauweſen, 

23) Beauffichtigung und Direction der geiftlihen Wittwenkaſſen, 

24) Erlaffung von Regulativen, welche die Ausführung und detaillirtere 
Anwendung beftehenver, die vorbemerkten Gegenftände betreffender, Ges 
fege und Veroronungen bezweden und enthalten, nachdem foldye Un: 
ſerm Miniſterium bes Innern und ber Sufliz vorgelegt wor— 
den find, Ä 

| Art. 6. Inſoweit nicht durch die gleichzeitig mit gegenmärtigem Edicte 

oder kuͤnftig erfcheinenden Verordnungen etwas abgeändert wird, hat das 

DOberconfiftorium in den, im Art. 5. feinem Gefchäftskfreife zugewieſenen, 

Gegenftänden in der Regel felbftftändig zu entfcheiden, und nur in den Faͤl⸗ 

Ien, zum Zwecke der Entfcheidung, an das Minifterium des. Innen und 

der Juſtiz zu berichten, im welchen bisher die Kirchenvathscollegien dazu ver⸗ 

bunden waren. | —— — 

Art. 7. Die Ausfuͤhrung der Anordnungen und Verfuͤgungen des 

Oberconſiſtoriums in den, zu feiner Competenz gehörigen, Faͤllen wird, aus 
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fer den Superintendenten und Defanen, aud) durch die Provinzialditection 
zu Mainz und die Kreisraͤthe bewirkt. Es haben daher dieſe Behoͤrden in 
den geeigneten Faͤllen die Entſchließung * Oberconſiſtoriums einzuhohlen 
und darnach zu verfahren. 

II. Von den Superintendenten. 

Art. 8. Fuͤr eine jede der drei Provinzen wird ein Superinten— 
dent eingefegt. < 

Art. 9. Die nächfte und wichtigſte Beftimmung der Superintenden- 
ten ift die Beauffihtigung und Unterfuhung der Amtsführung der Geiſtli⸗ 
chen. Sie treten mit allen Angehoͤrigen des geiſtlichen Standes, ſo wie 
mit den Candidaten des Predigtamtes, in ein unmittelbares amtliches Ber: 
haͤltniß; fie follen fich dns Vertrauen diefer ihrer Amtsuntergebenen zu erwer⸗ 
ben ſuchen und auf dem Wege der Güte, und zugleich mittelft ihres amtli⸗— 
chen Anfehens, auf die wiſſenſchaftliche Fortbildung und fittliche Veredelung 
ihrer Untergebenen einzuwirken bemüht ſeyn, allen, der Wuͤrde, dem Anſe— 
hen und der ſegensvollen Wirkſamkeit des geiſtlichen Standes nachtheiligen 
Fehlern, Mängeln und Mißbraͤuchen nachdruͤcklichſt entgegenwirken, etwaige 
Streitigkeiten der Geiſtlichen durch verſoͤhnende Mittel auszugleichen ſuchen, 
und überhaupt ſich beſtreben, den Zweck des evangeliſchen Pfarramtes mög: 
lichſt zu fördern, 

Art. 10.. Die beſondern Functionen der Superintendenten ſind 
folgende: 

1) Beobachtung des kirchlich⸗ religioͤſen Zuſtandes der evangeliſchen Gemeinden, 

2) Beaufſichtigung der religioͤſen Jugendbildung in den Volksſchulen, 

3) Beaufſichtigung und Ueberwachung der Amtsfuͤhrung, des ſittlichen 

Verhaltens und der wiſſenſchaftlichen Dbung der Geiitlihen und 

Dfarramtscandidaten in der Provinz, 

4) Vornahme der Eicchlichen Bifitationen in den evangelifchen Pfarreien, 

5) Bifitation der Amtsführung der Defane, als ſolcher, 

6) jährliche Erftattung eines NRechenfchaftsberichts an das Dberconfiftorium 
‚über den ganzen Umfang ihrer Amtsführung, insbefondere Darlegung 
ihrer Beobachtung Über die Berufsthätigkeit und die moralifchen Ei: 
genfchaften der Geiftlichen, 

7) Bollziehung der, ihnen von dem Oberconfiftorium ertheilt werdenden, 
Aufträge, insbefondere: 

a) Vornahme der, ihnen in der Regel übertragen ae Drdina: 
tionen der Geiftlichen, 

b) Amtseinweifungen der Getftlichen, 

ce) Einweihung neuer Kicchen, 

. d) Vollziehung der kirchlichen Union der fich vereinigenden lutheri— 
[hen und reformirten Religionsgemeinden mitteljt eines feierlichen 
Gottesdienftes, 

e) Erftattung der, von ihnen gefordert werdenden, Berichte und Gut: 
achten, namentlich. über Beförderungss und Anftellungs: Geſuche 
der Geiſtlichen und Pfarramtscandidaten. 

Art. 11. Die Superintendenten haben ſich in ihrer Gortefponbeng 
mit den ihnen untergebenen Dekanen und Geiftlihen der Form von za 
fihreiben zu bedienen. 

IM. Bon den Kreisräthen, als Organen des Oberconfiftoriums. 


Art. 12. Die Functionen der Kreisräthe, in Beziehung auf Kirchliche 
IHREN: find duch andere Verordnungen näher beſtimmt. 
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In der Prog Nheinheſſen gehören dieſe Zunctionen zu dem Mir: 
kungskreiſe der Provinzigldirection zu Mainz. 


IV, Bon.den Defanen. 


Art. 13. Jede der drei Provinzen bes Großherzogthums wird in evan⸗ 
geliſch-kirchlicher Hinſicht in Dekanate eingetheilt. 

Jedem Dekanate wird ein Dekan vorgeſetzt, welcher: von Uns. aus der 
evangelifchen Geifttichkeit des Dekonats auf die Dauer von fünf Sahren er 
nannt wird, nach deren Ablauf derfelde jedoch von Neuem auf fünf Jahre 
zu dieſer Stelle berufen werden kann. 

Art. 14. Die gegenwärtige Eintheilung ber Inſpectoratsbezirke wird 
vor der Hand fuͤr die Dekanate beibehalten. 

Die dermalen angeſtellten geiſtlichen Inſpectoren oder deren Stellvertre: 
ter übernehmen proviforifch die in dieſem Edicte den Dekanen zugewiefenen 
Functionen. Nad Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gered): 
net, am welchen diefes Edict in Wirkfamkeit tritt, legen fie jedoch ihre Stel: 
len nieder, und ihre Functionen gehen alsdann auf die bis dahin neu er 
nannten Dekane über, 

Urt. 15. Die Dekane bilden eines Theils zwifchen dem Obercon: 
fiftorium und ber evangelifchen Seiftlichkeit die Mittelbehörde, durch welche 
jenes in der Negel, und foweit dies nicht durch die Kreisräthe gefchieht, feine, 
die Adminiſtration der Eirchlichen Angelegenheiten betreffenden, Anordnungen 
in Vollzug fegen läßt. Andern Theils find fie, ruͤckſichtlich der geiftlichen 
Aufficht innerhalb des Dekanats, die Stellvertreter der Superintendenten, 
und haben diefe in Vollziehung der denfelben eweſcaen Functionen zu 
unterſtuͤtzen. 

Art. 16. J. Als Mittelbehoͤrde zwiſchen dem Oberconſiſtorium und 
der Geiſtlichkeit haben die Dekane folgende Functionen: 

1) Verbindlichkeit, die Erlaſſe des Oherconſiſtoriums den Geiſtlichen des 
Dekanats bekannt zu machen, uͤber deren Vollziehung zu wachen und 
die an fie gelangenden Berichte der Geiſtlichen an das berconfijtos 
rium einzufenden, 

2) Ueberwachung der Beobachtung und Aufrechthaltung ber, den Zuftand 
der Kirche und die Verwaltung ihres Vermögens betveffenden, Anord⸗ 

nungen bei den Geiſtlichen, 

3) Anzeige von den intereffanten kirchlichen Ereigniffen im Dekanate an 
das Dberconfiftorium, 

4) Beachtung und Wahrung der landesherrlichen Rechte, hinſichtlich der 
evangeliſchen Kirche, desgleichen der Parochialrechte und der Intereſſen 

der einzelnen evangeliſchen Kirchengemeinden, Pfarreien, ſo wie der 

Geiſtlichen und andern kirchlichen Diener, als folcher, 

5) Beſorgung der, auf Ertheilung von Dispenſationen Bezug habenden, 
Geſchaͤfte, insbeſondere felbſtſtaͤndige Ertheilung der Dispenſationen mes 

gen fehlenden Alters zur Confirmation, 

6) Üeberwachung und Mitbeaufſichtigung des Kircheninventariums, des 
Kirchen⸗ und geiſtlichen Stiftungs-Vermoͤgens der evangeliſchen —— 
reien des Dekanats, 

7) Verſuch der Vermittelung etwaiger Streitigkeiten der Geiſllichen 

unter ſich oder mit ihren Gemeinden, in Bezug auf —2 Ge⸗ 
genſtaͤnde, 

8) Anordnung einer proviſoriſchen Vrewaltung 1 der Pfaneſchäfte im Falle 
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der. Erledigung von Pfarrftellen, bis zur Wiederbefegung ber Stelle 
‚oder Ernennung eines Vicars durch das ‚Oberconfiftorium, 
9) Auffiht über richtige Führung ber Kirchenbuͤcher durch die Geiftlichen, 
10) Verichtserftattung wegen Belegung niederer Kirchendienerftellen, info= 
fern folche nicht als fländige Nebenämter der Schullehrer anzufehen 
find, und Anordnung einer proviſoriſchen Verwaltung folcher erledigten 
Stellen, — 
11) Beſorgung der, nach den beſtehenden Verordnungen in Bezug auf das 
geiftlihe Wittwenkaffewefen den geiftlichen Infpectoren feither obgele— 
genen, Gefchäfte, | 
42) Erledigung der ihnen etwa ertheilt werdenden Aufträge, insbefondere: 
a) Vornahme der ihnen aufgetiagen werdenden Drdinationen und 
Amtseinweifungen der Geiftlichen des Dekanats, 

b) Einweihung neuer Kirchen, 

ec) Vollziehung ber kirchlichen Union der fich vereinigenden Tutherifchen 
und reformirten Gemeinden ihres Dekanats durch einen feierlichen 
Gottesdienft, 

d) Erftattung der von ihnen gefordert werdenden Berichte im Allge— 

meinen. | 

II. As Stellvertreter und Organe der Superintendenten haben die De: 
kane folgende Functionen: 

1) Beobachtung des kirchlich-religioͤs-ſittlichen Zuſtandes der einzelnen 
evangeliſchen Gemeinden des Dekanats, 

2) Auffiht über die religiöfe Jugendbildung in den Volksſchulen des 

Dekanats, 

3) Beaufſichtigung der Amtsfuͤhrung, des ſittlichen Lebens und der wiſ— 
ſenſchaftlichen Bildung der ihnen untergebenen Geiſtlichen und der, 
in ihrem Dekanate ſich aufhaltenden, Pfarramtscandidaten, 

4) Vornahme der, ihnen von dem Oberconſiſtorium oder dem Superin⸗ 
tendenten übertragen werdenden, Kirchenvifitationen in den evangelis 
fchen Pfarreien ihres Dekanats, 

5) jährliche Erſtattung eines Rechenſchaftsberichts über ihre, auf bie ge: 
nannten Gegenftände Bezug habende, Amtsverwaltung an den. Sur: 
perintendenten, 

6) Vollziehung der, ihnen von dem Guperintendenten ertheilt werden: 
den, Aufträge und Erftattung der von demfelben gefordert werdenden 
Berichte. 

Art. 17. In den ftandesherrlihen Bezirken und dem Bezirke der 
Freiherren von Miedefel treten zwar auch Dekane an die Stelle der geift- 
lichen Inſpectoren; allein auf fie gehen die in dieſem Edicte den Dekanen 
zugewiefenen Gefchäfte nur mit denjenigen Modificationen über, welche in. dem, 
in dem Art. 1. diefes Edicts erwähnten, Verordnungen begründet find, 

Art. 18. Inſoweit durch gegenwärtiges Edict und die gleichzeitig, mit 
demſelben oder fpäter erfolgenden Verordnungen nicht etwas anderes angeord- 
net wird, haben die Dekane in denjenigen Füllen, in welchen bisher die 
geiftlichen Inſpectoren an die Kicchenrathscollegien, zum Behufe der Ent: 
fcheidung, zu berichten hatten, auch fernerhin an das Oberconfiftorium zu 
berichten, und dagegen in denjenigen Fällen, in welchen fie bisher ohne Anz 
frage bei der Höhen Behörde verfügt haben, auf eigene DVerantwortlichkeit, 
vorbehaltlich des Recurſes an das DOberconfiftorium, zu verfügen. 

Art. 19. Mit der Provinzialdivection zu Mainz, den Kreisraͤthen, 
den Bezirksſchulcommiſſionen, den LZandgerichten und übrigen Localbeamten, 


% 
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fo wie mit andern evangelifchen und Eatholifchen Dekanen, ftehen, bie De: 
kane in den geeigneten Faͤllen in directer Gefchäftsverbindung, und bedienen 
fih in der Gorrefpondenz mit der erftgenannten Behörde der Berichtsform, 
mit den übrigen genannten Behörden dagegen ber Form der Communica: 


tion. Mit andern weltlichen Behörden ftehen fie in der Megel in feiner dis 


vecten Melation, fondern haben besfalls mittelft Berichts an das: Obercon— 
fiftorium ein etwa erforderliches Benehmen diefes College mit den betreffen: 
ben höhern teltlichen Behörden zu veranlaffen. In dev Correſpondenz 
mit den Geiftlichen ihres Dekanats bedienen fie fich der Form von Befehl 


ſchreiben. 

V. Von den Pfarrern. 
Art. 20. Die Pfarrer haben, als Organe der, in dieſem 
Edicte genannten, hoͤhern kirchlichen Behörden, folgende Func— 

tionen: J 
1) Localvollziehung und Ueberwachung der Vollziehung der Kirchengeſetze 
und Verordnungen und Befolgung der, ihnen von dem Oberconſiſto— 
rium, den Superintendenten und Dekanen zugehenden, Auftraͤge und 


Weiſungen, 
2) Auffiht über den evangeliſchen Religionsunterricht in den Volks— 
fhulen, ee — 


3) Führung der Kirchenbücher, " 
4) Specialaufficht über die kirchlichen und geiftlichen Gebäude der Pfarrei, 
5) Aufficye über die niedern Kirchendiener. 
Außerdem . find die Pfarrer vorfigende Mitglieder der Localkirchen⸗ 
vorftände, 
Art. 21, In den Berbindlichkeiten, welche den Pfarrern in einzelnen 


“ heilen des Großherzogthums, hinfichtlih mehrerer, nicht zu dem Geſchaͤfts— 


kreiſe des Dberconfiftoriums, fondern anderer weltlichen Behörden yehören- 


‚ben Sunctionen obliegen, wird duch die Beflimmungen diefes Edicts nichts 


geändert, u MI: j 
- VI. Bon den Kirchenvorftänden. 


- Art. 22. Ueber die Drganifation und den Wirkungskreis der Local: 


kirchenvorſtaͤnde erlaffen Wir eine befondere Verordnung. 
Art, 23. Mit der Ausführung diefes Edicts ift Unfer Minifterium 


des Innern und der Juſtiz beauftragt, durch welches Wir auch den Zeitz 


punct werden beflimmen laffen, von welhem an daffelbe in Vollzug kom— 
men fol, und es hört von dba an die Wirkſamkeit der proteftantifchen Kir 
chen⸗ und Schufeäthe der Provinzen Starfenburg und Dberheffen und des 
evangelifchen Kirchenraths in Mainz auf, | 

Indem Wir durch diefe Anordnungen eine ducchgreifende Verbeſſerung 
bed. Eicchlichen Zuſtandes des evangelifchen Theils Unfers Großherzogthums 


E zu begründen hoffen, erwarten Wir von allen evangelifchen Geiftlichen, daß 


fie, Unfere Tandesväterlichen Abfichten erfennend, nad Kräften und aus eis 
gener Liebe zu ihrem heiligen Berufe die Ausführung der, von Uns getrofz 
fenen, Anordnungen und der, hiernach von den obern kirchlichen WBehörven 
zu ergreifenden, Maaßregeln befördern und unterflügen werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfcheift und des beigedruͤckten 
Staatsſiegels. | 

Darmftadt, am 6. Junius 1832, Ä 

“ Ludwig, 
| du Thil. 
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d) Edict'vom 6. Juni 1832, die Organifation der Kirchen 
vorftände evangelifcher und katholiſcher Confeſſion betreffend. 


Ludwig 2., von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen 
und bei Rhein ıc. ıc, 


Um die Verfchiedenheiten, welche in der Organifation und dem Wir: 
kungskreiſe der evangelifchen und Eatholifhen Kirchenvorftände in den Pro— 
vinzen Starkenburg und Oberheſſen einerfeits, und in ber Provinz Rhein: 
heſſen andererfeits bisher beftanden haben, zu befeitigen, und in diefer Bezie— 
hung überall die erforderliche Gleichförmigkeit herbeizuführen, zugleich aber 
auch die zur Unterftügung dee Aufficht Über die aͤußere Kirchenzucht erforder: 
liche Mitwirkung weltlicher Mitglieder der Kirchenbehörden zu vermitteln, has 
ben Wir, in Gemäßheit des Art. 73, der Verfaſſungsurkunde, verordnet 
und verordnen, wie folgt: | 


1. Bildung der Kirhenvorftände, 


Art. 1. Sm jeder chriftlichen Kirchengemeinde, welche einen eigenen 
Sottesdienft hat, oder welche eigenes Kircchenvermögen befißt, befteht der zur 
Mitwirkung bei Führung der aͤußern Kirchenauffiht und bei Verwaltung des 
Kicchenvermögens beftimmte Kicchenvorftand aus ſtaͤndigen und unſtaͤn— 
digen Mitgliedern. | 

A. Ständige Mitglieder. 

Art, 2. Zunaͤchſt ift der Geiftliche der Kirchengemeinde der betreffen: 
den Gonfeffion ſtaͤndiges Mitglied des Kirchenvorftandes.. Bei Erledigung 
einer Pfarrei hat, wenn die höhere. Eirchliche Behoͤrde nicht einen befondern 
Stellvertreter ernennt, der Pfarrverwalter die Functionen des geiftlihen Mit: 
- gliedes des Kicchenvorftandes. Iſt die Seelforge in einer Kirchengemeinde 
mehrern Geiftlichen anvertraut; fo find diefe ſaͤmmtlich ftändige Mitglieder 
des Kirchenvorſtandes. 

Art. 3. Außer dem Geiftlichen ift 

a) der Vürgermeifter, oder, wenn in der Kirchengemeinde, für welche ein 
Kirchenvorftand beftehen fol, Eein Bürgermeifter ift, der Beigeordnete, 
ftändiges Mitglied des Kirchenvorftandes, 

b) Gehört der als VBürgermeifter zumächft zum jländigen Mitgliede Be: 
rufene nicht zur Confeffion dev Kirchengemeinde; fo tritt für den Buͤr— 
germeifter ebenfaks der Beigeorbnete ein. 

c) Bekennt aber auch der zunächft (a) oder für den Buͤrgermeiſter (b) 

“ berufene Beigeordnete ſich nicht zur Confeffion /der Kivchengemeinde ; 

ß Fra der Kreisrath ein Mitglied des Gemeinderaths an feine 

telle, 

d) Iſt auch im Gemeirfderathe Fein Mitglied der betreffenden Kirchenge: 
meinde; fo beftimmt der Kreiscath ein anderes Glied der letztern zum 
Mitgliede des Kirchenvorſtandes. Der Kreiscath ift bei diefen Emmen: 
nungen an die Vorausfegungen des Art. 7a gebunden. 

Das den Bürgermeifter und beziehungsweife den Beigeordneten, 
als bie zunaͤchſt Berufenen, erſetzende Mitglied des Kirchenvorſtandes 
fungirt jedenfalls nur ſo lange, als kein Buͤrgermeiſter und Beigeord⸗ 
neter von der Confeſſion der Kirchengemeinde vorhanden iſt. 

Art. 4. Bei laͤngerer Verhinderung des ſtaͤndigen weltlichen Mitglie⸗ 
des hat, wenn es fuͤr noͤthig erachtet wird, der Kreisrath, nach den Grund— 
ſaͤtzen des Art. 3., einen Stellvertreter fuͤr die Dauer der Verhinderung zu 
beſtellen. Wenn aber der den Buͤrgermeiſter vertretende Beigeordnete auch 
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Mitglied der Kirchengemeinde iſt; ſo tritt derſelbe, kraft dieſes Edictes, in 
ſolchein Falle auch als Stellvertreter hei. dem Kirchenvorſtande ein. 

Art. 5. Beſteht die Kirchengemeinde aus 'mehrern politifche.: Gemein- 
den; fo fol das ftändige weltliche Mitglied Immer aus der pölitifchen Ge: 
meinde des Orts, in welchem die Kirche 0% befindet, nad) Anleitung des 
Art. 3., BR werden. — 
B. Unftändige Mitglieder. 

Art. 6. Der Kirchenvorſtand beſteht, außer den ſtändigen Mitgtie: 
dern, ‚in den Kirchengemeinden, deren Seelenzahl weniger als zweitauſend 
betraͤgt, aus drei und in Kirchengemeinden von einer groͤßern Seelenzahl aus 
fuͤnf unſtaͤndigen Mitgliedern. 

Art. 7. Zu unſtaͤndigen Mitgliedern des Kirchenvorſtandes koͤnnen nur 
Staatsbuͤrger von unbeſcholtenem Rufe, welche das dreißigſte Lebensjahr zu: 
rüdgelegt haben und ſich zu der Gonfeffion, für welche der Kirchenvorſtand 
beſteht, bekennen, beſtimmt werden. 

Auch dürfen bie unftändigen Mitglieder weder unter fir rn nod) mit ben 
ftandigen Mitgliedern in auffteigender oder abfleigender Linie verwandt feyn, 
und auf gleiche Weife ift ein Bruder durch den andern ausgefchloffen. 

Iſt der zum fländigen Mitgliede, kraft diefes Edicts, Berufene mit 
einem unfländigen Mitgliede in der angegebenen Art verwandt; fo tritt das 
unſtaͤndige Mitglied aus. | 

Art. 8. Die unftändigen Mitglieder der dermalen vorhandenen ' Kir- 
chenvorftände, einſchließlich der nunmehr die Benennung Kirchenvorſtaͤnde 
fuͤhrenden Fabrikraͤthe in der Provinz Rheinheffen, bleiben in Dienftthätig: 
£eit, auch wenn deren Zahl die im Art. 6. vorgefchriebene Anzahl überfteigt, 
im Mitglieder desjenigen Kicchenvorftandes, zu. deffen Kirchengemeinde 

ie gehören. 

Art. 9. Die unftändigen Mitglieder werden fowohl dann, wenn e$ 
fih um die erſte Errichtung, als auch wenn es fih um die bloße Ergaͤn— 
zung eines bereits errichteten Kirchenvorſtandes handelt, auf folgende Weiſe 
gewaͤhlt: 

Der Gemeinderath waͤhlt aus ſeiner Mitte ſo viele Mitglieder, welche 
ſich zur Confeſſion der Kirchengemeinde bekennen, als der Kirchenvorſtand 
unſtaͤndige Mitglieder haben ſoll, alſo wenigſtens drei und hoͤchſtens fuͤnf. 
Sind im Gemeinderathe nicht ſo viele Mitglieder der betreffenden Confeſſion 
vorhanden; fo wird die fehlende Anzahl aus fünf und zwanzig der Hoͤchſt— 
befteuerten der betreffenden Kirchengemeinde durch den Kreisrat) gewaͤhlt. 
Die fo Gemählten haben, in Gemeinſchaft mit den fländigen Mitgliedern 
des zu errichtenden und bejiehungsmeife den fländigen und unfländigen Mit: 
gliedern des beftehenden und nur zu ergänzenden Kicchenvorflandes, die Wahl 
des oder der zu beftellenden unflandigen Mitglieder des Kirchenvorftandes 
vorzunchmen. 

Art. 10. An dem Wahlacte follen regelmäßig ſaͤmmtliche Wahlmaͤn⸗ 
ner und, bei dringender EAN Einzelner, wenigftens zwei Drittheife An: 
theit nehmen. 

Bei der, durch Stimmzettel vorzunehmenden, Wahl entſcheidet relative 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos. 

Ueber den ganzen Wahlact hat das vorfigende Mitglied ein Protocoll 
zu führen, welches von allen Abflimmenden zu unterfchreiben ift. 

Urt. 11. Nach beendigter Wahl ift dem Kreisrathe dag Protocoll 
vorzulegen, der, wenn gegen die Gültigkeit des Wahlacts nichts zu erinnern 
iſt, das Protocoll durch den Dekan an den Kirchenvorſtand zuruͤckſchickt. 
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Hierauf iſt das Reſultat der Wahl in der Kirche, Durch den Geiftlichen, 
und in der Gemeinde auf übliche Weife buch den Bürgermeifter bekannt 
zu mahen. — 

Die hoͤhere kirchliche Behoͤrde iſt durch den Dekan von dem Reſultate 
der Wahl in Kenntniß zu ſetzen. 
Art. 12. Wenn ein. unftändiges. Mitglied des Kirchenvorſtandes die⸗ 
ſes Amt ſechs Jahre lang bekleidet hat; ſo tritt es aus dem Vorſtande aus, 
und es wird an feine ‚Stelle, nach Maaßgabe der Art, 9—11, ein neues . 
gewählt. , Es kann jedoch ‚der. Ausgetretene von Neuem gewählt werden. 
Eine Ergänzungswahl findet auch dann Statt, wenn ein Mitglied vor. Abs; 
lauf von ſechs ‘Jahren ſtirbt, oder auf andere Weiſe, namentlih aus Gruͤn⸗ 
den. der Verwaltung, wegen Verwandtſchaft (Art. 7.), oder weil es aus er 
heblichen Gründen feine Entlafjung erlangt, aufhört, Mitglied des Kirchen⸗ 
‚vorftandes zu ſeyn. 

Art. 13. Die "Beftimmungen des vorhergehenden Artikels finden auch 
auf die dermaligen Mitglieder der vorhandenen Kirchenvorftände, jedoch mit 
der Mobdification ihre Anwendung, daß nur dann Ergänzungswahlen Statt 
finden, wenn durch den Austritt oder Tod von Mitgliedern die im Art. 6. 
vorgefchriebene Zahl der unftändigen Mitglieder nicht mehr vorhanden ift. 

Art. 14. Das Amt eines Mitgliedes des Kirchenvorftandes iſt ein 
Ehrenamt und wird unentgeldlich verwaltet, | 


1. Wirkungskreis der Kirhenvorftände. 

Art. 15. Der Wirkungskreis des Kicchenvorflandes umfaßt folgende 

Bunctionen: 

1) Mitaufficht über die äußere Kirchenzucht. Die weltlichen Mitglieder 
des. Kicchenvorftandes haben in diefer Beziehung durch Beiſpiel und 
Ermahnung den Geiftlihen zu unterftügen, und diejenigen Faͤlle, in 
welchen frafbare Verletzungen der Kirchenzucht fi ereignen follten, 
der competenten Strafbehoͤrde anzuzeigen. Die vorgefesten hoͤhern 
kirchlichen Behörden werden hierüber. das Nöthige vorfchreiben. 

2) Unmittelbare Verwaltung und naͤchſte Beaufſichtigung des Local⸗, Kir: 
chen und geiftlichen Stiftungsvermögens, unter ber. Leitung und 
Auffiht der höhern Behörden und den, in diefer Beziehung angeord— 
neten, Beſchraͤnkungen. 

Die beſendern Functionen des Kirchenvorſtandes find hierbei: 

a) Berathung und Aufftellung des Voranſchlags der bemerkten Fonds, 

b) Berathung über Gegenftände der Verwaltung, infoweit fie nicht ſchon 
bei Gelegenheit des Voranſchlags verhandelt worden find, 

c) Begutachtung der Nechnungen der oben bemerkten Fonds. 

Die Ausführung in Verwaltungsangelegenheiten des Kirchen- und Stif— 
tungsvermögens, nah Maaßgabe der Berathungen des Kicchenvorftandes 
und der Befchlüffe der höhern Behörde, fteht in der Negel dem vorfigenden 
und dem weltlichen ftändigen Mitgliede des Kirchenvorflandes, unter ber 
Controle der übrigen Mitglieder des legtern, zu. 

Art. 16. Die Ausübung diefer Functionen, von Seiten der Kirchen: 
vorftände, unterliegen in den betreffenden Bezirken den durch die vorliegens 
den Declarationen, namentlich dag Edict vom 17. Februge 1820 und die 
Derlaration vom 13. Juli 1827, bedingten Belchränfungen. 


II. Geſchaͤftsordnung für die Kirchenvorſtaͤnde. 
Art 417, Den Vorfig und die Leitung bei Verſammlungen des Kir 
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chenvorſtandes führt der Geiftliche. Sind mehrere Geiſtliche Mitglieder des 
Kicchenvorftandes; fo führt der erfte Geiſtliche den Vorſitz. 

Bei denjenigen Kirchenvorftänden. in der Provinz Nheinheffen,; wo der: 
— weltliche Mitglieder den Vorſitz führen, geht letzterer auf die Geiſtli⸗ 

en uͤber. 

Art. 18. Die Sitzungen werden in der Regel in der Mohnung des 
vorfigenden Mitgliedes fo oft gehalten, als die Gefchäfte es nothwendig ma: 
chen. Das vorfigende Mitglied hat die Sigungen anzufagen. 

"Art. 19, Bei Berathungen des Kirchenvorftandes entfcheidet Stim: 
menmehrheit. “ u 

Bei Stimmengleichheit‘ ift der Gegenftand, wenn nicht alle Mit: 
glieder an der Berathung Theil genommen, unter deren Zuziehung noch— 
mals zu berathen, fonft aber die Sache der höhern Behörde zur Verfügung 
vorzulegen. - 

Art, 20. Ueber bie Verhandlungen des Kirchenvorftandes werden Pros 
tocolle, und zwar in der Regel, und wenn der Kirchenvorſtand nicht aus 
ſeiner Mitte ein anderes Mitglied dazu gewaͤhlt hat, von dem vorſitzenden 
Mitgliede gefuͤhrt. 

Jedes Mitglied iſt befugt, feine, von der Majoritaͤt abweichende, Anz 
ficht zu Protocol zu geben, und die Protocolle find von allen Mitgliedern, 
welche abgeftimmt haben, zu unterfchreiben. 

Art. 21. Zur Gültigkeit der Berathung gehört, daß alle Mitglieder 
des Kirchenvorflandes zur Berathung eingeladen waren, und, außer dem 
Geiftlichen, in Pfarrgemeinden, deren Kirchenvorftand aus drei unftändigen 
Mitgliedern befleht, mwenigflens zwei, und in den Pfarrgemeinden, wo ber 
Kirchenvörftand aus fünf unftändigen Mitgliedern befteht, wenigftens vier 
aus der Zahl der fammtlichen weltlichen Mitglieder erfchienen find und abge 
ſtimmt haben, und daß darüber ein Protocoll, nad) Maaßgabe des Art. 20, 
aufgenommen worden iſt. 


IV. Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 22, Mo für Stiftungen befondere fliftungsmäßige Verwaltun⸗ 
gen beftehen, findet diefe Verordnung feine Anwendung. 

Urt. 23. Die Attributionen, welche in dieſem Edicte den Kreisraͤthen 
zugewieſen ſind, gehoͤren in der Provinz Rheinheſſen zu dem Wirkungscreiſe 
der Provinzialdirection zu Mainz. 
| Sn den, im rt, 16, erwähnten, Bezirken, wo Gonfiftorien beftehen, 
gehören diefe Attributionen zum Reſſort der Iegtern. 

Art. 24. Diejenigen frühen Verordnungen, welche mit gegenmärtis 
gem Edicte nicht im inklange ſtehen, insbefondere die Berordnung vom 
+. September 1826, die Bildung der Kirchenvorflände in den Provinzen 
Starkenburg und Oberheffen betreffend, das kaiſerlich franzöfifche Decret vom 
30. December 1809, die Kirchenfabrien betreffend, die Verordnung der kai— 
ferfich öftreichifchen und koͤniglich bayerifchen Landesadminiftration vom 19. 
September 1815, das proteftantifche Kirchenweſen betreffend, infoweit diefe 
beiden letztern Verordnungen die organifchen Einrichtungen der Fabrikraͤthe 
und Kicchenvorftände betreffen, fo wie die Verordnungen über Kirchenfenios 
ten, find aufgehoben. 

Art. 25. Mit der Ausführung diefes Edicts ift Unfer Minifterium 
des Innern und der Juſtiz beauftragt, durch welches Wir auch den Zeit: 
punct werben beftimmen laffen, von welchem an daſſelbe in Wirkſamkeit tre⸗ 
ten ſoll. 


a. 
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urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und des beigedruckten 
Staatsſiegels. 9 
Darmſtadt, am 6. Juni 1832. | 
(L. S.) Ludwig. 
du Thil. 





e) Edict vom 6. Juni 1832, das Volksſchulweſen in dem 
Großherzogthume, und insbefondere die Drganifation der Be— 
hörden zur Leitung der Schulangelegenheiten betreffend. 


Ludwig 2, von Gottes Gnaden Großherzog von Hefjen und bei 
Rhein ꝛc. ꝛc. 

Da durch die von Uns angeordnete Aufhebung Unſerer Kirchen- und 
Schulräthe der Provinzen Starkenburg und Oberheſſen, und die Veraͤnderun— 
gen in dem Wirkungskreife der an bie Stelle Unferer Regierung zu Mainz 
tretenden Provinzialdivection, bafelbft neue organifche Beftimmungen in Be 
ziehung auf die zur Zeitung des Schulweſens erforderlihen Behörden nöthig 
geworden find; fo finden Wir Uns bewogen, nicht nur hierüber, fondern 
auch hinſichtlich der bei diefer Gelegenheit einer Revifion unterworfenen Ein: 
richtung des Volks: und Elementarſchulweſens überhaupt, unter Aufhebung 
der allgemeinen Schulordnung vom 22. October 1827, zu verordnen und 
verordnen hiermit, vermöge des Art. 73. der Verfaffimgsurkunde, wie folgt: 


. Erfte Abtheilung. 
Beflimmungen über das Schulwefen überhaupt. 
Erfter Abſchnitt. 

Eigenfhaften, Anſtellung und Dienftverhältniß des 
Schullehrers. 
Eigenſchaften des Lehrers im Allgemeinen. 

Art. 1. Nothwendige Vorausſetzung zur Anſtellung als Schullehrer 
in dem Großherzogthume iſt, daß Jeder, welcher eine ſolche Stelle zu erhal: 
ten wünfcht, J 

1) die zu dieſem Berufe erforderlichen Kenntniſſe, fo wie die Fertigkeit 

beſitzen muß, ſolche Anderen mitzutheilen. Ferner wird von ihm, 
2) neben der treueſten Erfüllung aller allgemeinen Menſchen-, Bürger: 
und Chriftenpflichten, auch die genauefte Beobachtung der Pflichten 

des Standes, welchem er ſich widmen till, verlangt; und es ift 

3) erforderlich, daß er das 24fte Lebensjahr zurkcgelegt habe. Mas. 
4) die Religion des Schullehrers betrifft; fo gilt als allgemeine Regel, 
daß derſelbe der chriftlichen Gonfeffion angehören muß, wozu die Kin 

der, denen er Unterricht ertheilen fol, ſich befennen. Ä 
Seminarien; Pruͤfung der Schulcandidaten. RS 
Art. 2, Damit die dem Lehramte ſich widmenden Sünglinge in den 
Stand gefest werben, ſich die zu ihrem Berufe erforderliche Bildung zu ers 
werben ‚Find in dem Großherzogthume die Schulfehrerfeminarien errichtet; 
Die in den Seminarien gebildeten. Böglinge werden vor ihrem Austeitte. 
aus denfelben geprüft, und nur: diejenigen innen in die Liſten ‚der Schule‘ 
candidaten eingetragen und demnaͤchſt zu Schulſtellen befördert werden, welche 
in diefer Prüfung dargethan haben, daß fie: die. dazu erforderlichen Kenntniffe 
fih erworben haben. Daffeibe ‚gift. auch von. denjenigen Schulcandidaten, 
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welche fich etwa auf andere Meife, als durch. den Beſuch dee Seminarien, 
für das Schulfach auszubilden gefucht haben. 

Practifche Vorbereitung und nochmalige Prüfung der Schulcandidaten, 

Art, 3. Seder in der Prüfung beftandene Schulcandidat muß, bevor 
er definitiv als Schullehter angeftellt werden kann, in der Regel mindeftens 
zwei Jahre im Schulamte, als Bicar oder -unter Leitung eines Schullehrers, 
ſich practifch geübt, wahrend dieſer Zeit die Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten 
fidyerworben, und außerdem eine’ nochmalige, nach Ablauf diefer zwei Jahre 
‚mit ihm. vorzunehmende, Prüfung genügend beftanden haben. - 

Art. 4 Die.in dem Art, 3. bemerkten wiederholten Prüfungen mer: 
den durch eine, aus dem Oberfchulinfpector und zwei meiteren, von dem 
Oberſchultathe ernannten, Mitgliedern dieſer Behoͤrde beftehende, Commiſſion 
jaͤhrlich wenigſtens einmal in Unſerer Reſidenz zu Darmſtadt unentgeldlich 
gehalten. Zwei tuͤchtige Schullehrer und ein Muſikverſtaͤndiger ſind jedesmal 
von der Pruͤfungscommiſſion zu den Pruͤfungen zuzuziehen. 

Schulcandidaten, welche in dieſer Pruͤfung die erforderliche Befaͤhigung 
nicht darthun, werden nach Ablauf von einem bis zwei Jahren zu einer zwei— 
ten Prüfung vertiefen. - Beftehen fie auch in dieſer nicht; fo werden fie in 
der Megel als zum Lehramte unzuläffig erklaͤrt. — 

Gegen dieſe Verfuͤgung kann jedoch der Recurs an Unſer Miniſterium 
des Innern und der Juſtiz ergriffen werben, | ee 
h nt Anftellung der Schullehrer. Re = 

Art. 5. :Die Anftellung der Schullehrer gefchleht duch Unfer Mint: 
fterium des Innern und-der Juſtiz, und zwar entweder unmittelbar (Ernen⸗ 
nung, Nomination), oder duch Beſtaͤtigung der zu Schulftellen Praͤſentirten. 
\ Sm letzteren Falle haben die zur Präfentation berechtigten Patrone ura 
die landesherrliche Beftätigung des Präfentaten nachzufuchen, und bleibt es 
deßfalls bei den diefen Gegenftand normirenden Beſtimmungen, wobei es fich 
von felbft verfteht, daß die in den. vorhergehenden Artikeln enthaltenen Be— 
fimmungen auch bei diefen durch Präfentation anzuftellenden Lehren Anwen⸗ 
dung finden. 7 — ea J 


a Nebenaͤmter. a zur 
Art. 6. Jede Vereinigung von Dienftftellen oder Gewerben, welche den 
Lehrer von feinen Amtsverrichtungen abhalten oder ihn wohl gar in Geſchaͤfte 
verwicdeln, die mit dem Anfehen feines Amtes unverträglich find, findet nicht 
Statt. . RR | 
Kirchliche Aemter — eines. Organiſten, Kirchendieners 2, — Eönnen 
mit den Schuldienfte vereinigte werden. Sind ſolche Stellen fländige Neben: 
ämter der Schullehter der betreffenden Confeſſion; fo liegt in der Ernennung 
zum Schuldienfte die Verpflichtung der. Eicchlichen Behörde, auch die Einweis 
fung, in die. Eicchlichen Aemter zu vollziehen, fur deren Verſehung auf andere 
Art von der Eirchlichen Behörde, dann geforgt werden muß, wenn der Lehrer 
in einer gemifchten Schule nicht zur Confeffion gehört, meiche die Bekleidung 
des Eischlichen. Amtes vorausſetzt. Bekleidet ein Schullehrer ‚ein ſolches kirch⸗ 
liches Amt; ſo ſteht er in dieſer Eigenſchaft unter der Aufſicht der ihm vor⸗ 
geſetzten ‚Sicchlichen Behörden und :hat. deren Anordnungen ‚Solge zu leiſten. 
Jedoch kann durch ſolche der regelmäßig. ſtattfindende Schulunterricht ohne die 
dringendſte Veranlaſſung might; unterbrochen werden nuuu By ol BER 
lage Dieter det Schullehrer. a nr 
7 Die ScHllfehrer-find detp ſchter, ahen Über das Schulweſen 
von "der Siaatsregkerung ausdehenden / Vbtſchriften genaue Folge" zu leiften, 
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und den Anordnungen der ihnen: vorgefesten Schulbehörden (Art. 56— 87.) 
pünctlih zu entſprechen. Im gleicher Weife haben fie in ihrer Eigenfchaft 
als Religionslehrer die von den geiftlichen Behörden hinſichtlich des Religions: 
unterrichtes getroffen werdenden Anordnungen geroiffenhaft zu befolgen. 
Fortbildung der Lehrer. > 

Art: 8. Wenn die vorgefegten Schulbehörden wahrnehmen, daß jün- 
gere Schullehrer ihre Fortbildung vernachläffigen, oder in der bereits erlangten 
Ausbildung zuruͤckgehen; fo Eönnen diefe von dem Oberſchulrathe zu einer 
nochmaligen Prüfung befchieden werden, deren Nefultat unter Umftänden die 
im Art. 9. bemerkten Folgen haben Eann. 
Dienftvergehen der Lehrer. 

Art. 9. Sollte ein’ Lehrer feine Berufspflichten nicht erfüllen und ſich 
In feinem Amte nicht treu und fleißig verhalten, namentlich die "feftgefegten 
Lehrſtunden vernadhläffigen oder diefelben willkuͤhrlich ausfegen; oder follte er 
fi dem Trunke ergeben, Streitigkeiten und Zänkereien entweder in feinem 
Samilienfreife oder unter der Gemeinde unterhalten, oder endlich überhaupt 
fi) einem unmoralifchen Lebenswandel überlaffen; fo foll, wenn Ermahnun— 
gen, Verweife und Difciplinarftrafen anderer Art ohne Wirkung bleiben, def- 
fen Entlaffung verfügt werden. Die Befugniß hierzu ſteht Unferem Mini: 
flerium des Innern und der Juſtiz zu. 

Bei einem befonders auffalfenden Benehmen, namentlich wenn ein Schul: 
lehrer fich eines ſolchen Vergehens ſchuldig machen follte, ducch welches er fich 
die Öffentliche Achtung verfcherzt und außer Stand fest, in feinem Amte 
ſegensreich zu wirken, kann er, auch ohne vorausgegangene geringere Discipli⸗ 
narftrafen, entlaffen werben, | | Ä 

Schulvicarien und Affiftenten. 

— Art. 10. Iſt eine Schulftelle erledigt, oder ift der Lehrer durch Krank: 
beit, oder auf fonft eine Weiſe an Erfüllung feiner Dienftpflicht gehindert; 
fo erfolgt die Ernennung eines Vicars durch den Oberſchulrath. Hinſichtlich 
der Anſtellung ſtaͤndiger Schulgehuͤlfen hingegen oder Aſſiſtenten treten die 
naͤmlichen Beſtimmungen, wie bei Schullehrern ſelbſt, ein, und es bleibt 
namentlich der Mißbrauch, daß Schullehrer ihre Affiftenten oder Praͤteptoren 
eigenmaͤchtig annehmen und entlaffen, auch die denfelben zufommende Be— 
lohnung ſelbſt beflimmen, aufgehoben. 

1.0 Lehrerinnen. . 

Art. 11, In Elementarmaͤdchenſchulen Eönnen auch ausnahmsweife 
Lehrerinnen angeftellt werden, wenn .diefelben vorher geprüft und zur Erthei⸗ 
lung’ des Untereichtes fähig befunden worden find. | 
Auf fie. finden alsdann die Beftimmungen wegen der Lehrer im Allge⸗ 
meinen Anwendung, . | 


5 Zweiter Abfhnite 
Bon den Volksfhulen im Allgemeinen, insbefondere deren 
. * Errichtung. a: ER 
FE 5, 0% Gründung der Schulen. SE “ 
a. Art. 12. Wenn in einer Gemeinde 30 fehuffähige Kinder vorhanden 
find; fo fol in derſelben der Regel nach, und namentlich" wenn es die Mittel 
der Gemeinde geſtatten, eine oͤffentliche Elementarſchule (Volksſchule gegruͤn⸗ 
det werden. a a SR 
Wegen unzulingliggerMiteep konnen "mehrere: SGemeinden zu einer 
Schulgemeinde alt einent- gemeinſchafllichen ‚Lehrer vereinige werden. 


\ 
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— Theilung der Schulen. 

Art. 13. Im denjenigen Orten, wo die Zahl der ſchulfaͤhigen Kinder 

für den gemeinfamen Unterricht zu groß ift, müffen die beftehenden Schulen 
getheilt und neue errichtet werden. Kann. dieß wegen Mangel an Fonds nicht 
gefchehen; fo ift wenigſtens eine ſchickliche Kiaffenabtheilung erforderlich. Nas 
mentlich ift eine folche Klaffenabtheilung dann nöthig, wenn eine Schule über 
60 Kinder zähle, 

Art. 14. Sind mehr als 100 fhulfähige Kinder in einer Gemeinde 
vorhanden; fo ift in derfelben, wenn ihre Mittel hinreichen, eine zweite 
Schule mit einembefonderen Lehrer zu gründen, ober ein felbftftändiger Ge: 
hülfe anzuftellen. 

Ueberfteigt die Zahl der Schulkinder 250; fo ift die Nothwendigkeit dev 
Errichtung einer dritten Schule begründet. 

Eintheilung der Kinder in die Schulen und Klaffen. Ä 

Art. 15. Die näheren Beftimmungen über die Vertheilung der Kin: 
der in die verfchiedenen Schulen oder Klaffen nach den Fähigkeiten, dem Al: 
ter, oder dem Geſchlechte derfelben, bleiben dem Schulvorftande überlaffen. 

oo. Eonfeffions= und Gemeindefchulen. 

Art. 16. . 

4) Die beftehenden Volksſchulen find entweber Confeffionss oder Gemein: 
defchulen. Die legteren find diejenigen öffentlichen chriftlihen Efemen: 
tarfcehulen, welche von den Kindern der Mitglieder einer. Civilgemeinde, 
ohne Unterfchied der Gonfeffion, befucht werden, und von Unferem Mi— 
nifterium des Innern und der Juſtiz zu Gemeindefchulen ausdruͤcklich 
erklärt: worden find. Alle übrige chriftliche Volksſchulen find Gonfef: 
fionsfehulen, d. h. ſolche, welche nur für eine chriſtliche Confeſſion 
beftehen. 

2) Wenn in einer Gemeinde eine ober mehrere bis dahin beftehende Con: 
feffionsfchufen in Gemeindefchulen umgewandelt werden follen; fo tft 
erforderlich, daß eine hierzu befonders zu conflituivende Berfammlung, 
beftehend aus 
a) den Mitgliedern des Gemeinderathes, | 
b) den Mitgliedern der Kirchenvorflände der verfchiedenen Confeffionen, 

und außerdem 3 
c) fo vielen, von der Bezirksſchulcommiſſion and der Zahl der Hoͤchſt⸗ 
beſteuerten jeder Confeſſion zu beſtimmenden, Familienvaͤtern, als 
noͤthig iſt, um zu bewirken, daß in der Verſammlung von jeder 
Confeſſion eine gleiche Zahl von Mitgliedern vorhanden ſey, 
uͤber die Frage, ob eine Communalſchule zu errichten ſey, berathe. 

Sprechen ſich wenigſtens zwei Drittheile dieſer Verſammlung, bei wel: 
cher der an Dienſtjahren aͤlteſte Geiſtliche den Vorſitz und das Protocoll zu 
fuͤhren hat, fuͤr Bejahung der Frage aus; ſo kann die Gemeindeſchule, mit 
Genehmigung des Miniſteriums des Innern und der Juſtiz, conſtituirt wer— 
den. Wenn die Verſammlung jene Frage verneint; fo bleiben die Confeſ⸗ 
ſionsſchulen als folche beftchen, und es kann nur mit Öenehmigung der hoͤ⸗ 
heren Schulbehoͤrden die Frage auf gleiche Weiſe wieder zur Berathung ge— 
bracht werden. ee _ — | 

3). Soll eine beftehende Gemeindeſchule aufgelöfet, und; ſollen Confeflions: 


einaer Gemeindefchule (2), zu verfahren, er 
4) Beftchen in einer Gemeinde ‚eine oder mehrere Confeſſionsſchulen von 
einer und derſelben Confeffton; :.fo, find die Kinder dev zu. biefer Ge 


. Shufen ‚errichtet werden; „fo iſt auf gleiche Weife,. wie, bei, Errichtung 


- 
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meinde gehoͤrigen Bekenner der andern Confeſſion zu der beſtehenden 
EConfeſſionsſchule ſchulpflichtig. Dieß hat aber weder die Wirkung, daß 
die Schule dadurch Gemeindeſchule wird, noch daß die Mitglieder die— 
fer anderen Confefſionsgemeinde ein Miteigenthum an dem Schulver— 
mögen erhalten. u 
Iſt jedoch die Zahl der fchufpflichtigen Kinder der andern Confeffions: 
gemeinde fo hoch geftiegen, daß für fie eine ſelbſtſtaͤndige Schule gegründet 
werden Eönnte (Art. 12—14.), ohne daß dieſe Confelfionsgemeinde eine 
Solche befondere Schule gründen kann oder zu gründen wuͤnſcht; fo Eann fie 
auf Errichtung einer Gemeindefhule antragen, und iſt alsdann, wie unter 2. 
angegeben, zu verfahren. 
5) In den, Drten, in melden Gemeindefhulen beftehen, wird, wenn 
a) nur, ein Lehrer vorhanden ift, derfelbe von ber Confeffion der Mehr: 
zahl der Einwohner genommen. Sind beide Confefjionen in der 
Anzahl ihrer Mitglieder gleich; fo entfcheidet, bei ber definitiven Be— 
fegung der Schulftelle, das — in einer Verfammlung der zu einer 
gemeinfchaftlichen Sigung ſich vereinigenden ſtaͤndigen Mitglieder der 
Schulvorftände von dem an Dienftiahren älteften Geifllihen zu 
ziehende Loos, aus welcher Gonfeffion der Lehrer anzuftellen ift. 
Bei der in der Folge eintretenden Erledigung und definitiven Wie— 
' derbefegung wird der Lehrer von ‚der andern. Confeffion genommen. 
 b) Sind aber an einem folhen Orte zwei Lehrer vorhanden; oder ift 
— dem Schullehrer ein ſtaͤndiger Aſſiſtent beigegeben; fo ſoll zwar ber 
Hauptlehrer aus dem die Mehrzahl bildenden Religionstheile, der 
zweite Lehrer aber aus dem die Minderzahl ausmachenden Reli: 
gionstheile genommen werden. 
ec) Sind mehr ald zwei Lehrer vorhanden; fo beſtimmt das Verhaͤltniß 
. bee Bevölkerung der verfchiedenen Gonfeffionen in dem Drte das 
Verhaͤltniß der nach den Gonfefjionen anzuftellenden Lehrer, 


Dritter Abfhnitt, 
Bon den die Schule befuhenden Kindern. 
Zum Schulbeſuche vorgefhrichenes Alter, 

‚ Art, 17. Jedes Kind, fobald es das 6. Lebensjahr zurückgelegt hat, 
ift von diefem Beitpuncte an [chulpflichtig. 
> Die Geifttichen oder die Civilftandsbeamten, welche die Geburtsregifter 
führen, haben jährlich, vierzehn Tage vor Anfang der Sommerfchule, ein 
Verzeichniß der fchulfähigen Kinder aufzuftellen und dem Ortsſchulvorſtande 
zu übergeben, damit von diefem veranlagt werde, daß die Schule von allen 
dazu Pflichtigen befucht werde. 

Kränkliche Kinder Eönnen von dem Ortsſchulvorſtande noch eine Zeit 
fang von dem Schulbefuche freigegeben werden. 
Zeit der Aufnahme. 

. Art. 18. Die Aufnahme der fihulfähigen Kinder findet in der Negel 
einmal im Jahre, nah Dftern beim Beginne der Sommerfchule, Statt. 
Kinder neu einziehender Bewohner eines Ortes, folche, welche ihren Unter: - 
richt bisher auf einer andern Schule erhalten haben, endlich folche, die we— 
gen Krankheit die Schule nicht aleich im Anfange des halben Sahres befus 
chen Fonnten, find jedocd hiervon ausgenommen, 

Dauer des Schulbeſuches. 

: Art. 19. Die Verpflichtung zum- Schufbefuche endet rei dem zuruͤck⸗ 
ö 5 
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gelegten 14. Jahre, wenn das Kind bis dahin Hinreichende Befaͤhlgung in 
den unbedingt nothwendigen Kenntniffen erlangt hat. . 

Sollte jeboth bei einem Kinde die Konfirmation über das 14. Jahr 
ausnahmsweiſe hinausgefegt werden; fo iſt das Kind bis zur erfolgten Con: 
- firmation zum Schuldefuche verpflichtet. 

| Schulverſaͤumniſſe. 

Art. 20. Aeltern, Vormuͤnder oder Dienſtherrſchaften duͤrfen die ih— 
nen untergebenen Kinder ohne hinreichende Gruͤnde und ohne Anzeige dem 
Schulunterrichte nicht entziehen. Sind dergleichen Gruͤnde vorhanden; ſo 
kann det Schullehrer das Kind ein oder zwei Tage vom Schulbeſuche ber 
freien. Machen aber häusliche Gefchäfte e8 den Aeltern, Vormuͤndern ıc. 
wuͤnſchenswerth, daß ein ihnen untergebenes Kind eine etwas längere Zeit 
die. Schule nicht. befuche; fo haben fie fich deffals, unter Angabe der Vers 
anlaffung, an den Schulvorfland zu menden, und nach der von biefem oder 
einem dazu beſtimmten Mitgliede defjelben ertheilt werdenden Verfügung ſich 
zu bemeffen. i 

Art. 21. Ueber diejenigen Kinder, welche ohne des Lehrers oder des 
Schulvorftandes Erlaubniß die Schule verfäumt haben, hat der Schullehrer 
ein Verzeichniß zu führen, und daſſelbe am legten Tage eines jeden Viertel: 
jahres dem Schulvorftande zu übergeben. | 

‚Kinder, welche die Schule ohne genügende Gründe verfäumen, koͤnnen 
durch den Gemeindediener in die Schule abgehohlt werden, welcher für diefe 
Bemühung 2 Er. von den Xeltern ꝛc. in jedem einzelnen Kalle zu erhal 
ten hat. 

— Kinder, welche ohne Wiſſen des Vaters ꝛc. die Schule verſaͤu⸗ 
men, find die geeigneten Strafen zu ihrer Beſſerung von dem Lehrer anzus 
toenden. 

Verſaͤumen Kinder auf Geheiß oder mit Wiſſen der Aeltern ꝛc. bie 
Schule, und ift es nicht thunlich, jene in die Schule abzuhohlen; fo unter: 
liegen die Aeltern einer Strafe von 3 fr. für jede Verſaͤumniß. Bei Wigs 
berhohlungsfällen kann auch eine Verſaͤumniß mit 6 Er. beftraft werden. _ 

Diefe Strafen werden, auf den Grund ber beffallfigen, von dem Kreis: 
rathe, in der Provinz Rheinheſſen von der Provinzialdirection, für vollzieh⸗ 
bar erklärten WVerzeichniffe, von dem Gemeinde: Einnehmer erhoben und in 
ber Gemeinderechnung befonders unter der Rubrik Schulftrafen verrechnet, - 
allein ausfchließlih zum Ankaufe der nöthigen Schulbücher und Untere 
richtsmittel für die Kinder unvermögender eltern, oder, wenn nach Beftreis 
tung der Koften für Anfchaffung folher Schulbücher ꝛc. noch Ueberfhuß vors 
handen ift, zur Anfhaffung von Kleidungsftüden, ald Belohnung für arme 
Kinder, nad den auf die Anträge des Schulvorflandes zu treffenden Beftim: 
mungen der Bezirksfchulcommilfion, verwendet. 

Urt. 22, Solchen eltern, welche aus öffentlichen milden Fonds Uns 
terflügungen erhalten, fönnen diefe, auf den Antrag des Schulvorftandes, von. 
der Behörde entzogen werden, wenn fie es verfäumen, ihre. Kinder zum 
Schulbefuche anzuhalten. 

Hinderniffe des Schulbefuchs wegen anſteckender Krankheiten. 

Art. 23. Die mit anftedenden oder Ekel erregenden Krankheiten ber 
hafteten Kinder find bis zur Heilung, immer aber nad, vorheriger Anzeige 
bei dem Schulvorftande, zu Haufe zu halten, und der Schullchrer ift ſchul⸗ 
dig, folche, wenn fie fich auch einftellen follten, zu entfernen. Um der Vers 
breitung ber Pocken entgegenzunrbeiten, haben die Aeltern der in die Schule 
aufzunehmenden Kinder dem Schullehrer die Zeugniffe über die eingeimpften 
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Schutzpocken vorzulegen. Vermoͤgen fie folhes nicht; fo ift hiervon unver 
zuglich die Anzeige dem Schulvorftande und von bdiefem dem einfchlägigen 
Phyſicatsarzte zu machen. 
Bierter Abſchnitt. 
Bon den Lehrgegenftänden, 

. Lehrgegenftände im Allgemeinen. 

Art. 24. Die Lehrgegenftände find entweder unbedingt oder bebingt 
nothmendige. Jene, die auf Eeiner Schule mangeln dürfen, find, nebft der 
Ausbildung der geiftigen und Eörperlichen Kräfte überhaupt, Religionslehre, 
biblifche Geſchichte, Sittenlehre, richtiges Lefen, Recht: und Schönfchreiben, 
Rechnen, Unterricht in der Mutterſprache und in dem Gefange, 

Bedingt nothwendig find: Erdbefchreibung, vaterländifche Geſchichte, Mu: 
fit, Landwirthfchaftslehre, Anfangsgruͤnde der Naturlehre, der Naturgefchichte 
und dee Kormenlehre. 

Die von dem fünftigen Berufe der Kinder und von örtlichen Umſtaͤn— 

den bedingte Auswahl diefer Lehrgegenftände, wird von dem Oberſchulrathe 
beſtimmt. 
Insbeſondere Religionsunterricht. 

Art. 25. Unter den unbedingt nothwendigen Lehrgegenſtaͤnden ſtellt ſich 

die Religionslehre als das wichtigſte Mittel zur Erreichung des Hauptzweckes 
aller Schulanſtalten dar. Sie iſt die Grundlage aller Volksſchulen. 
In der Religion ertheilt der Schullehrer oder Aſſiſtent den Kindern ſei⸗— 
ner Confeſſion Unterricht; fuͤr den Religionsunterricht derjenigen die Schule 
beſuchenden Kinder, welche keinen Lehrer ihres Bekenntniſſes haben, muß der 
Pfarrer des Ortes, wo ſie eingepfarrt ſind, ſorgen. 

Sollte dies in beſondern Faͤllen, wegen zu großer Entlegenheit der Orte, 
nicht möglich feyn; fo muß duch Beſtellung eines Religionslehrers, oder 
auf andere Meife für den Religionsunterricht der Kinder geforgt werden, 

Der eigentliche confeffionelle Neligionsunterricht gehört ausſchließlich zu 
dem Gefchäftskreife der Geiſtlichen. 

Ueber die bei den Kirchenviſitationen vorzunehmenden Prüfungen ver 
Kinder in der Religion, wird durch die betreffenden Firchlichen Behörden nd- 
here Beſtimmung erfolgen, wonad) folhe Prüfungen in Gegenwart deg Geift: 
lichen und des Kirchenvorftandes vorzunehmen find, 

Lehrbücher. 

Art. 26. Dee Oberſchulrath beftimmt, nach dem Vorfchlage der Be— 
zieköfchulcommiffionen, die in den Schulen zu gebrauchenden Lehrbücher, 
Schultabellen, Vorfchriften 2c. ‚Allgemeine Anordnungen wegen Einführung 
von Lehr- und Lefebüchern in allen Schulen des Großherzogthumes Eönnen 

nur mit Genehmigung des Minifteriums des Innern und der Sufliz von 
dem Oberſchulrathe getroffen werden. k 

Die Beſtimmung der für den Religionsunterricht zu waͤhlenden Lehr: 
bücher gehört, unter der Aufficht Unferes Minifteriums des Innern und der 
Juſtiz, zum Reſſort der kirchlichen Behörben. 

Deren Anfchaffung, befonders für Arme, 

Art. 27. Die Ueltern find verbunden, ihren Kindern die nothwendi— 
gen. Lehrbücher anzufchaffen. Leiften fie diefer Verbindlichkeit nicht Genüge; 
‚To önnen, mit Ermächtigung des Kreisrathes und beziehungsweife der Pro: 
vinzialdirection zu Mainz, ben Kindern bie erforderlichen Bücher aus der 

Gemeindekaffe angefhafft, und‘ die dadurch entfiehenden Koften von den Aal: 
tern wieder erhoben, ‚und der. Gemeindekaſſe -erfegt werden. 
45* 
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Damit jedoch Armuth der Aeltern kein Hinderniß der Bildung ihrer 
Kinder werde, ſollen fuͤr die aͤrmeren Kinder die noͤthigen Schulbuͤcher, wenn 
nicht eigene und zwar hinlaͤngliche Armen- oder Stiftungsfonds vorhanden 
ſind, aus Gemeindemitteln, namentlich aus den oben bemerkten Schulſtraf⸗ 
geldern, angeſchafft werden. | 

Mitwirkung des Echrers bei der Erziehung. 

Art. 28. Da dem Lehrer, nächft der "Familie, welcher, das Kind ans 
gehört, der wichtige Beruf anvertraut ift, daffelbe zu” einem frommen und 
tüchtigen Menfchen heranzubilden; fo iſt den Schullehrern die Erziehungs⸗ 
pflicht mit übertragen, damit fie durch Unterricht, Beiſpiel und Liebe, durch 
freundfchaftliches Benehmen mit den eltern, und, wenn bied nicht hinreicht, 
durch Ernſt das Mangelhafte der häuslichen Erziehung erfeßen, und das 
ö Sehlerhafte nad) Kräften verbeffern. 

2 Induſtrieſchulen. 

Art. 29. In Beziehung auf die in einzelnen Gemeinden —— 
oder noch zu errichtenden Induſtrieſchulen, in welchen den Kindern gewiſſe 
mechanifche Fertigkeiten, und zwar den Knaben in der Baum- und Garten: 
zucht, den Maͤdchen aber im Spinnen, Nähen, Striden und Stiden, bei: 
gebracht werden, find folgende Gefichtspuncte zu beachten: 

a) Die Zeit zu dieſem Unterrichte ift fo zu wählen, daß er den eigentli⸗ 

chen literariſchen Unterricht nicht hindert. 

b) Bietet das vorhandene Schulhaus feinen ſchicklichen Raum zu dieſem 
Unterrichte dar; ſo hat die Gemeinde fuͤr ein angemeſſenes Local und 
deſſen Heizung zu ſorgen. 

c) Da, wo dieſer Unterricht ertheilt wird, iſt, wo möglich, und naments 
lich, wenn e8 die Kräfte der Gemeinden erlauben, ein Stuͤckchen Feld 
fuͤr den landwirthſchaftlichen Unterricht der Knaben einzuraͤumen. 

d) Das rohe Material zum weiblichen Unterrichte bringen die Schülerin: 
nen mit, oder erhalten «8, im Falle ber Unvermögenheit, auf Vorſchuß 
von der Gemeinde. 

Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Schulzeit. 
Stundenzahl des Unterrichts. 

Art. 30. In den Städten wird, die Ferien und ana ab⸗ 
gerechnet, das ganze Jahr hindurch, im Sommer, wie im Winter, Schule 
gehalten. Auf dem flachen Lande aber hat der Oberſchulrath die Zahl der 
Stunden, an welchen ſowohl Sommers, als Winters Unterricht ertheilt wers 
den foll, nach den örtlichen Verhättiffen zu beftimmen. Es gilt jedoch ala 
allgemeine Negel, daß ein Xehrer an einem Tage nicht Über ſechs Stunden 
Unterricht ertheilen fol. Dem Oberſchulrathe bleibt es ebenfalls vorbehalten, 
zu beftimmen, wenn die Sommer= oder Winterfhule ihren Anfang nehmen 
fol. Die Tageszeit, an welcher der Unterricht beginnen oder enden foll, ift 
an jedem Dite, unter Berüdfichtigung der Localverhältniffe, von dem 
Schulvorftande feitzufegen. | 

Serien. 

Art. 31. In Beziehung auf die größeren Ferien behält e8 bei dem 
bisherigen Herkommen und ben deßfalls befiehenden Einrichtungen fo lange 
fein Bewenden, als der Oberfchulrath nicht nähere Beſtimmungen hierüber, 
mit Beruͤckſichtigung der Localverhältniffe, trifft. In keinem Falle ſoll der 
Unterricht länger, als vier Wochen bei einzelnen Ferien ausgefegt bleiben. 

Kleinere Ferien werden an ben höheren Zeflen, und zwar ‚von Weih⸗— 
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nachten bis zum zweiten Januar und vom Donnerätage vor Oftern bis zum 
Sonntage nah DOftern, verſtattet. 

Im Laufe des ganzen Sahres dürfen die Ferien zufammen genommen 
‚nicht über acht Wochen befragen. 

Nuhetage. 

Art. 32. Außerdem bleibt der Schulunterricht an allen Sonn= und 
Feiertagen ausgefest. 

Freie Nachmittage find in der Regel am Mittwoch und Sonnabend. 


Sechster Abſchnitt. . 
Bon der Schulzucht. 
Schulgeſetze. 
Art. 33. Jeder Lehrer bat die von dem Oberſchulrathe erlaffen wer: 
denden Vorfchriften über die in der Schule zu beobachtende Drönung, fo tie 
den von dem Drtsfhulvorftande geprüften und von der Bezirksfhulcommif: 
fion genehmigten Stunden» und Lectionsplan in feiner Schule anzuheften. 
Gottesdienft. 

Art, 34. Bei dem Gottesdienfte in der Kirche, dem die Kinder bei: 
zuwohnen haben, befinden ſich diefe zunaͤchſt unter der Auffiht ihres Lehrers, 
Schulprüfungen. 

Urt. 35. Die Schulprüfungen, melche zur Beurtheilung des Wachs: 

thumes der Kenntniffe der Kinder und als ein vorzüglich toirkfames Mittel 
zur Anregung der Thätigkeit der Lehrer und Schüler als unumgänglich nöthig 
erſcheinen ſind entweder oͤffentliche oder Privatpruͤfungen. 

Jene, welche zugleich den Zweck haben, die Aeltern von den Fortſchrit— 
ten der Kinder in genauer Kenniniß zu erhalten, werden jährlic) einmal, 
zwifchen Oſtern und Pfingften, öffentlich, in Gegenwart des Schulvorftan- 
de8, der von diefen hierzu eingeladenen Aeltern, Bormünder und Dienftherr 
fehaften und fonftiger ſich etwa dabei einfindenden Schulfreunde, gehalten. 

Da, wo mit diefer Prüfung zugleich die Entlaffung aus der Schule 
verbunden ift, muß diefe möglichft feierlich geſchehen, und der Lehrer wird 
diefe Gelegenheit benusen, um geeignete Ermahnungen, welche, bei diefer 
Beranlaffung gemacht, oft lebenslang haften, eintreten zu laffen. Die Pri— 
vatprüfungen werden von dem Kehren felbft, von dem geiftlihen Mitgliedern 
der Schulvorftände oder Mitgliedern der Bezirksfchulcommiffionen oder dem 
Oberſchulxathe vorgenommen, 

Berdienftfeyeine und Sitten- und Steiptabelen. 

Urt. 36, Ueber die Aufführung, fo wie die Fort: und Ruͤckſchritte 
der Kinder, haben die Lehrer nicht allein periodifche, von den Kindern den 
Aeltern ꝛc. abzugebende Verdienſtſcheine auszuftellen, fondern auch darüber 
befondere Tabellen zu führen, welche bei den Viſitationen vorzuzeigen find. 

Belohnungen. 

Art. 37. Kinder, welche ſich durch Sittlichkeit, Folgſamkeit und Fleiß 
auszeichnen, koͤnnen von dem Lehrer durch Belobung in der Schule, durch 
Hinauffegen auf einen höheren Plas u. dgl., fo wie auch, wenn befondere 
Fonds vorhanden find ober die Gemeinde bie Mittel dazu befigt, durch Preife 
belohnt werden. 

Im lehteren Falle werden ſowohl die Preiſe, als die Kinder, welche ſie 
erhalten ſollen, vom, dem Schulvorſtande auf den Antrag des Lehrers beſtimmt, 
Muh jene von dem Lehrer in einer öffentlichen Prüfung verteilt, j 

+: Die ‚Lehren, bat, bei Belohnungen von Kindern im Allgemeinen und 
insbefonbere bei feinen neigen auf DRSEREIUEIEN, mit der größten Ge⸗ 
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wiſſenhaftigkeit und Unparteilichkeit zu verfahren und zugleich auch Alles zu 
vermeiden, wodurch die Eitelkeit der Kinder genaͤhrt werden könnte, 
Strafen. 

Urt. 38. Wenn der Lehrer ſich in die Nothwendigkeit verfegt ficht, 
Kinder wegen Trägheit, Unfittlichkeit oder Unfolgfamkeit zu, firafen; fo wird 
er jeden Schein von Willkuͤhr und Parteilichkeit vermeiden, die Strafen nur 
fparfam, nach vergeblichen fanfteren Befferungsverfuchen, und ohne Leiden— 
haft vollziehen, und nur folhe mit der Schuld im Verhältniffe ſtehende 
Strafen wählen, welche nicht zugleich mit dem Uebel die Keime des Guten, 
3. B. Ehrgefühl und Schamhaftigkeit, zerftören. 

| Insbeſondere körperliche Strafen. 

Art. 39. Bleiben Befferungsverfuche und gelindere Strafen, namentz 

lich ernſter Tadel, Zuruͤckbehalten in der Schule nach beendigter Schulzeit, 

Ausſchließung des Kindes von den Erhohlungsfpielen der übrigen Kinder ıc., 
fruchtlos, umd liegt einer zu beſtrafenden Handlung Verftodtheit, Bosheit, 
Schadenfreude, Trotz, oder eine eingewurzelte Gewohnheit zu Grunde; fo ift 
der Lehrer, felbft Eörperliche Strafen. anzuwenden, berechtigt, 

Bebeutendere Eörperliche Züchtigungen aber Finnen nur nad) vorausge⸗ 
gangener Anzeige bei dem Schulvorſtande und nach vorher durch dieſen er⸗ 
folgter Benachrichtigung der Aeltern, in Gegenwart eines Mitgliedes des 
Schulvorſtandes, vollzogen werden. 

Dem Oberſchultathe bleibt es uͤberlaſſen, die Art der Vollziehung koͤr⸗ 
perlicher Strafen genauer zu beſtimmen. 

Der Lehrer hat ein beſonderes Buch zu führen, in welchem er die voll» 
zogenen förperlichen Strafen und "deren Veranlaſſung notirt. 

Die von dem Schullehrer abzulegende Rechenſchaft. 

Art. 40. Um die hoͤheren Schulbehoͤrden mit den Leiſtungen ‚der Pehz 
rer und dem Zuftande der Schulen genau bekannt zu machen, hat jeder Schuls 
Ichree vierzehn Tage vor dem Schluſſe der MWinterfchule einen Bericht dem: 
Schulorftande zu übergeben. Diefer hat folgende Gegenftände zu umfaffen: 

‚ 4) bie Bahl der die Schule befuchenden Kinder; 

2) ob und wie viele Schulverfiumniffe in dem Laufe des verfloffenen 
Sahres Statt gefunden haben ; 

8) bie fittfiche Aufführung der Kinder, und ob der Lehrer ſtaͤrkere Stras 
fen anzuwenden genöthigt war; 

4) die Fortſchritte der Kinder im Allgemeinen und in jedem einzelnen 
Unterrichtsgegenftande; 

5) wie weit der Lehrer in jedem derfelben gekommen til; 

6) ob die Schule Beduͤrfniſſe an Lehrmitteln oder fonftigen Gegenſtaͤn⸗ 
den hat; endlich find 

T) diefem Berichte einige Handfchriften von Kindern jedes Alters bei- 
zulegen, 

Dear Schulvorſtand uͤberſchickt diefen Bericht der Bezirksſchulcommiſſion. 

| Siebenter Abfhnite, 

Von dem Schulgehalte und den Schulwohnungen, 

Beſtreitung ber Koften des Schulunterrihts im Allgemeinen. 

Urt, 41. Die Befkreitung der Koften des Öffentlichen Untereicht3 in 
den Volksſchulen im Algemeinen iſt, wenn wicht ein befonderer und genuͤ⸗ 
gender Fond, oder eine auf einem beſonderen Rechtstitel beruhende Verbind⸗ 
lichkeit vorhanden iſt, nach den deßfalls vorkiegenden geſetzlichen Beſtimmun⸗ 

‚gen, Obliegenheit der Gemeinden, arte in “ah 


Ediet vom 6. Juni 1832, — 


Verpflichtung zur Beſoldung des Lehrers 

Art. 42. Insbeſondere iſt die Unterhaltung des Lehrers und die Si— 
herung feines Einkommens, unter der im Art. 41. angegebenen Vorauss 
fesung, Obliegenheit der Gemeinde. | 

Erhalten Gemeinden, melche bisher zur Schule eines anderen Ortes - ges 
hörten, die Anftellung eigener Schullehrer; fo hören deren Beiträge zum 
Gehalte. des bisherigen gemeinfhaftlühen Lehrers auf. Dem zur Zeit ber 
Trennung vorhandenen Lehrer aber, melcher hierdurch an feiner Einnahme 
gefhmälert wird, ift, fo fange er am Dienfte ift, dasjenige, worauf er ver 
möge feiner Anftellung ein gegründetes Recht hatte, fort zu entrichten, 

Schulgeld. 

Art. 43. In denjenigen Orten, wo das von ben Aeltern ꝛc. der die 
Schule beſuchenden Kinder aufzubringende Schulgeld einen Theil des Eins 
kommens des Lehrers bildet, ſoll daffelde, damit nicht der Schullehrer durch, 
deffen Erhebung an feinem Lehrgefchäfte gehindert werde, oder mit den Yel- 
tern ber feinem Unterrichte anvertrauten Kinder in unangenehme Berühruns 
gen komme, 

a) auf die von den betreffenden Schullehrern einzureichenden, von den 
Drtöpfarrern und Bürgermeiftern zu beglaubigenden, Verzeichniffe der 
Schulkinder von dem Gemeindeeinnehmer erhoben, in der Gemeinde: 
Eaffe vereinnahmt und aus diefer an den Schulfehrer abgeliefert werden. 

Mo in bedeutendern Städten befondere Einrichtungen wegen Er— 
hebung des Schulgeldes bereits getroffen find, behält es bei folchen 
fein Verbleiben. 

b) Alle eltern, deren Kinder die Schulen befuchen, follen ohne Unter: 
fhied das Schulgeld in gleihem Betrage entrichten. 

c) Nur für diejenigen, welche als unvermögend erkannt find, findet: eine 
ganzliche oder theilweife Befreiung von Entrihtung des Schulgeldes 
Statt. Für biefe fol ſolches, in Ermangelung fliftungsmäßiger und 
zureichender Fonds, aus Gemeinheitsmitteln, und zwar unabgefürzt 
und ohne Untsrfchied der Religion, bezahlt werden. 

Schulholz. 

Art. 44. Die Heizung der Schulſtube iſt der Regel nach (Art. 41.) 
Obliegenheit der Gemeinde. 

Inſoweit die, durch die allgemeine Schulordnung vom 22. October 
1827 bereits aufgehobene, Einrichtung, daß das hierzu erforderliche Holz durch 
die Kinder ſelbſt, unter der Benennung von Schulſcheitern, beigetragen werde, 
noch an einzelnen Orten beſtehen ſollte, iſt dieſer Mißbrauch alsbald abzuſtel— 
len und dafuͤr zu ſorgen, daß entweder das erforderliche Brennmaterial aus 
dem zur Suſtentation der Schule beſtimmten Fonds an die Schule abgelie— 
fert, oder die bisher von den Kindern zuſammengetragenen Schulſcheiter in 
ein angemeſſenes, wie das Schulgeld zu erhebendes, Holzgeld verwandelt werden. 

Da die bisherigen Schulſcheiter nicht allein den Bedarf des Lehrzim— 
mers, fondern auch zum Theil jenen des Schullehrers zu befriedigen beftimmt 
waren; fo foll bei ber eben verordneten Entfchäbigung des Schullehrers nicht 
allein das Beduͤrfniß der Schulſtube, fondern der Gefammtbetrag dev bisher 
zuſammengebrachten Schulſcheiter zum Maafftabe genommen werden. 

X | j n „Bandeltiih. 
Art. 4 Day wo, der, Befkimmung der Schulordnung vom 22, Oct. 
1897 —— de ne | us — ober, daß diefer. die 
Boah — ebä, eflaen. folk, ‚werden. Die 


wechfeinb, ‚von Haus, zu Dans, 


| 


712 Großherzogthum Heffen. 


Schulbehoͤrden fuͤr deſſen Abfchaffung und eine angemeſſene Entſchaͤdigung 
des Lehrers tragen. 


Brodabgaben ꝛc. 

Auch * wo der nicht minder nachtheilige Gebrauch beſteht, daß den 

Schullehrern von den Aeltern der ſchulpflichtigen Kinder Victualien, nament⸗ 

lich Brod, unter dem Namen Feſt-, Leichen- und Glockenbrod, abgegeben 
werden, haben die Schulbehoͤrden dafuͤr zu ſorgen, daß dieſe Naturalabgaben 

in angemeſſene ſtaͤndige Natural- oder Geldabgaben verwandelt werden. 

Verfahren bei Verwandlung der Schulſcheiter ꝛc. in ſtaͤndige Praͤſtationen. 

Art. 46. Die Vertraͤge, welche in Beziehung auf die nach Art. 44. 
und 45, vorzunehmenden Berwandlungen abgefchloffen werden, unterliegen 
der Genehmigun des Kreisrathes. 

Kommt eine Uebereinkunft nicht zu Stande; fo entſcheidet ver Kreisrath, 
vorbehaltlich des Recurſes an das Miniflerium des Innern. und der Sufliz, 
auf den Grund’ einer Abfhagung durch drei Taxatoren, wovon der eine von 
dem Schullehrer, oder, wenn eine Schulftelle erledigt und noch nicht defini= 
tio wieder befegt ift, von dem vorfisenden Mitgliede des Schulvorflandeg, 
Namens der Schule, der andere von dem Bürgermeifter, Namens der Ges 
meinde, und ber dritte von dem SKreisrathe aus Mitgliedern einer nicht bes 
theiligten Gemeinde zu beftimmen  ift, 

Sn fo weit an die Stelle folher unftindigen Leiftungen -fändige, von 
Einzelnen zu leiftende, Seid» oder Naturalpräftationen treten, find ſolche auf 
gleiche Weife, wie das Schulgeld, zu erheben und an den Lehrer abzuliefern. 

Schulwohnungen. 

Art. 47. Unter der im Art. 41. angegebenen Vorausſetzung ſind die 
Gemeinden verpflichtet, fuͤr ein den Beduͤrfniſſen der Schule entſprechendes 
Schullocal, für die Wohnung des Lehrers und für die dem etwa vorhande— 
nen Schulgute entfprechenden Deconomiegebaude zu forgen. 

j Wo eigene Schulhäufer noch zur Beit nicht vorhanden find, haben bie 
Gemeinden ein für das Lehrzimmer und die Wohnung des Lehrers ſchickliches 
Local zu miethen. 

. Urt. 48, Wenn Gemeinden, weldye bisher zu einer anderen Schule 
gefihlagen waren, eigene Schulen erhalten; fo hören, mit der Aufgabe ihrer 

Rechte, zugleich deren Leiftungen und Beitrige zu dem Baue und zu ber 
Unterhaltung ber bisherigen Schule auf, 

Bauvorfähriften. | 

Art. 49. Bei Anlage neuer Schulhäufer find hauptſaͤchlich folgende 
Vorſchriften zu beobachten: 

Diefelben follen von Bruchs oder Backſteinen aufgefuͤhrt werden; die 
Schulſtube darf in keinem Falle zur Wohnung des Lehrers dienen; erſtere 
muß hinlaͤngliches Licht und einen fuͤr die Zahl der die Schule beſuchenden 
Kinder zureichenden Raum haben; es gilt hierbei als allgemeine Norm, daß 
fuͤr das Lehrzimmer, nach Abzug des fuͤr die Gaͤnge noͤthigen Raumes, auf 
jedes Kind eine Flaͤche von vier Quadratſchuhen gerechnet wird, und daß die 
Hoͤhe nicht unter zwoͤlf Schuhen betraͤgt; Stallung und Oeconomiegebaͤude 
ſollen moͤglichſt von dem Haupthaufe getrennt ſeyn; endlich ſoll, wenn es die 
Oertlichkeit erlaubt, bei dem Hauſe ſich ein Keiner Hausgarten befinden. 

Ä Schulgerathſchaften. 

Art. 50. Zu Anſchaffung der ‚erfotbertichen Schufgerärhfchaften an 
Tiſchen, Baͤnken, ſchwarzen Tafeln; Tabellen Wandfibeln 'und“ Landkarten, 
ſo wie zum Auswelßen des Lehrzimmets;, was jaͤhrlich · wenigſtens linmal⸗ 


X 
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am paſſendſten waͤhrend der Ernteferien, geſchehen muß, haben die Gemein⸗ 
ben. ) in Ermangelung eigener und genügender Fonds, die Verpflichtung. 


Fuͤr die Neinhaltung derfelben hat ber Schulfehrer und, wenn diefer e$ 
— der Schulvorſtand auf Koſten des Lehrers, zu forgen. 


Achter Abſchnitt. 


Von der Bildung der Kinder in anderen Anſtalten, als den 
Volksſchulen, und von dem Unterrichte der Mennoniten 
und Juden. 

Hoͤhere Bildung der Kinder. 

Art. 51. Diejenigen Aeltern oder Vormuͤnder, welche eine höhere Bil⸗ 
dung ihrer Kinder ‚oder Pflegebefohlenen bezweden, als fie in den Volksſchu— 
len erhalten Eönnen, und fie daher in einer höheren öffentlichen oder Privat: 
bildungsanftalt, oder durch einen Privatlehrer unterrichten laffen, find von 
der Verbindlichkeit, ihre Kinder in bie ——— zu ſchicken und das Schul⸗ 
geld zu entrichten, frei. 

Elementarunterriht der Kinder durch Privatlehrer. 

Art. 52. Wenn eltern oder Vormünder zwar die im Art. 51. be= 
merkte Abficht nicht haben, dennody aber wünfchen, ihren Kindern Privatleh: 
ver zu Ertheilung des Elementarunterrichtes halten zu koͤnnen; ſo iſt erfor— 
derlich, daß ein ſolcher Privatlehrer vorerſt ſich uͤber ſeine Kenntniſſe und 
ſonſtige, zur Ertheilung des Unterrichtes erforderliche Eigenſchaften ausweiſe, 
worauf, nach Befund der Sache, die Ausnahme vom Beſuche der oͤffentli— 
chen Schule von der Bezirksſchulcommiſſion geſtattet werden kann. Solche 
Aeltern bleiben jedoch zur Entrichtung des Schulgeldes zc., welches von den 
Mitgliedern der Schulgemeinde, zu der ſie eigentlich gehoͤren, zu entrichten 
iſt, verbunden. 

Nebenſchulen und Privaterziehungsanſtalten. 

Art. 53. Die Unternehmer von Privatelementarunterrichtsanſtalten ſo— 
wohl, als auch die bei denfelben anzuftellenden Lehrer, haben um die Erlaub— 
ni, zur Errichtung ihrer Inſtitute ober zur Anſtellung bei benfelben, bei 
dem Oberſchulrathe nachzuſuchen und fidy zu dem Ende der Prüfung zu un— 
terwerfen. Es ift aber bie — zur Gruͤndung ſolcher Privatinſtitute 
Rets widerruflich. 

Unterricht der — Wiedertaͤufer ꝛc. 

Art. 54. Die Mitglieder beſonderer Secten der chriſtlichen Religion, 
welchen die Ausübung ihres Gottesdienſtes in dem Großherzogthume geſtattet 
iſt (Mennoniten, Wiedertaͤufer ꝛc.), find verpflichtet, ihre Kinder die oͤffent— 
lich angeordneten Volksſchulen beſuchen zu laſſen und an dem darin ertheilt 
werdenden Unterrichte, mit Ausnahme des Religionsunterrichtes, waͤhrend 
welches ſich die Kinder entfernen koͤnnen, Theil nehmen zu laſſen. 

Wollen aber dieſelben eigene Schulen errichten; ſo finden auf dieſe und 
die von der Staatsregierung anzuſtellenden Lehrer die fuͤr die Öffentlichen Volks— 
en überhaupt befichenden Anordnungen volle Anwendung. 

Unterricht der Juden. 

Art. 55. Die Bekenner der moſaiſchen Religion find, inſofern fie 
nicht. eigene Elementarſchulen haben, werpflichtet, ihre Kinder zum Beſuche 
der oͤffentlich angeordneten chriſtlichen Schufen‘anzuhalten und an dem in 
denſelben ertheilt werdenden Unterrichte, mit Ausnahme des Neligionsunter: 
tichtes, "während welches bie Kinder aus ber —— ſich ‚entfernen koͤnnen, 
Theil nehmen zu laſſen. 

Errichten die iſraelitiſchen Enwehner⸗ gan den Bennnmungn des 
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Edictes vom 17, Julius 1823, eigene Schulen; fo. finden auf dieſe alle, 
für die öffentlichen Schulen beftehende Anordnungen volle Anwendung. Ins— 
befondere bleibt e8, was den Gehalt folher, an ifrgelitifchen, vorſchriftsmaͤ⸗ 
Big organificten, Volksſchulen angeftellten Lehrer betrifft, bei der Beflimmung, 
daß die Juden mit ihren Schullehreen wegen des Einkommens und der 
‚ Befoldung weder Privatverträge abfchließen, noch viel weniger fie nach Guts 
duͤnken wieder verabfehieden koͤnnen, fondern es foll in folhen Fällen, nad 
Verhaͤltniß der Arbeit, für den Lehrer eine angemeffene Befoldung, nebft der 
Art und Weife, mie folche unter den Gliedern der juͤdiſchen Gemeinde zu 
erheben fey, feftgefest, den Schullehrern eine, ihre Competenz regulirende 
Snfteuetion ertheilt und ihr ganzes Dienftverhältniß auch in diefer Dinficht 
unter die Aufficht dev betreffenden Staatsbehörde geſtellt werden. 
Zweite Abtheilung. 
Bon den zur Leitung der Schulen angeorbneten Behörden. 
Art. 56. Die Leitung und Beauffihtigung des Schulwefens iſt fol- 
genden Behörden übertragen: ’ . 
41) den Drtsfchulvorfländen ; 
2) den Bezieksfhulcommiffionen und beziehungsmeife den Kreistäthen, in 
der Provinz Rheinheſſen der Provinzialdirection ; 
3) dem Oberfchulrathe; 
4) dem Miniflerium des Innern und der Zufliz. 
Art. 57. Die Aufficht über den in den Volksſchulen ertheilt werden⸗ 
den Religionsuntereicht ſteht den betreffenden kirchlichen Behörden, unter der 
oberften Aufficht des Minifteriums des Innern und der Jufliz, zu. Die 
Schulbehoͤrden find jedoch verpflichtet, wenn fie in Beziehung auf Extheilung 
des Religiongunterrichtes Anftände oder gar Mißbraͤuche entdeden, zu deren 
Remedur ſich mit den Eicchlihen Behörden zu bencehmen, oder, nad Um— 
ftänden, Bericht an. das Minifterium des Innern und der Juſtiz zu er 


fatten. or, — 
Erſter Abſchnitt.“ 
Von den Ortsſchulvorſtaͤnden. 
Ortsſchulvorſtand, deſſen Bildung. 

Art. 58. Die Aufſicht über die Schule eines Ortes ſteht dem Orts- 
fchuloorftande zu. Derſelbe beſteht aus dem oder den Drtögeiftlichen, dem 
Bürgermeifter und einigen, in der Negel zivei, Gemeindegliedern. Die Orts⸗ 
geiftlichen und der Buͤrgermeiſter find die ſtaͤndigen, die Anderen die unſtaͤn⸗ 
digen Mitglieder des Schulvorſtandes. | 

Unftändige Mitglieder des Schulvorſtandes. 

Art. 59. Die unftändigen Mitglieder bes Schulvorſtandes werden in 
der Art ernannt, daß der Geiftliche und Bürgermeifter vier rechtfchaffene, 
einſichtsvolle Kamilienväter aus der Schulgemeinde der Bezirksſchulcommiſſion 
vorfchlagen, welche daraus die zwei Mitglieder des Schulvorflandes beflimmt. 

Austritt der unftändigen Mitglieder. 
Art. 60. Don fehs zu fehs Jahren treten die unſtaͤndigen Mitglies 
der des Schulvorftandes aus; fie Eönnen jedoch wieder ernannt werden, 
Ortsſchulvorſtand in Gemeinden, wo Confeſſionsſchulen beſtehen. 
Art. 61, Sind an ‚einem Orte mehrere Confeſſionsſchulen von einer 
Gonfeffion vorhanden; fo. haben biefelben nur einen Schulvorſtand. 
Befinden ſich an einem Orte, wo eine oder mehrere. Sonfeffionsfchulen 


beftehen ‚ mehr als ein Geiftlicher von der Confeffion biefer Schulen; fo find 
fie ſaͤmmtlich Mitglieder des Schulvorſtandes. ee 


\ 
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An Orten, wo mehrere Schulvorftände für verſchiedene Confeſſionsſchue 
fen vorhanden find, ift der Bürgermeifter Mitglied der ſaͤmmtlichen Schul 
vorftände. 

? Die unftindigen Mitglieder der Schuloorftände für Eonfeffionsfchulen 
müffen flet3 der Confeffion, für welche die Schule befteht, angehören, 
Ortsfchulvorftand in Gemeinden, wo Gemeindefchulen beſtehen. 

Urt. 62. Sn den Gemeinden, in welchen Gemeindefchulen beftehen, 
find die fämmtlichen Geiftlichen derjenigen chriftlichen Neligionsgenoffenfchafs 
ten, welche dafelbft einen regelmäßigen Gottesdienft haben, Mitglieder der 
Ortsſchulvorſtaͤnde. 

Von den beiden unſtaͤndigen Mitgliedern des Schulvorſtandes muß bei 
Gemeindeſchulen das eine Mitglied der Confeſſion des einen Theiles, und 
das andere Mitglied der Confeſſion des andern Theiles der Gemeinde ange— 
hören. Beſteht die Gemeindeſchule für die drei chriſtlichen Confeffionen; fo. 
muß aus jeder bderfelben ein unftändiges Mitglied des Schulvorftandes ge— 
wählt, und daher in diefem Falle zwei Gemeindeglieder aus jeder Confeſ— 
fion, zufammen alfo fechs Mitglieder, der Bezirksfhulcommiffion, zum Bes 
hufe der Ernennung von drei Mitgliedern, von dem Pfarrer und Bürgers 
meiſter vorgefchlagen werden. 

Schulvorftand für mehrere Gemeinden einer Bürgermeifterei. 

Art. 63. Sind mehrere Gemeinden zu einer Bürgermeifterei vereinigt; 
fo Eönnen fie einen gemeinfchaftlichen Schulvorftand bilden. In diefem 
Falle muß aber, außer dem Bürgermeifter, als ſtaͤndigem Mitgliede, aus 
jeder der betheiligten Gemeinden ein unftändiges Mitglied in dem Schulvor— 
ſtande fich befinden. Bei einer Communalfhule für mehrere Gemeinden muß, 
nah Maaßgabe des Art. 2., jede Confeſſion in den einzelnen Gemeinden 
durch ein unfländiges Mitglied vertreten feyn. 

Bei mehreren Bürgermeiftereien einer Schulgemeinde. 

Art. 64. Gehören mehrere Bürgermeiftereien zu einer Schule; fo find 
die fämmtlichen Buͤrgermeiſter der Schulgemeinde ftändige Mitglieder des 
Schulvorſtandes, und es gilt auch hierbei in Anfehung der unſtaͤndigen Mit: 
glieder die Beftimmung des Art, 63, 

Vorfigendes Mitglied des Ortsſchulvorſtandes. 

Art. 65. Der Vorfig in dem Ortsfhulvorftande fteht dem Geiftlichen 
zu. ‚Befinden fich mehrere Geiftliche von einer Confeffion in dem Schul: 
vorftande; fo führt der erfte Geiftliche den Vorſitz. Befinden fich Geiftliche 
von verfchiedenen GConfeffionen darin; fo mwechfelt von Jahr zu Sahr beim 
Beginnen dev Sommerfchule der Vorſitz zwiſchen den (erften) Geiftlichen der 
verfchiedenen Konfeffionen. 

Befondere Beftimmung über die Schulvorftände in größeren Städten. 

Art, 66. In größeren Städten, wo mehr ald vier Schulen beftehen, 
werden bie vorfigenden Mitglieder der. Schulvorftände, welche dafelbft, außer 
den betreffenden Geifttichen und VBürgermeifterm, aus. mehr als zwei, jedoch 
nicht mehr als neun, dem verfchiedenen Gonfefjionen angehörenden, unſtaͤndi⸗— 
gen Mitgliedern beftehen Eönnen, von dem Oboeſchulrathe beſtimmt. 

Dermalige Mitglieder der bereits beftehenden Schulvorftände., 

Art. 67. Die dermalen vorhandenen Mitglieder der bereits beftehenden 
Schulvorſtaͤnde bleiben in Dienſtthaͤtigkeit ʒ es ſind jedoch, dieſe da; wo ſie die 
m den ‚vogftchemden Art. 58.06. bemerkte Einrichtung noch nicht haben, da— 
nach zu organiſiren. Die: Beſtimmungen des Art. 60. finden. guf; die der— 
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- malen vorhandenen! unſtaͤndigen Mitglieder der Schulvorſtaͤnde von dem 


Tage ihrer —— an, Anwendung. 
Unentgeldliche Verwaltungs 

Art. 68. Das Amt eines Mitgliedes des Edhulborſtandes iM ein 
Ehrenamt; und wird unentgeldlicy verwaltet. 

—— zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes des Schulvorſtandes. 

Art Zur Guͤltigkeit einer Berathung des Schulvorſtandes iſt 
Norbert, = alle Mitglieder deffelben dazu eingeladen waren, und, außer 
‚ dem vorfigenden Geiftlichen, wenigſtens zwei Drittheile der übrigen Mitglie: 
der an der Berathung Theil genommen, und das darüber use Protocol 
unterſchrieben haben. 

Wirkungskreis des Schulvorſtandes. 

Art. 70. Der Wirkungskreis des Schulvorſtandes umfaßt folgende 
Geſchaͤfte: 

=» BVollziehung und Ueberwachung der Befolgung der über das Schu 
weſen erlaffenen oder noch erfolgenden Anordnnngen, ſowohl von Sei: 
ten der Lehrer, als der Aeltern der fchulpflichtigen Kinder; Aufzeich— 
nung ber Strafanſaͤtze, in den von den Lehrern ihnen uͤbergebenen 
Verzeichniſſen über Schulverſaͤumniſſe und deren Einſendung an die 
Bezirksſchulcommiſſion; Vertheilung der eingehenden Strafgelder, nad) 

Maaßgabe des Art, 21. 

2) Mitauffi icht über Verwaltung des Schulvermögens, befondere Stiftun— 
gen für die Schulen und .die Schulgebäude; Sorge für Befriedigung 
der Bedürfniffe der Schule aus der Gemeindefaffe, oder anderen dazu 
verpflichteten Sonde, 

3) Aufſicht über die in der Gemeinde vorhandenen Privatelementarunters 
richtsanflalten, und die in dee Gemeinde fich aufhaltenden Schul 
candidaten, 

Schulvorſtand in Gemeinden, wo Mennoniten ꝛc. — Iſraeliten eigene öffentliche 
Elementarſchulen haben. 

Art. 71. In denjenigen Gemeinden, wo Mennoniten 2. oder Iſrae⸗ 
liten eigene Öffentliche Clementarſchulen haben (Art. 54 und 55.), fiehen 
diefe unter der Aufjicht des betreffenden Drtsfchulvorftandes, welchem jedoch 
zur Zheilnahme an den Berafhungen über Angelegenheiten folcher Schulen 
ein, auf den Vorſchlag der beiden ftändigen Mitglieder des Ortsſchulvorſtan— 
des von der Bezirksſchulcommiſſion ernanntes, Mitglied‘ folcher Religionsge⸗ 
meinden beizugeben iſt. 

Sn Gemeinden, wo verſchiedene Confeſſionsſchulen und verſchiedene 
Schulvorſtaͤnde vorhanden ſind , werden für die Schulen der bemerkten Reli— 
gionsgemeinden eigene Schulvorftände in der Art gebildet, daB diefelben "aus 
den verfchiedenen Geiftlihen, dem Bürgermeifter und zwei auf gleiche Meife, 
wie die unfländigen Mitglieder der re ernannten Mitgliedern 
der erwähnten Religionsgemeinden beftehen. 

Zweiter Abfhnitt. 


Bon den Bezivksfhulcommiffionen. 
Bezirksſchulcommiſſi onen. 

Art. 72. Die Aufſicht uͤber ſaͤmmtliche Privatelementarſchulen der 

Bo Schulbezirke iſt ben‘ Bezirksſchulcommiſſionen uͤbertragen. 

Zt o Bildung der Bezirköfchulcommiffion: "ET 3 IW 

: Art 73. . Die Bezirksſchulcommiſſion beſtehtt aus dem Kreisrathe des 
den Schulbezirkt bildenden Kreiſes, als vorſitzendenn Mitgliede, amd‘ — iR 
ce des A als ordentlichen! Mitglicdern. WELPE. 126 — 
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Sind Schulen von verfehiedenen Confeffionen in dem Bezirke; fo muß 
der eine Geiftliche der einen, und der andere Geiftliche ber anderen Confeſ⸗ 
fion angehören. Die geiftlichen Mitglieber ber Commiffion werden von Uns 
ferem Minifterium des Innern und der Juſtiz auf die Dauer von fünf Jah⸗ 
von ernannt, nach deren Ablauf fie jedod von Neuem zu diefer Stelle bes 
rufen werden können. z ; 

Bilsung der Bezirksſchulcommiſſionen in der Provinz Rheinheffen. 

Art. 74. Sn der Provinz Nheinheffen werden befondere, aus einem 
oder mehreren Gantonen beftehende, Schulbezirke gebildet, und, flatt des Kreis⸗ 
rathes, das’ vorfigende Mitglied der Bezirksſchulcommiſſion von Uns befonz 
ders. ernannt. 

Außerordentliche Mitglieder der Bezirköfchuleommiffionen. 
Art. 75. Außer den genannten ordentlichen Mitgliedern behalten Wie 
Uns vor, noch befondere außerordentliche Mitglieder aus ber Zahl derjenigen 
Staatsbuͤrger der Schulbezirke durch Unfer Minifterium des Innern und der 
Sufliz, jedesmal auf die Dauer von fünf Sahren, ernennen zu laffen, welche 
ein. lebhaftes Intereffe an dem Unterrichte der Jugend nehmen und, die Staats⸗ 
rogierung in ihren Beſtrebungen zur Verbefferung des Volksſchulweſens thätig 
zu unterflügen geneigt und fähig find. 

; Unentgeldliche Verwaltung. 

Urt. 76. Das Amt eines Mitgliedes der Bezirköfhuleommifflon iſt 
ein Ehrenamt, und wird unentgeldlich verwaltet, | 

i Wirkungskreis der Bezirksſchulcommiſſion. 

Art. 77. Zu dem Wirkungskreiſe der Bezirksſchulcommiſſion gehören 
folgende Gefchäfte: 

4) Aufficht über die ſaͤmmtlichen öffentlichen ſowohl, als Privatelementar⸗ 
ſchulen des Schulbezirkes im Allgemeinen, und Vollziehung, ſo wie 
Ueberwachung der gehörigen Vollziehung und Befolgung der das Schul⸗ 
wefen betreffenden Anordnungen von Seiten ber Schulvorftände und 
Schullehrer; daher insbefondere | 

2) Anordnung periodifcher Unterfuchungen der Schulen des Bezirkes durch 
Mitglieder der Commilfion. 

3) Aufficht über die Schuliehrer, Difciplinargewalt, in deren Grenzen fie 
auf Strafen bis zu 20 fl. erfennen kann. 

4) Sorge für einflweilige Berfehung erledigter Schufftellen, bis zu deßfalls 
erfolgender Verfügung des Oberfchulcathes. 

5) Anordnung ber Einweifung der neu ernannten oder verfeßten Schule 
lehrer in ihre Stellen. 

6) Ernennung der unftändigen Mitglieder der Ortsſchulvorſtaͤnde. 

7) Ertheilung der Erlaubniß zum Austritte aus der Schule für Kinder, 
die das verordnungsmäßige Alter noch nicht erreicht haben, 

8) Auflicht über die im Bezirke wohnenden Schulcandidaten. 

Functionen der Kreisräthe, fo wie der Provinzialdirection zu Mainz, in 
chulangelegenheiten. 

Art, 75. Den Kreiscäthen ausfhliegtih, und in der Provinz Rheins 
heffen der Provinzialdirection, ift übertragen: 

41) Die Auffiht über die Verwaltung des Schulvermoͤgens, Aber Schul 
gebäude und Sorge für Befriedigung der oͤconomiſchen Bedürfniffe der 

» Schule überhaupt. 
2) Ausjtellung der Befoldungsnoten dev Schulfehrer. 
3) Vollziehbarerklaͤrung der an fie eingefendet werdenden Verzeichniſſe der 
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ſtattgefundenen Schulverfäumniffe, und Nüdfendung derſelben an bi 
Bürgermeifter, | | 
4) Beforgung der bisher zur Incumbenz ber Landeäthe gehörigen Gefchäfte 
der Schullehrerwittiwenkaffe. = | 
| Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Oberfhultathe, 
Oberſchulrath. 

Aktt. 79. Die Aufſicht über die ſaͤmmtlichen Öffentlichen und Privat⸗ 
elementatſchulen des Großherzogthumes uͤbertragen Wir einer, unter der Be— 
nennung Oberſchulrath beſonders dafuͤr angeordneten Behoͤrde, welche 
ihren Sitz in Unſerer Reſidenz zu Darmſtadt hat. 

Bildung des Oberſchulraths. 

Art. 80. Der Oberſchulrath beſteht aus einem Oberſchulinſpector, als 
Dirigenten, einem weltlichen und zwei geiſtlichen Mitgliedern, wovon das 
‚eine ‚der evqngeliſchen, das andere der katholiſchen Confeſſion angehören muß, 
‚Stellung des Oberfchulraths gegen das Minifterium des Innern und der Juſtiz. 
Art. 81. Der Oberſchulrath ſteht unter der unmittelbaren Leitung 
Unſeres Miniſteriums des Innern und der Juſtiz. 

Wirkungskreis des Oberſchulraths. 

Art. 82. Der Wirkungskreis des Oberſchulrathes umfaßt folgende 
Attributionen: —— 

1) Aufſicht uͤber ſaͤmmtliche oͤffentliche und Privatelementarſchulen des 
Großherzogthums, Ueberwachung der gehoͤrigen Vollziehung und Be— 
folgung der uͤber das Schulweſen beſtehenden Anordnungen von Sei— 

ten der Bezirksſchulcommiſſionen, der Ortsſchulvorſtaͤnde und der Schul⸗ 
lehrer. 

2) Disciplinargewalt gegen die Schullehrer, vermoͤge welcher er dieſelben 
proviſoriſch vom Dienfte ſuspendiren, Disciplinarſtrafen von 30 fl;, 
‚oder vom zweimonatlicher Suspenſion von Dienſt und Gehalt gegen 
fie ‚erkennen, und, nach Umftänden, auf deren Entlaſſung bei Unferem 

WMirniſterium des Innern und der Jufliz antragen kann. 

3) Anordnung von Vicariaten für erledigte Schufftellen.. 

4) Erſtattung von Gutachten über Miederbefegung erledigter Schullehrer— 

ftellen an Unfer Minifterium des Innern und der Zuflz. 

5) Anotönung der Einmweifung neu ernannter oder verſetzter Schullehrer 
An ihre Stellen. 2 

6) Aufficht über die Schulcandidaten, 

7) Leitung der in den Art. 3. 4. 8. vorgefchriebenen Prüfungen. 
Beauffichtigung der Seminarien und Realfchulen. 

Art. 83. Außer den im Art. 82. angeführten Functionen iſt dem 
Oberſchulrathe noch weiter übertragen: bie Beauffichtigung der Schullehrers 
. feminarien, fo wie der Nealfchulen. 

Echulvifitationen. 

Art, 84. Um dem Oberſchulrathe und ducch diefen dem Minifterrum 
von dem Zuftande des Schufwefens eine genaue Kenntnig zu verfchaffen, wird 
der Oberfchulinfpector, wenn nicht in befonderen ‘Fällen Unfer Minifterium 
des Innern und der Juſtiz ein anderes Mitglied des Oberſchulrathes damit 
beauftragt, periodifhe gründliche Unterſuchungen dev Volksſchulen, fo wie' ber 
im Artikel 83. bemerkten Bildungsanftalten, vornehmen, und von deren Res 
fultate den Oberſchulrath in Kenntniß fegen, welcher darüber Unferem Minis 
ſterium ded Innern und der Juſtiz ausführliche Vorlage zu machen. hat, 
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Art. 85. Die in dem Art. 78, unter 1—3 bemerften Angelegen- 
heiten find zwar unter der unmittelbaren Auffiht und Leitung unferes Minis 
fteriums des Innern und der Juſtiz den Kreisräthen und Beziehungsweife 
der Provinzialdirection in Mainz Übertragen; der Oberfchulrath iſt jedoch er— 
mächtigt, von allen Mängeln und Gebrechen, melche er bei Verwaltung jener 
Angelegenheiten wahrnimmt, Motiz zu nehmen, darauf die genannten Bes 
hörden aufmerffam zu machen, und eben fo auch denfelben feine Wuͤnſche 
zu deßfallſigen Verbeſſerungen mitzutheilen, oder, nach Umſtaͤnden, daruͤber 
an Unſer Miniſterium des Innern und der Juſtiz zu berichten. 

Urt. 86. Die Verwaltung dee Schullehrerwittwenkaffe, fo wie der all 
gemeinen Schulfonds, ift dem Oberſchulrathe übertragen, 

J Vierter Abſchnitt. 

Von der oberſten Leitung des Schulweſens. 
Oberſte Leitung durch das Miniſterium des Innern und der Juſtiz. 

Art. 87. Die oberſte Leitung des geſammten Schulweſens gehört zum 
Reſſort Unſeres Miniſteriums des Innern und der Juſtiz. 

Es bleibt hiernach insbeſondere die Erlaſſung allgemein bindender Ver⸗ 
ordnungen, die Ernennung der Schullehrer, die Beſtaͤtigung der zu Schul 
ftellen Präfentirten, die Beftimmung der Gehalte und Bewilligung der Zus 
Angen, die Ausuͤbung ber höheren Disciplinarftrafgewalt gegen Schullehrer, 
namentlich deren Dienftentlaffung, die Ernennung der Mitglieder der Bezirks— 
fhulcommiffionen, die Firation des Budgets für die Schullehrerfeminarien, 
die Genehmigung zu Errichtung von Schulen, namentlid) von Communal⸗ 
ſchulen ꝛc., der Entfchliegung des Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
vorbehalten, 

| Fünfter Abſchnitt. 

Nähere Beftimmungen über die Anwendung biefes Edictes 
| in ftandesherrlihen Bezirken. 

Art. 88. Die Beftimmungen diefes Edietes über den Wirkungskreis 
der Schulbehörden, finden in den flandesherrlihen Bezirken und in ‚dem 
Bezirke der Freiherren von Wiedefel nur unter den in dem Edicte vom 17. 
Sebruae 1820 und in der Declaration vom 13. Julius 1827 begründeten 
Mobificationen Anmendung. 

Um die Schulbehörden in bdiefen Bezirken nicht zw vervielfältigen, iſt 
von Einführung der Bezirksſchulcommiſſionen vor der Hand zu abftrahiten. 
Es follen vielmehr die Functionen derfelben und bie der Kreisräthe in Schul 
fachen (Art. 78.) auf die Confiflorien in jenen Bezirken in ſoweit einftwei 
len übergehen, als diefelben, zu Beſorgung diefer Gefchäfte, in Folge der er 
waͤhnten Beftimmungen befugt find, 

Bu dem Oberſchulrathe treten die Gonfiftorien in den bemerften Bezir— 
Een in daffelbe Verhältniß, in welchem fie bisher zu den Kirchen» und Schul 
väthen fanden. | 

Art. 89. Mit der Ausführung diefes Edictes iſt Unfer Mintfterfum 
des Innern umd der Juſtiz beauftragt, duch welches Wir auch den Zeit: 
punct werden beflimmen laſſen, von welchem an daſſelbe in Wirkſamkeit 
treten foll., 

Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Unterfchrift und des beigedruckten 
Staatsſiegels. 

Darmſtadt, am 6. Junius 1832. 

(L. $S,) Ludwig. 
du Thil. 


N 


720 Großherzogthum Heſſen. 
f) Inſtruction vom 20. Juni 1832 für den Ober— 
Ds eu fhulrath. - | BONER FE: 
Ueber die Gefchäftsführung: des duch die Ark. 79 ꝛc. des Edicts "Über 
das Schulwefen angeordneten Oberſchulrathes wird demfelben folgende In— 
ſtruction ertheilt? a a ee ee 
$. 1. Sämmtliche öffentliche und Privat: Elementarunterrichtsanftal: | 
ten des Großherzogthums flehen unter der obern Aufficht des Oberſchulra— 
thes. Ihm liegt es daher ob, darüber zu wachen, daß, den. wohlthätigen 
Abfichten. der Staatsregierung entfprechend, die über das Schulweſen beſte⸗ 
henden Anordnungen überall in ihrem wahren Geiſte aufgefaßt und. von den 
ihm untergebenen Behörden ſowohl, als auch von den Schullehrern puͤnct⸗ 
lich vollzogen werden. Wo der Oberſchulrath Gebrechen wahrnimmt, welche 
aus Nichtbeachtung der Schufgefege entfpeingen, wird er. denfelben abhelfen, 
pder wegen deren Abhuͤlfe, wenn feine Anordnungen nicht. gehörig vollzogen 
‚werden, an das. Minifterium: des Innern und der Juſtiz berichten, Es if 
die Aufgabe des Oberſchulrathes, dafür zu forgen, daß von den Schulbehör- 
den nach gleichen VBerwaltungsnormen verfahren, und Einheit in dem Schul 
weſen, ſoweit folche erreichbar ift, überall herbeigeführt werde, 
1.82. - Us das wirkfamfte Mittel; dem Oberſchulrathe und duch dies 
fen dem Minifterium des Innern und der Juftiz eine. genaue Kenntniß von 
den Schulwefen zu verſchaffen, erfcheinen die Bifitationen. 
Deren Vornahme liegt, wenn nicht dag Minifterium ein anderes Mit- 
glied des Oberſchulrathes damit beauftragt, dem Oberfchulinfpector ob. 
" „Die Gegenjtände, welche bierbei.zu beachten find,: find im Wefentlichen 
diefelben, welche im $. 7. der Inſtruction für. die Bezirkaſchulcommiſſionen 
. diefen als Anhaltspuncte bezeichnet find. Außerdem ift aber audy nody von 
dem; die Vifitation vornehmenden, Oberfchulinfpector. die Geſchaͤftsthaͤtigkeit 
der Bezirksfchulcommiffionen zu prüfen, aus welchen jedesmal wenigftens ein 
von deren: Vorftande zu beflimmendes Mitglied jenen Schufvifitationen bei— 
zumohnen hat. i | 
- 883 Die Refultate diefer Unterfuchungen, die auf anderm Wege ges 
machten Wahrnehmungen, und insbefondere die von ben Bezirksſchulcom⸗ 
miſſionen jaͤhrlich vorgelegt werdenden Zuſammenſtellungen und Ueberſichten 
liefern dem Oberſchulrathe die Materialien zur Erſtattung eines, den Zuſtand 
des Schulweſens im ganzen Großherzogthume ſchildernden, Berichtes, wel: 
chen er, mit feinen gutachtlichen Anträgen begleitet, und unter Angabe der, 
im verfloffenen Jahre zur WVerbefferung des Schulwefens getroffenen, Maaß⸗ 
regeln, jaͤhrlich, vor Ende des Monats Februar, an das Miniſterium des 
Innern und der Juſtiz einzuſenden hat. 
$. 4. Ueber die Schullehrer hat der Oberſchulrath eine genaue Auf: 
ficht zu führen. Wenn er insbefondere wahrzunehmen glaubt, daß jüngere 
Lehrer ihre Fortbildung vernachläffigen, Tann er diefelden, nah Maaßgabe 
des Art. 8, des Edicts über das Schulweſen, einer wiederhöhlten Prüfung 
durch Mitglieder feines Collegs unterwerfen, und hat auf din Grund diefer 
Pruͤfung das Geeignete entweder felbft zu verfügen, oder deshalb an das 
Minifterium des Innern und ber Juſtiz zu berichten. h 
$. 5. Gegen Schullehrer, welche ihre Berufspflichten nicht erfüllen, 
Eann der Oberfhulrath mit Strafen in den Grenzen der, ihm im Art. 82. 
des Ediets verlichenen, Difciplinargewalt vorfchreiten. Im Halle er auf eine 
härtere Strafe, als er zu erkennen berechtigt iſt, namentlich auf Entlafjung 
eines unwuͤrdigen Lehrers, bei dem Minifterium des Innern und der Juſtiz 
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antragen zu muͤſſen glaubt, wird er nicht unterlaſſen, diefen vorher mit eie 
ner — Vertheidigung zu hoͤren. 
.6. Wird eine Schulſtelle erledigt; fo hat er davon ati das Mint: 
fkirtum des Innern und der Juſtiz die Anzeige zu machen, und fuͤr deren 
proviſoriſche Verwaltung einen Vicar zu- ernennen. Ein Olqes Vicariat 
in ev: jedoch, ohne Genehmigtng.. des Minifteriumg des Innern und der 
Suftiz, nicht über ein Jahr. fortdauern Iaffen. 
$. 7. Der Oberſchulrath kann einem Schullehrer Urtaub bis zu mei 
Monaten bemilligen. 
2.68; .Meber. die definitive Wiederbefegung ‚eine — Schulſtelie 
at er, unter. Anſchluß fämmtlicher Vorftellungen der Bewerber und der er 
‚fordeelichen,; von Lesteren ihren Eingaben beizuſchließenden Zeugniſſe, gut⸗ 
achtlichen Bericht an das Miniſterium des Innern und der Juſtiz zu 
e atten. 
2 »$&:9." Der Oberfchulrath hat, fobald er von der Wiederbeſetzung einer 
lösen Schulſtelle durch das Minifterium in SKenntniß.:gefegt worden 
ift, die alabaldige Einweifung des ernannten Schullehrers zu veranlaffen. 
$. 10, Die Schulcandidaten hat er während ihrer Worbereitungszeif 
forgfältig zu beobachten, und die, nad Art. 4. des Edictes, mit denfelben 
vorzunehmenden. Prüfungen zu‘ leiten, über deren ‚Refultat er jedesmal 
dem Rmiſterium des Innern und der Juſtiz vollftändig ge Nachweiſe ges 
ben wird, .. 
6:11, Ueber Gründung neuer Säulen, Srrichtung von Gemeindes 
Schulen ꝛc. hat er bie geeigneten Anträge, nachdem diefe Gegenftände. zur | des 
finitiven Entfheidung genügend. vorbereitet find, an das Minifterium des In⸗ 
nem und der Inſtiz zu richten, :. 
> 280 12%; : Der Oberfchulrath hat über die Gefuche derjenigen eltern 2e., 
welche ihten Kindern Privatunterricht, ſtatt des öffentlichen, ertheilen zu laſ⸗ 
fen wünfchen, zu entfcheiden, nachdem er vorher über die Qualification eines 
folchen Privatlehrers zur Ertheilung ..des Unterrichtes ſich verlaͤſſigt und 
zu dem Ende, nach —— er eine Prüfung befjelben veran⸗ 
Int: bat. 
| 13. Es gehört zu den Dhtiegenheiten bes Oberſchulrathes, die, 
nach rt. 24. des Ebiets über das Schulweſen, erforderliche Auswahl. der 
Lehrgegenſtaͤnde für die einzelnen Schulen zu treffen und die Lehr- und Le 
febücher — bei allgemeiner Einfuͤhrung nach eingehohlter Genehmigung des 
Miniſterlums des Innern und der Juſtiz — zu beſtimmen, nach welchen der Un⸗ 
terricht ertheilt werden ſoll. Er wird darüber wachen, daß nur nach der vorges 
ſchriebenen Methode und den vorgeſchriebenen Lehrbuͤchern unterrichtet wird, 
4% Dem Ermeffen des Oberfchulcathes iſt es überlaffen, in Bes 
ziehung auf die Zahl ber Schulftunden, den Anfang: der Sommers und 
Winterſchule, über. die Zeit. amd Dauer der Ferien zwar moͤglichſt gleichfoͤr⸗ 
Safe jedoch ſtets den kLocalverhaͤltniſſen entſprechende Anordnungen zu 
treffen. b— 
. 4. — Beziehung auf die zunaͤchſt ben Kreigraͤthen und bezle⸗ 
hungodeiſe der Proninzialdirection zu Mainz uͤbertragene Beaufſichtigung der 
Verwaltung des Schulvermoͤgens, der Schulgebaͤude, des Beſoldungsweſens 
der Schullehrer, der Befolgung ber, wegen ber Schulverſaͤumniſſe vorliegen⸗ 
den, Beſtimmungen bat der Oberſchulrath, wenn erc Gebrechen und Mängel 
wahrnimmt, darauf die genannten Behoͤrden aufmerkſam zu machen, und, 
wenn dies ohne Erfolg bleibt, daruͤbe am das ke bes Innern und 
— Juſtiz zu berichten. — 
6 
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$. 16. Die: Schullehrerſeminarien ſtehen unter’ der ünmittelbaren Auf: 
ficht des Dberfchulrathes.  Mamentlich Hat er in diefen. Beziehung die Ci 
fühlung neuer Lehrvorfchriften,; Schulbuͤcher und Hüsfsmittel des . Unterrichts 
auf den. Seminarien zu prüfen, ünd darüber andas. Minifterium des Ins 
nern und der Juſtiz zu berichten: "Die. Befähigungsfcheine der geprüften 
Seminariſten find. von ihm mit-zu unterzeichnen‘, und diefe hiernach in die, 
von dem Oberfchulcathe zu führende, : Lifte der Schulcandidaten einzutragen ; 
auf die, von den Ditectoren der Seminarien: an ihn zu richtenden, Anträge 
wegen Yusweifung unfähiger oder unmürbiger Döglinge hat der Oberſchul⸗ 
rath das Geeignete zu "verfügen; das von den Directoren der Geminarien 
über die Bebürfniffe diefer :Anftalten aufzuſtellende und an den Oberſchulrath 
einzuſendende jährliche Budget ift von diefem zu prüfen, und mit Gutachten 
dem Minifterium bes Innern und dee Zuftig vorzulegen. Die Schullehrer⸗ 
feminarien find durch den Oberfchulmfpector, oder das ſtatt feiner etwa. von 
den Minifterium de3 Innern. und der Zuftiz dazu beftimmte Mitglied des 
Dberfchulcathes, jährlich wenigftens einmal gründlich zu unterfuchen, und das 
Refultat von dem Oberſchulrathe an: das Minifterium des Innern und der 
Juſtiz, mit gutachtlichen Anträgen, zu berichten. 

| 17. Die unmittelbare Auffi ht über bie Nealſchulen iſt dem 
Oberſ hulrathe ebenmaͤßig uͤbertragen. Er hat in dieſer Beziehung die Lehr⸗ 
gegenſtaͤnde und zum Grunde gelegten Lehrbücher zu prüfen, und darüber, 
in den geeigneten Sällen, an das Miniſterium des Innern und der Juſttzʒ 
zu berichten. 

Die Ausweiſung unfaͤhiger oder unwuͤrdiger Böginge sehe von ihm, 
auf.den Antrag der Directoren diefer Anftalten. 

Durch den Oberſchulinſpector oder ein anderes Mitgtich des Oberſchul⸗ 
rathes, im Falle das Miniſterium die Ernennung eines ſolchen ſtatt des 
Oberſchulinſpectors für noͤthig erachten ſollte, ſind auch dieſe Lehranſtalten 
jährlich wenigftens einmal gründlich zu unterfuchen, und das. Refultat bon 
jener Behörde, mit gutachtlichen Anträgen, am das Mimiſterium des Innern 
und der Juſtiz einzuberichten. u 

$. 18. Die dem Oberfchulrathe ERS Befiäfte, in Bezug auf 
die obere Verwaltung der "Schulfehrerittwenkaffe, hat er in berfelben Art 
und Meife zu beforgen; wie diefer Gegenfland bisher von. dem’ Ar und 
Schulrathe * Provinz Starkenburg reſpicirt wurde. 

19. Die allgemeinen Schulfonds hat der Dberfehulcath in gleie 
her Weife zu verwalten, wie dies bisher von den Kirchen- und Schultäs 
then der Provinzen ———— und Oberheſſen und der Regierung zu 
Mainz geſchah. 

$: 20. Sn den, im Art: 88. bes Ediets uͤber das Schulwefen er⸗ 
waͤhnten, ‚Bezirken iſt der Wirkungskreis des Oberſchulrathes, in Beziehung 
auf die, in jenem Edicte aufgeführten, ALISON. ‚derfelbe, wie 
derjenige der bisherigen Kirchen and Schulräthe. 

J 21. Der Oberſchulrath faßt feine Beſchluſſe EN ——— 
heit. In Verhinderungsfaͤllen des Oberſchulinſpectors ei das welt 
liche Mitglied. des. College die Direction. € 

Darmftabt, am 20. Sunius. 1832, . le TEE 

Aus allerhoͤchſtem Auftvage, | 
Sroßhetzoglich— heſliſches — des Innern und. 
— — — Jaſtiz 

ned Eile nn * Behtin 


4. 
zin 
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? J — a a —— 12, i ee 
GHerzogthum Holftein und Lauenburg, 
Das Herzogthum Holftern, das bis zur -Auflöfing des teutfchen 
Reiches zu Teutſchland gehörte, hatte bis zum Jahre 1712 gemeinſchaft⸗ 
liche Landtage mit dem Herjogthume Schleswig, das nicht zu dem 
teutſchen Reiche gehörte (und auch im Jahre 1815 nicht in den teutfchen 
Staatenbund aufgenommen ward); Namentlich waren der holfteinifche 
und ſchleswigiſche Adel genau mit einander verbunden, und die Stande 
in beiden Ländern dauerten — felbft nach der Einführung der fonverainen 
Gewalt des Königs mit Aufhebung der Reichsflände im Königreiche Daͤ— 
nemark im Jahre 1660 — fort bis 1712, wo fie nicht aufgehoben, 
fondern wo nur feit dieſer Zeit Feine Landtage wieder zu Kiel gehalten 
wurden. - Selbft bis auf die neuefte Zeit behauptete bie fchleswigfche 
Mitterfchaft, dͤß Schleswig dem dänifchen Koͤnigsgeſetze (der lex re- 
gia) nicht unterworfen fey*). Doc) hatte die holftein = fchleswigifche Tands 
ſtaͤndiſche Verfaffung bereits vor dem Jahre 1712 die wichtige Veraͤn— 
derung erfahren, daß nur noch die (proteflantifhen) Prälaten und die 
Ritterfchaft die Stände bildeten; dagegen die Berufung der Städte erlo= 
fchen und eine Bertretung ded Bauernflandes nie gewöhnlich gemefen 
war, - 
Nach der Auflöfung des teutfcher Reiches im Folge der Stiftung 
des Rheinbundes (12. Zuli 1806), fprach der König von Dänemark am 
9. Sept. 1806 die Einverleibung des Herzogthbums Holſtein 
in die daͤniſche Monarchie aus; er trat aber.auf dem Wiener Gongrefie, 
in der teutfchen Bundesacte (8, Juni 1815), für das Herzogthum Hol 
ftein dem teutfchen Staatenbunde bei. | 
Fuͤr den Verluft Norwegens an Schweben, war dem Könige von 
Danemarf von Schweden, in dem Kieler Frieden (vom 6. Ian. 1814), 
Schwedisch » Pommern überlaffen, dieſes aber von Dänemark an Preu— 
fen abgetreten, und dagegen der von Hannover an Preußen gekommene, 
größere Theil des Herzogthbums Lauenburg von Dänemark 
erworben worden. In dem bänifchen Befisergreifungspatente Lauen— 
bürgs vom 6. Dec. 1815**) gewährleiftete der König von Dänemark 
*) Vergl. allg. Gtaatsverfafſungsarchiv, Eh. 2% ©. Al. Privi⸗ 
vlleglen der holſteiniſch-ſchleswigſchen Nitterfhaft; zum Druck befördert von F. 
C. Jenſen und D. Hegewiſch. Kiel, 1797. 4. — N. Falck, kurzer Inbegriff 
der ſchleswig-holſteiniſchen Landesprivilegien; in den Kieler Blättern (1316) 
Band 3. Heft 1. — 3. Bremer, über ben Verfall und die Wiederherſtellung 
der. landſtaͤndiſchen ⸗Freiheit in Schleswig«Holftein. Braunſchweig, 1831. 8. — 
€. v. Wimpfen, über. die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Herzogthuͤmer Schles⸗ 
wig und Holftein.. Kiel, 1831.85 . 
*) Diefes Patent fteht in Klübers Staatsarchiv des teutichen Bundes, 
Heft 3. (1816), &.457, womit (8.459) das zweite Patent von denifelben 6. Dec. 


oa a Berwaltung der Geſchaͤfte im Herzogthum Lauenburg, verglichen wer— 
46 * 
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„den fammtlichen, nunmehr Unferer alleinigen Landeshoheit untergebenen, 
Ritterſchaft, Landfaffen und übrigen. Eingefeffenen bed Herzogthums 
‚ Lauenburg, fowohl ald andern Communen und Unterthanen, weß Stan⸗ 
des fie feyen, in den Städten, Fleden und auf dem Lande, ihre wohl 
erworbenen und hergebrachten Rechte. und Freiheiten, und 
namentlich den Principalreceß vom 15. Sept. 1702. 
Bereitd auf dem Wiener Gongreffe wirkte/ der holfteinifche abel, 
durch — Deputirte, fuͤr die Herſtellung ſeiner vormaligen Ver— 
faſſung. In der That erklaͤrte auch der Koͤnig von Daͤnemark am 28. 
San. 1815, „daß er der Wiederherſtellung der Landflände nicht entge 
gen feyn, und geftatten wolle, daß ihre Verfammlung zu Kiel; wieder 
Statt fände” *); auch erließ er zu Kopenhagen am 9. Aug. 1816 eine 
Verordnung”) zur Einführung einer neuen landftändifcen ; Ver⸗ 
faſſung im Herzogthume Holſtein (wobei Schleswigs nicht. gedacht 
ward). Es ward deshalb in diefer Verordnung eine Commiffion er 
nannt, welche ihre Vorſchlaͤge „zur DOrganifation der Fünftigen Ver: 
faffung des Herzogthums Holftein” dem Könige vorlegen follte. 

Als aber die Verwirklichung diefer Zufage fich verzog, wenbeten ſich 
die Praͤlaten und die Ritterſchaft von Holſtein an die teutſche Bundes— 
verfammlung, wo der Gegenfland im Sahre 1823 berathen, und von 
der Bunbesverfammlung am 27. Nov. 1823 der Befhluß) gefaßt 

ward: „Da die hohe Bundesverfammlung aus den bisherigen Verhande 
lungen die Ueberzeugung erlangt hat, daß die alte VBerfaffung in Hol 
fein in anerkannter Wirklichkeit nicht beftehe; fo werden die reclamirens 
den holftein. Prälaten und Ritterfchaftsmitglieder mit ihrem Gefuche und 
ihrer Berufung auf den 56. Artikel der Wiener Schlußacte, als unftatthaft, 
 abgewiefen. Den Reclamanten wird jedoch zu ihrer Beruhigung er . 
öffnet, daß Se. Majeſtaͤt der König von Dänemark, nach der durch 
Allerhöchftihre Bundesgeſandtſchaft wiederhohlten Erklärung, dem Herzog: 
thume Holftein eine VBerfaffung zugefihert haben, welde, 
nach dem Art. 55. der Schußacte, die Altern Rechte möglichft berücfiche 
tigen und den gegenwärtigen Zeitverhältniffen angepaßt werden ſoll.“ 

In Beziehung auf die politifchen Bewegungen im Spätjahre 1830, 
welche auch auf Holſtein und Schleswig zurüdwirkten, erließen die Prö- 
laten und die Ritterfchaft der Herzogthlimer Schleswig und Holftein 
am 22. Nov. 1830 zu Kiel eine Adreffe**** an den König, worin fie 
ausfprachen, „daß, nach ihrem Dafürhalten, die Anforderungen der Zeit 
zur Befriedigung laut werdender Wünfche immer dringender geworden 
wären;“ worauf der König am 4. Dec. 1830 durch die fchleswig = hol⸗ 


*) Klüber, Ueberficht der biplomatifchen Berhandlungen des‘ Wiener ‚Eon: 
greffes, ©. 222 f. 
Be — Dieſe Verordnung in extenso in Klübers Staatsarchiv, Heft 6. 


A Protocolle der Bundesverſammlung, Band 15. ©. 536. 
*w*) Neuefte Staatsacten, Band 21 (1831), ©. 349 “ 
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ſtein⸗ lauenburgiſche Kanzlei zu Kopenhagen eine -Antwort*) an jene 
Stände 'erließ, worin er erklärte, „daß er ſich durch die, an dem treuen 
Sinne feines, Volkes gefcheiterten, Beflrebungen einiger Uebelwollenden, 
ehne Aufregung, herbeizuführen, nicht werde abhalten laffen, in den noͤthi⸗ 
gen Vorbereitungen fortzufahren, um die Wuͤnſche ſeiner Unterthanen in 
dem. Herzogthuͤmern Holftein und EIER, thunlichſt beruͤckſichti⸗ 
gen zu koͤnnen“ 

As nun im Fruͤhjahre 1831 —— bei König beabſichtige in 
Schleswig. und Holftein die Einführung von Provinzialfiänden 
nach der Aehnlicykeit der im: Königreiche Preußen, erließen die zu Kiel 
verfammelten Deputirten der fhleswig:holfteinifchen Prälaten und Kit 
terſchaſt folgende Adreſſe an den Koͤnig: 


a) Adr, ef ie: der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Praͤlaten nnd Ritter⸗ 
ii Committirten vom 7. April 1831 an den König 
a von Dänemark. 


er — 8, Mai. geheiligtem Throne nahen ſich Praͤlaten und Ritterſchaft 
ber. Srspogkfiimer Schleswig und Holflein, denen auch die übrigen Gutsbe— 
ſitzer beigetreten find, .. durch die allerunterthaͤnigſt unterzeichnete fortwaͤhrende 
Deputation, mit,iden Geſinnungen der Treue, der dankbaren Anhaͤnglichkeit, 
von denen ſienſtets beſeelt geweſen, und welche noch vor kurzem die Aller: 
höchfte Anerkennung gefunden. haben. Diefe Gefinnungen glauben Prälaten 
und Nitserfehaft, fo. wie die übrigen Gutsbefiger, -in einem Augenblide, wo 
wichtige: Aenderungen in der Landesverfaffung angekündigt werden, nicht be 
feu; bewaͤhren zu koͤnnen, als indem fie dieſe Landesverfaſſung, diefe beiden 
Herzogthuͤmern gemeinſchaftliche Grundlage der Rechte des Thrones ſowohl, 
wie des Landes, namentlich das Recht auf einen gemeinſchaftlichen Landtag 
beider Herzogthuͤmer, dem Allergerechteſten und Allergnaͤdigſten Schutze Ewr. 
Maj. ‚mit dem unbedingteſten Vertrauen in Allerhoͤchſtdero landesvaͤterliche 
Gefinnungen empfehlen. ‚Prälaten und Ritterſchaft, wie auch bie übrigen 
Gutsbeſitzer, als das einzige übrig ‚gebliebene Drgan der alten, gemeinfchaft= 
lichen. Randftände;, glauben. diefen Schritt, den ſie in einer ausführlichen 
Eingabe vom- heutigen Dato an die höchftpreistiche ſchleswig =holftein= lauen- 
buy giſche ‚Kanzlei, näher motivirt haben, dem ganzen Lande mehr noch, als 
fich. felbſt ſchuldig zu. feyn, und. hoffen zu dürfen, daß ihnen befonders jegt, 
da: ſie nicht ſo ſehr ihre Priyatintexeffen, welche dem Gefammtwohl unterzu: 
ordnen” fi e: jederzeit bereit. find, als die gemeinſchaftlichen Gerechtſamen ſaͤmmt— 
licher Unterthanen in beiden Herzogthuͤmern, ihrer Pflicht gemaͤß, vertreten, 
der Allergnaͤdigſte Schutz ihres innigſt geliebten und verehrten Koͤnigs nicht 
verſagt werden wird. Die wir in tieffter Unterthaͤnigkeit erſterben Ewr. koͤ— 
nigh Majeſtaͤt allerunterthaͤnigſt-treugehorſamſte zur fortwaͤhrenden Deputa⸗ 
tion der ©. H. Praͤlaten und, Ritterſchaftcommittirte. 


Eingabe an. die ſchleswig-holſtein-lauenburgiſche Kanzlei. 
Ganz gehorfamftes Pro Memoria, 

Einer: höchftpreistichen Eönigl. Kanzlei haben wir. die Ehre, als Beauf: 
tragte denıfchleswigsholfteinifchen Praͤlaten und MRitterfchaft, die an Se. Maj. 
ben König von denſelben, in Gemaͤßheit des Plenarbefchluffes vom orunape 
“a Neueſte Staatsacten, Bd. 21. (1881). S. 350 f. 
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Dato, gerichtete allerunterthaͤnigſte Vorftellung; welcher auch.die uͤbrlgen Guts⸗ 
beſitzer der Herzogthuͤmer beigetreten ſind, ehrfurchtsvoll zu uͤherteichen, mit 
der ganz gehorſamſten Bitte, ſelbige in die Haͤnde unſeres Allergnaͤdigſten 

Monarchen gelangen zu laſſen, und ſich für die Allerhoͤchſte Beruͤckſichtigung 
derſelben geneigteſt verwenden zu wollen. Im dieſer ihrer allerunterthaͤnigſten 
— haben Praͤlaten und Ritterſchaft, ſammt den uͤbrigen Gutsbes 
ſitzern, als das einzig uͤbrig gebliebene Organ der alten gemeinſchaftlichen 

Lindſlaͤnde, die alte, beiden Herzogthuͤmern gemeinſchaftliche, von Sr. Maj. 
dem Koͤnige ‚durch die Allexhoͤchſte Beſtaͤtigung der Privilegien vom 17. Aus 
guft 1816 anerkannte Landesverfaffung, n namentlich das Recht auf einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Landtag beider Herzogthuͤmer, dem’ Allerhoͤchſten Schutze em: 
pfohlen, und ſich auf eine, an die hoͤchſtpreisliche Kanzlei zu richtende, aus: 
fuͤhrlichere Motivirung dieſes Schrittes bezogen, welche der Biel: gegenwaͤr⸗ 
tiger Eingabe ift, 

Als im vorigen Winter politiſche Bewegungen ſi ich in den Herinöchli 
mern Schleswig und Holſtein aͤußerten, vereinigten Praͤlaten und "Ritter: 
haft. ſich zur Eingabe der, unterm 22. November v. J. eingeteichten, aller— 
unterthänigften Addreffe an Se, Maj., theilten Biefeibe damals den nicht 
zum Corps der Ritterſchaft gehörigen Gutsbefigern mit, und hatten die Sa: 
tiöfactton, zu fehen, daß diefe legteren den, von der Ritterfhafe: geaͤußerten, 
Srundfägen fo fehr beiftimmten, daß fie der allerunterthäntgften‘Addreffe 
pure adhätirten. Se, & Maj. hatten die Gnade, mit: befondersin Wohlge⸗ 
fallen diefe von ſämmtlichen Gutsbeſitzern gemeinſchaftlich eingereichte Addreſſe 
entgegenzunehmen. Im Januar d. J. iſt Prälaten und Ritterfſchaft, jedoch 
nicht auf officiellem Wege, die Kunde geworden, daß Allerhoͤchſten Orts die 
Einführung getrennter berathender Provinzialftände: mit Zugründelegung des, 
benfelben Gegenſtand betreffenden, preußifchen Geſetzes vom! — 1823 
beabſichtigt werde, Je mehr und je tiefer eine ſo wichtige Maaßregel in die 
alte, keineswegs aufgehobene, vielmehr dur die Alterhöchfte Beſtaͤtigung der 
Privilegien vom Sahre 1818 anerkannte, gemeinfchaftliche landſtaͤndiſche Ver⸗ 
faffung: beider Herzogthuͤmer eingreifen wuͤrdez um ſo nieht halten Praͤlaten 
und Ritterſchaft, als das einzige noch übrige repraͤſentirende Corps im Lande, es 
für ihre Pflicht, bevor eine folche Maaßregel die. Atterhöchfte Sanction er: 
hält, der Beruͤckſichtigung Sr. Maj. die Landesgereihtfame zu: ‚empfehlen, 
befonders nachdem Prälaten und Nitterfchaft, obgleich fie fih auch in den 
letzten ſchwierigen Zeiten des Allerhöchften Vertrauens würdig gejeigt zu has 
ben glauben, auf eine officielle- Betätigung oder MWiderlegung der, durch 
confidentielle Mittheilungen aus den hoͤchſten Negterungsflellen, und durch 
bie öffentlichen Blätter ihnen zugefommenen, Nachrichten von dem’, nan die 
böchftpreistiche Kanzlei gerichteten, Allerhoͤchſten Reſcripte vom 11. Januar 
d. J., laͤngere Zeit vergebens geharrt haben. Wollten Praͤlaten und Ritters 
ſchaft warten, bis der, in Gemaͤßheit dieſes Allerhoͤchſten Reſcripts, vorzule⸗ 
gende Berfaffungsentwurf die Allerhoͤchſte Sanction erlangt hätte, oder. auch 
nur, bis derfelbe, wie angelündige worden, erfahteren Männern aus dem 
Lande, welche ſich ſchwerlich über das Princip, fondein wahrfcheinlih nur 
über einzelne Beflimmungen deſſelben zu aͤußern haben werden, zur Begut— 
achtung vorgelegt worden; ſo muͤßten ſie von ihren Mitbuͤrgern und von 
ihren Nachkommen den gerechten Vorwurf gewaͤrtigen, daß ſie den guͤnſtig— 
ſten Zeitpunct zur Vertretung der Gerechtſame des Landes, den Zeitpunct, 
wo noch res integra -ift, wo Gegenvorſtellungen noch ohne Verletzung der 
heiligen Pflicht des ehrfurchtvollen⸗Gehorſams, . ohne Gefährdung der öffent: 
lichen Ruhe, gemacht werden koͤnnen, unbenutzt hätten vorübergehen Laffen. 
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Praͤlaten und· Ritterſchaft haben; Im. ihrer;: Allerhoͤchſten Orts wohlgefaͤllig 
aufgenommenen, Adreſſe vom 22. November v. J. die Abſicht geaͤußert, 
daß es beſonders in der gegenwaͤrtigen vielbewegten Zeit nicht rathſam ſey, 
bie . Ermägung: der wichtigſten Angelegenheiten des Landes zu uͤbereilen. 
Wenn ſie ſich gegenwärtig, die Freiheit nehmen, dieſe ihre damalige Aeuße— 
ung: zu wiederhohlen; ſo find fie. weit entfernt, flörend oder hindernd dem, 
landesvaͤterlichen Abfichten Sr. Maj. zur Berbefferung der Lage des Landes, 
namentlich. in» adminiftrativer Hinſicht, entgegentreten zu wollen; vielmehr, 
find: ſie zur Erreichung dieſes Heilbringenden Zweckes fo bereit ald willig, aud) 
von:ihrer: Seite duech aufopfeunde Mitwirkung entgegenzufommen, und wer⸗ 
den, die Forderungen der Zeit anerkennend, das: Unſtatthafte und Anomale 
dev: Verfaſſung ihres eigenen Corps nicht. gegen neue, das allgemeine. Lanz, 
desbeſte bezweckende, Einrichtungen behaupten. Je entfchiedener abe. ihre: 
Anſicht und: Ueberzeugung hierüber iſtz je mehr fie wuͤnſchen, daß die beftes 
bende Verfaffung beider Herzogthuͤmer zeitgemäßen Modificationen unterzogen 
werde; umeſo miehr glauben : fie bei Zeiten die Grundlage berfelden, . welche 
nach. ihter. Aeberzeugung, unabaͤnderlich if, «hervorheben und dem hoͤchſten 
Schutze empfehlen zu müffen...: Diefe, unabanderliche Grundlage der Landes⸗ 
——— iſt; das Recht beider Herzogthuͤmer auf einen gemeinſchaftlichen 
andtag. . | — 
Zum Beweis deſſelben ‚glauben: Praͤlaten und Ritterſchaft ſich auf bie 
‚ gahorfamftsangefchloffene, in ihrer Verſammlung von 8. Det. 1816 beſchloſ⸗ 
fene, unmittelbare Borftellungsan Se. Majs;: betreffend die Erhaltung und 
Stärkung derngemeinfamen Berfaffung und uralten Verbindung der Herzog: 
thuͤmer Schleswig: und. Holftein, beziehen zu duͤrfen. In dieſer Borftellung 

tft mit unwiderleglichen hiſtoriſchen und politiſchen Gründen bewiefen: 
> Lysdaß die ännige Verbindung beider Herzogthuͤmer das aͤlteſte der ſchles⸗ 
wg ? holſteiniſchen Privilegienz: u... do: 9. “ 
MDy daß diefes niemals aufgehoben: fondern. allezeit anerkannt worden; 
8). daßı.die Beſtaͤtigung deſſelben ſchon in der Beſtaͤtigung der Privilegien 
pen: Er 
4) daß iſelbiges ſtets zum: hächften; beiberfeitigen Mutzen von Schleswig 
und Holſtein, ja zum Nutzen des ganzen Reichs beflanden hat, und 
auch für'die Folgezeitii.denfelben' Nugen in einem Grabe, wie feine 
:. „andere Einrichtung, verſprichtz daß alfo. nicht. leicht eine Sache in fol- 
chem Maaße alle Gefihtspuncte für ſich vereinigt, wie die Erhaltung 
der innigen Verbindung beider Hegogthlimen. - 

Der Inhalt der angeführten Schrift ift nirgends bündig widerlegt wor: 
benz ‚die Umſtaͤnde haben fish nicht" veraͤndett; vielmehr fpricht fich auch jest 
von allen Seiten der lebhafte Wunſch— aus, daß den Herzogthuͤmern ihre 
gemeinfchaftiiche Verfaffung, und durch fie und mit ihe die Möglichkeit erhalten 
werde, auch dann noc unter fih und mit dem Königreiche aufs engſte ver: 
bunden zu bleiben, wenn ihnen vielleicht dereinft, in Folge unabwendbarer 
Ereigniffe, das Gluͤck nicht mehr befchieden feyn follte, unter dem Scepter 
eines und deſſelben Monarchen "zu ſteoͤhen. Auch jetzt wird die Erhaltung 
des nexus sociälis;;der Nitterfhaft als, beabfichtigt verkündet; aber auch jegt 
‚begreift man nicht,. wie diefer ‚nexus sacialis von irgend einer politifchen Be— 
deutung, von irgend einem Nugen für das Land feyn könnte, wenn dem 
legtern das Recht auf einen gemeinfhaftlihen Landtag - entzogen wuͤrde. 
Auch jegt- ift die Beunruhigung in beiden Herzogthuͤmern groß, größer, als 
im Jahre 1816, bedenklicher duch die alles erſchuͤtternden, mächtig forfreis 
ßenden Zeitereigniffe, und aller Augen find auf Praͤlaten und Nitterfchaft, 
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als die verantwortlichen Depoſitarien der. Landesgerechtfäme, gerichtet. Jetzt 
Eönnen, jest dürfen noch, jest muͤſſen Praͤlaten und Nitterfchaft die gemein⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen beider Herzogthuͤmer vertreten. Sind erft feparate beras 
thende Provinziulftände eingeführt; fo können fie es nicht mehr. . Es. kann 
ihnen alfo nicht verdacht werden, daß fie den gegenwärtigen Zeitpunct dazu 
benugen, ihre frühern, unter ähnlichen, aber minder drohenden Umftänden: 
abgefaßten, Anführungen zu wiederhohlen. Das Refultat derfelben. ift, daß. 
bie Aufrechthaltung der alten: gemeinfchaftlichen Berfaffung beider. Herzogthuͤ⸗ 
mier durch unzählige Tractaten und Verbriefungen verbürge iſt, welche durch 
die Einführung getrennter berathender Stände :alterirt werden würden... Das 
hingegen Fünnte die Einführung. gemeinfchaftfichee berathender "Stände für 
beide- Herzegthümer auf: verfaffungsmäßigen: Wege, d. h. nach gepflogener 
Unterhandlung mit den Betheiligten, wünfchenswerth feyn, ine; ſolche Un— 
techandfung würde unter den günftigften Vorbedeutungen angelnupft BR 
wem Sr. Mai. gefallen follte, zu erklären: i 
daß’ die Einführung: fofcher gemeinfchaftlichen beenthenden; Ständen nur eine’ 
proviforiſche Maaßregel ſey, wodurch, nach‘ dem Allerhoͤchſten Willen, die: 
alte gemeinſchaftliche! Verfaſſung beider. Herzogthuͤmer keineswegs aufgeho⸗ 
ben, ſondern nur die Wiederbelebung derſelben mit zeitgemäßen: re 
‚Fionen vorbereitet werden folle. 
”° Zn allen dieſen Beziehungen‘ bat das Corps der Ritterſchaft gleiche F Ans 
teteffen mit den, nicht zuii demfelben: gehoͤrigen, i Gutsbeſitzern, und wuͤnſcht 
ſich mit ihnen über biefefben zu berathen und: zu verfländigen.. Du aber: 
die größere Kanntniß der Landesverfaffung ı unabhängig von der Größe des 
Grundbefiges iſt, mithin die durch das Allerhoͤchſte Regulativ vom Jahre 
1778 feſtgeſetzte Abſtimmung nach Pflugzahl hier, wo: keineswegs von: nach 
Pflugzahl zu repartirenden Anlagen, ſondern von weit wichtigern Gegenſtaͤn⸗ 
den die Rede iſt, nicht wohl anwendbar ſeyn dürftez. da Fferner nur der 
mündliche Austaufdj der -Anfihten zu einem allgemein befriedigenden Reſul⸗ 
täte führen kannz ſo wünfhten Präfaten und Ritterſchaft die gemeinſchaft⸗ 
lichen Landesangelegenheiten beider Herzogthuͤmer in gemeinſchaftlichen Ver— 
ſammlungen fämmtlicher Gutsbeſitzer im Erwägung, ziehen zu. duͤrfen, und 
find alfo in dem obigen. die Motive ihres, an die hoͤchſtpreisliche Kanzlei 
gerichteteten, Geſuchs vom 23, Februar enthalten, welches deu. Aller: 
hoͤchſten Genehmigung —— — — je: — song gehor⸗ 
ſamſt bitten. 
Kiel, in der forte, Deputation‘ bern ewn don geilen und Ritz 
terſchaft, den 7. April 1834. : 
Ö. Ranger, Budwaldt: Gi; Motte, © Sufv. Ransan, 
J. — v. hl 


EIER 





Darauf erfolgte ee AG — 
b) Koͤnigliche Reſolution vom 27. Mai 1831, 


„Wie beauftragen hiermittelft allergnaͤdigſt Unfere Kanzlei der beſtaͤndi⸗ 
gen Deputation der Praͤlaten und Ritterſchaft folgendes, in Anleitung ihrer, 
unterm 7. April d, 3. gemachten, Borftellung, mit Hinweiſung auf. Unfere 
alterhöchften Mefolutionen vom 6, September 1815 und 26. April 1816 
zu eröffnen: Die von Uns ans freien landesherrlicher Macht befchloffenen 
Beränderungen in den innen Einrichtungen der Herzogthümer Schleswig 
und Holftein können nicht zum Gegenftande einer Verhandlung. in der Ber: 
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ſammlung der Ritterſchaft gemacht werden, : weshalb ben Antrag der Prälas 
ten und Nitterfchaft, dem auch die übrigen Gutsbefiger beigetreten: find, diefe 
Angelegenheiten der. beiden: Herzogthümer in. gemeinſchaftlichen Berfammlun: 
gen berathen zu. dürfen, nicht gewillffahret werben Eanın. Uebrigens haben 
Mir aus: der Vorftellung vom 7. April. mit: befonderem allerhoͤchſten Wohl: 
gefallen die DBereitwilligkeit erfahren, womit die Prilaten und Nitterfchaft 
jede andere Betrachtung vor dem allgemeinen Wohldes Landes zur Seite zu fegen 
gefonnen: find. And fo. wie der Zweck Unferer unermüdeten landesväterlihen 
Fuͤrſorge nur! in diefern: allgemeinen: Wohle zu finden. if; fo machen Wir 
um:dfo: lieber Unfern getreuen Präläten und Ritterſchaft Unſern fhon früher 
gefaßten allerhoͤchſten Beſchluß kund, daß fie keineswegs von einer ihrer wirk⸗ 
lichen Stellung. und ihren Verhaͤltniſſen entſprechenden Mitwirkung bei ben, 
im’ jenen Einrichtungen zu’ treffenden, ‚Veränderungen ausgeſchloſſen werden 
follen ; ſondern daß fie vielmehr darauf rechnen dürfen, ‚daß fachkundige und 
erfahrene Männer aus ihrer Mitte in der, "von Uns näher zu beflimmen: 
den, Urt: dazu berufen werden? ſollen.“ au | 





H Koͤnigliches Deerek’vom 28. Mai 1831, in Betteff der 
"künftigen Berfaffung in den Hetgogthümetn Schlesmig, ‚Holz 


“Stein und Lauenburg. 


Wie Frederik der Sechſte u. T. w., thun kund hiermit: Wie 
Wir, mit Rüdfiht auf Unfern, für das Herzogthum Holſtein erfolgten,! 
Beitritt zum teuitfchen Bunde bereits Früher befchloffen haben, für dieſes Herz 
zogthum eine den Zeitumftänden und Verhältniffen angemeſſene ftändifche 
Verfaſſung einzuführen; fo wollen Wir auch dem: Herzogthum Schleswig 

eine gleiche: Werfaffung zu Theil werden laffen, und dadurch Unfern fümmts 
lichen getreuen Unterthanen in beiden Herzogthümern einen neuen dauernden 
Beweis Unferesörinerfchütterfichen Wertrauend‘ und Unſerer ungetheilten Huld 
und. Liebe geben. 1 Die zu einer moͤglichſt zweckmaͤßigen Vollziehung diefer 
Verfaſſung erforderlichen, für das-Herzogthum Holſtein getroffenen, Einlei⸗— 
tungen "und Vorbereitungen, auf- welche Wir landesväterlich bedacht geweſen 
find, follen daher auf das Herzogthum Schleswig erſtreckt, befonders die 
Trennung - der Adminiſtration von- der Juſtiz in beiden Herzogtbümern zur 
Ausführung gebracht, und zu dem Ende ein gemeinſchaftliches Oberappellar 
tionsgericht,; welches gleichfalls für das Herzogtum Lauenburg die Höchite 
Inſtanz “bildet, errichtet werden. © Gleichzeitig mit-diefen neuen Einrichtungen 
follen die. Stände in Wirkſamkeit treten, um, durch eine angemefjene Theils 
nahme an der Verwaltung, in Unfern getreuen Untertanen den Sinn und 
Eifer für das. gemeinfame Wohl noch mehr zu beleben‘, Uns von den Mit: 
teln zur Beförderung diefes Wohls die zuverläffigfte Kunde zu verfchaffen, 
und dadurch das Band, welches Unſer Eönigliches Haus mit Unferem Volke 
vereinigt, noch fefter zu knuͤpfen. Zur Begründung des Berhältniffes der 
Stände wollen Wir Folgendes allergnadigft angeordnet haben: 

$. 1. Es folfen zuwörderft für Unfere Herzogthümer Schleswig uud 
Holſtein Provinzialftände eingeführt werden, welche  fih als berathende 
Stände in jedem Herzogthume für ſich verfammeln, jedoch mit völlig glei— 
chen Befugniffen und Pflichten. Durch die abgefonderte Berfammlung der 
Stände wird fo wenig in dem Social: Nerus Unferer ſchleswig-holſteini— 
fchen Ritterfchaft, für welchen es bei dem bisherigen Vorfchriften, und na— 
mentlich bei dem Inhalt der Refolntion vom 27. Juni 1732 fein Bewen: 
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ben behält, als in den ſonſtigen Verhaͤltniſſen, die Unſerr — 
Schleswig und Holſtein verbinden, etwas verandert. 

er Die: ‚Provinzialftände: „beftehen aus. geroäbften,- fo ‚mie. aus for‘ 
en a denen Mir eine. befondere. Stimme beilegen werden, und 
bilden das gefegmäßige Organ. der. verfihiedenen Stände — getreuen Un: 
terthanen in jedem Herzogthum. 5. 

8:35, Die, allgemeine. Bedingung der  abfberechtigung wie der Wähle 
barkeit ift das Lands „und; das ſtaͤdtiſche Eigenthum. Zur Wahlberechtigung, 
wie zur Mählbarkeit; eines: ſtaͤdtiſchen Abgeordneten iß zwar das ſtaͤdtiſche 
Buͤrgerrecht nicht, erforderlich; jedoch bedarf "die Wahl: eines jeden Abgeordne— 
ten, welcher mit einer Beſtallung, oder zum Behuf amtlicher Verrichtungen 
mit einem Confirmationspatente verſehen iſt, Unſerer allerhoͤchſten Genehmi⸗ 
gung. : Auch ſollen der ſtaͤndiſchen Verſammlung in: jedem Herzogthum Abs: 
geordnete für die Geiſtlichen und. für) Unfere Benfche — — 
die Wir allergnaͤdigſt ernennen werden. en Es 

$. 4 Mir Rüdfiht auf die im. $% 2. IRRE Befkbuntingen; 
werden Wir die Entwürfe folcher allgemeinen Gefese, welche Veränderungen 
in Perfonen= und Eigenthumsrechten und in den Steuern und. öffentlichen 
Laſten zum Gegenftande haben; foweit ſie Ein -Herzogthum, allein: ‚angehen, 
der ſtaͤndiſchen Verſammlung dieſes Herz g humse, ſoweit fie aber, ‚beide Her: 
zogthuͤmer betreffen,“ beiden jtändifchen, Serihunfingen der Herzogthuͤmer zur 
Berathung vorlegen faffen.: 

Die, ftändifche Verſammlung fuͤr jedes Herzogthum kann nicht 
nur, in: Anſehung der, zu ihrer Wirkſamkeit gehörigen, Gegenſtaͤnde, Vor— 
ſchlaͤge und Antraͤge, fondern auch Bitten und Beſchwerden, welche auf das 
ſpecielle Wohl und Intereſſe des ganzen Herzogthums ‚oder eines, Theils def: 
fetben Beziehung m — und Do. werben über, lie wie über 


.. Fi: 


f oh 0 ertheilen,. 


6. Die J—— in jebem a —— 
Mir, unter Vorbehalt Unſerer Aufſicht und, Genehmigung, den Beſchluͤſſen. 
der ftändifchen Verſammlung überlaffen, wie derfelden denn. auch die Befug: 
niß beigelegt-feyn foll,-die Nepartition der, in jedem. Herzogthume zu entrich— 
tenden, nicht: bereits geſetzlich regulirten, Anlagen über die :contribuirenden 
Diſtricte ſelbſt zu befhaffen, und die, Art. der Vertheilung zu. beſtimmen ; 
beides. jedoch unter Vorbehalt Unſerer zu bewirkenden Genehmigung. * 
6. 7. Die ſtaͤndiſche Verſammlung für jedes Herzogthum tritt zuſam⸗ 
men, wenn Mir felbige einberufen. Dieſes wird regelmaͤßig jedes zweite 
Jahr geſchehen, außerordentlich aber, ſo oft, Wir es für noͤthig finden. 
Die Dauer der ſtaͤndiſchen Verſammlung fuͤr jedes Herzogthum wollen Wir 
immer, den Umſtaͤnden nach, beſtimmen, und, darnach der Verſammlung die 
Aufhebung derſelben ankuͤndigen laſſen. 
$. 8. Zur nähern Regulirung der ſtaͤndiſchen Verhaͤttniſſe in jedem 
Herzo gthume und uͤber das Verfahren bei den Wahlen und in den ſtaͤndi— 
ſchen Verſammlungen, wollen Wir fuͤr jedes Herzogthum beſondere Vor— 
ſchriften erlaſſen. In denſelben werden Wir auch Unſere allerhoͤchſte Entz 
| ſchließung uͤber die Zahl der verſchiedenen Abgeordneten fuͤr jedes Herzogthum 
eröffnen. Ehe Wir aber, in Anſehung des ſonſtigen Inhalts der, Uns zu 
ſolchen Vorſchriften vorzulegenden, Entwürfe, Unferexendliche allerhöchfte Re— 
folution ertbeifen, follen darüber erfahrene Männer aus beiden Herzogthuͤ— 
mern vernommen und zur. Beratung zugezogen werden. Auch werden Wir, 
wenn Wir fünftig in diefen befondern Gefegen Abänderungen als wohlthä- 
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tig und nuͤtzlich erachten würden, biefe nur nad) vorgangiger Berathung mit 
den Ständen jedes Herzogthums treffen. 
Urkundlich unter Unſerm koͤniglichen Handzeichen und vorgedruckten In— 
ſiegel. Gegeben in Unſerer koͤnigl. Reſidenzſtadt Kopenhagen, den 28. 
Mai 1831. 


(Der Erfolg der Verhandlungen mit den zu Kopenhagen verſammel⸗ 
ten nn iſt noch nicht zur öffentlichen Kunde a 





De | * u — | 18: due 
Großherzogthum Luremburg. 


Die Wiener: Congreßacte geb Im Artikel 67 das alte (vormals ft: — 
reife und zu Belgien gehörende) Herzogthum Lux emburg an ben 
König: der Niederlande, Wilhelm 1, unter dem Zitel eines Großher: 
zogthums; doch ſollte es einen Beſtandtheil des teutſchen Staatenbun: 
des bilden, ' 'und ber Königs Großherzog; nach" der Teßtern Würde, Mitglied 
des teuffchen "Bundes feyn. ‚Zugleich befiimmte der’ zweite‘ Sat des Ar⸗ 
tikels 67 der Congreßarte „Le Gtand-duche de Luxembourg, ser- 
vant' de -compensation pour les’ prineipautes de Nassau-Dillen- 
bouig, "Siegen, Hadamar et Dietz, formera- un des Etats de la 
confederation germanique, et le Prince, Roi de Pays-Bas, en- 
trera dans le systeme de cette confederation comme Grand-Due 
de Luxembourg, avec toutes les prerogatiyes et privileges dont, 
jouiront les .autres Princes. allemands.‘* Doch ward die Feftung 
Luxemburg als teutſche Bundesfeſtung erklaͤrt. 

Als darauf am 24, Auguſt 1815 die Verfaſſung des Königei- 
ched der Niederlande erfchien, enthielt fogleih $. 1. derfelben die Bez 
flimmung: „Da dad Großherzogthum Luxemburg unter Einer Souverais 
netat mit dem Königreiche der Niederlande flehetz fo wird es nach dem— 
felben $undamentalgefeße regiert werden; fein en Verhaͤlt— 
niffen.zu dem teutfchen Bunde unberhaber® u 

Es muß daher in Hinficht der Verfaſſung des Großherzogthums Luxem⸗ 
burg auf die (im zweiten Bande dieſer Sammlung erſcheinende) Verfaſ— 
ſung des Koͤnigreichs der Niederlande hingewieſen werden, weil noch un: 
entſchieden iſt, ob und auf welche Weiſe das Schickſal Luxemburgs in 
Betreff der. hollaͤndiſch-belgiſchen Frage beſtimmt werden wird. 

Das Großherzogthum Luremburg hatte, nad der Berfaffung des 
Königreichs der Niederlande, wie alle Provinzen diefer Monarchie, befonz 
dere Provinzialftände, welche aus 60 Perfonen beftanden, und 4 
Deputirte in die zweite Kammer der nieberlandifchen Stände wählten. 
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J— 
Großherzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach. 


Das Herzogthum Sachfen- Weimar. hatte bis zur Auflöfung. des 
teutfchen Reiches. eine, aus dem. ‚ausgehenden. Mittelalter ſtammende, 
ſtaͤndiſche Verfaſſung. (Vgl. darüber, und über die Beränderungen ber: 
felben in den Jahren 1809 und 1815, das zweite Stüd des erſten 
Bandes des allgemeinen Ba a von 
Luden). 

Nachdem aber am 15. Der. 806° der Herzog bon Weimar, ohne 
Vergrößerung, oder, Verluft des Ländergebietes,; mit. den uͤbrigen Fuͤrſten 
des Saͤchſiſch⸗ Erneſtiniſchen Hauſes zu Poſen dem Rheinbunde beigetre⸗ 
ten, war, und. (1807) das neugeftiftete. ‚Königreich Weftphalen eine 
neue. repraͤſentative Verfaſſung erhalten, ſo wie (1808) der Koͤnig von 
Bayern feiner: Monarchie ‚die. neue, (oben. .mitgetheilte, aber nicht ins 
Staatöleben eingetretene). Verfaſſung gegeben hatte, exſchien auch, am 
20. Sept. 1809. die nachftehende.. Gpnftitution. Doch trat fie eben: fo 
wenig, als die. bayerifche vom 3..1808, in. die. Wirklichkeit ein. Allein 
fie behauptet fchon wegen. der Vergleichung mit der ſpaͤtern pactirten 
Verfaſſung von dem 1816, ein bleibendes a Antenfie. 

. Sie führt den. Zitel: 


a) Eonſtitution der‘ —— Landſchaft wer — 
zoglich Weimar- und Eiſenachiſchen Lande, mit Ein⸗ 
ſchluß der Jenaiſchen Landesportion, jedoch mit zen 

; des Amtes Simenau, vom 20. Sept. 1809. 


‚Erfee Kapitel. 
. Hauptgrundfäge. 
; »D wei reife. 

5:1, Die —— drei Landſchaften, von Weimar, Eifenad) un 8 
werben in eine gemeinfchafitiche Landfihaft vereinigt, welche aus drei el dem 
weimariſchen, eifenachifchen und jenaiſchen, beſteht. 

Landfhaftlide Deputation.und General: Bandfheftähfrectors 

5* 2. Die ſammtlichen Geſchaͤfte dieſer vereinigten Landſchaft. beforgt, unter 
dem Vorſitze eines Generallandſchaftsdireckors, eine befondere ftändifthe Deputaticn, 
und alle zeitherige Ausfchüffe der drei Eandfchaften ; mebſt der jenaifchen Orbdinars 
deputation, auch der weimarifchen und jenaifchen Prälatur,, hören völlig aufs och 
verliert dadurch keins der, aus den landſchaftlichen Kaffen zeither ſalarirten, Glie⸗ 
der der Landſchaften, ſo wenig als einer der landſchaftlichen Diener, auf ſeine Le— 
— etwas an ſeinem Gehalte oder ſonſtigen Vortheilen. 

Landſchaftscollegium und Landraͤthe. 

g. 3. An die Stelle der drei verſchiedenen, zeither zu Verwaltung der Steuer— 
geſchaͤfte verordnet geweſenen Behoͤrden, naͤmlich der beiden Landſchaftskaſſendi⸗ 
rectorien zu Weimar und Eiſenach und der jenaiſchen Ordinardeputation ‚ in der 
Eigenichaft eines Steuergollegii, zu Jena, tritt eine einzige, unter dem Namen des 
Landfchaftscollegii, zu Weimar, welchem zugleich die Verwaltung noch einiger an: 
derer öffentlichen Kaffen übertragen wird, und mit dem aud) die Landräthe verbun: 
ben werben, 
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Anfang ber neuen Einridtung. 2: 
8. 4. Alle vorftehende Einrichtungen fangen mit dem bevorſtehenden 23, Dctos 


ber des gegenwärtigen Jahres an. 
Bweite®s Kapitel, 
Bon den drei Kreifen. 
Der zu jebem Kreife gehörige Theil der herzoglichen Lande. 

8.5. Der weimarifche Kreis begreift die fämmtlichen herzoglichen weimas« 
rifchen Lande, jedoch mit Ausnahme des Amtes Ilmenau, in fid. j 

Das unlänaft zu biefem Lande gefchlagene, vormals eiſenachiſche Amte Gro— 
ßenrudeſtaͤdt gehört daher mit zu dem befagten Kreife. 

Den eifenahifhen Kreis machen die herzoglichen eifenachifchen Lande, fo 
wie fie fich dermalen befinden, aus, Der jenaifhe Kreis beſteht aus der zeithes 
rigen jenaiſchen Landesportion. 

Jeder Kreis befteht aus zwei Klaffen von Ständen. 

8.6. Ein jeder Kreis enthält zwei verfchiebene Klaffen von Ständen, 

a) Gutöbefiger und 
b) Gtäbte. 

Zu der erften Klaffe gehören alle diejenigen, welche zeither, in Abſicht ihrer 
Güter, Gerihtsortfhaften oder anderer Zubehörungen, das Recht hatten, zu ben 
allgemeinen Landtagen ihrer Landſchaft berufen zu werben. Bloße Befiser von 
Erbzinfen und andern Gefällen, welchen weder ein Gut noch die Gerichtäherrlich 
keit zufteht, haben des Vorzugs ber Standichaft fi) nicht zu erfreuen. 

Zu der zweiten Klaffe gehören alle Städte, welche bisher bei ben allgemeinen 
Landtagen ihrer Landfchaft mit einberufen wurden. i 

Die Akademie Jena ift ein allen drei Kreifen gehöriger Stand. 
8.7. Die Akademie Iena behält, und zwar als Akademie, das Recht der Stande 
ſchaft, wird jedoch, ungeachtet des Beſitzes ihrer beiden Dotalgüter, zu Ecinem eins 
zelnen Kreife gerechnet, fondern, in der Eigenfhaft einer Landesafademie, als allen 
drei Kreifen gehörig angefehen. 


Drittes Kapitel, 


Bon der landfhaftlihen Deputation, 


Organifation ber Deputation. 
8.8. Die landſchaftliche Deputation beftcht, außer dem Generallandfchaftsdie 
vector, von weldiem das folgende Gapitel befonders handelt, aus zwölf Deputirten. 
Bon, dicfen find 
ſechs aus dem weimarifchen reife, als: 
; brei Gutsbeſitzer, 
drei von den Städten; 
drei aus dem eifenadhifchen Kreife, alde 
zwei Gutöbefiger, 
einer von den Städten; 
zwei aus dem jenaifhen Kreife, als: 
ein Gutsbefiger, und 
einer von den Städten, und 
einer von der Akademie Iena, ee J 
Die Deputirten aus der Klaſſe der Gutsbeſitzer kͤnnen eben ſowohl nichtabeli- 
gen als adeligen Standes ſeyn. J 
Bei den ſtaͤdtiſchen Deputirten wird nicht die ganze Stadt, ſondern blos die⸗ 
fes oder jenes Individuum aus dem ftädtifchen Corpore felbft zum Deputirten ber 
ftimmt, und es iſt übrigens hinreichend, wenn bdaffelbe ein wirkliches Rathsglied 
einer der Städte des Kreifes: ift. 


Der akademiſche Deputirte muß ein Glied des akademiſchen Senats ſeyn. 


‘ 


’ VBerfammlungen derfelben. 
89 Diefe Ianbfchaftliche Deputation verfammelt ſich ordentlicher Welfe zu 
Meimar alle Jahre einmal, und zwar ohne daß es einer befondern Bufammenberus 
fung bedarf, jedesmal an dem zweiten — auf bie Zahlwoche der leipziger Micha 
lismefje fallenden, Montage, | 
Eine Außerordentliche Verfammlung der Deputirten findet nur dann Statt, 
rd Landesherr folches für noͤthig findet, und daher ihre Bufammenberufung 
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In dem gegenwaͤrtigen Jahre geſchleht die ordentliche Verſammlung am 28. 
des bevonſtehenden Monats October, und dies iſt auch die Urſache, warum 
nach — 4. 8. die neue Einrichtung gerade mit dieſem Tage ihren Anfang- neh— 
men foll. en — —— 
Glieder der erſten Deputation und deren Sitzordnung. 

8.10. Es iſt nothwendig, daß die langſchaftliche Deputation aus ſolchen Guͤedern zu: 
ſammengeſetzt ſey, welche ſattſame Kenntniß von den landſchaftlichen Angelegenheis 
„ten haben; mit Einwilligung der Stände iſt gegenwärtig die Einrichtung getroffen 
worden, daß diefelbe zu Anfange, außer dem Generallandfchaftsdirector, ats fols 
‚genden Perfonen — und in der nachbemerkten Ordnung beftehen fole: 

1) dem herzoglih weimarifchen wirklichen geheimen Rathe und Landfchaftsdie 
— von Wangenheim, von Seiten der Gutöbefiger des eiſenachiſchen 
reiſes. — 
2) dern herzöglich weimariſchen geheimen Kirchenrathe und Profeſſor der Theolo⸗ 
gie, D. Griesbach zu Jena, von Seiten der bafigen Univerfilät, 
8) dem koͤniglich ſaͤchſiſchen Kammerherrn, von Helldorf, 
4) dem koͤniglich preußiſchen, auch herzoglich weimar iſchen Kammerherrn und her⸗ 
zoglich weimarifchen Landrathe, Freiherrn von Egloffſtein, 
5) dem fuͤrſtlich ſchwarzburgiſch = rudoiſtaͤdtiſchen geheimen Kammerrathe und 
herzoglich weimariſchen Landrathe, Freiherrn von Lyncker, 
den drei letztern von Seiten der Gutsbeſitzer des weimariſchen Kreiſes. 
6) dem herzoglich weimariſchen geheimen Kammerrathe Eichel, von Seiten der 
BGultsbeſitzer des elſenachiſchen Kreiſes, 
7) dem herzoglich weimariſchen Landrathe, von Schlegel, von Seiten der Guts- 
befiser des jenaifchen Kreifes, 
8) dem Deputirten dev Refidenzftabt Weimar, 
.9) dem Deputirten der Stadt Buttſtaͤdt, 
10) dem Deputirten. ber Stadt Dornburg, 2 
ben drei lehtern von Seiten der Städte des weimariſchen Kreifes, 
11) dem Deputicten der Refidenzftadt Eifenah, von Seiten der Städte des eife: 
nachiſchen Kreifes, und j 
12) einem Deputirten ber beiden Städte Iena und Allftäbt, welche deshalb unter 
I 8 ne zu vereinigen haben werden, von Seiten der Städte des jenaie 
en Kreifes. | 
Succeffive Erneuerung der Deputationsglieder. 
| $. 11. Diefe zwölf Deputirte werden alle ſechs Jahre erneuert, und zwar fo, 
baß in jedem Sahre zwei ausgehen, an beren Stelle fobann wieder zwei neue ges 
wählt werben. | 

Die Reihe, wie folches gefchehen ver wird für die erſten ſechs Jahre durchs 
Loos beftimmt. Doch ift hiervon der herzoglich weimarifche wirkliche geheime Rat 
und Landfchaftsdirector von Wangenheim ausgenommen, ald welcher Lebenslänglid) 
ein Glied der Deputation bleibt. . 

Auch bei den übrigen dermaligen Deputirten nimmt die Zeit deö fucceffiven 
Austritts erft nach Verfluß von drei Jahren, mithin im October 1812, ihren Ans 
fang, und es geſchieht daher die diesfallfige Beftimmung durchs Loos erſt bei der 
ordentlichen Deputationsverfammlung des Jahres 1811. 

Wie es mit der Wahl neuer Deputirten der Kreife gu halten. 

Z. 12. Wenn unter den landfchaftlichen. Deputirten entweder durch das, nad) 
Ablauf. ihrer ſechsjaͤhrigen Zeit gefchehende, Austreten, oder. durch den unterdeffen 
erfolgenden töbtlihen Hintritt eines derfelden, ober dadurch, daß einer unter. ihnen 
die Eigenfchaft, welche ipn zum Deputirten qualificirt, verliert (4. B. wenn ein 
Gutöbefiger dad Gut in dem Kreife, von dem er Deputirter war, verkauft, wenn 
ber. akademiſche Deputirte feine Profefforftelle nicderlegt, wenn eln ftädtifcher "Dee 
putirter aufhört, ein wirkliches Rathsglied zu feyn), oder ‚fonft -auf eine. andere 
Art eine Vacanz entſteht z fo wird im erften Falle bei ber, von der Austrittszeit 
nächftvorhergehenden, ordentlichen Deputationsverfammlung, unb in den übrigen 
Fällen bei der, auf dad Abfterben oder den Abgang zunaͤchſtfolgenden — ordentli⸗ 

. chen ober außerorbentlihen — landſchaftlichen Deputationszufammenkunft, über bie 
vorzunehmende Wahl gemeinfame Deliberation angeftellt, und es dabei in nachſte⸗ 
hender Maaße gehalten. BERN 
„Gehört der Abgegangene zu einem der drei Kreiſe; fo iſt der neue nicht nur 
wieder aus eben, dem Kreiſe, ſondern auch aus eben der Klaſſe des Kreiſes zu neh⸗ 
‚men, wozu fein Vorgänger ſich zaͤhlte. War daher ſolcher ein Gutsbeſiter; jo 
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muß ber: neue -Kletchfalld ein: Gutsbefiger aus eben dem Kreifes umb war es ein Der 
putirter pon den Staͤdten, ſo muß der: neue gleichfalls” ein: Rathöglied eines ber 
‚Städte eben dieſes Kreiſes ſeyn ·. tt 
‚ „Die Deputirten bes Kreiſes, zu welchem ber Abgegangene ſich vechnete, ſchla— 
‚gen hierbei zuvoͤrderſt der geſammten landſchaftlichen Deputation einige ihnen 
‚hierzu ſchicklich ſcheinende Perſonen vor, dieſe aber ſtellt ſodann darüber ihre colle— 
gialiſche Berathſchlagung an, und, in Gemaͤßheit des darauf, nach den mehreſten 
«Stimmen, gefaßten Schluſſes, fordert der Generallandſchaftsdirector die ſaͤmmtli— 
chen Staͤnde des Kreiſes, zu welchem der Abgegangene gehoͤrte, mittelſt Circulars 
zur Wahl eines neuen Deputirten auf, und macht ihnen dabei zugleich einige, der 
ganzen landſchaftlichen Deputation als vorzüglid empfehlungsmwürbig geſchienene, 
Perſonen namhaft. Doch find die Stände deshalb nicht gerade gebunden, nothmene 
big eine dieſer Perfonen wirklich zu wählen. RIESE 
Wenn an die Stelle eines, nad) Verfluß der conftitutiohmäßigen ſechs Sahre 
austretenden, Deputirten ein neuer zu wählen iftz fo kann auch der vorige wieder 
gewaͤhlt werden, und.eben fo kann auch derfelbe von der Tandfchaftlichen Deputation 
den Ständen des Kreifes vorgeſchlagen iverben. En 
Ein Stand hingegen, defien Wohnort fic über zwoͤlf Meilen von Weimar ents 
‚ fernt befindet, iſt ſchlechterdings unwahlfähig, und es darf folglich auch ein Dep 
tationsglich ; wenn es während feiner ‚fehsjährigen Zeit einen entfernten Wohnort 
genommen hätte, nicht weiter ‘gewählt werben. 
 ,. Sollten hei der Wahl eines Deputirten zwei Perfonen völlig gleiche Stims 
men haben; fo entfcheibet darüber das Loos, meldyes entweder bei der Lande 
ſchaftsdeputation felbjt, ober bei dem Generallandfchaftsdirector gegrifien wird. 
Wohin nun die Wahl ber Stände des Kreifes ausgefallen iftz davon wird for 
fort: dem Landesherrn von dem Generallandfchaftsdirector, zum Behuf der zu er 
theilenden Gonfitmation, gehörige Anzeige gethan. Erfolgt diefelbe, mittelſt eines, 
an ben letztern erlaffenen, Tandesherrlihen Decrets; fo macht er folche nicht nur 
dem neuen Deputitten, mittelft Schreibens, fondern auch den fämmtlidyen Ständen 
aller drei Kreife, mittelft Circulars, bekannt. 
Vorfhriften wegen bes ——— Stimmrechts der Kreis— 
be ; 


in i .. ft nde. 

86 19. In Anſehung des Rechtes der Stände eines jeden Kreifes, bei der 
‚Wahl eines neuen. Deputirten feines Kreiſes ihre Stimmen zu geben, if noch Fol⸗ 
gendes zu bemerken: 

1) Der Generallandſchaftsdirector verliert. durch feine Stelle keinesweges bas 
Stimmrecht bei.der Wahl eines neuen Deputirten feines eigenen Kreifes; und 
es ift ihm daher verftattet, in dem, deshaib an die Stände befielben zu erlaf 
ſenden,⸗Circular felbft denjenigen Stand zu benennen, welchem er feine eigene 
Stimme zu ertheilen ſich veranlaßt findet. 
2) Ein jedes der" Glfeder der Deputation hat. ebenfall das Recht, bei der Wahl 
eines neuen Deputicten feines eigenen Kreifes feine Stimme zu geben, und 
die Deputirten des Kreiſes, welcher zu wählen hat, erhalten zu dem Ende das 
diesfallſige Circular allezeit zurſt. — 
5) Wenn einer einzigen Perfon mehrere Iandtagsfähige Güter in einem Keeife 
: zuftehen; fo hat fie für jebes derfelben eine. befondere Stimme. Wenn hinge⸗ 
Hr gen mehrein Perfonen zuſammen ein einziges Gut dieſer Art in einem Kreife 
3 gehoͤrtz fo. haben. fie deshalb zufammen nur eine einzige Stimme. 
4) Wenn Frauenzimmer, ober außerhalb der herzoglich weimar- und eifenacht« 
ſchen Lande wohnende Gutsbefiser, bei einer Wahl mitſtimmen wollen; fo ha« 
ben fie deshalb im Voraus einem Gutsbeſitzer ihres Kreiſes Auftrag zu thun, 
auch ſolches dem Generallandichaftsdirector anzuzeigen. An diejenigen, welche 
v  ,bied nicht ‚gethan. haben, wird non. be legtern das Wahlcireular nicht erlaſ⸗ 
‚fen. Doch darf ein Stand neben feiner. eigenen Stimme nicht: mehr, ale | 
eine fremde Stimme führen, den einzigen Kal ausgenommen, wenn in ei« 
nem Kreiſe die. Zahl der Frauenzimmer ober der, außer den herzoglichen Lan⸗ 
den wohnenden, Gutsbeſiger groͤßer waͤre, als die Zahl der, in dem Kreiſe 
wohnenden, Gutsbeſitzer ſelbſt. ee 

Wie es mit der Wahl eines — akademiſchen Deputirten 
— ARE Sala 1. u Halten, EEE Sr 
9414. Kommt die Stelle des Deputirten ber Abademie Icna, entiosber duch den, 
nach abgelaufenen ſechs Jahren, erfolgenden conſtitutionsmaͤßigen Austritt, oder in 
der Zwiſchenzeit durch Abſterben oder fonſtigen Abgang zur Erledigungz ſo werden 
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im erftern alle, ſpaͤteſtene vier Wochen vor. der, zunaͤchſt vor dem Austrittäters 
mine vorhergehenden, ‚ordentlichen Deputationsperfommlung,.. und im letztern ‚Halle 
fpäteftens vier Wochen vor dem, auf dad Abfterben ‚oder den fonftigen Abgang. zus 
naͤchſtfolgenden, ordentlichen oder außerordentlichen Berfammlung der Deputation, 
dem Generallandfchaftsbirector von dem: afademifchen Senate -ziwet bis drei feiner 
Glieder — unter welchen ‚im erftern Falle nuch der Hustretende wieder mit begrife 
fen feyn kann, — namhaft gemacht, worauf ber ‚Generallandfchaftädirector dieſel⸗ 
ben fofort dem Landesherrn jchriftlich praͤſentirt. Der legtere wählt fobann einen 
darunter, und macht folches dem erften mittelft Decrets bekannt. . Sobald diefes eins 
langt, giebt der Generallandfchaftsdirector davon dem atademifchen Senate, mits 
telſt Eirculars, und der gefammten Landſchaft mittelft Circulars, gehörige Kenntniß. 
Sisordnung der Einftig hinzukommenden Deputirten, 

$. 15. In Anfehung ber Sigordnung ber Tünftig neu hinzukommenden Depus 
tirten, wird es in folgender Maaße gehalten. a 

Tritt ein neuer Deputirter aus der Klaffe der Gutöbefiger fn die Deputationz 
fo nimmt derſelbe, en fen, von weldem Kreiſe er wolle, allezeit den legten Plag 

"unter den Deputirten diefer Klaffe ein. Kommen mehrere Gutsbefiger aus verſchie— 

denen Kreifen auf einmal in bie Deputation; fo ordnen fie fid) unter einander nad) 
der oben $. 1. und 5. beftimmten Ordnung der Kreiſe. Wenn daher ein meimari- 
her und eiſenachiſcher Deputirter zugleich einruͤcken; fo ſitzt zuerſt der weimarifche, 
und dann ber eifenachifche. Wenn ein eiſenachiſcher und jenaifcher Deputirter zus 
gleich einruͤcken; fo figt. zuerft der eifenadhifche, und dann der jenaifhe u. ſ. w. 
Treten bei dem weimar: und eiſenachiſchen Kreife mehrere Gutsbefiger eines Kreis 
ſes zugleich in die Deputationz fo beſtimmt bie, Zeit ihrer erſten Belehnung den 
Rang unter ihnen, 

Wird der. akademifche. Deputirte erneuert; fo nimmt ber neue. Deputirte den 
Pla zwifchen dem fechften Deputirten aus ber Klaffe der. Gutsbefiger und dem er— 
ften Deputieten aus der Klaffe der Städte ein; in der Folge aber: roulirt er mit 
den. Deputirten aus der. Klaffe der Gutöbefizer, fo daß der nächite derfelben, ‚wel 
cher nad) ihm in die Deputation gefegt wird, den Plat hinter ihm erhält. 

Kommt ein neuer ftäbtifcher Deputirter hinzuz fo nimmt er jederzeit den. Tch« 
ten Plag unter allen zwölf Deputirten ein, ohne Unterſchied, zu welchem Kreije 
ev gehört. Treten mehrere ftädtifche Deputirte auf einmal in bie Deputas 
Pe fo ordnen fie fi) unter einander, nad) der vorerwähnten Rangordnung ber 

reife. N e 
Treten bei. dem weimarifchen. Kreife mehrere ftädtifche Deputirte beffelden auf 
einmal hinzus fo beftimmt der Rang, welchen zeither bei Lanbtagen bie Städte uns 
ter einander hatten, ihre Sitzordnung unter fi). — 

Wird ein ſchon vorhandener Deputirter, nach Ablauf der ſechs Jahre, aufs. 
neue wieder gewählt; fo behält er feinen alten Plab.. un 

es Bon den Suppleanten der Deputirten. ur 

$. 16. Damit die Deputation bei jeder Berfammlung moͤglichſt vollſtaͤndig ſeyn 
moͤge, werden den Deputirten aus der Klaſſe der Gutsbeſitzer, und den Deputirten 
aus der Klaſſe der Staͤdte zuſammen ſechs Suppleanten, aus jedem Kreiſe zwei, 
nämlich ein Gutsbeſitzer und ein ſtaͤdtiſches Rathsglied, beſtellt. Mit der Wahlpraͤſen⸗ 
tation und Confirmation derſelben wird es völlig fo gehalten, wie es oben $. 12, 
in Anfehung der Deputirten felbft, vorgefcjrieben worden ift, Wegen dev Wahl 
der erftern ſechs Suppleanten iſt fogleich bei der erſten Deputationsverfammlung 
das Nöthige zu beſorgen. 2 N 

‚Sollte bei einer der jährlichen Verfammlungen ber Deputation, oder auch bei 
einer außerordentlichen Bufammenberufung berfelben, einer ber Deputirten aus ber 
Klaffe der Gutöhefiger oder der Städte zu erfcheinen behindert werben; ſo iſt er 
verbunden ; folches dem Generallandſchaftsdiroctor zeitig anzuzeigen: damit von 
dem legtern fofort der Suppleant feines Kreifes und feiner Klaffe, einberufen were 
den Fönne. - — — F REN 

Bei dem Erſcheinen nimmt der Suppleant nicht die Stelle deſſen, welchen er 

vertritt, ſondern jederzeit die unterſte Stelle feiner Klaſſe ein. En 
Diäten und Reifetoften ” — een und des Landſchafts—⸗ 

* rt i yndici. mE a ee 
$ 17. Bei einer jeden ordentlichen und außerörbentlihen Verfammlung ber 
Dep 


ation, fo. wie bei einer. jeden. Gelegenheit,. mo fonft ein Deputirter In lande 
ſchaftlichen Geſchaͤften gebraucht wird, erhaͤlt derſelbe ohne unterſchied, aus wel⸗ 
cher Klaſſe er ſey: A Be a a 
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an Diäten, auf jeden Tag feiner Unmwefenheit an dem Orte, wo das Gefchäft 
"geführt wird, von dein Zage ber Ankunft an bis. zu dem Tage feiner Ab: 
reife incl, brei Rthlr. zwölf Grofchen; 

an Reifekoften, auf jeve Meile, fowohl bei der Hinz als bei ber Ruͤckreiſe, 
für Poftgeld und alle Nebenkoften zufammen, einen Rthlr. zwölf Gro- 
ſchen, wobei die Meilenzahl, im Abficht ber Deputinten, aus ber Klaffe der 
Gutsbefiser, von dem Gute an, von welchem das Recht ihrer Standſchaft 
abhängt, und, wenn fie mehrere Güter haben, von dem naͤchſten berfelben, 
in Anfehung der Übrigen, von dem Orte des Gefhäfts entfernten, Deputirs 
ter abe: von ihrem Wohnorte zu berechnen ift. 

Sollie der Landfhaftsfondicus der gefammien Landfchaft an auswärtige Orte 
verſchickt werden; fo erhält er - " 

an Diäten auf jeven Tag feiner Anmefenheit bafelbft, vom Zage der Ankunft 
an bis zum Tage der Abreife incl, zwei Rthlr.; 
an Reifekoften eben fo viel, wie vorerwähntermaßen ein Deputirter. 
* Waͤhrend der Verſammlungen der Deputation hingegen bekommt derſelbe keine 
täten. 
Ein Deputationsglich tft au Glied des Landfhaftscollegii. 

$. 18, Eins der, in der Refidenzftadt Weimac wohnenden, Glieder ber land— 

fhaftlichen Deputation aus der Klaffe dev Guisbefiger ift zugleich auch Glied des 
Landfchaftscollegiums, und hat in diefer Eigenschaft eben ſowohl alle Rechte, als 
alle DObliegenheiten der übrigen Glieder des Iegtern. 
* Die Präfentation beffelben gefchieht von der Deputation felbft, und zwar ofne 
vorherige Rücfprache mit den gefammten Ständen, jederzeit bei der naͤchſten or: 
dentlichen oder auferordentlichen Deputationsverfammlung, weldye nach ber fid) er: 
. eignenden Erledigung gehalten wird. 

Die erfte Präfentation wird bei der, am nächjtbevorfichenden 23. Dctober Statt 
findenden, erften Depuiationsverfammlung vorgenommen. Zrüge fick indeß ber Fall 
zu, baß unter dem wirklihen Deputationsgliedern keins vorhanden wäre, das füg- 
lich zu diefer Stelle präfeniiet werden Tönnie, "dagegen aber unter den Gupplcans 
ten derfelben ($. 16.) ein dergleichen Eubject ſich befaͤnde; fo Eönnte auch folches 
dazu präfentirt werden. Nach eingelangter landesherrliher Gonfirmation des Prä- 
fentirsen, welche der landfchafilichen Deputation jederzeit mittelft herzoglichen De— 
cretö befannt gemacht wird, gefchieht ſogleich die wirkliche Einführung deffelben in 
das Landicyaftscollegium. 

Sollte er vielleicht in ber Folge aufhören, ein Glied der landſchaftlichen De: 
putation oder ihrer Suppleanten zu feyn, ober feinen Wohnfig verändern; fo hört 
er auc dadarch von felbit auf, ein Glied des Landfchaftscollegii zu feyn, und es 
wird alsdann ein neuer an feine Sielle präfentirt. 

Die Befoldung diefes Gliedes des Collegii wird unten $. 34, beftimmt werben. 

Geschäfte der Deputation. 

$. 19. Die vorzüglichften Gefchäfte der Tandfchaftlichen Deputation bei ihren 
ordentlichen jährlichen Bufammenkünften find folgende: 

Das erfte und vornehmfte unter allen ift die Durchgehung und Abnehmung der, 
ſowohl über die Hauptlandfcaftsfaffe, als die übrigen dem Landfchaftscollegio uns 
tergeordneten, Kaffen geführten Rechnungen. In welcher Maaße diefes gefchichtz 
davon ift unten -(d. 41.) umftändliche Anweifung zu finden. 

Ein anderes, nicht minder wefentliches, Gefhäft ift die Regulirung der ſaͤmmt⸗ 
lichen Kaffenetats auf das nächfte Rechnungsjahr, wie aud die Ausfindigmachung 
der Mittel, um die nach diefen Etats erforberlihen Staatsbeduͤrfniſſe aufzubrins 
gen. Die Art und Weife, wie hierbei zu Werke zu gehen ift, wird $. 42. näher 
beftimmt werden. 

Wenn neue Landesgeſetze zu erlaffen find, welche nicht bloße, weder mit ber 
Lanbesverfaffung, noch mit befondern Localumftänden in Verbindung ftehende Rechts: 
gegenftänbe betreffen, und deren Promulgation nicht fo nothwendig ift, daß fie kei⸗— 
nen Aufſchub verftattet; fo werden die Entwürfe davon zuvörberft der landſchaftli— 
chen Deputation zu Eröffnung ihres unvorgreiflichen Gutachtens vorgelegt. Die 
genaue Durchgehung biefer Entwürfe und die Exftattung ihres Gutachtens darüber 
macht daher ebenfalls einen wefentlichen Theil ber Beihäftigung derfelben bei dies 
fen 3ufammenfünften aus. 

Wird von dem Lanbesheren über einen andern, dad Wohl des ganzen Landes 
Rn, Gegenftand ihr unvorgreifliches Gutachten vernommen; fo zieht fie die 


* F 47 


738 Sachen: Weimar - Eifenach. 


Sache in reifliche Erwägung, und eröffnet ſodann ihre patriotifche Gedanken bar: 
über ſchriftlich. ; | 

Sehen ihr felbft zu Beförderung des allgemeinen Beften gereichende Vorfchläge 
bei; fo läßt fie ſolche chenfalls fchriftlic an den Landesherrn gelangen. 

Damit aber bei ihren Zufammentünften die Zeit möglichft benugt werben möge, 
ift in folchen keineswegs Alles in pleno zu verhandeln, fondern es hat der Generallande 
ſchaftsdirector fogleich beim Anfange einer jeden Verſammlung die Glieder ber 
Deputation in mehrere Sectionen zu vertheilen und ſich dabei zu bemühen, einer 
jeden biefer Sectionen gerade folche Grgenftände zur Bearbeitung zu übertragen, 
welche den Kenntniffen der Perfonen, aus denen fie befteht, am meiften angemefz 
fen find. Eine jede ſolche Section darf zwar aus nicht weniger old brei Perfonen 
beftchen; es ijt aber auch fchon Hinlänglich, wenn fie nur diefe Bahl von Gliedern 
enthält. Uebrigens hängt es Lediglich von dem Gutbefinden des Generallandfchafts- 
divectors ab, wie er jede Section orbnen, und aus welcher Klaffe von Deputirten 
er biefelbe ganz oder zum Theil zufammenfegen will, fo wie auch die Einrichtung 
ihrer verſchiedenen Sigungszeiten blos und allein feinee Anordnung überlaffen 
bleibt. Das Protocoll bei den Sectionen führt jederzeit dasjenige Glied derfelben, 
welches im Range das letzte ift. . ; 

Sit von einer Section bie ihr zu Ducchgehung und Erwägung übergebene 
Sache gehörig bearbeitet; fo wird fodann der ganzen Deputation von dem Reſul— 
“ - tate Vortrag gethan, und, nach angeftellter fernerer Deliberation darüber, ein ges 
meinfchaftlicher Deputationsfchluß gefaßt. 

Subalternen berfclben. 
$. 20. Die Subalternen der landſchaftlichen Deputation find 
1) der bei der vereinigten Landfchaft anzuftellende Landfchaftsfyndicus, und 
2) ein Landſchaftskanzelliſt. 

Die erftere Stelle wird gegenwärtig mit dem zeitherigen Landfchaftsfyndicus 
ber weimarifchen Landfchaft beſetzt; die zweite kann jederzeit von einem Steuerfub: 
alternen mit verfchen werben. = 

Diefer beiden Subalternen bedient ſich auch der Generallandfchaftsbirector bei 
den, außer der Verſammlung der Deputation vorfallenden, Erpeditionen, 

Da aber folhergeftalt der Landfihaftsfyndicus der künftigen vereinigten Lands 
fchaft weit mehrere Gefchäfte, hat, als der Syndicus der weimarifchen Landfchaft 
zeither hatte; fo wird die Beſoldung von 133 Rthlr. 8 Gr., welche der letztere in 
der Eigenfchaft bezog, bis auf 233 Rthlr. 8 Gr. crhöhet. 

Snwiefern außer der Deputation noch fonft Bufammenkfünfte ber 

Landftände Statt finden. 

| 8. 21. Außer den ordentlichen und außerordentlichen Verſammlungen der lands 
ſchaftlichen Deputation findet fonft keine Zuſammenkunft der Landftände oder Ein: 
berufung berfelben, weder im Allgemeinen noch theilweife Statt; es ſey denn, daß 
ber Landesherr zu irgend einer Beierlichleit, oder zu einem befondern Zwecke für 
nöthig finden follte, alle oder einige Stände zu convociven, oder daß fie feldft, un: 
ter Vorlegung vorzüglich wichtiger Gründe, auf Verftattung einer allgemeinen Bu: 
fammentunft antragen follten. 

Jedem einzelnen Stande ift erlaubt, feine Anliegen an bie Depu: 

. tation gelangen zu laffen. ö 

$. 22. Doc) wird hierdurch den zur Iandfchaftlichen Deputation, nicht gehört: 
gen Ständen — welche übrigens ferner, wie bisher, Stände des Landes bleiben, — 
keineswegs die Erlaubniß benommen, in dem Falle, wenn Einer oder der Andere 
unter ihnen einen, nach feiner Anſicht, zum Beften des Landes geveichenden Vor: 
Thlag oder Wunſch hegen, oder fonft cin Gebrechen, deſſen Remedur das allges 
meine Wohl ihm zu erfordern ſchiene, bemerkt zu haben glauben follte, davon ber 
Iandfchaftlichen Deputation während ihrer Verſammlung, oder auc) vorher ſchon dem 
Landfchaftsdirector, zum Mortrage bei der letztern fchrifttiche Anzeige zu machen. 
Geſchieht dies; ſſo hat die Deputation die Sache in Deliberation zu ziehen, und 
wenn fie foldye beadytungswerth findet, diefelbe dem Landesherrn zur weiten Bes 
herzigung vorzulegen. 1 
Bon den widhtigften Befhlüffen der Deputation erhalten bie übris 

gen Stände Nachricht. 

$. 23. Dem Generallandfchaftsdirector ift es verftattet, von Zeit zu Zeit bie 
fämmtlichen Stände duch an fie zu erlaffende Circularien von den wichtigften, bei 
den Verfammlungen der Deputation gefaßten, Beſchluͤſſen mittelft Circulars Notiz 
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‚gu ertheilen; doch verftcht es ſich vom felbft, daß hierbei von einer wirklichen Ab: 
ftimmung nicht die Rebe feyn koͤnne. 
ale "Bon ben gemeinfhaftliden Gommiffionen. 

8. 24. Sollte eine aus herzoglichen Commiffarien und landfchaftlichen Depu- 
tirten beftehende gemeinfchaftliche Commiſſion niederzufegen ſeyn; fo werden hierzu 
En note Seits in der Regel nur Glieder aus ber Tandfchaftlichen Deputation 
gebraucht, den einzigen Ball ausgenommen, wenn vielleicht gerade unter den, zu 
derfelben nicht gehörigen, Ständen Einer oder der Anbere ſich befände, welcher in 
dem Gefchäft, das den Gegenftand der Gommiffion ausmacht, ganz vorzuͤgliche 
Kenntniffe befäße,-da ſodann der landſchaftlichen Deputation, und, außer ihrer 
Hichtverfammlung, dem Generallandfhaftspirector erlaubt ift, diefen Stand flatt ei- 
nes Deputationsgliebes zu der Commiſſion abzuorbnen. 


Biertes Kapitel. 


Vom Benerallandfhaftsdirector., 


Behält feine Stelle lebenslänglid. 

8. 25. Der Generallandfchaftsdirector tritt nicht fo, wie die übrigen Glieder 
ber Deputation, nad) einer gewiffen Reihe von Sahren ab, fondern behält fine 
Stelle Iebenslänglich. 

DObliegenheitten deffelben. 

$. 26. Die Hauptobliegenheiten deſſelben find folgende: 

1) Hat er bei allen Verfammlungen der Tandfchaftlidyen Deputation, den außeror⸗ 

. bentlihen eben fo, als den ordentlichen, das Directorium zu führen, und 
in. der Maafe, wie es bereits im $&. 19. vorgefchrieben ift, die Gefchäfte 
unter den Deputationsglisdern auf cine gwedmäßige Art zu verthrilen. 

2) Erforbert feine Pflicht, jedesmal einige Zeit vor der Zufammenkunft der De 

putation Alles fo vorzubereiten, damit diefelbe ſogleich mit ihrer Eröffnung 
in volle Thätigkeit gefeät werden koͤnne. In Anſehung der ihm hierzu erfor: 
derlich erfcheinenden Nahrichten und Auffcylüffe hat er fi) an die dicefallfiz 
gen Behörden, auch, wo nöthig, an das herzogliche Minifterium felbft zu 

wenden. . 

8) Liegt ihm die Erlaffung aller landſchaftlichen Gircularien ob, fie mögen an 
die ſaͤmmtlichen Stände aller drei Kreife, ober nur an die Stände eines ein— 
zigen Kreiſes gerichtet feyn, wobei er Übrigens in Benugung der ihm im 
* $. — Erlaubniß jedesmal vorſichtigen Gebrauch zu machen wiſ— 
en wird. 

4) Sind von ihm außer den Verſammlungen der Deputation die Stände zu ver: 
freten, und alle vorfallende Landfchaftliche Geſchaͤfte allein zu beforgen, und 
aus dieſem Grunde ift er verbunden: 

a) beftändig den Faden aller Tandfchaftlichen Gefhäfte zu behalten, vorzuͤg— 
lic) aber dafür Gorge zu fragen, daß die bei den Deputationsverfamms 
lungen, unter Genehmigung des Landesheren, genommenen Befchliffe 
nachher auch wirklich zur Ausführung gebradyt werben, und zu dem 
Ende, wo nöthig, bei den diesfallfigen Behörden gehörige Inſtanz 
u thun; 

b) an in einer, des Landes Befte betreffenden, Angelegenheit ihm von beni 

 Regenten feine Erklärung ober fein unvorgreifliches Gutadjten abgefordert 
wird, foldyes ungefäumt zu erftatten; 

e) im Falle der Landesherr feine perfönlihe Gegenwart nöthig findet, fich 
a dem, ibm hierzu von bemfelben beflimmten, Orte fchleunigft cine 
zufindenz 

d) dafern ihn ein das allgemeine Befte des ganzen Landes betreffender Ges 
genftand fo dringend fihiene, daß, feiner Anficht nad), folcher bis zur 
nädıften Deputationsverfammlung füglich nicht aufaefchoben werden koͤnnte, 
davon fofort bei dem Landesherrn, unter allenfallfiger Eröffnung feiner 

. besfallfigen unmaßgeblichen Gedanken, Anzerge zu thun. j 

Welcher Subalternen er fich hierbei zu feinen Erpeditionen zu bedienen babe, 
ift fchon im 20. $. enthalten! 

Bereits gefhchene Erne ung des erften Generallandſchafts— 

directors. 

8. 27. Da bei der, im Januar und Februar d. I. Statt gefundenen, Ver: 
fammlung der Deputirten aller deck bisherigen Landſchaften der einmüthige Wunſch 
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geaͤnßert worden, daß ber von ihnen damals, mit Genehmigung des Landesheren, 
zum Directore pleni gewählte herzoglich gothaifche Minifter und herzoglich ſaͤch— 
fifche gemeinfchaftliche Hofrichter, Freiherr von Ziegefar, wegen ber ihm in den 
landſchaftlichen Angelegenheiten beiwohnenden beſondern Kenntniſſe, welche er auch 
bei dieſem Directorialgeſchaͤfte noch mehr zu erweitern Gelegenheit gehabt hatte, 
zum erſten Generallandſchaftsdirector der neuen. vereinigten Landſchaft ernannt 
werden möchte; fo ift in der Vorausfeßung, daß dieſer Wunfch, wie es auch nuns 
mehr wirklich gefchehen, die Bewilligung der fämmtlichen Landftände erhalten werde, 
berfelbe hierzu bereits ernannt, aud) deshalb mit einem landesherriichen Decrete vers 
ſehen worden. 
Wiederbefegung diefer Stelle im Erledigungsfalle 

5.25. Bei dereinfliger Erledigung biefer Stelle wird es, in Anſehung ber 
Wicderbefegung, in nachftehender Maafe gehalten. 

Nah des Erledigung fchreibt der Landesherr eine außerordentliche Vers 
—— der landſchaftlichen Deputation zu der Veranſtaltung des Wahlge— 

‚5 aus. : 

“ Bei diefer Verſammlung, bei welcher das ältefte Deputationsglied den Vortrag 
hat, vereinigt man fi, nach den mehreften Stimmen, über deei Perfonen, von 
denen man überzeugt zu feyn glaubt, daß fie die zu der Stelle eines Generalland- 
fchaftsdirectors nöthigen Eigenschaften befisen. Iſt folches geſchehen; fo eriäßt die 
Deputation an die Stände aller Kreife ein von ihren fämmtlichen Gliedern gu uns 
terfchreibendes Gircular, mittelft deffen fie diefelben auffordert, ihre einzelnen Stim⸗ 
men darüber fchrifilich abzugeben, welder unter den vorgefclagenen Perfonen dem 
Regenten zu präfentiren feyt Sobald dies Circular erlaffen ift, trennt die Depu⸗ 
tation ſich wieder. — 

Der Generallandſchaftsdirector kann aus jedem der drei Kreiſe gewählt were 
den, und eben fo gut nicht abeligen als abeligen Standes, auch eben fowohl ein herzogl. 
fachfen= weimar= und eifenadhifcher als ein fremder Diener feyn, wenn er nur nicht 
unter die Zahl der wirklichen Glieber des herzoglich weimarſchen Staatsminifterif 
und der Präfidenten der weimar- und eiſenachiſchen hoͤhern Collegien. gehört, auch 
fonft in ſolchen Verhäliniffen ſich befindet, daß er ſowohl den jährlichen Ver— 
fammlungen der landſchaftlichen Deputation gehörig beimohnen, als, wenn «8 
fonft die umftände erheifchen, fi in Weimar perfönlich einfinden koͤnne. 

Bei der Abftimmung der fämmtlichen Stände aller drei Kreife, zum Behuf 
feiner Wahl, wird gerade fo verfahren, wie e8 oben $. 12. und 13., in Abſicht 
der Stände eincs jeden einzelnen Kreifes, bei der Wahl eines Deputicten deffelben 
vorgefchrieben worden. 

Die Glieder der landfchaftlichen Deputation felbft ftimmen daher eben fo gut 
mit, als die übrigen Stände. 

Bei der Stimmenzählung werben alle einzelne Stimmen gerechnet, und es fine 
den hierbei Feine vota curiata der Kreife Statt. 

Die auf ſolche Art erwählte Perfon präfentirt ſodann die landfchaftliche Depue 
tation dem Landeöheren, mittelft eines, von ihren fämmtlichen Gliedern zu unter— 
fchreibenden, und zu dem Ende vorher jedem einzelnen Gliede durch ihren Vorſitzen⸗ 
den zuzufendenden, Schreibens, zur Confirmation. 

Diefe legtere wird von dem Landesherren der Deputation, mittelft eines, ihrem 
Vorfigenden zu infinuirenden, Decrets, bekannt gemacht, und zugleich wird dem 
neuen Generallandfhaftsdirector Über feine Ernennung ein berzogliches Decret in 
der gewöhnlichen Maaße zugefertigt, unter deffen Beilegung er ſich darauf. felbft 
der gefammten Landſchaft mittelft Eirculars vorftellt. 


Befoldung, Diäten und Reifekoften des Generallandſchafts— 

: directors. 

8.29. Die jährliche Befoldung des Generallandfchaftsdirectors beftehet in fünf: 
hundert Reichsthalern — = — : | 

Da indefjen der gegenwärtige, aus eigener Bewegung, fich erflärt hat: daß 

er, zu Schonung ber Hauptlandfchaftsfaffe, vor der Hand blos mit feinem zeit 
berigen, als ordentlicher ritterfchaftlicher Deputirter der Senaifchen Landfchaft, bes 
zogenen Gehalte von 300 Rthlr. — = — = ſich begnügen, in ben Genuß ber übri= 
gen 200 Rthlr. aber erft alsdann eintreten wolle, wenn dereinſt durch den Abgang 
des Einen oder des Andern ber zeitherigen Directorien der Weimar: und Eifenachi= 
ſchen Landſchaften eine Befoldung zurücdfallen würde; fo behält es dabei fein Bes 
wenden. er 
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So oft der Generallandfchaftsdirector in Kandfchaftlichen Angelegenheiten Reifen 
zu machen hat, erhält er; 
an Diäten während ber Zeit feines Aufenthaltes an dem Orte des Gefchäftes, 
— Tage der Ankunft an, bis zum Tage der Abreiſe inch., taͤglich Fünf 
wi... 


- * 


an Reiſekoſten, ſowohl auf der Hinreiſe, als auf der Ruͤckreiſe, fuͤr jede 
Meile, von dem Gute an, von welchem er das Recht ber Standſchaft hat, 
oder wenn er bereit zivei befist, von dem naͤchſten berfelben an gerechnet, über: 
haupt. und mit Einfluß alles Nebenaufwandes Drei Athle. — = — =. 
Süunftes Kapitel. 
au Vom Landfhaftscollegio. 
Glieder deffelben und feiner beiden Abtheilungen. 
- 8.80. Das Landfchaftscollegium, welches unmittelbar dem Landesheren unterge— 
ben ift, beftehet aus fechszehn Perfonen in folgender Ordnung : 
mar und Eiſenach); 
einem Bicepräfidenten; 
ſechs herzoglichen Raͤthen; 
einem Landſchaftsdeputirten und 
ſechs Landraͤthen. ax 
. Diefe bilden zwei verfchiedene Abtheilungenz die Weimarfchen, welche aus 
einem Präfidenten (dem zeitherigen Weimarfchen Landfchaftskaffendirector) ; 
einem BVicepräfidenten;. 
vier herzogl. Raͤthen; 
dem Landichaftsdeputicten und 
- ‚vier Landrätben ; BE 
und die Eifenahfchen, welche ans 
einen Präfidenten (dem zeitherigen eifenachfchen Landfchaftskaffendirector) ; 
zwei herzogl. Räthen und ’ 
zwei Landräthen,. .  : 
zufammengefest ift. > Ne — 

Sollte vielleicht in der Folge die Erfahrung ergeben, daß eine Verminderung 
ber Praͤſidentenſtellen Platz greifen koͤnnte; fo geſchiehet ſolche dereinſt bei ſich ereig— 
nenden Erledigungen. — — 

Die Reſidenzſtadt Weimar iſt der Sitz des Collegii. Allda verſammeln ſich da: 
ber. von Zeit zu Zeit die beiden Abtheilungen deſſelben, um unter der Direction des 
ältern ihrer beiden Präfideriten, ein Plenum zu conftituiren. Aus eben dem Grunde 
führe auch außer diefen Verfammlungen die weimarifche Abtheilung den Namen des 
Landſchaftscollegii. — 

En Geſchaͤfte deffelben. 
$. 51. Die Gefchäfte, welche dem Landfchaftscollegio obliegen, find: 

1) die Beforgung des: ganzen, Steuerwefens in feinem vollen Umfange und bie 
Verwaltung fümmtlicher Iandfchaftlichen Kaffen in den herzogl. weimar- umd 
eiſenachſchen Landen, mit Einfluß der jenafchen Landesportion, jedoch mit 
Ausfhluß des Amtes Ilmenau, fo wie alles dies zeither in Weimar und Ei: 
ſenach von ben beiden" Landfchaftstaffendirectorien, und in Iena von der daſi— 

- __ gen Orxrbdinarbepufation, in der Eigenfchaft als Steuercollegium: geſchahe; 

2) die Leitung aller Kriegs» und Gantonsgejchäfte, welche bisher der Kriegscom⸗ 
miffion zu Weimar übertragen waren; ' 

3) die Verwaltung der beiden weimar- und eifenachichen Brandaffecurationgin- 

‚ Ritute, fo wie folche -zeither von den beiden Brandaffecurationscommiffionen zw, 

Weimar und Eiſenach beforgt wurde; 7 

4) die Unordnung alles deſſen, was den Wege- und Straßenbau in den herzoglich 
weimar= und eifenachfhen Landen, mit Einfluß der jenafchen Landesportion, 

jedoch mit Ausfchlug des Amtes Ilmenau, ferner den weimar-, eiſenach- und 
jenaſchen Wafferuferbau, wie auch den weimarſchen Stadtpflafterhbau betrifft, 

N ER ‚dies zeither von ber vereinigten Kammer zu Weimar und Eiſenach 
geſchahe; 5: 

5) Die Oberaufficht über die allgemeine Landescultur, fo wie folche zeither zu 

—— — dem Polizeicollegio, und zu Eiſenach von der Regierung gefuͤhrt 
wurde, u 


zwei. Praͤſidenten (den zeitherigen beiden Landſchaftskaſſendirectoren zu Wei: 


u. 
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6) die Zeſorgung alles deſen/ was dem neu zu a re Vermeſſungeburean 
angeht 

Hiervon gehoͤren: F— — 

A) für das ganze Collegium: 

ad 1) das, was die Landfſchaft im — betrifft, und barunter vorzůg⸗ 
lich die Verwaltung ber Hauptlandſchaftskaſſe; 
, ad 2 die ——— = und Eantonsfachen in den fämmtfichen beegogticen Lan: 
en, 
ad 6) ie Deſchaͤfte des neu zu errichtenden Bermeffungshurean ia den Timm 
lichen herzoglichen Landen; 

B) für die Weimarſche Abtheilung insbefondene: 

ad 1) die Beforgung des Steuerweſens ‚in ben hergoglich weimarfchen Lan: 
den, mit Einfhluß der jenafchen Landesportion, und die Verwaltung der 

weimar⸗ und jenaſchen Kreiskaſſen; 

ad Hi die Verivaltung des mweimar = nnd jenaſchen Brandaffecuratichsin- 

ituts; 

ad 4) die Unordnung: deſſen, was den. Weg⸗ * Straßenbau in ben her— 
zoͤglich weimarſchen Landen mit Einſchluß ber jenaſchen Landesportion, 
jedoch mit Ausſchluß dem Amts Ilmenau, wie auch deffen, was den wei⸗ 
mar= und jenafchen Wafferuferbau, ingleichen den weimar-⸗ und jenafchen 
Stabtpflafterbau betrifft, und Du 

ad 5) die Oberaufficht über die Landescultur in den herzoglich weimarfchen 
Landen, mit Einfluß der jenafchen!Landesportion, - 

: CO). Für die Eiſenachſche Abrpeitung insbeföndere: 

ad 1) die Beforgung des Steuerwefens in den herzoglich eiſenachſchen Lan⸗ 

den und bie Verwaltung ber eiſenachſchen Kreiskaſſe; 

ad 3) die Verwaltung des eiſenachſchen Byanbäfferurakionsinftituts ; 3 

ad 4) die Anordnung deffen, was den Straßen: und Wafferbau in ben 
herzoglich eiſenachſchen Landen angeht, und 

ad 5). die Oberaufſicht Aber. die Landeschltur in diefen Landen. 

Die für das ganze Landfchaftscollegium gehörigen Geſchaͤfte werden, wenn es 
in ein Plenum verfammelt iſt, von dieſem, außerdem aber von der weimarfchen Abs 
theiling beforgt, welche jedoch, in wichtigen und dabei Aufſchub leidenden Faͤllen, 
. borher- mit der eiſenachſchen Abtheilung communiecirt. 


* Subalternen deſfelben. 
. 32. Die Subalternen des Landſchaftcollegii finde, 
1) die ſaͤmmtlichen Subalternen der beiden vormaligen- Landſchaftskaſendireetorien 
— und Eiſenach, wie auch der landſchaftlichen — —— zu 


2) die ämmttidhen Subalternen ber vormaligen Kriegscommiſſi onz — 

8) die ſaͤmmtlichen, bisher bei dem weimar- und eiſenachſchen Wege: und Stra⸗ 
ßenbau, dem weimar = und jenaſchen Wafferuferbau, und dem weimarſchen 
Stadtpflaſterbau angeſtellten Officiantenz 

4) die bei dem Landvermeſſungsbureau anzuſtellenden deldmeſſer und andern Sub: 
alternenz 

6) der zeitherige Syndicus der mweimarfchen Lendſchaft, als kuͤnftiger Procurator 
des Landſchaftscollegii; 

6) der zeitherige Syndicus der eiſenachſchen Lanbſchaft, und 

7) der zeitherige Syndicus der jenaſchen Landſchaft, als ftiger Concipientzin 
den jenaſchen Steuerſachen. 

Davon ſtehen: 
A) unter dem ganzen Collegio: 


ad 1) der Kaſſirer bei der Hauptlandſchaftskaſſe, und uͤberhaupt alle bei 
dem ganzen Collegio, als ſolchem, anzuſtellende Subalternen; | 
A ad 2) vie fämmtlihen Subalternen ber vormaligen Kriegscommiſſion; 
ad 4) die fämmtlicdyen, bei dem Bermeffungsburcau anzuftellenden Feldmeffer 
und Subalternen, und 
ad 5) ber zeitherige — als kuͤnftiger Procurator des gan⸗ 
zen Landſchaftscollegii. 
B) unter der Weimarihen Abtheilung 


ad 1) die bei den beiden Kreiskaſſen zu Weimar und Jena anzuſtellenden 
Subalternen; 
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ad 3). die Officianten bei dem weimar⸗ und jenaſchen Wege: und Straßen: 
auch Waffetuferbau, ingleihen dem weimarſchen Stabtpflafterbau, und 
ad 7) der Landfchaftsfyndicus zu Jena, als Eünftiger Eoncipient bei ben 
dafigen Steuerangelegendeiten. 
CO) unter der Eiſenachſchen Abtheilung: 
ad 1) die Subalternen des vormaligen eiſenachſchen Landſchaftskaſſendirec— 
toriums; 
ad 8) die Officianten bei dem eiſenachſchen Wege- und Straßenbau; 
ad 6) der Landſchaftsſyndicus zu Eiſenach. 
Sollte e3 fich in Zukunft zeigen, daß unter den vorftchenden verfchiedenen Sub— 
alternen, entweder durch Einziehung einer oder der andern Stelle, ober Verbindung 
mehrerer, ober fonft auf eine andere Art, eine Verminderung thunlich wäre; fo 
gefiehet ed, fobald als fich, bei fich ereignenden Vacanzen, eine Gelegenheit darzu 
arbietet. 
Beſetzung der Stellen bei dem Collegio und unter den 
| Subalternen. 
.$. 33. In Anfehung folgendet Stellen, als: 
des im Gollegio Eis und Stimme habenden landſchaftlichen Deputicten ; 
der fechs Landräthe; 
des Kaffivers der Generallandfchaftskaffe, und 
- des Syndici der vereinigten Landſchaft, 
als folche, ‚fteht den Ständen das Praͤſentationsrecht zu. 
Wie foldyes bei Befesung des landſchaftlichen Gliedes im Collegio auszuüben 
iſt; davon ift ſchon im 18ten $. nähere Vorfchrift ertheilet worden. 
Voͤllig fo wird es auch mit Präfentation des Kaffirers bei der Gengralland- 
ſchaftskaſſe und des Landfchaftsfyndici der vereinten Landfchaft gehalten. Wegen ber 
VPraͤſentation der Landräthe wird das Nöthige weiter unten im 55. $. vorfommen. 
Alle übrige Stellen, ſowohl im Colfegio felbft, als unter den Subalternen, 
befest der Landesherr lediglich nach eigener Willkühr, jedoch, foniel die Subalternen 
beteifft, jederzeit nach vorher gefchehener Vernehmung des Collegii mit feinem gut: 
achtlichen Berichte. - 
Gehalt diefer Stellen. 


$. 34. Die bereits vorhandenen Glieder des Landfchaftscollegii und die fchon 
angeftellten Subalternen behalten ihre gegenwärtigen Befoldungen. In Anfehung der 
ben binzulommenden wird der Gehalt des Vicepräfidenten auf 800 Rthir. — — : 

eftimmt. 

Das landfchaftlihe Glied der Deputation erhält jährlid 300 Rthlr. — = — = 
Ein Landrath, befommt in der Regel 300 Athir. — = — : 

‚Sollte jedoch etwa bet Einem, oder dem Andern der ihm angewicfene Sprengel 
ganz befonders Klein ſeyn; fo werben ihm nur 200 Rthlr. ausgeſetzt. Creignete ſich 
der Fall, daß das Landfchaftsgtied aud) zugleich Landrath wäre; fo wird ihm die 
Befoldung der .300 Rthlr. — = — = gleihwohl nur einfach verabreicht. 

Ueber die dem kuͤnftigen Kaffirer bei dir Dauptlandfchaftskaffe und den etwa 
fonft noch neu anzuftellenden Subalternen auszuwerfende Befoldung, werben fich, bei 
der naͤchſten Berfammlung der Iandfihaftlichen Deputation, der Landesherr und die 
Deputirten vereinigen. 

Die dem Landfhaftscoliegio untergeorbneten Kaffen. 
a) Hauptlandfchaftstaffe und Kreiskaffe. , 

5. 35*), Zu den Iandfchaftlichen Einnahmen und Ausgaben werben vier -befon- 
dere, völlig von einander feparirte, und nie mit einander zu vermengende Kaffen 
errichtet, nämlich: | 

. . eine Hauptlandfihafstaffe, und drei Kreiskaffen, bei jedem Kreiſe eine eigene. 
Zu einer jeden dieſer vier Kaffen wird ein befonderer Kaffirer beftellt, und von dem: 
felben eine, mit feiner Einnahme im Verhältniß ftehende, Caution geleiftet. 

Die drei Kreiskaffen werden aus den zeitherigen drei Landfchaftskaffen formirt, 
dergeſtalt, daß jede derfelben zwar die ganze Einnahme.der Landſchaftskaſſe, aus 
. welcher fie entftanden ift, ohne Ausnahme behält, jedoch davon nicht alle bisherigen 
Ausgaben diefer Kaffe, fondern nur einige darunter beftveitet, und alles was Übrig 
bleibt, nach Abzug einer gewiffen beftimmten eifernen Vorrathöfumme, von Monat 
zu Monat, an die Hauptlandfchaftstaffe abliefert. 

Die vorzüglichften Ausgaben, welche einer jeden Kreiskaſſe oblicgen, -find : 

1) die Bezahlung der Zinfen der Paffivcapitalien ihrer zeitherigen Landſchaft, un: 
) Confer. der Nachtrag. ö 
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ter welche aber diejenigen nicht gehoͤren, die zu Beſtreitung der Koſten des 
leptern Kriegs aufgenommen worden find; 

2) die Abtragung. diefer landſchaftlichen Pafjivcapitalien felbft, inſofern eins 
oder das andere davon heimgezahlet werben muß; 

3) die Ablieferung der beftimmten Summen, welche zeither aus den Specialland⸗ 
ſchaftskaſſen zu den Kriegsfchuldenamortifationskaffen jährlich abgegeben wur: 
den, fo wie derjenigen, welche vielleicht noch Zünftig etwa auf die Kreiskaſſen 
gelegt werben Eönnten; 

4) die Verabreihung der feftgefesten Befoldungen und Penfionen -der bei dem 
Kreife angeftellten, oder doch in bemfelden wohnenden Perfonen, und 

5) der durch die Verwaltung der Kaffe felbft entflehende Aufwand, wohin befons 
ders Steuererlaffe, Eadueitäten, Einzählgelder, Poftgeld, Botenlohn, Copial⸗ 
und Drucgebühren, Reifekoften und Diäten inden Gefchäften des Kreifes gehören. 

Die Hauptlandfchaftstaffe, deren Einnahme auf biefe Art blos aus den von 
den drei Kreiskaffen eingefendeten Ueberſchuͤſſen beſteht, hat vorzüglich zu beſtreiten: 

1) Alles, was zeither aus den Speciallandfchaftskaffen zu diefem oder jenem 
Zwecke an andere öfientliche Kaffen, z. B. die Kammerkaffen, die Kriegstaf 
fen ꝛc. abgegeben wurde, und 

2) Alles, was zum Beften des ganzen Landfchaft aufgewendet wird, wohin 
alfo auch die Verzinfung und Wiederabtragung folder Paffivcapitalien gehört, 

welche etwa in der Folge, bei vorkommenden außerordentlihen Ereigniffen, 

‚zum Nusen der vereinigten Landſchaft würden aufgenommen werben müffen. 

Nah diefen Grundfägen fertigt das Landfchaftscollegium, fowohl dem Kaffirer 
der Hauptlandfchaftskaffe, ald dem Kaffiver einer jeden befondern Kreiskaffe eine bes 
faillirte Inftruction aus, in welcher nicht nur alles, was von ihm aus feiner Kaffe 
zu beftreicen ift, fondern auch alles, was fonft noch zu feiner Obliegenheit gehört, 
umftändlich angegeben, und zugleich bei einer jeden Kreiskaffe genau beftimmt wird, 
wie hoch ihre eiferne Vorrathsſumme ſich belaufen folle. 

Zu Führung der Aufſicht über die jenafche Kreiskaffe, als zu welcher durchaus 
verfchiedene Rocalkenntniffe erforderlich find, die erft durch mehrese Erfahrung ers 
worben werben müffen, hat die weimarfche Abtheilung des Landfchafiscollegii, 
welcher fie untergeordnet ift, jederzeit einem ihrer Glieder befondern Auftrag zu ertheilen. 

Kriegsfhuldenfaffen find ausgenommen. 

$. 36. Da zur fucceffiven Amortifation der durch den legten Krieg eniftanbes 
nen lanbfchaftlichen Schulden, bei jedem der drei Kreife bereits eigene Kaffen errich: 
tet, auch jeder derfelben befondere Fonds ausgefeßt, und zu deren Verwaltung cigene 
Behörden angeordnet find; fo behält es hierbei für die Folge ferner fein Bewenden, 
und bleiben daher die gedachten Kaffen von den dem Landfchaftscollegio untergeords 
neten Kaſſen völlig getrennt. 

Ein Gleiches findet aud) in Anfehung derjenigen Kaffen ftatt, welche zu Bes 
flreitung des Aufwands der noch fortvauernden Durchmaͤrſche und Einquarrierungen 
fremder Truppen bereits errichtet, und denen ebenfalls befondere Fonds angewiefen, 
auch eigene Behörden zur Auffiht vorgefegt find. 

Dod) werben die über beiderlei Kaſſen geführten Rechnungen bei den jährlichen 
Berfammlungen der landſchaftlichen Deputaiion derfelden zur Einfiht vorgelegi. 

’ b) SKriegskaffe. 

$. 37, Die Kriegskaſſe, welche nach $. 31. dem ganzen Landfchaftscollegio 
untergeordnet ift, hat ihren eigenen Kafficer und ihre eigenen Bonds; ſie wird bes 
fonders verwaltet, liefert jedoh, wenn fie am Ende des Jahres entbehrlicye Ueber: 
ſchuͤſſe Haben follte, folche an die Hauptlandfchaftsfaffe ab. 

c) Brandaffecurationskaffe- 

F. 38; Die Kaffen der beiden Brandaffecuraiionsinflituie zu Weimar und 
Eifenach, von denen nad) 5.31. die eine der weimarfchen, und die andere ber eifenad): 
Then Abtheilung des Landfchaftscollegii untergeben ift, und decen jede ihren eigenen 
Kaffirer bat, werden gleichergeftalt befonders geführt, und blos ihrer zeitherigen 
Beftimmung gemäß verwaltet. Sie fichen daher mit der Hauptlandſchaftskaſſe 
durchaus in Teinem Verhaͤltniſſe. 

d) Weimar: und eifenahfche Weg: und Straßenbau:, weimar- und jenafche 

— Waſſeruferbau⸗, auch weimarſche Stadtpflaſterbaukaſſen. 

8.59, Die weimar- und eiſenachſche Weg und Straßenbaukaſſen, ingleichen 
Be weimar = und jenafdıe Wajferuferbaukaffe, welche nach $. 31. den refpectiven 
(biheilungen des Landfchaftscollegii zu Weimar und Eifenach untergeordnet find, 
werden ebenfalls befonders, jede ihrer Abſicht gemäß, aus den ih: zeither angewie⸗ 
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fenen Fonds verwaltet,: und bleiben daher nicht minder außer aller Verbindung mit 
be: Hauptlandfchaftstaffe. esse . 
- Diejenigen beftimmten Summen, welche zeicher aus. den’ Kaffen der 3 Landfchafs 
ten, iheild an die nur bemeldeten verfchiedenen Kaffen felbft, theils in Rüdficht veoz 
felben an die Kammerkaffe zu Weimar: und Eifenady, abgegeben wurden, "werben 
hinführo aus ber Hauptlandfhafisfaffe an jede der gedachten Kaffen- abgeliefert. 

Das aus den Uebesfchüffen der meimar- und jenafhen Wafferbaufaffe nach und 
nad gefammelte Gapital von 2500 Rthlr. verbleibt derfelben ferner als ein Activ— 
capital. Auch fließen in eben, diefe Kaffe nicht nur die Strafen, welche zeither von 
den Flößern und andern Perfonen, wenn fie an den Ufern und Währen Schaden 
thaten, erlegt werden mußten, und an bie weimarfche Kammerkaſſe berechnet: wurs 
ben, fondern auch alle diejenigen Abgaben, welche die Flößer zeicher zur Unterhals 
turg ber Ufer an die letztgedachte Kaffe entrichteten. % ee 

- Sollten bei der weimarfcheh Weg: und Straßenbaufaffe, oder bei der weimar: 
und jenafchen Wafferuferbaufaffe Aber ihre Bonds nod außerordentliche Zuſchuͤſſe 
nöthig ſeyn; fo werden foldhe, auf ben biesfalls von dem Landfchaftscollegio, bei 
Gelegenheit der jährlichen Einfhidung feiner Baudispofition e-fatteten Bericht, fers 
ner, wie bisher aus der weimarſchen Kammerkaffe, in foweit e8 deren Kräfte exe 
lauben, geleiftet werben. 
Rehnungsfhluß aller Kaffen. 

a Alle dem Landfchafiscollegio und feinen beiden Abtheilungen u.ıtertvorfe- 
nen Kaffen fchließen mit dem Fünfiigen 1. November ihre Rechnungen, und werden 
zwar bis dahin nod) auf den bisherigen Fuß fortgeführt, von da an aber nach ben 
Vorfchriften der gegenwärtigen Gonftitution eingerichtet. Für die Zukunft läuft bei 
allen Kaffen ohne Ausnahme das Rechnungsjahr vom 1. April des einen, big zum 
31. März des nächftfolgenden Sahres. . — 

Vom 1. November des jetzigen, bis zum 81. März des kuͤnftigen Jahres wird 
daher bei eines jeden Kaffe eine Stuͤckrechnung gefertiget, 

Rehnungsabnahme . . 

$. 41%). Mit des Abnahme und Suftification der Rechnungen bei den fämmt: 
lichen Kaffen ift es folgendergeftalt zu halten. . 

Die Rechnungen über die Haupt» und Landfchaftsfaffe, über die Kriegskaffe, 
und über. die fämmtlichen, nach $. 31. der weimarfchen Abtheilung des landfchaf:3= 
collegit unterworfenen Kaffen, werden zu Weimar, hingegen bie Rechnungen über 
die der eiſenachſchen Abtheilung unterwocfenen Kaffen zu Eifenach abgenommen; 
jene gemeinfchaftlih von dem Landfchaftscollegio und der Landfchaftlichen Deputation, 
diefe blos von der eiſenachſchen Abiheilung des Landfchaftscollegii und zwei in den 
eifenahfchen Landen wohnhaften Gliedern der Iandfchaftlichen Deputation; jene wäh 
rend ber jährlichen Verfammlung ‚der Landfchaftlichen Deputation, und diefe bereits 
einige Wochen vorher, damit foldje noch zur rechten Zeit an das Landfchaftscollegium 
eingefendet, und ſodann ebenfalls der Deputation bei ihrer Verfammlung vorgelegt 
werden Eönnen. F 

Das Landſchaftscollegium und ſeine beiden Abtheilungen treffen uͤbrigens die 
Einrichtung, daß, ſpaͤteſtens binnen vier Monaten nach dem Rechnungsſchluſſe, die 
ſaͤmmtlichen Rechnungen revidirt, die dabei geſtellten Monita beantwortet, und ſol⸗ 
chergeſtalt die Rechnungen zur Abnahme völlig bereit ſind. 

‚Um auch fonft alles, was zu der Rechnungsabnahme gehört, in Zeiten vorzu⸗ 
bereiten, iſt es der landſchaftlichen Deputation geftattet, ſchon einige Tage vor ihrer 
Verſammlung die ſaͤmmtlichen Rechnungen von einigen ihres Mittels, welche fich 
alsdann um fo viel früher zu Weimar einzufinden haben, durchgehen, und über bie 
etwa .findenden Bebenklichleiten fofort von den Rechnungsführern vorläufig die nöchie 
gen Erläuterungen einzichen zu laffen.. | | 

‚ Wenn darauf die ganze landfchaftliche Deputation verfammelt iſt; fo geſchiehet 
die wirkliche Abnahme der Rechnungen, und zwar in Anfehung der Hauptlandfchafts- 
rechnung, durch das ganze Eandfcjaftscollegium (fo weit es nämlich ſich zu ſolcher 
Zeit gerade zu Weimar anweſend befindet) und die ganze landſchaftliche Deputation, 
in Abſicht der übrigen Rechnungen aber blos durch einige Glieder deg Landſchafts⸗ 
collegii und einige Glieder der dandſchaftlichen Deputation, wobei es zugleich, foviel- 
diefe letztern Rechnungen betrifft, um mehrere derſelben auf einmal vornehmen zu 
Tonnen, erlaubt ift, zur Abnahme verfchiedener Rechnungen, auch verfchiedene Per: 
Tonen abzuordnen. 

Sollte vielleicht die Iandfchaftliche Deputation bei den zu Eifenach abgenom⸗ 
) Confer. der Nachtrag. ' 
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menen Rechnungen ‚einem ober ben, andern Anſtand finden, welchen: die hei;der. Ab⸗ 
nahme derfelben mit gegenwärtig geweſenen Deputationsglieder fofort, zu heben nicht 
ermoͤchten; fo ift ihr veuffattet, ſich daruͤber vom dem Landſchaftscollegio Erlaͤute— 
zung zu erbitten. ©. Ei a ae —— ee ee ) 2 
Aus dem: Vorftehenden. ergicht, ſich von felbft, daß bei ‚der in. dem gegenwärtigen 
Sahre; zu haltenden ordentlichen Berfammfung:. der Tandfchaftlichen Deputation, nody 
gar. beine Rechnungsabnahme, bei den: Verfammlung des künftigen Jahres aber blos 
die Ybnahme „der; vom: 1. Nov. 1809 bis 31. März 1810 zu führenden, Stuͤckrech⸗ 
gungen, und erſt ‚bei-der Verfammlung des. Iahres 1814 die Abnahme voller Jah— 
zegrechnungen (naͤmlich dex vom. 1.. April 1810 bis 31, März 1811) werde geſchehen 
könuen,... Docy werden der landſchaftlichen Deputation, bei ihren naͤchſten beiden 
ordentlichen Verſammlungen des ‚gegenwärtigen, und kuͤnftigen Jahres, alle ‚bieieniz 
gen, nad) ber zeitherigen Berfaffung noch geführten-und .abgenommenen refp. Jahres- u. 
Stuͤckrechnungen, ‚deren fie zu iprem Gefchäfte ‚bedarf, zur Einſicht vorgelegt werben. 
Jaͤhrliche Kaffenetatsaufbringung ber diesfallſigen Bedürfniffe 
ent und Husfhreibang-ber Auflagen - -! :- — 
53 80 425° Einige Zeit vor jeder jährlihen Verſammlung der Tandfchaftlichen Des 
utation, entwirft: das Landſchaftscollegium die Etats aller ihm, nach 39.:35. 37. 
8. und 39,, untergeordneten Kaffen für das naͤchſte Rechnungsjahr, wobei demfelz 
ben zugleich, foviel die. Hauptlandſchaftsrechnung und die drei Kreisrechnungen bes 
trifft; zu defto vollftändigerer Ueberfehung des ganzen landſchaftlichen Paſſivzuſtan⸗ 
des, verftattetift, von den zu Verwaltung’ der Kreisfhuldentigungstaffen (ſ. $. 36.) 
beftellten befondern Behörden die Rechnungen. und. die etwa ſonſt ihr nöthig ſchei⸗ 
nenden Nachrichten fich zu erbitten. BI a u EN BR 
Uebrigens bedarf es keiner beſondern Erwähnung, daß, in Abficht: des eiſenach⸗ 
ſchen Kreifes, die Etatdentwürfe von der eiſenachſchen Abtheilung des Landichafter 
eollegii zu begreifen. find, und ſich atsdenn deshalb zwifchen ihr und dem übrigen 
Theile des Collegii einzuverſtehen iſt 000 ns J 
Sind nun die ſaͤmmtlichen Etats gefertigt und berichtigt; fo fendet das Land» 
ſchaftoͤcollegium Jolde:an"ven Landesherin zur..vorläufigen Genehmigung ein, und 
wenn biefe erfolgt ift, fo lege fie diefelben: der landſchaftlichen Oeputation bei ihrer 
Berfammlung vor," un ſowohl über die Etats ‚felbft, als aud über die ihr am 
fchieklichften ſcheinenden Mittel zu Aufdringung: der nach folcyen erforderlichen Bes 
dürfniffe, ihr Gutachten zu erflatten. - Sa a 
.: »Schlägt die Deputation alsdann zu dem letztern Behufe eine oder die andere 
Auflage vor; fo muß fie dabei zugleich darauf-ihr vorzügliches Augenmerk mit rich- 
ten, ob ſolche auch -für einen jeden einzelnen Bandestheil gleich zweckmaͤßig ſey. 
Solte.died aber nicht der Fall, und eine dergleichen Auflage keineswegs für bie 
Fämmtlichen herzoglichen Lande, ſondern nur für einem’ Theil dexfelben paſſend feyn5 
for Hatodie Depttation-in Anfehung desjenigen Sheiles, bei dem fie nicht anwendbar 
iſt, eine andere für? ihn ſchicklichere und doch der Quota feines Beitrags angemef= 
fene Gattung von Auflagen auszumitteln. ar i —— 
Wie hiernaͤchſt der Landesherr nicht gemeint:ift, jemals Steuern oder andere 
Öffentliche. Abgaben aufzuerlegen, ohne vorher‘ die Yandfehaftlihe ‚Deputation mit: 
ihrem Gutachten darüber gehört zu haben; jo wird auch berfelbe, wofern er etwa 
wünfchen follte, daß dieſe oder jene. Art von Auflagen, es ſey ganz allgemein, oder 
doch in: eingm oder dem andern Landestheile, eingeführt werben möchte, „alöbann 
jedesmal, zugleich" bei Vorlegung der Etats an die landfchaftliche Deputation, ihr 
Gutachten: hierüber erfordern. Ent ah | ' nr 
Doc Einnen unter dergleichen Auflagen folche Polizeiabgaben nicht verſtanden 
werden, welche vielleicht; wenn andere Mittel nichts helfen wollen, zu Verhütung: 
diefes oder jenes Nachtheils, fo wie 2.8. Bundes oder Nachtigallenfteucen, aufzuer⸗ 
legen, die Nothwendigkeit erfordern moͤchte. er 
Sollte’ vielleicht fich der Fal’zutragen, daß entweder über die Auflegung einer 
Abgabe felöft, oder über die Art und Weiſe ihrer Erhebung Discrepanzen entftünden, 
die. bei der Verfammlung der Yandfhaftlihen Deputation nicht: zu heben“ wären, 
gleihwohl aber die Sache ſehr dringend zu feyn ſchien; fo wird zu: gründlicher Er⸗ 
drterung berfelben, noch während ber Deputationsverfammlung, eine gemeinfchafts 
liche: Gonmiffion.-ernanntz die aus zwei herzoglichen Dienern, welche der Landesherr, 
und. drei: Ständen ;»weldje die: landſchaftliche Deputation beftimmt ,: ufammengefegt 
ift, und nach deren Gutachten fodann der Landesherr die Decifion ertheilt. Unter 
den.zu der befagten Commiſſion abzuordnenden drei Ständen ift in ber Negel jedes: 
nal der Landſchaftsdirector mitbegriffen. ee 
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Käme es dabei etwa auf befondere Localkenntniſſe anz fo hat die landſchaftliche 
Deputation ſich zu beinühen, zugleich ‚einen; damit vorzuͤglich verſehenen Stand auf: 
zuſinden, und: benfelben mit zu benennen, wenn er aud) gleich kein Glied der Der 
putation felbft wäre. I, ON TA 

Sind nun der Negent und die landfhaftlihe Deputation. über die fämmtlichen 
für das naͤchſte, Rechnungsjahr zu beftimmenden Öffentlichen Abgaben - einverjtanden, 
ober doc; die: diesfallſigen Umſtaͤnde gehoben; :fo werden darauf dieſe Abgaben von 
dem. Regenten als Jandſchaftlicher Seits vorgeſchlagene und- von, bemfelden geneh— 
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migte, mittelſt gewoͤhnlichen Patents ausgeſchrieben. 


Auf die bei den Deputationsverſammlungen regulirten und von dem Landesherrn 
approbirten jaͤhrlichen Kaſſenetats iſt alsdann, waͤhrend des ganzen Rechnungsjahres, 
auf das ſtrengſte and unyerbruͤchlichſte von dem Landfchaftscollegig. zu halten; wie 
denn ber. Landeshert ſelbſt ſich keine ihnen entgegenlaufende Einweiſungen im :eine 
der dieſem ‚Collegio..untergeorhneten Kaſſen erlauben, auch in dem Falle, wenn viel⸗ 
leicht des. allgemeinen, Beſtens wegen es die dringende Nothmeanigteit, erfordern, 
follte, während: ‚des „Gtatsjahres., sinem bei der Akademie Jena oder, einem ber beĩ 
den Gyninaften angefteilten befonders verdienfen Lehrer eine Beſoldung auszuſetzen, 
ober ‚eine Zulage zu ‚machen, ſolches nie anders als mit Ruͤckſicht auf den Kaſſenctat 
tbun wird; .: 3 5. 5 Ei ER BE DO PET RE F ER 
—— Wie bei außerdrdentlihen Ereigniſſen zu halten, 

$. 48. Sollten aber gleichwohl in dem Laufe des Rechnungsjahres fih folche 
außerordentliche, nicht vorher zu fehengewefene, Ereigniffe zutragen, welche aus einer 
ober der andern Klafie eine bötcäcittice Zahlung, auf:die in dem Etat nicht gerech— 
net worben, unabwendbar. erforderten;- fo wird .alsdann. der Landesherr, wenn der 
Gegenftand von befonderer Wichtigkeit ift, und es irgend die Zeit: erlawbet,: die land— 
ſchaftliche Deputation außerordentlich einberufen, und fie darüber mit ihren patrio— 
tifhen Vorſchlaͤgen hoͤrenz; wenn aber der. Gegenitand von minderer Wichtigkeit, 
ober die Sache zu deingend waͤre, um;zerfb eine Convocation, der landfchaftlichen 
Deputation vernehmen: zu Eönnen, wenigftens den Generallandfhaftsdirectgr darüber 
mündlid oder fhriftlid mit feinem Gutachten vernehmen, auch nachher die Lande. 
Thafttiche-Deputation von der Bewandniß der, Sache, und den nach-Verhaͤltniß der 
Umftände..zu ‚treffen ‚gewefenen Verfügungen, mittelſt eines von. dem Genexalland— 
ſchaftsdirector zu erläffenden eigenen Circulars, ausführlich unterrichten zu laffen.. 

— Landſchaftliche Obligationen. . F 

8. 44. Die Ausſtellung aller landſchaftlichen Obligationen! ohne Unterſchied 
geſchiehet von der landſchaftlichen Deputation, unter dem Siegel: und der Unter— 
ſchrift ihrer ſaͤmmtlichen Glieder und unter der Konfirmation des Landesheren, wor 
bei es folgendergeftalt zu halten it. on rn — 

Wird bei einer Kreiskaſſe ein Paſſivcapitäl aufgenommen, es ſey nun ſolches 
zur Abtragung einer bereits vorhandenen Schuld oder fonft zu einem andern etats— 
mäßigen. Bedüirfniffe des Kreiſes beſtimmt; fo werden, ungeachtet der von der ge⸗ 
ſammten landſchaftlichen Deputation geſchehenden Ausſtellung der Obligation, doch 
blos die Einkuͤnfte der Kreiskaſſe und zwar gerade ſo verpfaͤndet, wie ehemals die 
Einkuͤnfte der Landſchaftskaſſe verpfaͤndet wurden. Sollte hingegen zu einem, bie 
vereinigte Landſchaft aller drei Kreiſe zuſammen, angehenden, Bedürfniffe ein Paffivs 
capital aufgenommen werden müffen, welches folglich bei der Hauptlandſchaftskaſſe 
ſelbſt in Einnahme kaͤme; ſo werden in der daruͤber auszuſtellenden Obligation die 
ſaͤmmtlichen landſchaftlichen Einkuͤnfte aller drei Kreiſe zuſammen verfchrieben. 

Bei jeder ordentlichen oder außerordentlichen Verſammlung der landſchaftlichen 
Deputation legt das Landfchaftscollegium derſelben ein Verzeichniß aller feit ihrer 
letztern Zuſammenkunft, ſowohl bei der Hauptlandſchaftskaſſe, ald bei den drei Kreiss 
kaſſen, gegen kinſtweilige Kaffenfcheine aufgenommenen Paſſivcapitalien, unter Bei— 
fügung der bei dem Abtrage der damit etwa bezahlten Gapitalien zurüdempfangenen 
quittirten Schulddocumente vor, um daruͤber die Obligationen auszuſtellen, und dieſe 
Obligationen werden ſodann von der Deputation, mittelſt Berichts an den Landes 
herrn, zur Confirmation eingeſendet. — 

Vermeſſungsbureau. 

8. 465. Die vorzuͤglichſten Incumbenzen des Vermeſſungsbureau, welches nun—⸗ 

mehr errichtet worden, ſind: 
1) für die Richtigkeit dev Maaße, Gemaͤße und Gewichte in. den ſaͤmmtlichen 
herzoglichen Landen Sorge zu tragen; 

2) die in.den ſaͤmmtlichen herzoglichen Landen bereits angeftellten Feldmeſſer zu 
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prüfen, und, wenn fie tüchtig befunden worden, ihnen darüber Legitimations- 
fcheine zu erteilen, ohne welche die von ihnen hinführo in gerichtlichen und 
außergerichtlichen Privatangelegenheiten gefchehenden Vermeſſungen Feine Be—⸗ 
weistraft haben koͤnnezzz ae ee © 
8) alle diejenigen Perfonen, welche in Zukunft als Feldmeffer in den faͤmmtlichen 
\ herzoglichen ‚Landen angeftellt "zu werden wuͤnſchen, zu pruͤfen, md, wenn 
— — fie tüchtig! befunden wordeh z'ihnen. Anſtellungsſcheine auszufertigen; 
alle Vermeffungen, welche Auf. Befehl des Landesherrit oder feiner Eollegien 
in Öffentlichen Angelegenheiten vorgenommen werden, anzuordnen und zu leiten. 
»Die nähere Beftimmung davon wird eine dem Bureau zu erfheilende umftänd- 
riche Inſtruction enthalten. Auch wird darauf von dem Bureau ſeibſt eine Injtrucs 
tion, nady welcher alle Feldmefjer in den faͤmmtlichen herzoglichen Landen, ſowohl 
bei Öffentlichen als bei Privatvermeſſungen, fich zu richten haben, nebft Beifügung 
einer Taxe, welche ‘von ihnen bei den zu machenden Anfägen, ſowohl fuͤr die Aus⸗ 
mefſung ſelbſt, alß für Fertigung der Lagerbücher, "Katafter und Buchſtabenbelegung, 
u beobachten tft,’ entworfen, und nach geſchehener landesherrlicher Genehmigung, 
entlich bekannt gemacht werden. ie ee 
= Mebrigens tft es zu der Beforgung der dem Wıtreau obliegenden Gefchäfte noths 
wendig, daß wenigftens eines der Glieder des Landſchaftscollegii und. einer feiner 
Subalternen ein Kunftverftändiger ſey. Br ee Pan 
ee ie rer 
Bon den Landräthen. 
| Aufſichtsbezirke derfelben. | 
8. 46, Die fammtlichen herzoglicheh Lande, mit alleiniger Ausnahme des Amts 
Ilmenau, werden in Hinficht auf die: Landräthe- in ſechs verfchiedene Aufſichtsbezirke 
vertheilt, und zwar fo, daß bie" weimarſchen Lande, mit Einfchluß der jenafchen 
Sandesportion, vier, die eiſenachſchen Lande aber zwei folder Bezirke ausmachen. | 
- Einem jeden der ſechs Landraͤthe wird einer dieſer Bezirke zur Aufſicht uͤber⸗ 
tragen. 2 — ⸗ "m. ——— Rn 
sg Da bei ver nurerwähnten Eintheilung der herzoglichen Lande, außer der geo= 
graphifchen Lage,‘ auch noch andere Umftände zu beruͤckſichtigen ſind, 4. B. die fubs 
jective Befchaffenheit der jedesmaligen Sandräthe felbft, inch; die etwa bem -einen 
oder dem andern außerdem noch übertragenen Dienſtgeſchaͤftez fo Eönnen diefe Auf: 
ſichtsbezirke nicht, im Voraus, für beftändig, beftimmt, ſondern es müffen ſolche jedes⸗ 
mal nad) den von Zeit zu Zeit ſich verändernden BVerhältniffen ‚eingerichtet werben. 
Ein jeder Landrat ift verbunden, entweder in dem ihm angewiefenen Bezirke felbft 
oder doch wenigftens folhem fo nahe zu wohnen, daß er benfelben zu einer jedem 
Sahreszeit ohne Schwierigkeiten täglich befuchen Tönne- — | 
: : Die Beloldung. der Landräthe ift ſchon oben d. 54. beſtimmt worden. Diäten 
und Sporteln finden bei ihren Verrichtungen nicht Statt. Ei 
“ Pflichten berfelben ala Glieder des Landfhaftscollegii. 
:. 8. 47. Da nad) $. 30. die Landräthe, zugleich Glieder des Landfchaftscollegii 
find; fo haben fie doppelte Pflichten auf fich, einmal in Rürficht des Coilegii ſelbſt, 
und dann in Rüdficht des ihnen zur Aufficht anverfrauten Bezirks. In der erftern 
Rücficht find fie, wenn fie in Weimar oder Eiſenach wohnen, in fofern fie nicht 
etwa durch auswärtige Dienftgefchäfte daran behindert werden, verbunden, den ſaͤmmt⸗ 
lichen Sigungen,. jene des Landfchaftscollegii und dieſe der eiſenachſchen Abtheilung 
deſſelben, beizumohnen, und babei alle diejenigen collegialifchen Geſchaͤfte zu beſor⸗ 
gen, welche ihnen von den Praͤſidenten oder Vorſitzenden werden uͤbertragen werden. 
ft aber ihr Wohnſitz außerhalb der erwähnten beiden Staͤdte; fo find fie vers 
pflichtet, das’ Collegium, oder reſp. bie eiſenachſche Abtheilung deffelben, wenigftens 
dann zu befuchen, wenn fie ſich reſp. in Weimar oder Eiſenach anweſend befinden. 
In einem und dem andern Kalle liegt ihnen vorzüglich ob, in Anſehun der ihren 
Aufſichtsbezirk betreffenden Angelegenheiten die noͤthigen Aufſchluͤſſe und Erklaͤrungen 


u geben. 
— Pflichten derſelben in Abſicht ihrer Bezirke 
a) Beförderung der Landescultur. 
8. 48. In Ruͤckſicht ihrer Aufſichtsbezirke ſelbſt Haben fie zuvoͤrderſt ihr Au— 
genmerk auf alles das zu richten, was zur mehrern Aufnahme der Landescultur in 
ihrem ganzen Umfange gehört, z. B. die Verbefferung ber Wiefen, den Anbau zweck— 
mäßiger Futterfräuter, die Bepflanzung der Leeden und anderer ſchicklichen Pläse 
mit Obftbäumen, bie moͤglichſte Verhinderung aller übertriebenen und daher ſchaͤd⸗ 
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chen Ausdehnung oder Einſchraͤnkung ber Triftgerechtigkeiten, die Abwendung bes 
Wildfehadens von ben Feldern der Unterthanen und bergl. ’ | 
b) Sorge für die öffentlihe Sicherheit. 

g. 49. Ferner liegt ihnen ob, für die öffentliche Sicherheit in den ihnen ans 
vertrauten Bezirken, und den Schug der Unterthanen gegen Landflreicher und Beit- 
ler, bie möglichfte Sorge zu tragen, wobei fie zugleich, wenn es nöthig ſeyn ſollte 
und die umſtaͤnde es nur irgend erlauben, durch verhaͤltnißmaͤßigen Militairbeiſtand 
werben unterftüst werden.. 

c) Aufficht auf den Weg: und Straßen: auch Wafferuferbau.  - 

$. 50. Nicht minder erforbert ihre Pflicht, dahin zu ſehen, daß in ihren Auf: 
ſichtsbezirken fowohl bie öffentlichen Deerftraßen, als die von einem Orte zum ans 
dern führenden Wege in gutem Stande erhalten, aud die Reparaturen derſelben 
zwedmäßig und dabei doch mit möglichfter. Koftenerfparniß veranftaltet werden. ° 
Geht ein Fluß durch ihren Bezirk; fo müffen fie dafür beforgt feyn, daß alle 
Ausbruͤche defjelben und alle Beſchaͤdigungen der anliegenden Grundftüde mittelft 
zeitigen und zwedmäßigen Verbaues verhindert werben. | 

Gefhieht in ihrem Bezirke die Führung eines Straßen: oder Wafferuferbaues 
auf oͤffentliche Koſten; fo find fie verbunden, nicht nur ihr pflichtmäßiges Gutachten 
über die ihnen am zwedimäßigfen fcheinende Art ber Einrichtung defjelben auf Er⸗ 
fordern zu erflatten, fondern auch nachher mit darauf zu fehen, daß bie Ausführung 
wirklich der Vorſchrift gemäß erfolge. 

d) Concurrenz in Steuerfadhen. 

$. 51. Weiter müffen fie in ihren Auffichtsbezivten auf ben Dienftfleiß, die 
MWirihfchafts: und die Vermögensumftände der Steuerbeamten aller Klaffen, auf 
die Art und Weife der Beitreibung der Steuern und anderer öffentlichen Abgaben, 
auf die Richtigkeit des Abe und Zufchreibens, und auf die zwedimäßige Fortführung 
der Steuercatafter und Heberegifter ein aufmerkfames Auge haben. 

Bei Wiederbefegung erledigter Untereinnehmerftellen concurriren fie mit den 
Beamten, Oberfteuereinnehmern und Amtsfteuereinnehmern. Werden zum Behuf 
gefuchter Steuererlaffe Schägungen vorgenommen; fo wohnen fie den diesfallfigen Ber 
fihtigungen zu Beobachtung des Intereffe der Kreiskaſſe bei. 

e) Deögleichen in Canton- und Militairangelegenheiten. . 

$. 52. Un ber Cantoneinrichtung haben fie infofern Theil zu nehmen, daß 
fie nicht nur für vichtige Fuͤhrung der Regifter mit Sorge tragen, fondern aud) 
eben ſowohl bei der Enrollivung der Unterthanen, als bei ihrer nachherigen Verab⸗ 
Thiedung mit zugezogen werden, ——— 

Sollten fremde Truppen in dem ihrer Aufſicht uͤbergebenen Bezirk einquartiert 
werben; fo haben fie, ob ihnen gleich das Einquartierungsgeſchaͤft ſelbſt nicht ob: 
liegt, doch wenigftens darauf mit zu fehen, daß, foviel es jich den Umftänden nach 
thun läßt, Fein Ort vor dem andern prägravirt werde, auch feine Unordnungen 
und Erceffe vorfallen. 

Anzeigen beim Landfhaftscollegio,. 

$. 53, Wenn fie in den von 9. 48—52. bemerkten Knien als wes⸗ 
wegen ſie noch mit einer beſondern Inſtruction verſehen werden, eine Anzeige zu 
machen, ober Vorſchlaͤge zu thun, für noͤthig finden; fo geſchiehet ſolches entweder 
muͤndlich, oder in den Sitzungen des Landſchaftscollegii, und ſo viel die eiſenachſchen 
Lande betrifft, der daſigen Abtheilung deſſelben, oder ſchriftlich, mittelſt eines an 
eines oder die andere zu erſtattenden Berichts, Die hierauf gefaßten Beſchluͤſſe haben 
fie aufs püncklichfte zur Vollziehung bringen zu helfen. 

Aufträge von dem Landesheren und den übrigen Collehiis. 


$. 54. Sollte ein anderes Randescollegium, oder auch der Landesherr ſelb 

diefelben mit befondern Aufträgen. verſehen; fo haben fie ei auf das — ir 
erfüllen, und dann ‚ihren Bericht im erſten Balle an das Collegium, von welchem 
der Auftrag gekommen ift, und im zweiten an den Landesherrn felbft zu richten. 
Uebrigens ift ihnen, befonders wenn vielleicht dergleichen Aufträge einigen Einfluß 
auf die ihnen nach den 88. 47—52, obliegenden Dienftgefchäfte haben follten, unbe 


nommen, dem Landichaftscollegio und reſp. ber eifenachichen Abtheilung deffeiben, 


ober wenigſtens den Präfidenten oder Vorfigenden des ein 
Meldung zu thun. ſit inen dber der andern, — 


Beſetzung ber Sandrathsftelten. 


$. 55. Von den jest vorhandenen feche Landräthen bleiben die drei ät 
j BD i te 
bis zur ordentlichen Deputationsverfammlung de3 Jahres 1812 und die drei Fol 


— 
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bis zur ordentlichen Deputationsverſammlung des Jahres 1815. Im der Folge tritt 
jeder Landrath, wenn er feine Stelle drei Jahre verwaltei hat, wieder aus. 

Die landſchaftliche Deputation.. hat ‚das Recht der Wahl und Präfentation ber 
Landraͤthe wobei lediglich die Mehrheit der, Stimmen der. Deputationsglieder zu 
beruͤckſichtigen it. "In der Regel werben biefelben aus ben, wirklichen Guröbejigern, 
adeligen ‚oder nicht. adeligen Standes, genommen. Im Nothfall Fönnen jedoch auch 
deren / Soͤhne und mübelehnte Brüder :präfentirt werben. 

Sowohl die Wahl, als die Präfentation, geſchichet ordentlicher Weife bei ber 
Berfammlung der: landfhaftlihen Deputation. Iſt aber die Sahne dringend; fo kann 
die Wahl auch durch ein Kircular, und die nächherige Präfentation von dem Gene: 
zallandichaftödirectdr geſthehen. In einem-und dem andern Falle haben die Depu— 


tiefen. des Kreifes, zu welchem der erledigte Bezirk gehört, oder wenn er aus Theis 


len zweier Kreife zufammen geſetzt war, bie: Deputirten biefer beiden Kreife das Recht, 
ber ganzen Deputation 'einesoder zwei Porſonen vorzufhlagen. 

Der Austretende kann aufs meue wieder: gewählt werden, und alsdann behält 
er feinen vorigen Stuhl in dem landſchaftlichen Gollegio und refp. feiner Abtheilung. 
“+ Kommt.aber em neuer hinein; fo, wird er jederzeit der legte untır allen Land— 
‚väthen. Treten mehrere auf einmal hinzuz fo. wird es gerade fo gehalten, wie es 
oben $. 15. auf dieſen Ball in Anfehung der Glieder der landſchaftlichen Deputation 
porgeſchrieben iſt. 


a Nachtrag Ä 
-. in Anfehung der- beiden $$. 35. und 41. wi 


DEN 


/ 


"nd. 35. Die hier vorgeſchriebene Eincichtung, in Anfehung der drei Kreis⸗ 


kaſſen, wird, fo viel die, eiſenachſche Kreiskaffe betrifft, vor der Hand noch ausge: 
fest, und es findet dagegen borerft folgende Einrichtung Statt: on 
-  Diefe Kaffe behält nicht nur jhre ganze Einnahme, fondern es werden ihr auch 
noch ‚überdies die fämmtlihen Steuern und andere Abgaben aus dem vormals zu 
den herzöglich‘ eifenachfchen -Landen gehörig gewefenen und vor einiger Zeit zu.den 
Herzoglich weimarfchen Landen gaefchlagenen Amte Großen: Rubeftädt wieder über: 
laffenz. wogegen es fich aber auch von felbft verſteht, daß fie ihre ganze zeitherige 
Schuldenlaſt behält, und da& ihr davon in Abficht des gedachten Amts — weldyes 
übrigens in allen andern Rüdfichten ferner mit den herzoglich weimarſchen Landen 


“verbunden bleibt — nichts abgenommen werden kann. Bon biefen ſaͤmmtlichen 


Einkünften fendet die eiſenachſche Kreiskaſſe nichts an die Hauptlandſchaftskaſſe mo⸗ 


natlich ein, als: 


1) ihre quotam an dem, was von dem ganzen Lande zu ben Kammern, zur 
Kriegskaffe und zu den Geſandtſchaftskoſten bezahlet wird, und 

2) ihre quotam an den fonft von dem ganzen Lande zu beftreitenden Ausgaben, 
jedoch mit Ausnahme der Koften der Unterhaltung des landſchaftlichen Col 
Vegii, als ſolchen, in Anfehung deffen die‘ eiſenachſche Kreiskaffe blos zu den 
Befoldungen ded Vicepräfidenten und Huuptlandfchaftskaffivers beiträgt, das 
gegen fie aber auch die Koften der Unterhaltung der eiſenachſchen Abtheilung 

des Landfchaftscollegii allein beftreitet. ' 

Die fämmtlihen, Ueberfchüffe der Kaffe werden zur fucceffiven Minderung ihrer 


" Schulden angeroendet. Um jene Beitragsquota berfelben zu beſtimmen, wird bei der 


nächften. Verfammlung der Iandfchaftlihen Deputation ein verhältnißmäßiger Divifor 
in Unfehung aller drei Kreistaffen ausgemittelt. , 

ad’ $, Wenn bei der jährlichen -WVerfammlung der landſchaftlichen Depu- 
tation ‚die Abnahme der weimar- und jenaifchen Kreisrechnungen geſchiehet; fo con⸗ 
curriren die eifenachfchen Glieder der Deputation nicht dabei. Jedoch werden ihnen 
diefe Rechnungen nach gefhehener Abnahme eben jo zur Einfiht vorgelegt, wie auch 


“ fie dabei die eiſenachſchen Kreisrechnungen ben: übrigen Deputirten zur Einſicht 


* — * 

. . tr he ; . 

gIn allen hier nicht abgeänderten Puncten bleibt es Tebiglich bei der Dispoſition 

der beiden’ obigen 88. —— — — —— en re = 5 
Obſtehende, auf die Iandfchaftlichen Verhandlungen bei der in diefem Jahre 

gehaltenen Verſammlung der getreuen Deputirtenſtaͤnde ber bisherigen drei Lande 

fchaften; ‘gegründete. Gonftitution der ‘vereinigten Landfchaft der herzoglich weimar⸗ 

und - eifenachfchen :Lande, mit Einſchluß der jenafchen Landesportion, jedoch mit 


mittheilen. 
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Ausschluß des: Amtes Ilmenau, iſt von Uns durchgängig genehmiget und bekraͤftiget 


worden. 


Bu beffen Urkunde haben Wir folde gegenwärtig vollzogen und mit Unferm 
herzoglichen Infiegel verfehen laſſen. 

7780 geſchehen Weimar, den 20. September 1809. 

— US) Karl Ausguſt, 9; ©. 


_—— — — — — — 


Als aber der Herzog auf dem Wiener Songreffe die gro Bherzog: 
lich e Wuͤrde und einen bedeutenden Laͤnderzuwachs (mit ungefähr 80,000 
Einwohnern) erhalten hatte, verfünbigte ev fogleich in ben Patenten zur 
Befikergreifüng feiner neuen Länder vom 15. Nov. 1815 und vom 24, 
San. 1816, „daß er unverweilt Abgeordnete aus feinen alten und neuen 
Landen -zufammenberufen wolle, um gemeinſchaftlich eine bevathende Ver— 
fammlung bilden zu helfen, zur Abfaffung einer Berfaffungsurtunde, 
die als Grundgefes feines Großherzogthums, und als Landes: 
grundvertrag zwifchen dem Zürften und feinen Unterthanen gelten 
konne.“ — Bereits fechd Tage nach dem Exlaffe des letztern Patents 
erſchien 


b) die großherzogliche Verordnung vom 30. Jau. 1816, 

die Bildung und Zuſammenberufung einer ſtaͤndiſchen Bera— 

thungsverſammlung zur Entwerfung der Landesverfaffungs= 
urkunde betreffend. 


Wir Karl Augufi, von Gottes Gnaden Großherzog zu 
Sahfen: Weimar: Eifenad), Landgraf in Thüringen, Mark— 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Herr zu 
Blankenhain, Neufladt und Tautenburg. | 

- Sn Gemäfheit des, von Uns in den Beſitzergreifungs-Paten— 
ten vom 15. Nov, 1815, und vom 24. Jan. 1816 gethanen, Verſpre— 
chens, Uns mit den Ständen Unferer alten und mit einer Auswahl der Va— 
fallen und Unterthanen der neuen Lande, in einer zu bildenden gemeinfchaft: 
lichen Verſammlung der erftern und ber legten, durch das Organ einiger 
Unferer Staatsdiener über die zwedmäßigfte Abfaffung der Verfaſſungsur— 
Eunde zu berathen, welche den Ständen Unfers Großherzogthums die im 
jenen Befigergreifungs = Patenten ausgefprochenen Rechte begründen und, im 
Bezug auf die Bedingungen und Formen ber Ausübung derfelden, beftim- 
men fol, haben Wir befchloffen, zu verordnen, und verorbnen, wie folgt: 


REITER 


Don dem Iwede der zu bildenden Berfammlung und den 
= Grundfägen ihrer Bildung, 
F. 1. Die aus der ftändifchen Deputation der alten: Lande und -aus 
einer Auswahl von Bafallen und Unterthanen ber neuen Rande beſtehende 
ftändifche Berathungsverfammlung hat zum Zwede, in Gemeinfhaft mit 
den, von Uns dazu beauftragten, Staatsdienern, ‚den Entwurf einer ‚Ver 
faffungsurkunde zu arbeiten, melde umfafjend und. deutlich die Bedingungen 
und Formen feſtſetzen foll, wie, durch Wahl ber Staatsbürger al— 
‚ter Klaffen, Repräfentanten ber Gefammtheit Unferer Un: 

terthanen zu der Kandftandfchaft berufen werden follen, wie bie 
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alſo erwaͤhlten Raepraͤſentanten ſich als Landſtaͤnde zu verſammeln 
und zu conſtituiren, wie, in welchem Verhaͤltniß, unter welchen geſetzlichen 
Formen ind Vorausſetzungen fie die Rechte der Mitwirkung bei ber 
Gefesgebung, der freien Bewilligung von Steuern und Finanze 
maaßtegeln, die das Vermögen des Landes und der Unterthanen betreffen, 
der gutachtlihen Vorfchläge zu Abftellung von Mängeln und 
Mißbraͤuchen in der Verwaltung und Gefeggebung, der Klage 
über willkührlihe Eingriffe der Staatsbeamten in die Frei— 
heit, die Ehre und das Eigenthbum der Staatsbürger oder in 
die Verfaffung des Landes, gefesmäßig auszuüben haben. 

| 8. 2. Um diefen Zweck zu erreichen, ift eine Vereinigung. der ftändis 
ſchen Deputation. der Fuͤrſtenthuͤmer Weimar mit Jena und Eiſenach, wie 
dieſelbe, Eraft der Conftitution vom Jahre 1309 die Mepräfentation der Un: 
terthanen Unfrer alten Lande bildet, mit einer Anzahl von Wafallen und 
Unterthanen Unfrer neuen Lande, erforderlih, aus der Klaffe derjenigen Bes 
wohner biefer Gebiete, "welche zu den Landesftänden der Staaten gehörten, 
von benen ihre Provinzen oder Diſtricte fonft Theile bildeten, 

Zweitens muß aber der Grundfag, dem zu Folge die künftigen Landes— 
ftände des Großherzogthums aus Repräfentanten aller Klaffen der Staats: 
bürger beftehen ſollen, fo weit es angeht, auch bereits in den Elementen ber 
Bufammenfegung einer Verſammlung ald angewendet erfcheinen, deren Ges 
Ichäft die Einleitung und Vorbereitung einer auf diefer Grundbedingung einer 
aͤchten Wolksrepräfentation beruhenden Verfaffung feyn fol. u 

Drittens hatten vierzehntaufend Einwohner Unfers Staates, Unſre 
Unterthanen ‚in der Herrfchaft Blankenhain und den Aemtern Asmannsdorf, 
Zonndorf, Schloßvippach, und’ die Bewohner von Stotternheim, Schwerborn 
und der Voigtei Haßleben, fich in ihrem frühen Zuſtande feiner landesſtaͤn⸗ 
difchen Nechte zu erfreuen, und es ift theils an fich, theils bei der Eigen- 
thuͤmlichkeit ihrer bürgerlichen und Rechtsverfaffung nothwendig, dag auch fie 
durch einen oder mehrere ihrer Mitbürger bei den Berathungen und Entwürs 
fen in Betreff der Verfaſſungsurkunde des Staates, deffen Bürger fie jest 
find, ſelbſtthaͤtig mitwirken. 

‚3. Da kein Stand der Staatsbürger Eünftig von der Theilnahme 
an der Wahl der Landesrepräfentanten ausgefchloffen feyn foll; fo vermag 
dies um fo weniger mit dem im Befige bedeutender und auf mannigfache 
Meife bevorrechteten Grundvermögens befindlichen angefehenen Stande der 
Nitterfchaft der Fall zu feyn, als derfelbe fein Necht, auf ben Pandtagen zu 
erfcheinen, wohl hergebracht hat, und verlangen kann, daß feine Anfprüche 
nur in Gegenwart und unter Mitwirkung von — aud) von diefem Stande 
freierwaͤhlten — Nepräfentanten erörtert, und daß diejenigen feiner Worrechte, 
welche nicht im Widerfpruche mit dem Gemeinwohl ftehen, oder für die übris 
gen Staatsbürger weſentlich nachtheilig find, achtend anerkannt werben. 

$. 4. In Anmendung der hier ausgefprochenen Grundfäge erfolgen die 
Beftimmungen über die Bildung der fländifchen Berathungsverfammlung, fo 
weit diefelbe aus Wafallen und andern Staatsbürgern Unfrer neuen Lande 
beftehen wird. 

Artikel I. 


Kon der Zahl, den Eigenfhaften, und der Ernennung der au$ 
den neuen Landen zu der Berathungsverfammlung abzuord— 
| -.  nenden Vafallen und Unterthanen. 


$.: 5, Die Zahl der Abgeordneten der Nitterfchaft Unferer neuen Lande 


Verordnung vom:30,Sanuar 1816. ° 753. 


zun der Berathungsverſammlung ‚fell: aus fünf. ie dieſer Lan⸗ 
| —— beſtehen. 

Der. Begriff der Ritterſchaft Unſerer neuen Lande os dahin 
—*— daß die Ritterſchaft dutch die Geſammtheit der Rittergutsbeſitzer 
ber neuen Rande. gebildet wird, fo, daß weder Religion, noch adelige oder 
nicht- adelige Geburt, noch die Sqiftfaſſ gkeit oder Amtsfaͤſſigkeit des Mi tter⸗ 
guts hierbei und in dieſem Betracht einigen Unterfchied machen. kann. 
7. Nothwendig jedoch, : und in Gemäßheit des 14. Artikel der 
Urkunde. des teutfchen: Bundesvertrags, wird auch ſchon bei der bevorſtehen⸗ 
ben Berathungsverfammlung ,. unter. der Zahl der ritterſchaftlichen Abgeordne⸗ 
ten. ein: in Unfern neuen Landen Bi, sinem- Rittergute de ehemaliger 
Meichsritter erſcheinen. 

59. 8. Es waͤhlen Demand; — "Kümmeficen Rittergutsbeſt itzer Unferes 

Peuftädtifchen Kreifes aus ihrer Mitte. und als ihre Deputirten bei. der 
Berathungsverfammlung, in ber —— uner, denfelben üblich ———— Weiſe, 
zwei, Abgeordnete. 
ah Die Rittergutsbeft {see in: dm ehemaligen Endaven; En Amte 
Tautenburg, ‚den durch den Staatspertrag vom 22. September 1815 mit 
Unſerm Großherzogthum: vereinigten thuͤringiſchen Ortſchaften, erſcheinen bei 
der durch —— von * aus ihrer Mitte gewaͤhl⸗ 
tere: Abgeordneten. 
8:10: Die Nittergutöbefiger , in ünſern Heſſiſchen, Fuldaſchen und den 
ehemals reichsritterſchaftlichen Landestheilen ordnen aus ihrer Mitte zwei, von ih⸗ 
nen ſelbſt erwaͤhlte, Deputirte ab, von welchen jedoch . der eine. nothmendig, 
und in" Gemäßheit,.des 9, 7. _biefer Verordnung, ein ehemaliger, jegt mit 
einem Ritteryute in jenen: Gebieten anfäffiger, Neichsritter- ſeyn muß. 

S 11. Alle.,diefe Abgeordneten der Ritterfhaft haben ſich bei ihrem 
Erfcheinen duch Vorzeigung a —— bei Unſerm Staatsminiſterio 
zu legitimiren, ; $ ji 

$. 12. Als Abgeordnete von Sand und. Städten find aus Unſern neuen 
Landen berufen, ‚bei der: fländifchen : Berathungsverfammlung zu erfcheinen, 
— Abgeordnete. 

8. 133Wegen Vertheilung dieſer ſieben Abgeordneten von Land. und 
Seähten. ‚Unferer ‚neuen Lande unter die verfchiedenen Diſtricte und Gebiete 
berjefben, ferner . wegen ‚ihrer Emennung, gelten folgende Beftimmungen: 

8 1b Für. die. Städte Neuſtadt und Weyda erfcheinen nothwendig 
zufammen zwei Abgeordnete. 

815 Die Stade. Blankenhayn fendet einen Abgeordneten. 

8'416, Die Aemter Atzmannsdorf und Tonndorf, nebſt den gegenwaͤr⸗ 
| ug damit vereinigten Ortſchaften Schloßvippach, Stotternheim und: Schwer⸗ 
‚born, und die’ Voigtei Haßleben ſenden zuſammen zwei Abgeordnete, 

. 8.17. Aus den mit Unſerm Großherzogthum vereinigten, ſonſt Fuls 
dafchen, Churxheſſiſchen und chemals veichsritterfchäftlichen Gebieten, erfcheis 
nen zwei Abgeordnete von Land und Staͤdten, welche die Staͤdte Vach und 
Geiſa feiben, — 

84 Es iſt keineswegs nothwendig, weder daß die Abgẽordneten 
ber in‘ Ari vorigen $$. genannten Städte Mitglieder des Rathes über’ fonfk 
ohrigkeitliche Perſonen, noch daß fie ſpeclell Bürger oder Einwohner der 
Städte feyen, in deren Namen fie erfcheinen foren, 


$. 19. Nothwendig jedoch müffen fie Einwohner as neuen Lande 
und zwar in Beziehung ‚auf. bie. Stadt oder Gegend, in deren Namen fie 
I. 48 
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erſcheinen, In einem der damit in ben vorhergehenden 68. zuſammengefaßten 
Landestheile wohnhaft ſeyn. | LE, wege. 
9 20. Da der von Und: in ben Befigergreifumgspatenten vom 15. No⸗ 
vember 1815 und vom 24. Januar: 1816 ausgefprochene Grundfag,. daß 
die Landesſtaͤnde Unſeres Großherzogtänms aus Mepräfentanten ber. geſamm⸗ 
ten Staatsbürger Unferer Unterthanen beftehen follen, welche diefe legten ſelbſt 
erwählt haben werden, nur duch eine- organifche Gefeggebung über bie Mies 
thode, Formen und Bedingungen der Wahlen und der Wählbarkeit von 
Mepräfentanten wirklich geltend zu werden vermag; eine ſolche Gefeggebung 
aber ein weſentlicher Weftandtheil der abzufaffenden Berfaffungsurkunde ſeyn 
wird, deren Berathung und Entwurf dei Zweck ber. zufammenberufenen Bew 
fammlung ift; fo Eönnen die gegentwärtig und bei diefer Berathungsverſamm⸗ 
lung zu erfcheinen berufenen Abgeordneten won Land und Städten nicht ſchon 
dießmal duch Mahl der Staatsbürger beſtimmt werden. Auch würde, 
da: ohne geſetzliche Vorbeftimmungen und Fürforgen weder eine ordnungs⸗ 
mäßige noch eine freie Wahl gelingen fann, bei der Kürze der Zeit und ber 
nothwendig bald nach ihrem ganzen: Umfang zu begtuͤndenden Verfaſſung, 
diefe,. der Zufunft und den Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde als Folge 
vorbehaltene, Art dev Beftimmung det Repräfentanten nicht fofort anwendbar 
mw: nrneeee * 
$. 21. Mir beſtimmen in Erwaͤgung dieſer Gründe folgendes, a us⸗ 
[hliegtich zum: Behuf ber Berufung der Abgeordneten von 
Land. und Städten Unferer neuen Lande zu ber Berathungss 
verfammlung Geltende: dee Ep ee 
4) Bir ernennen Unfern Praͤſidenten ber . Landesdirection zu Weimar, 
Freiherrn von Biegefar, zu Unferm Commifjario, um, nad) angehörten 
Rathe des Stadtraths zu Blankenhayn, der: Juftizbeamten zu Abe 
marnnsdorf, Tonndorf und in Betreff der Voigtei Haßleben, des: Jus 
ftizbeamten zu Grofrudeftedt, einen Abgeordneten der Stadt Blanken⸗ 
bay," einen Abgeordneten der fonft Erfurtfchen Aemter und DOrtfchafe 
ten, “einen Abgeordneten dev Voigtei Haßleben zu der Berathungsver⸗ 
fammlung zu berufen. I ac 
2) Unfern geheimen Regierungstath von’ Mog zu Eiſenach ernennen 
Mir zu Unſerm Commiſſario, um, nad angehöcter Meinung ber 
Stadträthe zu Wach und zu Geifa, zwei Abgeorönste für dieſe 
7 — und. dortige Gebiete zus dee Berathungsverſammlung zu ber 
tufen. Me OR : 
3) An die Kreisaqusſchreibende Stadt Neuſtadt aber: ergeht, in Gemaͤßheit 
der bisherigen, „für dieſes Mal und. bis etwa durch das abzufafjende 
organifche Geſetz hierüber etwas anders würde beſtimmt feyn,,. beizus 
behaltende Obfervanz, hiermit. Unſere Aufforderung, um wegen ber von 
den Städten Neuftadt und Weyda zu dieſer Berathungsverſammlung 
zu fendenden jivei. Abgeordneten, das Nöthige nach hergebtachter Weiſe 
AU Defpuge... 0 nu Ne Yen vie 
8.22. Die zu berufenden Perfonen müfjen nothwendig a) muͤndig; 
h) in dem Diftriete, worin die Stadt oder die Aemter, aus berien fie beru⸗ 
fen werden, gelegen fiüd, mit fleuerbaren Grundſtuͤcken anfäffig ſeyn, umd 
c) aus der Klaffe der wohlhabenden und daher in ihrem bürgerfichen Zuſtand 
möglihft unabhängigen Staatsbürger berufen werden. Sie muͤſſen 
d) anerkannter Weife mit‘ dem Zutrauen ihrer Ortseinwohner und Mitbuͤr⸗ 
ger bekleidet feyn. | ! | a. i 
$. 23. Da bereits bie Ritterſchaft Unſerer neuen Lande durch fünf 
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Abgeordnete zu erfheinen berufen iſtz fo koͤnnen Rittergutsbeſitzer nicht zu 
Abgeordneten von Land und Städten Unſerer neuen Lande bei der Berathungss 
verfammlung ernaunt werden. 

8.24: Die Abgeordneten von Land und Städten haben ſich bei ihrem 
Erfcheinen mit den Ernennungsbriefen der von Uns zu ihrer Berufung bes 
ſtellten Commiſſarien, oder, foviel die Abgeordneten der Städte Neufladt 
und MWeyda anlangt, mit den Befcheinigungen ber Kreisausfchreibenden Stabi 
Neuſtadt, bei: Unſerm Staatsminiſterio zu legitimiren. 

8. 25. In den officiellen Wochenblaͤttern Unſers Großherzogthums iſt 
das: Perſonal der Abgeordneten ber’ Ritterſchaft und derer von Land und 
Staͤdten Unſerer neuen Lande, alsbald nad © der Legitimation derſelben, ‚sur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Artikel II, 


Seit bes Erfcheinens der Deputirten und der Eröffnung ber 
Berathbungsverfammlung. 


$. 26. Die ftändifhe Deputation Unferer alten Lande und bie Ab⸗ 
geordneten der Ritterſchaft, ſo wie auch die Abgeordneten von Land und 
Städten Unſerer neuen Lande, find als gemeinſchaftliche ſtaͤndiſche Bera—⸗ 
thungsverfammlung. zum Behuf. der Mitwirkung bei Abfaſſung der in den 
Beſitzergreifungspatenten vom 15. November 1815 und 24. Januar 1816 
angekuͤndigten Verfaſſungsurkunde, als eines Grundgeſetzes Unſers Großher⸗ 
zogthums, hiemit und Kraft dieſer Verotdnung, berufen und entboten, in der 
oben angeeun Zahl und;auf bie beftimmte Weiſe unfehlbar den 


Siebenten April diefes Jahres 


in Amferer Refidenzitadt Meimar zu ‚erfcheinen und dafelöft, nachdem ſie ſich 
in der vorgeſchriebenen Maaße gehoͤrig werden legitimirt haben, der in Unſerm 
Namen zu bewirkenden Eröffnung ihrer Verſammlung zu gewaͤrtigen. 


Artitel 1V. 


Bon ben ae welche, als Organ des Geoßberzogs, 

Mitglieder der Berathungsverfammlung feyn follen, von 

dem Präfidio diefer Verſammlung, und von dem Seſchaͤfts⸗ 
gange derſelben. 

F. 27. Mir haben drei Unſerer Staatsdiener als Unſere Immediat— 
commiſſarien, in den Perſonen des Praͤſidenten der Landesdirection, Freiherrn 
von Ziegeſar, des Regierungsraths Krumm und des Landesdirectionsraths 
Hufeland, ernannt, um den Berathungen der ſtaͤndiſchen Verſammlung bei— 
zuwohnen und art denſelben, fo wie auch an den Arbeiten und Entwürfen, 
welche der Zweck der Verfammlung find, Theil zu nehmen, 

9.28. Unfer Präfident der Landesdirection, Freiherr von Biegefür, 
wird in der Berathungsverfammlung den Vorfig führen und diefelbe eröffnen. 
$. 29. Das erfte Gefchäft der Verſammlung wird hierauf feyn: durch 
Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte ihren Secretair zu wählen, 

$. 30. Der alſo erwählte Secretaie der Verfammlung hat, außer ans. 
dern ihm nach Zutrauen der Werfammlung zu übertragenden, mit dem Zweck 
derfelben in Beziehung ftehenden Gefchäften befonders das Amt der genauen 
Protocollführung, als welche wefentlidy und durchaus erforderlich ift. 

$. 31. Die mit dem Prafidenten zugleih committirten Staatsdiener, 
‚der Megierungsrath Krumm und der Landesdirectionsrath Hufeland, werden, 
da die abfolnte Stimmenmehrheit: in der Verfammlung gelten fol, bei allen 
Abftimmungen ihr Votum mit zu den zu zählenden m geben, 

8* 
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g. 32. Der Präfident dev. Verſammlung hat. kei Schmme bei den 
Berathungen derſelben, ausgenommen in, dem Fall, wenn bei zwei verſchiede— 
nen Meinungen jede von einer gleichen Anzahl ‚Stimmen verfochten wird, 
in welchem alle bie Stimme; und. ‚Meinung des Maſſdenten den Auge 
ſchlag giebt. 
| 6. 33 . Die ändie Besthungsosrfarmlung wird nut eine 
bifden. | 
$. 34, Die Peifident beſelben hat, im Allgemeinen den Geftäfrsom 
zu leiten. 
| $. 35. Derſelbe darf. —— weder der Freiheit. ber. &eörkerung, noch) 
des Abftimmens Eintrag thun, wohlverſtanden daß dieſe Freiheit. der. Ecörs 
terung und des Abſtimmens ſich in den Gebieten. des. Zwecks der Verſamm— 
lung halte, und die Grenzen der Sitte und Ordnung nicht uͤberſchreite 
$. 360. Zu Förderung dee Geſchaͤfte hat der Präfident die Befugniß, 
die Verfammlung in Sectionen zu Bearbeitung der einzeinen Theile der Ver⸗ 
faſſungsurkunde zu fondern. - 

8. 37. . Eine jede ſolche Section wuß ——— aus Mitgliedern der 
ftludiſchen Deputation. der alten, und Abgeordneten der neuen Lande beſte⸗ 
hen... In: Betreff der erſtern ſowohl als der letztern, muß, wo moͤglich ein 
Mitglied von. ber Ritterſchaft oder der, akademiſche Deputirte und ein Mit 
glied aus der Zahl der — von Land und Stadten in einer folchen 
Section fi re ch befinden... : n ER 

Die: zur" ſtaͤndiſchen Berathungsverfammtung: mitcommittivten 

RR koͤnnen · zu Mitgliedern iin Sectionen: ernannt. werden. ia 

$. 39. Jeder , Section. iſt eine beſtimmte Aufgahe von Br zuzu⸗ 
theilen. 

8. 40. Dis Reſuttat — Wbeit legt jede Section der gangent Bi 
fammlung zur Erörterung und, Prüfung vor. 

$. 4. Die Berathungsverfammlung hat das Kecht, durch Stimmen 
mehrheit Committéen aus ihrer Mitte, zur Bearbeitung einzelner Theile, oder 
auch zu Bearbeitung einzelner Theile, oder auch zu. Bearbeitung des. ganzen 
Gegenſtandes ihrer Beſchaͤftigung zu waͤhlen. 

$. 42. Eine. alfo:erwählte: Committee hat ihre Arbeit zu freier Pruͤ⸗ 
fung der Verſammlung vorzulegen. | | 

Durch Stimmenmehrheit der: Mitglieder der Berfammlung ohne 
———— wird, in Hinſicht der Annahme, Modification oder Verwerfung 
von dergleichen Arbeiten, ein Beſchluß der Verſammlung gefaßt. 

§. 44. Es ſteht einem jeden: Mitgliede der Verſammlung, er ſey 
Staatsdiener oder Abgeordneter, frei, feine Vorſchlaͤge über die dem Zweck 
der Begruͤndung und Peſtimmung der von Uns den Landesſtaͤnden Unfers 
Großherzogthums zugeſicherten Rechte entſprechendſte Abfaſſung, ſowohi eine 
zelner Theile, als auch. des Ganzen der Verfaſſungsurkunde ſelbſt, feine Ans 
ſichten ſchriftlich und. aus ihren Gründen entwickelt, "der Verſammlung, in 
Form einer Denkſchrift, mit Beilagen oder eines Voti vorzulegen, — 

$. 45. Solche Eingaben find dem Präfidenten. der Verfammlung zu 
infinuiren. Er hat diefelben zur Kenntniß aller Mitglieder der Verſammlung 
zu bringen, traͤgt ſie ſodann in einer Plenarſitzung vor, und ordnet, in Hin— 
ſicht der Discuſſion des Inhalts derſelben und alles ſonſt zu ihrer umfaſſen⸗ 
den Beruͤckſichtigung Erforderlichen, das Noͤthige an. 

$. 46. Auf feine ſolcher Eingaben iſt mehr Ruͤckſicht von der. Ver 
fammlung zu nehmen, als diefelbe den Mitgliedern derfelben, vermoͤge ihres 
inneren Gehalts, zu verdienen fcheinen wird, 
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che 27 Chen fo werden Wir, durch die Unferer Seits zu Beiwohnung 
der Sitzungen und Theilnahme an den Arbeiten. der Berfammlung commit- 
tirten Staatsdiener, Entwürfe und Anſichten über den der Verfaſſungsur— 
kunde, ihrer von, Uns ausgeſprochenen Beftimmung gemäß, zu gebenden Ins 
halt mittheilen Taffen, welche Uns unmittelbar etwa £önnten vorgelegt werden. 
. 48. Da Witr jedoch von allen folhen Arbeiten nur vorläufig Kennt: 
nig nehmen: / und keineswegs der. freien Prüfung Unſerer fländifchen Berg: 
thungsverfammlung Schranken zu fegen beabfihtigen; fo find ‚auch folche Uns 
unmittelbar vorgelegte Entwürfe und Ideen von ber ftändiihen Berathungs⸗ 
verfammlung nut nach Maafgabe ihres innern Werthes zu berüdjichtigen, 
und nur, infofern fie bei der Prüfung. ihres Gehalts wichtig und anwend— 
bar erfcheinen, bei Abfaffung des Entwurfs, einer Verfaffungsurkunde zu 
gebrauchen. — — Br 

49. Wenn die fändifche Berathungsverfammlung, ber Bellimmung 
ihrer Berufung gemäß, den Entwurf einer Verfaffungsurkunde wird gearbeiz 
tet. haben,. wie diefelbe ald Grundgefes Unfers Großherzogthbums und als 


ein Laͤnbesgrundvertrag zwiſchen dem Fuͤrſten und ſeinen Unterthanen, 
den Bürgern ‚des, Staats, als Repraͤſentanten der letztern und Randesftänden 
des Großherzogthums, über die. wefentlichen ſtaatsrechtlichen Beziehungen zwi: 
fchen dem Megenten und den Unterthanen deſſelben, nad) Manfgübe der 
in den Befigergreifungspatenten vom 15. November 1815 und vom 24. 
Januar 1816, von Uns ben Ständen zugeficherten Rechte und angegebenen 
Grundzüge, zweckmaͤßig abzufaffen iſt; fo ift diefer Entwurf Uns, nebſt ben 
Protocollen. und Acten, welche ſich auf deffen Zuftandebringung beziehen, zur 
Prüfung und weiten Entfheidüng vorzulegen. . 

8. 50. Nur durch Unfere großherzoglihe Sanction kann dies 
fer Entwurf verbindende Kraft und die Natur eines Grundgeſetzes Unfers 
Großherzogthums erhalten, Re 

$. 51. Der Pröfident der Berathungsverfammlung und die andern 
von ung dazu committirten Staatsdiener haben die Pfliht, Uns von dem 
Gang der Gefchäfte in der fländifchen Berathungsverfammlung ihrerſeits durch 
Berichte in Kenntniß zu ſetzen. 
852. Das Recht der Vertagung der ſtaͤndiſchen Berathungsverſamm⸗ 
lung, ſo wie das Recht der Aufloͤſung derſelben, behalten Wir Uns aus- 
druͤcklich vor. | — | 
$. 53. Unfer Staatsminifterium ift mit Ausführung dieſer Verord— 
nung und Unfere Landesregierungen find mit Publication derfelben, welche 
durd) den Druck gefchehen foll, beauftragt. Urkundlich haben Wir diefelbe 
eigenhändig vollzogen und fie mit. Unſerm großherzoglichen Jnſiegel verſehen 
laſſen. So geſchehen und gegeben Weimar den 30. Januar 1816. 
* (LS) _. Karl. Yuguf. 
G. v. Beige, C. W. Frhr. v. Fritſch. v. Gersdorf. 
nn Bra Edling: 
Le vdt. Conta. 





Nachdem der Landtag am 7. April 1816 feierlich eröffnet worden 
war, erfihten, als Ergebniß der Berathungen der zufammenberufenen 
Stände, am 5. Mai 1816 das nachfichende Grundgeſetz Aber die 
laudſtaͤndiſche Berfaffung, für welches der großherzogliche Ges 
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ſandte bei der Bundesverſamlung zu Frankfurt am Main am 28. Nov. 
1816 die Garantie des Bundes verlangte, die auch derſelbe uͤber⸗ 
nahm*). Am 12. Mai 1816: hatte bie Ständeverfammlung bei dem 
Großherzoge ihre Abfchiedsaudienz, „nachdem fie ihm die von ihr entwor⸗ 
fene Verfaſſungsurkunde überreicht, und er ſolche unter wenigen (oͤffent⸗ 
liche Blaͤtter ſagen: außermefentligen), — — 
men hatte“*. 


c) Grundgeſ etz über die landſtaͤndiſche Verfaffung des Groß⸗ 
herzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach vom 5. Mai 1816. 


Wir Karl Auguſt, von Gottes Gnaden Großhetzog zu 
Sachſen-Weimar-Eiſenach, Landgraf in Thuͤringen, Mark— 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Herr zu 
Blankenhayn, Neuſtadt und Zautenburg, ', 

Obgleich Wir bereits im Jahre 1809 bemüht. geweſen, durch ein Ge⸗ 
ſetz, welches die in Unſern altfuͤrſtlichen Landen herkoͤmmliche landſtaͤndiſche 
Verfaſſung betraf, die zwiſchen Uns und Unſern getreuen Unterthanen ſtets 
umverlegt erhaltenen Bande zu bewahren; fo Eonnten doch jene Beftimmuns 
gen in ber gegenwärtigen, durch ſchwere Opfer und harte Prüfungen. erfämpfs 
ten, beffern Zeit den Tandesväterfichen Gefinnungen nicht genügen, mit wel⸗ 
hen Wir das dauerhafte Wohl Unferer Lande feft begründen“ wollen. 

Wir haben daher, eingedenf der Borfchrift und des Sinnes' des teut⸗ 
ſchen VBundesvertiages vom 8, Junius 1815, den ſchicklichen Augenblick, 
da Uns zu Unſern altfuͤrſtlichen Landen ein bedeutender Zuwachs. zu Theil 
geworden, ergriffen, um die in den Beſitzn ahmepatenten vom 15. Rovember 
des vorigen, und vom 24. Januar diefes Jahres ausgeſprochene Vereini⸗ 
gung Unſerer neuen Lande mit Unſern alten, zunaͤchſt durch eine neue, die— 
ſer Geſammtheit gemeinſchaftliche und angemeſſene, landſtaͤndiſche Verfaſſung 
zu beurkunden. 

Zu dem Ende haben Wir durch Unſere Verordnung vom 30. Januar 
d. J. die landſchaftlichen Deputirten Unſerer alten, und Abgeordnete Unſerer 
neuen Lande berufen, um ſich, in Gemeinſchaft mit einigen dazu beauftrag⸗ 
ten Staatsdienern, uͤber die Bedingungen und Formen zu vereinigen, unter 
welchen die von Uns als nothwendig anerkannten Rechte der Landſtaͤnde aus: 
zuüben find, | 

Durch dieſe abgeordnete Berathungsverfammilung ift mie Thaͤtigkeit und 
einmüthigem Vaterlandsſinne ein, Unſern wohlgemeinten Abſichten angemeſ— 
ſener, Entwurf einer landſtaͤndiſchen Verfaſſungsurkunde ausgearbeitet, und 
zu Unſerer landesfuͤrſtlichen Beftätigung eingefendet worden, und Wir neh: 
men feinen Anſtand, folhen nur mit wenigen — feine wefentliche Beftims 
mungen abändernden — Mobdificationen zu beſtaͤtigen. 

Demnach haben Wir, unter. Zuſtimmung der landfchaftlihen Deputir— 
ten Unferer alten Zanbe, und unter Beirath der berufenen Abgeordneten der 
Uns zugefallenen neuen Gebiete, folgende Beftimmungen, als ein Grundge— 
feg für Unfer gefammtes Großherzogehum, feftgeftellt: 


*) Man vergleicher.die am 2. Dechr, „1816 beim Bunde überreichte Denk: 
fhrift des großherzogl. und. herzogl. ſaͤchſ. Gefandten von Dendrich, gimd.nie 
Abftimmungen der Bundesverfammlung dechalb · in Luͤders diplomat. — für 
Europa. 1. Br. ©.:83.— 983.. 


**) So in Klübers, Staatsarchiv. des ceulſchen Bundes, Heft 2. G. 146, 


Srundgefeg vom. 5. Mai 1816. 759 


Erfter Abſichnitt. 

= Allgemeine: Beffimmungen. . 

$ 1. In dem Großherzogthume Sachſen-Weimarz Eilſenach befteht 
eine Landftändifche Werfaffung, welche allen Theilen des Großherzogthums, 
als einem Ganzen, gemeinfchaftlich ift. 

"OR Drei Stände’ find in dem Großherzogthume Sachfen : Weimar: 
Eifenache als Landftände anerkannt: der Stand der Wittergutsbefiger, der 
Stand’ der Bürger, und der Stand der Bauern. 

83 Dieſe drei Landftände, und in ihnen fämmtliche Staatsbürger, 
werden durch Männer vertreten, welche aus ihrer Mitte, durch freie Wahl, 
als Iandftändifche Abgeordnete hervorgehen. 

5.4. Alte den Landftänden zufommende Nechte können nur durch biefe 
gefeglich erwählten Vertreter, in der Art und unter ben Bedingungen aus: 
‚geübt werden, wie folches im gegenmwärtiger Verfaffungsurfunde, als einem 
Gtundgefege des Großherzogthums Sachfen: Weimar: Eifenad), niedergefchrie: 


ben iſt. 
| 3weiter Abſchnitt. 
Rechte der Landſtaͤnde. 
F. 5. Es ſtehen den Landſtaͤnden zur Ausuͤbung durch ihre Vertreter 
($. 4.) folgende Rechte zu: 

1) Das Recht, gemeinfhaftlih mit dem Landesfürften und den, von die: 
ſem beäuftragten, Behörden, die Staatsbebürfniffe, fo weit dieſelben 
aus landſchaftlichen Kaffen und aus dem Vermögen der Staatsbür: 

gen zu beſtreiten find, zu prüfen und bie zu ihrer Dedung- erforderli= 

chen Einnahmen und Ausgaben feftzufegen (Beflimmungen ber 
Etats). 
2) Das Recht, über jede Beſteuerung und andere Belaflung der Staat: 
—  bhürger,; fo wie über jede allgemeine Anordnung, toelche darauf Ein: 
fluß haben möchte, ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu mer: 
den, bergeftalt, daß ohne diefes Gehoͤr und ohne ihre, ber Landftände, 
ausdruͤckliche Verwilligung, weder Steuern oder andere Abgaben und 
Keiftungen im Lande ausgefchrieben und erhoben, noch Anleihen auf 
die landſchaftlichen Kaffen und das Vermögen ber Staatsbürger ges 
macht, noch fonft: Finanzmaaßregeln . ergriffen werden bürfen, welche 
das Landeseigenthum, oder das Eigenthum der Staassbürger in Ans 
ſpruch nehmen, oder die Gefährdung des landſtaͤndiſchen Intereſſe nad) 
ſich ziehen Eönnten. -. x ü Ä 
3) Dad Recht, die Rechnungen, über beſtrittene Staatsbeduͤrfniſſe der 
oben erwähnten Art zu prüfen, und fowohl über darin bemerkte An⸗ 
: fände Auskunft, als. überhaupt über die Verwendung von Einnah— 
‚men Sandfchaftlicher. Kaffen, und aus dem Vermögen ber Staatsbür- 
ger, Rehenfchaft zu verlangen. — 

4) Das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über Mängel und Miß— 
braͤuche in der Gefeggebung und in der Verwaltung des Landes, mit 

gutachtlichen Vorſchlaͤgen zu Abftellung derfelben. — 

5) Das Recht, bei dem Fuͤrſten Beſchwerde und Klage zu erheben gegen 
die Miniſter und gegen andere Staatsbehoͤrden, über derſelben Will: 
kuͤhr, und über deren Eingriffe in die Freiheit, die Ehre und das 
Eigenthum der Staatsbürger, fo wie in die Verfaffung des Landes. 

6) Das Recht, an der Gefeggebung in der Art Theil zu nehmen, daß 

mneue Befege, welche entweder die -Landesverfaflung betreffen, oder die 
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perfönliche Freihkis, - die Sicjöchett und das Eigenthum der Staats: 

buͤrger in dem ganzen: Lande, „oder .ip einer, ganzen Provinz, zum Ges 

genſtand haben, und, eben. deshalb. das. Allgemeine ;angehen ,. ohme ih 

= zen, der. Sandffände, vorgängigen Bejrath und ihte Einwilligung nicht 
erlaffen werden dürfen, ' . 

” 7 — zur N. ber Austbung aller bisher aufgefäpeten 

Befugniſſe, 

a) — Landraͤthe zu woͤhlen und dem. Fuͤrſten zur Bergung, vor⸗ 

zuſtellen z., 

h y) zwei Näthe, er Affefforen bei dem Landſchaftscollegium⸗ und 
zwar ben ginen für die erſte Section in Meimar, ben andern für 
die zweite. Section in Eiſenach, zu ernennen, und dem Landesfuͤr⸗ 

| ſten zur Beſtaͤtigung vorzuſtellen (F. 118, 119.);- 

c) in vorkommenden außerordentlichen Fällen, 3. B. in Kriegszeiten, 

wo irgend ein Gollegium oder eine befondere Commiſſion, außer 

dem gewöhnlichen Gefhäftsgange, Einfluß auf die landſchaftlichen 

Kaſſen gewinnen duͤrfte, zu verlangen, daß dieſem Collegium oder 

dieſer Commiſſion Einer, oder Einige‘ ihrer Vertreter zugeordnet 
werden ; 

d) den Kafficee bei .der Hauptlandſchaftskaſſe zu ernennen. 


Dritter Abſchnütt. er 
Anzahl. und Wahl der Volksvertreter aus den dee 
„ Kandfländen, 

8,6, Kür das geſammte Großherzogthum werden ein und dreißig 
Asgeorhnete „, als Volksvertreter, erwählt, eilf von dem. Stande der ‚Ritters 
gutsbefiger, zehn yon dem Stande der Buͤrger, und zehn von dem Stande 
der Bauern. 

Ein jeder der Hrei Landſtaͤnde hat die ſeiner Wahl uͤberlaſſenen X. 
geordneten aus feiner Mitte zu erwaͤhlen. 

$. 7, Für jeden Abgeordneten muß gleichzeitig. ein Stellvertteter bes 
fiimmt werden... -- 
| Was über die Eigenfehaften und über, die Naht. der Abseordneten ſelbſt 
geſetzlich iſt, gilt auch von. den Stellvertretern. 

$, 8, Um das Wahlgefchäft zw. erleichtern, * um, ſo del als mög: 
lich dafuͤr· zu ſorgen, daß jeder durch Lage, Gewerbe, oder frühere Verhaͤlt— 
niffe fich auszeichnende Theil: des! Großherzogthums . einen. oder mehrere Ber: 
treten in der landftändifchen Vereinigung habe, welchem genaue Kenntniß von 
feinen. Eigenthümlichkeiten beimohnt,  ift das Großherzogthum Weimar in 
Wahlbeʒirke eingetheilt worden. 

8.9, Fuͤr die Rittergutsbeſitzer beſtehen drei Wahlbezirke oder Provin⸗ 
zen Der erſte dieſer Wahlbezirke begreift den weimarſchen und jenafchen 
Kreis, mit Einſchluß des Amtes Ilmenau und derjenigen Landestheile, welche 
durch Bas Befigeigreifungss Patent vom 15, November 1815 in Thüringen 
dazu gekommen find: . 

Der zweite begreift‘ den eiſenachſchen Kreis, mit Einſchluß der Aemter 
Dermbach und Geis, und den, in dem Beſihergreifungs — vom 24. 
Fannar 1816° angegebenen; Landestheilen;: 

Der dtitte ‚endlich umfaßt den; neuftädtifchen Kreis, wie folcher in dem 
Bofterelfungs Patente vom 15. November 1815 bezeichnet iſt. 

$..10,: Aus dem erſten Mahlbezirke werden vier, aus dem zweiten 
bie, und aus dem britten ebenfalls drei Abgeordnete von den Rittergutsbe⸗ 
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ſttzern unmittelbar gewählt, mit der Beſchraͤnkung, daß unter den dr Ab: 
geordneten: der Rittergutsbeſitzer im zweiten Bezirke regelmäßig wenigflens ei⸗ 
ner aus; der! vormaligen, in dieſem Bezirke⸗mit ſonſt reichsunmittelbaren Guͤ⸗ 
tern anſaͤſſigen, Reichsritterſchaft ſich befinden ſoll. Die Akademie Jena, 
als eine mit Ritterguͤtern ausgeſtattete, dem ganzen Lande angehoͤrige Anz 
ſtalt, ſtellt den eilften Abgeordneten. ET ER 
8:11: Für den Stand der Buͤrget beftehen zehn Wahlbezirke. Der 
erfte umfaßt die Reſidenzſtadt Weimar, der zweite die Städte Jena, 
Bürgel und Lobeda,' der dritte die- Städte Altftädt, Naftenberg, - 
Buttftädt und Buttelftäde, nebft dem Fleden Neumark; der vierte 
die. Städte Ilmenau, Blanktenhayn, Krannidfeld, Remda und 
Berka, nebft dem Fleden Tannroda; der fünfte die Städte Apolda, 
Dornburg, Sulza und Magdalaz der fehlte die Stadt Eifenad 
mit Fiſchbach; der fiebente. die Städte Oftheim, Geis und Lengs— 
feld; ber achte die Städte Baha, Berka an der Werra und Kreüzs 
burg; der neunte die Städte. Neuftadt und Triptis; bder- zehnte die 
Staͤdte Weyda und Auma. — — ——— 
812. ‚Für den Stand der Bauern beſtehen ebenfalls zehn Wahlbe— 
zirke. Der erfte diefer Bezirke ift zufammengefegt aus den Aemtern Weis 
mar und Gapellendorfz der zweite aus den Aemtern Bürgel, Dorns 
burg, Zautenburg und Jena, mit den Stadtgeriht3: Dörfern; 
der dritte aus. den Aemtern Altftädt (Didisleben), Hardisleben, 
Niedevroßla und den Stadtgerichts-Doͤrfern von Buttſtaͤdt; der 
vierte aus. den. Aemtern Blankenhayn, Simenau, Berka und Rem: 
da; ber fünfte aus den Aemtern Rudeftedt, Akmannsdorf und 
Tonndorf; der fehfte aus den Aemtern Kaltennordheim, Oftheim, 
Dermbach und Geis, nebft dem. Gericht Wenigentafft; dev fiebente 
aus den. Aemtern Vacha, mit der Vogtei Kreuzburg, Tiefenort mit 
dem Gericht Markfuhl und Frauenſee, nebft den Patrimonialämtern 
Lengsfeld und Voͤlkershauſen; der achte aus den Aemtern Ger— 
ffungen, Haußbreitenbah, Kreuzburg und Eiſenach; der neunte 
aus dem Amte Neuftadtz der zehnte mus dem Amte Weyda mit Mit: 
denfurth. Jedes Amt wird hier mit Inbegriff der Patrimonial: Gerichte: 
dörfer verftanden, welche innerhalb des Amtsbezirks liegen, 
$. 13. Aus jedem diefer, für den Stand der Bürger und für den 
Stand der Bauern angeorbneten, Wahlbezirke wird ein Abgeordneter erwaͤhlt. 
Die Wahl gefchieht durch Wahlmänner. 
8. 14. In dem Stande der Nittergutsbejiger hat derjenige das Recht, 
an der Wahl Antheil zu nehmen, welcher ein Rittergut entweder allein, ober 
mit Andern gemeinfchaftlich befist, ohne Unterfchied des Standes, der. Ge- 
burt und der Religion, auch ohne Unterfchied, ob das Rittergut fchrift- oder 
amtſaͤſſig iſtz nur muß das Rittergut, wenn es nicht zu den ehemaligen 
reichsunmittelbaren gehört, die Landftandfchaft ſchon gehabt haben, oder fünf: 
tig noch unter die Zahl diefer Nittergüter aufgenommen werden, welches, 
auf Anſuchen des. Befigers, bis zum. nächften Landtage, von ber alleinigen 
Beſtimmung des Landesfürften abhängen, nach dem nächften Landtage 
Fr = mit Zuſtimmung der landftändifchen Abgeordneten , geſche⸗ 
en wird. 
‚8:45 Wie derjenige, welcher mehrere Ritterguͤter der gedachten 
Art beſitzt, von jedem dieſer Ritterguͤter Eine Stimme abgiebt; ſo haben 
— mehrere, welche Beſitzer Eines Gutes ſind, zuſammen nur Eine 
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, &.16.: Frauen und. Unmündige Üben, wenn fie ein guttergut beſitzen 
ihr Stimmrecht duch ihre Ehemänner oder. Vormuͤnder, -fofern letztere, - die 
Vormuͤnder, ſelbſt Mittergutsbefiger in demſelben Wahlbezirke find; nußers 
dem duch Bevollmaͤchtigte. Unter mehren VBormündern hat der Lehns-Vor⸗ 
mund den Vorzug. Bei den, im Concurs befangenen, Rittergůtern ruht 
die Stimme. 
§. 17. Bevollmaͤchtigte werden bei den Wahlen ber Nittetgutsbeſi itzer 
nicht nur in den ſchon ‚angegebenen Fällen, fondern überhaupt zugelaffen; 
nur muß der Bevollmaͤchtigte, als Nittergutsbefiger, eine ‚eigene Stimme, in 
demfelben Wahlbezirke haben. 
.. Niemand darf von mehren, als von zwei anbern Rittergutsbeſi gem, 
die Vollmacht annehmen. “ 
Die Vollmachten, welche nothwendig ſchriftlich zu geben ſi ind, koͤnnen 
ſowohl mit Bezeichnung deſſen, fuͤt welchen im Namen des Ausfller zu 
ſtimmen iſt, als im Allgemeinen abgefaßt ſeyn. 

. 48. Da die Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der Bürger 
und Bauern nicht unmittelbar, fondern mittelbar, durch Wahlmaͤnner gefche: 
Ben fol, ift feftgefegt worden, daß jeder Drt (Stadt, Fleden oder Dorf) 
fo viel MWahlmänner zu ftellen habe, als er je 50 Wohnhäufer zählt. 
Ein Ort von fünfzig Wohnhäufern und darunter ftelt Einen; ein Ort 
von 51 bis 100 MWohnhäufern fellt zwei Wahlmänner u. f. w. Einzeln 
liegende Haͤuſer, z. B. Gafthöfe und Mühlen, ingleichen einzelne Höfe, wer⸗ 
den zu demjenigen Orte gerechnet, zu welchem biefelben bisher, bei andern 
Gemeindeangelegenheiten, gezogen worden find, z. B. bei Einquartierungen 
und Spannungen. 

. 49. Ohne Unterfchied der Religion, nimmt jeder Einwohner einer 
Stadt; eines Fledens oder eines Dorfs, der darin ein Haus befigt, oder 
daſelbſt dag Bürgers oder Nachbarrecht erworben hat, in biefem feinem 
Mohnorte Theil an der Mahl des Mahlmannes, oder ber MWahlmänner. 
Kleinhäusler auf den Dörfern find von Ddiefer Befugniß keineswegs ausge: 
ſchloſſen; wohl aber ſind es bloße Schutzbuͤrger in den Staͤdten. 

$. 20. Frauen und Unmuͤndige, welche ſich unter ben ftimmfähigen 
Einwohnern eines Orts befinden, üben ihr Stimmrecht ducd ihre Ehemaͤn— 
ner, Vormünder oder Bevollmaͤchtigte aus. 
$. 21. Jeder Wahlmann muß diefelben Eigenfhaften haben, melde 
von den MWählenden überhaupt erfordert werden ($. 19.); aud muß derfelbe 
volljährig feyn. Der Gewählte darf das Amt nicht ausfchlagen: 
8. 22. Die Wahlfähigkeit zu der Stelle eines Volksvertreters erſor⸗ 
dert, außer dem Bekenntniſſe zur chriſtlichen Religion, 
teutſche Geburt, welches dahin genauer beſtimmt wird, daß der zu 
Erwaͤhlende von einem Vater abſtammen muß, der fetöft in: Teutſch⸗ 
land geboren war, und den weſentlichen Wohnſitz (domicilium) in 
Teutſchland hatte, 
.2) ehelihe Geburt, 
3). hriftliche Geburt (Geburt von eltern, welche ſich ebenfalls zur. chriſt⸗ 
| lichen: Religion bekannt haben), 
4) dreißigjähriges Alter, | * 
5) unbeſcholtenen Ruf. 

$. 23. Außer diefen allgemeinen Cigenfchaften, werben zu der Waehl⸗ 
Fähigkeit in jedem Stände noch befondere Eigenfchaften erforbert. | 

$. 24, Wer in einem Wahlbezirke der Nittergutsbefiger zum Abgeord⸗ 
weten gewaͤhlt werden foll, muß mit einem ihm ganz, oder" zum heil ger 
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hoͤrigen Ritterguite, und zwar, wenn er das Gut zuerſt erworben, nicht 
durch Erbgangsrecht erhalten hat, wenigſtens ſeit drei Jahren in dem Be— 
zirke anfaͤſſig ſeyn; jedoch iſt es nicht weſentlich nothwendig, daß er in dem 
Bezirke wohne. | 
4.08. 25.. Von dem Abgeorbneten der Akademie Jena wird verlangt, daß 
er Mitglied des akademifchen Senats fey, und ſich die Kacultätscechte ſtatu⸗ 
tenmäßig: erworben habe. — 

8 26. In: den Städten ift nur derjenige Einwohner des Mahlbezirt 
wahlfaͤhig, welcher, ‚außer dem. Befige eines, in der Stadt oder Vorſtadt 
lisgenden, ‚Wohnhaufes, ‚ein unabhängiges Einkommen nachweiſen fan, und 
zwar muß diefes Einkommen, mit Einfhluß des Ertrags don jenem Wohn⸗ 
haufe, in den Nefidenzitädten Weimar und Eiſenach wenigſtens 500 Rthlr., 
ide übrigen Städten aber 300 Rthlr. jährlich betragen. 

Der Ertrag desjenigen Vermögens, welches ein Ehemann, als geſetzli⸗ 
her Nutznießer der Güter feiner Ehefrau, zu benugen hat, wird mit gerech- 
net. "AUS unabhängiges Einkommen aber kann ein Dienfteintommen, es be: 
fiehe in firer Befoldung, oder in Accidenzen, es werde vom Staate, oder 
von Privatperfonen gezogen, nicht angefehen werden, auch gilt daffelbe vor 
Denfionen. : .. 

827. Wer im Stande der Bauern wahlfaͤhig feyn foll, muß in 
dem Kreife, "worin fein Wahlbezirk liegt, an Haus und Feldgütern entweder 
eigenthümfich, oder als gefeglicher Nutznießer des Vermögens feiner Ehefrau 
einen‘ Werth, wenigftens von 2000 Thalern, befigen. 

528. Solte Jemand in. verfdiedenen Ständen wahlfähig erfcheinen, 
5 8. durch dem’ Beſitz eines Nittergutes in dem Stande der Nittergutsbes 
fe, und durch den Beſitz eines Bauernguts in dem Stande ber Bauern; 
fo kann ee doch, nur in einem Stande, und zwar in demjenigen getoählt 
nerden, welcher nach der $. 79. beftimmten Sigorbnung vorausgeht, 
3. B. in dem hier angegebenen Tale, nur in dem Stande ber Ritter— 
gutsbeſitze. 

F. 29. Blutsverwandte, in auf- und abſteigender Linie, koͤnnen zu 
gleicher Zeit in der landſtaͤndiſchen Vereinigung ſo wenig Platz finden, als 
Blutsverwandte im zweiten Grade der Seitenlinie (Bruͤder). 

Kommt ein ſolches Zuſammentreffen vor in einem und demfelben Stan- 
de; ober in verfehiedenen Ständen; fo giebt die frühere Wahl und, wenn 
dies nicht entfcheidet, das höhere Alter einen Vorzug. 

8. 30, Jeder Abgeordnete wird nur auf 6 Jahre gewählt. Im fie: 
benten Jahr "tritt er regelmäßig aus. Es muß eine neue Wahl angeorbnet 
werden. Bei diefer Mahl iſt der Ausgetretene wieder wahlfähig. 

8. 31. Länger als ſechs Jahre, und menigftens zwölf Jahre, bleibt 
derjenige Abgeordnete in feiner Stelle als‘ Volksvertreter, welcher zum Land: 
marſchall gewählt worden, und in diefer Eigenfchaft aus einer landſtaͤndiſchen 
Vereinigung in die’ andere übergegangen ift ($. 58. $. 59.). ' 

“ . 3%. Sollte ein Abgeordneter während der ſechs Jahre, auf die er 
gewählt ift, abgehen, welches durch den Tod, dur freimilliges Austreten, 
und duch Verluſt einer der oben ($. 22—27.) angegebenen. Eigenfchaften, 
infofern ſolche verlierbar find, gefchehen kann; fo tritt der Stellvertreter für 
ihn ein, Fehlt auch diefer; fo muß auf die noch übrige Zeit dev ſechs Jahre 
eine neue Wahl angeordnet werben, 

8, 33; Nach jeder Wahl darf der Gewählte das ihm angetragene Amt 
ausfchlagen, weil man vorausfegen muß, daß Niemand ohne die allerwich⸗ 
tigſten Gruͤnde ſich einem fo ehrenvollen Amte entziehen werde, 


764 Sachſen-Weimar-Eiſenach. 


8. 34. Die oberſte Leitung aller Wahlen iſt den — — 
zu Weimar und Eiſenach, jeder in ihrem Bezirke, übertragen, 

Die Anordnung der Wahlen durch: folche, erfolgt unmittelbar. von 
dem Fürften; das erftemal auf den Grund der gegenwärtigen VBerfaffungsurs 
kunde, allein in fünftigen Fällen auf die Anzeige‘ bes u ($.: ST. » 
daß die Wahl nothwendig fey. — 

$. 35. Weder von den Landesregierungen, ni: von — Be 
hörden und Perfonen, welche unter- jener obern Leitung- das MWahlgefchäft, 
in Anfehung dev Abgeordneten felbit, oder der Wahlmänner zu beforgen has 
ben, follen einige Koften dafür berechnet werden, einen ke Sal ausge⸗ 
nommen ($. 44). — | 

$. 36. Die Wahl im Stande der Rittergutsbefiger geſchieht in jedem 
Bezirke fuͤr ſich. Die Landesregierung ertheilt einem Rittergutsbeſi itzer des 
Bezirks Auftrag zur Anordnung der Wahl, und zwar. regelmäßig demjenis 
gen, welcher, nach feiner Anfäffigkeit mit einem Nittergute im Bezirke, der 
älteite ift. ver 

Der Beauftragte beruft ſaͤmmtliche Nittergutsbefiger zu einer Wahlver⸗ 
ſammlung, bei welcher er den Vorſitz und den Vortrag hat. Aüslöfung und 
Reiſekoſten werden den Erſcheinenden nicht verguͤtet. Als Protocollfuͤhrer wird 
eine zu den Acten verpflichtete Perſon beigezogen, jedesmal beſonders und auf 
Koſten der ſaͤmmtlichen Rittergutsbeſitzer im Wahlbezirke. 


$. 37. Bei der Wahlverſammlung entſcheidet die Mehrheit der. abge: 
gebenen Stimmen; es mögen nun viele oder wenige Stimmberedhtigte er— 
fcheinen, viele oder wenige Stimmen, unmittelbar oder mittelbar durch Bez. 
vollmächtigte, abgegeben worden fepyn. Haben. mehrere Perfonen . gleich viel 
Stimmen für ſich; fo entfcheidet das Loos. Die getroffene Wahl wird von 
den Wahldirigenten der Landesregierung angezeigt, unter Finfendung der 
Protocolle. 

$. 38. Vorſtehende Beſtimmungen uͤber die Art der Waht im Stande 
der Rittergutsbeſitzer leiden einige Ausnahmen, in Anſehung der reichsritterſchaft⸗ 
lichen Abgeordneten ($. 10.) und des Abgeordneten der. Akademie Jena 

10. 

8 9 ehemaligen, mit fonft reichgunmittelbaren Gütern im eiſenachſchen 

Kreiſe anſaͤſſigen, Reichsritter waͤhlen, auf Anordnung der Landesregierung 
zu Eiſenach, unter ſich, wozu ihnen jedesmal eine ausreichende Friſt zu ſe— 
tzen iſt. Erſt, wenn dieſelben binnen ſolcher Friſt niemand ernannt haben, 
welcher das Amt eines landſtaͤndiſchen Abgeordneten uͤbernehmen kann und 
will, waͤchſt dieſe dritte Stelle den uͤbrigen Rittergutsheſitzern des eiſenach⸗ 
ſchen Kreiſes zu. 

Der akademiſche Deputirte wird, auf Anorönung der Landesregierung. 
zu Meimar, welcher in biefer Beziehung von dem -Landesfürften befondes 
ter Auftrag (mandatum speciale) ertheilt werden fol, von dem akademi- 
fhen Senate gewählt, und nad geſchehener Wahl derfelben Behörde 
angezeigt. | | | 
$. 39. Das Wahlgefhäft in dem Stande der Bürger und Bauern 
beginnt mit Ernennung der Wahlmänner ($. 13.). Dieſe gefchieht in den 
Städten von ſaͤmmtlichen dazu flimmfähigen Einwohnern der Stadt ($. 19.), 
unter Leitung des Stadtraths, auf den Dörfern unter. ſaͤmmtlichen ſtimm⸗ 
fähigen Einwohnern des Dorfs ($. 19.), unter Leitung der Ortsvorgeſetzten, 
Vormundſchaftsperſonen, Schulzen, Gerichtsſchoͤppen u. ſ. w. 

Steht das Dorf unter mehreren en und hat. es deshalb 
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‚mehrere. Schulzen; fo iſt demjenigen die Leitung zu überlaffen, welcher übers 
‚haupt ‚bie. Gemeindeangelegenheiten beforgt. * — 

g. 40. Wenigſtens zwei Drittheile dev ſtimmfaͤhigen Einwohner müfe 
ſen bei einer ſolchen Wahl zugegen ſeyn. Es entſcheidet Stimmenmehr⸗ 
heit und, bei gleichen Stimmen, das Loos. Der Erwaͤhlte erhaͤlt zu ſeiner 
‚Rechtfertigung eine Urkunde, weiche, nach einem gedruckten Muſter, von dem 
Stadtrathe oder den Drtsvorgefegten zu vollziehen iſt. J 
8. 44. Damit. diefe Vorſchriften auch auf den Dörfern genau beobs 
achtet werden, hat jedes: Amt und jedes andere Untergericht, welchem von 
‚der Landesregierung der. Befehl zur Anordnung der Wahl der Mahlmänner 
in feinem Bezirke zugegangen, zuvoͤrderſt die Drtsvorgefegten (Bormunds 
fchaftsperfonen, Schulen u. f. w.), welche unter feiner Auffiht die Ges 
„meindeangelegenheiten in den. verfchiedenen Ortſchaften zu beforgen haben, vor 
ſich zu beſcheiden, und diefelben, jedoch ohne alle Einmifhung in die Wahl 
felbft, von dem Zwede und ‚Gange des Geſchaͤfts genau und vollſtaͤndig zu 
unterrichten. | 

8.42. Nach gefchehener Ernennung, der Wahlmänner haben fi bie 

Wahlmaͤnner eines jeden Bezirks an einem Tage, welchen die Landesregierung 
‚beftimmen und nebſt dem Orte der. weitern Wahlverhandlungen in ‚jedem 
Bezirke durch die Unterobrigkeiten befannt, machen lafjen wird, vor einer 
Commiſſion einzufinden,. welhe aus einem Landrathe und aus einem Amts 
‚mann, Stadtrichter, Bürgermeifter oder Gerichtsverwalter des Bezirks, nad) 
Deltimmiing der Landesregierung, beftehen fol. | 
2... 48. ö 
— Vorfchläge, noch auf. andere Weiſe, einzumiſchen, ſondern den 
erſchienenen Wahlmaͤnnern nur die Veranlaſſung ihres Erſcheinens nochmals 
vorzuhalten, und ſolche mit den Eigenſchaften, wodurch ſich jemand zu der 
Stelle eines Wolksvertveterd eignet, bekannt zu machen. 
Iſt dieſes geſchehenz fo. muß zuvoͤrderſt die weitere Berathung den 
Wahlmaͤnnern sallein. uͤberlaſſen bleiben. Es beſteht das Hauptgeſchaͤft der 
Commiſſion endlich, nur darin; daß nach einiger Zeit, jedoch an demſelben 
Tage, jeder einzelne MWahlmann. darüber, wem er feine Stimme geben wolle, 
zu: dem ‚Protocolle- vernommen, und, der. Erfolg des. Wahlgeſchaͤfts der Lane 
desregierung, mit Einfendung. der Acten, berichtlicy angezeigt werden, 

.. 8.4. Im der Regel müffen alte Wahlmänner des ganzen Bezirks 
bei der Wahl des Tandftändifchen Abgeordneten anweſend ſeyn; doch iſt Die 
Wahl nur in dem Falle für ungültig zu halten, wenn nicht zwei Drittheile 
der Wahlmänner "des Bezirks dabei. zugegen geweſen find. In einem folchen 
Falle find die Koften einer nei anzuordnenden Wahl von den ausgebliebenen 
MWahlmannern einzubringen; es wäre denn, daß ein reiner, unabwendbarer 


Diefe-Commiifion hat ſich ebenfalls in das Mahlgefchäft feibft, 


Zufall fie von den; Erfcheinen ‘abgehalten habe, - 
845. Jeder Wahlmann ſtimmt aus eigener Ueberzeugung, ohne an 
einen Auftrag von Seiten feiner Gemeinde gebunden zu ſeyn. Alle Auf— 
traͤge folcher Art werden im Voraus Fir nichtig "erklärt. : — 
$. 46. Auch bei der Mahl durch die Wahlmaͤnner gilt die Stimmen⸗ 

mehrheit.' Sind für zwei oder mehrere wahlfaͤhige Perfonen gleichviel Stime 
. men ‚vorhanden; fo entfcheidet das Loos. SECHS 
de #7 Nach vollendeter Wahl legen die Wahlmänner ihe Amt fo: 
gleich nieder und bleiben, als gewefene Wahlmänner, in keinem Verhaͤltniſſe 
zu’ einander, . —— — 

Es muͤſſen vor jeder neuen Wahl eines Volksvertreters neue Mahl: 
‚manner ernannt werben, | 
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$. 48, Ueber alle Wahlen, fowohl im Stande ber Bauern und Bürs 
ger, als im Stande der Rittergutsbefiger, erſtatten die Randesregierungen 
Bericht an den Fürften mit ihrem Gutachten darüber, ob die Wahl für 
gültig anzufehen fey, oder nicht. . J 
Dieſe Berichte werden das erſtemal einer zur Zuſammenberufung des 
Landtages zu ernennneden Commiſſion ($. 57.), unter Beiſchluß ber Mahl 
acten, mitgetheilt, . 2 — 
. 49. Sind die Wahlen gültig; fo erfolgt von dieſer Commiſſion, 
oder fpäterhin.. von dem Vorftande, die Einberufung zum Landtage. Der 
Erfcheinende rechtfertigt fich bei dem Landtage durch das erhaltene Einlas 
dungsfihreiben, — ae ne Re A 
$. 50. Iſt die Wahl, entweder nach dem Uttheile der Landesregierung 
und der, zur Bufammenberufung des Landtags beauftragten, Behörde (für 
das erſtemal der gedachten Commiffton, fpäterhin des Vorftandes), oder nach) 
dem Urtheile diefer Behörde allein, für ungültig anzufeben; fo wird bei dem 
Fuͤrſten, mit Anführung der vorliegenden Gründe, auf Vernichtung der ge: 
fhehenen, und auf Anordnung einer neuen Wahl angetragen. Ä 
8.51. Jede Wahl eines Wahlmannes oder eines Abgeordneten, welche 
den gefeßlichen Beftimmungen über die Fähigkeit zu einer folhen Stelle amd 
über bie Form der Wahl nicht entſpricht, if ungüttig. — 
$. 52. Unguͤltig, mit Vorbehalt der Beſtrafung des dabei vorgekom⸗ 
menen Verbrechens, iſt ferner jede Wahl, welche durch Geld oder Geldes 
werth erwirkt worden ift, ingleihen jede Mahl, vom. welcher fich erweiſen 
laͤßt, daß fie, zu Folge gemachter Verſprechungen von: Gunft oder Vortheil 
irgend einer Art, oder zu Folge gefchehener Bedrohungen mit Nachtheil ir— 
gend, einer Urt, erfolgt ſoo. u 
| Vierter Abfhnitt. | 
Landtag, Vorſtand (landftändifhes Directorium), Landftäns 
difher Syndicus, Rechte der Abgeordneten, Eröffnung des 
Landtags, Gefhäftsordnung, Vertagung, Auflöfung, Schluß 
— bes Landtags. J 
$. 53. Die Verſammlung der, auf verfaſſungsmaͤßige Weiſe erwaͤhl⸗ 
ten, landſtaͤndiſchen Abgeordneten bildet dem Landtag. ea 
$. 54. Die Landtage theilen fih in ordentliche und außerordentliche. 
Zu einem ordentlichen Landtage werben die landitändifchen Abgeordneten von 
drei zu drei Sahren, und zwar regelmäßig ‚in der erfien Woche des Januars; 
zu einem außerordentlichen aber ſo oft zuſammenberufen, als es, nach dem 
Ermeſſen des Fuͤrſten, nothwendig iſt. — — 
8.55. Der Ort, wo. der Landtag gehalten ‚werben. ſoll, hängt von 
Beſtimmung des Zürften ab; doch muß berfelbe nothwendig in ‚dem Große 
herzogthume liegen. SR ” je 
Sn der Megel wird die Mefidenzfladt Weimar als Berfammlungsort 
angefehen. | u, 
$..56. Außer den Landtagen giebt es Feine ftändifhen Verſammlun⸗ 
gen, weder des ganzen Landes, noch der Kreife; vielmehr find alle ſolche 
Berfammlungen für gefegwidrig, umd alle Befchlüffe auf ſolchen Verſamm⸗ 
fungen- für nichtig erklärt, Ä | 
Diefes fließt jedoch nicht aus, daß in den einzelnen Kreifen die Wit: 
tergutsbefiger, oder die Städte, oder die Dorffchaften (Städte und Dorffchaf: 
ten durch ihre Drtsvorftcher), mit Vorwiffen und Genehmigung: dee Landes: 
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regierung, zufammentommen koͤnnen zue Berathung über gemeinſame Unges 
legenheiten. | 
. 57. Zur Leitung der landſtaͤndiſchen Sefchäfte wird durch Stime 
menmehrheit unter den fammtlicyen Abgeordneten ber Landftände, und zwar 
aus. der Mitte des Standes der Rittergutsbefiger ein Landmarfhall, aus 
der Mitte ſaͤmmtlicher Abgeordneten aber- werden zwei Gehülfen erwaͤhlt, 
welche drei zuſammen den Vorſtand (das landſtaͤndiſche Directo= 
rium) bilden. | 

.$. 58: Dee Landmarfhall wird, wenn es dem Landtage nicht ge 
falten follte, ihm die Stelle auf Lebenszeit zu übertragen, das erflemal auf 
zwoölf Jahre, für die Zukunft aber jedesmal auf ſechs Sahre gewählt. Die 
Mahl. der beiden Gehülfen befteht nur drei Jahre. 

‚Sowohl die abgehenden Gehülfen, fo lange fie in ber Zahl der lands 
ftändifchen Abgeordneten bleiben, als auch der abgehende Landmarſchall find 
wieder mählbar. . 

$. 59: Da, nach vorftehender Beſtimmung, der Landmarſchall von 
ſechs zu ſechs Jahren aus der fich auflöfenden landſtaͤndiſchen Bereinigung 
in die neue uͤbergehetz ſo hat bei der neuen Mahl derjenige ‚Stand und 
Kreis, aus deffen Mitte der Landmarfhall genommen iſt, eine Stelle wenis 
ger zu befegen, als er außerdem zu befegen haben wuͤrde. 

C. 60, Niemand kann zum Landmarſchall gewählt werden, wel⸗ 
cher im Großherzogthume Sachfen-Weimat: Eifenady wirklicher Staates 
diener ift, oder aus einer landesfürftlichen. Kaffe eine Beſoldung zieht. 
6 Die gefchehene Wahl des Landmarſchalls ift dem Fuͤrſten zur 
Beftätigung vorzutragen. Die Wahl der Gehülfen wird dem Fuͤrſten nur 
angezeigt. han — — | 
8.62%. As Hauptrechte und Verbindlichkeiten des Vorſtandes find fol 
gende anzufehen: | 

4) Dem Vorftande liegt, wenn ein Landtag angeordnet worden, die Zus 
fammenberufung der Iandftändifchen Abgeordneten ob; auch koͤnnen an⸗ 

dere Mittheilungen an jene Abgeordnete durch Umläufe oder befondere 
Schreiben nur. durch ihn erfolgen. 

2) Der Vorftand hat alles fo vorzubereiten, daß der Landtag jedesmal 

‚fogleich mit, feiner Eröffnung in volle Thätigkeit gefegt werden Eann. 

Zu diefem Zwecke follen dem Vorſtande bei fehr wichtigen Gegenfläns - 
den, hinfängliche Zeit vor Eröffnung des Landtags, die nöthigen Mite 
theilungen gemacht werden; auch ſteht es demfelben frei, in Anfehung 
der ihm erforderlihen Nachrichten und Auffchlüffe ſich unmittelbar, fos 

‚wohl vor dem Landtage, als während des Landtags, an die Landes« 
behörden und an das Staatsminifterium zu wenden. | me 

3) Der Vorftand bat bei allen Landtagen die Gefchäfte zu leiten, 
‚und unter die einzelnen Abgeordneten auf eine zwedmäßige Art zu 
vertheilen, | | | 

4) Außer den Landtagen find die Landflände fortwährend durch den 

— zu vertreten, und aus dieſem Grunde iſt derſelbe tere 
unden: 


a) auf die einſtweilige Beſetzung ſolcher landſtaͤndiſchen Stellen Rüd: 
fit zunehmen, welche bis zum nächften Landtage nicht unbefegt 
bleiben koͤnnen ($. 73. 119, 122.) 

-b) beftändig den Baden aller landftändifchen Gefchäfte zu behalten 
und daruͤber zu wachen, daß nichts gegen die Verfaſſung gefchehe; 
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wohl aber alle, von dem Landtage und von dem Fuͤrſten gefaßten, 
Beſchluͤſſe zur Ausführung fommen. 

0) Dafern ihm ein, das allgemeine Beſte betreffender, Begenftand, 
deſſen Ausführung auf einem bereits vorhandenen Gefege beruht 
fo dringend fehrint, daß folcher bis zum naͤchſten Landtage. nicht 
wohl ausgefegt werden: möchte, davon ſofort bei dem Regenten An⸗ 
zeige zu thun. 

9 Wenn ſich die Anordnung — — — noth— 

wendig machen ſollte, mit oilfändiger Aufführung aller Gruͤnde 
‚darauf anzutragen. 

— Zur ‚Berathung uͤber dieſe Kandftändifchen Angelegenheiten iedes 
Jahr wenigſtens zweimal zuſammenzukommen, auch, im Fall der 
Fuͤrſt eine ſolche Zuſammenkunft noͤthig finden ſollte, ſich an dem 
hierzu. beſtimmten Orte ſchleunigſt einzufinden. 

Uebrigens wird, in Anſehung dieſer Obliegenheiten, der Borftand 
ſich cbeſonders der. Unterftügung des Raths und des Gutachten der 
Landraͤthe zu bedienen haben. 

— 63. Mas das Verhältniß des Landmarſchalls und der Gehuͤtfen zu 
einander betrifft; ſo hat der erſtere nicht nur den Vorſitz ſondern in der Re⸗ 
gel auch den Vortrag bei den Landtagen.: : - 

Nur in, Verhinderungsfaͤllen geht die perföntiche Leitung: des Sargen auf 
den erſten, und wenn dieſer verhindert feyn ſollte, auf den zweiten Gehuͤl⸗ 
en über. 

u Auferdemn kann in Tandfkänbifcjen Yrigeledenheiten, ſowohl wͤhrend des 
Landtags, als Außer‘ dem Landtage, der Landmarfhalf nie für ſich allein, 
ſondern nur Mit Zuſtimmung der Gehuͤlfen handeln; auch find die bei dem 
Vorſtande außer den Landtagen nothwendig werdenden Umlaͤufe und andere 
Ausfertigungen von dem Landmarſchall und feinen Gehuͤlfen zu zeichnen. 
Die Vollziehung aber erfolgt von dem erſtern allein. 

2% 64 Sollte in der Zeit von einem Landtage zum andern ein Glied, 
“ober: follten gar zwei Glieder des Vorflandes verfterben oder fonft austreten 
($. 32.) ; "fo dauert deren Amt bis zum naͤchſten Landtage, und auch jeden 
Falls auf den naͤchſten Landtag, bis zur Wahl eines neuen Landmarſchalls, 
in den Perſonen der Bleibenden fort; jedoch iſt, wenn nur ein Glied des 
Vorſtandes noch uͤbrig ſeyn ſollte, die Zuſammenberufung eines Landtags 
moͤglichſt zu beſchleunigen. 

8. 65. Der Landmarſchall und feine Gehuͤlfen ziehen ein jeder eine 

jährliche Beſoldung aus der Haupt: Landſchaftskaſſe. | 
? Aue Abgeordnete haben auf dern Landtage üleldpeb Stimms 
recht, phne Unterfchied des perfönlichen Ranges, der Kreiſe, oder der 
Bezirke. 
8. 67. Jeder Abgeordnete, von welchen Stand, von welchem Kreiſe, 
von welchen Bezirke er auch ſey, iſt Vertreter aller Staatsbůcher und hat, 
außer den Geſetzen, keine andere Richtſchnur anzuerkennen, als ſeine Ueber— 
zeugung und ſein Gewiſſen. Hieraus folgt: 
1) kein Abgeordneter hat beſondere Verpflichtungen gegen: diejenigen, welche 

‚ihn gewählt haben, 

2) ale Vorſchriften (Inſtructionen), wodurch die Stimmfreiheit eines Ab⸗ 
geordneten auf irgend eine Weiſe beſchraͤnkt werden ſoll, ſind geſetzwi⸗ 

drig und ungültig, u 

3) übernimmt ein Abgeordneter in feinem Kreife oder fonft Aufträge zu 
Borflellungen und Ditten bei dem Kandtage, als wozu er allerdings 


% 
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2 Keraihtigt und verbunden iſt; fo vetſteht ſich dieſes, unbeſchadet der 
Freiheit: ſeiner Meinung und Stimme. — ee 
%:68,:: Niemand ann: wegen feiner Aeußerungen in der ftändifchen 

Verſammlung verantwortlich gemacht werden. Es verfteht fich, daß allezeit 
der gehörige Anftand beobachtet wird, und daß jede Verunglimpfung der hoͤch⸗ 
fien Perfon: des Lanesfürften, oder eine Beleidigung der Regierung, 
des Landtags oder winzelner, ‚ verboten und nach ben. Geſetzen ſtraf⸗ 
bar iſt. * * me 
Ze 00. Die landſtaͤndiſchen Abgeordneten, mit Einfhluffe des Land: 
marſchalls und feiner Gehülfen, genießen fowohl in ihrer Gefammtheit, al3 
einzeln, völlige Umverleslichkeit der Perfon vom Anfange des Landtags: bis 
acht Tage nach dem Schluffe deffelden. Nur mit Einwilligung bes Land⸗ 
tags, auf dem Wege Rechtens, kann, in dringenden Fällen, gegen fie ber= 
fahren werden. J 

$. 70. Alle Abgeordnete, auch die Mitglieder bes Vorſtandes, genie⸗ 
fen für die Zeit ihres Aufenthalts auf dem Landtage, vor und mit dem 
Inge vor der Eröffnung, bis und mit’ dem Tage nad) dem Schluffe des 
Landtags; eine tägliche Ausloͤſung, ingleihen für jede Meile. der Entfer- 
nung ihres inlaͤndiſchen Wohnorts oder Gutes von bem Orte des Lund: 
tags, eine Verguͤtung fuͤr Reiſe- und Zehrungskoſten aus der Haupt: Land: 
ſchaftskaſſe. — 
8.71. Zur Führung des Protocolls und zur Abfaſſung von Schrif⸗ 
ten auf dem Landtage, ingleichen zu den Ausfertigungen in landſtaͤndi⸗ 
ſchen Angelegenheiten außer dem Landtage unter Leitung des Vorſtandes, 
erwaͤhlen ſich die Abgeordneten einen Syndicus. Die Wahl iſt dem Fuͤrſten 
anzuzeigen. 

$. 72. Der Syndicus darf kein von dem Landesfuͤrſten unmittelbar 
beſoldeter Diener ſeyn. Er muß in Weimar ſich weſentlich aufhalten. Seine 
Verpflichtung geſchieht vor der Landesregierung zu Weimar. Der Landtag 
bat das Recht, ihm. nach Befinden zu entlaffen. SE 
6..73. Sollte. fih der Fall ereignen, daß zu einer Zeit, wo der 
nächfte ‚Landtag über zwei Monate noch entfernt ift, der landſtaͤndiſche Syn: 
dicus verſtuͤrbe, oder feine Stelle niederlegte; fo hat der Vorſtand einſtweilen 
Semand in die, erledigte Stelle einzufegen, und nachher bei dem Landtage 
darüber entfcheiben zu laſſen, ob diefe Einfeßung zu beflätigen, oder eine 
andere Wahl; zu: würnfchen fey. — 

$. 74: Der Syndicus zieht eine jährliche Beſoldung aus ‚der Land: 
ſchaftskaſſe, und während des Landtags diefelde Auslöfung, welche den ein 
zelnen Abgeordneten beftimmt ift. . 
875. Waͤhrend des Landtags fteht dem Syndicus eben vie Un 
verleglichkeit der Perfon zu, welche den Abgeordneten zugefichert ift ($. 69.). 

Ss 76. Zur Zufammenberufung des naͤchſten Landtags wird ‚eine lans 
desfürftliche Commiſſion niedergefegt werden. Wenn aber Tünftighin ein 


- Zandtag ausgefchrieben werden foll; fo geht das deshalb zu erlaffende lan— 


desfürfiliche Decret an den Vorſtand. Kein Abgeordneter aber hat ſich in feiner 
Eigenschaft. am dem Orte der landftändifchen Verſammlung früher einzufin- 
ee, den Vorftand eine fehriftliche Einladung dazu erhal 
en hat. 

Wie ein Abgeordneter, in Gemaͤßheit eines ſolchen Kinladungs- 
fchreibens, zum Landtage eintrifft, hat er fich bei dem Landmarſchall an« 
zumelden. u 2 a Be 

$. 77. Haben ſich an dem beftimmten Tage alle Mitglieder der flün- 

; 49 


“ 
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diſchen Verſammlung ober haben ſich wenigſtens ein und zwanzig dieſer 
Abgeordneten, und unter ſolchen aus jedem. Kreiſe zwei aus: perfchiedenen 
Ständen, an dem beftimmten Orte eingefunden; ſo gefchieht,: auf vorherge⸗ 
gangene Anzeige: des. Vorftandes hei dem: Fürften, die Eröffnung des Land- 
tags unter den befonders feftgefesten Sormlichkeiten, entweder von dem- Fürs 
ſten ſelbſt, oder durch eine zu dieſem Zwecke anzuordnende Commilfien: 

8.,783.. Die landftändifche Verfammlung bildet nur. ein Ganzes, nicht 
mehtse Kammern. 

8.379, Obwohl die Volksvertreter in dieſer Eigenſchaft fi ich alle 
— find; fo ‚beobachten. fie doch unter einander folgende — 
Es ſitzen 
- 4) obenan der Landmarſchall und die beiden Gehuͤlfen — dieſem; 

2) zu beiden Seiten die Abgeordneten der I und — 
a) des weimarſchen, 
b) des eiſenachſchen, 

6) des neuſtaͤdtſchen Kreiſes. 

83) Die Abgeordneten der Staͤdte und 

4) die Abgeordneten des Bauernſtandes in derſelben Folge ned den. Kreis 

"fen. Die Sigordnung der einzelnen Abgeordneten eines Standes und 

eines Kreiſes unter ſich wird auf. jedem Landtage von neuem durch 

das Loos beflimmt. Der reichsritterſchaftliche Abgeordnete looſet 
unter den Rittergutsbeſitzern des eiſenachſchen, der akademiſche Abs 
geordnete looſet unter den Rittergutsbeſitzern des weimarſchen Kreiſes. 

F. 80. Der Landtag kann keine Sitzung halten, wenn nicht wenig⸗ 
ſtens ein und zwanzig Abgeordnete, und unter dieſen wenigſtens zwei 
aus verſchiedenen Staͤnden eines jeden Kreiſes, zugegen ſind. Ein 
Beſchluß, welcher mit Vernachlaſſigung — Satzes ‚gefaßt. wird, iſt 
unguͤltig. 
$. 81.Kommt es zur Abſtimmung; fo ſtimmt der Landwarſchall zu⸗ 
erſt und nach ihm die uͤbrigen Abgeordneten, das erſte Mal von der rechten 
zur linken Hand, das zweite Mal von der linken zur rechten Hand. u..f. w. 

. 82. Ale Befchlüffe werden nach der abfoluten Mehrheit der. Stim⸗ 
men gefaßt; ber Kandmarfchall hat Feine entfcheidende Stimme (votum deci- 
sivum); vielmehr ift, wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, die Sage noch 
einmal: in voller Sigung zum Vortrag zu bringen. 

Wird auch in diefer Sigung die Gleichheit der Stimmen nicht gehoben; 
fo find die beiderfeitigen Meinungen dem Landesfürften zur Entfcheidung 
vorzutragen. nn 

. $. 83. Die Abftimmungen gefchehen einzeln, nie nach Ständen, Kreis 
fen oder Bezirken, Jedoch bleibt es den Abgeordneten eines Standes oder 
‚eines Kreifes vorbehalten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis durch den 
Beſchluß der Mehrheit für beſchwert erachten, ſich über Eine Stimme (vo- 
tum separatum) zu vereinigen und folches zum Protocol zu geben. 

$. 84. Eine folche Curiat- oder Provinzialftimme hat. die Kraft, daß 
fie die Ausführung des von der Mehrheit gefaßten Beſchluſſes aufhält, in 
die von dem Landtage an den Landesfürften ergehende Erklärung, neben dem 
Befchluffe der, Mehrheit, aufgenommen werden muß, und nebſt dieſem der 
Entfheidung des Fürften zw unterwerfen iſt. 

6. 85. Damit eine Separatſtimme diefe Kraft. erlangen möge, ift Ein: 
flimmigfeit allee Abgeordneten aus dem Stande oder dem Kreife, welcher da= 
duch verwahrt werden foll, erforderlich. Mur die. entgegengefegte Meinung 
des Landmarfchalls kann die. Bildung einer. Curiat- oder Provinzialftimme 
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fuͤr den Stand oder den Kreis nicht hindern, aus, welchem der Landmarſchall 
als Abgeordneter hervorgegangen ift. 

$. 86. Wenm die Abfaffung einer Curiat- oder Provinzialfiimme einige 
Zeit erfordert; fo koͤnnen diejenigen Abgeordnetin, welche folche wuͤnſchen, 
den ‚Antrag. machen, daß ihnen Zeit vergönnt werde, fich zu befprechen und 
über ihre Erklärung zu ‚vereinigen. Der Borftand beftimmt ihnen. hierzu eine 
Feift von zwei bis drei Tagen, welche fie, bei Verluſt des Rechtes auf bie 
begehrte ‚Curiatz. oder Provinzialftimme, einhalten müffen. 

$. 87. . Außer dem Falle einer Curiat- oder Provinzialftimme kann 
ein Beſchluß des Landtags, weder durch Proteſtation, noch durch Berufung 
auf hoͤchſte Entſcheidung, noch auf andere Weiſe gehindert werden; vielmehr 
wird jeder Verſuch dieſer Art ſchon im Voraus fuͤr geſetzwidrig und unguͤltig 
erklaͤrt. 

Die Minderheit muß ſich, jenen Fall ausgenommen, der Mehrheit un= 
bedingt unterwerfen, wiewohl jedem Abgeordneten das Recht zufteht, feine 
Meinung auszuführen, und entweder in dem Protocolle nieberfchreiben zu la: 
fen, oder in einem eigenen Auffage zu den Acten zu bringen, 

.. 8:88. Der Landesfürft Iäßt dem Landtage feine Anträge Propoſi⸗ 
tionen) ſchriftlich mittheilen, entweder auf einmal, oder nady und nad). 

Sollten bei neuen Gefegesvorfchlägen, oder andern wichtigen Anträgen, 

mündliche Grörterungen den Gang ber Gefchäfte befördern Eönnen; fo wird 
der Landesfürft, Minifter oder andere Staatsbeamte, als feine Commiſſarien, 
zu einzelnen Sitzungen des Landtags abordnen, welche den Gegenftand nad) 
feinen Beweggründen zu entwideln, jedoch der Iandfländifchen Abftimmung 
und Beſchlußfaſſung nicht beizumohnen haben. 
8. 89. Wenn der Landmarfchall über einen wichtigen Gegenftand, mel: 
cher nicht ſchon in den fuͤrſtlichen Anträgen enthalten iſt, Vortrag thun will; 
fo zeigt er feine Abſicht der. Verfammlung an, und beſtimmt dazu einen ges 
wiffen Tag 

$. 0, Sedem Abgeordneten fteht es frei, Anträge an die Verſamm—⸗ 
lung zu bringen, wenn ſolches der Berfammlung vorher angezeigt worden tft. 
Auf eine folhe Anzeige hat der Landmarfchall ebenfalls einen gewiſſen Zag 
zu dem Vortrage feftzufegen. 

89. Wo die Verfammlung es dienlich finder, Eönnen Ausſchuͤſſe 
zur Bearbeitung einzelner Gegenſtaͤnde, zur Anſtellung von Unterſuchungen, 
zur Abgebung von Gutachten, zur Abfaſſung von Schriften niedergeſetzt 
werden. 
$. 92: Solche Ausſchuͤſſe beftehen aus drei oder fünf Perfonen. Der 
Landmarſchall ernennt ein Mitglied, welches den Vorſitz führt, die übrigen 
waͤhlt die Verfammlung, ohne befondere Nüdficht auf Stand und Provinz, 

$. 93. In der Sigung des Ausſchuſſes führt ein Mitglied deffelber 
das Protocoll.: Die Befchlüffe werden nah Mehrheit der Stimmen gefaßt, 
und kommen weiter zum mündlichen oder fchriftlichen WVortrage bei dem Land: 
tage. Bei den Erörterungen darüber hat jedes Mitglied des Ausfchuffes wie: 
der. feine Stimme, als Mitglied des Landtags uͤberhaupt. 

— F. 94: Die Belchlüffe der Stände werden in Schriften über einzelne, 
oder über mehrere ‚Gegenftände zufammen, dem Landesfürften übergeben. In 
dee Ausfertigung find ſolche Schriften: „unterthänigfte Erflärungs: 
f Aal t“, zu überichreiben und unter dem Gollectivnameyg: „Die getreuen 

Landſtaͤnde des Großherzogthums Sahfen- Weimar: Eifenach” 
von dem Landmarfchall zu unterzeichnen. Der Landesfürft läßt feine Be 
Ihlüffe hierauf ebenfalls chriftiich „an den Landtag” gelangen, wor— 
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auf dann bie verfammelten Abgeotdneten nach Befinden weiter antworten 
koͤnnen. | 
$. 95. Die Verhandlung ſchließt ein Landtageabſched, mit welchem 
die Verſammlung von dem Fuͤrſten entlaſſen wird. 

8. 96. Dem Landesfuͤrſten ſteht das Recht zu, burch einen ſolchen 
Abſchud die landſtaͤndiſche Verſammlung nicht. nur zu vertagen, ſondern auch 
gänzlich aufzulöfen. Geſchieht das letztere; ſo verlieren fämmitliche Abgeord⸗ 
nete ihre Stellen, den Landmarſchall ausgenommen. Es muͤſſen ſofort und 
laͤngſtens binnen drei Monaten neue Wahlen verfügt werden, bei welchen 
die Mitglieder dev aufgeloͤſeten Verſammlung wieder wählbar find, 

Erfolgt diefe Anordnung binnen dreimonatlicher Seit EN fo er bie 
vorige Vereinigung von felbft wieder hergeftelle, 


Süunfter Abfhnitt..... J 
Naͤhere Beſtimmungen uͤber die Ausuͤbung der den Rand: 
ftänden zuftehenden Rechte. durch den Landtag. 


$. 97. Alte Tandfchaftliche Kaffen flehen unter dem Landſchaftscollegium, 
als der oberſten Steuerbehoͤrde; diejenigen Kaſſen ausgenommen, fuͤr deren 
Verwaltung, mit Einwilligung »der Stände, beſondere Commiſſionen und 
Deputationen ſchon niebergefegt worden find, ‚oder etwa noch : niedergefegt 
werden. 

$. 98. "Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlichen Landtags entwirft 
das Landfchaftscollegium die Etats aller ihm untergeordneten Kaffen auf die 
nächften drei Jahre, wobei es fih von felbft verſteht, daß ſich dafjelde zu 
diefem Zwecke, und um zugleich eine volftändige Ueberficht des Zuſtandes 
aller Tandfchaftlichen Kaffen geben zu können, von jeder andern Behörde bie 
erforderlichen Nachrichten erbitten darf. 

$. 99. Sind die ſaͤmmtlichen Etats gefertigt und berichtige; fo fendet 
das Landſchaftscollegium ſolche an den Fuͤrſten ein, zur vorlaͤufigen Geneh⸗ 
migung. 

Nach erfolgter vorläufigen Genehmigung . werden die Etats dem Lande 
tage von dem Fürften unmittelbar zugefertigt, damit derſelbe ſowohl über die 
Etats an ſich, als über die Mittel, die erforderlichen Bedhrfniffe aufzubrins 
gen, ſich berathen und urtheilen eönne. | 
8.100. Die dadurch veranlaßte Beurtheilung des Etats, und bie ala 
verfafjungsmäßig anerkannten Verwilligungen, gehen mitteljt einer eigenen 
Erklaͤrungsſchrift an den, Fürften zuruͤck, worauf von Seiten des letztern, 
entweder ſofort die Beſtaͤtigung der, von dem Landtage geſchehenen, Vor⸗ 
ſchlaͤge erfolgt, oder eine nochmalige Pruͤfung und Eroͤrterung der Sache bei 
ſolchem veranlaßt wird. 
§. 101. Sind der Landesfuͤrſt und. * Landtag uͤber die faͤmmtlichen, 
für die naͤchſten drei Rechnungsjahre, und in dieſen Jahren erforderlichen 
öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art und Erhebungsweiſe einver— 
ftanden; fo werden diefe Abgaben, als von den Landftänden verwilligte, und 
von dem Landesfürften genehmigte, mittelſt gewoͤhnlichen Patents ausgeſchrie⸗ 
ben. Der Entwurf dieſes Patents gehoͤrt in den Geſchaͤftskreis des Land⸗ 
ſchaftscollegiums; die A Velanntmachung OR rn durch die 
Landesregierung. 

§. 102. Auf die bei: — Landtage —— und von dem Fuͤrſten 
anerkannten Kaſſenetats iſt von’ dem Landſchaftscollegium, während dev Rech: 
nungsiahre, auf das Strengſte "und Unverbrüchlihfte zu halten, tie denn 
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ber Fuͤrſt ſelbſt fich Feine Einmeifung in eine der. landſchaftlichen Kaffen, welche 
jenen. Etats ‚in irgend einem Puncte entgegenläuft, erlauben wird. 
6403. Die vorſtehenden Beftimmungen, welche zunaͤchſt die Dedung 
der gewoͤhnlichen Staatsbedürfniffe zum Gegenftande haben, gelten in ihrer 
Urt auch.von dem Falle, wo entweder auf den Bericht eines Landescolles 
giums, oder, ohne folchen nach eigenem Ermeſſen des Zürften, andere Fi— 
nanzmaaßregelm, welche. auf.das landſchaftliche Intereſſe Einfluß haben koͤn⸗ 
nen, ergriffen, ‚oder andere außerordentliche Leiſtungen und Anſtrengungen ber 
Staatsbürger erfordert werden follen. | 
Der Untrag dazu. geht von dem Fürften unmittelbar an den Landtag, 

und. erſt, wenn diefer feine Einwilligung ertheilt hat, erfolgt die endliche 
Beftätigung und die Bekanntmachung derfelben in dem gefeglichen Wege. 
6 104, Sollten ſich in ber Zeit von einer. der gewöhnlichen landfläns 
difchen Verfammlungen zu der andern. foldhe außerordentliche, nicht vorher zu 
fehen. geivefene, Ereigniffe zutragen, welche aus der. einen oder ber andern 
landſchaftlichen Kaffe eine. beträchtliche Zahlung, auf die in dem Etat nicht 
gerechnet. worden, unabmwendbar erfordern, oder andere Anflrengungen und 
Leiftungen. dee Unterthanen unabmwendbar nothwendig machen; fo wird eine 
außerordentliche Werfammlung der Iandftändifchen Abgeordneten verfügt werden. 

$. 105. Die Durchfiht, Prüfung und Abnahme aller Rechnungen 
über - die dem Landfchaftscollegium untergeordneten Kaffen, gefchieht jährlich 
bei, diefem Collegium und, vor einem Ausfhuffe aus dem Mittel der land⸗ 
ſtaͤndiſchen Abgeordneten. ne EN ade u 

Diefer Ausfhuß befteht, außer dem Landmarfchall und feinen beiden Ges; 
hülfen, aus fechs ftändifchen Abgeordneten, naͤmlich zweien des weimarſchen, 
zweien des eifenachfchen, und zweien des neuſtaͤdtſchen Kreifes in der Maaße, 
daß aus jedem Kreife ein Abgeordneter von dem Stande der Nittergutsbefiger, 
und.ein.. Abgeordneter von dem Stande der Bürger, oder von dem Stande 
der Bauern, dazu gewählt wird. : Die Wahl gefchieht auf: jedem ordentlichen. 
Zandtage für die nächftfolgenden drei. Fahre. u: | 
95: 406. Die Zeit, warn diefer Ausſchuß in Weimar zufammenkommt,, 
ift,. die Jahre ausgenommen, welche einem ordentlichen Landtage unmittelbar 
vorausgehen, in welchen mithin die, Nechnungsabnahme fuͤglich bis zur Zeit, 
des Landtags. ausgefegt bleiben Eann, auf ‚den 20. December eines jeden. 
Jahres beſtimmt. Das Landfchaftscollegium hat. dem Ausfhuffe an diefem. 
Zage, außer der Nachweiſung, wie bisher. die, von dem legten Landtage ges 
bilfigten, Etats im Allgemeinen ausgeführt worden, die Rechnungen des vo— 
tigen Jahres, welche ſchon ducchgefshen , monirt, und durch die Beantwortuns 
gen der dagegen aufgeftellten Erinnerungen zur Abnahme vorbereitet ſeyn 
müffen, ſammt allen dazu gehörigen Belegen und den ‚gegen die Nechnungen 
geſtellten Erinnerungen mitzutheilen. Es erfolgt eine nochmalige genaue 
Durchfiht und Prüfung bei dem Ausfchuffe,. wobei diefer über gefundene 
Anftände und Bedenklichkeiten jofort bei dem Landfchaftscollegium die nöthi: 
gen Erläuterungen verlangen darf. Ä 

$. 107. Die fürmiliche Abnahme der Hauptlandfchaftskafferechnung 
gefchieht durch das ganze Landfchaftscollegum und. den ganzen landftändifchen 
Ausſchuß, die übrigen Rechnungen aber koͤnnen durch einige Glieder des 
Landſchaftscollegiums und einige Glieder des gedachten Ausſchuſſes abgenom: 
men werden. Die Zuflification dev Nechnung und die Entlaffung des Rech— 
nungsführerd roird von denen vollzogen, welche aus dem Mittel der land— 
ftändifchen Abgeordneten und aus dem Mittel des Landfchaftscollegiums an 
der Abnahme Theil genommen haben. 2. 
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8. 108. Außer den Nachweiſungen uͤber die Ausführung der Etats 
und außer den Rechnungen über die dem Landfchaftscollegium untergeorbneten 
Kaſſen, werden dem Tandfländifchen Ausfchuffe, bei feiner: Anweſenheit in 
Weimar, alle Rechnungen vorgelegt, welche bei: ſolchen Kaſſen gefuͤhrt wor⸗ 
den ſind, deren obere Verwaltung beſondern Commiſſionen und Deputationen 
anvertraut iſt, z DB. bei den Amortiſationskaſſen der alten Lande, Ä 

$. 109. Su wegen bemerfter Mißbrauche in der Geſetzgebung, oder 
in der Verwaltung, dem Fürften Iandftändifcher Seits VBorftellung gethan 
werden; fo ift es, unbefchadet des dem Vorſtande nachgelaffenen Rechts 
($: 62.), durchaus nothwendig, daß die Sache bei dem Kandtage zum Vor— 
trage und zur Abftimmung gekommen ſey. Kein einzelner dev erwaͤhlten Wolke: 
vertveter darf ſich in diefer Eigenfchafe unmittelbav an den Kürjten ‘wenden; 
auch, find Wereinigungen mehrerer Iandftändifchen Abgeordneten zu ſolchem 
Zwecke ſowohl waͤhrend des Landtags, als zu anderer Zeit, unerlaubt. 

8. 110. Wenn irgend ein Stantsblirger, welcher zwar durch den Land⸗ 
tag mit vertreten wird, aber nicht ſelbſt Volksvertreter iſt, ein, Gebrechen/ 
deſſen Abſtellung das allgemeine Wohl zu erfordern ſcheint, bemerkt, oder 
einen nach feiner Anſicht zum Beſten des Landes gereichenden Vorichlag aufs 
gefaßt hatz fo bleibt 28 ihm undenommen, davon dent Landtag, oder den Vor⸗ 
ſtand in Kenntniß zu ſetzen! 

5. 111. Die Ausfuͤhrbarkeit des fünften landſtaͤndiſchen Rechts: 1% 5.) 
iſt in der großherzoglichen Verordnung, die Drganifation des Staatsmini— 
ſteriums betreffend, vom 1. December 1815 geſichert worden⸗ in folgender 
Stelle: 

„alle Verordnungen, Patente, Edicte und jedwede ander: Uinfere Aus: 
„fectigungen in Regierungsgefchäften, die Wir eigenhändig untetfchreiben, müf: 
„fen, :je nachdem diefelben in das eine oder das andere Departement des 
„Staatsminiſteriums gehören ; oder, und zwar namentlich in Verhandlungen 
„mit den Landesſtaͤnden, je nachdem dieſelben der gemeinſchaftlichen Bera— 
„thung und Beſorgung ſaͤmmtlicher Mitglieder des Staatsminiſteriums vor— 
„behalten bleiben, von dem‘ Chef des Departements im Staatsmtnifterium 
„oder in lebterwaͤhntem Falle von ſaͤmmtlichen Mitgliedern deſſelben, welche 
„bei der Befchlußnahme gegenwärtig waren, und Sig und Stimme. hatten; 
„in der Reinfchrift: der Ausfertigung zum Zeichen dev Verantwortlichkeit des 
„Miniſters oder des. Staatsminifteriums, für die Zweckmaͤßigkeit und Webers 
„einſtimmung der Verfügung mit den Gofegen und der Verfaſſung des Lan⸗ 
ale J contraſignirt werden.“ 

F. 112. Dieſes Recht kann ausgelbe werden: 

1) auf dem Wege der bloßen Beſchwerdefuͤhrung, 

2) auf dem MWege der fürmlichen Klage. 
Es hat aber nur die Amtsführung des Staatsminifleriums, ” einzel⸗ 
nen Staatsminiſter, in ihrem Geſchaͤftskreiſe, und der hoͤhern Landesbehoͤr— 
den, wie ſie dermalen in dem Patente wegen Ordnung des Staatsdienſtes 
vom 15. December 1815 aufgefuͤhrt worden ud, oder Eünftighin beſtimmt 
werben möchten, zum Gegenjtande. 

Unerlaubte Handlungen, oder Verfehen und Nachläffigkeiten der unten 
- Staatödiener, können dem Landtage nur alsdann zur Ausübung diefes Nechts 
die Beranlaffung geben, wenn der dadurch unmittelbar Gekraͤnkte bei der zu: 
ſtaͤndigen höhern Behoͤrde vergebens Klage geführt, oder fonjt die geſetzlichen 
Vorſchritte gethan, und eben, weil folches vergeblich geweſen, die höhere Bez 
hörde felbft der Pflichtwidrigkeit fich theilhaftig gemacht hat. 

F. 113. Nur Befhwerdiführung, nicht fürmliche Klage, ift ausaff 
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wenn die Unzweckmaͤßigkeit einer" Verordnung, oder einer ‚andern Maaßregel, 
den Landtag zum Gebrauche feines Rechtes auffordert z förmliche Klage darf 
erhoben werden, wenn 'Unterfchleife bei öffentlichen: Kaffen, Beſtechlichkeit, ab⸗ 
ſichtlich verweigerte oder verzoͤgerte Rechtspflege, abſichtliche Verzoͤgerung in 
det Verwaltung, oder andere willkuͤhrliche Eingriffe in die Verfaſſung oder in 
die gefegliche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staatsbürger, zur 
Kenntniß des Landtags gefommen find. 
8.114. Ife nur Beſchwerde erhoben worden; fo wird ber dadurch 
getroffene Staatsdiener, oder die dadurch getroffene Behoͤrde, mit einer Ver⸗ 
antwortung, worin die angefochtene Verordnung, oder ſonſtige Maaßregel, 
zu rechtfertigen ift, gehört,. 

Iſt diefe: Verantwortung nicht ausreichend, fondern ift die von dem 
Landtage angebrachte Rüge ganz oder zum Theil, gegründet; fo erfolgt lan: 
desfürftlicher Seits die Anweiſung, zur Verbeſſerung des Fehlers, zur 4b: 
ftellung des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauchs, vorbehaltlidy des dem 
Landesfürften zuftehenden Rechts, aud auf die bloße Beſchwerdefuͤhrung, 
wenn fich bei weiterm Eingehen in die Sache gröbere Ungebührniffe hervor— 
tbun, die förmliche Unterfuchung anzuordnen. Der Landtag foll von dem 
Erfolge feiner. Befchwerdeführung. jedesmal in Kenntniß gelegt werben, 

F. 115: Iſt foͤrmliche Klage erhoben, und auf rechtlihes Verfahren 
der Antrag. gerichtet: worden; fo fol diefe Klage von dem Landesfürften an 
das großherzogliche und herzoglich fächfifche gemeinfchaftliche Oberappellations⸗ 
gericht zu Jena abgegeben ‚werden, welches, vorausgefest, daß dieſelbe hin- 
länglich ‚begründet, und durch, Angabe, der Beweismittel gehörig unterftügt 
ift, als ein durch gegenwärtige Verfaſſungsurkunde für folhe Fälle zujtans 
digeg Gericht, nach den gefeglichen Formen das Verfahren einzuleiten, das 
Erkenntniß mit Gründen, im Namen des Landesfürften,. zu fprechen, und 
auf die, dagegen. eingelegten ‚Mechtsmittel daffelbe Verfahren, wie in Sachen, 
welche durch Compromiß, in erfter Inſtanz, an:diefes Gericht gelangen, zu 
beobachten hat. - Be ® FR 
.. 8..116.. Auf die, von dem Landesfürten erfolgte Benachrichtigung, daß 
die Abgabe der Anklage an das Appellationsgericht gefchehen fey, kann der 
Landtag, wenn er noch verſammelt iſt, oder der Vorſtand zu jeder andern 
Zeit, dem Landfchaftsfpndicus zur Verfolgung der angebrachten Klage und 
zur MWahınehmung des. ftändifchen SIntereffe bei dem Appellationsgerichte, 
Auftrag .ertheilen. Kommt bei-einem folhen vechtlichen Verfahren das Ins 
tereffe Landfchaftlicher Kaffen zur Sprache; fo hat der Landſchaftsſyndicus, oder 
ein anderer Sachführer diefer Kaffen, mit VBorwiffen und Genehmigung des 
Sandfchaftscollegiums, den Civilpunct neben dem Anklagepuncte anhängig 
zu machen. ee 2 8 

$. 117. Der Vorfchlag zu neuen, das Allgemeine angehenden, Ge: 
ſetzen ann ſowohl von dem, Fürften den Landtage, ald von dem Landtage 
dem Fuͤrſten, vorgelegt werden. 

Verſagt in dem Iegten Falle der Fürft die Genehmigung; fo darf der 
Landtag feinen Vorſchlag noch auf zwei andern feiner verfaffungsmäßigen 
Zufammenfünfte wiederhohfen. | 

Die ſtaͤndiſche Verſammlung hat, wenn fie ihre Zuflimmung zu einem 
ihr vorgelegten Oefegesentwurfe verweigert, jedesmal die Gründe ausführlich 
anzugeben; der Furt hingegen wird auf einen, von dem Landtage gethanen 
Gefegesvorfchlag, nur die Ertheilung, oder die Vorenthaltung feiner Sanc— 
tion ausfprechen, | | 

$. 118. Die Landräthe, welche fowohl in dem Landfchaftscollegium, 
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als in der Landesdirection, nach Maaßgabe der Verordnung vom 15. Dec, 
1845 ‚ Sig ‚und. Stimme haben, werden. von dem Landtage, nad) Stims 
menmehrheit, aus den wirklichen Rittergutsbeſi itzern gewaͤhltz im Nothfalle 
kann jedoch auf deren Soͤhne und Mitbelehnte Ruͤckſicht genommen werden. 

Vor der Wahl ſind die Volksvertreter ‚aus demjenigen Kreife,., in. wel 
dem die Stelle erledigt, iſt aufzufordern ‚„ eine: oder zwei — dazu in 
Vorfchlag zu bringen. 

Der Ervwaͤhlte, welcher uͤbrigens dem, Sandesfliften zur Beſtaͤtigung 
vorzuſtellen iſt, behäft ‚die, Stelle. als Landrath lebenslaͤnglich. 

S. 119. Die Wahl. der landſtaͤndiſcher Seits zu erneimenben Mitglie⸗ 
der bei dem Landſchaftscollegium geſchieht auf dem naͤchſten ordentlichen oder 
außerordentlichen Landtage, welcher nach der ſich ereignenden Erledigung einer 
—— Stelle gehalten wird. Sollte jedoch die Zeit eines Landtags von dem 
Tage der Erledigung ſo weit entfernt ſeyn, daß die Stelle uͤber ſechs Monate 
unbeſetzt bleiben. muͤßte; fo hat der Vorſtand die Wahl zur Wiederbeſetung 
der erledigten Stelle zu. veranlaſſen. Ä 


$. 120.1 Nach eingegangener. kandesherclicher Veſtͤtigung der geſchehe⸗ | 
nen Wahl, welche dern Landtage- oder dem Vorſtande mittelft: Decrets bekannt 
gemacht wird, gefchieht.fogleich die wirkliche Einführung in das Landſchaftscolle⸗ 
gium;: Der: ‚Eingeführte bat: alle. Hflichten und. Rechte der. übrigen ‚Glieder 
des Collegiums, auch — in Die ine — REN etats⸗ 
— Beſoldumg. Samadl dien 

65. 4121. Merti; eine, aus —— and landſtͤndiſchen Abgeord⸗ 
neten beſtehende, gemeinſchaftliche Commiſſion niederzuſetzen iſt; ſo werden 
hierzu Tandfiandifcher Sets: nur landſtaͤndiſche, zu dem Landtage erwaͤhlte 
Abgeordnete, oder deren Stellvertreter, bejtimmt.: i: +' 

Daſſelbe iſt Regel für den Fall, wenn ber Landtag: in außerordentlichen 

Fällen, z. B. im Kriegszeiten, auf die Beiziehung einer Tandfländifchen De 
putation zu den Arbeiten eines Landescollegiuins angetragen hat. 


$. 122. Die Wahl des Hauptlandſchaftskaſſirers und die Vorſtellung 
deſſelben zur landesfuͤrſtlichen Beſtaͤrigung geſchieht in der Regel auf, dem 

naͤchſten Landtage, nach Erledigung ’der Stelle. " 

"Sollte jedoch ein folcher Landtag: bei dem Falle & der Erfedigung fo ent⸗ 
fernt ſeyn, daß die Stelle, wenn: man die Wahl bis dahin ausſetzen wollte, 
über zwei Monate unbefegt bleiben müßte; fo ift dasjenige zu beobachten, 
was oben ($. 119.) über eine“ durch den Vorſtand zu veranlaſſende 
feſtgeſebt worden iſt. 


Sechster aötanitt 
Gewähr der Verfaffung. 


8: 123. An dieſem Grundgeſetze des Großherzogthums Sathlen⸗ ⸗Wei⸗ 
mar-Eiſenach und der durch ſolches geſtifteten Verfaſſung darf in keinem 
Puncte, und weder mittelbar, noch unmittelbar, weder duch Aufhebung, 
noch durch Zuſaͤtze, etwas geändert werden ohne Uebereinſtimmung des Lan- 
desfürften und des Ländtages. | 

$. 124. Künftig ſind alle Staatsdiener, vor ihrer Anftellung, auf 
den Inhalt des gegenwaͤrtigen Grundgeſetes und deſſen Feſthaltung mit zu 
verpflichten. 

8. 125. Jede abfichtliche Verlehung der Verfaſſung im Staatsdienſte 
ſoll als Verbrechen angeſehen und geſtraft werden. 

Jede Handlung eines Staatsdieners, welche in der Abficht unternom⸗ 
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ment, wird, um. diofe Werfaffung heimlich. zu untergenben,, oder gewaltſam 
aufzulöfen;, ift Hochverrah. a 

8126. Tritt der Fall eines Regierungswechſels ein ſo ſoll ber, neue 
Landesfuͤrſt bei dem Antritte der Regierung ſich ſchriftlich bei‘ fuͤrſtlichen Wor⸗ 
ten und: Ehten verbindlich machen, bie Verfaſſung, ſor wie fie durch gegen⸗ 
waͤrtige Urkunde beſtimmt worden, nach ihrem: ganzen Inhalte waͤhrend ‚feiner 
Regierung zu, beobachten, aufrecht zu erhalten undi zu ſchuͤzen. 
 $e.427.,, Um diefe ſchriftliche Verficherung,. nod vor der. Hulbigung, 
von dem Fürften in Empfang zu nehmen, iff ein außerordentlicher Landtag 
Bulammen gu berufen 
8.128. Sm Fallfder Unmündigkeit des Regenten, oder einer. andern 
Verhinderung des Regierungsantritts, ift dieſelbe DVerficherung von dem Ver— 
weſer der Negierung (dem Adminiſtrator) für die. Zeit, feiner Verwaltung 
auszuſtellen. EN a —— 

- 8.129, Außerdem wird die Sicherſtellung dieſer Verfaſſung dem teut⸗ 
fhen Bunde übertragen merdeit.. "Un ben teutſchen Bund follen ſich die Lands 
fände durch ihre Vertreter auch: in. den Falle wenden dürfen, wenn einem 
Erkenntniſſe, welches. das Uppellationsgericht zu. Jena, auf. eine von dem 
Landtage erhobene Anklage, gefprochen. hat, ımd wogegen. kein Rechtsmittel 
weiter Statt. gefunden ($. 115.), die Vollziehung verweigett würde, © 





Gleichwie Wir nun duch vorftehende Beſtimmungen die landſtaͤndiſchen 
Rechte Unferer getreuen Unterthanen, und durd) dieſe die Rechte der einzelner 
Staatsbürger dauerhaft gefichert zu haben, auch zu folhem Zwecke folgende 
bereit8 anerkannte Nechte: das Necht auf eine, auch die Berbindlichkeiten 
des Fiscus umfafjende, in drei Inſtanzen geordnete, unparteitfche Rechtspflege, 
und das Recht auf Freiheit der Preffe, hierdurch ausdruͤcklich anerkennen und 
gefeglich begruͤnden; alfo wollen Wir, im Sinne: der. in vorſtehendem $. 124. 
enthaltenen Beftimmung, auch Unfere dermaligen Staatsdiener auf gegen= 
waͤrtiges Grundgeſetz  befonders verpflichtet; und ihten Uns geleiſteten Dienft: 
eid auf die Beobachtung dieſes Grundgeſetzes, wozu Wir fie hiermit anwei— 
fen, ausdrücklich erftredet haben. _ — 

Die bisherige landſtaͤndiſche Deputation Unſerer alten Lande betrachten 
Wir, ihrer eigenen Zuſtimmung gemaͤß, mit dem. Einteitte des neuen Land⸗ 
tags fuͤr aufgeloͤſet, und erkennen zugleich ihre bisherige thaͤtige und patrio⸗ 
tiſche Wirkſamkeit, als ein ruͤhmliches Vorbild der kuͤnftigen landſtaͤndiſchen 
Repraͤſentation, mit dankbaren Gefinnungen an. "ee ran, 

VUrkundlich iſt gegenmärtiges Patent von Uns eigenhändig vollzogen, ‘mit 
Unferm geoßherzoglichen Inſiegel verfehen worden, und fol durch den Druck 
zu Jedermanns Kenntniß und -Machachtung gebracht werden; - nr — 

So geſchehen und gegeben Weimar, den 5. Mai 4816. 
| j (LS) Karı Augufl.. 
©. v. Voigt. EW. Frhr. v. Fritſch. 
db, Gersdorf. Graf Edling.— 
— sd Ackermann. 





Auf den eignen Antrag des Großherzogs in dem Decrete vom 
4. Febr. 1819, durch welches er die Beendigung und Vollendung der 
Arbeiten des, am 2. Febr. 1817 eröffneten, und am 1. Dec. 1818 wie: 
der begonnenen, erften Landtages nach der Annahme des Grundgeſetzes 


718 et Gothar Altenburg: 
Schloß, ſollte fortan die Deffentlichkeit in den landſt aͤndiſchen 
zexrhandlun gen beſtehen. Es hieß in dieſem Decrete: „Diefe Def: 
fentlichkeit: iſt aus guten Gruͤnden in dem Grundgeſehe nicht ausgefpros 
chen: worden; aber zim 8. 123 des Grundgeſetzes ‚Liegt: ‚der Beweis, 
Daß man, was die landſtaͤndiſche Verfaſſung betrifft; bei dem dort: Ger 
fchriebenen nicht: ſtehen bleiben, ſondern, auf dem ‚gegebenen, Grunde, in 
der, Zeit und mit dei’ Beit‘ fortfchreiten. wollte, Immer dringender wird 
die Seffentlichkeit verlangt, und in der Ehat Scheint fie nur. das Mittel 
zu feyn, Durch welches ein freier Verkehr. zwiſchen den Vertretern des Volks 
und dem Volke ſelbſt hergeſtellt, der Zweck⸗ einer repraͤſentativen Verfaſſung 
vollſtaͤndig erreicht werden kann.“ In ’einer Beilage dazu war der Ent: 
wurf zur Feſtſetzung dieſer Oeffentlichkeit enthalten. (Dieſe Beilage 
ſtcht in Lid ers diplom. Archiv für ‚Europa, 1 Band, S. 658 f.) 
So beſtand in der That dieſe Deffentlichkeit, bis, auf dem Land⸗ 
tage im Jahre 1823, von den verſammelten Abgeordneten mit 16 Stim⸗ 
men gegen 15 dieſe Deffenttichkeit wieder aufgehoben ward, Doc. ſoll⸗ 
ten die — mit den Namen der Abſtimmenden gebnit 
BRAD... he Phi ea ee Er 3 — 
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ee). ‚Serrogehum Sadfen - em: 
Altenburg, | 


+.Der Herzog Auguft. von Sachfen: Gotha = Altenburg behielt, (1807) 
— dem Beitritte zum Rheinbunde, und ſpaͤter (1815) nach dem Bei⸗ 
tritte zum teutſchen Bunde, die bis dahin ſeit dem ſechszehnten Jahr— 
hühderte beſtehende ftändifche Verfaffung, fowohl im Fürftenthume Go— 
tha, als im Fürftenthum Altenburg bei. Nur in dem legten er: 
folgte eine — in: repräfentativer Hinficht unerheblihe — odiſicatien 
durch nachftehende: „Erklärung“, welche der Herzog am 5. Juni 1818 
in der Nabe der Eröffning des Landtages im Fürftenthume Alten: 
burg erließ. — Sm. Fuͤrſtenthume Gotha beftanden, und beſtehen noch 
jest, die Stände aus drei Collegiis: den Grafen und Herren, den Rit— 
tern, und den zwei‘ Fanzleimäßigen Städten Gotha und Waltershaufen. 
Sm Fuͤrſtenthume Altenburg dagegen war. die Landfchaft nur aus 
zwei Klaffen, gebildet: der Nitterfhaft, und den neun Städten Alten: 
burg, Kahla, Eiſenberg, Schmölln, Ronnebuig, Roda, Orlamuͤnde, Cam⸗ 
butg und Tuch, — 
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Erflärung des Herzogs Auguft von Gotha⸗Alten— 
burg.vom 5, Zuni 1818, den bevorftehenden, Landtag in Al; 
Hal TEEN tenburg betreffend. ER, ih 


Da ber heutige’politifche Zuftand des new verbundenen Europa den ſaͤchſiſchen 
Herzogthümern erneſtiniſcher Linie für längere Zukunft eine ungeanderte Verfaffung 
zu verfichern ſcheint; ſo glaubt Unfer durchlauchtigſter Tandesherr, für“ das Wohl 
Seiner Unterthanen: nicht beffer wirken zu koͤnnen, als wenn: Er, nach gluͤcklicher 
Befeitigung der aͤußern politifchen ‚Stürme, die innere Landesverfaffung möglichft zu 
verpollfommnen fucht. Und zu Erreichung dieſes wohlthätigen: Zweckes iſt ed, daß 
Sie Sich huldréichſt veranlaßt finden, :den größten Beweis von. Liebe und Sorgfalt 
fit. das Gliuͤck Ihber Lande dadurch abziulegen, dag Höchitdiefelben eine nähere Ver— 
bindung des Lahdesherien und ber Unterthanen bezweden,. und zu diefem Behufe 
nathjtehende,' Ihre Grundfäge ausfprediende, Erklärung abgeben wollen. | 
“So wenig-Höchftdiefelben gemeint: find, den ungünftig vorherrfchenden Geift der 
Zeit durch Umſtaltung der alten Kandesverfaffung und Einführung einer neuen.Gons 
ftitution und Repräfenfation irgend zu begünftigen, und durch: einen ſolchen gewaltz 
famen- Umjturg einzuräümen, daß der leider allgemein gewordene Aufruf-zur Unzus 
friedenheit gegründet ſey; fo fehr ift es Ihr ernfter Wunſch und Wille, auf jede 
Art das Wohl des Landes für Gegenwart und Zukunft.feft zu begruͤnden, und «8 
bietet zur Bethaͤtigung diefer Abſichten der bevorftehende ’Sandtag zu Altenburg 
eine zu günftige Gelegenheit dar, um ſolche ungenügt vorübergehen. laſſen zu 
wen, Tot En * Fe Se e — 

Se. herzogl. Durchlaucht werden, bei Aufſtellung dieſer beſtimmenden Erklä: 
rung, von dem Grundfage geleitet, daß das Wohl: des Landesherrn unzertrennlich 
von dem des Landes und der Unterthanen iſt; daß fuͤr Alle gleiches Jatereſſe und 
gleiche‘ Nachtheile Statt finden; daß des Einen Kraͤnkung "Verlegung. des Andern 
mit ſich führt; daß Wohlſtand und Mängel beider gemeinſchaftlich iſt, und daß alfa 
das erwuͤnſchte Gedeihen: des allgemeinen Beften nur durch zweckmaͤßige und einſtim— 

ige Verwendung aller Staatskräfte zu - einem. und demfelben Zwecke, befriedigend 
erreicht werben Tann. MERZESE EEE FE zu ee . 

Wird dem gemäß die genaue Vereinigung aller "Landesbehörden zu gleichem 
Zwecke von Sr! hevgogl:" Ducdht. als Mittel: zur vollfommenften Landesverwaltung 
betrachtet; fo wollen Höchftdiefelben die Realiftrung einer foldyen Vereinigung, uns 
ter Berücfihtigung diefer Shrer hier barzutlegenden -Grundideen, Ihren oberften 
Staatsdienern, fo wie der gefammten Landfchaft;: zur weitern Ausführung angele: 
gentlich empfohlen habenn.  .0 —— 

Wurde fruͤherhin, in Gemaͤßheit veralteter Vorurtheile, das Intereſſe von 
Kammer und Landſchaft oft als ein getheiltes und ſich wechſelſeitig aufhebendes an— 
geſehen, wo Schwierigkeiten fuͤr beſeitigt galten, wenn ein Theil ſolche dem andern 
aufzubuͤrden vermochte, und erfolgte. es hieraus nun durch Beſtreitung ungewöhnlis 
cher, vom ganzen Lande zu tragender, Staatslaſten aus beſchraͤnkten Mitteln, daß 
die Kammerkaſſe erſchoͤpft, und das Gleichgewicht zwiſchen Einnahme und Ausgabe 
darin geſtoͤrt wurde z ſo mußte freilich. durch ein ſolches Gegenwirken der Mitglieder 
eines umd deſſelben Staates das allgemeine Beſte allzu ſehr leiden, um nicht driti⸗ 
gende Abhelfung dieſer Störungen zu erheifchen. Ei SPUR 2: 

Zu Begründung: einer, dem Wohl des Landes mehr -entfprechenden, Berfaf- 
fung: ift.es nun, daß Se. herzogl. Durchl. das Kameral- und laundſchaftliche In— 
tereſſe vereinigt fehen, und Sich für verbunden erachten wollen‘; in ‚einem neu zu 
entwerfenden Kammeretat, wenn folder zuvor duch die, auf hoͤchſt landesherrli— 
chen Befehl verfammelte, Landfchaft, in Bereinigung der Übrigen Staatsmitglieder 
ausreichend gedeckt und garantirt feyn wird, eine Abänderung in den Hauptjums 
nen der Einnahme und Ausgabe ohne landfchaftlihe Berathung nicht vorzunehmen; 
wobei Se. herzogl. Durchl. ed Sic; jedoch vorbehalten, in dringenden und auferorz 
dentlichen Faͤllen eine landfchaftliche Deputation zu Aufbringung angemeffener Hülfs: 
mittel ſogleich zuſammenzuberufen. — Er — 

‚Wenn übrigens durch eine folche. freiwillige, den vorher ausgeſprochenen Grund, 
ſaͤtzen angemeſſene, Beſchraͤnkung der hoͤchſten Willkuͤhr, der Landſchaft eine beſtimmte 
Einſicht in die Kameraladminiſtration gnaͤdigſt geſtattet wird; fo beſchraͤnkt ſich 
dieſe doch nur darauf, daß die Summe des Etats nie einſeitig uͤberſtiegen, und 
eine Hauptuͤberſicht der vorher dem Landesherrn abzulegenden Rechnung uͤber die 
Öffentlichen Staatseinnahmen und Ausgaben den Ständen vorgelegt werden ſoll, Ivo: 
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gegen dieſe ſich für,verpflichtet achten werden, in. Verfolgung, ‚gleich. liberaler und 
feſter Principien ihre font: häufig ziemlich willkuͤhrliche Art der Bewwilligung ſtren⸗ 
geh und conſequentern⸗ rundſaͤßen zu unterwerfen; uͤbtigens find Hoͤchſtdiefelben 
keineswegs gemeint, in der aeitherigen,. Werwaltungsart des Kammervermoͤgens 
buch das Kammercollegium irgend tine weſentliche Aendernng eintreten zu laſſen. 
Auch wollen, sauß landesvaͤterlicher Huld und in Gemaͤßheit Ihres edlern Wil: 
—*8 herzogla Durchl. es ſichungerngefallen laſſen, daß ein ſich ergebender Ue⸗ 
berſchuß⸗ der ecatgmäßigen Einnahme: zum Landes: Beften. verwendet werben, 'mögg, 
wogegen · außerordentliche, nicht im Etat begriffene, ‚durch. ungewöhnliche Beitums 
ſtaͤnde herbeigefuͤhrte Ausgaben von Seiten: der —2* allein zu gewaͤhren und 
zusbeftreiten ſeyn wuͤrden . 
BSach dieſen allgemeinen, von, ©. Herzogl. Duräf. ‚bier ausgeſprochenen, Nor⸗ 
malgrundſfaͤtzen tft es, daß Hoͤchſtdieſelben die landſchaftlichen Berathungen, bei dem, 
in Gemäßheit ; höchfter Befehle,s,im: Herbfte dieſes Jahres zu Altenburg abzuhaltenden 
Landtag, eingeleitet wien wollen, und. wenn es St: herzoal, Durchl. keineswegs entgeht, 
daß durch Zuziehung der Landſchaft zur Garantig;und Feſtſtellung des. Kammeretats 
den Ständen: des Fuͤrſtenthums Altenburg. Yoftendere Pflichten, amd. ausgebehntere 
Nechte gegeben werben; als bis jetzt im hiefigen. ‚gothaifchen Fuͤrſtenthum gefeplich 
> — ſo — dagegen die ‚mit einer ‚felshen Berfügung, Ku ———— 
ortheile 
„völlige: Einheit: dee Suede für ‚alte, Staatöbiener, u 
Re —— einer öffentlichen Rechenſchaft über. die ‚ganzen Landes⸗ 
einkuͤnfte, 
innigjte Verbindung des Sandesgeren. und se © Unteitganen u gemeins 
nn ſchaftliches Intereſſe, RI — 1 — 
feſtere Begründung: des allgemeinen Seebitg,... 
zu: übertviegend , un nicht PHoͤchſtdieſelben zu Yermdgen , durch — aus — Will⸗ 
kuͤhr, geſtattete ehung der Landſchaft zur Kameralveripaltung. und zur Beftfegung 
des Kammeretats, eine. Landesverfaſſuing zu begruͤnden, die. der Befoͤrderung des alle 
gemeinen Beſten und dev Ehre, des Landesherrn gm angemeſſenſten iſt, und welche 
unterſtuͤht von. dem kraͤftigen Dienſteifen einer getreuen Landſchaft, geneigt, felbſt 
der neu verbefferten, Berfaffung die unzweideutig! en Opfer zu bringen, ‚Dem Lande 
bluͤhenden Wohlftänd; Sicheres Gluͤck undeeinem unmwanpelbaren,, ‚auf Geſehe Rechte, 
Hausvertraͤge und ungerinenulers Wortheie, 2] ‚gründepem: Hinant. auf Jahrhun⸗ 
derte verſchaffen · wird. is guufe V————— 
Gotha, am 5, Zumt 1818, EEE: — re Er I selben ER ag 
Von Mit in Diet Feder RUN. or 
— 2. * s. 6. "u 
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Der —— frühgetige" %os des Beene Au auf am —8 Mai 
1822 brachte: feinen nachgebohtnen Gemuͤthskranken) Bruder Frie d— 
rich 4 zur Regierung, bei deſſen Tode am 11. Febr. 1825 das, von 
Ernſt dem Frommen im Jahre 1640 begruͤndete, Gothaiſche Regenten⸗ 
haus erlofch, ohne daß,‘ waͤhrend der Regierungszeit‘ Augufts und Fried: 
richs 4, in: den Altern. Lanöftändifchen Berhältniffen der beiden. Banden, 
Gotha und Altenburg,‘ eine Veränderung: erfolgt wäre. 

‚Allein, während diefer Zeit hatten die drei Erben der am 11. Febr. 
1825 erledigten Länder, die Herzoge von Coburg- Saalfeld, von 
Hildburghaufen und von Meiningen, ihren Staaten bereit3 neue 
. Berfaffungen gegeben, welche in diefer Sammlung mitgetheilt werben, 
wenn gleich, nach dem am 12. Nov. 1826 unterzeichneten Theilungs— 
vertrage ber Gotha = Altenburgifehen Erbſchaft, der damals beſtehende 
Laͤnderbeſtand der drei Seitenlinien der vom Herzoge Ernſt im Jahre 
1640 geſtifteten zweiten Hauptlinie des ſaͤchſiſch-erneſtiniſchen Hauſes 
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weſentlich fi veraͤnderte, ſo daß die ſeit 1818 beſtehende Hild— 
burghauſiſche Verfaſſung erloſch, die, fuͤr Coburg: Saalfeld im 
Jahre 1821 gegebene, feit der: Theilung weder aufgehoben, noch beſtaͤ⸗ 
tigt, Dagegen aber die Meiningifche vom Jahre 1824 mit einem ſpaͤ⸗ 
tern Grundgeſetze vertauſcht, und für das — am 12. Nov. 1826 zur 
neuen Setbftftändigkeit erhobene — Herzogthum —— im — 
1831 ein neues Grundgefeß ‚gegeben. ward, 

Denn in dem am 12. Nov, 1826 zu Hildburghauſen beeirigten; 
und von den drei erbenden Zürften am 45. Nob. unterzeichneten, — 
lungevertrage | 

frat der Herzog Friedrich von Hildburghaufen feine geſamm⸗ 
ten bisherigen Befisungen ab, und übernahm das Fuͤrſtenthum 
Altenburg, doch mit Becken des Amtes a und eini⸗ 
ger Parzellen; 

der Herzog Ernſt von Coburg⸗ Saalfeld trat ab: das re 
ſtenthum Saalfeld, das Amt Themar ce. Er erhielt dafuͤr Das 

GHerzogthum Gotha (doch mit Ausnahme des Amtes Kraniche 

feld und des Gothaifchen Antheils an Römhild 2.) - Er nannte 
ſich feit diefer Zeit Herzog von Coburg und Gotha; 

ber Herzog Bernhard Eric Freund von Meiningen überließ 
zwei Kammergüter an Coburg, erwarb aber dafür das Fuͤrſten⸗ 

- thum -Hildburghaufen (mit. Ausnahme der an Coburg fallene 

den Aemter Königäberg und Sonnenberg), das Fuͤrſtenthum Saal: 

Ri; eld, die Aemter Camburg und Kranichfeld, und einige Parzellen. 

—* nun gleich, durch die Verſetzung des bis zum 15. Nov. 1826 
uͤber Hildburghauſen regierenden Fuͤrſtenhauſes nach Altenburg, und durch 
die Vereinigung Hildburghauſens mit den frühen Beſitzungen des Her— 
3093 von Meiningen, die befondere Verfaſſung des Herzogthums Hild- 
burghaufen erloſch; jo muß diefelbe doch, als ein, acht Jahre. beftandes 
Des, Grundgeſetz in diefe Sammlung aufgenommen werden, 
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Seifen Verfaſſung des Her zogthums 
eu Hidburghaufen. 


Der Herzog Friedrich von Sachſen-Hildburghauſen erklaͤrte be⸗ 
reits am 15. Sept. 1815: „ed ſey nach Wiederherſtellung der teutſchen 
Freiheit eine der erſten Sorgen ſeiner Regierung geweſen, die Maͤngel 
der bisherigen Verfaſſung, wo die Ritterſchaft meiſtens ein entſchiedenes 
Uebergewicht uͤber die Staͤdte gehabt habe, zu verbeſſern, und den Ru 
fiand in die Landfchaft einzuführen." 

Die Stände des Herzogthums fprachen darauf am 29, San. 1816 


ER ES E SRETE U he yildb;: rs 
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in einer (wicht officiell bekannt gewordenen) Exklaͤrung ͤhre Wimfhe;ges 
gen den Herzog „üben „bie in der: landſchaftlichen Verfaſſung uͤberhaupt 
zu treffenden Veraͤnderungen aus, worquf der Herzug der Landes re⸗ 
gieuung aufgab,deinen gutachtlichen Entwurf. zu einge geſetzmaͤßigen 
fanbifchen Verfaſſimg ihm vorzulegen. Der Hexzog und deſſen Erbprinz 
billigten benfelben, zwarquf. derſelbe ben. Ständen.worgelegt,, von 
dieſen geprüft und angenommen: fodann am 19. März 1818 vom 
Herzoge, mit- Zuſtimmung feines Erbprinzen, als Landesgrundgefeg 
erklaͤtt, und —ſo wie die Weimarifche: Verfaſſung vom Jahre 1816 — 
unter die Garantie bes teutſchen Bundes geſtellt ward. Denn 
em; Detoher; 1848; ‚warb: die..neug; Hildburghaufiiche Verfaflung von 
dem teutſchen Bunde dahin garastirt: „um in allen Fällen einzus 
fehteiten, won enfweder der; Regent, oder bie Stände, wegen dieſer Ber: 


’ 


faffung an / den Bundestag fi wenden würden.” | 
1a) Wefctipt des Herzogs Friedrich vom 27. Nov. 
— ae as ee 4817. a ee 


ent nn 


HE Frredrich von“Gottes Gnaden 2. 26 haben, auf bie, von Euch in ber 
Erklaͤrung som ‘29. Jan. d. dv. Jahres wegen Ginführung des-Bauernftandes in bie 
Landfchaft zu erkennen. gegebenen, Wünfche über die, in der landſchaftlichen Vers 
faffung überhatpt zu treffenden, Mobdificationen, und eingedenk der, bei bem Wie⸗ 
nee’ Congreß von Uns gleich. andern teutſchen Fuͤrſten, übernommenen, Verpflich⸗ 
tungen „ Unfere ‚Landesregierung. aufgefordert, über, bie, Herfigllung seiner, den For— 
derungen der "Zeit ’angemelfenen, ſtaͤndtſchen — ihr vollftändiges Gutachten 
abzugeben. Es iſt Uns hierauf ein von derſelben In mehreren Sitzungen zu Stande 
gebrachter gutachtlicher Entwurf vorgelegt worden, ‚welden Wir, nach vorgenome 
mener eigner Prüfung, im Ganzen Unfern Wuͤnſchen tmd landesväterlichen Abſich— 
ten enffprechend! finden, und: über melden auch Unfers Herrn Erbpfingeh Liebden 
Ans; Ihre Zuftimmung vorläufig zu erkennen gegeben haben. Wir werden demnach 
Keinen, Anitand nehmen, 'benfelben, fo wie Wir ihn in der Anlage beifchtigßen Lafz 
fen, als förmliches, für alle Zeiten verbindliches und einfeitig ‚nicht abzuaͤnderndes, 
Landesgrundgefeh (als Landesgrundvertrag) zu. genehmigen, auch denfelben von Uns 
fers Herxn Erbprinzen Liebden, als Unferm naͤchſten Nachfolger in der Regierung, 
gteith mil. unterzeichnen zu. laͤſſen, fobald Ihr Eure beifällige Erklärung darüber 
werbet erſtattet haben, - Indem Wir auf diefe Weiſe bie, Rechte Unferer getreuen 
Unterthanen und Stände nicht wenig erweitern, ‚und ihnen fo piel Einfluß auf’ den 
Gang ber öffentlichen’ Verwaltung und die: Erhaltung des "Ganzen? geftätten "wollen, 
als nur immer mit der Gelbftftändigkeit und dem fejten Gang der Regierung und 
oberften Staatsgewalt vereinbar ift, gehen Wir jedoch vonder, auch von Unferer 
Regierung fupponitten, Borausfehung und nothwendigen Bedingung aus, daß ſie 
auch die damit in unzertrennlicher Verbindung ſtehenden groͤßern Verpflichtungen, 
insbefondere die ohnehin in den Grundſaͤtzen bes heutigen Staatsrechts begründete 
Berbindlichkeit, fur die Dedung der als notäivendig und nuͤtzlich erkannten Staats- 
ausgaben, fo weit der Ertrag des Domainenguts bazu 'nicht anreicht, Sorge zu 
tragen, nicht verfennen, und gleich bei der. erſten ‚Etatserrichtung für die Beduͤrf— 
niffe und den Unterhalt bes herzoglichen Hofes ſolche Beflimmungen eingehen wers 
den, wie.es ber fürftlichen. Würde und den Kräften der,"zugleich ‚als, fürftlihen Fa⸗ 
miliengut zu betrachtenden, Staatsdomainen angemeffen , ift." Wir fordern Euch 
alfo ‘auf, alles dieſes mit dem Euch zugehenden Entiwinfe in ‚genaue Erwägung’ zu 
nohmen, und Uns Eure Erklaͤrung und allenfallſigen Wuͤnſche baldmoͤglichſt vorzule⸗ 
en, behalten Uns aber vor, Euch auch diejenigen Bejlimmungen,. welche Wir wegch 

Bildung der erſten ftändifhen Verſammlung nach der 'neiten Ordnung ‘eintreten zu 
laſſen· für höthig erachten/ zu eurer ebenmäßigen Erklärung: mitzutheilen. 
Hiüdburghaufen, den 27. Nov. 1311. Eh 
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CH Wr Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog von: Sachſen 2c., fouverainer 
Fürft von Hildburghauſen ꝛc. Se a a wii 
haben, überzeugt von dem Nusen und den Vorzügen landſtaͤndiſcher Einrichtungen, 
die in unfern Landen ſchon in ältern Zeiten beftandene Landfchaft nach Auflöfung 
des vormaligen teutſchen Reichs nicht nur mit ihren hergebrachten Nechten und 
Befugniffen zu erhalten Öffentlich erklärt, fondern au biefe nachher,‘ durch Auf— 
nahme eines landfchaftlichen Bevollmächtigten in Unfere Landesregierung und bie ihr 
zugeftandene umfaſſendere Mitwirkung bei der Gefeßgebung, nod mehr erweitert. 
So gern Wir Unferer treuen Landfchaft das Zeugniß ertheilen, daß fie’ duch) 
ſtets willige, vege und vedliche Mitwirkung zu allem Guten und Nüslichen und 
durch freue, uneigennüsige Unterflügung der Regierung, ſich des in fie geſetzten 
Vertrauens würdig erzeigt und nicht wenig beigetragen habe, den Drud einer lanz 
gen, ſchweren Zeit und fehr erfchöpfende Ereigniffe dem Lande minder fühlber zu 
machen; fo wenig hat es Uns doch entgehen Eönnen, daß weder die Art ihrer bis— 
berigen Zufammenfegung, die eine fehr unvolllommene Repräfentation aller Stände . 
enthielt, noch die Beſtimmung ihrer Rechte und Dbliegenheiten, die, meift nur auf 
Einzelnheiten gerichtet, in ſehr wichtigen Verhältniffen des Staats. feinen feſten 
Stüspunct gewährten, den Erforberniffen der Zeit mehr entfprechend fey. 

Sn diefem Betracht und eingedenk ber, von Uns, gleich andern teutſchen Fürs 
ften, bei den Wiener Gongrefverhandlungen übernommenen, Verpflichtungen, haben 
Wir fhon unterm 15. Scptember 1815 Unfere Landfhaft zur Erftattung ihrer Er⸗ 
klaͤrung über die Einführung des Bauernftandes in ihre Mitte aufgefordert, . und, 
nachdem Uns diefelbe ihre Wünfche, wegen Zeftftellung ihrer formalen Berfaffung 
überhaupt, vorgetragen, Unfere Landesregierung angewiefen, über bdiefen ‚Gegen 
fand, fe wie über bie kuͤnftige Beſtimmung der landſchaftlichen Rechte und Pflich⸗ 
ten, ihr umfaffendes Gutachten abzugeben. Be 
Der Uns hierauf von berfelben mit ihren Verhandlungen vorgelegte gutachtliche 
Entwurf hat Unfern Tandesväterlichen Gefinntingen und Erwartungen defto mehr 
entfprochen,; ald Wir darin nicht nur den, von Unfern Vorfahren feit Jahrhun⸗ 
derten treu und unverruͤckt erhaltenen, Rechtsſtand im Weſentlichen gewahrt, ſon⸗— 
bern auch die, ſeit dem Beſtehen Unſerer herzoglichen Speciallinie gemachten, Erfah— 
rungen benutzt, und die beſondern Verhaͤltniſſe des Landes, ſo wie den allgemeinen 


Standpunct der teutſchen Bundesſtaaten, beruͤckſichtigt gefunden haben. 

Nachdem num Unfere getreue Landſchaft in den darüber eröffneten Verhandlun⸗ 
‚gen zu dem ihr mifgetheilten, von Uns nur in wenigen Puncten mobificirten Ent— 
wurf ihre Zuftimmung. erfärt, und ihn für fi und im Namen bes Landes dank 
barlichft acceptirt; fo verfehlen Wir nicht, nachfiehende, auf dem Grumd dieſer Ver: 
bandlungen fefigeftellte, 

landfhaftlihe Verfaffung 

zu beftätigen und derſelben die Kraft eines, für alle Zeiten verbindlichen, inſeitig 
nicht abzuändernden Landesgrundgefeges beizulegen. . 


Street L 


Don der Landfchaft überhaupt und deren Nechten und Pflichten, 
Allgemeine Beftimmung. 

$. 1. Das ganze Land und fämmtliche Unterthanen werben in allen Angeles 
genheiten ziwifchen Regenten und Volk dur verfaffungsmäßige Abgeordnete (Depus 
tirte) vertreten, deren Geſammtheit die Landſchaft ausmacht. 
So wie alle Rechte und Befugniſſe, welche dem Volke in ſeiner Geſammtheit, 
im Verhaͤltniß zur Regierung, zuſtehen, nur auf diefem verfaſſungsmaͤßigen Wege 
ausgeuͤbt werden koͤnnen; ſo ſollen auch alle Anforderungen, welche von deſſen Bee 
willigung abhaͤngen, nie auf einem andern gemacht werden. 

| | Rechte der Landfchaft. 2 

d. 2. Der Landfchaft ſtehen in diefer Beziehung folgende Rechte 
h u: 

a) das Recht des Beiraths und der Zuſtimmung bei ei ach, Dispofitios 
— — RN des Landes verlekt, deffen Einkom— 
jen gefchmälert,- oder. die Regierungsverfaifu her 

dert wirdz — Be & | i j f a —— ven en 

b) das Recht der Berathung und Zuffimmung bei: Einführung neuer. und bei 
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Waͤnderung beſtehender allgemeiner Landesgeſetze, welche die: Grunbverfaſſun 
des Landes, die Freiheit oder das Eigenthum der re af i 
oe) das Net, die Etaks der, Staatsbrdürfniffe mit dem Regenten, ober 
ber dazu beauftragten Behörde gemeinfchaftlih feſtzuſetzen z — 
M das Recht, alle. für den Staatszweck noͤthigen Abgaben und Leiſtungen 
— ‚ber. Stantöangehörigen zu. verwilligen, dergejtalt, daß folche ohne dieſe Bes 
. . willigung nicht ausgeſchrieben und gefordert werben koͤnnen; ingleichen das 
2... Recht, außerordentliche Staatsbedürfniffe,. mit Genehmigung, der Regierung, 
durch Anlehne auf die Fonds der Steuerkaſſe zu. dedenz;, 0 
9) das Recht ‚ die yerwilligten Steuern, Abgaben und fonftigen, zur Landfchäfts 
—lichen Verwaltung gehörigen Gelber in eine. eigene. Kaffe, unter Con⸗ 
Hole der Regierung ,. erheben und zu: den beſtimmten Zwecken verwenden. zu 


laffin;s er 
BD has Recht, bei den Verfügungen über die Domainen fn ber Art zu cons 
curriren, daß, bei. Diöpofitionen über die Subſtanz, neben dem agnati— 
ſchen Conſens, auch die Zuſtimmung der Landfchaft erfordert werden foll;z 
0) das Recht, bemerkte Mängel in ber Gefesgebung, Ungleichheiten und 
Mißbraͤuche in der Verwaltung, dem Fürften anzuzeigen, und zu deren Ab⸗ 
| ftellung Vorſchlaͤge zu thun; ehe ent — 

h) das Net, über. Pflichtverlezungen, Willkuͤhr, Nichtachtung der Verfaſſung 
von Seiten der, Siaatsdiener, Befhwerde und Klage zu führen, und 
auf deren uUnterſuchung und Beſtrafung anzutragen. 

nn, Mittel zur Ausübung dieſer Rechte. 

de 8. Zur Ausuͤbung dieſer Rechte find vornehmlich die Verſammlungen ſaͤmmt⸗ 
licher Landesabgeordneten (die Landtage) beſtimmt. — 

Es ſteht aber auch der Landſchaft das Recht zu, durch Einzelne aus ihrer 

Mitte, welchen beſtimmte Geſchaͤftszweige übertragen find (einen Ausſchuß), 
fortwährend vepräientirt zu werden. —— | 

— Desgleichen iſt derſelben die beſondere Befugniß zugeſtanden, bei der Landesre— 
gierung und deren einzelnen Abtheilungen, mit Ausnahme des Juſtizcollegii, einen 
ihr, ‚wie dem Fuͤrſten, beſonders verpflichteten. bevollmächtigten Beifiger. (Lands 


rath) zu unterhalten. — | 

Pflichten der Landſchaft. ge, 

8. & . Die Landfchaft ift verpflichtet, diefe Rechte auf das püncklichite in Aus: 
übung zu bringen, und dabei. die allgemeine Wohlfahrt, die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung und den ungehinderfen gefesmäßigen Fortgang ber öffentlichen Verwal⸗ 
tung (infonderheit duch Aufbringung der. nöthigen Mirtel) zum befländigen Augen⸗ 
merk zu nehmen. Ba Si | 

Der Übrige Inhalt bver Pflichten wird bei. den einzelnen Zweigen ihrer Thaͤ— 
tigkeit ducch Vertraͤge, Gefege und die Natur der Sache beftimmt. 

Berhältiniß der landfhaftlihen Thaͤtigkeit zu den Befchlüffen 

| des Bundestages. . . 
8.5. Gefegliche Anordnungen und. allgemeine Vefchlüffe des teutfchen Bun— 
destages, wodurch dem Lande, als’ Bundesgliede, Verbindlichkeiten aufgelegt wer— 
den, find von der landſchaftlichen Einwilligung unabhängig. Nur bei der Ausfüh: 
rung bat die Landſchaft mitzuwirken, infofern nämlich über die Art und Weiſe ihr 
rer Vollziehung, oder bie dazu erforderlichen Mittel, noch: eine Trage Statt 
findet, ar — 
—— Litetl:.IE. 

Bon den Landesdeputirten. 


.. Art ber von. denfelben auszuübenden Bertretung. 
$. 6, Jeder Deputirte vertritt nicht blos feine Gewaltgeber, oder einen ein 
zelnen Stand, fondern dad Ganze und alle Unterthanen.. Doch wird, in Rücdficht 
der biöherigen vorzugsweiſen Berechtigung ‚zur. Landitandfhaft, die Eintheilung der 
Abgeordneren nach Klaſſen oder Ständen beibehalten ,. und neben den biöherigen 
Ständen — der Nitterqgutsbefigev(Nittergüter) und Bürger (Grädte), nod) 
der alle Landbewohner umfaffende Stand der Bauern (Aemter) und der geift: 
liche oder Lehr ſtand in die Landfchaft eingeführt" u. ; 
ns net sy  BAhE der Deputiuten::.. ri net 
1.7 Die Zahl der Abgeordneten wird: auf achtzehn feſtgeſetzt, naͤmlich: 
ſechs aus den Beſitzern der, mit dem Rechte der Landſtandſchaft bereits verſehe— 
> nen ,:ober kuͤmftig damit’ zu bekeihenden, Ritterguͤter 
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‚ fünf. aus ‚den. Bürgern ber Städte Hilbburghaufen, Eiöfeld, Heldburg, Könige 
= berg‘, Ummeiftadt ; 
ſechs aus den Eingefeffenen ber Aemter Hildburghaufen, Eisfeld, Heldburg, Son- 
nenfelb, Königeberg, Behrungen, mit Einfluß der centfreien Ortſchaften 
und Unterthanen; 
einen aus bem geiftlichen oder Lehrſtande. 
: . + Ernennung berfelben. 
9.8. Ihre Ernennung gefdieht duch freie Wahl der Repräfentirten. Jede 
Kaffe wählt die ihr zulommenden Abgeordneten aus ihrer Mitte, die Ritterfchaft 
die ihrigen gemeinfchaftlich, von ben Städten und Aemtern aber jedes einen aus 
feinen. Eingefeffenen. 
wann Aufftellung von Stellvertretern. 
. $9. Zugleich werden für die Deputirten der Nittergüter zufammen zwei, und 
für, jeden der übrigen Abgeordneten ein Stellvertreter ernannt, in Anfehung wel: 
Ger ebenfalls gilt, was in der Folge von den Deputirten gefagt wird. 
Allgemeine Erforberniffe der Deputirten. 
8.10. Mer zu einem Landesabgeordneten wahlfähig feyn fol, muß 
a) fih zur hriftlichen ‚Religion bekennen, 
by un Willen felbfiftändig erklaͤren Eönnen und das 29. Jahr zurücgelegt 
>> haben, 
0) deu Rufe und nicht in Concurs befangen feyn. Der in Gon: 
curs Verfallene iſt nad) deffen Beendigung wieder wählbar, wenn er ohne fein 

Verſchulden darein verfallen war, 

Bater und Sohn, ingleihen Brüder, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Deputirtens 
ftellen bekleiden. Ereignet ſich ein. ſolches Zufammentreffenz fo "giebt bie frühere 
Wahl, und, wenn diefe nichts entfcheidet, das höhere Alter den Vorzug. 
= Befondere Eigenfdhaften. 

a) Der ritterfchaftlidien Deputirten. 

$. 11. Zur Bekleidung der Stelle eined Abgeordneten der Rittergutsbefiger ift 
erforderlich der Befig oder Mitbefig eines, mit Repräfentationsrecht in biefer Klaſſe 
verſehenen (immatriculirten), Ritterguts. Von mehreren Beſitzern eines ſolchen 
Gutes ſind alle zugleich waͤhlbar. 

Es iſt nicht noͤthig, daß der Gewaͤhlte im Lande wohne, wenn er ſich nur in 
einem teutſchen Bundeslande aufhaͤlt. | 
a Er Ä b) Der ftädtifchen Deputirten. . 

$, 12, Die Wahlfähigkeit eines Deputirten des Bürgerftandes erfordert bie 
Erlangung des Bürgerrehts und deffen wirkliche Ausübung "in den Gemeindever— 
fanmlusgen. Be 
era c) Der Amtödeputirten. 7 
18. Ein Vertreter des Bauernftandes muß entweder das Nachbarrecht ei: 
ner »Dorfsgemeinde haben, oder . Eigenthümer a nit immatriculirtin Gu— 
tes, oder einer Fabrik des zu vertretenden Bezirks, und in diefem wohnhaft feyn. 

Tall des Zufammentreffens diefer Eigenfhaften. 
3 ed Diejenigen, welche verfchiedenen Ständen zugleich angehören, find 
nur in. einem, und zwar immer in dem, obiger Ordnung nad, frühern wählbar. 
Ä Eigenſchaften des geiftlihen Deputirten. er 
815. Der geiftliche Deputirte wird aus der höhern Geiftticjkeit gewählt. 
5 Dauer der Vertretumg, Erneuerung der Wahl. 
886 Die Wahl aller Deputirten gefhicht auf fehhs Jahre. Nach deren Ab— 
lauf, oder wenn eine frühere ‚allgemeine Auflöfung der Repräfentanten erfolgt, wird 
eine neue Wahl angeordnet, wobei jedoch die Ausgetretenen, wenn fie die oben be: 
rn Eigenfhaften nicht verloren haben, „immer wieder gewählt werben 
nneh. — 
Erfolgt der Abgang eines Deputirten aus irgend einem Grunde vor Beendi— 
gung der Vertretungszeit; fo tritt deſſen Stellvertreter ein, und wenn auch diefer 
fehlt, wird fofort zu einer Ergänzungswahl gefchritten. 
‘ Unordnung und Leitung der Wahlen. 

8. 17. Die Anordnung allgemeiner Wahlen ergeht- vom Negenten an bie Lan- 
deöregierung, welcher die oberfte Leitung derſelben zuftcht. Alle hierbei vorkom— 
mende Geſchaͤfte werden koſtenfrei befozgt. 
„Ein befondgres Regulativ beftimmt die Art und Weife, wie fämmtliche Wah⸗ 
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len fuͤr das erſte Mal zu vollziehen ſind, welchem, wenn die Volkswahlen in Gang 
gebracht ſind, eine definitive Wahlordnung folgen wird. — 

Pruͤfung der Wahlen. 

$. 18. Sobald die Wahlen beendigt find, ſendet die Regierung bie eingegan⸗ 
genen Wahlberichte, mit den Wahlacten und ihrem Gutachten über die Gültigkeit 
des Statt gefundenen Berfahrens, an den Landesheren ein. 

Iſt das Verfahren unverwerflich; fo wird der Landfchaftliche Ausichuß, unter 
Mittheilung der Acten, davon in Kenntniß gefegt. Im Gegenfall erfolgt fofort bie 
Verfügung einer andern Wahl. 

Findet der Ausschuß bei den Wahlen ein Bedenken; fo bat er biefed, mit voll- 
ftändiger Darlegung feiner Gründe, dem Negenten ungejäumt anzuzeigen und auf 
Unordnung einer nochmaligen Wahl anzutragen. 

Ungültig ift jede Wahl, bei welcher die geſetzlichen Formen, oder bie Vor: 
ſchriften über die Eigenfchaften der Deputirten nicht beobachtet worden find‘, ober 
welche durch Beftechungen,, Verfprehungen, oder Drohung zu Stande gekommen 
ift. Im lestern Kalle findet, neben der Nichtigerllärung der Verhandlung, noch 
— — des dabei vorgekommenen Verbrechens duch die Juſtizbo— 

rde Statt. 
Verhältniß der Deputirten zu ihren Gewaltgebern. 

$. 19. Die Deputirten find bei ihren Verrichtungen von keiner Inſtruction 
ihrer Gommittenten abhängig, fondern erftatten ihre Erklaͤrung nad den Gefegen 
und ‚eigener freier und gewiſſenhafter Weberzeugung. Cie find jedoch berechtigt und 
verpflichtet, befondere Bitten, Vorſtellungen oder Befchwerden ihres Standes oder 
Bezirks, und felbft von Einzelnen aus demfelben anzunehmen, und (unbefchabet ihe 
rer eigenen Meinung und Abftimmung) an die. Landesverfammlung zu bringen. 

Sie find verbunden, ihre Wähler von den landfchaftlichen Befchlüffen in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen; auch bleibt ihnen nachgelaffen, fie von:den Gründen und Berhandluns 
gen auf angemeffene Art zu unterrichten. | 

Conſulenten ber Deputirten. = ss 3 

8. 20. Die Deputivten, ber Stäbte und Acmter find berechtigt, fi in ben, 
zu ihrer Abftimmung kommenden, Gegenftänden von Conſulenten berathen zu laf 
fen, die aber weder eine eigene Stimme haben, noch fwenn fie nit etwa zugleid) 
gewählte Stellvertreter find) Deputictenftimmen ausüben können. RE 

Bei den landſchaftlichen VBerfammlungen wird, auf Seiten ber Aemterbeputics 
ten, überhaupt nur ein Confulent zugelaffen. Auch muß deffen Wahl dem Aus: 
fchuffe (angezeigt worden ſeyn. —— a 

air Sreiheit der Deputirten in ihren Aeußerungen. vr 

$. 21, Die Deputirten find in Anfchung ihrer Aeußerungen bei. den. .land- 
fhaftlihen Verhandlungen nicht verantwortlich. Es verfteht ſich, daß diefe mit 
dem nöthigen Anftande, ohne Verunglimpfung der höchften Perfon des Landesherrn 
und ohne Beleidigung ber. Regierung, des Landtages, und der einzelnen Deputirten 
vorgetragen werben mülfen. Ei u 

Perfönlihe Sicherheit verfelben. 

$. 22, Bei Landtagen und Conventen find die landfchaftlichen Deputirten und 
Beamten: für ihre Perfon unverletzlich. Nur im Falle eines Verbrechens, .oder fehr 
‚ bringender Umftände, kann eine Verhaftung gegen: Einzelne Statt finden. 

— Entfhäbdigung der Deputirten und Conſulenten. 

5. 23, Die Abgeordneten beziehen für die Zeit ihres Aufenthalts bei Landta— 
—7— Conventen bie herkoͤmmlichen Diäten und Reiſekoſten aus "der Lands 

aftskaſſe. — 

Die Conſulenten der verſchiedenen Stände werben nicht aus ber Landeskaſſe re—⸗ 
munerirt. Die des Bürgerftandes erhalten ihre Zaggelder aus ben flädtifchen Ae— 
rarien, und ber Conſulent der Amlscingefeffenen wird aus fämmetlichen Dorfögee 
meindefaffen und von den wahlberechtigten Gütern 2c., nach einem auszumittelnden 
Normalfuß, für feine Arbeiten und Bemühungen vergütet. 


Zitel II. 
‚Bon ben landfhaftlihen Beamten, den Ausſchußdeputirten, dem 
Landrathe. 
Allgemeine Beſtimmung. 
$. 24. Die Landſchaft bedarf zur Leitung und unmittelbaren Beſorgung ihrer 
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Geſchaͤfte gewiſſer Beamten; einzelneGefchäftszweige und gewiffe Rechte kann fie 
($. 8.) ducch befondere Bevollmächtigte wahrnehmen laffen. Zu den erſtern gehös 
ren ber Landfchaftsdirector, der Landf&haftsfyndicus, der Landfhaftskaffirer, mit 
den: landſchaftlichen Untereinnehmern und Gubalternen, zu den legtern ber lands 
fchaftliche Ausſchuß und der Landrath. 

| Alle hierzu gehörige Perfonen werden (bis auf den, im Ausfhuffe Platz neh⸗ 
mendey,.,geiflichen Deputirten) von fämmtlichen Landesdeputirten durch abfolute 
Stimmenmehrheit gewählt, und vom Landesheren beftätigt. 

hin: ‚Ernennung bes Landſchaftsdirectors. 

8. 25. Der Landfhaftsdirector wird aus den Abgeordneten der Nitterfchaft, 
jedesmal auf ſechs Jahre gewählt, und ift, fo lange er in der Zahl der Deputirten 
bleibt, immer wieder wählbar. 

Wirkliche Staats- und. Hofdiener, „oder folhe, welche aus einer landesfürftli- 
hen Kaffe Befoldung oder; Penfion beziehen, Tönnen das Amt eines Landſchaftsdi⸗ 
‘rectord. nicht erhaltenz es wäre benn, daß ein folcher, in Kolge ganz befondern Zus 
trauens, gewählt, und die Wahl vom Negenten beftätigt würde. 

. - Die Wahlngefhicht, nad) erfolgten Ublaufe der fechsjährigen Zeit, ober nach 
dem Abgange des vorigen Directors, gleich beim erſten Bufammentritt der Abgeord⸗ 
neten zu einem Landtage, und wird dem Fürften mittelft Berichts zur Betätigung 
borgefragen.' . “ 

Bor :cinem Wechfel im ‚Direcforium muß ber abgehende'Director die landſchaft-⸗ 
lichen. Gefchäfte noch fo Lange leiten, bis die. landesfürftliche Beftätigung des neu= 
gewählten erfolgt: iſt. Die lanbesherrliche Entſchließung fol jedoch immer noch vor 
dem wirklichen Anfange dev Arbeiten des Landtages erfolgen. 

-. Im Fall der Landſchaftsdirector an der Ausübung feines Amtes verhindert ift, 
ober in ber. Zwifchenzeit von einem :Landtage zum andern gang abgeht, vertritt der 
ritterfchaftliche Deputirte des Ausfchuffes deffen Stelle. Iſt aber, im letztern Kalle, 
der verfalfungsmäßige Landtag noch entfernt; fo ift eine außerordentliche Verſamm⸗ 
lung zur Wahl eines Landfchaftsbirectors nöthwendig und möglichft zu bee 
ſchleunigen. et 

Aw Dbliegenheiten des Landfhaftspirectors, 

. .8..26,; Der Director Teitet alle Gefchäfte in und außer bem landſchaftlichen 
Verſammlungen. Durch ihn ergehen alle Mittheilungen an die Landesdeputirten, 
und. alle Ausfertigimgen im ‚Ramen der Landſchaft werden von ihm unterzeichnet. 
Er wacht über Erhaltung der Ordnung in den fländifchen Angelegenheiten, fo wie 
über genaue Beohachtung der Dienftobliegenheiten der landſchaftlichen Beamten und 
Diener. Er darf den Gang der” Staatsverwaltung nie aus dem Auge, verlieren, 
und hat ſich befonders darüber mit dem Iandfchaftlichen Beifiger der Redierung in 
Rapport zu figen, und diejenigen Gegenftände, welchefuͤr ‚die Landfchaft, von bes 
ſonderm Intereffe find, an ben Ausfchuß oder den Tandtag'filibringen. ° *" 

In allen Dingen ‚worin dem Landfihaftsdirector außerhalb des Landtags die 
Leitung‘ der Geſchaͤfte zufteht, kann er nicht für ſich allein handeln, fondern nur 
im Einverftändniß mit den ihm beigegebenen Ausfchußdeputitten, weldye auch die 
Eoncepte der Ausfertigungen zeichnen. —— 

Aa Unftellung des Syndicus. 

8. 27. Der Landfchaftsfyndicus. wird auf Lebenszeit gewählt, und von ber 
ee in Gegenwart eines oder ciniger laͤndſchaftlichen Abgeoröneten, 
verpflichtet. . — 

Er darf kein unmittelbar vom Landesherrn beſoldeter Diener ſeyn, und: muß 
in ber Nefidenzftadt wohnen. S 5 

Er Tann blos auf dem Grunde des verlornen ‚Vertrauens, wenn zwei Drittel 
ſaͤmmtlicher Landesdeputirten dafuͤr ſtimmen, entlaſſen werden. Seine Beſoldung 
aber kann ihm, gleich andern Staatsdienern, nur durch Urtel und Recht entzo— 
gen werden. 

Obliegenheiten des Syndicus.“ 

5. 28. Der Syndicus iſt dem Director zur Erhaltung der Ordnung und For: 
derung ber. Tandfchaftlichen Gefchäfte beigegeben. Er, bereitet bei Landtagen und 
Conventen die Gefchäfte zum Vortrage vor, hat im allen landfchaftlichen Angele: 
genheiten ein bevathendes Gutachten, welches er auch unaufgefordert erftattet, und 
contrafignirt alle Ausfertigungen. 

Er iſt zugleich der ordentliche, Erpedient und Protocollführer der Landſchaft, 
der Archivar und Fuͤhrer der Regiſtrande. — Es koͤnnen jedoch die Fuͤhrung des 
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Protocolls “und die Ausfertigungen auch andern Mitgliedern - der ftändifchen Ver 
fammlungen oder deren Confulsnten übertragen werben. 


Er Ernennung der Ausfchußglieder. 
8.29, Den Ausſchuß bilden, nebft dem Landfchaftsdirector und Syndicus, 
a) ein Abgeordneter der Nittergutöbefigerz; b) zwei Städtebeputirte; c) -ein Amts⸗ 
deputirter; d) der Deputirte des geiftlicdhen Standes. ne 
Ihre Bunction dauert fo lange, als ihre Theilnahme an der Landbesrepräfene 
tation, nämlich 6 Jahre, und fie find cbenfalls wieder wählbar; . Beim. Eintritt 
einer neuen Depufirtenwahl bleiben fie fo lange in Thätigteit, bis ein anderer Auss 


ſchuß gewählt wird. 
- Gefhäftsfreis des Ausfhuffes. 

$. 80. Die Verrichtungen des Ausfchuffes beftehen : —F 

1) in vorlaͤufiger Berathung und Bearbeitung der, auf dem Landtage 
zum VBortrage kommenden, Gefchäfte — foweit fie nämlich fchon vor deffen 
Erdfinung bekannt find; z. B. vorläufiger Prüfung der Etats, Berathung 
über zu erhebende Beſchwerden u. f. w., ohne daß deſſen Mitglieder, bei Abs 
ſtimmung über die Sache in voller Berfammlung der Landfchaft, an das Gut« 
achten des Ausschuffes ‚gebunden find; 

2) in.fortwährender: Vertretung der Stände außer dem Landtage. — 
Der Ausfchuß kann jedoch weder Steuern und andere Belaftungen der Staatör 
bürger bewilligen, noch ſich definitiv über Grfegesvorfchläge oder ‚andere, zur 

- unmittelbaren Cognition der Landfchaft geeignete, Gegenftände erklären, fon« 

dern er ift verbunden), dergleichen Angelegenheiten, welche nicht bis zum näd)s 

ſten Sandtage ausgeſetzt werden koͤnnen, mit ben über feine vorläufige Beras 
un Protocolen, auf dem Wege fchriftlicher Girculation an 
ſaͤmmtliche Landesdeputirte zus Abftimmung zu bringen. — Zu feiner vollen 

Sompetenz hingegen gehört: 

a) die einftweilige Befesung der Iandfchaftlichen Beamtenftellen, welde bis 
zum näcften Yandtage nicht erledigt bleiben koͤnnen; 

b) die fortwährende Controle uͤber die Aufrechthaltung der Verfaffung und 
Vollziehung. der, von dem Landesheren und dem Landtage gemeinſchaftlich 

8gefaßten, Befchlüffe und feftgefegten Etats;. . 

c) die DBefugniß, in dringenden Fällen Anzeigen an ben Landesherrn zu 

erſtatten, oder Vorftellungen und Befchwerden anzubringen; 

d) der Antrag wi Zufammenberufung außerorbentlicher Landesverſammlun— 

gen, unter Anführung feinev Gründe; 

ey die Unterzeichnung der landfchaftlichen Schuldverſchreibungen; 

f) ‚bie Mitaufſicht über die Verwaltung der Landesfteuerkaffe. 

7 ABER ern : 
ie en oe Landſchaftliche Kaſſecuratel. | 

'$. 31. Die unmittelbare Leitung der Kaffengefhäfte wird nicht von fämmtli: 
hen Yusfhußgliedern geübt, fondern es werden dazu einige berfelben beauftragt, 
welche, mit einem,.aus der ‚Mitte der Landesregierung zu dbeputirenden, Rathe und 
dem jedesmaligen Landrathe, einen abgefonderten Kaffevorftand bilden. 

Diefer Vorſtand iſt der Landesregierung und der gefammten Landfhaft in ber 
Art untergeordnet, "daß jene, wie diefe, die von ihr ausgehenden Zahlungsverfuͤ— 
‚gungen zunaͤchſt an denſelben erlaͤßt. 

Unter ihm fteht der landſchaftliche Hauptkaſſirer. 

Ernennung und Function bes Landfchaftsfaffirers. 

«8. 32. Der landſchaftliche Kaffirer wird auf Lebenszeit ernannt, und vor 
der —— in Gegenwart wenigſtens eines landſchaftlichen Abgeordneten, 
verpflichtet. nz i 

4* muß eine angemeſſene Caution ſtellen, und kann aus denſelben Gruͤnden 
entlaſſen werden, wie jeder andere Rechnungsbeamte. 

Demſelben liegt die Verwaltung der Landesſteuerkaſſe und die Verrechnung al⸗ 
ler Einnahmen und Ausgaben, nach einer beſondern Inſtruction, ob. 

Beſtimmung des Landrathes. 

8. 33. Der Landrath, welcher, nach dem landesherrlichen Edict vom 28. 
April 1810, Sitz und Stimme in der Landesregierung hat, iſt als ſolcher kein 
Mitglied der Landſchaft, ſondern | 
a) die Mittelsperfon zwifchen berfelben und ber Landesregierung zur Erxleidh- 

— der Communication und Erzielung größerer Gleichfoͤrmigkeit beider Be— 

orden, und 
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b) wirkliches Mitglied der Regierung, um durch feine Iheilnahme und Mitwir: 


Eung in den Gefchäften, das Intereffe und die Rechte der Landfchaft beftäns 
big. wahrzunehmen. 5 

Er folgt, bei Abgebung feiner Stimme in Regierungsſachen, feiner eigenen 
Veberzeugung, ohne an befondere Inftructionen von der Landſchaft gebunden zu 
feyn, ift aber derſelben für dad, was auf feine Mitberathung vorgenommen wird, 
befonbers verantwortlich. 

Geine Obliegenheiten werden in einer Dienftinftruction näher beftimmt. 

Ernennung bes Landrathe. 

$. 34. Der Landrath wird von drei Jahren zu drei Sahren gewählt, ift aber 
immer wieder wählbar. Nach Verlauf der erften drei Sahre, Kann derfelbe auch 
auf Lebenszeit ernannt werben. 

Er muß die in dem beregten Edict vorgefchriebenen Eigenfchaften befißen, braucht 
aber weder ein landſchaftlicher Deputirter, noch ein landſchaftlicher Beamter 
zu feyn. 

Ei wird bei der Landesregierung, in Gegenwart des Landſchaftsdirectors, ver 
pflichtet. 

Iſt der Landrath auf Lebenszeit gewählt; fo kann ihm feine Beſoldung nur 
durch Urtel und Recht entzogen werden. 

Befoldung und NRemuneration. 


F. 35. Der Landfchaftsdirector, der Kandrath, der Syndicus und ber Kaſſirer 


beziehen fire Befoldungen aus ber Landeskaffe, die Ausſchußdeputirten aber erhalten 
bei Gonventen bie $. 23. beſtimmte Auslöfung. 


Zitetl IV. 
Von Land» und Ausfchußtagen. 


Einberufung bes Landtages.’ 
8. 36. Der Landtag wird jedesmal von dem Landesfürften angcorbnet und 
von dem Landfchaftödirector einberufen. 

Alle drei Sahre, jedesmal zu Anfang des Jahres, wird in der Regel ein Land: 
tag gehalten, außerdem aber fo oft, als es der Regent, auf Antrag des Ausſchuſ— 
ſes oder aus eigener Bewegung, für nöthia hält. 

Die Beftimmung des Ortes, wo ber Landtag zu halten ift, hängt vom Für: 
ften ab; doch muß derfelbe im Lande gelegen ſeyn. Su ber Regel ift die Reſidenz 
der Berfammlungsort. 

Jeder Abgeordnete hat, fobald er zum Landtage eintrifft, fich bei dem Director 


anzumelden. 


* 


Eröffnung des Landtages. 

$. 87. Sind an dem beftimmten Tage alle Landesdeputirte, oder doch wenig: 
ftens zwei Drittel derfelben eingetroffen; fo erfolgt, auf die vom Director bei der 
höchften Behörde zu machende Anzeige, die Eröffnung des Landtages in folenner 
— entweder vom Landesfuͤrſten ſelbſt, oder durch einen fuͤrſtlichen Commiſ— 
arius. 

Sitzordnung. 

8. 38. Ungeachtet die Volksvertreter in dieſer Eigenſchaft nach F. 6. alle 
gleich find; fo beobachten ſie doch auf-Landtagen folgende Sigordnung. Den erften 
Pas nimmt der Landfchaftsdirector cin, dann, folgen zu beiden Geiten der für die— 
fen im Berhinderungsfalle ald PVicedircctor eintretende ritterfchaftlihe Abgeordnete, 
der Abgeordnete des geiftlichen oder Lehrftandes, und die übrigen Abgeordneten der 
Kitterfchaft, der Städte und Aemter. — Die Deputirten der einzelnen Stände un— 
ter ſich nehmen ihre Pläge, nach der Ordnung des natürlichen Alters. 

Leitung der Gefhäfte. 

$. 39. Die Leitung aller Gefchäfte und Verhandlungen des Landtages kommt 
dem Director zu. Er läßt die Sisungen anfagen, eröffnet und fchließt fie, und 
hat in ihnen den Vortrag; doch Tann er diefen bei einzelnen Gefhäftsgegenftänden 
auch einem andern Mitgliede der Verfammlung übertragen. Er hat dafür zu for: 
gen, daß die landesherrlichen Propofitionen und die wichtigern Angelegenheiten im: 
mer zuerft vorgenommen werben. Ä 

Bei den Debatten hat er feine Aufmerkſamkeit darauf zu richten, daß der Ge: 
genftand der Verhandlung immer feftgehalten werbe, und jeden, welcher ſich davon 
entfernt, oder die Kegeln bes Anffandes verlegt, zur Ordnung zu rufen, auch nö- 
thigen Falls wegen Ergreifung getigneter Maaßregeln gegen folhe, welche der ges 
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ſetzlichen Ordnung widerſtreben ſollten, die Verſammlung zu Abgebung ihrer Mei— 
nung zu veranlaſſen. En & a 
Wünfcht' ein Mitglied über einen, nicht fchon in der Reihe der Verhandlungen 
liegenden, Gegenſtand einen Vortrag zu thunz ‚fo hat: es der Verfammlung fol- 
ches anzuzeigen, und von dem Director die Beſtimmung der. Zeit bazu zu ge: 


wärtigen. ern 
Discuffion. 

$. 40, Die Beratungen in der Verfammlung erfolgen mündlih. Es iſt 
aber Feinem Mitgliöde verwehrt, feine. Meinung fchriftlic zu übergeben, wenn nur 
ber Gang der Gefchäfte dadurch nicht aufgehalten wird. u 

Wichtigere Gegenftände,; wie Gefesentwürfe, neue Verwilligungen, Beſchwer⸗ 
beführungen, werden in der Regel nicht fofort in der Sitzung berathen, in welcher 
fie zur Propofition kommen, fondern erft in einer folgenden Gigung. 

Sollte es zweckmäßig fcheinen, dergleichen Gegenjtände, ehe fie zur Erörterung 
in allgemeiner Verfammlung fommen, erft befonders prüfen oder bearbeiten zu laf: 
fen; fo fleht es der Verfammlung frei, hierzu einen Ausſchuß nieberzufegen, und 
ihm die Urt der Gefchäftsbehandlung zu beftimmen. 

Abftimmung. * 

F. 41. Erſt dann, wenn eine Frage vollſtaͤndig erörtert iſt, wird zur Abſtim⸗ 
mung geſchritten, wobei der Gegenſtand immer in moͤglichſt einfache Fragen auf 
2* iſt, fo daß jeder Abſtimmende ſich mit Ja oder Nein darüber erklaͤ⸗— 
ren ann. 

Zu Faffung eines gültigen Befchluffes ift die Anmefenheit von wenigftens zwei 
Dritteln fammtlicher Landesdeputirten erforderlih. Jeder Abgeordnete muß feine 
Stimme felbft ausüben, und es findet Hier Feine andere Stellvertretung Statt, 
ald durch die $. 9, bezeichneten Vertreter... Die Ordnung der Abftimmung ift 
— Bee lediglich überlaffen, der jedoch fein eigenes Votum immer zulest 
abgiebt. , 

Alle Beſchluͤſſe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit wird die Sache bei einer andern Sitzung nochmals zur Abftim- 
an Bleiben auch dann die Stimmen gleich; jo giebt die des Directors 

en Ausſchlag. | 
In dem Protocol über bie Abftimmung wird nur bie Zahl, nicht aber der 
Name der für das Eine oder das Andere Stimmenden angegeben. Uebrigens fleht 
es jedem Mitgliede frei, auf Scrutinium anzufragen. 

- Dem Befchluffe der Mehrheit muß ſich die Minderheit unterwerfen, fo 
daß I Befchlußfaffung in Keinem Falle duch Proteftationen aufgehalten wer: 
den Tann. * 

Sollte ein Stand fid durch einen folchen Beſchluß in feinen mwohlerworbenen 
Rechten beeinträchtigt erachten; fo bleibt demfelden nachgelaffen, bei bem Landes⸗ 
herrn, unter Darlegung feiner Gründe, in einer befondern Vorftellung darauf an: 
zutragen, daß dem Befchluffe die höchfte Genehmigung verſagt werde, Ergiebt ſich 
bei genauer Prüfung des Beichluffes eine ſolche Betheiligung, und ift derfelbe nicht 
etwa ganz zu verwerfen; fo wird die Sache zur nochmaligen Berathung und güt- 
lichen Vereinigung an die Landſchaft zuruͤckgewieſen. Kommt aber eine Bereinigung 
auch dann nicht zu Stande; fo tritt Iandesherrliche Entfcheidung, nach vorher ver: 
nommenem Gutachten der gefammten Landesregierung, ein. | 


Korm der Mittheilung zwiſchen den Regierungsbehörden und der 
Landſchaft. 

S. 42. Alle landesherrliche Poſtulate und Anträge ergehen in Reſcripten, nad) 
der, in der Organifation des Geheimenrathöcollegii vom 21. April 1810 bezeichne⸗ 
ten, Form, unter Gontrafignatur des vortragenden geheimen Rathes. 

Die Landesregierung bedient fi in ihren Mittheitungen an die Landſchaft eben: 
falls der Referiptsform. — 

Werden bei Geſetzesvorſchlaͤgen, oder andern wichtigen Gegenftänden, muͤndliche 
Erlaͤuterungen für zweckdienlich erachtet; fo wird der Regent ein Mitglied oder ei— 
nige Glieder des Geheimenraths, oder der Regierung zu den Sitzungen des Land— 
tages abordnen, welche die Sache nach ihren Beweggruͤnden entwickeln, jedoch der 
ſtaͤndiſchen Abſtimmung und Beſchlußfaſſung nicht beiwohnen. 

Die Landſchaft erſtattet Berichte, Erklärungen, Vorſtellungen 2c., wobei. fie 
ſich derſelben Gurialien bedient, wie nachgeſetzte landesherrliche Behörden bei 

. Berichtöerftattungen. — Im Falle abfälliger Erklaͤrung über landesfuͤrſtliche Pro: 
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pofitionen hat fie die Gründe jedesmal vollftändig anzugeben, worauf der Regent 
entiveber von dem Antrage abfteht, oder, im Kalle er die Sache noch nicht er 
SHöpft findet, denfelden unter Anführung weiterer Gründe erneuert. ‚ 

"Die landesherrliche Genehmigung landſchaftlicher Befhlüffe und Anträge wird 
entweder der Landfchaft unmittelbar in Referipten, Refolutionen zc. eröffnet, oder 
die darauf gefaßte höchfte Entſchließung in allgemeinen Gefegen und Verordnungen 
öffentlich befannt gemacht, wobei aber der landſchaftlichen Mitberathung und Zus 
flimmung immer ausbrüdliche Erwähnung gefchehen fol. — Im Falle der Nicht: 
genehmigung wird biefe der Landſchaft ſchriftlich bekannt gemacht. 

Schluß und Auflöfung des Landtages. 

$. 43. Die Verhandlungen ſchließt ein Landtagsabfhied, mit welchem 
die Verfammlung entlaffen wird. 

Der Landesfürft Tann duch einen ſolchen Abfchied dieſelbe vertagen, oder gänz- 
ich auflöfen. Im Falle der Auflöfung, verlieren ſaͤmmtliche Abgeorbnete, den Di: 
rector ausgenommen, ihre Stellen, und es muß längftens binnen drei Monaten zu 
einer neuen Wahl gefchritten werben. 

Bis zu Vollendung derfelben und Einberufung des neuen Landtages, bleibt je 
doch der alte Ausfhuß in Thätigkeit. Erfolgt die Anordnung zur neuen Wahl 
in der beftimmten Zeit nicht; fo ift die vorige Repräfentation wieder hergeftellt. 

Ausſchußtage (Eonvente). 
8.44. Der Ausſchuß verfammelt ſich zu Beforgung der ihm obliegenden Ges 
ſchaͤfte, fo oft es die vorhandenen Arbeiten nothivendig machen, auf die Einladung des 
Directors, ohne dazu einer befondern Erlaubniß zu bedürfen. 

In Anfehung der Verhandlungen deffelben gelten die nämlichen Beftimmungen, 
welche S. 33 — 42. feftgefent find. 

Die über die Berathungen des Ausfchuffes zu führenden Protocolle find fo zu 
faffen, baß bie übrigen Landesdeputirten den Gang der Verhandlungen und bie 
Gründe, welche einen Beſchluß oder Gutachten motivirt haben, daraus erfchen 
koͤnnen. 

Sn dringenden und bei minder wichtigen Angelegenheiten Finnen die Mei— 
nungen der Ausfchußdeputirten auch außer der Verſammlung ſchriftlich einge 
hohlt werben. . 

: Die Berichte und Erpebitionen bes Ausfchuffes ergehen nicht im Namen ber 
gefammten Landfchaft, fondern unter feiner eigenen Unterfärift, und die Refolutio- 
nen darauf werden an ihn gerichtet. 

Verbot unförmlidher Berfammlungen und einfeitiger Berichte. 

8. 45. Alle Berfammlungen landftändifcher Deputirten, außer den. Land- und 
Ausichußtagen, zur Berathung Über Landfchaftliche Angelegenheiten, ohne befondere 
Erlaubniß, find verboten, und die darin gefaßten Beſchluͤſſe ungültig. 

Eben fo find einfeitige Eingaben und Borftellungen einzelner Volkövertreter bei 
dem Landesfürften unerlaubt. 

Titel V. 


Naͤhere Beftimmungen über die Ausübung der landſchaftlichen Mechte. 
a) Sn Anfehung der Integrität des Landes ıc. 


S. 46. Berträge und andere Beftimmungen, welche den Umfang der gegen: 
wärtigen Landestheile, die Lanbeseinkünfte, oder die Regierungsverfaſſung des her: 
zoglihen Haufes verändern, follen den Landftänden entiveder noch vor deren Eins 
gehung, oder doch noch vor ihrer Ratification, zur Ertheilung ihres Rathes und | 
ihrer Zuſtimmung mitgetheilt werden. 

Sollte diefes jemals unterbleiben, und eine folche Dizpofition gegen das Sn: 
tereſſe des Landes vollzogen werden; fo würde ber Landfchaft, außer dem Rechte 
ber Klage gegen diejenigen Räthe, welche die zeitige Mittheilung unterlaffen, die 
Befugniß zuftehen, bei dem Bundestage auf die Aufhebung des Vertrages oder ber 


Verfügung arizutragen. 
b) Bei der Sefesgebung. 

8. 47. Das Recht des Beiraths in der Gefesgebung begreift zugleich in fich 
das Recht der Bitte und des Vorſchlags wegen zu ertheilender oder abzuänbernder 
Geſetze. Verſagt der Landesherr einem ſolchen Vorſchlage die Sanction; ſo bleibt 
deſfenungeachtet der Landſchaft die Befugniß, ihn bei kuͤnftigen Verſammlungen zu 
erneuern. SENSE 

Ale zur Vollſtreckung vorhandener Geſetze nothwendige, oder aus der Natur 
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des Verwaltungs: und Aufjichtsrechts fliegende: Verordnungen find von der Iand« 
—— Zuſtimmung unabhängig. Eben fo die Regulirung ber kirchlichen Anger 
egenheiten, foweit fie nicht das Eigenthum oder das Verhältniß der Kirche zum 
Staate betrifft. 

- Sollte ein Zweifel darüber entftehen, ob zu einer ergangenen Verordnung bie 
Zuffimmung der Landſchaft erforderlich geweſen ſey; fo. fteht es zwar biefer frei, 
bei dem Landeöheren wegen deren Erlaſſung Befchwerde zu führen; es Eann aber 
einer folhen Verfügung bis zu ihrer Zurüdnahme der verfaffungsmäßige Gehorfam 
von Niemand verfagt werben. | 

c) Bei Regulirung der Etats. 

$. 48. Die Voranfchläge der Staatsausgaben und Einnahmen, melde, nach 
Vorschrift des Iandesherrlichen Edicts vom 28. April 1810, von der Tinangbehörde, 
unter Concurrenz der gefammten Candesregierung, zu fertigen und hinfür immer. 
auf drei Jahre einzurichten find, werben aus dem Gcheimenrathe. dem landſchaftli— 
chen Ausſchuſſe mitgetheilt, welcher fie prüft und mit feinem Gutachten an bie 
Landfchaft abgiebt. 

In diefer Beziehung find den Ständen von den Iandesherrlichen Behörden bie 
erforderlichen Rechnungen, Nachweiſungen und Auffchlüffe auf Verlangen ‚mitzutheis 
len, um ihnen fowohl von der Nothwendigkeit der gemachten Anforderungen , als 
von der zweckgemaͤßen Verwendung der frühern Bewilligungen die vollftändigfte Ue— 
berzeugung zu verfchaffen. 

Der Landtag erftattet ſowohl Über die Annahme der Etats, als über die, zu 
deren Dedung erforderlichen, Verwilligungen eine Erklärung, worauf entweder die 
fofortige Iandesherrliche Genehmigung und die Ausfchreibung der Abgaben mittelft 
Patents erfolgt, oder weitere Verhandlungen eingeleitet werden. 

Treten in der Zwifchenzeit von einem Landtage zum andern unumgängliche 
Staatsbedürfniffe ein, auf welche bei der Etatserrichtung nicht gerechnet war; fo 
wird entweder der $. 30. 2. bezeichnete Weg eingefchlagen, oder eine außerordent: 
lihe Berfammlung der Deputirten veranftaltet. 

d) Bei Feftftellung anderer Leiſtungen. 

$. 49, Ein gleiches Verfahren findet Statt, wenn Leiftungen der Untertha- 
nen, welche nicht in Abgaben beftehen, gefordert, oder fonft Maafregeln ergriffen 
werden, welche für die Landfchaft ein Intereffe haben Fönnen. 

e) In Anfehung des landſchaftlichen Kafferedts, . 

$. 50. Ueber die Verhältniffe der landſchaftlichen Kaffe und die ihr zu übers 
meifenden Fonds, fo wie die Errichtung einer Schuldentilgungskaffe, wird cine bes 
fondere Uebereinkunft getroffen werden, und eine Kaffenordnung das Nöthige über 
das Kaffe: und Rechnungswefen feftfegen. 

Die von dem Landfchaftsfaffiver vier Wochen nach dem Schluß des Rechnungs: 
jahres bei dem Ausfchuß zu Übergebende Hauptrechnung wird von diefem in mates 
rieller Hinſicht geprüft, und mit deffen Bemerkungen der Landesregierung überges 
ben, melde fie von ber Rechnungstammer revidiren läßt, und fodann in Gegenwart 
des Landfchaftsdireetors, eines Ausfhußmitgliedes, des Syndicus und des Kaffirers, 
gewoͤhnlichermaßen juſtificirt. 

Die abgehoͤrten Rechnungen werden dem Landtage bei der naͤchſtfolgenden Zus 
fammenfunft ‚vorgelegt. ; 

Der Kaffevorftand ift der gefammten Landfchaft dafür verantwortlich, daß bie 
Etats nicht überfchritten, und Feine unjuftificirlichen Ausgaben auf die Kaffe ange: 
wiefen werden. 

| fJ) In Unfehung der Domainenverwaltung. 

6. 51. Diejenigen Diener, welchen die Domainenverwaltung obliegt, find da= 
für verantwortlich, daß den Rechten der Landfchaft, fo wie den Verpflichtungen ge: 
gen die Agnaten, Genüge geleiftet werde. 

Sollten denfelben und dem Sntereffe des Landes entgegen Dispofitionen über 
das Domainenvermögen getroffen werden; fo jind diefe, auf bloße Einſprache der 
Landfchaft, als von Rechtswegen ungültig, und felbft für den Landesherrn unver: 
bindlich zu erfennen. — Ta 

eg) In Anfehung des Rechts der Befhwerdeführung. 

$. 52. Beſchwerden über die Verwaltung. überhaupt, und die Handlungsweife 
der Staatsdiener müffen (mit Ausnahme des $. 30.2.6. beſtimmten Falls), vor 
ihrer Anbringung auf dem Landtage, in Berathung und zur Abftimmung gebradk 
worben ſeyn. N | 
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Den einzelnen Staatsbuͤrgern ift es geftattet, bemerkte Gebrechen oder Miß— 
braͤuche, deren Abſtellung das allgemeine Beſte zu erfordern ſcheint, wie den lan— 
desherriichen Behoͤrden, auch der Landſchaft oder dem Landſchaftsdirector zur An⸗ 
zeige zu bringen. 

h) Sn Anſehung des Rechts der Beſchwerde und Klage gegen 

Staatsbiener. 

$. 53. Das Recht der Beſchwerde und Klage gegen Gtaatödiener wird vor— 
zuͤglich dadurch gefichert, daß alle Verfügungen des Regenten von derjenigen, welche 
ihn babei berathen haben’, nach Maafgabe des Edicts über die Drganifation des 
Geheimenrathscollegti , contrafigniet werden müffen, und jeder Diener ‚für die, 
Tr are Vortrag gefaßten, Belchlüffe dem Negenten und dem Lande verantwort- 
ich ift. 

Das Recht förmliher Klage von Seiten der Landfchaft, findet num gegen hoͤ— 
here Staatsdiener in dem Falle Statt, wenn die befhwerende Handlung ein Ver: 
gehen im fich enthält, welches die Entſcheidung eines Gerichtshofes erfordert. 

Sn allen andern Fällen tritt blos Beſchwerde beim Landesheren ein, wobei es 
von’den Umftänden abhängt, ob eine Unterfuhung oder bloße Berantwortlichkeit 
Pas greift. In jedem Falle wird der Landtag von dem Erfolg feiner Beſchwerde 
in Kenntniß gefeht. 

Die förmliche Klage, welche Hinlänglich begründet und durch Angabe ber Be— 
weismittel gehörig unterftügt feyn muß, wird ebenfalls bei dem Landesherrn über: 
geben, ſoll aber an das gemeinfchaftlide Oberappellationsgericht in Sena, zur Eins 
leitung des geeigneten Verfahrens und rechtlicher Entfheidung, abgegeben werden. 

Der Landesherr begiebt ſich für dergleichen Fälle des Abolitionsrechts, des Ber 
gnadigungsrechtö aber nur infofern, daß cin Diener, auf deffen Remotion rechtlich 
erkannt ift, nicht im Staatsdienfte gelaffen werden kann. 


EiItEl WM; 


Gewähr der Verfaffung. 


e Bedingung der Abänderung. 
8. 54. Gegenwärtige Verfaffung Tann nur durch Usbereinftimmung des Regen: 
ten und des Landtages abgeändert werben. 
Berpflihtung der Staatsdiener. 
$. 55. Alle Staatsdiener find auf den Inhalt und die genaue Beobachtung 
diefes Verfaffungsgefeges mit zu verpflichten. Abſichtliche Verletzungen deffelben wer: 
den als Verbrechen beftraft. 
Fürftliher Revers bei Regierungsperänberungen. 
$. 56. Bei Regierungsveränderungen erfolgt die Huldigung des Landes erſt 
dann, wenn der neue Regent die Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung 
der Iandbhaftlihen Verfaffung, wie die gegenwärtige Urkunde fie beftimmt, bei fei 
nen fürftlichen Worten und Ehren ſchriftlich zugefigert hatz zu weldhem Ende je: _ 
desmal ein außerordentlicher Landtag zu berufen ift. 
Iſt der Regent noch unmündig; fo erfheilt der Obervormund und Landesre 
gent diefe Verfiherung für die Zeit feiner Verwaltung. 
Shiedsridterlihe Entfheidung. 
$. 57. Sollten über die Auslegung diefer Verfaffungsurkunde oder über die 
Anwendbarkeit ihrer Beftimmungen auf vorkommende Fälle Zweifel entftehen, welche 
nicht im Wege der Güte befeitigt werden koͤnnten; fo ſoll der Landfchaft frei ftehen, 
auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung anzutragen. 
Garantie durch den teutſchen Bund. * 
$. 58. Endlich fol diefe Verfaſſung unter die befondere Garantie des feuf: 
ſchen Bundes geftellt, und bei dem Bundestage der erforderliche Antrag deshalb ge⸗ 
macht werben. . 
Titel VI 


Auflöfung der bisherigen landfchaftlihen Verfaſſung. 
, Bedingungen dberfelben. 
8. 59, Die ältere landfchaftlihe Verfaſſung wird, foweit fie mit den Grund: 
fügen und dem, Geiſte dev gegenwärtigen nicht mehr vereinbar ift, fobald aufgeho— 
ben, als die neue durch Eröffnung eines allgemeinen Landtages in Wirkjam- - 


n er Sie. behält aber, wo jene Feine Auskunft geben, fubfidiarifche Gül- 
igkeit, 


Wir.fügen dieſer Sanction die VBerficherung bei, während der Und von Gott 
anvertrauten Regierung nicht nur diefe Verfaffung Selbft treu zu beobachten, fon= 
dern auch darüber zu wachen, daß ihr auf keine Weife entgegen gehandelt werde, 
und indem Wir’ berfelben die von Unſers Herrn Erbpringen Licbden in gleicher Ge: 
finnung ertheilte Declaration anfchließen laffen, machen Wir Unfere jegigen und 
kuͤnftigen Diener verbindlich und verantwortlich, dieſem Berfaffungsgefege in allen 
Stuͤcken auf: das genauefte nachzukommen, wie Wir denn aud) ben von jenen bes 
‚ reits geleifteten Dienfteid hierdurch ausbrüctich mit darauf erſtreckt haben wollen; 

“achten Uns aber auch zu der Erwartung berechtigt, Unfere, treue Ritterſchaft und 
ſaͤmmtliche Unterthanen werden in bdiefer, auf Herſtellung einer dauerhaften Ord— 
nung und Sicherung ihrer wichtigften Rechte in der Staatsverbindung gerichteten, 
Sorgfalt einen neuen Beweis Unferer landesväterlicdyen Gefinnungen erkennen, und 
darin einen Beweggrund mehr finden, mit Gemeinfinn, Eifer und willigem Gehor- 
fam unter dem Gefege, zur Erreichung des gemeinfchaftlichen Ziels allgemeiner 
Wohlfahrt mitzumirken. 

Zu deffen beftändiger Nachweifung haben Wir gegenwärtige Beftätigungd> und 
Berfiherungsustunde in drei gleichen Exremplarien, wovon das cine der Landfchaft 
ausgehändigt, das zweite in Unferm herzogl. Saupfarchiv niedergelegt, und das 
dritte bei dem Wundestage übergeben werden foll, eigenhändig vollzogen und mit 
Unferm landesfürftlichen Siegel bedeuden laffen, und fol diefelbe zur allgemeinen 
Nachachtung durch den Druck bekannt gemacht werben. 

So gefchehen und gegeben Hildburghaufen, den 19. März 1818. 


(L. S.) Friedrich, Herzog zu Sachſen. 
v. Baumbadı. 3. E. Wagner. v. Schwarzkopf. 
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17, 
Herzogthum Sahjen-Eoburg- Saalfeld 
(bis 1826, feit dem 15. Nov, 1826;) 
Coburg und Gotha. 


Bald nach der Beendigung des Wiener Gongreffes, erfchien am 
16. März 1816 von dem regierenden Herzoge Ernft von Sachen: | 
Coburg: Saalfeld folgendes Decret, in welchem er die Grundzüge ber 
neu zu geftaltenden fändifchen Verfaffung feines Staats bekannt machte, 
Doch wurden die ihm auf dem Wiener Congreſſe zugetheilten überrheis 
nifchen Beſitzungen (mit mehr als 27,000 Einwohnern), welchen er den 
Namen Fuͤrſtenthum Lichtenberg gab, nicht in den fländifchen Ber: 
band der alten Hausbefigungen gezogen, vielmehr im Fürftenthum Lich 
tenberg, durch Verordnung vom 3. Sept. 1821, eine befondere fländi- 
fche Corporation unter der Benennung eines Landrathes. gebildet 
(wie auch im bayrifchen Nheinkreife unter demfelben Namen Land: 
rath Provinzialftände beftchen). 


a) Decret vom 16. März 1816. 


Mir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachfen, fouverainer Fürft 
von Coburg und Saalfeld x. | 

Mir haben mit Unfern getreuen Unterthanen eine unglüdliche Zeit über: 
fanden; denn unglüdlich muß wohl die Zeit genannt werden, in welcher 
eine fremde Macht alle Mittel anwandte, auch bie teutfchen Lande fich zu 
unterwerfen, an die Stelle der teutfchen Sitten und Nechte die ihrigen zu 
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fegen, und alles aufzulöfen,: was auf Wiedererweckung .teutfchen Sinnes und 
teutfcher Verfaſſung hinzuwirken vermochte, Solche Beiten prüfen, Wir kön: 
nen Unfern Unterthanen aber das Zeugniß nicht verfagen, daß fie auch in bier 
fer Zeiten an ihrer Treue und ihrem VBerttnuen gegen Uns ſich durch fremde 
Einflüffe nicht Haben irre führen laffen. Wir ſelbſt verfuchten in jenen ſtuͤr— 
mifchen Zeiten, dasjenige zur Wohlfahrt Unferer Lande zu thun, was irgend 
noch, möglich war. In dieſer Hinficdht haben Wir Uns bemüht, den Lauf 
der. Juſtiz, als die .erfte gerechte Forderung ‚des Unterthans an feinen Zürfien, 
ungeflürt zu. echalten; um die Betriebfamkeit Unferer Unterthanen nicht durch). 
Monopole zu hemmen, haben Mir diefe aufgehnden; um den freien Verkehr 
möglichft zu unterflügen, haben Wir die Ausübung des Näherrechts für un: 
ftatthaft erklärt, und Unfern Vaſallen, unter gewiffen, in dem Mandat vom 
411. December 1809 beftimmten, Bedingungen die Berfiherung ertheilt, daß 
Wir Uns ſtets geneigt finden laſſen würden, das Lehen in freies Eigenthum 
zu vertvandeln, das Gut von der Belehnung, wie auch vom Heimfallsrecht, 
zu befreien, und. folchergeftalt den Lchensverband, zum Vortheil der Lebens: 
befiger,: aufzulöfen; in gleicher Hinficht haben Wir die Bertheilung der Ge- 
meindebefigungen eingeführt, and dadurch die beffere Benutzung diefer Güter 
Unfern linterthanen ‚möglich gemadt. Als, duch den. langwierigen Krieg 
und ducch die gänzliche Umänderung der Staatsverhältniffe, die Beduͤrfniſſe 
und Staatsausgaben größtentheils fortwährend vermehrt wurden, mußten Wir 
es als Pflicht anfehen, eine möglichft "gleiche Vertheilung der Staatslaſten 
herzuftellen, und zu folhem Ende, da die fleuerpflitigen Unterthanen die 
Laſt allein zu tragen nicht ferner vermochten, auch die bisher unbejtenerten 
Grumdeigenthümer in die Steuer zu legen; Wir haben aber auch dabei die 
Beruhigung. genoffen, daß von diefen die Nothmwendigfeit diefer Berfügung 
nicht verfannt! worden ift. Stets überzeugt, daß eine wohleingerichtete ftan- 
difche Berfaffung großen Vortheil einem Lande bringe, haben Wir ſelbſt im 
Sahre 1808 den Verſuch gemacht, folche wieder herzuftellen; allein die im— 
mer aufs Neue: auöbrechenden Kriege geftatteten Feine ruhige Berathung und 
Fortſetzung wohlthaͤtiger Verhaͤltniſſe. 

Als aber endlich fuͤr Deutſchland ſich beſſere Ausſichten zeigten; als 
überall die Kräfte zur Nettung des teutſchen Vaterlandes ſich regten, glaubten 
Mir, daß es Unfere Pflicht fen, als teutfcher Fürft an dem großen Bunde 
Theil zu nehmen. Unfere Unterthanen haben diefe Öefinnungen mit Uns ges 
theilt, und immer willig, theils perfönlich, theils durch Koftenbeiträge, für die 
große und heilige Sache zu wirken geſucht. Diefes, Unfer und der Unfrigen 
Beſtreben, ift der Aufmerffamkeit der hohen verbündeten Mächte nicht ent- 
gangen; und Wir haben darüber die unzweideutigften Beweife erhalten. Von 
Unfern Nachkommen Eönnen Wir den Vorwurf nicht befürchten, als ob Mir 
ee Unftigen in der Zeit das nicht gethan hätten, was in ihre gefchehen 
mußte. 

Nunmehr, da das büftere Gewoͤlk verberblicher Kriege und nicht minder 
verberblichee politiſcher Meinungen fich verzogen, da der Friebe bleibend zu— 
ruͤckgekehrt; ſo kann dem Fürften nichts angelegentlicher erfcheinen, als feinem 
Lande eine folhe Verfaſſung zu geben, welche Sicherheit des Eigenthums 
und vernünftige Freiheit im Handeln, Reden und Schreiben 
gewährt, und fomit die Bande zwifchen Fuͤrſten und Unterthan fefter Enüpft. 

‚Die Bundesacte fpricht im 13. Artikel den allgemeinen Willen der 
Fuͤrſten dahin Aus, daß in allen Bundesſtaaten eine Landftändifhe Ver: 
faffung Statt finden werde. Daher find die nähern Grundfäge und Bes 
fimmungen, auf welche die ftändifche Verfaſſung der teutfchen Staaten im 
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Allgemeinen errichtet werden fol‘, noch: zu erwarten, damit das Beſondere 
dem Allgemeinen nicht widerſpreche, ſondern uͤberall, ſo weit es moͤglich iſt, 
eine Gleichfoͤrmigkeit Statt finde. Indeſſen wollen Wir Uns dadurch nicht 
abhalten laſſen, Unſern getreuen Unterthanen hierüber vorläufig Unſre Gefinz 
nungen und Anſichten im Allgemeinen uͤber dieſen ſo wichtigen Gegenſtand 
mitzutheilen. Wir haben nach der Zuruͤckkunft in Unſre Lande eines Unſrer 
erſten Geſchaͤfte ſeyn laſſen, Uns das fruͤher abgeforderte Gutachten Unſrer 
Landesregierung zum Vortrag bringen zu laſſen, und dieſer Angelegenheit 
Unſre ganze Aufmerkſamkeit zu widmen. Wir erklaͤren daher Unſern Unter: 
thanen, daß Wir eine ſtaͤndiſche Verfaſſung zu begruͤnden, und zwar 
dergeſtalt beſorgt ſeyn werden, daß die Stände als Vertreter der ſaͤmmt— 
lichen Unterthanen und als Buͤrgen der Aufrechthaltung der herzuſtellenden 
Verfaſſung angeſehen und gehalten werden ſollen. Bei dieſem ehrenvollen 
und hochwichtigen Auftrage ſpricht ſich von nn aus, daß. zu landfchaftli: 
» chen Stellen nur die unzweideutigſte Würdigkeit fühten und gelangen kann. 
Da im Staate nicht Alle veden und nicht Alle rathen koͤnnen über das, 
was dem Lande Noth ift, und über das beſte Mittel, wie ihm zu-helfen ift, 
wenn nicht Verwirrung flatt Ordnung, leidenſchaftlich aufgegriffene Anficht 
ftatt reifer Ueberlegung Plag gewinnen foll; fo wird eine forgfältige Beſtim— 
mung ‚hierbei nothwendig. Befig des Grundeigenthums, Rechtlichkeit und 
Einfiht find die Eigenfchaften, die Anſpruch auf Landftandfchaft geben. Was 
befonders, in Anfehung des Orundeigenthums, die Nittergüter betrifft, auf 
welchen von alten Zeiten her die Landftandfchaft geruhet; fo find Wir ges 
meinet, folhen Vorzug bei bdenfelben zu belaffen Wir nehmen an, daß 
ſchon der Gedanke, daß auf einem folchen Gute von den Altvordern zum 
Beften des Vaterlandes gerathen worden ift, einen Reiz auf den Befiger 
bringen muß, ferner nach befter Einfiht für das gemeine Wohl mitzuwirken. 
Und darum theilen Wir Unſre Stände in 
geborne und gemählte. - 

Zu den erflern rechnen Wir diejenigen, welche mit -einem Rittergute 
begabt find, und überdies diejenigen Eigenfchaften in fich vereinigen, die über: 
haupt zu der Mürdigkeit eines Landftandes erforderlich find. Gelangt ein 
folches Gut auf Frauen oder Unmündige; fo wird die Landflandfchaft durch 
dazu geeigenfchaftete Wormünder und Bevollmächtigte ausgeübt. 

Die gewählten Stände beftehen theils aus den Öliedern der Ma- 
giffrate und Stadträthe, theild aus dem Bürger: und Bauernſtande. Wer 
in diefen Ständen berechtigt ift, den Stellvertreter zu wählen, und wer zu 
diefem gewählt werden kann; darüber wird Fünftig die nähere Beſtimmung 
erfolgen, Indeſſen muß in jeder Rüdficht ein Verhältnig zwiſchen dem ges 
bornen und gewählten Ständen Statt finden. Eben fo zwedmäßig und 
nothwendig muß es erfcheinen, daß nur Eine, und nicht befondere Landſchaf⸗ 
ten für Unſre verfchiedenen Lande hergeftellt werden. Es muß fein Theil 
von dem Gedanken beunruhigt werden, daß ev fchroerere Laflen zu fragen 
habe, als der andere; das Einzelne und das Ganze müffen zufammengreifen; 
kein Theil darf dem andern fremd, fern. Was die Rechte und Pflichten 
Unfeer Landftände anbelangt; fo fegen Wir verbindlich feft: es 

1) Allgemeine Gefege, welche die Verfaffung, die perfönliche Freiheit und 
das Eigenthum betreffen, follen den Ständen zum Gutachten mitge— 
theilt werden, und bevor. diefes gefchehen und die Erklärung der 
Stände binnen der zu fegenden Zeit eingegangen, Feine verbindliche 

Kraft haben, Ä 

) Die frühern, unter die obige Kategorie gehörigen, Geſetze, welche im 
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‚ber. Zwiſchengeit; wo ‚dig ſtaͤndiſche Verfaſſung ruhete, ausgefloffen, und 
daher zur Berathung nicht mitggtheilt worden find, follen, wenn die 
Stände. über diefelben hie und da Bedenken finden, und folhe Uns 
anzeigen, in nohmallge Prüfung gezogen, und folche hiernach entwe⸗ 
weder abgeändert oder aufgehoben werden. — 
3); In gleichet Ruͤckſicht Einen: die, Stande bei Uns die Beſchwerden bes 
Bandes. gegen Drud oder unerlaubte :Eingriffe der Staatödiener in. die 
. Rechte ber Unterthanen otgn Wir alsdann die noͤthigen Unter 
ſuchungen verfügen werben, Sie koͤnnen | — 
4) ferner bei Uns Vorſchlaͤge übergeben, nach welchen auf die anzugebeite 
den Zhatfachen entweder alte Gefege abzuſchaffen, ober neue Geſetze 
einzuführen ſeyn möchten. © 1... la 0. | 
5) Ohne der Stände Bewilligung follen Feine neuen Steuern ausgefchries 
ben ‚werben. Uebrigens wollen Wir, daß bei. der allgemeinen Steuer 
pflichtigfeit, und da Uns die. Wohlfahrt des Adels und des Bürger = 
und Bauernſtandes gleich nahe Liegen muß, "eine moͤglichſt verhäftniß- 
mäßig gleichheitliche Vertheilung der Staatslaften beobachtet und here 
geſtellt, und ſonach fein Stand vor dem andern befchtvert werde, wels 
ches bei dem gebietenden Drange der Umſtaͤnde nicht immer zu bewive 
Een möglich war. ‚ Ä 
6). Die Stände wählen fih einen Director, die Ausfchußglieder, den 
Confulenten, : Gopiften und’ Kaffirer, und. fuchen bei Uns die Beflätie 


‚gung derfelben. — — ee 

T) Die Rechte, welche den Nittergutsbefigern, den Patronatsherren- u. f. w. 

als folhen zuftehen, werden Wir, zur Aufhebung aller Willkuͤhr und 

möglicher "Eingriffe, in beſondern Verordnungen beflimmen, und ſolche 

vor ihrer Bekanntmachung, den Ständen zur Prüfung und Berathung 
mittheilen. Dagegen | SR 

8) erwarten Wir nun auch von den Eünftigen Vertretern Unſrer Unters 

thanen, daß fie bemüht feyn werden, Unfre wohlmeinenden Abfichten 

zu unterflügen, und das gemeine Wohl immer mehr empor zu brin⸗ 

gen und zu befeſtigen; die Abgaben nad) verhältniimäßiger Gleichheit 

zu tragen; aber die von allen zu entrichtenden Steuern und Abgaben 

als eine unverlegliche Sache anzufehen, die nicht ‚zu etwas anders, als 

dazu, wozu ſie von Uns und den Ständen beſtimmt ‚worden, verwen: 

det werden darf. Deshalben wird: eine genau unter der Aufficht Unk 

ver Landesregierung ftehende Rechnungsverwaltung nothiwendig. 

Sudern Wir nun auf, folhe Weife Unfern getreuen Unterthanen nicht 

nur die Zuficherung der Erlangung einer ftändifchen Berfafking ;- fondern zu⸗ 

gleich auch die Grundlinien gegeben haben, nach welchen die Eimftige Verfafe 

fungsurfunde zu begreifen feyn foll; fo erklären. Wir annoch weiter, daß Wir 

den vollftändigen Entwurf fothaner Urkunden des nächften einer eigenen Coms 

miffton, welche Wir aus einigen Unfter Staatsdiener und aus einigen Unfe 

ver vormaligen Stände zufammenfegen werden, zur Prüfung übergeben wer 

den. Sobald diefe ſich über die. Grundfäge wird. vereinigt haben, werden 

wir, wegen dev anzutretenden Wahlen und dem fodann zu beflimmenden 

Landtag, das weiter Erforderliche zu erlaffen unvergeffen feyn, Nur ſoll Eein 

Theil vergeffen, daß die Form das Geringere ift, und daß der gute Geift 


hineingelegt und damit dag Ganze belebt werden muß, 
‚Coburg, zur Ehrenburg den 16. März 1816, 
Ernſt, H. z. S. C. S. 
Gruner. 
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Noch verzog es ſich aber bis zum Jahre 1821, bevor das neue 
Gruündgeſetz bekannt gemacht waͤrd. Doch ———— wenige. Monate 
ac) Der Bekanntmachung g ber Schlußacte der Wiener. Miniſterial⸗ 
conferenzen zu Frankfurt, ‚am 30. Detober 1820 zu, Coburg 
Drei Decrete, welche der Berfaffungsurkunde vom 8; ‚Aus 
quſt 1821 felbft vorausgingen. Jene drei Decrete, "welche in unmittel⸗ 
harer Verbindung mit dem neuen Grundgeſetze ſtanden, betrafen; 4) die 
‚ Ankündigung. deſſelben; 2). die Wahlform der Stande un, 3) bie. Ge 
Thaftsordnung der Stände, a 

Nach der Bekanntmachung der Berfaffung — noch zwet 
herzogliche Decretez ſo am 2O. Auguſt 1821 die Verordnung den Ci— 
vilftaatsdienft betreffend, und am 13. Sept: 1821 das Schulden: 
ediet, Die aber hier nicht mitgetheilt werden, weil fie mit dem Grund» 
‚gefebe felbft in Feiner nothwendigen. Derbindung flehen. 


| b) Edict vom 30. October 1820, 
welches die Ankündigung der neuen Verfaſſung enthält. 


Wir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sadfen, Sie 
lich, Cleve und Berg, auch Engern: und MWeftphalen; Landgraf in Thuͤrin⸗ 
gen, Markgraf zu Meißen, ſouverainer Fuͤrſt von Coburg und Saalfeld, ge: 
fürfleten Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und Navensbere gg, Herr zu 
Ravenſtem ꝛc. ꝛc. 

Nachdem Wir im Jahre 1815 gemmeinfchafich mit allen teutichen 

Sürften den freiwilligen Entſchluß gefaßt, Unſerm Staate: eine fhindifche 
Verfaffung zu geben; fo haben Wir unterm 16. März 1816 Unfern ge: 
treuen Unterthanen nicht nur die Zuficherung einer folchen Verfaſſ ung er— 
meuert, ſondern auch die Umriſſe derſelben mitgetheilt. 
In den vorhergangenen ſtuͤrmiſchen Zeiten hätte dieſem wichtigen Ge⸗ 
genſtande nicht die ihm gebuͤhrende Aufmerkſamkeit gewidmet werden koͤnnen, 
ob Mir gleich. mit Zufriedenheit daran erinnern dürfen, daß ſelbſt damalg 
von. Uns und Unfern: Unterthanen Alles geleiſtet wurde, was unter den ob⸗ 
waltenden Umſtaͤnden fir des Landes Wohlfahrt geſchehen konnte 

Nach Wiederherſtellung und Befeſtigung des Friedens mußte der innere 

Zuftand der teutſchen Staaten, und die Negulirung der den landſtaͤndiſchen 
Berfäffungen zumGrunde liegenden Behälniffe, ein Hauptobject der Sorg⸗ 
I dei teutfcheh‘ Meigenten werden, 

Der 13. Artikel der Bundesacte hat im Augemeinen ausgeſprochen, 
vaß in allen teutſchen Staaten ſtaͤndiſche Verfaſſungen beſtehen wuͤrden. 
Eine genauere Beſtimmung dieſes Artikels nach moͤglichſt yleichförmigen 
Grundfaͤtzen, inſoferne ſolche mit den fruͤhern Verhaͤltniſſen und der dermali— 
gen Lage der einzelnen Staaten vereinbar waren, ſchien Uns ein weſentliches 
Beduͤrfniß zu ſeyn, und Wir hatten daher in Unſerer Verordnung vom 

Jahre 1816 ausdruͤcklich bemerkt, daß eine ſolche naͤhere Beſtimmung eu: 
wartet werden muͤſſe, damit ſie in den einzelnen Staaten zur Richtſchnur 
dienen koͤnne. 

Dieſer wichtige Gegenſtand iſt endlich, fo weit als es mit gleichmaͤßi— 
ger Ruͤckficht auf das allgemeine Wohl Teutſchlands und auf die Unabhaͤn— 
gigleit der einzehten Staaten gefchehen Fonnte, in den Gonferenzen zu Karls: 
bad und Wien er worden, 
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Die Schlufacte der legten beitimmt im 57ften und: folgenden Artikeln 
die Grundfäge, nach welchen die ftändifchen Verfaſſungen in Teutſchland ge⸗ 
bildet ſeyn ſollen, und ſpricht den wahren Sinn und Charakter dieſer Ver⸗ 
faſſungen aus. F | a 

Mir tragen nunmehr auch Eein weiteres Bedenken, zur wirklichen Aus— 
führung der fländifhen Verfaffung in Unſerm Staate zu ſchreiten. u 

Mir haben die zu dem Ende nöthigen Worarbeiten beforgen, den von 
Unferer Landesregierung verfertigten Entwurf fowohl Unfern Zandescollegien 
"als einigen der vormaligen Stände zur Begutachtung mittheilen, und bie 
gefammten Refultate diefer Arbeiten Uns zur endlichen Entſcheidung vorlegen 
laſſen. ie, 
n Es war Unfere alleinige Abficht, Unfern getreuen Unterthanen eine ſtaͤn⸗ 
difche Verfaffung zu ertheilen, welche, ohne der Ausübung Unſrer unverleg 
‚baren Iandesherrlichen Rechte Eintrag zu thun, den Zeitverhäftniffen und der 
wahren Wohlfahrt Unferer Lande angemeffen fey, und Wir glauben, diefe 
Abſicht erreicht zu haben. — ——— 
Nur in wenigen Puncten find bie in ber Verordnung vom Jahre 
1816 aufgeſtellten Grundlagen abgeändert worden. Unſer ganzes Beſtreben 
aber war dahin. gerichtet, mit beftändiger Nüdfiht auf die in der Schluß— 
arte der Miener Konferenzen aufgejtellten Beftimmungen, den Ständen ih: 
ven vechtmäßigen Antheil an der allgemeinen Geſetzgebung und an der Steuer 
verwilligung, fo wie die Befugniß, den Wuͤnſchen oder Beſchwerden des 
"Landes zum Organ zu dienen, auf alle Weife zu fichern. 

Die in Unfern Landen einzuführende Verfaſſung begreift, außer dem 
"Grundgefeg ſelbſt, noch drei fpecielle Verordnungen, movon bie eine die Wahl: 
ordnung, die andere die Landtagsorönung, die dritte das Verhaͤltniß der 


Staatsdienge zum Gegenftande' hat. _.. — — 
Indem̃. tr jegt vorerft die Wahl: und. Landtagsordnung hinausgehen, 
gedenken Wir, den nach benfelben verfammelten Ständen das Grundgefrs 
und die Verordnung, über das Vetihaͤltniß der Staatsdiener unverweilt vor 
legen zu laſſen. Wir werden angemeffene. Vorſtellungen über etwgige erhe 
liche und gegründete Anftände dabei, die Uns auf dem vorgefchriebenen Wege 
in den erſten Tagen der fändifchen Berfammlung vorzulegen find, willig an— 
nehmen, ‚und. nach Befinden bevüdfichtigen. Wir hoffen und twinfchen, daß 
Unfere getreuen Unterthanen darin einen neuen. Beweis Unferer Liebe gegen 
fie und. Unſers ſteten Bemühens, an ihrem Glüd ‚und \hrer,, Zufriedenheit 
zu arbeiten, nicht verfennen, fonden mit Dank und Vertrauen erwiedern 
werden. Bei gegenfeitigen vedlichen Abfichten wird die göttliche Vorſehüng 
gewiß auch Uns, Unferm berzogl. Haufe und Unfern ſaͤmmtlichen geliebten 
Unterthanen ihren Segen angedeihen. faffen. A 
. ‚Um übrigens das Grundgeſetz zur erwuͤnſchten Vollziehung zu bringen, 
und in Bemäßheit deſſelben, gedenken Wir den erſten Landtag am erften 
März künftigen Jahres eintreten zu Iaffen, Unfere getreuen Stände um Uns 
zu verfammeln, und. mit ihnen gemeinſchaftlich die für das Beſte des, Lan 
des erforderlichen Maaßregeln in ernſte und gründliche Berathung zu nehmen. 
ECoburg zur Ehrenburg, den 30. Dctober 1820. DORIS 
| LS) Erat, 8 0. 
F von Gruner. 
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—— e) Ediet vom 30. October 1820, 
sn welches-die Wahlform der Stände hefionnt; 


} Mir Ernſt, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachen, Juͤlich, Cleve 
und Berg, auch Engern und Weſtphalen, Landgraf in Thüringen, Mark 
graf zu Meißen, fonverainer Fürft von Coburg und Saalfeld, gufürfteter 
Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und Navensberg, Herr zu Raven: 
ſtein ꝛc. ꝛc. haben, um die Art und Weiſe zu beftimmen, wie bei der Wahl 
Unferer getreuen S tände zu verfahren ift, Folgendes zu verordnen Uns 
‚bewogen gefehen: 
$. 1. Zur Theifnahme an der Staͤndewahl find im Allgemeinen nur 
diejenigen Landesangehörigen männlichen Gefchlehts und chriſtlicher Religion 
berechtigt, welche das 2öfte Lebensjahre erreicht haben, und im vollen Genuffe 
des Staatsbuͤrgerrechts ſich befinden, auch die Anfälligkeit im Lande entweder 
durch den Beſitz beſteuerter Objecte, oder durch die Ausübung beſteuerter Ge: 
werbe, oder duch ein Öffentliches Amt erlangt haben, und welche niemals 
wegen eines Verbrechens, wenigſtens nicht ohne nachher erfolgte gaͤnzliche 
Losſprechung ‚ in Unterſuchung, oder wegen Schulden, wenigſtens nicht ohne 
voͤllige Befriedigung ihrer "Gläubiger, in Concurs befangen waren, 

$. 2. An der Wahl der von den fämmtlichen Rittergutsbefigern 

im Lande zu wählenden fechs Aoͤgeordneten und eben ſo vielen Stell— 

vertretern zur Staͤndeverſammlung ſoll jeder Beſitzer eines im Lande 
gelegenen Ritterguts, dem keines der "allgemeinen Erforderniſſe abgeht, ohne 

Ruͤckſicht auf Stand, Dienftverhältniffe und Wohnort Theil nehmen, und 

. Mehrere Befiger eines Ritterguts haben einen von ihnen zur Stimmfüh- 
rung zu bevdllwaͤchtigen, welcher zum Abgeordneten oder Stellvertreter allein 
‚wählbar iſt. Eheweiber, welhe ein Rittergut befigen, Eönnen diefe Theil: 
nahme nur dann von ihrem Ehemann ausüben laſſen, wenn aus der Ehe 
"Kinder vorhanden fi ind, und dem Ehemann. verbleibt diefe Theilnahme aud) 
nach dem Tode der. Befigerin fo lange, als demfelben vermöge der väterlichen 
Gewalt ber Nießbrauch des von der Ehefrau den Kindern hirtterlaffeiten Gu- 
tes zukonuit. | 

3,” In den Städten, von welchen jede ber beiden Reſi denzen Co⸗ 
burg und Saalfeld einen Abgeordneten nebft Stelivertreter von der Stadt: 
obrigkeit, und einen aus der Buͤrgerſchaft, dann die Stadt Poͤßneck einen 
aus der Buͤrgerſoe aft, die übrigen Städte aber in Vereinigung ‚mit den Dorf 
ſchaͤften uſamm n ſechs Abgeordnete und eben fo viele Stellvertreter fo zu 

‚wählen haben‘, daß auf jedes Amt, mit Inbegriff der einbezirkten Staͤdte, 
ehrt ‚Abgeordneter und Stellvertreter Eommt, wird in der Regel zur Wahlbe: 
rechtigung, aufer den allgemeinen Bedingniffen (8. 1:), das erlangte Buͤr⸗ 
gerrecht, verbunden mit weſentlicher Wohnung, erfordert. 

$., 4. In den Dörfern ift auf gleiche Weife zur Theitnahme an, den 
Wahlen‘ das Nachbarrecht und der Beſitz eines Hauſes noͤthig. 
"E5H. Bei der Theilnahme an der Staͤndewahl gilt durchgängig bie 


= Regel, daß die Mähler die Abzuordnenden aus ihrer Mitte wählen, und daß 


ein’ Mäpler bei der Wahl der Mitglieder einer fänbifchen ' Berfammlüng 
nur einmal feine Stimme geben, und hierin niemals in doppelter "oder mehr: 
facher Eigenfchaft handeln kann. 

$. 6. Die allgemeiarn Pal eines Mitglieds der Staͤndever⸗ 
ſammlung find: 

1) Bekenntniß zur chriſtlichen Reigion ohne Unterſchied der Confeſſion, 

I das Staatsbuͤrgerrecht, 
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8). -breißigjähriged - Alter, — 
4) unbeſcholtenheit des Rufs, indem kein Mitglied der ſtaͤndiſchen Vers 
- fammlung wegen eines geſetzlich mit Criminalſtrafe bedrohten Der: 
gehens ohne bedingt erfolgte Freifprehung in Unterfuhung gekommen, 
ober auch ohne vollftändige Befriedigung feiner Gläubiger in Concurs 
befangen geweſen ſeyn darf. | 
Endlich | | 
5) kann ein Mitglied der Stände weder unter väterlicher Gewalt, noch 
untere Vormundfhaft, noch unter Privatdienftherrfchaft flehen. 
87. Naͤchſtdem follen die von bet Klaffe der KRittergutsbefiger zu 
waͤhlenden Stände Befiger eines Nitterguts im eigenen Namen ſeyn, und 
von mehrern Befigern eines Ritterguts iſt nur derjenige wählbar, der bie 
den fämmtlichen Befigern diefes Gutes zukommende MWahlberechtigung übt. 
$. 8. Die Abzuordnenden von den Städten und Dorfsgemeinden follen 
entweder den Beſitz eines im xamve befegenen fehuldenfreien Vermögens von 
5000 fl rheinl., oder ein un«“hängiges veines Einfomm,n von jaͤhrlich 400 fl. 
rheinl. nachiveifen, oder eidlich verſichern Eönnen. 
89. Bei den Abgeordneten aus den Städten und Dörfern iſt, außer 
obigen Bedingungen, noch toefentlih Wohnung im Lande erforderlich, bei 
den aus den Rittergutsbefigern aber wird dieſe nur von vier derfelben ver: 
fangt. Perfonen, welche in wirklichen Dienften eined andern Staates fichen, 
koͤnnen, ‚ohne ‚befondere Bewilligung des Zandesheren, nicht zur Wahl ges 
langen. | = 
s $. 10. Die Wahl der Ständemitglieder und eines Stellvertreter für 
jedes derfelben, gefchieht jedesmal vor Eröffnung eines neuen ordentlichen ober 
außerorbentfichen Landtags auf vorgängige Anordnung des Landesheren. Fur 
die ‚Nittergutöbefiger und die Abgeordneten von den Städten Cobenrg, Saal 
feld und. Pöhne wird der Wahltag unmittelbar von ber Sandesregierung 
vier Wochen vorher im Megierungsblatt bekannt gemacht, und ber zur Lei— 
tung des MWahlgefchäfts beftimmte Commiffarius (6$. 12.) benannt. Fuͤr 
die übrigen Stände erfolgt dieſe Bekanntmachung ebenfalls vier Wochen vor: 
her ducch öffentliche Anfchläge an jedem Drte von den das Wahlgeſchaͤft Ieis 
tenden Behörden ($. 12.). Die ohne folhe Bekanntmachung eigenmächtiger 
Meife vorgerrommenen Wahlen find ungültig und flrafbar. Die Wahlen 
werden übrigens da, wo fie am einem Tage nicht beendige werden Eönnen, 
jedesmal an den nächftfolgenden fortgefegt, und fo ohrte Unterbrechung vollendet, 
811. In der Regel. werden die MWahlverfammlungen von den Rit— 
tergutöbefigern in dem Negierungsgebäude zu Coburg, für die Abgeordneten 
aus den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck auf den daſigen Rathhäus 
fern, und für die von dem Übrigen und den Dorfsgemeinden zu wählenden 
Stände in den Localen der treffenden Jufkizämter gehalten. Die den. Wahls 
act leitenden Behörden können jedoch, nach Befinden, auch ein anderes fchid- 
liches Locale dazu wählen, und haben’ den beflimmten Ort bei der Bekannt: 
mahung des MWahltags jedesmal anzugeben. Da 
$. 12. Zur Leitung des MWahlgefchäfts wird fowohl für die Ritterguts⸗ 
befiger, als für die. Stadtobrigkeiten und die Städte Coburg, Saalfeld und 
Poͤßneck ein befonderer Negierungscommiffaie ernannt, und die Mahlen der 
übrigen. Stände follen unter Auffiht und Leitung der erften Juſtizbeamten 
in ihren Amtsbezirken gefchehen. Die feitenden Behörden erhalten übrigens 
für .diefe Arbeit keine Gebühren, fondern nur ihre gehabten Auslagen aus 
der Landeskaſſe erfeßt. | | 


$. 13. Vor jeder Wahlhandlung Haben die leitenden Behörden ſich 
| — 31 
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volftändige Verzeichniſſe der Wahlberechtigten ihres Bezirks zu verfchaffen, 
und diejenigen, welche bei dem Wahlact ohne die dazu erforderlichen Eigen— 
ſchaften erfcheinen, von der Theilnahme daran auszufchließen. Etwaige Bes 
ſchwerden über eine ſolche Ausſchließung und deshalbige Anträge auf Ehren: 
erflärung und Genugthuung Eönnen bei dem Suflizcollegium zur vechtlichen 
Derhandlung und Entfcheidung angebracht werden; doch kann dadurch ber 
Wahlact felbft keine Störung erleiden. . u 
814 Bei der MWahlverfammlung muß wenigſtens ein Drittheil der 
flimmberechtigten Einwohner des Wahlbezirks anweſend ſeyn; außerdem wird 
eine anderweite Berfammlung auf einen nahen Tag anberaumt, wo’ dann 
bie Mahl der Abgeordneten und ihrer Stellvertreter in jedem Kalle vor 
fich geht. | F WER 
8. 15. Die Wahlberechtigten koͤnnen bei der Abftimmung nur in eige⸗ 
ter Perfon, nicht duch Bevollmächtigte handeln, und nicht fich felbft ihre 
Stimme geben. | BER — SE 

8. 16. Dem Rittergutsbefigern iſt nachgelaffen, ihre Abftimmung in 
- eigenhändig gefchriebenen und mit ihren vollen Namen unterzeichneten Wahl: 
zetteln abzugeben. Die Antvefenden ſtimmen in der Ordnung ab, tie fie 
fi) zum Wahltage angemeldet haben, und die Abweſenden haben ihre Abs 
fimmung bis zum Wahltage einzufenden. . Die Eröffnung der Wahlzettel 
gefchieht in Gegenwart der erfchienenen, und die drei zunaͤchſt wohnenden 
Nittergutsbefiger werben ausdrüdlich dazu’ eingeladen. Jeder Rittergutsbefiger 
hat übrigens feine Abflimmung auf ſechs Abgeordnete und eben fo viele 
Stellvertreter zu richten. — | —— 
5. 17. Die Wahlberechtigten der uͤbrigen Stände haben. ihre Abſtim⸗ 
mung dem zur Leitung des Wahlgeſchaͤfts Beauftragten muͤndlich und ein⸗ 
zeln zu eröffnen, und dabei das im folgenden 8. bemerkte Handgeloͤbniß zu 
leiften. Sie werden in den Städten viertelötveife und vom Lande nach Dorf 


Thaften vorgenommen. 

9.18. Jeder Wahlberechtigte betheuert vorher durch Handgeloͤbniß, daß 
er nach, eigener Ueberzeugung für das Beſte des Landes feine Stimme abges 
ben werde, und daß er hierzu weder Anleitung, noch fonft etwas erhalten 
habe, oder annehmen werde, Sollten dennoch Empfehlungen oder Werbuns 
gen vorkommen; fo wird die daduicch bewirkte Wahl ungültig, eine anders 
tieite nöthig, und bie Schuldigen verlieren, mit Vorbehalt anderer gefeglicher 
Strafe, ihe Mahlescht, | | | 
819 Bei der Mahl felbft entfcheidet die abfolute Stimmenmehrheit, 
und wenn der dadurch Erkohrne die Stelle entweder nicht annehmen, oder 
doch derſelben eine Zeit Tang nicht vorftehen Eönnte; fo tritt jedesmal derjes 
füge als Stellvertreter an feiner Statt ein, der nad) ihm die meiften Stims 
men hatte. Sollten alle Stimmen auf eine Perfon gefallen feyn; fo wird 
der Stellvertreter befonders gewählt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das 
2008, | | | . 

‚ $. 20. Abtehnen kann ein Gemählter die Stelle eines Abgeordneten 
nur, wenn er ÖStantsdiener iſt, oder wegen ärztlich befcheinigter Krankheit, 
oder megen häuslicher Unentbehrlichkeit, die feine obrigkeitliche Behörde zu 
beglaubigen hat. EN j | 

$. 21. Ueber die Wahlhandlungen werden von den Commiffarien ente 
weder felbft, oder durch beizuziehende verpflichtete Serretarien, und bei den 
Juſtizaͤmtern durch den zweiten Beamten, oder einen verpflichteten Actuar, 
ausführliche Protocolfe, mit genauer Bemerkung jedeg Stimmenden und feis 
nee Abſtimmung, aufgenommen, von den Commiffarien und erften Beamten 


w 


"s* 


[4 


Edict vom 30. Oct. 1829. - 803 


unterfchrleben, und nebſt den Arten, mit einem die Namen ber Gewaͤhlten 
und deren Stellvertreter enthaltenden Bericht, am die Landesregierung einge 
endet, 
' $. 22: . Die Landesregierung prüft dann ohne Beitberluft bie. ſaͤmmtli⸗ 
* Wahlen, und ſendet die Acten mit ihren gutachtlichen Anträgen bericht» 
lich an das ‚Landesminifterium ein. 
$. 23. Die hierauf eingehenden Refolutionen werden ſowohl den leis 
tenden Behörden, als den genehmigten Gewählten und ihren Stellvertreter 
‚bekannt gemacht, und wegen der etwa erforderlichen neuen Wahlen wird das 
Noͤthige angeordnet. 
$. 24. Abweiſende Reſolutionen werben jedesmal mit Gründen ver— 
ſehen; dem Nichtgenehmigten ift es aber noch verftattet, fih an die Stäns 
deverfammlung um Snterceffion bei.dem Landesheren zu wenden. Beim Zu 
ruͤckweiſen eines Gemählten tritt der Stellvertreter, für diefen aber derjenige 
ein, dev nach ihm: die meiften Stimmen hat; und wenn ein folder nicht 
vorhanden iſt, erfolgt eine neue Wahl. 
— * Ehrenburg, den 30. October 1820. 
(L. 8.) en *X 
v. Gruner. — 


d) Edict vom 30. October 1820, 
welches die Gefehäftsordnung der Stände — * 


Wir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachfen, Juͤlich, Gieve 
und Berg, auch Engern und MWeftphalen, Landgraf in. Thüringen, Marks 
graf zu Meißen,  fouverainer Fürft von Coburg und Saalfeld, gefürftetet 
Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und.Ravensbeig, Herr zu Raven 
flein ‚ac. ıc. haben,. um die Ordnung feſtzuſetzen, in welcher Unſere getreuen 
Stände: die. ihnen » obliegenden Gefchäfte zu. beforgen haben, Folgendes anzu: 
ordnen beſchloſſen: 

§. 1. Zur Behandlung der den Ständen — Geſchaͤfte ſind 

die Landtage beſtimmt. Auf dieſen find alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten in 
der Regel von..der Geſammtheit der Staͤnde zu behandeln. Diejenigen, wel— 
che fuͤr beſondere Commiſſionen oder den Landſchaftadirector allein gehoͤren, 
find ühten angegeben. -- ' 
35, 19. 2.. Nach). Beendigung der Wahlen erfolgt die Bufamntenberufung 
"dee «Stände von dem Megenten durch ‚ein Nefeript an. die Landesregierung, 
mit Beftimmung des Orts und der. Zeit. Hierauf wird eine allgemeine Bes 
kanntmachung im MRegierungsblatt, und. an jedes Standevmitglied ein beſon⸗ 
deres Einberufungsſchreiben erlaſſen. 

F. 3. Die Abgeordneten haben ihre Anweſenheit einer ernannten 
——— Commiſſion zu melden, oder bei derſelben ihr Nichterſcheinen 
ſchriftlich und zeitig zu entſchuldigen, um deren Stellvertreter noch einberufen 
zu fünnen, "Wenn nicht wenigſtens zwei: Drittheile der Abgeordneten anwe— 
fend - find, Tann weder der Landtag..eröffnet, noch fonft sine vorbereitende ſtaͤn⸗ 
difche Verhandlung mit Guͤltigkeit vorgenommen werden. 

8 # Die landesherrlihe Commiſſion verfammelt dann zuvoͤrderſt an 
einem dazu. beſtimmten Tage die Abgeordneten, um bie Mahl eines „Lande 
ſchaftsdirectors und eines Secretqirs ſo wie eines . Stellvertreterd für den 
Landfchaftsdirectoe und den Secretair, von der Ständeverfammlung. bewirken 
zu lofien. Die Wahl ſelbſt belchieht. durch geheimes Stimmgeben an die 
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See — der Ordnung bes natürlichen Alters der einzelnen Abge⸗ 
ordneten. 

$. 5. Zu dieſen Stellen iſt jedes Mitglied der ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung, welches ſeine weſentliche Wohnung im Lande hat, waͤhlbar. Um die 
zu dieſen Wahlen noͤthige unbedingte Stimmenmehrheit zu erlangen, kann 
zweimal abgeſtimmt werden; bei wieder vorfommender Stimmengleichheit ent 
fcheidet das Loos. 

:$. 6. Die geſchehenen Wahlen werden dem Landesherrn von der Com⸗ 
miſſion zur Beſtaͤtigung vorgetragen, Erfolgt dieſe nicht durchgängig; fo 
wird wegen der Nichtgenehmigten zu einer andermeiten Wahl geſchritten, bie 
ebenfalls vorzutragen if. 


Nach eingegangener Iandesherrlichen Beflätigung gefchieht die - 


Eröffnung der fländifchen Verſammlung, nachdem vorher der Landſchaftsdi— 
vector, der. Secretair und ‚die Stellvertreter derfelben von ber Commiſſion vers 
- pflichtet worden. find... In der Ständeverfammlung figt ber: Landfchaftsdirector 
‘oben an, und neben ihm zur linken. Seite der Secretair und die Stellver⸗ 
treter von beiden, die übrigen Stände aber nach der Ordnung; ihres natürlie 
hen Alters, Die Mitglieder ‚des Landesminifteriums ‚haben bei der Stän- 
deverfammlung- freien Zutritt, außer bei Abftimmungen. 

$. 8. Der Landfchaftsdirector hat zur Leitung der Gefchäfte die Rechte 
und Obliegenheiten eines Gollegialpräfidenten. Er empfängt bie Eingänge, 
beftimmt, eröffnet, und fhließt die Sigungen, leitet die ‚Berathungen, vers 
hütet alle Abſchweifungen, und ſtellt die Gegenſtaͤnde des Abſtimmens in 
einzelnen, zur unbedingten Bejahung und Verneinung geeigneten Fragen auf; 


er, handhabt; die Ordnung fo. wie die. Gefege des Anſtands, duldet Eeine Per— 


fünlichkeiten : oder- befeidigende. Aeußerungen,, und kann, Falls ein: Mitglied 
feine Verweifung: zur Ordnung unbefolgt läßt, die Sigung alsbald: ſchließen, 
und die ‚Öefammtheit . der. Stände darf ‚dann in ber -nächften Sigung Miß: 
billigung, und. im Wiederhohlungsfalle zeitige oder gänzliche Ausſchließung aus 
der Staͤndeverſammlung erkennen. Der Landſchaftsdirector erhaͤlt ferner die 
ſchriftlichen Anzeigen von dem Grund der Abweſenheit der im Orte ſich be⸗ 
findenden Mitglieder, ertheilt den Anweſenden einen Urlaub: bis zu vier Tas 
gen, und bringb.die Geſuche um einen laͤngern oder um: gaͤnzlichen Abgang 
bei der Staͤndeverſammlung zum — von een ei auch hoͤchſten 
Orts Anzeige: zuv machen iſt. 

$. 9. Der Secretair führt die‘ Protocolle in den "allgemeinen Sitzum 
gen, entwirft die ſchriftlichen Ausfertigungen und Beſchluͤſſe, und ſorgt für 
Ordnung der Canzlei, fo wie für Aufbewahrung und Ordnung der Acten.n 

$. 10. Zu Anfang der Sigung.. wird das Protocoll der vorhergehen⸗ 
ben, um: es mis ‚Einverftandniß der: Ständeverfammlung zu 'faffen, durch 
ben Secretair vorgelefen, und von dem Präfidenten und dem: Sectetair un⸗ 
terfchrieben. Nach Bekanntmachung des Inhalts der ee feR der letz⸗ 
ten: Sitzung wird zur Tagesordnung gefchritten, 


$. 14. Zuerſt ſind nämlich die von/ dem Banbeaheiin tm Ständen 


vorgelegten Anträge, und zwar in der. Orbnung, wie fie 'gefaffet und einge⸗ 
gangen ſind, in Berathung zu. ziehen. Die. Mittheilung diefer Anträge ges 
- fchieht fehriftlihh, entweder duch das. Landesminifterium, oder eine befondere 
-Commiffion: Baur: Beförderung des. Ganges :der Gefchäfte koͤnnen wichtige 
Angelegenheiten duch Mitglieder. des Landesminiſteriums oder beſondere Com⸗ 
miſſionen in..berı S man och beſonders muͤndlich eroͤrtett und 
erlaͤutert werden. 


. 12. Wenn die vorhandenen — Anträge durch Beſchluſſe | 
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erledigt find; dann werben diejenigen Gegenflände in der don bem Landſchafts⸗ 
director zu beftimmenden Ordnung vorgenommen, welche von den Mitglier 
dern der Ständeverfammlung in Antrag gebracht worden find. Es fteht nam» 
lich jedem Mitgliede, wie dem Landſchaftsdirector frei, über irgend. einen 
wichtigen Gegenftand, der nicht in dem Landesherrlichen Anträgen enthalten 
ift, Vorteng zu thun, nachdem es feine Abjiht dem Landfchaftsdirector anz 
gezeigt und diefer einen Tag dazu beflimmt hat. Schriftliche oder mündliche 
Anträge von andern, als Mitgliedern der Stände, find unzuläffig. Auch 
find fchriftliche Verhandlungen der Stände mit andern Behörden oder Pers 
fonen, aufer dem Landesminifterium, nicht geflattet. 
813. Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann die Verfammlung 
einige aus ihrer Mitte duch die Wahl, nad) relativer Mehrheit der Stim= 
men, ernennen. Bei den Verhandlungen einer ſolchen Commiſſion führt 
ein Mitglied das Protocol, die Beſchluͤſſe werden nad) abfoluter Stimmen 
mehrheit gefaßt, und duch ein von der Commilfion ſelbſt gewähltes Mitglied 
derfelben entweder mündlich oder fhriftlich in ber ftändifhen Verſammlung 
zum Vortrage gebracht. Bei der Berathung darüber hat jedes Mitglied der 
Commifften feine Stimme fo gut, wie die übrigen Stände. 

814. Nur diejenigen, welche einen Antrag mahen, oder den Be: 
ſchluß einer Commiſſion vorzutragen haben, find zur Vorlefung ſchriftlicher 
Auffaͤtze berechtigt; den uͤbrigen Mitgliedern iſt es zwar freigeſtellt, ihre Mei— 
nungen über die vorgekommenen Berathungspuncte ausführlich zu äußern, 
sie haben ſich aber auf mündliche Vorträge zu beſchraͤnken. 

$. 15. Findet der Landſchaftsdirector die in Berathung gekommenen 
Gegenftände zur Faſſung der nöthigen Beſchluͤſſe genugfam vorbereitet; fo 
hat er die fändifchen Verhandlungen darüber für gefchloffen zu erklären, und 
einen Tag zur Abſtimmung feftzufegen. Die Abftimmung erfolgt dann ohne 
weitere Eroͤrterung. Jedes Mitglied ſtimmt auf die vorgelegten Fragen des 
Landſchaftsdirectots ($.'8.), aufgerufen vom Jüngften an nad der Reihe 
der Sige, zulegt der Secretair und der Landfehaftsdivector, duch Ja oder 
Nein. Der Secretair bemerkt das Refultat der Abftimmung der Zahl nad), 
und der Pandfchaftsdirector fpricht am Ende den Beſchluß der Stande aus. . 

$. 16. Zur Gültigkeit eines folchen Beſchluſſes ift die abfolute Mehr: 
heit der Stimmen, bei Anmefenheit von menigftens zwei Deittheilen der 
ftändifchen Gefammtheit, nöthig, und zu Abanderungen der ftändifchen Ber: 
faffung mird die Gleichftimmung von drei Biertheilen derfelben erfordert. 
Tritt ſtatt der abſoluten Stimmenmehrheit im erſtern Fall eine Gleichheit 
der Stimmen ein, und bleibt diefelbe auch nach nochmaliger Abſtimmung; 
fo entfcheidet der Antrag der Regierung, bei andern Gegenftänden bie Mei 
nung für die beftehende Eintihtung, und bei Befchwerden gegen Einzelne 
die ihnen günftigere Anficht. Gegen einen auf die vorgedachte Weife gefaß- 
ten Beſchluß findet durchaus Eeine weitere Einwendung Statt. 

$. 17. Die Befchlüffe der Ständeverfammfung werden mit der gehoͤ— 
rigen Deutlichkeit und Beftimmtheit abgefaßt, unter der Auffhrift: Erklaͤ⸗ 
rungsfchrift der getreuen Stände. des Herzogthums Coburg: Saalfeld, vom 
Landfchaftsdirector und Secretair unterfehrieben, dem Landesminifterium Übers 
geben, und von diefem werden die Reſolutionen des Regenten den Ständen 
ebenfalls fchriftlich exröffne. 

.18. Muͤndliche Erklärungen der Stände über vorgefommene Bes 
rathungspuncte finden eben fo wenig, als mündliche Antraͤge bei dem Re— 
genten Statt; auch iſt zu Deputationen ber. Stände an den Landesherrn 
jedesmal eine vorher dazu" eingehohlte Erlaubniß nöthig. 
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G. 19, Bi. einem blos bertagten Landtage geſchieht die Wiederzuſam⸗ 
—— der Staͤnde durch den Landſchaftsdirector auf den Grund eines 
landeshertlichen Reſcripts, und die Geſchaͤfte werden dann in derſelben Ord⸗ 
nung, wie fonft, auf den Landtagen behandelt. 

§. 20. Die nicht am Orte der Staͤndeverſammlung wohnenden Mit: 
glieder derſelben erhalten, auf Begehren, aus der Landeskaſſe ſowohl Verguͤtung 
der Reiſekoſten, als auch eine für alle ganz gleichmäßige tägliche Ausloͤſung 
für die Zeit ihres Aufenthalts, deren Beſtimmung demnächft erfolgen - wird. 

Coburg zur Ehrenburg, den 30. October 1820. 

(LS) Ern ſt, H. v. S. 
x , | I vd, Gruner, 





e) Berfaffungsurkunde vom 8, Auguft 1821. 


Mir Ernft von Gottes Gnaden Herzog zu Sahfen, Juͤlich, 
Cleve und Berg, auch Engern und Weſtphalen, Landgraf in Thüringen, 
Markgraf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Fuͤrſt zu Lichtenberg, 
Graf zu der Mark und Navensberg, Here zu Ravenſtein ıc. ıc. 

Nachdem Mir die Wuͤnſche Unferer getreien Stände über die landfläns 
difche Verfaffung vernommen und in möglichfter Beruͤckſichtigung derſelben 
Unfere Entſchließung gefaßt haben; fo fehen Wir uns nunmehr bewogen, diefe 
- landftändifche Verfaffung, verbunden mit den übrigen dahin gehörigen gefegs 

lichen Beſtimmungen, in eine Urkunde zufammen zu fallen, und verordnen 

“daher Folgendes, als: 

„bie Verfaſſung des Herzogthums Coburg Saaifeld. 

I Erſter Titel. 
Bon dem Herzogthum und dbeffen Regierung im Allgemeinen. 

8.1. Das Herzogthum Coburg: Saalfeld, mit Einſchluß des Amtes 

Themur, bildet einen teutſchen Bundesſtaat. 
8.2. Die Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche die —— 
maͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staates 
buͤrger im Allgemeinen betreffen, find ein Theil des Staatsrechts des Her— 
zogthums, und haben -in demfelben, wenn ſie vom Landesherrn verkuͤndet 
worden find, verbindliche Kraft. 

283 Der Herzog ift, als Landesherr, das Oberhaupt des Staats, 
vereinigt in fi ich alle Rechte der Staatögewalt, und uͤbt fie in den von ihm 
gegebenen, in dieſer Verfaſſungsurkunde feftgefesten, Veſtlinmungen aus, 
Dir Pirfon des Landesheren ift heilig und unverletzlich. 

J. 4. Die herzogl. Würde iſt erblich im der directen leiblichen und ge⸗ 
fegmäßigen Nadkommenfhaft des Herzogs nah dem Erfigeburtsrecht in 
männlicher Linie, fo wie ſich überhaupt die Erbfolge in dem hetzogl. Haufe 
nad) det Für daſſelbe beftehenden Primogeniturconftitution und nach den Ver— 
traͤgen in den ſchen Haͤuſern richtet. 

Zweiter Litel.. 


be ben. allgemeinen Rechten und‘ Pflichten der 
Staatsbürger. 
5$5.. Dee Genuß aller bürgerlichen Rechte ſteht nur Inlaͤndern zu. 
86.1. Das Recht eines. Inländers (Indigenat) wird erworben: 
a) duch die Geburt für denjenigen, deſſen Vater oder Mutter zur Zeit 
ſeiner Geburt Inlaͤnder waren ; 
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) durch Verheirathung giner Ausländerin mit einem Inländer; 
c) durch. Verleihung eines Staatsamtes, oder Erwerbung von Grundei— 
genthum, verbunden mit wefentlicher Wohnung im Landez 
d) duch befondere Aufnahme, melche entweder ausdruͤcklich, oder auch durch 
zehnjährige Duldung gefchieht. j 
. $.7.. Staatsbürger find diejenigen volljaͤhrigen Inlaͤnder männlichen 
Gefchlechts, welche den Huldigungseid geſchworen haben. — 
8, Gede rechtskräftige Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe zieht 
den Derluft des Staatsbürgerrehts nah fih. Außerdem wird es verloren 
buch) Auswanderung. 
9. Die- Ausübung des Staatsbürgerrehts wird gehindert: 
a) duch DVerfegung in den peinlichen Anklageftand, oder Verhängung der 
‚Specialinquifition ; 


u b) duch das Entſtehen eines gerichtlichen Concutsverfahrens uͤber das 


Vermoͤgen bis zur Befriedigung der Glaͤubiger; 
. c) waͤhrend der Dauer einer Curatel; 
d) für diejenigen, ‚welche für die Bedienung der Perfon oder der Haus: 

- haltung von Andern Koft und Wohnung erhalten. 

$. 10. Alle Einwohner des Herzogthums Koburg: Saalfeld find vor 
dem Gefese gleich. 

$. 11. Die. Geburt gewährt, bei fonft gleichen Eigenfchaften, Eeinen 
Vorzug zur Erlangung irgend eined Staatsamtes. 

$. 12. Die Verfchiedenheit der in dem Herzogthum anerkannten chrifte 
lichen Confeſſionen hat keine Verſchiedenheit in den. politifchen und bürgerfis 
chen Rechten zur Folge, 

$. 13. Den anerkannten chriftlihen Confeſſionen ift die gefegmäßige 
freie und öffentliche Ausübung ihres Religionscultus geſtattet. 

$. 14. Jedem Einwohner des Herzogthums Goburg wird der Genuß 
vollkommener Gewiffensfreiheit zugefichertz der Vorwand der Geiwiffensfreiheit 
darf jedoch nie ein Mittel werden, um fich irgend einer nach den Geſetzen 
obliegenden Verbindlichkeit. zu entziehen. 

$. 15. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift Feiner andern 


Belhränkung unterworfen, als welche Recht und Gefeg beſtimmen. 


$. 16. Jedem Einwohner ſteht das Recht der freien Auswanderung 
nach den Beflimmungen des Gefeges zu. 
$. 17. Alle aus dem Lehensverband herrührende, Frohnen find abloͤs— 
bar, fo wie alle Seudallaften überhaupt, nach. einem darüber des nächften er: 
folgenden allgemeinen Gefeg. 
$. 18. Das Eigenthum kann für öffentliche Zwecke nur gegen vor: 
gängige Entfhädigung nach dem Gefege in Änſpruch genommen werden, 
.$. 19. Jeder Staatsbürger, für welchen Eeine gefegliche Ausnahme 
befteht, ift verpflichtet, an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu neh— 
men. Bei dem Aufrufe zur Erfuͤllung diefer Verbindlichkeit entfcheidet. unter 
den Gleichverpflichteten das Loos, nad) den beftehenden Looſungsliſten, mit 
Geſtattung der Stellvertretung. 
620. In. außerordentlichen Nothfaͤllen ift jeder Einwohner zur Wer: 
theidigung bed Waterlandes verpflichtet, und kann für diefen Zwed zu den 
Waffen gerufen werden. —— 
8. 21. Das Materielle der Juſtizertheilung und das gerichtliche Ver— 
fahren innerhalb der Grenzen ſeiner geſehlichen Competenz, Form und Wirk— 
ſamkeit, find von dem Einfluſſe der Regierung ganz unabhängig, und es fol 
niemand feinem gefeglihen Richter entzogen werden. 
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8522. Kein Einwohner des Herzogthumsd darf anders, als im ben 
durdy das Recht und die Geſetze beftimmten Fällen und Formen verhaftet 
oder beſtraft werden. Keiner darf laͤnger als vier und zwanzig Stunden uͤber 
den Grund ſeiner Verhaftung in Ungewißheit gelaſſen, und dem ordentlichen 
Richter ſoll, wenn die Verhaftung von einer andern Behoͤrde geſchehen iſt, 
in moͤglichſt kurzer Friſt von dieſer Verhaftung die erforderliche Nachricht ge⸗ 
geben werden. 

$. 23. Die Verhältniffe der Civilſtaatsdiener werden in einem befons 
dern Gefege, welches einen Beftandtheil der Verfaffungsurkunde bildet, aus: 
fuͤhrlich beſtimmt werden. 

6. 24. Jedem ſteht die Wahl feines Berufs und Gewerbes nach ei⸗ 
gener Neigung frei. Unter Beobachtung der hinſichtlich der Vorbereitung 
zum Staatsdienſt beſtehenden Geſetze iſt es jedem uͤberlaſſen, ſich zu ſeiner 
Beſtimmung im Inlande oder Auslande auszubilden. 

Dritter Titel. 

Von den Kirchen, ben Unterrichts- und Wohlthaͤtigkeits— 

anſtalten. 

$. 25. Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den Schutz der 
politiſchen Verfaſſung. 

$. 26. Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen ohne vorgaͤngige Ein: 
ſicht und Genehmigung des Landesherrn weder verkuͤndet noch vollzogen 
werden. 

27. Die Geiſtlichen ſind in ihren buͤrgerlichen Verhaͤltniſſen und bei 
ſtrafbaren Handlungen, welche nicht bloße Dienſtvergehen ſind, der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. 

$. 28. Die Beſchwerden uͤber Mißbrauch ber Amtsbefugniſſe der 
Geiſtlichkeit koͤnnen jederzeit bei der geordneten obern Landesſtelle angebracht 
werden, 

$. 29, Das Kicchengut, da8 Vermögen der vom Staate anerkannten 
Stiftungen der Wohlthaͤtigkeits- und Unterrichtsanftalten, genießen des bes 
fondern Schutzes des Staats, und koͤnnen unter Feiner Bedingung dem 
Stuatsvermögen einverleibt werden. 

$. 30. Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der Gots 
tesverehrung, des Unterrichts und der MWohlthätigkeit werden genau nad) ben 
darüber in den Stiftungsbriefen enthaltenen Verordnungen verwaltet. Ueber 
Abaͤnderungen in der Verwaltung vder Verwendung, inſofern ſolche Abaͤnde⸗ 
rungen nach dem Sinne des Stifters zulaͤſſig ſind, ſollen die Staͤnde vorher 
jedesmal mit ihrem Gutachten gehoͤrt werden. 

Vierter Titel. 
| Bon den Gemeinden. 

$. 31. Die Angelegenheiten der Gemeinden follen * ein Geſetz 
geordnet werden, welches, als Grundlage, die eigene ſelbſtſtaͤndige Verwaltung 
des Vermoͤgens unter der Oberaufſicht des Staats ausſprechen wird. 

—F. 32, Die Grundbeſtimmungen dieſes Geſetzes werden einen Beſtand— 
theil der Verfaſſung bilden. 

$. 33. Das Vermögen ber Gemeinden kann unter keiner Votaus—⸗ 
fegung dem Staatsvermögen einverleibt werden, N 

Fünfter Titel, 
Bon den Landftänden. 

$. 34. Kür alle in dem Herzogtum Coburg-Saalfeld vereinte Landes: 
theile foll von jest an eine Gefammtheit von Landftänden beftehen, welche 
alfen Theifen des Landes aldreinem Ganzen gemeinfchaftlich iſt. 
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8. 35. Diefe Gefammtheit von Landftänden wird gebildet: “or 

AL) aus fechs Abgeordneten, welche die ſaͤmmtlichen Rittergutöbefiger im 
Lande aus ihrer Mitte wählen, in der Art, daß drei aus dem Fürs 
ftentyum Goburg, zwei aus dem Fuͤrſtenthum Saalfeld und einer aus 
dem Amte Themar auf dem Landtag erfcheinen ; 

2) aus zwei Abgeordneten der Stadtobrigkeiten zu Coburg und Saalfeld, 

.. . von welchen jede einen aus ihrer Mitte, ferner 

3) aus drei Abgeordneten der Städte Coburg, Saalfeld und Pößned, von 

. welchen jede einen aus ihren Bürgern zu mählen hat, und 
- 4) aus fehs Abgeordneten der übrigen Städte und ſaͤmmtlichen Dorföge: 

meinden, fo daß aus jedem Amt, mit Inbegriff der einbezirkten Städte, 

einer der Eingefeffenen gewählt wird. 

$. 36. Jeder Abgeordnete wird nur auf den Zeitraum vom Anfang 
einer fländifchen Verfammlung bis zur naͤchſten, mithin in der Regel auf, 
ſechs Fahre ($. 80.) gewählt, und bleibf bei gleichen Eigenfchaften von neuem 
wählbar, Findet ſich der Landesherr veranlaßt, eine fländifhe Verfammlung 
früher, oder vor dem Schluffe ihrer Gefchäfte aufzulöfen; fo erlöfchen dadurch 
die bisherigen Mahlen, und es tritt vor der Wiedereröffnung der neuen 
Ständeverfammlung, welche in diefem Fall binnen fehs Monaten gefchehen 
fol, eine neue Ständemwahl ein. 

$. 37, Jedes Ständemitglied ift als Abgeordneter nicht feines einzel: 
nen Wahlbezirks, fondern des ganzen Landes anzufehen. Es Eönnen daher 
weder einzelne berfelben, noch mehrere zufammen, etwas in Landesangelegen= 
heiten unter fich verhandeln, und fo Anträge oder Beſchwerden an den Ne: 
genten ‚bringen, fondern alles muß von der Geſammtheit der Stände bei 
deren gefesmäßigen Verſammlung ausgehen, und jedes einzelne Mitglied ders 
felben foll, bei feiner Theilnahme an den ftändifchen Verhandlungen, nach ſei— 
ner eigenen Ueberzeugung flets das Wohl des Ganzen beabfichtigen, eben fo 
wenig Inſtructionen oder Aufträge für feine Abftimmung von Andern anneh— 
men, als fein Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten: ausüben, wobei ihm 
jedoch unbenommen bleibt, Beſchwerden einzelner Staatsbürger oder ganzer 
Gemeinden über Verlegung conflitutioneller Rechte, in der Staͤndeverfamm⸗ 
fung vorzutragen. 

Vor Eröffnung der Iandftändifchen Verſammlung hat jeder Deputicte 
folgenden Eid zu leiften: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Herzog, treue Beobachtung der beftehenden 
„gandesverfaffung, Gehorfam den Landesgefegen, und in der Ständes 
„verſammlung das allgemeine Wohl nad) befter eigener Ueberzeugung 
„zu berathen,” 

Die Stellvertretes find, wenn fie im Laufe einer ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung einberufen werden, vor ihrer Theilnahme an den Berathungen auf gleiche 
Weiſe zu verpflichten. 

m 8§. 38. Zur Theilnahme an der Ständewahl find im Allgemeinen nur 
diejenigen Staatsbürger berechtigt, welche im vollen Genuß des Stantsbür: 
gerrechts ſich befinden, und welche niemals wegen eines mit peinlicher Strafe 
gefeglich bedrohten Verbrechens, wenigftens nicht ohne nachher erfolgte gaͤnz⸗ 
liche Losfprehung, in Unterfuchung, oder wegen Schulden, mwenigftens nicht 
ohne völlige Befriedigung ihrer Gläubiger, in Concurs befangen waren, 

„39. An der Wahl der von den Rittergutsbefigern im Lande zu 
wählenden Abgeordneten und Ötellvertreter zur Ständeverfammlung foll jeder 
Veſiter eines im Lande gelegenen Ritterguts, dem keines der allgemeinen 
Erforderniſſe abgeht, ohne Ruͤckſicht auf Stand, Dienſtverhaͤltniſſe und Wohn⸗ 
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ort, Theil nehmen, und mehrere Beſitzer eines Ritterguts haben einen von 
ihnen zur Stimmführung zu bevollmächtigen. Bei der Wahl zu Deputirten 

und Ötellvertretern iſt jedoch auch jeder der übrigen Mitbefiger, in wiefern 
er ſonſt : die gefeglichen Eigenſchaften hat, wählbar; nur mit ber Beſchraͤn⸗ 
kung, daß aus den ſaͤmmtlichen Beſitzern eines Ritterguts fuͤr einen und 
denfelben Landtag nur Einer als Deputirter oder Stellvertreter erſcheinen 
kann. Eheweiber, welche ein Rittergut beſitzen, koͤnnen dieſe Theilnahme 
von ihrem Ehemann ausüben laſſen, und dem Ehemann verbleibt dieſe Theil: 
nahme nach: dem: Tode. der Befigerin fo lange, als demfelben vermöge der 
väterlichen Gewalt der Niesbrauch des von der Ehefrau den Kindern. hinter» 
laffenen ‚Gutes zukommt. 7. — | 

$. 40. In den Städten wird in der -Negel zur Wahlberechtigung, 
außer den allgemeinen Bedingniffen ($. 38.), das erlangte Bürgerrecht, vers 
bunden mit wefentlidyer Wohnung, erfordert. 

—G. 41. In den Dörfern ift auf gleiche Weife zur Xheilnahme an den 
Wahlen das Nachbarrecht und der Beſitz eines Haufes nöthig. Jedoch flim: 
men die Geiftlihen auf dem Lande und die fonft dafelbft ſich befindenden 

-" Staatödiener auch ohne diefe Bedingung mit. ber Gemeinde ihres Orts. 

$. 42. - Die Wahl der Abgeordneten für die Nittergutsbefiger und 

Stadtobrigkeiten: gefchiehet unmittelbar duch die Wahlberechtigten aus ber 
treffenden Klaſſe ſelbſtz die Wahl der übrigen Abgeordneten aber gefchiehet 
duch Wahlmänner,. | s 

In den Städten wählt, unter Leitung der Stadtobrigkeit, jedes Viertel 
vier Wahlmännerz in den Amtsbezirken wählt, unter Zeitung einer Amtsper— 
fon, jedes Dorf, welches unter 50 Häufer hat, einen Wahlmannz Dörfer 
von 50— 74 Häufern wählen zwei, Dörfer von 75—99 Häufeın wählen 
drei Wahlmänner, und fo weiter in dem Verhältniß zu 25 Häufern. 

Die Wahlmänner in den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck waͤh— 
fen, unter Zeitung eines Regierungscommiffsits, Die Abgeordneten aus der 
Bürgerfchaft, und die. Wahlmänner aus den Aemtern und einbezirkten Städs 
ten, unter: Aufficht des treffenden Amtes, aus deſſen Bezirk die Deputirten 
und Stellvertreter. 

$. 43. Bei der Theilnahme an ber Ständewahl gilt durchgängig die 
Regel, daß die Wähler und Wahlmänner die Abzuordnenden aus ihrer Wahl: 
klaffe wählen, und daß ein Mähler oder MWahlmann bei der Wahl der Mit: 
glieder einer ftändifchen Verſammlung nur einmal feine Stimme geben, und 
hierin niemals im doppelter oder mehrfacher Eigenfchaft handeln kann. 

$. 44. Die allgemeinen Erforberniffe eines Wahlmanns und eines 

itglieds der Ständeverfammlung find: | 

.- 4) Bekenntniß zur chriſtlichen Religion, ohne Unterfchied der Confeſſion; 

2) das. Staatsbürgerrechtz: — u 

3) dreißigjaͤhriges Alter; 

4) Unbefcholtenheit des Rufs, indem ein Mitglied der ftändifchen Ver: 

ſanmlung wegen. eines gefetlich mit Griminalftrafe bedioheten Ber 

Brechens ohne unbedingt erfolgte Freifprehung in Unterfuhung gekom⸗ 

men, ober “auch ohne vollftändige Befriedigung feiner Gläubiger im 
2:1 .Coneuvs.befangen geweſen feyn darf. Endlich | u 

5) kann ein Mitglied der Stände ‚weder unter väterlicher Gewalt, noch 
- unter Vormundfhaft, noch unter Privatdienftherrfchaft ſtehen. 

$. 45. Bei der Klaſſe der Nittergutsbefiger koͤnnen auch die Väter, 
die den Nießbrauch an den Gütern ihrer Kinder haben, und die Ehemänner 

von Weibern, denen Ritterguͤter eigenthümlich zugehören, zu Abgeordneten bei 
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der Staͤndeverfammlung gewählt werden. Gleiches gilt auch von dem, bei: 
ſich nicht im: alleinigen Beſitz, fondern nur im Mitbeſitz eines Ritterguts mit; 
einem oder mehrern befindet. — 
$. 46. Die Abzuotdnenden von den Städten und Dorfögemeinden 
follen entweder den Befig eines im Lande belegenen fchuldenfreien Vermögens 
von 5000 fl. thein., oder ein unabhängig reines Einkommen von jährlich) 
400 fl. chein, nachweiſen, oder eidlich .verfichern koͤnnen. 
$. 47. Bei den Abgeordneten aus den Städten und Dörfern ift nad) 
obigen Bedingungen wefentlihe Wohnung im Lande erforderlich; bei den aus 
den Nittergutsbefigern aber wird diefe ausnahmsweife nicht verlangt. Perſo— 
nen, welche in wirklichen Dienften eines andern Staates fliehen, Eünnen ohne 
befondere Bewilligung des Landesherrn nicht zur Wahl gelangen. 
848. Die Mahl der Ständemitglieder und eines Stellvertreters für 
jedes derfelben gefchiehet . jedesmal vor Eröffnung eines neuen Landtags auf 
vorgangige Anordnung des Landesherrn. Für die Rittergutsbefiger und die 
Abgeordneten von den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck wird der 
Mahltag unmittelbar von der Landesregierung fehs Wochen vorher im es 
gierungsblatt bekannt! gemacht, und der zur Leitung des Wahlgefchäfts beftiinmte 
Commiffarius ($. 52.) ernannt. Für die übrigen Stände erfolgt diefe Bes 
kanntmachung ebenfalls fehs Wochen vorher durch öffentliche Anſchlaͤge an 
jedem Drte von den das MWahlgefchäft leitenden Behörden ($. 52.). Die 
ohne folche Bekanntmachung. eigenmachtiger Weife vorgenommenen Wahlen 
find ungültig und flrafbar, Die Wahlen werden übrigens da, wo fie an 
‚einem Tage nicht beendigt werden koͤnnen, jedesmal an den nächfifolgenden 
fortgefegt, und fo ohne Unterbrechung vollendet. Zu | . 
G. Sn der Regel werden die Wahlverfammlungen von ben Ritter— 
gutsbefigern in dem Megierungsgebäude zu Coburg, für die Abgeordneten aus 
den Städten Coburg, Saalfeld und Pößned auf den dafigen Rathhäufern, 
und für die von den übrigen und den Dorfdgemeinden zu mwählenden Stände 
in den Localen der treffenden Suftizgämter ‚gehalten. Die den Wahlact leiten- 
den Behörden können jedoch, nach Befinden, auch ein anderes ſchickliches Lo— 
cale dazu wählen, und haben den beftimmten Ort bei der Bekanntmachung 
des Wahlthags jedesmal anzugeben. 2 \ 
850. Bor jeder Wahl der Wahlmänner haben die leitenden Behoͤr— 
den ſich vollftändige Verzeichniffe der Wahlberechtigten ihres Bezirks zu vers 
Ihaffen, und diejenigen, welche bei dem Wahlact ohne die dazu erforderlichen 
Eigenſchaften erfcheinen, von der Theilnahme daran, auszufchließen. 
‚Etwaige Beſchwerden über eine ſolche Ausſchließung und deshalbige Ans 
träge auf Ehrenerklärung und Genugthuung Eönnen bei dem Juſtizcollegium 
zur vechtlichen Verhandlung und Entfcheidung angebracht werden; doch kann 
dadurch der Wahlact felbft keine Störung erkeiden. F 
S. 51. Bei ſolchen Wahlverſammlungen muß wenigſtens ein Drittheil 
der ſtimmberechtigten Einwohner des Wahlbezirks anweſend ſeyn; außerdem 
wird eine anderweite Verſammlung auf einen nahen Tag anberaumt, wo 
dann die Wahl der Wahlmaͤnner in jedem Falle vor ſich geht. Bei den 
Wahlen der Abgevrdneten muͤſſen ſaͤmmliche Wahlmaͤnner zugegen ſeyn. 
Bloß Krankheit entſchuldigt die nicht perſoͤnliche Theilnahme, und berechtiget 
einen. ſolchen Wahlmann zur ſchriftlichen Einſendung feiner Stimme; wobei 
die unten $. 57. folgenden Beſtimmungen zu beachten find. 
9.52. Zur Leitung der Wahl der Abgeordneten wird ſowohl für die 
Rittergutsbefiger, als für die Stadtobrigkeiten und die Städte Coburg, Saal: 
feld? und Poͤßneck ein beſonderer Regierungscommiſſair ernannt, und die 


* 
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Mahlen der Übrigen Stände, follen unter Aufſicht und Leltung der erſten 

Juſtizbeamten in ihren Amtsbezitken gefchehen. . Die leitenden Behörden ers 

. halten übrigens für dieſe Arbeit Feine Gebühren, ſondern nur ihre gehabten 
Auslagen aus der Landeskaffe erfegt. A 

$. 53. (Die Wahlberechtigten koͤnnen bei ‚der Abſtimmung nur in eiger 
ner Perfon, nicht. duch Bevolimaͤchtigte handeln, und ‚nicht ſich felbft ihre 
Stimme geben. g 

$. 54. Den Rittergutsbefigern iſt . nachgelaffen, ihre Abſtimmung in 
eigenhändig 'gefchriebenen und mit ihren vollen Namen unterzeichneten Wahl 
zettelm abzugeben. Die Anweſenden ftimmen in der Ordnung ab, mie fie 
fi) zum Wahltage angemeldet haben, und bie Abweſenden haben ihre Abs 
flimmung bis zum Wahltage einzufenden. Die Eröffnung der Wahlzettel 
gefchiehet in Gegenwart der Erfchienenen, und die drei zunächft wohnenden 
Nittergutsbefiger werden ausdrüdlic ‚dazu eingeladen. Jeder Rittergutsbefiger 
hat übrigens feine Abftimmung in Gemaͤßheit des $. 57. einzurichten. 

$. 55. ° Die Wahlberechtigten. der übrigen Stände haben ihre Abſtim⸗ 
mung dem zur Leitung des Wahlgefhäfts Beauftragten mündlich und eins 
zen zu eröffnen. 

$. 56. Jeder Wahlberechtigte leiſtet vorher das Handgelöbniß, daß er 
nach inniger Ueberzeugung für das Beſte des Landes feine Stimme abgeben 
werde, und daß er hierzu weder überredet worden, noch fonft etwas erhalten 
- Habe, oder annehmen werde. Sollten dennoch Empfehlungen oder Werbuns 
gen vorkommen; fo wird die dadurch bewirkte Wahl ungültig, eine anders 
wette nöthig, und die Schuldigen verlieren, mit Vorbehalt anderer gefeglicher 
"Strafe, ihe Wahlrecht. F— 

8.57. Bei der Wahl der Abzuordnenden und Stellvertreter ſelbſt wer— 
den ſowohl bei derjenigen, die unmittelbar durch die Wahlberechtigten geſchie⸗ 
het, als bei der Wahl, die durch Wahlmaͤnner vollzogen wird, von jedem 
Waͤhlenden für die doppelte Zahl der Abzuotdnenden, Candidaten namhaft 
gemacht, und wenn dieſes geſchehen iſt, durch die das Wahlgeſchaͤft leitende 
Behörde die Namen in Ordnung fo zufammen geftellt, daß derjenige, wels 
cher die meiften Stimmen erhalten hat, als erwählter Deputicter für bie 
Ständeverfammlung, und fo nad Mehrheit der Stimmen die übrigen als 
Stellvertreter angefehen werden. Traͤfe es ſich jedoch, daß die Waͤhlenden 
oder Wahlmaͤnner auf gleiche Perſonen gefallen ſeyn ſollten; ſo geht derjenige 
als Deputirter oder Stellvertreter dem andern vor, der vor dem andern nam— 
haft gemacht worden ift. Waͤre aber auch die Orönungszahl, in der bie 
Gandidaten namhaft gemacht wurden, gleich; fo entfcheidet das Loos. Soll 
ten alle Stimmen eine Perfon treffen; fo wird der Stellvertreter befonders 


gewählt. - ii - 
$. 58. Ablehnen kann ein Gewählte die Stelle eines Abgeordneten 
nur, wenn er Staatsbiener. tft, oder wegen ärztlich befcheinigter Krankheit, 
oder wegen häuslicher Unentbehrlichkeit, bie feine obrigkeitliche Behörde zu bes 
glaubigen hat. : Ä 5, 
59, Ueber die Wahlhandlungen werden von den Commiffarien ent: 
‚ weder felöft, oder durch beizugiehende verpflichtete Secretarien, und bei den ' 
Juſtizaͤmtern buch den zweiten Beamten, oder einen verpflichteten Actuar, 
ausführliche Protocolle, mit genauer Bemerkung jedes Stimmenden und feiner 
Aoftimmung, aufgenommen, von den Commifjarien und eriten Beamten un: 
terfchrieben, und mebft den Acten, mit einem. die Namen der Gemählten 
und deren Stellvertreter enthaltenden Bericht, am bie Landesregierung ein: 


gefendet. 
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E80. Die Landesregierung prüft. bann ohne. Zeitverluſt bie ſaͤmmtli⸗ 
zahlen, und fendet die Ucten mit ihren gutachtlichen Anträgen Eye 
lich an. dad‘ Laridesminifterium ein, 

$. 61. Die hierauf eingehenden Refolutionen werden fomohl den lei⸗ 
genden Behoͤrden, als den genehmigten Gewaͤhlten und ihren . Stellvertreter 
bekannt ‚gemacht, und megen ber etwa erforderlichen neuen Wahlen mwird das 
Nöthige angeordnet. 

-$,.62. : Abweifende Refolutionen werden jedesmal mit Gründen verfehen; 
dem Nicytgenehmigten aber ift es noch verftattet, fi an die Ständeverfamms 
fung um Interceſſion bei dem Landesherrn zu wenden. Beim Zuruͤckweiſen 
eines Gewaͤhlten tritt der Stellvertreter, fuͤr dieſen aber derjenige ein, der 
nach ihm die meiſten Stimmen hat, und wenn ein ſolcher nicht I 
iſt, erfolgt eine neue Wahl. 

Sechſter Titel. 
Von den Befugniſſen der Landſtaͤnde. 


$ 63. Die Stände find befugt, ſich mit denjenigen Gegenftänden zu 
befchäftigen, Melde im Nacfolgenden zu ihrem Wirkungskreis Ne 
find, und, mweldhefih... . i di: | 

a) auf die Gefeggebung, 
by auf die Finanzverwaltung und auf Erhaltung des Landes⸗ und Doma⸗ 
nialeigenthums.; und. 
> auf.'gemeinfchaftliche: Anträge und Beſchwerden bien, und in Fol 
gendem näher angegeben find. 

8.64. ’ Neue Gefege, welche die eigentliche Sanbesvsrfaffung, das heißt, 
bie Beſtimmung der gegenfeitigen Rechte des Negenten und der Stände bes 
treffen, fo wie Abanderungen und Erklärungen der hierunter — be⸗ 
san a * Guͤltigkeit die Zuſtimmung der Stände. 

‚Ohne Beirath und Zuftimmung bee Stände Finnen Gefepe, 
welche perfoniche Freiheit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, 
abgeändert oder aufgehoben terden. Wenn die Verſammlung gegen einer 

orſchlag ſtimmt; ſo bleibt er bis zum naͤchſten Landtag ausgeſetzt. Dage⸗ 
gen koͤnnen ‘einzelne Verfügungen in dringenden Fällen, fo wie diejenigen 
befondern . Anordnungen ohne Beirath der Stände getroffen werden, welche 
ſich auf einzelne Fälle ‚ Gemeinheiten, Vereine und Perfonen, oder auf vors 
übergehende Ereigniffe‘ beziehen ; jedoch gelten diefe Verfügungen nur für den 
befondern beingenden ‘oder einzelnen Sal, und koͤnnen nicht zur Conſequenz 
als Geſetz gezogen werden. | 

$: 66.,. Der Regent iſt befugt, ohne ſtaͤndiſche Mitwirkung die zur 
Worbereitung, Vollſtreckung und Handhabung der Gefege erforderlichen, fo 
wie die aus den Landesherrlichen Rechten fließenden Verordnungen und Ans 
ſtalten zu treffen, und uͤberhaupt in allen Fällen das Noͤthige zur Sicher— 
heit des Staats vorzufehren. "Auch bleiben die Iandesherrlihen Nechte hin- 
fichtlich der Privilegien, UNE und Abolitionen durchgängig uns 
hoſchraͤnkt. 

we $ 67. "Gefegesentiwärfe, Finnen nur vom Landesherrn an die Stinde, 
nicht von. den Ständen an den Landesheren, gebracht werden. Die Stände 
£önnen aber auf neue Gefege, ‚fo wie auf Abänderung oder Aufhebung der 
beftehenden, -antragen, und fotches. zur weitern höchften Entfchliefung des Lanz 
desheren, anheimftellen. 


$. 68, In Anfehung des. Finanzweſens ſteht den. Ständen bie Steuer⸗ | 


verwilligung und. bei.der Verwaltung ber Landeskaffe unter ber Aufficht des 
Regenten folgender Eoneurrenz zu: 20°. re R 
1) ber Etat der Landeskaffe mit Zuſtimmung ber Stände her 
Sgeſtelltz. — — 
2): find die Stände berechtigt, zu verlangen und daruͤber zu wachen, daß 
der immer von einem Landtage zum. andern geltende, für diefe Finanz: 
periode vom Landesherrn ald Gefetz ausgefprochene, Etat pünctlich be⸗ 
obachtet werde, und. für diefe pünctliche Beobachtung find die obern 
Landesadminiſtrationsbehoͤrden verantwortlich; >. 5. 
"3) haben die Stände zu allen über ben Etat gehenden ‚und außerordents 
lichen Ausgaben ihre: befondere Zuſtimmung zu ertheilen; 
— werden den Staͤnden die Kaſſenrapporte mitgetheiltz .. — 
haben die Stände das Recht, bei der Landesregierung auf die Kaſſen⸗ 
ftürzge mündlich oder fchriftlich anzuteagen, und die Landesregierung hat 
diefen Anträgen alsbald zu willfahren; auch iſt bei biefen Kaffenflürzen 
ſtets ein Mitglied der Stände zuzuziehen, und auf deſſen Anträge das 
2 bei Ruͤckſicht zu nehmen; — a a 
6). haben die ‚Stände. die. Abnahme, Prüfung und Juflificatur der. Lane 
desfaffenrechnungen gemeinfchaftlih mit der Landesregierung zu beſor⸗ 
gen, und 
7): zur; Beſetzung der Landeskaſſirerſtelle dem Landesherrn geeignete Perſo ⸗ 
nen zur Auswahl und Ernennung vorzuſchlagen. ©: 
... 068 ‚Die: Stände: find ferner; befugt, von dem Miniſterium alle 
Subfidien zu verlangen, welche zu obigen: Geſchaͤften, insbefondere aber zur 
Prüfung der Etats und. Rechnungen, ſo wie zur Ueberficht ‚der Verwendung 
ihrer Verwwilligung, und endlich zur, Beurtheilung, derjenigen Mittel erforders 
Uch find, durch welche. die, Staatsbeduͤrfniſſe gedeckt werben follen. , 
$. 70. Zur Landeskaſſe follen nicht nur: die, mit ‚Bewilligung der 
Stände ‚fortbeftehenden, directen und indirecten Steuern, fo. wie. alle noch 
Eünftig. von den Ständen zur. Deckung — verwilligt wer⸗ 
dende Abgaben, ſondern auch das Einkommen aus den Regalien und alle 
aus. Uebung der landesherrlichen Gewalt. entfpringende Gefälle, nicht ‚minder 
der gefammte. Ertrag der Chauffee » und MWegegelder ‚aller Art, fo wie alle 
zum Behuf, des Militairs und in Beziehung, auf folhes von ben Unterthas 
nen erfolgende Keiffungen, und die von Hinterfaffen zu zahlenden Schußgelder 
fließen... Ueber dieje der Landeskaſſe zu uͤberweiſenden Fonds, fo. wie ber 
die Errichtung einer. Schuldentilgungsfaffe, wird eine befondere Beſtimmung 
durch Etats getroffen werden, welche nach erfolgter Uebereinfunft als ein inte— 
geivender Theil ‚der DVerfaffung anzufehen ift, .. F 
8. 71. Dagegen ſoll die Landeskaſſe die ſaͤmmtlichen Koſten der Staats⸗ 
verwaltung, die Unterhaltung der dem Stdatsdienſt gewidmeten oͤffentlichen 
Gebaͤude, des Militairs, den Aufwand für Landesbehoͤrden, Kirchen und 
- Säulen, für Chauffen-und Wege und überhaupt für alles, was zur Er: 
haltung und Foͤrderung des gemeinen Weſens buch) allgemeine Landesanſtal⸗ 
ten erforderlich ift, beſtreiten. —— — J 5 
Die Ueberfchüffe find, nach Beſtreitung ber Zinfen, zunächft zu dem 
‚ E huldentilgungsfond, fo wie auch zur Erhöhung des Fonds der- Dienerpen⸗ 
ſionen zw verwenden, und in wiefern die zunaͤchſt auf bie Domainen radis 
cirten’ Beduͤrfniſſe des herzoglichen Haufes und Hofs nicht aus den Doma—⸗ 
nialeinkünften fo vollftändig, als die Würde des; Landesheren ‘erfordert, bes 
ftritten werden Eönnen, treten Zufhüffe zu den Koften des Hofſtaats aus 
der Landeskaffe zur Hauptdomainenkaſſe ein, ee 
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$. 72. Die Steuern find zur Beſtreitung ber Landesbebürfnifje bes 
ſtimmt, zu welchen alle Staatsbürger nach verhältnißmäßiger Gleichheit, und 
alles Grundeigenthum im Lande, ohne Ausnahme, alfo auch die Domainens 
güter und Nenten ebenfalls nach verhältnigmäßiger Gleichheit, beizutragen 

aben. — 

Dieſe ſaͤmmtlichen Steuern ſollen niemals ohne vorhergegangenes Ges 
hör der Stände und ohne deren ausdruͤckliche Verwilligung ausgeſchrieben 
vier erhoben werden. Doch dürfe die Stände ihre Verwilligungen nit au 
Bedingungen Enüpfen, welche den’ Broed und die Verwendung derfelben nicht 
feldft betreffen. 

8.73. Die Auflagen,‘ infofern fie nicht blos für einen voruͤbergehen⸗ 
den Zweck beftimmt waren, dürfen nad Ablauf der Verwilligungszeit noch 
ein Jahr fort erhoben werden, wenn die Ständeverfammlung aufgelöfet wird, 
ehe ein neues -Finanzgefeg zu Stande kommt, oder. wenn: die fländifchen Be— 
rathungen fich verzögern. - Diefes Jahr wird jedoch in die neue Sinanzperiobe 
eingerechnett. 4 2 
"8 74: Der Landeshere if übrigens dann, wenn die Stände die noths 
wendige DVerwilligung für die Erfüllung. neuer, durch Verpflichtungen gegen 
bei. teutſchen Bund gegrünbeter, Verbindlichfeiten verweigern follten, zur Auss 
fchreibung der dazu derforderlichen, durch Erfparniffe nicht aufzubringenden, 
Summen berechtigt, und: ed. wird. über deren Verwendung Öffentliche Rechens 
haft abgelegt; auch ſteht dem Landesheren die ausfchließende Verfügung 
über das Militair, die. Formation bdeffelben, ‚die Difciplinarverwaltung und 
das Recht, alle. den Kriegsdienst: betreffenden Verordnungen zu erlaffen, ohne 
ftändifche Mitwirkung zu.  . u | 

Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die Bundespflicht hine 
aus, koͤnnen nur durch ein folches Geſetz beſtimmt werden, welches, wie das 
Conferiptionsreglement, mit ſtaͤndiſcher Concurrenz erlaſſen iftz . unbefchadet 
jedoch de landesherrlichen Rechts, :in dringenden Faͤllen die zur. Sicherheit 
and. Erhaltung des ‚Staats nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 

: 8.75. Die gefammte Staatöfchuld ſoll durch ein befonderes Gefeg 
und durd die Errichtung einer befondern Staatsfhulden:Zilgungsanftalt ficher 
geftelt, auch eine Vermehrung ber Staatsfhulden ohne Einwilligung der 
Stände nicht vorgenommen werben. Die Dfficianten der Staatsfchulden: 
Tilgungs-, fo: wie der Landeskaſſe follen auf die genaueſte Befolgung der 
Conftitution und der ihnen in diefer Gemäßheit zu ertheilenden Inſtruction 
in. Gegenwart des Landſchaftsdirectors, oder eines Ständemitgliedes, vers 
pflichtet werden. = 

$. 76. Die Domainenrevenüen follen für die Erhaltung des Regen⸗ 
—— fuͤr die Adminiſtrationskoſten, und den uͤbrigen Bedarf verwendet 
werden. — | 

Zur“Sicherheit und Erhaltung des dem regierenden berzonlichen 
eigenthuͤmlich zuftändigen Domanialvermögens, will der — J — 
zur Berathung, in Anſehung einer nüglichen oder ſchaͤdlichen Verwendung 
diefes Vermögens, zugezogen und bie Stände als Garant3 von dem Doz 
manialvermögen angefchen willen; die Stände find daher gehalten, in ſolcher 
Eigenfhaft der Garants, feine Verminderung oder Veräußerung des Domas 
——— — — — | 
877. Die Ständerhaben das Mecht, alles’ dasjenige vomuttaaen, n 
fie vermoͤge eines, von der abſoluten Mehrheit der ent iR a — 
theilen verſammelten Abgeordneten des Landes bei ber Ständeverfammlung 
gefaßten, Beſchluſſes für geeignet halten, um an den Landesheren als Bitte 
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ober Beſchwerde gebracht zu werden. Dergleichen Anträge werden jederzeit 
eine willige Aufnahme finden, und "ad, vorgängiger Erwägung und Befin⸗ 
den die erforderlichen Verfügungen zur Erfüllung ſolcher Bitten, oder. zur Abe 
bhülfe der, Befchwerden getroffen moerden. | R 

$. 78. Insbeſondere haben auch die Stände das Recht, auf bie in 
dem $. 77. beftimmte Art, diejenigen Befchwerden an ben Landesheren zu 
bringen, welche fie fich gegen das Benehmen der Staatsdiener aufzuftellen 
bewogen finden koͤnnen. Solche Befchwerden follen nämlich jedesmal zuerft 
bei.dem Landesherrn angebracht werben, und nur dann auf. dem Wege fürms 
licher Klage an das Juſtizcollegium, oder, wenn fie gegen deſſen Mitglieder 
gerichtet find, an das gemeinfchaftliche Oberappellationsgericht in Jena gelan⸗ 
gen, wenn fie. von befonderer Erhebfichkeit find, und Unterfchleife bei öffent: 
lichen Kaffen, Beflechungen, abfichtlich vermeigerte oder verzögerte Rechts⸗ 
pflege, Eingriffe in die Verfaſſung, oder in die gefegliche Freiheit, die Ehre 
and das Eigenthun der einzelnen Unterthanen oder verfaffungsmäßiger Bes 
‚hörden und Communen betreffen, und durch die, von dem Landesheren auf 
die zuerſt bei. ihm angebrachte. Befchwerde: getroffene, Verfügung und darauf 
erfolgte Verantwortung ‘des Angefchulbdigten nicht erledigt find. Ohne eine 
ſolche vorgängige Verantwortung. des Angefchuldigten ſoll aber in, keinem 
Falle eine foͤrmliche Unterſuchung gegen denſelben verfügt- werben. J— 
8 79. Einzelne und Corporationen können ſich nur. dann an die 
Stände wenden, wenn fie hinſichtlich ihrer individuellen. Intereſſen ſich auf 
reine untechtliche Weiſe für verlegt oder gedruͤckt haften, und. zugleich nachzu⸗ 
‚ Keifen‘ vermögen; daß ſie die gefeglichen: und. verfaffungsmäßigen Wege bei 
den Landesbehörden zur Abhülfe ihrer Beſchwerden vergeblich: eingefchlagen 
haben. Solche Beſchwerden fünnen dann die Stände, falls. fie nicht von 
ihnen, nach ertheilter Auskunft von den oberſten Landesbehoͤrden, ſofort als 
unbegruͤndet verworfen werden, auf die vorbemerkte Weiſe an den Regenten 
bringen. Antraͤge Einzelner und ganzer Corporationen hinſichtlich allgemeiner 
politiſcher Intereſſen ſind dagegen unzulaͤſſig und ſtrafbar, indem die Pruͤfung 
und Wahrung diefer Intereſſen lediglich der Staͤndeverſammlung als Ges 
ſammtheit zukommt. 

G. 80. In der Regel ſoll von ſechs zu ſechs Jahren ein ordentlicher 
Landtag, und zwar jebesmal im Februar anfangend, gehalten werden, und 
auf dieſe Zeit: auch die Verwilligung geſchehen. Es haͤngt jedoch von dem 
Landesherrn aAb, 06" er mehrmals, und wie oft er bie Abgeordneten des Lan⸗ 
des zu anßerondentlichen Landtagen zuſammen berufen will. Nach Verlauf 
von ſechs Jahren erliſcht die Function der auf dieſe Zeit gewaͤhlten ſtaͤndi⸗ 
ſchen Deputirten, eben ſo wie in dem "Fall der, von dem Landesherrn inner 
halb dieſer ſechs Jahre gefchehenen, Aufloͤſung der Staͤndeverſammlung; in 
beiden Faͤllen aber mit Ausnahme der den Ausſchuß bildenden Mitglieder, 
deren Function erſt mit der Wiedereröffnung eines neuen Landtags erliſcht. 
| $, 81. Der Landeshere allein hat das Recht, die Stände zu berufen 
und die ftändifche Verſammlung zu vertagen, aufzulöfen und zu ſchließen. 
Ständifche Verſammlungen ohne landesherrliche Zufammenberufung, oder nad) 
bereits erfolgtem Schluß, oder nach gefchehener Vertagung des Landtags, find 
unzuläffig und geſetzwidrig, und alle dabei gefaßten Befchlüffe find nichtig. 

..$. 82. Die Stände genießen während des Landtags einer völligen 
Unverfestheit der Perfon, und Eönnen während diefer Zeit ohne Einwilligung 
der Ständeverfammlung Feiner Art von. Arreft unterroorfen werden, den. Fall 
einer Ergreifung auf frifcher That bei begangenen Verbrechen ausgenommen, 
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wo aber ‚dee Staͤndeverſammlung ungefäumt Anzeige des Vorfalls mit An⸗ 
gabe der Gruͤnde gemacht werden ſoll. 
$. 83. Die Eroͤffnung eines Landtags, fo tig, die Schließung deſfel⸗ 
ben, geſchiehet von dem Landesherrn entweder in eigener hoher Perſon, oder 
durch einen befonders dazu beauftragten. Commiffair, und nad dem Schluffe 
wird der den Staͤnden bereits eroͤffnete Landtagsabſchied bekannt gemacht. 


Siebenter Titel. 
kn. der Gefchaͤfsordnung bei den Landtagen. 


— 84. Auf den Landtagen find alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten in der 
Rege von’ der Geſammtheit der Staͤnde zu behandeln. 

Diejenigen, welche für befondere Commiffionen oder den Landfchaftes 
director⸗ allein / gehoͤren, find unten angegeben. 

6. 86.Nach Beendigung der Wahlen erfolgt die Zuſammenberufung 
der. ‚Ständevon dem Regenten duch ein Reſcript an bie Landesregierung, 
mit Beſtimmung des. Orts und der Zeit. Dierauf wird eine allgemeine Des 
fanntmachung im Regierungsblatt, und an jedes Ständemitglied ein befons 
deres Einberuſungsſchreiben erlaſſen. 

G. 86. Die Abgeordneten haben ihre Anweſenheit einer dazu ernannten 
landesherrlichen Commiſſion zu melden, oder bei derſelben ihr Nichterſcheinen 
ſchriftlich und zeitig zu entſchuldigen, um deren Stellvertreter noch einberufen 
zu koͤnnen. Wenn nicht wenigſtens zwei Drittheile der Abgeordneten anwe⸗ 
ſend ſind, kann weder der Landtag eroͤffnet, noch ſonſt eine vorbereitende 
iind e Verhandlung mit Guͤltigkeit vorgenommen werden. 

-8.:87..: Die landesherrliche Commiſſion verfammelt dann zuvoͤrderſt an 
einem dazu beftimmten Tage . die Abgeordneten, um die Wahl eines Lande 
fchaftsdirectors und eines. Secretairs, fo mie eines ÖStellvertreters für den 
Landſchaftsdirector und ben Secretair, von der Ständeverfammlung bewirken 
zu laffen. Die Wahl ſelbſt gefchiehet durch geheimes Stimmgeben an bie 
Commiffion, nach ber Ordnung des natuͤrlichen Alters der einzelnen Abge⸗ 
ordneten. N 

$, 88. Zu’ diefen Stellen ift jedes Mitglied der fländifchen Verſamm⸗ 
fung, welches im Lande angefeffen iſt, wählbar. Um bie zu diefen Wahlen 
nöthige unbedingte Stimmenmehrheit zu erlangen, kann fo lange abgeftimmt 
werden, bis mwenigftens Stimmengleichheit erfolgt; dann entfcheidet das Loos, 

§. 89, Die gefchehenen Wahlen werden dem Landesheren von der 
Commiffion zur BVBeftätigung vorgetragen. Erfolgt diefe aus anzugebenden 
Gründen nicht durchgängig; fo wird megen: ber Nichtgenehmigten zu einer 
anderweiten Wahl geſchritten, die ebenfalls vorzutragen iſt. 

90. Nach eingegangener landesherrlichen Beſtaͤtigung geſchiehet die 
Eröffnung der ftändifchen Verſammlung, nachdem vorher der Landfchaftsdiz 
vector, der Secretair, und die Stellvertreter derfelben, von der Commiffion ver: - 
pflichtet worden find. In der Ständeverfummlung fist der Landfchaftsdirec- 
tor oben an, und neben ihm zur linken Seite der Secretair und die Stell: 
vertreter von beiden, die übrigen Stände aber nach der Ordnung ihres natuͤr— 
lichen Alters, Die Mitglieder des Landesminifteriums haben bei der Staͤn— 
deverfammlung freien Zutritt, außer bei Abftimmungen und vertraulichen 
Sigungen. 

—H. 91. Der Landfchaftsdireetör hat zur Leitung der Gefchäfte die Nechte 

und ‚Obtiegenheiten eines Gollegialpräfidenten. Er empfängt die Eingänge, 

beftimmt, eröffnet und ſchließt die Sigungen, leitet die Berathungen, ver: 

N alle Abfchweifungen, und flelle die Gegenftände des Abftimmens in 
1 52 
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einzelnen: zur unbedingten. Bejahung. und DVerneinung geeigneten Fragen: auf; 
er handhabt die Ordnung, fo wie die Geſetze bes Anftandes, duldet kein _ 
Perfönlichkeiten oder beleidigende Aeußerungen, und kann, falls ein Mitglied 
feine Verweiſung zur. Ordnung unbefolgt laͤßt, die Sitzung alsbald ſchließen, 
und: die Geſammtheit der Stände darf dann in der naͤchſten Sisung Miß⸗ 
bilfigung und, im Wiederhohlungsfalle, zeitige oder gänzliche Ausfchliefung aus 
der Ständeverfammlung erkennen. Der. Landfchaftsdirector erhält ferner die 
ſchriftlichen Anzeigen von dem Grund der Abmefenheit der im Orte ſich bes 
findenden Mitglieder, ertheilt den Anmefenden einen Urlaub bis’ zu vier Tas 
gen, ‚und, bringt die Gefuche um einen: längern; oder um gänzlichen Abgang 
bei der Ständeverfammlung zum Vortrag, von welchem fodann..auch höd): 
ſten Orts Anzeige zu machen ift. J TO Tee 
992. Der Secretair führt die Protocolle in den ‚allgemeinen. Sigun: 
gen, entwirft die ſchtiftlichen Ausfertigungen und: Befhlüffe, und forgt für 
Drbnung dee Canzlei, fo wie für Aufbewahrung. und Drönung dee Acten. 
9%: Bu Anfang’ der Sisung wird das Protocol der vorhergehens 
den, um es mit Einverſtaͤndniß dee Ständeverfammlung zu faffen, durch den 
Secretair vorgelefen, von dem Präfidenten. und dem. Secretait unterfchrieben, 
und von, ſaͤmmtlichen anweſenden Deputirten ſignirt. Nach Bekanntmachung 
des Inhalts der. Eingänge ſeit der legten Sisung wird zur Tagesordnung 
gefchritten. | Eee 9 
8. 94. Zuerſt find nämlich die von dem Landesherrn ben. Ständen 
vorgelegten Anträge und zwar in der Ordnung; wie fie gefaßt, und eingegan⸗ 
gen find, in Berathung zu ziehen. Die Mittheilung diefer Anträge gefchiehet 
ſchriftlich, entweder durch. das: Landesminifterium, oder. eine befondere Com— 
miſſion. Dur Beförderung des Ganges, der Gefchäfte koͤnnen wichtige Ange 
Iegenheiten. durch Mitglieder des: Landesmihiftertums oder befondere Commif 
fionen in der Ständeverfammlung noch. befonders mündlich. erörtert und erlaͤu⸗ 
tert werden, . j — 
$. 95. Wenn die vorhandenen landesherrlichen Anträge durch Befchlüffe 
erledige find; dann merden diejenigen Gegenftände in der von dem Landſchafts⸗ 
director zu beſtimmenden Ordnung vorgenommen, welche von. den Mitgliedern 
der Ständeverfammlung in Antrag gebracht worden ſind. Es ſteht nämlich 
jedem Mitgliede, wie dem Landfchaftsdirector, frei, über fonft irgend wichtige 
Gegenftände, die nicht in den landesherrlichen Anträgen enthalten find, Wore 
trag zu thun, nachdem es feine Abficht dem Landfchaftsdirector Angezeigt, 
und dieſer einen Zag dazu beftimmt hat, Schriftliche Verhandlungen der 
Stände. mit andern Behörden oder Perfonen: außer dem Zandesminifterium 
find nicht geftattet, 
| $. 96. Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann die Verfammlung 
einige aus ihrer Mitte durch die Wahl, nach relativer Mehrheit der Stim: 
men, ernennen. Diefe Commiffionen haben fi) mit den Mitgliedern deg 
Minifteriums oder den Landtagscommiffarien zu benehmen, um die erforder 
lichen Nachrichten zu erhalten, oder um zu einer Ausgleihung etwa abwei- 
chender Anfichten zu gelangen, Bei den Verhandlungen einer folhen Com: 
miſſion führt ein Mitglied das Protocol, die Befchlüffe werden nach abfos 
luter Stimmenmehrheit gefaßt, und durch ein von der Commiffion felbft ges 
waͤhltes Mitglied derfelben entweder muͤndlich oder fchriftlich in der ftändifchen 
DBerfammlung zum Vortenge gebracht. Wei der Berathung darüber hat jedes 
Mitglied der Commiffion feine ‚Stimme fo gut, wie die übrigen Stände, 
$. 97. Nur diejenigen, welche einen Antrag machen, oder den Beſchluß 
einer Commiſſion vorzutragen haben, find zur Vorleſung fchriftlicher Auffaͤtze 
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berechtigt; den übrigen Mitgliedern iſt es zwat freigeſtellt, ihre Meinungen 
über die vorgekommienen Berathungspuncte ausführlich zu aͤußern; fie haben 
fich aber — muͤndliche Vorträge zu -befchränten. 
6, 98. Findet der Landfchaftsdirector die in Berathung gekommenen 
Gegenſtaͤnde zut Faſſung der noͤthigen Beſchluͤſſe genugſam vorbereitet; fo 
wird zur Stellung der Fragen, woruͤber abgeſtimmt werden ſoll, uͤbergegan⸗ 
gen, und es ſteht jedem Mitgliede frei, auf Abänderung dieſer Stellung ans 
zutragen. Iſt hierüber die Discuffion beendigt; fo erklärt der Landſchafts⸗ 
director die ſtaͤndifchen Verhandlungen darkber für geſchloſſen, und ſetzt einen 
Tag zur Abſtimmung feſt. Die Abſtinmung erfolgt dann ohne weitere Er— 
oͤrterung. Jedes Mitglied ſtimmt auf die vorgelegten Fragen des Landſchafts⸗ 
directots (H. 91.), aufgerufen vom Juͤngſten an nah der Reihe der Sige, 
zulegt der Secretair und Landfhaftsdirector, duch Ja oder Nein. Der 
Secketair bemerkt das Reſultat der Abflimmung ber Zah nah, und der 
Landſchaftsdirector ſpricht am Ende den Beſchluß der Staͤnde aus. 

8.99. Zur Gültigkeit eines ſolchen Beſchluſſes iſt die abſolute Mehr—⸗ 
heit der Stimmen bei Anweſenheit von wenigſtens zwei Drittheilen der ſtaͤn⸗ 
diſchen Geſamimtheit noͤthig, und zu Abaͤnderung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung 
wird die Gleichſtimmung von drei Viertheilen derſelben erfordert. Tritt ſtatt 
der abſoluten Stimmenmehrheit im erſtern Fall eine Gleichheit der Stimmen 
ein, und bleibt dieſelbe auch nach nochmaliger Abſtimmung; ſo entſcheidet 
der Ausſpruch des Regenten; bei andern Gegenſtaͤnden die Meinung fuͤr die 
beſtehende Einrichtung, und bei Beſchwerden gegen Einzelne die ihnen guͤn⸗ 
ſtigere Anſicht. Gegen einen auf die vorgedachte Weiſe gefaßten Beſchluß 
findet durchaus keine weitere Einwendung Statt. 

8100. Die Beſchluͤſſe der Staͤndeverſammlung werden mit der gehös 
tigen Deutlichkeit und Beftimmtheit abgefaßt, und im Concept von fämmtli- 
chen anweſenden Deputicten figniet, unter der Aufſchrift: Erklaͤrungsſchrift 
der gefreuen Stände des Herzogthums Koburg: Saalfeld, vom Landfchaftss 
director und Secretair unterfchrieben, ‚dem Landesminifterium übergeben, und 
von diefem werden Die Nefokutiönen, des Megenten ben Ständen ebenfalls 
fchriftlich eröffnet: 

$. 101. Mündliche Erllaͤrungen der Staͤnde uͤber vorgekommene Ber 
rathungspunite finden eben fo wenig, ald mündliche Anträge, bei dem Re 
genten Statt; auch ift zu Deputatiötien der Stände an den Landesheren 
jedesmal eine vorher dazu eingehohlte Erlaubniß nöthig. 

$. 102. Bei einem blos vertagten Landtage gefchiehet die Zufammen: 
berufung der Stände duch dein landſchaftlichen Ausfhuß auf den Grund 
eines landesherrlichen Reſcripts, und die Geſchaͤfte werden dann in derfelben 
Ordnung, wie fonft, auf den Landtagen behandelt. 

$. 103. Die Mitglieder der Ständeverfammlung erhalten auf Begeh⸗ 
ven aus der Landeskaſſe ſowohl Verguͤtung der Reiſekoſten, als auch eine 
fuͤr alle ganz gleichmaͤßige taͤgliche Ausloͤſung fuͤr die Zeit — Aufenthalß, 

Achter Zitel 
Bon dem ftändifhen Ausfhuß. 

F. 104. Während der Zeit, mo feine Ständeverfammlung Statt fin: 
werden die Landftändifchen Geſchat⸗ durch einen Ausſchuß beſorgt, wel⸗ 

er aus 

a) dem Landſchaftsdirector und dem Secretair, dann 

b) vier andern Mitgliedern der ſtaͤndiſchen Verſammlung beſtehet. 

Diefe vier Mitglieder werden von dev Staͤndeverſammlung jedesmal 

Zu 52* 
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waͤhrend des Landtags durch abſolute Stimmenmehrheit gewaͤhlt, und dem 
Landesherrn zur Genehmigung angezeigt. „Die Wirkſamkeit dieſes Ausſchuſſes 
hört bei. der wieder "eintretenden Verfammlung der ſtaͤndiſchen Gefammtheit. 
auf, und die Mitglieder deffelben nehmen. an den Geſchaͤften diefer Verſamm— 
lung, jedoch in dem Fall, daß dev Landtag, wo der Ausſchuß gewählt wor⸗ 
den, gefchloffen und nicht blos vertagt ſeyn follte, nur infoferne Theil, als 
fie bei der jegt neu auftretenden Ständeverfammlung entweder felbft zu Stäns 
demitgliedern bei derfelben gewählt und beftätigt-find, oder als die neug Staͤn⸗ 
deverfammlung über ihre bisherige Gefchäftsführung Auskunft oder Rechen: 
THaft verlange. u. ne rn | 
$. 105. Die Verrichtungen des Ausfchuffes find: F 

1) die Zuſammenberufung der landſtaͤndiſchen Abgeordneten, wenn von 
dem Landesheren, entweder auf Antrag des Ausfchufjes, oder aus eiger 

ner Bewegung ein vertagter Landtag wieder in Xhätigkeit gefegt wird; 

2). vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der fländifchen Ges 

- fammtheit zum Vortrag kommenden Gefchäfte, fo weit fie nämlich 

ſchon vor der, Zufammenkunft .befonnt find; 3. B. vorläufige Pruͤ⸗ 

fung der Etatsberathung über vorgefommene Beſchwerden, Revifion 

der früherhin ohne Iandfchaftliche Concurrenz erlaffenen Verordnungen, 
Begutachtung der von dem Gouvernement mitgetheilten Gefegentwürfe 

u. f. tw. Uebrigens ſteht dem Ausfchug während der Zeit, too der⸗ 

felbe die ftändifchen Geſchaͤfte allein zu beforgen hat, frei, in Anfe 
hung der ihm, erforderlichen Nachrichten und Auffchlüffe ſich unmits 
telbar am die oberfte Landesbehörde zu wenden; und verſteht es ſich 

von felöft, daß die Mitglieder der Ständeverfammtung in den Ple— 

| narfigungen an das Gutachten des Ausfhuffes nicht gebunden find; 
3) fortwährende Vertretung der Stände außer dem Landtag während, 
feiner Periode. Der Ausfchuß kann jedoch weder Steuern und ans 
dere Belaftungen des Staatsbuͤrgers bemilligen, noch fich definitiv 
über Gefegvorfchläge oder andere zur unmittelbaren Gognition der 

Landſchaft ‚geeignete Gegenftände erklären. 

Angelegenheiten, welche nicht bis zum naͤchſten Landtag ausgeſetzt mer: 
den Eönnen, find nad) vorgängiger. Genehmigung des Landesherrn, zur Er 
fparung der Kojten eines Landtags, von dem Ausfhuß mit den, über feine: 
vorläufige Berathung geführten, Protocollen auf dem Wege fchriftlicher Circus 
lation an fämmtliche Landesdeputirte zur Abflimmung zu bringen. , 

Zu feiner vollen Competenz gehört: 

a) die fortwaͤhrende Aufficht ber die Aufrechthaltung der Verfaffung und 
Bollziehung der von dem Landesheren genehmigten Beſchluͤſſe des 
Landtags und bes feflgefesten Etats; | 

b) die Befugniß, in dringenden Fällen. Anzeigen an den Landesheren zu 
erftatten, oder Vorftellungen und Beſchwerden anzubringen ; 

c) der Antrag auf Zuſammenberufung außerorbentlicher Landesverſamm⸗ 
lungen, unter Anführung feiner Gründe; 

d) die Unterzeichnung der Iandfchaftlichen Schuldverfchreibungen; 

e) die Mitaufficht über die Verwaltung ber Landeskaſſe; 

FT) auf die einftweilige Belegung ſolcher landſtaͤndiſchen Stellen. anzutra⸗ 
gen,, welche bis zum nächften Landtag nicht ausgefegt bleiben fönnen. 

8. 106. Die Aufſicht über die Verwaltung der Landeskaffe wird von 
einem Mitgliede des Ausfchuffes und einem Mitgliede der Landesregierung 
beforgt. Dieſe Kaffencuratel ift der Landesregierung und ber ‚gefammten 
Landſchaft, fo wie dem Ausſchuß in der Urt untergeordnet, daß alle zur 
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Landeskaſſe ſich eignenden Zahlungsanweiſungen, welche nach der Kaſſenord⸗ 
nung einer Juſtificatur bedürfen; nur unter Mitwirkung der Curatel an die 
Zandeseaffe: gelangen können. Det Landeskaſſirer ſteht unter der Landesregie— 
rung und dem landſchaftlichen Ausſchuß in Beziehung auf den formellen Ge: 
fhäftsgangz bei verfchiedennttigen Anſichten ber herzoglichen Landesregierung 
und des landſchaftlichen Ausſchuſſes entſcheidet, nach votgaͤngiger Communi— 
cation des herzoglichen Landesminiſterii und der ———— oder des 
Ausſchuſſes der Landesherr. 2 

$. 107, Der Landeskaſſirer wird auf Lebenszeit enamnt, und von * 
Landesregierung nach $.:75. verpflichtet. Et muß eine angemeſſene Caution 
fielen, und kann nur aus denfelben Gtuͤnden entlaſſen werden, wie jeder 
andere Staatsdiener. Ihm liegt "die Verwaltung dee Landeskaffe nach den 
von den Ständen genehmigten und vom Landesheren beftätigten Etats, und, 
in Anfehung:) der nicht, etatsmaͤßigen Leiſtungen, nach den Anwelſungen der 
Kaſſencuratel ob. 
$. 108. Der Bandfehaftsbiteetor,, ber Secretakt > der Kaſſirer bezie⸗ 
hen fire:-Befoldungen aus ber Landeskaſſe; die Ausſchußdeputirten aber erhal⸗ 
ten bei ihren Verfammlungen, welche jährlich wenigſtens zweimal gehalten 
werden, und: deren in der Megel auf drei Wochen: beftimmte Dauer jedesmal 
von der landesherrlichen Beſtimmung nah Einficht. der vormwaltenden Ge 
fchäfte abhangt, ‚den Erfag der RACING und dieſelbe Ausloͤſung, wie die 
Abgeordgeten bei den Landtagen. 

8. 109. Außer den regelmaͤßig jahrlich zweimal, im Fruhjahe und im 
Hufe, ‚ nad; vorgängiger Anzeige beindem Landesheren, :Stätt findenden Zur 
fammenfünften „ kann ſich der Ausſchuß, zur Beſorgung der ihm obliegenden 
Geſchaͤfte, nur nach vorgaͤngiger Genehmigung a rg des Landes⸗ 
— erſammeln. 

In Anſehung der Form der Verhandlung weien dleſelben Beffimmumn: 

gen, welche für die Gefchäfte auf der Landtagen feftgefegt find. Die Pro- 
tocolle find aber. fo zu faffen, daß die uͤbrigen oder: kuͤnftigen Landesdeputir⸗ 
ten den Gang der Verhandlungen und die Gründe, welche einen. Beſchluß 
oder ein Gutachten motivirt haben, daraus erſehetr koͤnnen. In dringenden 
und bei minder wichtigen Angelegenheiten koͤnnen die Meinungen der Aus— 
ſchußdeputirten auch außer der Verſammlung nn ‚den Director rag 
eingehohlt: werden, 
Die Berichte und Expeditionen. ergehen nicht im. Namen ber ——— 
Landſchaft, ſondern unter der Aufſchrift: Deputation der Stände des Her— 
zogthums Coburg-Saalfeld, "und Reſolutionen werden auch an diefe Depu- 
tation gerichtet. Die Ausfertigungen find im Concept von’dem Landfchafts- 
Director. und. den- Deputirten zu zeichnen. Die Rollen der Annan 
erfolgt ‚aber. von dem erſten und dem Secretair. 

$. 110. Sollte der Landſchaftsdirector ſterben, oder ſonſt austreten; 
fo geht feine Function, fo wie auch in andern Derhinderungsfällen, auf dei 
ülteften Deputirten über, Sollte‘ über nur noch ein. Glied des Ausſchuſſes 
uͤbrig ſeyn; ſo iſt die Zuſammenberufung eines Landtags und die Wahl neuer 
Ausſchußmitglieder möglichft zu befchleunigen. 

$. 111. Sollte der Serretair zu einer Zeit ſierben, oder ſonſt abgehen, 
wo der naͤchſte Landtag N ‚über zwei Monate entfernt iſt; fo hat der Aus: 
ſchuß bis zum nächften Landtag ein anderes Mitglied des Ausfchuffes zum 
Secretair zu wählen, und ihm mit Genehmigung des Landesherrn die Ges 
ſchaͤfte des Secretairs interimiftifch zu uͤbertragen. 
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NMeunnter Titel. > 
Bon dem. Rehnungswefen bei der. Lanbeskaſſe. 

$. 112. Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlichen Kandtags ent⸗ 
wirft die Finanzbehoͤrde, unter Concurrenz der geſammten Landesregierung, 
die Etats, welche. im der Regel auf ſechs Jahre einzurichten" ſind, und ‚diefe 
Entwürfe werden ‚von dem Minifterium dem heſtehenden Ausſchuß zur vor⸗ 
bereitenden Verfügung. ‚mitgetheilt, Zu dieſer Prüfung kann ‚der Tandfehaft- 
liche Ausfchuß die Mittheilung aller Notizen von dem Landesminiſterium 
verlangen, welche ‚nicht nur eine vollſtaͤndige Ueherſicht des Zuſtandes aller 
Kaſſen geben, ſondern auch die Beurtbeitung: Ber. Mittel. ‚iR Yufrlagung der 
erforderlichen Bedürfniffe erleichtern. R 

$.:113. Die formlihe Prüfung der Etats — auf: den. Lanbtagen, 
und die Ständeverfammlung berathet: ſich uͤber desen Ausfuͤhrung hinſichtlich 
der Nothwendigkeit der darin aufgeführten: Beduͤrfniſſe, uud: hinſichtlich der 
Ausführbarkeit der zu machenden Verwilligungen. Das Refultat biefer Be⸗ 
rathung wird, mit ber Anzeige der gemachten. Verwilligung, in ‚einer eigenen 
Erklärungsfcheift: der Ständiverfammlung an. den ‚Landesheren igebriccht,;, wor⸗ 
auf. von Seiten des Landesherrn entweder die, Befkätigung - Der vom Bandiag 
gefchehenen Vorfchläge erfolgt, oder eine nochmalige Dehfang: und Erorterung 
der Sache. veranlaßt wird. TB 

$. 114: ‚Sind: der Lanbdeshern — Landtag — bie, fänmtlichen 
‚für die nächfte Finanzperiode und im derſelben erforderlichen; oͤffentlichen Ab⸗ 
gaben, über deren Betrag, Art und Erhebungsweiſe einverftanden; ‘fo ‚werden 
diefe Abgaben, als von den Landftänden verwilligte und von. dem Sandesheren 
genehmigte, mittelſt landesherrlichen Patents ausgeſchrieben, um find von 
einem. Landtag zum andern als beftehend anzunehmen. 

$. 115. Auf die bei dem Landtage feftgefegten und bon. Ben Landes⸗ 
herrn genehmigten Etats iſt von den ſaͤmmtlichen treffenden Kaſſenbehoͤrden 
im Lande, ſo wie von dem landſchaftlichen Ausſchuß, der Landesregierung 
und dem Landesminiſterium, bei eigener Verteetung, auf. das ſtrengſte und 
unverbruͤchlichſte zwi halten; ; | 

$. 116. Die vorſtehenden — welche zunächt. die Deckung 
der gewoͤhnlichen Staatsbeduͤrfniſſe zum Gegenſtand haben, gelten auch von 
dem Fall, mo entweder nach eigenem Ermeſſen des Landeshern oder auf 
den Bericht eines Landescollegiums, andere als bie ſchon mit. Zuſtimmung 
der Staͤndeverſammlung beſtimmten Finanzmaqßregeln, welche auf das Sn: 
tereſſe des Landes Einfluß haben koͤnnen, ergriffen, oder andere: außerordent— 
liche Leiſtungen und Anſtrengungen der Staatsbürger erforderlich. werden ſoll⸗ 
ten. Der. Antrag dazu geht von. dem Landesherrn iunmittelbar an den 
Landtag, und erſt wenn diefer feine Einwilligung ertheilt hat, erfolgt die 
endliche Beſtaͤtigung und bie, Bekanntmachung derſelben in dem: gefeslichen 
Mege 

$.. 117. Sollten: f ich in der Zeit von, einer der geroößntichent, landſtaͤn⸗ 
diſchen Verſammlungen zu der andern ſolche außerordentliche, nicht vorher zu 
ſehen geweſene, Ereigniſſe zutragen, welche von der Landeskaſſe eine beträcht- 
liche Zahlung, auf die in dem Etat nicht, gerechnet werden Fonnte, unab— 
wendbar erfordern, oder: Anfltengungen und: Zeiftungen möglich. machen; fo 
wird in minder wichtigen und eiligen Fallen: die Zufammenkunft des. Aus: 
fchuffes, in wichtigern. Fällen, welche für. folche von der abfoluten Mehrheit 
der Deputirten bei der Circulation des von dem Ausfhuß gemachten Antrags 
erklärt werden, eine außerordentliche Verſammlung ber landjländifchen Abge— 
oröneten vom Landesheren verfügt werden. 
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G. 118, Die Legung der Landeskaffenrehnungen erfolgt jedesmal in⸗ 
nerhalb der .erften zwei Monate nad) dem Schluſſe des Rechnungsjahres. 
Die. Landesregierung nimmt hierauf. gemeinſchaftlich mit Dem landſchaftlichen 
Ausſchuß die Prüfung derſelben vor, welche die Kaſſencuratel zweckmaͤßig vhr⸗ 
zubereiten und zu erleichtern ‚hat, und dann folgt, nad) vorgangiger Juſtifi⸗ 
catur, die Decharge ded Rechnungsfuͤhrers, auf den gemeinfchaftlichen Be: 
richt der Landesregierung -und des landſchaftlichen Ausihuffes, von dem Lan⸗ 
desherrn. * | “= 

3 :8:149. : Diejenigen Diener, "welchen 'die Domainenverwaltung obliegt, 
find dafür. verantwortlich, daß die Stände in Stand gefest werden, ihren 
Verpflichtungen, binfichtlich der: Erhaltung des Domanialvermögens, Immer 
Gnüge zu leiſten. FRA: — | F 

nn Behnter Titel. 
1.27, Bon der Gtwähr bet Verfaffung. — 
7781820, An dieſem Grundgeſetz und der dadurch geſtifteten Verfaſſung 
des Herzogthums Coburg⸗-Saalfeld fol, ohne Webereinftimmung des Regen⸗ 
ten und dee’ Stände, nad) vorgaͤngiger Berathung auf einem Landtage, weder 
etwas. aufgehohen, noch hinzugefügt werden, .. Feder Staatsdiener wird. auf 
defjen genaue Beobachtung verpflichtet, und jeber Landesregent ‚wird bei; dem 
Antritt der Regierung bie Mufeechthaftung diefer Berfaffung duch eine ſchrift⸗ 
liche Urkunde bei fürftlichen Worten und Ehren verfihern; und biefe ſchrift⸗ 
liche Verſicherung noch dor der Huldigung von dem Fuͤrften in Empfang zu 
nehmen, iſt Ein aufßerordentlicher Landtag zufammen zu berufen. - NT zu 

Sm Falle einer Vormundſchaft ſchwoͤrt der Verweſer, gleich ‚bei dem 
Antritt der Regentſchaft im der deshalb zu veranſtaltenden Staͤndeverſamm⸗ 
lung, den Eid: EEE NE —— 

| „Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung und ber be: 
ſtehenden Gefege zu verwalten, die Rechte des herzoglihen Hauſes und 
die Integrität des Landes zu erhalten, und dem Ohr die Gewalt, 

— deren Ausübung mir anvertraut iſt, getreu zu übergeben.” 

Alle Staatsbürger find bei der Anfaffigmahung und bei der Huldigung 
verbunden, den Eid abzulegen: I — 
.e „Ich ſchwoͤre Treue dem Herzog, Gehotfan dem Gefege und Beöb: 
achtung ber Staatsverfaffung.” —— — J 

8. 121. Für dieſe Verfaſſung ſoll die Garantie des Bundestags nach⸗ 
geſucht werden. | Ze — 

Indem Wir die vorftehenden Beftimmungen für dad Staatsgrundgeſetz 
Unfers Herzogthums Coburg-Saalfetd hiermit erklären, ertheilen Wir. zugleich 
die Verfiherung, die darin enthaltenen Zufagen nicht nur Selbſt treulich 
zu erfüllen, fondern auch diefe Verfaſſung gegen alle Eingriffe und. Verletzun— 
gen Eräftigft zu ſchuͤtzen. — 

Zu deſſen Urkund haben Wir dieſes Verfaſſungs- und Staatsgrundge— 
ſetz eigenhändig vollzogen und mil Unſerm groͤßern herzoglichen Siegel bes 
drucken laſſen. 

So geſchehen Coburg zur Ehrenburg, den 8. Auguſt 1821, 

| (L. 8.) Ernf, 936. 

| v. Gruner Arzberger. Hohnbaum. 
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Gerzogthum Sachfen- Meiningenz feit dem 

15, Nov, 1826: Sachfen-Meiningen- Sarnen 
hauſen— Saalfeld. | 


In dem Staate des Herzogs von Meinihg en beſtanden in dem 
Jogenannten Oberlande und in dem Antheile an dem, mit: Gotha ges 
‚meinfchaftlichen, Amte Römhild keine Landſtaͤnde; denn dieſe waren tm 
Dberlande, feit feiner Trennung von: Cobärg (vgl. v. Hoffs geogra: 
phifch = ftatijtifchen Abriß der Länder des Hauſes Sachſen, Erneſtiniſcher 
Linie. Weim. 1819. 8. S. 188), eingegangen; und in Roͤmhild hielten ſich 
zum Theil die Nittergutöbefiger vor dem Sapre, 1806. zur Reichsritter⸗ 
ſchaft. Allein in dem groͤßern Theile" ‚des. Staates: in. ‚dem. Unter: 
lande, dauerten die Landftände fort; und, wurben..in, NRitterf haft 
und» Städte getheilt, von welchen jeder Theil ſechs ‚Deputirte zum 
Landtage ernannte, auf welchem die un. ‚beraten und‘ bewilligt 
wurden· 


"An die Stelle diefer, aus früherer deit forkbauernben, ſtnbiſchen Land⸗ 
tügsform trat am 4. Sept. 1824 ein neues, vom regierenden Herzoge ge⸗ 
gebenes, Grundgeſetz, das unter allen neuern Verfaſſungen mit der 
Weimarifchen die meiſte Aehnlichkeit hätte.’ Sie ae bis zu der 
Laͤndertheilung am 12. Nov. 1826. | 


a) Grundgef eb über" die landſtaͤndiſche geifafuhg dis Her⸗ 
zogthums Sachſen⸗ Coburg⸗Meiningen, v. 4. Sept: 1824. | 


Wir Bernhard, von: Gottes Gnaden Herzog zu, Sacıfen, Sütich, lebe und 
Berg, auch Engern und Weftphalen, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, 
gefürfteter, Graf zu: Henneberg, Graf zu ber. Mark und Ravensburg, Herr zu Ra⸗ 
venſtein ꝛ⁊c. 

Es iſt Uns nicht entgangen, daß die Zuſammenſetzung Unſerer bisherigen untere 
Yändifchen Landſchaft keineswegs für eine, ven Erforderniffen der Zeit entſprechende, 
vollkommene Repraͤſentation aller Stände geachtet werden konnte, und daß cs in 
vielen Fällen an genauer. Beftimmung ber landschaftlichen Rechte und Pflichten fehlte, 

Um biefen Mängeln abzuhelfen und zugläic, ‚der teutſchen Bundedacte gemäß, 
die Wohlthaten einer landſtaͤndiſchen Einrichtung auf Unfere ſaͤmmtlichen Landes: 
twzaue zu erſtrecken, haben Wir beſchloſſen, nachfolgende Beſtimmungen als 

Grundgeſetz über die landſchaftliche Verfaſſung des Herzog: 

thums Sadjen: Coburg⸗ Meiningen 


eintreten zu laffen. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. In dem Herzogthum Sachſen-Coburg-Meiningen beſteht eine landſtaͤn— 
diſche Verfaffung, welche allen Theilen deſſelben, das gemeinſchaftliche Amt Roͤm— 
hilb, unter ſachfen-gothaſcher Zuſtimmung, mit eingeſchloſſen, gemeinſchaftlich iſt. 

Drei Stände find in dem Herzogthum Sachſen-Coburg- Meiningen als 
Sanditände anerkannt: dev Stand der Nittergutsbefiger, der Stand der Bürger und 
der Stand der Bauern. 

$. 3. Diefe drei Stände bilden die Landfchaft, aus ihrer Mitte werden Abge: 
ordnete gewählt und durch diefe fanmtliche Staatsbürger vertreten. 
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. 4. Alle der Landſchaft zulommenden Rechte, Ebnnen nur von ben geſetzlich 


beſtehenden Volksvertretern in der Art und unter den Bedingungen ausgelib£ wer: 
ben „wie ſolches in gegenwärtiger Verfaſſungsurkunde feftgelent iſt. 
8.5. Die bisherige, nur auf einen Theil des Herzogthums, nämlid) das Un: 
terland, Bezug..habenkp Landſchaft, wird. als aufgeloͤſet betrachtet, ſobald dieſes 
Grundgeſetz verkuͤndigt iſt.. 2. EI . 

8.6. Die ältere Iandfchaftliche Verfaffung und das, auf vieljährige Obfervanz 
gegründete, Verfahren: bet: derſelben, ‚behält aber. in den, Fällen, :in ‚welchen: dieſes 
Grundgeſetz ee giebt, fo Lange ſubſidiariſche Gultigkeit, bis eine Abaͤn⸗ 
derung geſetzlich ſeyn wir we 
: —8 — eee ſhe 7, 

Rechte des Regenten, in Bezug auf die landſtaͤndiſche Verfaſſung. 

Z. 7. Der Regent beruft und eroͤffnet den Landtag. Ohne des Regenten aus: 
druͤckliche Genehmigung koͤnnen bie: Landſtaͤnde ſich nie zu einem Landtag vereinigen. 
Br Die Eröffnung ıdes Landtags Tann der Regent durch einen hierzu bevoll- 
mächtiaten Commiſſarius bewerkftelligen laffen, © . 

$. 9. Der Regent ſchließt den Landtag und vertagt denſelben. 

J. 10. Der Schluß des Landtags wird durch 'einen Landtagsabſchied bewirkt; 
bie Vertagung gefthidhet, nach dem Ermeflen des Negenten;? ober aufı Anfrag des 
Landtags ſelbſt. Ohne landesherrliche Genehmigung darf der Landtag nicht gusein⸗ 
ee ea u 
Die Verkäging erfölgt duch ein, an die, geſammte, Landſchaft gerichtekes, vbom 
Negenten, nach vorgängiger Gontrafignatur feines’ geheimen Miniſteriums, vollzo— 
genes Nefeript,. Nach deſſen Eingang ‚find alle" weitere. Verhandlungen des Landz 
© 10H. URAOIERUAN ge ee en ER RE ge MER: 

78,1, Kus jedem der drei Landflänse, naͤmlich “aus den Rittergutsbeſitzern, 
aus den Bürgern ‚und aus ben Bauen, ernennt dev Regent einen Abgeordneten. zum 
Landtag. Derjenige, weicher vom Regenten ‘Hierzu aus dem Stande der Ritter: 
gutsbefitzer ecwählt wird‘, iſt Laͤndmarſchall und verliert dieſe Stelle ‚nur. dann, 
wenn zwei Drittel der geſammten Landſchaft bein Regenten darauf antragen, and 
ihren Antvag mit triftigen Gründen unterflügen : > u - — 
8. 12. Die: Wahlen der landfchaftlichen Vorſtands- und Ausſchußmitglieder, 
fo wie. bie: der. ſonſtigen landſchaftlichen Boamten, beduͤrfen der landesherrlichen Ber 
ſtaͤtigung; dieſe Beſtaͤtigung wird jedoch nur unter Anführung der Gründe verſagt. 
13. BE den dandſchaftlicheür Sitzungen koͤnnen vom Landesherrn ein bis zwei 
Commiſſarien abgeordnet werden, “bie in benfelben Antheil an den Deliberationen 
nehmen, aberkein wirkliches Stimmrecht, und ſich, während der Abſtimmung, zu 


entfernen haben. «245 J 
aim Drätter Abſchniett none 
| ET, Rechte der Lanbflände, 25 aunl co 

‚8. 14. Es ſtehen den Landſtaͤnden zur Ausübung durch ihre Vertreter ($. 4) 

folgende Rechte zu: — ER — 

1) das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten und den von Ihm dazu 
beauftragten Behörden, die Staatsbedürfniffe, foweit diefelben aus landſchaft— 
lichen Kaffen und aus dem Vermögen der Staatsbuͤrger zu beftreiten, find, 
zu prüfen, und die zu ihrer Deckung erforderlichen Einnahmen und Ausgas 
ben feitzufesen (Beftimmung des Etats); Ba 0, 

2) das Net, über jede Befteuerung und andere Belaftung der Staatsbürger, 
fo wie über jede allgemeine Anordnung, welche darauf Einfluß haben mödhte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu werden, dergeftalt, daß ohne der 
Landftände ausdrückliche Verwilligung weder Steuern, oder andere Abgaben 
und Leiftungen im Lande ausgefchrieben und erhoben, noch Anleihen auf die 
Landfchaftlichen Kaffen und das Vermögen dev Staatsbürger gemacht, noch 
fonft Finanzmaaßregeln ergriffen werden dürfen, welche das Landescigenthum 
und das Bermögen der Staatsbürger in Anfpruch nehmen; 

8) das Recht, alle Einnahmen an Steuern und allen ſonſtigen von ihnen ver— 
willigten Abgaben in einer eigenen Kaſſe zu verwalten und nur zu den im 
Etat angegebenen beſtimmten Zwecken verwenden zu laſſen; 

4) das Recht, darüber zu wachen, daß die Subſtanz des Kammervermoͤgens 
erhalten werde; 

5) das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über Mängel und Mifbräuche in 
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> — und in ber Staatöverwaltung, mit Boifälägen au deren 

elungz. . - 

6) das Recht, bei. dem Fuͤrſten Veſchwerde und Klage zu: erheben geien. die 
geheimen Räthe und gegen bie andern Staatsdiener und Staatöbehörden, 
über” derfelben Willkühr ‚und über: deren Eingriffe in: die -gefegliche Freiheit, 
die Ehre und das Gigenthum der Staatsbürger, fo wie über Verlegung der 
landſchaftlichen Verfaffung; ' 
das: Recht, an der Gefesgebung in der Art Theil‘ zu nehmen, daß neue Ge- 
ſetze, welche: ‚entweder die Landesverfaſſung betreffen, oder: bie perfönliche 
Seeiheit, die Sicherheit und das Eigenthum der’ Stadtsbürger im ganzen 
Lande, oder in feinen einzelnen. .Ziheilen, zum. Öegenftande haben, ohne ihren, 
der Landftände, vorherigen. Beirath nicht exlaffen werben. Lürfenz - --. 

8) das Recht, fid) durch einen andſchaftlichen Vorſtand ($. 72.) permanent ver⸗ 
“treten "zu laſfen, einen‘; weiteren Ausſchuß (9. 7%),. einen’ landſchaftlichen 
Syndicus oder Secretair ($- 87.) und einen landſchaftlichen Kaſſirer ($. 88.) 

zu waͤhlen, welche die — be von: FMAR —— 
sum andern zu beforgen haben. 


3 er Vierter Abſchaitt. | 
| Any und- Mahl dev Volksvertreter aus ben dest Landſtaͤnden 


g. 15. Kür das geſammte Herzogthum werden 21 Abgeordnete als Volksver⸗ 
treter — * ſieben von, dem Stande der Rittergutsbeſitzer, ſieben aus dem Stande 
der Buͤrger, und ſteben aus dem Stande ber Bauern, alles mit Eiaſchluß derer, 
die der Regent zu erwählen hat ($: 11.) 

8. 16. Aus dem Stande der Kittergutsbefiger werben zwei; aus dern Stande 
nn Bürger. und. Bauern aber für jeden Abgeordneten auch ein Stellvertreter ge 
wählt. | 

Allgemeine Bekimmungen' über die. Wahl der Abgeordneten 


$.:17. Jeder Wähler muß das 25fte: Lebensjahr erreicht haben, feinen Willen 
feibftftändig ‚erklären. koͤnnen, fih zur chriſtlichen Religion befennen und in unbes 
ſcholtenem Rufe ſtehen, auch nicht in einem ſelbſtverſchuldeten Concurſe befangen ſeyn. 
$. 18, Die Wahlen: geſchehen nach abſoluter Stimmenmehrheit der Waͤhler, 
und zu einer guͤltigen Wahl muͤſſen zwei Drittel derſelben verſammelt geweſen ſeyn 
und geſtimmt haben. 
$. 19. Staats- und Hoſdiener ſind von den Wahlen nicht. ausgeſchloſſen, ſon⸗ 
bern wählen in dem Stande, in welchem fie, nad) ihren finatsbürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen, eingereiht find. Sie bedürfen‘ aber. zur. Annahme des Amtes eines landſchaft⸗ 
lichen Abgeordneten die ausdruͤckliche Erlaubniß des Landesherrn. 
Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der Rittergutsbeſitzer. 
8.20. Das Wahlrecht zur Beitimmung der ‚ritterfchaftlichen Landesabgeord: 
neten ſteht dermalen wu den —— folgender Guͤter: 


Ne 


— 


Allendorf, ' Kasberg, 
Almerswind, Kaͤtzerode, 
Bauerbach, —— | zu Melkers, 
Behlrieth, Ei Metitefche Lehnſchaft, 
Berkach, Tai Niederſchmalkalden, 
Bibra, Nordheim, 
Craimer, Oberellen, 
Dictlas, | Oberkatz, 
Ehnes, Oberrohn, 
Ginnddhaufen, WRabelsgrube, 
Ellingshauſen, | Rippershaufen, 
Trauenbreitungen,  Möhrigshof, 
Sriedelshaufen, Rofa, 
Geba, Rofdorf (v. Wechmar), 
Gleicherwieſen, Roßdorf (v. Geyſo), 
Gleimershauſen, Rupprechtshain, 
Grumbach, Salzungen (v. Buttlar), 
Harles, Salzungen (v. Reckrodt ad dies vitae), 
Haſelbach, Stepfershauſen, 
Huͤttenſteinach (Gammerwerk), Steinach (Hammerwerk), 


Juͤchſen, Sinnershauſen, 
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Schwallungen, | Wenigenfchiweine, | 

Sorge, er u '- Wernshaufen und Zodenwarth, 
Eräbeß, 7: nn’ Weiſſenbrun, wegen der Lehnfhaft zu 
Unterlind, iur no. | | ' Mengerögereuth, -- Se 
Walldorf. (v. Bibra),. : Wildenheid,-. tvegen der Lehnſchaft zu 
Walldorf: (v. Diemar), | Schwaͤrzdorf, — 
Welkershauſen, Wildprechtrode. — 


t Dieſes Wahlrecht kann der Regent kuͤnftig auch andern dazu geeigneten Guͤtern 
ertheilen. * we = — ae 
—8. 21. Jedes“ Gut hat bei den Wahlen Ein Stimmrecht; daher muͤſſen ‚die 
Befiser : eines: derheinfchaftlichen Guts ſich über ihre Abftimmung vereinigen, umd 
wo eine ſolche Bereinigung nicht zu ‚Stande kommt, da gift die Abſtimmung des 
Zeitelten bee Beſißger. —3373 —— 
822. Die Verhandlung geſchieht In der Reſidenz unter. ber Leitung "eines 
hierzu vom Lauͤndesheren zit bevoilmäctigenden Rittergutsbefigers, und fämmeliche 
Wähler haben fih"cheweder perfönlich einzufinden, oder ihre ;Vota verficgelt einzu: 
fenden, oder auch ihre Abftimmung: durch einen. Bevollmächtigten, der ſich mit. einer 
Specialinftruction zu, legitimiven hat, abgeben zu laſſen. | 


LI CIE P 3 


RN, ver Abgeordneten aus dem Stände ber Bürger... . 
8.23, Die Reſiden ſtadt Meiningen wählt. einen Abgcordueten, einen die Land: 
ftabt Salzungen, einen die Landſtadt Wafungen, einen ‚die Landſtadt Roͤmhild, einen 
die Landftadt‘ Sonneberg, einen die dahdſtadt Sialkau. , „ | | 

8. 24: Die Wahlhandlung geſchicht unter der Leitung eines herzoglichen Com: 
miffarit, und, es find: nur diejenigen zur. Wahl berechtigt, ‚die, außer den $. 17, 
bedungenen allgerheinen Erforderniffen, das Bürgerreät in der Stadt befisen und 
‘ausüben. Wie, werden im Ganzen, ober in ſchicklichen Abtheilungen, . zum Abgeben 
ihrer Wahlſtimmen vorgelaben. a — 
8 25.8Waͤhlbar iſt nur derjenige ünter den Wählern, der ein beſteuertes Be— 
ſizthum hat, oder ein beſteuertes Gewerbe treibt, und ein unabhängiges Einkommen 
bon wenigftens 300 fl. rhein. jährlid genicht. — 

Waͤhl der Abgeordneten aus dem Stande der Bauern. 

.. 8. 26.Im Stande ber. Bauern find diejenigen zur Wahl berechtigt, welche 
zu einer Landgemeinde gehören, ein: Haus, oder. wenigftens ſechs Acer Grundeigen: 
thüm befisen, und nicht. [yon -mitftimmten.bei der Wahl dev landſchaftlichen Abge— 


ordneten aus einem der zwei höhern Stände. a a ers a 
— 27. Zur Erleichterung der Wahl im dritten Stande werden drei Wahlbezirke 
gebi det: Et tele ae © : 
der edſte Bezirk begreift, die ſaͤmmtlichen Amts- und Patrimonialgerichtsort— 
ſſchaften der Aemter Meiningen, Maßfeld und Roͤmhild; Bee 
der zweite Wahlbezirk faßt ſaͤmmtliche Ortſchaften der Aemter Waſungen 
und Sand, Frauenbreitungen, Salzungen und Altenſtein in ſich 
‚der. dritte Wahlbezirk beſteht aus den Ortſchaften der drei Aemter des 
Oberlandes: Sonneberg, Schaikau und Neuhaus. - 3.07. 
‚8. 28. Aus jedem diefer Bezirke find zwei landſchaftliche Abgeordnete und zwei 
Stellvertreter zu wählen. —— | | ae Peg a 
$. 29. Zu dem Ende wählt jeder Ort, der bis.50 Häufer zählt, einen. Wahl: 
mann, jeder. Ort von mehr als 50 Häufern aber zwei. 
Einzeln gelegene Häufer werden zu dem Dorfe gezählt, in welches bie Ber 
wohner derfelben zur Kirche gehen. | re 
$. 30.. Die Wahl der Wahlmänner gefchicht, unter der Leitung des Orts: 
geiftlihen und des Schultheißen, in. der Art, daß jeder fimmfähige Einwohner des 
Orts ($8. 17. und, 26.) die von ihm getroffene Wahl auf einen Zettel ſchreibt und 
folden, in Gegenwart des Ortsgeiftlichen, des Säultheißen und wenigftens noch 
dreier Gemeindemitglieder, in ein dazu beftimmtes verſchloſſenes Gefäß legt. 
$. 31. Der Ortsgeiftliche ninımt, ‚wenn alle Zettel eingelegt worden find, fie 
einzeln wieder heraus und. verlicft laut die darauf befindlichen Namen, melde von 
dem Gemeindeſchreiber und noch einem Gemeindöglivde zu Papier gebracht werben. 
$. 32, Sollte bei der erften Wahl: fich nicht glei) eine abfolute Stimmen: 
mehrheit für die zu wählenden Wahlmänner gezeigt haben; fo ift unter-benen, welche 
die mehrften Stimmen erhielten, die Wahl auf die vorbefchriebene Weife fo lange 
fortzuſetzen, bis mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen gleich find. Theilen 
fi die Stimmen gerade in Hälften; fo entfcheidet das Loos. 
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8. 33. Nach aefchchener Ernennung der Wahlmänner haben ſich dieſelben an 
einem Tage, welchen für die erſte Wahl: eine zu diefem Geſchaͤft ernannte Organi: 
fationscommiffion -beftimmen und, nebſt dem Orte der weiteren Wahlverhandlungen 
in jedem Bezirke, durch. die-Unterobrigkeiten befannt machen laffen wird, vor einer 
Commiſſion, die aus einem Beamten ,.einem Geiftlichen, ober. ſonſtigen dazu geeig: 
neten Bewohner des Wahlbezirks und. aus einem Protocollführer, nach den Beſtim⸗ 
mungen erfigedbachter Drganifationscommiffion, beftehen fol, zu verfammeln. 
88. Diefe Wahleommifjion hat ſich weder durch Vorſchlaͤge, noch auf irgend 
eine Weife in die Wahl’einzüumifchen, fondern ihr Gefchäft befteht nur darin, den 
erfchienenen Wahlmännern. die. Beranlaffung ihres Erſcheinens nochmals vorzuhalten, 
und ſolche mit den Eigenſchaften, wodurch ſich jemand. zu einem -Bolläpprtreter"eige 
net, .belannt In: MAen. 

Sit diefes geſchehen; fo muß die weitere Berathung über die Wahl den Wahl: 

aͤnnern allein überlaffen bleiben,. jedoch xinige Zeit darauf, ‚und. jedenfalls noch an 
emjelben Tage, laͤßt die Commiſſion jeden. Wahlmann cinzeln vor ſich kommen und 
ſkagt ihn, wen er, feine Stimme geben, wolle, nimmt die Angahe zu Protocoll und 
berichtet den Erfolg, der Wahlhandlung, mit Einfendung der: dabei ergangenen Acten, 
an die ernannte DOrganilatiönscommilfion..s., .. 
$. 35., ‚Bei. Stimmengleiähheit enticheidet, auch „hier. dad Lods.. v. . «2 | 
.. 8.86. Jeder Wahlmank iſt verpflichtet, an dem, ihm- bekannt gemachten Orte 
unbzti der beftimmfem Zeit dor der zur Aufnahme der, Wahlſtimme verordneten 
Eontmiffion' zw erſcheinen und "muß, "wenn ihm dieſes unntöglich wäre;. die Verhins 
derungsgründe, von dem Schultheißen und dem Ortsgeiſtlichen ‚Befcheinigt, der Com⸗ 
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miffton vorlegen Aaffen. ne — ey 
= %. 37. Kommen, nicht wenigſtens zwei Drittel der Wahlmaͤnner eines Wahl: 
bezivkö ‚zufammen, und müßte ſonach ein anderer Wadltag. anberaumet werden; fo 
fallen die hierdurch verurſacht werdenden Koften auf die Wahlmänner,: welche, ohne 
triftige und beſcheinigte Verhinderungsgründe,. bei dem zuerſt anberaumten Wahl: 
tage fehlten... N 200, In — le ee 
8.38 Die hier bei der Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der Bauern 

gegebenen fpeciellen Beftimmungen follen, in- analogen Faͤllen, auch bei den Wahl: 
bandlungen in den "andeen Ständen Anwendung finden. EU ce 
„358, 39H Ale Landtagsabgeordnete werden nur auf ſechs Jahre gewählt; nach 
Verlauf der 'erften fechs Sahre kann dev Landmarſchall, in Uebereinftimmung des 
Regenten mit der Landfchaft,-auf Lebenszeit ernannt werden. In dieſem Falle wird, 
bei einer neuen Wahl der landſchaftlichen Abgeordneten, der Regent Eeinen aus dem 
Stande: der Rittergutsbefiser erwählen (SL) 

$. 40. Sollte ein Abgeordneter während der ſechs Jahre, auf die er gewählt 
ift, abgehen ‚welches durch den Zod, durch: Freiwilliges’ Austriten, oder durch Ver: 
luft der zu einem, landfchaftlichen Abgeordneten: gefeglich gehörenden‘ Eigenfchaften 
geschehen: kann; - fo tritt ein Stellvertreter fuͤr ihn ein. Fehlt audy dieſer; fo muß 
auf die noch übrige Beit:der ſechs Jahre eine neue Wahl angeoronet werden. Diefe 
kann bei den Nittergutsbefisern, in einem folchen Fall, aud) durch Einfendung ver: 
fiegelter Wahlzettel an den landſchaftlichen Vorftand gefchehen. — 
TA Nah: Jeder Wahl: darf der: Gewählte das ihm angetragene Amt aus⸗ 
fchlagen, weil man vörausfegen muß, daß Niemand, ohne die allerwichtigften Gründe, 
ſich einem fo ehrenvollen Amte entziehen werde: ' — nn 

5. 42. Die oberfte Leitüng fämmtlicher Wahlen wird fürs Erſte einer befon- 
deren‘ Organifationscommiffion übertragen; bei fpäferhin nothwendig werbenden 
Wahlen beforgt diefe Geſchaͤfte der landfchaftliche- Vorſtand. 2 
8. 48. Demnach werden ſaͤmmtliche Wahlprotocolle von den Wahlverfamm: 
lungen in den drei Staͤnden das erſte Mal der Organiſationscommiſſion, kuͤnftig 
ober dem landſchaftlichen Vorſtande übergeben, daſelbſt gepruͤft und mit Bericht dem 
Regenten zur Beſtaͤtigung vorgelegt. Yan u a | 

$. 44. ind die Wahlen gültig und genehmigt; fo erfolgt, das erſte Mal 
duch die Organifationscommilfion,- fernerhin aber duch den landſchaftlichen Vor: 
ftand, die Einberufung zum Landtag. | 

8.45, SIſt die Wahl von der unterfuchenden Behörde für ungültig befunden 
worden; fo trägt dieſe bei dem Fürften,: mit Darftellung der Gründe, auf Vernich— 
tung derfelben nm. — — 

8. 46. Jede Wahl eines Wahlmannes, oder eines Abgeordneten, welche den 
gefeglichen Beftimmungen über die Kähigkeit zu ciner folchen Stelle nicht entfpricht, 
ift ungültig. En : a: 


rt 
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8. 47. unguͤltig, mir Vorbehalt der Beftrafung des: Habei vorgekommenen Vers 
brechens, iſt ferner jebe Wahl, welche durch Geld oder Geldeswerth erwirkt worden 
ift, ingleichen jede Wahl, von welcher ſich erweifen läßt, daß ſie zufolge gemachter 
Berfprehungen von Gunft oder Vortheil irgend einer Urt, oder zufolge geſchehener 
Bebrohungen mit Nachtheil irgend einer Art, erfolgt J Si ee * 
Pe Fünfter Abſchniit. | 
Der Landtag 


6548. Die Verfammlung ber auf verfaffungsmäßige Weiſe erwählten land⸗ 
ſchaftlichen Abgeordrieten bildet den Landtag. ' oe —— ee 
5.49, Die Landtage theilen ſich in ordentliche und außerordentliche. Zu einem 
orbentlichen Landtage wetden die landfchaftlichen Abgeordneten von drei zu drei Jah— 
ren, zu einem außerordentlichen Landtage ‚aber fo oft zufammen berufen, als es 
nad) dem Ermeffen des Regenten nothwendig ift. 
$. 50. In der Regel wird der Landtag in der Refidenzftabt gehalten, und die 
landſchaftlichen Sigungen finden in dem daſelbſt befindlichen landſchaftlichen Ger 
bäude Statt. | 
$. 51. Die, in Folge erhaltener Einberufungsfchreiben, an dem darin beſtimm⸗ 
ten Zage fih verfammelnden landſchaftlichen Abgeordneten haben fi, gleich nad 
ihrer Ankunft in der Reſidenz, bei demjenigen anzumelden, welder die Einberue 
fungsfhreiben unterzeichnet hat, und ber die deöfallfige weitere Anzeige bei dem 
Regenten beforgt. 
$. 52, Das Landfchaftliche Directorium befteht aus dem Landmarfchall, welcher 
Präfident in den landſchaftlichen Verfammlungen ift, und aus zwei Iandfchaftlichen 
Vorſtehern, die vom Landtag nad) Stimmenmehrheit aus ſaͤmmtlichen landſchaftli— 
chen Abgeordneten zu wählen und dem Negenten zur Beftätigung vorzuſtellen find. 
Derjenige, welcher bei der Vorftcherwahl die meiften Stimmen erhalten hat, wird 
erfter — und der, der Stimmenzahl nah, auf ihn Folgende, zweiter Vorſteher 
genannt. —— 
$. 53. Dieſe landſchaftlichen Vorſteher haben ben Landmarſchall in allen feinen 
Functionen zu unterflügen und fie proviforifch ganz zu übernehmen, wenn bie Stelle 
des Landmarfchalls erledigt ift. 
$. 54. Obwohl die Volksvertreter im diefer Eigenſchaft fich alle gleich find; 
jo beobachten fie doch unter einander folgende Sitzordnung: 
1) der Landmarfhall, als Präfident der Verfammlung 5 
2) zu deſſen Rechten der erfte, zu deffen Linken der zweite Vorſteher; 
3) auf beiden Seiten der Vorfteher die Abgeordneten der ritterfchaftlichen Guts« 
beſitzer; an dieſe fchließen fih an . E 2 
4) die der Städte, oder des Bürgerflandes, und 
5) die Abgeordneten aus dem Stande der Bauern. | 
Die Sigordnung der Abgeordneten jeden Standes unter fih wird durch das 
2008 beftimmt. a. 
$. 55. "Der Landſchaftsſyndicus, deſſen Hauptfächlichfte Beftimmung die Kühe 
rung de3 Protocolls ‚bei den Landtagsfisungen ift, nimmt einen Pla ein, von 
1 aus er fämmtliche Abgeorbnete fehen und ihre Aeußerung deutlich verneh⸗ 
men kann. RE 
- 8. 56. Der Landtag iſt nur dann als gehörig conftituirt zu betrachten, wenn 
wenigftens zwei Drittel der Abgeordneten verfammelt find. Ein Beſchluß, welcher 
in Gegenwart von weniger als vierzehn Abgeordneten gefaßt wird, ift ungültig. 
$. 57. Die Tagesordnung für die Sisungen des Landtags beftimmt der Lands 
marfchall, zu deſſen Obliegenheiten während des Landtages ferner noch gehört, die 
vorliegenden Berathungsgegenftände. dem Landtag im Allgemeinen bekannt zu mas 
hen, Referenten für die einzelnen Sachen zu beflimmen, wo es nöthig ift, Be 
richtscommiſſionen zu bilden, und überhaupt alles dasjenige zu thün, was ein Col⸗ 
Iegialpräfident zu beforgen hat. | iR e u 
“2. 58. Menn ein Abgeorbneter irgend einen Antrag stellen und darüber einen 
ausführlichen mündlichen Vortrag beim Landtage halten will; fo ift derjelbe verbuns 
——— dem Landmarſchall anzuzeigen, welcher ihm dann die Zeit dazu beſtim⸗ 
men wirb.. DL % 
$. 99. Iſt ein Gegenftand zum Vortrag gelangt und wird. zur Berathung über 
denſelben geſchritten; dann kann jeder Abgeordnete das Wort verlangen und darf 
nicht unterbrochen werden, es ſey denn, daß der Redner ſich von dem Berathöge— 


! 
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genſtande zu ſehr entfeune, ober bie Grenze: der -Nebefreiheit uͤberſchreite; fi: wels 
Den Del der Praͤſident der Berfammlung verpflichtet. ift, ihn zun Ordnung zu 
IEEWEHEN, Fe on ee ee —— a a 

1206; 00» ‚Neue Anträge und Abhandlungen uͤber Gegenſtaͤnde, welche vor den 
Landtäg Hehören, Tann ‘jeder; Abgeordnete auch fehriftlich, einveichem Sie werden 


dem Divectorio übergeben, in bie Regiftyande eingetragen, und kommen, wie bi 
andern ſchriftlichen Eingaben,’ zum. Vortrag: 5 get —* wie dee 
61. Jeder Abgeordnete, von welchem Stande und von welchem Bezirke er 
auch fen, üt Vertreter aller. Staatsbürger, und. hat, außer ben. Geſehen, keine an— 
2 en aan, als. feine Ueberzeugung und fein Gewiſſen. Hier⸗ 
— ne hat befondere Pflichten gegen diejenigen, welche ihn ges 
- D alle Vorfhrifteh, wodurch die Stimmfreiheit eines Abgeordneten auf irgend 
, eine Weife befchränkt werden folk, find gejesiwidrig und unguͤlli; *7 
3) Uebernimmt ein Abgestöneter von feinen Mitbürgern Aufträge zu Vorſtellun⸗ 
gen und Bitten beim Landtage, als wozu er allerdings berechtigt und ver- 
‚bunden iſt; fo verſteht flch diefes. unbeſchadet feiner Meinung und feiner 
Abſtimmung. — —— en 
8 62. Alle Abgeordnete haben‘ auf dem. Landtage gleiches‘ Stimmrecht ohne 
Unterfchied des Standes und des .perföntichen Ranges, — 
8 63. Die Abſtimmung über einen Berathungsgegenſtand erfolgt, wenn der 
Landmarſchall die Discuſſion uͤber denſelben fuͤr erſchoͤpft erachtet, und geht der 
Reihe nach, entweder von unten nach oben, oder umgekehrt, je nachdem der Lands 
marſchall die Abgeordneten dazu auffordert, welche dann auf die. geftellten Fragen 
nur mit Ja, oder mit Nein, ohne weitern Beifa zu antworten haben, "Der Land: 
marſchall giebt feine Stimme jedesmal. zulegtz fie gilt jedoch nicht. mehr, als bie 
eines. jeden Abgeordneten, Daher, ift bei Gleichheit der Stimmen’ die Sache in der 
naͤchſten Sitzung nochmals” zur Abſtimmung zu bringen und — tritt bier wieder 
Flinmpngleichheit ein — die Entſcheidung dem Landesheren anheim zu ftellen, 
8.64 Halten ſich die Abgeordneten eines Standes ober eines befondern Kane 
destheild durch einen Landtagsbeſchluß in ihren Rechten verlegt, oder übermäßig bes 
ſchwert, und, find,diefelben, Hierüber einftimmig; fo Hält ihre desfalls zu Protpcoll 
zu gebende Proteffätion die‘ Volziehung des Landtagsbefhluffes To Lange auf, bis 
der Regent darüber entfchieden hat. F 
$. 65. Der Landesherr laͤßt dem Landtag feine Anträge in Reſcripten zugehen, 
und. die. von dem. Landtgge darauf gefaßten, Beichlüffe werden in Schtiften überges 
ben, welche überfchrteben find : Fr, 9 
„Unterthaͤnigſte — und mit dem Collectivnamen: „die ge⸗ 
treuen Staͤnde“ vom Landmarſchall unterzeichnet werben. 

8. 66. Verſagt der. Kürft einem Geſetzvorſchiag der Ihm vom Landtage vor: 
gelegt worden, die Genehmigung, weldjes derſelbe ohne Angabe der Gründe zu thun 
berechtigt ifts fo darf. ber Landtag feinen Vorſchlag wiederhohlen. 3 
Glaubt ber Landtag. einem vom Regenten an denſelben gelangten Gefesvorfchlag, 
im Ganzen oder im Einzelnen, feine Zuſtimmung verfagen zu müffenz fo ift er 
verbunden, feine Gründe dagegen beſtimmt und" ausführlich anzugeben. 

$. 67. Der. Landtag communicirt mit den ‚obiren ‚Landesbehörden durch An: 

Schreiben, tritt "aber nie in unmittelbare Sefhäftsverbindung mit den Aemtern und 
fonftigen. unterm Behörden des Landes, -ı - 
868. ‚Niemand kann wegen feiner Aeußerungen in der ftändifchen Verfamm: 
lung verantwortlich gemacht werden. Es verſteht ſich, daß dabei Erine den Anftayd 
verlegende Neben vorkommen dürfen, und daß Verunglimpfung der höchften Perfon 
des Landesfürften,. oder. eine Beleidigung der Staatsbehörden, oder auch Einzelner, 
bier wie allerwärts,, verboten und nad) den Geſetzen ftrafbar ift. 

8. 69, Die Iandftändifhen Abgeordneten, mit Einfchluß des Landmarfchalls 
und der landſchaftlichen Vorfteher, genießen ſowohl in ihrer Gefammtheit, ald eine 
zeln, völlige Umvexlelichkeit. der: Perfon, vom Anfang des Landtags bis acht Tage 
nach dem Schluſſe deſſelben. Nur mit Einwilligung bes Landtags kann in dringen» 
den Fällen auf‘ dem: Wege’ Nechtens gegen- fie verfahren werden. SE 

$. 70. Alle Abgeorbnete, auc die Mitglieder des Vorſtandes und der Land: 
ſchaftsſyndicus, beziehen für die Zeit ihres Aufenthalts beim Landtage, vom Zage 
des Eintreffens an bis zu und mit dem Tage nach dem Schluſſe deffelben, eine nach 
den verſchiedenen Ständen noch zu’ regulirende tägliche Auslöfung, ingleichen für 
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jede Meile ihres jinlaͤndiſchen Wohnorts ober. Gutes von der; Reſidenz eine verhaͤlt⸗ 
km: ——— für Reiſe- und: Zehrungskoſten aus der landſchaftlichen „Kaffe: 

. 71. Ohne vom Landmarſchall Urlaub. erhalten zu: haben, darf ſich kein Ab⸗ 
geordneter vom Landtag entfernen, und ſaͤmmtliche Abgeordnete find verpflichtet, bei⸗ 
ſammen zu bleiben, ‚big ber Landesherr fie entlaͤßt. J 


et Scheer 
Rechte und Wirkungsfreis der Iandfchaftlihen Abtheilungen und landſchaft⸗ 
a et lihen Beamten. Ze 


$. 72. Der landſchaftliche Vorftand befteht aus dem Landmarſchall, den zwei 
landſchaftlichen Vorftehern und aus dem Landfcjaftsfyndicus. 
‚ Erfterer, fo. wie wenigftens einer ber landſchaftlichen Vorfteher und der Lands 
ſchaftsſyndicus, müffen in der Kefidenz wohnen. 
. 73. As Hauptrechte und Berbindlichkeiten des Vorſtandes find folgende 
nzufehen: "0000 | 
ne on ein. Landtag bevorftcht Hat der Vorftand alles fo vorzubereiten, daß 
der Landtag jedesmal fogleich mit feiner Eröffnung in volle Thaͤtigkeit gefent 
werben fann. Zu biefem Zwecke follen dem Vorſtande, hinlängliche Zeit vor 

Eröffnung des Landtags, die nöthigen Mittheilungen gemacht werden; auch 

fteht es demfelben frei, in Anfehung der ihm erforderlichen Nachrichten und 

Auffhlüffe, fih unmittelbar an die oberften. Landesbehörden zu wenden. 

Außer den Landtagen ift die Landfhuft fortwährend durd ihren Vorftand zu 

vertreten und aus biefem Grunde iſt derfelbe verbunden: 

a) auf die einftweilige Befegung. folher landſchaftlichen Stellen Ruͤckſicht zu 

nehmen, welche dis zum naͤchſten Landtag nicht unbefegt bleiben fönnen; 

b) beftändig. den Faden aller landſchaftlichen Gefhäfte zu behalten und dar: 
über ‘zu wachen, daß nichts gegen die Verfaffung geſchehe, wohl aber alle 
von dem Fuͤrſten in Nebereinftimmung mit der Landſchaft getroffenen Une 
ordnungen zur Ausführung kommen; 

c) daferne ihm ein, das allgemeine Befte- betreffender, Gegenftand fo hrine 
gend ſcheint, daß folder nicht. bis zum naͤchſten Landtage auszufegen feyn 

. möchte, davon fofort bei dem Regenten Anzeige zu thun; 

d) wenn fi die Anordnung eines ‚außerordentlichen Landtages nothwendig 
machen ſollte, mit vollffändiger. Aufführung aller Gründe, darauf auzu⸗ 
tragen. en 

Die Auffiht über "das Steuerweſen in Goncurrenz mit der Landesregierung, : 

welche dahin beſtimmt wird, daß der Vorftand nicht zu eigenen Berfügungen 

in Steuerſachen berechtigt ift, fondern daß er feine besfallfigen Anfichten 
und Borfihläge durch ben Landmarſchall an die Landesregierung gelangen 
laßt, und daß dieſe bei Srrungen und. jonftigen Anftänden im Steuerwefen 


2 


— 


3 


N 


dad Gutachten des Vorftandes einhohlen wird;. 
4) die Euratel über die Landfchafttiche Kaffenverwaltung z 
5) bie erſte Entwerfung des Iandfchaftlichen Kaffenetats, der fodann vom Vor⸗ 
ftande dem Landesfürften zur Prüfung und einftmweiligen Genehinigung vor⸗ 
zulegen ift, nad) welcher vorläufigen „Genehmigung des Etats diefer vom 
a Sürften unmittelbar an ben Landtag geht, damit berfelbe fomwohl über den 
Etat an fi), als auch über die Mittel, die erforderlichen Bebürfniffe auf: 
zubringen, berathe und befchließe; % 
auf richtige Einhaltung der von dem Landtage feftgefegten und von bem 
Vuͤrſten genehmigten Kaffenetats, während der Rechnungsjahre, auf daß ftrengite 
und unverbruͤchlichſte zu halten, 
$. 74. Die Durchſicht, Prüfung und Abnahme ber Tandfchaftlihen Haupt⸗ 
und Nebenrechnungen geſchieht jährlidy von einem durch ben Landtag zu wählenden 
— und in Beiſeyn eines vom Regenten zu ernennenden Rechnungsver⸗ 
ndigen. | 
Der hierzu befonders beftimmte Landfchaftliche Ausſchuß ſoll, außer ben Mitgliee 
dern des landſchaftlichen Worftandes, noch aus ſechs Abgeordneten beftehen, zwei 


vom Stande der rit aftlichen Gutöbefiger, zwei vom Stande der Bürger, und 
zwei vom: Stande ber Bauern. | 


5.75. Der Ausſchuß wird, wenn alles zur Rechnungsahlage vorbereitet ift, 
durch den Tandfchaftlichen Vorſtand einberufen und dieſes dem Regenten berichtlich 
angepeigt. - ... nen 
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: 876; An den zur Rechnungsablage verfammelten Ausfhuß Tann ber Vor- 
ftand, nach Beendigung diefes Gefchäfts, ‚auch noch andere Berathungsgegenftände 
gelangen Laffen, vornehmlich ſolche, die nicht eigentlich zu des Vorſtands &ompetenz 
gehören. .und, doch nicht wohl bis zum nächften Landtage ausgeſetzt bleiben dürfen; 
doch darf der Ausfhuß, nachdem die Nedinungsabnahme und Juſtificatur ‚vollendet 
ift, ohne landesherrliche Genehmigung nicht ‚uber, drei Tage beifammen bleiben. 

8. 77. Die Sisungen des landfchaftlichen Vorſtands beftimmt der Landmars 
Thal; monatlich fol aber mwenigftens cine gehalten werden. Un Wi. N 2h- 

$. 78. Alle an die Landfchaft, an den Vorſtand, oder an den Tandfchaftlichen 
Ausfhuß gerichtete, Neferipte und fonjtige Schriften müffen ‚bei dem. Landmarſchall 
eingegeben" werden, welcher bdiefelben eröffnet und, von dem Landfhäftsfyndieus in 
die Regiftrande eintragen’ läßt. u — ee er 

8.79. Alle Berichte und fonftige ſchriftliche Erlaffe der. Landichäft, des Vor 
ſtandes und. des Landfchaftlichen Ausfchuffes werden im Concept von. dem, Landmars 
Schall und den zwei landſchaftlichen Vorftehern fignirt, im mundum aber von Ere 
fteren nnterzeichnet und von dem Landfchaftsfyndicus contrafignirt. - J— 

$. 80, Bringt der Landmarſchall irgend einen geſetzwidrigen Vorgang bei den 
untern Verwaltungsbehoͤrden, oder von Seiten ‚der Unterthanen, in Erfahrung; fo 
iſt derfelbe verpflichtet, die Anzeige darüber beider treffenden Oberbehoͤrde zu mas 
chen und nur, wenn bier die Sache nicht erledigt wird, hat er diefelbe ber dem 
landſchaftlichen Vorftand, mit dem Antrag zur Berichtserflattung, vorzufragen. 

$. 81. Der Landſchaftsſyndicus ift der Rechtsanwalt und Secretair der Lande 
ſchaftz feine Obliegenhriten beftehen darin: | AnEaER u en 

1) in allen Fällen, wo die Landfchaft den Beiftand eines Rechtskundigen bedarf, 

berfelben nach Kräften Dienſte zu leiſten; N ö 
2) die landfchaftliche Regiftrande. zu führenz R u 
- 8) die landfhaftlihe Negiftratur in befter Ordnung zu erhalten; 
4) in allen Tandfchaftlichen Sitzungen dad Protocol zu führen; 
5) alles dasjenige zu concipiven, was ihm vom Landmarſchall in landſchaftlichen 
Angelegenheiten aufgetragen wird; | ‘7 J 
6) das I ndfchaftliche Intereſſe wachſam vor Augen zu haben und beim Vor— 
ftand anzuzeigen, was ihm dem entgegen zu laufen fcheint. 
$. 82. Dev Syndicus der bisherigen unterländifhen Landfhaft geht an die 
nette über. Bei einem vorkommenden Veränderuhgsfalle wählt die Landſchaft einen 
Spndicus und unterftellt ihre Wahl der Betätigung des-Negenten. Erſt nad) drei⸗ 
zähriger Dienftleiftung Fann der Syndicus, nach desfallfigem Antrage der Landſchaft, 
auf Lebenszeit ernannt werden. [| | 
$. 83. Der landfchaftliche Kaffiver wird ebenfalls von der Landfchaft gewählt 
und von dem-Regenten beftätigt, Seine Dienftpflichten follen durch eine bejondere 
Snftruction beſtimmt werben. | | 
i Der Landmarfchall, die zwei Iandfchaftlichen Vorfteher, der Landfchaftse 
fondicus und der Landſchaftskaſſirer find landſchaftliche Beamte und erhalten ihre 
Befoldungen aus der Landfchaftskaffe, welche nach den Dienſtanſpruͤchen, die an fie 
gemacht werden, und nach ihren perfönlichen Verhältniffen zu zeguliven find. 
Siebenter Abſchnitt. 
u. Gewähr der Verfaffung. 
8. 85. Gegenwärtiges Grundgefes der landſchaftlichen Verfaſſung Tann nur 
durd) Nebereinftimmung des Regenten und des Landtags abgeändert werben. 
$. 86. Künftig find alle Staatsdiener vor ihrer Anſtelluͤng auf die landſchaft⸗ 
liche Verfaſſung und deren Feſthaltung mit zu verpflichten. 
$. 37. Jede abſichtliche Verlegung der Verfaffung im Staatsdienſte ſoll als 
Verbrechen angefehen und beſtraft werden. 
$. 88. Zritt der Tall eines Regierungswechfels ein; fo foll_der neue Landes: 
fürft bei dem Antritt der Regierung ſich fehriftlich, bei fürftlichen Worten und 
Ehren‘, verbindlich machen, die beftehende landſchaftliche Verfaffung während feiner 
Regierung zu beobachten, aufrecht zu erhalten und zu fhügen. Ä 
5. 89. Im Fall der Unmündigkeit des Fuͤrſten, oder einer andern Berhin: 
derung des Negierungsantritts, ift dieſelbe Verſicherung von der Bormundfchaft, 
oder dem Verweſer der Regierung auszuftellen. u = 
$. 90. Ucber alle Klagen und Beſchwerden, welche die Landfchaft gegen. Staats⸗ 
behoͤrden oder Staatsdiener zu erheben ſich verpflichtet erachtet, und die nicht vom 
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genten zur ‚Zufriedenheit der Landſchaft erledigt werden, hat bie geſetzlich com— 
tente Behoͤrde zu entſcheiden. | . | 

g. 91. Außerdem wird die Sicherſtellung biefer Verfaffung dem teutfchen Bunde 
ertragen werden, und an diefen follen ſich die Landftände durch ihre Vertreter 
ch in dem Falle wenden dürfen, wenn einem Erkenntniſſe, welches auf eine von 
n Landtag erhobene Anklage erfolgt ift, und wogegen Fein Rechtsmittel weiter 
fatt gefunden har, die Vollgiehung verweigert würde. 

Durch gegenwärtiges "Grundgefes der landſchaftlichen Verfaffung Unferer Lande 
wuben-- Wir. der Landesvertretung eine billige Ausdehnung in allen Klaffen Unſerer 
terthanen gegeben und die hoͤchſtmoͤglichſte Ordnung im Staatshaushalte geſichert 
haben. , Wir verpflichten daher auch Unſere dermaligen Staatsdiener, bei ihrem 
s geleifteten Dienfteide, zur Ausführung und Aufrechthaltung diefes Grundgefeses 
treulich mitzuwirken. ' ’ 

Urkundlich haben Wir daffelbe eigenhändig vollzogen, und mit Unferem größe: 
ı herzoglichen Siegel: bedruden laffen. -- 

So gefihehen und gegeben Meiningen zur Glifabethenburg, den 4. Sept. 1824. 
R (L. 8.) Bernhard Erih Freund. 


| 





Als aber, durch den Theilungsvertrag vom 12. Nov. 1826 der Laͤn— 
rbefißftand des Herzogs von Meiningen weſentlich verändert ward, lief 
r Herzog durch den geheimen Rath und Prof. Dr. Schmid zu Iena 
ı neues Ötaatögrundgefeß bearbeiten, das am 23. Auguft 1829 erfchien. 


ı Grundgefes für die ‚vereinigte landfchaftliche Verfaflung. 
»es Herzogthums Sadhfen- Meiningen, vom 23. Aug. 1829. 


‚Wir Bernhard, von Gottes Gnaden Herzog zu Sacher: Mei: 
agen ꝛc. \ | 
ben bei dem Antritt Unferer Regierung über die, in Solge des Staats— 
strags vom 12. November 1826, mit Unferm angeftammten Herzogthum 
einingen vereinigten Lande im Voraus Unfere Ueberzeugung, daß das wahre 
zohl Unferer Untertanen durch möglihft innige Vereinigung der verichiedes 
n Zandestheile immer mehr gefördert werden würde, ausgefprochen und Un- 
e landesväterliche Abficht, aus den verfchiedenen Landfchaftlichen Inſtitutio⸗ 
n derſelben nach reiflicher Erwaͤgung des Beſtehenden und mit ſorglicher 
eachtung oͤrtlich weſentlicher Verſchiedenheit, ein Ganzes aufſtellen zu wol⸗ 
i, erklärt, | 

Nachdem Wir nun auch die MWünfche Unferer getreuen Stände uͤber 
landſtaͤndiſche Verfaffung durch einen, zu dem Ende erwählten, und hier 
Unferer Reſidenzſtadt Meiningen verfammelt geweſenen, Ausfhuß auf vers 
Nungsmäßigem Wege vernommen und in möglichfter Beruͤckſichtigung der: 
ben Unfere Entfchließung gefaßt haben; fo fehen Wir Uns nunmehr be= 
gen, diefe landftändifche Verfaſſung, verbunden mit den übrigen , dahin 
hörigen gefeglihen Beftimmungen, in eine Urkunde zufammenzufaffen, und 
rordnen daher Folgendes: =; — 

TVitel J. | 

Bon dem Herzogthume, deffen Beftandtheilen und dem Landesherrn. 

Art. 1. Das Herzogtum Sacfen-Meiningen bildet in feinen, durch 
» Theilungsverträge in dem Sefammthaufe Sachfen big jest beftimmten 
ıd, durch kuͤnftige Haus- oder Staatsverträge noch zu beftimmenden, ein: 
nen Beitandtheilen ein ſtaatsrechtliches Ganzes unter dem Namen: Her: 
zthum Sachfen: Meiningen. 1 s | 
en 2. Don dem hierunter begriffenen ſtaatsrechtlichen Gebiet ſoll 
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unter Feinem Vorwande der Allodialqualitit jemals ein heil, wenn er auch 
noch fo gering wäre, abgetrennt und der Staatserbfolge (Kandeshoheit des 
Negierungsnachfolgers) zu Gunften.eines Allodialerben entzogen werben, jes 
doc mit Vorbehalt der bereits vertragsmaͤßig anerkannten Anfprüche ber Als 
lodialerben auf den Werth einzelner Beflandtheile des Domalnenguts. 

Art. 3. Der Herzog iſt erblicher Landeshere oder Dberhaupt des 
Staats. Sn feinee Hand vereinigen fid) alle Zweige ber oberſten Staats: 
gewalt. 

Die Staatserbfolge richtet ſich, was das herzogliche Specialhaus bes 
teifft, vermöge der Primogeniturconftitution vorm 12, März 1802, nach den 
Grundfägen der Erfigeburt und Linealordnung nach dem Alter der Linie; 
im Uebrigen nach den Vertraͤgen und Obſervanzen des herzoglichen, großher—⸗ 

— und koͤniglich ſaͤchſiſchen Gefammthaufes, 

Art. 4. Der Herzog und ſaͤmmtliche Prinzen des herzoglichen Hau⸗ 
ſes werden mit dem zuruͤckgelegten 21. Lebensjahre großjaͤhrig und regie— 
rungsfaͤhig. Den Prinzen des herzoglichen Specialhauſes ertheilt der regie⸗ 
rende Herzog, auf Anſuchen ihres bisherigen oder hierzu beſonders beſtellten 
Vormunds, die Großjaͤhrigkeit, wenn fie wenigſtens das 18, Jahr ihres 
Alters erfüllt haben. | 

Der Herzog felbft kann von der Dbervormundfchaft, unter Zuftimmung 
des an Jahren älteften regierenden Herrn des ſaͤchſiſchen Gefammthaufes 
aller Linien, nach zuruͤckgelegtem 18. Lebensjahre fuͤr großjaͤhrig erklaͤrt 
werden. 

Art. 5. Das geſammte Herzogthum hat eine gemeinſchaftliche land⸗ 
ſtaͤndiſche Verfaſſung, beſtimmt duch das Erforderniß ihrer Mitwirs 
fung zu den unten näher bezeichneten Regierungshandlungen, in der Staate- 
verwaltung Feftigkeit und Stetigkeit erhalten zu helfen, fo wie eine größere 
Sicherheit des GERNE Rechtszuftandes zu gewähren, 


Titel I. 
Allgemeine Rechte und Pflichten der Unterthanen. 


Urt. 6. Unterthbanen find diejenigen, welche von inländifchen Aeltern 
geboren find, das ift: bei ehelichen Kindern, deren Water, und bei unehelis 
‚chen, deren Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes im Unterthanenverbande 
ftand;, ferner diejenigen, welche das Bürgers oder Nachbarrecht eines Orts 
erfingen, oder in den Staatsdienſt aufgenommen werden. 

Inwiefern bloßer zehnjähriger Aufenthalt den Fremden Unterthanens 
rechte gebe, hängt, bis zu Erlaſſung eines allgemeinen Gefeges, von den bes 
ftehenden Verordnungen in einzelnen Landestheilen und von ben Verträgen 
mit andern Staaten ab. 

Urt. 7. Unterthanen find den Geſetzen des Landes auch im Ausland, 
fo weit das Land dabei betheilige ift, Gehorfam ſchuldig, und find wegen 
der, im Auslande begangenen, Handlungen nad) diefen Gefegen zu beurtheis 
Ien. Sie follen an fremde Staaten. nicht ausgeliefert, und nicht an fremde 
Gerichte geftellt werden; jedoch mit Vorbehalt der, wegen Gtellung zur 
Gonfrontation, ingleichen wegen geringer Vergehen, insbefondere wegen Forft- 
frevel, Schwängerungsfachen und dergleichen beftehenden und noch zu errich⸗ 
tenden, Vertraͤge. 

Urt. 8, Untertanen haben Anſpruch auf Geſtattung der Ges 
merböberechtigungen, zu welchen ſie ſich vorbereitet haben, nach Vorſchrift 
der befondern, ‚aber. oil. Gegenſtaͤnde ergangenen und ergehenden, Ders 
ordnungen. 
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| Sie haben Anſpruch auf Verforgung, menn fie ihren Unterhalt nicht mehr 
zu erwerben vermögen, mit Vorbehalt der, über die Verbindlichkeit der Bluts— 
verwandten beftehenden oder noch zu erlaffenden, Gefege, zunaͤchſt in ihrer 
Gemeinde, und fodann von den allgemeinen Armengeldern nach den. hierüber 
beftehenden Drdnungen. | 
| Art. :9, Dies allgemeine Unterthanentecht geht verloren burch bie 
Auswanderung. — 

Zu dieſer Auswanderung iſt ein Jeder berechtigt, jedoch unter der Be— 
dingung, daß er ſeine (bereits faͤllig gewordenen) Verbindlichkeiten gegen das 
Land und feine Mitbürger erfuͤlle. | 

‚ Urt, 10. Alle Unterthanen find ſchuldig, nach dem Gefes der Gleich 
heit und nach Verhältniß ihres Vermögens und ihrer Kräfte, zu dem Zweck 
des Staats beizutragen, namentlidy:. 

a) duch Steuern, nad) den darüber vorhandenen und zu exlaffenden 

Geſetzen, | — 

69 hu Kriegsdienfte für das Land und den teutfchen Bund. 

Die Aufhebung der bisherigen und noch beftehenden Befreiungen, fo 
tie die Beſtimmung der dafür zu bemilligenden Entfhädigung, bleibt Einfti- 
gen Gefegen vorbehalten. 

In fremden Solde ſich brauchen zu laſſen, find bie Untertanen nicht 
verbunden, 

Art. 11. Alle Untertanen männlichen Gefchlechts haben nach zuruͤck— 
gelegtem 18. Jahre, oder bei ihrer Aufnahme in das Land, den Huldigungs: 
eid abzulegen, welcher aud in allen Dienfteiden enthalten feyn muß. 

Art. 12. Die Verſchiedenheit der anerkannten chriftfichen Confeffionen 
zieht Keinen Unterfchied in den flaatsbürgerlichen Verhältniffen der Untertha: 
nen nach ſich. Die Verhäftniffe der Bekenner der moſaiſchen Religion wer: 
den durch befondere Gefege beftimmt. | | 
Art.: 13. Das Staatsbuͤrgerrecht befteht in der Fähigkeit, 

1) Feierlichkeitszeuge und Gerichtsmann zu feyn;. 

.2) bei den Wahlen der Gemeinden und zu den Landſtaͤnden Theil zu 
„nehmen; letzteres nach den befondern, dieſe Gegenftände betreffenden, 
Beſtimmungen. 

Art. 14. Das Staatsbuͤrgerrecht ſteht jedem großjaͤhrigen Unterthan 
zu. Der Beitpunct dev Großjaͤhrigkeit wird für alle Unterthanen hierdurch 
auf das zurüdgelegte 21. Jahr feftgefegt. Bi 
Es geht verloren durch Auswanderung und durch die rechtskraͤftige Ver— 
urtheilung zu einer entehrenden peinlichen Strafe, und iſt der Verluft im 
Erkenntniß ausdruͤcklich auszuſprechen; es kann aber durch ſpaͤtere Ausfuͤh— 
rung der — 88— (Rehabilitation) wieder hergeſtellt werden. Es kann vor- 
uͤbergehend nicht ausgeuͤbt werden: — 

Ma) während einer angeordneten Curatel; 
“ by während eines Concurſes der Gläubiger dom Gemeindeſchuldner; 

0) während einer Criminalunterſuchung von der Verſetzung in den Ankla— 

geſtand an; zii. er in 

tritt aber mieder ein, bei Beendigung der Curatel, nach voller Bezahlung 
der Gläubiger. und bei Angefchuldigten nach erfolgten Urtheil, wenn dies 
ſes entweder freifprechend iſt oder doch zu einer entehrenden Strafe nicht 
verurtheilt ·. ee a re F | 
Art. 15. Die beſondern Nechtöverhältniffe der. verfchiedenen Stände 

genießen den Schug der Verfaffung. Kein Standesunterfihied: giebt jedoch 

im Herzogthum eine Befreiung. von den allgemeinen  Unterthanenpflichten, 
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noch ein Vorrecht bei dem Erwerb der. Grundherrlichkeit und ber Gelangung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Art. 16. Alle Unterthanen, auch Gemeinheiten, ingleichen das Do⸗ 
mainen= und Schatullgut find verbunden, Grundftüde, welche zu einem oͤf— 
fentlihen Zwecke, Anlagen von Landflraßen und Gemeindewegen, zu Er— 
weiterung der Städte und zu öffentlichen: Gebäuden, Herſtellung eines geraden 
Straßenzugs in den Städten und zu Anlegung der Marktpläge, insbefon- 
dere bei Wiederherftellung zerftörter Gebäude u: f. w. nothwendig find, ab: 
zutreten; jedoch muß: die Nothwendigkeit der Anlage und der. Abtretung von 
der höhern Behörde anerkannt feyn, und gleich bei der Abtretung der volle 
gemeine, duch Abſchaͤtzung mit Beruͤckſichtigung fpeciellee Verhältniffe aus: 
zumittelnde Werth, wo nicht durch ein Geſetz oder durch Vertrag mit dem 
Staate oder der Gemeinde felbjt darüber beſtimmt if, aus der Sue: ober 
refpective Gemeinkaffe vergütet werden. 

Art. 17. Andere Sachen Eönnen durch befonbere Geſehe da — 
nen Beſitz und Verkehr entzogen werden, und es iſt dann ein Jeder ver— 
bunden, die vorher befeffenen, gegen Snefedigung, bie nachher in ‚feine Hände 
tommenden, ohne folcye, abzuliefen. 

Art. 18, Ale im Staate fich aufhaltenbe Fremden, infofern fie 
nicht eine völferrechtliche Ausnahme genießen, find den Gefesen des Landes 
Gehorſam fhuldig, und werden wegen ber, im Lande vorgenommenen, Hands 
lungen und begangenen Verbrechen. nad) dieſen Gefesen beurtheilt. 

Sie genießen, fo lange fie fih ruhig und geſetzlich verhalten, den 
Schutz der Gefege, koͤnnen aber im entgegengefenten. Falle aus dem Lande 
gewieſen werden. 

Verurthe lungen wegen Verbrechen ziehen in der Regel die Ausweiſung 
nach ſich. Auslieferungen ſollen nur verfuͤgt werden, wenn ein Auslaͤnder 
wegen eines gemeinen Verbrechens, z. B. des Diebſtahls, Raubs, Betrugs, 
Mords, Todtſchlags, Brandſtiftung, welches, nach hieſigen Rechten, die 
Verhaftung nach ſich zieht, befchuldigt, und deshalb die Auslieferiing ‚von 
dem Gerichtshofe des Landes, mo das Verbrechen begangen iſt, oder der 
Heimath des Angeſchuldigten begehrt wird. Die deshalb ſchon obgefhloffenen 
Verträge mit andern Staaten find jedoch noch ferner zu ne 


Titel UL. 
Bon den Gemeinden und Gorporktionen.. 


Art. 19. Das Band der Ortsgemeinden —* alle ehhbehan 
terthanen, und es kann in Zukunft Niemand Staatsbürger fein, ohne zus 
gleich auf eine ober die andere Weife im Gemneindebecbände u ſtehen, 

Das Nähere hieruͤber wird durch bie. Gemeindeordnung. beftimmt, 

Art. 9. Die Ortsgemeinden : haben das Recht; dev Perfönlichkeit; and 
dev geordneten Geſellſchaften. Sie koͤnnen Eigenthum; erwerben, Beamte 
und Vorfteher beftellen, Beſchluͤſſe ‚mit: Verbindlichkeit: fuͤr die nicht einwilli⸗ 
genden und kuͤnftigen Mitglieder machen, auch Rechte erlangen, welche 
von ihren einzelnen. Ren zu —— beſonderem. Vortheil Aucgeübt 
werden. yes 

Art. 2. Sie —— — auch bie, PH re bie Eehaltung der Sf 
fentlichen Drdnung und Sicherheit. in den ihnen zugemwiefenen Gegenfländen 
aus. eigenen Kräften zu forgem, „namentlich ihre Vicinalwege und ihre Bruͤ⸗ 
den zu unterhalten, und ihre Armen zu an alles nach an 
. ber. darüber ergehenben: weiteren Verordnungen, 5 
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: Art, 2, ‚Die:Gemeinden gertiegen die Rechte der Minderihrigen in 
Baihun auf. ihre. Rechte und ihr Vermoͤgen, als Gefammtheit. 

Sie : ftehen unter der Auffiht und: befondern. Fuͤrſorge de3 Siaats. 
Keine, ihrer Mitglieder Eann der Gefammtheit: durch feine" einfeitigen Hand⸗ 
lungen. Gerechtſame vergeben, oder dadurch beſondere Befreiungen gegen die 
Befammtheit: erwerben. = 

Art. 23. Einzelnen Klaffen der Geineindemitgtieder kommt⸗ bie Ber 
fugniß der gemeinſchaftlichen Wahmehmung ihrer Rechte zu, und fie. koͤn⸗ 
neh die. übrigen Rechte = en Perfonen durch —— bes 
un erfangem.. :. "nina 

Art. 24: Die Gemöinden: eines Amtes bilden eine ke 
* gemeinfehafticher. Beſorgung derrbazu beſtimmten Angelegenheiten. Hier⸗ 
Kr ;‘ (0. wienr uͤber die innere Verfaſſung der. Gemeinden: Aoehaupt, er 
die Gemeindeordnung das Nähere befagen. 
2 Urb, 25, U In seiner. gleichen  Gemeindeverbindung ſtehen die —8 
fptelögembinden: mits der gemeinſchaftlichen fubfibiairen Verbindlichkeit, 
die Schulen;.: Kirchen . und. Pfarreien‘ zu ‚unterhalten, ſowohl was bie Un— 
terhaltung: der Geiftlihen und Schullehrer, als auc die Gebäude t:ber' 
trifft inſofern die un. Dotation ber en und Säulen‘ — 
auseeihtil.‘ rt 
u Ahr, 26.- Das Wermöge. des ———— ſowohl — 
nnge n, welches "der: Geſammtheit zur Beſtreitung der Gemeindeausgaben, 
als das Mürgervermögen: (Nacbarz. und Gemeinderecht), deſſen Genuß 
den einzelnen Mitgliedern zuſteht, genießt ‚gegen den Staat privatrechttiche 
Sicherheit,iund, kann, ſo lange die Gemeinde beſteht, einſeitig zum unmits 
telbaren Staatsgut nicht gezogen werden. - Zugleich :fteht daſſelbe aber: unter 
der Auffiht des Staats, fo daf beffen Benugung zum wahren Wohl ber 
Gemeinheit :geordnet: werben, künn.. Die Ausgabee ‘.und- Einnahmeanfthläge 
der Gemeinden müffen von der. Staatsngterung Ki ur: die: competeaten 
Unterbehoͤrden genehmigt werden. ij 
Art.27. Inwiefern —— — in — weiche duich ein 
gemeinſchaftliches Intereſſe mit. einander verbunden ſind, außer der gemein⸗ 
ſchaftlichen Vertretung in Proceſſen corporative Rehre, welche. fie der⸗ 
malen nicht ſchon beſitzen, — beizulegen Ua ir Bap befonderen Verord⸗ 
m. vorbehalten. BT 

xt, 28, Es iſt zwar ‚den Unterthanen nicht Berk zu Aweden, 
welch⸗ an ſich nicht gefegmwidrig find, Geſellſchaften zu fliften; allein 
das Recht der Perfönlichkeit;, ‚bie. Fähigkeit, auf. den Namen der Gefellfchaft 
Grundeigenthum zu. : ermerben;, Beamte zu beftellen,- ein. Siegel zu fuͤh— 
ven’ und; Peg an zu ſie nur en bie N 
des Staats a ER 

Titel w. — *z86 

TE Von den Kirchen und milden Stiftungen. 

er, 29, Die evangeliſche Kirche iſt die Landeskirche, und fie wird, 
wenn ihre Dotationen in irgend seiner, Hinſicht unzureichend ſind, aus den 
Landeseinfünften unterhalten. , Do enießen auch alle andern Kirchen den 
Schutz des Stants und volle Gern ffensfreiheit, ihfofern ſie ſich den Gefegen 
und. Drbnungen des Staats gemäß bezeigen.. Keine vorgebliche Meligions: 
nn »&ain bon den: Verbinblichkeiten gegen den. Staat entbinden. 

Urt: 30. Keine kirchliche Berordnung darf, ohne Vorwiſſen des 
Earth und am deffen EL erlaſſen und in’ Volzug ge⸗ 
* werden. 
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Art. 31. Der Staat wacht über die Ausbildung, Berufung und 
Amisfung aller Geiſtlichen und anderer kirchlichen Beamten, doch ohne 
in: das Innere der; Kirche weiter, als zu diefem Entzwede nöthig: iſt; einzu⸗ 
greifen. Beſchwerden uͤber die Diener der Kirche gehoͤren, wenn ihr Gegen⸗ 
fand: blos das geiſtliche Amt betrifft, an die: kirchlichen Obern; wenn bins 
gegen uͤber eine Ueberſchreitung der geiſtlichen Amtsbefugniſſe geklagt wird, 
an die landesherrliche weltliche Behoͤrde. 

Art. 32. Das in der evangeliſchen Kirchenverfaſſung gegruͤndete lan⸗ 
—* Recht der Direction, der Vocation und reſp. Beſtaͤtigung der 
Kirchendiener und der Dispenfation von kirchlichen Verboten in Ehefachen, 
ingleichen ‚ der; Verwaltung: des Kirchenvermögens ſoll nur. duch eine Bes 
hörde. ausgeübt, und reſp. zur Tanbesherrlichen Entſcheidung vorbereis 
ro nt welche, neben. den weltlichen auch mit geiſtlichen Rächen be⸗ 
etzt i 

Art. 831.Die Dotation der Kicchen und Schulen ſoll, fo lange die 
Kirche: und Schule befteht, derfelben nicht entzogen werden; : Das Vermoͤ— 
gen. eingegangener Kirchen, Schulen und anderer frommen Stiftungen. aber 
kann zu einem allgemeinen Kirchenz und Schulfond gezogen werden. i 

Eben dies tritt ein, wenn. dur) befondere.. Umſtaͤnde das Vermögen 
einer einzelnen Kicche oder Schule dergeftalt anwachſen follte, daß es die 
Bedürfniffe derſelben unverhaͤltnißmaͤßig uͤberſchritte, indem alsdann der Ue— 
berſchuß der jährlichen Revenuen ebenfalls zum allgemeinen Kirchen- und 
Schulfond genommen, und, wenn: diefer hinreichend: ausgeſtattet ſeyn follte, 
andern. gemeinnügigen Sweden und: Anftalten: gewidmet. werden Eann.: Daſ⸗ 
felbe gilt von der Dotation: der Armen- und: Krankenhaufer , Spitäler und 
anderer: Stiftungen, deren Zweck entweder ganz hinwegfaͤllt, oder übermäßig 
— iſt. 

„Duivatfkiftuiigen ſollen jedoch, fo lange ihr Zweck mit den — des 
— beſtehen kann, nicht veraͤndert werden. © 

Art. 34. Zu dergleichen .n und ——— ſo wie zu 
Veräußerung eines der Kirche, Schule, oder andern frommen Stiftungen ges 
hoͤrigen VWermögensftüdes, wenn nicht dafür ein: anderes von gleichem Wers 
the sfofort. erworben wird, foll jedesmal: die Erklärung‘ der betheiligten Fami⸗ 
lien, Collatoren, Patronen und. Gemeinden. vernommen, und außer ihrer 
Eintoilligung, foweit fie rechtlich nothwendig ift, der Beirath und: die Zu— 
ſtimmung der. Stände. erfordert, auch: das — nie * un⸗ 
mittelbaren Staatsgut gezogen werden. 

Art::35. Meue Erwerbungen ‚an Geuubſtuͤcen und Renigerechtigkeis 
ten : können. Kirchen;, Schulen: und andere »Stiftungen: mur' mit: Öenehmigung 
ber Negierung .madens Vermaͤchtniſfe und Schenkungen, zu Gunſten einer 
frommen Stiftung, beduͤrfen zu es Rechtsbeſtandigkeit keiner vorgaͤngigen 
Iandesherrlichen Genehmigung. . 

Art. 36. ‚Die reizen: Basäimie: der. 2. — > — 
in beim: eg 


Zite v 25 
Vom Staatsvermögen, —*— und Schatugit. 
Art. 37. : Das Staatsvermoͤgen hegreift die Geſammtheit en 
Mittel unter fich, aus welchen: die allgemeinen Landes: und Staatsbedürf: 
niffe beftritten werden, „fo. wie alles vasienige;r- was. dem — Nu⸗ 


tzen und Gebrauch bleibend. gewidmet iſt. 
Den groͤßten Theil des 5 — die Beiträge bee Uni 
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terthanen (das ſteuerbare Wermögen derfelben) aus, welche auf verfafjungs- 
mäßigen Wege zu Staatszwecken ausgefchrieben werden. Auch die Heber- 
ſchuſſe und -Erfparniffe in der Verwaltung des Staatsvermoͤgens gehören 
dem Staate, und können. nicht zu den Domainen, noch teeniger zu dem 
Schatullvermoͤgen gezogen werden. 
Art. 38. Das Domainenvermoͤgen an Gebäuden, Kammerguͤtern, 
Waldungen, liegenden Gruͤnden, grundherrlichen Zehnten, Erbzinſen, Guͤlten 
und andern, aus der Grundherrlichkeit fließenden, Renten und Gerechtſamen 
iſt Eigenthum ·des herzoglichen Specialhauſes, und beſtimmt, davon zunaͤchſt 
die Koſten der Hoſhaltung und der Unterhaltung der herzoglichen Familie 
zu beſtreiten. ET — J 
1,2. Dagegen. follen. die jest noch zur Domainenkaſſe fließenden directen und 
indirecten Steuern, ſo wie alle noch künftig zu verwilligenden Abgaben, in: 
gleichen: die, Einkünfte aus. Regalien und die. aus der Uebung der landesherr— 
lichen Gewalt entſpringenden Gefälle, infonderheit auch Chauffee: und Weg: 
gebe, Schutzgelder und alle Leiftungen zum Behuf des Mititairs, zur Lan⸗ 
deskaſſe, gegen verhaͤltnißmaͤßige Uebernahme von Koften der Staatsverwal- 
tung .und.itemporaiten, auf: deu Domainenkaſſe haftenden, Laften, überwie: 
fen west... co: 000 u A 

Es foll über die genauern Beftandtheile des: Domainenvermögens, fo 
wie über die der: Landeskaſſe zuzuweiſenden Fonds und Laften eine Defigna- 
tion entworfen werden, welche, nad) .getroffener. Uebereinkunft, als ein inte: 
grivender Theil diefes Grundgeſetzes anzufehen ift. — 
Weberſchuͤſſe in der Kammerkaſſe fallen der freien Dispoſition des Her: 
zogs zu, und koͤnnen, inſoferne die Domainenkaſſe keine Zuſchuͤſſe aus der 
Landeskaſſe erhebt, und wenn nicht die Umſtaͤnde und dringende Landesbe— 
duͤrfniſſe dem Souverain eine Verwendung zum Mugen des Landes anra⸗— 
then, zu dern Schatullgut gezogen werden. 

Art. 39. Das Schatullgut / iſt dasjenige, was der regierende Herzog 
aus ber Landes⸗ und Kammerkäffe für feine Perſon bezieht - und daraus 
erübrigt, ans. den Erſparniſſen der Kammerkaffe dazu ausdrüdlich be— 
vn ‚oder onſt duch Erbſchaft, Teſtamente ‚oder auf irgend eine Meife 
erwirbt.. :tmdaı ie. 
= Bu. dem: Schatullgut koͤnnen auch heimfallende Lehen gezogen wer: 
den, und nur die Lehnherrlichkeit, nebft den davon abfallenden Nusuns 
— zum’ Domainengut und zu dem Fideicommiß des herzoglichen 

auſes. a dr re a) ® . 
Krk, 40: Es ſoll demmaͤchſt ein Verzeichniß derjenigen Gegenftände 
* gi angelegt werben, welche als Staatsgut angefehen. wer: 
ben ſollen. 3.4 — 

Art. 44. Zum Domainengut gehöcen ſaͤmmttiche herzogliche Schlöf- 
fer, nebſt dem darin befindlichen Inventarium; doch derſteht es ſich, daß 
die. Inventarien nur im Ganzen als Pertinenz der Schloͤſſer zu betrachten 
find, und ihre Veränderung im Einzelnen lediglich von dem Ermeſſen des 
Souverains abhängt. Es ſollen nur gegen die jegt oder kuͤnftig regierenden 
Herzoge aus dem jegigen herzoglichen Specialhaufe niemals Allodialanſpruͤche 
deshalb gemacht werden können. : : I es 
Art. 42. Für die, mit Genehmigung der Stände, aufgenomme= 
nen Landesihulden haftet das. gefammte fteuerbare Vermögen der Un: 


tertbanen.. 


» . Die . vorhandenen Landesſchulden ber verſchiedenen Landestheile fol 
en, der Verwaltung nach, in eine allgemeine Landesſchuld zuſammenge— 


4» 
* 


840 ei ee Meiningen. ee 


zogen und aus einer — Titgungttafſe verzinſet und — 
gen. werden. 

Meute Landesſchulden, di: h. folche, wodurch Sie Maſſe der — —— 
vermehrt, oder bie: verfaffungsmäßig fortgehende. Zilgung wieder aufgehoben 
wird, find ohne ausdrüdlichen Conſens der Landftände ungültig: und unver 
bindlich, und. nur diejenigen ;perfänlich dafür verhaftet, ‚welche ſolche Anlehen 
gemacht, und. die Schufdfcheine — zent) wie! das Statut: bit 
die Tilgungskaſſe das Nähere befagen wird. 

Es ſoll eine neue Anleihe gemacht ar: ohne: neben be jähetichen 
Verzinfung. zugleich eine Tilgungsrente anzumeifen; durch welche das Gapital 
laͤngſtens in 50 Jahren wieder abgetragen iſt. 

en Art.A3.Fuͤr die verfaſſungsmaͤßig aufgenommenen Rammer hutden 
haften die ‚Einkünfte des Kammergutes fuͤr ewige Zeiten. 

Neue Schulen, d. h. ſolche, wodurch "der Gelammtbetrag derſelben 
vermehrt, wird, können; ohne! ausdruͤckliche Zuſtimmung der: Landftände, nicht 
gemacht: werden, und. find. für den Regierungsnachfolger, wenn er auch Sohn 
des Vorfahrers iſt, fchlechterdings unverbindlich. Sie haften nur auf dem 
Privatnachlaß des Vorfahrers, und es ſind dafuͤr diejenigen Be 
welche die Schuldfcheine unterfchrieben haben, Ben len 
Die. Stände find jedoch ſchuldig zu confentiren: 

2) wenn die Schulden zu Erwerbung neuer Dpmainenglte gemacht wer⸗ 

„den, auf die Haͤlfte des Kaufpreiſes; 

5) bei der Vermaͤhlung des Soubenins, der tinztn und * * 

zoglichen Prinzeſſinnen zu en nad; dam. Umfländen su beſtimmen⸗ 

den, Betrag 
9 bei Unglücksfällen, weiche das ſfurſtüche bh Dell: ER: aut 
Miederherflellung deſſelben. + 

Bil ‚jeder neuen Schuld foll die, jaͤhrliche ——— "and: eine lingſtens 
aͤhrige Tilgungsrente ſogleich angewieſen werden. 
Art. 44. Die mit vollſtaͤndiger Beobachtung aller Foͤrmuchkeiten, 
welche in befondern Geſetzen (uͤber die Schuldentilgungskaſſe) werden beſtimmt 
werden, ausgeſtellten Schuldverſchreibungen gewaͤhren jedoch. den Glaͤubigern 
volle Sicherheit und rechtliche Wirkſamkeit gegen die Landes- und Domai: 
nenkaſſen, und diefen bleibt, wenn dennoch Unrichtigkeiten DOrORENBMN ſeyn 
ſollten, der Regreß gegen bie. fhuldigen Beamten. 
2... Yet: 45. Die Subflanz des Kammergutes ſoll — * eine Art 
von Veraͤußerungen, Verkauf, Schenkung, Belaſtung mit Renten und der— 
gleichen nicht vermindert werden, und es iſt zur rechtlichen Gültigkeit einer 
ſolchen Veraͤußerung, unbeſchadet des agnatiſchen Conſenſes, auch die Zus 
ſtimmung der Stände nothwendig. Zwar ſoll es der Domainenverwaltung 
unbenommen ſeyn, über einzelne Beſtandtheile und Gerechtigkeiten eines Kam— 
mergutes, fo wie uͤber kleinere Waldparzellen, Jagd- und Forſtgerechtſame 
duch. Kauf, Zaufhz. Vergleih und auf andere Weiſe zu verfuͤgen, auch 
Binfen, Behnten,. Dienfte und Gerechtigkeiten ablöfen zu laſſen. Es foll 
aber der dafür erlöfete Betrag, fofern er mnicht, nach der Natur, des. Gefchäfz 
tes, von felbft der -Smmobiliarmeffe des Domainengutes zugewachfen : ift, 
niemals zu den laufenden Einnahmen und Ausgaben der Domainenkaffe ges 
zogen, fondern zu der. Schuldentilgungsfaffe abgewaͤhrt, und in derfelben als 
ein verzinsliches -Activum des. Domaninengutes fortgeführt: werden. 

Urt. 46. Das Schatullgut ſteht unter bee unbefchränften Die: 


pofition des Souverains, und wird a — San 
beurtheilt. — 
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Privatſchulden des Souvernins Können nur gegen das Schafullgut gel⸗ 
* gemacht werden, und der Negierungsnachfolger iſt fuͤr ſolche nur im’ ſo⸗ 
weit zu zahlen verbunden, als daſſelbe reicht. Auch” durch Teflamente, 
Schenkungen und Vermaͤchtniſſe kann nur über das Schatullgut guͤltig ver⸗ 
fügt werben. 

Art. 47. Die Einkünfte des Staatsvermoͤgens bilden bie: Landes— 
kaffee, aus welcher aller eigentliche Staatsaufwand beftritten wird. : 

Diefe Kaffe wird, unter der obern Leitung des Minijteriums und Mit: 
wirkung der Stände, von einem’ Käffirer verwaltet; welchen die Stände wäh: 
in und der Landesherr beflätigt. ae 

:Die Summen, welche auf: die "verfchiedenen Zweige der Staatsverwal⸗ 
eig verwandt: werden «follen ; werden jaͤhrlich (oder. nach, Befinden auf: mebs 
tere. Jahre); auf den Vorfchlag des Staatsminiſteriums, von den Ständen 
verwilligt, und die Aufbringungsweiſe — wird, — Be ec des 
ee feſtgeſetzt. ale 

Die: Rechnung wird den: Staͤnden jchrlich — Am 7 — durch ih⸗ 
ten Ausſchuß mit Zuziehung der Rechnungskammer monirt, und duch ve 
a (auf einem Landtage definitiv) juſtificirt. 

Weder den Ständen, noch dem Minifterium, : fleht ein Recht zu 
—* andere als etatamäfige Ausgaben aug der ee zu des 
eretiren. al hi ran 

Art. 48, Das Kammerbermögen wird von einer ‚Handesherelichen: Ber 
hörde ‚ unter: Aufſicht des N und. bie Kaſſ e durch einen en 
Saifin: berwaltet. st" 2. ig 

“ Der. Etat für: die ns mais, no: von ‘der Kanier. — 
fen, der Kaffe Etat von der Rechnungstammer formirt und vom Landes⸗ 
herrn feſtgefetzt. Die jährliche Rechnung: wird. von: der: Rechnungsfammer 
geprüft und von dem Souverain über die Inſtification entfchieden. Den 
Standen muß von Landtag zu ‚Bandlag nachgewieſen werden, daß weder -die 
Subſtanz des Kammergutes dm: Ganzen: vermindert worden iſt (mit Aus⸗ 
nahme der im Art. 45. beſtimmten Faͤlle, und mit Vorbehalt des Antrags 
auf! Ergänzung: der. Immobiliarmäſſe), nich. daffelbe mit neuen Schulden 
belaftet, —— die ut es fortgefegt wor: 


Ba 

Di "Zitet-VL 
Re Bon den Landſtaͤnden. 
— E:fies Kapitel. 

Arlgemeime Beffimmung. | 

— Art. 49: Um die Rechte: und Befugniffe zu verfreten, welche — 
Volke in ſeiner Geſammtheit im; Verhaͤltniſſe zu der Regierung zuſtehen, und 
um den Gang der ganzen Staatsperwaltung ſtets in der geſetzmaͤßigen Bahn 
erhalten zu helfen, beſonders auch um diejenige Regelmaͤßigkeit bei der Be— 
ſtimmung und Aufbringung der Staatsbeduͤrfniſſe und in der Behandlung 
‚bes. Staats- und Domainenvermoͤgens zu ſichern, welche das Wohl des 
herzoglichen Hauſes wie des Landes erfordert, und um nicht nur bei geſetz- 
lihen Beftimmungen, welche die. Landesverfaffung oder fonftige Rechte der 
Szaatsbürger betreffen, wichtigen allgemeinen Beflimmungen den Rath und 
tefp. die Zuflimmung einer größern Zahl erfahrener Männer benusen, fon= 
dern auch allen immer die Meberzeugung. geben zu koͤnnen, daß die Regie— 
rung ſtets nur: das Beſte der Unterthanen und die Aufrechthaltung einer fitt- 
lid) gefeglichen Dronung vor Augen habe, follen auch ferner Abgeordnete de 
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Landes erwaͤhit werden, welche theils in voller Beifammfung, theils durch 
In Beamten, die. durch jene Zwecke gegebenen. Pflichten ‚erfüllen. 
Art. 50. : Diefe Abgeordneten tollen aus den drei — 

5 der Rittergutsbeſitzer des Landes, | 

2) der Städte, 

3) dee Bauern -: 1 
zu gleichen Theilen, * den unten fagenden, PAR Beflnmungen, eo 
wichke — und 

die ——— Stände des Herzogthums 

viben 

Art. 51; Sie ſollen regelmaͤßig alle, drei Jahre — 
fo. oft es nöthig ik, nad Meiningen; oder einen audern Ort, berufen ters 
den... Ihre, — — kann von — Sndecheemn zu ieder deit geſchloß 
fen werden. — 

Ohne Berufung von dem Sandeähern find niche nur alle Befhtüffe 
einer eigenmächtigen Verſammlung ſchlechthin nichtig und ungültig, ſondern 
es kann auch. gegen die: Theilhaber einer ſolchen eine uUnterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung eingeleitet werden. 

. Art. 52, Auch bat der Landethere das Recht, die Stände ‚nad Gut; 
befinden aufzuföfen und neue Wahlen zu verordnen. 

Sogleich bei Aufloͤſung der — Stände ſoll aber das Ausfreißen 
neuer! Mahlen erfolgen: ©. . 2 

Art. 53. Die Beamten der Stände, , ‚heile. zu Reitung und Be: 
— der Gefchäfte während der Verſammlung/ theils zu Wahrneh⸗ 
mung der ſtaͤdtiſchen Obliegenheiten und — in der En find : 

+4) dee: Landmarfhall, :: . —— — 
zwei landſchaftliche Vorſther, 58 

3) ein Syndicus, | es 

4) ein Kaſſirer nebft den nähen, Sehütfen, ee 
Sie haben einen Iandfchaftlichen. Kanzliften und — & 
— Art. 54. Der Landmarſchall wird. won den . Ständen :bei. dem. Ans 
fange des Landtags aus der Klaffe der -Nittergutsbefiger durch: einfache Stim⸗ 
menmebrheit gewählt und von dem Landesherrn beſtaͤtigt, wenn gegen den 
Gewählten nichts einzuwenden if. Sein Amt dauert in der Regel ſechs 
Sjahre, oder fo lange die Stände beftehen, welche ihn wählten. Nach Ab: 
lauf diefer fechs Jahre oder nach Auflöfung, der Ständeverfammlung fest er 
feine Amtsverrichtungen proviforifch bis zum nächften Landtage fort. Der 
abgehende Landmarſchall it aufs Neue wählbar. Wenn er abgeht oder vers 
hindert iſt, tritt der erſte Vorſteher an feine Stelle. 

Es iſt nicht nothwendig, daß er in der Stadt Meiningen wohne; er 
muß ſich aber alle Jahre einen Monat daſelbſt aufhalten, um der Pruͤfung 
der Rechnungen. beizuwohnen, und er iſt ſchuldig, daſelbſt ſich jedesmal ein 
zufinden, wenn es vom Landesherrn erfordert wird, oder die beiden Vorſte— 
* auf feine außerordentliche temporaire Gegenwart antragen. 

"Art. 55. Die beiden Vorſteher werden. gleichfalls von den Ständen 
— ihrer Mitte, ohne an eine Kaffe ‚gebunden zu. feyn, bei dem Anfange 
des Landtags auf diefelbe Zeit, wie der Sandmarfihall, erwaͤhlt und vom 
Landesherrn beſtaͤtigt. 

Sie verſehen auch bei Aufloͤſung der Ständeverfammlung, ihr Amt bi 
sum. naͤchſten Landtage und ſind wieder waͤhlbar. 

Einer; von: ihnen muß in der Stadt Meiningen als fungirender Vor⸗ 
ſteher wohnen, der zweite aber auf Erfodern des Landmarſchalls oder des 
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fungieenden Vorſtehers, fo: ‚wie. ‚bei: deſſen Abgang, ſich daſelbſt einfinden, 
wenn er nicht ohnedies in Meiningen wohnt. 

Dieſe Vorſteher bilden mit dem Landmarſchall das landſchaftliche Die 
rectorium. Der Landmarfhall Fann--in landſchaftlichen Angelegenheiten nur 
mit: Zuziehung eines Vorſtehers handeln; fie find ſaͤmmtlich den. Ständen 
für; dies.verfaffungsmäßige Erfüllung ‚ihrer Pflichten: verantwortlich. Kine 
Ergänzung. des; Directoriums iſt Be ben —— nur — 
dig weni oc. - ss 

"a).ziveh Mitglieber deſſelben, ober. 

b) der fungivende Vorſteher abgegangen find, und diefer nicht — or 
zweiten erfegt werden Eann. Die Wahl eines..einftweiligen Vorftehers 
bis zum naͤchſten Landtage⸗ efelgt bann durch ſchriftliche Abſtimmun⸗ 
gen der Staͤnde. 

Ar 56. Die befondern Obliegenheiten und Amsebsfugnifi des Land⸗ 
marfchalie find; 

2). den Faden aller landſchaftlichen Angelegenheiten ſtets zu behalten, die 
. Ständeverfammlung und ihre Rechte allenthalben zu vertreten, und zu 
wachen, daß nichts gegen die Verfaſſung geſchehe. Er iſt berechtigt, 
wenn er in der Stadt Meiningen. anweſend iſt, den Sitzungen des 
Steuerſenats der Landesregierung und der. Schuldentilgungscommiſſi on 

beizuwohnen, und die Vorſteher find ſchuldig, ihm, in näher. zu bes 

ſtimmender Form, regelmaͤßige Kenntniß uͤber die Operationen der 

Schuldentilgungskaſſe und die Verwaltung der. Landeskaſſe zu geben. 

Er iſt befugt, gegen. Beſchluͤſſe und. Verfuͤgungen, welche der Derfafs 

fung und den; Rechten dev Stände zumider laufen, Verwahrung einzuz 

legen und bei: dem: Landesheren Anzeige zu machen. Er fann, went 
bie Umſtaͤnde es ‚fordern, unter, Vorlegung feiner Gründe auf DBerus 
fung eines außerorbentlichen Landtags. antragen. 
Die Rechnung der Landeskaffe wird von ihm, nachdem fie bereit 
vonuder Rechnungskammer monirt iſt mit Zuziehung der beiden Vor— 
ſtteher und des unten beſtimmten Ausſchuſſes, gepruͤft und proviſoriſch 
bis zu den Beſchluͤſſen des Landtags abgefchloffen: > 
b) Er hat die Geſchaͤfte des Landtags vorzubereiten, wozu ihm vom 
Xandesminiſterium die — Nachrichten und Aufklaͤrungen zeitig 
mitzutheilen ſind. 
c) Während des Landtags: leitet ev. ‚bie Gefchaͤfte —— er hat die An⸗ 
ordnung der Sitzungen, die Reihenfolge der Geſchefie, — worunter 
i die landesherrlichen Propoſitionen vorangehen, — exr beſtellt Die Re⸗ 
ferenten, Correferenten und die Commiſſionen, wenn nicht bie. Staͤn⸗ 
deverſammlung noͤthig findet, deren Mitglieder. durch Stimmenmehr- 
heit zu ernennen. Er wacht über die Ordnung und den Anſtand der 

Berathungen, fammelt die Stimmen; zieht den Beſchluß, und bringe 
.ſolchen ;ı nach: genehmigter Redaction, an- das Mimiſterium. Er iſt 
ESprecher der Staͤnde. | 

d) Er wacht über bie Amtsführung — iaheſcheftichen Beamten und 

Diener, und: N mit den Vorſtehern die Wuderheſetung der erle⸗ 

digten Stellen. . 

Art. 57. Die in Meiningen anweſenden beiden: Vorſteher find Mic 
glieder: des Steuerſenats und der Schuldentilgungscommiffion. : Jede Verfuͤ— 
gung am die Landeskaffe und Schuldentilgungskaffe: muß wenigſtens von Ei— 
nem bderfelben gezeichnet feyn. Sie find den Ständen ganz beſonders :daflir 
verantwortlid), daß die ganze Verwaltung der: Kaffe den Gefegen gemäß ges 
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führt werde; daß die Etats richtig eingehalten, und keind ordnungswidrigen 
Ausgaben dectetirt werden. Jede Abweichung "von der: Ordnung: iſt dein 
Landtagsmarſchall ſofort anzuzeigen. Wohnt der eine Vorſteher nicht in 
Meiningen; ſo iſt er verbunden; ſich uUnverzuͤglich, auf Erfordern des Lands 
marſchalls, oder auf Erſuchen des ſungirenden Vorftchers, in: Meiningen. 
einzufinden,: um: Tegtettt> zu: erſetzen, "wenn; diefer verhindert ſeyn ſollte. 
Beide Vorfteher find:-Beiftinde des Landmärfchalle und treten, wenmer ver— 
hindert oder abgegangen ift, an feine Stelle. Gie find, gleich ihm,irwerpfliche. 
tet, die Mechte der Stände zu vertreten, und chuldig, ihm von: Bm en 
ten Verletzung der Verfaſſung Nachticht zwi ‚geben, 0 SEBIET Yir i 
2, Art. 5 De Synbied-ift UF rn msn ann 
a) Secretair der »Ständeverfommlüng,, —* Serterfenate: PN — 
rung, der Schuldentilgungscommiſſion und des landſchaftlichen Vor— 
ſtandes, hat: die Negiftrande und Protocolle zu: führen, Berichte, Ans 
fchreiben u. f. w. zu: entwerfen, fo wie die landſchaftlichen Acten in 
%  Sgehöriger Verwahtung und Ordnung zu halten Er iſt 
m Rechtsconfuleut and Fiscal der Stände, ° Er wird. vom. den Ständen 
aus ber "Kaffe: derer, welche: zur. Praris als Advocaten beim. Oberlans 
desgericht befugt ſind, zuerſt auf drei Sabre; und: — Befin⸗ 
"den auf Lebenszeit gewaͤhlt. m 
Art. :59. .Allen diefen: Beamten: wird vom ——— unter. Kandesfen 
fie: Genehmigung, eine Befoldung aus der Landeskaffe beſtimmt. 

“Art. 60; Zu der jährlichen: Durchficht und Abnahme der landſchaft⸗ 
lichen Haupt-⸗ und Mebenrechnungen ‘ erwählt: der Landtag einen Ausſchuß, 
der; außer dem Landmarfchall und beiden Vorſtehern, aus. drei: Abgeordneten 
der verfchiedenen Stände befteht.  Diefe - drei Abgeordneten zu berufen und 
den Ausſchuß zu“bilden, ift der Landmarſchall “auch in: andern! wichtigen, 
außerhalb des — —— NE EN: insbes 
fondee —— J 

9 wenn der Fau ein v auf Berufung außeroidentt het Londiuge an⸗ 

zutragen, Gin 

2) für den coboiſthenden Landtng veenders wichtge Gelchite vorzu⸗ 

bereiten. © 

Fasbnge 1.4 AEE u FE Den: Kaffirer: ‚ernennen die ‚Stände unter landesherrli⸗ 
der Beſtaͤtigung auf Lebenszeit. Er hat eine angemeſſene Caution zu be— 
ſtellen. Seine — Doliegenheiten werden durch die ——— 
un: u ont 
Art. 6% ; Die Safllung bes Samy, und der Dieneı wi ben Stine: 
den übertafen. es 
| BET TETTTN Sahtten. 

— Wahlen. | 


n Kt. 68. ‚Die Landftaͤnde beſtehen aus 24 ——— des Landes, 
von welchen jede ber drei Klaſſen der Nittergutsbeſitzer, Staͤdte und Bauern 
a. erwählt.. ur 

Art. 64. gu beit Ende: iſt das Herzogthum in vier Wahlbeꝛirke ge⸗ 
theilt, in welchen die Städte und en Ihre. EN durch 
Wahlmaͤnner erwaͤhlen .· 

«Die; Nittergutöbefiger aus: dem gartzen PR wählen ihre: 8 De 
putieten in zwei Abtheilungen zu Meiningen und Saalfeld, nad) einer Sf 
tig erfolgenden naͤhern Beſtimmung. 

Art. 60; Die — ſind folgendermaßen gebildet. 


ET ER LEE Pe € 
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1) Meininger Kreis mit den bisherigen Aemtern: u 
Meiningen, Maßfeld, Wafungen mit Sand, Salzungen und Glüdd« 
Brunn, oder das Kreiggericht Meiningen mit ben Landgerichten Was 
fungen und: Salzungen, ann 8,8 

2) Hildburghäufer Kreis, Bezirk des dafigen Kreisgerichts, nebſt den 
Landgerichten Roͤmhild und Heldburg (oder den bisherigen Aemtern 
Hildburghauſen, Themar, Roͤmhild und Heldburg). 

3) Sonneberger Kreis mit dem Kreisgerichte Sonneberg und dem, in 
dieſer Hinſicht zugezogenen, Landgerichte Eisfeld (oder den bisheri— 
gen Aemtern Sonneherg, Eisfeld, Schalkau und Neuhaus). 

4) Saalfelder Kreis, mit dem daſigen Kreisgerichte und dem Landyes 
richte Gräfenthal und den Aemtern Kamburg und Krannichfeld. 

Sn diefen Bezirken wählen nr a 
a) die Städte Meiningen, Salzungen, Waſungen zufammen zwei, die 

Städte Hildburghaufen, Roͤmhild, Themar, Yeldburg und Ummer— 
ſtadt gleichfalls ‚zwei, die Städte. Sonneberg, Eisfeld, Schalkau, 
Gräfenthal und Leheften zwei, und, endlich bie Stäbte Saalfeld, 

Poͤßneck, Kamburg und Kıannichfeld ebenfalls zwei Abgeordnete, 

fo wie 

b) die Landgemeinden zwei Abgeordnete, 

Zu jedem Abgeordneten wird ein Stellvertreter gewaͤhlt. 

Urt. 66. In den fümmtlihen Wahlbezirken muß ber eine Deputirte, 
fo wie der eine Stellvertreter, nothtwendig aus der Klaffe, zu welcher bie 
Waͤhlenden gehören, genommen werden; der andere kann aud) außerhalb ber 
Ktaffe erwählt werden. * we he Ä 

Art, 67. Wahlberechtigte ift im Stande der Mittergutöbefiger jeder 
großjährige, im Genuß des Staatsbuͤrgerrechts ſtehende, Beſitzer chriſtlicher 
Neligion eines landtagsfaͤhigen Ritterguts, deren Verzeichniß in der Anlage 
enthalten iſt. ee J 

Dieſes Wahlrecht kann der Landesherr kuͤnftig auch andern, dazu geeigs 
neten Guͤtern, ertheilen. — — such Zur 

Der Beſitz mehrerer Güter (berechtigt nicht. zu mehr ald Einer Wahl: 
ſtimme.“ Mehrere Theilnehmer eines Guts haben nur Eine. Stimme, 
— ‚in! Ermangelung einer guͤtlichen Vereinbarung, dem Aelteſten 
zu eht. ner: ge 

— koͤnnen ihr Stimmrecht durch ihre Ehemaͤnner und Curatoren 
ausüben. . | a le ERBE, 

Fuͤr Minderjährige und Pflegebefohlene find flimmberechtigte Curatoren 
zu ‚beftellen, : DE, ne u RO en 
Wollmachten find unzuläffig, außer im. Stande der Nittergutsbefiger; 
doch ſoll auch in diefem. die- Vollmacht nur an: einen Nittergutsbefiger aus 
dem Wahlbezirke gegeben werden Eönnen, und. feiner. mehr als zwei Voll 
machten annehmen dürfen. Die Vollmachten müffen von dem Ausfteller 
mit dem Namen des Bevollmächtigten verfehen feyn, 

Art. 68. Stimmberechtigt bei der Wahl der Wahlmänner. find Alfe, 
— als eure zen, Religion in: den Städten und 
Landgemeinden: directe ‚Steuern bezahlen und ſich im vollen. 
Staatsbürgerrechts befinden. : : — Wr: oe ———— = 

Art. 69: Die: Wahlen der. Deputitten,. von Seite des Bürgers und 
Bauernſtandes, gefhehen in den Städten: Meiningen, Hilbburghaufen, Sons 
neberg und Saalfeld durch Wahlmämner, - ":. — £ 

Zu diefem Gefchäft ernennen, :: 
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16. ; a ! 3 
bon welchen die ſtaͤbiſſchen Deputicn und eben [2 vi Stelloertteter 
erwählt werden. 3 

B. Die Landes gemeinden —— jede, welche lie 5 Häufer zählt, 
einen Wahlmann, von 75 .Häufern zwei, und- fo auf isbes 50: Haͤu⸗ 
fer mehr, einen mehr. 

Kleinere. Gemeinden und einzelne Höfe: merden : ben: nöchfigelegenen Or: 
ten zum Wahlgefchäft zugezählt. Die Wahlmänner kommen | in der Kreis⸗ 
ſtadt zuſammen und waͤhlen die Deputirten und Erſatzmaͤnner 

Art. 70. Um Wahlmann zu ſeyn, iſt erforderlich: Rauß des Buͤr⸗ 
ger⸗oder Nachbarrechts, des Staatsbuͤrgerrechts, chriſtliche Religion, drei⸗ 
ßigjaͤhriges Alter und: Anſaͤſſigkeit in dem Orte, von welchem die Wahl 
geſchieht. 
Art. 71. im Deputicter * ——— u ſeyn, wird im — 
der Rittergutsbeſitzer erfordert: Genuß des Staatsbuͤrgerrechts, chriſtliche Re— 
ligion, 25jähriges Alter und der Befig oder Mitbefiz eines landtagsfaͤhigen 
Ritterguts; in den Staͤdten und auf dem Lande, außer den Bedingungen 
des Art. 70. die. Entrichtung von wenigſtens 15 fl. jaͤhrlicher directer Steuer 
von Srundftüden oder Gewerben. Der Beſitz der Eheſrauen kommt hierin 
dem Manne zu gut. 5 

Art. 72, Seffenttich ‚Angefteite, das iſt, Staats⸗ und Hoſdiener, 
Militairperſonen, Geiſtliche, Aerzte, Advocaten beduͤrfen zur Annahnn einer 
Deputirtenſtelle den. Urlaub ihrer vorgeſetzten Behörde: 

Art. 73. Jeder kann nur an Einer Wahl als Waͤhler und Wehl⸗ 
mann Theil nehmen. Wer von zwei oder mehr Klaſſen oder Bezirken 
zum Abgeordneten oder Erſatzmann etwählt wird, muß fich binnen drei 
Tagen. erklären, ‚welche Wahl er annehmie, fonft geht die Wahl des. Bezirks und 
der Klaffe vor, welcher ec felbft angehört, amd. in welchem er wohnt. ... 

Art. 74. Nah jeder Wahl darf der Gewählte das ihm: ange: 
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tragene Amt ausfchlagen, weil man vorausfegen muß, daß Miemand 
ohne die alertwichtigften Gründe ſich einem fo ehrenvollen Amte entzie⸗ 
en werde. — J 
‚Art. 75. Die Wahlen der Deputleten geſchehen durch abſolute Mehre 
beit der Stimmen, mittelft geheimer Stimmzettel, immer für einen Depu« 
tirten oder Erfagmann, Bleiben in fortgefegter Stimmenfammlung zulegt 
gleiche Stimmen für zwei übrig; fo entſcheidet das Loos, Dei der Wahl 
der Wahlmänner ift relative Stimmenmehrheit hinreichend, | 
Art. 76. Alle Wahlen werden, unter der Aufſicht der Landesregierung, 
von herzoglichen Gommiffarien geleitet. An die Landesregierung werden die 
MWahlprotocolle eingefhidt. Sie hat die Obliegenheit, unförmlihe und ges 
fegwidrige Wahlen zu caffiren und neue anzuordnen. 
Das gleihe Recht fteht den Ständen zu. Das Nähere fol durch eine 
Wahlordnung beſtimmt werden. 
Art. 77. Die Deputicten werden auf 6 Jahr ermählt. An bie 
Stelle eines, wegen Krankheit, Tod, eintretender Unfähigkeit oder dringender 
Gefchäfte abtretenden, Deputieten wird der Erfagmann einberufen. 
Art. 78, Bei’ dem Eintreten ald Deputirter leiſtet ein jeder einem 
Eid, worin er wiederhohlt gelobt: | 
Treue dem Landesheren, gemwiffenhafte Beobachtung ber Verfaffung 
und ber beftehenden Geſetze, redlichen, uneigennügigen Eifer für das 
Geſammtwohl des Landes, | 
Art. 79. Die Abgeordneten find nicht Vertreter ihres Diſtricts und 
ihrer Kaffe, fondern müffen fich bei ihrem Wirken in der Ständeverfamms 
lung nur von der Nüdfiht auf das Gemeinwohl ihrer fammtlichen Mitbürs 
ger Leiten laſſen. Sie find aber berechtigt, die befondern Wünfche und Bes 
ſchwerden ihres Bezirks und Einzelner aus demfelben anzunehmen und an 
die Ständeverfammlung zu bringen. — au IE 


Drittes Kapitel. 
Pflihten und Rechte der Landftände, 


Art. 80, I. Die erſte Obliegenheit der getreuen Stände des Herzogs 
thums ift, an ihrem heile dahin mitzuwirken, daß die Beiträge der Unter: 
thanen zu dem, was das Gemeinmohl erheifcht, mit Eluger Sparfamkeit gez 
fordert, mit Gerechtigkeit vertheilt, und mit ſtrenger Gewiffenhaftigteit und 
Genauigkeit, ihrer Beftimmung gemäß, verwendet werden, 

Art. 81. Es foll zu dem Ende den Ständen 

a) ein genauer Unfchlag von dem, was zu den Zwecken des Staats 
in ihren verfchiedenen Beziehungen erforderlich ift, zur Berathung 
vorgelegt, und der Bedarf mit ihnen gemeinfchaftlic geprüft und 
feſtgeſetzt; 

b) die Art, wie dieſer Bedarf mit moͤglichſter Gleichheit und Schonung 
von den Unterthanen aufzubringen iſt, mit ihnen beſtimmt, und demnach 
ohne ihre, ausdruͤckliche Zuſtimmung keine neue Steuer irgend einer Art oder 
folche,, deren Berilligungszeit abgelaufen ift, ausgefchrieben werden. 
Jedoch muͤſſen auch abgelaufene Verwilligungen in der Zwiſchenzeit 
big zur verfaffungsmäßigen Periode des nächften Landtags, wenn nicht 
dies "ausdruclic, bei der DVerwilligung ausgefchloffen ift, und nad) Er⸗ 
Öffnung des Landtags bis zur Bellimmung des neuen: Finametats 

m —— werden. ö | — 
ur uͤber das, was zur Erfuͤllung bundesgeſetzlicher Pflichten nothw 
geleiſtet werden muß, ſteht ihnen kein te hi wi 


ER ‚Es: foll Eee — ie, 2 2 
- €) ihnen, alljährlich vollftändige Rechnung von der Verwendung der bewil⸗ 
ligten Steuern und Abgaben, nach den oben Art. 47 getroffenen Bes 
flimmungen,..gelegt, und, diefe von ihnen geprüft und refpective aners 
kannt werden. — — ha: 
Art. 82. Die Verwilligungen der Stände Eönnen jedoch nicht einzels 
nen Perfonen. und Stellen gegeben, fondern muͤſſen jedem Zweige. der 
Staatsverwaltung und - darunter begriffenen Anftalten im Ganzen extheilt, 
und. der Staatsregierung überlaffen bleiben, die verwilligten Summen etatss 
mäßig zu verwenden. . ie Ä —— | 
.. ‚Sie wird. indeffen auch hierbei die Erinnerungen der Stände willig ver— 
nehmen und möglichft berüchfichtigen. | 
Art. 83. U. Wie die von den Ständen verwilligten öffentlichen Ab⸗ 
gaben in einer eigenen Kaffe, unter Mitauffiht und Leitung derfelben, vers 
waltet werden, ift theilg oben fchon beſtimmt, theils werden darüber befons 
dere Statuen und Ordnungen mit. ihnen verabredet werden, , | 
Art. 84. IM. Den Ständen liegt ob, über die ungefchmälerte Er 
haltung des Kammervermögens zu machen, worüber, nach. den oben gegebe— 
zen Beftimmungen, die nöthigen Nachtweifungen zu geben find, 
Urt: 85, IV. Verordnungen und Geſetze, durch melche nicht blos 
He organifche. Einrichtung der Behörden und die Form der Gefchäftsführung 
eſtimmt, auc nicht blos die nähern Anordnungen zu Ausführung fchon bes 
ſtehender Geſetze gegeben, ſondern wodurch Eigentbum und Freiheit der Un: 
terthanen getroffen, ‚oder eine Veränderung, der Abgaben und Rechte herbeis 
geführt: wird, Eönnen, ohne Beirath und Zuftimmung der Stände, nicht 
gegeben oder aufgehoben werden. Jedoch follen dergleichen Gefege uͤber Ges 
genſtaͤnde deß bürgerlichen und peinfichen Rechts und Alles, was nicht den 
Unterthanen neue Abgaben auflegt, von den Ständen, an welche fie durch 
Iandesherrliche Propofitionen gelangen, nur mit einer Mehrheit von 3 Stim⸗ 
men über die Hälfte der anmwefenden Stimmen die Zuſtimmung verfügt wer 
den Fönnen.. J — N, 
Ueber Steuerbewilligungen, wie über alle andere Angelegenheiten in ber 

Ständeverfammlung entfcheidet die einfache Stimmenmehrheit. 

Met: 86. V. Den Ständen ſteht es frei, ihre Wünfche für die Ver: 
pollkommnung der Gefetsgebung dem Landesheren vorzulegen und Anträge 


fowohl im Allgemeinen zu flellen, als auch Gefegentwürfe einzureichen, welche . 


ftets mit Sorgfalt erwogen, und nicht. ohne teiftige Gruͤnde abgelehnt wer 
ben follen. - = 
* 87. VI. Die Staͤnde ſind berechtigt, Mißbraͤuche, welche ihnen 
in den verſchiedenen Zweigen der Verwaltung bekannt werden, zur Abhuͤlfe 
anzuzeigen. Es ſoll ihnen von dem Landesminiſterium, um uͤber die Be⸗ 
ſchwerden, welche theils durch Vortraͤge der Abgeordneten, theils durch Ein⸗ 
gaben Anderer zur Sprache kommen, auf Verlangen vollſtaͤndige Auskunft 
ertheilt, und es ſollen die von den Staͤnden angebrachten Beſchwerden 
mit vorzuͤglicher Sorgfalt unterſucht, und den. gegründet befundenen abgehol⸗ 
fen werden. \ _ u 

Art. 85. VIL Den Ständen ſteht die Befugniß zu, gegen Staats⸗ 
diene wegen Verlegung der Verfaffung, — Mißbrauch ber Amtsgewalt, 
Untreue und Erpreffung, förmliche Anklage zu eiheben. Gegen Beamte, 
welche unter höherer Leitung ſtehen, foll jedoch allemal exft Beſchwerde bei 
dem Miniſterium gefuͤhrt, und nur, wenn dieſer nicht abgeholfen wird, zur 


Anklage geſchritten werden. 
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Die Anklage: ſoll bei, dem. Obexappellationsgericht zu Jend. angebracht, 
im foͤrmlichen Rechtswege durch ein. hiermit zu beauftragendes Crimi— 
nalgericht des Landes unterſucht und vom Oberappellationsgericht entſchie— 
De werden. 
Dem Vexurtheilten ſteht eine nochmalige Vertheidigung frei, worauf 
auswaͤrtiges Urtheil einzuhohlen iſt. — 
— Viertes Kapitel. 
——— Der Landtag. 


Axt. 89. Die auf landesherrliche Einberufung zuſammentretenden 

Stände bilden den Landtag. 
Art. 90. Die Einberufungsfchreiben ergehen, auf Anordnung des Mi: 
‚ nifteriums, an den Landmarfchall, und von biefem an jeden einzelnen ber 
fimmtlichen Deputicten, mit Beflimmung des Drts und der Zeit. Die Ein: 
berufenen haben es bei dem Landmarfchall zeitig anzuzeigen, wenn fie zu er 
Scheinen verhindert feyn follten, damit an ihrer Stelle die Erfagmänner ein: 
‚berufen, oder die Landesregierung um Anordnung einer neuen Wahl erfucht 
werden koͤnne. | 

- Urt. 91. Der Landtag if für gefegmäßig conftituirt zu achten, wenn 

nad) feiner Einberufung wenigſtens 20 Abgeordnete verfammelt find. Daß 
dies ber. Fall fey, iſt der Landesregierung anzuzeigen, worauf die feierliche 
Eröffnung vor fich geht. 

Aet. 92. Die Eröffnung wird vorbereitet durch eine Firchliche Feier, 
mit einer dem Zweck angemefjenen Predigt. Darauf verfammeln ſich 
die Deputirten, in Gegenwart des Herzogs oder einer Iandesherrlichen Com: 
mifjion. 

Die zum erſtenmal Exfcheinenden legen den vorgefchriebenen Eid ab. 
Der Landtag wird mit einer Anrede vom Landesheren oder defjen Commiſ⸗ 
ſair eroͤffnet. 

Art. 93. Die Berathungen des Landtags werden veranlaßt: 

a) durch landesherrliche Propoſitionen, welche in der Ordnung, wie ſie 
eingehen, oder welche ihnen vom Landesherrn beſtimmt wird, vor al— 
len andern Geſchaͤften zu erledigen ſind; | 

b) duch Anträge der Mitglieder, welche immer fhriftlich, fo daß nur der 
Vorſchlag beftimmt ausgedrüdt iſt, dem Landmarſchall zu übergeben 
find, und auf einen blos gelegentlich ausgefprochenen. Antrag Fein 

Befchluß gefaßt werden kann; | 

‘ ec) durch Schreiben oder VBorftellungen Anderer, welche aber nur dann 
zu einer Berathung gebracht werden dürfen, wenn, auf Angabe deg 
Inhalts und Vorlefen dev Bitte, ein Abgeordneter dieſelbe zu unter 
fügen fich erklärt. x | | 

Urt. 94. Ueber die landesherrlichen Propofitionen und Anträge wird 
zuerſt die Discuffion eröffnet, in welcher ein jeder feine Anfichten zu entwis 
deln befugt ift. -AUn bdenfelben nehmen die landesherrlichen Commiffarien, 
fo viel ihnen nöthig fcheint, Theil. Sie haben aber, wenn fie die noͤthi— 
gen Erläuterungen gegeben haben, den Ständen zu fernerer ‚Berathung ohne 
ihe Beifeyn Zeit zu laſſen. Auch ‚bleibt den Ständen das Recht vertraulis 
cher — vorbehalten, wo die landesherrlichen Commiſſarien nicht zuge⸗ 
gen find. 

Art. 95. Iſt die Discuffion gefchloffen, welches von dem Ermeffen 
des Landmarſchalls, bei ‚dem Widerſpruch eines. Deputieten aber vom Be— 
ws des Landtags abhängt; fo ſtellt der Landmarſchall die zu entfceiden- 
wer "ee ’ 54 
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ben Fragen, und es wird darauf, in ber Megel am naͤchſtfolgenden Tage, 
nachdem die Commiſſarien ihren Abtritt getionimen Haben, mit Ja "ober Nein 
abgeftimmt. 

Auf den Antrag eines einzigen Deputicten muß geheim, d. h. mit 

ſchwarzen oder weißen „Kugeln, abgeſtimmt werden. Erinnerungen gegen 
die Stellung der Fragen find ſowohl die landesherrlichen Commiſſarien, 
als jedes Mitglied zu machen berechtigt; und wenn beide Theile ſich 
nicht vereinigen, ſo wird vom Landtag daruͤber durch Stimmenmehrheit 
beſchloſſen. 
Die Entſcheidung der dem Landtag vorgelegten Fragen erfolgt nach eins 
facher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit, welche ſich nach einmal, 
an einem andern Tage wiederhohlter, Abftimmung nod) erhält, ‚ entfcheibet 
der Landesherr. 

Art. 96. Sollte ein Stand fih durch einen Beſchluß des Landtags 
- in feinen mwohlerworbenen Rechten beeinträchtigt erachten; fo bleibt demfelben 
nachgelaffen, bei dem Landesheren, unter Darlegung feiner Gründe, in einer 
befondern Vorftellung darauf anzutragen, daß dem Beſchluſſe die höchfte 
Genehmigung verfagt werde. 

Ergiebt ſich, bei genauerer Prüfung des Beſchluſſes, eine ſolche Bes 
theiligung, und tft derjelbe nicht etwa ganz zu verwerfen; fo- wird derſelbe 
zu nochmaliger Berathung und ‚gütlicher Vereinigung an den Landtag zurüde 
geriefen. Kommt auch dann eine Vereinigung nicht zu Stande; fo tritt 
landesherrlihe Entfcheidung ein, 

Art. 97, Der Landtag legt feine RENNER und nfihe dem 
Landesheren unter der Form: 

unterthänigfte Erklärung 
— oder Bitte 
mit der Linterfchrift 

die getreuen Stände 

des Herzogthums 
vor, 

Art, 98. In den Sisungen wird ein Protocol vom Syndicus, un⸗ 
ter Aufſicht einer, vom Landtag beſtellten, Commiſſion, gefuͤhrt, welches die 
Vortraͤge und den Inhalt der Discuffionen, wie die Nefultate der Abſtim⸗ 
mung angiebt. Es wird in der naͤchſten Sigung verlefen und vom Lands 
marfhall, den’ beiden Gehülfen, der Redactionscommiffion und dem Syndis 
cus unterzeichnet, und, nachdem es von den Iandesherrlichen Commiffarien, 
- in Beziehung auf ihre Erklärungen, als vichtig anerkannt worden ift, durch 
den Drud zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 

Art. 99. Die Abgeordneten koͤnnen wegen ihrer Aeußerungen in der 
Ständeverfammlung nicht zue gerichtlichen Nechenfchaft gezogen werden, 

Dem Landtage liegt aber ob, unanſtaͤndige und verfaſſungswidrige Aus⸗ 
druͤcke und Erklärungen zu verhuͤten und zu ruͤgen. 

In dieſer Hinſicht hat 
1) der Landmarſchall das Recht und die Pflicht, jeden, weiger fich, ohne 
das Wort zu haben, zum Sprechen drängt, Andere unterbricht, im 
Reden auf andere, nicht: zur Sache gehörige, - Dinge abſchweift und 
ſich unanſtaͤndigkelten erlaubt, zur Sache und sur Drönurlg zu 
weifen ; 
2) bie Ständeverfammlung "hat daſſelbe zu thun, wenn das Beträgen eine 
ernftere Rüge verdient, und fie kaun 
3) fo weit gehen, einen Depüticten ei eine Mehrheit von deei Vier⸗ 


” 
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eheiten der Antvefenden gänzlich) auszuſchließen, worauf der Stellver— 
freter eingerufen wird, Ä 

Art. 100. Vom Landtage fol fi) fein Deputicter entfernen, ohne 
die Gruͤnde auzuzeigen, worüber der Landtag entfcheidet, 

Der Lauf der Juſtiz kann gegen die Deputicten nicht gehemmt mer: 
den; nur follen fie während ihrer Anmefenheit am Landtage nicht zum per— 
fönlihen Erſcheinen in bürgerlihen Rechtsfahen und in SPolizeifachen vor: 
geladen und in dieſen nicht mit Verhaft belegt werden, außer wegen fälli- 
ger Wechſel. 

‚ Wenn Wechfelarreft ober eine GCriminalunterfuchung gegen einen Depu: 
tirten erkannt wird, muß der Stellvertreter deſſelben einberufen werden. 

Art. 101. Der Landtag wird durch Iandesherrlihe Erklärung gefchlof: 
fen, und geht fofort, ohne eine weitere Verhandlung vornehmen zu Eönnen, 
auseinander. 


Titel VI 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 102. Der Landeshere ſelbſt ift über alle perfönliche Verantwor⸗ 
tung erhaben. Alte Regierungshandlungen muͤſſen jedoch unter perfönlicher 
Berantwortlichkeit eines Staatsbeamten gefchehen. 

i Art. 103. Zu dem Ende muß eine jede, im Namen des Landes: 
herrn ergehende, Verfügung von einem Mitglicde des Geheimenrathscolle— 
giums oder des Landesminifteriums contrafigniet ſeyn, welches für die Ge: 
fegmäßigfeit derſelben perfönlich verhaftet ift, 

* Urt. 104. Die Berantwortiicykeit für jede geſetzwidrige Verfügung 
haftet zunähft auf demjenigen, von welchem fie ausgegangen iſt; Befehle 
einer höhern Behörde deden folhe nur, wenn fie in gehöriger Form von den 
competenten Dbern ausgegangen find. 

Art. 105. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staat und dem Lane 
desherrn aus, und foll nur duch die, vom Staate unmittelbar oder mit: 
telbar beftellten, Gerichte ausgeübt, und der Lauf der Juſtiz nicht ge⸗ 
hemmt werden. 

Art. 106. Das Recht der Begnadigung in Strafſachen ſteht nur 
den Landesherrn zu, jedoch mit der Einſchraͤnkung, daß 

1) die ertheilte Begnadigung Niemand hindert, ſeine aus einer Rechts⸗ 

bverletzung herfließenden Privatanſpruͤche gerichtlich zu verfolgen; 

2) ein auf Anklage der Stände zur Entſetzung verurtheilter Beamter zwar, 

hinſichtlich der Strafe, begnadige werden, jedoch nicht im Dienft blei— 
ben, noch) darin wieder aufgenommen werden, auch aus feiner Staats: 
kaſſe Penfionen beziehen kann. 

Art. 107. Tritt der Fall eines Regierungstechfels ein; fo foll der 
neue Landesherr bei dem Antritt der Regierung ſich [chriftlich bei fuͤrſtlichen 
Worten und Ehren verbindlich machen, die Verfaſſung nach dem ganzen 
Inhalte dieſer Urkunde zu beobachten, aufrecht zu erhalten und zu ſchuͤtzen. 
Um dieſe Verſicherung noch vor der Huldigung der Staͤnde von dem Fuͤr⸗ 
ſten in Empfang zu nehmen, iſt ein außerordentlicher Landtag zuſammenzu⸗ 
berufen. Im Falle der Unmuͤndigkeit, oder einer andern Verhinderung des 
Regierungsantrittes des Landesfüriten iſt diefe Verficherung vom Verweſer 
der Regierung für die Zeit feiner Verwaltung auszuftellen, 

Art. 108. Ale Staatsbenmten find auf die Beobahtung des Grund: 
geſetzes zu vereidigen. 


Art. 109. An diefem Grundgefege und der, durch folches geftifteten, 
Sr. 


852 | Meiningen. 


Berfaffung darf in Eeinem Puncte, weder unmittelban noch mrittelbar, ohne 
gemeinfame Uebereinflimmung des Landesherrn und bes Landtags etwas geäns 
dert werben, 

Art. 110. Die ältem landfhaftlichen Verfaſſungen find aufgehoben, 
fobald das jegige Grundgefeg durch Eröffnung eines Landtags in Wirkſaw⸗ 
keit tritt, a 
Die bisherigen Tandftändifchen Corporationen behalten jedoch, in Bezie⸗ 
hung auf ihre beſondern, jetzt noch beſtehenden, privatrechtlichen Verhaͤltniſſe 
und Anſpruͤche, bis zu deren Erledigung, ihre corporativen Rechte. 

Urkundlich unter Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und dem vorgedruck⸗ 
ten herzoglichen Siegel. F 

Gegeben Meiningen zur Eliſabethenburg, den 23. Aug. 1829, 


(L. S.) Bernhard Erich Freund, 
Ch. F. Schr. v. Koenig von Baumbad). 
D. v. Stein, von Fiſchern. 





c) Wahlgeſetz für das Herzogthum Sachfen: Meiningen, 
vom 23. Auguſt 1829. 


Wir Bernhard, von Gottes Gnaden Herzog zu Sahfen: Met 
ningen ıc. | 

haben durch dns Grundgeſetz der landſchaftlichen Verfaffung Unferes Herzogs 
thums vom heutigen Tage die Beftimmungen feftgefegt, nach welchen bie 
Landftändifche Vertretung durch die drei Stände der vereinigten Landfchaft 
geſchehen fol. Zur Vollziehung jener grundgefeglichen Beſtimmungen haben 
Wir befchloffen und verordnen, wie folgt: 

Yrt. 1. So oft, nach den Bellimmungen ber fandfchaftlichen Ver⸗ 
faffungsurkunde Art. 76, eine neue Mahl der Abgeordneten erforderlich iſt, 
wird die Vornahme bderfelben von dem Landesheren durch die Landesregier 
rung angeordnet. 

l. Wahl der Deputirten im Stande ber Ritterguts— 
| beſitzer. 

Art. 2. Die Wahl der Abgeordneten in der Klaffe ber Ritters 
gutsbefiger gefchieht, nach Art. 64, der Iandfchaftlihen Verfaſſungsur— 
kunde, unmittelbar durch ſaͤmmtliche Wahlberechtigte, unter der Leitung eines 
von der Landesregierung aus dem Stande der Nittergutsbefiger (unbefchadet 
feiner Waͤhlbarkeit) zu ernennenden Commiſſairs, und mit Zuziehung eines 
verpflichteten Protocollführers, 

Art. 3. Diefer Benuftengte beruft bie wahlberechtigten Rittergutsbe⸗ 
figer feines Wahlbezirks vefp. nach Meiningen und Saalfeld zu einer Wahl 
verfammlung, bei welcher er den Vorſitz und Vortrag hat. 

Art. 4 Das Nefultat der Wahl wird nad) ber Stimmenmehrheit 
berechnet und ausgeſprochen, das Protocol! aber von dem Commiſſair und 
von fämmtlichen Anwefenden, mit Ausnahme ber allenfalls erwählten Abs 
geordneten, unterfchrieben. “ 

1. Wahl der Abgeordneten bes Bürgers und Bauern— 
.ftandes, | 

Art. 5. Zur Mahl der Abgeordnpten aus der Kaffe der Staͤdte⸗ 
und Landbewohner, find zwei Wahlhandlungen erforderih. Die 
erfte hat den Zwed, die erforderlichen Wahlmaͤnner für die Wahlverfamms 


Wahlgeſet vom 23. ug: 1829, 853 


fung eines jeden Bezirks, nach Maaßgabe des Art. 69. der landſchaftlichen 
Verfaſſungsurkunde, zu ernennen; durch die zweite erfolgt die eigentliche 
Wahl der Abgeordneten. | 

Die Leitung jener feht in den Städten den Magiftraten und auf dem 
Lande: den Ortsvorſtaͤnden (Schultheifen und Vorftehern) zu; die ſpecielle 
Leitung dieſer geſchieht ebenfalls durch beſonders zu ernennende Regierungs⸗ 
commiſſarien. 

Arte6. 1) Ernennung der Wahlmaͤnner. Jede Stadt und, 
Dorfgemeinde ernennt die, nad) Maaßgabe der landſchaftlichen Verfaſſungs⸗ 
urkunde Art. 69. auf ſie kommende, Zahl von Wahlmaͤnnern, wobei ein 
jeder Wahlberechtigte feine Stimme für fo viele abzugeben hat, als gewaͤhlt 
werden follen, 

Krt. T. Sobald die Verwaltungsämter von ber Landesregierung bie 
Anordnung wegen Vornahme der Wahl ber MWahlmänner erhatten haben, 
laſſen fie fämmtliche Schultheißen, oder wie die leitenden Vorftände der Ges 
. meinde fonft heißen mögen, vortommen, um fie über ben Zweck ber Mahl 
und das Verfahren gehörig zu befehren, und ihnen diejenigen Vorſchriften, 
welche fie dabei zu beobachten haben, aus der landſchaftlichen Eonftitution 
und fonft deutlich auseinander zu fegen. 

Art. 8. Die Magiftente und Ortsvorſtaͤnde haben hierauf Mahltiften 
zu fertigen, welche nicht nur ein genaues Verzeichniß ber Häufer und deren 
Befiger,  fondern auch eine Angabe derjenigen Einwohner, die, nah 
Ur, 68. der landſchaftlichen Verfaſſungsurkunde, an der Mahl Theil zu 
nehmen berechtigt find, nach der Ordnung der Mohnungen, enthalten. 

Art. 9. Sind die Wahlliſten zu Stande gebracht; fo werden fie in 
den Städten von dem verfammelten Magiftrat, auf dem Sande von den 
Gemeindevorſtehern, öffentlich verlefen, berichtigt, und, daß ſolches gefchehen, 
von dem Magiſtrate, den Drtsvorgefegten, welche für die Richtigkeit verant 
wortlich find, bezeugt, und durch Unterfehrift und Beidruckung des Raths— 
und Gemeindefiegeld beurkundet. | 

Art. 10. Bon den Vorftänden der Landgemeinden werden biefe Liften 
den herzoglichen Verwaltungsaͤmtern zur Einfiht und Prüfung vorgelegt. 
Findet das Verwaltungsamt etwas zu erinnern; fo ordnet es bie Berichti— 
gung der Wahlliſten an, im Gegenfall aber fegt es fein Zeugniß der Rich— 
tigkeit bei, 

Art. 11. Die Vorladbung der, in ber Mahllifte eingetragenen, 
Stimmberehtigten zur Vornahme der Wahl der Wahlmanner geſchieht von 
den Magiftraten und Ortsvorftänden auf die gewöhnliche Weife und an 
dem gewöhnlichen Berfammlungsort. Bei zahlreichen Gemeinden bleibt 
es denſelben überlaffen, die Wähler in ſchicklichen Abtheilungen vorkom⸗ 
men zu laffen. 

Wenn zwei oder mehrere Gemeinden, nah Maaßgabe des Art. 69. 
bee Iandfchaftlichen Verfaffungsurkunde, zufammentreten; fo haben ſich bie 
Borftände Über die Zeit und den Drt der Verfammlung zu vereinigen, 

Urt. 12. Die Abftimmung gefhieht durch Einmwerfung eines Zet— 
tels, auf welchen der Bor: und Zunahme des oder der zu Exkiefenden 
deutlich geſchrieben fteht, in ein verdedtes Gefäß. Wenigſtens zwei Drit- 
2. der ftimmfähigen Einwohner müffen bei diefer Wahl ihre Stimmen 
- abgeben. 

Art. 13. Nach Beendigung der Abftimmung merden die Zettel öf- 
fentlich verlefen, und die Wahlftimmen zu dem, über den ganzen Act von 
dem Raths- und Gemeindefchreiber aufzunehmenden, und von drei Mit: 
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gliedern des Magifkeat und der Drtsvorftände mit zu unterfchreibenden,. Pro: 
tocolfen verzeichnet. _ | | ee Be 

Urt. 14. Das Ergebniß iſt den Wählern unverzüglich, bekannt zu 
machen, das Protocoll aber von den Magiftraten, mit Bericht über die Qua⸗ 
Lfication der Wahlmänner, am die Landesregierung, und von den Gemeinde: 
vorſtaͤnden an das Verwaltungsamt, und durch diefes am die. Landesregierung 

einzufenden, | — 

Art, 15. 2) Wahl der Abgeordneten, Nach Beendigung der 
erſten Wahl werden die ernannten Wahlmänner eines jeden Bezirks von 
dem aufgeftellten Regierungscommiffaite auf einen beftimmten Tag zue Vor: 

nahme des zweiten Wahlacts, der Wahl der. Abgeordneten in die Kreisſtadt, 
einberufen, m re 

Art. 16. Die Wahl felbft wird auf die oben in Art. 4, bezeichnete 
Art vorgenommen; es ift jedoch das über die Wahl der Abgeordneten im 
Stande der Bauern aufzunchmende Protocolf neben dem Commiffarius nur 
von den, dem Acte zugleih als Zeugen beimohnenden, zwei Aelteſten der 
anwefenden Wahlmanner mit zu unterzeichnen, 

Art 17. Jeder Wahlmann flimmt aus eigener Weberzeugung, ohne 
an einen Auftrag von Seite feiner Gemeinde gebunden zu feyn.. Ale Auf 
träge folcher Art werden im Voraus für nichtig erklaͤtt. = Tue 

| IU. Allgemeine Beſtimmungen. :. 

‚Urt, 18. Zur Guͤltigkeit ift bei allen Wahlen der Abgeordneten bie 
Anmefenheit von tvenigftens zwei Dritteln der, auf legale Weife einberufenen, 
Wahlberechtigten vefp. Wahlmanner erforderlich. > FAIR: 

Art. 19. Wird eine Wahlverfammlung daducch. vereitelt, daß eine 
zu geringe Anzahl Wähler erfcheint; fo fallen. die verurfachten Unkoften den 
Ausbleibenden zur Laſt, vorausgefegt, daß fie gehörig einberufen waren, und 
nicht ein veiner, unabwendbarer Zufall fie von. dem Erfcheinen abgehals 
ten bat. J | 

Art. 20. Ale Wahldandlungen müffen .von den Maugiftraten und 
Dutsvorftänden, fo tie von den Verwaltungsämtern und Negierungss 
commiffarien, mit pflihtmäßiger und ruͤckſichtioſer Unbefangenheit gelei— 
tet werden. f | 

‚Die Wahldirigenten dürfen fich auf Eeine MWeife in das innere der. 
Wahl milhen, fondern fie haben ſich darauf zu befchränten, die Waͤhlenden 
mit den Pflichten und Eigenfchaften eines Wahlmanns oder Landesabgeordz 
neten befannt zu machen. | —— 

Art. 21. Die Erklaͤrung uͤber die Ablehnung der Wahl muß von 
dem Gewaͤhlten ſobald geſchehen, als er von ſeiner Ernennung in Kenntniß 
geſetzt wird. — Er “ 

Art. 22. Die bei den Wahlverfammlungen erfcheinenden Individuen 
erhalten aus ‘der allgemeinen: Landeskaffe Feine Vergütung des etiva gehabs 
ten, Aufwandes. Den ‚Wahlmännern, welche fich dabei von ihren Wohn: 
figen entfernen müffen, paſſirt eine mäßige Auslöfung aus den Mitteln: dev 
betreffenden Stadt- oder Ortsgemeinde. u a 

Art. 33. Sobald die Wahlen beendigt find, fendet die Landesre- 
gierung die eingegangenen MWahlberichte, mit den Wahlacten und ihrem 
Gutachten über die Gültigkeit des fattgefundenen Verfahrens, an den Lan 
desherrn ein, 

Art. 24. Iſt das Verfahren unverwerflich; fo wird der landſchaftliche 
Ausſchuß, unter Mittheilung der Acten, davon in Kenntniß gefegt. Im Ge: 
genfall erfolgt fofort die Verfiigung eine andern Wahl. 
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Art. W. Findet der Ausſchuß bei den Wahlen ein Bedenken; ſo hat 
er dleſes dem Landesherrn ungeſaͤumt anzuzeigen, und auf Anordnung einer 
nochmaligen Wahl anzutragen. PR 

ii Art. 26. —E jede Wahl, bei welcher die geſetzlichen For⸗ 
men, ober die Vorſariften uͤber bie Eigenſchaften der Wähler und Gewaͤhl⸗ 
ten nicht beobachtet worden find, ‚oder welche durch Beſtechung, Berfprechuns 
gen ader Drohungen zu. Stande ‘gekommen ift. Im Isgtern Falle findet, 
neben Unguͤltigkeit der Wahl, noch eine Beſtrafung des dabei vorgekommenen 
Verbrechens, durdy die Juſtizbehoͤrde Statt 
Der Beſtecher und Beſtochene verlieren auch. die active und paffive Mahl: 
Sr Die Landesregierung, zu deren Mefjort, nach dem Art. 76. der land⸗ 
ſchaftlichen Verfaffungsurfunde, die abere Leitung ‚der Wahlgeſchaͤfte gehört, 
ift mit dee Ausführung und Erläuterung der gegenwärtigen Wahlordnung 
Beäuftragt. Won ihe ergehen daher nicht nur ale Verfügungen wegen der 
vorzunehmenden Wahlen, fondern es find auch alle Anfragen darüber am dies 
ſelbe zue'vichten. ' RE | 
Ackundlich unter Unſerer eigenhändigen Unterfchrift und dem vorgedruck— 
ten herzoglichen Siegel, | 

Gegeben Meiningen zur Elifabethenburg, den 23. Auguft 1829. 





(L. S.) Bernhard Erich Freund. 
“ CHF: Frhr. v. Kienie von Baumbach. 
D. v. Stein. von Fifhern. : 
Aral . 
19. 


Herzogthum Sahfen- Altenburg 
5 (feit dem 15. Nov. 1826), 


"Mach dem Theilungsvertrage vom 12. Nov. 1826, unterzeichnet von 
den drei theifenden Fürften am 15. Nov., verzichtete dev Herzog Fri edrich 
von Sacfen= Hidburghaufen auf Diefes Land, und übernahm die. Re= 
gierung des Herzogthums Altenburg (wo die früher daſelbſt vegie- 
vende Seitenlinie des Erneftinifch = Gethaifchen Haufes bereits im Sahre 
1672 erlofchen war), unter den im Zhetlungsvertrage enthaltenen Abtre= 
tungen des Amtes Gamburg und einiger Parzellen von dem bisherigen 
Fuͤrſtenthume Altenburg. — Die ältere, im Zürftenthume Altenburg bes 
flandene, Verfaſſung warb aber nicht eher aufgehoben, als bis bie im 
September 1830 aud in dev Stadt Altenburg ausgebrochene politifche 
Bewegung den Herzog Friedrich bewog, inder Proclamation vom 
14. Sept.*) 1830 die Erklärung auszufprechen, daß er die, ihm von 
‚einer. Deputation mitgetheilten, Wünfche erfüllen wolle. „Sie werben 
durch die von Mir befchloffene Einleitung einer Nepräfentation der Bür- 
gerfchaft durch von ihr. felbjt aus allen Ständen gewählte Vertreter, 
“ durch eine veränderte Organifation des Stadtrathes, und durch eine 


| *) Sie fteht vollftändig in den neueften Staatsacten, 21.8. ©. 271 f. 
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weitere ee Ländfeafttigen: Berfaffung des 
Landes, zu der auch Meine getreuen Stände des Landes die "Hand 
grboien haben, ihre Defürderung finden,“ | 

In Angemeffenheit zu diefer Erklaͤrung dar, nach wegen Mon: 
— den zu Altenburg verſammelten Staͤnden der Entwurf zu einer neuen 
Verfaſſung vorgelegt, und, nach. der beendigten: Beratung deffelben, am 
29. April 1831: dad neue pactirte Staatögrundgefeg befannt gemacht 


a) Grundgeſetz für das Herzogthum Sadfen- Alten: 
burg vom 29. April 1831. Ä 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachfen, Juͤlich, 
Cleve und Berg, auch Engern und Weſtphalen, Landgraf in Thuͤringen, 
Markgraf zu Meißen, gefuͤrſteter Graf zu, Henngbeig, Graf zu der Mark 
und Navensderg, Herr zu Navenftein ic. 0. | 
entbieten allen Unſern getreuen Unterthanen Unfern gnaͤdlgſten Gruß und für 
gen zu wiſſen: Wir haben Uns bewogen ‘gefunden, Unſerm Herzogthume ein 
Grundgeſetz zu verleihen, und verordnen demnach, nach erfolgtem Beixath 
Unferer getreuen Landſchaft und mit, deren Buftimmung, win cnachſteht: 

Grundgefeg 
für das Herzogthum Bestinnitensun 


1, Ar 





Grfe — — 
Von dem Herzogthume, dem Landesherrn und dem herzoglichen Hauſe. 
Erſter Abſchnitt. 
He erzogthum. — 

§. 1. Das Herzogthum Sachſen— itendurg slidet in feinen, 
durch die Zheilungsverträge im Geſammthauſe Sachſen bis jest beſtimmten 
und durch kuͤnftige Berträge in ſolchem oder mit fremden Staaten noch zu 
böftimmenden, einzelnen Beſtandtheilen ein ſtaatsrechtliches, zur Theilnahme 
an einer und derſelben Verfaſſung vereinigtes Ganzes. 

8 2. Von dem hierunter en ſtaatsrechtlichen Gebiete kann 
kein Theil veraͤußert weiden. 

Bei vorkommenden "Erbtheilungen: im Sefammthaufe Sachſen — | 
— die Grundſaͤtze des Geſammthauſes Anwendung.— 

Wenn zur Ausgleichung mit den Nachbarſtaaten wegen beſtehender. 
Grenzſtreitigkeiten, Hoheits- und anderer Irrungen ein Austauſch klei— 
nerer Gebietstheite ſich als raͤthlich oder unvermeidlich darſtellt, und 
dabei Abtretung von Wohnſitzen mit Unterthanen oder von. Domanialeigen⸗ 
thum beabfichtigt wird; fo geht der landesherrlichen Genehmigung eines folz 
chen Vertrags die Bernehmlaffung der Landesdeputation voraus. 


83 Der jegige Beftand des Landes, der Domainen: und Schloͤſſer 
— (mit Ausnahme der vom jetzigen Regenten oder deſſen Nachfolgern aus 
Schatullmitteln etwa geſchehenen oder kuͤnftig geſchehenden Anſchaffungen) —, 
erbt ungeſchmaͤlert in der Staatserbfolge der herzoglichen Speciallinie 
Sachſen-Altenburg fort. Unter keinem Vorwande kann jemals ein — nicht 
erweislich aus ſolchen Schatullmitteln erworbener — Theil, wenn er auch 
noch fo gering wäre, ‚während der Dauer des jetzigen Specialhauſes, zu 
Gunften eines Allodialerben gegen den Regierungsnachfolger in Unfpruch ges 
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nommen werden. Eine Schatull- oder Privatbefigung kann nie der Landes⸗ 
hoheit entzogen werben. 
Zweiter Abſchnitt. 
Der Landesherr. 

5.4 Der: Herzog iſt als fouverainer Landesherr dag Oberhaupt 
des Staats, vereinigt in fi) die gefammte, ungetheilte Staatsge— 
walt, und übt fie unter den in der Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Be⸗ 
ſtinmmungen aus, 

Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. Er kann den Sitz der 
Regierung in keinem Falle außerhalb des Staats verlegen. 

$. 5. Nur von dem Herzoge, als Staatsoberhaupt, oder mit feiner 
Buftimmung und in feinem Namen, werden die verfaffungsmäßig gegebenen: 
Geſehtze bekannt gemacht. - Au 

$. 6. . Der Herzog ſteht am der Spige der ganzen Staatsverwal— 
tung, und vertritt den Staat. in allen feinen Verhättniffen gegen ans 
dere Staaten. 

8.7. Alte Gerichtsbarkeit und alle Polizeigetwalt wird im 
Namen des Herzogg entweder unmittelbar. oder mittelbar ausgeübt, und uns 
ter feiner landysherrlichen Oberaufſicht verwaltet, 

8. 8. Ohne des. Herzogs Beſtaͤtigung kann kein Zodesurtheil 
vollzogen werden, Dem Herzog ſteht das Mecht der Begnadigung in 
Straffachen zu, weldye jedoch die ‚gerichtliche Verfolgung der aus.einer Rechts: 
verletzung herfließenden: Privatanſpruͤche niemals ausſchließt oder aufhebt. 
8. V. Vom Horzoge allein koͤnnen unter den weiter unten, — Abs 
theifung V. 88, 201—209. — folgenden näheren Beltimmungen Steuern 
und Landesiabgaben ausgeſchrieben werden, 

$: 10. Dem Herzoge ſteht die ausfchließende Verfügung über das 
Militair zu. Nur mit feiner Zuftimmung und in feinem Namen fann 
eine Bewaffnung der Landeseinwohner angeordnet werden, 

Dritter Abſchnitt. 
Verhaͤltniß zum Gefammthanfe Sahfen und zum teutfhen 
ESSEN Bunde. 
G. 11. Dee Herzog iſt zugleich Mitglied des teutſchen Bun: 
des und des Geſammthauſes Sachſen. Im dieſer Beziehung but er 
nach den Bundes- nnd Hausgeſetzen Rechte und Pflichten, welche durch die 
innere Landesgefeggebung nicht geändert werden koͤnnen. 
812%. Die Befhlüfe der Bundesverfammlung, welde bie 
Verhaͤltniſſe des teutfchen Bundes, der Bunbdesglieder, und der teutfchen 
Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, find ein Theil des Staatsrechts im 
Herzogthum Altenburg, und haben in denfelben, nach deren Verkündigung 
durch den Landesherrn, verhindende Kraft. 
Hierdurch wird jedod die Mitwirkung der Landftände des Herzogthums 
in Anfehung der Aufbeingung der Mittel: zue Erfüllung der Bundes: 
verbindfichkeiten, . infoweit dieſelbe verfafjungsmäßig begründet ift ($, 204.), 
nicht ausgefchloffen. | 
Vierter Abfhnitt. 
Nachfolger in der Regierung. 

8. 13. Die Nachfolge in der Regierung des Herzogthums iſt, 
vermoͤge der Primogeniturordnung vom 24. Juni 1703 und der Iestwillis 
gen Verordnung vom 14. Januar 1705, erblid) in der geraden Teibfichen 
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und gefegmäßigen Nachkommenſchaft des jegt regierenden Herzogs vom Manns⸗ 
ſtamme, nad) den Grundgefegen des Erſtgeburtsrechts und der Linealordnung; 
dergeſtalt, daß beim Erloͤſchen der regierenden Linie, jederzeit der naͤchſten 
Linie, und in derſelben dem Erſtgebornen und deſſen maͤnnlicher Nachkom⸗ 
menſchaft, der Vorzug gebührt, 

Hiernach beſtimmt fich in dem herzöglichen Speciafhaufe die Staats: 
erbfolge auch bei allen künftig: demfelben anfallenden Landen und Befisuns 
gen in allen and jeden Guecefftonsfällen, für: welche Übrigens die Verträge 
und das Herkommen in dem Saͤchſiſchen Gefammthaufe der Erneſtiniſchen 
und der Albertiniſchen Hauptlinie die Richtſchnur geben. 

Dabei wird zugleich beſtimmt, daß eine Uebertragung der Landesſchuiden 
von der neuen Erwerbung auf die herzoglichen Hauptlande — land⸗ 
ſchaftliche Zuſtimmung erfolgen koͤnne? m 

$. 14. Die Regentenhandlungen des Vorfahrers find von 
dem Landesnachfolger anzuerkennen und zu vertreten; fofeen fie ohme Ueber: 
fhteitung der verfüffüngsmäßigen und Hansgefeglichen Befugniß unternommen 
wurden. 

a Fuͤnfter Abſchnitt. * 

— Volljaͤhrigkeit. VBormundfdaft.- 

d. 15. Der Herzog und ſaͤmmtliche Prinzen des Beryötfchen Hauſes 
werden mit dem zuruͤckgelegten 21. Sebene ahre ——— und bezie⸗ 
a tegierungsfähig. 

"Den Prinzen’ des Haufes kann Ber reglerende Hetzog auf Anſuchen 
ihres bisherigen, oder hierzu beſonders beſtellten, Vormundes, die Großjaͤh— 
rigkeit ertheilen n, went fie RUN N das“ 18: Sehe ihres ‚Alters erfüllt 
haben: · Z 

Der Herzog febft kann von dem, an Jahren: aiteſten — Herrn 
des Saͤchſiſchen Geſammthauſes aller Linien, nach zuruͤckgelegtem 18. Les 
bensjahre, unter Zuſtimmung der bisherigen —— und Regentſchaft, 
fuͤr großjaͤhrig erklaͤrt werden. 

$. 16. Während der Minderjährigkeit des Landesnachfolgers 
wird, im Falle von dem verſtorbenen Regenten nicht deshalb befondere Be— 
finmungen getroffen worden find, die Vormundſchaft und Regent: 
ſchaft geführt zunächft von der leiblichen Mutter, und (menn diefe fich 
nicht mehr am, Lehen befindet, oder anderweitig vermählt oder fonft verhin⸗ 
dere iſt,.) von dem den Sahren nach Alteften voljährigen Prinzen unter dent 
Agnaten im berzoglichen Haufe, und, wenn ein folder nicht vorhanden ift, 
vom älteften regierenden Herrn im Gefammthaufe Sachſen, Gothaifcher Linie,‘ 

8.17. Der Bormundfchaft ſteht ein aus mindeftens drei Mitgliedern 
beftehendes Minifterium als Regentfohaftsrath zur Seite, welchen dies 
ſelbe in allen Negierungsangelegenheiten zu Rathe zu ziehen hat. 

Wenn: in diefer Hinficht von dem verftorbenen Landesheren Keine. An: 
ordnung getroffen it; fo tritt das bisherige Miniſterium Do in ‚den 
Regentſchaftstath ein. 

Letzterer fuͤhrt zugleich die Aufſicht uͤber die Verwaltung der Privatein⸗ 
kuͤnfte und des Privatvermoͤgens des minderjaͤhrigen Herzogs und über die 
Nechnungsführung dabei. 

Schstet Afhnite 
Domanialvermoͤgen. Familienprivatgut. Schatullgut. 
nn &tpilktifle 

$. 48. Das jegige und künftige Domalnenveraisen' an Ge 
biuden, Kammergätern, Waldungen, liegenden : Gründen, Eıbzinfen, Lehngel 
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derm und: andern aus der Grundherrlichkeit fließenden Renten und Gerecht⸗ 
ſamen u..f. w. auch Regalien, tft Eigenthum des herzoglichen Huufes, und 
erbt in-demfelben, nach den Beſtimmungen des $. 3., fort. Inſofern bie 
- Domainenverwaltung einen Theil der Finanzverwaltung bildet, ordnet fie 
fih nach den, in; der zweiten Beilage des Grundgefeges- ausgefprochenen, 
Grundſaͤtzenn. 3. 
Auf den reinen Ertrag ber in die landes herrliche Kammer flie— 
fenden gefammten Einkünfte, und ber gegenwärtig ihr zugehenden, der lands 
fhaftlichen Bewilligung unterliegenden, . Kammerhülfe wird die Dedung ber 
Koften der Hofhaltung des Landesherrn und der Unterhaltung der herzoglis 
lihen Zumifie, verriefen, wie folhe in ihrem Gefammtbetrage, der Civil 
Lifte, duch die. verfaffungsmäßige ‚Verhandlung über den Kammeretat fell: 
gefegt werden, | Re © 
6. 19:3 Dem regierenden Herzog. ſteht das Necht zu, innerhalb des 
Umfangs, der Kivilliſte auf die Dauer feiner, Regierung zu beffimmen, in 
welcher Summe hiervon für den Unterhalt oder die Privatkafje jedes einzel 
nen felbfiftändigen $amiliengliedes ein. gewiffer jährlicher Betrag ausgefchieden 
werden fol, Er ift hierbei nur an 'diefenigen Rüdfihten gebunden, welche 
die Natur: der Sache in Hinfiht Auf das Verhältniß- der’ Zahl: der zu be= 
vüdfichtigenden Familienglieder zum Gefammtaufwande des herzoglichen Hau- 
fes. erheifcht. Zn J— — — TR — —— 
Apanagen, die der Vorfahrer den Agnaten des neuen Regenten in 
Gegmaͤßheit des eben gedachten Grundſatzes ausgeſetzt hat, koͤnnen von dem 
Lebtern nicht, gemindert werben. De 
820. Das herzogliche Haus befigt als Privateigenth um Fir 
deicommiscapitalien, namentlich das Sofephinifche Fideicommiß. In Anfes, 
bung des Stammes und der Benugung diefer Capitalien bejtehen befondere 
Vorſchriften, ‚welche unabhängig find von einer zumiderlaufenden Verfügung 
des jeweiligen Nutznießers. a | 
$. 21.. Hiervon verfchieden, bildet dasjenige, was ber regierende Herz 
309 aus dem Gefammtbetrage der Civillifte für feine Perfon,. oder ald Nutz-— 
nießer der ebengenannten Fideicommißcapitalien, bezicht, oder, was er fonft 
aus der Staatserbfolge, durch Erbſchaft, Teſtament, oder auf irgend eine an— 
dere Meife nach). privatrechtlichen Titeln erwirbt, die herzoglihen Schatulls 
einkünfte und das Schatullgut. 

-$. 22. Die Schatulleinkünfte und das Schatullgut flehen unter der 
unbefchränkten Dispofition des Souverains, und werden nach privatrechtlichen. 
Grundſaͤtzen beurtheilt. Privatichulden des Landesheren Eönnen nur gegen die 
herzogliche Schatulle — nicht alfo auch gegen das Fideicommiß — geltend 
gemacht werden; und der Megierungsnachfolger ift für folhe nur in fomweit 
verbindlich, als, das, von: dem Vorgänger erworbene und von ihm hinterlaſſene 
Schatullvermögen:: reicht, ne 

Auch duch Teftamente, Schenkungen und Vermaͤchtniſſe kann nur über, 
das Schatullgut gülfig verfügt werden. | 

. Sn Ermangelung einer legtwilligen- Verfügung, findet in das zuruͤckge— 

Iaffene Schatullvermögen des Negenten die Inteftaterbfolge nad) deren Iandes: 
gefeglicher Beſtimmung ſtatt. — 
— .Siebenter Abſchnitt. = 

E Gemahlin des Landeshberen. >. 

$. 23. Die Gemahlin des Herzogs führt den Titel und dag 
Wappen ihres Gemahls. Sie hat den Rang vor allen übrigen Gliedern 
ber Familie, unmittelbar nad) dem Regenten. 
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Die Einkünfte derſelben am Zinſen von ber Morgengabe, an NNndelgel⸗ 
dern und Renten des Paraphernalvermoͤgens werden durch den Inhalt der 
Ehepacten beſtimmt. Die Nadelgelder machen einen Theil der Eivilliſte des 
herzoglichen Hauſes aus. 

$. 24. Der Betrag und die Verhaͤltniſſe des Witthums der Gemah⸗ 
lin des Herzogs, ſo wie der Wittwenſitz, wird ebenfalls zunaͤchſt durch den 


Inhalt der Chepacten beflimmt. Das MWitthbum kommt mit dem Eintritte 


des Falls in diefem vertragsmaͤßig feſtgeſetzten Betrage ohne Weiteres in der 
Civilliſte des herzoglichen Hauſes in Anſat 

Bu beffen Sicherftellung bedarf es daher, infofern bie ganze Gioitife 
mit dem übrigen geſammten Kammeretat unter Iandfchaftlicher Gewaͤhrleiſtung 
ſteht, keiner beſondern Anweiſung der Renten eines beſtimmnten Domainen⸗ 
grundſtuͤcks oder Amtsbezirks. 

a Wegen des "eintretenden Witthunis Tann“ die beſtehende Gviltifte nicht 
ohne landſchaftliche Zuſtimmung erhoͤht werden, und es iſt dahet bei Abſaſ⸗ 
ſung von Ehepacten hierauf jederzeit“ Ruͤckſicht zu nehmen. 


Achter Abfchnjtt., | 
Erbprinz Nachgebohrne Prinzen und Hrinzeffinnen. 


GB: Das Einkommen des Erbptinzen, und der Bedarf ſeines 
N, durch einen beſondern Anſatz in der Civilliſte feſts 
geſetzt 
2 Die Apanage dei machgebohrnen Soͤhne des — 
Herrn unterliegt keiner beſtimmten hausgeſetzlichen Norm, indem in Gemaͤß⸗ 
heit der Primogeniturotdnung jedem regierenden Heren freiſteht, dieſelbe je 
nach der Zahl ſeiner Soͤhne und dem Stande der Finanzverhaͤltniſſe des her⸗ 
zoglichen Hauſes, ohne Ruͤckſicht auf frühere Beiſpiele, nach vaͤtetlichem Er— 
meſſen feſtzuſtellen, ſo hoch , als die Umſtaͤnde es zulaſſen oder gebieten. 

Da die Apanagen in der Geſammtſumme der Cibilliſte mit begriffen 
werden; ſo kann der jedesmalige Stand von einer Finanzperiode (F. 203.) 
zur andern nicht erhöht werden, und jede Erhöhung, inſofern dadurch bie 
Civilliſte uͤberhaupt erhoͤht wird, iſt von landſchaftlicher Zuſtimmung ab⸗ 
haͤngig. 

Kuͤnftig bewilligte Apanagen koͤnnen nur mit Zuſtinmung des Regen⸗ 
ten außerhalb des Herzogthums verzehrt werden. 

K. 27. So lange ber Vater am Leben iſt, führt in ber: Regel Erin 
nachgebohrner Prinz, der nicht — (fey e8 durch Annahme eines ausmärtigen 
Dienftverhäftniffes, oder fonft) — eigene hinreichende Einfünfte erworben hat, 
eine befondere Hofhaltung, außer in dem Fall feiner Vermählung. 

&28 Kein Prinz und Feine Prinzeffin des Haufes kann ohne Ges 
nehmigung des tegfätenden Herrn zw einer Vermaͤhlung ſchreiten. 

Alle von den Prinzen und Prinzeſſinnen des herzoglichen Hauſes ges’ 
ſchloſſenen Ehevertiäge find nichtig, wenn fie die Beftätigung des regierenden 
"Herzogs nicht erhalten haben, 

Eine, ohne deffen fürmliche Einwilligung gefchloffene, Ehe eines Mit: 
glieds des herzoglichen Haufes hat daher in Beziehung auf Stand, Titel 
und Wappen deſſelben feine rechtliche Mirkung. 

Eben fo wenig Fönnen daraus auf Staatserbfolge, Apanage, Ausſteuer, 
Witthum Anſpruͤche gemacht werden. Die aus ſolcher Ehe erzeugten Kinder, 
oder deren Mutter, haben waͤhrend des Prinzen Leben nur eine Alimentation 
aus deſſen eignem Vermögen zu fordern. Im Falle derfelbe ohne Teſtament 
ſtirbt, bekommen bie hinterlaffenen Kinder mit ihrer. Mutter zufammen den 
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ſechſten, oben ben vierten Erbantheil an dem Privatvermögen, je nachdem 
der Verflorbene auch legitime Kinder einer andern Ehe hinterläßt, ober nicht 
hinterlaͤßt. 4, 3 

$. 29. Wenn fi ein apanagirter Prinz mit Genehmigung des regie⸗ 
venden Herzogs vermahlt, wird ihm ein Schloß oder ein Haus, fo gut 48 
vorhanden ift, zur Bewohnung übergeben. 

Deſſen erſte Herſtellung in brauchbaren Stand an Dad und Mauer 
und übrigen Eingebäuden erfolgt aus Kammermitteln, auf welche auch jeber, 
wegen der Feftigkeit, Sicherheit und allgemeinen Brauchbarfeit des Gebäudes 
unumgänglich erforderliche, Erhaltungsaufivand verwiefen bleibt. Ale, zus 
weitern innen Einrichtung oder zur Verfchönerung oder Verzierung Dienliche, 
Herftellungen hat der apanagirte Prinz aus eignen Mitteln bewirken zu laſſen 
und zu unterhalten. 

$. 30, Wenn ein apanagfrter Prinz ohne Hinterlafjung von 
männlichen gefegmäßigen Leibeserben flirbt; fo geht deffen Apanage zunaͤchſt 
auf deffen Linie über, Im Falle in den Ehepacten die Einzahlung ein: 
Heirathsgutes, und, zu Gunften des berzoglichen Haufes, Verzicht auf deſſen 
Ruͤckfall bedungen und zugeftanden worden ift; fo erhält die fürjttihe Witt 
we eines apanagirten Prinzen auf ihre Lebenszeit, ober bis zu einer ander- 
weiten Vermählung, die eine Hälfte der Apanage ihres Gemahls als Leib⸗ 
geding oder Witthum; bie andere Hälfte dient zum Unterhalt der vorhandes 
nen Prinzen und Prinzeffinnen, 

Iſt ein apanagieter Here ohne männliche Keibeserben verſtorben; fo fol 
bie ihm ausgefegte Apanage, nach dem Ableben feiner Wittwe und feiner uns 
verheiratheten Prinzeffinnen Töchter, auf die aus feiner Speciallinie abſtam⸗ 
menden Prinzen, fo lange einer in derfelben vorhanden ift, forterben; fie füllt 
dagegen, am den regierenden Herrn zurüd, wenn in diefer Speciallinie der 
Mannsſtamm ganz erlofchen ift, ohne fodann den Übrigen Apanagirten aus 
andern Speciallinien zuzuwachſen. Eben daſſelbe tritt ein, wenn ein apanaz 
gieter Prinz unnerheivathet oder Einderlos, und ohne Yinterlaffung einer fuͤrſt⸗ 
lichen Wittwe ſtirbt. 

$. 31. Wenn dem herzoglichen Haufe duch Erbfaͤlle ein anfehnlicher 
Landes- pder ſonſtige Vermoͤgenszuwachs zu Theil würde; fo iſt 
der, vermöge des Erſtgeburtsrechts in deſſen Befig kommende, vegierende Herr 
verbunden, den eben vorhandenen apanagiıten Prinzen eine Zulage ber ges 
fammten Apanagegelder nad) Verhaͤltniß des Zuwachſes, welcher der Giviltifte 
überhaupt aus der neuen Erwerbung zu ‚Theil wird, zu verwilligen. 

6. 32, Die unvermählten Prinzeffinnen deö regierenden Herm 
genießen bis zum Tode ihrer Aeltern freie Wohnung und freien Lebensunters 
halt in der Familie und Hofhaltung ihres Waters oder ihrer Mutter. Zu 
ihren perfönlichen Ausgaben für Garderobe, Gefchenke, milde Gaben und 
dergl. wird ihnen unter der Civilliſte des herzoglichen Hauſes ein angemeſſe— 
nes Nadelgeld, vom Zeitpunet ihrer völlig beendigten Erziehung an, ausgefegt 

Nach ihrer Aeltern Ableben iſt der Landesnachfolger verbunden, den 
volljährigen Prinzeffinnen des verftorbenen Herzogs auf Verlangen 
eine Wohnungseinrihtung in einem befondern heile des herzoglichen Reſi⸗— 
benzfchloffes, oder fonft eine anftändige freie Wohnung im Lande zu gewaͤh⸗ 
ven, und zu einem eignen Haushalte, einer jeden Prinzeffin den dritten Theil 
besjenigen Apanagebetrags auf bie Givillifte anzuweifen, welcher zur Zeit des 
Falles von den im gleichen Verwandtſchaftsgrade zum Negenten flehenden Prin⸗ 
zen bezogen wird. 

$. 33, Die Pringeffinnen des Haufes, fie feyen Töchter bes regieren⸗ 


Pr 
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den Herrn, des erſtgebohrnen oder eines nachgebohrnen Prinzen, erhalten bet 
ihrer Vermaͤhlung eine den jedesmaligen finanziellen Verhaͤltniſſen des herzog⸗ 
lichen Hauſes angemeſſene Ausſtattung durch Heirathsgut und Ausſteuer, 
wozu eine beſondere Bewilligung von Seiten der Landſtaͤnde in Anſpruch zu 
nehmen iſt. .8 — | J 
| Dagegen ftellt jede Prinzeffin bei Vollziehung der Ehepacten eine Ente 
fagungsurkunde aus, wodurch fie zum Beſten des männlichen Stammes des 
herzoglichen Haufes auf Apanagen, auf alle jegige und. Fünftige Beſitzthuͤ⸗ 
mer des herzoglichen Haufes, ingleichen ‚auf alle liegende und fahrende, bes 
wegliche oder unbewegliche Güter, nicht3 davon ausgenommen, die von. Fürs 
ſtenthuͤmern, Landen oder Herrfchaften des Gefammthaufes Sachfen aller 
‚Linien hertuͤhten, foͤrmlich und eidlich Verzicht leiſtet. 
Neunter Abſchnitt. 
Privatrechtliche Verhaͤltnifſe. 


$. 34. Die Glieder des herzoglichen Hauſes find bei Verfügungen 
über ihr Privatvermögen an die Beobachtung der durch die Landes— 
gefege vorgezeichneten Formen und Vorfchriften gebunden; und durch die Lanz 
desgefege. überhaupt wird auch die Erbfolge in daſſelbe beftimmt. 

8. 35.. Alle aus Eigenthums = und Bertragsverhältniffen herrührende, 
das Eigenthum und Vermögen betreffende, Klagen geyen ein Glied des 

herzoglichen Haufes werden bei dem Landesjuftizcollegium angebracht. Es 
muß jedoch vorher dem Regenten, duch Einreihung einer Abfchrift der beab⸗ 
fichtigten Klage, davon Kunde gegeben werden, damit von bemfelben zuvoͤrderſt 
ein Verſuch zu gütlicyer Hinlegung der Sache gemacht werden kann. 

Für alle andere perfönliche gerichtliche Angelegenheiten der Prinzen und 
Prinzeſſinnen des Haufes, beſtimmt der Negent, nach den jedeömaligen Um— 
ftänden des Falls, das zu beobachtende Verfahren und die Art und Weiſe der 
Entjcheidung, nad) vorgängigem Vortrage in einem Familienrathe, welcher 
. aus dem Herzoge und den anivefenden volljährigen unbetheiligten Prinzen, 

unter Buziehung der Glieder des Minifteriums und der erſten Hofümter, 

beſteht. 
Zehnter Abſchnitt. 

Verantwortlichkeit bei Regierungshandlungen. 


$. 36, Der Landesherr ſelbſt iſt im Lande über alle aͤußere perfönliche 
Verantwortung für feine Negierungshandlungen erhaben. Er übt diefelben 
unter VBerantwortlichfeit feines aus mehreren Näthen beftehenden 
Minifteriums. Ä 

Zu. dem Ende muß eine jede, vom Landesherrn und mit deſſen Nämenss 
unterfchrift ausgehende, Verfügung in Negierungsfahen die Gegenzeich— 
nung (Gontrafignatur) eines Mitgliedes des Minifteriums erhalten, zum 
Beweiſe, daß hierüber pflichtmäßiger Vortrag im geheimen Nathe gehalten 
und die Gefegmäfigkeit des Beſchluſſes erwogen worden iſt. \ 

S. 37. Die Verantwortlichkeit für jede yefegwidrige Verfügung haftet 
zunaͤchſt auf demjenigen, von welchem fie ausgegangen if; Befehle einer höhern 
- Behörde, felbft des Landesherrn, deden ſolche nur dann, wenn fie. in gehoͤri— 
ger Form von. dem zuftändigen (competenten) Obern ausgegangen 
find, wodurch dann bdiefer verantwortlid wird, J — 

Die Klage gegen höhere Staatsbeamten wegen verfaſſungswidrig ertheil⸗ 
ter oder gegengezeichneter (contraſignirter) Befehle kann, wenn nicht auf die 
von dem unmittelbar Betheiligten bei den Behörden und zuletzt bei dem Lanz 
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nommen, oder demfelben der daraus etwa bereits entftandene erweisliche Schade 
erfegt morden ift, von der Landfchaft erhoben werben; jedoch iſt vor deren 
Erhebung umftändliche Anzeige dee Beſchwerdepuncte beim Landesheren zu 
machen und. eine Erörterung im Verwaltungsiwege zu veranlaffen ($. 216.). 
Führt legtere nicht zum Zweck einer fachgemäßen Schadlosftellung; fo tritt 
der Rechtsweg vor.dem Oberappellationsgeriht nach den, nunmehr auch für 
das Herzogthum Sachfen: Altenburg Kraft erlangenden, Beflimmungen des 
&. 39, der Dberappellationsgerihtsordnung ein, | 


Zweite Abtheilung. 
Allgemeine Nechte und Pflichten der. Unterfhanen. 


Erfter Abfhnitt. 
Unterthanfhaft und Staatsbürgerredt. 


$. 38. Alle unter dem Rechtsſchutze der herzoglichen Staatsgewalt vers 
einigte Vewohner des Herzogthums Altenburg find, vermöge einer ausdrüde 
lichen oder ſtillſchweigenden Unterwerfung, als Unterthanen (Staatsanges 
hörige) anzufehen, und ſtehen zur Stantsgewalt und dem Lande, entweder, 
‚ald Landesunterthanen, in einem andauernden, oder, als zeitige 
Unterthanen, in einem vorübergehenden Verhaͤltniß ($. 94.). 

839 Wenn ein Landesunterthan im Gebiet des Herzogthums ein 
eignes Hausweſen gruͤndet, oder einem folchen durch Ehe und älterlihe Ges 
walt angehört; fo hat er als Inlander und Einwohner alle perfönlihe ° 
und dingliche Rechte und Pflichten eines Landesunterthan, fowohl für feine 
und feiner Angehörigen Perfon, als auch für fein Vermögen. 

Wenn aber Jemand im Herzogthume nur Grundftüde erwirbt und dem⸗ 
felben perfönlich= fremd bleibt; fo ift er als ausländifher Grundbes 
figer (Eingefeffener, Torenfer im weiten Sinne) ($. 91.) anzufehen. — 

; $. 40. Mit der Landesunterthanfchaft ift das Staatsbürgerredt 
aufs Engſte verknüpft. Es gewährt dem damit Berechtigten, außer dem 
Rechtsſchutz, noch befondere faatsrechtliche, perfönliche Vorzüge ($. 81.). 

$. 41. Zur Begründung ber Kandesunterthanfhaft genügt das. 
Heimathsrecht (Wohnrecht, Indigenat) im Herzogthume, welches eier 
langt wird: 

a) buch die Geburt von einer Mutter, welche in ftehender Ehe mit 
einem altenburgiſchen Unterthan lebt, oder (im Fall einer außerehelie 
hen Geburt) welche fich im Unterthanenverband befindet. — In beis 
den Fällen macht es keinen Unterfchied, ob die Geburt im Lande, oder 
während eines zeitigen Aufenthaltes der Mutter im Auslande erfolgt, 
— Die Heimathsbeftiimmungen der im Auslande von einer Inlaͤnderin, 
und im Inlande von einer Auslaͤnderin gebohrnen Kinder ordnen ſich 
nad) befondern Staatsverabredungen. 

b) Durch eine den Landesgeſetzen gemaͤße Verheirathung einer Auge 
landerin mit einem Landesunterthan ; 

c) duch Verleihung eines Staats-, Kirchen- oder Schulamtes 
durch Eintritt in den Militairdienft und definitive Anftellung im 
KHofdienft; | 

d) duch Aufnahme in eine Gemeinde des Landes und 
0) N lit mit einem Rittergute. | 

eber die Einbürgerung der Heimathslofen entfcheiden die mit 
rern Bundesstaaten abgefchloffenen, oder noch zu a ee Verträge ($. 38 
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8.42. Zur Aufnahme in den Staatsverband des Herzogthums Alten⸗ 
burg ift das Bekenntniß der hriftlihen Religion erforderlich; bie. Des 
ſondere Gonfeffion erwirkt keine WVerfchiedenheit der politifchen und buͤrgerli⸗ 
chen Rechte. a — = 

Die Aufnahme felbft „gefchieht von den Gemeinden, unter Aufficht der 
Landesregierung in den gefeglichen Formen. a ee 

8: 43. Die Nechte eines Landesunterthan gehen verloren: a) durch 
Berheirathung einer Inländerin mit einem’ Ausländer; -b) durch das Ein 
treten in einen fremden Staats-, Hof oder Militairdienft, in ein fremdes 
Kirchen und Schulamt; c) durd) Auswanderung ($. 69.). In beiden legtern 
Fällen kann das Unterthanverhältniß' fortbeftehen, wenn um diefe Berginftis 
gung beim Landesheren ausdruͤcklich gebeten und fie ertheilt wird. 


Bweiter Abfipnitt. 


Rechte der Landesunterthanen, bie zugleich Landeseins 
wohner find. | 


$. 44. Jeder altenburgifche Randesunterthan, ber zugleich Landesein⸗ 
wohner ($. 39.) ift, hat ‚ohne Nüdfiht auf Stand und Geburt gleiche 
Anwartfchaft zu den, im Örundgefeg enthaltenen, ftaatsbürgerlihen 
Rechten ($. 81.). Eben fo beftimmen fid) die mit der Landesunterthans 
und Einwohnerfchaft verbundenen allgemeinen Rechte und Pflichten nach dem 
gegenwärtigen Grundgefeg, ohne meitern Einfluß des Standes oder des 
Geburt, | 
Mechte der inländifchen Landesunterthanen find, — naͤchſt der prrloͤnli⸗ 
chen Glaubens⸗ und Gewiffensfreiheit ($. 129.) — vorzüglich folgende: 

1. Rcehtsfhus. 

8.45. Kein Landesunterthan, der zugleich Landeseinwohner ft, fol 
in bürgerlichen oder peinlichen Nechtsfahen, außer den gefeglich im Voraus 
beftimmten Fällen, feinem ordentlihen Richter entzogen, oder nad) 
fremden Gefegen, wenn er fich diefen nicht felbft unterworfen hat, gerichtet 
werden. Es darf daher in peinlichen Nechtsfachen Feine Auslieferung 
oder auch nur Stellung an ausländifhe Gerichte geſchehen; es fey denn in 
Folge von Staatsverträgen und der Gegenfeitigkeit, namentlich bei nothwen⸗ 
digen Gegenüberftellungen (Gonfrontationen) und bei geringen Bergehungen 
(als Forſtfrevel und dergleichen). Ä 
. Dem Oberrichter fleht es frei, Rechtsſachen, die feiner Gerichtsbarkeit 
zuſtehen, zur Erleichterung, einer Unterbehörde auftragsmweife zu uͤbertra⸗ 
gen; ober unter befondern Umftänden — (z.B. bei Verwandtſchaft des Rich» 
ters mit der Partei, und bdergleihen) — Rechtsſachen an ein anderes 
Untergericht zu verweilen, 
Die Staatsregierung ift befugt, außerordentlihe Criminalgerichte, 
ingleihen (auc für folhe Perfonen, die nicht dem Mititaie angehören ) 
Standgerichte in Fällen offener Empörung, oder doch eines thätigen Anſtre⸗ 
bens gegen die Staatsgewalt, ohne Weiteres niederzufegen. 
Sollten andere, die öffentliche Sicherheit oder Mohlfahrt weſentlich ge 
fährdende, aber minder deingende Verhaͤltniſſe obtwalten; fo erfordert die Aus 
ordnung von befondern Criminalgerichten die vorherige Zuftimmung ber Lane 
desdeputation. I ea 

Sn beiden Fällen müffen bie Criminalrichter mit dem Richter: 
eid belegt feyn. Ne 

$. 46. Das richterliche Verfahren und Urtheil innerhalb: feiner geſetzli⸗ 
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chen Form und Wirkſamkeit ift felbftftändig und unabhängig von jebem 
willkührlichen Einfluffe der Staatsregierung. 

Wohl aber ift e8, deffen unbefchadet, deren Pflicht, auf ſchnelle, uns 
parteiifche und minder Eoftfpietige Rechtspflege zu fehen, und hierzu, vermöge 
‚der Auffichts= und Disciplinargemwalt, hinzuwirken. 

Jeder vom Staate angeſtellte oder in einer Stadtgemeinde 
erwählte und von der Staatsregierung beftätigte ($. 121.) Beamte einer: 
Nichterbehörde — (er habe den Nichtereid, oder den Eid als wirklicher Actua— 
rius geleiftet) — ift als auf lebenslang angeftellt zu betrachten, und kann 
ohne richterlichen Spruch nidyt entfegt, noch gegen feinen Willen, ohne glei= 
chen Gehalt und Dienftftand, aud Vergütung der Umzugskoſten, auf eine 
andere Stelle verfest werden. (f. auch $. 83.) 

Sn Anfehung ber Patrimonialgerichte fol Eünftig der Bedacht 
auf die Vereinigung mehrerer Gerichte zu einem Gerichtsamt, unter Firirung 
der Gerichtsbeamten und deren ebenmäßiger lebenslänglicher Anftellung, gerich— 
tet werden. 

. Ueber Competenzzweifel zwiſchen Juſtiz- und WVerwaltungsbehörden ent: 
ſcheidet die höchfte Stelle. 

$. 47. Keinem neuen Geſetz darf ruͤckwirkende Kraft beigelegt werben. 

Sedem Definitivurtheile müffen Entfheidungsgründe beige⸗ 
fuͤgt werden. 

$. 48. Dem Landesherrn iſt das Recht der Strafmilderung und 
der gaͤnzlichen Begnadigung zuſtaͤndig ($. 8.), nicht aber die Befugniß 
einer Erhoͤhung oder Erſchwerung der durch Richterſpruch zuerkannten Strafe. 
Sollte bei einem Richterſpruch ein Criminalgeſetz uͤberſehen oder ſachwidrig 
angewendet worden ſeyn; fo kann, entweder auf den Antrag der Landesjuſtiz⸗ 
behoͤrde, oder nach deren eingeholtem Gutachten, der Fiscal zur Reviſions-— 
einleitung aufgerufen werden. 

Die Strafe allgemeiner Vermoͤgensconfiscation findet, unbeſcha— 
det der Beftimmungen $. 55., nicht mehr Statt, und ift durch andere Straf> 
arten zu erfegen. 

$. 49. Sämmtliche Staats = und herefchaftliche Kaffen haben den 
Landesunterthanen vor dem Juftizcollegium Recht zu geben. 

Feder gegen fie zu erhebenden Klage muß jedoch eine Erörterung im 
Verwaltungswege und eine, entweder der hoͤchſten Stelle, oder (inſofern die 
Klage eine Unterkaſſe betrifft) der vorgeſetzten Landesbehoͤrde derſelben zu 
uͤberreichende, geſchichtliche Darlegung der Klagebegruͤndung in Beſchwerdeform 
vorausgehen. 

$. 50. Die Gemeinden (Communen) bedürfen zur Eröffnung eines 
Proceffes der beſondern Erlaubniß der Landesregierung, melde dieferhalb 
eine kürzliche Sacherörterung vorausgehen laßt (9. 125.). 

2. Freiheit der Perfon. Geſetzliche Entfernung von Privat— 
zwangsverhäaältniſſen für Perſon und Eigenthum. 

§. 51. Kein Landesunterthan darf verhaftet werden, als in 
Folge des, durch Thatgruͤnde ſich rechtfertigenden, Verdachts eines veruͤbten 
Verbrechens, oder fonft aus gefegmäßigen Rüdfichten. Er muß ſchon Tags 
nach feiner Verhaftung, oder doc fobald e8 nur immer die vorher erforder: 
liche Feſtſtellung des Thatbeſtandes zuläßt, verhört und von dem Grund ſei— 
ner Freiheitsberaubung in Kenntniß gefegt werden. Bleibt er länger als 
dreimal 24 Stunden ohne Verhör in Haftz fo unterliegt der Richter für 
jeden nicht gerechtfertigten Tag der Verzoͤgerung der Sachſenbuße. 

$. 52, Die Gefangenen follen glimpflich behandelt, und Geftänb: 

55 
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niffe durch Zwangsmaaßregeln nicht erpreßt werden. Nur halsſtarrige Ver⸗ 
weigerung der ſchuldigen Antwort und uͤberwieſene Lügen unterliegen der ges 
feglichen Ahndung. 

$. 53. Alle die Freiheit der Perfon oder des Eigenthums 
befchränkende Zmwangsverhältniffe, welche dem erhöhten Culturzuftande des 
Landes nicht mehr entfprschen — (mie Frohnden und Dienfte, dem Lands 
oder Waldbau hinderliche Dienftbarkeiten, Zehnten, Bier- und Mahlzwangss 
vechte) — follen, nach Maaßgabe der hierüber zu erlaffenden Gefege, abgelöfl 
oder gegen angemefjere Entfchädigung aufgehoben werden Eönnen; — wies 
wohl unbefchadet der dem Staate und dbeffen Oberhaupt oder 
den Gemeinden von ben Untertbanen oder den Ortsbuͤrgern (Nachbarn) zu 
geroährenden Leiftungen (Landesfrohnen, inquartierungen, Spannfuhren, 
a an Kirchen und Schulen, Straße s und — und der⸗ 
leichen 
sie . 3. Sicherheit des Eigenthums. ; 

$. 54. Der Staat forge für die Sicherheit des Privateigens 
thums. Für Staats = oder Communalzwede kann Privateigenthyum nur 
dann in Anfpruch genommen werden, wenn diefe Zwecke mefentlih find; und 
es muß in ſolchem Falle eine angemeſſene Entfchädigung für den Verluſt bes - 
willigt werden. ine folche Verpflichtung zu Aufgabe von Privat: 
eigenthum findet beifpielsweife Statt, bei Anfegung oder Erweiterung 
‚von Kunft = und Landftrafen, und von Vicinal- und Communicationsiwes 
gen; bei Erweiterung eines Flußbetts oder flarken Bachs; bei Anlegung von 
Erdduchflichen zur Erlangung einer geraden Mafferftrömung; bei Erweite— 
rung der Städte, Dörfer und öffentlichen Gebäude; bei Herftellung eines 
geraden Straßenzugs in den Städten; bei Anlegung von Marftplägeny 
insbefondere bei MWiederherftellung zerftörter Gebäude. — Ueber die von dem 
Eigenthümer in Zweifel gezogene Nothwendigfeit einer Abtretung hat 
die Landesregierung zu entfcheiden, mit alleinigem Vorbehalt der Berufung 
an den Landesherrn. 

Wenn über den Betrag der Entfhädigung Feine gefegliche Be⸗ 
flimmung vorliegt; fo wird dieſe ermittelt duch eine auf den Grund des 
muthmaßlichen gewöhnlichen Kaufwerths zu bewirkende Abfchäsung von drei 
Sacyverftändigen. Bu diefen ernennt der Eigenthümer, ber Fiscus (oder 
bezuͤglich die Ortsgemeinde), und die betreffende Gerichtsbehoͤrde je Einen; 
alle drei Abſchaͤtzer werden vor dem Beginn ihres Geſchaͤftes beeidigt. 

$. 55. Die Staatsregierung iſt berechtigt, ſolche Gegenſtaͤnde des 
Privateigenthums, deren Beſitz, Anwendung, oder ungehinderter Ver— 
trieb (Cireulation) wegen obmaltender befonderer Umftände dem Staatswohl 
nachtheilig werden könnte, entweder ganz ober für einige Zeit durch polizeis 
liche Verordnungen dem gemeinen Befis und Verkehr zu entziehen. So 
kann die Abforderung von Waffen eintreten, im Fall ein bie öffentliche Sir 
cherheit bedrohender Mißbrauch derfelben erfolgt oder dringend zu befürchten 
ift; fo die Abforderung und Vernichtung angeftedter und anſteckungsfaͤhiger 
Gegenftände im Fal einer drohenden Epidemie, 

Feder Unterthan ift alsdann verbunden, die vor Erlaß der Verordnung 
befeffenen Gegenftände ſolcher Art gegen Eutfhädigung,, die nachher in feine 
Hände kommenden aber ohne folche abzuliefern. 

Eben fo find fiscalifhe und polizeiliche Gonfiscationen, 
legtere infonderheit nach den Verordnungen des Markt⸗ oder Innungsrechts 
(namentlich bei Verfälfchung von a z. B. Wein, Bier) 
nicht aufgehoberr, 
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4. Freies Verfügungsreht über das Vermdgen. 
6.56. Jeder Landesunterthan kann, fobald er volljährig ift, ($. 82.) 
und nicht unter Vermögensvormundfchaft fteht, den Gefesen gemäß, frei 
über fein Vermögen verfügen. Insbeſondere ift die Uebertragung 
des Gründeigenthums an Ausländer unbefchränet, ohne jedoch für bie Perfen 
des Erwerbers ein Recht zur Aufirahme als Landesunterthan zu erwirken. 
$. 57. Der Landesuritertban kann auch ferner im Auslande Dre 
ſitzungen haben und erwerben, fobald nicht eine perfönliche Anfäffigkeit damit 
verknüpft ift. Waͤre dies; fo ift die ausdrüdkiche landesherrliche Erlaubniß 
erforderlich. 
EN. ur 6. Freie Erwerbsbefugnif. 

8. 58. Jeder Altenburgifche Landesunterthan, der zugleich Inländer iſt, 
hat’ die freie Erwerbsbefugniß, oder das Recht, feine Eörperlichen und 
geiſtigen Kräfte zu Erlangung feines Fortlommens fo zu verwenden, daß er 
die beftehenden Geſetze und Polizeiverordnungen, ingleichen die Privatgerecht> 
fame Anderer dabei genau beachtet. Insbeſondere fest die Betreibung zünfs 
tiger Gewerbe deren genügende Erlernung und die Befolgung der Innungs— 
vörfchriften voraus. | 

8.59 Monopole (ausfchliefliche Privilegien) ſollen Eünftig nicht 
meht ertheilt: oder wieder erneuert werden. 
Zur Belohnung neuer Erfindungen oder mefentlicher Vervollkommnun⸗ 
gen Alterer Erfindungen koͤnnen Patente auf mehrere Jahre ertheilt werden, 
welche dem, Erfinder das ausſchließliche Necht zur Benutzung feiner Erfindung 
fuͤr dieſe Zeit gewaͤhren. 
— 9 60. Eben fo iſt der Landesunterthan berechtiget, auch an auslaͤn⸗ 
diſchen Handlungsetabliſſements, Fabriken und dergleichen Theil 
Zu nehmen. Doch entbindet ihn dies nicht von feinen diesfeitigen Unter: 
thanoͤpflichten ($.' 43. 57.) J 
6 Anwartſchaft auf Staats-, Kirchen- und Schulämter. 
8.61. Kein Altenburgiſcher Landesunterthan iſt durch feine Geburt oder 
feinen Stand’ von dee Anwartſchaft auf Staats- und andere 
öffentliche, ingleihen auf die Kirchen- und Schulämter ausgefchlof: 
fen; jeder Anftelfung muß jedoch eine ordnungsmäßige Prüfung der Kennt 
niffe und Ermittlung der fonftigen Fähigkeit vorausgehen. 2 

Bei gleicher Tüctigkeit werden Inlaͤnder vorzugsmweife beruͤckſichtigt. 
"Dee Landeshere ernennt und beftätigt alle Staatsdiener, infofern er ſol⸗ 
ches nicht den Behörden überlaßt. — 
Ausbildung und Theilnahme an den 
Bildungsanftalten. 

8,6% Der Landesangehörige hat ſomit auch das Recht, ſich zu jeden 
Stand oder Gewerbe nach freier Wahl zu beſtimmen, und ſich hierzu 
im. Sn = oder Yuslande auszubilden, wiewohl unter Beobachtung der hier: 
uͤber, namentlich hinfichtlich der Vorbereitung zum Staatsbienft, beftehenden 
Vorſchriften "0000 
8. 63, Alle Unterrichts» und Bildungsanftalten des Kandes, wo nicht 
deren Stätuten Beſchraͤnkungen vorzeichnen, ftehen dieſerhalb jedem Landes: 
unterthan offen. Ä i 
8 Recht zur Verheirathung und Bildung eines Hausftandes. 
86% Die Landesunterthanen männlichen Gefchlechts Eönnen, fobald 
fie a) die Erlangung einer freitilligen Unterkunft an einem Orte des Landes, und 
b) die Befreiung von der Militaivpflicht nachgemiefen haben, auch c) nicht in 
bie Klaſſe der Hülsfbedürftigen gehören, nad) zuruͤckgelegtem ein und zwan— 
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zigften Lebensjahre ficy mit einer Ins ober Ausländern verheira: 
then und einen eigenen Hausftand gründen. Die Frau erlangt dadurch das 
Heimathsrecht, und die Kinder werden Landeskinder ($. 39.). 

Dispenfationen zur Berehelihung vor zurüdgelegtem 21. Lebensjahre 
fünnen nur dann Statt finden, wenn bie oben (a. b. c.) angegebenen Be— 
dingungen erfüllt find, und gleichzeitig die Volljaͤhrigkeits-Erklaͤrung (Ve- 
nia aetatis) nachgeſucht und vom Landesheren ertheilt wird. 

Megen der Verheirathung von Hofdienern und Militairperfo= 
nen bewendet e8 ferner bei den ihretiwegen beftehenden gefeglichen Vorſchriften. 

Die Landesunterthanen weiblichen Geſchlechts find an jenes Heiraths⸗ 
alter nicht gebunden, und verlieren nach der Verheirathung mit einem Aus— 
länder das Heimathsrecht. 

9. Recht der Beſchwerdefuͤhrung. 

§. 65. Der Landesunterthan iſt befugt, uͤber das gefeg: und ord⸗ 
nungswidrige Verfahren einer Behoͤrde, oder über Verzögerung einer Entſchei⸗ 
dung, bei der unmittelbar vorgefegten Behoͤrde und zuletzt bei. dem Herzog 
ſchriftliche Beſchwerde zu fuͤhren. Selbſt in dem Falle, daß die Be— 
ſchwerde ungegruͤndet befunden wuͤrde, iſt der Beſchwerdefuͤhrer durch An— 
führung der Gegengründe zu belehren. | 

Der offenbare Mißbrauch der Befchwerbeführung. kann, unbeſchadet 
der Ahndung damit verbundener Schmaͤhungen, Koſtengeltung — (aber 
auch in dieſem Falle nicht bei der Kanzlei der hoͤchſten nr — nah 
fich ziehen, | 

$. 66. Befhwerden, welhe die Verhältniffe einer Ge⸗ 
meinde angehen, ſind zunaͤchſt bei der Ortsbehoͤrde, wenn ſie nicht gegen 
dieſe ſelbſt gerichtet find, anzubringen und durch diefelbe mach deren Exoͤrte- 
rung, wo nöthig, den. obern Behörden und zulegt dem Landeshern vorzule⸗ 
gen. Wuͤnſche und Antraͤge der einzelnen Landesunterthbanen zu 
Beförderung des Gefammtwohls einer Gemeinde find ebenfalls zus 
nächft den Ortsvorſtehern zur Erwägung und Beruͤckſichtigung , vorzulegen. 
MWohlgemeinte Vorſchlaͤge und mn zum Beften bes gan— 
zen Landes oder einzelner Theile Eönnen unmittelbar an die höchfte Stelle 
gelangen, wo fie jederzeit zur Erwägung gezogen ‘werben; fie können aber 
auch an bie Landſchaft gerichtet werben, re) 

10. Recht, fich der Drudpreffe zu bedienen. 

$. 67. Jeder Landesunterthan hat die Befugniß, Thatf achen und 

Meinungen auf dem Wege des Druckes oͤffentlich bekannt zu machenʒ 
er iſt dabei zur Beobachtung der bundesgeſetzlichen und inlaͤndiſchen —* 

gungen uͤber den Gebrauch der Preſſe, namentlich zur Vermeidung deſſen 
verpflichtet, was mit der, dem Landesherrn gebuͤhrenden, Ehrfurcht unverein⸗ 
bar waͤre, was die oͤffentliche Ruhe im In- oder Auslande, oder die Reli— 
giofität und Sittlichkeit gefährden koͤnnte. 

a) Es ſind daher auch kuͤnftig Meinungen und Aeußerungen, welche dieſe 
Grundlagen des oͤffentlichen benachtheiligen, , ſchon vor dem 
Druck zu entfernen. 

b) Befchwerden gegen Zuruͤckweiſung om Drud — die Cenſurbehoͤr⸗ 
ei gehen am beten vorgefegte Stelle und zulegt an das Minis 
ſterium. — 

c) Für die Mitteilung unverbürgter Gerüchte, ingleichen folher Thatſa⸗ 
chen, die nicht dem Gebiete der Gefcyichte angehören, dauert die Ver 

antwortlichkeit auch nach erfolgtem Abdrude fort; fie ruht zumächft 
auf dem Einfender oder Verfaſſer der Mittheilung oder Drudfchrift. 
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Es hat daher jeder inländifche Herausgeber ober Verleger einer Zei: 
tung oder Drudfchrift nur folhe Auffäge und Mittheilungen aufzus 
nehmen und zum Drud zu befördern, deren Verfaffer ihm bekannt 
und geeignet find, ihre Aufläge zu vertreten. Kann folde Vertretung 

"nicht erlangt und verwirklicht werden; fo unterliegt Der Herausgeber, 
und, wenn bie eim Fremder ift, der Verleger, oder im Fall auch 
diefer ein Ausländer tft, der inländifhe Druder, als Verbreiter, 
eben der Verantwortlichkeit, welche den Einſender oder Verfaſſer ge— 
troffen hätte. 

d) Findet fi ein Inlaͤnder oder eine inlaͤndiſche Behörde durch eine Druck⸗ 
fchrift oder einen aufgenommenen Artikel benachtheiligt; fo fleht dem 
Befchwerdeführer der Rechtsweg vor der Gerichtsbehörde des Druderg, 
aus deffen Druderei die fraglihe Schrift hervorgegangen, in doppel⸗ 
ter Weife offen: durch Anftellung einer Injurienklage, wenn er 
die Unwahrheit der, durch den Drud bekannt gemachten und ihn ver⸗ 

Legenden, Thatſache alsbald befheinigt, oder wenn er die Form der 
Aeußerung an fi als eine Verlegung anfpricht; — oder duch Er: 
hebung der Verleumdungs- (Diffamationd:) Klage, wenn er 
den Verfaffer zum Beweis der Wahrheit des Mitgetheilten auffor— 
dert. Im beiden Källen ift der verantwortliche Herausgeber, Verleger, 
oder Druder verbunden, den Verfaſſer oder Einfender der genannten 
Gerichtsbehörde zu nennen, und, wenn er nicht vor derfelben Recht 
giebt, zu vertreten. Siegt der Kläger in der Injurien- ober Diffa⸗ 
mations⸗Klage od; fo trifft den Verklagten, außer Strafe und Pri— 
vatgenugthuung, die Verbindlichkeit, das Erkenntniß auf ſeine Koſten 
durch den Druck oͤffentlich bekannt machen zu laſſen. Wird aber vom 
Beklagten bei angeſtellter Diffamations-Klage die Wahrheit ber ge— 
druckten Thatfache erwieſen; fo iſt der Kläger, neben der Koftengels 
tung, wegen feines Verſuchs zu theilweifer Gefährdung der Offenkun⸗ 
digkeit (Publicitaͤt), noch beſonders mit einer angemeſſenen Geldſtrafe 
zu belegen, und das Erkenntniß kann, auf ausdruͤckliche richter— 
liche Anordnung oder auch ohne ſolche, oͤffentlich bekannt gemacht 
werden. — 

e) Ausländer haben bei Beſchwerden über Mißbrauch öffentlicher Bekannt- 
mahungen auf denfelden Nechtsfhus, wie Inlaͤnder, Anſpruch, fobald 
ein gleicher Nechtsfchug notoriſch oder erweislich hiefigen Unterthanen 
auch in ihrem Vaterlande zu Theil wird. 

11. Berforgung bei Hülfsbebürftigkcit. 

$. 68. Altenburgiſche Unterthanen, welche durch eigene Kuäfte ihren 
Unterhalt nicht mehr verdienen können, find gefesmäßig von ihren Bluts— 
verwandten und Chegenoffen zu unterftügen. Die Obliegenheit der aushülf: 
lichen Verſorgung folher Huͤlfsloſen fällt, nächft den genannten Perfonen, 
derjenigen Gemeinde zur Kaft, welcher ‚der Arme angehört. Die Armenge— 
fege verfünen hierüber das Nähere. 

12, Reht der Auswanderung. 

$. 69. Die Befugniß zum Auswandern in einen fremden Staat, 
der erweisfich die Aufnahme zugefteht, fest die Erfüllung der Obliegen— 
heit ald Landesunterthan und Staatsbürger voraus (9. 78.), und richtet 
fich beziehungsweife nach den, mit einzelnen Staaten beftehenden, Staats: 
verabredungen. N 

Zur Auswanderung ift ein Erlaubnißſchein der Landesregierung 
erforderlich, 
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| Unbefchadet ber, zum Bereich der Nichterhehöchen gehörigen, Arveftanle- 
gungen auf Vermögenstheile des Auswandernden,. wegen Schulden an Sn: _ 
länder, darf, unter jener Vorausſetzung, der zu fuchende Aus wanderungsſchein 
niemals verweigert werden. Mit der Auswanderung wird der Unterthans— 
verband nicht blos für den Auswandernden felbft,. ſondern aud für defz 
fen Frau und für die, in väterlicher und (mas die unehelicy geborenen bes 
trifft) in mütterlichee Gewalt befindlichen, Kinder aufgelöft. ($. 43.) 
$. 70. Abzugsgeld findet bei Auswanderungen in einen anz 
bern teutfchen Bundesftaat niemals Statt, und in einen, auferhalb bes 
teutfchen Bundes gelegenen, Staat nur in den Grenzen billiger Rechts-Er⸗ 
PN ($. 96.) 


Dritter Abſchnitt. 
Verpflihtungen der Landesunterthanen. 


8. 71. Die Berpflihtungen der Landesunterthanen, melde zu: 
gleich Landeseinwohner find, beftehen in folgenden: 

1. Treue und Ehrfurdt gegen den Tandesherrn. 

Dem Landesheren, deſſen Perfon heilig und unverletzlich ift, und 
welcher die gefammte Staatsgewalt in fich vereinigt ($. #.), iſt jeder Unter: 
than. Treue, Ehrfurcht. und Gehorfam ſchuldig. 

Eben fo gebührt dem muthmaßlichen Regierungsnachfolger und den 
übrigen Mitgliedern des Regentenhaufes vorzügliche Chrerbietung. 

8: Gehorfam gegen Gefes und Obrigkeit. 

g. 72. Die im Herzogthum Altenburg geltenden Geſetze (wozu auch 
die vom Landesherrn verkuͤndete Bundesbeſchluͤſſe gehören, $. 12.) 
find die Richtſchnur, wornach ein jeder Landesunterthan . und Einwohner 
feine Handlungen einzurichten hat. Er bleibt daher auch außerhalb der Gren— 
. zen des Landes denfelben unterworfen, und wird wegen der, im Auslande 
begangenen, Gefegtwidrigkeiten, wenn es nicht bereits dort gefchehen, im Va— 
terlande, nad) den, in diefem für folche Ueberfchreitungen beflehenden, Ge— 
ſetzen gerichtet. Sollten jedoch die einfchlagenden Strafgefege des fremden 
Staats, worin ber Altenburger ein Berbrechen begangen bat, milder feyn, 
als die inländifchen, und der Angeſchuldigte dies nachzuweifen vermögen; fo 
wird das Strafmaas, ausnahmsweife, nad den milderen fremden Gefegen 
beftimmt. | Ä 
$. 73. Die wichtigfte Unterlage des Altenburgifchen öffentlichen Rechts 
- bildet das gegenwärtige Grun gef eg. Es ift für jeden Landesunterthan 

bindend, und deffen Beobachtung im Unterthans- (Huldigungs:) ingleichen 
im Dienft: Eide noch beſonders zu verſichern. Eine Verletzung des Grund— 
geſetzes, beſonders einer der hier genannten Unterthanspflichten, gilt ald Treue: 
beuch und Staatsvergehen. . 
3. Theilnahme an den Staatslaften. 
$. 74, Zur Erhaltung der Staatseinrichtung und ihrer verfchiedenen 
Zwecke find gemeinfame Aufwaͤnde erforderlih, Sie aus eigenen Mit: 
teln aufzubringen, ift eine ungetheilte Pflicht aller Landesunterthanen, welche 
“ daher alfe beftehende und alle künftig auf verfaffungsmäßigem Wege aufer-- 
legte perfönliche Leiftungen (als Steuern und, Abgaben jeder Art) unmeiger- 
lich und zu ber beflimmten Zeit, bis zur verfaſſungsmaͤßigen Abſchaffung 
der einen oder der andern, puͤnctlich abzuentrichten haben. Es bewendet 
nicht nur bei der Beſtimmung, daß bei allen kuͤnftig aufzulegenden Ahga⸗— 
ben und Leiftungen vom Grundeigenthum Gleichheit ohne Ausnahme 
Statt haben ſoll (alſo von Lehnsguͤtern eben ſo, wie vom freien Erbe nach 
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Verhaͤltniß beigetiagen wird) — fondern es fol auch die Aufhebung aller 
bisherigen Befreiungen von bdirecten und indirecten Abgaben, ſoweit 
feine Staatsverträge dem entgegenftehen, gegen Entfhädigung, durd) 
ein verfaffungsmäßiges Gefes vermittelt, und allmählig der Bedacht auf ein 
Abgabe: Syften gerichtet werden, wonach alle Staatsangehörige verhältaiß: 
mäßig zu den Staatslaften beitragen. — 

Bon der Zeit an, wo die Lehnsguͤter zu den bisherigen Grundfleuern 
beitragen werben, follen auch die Kammer: und Schatullgüter zu 
benfelben ebenfalls gegen Entſchaͤdigung beigezogen werden. 

Dagegen follen ſchon von jest an einzelne Theile des geſammten herr: 
fhaftlihen Grundeigenthbums (nicht blos Theile von Kammer: und 
Schatullgutern), welche in Privatbefig übergehen, mit Steuern befegt wer— 
den; und eben fo bei Grundftüden, welche bisher fleuerpflichtig waren und 
von der Landesherrfchaft erworben werden, bie Eteuerpflichtigkeit, diefer Er: 
werbung ungeachtet, fortdauern. 

$. 75. Um insbefondere, binfichtlich der Grundfteuer, hinkünftig eine, 
der Ertragsfähigkeit der einzelnen fleuerpflid, igen Grundftüde mehr entſpre⸗ 
chende, Gleichförmigkeit herzuftellen, werden in den näcjften Jahren Steuer— 
Revifionen (infoweit fie noch niht Statt gehabt haben) angeordnet, und 
hiernach die einzelnen Steuerbeiträge berichtigt werden. Da, wo Erhöhung 
eintreten follte, wird dem Eigenthümer fein Rüdanfprud) an feinen Vorbe— 
figer eingeräumt. 

$. 76. Die Landesunterthanen haben gegenüber die Befugnig, durch 
ihre landftändifhen Vertreter an der NRegulirung der Lan: 
desabgaben Theil zu nehmen ($. 201— 209.) und von Zeit zu Zeit 
uͤber den Zuftand der Oberfteuer: (Landes) Kaffe öffentlih unterrichtet zu 
werden. ($. 247.) 

4. Schutz bes Landes durh Waffenbienft. 
$. 77. Bu den vornehmfien Obliegenheiten ber teutfchen Bun— 
‚ besftaaten gehört ein, nach dem Bevölferungsverhältniß, fetgefegter Mili— 
tairſtand. 

Die Landesunterthanen, ohne Ausnahme des Standes und der Geburt, 
ſind daher, nach den naͤhern Beſtimmungen der Conſcriptionsgeſetze, die 
hierzu erforderlichen Militairdienſte zu leiſten, und die diesfaͤlligen Auf: 
waͤnde zu tragen verbunden. | 

$. 78. Kein Aftenburgifcher Landesunterthan kann ſich in das Aus— 
land wenden, bevor er feiner Militairpflicht volle Genüge geleiftet (8. 69.), 
oder deshalb befondere landesherrliche Erlaubniß erhalten hat. 

$. 79. Es ift aber fein Landesunterthan verbunden, fich außer: 
bald der Zwecke des teutfchen Bundes in fremdem Solde gebrauden 
zu laſſen. 

$. 80. Die Landesunterthbanen haben außerdem die Verbindlichkeit, zu 
Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit und bürgerlichen Ordnung, nad) 
den Anordnungen des Staatsoberhaupts, innerhalb Landes, Schug: 
und Waffendienfte zu.leiften, fich in VBürgergarden oder Ortswachen zu 
bilden, und den von ihnen felbft gewählten oder gegebenen Worgefegten 
pünctlihen Gehorfam, fo wie der erften Aufforderung der Obrigkeit, Polis 
zei oder. ded Ortsvorſtandes zur Maffenhülfe unweigerlich Folge zu lei: 
fen. — Den Ungehorfamen trifft, außer der gefegmäßigen Strafe, 
die Pflicht zur Uebertragung der, aus feinem Ungehorfam entftehenden, 
Nachtheile. 
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Dierter Abfhnitt, 
Staatsbürgerredt. j 
1. Rechte. 
$. 81, Das Staatsbürgerrecht aͤußert fich in der Ausübung ge⸗ 
wiſſer innerer politiſcher Rechte durch die Befaͤhigung: 


a) Ortsrichter und Gerichtsbeiſitzer zu ſeyn, 
b) ein Staats: oder, mit Ruͤckſicht auf die Drtöflatuten, ein Ge> 
meindeamt zu verwalten und 
ce) nad) Manfgabe des Grundgefeges (f. V. Abfchn.) an der landſtaͤn⸗ 
diſchen Vertretung ſowohl als Waͤhler, als insbeſondere auch 
als Abgeordneter ſelbſt Theil zu nehmen. 
2. Erlangung 
a. durch Volljährigkeit und Heimathsrecht. 

$. 82. Im Allgemeinen erlangt jeder Landesunterthan durch Anſaͤſſig— 
madhung, Gewinnung des Ortsbuͤrgerrechts, Landeshuldigung das Staats⸗ 
buͤrgerrecht; doch wird dabei vorausgeſetzt, der Eintritt in die Volljaͤhrigkeit, 
welche mit dem vollendeten 21. Jahre erreicht wird, und Unbefcholtenheit 
des Rufs (5. nr 

b. durch Staats-, Kirchen: und Schuldienfte, 

$. 83. Insbeſondere gewaͤhrt auch der Eintritt in den Dienft des 
Staats, der Kirche oder Schule, die definitive Anftellung als Hofbeamter, 
das Slaats bůrherrecht. Aus dieſem fließt die vorzugsweiſe Verpflichtung der 
oͤffentlichen Beamten und Diener, ihren Dienſtpflichten auf 
das Genuͤgendſte zu entſprechen, und dadurch den uͤbrigen Staatsbuͤrgern 
mit dem beſten Beiſpiel voranzugehen. — Jeder Staatsdiener, jeder oͤffent— 
liche weltliche und geiſtliche Beamte iſt fuͤr ſeine Dienſtleiſtung ver— 
antwortlich. — Daher kann gegen fie wegen Untauglichkeit oder 
Dienſtverfehlung eine zeitige Dienſtenthebung und, fo viel die weltli— 
chen Beamten betrifft, Verſetzung in ein geringeres Amt verfügt werden. 
Grobe Uebertretung des Dienfteides hat eine förmliche Unterfuhung und. 
nad) Befinden gänzliche Dienfl- Entlaffung zur Folge. 

Hinfichtlich der Entfegung patentirter Staatsdiener bewendet es bei 
den gefeglichen Vorfchriften und Formen, 

$. 84. Es find auch die wegen Dienftverbrechen gegen bie öf- 
fentlichen Beamten, gegen Kirchen- und Schuldiener fic) ergebenden Anzei— 
gen von der vorgefesten Behörde jederzeit bei ſtrenger Verantwortlichkeit der 
hoͤchſten Stelle vorzulegen, welche nach Befinden eine Disciplinar-, oder for 
aleich peinliche Unterfuchung einleiten läßt. Wenn Gefahr auf dem Verzuge 
haftet, muß die vorgefegte Behörde, gleichzeitig mit Exflattung ihres Anzei⸗ 
geberichts, die erforderlichen Vorkehrungen treffen. 

Die wegen Dienſtverbrechen eingeleiteten Unterſuchungen werden niemals 
niedergefchlagen; und ſolche Beamte, gegen welche der Richterſpruch unbe 
dingte Entfegung ausfpricht, erhalten nie wieder eine Anſtellung. 

85. Dagegen haben die durch Alter ober Krankheit ohne ihr 
Verſchulden dienſtunfaͤhig gewordenen Staats- und Kirchendiener auf: 
einen augemeſſenen, ihren Lebensunterhalt ſichernden, Ruhegehalt Anſpruch 
zu machen. Zu Erleichterung des Staats in dieſer Obliegenheit beſteht fuͤr 
die Civilbeamten der Penſionsfonds ($. 34," der zweiten Beilage des 
Grundgeſetzes). 

Zum Beſten der Wittwen und Waiſen der Civilbeamten und der 
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Geifttihen dienen die bereits ‚vorhandenen und, beziehungstoeife ber letztern, 
wo möglich, zu erweiternden Wittwenanftalten ($.33. dafelbft). 
83 Verluſt des Staatsbürgerrehts und des Staatödienftes. 
$. 86. Das Staatsbürgerrecht (und folgbar auch das öffentliche, 
Kirchen: oder Schulamt) geht verloren: 

a) mit der duch Auswanderung erfolgten Aufgabe der Landesunter— 
thanfchaft; 

b) mit Annahme ausländifher Dienfte oder Gehalte ohne Ge: 
nehmigung des Herzogs; 

ce): durch vechtskräftige Verurtheilung in eine Zuchthaus- ober. 
Prangerftrafe, oder wenn (megen Verlegung der Staatsbuͤr⸗ 
ger- und Unterthanpflichten) auf deſſen Verluſt befonders erkannt 
wird, und 

A) durch Eriegsgerichtliche Ausftoßung aus dem Militair. 
$. 87. Es kann daffelde, was den Verluſt duch Verurtheilung und 

Mititairausftoßung betrifft, nur in dem einzigen Falle einer fpäteren Un: 
fhuldausführung wieder hergeftellt werden. Die Entſcheidung darüber 
fteht, auf gutachtlichen Bericht des Suftizcollegiums dem Herzog zu; doch ift 
hier eine neue Ableiftung des Huldigungseides vonnöthen. 
$. 88. Die Wahl: und DBertretungsrechte, in Anſehung der Lan— 
desrepräfentation, gehen insbefondere verloren durch Einwirkung eis 
ner Beitechlichkeit bei den Wahlen, ſowohl für den Wähler als den Erwaͤhl⸗ 
ten, und zwar unbefchadet der Beſtrafung ($. 5. der Wahlordnung). 
4. Borübergehendes Ruben des Staatsbürgerredhts. 
$. 89. Das Staatsbürgerreht kann vorübergehend nidt aus 
geübt werden: 

a) während der Staatsbürger unter irgend einer Vormundſchaft ſich 
befindet; 

b) während eines ausgebrochenen Gants oder eingetrener außergerichtlicher 

- Liquidationsverhandlungen, in Anfehung des Gemeinfhuldners, fo 
lange derfelbe nicht — (entweder nach gefchehener voller Auszahlung 
der Gläubiger, oder doch nach vollftändiger Nachweiſung eines 
ganz unverfchuldeten großen Unglüds, wie Zeuersbrunft, Pluͤnde— 
rung, Beraubung und dergleichen als alleiniger Urfache des Gants) 
— durch die obere Juſtizbehoͤrde förmlich ſchuldlos erklärt (vehabilis 
tirt) wird, 

c) Für Diejenigen, welhe für die Bedienung der Perfon oder ber 
Haushaltung eines andern Privatmanns Koft oder Kohn em— 
pfangen, während der Dauer diefes Abhängigkeitsverhältniffes. End— 
ruht das Staatsbürgerrecht 

d) während einer peinlichen Unterfuhung bis zum Erfenntniß 
auf eine nichtzentehrende Strafe ($. 86. c. und d.), oder auf Freis 
fprechung. — Auch in dem Falle, wenn, wegen Dringlichkeit naher 

‚ Verdachtsgründe, die Freifprehung von einem, mit einer entehtenden 
Strafe bedroheten, Verbrechen nur nad) zuerfanntem und abgeleifteten 
Reinigungseide erfolgt ift, ruht das Staatsbürgerredt, 
wegen eingetretener Befcholtenheit des Nufs, noch ferner bis zur gaͤnz⸗ 
lichen Unfchuldsausführung. 
$. 90. Deffentlihe Beamte, Kirchen: und Schuldiener wer: 


den fo lange, als ihr Staatsbuͤrgerrecht wuht, ihres Amtes enthoben 
(fuspendirt). 
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Die einſtweilige Verfuͤgung uͤber ihr Dienſteinkommen und ihren Le⸗ 
bensunterhalt bleibt der Staatsregierung anheim geſtellt. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Eingeſeſſene Unterthanen. 


$. A. Eingeſeſſene (Forenſer im weitern Sinn de 
Worts) find Diejenigen, welche mit bloßem Grundbefig im Lande ange: 
feffen find, aber in, demfelden feine Heimathsrechte haben. Ihnen 
ſtehen die Nechte der Staatsbirgerfchaft nicht zu. Sie genießen jedoch für 
ihr Eigenthbum den dinglichen, und (im Falle eines zeitigen perfönlichen 
Aufenthalts im Lande) den perſoͤnlichen Stantsfhus. Aus diefer Rüdficht 
haben fie den Huldigungseid abzuleiften, ohne jedoch dadurch das Stats: 
bürgerrecht oder auch nur das Heimathsrecht zu erlangen. | 

$. 92. Sie haben, nad) Maafgabe ihres Grundbefiges, zu den oͤf— 
fenttihen Staats» und Drtsgemeindelaften mit beizutragen, und 
bieferhalb in dem Orte, in deffen Flur fie Grundftüde erwerben, einen an: 
ſaͤſſigen Buͤrgen für fich zu beitelen, dev alle Abgaben und Leiftungen für 
fie zu beforgen hat. 

$. 93. Die Eingefeffenen find wegen binglicher Klagen vor dem inlän: 
difchen Drtsgericht, Necht zu nehmen verbunden, wegen perfönlicher aber 
nur dann, wenn in ihrem eigenen Lande der volle Landſaſſiat, abfonderlich 
bei den, in Lehns-Verbande flehenden, Gütern, auf dem Grund der Ge: 
genfeitigkeit anerkannt wird. 


Sechſter Abſchnitt. 
Zeitige Unterthanen. Auslaͤnder. 


$. 94. Beitige Unterthanen (Fremde) find ſolche, die ſich nur 
vorübergehend im Lande aufhalten, ohne dafelbft in den Verband der Lan: 
besunterthanen aufgenommen zu feyn. Sie ftehen auf die Dauer ihres Auf: 
enthaltd unter dem Schuge der Landesgefege, und haben ſich derfelben Pri— 
vatrechte zu erfreuen, wie die Landesunterthanen. Sie find daher — (mit 
Ausnahme fremder Souveraind und ihrer Familienglieder, und der fremden, 
am herzoglichen Hofe beglaubigten Geſandten) — den Kandesgefegen unter: 
worfen, und dem Staate die Leiftungen ſchuldig, weldye, nach den Gefegen 
und Ortsſtatuten, von ihnen gefordert werden Eünnen, 

Shre Handlungen im Landesbereich unterliegen ‚ber richterli: 
chen Beurtheilung nad) den inläandifchen gefeslichen Formen und Vor 
friften. Ihre DVerurtheilung zieht in der Megel die Ausweifung nah fi. 
Eine Auslieferung an die Gerichte ihrer Heimath zum Zwecke der 
Unterfuhung und Beſtrafung bier begangener Frevel gefchieht nur, in 
Folge eines Staatsvertrags, ober ber volllommenen Rechts: Erwiederung in 
ähnlichen Fällen. 

89. Ausländer werden wegen Verbrechen, welche fie außer: 
halb des Landes begangen haben, im Lande zwar verhaftet, aber 
nur dann zur Unterfuhung gezogen, wenn fie fich auch eines Verbrechens 
im Lande fchuldig gemacht haben, Im Gegenfall erfolgt ihre Auslieferung 
an ben Drt de, von ihnen begangenen, Verbrechens, oder an den Stunt, 
dem fie ald Unterthanen angehören. z 
$. 96. Sollten in einem andern Staate durch Gefege oder befondere 
Verfügungen Fremde im Allgemeinen, oder Altenburger insbefondere, von 
den Vortheilen gefeglicher Privatrechte der dortigen Unterthanen audgefchloffen 
ſeynz fo Fann ein Erwiderungsrecht gegen Iegtere, wenn fie im Derzogthume 
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Altenburg verweilen, jedoch ‚nur mit Genehmigung des Landesheren, ange: 
wendet werben. 
. 97. Ausländern ſteht es frei,. im Herzogthum Altenburg zu ir— 
gend eiwer Wiffenfhaft, Kunft, oder einem Gewerbe ſich auszubil: 
den, und fie haben ſich dieferhalb des Stantsfhuges zu erfreuen, gewin— 
nen aber dadurch fo wenig, als menn fie fich dafeldft in Koft ober 
Lohn eines Staatsbürgers befinden, ein Recht auf die Aufnahme als Un: 
terthanen, 
Ron felbft verfteht es fich, daß fie während ihres Aufenthaltes im Lande 
genau deſſen Geſetze zu befolgen haben. 

8. 98. Diejenigen Ausländer, welche fih auf einige Zeit zu 
Betreibung von Gefchäften, oder fonft auf felbftitändige Weife im Lande 
aufhalten wollen, müffen dieferhalb die Erlaubniß der Drtsobrigkeit auswir— 
Een, welche ihnen diefelde mittelft einer Aufenthaltsfarte ertheilt. Un: 
terobrigkeiten haben die Aufenthaltskarten nicht länger ald auf ſechs Mo: 
nate auszuftellen;, doch fteht der. Landesregierung wegen eines längern Auf 
enthalts der Fremden das Dispenfationsrecht zu. 

Der bloße Aufenthalt ohne förmlihe Aufnahme in eine 
Gemeinde des Landes erwirbt an fich Eeine Heimathsrechte ($. 41.). 


Dritte Abtheilung. 
Corporationen im Staate, 
A. Sm AUllgemeinen. 


.8. 99. Die Verbindung mehrerer Landesunterthanen zu einem gemein= 
fchaftlichen bürgerlichen Lebenszweck kann nur dann auf das Net der Ge: 
fammtperfönlichkeit, al8 Corporation im Staate, gültigen Anſpruch ma— 
chen, fobald ſolche Verbindung die Genehmigung und Anerkennung der 
Staatsregierung erhält. Von dem Ermeſſen der legtern hängt e3 daher ab, 
welhen Umfang von Befugniffen fie folhen Corporationen gewähren will, 
deren Rechtözuftändigkeiten nicht durch das Grundgefeg oder frühere geſetzliche 
Beſtimmungen geordnet find. 


Be Drtsgemeinden. 


Erfter Abſchnitt. 
Bildung berfelben durch) Öemeindebürger und Nachbarn. 


$. 100. Die wichtigſten Corporationen im Staate find die Orts: 
gemeinden, indem fie, duch Zufammenwirken und Zuſammenleben nad 
gefeglicher Ordnung, die Beförderung der allgemeinen fowohl, als befondern 
Wohlfahrt in ihrem gefelfchaftlichen Bereich bezweden. Sie bilden hierinnen 
die Grundlage des ganzen Staatenverbandes. 

Mit Ausnahme der Staatöbeamten, Kirchen: und Schuldiener — (me- 
gen deren DVerhältniffe, fo mie wegen der Verhältniffe der Nittergutsbefiger 
zu den Dritsgemeinden das Noͤthige ergehen wird) — kann im Herzogthum 
Altenburg Niemand das Staatsbürgerreht ausüben, oder bie 
vollen Nechte der Landesunterthanfchaft fich aneignen, der nicht als Buͤr— 
ger oder Nachbar einer inländifchen Gemeinde angehört. Insbeſondere 
find Aerzte, Anwälte, Notare und andere im nichtunmittelbaren Staats: 


dienst ſtehende Perfonen ald Mitglieder des Gemeindeverbands ihres Wohn: 
ortes anzuſehen. 


$. 101. Die Mitglieder einer Stadt- oder Dorfgemeinde beſtehen aus 
drei Klaffen: 
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a) der Klaffe dee Gemeindbebürger (voled Bürger oder Nachbar- 
echt, $. 102.— 105.) 5 
b) der Kaffe der Ausmaͤrker (Forenſer im engen Sinn) und Hand— 
werfsbürger ($. 106. 107), und 
ec) ber Kaffe dee Schugverwandten ($.-108.). 
j 1. Bolles Nachbarrecht. 

$. 102. Das Gemeinde: oder Drisbürgerrecht (volle Nachbar: 
recht) umfaßt die Theilnahme an allen Befugniffen, welche der Gemeinde 
als folcher zuftehen, fowohl an Privatrechten, als an politifhen und Ehren- 
techten, und zwar: 

a) Genuß des Gemeindefhuges und, wo ein gemeinfamer Ort ſsge— 
richtsſtand befteht, Anſpruch daran; 

b) Recht zu Betreibung eines freien oder zünftigen Gewerbes; 

c) Befugnig zum unbedingten Erwerb von Grundbefig im Dit und 
in dev dazu gehörigen Flur; 

d) Zheilnahme an den Gemeindegütern, Statuten, Conceffionen und 
‚milden Stiftungen ; | 

e) Antheil an der paffiven und activen Vertretung in ber Gemeinde; 

f) Anwartfchaft auf Gemeindeämter, und 

g) Anſpruch auf gefegmäßige Unterftügung von der Gemeinde im Falle 
der Hülfsbedürftigkeit. 

$. 103. Gegenüber verpflichtet das DOrtsbürgerrecht (Nachbarrecht) 
zur. Zreue und zum Gehorfam gegen die Drtsobrigkeit, zur Theil: 
nahme an den perfönlichen Zeiftungen, an Communal: Wachtdien- 
ften und Gemeindefrohnen jeder Art, und zur Entrichtung fowohl der lan- 
desherrlichen Abgaben, als der befondern, durch Gemeindebeſchluß angeord⸗ 
neten, Einlagen und Beiträge. — 

Streitigkeiten über Umlagen und Beiträge, oder über Verthei— 
lung von Berechtigungen unter den Gemeindegliedern felbft werden, al& dem 
Dberauffichtsrecht der Staats unterliegend, nicht im Proceß-, fondern im 
Berwaltungsmwege Eürzlich erörtert und entfchieden, fo daß zuletzt dev Recurs 
an. ben Landesheren freifleht, 

8. 104. Das Ortsbuͤrgerrecht kann nur erlangt merden durch 
Geburt oder duch Aufnahme, in Maafgabe der gefeglichen Vorſchrif— 
ten. Es geht verloren nach ben nähern Bellimmungen der Stadt: und 
Gemeindeordnungen, und nächft diefen im Allgemeinen aus benfelben An: 
läffen, aus welchen das Staatsbürgerrecht verloren geht ($. 86.), und zwar 
dergeflatt, daß die, Auswanderung und die Annahme fremder 
Dienfte und Gehalte ohne Erlaubniß den Berluft des Ortsbürgerrechts in 
feinem vollen Umfang berbeiführt, die Erleidung der Zuchthaus: oder 
Prangerſtrafe, die Friegsgerihtlihe Ausftoßung aus dem Mi- 
litair, ingleihen ein ausdrüdlic auf den Verluſt des Staatsbürgerrechtg ge— 
vichtetes Erfenntniß nur die Ehrenvorzuͤge des Ortsbuͤrgerrechts auf⸗ 
hebt, nicht aber deſſen nutzbare Ausfluͤſſe. — Es erwacht wieder in ſei— 
nem vollen Umfange in dem $. 87, gedachten Falle. 

8. 105. Jede Einwirkung auf Gemeindemwahlen buch Beſte— 
chung ermirkt, außer der Beſtrafung, ſowohl für den Wähler als Erwähl- 
ten, den Verluft der Ehrenvorzüge des Drtsbürgerrechts, befonderd des 
‚activen und paffiven Wahlrechts, und daher den Verluſt der Befähigung zur 
Verwaltung eines Communalamtes, 

2. Ausmärfer (Sorenfer im engern Ginn). 
$. 106, Aus maͤrker (Forenfer im engen Sinn, Feldbürger) find 


En 
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Diejenigen, welche in der Flur eines Ortes Grundeigenthum befigen und ihr 
Heimathsrecht an einem andern Orte des Herzogthums haben. Ihnen fteht 
Bein Anſpruch auf die perfönlichen Rechte des Ortsbürgers zu, wohl aber auf 
den Gemeindefhug hinfihtlid ihrer Befisungen, ingleichen hin 
fichtlich ihrer Perfon für die Dauer einer zeitigen Anmefenheit in ähnlichem 
Verhaͤltniſſe, welches bei den Eingefeffenen (Korenfern im meitern Sinn), dem 
Staate gegenüber, Statt findet ($. 91.). . 

Mit Rüdficht auf diefen Gemeindefhuß ift der Ausmärker auch zu al 
In, den gefammten Grundbefis der Flur betreffenden, Gemeindenbgaben an= 
theilig beizutragen verbunden; es kann ihm jedoch Fein. verhältnismäßig höhe: 
rer Beitrag angemufhet werden, als die übrigen Gemeindemitglieder, in Anz 
fehung ihrer Grundftüde, entrichten, | 

-.. $ 107. Gleichfalls eine befchränfte Theilnahme an den Gemeindever- 
hältniffen fteht' den Handwerfsbürgern zu, welche in einigen Gegenden 
des’ Landes üblich find, und die an einer, außerhalb. ihres MWohnorts beftes 
henden, Innung Theil nehmen, Sie ftehen zu dem Orte der Innung blos ' 
in der durch diefe bedingten Beziehung, und genießen feine perfönlichen Ge: 
meinbderechte; .. wogegen fie, au) nur gewiffe, durch die Stadtorbnun= 


gen oder das Herkommen geordnete, Abgaben an die Gemeinde der Innung 


ehtripten. 
3. Schutzverwandte. 


6. 108. Schusverwandte (Schugbürger) find Diejenigen, welche, 
ohne das wirkliche Nachbarrecht an einem Orte zu erlangen, in bemfelben eis 
nen gefeglichen ‚dauernden Aufenthalt: Haben, und, gegen eine Abgabe (dag 
Schuggeld) 7 gewiffe Gewerbe und Handthierungen treiben dürfen, zu denen 
das: wirkliche: Nachbar: ‚und Buͤrgerrecht nicht erfordert wird. Sie genießen 
während ihres Aufenthalts, ſowohl für ihre Perfon, als ihre in dem Orte 
zu betreibenden Gefchäfte, den obrigkeitlichen und vollen Gemeindeſchutz, fo 
wie den Genuß det öffentlichen Ortsanftalten, ohne im übtigen auf die Orts: 
bürgers (Nachbqr⸗) Nechte Anſpruch machen zu Eönnen, 

Ausländer. koͤnnen aber nur. dann als Schugbürger eingezeich: 
net werden, wenn fie von. der . Obrigkeit. ihres Heimathsorts die Verſiche— 
le: ihrer Wiederaufnahme beibringen und zu den chriftlichen Gonfeffionen 
gch ven, en ; BR Ir F — 

2 8.809; 1 Im Allgemeinen beſtehen daher für die Rechte der Orts— 

buͤrger oder Nachbarn. folgende bereits gegebene Regein: 

2) durchVerleihung des Ortsbuͤrger- oder vollen Nachbarrecht s 
wird zugleich das Staatsbuͤrgerrecht verliehen ($. 100.).. 

:b). Jede Gemeinde ift fhuldig, einen Staats, Kirchen: oder Schul: 

—i diener, den fein bleibender Dienftberuf in ihre Mitte führe, aufs 
zunehmen ($. 82). 

ec) Das Schutzbauͤrgerrecht (Schutznachbarrecht) darf. am cheiftliche Aus- 

länder, nur gegen eine amtliche DVerficherung ihrer ordentlichen Obrig⸗ 
keit wegen ihrer Wiederannahme ertheilt werden ($. 108.), und 

d) Fremden, welche zu einem beſtimmten Zweck nur eine Zeit lang an 

einem Orte verweilen wollen, iſt, unter Beruͤckſichtigung der gefetzli— 
hen Vorſchriften, nur auf eine gemiffe Zeitdauer mittelft Aufent— 

haltskarten der Aufenthalt im Lande zu verftatten ($. 98.) 

j ‚Bwelter Abfanite. . z "na 
Rechte der Gemeinden. 
1. Einzelne Befuaniffe . | 
$. 110. Die Gemeinderechte umfaffen im Allgemeinen die Be: 
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fugniß der Perfonen-Einheit im Rechtsſinne, daher 1. das Necht der 
Vertretung durch Einzelne aus ihrer Mitte; — 2. den Genuf der’ geſetz⸗ 
lichen Vorzüge der Minderjährigen in Anfehung ihres Vermögens und 
ihrer Gerechtfame; — 3. die Befuͤgniß, eines ‚gemeinfchaftlichen Siegels 
ſich bedienen zu dürfen; — 4. das Necht dee Erwerbung: von Grundbe— 
fisungen und Berechtigungen; — 5. die Verwaltung des Gemeindever- 
moͤgens durch felbft gewählte Beamte; — 6. die Einführung befonderer 
UAnftalten zu Gemeindes oder andern gemeinnügigen Zwecken, ' insbes 
fondere auch — 7, die Befugniß ber Aufnahme der Gemeindebürger oder 
Nachbarn, — Alles unter Beobachtung der geſetzlichen Vorfchriften und 
Formen... Zu ee 
| 2. Gemeindebefhlüffe, ee ag 
$. 111. Zu einem gültigen Gemeindebefhluffe iſt die ord— 
nungsmäßige Vorrufung aller betheiligten Gemeindeglieder, und 
die Stimmenmehrheit sinter mindeſtens 2 Deittheilen der hierauf Ei 
Thienenen, oder, unter den dazu befugten Gemeindevertretern; "die abfolute 
Stimmenmehrheit erforderlich. u — — 
Drer Beſchluß verbindet alle Gemeindeglieder, doch darf er ſich nicht 
über die Privatrechte von Einzelnen oder Corporationen as 
ſtrecken. — | a 
! iR 3. Gemeindefhulbden. RR 
8.112. Für Gemeindefchulden haftet zunächft das Gemeindevermögen, 
und.aushülflic das Privatvermögen der einzelnen Glieder; letzt ere vornehmlich 
dann, wenn die Schuld zu ſolchen Bebürfniffen gemacht iſt, zu : deren. Bes 
ftreitung auch die Einzelnen hätten beitragen müffen. Später. hinzutre- 
tende Mitglieder find beitragspflichtig. a en 
4.. Gemeindevermögen. u 
$. 113. Es iſt Eeiner Staatsbehörde geftattet,. uͤber das Gemein: 
devermögen ohne Zuſtimmung der Vorſteher zu verfügen, noch weniger 
darf dafjelbe jemals mit dem Staatsvermögen vereinigt: werden. 
s Deitter Abſchnitt. . 
Verpflichtungen der Gemeinden, 
$. 114. Die Gemeinden haben die Verpflichtung, nirgend etwas 
zu unternehmen, wodurch ſie die allgemeinen Rechte des Staats 
beſchraͤnken koͤnnen; vielmehr ſollen ſie bemuͤht ſeyn, Alles zu befoͤrdern, 
was dem Staatszweck entſprechend und heilſam iſt. 
Daher liegt ihnen vornchmlich ob: die Beförderung dee öffentli- 
hen Sicherheit in allen Beziehungen und befonders.in ihrem Gemeinde: 
bereich, die Fürforge für öffentliche Anflalten (als Brüdern, Wege:, Pfla⸗ 
fer, Brunnen-, Kranken, Armen- und. dergleichen nicht ‚andern Bes 
hörden obliegende Inſtitute); die Bereithaltung der Köfchgeräthe, und der zu 
dem Communal: Wachtdienft vorräthigen Waffen und MWehren.  ° 
| Vierter Abſchnitt. | 
“ Arten. Dorf: und Stadtgemeinden. 
F 1. Dorfgemeinden. — 
$. 115. Im Uebrigen beruht es vor der Hand noch, hinſichtlich der 
einzelnen Dorfgemeinden, bei den bisher beftandenen Einrichtungen, 
mit Vorbehalt der Abänderung duch den Erlaß einer allgemeinen Dorf- 
ordnung, . er nn 


x 
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2% Stadtgemeinden. 

In Anfehung dee Stadtgemeinden wird al Grundlage des ſtaͤd⸗ 
tifhen Gemeindelebens für Fünftig zu erlaffende Stadtordnungen 
Folgendes im Allgemeinen feftgefest. 

(1) Im Bezug auf bürgerliche Nahrung. IE A 
$. 116. Die Städte haben, unter der Auffiht und dem Ordnen 
eines Stadtraths, die Befugniß zur Betreibung bürgerlicher Nahe 
‚rung, in freiem flädtifchen Verkehr oder unter" zunftmäßigen Beziehungen. 
ü | (2.) Kämmerciredt. 
$. 117. :: Söhnen ſteht das Kaͤmmereirecht zu, d. h. die Berechti⸗ 
gung: auf Vefis, Benutzung und Verwendung des gemeinfchaftlichen ſtaͤdti⸗ 
[hen Eigenthums und (wenn deſſen Ertrag für die Bebürfniffe der Staats—⸗ 
verwaltung, jo wie zur Errichtung und Erhaltung der gemeinnüslichen Ans 
ſtalten ‚nicht zuteicht) der Anſpruch auf aushüffliche Zuziehung der einzelnen 
Bürger mit verhältnigmäßigen Beiträgen, | 
wu (3.) Polizeirecht. 

F. 418. Sie üben das Ortspolizeivecht aus, abzwedend auf Vers 
huͤtung und Abwendung alles deſſen, mas innerhalb des ftädtifchen Bezirks 
der Wohlfahrt der ganzen Gemeinde oder des Einzelnen nachteilig feyn Eann, 
ſofern dieſe Fuͤrſorge nicht den herzoglichen Polizeicommiſſionen uͤbertragen iſt. 
Be (4) Erwerbungstecht. 


$. 149.Die Stadtgemeinde hat außerdem” das Recht, durch Vertrag, 
Stiftungen, Conceſſionen und auf andere rechtsbeſtaͤndige Weiſe, einzelne, 
aus ‚der Natur obiger beiden Rechtsgattungen nicht fliegende Gerechtſame 
(ald Patronat, Mitaufficht über Kicchen und Schulen, Marktrecht u. f. w.) 
zu erwerben, und die erworbenen zum allgemeinen Beſten ihres Vereins, 
nn unter landesherrlicher Dberauffiht, auszuüben oder ausüben 
zu laffen, — 


— G6G.) Statutenrecht. — 

‚$. 120. Bei Ausübung dieſer allgemeinen Rechte hat auch die Stadt⸗ 
gemeinde, mittelſt des Statutenrechts, die Befugniß, fuͤr ortsbuͤrgerliche 
Zuſtaͤndigkeiten und allgemeine Ordnung, durch Beſchluß oder vertragsmaͤßiges 
Uebereinkommen unter ſich, zu Befoͤrderung der ſtaͤdtiſchen Zwecke, verbindende 
Beſtimmungen feſtzuſetzen, deren Wirkſamkeit jedoch von der landesherrlichen 
Genehmigung abhaͤngig iſt. 
| (6.) Juſtizverwaltung. | 
8421. Die Juſtiz wird in den größeren Städten von der Verwal: 
tung getrennt, und, wo fi) nur thunlich zeigt, durch Einführung von felbft: 
ſtaͤndigen Stadtgerichten, abgefonderten Beamten übertragen. Die. Une 
terordnung unter die Landesjuftizbehörden und die Beachtung des gefeglichen 
Inſtanzenzugs bleiben underruͤckt | 

Denjenigen Städten, denen die Wahl ihrer Suftizbeamten bis: 
‚ber zuftand, verbfeibt ſolche auch ferner, wiewohl mit der Beſchraͤnkung, daß 
in kuͤnftigen Erledigungsfaͤllen zwei Rechtskundige des Landes, der obern 
Juſtizbehoͤrde zur Auswahl praͤſentirt werden. Die Wahl geſchieht din, die 
Stadtverordneten (F. 124.) unter Mitwirkung des Stadtraths. Die Anſtel⸗ 
lung der Juſtizbeamten geſchieht jederzeit auf bie Lebensdauer ($. 46.), und 
die Richterftellen follen moͤglichſt auf feſte Befoldung gefegt werden. 
HIn ſolchen Sällen, wo Unterthanen, bie der unmittelbaren Gerichtsbar⸗ 
keit herzoglicher Behoͤrden untergeben ſind, den Stadtgerichten mit uͤberwieſen 


werden ſollen, ſind wegen Beſtellung der Juſtizbeamten beſondere Verabre 
dungen zu treffen. 
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F (7.) Staͤdtiſche Verwaltung. AR 

8. 122. Die Verwaltung aller gemeinfamen fladtifchen Angelegen- 
heiten und alles Communvermögend, die Ausübung und Feſtſtellung der 
ftädtifhen Gerehtfame, ingleihen die Ortspolizei (fomeit folche 
nicht die herzogliche Polizeicommiffion ausübt) fteht dem Stadtrathe zu. 
Diefer iſt berechtigt und zugleich verpflichtet, auf einem freien Gerichts: 
tage in jeder Woche, auf Anrufen der einzelnen Bürger, Sühnverfuce 
über ihre noch nicht anhängigen Nechtshändel zu veranflalten. Die dabei zu 
beobachtende Form wird durch ein befonderes Megulativ näher beftimmt werden, 

So gebührt auch dem Stadtrathe (beziehungsmeife in Gemeinfchaft mit 
der herzoglichen Polizeicommilfton) die Auffiht über die Innungsangele— 


‚genheiten der Stadt. 


e 


..  Serungen über die. Anwendbarkeit und Erläuterung eines Inn ungs⸗ 
artikel werden, ‚ohne Prozepverhandlung, im Verwaltungsmege erörtert, und 
unterliegen der landesherrlichen Erklaͤrung und Zeftftellung des in Zweifel-.ges 
fommenen Artikels, | j 
$..123., . Wenigftens. Einer, der Vorſteher des Stadtraths (in 
größern Städten der erfte Bürgermeifter oder Stadtſchultheiß, in kleinern 
Städten der Syndicus) muß ein der Rechte kundiger Altenburgis: 
[her Staatsbürger ſeyn. BERERWMETRHETEN 
Diefer wird durch die Stadtogzordneten (auf gleiche Weife wie die Ju: 
flizbeamten) durch Praͤſentation zweier Perfonen an die Landesregierung auf 
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Rebensdauer gewaͤhlt. 


Die Anſtelluͤng der übrigen ſtadtraͤthlichen Beamten geſchieht 
in der Regel nur auf Zeitdauer von 3 bis 6 Jahren. Ihre Wahl erfolgt 
ebenfalls durch die Stadtverordneten; jedoch fo, daß fie zwei. taugliche Ge: 
meindebürger dem Stadtrath zur Auswahl vorſchlagen, und dieſer den Er: 


wählten dei "Landesregierung zur Beſtaͤtigung vorträgt, 
(8.) Stabtverordnete. 

$. 124. Die Bürgerfchaft ſelbſt wird vertreten durch -aus ihrer Mitte 
zu ernennende Stadtverordnete, welche dem Stadtrathe, als flädtifcher 
Berwaltungsbehörde, vathend, vermittelnd und genehmigend zur Seite flehen. 
Insbeſondere find fie berufen. zur Conteole über die ſtaͤdtiſche Verwaltung, 
zur Prüfung aller Gemeindeangelegenheiten und zur verfaffungsmäßigen Zus 
ftimmung in alle, das Gemeindevermögen und die bürgerlichen Abgaben, 
auch die Gerechtfame der Gemeindebürger wefentlid angehenden ftadträthlichen 
Anordnungen; keines wegs aber zur Eingreifung in die Verwal— 
tung oder Ausführung ſelbſt, welche. vielmehr dem Stadtrathe allein 
zuftehen. Ihre Stellung zum Stadtrath ift der Stellung der Landflände zur 
Staatsregierung Ähnlich, ihr Amt ein freies Ehrenamt. 

Sie werden ebenfalld nur auf Zeitdauer von 3 bis 6 Jahren ducch 
die, von den einzelnen Abtheilungen der Bürgerfhaft zum Behuf der ‚Sans 


desdeputirten zu ernennenden, Wähler (f. Wahlordnung $. 29. ff.) mittelft 


Stimimenmehrheit. erwaͤhlt. Ihre Sprecher (Vorſteher) erwählen fie aus ſich 

fetbft oder aus der übrigen Bürgerfhaft, und ergänzen ſich im legten Falle 

felbft duch neue Wahl. — Das Nähere beftimmen die einzelnen Stadtord⸗ 

nungen. Be 

Fünfter Abſchnitt. BE 

Beanffihtigung und Leitung der Stadt: und Dorfgemein: 
den durch die Staatsregierung. 


-$. 125. So wie jede Gemeinde nur unter Genehmigung des Staats 
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beftehen- kann; fo unterliegt fie auch dem Aufſichtsrechte deſſelben. Die: 
ſes giebt fih Zund ..: .: SE 

4) durch das Ordnen der Drtspolizei; : 

2) durch Genehmigung der Gemeinde: Procef-Eröffnungen; 
3) “in der Ducchfiht und Controlirung des Gemeinde-Rehnungs- 
unmnd Kaffenmwefens; 
4) in der Zuffimmung bei Veräußerung und Verpfändung lies 
"gender Güter und Gerechtfame, bei Aufbringung außerorbentlicher ober 
dauernder Gemeindeauflagen, bei gemwichtigen Bau- und 
andern außerordentlichen Aufwänden, bei Gemeindeanleihen, bei Ein: 
führung von Drtsftatuten und andern organifchen Einrichtungen ; 
5) duch Beftätigung der Beamtenmwahlen oder deren Verfagung, 
und duch Regulirung der Beamtengehalte.. 

8. 126. Die Specialaufficht über die Dorfgemeinden wird aus: 
gebt durch die herzoglichen Aemter und beziehungsweife die Patrimonialge: 
vichte, unter der obern Leitung ber Landesregierung. 

Die Auffiht über die Stadfgemeinden und deren befondere Verhaͤltniſſe 
($. 116— 124.) liegt der Landesregierung felbft ob, und kann von ihr einem 
einzelnen Staatädiener oder: einer Behörde übertragen tverden. Die Lande: 
regierung iſt befugt, von Zeit zu Zeit, und befonders bei bemerkter Unregel- 
miäigkeit, entweder von Amtswegen, oder auf den Antrag der Stadt: oder 
Gemeindeverördneten, Revifionen vorzunehmen, und wenn fich hierbei Dienft- 
“‚rfehlungen der ftadträthlichen oder örtlichen Vertvaltungsbeamten hervorthun, 
difeiplinarifch einzufchreiten, oder nad) Befinden die Entfernung der ihrem 
Beruf untreuen Beamten nad gefchehener Vertheidigung, unter Beifügung 
der Gruͤnde, auszufprechen, wiewohl unbefchadet der Verwendung (des Re: 
turſes) derfelden an den Landesheren, und beziehungsweife an die obere Ver: 
waltungsbehörbe. 

Die Entfernung vom Amte erwirft eine fofortige neue Wahl. 

Die Wiedererwählung des Entfernten ift ungültig. 

Sn Anfehung der Juſtizverwaltung in den Städten liegt die Uns 
terfuhung und Abftelung von Nacjläffigkeiten und die Ahndung gegen deren 
Urheber der obern Juftizbehörde ob. 

8.1277. Die Landesregierung giebt in allen Irrungen zwifchen 
Stadtrat) und Stadtverordneten, nach vorgängiger Sacheroͤrterung, die Ents 
ſcheidung, von welcher der Recurs an den Landesheren nachgelaffen ift. 


Vierte Abtheilung. 
Kirchen und Schulen. Fromme Stiftungen. 
| Erfter Abſchnitt. | 
Bon der Landesfiche und andern Bekenntniffen der dhrift: 
= lihen Religion. " 


$. 128. Die evangelifch:proteftantifhe Kirche ift die Kirche 
des Landes. ; | 

$. 129. Die Bekenner anderer chriftlihen Particularkichen 
genießen den Schug des Staats, und die freie Ausübnng ihres Glaubens, 
vorbehaltlich der Tandesherrlichen Rechte. Sie haben den Anſpruch auf glei: 
he flaatsbürgerlihe Rechte mit den Bekennern der evangelifch = prote: 
ftantifchen Kicche; kein Glaubensbefenntniß entbindet aber von den Pflichten 
gegen den Staat, oder gegen die Gemeinde des Wohnorts. 
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Bweiter Abfhnitt. -. 
Der Herzog als Kirchen: und Staats-Regent. 


$. 130. An der Spige der Landeskirche fteht der evangelifchepros 
teftantifhe Regent, welcher ala gleichzeitiges Staatsoberhaupt das Recht 
der Oberauffiht und die Verpflichtung zum Schuße der Kirche hat. Sollte 
der Regent fein Glaubensbekenntniß andern; fo werden die Kirchenhoheitds 
rechte einem evangelifch= proteftantifchen Minifterium, welches aus mehr als 
zwei Gliedern bejteht, übertragen. 
S. 131. Alle kirchliche Gefege ergehen in feinem Namen, 
und bedürfen feiner Beftätigung. Dur 
we * Dritter Abfhnitt- 

Bon der Kirhengewalt, 


1. Deren Grundlage 

$. 132. Die Kirchengewalt gründet ſich auf die Lehren ber heili— 
gen Schrift, .auf die Grumbfäge der evangelifch=proteftantifchen Kirche, und 
auf die beftehenden Landesgefege. —* 

2. Deren Ausuͤbung. 

$. 133. Die Kirchengewalt wird zum Theil unter Mitwire 
fung von Vertretern der Landeskiche ausgeübt; zum Theil geſchieht 
es unter der obern Reitung und Autorität des Landesheren durch das Con: 
fiftorium. Insbeſondere ift letzteres der Fall bei der vollziehenden Kirchen 
gewalt oder der Kicchenregierung,. 

a. Unter Mitwirkung von Vertretern ber Kirche. 
8134. Die Gegenftände der Kicchengewalt, bei denen eine Mits 
wirkung von Vertretern der Kirche nothwendig iſt, find: 

die Ordnung der öffentlichen Gottesverehrung; — Beltimmungen in 

Bezug auf den öffentlichen Lehrbegriff: und die allgemeine Kirchens 

verfaffung; — erftere, fomweit fie nad) den Grundfägen der evange— 

Kifch = proteftantifchen Kirche überhaupt zuläffig find, j 
Synoden. | 

$. 135. Verordnungen diefer Art ($. 134.) werden durch mündliche 
oder ſchriftliche Berathungen in Synoden vorbereitet. 

Die Generalfynode befteht aus den Raͤthen des Conſiſtoriums, den 
Superintendenten, den Localadjuncten und einigen (von ben Superintendens 
ten und Rocaladjuneten jeder Ephorie aus den Gfiedern derfelben gewaͤhlten) 
Geiſtlichen des Herzogthums ; den Vorfig führt der Präfident des Conſiſto— 
riums. Specialfynoden werden gebildet durch den Guperintendent jeder 
Ephorie, die Localadjuncten und einige Geiftliche der Ephorie; — fie dienen, 
um, in den Fällen fchriftlicher Verhandlung, die dann erforderten fchriftlichen 
Gutachten nach den einzelnen Ephorieen zu vermitteln und dem Conſiſtorium 
vorzulegen. | 

$. 136. Synoden verfammeln ſich nur mit Vorwiffen und Ger 
nehmigung des Randesheren, und auf Berufung des Confiftoriums. Die 
Koften der Synoden werden, unter moͤglichſter Beſchraͤnkung derfelben, aus 
der Landeskaſſe beſtritten. | 

$. 137. Soll ein Gegenftand der im $. 134. bezeichneten Art zur 
Gefeggebung vorbereitet werden; fo wird zuerſt das Gutachten der 
Synode eingehohlt, welches fich bei mündlichen Berathungen aus der Stim⸗ 
menmehrheit der anmefenden Mitglieder, der Generalfpnode, und bei ſchriftli⸗ 
chen aus der Stimmenmehrheit der abftimmenden Mitglieder der Specials 
fpnoden und des Eonfiftoriums ergiebt. 
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:Daffelbe wird dem Landesherrn vom Eonfiflorium vorgelegt, 
a von ihm, im Falle feines Einverftändniffes, auch der Landſchaft 
zum: Anrath mitgetheilt. Erklaͤrt fih die Synode und die Landſchaft zuftim: 
mend für den Gefegentwurf; fo ann das Gefeg erlaffen werden, und iſt 
| m. re alle Mitglieder der Landeskirche. 

b; Durch das Gonfiftorium. 

— | 1) Im Allgemeinen. 

| x 138, Die Befugniffe der Kicchengewalt, welche vom Conſi— 
forium entweder unmittelbar auftragsmweife verwaltet, oder zur landesherr: 
lichen Entſcheidung und Beſtaͤtigung vorbereitet werden, find: 

1) das, Recht, die Lehrer und Diener der Kirchen und Schulen zu 

berufen, fie in Anfehung ihrer Lehre und ihres Wandels zu be: 
—aufſichtigen und fie zu enturlauben; 
2) das Recht, die Mitglieder der Kirche zur Befolgung der Pflich- 
| ten gegen die Kicche und die Schule anzuhalten ; 
3) die Handhabung der .befiehenden Vorfchriften über den Got— 
tesdienſt und die Schuleinrihtungen, die Beſorgung der 
"Werlöbniß:, Ehe: und Begraͤbnißſachen; 
4) die Gerichtsbarkeit über Kirchen: und Schuldiener, und 
Nirchen- und Schulgüter, und deren Gerehtfame; 
5) das Recht, zur Erläuterung und Erneuerung der beftehen: 
"den organifchen Gefege Verordnungen zu erlaffen, und 
» was fonft nach der beſtehenden Kicchenverfaffung dahin zu rechnen iſt. 
2) Sufammenfegung und Verpflichtung bes Conſi ſtoriums. 

'$: 439. Das Conſiſtorium veſteht aus einigen geiſtlichen und 
— weltlichen Raͤthen; es iſt der Landeskirche und dem an deren Spitze 
ſtehenden Landesherrn verantwortlich. 

3) Einzelne Obliegenheiten. 
a) Erhaltung ber reinen Lehre des Evangeliums. 

$ 140, Es wacht darüber, daß in Kirchen und Schulen die reıne 
Lehre des Evangeliums verkuͤndigt und dadurch Glaube, Liebe und 
ein frommer Wandel, inſonderheit auch Gehorſam gegen die Obrigkeit und 
das bürgerliche Geſetz, erweckt und befördert werde; daß die Sacramente 
heilig - geachtet und verwaltet; daß die Kirhenordnung zur —. 
or erhalten und öffentliche after entfernt merden, 

b) Beauffihtigung der Schulen. 

2% 14. Es beaufſichtigt die Schulen des Landes und ſorgt da⸗ 
X daß Fein Kind ohne gehörigen Unterricht im Worte Gottes und in nuͤtz⸗ 
lichen Kenntniſſen verbleibe; daß nach den geſetzlichen Vorſchriften kein unbe— 
faͤhigter Juͤngling zur Univerfität abgehe; und es erhält ſich in Kennt: 
niß über die fich auf dev Univerfität befindenden Landeskinder. 

c) Birkfamkeit bei der ‚Anftellung und Entlaffung der Geiſtlichen und Schulfehrer. 

:$. 142, Es prüft die Candidaten des Predigtamtes und bie 

anzuftellenden Prediger, und forgt dafür, dab Niemand öffentlich oder in der 
Kirche lehre oder predige, oder die heiligen Sacramente reiche, ohne ordent— 
lichen Beruf. 
81443. Zu Predigerftellen in den Städten und auf dem 
Zande, melde nicht Patronattellen find, ſchlaͤgt das Confiftorium dem un: 
desherrn zur Beſtaͤtigung vor. -Ein vom Conſiſtorium nicht für tüchtig und 
wuͤrdig Veſundener kann nicht vorgeſchlagen und alſo auch nicht angeſtellt 
Were: 

‚I Aebeigeng bleibt ed den Kicchfahrtögliedern, wie bisher, unbenommen, 
bei der Anftellung des ihnen zugedachten Predigers ihre Erklärung zu geben, 
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$. 144. Sn dem Falle, wenn eine Patronatflelle auf eine a 
dere Meife, ald durch Verſetzung bes bisherigen. Pfarrers auf eine unmittele 
bar vom Gonfiftorium abhängende Stelle erledigt wird, und. der Patron einen 
nicht inlaͤndiſchen Candidaten oder Geiftlihen prafentict, muß. diefer beim 
Gonfiftorium über feine Studien und feinen fittlichen Wandel: ſich ‚genügend 
ausmweifen, und dann durch eine Probepredigt und eine wohlzubeftehende gründe 
liche Prüfung feine Kennthiffe und Amtsfähigkeit darlegen. Das Conſiſto⸗ 
rium ift verpflichtet, jeden: nicht genügend. Befundenen zuruͤckzuweiſen. 

Niemand kann zu einer Patronatftelle vorgefchlagen werden, welcher in 
einem Lande Candidat geworden ift, oder (im Fall er es noch nicht würde) 
der in einem Lande geboren ift, in welchem hieſige Candidaten nicht gefeglich 
zu Patronatftellen gelangen Eönnen. — lee 

Für den Fall, daß ein Geifklicher von einer Patronatſtelle “auf eine 
Gonfiftorialftelle befördert werde, bewendet es wegen der Miederbefegung feis 
ner Stelle bei den dieferhalb beftehenden befondern Vorſchriften. 

$. 145. Die Verſetzung der Geiftlichen auf andere Stellen, und 
die Verfegung in den Ruheſtand, wird. gleichmäßig vom Conſiſtorium vers 
mittelt. “7 
$. 146. Auch liegt ihm ob die Unterfüchung gegen Geifttihe wegen 
ihrer Amtsführung oder ihres Lebenswandels.. Unfteiwillige Ent» 

Laffungen (Enturlaubungen) angeftellter Geijtlicher fegen ein richterliches 
Erkenntniß des Gonfiftoriums voraus, welches mit Entfcheidungsgründen bee 
legt ift, und nad) gehöriger Vertheidigung des Angefhuldigten erfolgt. “ 
$. 147. Gegen ein folches Erkenntniß kann innerhalb, dreiwoͤchentlicher 
Nothfriſt Worftellung beim Landesheren ‚eingereicht ‚werden. Sieht diefen, fi) 
auf erhaltenen Vortrag im Geheimenrathe und (bei bedenklichen Faͤllen). nach 
vernommenem Gutachten einer anderweiten Behörde veranlaßt, das Confiftos 
rialerkenntniß zu beftätigen; fo behält e8 bei demfelben fein Bewenden. 
$. 148. Findet der Landesherr Anſtand dabei; fo wird das Gutachten 
der Synode — ohne Mitwirkung der Gonfiftorialräthe, und unter der Leis 
tung des älteften Special-Superintendenten — vermöge fhriftlicher oder münde 
licher Abftimmung, vernommen. Wenn daffelbe ebenfalls für die Entlaſſung 
ſtimmt; fo wird dieſe vollzogen. Stimmt es dagegenz fo bleibt dem Landes⸗ 
herrn die Entfcheidung vorbehalenn. 

8.149. Geiftlihe, welche eines gemeinen peinlihen Ber» 
gehens angefchuldigt find, werden vom Amt fuspendirt und der melte 

lichen Behörde zur Unterfuchung und Beſtrafung übergeben. a 
Menn ein rechtskräftiges Erkenntniß fie zu einer entehrenden Strafe 
(Zuchthaus: oder Prangerftrafe) verurtheilt; fo find fie hierdurch ihrer geifte 
lichen Stelle ohne Ruhegehalt verluſtig. Wenn ſie durch Ableiftung - eines 
Neinigungseides von der weltlichen Strafe frei fommen, oder ihnen eine an 
ſich nicht entehrende Gefängnißftrafe zuerkannt wird; fo find die Acten 
nach rechtskräftig gewordenem Erkenntniſſe von der weltlichen Behörde dem 
Gonfiftorium zuzuftellen, welches dann erwägt, intviefern die verwirkte Des 
ſcholtenheit des Rufes mit der Wirkſamkeit des Geiftlichen vrieinbarlih, und 
der Fall zu einer Entlaffung des Geiftlichen mit oder ohne Ruhegehalt (SS. 
146. 148.)' auf dem Diſciplinarwege geeignet. fey. B 

8. 150. Was von den Geiftlichen gefagt ift, gilt analog auch von 
ben Schullehrerm und den andern Kirhendienern; nur daß deren. Une - 
fielung, Berfegung und Entlaffung- theilweife nicht auf vorherige Iandesherrs 
liche Zuftimmung erfolgt, | en 
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er Doch bleibt auch ihnen in Fällen der unfreiwilligen Entlaf- 
fung det Recurs an den Landesheren frei. 

DET DEE d) Generalvifttationen. . 

19.152. Das Eonfiflorium hat dafuͤr zu forgen, daß tm ganzen Lande 
die Kirchen und Schulen mittelft G eneralvifitationen nad) einer tegels 
mäßigen Neihefolge unterfucht, die Ergebniffe niedergefchrieben, und die dabei 
von dem abgeordneten geiſtlichen Gonfiftorialrathe wahrgenommenen oder von 
dem Drtsgeiftfichen, dem Schullehrer, oder ber Geweinde angezeigten Mängel 
abgeftellt, und der Erfolg einer jeden Generaloifitation dem Landesherrn ans 


gezeigt werde, | 
Be 2 ‚e) Erhaltung der Moralität. 

8.4153: Es führt die Auffiht daruͤber, daß die Unterthbanen fi 
eines gottesfürchtigen Lebenswandels befleißigen, und daß die Heil 
mittel der Religion gehörig. benugt werden; es hindert, nach dem beftehenden 
Einrichtungen, den Druck und Verkauf von Schriften, die der Religioſitaͤt 
und den guten Sitten nachtheilig werden. 

f) Berathung mit den Synoden. 

F. 154. Die ſchriftliche oder muͤndliche Berathung mit den Gy: 
nodalgliedern bleibt auch für andere, als die $. 134. bezeichneten Fall 

der: kirchlichen Gefeggebung und Verwaltung vorbehalten. 
Bi. Wierter Abfhnitt, 
„ Bam Vermoͤgen der Kirchen, Schulen und Stiftungen. 
2: 0.155: Das Stiftungsvermögen (die Dotation) der Kirchen 
mb Schulen Tann, fo lange fie beftehen, im Werth und Ertrag nie will: 
kuͤhrlich gemindert. oderseingezogen werden. Es genießt die Rechte Minder— 
jähriger: : Das: Vermögen -eingegangener Kirchen und Schulen darf nur wie 
der zu gleichen Zwecken verwendet werden. Ä x : 
8. 156: . Befigt eine Kicche oder Schule nicht. genug Einnahme, um 
die ihr obfiegenden Ausgaben zu beſtreiten; fo iſt zuvörderft die Kicchfahre 
(Parochie) oder Schufgemeinde gehalten, das Fehlende zu ergänzen, Bei 
nachgerviefener Mittelloſigkeit der Kirch- oder Schulgemeinde tritt in dringen: 
den Fällen der Staat (wo nöthig durch Vermittelung einer landſchaftlichen 
Verwilligung) aushülflid ein. . 

$. 157. Die erforderlichen Umlagen und Leiftungen für Zwecke 
der ‚Kicchen= "und Schulaͤrarien, für geiſtliche und Schufgebäude und bergleis 
chen, unter die Mitglieder der Kicchfahrt oder Schulgemeinde, werden unter 
Genehmigung des Conſiſtoriums angeordnet and Streitigkeiten darüber 
nad) den d. 103, aufgeftellten Grundſaͤtzen entfchieden. Das Konfiftorium 
hat die Oberauffiht auf das Baumefen in den Kirchengemeinden und auf 
das Rechnungsweſen derfelben. 

9,158. Liegende Gründe ober Gerechtſame einer Kirche und Schule 
koͤnnen nur ‚mit Zuftimmung. des Confiftoriums und des Landeshern ver: 
Au Bert, nie aber in Erbpacht gegeben werden. 

159. Milde Stiftungen ſtehen, wo nicht ein Anderes verord- 
net iſt, unter dem "Confiftorium, und genießen den beſondern Staatsfchug. 
8. 160. Kirchen, Schulen und fromme Stiftungen koͤnnen liegende 
Gründe von bedeutendem Merthe und dingliche Gereihtigkeiten nicht ohne 
Vorwiſſen des Landesherm erwerben," wohl aber Vermaͤchtniſſe und Schen: 
kungen ohne ſolches, wenn fie frei find von Läftigen Bedingungen, annehmen, 
Doch hat das Confiftorium auch im letztern Falle den Landesheren mit 
derm Namen dev mitbthätigen Geber befannt zu machen, 


vw 
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C. 161. Die Binfen ftorhmer: Sitten dürfen — ander: 
weite Beftimmung erhalten, Nur wenn. veränderte, Zeitumſtaͤnde, im Sinne 
des Stifters, eine anders geftaltete Verwendung raͤthlich machen, kann eine 
folche — aber. auch dann nur mit Zuftimmung der betheiligten un 
Eollatoren, Patrone und Gemeinden — eintreten. — 


Fu unfte Äbtpeilung. u 
Don den Lanbdftänden.. —— 
_ Erfier Abfhnite. we 
Sem ähe Beftimmungen. EEE ER 
$. 162, Die Landftände find das verfaffungsmäßige Hr: 
gan der Gefammtheit der Staatsbürger und Unterthanen in ara — 
geſetzlichen Verhaͤltniß zur Staatsregierung. Er 
$. 163. Sie werden durch freie che aus den a Ruaffen: — 
bee Rittergutsbeſitzer,  ; — 
der Stadtbewohner und — RE =. 
Er DOREEN FE —— 
gewaͤhlt. ed; 
$. 164. Sie bilden Eine Kammer, * — ihre Wirfamtei 
aus, entweder in der vollen Verſammlung des Landta gs, oder durch einen 
Aueſchuß, die Landesdeputation. 
$. 165. Ein Landtag findet regelmaͤßig Alle 4 Jahre an einem vom 
Landesherrn zu beftiimmenden Orte — er — von Demſelben auch 
fruͤher, nicht aber ſpaͤter berufen werden. 
Der Schluß eines Landtags wird ebenfalls vom ————— verfügt. 
Jede Verſammlung ohne —————— dr ii geſew⸗ 
widrig. 
. 166. : Dem Landesherrn ſteht das Recht: iu, bie ‚gemäßlten. Lande 
ftände zu jeder Zeit zu. vertagen oder aufzulöfen. Im letztern Falle 
wird der ihnen ertheilte Auftrag ungültig, und es treten neue Wahlen sein, 
* ——— der fruͤhern Staͤndeverſammlung koͤnnen wieder — EDER. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bufammenfegung ber Landftände.. 


3 & 167. . Die Landftände befiehen nt: einem ———— und 
2 Abgeordneten, und zwar: 
Acht: Abgeordneten dei Kittergutsbeftiger — (nöntich Fünf 
| aus dem Altenburgiſchen und brei aus dem Kahlar Eis 
ſenbergifſchen Kreife); 
Ery Abgeordneten. ber Städte - — "(nämlich zwei'von der 
"Stadt Altenburg, je einem von Eifenberg, von Kabla. 
mit Orlamunda und Nafhhaufen, von Luda mit Goͤßnitz 
und Meuſelwitz, von Roda, von en ‚und, don 
Schmoͤlln) — und 
En Abgeordneten des Bauernflandes - — annich ie, aus 
dem Amte Altenburg, je einem aus den Aemtern Eifenberg, 
Kaͤhla [nah Abrechnung der zum. Amte Roda gezogenen Wahlab⸗ 
theilungen]), Roda [mit Hinzurechnung ber, vom Amte abge⸗ 
trennten Wahlbezirke)] und Ronneburg). . | 


$ 168. Die Erwaͤhlung derſelben und ihrer Stellvertteler gefchieht. im: 


AR —— 


’ 
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dee Art, wie ſolches die in der erſten Beilage enthaltene Wahlordnung 
vorſchreibt. 

— darin vorgefehrlebene Gef häftsform hat bis zu Erlangung an- 
derweiter Erfahrungen und Erlaffung eines andern Geſetzes proviſoriſche 
en 

Die Wahl der Abgeordneten ber Gutsbefiger gefhieht 
— Vermittelung von Wahlmaͤnnernz die Abgeordneten der Städte 
und des Bauernſtandes werden durch Vermittelung von MWahlmän: 
ne ein * ne zweier Wahlhandlungen) gewählt. 


— Dritter Abſchnitt. 


Bin den Bedingungen der Wahlberehtigung und von ber 
Yusübung derfelben. 
— 1. Sm Allgemeinen. i 
6; 169. Die Befugnis, an den activen Wahlhandlungen 
Zei zu nehmen, fest bei alfen drei Klaffen voraus: 
2) daB. Staatsbürgerteht, dem das volle Landfafjiat ($. 93.) der 
Rittergutsbeſitzer gleich zu adıten iſt; 
b) die Volljaͤhrigkeit ($. 82.) 
2.0) das Bekenntniß der Are Religion ohne uUnterſchied der 
Confeſſionenʒ; 
)h uUnbeſcholtenheit des Rufs ($. 89.). 
170. Nähe der Verwandtſchaft unter den MWahlmännern entzieht 
ig die. Befugniß zu wählen. nicht, 
8. 171. Um als Abgeordneter gewählt werden zu können, 
wird, als allgemeine perfönliche Bedingung aller drei Klaffen vorausgefegt: 
49) A Staatsbuͤrgerrecht, oder bei Rittergutsbefigern das volle Lande 
iat; 
‚ b)..ein 26jaͤhriges Altez 
‚.c) Bekenntnif der chriſilichen — hne Unterfchieb ber Gonfeffion; 3 
ER; Unbeſcholtenheit des Rufs (9. 8 
§. 172. Die Ermangelung oder = Veiluſt Eines der 88. 169. und 
4171. ‚genannten. perfönlichen Exforderniffe ſchließt die Befugniß aus, dort, zu 
27 und ‚hier, gemählt zu werden. 
Ä . 173. Kommen. über diefe Berechtigungen Zweifel vor; fo merden 
diefe der ‚Landesrigierung „entfchieden. Won deren Entfcheidung findet 
Recurs an die hoͤchſte Stelle Statt. Auch kann der Ausgeſchloſſene ſich an 
den Landtag wenden, und dieſer auf Mittheilung der Urſachen und, nach 
Befinden, — Eroͤrterung antragen. | 
8174. Die landſchaftlichen Abgeordneten werden künftig unbeſchadet 
deß landeshertlichen Rechts der Aufloͤſung [$. 166.)) auf zwölf Jahre 
| oder drei Sinanzperioden (6. 203.) gewaͤhlt, und es erneuert ſich ihre 
Ver ammlung vom zweiten ordentlichen Landtage nach Verkündigung des 
Grundgeſetzes, ſo wie nach jeder Aufloͤſung der Landſchaft an, jedesmal um 
ein Drittel ihrer Glieder, 
Es treten daher. unmittelbar vor dem Beginn des genannten Landtages 
zwei Abgeordnete der Nittergutsbefiger, 
“drei Abgeordnete der Städte, | 
drei’ Abgeordnete des Bauernſtandes 
aus; dor dem Beginne des dritten ordentlichen Landtages 
drei Abgeordnete der Nittergutsbefiger, 
. zwei: Abgeordnete der Staͤdte, 
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drei Abgeordnete des —— — ER Se 

und vor dem Beginne des vierten, ordentlichen Landtages Ne 
drei Abgeordnete der. — — J————— 
drei Abgeordnete der Stäbte,. - ee ee Bd ie 
zwei Abgeordnete der Bauern, u. f. w. 

Außerdem erliſcht das Recht -eines:: Rgeardueten, wenn a Bern: 
gungen feiner Waͤhlbarkeit aufhören. .- 

-$, 175, Um die. Reihefolge des Austritts zu erlangen, — ſoclaich 
bei dem erſten Landtage nach Verkuͤndigung des Grundgeſetzes, ingleichen nach 
jeder Aufloͤſung (F. 166.) die ‚Abgeordneten jeder. Klaffe unter ſich darüber 
loofen, wer von ihnen vor. dem zweiten, wer vor dem dritten, und wer 
vor dem vierten ordentlichen Landtage auszütreten habe. Die ſpaͤtere 
Erneuerung ergiebt ſich dann von ſelbſt. 


$. 176. Da, wo eine Stadt oder ein Amt nur Einen Abgeordneten 
zu ernennen hat, erliſcht mit defjen durch das Loos ($. 175.) Nocgen dem 
Austritt auch das Recht des fuͤr ihn gewaͤhlten Stellvertreters. m: & 

Mo. von einer Stadt oder von- einem :Amte:: mehrere —— zu 
ernennen find, ingleichen bei den Abgeordneten dev Rittergütsbeſitzer, tritt mit 
jedem, vermöge des Loofes, ausfcheidenden Abgeordneten derjenige Stellvers 
treter aus det Meihe der Stellvertreter, ber. | die: mindefte Sehriurngaßt hatte, 
und, wo biefe gleich war, ber an Jahren Juͤngere. et 

$. 177. An die Stelle der ausſcheidenden Abgeordneten und: Siellber⸗ 
treter wird von den Nittergutsbeſitzern der Kreiſe und von den Wahlmaͤnnern 
der Staͤdte und Aemter, denen die Abgehenden angehditen / eine neue Wühl 
vorgenommen. 

Um dieſe Wahlen — hat die Landſchaft dem Landeshetrn dfe 
Ergebniffe der von ihr nach $. 174. 175. vorgenommenen‘ Verlooſungen an⸗ 
zuzeigen. 

$. 178. Vater und Sohn, ingleichen Bruͤder koͤnnen nicht zu⸗ 
gleich als Abgeordnete eintreten. Wenn unter ihnen‘ Feine Einigung üben 
einen freiwilligen Rücktritt erfolgt; fo geht der: Dater dem Sohn; dev Ältere 
Bruder dem juͤngern vor, > Ä 
8. 179, Jeder Stantshhrger . folge willlg dem ehrenvollen Hufe at 
Wahlmann, ober als Landesabgeordneter. Nur aͤrztlich beſcheinigte Kan 
. oder. unverfchiebliche Abweſenhelt koͤnnen davon entfhuldigen 

Ablehnungsgef uche ‚gegen die Uebernahme der Pflichten eines Abs 
geordneten, oder Geſuche um ‚Enthebung von denfelben find, außer 
der Zeit "einer landſchaftlichen Verfammlüng, bei der hoͤchſten Stelle anzus 
bringen und befcheinigt zu unterflügen." "Im Geneßmigungsfalle id der 
betreffende’ ‚Stellvertreter einberufen und dem Tandfehaftlichen . Vorſtand davon 
Nachricht: ertheilt. — Werden beiderlei G, fuche während einer landſchaft⸗ 
lichen Verſammlung veranlaßt; fo find fie an deren Vorſtand zu richten und 
von dieſem mit den Übrigen Ständen zu eroͤrtern. Im Genehmigungsfalle 
geſchieht davon, Rn der Einberufung eines Stellvertreters, Anzeige beim 
Landesherrn. 

$: 180. Fuͤr den — ober enthobenen ($. 179.). Abgeordneten 
eines Kreiſes, Amtes, oder einer Stadt, welche. mehr als Einen Abgeordneten 
fendet, tritt der mit den meiften Stimmen, gewählte Stellvertreter ein.. 

$. 181. Iſt der vorhandene einzige, oder, im Kalle. mehrere Abgeord⸗ 
nete und deshalb auch mehrere Stellvertreter zu waͤhlen waren, find: dieſe 
Stellvertreter ebenfalls anderweit zu erſetzen; fo. ‚erfolgt. diefe, Ergänzung durch 
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Diejenigen: welche bei. der Wahlhandlung für die Stelfpertreter, nad die- 
j en felbft die meiften Stimmen erhalten haben: bie Crfagmänner. 
eh BE Wenn Staatsbeamte, active. Milltairs, Geiftliche oder 
Schulbeomte: die Eigenſchaften befigen, um zu wählen oder gewählt zu wer⸗ 
den; fo nehmen fie an dem Wahlgefchäfte Theil, ohne beſondere landesherr⸗ 
liche/ Erlaubniß; » fie. bedürfen aber einer folhen, ehe fie eine auf fie gefallene 
Mahl. annehmen. Diefe: Erlaubniß wird ohne erhebliche, in dem Weſen des 
Amts beruhende, Gründe nicht verſagt werden. 

Die Mitglieder dee herzoglichen Geheimen Minifteriums Ennen 
nicht als Abgaorbneke. gewaͤhlt werden. 

$. 183. Jeder Unterthan kann zwar, wenn er durch verſchiedenen 
Grundbeſitz ober: Heimathsrecht mehr als einer. Klaſſe beizuzaͤhlen iſt, das 
Recht zu waͤhlen in mehrer: Klaſſen ausuͤben; gewählt werden kann er aber 
nur in; Einen, Kloffe.von Abgeordneten und nur in Einem: Bezirk, 
Wuͤrde ein dem Stande der Rittergutsbefiger nicht Angehoͤriger (F. 188.) 
mehr, als einmal ‚gültig; als Abgeordneter: erwahltz ‚fa hat er ſich binnen drei 
Tagen: nach erhaltenar Kunde bei der Negierumg. zu erklären, für welche ber 
gleichzeitigen Wahlen: ev ſich entfcheidet. Unterläßt ee dieſe Anzeige; fo erfolgt 
dieſe Entſcheidung der Regierung ohne eine ſolche. 

2 — Etforderniſe der Wahlberechtigung fuͤr die Bablen 
424. der Rittergutsbeſitzer. 

6. 164. um in der Klaſſe der Rittergutsbeſitzer zu waͤh— 
In oder gewählt werden zu können, ijt, neben den $. 169. und 171. 
gedachten: alfgemeinen Vorausſetzungen, ber. Befig eines Tandtagsfähigen 
Ritterguts, ohne Untatſchled der adeligen * nicht adeligen Geburt des 
Beſi — erforderlich. 

186.Jedes, — ——— ———— bildende, von dem 
— ſeparat verliehene und. der abgefonderten Dispoſition von Seiten des 
Lehnbefiser& unlerliegende Rittexgut hat — unbefchadet ‘der perſoͤnlichen Erz 
forderniſſe des Beſitzers (58. 169. — — Eine active und paſſive Wahl⸗ 
ſtimme. 

Das Verzeichniß bet RE Rittergliter * gleichzeitig 
dev gefammten. möglichen Stimmenzaht ı der ———— tzer ergiebt die * 
tebeilage A. der Wahlordnung. 

Es ſteht dem Landesherrn frei, folchen Mitterguͤtera, die bis jetzt micht 
iandtagefahi⸗ ſind, dieſe Eigenſchaft zu verleihen: Bis ‚dahin: — deren 
Befiker am der Wahlberechtigung im Bauernſtande Theil... E: 

Ein? Befiger: mehrerer landtagsfaͤhigen Nittergüter‘, (&. 185.) hat: eben 
fo; Biel, ‚active Wahlftimmenz. mehrere, Befiser .oden eine. ganze Genoffenfchaft 
von Beſitzern eines Nittergutscomplered haben nur eine: ‚active. und .paffive 
Wahlſtime, „über: deren : Vertretung : duch, Einen. fie: 2 au vereinigen und 
die üldereintunft bei dam Lehnhof anzuzeigen: haben... 

Bei kuͤnftigen Zerſpaltungen von Disterghtsn wird die. Bar: 
—— der Wahlſtimme beſonders erwogen, und im eintretenden Falle der 
Landſchaft Gelegenheit zu Darlegung etwaiger Antruͤge gegeben. 

$. 186. Nur die Hauptbelehnten, nicht über die Ditbeehnten 
koͤnnen waͤhlen oder gewaͤhlt werden. 

187. Beim Waͤhlen kann der den noch nicht 
volljaͤhrigen Lehnsbeſitzer, der Ehegatte die verheirathete Lehnsbeſitzerin und 
der volljaͤhrige Sohn die verwittwete oder gefchtedeng, Lehnsbeſitzerin vertreten. 
Die Fähigkeit, als Abgeordneter gewählt: zw. werden, fleht dem . Öntten 
einer Mittergutsbefigerin und dem FA: Sohn. einee verwittweten oder 
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a Lehnsbefigerin zw, nicht aber. ben Eehatraͤer einer nicht. — 
eten. 

8. 188. Ein Mirtergutsbeſi iger: kann nur: al fotcher. gewaͤhlt werden, 
nicht aber auch fuͤr eine andere — von Abgeordneten wenn er auch fonft 
dazu geeigenfchaftet wäre.: .' 

8. 189, Wer in beiden Kreif en. des Landes Ritterghteb befigt, 
kann nur da waͤhlen und gewaͤhlt werden, wo er ſeine weſentliche Wohnung 
hat, oder, wenn er im ‚Auslande: pen wo da6; — in der — be⸗ 


findliche Gut gelegen iſt. — 
3. — Geforberniffe — Wäftsereätigung für die Stadte 
82 nd den Bauernſtand.— | 


$. 190, Zur- Befleltung von Wahfmännern $ 168.) find-in 
— Städten Diejenigen: befugt, welche, neben den F. 169. genannten all⸗ 
gemeinen Erforderniſſen, das ſtetige Wohnrecht ineiner Stadt oder: beten Vor— 
ftädten , ingleichen einen- eigenen Hausſtand befigen und zugleich, wenn ſie 
innerhalb: der Stadt wohnen, ſtaͤdtiſche Abgaben, wenn fie iin: der Vorſtadt 
wohnen, ditecte Steuern, mindeſtens .bie Schulfteuer, entrichten. - 

6. 191. Huf: dem’ Lande (wohin aber in diefer Beziehung - bie 
Marktfleden Göfnig und Meufelwig nicht: zu vechnen) muß: Derjenige, wel⸗ 
her an. der Beflellung eines Wahlmannes. Theil nehmen. will, 
außer den $. 169. genannten gemeinfhaftlichen Exforderniffen, Eigenthuͤmer 
eines. bäuerlichen mit. Wohnfig — Geunndſtuce, oder doch eines. bloßen 
Wohnhaufes. fepn. en 

192. Einer Wittwe ns gefehledenen Seronubamen Rebe. das 
Recht an der Boſtellung der Wahlmaͤnner Theil zu nehmen, dann zu, wenn 
ſie Eigenthuͤmerin eines Hauſes ſind, und die Berechtigung durch einen volle 
jährigen Sohn. ausüben Eönnen. ‚Eben Jo kann eine . verheirathete Hausbes 
fiserin. auf dem Lande an der Beſtellung der Wahlmänner. durch ihren Ehe: 
mann ‚Theil‘ nehmen laſſen. Dieſer kann aber nn acht * m 
wien etlangen. — 

- Unverheicathete Frauen * kein Stimmrecht. — 

Mehrfache Angeſeſſenheit giebt nur ein einfaches Stimmrecht. 

er 193: : In Beziehung auf das Iandfchaftlihe Wahlgefhäft werden 
zu — Staͤdten auch die Vorſtaͤdte gerechnet, ſo daß die Bewohner der 
Vorſtaͤdte, weiche ſonſt die $. 192. erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, an 
der activen Wahlfaͤhigkeit und der paſſiven Waͤhlbarkeit Theil nehmen: koͤnnen. 

§. 194. Schutzverwandte ($. 108.), ingleichen Eingeſeſſene 
amd. Aus maͤrker (Korenfer im weitern und im engern Sinne, $. 91. 106.) 
und 'Handwerfsbürger ($. 107. > nehmen an bem Vorrechte — 
Wahlen feinen. — | 
3 8.195. Die. Marktfieden Goͤßnitz und Meuſelwitz üben ihre 
landſchaftlichen Wahlrechte in Gemeinſchaft mit der Stadt Lucka aus ($. 168.), 
ohne daß jedoch — im Uebrigen ihre zeitherigen Varhaͤttniſſe ——— 
werden. Re: 

Eben fo werden bie landſchaftlichen Wahltechte der Stadt Drlamände 
nebft Nofchhaufen -zufammen ‚ausgeübt mit der Stadt Kahla, ohne daß 
dadurch dem —— Stadtrechte von Orlamuͤnda Abbruch geſche⸗ 
en ſoll. 
er 196. Um als ſtaͤtiſcher ober bäuerliee Abgeordneter 
gewaͤhlt werden zu koͤnnen, muß man neben dem Beſitz der $. 171. be⸗ 
nannten allgemeinen Eigenfchaften jährlihd an Lands ober Handels: oder 
Grund oder Viehſteuer, oder diefen zufammen, wenigſtens entrichten: 
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der Stadt Altendug . » =. 0 ..13 hl, 
⸗ : Schmöln . . 64 =: 
⸗ Lucka, und den Marktfleden 
Sößnis und Meufelwig . 9 
Ronneburg . . 92 
Kahla und Irlamünda —6 
Rodaa36 
= KEifenderg . 6 
dann, fodiel bie Aemter betrifft, @ an "Sande und Viehſteuern jaͤhrlich min⸗ 
deſtens 
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im Amte Altenburg. 25 Thlx. 
⸗Ronneburg .183 > 

PR Eiſenberg14 

alla. a et a 

Roda und den dazu gewiefenen 

Tkheilen de3 Amtes. Kahla. 64 = 

Dabei Sr es dem Ehemanne, der für feine Perfon das volle Orts: 
buͤrgerrecht beſitzt, zu gute gerechnet, wenn die Ehefrau einen Theil des ob- 
genannten: Steuerquantums entrichtet... 
65 197. In den Städten ‚wird den vorfigenden Öliedern (Büuͤr— 
germeiftern;, ; Stadtfchultheißen, Stadtrihtern, Stadtaͤlteſten, Spndicus) der 
Stadträthe, ingleihen den andern ftinmführenden Mitgliedern derfelben und 
den Stadtverordneten, wegen dee bei ihnen vorausgefegten Kenntniß der Stadt: 
verhältniffe "und wegen ihres vermutheten Intereffes an deren Wohlftand, aud) 
ohne Rüdficht,. ob fie Steuern oder Stadtabgaben entrichten, auf ihre Amts— 
dauer die Fähigkeit bewilligt, als Abgeordnete für ihre Stadt erwaͤhlt zu werden. 

Vierter Abſchnitt. | 

z Borlegung der Wahlergebniffe an den Landesherrn. 

J— 198... Sobald alle Wahlen von der Landesregierung richtig geſtellt 
fi ind, legt ‚fie dem Landesheren bie Ergebniffe, derſelben ($. 3. der Wahlord⸗ 
nung) vor. Bei diefem Anlaß fpricht ſich der Landesherr über den Eintritt 
etwa ‚gewählter Beamten (8. 182.) aus. Dierauf wird ber landſchaftliche 
Vorſtand von den gewaͤhlten Abgeordneten durch die Staatsregierung in Kennt: 
niß gefest, und jeder Abgeordnete erhält aus dem Geheimen Miniſterium ein 
Wahldecret zu feiner Beglaubigung, 


Fünfter Abfqhniet. | 
Beſtimmung und Obliegenheiten der Landſtaͤnde. 
4 Allgemeine Verpflichtungen. 

199. Die Landſtaͤnde ſind im Allgemeinen verpflichtet, 
die Sntereffen aller Klaffen und Stände der Untertanen zu ver— 
treten, und nicht das Intereſſe des einzelnen Standes oder Bezirks, dem 
fie — ihrem ſonſtigen Verhaͤltniß angehoͤren. 

. 200. Sie geloben Treue und Gehorſam dem Landesherrn 
und vn Geſetz; gewiffenhafte Erwägung der an fie gelangenden Berathungs: 
gegenftände, und Abgabe ihrer Stimme nach ihrer eigenen Weberzeugung, 
— der Forderung des Rechtsgeſetzes und des Nutzens fuͤr Herrn und 

a 
2. Mitwirkung bei der Gefeggebüng und Verwaltung. 


a. Bei Gefegen, welde die Freiheit der Perfon oder das Eigenthum betveffen, inss 
befondere bei Steuerauflagen. 


8.201. Bei allgemeinen neuen Gefetzen, welche die Frei: 


Le — 


J— 
ı Bi.:,; 
* 


Ber 


heit der Perfonen oder das Eigenthum aller Stantsangehöri« 
gen, ingleichen die Grumdverfaffung und die Militairaushebung betref: 
fen, ift ihre Mitwirkung »betgeftatt. erforderlich, daß ohne ihren Beirath 
und ihre Zuftimmung keines erlaſſen, Fein beftehendeg unter neuer Belaͤ⸗ 

fligung dev Unterthanen abgeändert, und Eeines aufgehoben werden kann, 
$. 202: Jusbeſondere wirken ſie mit bei der Regulivung der den Une 
terthanen obliegenden Pflicht, die zur Erhaltung ber Staatszwecke erfor« 

derlichen Mittel aufzubringen. mm 

8.203. Steerditenden Biebarf der verſchledenen Kapitel der Staats⸗ 
verwaltung gemeinſchaftlich mit der Staatsregierung. Zu Feſtſetzung ber 
Finanzetats (welche vegelmäßig auf vier Jahre, eite Verwilligungs⸗ 
zeit oder Finanzperiode, geſchieht) iſt das Einverſtaͤndniß der Staats⸗ 
regierung und ber Landſchaft erforderlich, ſo daß. ohne Zuftimmung der Stände 
kein Kapitel der -Inufenden Verwilligung dauernd. erhöht, und ohne Zus 
ftimmung der Staatsregierung Fein Kapitel der laufenden Berwilligung dauernd 
vermindert werden Tann, inſofern nicht ber beſtimmt bezeichnete Gegens 
ſtand und Zweck der Bewilligung weggefallen iſt. 5* u 
8: 20% Die Landſchaft iſt verbunden, die zu anſtaͤndiger Aufbrin: 
gung (Dotirung) der erforderlichen, und.ideshalb vor dem Einnahmeetat feite 
zufegenden,; Ausgabeſatze nöthigem Mittel: zu bewilligen; es kann 
aͤber Auch ohne landſchaftliche Verwilligung kein Auflagegeſetz ( Steueraus⸗ 

ſchreiben) erlaſſen werden. Ska > we, Me Ps 
Die zur Dotation eines beſtimmten Ausgabeerforderniſſes von ber Lands 
ſchaft exfolgende Bewilligung eines. Etatöfages kann, fo wenig als die Ver⸗ 
willigung neuer Abgaben, an Bedingungen geknuͤpft werden. Letztere 
wuͤrden vielmehr, mit Ausnahme der: Verhandlungen uͤber Zweck und: Dauer 
(modus und dies), unzulaͤſſig Fey: na 3 23414. 
$. 205., Ale Bewilligungen, finden nur. ‚auf, Unträge, bed Landes⸗ 
herin Statt, ingbefondere find ofottige Bewilligungen für einzelne, Perfonen 
oder Verwaltungszweige Ohne de tefdjen, Anträge ünzufäffig. Doc bleibt der 
i eherliche Anträge auf dergleichen Bewilli⸗ 


Sanafeafe, nachelffen, um 1a 
QMundeis gik DIEEE, u... 2... nu 666 
78206,  Soltte ein Einverftändnif über, einen Eünftigen Finanz 
efat Nicht erlangt werden, Können, und die" Wertoilligung zu Ende gehen; fo 
ift der Kandesherr befugt, auf den Grund ber bisherigen Erars die Verwilli⸗ 
gungen noch Einmal auf Ein Jahr auszuſchreiben, innerhalb deſſen die Ver: 
handlungen zum Schluffe:zu bringen rſind.ν | 

8.207,37 Mies “ebene Anteng.: auf. Euneuerung „des: auf yien Jahre zu 
erlaffenden Auflagegefeges wird, ber. Landſchaft der .Boranfchlag des 
Auggabeheharfs. und: der muthmaßlichen ‚ Einnahmen auf die bevorfichende, 
und dig Rechenſchaft uͤber bie ‚Verwendung der, Stantögelder. auf die abgelauz; 
fene Vermgltungsperiode zur Prüfung vorgelggt. nm Cum dan 

$. 208. Die nähern Grundſaͤtze der inanzverwaltung des Lan—⸗ 
des. und der Domainen, find: in. der, zweiten Beilage, des Grundgeſetzes ent: 
Halten. und bilden. einen Theil defielben... „ui 564 
8 209. Wenn. die Stände ſich ‚veranlaft finden, da, wo ihre Zuſtim⸗ 
mung, zue. Guͤllig eit eines Geſetzes erforderlich iſt, dieſelbe abzulehnen; fo 
haben fie dies mit Anführung aller ihrer Gründe zu thun, damit ber 
Landesherr den, Gegenſtand nochmals, in Ueberlegung ziehen kann. 

Ener sts rt men DoBeb Geſetzen anderer: Art. 33 

$. 210. Allgemeine Landesgeſetze, welche nicht bie Freihelt der Per 


fon und das Eigentyum aller Unterthanen: betreffen, werden dem’ Ständen 
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u ihrer Begutachtung mitgetheilt. Der: Landeshere wird ihre Bemer⸗ 
RN weiterer Erörterung. der. Sache in Erwägung ziehen, und fie bee 
nußen, fo weit Ex es zweckmaͤßig erachtet, | 

8 211. Reglemenkariſche Verfügungen zue Ausführung beſtehen⸗ 
der Gofoge, Verordrungen, die aus dem Auffihtsr und Verwaltungs— 
techte fließen, polizeilihe Anordnungen (infofern ‘fie nicht die Freie 
‚heit der Perfon, oder das Eigenthum aller Unterthanen berühren, oder bie 
Grundverfaffung ändern [$. 201.]); ferner VBorfhriften zur Sicherheit 
des. Staass bedürfen. der flänbifchen Begutachtung nicht; der Landesherr 
kann fie aus befondern Gründen erfordern. | 
.. 9.212. Die Verwaltung des Militaircollegiums iſt der Lande 
ſchaft, wie dem Landesheren, wegen ber Geldverwendung verantwortlich; — 
die ‚Landfchaft ift Uber Conferiptionsgefege mit Beirath und Zuflimmung zu 
‚vernehmen, und fie hat das Recht der Befhmwerdeführung, wenn*dem Con⸗ 
feriptionsgefeg entgegen ‚gehandelt würde. 

8. 213. Die Wirkfamkeit der Landfchaft in Angelegenheiten der Kir— 
hen, und Schulen richtet ſich lediglich nach der vierten Abtheifung des 
Grundgefeges. 2 - | 

c Bei Mängeln in der Gefesgebung und Berfaffung. 
214 Die Landfchaft Hat das Recht und die Verpflichtung, dem 
Landesheren die von ihe bemerkten Mängel in der Gefesgebung anzus 
zeigen, und, unter genauer Angabe der Gründe, um Erlaß, Abänderung 
oder Aufhebung eines Gefeges zu bitten, tmorauf Derfelbe den- Gegenftand 
erörtern laffen, und die Behörde zu Bearbeitung eines Gefegentwurfs inſtrui⸗ 
ten, oder fonft das Noͤthige befchließen wird. Die Gefegvorfchläge ſelbſt 
gehen von der "Staatsregierung aus. | 
ee Bei Mängeln in ber Verwaltung. 

8215. Es liegt ihe gleichmäßig ob, Regelwidrigkeiten in eine 
zelnen Verwaltungszweigen, welche dev Aufficht der Oberbehoͤrden und 
des Megenten auf die Dauer entgangen ſeyn möchten, zur SKenntniß de3 
tandesheren zu bringen, deſſen Wunfc es ift, von jeder ungeeigneten Vor 
kommenheit in der, unter feiner oberften Leitung fehenden, Staatsverwaltung 
Kunde zu erhalten, 

: & Vermittelung von Beſchwerden einzelner Unterthanen,  Corporationen 

N und Drte. 

$. 216. Die Landfchaft hat die Verpflichtung, Befhmwerden ein: 
. zelner Staatsangehörigen, Gorporationen und Drte an den Landese 
hertn zw, bringen. Es müffen diefe jederzeit" ſchriftlich bei der Landfchaft 
angebracht feyn, und fie dürfen von ihr nur dann angenommen werden, 
wenn der Befchwerdeführer gehörig nachweifet, daß er fich vorher ohne Er— 
folg qm. die geeigneten Landescollegien und zufegt an die hoͤchſte Stelle ges 
wendet hat ($. 37). 

Keine. Vorflelung oder Beſchwerde kann von der Landfchaft an den 
Landesherrn anders gebracht werden, als wenn die Majoritaͤt derſelben damit 
einverſtanden iſt. J | — 
f. Bei außerordentlichen Commiſſionen. 
5.3 17. In ſolchen Faͤllen, wo bei außerordentlichen, außer 
dem regelmaͤßigen Gang der Staatsverwaltunge liegenden, Ereigniſſen Come 
miſſionen niedergeſetzt werden, und dabei perſoͤnliche oder Geld = Leiſtun⸗ 
gen ber. geſammten Unterthanen in Frage Eommen, wird der Landeshere. auch 
ftändifche Abgeordnete als Mitglieder zuzichen, eh Ba 


804 Altonburg. 


— Sechſter Abſchnitt,— J 
Art der Ausuͤbung der landſchaftlichen Kathrin 
$. 218. Die Landfchaft übt ihre verfaſſuhgsmaͤßige Thaͤtigkelt aus, 
entweder. in voller Verfammlung auf Landta gen, ki ui einm Auge 
— die Landesdeputation. Kae 
— Vom Landtag. | 1 Be: 
j a. Berufung,’ ‚Eröffnung g. 

9 210. Der Landtag Bi windeſtcnen alle 4: Sale 
inf. Berufung bes Landeshern. Zu dieſem Behufe erhält der Landſchaͤfts⸗ 
Präfident ein herzogliches Refcript und jeder der Iandfchaftlichen Abgeordneten 
einen Miniſterial⸗ Erlaß. Die Berufung wird auch beſonders durch das 
Amtsblatt kuͤrzlich bekannt gemacht werden. 

: 8, 220. Sollte ein berufener Landſtand durch vorübergehende Urfachen 
am perfönlihen Erſcheinen bei-einem Landtage ſchon vor deſſen Ans 
fange behindert ſeyn; fo hat er-davon beim herzoglichen geheimen Mi: 
aifterium fogleich Anzeige zu machen, damit der. betreffende Stellvertreter bes 
rufen werden koͤnne. Urlaubsgefuche während des : Landtags erledigt: die 
Landfchaft, und zeigt die bewilligten, wo die Einberufung- des Stellvertreters 
nothwendig wird, der.höchften Stelle zu diefem Behufe an. 

: . 9,228, Ym Morgen des, zu ‚Eröffnung des Landtags beftimmten, 
Zages, , und. fobafd die anmefenden Stände dem Landesherrn ihre Ankunft 
gemeldet haben, ordnet derfelbe einen Commiſſarius ab, um den neu, eintres 
tenden landſchaftlichen Abgeordneten den Eid abzunehmen, deſſen Inhalt 
$. 200. angegeben iſt. 
8. 222. Hierauf begiebt ſich ber Lanbesherr, gefolgt von den Staͤn⸗ 
den, in die Kirche, um den Segen des Hoͤchſten anzurufen. Nach Voll⸗ 
endung der Andacht wird der Landtag eroͤffnet durch Mittheitung der Pro: 
pofisionspuncte, entweder vom Landesheren. verföndi, ‚ober. a Com: 


miffarien in Seinem Namen. 
b. Landfchaftliche Beamte. 


$. 223. Die landfhaftlihen Beamten find, ber Peäfident 
der Landfhaft und deſſen Gehuͤlfe, der Landſchafts⸗ Syndieus und ein Pro⸗ 
tocollfuͤhrer. 
224. Den Landſchaftspraͤſidenten ernennt der Landes: 
herr alig der Zahl der Abgeordneten und Stellvertreter der Rittergutsbeſitzer 
vor dem Eintritt jedes Landtags auf die. Zeit bi zum, ‚Beginn des 
darauf folgenden Landtags, 

225. Der. Gehülfe bes Praͤſidenten wird von ber Landfchaft 
aus der Zahl der anmwefenden Abgeordneten nach abfoluter Seimmenmehrhelt 
erwaͤhlt und vom Landesherrn beſtaͤtigt. 

Die Wahl geſchieht in der zweiten Woche des Landtags und iſt, aus: 
genommen den Fall der Auflöfung der Stände, gültig bie zum Beginn des 
naͤchſten Landtags. 

| ‘Er vertritt. den Landſchafts⸗ Praͤſidenten in — Abweſenheits⸗ und 
Verhinderungsfaͤllen, wo eine ſchriftliche Geſchaͤftsverwaltung unthunlich iſt; 
er unterſtuͤtzt ihn uͤberhaupt in ſeiner Amtsfuͤhrung und iſt Mitglied der 
Landesdeputation | 

8226. Der Präfident iſt Dirigent der Landſchaft; er eröffnet die 
Eingänge, theilt die Vorträge aus, zeichnet (ſig nirt) nebſt dem Gehuͤlfen 
die Entwuͤrfe und: Protocolle; er unterfchreißt die Eingaben, leitet ‘bie lande 
ſchaftlichen »Erörterungen, zieht" die Abftimmung, und: Berteitt bei Spenge 
Veranlaffungen bie Landfchaft als deren Nednen. ui α 
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9,227. Die Landfhaft kann fi) nie ohne feine Aufforderung und 
Theilnahme verfammeln, Er ift zunaͤchſt verantwortlich für die Einhaltung 
aller gefeglihen Bedingungen. ee Se 3— 
Syndicus. ee 
—6.228. Der Syndicus beforgt alle von ber Landſchaft befchlofjene 
Ausfertigungen; er ift Secretair und Archivar der Stände. Bekleidet ein 
Staatsdiener die. Stelle; fo wird er für die Dauer von Landtagen und. Des 
putationstagen feiner Pflichten. gegen den Landesheren entlaffen; dies: gefchieht 
zugleich mit: der $. 221. gedachten Vereidung der Abgeordneten. Er mird 
von der Landſchaft das erftemal gewählt für die Zeit bis zum Anfang des 
naͤchſten Landtags, und Fann alsdann auf Lebenszeit gewählt werden. Er 
bedarf der. Iandesherrlichen Beftätigung. 
re Protocollführung und Schreiberei. 

9. 229. Die Landfhaft erwählt für jede Verſammlung einen geeigne- 
ten Protocollfführer, Iſt dies ein Staatsdiener; fo benennt fie dhn dem ges 
heimen Minifterium mündlich, worauf derfelbe — wenn er irgend für die 
Zeit entbehrlich ift — auf die Dauer ber Verfammlung der herrſchaftlichen 
Dienerpflicht entlaffen wird. | 
Die Schreiberei wird zunaͤchſt von angeftellten Kanzliften ber 
forgt, welche jedesmal beforiders verpflichtet werden, und Schreibegebühren 
erhalten. 

| c. Gefchäftsform. 

6230. Der Landfhaftsprafident, und neben ihm fen Ge 
huͤlfe, haben den Vorfig; an fie reihen fich die übrigen Abgeordneten berges 
ſtalt, daß von den drei Abtheilungen des Landtags diejenige, welche zuletzt 
eingetreten ift (und in Hinficht einer gänzlichen Erneuerung der Landfchäft 
biejenige, welche zulegt ausfcheiden wird) die legten Pläge einnimmt, Die 
Glieder jeder Abtheilung loofen unter ſich beim Beginn jedes Landtags, ohne 
Rückſicht der Kaffe, der fie angehören. 

Der anderweite Eintritt eines Neugewählten bedingt Eeine Ausnahme, 

$. 231. Die Verhbandlungsform zwifhen dem Landes: 
herrn und der Landfhaft geſchieht entweder duch immittelbare 
hoͤchſte Erlaffe, oder durch Minifterialmittheilungen. 

v 8.232. Der Landesherr ordnet Commiffarien zu mündlichen Er 
Öffnungen und zur Theilnahme an den Berathungen in die Landflube 
ab. Zu letzterem Behufe heilt der Präfident jedesmal 2 Stunden vor 
Eröffnung einer Sigung dem Vorfigenden im Minifterium die Tagsord⸗ 
nung mit. 

$. 233. Die landesherrlichen Commiſſarien muͤſſen ſo oft gehoͤrt wer⸗ 
den, als ſie es verlangen. Berufen ſie ſich auf Beibringung von Eroͤrterun⸗ 
gen und Nachweiſungen; ſo wird auf ihren Antrag die Schlußfaſſung bis 
nach deren Vorlegung ausgeſetzt. | | 
| Kommen bei der Landſchaft weſentliche Abaͤndernngen von vorgeſchlage⸗ 
nen Geſetzentwuͤrfen und Bewilligungsantraͤgen in Frage; fo iſt die Erbit⸗ 
tung und Zuziehung landesherrlicher Commiſſarien unerlaͤßlich. 

Sie verlaſſen die Landſtube waͤhrend der Abſtimmungen; aber es 
kann dann nach ihrem Abtritt die Discuſſion nicht von Neuem aufgenom⸗ 
men werden. en 
8: 234. Abgeſehen von Fällen, wo Inndesherrliche Commiffarie ⸗ 
wendig zugezogen werden: muͤſſen, kann die —*2* auch reg — 
Sitzungen öhhe deren Beiſeyn halten, in welchen jedoch niemals Be⸗ 
ſchluͤſſe gefüßt werden dürfen, : Legtere fetzen vielmehr ‘allemal eine folche 


Bl 5 


Discuffion.. voraus, an —* aaetgenutthe en. Antheil ne 
men koͤnnen. — air Mini ie WEN 

Es eönnen daher bie Deraifungen und Sederfepreibihgen. derteauficher 
Sieungen nicht öffentlich bekannt gemacht:"mwerden. 

235.Vom Peifidenten haͤngt es ab, ob er bfe zur Berathung vor⸗ 
Uegenden Gegenſtaͤnde felbſt vortragen; aber ob er, Referenten ernen⸗ 
nen, oder: fie: durch eine Commiſſſion begutachten ‚laffen will. — 
konn. auch in Folge: eines landſchaftlichen Befcpluffesgefhehen.: 

: Die Commiffionen werden durd Mahl: beſtellt, ober, wenn die Sand 
ſcaft damit einverſtanden iſt, vom Praͤſidenten ernannt. 

8236. Nach weiſungen aus dem Gefchäftsbereich se Dberfkener 
Dermwaltung und der Landesbank erhält die Landſchaft durch. die ‚von Ahr 
dahin präfentirten Mitglieder oder, die Vorſtaͤnde der genannten Behoͤr⸗ 
den. Werden Nachweiſungen aus andern : Gefchäftszweigen gewuͤnſcht; 
fo. wendet ds der Präfident dieſerhalb an das herzogliche — Mi⸗ 
niſterium. . . 

$. 237, Die landesherrlichen Exöffnungen- — febergeit 
zuerft in Berathung gezogen. Mährend fie erwogen werden, ſammelt zus 
gleich: eine ‚Gommiffion der Landfehaft die Gegenftände zu Bitten, Anträgen 
amd. Befchwerden. — Die Berathung über den F inanzetat muß fo. jeis 
tig zum Befchluß gebracht, und das Ergebniß angezeigt werden, daB nach 
Befinden weitere Verhandlungen daruͤber Statt finden koͤnnen. 

$:.R38,, Niemand kann ohne Auftrag des Praͤſidenten eine an ihn 
gebrachte, „oder von ihm ausgehende Petition felbft vortragen. : Sie 
muß. jeberzeit ſchriftlich an den Präfidenten gebracht werden, ——— ſie dann 
nach ſeinem Ermeſſen zum Vortrag austheilt. 

8. 289. Anträge von einzelnen Ubgeorbneten. mörffen dem Praͤ 
ſidenten gleichfalls ſchriftlich uͤbergeben, oder außerhalb der Sitzungen dem 
Syndicus zur Niederfchrift- mitgetheilt werden, Es hängt vom Präflbentn 
ab, wen er fie. zum Vortrag zutheilen. will. | 

. Auf gelegentliche Yeußerungen und Anträge kann weder eine Ce 
oͤrterung — Schlußfaſſung Statt finden, 

$. 240. Nach eröffneter und vollendeter freien. Berathung erfolgt 
bie. Abſtimmung. Jeder Abgeordnete giebt feine Stimme lediglich nach feiner 
eigenen Ueberzeugung; Inſtructionen ‚dazu find unzulaͤſſig. Wei wichtigern 
Gegenſtaͤnden, oder wenn ſonſt die Mehrheit ſolchen Aufſchub begehrt, ger 
ſchieht die Abſtimmung nicht an dem Tage der Erörterung. Die Frage 
wird vom Präfidenten geftellt, 

Aue ftändifhe Schlüffe, melche auf eine Angelegenheit des Landes Be 
zug haben, ‚bedürfen der Sanction des Landeshern. 

.$. 241. Beim Stimmen giebt zuerſt der Neferent, bann ber Dede 
ſident und deſſen Gehülfe die Stimme, die weitere Stimmfolge beginnt von. 
dem Nachbar des Referenten zur Nechten, und endigt bei jenem zur Linken 
deſſelben. 
ſ - Bei allen Schlußfaſſungen wird mit iauter Stimme und den Wor⸗ 
ten abgeftimmt: Einverftanden! oder: nicht:Einverftanden! Ges, 
heime Stimm gebung iſt nur zulaͤſſig bei der Mahl des Gehuͤlfea, der Mit: 
glieder der Landesdeputation, der Commiſſionen, und des Syndicus. 
6. 242. Es ſteht nur ‚den landesherrlichen Commiſſarien, dem Praͤ⸗ 
ſidenten und, den, Referenten, oder Mitgliedern} der ſtaͤndiſchen Commiſſionen 
zu, gefhriebens. Reden. und Vortraͤge —— alle er 2 
der bedienen ſich auoſchließlich des muͤndlichen Vortrags... Ä i 
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6.243. Die Schlußfaffungen erfolgen nad) ber gemöhnlichen 
- Stimmenmehrheit. = | 

8,24, Wenn Gerehtfame einer einzelnen der 3 Klaffen 
von Abgeordneten in Frage fommen; fo muß, um die Gültigkeit eines Be: 
ſchluſſes durch Stimmenmehrheit zu erlangen, die Mehrzahl der anmwefenden 
Abgeordneten bes betheiligten Standes — welchen dabei das Necht einer 
abgefonderten Berathung über die fraglihe Angelegenheit zufteht — dieſer 
Stimmenmehrheit beigetreten feyn. Im Gegenfalle. wird die Vermittelung 
und nach Befinden Entfcheidung des Landesheren in Anfpruch genommen, 
weiche jederzeit unter Anführung der Gruͤnde ertheilt werden wird, 
2 Die einzelnen Abgeordneten haben die Verpflichtung der Frei⸗ 
müthigkeit bei ben Berathungen, wobei ſich von felbft verfteht, daß diefelbe 
innerhalb der gefeslichen Grenzen bleiben. muß. 

$. 246. Saͤmmtliche Abgeordnete erhalten Neifekoften, auf bie 
"Meile der Reife von ihrem Nittergute (oder ihtem Heimathsorteg falls fel- 
biger im Herzogthum Altenburg liegt), zum Drte des Land: oder Deputa: 
tionstages und zuruͤck, zuſammen 14 Thaler, ingleichen auf die Dauer der 
Berfammlung Tagegelder, für die am Berfammlungsorte wohnhaften eis 
nen Thaler, für die auswärtigen zwei Thaler täglich). 

Der gefammte Aufwand für landfchaftlihe Verſammlungen wird aus 
ber Oberſteuerkaſſe befteitten. 
Der Praͤſident und Syndicus empfangen fire Gehalte. 

$. 247. Eine Ueberficht der Berhandlungen des Landtags wird. 
durch die Landfchaft öffentlich befannt gemadyt werben. 

Der Boranfchlag und die Rechnungslegung der Oberfteuer: 
Eaffe, ingleichen die Refultate der Kammerverwaltung (legtere während des 
Beftehens der jegigen Finanzgrundfäge) werden beim Eintritt einer neuen 
Finanzperiode von der Staatsregierung öffentlich mitgetheilt werden ($. 76.). 

. Ale Bekanntmachungen der Landfchaft irgend einer Art erfordern die 
lanbeshertlihe Genehmigung. | 
d. Schluß des Landtags. 

$. 248, So wie feine Verfammlung der Landſchaft ohne Veranfaf: 
fung des Landeshern Statt finden kann; fo hängt auch die Schliefung 
jeber Verſammlung vom Landesherın ab. Sodald fie ausgefprochen ift, - 
geht die Verfammlung ohne ‚Weiteres auseinander, 

2, Bon der Landbesdeputation. 


a. Zweck. 

$. 249. Die Landesdeputation hilft die vom Lanbesheren be- 
ſtaͤtigten Befhlüffe des Landtags, foweit es von landſchaftlicher Seite ge: 
ſchehen kann, in Vollzug fegenz fie tritt vermittelnd ein bei erheblichern Anz. 
ftänden in der Finanzverwaltung während bes Laufs einer Kinanzperiode, 
und bereitet, auf Veranlafjung der Regierung, die Gefchäfte der nüphften | 
Verſammlung vor, 

b. Bufammenfegung. | 

5. 250. ‚Die Deputation befteht aus dem Präfidenten, deſſen Ge: 
huͤlfen und 6 Mitgliedern der Abgeordneten, welche bei jedem Landtag für 
die Zeit vom Schluffe deffelben bis zur Eröffnung des fünftigen durch Stim⸗ 
menmehrheit aus der Zahl der Abgeordneten, und zwar zwei aus jeder Klaſſe, 
gewaͤhlt und vom Landesherrn beftaͤtigt werden. 

Unter den geſammten Mitgliedern der Landesdeputation muͤſſen wenig— 
ſtens zwei aus dem kahla⸗ eiſenbergſchen Kreiſe ſeyn. on 
T Fuͤr den Fall des, Abgangs von Mitgliedern det Landesdeputation ſind 
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zugleich, einige Deputations⸗ Stelivertreter aus der Zahi des Ara zu 
wählen und vorzuſchlagen. 
Wirkſamkeit. 
§. 251. Ihre Wirkfomkeit * ſich 
1) bei der Geſetzgebung. 

Der Landesherr kann Geſetzent wuͤrfe, — Er ſpaterhin an die 
geſammte Landſchaft gelangen laſſen will, der Deputation vorlegen, um zu⸗ 
voͤrderſt deren Anſicht zu vernehmen und die Berathung in der Landſchaft 
zu erleichtern. 

252. Geſetzentwuͤrfe, welche von der Staatsverwaltung auf 
Veranlaffung landfchaftlicher Anträge, bearbeitet wurden, koͤnnen der Depu⸗ 
tation vorgelegt, und, wenn ſich dieſe damit, unter Beruͤckſichtigung der 
6. 260. enthaltenen Deftimmyng, einverftanden erklärt, nr vom Lam 
desherrn erlaffen werden, 

2. Bei der Finanzverwaltung. 

. 253. Sobald ſich — Anſtaͤnde bei * Kammers, 
Steuer:, Militair- oder Bank: Verwaltung ergeben, deren 
längerer Auffchub wefentlichen Nachtheil bringen Eönnte, tritt die Mir 
famkeit der Landesdeputation dahin ein, daß fie (ohne die Befugniß dauerns 
ber Bewilligungen zu befigen) der augenblidlichen Verlegenheit duch Bewil⸗ 
ligungen auf die noch übrigen Sahre der Finanzperiode, oder durch Bewilli⸗ 
gungen einmaliger Zahlungen, oder durch geeignete VBorfchläge und Borftels 
lungen abzuhelfen fucht. - 

$. 254. Wenn Anforderungen diefer Art von dev Verwaltungsbehörbe 
durch Vermittelung der hoͤchſten Stelle an die Landesdeputation gelangen, 
müffen fie von der Behörde jederzeit genau nachgewiefen feyn, 

3) Bei den übrigen Zweigen der Verwaltung. 

$. 255. Die Landesdeputation hat die Verpflichtung, verfaffungss 
widrige Ereigniffe zur Kenntniß des Kandesheren zu bringen, und auf 
Ashülfe anzutragen, wenn fie die Ueberzeugung hat, daß ein Auffchub ſolcher 
Anzeige bis zum naͤchſten Landtage wefentlihen Schaden bringen werde. 

4) Andere Befugniffe. 

8. 256. Sie hat das Recht, die von ber Landfchaft zu befegen> 
ben Stellen in dem Magdalenen= Stift und der Garolinen: Töchterfchule 
zu verleihen. Dies gefchieht jedoch, wenn nicht ohnehin Weranlaffung zu 
einer Zufammenkunft vorliegt, auf fchriftlichem Wege, - 

. 257. Durch einen, von der Landfchaft mit abfoluter Stimmen» 
mehrheit gefaßten, Beſchluß können ihr überhaupt, unter Zuftimmung des 
Landesherrn, auch noch andere Befugniffe der gefammten Landſchaft zur ine 
terimiftifchen Wahrnehmung uͤbertragen werden. 

d. Berufung. 

$. 258. Dem Landesherrn ſteht es frei, die Landesdeputation, ſowohi 
wegen ber jetzt genannten Gründe, als auch ſonſt, fo oft zu verſ ammeln, 
als Er deren Rath und Gutachten über irgend welche Segenftände zu veis 
nehmen wuͤnſcht. Die Berufung gefchieht durch ein Refeript .an den Lande 
fchaftspräfidenten oder, bei deffen Abwefenheit und Dringlichkeit ber Urfache, 
an beffen Gehuͤlfen. 

$. 259. Sn den Faͤllen der $. 253. und 255. bezeichneten Art ſteht 
auch dem Landfchaftspräfidenten die Befugniß zu, den Landesherrn um Bes 
rufung einer ftändifchen Werfammlung oder Deputation zu bitten. 

e. Berhältniffe zur Landfchaft und Gefchäftsform: 
8.260, Die Beſchluͤſſe und. Erklärungen: der- Sandesdsputa: 
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tion ſollen, ſo weit möglich, den vorangegangenen, vom Landesheren ges 
nehmigten landſchaftlichen Beſchluͤſſen entiprehen, und. koͤnnen nur dann 
von deren Sinn und Zweck abweichen dürfen, wenn dazu durch das Bor: 
Eommen neuer Thatſachen eine nothwendige Veranlaffung gegeben wird. 
Doch ift im letztern Falle, wenn nicht Gefahr beim Verzuge iſt, der Berus 
fung von mindeftens drei Mitgliedern der Deputation auf vorgängige Be⸗ 
fragung der ganzen Landſchaft nachzugeben. 

8. 261. Es ift dem Ermeffen dev Deputation freigegeben, im Falle 
folche Angelegenheiten vorliegen, welche Bermwilligungen auf mehr als Ein 
Jahr innerhalb der ftehenden Finanzperiode und ftörende Etatöveränderungen 
zur ‚mittelbaren Folge haben, und bei denen ein Auffhub nad ber Natur 
der Sache möglich ift, entweder ihre Erklärung fofort abzugeben, oder auf 
Vernehmlaſſung gefammter Landfhaft, und zwar vermöge deren perfönlicher 
Einberufung, oder vermöge ſchriftlicher Befragung, anzutragen. 

Ehe folche Vernehmlaffung gefchieht, muß die Zuflimmung de3 Lans 

deshern, unter Mittheilung dev von der Deputation gefapten Anſicht, ein: 
gehohlt erden, 
8. 262. Zur Güftigkeit der Befchlüffe bei der Landesdeputation ges 
hört die Abftimmung der ganzen Mitgliederzahl, fo daß die Ab» 
wefenden entweder fchriftlich flimmen, oder, bei eiligern Weranlaffungen, 
durch andere, vom Landfchaftspräfidenten zugezogene, ‚Landesabgeorönete ver: 
treten werben. 

Die Stimmenmehrheit giebt übrigens auch hier die Entſcheidung. 

$.,263. Wenn von einem Landtag big zum andern ein Mitglieda der 
Landesdeputation an der fernen Theilnahme an derfelben gehindert ift; fo 
beruft der Landfchaftspräfident den erſten Deputations = Stellvertreter aus der 
Kiaffe des Abgegangenen ($. 250.). und präfentict ihn zur landeshertlichen 
Beſtaͤtigung. | 
8. 264. Ueber bie, in der Zwifchenzeit von einem Landtage zum ans 
dern vorgefommenen, Zufammenfünfte der Landesdeputation ift 
der Landfchaft bei ihrer nächften Verfammlung Vortrag zu erflatten. Die 
Landſchaft ift an’die, vom Landesherrn beflätigten, Beſchluͤſſe der Landesde⸗ 
putation gebunden, 

Mit Auflöfung der Landftande ift auch die Deputation aufgelöfer. 
8.265. Die Protocollführung und Erpedition bei der Landesdeputas 
fion ijt eine Gefchäftsobliegenheit des Syndicus. 


" Allgemeine Beftimmungen über das Grundgefeg. 


-..8. 266. Die Beſtimmungen des Grundgefeges treten nach erfolgter 
Verkündigung in Kraft, und können nur im Einverfländniß des 
Landesheren mit der Landfchaft abgeindert werben. Loch bleibt bis zur 
eiften Berfammlung der Landfhaft, in Folge des Grundgefeges, die jegige 
Landfchaft in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 

Sm Falle einer nicht auszugleichenden verfchiedenen Anficht zwifchen der 
Stantsregiesung und Landſchaft über die Auslegung einzelner Puncte tritt ein 
Ichiedsrichterliches Verfahren, nac Analogie des in der Oberappellations-Ge⸗— 
richts- Ordnung $. 41 — 44, verpröneten, ein; body -ift vor deſſen Betreten 
ein nochmaliger Verſuch einer Hinlegung im Erörterungdmwege zu machen. — 
Die Eünftigen Negierungsnahfolger find am das Grundgeſetz ger 
— und werden dies beim Regierungsantritte jedesmal noch beſonders 
erklaͤren — 

Jeder Beamte und Unterthan des Landes, die jetzigen und kuͤnftigen, 
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find durch den Aet feiner Verkündigung als auf das Glundgeſet Heftige 
zu betrachten, und. machen -fich durch. deſſen Lern, iR ‚weni * 
nicht beſonders darauf verpflichtet ſind, ſtraffaͤllig. *3 
Gegeben Altenburg, am 20. April 1831. Er, — 
(L. S.) Friedrich, Herzog m. Sachſen —— 
Joſeph, Herzog zu Sachſen, 
Erbprinz von Sachſen-Altenburg. 
Karl Joh. Heine. Ernſt Edler v. Braun, Karl — v. re 
Chr, Gottfr. iii: Ä 


Bereits acht Tage früher, am 18. April 1831, erfchien.ein Edict, 
„In Bezug auf einige Berhältniffe des Staatödienftes und’ auf die Bil— 
dung und Gefchäftöthätigkeit dee Landescollegien.“ Zugleich aber mit 
dem Grundgefege wurden am 29. April 1831 zwei Beilagen bekannt 
gemacht, wovon die erfte die Wahlordnung, die zweite die nds 
bern Grundfäße der Finanzverwaltung enthielt. — Da das 
Wahlgeſetz mit den Beftimmungen des Grundgefeßes in der genaueften 
Verbindung fiehetz fo folgt daffelbe unmittelbar auf die Verfaſſungs⸗ 


urkunde. 
b) Wahlordnung vom 29. April 1831. 


I. Allgemeine Vorſchriften für die Wahlen in allen 3 Klaffen ber 
Landſtaͤnde. 

$. 1. Die Wahl der Abgeordneten ber Rittergutsbefiger 
gefchieht vermöge einer einzelnen Wahlhandlung; jene der Abgeorbneten des 
Städte und des Bauernſtandes gefchieht vermöge zweier Wahlhand⸗ 
lungen durch Wermittelung von Wahlmännern. 

$. 2. Für jede Klaffe der Abgeordneten find Stellvertreter in 
gleicher Zahl, wie letztere felbft, zu wählen. Die Wahl derſelben gefchieht nach 
Vollendung der Wahl der Abgeordneten, bei den mündlichen Wahlhandlun⸗ 
gen an demſelben Tage. 

$. 3. Das ganze Wahlgeſchaͤft erfolgt unter der Leitung und Aufs 
ficht der Landesregierung. Diefe ertheilt, auf dazu erhaltenen hoͤch⸗ 
ſten Befehl, die zur peciellen Leitung erforderlichen Aufträge, prüft die vor 
genommenen Wahlen im Bufammenhalt mit den ihr vorzulegenden Stimm⸗ 
zetteln, und traͤgt dem Landesherrn die Ergebniſſe vor, wenn ſie nichts zu 
erinnern gefunden hat, oder ihre Erinnerungen beſeitigt ſind. 

$.4 Die Wahlmänner fönnen fih nur in Folge landesherr⸗ 
licher Aufforderung verfammeln. Jeder nicht angeordnete Zufammens 
tritt von Wahlmännen um unter fi eine Verabredung über Gegenſtaͤnde 
dee Wahl zu treffen, ift gefegwidrig, und zieht den Verluſt der Theilnahme 
an der bevorftchenden Wahl, für die Urheber der Verſammlung ernſtere Ahn⸗ 
dung, nach ſich. 

$. 5. Die Erwaͤhlung muß aus der freien Ueberzeugung ber Stim⸗ 
menden hervorgehen. Mer diefe durch Gaben oder Verfprehungen abzulene 
Een fucht, fallt in die $. 88, des Grundgeſetzes enthaltenen Nachtheile. 

$. 6. Das Mitſtimmen eines oder einiger nicht befugten Wahlmaͤnner 
macht — unbeſchadet des etwaigen Einfluſſes auf die Stimmenmehrheit für 
einen Erwaͤhlten — nicht die ganze — unguͤltig. 
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— — Be jeder 2 hlhandlung ‚hat der Stimmende, dor ber Abgabe 

Hi ne“ Pi Bauen Verweiſung Auf.feine Unterthanen> und 
ie BE dh Händgeröhnif zu verſichern, daß er ſolche ohne allen 
Einfluß und alle Rebenruͤckſicht, lediglich nach. freier eigener Ueberzeugung und 
fo abgeben wolle, wie es dem Gefeg gemaͤß ſey, und wie er es dem allger 
meinen Wohl am zuträglichften halte, _ — 

. 8. Eine Bevollmaͤchtigung zur Abgabe einer Wahlſtimme findet 
nicht Statt. 
ri Das Nichterſcheinen einzelnen Stimmberechtigter bei der er—⸗ 
ften oder zweiten Wahl (bei. der Ernennung ber Mahlmänner und bei der 
Wahl der. Abgeordneten) thut ber Gültigkeit des Wahlgeſchaͤfts Feinen 
Abbruch. | 
Soltten/ aber weniger als 3 ber beftellten Stiramberechtigten erfcheinen; 
fo. Aft auf Koſten ‚dev. ungenügend oder gar. nicht Entſchuldigten rin neuer 
Mahltag anzufegen. 

: $ 10. Die. Wählenden erhalten Feine Vergütung für Reifenufwand 
oder Verſaͤumniß; die erforderlichen Commiffionstoften werden aus ber Ober: 
ſteuerkaſſe beſtritten. 

H, Beſondere Vorſchriften fuͤr die Klaſſe der Rittergutsbeſitzer. 

— 6. 11. Die Erwaͤhlung ber Abgeordneten der Rittergutsbe— 
ſitzer und ihren Stellvertreter geſchieht, bis zw anderweiter geſetzlicher Be: 
ſtimmung, auf ſchriftlichem Wege und in zwei Zeitabſchnitten: im er— 
ſten Termin werden die Abgeordneten und im zweiten deren ÖStellvertres 
ter gewaͤhlt. 

812. Sobald vom Landesherrn eine Wahl von Abgeordneten ausge: 
ſchrieben wird, theilt der herzogliche Lehnhof der Landesregierung ein bes 
glanbigtes Verzeichnif der nach der perfönlichen Befähigung zum Er: 
wählen, ingleihen ein zweites, ber zum Erwaͤhltwerden berech— 
tigten Nittergutsbefiger mit. Die Regierung kann die Leitung des. Wahlge— 
ſchaͤfts fetbft beforgen, oder dazu einen Commiſſarius aus ihrer Mitte 
ernennen, der jedoch nicht. ſelbſt Vaſall feyn darf. 

‚13. Die Regierung oder deren Commiffarius erläßt nun an fammt: 
liche in dem erften Verzeichniß aufgezeichnete Vaſallen Schreiben, worin fie 
aufgefordert werden, zu der vorzunehmenden Abgeordnetenwahl Stimmen an 
die Befaͤhigten ihres Kreifes abzugeben und wobei zugleich dee unausgefüllte 
Entwurf. einee Wahlerklaͤrung, fo mie eine Abfchrift des vom Lehnhofe 
mitgetheilten Verzeichniffes der Vaſallen, welche als Abgeordnete gewählt wer⸗ 
dem koͤnnen, beigefügt wird. ‘ 

8.14 De Entwurf der Wahterklaͤrung enthält zugleich eine 
Einfhaltung, worin der Wählende (nah 8. 7. der Wahlordnung) auf die 
von ihm geleiftete Wafallenpflicht verfichert, diefelbe nach freiem Willen und 
beſtem Wiffen zu bewirken, 

8.15. Das Aufforderungsfchreiben der Regierung oder ihres Commif: 
ſardus kann entweder dem Vafallen oder Gerichtsverwalter, oder einem Beam: 
teten. auf dem Gute zur Beforgung übergeben werden, Die Einhändigung 
gefchieht ohne Koftenzahlung von Seiten der Vaſallen. 

8. 16. Der Nitteugutsbefiger bat hiernaͤchſt den ihm zugegangenen 
Entwurf der Wahlerflärung mit deg Namen der von ihm aus feinem Kreis 
vorzuſchlagenden Abgeordneten aus zufuͤllen, und fendes fie ſodann in eis 
nem kurzen, von ihm zu unterzeichnenden und zu verfiegelnden, Begleit: 
ſchreiben (worin er zugleich feine etwaigen Ausſtellungen gegen das mitge: 
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theilte Verzeichniß nieberlegen kann) am bie Megierung oder deren Commiſſa⸗ 
rius vor dem, zur Eröffnung dev Wahlerklaͤrungen angefegten, erſten Wahl⸗ 
fermine ein, indem er zugleich auf der Auffchriftsfeite. (Adreffe) des Schrei⸗ 
bens deſſen Gegenftand andeutet. er | 
$. 17. Eine: auf diefe Weife abgegebene Wahlerklaͤrung kann nicht 
zurüdgenommen werden. Diejenigen Stimmberechtigten, welche nicht - vor 
dem angefegter Termin ihre Wahlerklaͤrungen eingeben, verzichten für dieſes— 
mal auf das Necht dazu. Sollten weniger als zwei Drittel der -erforderten 
Wahlerklaͤrungen zeitig eingehen; fo werden die Saͤumigen duch. auf ihre 
Koften abgefendete Warteboten an ihre Verpflichtung erinnert werden, 
$. 18. Kurz vor dem Termin veranlaft die Megierung drei ältere 
Blieder der Rittergutsbefiger (zwei aus dem Altenburgiſchen und 
einen aus dem Kahla : Eifenbergifchen Kreife), ſich an dem feftgefesten erften 
Wahltermin, als Beiftände bei Eröffnung der Wahlerklärungen, einzufinden 
und bei der Ermittelung der Wahlergebniffe mitzuwirken, en 
$. 19. An dem "genannten Tage entfiegelt die Megierung ‘ober 
. deren Gommiffarius, im Beifeyn der drei vitterfchaiilichen Beiflände, bie 
eingegangenen Begleitſchreiben, prüft deren Echtheit, und. ordnet und numer 
virt fie nach Manfgabe des erjten Verzeichniffes, indem zugleich die Namen 
ber Nichtftimmenden aufgezeichnet werden, Die in den Begleitſchreiben ent⸗ 
haltenen Wahlerklaͤrungen werden, ohne fie Jemand mitzutheilen, aldbald zus 
fammengebrochen, in die für jeden Kreis bejlimmte abgefonderte Wahlutne 
‚gelegt, hierauf unter einander gemifcht, und dann aus den, willkuͤhrlich aus 
den Wahlurnen zu ziehenden und unter Einficht der Beiftände zu eröffnens 
den, Wahlerflärungen die Namen der Gewählten zum Protocoll gegeben, 
Hierauf werden bie fo eben angegebenen Stimmen zufammengezogen 
und die nach ber relativen Stimmenmehrheit von den meiften Stimmen 
gewählten Namen in der Reihe der erhaltenen Stimmenzahl als Abgeord 
nete bezeichnet, a @ 
Findet. ficy hierbei eine Stimmengleidhheit, welche es zweifelhaft 
macht, ob der Gewählte Abgeordneter werden kann; fo entfcheidet hierliber 
eine Loosziehung, welche von dem. Commiffarius und deſſen Beiſtaͤnden, 
foweit diefe nicht etwa felbft betheiligt find, vorgenommen wid, 
$. 20. Das Protocoll wird von den anmefenden Perfonen unters 
zeichnet und die Wahlerklaͤrungen von ihnen eingefiegelt, A: 
Mar das. MWahlgefhaft einem Commiffarius übertragen; ſo berichtet 
dieſer über das Ergebniß mit Einfendung der Acten, und unter verwahrlicher 
Beilegung- der verfiegelten und mit einer Inhaltsauffchrift zu verfehenden 
Mahlerklärungen, an die Landesregierung zur Prüfung des vorgewefenen 
Geſchaͤfts. 
$. 21. Es wird hiernaͤchſt ungeſaͤumt ein zweiter Wahltermin 
zur Wahl der Stellvertreter anberaumt, welche (mit Ruͤckſicht auf den 
aus den Abgeordneten und Stellvertretern der Rittergutsbeſitzer beider Kreiſe 
zu ernennenden Landſchaftspraͤfldenten) aus zehn waͤhlbaren Rittergutsbeſitzern 
beſtehen. 
ergehen neue Aufforderungsſchreiben an die Wahlberechtigten, in 
welchen ihnen das Ergebniß der Abgeordnetenwahl bekannt gemacht, und ſie, 
unter Benennung des zweiten Wahltermins, zur-zeitigen. ſchriftlichen Abgabe 
ihrer Wahlerklaͤrungen aufgefordert und gugleich die ſchon früher ernannten 
drei Beiſtaͤnde zum perfönlichen Erfcheinen in dem Mahltermin eingeladen 
werden e? | m 
Die Verfahrungsmeife bei: der Wahl der Stellvertreter ift derjenigen ber 


% 
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Abgeordneten gleich; and es gelten dafuͤr die oben ($. 13— %.) gegebenen 
Vorſchriften und- Formen. a 


Wird der Bandfchaftspräftdent vom Landesherrn ($. 224. des Grundges 
ſetzes) aus der Zahl der Abgeordneten ernannt; fo tritt der mit den meiften 
Stimmen verſehene Stellvertreter des Kreifes, dem ber Präfident angehört, 
als Abgeordneter an deffen Statt ein. 
§. 22. Für den Fall der Unzureichenheit der Stellvertreter ihres Kreis - 
ſes werden die zu Stellvertretern Worgefchlagenen, welche fih in der Mino- 
eieät ‚befinden, als Erfagmanner ($. 181. des Grundgefeges) betrachtet. 
Fuͤr den Kreis, welchem der aus der Zahl der Abgeordneten ernannte Präfi: 
dent nicht ‚angehörte, ifE der mit der mindeften Stimmenzahl ernannte Stell 
vertreter ald erfter Erfagmann anzufehen. 
8.3. Die ‚Ergebniffe beider Wahlen find nad deren Berichtigung 
dem Landesheren vorzulegen, 


IE Befondere Borfchriften für die Wahlen in den Städten und auf 
— dem Lande. 


. M. In den Städten liegt die ſpecielle Leitung der erſten 
Wahl — d. h. derjenigen, vermöge deren die Wahlmänner aufgeftellt wer: 
den —- ben herzoglichen Kreisämtern, auftragsweife, ob, infofern nicht die: 
ferhald in den einzelnen Stadtordnungen befondere Vorfchriften enthalten find. 
se die beiden Wahlen des Bauernflandes haben die herzoglichen Aemter 

uftrag. | 

$. 25. Sobald Inndfchaftlihe Wahlen in der Klaffe der Städte. und 
de3 Bauernſtandes angeordnet werden, ift zuvörderft eine Grundlifte de 
ter aufzuftellen, welche an der Ernennung von Wahlmännern Theil zu neh— 
men berufen find, 


Ernennung der Wahlmänner. 


$. 26. Ian den Städten wird biefe Grundliſte durch die Stadträthe, 
unter Theilnahme dev Stadtyeroröneten; in den Aemtern durch die Orts: 
‚gerichtsperfonen, unter Prüfung und Zeftftelung von Seiten der Aemter, 
entworfen. | —— 
— . 27. In künftig zu errichtenden Stadtotdnungen iſt moͤglichſt ber 
Bedacht darauf zu nehmen, daß dieſelben Abtheilungs- und Geſchaͤftsformen 
bei Aufſtellung der Wahlmaͤnner für die Stadtverordneten auch auf die lands 
ſchaftlichen Wahlmanner anwendbar bfeiben. 
928. Die Grundlifte der Vorwaͤhler, d. h. derer, welche bie 
Wahlmaͤnner ernennen, wird nad den Hausnummern gefertigt, und enthält 
nad) deren fortlaufender Nummer ein Verzeichniß aller” hierzu berechtigten 
Staatsbürger, | 

Die Erforderniffe dieſer Berechtigung ergiebt das Grundgeſetz, für bie 
Städte infonderheit die 65. 169. 190 ff., und für das Land die $$. 169. 
‚491 ff. deffelben. 

8.29. Die Städte, Marktfleden und Dörfer find in Wahlabthei— 
lungen einzutheilen. In den Staͤdten und Marktflecken werden die 
ſtimmfaͤhigen Bewohner von je 15 Haͤuſern zu Einer Wahlabtheilung gerech— 
net. Wenn Haͤuſer uͤber die letzte Wahlabtheilung uͤberſchießen; ſo bilden de— 
ren Bewohner, im Fall ihre Zahl uͤber ſieben ſteigt, eine eigene Abtheilung, 
im Gegenfall ſtimmen ſie mit der letzten Abtheilung, und bilden mit derſelben 
nur Eine Stimme. 

$. 30. Auf den Dörfern find die Wahlabtheilungen zu je 36 — 


904 — Altenburg. 


6 Gutsſiten oder Wohnhäufern abgetheift, und dabei bie Gerichtsſprengel 


Drackendorf, Gleina, Rausdorf und Rabis vom Amt Kahla zum Amt Roda 
gerechnet worden. Das ſich hiernach ergebene Verzeichniß der baͤuerlichen 
Wahlbezirke, Unterbeilage B., iſt big zu einer gaͤnzlichen Veränderung. ber 
dee Grund liegenden, Berhältniffe beizubehalten, ſo, daß die grundgefetzlich 
erechtigten Bewohner jeder in dem Verzeichniß genannten Wahlabtheilung 
Einen Wahlmann ernennen. 

$. 31. Sowohl in den Städten, als auf dem Lande koͤnnen, nad) 
Befinden, aud) zwei Abtheilungen zuſammenſtimmen, welche dann zwei Wahl 
männer beftellen, 

. 832. Die Borladung der Mitglieder der einzelnen Wahlab⸗ 
theilungen geſchieht von Seiten der Wahlbehörde 

a) durch oͤffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt und beziehungsweiſe 
im oͤrtlichen Nachrichtsblatt, und 

b) durch oͤffentlichen Anſchlag der Grundliſte am Rathhauſe und, bezuͤglich 
der Marktflecken und Dörfer, an Gerichts- und Amtsftelle; 

e) und zugleih in den Städten duch NMiederlegung eines Eremplars 
der Grundliſte bei jedem Bezirks- oder. Gemeindevorfteher, oder Vier— 
telsmeifter; und auf den Dörfern durch Niederlegung eines Ders 
zeichniffes für die betreffende Wahlnbtheitung bei dem Dorfrichter zur 
beliebigen Einficht dev Bewohner des Bezirks. Die Wahlbehörde hat 
diefe Niederlegung zugleich durch den Drud mit befannt zu machen. 

$. 33. Die Borwähler auf dem Lande werden, nad) Ermeffen der 
Aemter, entweder an den Amtsfig oder bequem gelegene Drte befchieden, 

$. 34, Für jede Wahlabtheilung ift eine eigne Zeit genau zu ber 
ftimmen, _ 

Die Vorgeladenen muͤſſen puͤnctlich zu derſelben erſcheinen, und — 
weder mit einer fruͤhern, noch ſpaͤtern Wahlabtheilung ſtimmen. Auch kann 
Niemand, der nicht vorgeladen iſt, und amtliche Verrichtungen hat, gegen 
genwärtig fen. 

535. Die leitende Wahlbehörde ernennt aus der Zahl der beſtehen⸗ 
den Gemeindevertreter der Stadt, und bezuͤglich der Ortsgerichtsperſonen des 
Amtes, fuͤnf Mitglieder zu ihren Beiftänden bei der erften Wahlhanda 
lung, wo möglich folche Perfonen, bie nicht ſelbſt zu Abgeordneten gewaͤhlt 
werden koͤnnen. Don dieſen find wenigſtens zwei ſtets anweſend, und zeich— 
nen die Abſchnitte des Protocolls mit, waͤhrend deren Aufnahme ſie gegen⸗ 
waͤrtig waren. 
| F. 36. Der Wahlact jeder einzelnen Wahlabtheilung beginnt bas 
mit, daß bie Namen der nach der Grundlifte zur Abtheilung Gehörigen aufs 
gerufen werden. Die Nichterfchienenen werden aufgezeichnet, und verzich⸗ 
ten, unbefchadet der Gültigkeit der Handlung, auf ihr diesmaliges Wahls. 
recht; doch koͤnnen fie zu Wahlmännern beftellt werden, Etwaige Einwen- 
dungen gegen bie Grunblifte find auf der Stelle anzubringen und zu erörtern, 

6. 37. Nach Abftattung des feierlichen Handgelöbniffes ($. 7. dev. 
Wahlordnung ) vereinigen ſich die anmefenden Mitglieder der Wahlabtheilung 
über die Beftellung eines Wahlmannes aus ihrer Mitte. Dies 

ieht muͤndlich durch relative Stimmenmehrheit. 

$. 38. Abſtimmungen für Andere, mit Ausnahme. der g 192, des 
—** — gedachten Faͤlle, finden nicht Statt. 

$. 39. Der Name des von jeder Abtheilung beſtellten Wahlman 
nes wird zum Protocol!‘ verzeichnet und die Abtheilung entlaffen. 

8 40. Wenn alle Wahlabtheilungen auf diefe Weife ihre Wahlmäne 
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ner beſtellt haben, erfolgt die Aufzetchhung der letztern, in Anweſenheit we⸗ 
nigſtens der Mehrzahl der Beiſtaͤnde; das Protocoll wird geſchloſſen , von 
diefen fignirt, und dann von der leitenden. Behörde bei der herzoglichen Mes 
gierung mit Beifchluß der Acten übergeben. Me ae Ar 

$. 41. Die Landesregierung prüft bie Liſte der beftelften Wahl⸗ 
männer; Findet fie wegen ſpaͤter bemerkter oder entfchiedner Mangel die Auss 
fheidung eines MWahlmannes für nöthigz; fo hängt es von ihr ab, flatt ſei⸗ 
nee den in der Stimmenzahl Nächftfolgenden einzuberufen, oder feine Stelle 
unbefegt zu laffen. 7 SE WE * 

$. 42. Die Leitung der Hauptwahlen, (worin die Abgeord⸗ 
neten durch die. bejtellten Wahlmänner gewählt werden) gefchieht in den Staͤd⸗ 
ten durch Comiſſarien der Landesregierung, auf dem Lande durd) die herzog⸗ 
lichen Aeniter, Die. Wahlmänner von Drlamünda und Nafchhaufen werden 
nad), Kahla beſchieden. Die Wahl.der Abgeordneten für Luda, Goͤßnitz und: 
Meufelmwig geſchieht an einem diefer Drte, oder in Altenburg. _ 

$. 43. Nach erhaltenem Auftrag veranlaßt der Regierungscommiffarius 
in Anfehung der Städte die betreffende erbgerichtfiche Behörde zur Bearbei⸗ 
tung. der Steuer: und MWahlliften, auf deren Grund die Wahl der 
Abgeordneten erfolgt. 
In Anſehung ber. Dorfihaften wendet fih das Amt nnmittelbar an 
die Steuereinnahmen. 


2, Erwählung der Abgeordneten der Städte und des Bauern: 
u: u ftandes durd die Wahlmänner. 


.:& 44. Die Grundlage der Steuer: und Wabhllifte ift ein vom 
Unterfteuereinnehmer auf Verlangen des Stadtrathes oder des Amtes amtlich. 
auszufertigendes Verzeichniß aller derer, welche in der, Stadt und Vorſtadt, 
und beziehungsmeife. in dem, betreffenden Marktfleden und Dörfern, den erfors 
derlichen jährlichen Steuerbetrag an Land = oder Handelse, oder Grundz, 
oder Viehſteuern, oder ‚diefen zufammen, und, beziehungsmweife der Dörfer, 
an Lands und Viehſteuern ($. 199. des ‚Grundgefeges) leiſten. X 

.$..45.. Die Steuereinnahmen. find verpflichtet, bei Fertigung dieſet 
Liften in Anmerkungen anzuzeigen, wenn ihnen bekannt ift, daß einige ihrer 
Steuerpflihtigen auch andern Landesfteuerbehörden Abgaben genannter Art 
entrichten. 

8. 46. Die zuftändige Behörde durchgeht hierauf das Steuerverzeichnif 
mit Zuziehung von Stadtverorbneten oder der Ortögerichtsperfonen , ergänzt 
es in der obengenannten Beziehung wegen derjenigen, die an mehr ald Eine 
Steueruntereinnahme leiſten, und ſcheidet alsdann aus dem empfangenen. 
Steuerverzeichniß. diejenigen aus, welche, in Entbehrung, einer der $. 171. des 
Grundgefeges genannten perfönlichen Eigenfchaften, nicht als Abgeordnete ges 
wählt werden Eönnen. N af 
Iſt es auf dieſe Meife.berichtigt und feftgeftellt; fo wird es ala Gteuers 
und Wahltifte für die ganze Stadt, und bezüglich für das ganze Amt, 
ausgefertigt, | | =: | 
— 8. *7. Schließlich fügt. der Regierungscommiffarius ber ftädtifchen 
Steuer = und MWahltifte die Namen der nach $. 197. des Grundgefeges in. 
folhe aufzunehmenden Rathsglieder und Stadtverorbneten hinzu: 

$. 48.- Wenn auf diefe Meife die Steuer= und Wahlliſten gehörig 
abgeſchloſſen find, wird von dem Commiſſarius der Regierung, oder, in Ans 
fehung der ‚Wahlen des Bauernftandes. vom Amte, (wo möglicdy unter Mit 
abdruck der Steuer s und Wahlliſte im Amtsblatt) ein Wahltag angefegt, 


f 
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zu welchem «bie Wahlmaͤnnner nach der dieſerhalb vorllegenden Pifte durch 
ſchriftlichen Umlauf und eine Bekanntmachung Im Amts⸗ und bezüglich dem. 
oͤrtlichen Nachrichtsblatt vorgeladen werben, i * 
$. 49. Schriftliche Abſtimmungen und Bevollwmaͤchtigungen finden 

nicht Stat. © —— — 

5:50. Bei der Wahlhandlung ſelbſt zieht der Regierungscommiſſarlus 
oder das Amt, wo moͤglich aus der. Zahl nicht ſelbſt Waͤhlbarer, fünf Mite 
glieder der Stadtverordneten, ober eben fo viel Gerichtsperfonen zu, welche ber 
ganzen Wahlyandfung beimohnen und die darüber aufgenommenen Niedera 


— — 


ſchriften mit zeichnen. 


6. 51. Die Wahlhandlung beginnt mit Verleſung der vorge⸗ 
forderten: Wahlmaͤnner, Aufzeichnung der Nichterſchienenen, und mit Vorleſung 
der zu Abgeordneten Waͤhlbaren, nach der Steuer» und Wahlliſte. Auch 
über diefe koͤnnen etwaige Bemerkungen angebracht werden, welche, im’ Falle 
fie nicht. alsbald ihre Erledigung finden, : der herzoglichen Regierung vorzus 
legen find, - u WE 2 | 

- -$. 52. Eine Abfcheift der Steuer» und Wahlliſte wird [dom vor 
der Vahlhandlung bei den Bezirks · oder Gemeindevorſtehern oder den Vier— 
telsmeiſtern zur Durchſicht niederlegt. 


Die erſchienenen Wahlmaͤnner erſtatten hierauf das gefegtiche 


Die im Voraus numerieten Stimmzettel werden gemifcht und 
jedem Wahlmann einer zugeftellt, welchen er eigenhändig mit dem Namen 
des von ihm aus der Baht der nach der vorliegenden Steusrs und Wahlliſte 
wählbäten Candidaten zum Abgeordneten Gemwählten verfieht, und 
darauf in die Hand des Worfigenden zuruͤckgiebt. en” 
8,5% Dieſer ordnet num die. empfangenen Stimmzettel wieder nach 
den Nummern, dictirt die Nummern und. die Namen der Gewählten zum 
Protöcoll, und zieht die Ergebniffe der Wahl 
- & 55. Zur vollen Guͤltigkeit dieſer Wahl ifb erforderlich, daß der Ger 


wählte, ober, wo mehrere Abgeordnete zu wählen find, dieſe Mehrere wenig⸗ 


ſtens ein Viertel der abgelegten Stimmenzahl erhalten haben. Iſt dies nicht 
der Fall; fo wird unter den fechs, dann fünf, und endlich vier und weniger 
Candidate, welche die meiften Stimmen haben, fo lange fort ſcrutinirt, bis 
die erforderliche Stimmenzahl erlangt wird. 
8,56: Bei Stimmengleihheit entfcheidet in den Städten das 
höhere Buͤrgeralter, auf dem Lande das hoͤhere Lebensalter. 
6. 57. Sobald die Wahl des oder der Abgeordneten vollendet iſt, wird 
zur Wahl des oder der Stellvertreter auf diefelbe Weife, wie vorange⸗ 
geben td unter Beobachtung der gleichen Formen: ($. 53, 55.) verfchritten. 


Auch hler entſchädet Stimmenmehrheit, und, bei: Stimmengleichheit, das 


höhere Alter. ($. 56.) | | 

 Dieferktäent, welche nach ben Stellvertretern bie meiften Stimmen haben, 
werden noch der Reihe der Stimmenzahl als deren Erfagmänner betrach⸗ 
tet. ($. 181. des Grundgefeges). | —— 

Sv. 38. Nach geſchehener Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter 


wird das Protocoll geſchloſſen und gezeichnet, und der Erfolg der Landesre⸗ 


gierung mit Beifuͤgung der Arten und Wahlzettel vorgelegt, welche dann bie 
Wahlh andlung prüft und das Ergehniß dem Landesheren anzeigt. ; 

659 - Die Wirkſamkeit ber landſchaftlichen Wahlmans 
ner als Tolcher endigt fofort mit der Wahl. So wenig fie vorher über. bie 


Gegenſtaͤnde ihrer Wahl Abreden tieffen koͤnnen; fo wenig findet eine weitere 
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Deakmumlihgftatt; Jede neue Wahl: erfordert‘ die. abermälige Berufung und 
Verpflichtung der Wahlmaͤnner durch die Behörde. 





on Herzogthum Braunſchweig. 
Es beftand in dem Herzogthume Braunſchweig, bis es durch bie 
Beſtimmungen des Friedens zu Tilſit (7. u. 9. Jul. 1807) dem Königs 
teiche Weftphalen einverleibt ward , eine landſtaͤndiſche Verfaſſung, deren 
nfänge ins Mittelalter fich verlieren. , Die Stände beſtanden aus drei 
Curien: ben Praͤlaten, ver Ritterfhaft und den Gtädten. Die Rechte 
der Stände beruhten auf den-Beflimmungen ber Landfagsabfchiede, der 
fuͤrſtlichen Reverfalen, und vieler Privilegien und Verordnungen. In fpäterer 
Zeit wurden aus dieſen Maffen, der. beffern Ueberfiht wegen,, Auszüge 
gemacht, welche die Herzoge unter dem Namen landſchaftlicher Pri⸗ 
vilegien beſtaͤtigten. Die letzte dieſer Zuſammenſtellungen iſt vom 9. 
April 1770, beftätigt von dem Herzoge Karl für ſich und ‚feine Nach⸗ 
folge. re ge Zi 
Seit der Einverleibung Braunfhweigs in dad Königreich Weſtpha⸗ 
len, galt in demſelben die Verfafſfung dieſes Koͤnigreiches vom 15. 
Nov. 1807, und die, in Angemeſſenheit zu dieſer Verfaſſung voͤllig neu⸗ 
geſtaltete, Staatsverwaltung. — | 
Nach der DVölkerfchlacht bei Leipzig erloſch das Königreih Weft: 
phalen. Das Herzogthum Braunſchweig mit Blankenburg erhielt feine 
frühere Selbſtſtaͤndigkeit und feine vorige Dynaſtie zurück, als gegen 
Ende des Jahres 1813 ‚der Herzog Friedrich Wilhelm aus Eng: 
land nach Braunſchweig zurückkam. Gr behieli mehrere der weſtphaͤliſchen 
Verwaltungseinrichtungen bei, und. wenn er gleich, während der Eurzen 
und Friegerifchen Zeit feiner Regiernug, die. Stände des Landes nicht zufam: 
men berief; ſo beabfichtigte er bo) eine neue Geſtaltung derfelben, fobald 
bie teutſchen Angelegenheiten auf dem Gongrefle zu Wien definitiv ents 
fhieden feyn würden. Nur die Schakräthe (die Ditglieder des engen - 
fändifhen Ausſchuſſes) berief-er im Dec, 1814 zufanmen. — 
Sein frühzeitiger Tod in der Schlacht bei Li gny (16. Juni 1815) 
. brachte die. vormundfchaftliche Regierung, während der Minderjährigkeit 
feines älteften Sohries,-des Herzogs Kart, in die Hände des damaligen 
Prinz: Regenten von Großbritannien, des nachmaligen Königs Georg 4. 
Der Prinz⸗Regent, der. gleichzeitig (1819) in dem Königreiche Hans 


nover eine wefentliche "Veränderung der frühen ftändifchen Verfaſſung 
einführte, beabfichtigte auch in dem Herzogthume Braunſchweig eine zeit: 
gemäße Unbidung der landſtaͤndiſchen Berfaffung nach der Urkunde vom 
* 9. April 1770. Es beftanden deshalb mehrjährige Berathungen mit 
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dem geheimen. Rathscollegium zu Braunſchweig ), Bis.‚enklich,. durch 
Verordnung vom 6. Sept, 4819; die bisherigen Stände, nach Präfaten, 
Nitterfhaft und Städten, fo wie auch bie (bi dahin von. den Braun 
ſchweigiſchen Ständen verfchiedenen) Stände des Fürftenthums Blanken⸗ 
burg zum 12. Det. 1819 einberufen wurden. Es ward ihnen der Ente 
wurf einer vevidirten Landfchaftsordnung zur Berathung vorgelegt, ‚und 
derfelbe, auf dem Wege des: Verttages, von den Staͤnden am 19. 
San. 1820. angenommen,, Die Unterzeichnung der Urkunde von bem 
Könige Georg 4; von Großbritännien, erfolgte am 25. April 18205 auch 
warb biefe Urkunde am 13, Juli 1820 von der Braunfchweigiichen Ge⸗ 
— dein Bundestage zu Frankfurt vorgelegt, um bei derſelben bie 
Erfüllung des 13. Akt. der teutfchen Bundesacte nachzuweifen, worauf 
bie Bimdesverſainmlung die Nieberlegung derfelben in ihr Archiv des 
fhloß. In Angemeffenheit zu diefer erneuerten Landſchaftsordnung wur⸗ 
den die Stände nach der neuen Drganifation zufainmenberufen, imd bes 
tatheten pie neue Staatöverwaltung bis zum Schluſſe des Landtages 
FE CE 21 
Als aber am 30. Det. 1823 der Herzog Karl (nach der Verlaͤn⸗ 
gerung der vormundſchaftlichen Regierung um ein Jahr), bie Regierung 
des Staates. antrat, unterließ er die Unterzeichnung der fogenannten Res 
verfalen, weshalb auch die, von biefer Unterzeichnung abhängige, Que 
gung nicht erfolgte. Er wollte durchaus die’ neue Landſchaftsor nung 
nicht‘ anetkennen, bie er fin ungefegmäßig, und untechtlich aufgedrun⸗ 
gen erflärte. Unter fortdauernden innern Zwiſten und Reibungen verfloß feine 
Regierung, die durchgehends das Gepräge der Willführ ind Laune trug**), 
waͤhrend bie ftändifche Angelegenheit ſelbſt bei dem Bundestage anges 
bracht ward. a ler 
Noch war diefe Sache nicht zur Entfcheivung gefommen, als ber 
Aufſtand zu Braunfchweig am 7. Sept. 1830, und der damit verbundene 
Brand des Nefidenzfchloffes den Herzog Karl zur Flucht noͤthigte. Nach 
diefer Flucht verfammelten fich die Landftände ohne Iandeöherrliche Zus 
- fammenberufung, und erließen am · 27. Sept. ein Manifefttt), welches 
eine gedraͤngte Darſtellung det Landesbeſchwerden enthielt, und bie Erz 
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*) Intereſſant iſt das Schreiben des k. hannoverſchen Staatsminiſters, Grafen 
v. Münfter, "aus Karlsbad vom 24. Auguſt 1819 an die geheimen Raͤthe zu 
Braunschweig. Es ſteht in: D. Zoͤpfl, die Regierungsvormundſchaft im Vers 
Hättniffe zur: Candesverfaffung. 1830, s. }. 8. Anhang ©, 10—12,)- Darin heißt 
ed: Im Herzogthume Braunſchweig iſt von einer neuen. Berfaflung zwar nicht 
die Rede, Beim Wicderaufleben und bei der erforderlichen Meodification ber alten 
ift-e8 aber unumgängliche Pflicht der Regierung, den Satz auszufprechen: 1) daß die 
Befchluͤſſe des Bundes in Bundesangelegenheiten. bie: hoͤchſte Autoritaͤt in Zeutſch⸗ 
land find; 2) daß vermoͤge der Bundesacte der Landesherr ſouverainer Bar iſt.“ 


«) Man vergleiche über bie Ereigniſſe dieſer Jahre Böpfl, es M 

**) Es ſteht in ber allg. Zeit, 1830 vom 7. October, außerordentl. Beilage 
49, fo wie in der Schrift: „der Aufftand ber Braunſchweiger am 6. v. 7. Sept. 
2 Aufl. Braunſchw. 1330. 8, en 
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Märung ausſprach: „ed fen eine-Auf die Grunbfäge bed allgemeinen Staatde 
echts ſich frügende Unmöglichkeit, daß ber Herzog Karl die Regierung des 
Landes fortfege.” er F | 
Nach dem Wunſche der Landftände ımd ber Bürger Braunfchweigg, 
übernahm der machgebohrne Bruder des Herzog, ber Herzog Wilhelm, 
durch Patent vom 28. Sept. 1830, „die Regierung ber Braunſchweigi⸗ 
ſchen Lande bis auf Weiteres.” Alle perfönliche und diplomatifche Ver⸗ 
fuche des Herzogs Karl, der Regierung von Neuem ſich zu bemächtigen, 
feheiterten an dem Ernſte feines Volkes, an dem beftimmt ausgefprochenen 
Willen feines nächften Verwandten, des Königs Wilhelm 4 von Großs 
britannien und Hannover, und an den Befhlüffen des zur Vermittelung 
aufgerufenen teutfchen Bundestages, — Anerkannt von Wilhelm 4, übers 
nahm. der Herzog Wilhelm am 20. April 1831 die völlige Res 
gierung deö Landes, bie er bis dahin nur proviſoriſch geführt hatte. 
Eine feiner erften Regierungshandlungen war die Berufung ber 
Stände des Landes nach Braunfchweig zum 30. Sept. 1831. Der 
Herzog eröffnete felbft bie Ständeverfammlung an diefem Zage. Er ex 
klaͤrte den Ständen in feiner Rede, daß er ihnen mehrere Gefegentwürfe 
(über den Staatsdienft, über die Organifation ber Verwaltungsbehörben, 
ein Preßgeſetz, eine Städteordnung 2c.) werde vorlegen laſſen, und ſprach 
ſodann in Hinſicht der Verfaſſung: „Vor Allem hat es mir nothwendig 
geſchienen, unfere landſtaͤndiſche Verfaſſung ſelbſt einer wies 
derhohlten Prüfung zu unterwerfen. Von dem Geſichtspuncte 
audgehend, daß eine Verbeſſerung einzelner Theile derſelben mit ben 
Grundprincipien unferer Staatseinrichtungen gar wohl vereinbarlich, je 
daß fie nothwendig fey, um volllommene Harmonie in allen Verhaͤltniß⸗ 
ſen jenes ehrwuͤrdigen Gebaͤudes zu erhalten, das unſere Vorfahren vor 
Jahrhunderten begründeten, habe ich eine Reviſion ber Landſchaftsord⸗ 
nung vornehmen lafen, bei welcher inöbefondere auf das Beduͤrfniß einer 
verbefjerten Vertretung Rüdficht genommen worden ift.“ | 


Zugleich mit dem Entwurfe einer revidirten Landfchaftös 
ordnung ward ben Ständen eine befondere — trefflich bearbeitete — 
„Entwidelung der hauptſaͤchlichſten Motiven des Entwus 
fes der revidirten Landfhaftsorbnung” vorgelegt... Zur Bes 
fchleunigung der Prüfung des Entwurfes, traten die Mitglieder der bis⸗ 
herigen beid en Abtheilungen (Sectionen — Kammern) der Landſtaͤnde 
zu gemeinſchaftlichen Sitzungen zuſammen; auch fand der Entwurf, 
in den ſtaͤndiſchen Sigungen vom 4 — 8. October, im Allgemeinen 
die Anerkennung ber Stände. Doc ward, für die nähere Prüfung und 
Begutachtung des Entwurfes, aud jeder der beiden Abtheilungen der Stände 
ein Ausfhuß von fünf Mitgliedern gewählt, und einfiweilen — 
bi8 zur Beendigung der Arbeiten diefes Ausfchuffes — die allgemeine 
ſtaͤndiſche Verſammlung vom 11. Detober an vertagt. Dieſe Berathun⸗ 
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gen. und: Arbeiter des Ausſchuſſes *) gheils unter ſich, theils mit. dem hews 
zoglichen Staatsminiſterium, wurden am 9. Auguſt 1832 beendigt. Ihr 
Ergebniß war der — revidirte, in vielfacher Hinſicht erweiterte und zu 
einem voͤlligen Grundgeſetze ausgepraͤgte — „Entwurf eine rrneuen 
Landſchaftsordnung,“ welcher am 27. Aug. 1832 der, von neuem 
nach Braunſchweig berufenen, Staͤndeverſammlung zur definitiven Bera⸗ 
thung und Annahme, nebſt mehreren andern Geſetzesentwuͤrfen, wohin 
befonderd dad Wahlgefet gehörte, vorgelegt ward. Er: 
Es folgen nun bie hierher gehörenden Urkunden. nn une, 
a) Gefammter -Landfhaft Privilegia und Befug« 

niſſe, vom 9. April 1770. 0... m 


Bon Gottes Gnaden, Wir Karl Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg 2e. 
für Uns, Unfere Bürftl. Erben und Nachkommen an der Landesregierung ; Urkunden 
hiermit: Was geftalt Namens Unfrer getreuen Landfchaft von Prälaten, Ritterſchaft 
und Städten, bie aus berfelben zu dem vorgewefenen Landtagsgefchäfte deputirten 
Stände Uns im Monat Julius des naͤchſtverfloſſenenen 1769ften. Jahres einen ‚aus 
den Landtagsabfihieden, fürftlichen Reverfalen, Verordnungen, Refolytionen, Bes 
gnadigungen und Documenten, auch hergebrachter Gewohnheit, zufammengeträgenen 
Extract der, vorgedachter gemeiner Landfchaft zuftehenden, Privilegiorum, Freiheiten 
and Gerechtigfeiten überreichet, mit beigefügter unterthänigfter Bitte, daß Wir über 
forgane, ſowohl Unfere getreue Landſchaft insgefammt, als eine jede Curiam bes 
fonders betreffende Privilegia, Freiheiten nnd Gerechtigkeiten, wie fie im einen Aufe 
fag zufammengebracht und oberwähntermaaßen Uns unterthänigft eingereicht worden, 
Unfere Landesfürftliche Gonfivmation zu ertheilen in Gnaden geruhen möchten. As 
Wir nun ſchon zum voraus während Unferer Regierung durch die That’ bezeugt 
und dieſes Mal gnädigft verſichern laffen, wie Wir allerdings gemeinet,. Unfrer 
getreuen Landſchaft der ihe zuflehenden Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten 
und Gerechtigkeiten ruhiglich genießen zu laſſen, auch den mit Unfrer,getreuen. Lande 
Schaft von Zeit zu Zeit und noch zulegt von Uns in dieſem Jahre verglichenen Lands 
tagsabfchieden, Neceffen und andern verbindlichen compactatis, aud vorhandenen Fans 
desfuͤrſtlichen Reverſalen ohnverbrüchlic, nachzufommen, und darüber mit allem Ernft 
und Nachdruck zu halten, mithin Wir fothanem unterthänigften Anfuchen in Gnas 
den ſtatt geben: So haben Wir den vorhin gedachten Extract fothaner Privile- 

iorum, Freiheiten und Gerechtigkeiten, nachdem folcher mit den dabei angeführten 

oeumentis zufammengehalten, auch mit dem in djefem Sahre neu errichteten Lande 
$agsabfchicde verglichen, was nad) ſolchem einer Aenderung oder Ergänzung beburft, 
geändert und ergaͤnzet, mithin dadurch alles in Richtigkeit und Gewißheit gefest, 
aud) aus befonderer gnäbigften Zuneigung für Unfre getreue Lundfchaft verfchiebene 
neue Begnadigungen hinzugethan worden, dieſem zu inferiven gnaͤdigſt befohlen, 
inmaaßen denn foiher von Wort zu Wort folgendergeflalt Tautetz 


Gefammter Landfhaft Privilegia und Befugniffe. 

1. Sn Ecclesiasticis und Religionsfachen 2c. 
. IL In Belitieis und Juſtizſachen. 
Art. 6. Se. Durchlaucht find gnaͤdigſt geneigt, durch Dero Fürftl. Geheimen« 
räthe, fo oft es dazu Gelegenheit geben wird, wo nicht dem größern, bennoch dem 
engern Ausſchuſſe von dem statu publico und vorfallenden Reichs- und Keeisaffaie 
ven, wie aud) fonft in Krieg und Frieden angehenden Sachen, und bei allen, dem 
Vaterlande zuftchenden Nothfäilen, vertrauliche Nachricht ertheilen zu laffen, wohine 
gegen fie‘, auch alle und jebe Stände, welche außer ihnen zu Rathe gezogen werden 
möchten, nicht nur als getreue Patrioten, alles in ſicherm silentio bei ſich zu behals 

ten, fondern auch als nati et perpetui patriae consiliarii den verlangten Beirat 
nach ihrem beften Wiffen und Gewiffen zu ertheilen haben. - J | 

Krt.7. Der gnaͤdigſte Landeöherr wollen Teine Dözfer, Schloͤſſer u. dergl. 


9 Auszüge aus biefen Berathungen fiehen in v. Strombeds ftaatswilfene 
ſchaftlichen Mittpeitungen, Heft 3. ©. 89 fi. (Braunfgweig, 189.8)... 
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und andere: anfehnliche Städe des: Herzogthums vergeben, noch alicniren; ed gefäche 
denn mit: Wiffen, Willen und Vollwort der Prälaten, Nitterfhafe und Staͤdte. 
Auch wollen hoͤchſtgedachter Landesherr in casu belli defensivi, mit Borbewußt 
und Einrathung der Landfchaft, die nöthigen Mittel vorkehren, wogegen gefreue 
Landſchaft in vorfallenden Kriegendthen zu Errettung und Vertheidigung drs Vater⸗ 
lande® dem Herkommen gemäß das Ihrige zu thun und anzuwenden, ohnvergeffen 
und bereitwillig ift und bleibet 2<. ⁊c. | 

Art. 9. Der gnädigfte Landesherr wollen von gefreuen Ständen bie Erbhule 
digung nicht eher verlangen, bis diefelben wie über den punctum primogenituras, 
alfo über dag pactum Henrico-Wilhelmianum hinlaͤnglich affecurirt worden find. 

- Xrt. 10. Wie die gnädigften Landesherren getreue Stände jederzeit alö per- 
etuos patriae consiliarios, welche die Pflicht auf fi haben, zu Sachen, bie des 

aterlandes Wohlfahrt und Beſtes betreffen, ihren Rath, fayoft fie gefragt werben, 
nad) beftem Wiffen und Gewiffen zu ertheilen, bei A tafıns landesfürftliher Ges 
fege und Verordnungen von Zeit zu Zeit in Rath genomihen haben; fo find dis 
Herrn Herzogs Durchlaucht nicht weniger gnaͤdigſt geneigtz:. fo oft es die Umſtaͤnde 
nöthig und rathfam machen, der getreuen Stände Gutachten zu vernehmen und fi 
ihres Beiraths zu bedienen. — 

Art. 14. Die landesfürftlihe Propofition bei Landtagen, welde mit dem 
Gottesdienfte den Anfang nehmen, wird getveuer Lanbdtafel auf berielben Anfuchen 
fchriftlich communicirt. Nicht weniger werden bie Goncepte oder Entwürfe der nad) 
den gepflogenen Handlungen auf dem Landfage zum Schluffe gefommenen Landtags 
abfchiebe getreuen Ständen ad revidendum et formandum monita vor deren Voll⸗ 
giehung gnädigft mitgetheilt. Ueber bie Landtagsabſchiede felbft fol cum eilecın 
gehalten, und beren Inhalt jeberzeit wnabbrühig nadhgefegt werben. Wenn über 
ben eigentlihen Sinn eines Landtagsabſchiedes Irrungen entftehen, Toll, da der⸗ 
felbe eine reciproque Verbindlichkeit mit ſich führet, niemals eine einfeitige Intep⸗ 
pretation Statt finden. 

Urt. 15. Die gnaͤdigſt confirmirten Schagräthe führen ihr eignes Schasfiege 
welches gleihwohl nad) abgetragenen — die fuͤrſtl. ee — 
fern iſt, und bis dahin in Verwahrung des Stiftes Sti. Blasii bleibt. 

Die Schagräthe Haben Macht, Gelder aufzuleihen und Berfuren damit zu mas 
chen, deffalls ihnen jedoch fürftl. Schuß gebühret, alfo dap fir und die Ihrigen, 
wenn fie fich auch gleich als Bürgen unterfchrieben hätten, weiter nicht ald jemand 
anders von ber Landſchaft verbunden bleiben. Das Collegium des engern Aus— 
ſchuſſes und Schatzrathes ſoll in feiner Conſiſtenz und Autoritaͤt geſchuͤtzt und exe 
halten ‚ und demfelben in dem, was de modo exsequendi und infonderheit wegen 
ie verorbneten perpetuirlichen Erecutoren vorgeſchlagen, gewille 
SGie ſetzen und entfegen indeffen die Schaseinnchmer, wie aud) andere bei 
Bierſteuer und Branntweinsacciſe — sn. und — — — 
bie Schatzrechnung der vier Diſtricte ab, nehmen auch interimsweiſe die Landren, 
a Earth und Branntweinsacciferechnung , imgleichen bie 

ide Wittwenkaſſerechnu 3 
—— nn fierechnung, auch Wegebefferungslafferehnung von dem . 
ud wird von ihnen, mit Zuthuung des größern Ausfchuffe i 

Landſchaft, ein landſchaftlicher Syndicus Eee — Ba In ae 
Fi der Beftallung, welche einem Jeden erfheilet wird, erlaffen ober nad bem 
sefinden entfiget. Die gefchehene Wahl des landfchaftlichen Syndici wird dem gnoͤ⸗ 
bigften Landes herrn jedesmal gemeldet, auch, wenn ber Syndicus den Eshuldigun Be 
eid noch nicht geleiftet hätte, folcher bei fürftl. Gcheimerathsftube abgenommen Die 
Wahl des Landrentmeifters wird von bem engern und kn Ausihuffe vOrgenOMe 
men, darauf dem gnädigften Landesherrn der Gewählte vom engern Ausſchuſſe zur 
grropen Confirmation präfentirt, aud von demjelben bie Inſtruction für ö 
andrentmeifter abgefaßt, unterfchrieben, mit dem Schasfiegel befiegelt, und ur 
gnäbigften Prüfung und Ratification eingefandt, welche darauf unter ves ** 
andesherrn Unterſchrift und beigedrucktem Canzleiſiegel expedirt wird, mit de * 
Inſerirung der neue Landrentmeiſter, von welchem St. Durchl. und getreuer Lande 
fhaft zugleich, der Dienfteid in fürftl, Geheimeratheftube in Gegenwart des * 
Ausſchuſſes geleiſtet wird, ſeinen Revers ausſtellt, und dem engern Aus raten 
sehn einliefert. Die Entfegung des Landrentmeifters * Ka 
a Are a en ee ia a cs iin a, 
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> Rice weniger iſt getreuer Sry eh frei ‚gelaffen, nebſt dem von dem gnäbige 
ſten Landesherrn bei der Kriegskaſſe beftellten Kriegscommiffario, einen Nebencom⸗ 
miffariunt, der monatliden Contribution halber, zu beftellen, welcher fowohl in bee 
—— —— als auch in der Landſchaft Pflichten ſteht. Imgleichen wird 
er Proviantverwalter von getreuer Landſchaft erwaͤhlt, welcher ebenfalls ſowohl ‚in 
des gnaͤdigſten Landesheren, als der Landfchaft Pflichten ſtehet. Be 

Die unter landesherrlicher Autorität verorbneten Brandverfihrrungsanftalten 
werden von dem engern Ausfchuffe dirigiret; die aus der Landrenterei vorgefchoffee 
nen und wieberaufzubringenden Gelber, nebft den aufgehenden Koften vepartiret, ause 
geraten, die dabei erforderlichen Bebienten beftellet, die vepartirten Gelder bei ber 

andrentereitaffe eingehoben, aud die Rechnungen über ſolche Brandverficherungs« 
gelber abgenommen.— Ä 

Das Collegium bes, Schagräthe und fogenannten engen Ausfchuffes beftehet 
aus dem Decano — erg des Stifts Sti, Blasii von und wegen ber 
Praͤlaten, breien Periontmrvon und wegen der Ritterfhaft und der Stabt Helmſtedt 
von und. wegen der Städte; und "haben bes gnädigften Landesherrn Durchl. die fuͤrſtl. 

näbdigfte Verfiherung von fich gegeben, daß folcher numerus nicht vermehrt werben, 
ondern es dabei ferner und inskuͤnftige fein unveränderliches Verbleiben haben, und 
alles, fo dem zuwider von ein und andern erſchlichen werden mödte, pro sub- et 
obreptitio declariret und aus gutem Borbedachte Faffiret und aufgehoben feyn ſoll. 

Der fogenannte große Ausfhuß beftchet aus vier Prälaten, neun Perfonen von 
der Ritterſchaft und den vier Städten: Braunſchweig, a Dr Seefen und 
Königslutter, und werden, wenn in ben erften beiden curiis Praelatorum et Nobi- 
um eine Vacanz vorfällt, von jeder Curie zur Erſetzung der bei ihr vacirenben 
Stelle, andre Perfonen erwählet, und der gnädigften Herrſchaft zur Confirmation 
untetthänigft praͤſentirt. Ä 
-  Menn eine Stelle im Ausfhuffe oder von ben Schagverorbneten vacivet, -und 
die Landſtaͤnde Jemand dazu vorfchlagen, der gnädigfte Landesherr auch benfelben 
approbirt; fol keiner ohne erhebliche Urfache ſich deffen verweigern, fondern ſich das 
gu gern brauchen laffen. 

Urt. 16. Alle Landesrechnungen, als der Kriegeskaffen Rechnung über bie Con« 
tribution und was bazu gehört; die monatlichen Milizrehnungen, Proviantrechnung, 
Gommisbädereirechnung, Landrentereirechnung, Bierfteuerrechnung, Branntweind« 
acciferechnung, die zu jeder der angeführten Rechnungen gehörigen Wittwenkaffen« 
rechnungen, werben, nachdem die Miliz⸗, Kriegslaffen-, Proviant-, Commisbäces 
reis, die dazu gehörigen Wittwenkaffen » und fpecifiquen Wegebeſſerungsrechnungen 
vorher getreuer Landſchaft communiciret, jaͤhrlich, auf Convocation des engern Aus⸗ 
ſchuſſes und. zweener Stände jeder Curie des groͤßern Ausſchuſſes, in deren Gegen⸗ 
wart in fuͤrſtl. Geheimenrathoͤſtube abgenommen. 

Die Rechnungen van den Wegebefferungen follen getreuen Ständen, da aus den 
Landedkaſſen dazu ein. beträchtlicher Zufchuß verwilligt, ber Abrede gemäß communie 
civet werden, Ä 

Art. 18. Getreuer Landfchaft ift geftattet,"fich zur Berathichlagung ber Lau⸗ 
desnothdurft, vermöge hergebrachter alter Freiheit, in zugelafienen Faͤllen zuſammen 
zu beſcheiden, welches fuͤr keine verbotene Conventicula und Conspirationes gehalten 
werben follen. 

Art. 19. Wenn von gefreuen Ständen wohlgemeinte und geziemende Erinnes 
zungen gefchehen, ſoll foldyes ihnen niemals übel genommen werben; «8 tragen aber Se. 
Durchl. zu Dero getreuen Ständen das gnädigfte Vertrauen, daß fie ihre etwa 
nöthig zu ſchn erachtete Erinnerungen mit gebührendem Refpecte und anftändigen 
Ausdrücen vorbringen laffen werden; und verfichern hingegen gnäbigft, daß Gie 
folchen Falls felbige in Ungnaden nicht aufnehmen, noch getreue Stände deßwegen 
beungnadigen oder zu ihrem Nachtheile ihnen etwas beibringen laffen wollen. 

Art. 21. Getreue Landfhaft ift nicht gehalten, diejenigen contrahirten 
Schulden, fo ohne Landesnoth und alſo zum Weberfluffe, - ohne deren Conſens go⸗ 
macht worden, zu uͤbernehmen. 

Art. 28. Anlagen und Schatzungen, welche entweder die Grundſtuͤcke des Lan⸗ 
des, necessaria vitae, oder ſaͤmmtliche Einwohner des Landes, ‚oder, doch den groͤß⸗ 
ten Theil derſelben betreffen, mithin gemeine Laſten find, ſollen andrergeſtalt nicht, 
als unter vorhergegangener Communication auf ‚offenen Landtagen und darauf er⸗ 
folgter Bewilligung aller Stände, ausgefhricben und aufgebracht werben. 

Getveue Eandiehaft ift auch nicht ſchuldig, über die versvilligte Zeit. mit den 
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re gu continuiren, fonbern es ceffiren biefelben nach abgelaus 
ee Zeit von ſelbſtſt. 
rm Nach fuͤrſtl. Reverſalen, Verträgen und Grunbfägen find getreue 
Staͤnde zu keinen andern Schägungen und Steuern, als zu Reichs:, Kreis und 
Prinzeffinnenfteuern, und zu demjenigen, was zur nothwendigen Defenfion des Va- 
terlandes grhoͤrt, verbunden. Weber bie außer folchen etwa eintretende gemeine Be⸗ 
dürfniffe, wird mit getreuer Landfchaft zuvor auf Landtagen beliberirt, und werben 
ohne berfelben Vorwiſſen und Bewilligung Feine Lanbesfchagungen und Steuern 
ausgefhriebeme ::- 2°... , 
‚Soviel die auf gemeinen Reichötagen bewilligten Reichöfteuern, imgleichen die 
Kreiöfteuern betrifft, wozu das hiefige Herzogthum beizutragen fhuldig ift, Laffen 
der gnaͤdigſte Landesherr es bei dem Herfommen und üblicher Aufbringung und 
Kttäung Horlelben berdenden, und :wolleh; jur weittrh Beforgung des Nöthigen 
dem engern Ausſchuſſe ‚der Landfchaft dem Reichsabſchied oder Reichsſchluß, worin 
bie Berwilligung gefchehen, nicht weniger die Abjchrift von den Quittungen ertheis 
let. laſſen, :weldje über ‚die auögezahlte Kreisftcuer eingegangen find. Wie in Anfes 
hung des modi oonvocandi der getreuen Stände artigulo 41. des heutigen Landtags⸗ 
abſchiedes ‚die völlige Vorfehung gemacht iftz. fo hat es dabei fein Bewenben. In 
Betracht des modi collectandi, falls dieferhalb, oder wegen fonft außerordentlich zu 
bewilligender Landesanlagen eine Aenderung oder ungewöhnlicher Vorfchlag gemadıt 
werden follte, ſoll darüber und durch welchen modum das Verwilligte aufzubringen, 
mit gefammten Ständen ‚gehandelt und gefchloffen werden,, wonach die Ausfchreiben 
ing: Land ergehen. follen, Es fol audy an die verorbneten Difteictscommiffarien von 
foldyen Veraͤnderungen, damit eine. Dorfichaft vor. der andern nicht überfegt werde, 
wie auch zu dergleichen Biped, bei vorzunapmender Verlegung der Gavallerie, von 
deren Singuartierungen jedesingl zeitige. Nachricht ertheilt merben. 

Art.25. Getreue Landfchaft ift nicht ſchuidig, cine Höhere Prinzeffinfteuer als 
zwanzig taufend Sürftengulden an, currenter Landesmünge, jedoch in Sorten, we: 
nigftens von 4 gGr.:Stüden, für eines wirklich regierenden Durchlauchtigſten Lanz 
deshertn Pringeſſinnen Töchter, es fen bei Derofelben Leben, ober nad) Dero von 
Gott verhängtem Ableben, auf gnädigftes Anfinnen des jedesmal zegierenden Ders 
3098 Durdlaucht, und für die Prüigeffinnen Töchter des jedesmaligen Durchlauchtig⸗ 
ſten Herrn Erbprinzen gegen die im fürftt. Haufe hergebrachte Verzicht herzugeben, 
und bedarf es dieſerhalb, da ſowohl die Summe, als der modus collectandi nach 
dem Rönterzuge, bei welchem es fein Verbleiben hat, ausgemacht und in Uebung 
iſt, keiher vorgaͤngigen landtaͤglichen Deliberation oder Verwilligung, fondern «8 
wird⸗uͤber· das vorſeyende Arsfchreiden, dem Herkommen nad), nur mit dem engern 
und größten Ansſchuſſe Abrede genommen. Die Schmuckgelder, und was zur übrigen 
Ausſteuer und Zum Beilager erfördert wird, aufzubringen, ift getreue Landfdjaft 
nicht fchuldig‘, fondern es wird folches von der fürftlichen Kammer übernommen. 
* —— — ‚binnen Jahr und Tag bezahlet und bis dahin nicht vers 
zin et ꝛc. J ars Fe Zee 2 —— 2 

Art. 8. Der gnaͤdigſte Landesherr wollen den Kriegsetat alſo einrichten, daß 
derſelbe den Kraͤften des kdandes gemaͤß ſey, und daß die Ausgabe bei der Kriegs: 
kaſſe die Einnahme derſelben niemals uͤberſteige, wie denn die aus dem Lande auf⸗ 
konimende Einnahme bei der Kriegskaſſe ohne Vorwiſſen und Bewilligung getreuer 
Stände nitmalsvergröbert werben Bann. 

— Ar t A6.. Wenn uͤber den ſchon feſtgeſetzten Fuß eine Augmentation der Land⸗ 
miliz jemals noͤthig gefunden werden folite, geſchieht ſolches nicht anders, als mit 

. Einrath und Bewilligung getreuer Stände, wie denn auch, fo viel den Gebrauch 
—— betrifft, es bei den vorhandenen Ausſchußordnungen ſein Bewen— 
en hat. * 
rt. 47. Wenn der gnaͤdigſte Landesherr aus landesfuͤrſtlicher Macht beträcht: 
liche Feſtungsbaue zumunternehmen noͤthig findet, follen getreue Stände über bie das 
zu gehörigen Mitteb- jedesmal gnädiglich "gehört werden 2c. 
art 64. Wenn fid) eine Bacanz im Schagcollegio unter ben abeligen Schag⸗ 
räthen ergiebt, werben vom engern Ausfhuffe, die im. Gollegio des größern Aus⸗ 
ſchuſſes befindlichen adeligen imeinbra_ und dazu noch fo viele aus ber Ritterſchaft, 
dazu jedoch der boͤchſte Landeshery, wegen Dero Patrimonialguͤter oder Aemter und 
fuͤrſtl. Güter, dig In der Ritternatricubbefindlich finds (vorbehaltlich jedoch des Er— 
Theinens bei’ allgem, nen Landesverſammlungen) nicht mitgezogen werben, ausge: 
rieben, daß felbige it bem! Ber Ausſchuſſe der Nitterfhaft majorem partem 


%s 


des corporis nobilium amade; don "welchen nebft dem en zur 


« 
I) 


ME 2.50. WBrammfchladg.: Sic vos)! 


Schatzrathswahl dergeftalt gefchritien. wird, -bafıtnan ihnen oei/membpe;nus: her⸗ 
Ritterſchaft des größeren Ausfchuffes, nach ber Vielheit der Stimmen * 2 ud 
dem gnädigften Landesherrn zur Confirmätionrunterthänigft präfentixf werben mfelche 
nach Höchftdonenfelben zuftchenden »‚Electidn :Serenissimus einem. derſelben :gnäbigft: 
ertheilen wollen. 2c. 2c. $ ne fir 

So. gefihehen und gegeben in "Unfrer Stadt Braunfchweig;:ben 9 April 4770. 
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b) Verordnung, die erneuerte Lanbfhaftsorbnung 
betreffend, vom 25. April 1820. 3 


. Wir Georg ber Vierte, von Gottes Gnaben König bes veveis 
nigten Reichs Großbritannien und. Irland,: audy- König: von Hannover,“ 
Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg zc. Im’ vormundſchaftlicher Regierung Un⸗ 
ſers vielgeliebten Wetters, Herin Karl, Herzogs zu Braunfchweig und Lüneburg zc.: 

- fügen hiemit zu er Ben LE EEE re 
Demnah Wir den, in Gefolg Unferer Verordnung: vom 6," September: vorigen‘ 
Jahres, zu Braunſchweig verfammelten Ständen bes Herzogthums Braunſchweig ; 
Wolfenbüttel und des. Fuͤrſtenthums Blankenburg: vor dallen andern Propoſitionen 
zuvörberft den Entwurf einer revidirten. Landfchaftsorbnung -für beide Länder: vor⸗ 
legen laffen, und derfelbe, nach den daruͤber gepflogenen Unterhandlungen und er⸗ 
folgter Vereinbarung, folgendermaßen wörtlich -abgefaßt und von den :Gtänden am 
genommen und vollzogen worden: ' ER a va ER Be 
Gi. 30% ii. 


.  Erfe — te — a — 2 ya Sr 
Von dem Weſen und den Beftandtheilen der Landſchaft, den Elgenfchaften 
und, Wahlen ihrer Mitglieder, We 


$. 1. ‚Die vereinten. Stände des Herzogthums. Braunfhweig: Wolfenbüttel und 
des Fürftenthums Blankenburg repräfentiren die Geſammtheit der. Einwohner. beider 
Länder, ohne befondere Beziehung auf die verſchiedenen Klaffen, denen. fie angehöe 
ven, und haben diefelben auf. den Landtagen und bei allen ftändifchen ‚Berfammlun« 
gen und Berathfchlagungen zu vertreten, deren Inteveffe. und. Rechte verfaffungs« 
mäßig wahrzunehmen, ‚und bie letztern infonberheit ‚auf. bie, ‚in. ber gegenwärtigen 
Landfchaftsordnung vorgefchriebene, Art und Weiſe in Ausäbung zu bringen. =. 

. 2. Die gefammte Landfchaft bildet, ein, aus zwei einander, an Rechten und 
Anſehen völlig gleichen Sectionen beftehendes, ungetrennges, Ganzes. Die. erfte ders 
felben begreift die Hälfte der bisherigen Prälafencurie und die Beſiher ber. bisher 
landtagsfähigen Güter; die zweite die andere Hälfte der biöherigen Prälatencurie, 
die Deputirten der Städte und die Abgeordneten der Befiger Ländlicher freier Güter, 
welche bislang nicht landtagsfaͤhig wareenn.— u 

$. 3. Zu der Nitterfchaft gehören alle. Eigenthuͤmer der bigher mit ‚Sig und 
Stimme auf den Landtagen berechtigten und im Beſitz ber Landſtandſchaft befindli⸗ 
hen adeligen Güter, jedody die Güter, welche ‚die Landesherrſchaft erworben hat, 


ausgefhloffen, namentlich die Befiger ber NRittaygäter Mm... lu s 
1. Allrode, 15. Bild, - -. 

2. Altena, F 16. Gattenftiebh,: 

3. Ampleben, 17. Deenſen, 

4. Aſtfeld, 18. Ku: Denkte, ı 

5. Bahrum, 19. Deſtedt, Sberburg, — 

6. Buchhagen, 20. Deſtedt, Unterburg, 
7. Benzingerode, Oberhof, J .ı u gas) = cn) 2 

8. Benzingerobe, Unterhof, 22 Duͤſterthal 

9, Bisperode, De e, 

10. Bodenburg, J 2a. Engerode, a 


14. Braunſchweig, Kuͤchenhof, = 3, Cie. RIEF 
12 Brunfenfen, * AR 26, @ittelde, an on 
13, Brunsrode, BT, Glentorfp.g 

—— — ee 
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22 Denia, un... 94 Rimmerohe, ., 
On. u mei iuut 5. Rottorf,;,,; 

31. Heerhauſann. 6, Sambleben, 

82. Hilprechtshauſen, 57. ‚Sceppau, 

3 Iehauſen, 3. Groß. Siebe, 

3 te heressss 59 Schlieſtedt, 

35; Kirchbraak, Oberhsff 66. Schoͤningen, Canzlerhof, 

86. Kirchbraak, unterhof, 61, Schoͤningen, Schulhof, 
Koͤnigslütter, Oberhoff, 62. Seeſen, 
8Koͤnigslutter, Unterhöf,., >. ..68, Stabtoldendorf, 

9. Küblingen, u. un... 6%, Süpplingenhurg, 

40. Laujngen, Ban, da 7 VIE. 65. Thiede, 

41. Leſſ ne Se Eau „66, shunt, - 

42. Linden --, N 67. Zimmenuobe, 
enden, .., 0 * 63. ‚Groß. Twuͤlpſtadt, 

a am Barenberge und Rhode, 69. Groß Vahlberg, 

5. Meinbreren, 20,20. Klein Vahlberg, 

46, Neindorf, 05,71, Beltheim an der Ohe, 

47. Nienhagen, VF I 72. Volkersheim, Oberhof, 

48, RiedernSickte.. 73. Volkersheim, Niederhof, 

49. Nordſteinke 2724. Wakum, 

50, Delher⸗ Oberhof. 75. Wendeſſen, 

—— — Unterhof 76. Weflerbraaf, 

52, Remmlingen, 2... +. 77..Windhaufen und 


$8,.Ribbagshaufen, . tu 78. Wolperobe. 

Dier Birilftinnme auf ben. Landtagen haftet auf dem jegigen ganzen Umfange ber in 
bie. Rittermatrikel eingetragenen Zubehdrungen. ber Güter, und foll eine Zerftüces, 
lung derſelben, oder die Veräußerung folcher -immatrigulirter Parcellen den Verluſt 
des Stimmrechts zur Folge. haben, woferne der. Befiser des Guts davon nicht vor: 
her bei dem permanenten Ausſchuſſe der. Landfchaft Anzeige gemacht und, auf deffen 
Bericht. an den Sandesherin,. die höchite Genehmigung feines Vorhabens er 
anst.-Baıl: ©... % Ber). . i 
vr 8.4 Aus: der bisher beftandenen Curie der Prälaten erfcheinen als Mitglie— 
ber der erſten Section: die Aebte der Stifter und Klöfter Königslutter, Amelunr: 
born, Riddagshaufen, die Decane oder Deputirte der Stifter St. Blafii und St. 
Epriaci und ‚ber Probft des Stiftes Steterburg; und als Mitglieder der zweiten 
Section "die Aebte oder: Proͤbſte der Stifter und Klöfter Marienthal, Michaelftein, 
Marienberg , Lorenz, Frankenberg, Clus und Brunshaufen. Ä 
3.5. Von Seiten der Stäbte des Landes wohnen deren Abgeordnete der zwei—⸗ 
ten: Section. bei, und zwar für die Hauptftadt Braunfchweig ſechs Deputirte, ‚für 
Wolfenbüttel und Helmftedt zwei; und jede der übrigen Städte, namentlich Blan: 
kenburg, Gandersheim, Haffelfelbe, Holzminden, Königslutter, Schöningen, Schöp: 
penſtedt, Seeſen und Stabtoldendorf fendet ein Mitglied. zu der VBerfammlung. 

‚8.6, Für den Stand ber nicht zu der Ritterſchaft gehörigen Grundbeftser 
auf dem ‚Lande wird in jebem SKreisgerichte aus der Zahl der fowohl auf. dem plat— 
ten Lande, als in den Städten und Flecken anfäffigen Schrift- und Freifaffen ein 
Deputirter aygerfehen und der zweiten Section zugeordnet, 

. ‚Die Güter und Höfe derſelben dürfen in ihren Hauptbeftandtheilen Keiner Dienft: 
und Meierverpflichtung unterworfen ſeyn, und follen von dem darüber aufgenom: 
menen Verzeichniffe die betreffenden Auszüge den verfchichenen Kreisgerichten zuge: 
fertigt werden, um ſich derfelben bei den. einzuleitenden Wahlen zu bedienen. 

Das Stimmrecht und die Wahlfähigkeit der Befiger ſolcher Güter und Höfe 
haftet auf dem jegigen Umfange derfelben, und geht eben fo, wie bei den Ritterguͤ— 
tern.$. 3. feſtgeſezt worden, durch Trennung und Veräußerung ber Theile derfelden 
verloren... i ug 

8.7. Es kann die. folchergeftalt zufammengefegte Landfchaft mit keinem neuen 

Mitgliebe vermehrt, und infonderheit die Landftandfchaft keinem Gute anders beis 
gelegt werden, , als mit. Bewilligung ‚des Landesherrn und Zuftimmung der ſtaͤndi— 
fhen Section, in welche ein. neues Mitglied aufgenommen werden foll. 
8. 8. Um auf. dem Landtage erfiheinen zu können, wirb erfordert , daß derje⸗ 
nige, welcher dabei. Sitz und Siimme führen will, volljährig, dev chriftlichen Res 
ligion zugethan, nicht wegen Verbrechen in Unterfuchung fey, ober zu einer härtern, 
as Geld s oder ſimpeln Gefängnißftrafe verurtheilt worden. — 


— 
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8.9. Wenn Jemand mehr, als ein Rittergut beſitzt; fo iſt er doch nur gu 
einer Stimme berechtigtz auch haben mehrere, welchen ein ſolches gemeinſchaftlich 
zugehört, davon nur eine Stimme zu führen, und hängt es von ihnen ab, wem 
fie unter ſich diefelbe übertragen wollen. F J 

Niemand kann auf einem und demſelben Landtage perſoͤnlich in dem beiden Sec⸗ 
tionen zugleich auftreten, wohl aber in ber, wo er nicht felbft_erfcheint, einen 
Bevollmächtigten ftellen. Wer vermöge ‘feines Amtes in eine ber ‚beiden Sectio—⸗ 
nen eintritt, muß da perfönlidy anmwefend feyn, wo ihm das. Amt: den Plaß ans 
weifet. Wer als Befiger eines Nitterguts zu einer Viriiſtimme berechtigt, zugleich 
aber, wegen eines ihm zugehörigen Freifaflenguts, zum Deputirten der Freiſaſſen 
erwählt ift, muß perfönlich in der zweiten Section ſich einfinden. ne 

10. Frauenzimmer Eönnen nicht in Perfon auf dem Landtage erfcheinen. 

Für Verheirathete wird das auf ihren Gütern ruhende Stimmreht von ihren Ehe⸗ 
männern ausgeübt; Unverheirathete Eönnen es von einem Bevollmächtigten ausüben 
laſſen; jedoch muß ber letztere felbft Rittergutöbefiger ſeyn. Für Minderjährige ges 
Schieht folches durch ihre Vormuͤnder. Den Hausjohn vertritt der Vater, wenn 
wegen feines Gutes Feine befondere VBormundfchaft angeordnet ift. Ueberhaupt kann 
jeder Rittergutsbefiger, fo wie jebes vermöge feines Amtes eintretende Mitglied 
der Landfchaft, wenn es verhindert wird, in Perfon auf dem Landtäge zu erjchei« 
nen, zur Führung feiner Stimme einen Mitftand, oder ein Rittergutsbeſitzer einen 
feiner volljährigen Söhne, bei Fibdeicommiffen den Subftituirten, ſchriftlich bevoll- 
mächtigen; jedoch muß das Hinderniß jedes Mal befcheiniget werben, und mehr als 
zwei ſolcher Vollmachten darf Fein Landftand übernehmen. Für in Eoncurs gera 
thene Rittergüter ruht das Stimmrecht fo lange,‘ ald der Concurs dauert. 
$. 11. Die Städte werden durch den Vorfteher, der die Güter der Stadt verwals 
tenden Behörde (Bürgermeifter, oder wie ber erite Staatsbeamte nad) der beftchens 
‚den oder kuͤnftig einzurichtenden Verwaltungsorbnung heißen möge) vertreten; daher 
auch in den Städten Braunſchweig, Wolfenbüttel und Helmftedt der Stabdtdirector, 
erfte Stadtrath oder Bürgermeifter, vermöge feines Amts, einer der von diefen 
Städten abzuordnenden Deputirten iſt. Die übrigen“ fünf Abgeordneten der: Stabt 
Braunſchweig müffen aus der Bürgerfchaft gewählt werden, und zwar bergeftalt, 
daß zwei derfelben aus den Großhändlern, Banquiers und Fabrifherren, die drei 
andern aber aus der übrigen Kaufmannfchaft, den Eleinern Fabrikanten, Rentirern, 
Künftlern oder Handwerkern und anderen bürgerliche Nahrung treibenden Perfonen 
zu nehmen; auch müffen diefe Deputirte ſaͤmmtlich mit Grundftücen angefeffen ſeyn. 
Ein Gleiches gilt von ben zu mwählenden Deputirten der Städte Wolfenbüttel und 
Helmftedt, welche ebenfalls zu den Glaffen der bürgerlichen Gewerbe treibenden Eins 
wohner gehören müffen. Diefe Abgeordneten der erwähnten Stäbte werben für je: 
den Sandtag von den Stadtdeputirten durch die Mehrheit der Stimmen gewählt, 


. und gefchieht diefe Wahl unter Leitung der Juſtizbehoͤrde, welche den Gewählten 


davon benachrichtigt und darüber eine Urkunde zur Legitimation deffelben auöfertigt, 
jih jedoch alles Einfluffes auf die Wahl feldft zu enthalten hat. Findet fich bei 
— gewählten Perfonen eine Gleichheit der Stimmen; fo entſcheidet das Loos 
unter ihnen. 


$. 12. Die Deputirten der zur zweiten Section gehörigen Beſitzer freier, bis⸗ 
ber nicht landtagsfähiger, Güter werden durch freie Wahl von den Befigeen felbi- 
ger Güter ernannt, und zwar bergeftalt, daß diefelben, fo viel ihrer im Umfange 
des Kreisgerichts fich befinden, auf Veranlaffung und unter Leitung des Kreisge— 
richts zufammentreten, und ihren Deputirten durch Mehrheit‘ der Stimmen uus 
ihrer Mitte ermählen. | 
Es können jedoch unter den Beſitzern der Freifaffengüter nur foldhe zu Depu— 
tirten erwählt werben, welche den Ackerbau als ihr Hauptgewerbe betreiben, -nicht 
aber diejenigen, bei welchen andere bürgerlihe Verhältniffe vorherrfchend find. 
Wenn in einem Kreisgerichte weniger, als drei folcher freier Gutsbefiser vor- 
handen feyn folltenz; fo kann unter diefen eine ſolche Wahl nicht Statt finden, fon- 
dern felbige müffen, auf Veranlaffung ihres Kreisgerichts, mit den Deputirten eines 
benachbarten Kreisgerichts zur Wahl zufammentreten, durch welche fodann auf die: 
„ felbe Weife, wie vorfteht, bie Deputirten für beide Kreisgerichte dur; Stimmen: 
medrheit ernannt werden. Das Kreisgeriht, mit deſſen Deputirten folchergeftalt 
zur Wahl zufammen zu treten ift,; ift daffelbe, vor welchem die Beamten des ber 
treffenden Kreisgerichts in perfönlichen Sachen, nad Anleitung der Verordnung 
vom 24. Februar 1814, Recht zu nehmen haben; nur mit der Ausnahme, - daß, 
eintretenden Falls, die Kreisgerichte Wolfenbüttel und Riddagshaufen nicht mit den 
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— Tbente und. Braunſchweig, fondern unter ſich gegenfeitig zufammen: 
treten. jollen. —— 
— dem betreffenden Kreisgerichte wird dem vorſtehendermaßen erwaͤhlten 

Abgeordneten zu feiner Legitimation eine gerichtliche Ausfertigung darüber gegeben, 
auch. von der getroffenen Wahl an die Landesherrfchaft berichtet. 

Die. bisherigen Abgeordneten, ſowohl der Städte als ber ‚Ländlichen Grundbes 
fißer, können, bei einer neuen Zufammentunft der Landftände in gleicher Eigenfhaft 
wieber gewählt werden und. erfcheinen. 

9:18, Sollten ganz. befondere und wichtige Gründe eintreten, warum Jemand 
dem in ihn geſetzten Vertrauen nicht entſprechen, und das ihm durch die Wahl 
uͤbertragene Amt eines Deputirten einer Stadt oder eines Kreisgerichtsbezirks nicht 
annehmen kann; fo muß er ſolches, nach erhaltener Benachrichtigung, der betref⸗ 
fenden Behörde fofort anzeigen, damit von bderfelben wegen einer neuen Wahl bas 
Nöthige zeitig ‚verfügt werde. B | 
— — 3wieiter Titel. 
Von den Pflichten und Rechten der Landſtaͤnde. 


. 14. Die erſte und heiligſte Pflicht der Landſtaͤnde beſteht darin, daß fie bie 
Mohlfahrt und das Beſte des Vaterlandes und ihrer Mitbürger in dem ihnen ans 
gerwiefenen Wirkungskreife, ohne alle Nebenabfichten und Rüdfichten auf einzelne 
Perſonen und Verhältniffe, nach ihrer beften Einfiht mit Gewiffenhaftigkeit zu beför= 
bern, fuchen und bei allen Ungelegenreiten und VBorfällen, mo ihre Einwilligung und 
Mitwirkung. und ihr Rath erfordert wird,. haupifählih vor Augen haben. Hier— 
naͤchſt haben diefelben bei Ausübung der. ftändifchen Rechte und Befugniffe, und bei 
allen Berhandlungen ber Landfchaft, die beſtehende Verfaſſung und feftgefegte Ord— 
nung ‚gengu zu beobachten. — 
15. Da, der bisherigen Verfaſſung nah, nur bie Reichs-, Kreis- und 
Drinzeffinrienfteuern, fo wie überhaupt die zur nothwendigen Vertheidigung des 
Baterlandes erforderlichen Auflagen, ohne vorherige Vermwilligung der Stände, auf: 
gebracht werden mußten; fo erhält biefer Grundfag im Wefentlichen bei ber allge- 
meinen Befteuerung des Landes auch ferner feine Anwendung. 
‚Nur. verfteht es ſich, bei den ingwifchen in Zeutfchland. eingetretenen Verände: 
rungen. der Staatsverhältniffe, und da vermöge derfelben die Verfügungen und Be: 
ſchluͤſſe der Bundesverfammlung für ſaͤmmtliche teutſche Staaten verbindlich find, 
daß die darnach und zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen des Landes erforder: 
lichen Steuern und Laften von den Unterthanen getragen, und ftatt der vormaligen 
Reiche: und Kreisenlagen auch ferner nad) Beduͤrſniß aufgebracht werden müffen. 
Wenn aber zu anderen Staatszweden und Einrichtungen neue Abgaben den 
Einwohnern des Landes auferlegt und von ihnen entrichtet werben follen; fo Tann 
ſolches nicht anders, ald mit Einwilligung ber Stände gefchehen. Ein Gleiches gilt 
von neuen £eiftungen, welche den-Unterthanen auferlegt werden follen, und nicht 
unter der ihnen obliegenden Landfolge, als Kriegsfuhren und dergleichen hergebrach— 
ten Laften, begriffen find. Es darf ſolchemnach in Hinſicht der beftehenden Auflagen 
und-Leiftungen feine Veränderung ohne Concurrenz der Landftände getroffen werden. 
‚8. 16. Es macht hierbei feinen Unterfchted, welche Gegenftände ſolche allge: 
meine Landesauflagen und Leiftungen betreffen, ob fie auf; Grundſtuͤcke, Vermögen, 
Perfonen, Gewerbe, oder auf den Verbrauch von Lebensmitteln und Confumtibilien 
gelegt werben ſollen; hingegen iſt diefe erforberlihe Bewilligung der Stände nicht 
auf ſolche Abgaben und Leitungen zu ziehen, welche vermöge der höchften Poligeis 
gewalt zur Leitung des Handel und ber Gewerbe, oder zur Ausführung nöthig 
befundener polizeilicher Einrichtungen und Maafregeln anzuordnen find, als wohin 
„namentlich Zölle, Wegegelder und Padhausentrichtungen zu redynen find, Indeſſen 
folten, hinſichtlich der zu entrichtenden Chauffeegelder, kuͤnftige Abänderungen bes 
beftehenden Tarifs nicht ohme Zuftimmung der Stände vorgenommen werden. Eben 
fo wenig bedarf es der ftändifhen Concurrenz und Zuftimmung in Hinficht der 
Aufbringung und Repartition der, ihrer Natur und Belchaffenheit nach, einzelnen 
Gemeinden, Städten, Ortfchaften und Diftricten obliegenden Laften, Ausgabeh und 
Koften, welche nach ben Beitimmungen der Regiexung durch die betreffenden Behör- 
ben zu veguliven find. Es verfteht ſich jedoch von felbft, daß Hierunter nur die 
Ausgaben für die Bebürfniffe jedes Orts gemeint find, und daß allgemeine Landes: 
anlagen oder Einrichtungen nicht unter der Benennung von Gemeindelaften einge 
führt ober — eder den Gemeinden auferlegt werben ſollen. 
8.17. Das ſtaͤndiſche Steuerverwilligungsrecht erſtreckt ſich übrigens, bei ſei— 


ner Ausübung, nicht blos auf die Art’ und. den Betrag-der öffentlichen Ab— aber und 
Leiſtungen, ſondern auf. die Grundſaͤtze und Verhaͤltniſſe, nach welchen ſeibjge auf 
Gegenſtaͤnde oder Perfonen ku legen und zu vertheilen find > ſo wie Auf DIE Dauer, 
Erhebungsweife und Derwendung' der: aufzülegenden Steuer. 9 tem — 
Nachdem über alles dieſes zwiſchen der Lanbesherrſchaft und hen verſammelten 
Staͤnden die nöthigen' Unterhändlungen und Beräthungen gepflögen ;'-uhb “eine ges 
meinfame Uebereinkunft getröffen worden!" wird in deren: Gem Bheit die verwilligte 
Auflage durch eine uf die gewöhnliche MWeife/' und mit Bezug Auf: die’ gepflogene 
Untergandlung mit der Landſchaft/ zu — Yandeshecrlicye Beroränlng aus: 
geſchricben und ihre Erhebung verfügt: ee 
- 8218. Die Beſtimmung, daß ohne vorgaͤngige Bewilligung‘ der geſammten 
Stände, keine allgemeine‘ Steuer oder Leiſtung alisgefchrieben werden kann, leidet 
nur die einzige Ausnahme,’ wenn ih Fehr dringenden Fällen das Beduͤrfniß “und 
Beite des Landes es nicht erlaubt, mit dev Ausſchreibung ber nöthigen Steuer oder 
Leiſtung bis zur Berfammläng der gefammten; Landſchaft Anftand zu nehmen. 
Wäre ein folder dringender Fall eingstyeten; ‚fo wird die Landesherrſchaft dar⸗ 
über mit den. von den Ständen ernannten ltglittern des 8.19. erwähnten Steuer: 
collegii, als beftändigen Deputisten der Stände, zum. Behuf der einſtweilen zu trefs 
fenden Maaßregeln tommuniciren‘; un dieſe haben alsdann, in foferne:die Eile: der 
Sache ſolches erlauben ſollte, mit dem zu bildenden :größeren Ausfchuffe:der Bande 
Ichaft zufammen zu treten und fehizu vereinigen.‘ Die hiernach vorläufig” getwoffe: 
nen Verfügungen’ und Anordnungen müffe jedoch auf dem nächften Landtuge den 
grfammten Ständen eröffnet, ihnen bie vorgewalteten Umftände, welche bie Auf 
bringung einer außerorbentlichen Steuer, oder die: Auferlegung einer heuen- Lelſtung 
nothwendig gemacht, dargelegt und, nathdem auf ihre Zuſtimmung angetragen wor— 
den und daruͤber Berathung geſchehen, die weitern Verfuͤgungen mis’ ihnen gemein⸗ 


“ - A 


ſchaftlich befchloffen. and zur Ausfügtung gebracht werden. 5 En 
819: Die: verwilligten md ausgeſchriebenen Steuern aller Ark follen unter 
der Aufficht und Leitung eines: don: dem Landesherrn und den Staͤnden gemeinfchaft: 
lich beſetzten und abhängigen: Landesſteuercollegii erhoben, verwaltet und berechnet 
werden. EEE Se Baer 
Dieſes Collegium ift in Hinſicht feiner Amtsführung ſowohl dem; Landesherrn, 
als den Ständen dahin verpflichtetꝰ und ‚verantwortlich, daß in Abſicht der: Erhet 
bung und Verwaltung der Steuern überall’ den beftehenden Landesgeſetzen gemaß 
verfahren werde. Tı mm tt | rd et 
IT Würden in- befonbern- Faͤllen fpoctelle Inſtructionen für daffelbe erforderlich; ſo 
ſollen ſelbige von der Landesherrſchaft mit den Ständen concertirt werden* 
Es wird aus ‘acht Mitgliedern oder Raͤthen beſtehen, von welcher die eine 
Halfte von dem Landesheren ‚und: dietiandere von’ben Ständen ernannt wird, ar”! 
.; Dem Landesherrn iftıes überlaffen, die Beeidigung und Einfuͤhrung der Mit: 
glieber des Steuercollegii zw'verfügen, und zu beflimmen, - wer ‚unter ihnen den 
Vorſiß darin zu führen habe, ſo wie Hoͤchſtdemſelben auch die Ernennung des dabei 
anzuftellenden Secretairs und der fubalternen Dfficianten zufteht. : "7... 
8.20. Das Landesſteuercollegium bat, als zu feinem Wirkungskreiſe gehörig, 
folgende ihm obliegende Geſchaͤfte zu.beforgen: © WE 
. 2); die bei,dem Steuerdeparteitient und beffen verſchiedenen Zweigen nöthigen 
Beamten und Offitianten zur landesherrlichen Anftellung vorzuſchlagen und 
piernaͤchſt zu verpflichten: zur beſtallen und zu inſtruirenz 7 
nach den’ getroffenen Beftimmungen’ über: die "Erhebung ‘und Verwendung der 
beſtehenden und verwilligten Steuern, bie jährlichen Etats über die Einnahme 
und Ausgabe der Steuerkaffen zu entwerfen und zur landesherrlichen Geheh: 
migung einzufenden; ln eur 
3) in Gemäßheit der genehmigten Etats die Erhebung der. Steuern anzuordnen 


und cerequiven zu laffen, auth wegen der nachgeſuchten, oder in Antrag Toms 
menden Remiſſionen ‚Borfchläge zu thunz 7 0. m —* 
4) jauf gleiche Weife die Verwilligungen, Zahlungsbefehle und Anweiſungen an 
‚ bie Steutrerheber und Verwalter zu’ erlaffen, und dahin zu fehen, daß folchem 
gemäß die eingehebeneh Gelder wirklich verwandt, und infonderheit die zu ben 
Localbeduͤrfniſſen nicht angewiefenen Gelber in’ die allgemeine unter der Auf- 
ſicht und Verwaltung' des Eollegii ſtehende ‚Steuerkaffe richtig abgeliefert 
werden;; za Ä GE 
5) ‚die allgemeine und genaue Aufficht über die Localfteuerkaffen und deren Ver: 
waltung zu führen; ’- Ä — 
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6) bie’ Steuererhebet · und Verwalter zu einer ordnungsmäßigen und überfüchtlichen 
Führung ihrer Rechnungen, fo wie zu gehöriger Und prompter Ablegung ber: 
sin sfelben anzuweiſen und anzuhalten, auch zur Gontrollirung der Rechnungsfuͤh— 
5 rer zweckmaͤßige Einrichtungen zu treffen; . 
7) die eingereichten: Rechnungen über die verfchiebenen Steuererhebungen forgfäl: 
*:..tig monirensund.revidiren zu laſſen, auch abzunehmen, .hiernächft aber die ab- 
“genommenen und darauf. Bezug habenden befonderen Rechnungen, nebft den 
Monitis, deren Beantwortung und darauf abgegebenen Resolutis an das fürftl. 
Tt geheime" Rathscollegium einzufenden, worauf befagtes Collegium eine nochma- 
rs ige:Meviftch und wegen Liberation der Rechnungsführer das Erforderliche 
er tperfügen Wiebz ddccc 
8) die Verwaltung der allgemeinen Steuerkaffe, welde dem Collegio, abgefon: 
3 dert von ben landesherrlichen Kaffen, untergeordnet wird, und die Dispofi: 
* — über die darin befindlichen Gelder zu den im Voraus angewieſenen 
Zwecken. 
vn Go wenig aber die Landesherrſchaft uͤber die Steuerkaſſe einſeitig verfuͤ— 
ro gen’wirdz;icben fo wenig darf dies, von Seiten des Steuercollegii, zu an: 
"dern, "als den beftimmt vorgefchriebenen Zwecken gefchehen. Würden daher 
Meberſchuͤſſe in der Steuerfaffe entftehen, über deren Verwendung im Voraus 
sono nicht beftimmt wäre; jo hat das Steuercollegium darüber, wie folche 
zum Beften des Landes am beften zu verwenden, gutadhtlihen Bericht an 
die Landesherrfchaft zu erftatten und erft, nad) erfolgter deren Zuflimmung 
oder andermweiter gemeinfchaftlicher Uebereinkunft, darüber demgemäß zu ver: 
fügen. Die jährlihe Rechnung über die allgemeine Steuercaffe wird der 
Landesherrfhaft abgelegt, welche - felbige revidiren und die eiwanigen Bemer: 
'':Eungen erledigen, auch bei jebeömaligem: Landtage den verfammelten Land: 
ftänden vorlegen läßt. 
9) Hat das Randesfteuercollegium bie Direction ber allgemeinen Brandverficde: 

' zungsanftalt zu übernehmen, und 

10) die von. der Landesregierung verlangten, ober font durch die Geſchaͤftsfuͤh— 
rung veranlaßten, Berichte, Gutachten und Vorſchlaͤge in Steuerfachen auszu— 
arbeiten. und einzureichen. - J 

Ob die Beſorgung der, das Landesſchuldenweſen betreffenden, und dahin ein— 
ſchlagenden, Angelegenheiten dem Steuercollegio, oder einer eigenen gemeinſchaftli— 
chen Commiſſion zu Übertragen, und welche Grundſaͤtze und nähere Beſtimmungen 
uͤber dieſen wichtigen Gegenſtand anzunehmen und feſtzuſetzen, am zweckmaͤßigſten 
ſeyn werde, wird einer beſondern Berathung und Uebereinkunft zwiſchen der Lan— 
desherrſchaft und den Ständen vorbehalten. 

z. 21. Die Gefchäfte diefer gemeinfchaftlichen Steuerbehörbe werden ganz colle: 
gialiſch behandelt. Zeigen fich, daher bei:;den Verhandlungen getheilte Meinungen; 
ſo entſcheidet, ohne Unterfchied:i des..norliegenden Gegenftandes, jederzeit die Mehr: 
beit der Stimmenz bei einer ſich ergebenden Gleichheit verfelden, giebt aber die 
Stimme des vorfigenden Mitgliedes den Ausfchlag. - 

8. 22. Ueber die Art und Weife, wie die Gefchäfte des Steuercollegii zu bes 
treiben, fo wie wegen der zu haltenden Sigungen und deren Anzahl, wird das 
Nähere, befonders ‚mit Benugung der erft zu fammelnden Erfahrung, gemein: 
ſchaftlich beſtimmt, und in einer. zu erlaffenden Gefchäftsordnung vorgefchrie- 
ben werden, © E 

$.23.. In Hinfiht der, ſowohl den Mitaliedern, ald den Subalternen des 
Gteuercollegii: auszuſetzenden, angemeffenen Befoldungen und deren Anweiſung, 
wird gleihfalls fofort unterhandelt, und ein befonderes Uebereinkommen getrof: 
fen werben. j 

5. 24, Den verfammelten Ständen follen die Etats und Rechnungen Über die 
Einnahme und Ausgabe der allgemeinen Steuerkaffe, auch eine Nachweiſung über 
die Verwendung der, durch die ausgefchriebenen Steuern eingegangenen, Summen 
von einem Landtäge zum andern vorgelegt werden, und Eönnen biefelben, wenn fie 
es für angemeffen und zuträglich erachten, fchriftliche Bemerkungen darüber bei der 
Landesherrfhaft' einreichen und Anträge darauf gründen, welche alsdann, nach Ber 
ſchaffenheit der Sache, weitere Erörterungen, Unterhandlungen und gemeinfame Ber 
fügungen herbeiführen koͤnnen. ’Die Etats über neu anzulegende Steuern: werden 
ſtets von dem Landesherrn und den Ständen gemeinfhaftlid regulirt. BE 

., 8.25. So wie bei Auflegung neuer Steuern, cben fo erforderlich ift die 
Einwilligung. der Stände, wenn auf. den Credit des Landes Anlehne contrahirt, 
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und Staats⸗, Kammer⸗, Stifts- und Rlöftergäter s;oder Einkünfte: verpfaͤndet, 
oder veräußert werden ſallen. Die oberſte Verwaltungsbehoͤrde der obengedachten 
Güter ift dafür verantwortlich, daß, in Anfehung: derfelben , nicht: andeng verfahren 
werbe. Ueber den Betrag, die Bedingungen und. bie Ruͤckzahlung ſolcher, Staats⸗ 
anlehne muß: aufr gleiche Weiſe vorher mit: den Ständen: communigiot, und( Tine 
Vereinbarung getroffen werben, Auch. ift überhaupt wegen . des Landesſchuldenwe⸗ 
fens mit ihnen Berathung zw: pflegen, und foldhes nach gemeinſamen Befchlüffen 
und Beflimmungen: zu regulivem.. 0. 2.2 ur. oe ed ei 

g. Verordnungen, welche eine Abänderung in den beſtehendennallgemeinen 
Civil: und Griminalgefegen: bezweden, merben, fo oft es hie Umſtaͤnde geftatten, 
ben Ständen vorgelegt, und diefelben darüber mit ihren Bemerkungen, Gutachten 
und Rath gehört werden. .: ae A EN 

8. 27. Ein neues Eivil« und; Eriminalgefegbuch, eine neue Procaß- und all- 
J— ——— koͤnnen nicht, „ohne Berathung mit den Ständen; einge⸗ 

rt werden. rs, 

$ 28. Iſt von weſentlichen Veränderungen die — welche die Landesver⸗ 
faſſung, Landescollegien, Gerichts- und allgemeine Verwaltungsbehoͤrden, deren 
Wirkungskreis und Verhaͤltniſſe betreffenz fol von Beſtimmungen, welche zwifchen 
dem Landes fuͤrſten und der Landſchaft vertragsweiſe getroffen ſind, abgewichen; ſol⸗ 
len allgemeine geſetzliche Veraͤnderungen, in Anſehung der Zehnten, Dienſte, ‚Meier: 
und fonftigen gutsherrlichen Verhaͤltniſſe und Gefälle verfuͤgt, ober endlich allge— 
meine Geſetze über die Theilung der Gemeinheiten gegeben werden; fo ift hierzu alles 
geit eine Verhandlung. und Uebereinkunft mit den Ständen nöthig. BEN: 

29, Wenn die. Stände,,auf dem Landtage verfammelt find, fteht ihnen Frei, 
dem Sandesfürften. Vorſchlaͤge zu: allgemeinen Landesgeſetzen, Verfügungen. und An: 
ftalten zu thun,: und werben. folkhe,nan der Regierung ſtets mit aller Aufmerkſam⸗ 
feit aufgenommen, forgfältig geprüft und thunlichft berückfichtigt werben; ;:: 

8. 30. Nicht. wenigerifind:;die: Landftände, befugt, wegen. bemerfter -Mängel 
oder Mißbräuche bei der Gefeggebung, Rechtspflege, und Verwaltung. der öffentlichen 
Angelegenheiten angemeffines' Verträge. an den Landesfürften zu ziehten, und fich 
über deren Abſtellung gutachtliche. zu .Außern. a a ken 

$. 31. Auch ift hen Ständen unbenommen, falls fie dazu binlängliche ‚Gründe 
& haben glauben, dem Landesherrm Beſchwerden und Klagen über die Höhern Lans 
esbehörden und Staatödiener,- wegen pflichtwidriger Verwaltung ihrer Amtsge⸗ 
ſchaͤfte, vorzutragen, beſonders wenn. dieſelben ſich dadurch vorſchrifts⸗— ‚und orbs 
nungswidrige Willkuͤhr und Eingriffe in die buͤrgerlichen Rechte ‚der: Unterthanen, 
oder in die Verfaſſung des Landes Yrlaubt haben follten, und werden. auf folche. ber 
ſchwerende Vorftellungen jeder Zeit genaue Unterfuchungen angeftelt, und, wenn 
fie begründet erfcheitien, die Angefhülbigten zur gebührenden Verantwortung und 
Strafe gezogen, auch fonſt darauf ale Angemeſſenẽe abhelfliche Verfügungen getrof: 
fen werben. In Anfehung: imtergeordneter Beamten und einzelner: Midglieder der 
Landescollegien, Tönnen indeſſen dergleichen Anklagen nicht anders: angebracht wer: 
den, als wenn felbige fchon vorher bei der. vorgefegten Behörde orbnungsmäffg 
—— und von derſelben unbeachtet und ohne gehoͤtige Remedur - gelafs 
en waren. Is ET en a 
$. 32. Um den verfaſfungs- und orbnungsmäßigen Gang der Staatsgeſchaͤfte 
und die öffentlichen Beamten wegen ihrer VBerantwortlichkeit zu ſichern, werben bie, 
unter der höchften Unterſchrift des Landesherrn erlaffenen, Referipte und. Verfuͤgun— 
gen jebes Mal auch mit der Eontrafignatur eines Miniſters oder Mitgliedes des 
Geheimenraths verfehen ; wodurch diejenigew:Collegia und Staatsdiener, an welche 
felbige gerichtet find; und alle; die 08 angeht, fich -vergemwiffern Können; daß bie 
betreffende Angelegenheit durch die rechte Behörde verfaffungsmäßig an. ben Landes: 
beren gelangt, und Höchftbeffelbeu Entfhluß darüber, nach geſchehenem Vortrage 
und vernommener Meinung ‚des Geheimenrathscollegii,. gefaßt worden ſey. Es 
kann baher eine mit: der, erforderlichen Gontrafignatur nicht bezeichnete. Ver⸗ 
fügung des Regenten in. Sandesangelegenbeiteu nur als eriölichen angefehen 
werben: eo eidg BEE N 
: 8.833. Damit ber nach den Bundesverpflihtungen zu haltende Militairetat 
um befto beffer auf eine, mit den Kräften des Landes übereinflimmende, Weiſe aus: 
geführt und. unterhalten werbe, follen ſolcherhalb die Geſetze ‚über. die -Mititairpflich- 
tigfeit und die :Aushebung der Mannſchaft mit den. Ständen ‚definitiv. concertirt 
unb erlaſſen werden, F — ae a 
5.84. Das im: $. 19. erwähnte Recht, dev Stände, vier Mitglieder zu dem 
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gemeinfchaftlichen. Landesfteuercollegio. zu ernennen, wich: vom benfelben bergeftalt 
ausgeübt, daß jede ‚Section aus. ihrer Mitte zwei Mitglieder durch relative Stim: 
menmehrheit: dazu erwählt, welche dem Landesherrn : zur . höchften Beitätigüung., zu 
reprafentiren und, ‚in Hinſicht ihrer: Anſetzung und Entlaffung, . andern Staatsdie⸗ 
nern völlig gleichgeſtellt ſind. Dieſe Wahl geſchieht, unter der Leitung des. Prä- 
ſidenten, mittelſt verfchloffener Zettel, auf welche die Namen der Gemwählten 
zu ſchreiben ſind, und die, nach Abgebung der Stimmen, fofort, exoͤffnet werden;:: 
Wer nach ber ,.auf ihn gefallenen, Wahl zum Steuerrathe einen: herrfcaftlis 
chen Dienft annimmt, oder. den bis dahin befleideten mit einem andern verkauft, 
verzichtet dadurch ſtillſchweigend auf jenes Amt,: kann jedoch bei; einer ‚neuen: Wahl 
wieder dazu auserfehen werben. . .. _ 

Die von der zweiten Section ehva ‘zu Steuerräthen gewählten Stabtbeputir= 
ten, außer dem ;Bürgermeifter,; oder ‚die, dazu exwaͤhlten Freiſaſſen, behalten, die 
Eigenſchaft als Deputirte für die Zeit ihrer, Amtsführung im Steuercollegio. 
Sollte die Stelle eines ftändifchen Steuerrathes durch den Tod oder auf andere 
Weiſe fieben Monate, oder noch früher, vor dem beftimmten Landtage erledigt. wer- 
den; ſo haben die bleibenden landſchaftlichen Steuerräthe ſaͤmmtliche Mitglieder der 
Section, von welcher der Abgegangene gewählt war, ‚binnen Monatsfriſt nad) 
Braunſchweig zu berufen, um durch ihre Wahl ein neues Mitglied des Steuercol: 
legii zu beftimmen. Zu der Gültigkeit einer folhen Wahl ift es hinlaͤnglich, wenn 
neun Mitglieder der betreffenden Section daran Theil nehmen. 
nn 35° Die von Seiten der Landſchaft dem Steuercollegio zugeordneten 
Mitglieder bilden” zugleich einen "bleibenden Ausfhuß derſelben für die, zwiſchen 
Den: Landtagen nöthig oder rathfam befundenen, Mittheilungen. Von dieſem be= 
ftändigen Ausfchuffe kann die Landesherridjaft, To oft es ihr gut duͤnkt, Nachrich- 
ten, Berichte und Gutachten einziehen; es ift demfelben auch unbenommen , feiner 
Seits unaufgefordert, befonders bei ungewöhnlichen und dringenden Vorfallenheiten 
oder Veranlaſſungen, Vorſtellungen und Anträge in landſchaftlichen Angelegenheiten 
* Re legen) zu machen, 'und feine gutachtliche Meinung darüber pflichtmaͤ⸗ 
Big zu Äußern. 2 er 

$. 36. Außer dem eben gedachten permanenten Ausſchuſſe der Landſchaft, be 
ficht noch ein größerer aus neun Mitgliedern beider Sectionen, welchen der erftere 
in allen, zwiſchen den Landtagen etwa vorfallenden, Iandfchaftlichen Angelegenheiten 
von Wichtigkeit. zuziehen,, und demfelden bei der Berufung die Gegenftände der zu 
haltenden Berathfchlagung wo möglich ſofort mitzutheilen hat, und. dejfen Mitglie— 
der bei den gemeinſchaftlichen Berathungen den Mitgliedern des engern Ausſchuſ— 
ſes, in Anſehung des. Stimmrehts und fonft; völlig gleich find. 
Die Wahl des groͤßern Ausfchuffes wird allezeit von den, auf den ordentlichen 
Landtagen verſammelten, Ständen vorgenommen, umd: zwar bergeftalt, daß zum 
erſten Male die erſte Section. fünf, und die zweite Section vier- Mitglieder, 
zum zweiten. Male aber die. legtere Fünf und die erjtere vier Mitglieder, und fo fer⸗ 
ner abwechſelnd, aus ihrer Mitte durch Mehrheit der Stimmen ernennt. Eee 

$. 37. Hiernaͤchſt kommt der Randfchaft die, fernere Führung eines eigene 
Siegels zu, welches mit der Umfchrift: „Siegel der vereinten: braunfchweig = wol: 
fenbuͤttelſchen und blankenburgſchen Landfchaft 1820" zu verfehen iſt. Auch hat’ dies 
ſelbe ne von Gerichtsfporteln, Stempeln und Porto, wie vorhin, ferner 
zu ‚genießen. :: : — — — 

38. Endlich iſt die Landſchaft befugt, einen Landſyndicum anzunehmen und 
zu beſtellen, und zwar in der Art, daß zum erſten Male die exrite Section drei 
Candidaten erwählt,: von ‚welchen bie. zweite Section einen’ auserfieht und benennt, 
im ziveiten Falle aber umgekehrt. die zweite Section :die Mahl der drei Candidaten 
und die erſte die Ernennung vornimmt, und daß in der Folge mit;gleicher Abwechfelung 
verfahren werde, Die Anftellung des Landſyndickiſt lebenswicrig und dev anderer Staats: 
diener, gleich, : jedoch damit bie Berwaltung eines herrſchaftlichen Dienftes nicht ver: 
einbar. Bon. der. gefchehenen Beftellung des Landſyndici wird dec Landesherrfchaft 
Anzeige gemacht, und von dieſer darauf, wenn fie. gegen: die Perfon nichts zu erin- 
nern findet, deffen Confirmation und die Abnahme des von ihm zu leiftenden Erb— 
Huldigungseides verfügt. 

Der Landſyndicus hat, als beſtaͤndiger Gonfulent der Landſchaft, derfelben über 
alle vorkommende Gegenftände, und, fo oft es verlangt wird, die nöthigen Nach: 
richten und Gutachten, befonders über Rechtsverhältniffe, mündlich und fchriftlich 
‚milzutheilen, auch das Amt des erſten Secretairs und Chefs des Kanzleiwefeng, 
ſowohl bei dem Steuercollegio, als bei dem bleibenden Ausſchuſſe der Stände, 
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zu verrichten, und das lanbfthaftliche Archiv, ſo wie "die Regiſtratur des Steitet- 
vollegtizsunter gehdtiger: Auffiht und aufdie Drdnung dabei zw Halten, » Cr fuͤhrt 
auch ein votum ceunsultätivum "und. das Protocoll/ ſowohl in beiden Seckionen der 
Landſchaft, als bei dam Steuercotlegio und den: Verſammlungen der landfchaftlichen 
Aubſchuͤſſe. sl fi Win ; 66 eg NITH ren 
Wird bie Stelle: des Landfyndici ‘ir der Zeit, da Kein Landtag verſammelt iſt, 
hurch den Tod, oder. auf andere. Weiſe Lerledigtz fo werden von den landſchaftlichen 
Steuerraͤthen drei Candidaten zu deren⸗ Miederbefegung "Augerfehen, und dem: groͤ⸗ 
Bein Ausſchuſſe im Vorfchlag gebracht ‚hweldyen, Air Verbindung! mit den enbern 
Ausſchuſſe, «einen / derſelben durch "Stimmenmehrheit erwaͤhlt. med il 
Bst erg VOLLE 
en? elle een De 
Dorn der Verſammlung der‘ Staͤnde auf dem Latidtage und ber Behandlung 
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.0::8,,89. ; Nur. :auf den, non. dem, Lanbeshepen: ausgeſchriebenen Landtagen koͤn⸗ 
nen die Stände. bie, Vertretung, des Landeß :ausüben,,.: und, bie „Ungelegenpeiten : dee 
eben nit, dem Fuͤrſt en verhandeln. Eß bängf.jeboch von der Landesherrſchaft ab, 
ei beſondern Veranlaſſungen einzelne Mitglieder der: Stände zuſammenzuberufen, 
um über. bie, ihnen vorgelegten Landesangebegenheiten ſich zu berathen and ihre Mei— 
nung zu vernehmen. 2 eye upgbaiea on Dein mn PRNTLIE TH]; 
BDergleichen Sufammentretungen.. Tönen auch von den Mitgliedern der. “Land: 
ſchaft ſelbſt einggleitet werden, wenn ſie ‚cine befondere Veranlaſſung zu haben. glau⸗ 
ben „ über: Gegenftände von, gemeingſamem Intereſſe ſich zu bevathfchlagens jedoch 
muß, vor der- wirklichen Verſammlung felbft ‚davon, ‚und: von. dem Zwecke der Ber 
fummlung zeitig der Landesherrſchaft gehörige Anzeige gemacht werden: ;. 2 
de 0. lg. drei Zahre wird zegelmäßig ein „Landtag. gehalten, außer: 
ordentlicher, Weife, aber auch. dann, wenn der Landesherr befondere : Veranlaffung 
dazu ſindet tn. ce emp zen u ern: ae 
$. 41. Bor BZufammenberufung des Landtages wird von dem Landesherrn, 
wegen der vorzunchmenden. Wahlen. der wählbaren Abgeordneten der "Städte Braun: 
ſchweig, Wolfenbuͤttel und Helmſtedt und der Grundbefiser des’ Landes, das Noͤ— 
thige; an die, betreffenden Gerichtsbehoͤrden verfuͤgt, und ;hiernächft werden von Hödhft: 
demſelben, mit. Beſtimmung des Orts und. der Zeit ‚der ſtaͤndiſchen Verfammlung; 
bie Berufungsrefcripte an die Mitglieder der Landſchaft exlaffen.:.  , | 


8; Dir zum Landtage berufenen und eingetroffenen Mitglieder der Stände 
haben, bei ihrer Ankunft, ‚bei dem fuͤrſtlichen Geheimenrathscollegio ſchriftlich ‚anzu: 
‚ zeigen, und bie gewählten Deputivten ber.;vorgenannten drei. Städte, und: der freien 
Grundbeſitzer des Landes zugleich, ‚das. über. ihre Wahl aufgenommene Document, 
fo. wie die Bevollmächtigten ihre Bollmachten, mit einzureichen, worauf ein: Ber: 
zeichhniß der anweſenden und fig) legitimirten Mitglieder. von.’ gedachtem Goile⸗ 
gio ie demnaͤchſt an jede Section. der, ‚verfammelten. Landfchaft über: 
andt wird. 0m Se — ee 

h 8: 48. Wer: auf biefe Weiſe fi in, feiner Qualität als Landſtand oder Be: 
vollmädhtigter angemeldet und: ausgewieſen bat, ift für feine Perfon berechtigt; in 
die Verſammlung der - Section, welcher er ‚angehört, zu treten und- feine Mei— 
nung ind Stimme über die vorfommenden Gegenftände bei den. desfalffigen 
Berhandlungen.. abzugeben, . „Tann. dieſe Bofugniß --aber. Teinem "andern. Mitftande 
übertagen., ne y RATEN SER F "ji ne; en ' Me Be v2: ! 
gr Die Eröffnung des -Landtagesngefchicht; mittelſt Berufung beider See— 
tionen, an dem feftgefesten: Lage und: Orte von dem Landesherrn Felbft, oder bem 
dazu von Hoͤchſtdemſelben beauftragten Commifjariö;, unter den, Fedesmal Hoͤchſten 
Orts zu beflimmenben ;. Beierlichkeiten und religiöfen. Handlungen. - * 

Jedes Mitglied ſchwoͤrt bei der Eröffnung dei erften Staͤndeverſammlung, daß 
es Dem regierenden Landesheren und. Höchfideffen! Nachfelgern aus‘ dem Haufe 
Braunfchweig mit. Treue ergeben, und den beftehendin Geſetzen gehorſam ſeyn, auch 
inſonderheit bie ihm; vermöge dev Landſchaftsordnung, obliegenden Pflichten, nad) 
befter Einſicht, gewiffenhaft erfüllen wolle. | * en 

Diefer. Eid wird bei den folgenden Landtagen nur von den. netten Mitgliedern 
‚berfelben abgeleiſtet. u — | * 

8. 45. Jede Section bildet fuͤr ſich eine beſondere Verſammlung, in welcher 
und bei deren Berathſchlagungen keine Abtheilung noch Unterſchied der Mitglieder, 
und eben fo wenig ‚eine gewiſſe Ordnung, in. Anſehung des einzunehmenden Sites 
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ind ber Ksftinihungen, "Statt findet; föndetn übertälfe, zur Ucherlegung und: Ent: 
cheidung kommeide Ahgertgchhiiten, ngch abfötuter Mehrheit ‚der Stimiiten, 'ein 
Berti gefaßt rd; nn 

DT N LH ihren Abſtimmungen "Haben die" Mitglieber dekrLondſchaft gang 
ein ihrer, auf⸗ forgfaͤltige Prufung der borliegenden Gegenſtanide gegründeten, ei: 
jenen’ 1 Htberdeügung, und ihrem Gewiſſen gu folgen, keinee wegs aber NVaſttuctionen 
md Giügebun! en von Andern anzünchmen ımd zu beobadıten. — 

8.47. Die Siungen der "beiden Sectionen der Landſchaft "werden che‘ zu 
in Zeit „gehalten, damit der ‚Sandfondicae in ‚beiden Sectionen“ anweſend 
CH Bone. 30-0 na en — 

DOus ing Geſchaͤft Wber "Section ser tanbiſchen Kirfarhnilüng. beſteht äh der, 
Aus· drer Mitte zu treffenden," Wahl ihrer" Borfteher 1 und Beamten, naͤmlich eines 
Präfsdenten‘;" eines "Bicepräftdchten und Anes Secretaits welcher legtere im — 
„er! ——— des Landſylidick deſſen Geſchaͤfte Hefteht. u 
BT Diele Wahl‘ geſchieht vermitteiſt⸗ — Zettel, Auf welche jeder 
weſende Landſtand den Nanien desjenigen ſchreibt 5— er zu der fraglichen 
Stelle auserfehen hat, und wird.burd die Mehrhrit eniſchieden, dergeſtalt, daß 
‚u den Stellen des Präfidenten und Vicepräftbenten‘ diejenigen drei Mitglieder der 
Section, auf welche die meiften Stimmen gefallen “find, dem Landesherrn praͤſen⸗ 
irt werden, um daraus einen zu betätigen, der fobann, n nach —— voͤchſter 
Beſtaͤtigung, ſein Amt gleich antritt. 

Die Uebertragung des Amts des Secrefairs: Bängt blos ven. der Stimmen: 
— a "und ‚bedarf feiner landesherrlichen Confirmation. 

"Bei dem eben gedachten Wahlgeſchaͤft verſieht das an Jahren aͤlteſte 
— Section: die’ Stelle des Praͤſidenten/ und ‚von‘ ‚dem kandſyndico wird 
darüber ein-Protocoll "geführt. " 


$. 50. Das Amt und die Verrichtungen bes Hräfdenten der. Siction be 
ſtehen hauptſaͤchlich und. im Allgemeinen in der Leitung der Geſchaͤfte der Ver— 
—— und in, der. Aufrechthaltung der Als E bei‘ den”  Breßpnbtingen 
derfelben 
Der Praͤfibeut hat daher inſonderheit ee en ME os 
„19 bie. Sigungen ‚der. Sectionen zu bejtimmen, zu eröffnen und. zu Säitiekens"- 
2) über bie Beobachtung ‚der. Vorfhriften und: er Ordnung, ‚ber‘ ‚den Beratt- 
J ſchlägungen und Abſaimmungen halten; 
3) ber den Verhandlungen alles, wqs den Zwecke und dem Anſtande zuwider if 
„SQ wie alle perfönliche, Anzuͤglich eiten zu entfernen und zu ruͤgen; 
BR die, ‚von- ni Berfammliiig- ‚su. gůtſcheidenden Fragen aufzuftelien ‚und vorzutra; 

gen, 
8 die Stimmen“ "darüber fanimeln md, nah bir. Mehrheit‘ serfeben," “bie Be: 

ſchlüſſe faſſen zu laffen und. "ausjufpredhen.! UN 

‚ 8..51,; Der Bickpräfidens kanũ ‚alle: oder einen Zaät der gunctionen des Praͤ⸗ 
fidenren, der fehen,; wenn ſie bin von Krater. übertragen. werden‘, fi in, ‚dei Abwe: 
ſenhei aber ſtehen ſie ihm, ‚vermöge feines. Amigs;,, u. 

er 52%; Der. Landfyndicug‘, oder;in. def en Abwefenheit © Secretair, Hat: in 
den Sigungen Bas Protocoll zu führen .. die abgegebenen; Stimmen zu. "zählen und 
nach der Mchrheit derfelden die Befchlüffe zu faffen und niederzufchreiben; ferner 
als, Namens der werfammelten Beim abzufaſie eur Auſſaee und: Erlaſſe zu ent⸗ 
werfen und auszufertigen. 


$. 58. Für die Schreiberei — Neoifkratir — bei jeder Section. von 
dem Präfidenten die; für die. Seit: ber fändifhen Verſammlung noͤthigen Officianten 
angenommen; umd zur Verſchwiegenheit und gehörigen Verrichtung ihrer Dienfige: 
ſchaͤfte eidlich —— und angewieſen, auch wegen der Remuneration von dem: 
ſelben bei dem Steuercollegio⸗ angemeſſene Anträge: gemacht, ‚worauf: daffelbe. wegen 
Berwilligung der dazu ae Geldſummen das Röthige zu a) en und 
au beſorgen hat. 1:ul;.. 
. 54. Die Sihungen der ſtaͤndiſchen Sectlonen werden Pr der, von dem 
gpräfibenten beftimmten,, Zeit eröffnet, und wird über die jedesmalige. Borfrage , ob 
ein Antrag in Berathung zu nehmen fey, -geftimmt; fo wie mit den. berathenden 
"Verhandlungen ber Anfang gemacht, fobald ein Drittheil der, die Section bilden: 
den, Mitglieder ſich dazu eiitgefunden hat. Zu den Abftimmurgen wegen ‚der. zu 
faffenden Beſchluͤſſe kann aber nicht cher gefchritten werden, "als dis die Hälfte der: 
felben verfammelt iſt. 


I i 
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unter ‚den. Anmwefenden nehmen nur der Präfident ‚und der Landſyndicus ober 
Secretajr in der Mitte, der Verfammlung einen. beſondern Pak ein. 

$. 55. Die, von Seiten der Landesherrfhaft an die Stände. zu machenden, 
Propofitionen, und. Mittheilungen ‚werden. den geſammten Ständen eroͤffnet und, 
wenn jelbige -singegangen, find ,..vor allen andern, Gegenſtaͤnden der, Jandjchaftlichen 
Berhaydlungen- yon dem. Präffdenten der Section, in der ;nächften ‚Sieung..necdmals 
zur Kenntniß der Mitglieder. ‚derfelben, und ohne daß. ber die, im folgenden: .S. 
erwähnte, ‚Baufragg geſtimmt .pird,, „in, den ‚Folgenden Zufammenkünften nad); und 
hach zur Berafhfchlagung,.ber Sectien gebught:. u... un un, ee 

$. 56. Sich: allein der Präfident, fondern auch jedes un rfamm: 
fung iſt befugt, Uber Grgenftände; weiche dar ‚Sanbeöherzißiaft zur -Berügklightigung 


zu ‚empfehlen, Anträge; zu, machen; jeboch muß jeder. gefhane ‚Antrag: zuugrder 
durch dir Stimmenmehrheit ——— Mitglieder/ "ats ‚zur. Beratung Je 
net, erklaͤrt auch zugleich beftimmt, pr 55 die Angelegenheit; einer, Commiffion 
zur ‚vorgängigen Prüfung und -Berichtsgritattung. zig übergeben .fiy, und , ‚wenn 
ſolches geſchehen, Tann derjenige, ‚vonypelhem der Antrag herruͤhrt, cingn, Tag zur 
Deliberation und, ——— : HArliker vprfchlagen, .an welchem die. Sache. alsdann 
‚mit Genehmigung des. Prälidenten, verhandelt wird. ns 
. 57... Wer den ‚Untrag ‚zu, einem, an die Regierung. zu gelangenden, Bes 
fchluffe machen, will, muß felbigen ſchriftlich abfaffen und zur Einruͤckung in das 
Protocoll vorlegen, worauf er denfelben vor der, Berathfchlagung daruͤber näher zu 
entwickeln und, mit, Gründen zu: unterftügen hal. Re 
$. 58. Diejenigen, welche für oder ; wider ‚einen gemachten Antrag zu reden 

wünfchen, haben. ſich, indem, fle von ihren Sitzen aufftehen,. deshalb. an den Präs 
fidenten zu wenden, der iönen in, der Ordnung, wie er ihre Anrede vernommen, 
das Wort zu geben hat. Es ſteht auch Tedem anwefenden Landftande frei, über ge: 
fchehene, Anträge Veränderungen. vorzufchlagen, über welche eben fo, wie über die 
Antraͤge ſelbſt, geſtimmt widhdß. — | 

an. 8m 99a Bei jedem, zur Berathung gelangten, Anträge muß‘ erftere der Abftim- 
mung börängehen, und’ hängt es von der Beftimmung ber Berfammlüng ab, ob, 
nach Beſchaffenheit der Sache, darüber fagleich, oder in, einer andern Sitzung ge⸗— 
ftimmt, werden foll. Ä — a | 


$. 60. "Bei, den Berathfchlagungen kann jedes anivefende Mitglied der Stände 
feine Meinung vortragen und entwickeln, darf jedoch in derfelden Sigung nur cin 

Mal über die, zur Entfcheidung, ſtehende, Frage reden; es fey denn,. daß eine uns 
richtig verftandene Aeußerung deffelden einer kürzen Erläuterung bedürfte. 

Auch dürfen.diefe Vorträge blos muͤndlich gehalten werben, und wur die Ian 
desherrlihen Commilfarten und die, Namens der ftändifchen Commiſſionen auftre⸗ 
tenden, Referenten die ihrigen in ſchriftliche Auffäge bringen und ableſen. 

Nach beendigter Berathung fordert der. Praͤſident die gegenwärtigen Mit— 
guieder nach der. Keihe ‚wie ſie zufällig ſitzen, auf, jhre Stimme abzugeben. 

54. 61,..Um aber. die, vorliegenden Anträge zur Entſcheidung zu bringen, klei— 
det der Präfident die Gegehftände derſelben in deutlich beftimmte Kragen ein, wor— 
über mit Ja oder, Nein laut geftimmt wird. ' Sollten 'über die aufgeftellten Tragen 
Erinneruigen gemacht werden; ſo wird: über die vorgeſchlagenen Abänderuns 
gen geftimmt, und‘ enefcheibee die ganze Verfammlung über die Abfafung der 
ragen: ! Su er Be u | a 
ö 5 62. Die abgegebenen Stimmen‘werden von dem Landfyndicus oder Secre⸗ 
tair namentlich bemerkt, und der, auf gefchehene Zahlung, nady ihrer Mehrheit ges 
faßte Beſchluß wird hierauf der Verfammlung ſofort eröffnet. J 

$. 68. Ergiebt ſich aus der vorgenommenen Sammlung der Stimmen eine 

Gleichheit derfelbenz fo wird die Sache in einer: folgenden Sitzung nochmals in 
Ynfrage gebracht. Und bleiben ſich die Abftimmungen auch alsdann gleich; fo. wird 
diejenige: Meinung, welcher der. Präjibent beigetreten: iſt‚als dev Beſchluß der 
verſammelten "Section. angefehen. re ee a 

$. 64. Bon dem feftgeftellten Grundfage, daß zur Faſſung eines Beſchluſſes 
uͤber die verhandelten Gegenſtaͤnde nur die abſolute Stimmenmehrheit dev anweſen— 
den Mitglieder erfordert werde, tritt allein eine. Abweichung ein, wenn ſtaͤndiſcher 

Seits ein Antrag an den Sandesheren gemacht werden foll, welcher eine wefentliche 
Abänderung dev bisherigen Landess oder Gteugrverfaffung enthält. In einem 
ſolchen Kalle müffen. wenigftens zwei Drittheile der, Verfammlung dem vorge— 
———— Antrage beiſtimmen, um als guͤltig beſchloſſen betrachtet werden zu 

DONE, 
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Rh in dein eben gedachten Kalle, "ats wemi die Stimmenmehrheit 
entſchieden hat /kann und darf bie Wirkung und Befoͤrdetung eines gefaßten Bes 
ſchluſſes weder durch Verwahrungen, noch Berufung auf die hoͤchſte Entſcheidung, 
noch auf andere Weiſe aufgehalten oder gehindert werden, ſondern jedes ſtaͤndiſche 
Mitglied muß ſich das Reſultat der · Wſtimmung ſchlechterdiſigs gefallen laſſen und 
dabei beruhigen, obwohl demſelben unbenommen bleibt, ſeine beſondere Meinung 
ſchriftlich — zu ben Acten gu bringen br 3 Be 
0 66. Die über: verhandelte- Gegenftände von einer Sectioh -befchloffenen An- 
träge werden fofort der andern Section mitgetheilt, in welcher die "vorliegende 
Sadıe alsbann einer Commiſſion zur vorläufigen Prüfung übergeben, und,’ nad 
von derſelben daruͤber erſtattetem Berichte, die Berathung und Abftimmung balde 
thuntichft erfolgen ‚- und‘; nad'dem Reſultate der Testen, ein Beſchluß gefaßt were 
den muß. Es Eönnen auch Verbefferungen-ober Veränderungen von ber einen Sec— 
tion der andern worgefchlagen werden, und erſt, wenn- beide Sectionen über einen 
Untrag völlig einverftanden: find, wird derfeibe, von Eeiten der Landſchaft, mit 
einem, von dent Präfidenten zu unterzeichnenden, Berichte an den Lanbesfür- 
——— worauf. die hoͤchſte Reſolution daruͤber vermittelſt Reſcripts er⸗ 
theilt wird. ee nr eb ge Tat — 
8. 67. Sollten beide Sectionen ſich uͤber einen vorliegenden Gegenſtand nicht 
vereinigen; ſo findet eine Zuſammentretung von aus jeder Section in gleicher An— 
zahl: zu. ernennenden Commiſſarien und, wenn bie Sectionen es auch nur einſeitig 
wuͤnſchen und barauf untrageit, die Zuordnung landesherrlicher Commiſſarien Statt, 
und wird. von diefer gemifchten: Sommiffion'der Verſuch gemacht, ob durch annd« 
— u und Modificationen eine Vereinbarung der Sectionen zu erreis 

en ſtehe. re SE FRE 
°, Unter: gleichen Umftänden kann auch ein Bufammentreten der Mitglieder beider 
Sectionen Statt finden. ER ’ 
868. Wenn, von Selten des Landesherrn, ein Grlaß ober Antrag an bie 
Stände gelangt ift, und beide Sectionen koͤnnen fich über ihre darauf abzugebende 
Erklaͤrung nicht vereinigen; fo ift darüber, Namens gefammter Landfchaft, Bericht 
an die Landesherrſchaft zwuerftatten, in welchen das Reſultat der Verhandlungen 
— mithin das gutachtliche Dafuͤrhalten jeder derſelben, beſonders auf 
zunehmen iſt. a — — — * 

$. 69. Ueber einen Gegenftand, in-Anfehung deſſen eine Vereinbarung beider 
Sectionen nicht zu Stande gebracht worden, ift ein neuer Antrag und eine weitere 
Deliberation während deſſelben Landtages nicht mehr zuläffig. 
8 70. Da die zu beobachtende gute Ordnung bei den Berathfchlagungen es 
mit ſich bringt, daß nicht allein alle unziemliche Aeußerungen und Perfönlichkeiten, 
fondern auch unnuͤtze Weitläuftigkeiten und Abfchweifungen vermieden werden, und 
daß Niemand im Reden unterbrochen werde; fo liegt es dem Präftdenten jeder Sec⸗ 
tion ob, darauf genau zu halten. Sollte ſich gleichwohl Jemand durch die er: 
haltene Zurechtweiſung beeinträchtigt finden; fo Tann er darüber die Entfchei- 
— nr Derfammlung verlangen, bei: welcher er ſich alsdann aber beruhir 

Muß, 0 0 

$: 71. Der Landesherr kann, feinem Gutfinden nad), Geheimeräthe ober ans 
dere Staatöbeamte als Commiffarien zu einzelnen Sigungen der Sectionen aborb: 
nen, um die an die Landfchaft erlaffenen Anträge mit ihren ‚Gründen. näher zu 
entwideln und auseinanderzufegen. . Die ftändifche Verfammlung wird von ber %. 
orbnung ſolcher Tandesfürftlicher Commiffarien und der Zeit ihrer Ankunft vorher 
benachrichtiges diefelden bleibeu jedoch bei ihren Berathfchlagungen und Abftimmune 
gen nicht gegenwärtig. . I er 

— Würden muͤndliche Mittheilungen, Eroͤrterungen und Berathungen zur 
Befoͤrderung einer Angelegenheit oder eines Geſchaͤfts zwiſchen Landesherrn und 
Staͤnden fuͤr zutraͤglich gehalten; -fo wird, von Seiten ber Landesherrfchaft, eine 
Sufammentretung des fürftlichen geheimen Kathecollegii ober anderer fürftlicher Game 
miffarien mit einer ſtaͤndiſchen Deputation von drei bis ſechs ‚Mitgliedern verans 
laßt. Auch die ftändifchen Sectionen können ihrer Seits in dazu. geeigneten Fällen 
ee nn bag Pa — — ihrer Mitte muͤndliche Aufklaͤrung oder 
rlaͤuterungen uͤber landesherrli K iſſarien 

et werben möge. 3.2 dethert Be Be; ur eu —— = 
Die Beſtimmung der-Parfonen und Bahl der Mitglieher einer 
tion geſchieht von jeder Section ſelbſt. — —— men Best 
. 78.Micht nut ale, von dem: Kandesherrn und von:'eiheri Section an die 
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andere erlaffene Anträge, ..fondern auch alfe;..Tonft in: ers kommende;; umfaf⸗ 
fende Gegenſtaͤnde — vor ihrer zerhandiung in zder ſtaͤndiſchen Verſammlung 
der, vorläufigen, Prüfung und S earbeitung ‚einer. zu wählenden Commiffion von deri, 
inf oder fieben Mitgliedern di ergeben; ‚werben: , ; Der ernannten. ‚Eommiffion. muß 
Der: Vorwurf der vorzubegarbeitenden Sad genau: beſtimmt werdenz es mag nun 
ſolcher in einer vᷣorzunxhmenden unterſuchung, oder ;in: einem ahzuſtattenden Gut⸗ 
ächten ‚ oder in Abfafft jung eines ‚schriftlichen, Xuffages beſtehen. 

8-74. Iede ſolchergeſtalt niedergefeßtg. Sommilffion wählt zuerſt unter 123 ein 
Mitglied, welches. den. Vorſitz, und ein, anderes welches. das Protocoll zu fuͤhren 
hat, betreibt ihre Geſchaͤfte collegialiſch und macht hiernaͤchſt, nach Beendigung ih⸗ 
rer Arbeit, von dem Reſultate derſelben durch cines ihrer Mitglieder ‚Vertrag an 
die verſammelte Section, woruͤher ſodann von ber, letcen fo wie, ‚über. jeden ‚andern 
Antrag ,. deratſchiagt und. geſtimmt wird. 

. 75. Jede Section: kann, unter hinreichende Beranlaffıng dazını, —— 
umſtanden, ihre Sitzungen auf gewiſſe kurze Zeit ausſetzen. Aher nuͤrvon dem 
Landesherrn, kann. die-Vertagung des Landtages verfuͤgt werden. Während: der Ver— 
tagung. der. Sigungen der Landſchaft ſteht; dent, zu niedergeſetzten Commiſſionen 
nicht gehörigen Mitgliedern derfelben frei, ſich aus dem Orte zu entfernen. 

So lange?die Sitzungen dauern / ar! kein; Mitglied der dandſchaft. ohne u: 
Yaub feiner. Section .abreifen; : 

2.2.8: 76.,: Die Verhandlungen. der Landfchaft muͤſſen fo. lange, ‚geheim — 
werden, bis die Reſultate derfelben: gefaßt, und. zur Piblication gelangt find. Es 
ift nu nicht — die —J und, Vota einzelner Mitglieder bekannt 
u maben., , ; 
i $. 77. Bor dem, von der Beffimmung bes Landesherrn abhaͤngenden, Schluſſe 
des Landtages werden die verſchiedenen Gegenſtaͤnde und. Puncte, worüber Hoͤchſt⸗ 
derſelbe und die Staͤnde im Gefolge der, während deſſelben gepflogenen, Unterhand⸗ 
lungen ſich vereinigt haben, in einen Landtagsabſchied, oder Receß zuſammengetra⸗ 
gen, und iſt ſolcher nicht nur von dem ‚Landesherih und, von Seiten der Stände, 
von dem Praͤſidenten und dem Landſyndico zu unterzeichnen und zu beſiegeln, ſon⸗ 
dern demnächft auch durch den Druck zur öffentlicher; Kunde gn bringen, worauf 
die, allgemeine Landesorrfammlung- auf ähnliche: Art und Weile, als bei. der — 
June sera ' — geſchloſſen wird. 
De ee BELBETTT BTUTE 

\ Allgemeine: Beſtimmungen. 


„80.78; Alle durch bie Bufammenberufung- und, Vaſemnlange — Stände. ver⸗ 
anlaßten allgemeinen Koſten werden aus der Steuerkaffe beftrittenz es ‚erhalten aber 
daraus. bie Mitglieder. der Landfchaft ‚Feine Vergütung: für die Koften ihrer ‚Reifen 

und ihres Aufenthalts bei dem Randtage, ſondern ein. jedes Mitglied, das nicht 
aus eigenem Nechte erfcheint, muß von.:denjenigen, für welche es erfcheint, entz 
Schädigt. werden, und bleibt cs befonders ‚den freien Grundbeſitzern unbenommen, 
ſich mit ihren Deputirten uͤber ſolche Entſchaͤdigung zu vereinbaren. 

Sowohl den Praͤlaten, als den zu der zweiten Section abgeorbneten- aus: 
wärtigen Mitglichern wird. deshalb eine billige Entfchädigung zugeftanden, und das 
Nähere darüber duch ein zu £reffendes Uebereinkommen beſtimmt werden. 

Die zu den Commiſſionen deputirten Mitglieder erhalten faͤmmtlich, wie auch 
die. verſammelten . Mitglieder des groͤßern Ausſchuſſes, Diaͤten nach den demnachſt 
zu beſtimmenden Saͤtzen. 

Während, der Derfagung des Landtages bekommen nur diejenigen: Mitglie— 
der der Landſchaft Diäten, — bei der niedergeſetzten Commiſſion zuruͤckgeblie⸗ 
ben find... 

ji 79. ‚Der jedesmalige Landesherr kann „nach dem Antritte Seiner Regie⸗ 
rung, die gewoͤhnliche Erbhuldigung von den Unterthanen nicht eher verlangen und 
ſich leiſten laſſen, als bis von Hoͤchſtdemſelben die gegenwärtige Landſchaftsordnung 
foͤrmlich und buͤndig angenommen und beſtaͤtigt, auch die hergebrachte Verſicherung 
wegen Aufrechthaltung ber, über die Primogenitur in dem fuͤrſtlichen Haufe Braun: 
ſchweig⸗ Wolfenbüttel: beſtehenden, Vertraͤge und des Pacti Henrico - Wilhelmiani 
ſchriftlich ausgeſtellt worden iſt. 

m Fall der Minderaͤhrigkeit des andesfürften extheilt — die Sanbesregie: 
rung: führende, Bormund, idiefe „Beftätigung : and. Verſicherung für. die Zeit feiner 
Verwaltung, 

$.. 80,;: Die Wirkſamkeit der Beltinmlingen. der. Sandfhaftsordnung fängt, 
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nach, deren oͤffentlicher Belgpnmadung , von eben ber Zeit iz als folches: bei.. ans 
dern. Geſetzen geſchieht. 

Vorſtehender Entwuͤrf ſt dato von den Landſch aften.- d08. Herzogthums Braun⸗ 
ſchweig und Fuͤrſtenthums Blankenburg angenommen, und im Auftrage geſammter 
Staͤnde von deren Depulizten ducd. Unterfchrift: yub Siegel —— 

Braunſchweig den 19. Januar 1820,,.. ee en ven 
(L. S.) Auguſt Chriſt. Bartels, Abt. zu Niddagspaufen. ——— 

(L. 8.) Georg Conrad Seinzih, Mahner,. Namens der Stifter &. Star 
und Cyriaci. 

(L. S.) Johann Wilhelm Heinrich Ziegenbein, Abt zu Michaelftein. 

(L, 8.) Gottfried Philipp von Bilom,, Propft zu ©t. Laurentii. 

(L, 82. Juſt Gebhard von Böctiher, regen Umpleben. ee 

(EIS) Hans Georg Gottfried von Pleffen, wegen Buͤſtedt. 56 

(L. ) Chriftian Friedrich Adolph von Gramm, wegen Leſſe. 

8 Heinrich Georg ‚Chrtftian. Griedrich von Blow, genannt von 

Wendhauſen, wegen Küblingen. 

(L.S.) Friedrich Wilhelm Kari Franciscus Anton Ehriſtian von 
Campe, wegen Deenfen;' 

(L. S.) Silmar Eudewig Wilhelm Ernſt Graf von Obers/ wegen Dut⸗ 
tenſtedt. 

(L. 8,) Johann Nhilipp von Hädel, — nomine, wegen Hehlen. 

(L. 8.) Röttger Grafivon Beltheim, wegen des Kücenhofes, 

(L. S.) Friedrich Karf:von- Orrombed, auf Groß⸗ Sisbeck. 

(4.8) Dodo. Friedrich Walter. 

L. 8) driedetg Karl Gulemann, wegen des Gerichts Braunlage und wegen 
der Ritterguͤter Benzingerode nnd: Cattenſtedt. 

(L. 5) Sohann Seineh Wilmerding,.megen ber ‚Stadt Braunfchweig. - ı 

(LS) Heinrich Peter Beynroht,:vorgen: der Stadt Helmftedt. 

(L.:8.) Auguſt Georg Kuͤchendahl, wegen der Stadt Blankenburg. 

Und. dann diefe revidirte Landfchaftsordnung, ihrem ganzen Inhalte nach und in 

allen Puncten von Ung "genehmigt worden; jo ratificiren. Wir bierduch und Kraft 

diefes die folchergeftalt mit'-den: Ständen des Herzogthums Braunfihweig = Wolfens 

büttel- und‘ des Fuͤrſtenthums Blankenburg ‚getroffene: Uebereinkunft, und verordnen 

zugleich, daß darüber von “Iedermann, den es’ betrifft, und: überall auf das Ge 

nauefte "gehalten werden ſolle, ‚haben aud) das fürtliche gcheiine Rathscollegium zu 

Braunſchweig befehligt und autoriſirt, in Unſerm Namen, naͤch den Beſtimmungen 

der vorſtehenden Landſchaftsordnung, die geſammten Stände ſobald als thunlich 

wieder zuſammenzuberufen/ und ihnen bie fernen zu berathenden: Propoſitionen mit⸗ 

zutheilen, ſo wie die gegenſeitigen Anträge und Wuͤnſche derſelben entgegenzuneh— 

men, und daruͤber das Weitere wu verhandeln, und ‚bis. zu unſerer Ratification zu 

concertiren. 

Urkundlich Unſerer eigenhänbigen unterſchrift und bigedeudien fücfttigen Ge⸗ 
heimekanzleiſiegels. 

Cerchn⸗ Dauer den =. pri 1820. 


C(GB8.) George B; 
&. ee von \ Minfter, 


ı . * 
21 PR Io u hi; 
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9) Sntmurf einer tepibirten: ‚Sandfoaftsordnung 
Berne vom 30. Sept. 1831. 


niert — 
Von dem Weſen der Landſtnte, von der Bufarnmenfegung. dee Ständever: 
ARE und. des fänbifhen. Ausfduffes, jo, wie. von dem Wahlreqhte 
— und von ben Wahien der eanbtagsabgeochiiten, ir we 
BEDEEIT SEO NSERT Erfier Krghien 8 SL ERBEN 
Bon dem Men. der Kandfchaft, 


de Die vertinten Sfände, des Herzogthums Braunſchweig; Wolfenbuͤttel und 
Sürftenthums Blankenburg find berechtigt und verpflichtet, die Geſammtheit der 


928 Braunſchweig. 


Einwohner beider Länder in dem grundgeſetzlichen Verhaͤltniſſe zu der Landesregie⸗ 
rung zu vertreten, deren Intereſſen und Rechte verfaffungsmäßig wahrzunehmen, 
und’ zwar auf die in der gegenwärtigen Landfejaftsordnung vorgefchriebene: Weiſe. 
J. 2. Die geſammte Landſchaft bildet ein ungetrenntes Ganzes. = 
$. 3. Sie übt ihre verfaffungsmiäßige Wirkſamkeit entweder in voller Verſamm⸗ 
lung auf dem Landtage durch die Ständeverfammlüng f re —— den kandta⸗ 
gem N das Drgan des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 


— 8weiter Abſchnitt | 
—— Zuſammenſetzung der Staͤndeverſammlung. 
A. Allgemeine Befimmungen | 
1. Bahl er Abgeordneten und deren Vertheilung auf die veiſhie⸗ 
‚denen Standesklaffen.... 

84. Die Ständeverfammlung beſteht — 46 ai geväsiten Asgeorbncen bes 
Landes und zwar 
aus 6 Abgeorbneteen der Praͤlaten, rn 

aus 18 Abgeordneten der Rittergutsbeſtt bier; — * 
aus 13 Abgeordneten der Staͤdte a 
aus 13 Abgeordneten der Freiſaſſen und ae 
2, Nähere Beſtimmungen über die Zahl der eigenthämtichen Abge⸗ 
ordneten jeder Standesklaffe - 

$. 5. Bon den ſechs Abgeordneten der Prälaten- wird die eine Hälfte aus ber 
bisher zur erften, und die zweite Hälfte aus der — zur zweiten Section der 
Staͤnde gehörigen: Prälaten genommen, - at 

10 Abgeoronete der Ritterſchaft müffen Eigentümer eine in‘ dem Wapibezi, 
für welchen fie gewählt worden, ‚belegenen Ritterguts feym 

10 Abgeordnete der Städte muͤſſen Handel⸗ oder Gewerbtreibende‘ ober ſtimm⸗ 
fuͤhrende Mitglieder des Magiſtrates ; und: in dem Wapkkerife weicher fie ſendet, 
wohnhaft ſeyn. 

0 Abgeordnete der Freiſaſſen und Bauern muͤſſen Eigenthuͤmer eines in dem 
Wahlkreiſe, für; welchen fi e gewählt werden, . liegenden Sreifaffenhofes: oder eines 
Bauerngutes ſeyn, d. h. eines folchen Gutes, welches nach Bauernrechte vererbt wird. 

Die übrigen | drei Abgeordneten der Ritterfchaft, der Städte, der Fretfaffen 
und Bauern können unter den wiffenfhaftlich gebildeten Männern. des zenn 
‚gemäpte werden, welche überhaupt wählbar find. 

— 3. Bon ben allgemeinen Wahlen. 

8. 6; Bor jedem dritten ordentlichen Randtage nd, nad) jeder Kufföfung der 
Ständeverfammlung. werden die Abgeordneten allgemein neu gewaͤhlt, und: mit Bes 
endigung biefer ‚neuen Wahlen erliſcht das Recht der früher‘ gewählten: Di. aus⸗ 
tretenden Mitglieder koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 

es 9 4, Stellvertreter der Abgeordneten: 

g. 7. Fuͤr jeden Abgeordneten wird zugleich ein Stellvertreter gewaͤhtt, der 
dieſelben Eigenſchaften wie dieſer haben muß, und einberufen wird, wenn der Ab— 
geordnete den bereits uͤbernommenen Auftrag niedergelegt, oder nicht fort beſor— 


gen kann. — 
5. Neue Wahlen in einzelnen Fällen. 


5. 8. Wenn’ fowohl der Abgeordnete, als auch der Stellvertreter ihren Auftrag 
nieberlegen, oder zu deſſen Ausrichtung unfähig ‚werden,, erläßt die, epmbeßrrgierung 
für den betreffenden Wahlbezirk neue Wahlausſchreiben. 

B.Specielle Beſt immungen für die einzelnen 
Standesklaſſen. 
1. Von den Praͤlaten. 

g. 9, Die jett beſtehenden 12 Iandtagsfähigen Drölaten Wehe beißchalten. 

$. 10. Sämmtliche Prälaten werben‘ “ Ihren. Acnıtern duch den Landesherrn 
auf Lebenszeit erhannis nalen Sn HXBnod 

Eine proviſoriſche Bekleidung mit einer diefer wzlaturen iſt unzulaͤſſig. 

2 Bon. ber Ritter Haft. 
a Waplbegicke. 

gt. De Ianbtagefägigen ——— de⸗ vezorthume werden in vier Era 

bezirke getheilt. 
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Erfter Bezirke die Nittergüter des MWolfenbüttelfhen und Blanfenburgfchen 
Diftricts. a 
ir Bezirk: bie Ritterguͤter des Schoͤningſchen Diſtricts. 
Dritter Bezirk: die Rittergüter bes Wefer: Diftricte. 

Vierter Bezirk: die Ritterguͤter des Harz: Diftricts. ———— 

b. Vertheilung der Abgeordneten der Ritterſchaft auf bie Wahlbezirke. 

$. 12. Für den erften Wahlbezirk werben fieben, für die drei übrigen für jeden 
zwei Abgeordnete gewählt. — 

Von den drei Abgeordneten, welche Gutseigenthuͤmer nicht zu ſeyn brauchen, 
wählen das erſte Mal die drei erſten Wahlbezirke jeder Einen, das zweite Mat ber 
vierte Wahlbezirk Einen und der erſte Wahlbezirk zwei u. f. ferner. - 

3. Bon den Städten. - 
a. Wahlbezirke. 
8.13. Die Städte des Herzogthums bilden ſechs Wahlbezirke. 
Erſter Bezirk: die Stadt Braunfhweig. F 
Zweiter Bezirk: Wolfenbüttel und Schoͤppenſtedt. 
Dritter Bezirk: Helmftedt, Schöningen und, Königslutter. 
Vierter Bezirk: Seeſen und Gandersheim. ZZ 
Fünfter Bezirk: Holzminden und "Stadtoldendorf. 
Sechster Bezirk: Blankenburg und Haffelfelde. 1: 
’ b. Bertheilung der Abgeordneten auf die Wahlbezirke. 

$. 14. Bon den 13 Abgeordneten der Städte wählt der erfle Bezirk fechz, 
der zweite und dritte jeder zwei, ber vierte, fünfte und fechste jeder einen Abge: 
ordneten. 

Die drei unter dieſen Abgeordneten, welche weder Gewerbtreibende noch Ma— 
giſtratsperſonen zu ſeyn brauchen, werden dergeſtalt vertheilt, daß Einen die Stadt 
Braunſchweig, Einen der zweite und dritte Wahlbezirk abwechſelnd, und Einen der 
vierte, fünfte und ſechste Wahlbezirk der Reihe nach ſenden. 

es —F 4, Freiſaſſen und. Bauern. 


* | a. Wahlbezirke, N » 
F. 15...Das Hergogthum wird in Beziehung auf die Wahl der Abgeordneten 
der Freiſaſſen und Bauern in fieben, Bezirke, getheilt. Ä E 
Erſter Bezirk: die Kreisämter Vechelde und Riddagshauſen. Fr 
Zweiter Bezirk: die Kreisämter Wolfenbüttel, fammt- Rotenhof, Salber und 
Schoͤppenſtedt. — — RR: 
Dritter. Bezirk: die Kreisämter Helmftedt, Schöningen, Königslutter, Vorsfeld 


‚und Galvörbe. l 
“ Vierter Bezirk: die Kreisämter Gandersheim, Seefen, Lutter am Barenberge. 
Fuͤnfter Bezirk: die Kreisämter Holzminden, Eſchershauſen, Stadtoldendorf, 
Greene und Dttenften. ; no 
—— Bezirk: die Kreisaͤmter Blankenburg, Haſſelfelde, Walkenried und 
arzburg. 
Siebenter Bezirk: das Kreisamt Thedinghaufen. | 
 b. Vertheilung der Abgeordneten auf die Wahlbezirke. 
& $. 16. Jeder der ſechs erften Wahlbezirke wählt zwei Abgeordnete, der fichente 
inen. 
Die drei unter diefen Abgeordneten, welche Grundeigenthümer nicht zu feyn 
brauchen, werden bei der erſten Wahl von dem erften, dritten und fünften, bei der 
zweiten Wahl von dem zweiten, vierten und fechsten Wahlbezirke gefendet. 


Dritter Abſchnitt. 
Bufammenfegung des fländifchen Ausfchuffes. 
1. 3ahl feiner Mitglieder. 

$. 17. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß fol aus fünf Abgeordneten des Landes beitehen. 

en, 2 2, Wahl derfelben. 

$. 18. Diefe werden von der Ständeverfammlung durch abfolute Stimmen: 
mehrheit, aus den Abgeordneten, nach der für die Wahl diefer vorgefchriebenen 
Weife erwähnt. 
— 3. Zeit der Ernennung beffelben.. 
‚$. 19. Der landſtaͤndiſche Ausſchuß wird ernannt, wenn der Landtag verab: 
ſchiedet oder aufgelöfet wird, vor deſſen Auscinandergehen. — 
“* . » 59 


“ei 
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4. Erneuerung ber Mitglieder des Ausfhuffes. 

. 20. Nach jeder neuen allgemeinen Wahl ber Abgeordneten erlifcht das Recht 
des ftändifchen Ausfchuffes, und zwar an dem Sage, an welchem die Ständevere 
fammlung eröffnet wird. - 

$. 21. Entfieht eine Vacanz in dem Ausſchuſſe; fo iſt ſolche fofort wieder 


zu befegen. 
— Vierter Abſchnitt. 
Von der Wahlberechtigung. 
J A Allgemeine Beffimmungen: 
1. Allgemeine Erforderniffe der Wähler, Wahlmänner und Wahl: 
| berechtigten in allen Standestlaffen. 
Geſetzlicher Sprachgebranch. 
$. 22. Wähler heißen diejenigen, welche in den Faͤllen, wo nicht eine unmit— 
telbate Wahl der Abgeordneten Statt findet, verfaffungsmäßig berufen find,, die 
Perfonen zu ernennen, welche bei der Mahl der Abgeordneten flimmen. . 
Diefe lepteren heißen Wahlmänner.., . 7. 
Wahlberechtigte find diejenigen, welche bei der Wahl ber Abgeordneten, ver: 
möge ihres Grundbefiges oder ihres Amtes, ein Stimmrecht haben, 
3 Perfönliche Erforderniſſe. 
$. 33. um das Wahlrecht als Wähler, Wahlmann, oder Wahlberechtigter aude 
üben zu Tönnen, muß man — E 
„1) das 25fte Jahr zurüdgelegt haben, 
2) fih zur hriftlichen Religion befennen, — 
8) ſeit drei Jahren feinen Wohnſitz im Herzogthume wirklich gehabt, oder doch 
das, Wohnortsrecht ſeit ſo Langer Zeit erworben haben. 
bv. Gründe der Unzuläffigkeit. —— 
$. 24. Unzulaͤſſig find alle: J Pa: 
1) welche wegen”eines Berbrechend zu Zwangsarbeit oder zu einer härteren, als 
einer breimonatlichen Gefängnißftrafe, oder überhaupt wegen Meineids, Diebe 
ftahle, Hehlerei, Betruges oder Bankerotts durch ein rechtskraͤftiges Erkennt 
niß im In- ober Auslande verurtheilt, oder von ber abvocatorifchen Praxis 
' removirt find; — F — 
- 2) welche überwiefen find, es verſucht zu haben, durch Geſchenke, Verſprechun⸗ 
gen oder ſonſt auf unerlaubte Weiſe auf die Wahlen der Wahlmänner oder 
"7 Abgeorbneten einzumirken, oder fih foldyen Einwirkungen bingegeben haben; 
3) welche wegen eines ber. unter 1. und 2. erwähnten Verbrechen in Unterfuchung 
gerathen und nicht völlig freigefprodjen find; 
welche wegen eines ſolchen Verbrechens noch in Unterfuchung find; 
5) welche unter Euratel ftehen; | | 
6) deren bier im Lande befindliches ftimmberechtigtes Grundvermögen im Gons 


eurje iſt; 
7) Bee Rüdftände an Öffentlichen oder Sommunalabgaben haben, und an deren 
. Bezahlung vergeblich gemahnt find. 
c) Weiber und Minderjährige., 

$. 25. Weiber und Minderjährige Eönnen ihr Wahlrecht nicht felbft ausüben, 
wohl aber, wenn fie daſſelbe vermöge eines Grundbefiges haben, durch Andere auss 
üben laſſen, und zwar | | 

Weiber durch ihre Ehemänner, 
Wittwen und Gefhiedene durch ihre Söhne, 

Minderjährige durch ‚ihre Vormuͤnder; 
infofern fich bei diefen Perfonen die gefeglichen Erforderniſſe finden. 

| d. Mehrere Miteigenthümer. . 

. 5.26. Mehrere Miteigenthümer vereinigen ſich darüber, wer von ihnen bas 
Stimmrecht ausüben folle, und. bei entftehender Uebereinkunft entfcheidet das Loos. 
e. In Streit befangene Eigenthümer. 

$. 27. Während eines Rechtöftreites über das Eigenthum oder bie lebenslaͤng⸗ 

liche Nusnießung des ftimmberechtigten Guts, ruhet das Stimmrecht. ’ 
f. Mehrfaches Stimmredt. 

888, Niemand Tann in bderfelben Standesklaffe, weder in demfelben, noch in 
verfchiedenen Wahlkreifen ein mehrfaches Stimmrecht ausüben; mäg ihm dieſes nun 
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als Inhaber mehrerer ſtimmberechtigten Grundftüde, ober als Grundbdefiser und 
. vermöge feines Amts, oder auf andere Weife zujtehen. 

Wer dagegen in verfchiebenen Standesklaſfen ſtimmberechtigt iſt, Tann fein 
Recht in jeder Klaffe ausüben. . 

Den in derſelben Standesklaſſe in verfähledenen Wahlbezirken Berechtigten ſteht 
die freie Wahl zu, in welchen dieſer Bezirke ſie ihr Recht in Ausuͤbung bringen 
wollen. 

g. Grundeigenthum der Landesregierung. 

$. 29. Das Stummrecht der in dem Beſitze der Landesregierung befindlichen 
Grundſtuͤcke ſchlaͤft, wird aber wieder wirkſam, wenn’ diefe in die Hände von Pris 
vatperfonen übergehen. 

B. Beffimmungenbarüber, weminjeder Stan: 
besflaffe bass Wahlrecht zufteht. 
‚ Ar Beiden Prälaten. 

$. 80. Die Abgeordneten der Prälaten wählt die Landesregierung. - 

Sie erläßt bei der Gonvocation des Landtags Berufungsreferipfe an bie, welche 
fie als Abgeordnete wählt, und benachrichtigt zugleich den ſtaͤndiſchen Ausſchuß von 


der gefroffenen Wahl. - 
ee B. Bei der Ritterſchaft. 
a. Wahlberechtigte. 

$. 81. Jeder Eigenthümer oder. lebenslaͤngliche Nutznießer eines landtagsfaͤhi⸗ 
gen Ritterguts, und jeder zu ber biöherigen erften Section ter Landſchaft gehörige 
Prälat, und zwar diefer in dem Wahlkreife, in welchem er fein: Domicil hat, ift 
bei der Wahl der Abgeordneten für die Ritterfchaft wahlberechtigt. 

b. Bedingung des Stimmrechts durch dem jegigen Gutsbeftand. 

$. 32. Das Wahlrecht haftet auf dem -jetzigen ganzen Umfange der in die 
Rittermatrikel eingetragenen Zubehörungen der Güter, und geht durch Zerſtuͤckelung 
oder durch Veräußerung einzelner Theile deffelben verloren, ausgenommen, wenn 
eine Veräußerung einzelner Gutszubehörungen „ven fändifchen Ausfchuffe angezeigt, 
von diefem mittelft Berichts an den Landesherrn für unbedenklich erklärt und von 
Höchftdemfelben genehmigt wird. 
c. Aufnahme neuer Güter in die Rittermatrikel. 
8. 33. Mit Zuftimmung der Ritterſchaft und des Landesheren koͤnnen nicht 
Iandtagsfähige Güter in die Rittermatrifel aufgenommen werben. 
Die Zuftimmung der Ritterſchaft muß der des Landesherrn vorausgehen, und 
ift als ertheilt anzufehen, wenn mindeftens zwei Drittel der fämmtlichen NRitterguts- 
beſitzer geftimmt haben, und die Mehrheit für den Antrag if. 
Gefuche um Aufnahme in die Rittermatritel werden während des Landtags an 
die Ständeverfammlung, außerdem an ben ftändifchen Ausſchuß gerichter, die Rit— 
terfchaft wird convocirt oder zur fehriftlihen Abftimmung aufgefordert, und, nad) 
Maaßgabe des Erfolges der Abſtimmung, das Weitere erlaffın. 

d. Beſchraͤnkung der Vorfchriften des $. 33. 

ı 8,34. Eine ſolche Zuftimmung zur Aufnahme in die Rittermatrifel ift nicht 
erforderlih, wenn Güter, welche früher in derfelben geftanden haben und jest Ei: 
genthum der Landesregierung jind, im bie Hände von Privatperfonen uͤbergehen, 
vielmehr haben diefe Güter das Recht, in die Matrikel aufgenommen zu werben. 


(Vergl. $. 29.) 
C. Beiden Städten 
‚1. Stäbtifhe Wähler. 
a. Einleitung. 
$. 35. Die ftädtifchen Abgeordneten werben durch die Wahlberechtigten und 
Wahlmänner gewählt. 
Die Iegtern erhalten ihten Auftrag durch die Wähler. 
b. Eigenfhaften der Wähler, 
8. 36. In den Städten ift jeder Wähler, wer 
entweber das Bürgerrecht gewonnen hat, ober Eigenthümer eines Haufes in 
dem Stadtbezirke ift, und Communalfieuer zahlt. i 
Handel= oder Gewerbtreibende, bie nicht Bürger oder Dauseigenthümer 
- find, koͤnnen nur Wähler feyn, wenn fie mindeftens nach den, Behuf der 
Entrihtung der Communalſteuer aufgenommenen oder nod) aufzunchmenden, 
Abſchaͤzungen in Braunfchweig 500 Rthlr., in den übrigen Städten des 
Landes 300 Rthlr. jährliches ftändiges Einkommen habın. i 
59 * 
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Als fländiges Einkommen. werben Gehalte und Penfionen, bie vom Staate 
bezogen werben, nicht angefehen. 
DIN 2. Die Wahlmänner. 
— a. Deren Anzahl. 
8. 37. In jeder Stadt werden fo viel Wahlmänner ernannt, als die Zahl 25 
in der Zahl der Häufer aufgeht. 
Wenn die bei biefer Divifion übrig bleibende Häuferzahl mehr als 15 beträgt, 
wird für fie noch ein Wahlmann ernannt. Ä 
Die Vorftädte, fo wie bie in dem Stadtbezirke gelegenen Häufer, find dabel 
mit in Rechnung zu bringen. 
b. Deren Eigenfchaften. 


$. 35. Nur derjenige, welcher die Eigenfchaften eines ftädtifchen Waͤhlers hat, 

kann Wahlmann feyn, und ed wird außerdem erfordert; 

1) bei den Bürgern oder Hausbefigern, daß fie ein abgefchästes, jährliches, 
ftändiges Einkommen, in Braunfchweig von 500 Rthlr., in den übrigen 
Städten von 300 Rthlr. haben; | 

2) bei ben nicht anfäffigen Gewerbetreibenden, welde das Bürgerrecht nicht 
gewonnen haben, daß fie ein abgefchästes, jährliches, ftändiges Einfommen, 
in Braunſchweig von 800 Rthlr., in den übrigen Städten von 500 Rthlr. 


* 


haben. 
Dabei muͤſſen ſie in der Stadt, fuͤr welche ſie gewaͤhlt worden, wirklich ihren 


Wohnſitz haben. 
3. Die ſtaͤdtiſchen Wahlberechtigten. 
8. 39. Wahlberechtigte in den Städten find: | 
1) die flimmführenden Mitglieder des Magiſtrats; 
2) die Stadtverordneten, welche dreimal als ſolche gewählt finds 
3) die Prälaten der bisherigen ‚zweiten Section der Stände in der Stadt, in 
‚ welcher fie ihren Wohnfis haben. 
D. Bei den Freifaffen und Bauern. 
Einleitung: ! :-- 
$. 40. Die Abgeordneten der Freifaffen und Bauern werben ebenfalls durch 
Wahlmänner ermwählt, nnd diefe legtere durch die Wä,ler ernannt. 
1. Wähler der Freifaffen und Bauern. 
$. 41, Das Recht, die Wahlmänner ber Freifaffen und Bauern zu ernennen, 
hat jeder Eigenthümer oder Nusniefer eines Neihehofes, fo wie jeder, der Stimm⸗ 
en bei den Befchlüffen der Gemeinde Hat und Gontribution und Proviantgeld 
ezahlt. 
: 2. Wahlmänner der Freifaffen und Bauern. 
a. Deren Bahl. 
F. 42. Für jede Gemeinde wird ein Wahlmann ernannt., 
Diefe Regel leidet jedoch eine Ausnahme in Anfehung der Flecken, welche über 
100 Häufer haben; dieſe beftellen zwei Wahlmänner. 
b, Deren Eigenschaften. 
$. 43. Wahlmann für die Flecken und Dörfer kann nur derjenige feyn, welder 
die Eigenfhaften eines ländlichen Wählers befist, und außerdem in der Gemeinde 
feinen wirklichen Wohnfig hat. 
Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von der Waͤhlbarkeit. 


A Allgemeine Beſtimmungen für alle Stans 
bestlaffen. Be 
1. Perſoͤnliche Eigenſchaften. = 
8. 44. MWählbar als Abgeordnete find alle, welche die allgemeinen Erforbers 
niffe der Wähler befigen (8.25. und 26.), und außerdem 
1) das SOfte Jahr zurückgelegt haben; 
2) ehelich geboren und von keutſcher Geburt find, d. h. von einem feutfchen 
.  Bater abflammenz 
3) fünf Jahre im Herzogthume ihren gefeglichen Wohnfis gehabt haben; 
4) fich «eines unbefcholtenen Rufes erfreuen. 
| 2. Unzuläffigfeitsgründe . | 
h: 45, Mitglieder des hergoglichen Staatäminifteriums Eönnen nicht Abgeord: 
nete ſeyn. ; 
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Eben fo wenig diejenigen, welche wirktiche Hofs, Militeirs oder Civilbeamten 
eines auswärtigen Staates find, 
B. Befondere Beffimmungen fürbieeingelnen 
: Standesftlaffen. 
1. Zür die Prälaten. 
8. 46. Als Abgeordnete der Prälaten Kann jeder gewählt werden, dem auf 
die gehörige Weife von dem Landesherrn eine landtagsfähige Praͤlatur verliehen ift. 
2. Für die Ritterfchaft. 
$. 47. Als Abgeordneter der Ritterfchaft ift jeher wählbar, der ein landtags⸗ 
fähiges Rittergut eigenthümlich, oder als lebenslaͤnglicher Nutznießer befist. 
3. Für die Städte. 
$. 48. In den Städten find wählbar: | 

1) die flimmführenden Mitglieder des Magiſtrates; 

2) anfäfjige Handel» oder Gewerbtreibende, die, nach den Behuf der Commus 
nalfteuer entworfenen Abfchägungen, ein jährliches Einfommen, in Braun: 
fhweig von mindeftens 800 Rthlr., in den übrigen Städten des Landes von 
mindeſtens 500 Rthlr. haben. 

4. Kür die Freiſaſſen und Bauern. 
$. 49. Als Abgeoronete der Freifaffen und Bauern find zufäfftg alle, welche 
Eigenthümer oder Nusnießer eines Bauerngutes find und zu ben Hoͤchſtbeſteuerten 
des Wahlbezirkes gehören. Die Höchftbefteuerten find diejenigen, welche in bem 
Bezirke die 30 Höchften Steuerfäge an Contribution und Proviantgelde bezahlen. — 
Diefe 30 höchften Steuerfäge find dergeftalt zu berechnen, daß nur ein voller Thaler 
einen andern Gas begründet, und bie überfchießenden Gutegrofhen und Pfennige 
nicht beachtet werden. 
5, Befondere Bedingungen der Wählbarfeit bei den nit eigen- 
ihbümlihen Abgeordneten der Ritterfhaft, der Städte, der 
Sreifaffen und Bauern. 
86.50. Jeder wiſſenſchaftlich Gebildete ift wählbar, ber entweder in der fünf: 
ten Klaffe der Verfonalfteuer fteht, oder nad) den Communalfteuer : Abfhägungen 
ein jährliches fändiges Einkommen von 1000 Rthlr. und darüber Hat. 


Sehster Abſchnitt. 
Don den Wahlen. . 


A. Allgemeine Grundfäge. 
1. Wahlausfchreiben, 
8. 51, Meder die Wahl von Wahlmännern, noch die von Abgeordneten darf 
ohne kandesherrlihe Verfügung vorgenommen werben. 
2, Strafbarfeit eigenmähtiger VBerfammlungen. 
$. 52, Eigenmädtige Verfammlungen der Wähler, Wahlmänner und Wahl- 
berechtigten find ftrafbar und ziehen mindeftens den Verluſt des Wahlrechts nach ſich. 
| 3. Pflicht zu ffimmen, 
$. 53. Jeder hat dem wichtigen und ehrenvollen Rufe, als Wähler, "Wahl- 
mann oder. Wahlberechtigter zu flimmen, die ſchuldige Folge zu Leiften. 
Nur ärztlich befcheinigte Krankheit oder unverfchiebliche Abweſenheit entfchuldigt. 
Ä 4. Pflichten bei der Abftimmung. 
$. 54, Die Mählenden find verpflichtet, Lediglich ihrer freien und gewiffenhaf: 
ten Ueberzeugung zu folgen. | 
Aufträge der Wähler oder Gemeinden an die Wahlmänner, für wen fie flim- 
men jollen, find ungültig. 
5. Ungelöbniß. 


. 8.55. Damit man deſto gemiffer ſey, daß die Wählenden ihren Obliegenhei- 
‚sen gehörig nachkommen, follen diefelben vor Abgabe ihrer Stimmen an Eidesftatt 
mittelft Handfhlages angeloben: : 
dag fie ohne allen Einfluß und Nebenrüdfichten nur. nach ihrer beften 
Ueberzeugung, fo wie fie es vor Gott und ihrem Gewiſſen verantworten 


N 


zw Edanen denken, ftimmen wollen. " 
| 6. Abſtimmung in Perfon. 
$. 56. Die Wöhler, Wahlmänner und Wahlberedjtigten müffen bei den Wahl: 
len in Perfon erſcheinin. 5: no oo — ie 
Durch Bevollmächtigte feine Stimme abgeben zu laſſen, iſt unftatthaft. 
Den Mitgliedern ‚der Ritterfhaftift es indeß geſtattet, dem Präfiventen des 
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Wahlcollegiums ihre Abſtimmung verſiegelt mit einem Schreiben zuzuſchicken. Die⸗ 
ſes Schreiben muß zugleich die d. 55. vorgeſchriebene Verſicherung enthalten, 
7. Geſetzlich erforderliche Anzahl der Stimmenden. 

$. 57. Es kann keine Wahl gültig vorgenommen werden, wenn nicht zwei 
Drittel der Wähler oder der Mitglieder des Wahlcollegiums erfchicnen find. 

Das Ausbleiben einer he en macht das Gefhäft nicht unzuläffig- 

Iſt nicht die gefeglihe Wahl erfthienen; fo wird ein neuer Wahltag angefeht, 
und zwar auf Koften der nicht gefeglich entfihuldigten Ausgeblicbenen. 

8. Mehrheit der Stimmen entfcheibdet. 

$. 58. Mer die meiften Stimmen für fi hat, ift ald Wahlmann ober Abges 
orbneter gewählt. 

Indeß müffen die für ihn abgegebenen Stimmen bie abfolute Mehrheit bilden, 
d. h. bei ungleicher Zahl der Stimmenden mindeftens die größere Hälfte ausmachen 
oder bei gleicher Zahl ber Stimmenden die Hälfte derfelben wenigftens um Eins 


überfteigen. j 
Fortfegung. 

$. 59. Hat bei ber erften Abftimmung Feiner die vorgefchricbene Stimmzahl; 
fo find die drei Perfonen, welche die meiften Stimmen für fid) haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen, und es ift unter ihnen zu mählen. ur 
Hat auch diefe Zweite Abftimmung Fein Nefultatz fo ift zwifchen den beiben 
. Perfonen, welche bei diefer Abftimmung die meiften Stimmen hatten, eine britte 
Wahl zu veranftalten. A 

Sind bei diefer dritten, ober auch ſchon bei der zweiten Abftimmung, die Stim⸗ 
men gleich getheiltz fo enifcheidet das Loos. — Die Art, wie geloofet werden foll, 

- beftimme ber die Wahl Leitende, | 
9. Abftimmungen Unbefugfer..- — 

8. 60. Haben Unbefugte mitgeſtimmt; fo iſt die Wahl nur alsdann ungültig, 
wenn, nach Abrechnung der von diefen für den Gewählten abgegebenen Stimmen, 
diefer die gefeglich erforderliche Stimmenmehrheit nicht hat, und es muß zu einer 
neuen Wahl gefchritten werden. - | 

10. Kehler bei der Ladung. 

8. 61, Sind in bie gefeglich vorgefchriebenen Liften der Wähler ober Wahl 
männer und Wahlberechtigten aufgenommene Perfonen zu dem Wahltage gar nicht 
oder nicht orbnungsmäßig vorgeladen; fo ift die Wahl ungültig, wenn, bei Hinzu: 
rechnung der Zahl der nicht Vorgeladenen zu der der Erſchienenen, die auf den Ge: 
wählten gefallene Stimmenzahl nicht dennoch) die abfolute Majoritaͤt bildet. 

Es iſt alödann ein neuer Wahltag anzufegen. 

" 11. Entfheidungen in Wahlfahen. . 

a. Bei den Wahlen der Wahlmänner und über die Rechte der Wählenden. 

'$. 62. Ueber Streitigkeiten, Beſchwerden und Keclamationen, welche die Rechte 
der Wähler, Wahlberechtigten und Wahlmänner, die Gültigkeit der Wahlen ber 
Lestern, fo wie das. dabei beobadhtere Verfahren betreffen, entfcheiden bei ber Ritz 
terfchaft die Oberhauptleute, in den Städten die Magiftrate, bei den Freiſaſſen und 
Baucrn die Kreisämter. | 

Gegen die Entfcheidungen diefer Behörden findet ein Recurs an die höheren 
er Behörden Statt, und in legter Inſtanz entſcheidet das Staatsmi⸗ 
nifterium. 

Den Betheiligten iſt es geftattet, wenn fie durch diefe Ieste Entſcheidung ſich 
beſchwert halten, fich an die Ständeverfammlung zu wenden, welche, wenn fie die 
Sache dazu geeignet findet, ſolche zu nodhmaliger Erörterung dem Staatsminiſte⸗ 
riam anempfehlen Tann. * 

b. Bei der Wuhl der Abgeordneten. i 
$. 63. Entfichen Zweifel, Befchiwerden und Reclamationen über die Wahl 
eines Abgeordneten, mögen fie nun die Zuläffigteit deſſelber, bie Gültigkeit ber 
‚Wahl, oder das dabei beobachtete Verfahren betreffen; fo entfcheidet darüber bie 

Ständeverfammlung in erſter und legter Inſtanz. | — 

182. Allgemeine Beſtimmung wegen der Stellvertreter ber 

Abgeordneten. 

An 64. "Alla in ‚diefan; Londfhaftsordnung „über bie Ejgenſchaften und Wahlen 
der Abgeordneten vorkommenden Beftimmungen leiden gleiche Anwendung auf beven. 
Ötellveftreter, ET Et) ei ir Fi 116 Y let tiee Kai u Ve De 

Ueber die. Einberufung derſelben entſchejdet ;bie Staͤndeverſammlung. 
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B. Bon bem Verfahren beivden Wahlen. 

L Bei ber Ernennung ber Wahlmänner. 

1. Leitende Behörden. 

8. 65. Die Ernennung der Wahlmänner wird in ben Stäbten von den Mas 
‚glftraten, in den Flecken und Dörfern von den Kreisämtern und Ortsvorſtehern 
geleitet. Diefe Behörden dürfen auf die Wahl ſelbſt nicht einwirken, fie haben nur 
auf die Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften zu achten. 

2. Liſten der Waͤhler und als Wahlmaͤnner Wählbaren. 
a. Deren Aufftellung. 

5. 66. Sobald ein Wahlausfchreiben ergangen iſt, werben für jede Gemeinde 
zwei Ciften angefertigt, von welchen bie eine alle Wähler, die andere alle als 
Wahlmänner Wählbare enthält. 

Diefe Lüften entwirft in den Stäbten der Magiftrat, in den Flecken und Dör: 
fern das Kreisamt mit Zuziehung des Drtsvorftehers. 

b. Deren Bekanntmachung. 
$. 67. Diefe Kiften werden 14 Tage vor dem Wahltage Öffentlich angeſchla— 
gen, ober zur Einficht ausgelegt, wie biefes an jedem Orte herkoͤmmlich ift. 
yo > ©, Reclamationen gegen die £iften. 

..$. 68. Reelamationen gegen diefe Liften find zuläfjigs fie müffen aber binnen 
den erften acht Zagen nach deren Bekanntmachung, in den Städten bei dem Ma: 
giftrate, von ben Freiſaſſen und Bauern bei den Kreisämtern angebracht werden. 

Später eingehende Reclamationen werden für die bevorfichende Wahl nicht be- 
achtet und können nur die Wirkung haben, daß fie bei künftigen. Wahlen beruͤck⸗ 


ſichtigt werden. 
d. Abänderung dieſer Liſten. 

$. 69. Wer einmal in dieſe Liſten aufgenommen iſt, kann aus denſelben nicht 
geſtrichen werden, ohne daß ihm der Grund hievon von der betreffenden Behoͤrde 
durch eine ſchriftliche Reſolution mitgetheilt iſt. 

e. Verfügungen auf Reclamationen. 

: 8,70. Die Verfügungen auf eingehende Reclamationen find moͤglichſt fchnell, 
fpäteitens binnen drei Tagen abzugeben; und wenn diefelben begründet gefunden wer⸗ 
ben, find die Liiten fofort zu berichtigen. 

f. Wahltag. 

8. 71. Die Ortsbehörbe fest darauf ben Wahltag, jedoch alfo an, daß er 14 
Tage nad) Bekanntmachung der Wählerliften fällt, und ladet dazu jeden im dieſel— 
— Verzeichneten durch eine, nach dem unter A. anliegenden Formulare verfaßte, 

adung vor. 

Die Behaͤndigung dieſer Ladung muß ſpaͤteſtens drei Tage vor dem angeſetzten 


Wahltage geſchehen. 
g. Wahldiſtricte in den Staͤdten. 
$. 72. In den größeren Städten find, nad) Ermeſſen des Magiſtrates, mehrere 
Wahldiftricte zu bilden Behuf der Ernennung der Wahlmänner, und der Magiftrat 
ernennt für jeden dieſer Diftricte einen Wahlvorfteher aus feinem Mittel, welcher 
die $. 71. vorgefchriebenen Ladungen beforgen läßt. 
Eine Aenderung der einmal angenommenen Diftricte hat nur mit landesherrli- 


cher Genehmigung Statt. 
h. Wahlhandlung. 


3 1. Einleitung des Geſchaͤfts. en 

$. 73. Die Wahlhandlung beginnt damit, daß der Wahlvorſteher die Erſchie— 
nenen nach der Wählerlifte aufruft, und diefelben fich durch ihre behändigten Ladun⸗ 
gen legitimiren läßt; alle Unbefugte entfernt, und nachzaͤhlt, ob zwei Drittel der in 
die Liſte Verzeichneten erfchienen find. 

Iſt diefes der Fallz fo wird den Anweſenden der Zweck ihrer Verfammlung, 
jo wie der Inhalt der Lifte der Wählbaren nochmals bekannt gemacht; fie leiſten 
die $. 55. vörgefchriebene Verficherung, und fchreiten alsdann zu der Abflimmung. 

2. Abftimmung. — 

$. 74. In den Staͤdten geſchieht die Abſtimmung durch verſchloſſene Zettel, 
und wenn mehrere Wahlmänner zu ernennen find, hat jeder Wähler und zwar auf 
demfelben Zettel fo viele, Perfonen zu verzeichnen,, als Waͤhlmaͤnner zu ernennen 
find. Dieſe Wahlzettel werden von dem Mahlvorftcher in einer Urne gefammelt, 
mit Laufenden, Nummern verfehen, und bei jebem der Gewaͤhlten die Zahl der auf 
bn gefällenen Stimmen, durch Verzeichnung der Laufenden Nummern. ber Wahl: 
zettel bei demfelden, zu Protocol: genommen. = | 


- 
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In den Flecken und Doͤrfern vernimmt der die Wahl Leitende die Waͤhler zu 
Protocoll und laͤßt die Abſtimmung eines Jeden von ihm unterzeichnen. 

Uebrigens treten die $. 60. enthaltenen Beſtimmungen ein. 

3. Bekanntmachung des Gewählten und deſſen Legitimation, 

$. 75. Der Gewählte wird der Verfammlung bekannt gemacht, und erhält von 
dem Wahlvorficher eine nad, dem Bormulare Anlage B. ausgeftellte Urkunde zu 
feiner Legitimation. J 

4. Anzeige der Wahl bei der betreffenden Behoͤrde. 

8. 76. Zugleich zeigen die Wahlvorſteher der ſtaͤdtiſchen Diſtricte den Magiftras 
ten, die Ortsvorſteher der Flecken und Doͤrfer dem Kreisamte die erfolgte Wahl 
an, und dieſe Behörden fertigen eine Liſte aller ernannten Wahlmänner und Wahl- 
berechtigten ihres Stadt- oder Amtöbezirkes an, welche fie an die Oberhauptleute 
einfenden, und zwar bat der Magiftrat der Stadt Wolfenbüttel diefe Lifte der 
DOberhauptmannfchaft des wolfenbüttelfchen Diſtricts mitzutheilen. 

Für die Stadt Braunſchweig ift eine folhe Mittheilung an die Oberhaupt: 
mannfchaft nicht erforderlich. 

N 5. Erlöfchen des Wahlrechtd der Wahlmänner., j 

8.77. Sobald die Wahlmänner bie Abgeordneten und Stellvertreter auf eine 

gültige Art gewählt haben, erlifcht ihre Wahlberechtigung, und zu jeder neuen 
Wahl müffen neue Wahlmänner ernannt werben. 

Ausgenommen find die Fälle, wo eine gültige Wahl. keine Folgen hat ($. 88.); 
in diefen find. biefelben Wahlmänner zu der Wahl berufen. | 
U. Berfahbren bei der Wahl der Abgeordneten. 

1. Wahlcollegien. . 

.$. 78. Die Wahlberechtigten jedes ritterfchaftlichen Wahlbezirkes, die Mahlbes 

vechtigten und Wahlmänner jedes ftädtifhen oder ländlichen Wahlbezirkes bilden das 


Wahlcollegium. 
2. Deren Präfidenten. 


8.79: Das Berfahren bei den Wahlcolfegien wird durch Präfidenten geleitet. 
Es iſt ihnen unterfagt, auf die Wahl felbft irgend einen Einfluß zu üben; fie haben 
nur auf Beobachtung der gefeglichen Vorſchriften zu fehen. 
Sie werden von der Landeeregierung ernannt. Die der ritterſchaftlichen Wahl: 
collegien find aus deren Mitgliedern zu nehmen, 
ger 3. Liften. 
. 8.80. Bor der Wahl der Abgeordneten werben, -abgefondert, für jeden ritters 
Thaftlichen, für jeden ſtaͤdtiſchen, für jeden laͤndlichen Wahlbezirk zwei Liſten ans 
gefertigt. — 
Die erſte enthält alle Wahlberechtigte, oder alle Wahlberechtigte und Wahl⸗ 
männer. er 
" Die zweite alle ald Abgeordnete Wählbare bed Bezirkes, 
Dieſe zweite Lifte zerfällt in zwei Abtheilungen, in deren erſter diejenigen vers 
‚zeichnet werben, welche 
bei der Ritterſchaft in ihrer Eigenfchaft als Gutöbefiger, 
in den Städten als Gewerbtreibende und Magiftratsmitglieber, 
bei den Freifaffen und Bauern als Hofsbejiser wählbar find. 
In der zweiten Abtheilung werben diejenigen Bewohner des Bezirks verzeich- 
net, welche ohne Ruͤckſicht auf die gedachten Eigenfhaften wählbar find. 
Es verſteht ſich, daß diejenigen, ‚bei welchen fich die erforderlichen Eigenfchaf: 
ten finden,.in beide Abtheilingen aufgenommen werben. i 
u RL Fortſetzung. 


$. 81. Dieſe Liſten fertigen die Oberhauptleute an, und zwar die des erſten 
ritterſchaftlichen Wahlbezirkes der Oberhauptmann des wolfenbuͤttelſchen Diſtricts, 
welchem der Oberhauptmann des blankenburgiſchen Diſtricts die erforderlichen Mit— 
theilungen zu machen hat. A 
si Nur in der Stadt Braunfchweig ſteht dem Magiftrate die Aufftelung bdiefer 
iften zu. «“ j 
= sc Bekanntmachung diefer Liften. 
582% Die betreffenden Behörden machen diefe Liſten fpäteftens 14 Tage vor 
ber Verſammlung des Wahlcollegiums ‚durch die braunſchweigiſchen Anzeigen ber 
Caiint, und fotbten zugleiih alle age auf, welche Reclamäti N n. gegen dieſel⸗ 
ben zu haben glauben, ſolche biunen 14 Tagen geltend zw madjen,. umd'es gelten, - 
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hinſichtlich dieſer Liſten und Neclamationen, die $. 69. und 70. feftgefeaten Be: 
flimmungen, 
. 5. Wahltag. 


hltag 

$. 83. Sobald dieſe Liſten publicirt find, ſetzt ber Praͤſident bes Wahlcolle⸗ 
giunis den Wahltag an, beſtimmt zugleih den Ort ber Berfammlung, und labet 
die Wahlberechtigten und Wahlmänner durd) eine fhriftliche Ladung vor. 

Diefe Ladung muß benfelben fpäteftens 6 Tage vor dem Wahltage behaͤndigt 
werden. 

Fortſetzung. 

g. 84. Kür die ſtaͤdtiſchen und Ländlichen Wahlcollegien iſt der Wahltag auf einen 
Sonntag anzufegen. Das Collegium wohnt zuvörderft dem Gottesdienfte bei, in 
welchem cine der Feierlichkeit der Handlung angemefjene Predigt gehalten wird. 

Zu diefen Ende hat det Präfidınt des Wahlcollegiums dem herzoglichen Con: 
fiftorium Anzeige von dem angefegten Wahltage zu machen, und diefes dem betref: 
fenden Prediger die erforderliche Inſtruction zu ertheilen. 

h 6, Wahlhandlung. 

$. 85. In den ftädtifchen und ländlihen Wahlbezirken ernennt der Pröfident 
fi) aus der Verfammlung drei oder mehrere Beifiser, welche ihn unterftügen, auf 
die eh der gefeglichen Vorfchriften mit achten, und das Protocoll mit uns 
terſchreiben. 

Darauf wird das Geſchaͤft damit eroͤffnet, daß der Praͤſident die Mitglieder 
des Collegiums nach der Liſte aufruft, dieſelben ſich legitimiren läßt durch Vorzei⸗— 
gung der Inſinuationsdocumente, und die Wahlmaͤnner zugleich durch bie dieſen 
ausgeſtellten Legitimationsurkunden, die Unbefugten entfernt und nachzaͤhlt: ob zwei 
Drittel der Mitglieder des Collegiums erſchienen ſind. 

Sind dieſe anweſend; fo wird ihnen der Zweck der Verſammlung, fo wie bie Ab: 
theilung der Lifte, aus denen ber oder die Abgeorbneteu zu wählen find, befannt ges 
macht, wobei indeß, wenn ein Abgeordneter aus der Abtheilung II, ber Lifte der 
Mählbarengenommen werden kann, ben Wählenden zu eröffnen ift, daß fie nicht auf 
diefe) Perfonen befehräntt find, fondern aus allen denen, weldye in die Abtheilung II. 
irgend einer Lifte der Wählbaren des Landes aufgenommen find, die Wahl haben. 

Sodann leiften die Anmwefenden den $. 55. vorgefhriebenen Handſchlag, und es 
wird bei der Abftimmung eben fo verfahren, wie dieſes für bie ſtaͤdtiſchen Wahls 
männer vorgefchrieben ift. 

7. Regitimationsurfunden und Berichte über bie Wahl. 

$. 86. Der Gewählte wird der Verfammlung bekannt gemacht, der Präftdent 
ſtellt ihm eine Urkunde nad Formulare unter C. zu feiner Legitimation aus, und 
macht von der Wahl fowohl der Landesregierung, als auch dem ſtaͤndiſchen Aus- 
ſchuſſe Anzeige, fendet lesterm aud) die aufgenommenen Protocolle ein. 

8. Wahl der Stellvertreter. 

Nachdem die Wahl der Abgeordneten vorgenommen ift, erfolgt die der Stell: 

vertreter auf ganz gleiche Weife. 


© Faͤlle, wo eine gültige Wahl eine 
Solge bat. — 
$. 88. Einer gültigen Wahl kann keine Folge gegeben werben 

3) wenn Vater und Sohn oder mehrere Brüder als Abgeordnete gewählt find. 

- Wenn bdiefe ſich darüber, wer zurüdtreten foll, nicht vereinigen koͤnnen, geht 
der Aeltere vor, 

2) Niemand kann Abgeordneter für zwei oder mehrere Wahlkreife feyn, und iſt 
daher in mehreren Bezirken die Wahl auf ihn gefallen; fo hat er fich barz 
über zu erflären, welchen Auftrag er annehmen wolle. 

Diefe Erklaͤrung ift binnen drei Tagen, nachdem der Gewählte die dep: 
pelte Wahl erfährt, bei dem Staatsminiſterium und dem ftändifhen Aus: 
ſchuſſe abzugeben, und wenn fie in dieſer Friſt nicht erfolgt, beſtimmt das 
ie für welchen Bezirk die Wahl als angenommen anzus 
chen iſt. . f 

3) Wenn. der. Gewählte den Auftrag ald Abgeordneter nicht annimmt. 

Es ſteht nämlich, einem Jeden frei, die Sendung als Abgeordneter auss 
zuſchlagen, da niet angenommen werden darf, daß Semand; ohne die wid 
Balken Dre dem ehrenvollen Verträuen feiner Mitbürger nicht entſpre⸗ 

en werde. ee an Kae — 
Wijce . Wer bie Wahl nicht, aunimmt „ hat davon ſofort in. der Verſammlung 
‚dem Wahlcollegium, welches ſodann ſogleich zu einer neuen Wahl fchreitet, 
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oder binnen drei Tagen dem Staatsminiſterium und dem engern Ausſchuſſe 

Anzeige zu machen. | 
4) Wenn Staatsbeamte, active Militaird, Geiftliche ober Schuldiener ald Ab: 

geordnete gewählt werden, und bie Landesregierung ihnen die Erlaubniß, die 

Wahl anzunehmen, verfägt. 

Es können naͤmlich dieſe Perfonen, wenn fie dazu geeignet find, aller 
dings als Abgeordnete gewählt werden; fie müffen aber, bevor fie die Wahl 
annehmen, dazu die Erlaubniß der Regierung erhalten, welche indeß nicht 

. werben wird, wenn nicht das Befte des Dienftes diefes nothwendig 

matt, F 
D Ertöfhen des Auftrages der Abgeord— 

neten. 
$. 89. Der Auftrag ber Abgeordneten erlifcht: 
1 — Verluſt einer der Eigenſchaften, welche erforderlich ſind, um waͤhlbar 
zu ſeyn; 
2) durd) den Ablauf der. Zeit, für welche der Abgeordnete gewählt war; 
8) duch) Auflöfung der Ständeverfammlung; 
4) durdy Annahme eines Staatsamites, welches der Ermählte zur Zeit der Wahl 
noch nicht bekleidete. 
BB Von den Kofen ber Wahlen. 

: 90, Die Wähler, Wahlberechtigten und Wahlmänner haben einen Ans 
ſpruch auf Entfchädigung wegen der ihnen durch die Wahl etwa veranlaßten Koften, 
mit Ausnahme des $. 97. bemerkten Falles. 

Die Koften, welche durch die Thätigkeit der abminiftrativen Behörden bei den 
Wahlen veranlaßt werden, trägt die Landesfteuerkaffe. 


Titel U 
Bon den Rechten und Pflichten der Landſchaft. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundſaͤtze. 


g. 91. Die erſte und heiligſte Pflicht der Landſtaͤnde beſteht darin, daß ſie die 
Wohlfahrt und das Beſte des Vaterlandes und ihrer Mitbürger, ohne alle Neben: 
ebfihten und Rüdfichten auf einzelne Perfonen und Verhältniffe, nach ihrer beiten 
Einfiht, mit Gewiffenhaftigkeit zu — ſuchen. 

ortſetzung. 

F. 92. Sie ſind ſchuldig, bei Ausuͤbung der ſtaͤndiſchen Rechte und Befugniſſe 

die Verfaſſung und die feſtgeſetzte Ordnung genau zu beobachten. 
Zweiter Abſchnitt. 


Einzelne Rechte und Pflichten der Staͤndeverſammlung. 


Kr! 


1. Beider Verwilligung, Beranlagung, Er: 
bebung und Berwendbung der Steuern und 
andern allgemeinen Lanbeslaften. 


— Regel. 
$. 98. Die Stände haben das Recht, die zur Erhaltung ber. Staatszwecke 
erforderlihen Mittel zu bewilligen. 
Ausnahme. 


5: 94. Ausnahmsweiſe koͤnnen, ohne vorherige Bewilligung der Stände, in fol- 
genden Fällen von dem Landesherrn allein Steuern auferlegt und erhoben werben: 
1) zur nothwendigen Vertheidigung des Vaterlandes, 
2) zur Erfüllung der Bundesperpflichtungen, 
3) die Prinzeffinfteuer nach den herkömmlichen Summen, 

z —Communal⸗- und Eorallaften. 

8.9. Eben fo wenig bedarf es der ftändifchen Concurrenz und Zuſtimmung 
in Hinſicht der Aufbeingung und Repartition der, threr Natur und’ Befchaffenheit 
nad, einzelnen ‚Gemeinden, Städten, Ortſchaften und Diftricten obliegenden Laften, 
Ausgaben und Koften, welche nach den Beſtimmungen ber, Gefege.tmd der Regie⸗ 


rung durch die betreffenden Behoͤrden zu reguliten fihd. "° 
Nähere Beftimmung. der Regel. 
$. 96. Mit diefen Ausnahmen Bann Feine Steuer ober allgemeine Landeslaſt 


ausgefchrieben oder erhoben werden, als 'mit ftändifher Bewilligung. 
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Es macht hiebei Feinen Unterfchled, melde Segenftände ſolche allgemeine Lan⸗ 
desquflagen und Zeiftungen betreffen: ob fie auf Grundftüde, Vermögen, Perfonen, 
Gewerbe, oder auf den Verbraud von Lebensmitteln und Konfumtibilien gelegt 
werben follen. " 

Es bezieht ſich diefes Bewilligungsrecht auch auf ſolche Abgaben und Leiſtun—⸗ 
gen, welche die Leitung des Handels und der Gewerbe betreffen, oder welche zur 
Ausführung polizeilicher Einrichtungen und Maaßregeln erforderlich ſind, namentlich 
auf Weggeider, Zölle, Packhaus-Entrichtungen und Gerihtefporteln. 

Diele Beftimmungen haben keine rüdtwirkende Kraft, und die indeß beendigten 
oder bereitö begonnenen Verhandlungen über Danbelsverträge mit andern Staaten 
bedürfen daher, in- Beziehung auf Zölle und Padlhaus-Entrichtungen, der ſtaͤndi⸗ 
ſchen Zuftimmung nidt. 

Umfeng bes Steuerverwilligungsrechts. 

G. 9. Das ftändifhe Bewilligungsrecht erftredt ſich uͤbrigens bei ſeiner Aus⸗ 
übung nicht blos auf die Art und den Betrag der Öffentlichen Abgaben und 2eiftuns 
gen, fondern auch auf die Grundfäge und Verhaͤltniſſe, nady welchen felbige auf 
Gegenftände oder Perfonen zu legen und zu vertheilen find, jo wie auf die Dauer, 
Erhebungsweiſe und Verwendung der aufzulegenden Steuer. 

j Art der Steuerausfhreiben. 

8. 98. Nachdem über diefes Alles zwifchen der Landesherrfchaft und ben Stän- 
dem eine Nebereinkunft getroffen worden, wird in beren Gemäßheit die verwilligte 
Auflage durdy ein; auf die gewöhnliche Weife und „mit Bezug auf die gepflogene 
Unterhandlung mit der Landſchaft“ zu publicirendes landesherrliches Gefes ausge: 
ſchrieben und ihre Erhebung verfügt. Rab: 

A - a, Dauer ber Bewilligung. 

8.99. Die beiilligten ober befichenden Auflagen werben bis zu einer neuen 
Uebereinkunft fort erhoben. 5 

Nur wenn die Steuern gleich anfänglih für einen beftiimmten Zeitraum bewil- 
ligt waren, hört deren Forterhebung mit deſſen Ablaufe auf. 

Ber b. Pflicht der Vermilligung. 

8. 100. Neben dem Rechte der Steuerverwilligung haben bie Stände zugleich 
die Verpflichtung, diejenigen Summen auszufegen, welche zur Erreichung des Gtaatz- 
zweckes erforderlich Ünd, infofern und in foweit diefelben nicht aus den Einkünften 
der Domainen und Regalien beftritten werben. 

— Fortſetzung. 

- 8, 101. Um das Beitragsverhaͤltniß von den Domainen und Regalien zu den 
Ausgaben des eigentlichen Stautshaushalts feft zu beftimmen, fol eine Zrennung 
Fi fürfttiichen und Domanialhaushaltes von dem eigentlichen Staatshaushalte Statt 

nden. - 

c. Zrennung bes fürftlihen: und Domanialhaushaltes von dem Staatöhauspalte. 

$. 102. Durd) eine Ucbereinkunft zwifchen dem Landesheren und den Ständen 
foll die Summe feftgefegt werben, welche jährlih von den Rammereinkünften, nad) 
Abſatz der Koften des fürftlihen und Domanialhaushaltes, auf andere Staatszwecke 
verwendet werden kann. * 

Dieſe Averſionalſumme ſoll durch Beſteuerung der Domainen, durch Ueberwei⸗— 
fung anderer Kammereinkuͤnfte aufgebracht und an die Landesſteuerkaſſe gezahlt werben. 

x Bolgen diefer Trennung. 

. 108, Nachdem diefe Uebereinkunft getroffen ift, werben alle Laſten bes 
Staatshaushalts, fo wie jeder zur Erreihung des Staatszwecks erforderliche Auf: 
wand, und alle dahin gehörige Ausgaben, welche bisher von den Einkünften der 
Domainen und Regalien gezahlt find, aus der Landesfteuerkaffe beftritten. Diefe 
Uebereinkunft kann nach vorhergehender einjähriger Kündigung bei dem Ablaufe einer 
Finanzperiode von der Landesherrfchaft wieder aufgehoben werben. 

, Sortfegung.: 

$. 104. Die Stände find nicht befugt, die Borlegung, weder des Etats, noch 
der Rechnungen über die bem Sandesheren refervirten Einkünfte zu verlangen. Es 
follen ihnen indeß zauch von diefen Einkünften die allgemeinen Etats der Einnahme 
and ber Ausgabe jedes Jahrs auf bem Landtage mitgetheilt werden, 

es “de Feftftellung der Finanzetats. — 
Rn — ER Tagan das Recht zur, gemeinſchaftlich mit ber 

ndestegierung. die Einnahme⸗ und Ausgabeetats. des geſammten ei idıen Staats: 
haushaltes feffzuftellen per ki, - — 5 ® * Br eigentua En aaa 

Diefe Etats werden im Voraus für eine Binanzperiode von 6 Jahren beſtimmt, 
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und nur auf dem naͤchſten Landtage auf 7 Jahre, damit in der Folge die Zeit zur 
Erörterung diefer Angelegenheit, bei fich verzögernden Landtagsverhandlungen, 


nicht fehle. 
e. Beauffihtigungsrecht bei den Finanzen. 

$. 106. Den Ständen ſteht zugleich das Beaufſichtigungsrecht hinſichtlich bes 
Landesſteuer- und Finanzweſens zu, und es follen denjelben daher die Rechnungen 
der abgelaufenen Sinanzperioden zur Einfiht, und um darüber ihre Bemerkungen 
zu machen, vorgelegt werben. 

f. Landesſteuer⸗ und Finanzcollegium, 
1, Geſchaͤftskreis deifelben. 

$. 107. Die Verwaltung der Steuern, fo wie der für den Gtaatshaushalt 
beftimmten Kammereinkünfte, fol einer von dem Landesheren und den Ständen ge— 
meinſchaftlich befesten und abhängigen Behörde, dem Landesfteuer- und Finanzcols 
legium, übertragen werden. 

— Wirkungskreis dieſer Behoͤrde ſoll durch eine Uebereinkunft naͤher beſtimmt 
werden. 
2. Verantwortlichkeit dieſer Behoͤrde. 

F. 108. Dieſe Behörde iſt insbeſondere dafuͤr verantwortlich, daß Feine Eins 
nahme erhoben und Feine Ausgabe geleiſtet wird, welche nicht in die von den Staͤn—⸗ 
den genehmigten Etats aufgenommen ift, Ä 

3. Befegung bderfelben. 

$. 109. Die Hälfte der Raͤthe dieſes Collegiums wird von ber Landſchaft, 
auf die für die Wahl des Ausfchuffes vorgefchriebene Weife, erwählt, und dem 
Landesherrn zur Beftätigung präfentirtz es fteht indeß der Ständenerfammiung frei, 
auch nicht als Abgeordnete gewählte, qualificirte Perſonen zu präfentiren. 

Es iſt zuläffig, daß diefe landfchaftlichen Raͤthe Mitglieder des ftändifchen Aus: 
ſchuſſes find, in fofern und fo lange fie Landtagsabgeorbnete find. A 

2. Bei SContrahbirung von Staatanleihen 
und dem LZandesfhulpdenwefen. 

$. 110. Staatsanleihen Eönnen nicht ohne Einwilligung der Stände ‚contrahtrt 
werben; über deren Betrag, die Bedingungen und Rüdzahlungen derfelden, ift mit 
den Ständen eine Vereinbarung zu treffen, 

Das Landesſchuldenweſen wirb gleichfalls nach gemeinfamen Beſchluͤſſen regulirt. 
3. Veräußerungen des Staatögutes., 

$. 111. Staats-, Kammer:, Stifts- und Kloftergüter oder Einkünfte können 
nicht ohne Zuftimmung der Stände veräußert oder verpfänbet werben. 

Die oberfie Verwaltung diefer Güter iſt dafür verantwortlich, daß in Anfehung 
derfelben nicht anders verfahren werde. Beräußerungen ohne ftändifche Zuftimmung | 
find nichtig; der Käufer weber gegen ben Landesherrn noch gegen eine öffent: 
liche Behörde ein Klagerecht auf Rüdzahlung des gezahlten Kaufgeldes, fondern er 
Tann fih nur an die Perfonen halten, mit denen er contrahirt hat, 

Selbſt in dem Falle, daß im einer oͤffentlichen Kaffe die von ihm gezahlten 
Münzftüde no vorhanden wären, Tann ex foldhe nicht vindiciren. 

4, Verwaltung ber Kloſterguͤter. 

$. 112, Die Verwaltung der Kloftergüter foll zwar ferner bei der Kammer 
verbleiben, jedoch nicht nur- über das Kloftervermögen eine eigene Rechnung in Eins 
nehme und Ausgabe geführt, fondern diefe Etats künftig mit Zuftimmung der Stände, 
wie die Staatshaushaltsetats, entworfen werben, wobei indeß vorbehalten bleibt, 
daß die jest auf den Klofterfond bereits angewiefenen Ausgaben davon ferner beftrit 


ten werden. 


. 5 Beider Gefeggebung. 

a. Fälle, wo die BZuftimmung ber Stände erforderlich ift. 

$. 113. Die ftändifche Zuftimmung ift erforderlich, wenn Gefehe gegeben, auf 
gehoben, abgeändert oder authentiſch erklärt werden follen, welche die Landes oder 
Steuerverfaffung, oder die. Landescollegien, Gerichts: und allgemeinen Verwaltungs: 
behörben, deren Wirkungkreis und ihre Verhältniffe betreffen, oder endlich, welche 
ſich auf Beftimmungen beziehen, die zwifchen dem Landesheren und den Ständen 
vertragsweiſe getroffen ſind . ern ae X : 

„b. Faͤlle, wo das Gutahten der Stände erfordert wird. 

$. 114. Bei allen übrigen gefeglihen Beftimmungen müffen bie Stände zuvor 

mit ihrem Gutachten und Rath gehört werden, >... 20% 
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—e. Erwähnung ber ftändifhen Mitwirkung. j - 

g. 115. Die Gefepe follen im Eingange der erfolgten ftändifchen Zuſtimmung, 

oder des vorher erforderten Gutachtens und Raths ber Stände ausdruͤcklich Er⸗ 

wähnung thun. : 

' ‚d. Verordnungen. | — 

8,116. Verordnungen, d. h. ſolche Verfügungen, welche nur die Ausführung 
und Handhabung der Gefege betreffen, erläßt die Kandesregierung allein. 

e. Bundesbefhlüffe. 
8. 117. Befchläffe des teutſchen Bundes erhalten dadurch gefeglihe Kraft, daß 
fie von dem Landesherrn, und zwar ohne Mitwirkung der Stände, publicirt werden. 


6, Ablösbarkeit der gutsherrlidgden und 
— Feudalrechte. 
a. Der gutsherrlichen und ſonſtigen Realrechte. 
$. 118. Alle privatrechtliche Reallaſten an Zehnten-⸗, Hand- und Spanndien« 
ften, Geld-, Getreide: und fonftigen Naturalabgaben und Leiftungen, womit das 
Eigenthum oder das erbliche Beſitzrecht an einem Grundftüde beſchwert ift, oder in 
Zukunft beſchwert werden könnte, find, ohne Rüdfiht auf den Rechtögrund ihrer 
Entftehung, der Ablöfung. unterworfen, d. h. die Aufhebung kann gegen eine Ente 
fhädigung verlangt werden. — Die Grundfäge, wonach dieſe Entfhädigung zu lei⸗ 
ften, follen baldigft, mit Zuftimmung der Stände, feftgejegt werben. 
S b. Der Feudalrechte. 
$. 119, Alle in dem Umfange des Herzogthums belegenen Lehne jeber Art und 
Gattung, es mögen folde von der durchlauchtigſten Landesherrſchaft, von Öffentlis 
hen Anftalten und Corporationen, oder von ben Privatperfonen releviren, unmit⸗ 
teibare oder Afterlehne feyn, find der Allodification unterworfen. — Die näheren 
Beftimmungen hierüber follen unverzüglid mit den Ständen verabredet werben. 
7. Beidem Militairmwefen. 
$. 120. Ein größeres, als das durch die Bundesgeſetzgebung vorgeſchriebene, 
Truppencorps darf ohne: Zuflimmung ber Stände nicht aufgejtellt werden. 
Dhne deren Bewilligung kann weder das Truppencorps, nod) eine Abtheilung 
deſſelben, in den Dienft eines auswärtigen Staates gegeben werben. 
Gleichfalls ift deren Bewilligung erforderlih, wenn durch Werbung, beſonders 
von Ausländern, Zruppen gebildet werben follen. 
Die Grundfäge über Mitlitairpflichtigkeit und tiber die Aushebung der Manns 
haften, können nur mit Zuftimmung der Stände feftgeftellt werben. 
8 Beider Rehtspflege.. 
a. Unabhängigkeit der Gerichte. 
8. 121. Der Weg Rechtens kann in Juſtizſachen Niemand verfagt werben, 
Die Stände haben das Recht, auf die, durch die Landes- und Bundesgeſetzgebung 
Unabhängigkeit der Gerichte in den Grenzen ihrer Zuſtaͤndigkeit zu 
alten. i 
Insbeſondere wird es den Parteien geftattet, welche fih durch landesherrliche 
Verfügungen in ihren Rechten, oder in ihrer verfaffungsmäßigen Wirkfamteit für 
beeinträchtigt halten, fi an die Ständeverfammlung zu wenden, und biefe iſt bee 
fugt, auf die Abhülfe der von ihr begründet erachteten Beſchwerden bei der Lans 
desregierung anzutragen. 
— b. Fortſetzung. 
$. 122. Der Staͤndeverſammlung ſteht ferner das Recht zu, daruͤber zu wa⸗ 
hen, daß Nicmand ohne gefeglihen Grund und ohne eine orbnungsmäßige Verfuͤ— 
gung ber competenten Polizeiz oder Gerichtsbehörte verfolgt, verhaftet, beftraft, 
oder in feinen perfönlichen oder Eigenthumsrechten gekraͤnkt werde, und fie ift vers 
pflichtet, in diefen Beziehungen, vortommenden Falls, die ihr erforderlich ſcheinenden 
Anträge bei der Landesregierung zu machen. 
— ,„& Unabfegbarfeit ber Richter. 

„.. 123. Damit die Vorſchriften der $$. 121. und 122, defto wirkfamer feyen,' 
wird hiedurch der zwar angenommene, aber durch bie Landesgeſetze nicht ausprück 
lich ausgefprocdyene Grundfag zum Gefege erhoben, daß ein Richter feines Amts 
nicht anders entſetzt, oder wider feinen Willen entlaffen werden Eönne, als auf den 
- Grund eines rechtskraͤftigen Erfenntniffes des zuftändigen Gerichts. 

d. Präfentationsredt zu zwei Rathöftelien. im Landesgerichte. 
‚$. 124. Die Ständeverfammlung hat das Recht, zu zwei Rathöftellen im her: 
goglichen Landesgerichte Candidaten zu präfentiren. 


Ma. Braunfchweig, « 


Sie wählt diefe durch Stimmenmehrheit, und ihre Mahl kann auf jeden fallen, 
der die vorſchriftsmaͤßige Prüfung, zur Erlangung des Richteramts, beftanden, und 
ein Richteramt 9 Jahre bekleidet, ober 10 Jahre hindurch mit Auszeichnung bie 
advocatorifche Praxis betrieben Hat, und einen unbefcholtenen Ruf genießt. . 

I. Das-Reht, Vorfhläge zu maden. 

$. 125. Die Ständeverfammlung iſt berechtigt, dem Landesfürften Vorſchlaͤge 
zu Gefegen, allgemeinen. Verfügungen, und zur Errichtung Öffentlicher Anftalten 
zu machen; biefe Vorfchläge werden genau geprüft werden, und es follen ftets lan- 
desherrliche Entfchliegungen darauf; erfolgen. | j 

10. Rcht der Mitauffit auf bie Landes: 

a EHRT 

$. 126. Die Staͤndeverſammlung tft ferner: befugt, wegen bemerkter Mängel 
oder Mißbräuche bei der Gefehgebung, Rechtspflege und Verwaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten, Vorträge an den Landeöheren zu richten, und ſich über deren Ab— 
flelung gutachtlich zu äußern, = 

1. Berantwortiihfesit per Beamten und 

Ubgeordbneten, wegen Aufredthal: 
tung ber Verfaffung. 
a Verantwortlichkeit der Staatsbeamten und der Mitglieder ber 
. Ständeverfammlung. \ | 

$. 127, Jeder Staatöbeamte und jedes Mitgkied ber Ständeverfammlung ift 
innerhalb.des ihm angewiefenen Wirkungskreiſes für die Beobachtung der Verfaffung 
verantwortlich. | - 

“ Snsbefondere trifft diefe WVerantwortlichkeit die ftimmführenden Mitglieder des 
ee binfichtlich der von ihnen unterzeichneten oder contrafignirten 
"Verfügungen. 

"Um dieſe Beftimmung defto wirkſamer zu machen, foller Tünftig auch alle 
Staatsbeamten in dem Dienfteide mit auf die Beobachtung der Verfaffung vereidet 
. werben. Die jetzt bereits Angeftellten werden in biefer Beziehung auf den geleifteten 

Dienfteid hiemit verwiefen. 
b. Strafe der verlegten Verfaffung. 

8, 128, Jede Verlegung der Verfafjung fol, in fofern fie nicht den beftehen- 
ben Eriminalgefegen zufolge eine härtere Strafe nad) ſich zieht: ee 

a) bei Beamten mindeftens Dienftentlaffung zur Folge haben, welche den Ent— 

laffenen zur Wicderanftelung im Staatsdienfte unfähig madt5 >»: 

b) bei Abgeordneten mindeftens dadurch. geahndet werden, daß fie ihres Auftras 

ges, jo wie der Wählbarkeit auf immer für verluftig erklärt werben. 
e. Contraſignatur. 

.$. 129. Um ben verfaffungsmäßigen Gang der Staatögefchäfte und die Staats— 
beamten wegen ihrer Verantwortlichkeit zu fihern, find die unter der hoͤchſten Uns 
terfchrift des Landesherrn erlaffenen Nefcripte und Verfügungen nur alödann voll- 
iehbar, . wenn fie mit der Gontrafignatur eines flimmführenden Mitgliedes bes 
——— verſehen ſind. 

Diejenigen hoͤchſten Verfuͤgungen, welche der Landesherr in ſeiner Eigenſchaft 
‚ala. oberfter Befehlshaber der Truppen erlaͤßt, bedürfen der Contraſignatur nicht. 
Zu diefen Verfügungen find indeß diejenigen nicht zu rechnen, welche der Landesherr 
in Beziehung auf Militairangelegenfeiten nur als folder erlaffen kann, insbefon- 
dere alfo nicht: 

4) die Ernennung von Dfficieren, 2 

2) alle die» Mititairvermaltung, fo wie bie Aushebungen und Recrutirungen 

betreffenden Anordnungen, — | j | 

3) die Beftätigung oder Berwerfung Eriegsgerichtlicher Urthelie. 

d. Antrag auf Beitrafung. | , 
8, 130, Die Landesregierung kann auf Veſtrafung der Abgeordneten, und bie 
Ständeverfammlung auf Beftrafung der Mitglieder des Staatöminifteriums wegen 
verlester Verfaffung antragen. 

Ein ſolcher Antrag muß fpäteftens binnen 3 Sahren nach eingetrefener Ver⸗ 
letzung gemacht werden. | 

In Anfehung untergeordneter Beamten find dergleichen Anträge von ber Stän- 
deverfannmlung nur bann ftatthaft, wenn diefelben bei den vorgefegten Behörden 
und zulegt bei dem Staatsminifterium angebracht und 8 Wochen lang unbeachtet 
geblieben find. In diefem Kalle wird der Antrag auf Beſtrafung bei dem Landeö- 
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gerichte gemacht, welches die Unterfuchung durch zwei feiner Mitalieder zu führen 
an — Erkenntniß abzugeben hat, gegeu welches die ordentlichen Rechtsmittel 
uläffig find. 

i e. Bildung eines gemeinfhaftlihen Gerichtshofes. 

8,131. Sol aber ein Antrag auf Beftrafung eines Mitgliedes des Staatde 
minifteriums ober der Ständeverfammlung wegen verlegter Verfaffung gemadjt wire 
den; fo wird zuvörberft ein eigener Gerichtshof gebildet, welcher aus ficben Mike 
gliedern der höheren Zuflizcollegien beftchen fol. Den Präfidenten und brei Mite 
glieder diefes Gerichtshofes ernennt bie Landesregierung, die übrigen drei die Stäne 
deverfimmlung ; auch werben . bemfelben von ber Landesregierung die erforberlichen 
Secretarien beigeordnet. — Diefer Gerichtshof prüft zuvörderft; ob Grund zu giner 
Unterfuhung vorhanden ſey? nachdem ihm der umftändlic zu entwicelnde, und 
erforderlichen Falls mit den gehörigen Documenten verfehene, Antrag auf Beflras 
fung übergeben ift. Er leitet bei vorhandenem Grunde bie Unterfuhung ein, führt 
diefelbe nach den beftehenden gefeslihen Vorfhriften, und fällt das Erkenntniß in 
erfter und letzter Inſtanz. 

- Baffen die Stände den Beſchluß, auf eine Unterfuhung und Beſtrafung anzue 
tragen; fo wählen fie zugleich die drei Mitglieder des Staatögerichtshofes unb ma— 
chen von diefem Beſchluſſe und deffen Gründen, fo wie von ber getroffenen Wahl 
bei dev Regierung Anzeige, mit dem Erfudyen, daß biefe gleichfalls die erforderlichen 
Wahlen treffe und den gemeinſchaftlichen Gerichshof conftituire. 

Geht der Antrag von ber Landesregierung aus; fo nimmt dieſe die erforderlis 
chen Ernennungen vor, und benachrichtigt von dem gefaßten Befchluffe und deſſen 
Gründen, fo wie von ben erfolgten Ernennungen, die Ständeverfammlung cder 
ven Ausfchuß, und veranlaßt erftere, die nothwendigen Ernennungen gleichfalls 


vorzunehmen, 

Zu f. Abolition folder Unterfuhungen. 

ne 132. Die Abolition einer Unterfuhung wegen verlegter Verfaffung iſt uns 
zuläffig. 
1, Ernennung bed Landbfyanbicus und deffen 

Gefhäftstrei® 

8,138. Der Gtänderverfammlung fteht das Recht zu, einen Landſyndicus zu 
beftellen, -und zwar wird berfelbe durch abfolute Stimmenmehrheit erwählt. Geine 
Anftellung ift lebenslänglich und der anderer Ctaatsdiener glei, jedoch damit bie 
Verwaltung eines andern Staatsamtes unvereinbar. 

Bon der Erwählung wird der Landesherrfchaft Anzeige gemacht, und ber Er: 
wählte von ber Ständeverfammlung oder dem ftändifchen Ausſchuſſe auf ſein Amt 
zugleich mit Ablegung des Erbhuldigungseides vereidet. 

Der Landſyndicus hat als beſtaͤndiger Conſulent der Landſchaft derſelben uͤber 
alle vorkommenden Gegenſtaͤnde und ſo oft es verlangt wird, die noͤthigen Nachrich— 
ten und Gutachten, beſonders über Rechtsverhaͤltniſſe mündlich und ſchriftlich mit: 
——— auch das Amt des erſten Secretairs und Chefs des Canzleiweſens, ſowohl 

ei dem Landesſteuer- und Finanzcollegium, als bei dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe und 
ber Ständeverfammlung zu verrichten, auch das Landfchaftliche Archiv, fo wie bie 
Regiſtratur des Landesſteuer⸗ und Finanzcollegiums unter gehoͤriger Aufſicht und 
auf die Ordnung dabei zu halten. Er hat cine berathende Stimme in der Stände: 
verfammlung, dem ftändifchen Ausfchuffe und dem Landesfteuers und Finanzcollegium. 
13. Gerihtsfportelne:, Stempel: und Porto: 
F freiheit. 
. 134. Die Landſchaft hat die Freiheit von Gerichtsſpo 
Porto ferner zu — 2 PERL SERIEN 
14. Siegel der Landſchaft. 
8. 135. Sie führt ein eigenes Siegel. 


Dritter Abſchnitt. 
Nechte und Pflichten des ftändifchen Ausfchuffes. 
.a. Allgemeiner Grundfasg. 


$: 136, Dar ftändifche Ausfhuß hat das Recht und die Pflicht, zwiſchen b 
ss al J— a dem Landesherrn * 9 eo * 
inbarungen zu ſehen, ſo wie die ihm in dieſer Hinſi 
ſcheinenden Antraͤge bei der Landeeregierung zu machen. —— — 


944 ! Braunſchweig. 
—b. Beſondere Befugniffe. 


1. Hinſichtlich der Steuern, Anleihen und Verüußeeungen 

F. 137. Es kann daher in der Regel die Zuſtimmung des Ausfchuffes die ber 
Nu nicht erfegen. Ausnahmsweife finder diefes aber in folgenden 

en Statt. te —— ee 

WBenn außerordentliche Ereigniffe die geitige Verſammlung des Landtages un 
thunlich madjen, oder wenn Sefahr mit dem, Verzuge verbunden ift, und die or: 
dentlichen Bewilligungen und Geldrhittel zur dan des Staatszwedes und zur 
Erhaltung ded Staatswohls unzureichend find, Eönnen mit Bewilligung des ftändis 
ſchen Ausſchuſſes NT 

1) die Steuern erhöhet oder neue Steuern aufgelegt werden, jedoch nicht Tänger 
als auf 6 Monate; | — 
2) Staatsanleihen geſchloſſen, und J 

3) Staatsgüter veräußert und verpfändet werden. 

Alle auf den Grund einer foldyen Uebereinkunft mit dem ftändifchen Ausfchuffe 
getroffene Maafregeln find indeß fo bald als thunlich der Stänbeverfammlung vor—⸗ 
zulegen und bei ihr zu rechtfertigen. . a | | 
.. Steuerverwilligutigen diefer Art hören in dem Augenblide auf, Kraft zu haben, 
wo die Ständeverfammlung * ihre Zuſtimmung verſagt. BE: 

Staatsanleihen und Veräußerungen von Staatsgütern find dagegen gültig. 

Darüber: ob die Berfammlung der Stände unthunlich, oder ob Gefahr im Ver: 
zuge ſey? — entſcheidet bie Landesregierung. | 
| 2. Bei der Gefeägebung. — | 

$. 138., Unter ben. im vorhergehenden Paragraphen aufgeführten Vorhusfesun: 
gen‘genügt bei den Gefegen, welche fonft nur mir Zuftimmung der Ständeverfamms 
“lung erlaffen werden.-Tönnen, bie Zuftimmung des ftändifchen Ausfchuffes. — Solche 
Geſctze find :indeß baldigit der Ständeverfammlung zur Genehmigung vorzulegen. — 

Alle Gefege, bei weldyen nur das Gutachten und der Kath der Ständeverfammes: 
lung gehört. zu werden, braucht, Eönnen zwifchen den Landtagen mit dem Gutachten 
und Rathe des Ausihuffes erlaffen werben. | | 

5. Verbindlichkeit, der Landesregierung Berichte und Gutachten 

— zu erſtatten. — 

5.189, Die Landesherrſchaft kann von dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe, fo oft es 
ihe gut duͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen. —  , 

Insbeſondere Eann fie: Gefegenfwürfe, welche fie demnaͤchſt an bie Staͤndever⸗ 
fammsung zu bringen denkt, dem Ausfchuffe zuvor zur Begutachtung vorlegen. 

4 Recht, die Ständeverfammlung zu berufen, 
8. 140. Der Ausfhuß ift im Allgemeinen nicht befugt, diejenigen Anträge, 
welche von der Stänbeverfammlung ausgehen Können, ‚bei der Landesregierung zu 
machen, Es ftcht ihm aber zu, in folgenden Fällen den Candtag-zufammen zu berufen: 
1) wenn er dafür hält, daß die Verfaffung verlegt werde und Anträge duf Bes 
ftrafung höherer Staatsbeamten oder zum Schuge der Berfaffung Beſchwer⸗ 

ben bei der Bundesverfammlung zu machen feyen 5 

2) wenn ein Mitglied des ſtaͤndiſchen Ausfchuffes ausſcheidet; nr J 

8) wenn bei dem Landesſteuer- und Finanzcollegium ober bei dem Landesgerichte 
von der Sandfchaft zu befegende Vacanzen zwifchen den Landtagen und zwar 
4 Monate vor Eröffnung des nächften Landtags, entftanden ‚find; . 

4) wenn die Stelle des Landiyndicus erledigt ift, —— 

um in allen dieſen Faͤllen die erforderlichen Beſchluͤſſe und Wahlen zu veranlaffen. 

Bon einer ſolchen Berufung, fo wie von deren Zwecke, ift fogleid bei der Ers 
laſſung der Convocationgfchreiben der Landesregierung Anzeige zu machen, und es 
darf in einer ſolchen Verſammlung nichts vorgenommen erben, ald der Gegenftand, 

welcher fie veranlaßt hat. . — 
5. Befondere Auftraͤge. J 
$. 141. Außerdem kann die Staͤndeverſammlung dem Ausſchuſſe durch ſpecielle 
Vollmacht fuͤr einzelne beſtimmte Geſchaͤfte alle die Rechte uͤbertragen, welche ſie 
ſelbſt hat, vorbehaltlich indeß der Zuſtimmung der Landesregierung. 


“ 
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Zitel II | 


Bon den Randtagen, ber Behandlung der Gefhäfie auf den— 
felben, fowie von den Berhandlungen bes ftänddifhen 
Ä Ausſchuſſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Landtagen. 


1. Ordentliche und außerordentliche Landtage. 

$. 142. Die Ständeverfammlung muß alle drei Jahre zu einem ordentlichen 
Landtage von der Landesregierung berufen werben. 

Die ordentlichen Landtage follen in der Regel in dem Monate November feyn. 

Außerdem fteht es dem Landesherrn frei, jederzeit, wenn Er es für nothwendig 
hält, die Ständeverfammlung zu einem außerordentlichen Landtage zu convociren. 

2, ungefesglide Berfammlungen.- 

$. 143. Mit Ausnahme der in dem $. 140. aufgeführten Fälle dürfen die Abs 
georbneten fih nicht verfammeln, ohne von dem Landesherrn berufen zu feyn. 

Solche‘ landesherrlich nicht berufene Verfammlungen find frafbar und deren 
Beſchluͤſſe ungültig. 

. "8 Berufung ber Ständbeperfammlung. 

$. 144. Der Landesherr „beruft die Abgeorbneten durch eine Verordnung, im 
welcher er zugleich die Zeit und den Ort der Verſammlung beftimmt. 

Die bisher. üblich) gewefenen Berufungsreferipte an die einzelnen Abgeorbneten 
allen weg. j 
) 9 4, Kegitimation ber Abgeordneten. 

8.145. Gpäteftens 24 Stunden vor ber Eröffnung des Landtags zeigen bie 
eingetroffenen Abgeordneten ihre Ankunft dem ftändifchen Ausfhuffe an, Iegitimiren 
fich durch die ihnen von dem Präfidenten des Wahlcollegiums ausgeſtellte Urkunde; 
der Ausfchuß vergleicht diefe mit den ihm eingefandten Wahlacten, nimmt ben Ab⸗ 
geordneten, falls gegen deſſen Wahl nichts zu erinnern iſt, in das Verzeichniß ber 
Abgeordneien auf, und übergiebt daſſelbe zugleich dem Landesherrn. 

Alle in diefes Verzeichniß Aufgenommene haben das Recht, auf dem Landtage 
zu ftimmen, vorbehaltlich der Entfheidung der Ständeverfammlung, wenn biejes 
Recht aus irgend einem Grunde beftritten wird. 

5. Eröffnung bes Landtages. 

$. 146. Der Landtag wird von dem Landesherrn in Perfon ober durch einen 
landesherrlihen Bevollmädtigten eröffnet. - 

6. Eid der Abgeordneten. : 
$. 147. Bei der Eröffnung ded Landtags ſchwoͤrt jeder Abgeorbnete folgen 


den Eid: er, 
“ Ich ſchwoͤre Treue dem regierenden Landesherrn und Höchftdeffen Nach: 
folgern aus dem Haufe Braunſchweig, Gehorfam den Gefegen, und 
gewiffenhafte Ausuͤbung und Erfüllung der, mir als Abgeordnetem 
des Landes zuftehenden, Rechte und Pflichten. 
| Diefer Eid wird bei folgenden Landtagen nur von benen geleiftet, welche zum 
erſten Mate als Abgeordnete gewaͤhlt find. 
7. Unzuläffigfeit von Inftructionen 
$. 148, Die Abgeordneten haben bei ihren Abflimmungen gang allein ihrer, 
auf forgfältige Prüfung der vorliegenden Gegenftände gegründeten, eigenen Ueber: 
zeugung und ihrem Gewiſſen zu folgen, keineswegs aber Inſtructionen von Andern 
anzunehmen und zu beachten. 


ee . . Sitzordnung. 

$, 149. In dem Berfammlungsfaale werden den Abgeordneten der Ritterfchaft 
und zwei bisher zur erften Section der Stände gehörigen Prälaten bie Pläge zur 
Rechten, den Abgeordneten der Städte und zweien Prälaten von ber erften und 
zweiten Section in ber Mitte, und den Abgeordneten der Freifaffen und Baucrn 
nebft den zwei übrigen: Prälaten. zur Linken die Pläge angewieſen. 

Welche Abgeordnete der Prälaten denen der Kitterfchaft, des Städte und 
Bauern beizuorbnen feyen, beftimmt.die Landesregierung. 

— 9. Bon Bor Beſchlußnahme. 

A. Erforderlichel Bahl der Mitglieder. 
:.:$, 190. Die Ständeverfammiungnfann Leinen Biſchluß faffen, wenn nicht mins 

m zwei Deittheile der geſetzlichen Zahl ihrer Mitglieder anweſend find. 


—*18 85855 Braunſchweig. 


B. Regel 
$. 151. Sie faßt über bie zur Berathung und Entfcheidung tommenden Ange: 
legenheiten den Beſchluß nach abfoluter Mehrheit der Stimmen . 3* 
413* — — C, Erfte Ausnahme, i 
a. Abftimmung nach Ständen, 
$. 152. Ausnahmsweife Kann alsdann, wenn die Entfcheibung eigenthümliche 
privatrechtliche Berhältniffe der Ritterſchaft, der Städte, der Bauern, oder eigen: 
thüuͤmliche ftaatsbürgerliche Intereſſen einer 'diefer. drei Standesklaſſen betrifft, von 
der betheiligten Standesklaffe eine Abſtimmung nach, Ständen verlangt werden. 
Bei einer ſolchen Abftimmung ſtimmen die Praͤlaten mit dem Stande, in wel: 
em fie nad) der Sigordnung ihren Platz angewiefen erhalten haben. . ’ Ds 
' b, Antrag auf eine foldye Abftimmung. 
$: 153. Jeder Stand, ber feine eigenthümlichen -Intereffen ober Rechte bei 
einem. Vorſchlage für betheiligt hält, kann auf Abftimmung nad) Ständen antragen, 
und es muß biefem Antrage Folge gegeben iperden, wenn für denfelben mindeitens 
zwei Drittheile der Stimmen deg antragenden Standes find. s 
Lleichfalls fteht der Regierung das Recht zu, in den Fällen, welche fie nad 
$. 152, hiezu für geeignet Hält, die Abſtimmung nad) Ständen zu veranlaffen. 
Ein jeder folder Antrag kann nicht eher, als nach dem Schluffe der Berathuna 
über den Vorſchlag, und. nicht fpäter, als vor dem Anfange ‚der Abftimmungen ge: 


macht werben. . 
Be — in. Art der, Beſchlußnahme. SR 

.$- 154. Bei einer Abſtimmung nad Ständen hat jeder Stand nur eine Stim— 
me, und ein Vorſchlag {ft nur bei Stimmeneinhelligkeit aller drei Stände als an- 
genommen anzufehen. 

Junerhalb jebes Standes  entfcheidet darüber: „wie die Stimme abzugeben 
fey &” abfolute Stimmenmehrheit. — 

Mrs d. Wicberhohlung eines verworfenen Vorſchlags. 

$. 155. Wird ein Vor chlag weicher bei der Abftimmung nad) Ständen nur 
die Stimme eines Standes gegen ſich hatte, auf dem nächften Landtage wieder vor: 
gebracht; hat derſelbe alsdann wiederum die Stimmen zweier Stände für ſich, und 
bilden zugleich ſaͤmmtliche für denfelben abgegebene Etimmen die abfolute Mehrheit 
der Stimmenzahl der ganzen Srändeverfammlung; fo ift biefer Vorſchlag ange: 
nommen. — 
.D. Zweite Ausnahme. 

F. 156. Soll ſtaͤndiſcher Seits ein Antrag an den Landesherrn gemacht wer— 
den, welcher eine Abänderung der Landes: oder Steuerverfaffung enthält; fo müffen 
wenigftchs zwei Drittheile der Berfammlung dem vorgefchlagenen Antrage beiftime 
men, um bdemfelben Folge zu geben. er 

nn. |. Wirkung der Befhlüffe 

S. 157. Die Wirkung und Beförderung eines gefaßten Befhluffes darf weber 

dur Verwahrungen, noch durch Berufung auf die höchfte Entfcheivung, noch auf 

andere: Weile aufgehalten oder gehindert werden, fondern jedes ftändifche Mitglied 
muß ſich das Refultat der Abſtimmung ſchlechterdings gefallen laſſen. 

11. £andesherrlide Entſchließung auf die Befhlüffe. 

- 8. 158, Kein Beſchluß der Ständeverfammlung, mit Ausnahme der- $. 140. 
aufgeführten Faͤlle, erhält cher: gefegliche Gültigkeit und Vollgiehbarkeit, als bie 
er die landesherrliche Zuftimmung erhalten hat, und als Gefeg publicirt iſt. 

Ob der Landesherr dieſe Zuſtimmung ertheilen wolle? haͤngt von deſſen freier 
Entſchließung ab. 


12. Dauer de% Landtags. 
$. 159. Die Landtagsverhandlungen follen binnen 3 Monaten vollendet werden. 
Nur mit befonderer landesherrlicher Bewilligung Tann der Landtag über 3 Mo: 
nate dauern, 
13. Bertagung, Verabſchied ung und Yufldöfung ber 
. Ständeverfammlung. 
$. 160. Der: Landeeherr hat das Recht, die. Staͤndeverſammlung zu vertagen, 
zu verabſchieden und aufzulöfen. ee a ET Er 
Eine Vertagung über 3 Monate hinaus iſt unzulaͤſſig. . 
14. Beurlaubungen der: Mitakieder ber Ständer 
_tinsperfemülliie ;.s: .r. 
.18.461,,;, Sein Mitglied," der ‚Ständenerfa wemiung cbarf ſich während Bes Land⸗ 
tags von dem Orte der Verſammlung ohne Urlanb'entfernen. 1... ; J 
we — 
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ie Diefen. grtheilt bie. Ständeverfammlung, und ausnahmswreiſe, wenn Gefahr. im 

Sie fh, ‚der Praͤſident, : welcher jedoch ber. FE — Anzeige 

‚gu. made bat, 

IE Brranntmagung der, Bänsiigen Beryan: 
ungen. 

$. 162. Die landſtaͤndiſchen Verhandlungen werden ‚ohne. Verzug durch den 
Druck bekannt gemacht. Die Beſorgung deſſelben liegt dem —— unter Mit⸗ 
wirkung einer beſondern Commiſſion ob. 

Zum Drucke beſtimmt find: . * — 2* 

H die Eröffnungsrede und die darauf erfolgte Antwort; 

. 2) die, lanbeeherrlichen Propoſitionen und die zur Erwägung. gezogenen kibft 
ftändigen Anträge einzelner Mitglieder der zn N den: en Ks 
lich gegebenen Beweggruͤnden; 

8) die Cigungsprotocolle; und 

4) die, Bexichte, Actenftüde oder Reden, deren vollftändigen oder wen 

Abdruck die Verfammlung beſchließt. 

Es kann indeß nicht nur die Staͤndeverſammlung die Geheimhaltung in einzel: 
nen Fällen verfügen, ſondern diefe muß auch ſtets eintreten,. wo Joe von ber 
ee. begehrt, wird. ER 

a Zweiter Abſchnitt. 

2 Geſchaͤftsordnung fuͤr die Ständeverfammlung, 

1. Sonden Beamtendber 6tä andbeverfammlung. 
a. Wahl des Praͤſibenten und des Secretairs. 

$. 163, Das erſte Gefchäft ber Ständeverfarhmlung befteht in der Wahl ihrer 
‚Beamten aus ihrer ‚Mitte, nämlich eines Prafidenten, eines Vice - = Präfi benten und 
eines Gecretairs, welcher heben dem Landfyndicus deffen Gefhäft mit verfieht. 

Diefe Wahl’ gefihicht ‘vermittelft verſchloſſener Zettel durch abfolute Stimmen: 
mehrheit, und wird von dem an Jahren Älteften Mitglicde der Berfammlung geleitet. 

Zu der Stelle’ des Praͤſidenten und Vice-Praͤſidenten werden für jede Stelle 
drei Gandidaten dem Landesheren präfentirt, von denen der Landesherr Einen ber 
flätigt, der alsdann fein Amt fofört antritt. 

Die Wahl’ des’ Secretairs bedarf der Iandesherrlichen Beftätigung nicht. 

b. Amt des Präfidenten. 

$. 164. Die, Verrihtungen des Präfidenten beftehen im Allgemeinen in ber 
Leitung der Gefchäfte der Verfammlung und in der Aufredthaltung der Deus 
bei den Verfammlungen. Snebefondere hat er 

1) die Sisungen zu beftimmen, zu eröffnen und zu ſchließen; 

2) über die Beobachtung der Vorfchriften und der Ordnung bei ben Sirath⸗ 
ſchlagungen und Abſtimmungen zu halten, auch die Tagesordnung feſtzuſetzen 
und ſolche in dem Sitzungsſaale anſchlagen zu laſſenz 

3) bei den Verhandlungen Alles, was dem Zwecke und dem. Anſtande zuwider 
iſt, ſo wie alle perſoͤnliche Anzuͤglichkeiten zu entfernen und zu ruͤgen, und 
erforderlichen Falles die Ordnung durch Schließung der Sitzung aufrecht zu 

erhalten; 

4) die von, der Verſammlüng zu entſcheideuden Fragen aufzuſtellen und vor— 

zutragen; 

5) die Stimmen fammeln und nach der Mehrheit die Beſchluͤſſe faſſen zu laſſen 

und ige 

“ c. Unit des Vice: Präfidenten. 

g. 165. Ver Vice-Praͤſident kann alle oder einen Theil der Functionen des 
Präfiventen verfehen, wenn fie ihm von letzterm übertragen werben; in deffen Ab: 
— aber. ſtehen ſie ihm, vermoͤge feines Amtes, zu. 

7 d. Amtedes Landfyndicus. und Secretairs. 

8. 166. Der Landſyndicus, oder in deſſen Abweſenheit der Secretair, hat in 
> Sisungen das Protocol zu füpren, die abgegebenen Stimmen zu; zählen und 
nach ‚der Mehrheit derſelben die Beſchluͤſſe zu, faſſen und niederzuſchreiben; ferner 
aller: Namen der oerfammelten Section, ‚ abzufaffende zn und u zu ent⸗ 
werlen Bd: ciichſertian 
MENGEN ER EN . Sehrfeber ſonal. 
um Se: 16r. "Fürsbie: ‚Schreibewi und), ‚Regifiratur: — Yon dam Rraͤſ benten die 
füngdie. Zeit der} ſtandiſchen, Berfammlsung Moͤthigen Dffickamten — und zur 
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Verſchwiegenheit und. gehoͤrigen Verrichtung Ihrer Dienſtgeſchaͤfte eldlich verpflichtet 
und angewieſen, auch wegen beven- Remuneration von demſelben bei dem Steuev— 
Eollegio angemeffene Anträge gemacht, worauf daffelde wegen Verwilligung der dazu 
erforderlichen. Geldfummen das Nöthige zu viranlaffen und zu beforgen hat.- 

5 Der Präfident und der Secretair oder Landfyndicus nehmen einen 
befondern erhöheten Plag in dev Mitte der Verfammlung ein. 
2. Bon den landbeshberrliden Gommiffarien 

$. 169. Der Landesherr kann, feinem Gutfinden nad), Geheime: Näthe oder 
andere Staatsbeamte ald Kommiffarien zu einzelnen Sitzungen abordnen, um bie An 
bie Landfchaft erlaffenen Anträge mit ihren Gründen näher zu entwickeln und aud« 
einander zu fegen. Die ftändifche Verfammlung wird von der Abordnung folder 
landesfürftlichen Gommiffarien und der Zeit ihrer Ankunft vorher benachrichtigt; die— 
jelben bleiben jedoch bei den — und Abſtimmungen nicht gegenwaͤrtig. 

ortjegung 

$. 170. Würden mündliche Mittheilungen, Crörterungen und Berathungen 
zur Beförderung einer Angelegenheit oder eines Gefhäfts zwiſchen Landesherrn und 
Ständen für zuträglich gehalten; fo wird von Seiten ber Landesherrfchaft eine Zur 
fammentretung des herzoglichen Staatsminifteriums oder anderer herzoglicher Com— 
miffarien mit einer ftändifchen Deputation von 3 big 6 Mitgliedern veranlaßt. 
Auch die Ständeverfammlung Eann ihrer Seits in dazu geeigneten Fällen darauf 
anfragen, daß einer Deputation aus ihrer Mitte mündliche Aufklaͤrung oder nähere 
Erläuterungen über landesherrliche Erlaſſe durch herzogliche Commiſſarien ertheitt 
werden mögen. ; 

Die Beflimmung der Perfonen und Zahl ber Mitglieder einer ſolchen Deputas 
tion gefchieht von der Ständeverfammlung felbft. 

3 Bonden fändifdhden Commiffionen 

$. 171, Nicht nur alle von dem Landesherrn erlaffene Anträge, fondern auch) 
alle fonft in Erwägung kommende umfaffende Gegenftände müffen, vor ihrer Ver 
handlung in der ftändifchen Verfammlung, der vorläufigen Prüfung und Bearbeitung 
einer zu mwählenden Gommiffion von 3, 5 oder 7 Mitglichern übergeben werben. 
Der ernannten Eommiffion muß der Vorwurf der vorzubearbeitenden Sache genau 
beftimme werden; es mag nun folcher in einer vorzunchmenben Unterfuchung, ober 
De abzuftattenden Gutachten, oder in Abfaſſung eines ſchriftlichen Auffages 
eſtehen. 

Fortſetzung. 

8. 172. Jede ſolchergeſtalt niedergeſetzte Commiſſion wählt zuerſt unter ſich 
ein Mitglied, welches den Vorſitz, und ein anderes, welches das Protocoll zu fuͤh⸗ 
ven bat, betreibt ihre Gefchäfte collegialifch, und macht hiernaͤchſt, nach Beendigung 
ihrer Arbeit, von.dem Refultate derfelben, durch eines ihrer Mitglieder, Vortrag 
an die verfammelte Gtändeverfammlung, woruͤber fodann von ber legten, fo wie 
über jeden andern Antrag berathfchlagt und geftimmt wird. 

Bonden landesherrlihen Propofitionen. 

$. 173. Die von Seiten der Landesherefchaft an die Stände zu machenden 
Propofitionen und Mittheilungen werden den gefammten Ständen eröffnet, und, 
wenn felbige eingegangen fiud, vor allen andern Gegenftänden der landſchaftlichen 
Verhandlungen von dem Präfidenten in der nächften Sisung nochmals zur Kenntniß 
ber Mitglieder berfelben, und, ohne daß über die Vorfrage geflimmt wird, in dem 
folgenden Sufammenkünften nach und nach zur Berathſchlagung gebracht. 

$. 174. Wenn die Gommifjion, welche mit der Begutachtung eines von dem 
Landesherrn mitgetheilten Entwurfes beauftragt ift, auf weſentliche Aenderungen in 
demfelben antragen will; fo fol fie jedenfalls vor dem Schluffe ihrer Arbeit mit 
den landesherrlichen Gommiffair, welcher die Propofition — hat, zuſam⸗ 
mentreten und bie vorgefchlagenen Aenderungen mit demſelben erörtern. 

Ein gleiches Verfahren fol ftatt finden, wenn von einem ftändifchen Mitglicde 
eine wefentliche Aenderung einer landesherrlichen Propofition in Antrag gebracht, 
zu deren Prüfung eine Commiffion niedergefest und von dieſer der Beſchluß gefaßt 


* 


wird, für den Antrag zu berichten. 
5. Unträge, welche von den Ständen ausgehen 
$. 175. Nicht allein der Präfident, fondern auch jedes Mitglied’ der Verſamm⸗ 
Tung iſt befugt, über Gegenftände, welche der Landesherrfchaft zur Beruͤckſichtigun 
zu empfehlen, Anträge zu machen; jedoch muß jeder gethane Antrag zuvörberft dur 
die Stimmenmehrheit der anwefenden Mitglieder , als zur Berathung geeignet, er⸗ 
Eärt, auch ‚zugleich beſtimmt werden, ob die Angelegenheit einer Commiſſion zur 
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vorgängigen Prüfung und Berichtserſtattung zu übergeben fey, und, wenn foldes 

efchehen,. kann derjenige, von welchem der Antrag herrührt, einen Tag zur Deli— 
eration und Abftimmung darüber vorfhlagen, an welchem die Sache alsdann mit 
Genehmigung bes Präfidenten verhandelt wird. 

$. 176, Wer den Antrag zu einem an die Regierung zu gelangenden Beſchluſſe 
machen will, muß felbigen fhriftlich abfaffen und zur Einrädung in das Protocol 
vorlegen, worauf er benfelben vor ber Berathfchlagung darüber näher zu entwickeln 
und mit Gründen zır unterftügen hat. 

8. 177. Es fteht auch jedem anweſenden Landſtande frei, über gefchehene An: 
träge" Veränderungen vorzuſchlagen, Uber weldye eben fo, wie über die Anträge 
ſelbſt, geftimmt wird. 

6 Verfahren beiden Berathbungen und 

Abftimmungen. J 
$. 178. Bei den Berathſchlagungen kann jedes anweſende Mitglied der Stände 
feine Meinung vortragen und entwideln, darf jedod in derſelben Sitzung nur ein: 
mal über die zur Entfcheibung ftehende Frage reden; es fly denn, daß eine unrichtig 
verſtandene Aeußerung beffelben einer kurzen Erläuterung beduͤrfte. 

Auch duͤrfen dieſe Vortraͤge blos —8 gehalten werden, und nur bie lan: 
beöherrlihen Gommiffarien und die Namens ber ftändifchen Commiſſionen auftreten: 
den Referenten die ihrigen in fchriftliche Auffäge bringen und ableſen. 

8. 179. Da die zu beobachtende gute Ordnung bei den Berathfhlagungen es 
mit. fi bringt, daß nicht allein alle ungiemliche Aeuferungen und Perfönlicjkeiten, 
fondern auch umuͤtze Weitläuftigkeiten und Abfchweifungen vermieden werden, und 
dag Niemand im Reden unterbrochen werde; fo liegt ed dem Präfidenten ob, bar: 
auf genau zu halten. Sollte ſich gleichwohl Semand durch die erhaltene Zurechtwei⸗ 
fung beeinträchtigt finden; fo kann er darüber die Entſcheidung der Berfgmmlung 
verlangen ‚- bei welcher er fich alsdann aber beruhigen muß. 

$. 180. Diejenigen, welche für ober wiber einen gemachten Antrag zu reben 
wuͤnſchen, haben fi), indem fie von ihren Sitzen aufftchen, deshalb an den Präji- 
benten zu wenden, ber ihnen in der Ordnung, wie er ihre Anrede vernommen, 
das Wort zu geben hat. , 

$. 181. Bei jedem zur Berathung gelangten Antrage muß erftere der Abftim- 
mung vorahgehen, und hängt, es von der Verfammlung ab, ob nach Beſchaffenheit 
ber Sache darüber fogleih, oder in einer andern Sitzung, geftimmt werben fol. 

S. 182. Nach beendigter Berathung fordert der Präfident die gegenwärtigen 
Mitglieder nach der Reihe, wie fie zufällig figen, auf, ihre Stimme abzugeben. 

Um aber die vorliegenden Anträge zur Entfcheidung zu bringen, Eleidet ber 
Präfident die Gegenftände derfelben in deutlich beftimmte Kragen ein, worüber mit 
3a oder Nein laut geftimmt wird. Sollten über die aufgeftellten Fragen Erinne: 
rüngen gemacht werben; fo wirb über die vorgefchlagenen Abänderungen geſtimmt, 
und entfcheidet die ganze Verfammlung über die Abfaffung der Fragen. 

$. 183. Die abgegebenen Stimmen werden von dem Landfyndicus oder Gecre: 
tair namentlich-bemerkt, und der auf geſchehene Zählung nach ihrer Mehrheit gefaßte 
Beſchluß wird hierauf der Verſammlung fofort eröffnet. 

$. 184, Ergiebt fich aus der vorgenommenen Sammlung der Stimmen tine 
Gleichheit derfelbenz; fo wird die Sache in einer folgenden Sigung nochmals in Um— 
frage gebracht, und bleiben ſich bie Abflimmungen auch alsdann gleich; fo wird bie- 
jenige Meinung, welcher der Präfident beigetreten iſt, als der Beſchluß der Gtän: 
beperfammlung angefchen. . 

$. 185, Iſt ein Beſchluß gefaßt; fo wird berfelde von Seiten der Landſchaft, 
mit einem von dem Präfidenten zu unterzeidhnenden Berichte, dem Lanbesfürften 
überreicht, worauf die Höchfte-Refolution darüber, vermittelft Reſcripts, ertheilt wird. 

$. 186. Ein Gegenftand; Über welchen bereits ein Befhluß gefaßt it, kann 
während deſſelben Landtages nicht nochmals in Antrag und zur Berathung gebracht 


werben. 
7. Shluß bes Landtages. 


$. 187. Bor dem von der Beftimmung des Landesherrn abhängenden Schlufie 
des Landtags werden die verfchiedenen Gegenftände und Puncte, worüber Höchftder« 
felbe und die Stände im Gefolge der während deffelben gepflogenen Unterhandlungen 
fi, vereinigt haben, in einen Landtagsabſchied oder Receß zufammen getragen, und 
ift folcher nicht nur von dem Landesherrn und von Seiten der Stände von dem 
Pröfidenten und dem Landfyndico zu unterzeichnen und zu beficgeln, fondern dem— 
naͤchſt auch durch den Druck zur Öffentlichen Kunde zu bringen, worauf die allge: 
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meine Landesverſammlung auf ähnliche Art und Weiſe, als bei der Eröffnung. ge: 
ſchah, feierlich geſchloſſen wird. — 7* 
en Dritter Ubfhnitt. -- - --.: 
WVon den Verhandlungen des ftändifchen Ausſchuſſes. 
LE Wahl des Bräfipdenten  .. ... 
g. 188. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß wählt ſich einen Praͤſidenten aus ſeiner Mitte, 
nach Stimmenmehrheit. F eh — 
— 2 Gefchärft des Praſidenten.. 
$. 189. Der Präfident des Ausfchuffes beſtimmt die Gisungen, leitet, ben 
ganzen. Gefhäftsgang,. und ernennt insbefondere die Referenten. 
3. f blußz:. 


rt Ber Gefoäftsfühbrung und Be 
ns nahme. u EEE, ei 
$. 190. . Der Ausfchuß betreibt die Gefhäfte collegialifch., faßt feine Beſchluͤſſe 
nach Stimmenmehrheit, iſt aber zu einer Beſchlußnahme nur befugt, wenn deffen 
ſaͤmmtliche Mitglieder anwefend find... EEE ya, 
4. Art der einftweiligen-Erfesung fehlenver 
Mitglieder. — 


$. 191. Wenn Mitglieder des Ausſchuſſes auf längere ‚Zeit. abweſend oder ſonſt 
an ben Gefchäften Theil zu nehmen behindert find, koͤnnen bie übrigen Mitglieder | 
des Ausfhuffes dur, Stimmenmehrheit einfiweilen. einen oder. mehrere ‚Abgeordnete, 
erwählen, die in den Ausſchuß einfreten. — Bei. dieſen Wahlen. ift. bei. gleichen 
Stimmen bie des: Präfidenten entfcheidend.- -  - — ———— 

Bortrag der vorgenommenen Geſcchaäfte 

un,cbei ber Ständbenerfammlung: .-.. 

$. 192. Der Präfioent des Ausſchuſſes Hat von den, zwiſchen den Landtagen 
vorgefommenen, Gefhäften auf dem nächften Landtage der Ständenerfammlung aus— 
fuͤhrlichen Vortrag zu .erftatten. £ 
6. Beurlawbungen der Mitglieder bes Aus— 

ſchuſſes. — 

$. 193. Kein Mitglied des Ausſchuſſes darf ſich auf eine längere Zeit als 
8 = von feinem: Wohnfige entfernen, ohne von dem Präfidenten Urlaub erhalten 
zu haben. ee jr 
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5. 194. Dev jevesmalige Landesherr kann, nach dem Antritte Seiner Regierung, 
die gewöhnliche Erbhuldigung von den Unterthanen nicht eher verlangen und fich Leis 
ften laffen, als bis von Hoͤchſtdemſelben die gegenwärtige Landſchaftsordnung form: 
lic) und bündig angenommen und beftätigt, aud die hergebradhte Verſicherung we— 
gen Aufrechthaltung der Über die Primogenitur in dem fürftlichen Haufe Braune 
fchweig = Wolfenbittel beftchenden Bertväge und des Pacti Henrico Wilhelmiani 
fchriftlich ausgeftellt worben ift. = 

Im Fall der Minderjährigkeit des Landesfürften erfheilt der, ‚die Landesregie⸗ 
rung führende, Vormund diefe Beftätigung und Verſicherung für die Zeit feiner 
Bermaltung. 

$. 195. Die früheren Landtagsabfchiebe, Keverfalen und fonftige, mit den 
Ständen getroffene, Zerabredungen bleiben ‚beftehen, inſofern und inſoweit fie nicht 
durch die gegenwärtige Landfchaftsordnung aufgehoben find. 

$. 196. Wenn die Landesherrfchaft und ‚die Stände eine verfchiebene Anſicht 

über die Auslegung einzelner Beftimmungen diefer Landfchaftsordrung oder anderer 
Landesgrundgeiege haben follten; To wird zuvoͤrderſt das herzogliche Staatsminiſte— 
en einer Deputation dev Stände zufammentreten, um eine Ausgleihung zu 
verſuchen. 
Sollte aber dieſer Verſuch fruchtlos bleiben; ſo iſt ſowohl der Regierung als 
den Staͤnden unbenommen, die entſtandene Differenz im Wege Rechtens entſcheiden 
u laſſen. 
Diet Entfcheinng fol in erfter Inftanz durch ein Gompromißgericht abgegeben 
werben, welches auf eben die Weife zufammengefest wird, wie dev gemeinfchaftliche 
Gerichtshof, welcher gebildet wird, wenn auf Beſtrafung wegen einer Verlegung 
der Verfaſſung angetragen ift. In zweiter und letzter Inſtanz foll ein Oberappel: 
lationsgericht eings der teuffchen Bundesſtaaten entfcheiden. 
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= 8199 Die Abgeordneten erfalten während des nr Diäten; und zwar 
die an dem Orte der Berfammlung!!Wohnhaften 2 Rthlre, die Auswärtigen 4 Rthlr. 
‚Während. einer Verfagung werben nur den zu den fändifchen Eommiffionen 
gewähltenanmwefenden Mitgliedern Zagegelder gezahlt. 


» . 
— * 
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d) Eitwidelung der hauptfaͤchlichſten Motiven des 
Entwurfes der revidirten Landfhaftsordnung;.., 
„  . ben Ständen vorgelegt am 30. Sept. 1831. Ze 


Die Regierung. Sr. Durdlaudt, ſtets getreu dem von ihr angenommenen 
Grundfage: ein geregeltes Fortfchreiten zum Beffern und eine vernünftige, . zeitge: 
mäße, Entyidelung ‚der -Öffentlichen. Inftitutionen zu befördern, hat es vor Allem 
für ihre Pflicht gehalten, ihre Aufmerffamkeit auf das wichtigfte Landesgrundgeſetz, 
die and * sordnung von 1820, zu richten. Wenn in der Geſetzgebung uͤber⸗ 
haupt jede Aenderüng dee Beſtehenden nur nach der reifften Prüfung und. mit ber- 
- befonnenften Vorficht vorgenommen werden darf; fo mußte bie forgfältigfte Ermäz, 
aung bei den, in. Vorfchlag gu ‚bringenden, Abänderyungen an einer Verfaſſung 
Statt haben, ‚die erft vor einem Sahrzchent entjtanden, und das achtungswürdige 
Dinkmal- einer väterlichen Regierung ift. Dennoch durfte. die Regierung. eine Re: 
vifion der Landfchaftsordnung nicht verſchieben, wenn fie nicht dem allgemeinen 
Wuͤnſchen des Landes und der Stimme der Erfahrung ihr Ohr..verfchliegen wollte, 
und. fie, konnte um, fo weniger Bedenken tragen, fich diefem Geſchaͤfte zu un— 
£erziehen, als bie vormundfchaftliche- Regierung: ſelbſt, gleich bei Abfaffung. der, 
Landfhaftsordnung, befonders ‚in Beziehung auf die angenommene Repräfentation,, 
nie Ant hatte, ‚daß dieſes Werk keineswegs als, abgefchloffen angefehen wer 
den koͤnne. a De ME EHE RE ne 

Die Nefultate der vorgenommenen Reviſion enthält der anlicgende Gefeßes: 
vorſchlag, bei welchen nicht nur Unfere eignen, -fondern auch die Erfahrungen 
anderer. teutſcher Länder benugt find.. Die revidirte Laudſchaftsordnung- hat; dir 
wefentlichen Grundlagen der bisherigen Verfaffung ganz, oder doc ihrem Geiſte 
nach beibehalten, und fie unterſcheidet fich von.- der beftehenden hauptſaͤchlich 
nur dadurch, daß die im diefer bereits feſtgeſtellten Grundfäge eine, voliſtaͤndi⸗ 
— el Entwickelung und eind feftere und, Harere Bejtimmung erhal: 
ten baben. ; — — — ——— 
Die revidirte Landſchaftsordnung enthält, wie die von 1820, vier Titel, welche 
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ſich mit denſelben Gegenſtaͤnden veſchaͤftigen. 
— ‚Der er ſte BAT, 


Handelt von dem Wefen der Landftände, von der Zufammenfesung der Staͤndever⸗ 
ſammlung und des fiändifchen Ausfchuffes, -fo wie von dem Wahlrechte und von 
den Wahlen der Abgrorbnetenz -: . 7 

| Erſter Abſchnitt. 

Die Beſtimmungen, welche der, gegenwaͤrtige Entwurf über die Vertretung 
des Landes. enthält, beruhen auf demfelden Principe, als die der Landichaftsord- 
nung von 1820... Aud fie ift Keine eigentlich ſtaͤndiſche Verfaſſung; fie fchreibt viel- 
mehr ausdruͤcklich vor, daß bie ‘einzelnen Mitglicher alle Einwohner des Landes, 
ohne Nücficht auf die Standesklaffe, der fie angchören, vertreten follen, und bie 
Bedingung der Landtagsfähigkit iſt ein gewiffes ſtaatsbuͤrgerliches Intereffe, keines— 
wegs aber kin gewiffer Stand: Es find nämlich die Prälaten weder die Vertreter 
des geiftlichen Standes, noch des geiftlichen Grundeigenthuns, fondern man wollte 
wiffenfhaftlich gebildete und geſchaͤftskundige Männer in der Landtagsverfammlung 
haben, die Rath und Belchrung bei den Gegenftänden ertheilen Eönnten, welche bie 
Religion, die Sugendbildung, die Rechtsgeſezgebung, die Staatsverwaltung betref— 
fen. Die Rittergutöbefiger find nicht die Vertreter eines Standes, fondern des grö- 
fern Grundeigenthums, da jeder, ohne Unterfchied der-Geburt, ein Rittergut er: 
werben kann. Die Abgeordneten der Städte vertreten bie Sntereffen des Handels 

"und ber Gewerbe, die Freifaffen die kleinern Grundeigenthuͤmer. 

Eine ſolche Vertretung der verfchiedenen ftantsbürgerlichen Intereffen ift die 

‚einzige für den gegenwärtigen Zuſtand paffeude, -und diefe Grundlage unferer Res 
praͤſentation durfte daher nicht aufgegeben werden. 
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Dagegen erſchien die Art und Weiſe, wie dieſe verſchiedenen ſtaatsbuͤrgerlichen 

Intereſſen vertreten find, allerdings einer Verbeſſerung beduͤrftig. 
WVor Allem entfland die Frage: — — 

BZ 2 n befichende Zrennung in zwei Sectionen beibehalten werben 
nne 
Die Regierung hat, nad) reiflicher Erwägung, geglaubt, diefe Frage mit: Nein, 
beantworten zu müffen. Die Gründe für diefe Antwort find folgende: 

- Das Zweikammerſyſtem in feiner Reinheit, fo daß jede Kammer eine für ſich 
beſtehende getrennte Staatsgewalt bildet, ift für- das hiefige Land, weder Hiftorifch 
begründet, noch ift es in wirkliche Ausübung gelommen. Bor der Landfchaftsord: 
nung von 1820 beftanden drei Curien, die aber nur ein Ganzes ausmachten. Die 
Landſchaftsordnung von 1820 beftimmt auch ausdruͤcklich, 

daß die gefammte Landſchaft ein ungetrenntes Ganges bilde, ’ _ 

Diefes Ganze follte zwar in zwei Abtheilungen zerfallen, welche aber, um noch 
näher zu bezeichnen, daß fie Theile diefes Ganzen feyen, nicht Kammern, fondern 
Sectionen genannt wurden. Die landesherrlichen "Propofitionen ergehen auch nicht 
an die eine oder andere diefer Sectionen, fondern an, die gefanımte Landſchaft, 
und es wiirde, auf ausdruͤcklichen Antrag ber Stände, die Beſtimmung in die 
Landſchaftsordnung aufgenommen, daß ſich die beiden Sectionen zu gemeinfchaftlis 
chen Berathungen vereinigen Eönnten. Von dieſem Mittel ift num fafl immer Ges 
brauch gemacht, da die Erfahrung bald_Iehrte, daß, wenn beide Sectionen über dies 
felbe Propofition abgefohbert zugleich Befhlüffe faßten, nie eine Uebereinftinmung 
zu erreichen fey. — 

Diefer Mittelzuſtand zwiſchen dem Ein- und Zweikammerſyſteme hatte zwar 

manche Rachtheile des ˖letztern, bot aber keine feiner Vortheile dar, beſonders nicht 
den ſehr weſentlichen, daß der Beſchluß einer Kammer ſtets noch der abgeſonderten 
und nicht “gleichzeitigen Berathung der andern unterworfen wird. Es handelt, 
ſich daher nicht ſowohl davon, ob man: dad Zweikammerſyſtem beibehalten, fon= 
dern vielmehr davon, ob man baffelbe in feiner cigentlichen Bebeutung aufſtel⸗ 
Ion, "oder gang zu dem Einkammerſyſtem übergehen folle? — Die Wiſſenſchaft, 
. bie bisherige Erfahrung, die Wünfhe und Anſichten des Landes, felbft eines 
großen Theils der Nitterfchaft, ſprachen für die- Vereinigung aller Stände in 
einet Verſammlung; denn die Mitglieder ber erften Section find weder durch ih: 
ren Stand, noch durd die Qualität und Größe ihres Grundbefiges, von den uͤbri— 
sen Verkretern bes Landes fo verfhieden, daß fie als eine für ſich beftehende Cor— 
poration über, ‚oder felbftftändig neben dicfelben hätten gefteilt werben koͤnnen; das 
Zweikammerſyſtem hatte in Feiner. unferer Snftitutionen einen biftorifchen Anhalt: 
punct gefunden, und eine Einrichtung, die für größere Reiche unentbehtlih, und 
wenn fie auf die Erblichkeit der Pairswürde gegründet ift, die ficherfte Stuͤtze des 
monarchifchen Princips und der Stabilität der politifchen Inftitutionen ift, paßte 
nicht auf ein Land von dem Umfange des Herzogthumd und auf die gefchilderten 
Berhältniffe. * J a, 
Dieſe Wahrheiten wurden burch die Art, mie die hierher gehörigen Beftims 
mungen der Landfchaftsordnung von 1820 bisher in Ausübung gebracht find, beftä- 
“tigt. Wenn-daher die Regierung der loͤblichen Landſchaft die Vereinigung aller 
Ständemitglieder in einer Kammer vorſchlaͤgt, wird fie zugleich durch die fichern 
Echren der Erfahrung geleitet, und fie bietet den Mitgliedern ber Ritterſchaft eine 
neue Gelegenheit dar, den groͤßten Beweis von der vorurtheilsfreien Einſicht und 
der uneigennuͤtzigen Vaterlandsliebe zu geben, von welcher die Jahrbuͤcher unſerer 
Landtage ſo mannigfache Beiſpiele enthalten. 

Die Vortheile, die aus einer Vereinigung in einer Verſammlung hervorgehen 
werden, find groß und unverkennbar. Ein einfacherer und raſcherer Geſchaͤftsgang, 
vielſeitigere, auf denſelben Zweck gerichtete und alſo fruchtbarere Berathungen wer⸗ 
den nicht allein die Folge dieſer Vereinigung ſeyn, ſondern, was vielleicht noch 
wichtiger iſt, fie wird, indem fie die Scheidewand, die jetzt, obwohl nur ſchein⸗ 
bar, zwiſchen den verſchiedenen Ständen errichtet war, aufhebt, nicht nur uns 
ter diefen in ber Ständeverfammlung jelbft größeres Vertrauen und größere Einig⸗ 
keit erwecken, ſondern dieſes Vertrauen und dieſe Einigkeit wird ſich uͤber das 
ganze Land verbreiten, und denen, welche aus boͤſem Willen, aus Unverſtand oder, 
um dem Geſchrei des Tages zu huldigen, durch Klagen über Bevorrechtung bes 
Adels und ariſtokratiſche Einrichtungen, das Vertrauen zu der Regiexung und zu 
ben Ständen zu ſchwaͤchen ſuchten, wird der legte Vorwand für ihre, Infinuationen 
entzogen ſeyn. Ä 


— 


\ 
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Bweiter Abſchnitt.— 
| A. Allgemeine Beflimmungen.. F 
Die nothwendige Folge der Annahme einer Kammer mußte die Verringerung 
ber bisherigen. Zahl der Mitglieder der Stände ſeyn. Moͤglicherweiſe konnte die 
erfte Section 8% umd die zweite 44 Mitglieder, nach der Landfchaftsordnung von 
1820, zähten. 128 Abgeordnete find aber für eine Benölferung ‘von nicht ganz 
246,000 Menfchen an fich fchon eine fehr große Zahl, und wenn eine Gleichheit in 


ber Repräfentation der verfchiedenen ftaatsbürgerlichen Intereffen Statt finden follte, 
die jedenfalls erforderlich war, mußte namentlid die Zahl der Mitglieder der erften . 


Section bedeutend verringert werden. 


Es ift daher vorgeſchlagen, die Zahl der Abgeordneten auf 45 zu beftimmen, 


eine Bahl, bie groß genug tft, um der Verfammlung das erforderliche Anfehen zu 
geben und fie vor Einfeitigkeit zu bemahren, und anderer Seits nicht zu groß zu 
dem BVBerhältniffe des Landes und ber Bevölkerung. — 


Das Verhaͤltniß der Zahl der Abgeordneten der verſchiedenen Stände zu einan⸗ 


der muß unter einem doppelten Geſichtspuncte betrachtet werden. 


Einmal ſtehen die Intereſſen der großen Grundeigenthuͤmer, der Städte, und 


ber kleinern Grundbefiger neben einander. - Die Zahl ihrer Abgeorbneten- mußte 
daher gang gleich ſeyn; diefes ift eine confequente Folge des angenommenen Prin- 
cips. Damit diefe Gleichheit nicht geftört werde, find die Prälaten, die Feines 
biefer Intereffen feldftftändig vertreten, unter die Abgeordneten der Ritterfchaft, der 
Städte, der. Bauern gleiymäßig vertheilt.. Die Zahl der Vertreter des Grundei- 
genthums ift hiernach zwar doppelt. fo groß, als die ber Abgeoröneten der Städte, 
und es wäre, allerdings denkbar, dab in Fällen, wo eine Collifion der Städte und 
bes platten Landes Statt fande, die Grundbefiser gemeinſchaftliche Sache gegen bie 
Städte zu deren Nachtheile machten. Allein fo richtig biefe Anſicht iſtz To kann 
fie doch ‚das angenommene Princip nicht umſtoßen. Es würde eine offenbare Un— 
gerechtigkeit feyn,. wenn man in einem Lande, das wefentiich ein Aderbau treiben: 
des. ift, und wo die Bevölkerung der Städte nicht einmal ein Drittel der ganzen 
Population ausmacht, den Städten eine gleiche Zahl von Repräfentanten, wie den 
Grundeigenthbümern, hätte geben wollen. Ueberdies fprady für das angenommene 
Verhältnis das bisher beftehende. Ueberhaupt liegt klar am Zage, daß die Gleich» 
ftellung der Zahl der Repräfentanten der ftädtifchen und Tändlichen Intereſſen 
immer nur ein fehr unvollfommenes Mittel bleiben wird, diefe Sntereffen, wo fie 
in Collifion kommen, gegen einander zu wahren. Denn Alles hängt hier am Ende 
von dem Zufalle ab, ob gerade bei der Beſchlußnahme ſaͤmmtliche Abgeordnete an— 
weiend find? — Da indeß, wie bereits bemerkt ift, fich nicht leugnen laͤßt, daß 
nicht nur zwifchen Etadt und Land, fondern ebenfalls zwiſchen den großen und 
kleinern Grunbeigenthümern, bei dem Grabe der Ausbildung, auf welchem fi un— 
fere politifchen Inftitutionen gegenwärtig befinden, die verſchiedenen Intereſſen fich 
widerftreiten können; fo war es nothwendig, ein Ausfunftsmittel zu finden, die ei— 
genthuͤmlichen Rechte und Intereffen jeder Klaffe zu fhügen. Diefes Mittel kann 
aber nicht in einer gleichen Zahl von Abgeordneten liegen, fondern hur in der Art 
der Abſtimmung. Die nähere Entwidelung der hierher gehörigen Vorſchlaͤge wird 
weiter unten gegeben werden. 

Ein zweiter Gefihtepunct bietet fi dar, wenn man die Zahl der Abgeord⸗ 
neten, welche Grundbefiger oder Handelz und Geiwerbtreibende ſeyn müflen, mit 
der Zahl derjenigen vergleicht, welche dieſe Eigenfhaft nicht zu haben brauchen. 
So nothwendig es ift, daß Aderbau, Handel und Gewerbe, biefe Grundpfeiler 
des Staats, huuptfächlich vertreten werben; eben fo nothivendig find in einer Staͤn— 
deverfammlung Männer von Gelchrfamkeit, wiffenichaftlicher Bildung und Geſchaͤfts— 
erfahrung. Diefes war der Zweck der Wiederherftellung der Prälaten, und bierin 
liegt der Grund ihrer Beibehaltung. Deren beibehaltene Zahl würde aber für die 
Berfammlung zu Klein feyn; auch fchien es weder billig noch angemeffen, allein der 
‚Regierung und nicht auch dem Lande das Recht zu geben, wiſſenſchaftlich Gebildete, 
ohne Rüdfiht auf die Standesttaffe, auf den Landtag zu fenden. Diefes Recht 
ſoll daher in dem Maaße zugeſtanden werden, daß jeder Stand drei Abgeordnete 
dieſer Art waͤhlen kann, ſo daß dieſe zufammen mit den 6 Praͤlaten die 3ahl von 
15, alfo ein Drittel der ganzen Verſammlung bilden; und auch in jedem einzelnen 


Stande wiederum den dritten Theil ausmachen. Auf diefe Weiſe koͤnnen fie zwar 


nie die Majorität bilden, aber fie find zahlreich genug, um ihrer Stimme Gehör 
zu verſchaffen. 


k 
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Was nun die Art und Weiſe betrifft, wie dieſe Abgeordneten des Landes ih— 
von Auftrag erhalten; fo ſollen fie alle denſelben der freien Wahl ihrer Conſtituen— 
ten verdanken. in Grundſatz, der jeht nur beiden gewählten Deputivten der 
Staͤdte und Freiſaſſen gilt, fol fünftig auf alle angewendet werden. ' Die Verall: 
gemeinerung diefes Grundfages war eben fo fehr durch die Verminderung der Baht 
der Mitglieder der Ständeverfammlung, als durdy die Natur der Sache geboten. 
Die Abgeoröneten Tonnen ihrem. wichtinen Berufe" nur entſprechen, ihre Wirkfam— 
keit kannenur dann under allen Umftänden wahrhaft wohlthätig'-feyn, wenn fit das“ 
allgemeine Vertrauen des Landes genießen. Diefes laͤßt fich aber "nur durch von 
Zeit zu Zeit erneuete Wahlen -fichern... 

Der gegenwärtige Vorſchlag kennt daher weder erbliche Abgeordnete, noch Ab: 
geordnete von Amtswegen und auf Lebenszeit. Alle werden nur auf die Dauer von 
ſechs Jahren gewählt... =: — — 

B. Specielle Beſtimmungen für bie. einzelnen Standesklaſſen. 

Bei den ſpeciellen Beſtimmungen für die einzelnen Standesklaſſen werben fol— 
gende wenige Bemerkungen genuͤgen. Ba F — 

Die Regierung ernennt die Praͤlaten, und wählt diejenigen unter ihnen, welche 
auf. dem Landtage erſcheinen follen. Sie hat bier für ſich denfelben Grundſatz der 
Gerechtigkeit in Anſpruch genommen, den ſie bei allen übrigen Standesklaffen beob⸗— 


achtet hat, naͤmlich den; — TE J 
Niemandem, der bisher das Recht hatte, Abgeordnete auf den Landtag 
zu ſenden, oder bei der Wahl der Abgeordneten zu ſtimmen, dieſes Recht 
pi ganz zu entziehen. a a 2% " 
Ueberdies hat es zweckmaͤßig gefchienen, gerade beiden Intereffen, welde 
durch die, Praͤlaten vertreten werden ſollen, ber Regierung einen Einfluß einzu: 
räumen. Diefer Einfluß. Fann.. bei der ‚geringeren Zahl der Prälaten nie entſchei— 
dend. feyn, und wenn vielleicht frühere Ereigniffe die Beforgniß. erweckt haben, daß 
die Negierung einen nicht ‚geeigneten Gebrauh von dem Hechte, die Prälaturen. 
zu vergeben, machen koͤnnte; fo ift anderer Seits nicht zu verfennen, daß gerade 
bei einem Mißbrauche dieſes Rechts, die Abfiht, ſich Einflug zu verfchaffen, 
am gemwiffeften verfehlE wird, — Die gegenwärtige Regierung glaubt wentgftens 
in den Fällen, wo fie in..die Lage. gekommen ift, Prälaturen zu. vergeben, den 
Beweis geliefert: zu haben, dag es ihr nur darum zu thun war, unabhängige Mänz 
ner.von Zalent, Gelchrfamkeit und Gefhäftserfahrung, welche die allgemeine Ach— 
tung eben. fo ſehr verdienen, als: fie dieſelbe genießen, in die GStändeverfammlung 
su bringen. , ..  , ER 
= Bei, den Abgeordneten der Ritierfhaft iſt der Zweifel entftanden: ob es nicht 
gerathener fey, fie yon der Nitterfchaft in corpore, und nicht nach gewiffen Wahl: 
treifen, "wählen. zu laſſen? — Es hat aber vorzüglicher gefchienen, auch hier ge: 
wilfe Wahllveife anzunehmen, weil «8, bei der Verſchiedenheit der verfchiede: 
nen Landestheile, ftets wünfchenswerth. feyn wird, aus allen, mit ven Localitä: 
ten genau bekannte. Männer- zu haben, und weil, wenn bdiefes nicht der Fall ift, 
leicht ein Diſtrict ſich vernachläffigt ‚glaubt... Dieſe Wahlbezirke felbft find uͤbri— 
gend nach der beftehenden Eintheilung des Landes gebildet, und die Zahl der Ab: 
geordneten jedes Bezirkes richtet fih nah dem ungefähren Verhältniffe der Zahl 
der Güter, wobei indes eine völlige numerifche Gleichheit zu beobachten nicht thun- 
lich war. Es ift jedoch nothiwendig geweſen, die wenigen Nittergüter des blanken: 
burgifchen Diftricts, weil diefe für ſich eine zu Keine Zahl bildeten, mit denen 
des wolfenbüttelfchen Diftricts zufammenzulegen. Dir Grund, daß man fie ge 
rade diefem Diftricte beigelegt hat, iſt Hauptjächlidy darin zu fuchen, daß fie hier, 
wo eine größere Zahl von Abgeordneten gewählt wird, eher bie Hoffnung haben, 
gewählt zu. werben, und weil die Communication mit diefem. Sandestheile für fie 
die leichtefte if. | 
Bei der Formirung dev Wahlbezivke der Städte ift man auch der beftchenden 
Eintheilung des Landes in Diftvicte gefolgt. Die Zahl der Abgeordneten wird durd) 
die Zahl der Häufer und der Bevoͤtkerung beſtimmt, fo dag im Durdfchnitt auf 
5900 Seelen und 500 bis 600 Häufer ein Abgeordneter fällt, wobei die geographifche 
Lage der Städte ganz genaue Beftimmungen unmöglid; machte, die aber auch nicht 
nothwendig find. Die Flecken find den ländlichen Wahlkeeifen beigelegt. Es wird 
indeß zur Erwägung löblicher Landfchaft vorgeftellt: ob es nicht angemeffen fey, ei: 
nige derfelben, z. B. Efchershaufen und Vorsfelde, den. betreffenden ftädtifchen 
Wahlkrsifen beizugefillen? — 
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Bit den. Wahlkreifen für die Freiſaſſen und Bauern ift die: Eintheilung in 
Kreigämter beibehalten, jedoch dergeſtalt, Daß mehrere Aemter vereinigt ſind, ‘mit 
Ausnahme. des zu entlegenen "Amtes Thedinghauſen. Die Zahl der Abgeordneten 
diefer Wahlkreife ift nicht fowohl nad) ber Bevölkerung, als, mörauf hier mehr 
ankam, nad) der Zahl der Hofftellen und der Gemeinden getroffen. Ganz gleiche 
numeriſche Verhaͤltniſſe waren indeß auch hier unerreichbar. Der Grund, wes⸗ 
halb -die ſechs erſten Wahlkreiſe fo gebildet ſind, daß fuͤr jeden zwei Abgeord⸗ 
nete gewählt werden, liegt hauptſaͤchlich darin, daß auf diefe Weiſe die Zahl 
der Wählbaren vergrößert wird, und dieſe Einrichtung ben’ Wechſel der Wahl i 
der nicht eigenthümlichen Abgeordneten dieſes Standes, erleichtert und beſchleu⸗ 
nigt. Thedinghauſen hat zwar nie das Recht, einen nicht zum Freiſaſſen- ober 
Bauernfrande gehörenden Depütirten zu wählen. Allein dagegen würde, feine: 1fo: 
lirte Lage abgerechnet, die Zahl feiner Höfe und Gemeinden dafjelbe nicht berech= 
tigt haben, einen eignen Abgeordneten zu wählen, und daneben: find in dem Amte 
verhältnismäßig Diele große Kreifaffengüter, deren Befiger- den höhern Eiänden an⸗ 
gehören. — ————— | 

— — 
Zuſammenſetzung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 

Die Natur der Geſchaͤfte des landſtaͤndiſchen Ausſchuſſes macht es wuͤnſchens⸗ 
werth, daß derſelbe nicht zu zahlreich ſey; „deshalb bat «3 denn auch nicht zweck⸗ 
mäßig geſchienen, zwei verſchiedene Ausſchuͤſſe, den engern und großen, beizübe- 
halten, eine Einrichtung, die zwar in die Landſchaftsordnung von 1820 uͤberge⸗ 
gangen, aber noch aus einer Zeit herſtammt, wo oft in SO Sahren fein Landtag 
gehalten wurde. ‚Auch folge der Entwurf hier zugleih dem Beifpiele der meiſten 
neuern Verfaffungen. Se | | 

Eine nothivendige Folge des angerommenen Grundfaßes, daß es weder erbliche, 
noch lebenslaͤngliche Abgeordnete giebt, iſt die Beſtimmung, daß nach jeder allge: 
meinen Wahl der Abgeordneten. audy das Recht des Ausſchuſſes erlifcht, und ein” 
neuer Ausſchuß gewaͤhlt wird. Diefes führt denn auch dahin, daß die Mitglieder 
des Ausſchuſſes, als’ ſolche, zugleich Näthe in den Landesfteiercollegium nicht find, 
obgleich die Erwählung diefer Raͤthe der Landſchaft überlaffen bleibt, was hier nur 
anzubeuten und: weirer unten näher zu entwickeln iſt. 

— Bierter Adfhnite. 

Von der MWahlberechtigung. 

Die über die perfönlichen Erforderniffe dev Wähler; Wahlberechtigten und 
MWahlmänner gemachten Vorſchlaͤge ftimmen zwar im Allgemeinen mit den. befichen: 
den Gefegen überein; nur find fie infofern firenger, daß die Begehung gewiſſer, 
eine- moralifhe' Schändlidhkeit enthaltender Verbrechen, ohne Berüdfichtigung der 
Größe der Strafe, von dem Wahlrechte ausſchließt, und das die Größe des Straf: 
übels, welche unfähig. macht, das Wahlrecht auszuüben, bedeutend verringert iſt, 
was aber bei der Milde der Praxis unferer Gerichte notywendig ſchien. —. Nicht 
nur zwedmäßig, fondern ſelbſt gerecht ift die neue Beſtimmung, daß, wer mit 
Zahlung der Steuern im Ruͤckſtande ift, von den Wahlen ausgefchloffen bleibt; 
denn wer ein folches fteatsbürgerliches Net in Anſpruch nimmt, muß vor Allem 
feine Verpflichtungen gegen den Staat erfüllt haben. 

Die num folgenden fpecisllen Beftimmungen find, fooiel fie die Praͤlaten und 
die Ritterfchaft betreffen, nur Folge der angenommenen Grundfäse und Wiederhoh— 
lungen des Beftehenden. Dagegen darf die Regierung hoffen, daß die folgenden 
Vorſchlaͤge Über die Vertretung der Städte und des Bauernitandes als eine drin: 
gend nothivendige und bedeutende Berbefferung der bisherigen Verfaſſung überall 
werden anerkannt werden. 

In den Städten lag bis jest die Wahl der Magiflratsperfonen großen Theils, 
die der Landtagsabgeordneten aber ganz in den Händen der Stadtdeputirten. Der 
ren Zahl beträgt in Braunſchweig 24, in Wolienbüttel 16, in den Übrigen Städ: 
ten 6 big 8. Das Amt der. Stadtdeputirten ift zwar nicht lebenslaͤnglich, und 
es treten in Braunfchiweig und Wolfentüttel jährlidy zwei, in den übrigen Etäb: 
ten jährlich einer aus. Allein da die übrigen Gtabtdeputirten die einzigen Waͤh— 
Ver. bei der Ergänzung diefer Stellen find, und die Austretenden wieder gewählt 
werden können; ſo war es cine faſt unvermeidtiche Folge diefer Einrichtung, daß 
die Austretenden flets wieder gewählt wurden, und fo, der urſpruͤnglichen Abficht 
zuwider, ſich ein flchendes Collegium bildete, was fen um deswillen nicht das er— 
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forderliche Vertrauen erweckte, und weil: auf dieſe Weiſe alle ſtaͤdtiſche Angelegen⸗ 
heiten in die Haͤnde einer ſehr kleinen Anzahl von Perfonen gegeben waren, große 
Unzufriedenheit „,umb, wie fich nicht, leugnen läßt, an vielen Orten auch große Un: 
gelegenheiten zuwege brachte. Sense. RE “a RER 

Diefer Zuftand konnte nicht laͤnger fortbeftehen. Die ganze Biürgerfchaft, alle 
Gewerbe: und. Handeltreibendenden von einiger Bedeutung mußten mittelbar ober 
unmittelbar bei der, Wahl ber ſtaͤdtiſchen Abgeordneten mitwirken. : Diefes führte 
die. Nothwendigkeit doppelter Wahlen herbei. A — 

Es liegt in der Natur. der Verhaͤltniſſe, daß die. Wahlen der ſtaͤdtiſchen Abs 
geordneten von denen ausgehen, welche ein eigentlich ftädtifches -Intereffe haben. 
Wähler ift daher jeder Bürger, jeber Hausbefiger, jeder Handel- und Gewerbetreis 
bende, der in Braunſchweig ‚500 in den- übrigen, Stäbten 300 Rthlr. jährliches 
Einkommen hat, auch wenn er weber Bürger noch Hausbefißer ift..- = 

—— koͤnnen, iſt dagegen neben dem Buͤrgerrecht und dem 
Br eg ein gewiffes jaͤhrliches Einkommen erforderlich, welches -bei. den nicht 
anfäfftgen und mit dem Bürgerrechte nicht verfehenen Gewerbetreibenden ver— 
hältnigmäßig gefteigert ift. , Diefer Grundfeg an ſich bedarf Faum einer Rechtfer⸗ 
tigung. Denn da es in jeder Beziehung unzweckmaͤßig ſeyn würde, alle Wähler 
kei der Abgeordnetenwahl zuzuziehen; ſo war es billig, die Wahlmänrer aus ber 
Klaffe derer nehmen zu laffen, welche am meiften zur Erhaltung "des Gemeinmwe: 
ſens beitragen, und es war. zugleich nothwendig, diefes zu thun, weil von benen, 
weiche am meiften bei ber. Erhaltung der Wohlfahrt des Ganzen intereffirt find, 
erwartet werben kann, daß fie das allgemeine Wohl am forgfältigften und beften 
berathen werden. a a ji 

Bei ben bier vorgefhlagenen Summen ſelbſt Tann nur die Frage entftehen, 
ob die Zahl der Waͤhlbaren auf diefe Weife nicht zu fehr befchränft werbe? Die 
fes ift aber, nad) den, in den meiften Städten bereits: aufgenommenen, Abfchägun: 
gen bes Einfommens, nicht. der Kal. Um nur einige Beifpiele anzuführen: in 
Braunſchweig find nad einem Durcfchnitte 1100 SPerfonen, welche ein Einkom⸗ 
men von 500 Rthlr. und darüber haben. Mit einem Einkommen über 300 Rthlr. 
find in Seeſen 150, in Blantenburg 120 Perfonenz; und Seefen ftelt 9, Blans 
tenburg 16 Wahlmänner. -, * 

Da indeß die Wohlhabenheit in den kleinern Landſtaͤdten nicht gleich und über: 
dies dem Wechfel unterworfen iſt; fo möchte es vieleicht rathfam ſeyn, durch eis 
nen Zuſatz zu beftimmen: ZH s 
daß, falls in einer Stadt nicht wenigftens. die Zahl der ald -Wahlmän- 

ner Wählbaren bie Zahl der zu ernennenden Wahlmänner um das Fünf: 

fache überfteigt,. auch die in der Communalſteuerabſchaͤtzung nächftfolgen- 
den Klaffen wählbar feyn follen, 
und wird die nähere Erwägung biefes Zufages ber Löbl. Landfchaft anheim ge: 


‘ 


eben. ' 

a Es verträgt fich nicht mit den angenommenen Grundfägen, die Bürgermeifter 
ferner, Eraft ihres Amtes, auf dem Landtage. erfcheinen zu laſſen; auch ließ fich 
diefe Einrichtung bei den ſtaͤdtiſchen Wahlkreifen, die aus mehrern Städten gebildet 
werden, ſchon um deswillen nicht beibehalten. Dagegen find fie eben fo, wie.bie 
dreimal gewählten Etadtdeputirten und die Prälaten der zweiten Section, nicht 
nur Wahlberechtigte, fondern auch wählbar ald Abgeordnete, - 

Nach der bisherigen Verfaffung können nur die Freifaffen für den Stand 
der Bauern auf dem Landtage erfcheinen, und freifäffig ift jedes nicht ritterfchafte 
liche Gut, welches feinen Hauptpertinenzien nach weder meier= noch bienftpflichtig 
ift. Die Zahl diefer Freifaffengüter ift aber fehr gering. In mehreren Aemtern 
finden fich dergleichen Güter gar nicht, in andern fo wenig, daß z. B. fünf Aem— 
ter nur 8 Freifaffen haben Tonnten, unter denen fich nicht einmal fo viele Wähl- 
bare fanden, als zu wählen waren. Ferner, biefe Sreifaffengüter felbft ſtehen gro= 
fen Theils weder an Umfange, no an Ertrages über dem anderer Bauergüter. 
Sm Gegentheile giebt es viele meier- und bienftpflichtige Bauergüter, die jenen weit 
vorzuziehen find. Auch in rechtlicher Hinſicht läßt ſich, nach dem Bee 
Rechtszuſtande, zwifchen den Freifaffen: und Bauergütern kaum noch ein erheblicher 
Unterfhied auffinden. Denn die Meier haben eben fo, wie die Erbenzinsleute, ein 
erbliches Recht, und die gutsherrlichen Abgaben dieſer find in manden Gegenden 
und bei manchen Gütern des Landes druͤckender, ald bie Meierzinfen. Der Dienft 
aber hat längft ein beftimmtes Maaß erhalten, und ift mehr eine reelle als eine 
perfönliche Laft, wozu noch kommt, daß es fchr wenige Ritter: und Zreifaffengüs 


er 
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ter Hier im Lande geben wird, bei welchen nicht einzelne meler= ober bienftpflichtige 
Zubehdrungen ſich befanden. 

Unter dieſen Umftänden konnte e8 nicht bedenklich ſcheinen, den Bauernftand 
gleich jest in feinem ganzen Umfange vertreten zu laffen, befonders da zugleich in 
diefer Lundſchaftsordnung der Vorſchlag gemadt wird: 

alle bäuerlichen Laſten für ablösbar zu erklären, 
und nur noch die Art: wie diefe Ablöfung geſchehen fole? zu reguliren bleibt. Gus _ 
rade hierin liegt aber ein neuer und fehr triftiger Grund, den Bauernfland fon 
jegt zu ben Berathungen zuzuziehen; denn es möchte nicht nur gerecht, fondern 
auch von uͤberwiegendem Augen feyn, die Betheiligten felbft bei diefer für fie fo 
wichtigen Angelegenheis zu hören. j 

Daher foll jeder. Hofsbefiger Wähler ſeyn; es foll jede Dorfgemeinde eimen, 
die Flecken, nach ihrer Größe, ie Fa Wahlmänner ftelen. Der Grund, daß jebe 
Dorfgemeinde, obgleidy deren Größe allerdings verfchieden ift, einen Wahlmann 
ſtellt, ift darin zu ſuchen, daß auf diefe Weije theits das Wahlgefhäft erleichtert, 
theils-der bedeutende Vortheil erreicht wird, daß jede Gemeinde, die doch ein für 
ſich beftehendes Ganges bildet, unmittelbar an der Wahl der Abgeordneten Theil 
nimmt, und keine, ald davon ausgefchloffen, ſich zurüdgefest glauben kann. Hätte 
man dagegen den Eleinern Gemeinden die Ernennung eines Wahlmannes, und 
den größern nad) Verhältniß die Ernennung mehrerer zugeftehen wollen; fo wir 
den die Ländlichen Wahlcollegien zu zahlreich und um deswillen ihrem Zwecke 
nicht entfprechend geworden feyn. Es hat nidt zwedmäßig geſchienen, das 
Recht, Ländlicher Wahlmann zu feyn, an bie Größe des Grundbefiges ober an 
eine Steuerquote zu Enüpfen, fondern ber Hofsbeſitz und das Domicil in ber 
Gemeinde find für ausreihend gehalten. Es würde ſchwierig feyn, dieſen beie 
den Erforderniffen einen Zufag zu geben, ber, bei ber Kleinheit der Dorfgemein 
den, die Wahl nicht zu ſehr beengte, ober große Schwierigkeiten in der Ausfühs 
zung darboͤte. Dev Hofsbefig felbft aber gewährt ſchon eine hinlängliche Garantie, 
und überhaupt laffen ſich diefe Verhältniffe denen in den Städten nicht vollkom⸗ 


men gleichftellen. 
er Fünfter Abſchnitt. 
Von der Waͤhlbarkeit. 


Die allgemeinen Beſtimmungen dieſes Abſchnitts, fo mie die bei ben Abs 
geordneten der Prälaten und der Ritterfchaft, bedürfen Feiner Erläuterung Nas 
mentlih war bei den Befisern der Ritterguͤter das Hinzufügen einer gemwife 
fen Steuerquote nicht erforderli, da fie zu den Höchftbefteuerten, nach den, bei 
ee Grundbefigern angenommenen, Beflimmungen, in allen Wahlfreifen 
gehören. 

In den Städten ift es dagegen eine confequente Folge ded angenommenen 
Princips, daß ein höheres Einkommen erfordert wird, um Abgeordneter feyn zu 
koͤnnen, als bei den Wahlmännern; und es ift aus ber beftehenden Berfaffung 

beibehalten, daß Anfäfjigkeit zugleich Bedingung der Wählbarkeit if. Die ange 
nommene Eintommensfumme ift, nach dem gegenwärtigen Zuftande, auch nicht zu 
body; benn es find z. B. in Braunſchweig 490 Perfonen, welche 800 Thlr. und 
darüber an jährlichem Einkommen haben, und in Blankenburg finden ſich unge 
fähr 50, in Seeſen nahe an 50 Perfonen mit einem jährlihen Cinfommen von 
500 Thlr. und darüber, Löbliche Landfchaft wird indeß erwägen: ob es ange 
meffen fey, auch bier einen erweiternden Zufag, wie er oben, hinfichtlich der ftäd: 
tiſchen Wahlmänner, zur Erwägung empfohlen ift, zu machen. — Uebrigens ift 
es die Abficht, in ber demnaͤchſt loͤblicher Landfchaft vorzulegenden Staͤdteord⸗ 
nung den Vorſchlag zu machen, daS die Stadtdeputirten auf gleiche Weiſe, wie 
die Landtagsabgeordneten, gewählt werden ſollen, jedoch dergeftalt, daß nur zwei 
Drittheile der Stadtdeputirten Handel- oder Gewerbetreibende und Anfäffige zu 
ſeyn brauchen. | 

Bei ben Freifaffen und Bauern Eonnte es zweifelhaft feyn: ob neben dem 
Hofsbefige überhaupt auf eing Steuerquote gefehen werben folle? — Indeß waren 
die Gründe überwiegend, welche diefe anzunehmen riethen. Das wichtige Recht, 
Abgeordneter feyn zu Eönnen, mußte vor Allem denen, welche am meilten zu ben 
Staatölaften beitragen, und in ber Hegel audy bie Gebildetern find, übertragen 
werben. Die getroffene Beſtimmung ift aber zugleich von ber Art, daß eine 8 
große Zahl wählbar bleibt3 denn. wenn z. B. der Hoͤchſtbeſteuerte des Bezirks j Ira 
lich 100 Thlr. zahlt; fo find alle wählbar, welche 71 Thlr. und darüber zahlen, 
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‚und wenn man bebenkt, daß, nach dem beſtehenden Contributionoͤſyſteme, zwar ſehr 
felten ganz gleiche Steuerfäge, aber deſto häufiger ſich ſehr nahe kommende finden; 
6 leuchtet⸗es cin, daß die Zahl der Hoͤchſtbeſteuerten, nach dem Vorſchlage, ſehr 
bedeutend feyn muß. a ee ae ER 
Es fragt ſich: ob es angemeffen fey, bei den, wiffenfchaftlich Gebildeten, welche 
wählbar find, auch die Bedingung einer Steuerguote oder eines gewiffen Einkom: 
‚mens. anzunehmen? — Die, Gruͤnde für die Bejahung dieſer Frage find indeß üher 
wiegend. Einmal enthält es nur ein, folgerechtes Berfahren, „daß bei: diefer.. Art 
. ber Abgeordneten gleiche Grundſaͤtze, wie bei den Übrigen, angewendet werden, und 
‚zweitens hat gerade bei diefen eine Gewähr dafuͤr, daß fie. durch cin gewiſſes ma: 
terielles Intereſſe and den Staat geknuͤpft ſind, beſonders mothwendig geſchienen. 
Die angenommenen Summen und Steuerklaſſen ſind übrfgena von der Urt, daß 
fie der Wahl hinlaͤnglichen Spielraum laſſen; denn es Befinden. ſich allein. in den 
erſten fünf Klaffen der Perfonalftener nahe an 900 Perfonen, und zu diefen Fom: 


men noch alle die in untern Klaffen ftehenden, 'welde ein Einkommen von 1000 


* 


Thlr. haben, deren Baht nicht unbedeutend: ift:. 
 Sehfer Abfhnitt. en 
Bon den Wahlen. I 


Die Vorſchriften des fechften, von den Wahlen handelnden, Abſchnittes ſind 
zwar nicht minder wichtig, als bie vorhergehenden; ihre Zweckmaͤßigkeit oder Uns 
zweckmaͤßigkeit ift aber, nad) der Natur ihres Gegenftandes, leichter erkennbar, und 
fo wird es genligen, nur den Geift zu bezeichnen, der bei. Abfafjuug diefer Vor: 
Schläge geleitet hat. | ——— 
Es ſollte einerſeits dafuͤr geſorgt werden, baß- keinem Berechtigten das wid; 
tige Wahlrecht verweigert oder entzogen werden, und daß ſich Ider uͤberzeügen 
Tonne, daß nur bie Berechtigten zugezogen feyen. Werner, die Aushhung dieſes 
Rechtes ſollte moͤglichſt frei von allen ungehörigen Einflüffen erhalten, und Riemgnd 
in berfelben geftört werden. Jedem, der Beſchwerden zu haben glaubte, ‚müßte. der 

Weg zu deren Erledigung offen ftehen, und alle Befchwerden dieſer Art‘ mußten an 
die Ständeverfammlung Aelangen Eönnen, damit man um fo gewifler fey, daß die 
geſetzlichen Vorſchriften beachtet feyen. 

. Zugleich mußte aber. die Anordnung und Leitung der Wahlen den Händen der 
Regierung anvertraut bleiben, damit die Verfammlung der Wählengen ihren geſetz— 
hen Beruf, und, nur diefen, erfüllt. ' KEN 

Dieſe beiden wichtigen Zwecke mußten aber durch die einfachſten Mittek erreicht. 
werden. Die Vollſtaͤndigkeit dieſes Abſchnittes ſoll hauptſaͤchlich dazu dienen, Miß⸗ 
deutungen und Streitigkeiten vorzubauen, die gerade in Materien dieſer Art leicht 
die unangenehmften Folgen haben koͤnnen, und der Regierung wird es ſehr ange: 
nehm feyn, wenn loͤbl. Landſchaft finden follte, daß es gelungen ſey, das Biel, was 
man fich hier vorgeſteckt hatfe, zu erreichen. . — 
—— Der zweite Titel 
handelt von den Rechten und Pflichten der Landfchaft. Seine beiden erften 55. wie: 
derhohlen nur die Vorſchriften der Landfihaftsordnung von 1820, \ 

Bei den folgenden, die einzelnen Rechte und Pflichten dev Stände betreffenden, 
Beftimmungen ivar es ganz befonders ndthivendig, die gegenfpitigen Ötcchte der Re⸗ 
gierung und der Stände feit zu begrenzen und mit moͤglichſter Ktarheit feftzuftellen, 
da Unbeftimmtheit und Dunkelheit in gefegligen Vorſchriften und Berhältniffen die: 
fer Art ſtets gefahrbringend ft. , 

Zugleich aber wird: diefer Abſchnitt einen ſprechenden Beweis davon liefern, 
daß es der entſchiedene Wille und das ernſte Beſtreben der Regierung iſt, eine feſte 
Ordnung in dem Staatshaushalte zu begründen, deſſen Mittel zu fihern und auch 

auf diefe Weife, wo möglich, die Laſten des Landes zu erleichtern; ferner, daß fie 
bemüht ift, die Wohlfahrt des Landes felbft mit nicht unbedeutenden eigenen Opfern 
zu befördern, und den verfaffungsmäßigen Rechten, der Einzelnen und des Landes 
folche Gewährleiftungen zu verſchaffen, welche gecignet find, den erforderlichen Schug 


ev 


zu derleihen. J ie ——— 
ren. de Bei dem Finanzweſeinn udn: m 
ollz dein Vorſchlaͤgen zufolge, das ſtaͤndiſche Steuerbawinigungarecht eine. bedeutende 
—————— erhalten. Diefſes Bewilligungsvecht ſoll⸗ ſich kuͤnftig auch auf, | allgsr 
meine Abgaben, welche bei. Ausführung poligeilicyer Einrichtungen, oder hei deu Lei⸗ 


‘ 
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‚tung des Handelö auferlegt werden, namentlich auf. Zoͤlle, Weggeldertund Pal: 
hausentrichtungen, fo wie auf die Gerichtsſporteln erſtkecken. ' 
Diefer wichtige Zufag zu den. Geredhtfänten der Stände ift indeß bedingt durch 
die vorgefhlagene gänzliche Zrennung „des. fürſtl. und Domanialhaushalts von 
dem eigentliien Gtaatshaushalte., Es würden nämlich alsdann die Aufkünfte 
und Abgaben biefer Art nicht mehr in die Kammer, fondern :in die Landesſteuer— 
kaſſe fließen. Ä | | THE j 
- Eine gänzlihe Trennung des fürftl. und Domanialhaushaltes von dem ei: 
gentlihen Staatshaushalte hat ein dringendes Beduͤrfniß gefchienen. Die Koften 
zur Erreichung der wichtigften Staatszwecke, die der Rechtspflege und allgemeinen 
Landespolizei, werden aus der Kammerkaffe beftritten, und die Etände haben ver: 
faffungsmäßig bier Keine Mitwirkung. Die Erfahrungen ber letzten Jahre haben 
aber gelehrt, wie gefährlich diefer Zuftand ſey. Ueberdies führte die getreunfe Ber: 
waltung derfelben Art von Abgaben, noch mehr aber der Umftand, daß bie Regie: 
rung und die Stände durch die beftchenden Einrichtungen ſtets in eine feindfelige 
Stellung gegen einander, hinfichtlih der finanziellen Bedürfniffe des Landes, notd: 
wendig gebracht werden mußten, zu den unangenchmiten Verwickelungen und Rei— 
bungen, Die Landfchaft mußte, ihrer Stellung nad), ſtets den Verſuch machen, 
alle Landesausgaben auf dic Kammerkaffe zu fchieben, und umgekehrt die Regierung 
behaupten, daß die Kammerkaffe fie zu fragen außer Stande fey. Hierzu gefellten 
ſich noch manche andere Ungelegenheiten, die nothiwendig Folgen biefes Zuftandes 
waren. Bon den mancherlei Wegen, welche eingeſchlagen werden konnten, bicfen 
Zuftand zu ändern, bat nad) reiflicher und wiederhohlter Prüfung derjenige, wel: 
cher fid) in den Entwurf aufgenommen findet, für das Land der mwohlthätigfte zu 
feyn gefchienen. 

Es iſt bereits in der Propofition ausgedrücdt, daß die nähern Mittheilungen 
über. die Ausführung diefer Vorſchlaͤge den Commiffionen loͤbl. Landfchaft von 
dem Staatsminifterium gemadt werden follen, und hierher gehören nur noch fols 
gende Bemerkungen. Dadurch, daß die der Landestaffe zu überiweifenden Sum: 
men mit durch die Beſteuerung der Domainen und Domantalforjten aufgebracht 
werden, wird dem Nachtheile vorgebeugt, den die einfache Beftimmung einer Aver: 
‚Nonalfumme haben koͤnnte. Denn allerdings wird diefe Summe jest nur nad 
den beftehenden Verhältniffen und Bedürfniffen vegulirt werden koͤnnen, und es 
ließe fid) denken, daß dieſe ftiegen, daß größere Beiträge von ben Untertanen und 
‚billigerweife alsdann auch von der Kammer gefordert würden. Es wird aber dann 
in Zukunft jede vermehrte Landeslaſt, die ſich durch Erhöhung der Steuern Aufert, 
auch die Domainen £reffen, und auf diefe Weife, was auch wohl zu berückfichtigeit 
if, die Sandeöregierung felbft direct dabei intereffirt feyn, die Steugen möglichft zu 
vermindern. ON 

‚ Die Regierung darf ſich daher der Hoffnung bingeben, daß der weife und 
mwohlthätige Entſchiuß Sr. Durchlaucht, diefe Trennung in ber vorgefchlagenen 

Weiſe zu geflatten, der mit nicht unbedeutenden Aufopferungen verbunden ift, mit 
dem gebührenden Danke werde aufgenommen werden, | 

Die Dauer der verwilligten Steuern betreffend; fo ift zwar nicht der Grund- 
fa angenommen, daß alle Steuern nur auf cine Finanzperiode bewilligt werden 
Tonnen, fondern nur feftgefegt, daß es den Ständen freiftche, fie auf. eine gewiſſe 
Dauer zu befchränfen. Die Berwilligung der regelmäßigen Steuern nur auf eine 
Binanzperiode ift, genau genommen, von geringem practüchen Nusen, da diefelben 
Ausgaben des Staatshausgaltes, befonders in einem Heinen Staate, vegelmäfig 
wiederkehren, fo daß die ncue Bewilligung mehr eine Form ift. Es würde uͤber⸗ 
dies eine wahre Galamität ſeyn, wenn alle ſechs Jahre neue Steuerfuffeme einge⸗ 
fuͤhrt würden, und neue Steuerregulirungen Statt haben follten. Auch kann der 
Möglichkeit einer Verweigerung der Steuern in einem Sande, in welchem ihre Bol: 
gen. nicht. ſowohl die Regierung, als die Gläubiger und: Beamten. des Staats und 
die Öffentlichen Anftalten treffen würden, ſchwerlich eine politiſche Wichtigkeit beiges 
legt werden. Eine folde Garantie ift um fo weniger- erforderlich, als ‚hier Die 
Etaiern:: von einem herrſchaftlichen und landſtaͤndiſchen Collegium verwaltet werden 
kuͤnftig nach den gemachten Verfchlägen, Finanzetats, nur ⸗ auf· ſechs Jahre galig. 
mit Zuſtimmung der Staͤndeverfammlung aufgeftellt werden folen,:tunb: Sag Lan 
besftguebööllegiumi;für die genaue Befolgung diefer "Etats. verantworklich tft, fo daß 
daſſelbe alſo wenn bei Abinuf des ſechſten Jahres neue Etats nicht verwilligt waͤ⸗ 


ren, zu zuhlon aufhören wilden :.. 5. | 


Miyſes ugemeinfchafttiche Collegium; deſſen zroße Nuͤblichkeit zur Gderung der 
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Landedeinnahme ſich Hinlänglich erwiefen hat,“ foll beibehalten werben. Allein es 
hat nicht zweckmaͤßig gefchienen, daß der engere Ausſchuß der Landfhaft, als fol 
cher, diefem Collegium incorporirt bleibe. Theils wird deffen Stellung, da er cine 
aufjehende Behörde feyn ſoll, zwedwidrig verändert,. wenn er cine Adminiftration 
mit führt, die er beaufjihtigen ſollz theils kann es leicht die Folge eines Amtes 
feyn, welches. in eine fortwährende Verbindung mit der Regierung bringt, daß die 
Unabhängigkeit des ftändifchen Ausfchuffes in Zweifel zu ziehen verfucht, und fo 
dem Vertrauen, beffen er bedarf, gefchadet wird. Aber abgefehen hiervon, Eonnte 
fhon um deswillen die beftehende Einrichtung nicht beibehalten werden, weil Fein 
Abgeordneter auf Lebenszeit gewählt werden Kann, und ein Wechfel der Mitglicder 
eines ftändigen Collegiums durch erneuerte Wahlen ſchwer ausführbar und jeben 
Falls unzweckmaͤßig feyn würde. 

Die Beftimmungen über die Staatsanleihen und die Veräußerung der Staatö« 
güter haben nur die. Veränderung erlitten, daß die Kolgen einer ordnungswibrigen 
Veräußerung genau beftimmt find, was ohne Zweifel den Beifall loͤblicher Lands 
Ichaft haben wird. — 

Die nun folgende Zufiherung, daß auch über die Einnahme und Ausgabe des 
Klofterfonds, der bis jest der Mitwirkung der Stände entzogen war, die Etats 

‚mit Zuziehung der Candfchaft feftgeftellt werden follen, wird als ein Beweis, daß 

Se. Durchlaucht gewillet find, diefe Revenuͤen zu den heilfamen Zwecken, denen fie 
beſtimmt find, zu verwenden, auf den Beifall und den Dank der Löblichen Lands 
ſchaft rechnen können. — 

Auch bei der Geſetzgebung iſt die Mitwirkung ber Stände auf eine ange 
meffene Weife erweitert. Es kann Fein Gefes ohne ihre Zuflimmung oder ohne 
‚ihren Rath- gegeben werben. Die meiften Schwierigkeiten, welche die bieherigen, 
verfchiedener Deutung fähigen, Beftimmungen machten, find auf diefe Weife gehos 
ben.- Die Vorſchrift, daß Fein mit Zuftimmung der Landſchaft gemachtes Geſetz 
ohne teren Einwilligung geändert werden Eönne, wird zwar allerdings in cinzels 
nen Fällen es zweifelhaft erfcheinen Laffen koͤnnen: ob ein Gejegentwurf der Zus 
ftimmung ber Landfhaft, oder nur deren Begutachtung bebürfe; diefer mögliche 
Zmeifel kann aber Fein Grund feyn, den an fih richtigen Grundfag aufzugeben, 
und die Stände, welche flets wenigftens mit ihrem Nathe zu hören find, erhalten 
fo die Gelegenheit, ihre Recht geltend zu machen, wenn fie ihre Zuftimmung für 
erforderlich halten. _ 

Die Adlösbarkeit der gufsherrlichen Rechte ift in national: ökonomifcher und 
vielleicht noch mehr in politifcher Rüdfiht das bdringendfte Beduͤrfniß des Augens 
blicks, und fie wird es um fo mehr, ald unfere Nahbarn zum heil uns bier 
ſchon vorausgggiit find. Es hat daher angemefjen geſchienen ‚, baß der Grundſatz, 
daß diefe Rechte ablösbar feyen, welcher nur mit Zuſtimmung loͤblicher Landſchaft 
in das Leben treten kann, gleich jest feftgeftellt werde, und die Landesregierung 
glaubt um fo fidherer auf die Zuffimmung der Stände rechnen zu dürfen, als Se. 

Durchlaucht, bei Ausführung Hoͤchſtihrer landesoäterlihen Abfichten, den bedeutens 
den Ausfall nicht geſcheuet haben, welchen diefe Ablöfungen bei den Domanialeins 
fünften nothwendig herbeiführen werden. 

Das Lehnswefen, deffen Formen für unfere Tage ihre Bedeutung verloren has 
ben, und welches jegt nur die Belehnten auf eine unzwedmäßige Weife in ihrer 
Dispojitionsbefugnig befhräntt, ohne dem Lehnsherrn einen verhältnißmäßigen us 
gen zu gewähren, hat ſich felbft überlebt. Cs wird Löblicher Landſchaft baher vor 
gefhlagen, alle Lehen der Allodification unterworfen zu erklären, und bie naͤ— 
bern Beftimmungen hierüber demnaͤchſt feftzufegen. Die große Wohlthat, welche 
fowohl den groͤßern als den kleinern Grundeigenthuͤmern durch dieſe Beſtimmung 
gewaͤhrt werden ſoll, wird ſowohl bei loͤblicher Landſchaft, als in dem ganzen Lande, 
allgemeine Anerkennung finden. 

“ Die bei den folgenden Abtheilungen hinzugefommenen neuen Beflimmungen, 
nämlih: : RR: | 

bei dem Militairwefen:. 

daß Feine. Truppen in fremden Eold gegeben und Feine geworbene Trup 
pen aufgefteilt werden können, ohne Zuflimmung der Stände; ...: > 
bei der, Rechtöpflege : — a En 

— — der Gerichte unter den ausdruͤcklichen Schutz der 

Verfaſſung geſtellt iſt, und die Rechte der Perfon und. bes. Eigenthums 
nicht nur durch die Gerichte, ſondern auch. durch eine Beſchwerde . bei 
den Ständen, welche über die Beobachtung dev Gefege machen, geſichert 
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bebürfen ee Erläuterung, als ſprechende Beweiſe von dem feſten Willen der 
Rehierung, Jeden Mißbrauch der Gewalt unmdglich zit madjen, und ben Geſetzen 
die. gehörige Achtung zu verfhaffen. — u — 
e Deshalb ſchlaͤgt fie loͤblichet Landſchaft auch vor, nicht nur die Staatsbeamten, 
ſondern auch die Abgeordneten des Landes, welche gleichfalls in ber. Lage find, die 
Berfaffung gefährden zu Tonnen, für deren Aufredjthaltung veranfwortlid zu mas 
chen. Es hat nothivendig gefhienen, mwenigftens die mindeften Bolgen, 'weldye eine 
Verlegung der Verfaffung haben foll, klar auszufpreden; denn Unbeftimnitheit ift 
bei allen Gefegen, insbefondere aber bei Strafgefesen, ein höchft bedenklicher Mar 
gel, und erft durch diefe Beſtimmung erhält der Grundfag der Verantwortlichkeit 
feine? eigentliche WBedeutung. Cs ift nicht zweckmaͤßig gefunden, das Verfahren ge: 
gen diejenigen, welche wegen verlegter Berfaffung angeklagt worden, vor die ordente 
lichen Gerichte zu dringen, gerade wegen der eigenthümtihen Natur eines ſolchen 
Berfahrens, und allen Anforderungen ſcheint dadurch entfprochen zu werden, daß 
nach dem Beiſpiele anderer Länder zu dieſem Zwecke von ber Landesherrſchaft und 
den Ständen ein gemeinfchaftlicher Gerichtshof aus höheren Iujtizbeamten gebil- 
det wird, 
Die ‚genauere Beftimmung, in welchen Fällen die Gontrafignatur erforber- 
uch if, 
2 fo wie die Aufhebung der Vorfchrift, daß die Beftellung des Landfyndicus 
nicht nur der Landesherrſchaft angezeigt, fondern aud von ihr con- 
, »  firmirt werden mußte, welde Vorſchrift überdies ‘den Pricilegien 
von 1770 nicht entſpricht, 
wird mit Sicherheit auf den Beifall loͤblicher Landſchaft rechnen können. 


Dritter Abſchnitt. 


Der dritte Abſchnitt dieſes Titels handelt von den Rechten und Pflichten des 
landſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 

Dieſt Behörde ſoll weſentlich eine aufſehende und berathende ſeyn. 

Dieſelbe kann daher in der Regel weder befugt ſeyn, die Beſchluͤſſe zu faſſen, 
noch die Antraͤge zu machen, zu denen die Staͤndeverſammlung berechtigt iſt. Nur 
ausnahmsweiſe, wenn eine zeitige Verſammlung ber Stände unthunlich iſt, und cine 
Landesnoth fchleunige Beſchluͤſſe nothwendig macht, find derſelben diefe Befugniſſe 
beigelegt. Alle die Maaßregeln, die alsdann getroffen werden, bleiben aber, wenn 
es ihre Natur geftattet, proviforifche. : 

Gleichfalls muß den Ausſchuſſe das Hecht zugeitanden werden, in- gawiffen, 
jedoch genau 'beftimmten, Fällen die Stände zu verfammeln, und das althergebrachte 
Recht der Stände, wenn die Berfaffung in Gefahr geräth, fich ſelbſt zu convociren, 
foll bier von Neuem die geſetzliche Sanction erhalten. 

Es hat nüglich geſchienen, auch noch feftzufegen, daß bie Ständeverfammlung 
für einzelne beftimmte Fälle ihre Rechte dem Ausfchuffe delegiven koͤnne. Eine ſol— 
che Beitimmung Tann unter Umftänden von großem Nugen, kaum aber jemals 
ſchaͤdlich ſeyn, da ed von der Erwägung der-Ständeverfammlung abhängt, 0b und 
wir fie von diefer Befugniß Gebrauch machen wolle? 

Ä Der dritte Titel | 
handelt von ben Randtagen, der Behandlung der Gefchäfte auf denfelben, fo wie 
von den Verhandlungen des ftändifchen Ausſchuſſes. 5 

In diefem Zitel find im Wefentlichen die Beftimmungen der Landſchaftsordnung 
von 1820 beibehalten, und nur folgende neue Vorfchriften des erſten Abfchnittes 
bedürfen einer nähern Entwidelung. 

1. Die Befchlüffe der Ständeverfammlung erfolgen in der Regel nad) abfolu: 
ter Stimmenmehrheit. Eine zweckmaͤßige Ausnahme von diefer Regel macht fchon 
die beftehende Landfihaftsordnung, nämlich die, daß Anträgen der Stände auf eine- 
Abänderung der Landes= oder Steuerverfaffung nur dann Folge gegeben wird, wenn 
fie zwei Drittheile der Stimmen für fi) haben. =. “ 

: Eine zweite Ausnahme wird 'jegt lobl. Landfchaft vorgefchlagen. Diefer bereits 
oben‘ angedeutete Borfehlag beruht: auf Folgenden Gründen: Wenn man von der 
allerdings richtigen Vorausſetzung ausgeht, daß die -einzige, für die jedige Bildungs: 
ftufe paffende, Vertretung auf dim Principe der verfhiedenen ftaatsbürgerlichen Sn: 
—— beruhen muͤſſez ſo muß man auch zugebenzisaß! die verſchiedenen ſtaats— 
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— Intereſſen ſich einander ‚gegenüber —5 und in einen Conflict gerathen 
koͤnaen. Man hat’in der neuern und neuelten Zeit "zwei Mittel ergtiffen, um den 
Uspelftänden,, die aus, folchen Eonflicten hervorgehen würden, vorzubgugen. - Das. 
gie befteht in. einer gleichen Zghl dev, Vertreter der verſchiedenen Inteteffen,, ‚und 
ift bereits oben bemerkt, ir diefes Mittel unzureichend fey., Das zweite ift die 
Yefugniß, die man den Vertretern einer Stanbeskläffe, ober. auch eines dandesdi⸗ 
ftricte, die ſich für benachtheiligt halten, gegeben af, „bei dem Befchluffe der Stände: 
gerfammlung ein. Separafootum mit. einzureichen, welches von der Regierung, befon- 
ders veruͤckſichtigt werden kann. Diele Manfregel fcheint aber in doppelter: Begie⸗ 
bung an einer gewiffen. Halbheit zu leiden. . Einmal, verträgt, es fich nicht. mit dem 
conftitutiönellen Princip, daß der Meinung der Minorität doch eine folche Wichtige 
keit beigelegt wird, daß fie, neben der Meinung der Majorität, der Beachtung ber 
Regierung befonders empfohlen wird, und zweitens 'ift biefe, Gmpfehlung. nur ein 
ganz unvollftändiges Schugmittel der. bedroheten Interefien oder Rechte, da. dig Ne 
gierung doch immer dem Beſchluſſe der Majorität. ihre Zuftimmung ertheilen und 
ihn zum Gefese erheben kann. En 

Man. hat daher geglaubt, hauptſaͤchlich im Intereffe der Städte, -Todann aber 
auch im Intereffe der Ritterfchaft, ein Auskunftsmittel auffuchen zu müffen, welches 
alle Standcsklaffen in ihren wohlerworbenen Rechten ſchuͤtzte und doch in die.conftie 
tutionellen Formen paßte. Die Regierung hofft ein ſolches Mittel in ‚der vorge: 
ſchlagenen Abftimmung nad) Ständen gefunden zu haben, und fürchtet nicht, daß 
man dieſe Einrichtung mit den alten ftändifchen Curien verwechfeln und fie eines 
Ruͤckſchrittes befchuldigen werde. Darin befteht hauptſaͤchlich die bürgerliche Freiheit: 

daß ohne gefeglichen Grund Niemandem ein wohlerworbenes Recht ohne 

feine Zuftimmung entzogen werben kann. 
Diefer gerechte Grundfag ift fo alt, als unfre deutfchen Rechtöinftitutez er findet ſich 
in der Verfaffung jeder Dorfgemeinde, wie in der ehemaligen Reichöverfaffung und 
in der teutfchen Bundesacte. Man wird ihn nie ungeftraft verlesen, und indem 
er ihn in Zweifel ftellt, macht man alle NRechtsverhältniffe wanfend. Deshalb 
ol alsdann, BE 
wenn die eigenthümlichen privatrechtlichen Verhältniffe, oder die eigene 

thuͤmlichen ftaatsbürgerlichen Intereſſen eines Standes in Frage kommen, 
aber auch nur in diefen Fällen, eine Abftimmung nach Ständen: ftatt finden, bei 
welcher die Majorität nicht entfcheibet, fondern Einftimmigkeit erforderlid) ift. 
- Bei dem Geifte der Gerechtigkeit und Uneigennügigkeit, welcher ftets die brauns 
fchweigfhen Stände befeelt hat, wird von diefem Mittel gewiß felten, vielleicht nie 
Gebrauch gemacht werden; dennoch fchien es nothiwendig, baß die Verfaffung ein, 
ſolches Schugmittel darböte. Die Gelegenheiten, wo es zur Anwendung kommen 
könnte, werden mit dem Berfchwinden der gutöherrlichen und Feudalrechte immer 
feltener werden; ganz werden fie aber, fo lange die vorgefchlagene Verfaffung dauert, 
nie fehlen, da jede Standesklaffe in der Art ihrer Vertretung ein befonderes ſtaats— 
bürgerliches Intereffe bat. 

&o wenig indeß die bisherigen Erfahrungen auch darauf hinleiten; fo wäre 
doch der Bau denkbar, daß ein Stand, fein eigenes Intereffe und das allgemeine 
Befte verkennend, feft bei dem Veralteten beharrte, und zwar auf eine nicht allein 
gemeinfhädliche, fondern feldft gemeingefährliche Weife. Hier mußte es einen vor; 
faffungsmäßigen Ausweg geben zue Beförderung des allgemeinen Wohle, Es 
wird daher vorgefchlagen, daß, wenn auf einem andern Landtage ein nur durch 
einen Stand verworfener Vorfchlag wiederholt wird, und dann wiederum nur bie 
Stimme eines Standes wider fi und zugleich, die abfolute Mehrheit ber ganzen 
Berfammlung, alſo einen in der Regel ale gültig anzufehenden Beſchluß, für ſich 
hat, dieſer Beſchluß durch die Zuftimmung der Regierung zum Gefege erhoben were 
den koͤnne. ’ 

2. Bei ber vorgefchlagenen Art der Zufammenfegung der Ständeverfammlung 
durfte das Recht der Regierung, diefelbe aufzulöfen, nicht fehlen, und es ift das 
ber hier, wie in allen neueren Verfaſſungen, aufgenommen. 

3. Ueber die Bekanntmachung ber ftändifhen Verhandlungen durch den Drud 
hat fich Se. Durchlaucht bereits in der Erdffnungsrcde ausgefprochen, und es bürfte 
hier nur noch zu bemerken ſeyn, daß die Regierung «geglaubt hat, nicht weiter ge⸗ 
hen zu Eönnen, weil Einrichtungen, die den Sitten und der Entwickelungsperiode 
vorauseilen, nur nächtheilig wirken. —— gt: Be — 

Der zweite Abſchnitt dieſes Titels, die Geſchaͤftsordnung für die Staͤndever⸗ 
fammlung, wird erſt nach längerer Erfahrung ſeiner Vollendung näher gebracht 
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werben Fönnen, und loͤbl. Landſchaft wird, eingeladen, in-Berathung zu ziehen: ob 
es angcmeffen fen, we | 
| einen Zufatz dahin zu machen, daß es der Staͤndeverſammlung frei ſtehe, 
bie Gefhäftsordnung, in fo weit fie ſich nicht auf Verhältniffe zu der 
Regierung bezieht, zu modificiren und naͤher zu beftimmen. .. I, © 
Dee Breite Ir 
enthält noch einige allgemeine Beftimmungen. | 

Der erfte Paragraph dieſes Titels ift wörtlich aus ber Landfhaftsorbnung von 
1820, ‚Es: wird indeß löblicher Landfchaft angenehm feyn, zu erfahren, daß: Seine 
Durchlaucht ein umfaffendes Dausgefes ausarbeiten laffen, weldes-demnäcft, fo. 
weit dieſes erforberlih, loͤbl. Landſchaft zum Gutachten oder zur Zuſtimmung vor⸗ 
gelegt werben wird. 

Die Beflimmungen bes nächftfolgenden Paragraphen bedürfen Feiner Erörterung. 

:; Schon in den landfchaftlihen Privilegien von 1770 findet fi Art. 8. die Ber 
flimmung, daß, wenn Irrungen zwifchen der Landesherrfchaft und den Ständen 
vorfielen, dieſe, bei entftehender Güte, im Wege Rechtens auszumachen feyen. Diefe 
heilfame Vorſchrift war jest bei dem Mangel von Reichsgerichten ſchwer ausführbar, 
und es hat daher angemefjen gefchienen, die Ark der Procedur zu beftimmen, wenn 
je ein folder Fall einmal eintreten follte. 

‚Endlich. ift es für nothwendig erachtet, den kuͤnftigen Mitgliedern der Stände: 
verfanmlung ohne Unterfhied Diäten zu bewilligen und keines derfelben an. feine: 
Committenten dieferhalb zu verweifen. Diefe Vorfchrift entfpricht der Billigkeit 
binfichtlich der Abgeordneten, und da fie bie frei gewählten Vertreter des Landes 
find, ſo ift eö natürlich, daß fie wegen ihrer Diäten auf die Landesfteuerkaffe an- 
geiviefen werben. 


©) Entwurf einer neuen Landfhaftsordnung vom 
27. Auguft 1832; 

| Erfies Kapitel. 

Don dem Herzogthume, der Regierungsform und dem 
Landesfuͤrſten. 

1) Untheilbarkeit und Unveraͤußerlichkeit des Landes. 

$. 1. Die fümmtlihen herzogl. Lande bilden einen, durch baffelbe 
Grundgefeg verbundenen, untheilbaren Staat, und fein Beftandtheil des 
Herzogthums kann ohne Zuſtimmung der Stände, Orenzberichtigungen aus: 
genommen, veräußert werden. 
| 2) Regierugsform. 
$. 2. Die Regierungsform des. Herzogthums iſt die erblich= mon: 


archifche, 
3) Staatsoberhaupt, 
$. 3. Der fouveraine ‚Landesfürft, als Oberhaupt des Staates, ver: 
‚einige in ſich die gefammte, ungetheilte Stantsgewalt, und übt fie auf ver: 
faffungsmäßige Weife aus. 
Seine Perfon ift Heilig und: unverleglich; 
4) Reverſalen. 
$. 4. Der Landesfuͤrſt wird in dem Patente, durch welches er ſeinen 
Negierungsantritt verkuͤndigt und. die allgemeine Huldigung anordnet, zus 
gleich ‚bei feinem fuͤrſtlihen Worte, verfihern, daß er die Landesverfaf- 
—— ihren Boſtimmungen beobachten, aufrecht. erhalten und befchuͤ⸗ 
e nid Tango ı. F 
Die Urſchrift dieſes Patents, unter des Landesfürften Hand und Sie: 
gel, wird dem flandilhen. Ausihuffe zur Aufbewahrung. in dem ftändifchen 
Archive zugeftellt, R 
6i* 


6. vBraunſchweig. zu; 


— By Innere Verwaltung. | 
$. 5. ‚Die geſammte Staatöverwaltung geht vom Bandesflrften 
aus. Sie wird nur, vermöge. der von ihm verliehenen Gewalt, uns 
mittelbar oder mittelbar in. feinem Namen ausgehbt, und ſteht unter feiner 
Oberaufſicht. 
Kein Landesgeſetz und keine Verordnung tritt in Kraft, bevor ſie von 
der Landesregierung verkuͤndigt iſt. 


$. 6. Der Landesfürft kann in einzelnen Faͤllen Dispenſationen von 


den gefeglichen Worfehriften ertheilen, jedoch, infofern dritte Perfonen wegen 
ihret Rechte betheiligt find, nur mit deren Zuftimmung. 
6) Auswärtige Berhältniffe, 
. 7. Der Landesfuͤrſt vertritt den Staat in allen Verhaͤltniſſen zu 
dem teutfchen Bunde und zu andern Staaten. 


Er ordnet die Geſandtſchaften und Miffionen an, fchließt Staats: Bere 


träge und erwirbt dadurch Mechte für das Herzogthum, fo wie er daſſelbe 
zur Erfuͤllung der vertragsmaͤßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. 

$. 8. ‚Die Staͤndeverſammlung wird, ſobald es die Umſtaͤnde zulaſſen, 
von ſolchen Vertraͤgen in Kenntniß geſetzt. 

Die zur Ausführung derſelben erforderlichen Mittel bedürfen der ſtaͤndi⸗ 


ſchen Bewilligung. Und follen in deren. Folge neue Landesgefepe erlaffen, 
oder. die beftehenden aufgehoben oder abgeändert werden; fo ift hierzu die ver⸗ 


faffungsmäßige fländifche Mitwirkung erforderlich. 
7) Militairhoheit. 

$. 9. Dem Pandesfürften ſteht die Verfügung über die bewaffnete 
Macht und deren Bildung ausfchließend zu. 

Ohne feine Erlaubniß darf jih in dem Derzogthume keine bewaffnete 
Macht bilden oder aufftellen. 

8) Verleihung von Titeln, Würden u. f. w. 

$. 10. Der Landesfürft hat allein das Necht, Titel, Rang, Wü 
ben, geſetzlich zuläffige Privilegien, Standeserhöhung und Ehrenzeichen zu 
verleihen, 

Zitel, Rang, Würden, Privilegien, Standes» Erhöhungen und Eh— 
venzeichen, weiche Landeseinwohnern von auswärtigen Regierungen " vers 
liehen worden, duͤrfen nur mit Suftimmung des Landesfürften angenoms 
men werben. 

9) Berhaͤltniß des ——— zu dem teutfhen Bunde, 

6. 11. Der Landesfürft theilt als Mitglied des teutfchen Bundes alle 
aus dieſem herfließenden Nechte und Verpflichtungen. 

. 12. Allgemeine Anordnungen und Belchlüffe des teutfchen Bun 
des erhalten dadurch Gefegeskraft, daß fie von dem Landesfuͤtſten verkuͤn⸗ 
digt werden. 

10) Sig der Regierung. 

$ 13. Der Sig der Regierung kann, DRIN Rotfite aushenom— 

men, nicht sig Landes verlegt ‚werden, Ä 
] 11) —— 


F. 14. Die Regierung wird vererbt in dem fuͤrſtl. Brain | 
ſchweig, nach der. Linealerbfolge und dem Nochte der Erſtgeburt, “und, zwar 
zunaͤchſt in dem Mannsſtamme aus vechtmäßiger ; ‚benbürtiger ı und, hhuege⸗ 


ſetzlicher Ehe. 


E.rliſcht der Mannsſtamm; fo geht die esta: auf die ie gi — 


nie, nach gleichen Grundſaͤtzen, über. 


BZ 
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12) Volljährigkeit des Landasfürften. 
:$. 45: Der. Landesfürft:tird mit: vollendetem 18. Jahre -vollfährig. 
13) Regierungswormundfhaft. 

8. 16. Eine Vormundſchaft tritt ‘ein, wenn der Landesfürft wegen 
Minderjährigkeit zur eigenen’ Ausübung ber Regierung nicht fähig iſt. 
a. Anordnung derſelben Tür” den minderjährigen Regierungsnachfolger. 

$. 17. Der Landesfürft' kann für feinen minderjährigen Nachfolger den 
Bormund beftellen. a an As, 

Er wird diefen aber aus den vegierungsfähigen Ugnäten des Hauſes 
wählen, oder, falls beſondere Gründe, hietyon abzugehen, vorhanden ſeyn 
follten,.feinet Gemahlin oder feine! Mutter die. Vormundſchaft übertragen, 
und nur wenn Feine diefer Perfonen vorhanden. ift, ſteht es ihm zu, einen 
nicht regierenden voljährigen Prinzen aus den, zum teutfhen Bunde gehoͤ⸗ 
renden, Fuͤrſtenhaͤuſern zum Regenten zu ernennen. | 
8. 18. Hat der, Landeöfürft Leine Anordnung über die Vormundſchaft 
getroffen; fo gebührt diefelbe dem, nach der Erbfolgeordnung, zunächft ſtehen⸗ 
den volfjährigen, vegierungsfähigen Agnaten, und falls dieſer die Regentſchaft 
‚ ausfhlüge, dem nachfolgenden, ſodagn der Mutter des minderjährigen. Lanz 
desfürften, und endlich deilen- Großmutter von: väterlichen. Seite, ſofern diefe 
im. Wittwenftande verblieben. find. - IE see a 15 
819. Wäre Leine der Perfonen, welche. das Gefeg zur Vormundſchaft 
beruft, vorhanden, oder ſchluͤgen dieſelben die Vormundfchaft aus; fo wählt 
De Ten auf den Vorſchlag des Staatsminifteriums, den 

ormund aus den volfjährigen, nicht regierenden Prinzen der, zum teutichen 
Bunde gehörenden, Türftenbaufee. u... 0.00 eo 

— F b. Rexxerſalen des Vormundes. 

$. 20. Der Vormund verkuͤndet duch ein Patent den Eintritt ber 
vormundfchaftlichen Regierung, und. ſtellt die. Neverfalen nad den $. 4. ent: 
haltenen Beftimmengen fin die Dauer der Vormundſchaft aus. z 

c. Erlöfchen der Vormundſchaft. — 
— 6. 2.Die Vormundſchaft erlifcht, ſobald der Landesfuͤrſt volljährig 
gerorden iſt, und feinen Regierungsantritt auf-die verfaſſungsmaͤßige Weiſe 
verkuͤndigt hat (F. 4.). kai —* 

14) Erziehung des Regierungsnachfolgers. 
7822, Wenn der sorhettiäßende Landesfuͤrſt über die Erziehung des 
. minderjährigen Landesfürften Feine Beſtinimung getröffen hat; To gebührt die 
Leſtung der Erziehung des minderjährigen Landesfürften dem Wormunde, un: 
ter Beirach des Staatsminifteriums,. 

Die Mutter, des minderjährigen Pandesfürften und, nach diefer, deſſen 
Großmutter von vaͤterlicher Stite find indeß berechtigt, hierbei mit ihrem 
Gutachten und Nathe "gehört zu werden. | 

A Hausgefene. 
8,23. Die, inneren Verhältniffe des herzogl. Hauſes werden von 
dem Landesfuͤrſten, algı denn Oberhaupte der Familie, duch Dausgefege 
‚geordnet. Diefe bedürfen der, ſtaͤndiſchen Zuftimmung nicht; es Eönnen- in 
dei durch diefelden keine in biefem Landesgeundgefege enthaltenen Beftimmun: 
gen abgeaͤndert werden. DB ua, | | 


- D 
it 
1 


” 
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6 2.0 Braunfehiweig. 
— 8weites Kapitel. 
Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Un— 
ferthanen. 
1): zanbeseinmohnaktect, | 
„Deffen Erwerbung. 
8.24. Wer auf fake Meife das Nccht des Wohnſitzes innerhalb 
der Glenzen des Staatsgebietes erworben bat, iſt Landeseinwohner. 
b. Deſſen Folgen. 
$. 25. Alle Landeseinwohner find dem Landesfürften Treue, "Ehrfurcht 
und Gehorfam ſchuldig, und verpflichtet, den Geſetzen und den dieſelben volls 
ziehenden Behörden zu gehorchen, Sie geniefen ſaͤmmtliche durch Verfaſſung 
und Geſetz zugeſicherte Rechte, vorbehaͤltlich der, in Bezug auf die Aus— 
Übung einzelner Satan geltenden. Befchränfüngen. 
.Bedingungen der Ausuͤbung politiſcher Rechte. 
Erbhul digungseid. N 
8.26: Nur Landeseinwöhner find zut Ausübung pofitifeer Rechte im 
Herzogthume befugt. | 
Alle männliche Landeseinwohner ſind nach erreichter Volljaͤhrigkeit ver⸗ 
pflichtet, den Erbhuldiguͤngseid zu 'teiften. - "Diefer fol alſo lauten: 
AIch ſchwoͤre Treue und Gehorfam den durchlauchtigften Landesfürften 
„and deffen Nachfolgern an der Landesregierung aus dem durchlauchtigſten 
Hauſe Braunſchweig , To wie Gehorſam den Geſetzen. — 
es Deſſen! Elbſchen. N 
Ar Das Landes Einwohnertecht geht. durch Auswanderung 
verloren. | 
- Einzelne darin begriffene Befugniſſe alloͤſchen * den Verluſt der 
dieſelben BeatngenbEn —— über in Folge der — —— 
ter Geſetze. 
—— 9). Stembe: a 
$. 28. — waͤhrend ihres Aufenthaltes im EURE NN 
en den Schuß der Gefege, und: find zu deren Beobachtung verpflichtet, 
Die Verwaltungs Behörden le ob. und wie lange’ ihnen der 
Aufenthalt zu ‚geflatten: fey 1 — 
| 3) Einzeine Rete, | u 
a; ‚Religionöfreiheit.. - 5: 
$. 29, len, ‚Einwohner, wich vollfommene Freiheit des Gewiſſens 
und des religioͤſen Glaubens gewaͤhrtz Niemand darf. jedoch feine Religion 
vorfhügen, um ſich einer ‚gefeglichen Verpflichtung zu. entziehen, Aeußere 
———— iſt der Oberaufficht des Staats unterworfen, u 
b. Freiheit der Meinungen. ae 
$. 30. Niemand darf. wegen. geaͤußerter Meinungen, zur Verantwortung 
gezogen werden, es fey denn, daß durch deren Aeußerung eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift uͤbertreten, oder zu geſetzwidrigen Handlungen angereizt wäre. 
c., Freiheit der Preffe und des Buchhandels. _ 
$. 31. Die’ Freiheit der Preffe und des Buchhandels fol beftchen uns 
ter Beobachtung der Befchlüffe des teutfchen Bundes und der⸗ gegen den 
Mißbrauch ne Freiheit zu erlaſſenden, Geſetze. 
Sicherheit dev Perfon und des Eigenthums. 
$. 32. Dar Staat gewährt jedem Einwohner. Sicherheit feiner Per: 
fon, feines Eigentums und feiner übrigen Rechte, und -unterwirft ihr 
feinen anderen Rn als denen, welche auf Recht und Gefegen 
beruhen, 
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6. 33. Privateigenthum unb Privatgerechtſame koͤnnen fuͤr weſentliche 
Zwecke des Staats oder einer Gemeinde nur in den geſetzlich beſtimmten, 
oder durch dringende Nothwendigkeit gebotenen Faͤllen, gegen vorgaͤngige volle 
Entſchaͤdigung, auf Verfuͤgung der competenten. Verwaltungsbehoͤrden in Anz 
fpruch genommen werden. War es unmöglich, die Entfehadigung vorgangig 
zu ermitteln; fo muß. biefelbe nacpträglih ohne Anfland feftgeftele und ges 
leiftet werden. — a er | | 

Ein Streit über den Betrag ber Entfhädigung iſt im ordentlichen 
Rechtswege zu erledigen. ee 2 

e. Freie Wahl des Berufs und Rechtsgleichheit zum Staatsdienft. 

$. 34. Die Wahl des Berufs und, Gewerbes, fo wie ber vorbereiten: 
den Bildungsanftalten- des In- und Auslandeg, ift frei. Die Verfchiedenheit 
des. Standes und. der Geburt foll bei Belegung von Civil-Uemtern und Mi: 
litairgraden keinen Vorzug begründen, 2 Ä 

f.. Auswanderung. 

$. 35. Seder Landeseinwohner hat das Recht der Auswanderung ohne 
Erlegung einer Abzugsfteuer, jedoch unter. ben, duch bie Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte ‚oder fonftige Verbindlichkeiten gegen den Staat und Privatperz 
fonen eintretenden,. Beſchraͤnkungen. — — 

g. Abloͤsbarkeit ‚der: gutöherrlichen und. fonftigen Realrechte. 
6. 36.. Ale privatrechtliche Reallaſten an Zehnten, Hand» und Spann: 
dienten, Geld, Getraide- umd fonftigen Natural: Abgaben und Leiſtungen, 
womit: das Eigenthum oderadas erbliche Befisccht an einem Grundjtüde 
befchwert iſt, oder, in Zukunft beſchwert werden koͤnnte, fo wie auch alle 
blos perfönliche, d. h. gewiſſen Perfonen. ohne den Beſitz eines Grundſtuͤcks 
obliegende Dienſte und Leiſtungen find, ohne Ruͤckſicht auf.den Rechts: 
grund ihrer Entſtehung, ber Ablöfung: dergeſtalt unterworfen, daß ihre Auf: 
hebung gegen ‚eine, Entfchädigung,. melde das. Gefeg beſtimmen wird, ver: 
langt werden darf. | nt — Ba | = 
h. Aufhebung der Feudalrechte. — 

8. 37.Alle im Umfange des: Herzogthums belegene Lehne jeder Art, 
es mögen ſolche von dem Landesfuͤrſten, von oͤffentlichen Anſtalten, Corpo⸗ 
rationen, oder von Privatperſonen releviren, unmittelbare oder Afterlehne ſeyn, 
ſind der Aufhebung des lehensherrlichen und agnatiſchen Lehnsverbandes in 
den noch geſetzlich zu beſtimmenden Verhaͤltniſſen unterworfen. 

usa river y i Kecht den; Beſchwerde. 
$ 38. Sedermann darf in feiner Angelegenheit fchriftlihe Bitten an 
den Landesfürften und bie Landesbehörden in vorfchriftsmäßiger Weiſe rich- 
ten, und Beſchwerden über geſetz⸗ oder ordnungswidriges Verfahren. der Ber 
hörden bis zur oberften Stantsbehörde ſchriftlich verfolgen. 
Et 4). Einzelne Pflichten, 
NS £ a. Staatälaften. 

8:39: Die Theilnahme. an. den Staatslaften trifft Alte, welche im 
Staatsgebiete wohnen, oder Grundeigenthum befigen, allgemein und nad 
gleichmäßigen Grundfägen. Nur Erlaffe, jedesmal hoͤchſtens für die Dauer 
einer Kinanzperiode, Feine Befreiungen von denfelben. können bewilligt wer— 
den. -..Die fürftt, Schlöffer, Patäfte, Gebäude und Gärten, und das Grunde 
eigenthum; ‚und. Einkommen der Kirchen und übrigen. frommen Stiftungen, 
ſoweit daffelbe jegt von den ordentlichen Steuern. befreit iſt, find. frei von 
Stontölaflenin.. in u hi 98 Kult ogm Bar 

. MWaffendienft. 


$. 40. Alle Landeseinwohner find in dem gefeglichen Verhaͤltniſſe zur 


98 Braunſchweig. 


Vertheidigung des Vaterlandes im Kriegsdienſte und zum Waffendienſte, be: 
huf des emeindeſchutzes, verpflichtet. N. £ — 
Deittes Kapitel. - 
Von den Gemeinden.. 
A. . Allgemeine Beffimmung. 
BE —— & Gemeinde⸗Bezirke... 24 
$. 41. Jedes Grundſtuͤck im Lande muß einem beſtimmten Gemeinde: 
bezitke angehören. ee — — 
Die Landesregierung wird dieſe Gemeindebezitke, ſoweit fie noch zwei⸗ 
felhaft ſind, durch) Verordnungen beftimmen. ' : Sr 
u u b. Gemeinde-Benoffen. 
> 8:42" Feder Landedeinwohner muß einer beftimmten Gemeinde-anges 
hören, und zivar derjenigen, im "welcher er, den gefeglichen Beſtimmungen 
zufolge, ſeinen Wohnſitz hat. RN De en 
| c. :Mart-Genoffen. seh 
$. 43. Grundbefiger, welche das Necht des: Mohnfiges in der Ge: 
meinde nicht erlangt haben, genießen wegen ihres. Befisthums denſelben 
Schutz, welcher den Einwohrern gewahrt wird; fie find aber auch, wie: dieſe, 
zu den, auf den Grundſtuͤcken haftenden, Laſten verpflichtet. 
vd. Bildüng neuer Genisinden. -' 
$. 44. Keine Gemeinde kann ſich bilden ohne Genehmigung. der Lan— 
desregierung, und ohne dieſe darf eine Gemeitide weder ihren Gemeindeverz 
band. duch Aufnahme Anderer Gemeinden erweitern; noch durch Bildung 
neuer und beſonderer Gemeinden verändern, noch ihre rechtlich befiehende Ges 
meindeverfaffung eigenmächtig umgeſtalten. | 2 
A Wermdgensverhältniffe 
nn 0 P) In Beziehung zum Staat. — 5 
845... Das. Vermögen und Einfommen der Gemeinden And: ihrer 
Anſtalten darf nie mit dem Staatsvermögen oder den Staatseinnahmen ver⸗ 
einige werden, se ee 
- 8 46: Die Gemeinden haben. ihr Vermögen durch "ihre: Behörden 
ſelbſtſtaͤndig zu verwalten: ', Die Oberaufſicht der Negierungsbehärden er⸗ 
ſtreckt ſich nur darauf; daß die Verwaltung : überhaupt: den beſtehenden 
Geſetzen gemäß. geſchehe; daß insbefondere das Gemeinde: Vermögen erhal⸗ 
ten, das Einkommen davon zu Gemeindezwecken verwandt, und. daß bei der 
Vertheitung der Gemeinde: Abgaben nach gleichmäßigen Srundfägen verfah⸗ 
ven werde; a: — J — 
Der Regierungsbehoͤrde ſteht die Entſcheidung auf die Beſchwerden zu; 
welche gegen die Gemeinde-Verwaltung erhoben werden. = > | 
72) Mehrerer Gemeinden: '-- ENTE Pay 
$. 47. In den Ortſchaften, welche aus verfchiedenen Gemeinden zu: 
ſammengeſetzt find, bleibt die Verwaltung des. einer jeden derfelben befonders 
zuftehenden Vermögens und: der Öerechtfame getrennt; es fen denn, daß das 
Gegentheit duch ordnungsmäßig gefaßte Beſchluͤſſe der betheiligten Gemeinden 
feitgeftelle wuͤrde. 2 Des RR 


3) Einzelner Gemeindemitglieber: ee 
F. 48. Durch die, mit ben Wohnſitzrechte verbundene ;! Aufnahme in 
die Gemeinde allein werden: keine: Anrechte an den Gemeindeguͤtern gewon⸗ 
nen, deren Mitbenutzung anden Beſitz gewiſſer Grundſtuͤcke in der Ge⸗ 
meinde geknuͤpft iſt, auch nicht an Guͤtern, welche gewiſſen Genoſſenſchaften 
gehoͤren. — ur 
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f. Gemeindelaften. 
4) Allgemeine Pflicht dazu. 

‚g. 49, Von den verfaffüngsmäßig der ‚Gemeinde ober mehreren im 
Berbande ſtehenden Gemeinden aufgelegten Gemeindelaſten und Leiſtun⸗ 
gen kann kein Mitglied der Gemeinde oder des Verbandes, ſo wie auch 
kein im derſelben belegenes, Grundſtuͤck anders, als aus geſetzlichen Gruͤnden 
befteiet werben, | | 

| 2). Deren rechtliche Begrimbung. 

$: 50. Keine Gemeinde ann mit Leitungen und Yusgaben beſchwert 
werden, wozu ſie nicht nach allgemeinen Geſetzen oder beſonderen Rechtsver⸗ 
haͤltniffen verbunden iſt.“ Daſſelbe findet auch auf mehrere im Verbande ſte— 
hende Gemeinden Anwendung. 

3) Entſchaͤdigung wegen allgemeiner Laſten. 

$. 51. Alle Zaften, welche nicht durch die örtlichen Beduͤrfniſſe der 
Gemeinden oder eines Verbandes von Gemeinden, fondern durch die Erfuͤl— 
lung allgemeiner VBerbindlichkeiten des Landes oder einzelner heile defjelben 
herbeigeführt werden, 5. B. Einquartierungen und Kriegsfuhren, müffen, in: 
fomweit nicht befondere Rechtsverhältniffe eine Ausnahme begründen, von dem 
gefammten Lande oder dem betreffenden Landestheile in dem Maaße getragen 
werden, daß diejenigen, welchen bie Laft wirklich aufgelegt iſt, Entſchaͤdi⸗ 
gung erhalten. 

g. Gemeindebeamten. 

$. 52. Saͤmmtliche Vorſtaͤnde, fo wie die übrigen Beaniten der — 
meinden ſind auf Feſthaltung der Landesverfaſſung und Wahrnehmung der 
dadurch begruͤndeten Rechte der Gemeinden zu‘ verpflichten. 


B. Befondere Befiimmungen. 
1) Für:die ſtaͤdtiſchen Gemeinden. 
a. Allgemeine Rechte. 
$. 53. Die Bürgerfehaft in, den Städten und ——— Sem, wel: 
chen eine ſtaͤdtiſche Verwaltung zugeſtanden iſt, ſoll berechtigt ſeyn: 

1) durch eine doppelte Wahlhandlung ihre Vertreter zu waͤhlen, welche alle 

drei Jahre zur Hälfte ausſcheiden und erneuert: werden; 

2) durch dieſe Vertreter und die ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des Magiſtrats 
die Beamten der Stadtverwaltung frei zu wählen, und zwar in dem 
Maaße, daß nur die flimmführenden Mitglieder des‘ Magiſtrats der 
Ianbesfäsftichen Beftätigung bedürfen ; 

3) durch diefe Vertreter bei der Verwaltung aller: Gemeindeangelegen- 
heiten, insbefondere bei allen denen, welche: das Wermögen, die 
Rechte und Berbindlichkeiten, fo wie bie Bewilligung der von ber 

„ Gemeinde; zu tragenden. Laften, und Leiſtungen zum Begeafiande haben, 
mitzuwirken. 
b. Staͤdteordnungen. 
$. 54. Auf den Gruͤnd ber Beftimmungen dieſes Kapitels ſollen die 
Rechtsverhaͤltniſſe der ſtaͤdtiſchen Gemeinden und deren Beamten durch die 
aligemeine Städteordnung und bie jeder einzelnen ftädtifchen Gemeinde durd) 
ein — Statut naͤher und ausfuͤhrlicher feſtgeſebt Ben, 
is NS Für die Pandgemeinden. 
a. Ortsoorfteher und — 
$. 55. Den Landgemeinden ſteht das Recht zu, ihre Dersvorfleher, 
unter Worbehalt der Beſtaͤtigung von Seiten: der Negierungsbehörde, zu waͤh⸗ 
Ten. Gleichfalls haben fie das Net, ihre Ortsgeſchworenen, welche: alle 


1 ee Braunſchweig. 


6 Jahre neu gewaͤhlt werden muͤſſen, ſelbſt zu waͤhlen, und durch dieſe alte 
Gemeindeangelegenheiten mit zu berathen, inſofern nicht bei wichtigen Gegen⸗ 
ſtaͤnden, den Rath der verſammelten Gemeinde zu wegehmnen ie eu: 


at lade. m 
BF 'b. Neue Anbauer. en 


$. 56. Neue Anbauer ſollen nicht ohne dorgängige Venchmeng der 
Landgemeinde, und im Falle eines Widerſpruchs, ‚nicht ohne vorgängige Ent: 
fcheidung ber —— über bie, veragen a zugelafz 
fen" werben. — | 


Blertes. Sanisik, 
Bon den Landfländen. 


; 2 Erfier Titel, 
Bon dem Weſen und Zwecke der Landſtaͤnde und von der, Zuſammen⸗ 
etzung der Staͤndeverſammlung und des ſtaͤndiſchen — 


Erſter Abſchnitt. 
Weſen und Zweck der Stände," 

ve 8 57. Die Stände dee Herzogthums vertreten ‚in dem grundgefegli- 
chen Verhaͤltniſſe zu der Landesregierung die Gefummeheit ber Landeseinwoh⸗ 
ner, und find daher berechtigt und, verpflichtet, deren verfaffungsmäßige Rechte 
und allgemeine Intereſſen wahrzunehmen, und auf. die geſetzlich vorgeſchrie— 
bene Weiſe geltend zu machen. 

8.58. Die gefammte, Landſchaft bildet ein ungetrenntes Ganzes, 

$. 59. Sie übt ihre verfaffungsmäßige Wirkſamkeit entweder in’ voller 
Berfammlung auf Land: und Gonvocatisnstagen durch die Ständeverfamm: 
lung, oder, zwifchen ‚den Landtagen und während deren Vertagung, durch das 
Organ des ns een es. 


Zweiter Abfhnike, 
Zufammenfesung: ber Ständeverfammlung. 
L. de der ae deren Vertheilung auf die Standes- 
all und Art ihrer Erwählung.. — 
WE —— A. Sm: Allgemeinen. ei 
; 60. Die Stãndeberſammlung beſteht aus 28: Asa des 
Landes, und zwar au En 
10 Abgeordneten der Ritterſchaft, | 
42: Abgeordneten’ der Städte, 
10 Abgeordritten der — Freiſaſſen und nen und 
16 Abgeordneten ; welche gemeinſchaftlich von diefen drei Seandeata ſſen 
gewaͤhlt werden. 
B. Sn den einzelnen Klaffen. ER 
a der Ritterſchaft. 
R Wahlbezirk, | | 
$. 61. "Die. En er ————— eingetragenen Landtagsfähigen. Güter 
des Herzogthums bilden einen Wahlbezirk a dee . ber rittetſchafllichen 
a | 


.. * 
Eye F 


— 


| Bu Wahlart,, se — 
EB ‚Di Mia wähle” ihre ——— — ‚die einfache 
er ei NRIÄE nn Bl 
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2) Beiden Städten 
"a. Wahlbezirke. 

6 Die Städte des Herzogthums bilden folgende — Wahl⸗ 
bezirke. —* Bezirk: Braunſchweig; zweiter Bezirk: Wolfenbuͤttel; drit⸗ 
ter Bezirk: Helmſtedt; vierter Bezirk: Koͤnigslutter, Schoͤningen und 
Schoͤppenſtedt; fuͤnfter Bezirk: Gandersheim und Seeſen; ſechſter Bezirk: 
Hoizminden und Stadtoldendorf; ſiebenter Bezirk: Blaukenburg und Haſ— 


PR 


"b.: Vertheilung! der Abgeordneten anf die Bezirke. 


‘864. Dee erfte dieſer Bezirke ſendet ſechs Abgeordnete, jeder der 
übrigen Einen Abgeotdneten. | | we 
Wahlart. ii | 
65. Die ——— der Städte werden buch eine doppelte 
ipıpandtung: ‚gewählt, indem die Stimmberechtigten MWahlmänner ernen- 
nen, und diefe fammt den flimmführenden Mitgliedeın des Magiſtrats die 
Abgeordneten. mählen, _ 


8) Bei den Fleckenbewohnern, Freifſaffen und Bauern. 
a. Wahlbezirke. 

8. 66. Das Herzogthum wird, in Beziehung. auf die Wahl der 
Abgeoröneten der Fleckenbewohner, Freiſaſſen und Bauern, in folgende 
zehn Wahlbezirke getheilt. Erſter Bezirk: die Kreisaͤmter Vechelde und 
Riddagshauſen; zweiter Bezirk: die Kreisaͤmter Wolfenbuͤttel und Salder; 
dritter Bezirk. die Kreisaͤmter Helmſtedt, Schoͤningen und Schoͤppen— 
ſtedt; vierter Bezirk: die Kreisaͤmter Koͤnigslutter; Vorsfelde und Cal: 
vörde; fünfter. Bezirk: die. Kreisämter Harzburg, Seefen und Lutter a. B.; 
fechfter Bezirk: die Kreisämter Gandersheim und Greene; fiebenter Bezirk: 
die Kreisämter Holzminden und Stadtoldendorf; achter Bezirk: die Kreis— 
ämter Efchershaufen und Ottenſtein; neunter Bezirk: das Kreisgericht The 
dinghaufen; zehnten Bezirk: die Kreisimter Blankenburg, ae und 
Walkenried. 

b. Vatheilung der "Abgeordneten. 

$. 67. Bon den LO Abgeordneten Sana wählt jeder 
un Einen | | 
— c. Wahlart. 

g 68, Diefe Abgeordneten werden durch eine doppelte Wahlhandlung 
gewaͤhlt, indem die Stimmberechtigten Wahlmaͤnner ernennen, und dieſe die 
Abgeordneten wählen. | 

= 4) Beiden übrigen ——— 

§. 69. Die übrigen 16 Abgeordneten werben: gemeinfchaftlich von ab 
len Standesklaſſen durch eine dreifache Wahlhandlung gewaͤhlt. 

Es wird zu dieſem Ende für das ganze Land em Wahlcollegium ges 
bildet, zu: welchem das ritterſchaftliche und jedes ftadtifche und Ländliche 


Wahlcollegium ſo viel ——— ſendet, als daſſelbe Abgeordnete zu 
waͤhlen — 


C, Mahigefeg e 
70. Die — Beſtimmungen über das Stimmiecht bei den 
Mahlen der Wahlmänner und Abgeorbneten, fo wie über, das Verfahren 


bei deren Wahlen, enthält das Wahlgeſetz, welches zwar Keinen Theil der 


Landfchafts = Drdnung bildet, abet ohne ſtaͤndiſche Zuſtimnung nicht abgeaͤn⸗ 
dert werden kann 


ME Braunſchweig u. Hase 


I. — erforderliche Eigenſchaften der een een 
41) Allgemeine Erforderniffe für alle Abgeordnete, 


. 71. Um als Abgeordneter wählbar zu ſeyn, muß man 
4) da8.30fte. Jahr zuruͤckgelegt, und rot 
D) ‚feit. fuͤnf Jahren im, Herzogthume feinen Mopnff itz sehabt hen; 
3) ſich eines unbefcholtenen Rufes erfreuen; 
A). — fuͤr ſeine Perſon, noch wegen ſeines Vermögens unter Cure 
tel ſtehen; 
Ki keine Ruͤckſtaͤnde an öffentlichen „oder ‚Gommunglz Abgaben Gaben, we: 

‚gen welcher die Execution bereits verfügt iſt, 

72. Mitglieder des herzogl. Stantsmihifterkums. innen nicht Ab⸗ 
— ſeyn. Eben ſo wenig diejenigen welche wirkliche Hof⸗, Mili— 
tair⸗ und Civilbeamte eines «a swaͤttigen Staates ſind. Es findet jedoch 
eine Ausnahme hinſichtlich derie‘ ligen, welche in koͤnigl hannoverſchen Dien⸗ 
ſten ſtehen, Statt, ſo lange im Koͤnigreiche Hannover, Fin Gleiches beobach⸗ 
tet wird. 

Diejenigen Mitglieder des gemeinſchaftlichen Oberappellationsgerichts zu 
Wolfenbüttel, welche von den, mit Braunfchweig zu Haltung dieſes Gericyts- 
bofes verbundenen, Surfen ernannt Rap, werden u uewaͤetige ———— 
ner nicht betrachtet, Aueh 
I 6. 73. Alle: übrige, im Bögen Dienfte flehende Gioitbenmte, active 
Militairperfonen,. Geiftliche oder Schullehrer find wählbar, Sie müffen aber, 
bevor fie die Wahl annehmen, dazu. die, Erlaubniß der Regierung’ erhalten 
haben, welche nicht: verfagt . werden: wird, wenn nicht das Beſte des Dienſtes 
a nothwendig macht. 
| $. 74. Bater und Sohn Eönnen nicht gügleich Abgeordnete fen, und 
wenn fie. ſich barüber‘, wer zurucktreten PR) nicht ———— koͤnnen, geht 
der Vater vor. je" 

:79.:. Niemand kann die Wahl zum Aigeorineen von —— 
Mahl: Eollegien annehmen. 


2) Beſondere Erforderniſſe fuͤr die einzelnen Klaffen der 
Abgeordneten 


: Bei der Ritterſch aft. 


$. 76. Wäher als Abgeordnete der Ritterfchaft find nur Eigenthů⸗ 
mer und lebenslaͤngliche Nutznießer eines — —— ‚ in die Nitterma: 
— — Gutes. | 
BB den ſtaͤdtiſchen uaAbgeordneten Ra 
N 77. Waͤhlbar als Abgeordnete der Städte find die" Binnfüheende 
Mitglieder des Magiſtrats, und alle diejenigen Buͤrger, welche Handel, Ge— 
werbe oder Ackerbau treiben, Grundeigenthum beſitzen, in. der Stadt ihren 
wirklichen Wohnſitz haben, und nach den zuſammen zu rechnenden Anſaͤtzen 
der Rollen ſaͤmmtlicher directer und Communalſteuern, zu den Hoͤchſtbe⸗ 
ſteuerten ihrer Stadt gehoͤren. Die Anzahl der Hoͤchſtbeſteuerten fol. in je⸗ 
der Stadt aus fo viel Perfonen beftehen, als. die Zahl 10 in der. Zahl der 
vorhandenen Wohnhaͤuſer aufgeht, zu welchen Höchftbefteuerten jedoch, falls 
mehrere den —— dieſer hoͤchſten Steuerſaͤtze zahlen, alle — hin⸗ 
zuzurechnen ſi ind. * 
Bei den ländlichen Köggozöneten. 2 
RN 78. Ale Asgeordnete dieſer Standesklaffe ‚find nur Diejenigen — 
bat, welche Eigentümer ‚oder, lebenslaͤngliche Nugniefer.. eines Freiſaſſenho⸗ 
fes oder einer Neiheſtelle ſind, in dem laͤndlichen Wahlbezirke wohnen, Land: 
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wirthſchaft alz Eiroerh weig "teifben, und: nach“ dein Gonttibutions= Katafter 

zu den Hochſtheſteuerten ihres Kreisamtes gehören. ' Die Anzahl der Hoͤchſt⸗ 

befteuerten foll in jedem Krelsamte aus fo viel Perfonen beftehen, als bie 

Baht 6 in der’ Zahl der, in dem Kreisamte belegenen, Meiheflellen, bei wel-. 

cher Landwirthſchaft betrieben wird, aufgeht, zu welchen indeß, falls meh: 

vere den geringften dieſer höchften Contributionsfäge zahlen, dieſe alle hinzu: 

zurechhen find. 3 a u 

Zn di Beiden übrigen Abgeordneten. 

879 Die übrigen 16 :Abgeorbneten werden, ohne Rüdfiht auf 
Standesklaffen, jedoh nad den Beſtimmungen des Wahlgefeged, unter 
den Maͤnnern von höherer Geiftesbildung gewählt, welche überhaupt wähls 
bar find ($. 71.). 

Zwei derſelben follen der höheren Geiftlichkeit bis zum SGuperintendens 
ten einfchließlich angehören. 

Ss . IM. Stellvertreter der Abgeorbneten. 
"8, 80, Fuͤr jeden Abgeordneten wird zugleich ein Stellvertreter‘ ge> 
wählt, der diefelben Eigenfchaften haben muß, wie biefer, und einberufen 
wird, wenn der Abgeordnete den übernommenen Auftrag nieberlegt, oder 
nicht fort beforgen kann. 

- Für die 10 Abgeordneten der Ritterfchaft follen indeß nur 5 Stellver⸗ 
treter ernannt, nach dem Lebensalter einberufen, und bei jeder Abgeordneten⸗ 
Wahl neu gewählt werden. | RE, 
. 81. Ueber die Einberufung der Stellvertreter entfcheidet die Stände: 

verfammlung oder der Ausihuß. 

IV. Ublchnung des Abgeordneten: Auftrages. 
8, 82. Seder ift verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl als Abgeord: 
meter. oder Stellvertreter anzunehmen, er könnte denn nachweiſen: 
4) daß er das böoſte Lebensjahr überfchritten habe; oder j 
2) daß er durch Krankheit oder Körperfchwäche auf längere Zeit für die 
-Gefchäfte der Ständeverfammlung untühtig gemacht fey; oder 
3) daß er in häuslichen oder Gefchäftsverhäftniffen ftehe, welche feine pers 
ſoͤnliche und dauernde Anmefenheit wefentlich erfordern, 
V, Ernennung der Ständeverfammlung durch neue Wahlen. 
1) Regelmäßige neue Wahlen. j 
883. Bor dem Beginnen jedes ordentlichen Landtages, alfo alle drei 

Sahre, tritt die Hälfte der Abgeordneten jeder Klaffe aus und wird neu 

gewählt. : | 

Um diefes Austreten für die Folge zu ordnen, werden beim Schluſſe 

des erſten ordentlichen Landtages die Abgeordneten jeder Klaſſe, und, falis in 

einer Klaſſe ein Wahlbezirk mehrere Abgeordnete ſendet, dieſe unter ſich, die— 

jenigen durch das Loos beſtimmen, welche austreten. — 
Vor dem dritten. ordentlichen Landtage treten die Zuruͤckgebliebenen aus 

und bei diefer Reihefolge hat «8 fein Bewenden. j 
— 2) Nach einer Aufloͤſung der Staͤndeverſammlung. 

8,84 Nach einer vom Landesfuͤrſten verfügten Auflöfung der Stän: 
deverſammlung werden die Abgeordneten allgemein nen gewählt, und es 
findet am Schluſſe des Landtages eine neue Looſung Statt, um die vor 
dem en Pag ns austrefenden Mitglieder zu beflimmen, 
Sowohl in diefem als. in dem, in dem vorhergehenden SS. erwähnten 

Falle konnen die Aushetenden woicber gewaͤhlt Dec tüuden z RER 
TuS 3) In ängelnen Fällen, RE. ER ET 

$. 85. Wenn ſowohl der Abgeordnete, als beffen Stellvertreter vok' 


een, 


! 
| 
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— der Zeit, Air welche ſie gewaͤhlt waren, im uftng niederigen 
oder zu deſſen Ausrichtung unfähig werden, ertäßt die —2 fir 
deh een Wahlbezirk, neue Waplausfchreiben, — — 

vi. Exloͤſchen des Auftrages, der Aogsordmeten. — 
8.86. Da nn der Abgeordneten erlifcht: we 

PN ducch Ablauf der Zeit, fuͤr welche ſie gewaͤhlt ſind; | 

2) durch Auflöfung der Ständeverfammlung, und zwar in "beiden Faͤllen 
mit Beendigung der neuen Mahl. des betreffenden MWahlcollegiumd ; 

8) duch. Verluſt einer der Eigenſchaften, welche erforderlich ſind, um als 

Abgeordneter wählbar zu ſeyn; 

4) duch Annahme eines Staatsamtes, welches der Abgenrönete zur Zeit 

ſeiner Wahl noch nicht befteibete; jedoch kann der Austtetende wieder 

gewaͤhlt werden; 

5) durch die Niederlegung des Auftrages, welche nur aus den §. 27. 
unter zwei und drei ausgefuͤhrten Gruͤnden zulaͤſſig iſt; 

6), zur Strafe, wenn bie. Staͤndeverſammlung bie Ausfehliefung eines 
Mitgliedes. auf den Grund der Geſchaͤftsordnung verfügt. ,, 


Dritter Abſchnitt. 1° 
Bufammenfegung des ftändifchen Ausſchuſfes. 
, Zahl und Eigenſchaften ſeiner Mitgliede. 

. 87. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß ſoll aus ſieben Abgeordneten bee Lan⸗ 
des beſtehen. 

Ein Mitglied deſſelben muß aus den ritterſchaftlichen, eines aus den 
ſtaͤdtiſchen, und eines aus den laͤndlichen Abgeordneten genommen werden. 

2) Wahl deſſelben. 
$, 88, Die Ständeverfammlung. wählt den Ausſchuß aus Ihrer Mitte 

durch abfolute Stimmenmehrheit, auf: die für die Wahl bes Abgeordneten 
vorgefchriebene Weiſe. 


2 
Hi 


4) Zeit der Ernennung beffelben. 

$. 89. Der. Ausfchug wird ernannt, wenn ber Landtag peetagt, ver⸗ 

abſchiedet oder aufgeiöfet wird, vor deffen Auseinandergehen. 
6) Stellv treter der Ausfchußmitglieder. 

$. 90. Bei der Wahl des Ausfchuffes wird zugleich für jedes Mitglied 
deffelben ein ‚Stellvertreter auf gleiche Weife gewählt, 

Diefer tritt in den Ausſchuß ein, wenn das Mitglied, fuͤr welches er 
gewaͤhlt worden, behindert iſt. Sollte auch der Stellvertreter ſelbſt behindert, 
oder bereits einberufen feyn; fo ruͤckt ſtatt feiner der an Jahren Aeiteſte der 
uͤbrigen Stellvertreter ein. 

Weber. die Einberufung der Stellvertreter entfcheidet ber Ausſchuß. 

| 5) Erneuung des Ausſchuſſes. 

$. 91. Die Mitglieder des Ausfhuffes werden, wie die Abgeordneten, 
alle drei Jahre zur Hälfte ausfcheiden und durch neue Wahl erfegt. Am 
Schluffe des erften ordentlichen" Landtages follen daher drei Mitglieder. des 
Ausfhuffes und deren Stellvertreter, aus den Abgeordneten, welche dem 
Loofe nach vor dem zmeiten ordentlichen Landtage ausſcheiden, und vier Mit⸗ 
glieder und deren Stellvertreter aus denen, "welche alsdann zuruͤckbleiben ge⸗ 
waͤhlt werden ; und bei den folgenden Landtagen iſt immer die abgehende 
Zahl der Ausfchußmitglieder durch neue Wahl aus den zuͤruickbleihenden Ab⸗ 
re zu erſetzen. 

Nach’ einer Aufloͤſung der Sehudettiwnling findet eine alfgameine. 
neue Wahl des Ausſchuſſes Statt, bei. welcher eben fo verfahren wird, wie 


am Schluſſe des erſten ordentlichen, Landtgges,, a 
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8.92, » Sind ſowohl von. den, Mitgliedern. bes. Ausfhuffes, als von 
‚deren Stellvertreter , vor Ablauf der Zeit, für welche fie gewählt. waren, fo 
viele abgegangen, daß die Uebrigbleibenden nicht wenigftens noch die Zahl 
von, fieben ausmachen; ſo iſt zu ‚einer Ergänzung des Ausſchuſſes duch neue 
Wahlen zu ſchreiten : 3- — 
et 6) Erlöfchen.bes Auftrages der Ausfhugmitglieder. 94. 

7893. Der. Auftrag der Mitglieder des Ausſchuſſes erliſcht mit dem 
Abgeorbnetenaufteage; ‚jedod in den, $. 86. unter 1. und 2. aufgeführten, 
Sälten erſt am Tage der Eröffnung der neuen Ständeverfammlung: . 

” oe Bweittr Titel. — 
Von den Rechten und Pflichten der Landſchaft. 
Erſter Abſchnitt. 
F Allgemeine Grundſaͤtze. 
$. 94. Die Landſtaͤnde haben bie heilige Pflicht, in ihrem MWirkungs- 
Ereife, der Verfaſſung. gemäß, die Mohlfahrt des Vaterlandes, frei von an 
deren Ruͤckſichten, gewiſſenhaft zu befördern, 

895. Sie find fehuldig, bei Ausübung ihrer ftändifchen Rechte und 
Befugniffe, die Verfaffung genau zu beobachten, und dürfen fih nur mit 
den Gegenftänden befchäftigen, welche Beftimmungen ber Verfaffung ihrem 
Mirkungskreife überwiefen haben. 

. 96. Alle Abgeordneten find in ihren landfchaftlichen Rechten und 
Pflichten einander gleich, Keiner ift als der befondere Vertreter feiner Stan⸗ 
desklaſſe zu betrachten. 


3* 


Zweiter Abſchnitt. 


‚Einzelne Rechte und Pflichten ber Stänbeverfammlung. 
I. Mitwirkung im Finanzmwefen. 

$. 97. Die Beftimmungen über die Mitwirkung der Ständeverfamm- 

lung im Finanzwefen find im fechften Kapitel enthalten. 
I. Mitwirkung bei der Gefeggebung. 
a. Zälle, wo die Zuftimmung der Stände erforderlid) iſt. 

$. 98. Die ftändifche Zuftimmung ift erforberlid): 

4) wenn diefes Landesgrundgefeg, oder die mit demfelben erlaffenen Go— 
feße ergänzt, erläutert oder abgeändert; 

2) wenn neue, organiſche Staatseinrichtungen getroffen ober die beſtehen⸗ 
den verändert; — 

3) wenn Landesgeſetze gegeben, aufgehoben, abgeändert ober authentifch 
erklärt werden, die das Landes, Finanz- und Öteuerwefen, die Miz; 
litairpflichtigkeit und die Aushebung ber Mannfchaften, das bürgerliche 
oder Strafrecht, den bürgerlichen oder Strafproceß betreffen. 

b. Fälle, wo das Gutachten ber Stände erfordert wird. 

5,99. Bei allen uͤbrigen, namentlich den das Landespolizeiweſen bes 
treffenden, gefeglichen ‚Beftimmungen müffen die Stände zuvor mit ihrem 
Gutachten und Rath gehört, und es Eönnen in ſolchen Gefegen Polizeiftra: 
fen bis zu einmonatlichem einfachen Gefaͤngniß oder dieſem entfprechenden ‚Geld 
ſtrafen angedrohet werden. en en An 
Pe ee. 7 © Form, der Geſetze. 

.. 8, 100. Die Gefege follen, im Eingange, der erfolgten Buftimmung, 
ober dei. vorher erforderten Gutachtens und Raths der Ständeverfammlung 
ober des. fländifhen Ausſchuſſes ausdruͤcklich Erwähnung thun. e 

Alle in. diefer verfaffungsmäßigen Form von dem Landesfürften verkuͤn⸗ 
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digten Geſetze muͤſſen von alten kandeganwohnern Behodrden und Gerichten 
— — IE: 
>, ug Werbchnünge, ui Ku ei 

Me eg 101. ——— de bh. folche ! Bleibt; welche ie dem 
ae Verwaltungs s ober Oberauffichtsrechte der Regierung hervorgehen, 
oder welche die Ausführung: und Handhabung der — Geſetze betref⸗ 
fen, drlaͤßt die Landesregierung ohne Mitwirkung der Stände | 

12° UL Mitwirkung beim Militairwefen 

$. 102; Ein ‚größeres, als das durch die: ——— vorge⸗ 
— — Truppencorps wird ohne Zuſtimmung der Staͤnde nicht aufgeſtellt 
werden 

Ohne beten Bewilligung kann weder das — noch eine Ab⸗ 
theilung deſſelben in den Dienſt eines auswaͤrtigen Staates gegeben werden. 

Gleichfalls iſt deren Bewilligung erforderlich, wenn durch Werbung, bes 
fonders von .Ausfändern, Truppen gebildet werden follen. 

F IV. Rechte in Beziehung auf Rechtspflege— 
a. Unabhängigkeit der Gerichts. 

8.103. Die Stände haben das Necht, auf bie durch bie Bandes: 

und Bundesgefeggebung feſtgeſtellte Unabhaͤngigkeit der Gerichte in den Gren⸗ 
zen ihrer, Zuftandigkeit zu halten. 

j Insbeſondere wird es den Parteien, welche fich duch landesfuͤrſtliche 
Verfuͤgungen in der gerichtlichen Verfolgung ihrer Rechte fuͤr beeintraͤchtigt 
halten, geſtattet, ſich an die Staͤndeverſammlung zu wenden, und dieſe ift 
befugt, auf die Abhuͤlfe der von ihr begründet erachteten Beſchwerden bei der 
Landesregierung anzutragen. 

b. Praͤſentationsrecht zu zwei Nathöftellen im Landesgerichte. 

$. 104. Die Ständeverfammlung hat das Recht, zu zwei Fathoſtelen 
im herzoglichen Landesgerichte Candidaten zu praͤſentiren. 

Sie waͤhlt dieſe durch abſolute Stimmenmehrheit, und ihre Wahl kann 
auf Jeden fallen, der ein Richteramt, oder ein oͤffentliches juriſtiſches Lehramt 
fuͤnf Jahre bekleidet, oder zehn Jahre hindurch mit Auszeichnung die advo⸗ 
catoriſche Praxis betrieben hat, und durch die hoͤheren Juſtizcollegien der Land⸗ 
ya: als fähig bezeichnet ift, 

V. Recht ber Vorſchlaͤge. 

g. 105. Die Ständeverfammlung ift berechtigt, dem Landesfürften 
Vorſchlaͤge zu Geſetzen, Verordnungen, allgemeinen Verfügungen und zur 
Errichtung öffentlicher Anftalten zu machen; dieſe Vorſchlaͤge werden genau 
ge ruft werden, und es follen ſtets Landesfürftliche Entfchliefungen, und zwar 
im — mit Abfuͤhrung der Gruͤnde, darauf erfolgen. 

NL Recht der Mitaufſicht auf die uͤbrigen Landes⸗ 
angelegenheiten. 

. 106. Die Ständeverfammlung iſt befugt, wegen bemerkter Maͤn⸗ 

gel odet Mißbräuche bei der Geſetzgebung, Nechtshflege und Verwaltung der 
öffentlichött‘ Angelegenheiten, Vorträge an die Sanumuglerung, zu richten, und 
fich: über deren Abſtellung gutachtlich zu "äußern. : 
- 8.4107. Sie hat: das Net, däruͤber zu wachen; daf Niemand in’ 
feinen verfaffungsmäßigen Rechten verlegt, infonderheit ohne geſetzlichen Grund 
und ohne eine ordnungsmäßige Verfaͤgung der. competenten Polizei = oder 
Gerichtsbehoͤrde ‘verfolgt, verhaftet, beitraft;; oder ‚fonft an Freiheit oder Eigen⸗ 
thum gekraͤnkt werde, und fie kann in Anem ſolchen Falle Auf Abſtellung 
der Beſchwerde ur anf Beſtra ſung un bei der Landedrehlerung 
antragen. 


* 
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er VIE Recht der Anklage 

J PIERRE 1) Antrag auf Beſtraſung. 

“8, 108. Die Ständeverfaimmiung kann auf Beſttafung der Mitglieder 
des "Stantsräintfteriums und des ftändifhen Ausfhuffes antragen, welde 
einer DVerfegung der in der Anwendung unzweifelhaften Beflimmungen diefes 
Landesgründgefetzes ſich ſchuldig gemacht haben, — 

Ein ſolcher Antrag’ muß ſpaͤteſtens binnen ſechs Jahren nad) eingetre⸗ 
tener Verletzung gemacht werden. | . 
In⸗Anſehung der dem Staatsminifterium untergeordneten Beamten find 
dergleichen Anträge von der Ständeyerfammlung nur dann flatrhaft, wenn 
diefe Beamten da, mo fie in den Grenzen eigener Verantwortlichkeit handeln, 
die: Verfaſfung verlegt zu haben befchuldige werden, und der Antrag auf Bes 
ſtrafung' bei den vorgefegten Behörden und zulegt bei dem Staatsminiflerium 
angebracht; und acht Wochen larig unbeachtet geblieben iſt. In diefem Zalle 
wird der Antrag auf Beſtrafung bei dem Landesgerichte. gemacht, welches bie 
Unterfuchung durch zwei feiner Mitglieder zu führen und das erfte Erfenntniß 
abzugeben hat, gegen welches bie otdentlichen Rechtsmittel zulaͤſſig ſind. 

2 Bildung eines gemeinſchaftlichen Gerichtshofes. 

$. 109. Sol aber ein Antrag auf Beſtrafung eines Mitgliedes des 
Staatsminiſteriums ober des ftändifchen Ausſchuſſes wegen verlegter Verfaſ⸗ 
für’. gemacht werden; fo wird zuvoͤrderſt ein eigener Gerichtshof gebildet, 
welcher and fieben Mitgliedern dev ‚höheren Suftizcollegien beftehen fol. Drei 
sMirktiederbeffelben‘merden duch das Loos aus den Mitgliedern ded gemein: 
ſchaftlichen Oberappellationsgerichts, auf den. Antrag des Ausſchuſſes oder der 
Ständeverfammlung, die übrigen vier aus den Mitgliedern des Landesge: 
richtz, und zwar zwei von der Landesregierung und zwei von dev Staͤndever— 
fahtmlung , erwählt. Das Prafivium übernimmt das ältefle dev Mitglieder 
aus dem Oberappelfationggerichte. Die erforderlichen Sectetarien werden bem 
Gerichte ducch das Oberappellationsgericht beigeorbnet, 

3) Verfahren und Erkenntniß. | 

8,110. . Saffen die Stände den Beſchluß, auf eine Unterfuchung und 
Beftrafung anzutragen; fo wählen fie zugleich die zwei Mitglieder des Ges 
richtshofes, und machen von diefem Beſchluſſe und defjen Gründen, fo wie 
von dev: ‚getroffenen Wahl bei: der Regierung Anzeige, mit dem Erfuchen, 
daß diefe gleichfalls die erforderlichen Wahlen treffe. Zugleich benachrichtigen 
fie hievon das gemeinfchaftliche Oberappellationsgericht, welches verpflichtet iſt, 
den gemeinfchaftlichen Gerichtshof zu. conflituiren, und daher im Falle, daß 
die erfordertiche Zahl der Mitglieder des Landesgerichts nicht binnen vier Wo: 
hen erwaͤhlt ſeyn follte, die fehlenden durch. das Loos beftimmen läßt. 

Diefer ‚Gerichtshof prüft zuvoͤrderſt: ob Grund zu einer Unterfuchung 
vorhanden fep?.nachdem ihm der umſtaͤndlich zu entwidelnde, und erforderliz 
hen Falls mit den gehörigen Documenten verfehene, Antrag auf Beftrafung 
übergeben ift. " Er’ Ieitet bei vorhandenem Grunde die Unterfuhung ein, führe 
diefelbe nach den ‚Regeln des Unterfuchungsptoceffes, und fällt das Erkennt: 
niß in erſter und Tegter Inſtanz. Diefes Erkenntniß befchrankt ſich auf. die 
Beantwortung der Frage: ob der Angeklagte ſich der Verlegung einer in der 
Anwendung umzwveifelhäften Beſtimmung diefes Landesgrundgefeges ſchuldig 
gemacht" hube? und uͤberlaͤßt die Weurtheilung "des im der Verletzung des 
Grundgeſetzes etwa "Tiegenden’gemeinen Vergehens, fo wie die aus berfelben 
entfprirttienden Entſchadiguhlgsanſpruͤche den ordentlichen Gerichten. — Wird 
al ſchuldig erkannt; fo it davon bei den Beamten Dienftenttaf: 
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ſung, und bei ben Mitgliedern des Ausſchuſſes Verluſt der — 
eigenſchaft und der Waͤhlbart. it die. unmittelbare ‚Folge. 

Gegen daß, Erkenntniß findet kein anderes Rechtsmittel Statt, als die 
Wiedereinſetzung in den ah Stand, wegen neu aufgefundener Tharfachen | 
oder Beweisgründe, 

Die Verhandlungen und das Erkenntniß follen auf Koſten des Brit 
fiscus durch den Oruck oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

4) Aolition folder Unterfuchung. 

$. 1115 Die Abolition einer Unterſuchung wegen beregte Befafun 
ip unzuläffi ig. - 

." ‚5) Aueſchließliche Competenz ber Staͤndeverſammlung. 

8, 112.Nur die Staͤndeverfammlung entſcheidet daruͤber, ob ein Ver⸗ 
fahren wegen verlegten Verfaſſung einzuleiten fey. Hat fie durch einen ord⸗ 
nungsmäßigen Belchluß ‚dns Verfahren der Mitglieder des Staatsminiftes 
riums oder. des Ausſchuſſes hebillgt; ſo findet eine ſtaͤndiſche Anklage 
weiter Statt... 

‚Die TR Gerichte dürfen daher wegen vetletter Verfaffung ge⸗ 
gen die Mitglieder des Staatsminiſteriums und des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes 
von Amtswegen nicht verfahren. | 

* VIII. Recht der Convocationstage. 

F. 113. Kraft althergebrachten Rechts. darf fich die, Shkkeifan 
(ung in ‚den durch das Gefeg ausdruͤcklich beſtimmten Fällen, ‚aber auch nur 
in diefen, auch ohne . landesfürftliche Berufung, verfammeln, beachen und 
Beſchluͤſſe faſſen. | 

Diefes Eonvocationsrecht ſoll Statt finden: 

1) auf Veranlaffung einer plöglichen allgemeinen Landesgefahr; 3. | 

2) wenn diefed Landesgrundgefes verlegt ‚wird, und Anträge zu deſſen 

Schutze zu machen ſind, insbeſondere, wenn der Landtag win. binnen 

"drei Jahren berufen wird; | 

3) wenn der ftändifche Ausfhuß zu ergänzen iſt; — 

4) wenn bei dem Landesgerichte von der. Landſchaft zu beſebende Vacamen 
zwiſchen den Landtagen, und zwar vier Monat vor der Verſammlung 

des naͤchſten Landtages, entſtanden ſind; 

5) wenn die Stelle des Landſyndicus erledigt iſt. 2 

In einer folchen VBerfammilung darf nichis vorgenommen werben, als 
der Gegenſtand, der ſie veranlaßt hat. 

Nach einer von dem Landesfürften verfügten Auflöfung der Ständevere 
farmmafung fann das Convocationsrecht vor Eröffnung des Landtags nicht 
ausgeuͤbt werden, ausgenommen in dem unter 1. aufgeführten: Falle. 

IX: Recht, Bittſchriften anzunehmen.‘ “2 

$. 114. Die Ständeverfammlung kann von Einzelnen. und — 
tionen in ben $. 103. und 107. erwähnten. Faͤllen Bittſchriften annehmen, 
wenn die Bittſteller nachweiſen, daß fie bei der Landesregierung um Abhuͤlfe 
ihrer Beſchwerde vergeblich nachgeſucht haben. 

Bittſchriften oder Eingaben anderen Inhalts, von Einzelnen oder Cor⸗ 
porationen, anzunehmen, ift die Staͤndeverſammlung nicht befugt. =: 

X. Ernennung bes Landſyndicus und beifen., Supkituten, u 

$. 115. Der Ständeverfammlung ſteht das Recht zu, einen Labſyn⸗ 
dicus zu beſtellen, und zwar wird derſelbe durch abſolute Stimmenmehrheit 
erwählt. Seine Anftellung ift lebenslaͤnglich, PR hoglt/ die Miircans 
eines andern Staatsamtes unvereinbar. — 


Entwurf e. neuen Landſchaftsordn. v. 27. Aug. 1832. 979 


Wie Beftimmungen: bed: Geſetzes über ben Civil⸗Staatsdienſt finden auf 
ihn mur infofeen Anwendung , als diefes in der Beftallung. erklärt iſt. 

Auch wird die Ständeverfammlung für die Dauer jeder Lamdtagsver 
ſammlung dem Landſyndicus einen. Subſtituten beftellen, und biefen gleichfalls 
nach abſotuter Stimmenmehrhait erwaͤhlen. — 
| Bon der Ermwählung des Landfyndicus und des Subflituten wird ber 
Landesregierung Anzeige gemacht, zund der Erwählte von der Ständeverfamms 
fung oder dem jtändifchen Ausſchuſſe auf fein Amt, zugleih mit Ablegung 
des Erbhulbigungseides,: vereidet., =... | 


XL Gerichtsſporteln-, Stempel: und Porbofreiheit, 
LE Die Landſchaft Hat die Freiheit. won Gerichtsſporteln, Stem⸗ 
peln und Porto ferner zu genießen:; — 

XII. Siegel. 
$. 117. Die Landfchaft führt ein eigenes‘ Siegel, 
al Dritter Abfhnitt. — 

Rechte und Pflichten bes fändifhen. Ausſchuſſes. 

j A. Altgenreiner Grundfaß. 

. 148.Der fländifhe Ausſchuß Hat dns Recht: und die Pflicht: 

4) zwifchen den Landtagen auf die Vollziehung ber zwiſchen dem Landes: 
fuͤrſten und den Ständen getroffenen Vereinbarungen zu fehen, fo wie 
— die ihm in diefer Hinficht erforderlich fcheinenden: Anträge bei der Lanz 

desregierung zu machen; es 

2) diejenigen befonderen Befugniffe auszuüben, welche ihm das Geſetz 

anweiſet. — DE 


B. Befondere Befuguiſſe. 
ER = 1) Im Finangwefen. © 
- 8 119. Die Mitwirkung des ſtaͤndiſchen Ausfhuffes im Finanzweſen 
ift in dem fechften Kapitel beſtimmt. F 
. 2) Bei der Gefeggebung. 

8. 120. Gebietet das Staatswohl dringende Eile, oder würde der vor: 
übergehende Zweck des Gefeges durch Verzögerung vereitelt; fo Eönnen zwi— 
fhen den Landtagen die das Landes, Finanz: Und Steuerwefen, fo. wie die 
Mititairpfliiyt und die Aushebung ber Mannfchaften betreffenden Gefege mit 
Zuffimmurg des Ausfchuffes erlaffen werden. Die Landesregierung entfcheis 
det unter Verantwortlichkeit ſaͤmmtlicher ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des Staats 
minifteriums darüber: ob jene Vorausfegungen eingetreten” feyen? Gefege dies 
fer Art find der Staͤndeverſammlung bafdigft zur Genehmigung vorzulegen, 
und treten außer Mirkfamkeit, wenn diefe verfagt wird. Fa 
8421. Einzelne, das bürgerliche und Strafrecht, den: Bürgerlichen 
und Strafproceß betreffende Gefeke (nicht aber ganze Geſetzbuͤcher, eine Hy— 
pothetenablöfungs = und Gemeinheitstheilungsotdnung) Eönnen zwiſchen den 
Landtagen mit Zuftimmung des Ausfchuffes erlajfen werden. :- . 

$. 122, Duch die mit Zuftimmung des Ausfchuffes erfaffenen Ge: 
ſetze kann indeß nie diefes Landesgrundgefeg öder ein mit demfelben publicirtes 
Gefeg ergänzt, erläutert oder abgeändert, oder eine organiſche Einrichtung ges 
teoffen oder verändert werden. | 

$. 123. Alle Gefege, bei welchen das Gutachten und der Math der 
Stände gehört werden muß, koͤnnen zwifchen den: Eandtagen mit dem Gut: 
achten und Rath des Ausfchuffes erkaffeni.werden, mit Ausnahme einer alf: 
gemeinen Polizeiordnung, Er | 
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3); Verbindlichkeit ber Sandesregierung Berichte ‚und Gutachten, zu — 

$.. 124... Die Landesregierung kann von dem ſtaͤndiſchen Ausihufie, fo 
oft es ihr utduntt, Nachrichten, Berichte: und ‚Gutachten einziehen. 

Insbeſondere kaun ſie Geſetzentwuͤrfe, welche ſie demnaͤchſt an die 
Ständeverfammmtung, = bein; gen denkt, ben Aueſchuſſe — 
vorlegen. — er 

F 9 Rede) die Etinseerfommting zu —— a | 

$. 125. Der Ausfhuß iſt befugt, iin den 6. 113. aufgefäheten, — 

die Staͤndeverſammlung zuſammen zu berufen; um die eiforderlichen Befſchluſſe 
und Wahlen: zu: veranlaſſen. 

Don. einer. foldhen Berufung, ſo wie von deren Zwede;,: ji iſt ſogleich 
bei — der Convocationsſchreiben der. ——— Anzeige zu 
machen. 

2358) Beſondere Kufteägen 

6. 126. Die — kann, init —— ” Landes⸗ 
regierung, dem Ausſchuſſe durch ſpecielle Vollmacht fuͤr ine en 
Geſchaͤfte alle die Rechte übertragen, welche fie ſelbſt hat, | 

6) Sonſtige Befugniffe. 

. 127. Außerdem’ bat; der ftändifche Ausfhuß die Oberaufficht über 
das Tandfchaftliche Archiv, die Führung der Ritternatrifel, die Extheilung der 
landſchaftlichen Stipendien; die Leitung der Verwaltung der Sammlungen, 
Capitalien und. Grundſtuͤcke der Landſchaft, fo mie die ihm: durch die Ge⸗ 
ſchaftsordnung Er Sunctionen zu — 


Von den Landtagen, * Behandlung der —5 — auf denfelben 10 
wie von den a des fiandifchen Auöjuffes. 


Erſter Abſchitt. 
Von den Landtagen. 
4) Drdentlige und außerorbentlihe Landtage. \ 

8. 128, "Die Ständerörfummlung muß alle drei Jahre zu 'einem ors 
dentlichen Landtage von der Landesregierung ‚berufen werden. 

Die ordentlichen Landtage follen in der’ Regel in dem Monate Novem: 
ber beginnen. Außerdem: Ateht es dem Landesfürften frei, jederzeit, wenn er 
es für nothivendig häft,, die Ständeverfammlung zu einem außerorbentlichen 
Landtage zu ‚convogiren. — 
= $) Ungefeglide Beifammlungen. 

£. 129. Mit Ausnahme der in dem $. 113. aufgeführten Kälfe, duͤr— 
fon die Abgeordneten fich nicht verfammeln, ohne von dem Kandesfürften bes 
rufen zu fepn. 

Solche landesfuͤrſtlich nicht berufene Verfammlungen find ſtrafbar und 
deren Beſchluͤſſe ungültig. _ — 

8) Berufung der Ständeverfammlung. 

$. 4130. Der Landesfürft beruft die Abgeordneten duch eine Verord⸗ 
nung, ‚in welcher er :zugleich die "Zeit und den Det der en: 
beſtinimt. 

Be 0.1 5 Di Erdffnung des Landtags. 

$. 131. De. Landtag wird von dem Landesfürften in Perfon oder 
durch einen landesfuͤrſtlichen Bevollmächtigten unter den von Hoͤchſtdemſelben 
zu beſtimmenden Feierlichkeiten eroͤffnet. 
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ee 5) Eid ber Abgeordneten. — 
. 132. Bei der Eröffnung des Landtages ſchwoͤrt jeber. Abgeordnete 
folgenden Eid: — — 
20 ,Sch ſchwoͤre Treue: dem’ vegierenden Landesfuͤrſten und Hoͤchſtdeſſen 
Nachfolgern aus dem Haufe Braunſchweig, Gehorfam den Gefegen, 
„und gewiffenhafte Ausübung und Erfuͤllung dev Rechte und Pflich⸗ 
„ten eines Abgeordneten.” EIN ; 
Dieſer“ Eid: wird bei folgenden Landtagen nur von Denen geleiſtet, 
welche zum erften Male als Abgeordnete gewählt find. Mitglieder, bie bei- 
Eröffnung eines Landtages nicht beeidiget find, leiſten den Eid bei ihrem‘ 
Eintritte in die. Ständeverfammlung vor dieſer. 
5) Unzuläffigkeit von Infiructionen und Manbaten. 
8.133. Die Abgeordneten haben bei ihren Abftimmungen ganz"allein 
ihrer, auf forgfäftige Prüfung dev vorliegenden Gegenſtaͤnde gegründeten, eige: 
nen Vebetzeugung und ihrem Geröiffen zu folgen, keineswegs aber Inſtrue— 
tionen von Andern anzunehmen und zu beachten. Sie können ihre ſtaͤn— 
difchen Befugniffe nur bei perfönlihem Erſcheinen in der Ständeverfamm: 
lung ausuͤben. ans — 
mon Far 7) Recht der freien Aeußerung | 
78,434, Die Mitglieder der Landfhaft haben bei ihren Berathungen 
das Nedit, ihre Meinung frei zu aͤußern, und koͤnnen wegen Verletzungen 
der Gefchäftsordnung, welche weder, ein befonderes Verbrechen, noch eine. per= 
fönliche Veleidigung enthalten, nur von der Ständeverfammlung ſelbſt zur 
Verantwortung gezogen werden. — a | b 
"3, Perfönlieunverleglidkfeit der Mitglieder der Ständer: 
en aelammlung - | | 
8,4357 Kein Mitglied der” Ständeverfammlung kann während ber 
Randtagsverfammlung verhaftet‘ werden, ‘als entweder im Wege des Mcchfel: 
verfahreng, „oder wenn daffelbe auf frifcher verbrecheriſcher That ergriffen wird, 
oder mit Zuffimmung der Staͤndeverſammlung. In den beiden erfien Füllen 
hät die verhaftende Behörde dem Staatsminiſterium und dieſes ber Stände: 
verſammlung ſofort Anzeige von der Verhaftung zu mh. * 
NH) Bon den Beamten der Staͤndeverſammlung. Br 
’& 136. Die Ständeverfammlung wählt ihre Beamten aus ihrer Mitte, 
nz —* 


—— 


nämlich, einen Praͤſidenten und einen Vicepraͤſidenten. we, 
Diefe Wahl wird von dem an Jahren Alteften Mitgliede der Verſamm⸗ 
lung geleitet und geſchieht vermittelſt verſchloſſener Zettel durch abſolute Stim: 
menmehrheit, wobei nad) den für die Wahl der Abgeordneten vorgefchriebenen 

Grundfägen verfahren wird. | | 
Bu der Stelle des Präfidenten und Vicepraͤſidenten werden für «jede 
Stelle drei Candidaten dem Landesfürften präfentirt, von denen derfelbe Einen 
beftätigt, der alsdann fein Amt fofort antritt. ER RD Br 
Das Amt des Präfidenten und Vicepräfidenten erlifht mit ihrer. Eigen. 
Schaft als Abgeordnete. — un EN 
| 10) Gehülfsperfonal. — * 
6.137. Für die Schreiberei und Regiſtratur werden von dem Praͤſi— 
denten. die für die Zeit der fländifhen Verfammlungen .nöthigen Officianten 
angenommen, und zur Verfchtiegenheit umd gehörigen Verrichtung ihre 
Dienftgefchäfte. eidlich verpflichtet und angewieſen. re 
11) Gegenftände der fländifhen Berathung, — 
F. 138. Die landesfuͤrſtlichen Propoſitionen, die Anträge der Abgeord⸗ 
neten und bie eingegangenen: verfaſſungsmaͤßig zulaͤſſigen Bittſchriften bilden 
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die Gegenſtaͤnde der Verhandlungen. Von allen zur — ſtehenden 
Gegenſtaͤnden kommen die landesfuͤrſtlichen Propoſitionen zuerſt zum Vortrage 
und zur Berathung und muͤſſen, inſofern nicht zwiſchen der Landesregierung 
und den Ständen ein anderes vereinbart wird, in der ae in — 
ſie vorgelegt ſind, erledigt werden. 
12) Bon ber Berälupahien. 
A. Erforderliche Zahl der: Mitglieder. 

$. 139. Die Standeverfammlung kann auf Lands und Gonvocstiond- 
tagen feinen Beſchluß fallen, wenn nicht. mindeftens zwei Degen. der. ger 
festichen Zahl ihrer Mitglieder anweſend find. g 

B. Regel. 

S. 140. Sie faßt über die zur Berathung und Entfcheidung kommen⸗ 
den Angelegenheiten ben Beſchluß nach abfoliter Mehrheit” der Stimmen. 

| G, Erſte Ausnahme ; 
. 141. Wenn ein Antrag auf Abänderung diefes Sanpesgrundgefeges 
gemacht wird; fo muͤſſen wenigſtens zwei. Drittheile ber Ba kanbſchaft 
demſelben keifimmen, um ihm Folge zu geben. . 

D. Zweite Ausnahme. i — 

$. 142. Wenn eine Abänderung in der Vertretung einer der drei 
Standesklaffen vorgenommen werden-foll; fo: muß. bie Mehrzahl der Abgeord: 
neten des betheiligten Standes. der fuͤr di Aendernag ——— — 
hen Mehrheit beigetreten ſeyn. ee | 

Wiederhohlung, eines ſolchen abgelehnten Vorſchlag | | 

8. 143. Wird ein folcher Vorfchlag abgelehnt und ir * dien 
Landtage wieder vorgebracht; hat derſelbe alsdann wiederum bie, Mehrheit der 
‚Stimmen des betheiligten Standes gegen. ſich; bilden aber zugleich ſaͤmmtliche 
für denfelben abgegebene Stimmen die erforderliche Mehrheit. der —— — 
der ganzen Staͤndeverſammlung: ſo iſt der. Vorſchlag angenommen. ah 

13) Wirkung der Befhläffe . a 

$. 144. Die Wirkung und Beförderung eines gefaßten. Befhluffes 
darf,.weder durch Verwahrungen, noch durch ‚Berufung auf die hoͤchſte Ent⸗ 
ſcheidung, noch auf andere Weiſe aufgehalten oder gehindert werden/ ſondern 
jedes ſtaͤndiſche Mitglied muß. fid das, Refultat ber Abftimmung, fchlechter: 
dings gefallen laſſen. Gleichwohl fteht es ‚einzelnen oder. mehreren, Abgeord: 
neten frei, ihre befondere Meinung fchriftlich. auszuführen, und zu, ‚verlangen, 

daß ihre Ausführung mit dem Beſchluſſe der Landſchaft der — 
mitgetheilt werde. 
14) 2andesfuͤrſtliche Entfliehüng ET m 
$. 145. Ein Befchluß der Ständeverfammlüng. erhält nicht: fie efege 
liche ‚Gültigkeit, als bis ihm bie landesfuͤrſtliche Zuſtimmung ertheilt ind er 
als Gerig pubficiee iſt. 

Ob der Landesfürft ftändifchen Beſchluͤſſen und Anträgen feine Zuftim: 
mung.ettheilen wolle? — hängt von deſſen freier Entſchließung ab. Wird 
die Buftimming verfagtz fo werden bie Gründe der Verfagung den, Feinden. 
mitgetheilt werden. 

15) Dauer des Landtages. 

"8. 146. Die Landtagsverhandlungen follen binnen drei Monaten voll: 
endet werden. — Nur mit befonderer landesfuͤrſtlicher SO kann der 
Landtag uͤber drei Monate dauern. 

16) Vertagung, Verabſchiedung und —————— ber Stände: 
verfammlung. 

6. 147. Der Landesfürft hat das Necht,. die von Ihm berufenen Stän: 
— zu vertagen, zu verabſchieden und aufzuloͤſen. 
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Eine Vertagung Über drei Monate hinaus -unzufäffig. 

In der Verordnung, durch welche die S deverſammlung aufgeloͤſet 
wird, ſind zuge die Mahlen neuer Abgeordneten zu verfügen, und es if 
der Tag ‘der Eröffnung der neugewählten Staͤndeverſammlung, und zwar in: 
nerhalb eines Zeitraums von ſechs Monaten, zu beſtimmen. 

17) Schluß bed Landtägs. 

2% 4148. Bor dem Schluſſe des Ländtags werden die verfchiedenen 
Gegenftänbe, woruͤber die Landesregierung und die Stände ſich vereinigt ha— 
ben, in einen Landtagsabfchied kurz zufammengetragen, und dieſer ift von 
dem Landesfürften und von Seiten der Stände von dem Präfidenten und 
dem: Landſyndicus in doppelter Ausfertigung zu unterzeichnen, zu beftegeln, 
und durch den Druck zur öffentlichen Kunde zu bringen, - | 


.Bweiter Abſchnitt. 
‚ Berhandlangen bes Ausfhuffes, 
Wahl des Praͤſibenten. 

g 149, Dar flänbifihe Ausfhuß wähle fi & einen Präfidenten aus fie 
nee Mitte nach Stimmenntehrheit. - 

2) Xrt ber Ber äftsfügrung und Beſchlaßnahme. 

6— 150: Der Ausſchuß bötreiße die Geſchaͤfte collegialiſch, faßt ſeine 
Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit, iſt aber zu einge Beſchlußnahme nur be⸗ 
— wenn vier Mitglieder beffelben anwefend ſind 

9) Vortrag der vorgenommenen Geſchaͤfte bei- der Stänbtverfammnlung- 
6.4581. Ein, Mitglied ded Ausfchuffes hat von den zwiſchen den Land— 
tagen vorgefommenen Gefchäften auf dem naͤchſten kandiai⸗ der Staͤndever⸗ 
HEULEN: ausführlichen Vortrag zu erftatten. . 

Dritter Afıhnitt: 
| "Gefhäftsordmung. 

8,152. Die näheren Beftimmungen über die Verhandlungen und bie 
Form der Berathungen und Abſtimmungen in ber Ständeverfammlung und 
dem Ausfhuffe find in der landfchaftlichen Geſthaͤftsotdnung enthalten, wel⸗ 
che zwar keinen Beſtandtheil der Verfaſſung bildet, aber nur durch Webers 
einkunft zwiſchen dem Landesfuͤrſten und den Ständen abgeändert wer⸗ 
den kann. 

Fü nftes Kapitel. 
Von den oberften "Landesbehörden und Si Givil: 
Staatsdienſte. 
1)9 Staatsdienſt. 
a. Verantwortlichkeit. 

§. 153. Alle Civil-Staatsdiener find in dem ihnen angewieſenen Wir: 
a für bie Beobachtung der: Gefege und ber NS verant⸗ 
wortli 

b. Eid der Civil-Staatsdiener. 
. 154. Dieſelben ſollen bei Ablegung des — mit auf die 
Erfüllung dieſer Pflicht vereidet werden. 
| c. Gontrafignatun 
Ä g. 455. Um den verfaffungsmäßigen Gang ber Staatsverwaltung und 
die dem Staatsminiſterium untergeordneten Staatsbeamten wegen ihrer Ver⸗ 
anttvortlichkeit zu fihern, find die unter der höchften Unterfchrift des Landes: 
fuͤrſten erlaſſenen Verfügungen in Landesangelegenheiten nur alsdann vollzieh⸗ 
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bar, wenn ſie mit der Contraſignatur eines ſtimmfuͤhrenden rl des 
Staatsminiſteriums verſehen find, . ——— 
d. Verantwortlichteit der Mitglieder ges. Stoatsminiflerfuns, 

$. 156. Die, flimmführenden Mitglieder des Stagtsminifteriumg Find 
insbefondere für die ‚Verfaffungs und Geſetzmaͤßigkeit der von ihnen contra⸗ 
ſignirten oder unterzeichneten Verfügung gen verantwortlich. 

Diefe Verantwortlichkeit trifft denjenigen höchften Staatsbeamten,. wel- 
cher contraſignirt oder unterzeichnet hat, perſoͤnlich, und ohne — 52 — der 
Berufung auf eine uni mündlich ober: ſchriftlich erklaͤrte abweichende 
Meinung. 

e. Geſetz für den Staatedienſt. Ar 
.,157. : Die! 1äbeigen Nechtsverhältniffe der“ Stnoebeamten ‚find ui 
das ——— erlaſſene Staatsdienſtgeſetz beſtimmt. — ber: 


2}: Stontsminifsrtum. 
$. 158. Die unmittelbar unter dem. Landesfürften mit der oberffen 
collegialifchen Leitung der Landesverwaltung ausſchlieſlich beauftragte Behoͤrde | 
iſt das Staatsminiſterium. 
Fuͤr die einzelnen Veraltunge zweige — Rinlſterialdepam ments. 
Daſſelbe wird ſtets mindeſtens mit drei ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern be: 
ſetzt ſeyn, welche ber. kandesturh nad) eigener Wahl ernennt und ach Ge⸗ 
fallen verabſchiedet. | iD 
| 3) Minikerialigmmiffion. ee 
$. 159. Zur Heath g der Geſetzentwuͤrfe und andeter wichtigen. äh, 
desangelegenheiten und zur dei der. zwiſchen den Verwaltungsbehoͤr⸗ 
Ice Gerichten eintretenden Competenzfkreitigkeiten folf "eine Eommiſſion 
eſtehen. | 
Diefelbe ſoll zufammengefegt fein aus den ftimmführenden Mitlieden 
des Staatsminiſteriums und den von dem Landesfuͤrſten berufenen Beifitzern. 
Mit der Entſcheidung des. Competenzconflicte ſoll eine eigene Section 
diefer Commiſſion beauftragt werden, welche zur Haͤlfte aus hoͤheren Juſtiz⸗ 
beamten und zur Hälfte, aus höheren Verwaltungsbeamten beſteht, und in 


‚" welcher das mit dem Dopartement ber Juſtiz beauftragte Mitglied des Staats⸗ 


miniſteriums den Vorſitz führt, 
Das Naͤhere uͤber die Organiſation dieſer Behörde beſtimmt ein Geſetz. 
4) Kreisdirectionen. 
$. 160. Die Landesverwaltung und Polizei fol unmittelbar unter dem 
Staatsminiſterium durch Kreisdirectionen verwaltet werden, deren Organiſation 
und Geſchaͤftskreis durch ein Geſetz beſtimmt iſt. 


Sechſtes Kapitel 
Von den Finanzen. 
1) Sonderung des fuͤrſtlichen Haushalts von dem 
Staatshaushalte. 

8. 161, Zur Beförderung einer geregelten —— fon der, 
fürftt. Haushalt von dem Staatshaushalte getrennt, .das geſammte, zur Be— 
ſtreitung dev Staatshaushaltsbedürfniffe beflimmte, Einkommen aus den Ueber: 
ſchuͤſſen des Kammerguts und der Steuerverwaltung aber vereinigt werden. 

: 2) Kammergut.. 

$. 162. Die fammtlichen herzogl. Domninen, Forften, Sagden und 
Fifchereien, die damit verbundenen Gefälle und Gerechtfame, fo wie bie 
heimfallenden Lehne, ferner die Berg- und Hüttenwerke, die Salinen, Glas: 
und Biegelhütten, Steinbrüche, Kalk: und Gypsbrennereien, Braunkohlen: 
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gruben und Torfſtiche, die —— Fabrik und‘: die za ae das 
Fammergut biden 2 
3). Stifter st Blasii et- Eyriaci. 

Ä 4183: Die ‚Güter, und Gerechtſame der, ‚auf: ben Grund des Reichs⸗ 
deputationshauptbeſchluſſes vom 25. Febr. 1803 aufgehobenen, Stifter St. 
Blasii et Cyriaci werden, vorbehaͤltlich der den Praͤbendarien ausgeſetzten 
Penſionen, dem Kammergute einverleibt, wie ſolches, in Anſehung der Ab— 
tei Gandersheim und des loſters St. Ludger vor —— Trüher for 
geſchehen if. 

4). Kechtsverhättniffe des Kammerguts. Be 2 

Bi; 164. Die bisherigen NRechtsverhältniffe des Kammerguts, und. na⸗ 
mentlich die Beſtimmungen. des Eeets 2 4. Mal; 4792, ‚bleiben‘ un: 
veraͤndert. 

Daſſelhe ft daher fortwährend. in. a ganzen. " Beftande zu er⸗ 
halten, und, ‚auf, eine, das nachhaltige Einkommen: fihernde, Weiſe zu be: 
nutzen. Die dazu gehörigen Grundſtuͤcke, Gerechffame amd Einkünfte Eön- 
nen. ‚ohne. Zuftimmung ber.. Stände 2 peraͤußert alle; auch. nick: verpfaͤn⸗ 
det werden. : 

Veraußerungen ohne. fiendifche: omas find- nichtig; der: Käufer 
hat, weder ‚gegen, den Landesfürften, noch gegen eine öffentliche, Behoͤrde ein 
Klagerecht auf Ruͤckzahlung des, gezahlten ‚Kaufgeldes,; ſondern er kann ſich 
nur an die Perſonen halten, mit denen er contrahirt hat. Selbft in dem. 
Falke, daf die, von ihm gezahlten: Muͤnzſtuͤcke in einer , ‚Öffentlichen — — 
vorhanden wären, Kann et folhe nicht vindiciren. 

465. Durd) die mothwendige Erhaltung des Kammergutes ia; Tele 
nem. Belt nde.. find: ‚jedoch diejenigen ,..unter Zuſtimmung der Stände, zu 
treffenden eränderungen, nicht: ausgeſchloſſen, welche, bei einzelnen Beſitzun⸗ 
gen zur Beförderung der Landescultur oder ſonſt zur Wohlfahrt des Staats 
und, Entfernung: wahrgenommener Nacsheile duch Verkauf, Austauſchs oder 
Bererbleihung nothiwendig oder gut befunden werden follten. Wird eine Ab— 
löfung.. der zum: Kammergute gehörenden. Dienfte, Zehnten und ‚Gefälle ge— 
gen. Geld eintreten, oder eine Veraͤußerung einzelner ; Theile des Kam⸗ 
mergutes. ira ‚gefeglichen.. Wege beſchloffenʒ fo ‚if gleichzeitig verfaſſungsmaͤ— 
fig über . a. Berenbüng bet ‚eingehenden Gelben; rare 
zu treffen. F TE yet 

5) Berwaltäng des Sammergutes,, FRE ERDE TERN 

8..166: Das Kammergut wird, unter. unmittelbare: Leitung ver: herz 
zogl. Staatsminifterit, ‚von bet herzogl. Kammer in drei abgefonderten, Dis 
rectionen. ‚für die. Domainen, Forften- und Bergwerke verwaltet Das Naͤ⸗ 
here hierüber iſt durch das hierneben erlaffene Geſetz beſtimmt... | 

:, 6). Verwendung bes Kammergutes, 

$. 167.. Die‘ Aufkuͤnfte des gefammten Kammergutes folten, nad X. 
faß der Aminifkeationg: und Erhaitungskoſten und der auf die Amortiſa⸗ 
tion und Verzinſung der Kammerſchuld zu leiſtenden Zahlungen, wie bisher, 
zur Beſtreitung der Beduͤrfniſſe des Fuͤrſten und des Landes verwendet wer— 
den. Die fucceffive Tilgung der Kammerſchuld wird u eine — 
Vereinbarung mit den Staͤnden beſtimmt werden. 

7) Kammer: Etat und Rechnungen. 

. 168. . Der über. die Verivaltung des Kammergutes vor dem Uns: 
fange und auf die Dauer einer dreijährigen Finanzperiode aufgeſtellte Kam: 
mer-Etat wird den Ständen zur Erlaͤuterung des, in dem Staatshaus— 
halts-Etat ($, 183.) aufzuführenden, Einnahmepoftens von den Ueberſchuͤſ— 


7 
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fen des Kammergutes mitgetheilt; auch werden dieſelben mit- ihren gutacht- 

lichen - Anträgen und Bemerkungen darüber gehört. Gleichetgeſtalt werden 

den Ständen auf deren Verlangen die Kammer: Rechnungen von der. abs 

— Finagzperiode su Ausübung: ihrer serfoffungsmäßigen ‚Rechte 

Ron eg 

er: )} Bedarf bes Landesfurſten — 

169. Det Bedarf des Landesfuͤrſten und Seines Haufe haftet zu⸗ 

niaß und: zuvoͤrderſt auf: dem Reinertraͤge des Kammergutes. Die zur Bes 

ſtreitung dieſes Bedarfs erforderliche, von dem Landesfuͤrſten vorbehaltene, 

Summe ift in. der,— nit: ‚den Ständen gettöffenen, ‚befondeten ———— 

— beſtimmt. 

Außerdem blelben ‚fie bei. Beruf: der Hefhaltung vorbehaͤlten: — 
die herzogt. Schloͤſſer, ſaͤmmtliche Hofgebaͤude, Gaͤrten, Anlagen 
und Inventarien, fo wie die) biäher bei "dem Sberhbfmarſchau⸗ 
Amte und bei dem Oberſtallmeiſter-Anite unmittelbar erhobenen 
——— amd herkoͤmmlichen Nuturallleferungen Die zur Hofhal⸗ 

ugs gehörige: Immobilien "find von dem’ Lande untrennbar, und 
Eönnen ohne ftändifche Buftimmung nicht veräußert werden.“ =? 

"8 170, Unter dem Bedarfe des Landesfürften und des fürſtl. Hau: 

fesi find mitbegriffen: die Koften des. Hofſtaats, die Befodungen und Pens 

fionen. der Hofdienerſchaft; die Koſten des. Marftalls, des: Geſtuͤts zu Hatz⸗ 
burg, des Theaters und der Capelle, die Unterhaltung der Schloͤſſer und“ 
der fuͤr die. Hofhaltung en Gebäude; Gacten⸗ Anlagen und Ste 

ventarien. SB "re N 
® Ueber bie Verwendung be, zur Veftieitung dieſes Bedarfs —— 

nen, Summe, ifo wie über. die Benutzung der im $ 169: erwhnten — 

genſtaͤnde ſteht den Ständen "eine: Controle nicht zu. u" 

9): Apänkgen, Witthuͤmer und Shlößbautsken. E 

— "di: 171: Ven der voretwůhnten Sumtne werden jedoch nicht be⸗ 

ritten — 

1) re für bie Plizen * Prineſinnen, Soͤhne md’ Töten des re⸗ 
gierenden Herzöge; bei ſelbſtſtaͤndiger Einrichtung, "To "wie bei deren 
Vermaͤhlung! aiehufeginden Ahpanahen —— und" Aueſtat⸗ 
tungskoſten =" 

5 das ber — des Kanbesffen zu bewillgende jiandeemißige 

Auskommen. "N. 

> Diefe unter Neo. 1 und 2 etwaͤhnten Ausgaben werden, infofern hoͤ⸗ 

peis; als die: durch; Obſervanz feftftehende, Summen’ erfordert werden, oder 

eine’ folche Obſervanz nicht beftehen follte, von dem Landesfürften, nach — 
gaͤngiger Uebereinkunft mit den Ständen , feſtgeſtellt. —— 
3) die Koſten der? Erbauung und der erſten Einrichtung eines Nefidenz- 
| ſchloſſes in der: Hauptſtadt, welche von den Stände: beſonders bewil⸗ 

"tigt und auf den Credit des Kammergutes aufgenommen: werden. 

410) Bedarf des Landes. — 

6. 172. Die: Yeberfüfe Aus der Kammer: Verwaltung, nebft den 

bei der Kammer Kaffe vorhin erhobenen ſonſtigen Einkünften, nament—⸗ 

lich ben Lehnsgefällen, den Böllen, Meß: und Badhofs: Einnahmen, der 

Zotteriepacht, den Gerichtsſporteln, Chaufftez, Wege⸗, Pflafter: und Brü: 

dengeldern, auch Poftintraden, fliegen in die Haupt= Finanz= Kaffe, und 

werden nebft den, zur Dedung des Bedarfs bewilligtem, bei derfelben Kaffe 
zu vereinnahmenden Steuern, zur among der Ol des Landes 

verwendet, J 
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11) Steuer: VBerwilligung. | 
a Recht und Pflicht der Verwilligung. 
$. 173. Die Stände haben das Recht, daneben aber zugleich bie: 
Pflicht, die zur Erreichung der Staatszwecke erforberfihen Mittel zu bewil— 
ligen, inſoweit diefelben aus. den Ueberfhüffen des Käammergutes und dem 
übrigen Staatsvermoͤgen nicht befkritten werden koͤnnen. =, 
Insbeſondere dürfen fie nie die Dedung derjenigen Ausgaben verwei— 
gern, welche auf-den Grund verfaffungsmäßig entftandener Verbindfichkeiten 
aus den Staats: Kaffen gefordert werden fönnen. — 
$. 174. Keine allgemeine Steuer oder Landeslaſt kann ausgeſchrieben, 
erhoben oder veraͤndert werden, ohne ſtaͤndiſche Bewilligung. \ 
Es macht hierbei keinen Unterfchied, melde Gegenftände folhe ale 
gemeine: Landesauflagen und’ Leiſtungen betreffen ob fie auf Grundſtuͤcke, 
Vermoͤgen, Perſonen, Gewerbe oder “auf: den Verbrauch von Lebens⸗ 
mitteln und Conſumtibilien gelegt werden ſollen; auch bezieht ſich die⸗ 
ſes Bewilligungsrecht auf folhe Abgaben und Leiftungen, welche bie Reiz 
tung: des Handels nd "der Gewerbe ‚betreffen, oder. welche zur Ausfühs 
rung polizeilicher Einrichtungen "und Maaßregeln erforderlich find, nament: 
lich. auf Weggelder, Zölle, Padhausentrihtungen, ingleichen auf Gerichts⸗ 
ſporteln. u: Sen. ea Ten — a 
ts voeb Umfang des Steuervermwilligungsredhts. er 
175. Das fländifhe Bewilligungsrecht erſtreckt ſich bei feiner Aus: 
übung nicht allein auf die Art und den: Betrag der öffentlichen Abgaben 
und Leiftungen, fondern auch auf die Grundfäge und Verhaͤltniſſe, nad) 
welchen  felbige auf Gegenftinde' oder Perfonen zu legen und zu vertheilen 
ſind, ſo wie auf die Dauer, Erhebungsweiſe und Verwendung der aufzule⸗ 
genden Steuer, 2 Sue — ELBE 


c. Art der Steuerausfhreiben | 

8. 476. Nachdem über diefes Alles zwiſchen der Landesregierung und 
ben ‚Ständen eine Uebereinkunft getroffen worden, wird in deren Gemaͤßheit 
die verwilligte Auflage durch ein, auf die gewoͤhnliche Weiſe und „mit Be— 
zug auf die Zuſtimmung der Landſchaft“ zu publicitendes Geſetz ausgeſchrie⸗ 
ben, und ihre Erhebung verfügt... Su ek 


TEL Dauer'der Berwilligung " es 
8.177... Ale Abgaben werden längftens auf die Dauer einet regelmaͤ⸗ 
Bigen Finanzperiode von drei Jahren bewilligt, und koͤnnen nad) dein Ab— 
laufe derfelben höchftens noch für ein Jahr, twelches in die neue Finanzpe— 
riode einsurechnen-ift, erhoben werden. ' De | 
Die für einen kuͤrzern Zeitraum verwilligten Abgaben hören jedoch mit 
Ablauf der Verwilligungszeit, und die für einen vorübergehenden Zweck aus: 
gefchriebenen Steuern. mit der Erreichung deffelden auf. | — 
9. 178. Mit dem Ablaufe der dreijährigen Steuerbewilligung erlifcht 
jedoch nicht. die Steustverfaffung, und die neu bewilligten Steuern werden 
auf den Grund der beftehenden Steuerverfaffung fo lange ausgefchrieden, big 
über die Abänderung derfelben, fo wie über die Einführung eines neuem 
Steuerſyſtems, auf verfaſſungsmaͤßigem Wege eine anderweite Beſtimmung 
getroffen worden iſt. —— | 
8179. Die im $, 177. beſtimmte Dauer der Steuererhebung kann 
bei den indirecten Steuern und bei den, auf den Handel gelegten, Abgaben 
mit Zuftimmung der Stände verlängert werben; auch follen diejenigen Ab- 
gaben diefer Art, welche, nach der bisherigen Verfaffung, von der Lan: 
desregierung ohne Mitwirkung der Stände beftimmt wurden, und beren 
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unveraͤnderliche Belbehattung. von. Selten: der ‚ Pandesregienung durch die 
beftehenden Ganngfeuenpehge., ‚sugefichent- iſt, fir. ‚die Daner dieſer — 
ſortheſtehen —— 

Fobnahmen von dem känbifhen — 


— 480. Ausnahmsweiſe muͤſſen ohne Bewilligung der —— — 


nigen außerordentlichen. allgemeinen. Laſten und Keiftungen. von dem Lande 


aufgebracht und getragen werden, welche erforderlich find; 2.32 


4) ; außerordentlicher Weiſe we Atmendung einer” —* ihemeinen 


Landesgefahr, 23 — 3 ER 


2). zur Erfüllung: der ERS N * — 


wobei jedoch dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe die Gründe, der, Bergen Aus⸗ 


ſchreiben ſtets vorgelegt werden ſollen.. ı 


Hinſichtlich der Art und. Weiſe der Aufbringung bern. ‚zu. dieſen — 
cken seierbedichen.; Mittel iſt indeß bie, Pefeffungsmäßige — Ran 


tung erorbenich.. ori Spol.n ü = 
BO und. Locallaſten. 


— 481. Sm — wenig bedarf es der ſtaͤndiſchen Beiniitgung — 
Zuflinmmung,, in Hinſicht der Aufhringung ‚und: Repartition der, ihrer Na⸗ 


tur. und, Befshaffenheit:in na, einzelnen. Gemeinden, Staͤdten, Ortſchaften 
und Bezirken obliegenden 
Beſtimmungen der: Geſetze und: des: Herkommens, und in Crmangelung 


taften, Ausgaben und Koften, welche, nad den 


derſelben von ber, — ud). ‚bie: betreffenden Ben sw — 


ren A, FOREN ce dur SR 
19 —* 


— is, Die, ne der Steuern: und aller i dahin a 
— iſt der Steuerdirection uͤbertragen, deren Drganifation, und: 


Gefdäftsführung duch das hierneben erlaffene Gefet beſtimmt worden iſt. 
143) Finanz: Collegium > 
.$,.183. Die ‚obere Leitung: des geſammten Finanzweſens, die Auf: 


fiht, über das Rechnungsz und. Kaſſenweſen, fo. wie; die Führung; der allge⸗ 


. meinen: Sinanzs Controle iſt dem. Finanz⸗ Collegio ; ‚aber: deſſen Drganifation., 


amd. Gefchäftsverwaltung das ‚hierneben erlaſſene Geſetz das ‚Nähere enthaͤlt, 
uͤbertragen worden. Die Haupt- Finanz: Kaſſe, in welche Sale, zur Bes: 


flreitung der Beduͤrfniſſe ‚des. Landes. ‚beftimmte Einnahmen fließen, ift 
demſelhen inergeerdnet und alleln nach deſſen a... zu⸗ — 


ver BER ira: aan ii, 0) 


9 Staatshaushalte: at. a 


ne 184. "Die Grundlage der dem Finanz⸗ Gollegio. ee ae ges! 


meinen ‚ Sinanz= Verwaltung , bildet der Stantshaushalts: Etat, weldyer: vor 


dem Anfange der ‚dreijährigen Finanz Periode, und fuͤr die Dauer ‚derfelben 
aus den Special: Einnahme: und; Ausgabe⸗ Etats aller mainzelnen Berwals , 


tungszweige zufammengeftellt wird. 
$..185. Den Ständen ſteht das echt, zu, gemeinſchaftlich mit der 


Randesregierung den ‚Stantshaushalts = Etat: nach. den einzefnen- Abtheilungen . 


feſtzuſtellen. Die Verwendung und Vertheilung dee fuͤr jede einzelne, Ab⸗ 


theilung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedoch der Beſtimmung der 


Landesregierung überlaffen, und es kann, wenn die Verwendung nur für. 
diefe Abtheilung und, ‚ohne Ucberfchreitung, der <feftftehenden Special⸗ Etats 
Statt findet, gegen eine von. den einzelnen Pofitionen derſelben eingetretene 
Abweichung an fih, eine Erinnerung von ‚Seiten der-Stände nicht. gemacht, 


wohl aber eine Nachweifung der Zwecmaßigkeit dieſer en ver⸗ 
langt werden. T 
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et 196 h6au8Aſtaͤlt — 
8.186; Die unter landesfuͤrſtlicher Oberaufſicht als ein ſelbſtſtaͤndi⸗ 
ges Inſtitut bisher beſtandene Leihhausanſtalt wird nebſt deren Forderungen 
und Schulden vom Staate uͤbernommen, und unter deſſen Gewaͤhr fortbe— 
ſtehen; dieſelbe fol zu dem Ende dem Finanz-Collegio unmittelbar unter 
geordnet werden, und neben deren. urfprünglichem Zwecke, welcher auch fers 
ner, in Gemäßheit der Leihhaus-Drdnung, zu erfüllen ift, eine Huͤlfs-Ere— 
dit-Anſtalt für den Staat bilden, und in dieſen Operationen, nad) Anwei⸗ 


r 


fung des Finanz: Collegii, verfahren. — — 
Der von den Operationen der Anſtalt zu erwartende Gewinn ſoll zu 
den Staatseinkuͤnften gezogen werden, ee 
746 Stants⸗Anleihen | 
$. 187." Staatsanleihen koͤnnen nicht ohne Einwilligung der Stände 
contrahirt werden, - Ueber den Betrag, die Bedingungen und die Rüdzahs 
lung iſt mit: den Ständen eine Vereinbarung zu treffen. 
‚Das Landesfhuldeniwefen wird gleichfalls nach gemeinfamen Beſchluͤſ— 
fen regulie.. —— | | 
| IT): Benuffihtigung des Finanzwefens, | 
8.188: Den Ständen ſteht das Recht der Aufjicht über das Finanz 
weſen zu, und es werden ihnen daher die Staatshaushalts-Mechnungen der 
abgelaufenen Finanzperioden zur Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte 


vorgelegt werden. ’ | — 
18) Befugniſſe des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes im Finanzweſen. 


DRM a, Regelmäßige - 
"8.189. Dem Ausſchuſſe ift die Ausübung der fländifchen Mitauf: 
ſicht über die "Finanzverwaltung in dem Maaße Übertragen, daß ihm die 
Boranfchlige des Staatshaushalts-Etats des zweiten und des dritten Jahres 
jeder Sinanzperiode zue Berathung, fo wie die Nechnungen der einzelnen ab: 
gelaufenen Finanz-Jahre "zur - Einfiht von der Landesregierung mitges 
theilt werden, = "50 5 Ä | 
Auch kann derfelbe, falls befondere Umftände die Veräußerung eines 
Stagatsgutes noͤthig oder rathfam machen, die fändifche Zuftimmung. ertheis 
len, wenn das zu DVerdußernde einen Werth von 10,000- Thalern nicht 
uͤberſteigt. Es iſt jedoch zugleich über die Verwendung des eingehenden Preis 
ſes eine Uebereinkunft zu treffen. 
ee Be b. Außerordentliche. 
$. 190. Wenn außerordentliche Ereigniſſe die zeitige Verſammkung 
des Landtags unthunlich machen, oder wenn Gefahr mit dem Verzuge vers 
bunden iſt, und die ordentlichen Bewilligungen und Geldmittel zur -Errei: 
hung des Staatszweckes nnd zur Erhaltung des Staatswohles unzureichend 
find, Eönnen, mit: Bewilligung des fländifchen Ausfhuffes, 
1) die Steuern erhöhet, oder neue Steuern aufgelegt werden, jedoch nicht 
länger als auf 6 Monate, | | 
2)‘ StäatBanleihen gefchloffen, und 
3) Staätsgüter. verpfändet werden, — 
Alle, in Folge einer ſolchen Uebereinkunft, von der Landesregierung ge⸗ 
troffene Maaßregeln und deren Gruͤnde find indeß ſobald als thunlich der 
Staͤndeverſammlung von der Landesregierung vorzulegen. 
Steuerverwillignngen dieſer Art hören in dem Augenblicke auf, Kraft 
sau ahnben, mo die Staͤndeperſammlung ihnen ihre Zuſtimmung verſagt. 
Staatse LAnleihen und Verpfaͤndungen von Staatsguͤtern find dagegen gültig. 
Darüber: ob die Verſammlung der Stände: unthunlich, oder ob Ge: 
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fahr im Verzuge ſey? — entſcheidet die Landesregierung, jedoch unrer 
Verantwortlichkeit fAuspnatficher ſtimmfuͤhrenden Mitglieder. des Staatsminifte: 
riums, von welchen allen daher die, zu. eslafjenden, en zu contra⸗ 
a — — 
— Kapitel, wire ne 
DB Don der Niechtöpflege. z 
| Er) Serie 
491. Aule Gerichtsbarkeit geht vom Landesfuͤrſten aus. "Die Pa 
teimonial- Gerichtsbarkeit bleibt aufgehoben. 


2) Trennung der Rechtspflege von ber Verwaltung, 
$. 192. Die bürgerliche und Straf-Nechtspflege foll, mit Ausnahme 
ber, durch das Gefeg den Einzelrichtern uͤberwieſenen, Gegenſtaͤnde, ferner 
der "Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie bisher, getrennt von der 
Landes-Verwaltung durch collegialiſch ‚gebildete Seite, in. gefeglicher. Im 
‚fangen: Ordnung ausgeübt werden, 
Jeder richterlichen Entſcheldung fi ind die Gründe derſelben beizufuͤgen. 


3) Unabhaͤngigkeit der Gerichte, =; 

. 193. Die Gerichte find- in. ihrer Amesführung, ber landesfuͤrſtlichen 
Oberaͤufficht unterworfen, jedoch bei der Beurtheilung von Rechtsſachen, in⸗ 
nerhalb der Grenzen ihrer Competenz, unabhängig... Sie entfcheiden daher 
in allen Inſtanzen mit voller Freiheit ber nn und werden :in der 
Ausübung ihres Amtes nöthigenfalls durch. den Beiftand ‚der Civil-⸗ und 
Militairbehoͤrden geſchuͤtzt. Die Strafurtheile, der Gerichtshoͤfe beduͤrfen kei⸗ 
ner Beſtaͤtigung des Landesfuͤrſten; doch ſoll die Vollziehung der, durch das 
Geſetz bezeichneten, ſchweren peinlichen Strafen nur nach — —— 
———— fer: 

4) Mitwirkung, ber Polizeis Gewalt, Ä 
‚9. . Die Polizei: Gewalt, felöftftändig, „in. ihrem. Wirkungskreiſe, 
leiſtet zugleich ben richterlichen Beiſtam⸗ bei der Sicjerung der. Rechte der 
Landeseinwohner und der Bollziehung ‚der Nechtsfprüche. Bei. Vergehungen 
verfolgt, auch fie den Thaͤter, und wirkt mit zur ia des Thatbe—⸗ 
ſtandes. Sie richtet nie uͤber die That. 

— 5) Berwaltungshandlungen, Ä 

$. 195. Die Verfügungen aller nicht. gerichtlichen, „d der, Bar: 
waltungs= Behörden und Beamten innerhalb des denfelben. an 
von der Mechtöpflege getrennten Wirkungskteifes, gehören nicht zur Compes 
tenz der Gerichte, und Eönnen in ihrer Ausführung von. Benfeben: — ge⸗ 
hemmt werden. a —— 

6) Competenz— Gonflicte, 3 

$. 196. Die Beurtheilung, ob eine Sache zum gerichtlichen. Verfah— 
ven. geeignet fey, gebührt zunachfi dem Nichte, Erklaͤrt das Gericht ſich 
competent, waͤhrend eine Verwaltungs⸗ Behoͤrde deſſen Zuſtaͤndigkeit in 
Zweifel zieht; fo darf lette durch einen, dem Gerichte zu eroͤffnenden, 
die Gründe anführenden, Einfprud) ‚bie weitem „gerichtlihe Verhandlung 


henymen, 
Das Naͤhere uͤber das, in ſolchen dãln anteteie erfahren, ſoll 
durch ein Geſetz beftimmt werden u. 3, RER PR TE TSBRRTOL IT EVGD 


ee . MEntfhädigungsflage‘ gegen — Stantnı 73 
$. 4197. Die. Frage, welche. Entſchaͤdigung vom: Staate ‚demjenigen 
re mehr: durch ‚Handlungen der: Megierufigse and: Verwaͤltungs⸗ 
Behörden. in feinensiwohlmworhmen Rechten verlest tz falle, afne Zu: 
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Fe veifaffund mäßige, Eiioffum⸗ eleblicher Volchriften kann zu keiner 
RAD BR als der im 8. heſtimmiten Entſchaͤdigung berechtigen. 
ee echte ſachen des Fiscus. 

— Der Ye, als ber. Vertreter aller das — und die 
— 8 Staats betreffenden Rechte und Verbindlichkeiten, iſt in ſtrei⸗ 
tigen Rechtsſachen den ordentlichen Gerichten unterworfen, Die Vollziehung 
des — Erkenntniſſes wird gegen die in demſelben de Ve⸗ 
horde und Kaſſe verfuͤgt. 

9) Belhränfung der. Prlvileglen des Fiscus. 

u € 499; "Die bieherigen Vorrechte des Fiscus, in Beziehung auf. ger 
richtliche Verfolgung. feiner Anſpruͤche, Privatperſonen gegen über, erben bien: 
durch aufgehoben. .-, ; 

. Ein orzugs⸗ oder ſtiüſchweigendes Pfandrecht behaͤlt ia nur wi⸗ 
gen oͤfenticher Abgaben. 

10) Gleichheit vor dem Richter, 
$; 209. Alle Landeseinwohner find: vor dem Richter gleich. Der prir 
ee nn ift und bleibt abgefchafft. 
14) Rechtsſchuß. 
Niemand. darf feinem: gefeglichen Michter, es — in Ginger 
| * oder —— Faͤllen, entzogen, nach ſonſt an ber Betretung und 
Verfolgung des Rechtsweges vor ben Gerichten gehindert: werden. . Die Juſtiz— 
Collegien dürfen jedoch zu. Verhandlungen: und Unterfuchungen, ‚welche dein 
Urtheilsſpruche vorhergehen, einzelnen Gerichtsmitgliedern, oder eiuem ihnen 
untergeordneten ‚Berichte Aufträge. ertheifen; auch: kann die Landesregierung 
im: aufezoxpentlichen, und beingenden Füllen, wenn die Zahl der gewöhnlichen 
Mitglieder ‚des zuſtaͤndigen Gerichtes nicht ausreicht, nn durch a a 
- anderer Gerichte verftäcken. | 
12). Geſetzlich e Verfolgung. 
| 5.202. Jeder Angeklagte. muß binnen zwei Mat 24 Stunden nadı 
(elire — verhoͤrt, von deren: geſetzlicher, Urſache in. Kenntniß geſetz 
und, im Falle der Fortdauer dieſer Urſache, ohne Verzug ſeinem —— 
Richter uͤberliefert werden. 

Dieſer wird dem Antrage: des Verhafteten auf Entlaffung gegen gend: 
gende Caution Statt geben, dafern nicht dringende Anzeigen eines —— 
peinlichen Verbrechens wider ihn - vorliegen. 

13) Rechte der Angefchuldigten. 

$. 203. Keinem Angeſchuldigten darf; das Recht der Beſchwerdefuͤh⸗ 
rung während. der, Anterfuchung,. das Recht der Vertheidigung, 00er der ver⸗ 
langte Richterſpruch verſagt werden. 

| 14), Schup gegen Verzögerung. der Haft. J 

9. 204 Die Gerichts und Polizeibehoͤrden des Landes, welchen 
der verfaffungsmäßi, ge Schutz der buͤrgerlichen Freiheit zunächft: .anver 
trauet iſt, find in den Unterfuchungen ‚gegen verhaftete Angefchuldigte das 
für verantwortlich, daß deten Haft nicht Länger dauere, als die Erfor⸗ 
hung der Verbrechen und die zu fi chernde Anwendung der- Strafe erfot⸗ 
dert. Beſonders wird‘ den Obergerichten die- Pflicht auferlegt‘, über die 
— dieſer Vorſchrift — au mn und Uebsrtretungen derſelben 

ahnden. tue), 
15) Dersaben: im Austande. : 
6. 205 Ranbescinwohen, welche. im — aber — 
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begangen haben, koͤnnen im hieſigen Staatsgebiete nicht ander ur Unterfu⸗ 
chung und Strafe gezogen werden, als inſofern jene Handlungen⸗ „sa 6b 
meinem seutfchen: Criminalrechte, mit Strafen“ bedrohet ſind· 

Gegen: Stemde, welche im Auslande Wergehett begangen haben/ koͤnnen 
die hieſigen Gerichte. nur verfahren, wenn ein. Verbrechen gegen ‚ben hieſigen 
Staat: oder gegen Landeseinwöhner- begangen “ft; oder Ale ea von. der 
rn erhaltenen, Ermächtigung. - — 

ee 16). Auslieferung der Bitbieged we ir 

6. ‚206. „Die: Auslieferung von Latihestinwohnetn an ſerhe Regie: 
tungen findet nicht Statt. 

Die: Auslieferung von Fremden an auswaͤrtige Rigieunen darf nicht 
pie Seachmiguhg der‘ Landesregietung geſchehen. 

Dieſe wird nicht verſagt werden ‚wenn die Auslieferung von einet Pb 
gierung der Staaten des teutfchen Bundes verlangt wird, gegen den Auszu— 
Liefernden won. dir: zuſtaͤndigen Behörde ein Verhaftsbefehi erlaſſen, und der⸗ 
ſelbe entweder Unterthan des requirirenden Staats, oder eines in deſſen "Ges 
biete begangenen, nach gemeinem teutſchen Erlminalrechte mit ‚Stufe bedros 
heten, Vergehens beſchuldigt iſtz und endlich, wenn bie ‚Sehnicehbe Regierung 
gleiche Grundfäge gegen den 'hiefigen Stant- befolgt. " 
| Alle diefe Beftimmungen gelten jedoch. nur, unbefihadet der Vollziehung 
der "Über: die Ausfieferung der: Verbrecher “bereits - beftehenden "ober kuͤnftig, 
‚und, zwär infofern fie die, Nechte dev. Katideseinwohner betteffen, mit ‚Bufl ie 
un. ber Stände: abzufpließenden, Staats Verträge, © | 
i J 17) Confiscation. 1" * 

25. 207. Die GBonfiscation kann nur: auf Segenftänne ober Wertung 
‚einen Vergehung angewendet werben." Eine allgemeine Vermoͤgens⸗ Confisea⸗ 
‚tion: tritevin einem Falleein Die gefeglichen Beſtimmungen Über die Br: 
fchlagnahme / des Vermögens: der: Deferteure und ausgetretenen Mititaiepflich- 
tigen find hierdurch nicht aufgehoben, 

88): Begnadigungsrecht. 

6. 2W8. - Dee Landesfürft: kann in ſtrafrechtlichen Sachen’ Gegrinigen, 
‚die. Strafe milden : ‚ober: .erläffen, ‚aber in keinem Falle ſchaͤrfen, und eine 
angefangene. Uniterfuchung nut; nachdem das N ſich gut: 
— daruͤber geaͤußert hat, niederfchlagen. 

1.2 a 49) Moratotien. 2 N 

g. 200. Moratörien weiden von der Snndesregferung nie: ertheilt; die 
Gerichte dürfen in den geſetzlich beſtimmten Faͤllen darauf erkennen. 

20) Rechtshuͤlfe in buͤrgerlichen Streitſachen. 
8. AMO. In bürgerlichen Streitſachen wird den Gerichten auswaͤrtiger 
„Staaten. jede. gefegliche Rechtshuͤlfe geleiſtet, fo lange diefelbe nicht in jenen 
Staaten den biefigen Gerichten verreigert wird, Insbeſondere find die rechts— 
kraͤftigen Erkenntniſſe auslaͤndiſcher Gerichte, wenn die Zuſtaͤndigkeit der letz⸗ 
ten in dem einzelnen Falle außer Zweifel iſt, unter obiger Vorausſetzung von 
ben. einheimifchen mn zu vollſtrecken. 
nn Ahtes Kapitel. 
ion den. Kirihen,, den.Bildungsanftalten und milben Stif- 
nn Fangen, von bem Klofkerz und Studienfondd 
ee der, omsrkannten: hrifflichen 
feffionen. ER 

$. 211, . Allen im: Herzoäthumer: anerkannten, oder duch ein ers 

aufgenommenen. chriſtlichen Kitchen wird. freie öffentliche Religions uͤbüng zuge: 


dia, 
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ſichertz fie genießen gleichen Schug des  Staated, und ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Rechee.. — Re 
| 2) Oberauffiht;des Staats, 

8212. Alle Kirchen ſtehen unter der, auf: der höchften Staatsge⸗ 
walt · beruhenden, Dberauffiht der Landesregierung. „Die Anordnung der 
rein ‚geiftlichen: Angelegenheiten bleibt, unter dieſer Oberaufficht, der in der 
Verfaſſung jeder diefer Kirchen begründeten Kirchengewalt uͤberlaſſen. Sm 
Zweifel entfcheidet darhber: ob eine: Angelegenheit rein geifttich fey? — die 
Landesregierung. ln — — 

3). Kärchengewalt in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche. 

$. 243; Im der evangelifch=lutherifhen Kirche fteht die -Kirchengemalt 
dem Landesfürften zu, welcher fie, unter Mitwirkung und Beirath des mit 
evangelifchen::Geiftlichen und Laien. befesten Gonfiftoriums, ausübt, 

Die Yusübung dev, in Bezug auf das Kirchenmefen den einzelnen evan: 
gelifchen Gemeinden zuftehenden, echte foll einem die Kirchengemeinde vertre⸗ 
tenden Vorſtande übertragen werden, Über deſſen Zufammenfeyung und W'r⸗ 
kungskreis ein Gefeg das Nähere beſtimmen wird. 

8.214 Sollte den Landesfürft fich zu einer andern, als der evange⸗ 
liſch-lutheriſchen Religion bekennen; fo wird die alsdann eintretende Beſchraͤn⸗ 
kung in der perſoͤnlichen Ausuͤbung der Kirchengewalt ohne Aufſchub, mit 
Zuſtimmung der Landſtaͤnde, feſtgeſtellt werden. * | 

4) Kirhengewalt in den andern hriftlihen Kirchen. 

8. 215. Die Landesregierung wird darüber halten, daß diejenigen, 
welchen, nach der Verfaſſung der andern chriftlihen Kirchen, die Kirchenge— 
walt zufteht, folche weder mißbrauchen noch überfchreiten, 

Augemeine Anordnungen, welche, vermöge der Kirchengewalt, getroffen, 
and. Verfügungen, welche von auswärtigen geiftlichen Obern erlaffen find, 
dürfen, welcher Art fie aud) feyn mögen, ohne vorgängige Genehmigung der 
Landesregierung, weder bekannt gemacht, noch vollzogen werden. 

5) Sicherung des. Vermögens der Kirchen, Schulen und 
„. Stiftungen. 

$. 216. Allen Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für kirchliche 
Zwecke, für den Unterricht oder die Wohlthaͤtigkeit beſtimmt ſeyn, wird der 
volle Befig und Genuß ihres Vermögens und Einkommens zugeſichert. Daſ—⸗ 
ſelbe ſteht unter der beſondern Obhut des Staats, und darf nicht zum 
Staatsvermoͤgen gezogen werden. 

5 217. Das Vermögen der Kirchen, Schulen und Stiftungen darf 
nie feinen urſpruͤnglichen Beſtimmung entzogen werden. Soll daſſelbe zu einem 
andern als dem beſtimmten, bei der Stiftungsurkunde ausgedruͤckten, Zwecke 
verwendet werden; ſo muß dieſer ein aͤhnlicher ſeyn, und die Verwendung 
kann nur mit Zuſtimmung der betheiligten Privatperſonen und Gemeinden, 
und ſofern Anſtalten, welche das ganze Land angehen, in Betracht kommen, 
mit Zuſtimmung der Landſtaͤnde geſchehen. | | 

| | - 6). Verwaltung diefes Vermögens. Da 

$. 218. Ueber die, beider Verwaltung des Vermögens der Kirchen, 
Schulen und milden Stiftungen anzuotdnende, Mitwirkung des Borftandes 


der Kirchengemeinden ſoll eine befondere "gefegliche Worfchrift erfolgen. , 
non. dei Slofers und dem Gtubienfonds, 
a Br Bereinigung diefer ToNde. umyi.. . 
$. 219. Der Kloſterfonde To mit dem, von der Hormaligen Univer: 
fität Helmſtedt herruͤhrenden, „Studienfonds. vereinigt, und, Behuf Wereintn, 
Sun der Adminiſtration und. „thunlicher Koffenerfparung ‚= bei der herzogl. 


|| SEE Beamfhndg. mie 


Kammer zugleich mit dem Rammergute verwaltet, auch zu den EN 
koſten ein BRESEINN: — geleiſtet werden. 
b. Verwaltung. 

$. 220. Ueber. die: Verwaltung des. vereinigten | aloſter⸗ und Studken⸗ 
fonds ſoll ein beſonderer Etat, in der, bei dem Kammergute angeordneten, 
Form, aufgeſtellt, und eine abgeſonderte Kaſſen⸗ und en an⸗ 
geordnet werden. 

-, Verwendung bes: Reinertrages- 

6. 24. Der Reinertrag diefes vereinigten Fonds foll, deſſen Beftims 
mung gemäß, für Kicchen, Bildungsanftalten und mohlthätige Zwecke ver⸗ 
wendet werben. Das Gefchäft der Verwendung wird dem Finanz: Collegio 
übertragen erden, welches dabei, nach Maafgabe der aufseftellten Etats 
und der Vorfchriften des Staatsminifteriums, zu verfahren, und’ über bie 
fünmmtlichen, in die Haupt - Finanz: Kaffe fließenden, Ueberſchuͤſſe aus der Ab 
miniftration befondere Nechnung zu führen hat. 

$. 222. Die auf den Klofter= und Studienfond angerofefenen Aus⸗ 
gaben ſollen ferner daraus beſtritten, insbeſondere auch die für das Mufeum 
zu Braunſchweig und die Bibliothek zu Molfenbüttel bisher gezahlten Auss 
gaben.ferner aus diefem Bond gezahlt werden, mogegen diefe Sammfungen, 
welche unveräußerlich find, der Beförderung der Wiffenfhaft und der Kunft 
gewidmet bleiben follen. 

4. Mitwirkung der Stände 

&. 223. Die Etatö ſowohl über die Verwaltung bes vereinigten Klos 
fer: und Studienfonds, als auch über. die Verwendung des Meinertrages 
werden von der Landesregierung gemeinfchaftlih mit den Ständen’ feftgeftellt. 
Auch fteht den Ständen, Behuf etwa zu machender Erinnerungen, die Eins 
fihet der Rechnungen über die Verwaltung und Verwendung des vereinigten 
Fonds nad) Ablauf des Rechnungsjahrs zu. 

e. Veraͤußerungen. 

$. 224. Die Güter und Gerechtſame des vereinigten Fonds koͤnnen 
weder im Ganzen, noch in einzelnen Theilen, ohne ſtaͤndiſche Einwilligung 
veräußert werden, und es kommen dabei dieſelben Beſtimmungen und Mo: 
dificationen zur Anwendung, welche im $. 164. und 165. —* dem Sams 
mergute vorgeſchrieben find. 

fe Vorbehalt. 

$. 225. Somohl der Landesregierung, als den Ständen bleidt es von 
behalten ‚ die Verwaltung und Verwendung des Klofter: und Studienfonds 
durch eine” befondere Behörde, falls ſolches fuͤr zweckmaͤßig erachtet werden 
ſollte, zu veranlaſſen. 

8) Von den Kirchen— und Schuldienern 
a. Deren Beftellung und Betätigung, 

8 226. Die Küchen: und Schuldiener aller chriftlichen Siüfefionen 
im Lande, fofern. fie nicht unmittelbar von der Landesregierung beftellt wers - 
den, bedürfen, bevor fie die Amtsgefchäfte antreten‘, oder die Amtseinkünfte 
ſich aneignen, ber landesfuͤrſtlichen Beſtaͤtigung; ale find vor dem Amtsan⸗ 
tritte auf die Beobachtung der Verfaffung zu beeidigen. 

Die rechtlich erworbenen Patronate und Wahlrechte ſo wie die ge⸗ 
ſetzlichen Befuͤgniſſe der Kirchengemeinden wegen dr, aus erheblichen Gruͤn⸗ 
den zu dyywetgemden. Be eines | ihnen beſtimmten — bleiben 
vorb chalten. nn. ER: 

2 ip" Deren Schut a 
6.227, Den —— Vena oder — Kirgen 


PLA 
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und Schuldienern gewährt der Staat den zur Erfüllung ihrer Beruföpflichten 
erforderlichen gefeglichen Schuß. ea 
— 6 Deren vorgeſetzte Behärben. 

F. 228. Bm Allem, was das Amt mad. die Verwaltung betrifft, fichen 
die Kirchen und Schuldiener zunaͤchſt unter ber ihnen vorgefeßten verfafs 
ſungsmaͤßigen Behörde; in Allem, was auf ihre bürgerlichen Verhaͤltniſſe und 
Handlungen Bezug hat, imgleichen bei Straffällen, welche nicht blos die 
Lehre und Disciplin betreffen, bleiben Kirchen- und Schuldiener der weltli— 
hen Obrigkeit unterworfen. | 

Ein befonderer Gerichtöftand für Die Nechtsfachen der Kirchen, Schulen 
und Stiftuegen und der Diener derfelben findet nicht Statt, vielmehr haben 
darüber — wie auch in Eheſachen — die otdentlichen Gerichte, wie bisher, 
zu entſcheideee. er. 

d. Disciplinargewalt über biefelben. 

$. 229. Die Entlaffung der Kirchene und Schuliener und deren 
Euöpenfion vom Amte und zugleih vom Gehalte kann im Diseiplinar: 
verfahren nur geſchehen, ‚nachdem die Firchliche Behörde darüber eine Uns 
terfuchung angeftellt und den Betheiligten mit feiner Vertheidigung hinrei- 
end vernommen hat, und bedarf jedes Mal der Beftätigung der Landes: 
tegierung. 

9) Sorge für den öffentlichen Unterricht, 

$. 230. Die Erhaltung, Verbefferung und Vervollkonmnung ber Sf: 
fentlihen Unterrichtsanftalten bleibt ein vorzüglicher, jederzeit mit ‚allen des: 
halb zu Gebote fiehenden Mitteln befördernder, Gegenftand der Fuͤrſorge der 


Landesregierung. 
Schlußbeſtimmungen. 

8. 231. Wenn die Landesregierung und die Stände eine verfchiedene 
Anſicht über die Auslegung einzelner Beftimmungen des Zandesgrundges 
ſetzes haben follten; fo wird zuvoͤrderſt das herzogl. Staatsminifterium 
mit einer Deputation der Stände zufammen treten, um eine Ausgleihung 
zu verfuchen. 

Sollte aber diefer Verſuch fruchtlos bleiben; fo iſt fowohl der Regie— 
‚tung als den Ständen unbenommen, die entflandene Differenz im Wege 
Rechtens entfcheiden zu laſſen. Dieſe Enitfheidung fol in erfter und legter 
Inſtanz duch ein Compromißs Gericht abgegeben werben, welches auf. eben 
die Meife zufammengefegt wird, wie der gemeinichaftliche Gerichtshof, wel: 
her gebildet wird, wenn auf Befttafung wegen. .einer Verlegung der Verfaſ⸗ 
‚fung angetragen ift. | 

. 9.232. Ale Verordnungen, Landtagsabfchiede, Reverfalen und fonz 
 flige ‚mit den Ständen getroffene Verabredungen werden, inſoweit ‚fie diefem 
Landesgrundgefege entgegenftehen, hierdurch aufgehoben. 
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f) Entwurf eines . Bahtgefedes Fr das veheuthen 
Braunſchweig, vom 27. Aug. 1832 


U Erfter Titel. 
Bon der Wahlberechtigung. 


Erſter Abſchnitt. x 
Allgemeine Beflimmungen für alle Standestlaffen. 


9 Porföntice Eigenfhaften ber Stimmberechtigten und 
Wahlmaͤnner. 

. 1. Um bei der Wahl von Wahlmaͤnnern oder Abgeordneten ſtim⸗ 
men zu koͤnnen, muß man: 

1) Landeseinwohner ſeyn; 

2) das 2öfte Fahr zuruͤckgelegt haben; 

3) directe Steuern zahlen oder Communallaften tragen. 

2) Gründe der Unzuläffigkeit. 

$. 2. Bei diefen Wahlen: find nicht zuzulaffen : 

1) alle, welche wegen eines mit Zwangsarbeit, oder einer härtern als 
einer- einjährigen Gefängnißitraife, oder mit NRemotion von einer oͤf— 
fentlihen Function bedroheten, vorfäglichen Verbrechens, oder übers 
haupt wegen Meineides, Diebſtahls, Hehlerei, Betruges oder Ban⸗ 
kerottes von einem Gerichte des In- und Auslandes zur Unterfus 
hung gezogen, und entweder mit Strafe belegt oder nur von der 
Inſtanz entbunden find; 

2) welche gerichtlich angefchuldige find, es verfucht zu haben, durch Ge⸗ 
ſchenke, Verſprechungen, Drohungen, ‘oder ſonſt auf unerlaubte Weiſe 
auf die Wahlen der Abgeordneten oder Wahlmaͤnner eingewirkt, oder 

ſich ſolchen Einwirkungen hingegeben zu haben, ohne von dieſer An⸗ 
ſchuldigung voͤllig freigeſprochen zu ſeyn ; 

3) Frauenzimmer; 

4) alle, welche fuͤr ihre Perſon oder wegen ihres Vermögens unter Cu⸗ 
ratel ſtehen; 

5) welche Ruͤckſtaͤnde an oͤffentlichen oder Sonmunalabdaben baben, deren 
executiviſche Beitreibung bereits verfuͤgt iſt. 

3) Stellvertreter für Weiber und Minderjährige, 

S. 3. Weiber und, Minderjährige, welche flimmberechtigtes Grundeigene 
thum befigsen, Eönnen, infofern fie die anderen gefeglich erforderlichen Eigen» 
ſchaften haben ($. 1. und 2.), ihr Stimmrecht durch Stellvertreter augüben 
loffen, und zwar 

Frauen durch ihre Ehemänner; 

Mittwen und Gefchiedene durch ihre Söhne; 

Minderjährige durch ihre Wormünder; 
infofeen diefe Stellvertreter die allgemeinen geſetzlich erforderlichen Eigenfchaf: 
ten ($. 1. und 2.) haben. 

Haben Frauen, Wittwen und Geſchiedene ſolche Stellvertreter nicht; ſo 
ſteht ihnen, ſo wie unverheiratheten Frauenzimmern und denjenigen, welche 
das 21fte, aber noch nicht das 26ſte Lebensjahre. überfchritten haben, frei, 
duch einen Stellvertreter flimmen zu laffen, welchen fie aus den Stimmbe⸗ 
rechtigten ihrer Standesklaffe und ihres MWahlbezirkes wählen. — Niemand 
kann Stellvertreter ſie mehr als eine Perſon ſeyn. 


— 
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| 4) Mehrere Miteigenthümer. 
6. 4 Mehrere Miteigenthümer eines flimmberechtigten Grundftuͤckes 
vereinigen ſich daruͤber, wer von ihnen das Stimmrecht ausuͤben ſolle, und 
bei fehlender Uebereinkunft entſcheidet das Loos. 
Mur derjenige Miteigenthuͤmer, welcher das Stimmrecht ausuͤbt, iſt 
wählbar. 

5) Streitiges Eigenthum. 

3 Waͤhrend eines Rechtsſtreites Über das Eigenthum ober bie le— 
benslängliche Nusnießung des flimmberechtigten Gutes wird das Stimmrecht 
von. Run, welche ſich im ordentlichen Beſitze befinden, ausgeübt. 

. 4.60) Geundeigenthum: der. Zandesvegierung. 

$. 6. Das Stimmrecht der in dem Befitze der Landesregierung befi nd⸗ 
lichen Grundſtuͤcke xuhet, wird aber wieder wirkſam, wenn dieſe in die Haͤnde 
von Detnatpet[onen. übergehen. ° 

7) Mehrfaches —— 

7. "Mer in verſchiedenen Standesklaſſen berechtigt iſt, kann ſein 
—* in: jeder Klaſſe, die in derſelben Standesklaſſe mehrfach Berech— 
tigten dagegen koͤnnen ihr Stimmrecht nur ein Mal, und zwar in — 
gen Wahlbezʒirke, welchen ſie vorziehen, ausͤben. | 


 Bweiter Abſchnitt. 
Birch Beſtimmungen fuͤr die einzelnen Standesklafſen. 


41. Bei der Ritterſchaft. 
J a. Wahlberechtigte. 

8. 8. Die Fimmfähigen. Eigenthümer ($. 1. und 2). oder tebendläng- 
lichen Nutznießer oder Befiger ($. 3.) eines landtagsfähigen Rittergutes find 
bei-,: der Wahl der Abgeordneten für die Ritterfchaft wahlberechtigt. Land» 
tagsfähig find die mit einem Ritterſitze Re die Rittermatrikel ein⸗ 
getragenen Güter, 

b. Bedingung bes Stimmrechts durch den jesigen Gutsbeftand. 

$. 9. Das Wahlrecht haftet auf dem jegigen ganzen Umfange der in 

did. Rittermatrikel: eingetragenen 'Bubehörungen der Güter, und geht, gleich 
allen anderen mit der Rittergutseigenfchaft verbundenen Nechten, durch Ab— 
gang: ber. den Ritterfig bildenden Wohn: und Wirthfchaftsgebäude, durch Zer— 
flüdelung oder durch Veräußerung einzelner Theile deſſelben verloren, ausge 
nommen, wenn eine Veräußerung einzelner Butszubehörungen, defien Rein- 
ertrag nicht unter 1500 Thlr. vermindert, dem fänbifchen. Ausfchuffe ange: 
zeigt, von diefem mittelft Berichts an den Landesfürften für unbedenklich er⸗ 
klaͤrt, und von Hoͤchſtdemſelben genehmigt wird. — 
- 8:10. Der ebengedachten Bewilligung bedarf es nicht, wenn eine. als 
Zubehör in die Rittermatrikel eingetragene : Grundberechtigung an Zehnten, 
Dienſten, Zinſen ꝛc. abgeloͤſet, und ſtatt derſelben das dafuͤr Empfangene 
oder damit anderweit Erworbene immatriculirt wird. 

Iſt die Abloͤſung ganz oder theilweiſe gegen Zahlung eines nicht ſofort 
zur Ergänzung des Gutes wieder angelegten Capitals erfolgt; fo iſt die Ber 
willigung zwar erforderlich, aber nicht zu verfagen, wenn entweder durch bie 
Adlöfung der Reinertrag des übrigen Gutes nicht bis unter die Summe von . 
1500 Thlen. vermindert, oder einftweilen ein Capital, welches nach dem 
Binsfuße von 4 pCt. diefen Ertrag dedt, :fo daß die Einhebung deffelben 
nicht ohne Zuſtimmung des fländifchen Ausſchuffes geſchehen kann, belegt 
und innerhalb fuͤnf Jahren zur Ergaͤnzung des Gutes wieder verwendet wird. 


N Zu Brannſchweig. 
. Aufnahmeé neuer Güter indie Rkttermatrikel. 

F. 14. Mit Zuſtimmung der Ritterſchaft und“ des Landesfürtftert koͤn⸗ 
fett" nicht‘ landtagsfaͤhige Güter, welche einen Reinertrag von mindeſtens 1500 
Thalern liefern, in die Rittermatcikel aufgenommen werben, 

Die Zuſtimmung der Ritterſchaft muß der des Landesfuͤrſten voraus⸗ 
gehen, und iſt als ertheilt anzuſehen, wenn die Mehrheit für den Antrag iſt. 

Geſuche um Aufnähite in die Rittermatrikel werden während des Lands 
tages an die Staͤndeverſammlung, außerdem aber an den ſtaͤndiſchen Aus— 
ſchuß gerichtet, die Ritterſchaft wird zur ſchriftlichen Abſtimmuͤng aufgefordert, 
unter der Verwarnung, daß die ſich nicht Erklaͤrenden als einwilligend anges 
ſehen werden ſollen, und nach Maafgaie des Erfolges der ——— das 
Weitere erlaſſen. 
d. Beſchraͤnkung der Vorfchriften des §. 11. et 

$. 12. Eine folche Zuſtimmung gur Aufnahme in die Rittermatrikel 
iſt nicht erforderlich, wenn Guͤter, welche fruͤher in derſelben geſtanden haben, 
und jetzt Eigenthum der ‚Landesregierung find, mit allen‘ immatticulirten Zu⸗ 
behörungen, oder mit einen Beftande, ‚der einen Reinertrag von 1500 THlin‘ 
gewaͤhrt, in bie Hände ‚von Privatperſonen uͤbergehen; vielmehr haben dieſe 
Güter das Recht, in die Matrikel aufgenommen zur werden. (Vergl. $.6.)- 

e Art ber Abſchaͤzung. 

F * .43. Sn allen Faͤllen, wo nad en ‚die Ausmittelung des. 
Köthbteenges eities‘ Gutes nothwendig wird‘, "beauffrage" die Ständeverfaminis 
lung oder der Ausfhuß zwei einheimiſche piaktifhe. Landwirthe mit der Abs 
[häsung des Gutes, und verfügt nach deren Exgebniffe das Weiten, 

2% Bei ben Städten, 
& Stimmberechtigte. 

4. 14. Sammbet hehet bei der Ernennung der Wahimaͤmner einer Stdi 
find die ſtimmfaͤhigen Einwohner (H. 4. und 2.), welche das ae in 
le gewonnen haben. ' 

d. Wah'l männer. — 
a) Deren Zahl. ; 

$ 35. In feder Stadt werden. fo. viele: Mahtmännie ernannt, als 
die Zahl 30 in die Zahl der Wohnhaͤuſer aufgeht. 

Wenn die bei dieſer Diviſion übrig bleibende, Haͤuſerzahi mehr: its 15 
beträgt, wird für fie noch. ein Wahlmann mehr ernannt. 

Außerdem haben die ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des Magiſtrates, vermöge 
ihtes Anne, Stimmtecht bei der Wahl der Abgeordneten. 

% bBy) Deren Eigenfchaften. 

g. 16. Waͤhlbar als Wahlmann iſt jeder in der Stadt ine 
ſtimmfaͤhige Buͤrger / welcher zu den Hoͤchſtbeſteuerten ſeiner Stadt, nach den 
zuſammen zu rechn enden Anſuͤtzen der Rollen ſaͤmmtlicher — und Com⸗ 
munatſteuerũ, gehött. : _ 

Die Anzahl der Hoͤchſtbeſteuerten ſoll in jeder Stadt ſo viele — 
als die Zahl 5 in der Zahl ber Wohnhaͤuſer aufgeht, zu welcher indeß, Falls 
Mehrere den geringſten dieſer hoͤchſten ——— zahlen, dieſe alle hinzuzu⸗ 
rechnen find: 

3. Bei den Fledenbe wohnern, Fteifaffen und Bauern. 
a: Stimmberechtigte. 
§. 17. Stimmberechtigt bei der Wahl’ der Ländlichen Wahlmaͤnner fi nd 
die ftimmfähigen Landeseinwohner (8. 1. und 2.), meldye rechtmaͤßige In⸗ 
haber oder lebenslaͤngliche Nutznießer einer Reiheſtelle in Flecken und Doͤrfern 
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oder eines Freiſaſſengutes firtd, welches nicht bereits durch die ftädtifchen Ab: 
geordneten niit werteeten wird. | we: 
A b. BWahlmänner. 
a) Deren Zahl und Wahlkreife, 
> 8: 18; In den Landgemeinden ſoll auf 30 bis 50 flimmberechtigte 
Meineitellen ein Wahlmann ernannt werben. — 
Zu dem Ende werden in jedem Wahlbezirke aus den Gemeinden deſſel⸗ 
ben Wahlkrelſe gebildet, deren jeder nad) Maaßgabe der darin enthaltenen 
Meiheftelfen einen. oder mehrere Wahlmaͤnner ſtellt. 
b) Deren Eigenfchaften. 
$. 19. Wähler als laͤndliche Wahlmänner find die ſtimmberechtigten 

Inhaber -von Freffaffengätern und Reiheftellen, welche in einer ber wählen: 
den: Gemeinden wohnen, und nad) dem Gontributienskatafter zu den Hoͤchſt⸗ 
bejfguerten, ihres Wahikreiſes gehören. | ve 
Die Zahl ber Hoͤchſtbeſteuerten ſoll durch den bitten. Theil der Stimm: 
betechtigten jedes Wahlkreiſes gebildet werden, zu welchen indeß, Falls Mehr 
tere den geringften dieſer hoͤchſten Steusrfäge zahlen, diefe alle hinzuzured)- 
nen. ſind. — SER as — 

ds 4) Bel den frei zu wählenden Abgeordneten. 


20. Bu dem gemeinfchaftlihen Wahlcolegium aller Standesklaſſen, 


I. 


NER, nach, $.. 69. der Landfchaftsordnung die frei zu wählenden Abgeord- 
neten ernennt, kann von der Ritterfhaft jeder als Wahlmann gefendet wer 
den, der bei ihr Stimmrecht ‚bei der Wahl dee Abgeordneten hat. Die von 
den ſtaͤdtiſchen und ‚Ländlichen Wahlcollegien zu ernennenden MWahlmänner 
müffen die Eigenfhaften der Abgeordneten diefer Klaſſe haben. 


’ ‘ 


Abgeordnete koͤnnen in diefem Wahlcollegium niht Wahlmänner feyn, 


N 


wohl aber deren Stellvertreter. ———— 
Zweiter Titel. 
Von den Wahlen. 
Erſter Abſchnitt. 
‚Altgemeine Grundfäsge. 

F— 1) Wahlausſchreiben. 
$..24. Weder die Wahl von Wahlmaͤnnern, noch bie vun Abgeorb: 
neten, darf ohne lardesfürftliche Verfügung vorgenommen werden. — 

2) Strafbarkeit eigenmaͤchtiger Berſammlungen. 

F. 22. Eigenmaͤchtige Verfammlungen der Stimmberechtigten und Wahl: 
männer find ſtrafbarr 2 
3) Pflicht zu flimmen. 

8.23, Jeder -hat-dem:wichtigen und ehrenvollen Rufe, als Stimm 
: berechtigter oder Wahlmann zu ftimmen, fchuldige Folge zu leiften. 

Nur aͤrztlich befcheinigte Krankheit oder nachgewieſene unverfchiebliche Ab: 
wefenheit entſchuldigt, und auch nur aus diefen Gründen kann der als Wahl⸗ 
mann Gewaͤhlte die Wahl ablehnen. | 
Er muß eine folche Ablehnung Binnen drei Tagen, nachdem ihm die 
Wahl bekannt gemacht ift, bei dee die Wahl leitenden Behörde erkfären, und 
dieſe fegt, Falls fie ſolche begründet findet und‘ die gefeglich erforderliche An— 

zahl dee Wahlmänner nicht uͤbrig bliebe, einen neuen Wahltag an, und weis 

fet, im entgegengefegten "Falle, die Ablehnung zuruͤck. * 

Di 4) Pflichten bei der Abftimmung. — 

$. 24. Die Waͤhlenden find verpflichtet, lediglich ihrer freien und ges 
wiſſenhaften Weberzeugung zu folgen. | 


IN0 wie. Braunſchweig. 23... 
Auftraͤge, fie ſeyen von wem fie. wollen, durch welche die Wahlfreiheit 
der Wahlmaͤnner oder der Stellvertreter der Stimmberachtigten heſchraͤnkte hoird/ 
ſind unguͤltig. — Bee en 
5) Angeloͤbniß. ı- 
8.25." Damit man deſto getiffer fey, daß die Waͤhlenden ihren Ob⸗ 
liegenheiten gehoͤrig nachkommen, ſollen dieſelben vor Abgabe ihrer Stimmen 
an Eides Statt angeloben: mie een urn 
ar ſie ee Nebenruͤckſichten nur nach “ihter beften Ueberzeu⸗ 
gung, fo wie fie es vor Gott: und ihrem Gewiffenveraritworteit 
zu koͤnnen gedenken, ſtimmen wollen ———.... 
—— 36)Nichteinmiſchung der Behoͤrden. 
86. 26. In die Wahl ſelbſt datf keine Behoͤrde, beſonders nicht, diejer 


nite welche: mit ber ‘Leitung des Mahlgefchäftes beauftragt iſt, durch Em: 
pfehlung oder Vorfchlag einer beſtimmten Perfon, oder fonft ſich einnttfchen, 
und die Uebertveturnig dieſes Verbotes iſt als Veileküng des Kandesgrundger 
feßes zu bejtrafen! Yu zu er ai > — — Ar ff — 
nn tr ) Abſtimmung in Perf! Mani 2 
$. 27. Die Stimmberechtigten und Wahlmaͤnner müffen ‚bei den Wahlen 
in ‚Perfon erſcheinen. nt s a u F De — a 2 z ni u 
Durch Stellvertreter feine Stimme — außer in den 
$. 3. aufhefuͤhrten Faͤlleir, nur den Mitgliedern der Mitterfchafe, welche ‘am 
Erfcheinen geſetzlich behindert” oder: uͤber 6 Meilen von Braunſchweig entfernt 
find, geſtattet. "Der "Stellvertreter muß fimmbetechtigtes Mitglied, der. Ritz 
terſchaft fern, ind Kan’ nur Eine Stellvertretung übernehmen, U" 
8) Geſetzlich erforderliche Anzahl der Stimmenden. —— 
8. 28.Es kann Feine Wahl von Wahlmaͤnnetn der Stäbte und Land⸗ 
gemeinden und von Abgeordneten der Ritterſchaft gültig’ vorgenommen wir: 
den, wenn nicht mindeflens ‚die Hälfte der Stimmberechtigten, und feine 
Wahl von andern Abgeordneten oder Mahlmännern des gemeinfchaftlichen 
Wahlcollegiums, wenn nicht mindeſtens zwei Drittel der Mitglieder des Wahl: 
collegiums erſchienen ſind. I. 1. | 
Die Stimmberechfigten. werden bei. einer Strafe von 1Rthlr., die Wahls 
männer bei einer Strafe von 3, -Rthle. vorgeladen. 
Iſt nicht die ggefegliche Zahl ‚erfchienen; fo wird ein ‚neuer Wahltag ans 
gefegt, und zwar auf Koſten der nicht geſehlich entfchuldigten Ausgebliebenen. 
Die Behörde, welche die Wahl leitet, .entfcheidet, ob das Ausbleiben ent= 
ſchuldigt fe, nimmt, die, Nichtentfhufdiggen, in die verwirkte Strafe und Ko: 
‚sten, fest diefe feſt und requiritt zu der Beitreibung dag ordentliche zuſtaͤn⸗ 
dige Gericht, ee Se rat . 
0 N Mehrbeit.der Stimmen entſcheidet. — 
$. 29. Die Wahlmänner der Städte und Landgemeinden ‚werden bucch 
refative Stimmenmehrheit, die Abgeordneten und die Wahlmänner des ges 
meinfhaftlihen Wahlcolegiums- durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt; - 
8.30. Hat da, wo abfolute Stimmenmehrheit erforderlich ift, bei der 
erſten Abflimmung Keiner die vorgefchriebene Stimmenzahl; fo find.die drei 
Perfonen, melde die meiften. Stimmen für ſich haben, oder Falls wegen 
Stimmengleichheit eine größere, Zahl in einer folchen Stimmenmehrheit fich 
befünde, drei durch das Loos aus diefen zu beftimmende Perfonen auf eine 
engere Wahl zu bringen, und es iſt unter ihnen zu wählen. — 
Sind bei dieſer zweiten Abſtimmung die Stimmen gleich getheilt; ſo 
entſcheidet das Loos. — Die Art, wie gelooſet werden ſoll, beſtimmt der die 
Wahl Leitende. = 4 * 
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DR ee 10) Abſtimmungen Unbefugter. 

. 8.31... Haben’ Unbefugte mitgeftimmt; fo ift die Wahl nur alsdann 
ungültig, entweder wenn in den Fällen, wo zu Protocoll abgeftimmt ift, nad} 
Abrechnung der von den Unbefugten für den Gemwählten abgegebenen Stim⸗ 
men, dieſer Die gefeglich erforderliche Stimmenmehrheit nicht hat, oder wenn 
bei.den Abflimmungen durch Zettel dem Gewaͤhlten, nad) Abſatz ber von 
den Unbefugten abgegebenen Stimmen von den für ihn. erfolgten Abflimmunz. 
gen,: die geſetzlich ‚erforderliche Stimmenzahl fehlt. Es muß alsdann zu einer 
neuen Wahl gefchritten werben. N ee. en 
ihnen... 525 41) Fehler bei.der Labung.--.: ' 
$..32. ind in..die: gefeglich vorgefchriebenen- Liften: dee Stimmberech— 
tigten. ‚oder Wahlmänner aufgenommene Perfonen zu dem Wahltage gar nicht 
oder nicht ordnungsmäßig vorgeladen; fo ift die Wahl ungültig, wenn bei 
Hinzurechnung der Zahl. der. nicht Vorgeladenen zu der der. Erfchienenen die 
auf den Bewählten gefallene Stimmenzahl nicht dennoch die. erforderliche Ma: 
jorität bildet; ... aim sooo > 

Es ift alsdann ein neuer Mahltag anzufegen. 

— +12) Entſcheidungen in Wahlſachen. 
“a. Beiſden Wahlen der Wahlmänner, und über die Rechte der 
a eg tn. Ci. Waͤhllenden. 

‚8. 33. Ueber Streitigkeiten, Beſchwerden und Reclamationen, welche 
die Rechte der Stimmberechtigten. und Mahlmänner, die Gültigkeit der Wah— 
(em ‚der; Letzteren, fo. wie das. dabei beobachtete Verfahren. ‚betreffen, entſchei— 
det bei der Ritterfchaft und dem. gemeinfchaftlichen Wahlcollegium der drei 
Standesklaſſen der ftändifche Ausſchuß in erſter und letzter Inſtanz, | 
Im ben Städten der Magiftat, j | | 
u Del den Slekenbewohnern, Freifaffen und Bauern das Kreisamt, 
Gegen die Entfcheidungen dieſer Behörden findet, binnen drei Tagen 
vom Tage der Zuftellung, ein Recurs an die diefer zunaͤchſt vorgefegte ad: 
minifttative Behörde Statt, welche in lester Inſtanz entfcheidet. 
er b. Bei der Wahl der Abgeordneten. | 

‚$. 34. Entſtehen Zweifel, Belchwerden und Reclamationen über bie 
Mahl eines Abgeordneten, mögen fie nun die Zuläffigkeit deffelben, die Guͤl— 
tigkeit der Mahl, oder das dabei beobachtete Verfahren betreffen, -jedoch mit 
Ausfhlug der im vorhergehenden Paragraphen. erwähnten Beſchwerden; fo 
entſcheidet daruͤber die Ständeverfammlung iin erſter und letzter Inſtanz. 

Solche Reclamationen und Beſchwerden bei der Staͤndeverſammlung 
ſchriftlich anzubringen; iſt jedem ſtimmberechtigten Landeseinwohner geſtattet; 
dieſelben muͤſſen indeß bei dem. Ausſchuſſe 3 Tage vor der Verſammlung der 
Staͤnde eingereicht werden. | | —F 


83weiter Abſchnitt. 

Von der Wahl der Abgeordneten der drei Standesklafſen. 
J. Von ber Wahlder VWahblmännerder Städte 
EG und Landgemeinden - 

Ä .: MD. Wahlkreife in den größeren Städten. 
$. 35. Jede Stadt und jeder Ländliche Wahlkreis wählt die Wahl⸗ 
männer abgefondert für ſich. — 
In den größeren Städten find nach Ermeſſen des Magiſtrates mehrere 
Wahlkreiſe zu bilden, Behuf der Ernennung der Wahlmänner, und der Ma— 
giſtrat ‚ernennt für jeden diefer Kreife einen Wahlvorſteher aus feiner Mitte, 
Diefe Kreife find dergeftalt zu bilden, daß Feiner unter 8, und feiner über 


31, 
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15 Wahlmaͤnner zu ernennen hat, und zwar foll die Zahl der von jedem 
einzelnen Wahlkreiſe zu ernennenden Wahlmaͤnner, ſo viel thunlich, durch das 
Verhaͤltniß beſtimmt werden, in welchem die Zahl der Stimmberechtigten die⸗ 
ſes einzelnen Kreiſes zu der Geſammtzahl der en und der zu 
ernennenden Wahlmaͤnner ſteht. 

Eine Aenderung der einmal angenommenen Kreiſe hat nur mie landes⸗ 
fuͤrſtlicher Genehmigung Statt. 

ZJebder dieſer einzelnen Kreiſe kann unter allen Wahlbaren der ganzen 
Stadt waͤhlen, und die Stimmberechtigten dieſer verſchiedenen Kreiſe treten 
daher nach ſolchen Zwiſchenraͤumen zuſammen, daß den ſpaͤter Waͤhlenden die 
früher getroffenen Waͤhlen bereits bekannt ſeyn koͤnnen 
2 eiften der Stinimberchtigten und als —— wayldaren: 

F a. Deren Aufſtellung. 

- 8. 36. "Sobald ein. Wahlausfchreiben ergangen fe, — für jede 
Stadtgemeinde und: für jeden Ländlichen Wahlkreis zwei Liften angefertigt, von 
welchen die eine alle RUN EIER, die andere alle als — 
Waͤhlbaren enthaͤlt. 

Dieſe Liſten entwirft in den Städten der Masiftent,. in den Fiecken, 
welche ben. Kreisaͤmtern in adminiſtrativer Nüdficht ‚nicht ‚untergeordnet find, 
die Ortsbehoͤrde, und in den übrigen Sleden und — das Kreisamt, 
mit Suziehüng ber Dutsbehörde. Ä i 

b. Deren Belonntmacdjung. — 
$. 37. Dieſe Liften werden öffentlich angefchlagen ober zur Sf St 
auagelegt, wie dieſes an jedem Orte herkoͤmmlich iſt. — 
6. Reclamationen gegen die eiften. —— 
$..38, Reclamationen gegen dieſe Liſten find an ig; ſie — aber 
binnen den erſten drei Tagen nach deren Bekanntmachung bei, der Behörde, 
welche die Lifte aufgeftellt hat, angebracht werden. 

Später eingehende Reclamationen werden für bie bevorftehende Wahl 
nicht beachtet, und koͤnnen nur die Wirkung haben, daß fie bei kuͤnftigen 
Wahlen beruͤckſichtigt werden. 

d. Abänderung biefer Liften. 

8. 39. Wer einmal in diefe Liſten aufgenommen iſt, fann aus den= 
felben nicht. geſtrichen werden, ohne, daß. ihm der Grund. hiervon von ber. bes 
le Behörde ducch eine fchriftliche Nefolution mitgetheilt ift. 

e, Verfügungen auf. Reclamationen. 

$. 40. Die Verfügungen auf. eingehende Neclamationen find möglichft 
Tchnell, fpateftens binnen drei Zagen, ‚abzugeben, und wenn dieſelben begruͤn— 
det gefunden werden, find bie Liſten fofort zu berichtigen, und. diefe Berich— 
zigungen eben fo, wie die Liſten ſelbſt befannt zu machen. 

8) Leitende Behörden. 

$. 4. Die Einennung: der Wahlmaͤnner wird in ben Städten von 
hen Magifiraten, in den Sleden, welche in abminifttativer und polizeilicher 
Müdficht den Kreisaͤmtern nicht untergeordnet find, durch die Ortsbehoͤrde, in 
Iden übrigen Flecken und Dörfern von den: Kreisämtern, — in beren Auf⸗ 
trage: von dev Ottsbehoͤrde geleitet. 

4, Gehülfen der Beamten. 

$. 42. Bei dem Wahlgefchäfte ſelbſt wird der daſſelbe leitende Beamte 
Yon zwei Gehuͤlfen unterſtuͤtzt, welche in den Städten. aus den Stadtdepus 
firten, in den Fleden und Dörfern aus den Gemeindedeputirten oder. Ortes 
gefchworenen des Wahlkreiſes durch das Loos erwaͤhlt werden, 


x 


- 
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Bleſe haben mit auf bie Befolgung der geſetzchen Ordnung zu ſehen 


und das Protoeoll“ mit zu vollziehen: · 


TE Protocollirung des Geſchaͤftes. 
. 48. Ueber das ganze Wahlgeſchaͤft wird ein Protocolf aufgenommen, 
welches in den Städte Lind den der krelsamtlichen Adminiſtrakton nicht un⸗ 
terworfenen Flecken durch den Magiſtrats⸗Setretair oder einen Notar, in dem. 
übrigen Ländlichen Wahlkteifen von: dert Kfeisbeaniten, went’ diefer die Wahl 
leitet, ſonſt von einem Adtuht‘,; Aubitor ober Amtsvoigt niedergeſchtieben 
Be een ln 
Deſſen Einſicht katin Eeindrir Stiumiberechtigten vetſagt werden. - 
44. Die Ortsbeholde beſtunmt den Ort det Verſammlung det Stimm⸗ 
berechtigten, und ſetzt aͤgleich den Wahltag, jedoch alſo an, baß er 14Tage 


nach Bekanntmachung ‚der Liſten faͤllt, und ladet dazu‘ jeden in denſelben 
Berzeichnete dürch eine, nad) dem untet A. anliegenden Formulare verfaßte, 


Ladung dot, 


"Die Behaͤndigung diefer Ladung muß ſpaͤteſtens drei Tage vor dem an: 
AI 
N Wahihandiung, 
3 Einleitung des Geſchaͤftes. 


45. Die Wahlhandlung beginnt. damit, daß ‚der. Wahlvotflcher die 
Erſchienenen nach der Waͤhlerliſte aufruft und Diefelben ſich durch, ‚die ihnen 
behändigten Ladungen legitimiren läßt, alle Unbefugte entfernt, und nachzählt, 
ob zwei: Drittel, den in der Liſte Verzeichneten erſchienen find, 
Iſt dieſes der Fallz fo wird den Anweſenden ber Zweck ihrer Verſamm⸗ 
lung, ſo wie der Inhalt der Liſte der Waͤhlbaren nochmals bekannt gemacht, 
fie leiſten die”$...25. vorgeſchriebene Verſicherung, und ſchreiten alsdann zu 
der Abſtimmungg. Ri a, a ae 
a u... b Abſtimmung. 

A. In. den Städten. _ | Ä 
8:46, In den Städten geſchieht die. Abſtimmung durch verfchloffene 


Zettel, und wenn mehrere Wahlmänner zu ernennen find, wird jeder Eins 


zelne durch eine befondere Abftimmung gewählt, „Die Wahlzettel muͤſſen Na⸗ 
mei, Stand und Wohnort des Gewählten enthalten. : Diefelden werden von. 
dem Wahlvorſteher im einer Urne gefammelt, mit. laufenden Nummern ver⸗ 
ſehen, alsdann geöffnet, laut verleſen, und bei jedem der Gewaͤhlten wird. die 
Zahl der auf ihn gefallenen: Stimmen duch Verzeichnung der baufenden 
Nummern der Wahlzettel bei demſelben zu Protocoll genommen. Es ſieht 
— Stimmberechtigten frei, ihre Stimme muͤndlich zu Protocoll 
zu geben. ".n. — Br Ed 
Mathdem die Gehälfen des Wahlvorſtehers durch Einficht der Zettel und 
Vergleichung derſelben mit dem Protocolfe ſich von der Richtigkeit der Ein⸗ 
tragung vergewiſſert haben, werden die Zettel vernichtet, und außer dem Wahl⸗ 
vorſteher, deſſen Gehuͤlfen und dem Protocollfuͤhrer darf ſie Niemand einſehen. 
$. 47. Wahlzettel, weiche die Perſon des Vorgeſchlagenen nicht hin— 
laͤnglich bezeichnen, oder in welchen ein für dieſe Klaſſe offenbar nicht Waͤhl⸗ 
barer vorgeſchlagen iſt, werden als Vorſchlag nicht beachtet, und die Stimme 
des Ausſtellers wird der Mehrheit zugezaͤhlt, infofern derſelbe nicht bei der 
Ableſung des Wahlzettels defjen Inhalt erläutern oder berichtigen follte. 
B. Sn den Flecken und Dörfern. 
8.48. In den Sleden und Dörfern vernimmt der die Wahl Leitende 
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die Stimmberechtigten — und in Abweſenheit der uͤbrigen zu Protocoll, 
und laͤßt die Abſtimmung eines Jeden von ihm unterzeichnen. 
ec. Bekanntmachung bes Gewaͤhlten und deſſen Legitimation. 

9.49; ‚Der. Gewählte wird der Verfammlung bekannt gemacht, und 
erhält von dem MWahlvorfteher eine nad dem Formnulare Anlage B., aus: 
geftellte Urkunde zu feiner, Legitimation. Be : 
ee u, Ungeige ‚der. Wahn hei ber betreffenden Behoͤrde. 
8. 50. Zugleich zeigen die Wahlbvorſteher der ſtaͤdtiſchen Diſtricte dem 
Magifteate, die Ortsvorſteher der Fleden und Dörfer dem Kreisamte bie 
erfolgte Wahl an, und dieſe Behoͤrden fertigen. eine Lifte aller ernannten 
Wahlmaͤnner, ſo wie derer, welche, von Amtswegen Wahlmänner find, ihres 
Stadt⸗ oder Amtsbezirkes: an,. welche fie an die Kreisdirection einfenden, 

Für die, Städte Braunſchweig, Wolfenbuͤttel und Helmſtedt it eine 
ie Mittheilung an die ‚Kreisdirestion nicht erforderlich. 

9. Erloͤſchen des Wahlrech ts der Wahlmaͤnner. 

A 51. Sobald die Wahlmanner die Abgeordneten und deren Stelle. 
vertreter aus ihrer Standesklaſſe, fo wie die. zu dem, gemeinſchaftlichen Wahl⸗ 
collegium der drei Standesklaffen abzuordnenden Wahlmänner auf eine guͤl⸗ 
tige Art gewählt haben, erlifcht ihre Wahlberechtigung, und zu jeder neuen 
Mahl müfjen neue Wahlmännet einannt werden. 

‚. „Ausgenommen find die Fälle, wo eine gültige Wahl keine Folge hatz 
in dieſen find dieſelben animanner. zu der Wahi Rn); and. der Präß 
dent fest einen neuen Wahitag an. | 

Dieſe Ausgenommenen Faͤlle find: RUE meter 

1) wenn: Vater und Sohn "zugleich als Ysgborbnete” getwähte find; 

2) wenn Jemand sum u von mehreren Bapkallgien er⸗ 
nannt iſt; =" 

3) wenn der Ausſchuß oder die Standeveiſammlung⸗ vor Eroͤffnung des. 
Landtages entweder die von einem Abgeordneten vorgebrachten Ab: 
Iehnungsgründe für genuͤgend erklärt, ober die Ausfchliefung eines 
Abgeordneten als Strafe‘ verfügt; 

—— wenn Staatsbeamte, active Militairs, Geiſtliche oder Schuldiener 
als Abgeordnete gewaͤhlt werden, und die Landesregierung ihnen die 
Erlaubniß, die Wahl anzunehmen, verſagt. 

Sobald "der: frändifche Ausſchuß erſieht, dab Water und: Sohn zu Ab⸗ 
geordneten gewaͤhlt ſind, wird er dieſelben auffordern, ſich binnen drei Tagen 
daruͤber: wer von ihnen die Wahl annehmen wolle? zu erklären, und Falls; 
diefe Erklärung nicht: eingeht, davon dem Staatsminiſterium Anzeige machen, 
welches -ftate des Sohnes, oder fonft ſtatt des Zuruͤcktretenden, einen a 
Adgeordnetin wählen: läßt; 

Den von mehreren Wahlcollegien gewaͤhlten Abgeordneten fordert der 
Ausſchuß auf, ſich daruͤber binnen drei Tagen zu erklaͤren: welche Wahl er 
annehmen wolle? — beſtimmit, Falls dieſe Erklärung nicht erfolgt, für mel 
ches MWahlcolegium der Abgeordnete die Wahl anzunehmen habe, und macht 
dem Staatsminiſterium Anzeige, welches Wahlcollegtum von Neuem zu Bu 
len hat, worauf jenes die.neue Wahl anordnet. 

U. Wahl ber Bee der drei Stan: 

bestlaffen. 

15 Wahlcollegien. 

$. 52. Die Stimmberechtigten des vitterfchaftlichen Wahlbezirkes, die 

Wahlmaͤnner jedes ftädtifchen oder ländlichen Wahlbezirkes bilden das Mahl: 


collegium befjelben. 
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Alein fin der Stadt Braunſchweig follen aus den ernannten Wahlman⸗ 
nem drei gleiche Wahlcollegien gebildet‘ werben, in melde die ffimmführenden 
Mitglieder des Magiftrates ſich dergeſtalt vertheiten, daß ſie nur in einer dies - 
fer Abtheilinigen ſtimmen. Jede Abtheilung waͤhlt zwei Abgeordnete und 
zwar in ſolchen Zwiſchenraͤumen, daß ihr bie bereits Gewaͤhlten bekannt ſeyn 
koͤnnen. Fo —— — 

2) Liſten der Wählenden und Waͤhlbaren. 
$. 53. Vor der Wahl det Abgeordneten werden abgefondert für den 
ritterfchaftlichen, für jeden ſtaͤdtiſchen, für jeden laͤndlichen Wahlbezirk zwei 
Liften angefertigt. — —— 
Die erfte, enthält bei der Ritterſchaft alle Stimmberechtigte, ‚bei den 
ftädtifchen und ländlihen Wahlbezirken alle Wahlmähner. 
* Die zweite enthält alle als Abgeordnete Waͤhlbare des Bezirks. 
$. 54. Diefe Liften werden: 
fuͤr die Nitterfchaft von dem fländifchen Ausfhuffe, 
für die ftädtifchen und ländlichen Wahlbezirke von den Kreisdirectio⸗ 
nen, und nur in den Städten Braunſchweig, Wolfenbüttel und 
Helmftedt von dem Magiftrate aufgeftelt. = 
— Bekanntmachung dieſer Liſten. 
$. 55. Die betreffenden Behörden machen dieſe Liſten durch ein oͤffent⸗ 
liches Blatt bekannt, und fordern zugleic alle diejenigen auf, welche Recla⸗ 
mationen gegen dieſelben zu haben glauben, ſolche binnen drei Tagen, vom 
Tage der Bekanntmachung an, geltend zu machen, und ed gelten, hinſicht⸗ 
ich diefer Liſten und Reclamationen, die $$. 38. 39. und 40. feflgefegten 
Beftimmungen. Die betreffende Behoͤrde theilt diefe Kiffen mit dem etwa 
“erfolgten Verichtigungen dem Präfidenten des Wahlcollegiums zeitig mit, 
5 3) Deren Präfidenten. era 
$. 56. Das Verfahren bei den Wahlcollegien wird durch Praͤſidenten 
geleitet. Dieſe werden von der Landesregierung ernannt. Der Praͤſident des 
ritterſchaftlichen Wahlcollegiums ift aus deffen Mitgliedern zu nehmen. Stimm⸗ 
führende Magiftratsmitglieder und Kreisbeamte können nicht. Präfidenten des 

Mahlcollegiums feyn, in deffen Bezirke fie angeftellt find, 

4) Beifiger des Präfidenten. . 
$. 57. Der Präfident wählt fi) aus den Mitgliedern des MWahlcolfes 
giums zwei Beifiger, welche ihn unterftügen, auf die Befolgung der gefeglis 
chen Vorſchriften mit achten und das Protocoll mit unterzeichnen. 

5) Protocollfuͤhrung. — 

"8:58, Ueber das ganze Wahlgeſchaͤft wird. ein Protocoll aufgenom⸗ 
men, und zwar: un 

„bei der Ritterſchaft von dem Landſyndieus; 
in den Staͤdten von einem Magiſtrats-Secretair oder Notar; 
in den laͤndlichen Wahlcollegien von einem zu dieſem Geſchaͤfte von 
der Landesregierung committirten Actuar oder Protocollfuͤhrer. 
| 6) Wahlta'g ES Fa 
59. Sobald die Kiften der Stimmberehtigten, Wahlmaͤnner und 
Waͤhlbaren publicirt find, fest der Präfident des Wahlcollegiums den: Wahl 
tag am, zwifchen weldhem und der Publication der Liſten jedoch mindeftens 
14 Zage liegen müffen, beftimmt zugleich den Dre der Verſammlung, und 
ladet die Stimmberechtigten und Wahlmänner duch eine, in einem oͤffentli— 
en Blatte bekannt zu machende, und zugleich dürch ſchriftliche Labung vor. 
Dieſe Ladung muß den Mitgliedern der Ritterſchaft ſpaͤteſtens 4 Tage, 
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den Mitgliedern ber ſtaͤdtiſchen und landlichen But oitfeng 2 Tage 
vor Pre hehaͤndigt werden. 

Die Inſinuation der fhriftfighen- Ladung. geſchieht: 

a der R zitterſchaft durch die Kreisaͤmter, und zwar durch Ablieferu 
auf dem ehren Oi Gute, inſofern nicht der Stimmberech 
tigte bem ftändifchen Ausfchuffe einen andern Im Kande belegenen 
Wohnſitz angezeigt Hat; 

in den Städten duch den Ma giſtrat; | 

in ben Flecken und Doͤrfern die Kreisämter, 

$. 61. "In der Megel foll das vitterfchaftliche Wahleofegium zu Braune 

ſchweig in dem landſchaftlichen Haufe ſich verſammeln. 
Die Wahlcollegien der aus mehreren Städten zuſammgeſetzten ftäbtifchen, 
und ber aus. mehreren ‚Kreisämtern zufammengefegtsn Ländlichen Wahlkreiſe 
ſollen in der Regel abwechſelnd in einer der Staͤdte und einem der Kreisaͤmter 
zuſammenkommen. 

.$..62. Fuͤr die ftäbtifchen und ländlichen Wahltollegien iſt der Wahl: 
fag auf einen Sonntag anzufegen, Das Collegium wohnt zuvoͤrderſt dem 
Gottesdienfte bei, In welchem eine der Feierlichkeit der Handlung angemeſſene 
Predigt gehalten wird, 

Zu diefem Ende hat ber Präfident des Wahlcollegiums dem herzoglichen 
Konfiftorium Anzeige von dem angelegten — zu machen, und dieſes 
die erforderlichen rg zu ertheilen. 

Wahlhandlung 

u 63. Das‘ Sefaäft wird damit eröffnet, F ber Praͤſident bie Mit⸗ 
glieber des Wahlcollegiums nach der Liſte aufruft, dieſelben durch Vorzeigung 
der Inſinuations-Documente, und die ernannten Wahlmaͤnner zugleich durch 
die dieſen ausgeſtellten Legitimationsurkunden, ſich legitimiren laͤßt, die Un— 
befugten entfernt, und nachzaͤhlt, ob zwei Drittel der Mitglieder des Colle— 
— erſchienen ſind. 

‚Sind. dieſe anweſend; fo wird ihnen der Zweck der Verſammlung, fo 
wie die Liſte der Waͤhlbaren bekannt gemacht, ſodann leiſten die Anweſenden 
das, 8. 26. vorgeſchriebene Angeloͤbniß, und es wird bei der Abſtimmung 
eben fo verfahren, wie dieſes für die ſtaͤdtiſchen Wahlmaͤnner vorgeſchrieben iſt. 

8) Legitimationsurkunden und Berichte über die Wahl. 

8. 64. Der Gewaͤhlte wird der Verſammlung bekannt gemacht, der 
Praͤſident ſtellt ihm eine Urkunde, nach dem Formulare unter ©,, zu feiner 
Legitimation aus, laͤßt die erfolgte Wahl in. die braunfehweigifchen. ‚Anzeigen 
einrüden, und macht von der Wahl ſowohl der Randesregierung, als auch) 
dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe Anzeige, ſendet letzterm auch die aufgenommenen 
Protocolle ein, | 

9) Wahl der Gtellvertrerer. ' 
$. 66. Nachdem ‚die Wahl der Abgeordneten porgenommen g, ih 
die ber Stellvertreter auf ganz gleiche Weile. 


—  Deitter: Abſchnitt. 
Bon ber Mahl der frei gewaͤhlten Abgeordneten. 

N LBon ben Bahblmännerm . 

N Genennuns der Wahlmänner des. gemeinfpaftlihen Wahl: 
Collegium 1. 

8... 66. Nachdem ‚bie Wapı der Stelloertreter der Abgeordneten beens 
digt we ernennt jedes Wahlcolleglum die: Wahlmaͤnner, welche daſſolbe mach 
$. 13, den Landfchaftsordnung. zu ‚dem, ermeiufwoftigen IE 
drei Standegllaſfen abzugpbnen ‚ba. 
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2) Verfahren bei den Wahlen. 

8. 67. Der Präfident, welcher die Wahl ber Abgeordneten geleitet hat, 
leitet auch die Wahlen diefer Wahlmänner, und es wird bei denfelben eben 
fo verfahren, mie bei den Wahlen der Abgeorbneten, jedoch foll die dem Ge⸗ 
waͤhlten zuzuſtellende Urkunde nach dem Formulare D. abgefaßt fepn. | 


DU, Wahl der Abgeordneten 
1) Bildung bes Wahlcollegiums. 

8. 68. Diefe 10 ritterfhafttichen, 42 ftäbtifhen und 10 Ländlichen 

MWahlmänner bilden ein Wahlcollegium. 
2) Präfident, Beifiger und Protocollführer. 
| $. 69. Sobald die Negierung die Anzeige von den beemdigten Wahlen 
erhalten hat, ernennt fie den Präfidenten dieſes Mahlcollegiums, läßt dem⸗ 
felben die Lifte der Gewaͤhlten zufertigen, diefer wählt ſich aus derſelben brei 
Beifiger, nämlich einen aus jeder Standesklaſſe, und bie Protocollführung 
heforgt der Landfyndicus, 
8) Wahltag. f 

$. 70. Der Präfident fest, nad) feiner Ernennung, fofort den Wahltag 
an, und verführt bei der Vorladung der Wahlmänner eben fo, wie biefes fr 
die übrigen, Wahlcollegien vorgefchrieben iflz es find jedoc, die Ladungen ſpaͤ⸗ 
teftens 6 Tage vor dem angefesten Zermine den Wahlmännern zu behändis 
en. In der Megel fol fi diefes Wahlcollegium in Braunſchweig ver 
—— 

4) Wahlhanblung. 

$. 74. Bei der Wahl der Abgeordneten verfährt der Präfident bei der 
Eröffnung des Gefchäftes eben fo, wie bei den übrigen Mahlcollegien ($. 52.), 
und erinnert an die hohe Wichtigkeit der vorzunehmenden Handlung, und an 
die Pflicht jedes MWählenden, nur Männern von erprobter Mechtlichkeit und 
Einfiht feine Stimme zu geben, 

Hierauf werden zuvörderft die beiden Abgeordneten, welche ber höheren 
Geiſllichkeit angehoͤren muͤſſen, und zwar dieſe, ſo wie noch vier Abgeordnete 
qus den auf Lebenszeit ernannten zwölf Praͤlaten, und nur, inſofern dieſe 
nicht vorhanden ſind, oder aus geſetzlichen Gruͤnden im Voraus erklaͤrt haben, 
die Wahl ablehnen zu wollen, aus einer von dem Staatsminiſterium aufge 
ftellten, die vorhandenen und gefeglich nicht entſchuldigten Prälaten umfaſſen⸗ 
den Lifte von zwölf Perfonen dergeſtalt gewählt, daß die Webrigbfeibenden zu 
Stellvertretern ber gewählten Abgeordneten ernannt werden, _ Sollten von Diss 
‘fen Perfonen mehr als fechs zu Abgeordneten gewählt ſeyn; fo Fönnen bie 
fehlenden Stellvertreter aus allen den Perfonen, welche überhaupt waͤhlhar 
find, — werden. 

:e Dei den uͤbrigen LO Abgeordneten hat das Wahlcolleglum ſich 
zu vergewiſſern, daß die Gewaͤhlten die ‚allgemeinen, — * —— 
Ggenſchaften haben. (Vergl. Landſch.⸗Ordn. $. 71— 75.) 

Bei der Abſtimmung felbſt, der Ausſtellung der Urkunden für die Ge— 
wählten, dev Bekanntmachung der Wählen, deren Anzeige, der Abgebung di 
Deotocolle und der Wahl der Stellvertreter wird übrigens eben fo * 
wie her pe übrigen ‚Abgeordneten, au 

Wuͤrde indeß bei der Abftimmung ſich feine abfolute Sti j 
ergeben; fo Eönnen diejenigen, welche die veshältnlprnäein — 
haben, auf eine ‚engere Wahl mur dann gehracht iverden, wenn mindefteng 
i give derſelben ein Drittel der abgegebenen Stimmen für fi haben. Märe 

diefes nicht der Fallz ſo wird von Meuem gewaͤhlt, ————— 
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73 Die Wahlmänner, welche zur Mahl der ſtaͤbtiſchen oder laͤnd⸗ 
lichen Abgeorditeten ſich am einen anderen Drt begeben muͤſſen, erhalten auf 
Verlangen aus den Kaffen der Gemeinden, welche fie vertreten, eine billige 
Entfhädigung für die aufgewendeten Reiſe- und Zehrungskoften. 

‚Außerdem haben weder Wahlmänner noch Stimmberechtigte einen An: 
ſpruch aufi Erfag;;der ihnen, ducch die Wahlhandlung etwa veranlaßten. Koften, 
mit Ausnahme des $. 28, bemerkten: Falles, un 

$. 74. Die ftädtifchen und Ländlichen Wahlmänner, welche Behuf der 
Wahl der freigemählten. Abgeordneten ſich in einem andern Orte verfammeln, 
erhalten diefelben Diäten und Reiſekoſten, wie die Abgeordneten, aus ber 
Staatskaſſſee. er 

875 Die Koften, welche duch die Gefchäftsführung der Verwak 
trungsbehoͤrden bei den. Wahlen veranlaßt worden, tragen die Staatskaſſen. 





En . 21. 
Herz ogthbum Naſſau. 


| Wenige von den Heinern teutfchen Staaten erlebten in den lebten 
‚Sahrzehnten fo wichtige politifche Veränderungen, als das nunmehrige 
‚Herzogthum Naſſau. Bis zum 24. März 1816, wo mit dem Tode 
des Herzogs, Friedrich. Auguft zu Naffau = Ufingen die Linie Ufingen er 
loſch, und der Herzog Wilhelm von Naffau = Weilburg in den: gefamms 
ten Ländern beider Linien nachfolgte, war nicht nur das Befisthum bier 
fer Altern Hauptlinie des. Haufes Naffau (denn die jüngere Hatptlinie 
‚ ‚gelangte im Jahre 1814 zur Föniglichen Würde in den Niederlanden) 
‚unter zwei regierende Fuͤrſten getheilt, fondern auch, unter dem. Wechfel 
der politifchen Verhältniffe feit dem franzöfifchen Nevolutionskriege, in 
"welchem das Haus Naffau feine Üüberrheinifchen Befigungen verlor, theils 
"indem Reichsdeputatibnshauptbeſchluſſe, theils bei der Stiftung des Rhein 
‚bundes, theils auf und nad dem Wiener Congreffe, durch befonbere 
Verträge mit Preußen (31. Mai 1815) und NaffausDranien (24. Juli 
4814), fehr verändert, im Ganzen aber wefentlich vergrößert, und, aus 
ſehr verfchiedenen: geographiichen Beftandtheilen: zu Einem. in fich: abge: 
ruͤndeten Staatskoͤrper vereinigt’ worden. — — 
Noch vor der Eröffnung des Wiener Congreſſes erhielt, durch Na: 
tent der, damals regierenden beiden Fürften vom 2. Sept. 1814, das 
Herzogthum eine octroirte Verfaffung. (die, erfte, nach der. Auflöfung 
des Rheinbundes, auf teutfchem Boden), und im. Jahre 1816 eine, bie 
gefammte innere Verwaltung neu geftaltende, politifche Organiſation. 
7° Wenn unter "den Beinern teutfchen Staaten "(wohin "in pubticiftifthe 
ſtatiſtiſcher Hinficht. alle gehören, deren. Bevölkerungszahl. Feine halbe Mil 
lion erreicht) das Herzogthum Naffau das einzige ift, in welchem das 
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fogenatnte Zweikammernſyſtem beſteht; ſo darf man nicht vergeſ⸗ 
fen, daß im Verhältniffe: zur Größe des Landes — in dieſem Herzog - 
thunie viele bormallge teichöummittelbare Stände, der Souverainetät bes 
Herzogs,, unter eele; worden waren, , ‚welchen ein ee in ber er⸗ 
fien. Kammer, er 
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| ir, Friedrich Auguf, von Gottes Gnaden louberainer Herzog zu 

Naſſau ac. ac nbant . 
Wir Ba Bilelm; von. Gottes. Gnaden ſouverainer Fuͤrſt zu 
aſſau ze. au} 3; 
Ruf ‚während: der —— ungluͤcklichen Zeit fremder Oberherr⸗ 
ſchaft in teutſchenLandsn, sa fortdauernden Bedruͤckungen der Gewalt in 
auswärtigen: Stantegeihätmiffeny wodurch Wir mit. Unfern- Unterthanen und 
Angehörigen imgleichen. Maske, mie alle teytfhe. Staaten, gelitten‘ haben, 
ſtats und immer‘ bedacht: Ten, ‚die, nad) dem. Rathſchluß der goͤttlichen 
Vorſehung Uns anvertraute, unbeſchraͤnkte Regierungswirkſamkeit, ſammt dem 
Recht der Geſetzgebung, dahin zu verwalten, daß in dieſer ſchwierigen Lage, 
ſo weit es die Umſtaͤude erlaubten, nicht allein die bürgerliche Freiheit 
Unſrer Unterthanen moͤhlichſt geſichert und die politifche Gleichheit dere 
felben .von dem Gefeg aufrecht ‚gehalten, ſondern auch der Grund zu eince 
Eünftigen, .auf diefen beiden Stügpuncten ruhenden, Vers 
faffung. gelegt wurde, ‚daten volle Ausbildung Mir, im zuverfi chtlichen 
Vorgefuͤhl einer nahen gluͤcklichen Veraͤnderung in den geſpannten europäls 
ſchen Staatenverhaͤltniſſen, mit dem Eintritte derſelben erwarteten. m 
Von dieſer Abficht ausgehend und von folchen Beweggruͤnden geleitet, 
haben Wir bis hieher die vollkommenſte Duldung religioͤſer Meinungen. und 
Uebung. jedes Gottesdienſtes in Unſern Landen gehandhabt seben..fo: die 
freie Aeußerung politiſcher Meinungen, ſo weit auswaͤrtige Staatsruͤckſichten 
nicht einer Beſchraͤnkung verlangten. Wir, haben, in landesherrlichen Edicten, 
UnſermaUnterthanen und sStaatsangehörigen den freien Abzug mit ihrem 
Vermögen, nach. erfllter. Militairpflicht, in alle diejenigen Stänten zugeftan- 
den,..wo ‚gleiche. Abzugsfreiheit in Unfer Gebiet ;geflatfet wird... Wir haben 
die Leibeigenfchaft von Grund aus in.Unferm Herzogthume getilgt, den Frohn— 
und Dienſtzwang, unter ‚Schadloshaltung der. Dienfiherren,,: .gelöfet, Eörperliz 
che BZüchtigungen als Strafmittel abgeſtellt, erbliche Vorrechte auf hoͤhere 
Stantsämter nicht anerkannt: nielmehr aus allen Ständen. zu den. oberfien 
Civil = .und. Mititairftellen berufen, wer Uns dazu tüchtig erfchien. . Die:-Su: 
ftigpflege.. wurde, unabhängig von Uns, durch die angeordneten Juſtizbehoͤrden 
verwaltet. Wir; haben: Unfern Iandesherrlichen Fiscus den Gerichtshoͤfen un⸗ 
tergeordnot und Uns: des Rechts, augeftellte Staatsdiener willkuͤhrlich zu ent— 
laſſen, begeben. Wir haben die. freie Benutzung des Grundeigenthums unter 
den Schuß. ſchirmender Geſetzen geſtellt, das Recht der: Wildbahn: und alle, 
den Anbau des Bodens flörende, MWeidegerechtfame bis zur ünſchaͤdlichkeit 
befchränt;. die Abloͤſung der, Behnten, Grundbelaftungen und Servituten, vor 
bereitet,: fo wie die Vertheilung gemeinheitlicher Allmenden im. Voraus er⸗ 
leichtertz endlich ‚für „die Einführung einer völligen Gewerbefreiheit vorbereiz . 
tende Maaßregeln ‚getroffen: Mir. haben Eeine Abgaben von Unſern Unter: 
thanen erhoben, außer fuͤr Bedürfniffe des Staates; Wir ‚haben. verordnet, 
daß ein Jeder dazu beitrage, nach. dem Manfftabe feines. reinen. Einfom; 
Be daß einzelnen Ständen oder Perfonen Eeine Auge Tea davon 
; 6 
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belaſſen werden. Wir haben, in dringenden Finanzangelegenheiten, Domal⸗ 
nen Unſers Hauſes zum Vortheil der Staatskaſſe vergußert, indem es Uns 
nicht als eine Aufopferung erſchien, was von Unſerm Familiengut zur Wohl⸗ 
fahrt des Landes verwendet wurde. 

Wir waren belohnt durch dns Bewußtſeyn, zum: öffentlichen Mohr 
Unfre Regierungsrechte fo zu verwalten, durch die oft. und in unzweifelhaften. 
Aeußerungen zu Unſrer Kenntniß gekommene treue Anhaͤnglichkeit Unſrer Uns 
terthanen, weniger nicht, durch den gluͤcklichen Erfolg Unſrer Bemuͤhungen, 
worin die Uns Angehorigen, unter mancherlei ſchwierigen Verhaͤltniſſen, Schutz 
und weſentliche Vortheile, mit Auszeichnung fogar, nicht ſelten gefunden 
haben. Der. [hönfte ‚Kohn aber wurde. Uns. zu Theil, . als Wir Und. durch 
die Wirkungen diefer Verwaltungsmeife in den Stand gefest fahen,. dem. gro⸗ 
fen, gegen die, von unbegrenztem Chrgeize verfuchte, . Aufrichtung einer Alleins 
herrfchaft in. Europa, mit der. ganzen Kraft des, Unſrer Regierung unterges, 
benen, teutfchen Staatsgebietes beizutreten,: und als Wir, in. dem: ruhmwuͤr⸗ 
digen Eifer Unſrer Unterthanen, für. ded gemeinfamen teutſchen Vaterländes 
Wiederherſtellung zur Freiheit und Unabhängigkeit. Mittel: fanden, ein mehr 
reres fogar für.:diefen großen Zweck aufzubieten, als Uns, nach * aͤbgee 
ſchloſſenen Verträgen, zu leiſten oblag. 

Wir haben Unſern Unterthanen bei ‚andern Vevanfaffimgen‘. "sffenttih 
dafuͤr gedankt, und erneuern auch jetzt gern dieſen Ausdruck Unſers Gefuͤh— 
les. Sie haben ihr Recht auf eine ſelbſtſtaͤndige und ehrenhafte Stellung 
- unter den verwandten Stämmen des teutſchen Volkes, im künftigen teut⸗ 
fhen Staatenvereine, fich befeftigt, und Wie finden und bewogen, die Ans 
erfennung dieſes Rechts, durch die dauerhafte Begründung einer eigen» 
thuͤmlichen Verfaſſung, noch mehr ihnen alfenthalben zu verfichern. 
Mir haben den Augenblid erlangter Befreiung von dem Uebergewicht frem⸗ 
den Einfluffes dazu benußt, die, im Gefolge des aufgedrungenen Continens 
talſyſtems :bei Uns nothwendig gewordenen, Beſchraͤnkungen .des Handels und 
einiger Gewerbe wieder aufzuheben; die Anftalt allgemeinere Bewaffnung, mit 
Unterdruͤckung der, bei dem frühen Militairſyſteme beftandenen, Militairdis- 
penfationstaren, auf eine feftbeftimmte und bleibende Weife in Unferm Hevs 
zogthum einzufühen, “auch die vormalige Freiheit des Buchhandels. und der 
Druderpreffen, mit Beſchraͤnkung des Nachdrucks zum Vortheil teutfcher 
Schriftftellfer und Verleger jedoch, Unfern Unterthanen zurüdgegeben. . Die 
fortdauernde Wirkung dieſer Gefege und conftitutionellen Einrichtungen ſtehen 
unter dem erhabenen Schuge der verbündeten Mächte; nach deren weifen, das 
Wohl der. Nationen -befeftigenden, Belchlüffen ihnen von außen die beruhis 
gende Gewaͤhrleiſtung der, mit Gerechtigkeit vereinten, Stärke auch forthin 
verbleiben wird. Es tft. alfo nur übrig, Allem, was für die Einführung. einer 
liberalen, den Beduͤrfniſſen Unſrer Zeit und Unferss Staates. enitfprechenden 
Verfaſſung, in Unferm Herzogthume entweder ſchon geſchehen iſt, oder noch 
erforderlich ſeyn wird, auch eine gleich. kraͤftige Gewaͤhrleiſtung im Innern zu 
geben, welche Wir in der Errichtung von Landſtaͤnden gefunden zu 
haben glauben duͤrfen. 

Indem Wir Unſern Landſtaͤnden die Bewahrung j jener angeführten Grunde 
lagen fowohl, wie die weitere Ausbildung einer folchem eigenthümlichen Lanz 
desverfaffung übertragen, überlaffen Wir Uns der Hoffnung, biefelben gegen 
den MWechfel.allee Dinge, welchem gefegliche . Einrichtungen, in rein monars 
chiſchen Staatsformen mehr, mie andermärts, unterworfen find, nach Möge 
lichkeit, auf diefer Seite ſicher geftellt zu haben, Außerdem werden Wir 
von der Abſicht geleitet, den Standes und Grundherren Unfers Herzogthums, 
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deren vormalige unmittelbate Reichsgebiete, im Laufe der Ereigniffe, Unſrer 
Oberherrlichkeit und Regierung untergeben worden find, einen verhältnigmäßie 
gen Einfluß auf die eigenthyümlihe Gefesgebung und Ber» 
waltung Unfers Staates, als erbliches Votrecht, zuzuſi ichern, und auf dieſe 

Art ihnen einen verfaſſungsmaͤßigen Wirkungskreis zu eroͤffnen, in welchem 
fie für des Landes und ihrer: vormaligen Unterthanen Wohlfahrt thaͤtig ſeyn 
tönnen; und wodurch Billige. Anfprinhe befriedigt werden, ohne die zum Flor 
Unfers vereinigten Herzogthumeerforberlfche, und Unfern ſaͤmmtlichen Untew 
trethanen in gleihem Maaße wohlthätige,. Einheit in der Landesyefesgebung 
und: Vereinfachung der Verwaltung und Verwaltungsform zu ſtoͤren, deren 
glücklichen Folgen ſich Alle, wie Wir ſehnlichſt wuͤnſchen und hoffen, in ben 
fommenden’: ruhigen Zeiten noch. mehr erfreuen werden, als bisher unter min⸗ 
der guͤnſtigen aͤußern BVerhältniffen- gefhehen Eönnte, . 

Hiernach haben Wir. befchlöffen und verordnen, wie nachfolgt: 

$. 1. Die Landſtaͤnde Unfers Herzogthums find zufammengefegt aus 
Mitgliedern der Hetvendant und Landesdeputirten, welde in 
abgefonderten Sigungen "fich' verfarnmeln. Die Mitglieder der Hers 
renbank wetden von Uns auf Lebenszeit oder erbtich ernannt, die Landes 
deputicten aber von den Vorſtehern der Geiftlichfeit und höhern Lehranſtal⸗ 
ten, von ben begütertfien Landeigenthümern ‘and von den Inhabern größeres 
Gewerbe, in dem. meiter unten. beſtimmten Verhaͤltniß, und in Gemaͤßheit 
der darüber ertheilten Vorſchriften, erwaͤhlt. 

6:2. Die politiſche Stellung Unſrer Landſtaͤnde im Allgemeinen und 
im Beſondern, ſo wie auch die vollſtaͤndige Bezeichnung besjenigen Antheils, 
den: Wir ihnen an allen Zweigen der Geſetzgebung einraͤumen koͤnnen und 
werden ,: hängt‘ mit. von den zu etwartenden nähern Beflimmungen Unfter 
und Unfers Herzogthums Verhältniffe zu den Eünftigen Gefammtvereine der 
teutſchen Staaten ab, Vorlaͤufig alſo, und bis zu hiernaͤchſt erfolgender 
nachtraͤglichen Verordnung, ‚erklären Wir hiermit und berfprechen, für Uns 
und Unſre Regierungsnachfolger 'unabänderlich und für alle Zukunft verbinde: 
lich: daß Mir. die. Sicherheit. des Eigenthums und der perfönlichen Freiheit 
unter die mitfoirkende Gemäprleiftung Unſrer Landftande ftellen. Sie follen 
darüber wachen: und- darauf zu halten: befugt ſeyn, daß die freie Wirkſamkeit 
der oberften- Suftigbehörden niemals befchränft werde, daß willführliche Wers 
baftungen, ohne vechtliches Verfahren nach den beftehenden Gefegen, nie und 
auf. keine Weiſe Statt: finden; auch daß feiner Unfrer Unterthanen jemals 
feinem gewöhnlichen Gerichtsſtande und durch die Gefege vorher beftimmten 
ordentlichen Nichter, durch :außerordentlihe Maafregeln, entzogen werde, Zu 
dem Ende legen Wir fofort Unfern Landſtaͤnden nachfolgende Rechte bei: 

3) Ohne ihre Einwilligung fol an den, in dem Eingange des gegenmwär- 
tigen Edicts erwaͤhnten, die Aufrechthaltung der bürgerlichen und Ge: 
werbefreiheit, fo wie die Gleichheit der Abgaben bezwedenden Geſetzen 
und Einrichtungen, weder von Uns noch von Unfern Regierungsnach⸗ 

folgern, zur Beſchraͤnkung der darin beſtimmten Rechte, jemals einige 
Abaͤnderung verfügt werden, Ueberdies follen wichtige, das Eigenthum, 
die perſoͤnliche Freiheit und WVerfaffung betreffende, neue Landes: 
gefege nicht ohne den Rath und die Zuftimmung der Landftände 
eingeführt werben. 

2) Sie können Uns Borfäläge zu Abänderung beſtehender und Ein- 

fuͤhrung neuer Gefege überreichen, allgemeine und befondere Beſchwer— 
ben einzelner Lanbestheife oder Unterthanenklaffen Uns vortragen, und 
fordern, daß gegen Unfern Staatsminifter, fo wie auch gegen Landes: 
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collegien, wegen —— Beſchuldigungen, eine Unterſuchungscom⸗ 
miſſion angeordnet werde, wenn dieſe Beſchuldigungen auf beſcheinigten 
Abgaben beruhen, daß von ihnen Verletzungen der hier oben unter 
Me. 1. angeführten, und ſogleich hier nachfolgend Über die. Abgaben 
„erhebung, und Verwendung. fefigefegter;,. Berfaffungsbeftimmungen ver⸗ 
fuͤgt oder zugelaffen worden, oder: auch, daß ſie ſich Concuſſionen oder 
verbotene Annahme von Geſchenken erlgubt, oder bei ihren Untergebenen 
zugelaſſen haben. Dergleichen Vorſchlaͤge und Beſchwerden koͤnnen 
von jedem, einzelnen Mitgliede der Herrenbane und der Lan⸗ 
desdeputirten, waͤhrend der Sitzungen ihrer Verſammlung, in. Antrag 
gebracht werden. Die Anträge werden in jeder Abtheifung befonders 
erörtert und darüber: abgeſtimmt. Sie koͤnnen Ung: ader nur alsdann 
vorgelegt werden, wenn ſie die Zuſtimmung der Mehrheit in 
jeder Abtheilung erhalten haben. Auf gleiche Art werden die, von 
Uns den Landſtaͤnden zum Gutachten, and Beiflimmung mitzutheilens 
den, Geſetzesvorſchlaͤge in jeder. Abthellung beſonders discutirt und. dar⸗ 
uͤber abgeſtimmt, fo daß nur die fuͤr ſich zaͤhlende Stimmenmehrheit, 
in jeder. einzelnen Abtheilung, die Zuſtimmung der Landſtaͤnde beur⸗ 
kundet. Herrſchen getheilte Meinungen in beiden. Abtheilungen; fo 
‚wird die Vereinigung derſelben durch. eine, von jeder Abtheilung in 
gleicher Anzahl: zu, erwaͤhlende, Deputation verſucht, welche unter den 
beiden Praͤſidenten zuſammentritt. Bei nicht Statt; findender ‚Vereine 
barung behalten Wir. Uns die. landesherrliche Entſcheidung bevor. 
;3) Alle, von den Unterthanen zu ‚erhebende; directe und indirecte Abgas 
ben follen von der Meheheit Unfrer Landftände, wobei ‚die einzelnen 
Srtimmen, nad) geſchehener beſonderer Umfrage, in beiden Abtheilungen 
zuſammen zu zaͤhlen ſind, im Voraus bewilligt werden; alle directe 
5: Abgaben fuͤr den Zeitraum eines Jahres, die indirecten, nach Buß 
5 finden, auf fechs Jahre hinaus. Zu dem Ende ift das Beduͤrfniß 
2... 888 fommenben Jahres, ſammt dem wahrfcheinlichen Ertrage der zu 
EN ‚erhebenden. Abgaben,: in genauen und volftändigen Ueberfichten, ihnen 
vorzulegen; auf gleiche Art auch die geſchehene Verwendung der. frir 
her von den: Landſtaͤnden zu angegebenen Stantöbebürfniffen bewoilligten, 
Abgaben ‚ihnen, unter. geſtatteter Einſicht der geführten. Rechnungen, 
‚on, mit den. ‚Belegen. berfelben, ngehzuweiſen. 
+, Die Landſtaͤnde können, mährend.ibrer; jeweiligen: Sibungszeit, vVor⸗ 
— ſtellungen und“ Bittſchriften, von einzelnen Unterthanen ſowohl, wie 
5, nu, von Gemeinden annehmen. Solche muͤſſen ſchriftlich an, die 
Praͤſidenten beider Abtheilungen, ‚eingefchicht werden. 
re Bei Wir werden die Landſtaͤnde alljährlich, zwiſchen ben 1. Januat 
und 1. April; ‚und. fonft im. Laufe des: Jahres, ſo oft es Uns ‚erforderlich 
ſcheint, außerordentlich verfammelnz behalten Uns. aber, das: Recht: por, ihre 
Sigungen. nad) Gutbefinden zu unterbrechen, auch die Verſammlung der 
Landesdeputirten gänzlich aufzuloͤſen, und, eine, anderweite Wahl ‚berfelben ans 
zuorönen, Eine jede eigenmaͤchtige Zuſammenkunft der Berfammlung der 
Landftände ober einer von ihren Abtheilungen, ohne Unfıe., borgängige Eins 
Ladung, Alt unerlaubt, und tung. darin. verhandeft ‚oder. befchloflen, werden follte, 
für null und nichtig zu achten, Bei den ordentlichen und außerordentlichen 
Verfammlungen der Landſtaͤnde werden Wir zu den Sitzungen jeder: Abthei⸗ 
lung Commiſſarien abordnen, welche an allen Verhandlungen Antheil neh: 
men, ohne jedoch bei den Abſtimmungen zugegen zu ſeyn. Die Handhabung 
der innern Polizei der Verſammlungen bieibt ihnen ſelbſt uͤberlaſſen; nach 
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Maaßgabe einer Drönung'"jehod;; "bie Im-Satife: der erſten Sitzung zu ent: 
terfen und Uns Zur Genehmiigung botzulegen iſt. "Während der Verſamm⸗ 
tung der Landftände Eanit‘ kein Mitglied‘, ohne Buflimmung der Adtheilung, 
wozu es gehört; aus irgend einem Grunde oder Vetanlaffung, zu gefängli: 
her Haft gebracht: werden, -— CH | 
64 Gebohrne Landftärde und Mitglieder ben Herrenbank find 
alle Prinzen Unfers Hauſes, nach zurüdgelegtem ein und zwanzigſten 
Jahre ihres Lebensaiters. Sodann ertheilen Mic die Landſtandſchaft zur 
Herrenbank, als ein erbliches mit dem Befige der, in Unſerm Herzogthume 
beffehenden, Standesherrfchaften 'verbundenes Vorrecht, den fuͤrſtlichen Haͤu⸗ 
ſern von Anhalt-Bernburg-Schaumburg, von Solms-Braun— 
fels, von Wied-Neuwied, von Wied-Runkel und von Solms⸗ 
Lich; ſodann den graͤflichen Familien von Waldbott-Baſſenheim und 
von Malderndorf; endlich dem Herin- Fürften von der Leyen, wegen 
der Grundherrlichkeit zu Fachbad) und Nievopn, dem Herrn Fürfteen von 
Hatzfeld, wegen der Grundherrfhaft Schönftein, und dem Freiherrn von 
Stein, wegen der Herrfchaften Frücht und -Schweighaufen, ſammt übrigen, _ 
von’ Unferm Gefammthaufe zu ‚Lehen "tragenden, Stammgütern. Die jewei— 
gen Häupter diefer fürftlichen, gräflichen und -freihertlichen Familien und 
Inhaber der bemeldeten Standeögebiete und! Grundherrfchaften, find erbliche 
Landſtaͤnde in Unſerm Herzogthume und gebohrne Mitglieder der Herrenbank. 
Sie haben das Recht, den Verſammlungen der Landſtaͤnde, vom Eintritt in 
das fünf und zwanzigſte Lebensjahr art, perſoͤnlich beizuwohnen, und 
koͤnnen fih, nad) Gutfinden auch duch befonders dazu geordnete Bevoll⸗ 
mächtigte darin vertreten laffen. Gleiches Vertretungsrecht fteht den Vor— 
mindern unmuͤndiger Familienhäupter zu; doch müffen ihre flellvertretenden 
Bevollmächtigte in Unfern Landen angeſeſſen feyn -und mindeftens‘ dem Frei— 
herenftande angehören, auch das fünf und zwanzigſte Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben. Außer diefen vorgenannten werden Wir noch-andere Mitglie: 
der der Herrenbant, auf Lebenszeit oder mit dem Rechte der Vererbung, nad) 
Unferm Gutfinden und vorher eingehohltem: Gutachten der ſchon beftehenden 
Mitglieder, ernennen, mit der Einfchränfung jedoch, daß diefelben zum teut— 
fchen Fürftene, Grafen- oder Freiherenftande gehören, und wenigftens zwei— 
hundert Gulden zu jedem Grundfleuerfimplum in Unferm Herzogthume 
beitragen. Kein Mitglied der Herrenbank kann ſich durch ein anderes Mit 
alied in der Verfammlung vertreten laffen, oder ihm: die Führung feiner 
Stimme übertragen. | | 
$. 5. Die Berfammlung der Landftände von ber Herrenbank findet 
gleichzeitig Statt mit der Verfammlung der. Landesdeputirten, und an dem 
naͤmlichen Orte. Die Einladungsfchreiden werden Wir den Mitgliedern uns 
mittelbar zufertigen, den Praͤſidenten aber für die Dauer jeder Sitzungszeit 
aus ihrer Mitte ernennen. Die allgemeinen Sitzungskoſten find aus Unſret 
Staatskaffe zu beftreiten. 
..86.. Die Verfammlung der Landesdeputirten befleht aus zwei 
und zwanzig Mitgliedern, bei deren Mahl die hier nachfolgenden Vor— 
fchriften zu beobachten find. Die Infpectoren der evangelifch =Tutherifchen und 
der reformirten Geiftlichkeit, fodann die Landdechanten der Eatholifchen ver: 
faͤmmein ſich a einem beſtimmten Tage unter dem Vorſitze eines, von Uns 
biegt abgeordneten Commiſſarius auf deſſen vorgaͤngige, ihnen zuzufertigende, 
Einiadüng Eine’ dé dieſer Wahlverſammlungen erwaͤhlt einen Landesdepu⸗ 
tirten;, auf voͤllig gleiche Att die Vorſteher der höheren Lehranſtalten einen, 
und allein derz woͤlften und ſechszehnten Gewerbſteuerklaſſe cataſtrirte 
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Gewerbeſttzer drei Landesdeputlete gus Ihres. Mitte. Die Koſten der Reiſe 
zur Wahlverſammlung ſind den geiſtlichen Inſpectoren, Landdechanten und 
Rectoren der Lehranſtalten zu vergüten. - Die Landeigenthuͤmer, welche zu 
- jedem Grundſteuerſimplum wenigſtens ſie ben Gulden. und daruͤber beitragen, 
erwaͤhlen funfzehn Landesdeputirte Aus ihrer Mitte, und unter denjenigen 
Gutseigenthuͤmern, die zu jedem Grundfteuerfimplum wenigſtens ein und 
gmansig Gulden; und darüber beitragen, auch das fünf und zwanzigfte 
ebensjahr zurüdgelegt haben. Zu dem Ende find die Wahlmänner durch 
Einladung des, von Uns zu ernennenden, vorfigenden und dirigirenden Comes 
miſſarius, nad) der vorgeweſenen Abtheilung Unfers Herzogthums in Steuers 
tevifionsdiftricte, in den fünf Hauptorten, nämlicd in Wiesbaden, Limburg, 
Ufingen, Ehrenbreitftein und Hachenburg, zu verfammeln, und von ihnen bie 
Mahl dergeflalt zu vollziehen, daß die Wahlverfammlung zu Wiesbaden 
vier, eine jede der Wahlverfammlungen zu Ufingen, Limburg und Chren: 
breitftein drei, und jene zu Hachenburg zwei Landesdeputicte zu ernennen 
bat. In allen Wahlverfammlungen, ohne Unterfchieb, entfcheidet die abfos 
(ute Stimmenmehrheit dee anmefenden Mitglieder. Abweſende Eönnen ihr 
Stimmrecht an einen andern nicht überfiagen. Die Abftimmung über geeie 
genfchaftete Candidaten zu Landesdeputirten wird fo oft in der Verſammlung 
wiederhohlt, bis die abfolute Stimmenmehrheit für einen jeden Einzelnen ente 
fchieden if. Die Wahl der Landesdeputirten gefchieht für die Dauer von 
fieben Jahren. Nach Ablauf derfelben wird zur neuen Wahl gefchritten, 
wenn nicht etwa früher eine außerordentliche Auflöfung der Landesdeputations: 
verfammlung von Uns verfügt worden if, Die abtretenden Landesdeputive 
ten find in jedem Falle wieder wahlfähig. 
$. 7. Die Meifekoften nebft Zagegebühren fir die Dauer der Sigungse 
zeit und für die Zage ihrer Gegenwart, am Orte der Berfammlung, follen 
ben Landesdeputirten, ohne Unterfchied, aus Unfrer Staatskaſſe vergütet, und 
der Betrag der legten, nady angehörtem Gutachten der Lanbftände, im Laufe 
ber erſten Sisungszeit von Uns beflimmt werden. Gleichermaaßen find die 


. allgemeinen Sigungskoften ber Landesdeputirtenverfammlung aus Unfrer Staates - 


kaſſe zu beftreiten.. 


.$. 8. Die Landesdeputivten verfammeln fih auf die, ihnen von Uns 


ferm dirigivenden Staatsminifterium zufommende, Einladung am beftimmten 
Orte und Tage. Den Präfidenten ihrer VBerfammlung werden Wir, für eine 
iede Sigungszeit, aus drei von ihnen Uns vorzufchlagenden Mitgliedern ers 
nennen. Nur die Stimmen ber, in einer Stimmung anwefenden, Landess 
deputirten werben gezählt; Abweſende können ſich durch Andere nicht vertres 
ten laffen. 

1 9. Die Sigungen der Landftände find nicht oͤffentlichz doch 
Eönnen biefelben durch Stimmenmehrheit die öffentliche Bekanntmachung ihrer 
Verhandlungen, im Ganzen und Einzelnen, mittelft Abdrud und Verthei⸗ 
fung von fünf und zwanzig Eremplaren am jedes ihrer Mitglieder, 
wverordnen. Auch find, nach dem Ermeffen der Stimmenmehrheit, in ben 
Berfammlungen folhe Auszüge aus ihren Sigungsprotocollen durch das all 
gemeine Sntelligenzblatt zur öffentlichen Kenntniß zu befördern, 

$. 10. Die gegenwärtige Edictalverordnung foll von, Unferm nachges 
festen Staatsminifterium bdergeftalt in Vollziehung gebracht, werden, ‚daß die 
erſte Verfammlung der Landftände im naͤchſtkommenden Jahre Stats finden 
kann. Mögen Unſre Unterthanen aller Stände und., Klaffen darin einen 
neuen Beweis Unfers unbegrenzten Zutrauens zu-ihrer treuen Anhänglichkeit 
und vaterländifchen Gefinnung wahrnehmen, und Unfer unwandelbares reines 


* 
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Beſtreben erfenuen, Buͤrgergluͤck und Wohlftand in Unferm Staatsgebiet 
auf ſichern Grundlagen. und dauerhaft zu befefligen. 
Gegeben zu Biebrich am Affen, und zu Schloß Engers, am 2. Sep: 


tumber 1814. F 
| | Friedrich Auguft, Herzog zu Naſſau. - 
pe ei Friebrich Wilhelm, Fürft zu Naffau. 
a | vdt. Freih. v. Marſchall. 





Als Nachtrag zu dem $. 9. dieſes Patents, Im welchem es heißt: 
„die Sigungen der Kandftände find nicht oͤffentlich“ ward fpäter be⸗ 
fiimmt: nn 
daß die Situngen der zweiten Kammer ber Abgeordneten allein 
öffentlich feyn follen. 
Noch gehören aber, ald Ergänzung diefer landſtaͤndiſchen Berfaffung, 
zwei Patente der damals regierenden beiden Zürften hierher, welde 
fie, nach den im Sahre 1815 mit Preußen und mit dem Föniglich 
oranifchen Haufe in den Niederlanden abgefchloffenen Zerritorialverträgen, 
erließen. 


b) Patent, die Wahl der Landflände betreffend, v. 3/4 Nov. 
" 1815. 


Wir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu 
Naffau ıc., und Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden fouve> 
rainer Fürft zu, Naffeu sc. Erwaͤgend, daß nad Unferm über Errichtung 
der Landſtaͤnde in Unferm Herzogtum erlaffenen Edict vom 1/2. September 
vorigen. Jahres die Wahlfähigkeit der Landesdeputirten und das Recht, Mit: 
glieder der MWahlverfammlungen aus der Klaffe der Lamdeigenthümer und 
Gewerbebefiger zu werden, mit einem nach dem Maaß der Grund» und 
Gewerbfteuerentafter beflimmten Befig von Liegenfchaften. und Gemwerben ver: 
bunden worden ift, haben daruͤber nähere Anordnungen zu erlaffen für nöthig 
erachtet, wie diefe Vorfchriften Unferes ‚angeführten Edicts auf die mit Un— 
ferm Herzogthum new vereinigten vormals Dranien:Naffauifhen Fürftenthüs 
mer Dillenburg und Hadamar, fodann in der ehemaligen Grafichaft Weiter: 
burg und Herrſchaft Schade angewendet werden follen, in welchen bie be: 
fiehende Steuereinrichtung nach Maafgabe der Edicte vom 10. und 14. Fe: 
bruar 1809, und 14. und 16. December 1812, noch nicht vollftändig ein- 
geführt worden ift, 

Mir wollen demnach, und verordnen hierüber, mas nachfolgt: 

$. 1. Alle Landeigenthümer in den hier oben bezeichneten Zanbestheis 
ten find zu Wahlmaͤnnern und? Mahlcandidaten nach Unferer Abfiht und 
nach dem Sinn Unſeres Conftitutionsedictd geeigenfchaftet, wenn fie, der dort 
noch proviſoriſch beibehaltenen Grundfteuereinrichtung gemäß, von ihrem 
Brundeigenthum im Lauf des gegenmättigen Sahres fo viel an Grundſteuer 
entrichtet haben, als nach den Beſtimmungen jenes Edicts die Wahlmänner 
und Wahlcandidaten in vier Grundfteuerfimpeln zu bezahlen haben. 

$. 2. Alle Gewerbebefiger, welche bei der für das künftige Jahr ge: 
gen Aufhebung der Mobiliar⸗, Patente und Perſonalſteuer dort einzuführen: 


1016 Re Fe | 


/ 
den Gewerbſteuer in die zwoͤlfte bis ſechszehnte Gemerbfksuerflaffe, Entafkuirt 
werben, find zur Wahl der, Landesdeputirten aus--ihren ‚Mitte; bevenhtigt: ; 
$. 3. Da bie Steuerreviſionsdiſtricte und die. hiernach «für die Bil: 
bung der Wahlverfammlungen bezeichneten Landesbezirke durch die Statt ges 
fundenen Zerritorialabtretungen weſentlich einwirkende Abänderungen erlitten 
haben; fo follen zur Mahl der Landesdeputicten ‚aus, den Gutseigenthuͤmern 
nunmehr drei Wahlverfammlungen gebildet werden, zu Wiesbaden, zu Weil 
burg und zu Dillenburg, | = 

Zu Wiesbaden verfammeln fi die. Wahlmänner aus den Xemtern: 
Hoͤchſt, Königftein, Wallau, Wiesbaden, Eltville, Nüdesheim, Caub, Brau: 
bach, Naffau, Kagenelnbogen, Kirchberg, Wehen und Idſtein. Sie, erwäh: 
len ſech s Landesdeputicte. ae 
Zu Weilburg werden fünf Deputicte ’ettwählt von den Wahlmaͤnnern 
ber Aemter Neichelsheim, Atzbach, Weilburg, Ufingen, Runkel, ’ Limburg, 
Dies, Meudt, Montabaur, Herſchbach, Selters und Hachenburg. 

Zu Dillenburg treten die Wahlmänner aus. den Fuͤrſtenthuͤmern Dillen⸗ 
burg und Hadamar, und aus der Grafſchaft Weſterburg zuſammen, um 
vier Landesdeputirte zu erwaͤhlen. Ba, F — 

$. 4. Im Uebrigen iſt allenthalben nach den Voörſchriften des: mehr 
angezogenen Edicts zu verfahren; inſonderheit werden die, Liften der: Wahl: 
männer. und Wahlcandidaten hiernach durch die: Generaldirection der directen 
Steuern aufgeftelle. | 

Gegeben Biebrih, den 3. und Weilburg ben 4. November 1815. 

- n L. Ss. pi Ri 


Friedrich Auguf, —7“ Friedrich Wilhelm, 
Herzog zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 


+ vdt. Freiherr von Marfhalk 


c) Patent, die Bildung der Herrenbank der Landftaͤnde be⸗ 
treffend, vom 3/4 Nov. 1813. 


Wir Friedrih Auguft, von. Gottes Gnaden. fouverniner ‚Herzog zu 
Naffau ꝛc., und Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes; Gnaden fouve- 
rainer Fürft zu Naffau ꝛc., haben die durch eingetretene Territorialverände: 
rungen und durch die Öffentlich bekannt, gemachte Entfagung, einiger Mitglie: 
der herbeigeführte Nothwendigkeit über die Bildung. der Herrenbank Unferer 
Zandftände neue Beflimmungen zu erlaffen, erwogen: | 

Wir beftätigen zuvörderft alle in dem Conſtitutionsedict vom 1/2. Sep: 
tember vorigen Jahres enthaltene allgemeine Vorſchriften, in Beziehung auf 
die Unordnung dee Herrenbank der Stände Unferes Herzogthums und auf 
die. Formen, wornach bie Mitglieder ihre Landftändifchen echte ausüben 
werben, Ä 2 Zn 

Erblihe Mitglieder der Herrenbank bleiben, ſodann — 

1) von den im angeführten Conſtitutionsedict $..4. aufgeführten Lands 
ftänden, außer den Prinzen, Unſeres Hauſes, die Frau Erzherzogin 
Hermine von Oeſtereich aß, Graͤfin zu Holzappel und, Hpzein, zu 
Schaumburg; der Here Fuͤrſt pon der. Leyen; ‚bie, Herren. Grafen von 
Waldbott⸗- Baffenheim und Walderdorf und der Freihexr von. Stein. 

Hiernaͤchſt bewilligen. Wir... un ital dumme on 

2) die mit dem Befige ber Grafſchaft efterburg ‚verbundene erbliche.Lande 
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5: ftanbfehaft / zur Herrenbank ber’ gräflichen Familie von Leiningen⸗We⸗ 
iſterburg!. Endlich NR IE 
3) ertheilen: Wir den geſammten abdeligen Gutgeigenthümern in Unferm 
Herzogthum ſechs Virilſtimmen bei der Herrenbank, welche fie duch 
eben ſo viele aus ihrer Mitte erwaͤhlte Deputirte des Adels vertreten 


daſſieen.. — 

13 au Mahl diefer' ſechs Deputirten gefhieht in einer, ganz nach Art der 
uͤbrigen Wahlverſammlungen, unter dem Borfig eines von Uns zu ernennen: 
den dirigirenden Commiffarius, ‚zu bildenden, Wahlverfartimlung, wozu alle 
Gutseigenthümer vom Adel. berufen werden, die zu einem Grundfleuerfims 
plum wenigſtens ein und zwanzig Gulden und darüber zu entrichten, oder 
die; in den Fuͤrſtenthuͤmern Dillenburg und Hadamar, fo wie in der Graf 
ſchaft Wefterburg und dem jenfeits der Lahn gelegenen Theile des Amtes 
Nunfel, im gegenmärtig laufenden. Sahre zur Grundfteuer einen Beitrag von 
zufammen vier und ashtzig Gulden umd darüber geleiftet haben. 

Adeligen Gutseigenthümern, welche den hier beftimmten Grundfteuer: 
betrag ‚von ihren Beſitzungen nicht. entrichten," bleibt das Hecht vorbehalten, 
in den. Mahlperfammlungen der uͤbrigen Landeigenthümer oder Gewerbe⸗ 
befiger zu erfcheinen. Sie. üben darin ihr Stimmrecht, in. fo weit ihnen 
ein folches nach der gefeglichen. Beſtimmung zuſteht, zu dev Landesdeputir— 
tnwahl... 1. 

Adelige Gutseigenthümer weiblichen Gefhlehts und Minorenne Eönnen 
in diefer MWahlverfammlung duch) Bevollmädhtigte ihr Stimmrecht ausüben 
laſſen. 

Die gegenwaͤrtige Edictalverordnung iſt zugleich mit der unterm heuti— 
gen Datum über die nunmehrige Bildung dieſer Wahlverſammlungen erlaſſe— 
nen Edictalverordnung durch Abdruck im Verordnungsblatt oͤffentlich zu ver— 
kuͤnden, und durch Unſer Staatsminiſterium, nad) Maͤaßgabe des Conſtitu⸗ 
tionsedicts vom 1/2. September vorigen Jahres, zu vollziehen. 

Gegeben zu Biebrich am 3, und zu Weilburg am 4. November 1815. 
L. S.) 
Friedrich Augufl, Friedrich Wilhelm, 

Herzog zu Naffau. Fürft zu Naffau. 

ER: vdt. Freiherr von Marſchall. 





Als aber auf dem Landtage des Sahres 1831 zu Wiesbaden die 
zweite Kammer in erfolgreiche Weiterungen über die fogenannte „Domai: 
nenfrage“ und über die Zuziehung eines Theils der, dem Regenten vor 
behaltenen, Domainen zur Dedung der Staatsbedürfniffe, mit der Res 
gierung: Fam, erfchien nachftehendes Edict zur Vermehrung der er= 
fien Kammer. 


d) Herzoglihes Edict vom 29. Oct. 1831. .. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu Naffau ꝛc, 
haben, nach "Einficht des $. 4. des Verfaffungsgefegesg vom 1/2. September 
1814, worin bereitd den fürftlichen Häufern zu Wied: Neuwied und Wied: 
Runkel dag erbliche Necht der Landftandfchaft zur Herrenbank, als: mit ihren 
in. Unferm Herzogthum belegenen Standesherefchaften verbunden, evtheilt ‘wors 
den ift, welches nunmebe auszuüben der Here Fuͤrſt zu Wied, in beffen 


u 


‚ 1018 Meitenbung: Schwerin und Mecklenburg: Streli. 


- Händen immittelft die Beftgungen beider fürfktichen Linien vereinigt worden 
find, Uns den Wunſch zu erkennen gegeben hat, — mit Beruͤckſichtigung 
des nach der naͤmlichen Geſetzesſtelle Uns zuſtehenden Rechts weitere Mitglies 
ber der Herrenbank zu ernennen, — nach zu dem Ende im Folge der de 
baldigen Beflimmungen der Verfaffungsurfunde eingehohltem Gutachten der 
bereits flehenden Mitglieder der Herrenban, befchloffen und verordnen wie folgt: 

Art, 1, Der. Here Fürft zu Wied tritt in die Ausübung des dem- 
ſelben im $. 4. des Edicts vom 1/2. September 1814 ertheilten, mit dem 
DBefig feiner im Herzogthum belegenen Standesherrfchaften.. verbundenen, erbs 
lichen Rechts ber Landſtandſchaft zur Herrenbank, welches Wir andurch be⸗ 
ſtaͤtigen, von nun an ein. 

Art. 2. Wir ernennen zum erblichen Mitglied der Henendant den 
Grafen zu Schoͤnborn-Wieſentheid. 

Art. 3. Wir ernennen zum Mitglied der Herrenbank auf Lebenszeit 
den Freiherrn Ferdinand von Schuͤtz zu Holzhauſen und den Freiherrn Hans 
Gatl von Zwierlein. 

Art. 4. Mit Vollziehung gegenwaͤrtigen Edicts, welches im Verord⸗ 
nungsblatt publicirt werden ſoll, iſt Unſer Stantsminifferium m. 

So —— Biebrich den 29. October 1831. 

Wilhelm. 
vdt. Freiherr v. malhen 





22. 
Die Großherzogthümer 
Mecklenburg: Schwerin und Mecklenburg: Steeliß. 


Die beiden Haufer Mecklenburg Schwerin und Medlenburgs Stre: 
Is, welche auf dem Wiener Congreffe die großherzogliche Würde 
erhielten, regieren zwar in ihren Landestheilen gänzlich unabhängig von 
einander; allein zwifchen beiden Staaten befteht eine Real-Union vom 
Sahre 1523, mit welcher der landesgrundgefeglihe Erbvergleich vom 
Fahre 1755*) verglichen werden muß, nady welchem Grundgeſetze beide 
Staaten eine gemeinfhaftlihe landſtaͤndiſche Berfaffung, 
nnd folglich gemeinfhaftlihe Landtage haben. Den Ständen 
fiehen, nach den zwifchen ben Regenten und ben Staͤnden in ben 
Sahren 1572, 1621 und 1765 errichteten Verträgen, bedeutende Rechte - 
zu. — Die Landfchaften bilden nur Einen Koͤrper. Der Stand der 
Prälaten iſt erlofchen. Die beiden Stände find: die Ritterfchaft und 
die (44) Städte. Gefehgebung und Befleuerung gehören zu ihrem 
Reffort. Es beficht ein.enger Ausſchuß aus 2 le 3 De 
putizten ber Ritterfchaft, und 4 ftädtifhen Deputirten, 

Sn der unten angezogenen Abhandlung**) wurden ſolgende Grund⸗ 


©) Fabers eurod. Staatskanzlei, Th. 109. ©. 199, und, im Anhapse zu 
Jarg ows Schrift von den Regalien. Roſtock, 1757. 4 

*x) Vorläufige Nadjrichten ‚über die verbefferte Drganffation ber Herzogthũ⸗ 
mer Mecklenburg; in Winkoppsrhein. Bunde, Heft 53, ©, 278. 
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züge der, auf gefchichtlichem Boden ruhenden, fländifchen Verfaffung 

Medlenburgs aufgeftellt: „Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gefeke 

und im. Gerichte; Unabhängigkelt des richterlichen Ausſpruchs von der 

fürftlichen Gewalt; Goncurrenz der Landflände an der gefeßgebenden und 

Befteuerungsgewaltz Zheilmahmfähigfeit aller Stände an Staatsaͤmtern; 

fo wie, daß jeder vollfommene Eigenthümer eines Grundftüdes, ohne 

Ruͤckſicht auf Geburt und Stand, und jeder, der ein flädtifches Gewerbe 

treibt, einen unmittelbaren oder mittelbaren Antheil an der Res 

präfentation hat.” 

As die Herzoge im Frühjahre 1808 dem Rheinbunde beitraten, 
warb die landſtaͤndiſche Verfaffung nicht aufgehobenz vielmehr beabfichs 
tigte der Herzog von’ Medlenburg= Schwerin eine zeitgemäße Veraͤnde— 
rung der fländifchen Verfaffung. Er berief am 24. Juni alle Stande 
feines Herzogthums zum 1. Sept. nach Roftod, machte ihnen feinen Bei: 
“tritt zum Rheinbunde befannt, und ließ ihnen folgende Grundzüge*) zur 
Verbefferug der Verfaffung vorlegen. 

1) Erklärung der Souverainetätz 

2) Einheit der Landeöverfaffung, mit Aufhebung aller BVerfchiedenheit 
ber. Berfaffung, Borrechte und Gefege der herzoglichen Lande und 
Beſitzungen; 

3) Beibehaltung der Stände, als Repraͤſentation des Landes mit aus⸗ 
gedehnterer Vollmacht des engern Ausſchuſſes in deſſen repraͤſenta⸗ 
tiver Eigenſchaft; 

4) Unterfuhung und Revifion der allgemeinen und befonbern Landes: 

grundgeſetze mit Zuziehung der Landſtaͤnde; | 

‚ 5) volle und uneingefchränkte Ausübung der Souverainetät durch die 
oberſte Gerichtöbarkeit, Oberpolizei, Gefesgebung, Beſteuerungs⸗ 
recht und Militairreerutirung; 

6) Vereinfachung des Contributions⸗ und Steuerweſens, Abſchaffung 
der Leibeigenſchaft, Verbeſſerung der Lehnsverfaſſung, und Ver— 
fuͤgungen uͤber die Kloͤſter; 

N Einrichtung der ſtaͤndiſchen Zuſammenkuͤnfte und der zweckmaͤßigen 
gemeinſamen Eintheilung des Landes; 

8) Gemeinſames Syſtem der oͤffentlichen Finanzen des Landes und 

ihrer Verwaltung; 

9) Plan zur Deckung der gewöhnlichen jährlichen Ausgaben, nad) 
der einzuführenden Erhöhung und Begründung eines gemeinfamen 
Schuldentilgungsfonds, mittelft Aufhebung der ritterfchaftlichen 
Steuerfreiheit, Entſagung der ſtaͤdtiſchen Bauhuͤlfsgelder ‚und Bei 
frag der. Domainen zur Grundfteuer. 

Db rim. gleich ber: Herzog gleichzeitig die Wahl einer fländifchen Depu- 

Höhn verlangte, welche zu Schwerin, in feiner unmittelbaren Er bie 


9— Winkopps rhein. Bund; St 68, ©. 231, 
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Verhandlungen über alle dieſe Gegenſtaͤnde zum: Abſchluſſe bringen ſollte; 
fo wurden doch, beim Schluſſe des, Landtages am 4. Det. 1808, alle 
dieſe Angelegenheiten bis zur Reviſi ion ber. —— ee 
auögefeht. 

Am 10. Oct. 1808 nahm der — ben Ditel eines f ouverai— 
nen Herzogs an, und beſprach ſich im December 1808 zu Ludwigsluſt 
mit dem Herzoge von Strelitz, wo beide ſich, durch ‚den vorläufigen Haus⸗ 
vertrag vom 5. Dec., vereinigten; über die Beibehaltung : der "gemein: 
Ichaftlichen Verfaffung ihrer beiderfeitigen Länder, infonderheit ‚über die 
gemeinfchaftliche Errichtung und Befeßung des Fünftigen Oberappellations⸗ 
gerichts, fo wie auch vorläufig. über die nothwendig gewordenen Modifi⸗ 
cattonen der Verfaffung, welche fie gemeinfchaftlich mit den Ständen er: 
oͤrtern und feftfeßen wollten, und wobei fie gegenfeitig einander verfpra> 
chen, kuͤnftig nach ber revidirten- ee nn Staaten 
zu regieren. | 





Allein während der Zeit des Mheinbundes erfolgte. Bein Schritt wei: 
ter zur Neugeftaltung der Verfaſſung; ſelbſt nach . dem Beitritte "beider 
Fürften zum teutfchen Bunde (1845) ‚ward: die: frühere Verfaffung 
beibehalten. 


Doch erſchien am 23. Nov. 1817, ;im Einverfländniffe mit 
dem Großherzoge von Medlenburg:Ötrelih, folgende 


Bekanntmachung des Großherzogs von mine; Schwerin 
| vom 23. Nov. 1817. 


„Friedrich Franz, von Gottes Gnaden —— von Medien: 
burg ꝛc. Wir find in Uebereinftimmung mit Unfers Herrn Wetters, ber 
vegierenden Grofherjogs von Medlenburg = Strelig- Eönigl, Hoheit und 
Liebden, nach Unfter, feit der Auflöfung der vormaligen teutfchen Neichsver: 
faffung flets gehegten, Abſicht, des Tandesväterlichen Entfchluffes geworden, 
fhon jest, und bis dahin, daß von Seiten der teutfhen Bun: 
desverfammlung folherhalb allgemein gültige Einrichtun— 
gen vereinbart und getroffen werden möchten, Unfern ge— 
‚treuen Landfiänden befriedigende Mittel und Wege zu eroͤff— 
nen, um bei ftreitigen Fällen in Angelegenheiten, welde die 
Landesvirfaffung betteffen, zur rechtlichen Entfheldung zu 
gelangen. 

Nachdem Mir num zu folhem Ende durch Unfer Minifkerium mit dem, 
auf Unfern Befehl abgeordneten, Deputicten Unſerer getreuen Ritter- und 
Landſchaſt genugfame Unterhandlungen pflegen laſſen, ertheilen Wir daruͤber 
—— endliche Beſtimmungen: | 

2 Bollte zwiſchen Uns und Unfern getreuen Landft inden/ fey %8 die ge⸗ 
ſammte Ritter- und Landfchaft, ode "mit einer afon beißen! allein, 
entweder unmittelbar, oder bei einer. ihnen landesverfaſſungs můßig zu? 
ſtehenden Vertretung, uͤber Landesde aſſung, Eandsägrundgefege;, forts 

: ſti ge oͤffentliche Verträge, die Auolegung und Anwendung derfelben, fo 

wie uͤbechaupt bei ber Ausübung ber landesherrlichen Gewalt, eine 
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Berfchiedenheit der Anfichten entſtehen, und ein ſtreitiger Fall ſich er⸗ 
geben;. fo ſoll zwar, nad wie vor, ber Meg der Befeitigung durch 
unmittelbare gütliche Unterhandlungen aufrichtig, redlich und. ernſthaft 
verſucht, im Entſtehungsfalle aber, und ſobald Unſre Landſtaände 
:darauf antragen. werden, der Gegenſtand auf compromife 
0, farifhem Wege zur tehtliden Entſcheidung gebracht 
werden. F 
Die compromiſſariſche Behoͤrde ſoll ſeyn: 
a) entweder in den Faͤllen, wo Wir mit Unſern Ständen uͤber die 
Mahl dieſer Gattung von Compromiß. und des Gerichts Uns ver: 
einigen, ein einheimifches oder auswärtiges Gericht, 
welches Gericht alsdann die Sache nit in gewöhnlicher Pro: 
geh form;ıfondern nach Anleitung der unten folgenden Beſtim⸗ 
mungen: zu verhandeln. hat, jedoch mit Beobachtung des bei Paris 
tät der Stimmen. gewöhnlidien gefeglihen Berfahrens; 
h) oder in dem Falle, wo Wir mit Unfern Ständen Uns. lieber über 
die Mahl der folgenden Compromißgattung vereinigen, zwei teut⸗ 
ſche Bundesfürften refpecive von Uns und Unfern Fand 
fanden. erwählt, an welche Wir demnaͤchſt den Antrag rich⸗ 
ten wollen, ihren Bundestagsgeſandten, oder zwei der Rechte und 
Stgatsſachen kundige Männer, zur Verhandlung und rechtlichen 
Entſcheldung der Sache zu beſtellen; oder endlich a 
53.0) jedesmal dimm, wenn eine Vereinigung zur Wahl der einen ober 
andern vdrerwaͤhnten Gattung von Compromiſſen nicht zu erreichen 
‚20. Rebe, nothwendig ein: Zufammentritt von zwei oder vier 
„ einbeimifchen. oder. auswärtigen Männern, ohne alle 
Beſchraͤnkung ducch Standes- oder Dienftverhältniffe derfelden, von 
jedem Theile zur Häffte getvählt, fo daß es von Uns nicht nur, 
fondern auch von Unfern Landfkinden in jedem befondern Falle ab: 
hänge, die. größere Anzahl zu” fordern, ja aud auf der Benennung 
dee doppelten ‚Anzahl, ‚zur. Auswahl aus den gegenwärtig benann⸗ 
ten, zu beſtehen. u — FEN 
3) Die Compromißbehoͤrde ſoll ſtets binnen zwei Monaten nad) dem 
| Dato des darauf gerichteten Antrages erwählt und angeordnet fern, 
und die Aufrechthaltung diefer Beftimmung fol, ‘wie es im Entftes 
hungsfalle erforderlich) werden. möchte, auf desfallfigen Antrag dem 
teutſchen Bundestage anvertraut, werden, — 
Wenn der eine oder der andere Theil dem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche 
wider alle Erwartug nicht Folge leiften möge; fo fell von Seite Unfrer 
Landſtaͤnde, zur Manutenenz deffelben, der Necurs an den Bundestag frei 
bleiben, welcher Recurs aber durch die Schiedsrichter dafelbſt angebracht wer— 
den muß. Wir Unfrer Seits bringen, kraft landesherrlicher Macht ,. das 
Urtheil zur Vollziehung, wie Wir Uns denn überhaupt an Unfern fonftigen 
fuͤrſtlichen und landesherrlichen Rechten, auch infonderheit . der im $. 527. 
des Landesvergleiches Uns ausdrücklich vorbehaltenem Zugeſtaͤndniß, durd) 
vorftchende Eiflärung durchaus nichts vergeben haben wollen. Sollte indeſ— 
fen die von Uns landesherrlich angeordnet werdende. Vollſtreckung, wegen 
Mißdeutung oder Dunkelheit des Erkenntniffes, von Unfern Landſtaͤnden für 
zu weitgreifend erachtet werden; fo foll ihnen vorbehalten bleiben, bei 
eben der Behörde, die das Urtheil gefprochen hat, Declara: 
tion oder Remedur nachzuſuchen. Wie nun ſaͤmmtliche vorftehenv; 
Beſtimmungen, in Betreff des zu beobachtenden Compromißverfahrens, fo 
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lange Ihren Merth und ihre Wirkung behalten follen, als nicht, in Bezug 
auf. die; Aufrechthaltung der, Landesverfaffungen, allgemein : gültige Beſtim⸗ 
mungen auf bem teutichen Bundestage :wereinbart und getroffen: ſeyn mer» 
den; fo wollen Wir Unfre. Erklärung und Anordnung‘ bei dem: Bundestage 
durch Unſern aceveditirten Gefandten einreichen, und durch benfelben | darauf 
antragen laſſen, daß ber teutſche Bund durh die Bundesver—⸗ 
fammlung den Inhalt diefer Unfrer Erklärung dahin garans 
tire,- daß er alle Beſtimmungen derſelben, in welchen er dem DEREN 
Bezug genommen worden, allezeit aufrecht — wol N 
— en den 23, Nob, ie F 





7 — Wochen darauf — der Medktenburgifche Gefandte bei 
ber Bunbesverfammlung zu Frankfurt am Main; in der Sitzung vom 
22. Dec, 1817), an die allgemeihe Erfüllung des dreizehnt en Arti⸗ 
feld der Bundesaͤcte. “Er erklaͤrte: „Es wird der Bedacht, den die Bun⸗ 
desverſammlung auf Erfüllung des 13. Artikels zu nehmen beabſichtigt 
hat, nur noch weiter auszufprechen feyn, . um die prüfenden Vorberei⸗ 
tungen, welche inzwifchen in mehreren Bundeöfiaaten zur neuen Grün- 
dung und Bervolftändigung ihrer landſtaͤndiſchen Verfaſſungen gemacht 
werden, durch einen baldigen Anfang verwirklicht allenfalls durch 
gemeinſame Ruͤckſprache befoͤrdert zu ſehen. In. diefer Hinſicht darf ich, 
bei der gegebenen Veranlaſſung, zur Zeit nur den dringenden Wunſch 
Ihro Koͤniglichen Hoheit vortragen : daß es der‘ verehrlichen Geſandtſchaft 
gefaͤllig ſeyn moͤge, in der Art, wie ſolches wegen des 12. Artikels ſchon 
mehrfaͤltig geſchehen, und wegen des 14. Artikels beſchloſſen worden, eben⸗ 
falls über die, Erfüllung des Art, 13. fi) erklären, und die Bundesver- 
fammlung in Senntniß. feßen,. auch bie, Einpohlung ——— Snitrucs 
tionen dieferhalb befchließen zu wollen.“ 

‚Sm Februar. 1820 hoben, nach eingehohltem Gutachten der Ritter⸗ 
und Landſchaft, ‚beide Großherzoge die Leibeigenfchaft und Gutsunterthaͤ⸗ 
nigfeit, mit ihrem, Namen und Weſen und mit allen aus ihr herrühs 
renden wechfelfeitigen Rechten und Verbindlichfeiten der Gutöherren und 
bisherigen Gutsbehoͤrigen, auf. "Doch ward die Freizuͤgigkei:, für bie 
gemeinfchaftliche Wohlfahrt der Gutsherren und der freigelaſſenen Fami⸗ 
lien, vorerſt dahin beſchraͤnkt, „daß ſie bis zum 24, Ociober 1821 ganz 
verfagt blieb, fo daß die. erfien Kündigungen zu Oſtern 1821 voraufge: 
hen, und daß am 24. Det. 1821 nur ber vierte Theil aller in einem 
Gute. wohnender -Leibeigener abziehen ' konnte, und fo’ fort bis zum 24. 
October 1824; doch unbeſchadet anderer — Uebereinkommen.“ 


*) Protocolle vom Sup 1817. si 416. 
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Die im Jahr 1773 von Dänemark, gegen Eintauſch im Holſteini⸗ 
ſchen, an den Großfuͤrſten Paul von Rußland abgetretenen, und von bies 
ſem der juͤngern Holſtein⸗ Gottorp’fchen (Elise Kifh eny Linie uͤberlaſſe⸗ 
nen Grafſchaften Oldenburg und Delnieuhoͤrſt, erhob der Kaiſer 
Joſeph 2 im Jahre 1776 zum Herzogthume. Oldenburg. Allein 
weder in dem Herzogthume Oldenburg, noch in dem Sürftenthume 
Eudin ober Llibed;' beſtanden in früherer Zeit Landffände. - = Mit dies 
fen" Länbesttmunde‘ im Jahre 1815 das übercheinifche Fleſtenhum Bir 
tenfeib; und 1823 die von Nußland⸗ abgetretene Erbhertſchaft Jever 
verbunden, = | 
= end, ſtatt des gemüthekranten Herzogs, der Herzog 
Peter, Fuͤrſt zu Luͤbeck, als Adminigratsr die Regierung Olden⸗ 
burgs; bis, nach des eiſteren Toͤde am 2. Sul 1823, der Letztere 
den Beſitz bes erledigten Landes uͤhernahin, und’ "die Pegierung in ſei⸗ 
nem Namen führte. Er nahm den großherzo glichen Zitel, welchen - 
der 34fte Artikel der Wiener Congreßacte dem herzoglichen Haufe zus 
theilte, nicht anz dies geſchah erſt von ſeinem Sohne und Nachfolger, 
Auguſt, durch Patent vom 25. Mai 1829. 

"Obgleich der Herzog Peter den 13, Artikel der teutfchen Bumdes- 
acte in feinem Staate nicht. verwirklichte; ſo regierte er; doch mit großer 
Weisheit, Gerechtigkeit, Milde und Birhfehaftlichteit, und durch unehrert, 
von ihm erläffene, Gefege und Verfuͤgungen — beſonders durch die RUE 
ſtruction für die Beamten im Herzogthuime Oldenburg vom 
26. Sept. 1814" — bereitete er den Eintritt neuer Verfaſſ ungsfor 
men vor. Bei der Bundeöveifanmlung zu Frankfurt am Main ließ er 
im Jahre 4818 (vergl. Protocolle der Bundesverfamml. vom 
3. 1818, $ 127.) die Erklaͤrung abgeben: „Sur bie Sldenburgiſchen 
Lande iſt die landſtaͤndiſche Verfaſſung durchaus neu, und es fordert reife 
Ueberlegung um eine heilſame Einwirkung der verſchiedenen Klaſſen der 
ee MWed maͤßig und dauernd zu ordnen. Vieles iſt bereits vor⸗ 
- gearbeitet.” 

Sein: Som und Nachfolger, ber Großherzog Auguft, erklärte am 
9. Oct. 1830: „Daß er Alles, was durch die Bunbesverfammlung zuge 
ſichert wäre,- aufs gewiſſenhafteſte erfuͤllen wuͤrde.“ Er erfuͤllte auch die— 
ſes fuͤrſtliche Wort im Jahre 1831 fuͤr das Herzogthum Oldenburg und 
die Erbherrſchaft Jever, in der nachſtehenden, von einer beſondern Com— 
miſſion bearbeiteten, „Verordnung über die Verfaſſung und Verwaltun: g 
der Landgemeinden,“ vor. deren Bekanntmachung eı daruͤber das Gutach⸗ 
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. ten ſachkundiger, aus jedem K — des Landes einberufener, Maͤnner 
eingehohlt hatte. 

Durch dieſe Verordnung bean der Großherzog das conftitutionelfe 
Leben auf dem ſichern Wege, von unten hinauf, flatt. daß man in 
andern Staaten von‘ oben herab organifitte, indem man mit bem 
Grundgeſetze anhob, , ‚ohne vorher. Gemeindes, Städte und Kreisord⸗ 
nungen erlaffen au "haben, Auch erklaͤrte die großherzogliche Beſtaͤtigung 
dieſer Verordnung, dieſelbe. nf eine weſentliche. Grundlage der 
einzuführenden ‚tenphänifhen Berfaffung/‘ die, derſelben 
folgen ſolle. 

Daß in den Befktmmiingen die er Verotdnung —5 — — 7 — 
lich beſtehende Kirchldielsberbatd der Gemeinden feſtgehalten ‚mard,, hat 
feinen Grund i in, der, ‚ägenthünmtichen mittelalterifchen. Geſtaltung der Ge⸗ 
meinden in dein. nordweſtlichen eutſchlande) „= Deshalb, ward, auch 
waheſcheinlich dieſe Verordnung ſücht auf Luͤbeck und Birkenf eld auge 
gedehnt, bei welchen andere . ‚eigentbümliche, und sehe Bewaͤniſ e bis 
ruckſichtigt werden muͤſſen 

Bereits im Sommer 1831 haten.ı bie Eutiner um Einfüptung e ei⸗ 
ner Repräfentätivverfaflung,, worauf die Regierung zu Eutin. den Bitte 
ſtellern die Neſolution des Gropherzogs vom. 8. Auguſt 4831. befannt 
miachte, worin er erklärte: „daß Die Einführung einer. landſlandiſchen 
Verfaſſung in Unferm Sürftenthumne Luͤbeck allerdings von ihm beſchloſſen 
ſey. Und wenn man gleich mit der Bkarbeitung derſelben beſchaͤftigt fey5 
fo werde doc) die Ausführung, durch manche in den oͤrtlichen le 
niffen liegende Schwierigkeit verzögert," 

Eben fo machte für. Birkenfeld, nach‘ ber Abreiſe des Gropi —— 
aus dieſem Fürftentpüme (28. Aug 1832), ber Staat srath Sl (her da⸗ 
ſelbſt bekannt: „daß "die von öingelnen Genieinden vorgebrachten. Wuͤn⸗ 
ſche und Petitioneit, nad der‘ Ruͤckkehr des Großherzogs nach Olden⸗ 
burg mit der hoͤchſten Entſcheidung verſehen, aber die allgemeinern, 
mehr in das Fach der Geſetzgebung eingreifenden, wahrſcheinlich bei der 
nahe bevorſtehenden landſtaͤndiſchen Verfaſſung des Fuͤr⸗ 
ſtenthums Gegenſtand der Verhandlungen werden wuͤrden.“ | 

Es folgen nun die drei Urknnden ·: 


a). Die groß herzogliche Bekanntmachung und Beffätigung der 
nachftehbenden Verordnung vom 28. Dec. 1831... ; 


Wir: Paul Friedrich Auguſt, von Gottes Gnadeh- Großherzog 
von Kfenburg, Erbe zu: Norwegen, Herzog: von: Schleswig ,, Holftein,. Stor: 
marn, der Dithmarſchen und ‚Oldenburg, Fuͤrſt von Luͤbeck und. ‚Birkenfeld, 
Here von ever und Kniphauſen ıc. 2, a — Er 
thun Fund hiermit: 

*) Man vergleiche über dieſe Eigenthimlichkit: polite die Anfänge des cons 


Stitutionellen Lebens im en Dldenburg, in den „Jahrb. d. Geſch. und 
Staatekunſt““ 1832, Sp. 1. ©, 289 — brfonders von ©. 297 au. 
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Da die Berfaffung und Verwaltung der ftädtifchen Gemeinden in dem 
Herzogthum Oldenburg und der Erbherrſchaft Fever nach den örtlichen Ber: 
hältniffen und Beduͤrfniſſen größtentheils geordnet ift, oder doch unvermeilt 
völlig geordnet werden wird; fo baden Wir Unfer Augenmerk auf die Ver: 
faffung und Verwaltung der Landgemeinden um fo mehr gerichtet, als 
Mir in einer die Theilnahme an den gemeinfamen Angelegenheiten der Staats: 
bürger belebenden und fördernden Einrichtung derfelben eine weſentliche Grund: 
Inge der einzuführenden Landftändifhen Verfaſſung erbliden, für diefen Zweck 
aber die in den beftehenden Gefegen enthaltenen Vorſchriften einer Erweite: 
sung und Abänderung, fo wie ohnehin, megen mancher im Laufe der Zeit 
bemerkbar gewordenen Lüden und Zweifel, näherer Beftimmungen bedürfen. 


Mir haben daher Uns bewogen gefunden, eine Commifjion zur Bera— 
thung und Ausarbeitung einer umfaffenden, jenem Zwecke entfprechenden 
Drdnung für die KXandgemeinden bes Herzogthums Oiden— 
burg und der Erbherrfchaft Jever niederzufegen, und nachdem Uns 
diefelbe den, nach vorgängiger Vernehmung ſachkundiger, aus jedem Kirch: 
fpiel des Landes einberufener Männer, von ihr verfaßten Entwurf vorgelegt 
hat, dieſer auch von Uns einer reiflihen Prüfung unterzogen worden ift; fo 
haben Wir demfelben Unfere Genehmigung ertheilt und befchloffen, dem 
Grundgefege über die Iandftändifche Verfaffung die Gemeindeordnung 
vorangehen zu laffen, durch welche die Gemeinden in den Stand gefegt wer- 
ben, in ihren Angelegenheiten mit fteierer GSeldjtthätigkeit zu wirken, und 
folche durch feldftgemählte Vertreter, nach beftimmten, ihre Rechte und In— 
tereffen fehügenden, Vorſchriften, unter dev gefeglichen Oberauffiht, beforgen 
zu laſſen. 


Bei der großen DVerfchiedenheit des Umfangs und der gefelffchaftlichen 
Zwecke der, in den älteren und neueren Landestheilen beftehenden, Gemeinde: 
verbindungen, haben Wir angemeffen gefunden, den Kicchfpielsverband, wel— 
cher bereits nicht blos der Firchlichen, fondern auch der politifchen Eintheilnng 
des Landes zum Grunde liegt, und mit welchem vorlängft viele der wichtig- 
fien Einrichtungen und Intereſſen verbunden. find, zur Grundlage der weis 
teren Ausbildung einer, die verfchiedenen gefellfchaftlichen Zwecke der Gemein: 
den, und Corporationen fördernden und fichernden, fo wie mit der landftandi= 
hen Berfaffung in enger Verbindung ftehenden, mithin auch für die Aus: 
übung der ftantsbürgerlichen Rechte in diefer Beziehung wichtigen, "Gemeinde 
verfafjung zu nehmen, 


Indem fonach die Kirchſpiele bei ber ihnen im Mefentlichen fchon 
zuftehenden Eigenfchaft weltlicher Gemeinden erhalten werden, und deren Ein: 
theilung zu den Aemtern, und der Aemter zu den Kreifen unverändert‘ 
bleibt, "haben Wir Unfern getreuen Unterthanen die Mittel darbieten wollen, 
auc bei Angelegenheiten, welche ein ganzes Amt oder einen ganzen 
Kreis betreffen, ihre Intereſſen gemeinfam wahrzunehmen, und zu dem 
Ende zugleich über die Amts⸗ und Kreis: Gemeindeverfaffung die 
erforderlichen Vorſchriften ertheilt. — 


Indem Wir nun Unſere Regierung mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes 
beauftragen, geben Wir derſelben auf, ungeſaͤumt die noͤthigen Vorbereitun⸗ 
gen zu treffen, damit daſſelbe moͤglichſt bald, ſeinem ganzen Inhalte nach, 
in Wirkſamkeit treten koͤnne, bis wohin die beſtehenden Vorſchriften und 
Einrichtungen unveraͤndert bleiben. 
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Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Mamendunterſchrit und beigebruckten 
großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben dem Schloſſe zu Oldenburg, ben 28. December 1831. 
; (L. 8) Au'guſt. 
von Brandenſtein. 
Lentz. 


Verordnung über die Verfaſſung und Verwaltung ber 
- Landgemeinden des Herzogtums Dldenburg und der -Erb: 
herrſchaft Sever vom 28. Dec. 1831. 


Allgemeine Beffimmungen. P 
Kirchſpielsgemeinden als nächfter Gegenftand diefer Verordnung. 

Art. 1. Die Verfaffung und Verwaltung der, unter dem Namen ber 
Kicchfpiele beftehenden, Landgemeinden des Herzogthums Oldenburg und der 
Erbherrſchaft Jever ſoll nach dieſem Geſetze geordnet werden. 

Anwendung auf andere Gemeindeverbindungen. 

Art. 2. Die in oder neben dem Kirchſpielsverbande beſtehenden Ges 
noſſenſchaften und Gorporationen, welche duch Grund und Boden beftimmt, 
für befondere, die Kitchfpielsgemeinde, als folche, nicht angehende Zwecke er— 
richtet, und wegen ihrer Beziehung auf das allgemeine Wohl unter die Obere 
aufſi cht des Staats geſtellt ſind, dauern in ihrer beſtehenden Verfaſſung fort, 
koͤnnen aber nach oberlicher Genehmigung ihre Verfaſſung und Verwaltung 
entweder dem Kirchſpielsverbande anſchließen, oder, geſondert davon, nach den 
für denſelben gegebenen Grundzuͤgen einrichten und unter dieſe Gemeindeord⸗ 
nung fielen Art. 135 — 142.). 


Erfter Theil, 
Son ber Kirhfpielsverfaffung und Verwaltung. 
Erſter Abfdhnitet. 
Don ber Kirchfpielöverfaffung, 
Eriter Zitel. 


Bon dem. Kichfpielsverbande und der Kirchfpielsmitglieds 
fchaft, und den damit verbundenen Rechten und Pflidhten. 

Kirchſpielsgemeindeverband in Örtlicher Hinſicht. 

Urt. 3. Der Kirchfpielsverband wird in örtlicher Hinficht beftimmt 
nach der gegenwärtig beftehenden geographifchen Eintheilung des, Landes und 
näheren Begrenzung einzelner Kicchfpiele; in perfönlicher Hinficht nad: 
den unten folgenden Beftimmungen (Art. 7—15.). 

Da, wo bie Kicchfpieldgrenzen von den. Parochtalgrenzen ‚abtweichen, foll, 
fo piel es die Verhaͤltniſſe geftatten, dahin. gewirkt, werden. ww beide. aa 


mentreffen. 
Ausnahme. 


Art. 4. Von jenem Grundfag findet nur da eine Ausnahme Statt, 
wo größeren Gorporationen, 3. B. Städten, welche in einem Kirchfpiele be 
legen find, eine eigene Gemeindeverfaffung und Verwaltung gegeben iſt. 
Der übrige Theil folcher Kirchfpiele bildet dann eine eigene weltliche Se: 
meinde, und das gegenfeitige Verhaͤltniß ſolcher Gemeinden, in Beziehung 
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auf ihre gemeinfamen Angelegenheiten, wird für ‘jeden Sal dieſer Art, 
mo folches- nicht ſchon geſchehen iſt, durch beſondere Vorſchriften feftges 
ſtellt werden, | 
| Abänderung ber Kirhfpielsgrengen. 

Art. 5. Abaͤnderungen der Grenzen einzelner Kirchſpiele — nur 
von "der Regierung verfügt werden. Diefelbe hat auch Ungewißheiten 
oder. Streitigkeiten über Kirchſpielsgrenzen zu befeitigen.und zu entfcheiden. 

Vereinigung zweier Kirchſpiele. 

Art. 6. Die Vereinigung zweier oder mehrerer Kicchfpiele, ganz oder 
zum Theil, für immer oder für eine gewiſſe Zeit, zu 'einer gemeinfchaftlis 
chen Kirchfpielsverfaffung oder Verwaltung bedarf der landesherrlichen Be: 

atigung. 

Icigung Kirchfpielögemeindeverband in perfönlicher Hinſicht. 

* Ye 7. Jeder Landesunterthban muß einem Kirchſpiele angehören. 
In Anfehung der Militairperfonen, Hofofficianten und Hofbedienten jedoch 
kommt die deshalb beftehende befondere -Gefesgebung in Anwendung, big naͤ— 
here Beftimmungen erfolgen. 

Für jest ft jeder Landesunterthan Mitglied ‚besjenigen Kirchſpiels, wo 
er an dem Tage, da dieſe Verordnung in Kraft tritt, ſeinen en 
Mohnfis (Domicil) hat, oder dem eines Andern folgt. 

. Diejenigen, welche in einem Kicchfpiele einen Grundbeſitz, Abe aufer- 
halb deffeiben ihren, im In- oder Auslande belegenen, Wohnfis haben (Fo: 
tenfen), find nicht Mitglieder diefes Kicchfpiels, nehmen aber am deren‘ Rech: 
ten und Pflichten, in Anfehung ihres in demfelben belegenen Grundbefi ihes, 
in de, duch Geſetz oder Herkommen beftimmten; Mache Theil. 

Zranfitorifche Beftimmung. — 
Art. 8. Imnerhalb des erſten Jahres nah Einführung dieſer Ver: 
ordnung bleibt es jedoch ſowohl den Kirchipielen vorbehalten, nachzuweifen, 
daß einzelne in ihnen felbftftändig domiciliirte Perfonen, nach der bisher be: 
ftandenen Gefeggebung, ihnen nicht angehörig find; als auch den Individuen 
geftattet, nach der älteren Gefeggebung bie SPRINT, in einem 
andern Kirchſpiele zu begruͤnden. 

Erwerb ber Kirchſpielsmitgliedſchaft. 

set; g, Sn Zukunft Fann die Kirchfpielsmitgliedfchaft nur begründet 
werden: durch die Kicchfpielsmitgliedfehaft der Aeltern, duch Anſtellung im 
Staats- oder Gemeindedienft,, durch ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Auf⸗ 
nahme, und fuͤr Frauensperſonen auch durch Verheirathung mit einem Kirch⸗ 
—— 
= Nähere Beftimmungen: 
—. m 1) durch Mitgliedfhaft der Arltern und durch Heirath. 

Art. 10. Die Kirchſpielsmitgliedſchaft des Waters erſtreckt ſich auf 
alle eheliche Kinder deffelben, und geht bei deffen Tode auf dieſe über, ſo— 
fern ſie nicht ſchon vorher Mitglieder eines Kirchſpiels geworden ſind. Un— 
eheliche Kinder folgen eben ſo der Mutter, und die verheirathete Frau, auch 
wenn ſie Auslaͤnderin war, folgt ihrem Chemanne, | 

2) durch Anftellung im öffentlichen Dienft. 

Art. 11. ».Staatsdiener jeder Kaffe, Geiftliche, Schullehrer und Ge: 
— Vorgeſetzte, =Dfficialen und: -Anterbediente find. Mitglieder des Kirch— 
ſpiels, wo fie angeftelle find und ihren Mohnfig haben. Mititairperfonen, 
welche an dem Drte ihrer Garnifon einen Grundbefig haben, ſind daſelbſt 
Mitglieder des Kirchſpiels. 
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8) durch ausdruͤckliche Aufnahme. 

Xrt, 12. Die ausdrüdtiche. Aufnahme Tann nur von bem Kirchfpielde 
ausfchuffe bewilligt werden. Derfelbe kann fie einem Landesunterthan nicht 
verweigern, welcher in dem Kicchfpiel ein Grundſtuͤck, es ſey behauſet oder 
unbehauſet, wovon jaͤhrlich wenigſtens zwei Thaler zu einer, die freien wie 
die pflichtigen Immobilien treffenden, Steuer beigetragen werden, zu Eigen⸗ 
thum, zu erblichem Nutzungsrecht oder zu Nießbrauch erworben und in Dies 
ſem Kirchſpiel feinen Wohnſitz genommen hat. 

Außerdem muß einem Landesunterthan die Aufnahme in der Regel bes 
willige werden, wenn. er: 
4) fein bisheriges untadelhaftes Betragen vorfehriftämäßig (Verordnung 
März 22. 1780. Wegierungs: Bekanntmachung Jun. 30. 1816, 
Geſ. Sammt. Bd. 3. 9. 1. S. 69 ff.) nachmelfer, und 
2) den Befig der Mittel, in dem Kicchfpiele, wo er aufgenommen werben 
will, für fi und die Seinigen den nöthigen Unterhalt auf die Dauer 
zu finden, wahrfcheintich macht. 

Berfagt der Ausfhuß die Aufnahme; fo kann der, welcher folche 
nachſucht, ſich beſchwerend an das Amt wenden, gegen beffen Entfcheis 
dung ihm fowohl, als dem Ausfhuß, der Recurs an die Regierung of 


fen ſteht. 
Aufnahme von Ausländern. : 

Art, 43. Abgeſehen von dem Falle der FEN einer Auslaͤn⸗ 
dein mit einem Landesimterthan (Art, 10, ), fol den Kicchfpielen die Auf— 
nahme von Ausländern gegen den Beſchluß des Ausfhuffes nicht: auferlegt 
werden, wenn fie nicht für die Gemeinde. felbft, oder für das öffentliche 5 sus 
tereffe vortheilhaft oder gar nothwendig iſt. 

Ein Auslaͤnder muß mit dem, an die Regierung zu richtenden, Ge⸗ 
ſuche um Aufnahme in den Unterthanenverband den Beſchluß des Ausfchufs 
ſes des Kicchfpiels, in welchem er ſich miederzulaffen beabfi chtigt, über fein 
Geſuch um Aufnahme als Kicchfpielsmitglied beibringen. 

| — H duch ſtillſchweigende Aufnahme. 

Art. 14. Jeder Einlaͤnder, welcher, ohne in dem, geile. i der Art; 
40—12. fi) zu befinden, in ein Kicchfpiel 'einzieht, um ſich dafelbft "hause 
lich niederzulaſſen, ſoll ſofort durch den Kirchſpielsbogt aufgefordert werden, 
wegen feiripr Aufnahme als Kirchſpielsinitglled das Erforderliche (At, 12 
Nr. 1. 2.)' beizubringen. 

Gecſchieht diefe Aufforderung nicht‘, bleibt ſie ohne Erfolg, oder wird 
bie Aufnahme bermelgert; ſo bleibt "der Eingezogene in feinem früheren Kirch 
fpielsverbande, und das Kirchſpiel, in welches er eingezogen ift, kann feine 
Zuruͤckweiſung verlangen, wenn er nicht außer den, zur WVerftattung bes Um⸗ 
zugs nach. der beftehenden Geſetzgebung — Bekanntmachung Juni 
30. 1816. Gef. Samml. Bd. 3. H. 1. ©. 69 ff.) erforderlichen, Nach: 
weifungen, auch von dem Kicchfpiele, — er angehoͤrt, eine ſchriftliche 
Beſcheinigung beibringt: daß es ihn, des Umzugs ungeachtet, fortwährend 
als fein Kirchſpielsmitglied in jeder Beziehung anerkennt, Dieſe Verpflich— 
tung kann immer nur auf eine beftimmate Zeit geſtellt, jedoch nach deren 
Ablauf verlängert werden. 

Wenn der Eingezogene aber ohne Beibringung ſolcher Nachweiſungen 
und Beſcheinigung, oder, nach Ablauf der in der letzteren beſtimmten Zeit, 
in dem Kiichſpiele, in welches er eingezogen iſt, geduldet wird, und darin 

1) entweder zwei Jahre unter Concurrenz zu den oͤffentlichen und Ges 
meinbdelaften, infonderheit zu den Beiträgen zur Armenpflege, oder 
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2) vier Jahre ohne eine Unterftügung irgend einer Art aus Armenmit⸗ 
teln fie ſich oder feine Familie im Anſpruch zu nehmen und zu 
erhalten, | , , 

feine Wohnung behalten hat; fo wird er dadurch Mitglied dieſes Kirch⸗ 
ſpiels und kann in feinen früheren Aufenthaltsort nicht mehr zuruͤckgewie⸗ 
fen werben. | Fa 

Auständer koͤnnen duch; folhen Aufenthalt im Kirchſpiel die Kirchfpields - 
mitgfiedfchaft nicht erwerben. Werden fie aber, nach den Gefegen ihrer Heiz 
math, wegen längerer Abwefenheit dort nicht wieder zugelaffen; fo follen fie 
dem Kirchſpiel beigezähft werden, welches ihren Aufenthalt zulegt geduldet 
bat; vorbehaͤltlich etwaiger Entſchaͤdigungsanſpruͤche deſſelben an diejenigen 
Kirchſpiele, welche, durch fruͤhere Duldung des Auslaͤnders, die Anwendung 
der auswärtigen Heimathgeſetze gegen ihn zunaͤchſt verſchuldet haben. 

Wahl bei mehrfahen Wohnfigen. 

Art. 15. Niemand kann Mitglied mehrerer Kicchfpiele feyn, 

Mer bei Einführung diefee Gemeindeordnung Wohnſitze in verſchiede— 
nen. Kirchfpielen hat, ſoll wählen, welchem Kirchſpiel er als Mitglied 
angehören will, und desfalls bei dem dieſem vorgefegten Amte Uns 
zeige machen, | 

Berluft der Kirchfpielämitgliedfhaft. 

Art. 16. Die Kicchfpielsmitgliedfchaft geht verloren: 

4) durch den Verluſt der Eigenſchaft eines Unterthans (Verordnung 
Juli 10. 1820. $. 2. uw 10, Ge. Samml. Bd. & 9. 2. 
&. 75 fi.); 

2) durch den Umzug in ein anderes Kicchfpiel von ber Beit an, da bie 
Aufnahme in legterem erfolgt, und gegen diefelbe Fein Recurs mehr 
zuläffig ift, wofern nicht der im Art. 14, Abfag 2, vorhergefehene 
Fall eintritt; 

3) für Frauensperfonen auch duch Verheirathung mit dem Genoſſen eis 
nes andern Kirchſpiels. 

Begriff der Kirchſpielsgemeinde; deren Rechte und Pflichten im Allgemeinen. 
Art. 17. Der Kirchfpielsgemeindeverband erſtreckt fih auf alle inner 

halb deffefben befindliche Perfonen und Sachen (Urt. 7. 3.), inſofern fie 
nicht ausdrüudlic ausgenommen find, 

| Die hiernach fich beftimmenden Kicchfpielögemeinden bilden vom Staate 
anerkannte Corporationen, und find im diefer Eigenfchaft eben fo berechtigt 
als verpflichtet, die auf den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenhei⸗— 
ten wahrzunehmen, vornehmlich dag Gemeindevermoͤgen nad) den deshalb 
gegebenen Vorſchriften zu verwulten, 

Zu ihren Rechten gehört insbefondere auch die Theilnahme an ben Wah: 
len zum Sandtage, worüber das Grundgeſetz über die landſtaͤndiſche Verfaſ— 
fung, die nähern Beſtimmungen enthalten wird. 

As Theile des Staats find die Kircchfpieldgemeinden den allgemeinen 
Staatszwecken untergeordnet, und verpflichtet, an den Staatslaſten Theil zu 
nehmer; als einzelnen Gefellfchaften liegt ihnen ob, alles dasjenige zu lei— 
fin, was zu Ereeihung der befonderen gefellfchaftlichen Zwecke erforder 
— wie auch die ſonſtigen Verbindlichkeiten der Corporation zu 
erfuͤllen. 

Alle Verbindlichkeiten, welche den Kirchſpielsgemeinden, als ſolchen, ob⸗ 
liegen, oder von ihnen übernommen werden, haften, in Ermangelung beſon⸗ 
‚derer Bertragsbeftimmungen, zunächfi auf dem. Gemeindevermögen, welches — 
unter Beruͤckſichtigung der desfalls deſtehenden gefegfichen Vorſchriften — 
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gleich jebem Privatvermögen zu Erfüllung ‚jener Verbindfichfeiten angegriffen 
werben kann; ſodann aber .auf dem Vermögen und den Perfonen der einzel: 
nen Gemeindegenoffen, dergeſtalt, daß diefelben zu den erforderlichen Beitraͤ⸗ 
gen. und Leitungen gezwungen werden -Eönnen, Dr | 
ii Rechte der Kirchſpielsgemeindemitglieder. 
Art. 18, Die Kirchfpielsgemeindemitglieder find berechtigt: | 
1) an dem Vermögen, welches der Gemeinde, als folcher, zufteht, und 
an den‘ Communglanftalten und Einrichtungen Theil zu neh: 
men; auch 5 
2) bei eintretender Hülfsbedürftigkeit, nach den beſtehenden Verordnungen, 
Unterfiügung vom Kirchfpiel zu verlangen, 

Nod von andern Vorausfegungen und Erforderniffen hänge die Theit: 
nahme an der Ausübung der, nach den unten folgenden Beilimmungen der 
Gemeinde, zuftehenden Rechte, und die Wählbarkeit zum Vertreter oder Of: 
ficialen der Gemeinde ab. 


| Zweiter Titel, 
Bon ber Kirhhfptelsverfammlung, 
Begriff und Beltimmung der Kirchſpielsverſammlung, 

Art, 19. Die Kivhfpielsverfammlung befteht aus denjenigen 
Kicchfpiefsmitgliedern und Forenfen (Art. 7.), welche in Kicchfpielsangelegen: 
heiten eine Stimme zu führen berechtigt find. 

Die naͤchſte und Hauptbeftimmung derfelben ift, die Mitglieder des 
Kirchfpielsausfchuffes. und den Kirchfpielsvogt auf die weiter unten beftimmte 
Weiſe zu mählen. 

 . Die Vereinigung zweier oder mehrerer Kirchfpiele (Art. 6.) muß gleich 
falls vor die Kicchfpielsverfammlung gebracht erden. 

Ob andere Gegenftände der Berathung und Beſchlußnahme diefer Vers 
fammlung übergeben werden follen, hat in jedem einzelnen Falle die Regie— 
tung zu beſtimmen. | 

| Stimmberechtigung: 

1) der Grundbeſitzer. 
Art. 20, Stimmberechtigt in ber Kirchſpielsverſammlung find 
- alle Kirchfpielgmitglieder, welche in dieſem Kirchſpiel einen alleinigen 
Grundbefig zu Eigenthums-, erblihem Nutzungs- oder Nießbrauchsrechte 
haben, Gemeinfhaftlidher ungetheilter Grundbeſitz berechtigt nur im 
ehelichen Berhältnig den Ehemann, und im VBerhältniß bes überlebenden 
Ehegatten und der Kinder den Vater oder die Mutter zur Stimmführung ; 
in allen andern Fällen ruht das Stimmrecht bis zur Theilung. Auch, kann 
der Eigenthümer eines Grundflüdes, welches in eines Anden Nießbrauch 
fteht, davon keine Stimme führen. 
u 2) der Nichtarundbefißer. . | 
. Art, 21. Diejenigen Kirchſpielsmitglieder, welche keinen Grundbefig 
im Sinne des Urt. 20. haben, werden zu ber Kirchſpielsverſammlung nur 
unter dev Befchränfung zugelaffen, daß ihre Zahl den vierten Theil der 
ſtimmberechtigten, in. der Lifte (Art. 25.) aufgeführten, Grundbeſitzer ‚nicht 
überfleigen darf. Ueber die Zulaffung der Einzelnen foll der höhere Armen: 
beitrag, wo ſolches aber nicht gefchehen kann, eine vor jeder Kirchfpielgvers 
fammlung von ihnen aus ihrer Mitte, unter Leitung des Amts ‚oder dog 
Kirſchpielsvogts, vorzunchmende Wahl entfcheiden, “ | 
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8) der Forenfen. 
Art. 2. Diejenigen, welche in dem Kirchſpiel einen Grundbeſitz im 
Sinne des Art. 20. haben, auch außerhalb deſſelben wohnen Kirchſpiels⸗ 
forenſen; Art. 7.) ſollen ein Stimmreht haben, wenn von diefem Grund: 
befis zu einer, die freien wie bie pflihtigen Immobilien treffenden, Steuer 
jährlich wenigftens ſechs Thaler bei Einländern, und zwölf Thaler 
bei. Ausländern beigetragen werben, 
Zulaͤſſigkeit zur Kirchſpielsverſammlung. 
Art. 3. Im der Kirchſpielsverſammlung zu erſcheinen und das 
Stimmrecht auszuüben, find unfähig: ’ 

4) Frauensperfonen; 

2) Minderjährige und. unter Curatel ſtehende Perfonen; 

3) Kinder unter vaͤterlicher Gewalt; 

4) wer in dem, der Berfammlung vorhergegangenen, festen Jahre aus 
Armenmitteln unterftügt worden iſt; 

5) ter in Concurs befangen if, bis zum Verkaufe des Concursguts, und 
in dem darauf folgenden Fahre; 

6) wer in Special: Inquifition ſich befindet; wer wegen eines Verbre⸗ 
chens verurtheilt, oder nur von der Inſtanz entlaffen il; wer aus 
andern Gründen unter Polizeiaufficht geſtellt iſt; — Dis er von ber 
der Regierung wieder flimmfähig erklärt if; 

7) wer wegen unfittlichen aber unbürgerlihen Betragens aus der Lifte 

der . Stimmfähigen einftweilen gefleichen ift, welches nur auf einen 
Antrag des Kirchfpielsausfhuffes und des Amts, oder des Amts 
nach Anhörung des erfleren, durch "einen Beſchluß der Regierung bis 
zu vier Jahren gefchehen kann. Cine ſolche Berfügung kann nad 
Umftänden erneuert werden. 

Ausübung des Stimmrechts durch Stellvertreter. 
Art. 24. Durch Stellvertreter Eann das Stimmrecht in der Megel 
nicht ausgehbt werden. h 
Ausnahmsmeife Eönnen vertreten werden: 
1) Frauensperſonen duch Bevollmaͤchtigte; die Ehefrau wird durch ihren 
Ehemann vertreten; 
2) Minderjährige und unter Curatel ſtehende Perfonen durch den Vor: 
. mund oder Gurator; 
3) Kinder unter väterliher Gewalt dutch den Water; 
4) außerhalb des Kicchfpiels wohnende Stimmberechtigte (Art. 22.) dur) 
Bevollmächtigte, in deren Ermangelung die Pächter oder Verwalter 
als ſtillſchweigend bevollmaͤchtigt anzufehen find, 
Als Stellvertreter oder Bevollmaͤchtigter wird nur ein Einlaͤnder zuge 
kaffer, welcher nicht nach Art. 23. zu Ausübung des Stimmrechts unfähig 
ift. Niemand kann zwei Stimmen führen. Auch ein Ötelfvertreter Tann 
nur dann eine befondere Stimme für den Vertretenen a er nicht 
ſelbſt ſtimmberechtigt ift (Art. 20. 21. 22.). 
Verzeichniß der Stimmberehtigten: 

Art. 25. Bon den in der Kicchyfpielsverfammlung Stimmberechtigten 
hat der Kirchſpielsvogt nach ihren drei verfchiedenen Klaffen (Art. 20. 21. 
22.) drei vollftändige Liften zu führen, welche in feiner Wohnung zur Ein: 
ficht niederzulegen find. Wer darin unrihtig aufgeführt, oder ungefeglich 
ausgelaſſen zu feyn glaubt, iſt berechtigt, Worflellungen dagegen bei dem 
Kicchfpielsvogt anzubringen, und biefelben bei dem Amte, und nöthigenfalls 
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bei der Mer gierung zu verfolgen; jedoch muß erſteres zeitig und fpäteftens drei 
Zage vor der Verfammlung gefchehen, 

Der Reclamant kann an der Berfammlung feinen Theil nehmen, bevor 
die Berichtigung der Lifte verfügt iſt. 

Berufung der Kirchfpieläverfammlung und Vorfig in derfelben. 

Art: 26. Eine Kicchfpielsverfammlung darf nicht Statt haben, als 
auf Verfügung des Amts, welches diefelbe jedesmal zu berufen und in der 
Berk ammlung. den Borfig zu führen hat. 

Vorgängige Bekanntmachung. 

Art. 27. Wenn eine Kirchfpieldverfammlung Statt haben follz fo ift 
diefes, fo. wie der Zweck, die Zeit und der Drt der Verfammlung den frimms 
berechtigten Einwohnern des Kirchfpield durch den Kirchfpielsvogt wenigſtens 
adıt Zage vorher durch Anfchlag und Kündigung, auf jedes Orts gewöhnliche 
Weiſe, bekannt zu machen. Die außerhalb des Kirchſpiels wohnhaften 
Stimmberschtigten werden nicht befonders geladen, fondern haben felbft da— 
für zu ſechen * ſie von Berufung der Kirchſpielsverſammlung Kunde 
erhalten, | 

Erforderniffe eines verbindenden Kirchfpielsbefchluffes. 

Art. 28. Ein verbindlicher Beſchluß wird nad der Stimmenmehrheit 
gefaßt, und zwar, wenn bei gleicher Zahl der Stimmenden wenigftens eine 
Stimme über die Hälfte derfelben, oder, bei ungleicher Zahl der Abftimmens 
den, die Uebereinftimmung der größeren Hälfte derfelben eine Mehrheit (ab: 
folute oder einfache Stimmenmehrheit) nicht ergiebt, fondern die Stimmen 
mehrfach getheilt find, nach derjenigen Anficht, welche die meiften Stimmen 
für fi hat (relative Stimmenmehrheit). 

Wenn die Vereinigung zweier oder mehrerer Kirchfpiele in Antrag ges 
bracht ift (Art. 6. 19.); fo entfcheidet über die Stage: ob bdiefelbe gefchehen 
fol? nur abfolute Stimmenmehrheit in jedem SKirchfpiel, 

Kirchfpielsverfammlungsprotocoll, 

Art, 29, Ueber das Ergebniß der Verhandlung einer jeden Kirchſpiels— 
verfammlung muß ein Protocol! aufgenommen werden, welches, nachdem es 
der Berfammlung vorgelefen und erklärt und dagegen nichts zu erinnern ges 
funden ift, der Beamte, ber. Kirchfpieldvogt und die anwefenden Mitglieder 
des Kicchfpielsausfchuffes zu unterfchreiben haben. 

‚ Genehmigung des Beſchluſſes durch das Amt oder die Regierung. 

Art, 30. Bedarf der Beſchluß der Kicchfpielsverfammlung der Genehs 
migung des Amts; fo kann biefes ſolche unmittelbar ertheilen, oder ſich feine 
Entſchließung vorbehalten, welche in der Regel innerhalb acht Tagen erfolgen. 
fol, Sit die Genehmigung der Regierung erforderlich (Art. 6. 41. Abf. 3.); 
‚fo hat das Amt das Protocoll mit feinem gutachtlichen Bericht unverweilt 
an biefelbe einzufenben. 


Dritter Titel. 
Von dem zesln Beigeordnneten, Kichfpielgauss 


ſchuß, Kirhfpielsrehnungsführer und Kirchſpielsunterbe— 
dienten, 


1. Sm Allgemeinen. 
i Perfonale bes. Kirchſpielsregiments. 

Art. 31. Sedem Kirchfpiel iſt ein Kirchſpielsvogt vorgeſetzt. 
Zur Berathung, Beſchlußnahme und Controlle beſteht ein Kirchſpiels— 
ausſchuß. Der Berwaltung iſt ein Kirchſpielsrechnungsfuͤhrer 
zugeordnet. Unterbediente in den Kirchſpielen find die Feld hüter. 
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Das beftehende Dienftverhältniß der Bauervoͤgte wird burd) diefe 
Gemeindeordnung nicht verändert. 


2. Vom Kichfpielsvogt und Beigeordneten insbes 
fondere. 
Obliegenheiten des Kirchſpielsvogs: 
1) als Gemeindeofficial. 

Art. 3%. Der Kirhfpielsvogt ift ber dem Kicchfpiel zunaͤchſt 
vorgeſetzte Official, deſſen Aufmerkſamkeit ſich, unter Aufſicht des Amts, auf 
alle Kirchſpielsgemeindeangelegenheiten erſtreckt; er hat bei den Berathungen 
und Verhandlungen im Kirchſpielsausſchuſſe den Vorſitz zu fuͤhren, wenn 
biefes nicht vom Amte ſelbſt geſchieht, und bie gefegmaßig gefaßten Ber. 
fchlüffe deffelben, fo wie alle fonftige, das Kicchfpiel betreffenden, Vorſchriften 
und Beftimmungen zur Ausführung zu bringen. 

2) vermöge Auftrags der Regierung. 

Art. 33. Zugleich wird der Kicchfpielsvogt von der Regierung mit 

- dee polizeifichen Aufficht im Kirchfpiel und mit ber Ausführung alles desje⸗ 
nigen beauftragt werden, was in einer ihm zu ertheilenden befondern In⸗ 
firuction enthalten iſt. 
Unterftüsung des Kirchfpielsvogts durch Beigeordnete. 

Art. 34. Jeder Kicchfpielsvoge fol einen Beigeordneten haben, 
welcher ihn in feinen Dienflobliegenheiten mit Rath und That nad befter 
Einficht unterflügt und ihn in Verhinderungsfällen vertritt, auch bei Erle: 
digung der Stelle des Kicchfpielsvogts die Gefchäfte deſſelben einſtweilen 
übernimmt, 

Der Kirchfpielsoogt darf, mit Genehmigung des Amts, ganze Zweige 
feiner Gefchäfte dem Beigeordneten zur Verwaltung übergeben; aud kann 
zu dem Ende bei zu großer Häufung dev Gefhäfte die Zahl der Beigeordnes 
ten in einem einzelnen Kicchfpiele, auf Antrag des Ausfhuffes, nad Ver— 
fügung der Regierung, vermehrt werben. 

Art, 35. Der Kirchfpielsvogt mag in wichtigern Kirchfpieldangelegen: 
heiten mit dem Beigeordneten fich berathen, ohne gleichwohl an die Anſich— 
ten und Vorfchläge deffelben gebunden zu feyn. 

Mo der Beigeordnete als Stellvertreter des Kirchfpielsvogtd handelt, 
tritt er in deffen Dienftbefugniffe und Obliegenheiten, 

Dauer ber Dienftführung. 

Art. 36. Die Dauer der Dienftführung wird beflimmt: 

4) bei dem Kirchfpielsvogt auf 12 Jahre; 

2) bei dem Abgeordneten auf 6 Jahre. 

Nach Ablauf der Dienftzeit iſt jedoch der Abgehende wieder wählbar. 

Befondere Leiftungen des Kirchſpielsvogts. 

Art. 37. Der Kirchſpielsvogt iſt verbunden: ; 

4) zur Berathung und Verhandlung mit dem Ausfchuffe und dem Bei— 
geordneten, fo wie zur Bewahrung ber Kicchfpielsgemeindeacten, Dienft: 
papiere u. f. w. ein angemefjenes Local einzuräumen ober zu ver 
ni auch  daffelbe bei Zufammenkünften im Winter Heizen zu 

| aflen; 

2) die mit feinem Gefchäfte verbundenen fchriftlichen Arbeiten felbft zu 
‘verrichten, oder, auf feine Koften duch Perfonen, welche dazu die Ge— 
nehmigung des Amts erhalten haben, verrichten zu laffen; 

3) die dazu nöthigen Schreibmaterialien anzufchaffen. 
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Entfädigung deffelben. 

Urt, 38. Dee Dienft eines Kirchfpielsvogts ift ein Ehrenamt, und 
es ift ein Gehalt damit nicht verbunden. Doch ſoll derfelbe für verfchiedene 
mit feinem Dienft verdundene Obliegenheiten, namentlich für -die im Art, 
37. angegebenen Leiftungen, eine jährliche ‚billige, auf den Votſchlag des 
Ausfhuffes, von der Regierung für die Dauer der Dienitzeit feſtzuſetzende 
Entſchaͤdigung erhalten. Diefe Entfhädigung wird aus der Kicchfpielskaffe 
geleiftet, „und es folleg, wenn es der Kaffe an dem dazu erforderlichen Mit— 
teln fehle, die zu deren Beſtreitung nöthigen Beiträge vorerſt auf die bishe— 
tige Weiſe aufgebracht merden. | 

Der Dienſt eines Beigeordneten ift ebenfalls ein Ehrenamt und wird 
unentgeldlich verwaltet. Auf eine Entfchädigung hat derfelbe nur dann An⸗— 
fpruch zu machen, wenn er bei Erledigung der Kirchfpielsvogtsftelle dieſelbe 
länger als ſechs Wochen verwaltet, 

Für etwaige Neifen und Dienftleiftungen in Kirchfpielsangelegenheiten 
außerhalb des Amts foll fowohl dem Kicchfpielsvogt, als dem Beigeorb: 
neten eine befondere Vergütung zugeflanden werden, 

Außerdem befreit das Amt eines Kicchfpielsvogts die Bau- oder Hof 
ftelfe, welche ex felbft bewohnt (jedoch da, mo Feine gefchloffene Stellen find, 
nicht über AO Züd oder 60 Grafe), vom Kirchſpielshofdienſt, nicht aber 
von Fuhren in Deich: und Sielangelegenheiten und für fremdes Militair, aud) 
nicht von der Einquartierung, baaren Geldanlagen und Naturallieferungen, 
zu welchem Zwede folhe auch ausgefchrieben werden mögen. 

Endlich ift ein Kicchfpielsvoget frei von der Verbindlichkeit, Vormund— 
ſchaften und Curatelen zu übernehmen, nicht aber von der ferneren Verwal⸗ 
tung derjenigen, welche er zur Zeit ſeiner Anſtellung ſchon hatte. 

Kirchſpielsſiegel. 

‚Art. 39. Der Kirchſpielsvogt führt das Siegel, welches einem jeden 
Kirchſpiele beigelegt werden fol. 

3. Vom Kichfpielsausfhuß insbeſondere. 
Beftimmung des Ausfchuffes im Allgemeinen. 

Art. 40. Der Kichfpielsausfhuß (Art. 31.) iſt beflimmt, das 
Kicchfpiel in allen feinen gemeinfamen DVerhältniffen zu vertreten" und die In— 
tereffen deffelben wahrzunehmen, zu welchem Ende er auch dem Kirchſpiels— 
vogt berathend, controllirend und befchließend zur Seite ſteht. 

Größe und Zufammenfegung des Ausfchuffes. 

Art. 4. Die Größe des Ausfchuffes wird durch die Seelenzahl der 
Bevölkerung des Kirchſpiels dergeftalt beftimmt, daß für je 200 Seelen ein 
Ausſchußmann, jedod in der Regel mindeftens ſechs, und nie mehr als 
achtzehn Perfonen gewählt werben. 

. Bei den Wahlen des Ausfhuffes, fo wie bei denjenigen, wovon der 
Art. 129. handelt, foll die Größe der Seelenzahl, wie folhe in dem Staats— 
Ealender für das Jahr 1831 angegeben iſt, in jedem einzelnen Kirchſpiele 
bis weiter zum runde gelegt werden. | 

Fuͤr Kicchfpiele, welche nicht über 600 Einwohner haben, kann bie 
Zahl der Ausfhußmänner, nad Vernehmung dev Kirchſpielsbverſanimlung, 
mit Genehmigung der Regierung, allenfalls bis auf drei herabgefegt werden. 

Zwei Drittel der Mitglieder des Ausſchuſſes müffen einen Grund» 
befig im Sinne des Art. 20. haben, von welchem wenigftens das im Art. 
12. fefigefegte Steuerquantum entrichtet wird. 

Ein Drittel kann aus allen. ftimmberechtigten Kirchſpielsmitgliedern 
(Urt. 20. 21.) frei gewaͤhlt werben. | 
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Dauer. ber. Dienflführung eines Ausſchußmannes und Erneuerung ded Ausſchuſſes. 

Art, 42. Der Dienft eines Ausfhußmannes dauert vier Sabre. 

Die Wahlen zum Ausſchuß follen alle zwei Jahre Statt haben, und 
es treten dann diejenigen Ausſchußmaͤnner aus, welde vier Jahre Mitglie 
der gewefen find. | 

Bei Erneuerung des Ausfhuffes it jedesmal der, in Unfehung feiner 
Zufammenfegung, im Art, 41. aufgeftellte Grundfag aufrecht zu erhalten. 

Damit in der Folge nicht fämmtliche Ausfhußmänner ſtets zugleich 
abgehen, fol im deitten Jahre nad) Einführung dieſer Gemeindeordnung ber 
Ausfchuß zur Hälfte, erneuert werden, und das Loos entfcheiden, welche von 
den zuerſt erwählten Ausſchußmaͤnnern zu dem Ende abgehen müffen. Iſt 
die Anzahl der Mitglieder des Ausfhuffes ungleich; fo ſoll dee Kleinere Theil 
zuerst austreten, 

Erfaßmänner. 

Art. 43. Die ausgetretenen Mitglieder des Ausfchuffes dienen als 
Erfagmänner für bie vor einer neuen Wahl etwa abgegangenen oder zur 
Zeit verhinderten. Bei dem Aufrufe dazu duch den Kirchſpielsvogt iſt zu⸗ 
naͤchſt dahin zu ſehen, daß das im Artt. 41. feftgefeste Verhaͤltniß der 
Gruͤndbeſiher im Ausfhuß zu den übrigen Mitgliedern „aufrecht erhalten 
werde, und fo weit damit vereinbar der zuletzt Ausgefretene, und unter zus 
gleich Ausgetretenen der jüngere dem Lebensalter nah, zuerſt zum Erfag 
aufzurufen. 

Entfhädigung der Ausſchußmaͤnner. 

Art. 44. Der Dienft eines Ausfhußmannes wird unentgeldlich ver- 
waltet, jedoch mit der im Art. 38., in Anſehung dev Reifen außerhalb des 
Amtsbezirks, fefigefegten Ausnahme, J 

Verſammlung des Ausſchuſſes. 

Art. 45. Der Ausſchuß kann ſich verſammeln: 

1) ordentlich, an den mit Genehmigung des Amts dazu ein für alle⸗ 
mal beftimmten Tagen; 

2) außerordentlich auf Berufung des Amts oder des Kirchſpielsvogts; 
und zwar aus eigener Bewegung, oder auf Antrag der Mehrheit der 
‚Mitglieder des Ausfchuffes bei dem Amte oder Kirchſpielsvogt, wel: 
chem Antrage jederzeit zu genügen ift. 

Außerordentliche Zufammenfünfte follen den Ausfhußmännern im ber 
Reçel drei Tage vorher bekannt gemacht, und bdenfelben die Gegenftände der 
Verhandlung dabei angezeigt werden. Auch ift das Amt von der Zufam- 
menkunft und deren Gegenftande durch den Kirchſpielsvogt zu benachrichtigen. 
— Verpflichtung zum Erſcheinen. u — 

Art. 46. Jeder Ausſchußmann, welcher in einer, gehoͤrig zu ſeiner 
Kunde gebrachten, Verſammlung des Ausſchuſſes ohne genuͤgende Entſchul— 
digungsurſache ausbleibt, und von der eingetretenen Verhinderung dem Kicchs 
fpielsvogt nicht fo zeitig, daß flatt feiner ein Erfagmann berufen werden 
kann, Anzeige macht, foll eine Brühe von 36 Gr. bis 2 Rthlr. Gold zur 
Kicchfpielsänffe bezahlen, Der Ausfhuß Hat hierüber zu erkennen. 

Borfis und Protocollführung in der Berfammlung des Ausfchuffes. 

Art. 47. Der Kicchfpielsvogt, oder, wenn derfelbe dem Ausfchuffe 
beizuwohnen verhindert ift, der Beigeordnete hat in demfelden den Vorfig zur 
führen, fofern niht das Amt folchen zu übernehmen in einzelnen Fallen 
zweckmaͤßig findet, oder durch die Vorfchriften diefer Verordnung ausdrücklich 
verpflichtet iſt. 
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Außer dem Fälle der Vertretung iſt der Beigeordnete ber Verſammlung 
beizumohnen nicht verpflichtet, e8 fey denn, daß ber Ausfchuß feine Anwe— 
fenheit ausdruͤcklich verlange. | 

Der Kirchipieldvogt oder des Beigeordnete muß im Ausfchuß gegenmär: 
tig feyn und das Protocoll führen, oder unter feiner Unterfchrift und Vera 
antwortlichkeit durch ein dazu tüchtiges Mitglied des Ausfchuffes, oder durch 
eine andere geeignete Perfon (Urt. 37. Nr. 2.) führen laſſen. Nur bei der 
Mahl eines Kirchfpielsvogts darf weber der bisherige Kicchfpielsvogt, noch der 
Beigeordnete im Ausfhuß zugegen feyn. 


Verhandlungen im Ausfchuife — der Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe 
| effelben. 


Art. 48, Die Ausfhußmänner follen nach ihrer eigenen gewiffenhafz 

ten Ueberzeugung flimmen. 
. Zur Gültigkeit eines Befchluffes iſt erforderlich, daß alle Mitglieder des 
Ausſchuſſes, und ftatt der zeitig entfchuldigten, Erſatzmaͤnner geladen, und 
roenigſtens zwei Drittel erfchienen find und abgeſtimmt haben, aud) dag 
Refultat zu Protocol! genommen und diefes von den Anmefenden unterzeich- 
set iſt. Sind nicht zwei Drittel erfchienen; fo ift eine zweite Verfammlung 
anzuſetzen. 

Die geſchehene Ladung iſt jedesmal zu den Acten zu beſcheinigen. 

Wird in nicht vollzaͤhligem Ausſchuſſe ein Beſchluß gefaßt; ſo iſt im 

Eingange des Protocolls zu bemerken, daß und wie wegen Berufung des 
vollzaͤhligen Ausſchuſſes das Vorgeſchriebene geſchehen ſey. 
Der Beſchluß des Ausſchuſſes wird nach abſoluter Stimmenmehrheit 
(Art. 28.) der Erſchienenen genommen. Geht bei Wahlhandlungen eine 
ſolche aus der erſten Wahl nicht hervor, und iſt auch nicht Gleichheit der 
Stimmen vorhanden; fo find immer biejenigen beiden, welche die meiften 
Stimmen gehabt haben, auf eine engere Wahl zu bringen, dergeftalt, daß, 
vermöge neuer Abflimmung, für einen derſelben abfolute Stimmenmehrheit 
ſich ergiebt. Iſt mehr als Einer zu wählen; fo ift jenes Verfahren fo oft 
als erforderlich zu wiederhohlen. | 

Der Kicchfpielsvogt und an beffen Stelle ber Beigeorbnete haben im 
Ausſchuß blos eine berathende Stimme. Nur bei Gleichheit der Stimmen 
unter den Ausfhufmännern wird die Stimme des Kirchfpielsvogts oder Bei— 
geordneten als entfcheidend mitgezählt, und bei der Mahl eines Kirchſpiels— 
vogts entfcheidet bei Gleichheit der Stimmen das Loos. | 

Deren verbindende Kraft. 

Art. 49, Db der Befchluß, bevor er in Anwendung kommen Eann, 
der Genehmigung des Amts oder der Megierung bedarf, hängt von dem Ges 
genftande und ben dabei gegebenen Vorſchriften ab. 

Jeder gefegmäßig innerhalb feiner Befugniffe- gefaßte Beſchluß des Aus⸗ 
ſchuſſes ift für das ganze Kirchſpiel verbinden, 


4. Vom Kirchfpielsrehnungsführer insbefondere. 
Qualification des Kirchfpielsrechnungsführers. 

Art. 50. Der Kichfpielsrehnungsführer (Art. 31.) muß 
ein im Nechnungswefen geübter und im jeder Hinſicht zuverläffiger 
Mann fern. 

Sein Dienft ift mit bem des Kirchfpielsvogts, Beigeordneten und eis 
ned Ausfhußmannes unvereinbar. 

Mehrere Kirchfpiele defjelben Amts koͤnnen einen gemeinfchaftlichen Rech⸗ 
nungsführer wählen; auch, kann, dem Amtseinnehmer das Gefchäft eines 
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Kicchfpielsrechnungsführers ganz ober theilweife übertragen werden, wenn befz 
fen vorgefetste Behörde dieſes genehmigt. 

Borerft, und bis deshalb eine andere Einrichtung getroffen iſt, haben 
die Amtseinnehmer die ihnen übertragenen Communalhebungen wie bisher 
fortzuſetzen. 

Dienſtbeſtimmung bes Rechnungsfuͤhrers. 

Art. 51. Die Dienſtbeſtimmung des Rechnungsfuͤhrers iſt im Allge—⸗ 
meinen, die Einkünfte der Kirchſpielskaſſe forgfältig zu heben, alle auf die⸗ 
felbe gehörig angewiefene Zahlungen zu leiſten, Einnahme und Ausgabe treu 
zu berechnen, fo wie überhaupt alle die Geld: und Rechnungsverhält: 
niffe des Kicchfpield angehende Aufträge zu übernehmen und pflidtmäßig 
auszurichten. 

Art. 52. Der Rechnungsführer fol, wenn der Ausſchuß fih vers 
fammelt, um über bie Vermögensverhältniffe des Kirchſpiels zu bera⸗ 
then, auf deſſen Verlangen zugegen ſeyn, um erforderliche Auskunft zu 
ertheilen. 

Caution. 

Art. 53. Der Rechnungsfuͤhrer hat fuͤr die getreue Verwaltung 
ſeines Dienſtes eine angemeſſene Sicherheit zu leiſten, deren Groͤße vom 
Ausſchuſſe, mit Vorwiſſen des Amts, feſtzuſetzen iſt. Wird ſie in baarem 
Gelde geleiſtetz ſo muß für deſſen ſichere Unterbringung vom Ausſchuſſe, 
ebenfalls mit Vorwiſſen des Amts, geſorgt, und das Capital bie zum Ers 
Löfchen der Caution und Zuruͤckzahlung derfelben dem Rehnungsführer ver: 
zinfet werden, Mird fie aber in dem liegenden Vermögen des Nechnungss 
führers, oder durch Buͤrgen geftelltz fo hat der Kirchſpielsvogt die Ingroſſa— 
tion bderfelben auf den Recnungsführer oder Buͤrgen zu beforgen, welde 
Eoftenfrei geſchehen foll. 

Gehalt und Dauer der Dienftführung des Rehnungsführers. 
>. Art 54. Der Gehalt oder die Dienfteinfünfte des Rechnungsfuͤhrers 
find vom Ausfhuß, nad Verhältnig der Kicchipielseinnahme und nad) vor 
gängiger Anzeige bei der Regierung, zu beftimmen. 
Ä Der Rehnungsführer wird, unter Vorbehalt ſechsmonatlicher Kündi: 
gung, angefteilt, welche dem Ausfhuß, mit VBorwiffen der Regierung, wie 
dem Rechnungsfuͤhrer frei ftehen foll. 

Die Dienftobliegenheiten des Nechnungsführers ergeben ſich näher aus 
der, von der Regierung demfelben zu ertheilenden, Inſtruction. 


5. Bom Kirhfpielsfeldhüter insbefondere, 

Beftimmung des Kicchfpielsfeldhüters, deffen "Schalt und Dauer feines Dienftes, 
Art. 55. Die Beflimmung bes Kirhfpielsfeldhüters (Art. 31.) 
ift, die Gefchäfte eines Amts: und Kirchfpielsunterbedienten im Kirdyfpiel 
"wahrzunehmen, demnach alle von dem Amte und dem Kirchſpielsvogt oder 
deſſen Beigeordneten in Juſtiz-, Polizeis und Kirchfpielsgemeindeangelegen- 
heiten ihm ertheilten Befehle und Aufträge, nach Anleitung der von der Re— 

gierung zu erlaffenden Inſtruction, auszuführen. 
Den Gehalt des Feldhuͤters hat das Amt, auf Antrag des Ausfchufe 
fe8 und: nach dem Umfange feiner Dienftverrihtungen, feftzufegen; . je 
a“ ſoll bderfelbe die Summe von 25 Rthlr. Gold jährlich nicht übers 

ſteigen. 

Der Feldhuͤter wird, unter Vorbehalt dreimonatlicher Kündigung, ans 
geftellt; bie Kündigung gefchieht vom Amte, in Cinverftändniß mit dem 
Kicchfpielsvogt, In Ermangelung einer Uebereinſtimmung zwifchen beiben 
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hat die Regierung zu entſcheiden. Die — Kündigung uns a 
dem Feldhüter zu. 


6. Bon der Wahl, Ernennung und Beftätigung' des Kirch⸗ 
———— Beigeordneten, Ausfchuffes, Rechnungsfuͤhrers 
rend Feldhuͤters. 

Erforderniſſe der Waͤhlbarkeit als Kirchſpielsvogt, Beigeordneter und Aus⸗ 
ſchußmann. 

Art. 56. Waͤhlbar zu der Stelle eines Kicchfpielsvogts, Beigeordne⸗ 
sen und Ausſchußmannes find alle in der Kirchſpielsverſammlung perſoͤnlich 
zur Ausübung des Stimmrechts Berechtigte (Art. 20. 21. we welche 
fih zur cheifllichen Religion bekennen und ihren Wohnſitz im Kirch⸗ 
fpiele haben. | 

Zum Kirchſpielsvogt kann außerdem nur gewaͤhlt werden, wer Grund⸗ 
beſitzer im Kirchſpiel im Sinne des Art. 20. iſt, und das nach Art. 41. 
fuͤr zwei Drittel der Ausſchußmaͤnner erforderliche Steuerquantum (Art. 12.) 
entrichtet. 

Ausgenommen von der Waͤhlbarkeit ſind: 

1) diejenigen, welche mit dem Kirchſpielsvogt, Beigeordneten, oder einem 

Ausſchußmann des Kirchſpiels in auf- oder abſteigender Linie ver- 

wandt ſind; auch kann der Bruder eines Kirchſpielsvogts nicht deſſen 
Beigeordneter, oder Mitglied des Ausſchuſſes ſeyn; und eben fo. iſt 
der Bruder des, Beigeordneten, oder eines bereits gewaͤhlten Aush 
manned von der Wahl ausgefchloffen;. 
2 Geiſtliche und Schullehrer; 
3) Militairperſonen waͤhrend ihrer Dienſtzeit; | | 
4) active Stactsbeamte, welche zu einer, dem Kirchſpiel vorgeſetzten, Ver⸗ 
valtungsbeh oͤrde gehoͤren. 

Sn Ermangelung gehörig qualificirter Perſonen kann von ber Regierung, 
nach Vernehmung des Ausſchuſſes und gutachtlichem Bericht des Amts, eine, 
wenn auch von den Beſtimmungen dieſes Artikels und des Art. 41. abwel⸗ 
chende, Verfuͤgung getroffen werden. 

Verliert ein Kirchſpielsvogt, Beigeordneter oder Ausſchußmann waͤhrend 
der Dauer ſeines Dienſtes diejenigen Eigenſchaften, welche ihn früher waͤhl⸗ 
bar machten; ſo muß er feine Stelle niederlegen, mit Vorbehalt jedoch : der 
Beftimmung des Art. 65., und: der Erſatzmann kann in gleichem BLAUE 
niß nicht a in den Ausfchuß berufen werben. 

Wahl der Ausfhußmänner. 

Art. 57. -Die Mitglieder des Ausfchuffes werden von der Kicchfpielde 
verſammlung gewählt. (Art. 19.). 

Bei Eröffnung der Verſammlung hat das Amt bie Unwefenden noch 
befonders auf die Erforderniffe der Wählbarkeit (Art. 20. 21. 23. 41..56.) 
aufmerffam zu machen, damit etwaige Irrthuͤmer N: vor ögesung, dev 
Stimmzettel (Art, 59.) berichtigt werden können. — | 

Lifte der wählbaren Grundbefiger. nn 

- Urt. 58. Um jeden Zweifel darüber zu befeitigen, welche Kirchſpiels⸗ 
mitglieder zu den wählbaren Grundbeſitzern (Art. 41.; Abſ. 4.) gehören, iſt 
durch den Kirchſpielsvogt mit Huͤlfe des Kirchſpielsrechnungsfuͤhrers, ſo weit 
noͤthig nach vorgaͤngig zu bewirkenden Mittheilungen des Amts, eine Liſte 
derſelben anzufertigen, und in der Wohnung des Kirchſpielsvogts zur Ein— 
ſicht der Stimmberechtigten Be BERG —— mu be; 
richtigen. 


w 
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Wegen etwaiger Crinnerungen gegen die Nichtigkeit diefer Lifte gilt 
dasjenige, was im Art, 25. verordnet iſt. 

Wahlhandlung. 

Art. 59. Die Wahlhandlung geſchieht, nach Anleitung der, desfalls 
den Aemtern vorgeſchriebenen, dieſer Verordnung unter Nr. 1. angehaͤngten, 
Inſtruction. 

Jeder Stimmberechtigte, welcher fein Stimmrecht ausuͤben will, hat 
einen, nach einem gewiſſen Formular eingerichteten, Stinanzettel, nach dem 
Ermeſſen des Amts entweder vorher beim Kirchſpielsvogt, oder in Gegenwart 
des Dirigenten der Wahlhandlung, in Empfang zu nehmen, und dann dens 
felben, mit dem vollfländigen Namen und Angabe des Wohnorts der 
von. ihm gewählten Perfonen verfehen, in ein verbedites Behaͤltniß abs 

ugeben. i 
* Nach beendigter Stimmgebung iſt eine Abſtimmungsliſte anzufertigen, in 
welche die Nummer eines jeden Stimmzettels und die Namen der auf dem⸗ 
felben genannten Perfonen einzutragen find. 

Diefe Abftimmungstifte mird drei Tage lang offen gelegt, damit jeder, 
weicher abgeftimmt hat, durch Einficht derfelben ſich überzeugen Eönne, daß 
die Nummer feines Stimmzettes darin aufgeführt, und feine Abftimmung 
gehörig eingetragen, auch die Zählung der Stimmen richtig gefchehen fey. 

Unter den Abftimmungen entfcheidet Stimmenmehrheit; bei Gleichheit 
der Stimmen das Loos. 

Wenn nach vollzogener Mahl ſich ergeben follte, daß ein zum Aus⸗ 
ſchußmann erwähltes Kirchſpielsmitglied wegen Unfaͤhigkeit nicht zugelaſſen 
werden kann, oder daſſelbe die Annahme der Wahl aus zulaͤſſigen Gruͤnden 
(Art. 62.) verweigert; ſo iſt derjenige, welcher nach dem Gewaͤhlten die mei— 
ſten Stimmen erhalten hat, in den Ausſchuß zu berufen. Unter Mehreren, 
welche gleiche Stimmen erhalten haben, entfheidet das Loos, 

Wahl und Ernennung des Kicchfpielsvogts. 

Art. 60. Zu der Stelle des Kirchfpielsvogts hat der Ausfhuß, unter 
dem Vorſitz des Amts, nach geheimer Stimmgebung drei Perfonen in Vor— 
ſchlag zu bringen, über welche die Kirchipieldverfammlung auf die vorgefchriee 
bene Weife (Art, 59.) abflimmen fol, damit die Regierung erfahre, 
welche Derfon von ber Gemeinde_ zum Kirchſpielsvogt vorzugsmweife ges 
wuͤnſcht wird. : 

Einen der drei Morgefchlagenen hat dann die Regierung zum Kirch— 
ſpielsvogt zu ernennen, oder bei befundener Unzuläffigkeit derfelben anderweite 
Vorſchlaͤge zu fordern. | F— 

‚Wahl und Beſtaͤtigung des Beigeordneten. 

Art. 61. Der Beigeordnete wird vom Ausſchuß, in welchem ber 
Kicchfpielsvogt bei diefem Act gleiches Stimmrecht mit den übrigen Mits 
gliedern hat, gewählt. Der Gemählte wird, auf den Bericht des Amts, 
von der Regierung, infofern Beine Bedenken dagegen obwalten, beſtaͤtigt. 

Eu Verpflichtung zur Annahme der Kirchfpielsämter. 

‚Urt. 62. Die zu der Stelle eines Kirchſpielsvogts, Beigeordneten 
und Ausfhußmannes auserfehenen Perfonen find zu deren Annahme ner 
pflichtet; ausgenommen; : 

4) diejenigen, welche. unmittelbar zuvor die beflimmte Dienftzeit hindurch 

diefelbe Stelfe verwaltet haben, fofern noch andere qualificirte Perfos 

nen vorhanden find; ; j 

2) diejenigen, welche zur Zeit der Wahl das 6Ofte Lebensjahre zurüdges 

legt haben; 

= , 
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3) ausübende Aerzte und Wundaͤrzte; 

4) diejenigen, welche ihres Gefundheitszuftandes wegen entfchuldigt find, 
oder bei welchen fonftiger ganz befonderer Gruͤnde halber die Annahme 
der Stelle wefentliche Nachtheile zur Folge haben würde, und unter 
diefer Vorausfegung auch 

5) Öffentliche Beamte und Advocaten. 

Wenn in einzelnen Fällen über die Statthaftigkeit eines Ablehnungs: 
geundes Zweifel entftehenz fo hat die Negierung zu entfcheiden. 

Urkunde über bie Beftellung. 

Art. 63. Der zum Kicchfpielsoogt Ernannte erhält eine Anſtellungs⸗ 
urfunde von der Regierung. Der Beigeordnete und die Ausfchußmänner bes 
kommen zu Ihrer Legitimation eine Befcheinigung des Amts. 

Verpflichtung. 

Art. 64. Der Kicchfpielsvogt und der WBeigeorbnete find vor dem 
Amte durch Ablegung eines, auf Protocollführung mit zu richtenden, Dienft: 
eides zu verpflichten. Die Ausfhußmänner follen mittelft Handſchlags an 
Eidesftatt verfihern, nad ihrer gewiffenhaften Ueberzeugung das Befte des 
Kirchfpield wahrnehmen und, fo viel an ihnen ift, befördern, infonderheit bie 
Borfchriften dee Gemeindeordnung befolgen zu wollen. 

Beendigung des Dienftes. 

Urt. 65. Der Kicchfpielsvogt, Beigeordnete und Ausfhußmann darf 
feine Dienftführung nicht als beendigt anfehen, bevor er derfelben vom Amte 
ſchriftuich enthoben iſt. 

Wahl und Beſtaͤtigung des Kirchſpielsrechnungsfuͤhrers. 

Art. 66. Den Kirchſpielsrechnungsfuͤhrer hat der Ausſchuß zu waͤh— 
len und das Amt zu beſtaͤtigen, falls daſſelbe kein Bedenken dabei findet. 
Können das Amt und der Ausſchuß ſich über die Wahl nicht vereinigen; fo 
entfcheidet die Regierung. 

Der Rechnungsführer ift demnächft vom Amte eidlich zu verpflichten. 

Wahl und Beſtellung des Kirchſpielsfeldhuͤters. 

Urt. 67. Zum Kicchfpielsfeldhüter werden von dem Kicchfpielsvogt 
brei Perfonen in Vorſchlag gebracht; aus diefen ift vom Ausfhuß Einer zu 
erwählen, und vom Amte, nad) vorgängiger Prüfung feinee Züchtigkeit, zu 
beſtellen und eidlich zu verpflichten. 

Bekanntmachung der Anſtellung der Gemeindeofficialen. 

Art. 68. Die Wahl und Ernennung der Kirchſpielsvoͤgte wird durch 
die oldenburgiſchen Anzeigen bekannt gemacht; die Wahl und Beſtaͤtigung 
der Beigeordneten, imgleichen die Wahl der Ausfchußmänner, die Beſtel⸗ 
lung des Nechnungsführers und des Feldhuͤters durch Anfchlag im Kirchſpiel. 

Entlaſſung und Dienſtſtrafen der Gemeindeofficialen. | 

Urt. 69. Wegen freiwilliger Entlaffung, Suspenfion und Entfegung, 
fo wie wegen fonftiger Dienftftrafen der Gemeindeofficialen, follen die, in 
Anfehung der nicht mit landesherrlichen Beflallungen verfehenen Staatsdiener, 
beftehenden Grundfäge in Anwendung gebracht werben, 

Bweiter Abſchnitt. 
Bon der Kirchfpielöverwaltung. 
Ä Erſter Titel. 
Von dem Gegenſtande der Kirchſpielsverwaltung, Des 
fugniffen und Verpflichtungen der Kirchſpiele. 


FBürforge in Beziehung auf dad allgemeine Wohl. 
Art, 70. Der Kicchfpiefsausfhuß und Kirchſpielsvogt haben Ihre anges 
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legentliche Sorge. auf alle, bie gemeinfamen Zwecke des Kirchſpielsvereins 
und den Wohlſtand der Kirchſpielsglieder foͤrdernde, Anſtalten und Einrich— 
tungen zu erſtrecken, und Alles, was dem hinderlich iſt, ſo viel in ihren 
Kraͤften ſteht, abzuwenden. Sie ſind verpflichtet, zu dem Ende in geeigne⸗ 
ten: Fällen in gefeglichem Wege locale Verbefferungen oder nothwendige Vor: 
Eehrungen zu veranlaffen, fo wie andererfeits die Iambesherrlichen Behörden, 
in Abficht auf Localverfügungen, wo es angemeffen ift, die gutachtlichen Erz 
Eläcungen des Ausfhuffes und Kirchſpielsvogts einziehen werben. 
Wahlen zu den Amts- und Kreisausfhüffen. 

Art. 71.° Die gemeinfamen Verhaltniffe und Intereffen, welche das 
einzelne Kirchſpiel als Theil des Amtsbezirks oder Kreifes, dem baffelbe ans 
gehört, angehen, find zwar nicht unmittelbar Gegenfland der Zürforge des 
Kirchſpielsausſchuſſes; ſeine Wirkſamkeit in dieſer Beziehung aͤußert ſich je— 
doch bei Bildung der Amts- und Kreisausſchuͤſſe, nach Maaßgabe der unten 
(Art. 129. 130.) folgenden naͤheren Beſtimmungen. 

— Aufnahme neuer Kirchſpielsmitglieder. 

Art. 72. In Anſehung der ausdruͤcklichen und ſtillſchweigenden Auf: 
nahme neuer Kirchſpielsmitglieder (Art. — 14.) hat der Ausſchuß das Beſte 
des Kirchſpiels wahrzunehmen, und insbeſondere dahin zu ſehen, daß ſo 
wenig dem Kirchſpiel eine Belaͤſtigung daraus erwachſe, als durch Verwei⸗— 
gerung der Aufnahme demſelben ein tuͤchtiges und nuͤtzliches Gemeindeglied 


entzogen werde. 
Sorge fuͤr das Vermoͤgen des Kirchſpiels. 


Art. 73. Der Ausſchuß hat weiter alles und jedes Vermoͤgen und 
jede Berechtigungen des Kirchſpiels auf alle Weiſe in geſetzlichem Wege zu 
vertheidigen, und fuͤr Erhaltung, Nutzbarmachung und Bermehrung des 
Vermögens möglihft Sorge zu tragen. , 

- Neue Kirchfpieldeinnahmen. 

Art. 74. Dem. Ausfhuß liegt auch ob, darauf Bedacht zu nehmen, 
wie dem Kirchſpiele, zur Erleichterung feiner Laften und Verbeſſerung feines 
Vermoͤgenszuſtandes, Mittel oder Zuflüffe auf eine angemeffene Weiſe ver: 
ſchafft werden koͤnnen. 

Zu dieſem Zwecke ſollen die Kirchſpiele, neben ihrer bisherigen Ein⸗ 
nahme, folgende Einkuͤnfte haben, ſo lange deren Erhebung uͤberhaupt geſetz⸗ 
lich beſteht: 

1) ein Einzugsgeld von jedem, in das Kirchſpiel einziehenden, von der 
Regierung als Landesunterthan aufgenommenen Fremden, welches die— 
ſelbe von 5 bis 25 Rthlr. jedesmal zu beſtimmen hat; 

2) die Marktſtaͤttegelder, wo ſolche bisher noch in die herrfchaftliche Kaffe 
gefloffen find, oder welche fünftig von ber Negierung etwa bewilligt 
werden, gegen Uebernahme dev daraus herkoͤmmlich zu beftreitens 

Ä den Koſten; | 

3) die in dem, diefer Werordnung unter Nr. 2. angehängten, Verzeichniſſe 
aufgeführten Bruch» und Steafgelder, welche bis hierzu in die herr 
ſchaftliche Kaffe floffen, mit Vorbehalt jedoch des dem Denuncianten 
etwa begleichenden Bruchantheils. Die der Amtsdiſtrictskaſſe bisher 
zugewiefenen Brüche follen Eünftig ebenfalls in die verſchiedenen Kirch 
fpielskaffen fließen, und bleibt den Kirchfpielen überlaffen, eine gleiche 
Beſtimmung, binfichtlich der, nach der beftehenden Gefeggebung, für 
andere Communalkaſſen zu erhebenden Bruchgelder zu, tweffen. 

Kirchſpielslaſten. 
N Urt. 75.. In Anſehung allge Kirchſpielslaſten ſoll die Sorge des 
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Ausſchuſſes, wie des Kirchſpielsvogts dahin gehen, daß fie ʒwar gehörig und 
in der. gefeglichen. oder. herfömmlichen Maaße, jedoch immer auf die ziweds 
mäßigfte und am wenigſten drüdende Meife getragen; daß infonderheit et» 
waige Ungleichheiten aufgehoben und in Zukunft vermieden werden; und daß, 
in Anſehung der Einführung neuer Kirchſpielslaſten und Erweiterung der be⸗ 
ſtehenden, die geſetzlichen Vorſchriften beobachtet werden. 

Art. 76. Im Allgemeinen find Laſten der Kirchſpiele alle Leiſtungen, 
welche erfordert werden durch die Verpflichtung derſelben: 

1) in Beziehung auf die kirchliche Gemeinſchaft; 

2) in Beziehung auf das Schulweſen; 

3) in Beziehung auf die Armenpflegez 

in der Maaße, vwoie- folche Verpflichtungen durch bie beſtehenden Verordnun⸗ 
gen beſtimmt find, und mit Bezugnahme auf den ſechſten Titel biefes Ah: 
ſchnitts (Art. 118 — 126.) ; 

4) zur Bezahlung der Entfhädigung des Kicchfpielsvogts, des Beigeord- 
neten, der Ausfhußmänner, und ber Gehalte des Rechnungsführers 
und Seldhüters ; fo wie 

5). der Koften ber Öffentlichen Anzeigen, und der Gitterkaſten fuͤr oͤffent⸗ 
liche Anſchlaͤge; 

6) zu Beſtreitung der Koſten der Feuerloͤſchungsanſtalten und der Brand⸗ 
geraͤthſchaften; 

7) zum Bau und zur Unterhaltung der Wege, Strafen, Btücen und 
Höhlen und ihrer Zubehörungen, fo weit folche den beftehenden Ge— 
fegen oder dem Herkommen nach dem Kitchfpiel obliegt; 

8) zuc Bezahlung der Koften, welche die Aushebung der Wehrpflichtigen 
des Kirchſpiels veranlaßt, ſo weit ſolche dem Kirchſpiel geſetzlich oder 
herkoͤmmlich obliegt; endlich 

9) zur Bezahlung der. Tagegelder bei Beſichtigungen wegen Ausrottung 
ber Wucherblumen, bei Grabenfchauungen und dergleichen, 
Kirchfpielstaften, welche, nach Gefeg oder Herfommen, in einem Bes 

zirke des Landes oder in einzelnen Kirchfpielen außerdem noch beftehen, mer 
den hierdurch nicht aufgehoben. 
Auflegung neuer Laſten. 

Art. 77. Neue Kirchſpielslaſten ſollen einem Kirchſpiele nur auferlegt 
werden, mit Einwilligung des Kirchſpielsausſchuſſes und TREE der 
Regierung, oder durch ein Geſetz. 

Sicherung gegen Erſchwerung beſtehender kaſten 

Art. 78. In Anſehung der, zu Erfuͤllung der Verpflichtungen des 
Kirchſpiels (Art. 76. 77.) erforderlichen, Leiſtungen an Geld und Arbeit, 
welche in dem aufzuſtellenden Voranſchlage aufgefuͤhrt werden (Art. 90) 
ſoll von den Verwaltungsbehoͤrden keine denſelben uͤberſchreitende Verfuͤgung 

erlaſſen werden, ohne zuvor den Ausſchuß darüber gehört zu haben; es ſey 
denn, daß Gefahr auf dem Verzuge hafte. 

Anordnungen und Entſcheidungen der Verwaltungsbehoͤrden, welche ent⸗ 
weder eine Ueberſchreitung des Voranſchlags nothwendig machen wuͤrden, 
oder neue Einrichtungen oder Anlagen in Beziehung auf die Gegenſtaͤnde 

der Kirchſpielslaſten bezwecken, oder welche uͤber den, in Zweifel geſtellten, 
Umfang der Verpflichtung, oder uͤber die Art und Weiſe der Ausführung 
und Leiftung von den bisherigen abweichende Beftimmungen enthalten, fol 
len nicht eher. völlzögen werden, als bis bie Verwaltungsbehoͤrde verfichert ift, 
daß ihre Verfügung dem Kirchfpielsvogt, als vorfigendem Mitgliede des Aus— 
us ordnungsmaͤßig bekannt gemacht, und entweder von dem Ausſchuſſe 
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: 
feine Zufriedenheit damit erklärt worden, ober bie Frift zum Einlegung bes 
Recurſes (Regierungs: Bekanntmachung Decemb. 20, 1814, Gef. Samml. 
Bd. 2.9.1. ©. 74 ff.) abgelaufen iſt. 


Zweiter Zitel 


Bon ber Verwaltung des Kirchſpielsvermoͤgens und Beſtrei⸗ 
tung der auf demſelben ruhenden Laſten. 


Inventarium des Vermögens, der Berechtigungen und Laſten des Kirchſpiels. 

Art. 79. Nah der Mahl des erſten Kirchfpielsausfchuffes iſt von 
demfelben, unter Anweifung des Amts, zur Grundlage der Verwaltung ein 
genaues Berzeichniß des Vermögens und der allgemeinen und. befondern Bes 
rechtigungen und Laſten des Kicchfpiels anzufertigen, worin alle Zuſtaͤndigkei⸗ 
ten und Obliegenheiten deffelben in diefen Beziehungen, nad ihrem Umfange, 
Gehalte und Werthe aufzunehmen, aud in der Folge eintretende Veraͤnde— 
rungen, Ab- und Zugänge, gehörig nachzuführen find. 

® | Kirchfpielsregifterwefen. - 

Art. 80. Neben diefem Snventarium find in jedem Kirchſpiele Re 
aifter über die fländigen und unſtaͤndigen, aber muthmaaßlichen Einnah- 
men deffelben, fo wie über die Kicchfpielsdienfte, unter Mitwirfung des 
Amts, anzufertigen, und duch vorfchriftsmäßige Reviſion ſtets in guter 
Drdnung zu erhalten. 

Deffentlihe Verpachtungen und Ausdingungen. 

Art. 81. DVerpachtungen follen in der Regel öffentlich, und nicht auf 
zu Eurze Zeit, an den Meiftbietenden geſchehen. — 

Wenn Arbeiten und Lieferungen nit durch die Pflichfigen felbft gefeiz 
fiet werden, vielmehr vom Ausihuffe eine Ausdingung rathſam gefun— 
den wird; fo foll diefe in der Negel öffentlih an den Mindejtfordernden 
gefchehen. 

Beträgt der Gegenftand folcher Ausdingungen wahrfheinfih 25 Rthlr.; 
fo fol ein Anſchlag von Sachverftindigen zum Grunde gelegt werden; und 
wenn der Gegenftand 50 Rthlr. überfteigt; fo follen Beſtick und Kojtenan- 
fhlag der Negierung zue Genehmigung vorgelegt werden, infofern folches 
nicht fchon bei Einfendung des Voranſchlags geſchehen ift. 

Berpadhtungen und Ausdingungen, deren wahrfcheinlicher Betrag 100 
Rthlr. überfteigt, find vom Amte vorzunehmen, andere vom Kirchſpielsvogt, 
beide regelmäßig in Gegenwart einiger Mitglieder des Ausſchuſſes. 

Ausnahme. 

Art. 82, Auf Antrag des Ausfhuffes kann von diefen Vorfchriften 
(Art. 81.) aus erheblichen Gründen von der Regierung oder dem Amte, je 
nachdem der Gegenftand in dem einen Falle (Art. S1. Abf. 3.) die Summe 
von 50 Rthlr., und in dem andern Falle (Art. 51. Abf. 4.) die Summe 
von 100° Rthlr. muthmaaßlich überfleige oder nit, eine Ausnahme geftat- 
tet werden, 

Auch iſt eine öffentliche Ausdingung an den Mindeflfordernden nicht 
erforderlich bei allen Arbeiten, welche entweder \ 

1) eine befondere Kunftfertigkeit vorausſetzen, infofern ein dazu auserſehener 

Sacdyverftändiger genügende Sicherheit gewaͤhrt, und deffen Forderung 

vom Ausſchuſſe billig gefunden iſt; oder z Ä Ä 

2) wegen dringender Gefahr beim WVerzuge Auf, der Stelle gemacht wer 

- den müfjen; endlich . 

3) wegen -Unerheblichkeit des Gegenſtandes — wenn derfelbe, nicht mehr 
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als 10 Rthlr. beträgt — eine Ausdingung unzwecmaͤßig erſchel⸗ 
nen laſſen. | 
Genehmigung: 

Art. 83. Die Zuſchlagsertheilung bedarf bei allen Verpachtungen und 
Ausdingungen, mit Ausnahme des im Art. 82. unter 2. gedachten Falles, 
der Genehmigung des Amts oder der Regierung, ſobald das Gebot oder die 
Forderung die Summe von 25 oder 50 Rthlr. uͤberſteigt. 

Aenderung des beftchenden Beitragsfußes der Kicchfpielstaften. 

Art, 84. Der die Kirchfpielsmitglieder und die auswärtigen Grund: 
befiger, nach den beftehenden Geſetzen oder dem Herkommen, treffende Theil 
der Kirchfpielslaften, fo wie die Art und Weife der Vertheilung berjelben 
(Beitragsfug) kann nur ducch freie Vereinbarung der Betheiligten, unter Ge: 
nehmigung der Negierung, ober durch ein Geſetz abgeändert werden; mit 
Vorbehalt jedoch der Abftellung von Ungleichheiten in der Vertheilung, welche 
bei der oben Behörde, nad) Maaßgabe der beftehenden Verordnungen, zu 
bewirken ift. 

Bertheilung der mehreren a as — — Einkuͤnfte, Ausgaben 


Urt. 85. Einkünfte, Ausgaben und Laſten, welche mehreren Kirche 
fpielen gemeinfchaftlich zuftehen und obliegen, follen, wo es nur ims 
mer zwedmäßig gefchehen Tann, unter Leitung der Regierung, zwiſchen 
den betheiligten SKirchfpielen auseinandergefegt und unter bdiefelben ver 
theilt werben. 

Vertheilung größerer Ausgaben. 

Urt. 86. Größere, nur in langen Zwiſchenraͤumen wiederkehrende, Auss 
gaben follen fo viel möglicy auf die Zwiſchenzeit vertheilt werden. 
Beräußerung von Grüundvermögen, Aufnahme und Verwendung von Gapitalien. 

Art. 87. VBeräußerungen von Grundvermögen, Aufnahme von Gapt _ 

talien zu Laften eines Kirchfpiels, und Verwendung von Activ-Gapitalien zu 
Zwecken des. Kicchfpiels follen, auf Antrag des Ausfhuffes, nur mit Ge: 
nehmigung ber Regierung geihehen. Bei Anleihen muß allemal vors 
her beſtimmt feyn, wie und in welchen Zerminen bie Schuld setilgt wer: 


den foll. 
Kirchfpielsbienfte. 

Art, 88. uhren und Handdienfte in — RT 
ten. werden, wenn nicht etwas Anderes gefeglich beſtimmt oder hergebracht 
ift, der Reihe nad) von den dazu Verpflichteten geleiftet. 

Procefführung. 

Art. 89. Ein Kicchfpiel kann verbindlicher Weife einen Proceß als 
Kläger nur beginnen, mit Zuftimmung des Ausfchuffes und Genehmigung 
der Regierung. Diefe Vorſchrift ift jedoch auf Einklagung von Zinſen, jaͤhr⸗ 
lichen Renten und Pachtgeldern nicht anwendbar. 

Das Verfahren bei Anſtellung einer Klage wider ein Kirchſpiel richtet 
ſich nach den beſtehenden Vorſchriften (Regierungs-Bekanntmachung, Sept. 
20. 1817. Gef. Samml. Bd. 3. H. 2. ©. 91.), mit der Abänderung, 
dag Alles, was darin der Kammer vorgefchrieben ift, jest der Regierung ob> 
liegt, und daß dem Kläger, nach Ablauf von ſechs Wochen vom Zage bes. 

‚ Sühneverfuhs, die Ausfertigung des Sühneprotocols zu Betretung des 
Nechtsganges nicht verweigert werden darf. 
Deitter Titel. 
Bon dein Kirchſpielsvoranſchlage. 


Dauer und Hauptgegenftände bes Voranfchlags. ” 
Art, 90, Es ſoll für jedes Kirchſpiel jährlich, oder mit Gmehmigung 


Verordnung vom 28. Dec. 1831. 1045 


der Regierung für mehrere, hoͤchſten drei, Jahre, ein Voranſchlag oder 
Budget, nach der von der Regierung vorzufchreibenden Form, angefer 
tigt werben. a J 
Das Rechnungsjahr fol laufen vom 1. Mai bis zum 30. April. 
Der Voranfchlag muß mit den erforderlichen Nachweiſungen und Bele⸗ 
gen enthalten: | 
1) die gewiffe und muthmaaßliche Kirchfpielseinnahme, und zwar ſowohl 
die fändige als die unftändige; 
2) die gemwiffe und muthmaaßliche Kirchfpielsausgabe, wobei auf. nicht vor- 
herzufehende Fälle einige Ruͤckſicht zu nehmen iſt; J 
3) die Deckungsmittel fuͤr die verſchiedenen Ausgaben, wobei auch etwaige 
Kirchſpielsdienſte anzugeben ſind. = 
Dieſer Voranfchlag fol fo weit als möglid den ganzen Vermoͤgens⸗ 
haushalt — activ und. paffiv — des Kicchfpield umfaſſen. Da aber vor 
der Hand noch verfchiedene befondere Verwaltungen Statt finden; fo follen 
wenigſtens die Hauptergebniffe der darauf fich beziehenden befonderen Voran- 
ſchlaͤge (Art. 121.) in dem Kirchfpielsvoranfchlage nachrichtlich aufgeführt 
werben. J er ni — 
F Aufſtellung bes Voranſchlags. 
+ Art. 91. Bei Anfertigung des Voranſchlags iſt auf die, aus ber 
Verfchiedenheit det Beitragspflichtigkeit hervorgehenden, verfchiebenen Verhaͤlt⸗ 
niſſe, nach Maaßgabe dee Art. 75. und 84., Ruͤckſicht zu nehmen. | 
Die erfte Aufftellung des Entwurfs deffelben geſchieht durch den Kirche 
ſpielsvogt, unter Zuziehung des Beigeorbneten und des Kirchſpielsrechnungs⸗ 
führers, im December jedes Jahrs für das folgende Rechnungsjahr. 
Erfte Prüfung (Revifion) deffelben. 
5, Art, 92%, Diefer Entwurf ift in der erften Woche des‘ Januar mit 
dev. Ausfchuß. genau durchzugehen, und über die Beſchluͤſſe deſſelben, in 
Anfehung der Zuläffigkeit oder Unzuläffigkeit eines jeden einzelnen Poften, be 
fonders auch der Nothmwendigkeit etwaiger Kicchfpielsanlagen (Art. 115.) ein 
Protocoll aufzunehmen. 
3 Offenlegung des Voranſchlags. 
Art. 98. Mit dieſem Protocoll iſt der Voranſchlag, nach vorgaͤngi⸗ 
ger, Bekanntmachung, bei. dem Kirchſpielsvogt oder, an einem andern 
angemeffenen Orte zur Einſicht der Betheiligten acht Tage lang nie: 
derzulegen. EIER an wi 
“a elee Zweite Prüfung deffelben.: . — 
Art. 94. Nach Ablauf dieſer acht Zage iſt der Entwurf mit dem, in 
der Verſammlung des Ausſchuſſes aufgenommenen, Protocoll vor dem 20 
Januar an das Amt einzuſenden, welches denſelben ſorgfaͤltig durchzugehen 
und die Berichtigung etwaiger Mängel gie. veränlaffen, und dann beide 
Stuͤcke mit feinem gutachtlichen, Berichte "vor dem. 15. Februar der Regie: 


tung vorzulegen hat. | — 
Genehmigung des Voranſchlagägzggß. 3 

Art. 95: Die Regierung hat den Voranſchlag in Allen feinen Thei— 

len gendu zu prüfen und, wenn, fie fein Bedenken dabei findet, zu geneh— 

migen, außerdem aber Ausgaben, welche nicht nöthig oder nuͤtzlich erfcheinen, 

‚Ihre Zuſtimmung zu verweigern, und Anfäge, welche: zu hoch befunden mer- 
den, herabzufegen. Auch iſt fie ermächtigt, die Summe der Ausgaben als: 

dann zu erhöhen, wenn die zu gehöriger und vollftändiger ‚Erfüllung ber 

Verpflichtungen des Kirchſpiels erforderlichen Summen‘ fir "den Voranſchlag 

zu bringen unterlaffen iſt, wobei dann die Vorfchrift des Art. 78. in Am 

wendung fommt. | 
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Dieſes Geſchaͤft muß ſpaͤteſtens vor dem Mai von der — 
beendigt ſeyn. 

Zufertigung deſſelben an das Amt, den Kirchſpielsvogt * Henungsführer. 

Art. 96. Der genehmigte Voranfchlag geht fobann an das Amt zus 
ruͤck, welches denfelben dem Kirchſpielsvogt zufertigt, und das zu deſſen Aus—⸗ 
führung Erforderliche meiter vorbereitet oder verfügt, nachdem es die erfolgte 
Genehmigung durch Anſchlag im Kicchfpiel bekannt gemacht hat. 

Der Kirchſpielsvogt theilt dem Kicchfpielsrechnungsführer eine Ab: 
ſchrift des Voranſchlags mit, welche von beiden als richtig zu beglau— 
bigen iſt. 

Der genehmigte Voranſchlag ift erecutorifch. 

Art. 97. Sobald der Voranfchlag genehmigt ift, iſt derſelbe erecu: 
toriſch, und haben alsdann Erinnerungen dagegen in der Megel Feine 
EUNDIERDe Kraft, 

Anweifungen des Kirchſpielsvogts auf die Kirchſpielskaſſe. 

Art. 98, Innerhalb de3 genehmigten Voranſchlags weiſet der Kirch 
fpielsvogt die einzelnen Poften in Einnahme und Ausgabe auf die Kirch: 
fpielsfaffe an. Er muß fich hierbei unbedingt an den genehmigten Woran: 
ſchlag halten, und darf nicht, was bei einem Poſten erſpart worden, auf 
einen andern uͤbertragen und verwenden. Daher iſt auch der Rechnungs⸗ 
führer nicht befugt, auf Anweifung des Kicchfpielsvogts folche Zahlungen zu 
feiften, welche nicht im. Voranfchlag genehmigt find, vielmehr follen bei der 
Kechnungsabnahme benarige Abgaben abgefegt und. dem PIE zur 
Laſt gelegt. werden. 

Veränderungen des Voranſchlags. 

Art. 99. In Anſehung nothwendiger Veränderungen des genehmig⸗ 
ten Voranſchlags iſt, ſobald dieſelben eine Vermehrung der Ausgaben veran⸗ 
laſſen, eben ſo, wie bei Aufſtellung des Le: ſelbſt (Art. 91. 92. 
9% 95. 96.), zu verfahren. 

Aufbewahrung beffelben. 

Art. 100. Der Voranfhlag bleibt. in den Händen des Kicchfpieß- 
vogts und die Abſchrift (Art, 96.) in den Händen des Nechnungsführers. 
Beide müffen dem Amte, dem Beigeordneten und: den Ka rei auf 
Berlangen zur. Einſicht mitgetheilt werden, 

Verzeichniß der aufgebrachten ‚Gelder. 
Art. 101. Gleichzeitig mit dem Voranſchlag iſt ein Verzeichniß der, 
im verfloſſenen Jahre wirklich aufgebrachten, Gelder, nach Ordnung des ges 
nchmigten Voranſchlags und mit Rüdfiht auf die, im Art. 91. Abſ. 1, 
enthaltene, Beſtimmung aufzuftelen, heim Amte einzureichen und von die: 
fem mit dem Voranſchlage (Art, 94.) der Regierung vorzulegen. Iſt eine 
veranfchlagte Summe gar nicht, oder Aut zum Theil aufgebracht; fo iſt da: 
von die Urfache anzugeben. 
Ueberficht fämmtlicher Boranfchläge und Rechnungen. 

Art. 102. ine Ueberficht aus fammtlichen Voranfchlägen, aug den 
im Urt, 101. gedachten Berzeichniffen und der Kicchfpielsrehnungen (Art. 
103 — 113.), fol aa dem landesherri ichen Cabinet von der ——— 
vorgelegt werden, — u 

2 Vlerter Titel, 


‚Bon bei Kirchſp iels kaffe umd Rechnungskuh tuns. 
Kirchſpielskaſſe. = 
Yet, 108. Die N befindet fich im Gewahrſam des Kirch⸗ 
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fpielsrechnungsführers, ift jedoch von beffen eigenem Bermögen gänzlich ge⸗ 


trennt zu halten. 
Kaſſencontrolle und Kaffenüberfichten. 


Art. 104. Die Kaſſencontrolle Liegt dem Kirchfpieldvogt ‚und dem 
Amte ob, und hat erſterer zu dem Ende ein Journal über alle von ihm er⸗ 
theilte Hebungs und Zahlungsanweiſungen zu führen. j“ 

Der Rechnungsführer hat jedes Vierteljahr eine Kaffentiberficht beim 
Kirchfpieldvogt einzureichen, und diefer folhe dem Amte zur: Einficht vor: 
zulegen. 

Dinderniffe bei ber Hebung. 
. Art. 105. Ergeben ſich Hinderniffe bei dem Hebungsgefchäft, welche 
der Rechnungsführer fofort zu befeitigen nicht vermag; fo hat derfelbe dem 
‚Umte davon Anzeige zu machen, welches den Umständen var —R 
um nöthigenfalls executiviſche Maaßregeln verfuͤgt. 
F Unbeibringliche Poſten. 

Art. 106. Wegen etwaiger Ruͤckſtaͤnde hat ber Nechnungofuͤhrer die 
Saͤumigen zu mahnen, demnaͤchſt zur Execution anzugeben, und uͤberhaupt 
moͤglichſt dafuͤr zu ſorgen, daß die Ruͤckſtaͤnde eingehen. 

Erklären der Ausſchuß und das Amt ruͤckftaͤndige Poſten fuͤr unbei⸗ 
belngliche fo, ſollen dieſelben vom Amte zum Abgang beordert werden. 

Zermin zur Rechnungeftellung, 

Art. 107. Der Rechnungsführer hat vor dem: 1... Sul die Ricch- 
TR in der von der Regierung vorzufchreibenben Er für’ das 
verfloffene Rechnungsjahr aufzuftellen und Bei dem Kicchfpielsvogt im zweifa⸗ 
cher Ausfertigung einzureichen. Iſt derſelbe hierin ſaͤuniig; fo hat das Amt, 
auf Anzeige des Kirchſpielsvogts, den ‚Rechnungsführer durch ongemeffene 
Zpangsmittel zu Erfüllung feiner Obliegenheiten anzuhalten. 
= 5, Prüfung (Examination) der Rechnung durch ben. usſchuß. 

Art. 108. Nachdem der Kirchſpielsvogt die FR chatten hat, 
legt er diefelde mit feinen Bemerkungen und der legten Jahresrechnung dem 
Ausfhuß vor. Diefer hat dann die Rechnung zu prüfen, insbeſondere auch 
die etwaigen Nüdftände, und ob ber Rehnungsführer dieferhalb der Vorfchrift 
des Art. 106. Abſ. 1. nachgekommen ift, einer nähern Unterfuhung zu uns 
terziehen. 

Das bei dieſem Geſchaͤfte nufgenommene,, die Erinnerungen des Aus⸗ 
ſchuſſe⸗ befaſſende, Protocol (Eraminationsprotocoll) — der Kicchfpiele 
vogt mit der Rechnung vor dem 4. Auguft an das Amt. 

Verfügun des Amts. . 

Art. 109. So weit es dem Amte zweckmaͤßig erſcheint, zieht daſſelbe 
über die Erinnerungen des Ausſchuſſes noch die Erklaͤrung des Rechnungs: 
fuͤhrers ein, und es hat jedenfalls dahin zu fehen, daß die Rechnung mit 
dem ‚Eraminationsprotocoll und den etwaigen Gegenbemerfungen des ‚Rech: 
nungsführers vor dem 1. Septemiber an die Regierung eingefandt wer: 
den kann. 

Weitere Prüfung (Revifion) und Abſchluß (Decifion) der Rechnung. 

. Art 110. Die Regierung hat dann die Rechnung tevidiren, bie et— 
waigen Erinnerungen durch den Rechnungsführer beantworten zu laffen, und 
mit der Decifion und Anfertigung des Schluffes zu verfahren. 

Es fol auf alle Weife dahin gewirkt werden, daß diefes Gefchäft vor 
Ablauf des Jahres beendigt werde. 

Die decidirten Notaten und den Rechnungsſchluß hat der Kirchfpiels- 
vogt dem Ausfchuß bekannt zu machen, und fodann dem EUOHANRESTONE 

zuzufertigen, 
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e Einwendungen gegen den Rechnungsabfchtuß. 

Art. 111. Innerhalb vierzehn Zagen, nachdem ſolches geſchehen, müf: 
fen, bei Strafe nicht weiter damit. gehört zu werden, etwaige Befchtverden 
gegen die Decifionen von Seiten des Ausfchuffes, Kirchfpielsvogts oder Rech⸗ 
nungsführers, dem Amte vorgetragen werden‘, welches dann entweder an bie 
Regierung darüber berichtet, oder, den Umftänden nach, über die Beſchwerden 
der letzteren beiden zuvor das Gutachten des Ausſchuſſes einzieht. 

Gegen den weiteren Beſcheid der Regierung hat der Recurs an das lan⸗ 
desherrliche Cabinet ſtatt. ei 
Dffenlegung der Kirchſpielsrechnung. 

Urt. 112. Iſt das ganze Nechnungsabnahmegefchäft ſolchergeſtalt bes 
endigt; ſo ſoll, nach vorgaͤngiger Bekanntmachung durch oͤffentlichen Anſchlag, 
die Kicchfpielsrehnung zu alfer Betheiligten Einficht vierzehn Zage lang, in 
einem angemeffenen Local nach Beftimmung des Ausfhuffes, niedergelegt 
werden, damit Jeder fich von der Drbnungsmäßigkeit des Verfahrens uͤber⸗ 
zeugen koͤnne. 

Was in Anſehung der Offenlegung anderer Communaleechnungen beſon⸗ 
ders borgefchrieben ober gernähnlich ift, bleibt bis weiter unverändert. 
Aufbewahrung derfelben. 

Art. 413. Das eine Exemplar det Kirchſpielsrechnung mit den Bele⸗ 
gen iſt alsdann in der Anitsregiſtratur niederzulegen, das andere dem, Rech⸗ 
| —— zuzuſtellen· = | 
f Fünfter Titel. 

Von den Kirchſpiels anlagen. 
Bervilligung und Ausſchreibung einer Kirchſpielsanlage. 

At. 114. Cine‘ Kichfpielsänfage kann nur‘ von der Regierung 
zur Ausfchreibung beordert werden.” "Diele fol jedoch nicht anders oeſchehen, 
als wenn: 

4) feſtſteht, daß das Kirchſpiel zu Beſtreitung der vorliegenden Ausgabe 

verbunden iſt, wobei die Vorſchriften der Art. “7 umd 78. zu berüd- 
ſichtigen find; und 

2. ber Ertrag des Kuechſpiele ernidgens dazu nicht beſtinmt iſt oder nicht 

hinreicht; auch 

9 nicht etwa vorgeſchrieben iſt, daß de, in Nede fichende Yusgabe nur 
duch Verwendung beftimmter Kirchſpiels aufkuͤnfte gedeckt: werden ſoll. 

Die Ausſchreibung geſchieht vom Amte mittelſt Bekanntmachung durch 
Öffentlichen Anfchlag, morin des Zweckes und der von.der Regierung allge— 
mein (Urt. 95.) oder. befonders (3.8. Art. .99.) dazu erteilten en 
Erwähnung zu thun iſt. | 

Einwirkung des Kirchſpielsvogts und⸗ Aueſchuſſes. 

Art. 115. Nach jenen Bedingungen (Art. 114. Nr. 1.2. 3.) haben 
auch der Kirchfpielsvoge und Ausfhuß bei Aufftelung und Prüfung des 
Boranfchlags (Art. 91. 92. 99.) ‚die Nothwendigkeit und. die Größe einer 
Kirchfpielsanlage, fo mie. den Beitragsfuß in Erwägung zu ziehen, jedoch 
zugleich dasjenige sehhheend zu berudfihtigen, was im Art. 75. und 84. 
RER iſt. | | 

 Hebungsregifter, 

Art. 116. Sol eine Kirchſpielsanlage ausgefchrieben werden; fo hat 
ber Kirchſpielsvogt das Hebungsregiſter, nachdem ihm die dazu erforderlichen 
Materialien, ſo weit noͤthig, vom Amte mitgetheilt ſind, unter Zuziehung 
des Rechnungsfuͤhrers anzufertigen und mit dem Ausſchuß durchzugehen. 
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Das Hebungsregiſter tft dann, mit ben etwaigen Bemerkungen des 
Ausſchuſſes, zu der. bei Ausſchreibung der. Anlage (Art. 414. letzter Abſ.) 
bekannt gemachten Zeit, acht Tage lang in der Wohnung des Kirchſpielsvogts 
zur Einficht der Beitragspflichtigen niederzulegen, und nach deren Ablauf von 
ihm, mit deh Erinnerungen des Ausſchuſſes und der Beitengspflichtigen ‚nebft 
etwaigem eigenen Gutachten, an das Amt einzufenden. — 
0 Yet, 117. Das Amt hat die Erinnerungen gegen das Dröungsrgiifer 
fo weit möglich zw erledigen oder zur weiten Ausführung auszüfegen, dem⸗ 
gemäß daſſelbe unter Bezugnahme auf die Ermädtigung ber Negierung 
Art. 114. Abſ. 1. Art. 95. 99.) für ereceutorifch zu erklären und dem 
Kirchſpielsvogt zur Abgabe an den Rechnungsfuͤhrer zuzufettigen. 
Nachdem das Hebungsregiſter für executoriſch erklaͤrt iſt, ſind fernere 
Erinnerungen gegen daſſelbe fuͤr das laufende Rechnungsjahr unzuläffig. 
— Sechster Titel. 

Beſondere Beſtimmungen für die Kirchen-, Schul- und 

en ee, Armenſachen. 

Eur, Vorläufige Beibehaltung ‚der bisherigen Verwaltungsformen. 
Art. 118. ‚Im. Anfehung ber. Kirchen», Schul: und Armen: 
fahen, deren Verwaltung von ben übrigen in dieſer Verordnung befaßten 
Kirchſpiels⸗ Gemeindeangelegenheiten getrennt ift, foll, da eine gaͤnzliche Auf 
hebung ihrer bisherigen Verwaltungsformen und eine völlige Vereinigung mit 


der neugeordneten Kicchfpielsverwwaltung noch zur Zeit unthunlich erſcheint, die 


beftehende Einrichtung vorläufig nach folgenden näheren Beſtimmungen eine 
Abänderung erleiden. 


—— 


Anwendung einiger Vorſchriften dieſer Gemeindeordnung. 
Der neue Ausfhuß tritt an bie Stelle des bisherigen. 

Art, 119. Der nach Vorſchrift dieſer Gemeindeordnung zu erwaͤhlende 
Kirchſpielsausſchuß tritt, mit- allen ihm, beigelegten Befugniffen und Verpflich— 
tungen, auch in Kicchene, Armen- und Kirchipiels:Schulfahen, an die Stelle 
des. bisherigen Ausſchuſſes. 

Der Kirchſpielsvogt ift Mitglied der Kirchen und Schulofficialen und ber Special: 
_ Urmenbirection ober Inſpection. 
Art. 120. Die in andern Kirchfpiels:Gemeindeangelegenheiten zunaͤchſt 


dem Kirchſpielsvogt übertragene Verwaltung bleibt zwar: 

in Kixchenſachen bei den Kirchenofficialen oder Vorſtaͤnden; 

in Schulſachen ‚bei den Schulofficialen, und 

in Armenſachen bei den. Special-Armendirectionen oder Inſpectionen; 

doch, ſoll der Kirchſpielsvogt, oder deſſen Beigeordneter (Art. 34, Abſ. 2.) 
biefen Werwaltungsbehörden als flimmführendes Mitglied beitreten, vor⸗ 
nehmlich um das Beſte des Kicchfpiels bei Verwaltung diefer Gemeindean— 
gelsgenheiten. wahrzunehmen und ingbefondere mit der Obliegenheit, alle Zah: 
Lungen. nach dem Beſchluß der Behörde und in Uebereinflimmung mit den 
beftehenden Gefeken anzuweiſen, ‚mit Ausnahme ber Fälle, wo der Jurat 
ober Moviſor auch bisher einer Anmweifung, nicht bedurfte, 

Dringende, Gülle beim Armenweſen £önnen ebenfalls eine Ausnahme 
von dieſer Megel begründen; doch find diefelben jedesmal in, der nächften 
Sigung der Specialdirection oder Inſpection zu vechtfertigen. 

b et Boranfchlag. F 

Art. 121. Von den im Art. 120. genannten Behoͤrden ſind unter 
Zuziehung des Ausſchuſſes für die Kirchen, Schul- und Armenſachen jaͤhr— 
lich ordentliche Voranſchlaͤge anzufertigen, für welche im Allgemeinen die Be: 
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ſtimmungen des dritten Titels (Art. 90, bis 101.) ka; Der Seqhlpiels 
vogt bat ſolche feinen Zahlungsantveifungen zum: Grunde zu Ren: ne 
Rechnungsführung und Abnahme. | 

Urt. 122, In Anfehung der Führung und. Abnahme der’ —— 

iſt ſo viel moͤglich nach den Beſtimmungen des vierten Titels (Art, 103 — 
113.) zu verfahren, und ſoll namentlich der. Ausſchuß die erſte Prüfung 

(Eramination) der Rechnungen haben, 


Ausfchreibung von Anlagen. 

Art. 123. Ueber die Nothwendigkeit einer Anlage und — Verchei⸗ 
lung ſoll der. Ausſchuß vollſtaͤndig gehört werben; eben P uͤber die Grundfage, 
wornach die Anfegung der Armenbeiträge gefchieht. In erfterer Beziehung 
haben ber Kicchfpielsvoge und Ausſchuß nach Vorſchrift des Art. 115. zu 
verfahren. 


Auflegung neuer Laften und Erweiterung beftehenber. 

Art. 124, Die in den Artikeln 75.77: 78.84, 114. gegebenen Bor: 
fchriften werden hierdurch ausdruͤcklich auf die Kirchen-, Schul: und Armen: 
ſachen erſtreckt und für anwendbar auf diefelben erklärt, und hat insbeſondree 
der Kicchfpielsvogt auf Beobachtung derſelben auch in dieſer Hinfi cht fein 
forgfältiges Augenmerk zu richten. 


Analoge Anwendung. Künftige Abänderungen in der beftehenden Verwaltung. 

Art. 125. Ale übrige in den fünf vorhergehenden Titeln diefes Ab: 
ſchnitts (Art. 70 — 117.) enthaltene Beftimmungen, follen auf die Verwal: 
tung der Kirchen, Schul- und Armenfachen allenthalben angewandt werden, 
fo weit fie den befondern Verhaͤltniſſen und ben fonft beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften nicht widerſtreiten. 

So wie aber durch die Beſtimmungen, welche in Anſehung ver⸗ 
ſchiedener Hauptgegenſtaͤnde dieſer Verwaltung in den Urt. 119—124. ge: 
geben find, die Nothwendigkeit ausgeſprochen ift, diefelbe "überhaupt fchon 
jest damit in: Einklang zu bringen; fo Haben auch die für die Kirchen-, 
Schul: und Armenfachen beftehenden Oberbehörden dahin zu fehen, daß nad) 
und nach- foldye Einrichtungen vorbereitet werden, wodurch die Verwaltung 
derfelben mit denjenigen der übrigen Kirchfpiels: Gemeindeangelegenheiten mehr 
und. mehr in Uebereinftimmung "oder Verbindung gefegt wird: 

Urt. 126. Den Kirhfpielsausfhhffen foll 8 unbenommen feyn, zu 
dem Ende duch das Amt angemeffene Anträge bei den Dberbehörden zu 
machen. Insbeſondere aber bleibt es denſelben nachgelaſſen, um die Auſhe⸗ 
bung der durch eine unbedingte Haftung und durch die unbeſtimmten In— 
groffate den Credit benachtheiligenden Kirchen, Schul und Armenjütat: 
ſchaften und Proviforate herbei zu führen, im dieſer Belebung auf eine. bet 
befjerte Einrichtung anzutragen, in der Art: 

dag der Kirchfpiels-Rechnungsführer die Richnungsgefcäfte, der Kirchſpiels⸗ 
vogt oder deffen Beigeordneter die übrigen Befchäfte des Juraten, der Kicch: 
fpielsausfhuß aber in allen die Verwaltung angehenden Angelegenheiten bie 
Berathung und : Befchlußnahme und ber Kirchfpielsvogt deren Ausführung 
übernehmen, unter det befondern Verpflichtung, alfenthatben nach ihter ge: 
wiſſenhaften Weberzeugung mit der nöthigen Vorſicht zu verfahren, bei beren 
Anmendung ſodann etwa eintretende Verlufte oder fonftige Nachtheile an dem 
Vermoͤgen des Kicchfpiels in Zukunft nit Einzelnen zur Laſt fallen, 
fondern von dem ganzen Kirchfpiele getragen toerben. . 
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Von ber Amts⸗ und Kreis -Gemeindeverfaffung und Bermaltung. 


—— Amts-⸗ und Kreisgemeinde. 
Art. 127. Saͤmmtliche Kirchſpiele eines Amts bilden die Amts: 
gemeinde, fämmtliche Kitchfpiele eines Kreifes die Kreisgemeinde, in 
Beziehung auf die fie insgeſammt und gemeinfhaftlich angehenden Gemeinde: 
angelegenheiten. | J 
Amts: und Kreisausſchuͤſſe und Bevollmaͤchtigte. nr: 

Art. 128. Die Amtögemeinde wird durh den Amtsausfhuf 
bie Kreisgemeinde durch den Kreis ausſchuß vertreten. 

Die Ausführung. der von dieſen Ausfhüffen gefaßten Beſchluͤſſe liegt 
einem. Umtsbenollmähtigten und einem Kreisbevollmädtig- 
ten ob. Zi 
In allen Fallen, wo bei Sintereffen der Landgemeinden eines Amts 
oder. Kreifes,; welche Gegenftand der Berathungen der Ausfchüffe werden, auch 
Städte, betheilige find, follen, nach näherer Vorſchrift der Regierumg, ebenfalls 
Deputirte -derfelben zu den Amts- und Kreisausfchüffen zugezogen erden. 
“La Zufammenfesung der Amts» und Kreisausfchüffe. 

Art. 129. Der. Umtsausfhuß foll aus einem Deputirten auf 
400 Seelen der Bevölkerung eines jeden Kicchfpiels beftehen; Kirchſpiele, 
deren Bevölkerung“ nicht 400 Seelen beträgt, fenden jedoch ebenfalls einen 
Deßutirten. WEoͤfet die Zahl der Bevölkerung fich durch 400 nicht auf; fo 
kommt auf die Uebrigbleibenden, Tobald deren Anzahl 200 Seelen" überfteigt, 
nvch ein Deputieter. Der — 

De Kreisausſchuß ſoll, unter analoger Anwendung dieſer Beſtim⸗ 
mungen, aus einem Deputirten auf 600 Seelen der Bevoͤlkerung eines 
jeden Kirchſpiel beſtehen. (Vergl. Art. 41.) 

TEE Mahl der Amts: und Kreisausſchußmaͤnner. 
Art. 430. Die Amts- und Kreisausfchußmänner ſind von ben Kirch— 
ſpielsausſchuͤſſen aus ihrer Mitte nach abſoluter Stimmenmehrheit (Art. 28.) 
zu erwaͤhlen | | 

Die Kirchſpielsvoͤgte find zu Amts und Kretsausfhufmännern nicht 
wählbar; fie können gleichwohl, einzeln oder ſaͤmmtlich, zu den Verſamm⸗ 
hingen des Amts: oder Kreisausfchuffes, nach dem Ermeffen des Dirigenten, 
befonderd zugezogen werben, haben jedoch alsdann blos eine berathenbe 
Se 

Die Amtsausſchußmaͤnner, amd in jedem Kirchſpiel ein Erfasmann, 
ſollen gewählt werden, fobald nach Einführung diefer Gemeindeordnung bie 
Kirchſpielsausſchuͤſſe gebildet Find. | 

” Die Kreisausſchußmaͤnner follen immer nur auf befondere Verfügung 
der Regierung für eine beftimmte Verſammlung gewählt werden. —9 
Die Eigenſchaft eines Amtsausſchußmanns erliſcht ſofort, wenn derſelbe 
diejenige eines Kirchſpielsausſchußmanns verliert. (Art. 56. letzter Abſ.) 

TE WAHL det Amts zu Kreisbevollmaͤchtigten. " 

"Art. 131. um’ Amtöbenollmädhtigten ift von dem Amtsausſchuß, 
zum Kreisbevollmaͤchtigten von dem Kreisausſchuß ein Kitchſpielsvogt des 
Amtes oder Kreiſes nach abſoluter Stimmenmehrheit zu erwaͤhlen und der 
Regierung von der getroffenen Wahl Anzeige zu machen. 

Berſammlung des Amtsausſchuſſes. j 

Urt. 132. Der Auitsausſchuß kann ſich nicht ohne Genehmigung bes 
Amts verfammeln; doch iſt daſſelbe auf den Antrag von mindefteng drei 
Amts ausſchußmaͤnnern den Arntsausſchuß zu berufen verbunde | 


_ 


1052 Orltdenburg. 


Vorſitz im Amts- und Kreisausſchuſſe und Beſchluͤſſe deſſelben. 

Art. 133. Im Amtsausſchuß fuͤhrt der Amtmann, im Krejsausſchuß 
ein fuͤr jede Verſammlung von der Regierung ernannter landeshetrlcher Com⸗ 
miſſair den Borfig, 

Der Amts = und Kreisbevollmaͤchtigte hat im Ausſchuß eine betathende, 
bei Stimmengleichheit aber eine entſcheidende Stimme. 

Die Beſchluͤſſe des Amts- uud Kreisausſchuſſes werden erſtere durch 
Genehmigung der Regierung, letztere durch Beſtaͤtigung des Landesherrn, 
für das Amt oder den Kreis, als Corporation, verbindend. 

Analoge —— der Kirchſpielsverfaſſung und Verwaltung. 

Art. 134. Im Uebrigen ſollen die für die Kirchſpielsverfaſſung und 
Bertoaltung ‚gegebenen Beftimmungen auf die Amts=: und Kreis: Bemenber 
— und Verwaltung analog angewandt werden. 


Dritter Theil 


Bon der Berfaffung und Verwaltung dev in. oder neben, dem Sie 
verbande mit Gemeinderecht beſtehenden Verbindungen. vr Ä 

Erſter Titel. | 

Allgemeine Beſtimmungen. as 

Gonftituirung anderer. Gemeinden und. Gorporationen. —— 

Art. 135. Die Verfaſſung und Verwaltung der in oder neben * 
Kirchſpielsverbande zu beſondern Zwecken beſtehenden Gemeinden, Corporate: 
nen und Genoſſenſchaften, als Bauerfchaften, Deih=, Siel-— und ‚Schtenr 
gen⸗Achten und: anderer, kann nach den: zn —* RN 
auf- eine dreifache. Meife eingerichtet, werden. ae — 

Es koͤnnen dieſelben naͤmlich: 

1) fuͤr ihren beſondern Zweck gänzich von der Sch ffetsvefaffung an 
Verwaltung getrennt bleiben, und fowohl eine eigene. Vertretung als 
Verwaltung behalten; oder -., 

— die Verwaltung ihrer gemeinfamen Angelegenheiten den für Berwak 
> tung ber Kicchfpields Gemeindeangelegenheiten., ‚eingefegten Ausfgüfien 
und Officialen übergeben; vder endlich | 

3) ihre Verwaltung theilweife auf die für bie Sir pievermatung nieder 
gefegten Ausſchuͤſſe und Officialen übertragen. F 

Der zweite und dritte Weg kann nur in ſo weit eingeſchlagen — 
als die Verſchiedenheit der Intereſſen dieſer Communen und der —— 
der Kirchſpiele kein Hinderniß giebt. Pr ee ie 

1) Mit eigener Vertretung und Berwwaltung. 

Art. 136. am erften Falle (Art. 135. Nr. 1.): fol, bie Corporation 
für ihre gemeinfamen. Angelegenheiten, glei den Kirchſpielen (Art, 31 ;),. ‚einen 
Vorſteher, Ausſchuß und Rehnungsführer. haben. ‚De. Dienſt 
des letzteren iſt jedoch hier mit dem des Vorſtehers vereinbar. 

Die Zahl der Vorſteher, falls deren, ‚mehrere, erforderlich, der Mitgtieber 
des Ausfhuffes und die Zufammenfegung. deſſelben, ift für jede diefee Genof- 
fenfhaften beſonders zu beflimmen, und in Anfehung der letzteren foll vor⸗ 
nehmlich die größere oder geringere Theilnahme ber Mitglieder der Corpora= 
tion an deren Laften und Vortheilen zur Richtſchnur dienen. 

2) Durch Incorporation in den Kirchſpielsverband. 

Art, 137 Im zweiten Falle; (Art. 135. Nr. 2.).. werden, die ; gemein: 
famen Angelegenheiten. der Corporation wie Kirchſpiels⸗ Gemeindeangelegen⸗ 
heiten behandelt; jedoch ſetzt dieſes die ——— des Kirchſpielsausſchuſſes 
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voraus. Die Corporation unterwirft fidy demnach, gleich dem ganzen Kirchſpiel, 
den Befchlüffen des Kirchfpielsausfhuffes; die Verpflichtung der Mitglieder 
der Corporation in Anfehung ihrer befondern Laften bleibt jedoch unverändert. 
3) Durch theilmweife Uebertragung ber Verwaltung auf die Kirchfpielsausfchüffe 
i und Dfficialen. 

Art. 138. Im dritten Falle endlich (Art. 135. Nr. 3.) kann, mit 
Einwilligung des Kirchſpielsausſchuſſes, diefee oder ein Theil defjelben, mit 
Ruͤckſicht auf die Vorfchrift des Art. 136. Abſ. 2., den Ausfhuß der Core 
poration bilden, und diefe dann einen befondern Vorſteher wählen; oder es 
kann ein eigner Ausfchuß derfelben beftehen, und der Kirchfpielsvogt, mit 
Einwilligung des Kirchfpielsausfhuffes, oder deſſen Beigeordneter, mit Bes 
willigung des Kicchfpielsausfchuffes und Kicchfpielsvogts, die Verwaltung im 
Sinne diefer Gemeindeordnung übernehmen. 

Antragung auf neue Conftituirung einer Gorporation und weitere Verhandlung. 

Art. 139. Der Antrag auf neue Conftituirung einer beftehenden Cors 
poration, nah Maaßgabe der Art. 135—138., kann nur auf den gemein: 
famen Zweck derfelben, für welchen fie befteht, gerichtet feyn. Es genügt, 
wenn ſechs Mitglieder der Corporation dazu fich vereinigen. 

Der Antrag wird bei dem vorgefegten Amte gemacht. Erſtreckt eine 
Corporation -fich über die Grenzen eines Amtsbezirk hinaus; fo haben die 
Mitglieder der Corporation, welche einen folchen Antrag zu machen einig 
geworden find, davon einem derjenigen Aemter, welchen diefelbe angehört, 
Anzeige zu maden, auf deffen Bericht dann die obere Behörde eines der 
vorgelegten Aemter zu Entgegennahme des Antrags und Leitung der ferneren 
Verhandlungen zu beftimmen hat, j 

Urt. 140. Das Amt hat über die Frage: ob dem Antrage Folge zu 
geben fey? die Corporation in einer allgemeinen Verfammlung zu vernehmen, 
wozu fnmtlide Mitglieder derfelben zu laden find. Das Ergebniß der ab- 
foluten Stimmenmehrheit (Art, 28.) der Erfchienenen foll als Beſchluß ber 
Genoffenfchaft angefehen werden. Iſt diefer für den Antrag ausgefallen; fo 
hat die Verfammlung zur weiteren Berathung über deffen Ausführung Bee 
vollmächtigte zu ernennen. 

Analoge Anwendung der Kirchſpiels-, Verfaffungs = und Verwaltungsgrundfäge. 

Art. 141. Auf diejenigen Gemeinden, Gorporationen und Genoffen: 
fhaften, melche von der im Art. 135. ihnen gegebenen Befugniß Gebraud) 
machen umd nad Maaßgabe der Art. 136 — 140. ſich new conftituiren, find 
dio für die Kicchfpielsverfaffung und Verwaltung in diefer Gemeindeordnung 
aufgeftellten Grundfäge analog anzumenden; es foll jedoch: 

1) das Stimmreht im Allgemeinen nur von der Mitgliedfchaft oder In⸗ 
tereffentfchaft abhängig feyn, und es kann 

2) die Wahl und Beſtaͤtigung des Vorftehers, der Ausfhußmänner und 
des Nechnungsführers, nach andern Bedingungen, als bei den Kicchfpielen 
al eine den jedesmaligen Umftänden angemeffene Weiſe regulirt 
werden. 

Obigem nach ſollen auf die neu conſtituirten Corporationen vornehmlich 
auch die Vorſchriften der Art. 75. 77. 78. 81. 82. 83, 84 und 114. ange: 
wandt werden. Es bleibt jedoch diefen Corporationen auch nachgelaffen, bei 
ihrer neuen Conſtituirung auf Zeftftelung näherer, ihrem eigenthümlichen 
Zwecke etwa mehr entfprechender, wenn auch von den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen dieſer Gemeindeordnung abweichender, Grundſaͤtze, ſowohl in Anſe⸗ 
hung ihrer Verfaſſung als Verwaltung, anzutragen. 
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Beſtaͤtigung der neuen Conſtituirung. 2,8 
Art. 142, Jede neue Conftituirung einer Corporation bebarf der Ges 
nehmigung der oberen Behörde; in dem Falle aber, wenn in ihre Statuten 
auch von diefer Gemeindeordnung abweichende Grundfäge aufgenommen mer 
den follen, iſt landesherrliche Beſtaͤtigung derfelben erforderlich. 


Zweiter Titel, | 
Bon den Bauerfhaften. 


Art. 143. Die Eintheilung der Kicchfpiele in Bauerfhaften, als 
Polizeibezirke, bleibt im bisheriger Weiſe beibehalten. Es fol einer Baucız 
haft, welche für gewiffe Gemeindezwede, nach Manfgabe des erften Titels 
diefes Theils (Art. 135 — 142.) fi) als Genoffenfhaft neu conftituiren will, 
geſtattet ſeyn, auch den Bauervogt in diefer Beziehung zu ihrem Vorſteher 
zu wählen, RR 

Dritter Titel. | 
Befondere Beftimmungen in Anſehung größerer Wafferbau: 
communionen und Sntereffentfchaften. a 


Neue Eonftituirung größerer Wafferbaucommunionen. 

Art. 144. Wenn Wafferbaucommuniönen und Sntereffentfchaften, 
toelche ‚uber mehrere Amtsbezirke oder Theile derfelben fich erfireden, in Ges 
mäßheit der Beftimmungen des erſten Titels diefes Theils (Art, 135 — 142.) 
fih neu zu conflituiven beabfichtigen; fo genügt zu Einleitung weiterer Ver: 
bandlungen der Antrag von zwölf Intereffenten einer jeden folchen größeren 
Genoſſenſchaft. 

Art. 145, Das Amt (Art. 139. Abſ. 2.) hat dieſen Antrag mit ſel⸗ 
nem gutachtlichen Berichte der Regierung vorzulegen, welche in jedem vor 
‚tommenden Falle zu beflimmen hat, ob blos Ausſchuͤſſe der Sntereffenten, 

oder diefe ſaͤmmtlich in angemeffenen Abteilungen, über den Antrag gehört 
werden follen, und find dann von diefen, im Fall die neue Gonftituicung 
befchlofjen wird, mie im Art, 140. vorgefchrieben iſt, ebenfalls Bevollmäch: 
tigte, mit denen bie weitere Ausführung berathen werden foll, zu. erwählen. 
Einwirkung der Staatshehörde. 

Art. 146. Bei ſolcher Gonftituirung fol diefen Snterefjentfchaften die 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten nad) den Vorſchriften „diefer. Gemeindeord: 
nung überlaffen werben; jedoch, wegen bed wichtigen Einfluffes der hier 
"in Rede flehenden Communalanflalten, nit nur auf die unmittelbar bethei: 
ligten Sommunen, fondern aud auf andere Zandestheile, und wegen. ber 
tehnifchen Kenntniffe, welche die Anordnung, Einrichtung und Erhaltung 
derfelben voraugfegt, mit der Beflimmung, daß, nachdem die Intereſſenten 
jederzeit über die nöthig befundenen Einrichtungen und Anlagen, über den 
‚dafür zu beflreitenden Koftenaufwand, und über die erforderlichen Arbeiten, 
Lieferungen u. f. w. zuvor gehört worden find, der mit der Oberaufficht über 
- diefen Verwaltungszweig beauftragten Stantsbehörde und den von derfelben 
dabei angeftellten Sachverſtaͤndigen eine entfcheidende Einwirkung auf die 
Anordnung, Ausführung und Leitung erhalten bleibt. 

Dieſemnach wird nicht nur vorbehalten, hierüber, nähere gefegliche Vor— 
ſchriften zu erlaffen, fondern, es follen auch den ald Gemeinden, im Sinne 
des gegenmärtigen Gefeges, neu ſich conftituienden Gommunionen, nad) 
Anhörung, der Wünfhe und. Anträge derfelben Über. das Verfahren. bei Bes 
handlung, ihrer Gemeindeangelegenheiten, bie. ihren Verhaͤltniſſen angemeſſenen 


‘ 


Statuten ertheilt werden, 
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Schlußbeſtimmung. 
ee Revifion diefer Verordnung. 
Art. 147. Diefe Gemeindeordnung fol nach Ablauf von dtei Jahren 
einer forgfältigen Revifion unterzogen werden. 


ce) Inſtruction für die Aemter wegen der Wahlhandlungen. 


8. 1. In der Bekanntmachung, wodurch bie bevorftchende Wahl ans 
gekündigt und der Tag derfelben beſtimmt wird, iſt zugleich feftzufegen, wo 
und zu welcher Zeit die Stimmzettel in Empfang genommen werden Eönnen. 
82%. Die Stimmzettel find auf der Rüdfeite mit fortlaufenden Num— 
mern zu bezeichnen und zugleich ift darauf anzugeben, wie viel Perfonen ges 
wählt werden follen und aus welcher Klaffe der Wählbaren. Auch find fie 
mit dem Amtsjtempel zu bedruden. | 

$. 3. Die Stimmzettel müffen an die Mählenden fo abgegeben wex— 
den, daß unbemerkt bleibt, welche Nummer der Cinzelne erhält. ine 
alphabetifche Lifte der Wählbaren, mit Bezeichnung ber Klaffe, zu welcher fie 
gehören, ift nach näherer Bejlimmung des Amts vor der Wahlhandlung zur 
Einſicht niederzulegen. 

84 Am Wahltage hat der Vorfigende eine alphabetifche Lifte der 
Mahlfähigen vor ſich liegen und fordert darnach die Erfchienenen auf, die 
Stimmzettel in ein verdedites undurchfichtiges Behältniß einzulegen. 
5, Findet er bei dem Einen oder Andern der Erfchienenen Beden⸗ 
fen rüdfichtlic der Legitimation; fo muß et diefe berichtigen, ehe der Stimm: 
zettel eingelegt ift,. Iſt der Erfchienene mit der Entſcheidung des WVorfigen- 
den nicht zufrieden; fo wird dadurch die Wahlhandlung nicht aufgehalten, 
jondern nad) dem Urt. 25. der Gemeindeordnung verfahren. 

86. Der Protocollführer verzeichnet die Namen der Erfchienenen und 
bemerkt dabei, wer ald Bevollmächtigter oder Stellvertreter auftritt, 

$. 7, Diejenigen, welche etwa erft nach dem Aufruf erfcheinen, find 
noch zuzulaffen; fobald aber mit dem Ziehen der eingelegten Stimmzettel ber 
Anfang gemacht ij, ift kein Stimmzettel mehr anzunehmen, 

88 Sind bie fümmtlichen Stimmzettel eingelegt; fo hat der Vor: 
ſitzende dieſelben einzeln zu ziehen, und die Nummer eines jeden nebft den Na 
men der Gemwählten laut zu verlefen. 

-$. 9. If ein Name undeutlich gefchrieben oder nicht bezeichnend ges 
nug; fo wird er nicht berüdfichtigt. Finden fich auf einem Zettel mehr 
Namen als. erforderlich; fo werden die legten als nicht gefchrieben angefehen. 

$. 10. Der Protodolführer hat die Lifte der Wählbaren vor fich fies 
gen, und bemerkt hinter jedem Namen die Nummern der erhaltenen Stimmen. 
941. Sind alle eingefommene Stimmzettel abgelefen; fo hat der Bor 
fißende- fofort aus der Wahlliſte die Namen derjenigen auszuziehben, melde 
die — Stimmen erhalten haben, welche dann im Protocol aufzufuͤh— 
ven find, x 

$. 12. Findet fich, daß aus den wählbaren Grundbefigern nicht genug, 
dagegen aus ben übrigen Waͤhlbaren zu viele gewählt worden, oder umgekehrt; 
fo. merden von dem letzteren Diejenigen, welche die wenigften Stimmen haben, 
geftrichen,. und von dem erfleren diejenigen genommen, welchen die meiften 
Stimmen ertheife find. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos, 
Das Protocoll darf nicht eher gefchloffen werben, als bis die erfordere 
liche Anzahl der Ausſchußmaͤnnner als gewählt darin aufgeführt if. 
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$. 13. Die Scimmpettel find nach den Nummern geordnet zu bewah⸗ 
ven, und nach Ablauf der im Art. 59. dee Gemeindeordnung zu Einſicht 
der Abftimmungstifte eſtgeſetten Friſt zu BENDER, 





pe 
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24. 
Das herzogliche Geſammthaus Anhalt. 


Die ſaͤmmtlichen Laͤnder der drei Herzoge von Anhalt, Deffau, Berns 
burg und Köthen, haben eine gemeinfchaftliche landſtaͤndiſche 
Derfaffung, und folglich gemeinfchaftliche Landtage und einerli Steuer: 
weien*. Das Hauptgrundgefes, nach welchem ohne Zuftimmung ber 
Stände Feine Steuern ausgeſchrieben werden dürfen, ift der vom Kaifer 
und dem Reiche betätigte Landtagsabfchied vom Jahre 1652). Die 
Landftände beftehen aus Prälaten, der Nitterfchaft und den 4 Städten 
Deffau, Zerbft, Bernburg und Köthen. Ein enger Ausfchuß wird aus 
4 Mitgliedern der Nitterfhaft und den 4 diteften Bürgermeiftern der 
Kefidenzftädte, ein weiterer Ausſchuß aus 12 Mitgliedern ber Ritters 
fchaft und 8 Bürgermeiftern der vier Refidenzftädte gebildet. (Seit 1796 
gehört — nach dem 1793 erfolgten Exlöfchen der Linie Zerbfi — die 
Stadt Zerbft dem Herzoge von Deffau.) Doc ift feit dem Sahre 1698 
fein eigentlicher Zandtag in den Anhaltifchen Laͤndern gehalten worden; 
nur fogenannte Deputationstage find zu Stande gekommen. — Selbſt 
nad) dem Beitritte Anhalt3 zum teutfchen Bunde ift dafelbft der 13. Ars 
tifel der Bundesacte noch nicht vollzogen werden; doch erklärten die drei 
Anhaltifchen Häufer in dem Protocolle der Bundesverfammlung 
vom Sabre 1818, $. 127: „bei ihnen beftehe noch eine Tandftändifche 
Verfaſſung; aber ihre Verbefferung werde gewünfcht, da der Lauf ber 
Zeiten ihre urfprüngliche Geftalt gar fehr verändert habez ihr Abfehen 
hätten fie auf eine Webereinftimmung in der Verfaffung der Anhaltifchen 
Landestheile gerichtet, die ohne Beachtung mannigfacher eye und 
ohne vorfichtige Einleitung er zu erreichen fen. 4 Ä 


* Eine ephemere Eſſcheinumg war, während ber Zeit des Rheinbun⸗ 
des, welchem auch die drei Anhaltifchen Fürften beigetreten waren, die 
octtoirte Verfaffung, welche der damalige Herzog Auguft Ehriftian 
Friedrich von Anhalt:Köthen feinem Heinen Lande mit einer Bu: 
völferung von ungefähr 30,000 Menfchen, am 28. Dec. 1810, gab. Sie 
war eine Nachahmung der damaligen franzöfifchen Verfaſſung in Duos 
dez. Mit derfelben ſtand die neue Organifation des Herzogthums 
vom 19. Februar 1811, und die Be an vom: 22. = 


*) Kluͤber, öffentliches Necht (Zte Aufl.) ©. 389. — 
**) Sn Luͤnigs Reichsarchiv; Part, speo. Cont. 2, Fortſ. 3. 8. 248, 
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bruar 4844: ig, Merbindung: - alle dieſe Verfuͤgungen floſſen aus ber 
Feder des, vom Herzoge aus Halle nach Koͤthen berufenen Profeſſors 
und zum Staatbtathe etnannten, Dabelow.) Napoleon ſelbſt ſoll dieſe 
kleinliche Ba hahmung ſeiner Inſtitute gemißbilligt haben. 

‚De Hetʒog erlebte nicht lange die Folgen ſeines Werkes; er 
fiarb. ‚amı:6., Mat 1812. Shm: folgte in der Regierung bed Landes 
—— Fenits'tam 16. Sept. 1802) verſtorbenen Bruders Ludwig, 
ber‘ junge Denog, Eudwig. Auguſt Friedrich Emil, der erſt nach 
feines! Vater! Fode am 20. Sept. 1802 gebohren, und deſſen Land 
waͤhrend feiner Minderjährigkeit, unter die VBormundfchaft feines Stamm⸗ 
detterd, "DER | Pertogs von Anhalt-Deffau, geftellt warb, obgleich 
der. verflorbene, ‚Herzog, in dem von ihm befannt gemachten Hauögefege 
vom 24.3: 4811, den Großherzog von Heffens Darmftadt, ald Groß: 
paterı bed jungen Prinzen, zum Vormunde beſtimmt, und dieſer bie 
epentuelle Vormundſchaft bereits im Jahre 1811 übernommen hatte. 
Doc; verzichtete, er auf dieſelbe, weil fie gegen die Anhaltifchen Haus: 
geſetze war, und: der Herzog von Deffau trat diefelbe am 3. Juli 1812 
An, worduf er äm 24. Det. 1812’ die neue Staats = und Juftizverfaffung 
fuspendirte;tund bie vorige, mit einigen Abänderungen, wieberherz 


ſtellte ie y; u 


a) Erlofche ene Berfaffung des Herzogthums Koͤthen vom 
28. Dec. 1810. 


Wir Auguſt Chriſtian Friedrich, von Gottes Gnaden ſouverai— 
ner Herzog zu Anhalt ac. ⁊c. 

In Erwägung, daß die bisherige Verfaffung und Givilgefeggebung Unfers San: 
bed:nady Auflöfung:.der teutſchen NReichsconititution in mehrern Yuncten durcaus 
nicht: mehr paffend: ift, und befeelt.von dem Wunſche, das Gluͤck Unferer Untertha= 
nen nach Kräften, zu‘ befördern ‚ glauben. Wir, denfelben Feine heilbringendere Con— 
ftitution geben zu können, ald diejenige, welche der groͤßten Geſetzgeber der Welt, 
Na poteon: dee Größe, feinen Völkern, welche er ats Vater liebt, gegeben hat. 

Wir haben daher: beſchloſſen und beſchließen hiermit, in Unſern Landen das 
nömtiche Geſetzbuch einzuführen, welches Unfer erhabenfter Protector ald das ange: 
MT befunden hat; haben decretirt, und decretiren, wie folgt: 

Arb’k : Der Code Napoleon erhält in Unfern Clock efegliche Kraft 
vom er ſten März timftigen. Jahres an, und ift alleiniges Gefegbud, fo wie der 
Code de procedure bie Beftimmungen für die Proceßorbnung giebt. 

Die wenigen Erläuterungen, welche Wir dabei für noͤthig erachten, werben 
Wie —5 ein beſonderes Reſcript noch bekannt machen, 

Art In Betreff der nach dem Code Napoleon erforderlichen Inſtitute 
wird es ein im Hoͤnigreiche Weitphalen gehalten. 

Urt. 3. Die Iuftiz wird in der erften Inftang durch ein Civiltribunal ver 
waltet; jedoch werben. zur Entfcheidung gewiſſer Streitigkeiten und zur guͤtli⸗ 
den Vermittelung ber, proceffe, nach dem Beifpiele von Frankreich, Sriebensgerichte 
angeorbnet, 

Art. 4. Unfere vloͤherige Landesregierung wird aufgelöfet und das Perfonale 
derfelben m Cipiltribunal angeſtellt werden. 

Art. 5.9 Das Appellationsgericht wird. feinen Gig in der Stadt Nien⸗ 
burg, —* „und werden Wir, ym Unfern Unterthanen allen Koftenaufiand 
fo viel u Au. erfparen, demſelben Unfer Schloß zu den Sigungen einräumen, 
„oe Ant Der Kaſſationshof ſoll mit dem Staatörathe vereinigt feyn. 

7 9 Winkopps rhein. Bund, Heft 65, ©. 235 fe ar 
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Art. 7. Wir werben dag Nähere wegen ber Suftizveriwalttini) unhe fammtli⸗ 
cher dazu dienenden Perſonen noch beſonders feſtſetzen. A 
Art. 8. Alle Unfere Unterthanen find vor dem Gefege gleich. .- FINE 

Art. 9. Der Adel befteht fernerhin fort, hat jedoch auf Staats? Kind Hof: 
chargen kein ausfchließliches Recht, da nur dag Verdienſt hierauf Anſpruch hat. 
Art. 10. Ale Patrimonialgerichtsbarkeiten, als unvereinbarlih mit dem 
neuen Gefegbuche, hören mit dem, zur Einführung deffelben feftgefesten, Zeitpuncte 
gänzlich auf. Die Patrimonialgerichtshalter dürfen nad) dieſer Zeit. keine Hand⸗ 
lungen ber Gerichtsbarkeit mehr verzichten, noch Unfere Unterthanen folche anerkennen, 
Art. 11. Was die verfchiedenen Dienſte betrifft, welche auf Brundbe ißüngen 
haften; fo Tonnen ſolche ‚eben fo, wie im Königreiche Weftnhalen, abgeloͤfet werben. 
Art. 12, Das Verhaͤltniß der Lehne in .Unferm Lande bleibt ferner beſtehen; 
jedoch werden Wir auf einzelne Allodificationsgeſuche nach umſtaͤnden Ruͤckſicht zu 
nehmen nicht unterlaſſen. % N STRIIE TESTER 
Art. 13. Auch auf Unfere Unterthanen juͤdiſcher Religion „findet ‚Urt. 8. Anz 
wendung; jedoch haben diefelben ale bürgerliche Verpflichtungen zu übernehmen, 
und find, wie alle Unfere Unterthanen, der allgemeinen Conſcription "unterworfen. 
Art. 18. Alle Gorporationen und Privilegien. hören vom. Sage. der. Einfüh: 
rung an auf. en 
Art. 15. Mir werden jedoch diejenigen Innungen, welche dem allgemeinen 
Beften nicht nachtheilig find, fort beftehen laffen..: I ν 
Art. 16. Es wird fofort eine allgemeine Confeription vom 1. Januar 1811 
an gültig, fo wie demnächt auch ein neues, auf Grundfägen der allgemeinen Gleich⸗ 
heit beruhendes, Steuerſyſtem eingefuͤhrt und bekannt gemacht werden. 
Art. 17. Unſer Land ſoll in. zwei Departements, jedes zu zwei Diftricten, 
eingetheilt werden. | 
Art. 18. Die Landesverwaltung wird unter. Unſerm Borfise : vom; Staats: 
rathe dirigirt. PC 
Art. 19. Die bisherige Nitterfchaft, als unvereinbarlich mit der neıen Con⸗ 
flitution, hört mit dem Tage der Unterfchrift diefes Edicts auf, und werden an die 
Stelle derfelben die Landftände treten. ah [2 
Die Landftände beftchen aus zwölf Mitgliedern, deren 
achte aus der Klaffe der aderbautreibenden Unterthanen, 


zwei aus der des Handelsftandes, und - - : 
zwei aus ber des gelchrten Standes 

genommen merben. om RE 

Sie follen in den wichtigern Angelegenheiten ‚Unfers Landes das Organ Unfe- 
ver getveuen Unterthanen ſeyn, und Wir behalten Uns vor, wegen des Umfangs 
ihrer Wirkfamkeit,. fo wie wegen ihrer Wahl, das Nähere mittelft- eines befondern 
Keferipts zu beſtimmen. ee 

Wir befehlen Unferm Staatsrathe nicht nur die öffentliche Bekanntmachung die 
ſes Edicts zu verfügen, fondern aud) die weiten Vorbereitungen: und Einrichtungen 
zu deffen genquefter Vollftredung zu treffen. 0 i 


Gegeben Köthen, den 28, Dec. 1810, Ä io et — 
(L. S.) Auguſt Chriſtian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 


b) Organifation des Herzogthums vom 19. Febr. 1811. 


Wir Auguft Chriftian Friedrich, von Gottes Gnaden ſouveragi— 
ner Herzog zu Anhalt ac. xc. an 

In Beziehung auf Unfer Edict vom 28. Dec. 1810 und in der feſten Ucber- 
zeugung, daß nur die gänzliche Einführung der franzöfifchen Conftitütton das Gluͤck 
Unſerer getreuen Unterthanen begruͤnden kann, haben Wir folgende Organiſation 
Unſers Herzogthums feſtgeſetzt. — 

§. 1. — ae wird in ſechs Diftricte eingetheilt. Der erſte Di- 

Rrick begreift das Land Köthen in fich; der zweite Diftrict dag Land Wulfen; 
der dritte Stadt und Land Nienburg; der vierte die hohe Graffchaft Warmsdorf; 
der fünfte Stadt und Amt Roslau; der fechfte die Grafihaft Lindau. 

$. 2. Die Diftriete theilen fich in Cantons, die Cantons. in Municipalitäten. 
Jeder Canton wird durch einen. Gantonmaire verwaltet werden. Jede Municipali- 
tät beſteht aus einem Maire und einem Municipalvathe, 
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$. 8.. Das Herzogthum erhält. cine Gonftitution, wodurch die Gleichheit aller 
Unterthamen vor dem Gefege und bie freie Ausübung bes Gottesbienftes aller, ver: 
möge ber Berfaffung aufgenommenen, Religionen feſtgeſetzt ift. 

84 Schon unterm 19. Sept. 1809 haben Wir einen Staatsrath errichtet, 
welcher kuͤnftig aus drei Mitgliedern beftehen wird. - Wir felbft haben den Vorſitz 
im Staaterathe.. 

55. Alle Gefege über Steuern, civil und peinliche Gegenftände, eben fo 
alle Verwaltungsverorbnungen werden von dem Staatsrathe vorbereitet, discutitt 
und entworfen. : 

-$. 6. Auch bat der Staatörath über obmwaltende Streitigkeiten zwifchen 
den vermwaltenden und gerichtlichen Behörden, und auch über die Frage: ob ange: 
klagte Verwaltungsbeamte vor Gericht geftellt werben follen? zu entfcheiden. 

$. 7. Wir vertheilen die fämmtlidhen Zweige der Staatsverwaltung unter die 
Mitglieder des Staatsrathes dergeftalt, daß einem die Gefchäfte des Innern, ber 
Suftiz und Polizei, einem bie der Finanzen, Domainen und des Handels, und ei: 
nem bie_Gefchäfte der auswärtigen Angelegenheiten und des Eultus anvertraut find. 
Seder in feinem Bade ift für die Vollziehung der Gefese und Vollftredung der dar: 
aus fließenden Verfügungen verantwortlich. 

. 8. Wir haben ‚den Art. 17. Unfers Edicts vom 28, Dec. 1810 in Eriwä- 
gung, daß das Ganze dadurch ohne daraus fließende Beſchwerde vereinfacht wird, " 
dahin abgeändert: daß Unfere Lande nur ein Departement bilden follen, und ernen— 
nen Wir in diefer Ruͤckſicht einen Präfecten. 

$. 9. Zur Entſcheidung ber Streitigkeiten, welcdje bei den Verwaltungsgegen: 
ftänden vorkommen, wird ein Präfecturrath errichtet, deffen Mitglieder und Prä- 
fecturfecretair von Uns ernannt werben. | 

:$. 10. Es wird ein Departementscollegium gebildet, deffen Mitglieder groß— 
jährig ſeyn müffen, und ihre Gtelle lebenslänglich behalten. Wir ernennen die 
Mitglieder des Departementscollegiums, deren Anzabl achtzehn feyn wird. Die 
Ernennung befteht aus 4 ber Meiftbegüterten, + ber reihften aus dem Hanbelg- 
- ftande, und + aus den Gelehrten und Künftlern. Der Präfect legt dem Des 
» partementscollegium jährlid einen Bericht über alles dasjenige vor, was bin 
an u. im Departement gefhehen, und zu deffen Wohl zu Stande ge: 
ommen ift. * 
= ..6: 14. Das Departementscollegium ſchlaͤgt Uns die Mitglieder der Stände 
vor, deren Anzahl zwölf ift; act aus den aderbautreibenden Unterthanen, zwei 
aus dem Dandels= und zwei aus dem Gelehrtenſtande. Wir felbft ernennen den 
Präjidenten der Stände. - — 

Pa? Bu jeder Ernennung werden Uns. von dem Departementscollegium- 
zwei Candidaten vorgefchlagen, wovon nur einer ein Mitglied des Departements: 
. collegiums feyn barf. 

$..13. Die Mitglieder der Stände follen aller drei Sahre zu einem Drittheil 
erneucrt.werben 5 die audtretenden Eönnen unmittelbar wieder gewählt werden. Die 
Etände,-verfammeln fi) auf die von Uns befohlene Zufammenberufung, und werben 
diefelben. auch von Uns wieder entlaffen. Die Mitglieder der Stände erhalten keinen 
Gehalt, fondern für die Zeit ihres Zufammenfeyns angemeffene Diäten. 

: $. 14. Den Ständen follen die im Staatsrathe entworfenen Gefege mitge: 
theilt werden. . Die Stände discutiren über die Gefegentwürfe mit demjenigen 
Etaatsrathe, welcher dazu ben Auftrag erhalten hat. Die Bemerkungen und Mo: 
dificationen der Stände werden Uns im Staatsrathe zur Berathfchlagung vorgelegt, 
und darüber befchloffen. 

8.15. ‚Es fol für Unfer ganzes Land, nad) einer möglichft gleichen Einthei⸗— 
lung , ein Steuerſyſtem entworfen werden. Die Stempeltare und Protocollirung 
(timbre et enregistrement) werden eben fo wie in Weftphalen hier eingeführt, und 
werben Uns überhaupt bie in dieſem Königreiche befindlichen, hierauf Bezug haben⸗ 
den, Verfügungen zur Richtſchnur dienen. 

8.16, Die Divection der Steuern (Randeseinfünfte) wird von der Verwal: 
tung: er Domainen und Regalien getrennt. Die Vorfchläge zur Beſteuerung werz. 
den von Uns geprüft und betätigt. Mit der Steuerkaffe wird auch zugleich eine 
Amorkifationsfaffe verbunden werden, worüber Wir zuerft die Vorſchlaͤge Unfers 
Staatsrathes erwarten. — | 

„17 Die Xominiftration Unferer Domainen und Regalien wird wie im Kö: 
nigreihe Weftphalen eingerichtet werben. 

$. 18. In Betreff der Jagd haben Wir feftgefegt: daß deren Ausübung jedem 
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Jagdberechtigten bleibe. Jedoch ſoll jeder Jagdberechtigte verpflichtet ſeyn, den 
Grundeigenthuͤmern denjenigen Schaden zu erſetzen, welcher ſowohl durch das Hoch⸗ 
wild, als auch durch die Ausuͤbung der Jagd angerichtet wird, und findet der Art. 
1885. des Code-civil hierauf ebenfalls feine Anmendung. Auch haben Wir verorde 
net, daß die Jagd in Unfern Landen jedesmal mit dem 1. September — 
und mit dem 1. Februar geſchloſſen ſeyn ſoll. 

$. 19. Die allgemeine Militairconſcription, welche vom 1. San. 1811 an 
eingeführt ift, ift ein Grundgeſetz Unſers Herzogthums. 

$. 20. Die Einführung des Code-civil vom 1. März 1811 if; ſchon von 
Uns verordnet. Die zu Straßburg in der Druckerei des Herrn Levrault für das 
Königreich) Weftphalen erſchienene officielle Ausgabe des Code Rapoleon ift als 
lein officiel fuͤr Unſere Lande. 

8. 21. Mit dieſer Einführung hören alle beſondere Verfaſſungen der: bisberi⸗ 
gen Aemter, Staͤdte, Corporationen, ſo wie auch die Privilegien einzelner Perſo⸗ 
nen und Familien, in Unſerm Herzogthume, inſoweit ſie mit den Geſetzen in 
re ftehen, in Gemäßheit des Art. 14, Unſers Ebicts vom 28. December 

u 

$. 22. Das gerichtliche Verfahren foll öffentlich und in Civilſachen die im 
Königreihe Weſtphaͤlen eingefuͤhrte Proceßordnung und: Sporteltaxe fuͤr —— 
Procuratoren und Notarien Norm ſeyn. 

$. 23. In peinlichen Fällen follen bie geſchwornen Gerichte, nach den Vor⸗ 
ſchriften, wie am Königreihe Weftphalen, Statt haben. 

4. Sn jedem Difteicte ift ein Friedensrichter, im ganzen‘ — 
ein Cibileribunal erſter Inſtanz, und ein Appellationsgerichtshof, welcher zugleich 
— Be fo wie das Tribunal zugleich das Correctionsgericht iſt. 

8. 25. Die hoͤchſte Behörde in Rechtsſachen iſt das Kaſſationsgericht, und job 
len Unfere Staatsräthe Richter deſſelben ſeyn. — 

$. 26. Die Friedensrichter follen vier Jahre lang im Amte bleiben und kdn⸗ 
nen ſogleich wieder gewählt werben, wenn fie als‘ Candidaten von dem Oeparte⸗ 
mentscollegio vorgefchlagen werben. Daher die jest bei ber Einführung: dep Ge⸗ 
richtsverfaffung angeftellten von Uns nur proviforifch ernannt find. — 

.27. Die Richter des Tribunals und Appellationsgerichtshofes — von 
Uns ernannt, 

$. 28. Die Urtheile  der- Gerichtshoͤfe werden in Unſerm Namen — 

a Wir allein koͤnnen daher nur Gnade ertheilen, die Strafe — oder 
mildern. 
8.29. Da nach Art. 12. Unfers Ediets vom 28, December 1810 die: Sehens 
berhältniffe in Unfern Landen fernerhin beftehen; ſo ſollen ſolche, nach den bisheri— 
gen Gefegen, und den’ ſaͤmmtlichen Echenspflichtigen srtheilten Lehenbriefen, jedoch. 
nach ber Form der Civilſachen, und bei den angeordneten Behörden. ‚verhandelt und 
entfchieden werden. 

$. 30. Die Beleihung mit den großen Echen, wo ber Vaſall entweder per⸗ 
ſoͤnlich, oder, mit Unſerer Bewilligung, durch einen Bevollmaͤchtigten belichen. wird,’ 
gehört vor den Stantsrath. Hingegen - von Wüs- herruͤhrende andere und. Erbzins⸗ 
lehne ſind proviſoriſch dem Tribunale uͤbertragen. 

. 31. Die von Uns am 31. Aug. 1802 gnaͤdigſt erlaſſene Wechfelordnung 
wird in der Art beibehalten, daß das Verfahren nach der weitphälifchen Proceßord⸗ 
nung eingerichtet wird; daher die Art. 2063. 2065. 2066. und 2067. des Code- 
civil in Wechfelfachen Feine Anwendung finden. Diefe Verfügung wird jedoch bis 
zur Einfuͤhrung des Handelsgeſetzbuches als proviſoriſch betrachtet. 

$. 32. Bet der Einführung der Inferiptionund Transſcription des Bhpethe⸗ 
kenweſens, der Errichtung der Procuratoren, Notarien, und der Lioilſtandebeamten 
iſt die koͤnigl. weſtphaͤliſche Verfaſſung als Norm von Uns angenommen: 

$. 33. Das Confiftorium hat in feiner jetzigen Beſchaffenheit anund fuͤr fih 
aufgehört; jedoch ſetzen Wir eine Behörde nieder, welche aus einem: Tribunalrich⸗ 
ter und zwei von Uns dazu ernannten Predigern beſtehen ſoll, weiche bie, Ge⸗— 
ſchaͤfte in Difeiplinfahen, Prüfung der Kenntniffe, Infpection 2c. über. die SUR 
chen verwalten, Diefe Behörde erhält den Namen Eonfiftorium. 

$. 34. Das Polizeiſyſtem, welches im Königreiche Weftphalen beſteht, ſoll in 
Unſerm Herzogthume eingefuͤhrt werden, welches ſchon zum Theil geſchehen iſt. 
Hieruͤber wird eine beſondere Inftruction nach weiterer Berathung erfolgen. 

. 85. Gegenwaͤrtige Organiſation kann durch Unſere im —————— discu⸗ 


tirte Verordnungen ergaͤnzt werden. 
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86 86. Die Gefege und Vermwaltungsverordnungen follen im Wochenblatte be 
Fannt gemacht werden, und ift zu ihrer Verbindlichkeit Feine anderweite Publica— 
tionsformalität nöthig. 1 

. 37. Das bisherige Wochenblatt Unferer Reſidenz foll Eünftig ben Namen: 
Unhaltifche Anzeige, führen und ‚wöchentlich zweimal, Mittwochs und Sonnabends, 
erſcheinen. 

— in Unſerer Reſidenzſtadt Koͤthen, am 19. Februar 1811. 

(L. 8.) Auguſt Chriſtian Friedrich, 

Herzog zu Anhalt. 


c) Verwaltungsordnung vom 22. Febr. 1811. 


Wir Auguſt Chriſtian Friedrich, von Gottes Gnaden ſouve— 
rainer Herzog zu Anhalt zc. ꝛc. 
ſetzen, in Gefolge Unſers Edicts vom 19. Februar, folgende Verwaltungsord⸗ 


nung feſt. 
u Erſter Titel. 
Departementalbehoͤrden. 


—. 1. In Gemaͤßheit der neuen Conſtitution, fol ein Praͤfect, ein General: 
ſecretair der Präfectur, ein Präfecturrath und ein Departementsrath ſeyn. 

Der’ Präfecturrath befteht aus zwei Mitgliedern, außer dem Präferten; 
und der Departementsrath aus ſechs Mitgliedeen, wozu aus jedem Diftricte eins 


ernannt wird, 
Bon dem Präfecten. 
Erfter Abſchnitt. 


Verwaltung. 


8. 8. Der Präfeet iſt unter der Autorität und Auffiht von Uns, als dem 
Oberhaupte des Landes und der Verwaltung, mit allen Zweigen diefer Verwaltung, 
und infonderheit mit denen beauftragt, welche Bezug haben: 

1) auf die Auffiht über. das Erzichungswefen, namentlih alle Schul: und Un: 
terrichtsanftalten jeglicher Art; 
‚ 2) auf die Verwaltung und Verwendung der Etats ober Fonds, welche zur Ers 
— von Ackerbau, Kunſt und Gewerbe, auch öffentlicher Wohlthaͤtig⸗ 
eit beſtehen; 
5) auf die Verwaltung der Hoſpitaͤler, Kranken- und Arbeitshaͤuſer, der Gefaͤng⸗ 
 ı niffe und auf die Verbefferung diefer Anftalten ; 
‘4) auf die Unterftüsung der Armen und Auffiht über Stipendien, milde Stif: 
tungen. und fonftige wohlthätige Anſtalten; 
‚5) auf die Erhaltung des Öffentlichen Eigenthums ; 
6) Be Erhaltung der Wälder, Wege, Gewäffer und anderer Gemeinheitöge: 
i aenftände ; 
7) auf die Leitung und Bollendung der, zur Anleguug und Unterhaltung der 

Heerftraßen abzweckenden, Arbeiten 5 

8) auf die Erbauung und Uusbefferung der Kirchen, Pfarrhäufer und anderer 
zur Ausübung des Gottesdienftes nöthigen Gegenftände ; 

9) auf die Erhaltung der Gefundheits: und Sicherheitsanftalten und der öffent: 
lichen Ruhe, beſonders auf Unterbrüdung bes Vagabundenweſens und der 


Vettelei. 
Zweiter Abſchnitt. 


$.4 Dem Praͤfecten ſoll ferner alles, was den Dienſt der Gensd'armerie be— 
trifft, uͤbertragen ſeyn. 

$. 5. Derſelbe hat über die Erfüllung der Contracte zu wachen, welche we: 
gen Berpflegung von Militair. oder. Gensd’armerie, fo wie wegen Lieferungen für 
‚felbige gefchloffen werden. 
8.6. Derfelbe leitet die Maafregeln, Behufs ber Aushebung der Eonferibir: 
N und der Anfertigung der Liften von den zum Dienft einberufenen Confcribir- 
ten; er hat bei der Zuziehung den Vorſitz, und entfcheidet nebft dem, mit der Con⸗ 
ſcription beauftragten, Dfficier über Dienftbefreiungen, nah Maaßgabe befonderer 
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Berordnungen, welche Wir darüber erlaffen werben. Weber die Ausmufterung da⸗ 
gegen entjcheidet jener Officier allein. 


Dritter Abſchnitt. 
$. 7. Dem Praͤfect Liegt endlich ob: — 

1) die Steuerregiſter fertigen und die Vertheilung der Grundſteuer unter bie 
Steuerpflichtigen einer jeden Municipalität beforgen zu laſſen; 

2) —— Erhebung der indirecten und Conſumtionsauflagen die Aufſicht 
u führen; 

3) uber einen gänzlichen oder theilbaren Steuererlaß zu erkennen; 

4) alles dad, was fomwohl die Erhebung und Abzahlung des. Steuerertrags, als 
eh ae der Steuerbeamten betrifft, zu reguliven und in Aufs 
icht zu halten; | 

5) die Berichtigung der, auf ben Steuerertrag angewiefenen, Ausgaben anzuorbs 
nen und vollſtrecken zu laſſen. 

Streitige Gegenftände. 
| Praͤfecturrath. 

8.8. Dem Praͤfecturrath liegt ob, zu erkennen: 

1) über die Gefuche von Privatperfonen um Verminderung oder Erlaß ihres Beis 
trags zur directen Steuer; 

2) über alle Schwierigkeiten, welche wegen Beitreibung der, indirecten und Con: 
fumtionsftenern entftehen Eönnen, fo wie auch über die Defraubationen und 
Mebertretungen, wobei fie dig gefestichen Gelbftrafen und Confiscationen aus— 
zufprecyen haben; ausgenommen, wenn die abgehaltenen Protocolle wegen 
Unrichtigkeit angefochten worben find, oder eine der Parteien fi an das Erir 
minalgericht gewendet hat; 

8) über die zwiſchen den Unternehmern Öffentlicher Arbeiten und ben Verwaltuns 
gen entftehenden,, Stweitigkeiten tiber die Auslegung und Bollfivedung der 
Eontractsbedingungen 5 

4) über die Anſpruͤche von Privatperfonen, welche fih über Schäden befchweren, 
die ihnen durch die perfönlihe Schuld der Unternehmer Öffentlicher Arbeiten 
bei deren Bolführung zugefügt worden; 

5) über Entfhädigungsgefuhe von Privatperfonen wegen ber beim Straßen» ober 
Wafferbau, oder zu fonjtigen Öffentlichen Arbeiten ihnen genommenen oder 
befchädigten Ländereien ;- 

6) über die wegen dev Brüden und Chauffen, der Leinpfade, Land» und Heer⸗ 
ftraßen entftehenden Schwierigkeiten; 

7) über Gefuche der Communen um Erlaubniß vor Gericht auftreten zu dürfen. 

8) Der Präfeet foll den Sitzungen beitvohnen und den Vorſiz führen. 

Berthbeilung der Auflagen. 

6. 9. Der Depyartementsrath fol fih alljährlich einmal verfammeln, 
Wir werden die Zeit feiner Zuſammenkunft beftimmen, und follen feine Sitzungen 
Yängftens acht Zlge dauern. “ 

$. 10. Er hat eins feiner Mitglieder zum Präfidenten und eins zum Secre⸗ 
fair zu ernennen. Der Präfident hat eine entfcheidende Stimme. 

J. 11. Der Dipartementsrath hat: 

I) die Verteilung der directen Steuern unter die Diftricte zu nehmen; 

2) auf die von einzelnen Sommunen eingehenden Gefuhe um Steuerverminderung 
zu verfügen; 

3) den Betrag der Steuerzulage, welche zur Beitreitung der Departementsaus: 
gaben erforberlich ift, mit gefeamäßiger Einfchränfung feitzufegen; 

4) die Redinung des Präfecten über die Verwendung dieſer Steuerzulage abs 
uhoͤren; 

5) fein Gutachten über die Lage und Bedürfniffe des Landes abzugeben. 

$. 12. Der Departementsrath Tann nur dann berathfchlagen, wenn wenigftens 
zwei Drittheile dev Mitglieder zugegen find. 

$. 13. Er darf durchaus keine Verwaltungsacte machen, ba folche lediglich 
dem Präfecten zuſtehen. » 

Secretariat und Archive. 

$. 14. Dee Generalfecretaie ift der Vorſteher des Archives und Director ber 
Berwaltungsbureaur. ’ 

$. 15. Er vertritt die Stelle des Präfecten bei deffen Abwefenheit oder Krank: 
heit; jedoch kann der Präfect hiezu auch einen Präfecturrath beauftragen. 
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a 2 unterzeichnet :big; Ausfertigungen und ift ber Gehülfe bes Präfecten bei 

allen Öffentlichen Dienftvergichtungen. 

en 3 Zweiter Titel. 

7. Bon ben Municipalitaten. 

5.46. Jede Municipalität foll'von einem Maire und von Adjuncten verwaltet 

werben; auch für jede ein Mtunicipalrath ſeyn. 

...$ 47. Die Verwaltung fommt dem Maire allein zu; nur vermöge feines Auf: 

trages, oder wenn er abmwefend, krank, oder fonft gefeslic behindert ift, koͤnnen die 

Adjuncten daran Theil nehmen; on 

ch Die ‚Amtsverrichtungen des Maire ſtehen unter Aufficht des Präfecten 

und beftehen in folgenden : 

1) die gemeinheitlichen Befigungen und Einkünfte der Gommunen zu verwalten; 
2) die Ausgaben zu beitreiten, welche aus ben. Gemeindegeldern bis zum Belauf 
bes vom Praͤfecten fefigefesten Etats bezahlt werden müffen 5 
8) ‚die Öffentlichen Bauten und.Arbeiten zu leiten und vollbringen zu laffen, welche 
vom. Municipalrat angeordnet worden find; 
.#): bie zur, Gemeinde gehörigen, aus ihren Mitteln zu unterhaltenden oder zum 
on ihrer Mitbürger ausdruͤcklich geftifteten, öffentlichen Anftalten zu ver: 
walten ;- 

: 9) dafür zu forgen, daf-die Einwohner die Vortheile einer guten Polizei, befon- 
ders in Dinfiht der Reinlichkeit, der Gefundheitspflege, der Eicherheit und 
Ruhe in den Strafen und an Öffentlihen Orten und Häufern genießen. 

8. 19. Den Maires koͤnnen auch Verrichtungen der Generalverwaltung über: 

tragen werben; doc müffen folche von ihmen unter Autorität des Praͤfecten voll: 

ſtreckt werben. | 
Es find folgende: 
1) Bertheilung der directen Steuern unter die Gemeindeglicher; 
2) DVerfteigerung der Erhebung diefer Steuer; 
3 ana über die Einnahme und Einlieferung der Steuern in die öffentlichen 
©  Kaffen; ’ 
4) unmittelbare Leitung der Öffentlichen Arbeiten auf dem Gemeindebezirk; 
5) re Verwaltung der dem allgemeinen Beften gewibmeten öffentlichen 
nftalten;z Ä 
6) ee und Verwaltung, welche die Erhaltung des öffentlichen Eigenthums 
erfordert; J 
7) directe Aufſicht Über Ausbeſſerungen und Wiederherſtellungen der zum Gottes— 
dienſt beſtimmten Gebaͤudez 
8) Beſorgung der Aushebung der Conſcribirten des Orts. 


Municipalrath. 

$.:20. Es follen fo viel Münicipalväthe feyn, als die Zahl der Stadt- und 
Gantonsmaire beträgt. 

$. 21. Für die Bevölkerung einer Stadt oder eines Cantons unter 2500 Ein: 
wohner foll der Municipalrath aus acht, für eine ftärkere Bevölkerung aber aus 
ſechszehn Mitgliedern beftchen. 

$. 22. Der Maire ift darin vorfigendes Mitglied. Der Municipalrath ernennt 
eines feiner Mitglieder. zum Secretair. P 

$. 23. Bei Abwefenheit, Krankheit, oder fonftiger Behindernng des Maire foll 
Su anderes Mitglied flatt feiner, nad) der Ordnung ihrer Ernennung, den Vorſitz 

aben. 0 

$. 24. Der Municipalrath verfammelt fi) ‚den 18. November jeden Jahres, 
und kann ſechs Tage zuſammen bleiben. 
23. Der Municipalrath ſoll die Rechnung über die Municipaleinnahmen 
und Ausgaben abhören und dagegen feine Bemerkungen machen; die legte Ablegung 
diefer Rechnung gefchieht hiernaͤchſt dem Präfecten. 
j $. 26. Bei Vorlegung diefer Rechnung im Municipalrath giebt der Maire 
den Vorſitz ab, und wird duch ein anderes Mitglied erfeßt, welches durch geheime 
Sammlung der Stimmenmehrheit gewählt wird. 

., 9 27. Der Municipalrath berathfchlagt über bie Art der Vertheilung der ge⸗ 

meinheitlichen Hotzungen, Weiden, Ernten und fonftigen Nutzungen. 

$. 28. Desgleichen über beſondere Ortsbeduͤrfniſfe der Ntunicipalitäten. 
3.29. Ferner über die Anleihen und Gteuerzulagen, welche zur Beftreitung 
ihrer Bedürfniffe für nöchig befunden werben. 


i f 
* 
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$. 30. Ex ordnet bie Vertheilung ber'zur Unterhaltung des Eig enthus er: 
forderlichen und den Einwohnern obliegenden Arbeiten «An. 
. 31. Der Praͤfect kann ihn im Eaufe bes Jahres außerordentlich — 
berufen. Solches iſt nothwendig, wenn es’ darauf ankömmt, über Erwerbung oder 
Veräußerung von Grundftüden, über die Verwendung von Verkaufsfummen ober 
von ruͤckgezahlten und beigetriebenen Geldern, 'ingleichen über das Beginnen: ber ſelbſt 
uͤber die Fortſetzung eines Proceſſes zu berathſchlagen. F 

$. 32. Ale ſolche Berathſchlaguͤngen, welche eine Zufammenberufung. erfordern, 
koͤnnen nur mit Bewilligung bes Präfecten in Vollziehung — — 

Secretariat, und Archi 

- 8.83. Sn — Municipalität foll ein: ade an der die Ksftiungen 
unterzeichnet un das Archiv in Aufſicht hat. 


arten Ttten 


Ernennunge 

$. 34. Der — bie Präfecturrätte, die Mitatieber des Departementss 
rathö, der Generalfecretair der Präfectur, die ſaͤmmtlichen Maires und- ihre Ad: 
juncten, bie Mitglieder der Municipakcätpe und der Poligeicommiffaie" werden von 
Uns ernannt. 

$. 85. Was jedoch die Mitglieder der Departements: und Munieipelraͤthe be⸗ 
trifft; fo geſchiehet Unſrer Seits deren Ernenkung auf geſchehene Präfentation durch 
das Departementscollegium. 

%. 36. Die Secretairs der Maires der Städte werben von Uns auf beren 
Borfhlag ernannt; den übrigen Santonmaired aber wollen Wir dieſe Wahl ſelbſt 


uͤberlaſſen. 
| Vierter — 


Bon den Gefällen. 
$. 37. Die Gehalte der Verwaltungsbcamten werben buch ei ein befonberes Regle⸗ 
ment A fo wie aud) deren Burcaukoften. 
Gehalte und Koften in Betreff der Municipalbeamten — von den 
ee beftritten. 
$. 39. Unfer Staatörath iſt mit der Zouſtreckuns dieſes Decrets beauftragt. 
Gegeben Köthen, den 22. Februar 1811 
(L. 8. Auguft Chriftian Beet | 
Herzog zü — 


won 





a 25 er 
Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt, 
Der Fünft Sriedrih Günther von Shwarzburg-Rudol 


ftadt erließ, für die neue Geftaltung der fländifchen Verfaffung in fet- 
nem Lande, nachſtehende 


Berordnung vom 8, Januar 1816: 


Das Vertrauen, welches Wir zu der oft erprobten Liebe und Anhaͤng⸗ 
lichkeit Unferer getreuen Unterthanen mit Recht hegen, fo wie die Zuverficht, 
mit toelcher diefelben von Uns herzliche landesväterliche Fuͤrſorge für ihr Beſtes, 
möglichfte Schonung in Anfehung der drüdenden Laſten der Zeit, und billige 
und gleichmäßige Vertheilung derfelben erwarten, und nach der Erfahrung, 
die ihnen vor Augen liegt, erwarten Eönnen,, bedarf feiner Befeſtigung und 
Vermehrung. Um.jedoh den Bellimmungen des teutfchen Bundesvertrags 
Genüge zu leiften, und die Verfaffung -Unfers Fuͤrſtenthums mit den Ein- 
richtungen in den benachbarten teutfchen Bundesſtaaten auf gleihen Fuß zu 
fegen, finden Wir gut, Folgendes anzuorbnen:. 

Es fol eine Repräfentation des Volks in Unferm Fürften: 
thum gebildet werden, beren Wirkſamkeit ſich auf. die Berathung über alle 
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Gegeuſtaͤnde der Geſetzgehung, welche die perſoͤnlichen und Elgenthumsrechte 
der Staatsbuͤrger, mit Einſchluß der Beſteuerung betreffen, erfitedet.. 
2 Die Volksrepraͤſentation ſoll aus achtzehn, durch freie. Wahl zu ers 
nennenden, Landesrepraͤſentanten beſtehen, nämlich: —— 
‚6, Rittergutsbeſitzerz — | | 
"6 Emwohner von Städten; —— | 
6 mit Zandeigenthum angefeffene Unterthanen, welche weder Nittergüter 
beſitzen, noch ſtaͤdtiſche Bürger find, 
83..Die ſaͤmmtlichen Rittergutsbeſitzer in der obern Herrſchaft 
waͤhlen aus ihrer Mitte Vier, die Rittergutsbeſitzer in der untern Herrſchaft 
Zwei Landesrepraͤſentanten. F 
4 Die Städte in der obern Herrſchaft zuſammen Zwei Landesre⸗ 
praͤſentanten aus ihrer Mitte. 
66. In jedem Orte bes Fuͤrſtenthums, Dorf oder Flecken, ſo wie auch 
in der Patrimonialſtadt Schlotheim, treten die ſaͤmmtlichen Landeigenthums⸗ 
befiger, mit. Einfluß der nahe gelegenen Mühlen oder anderer einzelnen 
Höfe und Wirthſchaften, und mit Zuziehung der Geiftlichen und Schullehrer 
zufammen, und ernennen für biefen Ort aus ihrer Mitte einen dafelbft an: 
geſeſſenen unbefcholtenen und rechtlihen Mann zum Wähler, Diefe fammt: 
lichen Wähler eins Diſtricts erwählen nun aus ihrer Mitte einen Landess 
tepräfentanten, und zwar nad) folgender Difteictsbeftimmung, einſchließlich 
ber Patrimonialgerichtsorte: 
Die Wähler aus den. Aemtern Rudolſtadt und Blankenburg zufammen 
einetty, die aus dem Amte Schwarzburg einen; aus den Aemtern Sim, Eh: 
tenftein; +Paulinzelle, Seebergen einen; aus Zeutenberg und König einen; 
aus der Unterherrſchaft zwei Reprafentanten, jeder Diftrict aus feiner Mitte, 
— ,6.: Wenn ein Nittergutsbefiger auch noch anderes Landeigenthum, oder 
daß. Bürgerrecht in einer Stadt befist; fo kann er zwar in bdiefen andern 
Beziehungen. mit wählen, allein zum Landesrepräfentanten kann er nur ale 
—— Ritterguts gewaͤhlt werden. Wenn er mehrere Ritterguͤter 
befigt; waͤhlt er zwar für jedes, kann aber nur von einem gewählt werden. 


‚Eben .fo,: wenn’ jemand VBürgerrechte und. Landeigenthum an verfchirdenen 


Drten befist, kann er zwar an allen dieſen Orten mit wählen, aber nur an 
feinem gewoͤhnlichen Wohmorte gewählt werden. Von mehren Mitbefigcen 
eines gemeinfchaftlichen Landeigenthums ift nur einer mwahlfähig und berech: 
tigt. Perſonen meiblichern Gefhlehts und Vormuͤnder für ihre Pflegebefoh: 
lenen können zwar mit ıwählen, aber nicht gewählt werben, ne | 
3,7. Die ‚Landestepräfentanten werden auf ſechs Jahre gewählt, nach 
deren Verfluß eine neue Mahl vorgenommen wird, wobei bie abgegangenen 
Repräfentanten auf die nämliche Art. wiederum gewählt werden innen, Ein: 
zeine Wahlen in ber Zroifchenzeit finden nicht Statt. Wenn unterdefen Re: 
— —— jo wird dadurch die Volksrepraͤſentation nicht unter: 
toben. — 
8. Sobald die Warhlen, wegen deren Art und Weiſe und nähern Ver: 
anflaltung- Wir Unfere- !Lambespehörden mit befonderer Inftruction verſehen 
werden, gefchehen, und „die Landesrepräfentanten in dieſer Eigenſchaft von 
Ung anerkannt find, wer den "Mir wegen ihrer Zufammenberufung hierher in 
Unfere Refidens, "wegen der Ihrer Berathung vorzulegenden Propofitionen und 
Ihrer Wiederentlaſſung, die weitern nöthigen Befehle .ertheilen. 
Rudolftadt, den. 8. ‘San, 1886, 
(LS) Friedrich Günther, F. z. ©. 


— — 
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Nach der riffnpugikes exſten Landtags am. 8. April 1824 erwei⸗ 
terte aber der Fuͤrſt, durch (andesherrliche Erklärung vom 21, 
April 1821*), die“ — der Stände Er daß „die kandes⸗ 
repraͤſentanten haben ſollten: *— 

.a) das Recht der Berathung * Zuſtimmung bei allen. nen u. er⸗ 
laſſenden Geſetzen, welche bie: perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe oder das 
Eigenthum ſaͤmmtlicher Unterthanen betreffen; doc daß die Vers 
weigerung, unter ausführlicher Anfuͤhrung der Gründe, durch zwei 

Drittheile der anweſenden Mitglieder Statt haben Fanny" | 

b) das Recht der, Berathung und Bewilligung aller zur Dedung der 
nothwendigen Staatsbeduͤrfniſſe auszuſchreibenden Steuern, .-wors 
uͤber in jedem Jahre die Rechnungen dem Landtagsausſchuffe zur 
Pruͤfung und zu Erinnerungen dawider vorzulegen ſind;; 

ce) das Recht, alle Mängel und Gebrechen in ber Landesverwaltung 

5 und Vollſtreckung dem Landesfuͤrſten anzuzeigen; | 

d) neue Landesſchulden Finnen, ohne ausdrüdlide Ginwiligung. der 
„SORDeSDEM STRENG ‚nicht gemacht werben.” 

Sn der (fechsjährigen) Zwoifchenzeit zwifchen zweien Landtagen beſteht 
ein —— Ausfhuß**), gebildet aus einem Deputirten ber 
Kitterfchaft, einem Deputirten der Staͤdte, und einem Deputirten dev 
Landorte. Jaͤhrlich werden dieſe drei Mitglieder erneuert; ſo baß jeder 
Abgeordnete der Landſchaft von allen 3 Ständen, waͤhrend der6 Jahre, 
einmal Mitglied. des Ausfchuffes iſt. Der Ausſchuß giebt ſeine Beiſtim⸗ 
mung und Mitwirkung zu dem, was mit den, am vorhergehenden Land⸗ 
tage getroffenen, Beſtimmungen uͤbereinſtimmt. Davon abweichende, oder 
neue Gegenſtaͤnde gehoͤren nicht zu ſeiner Competenz; er hat in ſolchem 
Falle nur das Recht, auf die Zuſammenberufung eines neuen — 
anzutragen. 


26. 
Furſtenthum Schwarzburg- Sondershaufen. 


In dem Lande des Fuͤrſten Guͤnther Friedrich Carl von 
Schwarzburg-Sondershauſen regte ſich bereits im Jahre 1818 ***) 
der Wunſch nach einer neuen ſtaͤndiſchen Verfaſſimg, indem’ die Ober 
berrfchaft und Stadt Greußen drei Deputirte nach Sonbershaufen fandte, 
mit dem Auftrage, dem Fürften die. Bitte um Enaführung einer Ama 


*) Bergl. teutſche Nationalzeit. 1821. St. 19, 
a = Crome, geographiſch ⸗ſtatiſtiſche Darftellung der Staatökräfte, Zyh. 3. 
er Vergl. Anzeiger der Teutſchen, 1881. St. 2463 und beſonders die kleine 
Schrift: Zweite unterthaͤnigſte Vorſtellung der Oberherrfchaft und der Stadt 
Greufen an Se. Durdl. den regierenden — von Schwatzburs⸗ ne 
batirt: Arnſtadt am 8. Oct. 1851. (16 ©, gr. 8.) 
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difchen Verfaſſung vorzutragen. Allein der (nun verſtorbene) geh. Rath 
von Weife, dem fie ihre Wbficht eröffnet hatten, wies fie zuruͤck. = 
Als aber die Ereigniffe in einigen größern nordteutfchen Staaten, wähs 
vend des Septemberd 1830, auch auf das Land des Fürften von Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen nicht ohne einige Ruͤckwirkung blieben, verſprach der 
Fuͤrſt am 25. Sept. 1830, „noch im Jahre 1830 Landflände zu ernens 
nen und zuſammen zu berufen.” . 

In der That erfchien auch am 28. Dec, 1830 die nachftehende Vers 
faſſungsurkunde. Als aber diefelbe den Wünfchen und Erwartungen des 
Landes nicht erttfprach, und namentlich die Arnſtaͤdter Buͤrgerſchaft am 
24. Febr. 1831 gegen fie fich ausfprach*); fo erklärte der Fürft am 
21, Juli 1831), „daß, weil bie gegebene Verfafjung nicht in Aus— 
führung kommen koͤnne, es fih von felbft verſtehe, daß alles in feiner 
bisherigen Ordnung bleiben und fortgehen müffe.” Es ift folglich das 
nachftehende Grundgeſetz nicht ins Staatöleben getreten, und gehört blos 
der Geſchichte an. 
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Bon Gottes Gnaden, Wir Günther Friedrich Carl, fouverainer Kürft 
zu Schwarzburg= Sondershaufen ıc. Des koͤnigl. preuß. ſchwarzen und großen ro= 
then Adler-, fo wie des koͤnigl. bair. St. Hubertus: Ordens Ritter.” 

Wir haben während Unferer fechgundbreißigjährigen Regierung Unfern getreuen 
Unterthanen hinreichende Beweiſe Unferer Iandesväterlichen Fürforge für ihr Beſtes 
gegeben, und es ift Uns gelungen, daß, ungeachtet der, in biefem Beitraume Statt 
gehabten vielen und großen politifchen Ereigniffe und Kriege und der damit für 
die Landſchaftskaſſe verfnüpft gewefenen mannigfaltigen und beträdjtlichen Ausga= 
ben, dennoch das Land nur mit einer unbedeutenden Schuld, im Verhältnig gegen 
andere Staaten, noch belaftet ift. Wir dürfen daher wohl erwarten, daß Unfere 
gelichten Unterthanen mit der oft erprobten Liebe und Anhänglichkeit das Vertrauen 
zu Uns verbinden, daß Wir aud) ferner ihr Wohl zu befördern Uns beftreben wer 
den. Gie werden es mithin als ein abermaliges Merkmal Unſerer lanbespäterlichen 

Liebe betrachten, ‚wenn Wir, eingedenE der Beflimmung der teutfchen Bundesacte, 
Unferm Fürftenthume eine Landftändifche Verfaſſung zu geben Uns entfchloffen ha— 
ben, und zu dem Ende Folgendes hiermit verorbnen: 


Erfier Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmung. 
$. 1. Für Unfer Fuͤrſtenthum fol eine allen Theilen deffelben, ald einem Gan⸗ 
zen, gemeinſchaftliche Iandftändifche Verfaffung beftchen, und es find drei Stände 
als Landftände anerkannt, nämlich der Stand der Ritter: und Freigutsbefiser, fo= 
fern legtere nicht unter 6 Hufen Land befisen, der Stand ber Bürger und der 
Stand der Bauern. Aus und von dieſen drei Ständen werden Abgeordnete ge: 
wählt, welche bie Geſammtheit der Unterthanen in der landftändifchen Verfamm: 
lung vertreten. 
Bmweiter Abſchnitt. 
Die Wahl der Mitglieder der Ständeverfammlung betreffend, 
$. 2. Die Landftände bilden ſich: | : 
I) aus fünf Abgeordneten der Nittergutsbefiger, mit Einfluß der Freigutsbe- 
figer, fofern leätere wenigftens 6 Hufen Sand befigen, 
'2) aus fünf Abgeordneten der Städte, und 


*) Ungeiger der Teutſchen, 1831. St. 70, 
*) Ebend. St. 224, 
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6.8) aus. fünf Abgeordneten der Grunbeigenthümer‘,.. bie weder/ Rittergutsbe⸗ 
fiser, noch Freigutsbeſitzer von wenigſtens 6 Hufen Land, noch ft dtiſche 
Bürger ſind. | — a e 

A. Wahl der Ritters und Freigutsbeſttzer. 
8.3 Die fümmtlihen Ritters und‘ die treffenden Freigutsbeſizer in ber Uns 
terherrſchaft waͤhlen aus ihrer Mitte drei, die in ber Oberherrſchaft zwei Vertre⸗ 
ter, und die resp. fürftlichen Regierungen allhier und zu Arnſtadt leiten diefe Wah— 


len, bei weldhen Stimmenmehrheit der Wählenden entfcheibet. 


| B. Wahlin ben Städten. . 
8.4. Die drei Städte in ber Unterherrſchaft und die zwei Städte in der 
Oberherrſchaft wählen, eine jede aus. ihrer Mitte nach der Stimmenmehrheit der 
Bürger und unter Leitung resp. ihrer Stadträthe und des Stadtamtes, einen Ab: 
geordneten zur Ständeverfammlung. er — 


C. Wahl der Abgeordneten für den dritten Stand, 
$. 5. Alle Grunbeigenthümer in jedem Orfe des. Fuͤrſtenthums, Dorfe oder 
Flecken, fo wie auch Stadtfleden, mit Einſchluß derjenigen, welche außer ihren Rit— 
ter» unb Freiguͤtern noch befondere Grundftücke auf dem Lande befigen, und berjes 
nigen ftädtifchen Bürger, welche auf dem Lande angefeffen find, treten mit ben 
Befigern der, in ihren Fluren gelegenen, Mühlen oder andern einzelnen Höfen 
und Wirthfchaften zufammen, und beftimmen für diefen Ort aus ihrer Mitte ci» 
nen dafelbft eingefeffenen, unbefcholtenen und rechtlichen Mann zum Währ 
ler... Sämmtlihe Wähler eines Diftvicts erwählen num aus ihrer Mitte einen 
ee der landſtaͤndiſchen Verfammlung, und zwar, nach folgenden Be: 
immungen: 
Die Wähler aus dem Amte Sonderöhaufen, mit Einfhluß der Gerichtsorte 
Großenfurra und Bendeleben, wählen zufammen Einen; die aus den Aem⸗ 
tern Clingen und Ebeleben mit Inbegriff des Gerichtsorts Bellſtedt Ei⸗ 
nen, aus den Aemtern Keula und Schernberg Einen, aus dem Amte Urn: 
ftadt und Käfernburg, mit Einfluß der Gerichtsorte Geſchwende, Klein: 
RN breitenbah und Bähringen Einen, und aus dem Amte Gehren Einen aus 
Ihrer Mitte, 
Dieſe Wahlen leiten die treffenden Juftigämter in ihren Amts» und den 
dazu ‚gefchlagenen Gerichtöbezivken, jebod wenn die Aemter Glingen und 

Ebeleben zufammentreten, das, Amt Elingen, und wenn fi die Aemter 

Keula und Schernberg vereinigen, dad Amt Keula, und entſcheidet dabei bie 

Mehrheit der Stimmen ber Wähler. * 
. 6. Ein Ritter: oder Freigutsbeſitzer kann nur als Beſitzer feines Ritter—⸗ 
oder Freigutes zum Abgeordneten gewählt werben. Beſitzt er mehrere Ritters ober 
Kreigüter im Lande; fo wählt ex zwar für jedes, Tann aber nur in Ruͤckſicht auf 
eins 'derfelben gewählt werden. : Sobald Jemand Bürgerrechte und Grundeigenthum 
an verfchiedenen Orten befist, Tann er. zwar an allen diefen Orten mit wählen, 
aber nur an’ feinem gewöhnlichen Wohndrte gewählt werden. on mehrern Be: 
fisern eines gemeinfchaftlichen Grundeigenthums kann nur der Aeltefte wählen und 
gewählt werden. Vormuͤnder für ihre Pflegbefohlenen tönnen zwar mit wählen, 
aber nicht gewählt werden. Zur Wahlberehtigung gehört außerdem noch das zu: 
- züdigelegte einundzwanzigfte Lebensjahr. 

.7. Die Mitglieder der Ständeverfammlung werben auf ſechs Jahre er: 
wählt, nach deren Verfluß eine neue Wahl Statt findet, wobei die abgegangenen 
Bertreter auf die nämliche Art wiederum gewählt werden koͤnnen. Wenn in der 
Zwifhenzeit Mitglieder der Ständeverfammlung abgehen; fo follen an beren Stelle 
fofort andere gewählt ‚werden, und wird übrigens durch einen folchen Abgang die 
Volksvertretung nit unterbrochen. Alle Abgeordnete müffen rechtliche und unbe: 
fcholtene Leute und menigftens 30 Sahre alt, von teutfcher und ehelicher Geburt 
fepn , auch fich zur hriftlihen Religion bekennen. Auch Fönnen die auf diefe Art 
Erwählten die Stellvertreiung nicht ablehnen. Ueberhaupt muͤſſen fomohl bie 
Wählenden, als auch die Gemwählten männlichen Geſchlechts feyn und, infofern es 
nicht Ritter- oder Freigutsbeſitzer find, ſo wie letztere in d. 2. bezeichnet wurden, 
in Unfern fuͤrſtlichen Landen wohnen. Tritt bei der Wahl Stimmengleichheit ein; 
ſo mag das Loos entſcheiden. Sollte der Fall eintreten, daß eine Perſon von 
zwei verſchiedenen Staͤnden gewaͤhlt wuͤrde; ſo geht die der Zeit nach erſte 
Wahl vor, 
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av Deren Abſchnitt.“ 
me Rechte der ‚Landflände, . 
68. Die auf ſolche Art gewählten Candftände follen folgende Rechte haben; 
1) das Recht der Berathung bei allen neu zu erlaffenden Zandesgefegen, welche 
die perföntihen. Verhaͤltniſſt oder. bas, Eigenthum der Unterthanen betreffen; 
5: jedoch, mit Ausnahme derjenigen interimiftiihen Geſetze, welche die Dringlich— 
keit der Umftände 'gebieten,. fo wie, der Beichlüffe der Bundesverſammlung, 
welche die verfaffungsmäßtgen Verhältniffe Teutſchlands oder die allgemeinen 
Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbürger betreffen, und nad ihrer Verkündigung 
durch den Regenten Geſetzeskraft erhalten; F = 
2) das Recht, neue Landesgefege in Antrag zu bringen; | ei 
. 8) das Recht; der Berathung und. Bewilligung aller zur Dedung -der nothiwens 
.... bigen Staatsbeduͤrfniſſe künftig auszufhreibenden Steuern. So lange nicht 
eine neue Öteuerverfaffung mit. den Ständen berathen und ausgemittelt wor⸗ 
den iſt, bleibt es bei der ‚Erhebungsart und bei dem Betrage ber Landes 
„feuern im Sahre 1830. Jene Bewilligung Eann nie verweigert ‚werben, 
wenn bas.zu.bdegtende Staatsbedürfniß entweder zu Erfüllung der bundesmäs 
Figen Verpflichtungen bes Fuͤrſtenthums, oder zu Führung einer wohlgeordner 
ten, nad der Natur ber, Sache und nad Eitte, Gebrauch und. Herfommen 
eingerichteten Staatöverwaltung erforderlich ift. MR 
4) In der Zwifchenzeit von einer- Landtagsverfammlung zur andern foll ein all: 
jährlich wechſelnder Ausſchuß von drei Mitgliedern der Ständeverfammlung, 
einem Rittergutsbefiger, einem ftäbtifchen und einem Deputirten vom Lande 
= An Bunction bleiben.” Den desfallſigen Zurnus beftimmen zwar die Mitglie- 
. + ber der Ständeverfammlung unter fih, jedoch nach dem Grundfage der vriL 
fommenen Gleichheit, fo, daß jeder Abgeordnete während des Zeitraums von 
ſechs Jahren wenigftens einmal bei dem Ausihuffe ift, und dergeftalt, daß 
nicht mehrere Vertreter aus dem nämlicyen Bezirke, fondern, fo viel mie mög« 
"lich, aus den verfchiedenen Theilen des Landes zufammentreffen. Die Mitgliee 
der dieſes Ausſchuſſes treten fo oft, als es ſich wirklich nothwendig macht, 
3, hier zufammens. ‚Sie find befugt, allem demjenigen beizuftimmen, und dazu 
mitzuwirken, was. mit den, am ‚vorhergehenden Landtage getroffetren, Beftime 
"mungen und. Feſtſetzungen uͤbereinſtimmt.— —— — —— 
Davon abweichende oder neue Gegenſtaͤnde gehören nicht zu ihrer Come 
petenz, ſondern fie haben, wenn. dergleichen vorkommen ſollten, auf Zuſam— 
2: ;menberufung der Landtagsverſammlung anzutragen. — 
Den Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes ſollen nah dem Schluſſe jedes Jake 
7 1808 fämmtliche Rechnungen des verfloffenen Jahres. über alle aus ben, von 
i ‚ben. Sandftänden verwilligten, Steuern. von der Landſchaftskaſſe beſtrittenen 
Ausgaben mit den Belegen vorgelegt werden. - . a a 
Shre dabei zu machenden Bemerkungen und Erinnerungen haben fie um 
ferer hiefigen Regierung gu übergeben, welche dann weitere Reſolution dar— 
auf ertheilen ‚wird, Die Protocolle oder „andere fchriftliche Verhand—⸗ 
„. lungen über dieſes Gefchäft werden ber naͤchſtkommenden fanditändifchen 
J EG um nad Befinden weitere‘ Anträge darauf zu begruͤnden, 
vorgelegt. N. a — 
6) Reuẽ Landesſchulden koͤnnen ohne ausdruͤckliche Genehmigung der Landtagsverſamm⸗ 
lung nicht gemacht werden, es fe) denn, daß die neu aufzunehmende Anleihe 
pr Bezahlung einer früheren Schuld verwendet wird, oder ganz befondere 
dringende Umftände ſolche erheifchen. Wenn der Fall diefer Eimvilligung eine 
„treten ſollte; ſo foll jede auszuftellende Obligation von den drei Mitgliebern 
i — —— ſignirt, und Abſchrift bei dem naͤchſten Landtage vorge⸗ 
Flegt werden. — v 
6) Die Mitglieber der Staͤndeverſammlung haben das Recht, alle Maͤngel und 
J  Sehrecyen, inſoweit fie Landſchaftskaffenverwaltung — — 
etze betteffen, dein Landesfuͤrſten anzuzeigen, worauf genaue Unterfuhung und 
BR Benachrichtigung vom Erfolge zugeſichert wird. 
"Vierter Abſchnitt. 
— I : . et Den Landtag betreffend, 
9. Alle Sechs Jahre foll eine landſtaͤndifche Verfammlung Statt find 
Ob in ader Zwiſchenzeit bie Mitglieder diefer Verfammluna zu — 
ſollen, hänge von Unferer Entſcheidung ab. ———— — 


* 


1— 


una 
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Die landſtaͤndiſche Verſammlung bildet: nus Ein, Ganzes, nicht mehrere 
Kammern. — ———— 

Alle Beſchluͤſſe werden nach der abſoluten Mehrheit ber reg gefaßts je= 
doch koͤnnen Tandesherrliche Propoſitionen nur mit einer Mehrheil'von 3 der Stim: 
men verworfen ‚werben. J m er e 

Die Abftimmungen gefchehen einzeln; nie nach Ständen ober ‚Bezirken. 
Wir, ald Landesherr, werben dem’ Landtage"Unfere Anträge: ſchriftlich mit- 
theilen, entweber auf einmal, oder nad) und nad), Wir werden‘ zugleich einen lan- 
besfürftlihen Commiffarius zu bem bevorftehenden Landtage ernennen, weldjer deſ—⸗ 
fen Sigüngen, fo weik er es nothwendig und zweckmaͤßig findet, beiwöhnt, ſich über 
Unfere landesherrlihen Propofitionen mit den Landftänden berathet und: zu feiner 
Zeit das Refultat Uns zur weitern Entfheidung vorleat. 0. 

: "Die Berathungen fowohl, als überhaupt SU Kcherungen der Landftände müf- 
. Sen in befcheidener Art und ruhig Statt finden, und muß: jeder Zwiſt dabei vermie⸗ 
ben werden. Die Anträge der Landftände und deren Erklärungen und Aeußerungen 
auf die landesherrlichen Propoſitionen find Tchriftlich zu bewirken, 2 0 

Und fteht das "Recht zu, die Landftänhe eonvociren zu laſſen, den‘ Land: 
tag zu vertagen ober aufzulöfen. Geſchieht das Letztere; fo verlieren ſaͤmmtliche 
Abgeordnete ihre. Stellen: Laͤngſtens binnen drei Monaten muͤſſen neue Wah— 
len verfügt werden; doch find die Mitglieder ber aufgelöfeten Berfammlung wies 


ber wählbar. wo 
To Fänfter Abfäinite 
Die Landfchaftskaffe betreffend. 


8. 10. Die Lanbfchaftskaffe fteht unter Unferer Regierung allhier. Einige Zeit 
vor Eröffnung eines Landtages entwirft Unfere Regierung die Etats auf bie: naͤch⸗ 
ſten ſechs Jahre. Sind diefe gefertigt und berichtigt; fo Legt Unſere Regierung 
ſolche Uns zur vorläufigen Genehmigung vor. Sobald dieſe letztere erfolgt iſt; 
fo werben bie Etats dem Landtage von Uns unmittelbar zugefertige, damit der— 
fetbe ſowohl über die Etats an fih, ald über die Mittel, die erforderlichen 
Beduͤrfniſſe aufzubringen, fich berathen ann. Iſt nun, nach Unferer - erfolg: 
ten Genehmigung, der Betrag des, für die mächlten: ſechs Jahre erforberlis 
hen, Bedarfs, der Steuern ausgemittelt; To wird derſelbe dann, als von den 
Landftänden verwilligt und von Uns: genehmigt, mittelft- Patents -ausgefchries 
bens Der Landfchaftsfaffenrendant wirb den Ständen mittelft Eides_ verpflichtet. 

8, 11. Die Rechte und Befugniffe der Landftände treten -erfl:mit der Zuſam⸗ 
menberufung bderfelben in das Leben, und koͤnnen, wie ſich dies ohnehin verfteht, 
nicht ruͤckwirkend feyn, fondern blos auf die Zukunft fich erftreden. “ , 
: : Was übrigens die Verwaltung Unferer, fürftlihen Kammer und "deren Fi— 
nanzen, fo wie bie Borftabminiftvation, und was damit in Verbindung fteht, bee 
trifft; fo dürfen ſich die Landftände in diefelbe durchaus nicht miſchen. a 

Ka Sechſter Abfhnitt.:uncti ee 
Die Gewähr der Verfaffung betreffend. " ° ' 


8,42, An der gegenwärtigen Verfaffung darf, ohne Unfere Ueberkinſtimmung 
ie den Laͤndſtaͤnden, in Feiner Art etwas abgeändert werden, föndern fie It für 

immer, und alfo auch für Unfere Nachfolger. in,der Regierung, guͤltig. Auch ai f 

der durchlauchtigfte teütſche Bund um Uebernahme der Garantie dieſer Verfaſſung 


exſucht werden. Be — — 
H H 13. Sind die Wahlen In der vorgefchrigbenen Art gefihehen, und bie Ab— 


— 


geordneten zur. Staͤnbever ſammlung bei Uns, angezeigt und von Uns, gls geſet— 
und Dberfaffungsmäßig, gewählt, anerkannt, worden; fo werben Bir wegen, ihrer 
möglichft baldigen Bufanmenberufting hierhet in Unfere Refidenz, megen, bei’, ihrer 
Berathung vorzulegenden Propofitionen. ‚ynd kuͤnftigen Wicherentlaffung der Mit: 
glieder, der Stänbeverfammlung, bie. weiter. nötbigen Befehle ersheilen.. 

Zu ber eben erwähnten Entlaffung , werden Mir uͤhrjgens fobald ſchrei⸗ 
ten, als die Beraͤthungen irgend zur Endſchaft gediehen BEN damit Unfern 
Unterthanen durch die Diäten der Deputirten Teine unndf igen Koſten verur⸗ 
ſacht werden. eh ee lee. 

Auch foll das Ergebniß der Verhandlungen einer jeden ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung öffentlich bekannt gemacht werden. 0. nn 

Wir behalten Uns vor, den bei den landſtaͤndiſchen Verſammlungen zu adhibi⸗ 
renden Protocollfuͤhrer zu ernennen und zu beſtimmen. 
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Gegenwaͤrtige Urkunde, welche als Grundgefeh der tandftändifhen Verfaffung 
in Unferm Fürftenthume betrachtet werden fol, haben Wir eigenhändig vollzogen 
und felbiger Unfer fürftliches Infiegel beifügen laffen. 

Sondershäufen, am 28. December 1850. ü 
(L. 8.) Günther Bent Garl, 
F. z. S. 


— 


27; 


Das fuͤrſtliche Haus Hohenzollern- 
BHechingen und Sigmaringen. 


Das Firftlihe Haus Hohenzollern zerfällt in die beiden Linien: 

Hohenzollern⸗ Hehingen und Hohenzollern > Sigmaringen. Die 
Bevölkerung des Bandes der Linie Hohenzollen= Hechingen bürfte nicht 
bis auf 20,000 Menfchen ſteigen; die der Linie Hohenzollern: Sigma= 
ringen betrug (mit Einfchluß von ungefähr 10,000 Menfchen in den 
Souverainstätälähdern), nach amtlicher Angabe, im Sahre 1832 42,341, 
Menfchen ” (mit Ausſchluß der niederlaͤndiſchen Herrſchaften und Be: 
fingen). u... 0: KR 
Zu hen Ländern beider Fürften beftand bis auf die neuefte Zeit 
Eeine fländifche Verfaſſung, gegründet auf eine förmliche Urkunde, bi, 
nach dem Tode des Fürften Anton Alois von Sigmaringen am 17. Dit. 
1831, fein Sohn und Nachfolger, ‚ver Fürft Carl, den nachftehenden 
Entwurf zu einer pactirten Verfaſſung bekannt machte, 
Weber die fländifchen Verhaltniffe im Fuͤrſtenthume Hechingen ft 
Öffentlich Feine Urkunde befannt geworben. Doc giebt Erome (in feiner 
„geographiſch-ſtatiſtiſchen Darftellung der Staatöfräfte 
von den fämtlihen, jum teutſchen Staatenbunde gehoͤri— 
gen, Ländern" Th. 4. ©. 260. Keipzig, 1828. 8.) folgende, aus of 
ficieller Quelle (vgl. Vorrede, S. XIII) gefloffene, Nachricht: 

„Das Fürftenthum hat eine ftändifche Verfaffung. Zwölf vom Volke 
erwählte Männer, wovon 2 von der Stadt Hechingen und 10 von den 
Landesgemeinden, bilden die Landesrepräfentation, mit deren Beiſtimmung 
die tährlichen Steuern ausgefihrieben und erhoben, werden; auch haben 
fie das Recht: und. die Verpflichtung, alles dasjenige in Antrag zu brins 
gen, was, ihrer ' Ueberzeugung gemäß, das Öffentliche Wohl zu erzielen 
und zu befördert vermag. Diefe ‚Landesrepräfentanten werden jährlich 
im Fruͤhjahre einberufen, wo ihnen die vorjährige Steuerrechnung vorge: 
legt, ihre: etwaigen Erinnerungen berüdfichtiget und erlediget, und zugleich 
die Ausſchreibung der nothwendigen Steuerbeiträge für das nächitfünftige 
Rechnungsjahr mit ihnen in Erwägung gezogen und feflgefegt wird.“ *) 

.*). Dil * 
an DI Beh Sehen auf em I Sata 1796 geiofeuen Bramboeane, 
ermittelte, obgleich Erome dieſes Vertrages vom Jahre 1796 nicht gedenkt. 
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Im: Jahre, 1832. erfchien (ohne. Datum).in der Hofbuchdruckerei zu 
Sigmaringen nachſtehender Verfaſſun gsentwurf in 12 Titeln, wel— 
chen der Fuͤrſt den le Ständen | zur Prüfung, und, Vegut 
achtung vorlegen Heß: 


a) Entwurf der Verfaffungsurkunde des Fuͤrſtenthums 
u gmaringen vom Jahre 1832, 


733 Teit e z. L Yan Rn: 
— — Füͤrſtenthum und deifen Keslexung. 

8,1. Das Fülftenthum bildet in der Bereinigung feiner — 
numnheien— Gebietstheile einen. Beſtandtheil bes ‚teuffchen: Bundes... 

B Die Beſchlůͤſſe der Bundesverſ, minlpug, welch die verig ſungs⸗ 
hign — teutſchen —— Am“ Algemeinen bekteffen, 
werben für alle Landesangehörigen verbindlich, nachde ein fe von dein —— 
fürften verkuͤndet worden find, 

= 8 3. Der Landesfürft: ift dag Oberhaupt des Styates;;: ereinigt in 
fich alle Rechte der Staatsgewalt, und uͤbt fie unter den ‚vor ihm. gegebenen, 
in gegenmärtiger Verfaffungsurkunde feſtgefetzten, Sejtimmungen, aus, 
Die Perfon des Landesfürften ift heilig und unberleglich. 
— $. 4. Das Fuͤrſtenthum iſt untheilbar. Die Nachfolge in‘ Sernftiben 
und in: der Landestrgiering wird durch dag fürftliche Dausgefeg und die br. tin 
feftgeftellte Primögeniturs Ordnung beftimmt 
Das fuͤrſtliche Hausgefeg -bildet einen wefentiichen Beftandtheit der — 
desverfaſſung, und ſoll gleich derſelben unabaͤnderlich feſtgehalten werden. F 
$. 5. Der Landesfuͤrſt vertritt das Land in allen feinen ‚Verhäitniffen 
gegen auswärtige Staaten, Es kann jedoch durch Verträge mit auswärtigen 
Staaten Fein Theil des Landesgebiets: abgetreten oder beraͤußert, und feine 
Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsangehörigen Eintrag hun wuͤrde, 
eingegangen werden, ‚ohne. daß die Zuſtimmung ber Landſtaͤnde vor. dem Abs 
ſchluſſe eingehohlt und, gegeben. ‚worden, Bon dieſer Zuſtimmung ſind aber 
die bereits mit auswärtigen, Staaten ‚beftehende Verträge. ausgenommen, 
% 6, Da Sis ber Regierung Fan nicht außer Landeb veitegt werben. 
| "x i — 2 L. 1. 
Bon den aligemeineh Rechten. und pflichten der xendes · 
— angehoͤrigen. 
— 7. Der Genuß aller buͤrgerlichen Rechte Seht nur Inlndern zu.’ 
$. 8. Das Indigenat wird erworben: 
En a) durch die Geburt für denjenigen, deſſen Vater); ober bei, Unefefihen 
1... die Mutter zur Zeit feiner Geburt Inlaͤnder waren in 
b) durch Verheirathung einer Auslanderin mit einem Sntänder, und 
deren vorhergegangene Aufnahme in einen Gemeinbsperhand und das 

Landesunterthanenrecht; 

c) duch Verleihung eines Staatsdienſtes, jedoch nur; wenn ſoicher, mit 

. Mohnüung in dem: Lande’ verbunden ‚die: Dionſtverleihung 
von dem Landesfuͤrſten ergangen, oder genehmiget, und nicht ‚ein 
anderer Vorbehalt hiebei verfuͤgt worden iſt; 

d) durch befondere, landesherrlich bewilligte: Aufnahme ; helche jedoch nie⸗ 
mals einer einzelnen Gemeinde ‘oder einem ganzen, Aniteverbände zum 
Nachtheil gereichen kann. 
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12.282 90. Die Ausübung des Staatsbuͤrgerrechts wird gehindert: | 
— — 2 Vetfetung in den pelnlichen Antlageſtand oder Verhaͤngung einer 
pecinlingunfition;., nr“ 

* 6 durch Verurtheilung in eihe. peinliche Stufe, während ‘der Dauer der 
Strofe; 

ey) durch das Entftehen eines gerichtlichen Goncurfes, bis zu Beendigung 

3. deB Öantperfahring; 

0) Durch Verfüg gung einer Curatel waͤhrend ihrer Dauer. 

10 Alle Staatsbürger fragen in gleicher Ordnung zu den öffent 
lichen Caften. bei. Jede früher beftandene Steuerfteiheit ohne Unterfchied und 
Ausnahme . bat. von nün. an, jedoch ohne Rüdivirkung auf die Vergangen⸗ 
heit, aufzuhoͤten; vorbehaltlich der darüber. zu gebenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, “und, ber von den "bisher Befteiten anzufprechenden Entfhädigung. 

Künftig darf fein. fortan ſteuerbares Object anders, ‚als. mit der’ barauf 
haftenden Steuetlaſt veräußert werden. 

11. Der Hüldigungseid muß von jedem Landeseingebornen maͤnn⸗ 
(eben Gefchlechtes “nach erreichtem 18ten Altersjahre, "und von jedem. neu 
Aufgenommenen ‚na der. ‚Aufnahme. in das Landesunterthanenrecht abgelegt 
werden. 

$. 412, „Alle Stantsangehftige Tab gleiche flaatsbürgerliche Rechte, 
und find” por, dem Geſehe gleich; eben fo ſind ſie zu gleichen ſtaatsbuͤrgerli⸗ 
chen Pflichten und gleichet Theilnahme an den Staatslaſten, fo weit die ges 
genwättige Landesverfaffüngeuttunde beftimmt;"verbuhden. 

13. "Den anerkannten chriſtlichen Confeſſi ionen darf bie geſetzmaͤßige 
Rellgonbͤbung nicht — “auch die‘ ungeftörte Gewiſſensfteiheit nicht 
beſchraͤnkt werden. Dieſe kann jedoch. niemals zum Vorwande gebraͤucht wer⸗ 
den, um ſich itgend einer, nad) den Geſetzen obliegenden, Verbindlichkeit zu 
entziehen. Eu 
a nicht, Sriftlichen Staubensgenoffen haben zwar vollfommene Gewiſ⸗ 
ſenoͤfteiheit z ‚fie; erhalten abet an den ftantsbürgerlichen Rechten nur in’ dem 
Maafe einen beftiminlen. Antheil, wie ihnen derſelbe in "den Staatsgeſetzen, 
oder in’ den Verträgen. und Edicten uͤber ihre ‚Aufnahme in den Staatsver— 
band, zugefichert ift.. 

8 14, Die Freiheit der Nerfon und des Eigenthums iſt in dem Fuͤr⸗ 
ſtenthume keiner andern Beſchraͤnkung unterworfen, als welche durch Recht 
und. Geſetz beſtininit wird. "Die Freiheit der Preſſe findet, mit Beobachtung 
der gegen den Mißbrauch beſtehenden, oder kuͤnftig zu etlaſſenden Geſetze, Statt. 

‚8, 19;, ‚In dem Umfange des Fuͤrſtenthums darf keine Leibeigenſchaft 
befehen; - 6 follen uͤber die Abloͤsbarkeit der daraus hervorgehenden Abgaben 
bie "näheren geſetzlichen Beſtimmungen erlaſſen werden, Alle ungemeſſene 
Frohnen ſollen, nach zu. treffenden geſetzlichen Beſtimmungen, in gemeſſene 
umgẽ vandelt werden, und auch dieſe abloͤsbar ſeyn. 

—— ‘16. Das Eigenthum kann fuͤr öffentliche Zwecke nur gegen vor: 
goͤngi ige_ volle Entſchaͤdigung, auch nur in dem Falle wirklicher Nothwendig— 
keit, und ‚hächdem in adminifteafivem. Wege zuvor über diefe Nothwendigkeit 
Ahn if, in Anſpruch genommen werden. Entſteht noch ein Streit 
über dis Sumine der Entſchaͤdigung, und will fi) dev Eigentümer mit dem 
feſtgeſetzten Betrage nice beruhigen; fo iſt die Sache im ordnungsmäßigen 
Richlswege zu eiledigett, jedoch einſtweilen die feftgefegte Entfchädigungsfum: 
me. augzubezghlen, wogegert aber. ‚die Abnıgruh dig betieffenden Geyenftandes 
ebenfalls reale zu dehen hat.” 

pn s An sed | Landesti wöhſtet ſiht das Recht der freien Auswan⸗ 
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derung, unter Beobach er der gefeglichen. —— si," fbafb' er’feine 
Schulden und andere" Obliegenheiten berichtiget, und hinreichende Verſicherung 
ausgeſtellt hat, daß er inner Jahresfriſt, hinſichtlich der vor ſelnein Wegzuge 
erwachſenen Anſpruche, dor den diesfeitigen Gerichten Recht geben wolle, 
Durch den Wegzug verliert der Auswandernde das Staatsbutgerrecht für ſich 
und feine mit ihm tbegzichenden Gattin und Kinder. 

$. 18. Wer in auswärtigen. Staatsdienft, ohne einen auf fein Anſu⸗ 
chen zugeſtandenen Vorbehalt. des Staatsbuͤrgerrechts, eintritt, wird“ beffelben 
verluſtig Iſt Hingegen mit landesherrlicher Bewilligung bei dem Wegzuge 
in einen fremden Staat. dad. Staatsbuͤrgerrecht in dem Fuͤrſtenthume vorbe⸗ 
halten und zugeſtanden worden; fo muß det MWegziehende alten ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Prlihten,, bei Werfuft der Bewilligung, in jeder Hinſicht Genuͤge leiſten. 
$: 19.. Jeder Landesangehoͤrige maͤnnlichen eſchlechts iſt verbunden, 

fo weit nicht eine "gefegliche Ausnahme für ihn befteht, an der. ‚ordentlichen 
Kriegsdienſtpflicht Antheil zu nehmen und der Militairauswahl ſich zu uns 
terziehen. Die: Stellvertretung wird unter Beobachtung der geſetzlichen 2 Dor- 
ſchriften verſtaͤttet 

In außerordentlichen Nothfätlen iſt jeder Mäffenfähige zur Vettheidigung 
des Vaterlandes verpflichtet. 

S. 20. Niemand ſoll ſeinem geſeblichen Richter entzogen werden, - 
. 21. Ale Vermögensconfiscationen, mit‘ Ausnahme ber in dein Mes 
crutiruͤngs⸗ und Bolgef ie ‚ausgefprochenen. Sonfiscatisnen, find von nun an 
gänzlich -aufhohen. Es ann jedoch die Confiscation eiirzelnet Sachen, welche 
als Merkzeug oder Gegenſtand eines Vergehens „gedient, ‚haben, oder dienen 
koͤnnen / auch Künftig Statt finden. . . 

..22, Kein Landeseinnoohner darf anders, als in den, durch das 
Recht und die Geſetze beſtimmten Faͤllen, und in den geſetzlichen Formen 
verhaftet und beſtraft werden. Keiner darf länger als 24 Stunden über bie 
Urfache_ feiner Verhaftung in uUngewißheit gelaſſen werden, und dem ordentli⸗ 
chen Richter iſt, wenn die Verhaftung von einer anderen Behoͤrde verfügt 
wurde, in mögli chſt urzer Zeitfriſt von derſelben Nachricht zu geben, 

8.23. Das’ gerichtliche Verfahren ihnerhafb der Grenzen feiner gefegs 
— — Form und Wiskfamkeit ie von. ber Einwirkung ‚det Regierung unab⸗ 

aͤngig. 

$. 24. ‚Dit, Fiscus hat vor den Landesgerichten Recht zu — und 
zu nehmen. Im Falle er belangt wird, hat er ſeinen ordentlichen Gerichts: 
ſtand anzufprechen. 

8. 25. Die Berufung an ben obsrften Gerichtöhof oder eine auswaͤr⸗ 
tige Zuriftenfacultdt darf, mit Beobachtung der gefeglichen Vorſchriften, Nie⸗ 
mandem erſchwert oder gehindert werden. 

826. Die fürftlichen Standesherren treten in bie gleichen flantöhtır: 
gerlichen Rechte und. Verpflichtungen ein, jedoch mit den DVorzügen, 2 welche 
ihnen die teutſche Bundesacte zuſichert. 

6.27. Die Verhaͤltniſſe der Eibilſtaatsdiener werden in einem beſon⸗ 
dern Geſetze, welches einen Beſtandtheil der gegenwaͤttigen Verfaſfungsutkunde 
bildet, beſtimmt werden. Nur diejenigen, welche die, gefegliche, Befähigung 
ausweifen, Eönnen zur Anftellung im Staatsdienfte' gelingen, 

28. Die Penfi ionsverhäftniffe der Militnirhedienfteten fin nd in ‚einem, 
diefer Verfaffungsurfunde beigefügten, Gefetze feſtgeſtellt. 

$. 29. Jedem ſteht die Wahl feines Berufes und, Geioerhes ME eige⸗ 
ner Neigung und mit Beobachtung der geſetzlichen Ordnung fiel... 

Unter Beobachtung der, für die Vorbereitung zum Slamsdienſte beſte⸗ 


⸗ 
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henden, Geſetze iſt es jedem: uͤberlaſſen, ſich fuͤr ſeine Beſtimmung im In⸗ 
ober Auslande auszubilden, | 
$ 30.Die gegenwärtig beftehenden Verordnungen, Sefee und Staats: 
vexträge.. bleiben in ihrer vollen Wirkfamkeit.. Sie können jedoch einer Er- 
Neuerung, Nevifion, oder authentiſchen ni nur mit Dehnung der 
Stände in werden. | 
Zitei II. 


Bon den Kirchen und Stiftungen. 


$. 31. Das Fuͤrſtenthum bildet einen Beſtandtheil der biſchoͤflichen 
Dioͤceſe zu Freiburg, und iſt in. Betreff der inneren kirchlichen Anordnungen 
dieſem Erzbisthume unter einem eigenen Commiſſariate zugetheilt. 
$. 32, Dem Landesfütiten gebührt das oberftzhoheitlihe Schutz⸗ und 
Aufſichtsrecht uͤber ‚bie Kirche. Verordnungen der” Kirchenbehörden koͤnnen 
daher ohne vorgaͤngige Einfiht und Genehmigung bes Landesherrn weder 
verkuͤndet⸗ noch vollzogen werden. 
8.33. Die Geiſtlichen find in Anſehung ihrer rein bürgerlichen — 
lungen und Verhaͤltniſſe der weltlichen Obrigkeit untergeben. 
| $. 34. Die Beſchwerden über Mißbrauch der Amtsbefugniffe der Geift: 
lichkeit Eönnen jederzeit bei der Landesſtelle angebracht werden,‘ welche fich 
darüber mit der kirchlichen. Behörde erforderlichen Falles benehmen wird. 
835: Das Kichengut und das Vermögen der von dem Staate an: 
erkannten Stiftungen und MWohlthätigkeitsanftalten kann unter feiner Bedin- 
gung eingezogen und dem Staats: oder Domainenvermögen einverleibt werden. 
36. Die Fonds der milden Stiftungen werden genau nad) den An: 
otdnungen der Stiftungsbriefe verwaltet, Abaͤnderungen in der Verwaltung 
oder Verwendung dürfen nur infofern Statt finden, als fie nach dem erklaͤr⸗ 
ten Millen des Stifters zulaͤſſig find. 
Sn Eeinem Falle dürfen: die Einkünfte ber Kirche und milden Stif- 
tungen den fliftungsgemäßen Zwecken entzogen und nur, fofern dieſe erreicht 
find, ‚au analog: wohlthaͤtigen Zwecken verwendet werden. 


Titel TV. | 
Bon den Gemeinden, 


6. 37. Die Gemeinden find die Grundlage des Staatsvereins. Feder 
Staatsbürger muß daher, fofern nicht eine Ausnahme bisher beftanden hat, 
‚oder: künftig. gefeglich befteht, einer Gemeinde als Bürger oder Beifiger an: 
gehören. 

Die Aufnahme der Gemeindebürger und Beifiger hänge, unter Beob— 
achtung der geſetzlichen Worfchriften, von den Gemeinden ab, mit Vorbehalt 
der gefegmäßigen Entfcheidung der Staatsbehörden in ſtreitigen Faͤllen. In⸗ 
deſſen ſetzt die Ertheilung des Buͤrger- und Beſiztzrechts die vorgaͤngige Er: 
werbung des Staatsbuͤrgerrechts voraus. 

Saͤmmtliche zu einem Amte gehoͤrige Gemeinden bilden den Amtsver— 
band. Die Veraͤnderung der Amtsbezirke iſt der Staatsregierung vorbehalten. 

$. 38. Meder der ganze Amtsverband, nor. einzelne Gemeinden, ſollen 
mit Leiſtungen und Abgaben beſchwert werden, wozu ſie nicht vermoͤge der 
allgemeinen Geſetze, oder kraft der Lagerbuͤcher, oder anderer beſonderer Rechts— 
titel verbunden ſind. 
8.89; Das Vermoͤgen der Gemeinden. kann unter Eeiner Vorausſetzung 
zu dem Staatsvermoͤgen eingezogen werden. 

$..40. Keine Staatsbehoͤrde iſt befugt, über das Eigenthum der Ge: 
meinden mit Umgehun: g.0der Hintanſetzung der — zu ‚verfügen. 
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Din Gemeinden foll'bie eigene ſelbſtſtaͤndige Verwaltung ihres Vermo⸗ 
gens durch die Ortsbehoͤrden unter der Oberaufſicht der Regierung, welche 
ſowohl bezüglich auf den Gemeindehaushalt, als die Schuldentilgung, und 
hinfichtlich der Concutrenz der Gemeinden zu Schulen und Ortspolizeianſtal⸗ 


ten einzutreten hat, zuſtehen. Die innere Verfaſſung der Gemeinden und 
die Beſtellung der Behoͤrden ſoll durch ‚ein Geſetz geordnet werden: wu. 


ite Tr V. 
Bon den Randftänden, 


m 4. Das Fuͤrſtenthum wird in den allgemeinen Angefegeneiten des 
Landa durch eine ſtaͤndiſche Verſammlung vertreten, an ‚welcher alle Theile 
des Fuͤrſtenthums mittelſt ihrer Abgeordneten Antheil nehmen. | 

8. 42. Diele fländifche. Verfammlung mird zuſammengeſetzt: —— 

oA): aus den ‚beiden fürfktichen Standesherren, oder theen WNdieidneienz 

b) aus einem Abgeordneten der Geiſtlichkeit; 

1 6): 0u8, zehen Abgeordneten ſaͤmmtlicher Aemter nach einer für "die; Waͤhl 
und Aufſtellung der: "Abgeordneten beitimmten,, ‚diefer Verfaſſungsur⸗ 
kunde beigefuͤgten, Eintheilung in sehen, Wahbezivke von beinahe glei 

an) — Einwohnerzahl. 

5. 43. Der Landtag bildet eine einzige gemneinfähafeiähe Verfommtung, 
in welcher. die Abgeordneten Sis und Stimmrecht nad der in dem „gegen 
waͤrtigen Öefege vorgefchriebenen Ordnung ausüben. . 

: Die Stände verfammeln ſich, den: Falk. einer außerorbentlichen, von sem 
Landesfuͤrſten ergehenden Einberufung ausgenommen, alle drei Jahre einmal 
‚auf einen Landtag nach den Beſtimmungen, welche in dem ‚gegenwärtigen 
Geſetze gegeben: werben. | 

$. 44. Alle den Ständen —— Rechte koͤnnen ‚nur auf dem 
Landtage in geſetzlich geordneter Verſammlung, und unter den Bedingungen 
ausgeuͤht werden, welche in dem gegenwaͤrtigen Grundgeſetze ausgeſprochen ſind. 

$. 45. Alle Anforderungen an die Landſtaͤnde, welche von, ihrer ‚Des 
willigung abhängen, follen nut auf dem Landtage, und nie auf einem an: 
deren — gemacht werden. 


d 


TE Site IL. FE 
‚Von * Befugniffen der, Landſtaͤnde. —— 


Fe. 46 Die Wirkſamkeit der Landſtaͤnde hat ſich uͤber folgende — 
fände zu erſtrecken: 
| a) auf die Steuerbewilligung, 
b) auf die: Mitwirkung bei der Eondefinempermatung und ie N 
hervorgehenden Beftimmungen ($. 52.), ine. 
c) auf die ftändifhe Mitwirkung bei der- Sefeggebung, 
d) auf ihre Mitwirkung bei dev Militairaushebung, 
u) auf die Befugniß zu gemeinfchaftlichen Anträgen: und Befchtwerden. 
Die näheren Bellimmungen, unter welchen biefe — einzaeanen 
—* find in’ nachſtehenden Anordnungen enthalten. 
$. 47. Den Ständen fteht das Recht der Steuerverwilligung: aid die 
Antheitnahme an der Verwaltung der Zandeskaffe, unter der- ra des 
Landesfuͤrſten, zu. Ihre Rechte bezuͤglich hierauf ſind folgende: 3, 
a) das Mecht, gemeinfchaftlich mit dem Landesfücften, oder. det':in. {einem 
Namen dafuͤr beauftragten Behörde, die Landesbedürfniffe, welche aus 
der Landeskaſſe und den Landesumlagen zu beſtreiten find, "nachzeinem 
den Abgeordneten: mitzutheilenden Etat zu prüfen und-feftzuftellen;i 
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wi 1 2* das Recht, die zu Deckung der Landesbeduͤrfniſſe erforderlichen Lan⸗ 
desumlagen auf die Grundlage des feſtgeſtellten Etats und vorbehalt⸗ 
lich Dder landesfuͤrſtlichen ‚Genehmigung zu bewilligen/ dergeſtalt daß 
— HA —*2* ihte vorgaͤngige Einyernahme und ‚Einwilligung feine, Landes⸗ 
umlagen, felbft nicht für angeblich ‚öffentliche. Zwecke und Anftatten, 
or Zrramggefchrieben ‘und erhoben, auch die bemwilligten ‚Abgaben nur für 
in able verabſchiedeten Ausgaben verwendet werden dürfen; 
— das Recht, zu verlangen und darüber zu wachen, daß der von einem 
3: Bandtage zum andern feſtgeſtellte Etat für. dieſe. Verwaltungsperiode 
u A genau eingehalten werdez 
—* 9) das Recht, über alle, ben feſtgeſtellten Etat "ubeekchreitenbe. und in 
oa demſelben nicht enthaltene: ‚außerordentliche, Ausgaben . vor ertheilter 
Sissi Zuſtimmung eine genaue, Nachweifung ‚zu verlangen; | 
"> das Recht, die Rechnungen der Landeskaffe; von ‚einem, Landtage zum 
we randernzu prüfen, und. bei deren Sufifsation, und Erledigung mit: 
een... 
m das Recht, in Uehereinftimmung mit "dem Ranbesfücten über die 
Activen der Landeskaffe zu verfügen; .: 

» dns Mecht, mit landesherrlicher Serbtuimus: ; Zu Dedung außeror⸗ 
dentlicher Beduͤrfniſſe, die Aufnahme, von Anleihen auf die Landes- 
al zu bemilligen;, dergeſtalt, daß ohne, dieſe ihre, ‚Bewilligung. feine 
die Staatsfchuld vermehrenden, Darleihen aufgenommen, noch andere, 
die Landeskaſſe beſchwerende und nicht durch den bereits genehmigten 
Etat herbeigefuͤhrte, Rerpflihtungen, und; Vertzage eingegangen wer⸗ 
den folfen; 

© das Mecht, dahin. — "aß die Steuern nad einem zei: 
foͤrmigen Anlagsfuße vertheilt, und nad; werhältnißmäßiger Gleichheit 
„von allen Staatsbürgern getragen. werden zu“ ..;; 
5 das Recht, zu Beſetzung der Landeskaſſirerſtelle dem Landesherrn drei 
geeignete Perſonen zur Auswahl und Ernennung vorzuſchlagen, auch 
„bei: Snftegieung des ernannten Landeskaſſirers mitzuwirken. 
ie .$ 48..Saͤmmtliche directe und indirecte Steuern, auch ſaͤmmtliche 

Obergerichtögefälle und Zaren, worunter jedoch guts- und gerichtsherrliche 

Gefälle und Zaren ‚nicht gehoͤren, ſollen von nun an zu dev Landeskaſſe bes 

zogen, wegen: der. Ueberweifung, derſelben an die Landeskaffe ‚genaue ‚Etats 

‚gefertiget, und an. bie, Stände übergeben werden. Jedoch bleiben die, wegen 

der Salz: und Zollgefaͤlle abgeſchloſſenen Verträge auf. ihre vertraggmäßige 

Andauer unveraͤnderlich in. Wirkung... 
Die Einführung neuer indirecter Abgaben, oder auch ihre Mopification 
kann nicht anders, als mit Beiftimmung der Landſtaͤnde bewilliget werden. 
§. 49. Die Landeskaſſe hat gegen die Zutheilung ſaͤmmtlicher in den 
obſtehenden 88. beſtimmten Einnahmen die Koſten der Staatsverwaltung, die 

Unterhaltung der, dem Staatsdienſte gewidmeten, oͤffentliche Gebaͤuden und 

Dienſtwohnungen, die. Militair- und Geſandtſchaftskoſten, den geſammten 

Aufwand fuͤr die wirklichen Obergerichts-⸗ und Landesbehoͤrden, und fuͤr alle 

Ausgaben, welche zu Erhaltung und Foͤrderung des gemeinen Weſens durch 

allgemeine Landesanſtalten erforderlich find, von nun an zu beſtreiten. 

Hievon find jedoch die Koften der Juſtiz⸗ und Polizeiverwaltung in 
erſter Inſtanz ‚ausgenommen, welche, gegen Bezug der 8. 46. vorhehaltenen 
ee und. Zaren, aud fortan. auf den Grund» und Gerichtsherren. ver— 
ei 
2 foten — dieſen Aufwand auch die beſtehenden etatsmaͤhigen 
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Gehalte und Penfionen, welche auf das Land übergehen, Berjelämiffe gefer 
tiget, und den Landſtanden mit den erforderlichen Ausweiſen übergeben werden. 

-$. 60. Die Domainen des fürftlicheh Hauſes follen als deffen wahres 
Stamm: und Fideicommisvermögen von dem Lande und bg Verwaltung 
ſtets gefondert und ausgeſchleden fein. ©; ⸗ 

$. 51. Die in dem Fuͤrſtenthum gelegenen Domainen ſammt ihren 
gegenwaͤrtigen Zugehoͤrden ſollen vorzugsweiſe fuͤr die Beduͤrfniſſe des ——— 
chen Hauſes und Hofes verwendet werden. 

Soweit jedoch hieraus die gedachten Beduůꝛefniſſe nicht fo. vönkändig, 
als die Würde des Lamdesheren erfordert, beſtritten werden koͤnnen, haben 
für das Ermangelnde Zuſchuͤſſe aus der Landeskaffe zu der fuͤrſtlichen Hof⸗ 
kammer zu erfolgen, Es ſollen zu dieſem· Ende genaue Berechnungen ange⸗ 
fertiget, und den Ständen zur Prüfung und kr — eine ahelich 
einzuzahlende Summe mitgetheilt werden. 

Die dürch Uebereinkunft beſtimmte Zahlung kann "ohne: Eintoilligung 
des Landesfürften nicht vermindert, und ohne Beiſtimmung der Stände nicht 
vermehrt werden. it 

$. 52. Die Stände find nicht: befugt, uͤber die Bertvaltuing und Ver⸗ 
wendung der Domaineneinkuͤnfte eine Einficht und Ausweiſung in Anſpruch 
zu nehmen, wohl aber ſoll ihre Zuſtimmung bei, vorkommenden Veraͤußerun⸗ 
gen: oder Belaftungen des in dem Fuͤrſtenthum gelegenen oder dazu gehoͤrigen 
Haus: und Fideicommisvermoͤgens, bei welcher nach den Hausgeſetzen der 
agnatiſche Conſens eingehohlt werden muß,  fo' weit erfordert werden, als 
das Intereſſe des Lairdes- für die Erhaltung. des Domainenvermägens, wegen 
ber Einzahlung zu der Hoffammerkaffe ($. 51), betheiliger iſt. 

$. 53. Die vorſtehenden Beftimimungen (F. 51. und‘ 52.) haben auf 
die fuͤrſtlichen Domainen in dem Koͤnigreiche der Niederlande, welche nach 
dem fuͤrſtlichen Hausgeſetze nicht zu dem’ allgemeinen Fideicommisvermoͤgen 
gehoͤren, keine Anwendung. Sie bleiben‘ vielmehr hievon gänzlich ausgenom: 
men, gleichwie auch Andere Befigungen außer Landes und’ in auswaͤrtigen 
Staaten, welche kuͤnftig durch Heirath, Ankauf oder Erbſchaft an" das fürft- 
liche Haus gelangen koͤnnen, und auf welche die EHEN nneen 8 51. 
und 52.) nicht anwendbar find, | 

854. Wenn Gefege, welche das: allgemeine Lanbesinceteſſe be per⸗ 
ſoͤnliche Freiheit, oder das Eigenthum betreffen, erlaſſen oder aufgehoben wer 
den ſollen; fo iſt die Beiſtimmung der Stände nothwendig. Wied dieſe nicht 
gegeben ; fo bleibe der Geſetzesvorſchlag bis zum nächften Landtag ausgeſetzt, 
too derfelbe abermal in Berathung und: zur Abflimmung: gebracht werden 
kann. Wird der Vorfchlag bei diefer Abftimmung ebenfalls nicht angenom⸗ 
men; fo kann er bei den nachfolgenden drei Landtagen nicht nieder in Anz 
frag Eommen, Dagegen Eönnen in einzelnen dringenden Fällen, wo wegen 
Abgang oder Unzulänglichkeit der Gefege eine Maaßregel unumgänglich noth: 
wendig ift, einzelne Anordnungen gegeben werden. Derlei Verfügungen gel: 
ten jedoch. nur für den befonderen dringenden Fall, und koͤnnen niemals als 
Geſetz fuͤr Eüriftige Faͤlle in Anwendung kommen. 

$. 55. Verordnungen, welche die Handhabung oder Boftziehung beſte— 
henber Geſetze bezwecken, werden von dem Landesfuͤrſten allein, und ohne 
daß eine ſtaͤndiſche Berftimmung: erforderlich iſt, erlaſſen. Auch iſt der Lan: 
desfuͤrſt befugt, alle aus «dem landesherrlichen Aufſichts und WVerwaltungs⸗ 
rechte ausfließende, jedoch mit den beſtehenden Geſetzen uͤbereinſtimmende, 
Anordnungen zu erlaſſen, und in dringenden Faͤllen das er zu Er⸗ 
haltung der Sfenilichen Ruhe und. Sicherheit, vorzukehren. ! 
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2 a95u Geſetzesentwuͤrfe koͤnnen nur von dem Landesfuͤrſten an die 
Sind. nicht von den Ständen an den. Landesheren gebracht werden. Die 
‚Stände fönnen aber im Wege: der Vorfiellung auf neue Gefege, fo wie auf 
j Abänderung oder Aufhebung der beſtehenden antragen, und ſolches zur weis 
teren hoͤchſten Entſchließung anheimſtellen. 

$. 57. Privilegien und Bewilligung von Monopolien, wenn fie die 
‚Dauer von 10 Jahren überfleigen, koͤnnen ohne ftändifche Beiftimmung nicht 
‚ertheilt werden. Sind ſie den verfaffungsmaäßigen Rechten Dritter entgegen; 
fo haben fie überhaupt nicht Statt zu finden, welches auch hinfichtlid, der 
Dispenfen zu gelten hat. 

Die landesherrlichen Rechte, hinſichtlich ber Begnadigung und Abolition, 
bleiben ietztere mit Ausnahme $. 62, ſtets unbeſchraͤnkt. 

$, 68. „Dem Landesherrn ſteht "bie ausfchließfiche Verfügung. über das 
Militaie, die Formation. defjelben, die Disciplinarverwaltung und das Recht 
zu, allg, den Kriegsdienſt betreffende, Anordnungen zu erlaſſen. 

Aushebungen zu Vermehrung des Militaird über das bundesſchlußmaͤßige 
Erforderniß hinaus, -Fönnen jedoch nur durch ein Geſetz beſtimmt werden, 
fuͤr deſſen Guͤltigkeit die Miteinwilligung dev Stände erfordert. wird. 

Die. Zahl der zu ordentlicher Ergänzung des Bundescontingents jährlich 
erforderliche Mannfchaft wird mit den Ständen. verabfchiedet,. Die zu diefer 
Ergänzung erforderlichen und nad) den Bundesgefegen jaͤhrlich vorzunehmenden 

Aushebungen ‚können von den Ständen auf erfolgenden Ausweis nicht. ver⸗ 
weiger: werben, 

8.59% Die Stande find zu ber Vorſtellung oder Beſchwerdefuͤhrung 
bei dem Landesfürften befugt, fo weit nämlich, daß fie Mißbraͤuche in der 
Verwaltung, welche zu ihrer Kenntni gelangen, dem Landesfürften mittelſt 
ſchriftlicher Vorſtellung anzeigen, Beſchwerden gegen das Benehmen einzelner 
Staatsdiener oder Behoͤrden an den Landesherrn bringen, auch, unter Angabe 
der Gruͤnde, um Erlaſſung oder Aufhebung einzelner Geſetze, oder um Be— 
gruͤndung ihnen gemeinnuͤtzig ſcheinender Einrichtungen bitten duͤrfen. | 

Derlei Gefuche und Befchmwerden find jedoch erft dann an den Landes— 
fürften zu bringen, wenn die Stande in gehörig. befegter Verfammlung auf 
einen duch abfolute Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß fie dafür geeignet 
halten, um als Anbringen bei dem Landesfürften entweder in der Eigenfchaft 
eines Geſuchs, oder einer Beſchwerde vorgelegt zu werden. Es werden dieſe 
Anbringen gehoͤrig gewuͤrdiget, und, nach vorgaͤngiger Erwaͤgung und dem 
Erfunde, die erforderlichen Verfuͤgungen ertheilt werden. 

8 60. Die Stände find waͤhrend des Landtags zum. Behuf der Bor- 
ftellung an den Landesfürften fchriftlihe Gefuce und. Beſchwerden ganzer 
Gorporationen oder Einzelner anzunehmen befugt. Diefelben können fich aber 
nur dann an die Stände wenden, wenn fie binfichtlich ihrer individuellen 
Intereſſen fi auf eine unrechtliche Weiſe fuͤr verletzt und gedruͤckt halten, 
und zugleich nachzuweiſen vermögen, daß fie die geſetzlichen und verfaffungss 
mäßigen Wege bei den Landesbehörden ohne Erfolg eingefchlagen haben. 
Solhe Beſchwerden Eönnen die Stände, falls fie nicht von ihnen nad) ein- 
gehohfter und ertheilter Auskunft von den oberjten Landesbehörden fofort als 
unbegründet verworfen worden, auf dem obenbemerkten Wege an den Lan— 
desfuͤrſten bringen. 

-$. 61. Geſuche und Anträge Einzelner oder ganzer Corporationen an 
den Landtag hinfichtlich allgemeiner: politifcher Intereſſen, welche zu wah— 
* blos den Staͤnden zukoͤmmt, ſind unzulaͤſſig und duͤrfen nicht Statt 

nden. 


Auch fol öine Verinſgung Cigeluier Br ie fh für 
he folchen Zweck Nicht: geſtattet werde. "" 

8.08 Die Stände’ find berechtiget, ihre Bcfehwerden’'gegen das Be⸗ 
nehmen einzelner Staatsdien, nanientlich wegen "Verlegung. der’. Verfaſſung, 
Veruntreuung oͤffentlicher Gelder, Etpreſſungen Beſtechung, Ober größte 
Hintanfegung dee Amtepflichten, entweder unitiiktefbet at ‘den Enftbesfürften | 
zu, bringen, und um Unterfuchung und Abhuͤlfe zu‘ bitten ( .50.) 5 oder 
a im Wege förmlicher Klage an die” ‚Sampetenten" Gerichte" getangengu 

en, . 24 —44 ür ER 

§. 63, „Unterfuchungen, gegen Stantehiener‘ wegtn Oinmſtoetheechen, 
welche entweder auf. die). an 'ben Randesheren' gebrathte Befchwetde bder auf 
gerichtliche Klage verfügt” worden, können nicht: fiedergefchlägen, hd Stauts⸗ 
diener, welche des Dienftes detgeftalt. entſetzt find; daß ein“ gerichtliches Ur⸗ 
theil ihre Unfähigkeit‘, im Staatsdienſte wieder nnifeftelie” zu werben, aus: 
druͤcklich ——— hat, nie wieder im Staätediehfte‘ —— weißen. % 


„ — — PR vii er 
Nähere Beftinmiungen über die Auns uͤbumg bisfee Ren. 

$. 64. Die Stände find nicht! befugt, "di Steiierbeivilligäng an Be 
dingungen zu knuͤpfen, "oder Abgaben "uny Leiſtuhgen“ zu verwegern welche 
auf allgemeinen Bersjuf en. der teutfchen Bundesberſcimmlung⸗ beruhen, oder 
zu Erfuͤllung | Bundespflichten erforderlich” und‘ tur / dieſer Beziehung 
genuͤglich ausgewiefen, fi ind. 
| Wenn bie Striischeiviliigung in ſolchent Falle verweigert, o6ir nur bes 
dingt gegeben. werden wolltez fo bleibt der Landesfürft zu Ausſchreibung der 
erforderlichen" Steuern ohne ander⸗ Mitwirkung‘ berechtigt, md: es iſt allein 
deren zweckmaͤßige Verwendung in der Folge: nachzuiveifen. 

$. 65. Die Steuerberilligung bat. in’-dee Regel: aaf die. Der: ‚von 
drei Jahren, von einem’ Landtage bis zum” andern, zu beſtehen. Solche 
Auflagen jedoch, ' welche mit einem, Auf’ längete "Zeit abgeſchloſſenen, Staats⸗ 
vertrage in unmitkelbarer Verbindung Heben, koͤnnen vor u deö betreß⸗ 
fenden Contracts nicht ‚abgeändert werden. JJ— 

$. 66. Die‘ auf' dem’ Iegten Landtage beabilligen ———— 
fie nicht blos für dinen vorübergehenden und. bereits erreichten Zweck beffimmt 
waren, dürfen nach‘ Ablauf der Verwilligungseit noch auf weitere ſechs Mo: 
nate erhoben werben, wenn bie Einberufims ober Berathung⸗ des ‚Beben Lands 
tages ſich verzoͤgert. | 

N Bei Ruͤſtungen zu einem griece inde waͤhrend der Dauer eines 
Krieges kann der Landesfuͤrſt zur ſchleunigen und wirkſamen Erfiltung: feiner 
Bundespflichten, auch: vor -eingehohlter Zuſtimmung der Stände,‘ gültige Lanz 
desanleihen machen, oder Kriegsſteuern ausſchreiben. Fuͤr dieſen Fall wird 
jedoch ungeſaͤumt eine Nachweiſung "über die Verwendung der Gelder der 
Staͤndeverſammlung mitgetheilt, und dieſelbe in — — Dege, jo: 
bald nur: immer möglich, eingerufen ‘werden. 

8. 68. Alle Geſuche und Eingaben an die Ständeberfämmlung, welche 
eine Vorftellung an den Landesfürften, oder ein Anbringen an die Landes: 
ftelle zur Folge haben follen, dürfen nur während‘ des Landtags eingereicht 
und angenommen werden. Sie muͤſſen in ordentlicher Verſammlung bera— 
then und zur Abſtimmung gebracht werden. Es koͤnnen daher weder ‚einzelne 
Abgeordnete, noch mehrere zufammen'ettvas in Landesangelegenheiten verhan— 
den, und fo Anträge oder Beſchwerden an den. Landesflrften.“ oder deffen 
Behörden gelangen laſſen. Auch ift jede willkuͤhrliche Vereinigung der Stände 
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ohne Einberufung ober" nach dem Schluſſe der Vertägung, oder Aufloͤſung 
des Landtags‘ gefetzwidtig und ſtrafbar. Hievon machen allein die‘ Befugniſſe 
des ſtgüdiſchen Ausſchuffes nach der $. 120. feltgefegten‘ Hehnung eine Aus: 
na me. 

2 69. Jedes einzeine Miegfieh der ‚Stinbeirfarnmfäng- folr bei ‚einer 
si fine ° an ben ſtaͤndiſchen Verhandlungen, nach feiner eigenen Ueber⸗ 
zeuguig ſtets ns Wohl des Ganzer beabſichtigen, ſonach eben fo- weni 
Snftzuctionen, als Aufträge für feine Abflimmung “von Andern annehmen. 

MNur!r Bleibt‘ jedem Abgebrdneten? unbenömmen;,' Beſchwerden "einzelner, 
Staatsburger oder ganzer: Gemeinden in der Ständeverfammhinig! vorzutra⸗ 
gen weſche ſieninenvorgeſchriebener Otdnung prüfen, und nach genommener 
Berathung daruͤber mit ‚Beobachtung der Si 39 gegebenen“ Beſtimmiungen 
Beſchu faſſen wird. 

Ss 70: Weder sie Stänbeorrfimrilung, noch einzelne Abeordnete find 
ruhe Htgend' einem’ Staatsdiener oder einer’ Amtsftelle in‘ ſchriftuche 
Communication zu treten. 

Diſenigen! Etlaͤuterungen, welche zu ihrer Berathung audthwendig ſind, 
8* melcheifte ‚Fordern zu müiffen‘ erachteit, föllen durch die Megieruing: "oder 
dafür beſtellte Corimifjarien ($. en un dem? Landtage — biefert 
Bee wirgetheintt Aecdent. a 


unuis ——— Bea anne ER 


St Ee LE "Ya, 
Sefetuns nn Abge ord neten durch. ER — Mahl. 


8 Mr Soden! ‘er beiden‘ fürſtlichen Standesherten ſteht das! Recht 
Ir ihr Stimmrecht ‘Auf dem Landtage perſoͤnlich auszuüben, oder einen: Ab⸗ 
geordneten in” ihren Namen zudem Landtage zu ernennen. "Der Bevoll⸗ 

maͤchtigte muß jedoch die naͤmlichen perfoͤnlichen Eigenſchaften bejigen; _ welche 

durch genwarliges Sefeh }. 84 "uns 85. von einen‘ "Abgeordneten gefor 
dorf“ "werben. Tee} ALT: 3 SH ee 

$. 72. Der Beiftichteit des Fürftenthums fo das — store, 
einen Abgeordneten für den Ländtag zu efitennen. ” 
HE DIE Ernennung geſchieht dutch die Mahl: änutitticher m Sn 3 Ru⸗ 
ralcapiteln Sitz und Stimme fuͤhrenden, Geiſtlichen nach‘ der: ſich ergeben⸗ 
den Stimmerimeheheti Dee” Gewählte muß im Beſitze einer ſtaͤndigen 
Kirchenpfruͤnde inner Landes und ſonſt mit‘ den Eigenſchaften begabt 
ſeyn, welche das Geſetz $. SE: und’ 85. von einem Abgeordneter! fordert. 

$. 73.° Die Wahl des ı Abgeordneten der Geifllichkeit- ‚erfolge! duch 
Einforderung von Tchriftlichen und verfiegelten Stimnizetteln, welche jeder 
fimm: und’wahlberechtigte Geiſtliche des Capitelsbezirks an ſeinen Decan 
uͤbergiebt, und dieſer ſofort mit einem genauen Verzeichniſſe und Beibe⸗ 
richte an den, nach dem natuͤrlichen Alter, aͤlteſten Decan - faͤmmtlicher 
3 Capitel, "als beftändigen landesherrlichen Sommiſſair fuͤr den Wahlact 
einſendet. F 
Im Falle ſeiner ———— hat * im natuͤrlichen Alter zunaͤchſt 
folgende Dekan als landesherrlicher Commiſſair einzutreten. 

74: Die eingefommenen Stimmzettel werden ,- unter dern Vorſitze 
deg älteften Decans, in Gegenivart dreier aus der Geiſtlichkeit einzuberufen⸗ 
der Urkundsperſonen, wovon jedes Ruralcapitel einen: zu ſtellen hat, und 
nach aufgenörtmenen genauen, von den Urkundsperſonen zu unterzeichnen 
den, Wahlprotocolle, wieder vernichtet, Das Wahlprotocoll, in welchem nut 
die Stimimenzähf; nicht aber die‘ Namen: der ua zu bemerken ‚find, 
IE der Negierung vorzulegen. - ' 


108° 0. Hoyenzollern. 


Das Reſultat der Wahlen, wenn kein rechtmaͤßiges Hinderniß entge⸗ 
genſteht, wird an die Capitel ſowohl, als duch das Wochenblatt oͤffentuch 
bekannt gemacht. Sollte der Wahl ein geſetzliches Hinderniß ($. 94). entge⸗ 
genftehen; fo ift folches durch Erlaß ber Regierung an die Geiſtlichkeit bes 
kannt zu machen, und. ungefäumt. eine neue Wahl zu veranlaſſen. Steht 
dem Gewaͤhlten eine rechtmaͤßige Verhinderung ($. 94.) entgegen, ‚und wird 
feinem Rücktritt Statt gegeben; fo hat für ihn der Stellvertreter nach Vor⸗ 
ſchrift (F. 86.) einzutreten. 

Die geſetzlichen Urkundsperſonen bei, Yufaahme des Wahlprotoceiie und 
Eröffnung der Stimmzettel find. die, dem, natürlichen ‚ter, nach, , älteften 
3 Geifttihen der Ruralcapitel und, im Falle ihrer. Berhinperung,, diejenigen, 
die in dem natuͤrlichen Alter ihnen zunaͤchſt folgen. - 

$. 75. Die Abgeordneten der einzelnen Wahlhegicke werden. ducch 
Wahlmaͤnner ernannt, welche theils aus der hoͤchſt beſteuerten Klaſſe der 
Ortsbuͤrger, theils durch die freie Wahl der geſammten Bargerſchaſt be⸗ 
ſtellt werden. 

Se auf 40 flimmgebende. Bürger einer Gemeinde wii. ein. "Wabimann 
berechnet, dergeſtalt, daß z. B. auf, 120 Bürger 12 Wahlmänner aufzu⸗ 
ſtellen ſind. Hierbei wird jede Anzahl welche 5 uͤberſteigt, fuͤr vollſtaͤndig, 
und jede nicht über 5 betragende Anzahl als gar nicht: ‚yorhanden angenom⸗ 
men, ſo daß z. B. auf 16 Buͤrger 2 Wahlmaͤnner kommen, wogegen die 
Zahl bis 5 nie in Anrechnung gebracht wird, und z. B. au 15 Dar 
nur 1 Wahlmann zu emennen if. 

876. Die Hälfte der, aus. einer Gemeinde zu fielenden, Wahlmaͤn⸗ 
ner wird aus denjenigen Buͤrgern zufammengeſetzt, welche die hoͤchſte Güter: 
ſteuer in der Gemeinde entrichten, die andere Hälfte wird durch bie fieie 
Wahl aller ſteuerbaren Ortsbuͤrger ernannt. 

In einer Gemeinde von 249 Bürgern, welche 24 Wahlmänner. zu 
fielen hat, müßten ſonach 12 aus den hoͤchſt Veſteuerten, und. 12 duch) 
die. Wahl ernannt werden. . 

§. 77. Wenn eine Gemeinde nicht. wenigſtens 16 Bürger zaͤhlt, ſo⸗ 
nach 2 Wahlmaͤnner zu ſtellen hat; ſo wird: ſie, hinſichtlich der Aufteilung 
von Wahlmännern, ‚einer andern. zugeteilt. 

Die betreffenden Aemter haben diefe Vereinigung unter KRüdfprade mit 
- den Ortsvorſtehern vorzunehmen. 

Iſt in einer Gemeinde die Zahl der Wahlmaͤnner nicht gleich theilbar, 
ſo daß z. B. nicht 2, A und 6 u. ſ. w., ſondern 3, 5, 7 ⁊c. zu wäh: 
len find; jo wird die mehrere Zahl für die höchft Befkeuerten angenommen, 
fo daß z. B. auf 5 Wahlmanner 3 aus: den hoͤchſt beftenerten Bürgern, 
und 2 durch die Wahl beftellt werden. 

$. 78. Die Ausfheidung der höchft Beſteuerten geſchieht durch den 
Ortsvorſteher, in Vereinigung mit dem Ortsgerichte und Ausſchuß auf die 
Grundlage der Grundſteuerrotel, und wird 10 Tage vor Eröffnung des 
Wahlacts der Gemeinde, unter Vorlage der Steuerzettel, bekannt gemacht. 

Mo mehrere Gemeinden zum Behuf der Aufftellung von Wahlmaͤn—⸗ 
nern vereinigt werden,. &..77., hat ein gemeinfamer Zufammentritt Statt 
zu finden, und es ift, ohne Rüdficht auf den Wahlort, für den aufzuflel 
lenden Wahimann einzig die Größe des. Grundſteuerbetrags zu beruͤckſichti— 
gen. Jedem VBetheiligten bleibt, im Falle vermeintlicher Benachtheiligung, 
die Berufung vorbehalten. 

$. 79., Die Ernennung der, durch die Wahl zu beſtellenden, Wahl: 
männer erfolgt mittelſt Abſtimmung ſaͤmmtlicher hierzu einberufener Drtsbürger. 


— 
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ser) et ſind ohne Unterſchied ſtimmfaͤhig alle Ortsbuͤrger, welche 
a) das 25ſte Lebensjahr zurüdgelege haben, und m... vn 
ib), im Wahlotte als Buͤrger angefeffen find, m is ie 
ce} Btlöße Hinterſaſſen, Schutzgenoſſen u. dgl. find weder ftimmfähig noch 
„wählbar, Eben fo wenig — 
id) diejenigen, welchen die freie‘ Vermoͤgensverwaltung nicht zuſteht, oder 
welche wegen Berfchulden von der Ausübung des Stimmrechts bei 
Gemeindeverſammlungen für beſtaͤndig, oder zur Zeit. der Wahl, aus: 
8580. Die: Abſtimmung über die zu ernennenden: Wahlmanner. ges 
fchieht, unter Leitung, des Drtsvorftehers, mit. Zuziehtung von 2 Urkunde 
perſonen, wovon der eine „aus dem. Öerichte, der andere. aus dem Bürgers 
ausſchuß zuimahlen: iſt. Die Stimmen werden im Durchgang von jedem 
Ditsbütger einzeln, und ſogleich für, fo viele Wahlmaͤnner abgegeben. als 
Durch: die, Wahl: nufzuftellen ſind; Bevollmächtigung : darf keine Statt finden, 
und denjenigen, die fchon vermöge der höchften Befteuerung als Wahlmänner 
eintreten, auch ‚keine. Stimme gegeben werden. - -;. —— 
Wenn zwei ‚Gemeinden für. den: Wahlact zuſammentreten, $. 77; fo 
bat derjenige Ortsvorſteher, welcher nach. dem natürlichen Alter dem Andern 
vorangeht,. die, Zeitung zu. übernehmen, u | 
9. 81... Für. die. Wahl enticheidet die Stimmenmehrheit, und, im 
Falle der. Stimmengleichheit zwiſchen zwei Gemwählten, geht der Aeltere dem 
Süngern vor, , a | 
Die Lifte der fammtlihen Wahlmanner, fowohl derjenigen, welche we— 
gen der „Größe ‚des Steuerantheils eintreten, ‚als der Gemwählten, wird von 
dern Ortsvorſteher und. den Urkundsperfonen unterzeichnet, ſodann fogleich 
nad) dem Mahlacte der verfammelten Gemeinde bekannt gemacht, und dem 
Amte vorgelegt, welches Bericht darüber am die Regierung erftattet, ‚wenn 
fümmtliche "Wahlmänner feines. Wahlbezirks befteitt find. 
8. 82. Sind die Verhandlungeh wegen Aufffellung der Wahlmänner 
in dem Wahlbezirke ganz vereinigt; fo wird zu der Mahl der. Abgeordneten, 
unter Leitung eines, von der Regierung zu ernennenden, Commiffaits, durch 
die verfammelten, in einen Amtsort des Wahlbezirks auf einen beftimmten 


Tag einzurufenden, Wahlmänner geſchritten. ae Rue 
Die, Wahlhandlung kann nur dann Statt finden, wenn wenigſtens 
3 der Wahlmaͤnner des Wahlbezirks gegenwärtig find. Wuͤrden an dem 
beftimmten, Tage mehr als ein, 4 ſaͤmmtlicher Wahlmänner des Bezirks 
nicht erfheinen;, fo haben die Ausbleibenden, ſoweit fie nicht durch ein lega- 
les Hinderniß abgehalten worden, die Koften zu tragen, und es wird als— 
dann ein zweiter Wahltag ausgefchrieben. 
Keinem Wahlmann ift verflattet, feine Stimme an einen andern zu 
übertragen, oder die Abftimmung fchriftlich einzufenden. | 
$. 83. Die Mahlmänner find, in Anfehung der auszumählenden Ab— 
geordneten, nicht auf ihren Wahlbezirk befchräntt; fie Eönnen auch einem 
außer dem Wahlbezirke wohnenden Landesangehörigen ihre Stimme geben, 
$. 84. Wer als Abgeordneter wählbar und zu dem Exfcheinen auf 
dem Landtage befähigt feyn fol, muß folgende Eigenfchaften befigen: 
4) Er muß Landesangehöriger feyn und im Lande wohnen; 
2) das 26fte Altersjahe erreicht haben; 
3) ee muß fich zu der chrifttichen Neligion bekennen ; — 
4) er darf weder in eine Criminalunterſuchung verflochten, noch durch 
gerichtliches Erkenntniß zur Dienſtentſetzung oder zur Zuchthausſtrafe 
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verurtheilt worden, oder wegen eines enauien Behr blos 

von der Inſtanz entbunden ſeyn, auch ſoll er ac uns de 
5) in dem freien Beſitze ſeinex Vermigensvertoaltung ſich befindan, da⸗ 
u here in einenn Conzurfe Schuldverfahren, oder: Bevagtang ſte⸗ 


F hen, und f: wit Gi 1 1,1) F pi) ih 
9) inner Landes entweder ein ſteuerbares Blvchcen oder — Dienſt⸗ 
ee einkommen beſitzen. — 230 130 BIER 9 


a 88, Die Närhe:cben fuͤtſtlichen — und ves Hoſgerichts 
konnen nicht zu Abgeordneten gewaͤhlt werden. Wixkliche Aumtsvorſtaͤnde 
und Geiſtliche koͤnnen nicht inner des Mapldezivkesjsgit welchem der Amts⸗ 
bezirk ganz oder theikteeife: gehört, zu Abgeordneten gewählt werden. Die 
Baht der eintretenden Geiſtlichen und Beamten aus nallen Dienftklaffen darf 
einen dritten Theilder Abgeordneten ſaͤmmitlichet⸗ Wahlbezirke micht Aberſtei⸗ 
gen. Werden meher als drei gewaͤhlt; fo haben biefenigerrjt:tastche‘ die weni⸗ 
gereStimmenzahl erhielten); — im Sale: em N EURE 
der Aeltere den. Vorzug uhr ein Pe ———— 
| $. 86. Wenn ein Gewbchitat die Entaffühg von der Stelte' ‚Ans 
Übgeordneten erhaͤltz fo hät jedesmal" derjenige, "welcher ihm in "der Stim: 
menzahl- zunachft: aeftandih,; fuͤr ihn als Stellvertreter einzutreten. st 

Wird hingegen bie Mahl wegen: Nichtbeachtung der "gefeklichen For⸗ 
men, und. weil” dem Gewaͤhlten die gefeglichen Eigenſchaften ermangeln, 
oder wegen geſetzwidriger Umtriebe oder "anderer Gründe, für‘ nichtig und 
ungültig erklärt, Ss 94 3 Als Me edeemat gine neue Baht ———— vor⸗ 
— er — u 

8 87 An en füc J brand” gef richenen, ‚Siafrn der 
ſammein ſich die ingetulfenen, SR i ablanänner, in. ber (meskanztet, des in dem 
Aus chteiben bedeichneten ——— Die Wahlhan dlung void, falls die 
—— in“ gefehlicher Unpadt, yerfammelt. find, von, ‚dein, "Nögierunge: 
self 

commiffaire ‚mit einem, an geitejfenen, jedoch nur im Algemeinen, aͤbgefaßten, 
Vorttag uͤber die Eigenfhäften ‘siheg wuͤrdigen Abgeotdneten und ‚mit: wire 
licher Beziehung auf die, Anordnungen $,'83., 84., 85. det "gegenwärtigen 
Ber faffungsurkunde eröffnet, fobann "aber zu der handgelliöätichen Verpflch⸗ 
tung der anweſenden Wahimaͤnner efchrittent. "Diefelben‘ geloben | mit Hand: 
ſchlag, ihre Stimme, nach eigener fuͤr das Beſte des Landes 
beider vorzunehmenden Wahl eines Abgeordneten zu dem Laͤndtage abzuge⸗ 
ben, und daß fie hierzu weder überredet‘, noch von irgend Semand beauf- 
tragt worden, auch ſonſt hierioegen | wedet aahas echalten Babe, noͤch anne); 
men werben. — 

| g 38. Das Wahlzeſchaͤft wiid durch "ben Regisrungseemmiffeir,. un⸗ 
— Heiziehung des, Amtsactuars, als verpflichteter Protogolführer .:. ‚und der 
2 aͤlteſten Wahlmaͤnner des MWahlbezieks, als. Urkundeperfonen, vorgenom⸗ 
men.. Jeder Wahlmann ‚giebt feine. Stimme einzeln, ohne daß er von den 
uͤbrigen gehoͤrt werden kaun, in das Wahlprotocoll, und beſtaͤtigt. die gege⸗ 
bene Abſtimmung mit ſeiner Unterſchrift. 
Es ſteht dem Abſtimmenden unbenommen, ſtatt der mündlichen Ab⸗ 
ſtimmung, einen von ihm unterfchriebenen Stimmzettel zum: Protocoll abzu—⸗ 
geben, welches ‚aber in dem Protocolle ausdruͤcklich anzumerken, und die ge: 
ſchehene Uebergabe durch den Abgebenben. in dem Protocolle unterſchrifſtlich 
—— iſt. 

Der: Reoiesangsronimiffete hat ſich, et Aufnohnm. der Kofkimmungen, 

"aller. Borfhläge:ı und, Einmifchung in: die Wahl zu enthalten, und einzig die 
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Gehaltung rung ir Neihejtnalich:: bier worſchtiftmagige· Muktkundung 
Bid: Wihlacts wahrzunehmen αν noniup& sllinnäg nl. band gern 
.$ 89. Sft die Abftimmung vollendet; fo wird der Ecfolg derſelben 
ach) Maußgaber der Stikmenzaht;:rben. beſammelten mahlmatnemn durch 
‚den Regierungscommiſfſair bekannt gemacht. Die abſolute Stimmenmehrhell 
htfcheiberibeisder Mahl des Abgeordukten.. u non ab. 
ncifksnbert bei bewerften.. Abſtimmung fuͤb⸗ bie Sielle des Abgeordneten 
auf einen "der s&emählten nicht: wenigſtens einern, Stimme weiter,, alset die 
Haͤlfte der. Stimmen:: dee: Anweſenden gejallen foımuß. * einer — 
bligeſchritken werden. om ©... a 2. Be 

ra dem Falle, daß unter * Gewaͤhlten — ‚bie Hälfte Br 
Stimmen oaller sanwefaidin:  Wahlmänner: erhalten: dat, — der gs 
dung duchstiisußoesligdfihritte.i nn zo. u er. — 
890 Beiu der zweiten Abftimmung, — Aue; inter. ‚dem. Bereit 
Vorgeſchlagenen nigewaͤhlt werden darf, entſcheidet relative Stimmenmehr⸗ 
heit/ und; im; Falle s:der. ——— wiſchen zwei OR, 
dag Booın DE FL EM iR al. St = EA Sn 4 5: 

or Diel Loosziehung erfolgt, in Bonn: immtihe: Wehlmanner. Und 
wenn die Betheiligten nicht perfönlich anmwefend find; fo werben durch den 
Regierungscommifjair die ältejten 2. Era er als en, (be die 
Bhungibeflinme) Khin mitt * 

d5 —* Min Gewaͤhlter kann bie, Selle eine —— —* — 
ãtztlic Sbeicheinigteu anhaltender ‚Krankheit ablehnen, oder: auch, wenn haͤus⸗ 
lihe Verhältniffe, nad) dem. Zeugnifſe der vorgeſetzten obrigkeitfichen Behörde, 
feine perfönliche Gegenwart zu. Haufe weſentlich und unentbehrlich erfordern. 
Eine folche Ablehnung der ergängenen Mahl muß jedoh, nad erlangter 
Kenntniß derfelben, in einev: unerſtrecklichen Friſt von 10 Tagen bei der Re— 
giexung „eingelegt und ausgewieſen werden. Falls dem Austritt Statt geges 
ben wird, hat nach $. 86. der. Stellvertreter | einzutreten. Der Uxlaub für 
-Staatädiener;‘ ſoweit ſie nach⸗ F. 85. zu Abgeordneten gewählt werden koͤn⸗ 
men, wird, wenn nicht ſehr erhebliche. Gruͤnde entgegenſtehen, von — 
Dsfünften bewilligt werden, 

8:92. »Wuͤrde der Fall eintreten, daß berfelbe- Asgrorbnete. von meh. 
Min: Wahtbezirken gewählt. wuͤrde; fo. hat er ſich ebenfalls‘ binnen zehn Ta⸗ 
gen zu werklaͤrey, aus. welchem Wahlbeicke er die Wahl; — wole. 
Sn. den ander: ————— ars — ie nad $. 86 . til 
zutreten. 2 jr. 

8. Sollte ſich ergeben, ‚daß, Vater, m. Sehn RT zu Abgeorbneten 
in verſchiedenen · Wahlbezirken gewaͤhlt werden z fo. mwird, wenn der Vater 
nicht aus eigener Entſchließung zuruͤcktreten will, det Sohn durch denſelben 
ausgeſchloſſen, und muß. im. dem Bezirke, wo dieſer Sohn gewaͤhlt wird, 
der Stellvertreter ſtatt deſſelben eintreten. 

ui 93. Sobald der Wahlaet vollendet iſt, wird das Wahlprotocol 
mit kurzem Beiberichte an die Regierung eingeſchickt, dem Gewaͤhlten aber 
ww feiner Nachmweifung. eine; Wahlurkunde mit der Unterſchrift ſaͤmmtlicher, 
zur Leitung und Beurkundung der Wahl zugegen geweſenen, Perſonen aus⸗ 
gefertigt, woruͤber derſelhe wegen Vehan der: 2, $ Ir, einen Em 
Plangfchein. abzugeben. bat, u pn © 

$. 94. Sollten bei der Wahl die ———— — nicht — 
tet: worden few, dem Gewaͤhlten dia geſetzlichen Eigenſchaften fehlen, ‚> gefeß: 
widrige Einwirlungen und ſtrafbare Umtriebe !Statt gefunden, haben; ‚fo „dt 
die Wahl ungültig und nichtig, Hinſichtlich der, uͤber bie. gefegliche Befuͤhi⸗ 


| 


BE era lan hohem 2 u 


in —— — wird, vorbehaltlich REN 
ung, durch eine —— Deputatien, welcher ei. rg beigegeben 
a entſchieben. a A gut: u wo } 9 

‚Die Unterfuchüing mb das Erfenntal. über / Umtriebe mb; aefßmiige 
Einmpirkungen: hingegen, wird’ ben ordentlichen: Gerichten’ vorbehalten. 

$.. 95. — Koſten der Wahlhandlung werden aus der Landeskaſfe 
berichtigt. Sie ihaßen: fichsallein auf ein Taggeldſwon 1 FL fire jene Mahl: 
mãnner, die. nicht im Dem: Wahlorte ſelbſt Wohnen: ſodann auf die; Meile 
und. Berpflegungsfoften des Commiſſairs, und überhin. bei denjenigen, die 
uͤber 3 Stunden vom DAR entfernt find; auf. mäßige : Fuhrlohnskoſten 
* beſchraͤnken. Re RT 

MWird die; Wohl — einge: Berfihufdens: nichtig): erklaͤrtz — hin⸗ 
—* des Koftenpuncts, fih an den fchuldigen: Rheilzguihaftenzunn, red 

8.96, Die: Mahl der, Abgeorbneten geſchieht auf. —* Die 
Hälfte: der Abgeordneten der Wahlbezirke wirdjedoch zum r:erflenmäl: nadı 
drei Jahren erneuert/ und für den Austretenden an den betueffenden Wahl⸗ 
bezirken eine neue Wahl vorgenommen. Dieſe Wahlbezirke werden zum 
erſtenmal durch das — in «bee ee — ae — zen 
—— — hr Au — 

Jeder Austretende iſt — wähiber. * Br wtf ‘ 

$. 97. Der Gewählte ift ale BR nicht feiuer ——— 
oder des einzelnen Wahlbezirks, ſondern des ganzen Landes anzuſehen E 
Farin ihm daher auch Feine Inſtruction, an welche er bei an — 
— gebunden wäre, zugeſtellt werden. TABU 5 

En Tite Ü > — 

| — Von dem Laͤndtage: 

er 98. Die Berfammlung ſaͤmmtlicher Atgeordneten auf vorgegangen 
sreemäfige Einberufung bitdet den Landtag. . - 

Der Landesherr allein * das Recht, bie Abgeordneten zu 

einem. a zu berufen , den Landtag: zu ſchuleßen, u vertagen, sober 
aufgulöfen.. 
1 Eine: Berfammlung der Abgeordneten ohne —— Einberufung 
ober außer dem Landtag, wie auch die Fortſetzung der Verſammlung nad) 
‚bereits. geſchehener Schliefung oder. Vertagung des’ Landtags, ift unzuläffig 
und geſetzwidrig, und- alle dabei gefaßte Beihlüffe find nichtig... 

. 100. Im der Regel follen von 3 zu 3 Jahren ein orbentlicher 
Landtag im. Berlaufe des: Monats Deceniber abgehalten werdenz . Seine 
gewöhnliche Dauer wird auf die Zeit von 4 Wochen feſtgeſtellt, kann . aber 
durch  landesherrliche Verfügung: auf. fo viele,.Zeit . ausgedehnt . ‚erben, 
als zu Behandlung der, in Berathung kommenden, Gegenſtaͤnde ‚erfor 
dei 

% Mon. Die Iandesherrliche Werorbnung, wodurch die Abgeordneten 
zu einem Landtage einberufen werden, wird durch das diesſeitige Wochenblati 
verkuͤndet, und bezeichnet dus Tag und. Dit, R am welchem der Bes fich 
zu veefammieln hat. 

Es wird, ſtatt — — uni Foemlichen Einberufungeſchrei 
* ein Abend biefe ns num — Fa ka ‚zuge 
ſchickt werden. . 

6. 402. Die Abgeorhieten: haben; auf die eegängent Einberufiung: per⸗ 
ſonlich zu erſcheinen Eine — hret Stimme: an einen Andern 
darf nicht, State, finden. * Balz er a A 


% 
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Re dem Falle rechtmaͤßiger Verhinderung, FE, nach Einlangung bee 
landeshertlichen Einberufung, das eintretende Hinderniß an ben Landſchafts⸗ 
“ director (F. 120.), bei dem erften Landtag aber an’ die landesherrliche Eom⸗ 
miſſion, zu unverzuͤglicher Anzeige an die Staͤndeverfammlung anzuzeigen 
und auszuweiſen. Solches hat von dem betreffenden Abgeordneten noch vor 
der wittlichen Eröffnung des Landtags zu gefchehen. Iſt die Verhinderung 
bleibend; fo muß der Stellvertreter, F. 86., einberufen meiden. 

7 Ta ee Zitel_X. F 
Geſchaͤftsordnung bei den Landtagen. 

u $. 103, Sobald die durch Tandesherrliche Verfügung einberufenen Ab: 
georbneten an dem, zu Abhaltung des Landtags beftimmten, Orte eingetrofs 
fen find; fo ‘haben fie ihre Anmefenheit einer dafür zu ernennenden landes: 
herrlichen Commiffton zu melden. So ange nicht wenigſtens 8 Abgeordnete 
anweſend ind‘, kann weder der Landtag eröffnet, noch fonft eine vorberei- 
tende Verhandlung mit Gültigkeit vorgenommen werden, | 
“r7R, 108, "Sind die-Abgeoroneten insgefammt, oder doch in genuͤgender 
Anzahl eingetroffen; fo werden fie an einem dazu beflimmten Tage von ber 
Tandesherelichen Commiſſion, $,'108., verfammelt, um die Wahl eines Di: 
rectors und Seeretairs und feines Stellvertreters im Erfordernsfalle vorzus 
‚nehmen, ‚und, zugleich durch Uebergabe ihrer Vollmachten zu dem Landtage 


ſich auszumelfen.. | | 
Die ftamdeshertlichen Abgeordneten haben eine von dem fürfklichen 
Standesheren. vollzogene Vollmacht, die ſaͤmmtlichen übrigen durch vorgegan⸗ 
gene Mahl ernarinten Bevollmaͤchtigten die ihnen ausgeſtellte Wahlurkunde 
zu. übergeben. RANG: | 
8.105. Bu der Stelle eines Directors werden dem Landesfürften von 
den Abgeordneten" drei Mitglieder vorgefchlagen, aus welchen derfelbe den Dis 
tector und deſſen Stellvertreter für die Dauer der Sigung und zugleich als 
Vorſtand des fländifchen Ausfhuffes, 8. 120., ernennt. Der Secretair und 
deſſen Stellvertreter werden buch die Wahl beftimmt. Sowohl der Bor: 
ſchlag für die Stelle eines Directors, als die Mahl des Secretairs und ſei⸗ 
nes Stelldertreters, erfolgen mittelſt Abſtimmung, nach der Ordnung des na: 
tuͤrlichen Alters der anweſenden Abgeordneten, und dieſe Abſtimmung wird 
fo lange fortgeſetzt, bis für jede der beiden Stellen eine abfolute Stimmen- 
mehrheit vorhanden ift. | u. 
— g. 106. Nach eingegangener landesherrlicher Ernennung bes Direc⸗ 
tots und feines Stellvertreters wird der Landtag von einer landeshertlichen 
Commiſſion mit angemeffener Wuͤrdigkeit eröffnet. Der Director, Seere: 
en > die anweſenden Abgeordneten ſchwoͤren bei biefer Eröffnung folgen: 
den Eid: 
Ich ſchwoͤre Treue dem Landesfürften, ftete Beobachtung der befte: 
„henden Landesverfaffung, Gehorfam den Landesgefegen, und gelobe, bei 
„dern Landtage das allgemeine Wohl nach befter eigener Ueberzeugung 
„wahrzunehmen. | 
Die erſt nach der Eröffnung eintretenden Abgeordneten werden auf die: 
fen Eid von dem Director verpflichtet. | 
N | MR In der Verſammlung des Landtags fit der Director oben, 
eine 


107. | 

"Seite det, Secretait. "Hierauf reihen ſich ber fürftlich  Fürftenbergi- 
The, ſodann der fuͤrſtlich Thurn⸗ und Taxiſche Abgeordnete, und nach ihm 
det Abgeotdnete der Geiſtlichkeit, ſodann die Abgeordneten der Aemte nach) 
der Folge des natuͤrlichen Alte, | Zu 


10 9 22.0. Hohenzollern... 


Se 

..: 9. 108. Die, Tandesherifichen. Propofitionen werben dem Landtage 
durch landesfuͤrſtliche Commiffarien. eröffnet, welche bei der Verfammlung 
freien, Zutritt haben, jedoch der Abftimmung anzuwohnen nicht befugt find. 
Sur Beförderung des Gefchäftsganges. Eönnen dieſe Commifjarien wichtige 
Berathungsgegenflände in der. Verfammfung noch befonders ‚mündlich evörs 
ten, „auch haben fie, auf, Verlangen der Abgeorbngten,: jede angemefjene 
Nachweiſung und. Erläutgrung über, einzelne Gegenftände abzugeben. .. 
$. 109. Alle Angelegenheiten auf’ den Landtage find nur bei einer, 
nach $. 103. zureichenden, Anzahl von Abgeordneten, und auf dem anges 
wiefenen Sitzungsſaale zu verhandeln, - Der Directot hat zu Leitung der 
Geſchaͤfte die Rechte und Obtiegenheiten. eines Collegialvorſtandes. Er em: 
. Pfüngt die Eingänge, beftimmt, eröffnet und fließt die. Sigungen‘, leitet 
den Gang der Berathung, verhütet alle Abfchweifungen, und ftelle nach dem 
Schluſſe der Erörterungen die Gegenftände der Abftimmung in einzelnen, zur 
Bejahung oder Verneinung geeigneten, Fragen ‚auf... Der, Director handhabt 
die Ordnung, fo wie die Gefege des. Anſtandes, duldet Eeine Perfönlichkeis 
ten oder beleidigende Aeußerungen, ertheilt den Abgeordneten auf genuͤglich 
nachgewieſenen Grund, unter Anzeige bei dem Landtag, einen. Urlaub bis auf 
4 Zage, und bringt die Gefuche um längern oder. ‚gänzlichen Urlaub bei dem 
Landtage zum Vortrag, und. Abftimmung, ;in welchem Kalle fodann. aud) 
hoͤchſten Orts Anzeige zu machen ſt. 
Der Secretair führe die Protocolle, entwirft die ſchriftlichen Aus 
— und Beſchluͤſſe, und ſorgt für, Aufbewahrung und Ordnung 
der Acten. FR a N 
9110. Die Befhläffe des Landtags, werden nach abfoluter Stim— 
menmehrheit, bei der Anmefenheit von wenigftens acht Abgeordneten, gefaßt. 
| Tritt, ſtatt der abfoluten Stimmenmehrheit, „die Gleichheit der Stim—⸗ 
‚men ein, und wird diefe auch nach abermaliger, an dem nächftfolgenden St: 
Gungstage. vorzunghmenden,. Abftimmung beibehalten; fo entfcheidet für. den 
Gegenſtand der Ausfpruch des Landesfürften. 7,0 
‚ Die Abflimmung erfolgt auf. die, ‚von dem Director ‚entworfenen amd 
in- der Verfammlung zuvor erörterten, Fragen. Jedes Mitglied ſtimmt auf 
diefelbe, zuerſt die fEandesherrlichen, fobann ‚die übrigen Abgeordneten nad) 
‚der, Reihenfolge, zulegt aber der Secretair und Director; dieſer fpricht 
am Ende, nach dem Reſultate der Abftimmung, den Befchluß des Land: 

tags aus. BD N Et en 
$. 111. ‚Die Belchlüffe. werden in dag Protocoll aufgenommen, mit 
der gehörigen, Deutlichkeit und Beſtimmtheit abgefaßt, und die Protocole 
jedesmal in dem Anfange der nächftfolgenden Sitzung abgelefen,, worauf fie 
entweder nach, den erfolgfen Erinnerungen verbeffert, oder, falls: nichts. erin- 
niert wird, in der Sigung von dem Director und Gecretaie unterzeichnet, 
und als förmlicher Befchluß des Landtags erklärt werden, wogegen durchaus 


Feine. weitere Einwendung Statt findet, - a | 
Jedem Abgeordneten bleibt verftattet, feine von ‚dem ‚Befchluffe abivei: 
chende Abſtimmung dem Protocolle beifügen zu lan. . 0... 
.$. 112... Soweit derlei Beſchluͤſſe Anträge, Gefuche oder Erffätun: 
gen ded Landtags an ben Landesfürften oder. die Regierung , enthalten, find 
fie, mit einem Begleitungsberichte des Directors, an die fürfkliche Negierung 
zu Üibergeben. Mündliche, Erklärungen, dev. Abgeordneten über vorgekommene 
Berathungspuncte finden, eben ‚fo ‚wenig, als mündliche. Anträge und Ge 
füche bei dem. Landesfürfien Statt. Auch iſt zu Deputhfionen der, Abgeordz 
neten an. den Megenten jedesmal eine vorher". dazu eingehohlte landẽsherrliche 
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Erlaubniß nothwendig. Die landes herrlichen Reſolutlanen oder: RSG 
der Regierung an den Landtag werden ſtets fchriftlich eröffnet, N 

$. 113. Die Verhandlungen des Landtags gelangeh duch Abdruck 
zu: seien Kenntniß. — Vinveer wie ER, für die Bekannt: 

machung Sorge zu. tragen. :- — 

‚rg 14, Zur Bearhöltung und:' "Peifung einzelner Gegenſtaͤnde kann 
die Beefainmiturig: einige Abgebrdnete aus ihrer Mitte duch Wahl nad) 
Stimmenmehrheit‘ ernennen. Dieſe⸗Commiſſionen bearbeiten - die!ihnem! zuge⸗ 
theilten "Gögenftändes fie: ‚öhrfen? mit den landesherrlichen Commiſſarien zu 
Erwirkung der erforderlichen Aufſchluͤſſe und "Erläuterungen: in. ſchriftlicher 
Verhandlungſich benehmen, und haben hiernach ihre Anſicht in der Ver— 
ſammlung zum Vortrag zu bringen: Bei der Berathung daruͤber haben 
die Mitglieder der Commiſſi ion, — m wie bie: Ubtigen Ve ni 
zuftimmen. Dee * — 2147 x 

Wurden die Eommiſſarlen des: Laudtage mit Austinuften * 
Yusroeifen‘ der landesfuͤrſtlichen Commiffarien fi nicht befriedigt . finden; fo 
haben! le: Anzeige und: Voitrag an die: Ständeverfammlung zu machen, 
welche hierauf‘ die weiteren‘ —* kn son ber: har ine — 
ſachen befugt if. 3 9 

$. 115. Dir Landtag wird mit der nämth "Körmlichteit;; wie bei 
der Groͤffnung, !durdy eine landesherrliche Commiſſion geſchloſſen, und als⸗ 
darin det, dom Abgeordneten vdr dem Schluſſe der Sitzungen eroͤffnete, Land⸗ 
tagsabſchied, welcher ſich uͤber alle Anträge. und Beſchluſſe des Landtage er⸗ 
ſtreckt, durch eine landesherrliche Verorxdnung verbimdet. si; + ins 

$. 116. Wird ein Landtag nicht gefchloffen, fondern nur vertagt; fo 
haben: die Abgeordneten auf den, bei: der Vertägung: beftimmten, Zeitpunct 
wieder! einzutreffen, und ihre Sitzungen in: vorgeſchriebener Orung Fortzu⸗ 
Ian, Es bedarf hierfür keiner neuerlichen Einberufung. MR 

8.117: Der Lanbesheten: ıbleiht: die: gänzliche: Auflöfung Wen Land⸗ 
tags aus wichtigen Gründen vorbehalten. Wenn die Auflöfung Bon dem 
Landesherrn ausgeſprochen iftz. ‘fo. erlöfcht die. Wollmarht aller Abgeordneten, 
und es muß binnen 3 Monaten zu neuer: MWahligefchritten werden, «wobei 
jedoch die fruͤhern Gewaͤhlten· wieder waͤhlbar find. Auch von den Stan⸗ 
desherren? muß fuͤr ihre Abgeorbneten ‚eine: neue Bevalkmächtigung vorgenom⸗ 
men; denne Si ana nel liter 
in g. 11830Dien Abeordneten findi, hinftchtlich ihrer ; Aruberungen, und 
Erörterungen, in der Verſammlung nurwegen: Berunglimpfungen oder Schmaͤ⸗ 
hungen, Fallsnſie ſich folcherssTchhldig machen wuͤrden, niemals aber wegen 
ihrer Abſtimmung und Meinungsaͤußerung verantwortlich. Auch darf: gegen 
ſie waͤhrend der Dauer des Landtags keine Art von Verhaft erkannt mer 
den; den Falll leines Verbrechens ‚ober. ſchweren Vergehens "ausgenommen, 
wo aber —— —— Fenatniß von dem Vorfaue gegeben, wer⸗ 
den ſoll. Ac 34 KIUHERT = 

$. 119. Die ———— erhalten, der Eiftattung Siliger, 
von‘ demii£onbtnge:: zu beflimmenden. MReiſekoſten, wahrend “der Dauer: des 
Landtags, mit .Einfhluß des Tages ihrer Ankunft amdi Abreiſe, eine taͤt g⸗ 
liche Diät von 3 fl. aus der Landeskaſſe, ; welche: m für... den. Di: 
rector auf das Doppelte, für. ‚den Secretair aber auf 4 f. 30 kr. er⸗ 
* wird. 

F Sa Sehr EL 


RE Ban dem. Bandsngsausfäns, 
Mr F 120: Während des Zeitraums von einem: huban zu — an⸗ 


190 Gohonzollern. 


— bie. — Me Sundtge- RO einem Kusfans ii, 

eftehen ar per Ten, _ I. , 

a). aus dem’ Director, 8. 

b) aus zwei Abgenchinten,, — ae. „ gieldhtote auch x Sclke- 
treter, von dem Landtage noch vor feinem ‚Schluffe duch: abfolute. 

.. Stimmenmehrheit gewählt werden. Die MWirkfamteit: diefes Ausſchuſ⸗ 

‚x ſes dauert, wenn der Landtag nicht. in außerordentlihem Wege fruͤ— 
ber; aufgelöfet, ‚worden, bis zur Wiedereroͤffnung des naͤchſten Land⸗ 
on tags, bei. welchem. sein nauer ſtaͤndiſcher Ausſchuß nebft Stellvertreter 
gewaͤhlt merdem muß, und der bisherige Ausfhuß. als ſolcher nur in 
ſofern auftreten kann, baßier: üben feine Beſchaͤftsfuͤhrung Auskunft 
“tr oder Rechenſchaft der Verſammlung abzulegen bat. Ä 
5 rk: Die Geſchaͤftsverrichtungen des Ausſchuſſes beſchraͤnken ſich 
a) auf ſolche Angelegenheiten, welche bis zum naͤchſten Landtag nicht 
DIRE er ‘werben Bönnen,. ar eine: — Verfuͤgung nothwendig 
ee. er arte 
b) auf bie Befugniß ——— Faͤllen —— an den. Randeshern 
hau erſtatten abet Vorſtellungen und: Beſchwerden anzubringen / 
e) auf die Unterzeichnung und Mitbeſtaͤtigung der, auf die Landeskaſſe 
I auszuſtellenden Sichuld⸗ ‚nnd: Hypothekverſchreibungen / 
auf: die · Abnahme Prüfung und. Verbeſcheidung der geftellten Landes: 
."Eafferehnung;,. wofür (der "Ausfchuß: jährlich, einberufen, und ihm die 
Rechnung hachiiecholäter Reviſion mit dem Entwurf des: Rechnungs⸗ 
beſcheides zu weiteren Erinnerungen oder Muanctennung w überz 
cr sigeben U; mwdnat hr KAT el 
“e) auf, die fortwaͤhrende Aufſicht uͤber bier: Aufechtbaltung: ber. Verfaſ⸗ 
mniſung/ Voltziehung der — unb Einhaltung des feſtge⸗ 

festen Etat, one: F 

bed Auf: die" einige Bartefrung bei. ‚Erieigung ‚ber Landettaſſt iret⸗ 
ſtelle, endlich iu me... 

9) anf: bie. dermal vorliegende —— und bie damit ſ ſi ch erg: 

benden Gecaft⸗ und Verhandlungen. 

‘& 122. Debs,Ausfhuß kann feine bleibende Verbinblichksie. ‚fe das 
Land eingehen, und iſt dem naͤchſten Landtage, hinſichtlich einer Geſchaͤfts⸗ 
führung, verantwortlich. Ex hat dieſem über feine Verhandlungen ‚Rechen 
ſchaft abzulegen, und ſolche find, nur ſo weit. für: das cante verbiudlich ‚ als 
fie voh dem Landtag. wirklich anerkannt, werden, . 

‘6 123. Der Ausfhuß hat ſich zu —— bie I — 
Geſchaͤfte alljährlich im Monate December am: dem Eige ben. — zu 
Beier 

"Außer dieſem regelinaitig —— — kann eine: wei⸗ 
tere Verſammlung nur auf landesfuͤrſtliche Einberufungnrund Genehmi⸗ 
gung, welche bei wichtigen und — — — fol, 
Statt finden. 

$. 124. Die: Mitglieder — Ausſchuſſes beſichen — her: Be: 
ſammlung die nämlichen Diäten und Backen, weiße. 49. für den: 
Director und — — beſtimmt⸗ find. i 


Zieeı XL 
Gewähr dev Verfaffung. 
125. An dem: gegenwärtigem Grundgeſetze, und ber dadurch ge: 
geümbeten Verfaſſung des Fuͤrſtenthums ſoll — vorgaͤngige Berathung 
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auf einen Landtag und deffen Zuflimmung weder etwas aufgehoben, noch 
hinzugefügt, werden, as 1 
Daſſelbe hat als verbindliches Landesgeſetz zu beſtehen. Jeder Regie— 
rungsnachfolger wird, bei dem Antritt feiner Negierung den Ständen bei 
fürftlichen, Ehren und Würden die unverbrüchliche Feſthaltung der Verfaf: 
fung ‚in. einer. fchriftlichen Urkunde zuficyern, welche, noch vor der Huldigung 
von dem neuen Landesfürftien in Empfang zu nehmen, ein außerordentlicher 
Landtag einberufen wird. 

$. 126. Im Falle einer VBormundfchaft, wird der Negierungsvermefer 
bei dem Antritte der Vormundſchaft in einer deshalb zu veranftaltenden 
Ständeverfammlung den Eid ſchwoͤten, daß er das Fürftenthbum, in Ge: 
maͤßheit dev Verfaſſung und Gefege, regieren, die Integrität deffelben und 
die landesfürftlihen Rechte erhalten, und an den Landesfürften die Ge— 
malt, deren Ausübung ihm zeitlich anvertraut iſt, vollftändig und getreu 
übergeben werde. :  .- an 
427. Alle Staatsdiener und angeftellte Beamten, alle Magiftrate 
und Drtsgerichte ſchwoͤren dermal, und kuͤnftig bei dem Dienft= oder Amts: 
antritte folgenden Eid: “ | Ne. N A: 

„sh ſchwoͤre Treue dem Landesfürften, Gehorfam ‘dem Gefege; und 
„Beobachtung der. Landesverfaffung.” = | RN 

Sie find ohne Ausnahme für die genaue Beobachtung der Verfaſſung 
in ihrem Wirkungskreife verantwortlich. ’ u 

Den gleichen Eid abzulegen, find alle Landesangehörigen bei’ der Hul: 

digung oder ihrer. bürgerlichen Aufnahme verbunden, Er 
8. 128. Gegenwärtiges Verfaſſungsgeſetz wird unter die Garantie des 
teutſchen Bundes geſtellt, und bei dem Bundestage der erforderliche Antrag 
deshalb gernacht werden. en, | 


Als aber die verfammelten Stände mit der: in: dem Entwurf enthal- 
tenen Wahlordnung nicht zufrieden waren, und am 4. Mai 1832 eine 
Eingabe dagegen machten, erfolgte am 20. Mai nachftehende fürftliche 
Erklärung, fo. daß die Beendigung der landſtaͤndiſchen Angelegenheit im 
Fürſtenthume Sigmaringen noch nicht zur Entſcheidung gekommen iſt. 


Verordnung vom 20. Mai 1832. 


Durch die Eingabe der Staͤndeverſammlung vom Aten dieſes Monats 
und die damit verbundenen Vorfchläge mehrerer Abänderungen in den Zit. VIIT, 
des Berfaffungsentiwurfes enthaltenen Beftimmüngen einer Wahlordnung haben 
Wir Uns veranlaßt' gefunden, die in Vorſchlag gebrachten Anordnungen. einer 
wiederhohlten Berathung Unferer fürftlihen Regierung zu unterftsilen, in def: 
fen "Gefolge, und nachdem Wir jeden einzelnen Antrag ſorgfaͤltig erwogen, 
Wir Uns folgendermaaßen auszufprechen bewogen ſehen? — 9% 

So ſehr es in Unferen Iandesväterlichen Geſinnungen gelegen geweſen 
waͤre, das Verfaſſungsgeſchaͤft auf dem Wege einer gegenſeitigen Wereinbärung 
alsbald" hergeſtellt zu ſehen und die dem Lande bisher ergangenen bödeutenben 
roften nicht, abermals erneuten, zu muͤſſen ; fo. haben Mic doch auf dag 
wiederhohlt ausgefprochene Berlängen der gegenivärtigen Ständeverfämkhliing 
Ans dafür, beſtimmt, die Wahfordnung nad) ‚den börgeleiten Wünfehen und 
Intrigen, fo weit Wir‘ denfelben nachzugeben Vermögen, ‚abzuändern und. fo 


nach die bisherige Verſammlung aufzulöfen. 


FRE T BFOR ' 
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Wir werden nach den dieſer Unferer Erklärung beigefügten Beſtimmun⸗ 
gen alsbald nach beendigten Feld = und Erntegeſchaͤften die Vornahme neuer 
Wahlen in der neuerlich feſtgeſetzten Anzahl anordnen, und wollen Uns die 
weitere Zeitbeſtimmung für die alsbaldige Einberufung eines neuen Landtages 
vorbehalten. Es wird Uns’ hierbei vorzüglich angelegen ſeyn, dem: Verfaſſungs⸗ 
geſchaͤfte den. moͤglichſten Fortgang zu geben und daſſelbe ſeiner gänzlichen für 
Fuͤrſt und Land gleidz erſprießlichen entgegen su A 1 | 


24 POLIETE 





“garfertdum giehtenfteim 


Das Fuͤrſtenthnm Liechtenſtein beſtehet aus den beiden Herrſchaften 
Vaduz und Schelleuberg welche kaum 3° Geviertmeilen mit 5—6000 
Einwohnern umſchließen — Der Fürft von Liechtenſtein ward, nach dieſen 
Beſitzungen, im Jahre 4806, mit Souverainetaͤt, in den Rheinbund aufs 
genommen, und trat im Jahre 1815, unter benfelben ‚in die 
Reihe: der. Mitglieder des teutfchen Bundes. . '.: —* 

Er gab die nachſtehende (octroirte). 


Berfaf fi ung des Fuͤrſtenthums Liechtenſtein v.9. Nov. 1818. 


Wir Johann Jofeph, von Gottes Gnaden ſouverainer duͤrſt und 
Regierer des Hauſes von und zu Liechtenſtein von Nikolsburg ꝛtc. erfüllen 
den dreizehnten Artikel der teutfchen Bundesacte folgendermaßen! 

$. 1. Nachdem Wir, feit Auflöfung des teurfchen Reichsverbandes, die 
öftveichifihen ‚bürgerlichen... und peinlichen. Geſetze und: Gerichtsordnung: in Un: 
ferem ſouverainen Fuͤrſtenthume Liechtenſtein eingefuͤhrt, und Uns bei Conſti— 
tuirung einer dritten und oberſten Gerichtsſtelle an die diesfaͤllige oͤſtreichſche 
Gefehgebung auch fuͤr die Zukunft angeſchloſſen haben; To nehmen Wir nun 
gleichfalls die in den E, E. oͤſtreichſchen teutſchen Stäaten beitehende land⸗ 
ſtaͤndiſche Verfaſſung in ihrer Wefenheit zum’ Muftev. für: gedacht: Unfer Fürs 
ſtenthum an. rn 

8:2 Die Landſtaͤnde ſollen a 
a) » au8 der Geiſtlichket ae Be 

9) aus der Landmankſchaft. — 

6. 3. Unter. det Geiſtlchteit werden “alle Beſiher zeiſtliche Beisfci, 
und ale geiſtliche Communitaͤten begriffen. Diefeiden erwaͤhlen durch abſo⸗ 
9 Mihiheie der Stimmen, aus ihren. Mittel auf Lebenszeit drei 
| epüticte, und zwar zwei für die. Beiftlihkeit der Grafſchaft 

Vaduz, und einen für jene "der Graͤfſchaft Schellenberg, und 
ſtellen ſie Unſerm fuͤrſtlichen Sbetamte zu Vaduz. zur Beftätigung vor. Nebſt 
dieſen ‚hat, ein. jeder Beſitzer einer geiſtlichen Pfruͤnde, der twehigfteng” ein lies 
gendes, oder der Verſteerung unterworfenes Vermögen: von 2500 Guben, 

i nach der gegentuärtigen ‚Steuerfhägung, angenommen, befigt, oder" von einem 
folchen“ Capitalbetrage zu. dei. allgemeinen Lanbedbediftäffen‘ beittaͤgt/ ein 
Rede A uf die, Randftandfchäft. 

4 Die’ Landmannifchaft wird Huch” die zeitlichen Vorſteher oder 
Richte und durch die Aligeſchwonen oder Sädelmeifter einer jeden Gemeinde 
vorgeſtellt. Das Recht der Landſtandſchaft haben aber auch "alle Unſete uͤbri⸗ 
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en, pt tchanen, die. fuͤr ihre Perſon an liegenden. Gründen: einen Steuerfag 
von % Gulden nach dermaligem Steuermaaßſtabe ausweiſen, dreißig Jahre 
alt, von unbeſcholtenem und uneigennuͤtzigem Rufe, - und vertraͤglicher 
Gemuͤthsart ſind. 
ae — 5. Bei unſerem fůeſtüchen Oberamte zu Vaduz: for ein landſtaͤndi⸗ 
Katafter ‚errichtet, und. in baffelbe die. in $$. 3 und 4. bezeichneten 
——— nach gehoͤrigem Ausweiſe unentgeldlich eingetragen werden. 
0 Findet. Unfer fürftticheg Oberamt für gut, einem ber borgefchla- 
genen, ‚odet ſich ausweifenden Landſtandsberechtigten die verlangte Inkataſtri— 
zung zu, verweigern ; ſo hat es feine. Gründe dazu Uns unterthaͤnigſt Bo 
Segen, u: Unfere hoͤchſte Entſchließung zu gewärtigen. 
. 7. ‚Den inkataſtrirten geiſtlichen Landſtaͤnden ſoll in allen ‚amtlichen 
Aöoriftlichen, ‚oder. muͤndlichen Anreden das Prädicat Herr gegeben, . und im 
Falle der perfönlichen. Erſcheinung von den Landesbehoͤcden die Auszeichnung 
eines anzutragenden Sitzes zu Theil werden. 

Sa R-, Nichtunterthaͤnige Guͤterbeſitzer, oder eigentlich — Repraͤſentan⸗ 

an wenn ſie nach vorheriger Inkataſtrirung den -fländifhen Verſammlungen 
‚beimohngn ‚wollen, haben, auf die dem geiſtlichen Stande zuerkannte Fuss 
zeichnung ‚ Anfpruch und mit diefem gleichen Rang. 
8% gun orbentlihen DBerfammlung der Stände werden. Wir“ vor 
dem. ‚Schluffe seines jeden Jahres einen Landtag ausjchreiben, wobei 
Unfer: zeitlicher Landooigt in Vaduz, als. Unfer Iandesfürftticher Commiffariug, 
den Vorſitz und. die Leitung der Gefchäfte zu führen, die Sigung zu eroͤff⸗ 
nen und. zu ſchließen hat. Diefer Landtag iſt in foweit. bis zur naͤchſten 
Ausfchreibung für fortwährend zu betrachten, als Mir gedacht Unſerm Com: 
miſſario die Befugniß ertheilen, auch im Laufe des Jahrs, wenn es noͤthig 
feyn ſollte, Unſere getreuen Staͤnde zur außerordentlichen Verſammlung zu⸗ 
ſammen zu berufen. Zu jeder Verſammlung iſt ein jeder Landſtand vierzehn 
Tage vorher ſchriftlich einzuladen. 

$. 10. Jede eigenmaͤchtige Verſammlung der Staͤnde ohne vorherge⸗ 
gangene Einladung, ſo wie jede eigenmaͤchtige Verlaͤngerung der Sitzung 
wird, außer der Unguͤltigkeit der Beſchluͤſſe, mit Verluſt der Landſtandſchaft, 
und nach Umftänden noch firenger, fo wie tumultarifches und achtungswidri— 
ges Betragen nach Vorſchrift der beftehenden Gefege beftaft werden. 
6.14. Unferen auf dem Landtage verfammelten getreuen 
Ständen werden Wir, durch Poftulate den Bedarf jedesmal 
vorlegen, und da. Wir davon nichts für Uns behalten, fon= 
dern Lediglich jene Ausgaben darunter, begreifen werden, 
welde; zur innern Verwaltung und ruͤckfich tlich der aͤußern 
Berhältniffe,, ‚erforderlich find; fo haben Unfere getteuen 
Stande fih nur über die Einbringlihkeit der poflulirten 
Summen zu berathſchlagen und dafür zu ſorgen. 

; 3 — Da es Unfer feſter Wille iſt, daß alle liegende Beſi itzungen 
ohne Unterſchied des, Eigenthuͤmerz nach einem gleichen Maaßſtabe in 
die Öteuer‘ bean weh BUN ch nen Gleichheit in 


Zragung. an h zinen La jeden — Anterthan ;vor- Ueber: 
eng, ale jet: a b% thaltung digſer Gleſchheit ein Segen: 

an 
$. 13. te En 1: das’ Ltindes darf'dad Augenmerk 


ber Staͤnde Feumr;: jede! Parteilichkeid / oder: he A Pekſonen 
oben Klaſſenz iſt zur vermeiden · Daher Mit jedein Candſtande die: Befugniß 
einraͤumen, auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu mans ce auf das 
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allgeiteine Wohl abzielen; "Über dem datuͤber erfolgenden Landtagsſchluß behak 
ten Wir Uns jedoch das Recht der Genehmigung oder Verwerfungvor. 
.14. Dieſe Vorſchlaͤge dürfen abet ſolche Gegenſtaͤnde nicht betreffen, 
die entweder, gemäß Urbarien, ober althergebrachter Uebung, Unſete eigent⸗ 
lichen Dominicalgefaͤlle, oder Unſere Pribatrenten betreffen, weil ſie, wenn 
fie gleich den Namen von Landesregalien Führer, gleichwohl Unſer Privat: 
eigenthum- find, das außer dem Wirkungskreiſe ftändifcher Befugniſſe liegt.⸗ 
8.15. Dagegen geben Wir aber Unferen getreuen Unterthanen Unſere 
znaͤdigſte Verſicherung/ daß Wir bei Einführung neuer allgemei— 
ner Abgaben, im wie weit fie mir aus der Landeshoheit gerechtfertiget 
werben koͤnnen, denſelben alſo Fein Dominicaltitel zum Grunde liegt, die 
ftändifche Berathung vorausgehen laffen, und ihnen -in ges 
tehten und billigen Fällen Unfere hoͤchſte Genehmiguink 
nicht verfagen werden. -' — — N 
.. 516. Vorfhläge im bürgerlichen, politifchen und pein— 
lichen Fache Eönnen Wir aus dem im F. 1. fhon vorgekomme— 
nen Grunde, und BVorfchläge, die aͤußern Stantsverhältniffe betreffend, 
dürfen’ Wir, wegen dem tiöthigen Miteinverftändniß‘ mit andern mächtigen 
teutfchen Staaten, Unfeten getreuen Ständen nicht erlauben. 
. 17. Die abfolnte Mehrheit der Stimmen der am Landtage gegen: 
waͤrtigen Stände bildet eirien Randtagsbefchluß, welcher Gefegkraft' erhält; for 
bald Mir ihm Unfere höchfte Genehmigung werden ertheilt haben, "Zu dies 
Tem Behufe hat Unfer Iandesfürftficher Commiſſair, nach vorheriger: deutlicher 
Erklärung des zu berathenden Gegenftandes, die Umfrage durch abwechfelndes 
Aufrufen eines geiftlichen umd eines meltlichen Standes, bei jenem anfan: 
gend, zu thun, jede einzelne Aeußerung, nebft den anzugebenden Bemweggrün: 
den, duch ben Amtsfchreiber zu Protocol nehmen, das. Reſultat demfelben 
2 beifügen zu laſſen, und die fo inſtruirten Landtagsbefhlüffe an Uns zu 
efördern, u Ä 
Gegeben zu Eisgrub, dm’ 9, November 1818. | 
Sobann Söofeph, 
Fuͤrſt und Regierer des Haufes von ei zu Liechtenitein. ' 
2 — (L. 8.). — 


FJ Theobald v. Walberg,— 
errſter Hofrath bes regier. Herrn Fuͤrſten von Liechtenſtein Durchl. 
ee —Johann Albert Ritter v. Oſtheim, 
| “  fürfllichee Hofrath, : 
Nach Sr. hochfuͤrſtlichen Durchlaucht Hoͤchſteigenem Befehle: ! 
— ee Zoſeph Freiherr vo. Buſchmann, 
EL u En ne 2 ur Zar ' fürftl, Sectetair. 
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ER era u Bram 
a ee 29, nn ll 3 DE * en 
Das Gefanm mithaugßz Ren... 
Das Geſammthautz Neußz heſtehet aug zwei Hauptlinien : 


9) der älteren Linie: Reiß-Greig, deren, Fürft „Jen kleines Land 
mit voͤllig abgeſonderter Staatähohgit feglerth und 

2) der: jüngeren. Linie Reuß⸗Schle itz, welche(ſeit 1624 wo der 
dritte gweig dieſes Hauſes zu Lobenſtein erloſch) in zwei Zweige 
— fich theilt: Le 30 ‚prrdaat ons ir vum 
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ww a) Reuß⸗Schleitz, unbe“ "" Ant Rah 
by)Reuß⸗ PAR HU Zt 
(Reuß-Koͤſtritz iſt nur eine- —— 

Die jlmgere "Linie befigt die Herifchaft Gera’ Igemeinfgafiti.. — 
Die Länder beider Linien haben weber während‘ der Zeit des Rheinbun- 
des, zu welchem die Fuͤrſten Reuß ſeit 1807 gehörten, noch fpäter, nach 
dem Beitritte (1815) zum teütſchen Bunde, eine neue Landftänbifche 
Verfaſſung erhalten. Doch erſchien, nach den unruhigen Auftritten im 
Sept: 1830 zu Gera, im Jahre 1831 eine (fehr ausführliche und zeit 
gemäße) „Verordnung, die Berfaffung des Stadtraths und 
ber Gemeinderepräfentation in der Stadt Gera.” (Gera, 
1831. 58 Seiten. 4.). 

Es befteht daher in den Ländern beider Linien des fürftlichen Hau⸗ 
fes Reuß noch die ältere (nicht aufgehobene) Tandftändifche Verfaſſung, 
obgleich im Fuͤrſtenthume Greitz der letzte Landtag im Jahre 1817, in 
den Laͤndern der juͤngern Linie aber der letzte Deputationstag im Jahre 
1795 zu Gera gehalten ward. 

Ueber den politifchen Gharakter ber Landſtaͤnde im NReußiſchen, be⸗ 
richtet Erome (in ſ. geographiſch⸗ ſtatiſtiſchen Darſtellung der Staats⸗ 
kraͤfte ꝛc. Th. 3. ©.136*) aus —— Mittheilungen, im N Fol⸗ 
gendes; | 
In den Laͤndern der ältern: und der jungern Linſe werben die Stände 
durch die Ritterf haft, — worunter die Befiger der Eanzleifchriftfäffigen 
Ritterguͤter, ohne unterſchied des adeligen oder bürgerlichen Standes, ges 
rechnet werden, — und durch die Städte gebildet. ‚Auf dem Land— 
tage, welchen die ältere Linie für fich befonderd zu Greig, bie juͤn— 
gere Linie aber für ihre fämmtlichen Gebietötheile:zu Gera hielt, er— 
ſchienen früherhin die fämmtlichen Glieder der Ritterfchaft und Deputirte 
ber örifefäffigen Stadträthe. Dies nannte man vollftändige Land— 
tage. Im neuerer Zeit wurden an deren Stelle Landausfhußtage 
-(Deputationstage, oder. enge Landtage) ‚gehalten, auf welchen die Ritter— 
ſchaft nur. durch einige, ;aus ihrer Mitte gewählte, Abgeordnete er 
fchien. — Die Ritters und Landfchaft innerhalb eines jeden Fürftenthums 
hat ihren beſtandigen Anafppuß, aus dem Aelteften der Ritterfchaft und 
‚einigen gewählten, Oeputirten beſtehend, und einen Conſulenten, wels 
‚ em die. Abfaſſung der von ben, Ständen auögehenden Schriften obliegt. 
— In: ben,,beiden Landestheilen, der jüngern ‚Linie ‚machen die, Glieder 
her Ritter iund Landſchaft/ fuͤr dig, beſonderen Angelegenheiten des Ge: 

bietsantheils eine ſelbſtſtaͤndige Corporgtion quso Mieſe einzelnen Land⸗ 
‚ftondfehaften. ‚aber bilden, für dab gefammte Gehiet ‚ber juͤngern Linie, 
in gameinſchaſftlichen Angelegenheiten aller: Eandestheile; einan: Gefammt: 
a unfır dem; Namen ber allgem ehren Sandikindeg mie 
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- Stände in ben Reußifchen Ländern hahen eine berathende. Stimme 
bet der allgemeinen Gefeßggbung. und Landesverwaltungz ihr Gutachten 
wird vorzüglich in Beziehung guf die Gerechtigkeitöpflege und die Steuern 
verlangt, Die, nah Einhohlung des landſtaͤndiſchen Gutachtens von dem 
Fürften ausgeſchriebenen, Steuern Aliegen. in die, für.jedes Fuͤrſtenthum 
heſonders beftehende,.Landeöfteuerkaffe,, deren Einkünfte für die Beduͤrf⸗ 
‚niffe der innern Landesverwaltung, und- für die Unterhaltung. des Milt- 
: tairs verwendet werden. Die Aufſicht uͤber die Verwaltung dieſer Kaſſe 
iſt in jedem Fuͤrſtenthume einem Steuerdirector übertragen. Er nimmt, 
mit Zuziehung einiger ſtaͤndiſchen Be .. die ee 
‚gen ab, und. juftifigixt dieſelben. a — 


Fuͤrſtenthum Lippe-Detmold. 

Es beſtand im Fuͤrſtenthume Lippe eine aus der Vorzeit ſtammende 
aͤndſtaͤndiſche Verfaſſung, mach welcher, auf dem jährlich gehaltenen Land: 
tage, die Steuern bewilligt, und bie allgemeinen Landesangelegenpeiten 
“ berathen wurden. Die Landftähde erfchienen in zwe i Curien: die rit— 
terfchaftliche und, die ſtaͤdtiſche. Jede derſelben wählte aus’ ihrer 
‚Mitte zwei Deputirte für die Taufenden und zur beſchleunigenden Angelegen- 
heiten, von welchen‘ die amtlichen Deputirten Landrithe hießen. Ein 
Landſyndicus war beiden Gurien gemeinfchaftlich verpflichtet, und eine Lands 

Faffenadminiftrationscommiiffion leitete das "öffentliche Kaffenwefen. 
Seit dem Beitritte des Haufes Lippe zum Rheinbunde (1807) hat: 
ten die jährlichen Laudtage aufgehört. Ad aber das Haus Lippe (1815) 
dem teutfchen Bunde’ beigetreten war, nahmen die Stände Anfangs bie 
völlige Wiederherftellung der alten Verfaffung in Anfpruch, und fpater 
eine zeitgemäße Geftaltung derfelben auf dem Wege des Vertrags. Nach 
laͤngern Verhandlungen deshalb reichten fie‘ (1817) eine Beſchwerde bei 
der Bundesverſammlung ein; wache 1818)" deshalb eine Vemittelumge⸗ 

commiſſion ernannte. — Da U FR AR? 07 aa ST TER GE TER 

Da gab” die verwittwete ai Geretgte) ee, als 
Vormimderin ihres Sohnes — des jehh regierenden Fürtfien ‘Leopold — 
am 8. Juni 1819: ihrem. Lande einedneue (ottroirte) landſtaͤndiſche Ver⸗ 
faffüng; :welche:son' den‘ 'Fünften‘ Leopold‘ mit unterzelchnet· ward, umd 
nach einerndffentuichen · Beurthellung verſelbeno in der’ Baue ſchen 
Lite rat u vge itung wort Jahte 1820. St. 40: Aus der Feder der 
Fuͤrſtin ſelbſt· gertöffeh? iſt Die Frfi tnachte" (1819) Spiele Erfuͤllung 
: desire ae det Bendebätte bder Bund esverſamm lung befanne. ' a 
Mllein gegen site ikech dieſerneue Verfaſſung! beabfichtigte,: völlige Auf⸗ 
hebung der Alt gen ſtaͤndiſchen Derfaflung, ſo wie gegen die Beſtimmun⸗ 
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‚gen ‚der menen Verfaſſung felbft, ‚pröteftieten bei ‚ber Bundesberſammlung 
nicf;b1B6 ‚DR ſühem Stände deg Ranbes;, foibefg, ih Z. Aug. 1819) 
ber nächfte Ugnat, ber Fürfl von Schaumburg-Lippe, obgleich darauf die 
guͤrſtin⸗Vormümderin zu Frankfurt die Erklärung abgeben ließ: „daß der 
Fuͤrſt von Schaumburg⸗ Lippe weber- aus fernen-aghatifchen Verhältniffen, 
noch aus dem beftehenden Interimiſticum, ein Einwilligungs- oder Wi⸗ 
berfpruchörecht ableiten koͤnne.“ Dennoch iſt dieſe Verfaſſung, ſelbſt nach dem 
Regierungsantritte des Fuͤrſten Leopold, noch nicht ins Staatsleben eins 
getreten, ‚amd. kann baher in, biefer Urkundenfammlung nur als Verfaſ⸗ 
ſungs ent wur fi aufgenommen: werben, ae a © Ä ; 


a) Land ſtaͤndiſ che Verfaſſungsurku nde des Fürftenthums 
na. Lippe vom 8. Juni 1819. = 


Von Gottes Gnaden Pauline Ehriftine Wilhelmine x. Wir wurden 
bisher auf mehr als eine Weife an ber Erfüllung des dreizehnten Artikels der teut- 
ſchen Bundesacte gehindert, geben aber nunmehr, mit voller Beiflimmung des 
fünftigen regierenden Fürften, -Unfere Herrn Sohnes Paul Alerander Leo— 
pold Liebden, dem Fürftenthüm Lippe nachſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſungsurkunde. 
‚Möge fie dem gelichten Lande, dem fiebenzehn Jahre unfere treue, mütterliche Fürs 
forgg, gewidmet war, bei dem nahen Ende Unfrer vormundfchaftlichen Regierung ein 
theures Vermaͤchtniß und die Grundlage ungeftörter Einigkeit zwifhen Haupt und 
‚Sliebern werben. .. Es bedarf Feiner neuen Landesconffitution; es war unnöthig, 
Rechte zu verfichern, die zu entzichen nie Unfre Abficht war,. Pflichten einzuſchaͤr— 
fen, die fich von felbft verftehen. Wir wollten nur die Dauptzüge der landſtaͤndi— 
ſchen BVerhältniffe nach den Bedürfniffen des Uns anvertraueten Landes bezeichnen, 
und uͤberlaſſen e8 gern der Zukunft, im fegensreichen Einverftändnig der Fünftigen 
Regenten und der kuͤnftigen Stände, die Landeseinrichtungen, fortſchreitend mit 
Fair Bebürfniffen der Zeit, zu vervolllommnen und auszubilden. Es ift das fihöne 
Vorrecht Hoher Menfchenmürde, niemals ftill zu ftehen, nie am Ziele ſich zu glau— 
ben; denn was bie Väter beglüdte, paßt nicht mehr gang für die Soͤhnez was dieſe 
bedürfen, wuͤrde fchiverlich mehr dem Enfeln genügen; aber dagegen fteht es uner⸗ 
fchütterlich feft, daß, wo es dem allgemeinen Wohle gilt, dem perfönlichen Bor: 
theil, den hergebrachten Gewohnheiten entfagE verden muß, und dad Glüd der 
Geſammtheit allein Richtfchnur feyn und bleiben darf. ° . N „warn. 
Die Wahlen follen ohne Aufenthalt angefest, und,  fobald fie vollendet find, 
die Abgeordneten zum Landtage berufen werden. Diefe Verordnung wird abgedrudt, 
sertheilt, angeſchlagen, und ofne die Berfaffungsurfunde von den Kanzeln verlefen. 
re u SELTEN. e i 
| v. Funk Helwing. Petri. u. Meien. . | 





— Verfaffungsurkunde 
; Dem ati. Eefbee. Kittel. | 
Beſtimmung der Landftände, ber Anzahl ihrer Abgeordneten, 
“en > und deren Rechte und Pflihten 
> dl. Die bisherigen Staͤnde von Nitterfchaft und Städten im Fürftenthum 
Sippe werben aufgehoben und durch eine Vertretung aller Landeseinwohner erfest:: 
. 2. Dieſe Volksvertretung ruhet auf Grundeigenthum und ‚bildet ſich aus 
| — = Klaſſen der,'fshriftfäfligen Gutsbeſitzer, des Bürgerftandes und des Bauern: 
andes. ER a a ee a BEER, Se PR 
8. 8. Jede dieſer drei Klaſſen waͤhlt aus ihrer Mitte ſieben Abgeordnete, die 
ſich auf Ausſchreiben der Landesregierling verſammein und dann den Landtag bilden. 
Ka H Diefe ein und zwaͤnzig J—— vertreten die Geſammtheit des Lip— 
Rechen 


andes, nicht blos bie. ſie gewaͤhlt habende Klaſſe; das Intereſſe des ganzen 
Baterlandes it ihre heilige Pflicht... a — r — 


\ 
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5 65. Die Mahl heſtimmtjebemn. Ahgeordneten einen Stellvertreter‘; für: den 
Fall, wenn der —A der, exforderlichen Eigenſchaften, oder die mit lan⸗ 
— Gehehmigung, erfolgte Niederlegung feiner Stelle, Tein Verhaͤltniß 
& ef. a EUER une a Le Dar eg en a 
„.. 8% 6, Die Abgeorhneten ‚und ihre Stellvertreter geloben permöge koͤrperlichen 
Eides: dem Tandeenerie bei Marie See, "den Geſetzen Gllocfam, —5— 
en — denn Gemeinwohl des Vaterlandes unablaͤſſige Airfmerkſam⸗ 
art und Fürſorge ERDE 
87. Bei Einführung neuer ober Abänderung früherer Landesgeſetze folleh die 
Zandesabgeorönesän itwirken, ihr Gutachten geben, und wird, wenn” jene, Ver: 
—— ‚She Landesverfaſſung weſentlichen Einfluß haben, ihre Zuſtimmung 
erforderlich ſeyn. an a a Se Kanal RER 
73:8, Dhne vorhergegangene Berathung ’ und ausdrückliche Beiſtimmung ber 
Eandesabgeordneten Tann Feine neue Steuer; fie. habe auch: Namen! weichen fie wolle, 
fey direct oder indirect, aufgelegt, Feine Anleihe auf den Eredit landſchaftlicher Kaſ⸗ 
ſen gemacht werden. Bei hoͤchſt dringenden Fällen. und unaufſchieblicher Eilefollen 
jedesmal die Deputirten des fändifchen Ausſchuſſes zur Ueberlegung und epartitiön 
zugezogen werden. Bon Nebenbedingungen bei’ Steuerbewilligung darf niemals 
= — ſeyn, nur von richtiger und alleiniger Verwendung zu den angegebenen 
Zwecken. er 4. Fa a Bi fe 2 je U re . 
—3. 9. Die bisherigen längft beſtehenden Steuern, welche im Verhaͤltniß andrer, 
durch Krieg und Regentenwechiel härter ‚betroffenen, : Staaten weder vielfach noch 


drüdend find, bleiben vorerft noch in gewohnter Art. . 


$. 10. Die Regierung legt, wie bisher auf jedem Landtage, einen Etat der 
nöthig erachteten Bewilligungen bis zum nädjften vor, - ben genau zu prüfen und 
was des Landes Wohlfahrt fordert, dabei zu erinnern, der Landesabgeordneten bes 
fondere Pflicht iſt. Zn x 

F. 11, Auch fleht den Vertretern des Landes bad Recht des Vorſchlags, ber 
Anzeige, ber Erinnerung bei Gegenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, 
Vervollkommnung der Gefesgebung, Mißbraͤuche der Verwaltung, Verbrechen ein: 
zelner Staatsdiener umfaffen. | | 
—— Außer dem Landtagsdirector, welcher nur während des Landtags fein 


Amt verwaltet, und einem Landfyndicus, der im Lande wohnt und wohl im Stande 


ift, feinen Verpflichtungen zu genügen, wählt noch jeder Stand, zu leichterer und 
ſchnellerer Beſorgung der Iandftändifchen Ungelegenheiten auch außer dem Landtage, 
einen: dauernden Deputieten. Diefe drei bilden den Ausfhuß. 
$. 18, Alle diefe Wahlen bebürfen der Beftätignng des Landeshertn. 
— Zweiter Titel. 
Nähere Angabeder zu jedem Stande gehörigen Staatsbürger. 
5.14. Der erſte Stand oder der Stand der Gutsbefiger im Fuͤrſtenthum 
‚Lippe befteht aus den Stiftern Eappel und Lemgo, aus allen Eigentkümern fchrift: 


fäffiger, weder ber ſtaͤdtiſchen Eontribution, noch der Grundfteyer des platten. Landes 
unterworfenen Güter. Diefe Güter mögen in einer Stadt ober auf dem Lande lie 


‚gen, bisher dem ritterfchaftlichen Katafter einverleibt geweſen feyn oder nicht, ber 


Gigenthümer mag abeligen oder bürgerlichen Standes fegn, fehlt ihm nur Feine der 
Eigenfhaften zur Ausübung des Stimmrechts; fo fteht ihm bei der Wahl der fie: 
ben Abgeordneten des erften Standes eine. Stimme zu. Zerfplitterte Grundſtuͤcke 
ohne Wohnhaus berechtigen hierzu nicht. 

. 15. Den zweiten oder ben Bürgerfland vertreten die Abgeordneten der 
Städte Lippftadt,- Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, Detmold, Barntrup und 
des Fleckens Lage. Die ſechs erften Städte wählen, jebe einen Abgeordneten; Barn⸗ 
trup und Lage den: fiebenten gemeinfchaftlich. 

. 8. 16. Den britten ober den Bauernftand bilden alle erbliche Süterbefiger des 
platten Landesjt.melche unter der erften Inftang der Aemter Stehen‘, ſie mögen ber 
Gontribution oder Grundſteuer unterworfen ſeyn oder ‚nicht, ohne Rüdfiht auf die 
Größe ihrer Beſitzungen; die Flecken Schwalenbevg , Alverdiſſen, :Böfingfeld, Ba: 
venholg, und ſaͤmmtliche Erbfötter ohne Unterſchied der Eremtion, | 


Dritter Lite. "00 
Bon den Wahlen. | 


8,17. Die Regierung ſchreibt die von dem Landesherrn verordneten Wahlen 
aus, die nach ihrer Vollziehung deſſen Genchmigung bedürfen. r 
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78,18. DIE Behoͤrden, denen bie Selfung der Wahl‘ anvertraut wird, enthals 
ten fich aller Borfchläge, jeder Einmifhung; forgen für Ordnung, Ruhe; verftäns 
digen die Erſchienenen mit großer Sorgfalt, und ermahnen fie, gewiffenhaft und 
eeſichtslos ihte Stimme nur Männern von bekannter Einfiht und Reſhtſchaffen⸗ 
eit zu geben. fen: — 
vi 6: 16. Die Wahlen der Landesabgeordneten bes erften Standes geſchehen in 
AUner dund derfelben Handlung unmittelbar, die Wahlen ber Abgevröneten des zwei⸗ 
ten und bes dritten Standes mittelbar durch die dazu beffimmten Wahlmänner.- 
"78,720," Mer zu Eippftabt, Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, Detmold oder 
in Barntrup und Lage ein Wohnhaus, in den Aemtern und Voigteien ein der Amts⸗ 
gerichtsbarkeit unterworfenes Gut, Wohnhaus oder Staͤtte wirklich beſitzt, und der 
nachher anzufuͤhrenden en diefer Klaffen nicht ermangelt, ift ein Wähler 
des zweiten ober dritten Standes. 

821. Für fünfzig bürgerliche Wohnhäufer in ben Städten und dem Flecken 
Lage, und für funfzig amtsfäffige Güter, Colonate oder Stätten auf dem Lande 
wird immer ein Wahlmann erkohren. 

$. 22. Wer als Wähler Theil nehmen will, muß fein Vermögen felbft ver⸗ 
walten, weder in Concurs noch location ftehen, im Lande wohnen und 25 Jahre 
ee haben. Wer fih eine entehrende Strafe zuzog, iſt von jeder Wahl 
ausgeſchloſſen. 

Al Der Wahlmann bebarf, außer denen vom Wähler begehrten Eigen: 

ſchaften, ein breißigjähriges Alter, Bekenntniß der chriſtlichrn Religion, untabel- 
haften Wandel, den Ruf eines verftändigen, rechtſchaffenen Mannes und ein Grund: 
wermögen von 1000 Thalern, um wählbar zu feyn. 
8.24. Ein Sandesabgeordneter muß die Eigenfchaften des Wählers und Wahl- 
manns befisen, feine Gedanken ſchriftlich verftändlic auszubrüden vermögen, ‚und 
ein. Grundvermögen von 3000 Thalern haben. Die nämlichen Vorzüge muß der 
Stellvertreter ‚eines Abgeordneten vereinigen. — 

8. Niemand kann in mehr als einem Stande waͤhlen, mehr als eine 
Stimme führen; doc hängt es von einem jeden ab, ber in mehr. ald’ciner Klaffe 
Grundeigenthbum befigt, das Gut zu beflimmen, von bem er ‚feine Rechte aus- 
üben: will. i | 
8%. Die Stifter Gappel und Lemgo ‚werben jedes burch feinen Syndicus 
vertreten. Andere Wahlftimmen müffen perfönlich erfcheinen und ruhen demnach, 
während eine Frau fie befist, ein Vormund oder Eurator fie verwaltet. -: 

Großväter, Väter, Brüder Eönnen nit mit ihren Enfeln, Söhnen 
und Gefhiiftern zugleich Wahlmänner, nöch weniger Landesabgeorbnete feyn. Wer: 
den fie demnach gleichzeitig gewählt; fo tritt der jüngere an Jahren zurück und fein 
Stellvertreter ein. . 

$. 28. Die Mitglieder der Regierung, der Rentlammer, des Eonfiftoriums, 
der obern Juſtizhoͤfe, diejenigen, welche Hofchargen oder Milifairdienfte bekleiden, 
Eönnen keine Lanbeschgeordnete feyn. Andere dazu gewählte herrfckaftliche Diener 
muͤſſen erft die Erlaubniß des Regenten zur Annahme nachſuchen. 

8.29 Wer an einer Wahl Theil nehmen darf, hat auch bie Pflicht, dem an 
ihn ergebenden ehrenvollen Ruf zu folgen, wenn nicht Krankheit, Abwefenheit und 
unaufſchiebliche Geſchaͤfte ihn entfchuldigen. — 

‚30. Die Gegenwart von drei Viertheilen der Berechtigten ift bei jeder Wahl 
nothivendig. Erſcheinen fie nicht zahlreich genug, muß deshalb ein nener Zermin an: 
gefeot ‚werden; fo geſchieht es auf. Koften derer, die ohne. gejegliche Urſache aus: 
‚blieben. | Ä tea re 
— 31. Bei jeber Wahl, wo Stimmengleichheit eintritt, und nicht einer der 
Gewählten freiwillig entfagt, entfcheidet das Loos. 

8. 32, Mer die Wahl ablehnen will, muß es fogleich zu Protocol erklaͤren, 
oder. binnen drei Tagen der Regierung zureichende Gründe anzeigen... - 

.." 8.88, ...Menn-bei den Wahlen die vorgefchriebenen Kormen nicht ‚beachtet wur⸗ 
den; oder den Gewählten bie gefeslichen Eigenfchaften fehlen, Ränte, Einflößungen, 
Berabrehungen oder: Kabalen eintratenz fo find fie ungültig und nichtig; die veugeb: 
lichen Koften fallen dem zur Laft, der diefe Mängel verfchuldete, und es kann ihn 
nad) ee auch Strafe treffen. -' eg ei r 
8484. Die mit. der Leitung der Wahl beauftragten Behörden berichten die 
Vollziehung, mit Beifügung eines Gutachtens über die Gültigkeit, der Regierung, 
welchs dann die Entſchließung des Landesheren ‚bekannt macht. u ERS: 
8, Sobald eine. Wahl die landesherrliche Genehmigung erhalten bat, loͤſen 


‘ 
J 
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ſich alle Verhältniffe. der Wahlmänner auf,, und ſie duͤrfen ſtch nicht weiter eigen: 
maͤchtig verſamme— MEER 
2,.84,36. Die Landesabgegrbnefen, die brei Deputirten des Ausſchuſſes und. der 
— werden auf ſhg Sabıp ‚gewählt, .Lönhen. es aber auch nach dieſem 
Zeitraum bleiben, denn ihre Wahl ſich erneuert. a 
0.8.37. Geht während des fechsjährigen. Zeitraums ein fuͤr einen Landegabge: 
orhneten eingetzefener Stellvertreter ab; fo wird die Negierung eine neue Wahl des 
Abgsprbneten und des, Stellvertreters veranlaſſfe. 434 
1.32 81. 98..:Die dieſer Verfaſſungsurkunde beigefchlöffene Wahlvorſchrift beſtimmt 
bag Betragen kines. jeden Standes bei. der. ihm. ‚obliegenden ‚Wahl. :. .. ee 
ar, Bierter Xiten, ne dee 
kt de Hr 3 Fa Ta u LP) ‚ WERE *r . ARE 7 ra? 

=. Bon den Landtagen. en 
8, 89: Cine landesherrliche Verordnung im Intelligenzblatt beruft den Land⸗ 
tag. der Regel nach in.die Refideng Detmold. Eigenmaͤchtige Jandftändifche Verſamm⸗ 
lungen find geſetzwidrig und nichtig; doch kann fi jeder Stand, hat er die landes— 
herrliche Erlaubniß dazu erbeten, in feinen: Angelegenheiten vereinigen. Ä 

; $. 40, : Alle zwei Zahre foll. ein Landtag gehalten werben; doc Tann, wenn 
es der Landesherr fruͤher noͤthig erachtet, die Zuſammenberufung der Stände au 
nach kuͤrzerem Zeitraum geſchehen. rn 

8. 41. Nach des Regenten Ableben werben binnen drei: Wochen die Landesab- 
grorbneten. einberufen; um die. Huldigung zu leiften, ‚oder im Fall eine Bormunds 
ſchaft anzuordnen. iſt, dazu mitzuwirken. - Eee 

$. 42. So oft eine neue Wahl von Landesabgeorbneten eingetreten ift, ‚begiebt 
ſich “eine fürftlihe Commiſſion noch vor Eröffnung des Landtags in die Verfamm- 
lung und beeidigt die Gewählten. | a | 
843, . Dahn wählen fämmtliche Landesabgeordnete den Director bes Landtags, 
den aus drei Deputirten beftehenden Ausfhuß, und den Landſyndicus, zeigen ben 
Erfolg der: fürftliheu. Commiſſton an, melche bie landesherrliche Genehmigung ein: 
hohlt, die Bekanntmachung der Wahlen .beforgt, den Landtagsdirector und’ den Aus— 
fchuß auf die fchon geleifteten Gelobungen verweifet, und den Landſyndicus beeidigt. 

‚44. Wenn die Ständeverfammlung auf diefe Weife ihre innere Einridhtun; 
‚erhalten hatz ſo erfolgt- ihre. feierliche Eröffnung auf dem Reſidenzſchloß in Fer 
fonftigemohnter Weiſie. mn — F r 
$. 45. : Die Landesabgeordneten:;berathfchlagen in einer Kammer, und erhalten 

‚eine weitene Gefchäftsordnung. Be — Zu 

8.46. Die Berathſchlagungen des Landtags gefchehen öffentlich; doch Fann die, 

Kammer: das: Abtreten dev Zuhörer in dazu geeigneten Faͤllen verlangen. Die Re 
ſultate des Landtags follen in paßlicher Form und Kürze durch den Druck bekannt 

gemaͤcht werden. . 1. " ' ER J 

$.. 47::..3u einem gültigen Beſchluß bedarf es der Anweſenheit von wenigſtens 
zwei Drittheilemsder Landesabgeorbneten. Der Landtagsdirector, welcher: jeden Ge: 
genſtand der Berathung vorträgt, fucht denfelben in vollftändiger Klarheit. darzule⸗ 
gen: und näch Möglichkeit auf einfache. Fragen zurüdzubringen. Im Fall entſchiede— 
ner Stimmenmehrheit iſt der Befchluß gefaßt; Stimmengleichheit veranlaßt bie Wie: 
derhohlung des Gegenftandes in einer zweiten Sitzung; und bauert fie auch. dann 
noch fort, die Entſcheidung des Landesherrn. EEE ER 
8:48. Ale Abgeordnete haben gleiche Rechte und« gleiche Verpflichtungen; fie 
‚vertreten alle Landesbemohner und find daher an Feine Inſtruction ihrer Wahlbehör- 
den gebunden. Sie müffen biefe in Kopf und Herz, in befter Einfiht und Ueber: 
geugung finden. :Proteftationen gegen: die. Befchlüffe des Landtages find gefegwibrig ; 
doc) ſteht es jedem Abgeordneten frei, . feine abweichende Meinung in einem: befon- 
dern Aufſatz zur Kenntniß des Regenten zu bringen. ı "in 
$. 49, Die.Landesabgeordneten find wegen ihrer Aeußerungen in ber ‚Stänbes 
verfammlung nicht verantwortlich. Werlegungen bes allgemeinen Anftandes ;; Ber: 
 ‚anglinpfungen iSchmähungen ſind ihnen. nicht guzutdauens; der Tanbtagsbirertor 
koͤnnte ſonſt, da; ihm die Erhaltung der Ruhe und Schicklichkeit in den Berfamm: 
‚ungen obliegt, zur Ordnung rufen, und. geichähe.. es ‚vergebens ‚Entfernung und 
Ahndung durch Anzeige befördern. Jeder Abgeordnete iſt während ber: Dauer des 
Landtags fün:feine' Perfon umverletzlich; nur die Begehung eines Verbrechens Koͤnnte 
Verhaft ihm zuziehen. ae ge 
$. 50. Wenn es wegen ber landesherrlichen Propoſitionen und Regierungsan⸗ 
traͤge muͤndlicher Entwickelungen und ausführlicher Nachweiſungen bedarf;f ſo ernennt 


J 
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der Landesherr "cine Commiffion, die den einzelnen Sitzungen, melche biefen Gegen⸗ 
ftänden beftimmt find, beizuwohnen hat. — ee 
= 8.51. Der: Landtag. muß auf bie Ianbesherrlichen Propofitionen ein auf alle 
Puncte gerichtetes, nach Möglichkeit erfhöpfendes, wohlerwogenes Gutachten erflate 
ten, worauf dann weitere Entſchließung erfolgt. Sn Anfehung unerfüllter Wuͤnſche 
und hicht genehmigter Vorſchlaͤge der Abgeoroneten? ftcht es denfelben frei, fie am 
nachſten Landtag zu wiederhohlen. De — 
eh $. 52. Der Landtagsſchluß geſchieht mit gleihen Foͤrmilichkeiten, als bie 
r fitung. De Lö nr Ru a7, tie " ae, : ! ; u 
8. 53. „Die gewöhnliipe Dauer des Landtags ift brei Wochen; der Landesherr 
hat die Befuͤgntß det Werlängerung oder Ubfürzung‘, auch) in außerordentlichen hofe 
fentlich nie eintretenden "Fällen, der Auflöfung ohne formlichen Lanbtagsfchluß: 
Dahn werden binnen drei Monaten neue Wahlen ausgeſchriebenz "ober geſchiehet es 
nicht; ſo iſt es ſtillſchweigende Anerkennung "der fortdauernden Guͤltigkeit der 


alten. Wahl," Fe MR 
85 Nach "gefchlöffenem oder aufgehobenem Landtag ift jede weitere foͤrm⸗ 
re Berathſchlagung oder Handlung der Landesabgeorbneten geſetzwidrig und daher 
ni tig. ee I Se 1,4". TR TIEE > . ER j i * 
. 655. Alle Abgeordnete erhalten täglich drei Thaler Diäten, mit Einſchluß 
des Tages ihrer Ankunft und Abreiſe, der Landtagsdirector das Doppelte aus einer 


von den drei Ständen gemeinfhaftlich zu-bildenden Kaffe. 
— 4 RER up I \ - F 1% * Re „ 9ER er 
| F Sünfter Titel. ET < 
Gefhäftstreis:des Landtagsdivectors, bes Ausfhuffes und 
realen EEE REIF — des Landſyndicus. — — 2 & 5 bi 
83:56, Der Landtagsdivector, jedesmal nur für die. Dauer des Landtags ges 
wählt, mit dem feine ‚Amteführung- beginnt, dauert und endigt,., läßt fih mit dem. 
Director igbes, hoͤhern Collegii vergleichen... Ihm werden. die. landesherrlichen Erlaſſe 
behaͤndigt, er legt fie dem Landtag zur Berathung und Beantivortung vor, und 
unterzeichnet. mit ‚benz drei, Ausfchußdeputirten alle Ausfertigungen bes Landtags. 
Un; ihn. find; ‚alle. Eingaben . überfchrieben , er wacht darüber, : daß nichts vorfalle, 
was den Landtag die allgemeine Achtung entziehen koͤnnte, und, feine Stelle ift in 
jeden Beirat ein-Äihgenamk, Bu a ee = 
1. 8.97. Die dran Außſchußdeputirten vertreten die. Geſagnmtheit der Landesabge⸗ 
ordneten überall, wo dieſe ſelbſt nicht wirkfam; ſeyn Tonnen... In eiligen, die Rechte 
der Stände, betreffenden, Sällen, wenn, bem.Lande Gefahren drohen, wo ‚jeder Ver⸗ 
zug, jede Belannfwerdung fehaden würde, find fie es, mit denen die Regierung, 
Rath pflegen wird. Sie können. indefjen keine bleibende Verbindlichkeiten für das 
Land eingehen, und find den Landesabgeordneten verantwortlich). 
$.-58; Die drei Ausſchußdeputirten bilden, unter dem Diretkorio des jedesma⸗ 
ligen Regierungschefs, ‚das Landcaſſen-Adminiſtrationscollegium. Dieſer Behörde 
liegt es ob, jährlich. ale landſchaftliche Kaſſenrechnungen, wozu auch die Militair⸗ 
taffenvechnung . gehoͤrt, durchzuſehen und abzunehmen. ' Die Ausſchußdeputirten, 
welche dem Landtag Rechenſchaft von dem Zuſtand der Kaffen, mit ihren Vorſchlaͤ— 
gen und Bemerkungen, ablegen, erhalten "Abfchrift der Rechnungen und des Abnah⸗ 
meprotocols. . 0 Ban a a 
8.59. Der Shndicus führt, als Secretair des Landtags, über alle eingehende 
Sachen ‚und darauf gefaͤßte Beſchluͤſſe ein voliſtaͤndiges tabellariſches Verzeichniß/ und 
in den Verfatiilüngen, das Prokocolle "Ex vetfertigt ‚die Gutachten und alle andere 
Auffäße in, ſtaͤndiſchen Angelegenheiten, ohne ſelbſt dabei ein Votum zu haben; er 
muß die Regiſtratuͤr wohl. verwahren und zur ſchnellen Auffindung'der benoͤthigten 
Acten in größefter Ordnung erhalten. * 


8.60, Weber. den zu beftimmenden Gehalt und die Emolumente der Ausſchuß— 
deputivten. und des Landſhndicus aus der zu ‚bildenden allgemeinen "Kaffe werden die 
Landesabgeordneten Vorſchlaͤge zur landesherrlichen Genehmigung zu, eröffnen haben. 


25 r, 
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u) Wa ylvorſchr ift für das. Fuͤrſtenthum Lippe. 


Bon der Wahl der Abgeordneten des erften Stand ER: 
81. Die Regierung wird einen Termin beſtimmen und eine Commiſſion er—⸗ 
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nennen. Legtere ladet bie Güterbefiger ein, perföntich und auf ihre Koſten in Lemgo 
zu erfcheinen, wenn es ihnen Fein gefehliches Hinderniß verbietet... 
dr 2. Ueber, das Erfcheinen ‚diefer Wähler des erften Standes wird von der 
Commiſſion, nad) namentlichem. Aufruf. berfelben, ein Protocol abgefaßt, und, einem 
jeden folgender Waͤhlexeid abgenommen: Ba : 
„Ich ſchwoͤre zu Gott, daß ich meine Stimine aus wahrer innerer Ueherzeu— 
gung, ohne fremden Einfluß und Nebenrücfichten, nur fo abgeben will, vie 
1; 1%, es dem ‚allgemeinen Beſten am zutraͤglichſten halte.“ an 
Die Verſammlung eriiennt zwei Wähler aus ihrer Mitte zum Beiſtand der 
LT 111113117.) Wr EEE ER . ee — 
2.8 8. Jeder Wähler. empfängt. einen im Voraus gefertigten, in, Briefform zu: 
fammengelegten ‚mit. fortlaufenden Nummern bezeichneten ‚Wahlzettel auf den ev 
die Namen der; ſieben Gutsbefiser feines Standes fehreibt (mögen: fie gegenwärtig 
ſeyn oder nicht), die er zu Landesabgeordneten ernannt wuͤnſcht. 5 
$. 4. Wenn die Zettel von den Schreibenden wieder gefaltet und in. das dazu 
beftimmte ‚Gefäß: geworfen. find ; fo werben fie nun gezählt, nad) der Reihe geöffnet 
und. laut verleſen. Iſt ein Mißverftändnig: durch Undeutlichkeit der Dandfchrift 
rue jo kann die Berichtigung geräufchlos und ohne Stoͤrung befördert 
wer EN. oe — A r.” r “ | — FEB 
8 9 Uuf,einen in. fieben Columnen-abgetheilten Bogen. wird. der Inhalt jedes 
einzelnen Wahlzetteld mit des letztern Nummer: gefchrieben, der Erfolg der Wahl: 
verfammlung bekannt gemacht, und, mit Beilegung der Wahlzettel und Wahlbogen, 
zu Protocol! genomnien. es 
8.6 Wer yon den ſieben Gemwählten .; zwei Drittheile, der Stimmen der; Ans 
weſenden erhielt, bedarf nur noch der landeshexrlichen Genehmigung, um Abgeord— 
neter feines Standes zu ſy. ae 
8,7 Wenn bei, der erften Wahl nicht für ſieben Güterbefiger entſchiedene 
— J— yorhanden iſt; ſo wird für. die noch Fehlenden der Ach wieder: 
hohlt, und giebt das dritte Mal die Mehrheit der fuͤb jeden Einzelnen abgegebenen 
@ktinme Der Ausinlig,. nr ie Te — 
"8.8. Die ſieben Gutsbefiger, die nach den gewählten fiiben Abgeordneten die 
meiften Stimmen. erhalten, werben dadurch Stelldertretet,iunb-beflimmt- das Loos, 
wer es jedem Abheorbneten iſt it IN 
8.9. Das deendigte vollſtaͤndige Protocoll der Wahl unterzeichnen’ die Com: 
miffion und bie beiden Gehuͤlfen, und erſtere entläßt die Wahlverſammlung. So— 
bald’ der’ Landesherr‘ die Wahl betätigt hat, wird fie im! Imfelligengblatt bekannt 
gemacht, und, jedem Abgeordneten und‘ jedem Stellvertreter tin Wahlatteſt zu« 
nz — Zweiter Titel en 
Bon dei Wahl der Abgeordneten des zweiten Stande. 
86:10... 'Die, Regierung fest den Termin feſt, wann in den Städten Lippftadt, 
Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln,. Detmold, "Bärkitrup' Und im Flecken Lage 
die Wahlmaͤnger des Buͤrgerſtandes beſtimmt werden follen. "Das. Wahlproto⸗ 
coll führen die Maͤgiſtrate, wozu ſich in Detmold der Neuftübter Commiſſa⸗ 
rius gefellt. ee a line. 
* — 11. Die Zahl der Wahlmaͤnner beſtimmt das Verhaͤltniß der bürgerlichen 
Häufer, nach Vorſchrift der Landftändifchen DBerfaffuhgsurkunde.. — 
8. 12.Die leichtefte und‘ bequemſte Art, ihre Buͤrgerſchaft zu verſammeln 
uud abſtimmen zu laſſen, "wird der Ueberlegung und dem. Gutbefinden der Magi— 
ſtrate uͤberlaſſen, wenn nur eine ruhige Wahl und leichte Ueberſicht dadurch befoͤr— 
dert wird. REN N DR RE: a er a 
8. 18. Nur ftimmfähige Einwohner werben zum Termin eingeladen: Der 
Magiftrat unterrichtet durdy eine, kurze Anrede die Wahlverfammlung "von dem 
Zweck ber Handlung, mit Vorleſung der. nöthigen Paragraphen aus der landſtaͤn— 
dirhen Verfaſſungsurkunde und aus diefer Wahlvorſchrift; er beruft dann jeten 
Wähler einzeln, um ihn die Namen derjenigen feiner Mitbürger zu Protocol ans 
geben zu laffen, die er zu Wahlmännern zu ernennen wünfcht, „ 2 
$. 14; Sobald’ die Stimmen ſaͤmmtlicher erfchienenek Waͤhler zu Protocoll 
genommen find, und das Refultat dev Abftimmungen gezogen ift, ernennt die Ver— 
fammlung vier mit dem Magifttat in keiner Beziehung fichende Männer, denen 
beides vorzulegen A: : 5. 7 nt Asrmut eu dan ga 
15. ‚Die. Stimmenmehrheit bezeichnet die Wahlmaͤnner. Sind deren. eine 
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groͤßere Zahl vorgeſchlagen, als der Stadt zuſteht; ſo beſtimmt das Loos die 
Zuruͤcktretenden. Ze ER en i 

$. 16. Der Erfolg wird der Wahlverfammlung bekannt gemacht, das Proto- 
coll gefhloffen, von fämmtlichen, gegenwärtig geweſenen Magiftratsgliedern‘ und 
den; dier ‘gewählten Gehuͤlfen (fiche:.$. 14.) unterzeichnet, und das Wahlprotocoll 
mit Berichtserflattung der Regierung eingereicht. Ne 
8 17. Sobald‘ den Magiftraten die Iandesherrliche Genehmigung der Wahl: 
männer zugefommen ift, geben erſtere dieſen eine Legitimationsurkunde. 

$. 18. Nun bevaumt die Regierung einen weitern Termin zur Wahl der ab: 
georbneten: des Buͤrgerſtandes an, wobei ein: fürftlicher. Gommiffarius. den Vorſitz 
führt; der Magiftrat. die mähere Unordnung ‚und das Protocol; beforgk. . — 

. 19. Die Wahlmaͤnner ſchwoͤren den $. 2. vorgeſchriebenen Waͤhlereid. 
Wenn einer derſelben fehlt; fo ruft der Magiſtrat denjenigen Bürger zur. Stellver⸗ 
tretung auf, der nach dem Fehlenden die meiften Stimmen. zählt... — er 

8%. 20.: Die Wahl der ftädtifchen Abgeorbneten. ift volllommen frei, auf Zeine: 
Weife an die Glieder des Magiftrats gebunden, oder auf dieſe befchränft. Ber 
ſitzen ſie die gefeglihen Eigenſchaften; ſo Tann die Wahl: fie eben ſowohl treffen, 
als: Borübergehen.: | “ ar FR Be ar 

ni; 21. Jeder Wahlmann.erhält' einen Wahlzettel (wie oben bei der Wahl bes 
erften Standes) und ſchreibt darauf Namen und Standesbezeihnung des Mitbuͤr— 
gers, den er nad) feinem Gewiſſen für den paßlichften Landesabgeorbneten. hält. 
Sobald alle Bettel wieder gefaltet, in das Gefäß gelegt, durch sinander. gemengt, 
bann;gezählt, geöffnet :umd'werlefen ſindz fo werden fie nach ihres Nummerfolge in 
das Protocol verzeichnet. | — a 

$. 22. Die Regel verlangt für den Abgeordneten ‚einer. Stadt zwei Drittheile 
der Wahlftimmen. Vereinigt ſich dieſe Mehrheit weder in der zweiten noch dritten 
Mahl für alle Erkohrne; fo. find'es diejenigen dennoch, welche die Mehrheit für 
ſich haben, und bie ihnen in derſelben unmittelbar folgenden werden ihre Stell: 
vertreter. a 3. r 

8.28. Der Erfolg wird der Verſammlung bekannt gemacht, das vom Com⸗ 
niffarius, dem Magiftrat und zwei Wahlmännern unterzeichnete Protocol! mit 
Bericht eingefendet, und nad) erhaltener Tandesherrlicher Genehmigung die Verſiche— 
rungsurfunde dem Gewählten ertheilt. 

. 24. Da Barntrup und Lage vereint nur durch einen Abgeordneten vertre— 
ten werden; fo laͤßt die Regierung beider Orte Gewählten vorforbdern, damit das 
Loos entſcheide, welcher Abgeordneter und welcher Stellvertreter wird. 

—— Deitter Bitel ——— 
Bon der Wahl der Abgeordneten des dritten Standes. 
8.25. Die Tabellen über die Eintheilung des Landes, in Wahldiſtricte und: die; 
Zahl der von diefen, den Aemtern und Vogteien zu ernennenden Wahlmänner em- 
pfangen die Aemter auf das baldigſte. 5* BE NE 

J. 26. Die Regierung. fchreibt die, Wahlen aus, und wird die erſte Handlung: 
zur Ernennung der Wahlmänner von den Wählern.des Bauernftandes einzeln volls 
zogen. "Der Wohnſitz des Iuftizdeamten ift dazu beftimmt, und führt diefer, mit 
Beihuͤlfe des übrigen, Amtsperfonals, die Direction.  ,.: 

. 27, Die Bürger der Flecken Schwalenberg,' Alverbiffen, Böfingfeld und 
Barenholz, unter. dem Vortritt ‚ihrer. Bürgermeifter, die Eingefeffenen der Bauer: 
haften mit Bauerrichtern und Vorftehern begeben ſich den vorgefchriebenen Mor: 
gen an das Amt, mit ihnen die in ihrem Umkreiſe wohnenden, der Contribution 
nicht unterworfenen amtsfäfftgen Gutsbefiger und die fämmtlidyen Erbkoͤtter. 

8.238. Die Sledenbürgermeifter, Bauerrichter und. Vorſteher forgen. dafür, 
daß. nur diejenigen, die nach der landſtaͤnbiſchen Verfaffungsurkunde eine Waplftimme 
haben, fich an das Amt begeben. A DNS . 

$. 29. Der Juftizdeamte ſucht das ſchicklichſte Local zur Vereinigung der 
Wahlverfammlung aus, eröffnet diefe durch‘ Vorlefen der styigen Paragraphen 
aus der Landftändifchen Verfaffungsurfunde. und dieſer Wahlvorfchrift, und durch 
eine zwedigemäße Anrede. Dann, bemüht. er ſich, die Vereinbarung der einzelnen 
Flecken und Bauerſchaften zur gemeinſchaftlichen Abgahe ihrer Stimmen fuͤr ſo viele 
Feed als das Amt ober die Vogtei zu ernennen hat, nach Möglichkeit zu 
ranlaſſen. — 

§. 30; Die Flecken und Bauerſchaften geben ihre Stimmen muͤndlich zu Pro⸗ 
tocoll, auch. jeder Einzelne, wenn es nicht gelungen iſt, eine gemeinfchaftliche Wahl; 
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zu Stande. zu bringen, Die. Stimmen: werden ; aufgezaͤhlt, der Erfolg’ ber "Mahl 
der Verfammlung befannt gemacht, und ber Juſtizbeamte ſendet das von ihm, den 
—— ‚Bauervichtern und — unterzeichnete Protocol ber 
uns ein. * F 

63.31; Das. Amt ertheilt, nad; efölgier. Hanbesherrticjer Genehmigung, den 
— eine Urkunde ihrer beſtaͤtigten Wahl. 

‘$. 82. , Nun folgt; von Seiten der Regierung, Anfegung eines Sermiind zur 
Difrietewanl der Abgeordneten :des Bauernſtandes. re 

g.: Saͤmmtliche Juſtizbeamte des Diſtrãcts vereinigen ich om Wahl 
ont und ae dien Wahlmänner, und noͤthigenfalls auch ihre Stellvertreter. Der 
an Dienſtjahren aͤlteſte Beamte: ne das — und⸗ inſtruirt mit Sulſe der 
übrigen das Wahlprofusokn U 5 2 

8, 34. Die Wahlmaͤnner zeigen‘ ihre vor, — se: Waͤh⸗ 
lereid ab, und geben der Reihe nach jeder einzeln ſeine Wahlftimme, zu Proto⸗ 
collz; im exften und: — Wehldiſtrict . für: — in den —— fuͤr einen Abe 
gedtbnektn. TOR ae ee 

18 358.03wei⸗ Dritthetle denn. Anıpefendin Stimmen. enkfheiden: die Wahl: eines 
Wbgeorhneten“ des Bauernflandes. Iſt aber eine zweite und britte: Wahl noͤthigz 
ſo wid! — ſo. — — 22. für: die Wahlen des Bürgexflanbes vorge⸗ 

rieben ij un 

ir 8.536: Der); ‚Erfolg. wirh: der Wahlverfammftng bekannt ae daB Proton 
coll von ſaͤmmtlichen Beamten unterſchrieben, zur landesherrlichen Beftaͤtigung ein— 
gefendet, undniſt dieſe erfolgt den Abgeordneten ‚die, Berfiherung or auf fie; gefal⸗ 
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3 gütfenchum Shanmburs- Lippe 


Der regierende Fuͤrſt Georg Wilhelm von Schaumburg⸗ Lippe 
Cher- im Sabre‘ 1807, ſtatt der: frühen graflichen Bürde, die Fürftliche 
als Mitglied des Rheinbundes — annahm) ſtellte, dürch die Ver: 
ordnung‘ ‚vom: 15, Jan. 1816, zum Theile die aͤltere ſtaͤndiſche Ver⸗ 
faffüng i in ſeinem Lande, Doch mit ‚einigen, zeitgemäßen Modifi AR ber, 


Verordnung, ‚dom 15.. Januar 1816. 


Ron Sorkis Snaden Wir, Georg’ Wilh Elm. Nachdem. Mir; 
völlfomtriener uUeberzeugung des Nutzens und. der Bortheile, welche: aus * 
landſtaͤndiſchen Verfafſung für Unfer Fuͤrſtenthum erwachfen. werden, bereits 
durch; Unfern bevollmächtigten Gefandten am Congreſſe in Wien, gemein: 
ſchaftlich mit: andern verbündeten teutſchen Fuͤrſten, durch ‚eine Mote vom 
16. Nov. 1814 Unſere Abficht haben erktären laſſen, da, wo eine landſtaͤu⸗ 
diſche Verfaſſung nicht bereits. beſtehe ‚Tolche eintreten laffen zu wollen, auch 
demnächft in dem. unterm 8. Jun, v. J. ‚abgefchloffenen ‚teutfchen Bundes: 
vertrage den Grundſatz aufgeſtellt und angenommen haben, daß landſtaͤndiſche 
Verfafſungen in allen‘ Bundesſtaaten Statt ‚finden ſollen; fo verordnen Wir 
wie folgt: 

8 1. Zur. Beförderungider allgemeinen Wohlfahrt Unfter ſchaumburg⸗ 
ſchen Rande, zur Berathung uͤber die, zu dieſem Zwecke dienſamſten Mittel 
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und. ‚zur Ausuͤbung der landſtaͤndiſchen Gerechtſame ſollen in Zukunft in fol⸗ 
genden Verhältniffen, Landſtaͤnde in Unſern Schaumburgſchen Landen beſtehen. 
.2. Die Landſtaͤnde Unferer Schaumburgſchen Lande follen folgende 
— auszuüben haben: 
” da$ Recht, die zur Staatöverivaltung nothwendigen Kasgaben nad) 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen zu prüfen, mit. Uns über das 
Maag und die Art der Beſteuerung ſich zu vereinigen und bie. dar- 
mach ‚erforderlichen Steuern zu, verwilligen, in welcher. Hinft hr Wir 
den Zandesvergleih vom 3. Dec. 1792 hierdurch ausdruͤcklich ‚beftäs 

: tigen, "und. wollen, daß berfelbe jederzeit befolgt. und in Anwendung 
0 „gebracht werden ſollz 
2) das Recht, über bie zu. erlaſſenden allgemeinen Landesgeſetze ihr Gut 

“achten zugeben, und, wenn fie auf die Landesverfaffung einen we— 

ſentlichen Einfluß. haben, ihre, Einwilligung, zu, denfelben. zu er⸗ 
ttheilen; 

3) das Recht, von der Verwendung der Landesſteuern zu den — 
beduͤrfnifſen Kenntniß zu nehmen, und Uns ihre Bemerkungen 
vorzulegen, zu welchem Ende ihnen die Rechnungen ber Landesſteuer⸗ 

5. Kaffe jaͤhrlich mitgetheilt werden ſollen; 

4) das Recht, über die Gegenſtaͤnde der allgemeinen Wohlfahrt Uns 
Worſchlaͤge zu machen, und. ihre Beſchwerden über etwaige Mißbraͤuche 
ober Unregelmäßigkeiten im öffentlichen Dienſte, mit den erforderli⸗ 
hen Beweiſen belegt, ‚bei, und, anzubringen, wie denn ſolches au 
bisher jedem Unferer lieben und ‚getreuen Unterthanen verflattet ge 
wefen ift. . 

| $. 3. Wir: behalten ‚Uns vor, "über? die Art und Weiſe der Ausübung 
dieſer Rechte eine ausfuͤhrlichere Anweiſung zu ertheilen, und ſolche den vers 
fammelten Landftänden demnächft zugehen zu laffen. 

$. 4. Alle Unfere lieben und getteuen Unterthanen Unferer Schaumburg- 
ſchen Lande find zu der Landflandfchaft berechtiget, En daß: 

a) die wirklichen Beſitzer adeliger Güter, 

b) Deputirte der Städte-und Flecken, 

c) Deputicte der Amts: Unterthanen, 

auf dem: Landtage zu erfcheinen befugt: fen. follen. 

$. 5. : Die. Landftände von der Nitterfchaft müffen in — wirklichen 
Beſitze eines adelig freien Gutes ſich befinden. Vereinzelte adelig freie Grund— 
ſtuͤcke oder adelig freie Wohnhaͤuſer, berechtigen nicht zur Landſtandſchaͤft. 
Jedem Landftande: von: der Ritterfchaft, felbft auch demjenigen, welcher ſich 
in dem Beſi itze mehrerer adelig freien Güter befindet, ſtehet auf dem Lande 
tage nur e ine Stimme zu. Sie koͤnnen nur zugelaſſen werden, wenn ſie 
das. 26ſte Jahr ihres Alters zuruͤckgelegt haben. Sie ſind gehalten, in Perſon 
zu erfcheinen, wobei ihmen zwar erlaubt iſt, durch einen Bevollmächtigten 
ihres Standes ſich vertreten zu laſſen; jedoch foll ein Landftand von der Kits 
fhaft die Vollmadjt nur von Einem feiner Mitftände.zu übernehmen, bes 
fugt ſeyn. 

. 6. Die Städte Buͤckeburg und Stadthagen, imgleichen die Flecken 
Stein hude und Hagenburg, ſollen jeder Ort einen Deputirten zum Landtage 
ſchicken. 
Es wird dem Magiſtrate der Staͤdte und der Flecken nachgelaſſen, den 
Landtagsdeputirten aus ihrer Mitte, oder aus der Buͤrgerſchaft zu beſtellen. 

8. 7. Unſere a follen zum: Eu Deputirte in num Zahl 
ba s | 

0 
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Buͤckeburg zwei, Stadthagen zwei, Hagenburg einen, und Arensburg einen. 
Sie ſollen aus den wirklichen Beſitzern von Bauernguͤtern gewaͤhlt 
werden. 

$. 8. Keiner Unſerer Unterthanen vom Bauernſtande kann zum Land⸗ 
tagsdeputirten gewaͤhlt werden, wenn er nicht das 3Ofte Jahr zurückgelegt, 
der Militairpflicht Genuͤge gethan und allezeit einen unbeſcholtenen Lebens⸗ 
wandel gefuͤhrt hat. 

$. 9. Die Wahl der Deputirten iſt unter ber Leitung der ordentlichen 
Obrigkeit vorzunehmen. 

In dem Amte Büdeburg folfen 17, in dem Amte Stadthagen 19, 
in dem Amte Hagenburg 11, in dem Amte Arensburg 5 Wahlmänner erw 
nannt, und von diefen bie Deputicten zum Landtage aus ihrer Mitte er⸗ 
wählt werben. 

Die Stimmen für bie Wahlmaͤnner find zu Protochll zu geben, die 
Stimmen für die Deputicten follen von den Wahlmännern auf Zettel ge: 
fchrieben, verfchloffen übergeben, von’ der Obrigkeit, im Beifeyn aller Wahl: 
männer, eröffnet, und die Wahlen nad) der Mehrheit der. Stimmen ausge 
fprochen und bekannt gemacht werden. 

$. 10. Nur ſolche Amtsunterthanen, welche Grundeigenthum befigen, 
follen befugt feyn, an der Wahl der Deputirten Theil zu nehmen. 

$. 11. Es foll jährlich ein Landtag gehalten, und von Unſerer ur 
rung ausgefchrieben ' werben. 

Gegeben Büdeburg, den 15. Sanuar 1816. 

| — Wilhelm. 
8.) 


vt. Spring - 
Langerfeldt. 





232. | 
Sürftenthum Walde, 


Das Fürftenthum Walde (nicht aber die von demfelben Fürften 
regierte Grafſchaft Pyrmont) befaß bereits feit Jahrhunderten Stände, 
gebildet aus der Ritterfchaft und den Städten. Weil aber biefe mittel: 
alterifche Verfaſſung den Verhältniffen und Bedürfniffen des neunzebnten 
Jahrhunderts nicht mehr zu entfprechen ſchien; fo erließ der, am 9. Sept. 
1813 zur Regierung gelangte, Fuͤrſt Georg Heinrich bereits am 18 
San. 1814 das nachfichende Verfaffungs: und Organifations- 
decret, welches eine völlig neue Ordnung der Dinge nach Verfaſſung 
und Verwaltung einfuͤhren ſollte. Doch enthielt dieſes Decret viele Luͤcken, 
und war in einem unbehuͤlflichen Style gefchrieben. Es war weder eine 
eine eigentliche Verfaffungsurkunde, noch eine erfchöpfende Verwaltungs⸗ 
ordnung, fondern eine unbefriedigende Mifchung beider, Der wefentliche 
Vortheil der Beftimmungen diefes: Decrets fehien zunächft auf die — im 
Lande gewöhnlich Fuͤrſtenthum genannte — Graffhaft Pyrmont be 
rechnet zu feyn, weil vier Deputirte aus derfelben zu den rn Abs 
geordneten Waldecks beigezogen werden follten. 


* 
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Allein die bisherigen Staͤnde des Landes erklaͤrten ſich fuͤr die alte 
Verfaſſung; theils weil auch ſie beſteuert werden ſollten; theils weil die 
Grafſchaft Pyrmont in die ſtaͤndiſche Vertretung aufgenommen worden 
wart), Die Beſchwerden darüber gelangten bis in das Hauptquartier 
der ‚verbündeten Monarchen**). Eine vorläufige Convention vom 3, 
Juli 1814 befriedigte die Forderungen der Altern Ständenicht. Da be: 
tief der Fürft zum 28. März 1816 die Stände nach Xrolfen, wo am 
19. April 1816 eine pactirte Verfaffung, unter dem Namen eined- Lands 
desvertrages zwiſchen dem Regenten und ben Ständen, befannt ges 


macht ward. - 


| a) Berfaffungs- und Organifationsdecret vom 
en 28. Sanuar 1814. 


» Bon Gottes Gnaden Georg Heinrih, vegierender Fürft zu 
Waldeck und Pyrmont ıc. zc. 

Demnach Wir die fefle Ueberzeugung gefhöpft haben, daß die bisherige Staats: 
und. Finanzeinrichtung Unferer beiden Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont den 
jegigen Zeitumftänden, befonders bei den außerorbentlichen Anftrengungen, denen 
jeder Staat feit Jahren her fchon untergelegen hat, und jest gerade, wo die größte 
Anfpannung und Aufbietung allereKräfte für den großen Zweck Teutſchlands erfor: 
derlid) wird, durchaus nicht, mehr angemeffen iſt; daß in Entrichtung von Abga⸗ 
ben, Freiheiten, die Freiheit, und Gerechtigkeiten, die oͤffentliche Gerechtigkeit zer⸗ 
nichten; daß durch eine gleiche Vertheilung der Staatslaſten alle Unterthanen nur 
‚eine Bucht, aber aud) nur eine Hoffnung haben; — daß durch fie der Enthuſias— 
mus ber Freiheit — der wahre Patriotismus entſteht, welcher, heller betrachtet, 
nichts anders, als die Vorſtellung der allgemeinen Gerechtigkeit ift —; daß bie 
ganze Steuerlaft aber beinahe bisher auf ber producirenden Klaffe gelegen, und da: 
her nicht eine billige gerechte Gleichheit in der Vertheilung der Gtaatserforderniffe 
geherrfcht, indem ein Theil dazu wenig oder gar nichts, ein anderer Theil hinge— 
gen öfters über feine Kräfte beigetragen hat; — daß unter bie Legtern auch ganz 
vorzüglih Wir gehört haben, indem aus Unfern und Unferer Vorfahren Dominial: 
revenuͤen der Gehalt des größern Theils der Staatsdiener und fonftige außerordent: 
lihe Ausgaben, die von dem Gefammtftaate hätten geleiftet werden müffen, beftrit: 
ten find, ein Grund mit, wodurch Unfer fürftliches Haus in eine fo große Schul: 
denlaft gejtürzt worden iſt; — daß daher nichts billiger ift, ald daß von nun an 
Eeine Staatsbürger mehr, fo wenig als Wir felbft, von Unferm Dominial- und 
Privatvermögen, in Anfehung der Beiträge zu den Staatsbedürfniffen, befreit wer: 
den; als haben Wir Uns bewogen gefunden, zu verordnen hiermit, wie folgt: 

1. Es foll gegenwärtiges Gefeg auf Unfere Gefammtbefigungen, die Fürs 
ſtenthuͤmer Walde und Pyrmont, ausgedehnt werben. 

Die Staatsſchulden beider Länder follen zufammengeworfen, und von dem Ge: ' 
fommtftaate übernommen, und aus ber für diefe von nun an beftehenden einzigen 
Staatskaſſe verzinfet ind nach und nach gelöfcht werden. Unfere bisherigen 
Stände des Fürftentyums Walde werden daher dahin beftätigt, dab Wir den— 
felben wegen des Fuͤrſtenthums Pyrmont, um auch in bdiefer Hinſicht eine Gleich: 
heit herbeizuführen, vier Mitglieder beigeordnet wiffen wollen, wovon zwei aus 
Güterbefigern, einer aus dem Gewerbftande und einer aus ber gelehrten Klaſſe 
beftehen, und durch diejenigen Unterthanen bes Fuͤrſtenthums Pyrmont gewählt 
werden, die monatlich nicht unter zwei Thaler an Contribution und teuer 
erlegen. — 
$. 2, Ws Stände des Fuͤrſtenthums Pyrmont koͤnnen Feine unter fünf und 
zwanzig Iahren alt gewählt werden, und verficht es ſich von felbft, daß ſolche 
des unbefcholtenten Lebenswandels ſeyn müffen. . 


H So erklaͤrte ſich darüber der Waldedifche Juſtitzrath Varnhagen in Luͤders 
diplom. Archive, Th. 2. S. 4. 
**) Vgl, Kluͤbers Staatsarchiv des teutſchen Bundes, Heft a ©. 944, 
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$. 3. Saͤmmtliche Unſere Stände ſollen ſich den 14. kuͤnftigen Monats in Uns 
ſerer Reſidenzſtadt Arolfen verfammeln,. um zu der Wahl -eined neuen engern 
ee Ausſchuſſes, der dafeldft feinen beftändigen Sig haben fol, zu 
reiten. f 
ä .4 Nah Inhalt des vorhergehenden $: haben die Stände zu jenem engern 
Ausfhuffe aus bem Fuͤrſtenthume Walde drei Perfonen und eine Perfon aus 
dem FürftenthHume Pyrmont zu wählen. " Da der engere Ausſchuß jedoh nur aus 
zwei Mitgliedern der Stände, mit Ausnahme eines fürftfichen Commiſſarii, des 
zeitigen Landrentmeiſters, eines Secretairs und eines Kanzelliften nebſt einem Pes 
deu, beftehen Toll; fo behalten Wir Uns die Wahl- diefer Landescommittée aus jenen 
Und präfentivt werdenden vier Gandidaten ausdruͤcklich voor. , 
$. 5. Keiner von den vieren Uns zur Wahl bed. engern Ausfchuffes präfene 
tirt werdenden Ständen foll, der Regel nach, fo viel als möglich, ‚außer dem von 
Uns re ernannt werdenden Commiffario, in Eeinem fonftigen Dienſtverhaͤltniß 
u Uns fichen. | 
: $. 6. Der Wirkungskreis der ftändifchen Committee ſoll darin beftehen;. 

1) das landſtaͤndiſche Staatsbudget für das Etatsjahr 1814, weldyes mit bem 
1. April diefes Jahres beginnen foll, und für die folgenden Sahre zu ente 
werfen, welches, nachdem es durch die Stände discutirt worden, durch Un« 
fere Regierung‘ mit ihren Anmerkungen verfehen, Und zur Genehmigung, 
nad) vorhergegangener Berathung mit Unferm geheimen Rathecollegium, vor⸗ 
gelegt werden ſoll. — — Nas 

2) Die Solleinnahmertats der ftändifchen Einkünfte anzufertigen, wonach bie 
zeitigen Oberventereiamtserhebungsbeamte die. Hebung, und zwar monatlich, 
beforgen follen. Bay DR, SR — 

3) In der Regulirung des directen und indirecten Steuerweſens. 

4) Die erſte Reviſion aller landſchaftlichen Rechnungen zu bewerkſtelligen, 
* Wir die zweite und letzte hiernaͤchſt fuͤr Unſere Regierung vor— 
ehalten. — | 

5) Die Functionen der bisherigen Kriegscommiffion zu verfehen, und bie diefer 
übertragen geweſene VBerwaltungsgegenftände, zu weldem Ende fie mit 
dem Öfficier-payeur und dem Capitaine d’habillement zu communicis 
ren bat.. 2 

6) Ihr, diefer Committee, ift die Generalftaatskaffe anvertraut; daher ſaͤmmt⸗ 
liche Erhebüngsbeamte derfelben verantwortlich find. Sie hat die Befugniß, 
alle mögliche Zwangsmittel gegen einen jeden fich Saumfeligkeit zu Schulden 
kommen Laſſenden zu verfügen. 

7) Sie bat fi) von Monat zu Monat nicht allein ben Gituationsetat der 
Kaffe eines jcden DOberventereiamtserhebers einreichen zu laffen, fondern auch) 
von Monat zu Monat von bemfelben die baar eingegangenen Gelder zur 
Generalſtaatskaſſe, die mit vier Schlöffern verfehen feyn muß, und wozu 
die zwei landftändifchen Deputirten, der fürftl. Commiſſarius und der gie 

- tige Sandrentmeifter, jeder einen Schlüffel haben foll, in Empfang zu neh— 
men. Das Generalkaſſenbuch führt der zeitige Landrentmeifter. 

8) Sie, dieſe Committee, ift das Sprachorgan zwifchen Uns und Unfern 
Ständen; daher fie auch die bisherigen Landfondicatsgefchäfte zu verfchen 
hat. Endlich ' — 

hat dieſelbe für die Erhaltung und Inſtandſetzung aller Commercial- ober 
Hauptftraßen Sorge zu tragen, indem durch den Zufluß aller aus der Gous 
verainetät entfpringenden Einkünfte, dev Staatslaffe unter andern aud) bad 
Ausfommen aus dem Poftwefen, der Chaujfee und ben Zöllen zufließt. 
$. 7. Die Erhebungsbeamten follen fich von nun an aller Zuftizpflege enthal: 
ten, jo wie alle Patrimonialgerihtsbarkeit auf ewig hiermit auf 
gehoben ift. 
$. 8. In diefer Hinſicht theilen Wir Unfere Fürftenthümer Walde und Pyv⸗ 
mont in vier Oberämter ein, und zwar 

I. in das Oberamt der Diemel, worin der Hauptort Xrolfen, und beftehen 
fol: a) aus bem bisherigen Amte und ‚Stadt Rhoden, b) aus dem Amte 

Eilhaufen, ce) aus dem bisherigen Amte und. der Stadt Arolfen, d) aus 
‚dem bisherigen Amfe und der. Stadt. Landau, e) aus dem Amte Wetterburg, 
f) aus ber Stadt Mengeringhaufen. . 


1. In das Oberamt des Cifenbergs, mit dem Hauptorte Corbach. Zu dem⸗ 
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ſelben follen gehören: a) das Amt Eifenberg, b) die. Stadt Corbach, c) das 

Amt. Lichtenfels, d) die Städte Sachſenburg und Fürftenberg. 

III. In das Oberamt ber Eder, mit dem Bauptorte Nieder: Wildungen. Daf- 

ſelbe ift zufammengefest: a) aus dem Umte Wildungen, b) aus den Staͤd⸗ 

ten Nieder- und At: Wildungen und Züfchen, c) aus dem Amte und ber 

Stadt Walded, d) aus den Städten Sacjfenhaufen und Freienhagen. 

IV. In das Oberamt Pyrmont, mit dem Hauptorte Pyrmont, beftehend a) aus 

dem bisherigen Oberamte, und b) ber Etadt Pyrmont. 

8.9. JIn jedem bdiefer Oberämter fol, mit Ausnahme des Oberamts Pyr- 
mont, die Juſtiz duch zwei Beamte mit einem Gecretair, ber, wenn beide 
Beamte in Ertheilung einer Sentenz verſchiedener Meinung find, ein Votum haben 
fol, nebft einem Gerichtsdiener und einem Schließvoigt in erfter Inftang gehand- 
habt, auch durch diefe die vorläufige Unterfuchung bei ſich ereignenden Griminalfäl- 
len vorgenommen, bie Erhebung der Staatsrevenüen aber durch einen fogenannten 
Oberrentereiamtserheber bemwerkftelligt werden, bem für die fpecielle Erhebung in 
jeder Commun ber bisherige Gemeindevoriteher berfelben, für den jeder Oberrente: 
zeiamtserheber den Solleinnahmeetat der Commun anzufertigen hat, untergeordnet 
ift. Außerdem verfteht es ſich von felbft, daß aud) einem jeden Oberrentereiamts: 
erheber ein Exrhebungspedell gehalten werden muß. 

Die Inftructionen für die Oberamtsjuftizgerichte haben Unſere Regierung 5 die 
der Oberrentereis und Communenerheber die Staats-Committee und Unfere Do: 
mainenfammer zu entwerfen, und Uns, da die Staats: Committee fobalb als 
möglich zufammentreten fol, vor Ablauf des Monats März d. I. zur Genehmi⸗ 
gung vorzulegen. 

10, Die Gehalte fämmtliher Beamten, ber Landesdicafterien und aller 
übrigen Gtaatsbehörben und nöthigen Staatsbiener, fo wie die Penfionen der au: 
fer Activitaͤt fallenden Diener, find in der Anlage unter Ziffer 1 fo ausgeworfen, 
wie fie aus. der Staatskaffe vom 1. April d. 3. an ausbezahlt werden follen, und 
wie Wir glauben, daß davon ein jeder Staatödiener nad) feinen Verhältnijjen, mit 
Berüdfihtigung auf die Rocalität und auf die jegigen Zeitumftände, wo es ohne: 
dem für die Unterthanen Außerft ſchwer wird, die bringendftin ſehr erhöheten 
Staatsabgaben aufzubringen, und da Wir mit Einfhränkungen aller Art bei Uns 
felöft den Anfang gemacht haben, immer noch wird anftändig leben koͤnnen. Gie, 
dieſe Anlage, enthält zugleich auch dad namentliche Verzeichniß derjenigen Diener, die 
nad) der gegenwärtigen neuen Einrichtung, vom 1. April d. 3. an, eine Dienft: 
beftimmung wieder erhalten haben, und derer, die von diefem Tage an, theils ih: 
res Alters halber, theils vorerft in Penjionsftand verfallen. Die täglichen Diäten 
eines jeden Landftandes, fo lange die Stände verfammelt bleiben werben, follen, mit 
Einfhluß der Hin= und Herreifetage, in brei Thaler beftehen. 

$. 11. Alle Eremtionen in Anfehung der Gerichtsbarkeit hören auf, und 
jeder Unterthan ohne Ausnahme hat bei dem Gerichte, in deffen Diftricte er wohnt, 
feine erſte Snftanz. 

8. 12, Auf gleiche Weife fol ein Oberjuftizamtsgericht als erfte Inſtanz durch 
Commiffionsgefuche auf eine dritte Behörde oder Perfon nicht umgangen werden 
koͤnnenz es mrüßten denn Gründe der hoͤchſten Wichtigkeit dargethan werden, und 
eine landesherrliche Verfügung darin eine Abänderung treffen. 

$. 15. Bei den Oberjuftigämtern fol alles mündlich, bei einer namhaften 
Strafe von 20 Rthlr. im entgegengefisten Falle, zu Protocol! verhandelt wer: 
ne auch bei Verbalinjurienfachen Eeine Appellationsgeftattung fernerhin zugelaf- 
en werden. | 

Wir erwarten, daß die Städte Corbach, Nieder: Wildungen und Arolfen ihre 
bisherigen Rathöftuben den Suftigbeamten zu ihren Seffionsftuben und zu Aufbes 
wahrung ber Regiftraturen, um jo mehr vorerft willig einräumen werden, als es 
unleugbar ift, daß diefen Städten mehrere Nahrung, als bisher, durch die gegens 
wärtige Einrichtung zufliegen muß. In Pyrmont wollen Wir die Seſſions— 
ftube in dem Hintern Gebäude bes Schloffes, wo fich folche jest befindet, einſtwei— 
len belaſſen. 

S. 14. Unſere zeitige Regierung, zu deſſen Reſſort alle Regiminal-, Conſiſto⸗ 
rial⸗, Polizei⸗ und Criminalfachen verbleiben, entjcheidet zugleich in allen Juſtiz— 
ſachen in der zweiten, fo wie. unfer bieheriges Hofgericht in der dritten Inſtanz. 
8. Die Sporteln ſollen ſowohl bei den Untergerichten, als auch bei ſaͤmmt⸗ 
lichen Sandeödicafterien, der Staatskaſſe berechnet werben. 

Ein jeder Staatödiener hat nur in der Branche von Gefchäften zu aubeiten, 
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bei der er angeſtellt iſt. Er kann in dieſer Hinſicht zu keinem andern Geſchaͤft 
gerufen werden, es muͤßte denn von Uns unmittelbar geſchehen. Alle bisher 
beſtandene Commiſſionen hoͤren daher bei jedem Staatsdiener von nun an auf, 
— fie nicht in den Gefchäftsgang der Branche einſchlagen, bei der er ange— 
elle ift. 

$. 16. Die Ausübung ber Gerichtsbarkeit in der erſten Inſtanz in ben Orts 
haften Bergheim, Welle und Königshagen bleibt der gräflichen Linie Unfers fuͤrſt⸗ 
lichen Hauſes Walde fernerhin, wenn bderfelben folches Vergnügen machen follte, 
belaffen. Indeffen fol die Appellation aus befagten Communen, gleich wie bei 
Unfern Oberjuftigämtern, an Unfere Regierung als zweite Inftanz gebracht werben. 
Sollte gedachte gräftiche Linie Unfers fürftlichenHaufes aber auf fothane Jurisdletion 
verzichten wollen; fo werden beregte brei Dorffchaften zu dem Oberjuftizamte der 
Eder geſchlagen. 

$. 17. Die Handhabung der abminiftrativen Polizei in den Oberämtern has 
ben die Oberrentereibeamten, nad) einer, von Unferer Regierung ebenfalls zu ent= 
werfenden, und Uns vor Ablauf des naͤchſten Monats zur Genehmigung vorzules 
genden, SInftruction zu beforgen, und fie find in diefer Hinſicht nur Unferer Re— 
gierung verantwortlich. 

$. 18. Der von Uns gebildet werbende geheime Rath foll fid nur mit 
denjenigen wichtigen Regierungs:, Finanz- und Militairgegenftänden befchäftigen, 
welche Wir an ihn zu vermweifen für gut finden werden. Er hat feinem We— 
br nur eine berathende Stimme, und kann qua Collegium nie Verfügungen 
erlaffen. 

3u den wichtigften für ihn geeigneten Gegenftänden gehören vor allen bie 
Prüfung der beiden Budgets, des flänbifchen und des Unferer Kammer, welche, 
nachdem fie vor Uns discutirt feyn werben, im geheimen Rathe feftzufegen find. 

$. 19. Die Staatskaffe zahlt jedem geheimen Rathe, deren jedoch niemals 
über vier derfetben zur Laft fallen follen, jährlih SCO Rthlr., ald den in ber Ans 
lage unter Ziffer 1 ausgeworfenen Schalt. 

Sollten Wir es nöthig finden, mehrere Perfonen in den geheimen Rath eins 
zuführen; fo haben ſolche die ihnen zugetheilt werdenden Gefchäfte fo lange und un- 
entgeldlich zu verfehen, bis fie durdy den Abgang eines oder des andern der vier 
im Gehalte ftehenden geheimen Raͤthe ebenfalls in Gehalt- einrücden. 

Ueberhaupt fällt ber Staatskaſſe nur die Salarivung aller wirklichen Staates 
biener, wohin auch das Militaiv gehört, und deffen Etat durch Communicirung 
mit Unfern Sandftänden bafdigft vegulivt werden fol, zur Laft, im welche Kategorie 
aber Unsere Hofdienerfchaft und Unfere Domainen: und Forſtkammer nicht gefegt werden 
mögen, als deren Galarirung Unfere Privatlaffe einzig und allein zu tragen hat. 
—— ſoll es ſich die Staatskaſſe zur angelegentlichſten Pflicht machen, den 
Staatsdienern monatlich ihren ausgeworfenen Gehalt zu entrichten. 

$. 20. Um bie Beamten fowohl, ald auch ſaͤmmtliche Gollegia, in Ausübung 
ihrer Pflichten gehörig zu controlivenz fo verorbnen Wir, daß fomohl die Ober: 
juſtizamts⸗ alg Oberrentereiamtsbebiente ein Soutnal in tabellarifher Form halten 
folfen, in deffen verfchiedenen Columnen alle Eingaben nad) Ordnung und Zeit ein: 
getragen werben müflen. Es enthält eine Golumne für das Datum, das die Ein: 
gabe enthält, cine für den Namen des Eingeberd, eine, in welche der Inhalt der 
Eingabe Eurg bemerkt wird, eine für den gedrängten Auszug ber darauf erlaſſenen 
Verfügung, und endlich eine zu Bemerkung des Zages des Abgang. 

Gleiche Zournale haben ſaͤmmtliche Collegia, mit Hinzufügung folgender drei 
Columnen, als: eine für den Namen bes Referenten, die zweite für das Datum 
der Zutheilung, und die dritte für den Tag ber, im Collegio erftatteten, Relation 
einzuführen. 

5. 21, Da Wir bei.den, der Staatskaſſe nad), dem gegenwärtigen Geſetzent⸗ 
wurfe oblicgenden Zahlungen nichts gerechter finden, als daß jeder Unterthan, ohne 
Ausnahme deö Standes, und wozu Wir Uns felbft, in Anfchung Unferer Privat: 
befisungen, zählen, zu ben jährlichen Staatsbebürfniffen nach feinem Vermoͤgen 
verhältnißmäßig beitrage; To befehlen Wir hiermit, daß alle aus der Souve— 
rainetät fließende Einkünfte, ohne Ausnahme, auch die, fo vorhin von 
unferer Rentkammerkaſſe berechnet worden find, fo wie fämmtliche ditecte als. indi- 
recte Steuern, vom 1. April d. I. an, der Generalftantstaffe aus Unſern beiden 
Fürftentbümern Walde und Pyrmont zufließen follen. 

$. 22. Die directen Steuern follen beftehen in einer Grund» und Perjonal: 
fleuer — und zwar 


- 
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A. bie erftere ruhen: 
| I. auf fämmtlichen, ber, Cultur untermworfenen Ländern, auf Wiefen, Wal: 
dungen und Weiden, auf Zehnten, Heuer: und Meiergefallen, auf Erb: 
zins und allen feftftehenden Einnahmen dieſer Art. . 
U. auf allen Wohn: und fonftigen. Däufern und Gebäuden. 

Es find daher alle Freiheiten und Eremtionen, ohne Ausnahme, 

vom 1. April d. 3. an, auch in Anfehung Unferer Privatbefigungen, 
aufgehoben, und Wir verorbnen daher und bis dahin, daß ber $. 31. gegen: 
wörtiger Verordnung in Vollzug gebradjt werben Kann, daß fämmtliche Unfere Do- 
mainen in ein verhältnißmäßiges Grundgeld, wie ſolches Unfere Unterthanen unter 
bem.Ramen von Gontribution bisher gezahlte haben, geſetzt werben. 
Den Maaßſtab zu diefer Grundfteuer foll die jeder Domaine in Boden gleich 
und zunächft gelegene Gemeinde, nach deren bisherigem Contributionsfuß, in 2er: 
hältniß ber Größe ihrer ſchatzungspflichtigen Länderei zu der Laͤnderei einer ſolchen 
Domaine abgeben. Angenommen z. B. alſo, die Schatzung ber Commun Giflitz 
von fuͤnfhündert Morgen cultivirten Bodens haͤtte bisher monatlich dreißig 
Rthlr. betragen; fo wuͤrde Unfere Domaine Giflitz, wenn fie taufend Morgen ber 
nußt werdendes Sand enthielte, von nun an im jebe monatliche Schagung T echs⸗ 
zig Rthlr. zu entrichten haben. 

$. 23. Rad) gleichem Princip ſollen alle übrige freie Güter und bisher ſcha⸗ 
tzungoͤfrei geweſene Grundftüde, ohne Ausnahme, und foweit fie innerhalb ber 
Grenzen unferer Fuͤrſtenthuͤmer Walde und Pyrmont belegen find, in die Grund⸗ 
ſteuer geſetzt werden. 

Die Befiser ſolcher ferien Güter und Grundſtuͤcke, auch diejenigen, fo bisher 
Grundgeld oder Schagung von ihren auf bieffeitiger Hoheit belegenen Grundftüden 
an ein auswärtiges Gouvernement abgegeben haben, follen gehalten fenn, ein ſpe⸗ 
cifikes Verzeichniß ihrer, auf ſolche Art bis hierhin frei geweſenen, ober in aus— 
wärtiger Gontribution geftandenen, Güter und Grundftüde mit möglichft genauer 
Angabe der Größe derielben, in dem Zwiſchenraume vom 1. bie 10. April d. J. 
bei Vermeidung einer unabläffigen Strafe von funfzig Rthlr., an ihren Oberren— 
tereibeamten zu übergeben, ber ſolche Verzeichniffe alsdann fofort an die landſtaͤn— 
bifche Committee zur weitern Verfügung einzureichen hat. 

$. 24. Ueber Zehntberechtigungen, Meiergefälle, Erbheuer, Erbzins, Grund: 
heuergelder, Waldungen, Huten, Dienfte, Jagd: und Fifchereigerechtigkeiten bat 
chenfalls. jeder Befiger derfelben, gleich Uns, ein ſpeciſikes Verzeichniß mit gewiſ— 
fenhafter Bemerkung des jährlichen reinen Ertrags oder Werthes des einen oder 
des andern, binnen der im vorhergehenden $. beftimmten Srift, und bei Vermeidung _ 
der dafelbft angedroheten Strafe, an feinen Oberrentereibeamten zur weitern Beför: 
derung an die landftändifche. Committee einzugeben. 

8, 25. Als Grundfteuer follen von den in dem vorhergehenden $. gedachten 
Einkünften und Befugniffen zehn Procent vom jährlihen reinen Ertrag an bie 
Staatskaſſe bis dahin, daß der $. 31. diefer Verordnung feine Erledigung erhalten 
bat, entrichtet werben. 

26. Bon ben, den Auswärtigen nad) den 88. 8. und 9. zuflehenden, Kies 
genheiten und Einkünften entrichtet der Pachter, Verwalter oder derjenige, welcher 
folchen Auswärtigen zu Geld und andern Leiftungen verpflichtet iſt, die von ihnen 
zu erlegende Steuer, und zieht das Erlegte bei der Berechnung wegen ber Pacıt: 
oder andern Leiſtungen ab. . 

$. 27. Die nad) dem $. praec. zu Erlegung ber Steuer ſchuldigen Perfonen 
find auch verpflichtet, die nach den 88. 28. und 24. vorgefchriebenen Verzeichniffe, 
binnen ber dabei zugleich beftimmten Zeitfrift und angebrohten Strafe, an die eins 
Schlagende Behörde einzureichen. 

$ Würde es fich zeigen, daß der Eine oder der Andere abfichtlich ein 
au verfteuernded Object auögelaffen habe; fo Toll bderfelbe, als Strafe an die 
Steuerkaffe, den fehsfachen Betrag der Summe, die er nach feiner falfchen Ber 
fiherung zu wenig gezahlt haben würde, entrichten. Wer aus bloßer Fahrlofigteit 
eine unrichtige Angabe gemadht hat, erlegt zur Strafe das Dreifahe beffen, was 
er, nach feinek unrichtigen Angabe, zu wenig beigetragen haben wuͤrde. 

8. 29. Mer in mehrern Oberämtern Grundeigenthum oder Gerechtigteiten ber . 
figc, leiftet die Angabe derfelben an die Oberrentereibehörden desjenigen Amtes, in 
bem er lebt, muß aber, zur, Vermeidung beforglicher Unordnungen, der Behörde eis 


‚nes jeden andern Oberamtes, wo er ein Grundeigenthbum oder fonftige nusnießliche 


Gerechtſame beſitzt, durch den Heuersmann oder Bewohner anzeigen laſſen, es ge: 


m Makbek, 


höre ihm das Grundſtuͤck, Zehnten 2c., ober cr fey Nutznießer davon, und 
verorbnungsmäßige, Angabe bei der Behörde feines MWohndiftricts mit: 
geleiftet. Rt 

Tür jeden Uebertretungsfall wird eine, nach Umftänden zu beftimmenbe, Geld: 
buße von fünf bis zwanzig Rthlr. feitgefest. Ä 
S. 30. Soll die Erhebung.der, nad) den 88. 22. und 25. gegenwärtiger Ber: 
ordnung feftgefegten, Steuern durchaus monatsweife gefchehen. Reſtanten in ben 
dritten Monat überzutvagen, tft gänzlich unerlaubt, und paſſiren den Erhebern 
durchaus Feine andere, als deren Inerigibilität vechtlic) und in continenti dargethan 
werden kann. ° — | er 

- 8.31... Die Erhebung der Grundfteuer, fo wie ſolche vorläufig in ber $$. 22, 
und 25. beſtimmt ift, fol nicht Länger als bis zum Jahre 1818 inclufive dauern. 

Während diefer Zeit fol das ganze Land, den Morgen zu hundert und 
zwanzig NRuthen gerechnet, vermeffen und durch beeidigte Sachverſtaͤndige bonitirt 
werden. Bei den der Eultur unterworfenen Rändern follen drei Hauptklaſſen, naͤm⸗ 
lich gut, mittelmäßig und fhlccht, angenommen, und jede diefer drei Hauptklaſſen 
wirder in drei Nebenklaffen eingetheilt werden, wodurch zugleich ber Zweck von 
guten Lager- oder Saalbuͤchern, auch eines untabelhaften Hypothekenweſens erreicht 
werden muß, der jede gute und weife Staatsverfaffung charakterifirt. Nach gefihchener 
Bermeffung und Bonitirung wird e8 ſich nach der Lage ber Staatsbedürfniffe leicht beur— 
theilen laffen,. wie: viel von jedem Morgen Sand, 4, 17, $, 4, + oder 1 Pfen: 
nig erhoben werden muß. Ein vorzügliches Augenmerk wird bei Bonitirung der 
Ländereien dahin gerichtet. werden müffen, 06 fie heuer oder zehntfrei find, in wel: 
chem letztern Falle bei Schägung eined Landes dasjenige mit in Anfchlag gebradjt 
werden muß, was ber nachfolgende $. beftimmt. j 

8. 32. Zehntberechtigungen, Meiergefälle, Erbheuer, Erbzins, Huten und 
Waldıngen, Jagdgerechtigkeiten, Fifchereien und Dienfte, find ebenfalls durch die 
beeidigten Sachverſtaͤndigen «dergeftatt zu bonitiven, daß von jedem Thaler „4, 4r 
2, 4, * ober 1 Pfennig, je nachdem es bie Staatsbebürfniffe erheifchen, im jede 
monatliche Erhebung entrichtet werben. 

$. 33. Die Grundfteuer von allen Wohnhäufern und fonft übrigen Gebäuden 
fol nad) dem im Brandcataftro angegebenen Werthe berfelben dahin beftimmt wers 
den, daß von einem jeden Thaler monatlih „4; Pfennig entrichtet werden fol, wo⸗ 
bei diejenigen Gebäude, die allenfalls in der Brandkaffe nicht affecurirt find, durd) 
Sadjverftändige in einen Gapitalanfchlag gebracht werden müffen, um gleiches Prinz 
cip auf diefp anwenden zu Fönnen. . 

34. Der Grundfteuer unter den Ziffern I. und IT. find auch nicht allein 
fümmtliche Geiftlihe und Schullehrer, wofür jedoch folche die Communen zu ent: 
richten haben; ſondern auch alle Unfre Domanialerbbeitände (über die Gültigkeit 
beren Erbbeftandsrccht Wir das Rechtliche demnädjft entfcheiden zu laffen Uns aus: 
bericklich vorbehalten). nad) Abzug ber an Uns zu zahlenden Erbpacht, wovon Wir 
nad) Inhalt des 8.25. die Steuer an bie Staatskaffe entrichten laſſen werden, un: 
terworfen. J 

85, IT. Die Berfonalfteuer fol, nach Köpfen und monatsweiſe, von allen 
Waldeckſchen Unterrhanen und allen im Waldeckſchen Lebenden Fremden, nah fünf 
Klaffen erhoben werben. 

F. 86, Die in die erfte Klaſſe geftellten Perfonen follen monatlich und nad) 
Köpfen, für fi und ihre Frauen und ihre Kinder, weldye das ſechszehnte Jahr zus 
vüdgelegt haben, jeboch eine Familie nie mehr als für drei Individuen mit Aue: 
nahme des Gefindes zahlen I Mgl., in. der zweiten Klaffe 6 Mol., in der drit— 
= Klaffe 4 Mol, in der vierten Kaffe 3 Mgl., in der fünften Klaſſe 

Mol. oe a ‚ 

$. 37. Die Hausherren follen die Perfonalfteuer für jeden ihrer Dienftboten, 
fowohl muͤnnlichen als weiblichen Geſchlechts, monatlich mit 2 Mal. entrichten, und 
befugt ſeyn, den Betrag ‘derfelben an dem mit ihrem Gefinde uͤhereingekommenen 
Dienfllohne wieder abzuziehen. . Was 8 

$. 38. In die erftt Klaffe ſollen gehoͤren alle Oberhofe und Staatöbeamte, 
die Käthe bei den bandesdicaſterien, die Juſtiz- und. Exhebungsbeamsten in den Ober: 
'ämtern , alles: Militair, bie zum Grade des. Sapitaind incluſive, die großen Gute: 
befiger und bie Pachter alter folchen großen Güter, bie Kaufleute und Fabrikanten, 
die tiber den gewöhnlichen Krämern ſtehen, deögleichen die Apotheker in den Städten 
Arolſen, Pyrmont, Mengeringhaufen , Korbady und Nieder» Wildungen. 
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Sn bie zweite Klaffe follen gehören bie Gecretarien bei den Ranbescollegien, 
bie. Oberjäger und Oberförfter, bie. Doctoren, bie Apotheker in den Übrigen Staͤd— 
ten,. die Geiftlichkeit und bie ng. bei ben Landesgymnafien, in jo weit deren 
jährliche Einkünfte nicht unter der Summe von 300 Rthle. ftchen, die Poftdirecto- 
ren, die Hütten» und Hammergewerke, Papier: und Übrige Kabrifanten, in deren 
Geſchaͤftstrieb jährlicy bis zu 5000 Kthlr umgeworfen wird. 

In die dritte Klaſſe gehören alle Staatödiener, ſowohl geiftlichen als weltli— 
dien Standes, deren jährlihe Einkünfte nicht unter der Summe von 150 Rthlr. 
betragen, alles Militair bis zum Unterlieutenant inclufive, die Procuratoren, Ad: 
vocaten, Verwalter auf Domainen und fonftigen großen Gütern, alle übrige Kauf: 
und Miethsleute in den Städten, Müller, Vol: und Halbmeier, fo wie alle übrige 
Fabrikanten und Handwerker, die zu ihrem Gefhäftstriebe, außer ihrer Perfon, 
annoch fremder Huͤlfe bedürfen. . 

Sn die vierte Klaffe follen gehören alle Hof- und Staatsbiener, ſowohl geift- 
lichen als weltlichen Etandes, deren jährlihe Einnahme nit unter dem Ertrage 
von 100 Rthlr. ſteht, alle Köther, die Wirtheleute und Branntweinfhenter in den 
Dörfern, überhaupt alle Handwerksleute, deren in den vorhinnigen Klaſſen nicht 
gedacht worben ift. 

In die fünfte und letzte Klaffe follen gezählt werden ale Bewohner, Tage: 
un en überhaupt alle diejenigen, deren in den vier erften Klaffen nicht gedacht 
worden ift. 

...8.39. Bon Bezahlung der Perfonalfteuer find befreit: 
a) die Militaivperfonen vom Grabe des Feldwebels an, und dieſe mit einbegrif: 
fen, für fid) und ihre Frauen; 
..b) die Invaliden; 
c) in zen der Soldaten, welche im wirklichen Dienfte verftorben find, und 
endlich 
-d) alle diejenigen, fo nur von Almofen Leben. 

$. 40. Die Wittwen und diejenigen Öffentlichen Beamten und Officiers, welche 
im Penfionsftande fich befinden, oder darein gefest werden, follen nur die Hälfte 
ee bezahlen, was fie nach der Klaſſe, zu welcher fie gehören, bezahlen 
müßten. 

.$. 41. B. Die indirccten Steuern anlangend; fo werben bie biöherige naffe 
Acciſe, der Blafenfhag, der Fleifchlicent, der Stempel und die Hundefteuer beibe- 
halten. Die legtere fol auch für das Fürftenthum Pyrmont vom 1. April d. S. 
an Gefegeökraft haben, mit der Erweiterung, daß vom bevegten Tage an in Unfern 
beiden Fuͤrſtenthuͤmern für jeden Hund das Doppelte, was bisher nad) ber deshalb 
beftchenden Verordnung entrichtet wurde, bezahlt werden fol. Außerdem 

$. 42. foll in Unſern beiden Fuͤrſtenthuͤmern Walde und Pyrmont von folgen: 
den Gonfumtibilien nachftchende Abgabe entrichtet werden, als; 

(Folge der Acciſetarif, aus welchem wir hier Folgendes ausheben: E3 find 85 

fleuerbare Gegenftände aufgeführt; Getreide, inländifches Mehl und Fleiſch find nicht 
mit darunter, Kaffee und Zuder find mit 1 Gr. 5 Pf. das Pfund angefest, Ta: 
bad mit 1 Gr., Thee 4 Gr., Gochenille das Pfd. 15 Gr., Indigo 4 Gr., Blau: 
holz 2 Pf., Blaukugel oder Ladmus 6 Pf. das Pfd., Farbenwaaren und Hölzer, 
infofeen fie nicht befonders bekannt find, 2 Pf., Gewürze, ohne nähere Beſtimmun— 
gen 3 Pf., Heringe und Seefiſche aller Art 2 Pf,, Talg (eingeführtes, auswaͤrti— 
ges) I Pf, Häute vom Schlachtvieh, von einem Lamme, Schaaf⸗, Ziegen: und 
Kalbfelle 1, 8, 4, 5 Pf., und von einem Ochſen- oder Kuhfelle 4 Gr. Trockene 
Haͤute werden nah Pfunden befteuert, eine Haut von 12 bis 20 Pfund Gavicht, 
mit 10 Gr. Bon einem Paar vollitändigen Manngfticfeln werden 8 Gr., Manns: 
ſchuhen 5 Er. 4 Pf., Frauenſchuhen 2 Gr. 2 Pf, Kinderſchuhen, bis zum Alter 
von 13 Sahren, 1 Gr. 4 Pf. gegeben.) 
8. 43. Jeder Defraudationsfall, von den im vorhergehenden $. gedachten Ar 
titeln , fol ernftlich beftraft, und von jedem Pfennig, der wirklich defraudirt wor- 
den ift, oder folches hat werben follen, 6 Mol. Strafe erlegt werden; wovon dem 
Denuncianten bie Hälfte, mit Verfchweigung ſeines Namens, aus der Staatskaſſe, 
ohne Berüdüchtigung eines, dem Defraudanten etwa gewordenen, Nachlaffes aus: 
bezahlt werden fol. 


Außerdem ift jeder Defraudant ſchuldig, die defraudirte Steuer annoch befon- 
ders zu. erlegen. 
$. 44, In Gemaͤßheit ber, in $. praec. geſchehenen, Verfügungen darf kein 
‚Suhrmann die mindefte Waare, bei einer unabläffigen Strafe von LO Rthlr. abla- 
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den, er habe denn zuvor der Ortsbehoͤrde, die uͤber das Steuerweſen zu wachen 
bat, davon Anzeige gemacht. Im eine gleiche Strafe verfällt jeder Kauf: und Han— 
delömann, der Waaren abladen läßt, ohne davon gleichfalls bei ber Behörde Ans 
zeige gemacht zu haben. | 

8.45, Seber Kaufmann und Krämer foll aehalten ſeyn, bei der landſchaftli⸗ 
Ken Sommitte, vom 1. April d. 3. an gerechnet, jährlich ein Patent zu löfen. 
Kein ſolches Patent fol über 30 Rthlr., aber auch keins unter 4 Rthlr. zu ſtehen 
kommen, und wird für jedes Individuum, bei Beſtimmung dieſer Steuer, die land⸗ 
ſchaftliche Gommitte, auf den Umfang des Handels, der Lage und auf die Zahl 
* Kaufleute und Krämer, die in einem und dem naͤmlichen Orte leben, Ruͤckſicht 
nehmen. 

$. 46. Derjenige, der, ohne ſolches Patent geloͤſet zu haben, Handel treiben 
wird, verfällt in eine unablaͤßliche Strafe von 50 Kthlr. 
$. 47. Ausländer follen die Patentfteuer und zwar das Doppelte, was ein 
Einländer nad feinen BVerhältniffen zu entrichten haben würde, bei Strafe der 
um ihrer Waaren, zu erlegen, und bas desfalſige Patent zu loͤſen gehals 
ten jeyn. j 

$. 48. Diejenigen bisherigen Yandfchaftlichen Steuern und Abgaben, deren in 
gegenwärtiger Verordnung nicht erwähnt iſt, fo wie die bisherige Vermoͤgensſteuer, 
wovon bie zum 1. April d. 3. zum Iehtenmal noch ein Anfchlag. zu Veftreitung der 
augenblicklich unauffchieblichften Ausgaben erhoben werden foll, beögleichen die Sur 
denſchutzgelder, da die Ifraeliten Unfern übrigen Unterthanen hierdurch gleichgeſtellt 
— und der Glaube keinen Unterſchied mehr machen ſoll, find hiermit gänzlich 
aufgehoben. 

$. 49. In Unfern beiden FürftentHümern wird proviſoriſch der 20 FI. Fuß 
eingeführt, und follen daher alle Staatslaften in diefem Münzfuße eingerichtet und 
die Dienerfchaftsgehalte darin ausbezahlt werben. 

d. 50, Die bisherigen Staatöfecretarien- follen, unter Leiftung hinlänglicher 
Gicherheit und Beſtimmung eines paffenden Gehalts, die Abminiftration über das 
Vermoͤgen ihrer Commun führen, ihnen auch dabei das Geſchaͤft der Erhebung der 
Staat3 =» und- Domanialrevenken in ihrer Stadt, infofern fie ebenfalls eine ange 
meffene Sicherheit dafür zu leiſten vermögen, übertragen werben. Die Beflimmung 
der Caution für die Oberrentereiamts =» und Sommunerheber wird Unfern getreuen 
Ständen, vorbehaltlich Unfrer Genehmigung, überlaffen, fo wie Wir die Reftfesung 
einer annoch befondern Gaution für die Erhebung Unfrer Domanialgefälle Uns aus: 
drüdlidh vorbehalten, auch Unfrer Regierung und Rentfammer, in fo weit es eine 
jede angeht, hierdurch in Gnaden aufgeben, das Nöthige an fämmtliche Erhebungss 
— ee Abſchließung ihrer Rechnungen bis zum 1, April d. 3. ohne Zeitver⸗ 
luft zu erlaffen. 

8. 51. Wir werben durch die Iandftändifche Committe Unfern getreuen Gtän- 
den jedes Jahr Unfer Kameralbudget der Einnahme und dringendften Ausgaben zeis 
tig und nor Entwerfung des Tandfhaftlichen Budgets, wie folhes in diefem Sabre 
fhon geſchehen wird, vorlegen laffen, und gern durch einen jährlichen außerorbent- 
lichen Beitrag annody nach Möglichkeit die Staatskaſſe unterftügen, indem Uns, 
Bir ſchwoͤren es bei dem ewigen Gott, nichts am Herzen liegt, als Unfern burd) 
die Beitumftände gedrüdten Unterthanen ihr Loos zu erleichtern. 

Wird jährlich mit Verzinfung und Amortifirung der dringendften Staatsfchul- 
den von nun an nad) einem beftimmten Plane verfahren, und ſchenkt Uns bie gütige 
Borfehung ben fo lange ſchon gefehnten Frieden, wo alsdann durch Verminderung, 
oder auch Beurlaubung eines Theils Unfers in Kriegszeiten zu ftellenden Contingents 
eine bedeutende Ausgabe in ber Staatskaſſe ausfällt; jo muß jeder redliche Wald— 
ecker von der Wahrheit belebt feyn, daß Fürft und Unterthanen glücklich feyn wer 
hi und man in diefer Hinfiht mit feoher Hoffnung der Zufuhft entgegen ſehen 

nne. 

$. 52. Wird Unfre Regierung gnaͤdigſt beauftragt, die weiter nöthigen Ver⸗ 
fügungen nicht allein wegen der für das Fürftenthum Pyrmont zu wählenden Land: 
itönde, fo wie überhaupt wegen ber im $. 3. feftgefehten Bufammenberufung aller 
Landſtaͤnde zeitig zu treffen, fondern auch die Publication des gegenwärtigen Geſehes 
ungefäumt zu bewerfftelligen. . 

Arolſen, am 28; Sanyar 1814 


Georg Heinrich. 
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Mir von Gottes Gnaden ꝛc. Der Artikel 13. der zu Wien am 8. 
Junius v. J. abgefchloffenen teutfhen Bundesacte, verordnet die Ein- 
führung einer ftändifhen Verfaffung in allen teutfhen Bundesitaa: 
ten, Obgleich eine folhe Verfaffung [hon von grauen Zeiten ber, 
auch in Unferm Lande beftanden hatz fo hat fie doch in mehreren Hinſich⸗ 
ten einer Abaͤnderung bedurft, und haben Wir Uns deshalb veranlaßt geſehen, 
Unfere lieben und getreuen Landſtaͤnde von Ritterſchaft und Staͤdten, 
durch Unſere Regierung zu einem allgemeinen Landtage auf den 28. 
März d. J. zufammen berufen zu laſſen, und, in Einverſtaͤndniß mit 
‚ihnen, der bisherigen Landes: und ſtaͤndiſchen Berfaffung fol- 
“gende nähere Einrichtung zu geben. | 
$. 4. So viel die Einrichtung 


L der Landesverfaſſung 

betrifft; fo iſt zur Erleichterung der Juſtiz für nöthig erachtet worden, 

A. Unfer Kürftentbum Walded in fünf Ober-Juſtizaͤmter ein= 

zutheilen, und zwar: 

1) in das. Ober» Juftizamt der Diemel, welches feinen Sig in ber 
Stadt Rhoden haben, und aus den ehemaligen Aemtern Rhoden 

und Eilhaufen, und den Dorffhaften Schmiliinghaufen, Herbſen 
und Hoͤrle, des ehemaligen Amtes XArolfen, beftehen foll; 

2) in das Ober-Juſtizamt Twiſte, deffen Hauptort Arolfen ift, 
und die ehemaligen Aemter Arolfen, Landau und Wetterburg, mit 
Ausſchluß der unter Ziffer 1. bereits genannten, und den weitern 
Drtfchaften Strote und Meineringhaufen vom Amt Landau umfaßt; 

3) in das Ober: Juftizamt Werbe, zu deffen Hauptort die Stadt 

Sachſenhauſen beſtimmt ift, und die Städte Sachſenhauſen, 
Waldeck, Freienhagen, das ehemalige Amt Waldeck, mit Aus: 
fhluß dee Ortſchaften Bringhauſen, Hemfurth, Kleinern und Gel: 
lershaufen, dann die Dorfichaften Strote und Meineringhaufen 
des vorhinigen Amtes Landau, enthalten fol; ' 

4) in das Ober-Juſtizamt dee Eder, welches feinen Sie in der 

- Stadt N.-Wildungen haben, und beftehen foll aus den Städ- 
ten Alt-Wildungen und Zuͤſchen, ferner aus dem ehemaligen Amt 
Wildungen und den unter Ziffer 3. angeführten Reſten des vor: 
hinigen Amtes Waldeck; 

5) in das Ober-Juſtizamt Eifenberg, welches feinen bisherigen 

‚Sig in Corbach, und feine jegigen Beſtandtheile beibehält. 

‚8. 2. Jedes Ober: Zufkizamt wird mit einem Ober: Iuftizbeam: 
ten und einem zweiten Beamten, welcher Iestere zugleich die Stelle 
de8 Secretairs verfieht, befegt. Eine Ausnahme hierunter macht jedoch 
das Ober-Juſtizamt Eifenberg, bei welchem, mie bisher, zwei Beamte 
und ein Secretair bleiben, 

‚3 Mit dem Ober⸗Juſtizamt der Werbe wird, wegen feiner Nähe 
bei der Feſtung Waldel, ein allgemeines Criminalgeriht für das 
ganze Land verbunden. J 

Uebrigens ſoll Unſere Regierung ein Regulativ entwerfen, welche Sa— 
hen, ausſchließlich der Übrigen Ober-Juſtizaͤmter, zur Competenz dieſes Cri: 
minalgerichts gehoͤren ſollen. Te Ä 

$ 4. Der Erſte Suftigbeamte des Oberamts der Twiſte, verfiehet 

zugleich die Gefchäfte des Stadt:Commilfarii in Mengeringhaus 
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fen, wie der des Ober-Juſtizamts der Eder gleiches Amt in! Nieder— 
Wildungen. 

Die dadurch -erfpart werdenden beiden, Stadt:Commiffariatsgehalte fallen 
. ber Land-Salarienkaſſe zu, und verbleibt es in Anfehung der Sportelubereche 
nung aus beiden Staͤdten bei der bisherigen Beſtimmung. 

95 Die, bisher den. Ober-Rentereibeamten aufgetragen geweſene, 
Polizeiverwaltung übernehmen die Ober: Zuftizämter. 

8.6. Alle Nebenverdienfte der Juftizbehörden, durch’ Depu= 
tationen, Commiffionen u. f. w., hören gänzlich auf. Inſofern das Gefchäft 
nothivendig außer dem Gerichtsorte beforgt werden muß, 3. B. Beſichtigun⸗ 
gen ꝛ⁊c.; fo erhält davon der Commiſſarius, oder Deputatus, nach den in 
der Sportelordnung beftimmten Anfägen, die Pferdemiethe und Zehrungs⸗ 
koſten u. f. w.; die übrigen Gebühren werden der Sportelkaffe berechnet. 

6.7. Die Datrimonial:Gerihtsbarkeit bleibt der von Dal: 
wigefhen Familie in dem Amte Lichtenfels, und den drei deputir— 
ten Städten Corbach, N. Wildungen und Mengeringhaufen 
in erfter Inſtanz, desgleihen die Schriftfäffigfeit der Ritterfchaft 
und ihren Familien, weniger nicht den drei deputirten Städten, 
infofern fie als corpora auftreten, oder belangt werden, vorbehalten. 

$. 8. In jedem Ober: Suflizamt wird ein Ober-Rentereibeam— 
ter angeftellt, dejjen Wirkungstreis duch eine befondere Inſtruction genau 
beſtimmt werden foll. 

$. 9. In Anfehung Unferer zu und Unferes Hofgeridh: 
tes, verbleibt es vorerfi, fo wie 

$. 10. 

B. in Betreff der Suftiz und Renterei in Unfeem Fuͤrſtenthume ae 

mont, bei der bisherigen Einrichtung. 


1. Die Repräfentation Unferer Unterthanen 


anlangend, fo wird folche : 
8. 11. folgendermaßen bemerkftelligt werden: 

A, duch die Befiger bisheriger landtagsfahiger Kittergüter, 
ober die Ritterſchaft; 

B. durch die Städte, benen Aroiſen unter den im Receß vom 19. d. 
feſtgeſtellten Beſtimmungen, beigezaͤhlt werden ſoll, oder den Buͤr—⸗ 
gerſtand; 

C. durch zehn Repräfentanten des Bauernflandes, berem jedes 
Ober: Juſtizamt zwei zu ſtellen hat. 

$. 12. In den drei deputirten Städten wird das Repräfen: 
tationsrecht durch den erſten Buͤrgermeiſter und Stadtfecretair, 
in den nicht deputirten Staͤdten hingegen durch den Buͤrgermeiſter al⸗ 
lein, in bisheriger Weiſe, ferner ausgeuͤbt. 
$. 13. Die Eigenfhaften eins Repräfentanten, im All: 
gemeinen, find: daß er 
1) zu einer der drei chriſtlichen Confeſſionen u 
2) 25 Jahre alt, und eigenen Nechtes, 
3) gandesunterthan, 

4) der Militairpflicht nicht “mehr, unterworfen, und 

5) unbefcholtenen Rufs fey, auch. 

6) Gefchriebenes leſen koͤnne, und feine Gedanken gehörig —— 
beſn vermoͤge. 
Insbeſondere aber wird annoch erfordert, bei den Repraͤſentanten 
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a) des Bürgerfiandes, unverſchuldeter Beſitz von unverſchuldeten Guͤ⸗ 
tern, die wenigſtens einen Werth von 500 Rthirn. haben, und 

b) des Bauernftandes, Eigentyum eines ſchatzungspflichtigen nicht 

1 verfehuldeten Gutes von wenigſtens 30 Morgen, den Morgen zu 120 
Ruthen gerechnet, in dem Amtsdiftrict belegen, aus welchem er als 
Repräfentant gewählt werden. fol, wobei es gerade nicht. erforderlich, 
dag er den Landbau felbft betreiben muß. - 

F. 14, Staatsbeamte, ober.fonft zu Uns in Dienfipflict fi 
hende Perfonen, Eönnen an der Landesrepräfentation keinen Antheil nehmen; 

es wäre denn, daß die Landflände die Aufnahme eines folhen in Vorſchlag 
s braͤchten. * 
Z. 45. Die Kuhrgenoſſen zur Wahl: der Repraͤſentanten 
808, Bauernftandes, ſollen auf folgende Weiſe erkieſet werden: daß jede 
Gemeinde des Oberamtsdiftricts, unter Leitung ihres Geiftlihen, einen 
ordnungsliebenden, durch fittliched Betragen allgemeines Bertrauen verdienens 
"don, Mann aus ihrer Mitte zum Wähler erfiehet, und ihm zur Wahl 
der zwei Nepräfentanten beauftragt. Ein folder Wähler muß 
er nollähtle,. 09. ae 
b) unbeſcholten " 2 
0) Beſitzer eines Aders oder Kötherguts und 
U) als gufer’ Wirth bekannt feyn. N 

$. 16. Die Mahl der Nepräfentanten ſelbſt gefchieht im Orte des 
Sitzes des Ober-Juſtizamtes, unter Leitung ded Landſyndici und erſten 
Suftizbeamten.. RER: 5 MC 
847. Wenn nun auf vorftehende Art die Wähler erkieſet worden find, 

‚fo follen fie an dem beflimmten Wahltag, nad) vorhergegangener deutlicher 
Berftändigung von den Pflichten und Eigenfchaften eines Landflandes, und 
nach zweckmaͤßiger Crmahnung und Berwarnung: daß fie bei der vor 
zunehmenden Wahl Feine Mebenzwede berüdjichtigen, fondern lediglich auf 
den Hauptzweck, nämlich auf die Wahl eines veblichen, gottesfürchtigen, eins 
ſichtsvollen und erfahrnen, auch ordnungsliebenden Landſtandes allein Bedacht 
nehmen, und dabei überall gewiffenhaft zu Werke gehen wollen, in Eid 
und Pflicht genommen werden, darauf abtreten, und hienähft Mann 
für Mann, zur Abgabe ihrer Stimme zum Protocoll, wieder vorges 
laffen werden. | 

$. 18. Bei diefen Wahlen entfcheidet die Mehrheit der Stimmen, 
bei deren Gleichheit aber das Loos, | 

$. 19. Die Wahl der Repräfentanten de3 Bauernftandes und des 

‚ Mepräfentanten aus der Stadt Arolfen gefchiehet auf Lebenszeit, und 
bei legterer durch eine freie Wahl, wie beim Bauernfland; jedoch erlöfcht die 
Repraͤſentation alsdann früher, wenn bie Eigenfchaften, wodurch die Wahl 
bedingt ift, wegfallen, namentlih, wenn der Gewählte aufhört, ein guter 
Wirth u. f. w. zu feyn. 

Auf den Todesfall des einen oder des andern Mitgliedes, wird an 
beiten Stelle, auf die oben beflimmte Weife, auf jedesmaligen Antrag des 
Landfondici, ein anderes erwählt. a5 
8920. Bur Erhaltung dee Repräfentation des Ritterflandes 
wird hiermit feftgefest, daß 

1) jeder neue Rittergutseigenthlimer, vom Tage des Anfall oder Erz 
werbs des Gutes, binnen zwei Monaten zum Auffchwören bei dem 

Landſyndico fich anmelde; daß 
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keine Allodificationen dergleichen Lehnsritterguͤter, ohne Zuſtimmung der 
Landſtaͤnde, geſchehen; — 

3) daß bei einer Verſplitterung dergleichen Güter, fo wie bei Veraͤuße— 
tungen ganzer Rittergüter, duch Unfern und der. Stände gemeinfa= 
men Belchluß beftimmt werde, intoiefern der bisherige Eigenthümer 
ferner als Landftand auftreten, oder der neue Erwerber als folcher 
aufgenommen werben Eönne. 

$. 21. Zur Vollziehung der im folgenden Paragraph beflimmten Ge 
fhäfte, {fl ein engerer Ausfchuß ernannt, welcher befteht: 

4) aus zwei vitterfchaftfihen Deputirten, welche nach dem 
jedesmaligen Abgang in bisheriger Weife, durch die Stände auf Le⸗— 
benszeit gewählt und Uns zur Betätigung präfentirt werben ; 

2) aus den bisherigen Abgeordneten der drei deputirten Ötäbte, 
die ſchon vermöge ihrer Aemter hierzu berufen find; | 

3) aus einem Deputicten des Bauernftandes, welchen die Land: 
ftände aus deſſen Repräfentanten auch auf Lebenszeit wählen, und 
Uns ebenfalls zur Beſtaͤtigung präfentiren. . 

$. 22. Jene Deputation ift vollziehende Behörde der vom 
corpore statuum gefaßten Befchlüffe, und fie kann in der Megel ohne dass 
felbe nicht handeln, — 

Die Gewalt und die Geſchaͤfte der Deputation beſtehen darin: 

4) auf die Ablegung der landſchaftlichen Rechnungen zu drin: 
gen, deren Abnahme, wenn ſolche zuerſt vom Landſyndico und 
ſodann von Unſerer Regierung monirt ſind, unter Zuziehung des 
Landſyndici, beizuwohnen, fo wie auch ſelbſt allenfallſige weitere 
Erinnerungen dagegen aufzuſtellen; | 

2) die Landtagsabſchluͤſſe ſowohl, ald auch die von fämmtlicyen 
Landſtaͤnden entfchiedenen Angelegenheiten, in Vollzie— 
bung zu bringen; 

3) den Antrag neuerer Steuern vorläufig zu prüfen, und den 
gefammten Ständen zur Abftimmung vorzulegen; 

4) zu etwaiger Verbefferung bewilligter Steuern Vorſchlaͤge 
zu machen, und etwa eingefchlihene Mißbraͤuche zu rügen; 

5) die Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 2000 Rthlr. nicht 
überfteigende, Ausgabe erfordern, für fi, vorbehaltlich Unferer 
Genehmigung, zu befchließen; 

6) Erlaßgefühe der Unterthanen zu prüfen, und, infofern folche 
die unter Ziffer 5. gedachte Summe nicht überfleigen, nach ebenfalls 
zuvor von Uns eingehohlter Genehmigung, zu bewilligen, und 

7) in Fällen, denen Gefahr im Verzug unterliegt, oder die fonft 
eine eilige Entfheidung erfordern, in Einverftändniß mit Uns 
befchließen; und erkennen fämmtliche Landftände dergleichen Beſchluͤſſe 
als gültig und als von ihnen felbft ausgegangen. 

$: 23. Die gewöhnlihe Zuſammenkunft der Deputation 
ift ber jedesmalige dritte Montag im Monat Junius jeden Jahres, als der 
zur Abnahme der landfchaftlichen Rechnungen beftimmte Termin; und wird 
deren außerordentliche Verſammlung auf Unfern Befehl, durch Unfere 
Regierung, mittelft eines Schreibens an den Syndicus, oder auf Antrag der 
Stände, bei Unferer Regierung, nach vorhergegangener Unferer Genehmigung, 
zufammen berufen. Zu: 

$. 24. Eine allgemeine Landtagsverfammlung kann nur in 

befonders wichtigen Fällen, entweder aus Unferer Veranlaffung, oder 
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auf Antrag ber Stände, nad) borhergegangener Unferer Genehmigung, 
durch Unfere Regierung zufammen berufen werden, Zu. jenen Fällen gehören 
unter andern, wenn 5. B. 

£) entweder von Veränderung der Verfaſſung und der Grund: 
gefege, oder | 

2) von Einführung einer neuen Steuerordnung bie Rede if. 

$. 25. Indem Wir den Landſtaͤnden gnädigft geftatten, ſich bei 

Landtagsabfaffungen eines Siegels, mit dem Landes wappen und ber 
Umfchrift: „Waldeckiſche Landftandfchaft” verfehen, zu bedienen, und ihre 
hergebrachten landftändifhen Rechte im Algemeinen beftätigen; fo fol- 
ien folche infonderheit ferner fundirt ſeyn: 

a) in dem Recht der Verwilligung und Regulirung fämmtli: 

her, ſowohl ſtaͤndiger als unftänbdiger, zur Staatsverwaltung 
nothiwendiger ‚Steuern. Alles was auf Abänderung beſte hen⸗ 
der, oder Einfuͤhrung neuer Steuern und auf Steuerver— 
fafſung uͤberhaupt Bezug hat, ſoll nur unter Zuſtimmung der 
Landſtaͤnde vorgenommen werden; 
in dem Recht, die Landeskaſſen, nad wie vor, zu verwalten, und 
e8 dürfen die Steuern nur zu den, duch Uns und die Landftände 
beftimmten, Zweden verwendet werden, weshalb die Verwalter 
der Kaffen in Landespflichten fiehen; - 

c) in dem Recht der Berathung ımd Einwilligung bei allen 
Gefegen und Anordnungen, welche auf die Landesverfaſſung 
und deren Veränderung Beziehung haben; bei Gefegen, wodurch 
über das Eigentum der Unterthanen zum Gebrauch der Landes: 
herrſchaft oder des Landes verfügt, die perfönliche Freiheit der 
Unterthanen gegen beftehende Gefege beſchraͤnkt, oder dadurch 
wohlerworbene Rechte einzelner oder ganzer Klaffen ber 
felben, aufgehoben oder befchränft werden follen. 

Bei allen übrigen Landesgefegen, wollen Wir (Anordnungen 
in eiligen Kälen, und wobei Gefahr im Verzug iſt, ausge: 
nommen) 

d) den Rath und das Gutachten Unferer Stände einhohlen, und 
dürfen 
e) diefelben Borfchläge zur Abänderung beftehender und zur Ein— 
führung neuer Gefege einreichen, fo wie Wir fie überhaupt ver: 
pflichten, ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige zu richten, 
was das Wohl der Unterthanen erfordert, und diejenigen Mit- 
tel in Antrag zu bringen, welche baffelbe befördern, oder bie ihm 
entgegen ftehenden Hinderniffe aus dem Wege räumen Eönnen. 
Sollten 
f) duch den Bundestag zu Frankfurt den Landfländen im Allge— 
meinen, binfichtlich der Gefege und Gefeggebung, größere Mechte, 
als hier angeführt find, eingeräumt werden; fo wollen Wir folche 
auch Unfern Landftänden zu Theil werden laffen. 
Wie die Stände j 
g)-mit darauf zu wachen haben, daß von ben Juftigbehörden eine un« 

‚tadelhafte Juflizpflege — worin aus dem Cabinet nie- 

mals Verfügung, vorbehaltlich der Uns zuftehenden Oberauf: 

fiht, Statt finden follen — gehandhabt werde, und fie ihren Pfliche 
ten überhaupt nachkommen; fo wird ihnen auch das Hecht dev Bes 
fchwerdeführung, insbefondere in Zällen der Malverfation ber 
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Staatsdiener, und bei’ ſich ergebenden SUN ieber 

Art, eingeräumt. 

Staatsdiener folfen daher von den Sandfländen, wegen verfaſ⸗ 
ſungswidrigen Betragens, jedoch nur vor dem. ordentlichen Richter, 
angeklagt werden £önnen, vor welchem ſie ſich zu ——— und ana 
zu nehmen, verbunden ſind, ſo wie 
auf der andern Seite jedem Stantsdiener hlermit. bie, Iufiges 

zung geſchieht, daß keiner, ohne gerechte Urfache: und vorhergegan⸗ 

gene richterliche Unterſuchung und a } feines ‚Amts ensjegt 
werden Toll. . : 

Die Sporteln werden in- folchen Fallen für den Sekagen bis. zur 
Beendigung des Proceffes aufgezeichnet. — 
Auch wollen Wir, der Billigkeit gemaͤß, 

i) bei Beſetzung der Bedienungen den dazu faͤhigen Landeskindern den 

Borzug vor Ausländern einraͤumen. 

.26. Kein Landftand kann an den Berfansmiungen. und Sins 

gen de Stände eher Theil nehmen, bis. er ‚folgenden Ei: 
IIch gelobe’ und verſpreche als Landfland, in allen meinen Handlungen 
und Rathfchlägen die allgemeine Wohlfahrt des Landes vor 

- Augen zu :haben, die Unferm gnädigften Fürften und Herrn ſchul⸗ 

dige Treue und Ehrerbietung ſtets zu beobachten, in nichts zu 

willigen, was des Herrn oder Landesrechten oder Vorthei— 
len zuwider waͤre, inſonderheit die Gerechtſame der Landſtaͤnde 
getreulich zu bewahren und mit allem Fleiß darauf zu. achten und zu 
halten, daß diefelben unter Eeinerlei Vorwand verlegt oder vernachlaͤ⸗ 
ßigt werden,” —— 
ahgeefet hat, | 
"27: Bei den: Gebasiahtiein Bufammentünften dee Land: 
fände haben diefelben aus. ihrer Mitte für die Dauer des Land- oder Des 
‚pufationstages "einen Director buch Stimmenmehrheit zu wählen, welcher 
mit dem Syndico die Geſchaͤfte leitet. 

§. 28. Vorſchlaͤge und Anträge aller At, — den Band: 
fanden zu machen find, follen in der bisher uͤblich geivefenen Form, naͤm⸗ 

* durch Unſere Regierung, an ſie gelangen. 

Die Art, wie ſie darüber abſtimmen wollen, bleibt ihnen 
ganz uͤberlaſſen; jedoch ſollen, fo. oft der Syndicus es für noͤthig erachtet, 
die Stimmen duch Kugelung gefammelt werden, und ſteht es jedem Mit: 
gliede frei, zu verlangen, daß die Discuffton über. den, zur Berathung vors 
liegenden, Punct auf den andern Tag verlegt,. und ihm — werde, ſeine 
Anſicht der Berfammlung ſchriftlich vorzulegen. 

$. 29. Sn den Fällen, wo die Erklärung ber Stände —— 
iſt, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben werden, und behalten Wir Uns 
vor, den gemachten Vorſchlag oder Antrag, unter Auseinanderſetzung aller 
dafuͤr ſprechenden Gründe, durch Unſere Regierung wiederhohlen ‚zu af 
ſen, allenfalls auch, bei beharrlicher Ablehnung, den beftagten Gegenſtaud 
zur Berathung an die gefammten Stände gelangen zu laſſen. 

Sollte aber auch hierdurch der. Zweck nicht erreicht werden; fo ſoll eine 
Commiffion, aus einem herrfchaftlichen Diener und einem landſchaftlichen 
Mitglied, niedergefegt werden, welche. die Sache ‚prüft und, . möglich, eine 
Bereinigung zu Stande bringt. Würde aber auch diefer Verſuch fahlfchla- 
gen; fo werden die Verhandlungen, infofern fie Steuern und Verwil— 
ligungen nicht betreffen, an eine auswärtige Juriſten-Facultaͤt, 
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oder an. dns Appellationsgericht eingefandt. Die Wahl einer biefer 
Behörden bleibe den Landftänden überlaffen, und im Fall folhe auf eine 
Facultaͤt fällt, haben diefe die Commiſſarien zu beflimmen, müffen aber 
darunter Berfchiviegenheit angeloben. 

$. 30. Bei eingetretenee Stimmengleihheit giebt das Votum 
de8 Landfyndici den Ausſchlag. 

$. 31. Welke Gedanken auch ein Mitglied in den Verfamm: 
lungen geäußert, und mit welchen Gründen fie daffelbe vorgetragen hat; 
darüber braucht folhes nie dem Staate Rede und Antwort zu geben, 
vorausgefegt jedoch, daß er überall die dem Regenten fihuldige Treue 
und Ehrfurcht, fo wie die den Landesbehörden zu beweifende Ach: 
tung nicht außer Augen gefest hat; wie dann auch Fein Landftand ange: 
halten und gezwungen werden fann, über dasjenige, was in den Berath— 
fihlagungen vorfält, Auskunft zu-geben, oder gar Zeugniß darüber ge: 
gen feinen Mitftand abzulegen; vielmehr macht fich derjenige, der die ihm 
Obliegende Verſchwiegenheit verlegt, dadurch unfähig, ferner die 
Stelle eines Landftandes zu beffeiden, und deſſen Mitſtaͤnde find berechtigt, 
auf deffen Entfernung zu dringen. R 

$. 32. Die durch die Convention v. 3. Jul. 1814, $. 2, angeord: 
nete landfhaftlihe Kammer, der Wir hierdurch den Rang eines 
Kandescollegii grädigft beilegen, und die Uns und den Ständen allein 
untergeordnet ift, ſoll vorläufig beftehen: 

1) aus einem Mitglied der deputirten Ritterfchaft, 
2) aus einem der Buͤrgermeiſter oder Secretarien ber drei bdeputicten 
Stäbte, 
3) aus dem Landfpndico, 
4) aus einem Kaffenführer, zugleich Secretair, 
5) aus einem Regijtrator, zugleich Kunzeliften, und 
6) aus einem Pedell und einem Boten. 

Uebrigens behalten Wir Uns vor, einen Commiffarium zu ernen- 
nen, welcher, ohne Sitz in der Kammer zu haben, von Zeit zu Zeit 
den Situationsetat fich vorlegen Laffen, und überhaupt Unfere Rechte 
wahrnehmen: foll. 

$. 33. Die Mitglieder unter den Ziffen 1 und 2 follen auf die, in 
der in vorſtehendem $. angezogenen Convention enthaltene, Weiſe ge: 
wählt merden. | | 

$. 34, Der Wirkungsfreis der Landfhaftlihen Kammer 
umfaßt nicht die auf der Einloͤſungs- und Acciskaſſe haftenden Schulden, 
indem beide Kaffen nicht zu ihrem Reſſort gehören, fondern nad wie vor 
unter der Auffiht dev bisher beflandenen Landesſchulden-Kaſſendi— 
tection verbleiben. Ä 

Ohne ‚Beziehung auf die landſchaftlichen Schuldenkaſſen (die Einloͤ— 
ſungs- und Aceiskaffe), fol dieſer Landfhaftlihen Kammer Be: 
ſchaͤftigung darin beftehen: = 
1) den statum exigentiae. publicae für jedes Jahr. zu entwerfen, und 
nachdem folcher den Ständen zur Prüfung. vorgelegt und von ihnen 
genehmigt. ift, Uns zur gleichmäßigen. Genehmigung vorzulegen; 
2) Die SolleCinnahmeetats der Randeseinfünfte anzufertigen, 
wonach ‚die zeitigen. Oberrentereibenmten und die ſtaͤdtiſchen Erheber 
die Erhebungen, und zwar, fo viel als möglich, monatlich befor: 
gen Sohn) mE te er 
» in der Function ‚der. ehemaligen Kriegscommiſſion; -. 
s 71 


1122 _ m Waldeck. 


4) in der Beſorgung des Stempelns des Papiers und deſſen Zuſtel⸗ 
fung an die Rentereibeamten zum Berechnen, 
So wie ber Iandfchaftlichen Kammer 
5) die Befugniß zuſteht, zweddienlihe Zwangsmittel gegen fäumige 
Erhebungsbehörden zu verfügen; fo hat fie au 
6) von Monat zu Monat die Situntionsetats ber ihr anvertrauten 
Kaffen, und die baar eingegangenen Gelder in Empfang zu neh 
men, legtere hinter drei Schlöffer in Verfchluß zu bringen, wozu 
jedes der fändifchen Mitglieder und der Kaffenführer einen Schlüffel 
befigen fol. 
$. 35. Da das Land, duch die am 3. Julius 1814 abgefchloffene 
Convention, die Salarirung und Penfionirung alfer wirklichen 
Staatsdiener und deren Wittwen, wie foldhe in dem, im Receß vom 
19. d. sub Lit. C. enthaltenen, Etat beftimmt ift, übernommen hat, und 
dagegen ihm die Beziehung 
a) aller Sporteln, 
b) aller Strafen, und 
e) alle Gonfiscationen, 
aus Unjerm F ürftenthum Walde überlaffen iſt; fo hat die landſchaft⸗ 
liche Kammer nad) jenem Etat die Zahlungen monatlich zu verfügen. Aus 
Berdem hat diefelbe 
$. 36. alle fonftige, dem Lande obliegenden, Ausgaben, mit Yu 
fhluß der, der landſchaftlichen Schulden: Tilgungskaffe überwiefenen, Zah— 
lungen, namentlid zur Unterhaltung des Militairs, nad) dem: ebenfalld im 
Receß vom 19. d. sub Lit. D. aufgeftellten Friedens — auf den unverhofr 
fentlihen Fall eines Kriegs, anders zu tegulivenden Feldetats, fo wie die 
alsdann eintreten koͤnnenden fonftigen Kriegsleiftungen zu beforgen, zu wel⸗ 
hem Behuf fie alle beftehende Landesrevenüen, mit Ausnahme der 
in bie Landesfchulden-Tilgungskaffe fließenden, und der im folgenden $. 37. 
genannten, zu vereinnahmen hatz auch wird fie daneben autorifirt, bei 
nicht ftandigen, Feine nachtheilige Zögerung leidenden Ausgaben, bis zu der 
Summe von 300 Rthlrn. für fih zu handeln; dagegen aber ift fie vere 
pflichtet, fobald der Gegenftand diefe Summe überfteigt, weiten Berhalt 
zuvor einzuhohlen. 
$. 37. Um außerdem eine befondere Kaffe zur zo 
der Staatsdiener zu bilden, werden bderfelben, außer den in n$. 39. bes 
reits beftimmten Einflüffen, auch 
1) die vorhinige Land: Salarienfaffe und 
2) der Ertrag des Stempelpapiers 
uͤberwieſen. 
$. 38. Die den Landesgläubigern verficherte Einlöͤfungs— 
und Acciſekaſſe iſt die eigentliche Landesfchulden-Tilgungskafſe, 
woraus jene Gläubiger ihre Zins zahlung und Capitalablage erhalten. 
Zur Beruhigung der Landesglaͤubiger, und zur Aufrechthaltung des oͤffentli⸗ 
‚hen Credits, ſoll die. landſchaftliche Kammer mit dieſer Kaffe 
nicht in Berührung ſtehen. Nur allein- foll fie, wie bisher, unter 
ber Aufſicht der Kaffendirertion, namlich der: beiden Deputitten der Rit—⸗ 
terfchaft, und der Secretarien ber drei deputirten Städte ftehen, welche zu 
diefem Ende jeden Jahres, Fruͤhjahrs und Herbfts, zwei Zufammenfunftss 
tage‘ haben, und befugt find, den’ Kaffendeftand felbft zu unterfuchen, oder 
auch diefes Gefchäft durch eines ihrer Mitglieder bewirken zu laſſen. 
Der Landſyndicus nebſt den drei deputirten ſtaͤdtiſchen Buͤrgermeiſtern 
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und Unſere Regierung ‚haben darauf zu fehen, daß ale dahin einfließende 
Gelder zu ihren beſtimmten Zwecken verwendet werben, und hat zu besfall: 
figer Erſetzung der Landrentmeifter von Monat zu Monat den Situation: 
etat feiner Kaffe nicht allein an bie Regierung und den Syndicum einzurei- 
hen, fondern er verwaltet auch, wie bisher, diefe Kaffe, indem er auf feine 
andere Anweiſung einige Zahlung verfügt, als auf die bes genannten Kaf- 
fondirectorit. Dem: Syndico bleibt indeffen, wie bisher, erlaubt, Anweiſun⸗ 
gen für Botengänge zu ertheilen. 

$. 39. Da übrigens die prompte Zinszahlung allein den Gre 
die nicht zu erhalten vermag, vielmehr zu Erreihung diefes Zwedes auch 
jährliche Capitalsablage gefchehen muß; fo foll aus diefer Schuldentil- 
gungskaffe, neben der Zinszahlung, auch jährlich der Betrag von wenig: 
ftens fünf taufend Reihsthalern auf Gapitalforderungen abgetras 
gen, und dieſe Summie nach Erleidniß erhöhet werden. ; 

$. 40. Somohl die Abnahme dieſer Schuldentilgungs=Kaf: 
ſenrechnung, umd ber gleichfalls vom Landrentmeifter geführt werdenden 
Brand: Kaffeneehnung, als audy alle übrige Landes: Kaffen- 
rehnungen, fol in dem $. 23. beſtimmten Zermin vor Unferer Regie: 
rung gefchehen. - 

8 41. Die Landestammer iſt, megen ber dem Fuͤrſtenthum 
Pyrmont obliegenden jaͤhrlichen, ſowohl gewoͤhn⸗ als außergewoͤhnlichen 
Beitraͤge, verpflichtet, die jetzigen Deputirten gedachten Fuͤrſtenthums Pyr—⸗ 
mont von den Verhandlungen des Ausgabeetats, und deſſen Aufbringen, nicht 
allein gehörig zu unterrichten, ſondern auch allenfallfige Erinnerungen derſel⸗ 
ben zu hören, und, wo ſolche gegründet, fie abzuftellen. 

6 42, Bei dem Antritt eines neuen Regenten werden die 
Stände zufammenberufen, und, nad) von Demfelben außgeftellten 
NReverfalen zur Befolgung gegenwärtige Gonftitution, zum Huldi— 
gungseide zugelaffen. 

Schließlich ift 

$. 43. dieſer Landesvertrag, worin, wie Mic hoffen, ſich die 
Grundfäge einer allgemeinen Liberalität genugfam ausfprechen, und von mel- 
chem weder Wir, noh Unfere Nachkommen in der Regierung, in 
irgend einem Punct, ohne Zuftimmung Unferer getreuen 
Landftände abgehen wollen und follen, von beiden Seiten ge= 
börig vollzogen worden, und zu deffen öffentlicher Bekanntmachung Uns 
fere Regierung beauftragt. 

Arolfen, den 19. Aprit 1816. 

- Georg Heintid. 
Kreusler, 


W 33. 
Landgrafſchaft Heſſen-Homburg. 


Das Land des Landgrafen von Heſſen-Homburg ward, bei ber 
Stiftung des Rheinbundes im Jahre 1806, der Spuverainetät des Groß- 
berzags von Heflen- Darmftadt untergeordnet, von welcher heſſiſchen 
Hauptlinie das Haus HeffensHomburg abftammt. — Diefes Verhältnig 
ward aber durch Art. 48 der Wiener Congrefdcte aufgelött, und dem 
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Landgrafen fogar ein Gebietszuwachs in dem überrheinifchen Canton 
Meifenheim zugetheilt: Doch erfolgte erſt am 7. Juli 1817: die völlige 
Aufnahme des Landgrafen in den teutfihen Bund, und bie Zutheilung 
der 70ſten Stimme in dem Plenum der Sundetrerſamalung; ſo wie der 
Art. 30 des „Generalreceſſes der Frankfurter Zerritorialcommiffion” (1819) 
feftfeßte,' „daß der Landgraf von Heſſen-Homburg volle Souveraine: 
tät genießen, und den Xitel fouverainer Landgraf führen ſolle.“ — 
Das Land wird von dem Landgrafen völlig uneingefchränkt, und ohne 
Stände regiert; denn bereit8 im Jahre 1819 gab der (am 21. Jan. 
1820 verſtorbene) Landgraf Friedrich Ludwig Wilhelm Chriſtian die Er⸗ 
klaͤrung: „er habe, weil es noch Niemandem eingefallen waͤre, Landſtaͤnde 
nachzuſuchen, der Einfuͤhrung derſelben noch zur Zeit Anftand ge: 
geben, bis die benachbarten Länder vorangingen."*) — Das Letere ift 
bekanntlich gefchehen. — Die Bundesmatrifel vom Jahre 1818 beftimmte 
den Rang des Landgrafen unmittelbar vor den vier freien Städten. 


34. ‚ 4 4* 

Die vier freien Staͤdte des teutſchen Bundes. 

Die vier freien Staͤdte des teutſchen Bundes ſi nd die drei. Hanfes 
fiadte Hamburg, Bremen, Luͤbeck, und die freie Stadt Frank— 
furt am Main. In den drei Hanſeſtaͤdten, welche von 1810 — 1813 
zum franzöfifchen Kaiſerreiche gehört und unter der Verfaſſuug Frank: 
reichs vom Jahre 1799 geftanden hatten, ward, mit einigen Modifitatio— 
nen, bie frühere ‚Stadtverfaffung im Jahre 1813 hergeftelltz die Stadt 
Frankfurt aber, welche in dem Jahre 1806 dem Fürften Primas des 
xheinifchen Bundes, Dalberg, zugefallen, und im Jahre 1810 die Haupt—⸗ 
ftadt deö von Napoleon neugefchaffenen Großherzo gthnms Trank 
Furt geworden war, ftand bis zum Ende October 1813 unter der (oben 
aufgenommenen — nun erlofhenen —) Derfaffung des Großherzog: 
thums Frankfurt vom Jahre 1810. 

Nach der Aufnahme der vier freien Städte in den teutfchen Bund, 
erhielt blos (1816) die Stadt Frankfurt am Main — mit Bei: 
behaltung mehrerer früheren Formen — eine ſchriftliche neue Ver 
faffungz die Hanfeftädte hingegen, kehrten zu ihren vormals beftande: 
nen und auf Verträgen beruhenden Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsverhälts 
niffen zuruͤck. — Der politiſche Charakter der: Verfaſſungs- und Regie 
rungsform aller vier freien Städte iſt — überhaupt genommen — de: 
mofratifch=repräfentativ, weil die Staatshoheit, ihrer Subftanz nad), ber 
Stadtgemeinde, die Ausuͤbung der aͤußern Hoheitsrechte aber, und 
die vollziehende Gewalt, mit Einſchtuß der erweltung ‚einem ir in ‚feinen 


9 Nürnbers Eorreſp. 1319, € Bi. SEHR. Sr a 


Organifation vom. 10. Oct. 1806. 1125 


Gtiedern wählbaren Rathe oder. Senate, unter mehrfacher Mitwirkung 
und Beiorbnung von Bürgerrepräfentanten zuftehet*). Im diefen Staͤd⸗ 
ten vertritt — wie bereits früher, doch zum Theile neu gebildet — ein 
mehr oder weniger zahlreicher Ausſchuß der, Bürgerf chaft, unter 
verſchiedenen Benennungen, an der Seite des Senats, die Stelle der in den 
monarchiſchen Staaten Teutſchlands beſtehenden Landſtaͤnde. Auch er 
kannte die Schluß acte der Wiener Miniſterialconferenzen vom 
Jahre 1820 im b6eſten Artikel „die Anwendbarkeit des 13. Artikels der 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 in Beziehung auf die freien Staͤdte nur 
in «fo. weit: an, als die beſondern Verfaſſungen und Verhaͤltniſſe derſelben 
eg zulaſſen tt)... NER . 





De Be 

2 Die. Freie Stadt Frankfurt am Main. 
Das politifche Schickſal ber vormaligen freien Reichöftadt Krank 
fürt am Main war infofern von dem ber brei Hanfeftädte verſchie⸗ 
den, inwiefern fie früher, als die letztern, auf einige Jahre unter monar⸗ 
chiſchen Formen; und nicht, wie jene, dem franzöfiichen Käiferreiche felbft, 
fondern als mediatiſirte Reichsſtadt, bei: der Stiftung des Rheinbundes 
(1806), dem damaligen Fürften Primas dieſes Bundes, Karl von Dal: 
berg, als Beftandtheil des primättichen Staates zugewiefen ward. Bereits 
am 10. October 1806 (folglich beirrahe vier Sahre vor der, von bem — 
ſeit 1810 — Größherjoge von Frankfurt dem ganzen Großherzogthume 
gegebenen, neuen Verfaͤſſung) feste der. Fürft ‚Primas, an bie Stelle der 
vormäligen reichsſtaͤndiſchen  Verfaflung der Stadt‘ Frankfurt, folgende 


neue Organifation berfelben, . — 
a) Organiſation der Stadt Frankfurt am Main vom 10. 


October 1806. 


Wir, Karl von Gottes Gnaden Erzbifhof, Fuͤrſt Primas der 
rhetniſchen Gonföberation, fouverainer Fuͤrſt von Regensburg 
und Aſchaffenburg, Sranffurt und Weglarıc. 

fioden Uns bemögen, ‚zur Befdrderung allgemeiner Beruhigung dasjenige zu erklaͤ⸗ 
ven, was, nad) Unferer Ueberzeugung, in den gegenwaͤrtigen Umſtaͤnden, in Bezie⸗ 
bang auf die Stadt Frankfurt und deren Gebiet, angemeſſen iſt. 

J Erſter Abſchnitt. 

— Staatsverhaͤltniß. a 

$.1. Wir find bekanntlich in den Beſitz der Stadt Frankfurt und ihres Ge: 
bietes, zufolge. des rheiniſchen Bundes, eingemiefen worden; ber Snhalt des 
eng beftimmt mithin die Verhältniffe, die zwiſchen Frankfurt und 
Uns beftchen. 


Bgl. Klüber, Öffentl. Recht ıc. Gte Aufl.) ©. 380. 
49 Wal. über das Einzelne der Verfaſſung der drei Hanfeftädte meine Staat: 
wiffenfgaften (2. Aufl. 1828.) Th. 4. ©. 553, 0 
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$. 2, Der Artikel 22, weiſet Uns die Souperainetät und dag gänzliche Eigene 
thum diefer Stadt und ihres Gebietes an. J 
‚Der Gebrauch, den Wir don dieſer Uns anvertrauten Gewalt machen, 
beſteht darin, daS Wir diefer guten Stadt Unfer Wohlwollen und Achtung fo viel 
bezeigen, als Uns möglich iſt, indem Wir in ihrem Betreff diejenigen Verhältniffe 
eintreten laſſen, welche, vermöge Art. 26. und 27. des Bundesvertrags, zwifchen 
den Souverainen und den mebiatifirten. Fürften und Reichögrafen beftehen. Ä 
Zweiter Abfhnitt, 
Religionsverhältniffe. — — 

8. 1. Saͤmmtlichen frommen, milden und wohlthaͤtigen Stiftungen wird ihr 
Eigenthumsrecht feierlich zugeſichert. 

$. 2. Die Verfaſſung des Conſiſtoriums Augsburgiſcher Confeſſion wird beftäs 
tigt, und es hat, im Namen des fouverainen. Fürften, die, in. Betreff ihrer Glaus 
bensgenoffen, fämmtlicdye dahin gehörende Rechte auszuüben. 

Den reformirten Glaubensgenoſſen koͤnnen, auf ihr Verlangen, die naͤm⸗ 
lichen Rechte verſtattet werden wie den Evangeliſchen; jedoch haben fie die herge⸗ 
brachten Jura Stolae zu vergüten. 

$. 4 Diejenigen geiftlichen Güter, die dem Frankfurter Staat zur Entfchädts 
gung durch den Reichsſchluß von 1803 angewieſen worden, werden ferner befonders 
verwaltet, und von bem, fouvgrainen- Fuͤrſten zu frommen und.-milden- Ausgaben 
beſtimmt, und werden dazu verwendet (nach Abzug der darauf haftenden Schulden 
and Laften). Und da das Kirchengut des Katholifchen Religionstheil3 in diefem 
Fond enthalten iftz fo werden die Fatholifchen Seelforger , Schuſſehrer, nebſt geiſt⸗ 
lichen Penfioniften, davon befoldet, auch die katholiſchen Kim erhalten, Die here 
gebradjten Rechte und Gerichtsbarkeit des’ erzbifchöffichen scheralvicariats auf ka⸗ 
tholifche :geiftliche Perfonen und Gegenftände werden beftätigt. — 

8. 5. Die Mitglieder der drei chriſtlichen Religionen find ‚von keinem oͤffentli—⸗ 
chen Amte ausgeſchloſſen. | 
— . 6. Die Mitglieder ber jübifchen Nation werben gegen Beleidigung und be 
ſchimpfende Mißhandlung in Schu genommen. ae: ne 

wi, .Dritter Abſchnitt. —* 

— Juſtizſachen. — 

F. 4. Die oberſte Juſtjzſtelle für ſaͤmmtliche Einwohner der Stadt Frankfurt 
und ihres Gebiets iſt das Oberappellatlonsgericht in Aſchaffenbürg. 

F. 2. Die Appellation an die oberſte Juſtizſtelle geht dahin von dem Schoͤf⸗ 
fenappellationsgerichte zu Frankfurt, welches die. Rechtsſtreitigkeiten zweiter Ins 
ſtanz entſcheidet. Dieſe Stelle wird beſetzt von einem Director, von zwei Schoͤf⸗ 
fen aus dem Haufe Limburg, und zwei Schöffen aus dem Haufe Frauenſtein; for 
dann von fünf Syndieis mit entfcheidendem Stimmrecht, welche legtere aud) ihr 
Gutachten an den ſouverainen Fürften in ſolchen Faͤllen zu erflatten ihaben, wenn 
mit benachbarten Staaten Streitigksiten, oder ‚über bie innern Staats» oder bürs 
gerlichen Verhältniffe Anftände entfichen, 

Nebſtdem gehören an das Schöffengericht: m — 

a) Alle Klagſachen wider desfalls privilegirte Standesperſonen durch Deputatio⸗ 
nen, von welchen die Appellation ad, plenum geht. — 

b) Moratorien, Guͤterabtretungsgeſuche und Concursſachen obaͤrirter Schuldner, 

c) Sotdye Causäe volnntariae jurisdietionis, wozu, nad gemeinen Rechten, 
decretum Magistratus majoris erfordert iſt, wie aud) Einkindfhaftsgefuche, 

Majorennitätserklärung und dergleichen. 

Auch hat das Schöffengericht, nach der bisherigen Verfaffung, die vor demfels 
ben fchon anhängigen Rechtsſachen erfter Inſtanz zu beendigen. 

8. 8. Die neu aufzunehmenden Mitglieder müffen eine Proberelation ablegen, 
und in einer Prüfung beftchen. — — 

$. 4. Die untere Juſtizſtelle in Civilſtreitigkeiten iſt das zu errichtende Stadt⸗ 
und Landgericht. Die von verſchiedenen Stadtaͤmtern in erſter Inſtanz bisher aus: 
geübte Zurisdiction ift aufgchoben und dem Stadtgericht übertragen. Es wird von 
fieben Beifisern befegt, deren zwei die Aufficht über Vormundſchaft und Guratels 
fachen beforgenz auch geht unſere Willensmeinung tahin, daß Handlungs-, Wed 
fele, Ban-, und andere zu einem Eurzen fummarifchen Verfahren ſich eignende Sa⸗ 
Ken, nicht in pleno, fondern in adgefonderten Gectionen dieſes Stadt» und Land: 
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gerichts behandelt werden follen. In Beziehung auf Wechſel- und Handelsge⸗ 
genftände und darüber entftehende Streitigkeiten, und überhaupt Proceforbnung, 
behalten Wir Uns vor, nach reifer Erwägung, eine befendere Verordnung zu er: 
laffen. Wir erwarten hierüber ein gründliches Gutachten des bisherigen Syndicatss 
collegii⸗ 

d. 5. Die Criminaljurisdiction iſt dem Schoͤffenappellationsgericht anvertraut, 
nachdem die Sachen von dem Griminalvath unterfuht werden; das Beflätigungs- 
und Begnadigungsrecht behalten Wir Uns vor, als fouverainer Fürft. 


Vierter Abſchnitt. 


Geſetzgebung und Aemterverwaltung. 


8. 1. Die Verordnungen werden von dem Senat entworfen, dem ſouverainen 
Fürften vorgeſchlagen, und von demfelben bejtätigt; in dringenden Fällen verordnet 
der Senat proviforifch, und berichtet an din fouverainen Fuͤrften. 

Außerdem ift der Senat das repräfentative Collegium bes ſtaͤdtiſchen gemeinen 

Wefens, in allen, auf die Verwaltung feiner Gommunaltechte und Eigenthum fi 
beziehenden, Sachen. Er darf jedoch über Veräußerung oder Berpfändung ohne 
Unfere Genehmigung nicht disponiren, aud; Eeine neuen Ausgaben eigenmächtig an- 
ordnen. In Entfagung und Berilligung des Buͤrgerrechts, Beifaffenfchus, wie 
auch befonderer ‚Permiffionsfcheine,, bleibt es bei der bisherigen Berfaffung; doch 
— fi der ſouveraine Fuͤrſt in beſonders wichtigen Faͤllen ſein Bewilligungs⸗ 
recht vor. 
8. 2. Der Senat beſteht aus dem Stadtſchultheißen, als erſter Magiſtrats⸗ 
perſon, den der ſouveraine Fuͤrſt ernennt; aus zwei Buͤrgermeiſtern, deren der erſte 
das Directorium fuͤhrt, und vierzehn Senatoren, deren jeder zugleich ein Stadt— 
amt lebenslänglich verwaltet. Zu den erledigten Stellen bringt der Senat drei Per: 
fonen in Vorſchlag, deren eine von dem Landesherrn ernannt, wird. 

. $&3 Wenn eine Verordnung in Juſtizſachen zu entwerfen iſt; fo verfammeln 
fih die Senatoren und Mitglieder des Schöffenappellaridnsgerigts, und erwaͤgen 
gemeinfam, was darin rathfaın ift. 

$. 4 Die bisherigen Mitglieder der dritten Rathebank aus den rathsfähigen 
Profeffionen bilden für die Zufunft ein befonderes_Collegium für die untergeordnete 
Aufſicht auf” die Handwerkspolizei, und haben das Recht, dem Senat mit beizu:' 
figen, und confultative Stimmen zu führen, wenn in bemfelben Berorbnungen in 
Deliberation fommen, welche ſich auf Gewerbspolizei oder das Innungs= und Zunft: - 
weſen der Profefiionen bezichen. 
j i Ehe Wir als feuverainer Fürfk cin entworfenes wichtiges Gefcg auf ent: 
ſchiedene Weife beftätigen, werden Wir meiftens auch das Gutachten. des bürgerli- 
chen Ausſchuſſes über die betreffenden Gegenjtände vernehmen. 

. 8.6. Die Befesung der Aemter wird von dem Senat aus ihrer Mitte vor: 
geſchlagen, und von dem fouverainen Fürften beftätigt. 

$. 7. Jeder Beamte kann nur ein Amt Iebenslänglich verwalten, wohl aber 
kann er auf 3 Jahre als Mitauffeher eines andern Amtes angeftellt werden. 

$. 8. Seder Beamte verwaltet fein Amt felbft nach ertheilter Snftruction, für 
beffen genaue Befolgung er dena fouverainen Fürften verantiwortlidy if. Der Se 
nat hat die Oberauffüchr, zeigt’ die entftehenden Unordunngen dem. Echöffenappella- 
tionsgericht an, welches diefelben unterfucht, und die Beilrafung dem fouverainen 
Fuͤrſten zur Beftätigung vorlegt. In dringenden. Fällen dann den Senat provifo- 
riſch fuspendiren, 

Sünfter Abſchnitt. 
Die Polizei, . 

$. 1. Die Erhaltung öffentlicher Sicherheit iff dem erften Bürgermöifter an- 
vertraut; dieſe beforgt er, in Beziehung auf: die, Gefundheit der Einwohner, durch 
dos Medicinalcollegiums in Beziehung auf Lebensunterhalt und nüslihe Beſchaͤfti— 
gung der Nothleidenden, durch Urmenanftalt und Schuͤtzung beftehender Verwaltun— 
aen milder Stiftungen; in Beziehung auf öffentliche Ruhe, durch Unterpolizeibeamte. 
In allem wird er ‚unterftüst durch den Generalcommiffair des Souverains, duch 
dad bürgerliche und andere Militair. 

8.2. Der zweite Bürgermeifter wacht. überhaupt auf Orbnung, welche im 
Befolgung und Verbeſſerung der Polizeigejege beſteht. Er iſt befugt, von der Ver: 
waltung aller und jeder Sicherheitsanftalt Einficht zu nehmen. . Wenn. er Verbef: 
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ferungen beftcehender Verordnungen in Polizeifachen für zwedmäßig erachtet; fo 
macht er die Anzeigen bei dem Stadtſchultheiſen, welcher als erſte Magiftratsper: 
fon die Mitglieder bed Senats und der bisherigen dritten Rathsbank fogleich ver 
fammelt, und bie Frage wegen Erlaffung neuer Verordnungen in Erwägung bringt; 
die Nichtbefolgung wirklich beftehender Gefege zeigt er dem Genrralcommiflair des 
fouverainen Fürften an, dem bie vollſtreckende Gewalt anvertraut iſt; insbefondere 
. wird demfelben aufgetragen, auf Sittlichkeit, Buͤchercenſur, zweckmaͤßige Einrich— 
tung der Scaufpicle zu wachen. "Beiden Bürgermeiftern liege die Aufficht über 

alle hierher Eommende Fremde ob; fie haben dafür zu forgen, daß verdaͤchtige oder 
nefährlicye Perfonen von hier abgehalten oder entfernt werden; die Feuerpolizei, bie 
Sorge für Reinheit und Freilaffung der Straßen, auch ihre Beleuchtung; endlich 
Unterſuchung und Beftrafung vorfallender geringerer Frevel und Eivilvergehungen, 
wie auch geringerer Verbal⸗ und Real: Injurien wird dem jüngern Bürgermeijter 
“ anempfohlen. - x 

.%3 Die Beförderung des wohlfeilen Preifes nöthiger Lebensmittel werden 
Wir Unferm Director der Oberpolizei auftragen, den Wir, nad dem Sinn bes 
Bundeövertrags Art. 26., ernennen werden; er hält beftändige Auffiht auf Bäder 
und Metzger, beforgt die Verwaltung des Holz- und Fruchtmagazins und Salzre⸗ 
gals, deren Einnahme und Ausgabe Wir Uns ausdrüdlicd vorbehalten, weil Wir 
anfehnliche Waldungen und Salinen befigen. Es wird demfelben zur Pflicht ges 
madt, alled anzuwenden, damit der Preis des Holzes, des Korns und des Salzes 
in keinem Falle den Mittelpreis zwifchen Würzburg und Mainz überfteige; auch 
wird er ſich beftreben, durch gute Marktorbnung den wechelfeitigen Tauſchhandel 
von Getreide und Holz zu beförkern. Wegen Erlaffung neuer Verordnungen bes 
nimmt er ſich mit dem Stadtſchultheißen; in Ausführung beftehender Verordnungen 
wird er von dem Generalcommiffair gefhüst. — 

Sechſter Abſchnitt. 
— Finanzweſen. 

$. 1. Die Ausſcheidung derjenigen Einkünfte, die Wir der gemeinen Stadt 
zugedacht haben, von denjenigen, die dem fouperainen Fürften zu Beftreitung der 
Staats: und Militairausgaben gehören, kann zu feiner Zeit durch die Artikel 26, 
und 27. des rheinifchen Bundes beftimmt werben. ern 

$. 2. Dermalen, und bis dahin, daß fämmtlihe Staatsfchulden bezahlt find, 
finden Wir zwedimäßig, daß durchaus alle Einnahmen in die Rechenei zuſam— 
menfließen. 

Bon jeber Einnahme giebt die Rechenei ein Viertel ab an ben Schul: 
dentilgungsfond; ein Viertel erhält der Magiftrat zur Beftreitung der Befoldungen, 
Stadtbauweſen und untergeordneten Polizeianftaltenz; ein Viertel erhält das Rent- 
amt des fouverainen Fürften zur Befoldung des Militaird, Referendairs, Direc- 
tors der Oberpolizei, Rentmeifterse und Gontrolleurs, zur Bezahlung der Gefandt: 
fhafteunkoften,; und als ‚Beitrag zu dem Aufwand, der ungertrennlich ift von ber 
fouverainen Würde; das letzte Viertel bildet eine Nefervekaffe zu Dedung unvorge: 
fehener Ausgaben der andern Kaffen. Ä 

$. 4. : Der Schuldentilgungsfond, die Berechnung der gemeinfamen Stadteine 
nahmen,. bleiben der Prüfung der neun Reviforen, und der: Aufficht des bürgerlis 
den Ausſchuſſes anempfohlen. 
8. 5. Die außerordentlichen Auflagen hören alsdann auf, wenn die Schulden 
bezahlt find. 


Siebenter Abſchnitt. 

| Schuldentilgung. 

$. 1. Die- gemeinfamen Schulden der Stadt Frankfurt und ihres Gebietes 
find theils im Ältern Zeiten, meiftens jedoch in neueften Zeiten, durd) undermeid- 
liche und außerordentliche Weranlaffungen entitanden. Nah allgemein ‘anerkannten 
‚Rechten muß das Vermögen des gefammten Staates zu deren Berzinfung und Rüd: 
zahlung. beitragen; weder des fouverainen Fürften, noch Communialbefisungen ber 
Stadt, noch Vermögen der. Einwohner, find davon ausgenommen, 
Ä $.2. Damit Wie auf eine einfache, hinreichende Weife, und mit möglichfter 
Schonung des Privatvermögens einen Schuldentilgungsfundus fämmtlicher, ſowohl 
alter als neucr Schulden gründen; fo widmen Wir hierzu. den vierten Theil ſaͤmmt⸗ 
licher Recheneieinnahmen, ben: Ertrag der Lotterie, und ein jährlides halbes Sim: 
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plum; dies alles In'fo lang, bis ‚Binfen und- gemeinfame Capitalſchulden abgetragen 
find. Der bisher beftandenen Gommiffion werben beigeorbnet der NRentmeifter des 
fouverainen Fuͤrſten, und der Rentmeifter der Stadtkaͤmmerei; für biefelbe bleiben 
jedoch die Verhältniffe.der Erhebung bes halben Simplums- ein undurchdringliches 
Geheimniß. 

J 3. Da im Anfang des naͤchſten Monats die feſtgeſetzte Zeit der Ruͤckzah— 
lung eines Capitals von ſiebenmal hundert tauſend Gulden eintreten wird, und die 
Stadt durch Einquartierungen, Requiſitionen und Contribution, als Folgen bes 
Krieges, vieles gelitten hat; fo haben ber Magiftrat und der Bürgerausfhuß den 
Wunfd geäußert, daß man Zeit zur Grhohlung der Kräfte gönnen, und bis dahin 
biefe Rüdzahlung ausſetzen möge. Da es allgemein anerkannten Rechtens ift, den 
Schuldnern nad aͤußerſt brüdenden Kriegsereigniffen, Friſten zu geftatten, wovon 
der breißigjährige Krieg häufige Beiſpiele darbietet; fo finden Wir Uns nicht bes 
fugt, diefes Geſuch gegenwärtig abzufchlagen. . a FR 

. 4. Da in diefem Jahre. auch) noch die Gapitalzinfen zu zahlen find, und 
die Recheneikaſſe erſchoͤpft iſt; fo würde wohl ber Fall eintreten, ein halbes Cim- 
plum) ſogleich zu erheben; allein auch hierin wurde der Wunfch geäußert, gegen: 
waͤrtig dem Yublicum Erhohlungszeit zu gönnen. Bereit, aud) hierin Unfer Mohl: 
wollen’ zu begeigen; ſo find Wir ‘entfchloffen, hierzu durch Rüdzahlung desjenigen, 
wad die Verwaltung der, im Jahre 1803 zur Entſchaͤdigung erhaltenen, Güter der 
Rechnungscommiſſion ſchuldig iſt, mitzuwirken. 

$. 5. Ueberhaupt wuͤnſchen Wir, daß kuͤnftig zum Ruhm des hiefigen anfehn: 
lichen Handelsftandes alle Zahlungstermine eingehalten werben; daß eine freiwillige 
Gefelifchaft von ‚hiefigen Mitgliedern des Hanbelsftandes ſich anbiete,. folgenden Ver: 
trag einzugehen. — — — 

2) Die Geſellſchaft übernimmt die bedungenen Bezahlungen ſaͤmmtlicher Staats: 
” ſchulden; ſie erhält dagegen | —— — 

‚b) ‚den jährlichen Ertrag des Schuldentilgungsfonds, bis zur gaͤnzlichen Abtil— 
gung des Capitals und Zinfen; befommt nebft dem | j 

0) Ein halbes: pro Cent aus: dem Schuldentilgungsfond, welches in verfchiebene 

Praͤmien ;wertheilt, und unter, die Actionairs verlooſet wuͤrde. * 

.d) Das Vermögen bes. ſaͤmmtlichen Staats würde der Geſellſchaft als zehnfache 

Hypothek verfchrieben. a: z 
i MIR 6. Künftige außerordentliche Ausgaben werden von ber Refervekaffe 
riefen, N . inne 
Achter Ahfhnitt, 

SR WBollſtreckung. 

841, Die vollſtreckende Gewalt kann nit in ſolchen Fällen eintreten, wenn’ 
in Suftigfachen der orbentlihe Nichter entfchieden hat, und ‚wenn Verordnungen 
von, „ber, geſetzgebenden Stelle entworfen, von dem fouverainen Fürften befta- 
tigt‘, die ſchuldige Befolgung gebieten, und in der Ausführung Anftand fin: 
ben ſollten. . .a.. a ne ; 

$. 2. Die vollſtreckende Gewalt ift dem fürftlichen ‚Generalcommiffair anver— 
traut. In allen Fällen feiner Wirkfamkeit find fämmtlihe Stellen, auch das buͤr— 
gexliche und andere Militair, unier Verantwortung ‚verpflichtet, ihm in der Aug: 
führung zu Danden zu gehen. / 
Neunter Abſchnitt. 

* Ausfuͤhrung. 

8. 1. Mit dem neuen Jahre 1807 kommen bie feſtgeſetzten Grundſaͤtze zur 
Ausfuͤhrungz die Verfuͤgungen in Betreff des Finanz⸗ und Schuldenweſens neh⸗ 
oh fogleihy ihren Anfang, weil. fie mit dem öffentlichen Credit in Verbin: 
ung ftehen, 

$. 2. Für diefesmal wird‘ die Belegung der Stellen von bem fouverainen 


Fuͤrſten übernommen‘ — | 

‚I 3. Bei gleichen Verdienſten und Eigenfhaften werben eingeborne frankfur⸗ 
ter Einwohner immer den Vorzug erhalten. 

$. 4. Alle befichende Verordnungen werden beftätigt, bis. über befondere 

eng neue Verordnungen auf verfaffungsmäßige Weife gebildet und erlaf- 
en werben. 
..$5 Die neun Rechnungsreviſoren und ber Buͤrgerausſchuß beftehen fort in 
. Ihrem’ angeiviefenen ober annoch anzuweiſenden Wirkungskreiſe. 
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8.6. Diejenigen, welche erloͤſchende Stellen bekleidet Haben, behalten ihren 
Gehalt, wie bisher. % TI 

8. 7. Nach dem Tode ſolcher Penfioniften fällt der Gehalt der Stadtkaͤm⸗ 

— — ber Reſerve⸗ und Kaſſa des Souverains zu gleichen Thei— 
n zuruͤck. 

3 8. Eehranftalten und alle Gegenftände, die. in biefer Erklärung nicht bes 
rührt worden, ‚werben durch befondere Verfügungen die möglichfte vollwirkfame 
Befdrberung erhalten. : n — 

. 9. Die Erfahrung wird lehren, ob und was in dem Inhalt dieſer Verfü 
gungen zu. verbeffern iſt, welches Wir Uns in folhem Fall vorbehalten. So lang 
Uns der Allmaͤchtige das Leben ſchenkt, wird Unfer Beftreben auf das: wahre Wohl 
der Stadt Frankfurt, ihrer verbienftvollen Männer, braven Bürger und angehöris 
gerr Gebiets gerichtet feyn. | Zu 

Frankfurt, den 10, October 1806, 

| (L. 8.) Karl. 
er Leopold, Graf von Beuſt, 
Er. Hoheit des Heren Fürft Primas 
N. = Generalcommif: 
ſarius. 





Als aber, nach der Voͤlkerſchlacht von Leipzig, der Großherzog Karl 
von Frankfurt ſeine weltlichen Wuͤrden am 30. Oct. 1813 zu Gunſten 
des, im Jahre 1810 zu ſeinem Nachfolger von Napoleon ernannten, 
Vicekoͤnigs Eugen von Italien niederlegte, und ſich zuerſt nach Conſtanz, 
dann nach Regensburg begab, ward von den verbuͤndeten Maͤchten der 
Vicekoͤnig nicht beruͤckſichtigt, ſondern in ihrem Namen am 14. Decemb. 
1813 erflärt: „daß die Stadt Frankfurt, von dieſem ſogenannten Groß— 
herzogthume getrennt, in ihre eigene. vorm alige Municipalverfaffung vor: 
läufig zurudtreten folle.” In diefem Sinne erließ daher auch der 
Frankfurter Senat am 31. Dec. 1813 eine öffentliche Erklärung, wor: 
auf von dem dafigen Generalgouvernement am 22. April 1814 in einer 
förmlichen Note wiederhohlt ward: „daß Frankfurts ehrwuͤrdige, und 
durch Erfahrung eines. Jahrhunderts gut und bewährt gefundene, afte 
reihsftändifhe Verfaffung — fo weit es zu erreichen wäre — 
ohne Aufenthalt wieder hergeftellt werben follte.“ | 

Allein der fortdauernde Krieg verfpätigte die Vollendung der neuen 
Drganifationz mehrere Verfaffungsentwürfe Famen zur Sprache, wobei 
fich die Intereffen des Magiftrats und der aus den verfchiedenen Staͤn— 
den zufammengefegten gemifchten Commiffion durchkreuzten, fo daß nach 
einander drei verfchiedene Commiffionen zur Entwerfung einer neuen 
Gonftitution: gebildet wurden. Zuletzt erfchien im Jahre 1814, unter 
dem ‚Einflufje des Staatöminifters, Freihern vom Stein, ald Haupt 
des oberften Verwaltungsrathes in den von den Verbündeten eroberten 
Ländern, nachflehender vierter, durch feine Eigenthümlichfeit beachtba: 
rer, Entwurf unter dem Zitel: 


) Entwurf einer Conftitution der freien Stadt 
Frankfurt am Main (1814). Won dem proviforifchen Senate 
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derfelben, mit der Entfheidung des oberften Verwaltungs⸗ 
Departements (Freih. vom Stein) vom 19. Suli 
1814 | 


Allgemeine Grundfäge der Conftitution, | - 
8. 1. Die Hoheit fleht der ganzen Gemeinheit der Bürgerfhaft zu; der Senat 


übt diefelbe aus; der Umfang, der Mitenficht der bürgerlichen Eollegien und der mit 
biefer verbundenen Befugniffe und Obliegenheiten ift befonders beftimmt. 
- 82. Die Behandlung der Regierungsfachen im engeren Sinne iſt von ber 
Behandlung der Juftizfachen, nach ben unten folgenden Beftimmungen, gefrennt. 
5.8, Wegen der Rechte und Pflichten ber Bürger und Beifaffen, fo wie ber 
Einwohner auf den Stadtdorffchaften, wegen des Erwerbs und Verluſtes des Bür- 
gerrechts, des Beiſaſſenſchutzes und des Nachbarnrechts, treten im Allgemeinen bie 
vorhinnigen reichsſtaͤdtiſchen Normen einz wegen Ablöfung der Laften der Leibeigen- 
ſchaft auf den Stadtborffhaften, wo dergleichen hergebracht find, wird befondere 
Verfügung ergehen. Die Mitglieder ber drei hriftlihen Hauptconfeffionen find von 
keinem Öffentlichen Berufe oder Amte, und von keinem buͤrgerlichen Gewerbe ober 
Handwerke ausgefchloffen. — 
— Wegen der buͤrgerlichen und Gemeinheitsverhaͤltniſſe der iſraelitiſchen 
Glaubensverwandten und der Behandlung der zu den letzteren gehörenden Gegen: 
ftände bleibt die Beftimmung vorbehalten. x 


“ | Erfte Abceheilung. A | 
Behandlung der Regierungsfahen im engeren Sinne, oder 
" derjenigen Sachen, welde nicht zu den Juſtizſachen 

— gerechnet werden. | | eh 


Erfer Abſchnitt. 
Bon dem Senate, 


ME a —  Berfaffung des Senats. 
6. 5. Der Senat beftchet aus _ ö 
: einem Staͤdtſchultheißen, 
zwei Bürgermeiftern, von denen ber eine Älterer, der andere jüngerer Bürger 
meiſter genannt wird, ’ 
“und drei Ordnungen ober Baͤnken, | 
naͤmlich: 
a) aus der erften Ordnung, welche auch Ordnung der Schöffen, 
-*.b) aus der zweiten Ordnung, welche auch Ordnung der Senatoren, 
ce) aus ber dritten Ordnung, welde auch Ordnung der Herren des Raths 
genannt: ‘werben. vr en. 
Die erfte Ordnung beftehet, außer dem Stadtſchultheißen, jedoch mit Einfchluß 
des Älteren Bürgermeifters, aus neun Perfonen. E 
Die zweite Ordnung, mit Einſchluß des jüngern Bürgermeifters, befteht aus 
neun Perfonen. . 
Die dritte Orbnung befteht aus neun Perfonen. 
Dem Senate find vier Syndiker und Gonfulenten beigeorbnetz die Umftände 
koͤnnen bie Anftellung eines fünften Syndicus und Eonfulenten gebieten, wie biefes 
vorhin Statt fand. 
Wahlfähigkeit der Mitglieder des Senats, der Syndiker und 
GSonfulenten: 
a. des Stadtfehultheißen, der beiden Bürgermeifter und der Schöffen. 


8: 6. Der Stabtfehultheiß wird aus den beiden erſten Ordnungen des Senats, 
nn aus der Zahl der Schöffen und Senatoren gewählt, und muß Rechtögelehr: 
ee feyn. 

Der ältere Bürgermeifter wird gewählt aus ber erften Ordnung, oder aus ber 
Baht der Schöffen; der jüngere Buͤrgermeiſter wird gewählt aus der zweiten Orb: 
nung, oder aus der Zahl der Senatoren. Werden Stellen in der erflen Ordnung 
erledigt; fo findet das Fortrüden aus der zweiten Ordnung in die erfte Statt; bie 


ne der zweiten Ordnung gehen nah dem Dienftalter in die erſte Orb: 
nung uber, 


De 
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b. Der Senatoren. . a 


8.7, . 

1) Die Senatoren werben. gewählt aus Rechtsgelehrten, oder ſolchen Perfonen, 

welche die Forftwiffenichaft oder die Cameralwiſſenſchaft befonders ſtudirt 

. baben, aus Rentenirern, angefehenen Dandelsleuten und Güterbefigern. 

2) Alle Senatoren; müffen einer der drei chriftfichen Hauptconfeffionen zugethan 

und bemittelte Perfonen ſeyn; bei der Wahl wird nicht auf die Confeſſion, 
ſondern auf die Tücjtigkeit des, zu Wählenden in Rüdfiht feines unbefchols 

tenen Rufeg, feines guten Charakters und feiner Faͤhigkeiten, welde Eigen—⸗ 
Schaffen, derfelbe in ſich vereinigen muß, gefchen; der Senat muß jebod im: 
mer zu gleicher Zeit: Mitglieder aller drei Konfeffionen in fid begreifen. 

5) Die Senatoren ‚müffen wenigftens 30 Jahre alt: und geborne Bürger feyn. 

.. 4) Die Beftimmung dev Grade der Verwandtſchaft, welche eine Ausſchließung 
bewirken, bleibt die nämliche, wie ſolche ehehin durch Eaiferliche Refolutionen 
feſtgeſetzt worden ift. 

5) Kein Senator darf in fremden Dienften ftehen, oder Titel von fremben 
Staaten führen; nach gefchehener und angenommener Wahl muß einem und 
dem andern :entfagt werben. 

"Anwaltfchaften, Abminiftrationen und andere Gcfhäftsführungen für oder über 

einheimiſche oder: auswärtige Dritte, wenn biefe. nicht zu bein naͤchſten Anverwand: 
ten gehören, find. den ‚Senatoren, ohne befondere Erlaubniß des Senats, unterfagts 
was’ der Wirkungsfreis ded Handelsmanns mir. fi) bringt, ift ausgenommen, 
‚6. Der Herren des Raths. | 

8.8. Die Herren des Raths werden gewählt "aus den ehehinnigen rathsfaͤhi⸗ 
gen Handwerken, nämlich ‚ans: dem Handiverke der Wollenweber, ans. dem Band: 
werke der Metzger, aus den fogenannten Feuerhandwerken, aus ben Dandiverken 
der Bäder, Schuhmacher, Gärtner, Kuͤrſchner, Löher und Fiſcher, aus jedem die— 
fer Handwerke eine Perfon. Da das Handwerk der Wollenweber fchon längft abge: 
gangen iftz fo werden an deren Stelle andere, bürgerliche Gewerbe treibende Per: 
fonen gewählt. Diefes Legtere ift auch alsdann der Fall, wenn fi in einem ber 
gedachten rathefähigen Handwerke, aus welchem zu wählen wäre, keiner ober nicht 
fo viel wahlfähige Perfonen ‚befinden, als zum Loofe durch die fogenannte Kugelung 
erforderlich find. 

Der zu Wählende muß einer der drei chriftlichen Hauptconfeſſionen zugekhan, 

geborner Bürger;und mwenigftens 30 Jahre alt. ſeyn; wegen der Grabe der Ber: 

wandtfchaft, welche eine Ausſchließung beivirken, findet eben das Anwendung, was 

8. 7. Nr. 4. — worden iſt. Der Gewaͤhlte nimmt in der dritten Ordnung 

des Senats die Stelle nad) dem Dienſtalter. 

:.5,7 4. Der Syndiker und Confulenten. Be 

’ 8. 9. Ein Syndicus und Confulent muß einer ber drei chriftlichen Haupteon- 

- feffionen zugethan, Rechtögelehrter ‘und wenigftens 30 Jahre alt feyn. Er muß, 

wenn ex ein Fremder ift, das Bürgerrecht vor dem Amtsantritt erlangen. Kein 

Syndicus und Gonfulent darf in fremden Dienften fiehen, oder Titel von fremden 

Staaten führen; nad gefchehener und angenommener Wahl muß seinem und dem 


andern entfagt werben. 


Anwaitſchaften, Eonfulentieen, Abminiftrationen und andere Geſchaͤftsfuͤhrungen 
für oder über einheimifche oder auswärtige Dritte, wenn diefe nicht zu den nädj- 
ten Anverwandten gehören, find den Syndikern und Confulenten, ohne befonbere 
Erlaubniß ded Senats, unterjagt. 

‚Die Beftimmung der Grade der Verwandtfchaft, welche eine Ausſchließung bes 
wirken, bleibt .die nämliche, wie ſolche ehehin feftgefegt war. 

i Wahlordnung: 

’ a, des Stadtſchultheißen und der beiden Bürgermeifter. 

$. 10. Die Wahl des Stadtſchultheißen und ber beiden Bürgermeifter gefchichet 
von dem Senat, per serutinium, nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen. Die 
Wahl des Stadtfhultheißen wird den zweiten Tag nad) erfolgter Erledigung dieſer 
Stelle in einer außerorbentlichen Sitzung vorgenommen. Die Wahl der beiden Buͤr— 
germeifter gefchichet vier. Wochen vor jedem Jahreswechſel. Wird in der Zwifchenzeit 
eined der beiden Bürgermeifteräömter ganz erlediget; fo verfiehet, bis zu jenem Zeit: 
punck, ber jüngft Abgetretene aus beiden erſten Ordnungen bie Stelle. 

0 b. der Senatoren und Herren bes Raths. 
$. 11, Dit Ernennung der Schöffen craicht fih aus dem Obigen ($. 6). 


— 
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- Die Wahl ber Senatoren und Herren bes Naths geſchlehet nach der Vorſchrift der 
reihsftädtifchen Verfaſſung. Es muß jedoch ein jeder der drei Gandibaten, welcher 
zum Loofe, duch fogenannte Kugelung/ zugelaffen werden fol, wenigftens zwei 
Drittheite der Stimmen der Wahlherren für fih haben. Die Wahlherren haben. bei 
ihrer abgefonderten Berathung über die Wahl der drei Gandidaten zur Verlooſung 
duch Kugelung, durch den Kanzleivath ein befonderes Protocol führen zu, laffen, 
diefes ſaͤmmtlich zu unterfchreiben, und ſolches, mit dem Siegel deö vorfigenden 
Wahlherrn verfhloffen, bei Namhaftmahung der drei gewählten Candidaten dem 
Senate zu überreichen. Diefes verfchloffene Protocol wird, nach vollgogener Kus 
gelung, auf dem Archive, mit der nöthigen Auffchrift, in einer befonderen Kifte 
aufbewahrt: So lange nicht fünf Mitglieder aus der Ganerbfchaft Alten Limburg, 
zwei Mitglieder aus der Gefelfhaft Krauenftein, es fey nun in ber Eigenfhaft 
eines Stadtfchultheißen, oder in der Eigenfchaft eines Mitglieds der erften, oder in 
ber Eigenfhaft eines Mitglieds der zweiten Ordnung, im Senate vorhanden find; fo 
lange muß immer ein Mitglied aus der gedachten Ganerbfhaft, zur Ergänzung ber 
Zahl von Fünfen, fo wie ein Mitglied aus der erwähnten Gefellfgaft, zu Ergänzung 
der Zahl von Zweien, zur Kugelung vorgefchlagen werben, vorausgefegt, daß der 
MWahlfähigfeit der vorhandenen Individuen aus ber befagten Ganerbfchaft und aus der 
genannten Gefellfchaft, nach den obigen Beftimmungen ($.7.), nichts im Wege ſtehet. 
c. Der Syndiker und Eonfulenten. 


$. 12. Bor der Wahl eines Syndicus und Konfulenten laͤßt die engere Se- 
natsbeputation ($. 20.) einen gutachtlichen Antrag an den Scnat gelangen, wer 
unter denen, die ſich gemeldet haben, befonders Rüdficht verdienen, oder wer eins 
zuberufen feyn möchte. Die Wahl wird hierauf vom Senate nah der abfoluten 
Mehrheit der Stimmen vorgenommen. 

Berufsfreis des ganzen Senats. 

$. 13, Bor den Senat gehören alle Sachen, weiche, wie fich die franffurtifche 
Reformation ausdrüdt, gemeine Stadt, Bürgerfchaft und Regimentsadminijtration 
betreffen. Der Senat übt die der ſtaͤdtiſchen Gemeinheit zuftehenden Hoheit» und 
anderen Rechte unmittelbar ober mittelbar durch befondere Behörden und Verwal: 
rg nach ben diefen ertheilten Inftructionen, und unter beftändiger Auf 
icht aus, 

Der Senat ordnet bie Gerichte an, beftellt die dazu gehörigen Perfonen, und 
übt die gefesgebende Gewalt bei der Juftigpflege aus; der Senat darf fich aber felbft 
nur fo weit mit Juſtizſachen befafen ober über diefelben verfügen, als ſolche die 
Natur von Negierungsfachen in einzelnen Fällen annchmen, vorbehaltlich deffen, 
was von dem Recurfe und dem Beſtaͤtigungsrechte in Straffahen unten feftgefezt 
ift; die Zuftig wird alfo unabhängig von dem Senate verwaltet, 

Amtsberuf des Stadtfhultheigen und Dauer biefer Stelle. 


$. 14. Der Stadtſchultheiß ift Referent in allen in den Sitzungen des Senats 
vorkommenden Sachen, infoferne nicht Syndiker und Gonfulenten, welche den Vor— 
trag erftatten, zugezogen werben; er hat beim Genate und bei den Senatödeputa: 
tionen bie erſte Stimme. Der Stabtfhultheiß ift zugleih Director des Schoͤffen⸗ 
gerichts (J. 98.). Das Amt des Stadtſchultheißen wird lebenslaͤnglich bekleidet. 


Amtsberuf des älteren Bürgermeifters und Dauer dieſer Stelle. 


$. 15. Der ältere Bürgermeifter hat das Directorium beim Scnate und kei 
den Genatsbeputationen, ift Director bei dev Behandlung ber Regierungsſachen, 
nad) den mit einem Directorium überhaupt verbundenen Rechten und Dbliegenhei- 
ten, wohin aud) gehört, daß er alle Namens des Senats ergehende Schreiben und 
andere unter dem Zitel ded Senats gefaßt werdende Ausfertigungen zu unterſchrri— 
ben hat. Im Falle der Stimmengleihheit beim Senate, wird die Stimme des 
älteren Bürgermeifters doppelt gezählt. Außerdem ift dem älteren Bürgermeifter 
die Leitung..des ftädtifchen Militairweſens, deffen Einrichtung und Verwaltung, den 
Öffentlichen Verhältniffen und Erforderniffen aemäß, annoch befonders feftgefegt wer— 
den wird, wobei auch die Unordnung einer eigenen Behörde, wie chehin das Kricgs— 
zeugamt war, vorbehalten bleibt, aufgetragen. In wichtigen, vor das Divectorium 
gehörigen, Sachen hat ber Ältere Bürgermeifter Rüdfpradhe mit dem jüngeren Bür; 
germeifter zu nehmen. Der Gewählte bekleidet diefes Amt ein Zahr, nach deffen 
Ablauf. derfelbe von neuem gewählt werden kann; der Abtzetende nimmt wieder feine 
vorige Stelle unter den Schöffen ein. | | 


113% Frankfurt am Main, 


Amtsberuf bes jüngeren RED EEIRENE und’ Dauer biefer 
Be telle. 

. 16, Der jüngere Buͤrgermeiſter wohnt allen Senatsſitzungen mit entſchei⸗ 
dender Stimme bei, und übernimmt das dem älteren Bürgermeifter zukommende 
Divectorium , nebft beffen ‘weiteren Functionen, wenn diefer abwefend oder verhine 
bert ift. Sit der jüngere Bürgermeifter abwefend oder verhindert; fo vertritt der 
jüngft von dieſem Amt Abgetretene die Stelle. Der jüngere Bürgermeifter hat die 
obere Leitung der Polizei, unabbrüchig der Concurrenz des Älteren Bürgermeifters, 
fo weit diefes zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit erforderlich ift. Won dem 
füngeren Bürgermeifter werben die Bürger und Beifaffen verpflichtet, und von dem⸗ 
felben werden die Gewerbs-, Handwerks- und Nahrungsfchugangelegenheiten in der 
unten beflimmten Maafe behandelt. Der Gewählte bekleidet diefes Amt ein Jahr, 
nad) deſſen Ablauf derfelbe von neuem gewählt werden kann. Der Abtretende nimmt 
goieder feine vorbinnige Stelle in der zweitgn Ordnung unter ben Senatoren cin. 


Amtsberufder Schöffen, Senatoren und der Herren des Raths, 
auch Dauer diefer Stellen. 


. 817 Die Schöffen, Senatoren und. Herren des Raths wohnen allen Se— 
natöfigungen bei, und haben bei den Deliberationen entfcheidende Stimmen ; dieſel⸗ 
ben verwalten die Aemter, zu welchen fie gewaͤhlt werden. Der Antheil, welchen 
die Schöffen an der Juſtizverwaltung nehmen, ift unten beftimmt. Die Stellen 
ber Schöffen und Herren des Raths werden lebenslänglich bekleidet; die Stelle der 
Senatoren wird ebenfalls lebenslaͤnglich bekleidet, wenn diefelben nicht in die Ord— 
nung der Schöffen, nach ber obigen Beſtimmung, übergehen. Die Dauer der Aem⸗ 
ter ift unten feſtgeſetzt. 

Amtsberuf der Synbiler u Gonfulenten, und Dauer diefer 

telle. 

$. 18. Die Syndiker und Gonfulenten bearbeiten mit berathender Stimme 

die ihnen aufgetragen werdenden ftädtiichen Angelegenheiten, deren Behandlung vor 
den Senat gehört, und machen bie Vorträge ſowohl bei den Senatsdeputationen, 
als bei den Plenarfisungen des Senats, im Kalle fie diefen beiwohnen. Die Syn 
diker und Gonfulenten find außerdem Mitglieder des Schoͤffengerichts mit entfcheie 
denden Stimmen. Das Amt der Syndiker und Confulenten wird lebenslaͤnglich 


bekleidet. 


Geſchaͤftsbehandlung in den Sachen, welche vor ben ganzen 
Senat gelängen. 


.19. 

Der Senat haͤlt jede Woche zwei Sitzungen, der aͤltere Buͤrgermeiſter kann 
außerordentliche Sitzungen veranſtalten. | 

db) Die Syndiker und Confulenten wohnen den Senatsfisungen in der Regel 
nicht bei; es Tann jedoch deren Zuziehung, um Vorträge zu erftatten, und 
berathende Stimmen abzulegen, ſowohl von dem Senate befchloffen, als auch 
von dem Älteren Bürgermeifter veranftaltet werben. | 
Die Sachen ‚. welche in der bevorftehenden Senatsſitzung vorkommen follen, 
werden nad einem; von bem älteren Bürgermeifter anzuorbnenden, Ber 
zeihniffe, welches Bortragsgettel genannt wird, dem Stadtſchultheißen 
vor der Sihung zugeftellt, und zwar fo, daß bderfelbe zu Bearbeitung deö 
Vortrags hinreichend Beit ‚hat. ’ = 
Der Vortragszettel wird auch dem jüngeren Bürgermeifter vor der Sithung 
zügeftelt, und eine Abſchrift in der Kanzlei niedergelegt, welche jeder Ser 
nator und Herr des Raths dafelbft einfehen fann. ‚ 
Nach dem von dem Stadtſchultheißen in der Plenarfisung mit feiner Abftime 
mung erftatteten Vortrage, ruft ber jüngere Bürgermeifter den älteren Buͤr⸗ 
germeiſter zum Abſtimmen auf. Hierauf ſtimmt der juͤngere Buͤrgermeiſter, 
welcher vom aͤlteren Buͤrgermeiſter aufgerufen wird. Sodann werden weiter 
von oben herunter, nach dem jedesmaligen Aufrufe des älteren Bürgermeifters, 
die Stimmen abgelegt. , 
6 Die einfache Mehrheit der Stimmen entfcheidet, wenn nicht die abfolute 
Mehrheit befonders feftgefegt iſt. Ri 
Nur der ältere Bürgermeifter, oder ber jüngere Bürgermeifter, wenn er der 
Stellvertreter jenes ift, hat das Recht, die Votanten während der Abftims 
mung zu unterbredien, und, auf die Trage, auf welche es anfommt, auf: 
merkfam zu machen. 
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h) Der Kanzleitath führt das Protocoll, im deffen Eingange die Anmefenden 
bemerkt werden. Bor dem Schluffe jeder Sitzung wird das Protocoll vers 
lefen; die Senatsmitglieder, welche fih früher mit Erlaubniß des aͤlteren 
Buͤrgermeiſters entfernt haben, muͤſſen ſich denjenigen Sinn gefallen laſſen, 
welchen der das Protocoll fuͤhrende Kanzleirath ihrer Abſtimmung beige 
legt hat. 

—* die Syndiker und Conſulenten zugezogen; ſo legen dieſe ihre bera⸗ 

thenden Stimmen zuerſt ab, und es wird hierauf in der obigen Ordnung 

votirt. i 

Die in Gefolge der ergebenden Senatsbeſchluͤſſe erforderlichen Ausarbeitungen 

entwirft der Kanzleirath, wenn folche nicht befonders einem ber Syndiker 

und Conſulenten aufgetragen werden. 

1) Sachen vom Belange, oder ſolche Sachen, welche eine weitläufige Erörterung 
erheifhen, werben entweder vom Genate felbft an eine ber Senatsdeputa⸗ 
tionen ($$. 20. 21.) zur Einleitung, Vorbereitung und Begutachtung ver⸗ 
wiefen, oder, nach Umſtaͤnden, von dem erſten Buͤrgermeiſter, als Director, - 
gleichbald dahin abgegeben. , 

w) Der Senat Tann zu Bearbeitung einzelner Gefhäfte ober Arten von Ge’ 
ſchaͤften befondere Deputationen nieberfegen, deren jedesmal zu beftimmender 
Mirkungskreis jeboch mit der Beendigung der genannten Geſchaͤfte jeine End* 
Schaft: erreicht. 

Bon den ordentlihen Senatsbeputationen, deren Organifation, 
Gefhäftsfreis und Befhäftsbehandlung. 
a, Engere Senatsbeputation. 


820. Die engere Senatsdeputation befteht aus dem Stadtſchultheißen, dem 
beiden Bürgermeiftern, den Schöffen und Syndikern, welche legtere nur berathende 
Stimmen haben. Die Deputation hält ihre Sitzungen an den Seffionstagen bes 
Shöffengerihts, Vormittags eilf Uhr, um welche Zeit das Schöffengeriht die Bes 
handlung ber Juſtizſachen zu ſchließen hat. Diefe Deputation, bei welcher einer 
ber Syndiker und Gonfulenten den Vortrag macht, bearbeitet die im vorhergehens 
ben Paragraphen unter dem Buchftaben 1. benannten Sachen, und Läßt ſolche mit 
Gutachten an den Senat gelangen. Außerdem hat diefe Deputation den beftändigen 
Auftrag, Ramens des Senats, Sachen, welche an fich unbedenklich und mit keinem 
Präjudiz verbunden find, zu erledigen, in eilenden Sachen aber, welche ihrer Bee 
Schaffenheit nach eine außerordentliche Zufammenberufung des Senats nicht zulaffen, 
proviforifch das Roͤthige zu verfügen. Bei diefer Senatsdeputation werben, wie 
ee ift, die Proclamationsfcheine abgelefen, um folche zu ordnen und 

u betätigen. 

; Die Senatoren und Herren des Raths koͤnnen ſich aud von benen bei der 
Deputation verhandelten Sachen durch Einfiht des abgehaltenen Protocolls in bee 
Kanzlei unterrichten, fo wie den Syndikern und Eonfulenten das Senatsprotocoll 
bei der Genatsbeputationgfisung zur Einfiht vorgelegt wird, damit auch diefe im 

Zufammenbange eine Ueberficht aller vorgefommenen Regierungsfachen erhalten. 

Der Secretarius ($. 23.) führt das Protocol und entwirft die befchloffen wer— 

benden Auffäge, deren Abfaffung nicht einem der Syndiker aufgetragen wird. 

u r b. Größere Genatsdeputation. 

$. 21. Die größere Senatsdeputation befteht aus den in vorhergehendem Pas 
ragraphen genannten Perfonen, fodann aus zweien Mitgliedern der zweiten Ord⸗ 
nung und zweien Mitgliedern der dritten Ordnung des Senats, welche von dem 
Senate auf cin Sahr befonders gewählt werden. Der Senat verweifet, nah Er 
mefjen, von den im $. 19.1. genannten Sachen an diefe Deputation, zur Einleis 
tung ‚: Vorbereitung und Begutachtung. Einer der Syndifer und Confulenten, weldye 
berathende Stimmen haben, macht den Vortrag; die Seffionen werben in der Its 
gel, auf Veranftaltung des Älteren Bürgermeifters, den Samstag gehalten. 

| c. Sogenannte geheime Senatsdeputation. 

822. Die in dem Eaiferlichen Referipte vom 10. Dec. 1734 gebachte geheime 
Deputation wird nach der vorhinnigen reichsſtaͤdtiſchen Organifation, Ermächtigung 
und Gefchäftsführung beibehalten. | 

Bon der Senatstanzlet 
8%, Die Senatskanzlei beftchet aus 
einem Kanzleirath, 
einem, Secretariug, 
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eınem Ingroſſiſten, 

zwei Kanzliften,: 

einem Kanzleiboten. y Be, 
Jeder ber beiden Bürgermeifter hat: außerdem eine Orbonnanz gu den vorfal- 


- 


lenden Ausrichtungen, deren Anftellung diefen überlaffen bleibt. 

Der Kanzleivath hat die Leitung der Kanzleigefchäfte überhaupt, und babei die 
oben ($. 19.) gedachten Geſchaͤfte zu verrichten; er contrafignirt‘ alle Namens bes 
Senats abgehende Schreiben, und alle mit dem Titel des Senats ausgefertigt wer: 
dende Erpeditionen, welche der Ältere Bürgermeifter unterfchreibt. Der Secretarius 
vertritt die Stelle. des erften Archivars ($.24.), verfieht das oben ($. 20.) gedachte 
Geſchaͤft, führt das Protocoll bei andern befonders angeordnet werbenden Deputa= 
tionen. ($. 19.), fertigt die Vortragszettel ($. 19.), beforgt die Zuftellung der Ac— 
ten, aus welchen Vorträge gemacht werden follen, an den Stadtſchultheißen und 
bie Gonfulenten, führt das Regifter über die den Syndikern zugetheilten Sachen, 
und beglaubigt alle die. Ausfertigungen, welche der Kanzleirath nicht zu contrafignis 
ven hat. Der Kanzleirath und Secretarius müffen einer‘ der drei chriſtlichen Haupt⸗ 
confeffionen zugetban, und wenigftens 30 Jahre alt feyn. ‚Sie müffen Rechtsges 
Ichrte feyn.. Nach gefgchener und angenommener Wahl müffen fie, wenn fie Fremde 
find, ‚das hieſige Bürgerrecht erlangen. Wegen der: Verwandtfhaft, welche eine 
Ausſchließung bewirkt, verbleibt es bei der Älteren Beftimmung. Die Wahl gefchiehet 
vom Genate nach der abfoluten Mehrheit ver Stimmen. Fremden Dienften und 
Titeln -von fremden Staaten müffen beide entfagen; fie dürfen Feine Anwaltfhaften, 
Adminiſtrationen und andere Gefhäftsführungen für oder über .einheimifche oder 
auswärtige Dritte, welche nicht zu den naͤchſten Anverwanbten gehören, ohne befon= 
dere Exlaubniß des Senats,’ übernehmen. Sie bekleiden diefe Stelle lebenslänglich. 

Der Ingroſſiſt verrichtet die Eollationivung aller Expeditionen, und bemerkt 
diefes unter diefelden, führt. die Rechnung über die Kanzleitaren, welche er ein: 
nimmt, und wöchentlic) an da3 Recheneiamt abliefert, bemerkt auch die Taren auf 
jeder Erpebition, forget für die richtige Infinuation und Beftellung, und leiftet Hülfe 
beim Gecretariat, fo wie, erforderlichen Kalle, beim Expediren. 

Den Eanzliften liegt das Erpediren ob. 

Die Wahl des Ingroffilten, der Ganztiften, des Ganzleiboten, welche fämmt: 
Lich einer’ der drei. chriftlichen Hauptcönfeffionen zugethan, und, wenn fie Fremde find, 
das hiefige Bürgerrecht vor: dem Dienftantritt erlangen müffen, gefcjiehet von dem 
Senate nad) der Mehrheit. der Stimmen auf lebenslang. 

Bon dem Archive 
. 8 24. Für das Archiv find zwei Archivarien, von benen der erfte der jebes- 
malige Secretarius der Senatscanzlei ift ($. 23.), und ein Buchbinder angeftellt. 
Die Dberaufficht Über das Archiv Hat der Director des Gonfiftoriums. Die Archi— 
varien werden von dem Senate nach der abfoluten Mehrheit der Stimmen auf 
lebenslang gewählt; fie müffen einer der drei chriftlichen Dauptconfeffionen zugethan 
feyn, und, wenn fie Fremde find, das Bürgerrecht vor dem, Dienftantritt erlangen; ' 
fie dürfen feine Zitel von fremden Staaten führen, und müffen fih aller Anwalt: 
ſchaften, Abminiftrationen und anderer Gefchäftsführungen für oder über einheimi⸗ 
ſche oder auswärtige Dritte, wenn diefe nicht zu den naͤchſten Anverwandten gehös 
ren, ohne befondere Erlaubniß der Senats, enthalten. _ 
) Zweiter Abſchnitt. 
Bon den befonderen Behörden und Verwaltungsämtern, “durch welche ber 
Senat mittelbar die Hoheits- und Verwaltungsrechte ausübt. 
Behandlung der geiftlihen und Schulſachen. 

$. 25. Dem Confiftorium ift die Ausübung der Hoheits- und Episcopalredhte 
aufgetragen. Bei dem Wirkungstreife des erzbifhöflichen Generalvicariats wird es, 
fo weit folder vorhin in gefegmäßiger Uebung geweſen, fo lange belaffen, bis desfalls 
andere Beftimmung auch für andere teutſche Staaten erfolgt. 

Wegen der cbern Leitung der Öffentlichen Unterrichtsanftalten und Erziehungs: 
inftitute bleibe die Verordnung vorbehalten. 2— — 

In Anſehung der geiſtlichen katholiſchen Guͤter, welche der Stadt durch den 
ratificirten Deputationshauptfhluß von 1803 als Entſchaͤdigung angewieſen wors 
den find, verbleibt es bei der Dispoſition des gedachten Deputationshauptſchluſſes. 

Das Sonfiftorium befteht aus | 
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‚1): eineni;evangelifch - lutheriſchen ober. evangelifchzreformirten Mitgliebe des Ges 
nats ber euften Ordnuͤng, welches ein Nechtögelehrter feyn muß. 

Sieſer führt-dad Directorium, wird von dem Senate per scrutinium nach der 
abſoluten Mehrheit der Stimmen-auf-Lebenslang gewählt. Der Director des Gone 
fiftoriums hat zugleich die Aufficht über die Stadtbibliothek, bei welcher ein Biblio⸗ 
thecarius aungeſtellt iſt. 

Sodann beſteht das Gonſiſtoruum BEER 
.: 2): — dem jebesmaligen Senior des evangeliſch-lutheriſchen Predigermini⸗ 
eriums; — ae a 

3) . aus:dem älteften. Prediger diefes Miniſteriuns. — 

Sind zu ber naͤmlichen Zeit der. Director und; ber unter ber folgenden Ziffer 
gedachte Rechtögelehrte der enangelifch = Tutherifchen Confeffion zugethan; fe tritt an 
die Stelle dieſes Predigers aus dem Minifterium ein eyangelifc = reformirter Predis 
ger; von.brei:zu drei. Jahren aus beiden Kirchen abwechſelnd. 5 
4); aus einem: evangeliichslutherifchen oder evangelifh=reformirten Rechtsgelehr⸗ 

ten aus der Bürgerfchaft, welcher dem Senate von dem Buͤrgerausſchuß praͤ⸗ 
fentirt wird;. — 
5) einem Actuarius, nebſt einem Pedellen. 

Sn Eheſachen hat das Gonſiſtorium keine Gerichtsbarkeit auszuüben. 

Behandlung ber Polizei- und Medicinalſachen. 

8.26, Die Polizeifachen werden unter der oberen Aufficht des jüngeren Bürgermeis 
fterö ‚von einem befondern Amte, welches die Benennung: Polizeiamt, hat, behan⸗ 
delt. Ein Mitglied der beiden erſten Ordnungen des Senats, welches von dem 
Senate nad) der abfoluten Mehrheit ver Stimmen per scrutinium auf drei Jahre 
gewählt wird, und nach Ablauf diefes Zeitraums von neuem wieder gewählt werben 
ann, ſteht diefem Amte mit Zuziehung eines Mitglieds des Senats dritter Ord⸗ 
nung, welches nicht zu den fogenannten gefhäßten Handwerken gehört, vor, und 
demielben ift das erforderliche Poligeiperfonale, wie folches mit dem einem jeden ob⸗ 
Tiegenden Functionen befonders..beftimmt werden wird, untergeordnet. 

Der Geſchaͤftskreis des Polizeiamts umfaßt die Obforge für die Beobachtung 
ber‘ Potizeigefege überhaupt; er begreift befonders die Functionen des ehemaligen 
Feueramts, die Obſorge für die Erhaltung der Ruhe und Sicherheit in ber Stadt, 
für die Verhütung der Bettelei, die Abhaltung verbächtiger Perfonen, für die Ber 
hüfung der Verbrechen und für die Habhaftwerdung der Verbrecher. Das. Polizeie 
amt hat’die Aufficht Über das Zucht: und Arbeitshaus, Über die Wärter und Auf 
feher der Gefangenen, und über die zu jenem ober zu andern Öffentlichen Arbeitın 
verurtheilten Perfonen, über“ die. Verwahrungsorte'der Verhafteten, und über die 
Verhafteten ſelbſt; überall mit Beobachtung deffen, was die Gerichte, denen bie 
Befugniß zuftcht, fi von der judicatmäßigen Behandlung der Verurtheilten und 
ber Verwahrung der Gefangenen jelbft zu unterrihten, und von denen aucch die 
Wärter und Auffeher der Gefangenen und Gefängniffe unmittelbar Befehle zu em: 
pfangen und zu vollziehen haben, hierbei etwa befonders zu verfügen den vorwal⸗ 
tenden Umſtaͤnden ‚angemeffen finden. Die Strafgewalt des Polizeiamts und bie 
Grenzlinie zwifchen dem Wirkungskreife der Polizei und dem Wirfungskteife des 
Eriminalgericyts werden durch eine befondere Verordnung beſtimmt. Das Polizeis 
amt hat die Aufſicht Über das Gefinde, ertheilt Reifepäffe und Permiſſionsſcheine, 
legtere jedody nur auf einen Zeitraum von ſechs Wochen; zu einem längeren Auf: 
enthalte iſt die Erlaubniß des Senats erforderlich, welche dem Polizeiamte jedesmal 
befannt gemacht wird, um über die Befolgung zu wachen. Dem Polizeiamte liegt 
die Beftimmung der Marktpreife und Zaren über Fleifh, Brod, Bier und fämmt- 
liche Victualteit ob: Die dem Polizeiamte,. wegen der bei bemfelben vorkommenden 
dconomiſchen Gegenftände, beizuoronenden bürgerlichen Ausfchußdeputirtin haben bei 
Fefthaltung’ aller diefer Zaren mit berathender Stimme mitzuwirken. Wegen Be: 
forgung der Cenſur der im Drud erfcheinenden Schriften und öffentlichen Blätter 
bleibt die Verordnung vorbehalten: Das Polizeiamt verſiehet endlich auch mit Zus 
ziehung der Physicorum das vormalige Sanitätsamt. 

sr Verwaltung. der dffentlihen milden „Stiftungen. 
s 1 8.274. Die Verwaltung, der ‚öffentlichen milden Stiftungen ift, nach der unter 
der jüngften Regierung getroffenen und zweckmaͤßig befundenen Einrichtung, Com: 
mifftonen, anvertraut, welche,. ohne andere. Umtäeigenfhaft, blos von Bürgern be: 
fegt ſind, und. die Benennung haben: Verwaltungscomimiffion der N. N. Stiftung. 
$. W. Djefe Verwaltungscomnnſfionen ſtehen unter der oberen Aufſicht des 
J. 12: > 
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Senatä, welche berfelbe durch zwei aus den beiden erſten Orbnnngen auf brei Jahre 
per serutiuium zu waͤhlende Deputirte aäusuͤbt. Dieſe Deputirten haben von Zeit 
zu Zeit die Stiftungen zu beſuchen, ſich von ‚dein Buftande derſelben und der Bew 
eg unterrichten, und über ben Befund'an den Senat gutachtlichen Bericht 
BE SCRODIE a. =. ee a ——— 
$. 29. Dasjenige, was die Grenzen einer Verwaltung uͤberſchreitet, wohin 
auch zu vechnen ift, wenn neue Gebäude aufgeführt, oder Baureparaturen gemacht 
a — wozij ein Auftband von mehr denn 600 fl. erforderlich ift, bürfen die 
Commiffionen für fi nicht vornehmen. Sie laffen die erforderliche Anfrage durch 
die beiden Senatsdeputivten an’ ben Senat gelangen, und ber Senat conferirt dar— 
uber mit dem Bürgerausfihuß.. 5 Ne SU a, 
$..30, Die Rechnungen der Verwaltungscommiſſtonen werben jedes Zahr von 
dem bürgerlichen Neumercollegium juftificivt' und- den Senatsbeputirten, welche bes 
falls an den Senat berichten, vorgelegt, fo wid das Mumrcollegium dem Buͤrger⸗ 
ausſchuß Kenntniß davon zu geben hat. Finden der Senat: und dev Buͤrgerausſchuß 
nichts zu erinnerns'faisicheilt der Senat die Abfolutoria, »- ER 
ſa 8 31. Der öffentlichen milden, hier in Betracht kommenden, Stiftungen find 
unfe: : — 
der Almoſenkaſtenz i 0 
das Hoſpitql zum heiten Weiſzzz — 
das. Kamenz und. Wallabands 2 vun 
die Reihen a En.» ihrer, Arſpruͤnglichen Beftimmung nad, nur für ebange⸗ 
Mi lutheriſe e Glaubensverwandte, welche, wie ehehin, von dem Senate 
nad) der Mehrheit der, Stimmen, jedoch per sorutiaimm, zu wählen find, 
30 benusenden Verforgungsanftalten 0. 
30 St. Katharinen, , | 


"7, zu den weißen Frauen. FR 
$. 92%. Die, Verwaltungsgommiffionen beſtehen ;/ a 
die des Almofenkaftens aus fünf Commiſſarien  ..... re 
die des Hofpitals zum, heiligen Geiſt aus ‚echt, Sompiifacten, unter welchen ein 
Arzt aus der Zahl der hiefigen practicirenden Aerzte befindlih feyn muß; 
bie des Armen- und Waifenhaufes aus fünf Gommijfarienz Ri 
die des. St. Katharinenklofters aus drei Commiffarien, und 
die des Weißfrauenkloſters aus drei, Sommiffarien. en 5 
8; 33. Bei denjenigen Stiftungen, bei welden nur drei Commiffarien ange; 
ftelft find, verbleiben diefe ſechs Jahre bei der Verwaltungs alle zwei Jahre tritt 
der Aelteſte in dev Verwaltuig aus. Die Kommilfarien der Übrigen Stiftungen, 
nit Ausnahme des im $. 82%, gedachten Arztes, als ipelcher nicht gleich den andern 
——— wechſelt, wohl aber nach Ablauf von fünf Jahren, wenn er ſich die 
Stellz nicht, ausbruͤcklich verbittet, auf weitere fünf Jahre wieder gewaͤhlt werden 
kann, bleiben fünf Jahre bei der Verwaltungs‘ in jedem Jahre tritt der aͤlteſte in 
BER aus. Die fünf Stiftungen. haben ginen gemeinfchaftlihen Rechte: 
confulenten. 

Die Ergaͤnzung der Verwaltungscommiſſarien geſchiehet auf die Weiſe, 
daß der Buͤrgerausſchuß dem Senate zwei Perſonen aus der Reihe der Buͤrger aller 
drei —5*— Oauptonfeiltonen, infoferne die Stiftung, nicht einer Gonfeffion aus— 
ſchließend gewidmet ift ($. 31.), vorfdlägt,. von welchen ber Senat eine durch 
Stimmenmehrheit wählt. Der Gewählte if verpflichtet, bie Stelle anzunghmen. 
Wird der eben Auötretende, es ſey zu der nämlichen ober einer andern. Stiftung, 
ſogleich wieder in Vorfchlag gebracht; fo kann cr ſich die Wahl verbitten, ‚ Mit der 
— a deſſen Stelle Ichenslänglich bekleidet wird, wird eben 
o verfahren, | J ER 

8. 3 Jede Verwaltungscommiffion wählt unter ſich ein Mitglied, welches bas 
Divectorium führt, und Senior genannt wird. . | 

$. 86. Die Verivaltungscommiffionen werben ermächtiget, in Gegenwart eines 
der Senatödeputirten, die Officianten und Gubalternen ber Stiftungen zu wählen, 
und im Namen des Senats zu verpflichten. Die Senatsbeputirten haben, mit eins 
ander abwechfelnd, bei dev Wahl mitzuftimmen, und wenn ihnen Anftände vorzus 
walten fcheinen, an ben Senat gu berichten, in welchem Falle die Verpflichtung 
ausgeſetzt werden muß. 5 er 7 2 ee 

8. 87. Wegen der neu angeordneten, mit: — Stiftungen in Verbin⸗ 

Armencommifkon DIEIbE kim etwa erforderlich werdende 
weitere Beftimmung vorbehulten. En & E ne 


dung jichenden, allgemeinen ‘ 
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nen Behamblung der, Commerz⸗ und Handblungsfaden. 

$. 88. Commerz- und Handlungsſachen, welche bie een Fürforge 

für die Aufnahme der Handlung und Schifffahrt und bie andbhabung ber beöfallfis 
gen Verordnungen, Rechte, Herkommen und Verträge betreffen, werben bei dem 
echeneiamt behandelt, welches ſolche nach der Beichaffenheit des ©egenftandes mit 
Gutachten an den Senat gelangen laͤßt— 
8, 89, Die Functionen der ehemaligen Börjenvorftcher beforgt ein eigener 
Handlungsvorſtand unter biefer letztern Benennung. Der Handlungsvorftand 
ift befugt, kaufmaͤnniſche Pareres zu ertheilen; derſelbe erftattet Gutachten auf Em 
fordern des Senats und des Necheneiamts in Dandlungsangelegenheiten, ober macht 
ohne Aufforderung gutachtliche Vorſchlaͤge über Gegenſtaͤnde, welde bas Befte und 
Emporkommen der Handlung bezweden. Er Schlägt gutachtiich dem Senate Sub« 
jecte zu Bandlungsaffefforen beim Gerichte erfter Inſtanz vor; auch fol ber Hande 
lungsvorftand bei der Wahl der Mäkter und Güterfchaffner von dem NRecheneiamte 
jedesmal mit feinem Gutachten vernommen werben. ($. 82.) 

; Der Handlungsvorftand befteht aus zehen verbürgerten Handelsleuten, 
welche einer der drei chriſtlichen Hauptconfeſſionen zugethan find. Derjenige, welcher 
zum Mitgliebe des Handlungsvorftandes gewählt werden fol, muß, wenn er nicht 
geborener Bürger iſt, wenigftens feit zehen Jahren Bürger feyn, und während die⸗ 
jes Zeitraums ununterbrochen feinen Wohnfig dahier gehabt haben. Er muß in der 
großen Schatzung ftchen, aud nie kundbar fo unzahlfähig geweſen feyn, daß feine 
Gläubiger im Wege des Goncurfes, oder eines Nachlaßvertrags, nur einen Theil ihe 
rer Korberungen erhalten Eonnten. Niemand kann Mitglied bes Handlungsvorſtan⸗ 
des ſperden, ber nicht wenigſtens zehn Jahre eigene Handlungsgeſchaͤfte geführt, und 
ſich hierdurch, neben einem unbefcholtenen Rufe, hinreichende Kenntniß und Erfahrung 
in Handlungsſachen erworben hat. 

$. 41. Die Mitglieder des Handlungsvorftandes bekleiden biefe Erelle fünf 
Jahre; jedes Jahr treten zwei dev Mitglieder aus, welche im Anfange durch das 
2008, und dann nach dem Dienflalter beſtimmt werden; fit erwählen unter fid) por 
serutinium durch Mehrheit der Stimmen einen Borfigenden, welcher den Zitel 
Senior führt, und ergänzen fid) auf eben die Weife in Erledigungsfällen, mit 
Veruͤckſichtigung der ‚ Verfihtedenheit der Handlungszweige. Von ben getroffenen 
Wahlen wird dem Rechenciamte die Anzeige gemacht, welches folche an den Senat 
gelangen läßt. | A 

J. 4%. Wegen ber mit den alſo beftimmten Berufsgefhäften de3 Handlungs—⸗ 
vorftanded verbundenen Koften bleibt, nad) einem von bemfelben zu gewärtigenden 
gutachtlichen Vorfihlage, die Verordnung vorbehalten. 

527 Behandlung dev Gewerbe: und Handwerksſachen. 

$. 48,- In Gewerbe: und Handiverfsfachen dienen die bis hierhin beftanbenen 
Ordnungen, bis. desfals Abänderung getroffen wird, zur Vorſchrift. Die chriſtliche 
Bauptconfefion,s zu welcher cine fonft zu irgend einer bürgerlichen Thätigkeit, zu 
vinem Gewerbe ‚oder zu einem Handwerke gerignete Perfon gehört, gereicht berfels 
ben zu Einem Hinderniß. Diejenigen Gewerbs-, Handwerks: und fogenannten Nah: 
rungoͤſchutzangelegenheiten, welde vorhin bei befonderen Künftes und Handwerksde— 
putationen, oder-bei den Bürgermeiftern, oder bei dem Recheneiamt verhandelt wurs 
ben; werben in eben der Maafe von dem jüngeren: Bürgermeifter, mit allenfalffiger 
Zuziehung eines oder mehrerer Mitglieder der dritten Drdnung bed Senats, verhans 
delc. . Der. jüngere Bürgermeifter wacht über die Aufrcchthaltung der Ordnungen 
in Gewerbs⸗, Handwerks- und ſogenannten Nahrungsſachen, hilft den einfchleichen- 
den Mißbraͤuchen ab, oder bringt ſolche zur Kenntniß des Senats, und erledigt die 
erhoben werdenden Befchwerden; er läßt gutachtliche. Anträge in Angelegenhaiten, 
welche das Befte und Aufkommen der Gewerbe und Handwerke betreffen, unaufgee 
fordert, oder auf Erfordern, an den ‚Serat gelanden. 

Bei allem dieſem ‚haben die Mitglieder ber dritten. Ordnung des Genats dem 
jüngeren Buͤrgarmeiſter an Handen zu gehen. 
Von andzrn Verwaltungsbehörden und den vochin eigentiid) fo: 
RE WET genannfen Staatöämtern insbefondere, 

8 44." Die dem Udergerichte, «bem Bauamte, dem Fuhramte und Roßzoll: 
amte, fo wie die dem Pfandamte vormals aufgetragen gewefene Gerichtsbarkeit iſt auf: 
gehoben, und wird vom ben unten genannten Gerichten verſehen. Die dem Lands 
amtmann . obliegende, von.dem Landamte, welches bloß Verwaltungsbehoͤrde ift, ge: 
trennte Zufligpflege It unten beftimmtz das Euratelamt ift eine Abthritung - des 

7, * 
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Gerichts erſter Inſtanz; die Functionen des fogenannten Feueramts und. Sanitaͤts⸗ 
amts ſind dem Polizeiamte ($. 26.) aufgetragen. —— —— 

Wegen der Direction der Stadtlotterie und wegen der dermalen beſtehenden, 
duch Zeitumſtaͤnde veranlaßten, außerordentlichen Aemter, naͤmlich der Rechnungss 
commiſſion, bes Quartieramts, des Approviſionnirungsamts, fo. wie auch wegen 
des Adminiftrationsamtes, werden befondere Anorbnungen getroffen. nz 
.. 45. Die ordentlichen. in der Älteren reichsftäbtifchen Verfafung gegründeten 
und beibehalten werdenden Berwaltungsämter find folgende: — 
U Das Ackergericht, — 

2) das Bauamt, — 

:8) das Forſtamt, u. 

4) das Korn= ober Landrentamt, 
5) das, Landamt, 

6) das Pfandamt, 

7) das Recheneiamt, 

8) das Rentenamt, 

9, das Schasungsamt. 

Wegen des. ehehinnigen Kriegszengamts ift 8. 16, ein Vorbehalt enthalten. 
8.46. Das Recheneiamt wird verwaltet von drei Mitgliedern der beiden exften 
Ordnungen des Senats und von zwei Mitgliedern der dritten Ordnung. Das Lande 
amt ift beſetzt von einem Mitgliede der beiden erften Ordnungen bes Senats, wel 
ches zugleich, nebfteinem Mitgliede der Öritten Ordnung, dem Ackergerichte vorfteht, 
und dem Landamtmann. Die übrigen Verwaltungsämter find befegt, jedes von 
einem Mitgliebe der beiden erften Ordnungen des Senats, nebſt einem Mitgliede 
der dritten Ordnung, fo weit das Letztere thunlich und der Befchaffenheit des Ams 
tes angemeffen befunden wird, fo wie auf allen dieſen Aemtern die nöthigen Offts 
cianten und Subalternen :angeftellt find. / 


8.47. Die Wahl ber Mitglieder des Senats zu ben Verwaltungsämtern ger 
Tchiehet von dem Senate, nach der Mehrheit der Stimmen, per scrutinium, auf 
drei Sabre. Der Abtretende kann von neuem gewählt werden. Trifft die Reihe 
des Austritts bie drei Mitglieder des Necheneiamts zugleih; fo muß die Dienftzeit 
von einem nach der Mehrheit der Stimmen vom Senate auf ein Jahre verlängert 
werden. Die Öfficianten und: Subalternen der Verwaltungsämter, weldhe einer der 
drei hriftlihen Dauptconfeffionen zugethan feyn, und wenn fie Fremde find, nach 
der Wahl das hiefige Bürgerrecht erlangen müffen, werden vom Senate nach ber 
Mehrheit der Stimmen gewählt; fie befleiden die Stellen lebenslaͤnglich. 

$. 48. Die auf dem Landamte vormals Statt gehabte Emnahme öffentlicher 
SIntraden und Renten, bie Verwaltung der Gtadtgüter auf dem Lande, mithin die 
Gameralfahen auf dem Lande, beforgt das Kornamt ald Landrentamt. Nur die 
Regierungs- und Polizeifachen auf dem Lande liegen. dem Landamte ob; das Schar 
tzungs⸗ oder Befteuerungsgefhäft auf den Stadtdorffchaften nebft der Einnahme ift 
dem Schasungsamte aufgefragen. Dem Adergerihte liegt die Beforgung des Chauſ— 
feeswefens ‘ohne Unterfchied der. Lage der Chauffeen ob, und es wird demfelben das 
nöthige Perfonale beigegeben, bis hierin eine andere Einrichtung getroffen. wird, 
Im Uebrigen behalten alle diefe Verwaltungsämter den in der reichsftädtifchen Con— 
ftitution feftgefegt geroefenen Berufskreis; die ihnen in Gemäßheit diefes ertheilten 
Snfteuctionen dienen zur Norm. Die VBerwaltungsämter haben alle jihre an dem 
Senat zu erftattenden Berichte jedesmal mit erfchöpfenden, auf die Älteren und vor 
'hergegangenen Verhandlungen gegründeten, Gutachten zu begleiten. 

Werden nähere Beftimmungen erforderlich, ober Abänderungen räthlih; fo 


werben jene wis biefe vorbehalten. 
222 Dritter Abſchnitt. 
. Don ben beiden bürgerlichen Gollegien. | 

$. 49, Die beiden bürgerlichen Gollegien, der bürgerliche Ausfhuß ber Siger 
und die birgerlihen Neuner, verbleiben in derjenigen Verfaffung und bei benjenigen 
Befugniffen und Obliegenheiten, welche durch Eaiferliche Refolutionen in ber vorhin⸗ 
nigen reicheftädtifchen Gonftitution feftgefest find. Was: die in der reichsſtaͤdtiſchen 
Verfaſſung den Neunern obgelegene Vorlegung der öffentlichen Rechnungen an das 
Collegium der 51ger, mit Zuziehung zweier Perfonen aus jedem Quartiere, ber 
Stadt, belangt, fol, fobald die Eintheilung ber Stadt in Quartiere ober Bezirke 
feſt regulirt ſeyn wird, befondere Beftimmung getroffen werben. 
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Wahl der Mitglieder des Bürgerausfihuffes ber 51ger. 
J EEE: a) Des Geniord. ' | 
8.50. Der Bürgerausfhuß wählt aus feiner Mitte nad; der Mehrheit der 
Stimmen per scrutinium einen Borfigenden, welcher den Zitel Senior führt, 
auf drei Jahre. Der Abtretende kann von neuem gewählt werden. Von der ge: 
teoffenen Wahl, welche Eeiner Beftätigung bedarf, wird dem Genate die Anzeige 


gemacht. . 
b) Der andern Mitglieder, 


$. 51. Der Bürgerausfhuß wählt feine Mitglieder felbft nach ber Mehrheit 
der Stimmen’ per scrutinium, und macht dem Senate von ber getroffenen Wahl bie 


Anzeige. 
ec) Wahlfähigkeit. 
5. 52. Der zu Wählende muß 

a) einer der drei chriftlihen Hauptconfeffionen zugefhan feyn, und es müffen 
fid) immer zu gleicher Zeit Mitglieder diefer drei Eonfelfionen in dem Eolle- 
gium befinden; 

b) er muß-wenigftens 25 Sahre alt, und entweder geborner Bürger feyn, ober 
vor. zehn Jahren das hiefige Bürgerrecht erlangt, und während diefes Zeit: 
raums feinen Wohnfis ununterbroden in ber Stadt gehabt haben; 

e) er muß von unbefchholtenem Rufe feyn, und bie öffentliche Achtung genießen; 

qh die Mitglieder werden gewählt aus ber Klaffe der Gelchrten, aus der Klaſſe 
ber Rentenirer, aus ber. Klaffe ber Handelsleute, aus der Klaffe der Güter: 
befiger, aus der Klaffe der Künftler oder Handwerker und anderer bürgerliche 

Gewerbe treibenden Perfonen, aus welchen verfchiedenen Etänden ſich immer 

zu gleicher Zeit Mitglieder in dem Collegium befinden müffen; _ 

& Ausflug wegen Verwandtſchaft tritt ein -zwifchen Vater und Sohn, zwifchen 
Schwiegervater und Schwiegerfohn, zwiſchen Bruder und Bruder. 

Fun 5 "Bon dem bürgerlihen Gonfulenten. 

8, 53. Der dem Bürgerausfhuß mit berathender Stimme beigeordnete Con: 
ai wird von dem Bürgerausfchuß nah der Mehrheit der Stimmen gewählt. 

er zu Wählende muß einer der drei chriftlichen Hauptconfeffionen zugethan, wenig: 

ftens 30 Iahre alt und Rechtsgelehrter feyn. Sit der Gewählte ein Fremder; fo 
muß er nad) gefchehener und angenommener Wahl das Bürgerrecht erlangen. Wer 
gen der Verwandtſchaft mit Mitgliedern des Senats, mit Gyndifern, mit bem 
Ganzleirath und dem Gecretarius der GSenatscanzlei tritt bei dem Confulenten, im 
Verhältnig zu diefen, bie nämlidhe Beftimmung ein, welche zwifchen diefen feſtge— 
fest ift. ($. 7. 8. 9. 23.) Der Confulent darf weder in fremden Dienften fliehen, 
noch Zitel von fremden Staaten führen; nad) gefchehener und angenommener Wahl 
muß alfo einem und dem andern entfagt werben. Die andern, die Sonfulentenftelle 
betreffenden, älteren Vorſchriften werben beibehalten. Ä 
Wahl der bürgerlichen Neuner, 

$. 54. Die, bürgerlichen Neuner werden nad) der vorhinnigen Norm gewählt 
und in Pflichten genommen. Der zu Wählende muß, wenn er nicht ohnehin Mit: 
glied des Vürgerausfchuffes ift, einer der drei chriftlichen Hauptconfeffionen zuge⸗ 
than, wenigſtens 25 Sahre alt, und entmeder geborener Bürger feyn, ober feit 
zehn Sahren das hieſige Bürgerrecht erlangt und während diefes Zeitraums feinen 
Wohnſitz in der Stadt ununterbrochen gehabt haben. Er muß bie öffentliche Ach— 
tung genießen, von unbefholtenem Rufe, und befonders des Rechnungsweſens Funs 
dig feyn. Was außerdem unter dem Buchftaben e im $. 52. feftgefegt ift, finder 
auch bei den bürgerlichen Neunern Anwendung. 

Bondem vormaligen Amte ber Dreier. 

$. 55. Das vormalige Amt der Dreier mit der Controle der Wahlen übers 
haupt ift aufgehoben. Der Senat giebt den bürgerlichen Gollegien von der getvofs 
fenen Wahl feiner Mitglieder, nach gefchehener Wahl, gleichbald Kenntuiß. 
Beftimmung ber Art und Weife, wie mit den bürgerlihen Eolle: 

gien conferirt wird. 

8. 56. In allen den Angelegenheiten, in welchen die Gonferenz mit den bür: 
gerlichen Collegien verfaffungsmäßig erforderlich ift, gefchieht diefelbe auf eben bie 
Weife, mie ſolche in der reichsftädtifchen Verfaffung in Hebung war. 

’Im Falle die verfaffungsmäßige Conferenz des Senats mit den bürgerlichen 
Eollegien eine Uebereinftimmung nicht zur Folge hat, oder auch im Kalle fonft ein 
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dissensus zwiſchen dem Senate und. den bürgerlichen: Colleglen vorwaltet, welcher 
vorhin duch Einfchreiten des kaiſerlichen Reihshofraths zu ſchlichten gewefen feyn 
—5 — wird folgende Verfahrungsweiſe zu Beilegung dieſer Verſchiedenheit ein 
geſchlagen. — FR = 9 

Der Senat wählt, nach der’ Mehrheit der Stimmen, aus der Mitte der beis 

- ben bürgerlichen Collegien drei Mitglieder, und ein Mitglied aus der Bürgerfchaft, 

und macht diefe Wahl den bürgerlichen Collegien bekannt. ER 

Die beiden bürgerlichen Gollegien wählen bierauf ebenfalls, nach der Mehrheit: 

ber Stimmen, aus der Mitte des Genats drei Mitglieder, und ein Mitglied aus 
der Bürgerfhaft, und machen dem Senate diefe Wahl bekaiunt. — 

Diefe. alfo zuſammen in der Zahl von Achten gernählten Mitglieder des Ge- 

nats, der bürgerlichen Collegien und der- übrigen Bürgerfchaft treten zuſammen, 

und wählen eine neunte Perfon durch Mehrheit der Stimmen aus ber Bürger: 

ſchaft. Entfteht Gleichheit der Stimmen bei diefer letztern Wähl; ſo enticheidet das 

Loos. Die drei dus der Bürgerfchaft gewählten Perfonen legen in die Hände 
des vorſitzenden Senatömitglieds einen Eid, Verſchwiegenheit zu halten, und nad) 
beftem Wiffen und Gewiffen zum gemeinen Beften zu fimmen, a 

Iſt diefe Commiffion von neun Perfonen alfo conftitwirtz fo werden derſelben 
alle einfchlagende Actenſtuͤcke vorgelegt, und dieſelbe entfcheidet fodann nach ber 
Stimmenmehrheit über die Frage: Ob die Meinung des Senats der Meinung ber 
bürgerlichen Collegien, oder ob die Meinung der leäteren der Meinung des erftern 
vorzuziehen ſey — mit der Wirkung und in der Maaße, daß es bei diefer Ent- 
Tgeidung fein’ Bewenden hat, daß jedoch bei diefer Entſcheidung die Commiſſion 
entweder ber Meinung des Senats, oder der Meinung der buͤrgerlichen Colle— 
gien unbedingt, ohne irgend eine Mobdification oder Abänderung, nothiwen- 
dig beitreten muß, mithin nur unter dieſen beiden Meinungen eine wählen Eann. 

Eben biefe Verfahrungsmweife hat Statt, wenn der Senat mit einem der bür- 
gerlichen Collegien in den oben gedachten Fällen gleicher Meinung ift, das andere 
Collegium aber widerfprichtz. nur Hat in diefem Falle das einftimmende Collegium 
die drei Perfonen aus. der Bürgerfchaft, nah ber Mehrheit der. Stimmen, allein 
zu wählen, dagegen aber auch an der Wahl der Mitglieder des nicht einftinunenden 
Collegiums Feinen Theil zu nehmen. Eee | 

BUeLTE- NND CHF —— 
Behandlung der Juſtizfachen. 
Allgemeine Grundſaͤtze und Dispofitionen. | 

8.57. Die Juſtiz wird, wie bereits oben, $. 14, feftgefest ift, durch die an- 
geordneten Gerichtöbehörden, unabhängig von ben Verfügungen des Senats, ver: 
waltet. Der Senat darf dem Laufe der Juftigpflege nie Einhalt thun, oder auf 
irgend eine Weiſe in richterliche Entſcheidungen eingreifen; nur dann, wenn gegen 
das Schoͤffengericht Beſchwerde wegen verweigerter oder verzögerter Juſtiz geführt 
wird, kann der Senat Bericht fordern, und geeignete Verfügung, um diefer. Be: 
ſchwerde abzuhelfen, ergehen laſſenz die Verfiigung darf aber. die Lohülfe dieſer 
Beſchwerden nicht uͤberſchreiten, mithin die Sache ſelbſt weder ganz, noch zum 
Theil umfaffen. 5 —— 

. 58. Im Gerichtsſtande hat Feine Befreiung Statt. Die unbeſtimmte 
Gompetenz, der Gerichte erſtreckt fih über alle Verfonen, Corporationen und Sa: 
chen in dem angewiefenen Gerichtsbezirke. Die Gerichtsbehörden haben auch die 
Gerichtsbarkeit bei Anfprücen und Klagen gegen.die Stadt ald Kommune und ge- 
gen bie einzelnen Verwaltungsbehörben, wenn der Senat oder eine Behörde bei 
Führung ber Verwaltung nicht blos als öffentliche oder Amtsftelle gehandelt hat, 
fondern wenn, nad) dem Privatrecht, “über die Erfüllung eines Gontracts, über 
Rechte und Verbindlichkeiten aus bdemfelben Streit entfteht, und bei Ermangelung 
gütlicher Beilegung richterliche Entfcheidung eintreten muß. J re 

. Sn denjenigen Fällen, wo eine Verwaltungsſtelle von Amtswegen ver: 
fährt, um die beſtehenden Gefege und Verordnungen in Anwendung und zur Aus: 
führung zu bringen, um Säumige zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten, Contraventio— 
nen zu unfterfuchen, zu ruͤgen uͤnd zu beftrafen, kann das Verwaltungsamt nicht 
vor die Gerichte gezogen, noch einem proceffualifchen Verfahren Statt gegeben wer: 
den, fondern derjenige, welcher fich befchwert glaubt, muß die Beſchwerde dem 
Senate vortragen. Der Senat verwirft die Befchwerde alſobald, wenn felche fo: 

"fort als unerheblich erfcheint, oder verweift diefelbe zur Begutachtuug am die engere 


% 
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Genatsdeputation, welche ermächtigt: ift, Bericht zu erfordern, und andere zur Er: 
Örterung erforderliche Verfügungen ‚unmittelbar zu treffen ($. 104.). 

..$. 60. In bürgerliden. Steeitfachen, weldye bei den, Gerichten verhan: 
yHelt — haben in der Regel in der unten beſtimmten Maaße drei Inflan- 
zen Saft, F u a 

..$..61. Das Amt der Richter iſt nicht auf eine beftimmte Anzahl Jahre be: 
ſchraͤnkt, und kann, wie alle andere Aemter, welche auf Lebenslang verliehen wer: 
den, nur durch Urthel und Recht entzogen. werben. Kein Richter darf in fremden 
Dienften ſtehen, oder Titel von fremden Staaten führen; nad geſchehener und anz 
genommener Wahl ‚muß einem oder dem andern entfagt werben. Anwaltſchaften, 
Toñſulentieen, Adminiftrationen und andere Gefhäftsführungen für oder über. ein- 
heimiſche ‚oder, auswärtige Dritte, wenn diefe nicht zu den naͤchſten Anverwanbten 
gehören, find den Richtern, ohne befondere Erlaubniß des Senats, unterfagt. 
-,.$.62,. Die Ernennung der Mitglieder bes Schöffengerihts erhält aus dem 
ferner Kolgenden die Beftimmung; die Kanzleiperfonen des Schöffengeridts, welche 
einer ber drei hriftlichen Hauptconfeffionen zugethan, und, wenn fie Fremde find, 
vor bera Dienftantritt dad hiefige Bürgerrecht erlangen müffen, werden von dem 
Senate, nach ber Mehrheit der Stimmen, gewählt. Der Director des Gerichts 
erfter Inſtanz, welcher Rechtögelchrter feyn muß, wird aus der Zahl der Mitglie: 
der der beiden erften Ordnungen des Senats von dem Senate, nad) ber abfoluten 
Mehrheit. dev Stimmen, ‘per -scrutinium ‚gewählt, und bekleidet die Stelle lebens⸗ 
länglih. Die Ernennung der Nichter und Kanzleiperfonen bes Gerichts erfter 
Suftanz, fo wie de3 Perfonals des Stabtamts und des Landamts, geſchieht von 
dem Genate, nad. der Mehrheit der Stimmen; bei der Wahl zu Richterftellen ift 
abfolute-Mehrheit der. Stimmen erforderlich; zu Mitgliedern des Gerichts erfler 
Snftanz, fo wie zu dem Stadtamte und dem Landamte, ſchlaͤgt jenes Gericht dem 
Senate drei Perfonen gutachtlich vor. Die Ernennung fegt bei Perfonen, welche 
noch keine richterliche Stelle bekleidet haben, voraus, daß fie bei einer, mit Fexti— 
gung ‚einer Proberelation verbundenen, Prüfung ihrer Kenntniffe und Fähigkeiten 
tüchtig ‚befunden worden find. RER 
8:63, : Diejenigen, welche zu Richterftellen ernannt werden follen, müffen bei 
dem Gerichte erfter Inftanz mwenigftens dreißig Jahre alt ſeyn; bei dem Stadtamte 
und bei dem Landamte ift ein Alter von fünfundzwanzig Jahren hinreichend. Sie 
muͤſſen, fo wie das übrige Perfonale gedachter Gerichte, einer ber drei hriftlichen 
Hauptconfeffionen zugethan feyn, und wenn fie Fremde find, vor dem Dienflantrirt 
das hiefige Bürgerrecht erlangen. Wegen ber Mitglieder des Schöffengerichts und 
der Perfonen der dazu ‚gehörigen Kanzlei ift in dem Obigen die Beflimmung ent 
halten ($. 6.9. 62). — 

—. 64. Bei dem Gerichte erſter Inſtanz und bei dem Stadtamte macht bie 
Verwandtſchaft mit einem Mitgliede in einer und ber naͤmlichen dieſer Behoͤrden in 
gerader Linie ohne Einſchraͤnkung, und in der Geitenlinie bis zum Grade des 
Dheims oder Neffen einſchließlich unfähig, eine Richterftelle zu bekleiden; auf die 
Verwandtſchaft mit Mitgliedern einer andern jener Behörden, oder mit dem Land: 
— fo, wie "mit Mitgliedern des Senats und des Schoͤffengerichts, wird 
mit Befehet.,. 

Regen ber, "bei dem Schöffengerichte hindernden, Verwandtſchaft enthält das 
Dbige die Beftimmung ($. 7. u. 9.). 

x... 65. Die Abfaſſung einer befonderen Gerichtsordnung und einev-neuen Pro: 
ceforbnung. bleibt -dem Senate vorbehalten, fo wie auch eine neue Tars und Stem— 
pelordnumg erlaffen werden foll. 


N te, , 2 Erſter Abſchnitt. 
Von den Gerichtsbehoͤrden in bürgerlichen Sachen und deren Wir 
——— kungskreis. 


1.866. Zu der Verwaltung der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Sachen in ber 
Stadt und dem dazu gehörigen: Gebiete find folgende Behörden angeordnet: 


aut u DR Stab r er.’ 
Das. Landame. 


— Das Gericht erſter Inſtang. 
IV. Das Schoͤffengericht (Appellationsgericht). 


— 


14 Srrankfurt am Main. 


.. 1 Bon dem Stabtamte. 
— a): Perſonale. ee 
8.67, Das Stadtamt, welches alle Zage Inder Woche, Sonne und Feſt⸗ 
tage ausgenommen, Sitzungen zu halten hat, beftehf aus zwei Perfonen, von wel: 
hen einer wie der andere den Titel: Stadtamtmann, hat, der Altefte aber das 
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Directorium führt, einem Actuarius, nebſt einem Pedellen, und wenn es erforder— 
ich iſt, einem Gehuͤlfen des Lestern. ar Ä 
b) Competenz und Gefchäftskreis. 

$. 68. Das Stadtamt ift competent in der Stadt und deren.’ Gemarkung in 
allen Rechtöftreitigkeiten, deren Gegenftand die Summe von einhundert Gulden des 
24. fl. Münzfuffes nicht überfchreitet, oder welche nicht "Sachen betreffen, die keinen 
aewiffen Anfchlag haben. Das, was unten, $.. 82. lit. a., von Zuziehung zweier 
Mitglieder des Handelsſtandes feftgefegt ift, findet, mit Beſchraͤnkung auf die Zahl 
von Einem, aud bei dem Stabtamte in den dafelbft genannten, deffen beftimmte 
Competenz nicht überfchreitenden, Sachen Anwendung. Dem Stabtamte ift daneben 
die Schlihtung der Rechtsſachen, welche Feldfrevel und Schäden, deren Unterfu: 
Sung und Beitrafung betreffen, wie ſolche ehehin dem Adergerichte oblagen, auf: 
getragen. Ä ne * 

8. 69, Die vor das Stadtamt gehoͤrigen Sachen werben nach dem ſummari— 
fhen Procefverfahren blos mündlich zu Protocoll verhandelt; ein: fchriftliches Ver— 
fahren hat außerordentlicher Weife nur auf eine, vom Gerichte erfter Inſtanz zu 
erwirkende, Erlaubniß Statt. er a | — 
S. 70. Gegen Erkenntniß bed Stadtamtes kann, nach der in ben Geſetzen vor: 
geſchriebenen Wirkung, Berufung an das Gericht erſter Inſtanz ergriffen werden, wenn 
der Gegenſtand der zugefuͤgten vermeinten Beſchwerde den Betraͤg von vierzig Gul⸗ 
den im 24 fl. Muͤnzfuß uͤberſteigt. Die Berufung muß innerhalb zehn Tagen eins 
gelegt, und die Befchwerben müfjen binnen 14 Zagen, vom Zage der Einlegung 
an, ausgeführt werben. | an. j ' 

Das Gericht erfter Inſtanz erfordert die. Acten in Urfchrift von dem Stadt— 
amte, wenn die Notbfriften gewahrt find, die Gerichtsbarkeit gegründet iſt, und 
die Befchwerben, felbft nach dem eigenen Vorgeben des Appellanten betrachtet, 
nicht unbezweifelt unerheblich find, verwirft dann entweber die Berufung, oder theitt 
die Ausführung dem Gegentheile zur Verhandlung der erceptivifchen Nothdurft mit. 
Mit diefer legten Handlung ift bas Verfahren geichlöffen, und es wird ein Erkennt: 
niß ertheilt. Bon diefem alfo ergehenden Erkenntniffe, oder wenn in den andern 
Fällen die Appellation vertworfen wird, ift eine weitere Berufung an das Echäffen: 
gericht nicht zuläfjigs wohl aber Tann der ſich befchwert erachtende Theil in der un: 
ten beftimmten Maaße um Revifion bitten ($. 79.). " 

$. 71. Bei dem. Stabtamte kann nicht um Verfendung ber Acten an ein 
— Rechtscollegium zu Einhohlung eines rechtlichen Erkenntniſſes ange: 
ucht werden. 

$. 72. Das Gericht erſter Inſtanz und das Schoͤffengericht koͤnnen dem Stadt: 
amte befondere Aufträge ertheilen, z. B. zu Einnehmung eines Augenfcheins, Ver: 
nehmung von Perfonen, Beforgung von Liquidirungen und dgl, Die Vollſtreckung 
der Urtheile und anderer Verfügungen des Gerichtes erfter Inſtanz und, des Schoͤf— 
fengericyts wird dem Stadtamte aufgetragen, welches hierzu nad) umftänden das 
Polizeiamt um Hülfeleiftung requiriren kann. ae a er 

73. Wenn die Beitreibung Öffentlicher Abgaben, SPräftationen und Geld: 
ftrafen durch Pfändung und den Verkauf von Mobilien oder Immobilien bewirkt 
werden muß; fo gefchicht dies von dem Stabtamte, auf Kequifition der Verwal: 
tungsbehörben. un 

$, 74. Dem Stadtamte -liegt ob, in Erbfchaftsfällen, bei welchen folches, 
nad) der gefeglichen Ordnung, erforderlich ift, die Siegel anzulegen, und für bie 
unveränderte Erhaltung der Verlaffenfchaft proviforifch Sorge zu tragen, welchem: 
nächft hierüber an das Gericht erfter Inſtanz Bericht zu erftatten if. Befonders 
bat das Stadtamt in Erbichaftsfällen die Siegel alddann anzulegen, wenn baffelbe, 
‚von Seiten der Verwaltungsbehörden, wegen rüdftändiger öffentlichen Abgaben und 
Präftationen, wegen Defraudationen des Erblaffers, oder.wegen Abzug. oder Ab: 
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findungsgelder auswaͤrtiger Miterben darum requirirt wird— — 

8. 75. In allen den Fällen, in welchen Vormuͤnder oder Curatoren von 
Amtöwegen ernannt werben müffen, hat das Stadtamt eine Anzeige mit einem 
Vorſchlage der zu Ernennenden an das Gericht-erfter Inſtanz gelangen zu kaffen, 
und zu dem Ende beöfalld die noͤthige Obforge zu Tragen. 
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en SIE Won dem Landamte! ö 
— 2* J 2 .. — La j — 2 Perſonale. 2 | — Br 4 j | 
TE Das Landamt, als Gerichtéebehoͤrde, beſteht aus dem Landamtmann 
und ‚einem. Actuarius, nebſt einem Landboten, der auch die Inſinuationen ber Der 
fuͤgungen des Gerichts erſter Inſtanz auf dem Lande zu beſorgen hat. 
— b) Gompeteng und Geſchaͤftskreis. et 

+ 8&77. Außer dem Theil, welchen der Landamtmann an ben Gelchäften derje⸗ 
nigen Verwaltungsſtelle, welche aud; Landamt genannt wird, zu nehmen hat ($. 
48.), hat das Landamt eben die Competenz und eben den Gefchäftäfreis außer ber 
Etadt und ‚deren Gemarkung, auf den Stadtdorfihaften, welde dem Stadtamte 
in der Stadt und deren Gemarkung : oben ($. 68. 69. 70. 71. 72. 73. 74. 75.) 
vorgefchrieben find. Ä | 
Rur die Berufungsfumme von Erkenntniffen des Landamts an bas Gericht er- 
fter Inſtanz wird auf fünfundzwanzig Gulden im 24 fl. Fuß gefest, als, auf wel 
hen Betrag bie-Berufungsfumme auch ehehin beftimmt war. Weberdies hat das 
Landamt, nebft, dem Vorſchlage der Vormünder und Guratoren auf den Stadtborf- 
ſchaften, die! unten. ($. 89.) vorgeſchriebenen Functioncn des befonderen Zufelar- 
raths in.der Stadt, wie auch alle. Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf 
bem ſtaͤdtiſchen Landgebiete zu beforgen. - E | 
0 OR Von dem Gerichte erfter Snftanz. 

— a) Perſonale. 

8. 78. Das Gericht erſter Inſtanz, welches auch dieſe Benennung hat, bes 
ſteht aus einem Director und ſieben Raͤthen, nebſt einer eigenen Kanzlei. Der 
Director. diefes Gerichte ift oben beftimmt ($. 62). Won den fieben Räthen wer- 
den zwei Räthe. von dem Genate:auf Lebenslang zur Bildung des unten gedachten 
Zutelarraths ($. 89.) beftellt. BR 
ODie Kanzlei beftcht aus drei Secretarien und einem Gecrefariategehülfen, ‚drei 
Kanzliften und ‚zwei Pebellen, nebft allenfalls nöthigen Gehülfens einer der Secre— 
tarien beſorgt, neben andern Secretariatsgefhäften, die Regiſtraturgeſchaͤfte; ein an= 
derer, beforgt "eben ſo die Einnahme und Verrechnung der Gerichtätaren und das 
Botenweſen; einem andern ift die unten gedachte Hypothekenbuchfuͤhrung, nebft 
demjenigen, was kuͤnftig noch, mit diefem Snftitute in Berbindung geſetzt werben 
wird, übertragen; der letztere wird mit allen andern Secretariatsgefhäften verfchont. 
Einer der Kanzliften leiſtet Hülfe bei den Regiftrarurgefchäften. > a 

— h) Competenz, Wirkungskreis und Geſchaͤftsbehandlung. 
: 879% Das Gericht erſter Inſtanz erkennt in allen bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
‚ tigkeiten, welche bie Competenz des Stadtamtes und des Tandamtes nad) der obi: 

en. Beftimmung überfchreiten, in erſt er Inſtanz. Daffelbe erkennt in zweiter, 
Inſtanz in den Sachen, welche, nad) der oben fejtgefesten Norm, durch Berufung 
yoy dem Stadtamte und dem Landamte an daſſelbe gelangen. 

Daſſelbe bildet‘ endlich . eine dritte Inftanz in den letztgedachten Sachen. 
in- der folgenden Maaße. Der Theil, welcher glaubt, er fey durch das ergangene 
Erkennthiß befchwert, kann binnen zehn Tagen, von deffen Infinuation an geredjz 
net,' bitten, daß die Streitfache durch einen andern Referenten, und in Abwefen- 
ei des vorigen, noch einmal ausführlich vorgetragen, revidirt, und über feine 

efihwerbeausführung, welche er, bei Strafe der Erlöfhung, binnen vierzehn Ta— 
gen von jener angebrachten Bitte oder Interpofition an, einzureichen hat, wenn 
ber’ Gegentheil dartiber ‚vernommen worden ift, infoferne das Kestere vom Gerichte 
wöthig erachtet wird, erkannt werde. Bei dem hierauf erfolgenden beftätigenden 
oder auch abändernden Erfenntniffe behält es fein WVerbleiben, mit Vorbehalt dei: 
fen, 9— in der Reviſionsordnung vom 22. July 1788. 8. 15. u. 19, feft: 
gefeßt i . | r Ä | 
8. 80, In Sachen, welche in erfter Inſtanz bei diefem Gerichte verhandelt 
werben ($. 79.),: kann von ben ergebenden Erfenntniffen die Berufung, nach der 
in den Gefegen : vorgefchriebenen Wirkung ($, 94), an das Schöffengericht ergrif: 
fen. werden. Es find hierbei die Vorfchriften der Älteren Provocationsordnung zu 
beobachten, bis andere Normen wegen des ‚gerichtlichen Verfahrens überhaupt, oder 

wegen eines und bes andern: Gegenſtandes deffelben erfolgen. 2. 
erh. Das Gericht erſter Inſtanz bildet für die Stadt und deren Gebiet din 
Ehegericht: ° . 0 


- Bevor in Eheſtreitigkeiten eine Klage angenommen wird, muß der Theil, wel⸗ 
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cher Klage erheben will, Beſcheinigung beibringen; : bafibei dem Conſiſtorium, ober 
nach Ermeffen bei einer geiftlichen Behörde, „pie Güte fruchtlos verfuht wor: 
Hard I Son ben ergehenden Erkenntnijfen kann an ‚das, Schöffengerisht appel: 
8. 82: In Wechſel⸗ "und Hanbdelsftreitigkeiteit; deren Gegehftänd die oben be- 
ftimmte Competenz des Gerichts erſter Inftang erreicht, bildet diefes Gericht ein 
Wechſel- und Handelsgericht in ber folgenden, Maage. ! : » 
a) In Wechfelfachen, ‚wenn ‚über eine der. Klage entgegengeſetzte, nach dem 
WMechſelrechte zuläffige Einrede,: oder wenn über. einen;; die Handlungsver⸗ 
Hältniffe oder: Gewohnheiten berreffenden, Gegenftand zu. erfennen:ifb, follen 
zwei Mitglieder des Hanbelsftandes, vor dev Abftimmung im Gerichte, mit 
‚ihrem Gutachten vernommen werden, und bei Abfaffung. des Urtels gegen: 
mwärtig feyn, fobald entweder von einem oder bem andern. der ftreitenden 
Theile darauf angetragen, oder diefes von dem Director des Gerichts zweck⸗ 
.. mäßig befunden wird. a ae A 
b) Die, Handelsleute, aus deren Zahl jene zwei Mitglieder den. Sitzungen und 
‚. Borträgen des Gerichts in Wechfel« und Handelsfachen beimohnen, und Gut: 
:. achten abgeben, werben, wie bereits oben ($. 39.) feftgefegt: ift, von dem 
Dondlungsvorftande in der Zahl von Sechfen dem Senate «gutachtlich vorge- 
fhlagen, und nad ihrer Ernennung von dem Gerichte werpflichtet. Nach 
Berlauf der erften drei a treten zwei von den Schien nad) dem Looſe 
ab, und fo fort, bis die Sechſe abgetreten find; nachher treten nach dem 
Alter der Wahl jedes Jahr zwei ab. Die Abtretenden Eönnen von neuem 
‚gewählt werden, find jedoch nicht verpflichtet, diefe Function gleichbald wie⸗ 
der zu Übernehmen. ne Ele ya es 
0) Der Direckor: beruft zu den Deliberationen abwechſelnd zwei, denen vorher 
Die — nebſt dem Vortrage des Referenten, zur Einſicht zugeſtellt 
werden. J 
8. 83 In allen den Sachen, welche bei dem Gerichte exſter Inſtanz verhan⸗ 
delt werben, e3 fey nun in erfler, zweiter ober britter und Revifionsinftang, hat 
die Verfendung der Acten an ein uuswärtiges Rechtscolleginm ; zu Einhohlung eis 


— 
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nes rechtlichen Erfenntniffes, fo wenig von Amtswegen, als auf Anfuchen der frei: 
tenden Theile, ober eines derfelben Statt. # er 
5 84 Die Vorträge werben bei dem ganzen Gerichte, und. nicht, in Abtheis 
lungen oder Sectionen gemacht; die Beichlüffe werden daher in der Plenarfigung, 
gefaßt; zum Beſchlnß eines hefinitiven oder interlocutorifchen Erkenntniffes werden 
wenigftens drei Richter, der Director ober deffen Stellvertreter nicht mitgerechnet, 
erfordert.  IfE diefe Zahl aus irgend einem Grunde nicht vorhanden; fo werden bie 
Mitglieder -des Zutelarraths, fo weit diefes zur Ergänzung erforderlich ift, zuge: 
zogen. Die: definitiven und inierlocutorifchhen Erkenntniſſe werden, unter Vordruͤ— 


dung bes Gerichtsſiegels und unter der Unterfhrift des Directors, ausgefertigt. 


8. 85. Das Gericht erfter Inftang hat dem, dem Dienftalter nach, jüngften 
Mitgliede des Gerichts den Auftrag zu ertheilen, das Verfahren in Wechfelfahen 
zu leiten, ‚die Vorträge der. Parteien zu Protocol zu nehmen, und, alle zur 
Inſtruction des Wechfelproceffes erforberlihe Verfügungen. Namens des Gerichts 
zu erlaffen. — | Pet Ey. se 

$. 86. Der Director ernennt das in dem vorhergehenden $. gebachte,. oder 


‚auch nach Ermeffen andere Mitglieder des Gerichts zu Kommiffarien, um Sachen, 


welche wegen ber eintretenden fummarifchen Berfahrungsweife, oder in, anderem 
Wetrachte, nicht füglih in der Plenarfisung des Gerichte verhandelt werben koͤn⸗ 
nen, zu inftruiren, um Zeugen abzuhören, fonften Perfonen zu vernehmen, Liqui—⸗ 
dirungen zu beforgen und dal. i 

8. 87. Da bei dem Gerichte erfter Inftang alle Concurs- und Fallimentzfa- 
chen, infoferne die Actiomaffe die Competenz des Stadtamtes und Landamtes übers 
fteigt, verhandelt und entfchieden werben; fo ift dieſem ‚Gerichte: auch außerordent: 
licher Weife die Unterſuchung wider die Falliten, nebft dem Erkenntniſſe über: die 
Beſtrafung derfelben ‚aufgetragen, wenn die legtere gleich eine: fonft peinliche Strafe 
errcichen ſollte, vorbehaltlich jedoch deffen, mas unten von dem Beftätigungsrechte 
des Senats und dem Recurſe an benfelben in Straffachen feftgefest. iſt (102; 10%. 
105:),7: Das ‚Stadtamt: hat, ſo wie dad Landamt, wegen der Beftrafüng. her in 
Infolvenz gerathenen Perfonen, wenn bee Concurs bei einem ober bei. andern, 
nach ‚dee Sobigen  Beflimmung, .. verhandelt wird, an das Gericht erfter Inſtanz, 


f 
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mit Ausſchluß dee Acten, zw bevichten, und biefem das beöfallfige Erkenntniß zu 
überlaſſen. Mat Bra de 

ses, . Dem Gerichte erfter Inſtanz ift das obervormundſchaftliche Amt auf⸗ 
getragen; das Gericht Übt daffelbe aus, theils unmittelbar, theils mittelbar. Das 
Letztere wird bewirkt in: der Stadt durch eine Section oder Aötheilung, welche aus 
zwei Kaͤthen und einem eigenen Actuarius gebildet, und Zutelarrath genannt 
wird. (6. 78.), und auf den Stadtdorfſchaften durch den Landamtmann (J. 77.). 
Die zum Tutelarrathe ernannten Mitglieder des Gerichts erſter Inſtanz haben ſich 
blos und akein: mit Vormundſchaftsſachen zu befaffen; nur dann find dieſetben ver— 
bunden, den Sigungen des Gerichts beizumohnen und mitzuftimmen, wenn fie wes 
gen Mangels an der’ vorgefgriebenen Zahl der Richter (. 84.) von bem Director 
rium berufen werden. 


- 


Bunctionen des Tutelarraths. 


| —4— Das Stadtamt ſchlaͤgt dem Gerichte erſter Inſtanz die Vormuͤnder oder Eu: 
ratoren vor C. 75.)5 die Verpflichtung wird, nach erfolgter Beftätigung von 
Seiten dieſes, von dem Zutelarrathe vorgenommen. 

b) Wenn zur Gültigkeit einer Handlung die obervormundfchaftlihe Genehmi- 
gung erforderlich ift, fo wie im andern wichtigen, bie vormundfchaftliche 
Verwaltung betreffenden, Zällen, hat der Zutelarrath, nad) vorgängiger 
Vernehmung der nächften Anverwandten der Curanden ober anderer Perfo- 
nen, welche. von dem "Verhältniffe unterrichtet find, Bericht und Gutadıs 

ten an das Gericht erſter Inſtanz, welches hierauf die Entſchließung zu fal: 
g:.'' fen. hat, zu erlaffen. = 

©) Der Zutelarrath, hat bie Wormünder und Guratoren zur vorfchriftmäßigen 
Rechnungsſtellung anzuhalten, die abgelegten Rechnungen zu revidiren umd 
zu juſtificiren; nicht weniger hat. berfelde die Theilungsreceſſe, bei welchen 

. » unter der Pflege ftehende Perfonen intereffirt find, zu revidiren. 

» d)- Die während: der vormundſchaftlichen Verwaltung zwifchen den Pflegern und 
1", Pflegebefohlenen, oder zwiſchen erfteren unter fi) vorfallenden Irrungen und 
2; Unftände erledigt der Zutelarrath für ſich, oder erftattet Bericht an bas 
Gericht erſter Inftanz. A 
e) Der Zutefarrath har:dje an benfelben in Bormundfchaftsfachen vom dem Ge: 
richte erfter Inſtanz ergehenden Xufträge zu vollziehen. . 


Unmittelbare Ausübung des obervormundfhaftliden Umte. 


a 890, : —* : J 
: 8) Das Gericht erſter Inſtanz ertheilt die obervormundſchaftlichen Genehmi⸗ 
gungsdecrete, und giebt - u —— 

b) in allen wichtigen , die vormundfhaftliche Verwaltung betreffenden, Angeles 
genheiten, wegen welcher der Zutelarrath oder das Landamt Bericht zu er- 

‚ — fatten haben, die nöthige Inftruction und Weifung. 

.:06) Das Geriht erfter Inſtanz läßt die Inventarien des Vermögens der unter 
Vormundſchaft ftehenden Perfonen in der Stadt durch einen Gecretarius, 
und auf den Gtadtdorfichaften durch den Actuarius des Landamtes aufnch- 
men, und entläßt — 

d) die Vormuͤnder, wann fie Rechnung bei dem Tutelarrathe oder dem Land» 
amte abgelegt haben, und dieſe juftificiret worden, auch die Ablieferung des 
ae Vermögens befcheiniget iſt, ihrer in dieſer Eigenſchaft getrage: 

.. mn en. 

©) Das Gericht erſter Inſtanz bält Aufſicht über die vorfchriftmäßige Gefchäfts- 
beforgung. der beiden Zutelarbehörden, welche helbjährig den Stand des vor: 

mundſchaftlichen Rechnungsweſens in tabellarifher, Form mit Bericht dem 
Gerichte vorzulegen haben. 

f)} Das Gericht erfter Snftanz berichtet auch an den Senat über Geſuche um 

.. Verleihung ber Großjährigkeit, und. fpricht die vom Senate verliehene Groß⸗ 
jaͤhrigkeit in. deſſen Namen aus. . .. . — 
Bon der Hypothekenfuͤhrung und Waͤhrſchaftsleiſtung. 
180 Die Beſtellung der Inſaͤtze oder Hypotheken in. der! Stadt und deren 

Gemarkung. geſchiehet vor dem Director des Gerichtes erſter Inſtanz, oder deſſen 


2 


Stellverat etex. — — Dee BE VERY. Re» 26T WE Y OED 
„Die Ilhrung Ber Inſatze und Reftkauffhikingabücher, Hund 16as damiteqn· Ver⸗ 
bindängifiche? iſt ausſchließlich ehem der drei Gecretatten dieſos Gerichtest wet: 


1148 5 Frankfurt:am Main. 


chem ein Scribent zur Hülfleiftung beigegeben wird, aufgetragen ($: 78.). Die 
Aufficht über diefes Gefchäft liegt dem Director oder deffen Stellvertreter ob, ‚Der 
Dirsetor ertheilt die noͤthige Weifung, und legt den Fall nach Umftänden. dem gans 
zen Gerichte zur Erörterung und Entfheidung vor. Die Währfchaftsleiftungen wer: 
den ebenfalls vor dem Director des Gerichts erfter Inftanz oder deffen Stellvertre: 
ter vorgenommen, bis desfalls überhaupt andere Verfügung: getroffen. wird, Wegen 
der Protocollirung aller in. der Stadt und deren Gemarkung vorfallenden Eigen: 
thumsveränderungen der Immobilien bleibt die. Verordnung vorbehalten. 

Bon andern Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

5. 92, Diejenigen Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche chehin 
vor einem der Bürgermeifter, oder vor dem Schöffenrathe vorgenommen worben, 
werben vor dem Gerichte erjter Inftanz vorgenommen. Insbeſondere hat auch die— 
ſes Gericht die Auffiht über die Notare; die Älteren wegen der Notare beftehenden 
Drdnungen dienen, bis abändernde Verfügung ergeht, zur Norm. Die Notare 
werben von dem Senate ernannt; die vorherige Prüfung und nach der Ernennung 
exfolgende Verpflichtung ift dem Gerichte erfter Inftanz aufgetragen. 

* IV. Bon dem Schöoffengerichte. 
(UAppellationsgeridt.) 
is .. a) Perfonale. u 

$. 93. Das Schoͤffengericht (Appellationsgericht.) befteht aus einem Director, 
welches der jedesmalige Stadtfchultheiß ift,. aus den Schöffen oder Mitgliedern der 
erften Ordnung des Senats, welche Rechtsgelehrte find, inſoweit folche nicht durch 
die Verwaltung anderer Xemter verhindert find, und aus den Syndikern und Con— 
fulenten, welche Letztere allein in der Regel die Vorträge machen, — alle, :alfo 
auch diefe Lesteren, mit entfcheidenden Stimmen. Iſt der Director” des Gerichtes 
erfter. Inftang ein Mitglied der erften Ordnung bes Senats; fo kann derfelbe in 
bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten nicht beifisen. :Das Schhöffengericht hat eine eigene 
Kanzlei, welche beftehet aus einem Secretarius, drei Kanzliften und einem Pedellen. 
Einer. ver Kanzliſten Leiftet neben den ihm in diefer Eigenſchaft obliegenden Func— 
: tionen Hülfe bei den Regiftraturgefchäften, und: eben jo ein anderer hei der Ein- 
nahme und Verrechnung der Gerichtstaren und bei dem Botenwefen. 

b) Eompetenz in bürgerlihen Sachen und Gefhäftsbehandlung. 

5. 94. Das Schöffengericht bildet in allen Sachen, welche bei dem Gerichte 
erfter Inſtanz in.erfter Snftanz verhandelt worden find, und durch den Weg 
der Berufung, nad) der in den Gefegen vorgefchriebenen Wirkung, an baffelbe: ge 
langen ($. 80.), die zweite, und in eben biefen Sachen, als Revifionsgericht, bie 
dritte Inſtanz. Die Beſchwerden über verzögerte oder verweigerte Juſtiz gegen 
das Gericht erfter Inſtanz werden bei dem Schöffengerichte angebracht. 

$. 95. Wenn fi eim ftreitender Theil durch ein bei dem Schöffengerichte, 
als zweite Inftanz, ergangenes Erkenntniß befchwert glaubt, und die zugefügte 
vermeinte Beſchwerde Überfteigt die Summe von fünfzehnhundert Gulden im 24 fl. 
Fuß, oder betrifft eine Sache, die keinen gewiſſen Anfchlag hat, in der Sache aud) 
an die ehehinnigen höchften Reichögerichte Hätte appellirt werben koͤnnen; fo tritt das 
Rechtsmittel der Actenverfendung an ein auswärtiges NRechtscolegium in vim revi- 
sionis, nah der Ordnung vom 22. Juli 1788 ein. Kann derjenige, der fich bes 
ſchwert glaubt, wegen Armuth die Verſendungskoſten nicht bezahlen; fo werben 
folche in dieſem Falle aus der Stadtkaffe berichtiget. | 

5. 96. Wenn fich ein ftreitender Theil durch ein bei dem Schöffengerichte, als 
zweite Inſtanz, ergangenes Erkenntniß befehwert glaubt, und bie zugefügte ver 
meinte Befchwerde, infofern die Sache einen gewiffen Anfchlag hat, überfteigt die 
Summe von fünfzehnhundert Gulden im 24 fl. Fuß nicht, ober es konnte an bie 
ehehinnigen höchften Reichsgerichte nicht appellirt werben; dann erkennt das Schoͤf⸗ 
fengericht feloft in der Nevifionsinftanz, nachdem ein anderer Referent beftellt wor⸗ 
den ift. Die BVorfchriften jener Verordnung vom 22, Juli 1788, infoweit ſolche 
nicht die Verfendung der Acten an ein auswaͤrtiges Rechtscollegium vorausfegen, 
find hierbei zu beobachten. ae 2 Ä 

$. 97. Beiden alfo auf Verfendung der Acten, oder bei dem Schöffengerichte 
ſelbſt in revisorio ergangenen Erfenntniffen foll es fein endliches Verbleiben haben, 
und wider diefelben keinen weiteren Rechtsmitteln, weder auf Suchen des einen‘ ober 
des andern Theils, noch auf Bitten beider Theile Statt gegeben werben; vorbe⸗ 
haltlich jedoch deſſen, was in der mehrgedachten Verordnung vom 22. Juli 1788 
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wegen Bitte um Reſtitution und der Beſchwerde ‚über "unheilbare Nichtigkeiten feſt⸗ 
eſetzt iſſtt. " : den 

e u Das. Schöfiengericht Tann aus erheblichen Gründen, nach eigenem Er» 
‚meffen, die Acten an. ein auswättiges Nechtecollegium zu Einhohlung eines rechtli⸗ 
chen Erkenntniſſes auf beider Theile⸗ Koſten, von Amtswegen, verſenden. Die ſtrei⸗ 
tenden Theile ſind aber nur dann, vorausgeſetzt, daß fie’ die erforderlichen Koſten 
aus. eigenen Mitteln beſtreiten koͤnnen/ indem bie. Stadtkaffe in dieſem Kalle die 
‚Koften nicht zu uͤbernehmen hat, um Berfendung der Acten zu bitten befugt, wenn 
das Erfenntniß. des Gerichts .erfter Inftanz bei dem Schoͤffengerichte ganz oder zum 
Theil veformirt worden iſt, und nun von diefem- Iegteren Gerichte felbft, nad der 
‚obigen: Beftimmung, in .revisorio zu erkennen wäre, und wenn außerdem die Sache 
von der Art iſt, daß die Appellation an. bie ehehinnigen hoͤchſten Reichsgerichte nicht 
wäre ausgefchloffen geweſen. : Findet unter dieſen Einſchraͤnkungen die Verſendung 
der. Acten auf Bitten der treibenden. Sheile Statt; fo kann gleihwohl von dem 
Schoͤffengerichte nach Umſtaͤnden die Reiftung hinveihender Sicherheit und bie Able— 
gung. des Eides: vor Gefährde verordnet werben. - 2 

$.’99. . Die. Vorträge werden bei dem ganzen Gerichte. gemacht, und die Ba 
fhlüffe in der Plenarfisung gefaßt. Bei Faͤllung eines definitiven oder interlocufo« 
rifchen Erfenntniffes müffen wenigftens vier Mitglieder und der Director gegenwärtig 
feyn. ‚Die definitiven; und interlocutorifhen Erkenntniffe ‚werden unter der Bow 
druͤckung des Gerichtsſiegels und Unterfchrift des Directors ausgefertiget, 

an we Zweiter Abfhnitt 

“Bon den Gerichts- und andern, Behörden In Strafſachen. 

$. 100, . Die Strafgemalt des Polizeiamts, fo wie diefes, mie weit das Polis 
zelamt bei der Unterſuchung der Verbrechen mitzuwirken hat, wird durch eine befon« 
dere Verordnung beftimmt ($. 26.).- Die dem Gerichte erfier- Inſtanz gegen Falli— 
-ten,. und dem Stadtamte gegen Feldfrevler in der Gemarkung der Stadt aufgetra« 
gene Strafgewalt iſt oben feftgefegt; bei ber Strafgewalt des Landamts und des 
Forſtamts behält ed, noch zur Zeit, in der vorbinnigen Weile fein Verbleiben, 

8. 101.. Das Schöffengericht bildet: das Griminalgeriht in der Stadt und 

deren Gebietz die Unterfuchungen werden durch das befonders angeordnete Verhöre 
amt, welches aus einem Unterfuchungsrichter, der. den Zitel: Griminalrath hat, und 
ginem Actuarius nebſt einem Pedellen beſtehet, nach Vorſchriſt der im Jahr 1783 
erlaffenen Anweifung, bis diesfalld eine andere Orbnung von bem Genate erlaffen 
wird, bewerkftelliget. Dasjenige,. was in der legtgebachten Anweifung von dem 
Vorfige eines zeitigen Bürgermeifters und Senators enthalten ift, besgleichen das, 
was ‚den dem Verhöramte empfohlenen, und jego vor das befonders angeordnete 
Polizeiamt gehörigen Theil der Polizeiauffiht-betrifft, nicht weniger die dem Vers 
böramte in gewilfen Fällen aufgetragen gewefene Strafgewalt; alles biefes ift aufs 
gehoben; Der Eriminalrath, Actugrius und Pebell werden von dem Senate, und 
zwar Erſterer nad, dev. abfoluten Mehrheit, der. Stimmen,. gewählt; fie müffen einer 
der drei chriftlihen Dauptconfeffionen zugethan feyn, unk-Avenn- fie Fremde find, 
das hiefige Buͤrgerrecht por dem Dienſtantritt erlangen. ur ı .. 
8. 1202. Das Shöffengeriht, als Griminalgericht, iſt ermächtiget, bis auf 
eine dreimonafliche Sefängnißftrafe mit oder ohne Arbeit, wie nicht weniger bis auf 
dreimonatliche öffentliche Arbeiten für fich zu erkennen, Bei höheren Strafen wen 
den bie Erkenntniſſe nebſt den Acten dem Senate vor der Eröffnung und Voll: 
ſtreckung ‚zur, Beftätigung oder Milderung mit Bericht vorgelegt. Eben biefes fine 
. Br Fallimentöfachen, bei Straferfenntniffen des Gerichts. erſter Inftanz Statt 

$. 108. Das Schöffengericht Fann, von Amtswegen, aus bewegenden Urfachen, 
nad) eigenem Ermeffen, die Acten an ein auswärtiges Redjtscollegium, zu Erhobe 
lung eines rechtlichen Erfenntniffes, verſenden; ein Inculpat- iſt "aber, wenn er aud) 
die Koften aus eigenen Mitteln berichtigen Eönnte, die Verfendung der Acten zu 
verlangen nicht; befugt. - Eben: diefes findet beim Gerichte erſter Inftanz in Falle 
mentsfachen Anwendung ($. 87.). En RE EAN: — 
. 104. Derjenige, welcher ſich durch Strafverfuͤgungen des Schoͤffengerichts, 
als Eriminalgericht, welche der. Beſtaͤtigung bes Senats nicht beduͤrfen (F. 102.), 
dieſe moͤgen nun von dem Schoͤffengerichte ſelbſt, oder auf Verſendung der Acten, 
in deſſen Namen ergangen ſeyn, beſchwert erachtet, kann mittelſt bloß muͤndlicher 
Anzeige zum Protocolle bei dem Verhoͤramte, den Recurs an den Senat nehmen, 
und bitten, daß die Acten dieſem, mit Bericht von dem Schoͤffengerichte, vorgelegt 
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werben möchten, woneben derſelbe auch bei dem Senate eine ſchriftliche Defenfton 
einreihen Tann. Der Vrrurtheilte kann hierbei, wenn er die Koften aus: eigenen 
Mitteln -beitreiten Eann, um VBerfendung ber Acten an ein auswärtiges Rechtscollo— 
gium, zu Einhohlung eines rechtlichen, Erkenntniſſes, anſuchen, deren Bewirkung 
fodann dem Schöffengerichte. vom Senate aufgetragen wird; Geſchieht das Letztere 
nicht, ober verfügt. der Senat nicht ſelbſt div Verſendung ber. Acten, wie ihm uns 
benommen: iſt; fo verweiſet derfelbe, inſofern die Beſchwerde nicht: alsbald: als. uner- 
heblich exfcheint, ‚die. Sache an die engere Senatsdeputation zur nochmaligen Prü- 
fung und demnädhftigen. Gutachten. Bei diefer, Deputation wird, wenn das Erkennte 
niß vom Schoͤffengexichte ſelbſt abgefaßt worden iſt, ein anderer Referent beſtellt, 
und ein Gutachten an ven Senat erſtattet, worauf dieſer endliche Entſchließung faßt, 

Eben dieſes Verfahren hat Statt bri Strafverfuͤgungen des Gerichtes erſter 
Inſtanz in Fallimentsſachen (8. 87.), des Polizeiamts und: ‚anderer Verwaltungs— 
aͤmter, inſoweit Letztere Strafen verfügen können ($$. 59. 100.), mit Ausnahme 
deſſen, was wegen Beſtellung eines andern Refguenten, als welches in dieſen Faͤllen 
nicht anwendbar ift, feftgefest iſt. Im Falle Gerichtsbehoͤrden in bürgerlichen Rechts⸗ 
fachen, ober, bei, Gelegenheit diefer „ Geldſtrafen und andere Ahndungen verfügen, 
muß die Ordnung :deö, bürgerlichen, Procefjes von dem beobachtet werden, der ſich 
beſchwert erachtet. | le, ae a, .. 

$:.105. Bei den Straferkenntniffen des Schöffengerichts, als Criminalgericht, 

oder des Gerichts. erfter: Inſtanz in Fallimentsſachen ($. 87.), bei welchen die De 
jtätigung deö Senats erforderlich iſt (8.102.), Tann der Verurtheilte, wenn er fid, 
nach erfolgter Betätigung, beſchwert glaubt, mittelft ‚befonderer Vertheibigung, oder 
mittelft blos mündlicher Anzeige zum: Protöcolle bei den Verhoͤramte, bitten, daB 
die Sache bei der engeren Senatsdeputation, nach Beitellung eines andern Neferen- 
ten, Lepteres.infofern das Erkenntniß nicht von dem: Schöffengerichte von auswär: 
tigen Rechtsgelehrten eingehohlt. worden ($.. 103.) , oder ſolches in Fallimentsſachen 
beim. Gerichte erfter Inftang ergangen: iſt (J. 87.), nochmals geprüft, und Gutach— 
fen an den: Senat erſtattet werden: möge; oder daß die Acten, wenn. .berfelbe gleich 
die Koften: aus eigenen Mitteln nicht beflreiten kann, an ein auswärtiges Rechts⸗ 
‚collegium zu Einhohlung eines vechtlichen Erkenntniſſes verfendet‘ werden möchten, 
welche: Berfendung fodann, fo wie au), wenn der Senat eine ſolche ſelbſt zu. vers 
ordnen: fih bewogen‘ findet, -.von dem: Schöffengerichte, in ‚Yuftrag des Senats, 
bewerfftelliget wird. Im erften. Kalle faßt der Senat, auf das vonder Genatsde- 
yutation erſtattete Gutachten, Entföliegung; im andern Falle wird das von dem 
auswärtigen Rechtscollegium eingehohlte Erkenntniß dem Senate zur Beflätigung 
oder Milderung anberweit vorgelegt. 6 

Der Rang und der Gehalt der zur Behandlung: der Negievungs: und Juſtiz⸗ 
fachen des hiefigen gemeinen Wefens. angeftelten -Perfonen werden mittelſt beſon⸗ 
derer Ordnung beftimmeü. en a 

Alles ‚dasjenige, was weder im "Allgemeinen, nod) insbeſondere, durch gegen: 

waͤrtige Conſtitution an ber vorhinnigen reichsſtaͤdtiſchen Verſaſſung, und an dem, 
was mit diefer in Verbindung ſteht, abgeändert werben iſt, wird nad“ den Geſetzen 
der vorhinnigen reiche ftädtifchen Verfaffung beurtheilt. Zeit und Erfahrungen können 
Abänderungen, Modificationen und nähere Erläuterungen nothwendig machen; es 
wird daher vorbehalten, auf die in den Geſetzen der Verfaſſung gegründete Weiſe 
jene. zu treffen, und diefe' zu-erlajfen. Key wa Be NEN 





Entſcheidung des oberften Verwaltungsdepartements. 

Die wiederhohlten und dringenden Beſchwerden über diejenige proviforifche 
Berfaffung der hiefigen Stadt machen es nothwendig, die Einführung einer feſten 
und beſtimmten Ordnung der Dinge zu beſchleunigen. Da uͤber den dritten, von 
einer Senatsdeputation angefertigten, Entwurf: zu: einer ſtaͤdtiſchen Verfaffung ſowohl 
der Senat als das. Bürgercollegium fi) einſtimmig, mit Ausnahme einiger: Puncte, 
vereinigt haben, und deſſen Tendenz auch im Ganzen dahin geht, die alte Berfaf 
fung möglichft beizudchalten; fo iſt es keinem Bedenken unterworfen, gedachten Ent: 
wurf Namens des oberſten Verwaltungsdepartements zu beftätigen, welches alfo im 


Ä 
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Namen ber ‘hoben. — Mächte hierdurch unter Folgenden’ Ednſchraͤnkungen 

und Abaͤnderungen geſchiehtt :?: nu 1.2: ©. 2 a . 
v „Exftens: mit Vorbehalt derjenigen Vorſchriften, weiche Teutſchlands kuͤnftige 
Verfaſſung über das Vexhaͤltniß der Freien Stadt Frankfurt am Main zu 

un Ve Ganuzen enthalten wicdz und m © 5 —α, 
83weeiten s mir unter ‚folgenden Modalitaͤten, welche theits ‘bie Entſcheidung 
0. Über die zwiſchen dem Senate und dem Buͤrgercollegium ſtreitig gebliebe⸗ 
. nen Puncte, theils einige nothwendige, dem Geiſte der Zeit und der Lage 
der gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe angemeſſene, Verbeſſerungen des Entwurfs 

X enthalten.· .. 

1) Sn $. 1. iſt, ſtatt: Miteinficht, zu Segen: & 
BE A Le Theilnahme, 
weil die Sache fonft zu unbeſtimmt ſeyn würde. 

. 2). 30 $: 3. Der Wunſch des Suͤrgercollegiums, ein gewiſſes Vermögen zu 
beftimmen, wenn Jemand im: Wege ker: Önabe zum Bürger angenommen wird, ift 
gerecht; er gründet ſich auf die Sicherftellung der Armenmittel, auf bie.Entfernung 
des Zufluffes. von huͤlfsbeduͤrftigen Fremden, bie der Gemeinde nur zur Laſt fallen. 

Es wird daher feſtgeſetzt: 

Das nur der im Wege ber Gnade als Bürger angenommen werben Tann, 

: welcher, außer ben allgemeinen, Erforderniffen, ein Vermögen von 2000 

Gulben mindeftend nachgewieſen. Bei dem Beifaffenfhus ift die Summe 

auf 500 Gulden zu beſtimmen. Gelehrte, Künftler, berufene Staatsdie- 

0» .ner, Kirchen- und Schulbeamte machen hiervon eine Ausnahme. 
:,:8) Auch wird bei diefem $; die Abköfung der Leibeigenihaft an fich feldft 
ſchon hierdurch. beftimmt, und blos bie Feſtſetzung wegen ber Abfindungsfumme einer 
befondern Verordnung vorbehalten. z i 

4) Bu $ 5. Die Verminderung der Zahl der Rathsmitglieder von 43 auf 
28: hat fehr-niele Nachtheile. M a De Di 

2. Wird die Verfaffung immer mehr einer Oligarchie näher gebracht,‘ wenn 

- man die Zahl derer, denen die wichtigſten Zweige ber oberfien Gewalt 

anvertraut find, verringert. 

2. Die Wahlen und die Befchlüffe werden einfeitiger durch Beſchraͤnkung der 

Zahl der Waͤhlenden und Befchliefenden, und die Fälle des Eintritts 

neuer Mitglieder in den Rath feltener, durch deffen Öftere Erneuerun 

: 88 hauptfädjlich bewirkt werben kann, daß in ihm Lebendigkeit in Me 

nungen, in Anfihten und im Handeln erhalten, und das Erfiarren vers 

Zn werden Fann. 2.* 

3. Durch die Beibehaltung der alten Anzahl der Rathsglieder wird man in 
Stand geſetzt, die Rechte der alten Geſchlechter und die Wuͤnſche der 
it 5 miche Autherifchen Religionsverwandten zu erfüllen, auf biefe Art Ruhe 

und Einigkeit in der Gemeinde zu erhalten, und ein Beilpiel von Duls 
dung und Unpartcilichteit zugeben. .. - i 

Die Vermeidung der Nachtheile zu zahlreicher Eolfegien, welche man durch 
Verminderung der, Rathöglieder beabfihtiget, iſt nicht fo bedeutend, um die bemerk- 
ten Vortheile zu überwiegen; die Koftenerfparung, welche dabei gemacht wird, kann 
erreicht werben, wenn bie jüngeren Senatoren ohne Gehalt bleiben, fofern fie nit 
in den. Gerichten. ſitzen, diefen nur durch Hinaufrüden bei Erledigungen erlangen, 
uijß wenn nach, einer folgenden Feſtſezung auch die Mitglicder des Gerichts erſter 
Suftanz aus‘ Senatoren 'beitchen, alfo dadurch die befonderen Gehalte, welche man 
ihnen, nach dem Entwurfe der Conſtitution, hätte geben müffen,. wegfallen. Die 
Stärke des Senats wird daher auf 43 Mitglieder in ber alten Weiſe feftgefest. 

5) Zu $.7. Nr. 2. Die Fatholifchen Religionsverwandten tragen darauf an, 
daß beftimmt werde: a 
£ Fuͤr jede der drei Confeffionen eine beftimmte Anzahl Stellen im Senate, 

und zwar in dev Art feftzufegen, daß die Hälfte derfelben für die Nicht: 
-Iutherifchen beſtimmt bleibe, bis bahin, daß. diefes Verhältniß im Se: 
nate einmal erreicht worden, wo alsdann eine volllommene Freiheit in 


den Wahlen wieder eintreten Fünne, . | ® 
Diefer Antrag verdient indeſſen nur-infofeen Berücfihtigung, als er das eigene 
Intereſſe der katholiſchen Rekigionsverwandten angeht. Dbgleich die vom ihnen vers 
langte Anzahl: der Mitglieder im Senate von ihrer Religion weder mit der Gefammt- 
zahl der katholiſchen Bürger hierfelbft, noch mit ihren Beiträgen zu den gemeinen 
Caften gegen dig Einwohner der protefigntifchen Kirche in einem uͤbereinſtimmenden 


% 
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Verhaͤltniſſe ſtehtz ſo erfordert es dennoch, Duldung und Billigkeit, Ihrem Geſuche 

um fo mehr nachzugeben, als dadurch nad ihrem eigenen Antrage kein fortbauerm 

Des, auf Verſchiedenheit/ der Religionspaͤrteien gegruͤndetes, Verhaͤltniß in die: Con⸗ 
ſtitution übertragen. wird... Es. wird daher beſtimmt: 

Daß die Zahl der katholiſchen Mitglieder des Senats: in verſchiedenen 

rt, 1 Perioden, je nachdem die vorhandenen⸗Vatanzen es. geſtatten, auf zehn 

u ergaͤnzen; daß ferner damit‘ bei ber jetzigen Ergänzung des Senats ber 

Anfang zu machen, und die Zahl der katholiſchen Mitglieder mindeſtens 
tel — auf ſechs zu bringen 5. daß die katholiſchen Mitglieder verhaͤltniß— 

mäßig auf alle drei Bänke des Senats vertheilt, und natürlich die uͤbri⸗ 
gen zu ben drei Stellen "erforderlichen perfönlichen Eigenfchaften‘ befigen 
müffen; und daß, fobaldb der Senat einmal zehn katholiſche Mitglieder 
in ſich zähle, weiterhin alles der freien Wahl ohne: beitimmte Zahl ber 
verſchiedenen Religionsverwandten zu Uberlaffen. Nur muß zu jeder Zeit 

J Ir Senat Mitglieder von. allen“ drei. Heiftlichen Religionsparteien ent⸗ 
1 ten. - F an Al —— DE 

. Bon Seiten der reformirten Religionsverwandten ift Fein Antrag dieferhalb 
gemacht, und es bedarf daher auch Feiner Entfcheidung darüber. Ihre Anzahl tft 
ohnehin viel geringer, als die der katholiſchen. — © U 
6) 308.7. Nr. 2: Wer zehn Sahre hier ununterbrochen am Orte gewohnt 
hat und Bürger ift; vondem kann man. wohl unbedenklich vorausfegen, daß er mit 
eben der Wärme und Treue die Magiftraturen. der Stadt wahrnehmen werde, als 
wenn er am Orte geboren wäre: Kine ſolche Abſcheidung, die fich blos auf den 

Ort der, Geburt im Innern von Teutſchland gründet, ift überdieß auch weder dein 
Geifte der Zeit; noch Teutſchlands kuͤnftiger Verfaſſung angemeffen. 

Jeder, der in Zeutfchland geboren, zehn Jahre als Bürger hiefelbft un 
unterbrochen gewohnt hat, muß daher auch zu den Rathöftellen wahlfäs 
big fiyn, wenn er fonften die übrigen dazu nöthigen Erforberniffe befist. 
7) Bu $. 8: Auen Handwerken müffen in diefer Ruͤckſicht gleiche Rechte ein⸗ 
geräumt werden... —— 
8) Zu $. 9. Der Antrag des Buͤrgercollegiums, daß nothwendig zwei Syn⸗ 
dicatsftellen mit Einheimifchen befest feyn müffen, kann nicht Statt finden, 

9). Bu,$. 11. ° Es ift nice gut, daß der Senat ſich felbft ergänze. Es ges 
währt ihm mehr Achtung, Anhaͤnglichkeit und Vertrauen bei ber Buͤrgerſchaft, folgs 
-Lich- auch meht Kraft und Wirkfamkeit im Handeln, und Enüpft bad gemeinfchaft: 
-Tiche: Band - zwifchen ihm und derſelben viel fefter, wenn feine Mitglieder von den 
Repraͤſentanten der Bürgerfchaft, dem Bürgercollegio, erwählt werden. Es fihert 
“ihn auch ungleich mehr vor dem Vorwurfe der Einfeitigkeit und des Abfonderungdr 
geiftes. Die erſte jegt nothwendig werdende Ergänzung bes Senats kann zwar 
noch in der bisherigen Weife erfolgen; allein für die Zukunft ift die Wahl in der 
Urt zu organifiren: 2 . 

Das das Bürgercollegium dem Senate drei Candidaten zu jeder Vacanz 
vorfhlägt, aus denen der Kath einen wählt. 

Die Wahlmethode hierüber ift durch eine befondere Verordnung vom Magiſtrate 
zu beftimmen, und Iestere, nad) erfolgter Publication von Teutſchlands künftiger 
Verfaſſung, zur Vollziehung zu bringen. Es ne — 
10) Bu $. 11. Uebrigens kann dem hier gemachten. Autrage bes Buͤrgercolle- 
giums, die Mitglieder aus den beiden alten Gefellfchaften ‚auf, keine beftimmte Zahl 

zu. firiren, nicht nachgegeben, werden. Deren Rechte müflen vielmehr aufrecht erhal: 
fen werden, da die neue Verfaſſung die Beibehaltung der alten Einrichtungen mög: 
lichſt beabſichtigtt, und die Zahl der Senatoren uͤberdem nach der Beſtimmung 
Nr. 4, vermehrt worden iſt. Er > 

En, „3u,$; 15... Wegen der Militaieverfaffung und der Leitung des ſtaͤdtiſchen 
Militairweſens werden noch beſondere Beſtimmungen exfolgen. 

193u $. 25. Bei der hier vorbehaltenen beſonderen Verordnung uͤber die 
Leitung der oͤffentlichen Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten iſt auch für ben Reli⸗ 
gionsunterricht der Kinder ber katholiſchen Glaubensgenoſſen gehoͤrige Sorge zu 
tragen. Es wird am beſten ſeyn, die Leitung. der öffentlichen Unterrichts⸗ und Er— 
zichungsanſtalten einer beſondern Rathsdeputation zu uͤbertragen, und derſelben aus 
der Geiſtlichkeit von allen drei Confeſſionen und den vorzuͤglichſten Schulmaͤnnern 
einige Mitglieder beizuordnen. Be — 

13) Zu $. 39. Der Wunſch des Buͤrgercollegiums, daß vorher. das Gutach⸗ 
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ten des Hanbelsvorftandes Über die zu erlaffenden Handelsgefege eingeholt werde, 
ift der Sache ganz angemeffen, und daher zu berücjichtigen. 

44). Zu $. 49, Die von dem Bürgercolfegium wider bie Fortdauer des Cole 
giums der Neuner gemachte Proteftation iſt gleichfalls gegründet. Letzteres wird 
daher aufgehoben, und deſſen Functionen dem erfteren Übertragen. Es bleibt dem 
Beſchluffe des Vuͤrgercollegiums überlaffen, ob es bieferhalb feine Anzahl um 9, 
oder, damit auch ferner eine ungerade Zahl bleibe, um 10 Mitgliedern vermehren, 
oder bei der Zahl von 51 bleiben wolle. 

15) Zu $ er um frifchen Geift und Leben in dem Bürgercollegium zu er⸗ 
halten, wird die Mitgliedfhaft darin auf fünf Jahre beſchraͤnkt. Alle Jahr fcheie 
det ber fünfte Theil aus. Bis dahin, daß dirfes durch bie Zeit bes Eintritls beſtimmt 
wird, entfcheidet das Loos, wer austreten foll. Die Ausfcheidenden koͤnnen jedoch 
Kae wieder erwählt werben, und alsdann gilt ihre Mitgliedfhaft von neuem auf 
ünf Iahre. 

13 Zu F. 51. Das Buͤrgercollegium iſt feiner Beſtimmung nad) der Repraͤ⸗ 
ſentant der Buͤrgerſchaft. Ihr Vertrauen wird befoͤrdert, ihr Gemeingeiſt und ihre 
Theilnahme am oͤffentlichen Wohl belebt, die Wirkſamkeit des Buͤrgerausſchuſſes ſelbſt 
vermehrt, "wenn feine Mitglieder durch die Buͤrgerſchaft gewählt werden. Wahl: 
formen, wodurch Beftechlichkeit, Unruhen, Einfluß des Pöbels vermieden werben, 
Aaffen fich leicht erfinnen und in eine Verordnung aufnehmen, wozu bie Borfchläge 
vom Magiftrate erwartet werden. 

Sofern gegenwärtig eine Ergänzung des Bürgercolfegiums nöthig ift, Tann 
folhe noch in ver bisherigen Weile erfolgen. Für die Zukunft iſt, nad) erfolgter 
Ergänzung, die vorgedadhte Verordnung vom Magiſtrate zu entwerfen. 
+17) 3u $. 56. So wie die Austräge organifick werden follen, iſt zu befor- 
‚gen, daB fie der Sache mehr ſchaden, als nugen werden. Die barüber hier gemachte 
Beftimmuug wird daher auf fo lange fuspendirt, bis durch Teutſchlands Verfaſſung 
beftimmt ift, welcher Behörde künftighin dergleichen Entfcheidungen zuftchen. Soll— 
ten Fälle vorkommen, deren Entjdeidung bis dahin nicht ausgeſetzt werden kann; 
fo ift auf den Ausſpruch des Senats einer der drei Hanfekäbte, Kamsurg, Breuen 
und Luͤbeck, zu compromittiren, und wenn der Rath fi mit dem Bürgercollegium 
über den Senat, an welden die Sache zu ficken fey, nicht, vereinigen Tann, fol- 
ches durch, das Loos in einer gemeinfchaftlichen Deputation zu beflimmen. 

18) 3u 8. 63. Die bier von dem Bürgercollegium gemachte Bemerkung er: 
ledigt fich durdy die oben, Nr; 6. getroffene Entfcheidung. 
| 19) Zu $. 64. Eben fo findet-der bier gemachte Antrag des Bürgercollegiums 
in der nachfolgenden Beſtimmung, Nr: 20. feine Erlebigung. 

20): Bu $. 78. Sämnitlihe Mitglieder des Gerichts erſter Inſtanz müffen 
aber aus den rechtöverftändigen Senatoren gewählt werden, ‚und behalten Sitz und 
Stimme im Senate. Es befördert biefes nicht allein das Anfehen und die Autori— 
tät des Gerichts, ſondern entfpricht auch ‚der collegialifchen Verfaffung, die in einem 
Gerichte Statt finden muß. er, 

21) Zu $. 79. Es tft unnatuͤrlich und einer’ guten Berichteverfaffung entge: 
gen, dab daſſelbe Gericht in zwei Inſtanzen Sprechen ſoll. Die dritte Inftanz von 
den Sachen, wo das. Eradt: oder Landamt in der erftern gefprochen hat, fofern 
fie überhaupt zulaͤſſig if, muß daher auch an das Schöffengericht gehen. 
+22) Bu $ 94 Aus demfelben Grunde Tann daher aud das Schöffengericht 
in den Sachen, wo das Gericht erſter Inſtanz in erſter Inftanz erfannt hat, nicht 
die dritte Inſtanz bilden; vielmehr findet in diefen Fällen die Verfendung der Acten 
an ein auswaͤrtiges Rechtscollegium,- oder eine juriftifche Facultaͤt fo lange Statt; 
bis durch die künftige teutfche Staatsverfaffung ein anderer Weg vorgeſchrjeben wor⸗ 
den, und fol überhaupt in allen Fällen bis dahin diefe Verſendung nacgegeben 

werden; wo die Berufung darauf, mach. der ehemaligen ſtaͤdtiſchen Verfaffung,, vor 
Einrichtung des Großherzogthums „ zufäifig geweien if, | 
- 23) Bu,$. 105. Auch bei Straferkenntniffen Tann es nicht nachgegeben wer« 
den, daß das nämliche Gericht in zwei Inſtanzen entſcheide. Es muß daher ehen— 
fall3 entweder in zweiter Inſtanz die Uctenverfendung an ein auswärtiges Rechts: 
collegium oder ‚eine Turiftenfacultät Statt finden, oder die Einrichtung getroffen 
werden, daß dad Gericht erfter Inſtanz in. erfter, und das Scöffengeriht in zwei; 
ter. Inſtanz erkenne. - . . —* * 

20), Endlich verſteht es ſich von. ſelbſt, und wird blos zur Vermeidung aller 
Mißverſtaͤndniſſe ausdruͤcklich bemerkt, daß, ſofern die vorſtehenden Keftfegungen 
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auch Uenderungen bei andern 88. des Entwurfs als allegirt find, zur Folge haben 
fie für ſolche ebenfalls gelten. “ ; 
Die gemeinfchaftliche, von bem Senate und dem Bürgercollegtum niedergeſetzte 
Commiffion wird mit der Publication und Ausführung der Conſtitution und gegen« 
wärtiger Entſcheidung unter Leitung des hohen Generalgouvernements beauftragt, 
und hat damit in dem verfaſſungsmaͤßigen Wege ungeſaͤumt vorzugehen, und fuͤr 
die moͤgligſte Beſchleunigung Sorge zu tragen. Es folgt von ſelbſt, daß zu denje⸗ 
nigen Aemtern, die nicht fortdauernd an eine Perſon gebunden geweſen, neue Wahr 
len vorgehen müffen. 
Sranffurt am Main, den 19. Juli 1814. 
Oberſtes Bormaltungsbepartement. 
. vom Stein 





Allein diefer Verfaffungsentwurf trat nicht ins eben. Denn als 
am 9. Suni 1815 in der Wiener Congreßacte die Stadt Frants 
furt fammt ihrem Gebiete für frei erflärt, und Feine Verfügung des 
oberften Berwaltungsrathes, ‚Feine Anficht des Generalgouvernements fuͤr 
das ehemalige Großherzogthum Frankfurt in dem Verfaſſungsweſen der 
Stadt Frankfurt von dem Congreſſe beſtaͤtiget, Feiner von den verfchies 
* denen. Conftitutionsentwürfen genehmigt, fondern im $. 46. der Gongreß« 
acte blos angeordnet worden war, „daß eine Berfaffung feftzufegen fey, 
deren Einrichtungen auf gleichen Anfprüchen der Bekenner der chriftlichen 
Confeffionen auf alle bürgerliche und. politifche Rechte in allen Beziehuns 
gen der Regierung und ——— gegruͤndet werden ſollten )3 fo 
ward durch Rathsſchluß vom 15. Jan. 1816 eine Commiſſion von 13 
Mitgliedern zur Entwerfung einer Ergänzungsacte zu der alten 
Frankfurter Stadtverfaffung niebergefeht, welche, mit Beruͤck⸗ 
fihtigung von 96 bei ihe eingereichten Monitis, am 29. Sum, 1816 
dieſe Ergaͤnzungsacte dem Senate überreichte. 


Diefe Acte ward am 18. Juli 1816, von 5000 fimmfähiff en Bürs 
gern, mit 2700 Stimmen gegen 47 angenommen; nur von. dem Adel, 
dem Bürgercolleg, den Katholifen und den Buben zu Frankfurt wurden 
Proteftationen dagegen eingelegt, welche aber bei der entfchiedenen Stim⸗ 
menmehrheit nicht berücfichtigt wurden, fo daß diefe Acte gefeßliche und 
conftitutionelle Kraft erhielt. Nach derfelben find die vormaligen Rechte 
der patrisifchen Gefchlechter erloſchen; Die ganze Bürgerfchaft wird durch 
den gefeßgebenden Körper tepräfentirt, und dieſer forgt für Geſetz⸗ 
gebung, Kriegsweſen und Bewahrung der Verfaſſung; dem Senate 
aber iſt die Verwaltung des SERIE und bie ae uͤber⸗ 


——— 


*) Vergl. Darfeumg derjenigen Anfichten- und d Gefnte, welche die unterzeiche 
neten, von ber Töblichen Bürgerfhaft zur Commiffion der XII. erwählten,, Depu⸗ 
tirten bewogen haben, dem von biefer — on nn Gutachten beigufiins 
men. Grantfurt, bei Broͤnner, Sul, 1816, 8. 
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c) Ergänzungsacte der alten Frankfurter Stadtverfafjung, 
"5° angenommen am 18. Juli 1816. Ä 


 Miedereinführung der alten Stadtverfaffung, mit einigen 
durch den Artikel 46. der Wiener Congreßacte nöthig gewor: 
denen und von dem Beitgeifte gebotenen Veränderungen und 

“ Zu ſaͤtzen. 

Art. 1. Die ehemalige reichsſtaͤdtiſche Verfaſſung der hieſigen Stadt, 
wie ſolche vor der Beſitznahme des Fuͤrſten Primas, auf Privilegien, Ver: 
traͤge, insbeſondere den Buͤrgervertrag, kaiſerliche Reſolutionen, reichsgericht⸗ 
liche Entſcheidungen, Verordnungen und Herkommen gegruͤndet, unter aller⸗ 
hoͤchſter Autorität kaiſerlicher Majeſtaͤt, als damaligem Reichsoberhaupte ſeit 
fo iangen Jahren beſtanden hat, ſoll, mit Beobachtung der im Wiener Con⸗ 
greßinſtrumente Art. 46. anzutreffenden Vorſchriften, und mit den dadurch 
nöthig gewordenen, in gegentwärtiger Ergänzungsacte enthaltenen, von ben 
veränderten flaatsrechtlichen Verhältniffen und dem Beitgeifte gebotmen, we— 
nigen Veränderungen und Zufägen, in allen ihren Xheilen wieder einge: 
führt meiden. 
ae. Kortfegung, 
insbefondere die eidliche Verpflihtung des Senats gegen die 

Bürgerfhaft und legterer gegen erflern betreffend, 

Art. 2. Der Bürger», Beiſaſſen- und Schugeid wird den veränder: 
ten ſtaatsrechtlichen Verhältniffen gemäß für die Zukunft: i 
„auf Treue und Gehorfam gegen die freie Stadt und den Senat, und 

„genaue Beobachtung der Stadtverfaffung” J 
normirt. 
Durch die Annahme gegenwaͤrtiger Conſtitutions- Ergaͤnzungsaete von 
der Mehrheit der abſtimmenden hieſigen chriſtlichen Buͤtger wird der, dem 
Senat von den hieſigen Buͤrgern, Beiſaſſen und Schutzangehoͤrigen fruͤher 
geleiſtete, Eid, als hierauf ausgedehnt und wirklich geleiſtet, vorerſt angeſe— 
hen und angenommen. Nach erfolgtem Vollzug gegenmärtiger Conftitutiong= 
acte und Ergänzung des Senats, foll die folenne Eidesleiſtung fowohl des 
Senats dahin: Ä | 
„daß er das ihm übertragene ftädtifhe Regiment nur nah Vorſchrift der 
„alten Stadtverfaffung und :diefer Acte führen, auch die Bürger bei ih— 
f eg und, Freiheiten, fo vjel an ihm liegt, [hüsen und firmen 
„wane, — ; 
als jene der geſammten zu Herfammelnden Bürgerfchaft_ in die Hände des 
‘ Senats als obrigkeitlihen, die freie Stadt vepräfentisenden regierenden, Col: 
legiums feierlich gefchehen. 
— Fortſetzung, 
insbeſondere Abſchaffung fuͤrſtlich primatiſcher Geſetze und 
Einrichtungen betreffend. 

Art. 3. In Gefolge des im Art. 1. ausgeſprochenen Grundſatzes, wird 

als abgeichafft angefehen: Ne 
1) das fürftlich primatifche ſogenannte hieſige Bürgerftatut, 
O) die fuͤrſtlich primatiſche Gefindeordnung, 

3) die fuͤrſtlich primatiſche Vormundſchaftsordnung, und namentlich das 
franzoͤſiſche auf einen Familienrath gegründete und daher nach teutſchen 
Gefegen nicht wohl anwendbare Inſtitut der Beivormuͤnder, 
4) der, unter der fürftlichen Regierung, bei dem Gericht erfter Inſtanz 

73* 
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eingefuͤhrt wordene weitlaͤufige und koſtſpielige Inſatz⸗ und Reſtkaufſchil⸗ 
lings⸗-Proceß — jedoch, daß das AAtägige und zweijährige, Entſchuͤt⸗ 
tungsrecht abgeſchafft bleibt, ſammt 

5) dem, von den alten Geſeben und Gerichtsbrauche abweichenden jetzo 
beobachtet werdenden, Verfahren bei Zwangsverſteigerungen der Immo⸗ 
bilien und öffentlichen Ausgebot der unbeweglichen. Güter: der. Min- 
derjährigen. Ueberhaupt follen 

6) von allen, unter der fürftlihen und großhergoglichen Regierung, ſowohl 
im Stadtverwaltungs:, Polizeis als im Juſtizfache ergangenen und un: 
ter der bisherigen proviforifchen ſtaͤdtiſchen Regierung entweder beibes 
haltenen oder aufs neue publicieten Geſetzen und Verordnungen, nur 
jene, welche 

a) die Beſtimmung des Alters der Gropjährigkeit, auf das vollendete 
21fte Lebensjahr, 

b) die abgefchaffte Nothwendigkeit der, Infag: Prolongationen, ‚bet 
Strafe der Erloͤſchung der Pfandfchaft, 

ce) das Verbot der anmaßlichen Vindication au porteur (autender 
Staatspapiere, 

d) die Miederherftellung und den Fortbeftand der alten, obaleich une 
ter der fürftlichen Regierung nicht gerichtlich angezeigten r Fami⸗ 
lienfideicommiſſe und 

| e) die BVerabfolgung der Acten in den Originalien bei Appel: 
lationen 
betreffen, als definitive beibehalten = guͤttig angeſehen werden; hinge⸗ 
gen alle andere nur einſtweilen, und bis zur Beſtaͤtigung abſeiten bes 
gefeggebenden Körpers, Gefegeskraft behalten. Der Senat hat zu dem Ende 
von den Archivarien ein genaues Verzeichniß über bie. legtern fertigen zu Taf: 
fen, und ſolches der erften gefeßgebenden Verſammlung, um wegen‘ Abſchaf⸗ 
fung, Beſtaͤtigung oder Modificirung derſelben das Geeignete beſchließen zu 
koͤnnen, vorzulegen. 


Herſtellung aller buͤrgerlichen Rechte, Privilegien und Frei⸗ 
heiten, und mehrere Beſtaͤtigung derfelben 
Urt. 4 Die biefige Bürgerfchaft ift in dem volleften Genuß-aller und, 
jeder ihrer alten Privitegien, Nechte, Freiheiten und Gefege . eingelegt, 
und wird zu deren Schutze noch ferner beftimmt, 

a) daß das im Art. 19.- der teutfchen Bundesacte Seftimmte Recht des 
freien Wegʒiehens aus einem teutſchen Bundesſtaate in den andern, 
mit der Freiheit von Nachſteuer — worunter jedoch die. Abfindung 
und der Beitrag zur Kriegsſchuldenlaſt nicht begriffen iſt — ſobald 
nur der Abziehende die gleiche Beobachtung, von Seiten des Bundes— 
ſtaats, in welchen er abzieht, beizubringen vermag — unter Eeinerlei 
Vorwand gefchmälert, auch den, um ein. beöfallfiges obrigkeitliches 
Zeugniß Nachfuchenden, damit ohee Anſtand an Handen gegangen 

. werden fol; 

b) daß die Bürger hiefiger Stadt keine oͤffentlichen Abgaben und Saften 
zu entrichten haben, welche nicht von den competenten Stantöbehörden 
im verfaffungsmäßigen Wege: beftimmt und förmlich ausgefchrieben 
worden find, wo fodann. gegen deren Entrichtung keinerlei Cine: 
reden noch Mechtämittel Statt finden. Doch follen alle außeror: 
dentliche Abgaben auf länger als drei Jahre im Voraus nicht ber 


ſtimmt werden; 
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c) daß auf eine allgemeine Wermögens » Gonfiscationsftrafe von den hiefis 

gen Behörden und -in beten Namen, nie, auf bie befondere oder die 

eines Theile des Vermögens aber in Defraudationsfällen der oͤffentli— 

hen Abgaben und Laften nur dann erkannt werden darf, wenn bie 

Geſetze folches ausdrücdfich verorbnen. In diefem letzteren Falle fol 

jedoch dem ganzen Senate die Milderung und Herabfegung des Con: 

fiscations-Quanti aus bewegenden Urfachen und unter Berüdfichti: 

gung des größeren oder minderen Verfchuldens und der dadurch betrof⸗ 

fen werdenden Perſonen ex gratia allerdings freiftehen — berfelbe . 

auch hierunter an die Einwilligung des fländigen Bürgerausfhuffes 

nicht gebunden ſeyn. 

Die Preßfreiheit wird der geſetzgebende Körper gleichfoͤrmig mit demjeni⸗ 

gen reguliren, was nad Art. 18. Lit. D. der teutfchen Bundesacte auf der 
teutfchen Bunbesverfammlung feſtgeſetzt werden dürfte. 


Die Hoheitsrehte der Stadt fliehen der Sefammtheit der 
» heiftlihen Bürgerfhaft zu. 

Art. 5. Alle der — durch Art. 46. der Wiener Congrefacte für frei 
und zum Mitgliede des teutfchen Bundes erklärten — Stadt Frankfurt — 
zuftehenden Hoheit: und Selbftverwaltungsrechte beruhen in ihrem weiteften 
Umfange auf der Gefammtheit ihrer chriftlichen Bürgerfchaft. 

Gleichheit der drei riftlihen Confeffionen Indigenats— 
und Vermögenserforderniffe. 

Urt. 6. Die gefammte chriftliche hiefige Bürgerfchaft bildet nur ein 
Ganzes. Die Eicchliche Verfchiedenheit der drei chriftlichen Gonfeffionen 
hat auf die Rechte und Verhältniffe, welche aus dem bürgerlichen Staats: 
verbande entftehen, fernerhin nicht den mindeften Einfluß; vielmehr find alle 
hiefige chriſtliche Bürger der drei Confeffionen einander an Rechten und Ob: 
liegenheiten durchaus glei). 

Bei Befegung der Staatsverwaltungs- und Juſtizſtellen, auch bei al- 
len andern Stadt- und ©erichtsämtern, Anftelungen und Dienften, muß 
zwar auf das Befenntniß der hriftlichen Religion ſchlechter— 
dings — es darf aber darauf, ob fi jemand zu diefer oder jener der 
drei chriftlichen Confeffionen befennt, nicht gefehen werden, 

Im Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder aller drei chriſtlichen 
Eonfeffionen wirklich feyn. Auch gefchicht diefer Vorfchrift dadurch Eein Genüge, 
daß fih etwa nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder der andern Con— 
feffion darin befinden. In Zukunft fol (mit Ausnahme deffen, was am 
Schluſſe diefer Acte tranfitorifch verordnet wird) Niemand in den Rath, oder 
zu einem befoldeten Staatsdienfte gelangen koͤnnen, welcher nicht entweder 
eingeborner Bürger (im Sinne der hiefigen Statuten) ift, oder — wäre er 
diefes nicht — feit LO Jahren dahier im Buͤrgerrechte fteht, und mährend 
diefer Zeit ununterbrochen feinen Wohnfig in hiefiger Stadt gehabt hat. 

Der Senat darf im Wege der Gnade künftig Niemandem das hiefige 
Bürgerrecht ertheifen, der nicht ein Vermögen von wenigſtens 5000 fl. — 
des 24 fl. Fußes bemeislich inferiren fann. Dem gefeggebenden Körper 
bleibt jedoch, auf Antrag des Senats, die Dispenfation zu Gunften vorzüg- 


* 


licher Talente vorbehalten, 
Chriſtliche Beifaffen, Einwohner jüdifcher Religion, und 
“ Zandbemwohner. 
Urt. 7. Außer der cheiftlichen Buͤrgerſchaft befinden ſich von älteften 
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Zeiten her in der Stade Frankfurt auch noch chriſtliche Beiſaſſen, inglei: 
chen Einwohner jüdifcher Neligion, und auf den Dorfſchaften fogenannte 
Nachbarn, 

Die Beifaffenordnung beftimmt den Inbegriff der Rechte und Oblie⸗ 
genheiten der chriſtlichen Beiſaſſen. Den Beiſaſſenſchutz ſoll der Senat Per⸗ 
ſonen, welche nicht aus der Beiſaſſenordnung einen gegruͤndeten Anſpruch 
darauf haben, aus Gnade nicht verleihen, wenn ſolche nicht ein Vermoͤgen 
von wenigſtens 500 fl. des 24. fl. Fußes glaublich nachweiſen koͤnnen. 

Da es, fo viel die biefigen Einwohner jübifcher Religion betrifft — 
feinen Zweifel leidet, daß jeder hriftlihe. Staat nicht nur die Befugs 
niß, fondern auch die Pflicht Hat, die bürgerlichen Nechte feiner jüdifchen 
Einwohner nad) den eigenen Localitäten fo zu reguliren, daß der Nahrungss 
und Gewerbſtand der hriftlichen Buͤrgerſchaft, als des mefentlichften Bes 
ſtandtheils des chriſtlichen Staats, daneben beſtehen kann; ſo ſoll der 
Senat durch eine aus Gliedern feiner Mitte und aus jener des beſtaͤndigen 
Buͤrgerausſchuſſes zufammengefegte Commiſſion, ein, dem Zeitgeifte und der 
Billigkeit entfprechendes, Regulativ der bürgerlichen Rechte der hiefigen Eins 
wohner jüdifcher Confeſſion unverzuͤglich entwerfen laſſen, und ſolches dem 
geſetzgebenden Koͤrper in ſeiner erſten Zuſammenkunft zur Deliberation und 
Sanctionirung vorlegen. 

Die Emancipation der Landbewohner auf den hieſigen Dorfſchaften 
und die Regulirung ihrer kuͤnftigen Verhaͤltniſſe, auch auf welche Weiſe ſie 
bei den ihr Intereſſe betreffenden Gegenſtaͤnden in dem geſetzgebenden Koͤrper 


zu vertreten ſind, wird von dem geſetzgebenden Koͤrper in naͤhere Berathung 
genommen werden. 


Beſtimmung der Staatskoͤrper zur Ausuͤbung der geſammten 
Hoheitsrechte. 

Art. 8. Die hieſige chriſtliche Buͤrgerſchaft kann die, aus der ihr zus 
ſtehenden Hoheit fließenden, Rechte in ihrer Geſammtheit nicht ſelbſt aus— 
üben, Sie. überteige dah& deren Ausübung auf die drei folgenden aus 
ihrer Mitte und Autorität ausgehenden Behörden, welche durch die Bes 

Nennungen: 
1) der gefeggebenden Verſammlung oder des gefeggebenden Koͤrpers, 
2) des Senats als obrigkeitlichen Collegiums, und 
3) des ſtaͤndigen Bürgerausihuffee 
bezeichnet werden. 


Beftandtheile des gefeggedenden Körpers, 
Art. 9. Der gefeggebende Körper befteht: 
a) aus 20 Mitgliedern des Senats, 
b) aus 20 Mitgliedern des ftändigen Bürgerausfhuffes, und 
c) aus 45 aus der Mitte der übrigen Bürgerfchaft gewählt werdenden 
Perſonen. 


Wahlart der anieglieher des gefeggebenden Körpers, 
Urt. 10, 

A. Der Senat, und 

B. der ftändige Bürgerausfchuß wählen zu jeder jährlichen gifepgehenden 
Berfammlung ihre Mitglieder ſelbſt. Erſterer ift hierbei an die Wahl 
aus allen drei Ratheordnungen überhaupt, oder im \leichee Anzahl 
fhlechterdings nicht gebunden, fondern hat darauf vorzüglich zu feben, 
daß Männer, welchen die beften Keuntniffe über die zu verhandelnden 
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Gegenſtaͤnde beiwohnen, und die daher im Stande ſind, die geſetzge— 
bende Verſammlung mit ihren Einſichten und Erfahrungen zu unters 
ftügen, zu bereichern und aufzuklären, gerählt werden. Von gleicher 
Anficht geht der ſtaͤndige Bütgerausfhuß bei feinen Wahlen aus, und 
es müffen in diefer Hinficht allezeit einige Mitglieder der Stadtrech: 
- nungstevifion mitgewählt werden. . 

C. Die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers aus der übrigen Bürger: 
ſchaft werden jährlich von der gefammten chriſtlichen Buͤrgerſchaft 
buch Bildung eines Wahlcollegs von 75 Bürgern gewaͤhlt, 
wie folgt: 


Bildung eines neuen Wahlcollegs duch Abftimmung aller 
chriſtlichen Bürger, nad drei Abtheilungen. > 

Art. 14. Um. ein MWahlcollegium von 75 hiefigen chriſtlichen Buͤr— 
gern zu bilden, follen alle, cpriftliche Bürger an beflimmten Tagen in drei 
verfchiedenen hierzu angemwiefenen Localen, nad) drei Klaffen oder Abtheilun: 
gen — welche übrigens Keinen Rang, noch Vorzug geben — auf nachbe— 
fchriebene Weife zu flimmen berechtigt feyn. 

Den Borfis in diefen drei Abtheilungen führen die Quartiervorflände, 
welche ſich nach ihrem Ermeffen in die drei Abtheilungen vertheilen, auch für 
jede Abtheilung ſechs Gehülfen aus der Bürgerfchaft zu fih nehmen. Ein 
Notar führe das Protocol. Der Senat und der fländige Buͤrgerausſchuß 
ſchicken zur Aufficht, daß alles in der feftgefegten conftitutionellen Ordnung 
vor fich gehe, befondere Commiffarien zu denfelben. 

Abtheilung I. 

Sn einer dieſer Abtheilungen ſtimmen die Adeligen, die Gelehrten al 
ter Facultäten, die darunter gehörigen Staatsdiener und Geiſtlichen der drei 
chriſtlichen Confeffionen, die Procuratoren und Notarien einbegriffen; alle 
andere zum Gelehrtenftande nicht gehörige Staatsdiener, die Linien = DOfficiere 
allee Grade, die Gutsbefiger, die als Mentenierer eingefchriebenen Bür: 


‘ger, die Schul-, Sprach- und fonftigen Lehrer, fo wie alle nicht zünftige 


Kuͤnſtler. 
Abtheilung U. 
In einer andern Abtheilung ſtimmen die Handelsleute, und zwar, 
ohne Unterſchied, Banquiers, Groß- und Kleinhaͤndler, die Gaſtwirthe, ver: 
buͤrgerte Buchhalter und Handlungscommis, die geſchwornen Maͤkler, die 


Kraͤmer und alle zu keiner Zunft gehoͤrige Wirthe. 


Abtheilung III. 

In einer dritten Abtheilung ſtimmen die zuͤnftigen Handwerker und 
Kuͤnſtler, auch alle den zwei andern Abtheilungen nicht bereits zugewieſene 
Buͤrger, welche irgend ein ſonſtiges geſetzlich erlaubtes Gewerb und Nahrung 
dahier treiben. 

Jeder hieſige chriſtliche Buͤrger — die Mitglieder des Senats und des 


ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes mit eingeſchloſſen — kann an dem beſtimmten 


Tage und am Orte ſeiner Abtheilung, nachdem er ſich benoͤthigten Falls 
durch Vorzeigung ſeines Schatzungsbuchs, oder ſonſt, daß er Buͤrger ſey, 
und zu der Abtheilung, wohin er ſich wendet, gehoͤrt, legitimirt hat, einen 
Stimmzetteb einreichen, worauf er 25 chriſtliche Buͤrger mit genauer Andeus 
tung des Namens, Standes und der Wohnung, ohne alle Beruͤckſichtigung 


des Stadtquartierd, worin folche wohnen, die aber — (welches wohl zu 


merken if) — zu diefer feiner Abtheilung gehören, verzeichnet 
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hat, und die er zu Mahlmannern beſtimmt. Mitglieder des Senats und 
des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes Eönnen, obgleich fie mitffimmen, zu 
Wahlmaͤnnern nicht gewählt werden. Diefer Stimmzettel wird übrigens von 
dem Ueberreicher nicht unterfchrieben, fondern nur fein perfönliches Erſcheinen 
und die geſchehene Einröichung . feines Stimmzetteld zum Protocoll bemerkt, 
ber Bettel aber in eine verfchloffene Lade geworfen. - Welcher hiefige chriftliche 
Bürger an den beftinimten Tagen bi Abends 6 Uhr in feiner Abtheilung 
nicht erfchienen ift, umd feinen Stimmzettel nicht eingereicht hat, wird das 
für angefehen, als habe er ſich für dieſes Mat feines Stimmrechts beges 
ben wollen, 

Nach gefchloffenem Abftimmungsacte, wird die Lade eröffnet, und ein 
genaues Verzeichniß derjenigen Bürger, welche Stimmen und wie viele erhal: 
ten haben, und auf welche die Mehrheit ausgefallen ift? nach den Stimme 
zetteln verfertigt. 

Findet ſich bei Gewaͤhlten eine Stimmengleichheit; ſo entſcheidet, ſo 
weit es zur Beſtimmung der 25 Wahlmaͤnner noͤthig iſt, zwiſchen denjeni⸗ 
gen, welche gleiche Stimmen haben, das Loos. Ihre Namen werden naͤm⸗ 
lid) auf Looszettel gefchrieben, in eine Büchfe getworfen, und von dem ältee 
fien Quartiervorftande in Beiſeyn der übrigen Gehülfen, ingleichen des Nor 
tars, unter Aufficht der Commiffarien des Senats und des ftändigen Buͤr⸗ 
gerausfhuffes, daraus gezogen. Der Duartiervorftand, die Beifigee und der 
Notar errichten fofort das Verzeichnis der 25 Wahlmänner jeder Abtheilung, 
beglaubigen daffelbe, und ftellen &8 dem ältern Bürgermeifter zu. Das Pros 
tocoll über diejenigen, welche nächft den 25 Gewaͤhlten die mehrften Stim: 
men in jeder Abtheilung erhalten haben, wird zu dem Ende aufbewahrt, das 
mit auf den Fall, daß einer der 35 Gemählten duch Abwefenheit, Kranke 
heit oder Sterbefall an Bollzug oder Vollendung feiner diesmaligen Oblics 
genheit verhindert werden follte, e$ feiner neuen Wahl bedarf, fondern ders 
oder diejenigen, welche in ihrer Abtheilung gleiche oder die zunächft mehrere 
Zahl der Stinimen für fich vereinigt haben, ohne weiteres oder bei gleichen 
Stimmen, nad) dem Loos eintreten Eönnen. 


VDerfammlung des Wahlcollegs der 75 hriftlihen Bürger. 
Art. 12. Sobald dem ältern Vürgermeifter die Verzeichniffe der, in 
jedet der drei Abtheilungen gerwählten, 25 chrifllihen Bürger zugefommen 
find, macht derfelbe einem jeden die auf ihn ausgefallene Wahl, mit der 
Einladung, fih an einem beſtimmten Drte, Tage und Zeit einzufinden, 
fchriftlich bekannt. Es verfammeln fih nun diefe 75 Wahlmänner in einem 
Locale des Roͤmers, erfehen fich fogleich einen Director, Vicedirector und 
‚zwei Serretarien aus ihrer Mitte, und wählen fofort aus allen Ständen 
der gefammten hiefigen chriftlichen Bürgerfhaft, ohne Ruͤckſicht auf das 
Stadtquartier, worin jemand wohnt, buch abfolute Stimmen: 
mehrheit 45 chriſtliche Bürger, in deren Rechtſchaffenheit und Kenntniffe fie 
Dertrauen feßen, zu Mitgliedern des diesjährigen gefesgeben: 
den Körpers, 

Das Protocol der Abftimmung, mit dem Bemerken, welche Perfonen 
nächft den 45 die meiften Stimmen erhalten haben, wird zu dem Ende 
forgfaltig aufgehoben, damit, wenn einer oder mehrere der Gewählten durch 
Abweſenheit, anhaltende, Krankheit: oder Zodesfall abgehen folite, es Keiner 
neuen Wahl bedarf, fondern der- oder diejenigen, welche zunächft die meiften 
‚Etinmen gehabt haben, einruͤcken koͤnnen. 


Es verſteht fih von felbft, daß Mitglieder des Senats und des flän: 
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digen Buͤrgerausſchuſſes — weil fie in anderem Wege zum gefeggebenben 
Körper gelangen — nicht gewählt werden können. 
Sonft aber dürfen zu Mitgliedern des gefeggebenden Körpers nicht ge: 
wählt werden: 
- 4) wer noch nicht 30 Sahre alt ift; 

2) wer in befoldeten Dienften eines Privaten fieht; 

3) wer eines peinlichen Werbrechens halber beſtraft worden, ober desfalls 
noch in Unterfuchung befangen ift; 

4) alle Falliten, es fey nun, daß jemand fein Zahfungsunvermögen ges 
richtüch Angezeigt, oder mit feinen Gläubigern insgeheim Nachlaß: 
oder Anftandsverträge errichtet hat, bevor er feine Gläubiger vollſtaͤn⸗ 
dig, d.h. ohne Abzug oder Nachlaß, bezahlt haben wird, 


Verpflihtung zur Annahme ber Wahl. Zufammenberufung 
des gefeggebenden Körpers. 
Urt. 13. Der Gewählte muß, bei Verluſt feines Bürgerrechts, die 
auf ihn ausgefallene Wahl annehmen. 

- Der Director des Wahlcollegii ftelt dem Altern Bürgermeifter und dem 
Senior des ftändigen Bürgerausfhuffes das von ihm und den Gecretarien 
unterfchriebene Protocolf zu. Der ältere Bürgermeifter, nachdem ihm aud) 
der ſtaͤndige Bürgerausfhuß die feiner Seits getroffene Wahl von 20 Mit- 
gliedern bekannt gemacht hat, veranftaltet hierauf die fehriftlihe ver: 
faffungsmäßige Bekanntmachung und Einladung der gefeggebenden Ver— 
ſammlung. 


Zeit der Verſammlung des geſetzgebenden Koͤrpers und deſ— 
ſen Dauer. 


Art. 14. Eine ſolche geſetzgebende Verſammlung muß von dem Se— 
nate jedes Jahr auf den erſten Montag des Novembers zuſammenberufen 
werden, ſonſt ſie ſich aus eigenem Rechte conſtituirt. Zu dem Ende muͤſſen 
die Einleitungen zur Abſtimmung nach Ständen und zur Bildung des Wahl: 

collegs 14 Tage vorher getroffen werden, die Wahlen aber in 8 Tagen been: 
digt ſeyn. 

Diefer gefeggebende Körper dauert in der Regel ſechs Wochen, wonaͤchſt 
er ſich felbft wieder auflöfet. Nur auf Antrag des Senats kann die Dauer 

“verlängert, wohl aber von der DVerfammlung felbft wegen früherer Erledigung 
ber Gefchäfte abgekürzt werden. j 

Nach Beendigung der jährlichen Verfammlung treten faͤmmtliche Mit: 
glieder in ihre früheren Verhaͤltniſſe zurudz fie dürfen jedoch in dem folgen: 
den Fahre und fofort wieder gewählt werden, 

Sollten außerordentliche Falle eintreten, derenthalben der Senat das 
Zufammenberufen des gefeßgebenden Körpers in der Zwiſchenzeit für nöthig 
erachtet; fo wird nicht zu neuen Wahlen gefchritten, fondern auf diefen bes 
fonderen Fall wird der Auftrag und die Vollmacht der fümmtlihen Mitglie: 

* der der legten Verfammlung als verlängert angefehen, 

Wenn ein oder das andere Mitglied der 45 Bürger immittelft verftor: 
ben, krank oder abmwefend wäre; fo wird es, wie in Art. 11. und 12. ge 
dacht ift, gehalten. Der Nath und der ftändige Bürgerausfchuß hingegen 
erwählen, wenn der nälnliche Fall bei Mitgliedern aus ihrer Mitte eintritt, 
ſogleich andere, 


Innere Einrichtung des gefeggebenden Körpers. 
Art. 15: Da der gefeggebende Körper die Geſammtheit der chrifltis 
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hen Bürgerfchaft im weiteren und vepublicanifhen Sinne, das heift, mit 
Einſchluß der Mitglieder des Senats und des fländigen Bürgerausfchuffes, 
vorftelltz fo fol. es mit deffen innerer Einrichtung folgendermaßen gehals 
ten werden. 

Auf Einladen des aͤltern Bürgermeifters,. verfammeln fih zum er: 
fin Male die vom Senat, von dem: fändigen Bürgerausfhuffe und 
von dem Mahlcolleg der 75 gewählten 85 Perfonen in einem beftimm- 
ten Locale. 

Die Stühle find mit 85 Nummern bezeichnet, und am Eingange des 
Zimmers befindet fich ein lederner Beutel, mit eben fo viel Nummerzetteln, 
woraus jeder eintretende Bürger eine Nummer zieht, welche für diefe Si: 
Bung feinen Platz beflimmt. Die Verſammlung wählt hierauf in der erften 
Sitzung einen Präfidenten aus den 20 Mitgliedern des Senats 
und zwei Wicepräfidenten aus den übrigen Mitgliedern der Verſammlung, 
welche den Prafidenten unterjtügen. 

Das Protocol führen vier von dem gefeßgebenden Körper aus fei- 
ner Mitte gewählt werdende Secretairs. — In diefer erften Sitzung 
ſchwoͤren ſaͤmmtliche Mitglieder des gefeßgebenden Körpers folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre, daß ich ohne Gunft und ohne Haß gegen irgend je— 
„mand, und ohne alle Rüdfiht auf irgend einen frühern Verband 
„oder perfönliches Verhaͤltniß, nur gemeiner Stadt Wohlfahrt nad 
„meinem beften Wiffen und Gewiſſen rathen und fördern; aud) was 
„gedachter Stadt Wohlfahrt geheim zu halten gebietet, vor Joder— 
„mann bis in mein Grab geheim halten wil. So wahr mir Gott 
„helfe und fein heitiges Evangelium, 

Die nachfolgenden Sigungen beſtimmt das Praͤſidium, welches nebft 
den beiden Vicepräfidenten einen befonderen Sig in der Mitte des Verfamm: 
Iungsfaald mit den Secrctarien nimmt, Die Pläge der übrigen verbuͤrger— 
ten Mitglieder aber beftimmen fih für jede Sigung, mie bei der er— 
fien, fortwährend nach dem Loofe, deren Zahl fih nun um fieben ver- 
mindert. 

Un den gefeßgebenden Körper gelangen in der Regel alle Vorträge von 
dem Senate duch das Präfidium. 

Der Präfident, unter Mitberathung der beiden Vicepräfidenten, fertigt 
zu dem Ende ein Verzeichniß der zu bevathenden Gegenftände, deffen Ein: 
fiht fammtlihen Mitgliedern einige Tage früher offen liegt. Findet es die 
Verſammlung nöthig; fo werden befondere Ausfchüffe zur Vorbereitung der 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche ſodann in der Deliberationsfeffion ei: 
nen Vortrag darüber erftatten, 

Bei allen Deliberationen fteht es jedem Mitgliede frei, bevor umvottrt 
wird, feine Gründe für und wider die Annahme mündlich vorzutragen und 
hören zu Laffen, zu melchem Ende man fi) Tags vor der Siguhg. bei dem 
Secretariat anmeldet. Diefes verzeichnet, die Namen dev Mitglieder, welche 
für oder wider fprechen wollen, in der Ordnung, wie fich folche angemeldet 
haben, und ftellt folches Werzeichnig dem Prafidenten zu feiner Manfneh: 
mung, und um dieſe Ordnung im Aufrufen beobachten zu koͤnnen, zu. 
Sind bie Discuffionen über einen Gegenftand gefchloffen; fo wird nur 
mit wenigen Worten, ohne Einmifchung von Gruͤnden, auf den Auf 
zuf des Präfidenten oder Vicepräfidenten, welche zulegt flimmen, votirt. 
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Ausnahme von der Regel, daß alle Deliberationspuncte nur 
vom Genate an den gefeggebenden Körper zu gelangen 
haben, s 


Art. 16. Ausnahmsweife follen außer dem Senat an ben gefekgeben- 

ben Körper fchriftliche Vortraͤge gelangen laſſen Eönnen: 
1) der ftandige Bürgerausfhuß als folder, und 

2) jedes einzelne Mitglied des gefeggebenden Körpers. 

In diefen beiden Fällen tritt aber eine befondere Verfahrungsweiſe ein. 
Es entfcheidet nämlich der gefeggebende Körper vorerft duch Mehrheit der 
Stimmen über die Zufäffigkeit des Gegenftandes überhaupt zur Deliberation. 

Wird für die Zuläffigkeit befchloffen; fo wird der Antrag dem Senate, 
um ſich darüber zu dußern, mitgetheilt. . Hält der Senat dafür und erklärt 
fi) dahin, daß der Gegenfland nicht bei diefer gegenwärtigen gefeggebenden 
Verfammlung, oder doch alsbald nicht in Deliberation kommen follte; fo 
wird der Gegenfland in zwei auf einander folgenden Sigungen ableſend vor: 
getragen, und es kann erſt in einer dritten Sigung, und zwar nur ducch eine 
Mehrheit von 3 der Stimmen, entfchieden werden, daß der Gegenfland deſ— 
fen ungeachtet in der jegigen Berfammlung in einer Eürzern oder längern Zeitz 
frift zue Abſtimmung gebracht, oder daß er der naͤchſtkuͤnftigen Jahresver— 
fammlung vorbehalten feyn fol. Andere zur Handhabung der Stimmfreiheit, 
der Ordnung und fonften Hinzielende Vorſchriften, bleiben dem gefeßgebenden 
Körper lediglich überlaffen. 


Wirkungskreis des gefeggebenden Körpers, 

Urt. 17. Zum Wirkungskreiſe des gefeßgebenden Körpers gehört: 

1) die Gefeggebung überhaupt, doc mit Ausnahme der organiſchen Grund: 
vetfaffungsgefege, ald womit es nah Art. 50. zu halten iſt. Ins— 

beſondere wird zu ber Gefeggebung gerechnet: 

a) die DBefteuerung, es fey nun, daß die alten Steuern abgefchafft, 
abgeändert, oder neue eingeführt werden ſollen, nebft Beftimmung 
der Erhebungsweife ; 

b) die Anordnung und Einrichtung der bewaffneten, Macht, 

2) Die Sanction aller Staatsverträge; 

3) die Weberficht Über den gefanmmten Staatshaushalt, mithin die Ein- 
ſicht aller Stadtrehnungen duch Ausfchüffe und Genehmigung der 
jährlichen Statuum exigentiae; 

4) die Entfcheidung in Füllen, weldhe dem Senate in Concurrenz mit 
dem fländigen Buͤrgerausſchuß verfaffungsmäßig überlaffen find, wenn 
beide Gollegien verfchiedene Anfichten hegen, und ſich darüber nicht 
vereinigen können; 

5) die Einwilligung zu der Veräußerung ftädtifcher Gemeindegüter, doch 

10, daß der Senat die Macht behält, mit Einwilligung des fländigen 
Bürgerausfchuffes, ftädtifhe Immobilien, welche unter dem Tara 
tionsiwerthe von 4000 fl, des 24 fl. Fußes ſtehen, felhft ohne öffent: 
liches Ausgebot; andere von höherem Tarationswerthe aber, nur in 
oͤffentlichem Ausrufe zu veräußern; nur müffen die Kaufgelder ledig— 
lich zue Tilgung hiefiger Stadtſchulden verwendet werden, und muß 
dem gefeggebenden Körper von der Veräußerung fowohl, ald von der 
Verwendung des Kauffchillings die Anzeige gefchehen, 

Solt hingegen die Veräußerung ſtaͤdtiſcher Immobilien von einem 

Tarationswerthe von mehr als 4000 fl. des 24 fl. Fußes aufer 

der Verganthung gefcheyen, oder ſoll der Erloͤs und der Derkauf 


\ 
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ſtaͤdtiſcher Immobilien überhaupt zu andern Zwecken, als zur 
Zilgung biefigen Stadtfchulden verwendet terben; fo tritt 
bie Eingangs gedachte abfolute Nothwendigkeit eines vorgaͤngigen Be⸗ 
ſchluſſes des geſetzgebenden Koͤrpers ein. 

6) Die Mitwirkung bei Miederbefegung vacanter Stellen. im Senate, 
und in dem ftändigen Buͤrgerausſchuß, durch Mitglieder, welche in 
beiden Hinſichten nicht zum Senate, in letzterer aber auch nicht zum 

ſtoaͤndigen Buͤrgerausſchuß gehören duͤrfen; 

7) bie Bewahrung und Erhaltung der Verfaſſung. Bei dem gefepgebens 
den Körper koͤnnen Verletzungen der Verfaffung, dafern ſolche ftus 
fenmweife den geeigneten Behörden, bis zum Senate, vorher angezeigt 
worden find, von einem jeden ſchriftlich angebracht werden. 

Der geſetzgebende Körper unterſucht durch einen Ausſchuß die Zu: 
laͤſſigkeit der Denunciation, und verwirft entweder dieſelbe ſogleich, 
oder theilt ſie dem Senate zur Erlaͤuterung mit, Nach deren Ein— 
langung waͤhrend der Dauer dieſer geſetzgebenden Verſammlung ver— 
fuͤgt letzterer hierauf. 

Sollte hierbei einem einzelnen Stantsheamten etwas zur Laſt fals 
len; fo muß derſelbe mit feiner Vertheidigung gehört, und die Acten 
zum Spruche, nad) Verlangen deffelben, entweder an dad gemein= 
ſchaftliche Dberappellationsgericht, oder an eine auswärtige Suriften: 
facultät gefandt werden. Gegen bdiefen Spruch kann nicht vom Fig: 
cus, wohl aber vom Betheiligten eine weitere Revifion eingelegt und 
ein ferneres Erkenntniß duch Actenverſendung eingehohlt werben. 
Bei, diefem Iegtern Erkenntniß behält es fein Bewenden. 

Snfofern die Denunciation fich ald Calumnie, nad) gepflogener‘ Un: 

terſuchung, darftellen follte; fo ift gegen den etwanigen falfchen Des 

nuncianten, toelcher den gefeßgebenden Körper zu fo bedauerlichen . 
Schritten veranlaßt hat, vechtlicher Ordnung nach, als: Galumnianten 
durch Verweifung an die Gerichte zu verfahren. 


Bom Senate als obrigkeitlichem Collegio. 
Beſtandtheile des Senats. 


Art. 18, (Ad Art. 8. IL) Der Senat, als obrigkeitliches Collegium, 
befteht in Zukunft (mit Ausnahme defien, was unten tranfitorifch verordnet 
wird) aus 42 Perfonen, mit Einfchluß jener vier Rathsglieder, welche zwar 
das Syndicatsamt in feinen bisherigen Obliegenheiten — wobei e8 belaffen 
wird — verfehen, doch aber in allem Betrachte einen integrivenden Theil des 
Senats ausmahen, auch gleich andern Senatoren entfcheidende Stimmen 
führen. 

Der Senat theilt ſich, wie! von Alters her, in brei Ordnungen oder 
Baͤnke, naͤmlich: 

a) -in die Ordnung der älteren Senatoren oder Schöffen, beftehend aus 
14 Perfonen, 
b) in jene der jüngeren Senatoren, gleichfalls 14 Mitglieder zählend, 

’ and 

ec) in die der Rathsverwandten dritter Bank von 14 Mitgliedern, 

Aus der erſten Ordnung wird jährlich der Altere, und aus der zweiten 
Drdnung der ‚jüngere Bürgermeifter gewählt. Ein Stadt: oder Gerichts: 
fchultheißenamt befteht ferner nicht in den Rathsverfammiungen, fon: 
deen vereinigt fi) in der Perfon des. jeweiligen Prifdenten des Appellations: 
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gerichts, welcher aber in den Rathsverſammlungen gleich andern Sig und 
Prtuame nur als. Rathsglied der erften Ordnung fortbehaͤlt. 


Qualification zu Rathsſtellen 

Em 19: Die Geburt giebt Fein Vorrecht und keinen pofitiven An 
ſpruch auf Nathaftelten, und die Verſchiedenheit des chriſtlichen Neligionsbes 
kenntniſſes iſt ſchlechterdings kein Hinderniß; vielmehr muß desfalls bie aliges 
meine Vorſchtift des Art. 6. genau beobachtet werden. Die Beftimmung 
der Grade der Verwandtfhaft und, Schwaͤgerſchaft mit Rathöperfonen oder 
mit dem Gonfulenten bes fländigen Bürgerausfhuffes, welche eine Ausfchlie- 
fung bewirken, bleiben die nämlichen, wie ſolche ducch kaiſerliche Refolutionen 
feftgefegt worden find, mit Ausnahme beffen, was unten tranſitoriſch ver⸗ 
ordnet wird. 

Auf die erſte Rathsordnung wird von der zweiten nach dem Dienflakter 
fortgert, Auf bie, zweite und dritte gelangt man duch Wahl und Ku 
gelung. | 

Bar Rathsſtelle wird, außer dem allgemeinen Erfotderniß zu allen * 
ſoldeten Stadtaͤmtern und Dienſten (Art. 6.), ein Alter von 30 Jahren 
erfordert, und darf man nicht in den Dienſten eines andern Staats ſtehen. 
Nach geſchehener Wahl muß ſolchen und allen fremden Titeln entfagt wer 
den, . Zur zweiten Nathsordnung können gewählt werden: Gelehrte, Adelige, 
Milttairpetfonett, Kaufleute und andere angefehene hiefige Bürger, wie auch 
verdiente Mitglieder der dritten Rathsordnung. 

Zu zwölf Plaͤtzen der dritten Rathsordnung wird aus allen hier zunfti⸗ 
gen Handwerkern ohne Unterſ! chied gewaͤhlt, und zwar ſo, daß von einem 
und demſelben Handwerke oder Zunft nie mehr als ein Genoſſe im Rath 
ſeyn darf. Re 

Zu den zwei anderen Plaͤtzen der dritten Rathsordnung wird aus der 
gefammten übrigen nichtzünftigen hiefigen ———— ———— ohne Ges 
ruͤcſi chtigung des, Gewerbes, gewaͤhlt. 

— Ratbswahten. F | 

Art. 20 Um der gefammten Bürgerfchaft Antheil an den Rathswah⸗ 
len zu verſchaffen, und „dadurch das Vertrauen der zu Regigrenden in die 

Regierenden zu erhöhen und zu verflärken, ſoll in. ‚Zukunft; wenn Rathaftels 
{en erledigt werden, der gefammte Nath durch Scrufinium, ganz frei und 
ohne Berudfihrigung ber Rathsbaͤnke, ſechs Wahlherren aus feiner, Mitte 
wählen. Ein Gleiches gefchieht von den 65 Mitgliedern des geſetzgebenden 
Körpers, welche nicht zu dem Rathscollegio gehören: 

Dieſe zwoͤlf Perſonen treten zuſammen, und nachdem ſie in die Haͤnde 
des aileſten Wahlherrn des Senats einen auf die alleinige Beruͤckſichtigung 
des Wohls hieſiger Stadt gerichteten Wahleid, welchen der Abnehmende gleiche. 
falls in die ande bes alteflen von den 6 mitwählenden Bürgern leiſtet, abe 
gelegt haben, wählen durch abfolute Stimmenmehrheit, welche der- zu Waͤh⸗ 
Linde für ſich haben muß, drei nach deu hieſigen Verfaffung qualificete Buͤrger. 
Nach vollzogener Wahl begeben ſich die 12 Wahlherren in die verfams 
melte Rathefigung und eröffnen derfelben die getroffene Wahl: Die ſechs 
Nathsglieder, nehmen ihre- gewoͤhnlichen Sitze ein. Den ſechs andern buͤrger⸗ 
lichen Wahlherren werden beſondere Stuͤhle in der Mitte des Rathszimmers 
geſtellt und ſofort wird in ihrem Beiſeyn die alt herkoͤmmliche —— 
auch Verpflichtung des Gewaͤhlten vorgenommen. 

Wahlart der Stadtſyndiken. 
Art. 21. Die Stadtſyndiken, als wirkliche. Rachsmitglieder, werden 
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in Zukunft nur aus dem rechtsgelehrten Mitglledern des Senats vom Senats 
ſelbſt durch Seratitium ohne Kugelung 32 wenn vorerſt die durch ihren 
Abgang erledigte Rathsſtelle auf die im Art. 20. vorgeſchriebene Weife mies 
derum beſetzt worden iſt. Bei Bertuft ber Rathöftelle ift das Senatsmitglied, 
auf welches die Wahl gefallen, das Syndicatsamt anzunehmen verbunden. 
Hat jedoch Jemand das Syndicatsamt 20 Jahre lang verfehen; fo kann er 
um Abnahme diefer Function nachſuchen, wodurch derſelbe aber auch den 
hoͤhern Gehalt einbußt. Der Gewaͤhlte behaͤlt im Senate feinen bisherigen 
un und Sig, und ruͤckt nach dem Dienftalter fort, 


 Bufammenberufung des gefeggebendben Rörpers zu den 
REN Er Rathswahlen. 1 

Art 22, Menn die vorzunehmende Wiederbefegung einer oder mehrerer 
vacant gewordenen: Nathöftellen bis zum Termin der jährlichen VBerfammlung 
- des. gefeßgebenden : Körpers nicht "verfchoben: werden kannz fo wird es nach 
dem, was Art. 14, für dringende Falle verordnet ift, gehalten, und kann 
der Senat bie Mitglieder bes geltägebenben a. zu dieſem Endzwed zu⸗ 
ſammenberufen. 
Wahlart der beiden Buͤrgermeiſtet. 


Urt: 28. Alle Jahre wird, wie von Alters her, zur neuen Mahl der 
—— geſchritten und kein Rathoglied darf zwei Jahre hinter einan⸗ 
der das Buͤrgermeiſteramt fuͤhren. 

„Die. Buͤrgermeiſterwahlen geſchehen im ganzen Rath auf die Weiſe, daß 
durch Serutinium drei Perſonen aus den 14 ‚Mitgliedern, welche bie erſte 
Rathsordnung bilden (tranſitoriſch, aus den mehreren) für die Stelle des 
älteren Buͤtgermeiſters, und drei aus den 14 (kranfi toriſch aus den mehreren) 
Mitgliedern der zweiten Rathsordnung, zur Stelle des juͤngeren Buͤrgermei⸗ 
ſters vdrerſt gewählt werden. Jedes Rathsmitglied der erſten und zweiten 
Ordnung kann waͤhlen und gewaͤhlt werden, unangeſehen ob daſſelbe bei dem 
Appellationsgerichte, Syndicat oder Stadtgerichte angeſtellt iſt. Daß die Se 
natsglieder ber dritten Bank mitwaͤhlen, verſteht ſich von ſelbſt, 

Im letzteren Falle werden bes Gewaͤhlten Functionen, keſpectlve von 
dem naͤchſtfolgenden aͤlteſten Rath eines jeden Gerithts, oder wo noͤthig, von 
einem andern rechtsgelehrten Mitgliebe des Senats während. der Pau des 
Buͤrgermeiſteramts verſehen. 
nn Unter den: ſo Gewaͤhlten enſſcheidet hiernaͤchſt die Kugelung. 


Amtsobliezenheiten der. beiden Bürgermeifter. RR 
Ba) Aelterer Buͤrgermeiſter. mi 

Der Ältere Bürgermeifter, und in subsidium der Jüngere, Tot bei den 
—S — das Directorium. 

Dir aͤltere Buͤrgermeiſter theilt alle einkommende un zu. des Senats 
Deliberation geeignete Gegenſtaͤnde, Über melde er nicht felbft den Vortrag 
machen: will, unter die Rathsglieder als Neferenten in den gewoͤhnlichen 
Derwaltungs + Rathsſtbungen aus, und bringt hiernaͤchſt auf, ‚den ge: 
wöhnlichen Proponendenzettel, — 

Saͤnnntliche Rathoglieder ft nd bapflihtet, ſolche Neferate zu uͤber⸗ 
nehmen. 

Findet die ——— die Gegenſtaͤnde ſo wichtig, daß nach 
vernommenem Berichte des betreffenden Stadtverwaltungsamts und nach an⸗ 
gehoͤrtem Vortrag des Senatsreferenten, welcher jederzeit ein anderer als dir 
Amts eputirte feyn BA: eine noch weitere: Prüfung. für nöthig. erächtet- wird; 
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fo innen Gutachten der Syndiken oder mit ihrer Zuziehung von einer aus 
dem Verwaltungsrath, ad publica, zu formirenden Rathsdeputation gefor⸗ 
dert werden. 
Außerdem iſt dem aͤltern Buͤrgermeiſter die geſammte Leitung der bewaff⸗ 
neten Macht anvertraut. 
— b) Juͤngerer Buͤrgermeiſter. — 
Der juͤngere Buͤrgermeiſter verſieht, wie ſchon gedacht, in den Raths— 
verſammlungen fubfidiarifh die Stelle des Älteren; außerdem aber leitet er 
4) unter Mitwirkung eines Senators ber zweiten und eines Rathsver⸗ 
wandten der dritten Rathsordnung das gefammte Polizeitefen. Bei 
polizeilicher Beftimmung der Zaren wird ein Mitglied des fländigen 
Bürgerausfhuffes zugezogen. ! 

Die Polizei foll neu organiffet, auch follen alle vormalige bau⸗ 
amtliche Polizeifachen an das Bauamt zurüdvermwiefen werden; few 
ner und — 

2) praͤſidirt dev jüngere Buͤrgermeiſter dem, mit der Sicherheitspolizei 
‚fo nahe in Verbindung. flehenden, peinlichen Verhoͤramte; auch ge 
. bien  .. Der F 
3) alle vorbereitende Unterſuchungen des Buͤrgerrechts, und ſonſtiger Gos 
ſuche um den Beiſaſſen- und anderen Schutz, ſodann 

4) alle Handwerksſachen vor den juͤngern Buͤrgermeiſter. Bei letztern, 
und in ſoweit noͤthig, auch bei den unter Mr. 3. gedachten Unten 
ſuchungen, hat der jüngere Bürgermeifter zwei Rathsglieder der drite 

. ten Ordnung beizuziehen. 


MWirkungskreis des Senates im Ganzen und Abtheilung 
— deſſelben. 

Art. Dem Senate iſt die executive Gewalt, und die Stadte und 
Suftizverwaltung im Allgemeinen, als obrigkeitlichem, bie ganze Stadt tes 
präfentirendem, Collegio anvertraut. In foweit diefe Ergänzungsacte Feine 
Abänderung gemacht hat, find des Senats Befugniffe die nämlichen, wie 
in der alten Verfaſſung. Die alte Berfaffung beftimmt genau, in mwelshen 
Verwaltungsfällen. der Senat an die Einwilligung des fländigen Bürgerauge 
ſchuſſes gebunden ift, wobei es denn auch fein Bewenden behält. 

Vorliegende Ergänzungsacte der älteren hiefigen Verfaſſung fegt eben 
fo genau im dem Art. 17. aus einander, welche Gegenflände, den veräns 
berten Berhältniffen nad), einer befondern gefeßgebenden Verſammlung vors 
behalten feyn folen, in welcher zwar auf ber einen Seite ‚die Einfichten 
und Erfahrungen der Rathsglieder mitbenugt werden, auf ber andern aber 
legtere, auch nur durch Uebergewicht der Gründe, einen. wirkfamen Einfluß, 
in Unfehung ber gegenüberftehenden großen Majorität der mitftimmenden Büre 
ger, erhalten. können. ! er | BE? 

Bei allen endlichen Deliberationen des Senats über Gegenftände, die 
zur Entfcheidung des gefeggebenden Körpers gehören; bei Beſtaͤtigung oder 
Milderung der peinlichen Urtheile und bei allen fogenannten Gnadenſachen, 
mit Einfluß der Aemter und Dienftvergebungen, müffen. fimmtliche Rathge 
Hlieder zugezogen werden. - — Ed 

Doch kann der Verwaltungsfenat ſowohl felbft, als durch die obgebadhte 
Rathsdeputation, erftere Gegenftände vorbereiten, 

Ale andere Verwaltungsgegenflände hingegen werben in den gewöhnt: 
hen Nathefigungen ohne Zuziehung derjenigen Nathsglieder, welche mit der 
Suftizverwaltung beſchaͤftigt find, deliberirt und entſchieden. 
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Es müflen aber zu Faſſung eines gültigen Befchluffes immer 3 der 
Mitglieder des Verwaltungsſenats gegenwärtig feym. 
Dieſe Verordnung iſt auch auf die Verſammlung des ganzen Raths 
anwendbar. ee? — a Mi 
Damit nun aber die dritte Nathsordnung in dem alten. Zahlverhältnif 
ihrer Mitglieder zu den beiden obern NRathsordnungen, wie vorhin, verbleibe, 
und kein nachtheiliges Uebergewicht entftehe, follen — wenn die zwei oberen 
Rathsbaͤnke jede nur aus 14 Mitgliedern — beftehen, nur die 7 älteften 
Mitglieder der dritten Bank den ordinaften Rathefigungen beimohnen, und 
die andern befto anhaltender Staatsverwaltungsämtern obliegen. Während der 
— (nad) dem, mas. unten‘ tranfitorifch, verordnet, iſt) — fortdauernden ver» 
mehrten Zahl dei zivei oberen Rathsordnungen, wird. das paſſende numeri⸗ 
ſche Verhältniß gegeiffen. a * wi 
an 3% Verwaltungsaͤmter. 
u L Geheime Deputation, 

Art. 26. Die in der reichsftädtifchen Verfaſſung beftandene geheime 
Rathsdeputation, mit dem Befugniß der Erogationen im exteros, foll, fo 
wie. fie. in den Faiferiichen Nefolutionen organifict ift, auch ferner, nur mit 
dem Bufage beftehen, daß, um allem Argwohn ungleicher Verwendungen 
etwa — Nachtheil einer oder der andern Religionspartei zuvörzukommen, 
der Senat derſelben wenigſtens ein Rathsglied von jeder Coufeſſion beizu— 
un TE Armen⸗Stiftungsanſtalten. — 

Die Armen-Stiftungsanſtalten bleiben in ihrer jetzigen Verfaſſung, und 
es wird in. einer beſonderen Stiftungs-Verwaltungsordnung das Naͤhere 
uͤber ihre Rechte, Befugniſſe und Pflichten, uͤber ihre Verwaltung durch 
Buͤrger, nach ihrer jetzigen zweckmaͤßigen Einrichtung, und uͤber den bei 
ihnen. einzuhaltenden Geſchaͤftsgang von dem geſetzgebenden Körper, das Wei— 
tere beſtimmt. —— BE ET u? 
“0.0. DR, Medirinal: und Sanitätscolleg. - 

Eben fo ſoll das. Medicinal- und Sanitätscolleg, nach den Vorſchrife 

ten der alten Verfaſſung, unter dem Vorſitz des. jüngeren Bürgermeifters, 
hergeſtellt werden. Es hat ſich mit Revifion der Medicinalorduungizu befaf: 
ſen, und’ fein. Öutachten dent: Senate, sumd durch dieſen dem gefeßgebenden 
Körper worzulegenen... 0 online een wu 
0, In Anfehung aller fonftigen. Stadtverwaltungsaͤmter verbleibt es bei 
dernjenigen, was desfallsdie ſtaͤdtiſche Verfafſung angeordnet.hat. Doc fol 
der Senat: pruͤfen, ob. die bisherige Zahl. und Abtheilung: der: Stadtämter 
beizubehalten, ober ob es zweckmaͤßiger fep, einige derfelben zufammenzufchmel: 
zen, ober, doch. menigftens: die Obltegenheiten eines. zu fehr mit Geſchaͤften 
überladenen, Stadtamtes unter andere minder occupirte zu vertheilen und des⸗ 
‚falls an den gefeßgebenden: Körper das. Möthigfindende gelangen laſſen. Die 
Vergebung der Stabtverwaltungsämter an Senatsdeputirte, welche nicht bei 
der Juſtizverwaltung angeftelft find; . gefchieht in vollem Rathe duch Serus 
tinium und jederzeit auf. drei Jahre... Der abgehende Rathsdeputicte ift aber 
nicht nur wieder erwählbar, fondern er muß ſich auch diefe erneuerte Wahl 
gofallen⸗ laffen. .: 4.0 Mein — — 

Ferner, fol: u A ee — —— 

A. eine Centralfinanzcommiffiun eigens zuſammengeſetzt aus Glie— 
dern des Senats und. des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes beſtehen, welche 
ohne alle Einmiſchung in die. Admiuniſtratjon ſelbſt, von allem: Stadt⸗ 
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yon aͤmternuregelmaͤßig die Ausweiſe ihrer; Einnahme: und Ausgabe: abzu⸗ 

5 fordern: hat, um mittelſt dieſer Materialien seine: genaue: Ueberſicht des 

Finanzzuſtandes in. einen Centralpunct zu. vereinigen und über die Ein 

“führung, Abfhaffung oder Modificationen der. Steuern; Erhöhung der 

Fntraden, fo twie uͤber die etwa möglichen Staatserfparniffe, in ver⸗ 

ir faffungsmäßigem ı Wege,. Vorfchläge an den Senat. zu. bringen. 

+, Weniger nicht: fol: a ee — a a © 

B. ‚der disherige Handlungsvorftand, unter dem. Namen einer Hands 
fungsfammer, fortbeftehen. ‚Die nähere Drganifation der letztern 

ade eigentlicher Wirkungskreis foll in verfaffungsmaßigem: Wege 

nn on bei. der-nächften ‚gefeggebenden Verſammlung genau. beſtimmt werden. 


Rechtsmittel gegen alle Straf: und Confiscationsverfügun 
Tr gen der Stabtverwaltungsämter. 
Art, 27. Findet fich ein hiefiger Buͤrger durch Straf- oder Confiss 
cntiöngperfügungen eines adminiftrativen Stadtamtes, oder einer ſonſtigen Erz - 
hebungsbehörde beſchwert; ſo fteht ihm binnen 10 Zagen die Einlegung der 
Berufung an’ dag hieſige Appellationsgeriht und deren Rechtfertigung inners 
halb der auf die Intetpofition folgenden 14 Tage, bei Strafe der Erloͤſchung, 
offen, und ‚darf das Erkenntniß — die Uecifeftraffäle ausgenommen — vor 
deren Erledigung nicht vollſtreckt werden. Vermeint der Appellant, daß er, fich 
auch. bei der Entfcheidung des hiefigen Appellationsgerichtes nicht beruhigen 
Tonne; ſo darf er das Rechtsmittel ber Actenverſendungen in vim revisionis 
cinwenden .·. | J u — 
7 6Civil- und peinliche Juſtizverwaltung. 
Art. 28.. ‚Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und 
peinlihen. Sachen z. daher. audy an ihm der Recurs wegen verweigerter oder 
verzögerter Juſtiz ergriffen wird. Zur Juftizverwaltung find vorhanden: -, 
I. a) ein Appellations- und peinlihes Gericht, mit 
“,,.b) dem ihm untergeordneten peinlihen VBerhöramte, 


[ 


A. ein Stadtgericht, 
.. U. sin.Stadt: und Landamt. Bu Ä 
na, 1. a) Appellations- und peinliches Geriht. — 
vw 2: %88.,29. - Das Appellationsgericht, welchem zugleih die Verwaltun 
der peinlichen Gerichtsbarkeit anvertraut ift, beſteht aus fieben Rathsgliedern, 
namlich: 
— $): aus. einem mitarbeitenden vechtsgelehrten Präfidenten oder Schuitheiß, 
welcher auf- drei Jahre aus den rechtsgelehrten Rathsgliedern ver 
erſten Ordnung, einſchließlich derer, welche das Syndicatsamt befleiden, 
vom Rath per Scrutinium gewählt wird, und jederzeit reeligibel iſt; 
2; 3. 4. 5): aus: den das Spndicatsamt verfehenden Nathsgliedern, als 
‚beftändigen Appellationsgerichtsräthen; N Be 
4.64: 7) aus zwei, oder, wenn ein Syndicus zum: Präfidenten gewählt 
3 f. wid, ‚aus drei fonftigen Senatsmitgliedern der erften Ordnung, von 
welchen wenigftens der eine ein Rechtsgelehrter ſeyn muß, und melde 
auf drei Jahre per Scrutinium vom Rath gewählt werden, aber int 
mer veeligibel find, BUNG: 
; Im .Verhinderungsfalle vertritt der Alteffe Rath die Stelfe des Praͤſi⸗ 
enten. J . N — 
Dieſes Appellationsgericht bildet in denjenigen Sachen, welche als min: 
deren Belangs bei dem Stadtamte, oder bei dem Landamte in erfier In— 
————— werden muͤſſen, und an das Stadtgericht in zweiter Juſtanz 
74 
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gelangt. find, die dritte und Iegte Inſtanz, in denjenigen Sachen aber, weldye 
bei. dem Stadtgericht in erſter Inſtanz vorgekommen find, die zweite, fo daß 
in biefem Sale gegen beffen Erkenntniſſe das Remedium transmissionis 
actorum in vim :revisionis, oder die fernere Berufung an das gemeinſchaft⸗ 
liche Dberappellationsgericht ber freien Städte, nach jenen Beſtimmungen, 
welche darüber. in dev Proceßordnung werden getroffen werden, Statt findet. 

Ferner wird am diefes Appellationsgericht der Necurs von den Strafs 
‚und Gonfiscationserfenntniffen der adminiftrativen Stadtämter, beffen in 
Artikel 27. gedacht worden, evgriffen. 

Hierunter find jedoch bloße Strafz und Gonfiscationd=, Miderungs ⸗ 
oder Erlaffungsgefuche aus Gnaben, nicht begriffen, fondern diefe werden 
bei dem ganzen Senate angebracht und von bemfelben erledigt. 

Endlich ift das Appellationsgericht zugleich; das Griminalgericht für die 
hiefige Stadt und deren Gebiet. 

Peinliche Erkenntniffe auf Lebensftrafe, oder auf eine berfelben nahe 
kommende Leibesftrafe werden, dem ganzen Senate vor dem Bollzuge zur 
Beftätigung oder Milderung vorgelegt, fo wie denn überhaupt Abolitiong =, 
Stenfmilderungs = und Erlaffungsgefuche in allen peinfichen ober poligeifichen 
Straffaͤllen dem ganzen Senate vorbehalten find. 

‚Gegen alle‘ peinliche Erkenntniſſe des biefigen Griminalgerichts findet, 
wenn ber Verurtheilte die Koften felbft beftreiten kann, eine weitere Verthei⸗— 
digung und Verfendung der Acten an eine auswärtige Nechtsfacultät Statt, 
Menn aber das Stadtärarium die Koften beftreiten foll; fo kann nur die Acten⸗ 
tevifion dahier bei dem nämlichen Gerichte durch Anordnung eined andern 
Meferenten verlangt werben; es wäre denn, daß auf eine mehr als dreimos 
natliche Gefängniß= oder Schanzenftrafe erkannt worden wäre, welchen Falls 
bei der Armuth des SteÄflings das Aerarium die Koften der meiteren Bew 
theidigung und Actenverfendung zu übernehmen hat, 

1. b) Peinliches Verhoͤramt. 

Art. 30. Das peinliche Berhöramt verbleibt bei der jegigen Einriche 
tung mit dem Zuſatze, daß der zeitige juͤngere Buͤrgermeiſter das Praͤſidium 
dabei fuͤhrt. Wenn der zeitige Criminalrath durch Krankheit oder Abweſen⸗ 
heit verhindert wird; ſo hat das Criminalgericht eines ſeiner juͤngern Mitglie⸗ 
der zur interimiſtiſchen Uebernahme der Functionen des Criminalraths zu 
committiren, welches dann hierzu allerdings verbunden iſt. 

I. Das Stadtgericht. 

‚. Art. 31. Das Stadtgericht, als Gericht erſter Inſtanz für alle dem 
Stadtamt und dem Landamt nicht zugewieſene Nechtsfachen, und als zweite 
Inſtanz für diejenigen, wo jene Aemter in erfter entfcheiden, bildet zugleich 
das obervormundfchaftliche Amt, 

Es wird, außer dem Director, mit fieben rechtsgelehrten Senatoren der 
zweiten oder auch der erſten Ordnung befegt. 

Aus allen Rechtsgelehrten des Senats erfter und zweiter Ordnung waͤhlt 
der Senat durch Scrutinium einen mitarbeitenden Director auf ein Jahr, 
welcher nur im naͤchſtfolgenden Jahre nicht reeligibel iſt. 

Seine Stelle vertritt im Verhinderungsfalle der aͤlteſte Rath. 

Als Mitglieder des Stadtgerichts werden ſaͤmmtliche ſieben rechtsgelehrte 
Senatoren auf drei Jahre gewaͤhlt, ſind aber nicht nur reeligibel, ſondern 
muͤſſen ſich auch dieſe Wahl ſchlechterdings gefallen laſſen, und aͤndert das 
Fortruͤcen auf die erſte Rathsordnung hierunter nichts. 

Zwei dieſer Senatoren und Staͤdtgerichtsraͤthe werden zur Curatelſection 
vom Senate auf drei Jahre deputirt, und wird ihnen ein im Rechnungs: 
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fache geuͤbter Rathsverwandter der dritten Ordnung, von jenen, welche die 
gewoͤhnlichen Rathsverfammlungen nicht befuchen,. zur Hülfe- beigegeben. Auch 
diefe find reeligibel, „is 

Bon: allen: und jeden Erfenntniffen und Verfügungen bes: Stadtgerichts, 
ohne Ausnahme der in Goncursfällen und fonften ergebenden Straferkennts 
niffe, Perfonalarreftverfügungen und dergleichen, kann an das Appellationss 
gericht. die Berufung ergriffen werden. 

er II. Stabtamt und Zanbamt, 

Art, 3%. Das errichtete Stadtamt eben ſowohl, als das Landamt, 
follen zur Erleichterung des Stadtgerichts, und um den hiefigen Bürgern 
und den Landbewohnern in Rechtsfkreitigkeiten von minderem Belange eine 
beförderliche und wenig Eoftfpielige Juftizverwaltung zu verfhaffen, auch die 
Entfcheidung in drei ginheimifhen Inſtanzen für ſolche Rechtöftreitigkeiten 
möglich zu machen, fortbeftehen. 
' Megen der Gompetenz diefer beiden Juſtizaͤmter, fol mit Abftellung 
alter hohen Zaren und Gebühren, nad) vernommenem gutachtlichen Vorfchlage 
der beiden höheren Juſtizbehoͤrden, das Weitere vom Senate an dem geſetz⸗ 
gehenden Körper. gebracht werden. 

Wenn gleicy bei diefen Suftizbehörden der fummarifche Proceß Statt 
findet und ‚jedem litigirenden Theile freiſtehet, feine Angelegenheit perfönfich 
und mündlich zum Protocol! zu verhandeln; fo foll doc auch Niemandem 
fen, verwehrt ſeyn, fchriftliche Meceffe ftatt der mündlichen dafelbft ein: 
zureichen. 

In Faͤllen, wo die beiden Stadtamtmaͤnner verſchiedener Anſicht ſind, 
ſollen ſie den zeitigen Landamtmann zu den Entſcheidungen beiziehen. 
Allgemeine, das Gerichtsweſen angehende, Verordnung. 

Art. 33. Da jeder Gerichtsſtelle ihr Witkungskreis angewieſen iſt, und 
ſoweit es noch nicht geſchehen, im der zu entwerfenden Gerichts- und Pro: 
ceßordnung angewieſen werden ſoll; fo darf keine der hieſigen höheren Ges 
richtsſtellen Gegenſtaͤnde, welche nach der Gerichtsordnung zu eigenem oder 
ihres Canzleiperſonals Reſſort, und nicht zur Competenz des Stadtamtes oder 
des Landamtes gehoͤren, von ſich oder ihrer Canzlei an letztere auftragsweiſe 
verweiſen, ſondern ſolche Commiſſionen muͤſſen Mitgliedern des Gerichts, oder, 
nach Beſchaffenheit, dem eigenen Canzleiperſonale aufgetragen werden. 

In Handelsſachen ſollen die Gerichte, nach Befinden, das Gutachten der 
Handelskammer erfordern. 

Wenn in Civilrechtsverhandlungen den Parteien oder ihren Anwaͤlten 
und Advocaten Strafen angeſetzt werden; ſo kann nicht nur davon der Re— 
curs am die höhere Inſtanz ergriffen werden, ſondern es ſoll auch den Ge: 
richten: frei flehen, die angefegten Strafen auf desfaltfige Smploration zu mil 
dern, oder aus bewegenden Gründen ganz zu erlaffen. 

Jeder hiefige Bürger kann, zwar nicht in der erſten Inſtanz, aber doch) 
bei dem Appellationsgerichte, auf Verfendung der Acten ad concipiendam 
sententiam antragen, zu welhem Ende, wenn das Geſuch ſogleich im Gras 
vatoriallibell angebracht wird, das Appellationsgeriht in ſolchem Falle die 
Appellation ohne Unterfchied zu recipiven hat. | 

Fiscalis und Executor in Civilibus, 
Art, 34, Weil ' . 
a) zu den Huͤlfsvollſtreckungen in Auftrag fowohl der Juſtiz- als Abmi: 
niſtrativbehoͤrden; 
b) zur Erforſchung der Faͤlle, in welchen Vormuͤnder er Curatoren zu 
"x 
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beſtellen find, und zu deren Vorſchlag an die vormundfchaftliche Be⸗ 
hoͤrde, auch. zu dem eingeführten Signiren der _._n_[n 
wofür aber in Zukunft nichts ad Aerarium zu bezahlen iſt; 3 
0) zur Direction der Verganthungen sub hasta publica, ſo wie 
d zur Wahrung. des interesse fisci in Meeursfällen gegen Straf und 
Eonfiscationgerkenntniffe dev VBerwaltungsämter, eine: persona 'publica 
ohnehin erforderlic) iſt; fo fol zu diefen und. etwa andern ‚analogen 
Verrichtungen ein Fiscalis und Executor in: -Civilibus (vormaliger 
Oberftrichter) . wiederum angeftellt werden, welchem von, allen hiefigen 
Berwaltungs und Juſtizbehoͤrden desfallfige Aufträge geſchehen koͤnnen; 
und dem, je nach Beſchaffenheit und Wichtigkeit des Falles, aus der 
Zahl der hiefigen Advocaten, von dem Senate oder von ‚dem Verwal⸗ 
tungsamte ein Adyocatus fisci beigeordnet wird, | 


‚don den geiftlihen und Schulſachen. 
Allgemeine Grundſaͤtze. 


"Xi 35. Alle und jede fowohl chriftliche und andere kirchliche Gemein⸗ 
den, gleichwie fie auf den Schutz des Staats Anſpruch zu machen haben, 
ſind auch der Oberaufſicht des Staats untergeordnet, und duͤrfen keinen bes 
ſondern Staat im Staate bilden. 
| Allgemeine, von den unmittelbar" worgefegten kirchlichen Behoͤrden 
eines Religionstheils verfaßte, Verordnungen beduͤrfen der Sanction des 

Staats; — rein biſchoͤfflichen Dioͤceſangerechtſamen — ſo viel die katholiſche 

Gemeinde betrifft — wie ſolche nach gelaͤuterten Grundſaͤtzen des teutichen 
Staats = und Kirchenrechts, ohne Ruͤckſicht auf das, nicht ferner anwendbare 
Entfcheidungsjahe des weftphälifchen Friedensinftruments, beftehen, oder in 
Zukunft durch Concordate für ganz Zeutfchland regulirt werden. dürften — 
durchaus: unvorgreiflich. . 
. . Dem gefammten:©enate bleibt bie Oberaufſicht uͤbertragen, und dem 
geſetzgebenden Körper iſt die Sanction organiſcher Einrichtung und die Ge— 
nehmit gung allgemeiner Verordnungen vorbehalten; doch kann der Senat in 
Faͤllen, in welchen nach bekannten ſtaatsrechtlichen Principien das landeshere 
liche Placet zu biſchoͤfflichen Anordnungen vor deren Vollzug erfordert wird, 
ſolches ertheilen. 

Jede Gemeinde der drei chriſtlichen Confeſſionen beſorgt, abgeſondert 
unter der gedachten Oberaufſicht des Senats und. der Sanction des Staats, 
ihre veligiöfen, kirchlichen, Schulz und Exziehungsangelegenheiten, 

I. Proteftantifhe Gemeinden. 
a) Proteftantifd:- Yutherifhe. 

Art. 36. Für die veligiöfen, Tichlihen, Schul= und Erziehungsan⸗ 
gelegenheiten der proteftantifchs Lutherifchen Gemeinde wird dag unter der 
Reichsſtadt fchon beflandene lutherifche Confiflorium hergeftellt. Es beſtehet 
dafjelbe 

4 und 2) aus zwei lutheriſchen Senatoren der erſten oder zweiten Naths⸗ 

ordnung, wovon der aͤltere das Directorium fuͤhrt; 

3. 4. und 5) aus dem Senior des evangelifch = lutherifchen Minifteriums 

und den zwei vorderften Pfarcherren, als SORT HERA N, en 

6) aus einem vechtsgelehrten Gonfiftorialrathe. 

Letzterer wird. fo :gewählt, daß das Conſiſtorium, * vernom menem 
Semeinefinhenvosfunde, dem Senate drei SUR ie wovon diefer 
einen wählt, 2, | 
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Mit Ausnahme der Ehefahen, melde am das Stadtgericht verwieſen 
bleiben, ift der Wirkungskreis diefer Behörde ganz. der nämliche, wie folcher 
vor dem Jahre 1806 gewefen, nur daß fie allein auf ——— Religions-⸗, 
Kirchen⸗ und Schulſachen beſchraͤnkt iſt. 

b) Proteſtantiſch⸗reformirte Gemeinde. J 

Art. 37. Dem freien Willen und Gutbefinden der an hieſi⸗ 
gen Gemeinde bleibt die Errichtung eines reformirten Conſiſtoriums unter der 
Direction zweier reformirten Rathsglieder, nach dem Muſter des evangeliſch⸗ 
lutheriſchen, uͤberlaſſen. 

Da inzwiſchen dieſe kirchliche Gemeinde alle Koſten ihres Religionscul⸗ 
tus, vertragsgemaͤß, ohne Concurrenz des Stadtaͤrarii aus eigenen Mitteln 
bioher beſtritten bat; fo ſoll, fo lange diefes Verhaͤltniß fortbefteht, felbit in 
dem Falle der Errichtung eines eigenen reformirten Gonfiftoriums, doch der 
teformirten Gemeinde oder den Behörden, welche fie dazu beftimmt, ausfchließe 
lich alle jene Befugniffe verbleiben, welche diefelde bisher duch Wahl und 
Einberufung ihrer Prediger, Kicchendiener u. dergl. ausgeübt hat. 

| I. Katholifhe Gemeinde. 

Katholiſche Kirchen: und Schulcommiffion. 

Art 38. Zu Beforgung der Kirchen-, Schul- und Etziehungsſachen 
der hiefigen Eatholifchen Gemeinde befteht die rubricirte befondere Commiſſion. 

Zwei Eatholifche Senatoren der eriten oder zweiten Rathsordnung, der 
zeitige Parochus, einer der Kirchendirectoren, nebft einem verbürgerten Rechts— 
gelehrten, welcher eben fo, wie jener des lutherifchen Conſiſtoriums, vorgefchla- 
gen, und vom Senate gewählt wird, bilden dieſelbe. 


Dotation der lutheriſchen und Fatholifhen Kirchen, mit Vor 
behalt des etwaigen gleihen Anfpruhs der reformirten 
Kirche. 

Art. 39, Es fol, nad) ausgemitteltem Bedarf, für die eigene Dota: 
tion des lutherifchen und Eatholifchen Religionscultus und Schulwefens geforgt 
werden, und. zu dem Ende Vorſchlaͤge des Senats an den gefeßgebenden Kür: 
per gelangen. - Smmittelft werden die Koften aus den dazu bereits beftimm- 
ten Fonds, und ſoweit diefe nicht zuteichen, aus dem Stadtärario beftritten. 

- Der veformirten Gemeinde foll hierduch am ihrem wirklichen oder ver: 
meinten Rechte auf gleichen Anſpruch nichts benommen feyn. 


Kichenvorftände der drei chriftlihen. Gemeinden. 

Art. 40. Eine jede der drei chriftlichen Gemeinden kann, außer jenen 
für ihre religiöfen ficchlihen und Schulangelegenheiten forgenden Conſiſtorien 
und Commiffionen, noch überdem einen befondern kirchlichen Gemeindevor⸗ 
ſtand anordnen. 

Dieſer hat in kirchlichen Angelegenheiten die Gemeinde bei ein⸗ 
ſchlagenden Behoͤrde zu vertreten, uͤber die aͤußere Disciplin zu wachen, das 
Kirchengut zu verwalten, fuͤr die Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhaͤuſer 
zu ſorgen, die niedern Kirchenofficianten zu ernennen und zu inſpiciren. 
Das hieſige Gymnaſium und andere gemiſchte Lehrinſtitute. 

Art. 41. Das hieſige Gymnaſiuni ſoll kuͤnftig eine, allen chriſtlichen Confeſ— 
ſionen gemeinſchaftlich angehoͤrende, juͤdiſche Religionsbekenner nicht ausſchließende, 
jedoch dem evangeliſchen Conſiſtorio wie ehedem allein untergeordnete Unter: 
richtsanſtalt ſeyn und bleiben. In dieſem Falle ſollen die katholiſchen Schüler 
des Gymnaſiums ihren eigenen Unterricht in der Religion, und, wenn es 
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gewünfcht wird, auch in andern wifienfchaftlichen Zweigen erhalten und be 
halten; auch bei ber Wahl. der. Lehrer durchaus keine Ruͤckſicht auf .ein be— 
fonderes chriſtliches Bekenntniß genommen werden. Sollte aber die katholifche 
Gemeinde die Wiederherſtellung des Fridericianums, als des vormaligen katho— 
liſchen Gymnaſiums unter ihrer alleinigen Direction, lieber wuͤnſchen; ſo iſt 
ſofort dieſe Wiederherſtellung vorzunehmen. 

Andere gemiſchte Privatinſtitute, in welchen der Religionsunterricht ve 
ben proteftantifchen und Eatholifchen Neligionsbekenntniffen ertheilt wird, ftehen 
unter einer, aus den proteflantifchen Eonfiftorien und der Eatholifchen Ricchen» 
en Schulcommiffion delegirten, Inſpection von Mitgliedern aller drei Con— 
eſſionen. 

Zu den Attributionen dieſer gemiſchten Commiſſion gehört ferner: bie 
Aufſicht 

a) uͤber die Lehranſtalten der juͤdiſchen Gemeinde, 

b) über die Führung der Kirchenbücher mit Einfchluß ber bien Ge: 

burts= und Sterbeliften, 

c) über die Kichhöfe und Begraͤbnißſachen, und 

d) die Handhabung der Sittenpolizei bei gemifchten Ehen, und Ertheis 

lung der Dispenfation in bürgerlic) verbotenen Graben bei Eingehung 
se Ehen. 
| Kirchen: und Schuldienſte. 

Art. 42. Im Betrachte der großen Zahl der in Frankfurt und in 
Sachſenhauſen wohnenden Lutheraner, fol bie Zahl der lutheriſchen Pfarr: 
herren für beide Gemeinden nie unter zwölf feyn, auch, um Einheimifche zu 
dem Studium der Gottesgelahetheit aufzumuntern, zu diefen Pfarrftellen und 
zu jenen auf hiefigen Dorffchaften Feine Candidaten der Theologie befördert 
werden, welche nicht entweder eingeborme Bürger find, oder waͤren fie diefes 
nicht, doch feit zehn Jahren im hiefigen Bürgerrechte ſtehen. 

Bei Vergebung anderer Lehrſtellen der Sprachen und Wiſſenſchaften, 
leidet dieſes jedoch eine Ausnahme, und find ſolche überhaupt unter der all: 
gemeinen Vorfchrift des Art. 6. eben fo menig, als die bei dem Religions⸗ 
cultus der Eatholifchen und veformirten Gemeinden erforderliche Parrherren 
und Geiſtliche begriffen. 

Doch muß ein jeder, der zu einem Kirchen- oder Säubienfe anher 
berufen wird, das hieſige Buͤrgerrecht annehmen. 


| Differenzien in Kirchen: und Schulſachen. 

Art. 43, Alle entftehende Differenzien der Mitglieder beider proteflan- 
tiſchen Gonfiftorien und der Eatholifhen Kirchen: und Schulcommiffion unter 
fih;.— alle Klagen der befonderen Neligionstheile oder einzelner Mitglieder 
über Mißbrauch oder Ueberfchreitung der Befugniffe der angeordneten Firchlis 
chen Behörden, Eönnen bei dem Senate angebracht werden. 

Diefer läßt die Beſchwerden durch Senatsmitglieder des betreffenden Re: 
ligionstheils unterfuchen, und hilft, nach eingelangtem Berichte, gegründeten 
Beſchwerden ab, durch Zurechtweiſung der es Behörden in das gehoͤ⸗ 
rige Geleiſe. 

Etwaige — in allen Wegen zu vermeidende — Irrungen der — 
chriſtlichen Gemeinden unter ſich, ſey es uͤber religioͤſe und kirchliche Gegen⸗ 
ſtaͤnde oder uͤber vermeinte Rechte, welche als davon abhaͤngig in Anſpruch 
genommen werden, ſollen, ſo viel nur immer moͤglich, —— bei⸗ 
gelegt werden. 
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Dem Senate vorbehaltene Eirhliche Anordnungen. 

Art. 44. Vorübergehende, zeitige Bicchliche Anordnungen, welche in allen Staa: 
ten von der weltlichen Obrigkeit auszugehen pflegen, alle drei chriſtliche Confeſ⸗ 
fionen in gleicher Maaße betreffen, und auf den verfchiedenen Religionscultus 
an und fr fich Eeinen Einfluß haben, 5. B. die Begehung und Anordnung 
von - Danffeften wegen wichtiger weltlicher Ereigniffe und dergleichen, verfügt 
der Senat, bald nach eigenem Gutbefinden, bald nach dem Vorfchlag der 
oefedenen fichlihen Behörden, und macht letzteren ſolche zur Befolgung 

kannt. 


Staͤndige Buͤrgerrepraͤſentation oder Buͤrgerausſchuß 
| (vorhin Bürgercolleg). 

Art. 45. Außer dem Senate, als dem Regierungs⸗ und Dermaltungs: 
collegio, beftehet fortwährend eine eigene Vürgerrepräfentation oder ein Buͤr⸗ 
gerausfhuß von 51 hiefigen Bürgern, gewählt aus allen Ständen der hiefi- 
gen chriftlichen Bürgerfhaft, mit Berüdfihtigung aller drei chriftlichen Con= 
feffionen, von welchen fi zu aller Zeit mehrere Mitglieder darin. befinden 
müffen. Stets ſoll auch dieſes buͤrgerliche Repräfentationscolleg wenigftens 
ſechs Rechtsgelehrte in feiner Mitte zählen. 

Diefer Bürgerausfhuß waͤhlt fich felbft einen Senior auf drei Jahre, 
welcher aber fortwaͤhrend reeligibel iſt. Er nimmt auch einen rechtsgelehrten 
Conſulenten an, und kommt mit dem Gewaͤhlten über die Zeit und Beding— 
niffe nach Convenienz überein. 

Sollte die Erfahrung die Zahl von 51 Mitgliedern bes Buͤrgerausſchuſ⸗ 
ſes als zu gering bewähren ; fo kann das Collegium auf eine Vermehrung 
bei dem gefeßgebenden Körper anttagen. 


Wahlart der Mitglieder bes Bürgerausfhuffes. 
"Art. 46. Abgeſehen von der tranfitorifchen erften Wahl des Bürger: 
ausſchuſſes, fol die Wahl der Mitglieder deſſelben bei hiernaͤchſt erledigt wer⸗ 
denden Plaͤtzen folgendermaßen geſchehen. 

Der Buͤrgerausſchuß waͤhlt aus ſeiner Mitte ſechs Perſonen, und ein 
Gleiches geſchiehet von jenen 45 Buͤrgern, — einen Theil des geſetzgeben⸗ 
den Koͤrpers ausmachen. 

Dieſe 12 Wahlherren treten zuſammen und wählen durch abſolute Stim⸗ 
menmehrheit drei qualificirte Subjiecte. 

Sie begeben ſich hierauf in das verſammelte Colleg der ſtaͤndigen Buͤr— 
gerrepräfentation, und es wird in ihrem Beifeyn die Kugelung vorgenommen, 
fofort auch dem Senate die getroffene Wahl bekannt gemacht. 


Dualification ber Mitglieder des Bürgerans- 
ſchuſſes. 
Verpflichtung zur Annahme. 
Entſchuldigungsgruͤnde. 

Art. 47. Jeder chriſtliche hieſige Bürger, ohne Unterſchied ber Con— 
feſſion, des Standes und Gewerbes, welcher nicht bereits in andern Dien- 
ften des Hiefigen Staats fleht, kann in den Bürgerausfchuß gewählt werden. 
— In Unfehung der Berpflihtung zur Annahme, verbleibt es bei demjeni⸗ 
gen ,: was unter ‚der reichsſtaͤdtiſchen Verwaltung als Gefeg gegolten hat. 
Hierbei; treten folgende nähere Beflimmungen ein: 

8) Solche Buͤrger, welche Art. 12. von der Wahl in den gefeggebenden 

Körper ausſchließt, find auch nicht wahlfähig zu dem Bürgercollegio. 
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b) Vater und Sohn, Bruder, Schwiegerfohn und Schwiegervater, Ein 
men nicht zu gleicher. Deit in den, Bürgerausfchuß. gewählt: werden. 
0. Wenn jedoch dns Affinitätsverhäftniß erſt entfteht, zwiſchen Perfonen, 
indie bereits im Golleg find; fo veranlaft dies feine Nothivendigkeit 
„5 Jam Austritt, EA ae ne 92 a 
0) Wer zue Zeit. der Wahl bereits 60 Kebensjahre vollendet. hat, ift 
zwar wahlfaͤhig; er. kann ſich aber — wenn er will — die Annah— 
nie verbitten, —— — Be ER ee ee 
d) Die Mitglieder des Bürgerausfhufles bleiben es Iebenslänglich, da— 
fern fie nicht in den Senat gelangen. RR TE 
e) Wenn jedoch ein hiefiger Bürger 5 Iahre‘ lang im Bürgeransfchuß 
geſeſſen hatz fo kann er um feine Entlaffung nachſuchen. 
Da es möglich wäre, daß ein folcher wegen woräbergehender Wer: 
hinderungen, als Schwächlichfeit. der -Gefundheit, vorhabender Neifen, 
überhäufter Gewerbsbeſchaͤftigungen u; dergl. feine Entlaffung nahme, 
ſich aber nach in der Folge gehobenem Hinderniß den Ruͤcktritt in 
diefes Golleg wohl :gefallen ‘Tiefe; ſo ſollen foldhe Perfonen immer 
reeligibel feyn; es hängt aber von.ihnen ab, ob fie. die Wahl anneh— 
men wollen oder nicht. Ä ee RZ. wi 
Wirkungskreis ber ffändigen Bürgerrepräfentation. | 
Art. 48. Dev Wirkungskreis des fländigen Buͤrgerausſchuſſes verbleibt 
der nämliche, wie folcher durch Eniferliche Nefolutionen im der alten reichs⸗ 
ſtaͤdtiſchen Verfaſſung ſich beſtimmt findet, infofern nicht dieſe Conſtitutions⸗ 
ergaͤnzungsacte durch Einrichtung der jährlichen geſetzgebenden Verſammlung 
und deren Attributionen darin, im gleicher Maaße, wie bei dem Genate, 
eine Abänderung eingeführt hat, u 
Der Vürgerausfhuß fol aber, nienn nicht wenigſtens zwei Deittheife 
Mitglieder in: der; Verfammlung gegenwärtig find, Eeine Entſchließung 
Jaſſenn ee 
Stadtrehnungs:Revifionscofleg (vormals. Neunercolleg).; . 
Art.. 49. Das unter der reichsſtaͤdtiſchen Regierung beftindene Neu: 
nercolleg fol Eünftig nicht mehr. ald vom: Bürgerausfhuß getrennter Körper 
beftehen, fondern der Bürgerausfhuß hat zu dem jtädtifchen Rechnungsrevi— 
fionggefchäfte neun feiner Mitglieder, welche übrigens im Bürgerausfhuß Sis 
und Stimme behalten, zu erwählen. In Anſehung diefes befonderen Rech— 
nungsrevifionsgefchäfts ſtehen diefe Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes in befon- 
deren Pflichten, und find von dem Collegio der Her ‚unabhängig... - 

Sie können auch, in Beziehung auf.diefes, Nechnungsrevifionsgefchift, 
eollegialifhe ‚Erklärungen an das Colleg der 51er und an ben Senat abge 
“ben, und bedürfenden Falles, wie ehehin, einen’ rechtsgelehrten Actuar annch— 
men, welcher zugleich ihre Regiſtratur beforgt, 


' Befhluß.: 

Art.:50. | | ae, a. 

a) Soll in den, in der alten Staatsverfaffung und. in. der vorliegenden 
Ergaͤnzungsacte enthaltenen iorganifchen Geſetzen eine Abänderung vor: 
genommen werben; fo’ wird, um: eine: folche Abänderung in Dplibe: 
tation ſetzen zu können, erfordert, daß: der Senat und der mefeßge: 
bende Körper darüber beide, und zwar durcheiner Mehrheit: der Stimi: 
‚men von zwei Deittheilen in jedem Koͤrper, für,deren Buläffigfejt ver: 


erſt bejahend entſchieden haben. aich 


MISHTE 140, Sp 
ABENNE 1224ÿ—4 
* — 4 
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1 Fee bejahend entſchieden worden; fo kann der Gegenſtand 
*u Lerſtonach drei Jahren wieder in Vorſchlag gebracht werden. Im Ge— 
genfalle wird.der Gegenſtand in dem geſetzgebenden Koͤrper in Deli⸗ 
vberation geſetzt, und uͤber die Annahme oder Nichtannahme der in 
BVorſchlug gekommenen - Abänderung geftimmt. Zur Annahme wird 
on eine Möhrheit- der Stimmen von zwei Drittheilen erfordert. Wenn 
aber auch diefe Annahme befchloffen ift; fo erhäft der Beſchluß doch 
nur erft dann Geſetzeskraft, wenn-über denfelben in den drei verſchie⸗ 
denen Abtheilungen der Bürgerfchaft durch die Mehrheit abgeftimmt 
2 worden aind· zwei Abtheilungen für die Annahme geftimmt haben, 
by·Die authentifche: Erklaͤrung aller Artikel dieſer Conftitutionsacte ges 
hoͤrt vor bie gefeggebende Verſammlung. 
U F —— | 
: ©) follen dem geſetzgebenden Körper fämmtliche bei der Commiſſion der 
Alll von Seiten dor loͤblichen Buͤrgerſchaft übergebene Monita, fammt 
der daruͤber geführten Regiſtratur vom Senate zugeſtellt werden, um 
—von den datin enthaltenen. guten und gemeinnuͤtzigen Vorſchlaͤgen, 
we zuinfomweit ſolche allzuſehr ind Specielle eingehen, und eben darum von 
der Commiſſion deu XIH vorerſt nicht benugt werden Eonnten, noch 
in Zukunft geeigneten. Gebrauch zu machen. — RE 
il ne Tranſitoriſche Berordnungen. nf 
sr Art 5; nl: Die ſaͤmmtlichen jetzo lebenden Mitglieder des Senats, 
mit Einfchlußrdeenbisherigen vier. Syndiken und Appellationsgerichtsräthe; 
find und werden: hiermit. in ihren Rathsaͤmtern und Würden, ein jebee nah 
feinem bisherigen Rang und Ordnung, beftätigt, _ ER 
: Diejenigen: unter ihnem, "welchen auf ihr Anfuchen wegen Alters“ oder 
förperlichet. Schwäche vom. . Senate: mit Entlaffung -willfahrt werden kann, 
behalten den dermalen genießenden vollen Gehalt. 
"IE Der Senat in feinen jego Tebenden Mitgliedern, mit Einfluß der 
vier Syndiken, wird :alsbald nach Genehmigung diefer -Gonftitutionsacte au: 
Betordentlicher Weife —: wie‘ ſolches zur Zeit des "errichteten alten Bär: 
gervertrags geſchehen iſt — mit 20 neu zu: wählenden "Mitgliedern 
vermehrt. = re Tee, er 
Zwei werden. auf bie dritte Rathsordnung aus den zuͤnftigen Handwer⸗ 
fern, und 18 auf die zweite Rathsordnung gewaͤhlt. Zn 
Unter den Iegtern 18 müflen fi, um das, in feinem jeßigen, ad 
Corpus Senatus nicht ‚gehörige, "Perfonale, mit dem Vollzug diefer Con⸗ 
flitutionserganzungsacte fr aufgehoben erklaͤrt werbenbe. biöherige Gericht er⸗ 
fer Inſtanz erfegen zu koͤnnen, 12 Rechtsgelehrte befinden, während die 
ſechs andern aus den Adeligen, angefehenen Handelsleuten, Rentenirern und 
Gutsbefigern gewählt werben koͤnnen. Ä 
Auch ſollen unter den: 20 zu wählenden Rathsgliedern diefes Mal we⸗ 
nigſtens vier der katholiſchen und zwei der reformirten Religion zugethan: feyn, 
Um die Gleichſtellung der Anzahl der Mitglieder der erſten und zweiten Raths⸗ 
prbnung; herzuſtellen/ vüden. fo viele. der jegigen Mitglieder der zweiten: Ord⸗ 
nung auf bie erflere über, als hierzu. — nachdem die Syndiken unter die 
Mitglieben äden: erften Ordnung nach ihremifego: habenden ‚Ranger mitgersch- ' 
Re nnnoͤthig· iſt; vVhne jedoch darum; fo: {lange nicht. die bes 
ſtimimte Zahl von nur 14, mit Einſchluß der vier Syndiken, hergeſtellt iſt, 
Den hoaͤharn Gehalt dir Mitglieder. idebreuften Ordnung in Anfpeuch nehmen 


I, 


eG rt a 
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IM. Wer von den jetzigen Raͤthen des Gerichts erſter Inſtanz bei ber, 
von ihnen ſelbſt angefragenen und allgemein gewünfchten, veränderten Ger 
eichtsverfaffung nicht alsbald in den Senat gewählt wird, verbleibt in dem 
vollen Genuffe feines jegigen Gehalts, muß fich aber in andern, feiner jegi= 
gen . Kategorie gleichfommenden angeſehenen, . Stadtdienften, fobald fol 
ches jego oder in Zukunft ihm angefonnen wird, gebrauchen und anſtel⸗ 
len laſſen. 

IV. Zwar behaͤlt der zeitige kikiise Stodiſchultheiß lebenslaͤnglich ſei⸗ 
nen Rang als vorderſtes Rathsglied, und. iſt als: Schultheiß Praͤſident des 
Appellationsgerichts; dahingegen wird vom Senate ſofort nach erfolgter Wahl 
der 20 neuen Rachsgliebe zu einer neuen Wahl ber Buͤrgermeiſter und Be: 
fegung aller Stadtämter, weniger nicht der Gerichte, ſoweit Letzteres nöthig, 
nad Maaßgabe diefer Conftitutionsergänzungsacte vorgefchritten. 

V. Um die Wahl der neu aufzunehmenden Senatsmitglieder, beſon⸗ 
ders aus den Fatholifchen und reformirten Gemeinden, ingleihen die Wahl 
der jegigen Raͤthe des Gerichts erfter Inſtanz in den Senat nicht zu er— 
ſchweren, fol diefesmal, und ohne Confequenz für die Zukunft, auf die. aus⸗ 
fchliegenden Grade der Verwandt ober Schwägerfhaft, fo wenig als auf 
das Indigenat oder den ‚zehnjährigen Beſitz des hieſigen WBürgerrechts, von 
den MWählenden muͤſſen relectiri werben; vielmehr ſollen dieſe erſten Raths⸗ 
wahlen gleich, wie ſie auf eine beſondere Art vollzogen werden, alſo auch 
vollkommen frei ſeyn. Nur Talente, Rechtſchaffenheit, Fleiß und Genuß 
des öffentlichen Vertrauens ſollen die Waͤhlenden zu ihrem Augenmerke neh: 
men. Eben fo menig ift die Verordnung dieſer Conftitutionsacte, daß zu 
hiefigen Stadtämtern und Dienften nur folhe Perfonen gelangen können, 
welche entweder eingeborne Bürger find, oder feit 10 Fahren: dahier 
. Im Bürgerrechte ſtehen, auf bie fogenannten Denfioniften der hiefigen 
freien Stadt anzuwenden, vielmehr tritt in Anſehung ihrer eine Aus: 
nahme ein. 

VL Bis bie Anzahl der Rathsmitglieder, mit Einſchluß der Syndi⸗ 
Een, auf bie Zahl der 42 ſich vermindert hat, werben feine neue Raths— 
wahlen vorgenommen; es wäre denn, daß bie Befolgung des Art, 6. dieſer 
Conftitutionsergänzungsacte, dag nämlich Mitglieder aller drei chriftlichen 
Confeffionen im Senate feyn müffen, ſolche neue Rathswahlen erforderte, 
Auch ſoll erft, wenn die Zahl der Rathsglieder auf 42 vermindert worden, 
die dritte Rathsordnung auf 14 vermehrt werden. 

VII. Bei. aller Anerkenntnig der Verdienſte der Mitglieder des. bisheri⸗ 
gen Buͤrgercollegs um die hieſige Stadt und Buͤrgerſchaft, ſoll doch, um 
der kuͤnftigen neuen ſtaͤndigen Buͤrgerrepraͤſentation den eigentlichen Charakter 
einer, von der Buͤrgerſchaft ſelbſt gewaͤhlten, Repraͤſentation zu verſchaffen, 
und um deſſen jetzige Mitglieder von den Collegien der 75. und 45. die: 
fesmal nicht auszufchließen, in Gemäßheit der eigenen Erklärung dieſes Col⸗ 
legs vom 6. November 1815, fofort nad) erfolgter Annahme diefer Conſti⸗ 
tutionsergänzungsacte, zu einet neuen Wahl des Bürgerausfchuffes gefchrit: 
ten werben. 

VIEL Die Wahlen gefchehen bieſesmal in nachſtehender Reihenfolze 
und auf die hiernaͤchſt beſchriebene Weiſe: 

a) Es wird durch die, in dem Art. 11. dieſer Gonftitutionergängungsarte 
angeordneten, drei ee ein Wahltolleglum von 75. Bir: 
gern formirt, ©: N 
: b) Diefes Woahlcoliegium der. 75. — — nach Art. 42, der Conſtitutlons⸗ 
ergaͤnzungsacte, 45 Perſonen. Die jetzigen Mitglieder des Buͤrger⸗ 


— 
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collegs find: im dieſem tranſitoriſchen Falle, weder von der Zahl der 
7, noch ‚jener der 45 ausgeſchloſſen, ſondern koͤnnen durchaus waͤh⸗ 

len und gewaͤhlt werden. | — ie 

c) Von den 45 biefigen Bürgern wird fofort der aus 51 Perfonen befte: 

hende Buͤrgerausſchuß gewählt, oder, wenn fie es für beffer oder ges 
rathener fänden, das ganze Colleg der jegigen 6ler, ftatt einer indi⸗ 
viduellen Wahl feiner Mitglieder, beftätigt, In diefem Falle werben 
die Ueberzähligen allmählig abgehen. N 2 
Mer im erftern Falle aus den jegigen Mitgliedern des Buͤrgercol⸗ 
legs gewählt wird, nimmt feinen vorigen Anciennetätsrang ein, und 
ob man gleich. zu dem Patriotismus biefer Bürger ſich verfehen darf, 
daß fie die Annahme diefer Wahlen nicht von ſich ablehnen werden; 

ſo ſollen doch diejenigen von. ihnen, welche dem gemeinen Stadtweſen 
ſchon fünf Fahre lang im Bürgercolleg Dienfte geleiftet haben, zur 

Annahme nicht: können gezwungen werben, I 

d) Hierauf conftitwirt fich das neue Colleg des Bürgerausihuffes als 

ftändige Bürgerrepräfentation,; wählt feinen Senior und Gonfulenten. 

e) Diejenigen Perfonen, welche aus der Zahl der 45 Wählenden in ben 

Buͤrgerausſchuß etwa kommen, werden fogleih und ſchon während 

des Mahlacts der 51 wieder duch Eimrüden jener, welche bei dem 

MWahlcolieg der 75 nach ihnen die mehrften Stimmen gehabt haben, 

ges ’ Hierauf vereinigen ſich 

f) diefe. 45 mit den 51 Mitgliedern des neu gewählten oder vefpective im 

Beftätigungsfalle — mit den 61 Mitgliedern des beftätigten Bürger: 

ausfhuffes, nnd legen in die Hände des älteren Bürgermeiflers einen 

Mahleid dahin ab: 

„Daß fie, bei dem ihnen nun obliegenden Vorfchlage zu Nathe: 
„perfonen, lediglich auf das Wohl der hiefigen Stadt, nad) beiten 
„Einfihten, Wiffen und Gemwiffen, Rüdfiht nehmen wollen.” 

Sie machen fofort durch abfolute Stimmenmehrheit einen Vorſchlag 
von vier Gandidaten zu Nathsftellen an den verfammelten Senat, woraus 
diefer zwei waͤhlt. Mit diefem Worfchlage wird fucceffive fortgefahren, bis 
die 20 neuen Rathöglieder gewählt find, 

Doch fteht in dem vorliegenden befonderen Falle nicht nur diefer Der: 
fammlung frei, in Rüdficht der Verdienfte der Mitglieder des bisherigen Ge— 
richts erſter Inſtanz die fämmtlichen jegigen Stadtgerichtsräthe dem Senate 
zur Aufnahme in das Rathscollegium auf einmal zu peäfentiren, ſon⸗ 
dern der Rath foll auch ermächtigt feyn — 0b: derfelbe will — dieſe 
in Vorfchlag kommende Gefammtaufnahme duch Stimmenmehrheit zu ges 
nehmigen. | 


Borfhlag wegen Annahme diefer Conſtitutionsergaͤnzungs— 
acte, durch die Stimmenmehrheit der hieſigen Buͤrgerſchaft. 


Art. 52. Dieſer gutachtliche Entwurf einer Conſtitutionsergaͤnzungs⸗ 
acte wird dem Senate von der Commiſſion der XIII ſammt den gefuͤhrten 
Protocollen und bei der Commiſſion eingekommenen Monitis mit Bericht 
übergeben. | 

Nachdem folcher hiernächft fammt dem Gommiffionsberichte, jedoch) 
ohne die Anlagen, gedrudt, und in allen Stadtquartieren ausgetheilt wor— 
den, verfügt der Senat die Abftimmung über die Annahme, mit Sa, oder 
die Nichtannahme, mit Nein, in den Stadtquartieren auf die Weife, daß 
bei den Quartiervorftänden, mit Zuziehung einiger Beiftände und eines No: 
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tars, ein Protocoll eröffnet. wird, zu welchem ein. jeder: hieſiger chriſtlicher 
Buͤrger, binnen einer. zu. beſtimmenden Friſt, und zwar petſoͤnlich, mit Ja 
oder Nein abſtimmt. — NR 
Die Einreichung, anderweiter Modifientionen und Vorfchläge — fchrift: 
liche Verwahrungen, Erklärungen Mehrerer. zufammen, : können nad Be- 
ſchaffenheit des Gegenftandes hierbei um fo weniger beachtet und angenom= 
men. werben, als es theild der. gefammten Bürgerfhaft.um Beendigung des 
bisherigen proviforifchen Zuftandes dermalen . hauptfählich zu thun it, und 
anderntheils in dieſer Acte ein: gefegliher Weg zu allen £ünftighin nöthig 
befunden werdenden ‚weiteren Abanderungen und. Verbefferungen der. hiefigen 
Stadtverfaffung eröffnet iſt, es auch in der Unmöglichkeit liegt, allen Anſich— 
ten und MWünfchen auf einmal zu genügen. Me 
Hat die. Mehrzahl der geſtimmt habenden hieſigen chriſtlichen Bürger 
für die Annahme zu den Quattierspeotocollen,  twelche von dem: Quartier: 
vorfiand, den Beiftänden und dem. Notar zu beglaubigen und dem Senate 
einzureichen find, geſtimmt; fo: wird. dieſe Conflitutionsergänzungsacte als 
Derfoffungsgefes vom. Senate publiciet und alsbald. in. Vollzug gefest. 
Frankfurt, den 29. Zunius 1816. | TE 
ie ins | Commiſſion der XIU 
und in deren Namen, Kraft befonderen Auftrags 
s“, ‚Dr. 3. Büchner, Synd. prim. 
I P. Frhr. v. Leonhardt. :. 
a Joh. Sottlieb Dies, b. R. Dr. 


Anhang. 





Leber Die Errichtung der Landrathe Provinzialſtaͤnde) 
ri Dane. | 


Berxeits im Jahre 1821 beabfichtigte der (1825) verewigte - König 
Marimilian Joſeph von Bayern die Errichtung von Provinzial 
fländen, unter der Benenttung: Landräthe:, — 

Es erſchien deshalb am 1. Januar 1822 nachſtehende „Werord- 
nung uͤber die Einfuͤhrung der Landraͤthe in ſaͤmmtlichen 
Kreiſen des Koͤnigreichs Bayern.” — Die Verwirklichung fand 
aber! Schwierigkeiten, ſo daß, nach wiederhohlter Berathung dieſer wich⸗ 
tigen Angelegenheit mit den verſammelten Staͤnden, erſt am 15. Auguſt 
1828 dad „Geſetz, die Einführung der Landraͤthe betref— 
fend,“ vom Könige Ludwig unterzeichnet, im Jahre 1832 aber, nach 
dem Anfrage der Ständeverfammlüng des Jahres 1831, eine Mopificas 
tion der $$. 13 und 14. dieſes Geſetzes, in dem Abfchiede für die 
Ständeverfammlung bekannt gemacht ward, | 


a) Verordnung über die Einführung der Landräthe 
in ſaͤmmtlichen Kreifen des Königreihs Bayern, v. 1. Sa: 
| auar 1822, 


Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König von- Baiern, 

In der Abſicht, die zerftreuten Kenntniffe und Erfahrungen über die wichtig⸗ 
ſten Elemente des ſtaatsbuͤrgerlichen Zuſtandes aus der Mitte der Staatsbuͤrger 
ſelbſt zu ſchoͤpfen, und Unſerer Regierung dadurch in ihren Anordnungen, in Br: 
ziehung auf diefelbe, mehr Sicherheit und Feſtigkeit zu verfchaffen, haben Wir, 
nad) Bernehmung Unferes Staatsraths, befchloffen, und beſchließen, wie folgt: 

1 Einführung des Landrathes. 

Es ſoll Fünftig in ſaͤmmtlichen Kreiſen Unferes Reichs ein Landrath beftehen. 

1. Der Landrath im Rheinkreiſe verbleibt in feiner bisherigen Verfaffung; — 
der Landrath in den übrigen ficben Kreifen des Reiches erhält nachſtehenden Wire 
kungskreis: 

Wirkungskreis. 

1.. Er iſt beſtimmt, fi) mit den Localverhaͤltniſſen und Bedürfniffen der ver 
ſchiedenen Bezirke des Kreifes vertraut zu machen, und vorzüglich in: jenen Ange: 
legenheiten, welche die Nationalproduction, alfo die Sandwirthichaft, den Handel 
und die" Gewerbe ‚betreffen, infoweit: Örtliche und individuelle Verhaͤltniſſe Hierauf 
Einfluß haben, die Regierung durch feine Bemerkungen aufzuklären, und mit feis 
nem Öytachten zu unterftügen. — | — 

Er iſt ermaͤchtigt, der Regierung, im Falle wahrgenommener Gebrechen 
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B * Innern der Verwaltung, ſeine Wuͤnſche und Antraͤge zur Vorlage zu 
ringen. 

3. Er wird, in Folge feiner ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten, in allen Fällen, in 
welchen er von Uns über eine Angelegenheit zu einem Gutachten aufgefordert wird, 
daffelde an Uns gewiffenhaft erftatten. 

| II. Bildung des Landrathes. 

. Da ber Landrath, nach feiner Beſtimmung, das volle Vertrauen der Staatd 
bürger bes Kreifes ‚genießen muß; fo ſoll er aus der. Wahl derfelben hervorgehen. 
Die Zahl der Mitglieder deffelben wird fün jeden Kreis auf 20 fefigefegt, welche 
der König mittelft vorgängiger Wahl ernennt, 

IV, Wählbarkeit. 


— Stelle eines Landrathes find, ohne unterſchied einer Standesklaſſe, 

a) in den Staͤdten und Maͤrkten — die Staatsbuͤrger, welche. beſteuerte Gewerbe 

,. ausüben, nämlich: Fabrikanten, Handeis und Gewerbslente; .T. 

b) auf dem Lande — die Grundbefiger, welche Landwirthſchaft wirklich ausüben. 
Dabei wird erfordert, daß biefelben-1. im dreijährigen Befige des Gewerbes 
‚oder des Grundeigenthumes ſich befinden; 2. als Gewerbfteuer wenigſtens 
ZSo fl., oder als Grundſteuer ein Simplum von wenigſtens 10 fl. entrichten; 

3. das softe Lebensjahr vollendet haben; 4. zu einer der drei chriſtlichen Res 

Uigionen ſich bekennen, und 6. niemals einer, Specialunterſuchung wegen eines 
Verbrechens oder wegen eines, im allgemeinen Strafgeſetzbuche bezeichneten, 
au unterlagen $ ohne dabon freigefprochen zu fehn. Ausgefchlofs 
= Fr ab a a PO. 0a N 
: a) die activen Staatsdiener, wenn fie auch Grundbeſitzer find; 
'b) die Pächter von Gewerben und Grundftücen ; er f s =. 
€) bie Mitglieder der Ständeverfammlung, welche zwar Mitalieber ı dis 
Wahlcollegiums ſeyn Zönnen, aber. nicht gleichzeitig Mitglieder des 
Landrat. — — . 2 wi Te se 
V. -Bäblart. -- :. Ti ut 
a. der Wahlmaͤnner 3 2, 076. 
Die Wahl der. Landraͤthe wird am Sitze des Kreisregierung durch ein einziges 
Wahlcollegium, unter, Leitung des Präfidenten und der beiden ———— „in nach⸗ 
ſtehender Ordnung vbrgenommen: 

1). Eintauſend Familien im Kreiſe geben einen Wahlmann. — 

2) Staͤdte von 1000 Familien und daruͤber ſtellen eigene Wahlmaͤnner, welche 
durch den Magiſtrat und die Gemeindebevollmaͤchtigten, unter Leitung des 
Buͤrgermeiſters, gewählt werden. Die Zahl zwiſchen 1500 und 2000 wird 
für volle 2000 gerechnet. >. 

5) Städte und. Märkte unter 1000 Bamilien und die Ruralgemeinden überhaupt 
fiellen gemeinſchaftliche Wahlmänner, welche durch zwei Verhandlungen ges 
wählt werden. Erfte Verhandlung: Der Magiftrat und bie Gemeinde: 
bevollmächtigten, dann in den Ruralgemeinden ber Ausfchuß einer jeben Ges 
‚meinde, wählen einen. Bevollmächtigten zur Wahl der Wahlmänners; — zu 
dieſer Wahl concurriren auch die in der Gemeinde begüterten, die Landwirth⸗ 
ſchaft wirklich ausübenden adeligen und geiftlichen Grundbefiger — entweder 
in eigener Perfon oder duch Bevollmächtigte. Gemeinden von mehr als 
100 Familien wählen für jedes folgende Hundert einen Bevollmächtigten mehr. 
Bmweite Berhbandlung: Diefe Bevollmächtigten verfammeln fih am Sitze 
des betreffenden Land: oder Herrſchaftsgerichts, und wählen von 1000 Fami— 
lien des Gerichtsfprengels einen Wahlmann. Land: und Herrſchaftsgerichte, 
welche nicht volle 1000 Familien zählen, haben ihre Bevollmächtigten zur 
Wahlhandlung des nächften Landgerichts zu ftellen. 

4) Die Bevollmächtigten müffen wenigftens die zur paffiven Wahlfähigkeit für 

. eine Gemeindeftelle gefeglich erforderlichen Eigenfchaften befigen, und bie 
"Wahlmänner Eönnen außerdem nur aus dem höchftbefteuerten Drittheile der 

. Gemeinde, zu welcher fie gehören, gewählt werden, 

5) Die Lands und Serrfchaftsgerichte, und die einer Regierung unmittelbar uns 

tergeorbneten Magiftrate haben befondere Liften der, zur Stelle eines Land: 
rathes wählbaren, Staatsbürger zu fertigen, und dieſeibe der. Kreisregierung 
vorzulegen. — 


! 
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wr VlI. b. der Landräthe durch das Wahlcollegium. 


Die fämmtlichen Wahlmänner verfammeln fi am Sitze ber Sreisregferung,. 
und wählen, nad) genommener Einſicht der Liften, 40 Candidaten für den Lands 
rath, und zwar: 10 aus den gewerbtreibenden Staatöbürgern des Kreifes, wobei 
auf Fabrikanten und die einen Activhandel ins Ausland treibenden Kaufleute eine 
beſondere Ruͤckſicht zu nehmen ifts — dann 30 Grundbeſitzer des Kreiſes, welche 
eine Landwirthſchaft ausüben, ohne Unterſchied der Stände, Dieſe 40 Candidaten 
für den Landrath ſollen in obigem Verhaͤltniſſe aus den verſchiedenen Bezirken des 
Kreifes, und mit vorzüglider Ruͤckſicht auf Staatsbürger von befannten Einfich 
ten, Erfahrung und Patriotiem, zur Hälfte aus Mitgliedern des Bahlcollegiumt, 
und zur andern Hälfte außer demfelben, erwählt werben. Zur Gültigkeit der Wahl 
eines Landrathes wird die Anweſenheit von drei Viertheilen der ſaͤmmtllchen Wahl⸗ 
maͤnner des Kreiſes erfordert. In allen uͤber die Wahlart nicht beſtimmten Pun⸗ 
cten ſollen die zur Wahl der Abgeordneten fuͤr die Staͤndeverſammlung ertheilten 
eg bei den Wahlhandlungen für den Landrath in analoge Anwendung gee 
race werden, _ 
ad — VII. Ernennung des Landrathes. 
Das Reſultat der Wahl wird dem koͤniglichen Staatsminifterium bes Innern 
zur Würdigung nach den gegebenen Vorſchriften durch den Präjidenten des Kreifes 
vorgelegt. Zeigen ſich dabei Feine Anftändesz fo ernennt. der König: aus ‚den vorge 
fchlagenen 40 Individuen die feftgefeste Zahl. von 20 Landraͤthen; — die Uebrigen 
bilden die Erfagmänner, aus welchen der König diejenigen beſtimmt, welche in dem 
Valle einzufreten haben, wenn bis zur nächften Verfammlung des Wahlcollegiums 
fih eine Eröffnung durch Austritt oder den Tod, oder eine -von dem Staatsmini— 
fterium des Innern, auf das Gutachten der Kreisregierung, als gültig erkannte 
Ablehnung ergicht. Die Ernennung des Königs wird durch das allgemeine Regie 
rungs- ‘und Intelligenzblatt, und in den Kreifen duch die Kreis» Intelligenzblätter 
noch befonders befannt gemacht. 

VII. Ablehnung ber Landbrathöftelle. 


Seber Staatsbürger wird e3 als eine aus dem allgemeinen bürgerlichen Vers 
bande hervorgehende Pflicht und als eine Ehrenſache erkennen, die durch befonderes 
Vertrauen feiner Mitbürger gefchehene Wahl zum Landrathe anzunehmen, infofern 
diefelbe nicht aus gülfigen Gründen abgelehnt werden kann. Als ſolche werden hier 
durch diejenigen erklärt, aus welchen nad) Zit. I. im II. Abfchnitt $. 44. des Ebicts 
über die Ständeverfammlung die Wahl zur Kammer ber Abgeordneten abgelchnt 
werden Tann. Gollte aufer diefen gültigen Entfchuldigungsgründen ein gewähltes 
Individuum die — der Stelle eines Landrathes verweigern; fo ſoll ſtatt ſei⸗— 
ner einer der Erfagmänner ernannt, und die nicht begründete Ablehnung zugleich 
buch das allgemeine Regierungs: und Sntelligenzblatt und bag befonderg Kreide 
Sntelligenzblatt bekannt gemacht werden. 

IX. Erneuerung bes Landrathes, 


Der Landrath wird alle ſechs Jahre nach obiger Wahlart erneuertz die aus. 

tretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

X Verhaͤltniß der Landräthe, insbefondere zur Regierung, zu 

der Ständeverfammlung und zu dem Kreife, aus weldem fie 
gewählt find, 

Der Landrath erfcheint in allen feinen eu ald eine die Regierung 
aufklärende und berathende Anftaltz er kann nie jelbftftändig und unabhängig hans 
dein, fondern nur in Folge einer, von der Regierung ausgehenden, Aufforderung, 
oder aus Auftrag derfelben; er darf ſich nie anders als auf unmittelbare Königliche 
Ausfchreiben verfammeln, oder über die feftgefegte Zeit beifammen bleiben, oder au⸗ 
fer der Berfammlung mit feinen Mitgliedern, Wahlmännern, oder mit dem allge⸗ 
meinen Landtage, oder mit einer andern Behoͤrde ſich in amtliche Correſpondenz 
ſetzenz — es iſt ihm nicht erlaubt, foͤrmliche Inſtructionen einzuhohlen oder anzu= 
nehmen, Bekanntmachungen oder Gircularfchreiben zu erlaffen, oder Deputationch 
abzuorbnen. Schreitet der Landrath aus den Grenzen des ihm angewiefenen Wirz 
kungskreiſes; fo wird der König beffelben Auflöfung und die Wahl eines andern, 
nach den gegebenen Vorfähriften, anorbnen.. 

Kl. Berfammlung und Gefhäftsgang. 

1. Der Landrath verfammelt fidy einmal in jedem Jahre; er wird von der 

Regierung berufen; durch das Kreis» Intelligengblatt wird die Zeit und der Drt 
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der Verfammlung. angegeben; ein jebes -Mitalied erhält eine beſondere Einberufung; 
der Sitz der Kreisregierung iſi der gewoͤhnliche Ort der Verſammlung. 

2 Die Gegenſtaͤnde der Berathung gehen von Uns, auf die Antraͤge Unſers 
Sefammtminifteriums, , aus, und werben dem Landrathe ſogleich bei. der erſten Gi: 
gung übergeben. : 

“Br Sn Beziehung auf. ‘die. imere Verwaltung des Kreifeg, ſteht ihm die Ber 
fugnig zu, feine eigenen Wünfche und Anträge an die Regierung zu bringen. _ 

Mir werden Die Unordnung freffen, damit ihm alle, in ‚feinen Wirkungs⸗ 
kreis einſchlaͤgige, Makerialien von. ben betreffenden en abgegeben, und die 
erforderlichen. Erläuterungen ertheilt werden. 

5. "Zum Praͤſidenten der Verfammlüng ‚werben Wir jedeämal. einen Staats⸗ 
rath, oder einen ‚andern Unſerer hoͤhern Staatsbeamten ernennen, welcher diefetbe 
mit der Vorlage Unferer, Aufträge eröffnen. ‚wird. Die Secretaire werben yon der 
Verſammlung felbft gewählt. 

6. Die Mitglieder‘ des Landrathes leiſten in. die ‚Hände: des Praͤſidenten nach⸗ 
ſtehenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Koͤnige, Gehorſam den Gejegen und. awiſſenhafte 
„Erfüllung, der, dem Landrathe auferlegten, Pflichten.“ 
A ne folgenden Verſammlungen wird, derſelbe nur "von den Neireilitvetenden 
g ei eb ei 

7. Die Zeit dar Dauer des dandrathe iſt auf 14° Tage, feftgefest; — der 

sönig Kann jedoch nach Gutfinden dieſelbe Yerlängern. 
708 Daß Protocoll muß taͤglich von den anweſenden Mitgzliedern unterſchrieben 
werden. Soaͤmmtliche, "während der Dauer der Sitzung abgehaltene Protocolle wer⸗ 
den dem koͤniglichen Coinmiſſair übergebeif, "welcher diefelben mit einem ausfuͤhrli— 
chen gutachtlichen "Berichte: dem Staatöminifterium des Innern vorzulegen hat. — 
Dieſes hat den übrigen‘ Htgatsminiſterien dasjenige daraus mitzutheilen, was in 
"ihre Geſchaͤftskreiſe einſchlaͤgt tt” 

Zur Beforgung der Dienft: und Kanzleigefchäfte. werden von dem® Lands 
rathe zwei verpflichtete: Schreiber für: die Dauer: feiner Verfammlüng aufgenommen, 
und benfelben. ein Bote von der Kreisregierung beigegeben. . Für die Koften der 
Screibmaterialien und Belohnungen, welche der Präfident: begutachtet, wird. Vor— 
ſorge getroffen werden. — Ba die Landraͤthe ihre Ernennung als eine ehrenvolle 
Auszeihnung ‚ihrer. Mitbürger betrachten ‚müffen; fo erhalten fie für die kurze 
— ihrer —— — weder eine Vergutung der Reiſekoſten, noch Tage⸗ 
ebuͤhren. 

10. Ueber die ganze Verhandlung wird nad). einem vorgängigen Benehmen 
mit den betreffenden Staatsminifterien. Vortrag im. Staatsrathe erfattet, und «8 
werden darauf von-Uns die geeigneten Entfchließungen erloffen, welche entweder 
Öffentlich bekannt gemacht, oder im der naͤchſten —— des — dem⸗ 
ſelben eroͤffnet werden. 

XII. Vollziehung. 


Die erſte Wahl des Landrathes geſchieht in den ſieben aͤltern Kreiſen gleichzel⸗ 
tig im Septeniber 1822, fo dag mit dem Eintritte ‚des, nächften Etatsjagres tinfere 
Ernennung der Landraͤthe erfolgt ſeyn kann. Wir vertrauen, daß die Staatsbür: 
ger Unfers Königreichs in diefer Anordnung einen neuen Beweis ünſerer fortgeſetz⸗ 
ten Sorgfalt für die Beförderung ihres Wohlſtandes erkennen, und Unſere wohl: 
wollende Abfichten durch eine reine patriotiſche Mitwirkung unterſtuͤten werden. 

Muͤnchen, den 1. Jan. 1822, 

Max Joſeph. RS 
Graf v. Sitgeetterg. Fuͤrſt von Wrede. Graf v. Triva. Graf v. Rech— 
berg. Graf v. Thuͤrheim. Freiherr v. Lerchenfeld. Graf v. Toͤrring. 
Freiherr v. Zentner. 
Nach dem Befehle Sr. Maj. des Könige: 
Egid v. Kobell. 
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b) Geſetz, die m der Landräthe befveffend vom 
15. Aug. 1828. 


Ludwig, von Gottes Gnaden König von Bayern, ıc. ꝛc. 

‚ Zur Vereinfachung ber innern Verwaltung und zur größern Befeſtigung eines 
geordneten Stantshaushaltes durch Einführung der Landräthe in fämmtlichen 
Kreiſen des Königreihs, haben Wir, nad) Vernehmung des Staatsraths, 
mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände 
des Reiches, beſchloſſen und verordnen: 

$. 1. In jedem Regierungsbezirke ſoll ein Landrath beſtehen. 

.2. Zum Wirkungskreiſe des Landrathes gehoͤrt: 

1) die Vertheilung der in dem Rheinkreiſe geſetzlich beſtehenden oder der 
daſelbſt oder in andern Kreiſen kuͤnftig noch sehe einzuführenden 
Repartitionsfleuern unter die Steuergemeinden, dann die Beſcheidung 
der desfalls unter den Letzteren fich ergebenden Neclamationen, mit Vor⸗ 
Beyale des Mecurfes an den Staatsrath. 

Bon der Theilnahme an der Befcheidung folcher Reclamationen find 
jedoch jene Mitglieder des Landrathes ausgefhloffen, welche entweder 
felbft dabei betheiliget, oder mit einem Mitgliede der betheifigten Ges 
meinden in gerader inte verwandt oder verſchwaͤgert, oder in der Sei: 
tenlinie bi8 zum vierten Grade der Givilcomputation verwandt find. 

2) Die Prüfung des jährlichen Voranſchlages aller von der Geſammtheit 
des Megierungsbezirkes zu tragenden nothiwendigen und nüßlichen Aus— 
gaben, der Antrag auf Seftftellung der zur Dedung derfelben erforderz 
lihen Kreisumlagen, dann die DBertheilung der genehmigten Umlagen 
mit Vorbehaltung des Recurſes an den Staatsrath. 

Der König wird mit Zuftimmung der Stände des Reiches fir jeden 
Regierungsbezirk von 3 zu 3 Jahren ein unüberfchreitbaug Marimum 
der zu erhebenden Kreisumlagen, und zwar gefondert 

- a) für die nothmwendigen, gefeglih auf die Kreisfonds hingewiefenen 

gaften, und 

b) für die facuftativen, zu gemeinnügigen Zwecken und Anftalten zu 

verwendenden, Ausgaben in der Art feflfegen, daß die fich ergeben: 

den Ueberſchuͤſſe von einer Pofition auf die andere nicht uͤbergetra— 
gen werden bürfen , Sonden dem Regierungsbezirke zu Gute 
fommen. 

Den Ständen des Reichs find zu diefem Ende jedesmal die Verband: 
ungen der Landraͤthe in Urfchrift mitzutheilen. 

Hinfihtlich der Ausgleihung der Kriegslaften und der Erhebung -der 
hiefür erforderlichen Kreisumlagen hat e8 bei den Beflimmungen des Pers 
Äquationsgefeges vom 22. Zuli 1819 zu verbleiben. 

3) Die Einfiht und Prüfung der von den zuftändigen Staatsbehörden 
nach den beftehenden Beflimmungen und über das Rechnungsverfahren 
‚befchiedenen Rechnungen über die Erhebung und Verwendung der Um: 
lagen, und über die Verwaltung anderer befonderer Fonds der Gefammt: 
heit des Megierungsbezirkes, dann die Befhwerdeführung bei den ein: 
fihlägigen Staatsminifterien gegen bie hiefür, fo wie für die Ein: 
‚haltung der Etats des Megierungsbezirkes verantwortliche Verwaltungs: 
ſtelle deffelben. 

4) Die Aeußerung über den Zuſtand des Megierungsbezirkes und über 
die etwa wahrgenommenen Gebrechen der Berwaltung, fo wie die 

; Stelfung hierauf bezuͤglicher Anträge zur Abhuͤlfe und Verbeſſerung. 
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5) Die Abgabe von Gutachten in allen Faͤllen, in welchen der Landrath 
auf koͤniglichen Befehl dazu aufgefordert werden wird. 

$. 3. Die Ausſcheidung der bis jetzt von der Staatskaſſe beſtrittenen 
Ausgaben der Negierungsbezivke und die Ueberweifung der hiefuͤr unter den 
allgemeinen Staatseinnahmen enthaltenen Fonds erfolgt nad einem befon= 
deren Geſetze. 

$. 4 Der alle directe Staatsauflagen in ſich begreifende Steuerfuß 
ift in der Regel der Maaßſtab für die Concurrenz zu den Laſten der Res 
gierungsbezirke, 

Die Rufkicalbefigungen und Dominicalventen bes Staates find zu den 

Kreisumlagen beitragspflichtig, 
| Einen andern, als den oben bezeichneten Maafftab zu beſtimmen, fteht 
ber Staatöregierung mit Beirath und Zuflimmung ber. Stande des Hei: 
ches zu. 
In jedem Falle ſollen jedoch die Beſtimmungen des $. 54, im Edicte 
IV. zur Berfaffungsurkunde aufrecht erhalten werden. 

$. 9. Zur jede Stelle im Landrathe werden zwei Candidaten gewaͤhlt, 
mit Vorbehalt in dem 8. 9. bezeichneten Ausnahmen. 

86. Die Zahl der Mitglieder des NE eines jeden Regierungs⸗ 
bezirkes wird auf 24 feſtgeſetzt. 

$. 7. Nebſtdem treten in den Regierungsbezirken, worin Standesher⸗ 
ren als ſolche beguͤtert ſind, oder erbliche Reichsraͤthe als ſolche Lehen oder 
Fideicommiſſe beſitzen, noch zwei Staatsbuͤrger aus dieſer Klaſſe in den 
Landrath. 
$. 8. Eben fo tritt, außer der im F. 6 bemerkten Zahl, in den Land⸗ 
rath desjenigen Negierungsbegiekeg, in welchem die Hauptmaſſe der Realitäten 
einer. Landesuniverfität liegt, ein Mitglied derfelben. 

$. 9. Kraft des Gefeges haben die beiden Erzbifchöfe und ber mit der 
Keichsrathswiirde bekleidete Biſchof, fobald ihre erzbiſchoͤflichen und biſchoͤfli⸗ 
chen Stuͤhle mit Grundvermoͤgen dotirt ſeyn werden, in dem Landrathe jenes 
Regierungsbezirkes Sig zu nehmen, in welchem der größte Theil der Dota— 
tion gelegen ift. 

$. 10. Waͤhlbar zum Landrathe iſt jeder felbftftändige Staatsbürger 
eines Regierungsbezirkes, der die in der Verfaffungsurkunde Zit. VI. 8. 12, 
und in dem Edicte Beilage X. Tit. I. 56. 8. und 9, bezeichneten allgemei- 
nen und befonderen Erforderniffe der paffiven Wahlfühigkeit zu der Kammer 
der Abgeordneten in der Klaffe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit, 
oder der Geiftlichen der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche, oder der 
Städte und Märkte, oder der Landeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit befigt, 
jedoch mit ber Abweichung, daß bei den letzteren nur ein Steuerſimplum 
von fuͤnf Gulden erforderlich iſt. 

$. 11. Die Mitglieder der Kommt der Abgeordneten zur Ständevers 
fammlung Eönnen, fo lange diefe ihre Eigenfchaft verfaffungsmüßig dauert, 
nicht zugleich Mitglieder des Landraths feyn. 

Aus der Eigenfhaft eines Landrathsmitgliedes foll übrigens weder das 
Necht hervorgehen, die Wahl zur Kammer der Abgeordneten, und den Ein: 
riet in dieſelbe abzulehnen, noch die Verbindlichkeit entflehen, zu dieſem Ein- 
tritt die Bewilligung des Königs nachzuſuchen. 

Iſt jedoch die erwähnte Verbindlichkeit ducch irgend ein anderes in dem 
Tit. 1. $. 44. Lit. c. des Edictes X. bezeichnetes Verhaͤltniß — ſo 
bleibt bicdelbe vorbehalten. 

g. 12. Zur Wahl der in dem $. 6. beftimmten Zahl der Mitglieder 
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des Landrathes find in jedem Megierungsbezirke vier befondere Wahlcollegien 
zu bilden. — | 

Diefe Wahlcollegien werben zufarnmengefegt : 

1, aus Wahlmännern von der Klaffe der adeligen Gutöbefiger mit Ges 
richtsbarfeit, jedoch mit Ausfhluß der Standesherren und erblichen 
Meichsräthe. m 

Die Wahlmänner find von den in jedem Regierungsbezirke begüter: 
ten wahlfähigen Mitgliedern von der Klaffe in der durch den Tit. 1. 
8. 14 bis 17. des Edictes X. zur Verfäffungsurkunde für die Ständes 
wahlen vorgefchriebenen Form zu wählen, 

Die Zahl derfelben ſoll dem fechften Theile der Gefammtzahl der 
MWahlmanner des dritten und vierten Wahlcollegiums gleichkommen. 

I. Aus Wahlmännern von der Klafje der wirklichen felbjtftändigen Pfar- 
"rer, welche ihre Pfarrei felbft verfehen, 

Die Wahl hat durch die nad Fit. I. $ 20. des Edictes X. zur 
Berfaffungsurkunde für die Ständeverfammlung ernannten, im Negie 
vungsbezirke wohnenden Wahlmäanner der einzelnen Decanate und in 
der bort vorgefchriebenen Form aus der Gefammtzahl der felbftftändiz 
gen Pfarrer des Kreifes zu gefchehen, 

Den Pfarrern der katholiſchen und proteftantifchen Kirche ift dabei 

der treffende Antheil in jedem Regierungsbezirke nad) der Zahl der 
Dfarreien zur befondern Ernennung auszufcheiden. 

Die Zahl der Wahlmänner diefes Wahlcollegiums wird jener der 
Mitglieder des erſten Wahlcollegiums gleich feyn. i 

II. Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammlung 
verfaffungsmäßig berufenen Wahlmannern der Städte und Märkte. 

Bu biefen haben in dem Iſar-, Oberdonaus und Rezatkreis Wahl: 
männer der Städte Münden, Augsburg und Nürnberg beizutreten, 
die nach dem Verhältniffe der Samilienzahl, auf diefelbe Weife, wie 
in den übrigen Städten, nach den Vorſchriften des Tit. 1.5. 21— 24. 

des Edictes X. zu mählen find: : 

IV. Aus den für die Wahlen der AUbgeoröneten zur Ständeverfummlung 
verfaffungsmäßig ernannten Wahlmännern der Landeigenthümer ohne 
Gerichtsbarkeit. Ä 

"Da in dem Rheinkreife Grundbeſitzer mit Gerichtsbarkeit nicht bes 
ſtehen; fo find daſelbſt nur drei Wahlcollegien für die Klaſſen der 
Pfarrer," der Städte und Märkte, und der Kandeigenthümer ohne Ge 
tichtsbarkeit nad) den vorftehenden Vorſchriften zu bilden, 
$. 13. Die Wahlcollegien haben das Wahlgefchäft zu beginnen, ſobald 

ſie auf Anordnung des Königs von dee oberften Verwaltungsftele des Re— 
gierungsbezirks hiezu aufgerufen werden. . 

Die MWahlmänner des erften und zweiten Wahlcollegiums werden bie 
Landrathscandidaten ihrer Klaffen durch die Einfendung von Wahlzetteln nad) 
den in dem Tit. I, 88. 14—17. und $$. 19 und 20. des Edictes X, für 
Mer ge der Abgeordneten zur Ständeverfammlung vorgefchriebenen Form 
wählen. 5 

Die Wahlmänner des dritten und vierten Wahlcollegiums haben ſich in 
jedem Negterungsbezirke an den jedesmal dafür zu beftimmenden Zagen und 
Orten ausfchließlih zum Zwecke der Wahl zu verfammeln, Ä 

Die Präfidenten diefer Iegterwähnten beiden Wahlcolfegien werden von 
dem Könige. ernannt. 


9414 Die Wahlhandlung vichtet ſich nach folgenden Vorſchriften: 
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4) zur Gültigkeit der Mahl ift bei dem erften und zweiten Wahlcollegium 
die Abftimmung — bei dem dritten und vierten aber die Anweſenheit 
und Abflimmung von wenigftens drei Wiertheilen erforderlich; - 

2) zur Bildung des Landrathes werden in jedem Negierungsbezirke 

a) aus der Klafje der adeligen Gutsbeſi iger mit Gerichtsbarkeit 6 Can⸗ 

didaten ; 

b) aus der Klaffe der wirklichen felbftftändigen Pfarrer 65 

ce) aus der Klaffe der Städte und Märkte 12, und 

d) aus der Klaffe der Landeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit 24 Can⸗ 

didaten, 

von dem Mahlcollegium der treffenden Klaffe gewählt. - 

Sn dem Rheinkreife find aus der Klaffe der Landeigenthuͤmer dreißig 

Gandidaten zu wählen. 

3) Nur die Hälfte der Gewählten darf aus Mitgliedern des Wahlcolle— 
giums felbft beſtehen. Die Uebrigen find aus den andern, nad) $.9. 
wählbaren, Staatsbürgern eines jeden Kreifes zu nehmen. 

Zu bdiefem Ende werden jedem Wahlcollegium gleich bei feiner 
— Liſten der ſaͤmmtlichen Waͤhlbaren einer jeden Klaſſe zu— 
geſtellt 

4) Die Wahl entſcheidet ſich durch abſolute Stimmenmehrheit, bei Gleiche 
beit der Stimmen duch Ballotage. 
$. 15. Das Ergebniß der Wahl wird für das erſte und zweite Wahle 

collegium durch den Praͤſidenten der oberſten Verwaltungsſtelle des Regierungs⸗ 
bezirkes, fuͤr das dritte und vierte Wahlcollegium aber durch die von dem 
König ernannten Praͤſidenten derſelben dem mit der Leitung der Landrathe: 
angelegenheiten beauftragten Staatsminifterium vorgelegt, um die Weberein: 
ſtimmung derfelben mit den gefeglichen Vorſchriften zu würdigen. 

Der König wird fodann aus den gefesmäßig gewählten Candidaten die 
"Mitglieder des Landraths eines jeden Megierungsbezirkes nach dem im den 
88. 12 und 14. bezeichneten Klaffen und. Zahlverhältniffen ernennen. 

Die Ernennung wird durch das Regierungsblatt und bie Kreisintellt: 
genzblätter befannt gemadht. 

Die übrigen Gandidaten find die Erfagmänner, aus denen der König in 

. Erledigungsfällen diejenigen beftimmen wird, welche einzutreten haben. 

Der Antheil der Pfarrer der Eatholifchen und proteflantifchen Kirche 
an der Zahl der aus diefer. Klaffe zu ‚wählenden Candidaten beftimmt 
ſich nach dem Zahlverhaͤltniſſe der Pfarreien der einen und der andern 
Kirche in jedem Regierungsbezirke. 

‘8. 16. Die Standesherren und erblichen Reichsraͤthe eines jeden Ne: 
gierungsbezirkes nehmen an ben Verhandlungen des allgemeinen Wahlcolles 
giums keinen Antheil, fondern wählen aus ihrer Mitte + Candidaten. Die 
Wahl richtet fich hiebei nach den Vorfchriften der Beilage X. zur Verfaffnngss 
urfunde.$. 14—17. . 

Ausnahmsweife von den Beflimmungen bes $..10. find die Mitglie- 
der biefer Klaffe mit dem 2ften Lebensjahre wahlfähig. 

Aus den gewählten Candidaten ernennt ber König diejenigen zwei, welche 
in den Landrath einzutreten haben. 

Menn die zum Zutritt in die Kammer der Neichsräthe mit entfcheidens 
der Stimme berechtigten Standesherren und erblichen Neichsräthe in einem 
Negierungsbezivke die-Zahl von vier nicht überfchreiten; fo unterbleibt die 

Wahl, und ber König ernennt unmittelbar aus denfelben die beiden in den 
Landrath eintretenden Mitglieder, 


# 
” 
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$. 17. Auch die Mitglieder der Landesuniverfitäten nehmen an den 
Verhandlungen des allgemeinen Wahlcollegiums Eeinen Antheil; eine jede der— 
felben wählt nach den Vorfchriften des Tit 1. $. 18. des Edictes X. aus 
der Mitte der ordentlich decretirten Profefforen zwei Gandidaten, aus welchen 
der König das wirklich in den Landrath eintretende Mitglied ernennen wird. 

$. 18. Den zum Landrathe Berufenen ift freigeftellt, die Wahl und 
die Ernennung abzulehnen. 

.$. 19. Sm Landrathe findet weder eine ‚Uebertragung der Stimme, 


noch eine Vertretung duch Dritte flatt. 


$. 20. Die zu Landräthen ernannten Standesherren und erblichen 
Neichsräthe Eönnen, wenn fie den Sigungen des Landrathes beizumohnen 
verhindert find, einen felbftftändigen Staatsbürger bevollmächtigen, um nad) 
dem Schluſſe der Landrathsbefizungen bei dem Regierungscommiffair oder 
deffen Stellvertreter von demjenigen Landrathsprotocolle, welches über die im 
$. 2. Nr. 1,2, 3 und 5 bezeichneten Verhandlungen aufgenommen mwurde,s 


Einſicht nehmen, und hieruͤber Erinnerung abgeben zu laffen. 


Diefes hat jedoch binnen einem unüberfchreitbaren Xermine von 48 
Stunden zu gefchehen; die Erinnerung muß der Eönigl. Commiffair an die 
Dermwaltungsftelle gelangen laffen, welche fie fodann mit dem SProtocolle an 
das betreffende Staatsminifterium einzufenden hat. 

$. 21. Die Landrathsmitglieder haben Eeinen Anfpruh auf Ent: 


ſchaͤdigung. 


X 


$. 22. Die Mitglieder des Landraths werden auf 6 Jahre gewaͤhlt 
und ernannt. 

i Der Austritt eines ernannten Mitgliedes erfolgt vor Ablauf diefer fechs 

Jahre: 

) wenn daſſelbe die Realitaͤt, das gutsherrliche Gericht, das Gewerbe 
oder die geiſtliche Pfruͤnde zu beſitzen aufhoͤtt, welche ſeine Wahl 
in dem betreffenden Regierungsbezirke begruͤndet haben, ohne einen 
gleichen Erſatz in demſelben Bezirke zu erwerben; 

b) wenn daſſelbe in jenem Zeitraume eine der ſonſt zur paſſiven Wahl: 
fähigkeit erforderlichen Eigenfchaften verliert; — 

c) wenn während der Hjährigen Dauer der Function die Entlaffung 
auf den Grund folder Verhältniffe nachgefucht wird, welche nach 
zit. J. $. 47 und 44, Lät. a und b des Edicts X, zur Verfaſ— 
fungsurkunde auch zu dem Austritte aus der Kammer der Abge— 
ordneten berechtigen würden. 

In allen diefen Fällen hat der König üher die Entlaffung zu entfcheis 
den. — Nach dem Ablauf von 6 Jahren treten jederzeit neue Wahlen ein. 
— Hiebei find alle Mitglieder des vorigen Landraths wieder wählbar. 

823. Die Dauer einer jeden Berfammlung des Landrathes foll fich 
in der Negel nicht über 14 Tage erſtrecken. | 

$. 24. Der Landrath handelt in allen feinen Beziehungen nur auf 
vorgängige Aufforderung und unter Mitwirkung der Regierung. 

Daher kann derſelbe 

1) ſich nie anders, als auf koͤniglichen Befehl, nach Einberufung durch 

die Verwaltungsſtelle des Regierungsbezirkes, zu der Zeit und an dem 
Orte verſammeln, welche der Koͤnig dazu beſtimmen wird; 

2) der Landrath darf ohne ausdruͤckliche Bewilligung der Staatsregierung 
nicht über die gefegliche Dauer verfammelt bleiben ; 

3) alle Handlungen bed Landrathes, mit Ausnahme der demfelben durch 
ben 9. 2. Ziff, 1. übsrtragenen Befcheidung von Steuerrerlamationen, 
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dann der ihm nach eben diefem $. 2. Ziff. 2. zuftehenden Vertheilung 

der Kreisumlagen, : erfordern die Eönigl, Genehmigung, und er kann 

‚ weder aus eigener Ermächtigung etwas anordnen, noch einer vollzie⸗ 

henden Stelle Aufträge ertheilen; 

4) der Landrath eines Megierungsbezivkes darf weder mit dem Landrathe 
eines andern Regierungsbezirkes, noch mit der Staͤndeverſammlung, 
noch mit andern Behoͤrdern als der oberſten Verwaltungsſtelle des 
Regierungsbezirkes und dem betreffenden Staatsminiſterium in den 
geſetzlich benannten Faͤllen, noch endlich mit einzelnen Koͤrperſchaften 
oder Privaten in irgend eine Geſchaͤftsberuͤhrung treten; 

5) der Landrath darf keinerlei Inſtructionen einhohlen oder annehmen, 
keine oͤffentliche Bekanntmachung erlaſſen, und keine Deputation ab⸗ 
ordnen. 

6) Sollte der Landrath aus ben Grenzen des ihm angemiefenen Wir: 
kungskreiſes fchreiten ; fo wird der König deſſen Auflöfung anordnen, 
welche die vorfchtiftmäßige Mahl eines neuen Landrathes zur Folge hat. 

6.25. Die Verfammlung des Landrathes hat im der Negel jährlich 
einmal, und zwar gewöhnlich am Sitze der Berwaltungsftelle des Regierungss 
begirkes Statt. 

Die Eröffnung geſchieht durch den Präfidenten der ebengenannten Stelle, 
oder duch einen andern vom König ernannten Commiffair. — Derfelbe em: 
pfaͤngt in feine Hände den nachſtehenden, von allen Mitgliedern des Land: 
raths zu leiftenden, Eid: , 

„Ich fhwöre Treue dem Könige, Gehorſam den Geſetzen, Beobach⸗ 
tung der Staatsverfaſſung, und gewiſſenhafte Erfüllung der dem 
Landrathe auferlegten Pflichten.” | 

Sn den folgenden Derfanmlungen wich biefer Eid nur von den neu 
Eintretenden abgelegt. 

Der koͤnigl. Commiſſair abergiebt ER Landrathe die zum Wirkunge⸗ 
kreiſe deſſelben gehörigen Rechnungen zur Prüfung, ſodann jene Gegenſtaͤnde, 
welche auf die Anträge der betreffenden Minifterien, nad) Vernehmung bes 
Staatsraths, von dem ‚Könige unmittelbar und ausfchließend ausgehen, und 
zwar erflere am Tage der Eröffnung feiner Verſammlung. 

Er läßt die Vorträge an den Landrath durch die Mitglieder der oberſten 
Verwaltungsſtelle des Regierungsbezirkes muͤndlich erörtern, und die erforder⸗ 
lichen thatſachlichen Aufſchluͤſſe geben. 

Den weitern Berathungen Abſtimmungen haben jedoch die koͤnigl. 
Commiſſarien nicht beizuwohnen. 

$. 26. Nach jedesmaliger Eröffnung des Landrathes wird: 

1) von demſelben ſogleich die Wahl eines Praͤſidenten und eines Secre— 
tairs aus feiner Mitte für die Dauer der Jahresſitzung durch abfos 
Iute Stimmenmehrheit vorgenommen, mobei die Präfidenten und Se— 
erefaire der vorigen Sitzung wieder wählbar find. 

Diefe Wahl wird jederzeit durch das an Lebensjahren Altefte Mit: 
glied des Landraths geleitet. 

2) Zur Befchleunigung des Gefchäftsbetriebes Eönnen Ausfhüffe duch. 
Wahl aus der Mitte das Landraths gebildet werden. 

Die Beſchluͤſſe aber müffen nach vorgängiger Berathung in BOUR Der: 

fammlung des Landraths gefaßt: werden. 

Zu deren Gültigkeit wird die Anweſenheit von wenigſtens a Dit: 
theilen der Landrathsmitglieder erfordert, — Die Befchlüffe werden 'nad) 
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Stimmenmehrheit gefaßt; der Prafident hat nur bei eintretender Stimmen: 
gleichheit feine Stimme zu geben, wo fie fobann entfcheidet. 

$. 27. Zur Beforgung der Dienſt- und Kanzleigefchäfte wird von dem 
Präfidenten und Secretair jedes Landraths für die Dauer feiner Berfamm: 
lung die erforderliche Anzahl verpflichterer Schreiber aufgenommen. Eben 
demfelben wird ein Bote von der Vermwaltungsftelle des Regierungsbezirkes 
beigegeben. — Diefe wird audy für Beſtreitung der Meifekoften die erforder: 
liche Vorforge auf Rechnung der Fonds des Megierungsbezirkes treffen. 

6. 28. Der Landrath hat über feine Verhandlungen zwei von allen 
anmwefenden Mitgliedern täglich zu unterzeichnende Protocolle zu führen, wo— 
von dasjenige, welches auf die im $. 2. Nr. 1— 3. dann 5. angegebenen 
Gegenftände Bezug hat, der Verwaltungsftelle des Regierungsbezirfes mitges 
theift, und in ihrem Archive hinterlegt; das zmeite aber, worin die Yeußerun: 
gen über den Zuftand des Kreifes mit allenfallfigen Wünfchen und Anträgen 
($. 2. Ne. 4.) aufzunehmen find, vom Landrathe unmittelbar dem betreffen: 
den Staatsminifterium zur weiteren Verfuͤgung zugefendet wird. 

Beſchwerden, welche darin vom Landrathe gegen Staatsdiener geführt 
werden, müffen durch beſtimmte Thatfachen belegt feyn. 

$. 29. Die Eöniglihen Entfchließungen auf die Verhandlungen jedes 
Landraths werden, nach vorgängiger Berathung der Minifterien und nad 
Bernehmung des Staatsraths, in einem Landrathsabfchiede zufammengefaßt, 
welcher öffentlich befannt gemacht wird. 

Die Verhandlungen des Landrathes über die in dem $. 2. Ziff. 1—3, 
dann 5. bezeichneten Gegenflände werden gleichfalls nach jeder Sitzung öffent: 
lich befannt gemacht. 

Die Bekanntmachung der befondern Protocolle aber, in welchen die 
Yeußerungen über den Zuftand des Kreifes und über die etwa mwahrgenom: 
menen Gebrechen, dann. die hierauf bezüglichen Anträge zur Abhülfe und zu 
Berbefferungen ($. 2. Ziff, #.) aufgenommen werden, ift dem Ermeffen der 
Startsregierung anheimgeftellt. 

$. 30. Gegenwärtiges Gefeg fol durch das Geſetzbblatt verfündet 
werden, und mit dem 1. San. 1829 in Wirkfamkeit treten, 

Bis zu diefem Zeitpuncte find die vorbereitenden Arbeiten, fo mie die 
Wahlen zur Bildung der Landräthe in ſaͤmmtlichen Kreiſen diefjeits des Rheins 
zu vollenden, damit alsdann die Ernennung der Mitglieder von dem Könige 
erfolgen könne, 

$. 31. Die aus der erflen Wahl hervorgehenden Landräthe haben aus: 
‚nahmsweife ihre Zunctionen nur bis zum Schluffe des Sahres 1830 fort: 
zufegen. 
Der Landrath des Mheinkreifes behält bis zu diefem Zeitpuncte feine 
dermalige Perfonalformation. Für 1831 find die Kandräthe in fümmtlichen 
Kreifen gleichzeitig mit den in dem Jahre 1830 eintretenden Ständewahlen 
zu erneuern, | 

$. 32, Mit dem 4. Jan. 1829 treten die im Nheinkreife beftehenden, 
den Landrath betreffenden, Gefege außer Kraft, und von diefem Tage ans 
fangend, hat fidy der dortige Landrath, unbefchadet der, im vorftehenden Pas 
ragraphen wegen der Perfonalformation enthaltenen, tranfitorifchen Bellim: 
mung, nad den Vorfchriften des gegenwärtigen Gefeges zu richten. 

Hinſichtlich der Erhebung und Verwendung der dafelbft gefeglich ange: 
ordneten Kreisumlagen. (Zuſatz-Centimen) find jedody die Beftimmungen des 
‚9.2. Ziff. 2. diefes Gefeges erfi von dem Anfange der dritten Finansperiode 

an zur Anwendung zu bringen, 


* 
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‘8. 33. Unſere Staatsminiſterien des Innern und der Finanzen ſind 
mit der Vollziehung des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. | 
Gegeben im Bad Brüdenau am 15. Auguft 1828. 
Ludwig. 
Fuͤrſt v. Wrede. Graf v. Thürheim, Freih. v. Zentner. 
v. Maillot. Graf v. Armansperg. 
Nach dem Befehle Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
| | Egid von Kobell, 
Königlicher Staatsrath und General: Sectetair. 


e) Abänderung einiger Beflimmungen des Land: 
rathgefeßes, in dem „Abfchiede für die Ständeverfamm: 
| lung des Königreiches Bayern.” ' 
Grgl. Gefegblatt für das Königreich Bayern, Jahrgang 1832. 
| | .:-M8.16.6%0) + 
„Den in dem Gefammtbefchluffe vom 5. Dec. 1831 an Uns gebrach⸗ 
ten Antraͤgen der Staͤnde gemaͤß, genehmigen Wir folgende Abaͤnderungen in 


den FH5. 13 und 14. des Geſetzes vom 15. Aug. 1828 über bie Einfuͤh⸗ 
rung der Landraͤthe, mit Geſetzeskraft: 
a) daß das erſte und zweite Wahlcollegium, gleich den uͤbrigen, die 


Wahl der Landrathscandidaten in perſoͤnlichem Zuſammentritte vor 
zunehmen habenz 

9 daß die Verbindlichkeit, die eine Hälfte der Landrathscandidaten au— 
Berhalb- des Wahlcollegiumsd zu wählen, aufgehoben, und jedem 
Collegium die Wahl unter allen Waͤhlbaren der Klaſſe freigegeben 
werde. 


| Fürftenthum Hohenzollern- Sigmaringen, 


.. Der regierende Fuͤrſt verordnete am 10. Sept. 1832, daß die Zahl 
der Abgeordneten von 10 auf 20 vermehrt worden ſey. Außer dieſen 
20 gewaͤhlten Abgeordneten, gehoͤren zur Staͤndeverſammlung die beiden 
fuͤrſtlichen Standesherren und deren Deputirte GSuͤrſtenberg un Zaris), 
und ein Abgeorbneter der Geiftlichkeit. 


Herzogthbum Braunſchweig. 
Neue- Landfchaftsordnung vom 12. Oct. 1832. 


Don Gottes Gnaden Wir Wilhelm, Herzog zu ———— und 
Luͤneburg ꝛc. 

Eingedenk Unſers hohen Berufes, das Gluͤck unſerer sieh Untertha: 
nen nad Kräften zu befördern und die Rechte Aller zu fichern, haben Wir 
eine Revifion der Landfhaftsordnung : von 1820 nothiwendig erachtet, und 
nach beendigter Berathung und getroffener Uebereinkunft mit getreuer Lands 
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fhaft erlaffen Wir, mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, die gegen- 
waͤrtige neue Landfchaftsordnung, als das Orundgefeg des Landes; jedoch 
binfichtlich der im $. 109 u. 110. enthaltenen, ſich auf das gemeinfhaft: 
liche Oberappellationsgericht beziehenden, Beſtimmungen, unter ausdruͤcklichem 
Vorbehalt der dieferhalb mit den fürftlihen Häufern Waldet und Pyrmont, 
Lippe und Schaumburg=£ippe, zu treffenden DVerabredungen. 


Erfies Kapitel. 


Don dem Herzogthbume, der KRegierungsform und dem 
Zandesfürften. | 


1. Untheilbarkeit und Unveräufßerlihfeit des Landes. 

3 1. Die fämmtfihen herzoglichen Lande bilden einen, durch bdaffelbe 
Grundgefeg verbundenen, untheilbaren Staat, und Fein Beftandtheil des Her: 
zogthums kann ohne Zuftimmung ber Stände, Grenzberichtigungen ausge 
nommen, veräußert werden. Zu 

2. Regierungsform, 
8.2 Die Regierungsform des Herzogthums iſt die erblich monar: 


chiſche. 
3. Staatsoberhaupt. 


$. 3. Der ſouveraine Landesfuͤrſt, als Oberhaupt des Staates, verei= 
nigt in ſich die geſammte, ungetheilte Staatsgewalt, und uͤbt ſie auf ver— 
faſſungsmaͤßige Weiſe aus. 

Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. 
BR 4. Reverfalen., 

$. 4. Der Landesfürft wird in dem Patente, durch welches er feinen 
Negierungsanteitt verfimdigt und die allgemeine Huldigung anordnet, zugleich 
bei feinem fürftlichen Worte verfichern, daß er die Landesverfaffung, in allen 
ihren Beftimmungen, beobachten, aufrecht erhalten und befhüsen tolle, 

Die Urfchrift diefes Patents, unter des Kandesfürften Hand und Siegel, 
wird dem ftändifchen Ausfhuffe zuc Aufbewahrung in dem fländifchen Ar: 
chive zugeſtellt. 

j 5. Innere Verwaltung. - 

$. 5. Die gefammte Staatöverwaltung geht vom Landesfürften aus. 
Sie wird nur vermöge der von ihm verliehenen Gewalt unmittelbar oder 
mittelbar in feinem Namen ausgeübt, und fleht unter feiner-Oberaufjicht. 
| Kein Landesgefeg und Feine Verordnung tritt in Kraft, bevor fie von 
der Landesregierung verfündigt find. 

8. 6. Der Landesfürft kann in einzelnen Fällen Dispenfationen von 
‚den gefeglichen Vorſchriften ertheilen, jedoch, infofern dritte Perfonen wegen 
ihrer Rechte betheilige find, nur mit deven Zuſtimmung. 

6.. Auswärtige Verhältniffe. 

$. 7. Der Landesfürft vertritt den Staat in allen Berhältniffen zu 
dem. teutfchen Bunde und zu anderen Staaten. 

Er ordnet die Sefandtfchaften und Miffionen an, fchlieft Staatsver: 
träge und erwirbt dadurch Rechte für das Herzogthum, fo wie er daffelbe 
zue Erfüllung der vertragsmaͤßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. 

8. 8. Die Ständeverfammlung wird, fobald es die Umftände zulaffen, 
von folchen Verträgen in Kenntniß geſetzt. 

Die zur Ausführung derfelben erforderlichen Mittel bedürfen der ſtaͤndi— 
[hen Bewilligung, und, folen in deren Folge neue Landesgefege erlaffen oder . 
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die beſtehenden aufgehoben oder abgeaͤndert werdenz fo iſt hiezu die verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßige ſtaͤndiſche Mitwirkung erforderlich. 
77. Militairhoheit. 

F. 9. Dem Landesfuͤrſten ſteht die Verfuͤgung über die bewaffnete 
Macht, deren Formation, Organiſation, Ausbildung und Disciplin aus⸗ 
ſchließend zu: 

Ohne ſeine Erlaubniß darf ſich in dem — keine bewaffnete 
Macht bilden oder aufſtellen. 

8. Verleihung von Titeln, Wuͤrden u. ſJ w. 

$. 10. Der Landesfuͤrſt hat allein das Recht, Titel, Rang, Würden, 
geſetzlich zuläffige Privilegien, Standeserhöhung und Ehrenzeichen. zu ver: 
leihen. 

Zitel, Rang, Würden, Privilegien, Standeserhöhungen und Chrenzei: 
chen, welch⸗ Landeseinwohnern von auswaͤrtigen Regierungen verliehen wor⸗ 
den, duͤrfen nur mit Zuſtimmung des Landesfuͤrſten angenommen werden. 

9. Verhaͤltniß des Herzogs zu dem teutſchen Bunde. 

$. 11. Der Landesfuͤrſt theilt als Mitglied des teutſchen Bundes alle 
aus dieſem herfließende Rechte und Verpflichtungen. 

$. 12. Allgemeine Anordnungen und Beſchluͤſſe des teutſchen Bundes 
. erhalten: dadurch Geſetzeskraft für das Herzogthum, daß fie von dem Landes: 
fuͤrſten verfündigt werden. 

10. Sig der Regierung. 

g. 13. Der Sitz der Regierung kann, dringende Nothfaͤlle ausgenom⸗ 
men, nicht außer Landes verlegt werden. 

11. Regierungserbfolge, 

. 44. Die Regierung wird vererbt in dem fürftlichen Gefammthaufe 
———— Lüneburg. nad) ber Zinenlerbfolge und dem Nechte der Erſtge— 
burt, und zwar zunächft in dem Mannsſtamme aus vechtmäfiger, ebenbürti- 
ger und hausgefeglicher Ehe. 

Erlifht der Mannsftamm des fürftlichen Gefammthaufes; fo geht bie 
Regierung auf die weibliche Linie nach gleichen Grundfägen über, 

412. Volljährigkeit des Landesfürften. 
$. 15. Der Landesfürft wird mit vollendetem achtzehnten Jahre voll- 
jährig. | 
y : 13. Reglerungspormundfchaft. 

$. 16. Eine Vormundfhaft tritt ein, wenn der Landesfürft wegen 
Minderjährigkeit zur eigenen Ausübung der Regierung nicht fähig if. 

a. Unordnung berfelben für den minderjährigen Regierungsnachfolger. 

$. 17.. Der Landesfürft kann für feinen minderjährigen Nachfolger den 
Bormund beitellen. 
| Er wird diefen aber aus den vegierungsfähigen Agnaten des Haufes 
wählen, oder, Falls befondere Gründe, hiervon abzugehen, vorhanden feyn 
follten, feiner Gemahlin oder feiner Mutter die Vormundfchaft übertragen, 
und nur wenn Feine dieſer Perfonen vorhanden ift, ſteht e8 ihm zu, einen 

nicht regierenden volljährigen Prinzen aus den zum teutfchen Bunde gehören: 
den Fürftenhäufern zum Negenten zu ernennen. 

6. 18. Hat der Landesfürft feine Anordnung über die Vormundſchaft 
getroffen; fo gebührt diefelbe dem, nach der Erbfolgeordnung, zunächftfichen: 
den voljährigen, vegierungsfähigen Agnaten, und falls diefer die Regentſchaft 


‘ 
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auefchlüge, dem nachfolgenden, fobann der Mutter des minderjährigen Lanz 
besfürften, und endlich deſſen Großmutter von wäterlicher "Seite, fofern diefe 
im MWittwenftande verblieben find, Re: N 
$. 19. Wäre keine der Perfonen, melde das Geſetz zur Vormund⸗ 
ſchaft beruft, vorhanden, oder ſchluͤgen dieſelben die Vormundſchaft aus; ſo 
waͤhlt die Staͤndeverſammlung, auf den Vorſchlag des Staatsminiſteriums, 
den Vormund aus den volljaͤhrigen, nicht regierenden Prinzen der zum teut— 
ſchen Bunde gehoͤrenden Fuͤrſtenhaͤuſer. 
b. Reverſalen des Vormundes. 
$. 20. Der Vormund verkuͤndigt duch ein Patent den Eintritt der 
vormundfchaftlichen Regierung, und ftellt die Reverſalen nach den $. 4. ent 
haltenen Beftimmungen für die Dauer der Vormundſchaft aus, 
c. Erloͤſchen der Vormundſchaft. 
$. 21. Die Vormundſchaft erliſcht, ſobald der Landesfuͤrſt volljährig 
geworden ift, und feinen Megierungsantritt auf die verfaffungsmäßige Weife 
verfündigt hat ($. 4.). | is 
| 14. Erziehung des Regierungsnadfolgers, 
$. 22, Wenn der vorhergehende Landesfürft über die Erziehung des 
minderjährigen Landesfürften feine Beſtimmung getroffen hat; fo gebührt die 
Zeitung der Erziehung des minderjährigen Landesfürften dem Vormunde unter 
Beirath des Staatsminifteriums, . Ä 
Die Mutter des minderjährigen Landesfürften, und nach diefer deſſen 
Großmutter von väterlicher Seite, find indeß berechtigt, hiebei mit ihrem Gut: 
achten und Rathe gehört zu werden. | 
FE 15. Dausgefege. Ä 
$. 23. Die inneren Verhaͤltniſſe des herzoglichen Haufes werden von 
dem Landesfürften, als dem Dberhaupte der Familie, durch Hausgefege ge: 
ordnet. Diefe bedürfen der ſtaͤndiſchen Zuftimmung nicht; es Eönnen indeß 
duch diefelben- keine im diefem Landesgrundgefege enthaltenen Beftimmungen 
abgeändert werden. | 


e Zweited Kapitel 
Bon den allgemeinen Rechten und Pflidten der Unter: 
thanen. 


1. Landeseinwohnerrecht. 
| a. Deſſen Erwerbung. 
$. 24, Mer auf gefegliche Weiſe das Necht des Wohnſitzes innerhalb 
der Grenzen des Staatsgebietes erworben hat, ift Landeseinwohner. 
b. Deffen. Folgen. 
$. 25. Alte Landeseinwohner find dem Landesfürften Treue, Ehrfurcht 
und Gehorſam fhuldig, und verpflichtet, den Gefegen und den dieſelben voll- 
ziehenden Behörden zu gehorchen. Sie genießen fämmtliche, durch Verfaffung 
und Geſetz zugeficherte, Nechte, vorbehaltlich der in Bezug auf die Ausübung 
einzelner Rechte geltenden Belchränfungen. | 
6. Bedingungen ber Ausübung- politifcher Rechte. 
Erbhuldigungseid,. 
$. 26. Nur Landeseinwohner find zur Ausübung politifcher Nechte im 
Herzogthume befugt. 
Alle männliche Landeseinwohner find nach zuruͤckgelegtem Z1ften Lebens⸗ 
jahre verpflichtet, den Erbhuldigungseid zu leiſten. Diefer foll alfo lauten: 
„Ich ſchwoͤre Treue und Gehorſam dem durchlauchtigſten Landesfuͤr— 


* 
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ſten und deſſen Nachfolgern an der Landesregierung aus dem durch⸗ 

lauchtigſten Hauſe Braunſchweig, ſo wie Gehorſam den Geſetzen.“ 
d. Deſſen Erloͤſchen. 
8. 27. Das Landeseinwohnerrecht geht durch Auswanderung — 
Einzelne darin begriffene Befugniſſe erloͤſchen durch den Verluſt der 
a — ee oder in, Solge ber OS beftimmter 
Geſetze 
2 x: remde. 
28. Fremde, waͤhrend ihres Aufenthalts im — RE, 
den Schug der Gefege und: find zu deren Beobachtung verpflichtet. 
Die Derwaltungsbehörden ii ob und. wie lange ihnen ber ur 


enthalt zu geſtatten ſey. 
3. Einzelne Rechte. 


Ev Religionöfreiheit. | 

& 29, Jedem Einwohner wird vollkommene Freiheit des Gewiſſens 
und des religioͤſen Glaubens, auch das öffentliche Bekenntniß deſſelben in 
einer der im Staate jetzt geffatteten kirchlichen Geſellſchaften, gewaͤhrt; Nie— 
mand darf jedoch ſeine Religion vorſchuͤtzen, um ſich einer geſetzlichen Ver— 
pflichtung zu entziehen. Aeußere Religionsübung ift der — des 
Staats unterworfen. 
b. Freiheit der. Meinungen. 

$. 30. Niemand darf wegen geaͤußerter Meinungen zur Verantwortung 
gezogen werden; es ſey denn, daß durch deren Aeußerung eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift uͤbertreten, oder daß zu geſetzwidrigen Handlungen angereizt waͤre. 

c. Freiheit der Preſſe und des Buchhandels. 

$. 31. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels fol beſtehen unter 
Beobachtung der Befchlüffe des keutſchen Bundes und der: gegen den. Mi: 
brauch diefer Freiheit zu erlaffenden Geſetze. 

d. Sicherheit der Perfon und des Eigenthums. 

$. 32. Der Staat gewährt jedem Einwohner und jeder rechtlich befte- 
henden Corporation Sicherheit der Perfon, des Eigenthums und der übrigen 
echte, und unterwirft ‚fie keinen andern Beſchraͤnkungen, als denen, welche 
auf Recht und Geſetzen beruhen. 

. 33. Privateigenthum und Privatgerechtſame koͤnnen fuͤr weſentliche 
Zwed des Staats oder einer Gemeinde nur in den geſetzlich beftimmten oder 
durch dringende Nothwendigkeit gebotenen Fällen, gegen vorgängige volle Ent: 
ſchaͤdigung, auf Verfügung der competenten Derwaltungsbehörden, in Ans 
fpruch genommen werden. War e8 unmöglich, die Entfhädigung vorgangig 
zu ermitteln; fo muß le nachträglich ohne Anſtand feſtgeſtellt und ges 
leiftet werden. 

Ein Streit über den Betrag der Entfchädigung sft im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu erledigen. 
| e. Freie Wahl des Berufs und Rechtögleichheit zum Staatedienſt. 

$. 34. Die Wahl des Berufs und Gewerbes, fo wie der. vorbereitens 
ben Bildungsanftalten des In- und Auslandes, iſt frei. - Die Verfchiedenheit 
des Standes und der Geburt foll bei Befegung von Civilämtern und Miti- 
tairgraden keinen Vorzug begründen. 

f. Auswanderung. 

$. 35. Jeder Landeseinwohner hat das Recht der Auswanderung ohne 
Erlegung einer Abzugsſteuer, jedoch unter den durch die Verpflichtung zum 
Kriegsdienſte oder ſonſtige Verbindlichkeiten gegen den Staat und Privatper⸗ 
ſonen eintretenden Beſchraͤnkungen. 


* 
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g. Abloͤsbarkeit der ‚gutöherrlichen und fonftigen Realrechte. 

$. 36. Alle privatrechtliche Neallaften an Zehnten, Hand: und Spann: 
dienten, Geld, Getraide: und fonftigen Naturalabgaben und Leiflungen, 
womit das Eigenthbum oder das erbliche Befigreht an einem Grundſtuͤcke 
beſchwert ift, oder in Zukunft beſchwert werden £önnte, fo wie auch alle blos 
perfönliche, d. h. gewiſſen Perfonen ohne den Beſitz eines“ Grundflüds ob- 
liegende, Dienfte und Xeiftungen find, ohne Rüdfiht auf den Rechtsgrund 
ihrer Entftehung, der Ablöfung dergeftalt unterworfen, daß ihre Aufhebung 
gegen eine Entfhäadigung, welche das Geſetz beftimmen wird, verlangt wer: 
‚den darf. 

h. Aufhebung der Feudalrechte. 

$. 37. Alle im Umfange des Herzogthums belegene Lehne jeder Art, 
es mögen folche von dem Landesfürften, von öffentlichen Anftalten, Corpo— 
rationen, oder von Privatperfonen releviren, unmittelbare oder Afterlehne jeyn, 
find der Aufhebung des Iehnsherelichen und agnatifhen Lehngverbandes in 
den noch gefeglich zu beflimmenden Berhältniffen unterworfen. 

Be i.. Recht der Beſchwerde. 
8. 38. Sederman darf in feiner Angelegenheit fehriftliche Bitten an 
den Landesfürften und die Landesbehörden in vorfchriftmäßiger Weife und 
mit Beobachtung der vorgefchriebenen Ordnung richten, und Befchwerden über 
gefeg: ober ordnungswidriges Verfahren der Behörden bis zur oberften Staats: 
behoͤrde, welche ihn unmittelbar befcheiden wird, fchriftlich verfolgen. 
4. Einzelne Pflichten. 
Ä a. Staatslaſten. 2 

$. 39. Die Theilnahme an. den Staatslaften trifft Alle, welche im 
- Stantsgebiete mohnen oder Grundeigenthum befigen, allgemein und nad) 
gleichmäßigen Grundfägen. Nur Erlaſſe, jedesmal höchftens für. die Dauer 
einer Sinanzperiode, keine Befreiungen von denfelben Eönnen bewilligt werden. 
“ Die fürftlichen Schlöffer, Pallafte, Gebäude und Gärten und das Grundei: 
genthum und Einkommen der Kirchen und übrigen frommen Stiftungen, fo: 
weit daffelbe jegt von dem ordentlichen Steuern befreit ijt, find frei von 
Staatslaften. Ä Ä 
| b. Waffenbienft. 

$. 40. Alle Landeseinmwohner find in dem gefeglichen Verhältniffe zur 
Vertheidigung des Vaterlandes im Kriegsdienſte, und zum Waffendienſte 
behuf des Gemeindeſchutzes verpflichtet. J 


Drittes Kapitel, 
Bon den Gemeinden. _ | 
A. Allgemeine Beftimmungen. 
a. Gemeindebezirke. 
$.. 41. Jedes Grundftüd im Lande muß einem beftimmten Gemein: 
debezirke angehören. | 
Die Landesregierung wird bdiefe Gemeindebezirke, ſoweit fie noch zwei- 
felhaft "find, duch Verordnungen beflimmen. 
b. Gemeindegenoffen. 
j $. 42. Jeder Landeseinwohner muß einer beftimmten Gemeinde ange 
hören, und zwar derjenigen, in welcher er, den gefeglichen Beftimmungen 
zufolge, ‚feinen Wohnfig hat, Ä 


c. Markgenoſſen. 2 
$. 43. Grundbeſitzer, welche das Recht des Wohnſitzes in der Gemeinde 
nicht erlangt haben, genießen wegen ihres Beſitzthums denſelben Schutz, wel: 
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cher den Einwohnern gewährt -wird;. fie find aber auch, wie biefe, zu den 
auf den Grundſtuͤcken haftenden Lafter: verpflichtet. | | 
“ d. Bildung neuen, Gemeinden. 

‘5. 44. . Keine Gemeinde kann ſich bilden ohne Genehmigung der. Lan- 
desregierung, und ‚ohne dieſe darf eine Gemeinde weder ihren Gemeindever: 
band durdy Aufnahme anderer: Gemeinden erweitern, noch duch Bildung 
neuer und befonderer Gemeinden verändern, noch ihre vechtlich beſtehende Ge— 
meindeverfaffung eigenmächtig umgeflalten. 

e. Bermögensverhältniffe. . 
| 1) In Beziehung zum Gtaate. 
$. 45. Das Vermögen und Eintommen der. Gemeinden: und ihrer An: 
falten darf nie mit dem Stantsvermögen oder den Staatseinnahmen vereis 
nigt werden, J | Ä 
$. 46. Die Gemeinden haben ihr Vermögen durch ihre Behörden felbft: 
ftändig zu verwalten. Die Oberaufficht - der Negierungsbehörden erſtreckt ſich 
nur darauf, daß die. Verwaltung überhaupt den beftehenden Gefegen gemaͤß 


geſchehe, daß insbefondere das Gemeindevermögen erhalten, das Einfommen 


davon zu Gemeindezweden. verwandt, und daß bei der Vertheilung der Ge: 
meindeabgaben nad) gleichmäßigen Grundfägen verfahren werde. 
.. Der Regierungsbehörde ſteht die Entfcheidung auf die Befchwerden zu, 
welche, gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werden. 
2) Mehrere Gemeinden. . | 
$. 47. In den Ortſchaften, welche aus verfchiedenen Gemeinden zu: 
fammengefest find, bleibt die Verwaltung des, einer jeden derfelben befonders 
zuftehenden, Vermögens und der Berechtfume getrennt; es ſey denn, daß das 
Gegentheil durch ordnungsmaͤßig -gefaßte Befchlüffe der betheiligten Gemein: 
den feftgeftellt würde. >. 
| | 3) Einzelner Gemeindemitglieder. 
$. 48. Durch die mit dem Wohnfigrechte verbundene Aufnahme in. 
die Gemeinde allein werden keine Antechte an den Gemeindegütern getvonnen, 
deren Mitbenugung an den. Befig gewiffer Grundftüde in der Gemeinde ges 
Enüpft iſt, auch nicht an den Gütern, welche gewiſſen Genoffenfchaften ge: 
hören. 
f. Gemeindelaften. 
— 1)y Allgemeine Pflicht dazu. 
G. 49. Von den verfaſſungsmaͤßig der Gemeinde oder mehreren im 
Verbande ſtehenden Gemeinden aufgelegten Gemeindelaſten und Leiſtungen 
kann kein Mitglied der Gemeinde oder des Verbandes, ſo wie auch kein in 
derſelben belegenes Grundſtuͤck anders, als aus geſetzlichen Gruͤnden befreiet 
werden. . 


2) Deren rechtliche Begründung. 

$. 50. Keine, Gemeinde kann mit Leiftungen und Ausgaben befchwert 
werben, wozu fie nicht nach allgemeinen Gefegen oder befonderen Nechtsver- 
hältniffen verbunden’ ae ae findet auch, auf mehrere, im Verbande 
ftehende, Gemeinden Anwendung, RE 

3) Entfhädigung wegen allgemeiner Laſten. 

F. 51. Alle Laſten, welche nicht: durch die örtlichen Beduͤrfniſſe der 
Gemeinden, oder. eines Verbandes ‚von Gemeinden, fondern durch. die Erfül 
lung allgemeiner VBerbindlichkeiten des Landes oder einzelner Theile defjelben 
herbeigeführt werden, 3... Einquartierungen und Kriegsfuhren, müffen, in 
ſoweit nicht befondere Nechtsverhältniffe eine Ausnahme begründen, von dem 
gefammten Lande oder. bem ‚betreffenden. Landestheile in dem Maaße getragen 
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werden, daß diejenigen, welchen. die Laft wirklich aufgelegt iſt, Entſchaͤdigung 
erhalten, ’ 
g. Gemeindebeamten. 
$. 52. Saͤmmtliche Vorftände, fo wie die übrigen Beamten der Ge 
meinden, find auf Feſthaltung der Landesverfaſſung und Wahrnehmung der 
dadurch begründeten Nechte ber Gemeinden zu verpflichten. 
B. Befondere Beftlimmungen. 
1) Zür die ftädtifchen Gemeinden. 
a. Allgemeine Rechte. 
$. 53. Die Bürgerfchaft in den Städten und denjenigen Flecken, wel⸗ 
chen eine flädtifche Verwaltung zugeftanden ift, foll berechtigt ſeyn: 

1) durch eine doppelte MWahlhandlung ihre Vertreter zu wählen; 

2) duch diefe Vertreter und die flimmführenden Mitglieder des Ma⸗ 

giſtrats die Beamten der Stadtverwaltung frei zu wählen, und zwar 
in dem Maafe, daß nur- die fimmführenden Mitglieder ded Ma: 
giſtrats der Iandesfürftlichen Beſtaͤtigung bedürfen ; 

3) durch diefe Vertreter bei der Verwaltung aller Gemeindeangelegenheis 
ten, insbefondere bei allen denen, welche das Vermögen, die Rechte 
und BVerbindlichkeiten, fo wie die Bewilligung der von der Gemeinde 

zu tragenden Laften und Leiftungen zum Gegenſtande haben, mitzu: 


wirken. 
b. Städteordnungen. 


$. 54. Auf den Grund der Beffimmungen diefes Kapitels follen die 
Nechtsverhältniffe ber ftädtifchen Gemeinden und deren Beamten durch die 
allgemeine Städteordnung, und die jeder einzelnen ſtaͤdtiſchen Gemeinde durch 
ein befonderes Statut näher und ausführlicher feftgefegt werden. 

2) Für die, Landgemeinden. 

a. Ortsvorftcher und Ortsgefchworne. 

$. 55. Den Landgemeinden fleht das Recht zu, ihre Ortsvorfteher, 
unter Vorbehalt der Beftätigung von Seiten der Megierungsbehörde, zu waͤh— 
Ion. Gleichfalls haben fie das Recht, ihre Ortögefchworenen felbft zu waͤh— 
len, und durch diefe alle Gemeindeangelegenheiten mit zu berathen, infofern 
nicht, bei wichtigen Gegenftänden, den Rath der verfammelten Gemeinde zu 
vernehmen erforderlich erachtet würde, 

Diefen Grundfägen gemäß follen die Verhaͤltniſſe der Landgemeinden 
durch eine Gemeindeordnung feftgeftellt, und in diefer über die Wahl des 
Ortsvorſtehers und ‚der Ortsgeſchwornen das Nähere beflimmt werden. 

b. Reue Anbauer. 
| $. 56. Neue Anbauer follen nicht ohne vorgängige Vernehmung der 
Landgemeinde, und im Falle eines Widerfpruchs, nicht ohne vorgängige Ent- 
ſcheidung der Verwaltungsbehörden über die vorgebrachten Gründe, zugelaffen 
werben. 

Vierte: Kapitel 
Don den Kandfiänden. 
Erſter Titel, 

Don dem Wefen und Zwecke der Kandftände und von der Zufammen- 
fegung der Ständeverfammlung und des fändifchen Ausfchuffes. 
Erſter Abfhnite 

Weſen und Zwed der Stände, 


$. 57. Die Stände des Herzogtums vertreten in dem grundgefegli= 


* 
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chen Verhaͤltniſſe zu der Landesregierung die Geſammtheit der Landeseinwoh⸗ 
ner und ſind daher berechtigt und verpflichtet, deren verfaſſungsmaͤßige Rechte 
und allgemeine Intereſſen wahrzunehmen, und auf die geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
bene Weiſe geltend zu machen. 
$. 58. Die geſammte Landſchaft bildet ein ungetrenntes Ganzes. 
$. 59. Sie übt ihre verfafjungsmaßige Wirkfamkeit entweder in voller 
BVerfammlung auf Land» und Convocationstagen durch die Ständeverfamms 
lung, oder, zwiſchen den Landtagen und während deren Vertagung, duch 
das Drgan des ftändifchen Ausſchuſſes. R \ 
Zweiter Abfhnitt. 
. Buyfammenfegung der Ständeverfammlung. 
I. ber Abgeordneten, deren Vertheilung auf bie le und 
Art ihrer Erwählung. 
A. Sm Ullgemeinen. 
g. 60. Die Staͤndeverſammlung beſteht aus 48 —2 des 
Landes, und zwar aus | 
- 40 Abgeordneten der Ritterfchaft, 
12 Abgeordneten der Städte, 
10 Abgeordneten der Fleckenbewohner, Freifaffen und Bauern, und 
16 Abgeordneten, welche gemeinſchaftlich von dieſen drei Standesklaſ—⸗ 
ſen gewaͤhlt werden. 
B. In den einzelnen Klaſſen. 
1. Bei der Ritterſchaft. 
a. Wahlbezirk. 
‚61. Die in die Rittermatrikel eingetragenen landtagsfaͤhigen Guͤ— 
ter des Herzogthums bilden einen Wahlbezirk bei der Wahl der ritterſchaft⸗ 


lichen Abgeordneten. 
b. Wahlart. 


$. 62. Die Kitterfchaft waͤhlt ihre Abgeordneten durch eine einfache 
—— 
2. Bei den Staͤdten. 
m. Wahlbezirke. 
g. 63. Die Städte des Herzogthums ıitben folgende fieben Wahl: 


bezirke. 
Erſter Bezir Braunſchweig, 
Zweiter 2 2 2 2.20. Wolfenbüttel, 
Dit =. 202 00. Helmftädt, 
Birte E22 KR—oͤnigslutter, Schöningen und Schöp- 
- penſtaͤdt, 
Fuͤnfte > 2 2 20. 0. Gandersheim und Seeſen, 
Sechſter . 2 2.7. Holzminden und Stabtoldendorf, 
Siebenter = . Blankenburg und Haffelfelde: | 


Bertheifung * Abgeordneten auf die Bezirke. 

$. ‚64. Der erfte diefer Bezirke fendet ſechs Abgeordnete, jeber der 
übrigen einen Abgeordneten. 

c. Wahlart. 

8.65. Die Abgeordneten der Städte werben duch eine — Wahl⸗ 
handlung gewaͤhlt, indem die Stimmberechtigten Wahlmaͤnner ernennen, 
und diefe, ſammt den Rimmfüheenben Mitgliedern des Magiſtrats, die Ab⸗ 
geordneten waͤhlen. 
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3. Bei den Fleckenbewohnern, Freiſaſſen und Bauern. 
a. Wahlbezirke. 
‘8, 66. Das Herzogtum wird, in Beziehung auf die Wahl ber 
Abgeordneten der Fleckenbewohner, Freiſaſſen und Bauern, in folgende zehn 
Wahlbezirke getheilt. a 


Erfter Bet . . 2.0. die Aemter WVechelde und Riddagshauſen, 
Zweiter =. die Aemter Wolfenbüttel und Salder, 
Dit 8 0. die Aemter Heimſtedt, Schöningen und 
Schöppenitedt, 
Vierter 2.2 die Aemter Königskutter, Vorsfelde und 
Calvoͤrde, 
Bünfee ddie Aemter Harzburg, Seeſen und Lut—⸗ 
ter a. B. 
Sechſter ⸗ . . . die Aemter Gandersheim und Greene, 
Siebenter = . . . bie Aemter Holzminden und Stadtol— 
dendorf, 

Achter 0.20.20. 0. die Uemter Efchershaufen und Detenftein, 
Neunter 2 2 20. das Amt Thedinghaufen, 

Beine =. 2.0.0. die Aemter Blankenburg, Hafjelfelde u. 
| Walkenried. 


b. Vertheilung der Abgeordneten. 
— F. 67. Bon den 10 Abgeordneten dieſer Standesklaſſe wählt jeder 
Bezirk einen. 
c Wahlart. 

$. 68. Dieſe Abgeordneten werden durch eine doppelte Wahlhandlung 
gewählt, indem die Stimmberechtigten Wahlmänner ernennen, und diefe bie 
Abgeordneten wählen. 
Ä 4. Bei ben übrigen Abgeordneten. 

8.69. Die übrigen 16 Abgeordneten werden gemeinfhaftlich von al: 
Ien Standesklaffen, und zwar von der Ritterfchaft durch eine boppelte, von 
den Uebrigen durch eine dreifache Wahlhandlung gewählt, 

Es wird zu diefem Ende für das ganze Land ein Wahfcollegium ges 
bildet, zu welchem das ritterfchaftliche und jedes ftädtifche und Ländliche 
Wahlcollegium fo viel Wahlmänner fendet, als daffelde Abgeordnete zu waͤh⸗ 
len bat, 

C, Woahlgefes. 

$. 70. Die näheren Beftimmungen über das Stimmrecht bei den 
Wahlen der Wahlmänner und Abgeordneten, fo wie über das Verfahren bei 
beren Wahlen, enthält das MWahlgefeg, welches zwar Eeinen Theil der Lande 
Thaftsordnung bildet, aber. ohne ftändifche. Zuftimmung nicht abgeändert 
werben kann. ’ Ser 

I. Geſetzlich erforderliche Eigenfchaften der Abgeordneten. 
1) Allgemeine Erforderniffe für alle Abgeordnete, 
$. 71, Um als Abgeordneter wählbar zu feyn, muß man 
1) das SOfte Jahr zurüdgelegt und 
2) feit fünf Jahren im Herzogthume feinen Wohnfig gehabt Haben, 
3) ſich eines unbefcholtenen, Rufes erfreuen, 
a 3} — — feine Perſon, noch wegen ſeines Vermoͤgens unter Cura⸗ 
tel ſtehen, 
5) keine Ruͤckſtaͤnde an öffentlichen ober Communalabgaben haben, wegen 
welcher die Erecution bereits verfüge iſt. | 
Ä — ne 76 
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$. 72. Mitglieder des herzogl. Staatsminiſterlums Finnen nicht Ab⸗ 

geordnete ſeyn. Eben fo-wenig diejenigen, welche wirkliche Hof-, Militaire-, 
und Civilbeamte eines auswärtigen Staats find. Es findet jedoch eine 
Ausnahme hinfichtlich derjenigen, welche in koͤnigl. hannoverifchen Dienften 
——— fo lange im Koͤnigreiche Hannover ein Gleiches beobach— 
tet wird. 
Diejenigen Mitglieder des gemeinſchaftlichen Oberappellationsgerichts zu 
Wolfenbuͤttel, welche von den, mit Braunſchweig zu Haltung dieſes Gerichts⸗ 
hofes verbundenen, Fuͤrſten ernannt ſind, werden als auswaͤrtige Staatsdie⸗ 
ner nicht betrachtet. 

8. 73. Alle uͤbrige, im hieſigen Dienſte ſtehende, Civilbeamten, active 
Mititairperfonen, Geiſtliche oder Schullehrer find wählbar. Sie müffen aber, 
bevor fie die Wahl annehmen, dazu die Erlaubniß der Regierung erhalten 
haben, welche nicht verfagt werden wird, wenn nicht das Beſte des Diens 
fles dieſes nothwendig macht. 

$. 74. Vater und Sohn können nicht zugleich Abgeordnete feyn, und 
wenn fie fi darüber, wer zurücktreten foll, nicht vereinigen Eönnen, geht 
der Vater vor, | * 

$. 75. Niemand kann die Wahl zum Abgeordneten von mehreren 
Mahlcollegien annehmen, 


2. Befondere Erforberniffe für die einzelnen Klaffen der 
Ubgeordneten. 


a. Bei der Rikterfchaft. 
$. 76. Waͤhlbar als Abgeordnete der Ritterfhaft find nur Eigenthlis 
mer und Iebenslängliche Nutznießer eines Tandtagsfähigen, in die Ritterma⸗ 
trikel eingetragenen, Gutes. | 
j b. Bei den ftädtifchen Abgeorbneten. 
$. 77. Waͤhlbar als Abgeordnete der Städte find die ſtimmfuͤhrenden 
Mitglieder des Magiftrats und alle diejenigen Bürger, welche entweder Hans 
del” oder Gewerbe oder Aderbau treiben, Orundeigentbum im Bezirke der 
Stadt befigen, und bafelbft ihren wirklichen Wohnfis haben, auch nad den 
zufammen zu rechnenden Anfägen der Wollen fämmtticher directen und Coms 
. munalfteuern, zu, den Hoͤchſtbeſteuerten ihrer Stadt gehören. Die Anzahl 
ber Höchftbefleuerten foll in jeder Stadt aus fo viel Perfonen beftehen, alg 
die Zahl 10 in der Zahl der vorhandenen Wohnhäufer aufgeht, zu welchen 
Hoͤchſtbeſteuerten jedoch, falld mehrere den geringften diefer höchften Steuer 
füge zahlen, diefe alle noch binzuzurechnen find, 

Sofern unter den Höchfibefleuerten fih nicht mindeftens die ſechs 
hoͤchſtbeſteuerten Handel- oder ewerbetreibenden des Wahlbezirks  befin: 
den ſollten, ſind dieſe jedenfalls unter die Zahl der Waͤhlbaren auf— 
zunehmen. 

c. Bei den laͤndlichen Abgeordneten. 
| $. 78. As Abgeordnete diefer Standesklaffe find nur diejenigen waͤhl⸗ 
bar, welche Eigenthuͤmer oder lebenslaͤngliche Nugnießer eines. Freifaffenhofes 
oder einer Meiheftelle find, in dem ländlichen Wahlbezirfe wohnen, Land: 
wirthſchaft als Erwerbszweig treiben und nah dem Gontributionskatafter zu 
den Höchftbefteuerten ihres Amtes. gehören. Die Anzahl der Höchftbefteuer- 
ten foll in jedem Amte aus fo viel’ Perfonen beſtehen, als die Zahl 4 in 
der Zahl der, in dem Amte belegenen, Reiheftellen, bei weldyer Landwirth: 
ſchaft betrieben wird, aufgeht, zu welchen indeß, falls mehrere den gering: 
ſten diefer hoͤchſten Contributionsfäge zahlen, diefe alle hinzuzurechnen find, 
Ans den Gemeinden, in welchen nach diefen Beftimmungen fich nicht min: 
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beftens drei Waͤhlbare befinden, follen jedenfalls die drei Höchftbefleuerten un: _ 
ter die Wählbaren aufgenommen werben. 
d. Bei den übrigen Abgeorbneten. 
$. 79. Die übrigen 16 Abgeordneten werden, ohne Ruͤckſicht auf 
Standesklaſſen, jedod nah den Beflimmungen des Wahlgefegis, unter den 
Männern von höherer Geijtesbildung gewaͤhlt, welche überhaupt wählbar 
find ($. 71.): 

Zwei derfelben follen der höheren Geiftlichkeit, bis zum Superintendenten 
einfihlieglich, angehören. 

| 1il. Stellvertreter der Abgeordneten. 

$. 80. Für jeden Abgeordneten wird zugleih ein Stellvertreter ges 
wählt, der biefelben Eigenfchaften haben muß, wie diefer, und einberufen 
wird, wenn ber Abgeordnete den übernommenen Auftrag niederlegt, oder 
nicht fort beforgen kann. | 

Für die 10 Abgeordneten der Mitterfchaft follen indeg nur 5 Stelfver: 
freter ernannt, nach dem Lebensalter einberufen, und bei jeder Abgeordneten: 
wahl neu gewählt werden, | 

$. 81. Ueber die Einberufung der Stellvertreter entjcheidet die Stan: 
deverfammlung oder der Ausfchuß. Ze 

IV. Ablehnung des Abgeordnetenauftrages. 
$. 82. Jeder ift verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl als Abgeord: 
neter oder Stellvertreter anzunehmen, er Eünnte denn nachweiſen, 

1) daß er das böſte Lebensjahr Überfchritten habe; oder 

2) daß er durch Krankheit oder Körperfchwäche auf längere Zeit für die 
Geſchaͤfte der Ständeverfammlung untüchtig gemacht fey; oder 

3) daß er in häuslichen oder Gefhäftsverhaltniffen flehe, welche feine per: 
fönlicye und dauernde Anweſenheit wefentlicdy erfordern. 

V. Erneuung der Ständeverfammlung duch neue Wahlen, 
1. Regelmäßige neue Wahlen. 

$. 83. Vor dem Beginnen jedes ordentlihenr Landtages, alfo alle 
drei Jahre, tritt die Hälfte der Abgeordneten jeder Klaffe aus und wird 
neu gewählt, 

Um dieſes Austreten für die Folge zu ordnen, werden beim Schluſſe 
des erften ordentlichen Landtages die Abgeordneten jeder Kaffe, und, falls 
in einer Klaffe ein Wahlbezirk mehrere Abgeordnete fendet, diefe unter fich, 
diejenigen duch das Loos beftimmen, welche austreten. 

Vor dem britten ordentlichen Landtage treten die Zuruͤckgebliebenen aus, 
und bei diefer Reihefolge hat es fein Bewenden. | | 

2. Nach einer Auflöfung der Ständeverfammlung. 
$. 84. Nah einer, vom Lundesfürften verfügten, Auflöfung der 
Ständeverfammlung werden die Abgsordneten allgemein neu gewählt, und 
es findet am Schluffe des Landtages eine neue Loofung Statt, um 
die dor dem naͤchſten ordentlichen Landtage austretenden Mitglieder zu 
beſtimmen. — 

Sowohl in dieſem, als in dem, im dem vorhergehenden $. erwähnten, 

Falle Eönnen die Austretenden wieder gewählt werden. 
ie 5. In einzelnen Faͤllen. 

$. 85. Wenn ſowohl der Abgeordnete, als deffen Stellvertreter vor 
Ablauf der Zeit, für melche fie. gewwahlt waren, ihren Auftrag niederlegen, 
ober zu deſſen Ausrichtung unfaͤhig werden, erlüßt die Landesregierung für 
den betreffenden Wahlbezirk neue Mahlausfchreiben, 


4 


76 * 


i 


1204 Braunſchweig. 
VI. Exrloͤſchen des Auftrags der Abgeordneten. 
8. 86. Der Auftrag der Abgeordneten erlifcht: 
4) durdy Ablauf der Zeit, für welche fie gemählt find; - 
2) duch Auflsfung der Ständeverfammlung, und zwar in beiden Fäl- 
Ion mit Beendigung der neum Wahl des betreffenden Wahlcol— 
legiums ; Ä 
3) duch Verluſt einer der Eigenfchaften, welche erforderlich find, um als - 
Abgeordneter wählbar zu ſeyn; | 
4) durch Annahme eines Staatsamtes, welches der Abgeordnete zur Zeit 
feiner Wahl noch nicht bekleidete; jedoch kann der Austretende wieder 
‘gewählt werden; 
5) durch die Niederlegung des Auftrags, welche nur aus den $. 82. uns 
ter 2. und 3. aufgeführten Gründen zuläffig iſt; | 
6) zur Strafe, wenn die Ständeverfammlung. die Ausfhliefung eines 
Mitgliedes auf den Grund der Gefchäftsordnung verfügt; 
Dritter Abfhnitt, 
Bufammenfegung bes ftändifhen Ausſchuſſes. 
41. Zahl und Eigenfhaften feiner Mitglieder, 
ve $. 87. Der ftändifhe Ausſchuß fol aus 7 Abgeorbneten des Landes 
eſtehen. | 
u Ein Mitglied deffelden muß aus den ritterfchaftlichen, eines aus den 
ftädtifchen, und eines aus den ländlichen Abgeordneten genommen werben, 
2, Wahl deſſelben. | 

$. 88, Die Ständeverfammlung wählt den Ausſchuß aus ihrer Mitte 
durch abfolute Stimmenmehrheit auf die, für die Wahl der Abgeordneten 
vorgefchriebene, Weiſe. | 

3, Zeit der Ernennung defelben. 

$. 89. Der Ausfhuß wird ernannt, wenn der Landtag vertagt, dei 
abfchiedet oder aufgelöfet wird, vor deſſen Auseinandergehen, 

4, Stellvertreter der Ausfchußmitglieder. . 
8.90, Bei der Wahl des Ausfhuffes wird zugleich für jedes Mit 
glied deffelben ein Stellvertreter auf gleiche Weiſe gewählt. 

Diefer teitt in den Ausfhuß ein, wenn das Mitglied, für welches er 
gewählt worden, behindert ift. Sollte auch der Stellvertreter ſelbſt behindert, 
oder bereitd einberufen ſeyn; fo ruͤckt ftatt feiner der an Jahren Aelteſte der 
übrigen Stellvertreter ein. ’ | 

Ueber die Einberufung der Stellvertreter entfcheidet der Ausſchuß. 

5. Erneuung des Ausfchuffes. 

$. 91, Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden, mie die Abgeordneten, 
alle drei Jahre zur Hälfte ausfheiden und duch neue Wahl erſetzt. Am 
Schluſſe des erften ordentlichen Landtages follen daher 3 Mitglieder des Aus— 
ſchuſſes und deren Stellvertreter aus den Abgeordneten, welche, dem Looſe 
nach, vor dem ziveiten ordentlichen Landtage ausfcheiden, und vier Mitglies 
der und deren Stellvertreter aus denen, welche alsdann zurücbleiben, gewählt 
werden, und bei den folgenden Landtagen ift immer die abgehende Zahl ber 
Ausfhußmitglieder duch neue Wahl aus den zuruͤckbleibenden Abgeoröneten 
zu erſetzen. cn j 

Nach einer Auflöfung der Ständeverfammlung findet eine allgemeine 
neue Wahl des Ausfhuffes Statt, bei welcher eben fo verfahren wird, wie 
am Schluffe des erften ordentlichen Landtages, | 
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$. 92. Sind ſowohl von den Mitgliedern des Ausihuffes, als von 
deren Stellvertretern vor Ablauf der Zeit, für welche fie gergahlt waren, fo 
viele abgegangen, daß die Uebrigbleibenden nicht wenigftend noch bie Zahl 
von fieben ausmachen; fo iſt zu einer Ergänzung des Ausſchuſſes duch 
neue Wahlen zu fchreiten. 

6. Ertöfhen des Auftrages der Ausfchugmitglieder. 

8. 93. Der Auftrag der Mitglieder des Ausfhuffes erlifcht mit dem 
Aogeordnetenauftrage, jedoch in den $. 86. unter 1. und 2. aufgeführten 
Faͤllen erſt am Tage der Eröffnung ber neuen Ständeverfammlung. 


Zweiter Titel 
Don den Rechten und Pflichten der Landichaft. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundfätze. 
$. 94. Die Landſtaͤnde haben die heilige Pflicht, in ihrem Wirkungs⸗ 
Exeife, der DVerfaffung gemäß, die Wohlfahrt des Vaterlandes, frei von 
anderen Rüdfichten, gewiffenhaft zu befördern. 
$. 95. Sie find ſchuldig, bei Ausübung ihrer ftändifchen Rechte und 
Befugniffe die Verfaffung genau zu beobachten, und dürfen fih nur mit 
den Gegenftänden befhäftigen, welche Beſtimmungen dev Berfafjung ihrem 
Mirkungstreife überwiefen haben. 
$. 96. Alle Abgeordnete find in ihren Iandfchaftlihen Rechten und 
Pflichten einander gleich, Keiner iſt als ber befondere Vertreter feiner Stan: 
desklaſſe zu betrachten. 
Zweiter Abfhnitt. 
Einzelne Rechte und Pflichten der Stänbeverfammlung. 
I. Mitwirkung im Finanzmwefen, 
$. 97. Die Beftimmungen über die Mitwirkung ber Ständeverfamm: 
lung im Finanzweſen find im fechften Kapitel enthalten. 
IE. Mitwirkung bei der Gefeggebung. 
a. Rälle, wo die Zuftimmung der Stände erforderlich iſt. 
Die ftändifche Zuftimmung iſt erforderlich: 
4) wenn diefes Landesgrundgefeg, oder die mit demfelben erlaffenen Ge: 
ſetze ergänzt, erläutert oder abgeändert, 
2) wenn neue organifhe Staatseinrichtungen getroffen, oder die beſtehen— 
den verändert, | 
3) wenn Landesgefege gegeben, aufgehoben, abgeändert, oder authentiſch 
erklärt werden, die das Landes: Finanz und Öteuerweien, die Miliz 
taiepflichtigkeit und die Aushebung der Mannfchaften, das bür- 
gerliche oder Strafrecht, den bürgerlichen oder Strafproceß betreffen. 
b. ‚Fälle, wo das Gutachten der Stände erfordert wird. 
$. 99. Bei allen übrigen, namentlich den das Landespolizeiweſen be: 
treffenden, gefeglichen Beſtimmungen, müffen die Stände zuvor mit ihrem 
Gutachten und Rath gehört, und es koͤnnen in ſolchen Gefegen Polizeiſtra— 
fen bis zu einmonatigem einfahen Gefängniß oder diefem entiprechenden 
Geldſtrafen angedroht werden. 
ec. Form der Geſetze. 
$. 100, Die Geſetze ſollen im Eingange der erfolgten Zuſtimmung, 
ober des vorher angehörten Gutachtens und Raths der Ständeverfammlung 
oder des ftändifhen Ausfhuffes ausdruͤcklich Erwähnung thun. 


= 
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Ale ia dieſer verfaſſungsmaͤßigen Form von dem Landesfuͤrſten verfim- 
digten Geſetze müffen von alten Landeseinwohnern, Behörden und Gerichten 
befolgt werden. j | 

d. Verordnungen. | 

$. 101. Verordnungen, d. h. folhe Verfügungen, welche aus dem 
allgemeinen Verwaltungs- oder Oberauffichtsrechte dev Negierung hervorgehen, 
oder welche die Ausführung und Handhabung der befichenden Gefege betrefz 
fen, erläßt die Landesregierung, ohne Mitwirkung der Stände. 

II, Mitwirkung beim Militairweſen. | 
$. 102. Ein größeres, als das durch die Bundesgefeßgebung vor: 
gefchriebene, Truppencorps wird, ohne Zuflimmung der Stände, nicht aufge: 
jtell€ werden, i 
Ohne deren Bewilligung kann weder das Truppencorps, noch eine 
Abtheilung deffelben, in den Dienſt eines auswärtigen Staates gegeben 
werden, i 
Gleichfalls iſt deren Bewilligung erforderlich, wenn durch Werbung, bes 
ſonders von Ausländern, Truppen gebildet werden ſollen. | 
„IV. Rechte in Beziehung auf Rechtspflege, 
a. Unabhängigkeit der Gerichte, Da 
8. 103. Die Stände haben das Recht, .auf die, durch bie Landes: 
und Bundesgefeggebung- feftgeftellte, Unabhängigkeit der Gerichte in den Gren⸗ 
zen ihrer Zuftändigkeit zu halten. | 
| Sinsbefondere. wird es den Parteien, welche ſich durch landesfürftliche 
Verfügungen in der gerichtlichen Verfolgung ihrer Rechte für beeinträchtigt 
halten, geftattet, fih an die Ständeverfammlung zu wenden, und biefe ift 
befugt, auf die Abhülfe der, von ihr begründet erachteten, Beſchwerden bei 
der Landesregierung anzutragen, 
b. Präfentationsrecht zu zwei Rathsſtellen im Landesgerichte. 
$. 104. Die Ständeverfammlung hat dag Recht, zu zwei Rathöflel: 
len im herzogl. Landesgerichte Candidaten zu präfentiven. | 
Sie wählt diefe durch abfolute Stimmenmehrheit, und ihre Wahl kann 
auf Jeden fallen, der ein Richteramt oder ein öffentliches juriftifches Lehr: 
anıt 5 Sahre beffeidet, oder 10 Jahre hindurch mit Auszeichnung die advo— 
catorifche Praxis betrieben und in den beiden legten Fällen die vorfchrifte: 
mäjige Prüfung zue Erfangung des Nichternmtes beftanden bat. 
z V. Recht der Vorfchläge. zu 
$. 105. Die Staͤndeverſammlung ift berechtigt, dem Landesfürften 
Vorfchläge zu Oefegen, Verordnungen, allgemeinen Berfügungen und zur 
Errichtung öffentlicher Anftalten zu machen; dieſe Vorſchlaͤge werden ge: 
nau geprüft werden, und es follen ſtets landesfürftlihe Entſchließungen, 
und zwar im Ablehnungsfalle mit Anführung der Gründe, darauf 
erfolgen. — 

VI. Recht der Mitaufſicht auf die uͤbrigen Landesangelegenheiten. 

$. 106. Die Staͤndeverſammlung iſt befugt, wegen bemerkter Maͤn⸗ 
gel oder Mißbraͤuche bei der Geſetzgebung, Rechtspflege und Verwaltung der 
oͤffentlichen Angelegenheiten, Vortraͤge an die Landesregierung zu richten, und 
ſich -über deren Abſtellung gutachtlich zu aͤußern. 

$. 107. Sie hat das Recht, darüber zu wachen, daß Niemand in 
feinen verfaffungsmäßigen Rechten verlegt, infonderheit ohne gefeglichen Grund 
und- ohne eine ordnungsmäßige- Verfügung der competenten Polizei» oder. 
Gerichtsbehoͤtde verfolgt, verhaftet, beſtraft, ‘oder fonft an Freiheit oder Eis 


« 
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genthum gekraͤnkt werde, und ſie kann in einem ſolchen Falle auf Abſtel⸗ 
lung der Beſchwerde und auf Beſtrafung der Schuldigen bei der Landesre⸗ 
gierung antragen. 

VII. Recht der Anklage. 

1. Antrag auf Beſtrafung. — 

$. 108, Die Staͤndeverſammlung kann auf Beſtrafung der Mitglie⸗ 

der des Staatsminiſteriums und des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes antragen, 
welche einer Verlegung der, auf den vorliegenden Fall unzweifelhaft ans 
wendbaren, Beftiimmungen diefes Landesgrumdgefeßes fih ſchuldig ger 
macht haben, , 

Ein ſolcher Antrag muß fpäteftens binnen ſechs Jahren nad) eingetrete— 
ner Verlegung gemacht werden. 

Sn Anfehung der, dem Staatsminifterium untergeordneten, Beamten 
find dergleichen Anträge von der Ständeverfammlung. nur dann ſtatthaft, 
wenn dieſe Beamten da, wo fie in den Grenzen eigener Verantwortlichkeit 
handeln, die Verfaffung verlegt zu haben befchuldigt werden, und der An: 
trag auf Beftrafung bei den vorgefegten Behörden und zuletzt bei dem Staats⸗ 
miniſterium angebracht und 8 Wochen lang unbeachtet geblieben iſt. In 
dieſem Falle wird der Antrag auf Beſtrafung bei dem Landesgerichte ge— 
macht, welches die Unterſuchung durch zwei ſeiner Mitglieder zu fuͤhren und 
das erſte Eckenntniß abzugeben hat, gegen welches die ordentlichen Rechts⸗ 
mittel zuläffig find, 

2. Bildung eines gemeinfhaftlihen Gerichtshofes. 

$. 109. Soll aber ein Antrag auf. Beſtrafung eines Mitgliedes des 
Staatsminifteriums oder des ftändifchen Ausfhuffes wegen verlegten Verfaſ— 
fung gemacht werden; fo wird zuvörderft ein eigener Gerichtshof gebildet, 
welcher aus fieben Mitgliedern der höheren Juftizcollegien beftehen fol. Drei 
Mitglieder deffelben werden. durch das Loos aus den Mitgliedern des gemein— 
ſchaftlichen Oberappellationsgeriht3, auf den Antrag des Ausfhuffes oder 
der Ständeverfammlung, die übrigen vier aus den Mitgliedern des. Landes: 
gerichtö, und zwar zwei von der Kandesregierung und zwei von der Ständer 
verfammlung, erwaͤhlt. Das Prafidium übernimmt das ältefie‘ der Mitglie: 
der aus dem Oberappellationsgerichte. Die erforderlichen Secretarien werden 
dem Gerichte durch das Dberappellationsgericht beigeordnet, | 

- 8, Berfahren und Erkenntniß. 

$. 110. Faſſen die Stände den Beſchluß, auf eine Unterfuhung und 
Beſtrafung anzutragen; fo mählen fie zugleich die ziver Mitgiieder des Ger 
tichtshofes und machen von diefem Befchluffe und deſſen Gründen, fo wie 
von der getoffenen Wahl bei der Regierung. Anzeige, mit dem Erfuchen, 
. daß diefe gleichfalls die erforderlichen Wahlen treffe. Zugleich. benachrichtigen 
fie hiervon das gemeinfchaftlihe Dberappellationsgericht, welches verpflichtet 
ift, den gemeinfchaftlichen Gerichtshof zu conflituiren, und daher im Falle, 
daß die erforderliche Zahl der Mitglieder. des Landesgericht nicht binnen 
4 Wochen erwählt ſeyn follte, die fehlenden durch das Loos beftim: 
men laßt. 

Diefer Gerichtshof prüft zuvoͤrderſt: ob Grund zu einer Unterfuchung 
vorhanden ſey? nachdem ihm der umftändlich zu entwidelnde und erforderli— 
hen Falls mit den gehörigen Documenten verfehene Antrag auf Beſtrafung 
übergeben iſt. Er leitet bei vorhandenem Grunde die Unterfuchung ein, 
führe diefelbe nach den Negeln des Unterfuchungsproceffes, und fällt das Er- 
kenntniß in erſter und legter Inſtanz. Diefes Erkenntniß beſchraͤnkt fich auf 
bie Beantwortung der Frage: ob. der Angeklagte ſich der Verlegung viner, 
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auf den vorliegenden Fall unzweifelhaft anwendbaren, Beſtimmung dieſes 
Landesgrundgeſetzes ſchuldig gemacht habe oder nicht? und uͤberlaͤßt die Beur⸗ 
theilung des, in der Verlegung des Grundgefeges etwa liegenden, gemeinen 
Vergehens, fo mie die aus derfelben entfpringenden Entihädigungsanfprüche 
den ordentlichen Gerichten, — Wird der Angeklagte fchuldig erkannt; fo ift 
Davon bei dem Beamten Dienftentiaffung, und bei den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes Verluſt der Abgeordneten » Eigenfchaft und der Waͤhlbarkeit die 
unmittelbare Folge. b | | 
Gegen das Erienntniß findet Fein anderes Mechtsmittel Statt, als die 
Wiedereinfesung in den vorigen Stand, wegen neuaufgefundener Thatfachen 
oder Beweisgruͤnde. | 
Die Verhandlungen und das Erkenntniß follen auf Koften des Gerichtss 
fiscus durch den Druck öffentlich bekannt gemacht werden. 
u 4. Abolition folder Unterfuchung. 
$. 411. Die Abolition einer Unterfuhung wegen verleßter Ders 
faffung iſt unzuläffig, umd der Verurtheilte kann im Stantsdienfte nicht 
wieder angeftellt werden. SE 
Mi, 5. Ausfchließliche Competeng der Ständeverfammlung. 
81412. Nur die Ständeverfammlung entfcheidet darüber, ob ein Vers 
fahren wegen verleßter Verfaſſung einzuleiten ſey. Hat fie duch einen 
ordnungsmaͤßigen Beſchluß das Verfahren der. Mitglieder des Staatsminiſte— 
riums oder des Ausfchuffes gebilligt; fo findet eine ftändifche Anklage nicht 
weiter Statt, | | 
| Die ordentlichen Gerichte dürfen daher wegen verlester Verfaffung gegen 
die Mitglieder des Staatsminifteriums und des ftändifchen Ausfchuffes von 
Amtswegen nicht verfahren. 
2 VInlrlll. Mecht der Convocationstage, 
$. 113, Kraft althergebrachten Rechts, darf ſich die Ständeverfamm: 
lung in den, durch das Geſetz ausdruͤcklich beftimmten, Fällen, aber - auch) 
nur in biefen, auch ohne Tandesfürftliche Berufung verfammeln, berathen und 
Beſchluͤſſe faffen. $ 
- Diefes Convocationsrecht fol Statt finden: 
- 4) auf Veranlaffung einer plöglichen allgemeinen Landesgefahr: 
2) wenn dieſes Landesgrundgefes verlegt wird, und Anträge zu beffen 
Schuge zu machen find, insbefondere wenn der Landtag nicht“ binnen 
Ä 3 Sahren. berufen wird; | 
3) wenn der ftändifche Ausſchuß zu ergänzen iſt; 
4) wenn bei dem Landesgerichte von der Landfchaft zu befegende Vacan⸗ 
zen zwiſchen den Landtagen, und zwar 4 Monat vor der Verfamm: 
"fung des nächften Landtages, entitanden find; 
5) wenn die Stelle des. Landſyndieus erledigt if, 
In einer folhen Verfammlung darf nichts vorgenommen werben, als 
der Gegenftand, der fie veranlagt hat. | 
Nah einer, von dem Landesfürften verfügten, Auflöfung der Stäns 
deverfammlung kann das Konvocationsreht vor Eröffnung des Lands 
tags nicht ausgeubt werden, ausgenommen in dem unter 4. aufgefuͤhr⸗ 
ten Falles 


IX. Recht, Bittfchriften anzunehmen. 
$. 114. Die Ständeverfammlung kann von einzelnen und Corpora— 
tionen in den 6. 103. u. 407. ‚erwähnten Fällen Bittfchriften annehmen, 
wenn die Bittſteller nachweifen, daß ſie bei der Landesregierung um Abhuͤlfe 
ihren Beſchwerde vergeblich nachgeſucht haben. 
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Bittſchriften oder Cingaben andern Inhalts von Einzelnen oder Corz 
porationen anzunehmen, ift die Ständeverfammlung nicht befugt. 

X, Ernennung des Landfpndicus und deſſen Subflituten. 
$. 115. Der Ständeverfammlung fteht das Recht zu, einen Land: 

fondicus zu beftellen, und zwar wird bderfelbe durch abfolute Stimmenmehrs 
beit auf die, für die Wahl der Abgeordneten vorgefchriebene, Weiſe erwaͤhlt. 
Seine Anftellung ift lebenslaͤnglich, jedoch damit die Verwaltung eines an— 
dern Staatsamts unvereinbar, 

Die Beflimmungen des Gefeges über den Civil: Staatsdienft fin 
den auf ihn nur in fofen Anwendung, als diefes in der Beſtallung er 
klaͤrt iſt. 

Auch wird die Staͤndeverſammlung für die Dauer jeder Landtagsver⸗ 
ſammlung dem Landſyndicus einen Subſtituten beſtellen, und dieſen gleich— 
falls nach abſoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlen. 

Von der Erwaͤhlung des Landſyndicus und des Subſtituten wird der 
Landesregierung Anzeige gemacht, und der Erwaͤhlte von der Staͤndeverſamm⸗ 
lung oder dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe auf ſein Amt, zugleich mit Ablegung 
des Erbhuldigungseides, vereidet. 

XI. Gerichtsſporteln-, Stempel- und Portofreiheit. 

$. 116. Die Landſchaft hat die Freiheit von Gerichtsſporteln, Stem- 
peln und Porto ferner zu genießen, 

XI. Siegel. 

$. 117, Die Landfhaft führt ein eigenes Siegel. 

Dritter Abſchnitt. 

Rechte und Pflichten des ftandifhen Ausſchuſſes. 

| A. Allgemeiner Grundfag,. 

$. 118. Der ftändifche Ausſchuß hat das Recht und die Pflicht: 

4) zwifchen den Landtagen auf die Vollziehung der, zwijchen dem Yandess 
fürften und den Ständen getroffenen, Bereinbarungen zu fehen, fo 
wie die ihm in diefer HDinficht erforderlich fheinenden Antraͤge bei ber 
Landesregierung zu machen ; 

2) diejenigen befonderen Befugniffe auszuüben, melde ihm das Geſetz 
anmeifet. 

B. Befondere Befugniffe 

1. Sm Finanzwefen, 

$. 119. Die Mitwirkung des ftändifchen Ausfhuffes im Finanzivefen 
ift in dem fechiten Kapitel beſtimmt. 

2. Bei der Gefesgebung. 

| $. 120. Gebietet das Staatswohl dringende Eile, oder würde der vor: 

übergehende Zweck des Geſetzes durch WBerzögerung vereitelt; fo Eönnen zwi⸗— 

ſchen den Landtagen die das Landes», Finanz: und Steuerwefen, fo wie bie 
Militairpflicht und die Aushebung der Munnfchaften betreffenden Gefege, mit 
- Auftimmung des Ausfchuffes, erlaffen werden. Die Landesregierung entfchei: 

det, unter Verantwortlichkeit ſaͤmmtlicher flimmführenden Mitglieder des 
Staatsminiſteriums, darüber: ob jene Vorausſetzungen eingetreten feyen? 
Gefege dieſer Art find der Ständeverfammlung baldigft zue Genehmigung 
vorzulegen, und. treten außer Wirkſamkeit, wenn diefe verfagt wird. 

K. 121. Einzelne, das bürgerliche und Strafrecht, den bürgerlichen 
und Strafproceß betreffende Gefege (nicht aber ganze Gefegbücer, eine Hy: 


1210 Braunfchweig. 


potheken= Ablöfungss und Gemeinheits: Theilungsordnung) koͤnnen zwifchen 
den Landtagen, mit Zuftimmung des Ausfchuffes, erfaffen werden. | 
| $. 122. Durch die, mit Buftimmung bed Ausſchuſſes, erlaſſenen Ge⸗ 
ſetze kann indeß nie dieſes Landesgrundgeſetz oder ein mit demſelben publicir⸗ 
tes Geſetz ergänzt, erläutert, oder abgeändert, oder eine organifche Einrich- 
tung getroffen oder verändert werben. 
$. 123. Alte Gefege, bei welchen das Gutachten und der Rath der 
Stände gehört werden muß, Eönnen zwifchen den Landtagen, mit dem Guts 
achten und Rath des Ausfchuffes, erlaffen werden, mit Ausnahme einer all» 
gemeinen Polizetordnung. _ | 
3. Verbindlichkeit, der Landesregierung Berichte und Gutachten zu 
erflatten. 
| $. 124. Die Landesregierung kann von dem jländifchen Ausſchuſſe, ſo 
oft es ihr gut duͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen. 
Insbeſondere kann ſie Geſetzentwuͤrfe, welche ſie demnaͤchſt an die 
Staͤndeverſammlung zu bringen denkt, dem Ausſchuſſe zuvor zur Begutach— 
tung vorlegen. 
4. Recht, die Ständeverfammlung zu berufen, 
$. 125. Der Ausſchuß ift befugt, in den $. 113. aufgeführten Fälz 
len die Ständeverfammlung zufammenzuberufen, um die erforderlichen Be— 
ſchluͤſſe und Wahlen zu veranlaffen. 
. Bon einer folhen Berufung, fo mie von beten Zwecke, ift ſogleich 
bei der Erlaſſung der ——— der ER Anzeige 
zu machen. 
5. Befondere Aufträge. ’ 
$. 126. Die Ständeverfammlung kann, mit Zuflimmung der Landes⸗ 
regierung, dem Ausfchuffe durch fpecielle Vollmacht für einzelne beftimmte 
Sefchäfte alle die Rechte übertengen, welche fie felbft hat. 
6. Sonftige Befugniffe. 
$. 127. Außerdem hat der ftändifche Ausſchuß die Oberaufficht über, 
das Tandfchaftliche Archiv, die Führung der Rittermatrikel, die Ertheilung 
der Iandfchaftlichen Stipendien, die Leitung, der Verwaltung der Sammluns 
gen, Gapitalien und Grundſtuͤcke der Landfhaft, fo wie die ihm durch die 
Geſchaͤftsordnung übertragenen Functionen, zu beforgen. 


Dritter Titel. 
Von den Landtagen, der Behandlung der Geſchaͤfte auf denſelben, ſo 
wie von den Verhandlungen des ſtaͤndiſchen Ausihuff es. 
Erſter Abſchnitt.“ 
Von den Landtagen. 
1. Ordentliche und außerordentliche Landtage. 
. 128. Die Staͤndeverſammlung muß alle 3 Jahre zu einem ordent⸗ 
lichen Landtage von der Landesregierung berufen werden. 

Die ordentlichen Landtage ſollen in der Regel in dem Monate Novem⸗ 
ber beginnen. Außerdem fteht es dem Landesfürften frei, jederzeit, wenn er 
ss für nothwendig hält, die Ständeverfammlung. zu einem außerordintlichen 
Landtage zu convociren. 

2. Ungefeglihe Verſammlungen. | 
8. 129, Mit Ausnahme der, In dem $. 113. aufgeführten, Falle, 
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duͤrſen die Abgeordneten fih nicht verfammeln, ohne von dem Landesfuͤrſten 

berufen zu fepn. 
- Sotche Landesfürfttich nicht berufene Verſammlungen find firafbar und 
deren. Beſchluͤſſe ungültig. 
3. Berufung dee Ständeverfammlung. 


$. 130. Der Landesfürft beruft die Abgeordneten durch eine Verord= 
nung, in welcher er zugleich die Zeit und den Dre ber Verſammlung be= 
ſtimmt, und in der Regel die den Ständen vorzulegenden Propofitionen, in= 
fofern fie Gefegentwürfe betreffen, im Allgemeinen bezeichnet, 
4. Eröffnung bes Landtags. 
$. 131. . Der Landtag wird von dem Landesfürften in Perfon- oder 
durch einen landesfürftlichen Bevollmächtigten unter den, von Höchftdemfelben 
zu beflimmenden, Feierlichkeiten eröffnet. | 
5. Eid der Abgeordneten. | 
$. 132. Bei ber Eröffnung des Landtags ſchwoͤrt jeder Abgeordnete 
folgenden Eid: 
„Ich ſchwoͤre Treue dem regierenden Landesfürften und Höchftdeffen 
„Nachfolgern aus dem Haufe Braunfchweig, Behorfam den Gefegen, 
„und gewiffenhafte Ausübung und Erfüllung der Rechte und Pflich— 
„ten eines Abgeordneten.” 
Diefer Eid wird bei den folgenden Landtagen nur von denen geleiftet; 
welche zum erften Male als Abgeordnete gewählt find. Mitglieder, die bei 
Eröffnung eines Landtags nicht beeidige find, Leiften den Eid bei ihrem Ein- 
tritte in die Ständeverfammiung vor diefer, 
6. Unzutäffigkeit von Snftructionen und Mandaten. 
$. 133. Die Abgeordneten haben bei ihren Abſtimmungen ganz al: 
ein ihrer, auf forgfältige Prüfung der vorliegenden Gegenftände gegründes 
ten, eigenen Ueberzeugung und ihrem Gewiſſen zu folgen, keineswegs aber 
Inſtructionen von Andern anzunehmen und zu beachten. Sie Eönnen ihre 


ſtaͤndiſchen Befugniſſe nur bei perfönlichem Erſcheinen in der Ständeverfamm: 
lung ausüben. 
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7. Recht dee freien Aeußerung. 

$. 134. Die Mitglieder der Landſchaft Haben bei ihren Berathungen 
das Recht, ihre Meinung frei zu Außen, und können wegen Verletzungen 
der Geſchaͤftsordnung, welche weder ein befonderes Verbrechen, noch eine pers 
 fönliche Beleidigung enthalten, nur von der Ständeverfummlung felbft zur 
Verantwortung gezogen werden, 

8, Perſoͤnliche Unverleglichkeit der Mitglieder der Ständeverfammlung. 

$. 135. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während der 
Kandtagsverfammlung verhaftet werden, als entweder im Wege des MWechfels 
verfahrens, oder“ wenn bdaffelbe auf frifcher verbrecherifcher That ergriffen 
teird, oder mit Zuftimmung der Ständeverfammlung. In den beiden erften 
Fällen hat die verhaftende Behörde dem Staatsminifterium, und diefes der 
Ständeverfammlung fofort Anzeige von der Verhaftung zu machen, | 
I. Von den Beamten der Ständeverfammlung. 


5. 136. Die Staͤndeverſammlung waͤhlt ihre Beamten aus ihrer Mitte, 
naͤmlich einen Praͤſidenten und einen Vicepraͤſidenten. | 


Dieſe Wahl wird von dem an Jahren aͤlteſten Mitgliede der Verfamm: 
lung geleitet, und geſchieht vermittelft verfchloffener Bettel durch abfolute Stim: 
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menmehrheit, wobei nach ben, für die Wahl der Abgeordneten vorgeſchriebe— 
nen, Örundfägen ‚verfahren wird. 

Zu der Stelle des Praͤſidenten und Vicepraſi denten werden fuͤr jede 
Stelle drei Candidaten dem Landesfuͤrſten praͤſentirt, von denen, derſelbe einen 
bieſtaͤtigt, der alsdann fein Amt ſofort antritt. 

Das Amt des Praͤſidenten und Vicepraͤſidenten N mit ihrer Eis 
genſchaft als Abgeordnete, 

10. Gehuͤlfsperſonal. 

8. 137. Für die Schreiberei und Regiſtratur erden von dem Pri⸗ 
ſidenten die fuͤr die Zeit der ſtaͤndiſchen Verſammluugen noͤthigen Officianten 
angenommen, und zur Verſchwiegenheit und gehoͤrigen Verrichtung ihrer 
Dienſtgeſchaͤfte eidlich verpflichtet und angewieſen. 

| 11. Gegenftände der ftändifchen Berathung. 

$. 138. Die Iandesfürftlihen Propofitionen, die Anträge der Abgeord⸗ 
neten und die eingegangenen verfaffungsmäßig zuläffigen Bittfchriften bilden 
die Gegenftande der Verhandlungen. Bon allen zur Berathung ftehenden 
Gegenftänden kommen die Landesfürfllichen Propofitionen zuerft zum Vor: 
trage und zur Berathung, und muͤſſen, inſofern nicht zwiſchen dev Landes— 
regierung und Staͤnden ein anderes vereinbart wird, in der Ordnung, in 
welcher ſie vergelegt ſind, erledigt werden. 

12. Bon der Beſchlußnahme. 
A. Erforderliche Zahl der Mitglieder. 

$. 139. Die Ständeverfammlung ann auf Land- und Convocationd: 
‚tagen feinen Beſchluß faffen, wenn nicht mindeftens zwei Deittheile dev ges 
ſetzlichen Zahl ihrer Mitglieder anweſend find. 

B. Regel. 

$. 140. Sie faßt über die, zur Berathung und Entſcheidung 
kommenden, Angelegenheiten den Beſchluß nach abſoluter Mehrheit der 
Stimmen. 

C. Erſte Ausnahme. 

$. 141. Wenn ein Antrag auf Abänderung dieſes Landesgrumbgefeges 
gemacht wird; fo muͤſſen wenigſtens zwei Drittheile der ganzen Landſchaft 
demſelben baſtimmen, um ihm Folge zu geben. 

D. Zweite Ausnahme. 

$. 142. Wenn eine Abänderung in der Vertretung einer der drei 
Standesklaffen vorgenommen, werden fol; fo muß die Mehrzahl der Abgeord: 
neten bes betheiligten Standes der, für die Aenderung ſtimmenden, erforder⸗ 
lichen Mehrheit beigetreten ſeyn. 

Wiederhohlung eines ſolchen abgelehnten Vorſchlags. 
$. 143. Wird ein ſolcher Vorſchlag abgelehnt und auf dem naͤchſten 
Landtage wieder vorgebrachtz hat derfelbe alsdann wiederum die Mehrheit 
der Stimmen des betheiligten Standes gegen ſich; bilden aber zugleich 
fämmtliche für denfelben abgegebene Stimmen die erforderliche Mehrheit 
der Stimmenzahl der ganzen Ständeverfammlung; fo Kl der Vorſchlag 


angenommen. 
13. Wirkung ber Beſchluͤſſe. 
$. 144. Die Wirkung und Beförderung eines gefaßten Befchluffes 
darf weder durch Verwahrungen, noch durch Berufung auf die hoͤchſte Ent: 
fcheidung, noch auf andere Weife aufgehalten oder gehindert werden, fondern 
jedes ftändifche Mitglied muß fich das Refultat der Abſtimmung ſchlechter⸗ 
dings gefallen laſſen. Gleichwohl fteht es einzelnen oder mehreren Abgeord⸗ 
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neten frei, ihre befondere Meinung fchriftlich auszuführen, und zu verlangen, 
daß ihre Ausführung, mit dem Beſchluſſe der Landfchaft, der Lamdesregis rung 
mitgetheilt werde. 

14. Landesfürftliche Entſchließung barauf. 

$. 145. Ein Beſchluß der Ständeverfammlung erhält nicht eher geſetz⸗ 
liche Gültigkeit, als bis ihm die Iandesfürftiihe Zuflimmung ertheilt und er 
als Gefeg publicitt ift, 

Ob der Landesfürft ftändifhen Belhlüffen und Anträgen feine Zuftim- 
mung erteilen wolle? — hängt von deſſen freier Entfchließung ab. Mir 
die Zuftimmung verfagt; fo werden die Gründe der Verfagung den Staͤnden 
mitgetheilt werden. 

15. Dauer des Landtags. 

8. 146, Die Landtagsverhandlungen follen binnen brei Monaten vollen 
det werden. — Nur mit befonderer Jandesfürftlicher Bewilligung fann der 
Landtag über drei Monate dauern. 

16, Vertagung, Verabſchiedung und Auflöfung der Ständeverfammlung- 

$. 147. Der Landesfürft hat dag Recht, die von ihm berufenen Stäns 
deverfammlungen zu vertagen, zu verabſchieden und aufzulöfen, 

Eine Vertagung über drei Monate hinaus ift unzuläffig. : 

In der Verordnung, durch welche die Ständeverfammlung aufgelöfet 
wird, find zugleich die Wahlen neuer Abgeordneten zu verfügen, und es iſt 
der Tag der Eröffnung der neugemählten Ständeverfammiung, und zwar in 
nerhalb eines Zeitraums von ſechs Monaten, zu beflimmen, 

17. Schluß des Landtags. 

$. 148. Bor dem Schluffe des Landtags werden die verfchiedenen Ges 
genftände, worüber die Landesregierung und die Stände fich vereinigt haben, 
in einen Landtagsabfchied kurz zufammengetragen, und dieſer ift von dem 
Landesfürften und, von Seiten der Stände, von dem Präfidenten und dem 
Landſyndicus in doppelter Ausfertigung zu unterzeichnen, zu befiegeln und 
duch den Druck zur öffentlichen Kunde zu bringen. 

Zweiter Abſchnitt. 
Verhandlungen des Ausſchuſſes. 
1. Wahl des Präfidenten. 
G. 149. Der ftändifhe Ausfhuß wählt ſich einen Präfidenten aus ſei⸗ 
ner Mitte nach Stimmenmehrheit, Rx 
2. Art der Gefhäftsführung und Beſchlußnahme. 

$. 150. Der Ausfhuß betreibt die Gefchäfte collegialifch, faßt feine 
Belhlüffe nach Stimmenmehrheit, ift aber zu einer Beſchlußnahme nur bis 
fugt, wenn vier. Mitglieder deffelben anweſend find. 

3. Vortrag der vorgenommenen Geſchaͤfte bei ber Staͤndeverſammlung. 

$. 151. Ein Mitglied des Ausfhuffes hat von den ziwifchen den Lande 
tagen vorgefommenen Gefchäften auf dem nächften Landtage der Ständever- 
fammlung ausführlichen Vortrag zu erflatten, 2 

Dritter Abſchnitt. 
Gefhäftsordnung. 
$. 152. Die näheren Beftimmungen über die Verhandlungen und die 
Form der Berathungen und Abflimmungen in der Ständeverfammlung und 
dem Ausfchuffe find in der landſchaftlichen Geſchaͤftsordnung enthalten, walche 
zwar Eeinen Beſtandtheil der Verfaſſung bifdet, aber nur durch Webereinkunft 
zwifchen dem Landesfürften. und den Ständen abgeändert werden Eann. 


J 
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Sünftes Kapitel 

Mon den oberften Landesbehörden und dem Eivil— 
Staatsdienſte. 
1. Staatsdienſt. 
a. Verantwortlichkeit. 
8. 153. Alle Civil-Staatsdiener find in dem ihnen angemwiefenen Wirs 
kungskreiſe für Die Beobachtung dev Gefege und der Landesverfaffung vers 
antwortlich. 


wu 


b. Eid ber Civil: Staatsdiener. 
g. 154. Dieſelben ſollen bei Ablegung des — mit auf die 
Erfuͤllung dieſer Pflicht vereidet werden. 
c. Contraſignatur. 

g. 155. Um den verfaſſungsmaͤßigen Gang der Staatsverwaltung und 
bie dem Staatsminiſterium untergeordneten Staatsbeimten wegen ihrer Ber: 
antwortlichkeit zu ſichern, find die unter der höchften Unterfchrift. des Lan⸗ 
desfürften erlaffenen Verfügungen, in Landesangelegenheiten nur alsdann volls 
ziehbar, wenn fie mit der Gontrafignatur eines flimmführenden Mitglicdes 
des Staatsminifteriums verfehen find. 

z d. Strantwortlichkeit der Mitglieder des Staatöminifteriums, 

$. 156. Die flimmführenden Mitglieder des Staatsminiftertums find 
insbefondere für die Verfaſſungs- und die Gefegmäßigkeit der von ihnen con⸗ 
trafignieten oder unterzeichneten Verfügungen verantwortlich. 

Diefe Berantwortlichkeit trifft denjenigen höchften Stantsbeamten, wels 
cher, contrafignict oder unterzeichnet bat, perfönlih, und ohne Bulaffung dee 
Berufung auf eine vorher mündlich oder fchriftlich erklärte abweichende 
Meinung. 

e. Gefes über den Staatsdienſt. 

$. 157. Die übrigen Rechtsverhältniffe der Staatsbeamten ſind durch 

das hieneben erlaſſene Staatsdienſtgeſetz beftimmt. 

2. Staatsminiſterium. 
- 6. 158. Die unmittelbar unter dem Landesfuͤrſten mit ber oberſten 
coNegialifchen Zeitung der Landesverwaltung ausſchließlich beauftragte Behoͤrde 
iſt das Staatsminiſterium. 

Fuͤr die einzelnen Verwaltungszweige beſtehen Miniſterialdepartements. 

Daſſelbe wird ſtets mindeſtens mit drei ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern beſetzt 
ſeyn, welche der Landesfuͤrſt nach eigener Wahl ernennt und nach Gefallen 
verabfchiedet. 

3. Minifterialcommiffion. 
6159. Zur Berathung der Gefegentwärfe und anderer wichtigen Lans 
desangelegenheiten, und zur Entfcheidung der zwifchen den Verwaltungsbehoͤr⸗ 
den und Gerichten eintretenden —— ſoll eine Commiſſion 
beſtehen. 

Dieſelbe ſoll RN feyn aus den ftimmführenden Mitgliedern 
des Staatsminifteriums und den von dem Landesfürften berufenen Beiſitzern. 

Mit der Entfcheidung der Competenzconfliete foll eine eigene Section 
diefer Commiſſion beauftragt werden, welche aus höheren Juftizbeamten und 
aus‘ höheren rechtstundigen Derwaltungsbeamten befteht, und in welcher das 
mit dem Departement der Juſtiz ——— Mitglied des Staatsminiſte⸗ 
riums den Vorſitz führt. 

Das Nähere über bie ee biefee: Behörde beſtimmt ein. Geſetz. 


/ 


Neue Landfchaftsordnung vom 12. Det. 1832. 1215 


4. Kreisdirectionen. 
$. 160. Die Landesverwaltung und Polizei fol unmittelbar unterm dem 
Staatsminifterium durch Kreisdirectionen geleitet werben, beren Drganifation 
und Geſchaͤftskreis durch ein Gefeg beſtimmt ift. 
Sechstes Kapitel 
Bon den Finanzen. 


1. Sonderung bes fürftlihen Haushalts von dem Staats⸗ 
haushalte. 
$. 161. Zur Befoͤrderung einer geregelten Finanzverwaltung ſoll der 
fuͤrſtliche Haushalt von dem Staatshaushalte getrennt, das geſammte, zur 
Beſtreitung der Staats haushaltsbeduͤrfniſſe beſtimmte, Einkommen aus den 
Ueberſchuͤſſen des Kammerguts und ber Steuerverwaltung aber vereinigt 
werden. 
2. Kammergut. 

$. 162. Die ſaͤmmtlichen herzoglichen Domainen, Forſten, Jagden 
und Fiſchereien, die damit verbundenen Gefaͤlle und Gerechtſame, ſo wie die 
heimfallenden Lehne, ferner die Berge und Huͤttenwerke, die Salinen, Glas⸗ 
und Ziegelhuͤtten, Steinbruͤche, Kalk» und Gypsbrennereien, Braunkohlen⸗ 
gruben und Torfſtiche, die Porzellanfabrik und die Münze ſollen das Kam⸗ 
mergut bilden. 
| 3. Stifter St. Blasii et Cyriaci, 

8. 163. Die Güter und Gerehtfame der auf den Grund bes Reiches 
deputationshauptfchluffes vom 25. Februar 1803 aufgehobenen Stifter St. 
Blasii et Cyriaci werden, vorbehaltlidy der den Präbendarien ausgefegten Pen— 
fionen, dem Kammergute einverleibt, wie folches in Anſehung der Abtei Gans 
Bag und des Kfofters St, Ludgeri vor Helmftedt früher ſchon geſche— 
hen ift. . 
4 Rehtsverhältniffe des Kammerguts, 

$. 164. Die bisherigen NRechtsverhältniffe des Kammerguts, und ns 
.. die Beftimmungen des Edictd vom 1. Mai 1794, bleiben unver 
ändert. 

Daſſelbe ift daher fortwährend in feinem ganzen Beflande zu erhalten, 
und auf eine das nachhaltige ‚Einkfommen fihernde Weife zu benugen. Die 
dazu gehörigen Grundftüde, Gerechtſame und Einkünfte koͤnnen ohne Zu: 
ſtimmung der Staͤnde nicht veraͤußert, alſo auch nicht verpfaͤndet werden. 

Veraͤußerungen ohne ſtaͤndiſche Zuſtimmung find nichtig; der Kaͤufer 
hat weder gegen den Landesfuͤrſten, noch gegen eine oͤffentliche Behoͤrde ein 
Klagerecht auf Ruͤckzahlung des gezahlten Kaufgeldes, ſondern er kann ſich 
nur an die Perfonen halten, mit denen er contrahirt hat. Selbſt in dem 
“ Falle, daß die von ihm gezahlten Münzftüde in einer öffentlichen Kaffe nod) 
vorhanden wären, kann er folche nicht vindiciren. 

$. 165. Durch die nothmendige Erhaltung des Kammergutes in ſei⸗ 
nem Beſtande find jedoih diejenigen, unter Zuftimmung der Stände, zu 
treffenden Veraͤnderungen nicht ausgeſchloſſen, welche bei einzelnen Befisuns 
gen zur Beförderung der Landescultur, oder fonft zur Wohlfahrt des Staats 
an Entfernung wahrgenommener Nachtheile, durch Verkauf, Austaufc oder 
Dererbleihung nothiwendig oder gut befunden werden follten. Wird eine Abs. 
löfung der zum Kammergute gehörenden Dienfte, Behnten und Gefälle gegen 
Geld eintveten, ober eine Veräußerung einzelner Theile des Kammerguts im 
geſetzlichen Wege befchloffen; fo ift gleichzeitig verfafjungsmäßig über die nüg: 

liche Verwendung der eingehenden Gelder Vorforge zu treffen, 


u 
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5. Verwaltung des Kammerguts. | 
$. 166. Das Kammergut wird, unter unmittelbarer Leitung des hers 
zoglichen Staatsminifterii, von der herzoglichen Kammer in drei abgefonders 
ten Divectionen für die Domainen, Forſten und Bergwerke verwaltet. Das 
Nähere hierüber iſt ducch das hierneben erlaffene Gefeg beftimmt. 
6. Verwendung des Kammerguts. 
$. 167. Die Auflünfte des gefammten Kammerguts follen, nach Abfag 
der Adminiſtrations- und Erhaltungskoften und der auf die Amortifation und 
Verzinfung der Kammerfhuld zu leiftenden Zahlungen, mie bisher, zur Bes 
fleeitung der Bedürfniffe des Fürften und des Landes verwendet werden, 
Die fucceffive Zilgung der Kammerfhuld wird durch eine befondere Vereine 
barung mit den Ständen beftimmt "werden. 
7. Kammeretat und Rehnungen. 


$. 168. Der über die Verwaltung des Kammerguts vor dem Anfange 
und auf die Dauer einer dreijährigen Finanzperiode aufgeftellte Kammeretat 
wird den Ständen zur Erläuterung des, in dem Staatshaushaltsetat ($. 184.) 
aufzuführenden, Einnahmepoſtens von den Uebsrfchüffen des Kammergutes 
mitgetheiltz auch werden diefelben mit ihren gutachtlichen Anträgen und Bes 
merkungen darüber gehört. leichergeftalt werden den Ständen, auf deren 
Verlangen, die Kammerrechnungen von der abgelaufenen Finanzperiode zur 
Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Nechte . vorgelegt. 
8. Bedarf des Landesfürften, 
$. 169. Der Bedarf des Landesfürften und feines Haufes haftet zus 
nächft und zuvörderft auf dem Neinertrage des Kammerguts, Die zur Bes 
ftreitung dieſes Bedarfs erforderliche, von dem Landesfürften vorbehaltene, 
Summe tft in der mit den Ständen getroffenen befondern Uebereinkunft näher 
beſtimmt. 
Außerdem bleiben für den Bedarf der Hofhaltung vorbehalten: 
die herzoglichen Schlöffer, fammtliche Hofgebaͤude, Gärten, Anlagen und 
Snventarien, fo wie bie bisher bei dem Dberhofmarfchallamte und 
bei dem Oberftallmeifteramte unmittelbar erhobenen Gefälle und herz 
koͤmmlichen Naturallieferungen. Die zur Hofhaltung gehörigen Im— 
‘ mobilien find von dem Lande untrennbar, und können ohne fiandifche 
Zuftimmung nicht veräußert werden. 
$. 170. Unter dem Bedarfe des Landesfürften und des fürftt. Haufes 
find mitbegriffen:. 
die Koften des Hofflants, die Befoldungen und Penfionen der Hofdieners 
fchaft, die Koften des Marftalls, des Geftuts zu Harzburg, des 
\ Theaters und der Gapelle, die Unterhaltung der Schlöffer und der 
für die Hofhaltung beflimmten Gebäude, Gärten, Anlagen und ne 
ventarien. | 
Ueber die Verwendung der zur Beſtreitung diefes Bedarfs vorbehaltenen 
Summe, fo wie über die Benugung der im $. 169. erwähnten Gegenflände, 
fteht den Ständen eine Controle nicht zu. > 
9, Apanagen, Witthümer und Schlofbaufoften. 
8. 171. Von der vorerwähnten Summe werden jedoch nicht beſtritten: 
1) die für die Prinzen und Prinzeffinnen, Söhne und Töchter des re— 
gierenden Herzogs, bei felbftftändiger Einrichtung, fo wie bei deren 
Vermählung auszufegenden Apanagen, Einrihtungs= und Ausſtat— 
tungstoften; . 
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2) das der Wittwe des Landesfürften zu bewilligende ſtandesmaͤßige Aus: 

fommen, 

Diefe unter Mr. 1. und 2. erwähnten Ausgaben werden, infofern hoͤ— 
here, als die ducch Obſervanz feflftehenden, Summen erfordert werden, ober 
eine ſolche Obfervanz nicht beftehen follte, von dem Landesfürften nad) vor: 
gängiger Uebereinkunft mit den Ständen feftgeftellt. 

3) Die Koften der Erbauung und der eriten Einrichtung eines Mefidenz: 
ſchloſſes in der Hauptftadt, welche von den Ständen befonders bewil: 
ligt und auf den Credit des Kammerguts aufgenommen werden, 

10. Bedarf des Landes, 


$. 172. Die Ueberfhüffe aus der Kammerverwaltung nebjt den bei 
der Kammerkaſſe vorhin erhobenen fonfligen Einkünften, namentlich den Lehns— 
gefällen, den Zöllen, Meß: und Padhofseinnahmen, der Lottericpacht, den 
Gerichtsſporteln, Chauffeer, Weger, Pflafter: und Bruͤckengeldern, auch Poft: 
intraden, fließen in die Hauptfinanzkaffe, und werden nebſt dın zur Deckung 
des Bedarfs bemilligten, bei derſelben Kaffe zu vereinnahmenden Steuern, 
zur Beftreitung der Bebürfniffe des Landes verwendet. 

11. Steuer: Verwilligung. 

a. Recht und Pflicht der Verwilligung. 

S. 173. Die Stände haben das Recht, daneben aber zugleich bie 
Pflicht, die zur Erreihung der Staatszwede erforderlichen Mittel zu bewiili: 
gen, infoweit diefelben aus den Ueberfehüffen des Kammerguts und dem übri: 
gen Staatsvermögen nicht beftritten werden Eönnen. 

Snöbefondere dürfen fie nie die Dedung derjenigen Ausgaben verwei— 
gern, welche auf den Grund verfafjungsmäßig entftandener Verbindlichkeiten 
aus den Staatskaffen gefordert werden Eönnen, 

$. 174. Keine allgemeine Steuer oder Landeslaſt kann ausgefchrieben, 
erhoben, oder verändert werden, ohne ſtaͤndiſche Bewilligung. 

Es macht hiebei keinen Unterfchicd, welche Gegenftinde folche allgemeine 
Landesauflagen und Leiftungen betreffen: ob fie auf Srundflüde, Vermögen, 
Perfonen, Gewerbe, oder aufden Verbrauch von Rebensmitteln und Conſum⸗ 
tibilien gelegt werden ſollen; auch bezieht ſich diejed Bewilligungsrecht auf 
ſolche Abgaben und Leiftungen, welche die Leitung des Handels und der Ge: 
werbe betreffen, oder welche zur Ausführung polizeilicher Einrichtungen und 
Maaßregeln erforderlich find, namentlich auf MWeggelder, Zölle, Packhausent— 
richtungen, imgleichen auf; Öerichtsfporteln. | 

b. Umfang bes Steuerverwilligungsrechts. . 

8175. Das ftindifche Vewilligungseochtv erfireckt fih, bei feinee Aus: 
übung, nicht allein auf die Art und den Betrag dei öffentlichen Abgaben und 
Leiſtungen, fondern auch auf die Grundſaͤtze und Verhältniffe, nach welchen 

felbige auf Gegenftände oder Perſonen zu legen und zu vertheilen find, fo 


> auf die Dauer, Erhebungsweife und Verwendung der aufzulegenden 
Steuer. | J 


c. Art der Steuerausſchreiben. 

8.176. Nachdem über dieſes Alles zwiſchen der Landesregierung und 
den Ständen eine Uebereinfunft getroffen worden, wird in deren, Gemäßheit 
die verwilligte Auflage durch ein, auf: die gewoͤhnliche Meife und „mit Bezug 
auf bie Zuftimmung dev Landfchaft” zu publicitendes, Gefes ausgefchrieben 
und ihre Erhebung verfügt. 

d. Dauer der Verwilligung. 
; $. 177. Alte Abgaben werden laͤngſtens auf die Dauer einer regelmaͤßi— 
J. 27 
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gen Finanzperiode von drei Jahren bewilligt, und koͤnnen nach dem Ablaufe 
derſelben hoͤchſtens noch fuͤr ein Jahr, welches in die neue Finanzperiode 
einzurechnen iſt, erhoben werden. 

Die fuͤr einen kuͤrzeren Zeitraum verwilligten Abgaben hoͤren jedoch mit 
Ablauf. der Verwilligungszeit, und die für einen vorübergehenden Zweck aus: 
gefihriebenen Steuern, mit der Erreichung deffelben auf, | 

$. 178. Die Steuerverfaffung erliſcht jedoch nicht, und. die neu bewil— 
ligten Steuern werden in der folgenden Finanzperiode auf den Grund der 
beftehenden Steuerverfaffung fo lange ausgefchrieben, bis über bie Abänderung 
derfelben, fo wie über die Einführung eines neuen Steuerfoftems auf verfaf: 
fungsmäßigem Wege, eine anderweite Beftimmung getroffen worden iſt. 

$. 179. Die im $. 177. beftimmte Dauer der Steuererhebung kann 
bei den indirecten Steuern und bei den auf den Handel gelegten Abgaben, 
mit Buftimmung der Stände verlängert werden; auch follen diejenigen Abga: 
ben diefer Urt, welche nach der bisherigen Verfaffung von der Landesregies 
tung ohne Mitwirkung der Stände beſtimmt wurden und deren unveränders 
liche Beibehaltung von Seiten der Landesregierung durch die beftehenden Hans 
belöverträge zugefichert iſt, für die Dauer diefer Verträge fortbeftchen. 

e. Ausnahmen von dem ftändifchen Bewilligungsredhte. 

$. 180. Ausnahmsweiſe müffen ohne Bewilligung der Stände diejes 
nigen aufßerordentlichen allgemeinen Laften und Leiftungen von dem Lande 
aufgebracht und getragen werden, welche erforderlich find : 

1) außerordentlicher Weiſe zur Abwendung einer plöslichen allgemeinen 

Landesgefahr, 

2) zur Erfuͤllung der Bundesverpflichtungen, 
wobei jedoch dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe die Gründe der desfallſigen Auss 
ſchreiben ſtets vorgelegt werben follen. 

Dinfichtlih der Art und Weiſe der Aufbeingung der zu diefen Zweden 

erforderlichen Mittel ift indeß die verfaffungsmäßige ftändifhe Mitwirkung 

erforderlich, 2 
Communals und Locallaften. 

$. 181. Eben fo wenig bedarf es der ftändifchen Bewilligung und 
Zuſtimmung in Hinficht der Aufbringung und Repartition der, ihrer Natur 
und Belhaffenheit nach, einzelnen Gemeinden, Städten, Drtfchaften und 
Bezirken obliegenden Laften, Ausgaben und Koften, welche nach den Beſtim— 
mungen der Gefege und des Herkommens, und in Ermangelung derfelben von 
der Regierung, durch die betreffenden Behörden, zu reguliren find. 

12. Steuerdirection. _ 

$. 182. Die Verwaltung der Steuern und aller dahin gehörenden 

Landesabgaben ift der Steuerdirection übertragen, deren Drganifation und 
Gefhäftsführung' durch das hieneben erlaffene Gefeg beſtimmt worden iſt. 
13.. Finanzcollegium, 

$. 183. Die obere Leitung des gefammten Finanzweſens, die Aufficht 
über das Rechnungs = und Kaſſenweſen, fo wie die Führung der allgemei: 
nen Finanzcontrolle ift dem Finanzcollegio, über deſſen Drganifation und 
Geſchaͤftsverwaltung das hieneben erlaffene Geſetz das Nähere enthält, übers 
tragen worden. Die Hauptfinanzkaffe, in welche alle zur Beſtreitung der 
Bedürfnifje des Landes beftimmte Einnahnien fließen, ift demſelben unterge⸗ 
ordnet, und allein nach deſſen Anweiſungen zu verfahren verpflichtet. 
| 14. Staatshaushaltsetat. 
$. 184. Die Grundlage der dem Zinanzcolfegio übertragenen allge: 


Neue Landfchaftsordnung vom 12. Oct. 1832, 1219 


meinen Finanzverwaltung bildet der Staatshaushaltsetat, welcher, vor dem 
Anfange ber dreijährigen Finanzperiode und für die Dauer berfelben, aus 
den Specialeinnahme = und Ausgabeetats aller - einzelnen Verwaltungszweige 
zuſammengeſtellt wird. 

$. 185. Den Ständen ſteht das Recht zu, gemeinfchaftlich mit der 
Laudesregierung ben Staatshaushaltsetat nach den ‚einzelnen Abtheilungen 
feſtzuſtellen. Die Verwendung und Bertheilung der für jede einzelne Abthei: 
fung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedoch der Beſtimmung der 
Landesregierung überlaffen, und es fann, wenn die Verwendung nur für 
diefe Abtheilung und ohne Ueberfchreitung der feftftehenden Specialetats flatt 
findet, gegen eine von den einzelnen Pofitionen derfelben eingetretene Ab: 
weichung an ſich, eine Erinnerung von Seiten ber Stände nicht gemacht, 
wohl aber eine Nachweifung dee Zweckmaͤßigkeit dieſer Abweichung verlangt 
werben, 

| 15. Leihhausanſtalt. 

$. 186. Die unter landesfürftlicher Oberaufſicht als ein felbftftändiges 
Inſtitut bisher beftandene Leihhausanftalt wird, nebft deren Korderungen und 
Echulden, vom Staate übernommen, und unter deſſen Gewähr fortdeftehen ; 
diefelbe foll zu dem Ende dem Finanzcollegio unmittelbar untergeordnet wer⸗ 
den, und neben deren urfprünglichem Zwecke, welcher auch ferner im Gemäß: 
heit der Leihhausordnung zu erfüllen ift, eine Huͤlfscreditanſtalt für den 
Staat bilden und in ihren Operationen nach Anweiſung dev Finanzcollegit 
verfahren, 

Der von den Operationen der Anflalt zu erwartende Gewinn fol zu 
den Stautseinfünften gezogen werben. 

16. Staatsanleihen. 

$. 187. Staatsanleipen können nicht ohne Einwilligung der Stände 
contrahirt werden. Ueber den Betrag, die Bedingungen und die Rüdzahlung 
ift mit den Ständen eine Vereinbarung zu treffen. 

Das Landesfhuldenwefen wird gleichfalls nach gemeinfamen Beſchluͤſſen 
regulirt. 
Ze 17. Beauffihtigung des Finanzmefens. 
| .$. 188. Den Ständen ſteht das Necht der Aufficht über das Finanz: 
Wweſen zu, und es werden ihnen Daher die Staatshaushaltsrechnungen der 
- abgelaufenen Finanzperioden zur Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Nechte 
vorgelegt werden. 
| 15. Befugniffe des ftändifchen Ausfchuffes im Finanzweſen. 

a. regelmäßige. j 
$. 189. Dem Ausfhuffe ift die Ausübung der ftändifhen Mitauf— 

ficht über die Finanzverwaltung in dem Maaße übertragen, daß ihm die Vor: 
anfchläge des Staatshaushaltsetats des zweiten und des dritten Jahres jeder 
Finanzperiode zur Berathung, fo mie bie Rechnungen der einzelnen abgelaus 
fenen Finanzjahre zur Einfiht von der Landesregierung mitgetheilt werden. 

Auch kann derſelbe, falls beſondere Umſtaͤnde die Veraͤußerung eines 
Staatsgutes noͤthig oder rathſam machen, die ſtaͤndiſche Zuſtimmung erthei— 
len, wenn das zu Veraͤußernde einen Werth von 10,000 Thalern nicht über 
fleigt. Es iſt jedoch zugleich über die Verwendung des eingehenden Preifes 
eine Uebereinkunft zu treffen. | 

| b. außerordentliche. 

$. 190, Denn außerordentliche Ereigniffe die zeitige Verſammlung des 

Kandtags unthunlicy machen, oder wenn Gefahr mit dem Verzuge verbunden 
| 77% 
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ift und die ordentlichen Bewilligungen und Geldmittel zur Erreichung des 
Staatszwecks und zue Erhaltung des Staatswohles unzureichend find, Fön: 
nen mit Bewilligung des fländifchen Ausſchuſſes 
1) die Steuern erhöhet und neue Steuern aufgelegt werden, jedoch nicht 
Lünger als auf 6 Monate, und 
2) Staatsanleihen bis zu dem DBetrage von 100,000 Thalern geſchloſſen 
werden. 

Ale in Folge einer folchen Webereinkunft von der Landesregierung ges 
teoffene Maafregeln und deren Gründe find indeß, fobald als thunlich, der 
Ständeverfammlung von der Landesregierung, vorzulegen. 

Steuerverwilligungen diefee Art hören in dem ‚Augenblide auf, Kraft 
zu haben, wo bie Ständeverfammlung ihnen ‘ihre  Zuflimmung verfügt. 
Staatsanleihen diefer Art ind gültig, jedoch kann, wenn eine Bewilligung 
bis zu dem angegebenen Betrage erfolgt ift, ein neues Anlehen, bevor die 
Ständeverfammlung zufammenberufen worden, nicht gemacht werden. 

Darüber: ob die Verſammlung der Stände unthunlich, oder ob Gefahr 
im Berzuge ſey? — entfcheidet die Landesregierung, jedoch unter Verant— 
wortlichkeit ſaͤmmtlicher ftimmführenden Mitglieder des Staatsminifteriums, 
von welchen allen daher die zu erlaffenden Verfügungen zu contrafigniren 
find, | 


Siebentes Kapitel. 
Bonder Rechtspflege. 
1. Gerichtsbarkeit, 

$. 191. Alte Gerichtsbarkeit geht vom Landesfürften aus. Die Da: 
trimonialgerichtöbarkeit bleibt aufgehoben. 

2. Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung. 

$. 192. Die bürgerliche und Strafrechtspflege fol, mit Ausnahme der 
duch das Gefeg den Einzelrichtern überwiefenen Gegenjlände, ferner ber 
"Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie bisher, getrennt von dev 
Landesverwaltung, durch collegialifdy gebildete Gerichte, in geleglicher Inſtan— 
zenordnung, ausgeübt werden. | 

. Seder vichterlichen Entfcheidung find die Gründe derfelden beizufügen. 
3. Unabhängigkeit der Gerichte. . 

8. 193. - Die Gerichte find in ihrer Amtsfuͤhrung der Landesfürftlichen 
Dberaufficht unterworfen, jedoch bei der Beurtheilung von Rechtsſachen, in= 
nerhalb der Grenzen ihrer Competenz, unabhängig. Sie enticheiben daher in 
allen Inſtanzen mit voller Freiheit der Meinungen, und werden in ber Aus— 
übung ihres Amtes nöthigenfalls durch den Beiſtand der Civil: und Mill 
tairbehoͤrden gefhüst. Die Strafurtheile der Gerichtshöfe bedürfen Feiner 
Betätigung des Landesfürften; doch fol die Vollziehung der durch das Ges 
feß bezeichneten fchmweren peinlichen Strafen nur nad) landesfuͤrſtlicher Geneh— 
migung erfolgen. 

Zi | 4. Mitwirkung der Polizeigemalt. 

$. 194. Die Polizeigewalt, felbftfländig in ihrem Wirkungskreiſe, lei⸗ 
ſtet zugleich der richterlichen Beiſtand, bei der Sicherung dev Rechte der Lan— 
descinwohner amd der Vollziehung der Rechtsſpruͤche. Bei Vergehungen ver: 
folgt auch fie den Thäter und wirkt mit zur Ermittelung des Thatbeſtandes. 
Sie richtet nie über die That. 

5.  Berwalfungshandlungen. 
$. 195. Die Verfügungen aller nicht gerichtlichen, d. h. der Ver: 
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twaltungsbehörden und Beamten innerhalb des denfelben angewiefenen, von 
der Rechtspflege getrennten Wirkungskreiſes, gehören nicht zur Competenz 
der Gerichte, und können in ihrer Ausführung von denſelben nicht gehemmt 
werden. | 
6. Gompetenzconflicte. 
$. 196. Die Beurtheilung, ob eine Sache zum gerichtlichen Verfah— 
ven geeignet, gebührt zunaͤchſt dem Richter. Erklaͤrt das Gericht ſich com= 
petent, während eine Verwaltungsbehoͤrde defjen Zuftändigkeit in Zweifel zieht; 
fo darf fegte durch einen dem Gerichte zu eröffnenden, die Gründe anführen: 
den Einfpruch, die weitere gerichtliche Werhandlung hemmen. 
Das Nähere über das in folchen Fallen eintretende Verfahren foll durch 
ein Gefeg beftimmt werden. 
7. Entfchädigungsklage gegen den Staat. 
8. 197, Die Frage, welche Entfhädigung vom Staate demjenigen 
gebuͤhre, welcher durch Handlungen der Negierungs= und Verwaltungsbehör: 
den in feinen wohlerworbenen Rechten verlegt ift, fällt, ohne Zulaffung eines 
Competenzconflicts, lediglich der Entfcheidung der Gerichte anheim. 
Die verfaffungsmäßige Erlaffung gefeslicher Vorſchriften kann zu Eeiner 
anderen, als der im Gefege bejtimmten, Entſchaͤdigung berechtigen. 
8. Rechtsſachen des Fiscus. 
$. 198. Der Fisceus, ald der Vertreter aller dad Staatevermögen und 
bie Einfünfte des Staats betreffenden Rechte und Verbindlichkeiten, iſt in 
flreitigen Nechtsfachen, den ordentlichen Gerichten unterworfen. Die Vollzie— 
bung des gerichtlichen Erkenntniſſes wird gegen die in demfelben bezeichnete 
Behörde und Kaffe verfügt. 
9. Beſchraͤnkung der Privilegien des Fiscus. 
$ 199. Die bisherigen WVorrechte des Fiscus, in Beziehung auf ges 
richtfiche Verfolgung feiner Anfprüche, Privatperfonen gegen über, werden hier: 
durch aufgehoben, 
Ein Borzugs » oder ſtillſchweigendes Pfandrecht behält derfelbe nur me: 
gen Öffentlicher Abgaben. 
10. Gleichheit vor dem Nichter. 
$. 200. Alle Landeseinwohner find vor dem Richter gleich. Der pri: 
vilegiete Gerichtsftand ift und bleibt abgefchafft. 
11. Rechtsſchutz. 
$. 201. Niemand darf feinem gefeglichen Richter, es fey in bürgerli- 
chen oder ftrafrechtlichen Fallen, entzogen, noch fonft an der Betretung und 
. Verfolgung des Nechtsweges vor den Gerichten gehindert werden. Die Su: 
flizcollegien dürfen jedoch zu Verhandlungen und Unterfuchungen, welche dem 
Urtheilsfpruche vorhergehen, einzelnen Gerichtämitgliedern oder einem ihnen 
untergeordneten Gerichte Aufträge ertheilen; auch kann die Landesregierung 
in außerordentlichen und dringenden Fällen, wenn die Zahl der gewöhnlichen 
Mitglieder des zuftändigen Gerichtes nicht ausreicht, biefes durch Mitglieder 
anderer Gerichte verftärken. 


12. Geſetzliche Verfolgung. 
$. 202, Jeder Verhaftete muß binnen 24 Stunden nady feiner Ver: 
. baftung verhört, von deren gefeglicher Urfache in Kenntniß geſetzt und, im 


Falle der Fortdauer dieſer Urſache, ohne Verzug ſeinem zuſtaͤndigen Richter 
überliefert werden. 


f 
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| Diefer wird dem Antrage des Verhafteten auf Entlaſſung gegen genuͤ— 
gende Caution Statt geben, dafern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren 
peinlichen Verbrechens wider ihn vorliegen. = 

13. Rechte der Ungefchuldigten. 

$. 203. Keinen Angefchuldigten darf das Necht der Sefchtverbeführung 
waͤhrend der Unterfuchung, das Mecht der Vertheidigung, oder der Br 
Kichterfpruch verfagt werden, 

14. Schutz gegen Verlängerung ber Haft. 

$. 204. Die Gerihts= und Polizeibehörden- des Landes, welchen der 
verfoffungsmaßige Schug der bürgerlichen Freiheit zunaͤchſt anvertrauet ift, 
find in den Unterfuchungen gegen verhaftete Angefchuldigte dafür verantwort: 
lich, daß deren Haft nicht länger dauere, ald die Erforfhung der Verbrechen 
und die zu fichernde Anwendung dee Strafe erfordert, Befonders wird den 
Obergerichten die Pflicht auferlegt, über die Befolgung diefer Vorſchrift firenge 
zu wachen und Uebertretungen derfelden zu ahnden. 

15. Bergehen im Auslande. 

$. 205. Landesein wohner, welche im Auslande ſtrafbare —— 
begangen haben, koͤnnen im hieſigen Staatsgebiete nicht anders zur Unterſu— 
chung und Strafe gezogen werden, als inſofern jene Handlungen nach ge— 
meinem teutſchen Criminalrechte mit Strafen bedrohet find. 

- Gegen Fremde, weldye im Auslande Vergehen begangen haben, koͤnnen 
die hiefigen Gerichte nur verfahren, wenn ein Verbrechen gegen den hicfigen 
Staat oder gegen Landeseinwohner begangen ift, oder zufolge einer von der 
Sa erhaltenen Ermächtigung. 

16. Auslieferung ber Verbrecher, 

$. 206. Die Auslieferung von Landeseinwohnern an fremde Regie: 
rungen findet nicht Statt. — 

Die Auslieferung von Fremden an auswärtige Regierungen darf nicht j 
ohne Genehmigung der Landesregierung gefchehen. 

Diefe wird nicht verfage werden, wenn die Auslieferung von einer Ne: 
gierung der Staaten des teutfchen Bundes verlangt wird, gegen ben Aus— 
zufiefernden von der zufländigen Behoͤrde ein Berhaftbefehl erlaſſen, und 
derſelbe entweder Unterthan des requirirenden Staats, oder eines in deſſen 
Gebiete begangenen, nach gemeinem teutſchen Criminalrechte mit Strafe be— 
droheten, Vergehens beſchuldigt iſt; und endlich, wenn die requirirende Re⸗ 
gierung gleiche Grundſaͤtze gegen den hieſigen Staat befolgt. 

Aulle dieſe Beſtimmungen gelten jedoch nur unbeſchadet der Vollziehung 
der uͤber die Auslieferung der Verbrecher bereits beſtehenden oder kuͤnftig, und 
zwar, inſofern ſie die Rechte der Landeseinwohner betreffen, mit Zuſtimmung 
der Stände abzuſchließenden Staatsvertraͤge. 

17. Confiscation. 

$. 207. Die Confiscation kann nur auf Gegenſtaͤnde oder Werkzeuge 
einer Dergehung angewendet merden. Eine allgemeine Vermögensconfiscation 
fritt in feinem Kalle ein. Die gefeglichen Beflimmungen uͤber die Befchlag: 

nahme des Vermögens der Deferteure und ausgetretenen Militairpflichtigen 
find hierdurch nicht aufgehoben. 
18. —— 

. 208, Der Landesfuͤrſt kann in ſtrafrechtlichen Sachen begnadigen, 

die Strafe mildern oder erlaffen, aber in feinem Falle fchärfen,. und eine 
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angefangene Unterfuhung nur, nachdem das Oberappellationsgericht fih gut: 
achtlich darüber: geäußert hat, niederfchlagen. 
’ - 419, Moratorien, | 

$. 209. Moratorien werden von der Landesregierung nie ertheilt; Die 
Berichte dürfen in dem‘ geſetlich beſtimmten Faͤllen darauf erkennen. 
20. Rechtshuͤlfe in buͤrgerlichen Streitſachen. 

$.. 210. In bürgerlichen Streitſachen wird den Gerichten auswaͤrtiger 
Staaten jede gefegliche Rechtshuͤlfe geleiftet, fo lange diefelbe nicht in jenen 
Staaten den hiefigen Gerichten verweigert wird. Insbefondere find die rechtö- 
Eräftigen. Erkenntniſſe ausländifher Gerichte, wenn die Zufländigfeit der leg: 
ten in dem einzelnen Kalle außer Zweifel ifl, unter obiger Borausfegung von 
den einheimifchen Gerichten zu vollſtrecken. | 

ut 8 Kayitiek: 


Bon den chriftlichen Kirchen, den öffentlichen Unterrichtsanftalten und 
milden Stiftungen, von dem Klofter = und Saddienfonds. 
1. Rechtsgleichheit der anerkannten chriftlichen Confeffionen. 

. 211. - Allen im Herzogthume anerkannten, ober durch ein Geſetz 
aufgenommenen dhriftfichen Kirchen wird freie öffentliche Religionsübung zu: 
gefichert; fie genießen gleichen Schug des Staates uud ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Rechte, 

2, Dberaufliht des Staats. 

$. 212. Alte Kirchen ſtehen unter dee auf der höchften Staatsgewalt 
beruhenden Oberaufjicht der Landesregierung. Die Anordnung der rein geift- 
lichen Angelegenheiten bleibt, unter dieſer Dberaufficht, der in der Verfaſſung 
jeder diefer Kirchen begründeten Kirchengemwalt überlaffen. Im Zweifel ent: 
fcheidet darüber: ob eine Angelegenheit rein geiftlich ſey? — die Landis: 
vegierung. | 
— 3. Kirchengewalt in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche. 

$. 213. In der evangeliſch-lutheriſchen Kirche ſteht die Kirchengewalt 
dem Landesfuͤrſten zu, welcher ſie unter Mitwirkung und Beirath des mit 
evangeliſchen Geiſtlichen und Laien beſetzten Conſiſtoriums ausuͤbt. 

Die Ausuͤbung der in Bezug auf das Kirchenweſen den einzelnen evan— 
geliſchen Gemeinden zuſtehenden Rechte ſoll einem bie Kirchengemeinde ver— 
tretenden Vorſtande uͤbertragen werden, uͤber deſſen Zuſammenſetzung und 
Wirkungskreis ein Geſetz das Nähere beſtimmen wird, 

9.214. -- Sollte der Landesfuͤrſt ſich zu einer andern, als der evange: 
liſch-lutheriſchen Neligion bekennen; fo wird die alsdann eintretende Befchrän- 
fung in der perfönlichen Ausübung der Kirchengewalt ohne Auffchub mit 
Zuflimmung der Randftände feftgeftellt werden. 

‘4. Kiechengewalt in den andern chriftlichen Kirchen. 

$. 215. Die Landesregierung wird darüber halten, daß diejenigen, 
welhen, nad der Verfaffung der andern chriftlichen Kirchen, die Kicchenge: 
walt zuſteht, folche weder mißbrauchen noch überfchreiten. 

Allgemeine Anordnungen, welche vermöge der Kirchengewalt getroffen, 
und Verfügungen, welche von auswärtigen geiftlichen Obern erlaſſen find, 
dürfen, welcher Art fie auch feyn mögen, ohne vorgängige Genehmigung der 

Landesregierung, weder bekannt gemacht, noch vollzogen werden. 
d. Sicherung des Vermögens der Kirchen, Schulen und Stiftungen. 
$. 216, Allen Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für Eicchliche 
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Zwecke, für den Unterricht oder die Wohlthaͤtigkelt beſtimmt ſeyn, wird ber 
volle Beſitz und Genuß ihres Wermögens und : Einkommens zugefichert. 
Daſſelbe fteht unter der befondern Obhut des Staats, und barf nicht zum 
Staatövermögen gezogen werden. 
$. 217. Das DBermögen der Kichen, Schulen und Stiftungen darf 
nie feiner urfprünglichen Beſtimmung entzogen werden. Soll-baffelbe zu einem 
andern als dem beftimmten, bei der Stiftungsurfunde ausgedrücten Zwecke 
verwendet werden; fo muß diefer ein ähnlicher feyn, und die Verwendung 
kann nur mit Zuftimmung der betheiligten Privatperfonen und Gemeinden, 
und fofern Anftalten, welche das ganze and angehen, in Betracht kommen, 
mit Zuſtimmung der Landſtaͤnde geſchehen. 
6. Verwaltung dieſes Vermoͤgens. 


$. 218. Ueber die bei der Verwaltung des Vermoͤgens ber Kicchen, 
Schulen und milden. Stiftungen anzuordnende Mitwirkung des Vorftandes 
der Kirchengemeinden foll eine befondere gefesliche. Vorfchrift erfolgen. 
7. Bon dem Klofter: und dem Studienfonde, 
a. Bereinigung bdiefer Bonds. 
$. 219. Der Ktofterfond fol mit dem, von ber vormaligen Univerfität 
Helmjtedt herrührenden, Studienfonds vereinigt und, Behuf Vereinfachung der 
Adminiſtration und thunlicher Koftenerfparung, bei dev herzoglichen Kammer 
zugleich mit dem Kammergute verwaltet, auch zu den Verwaltungẽkoſten ein 
angemeſſener Beitrag geleiſtet werden. 
b. Verwaltung. 
§. 220. Ueber die Derwaltung der vereinigten Klofter : und Studien: 
- fonds foll ein befonderer Etat, in ber bei dem Kammergute angeordneten 
Form, aufgeftellt, und eine abgefonderte Kaffen = und Rechnungsführung 
angeoronet werden. 
c. Verwendung des Reinertrags. 
$. 221. Der Reinertrag diefes vereinigten Fonds foll, deffen Beſtim⸗ 
mung gemäß, für Kirchen, Bildungsanftälten und wohlthätige Zwecke vers 
"werdet werden. Das Gefchaft der Verwendung wird dem Finanzcollegio 
übertengen werben, welches dabei nach Maaßgabe dev aufgeftellten Etats und 
der Vorſchriften des Staatsminiſteriums zu verfahren, und über die fimmts 
lichen, in die Hauptfinanzkaffe fließenden, Ueberfhüffe aus der Ka na 
befondere Rechnung zu führen hat. - 
$. 222. Die aus dem Kloſter- und Studienfond für das Mufum 
zu Braunfchmweig und die Bibliothek zu Wolfenbüttel bisher gezahlten Aus: 
gaben follen ferner aus diefem Fond gezahlt werden, wogegen biefe Samm— 
lungen, welche unveräußerlich find, der ‚Beförderung der a und 
Kunft gewidmet bleiben. 
d, Mitwirkung der Stände. 
$. 2233. Die Etats fowohl über die Verwaltung des vereinigten Ko: 
ſter⸗ und Studienfonds, als auch über. die Verwendung des Neinertrages, 
werden von der Landesregierung gemeinfchaftlich mit den Ständen feftgefteltt. 
Auch ſteht den Ständen, Behuf etwa zu machender Erinnerungen, die Ein: 
ficht der Nechnungen über die Verwaltung und I des; vereinigten 
Sonde nah Ablauf des SL zu. | 
- Beräußerungen. \ 
$. 224. Die Güter — Gerechtſame des vereinigten Fonds koͤnnen 
weder im Ganzen, noch in einzelnen Theilen, ohne ſtaͤndiſche Einwilligung ver— 
äußert werden, und es kommen dabei diefelben Beſtimmungen und Modifi— 
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eationen zur Anwendung, welche im $. 164 und 165 bei bern Kammergute 
dörgefchrieben find. — e ne u 
Dun er TE Worbehalt. Ä 
8 225. Sowohl der Landesregierung, als den Ständen, bleibt es vor⸗ 
behalten,“ die Verwaltung und Verwendung des Kofler: und Studienfonds 
durch eine beſondere Behörde, falls ſolches für zweckmäßig erachtet werden 
folte, zu veranlafjen. u | 

OO ETT TH Von den Kirchen- und Schufdienern, 

07 m, Deren Beftellung und Beftätigung. ee 

8.226... Die ‚Kirchen » und Schuldiener aller chriſtlichen Confeffionen 
im Lande, fofern fie. nicht unmittelbar von der Landesregierung .beftellt mer: 
den, ‚bedürfen, bevor ſie die Amtsgefhäfte antreten oder die Amtseinkünfte 
fi) aneignen, der landesfürftlichen Beſtaͤtigung z alle find vor dem Amtsan: 
teitte auf die Beobachtung der Gefege und der Landesverfaffung zu beeidigen. 

Die Patronate und Wahlrechte, fo mie die gefeglichen Befugniſſe der 
Kicchengemeinden wegen ber aus erheblichen Gründen zu verweigernden An- 
nahme eines ihnen beflimmten Pfarrers, bleiben vorbehalten, 

, 007 Deren Schug. 

87227. Den verfaffungsmäßig ernannten oder 'beftätigten Kirchen: 
und Schuldienern gewährt der Staat den zur Erfüllung ihrer Berufspflichten 
erforderlichen gefeglichen Schutz. 

c. Deren vorgefegte Behörden. 

. 5.225. In Allem, was das Amt und deſſen Verwaltung betrifft, 
ftehen die Kirchen = und Schuldiener zunächft unter der ihnen vorgefegten 
verfaffungsmäßigen Behörde, in Allem, was auf ihre bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe und Handlungen Bezug hat, imgleichen bei Straffällen, welche nicht 
blos disciplinariſcher Beſchaffenheit find, bfeiben Kirchen = und Schuldiener 
der weltlichen Obrigkeit unterworfen. 

Ein befonderer Gerihtsftand für die Mechtsfachen der Kirchen, Schu: 
len und Stiftungen und der Diener derfelben findet nicht flatt, vielmehr 
haben darüber — wie auch in Eheſachen — die ordentlichen Gerichte, wie 
bisher, zu entfcheiden. 


d. Deren Suspenfion, Entlaffung und Abfesung. 

$. 229. Die Suspenfion der Kichen = und Schuldiener vom Amte 
und den Einkünften deffelben kann im Disciplinarverfahren nur von den kirch⸗ 
lichen Behörden gefchehen, und bedarf jedes Mal der Beitätigung der Landes: 
regierung. Die Entlaffung oder Abfegung kann nur durch rechtskraͤftiges 
Erkenntniß des competenten Gerichtes, und zwar in Straffaͤllen, welche nur 
die kirchliche Lehre betreffen, auf vorgaͤngiges Gutachten der geiſilichen Ober: 
behörde, verfügt merden. 

| 9. Sorge für den öffentlichen Unterricht. 

$. 230. Die Erhaltung, Verbefferung und Vervollommnung ber 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten bleibe ein vorzüglicher, jederzeit mit allen des: 
halb zu Gebote fichenden Mitteln zu befördernder, Gegenftand der Fürforge 
der Landesregierung. 

Schlußbeſtimmungen. 

$. 231. Wenn die Landesregierung und die Stände eine verfchiedene 
Anſicht über die Auslegung einzelner Beflimmungen des Landesgrundgefeges 
haben follten; fo wird zuvoͤrderſt das herzogliche Staatsminifterium mit einer - 


— der Staͤnde zuſammentreten, um eine Ausgleichung zu ver: 
uchen. | 
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Sollte aber dieſer Verſuch fruchtlos bleiben; A iſt fo wohl der Regierung, 
als den Ständen unbenommen, die entftandene Differenz im Wege Rechtend 
entfcheiden zu laſſen. Diefe Entfcheidung foll in erfler und letzter Inſtanz 
durch ein Compromißgericht abgegeben werben, welches auf eben die Weiſe 
zufammengefegt wird, wie ber gemeinfchaftliche Gerichtshof, welcher gebildet 
wird, I wenn auf Beftrafung wegen einer Verletzung der Verfaſſung angetro⸗ 
gen i 

$. 232. Alle Verordnungen, Landtagsabſchiede, Reverſalen und ſon⸗ 
flige mit den Ständen getroffene Verabredungen werden, in ſoweit fie dieſem 
ar are entgegen ſtehen, hierdurch aufgehoben. 

Es iſt Unfer Iandesfürftliher Wille, daB diefes Landesgrundgefeg, tel 
ches Wir beobachten, aufrecht erhalten und beſchuͤtzen wollen, in allen feinen 
Beftimmungen von Jederman, ben es betrifft, und überall auf das Ge⸗ 

naueſte gehalten werde. 

Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und beigebtudten herzog⸗ 
lichen Staats-Canzleiſiegelbs. 

Gegeben Braunſchweig, den 12. October 1832, 


(C. 8.). Wilhelm, Herjog. 
Graf von Veltheim. v. Schleinitz. Schulz. 
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Mit konigl. wuͤrtembergiſchem Privilegium. 


Eine Darſtellung der Geſchichte Europas ſeit dem Ende des funfzehnten Jahr⸗ 
hunderts, von dem Verfaſſer der „Geſchichte der Hohenftaufen und ihrer Zeit’, 
war feit langer Zeit Wunſch vicler Freunde hiſtoriſcher Kunſt und Forſchung, auch 
wurde derſelbe in den letzten Jahren beſonders durch die Mitthellungen einzelner 
Gefchichtsabfchnitte biefer Zeit, in dem von Deren von Raumer herausgegebenen 
„Hiſtoriſchen Taſchenbuch““, belebt und genährt. Es war zu hoffen, daß jene ein: 
gelnen Mittheilungen nicht vereingelt bleiben, fonbern fich früher ober fpäter einmal 
gu einem gemeinfamen Ganzen aneinanderfchliegen würden, und fo freuet es den 
Unterzeichneten, diefer Hoffnung zu entſprechen, indem er hiedurch das nähe Exfchei: 
nen deö genannten Werkes verheißen Tann. Wenn bie bisher davon befannt gewor- 
denen Abfchnitte, was die Korm betrifft, bereits ein Gewähr geben, daß auf die 
Darftellung befonderer Fleiß verwandt tft, fo darf jich auch in Hinficht auf Geift 
und Gefinnung, aus benen ber Verfaffer die Begebenheiten auffaffen und barftellen 
wird, und bie bei einer neuern Geſchichte allerdings bie am weſentlichſten eingrei: 
fenden Grundlagen bes ganzen Gebäudes find, bie Erwartung nicht anders als der 
Befriedigung für gewiß halten. Der Verfaffer hat insbefondere feinen hiſtoriſchen 
Beruf ſtets dadurch zu bethaͤtigen geſucht, daß er ſich nie zu dem Geiſt der Ge— 
ſchichte in einem Gegenſatz befunden, und er zeigte (au) in feinem Verhältnig zu 
den neueften Zeitangelegenheiten ber Gegenwart) immer bie unbefangene und Blare 
Stimmung bed Hiftoriters, deffen Blick in die Ereigniffe durch feine Ultrarichtung 
irgend einer Art getrübt werden foll. Dies Fann man mit um fo größerm Bezug 
bier erwähnen, ba die Art ber Stimmung, in welche ſich der jetztlebende Gefhicht: 
Ihreibew feit ben überall wiederempfundenen Eindrüden der Suliuseevolution verfegt 
findet, nothwendigerweife auch auf feine ganze Geſchichtsanſicht der neuern Zeit ein: 
flußreich zitruͤckwirken muß. In dieſer Hinſicht konnte aber das hier angekündigte 
neue Werk vielleicht kaum einen bedeutfamern und guͤnſtigern Zeitpunkt für fein 
Hervortreten wählen, als eben ben gegenwärtigen, wo alle Bewegungen und Ex: 


- 


ſcheinungen des Tages auf den Zufammenhang der Geſchichte zuruͤckweiſen, aus, dem 

fie verftanden, erklärt, ja felbft praktiſch ausgeführt fein wollen. So Tann und 
wird dieſe „Geſchichte Europas feit, dem Ende des funfzehnten Jahrhunderts‘ in 
unbefangenem und doch umfaffendem Sinne ein antwortgebendes Buch auf die vers 
ſchlungenen Fragen der Gegenwart werben ,. und. mit der. oubnenden Stimme ber 

Geſchichte, mit der Unwiderleglichkeit des Faetums, in den Meinungöftreit der Pos 
litik anregend, belehrend, ausgleichend und weiterbildend hineinreden. Dev unmit: 
telbare Zweck diefes Werkes ift jedoch nichtsdeftoweniger ein rein hiſtoriſcher nach 
Form und Richtungs es foll ein Hand: und Leſebuch fein, das den Lieb> 
baber wie den Kenner in einen lebendigen Zuͤfaͤmmenhaͤng der denk 
würbigften Vorgänge der neuern Geſchichte verfesgen will. Während 
die Popularität der Darftellung und die Klarheit der Anſicht, weldye Herrn von 
Raumer’s hiftorifchen Leiftungen ſtets eine fo allgemeine. Wirkfamkeit gewonnen has 
ben, jene auch diesmal anziehen dürfte, wird der Geſchichtsforſcher in factifcher 

Hinfiht manches neue und eigenthümliche Refultat des Quellenſtudiums und der 
literarifchen Reifen des Verf, bemerken. 

Der Stoff diefer „Geſchichte Europas feit dem Ende des funfzehnten Sahrhuns 
derts“ wird fih in den fechs Bänden, in bie er fich theilt, organifch orbnen, ſodaß 
& nn erfte Band; Italien, Spanien, Portugal und Deutfchland bis zum Tode 
rls V.3 — — 

der zweite: den Norden, Frankreich, England und die Niederlande bis zum 
ſiebzehnten Jahrhundert; — 

der dritte: Deutſchland vom Tode Karls V. bis zum weſtfaͤliſchen Frieden 
und Frankreich vom Tode Heinrichs IV. bis zum Tode Mazarin's; 
der vierte: die engliſche Rebellion und die Zeit Ludwigs XIV.; 
der fünfte: die europaͤiſchen Verhaͤltniſſe bis zum Jahre 1789; 

Aa ber ſechsſte: das Zeitalter der Revolution und. deren. Folgen umfaffen 
wird. » : . 

Die erften drei Bände der Handfchrift find vollendet, und der Herr Verfaffer 
wird, fo weit es feine Kräfte erlauben, bemüht fein, diefen die übrigen baldmoͤg⸗ 
lichſt folgen zu laffen. Der erſte Band erfcheint ſoeben; und der zweite und dritte 
Band follen im Laufe des naͤchſten Jahres geliefert werden. 

Wie bei des Herrn Verfaffers „Geſchichte der Hohenſtaufen“, fo wende id) aud) 
bei dieſem Werke die größte Sorgfalt auf das Aeußere, das ganz mit dem erſtern 
übereinftimmend fein wird. Es werden jwei Ausgaben veranftaltet, da ſich aber 
der Umfang der verfchiedenen Bände nicht genau berechnen läßt, fo Fann ich den 
Subferiptionspreis für den Bogen nur. ungefähr für bie —— 

Ausgabe auf gutem weißen Druckpapier auf 2 Gr. 

Ausgabe auf extrafeinem Velinpapier auf 4 Gr. 

feftfegen. Jedenfalls wird der Ladenpreis fpäter höher fein, — 

Sn allen Buchhandlungen des Ins und Auslandes wird Sub— 
feription angenommen. | ae 


Leipzig, im November 1832. — 
| EU Brockhaus. 








